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ich  weiß  nicht y  verehrter  Freund ,  ob  es  Ihnen  ebenso  wie  mir  im 
Gedächtnis  geblieben  ist,  daß  Sie  in  der  Zeit  unseres  Bonner  Zusammen- 
lebens, die  nun  bald  vierzig  Jahre  zurückliegt,  mir  den  Mut  und  die  erste 
Anregung  zu  einem  Buche  wie  das  vorliegende  gegeben  haben.  Ich  war 
damals  und  noch  lange  nachher  ausschließlich  mit  monographischen 
Studien  beschäftigt;  zu  einer  Aufgabe,  bei  der  es  unter  vielfachem  Ver- 
zicht auf  eigene  Untersuchung  vor  allem  darauf  ankam,  die  Gesamt- 
ergebnisse der  Forschungen  anderer  zusammenzufassen,  fehlte  mir  die 
Neigung  und,  wie  ich  annahm,  auch  das  Geschick.  Als  wir  uns  dann 
vor  zwanzig  Jahren  in  Straßburg  wieder  zusammenfanden  und  ich  die 
Arbeit  trotz  innerem  Widerstreben  in  Angriff  genommen  hatte,  empfand 
ich  wiederholt,  wie  sehr  ich  durch  den  freundschaftlichen  Verkehr  mit 
Ihnen  gerade  in  den  Dingen,  die  für  die  Arbeit  unerläßlich  waren,  in 
Selbstvertrauen  und  Selbstentsagung,  gefordert  wurde.  Ich  war  bald  kühn 
genug,  den  Druck  beginnen  zu  lassen,  obwohl  kaum  der  vierte  Teil  des 
Mannskripts  vollendet  war;  aber  schwere  Erkrankung  nötigte  mich,  vor 
der  Zeit  abzubrechen  und  das  Buch  als  Torso  in  die  Welt  zu  schicken. 
Ich  wußte  damals  nicht,  wann  und  ob  die  verlorenen  Kräfte  ausreichen 
würden,  das  Werk  zu  vollenden.  Da  kamen,  mir  völlig  unerwartet,  durch 
Ihre  treue  Fürsorge  in  aller  Stille  veranlaßt,  aus  dem  preußischen  Kultus- 
ministerium reiche  Mittel,  die  ich  nach  bestimmter  Weisung  ausschließlich 
zur  Wiederherstellung  meiner  Gesundheit,  im  Interesse  der  baldigen  Voll- 
endung der  übernommenen  Aufgabe,  verwenden  sollte.  Gern  hätte  ich 
dem  fertigen  Werke  schon  damals  Ihren  Namen  vorgesetzt,  aber  ältere 
Verpflichtungen  standen  entgegen  und  so  komme  ich  erst  heute  dazu, 
einem  alten  Herzensbedürfnis  zu  entsprechen.  Möge  das  seit  seinem  ersten 
Erscheinen  wesentlich  veränderte  Werk,  wie  ich  es  Ihnen  heute  darbringe, 
an  seinem  Teile  dankbares  Zeugnis  ablegen  für  Ihr  unermüdliches,  sich 
der  Öffentlichkeit  vielfach  entziehendes  Wirken  im  Interesse  deutscher 
Wissenschaft. 

Eine  Umarbeitung  wie  ihre  Vorgängerin  hat  die  vorliegende  vierte 
Auflage  dieses  Buches  nicht  erfahren,  wohl  aber  darf  sie  als  eine  wesent- 
lich verbesserte  bezeichnet  werden.  Die  meisten  Veränderungen  zeigen 
wohl  die  §§  85  und  61,  wo  insbesondere  Bbünkeb,  Ficeeb,  Betesle 
und  RiETSCHEii,  und  die  §§  36  und  62,  wo  namentlich  His,  U.  Knapp, 
E.  Mayeb  zu  berücksichtigen  waren.  Für  die  Territorialverfassung  des 
Mittelalters  und  der  Neuzeit  (§§  50,  78)  sowie  für  die  gutsherrlich-bäuer- 
lichen Verhältnisse  {§§  41,  42,  67,  68)  gaben  besonders  v.  Below  und 


Digitized  by 


Google 
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Th.  Knapp,  für  die  städtischen  Verhältnisse  (§51)  Beyeele,  Ribtsohbl, 
V.  Below,  des  Majrez  vielfach  erwünschten  Anlaß  zu  Ergänzungen  und 
Berichtigungen.  W^ieviel  der  Verfasser  auch  zahlreichen  anderen  For- 
schem zu  verdanken  hat,  dürfte  sich  fast  aus  jedem  Abschnitt  ergeben, 
auch  da  wo  neuen  Ansichten  widersproclien  und  an  den  früheren  Auf- 
stellungen festgehalten  werden  mußte;  denn  wahrhaft  wissenschaftliche 
Forschung  nützt  und  belehrt  nicht  bloß,  wo  sie  bekehrt,  sondern  auch  wo 
sie  Widerspruch  und  Widerlegung  herausfordert  Die  Ausführungen  über 
die  Eigenkirohe  wurden  aus  §  28  in  §  21,  die  über  das  Prinzip  der  per- 
sönlichen Rechte  aus  §85  in  §  30  und  die  über  die  Freigelassenen  aus 
§  35  in  §  29  verlegt  Überall  war  der  Verfasser  bestrebt,  Darstellung 
und  Ausdrucksweise  zu  verbessern,  auch  zu  kürzen,  wo  es  irgend  möglich 
war.  Trotzdem  ist  das  Buch  wieder  um  21  Seiten  stärker  geworden,  aber 
der  Verfasser  übernimmt  für  die  notwendig  gewordenen  Vermehrungen 
alle  Verantwortung.  Leider  machten  diese  Vermehrungen  eine  durch- 
greifende Revision  des  Sachregisters  erforderlich;  sie  ist  vom  Verfasser 
mit  aller  Sorgfalt  durchgeführt  worden,  wird  aber  gleichwohl  großer  Nach- 
sicht bedürfen,  denn  bei  einer  so  aufreibenden,  Auge,  Kopf  und  Nerven 
gleichmäßig  anstrengenden  Arbeit  sind  einzelne  Mißgriffe  oder  Versehen 
unvermeidlich.  Sollte  also  hin  und  wieder  ein  altes  Citat  stehen  geblieben 
oder  falsch  berichtigt  sein,  so  wolle  der  Leser  Geduld  walten  lassen  und 
das  Citat  in  der  Nähe,  wenige  Seiten  früher  oder  später,  au&uchen.  Daß 
Verfasser  in  dieser  wie  in  jeder  anderen  Beziehung  für  jede  Mitteilung 
einer  Berichtigung  höchst  dankbar  sein  wird,  versteht  sich  von  selbst 

Herrn  Professor  Stammleb  gebührt  wiederholter  Dank,  indem  seine 
Karte  über  die  Gerichtsorganisation  des  Deutschen  Reiches  mit  seiner 
freundlichen  Bewilligung  auch  dieser  Auflage  beigefügt  werden  durfte 
(Tafel  Y).  Die  dazu  gehörigen  Erläuterungen  wurden  nach  Maßgabe  der 
seither  eingetretenen  Veränderungen  berichtigt  Die  Flurkarte  zu  §  26 
hat  eine  Umarbeitung  erfahren,  durch  die  sie  jedenfalls  anschaulicher  und 
lehrreicher  geworden  ist,  wenn  sie  auch,  vom  ästhetischen  Standpunkt  be* 
trachtet,  die  künstlerische  Begabung  des  Verfassers  in  ein  bedenkliches 
Licht  stellen  dürfte.  Die  fränkische  Gaukarte  (Tafel  II)  hätte  insofern 
einer  Berichtigung  bedurft^  als  der  Kölngau  nach  Heldmani^  (Der  Köln- 
gau,  1900)  ein  bloßer  Untergau  des  Gilgaues  gewesen  ist. 

Die  neuesten  Arbeiten  von  Heck  und  v.  Halban  konnten  leider 
nicht  mehr  überall  verwertet  werden,  da  die  Revision  des  Manuskripts 
bei  ihrem  Erscheinen  zum  Teil  schon  abgeschlossen  war.  Rietsohel's 
Untersuchung  über  die  Erbleihe  konnte  nur  noch  für  das  Mittelalter  in 
Betracht  gezogen  werden;  bei  der  fränkischen  Prekaria  sind  die  alten 
Unrichtigkeiten  stehen  geblieben.  Im  übrigen  ist  auf  die  Berichtigungen 
und  Nachträge  zu  verweisen. 

Heidelberg,  im  August  1902. 

Der  Verfasser. 
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Berichtigungen  und  Nactiträge. 

S.       3  Z.  26.  Band  V.  1902. 

S.       4  unten  erg.  ScHioDLiHy  Ursprung  und  Entfaltung  der  habsburgischen  Rechte 
im  Oberelsaß,    1902.     Schreuer,  Verfassungsgeschichte  der  böhmischen 
Sagenzeit,  Schmollbr^s  Forschungen  20,  4.  1902. 
S.      19    Z.  31  1.  6*,  337 ff.  —  Z.  32  Lex  Wisig.  R.  2,  1,  c.  14,  c.  22,  c.  25.   9,  2 
c  1.  c.  3—6.  —  Z.  33  thiufa,  thiufada,    der  Tausendfuhrer  thiufadus, 
millenariufl. 
S.     63  Z.  3  V.  u-  streiche:  Vgl.  Anm.  64.  —  Z.  8  v.u.  lies:  Vgl. Anm.64,  §  35,  Anm.  73. 
S.     76  Z.  5  V.  u.  ZRG.  35,  76. 
S.     89  Z.  5  y.  IL  erg.  y.  Halban,  Das  römische  Recht  in  den  germ.  Volksrechten, 

2  Bde,  1899—1901  (Gibrxe,  Unters.  56.  64). 
S.     95  Z.  12  erg.  y.  Halban,  a.  a.  0.  2,  204  ff. 
S.  100  erg.  y.  Ualban,  a.  a.  0. 
a  119  erg.  y.  Halban,  a.  a.  0.  2,  260  ff. 
S.  150  Z.  3  y.  u.  26  statt  24. 

S.  187  Anm.  1  erg.  Hsok,  Gemeinfireie  144  ff.  206  ff. 

S.  212  Z.  5  lies  mansus  statt  manus.  —   Z.  14  Die  mansi  ingenuiles  hingen  nicht 
mit  den  Prekarien  zusammen,  sondern  waren  Leihen  zu  Hofrecht.  Vgl. 
RiETSCHBL,  ZRG.  35,  201. 
S.  217  Z.  18  y.  u.  Der  homo  Francus  war  nach  y.  Möller,  Mitteil.  d.  österr.  Inst. 
23,  217  ff.  ein  Angehöriger   des  germanischen  Volksadels,   fiir  den  die 
Chamayen  aber  das  bei  den  Franken  minderwertig  gewordene  „nobilis*' 
nicht  mehr  verwendeten. 
S.  221  Z.  10  y.  u.  lies  §  35  n.  97. 
S.  224  Anm.  52   erg.  Tamassli,   La  manomissione   ante   regem,    Nozze   Polacco- 

Luzzatto,  1902. 
S.  225  Überschrift  lies  §  29. 
8.  256  Z.  8  lies  capltula. 
S.  273  Anm.  24  erg.  H.  Meter,  Entwerung  und  Eigentum  im  deutschen  Fahmis- 

recht  29  ff. 
S.  286.    Die  Ausfuhrungen  über  precaria  sind  jetzt  zu  berichtigen  nach  Rietschel, 

ZRG.  35,  302  ff. 
S.  376  Anm.  98  erg.  H.  Meyer,  Entwerung  8  ff. 
S.  397  Z  20  lies  Belehnungen. 
S.  423  erg.  H.  Sis,  Les  classes  rurales  et  le  regime  domanial  en  France  au  mojen- 

dge,  1901. 
S.  435:   Stavekhaoen,  Freibauern  und  Landfreie  in  Liyland  während  der  Ordens- 
herrschaft, Beitr.  z.  K.  Esth-,  Liv-  u.  Kurlands  4,  295  ff. 
&  530  Z.  23  lies  UuLMAinr. 
S.  532  Z.  10  y.  u.  streiche  Bauern. 

S.  557  Anm.  71  erg.ScHmrz,  Gogerichte  im  Herzogtum  Westfalen,  Münst.  Diss.  1901. 
S.  619  Z.  26  erg.  Douad:  Espinas,  Finances  de  la  commune  de  Douai,  1902. 
S.  638  Z.  5  y.  u.  erg.  M.  G.  Schmidt,  Zeitschr.  f.  Kulturgeschichte  9,  241  ff. 
S.  708  ci^.  v.  VoLTELiNi,    Südtiroler  Notariatsimbreviaturen  des  13.  Jhs.,    I.    1899 
(Acta  Tirolensia  II.),  besprochen  von  A.  Schultz,  ZRG.  34,  318  ff.,  und 
von  PuHTSCHART,  GGA.  1892,  S.  219  ff. 
S.  755  und  S.  764  erg.  Friese  u.  Liesegano,  Magdeburger  Schöffensprüche,  I.  (Sach- 
register). 

18  lies:  war  es.    Z.  24  lies:  gleichzeitig. 
2  V.  u.  lies:  y.  Dultzig. 

10  y.  u.  statt  779  n.  lies:  §  67,  Anm.  15. 

11  lies:  Heiratsfreiheit.    Z.  11  y.  u.  lies:  Gutsherren,  statt  Grundherren. 

12  y.  u.  lies:  Gutsherren,  statt  Grundherren. 
6  y.  u.  lies:  DBA.  statt  DAB. 
15  lies:  Msjer  statt  Meier;  Anm.  2  lies:  484  statt  478. 
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Verzeichnis  der  häuflgsten  Abkflrzungen. 

Ahiba':  Grundriß  des  germanischen  Rechts',  1897.  Bruitveb:  Grundzüge  der 
deutschen  Rechtsgeschichte,  1901.  Bbukneb,  RG.  oder  Bbüknbb  I.  II.:  Deutsche 
Rechtsgeschichte  I.  11.  FDG. :  Forschungen  z.  deutschen  Geschichte.  GGA. :  Göt- 
tingische  gelehrte  Anzeigen.  Gsncx,  RA. :  Deutsche  Rechtsaltertümer  (die  älteren 
Seitenzahlen  sind  auch  in  der  4.  Auflage  angegeben).  Hist  VJSchr.:  Historische 
Vierteljahrsschrift,  Neue  Folge  der  Zeitschr.  f.  Gesch. -Wissenschaft.  Kr.  VJSchr.: 
Kritische  Vierteljahrsschrift  für  Rechtswissenschaft  MG.:  Monumenta  Germaniae. 
Mitteil.  d.  öst.  Inst:  Mitteilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung. N.  Archiv:  Neues  Archiv  der  Gesellschaft  für  filtere  deutsche  Geschichts- 
kunde. N.  Revue:  Nouvelle  Revue  de  droit  frauQais  et  ^tranger.  OStR.:  Ober- 
rheinische Stadtrechte,  her.  v.  d.  Badischen  Histor.  Kommission.  SB.:  Sitzungs- 
berichte der  philos.-histor.  Klassen  der  Akademien.  ZDA.:  Zeitschrift  f.  deutsches 
Altertum.  ZDR.:  Zeitschrift:  f.  deutsches  Recht.  ZGO.:  Zeitschrift  f.  d.  Geschichte 
des  Oberrheins.  ZRG.:  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte  (Band  1—18)  imd  Zeit- 
schrift der  Savigny- Stiftung  für  Rechtsgeschichte ,  germanistische  Abteilung  (von 
Band  14  an). 


Digitized  by 


Google 


Einleitung. 


§  I.    Die  Aufgabe  und  die  Perioden. 

Bbunker,  R6.  I.  §§  1,  2,  5.  v.  Amiba.  Grundriß*  1  ff.;  Ober  Zweck  und  Mittel 
der  germanischen  Rechtsgeschichte,  1876.  Sohh,  Fränkisches  Recht  und  römisches 
Recht,  Prolegomena  zur  deutschen  Rechtsgeschichte,  1880  (ZRG.  XIV.).  Roth,  Die 
rechtsgeschichtlichen  Forschungen  seit  Eichhorn  (ebd.  I.).  Eichhorn,  Über  das 
geschichtliche  Studium  des  deutschen  Rechts  (Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  I.). 

Innerhalb  des  indogermanischen  Sprachstammes  bilden  die  Germanen 
mit  den  Letto-Slawen,  Kelten,  Italikem,  Albanesen,  Griechen  und  Arme- 
niern eine  engere  Gruppe,  die  als  westarische  der  ostarischen  oder  schlecht- 
hin arischen  Gruppe  (Indier  und  Eranier)  gegenübergestellt  wird.  Die 
Kultur-  und  Rechtszustände  dieser  Nationen  in  der  Zeit  vor  ihrer  Son- 
deruug  zu  erforschen  ist  die  Aufgabe  der  vergleichenden  Sprachwissenschaft 
und  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft^  Die  deutsche  Rechtsgeschichte 
beginnt  um  die  Mitte  des  ersten  Jahrhunderts  vor  unserer  Zeitrechnung, 
wo  durch  Cäsars  Eroberung  Galliens  die  antike  Kulturwelt  bis  unmittelbar^ 
an  die  Grenze  Germaniens  vorgeschoben,  ein  Teil  der  Germanen  bereits 
in  die  Machtsphäre  Roms  hineingezogen  wurde.  Die  erste  Periode 
umfaßt  die  Urzeit  bis  zu  der  Gründung  der  germanischen  Reiche  auf 
römischem  Boden.  Sie  hat  es  außer  mit  den  Südgermanen  auch  mit 
den  Skandinaviern  oder  Nordgermanen  zu  thun,  deren  Rechtsaufzeichnungen 


^  Die  veiigleichende  Rechtswissenschaft  gehört  nur,  soweit  sie  sich  auf  das 
iadogermauische  Gebiet  bezieht,  in  den  Bereich  der  deutschen  Rechtsgeschichte, 
darüber  hinaus  in  den  Bereich  der  Ethnologie  und  ethnologischen  Jurisprudenz. 
Hauptorgan  in  Deutschland  ist  die  seit  1878  erscheinende  Zeitschrift  für  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft,  herausgegeben  von  Bebkhöft,  Cohn  und  Kohler, 
auch  die  Revue  de  droit  fran^ais  et  ^tranger  bewegt  sich  zum  Teil  auf  gleichem 
Grebiete.  Unter  den  monographischen  Arbeiten  dieser  rüstig  aufstrebenden  Wissen- 
schaft sind  namentlich  die  von  Bebkhöft,  Daroun,  Dareste,  Delbrück,  Jollt, 
Kohlbb,  Lavelete,  Leist,  Mains  und  Post  auch  für  die  germanische  Rechts- 
geschichte bedeutsam.  Vgl.  auch  Leist,  Altarisches  ius  gentium,  1889;  Altarisches 
ius  civile,  1892 — 1896,  und  Jhebino,  Vorgeschichte  der  Europäer,  1894;  0.  Schräder, 
Sprachvergleichung  u.  Urgeschichte',  1890;  Schüler  v.  Libloy,  Abriß  der  euro- 
päischen Staats-  u.  Rechtsgeschichte,  1874. 

R.  ScHRöDBR,  Deittflche  RechtsgeschJchte.    4.  Aufl.  1 
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2  Einleitung. 

zwar  einer  erheblich  späteren  Zeit  und  vielfach  entwickelteren  Kultur- 
stufe angehören,  mit  entsprechender  Vorsicht  aber  zu  den  wichtigsten 
Rückschlüssen  für  die  germanische  Urzeit  benutzt  werden  können.  Die 
zweite  Periode,  von  der  Gründung  bis  zur  Auflösung  des  fränkischen 
Reiches,  beschäftigt  sich  ausschliegliql^.  mit  den  deutschen  (westgermanischen) 
Stämmen  und  den  Ostgermanen  die  sich  infolge  ihrer  geographischen 
Lage  der  gleichen  Entwickelung  angeschlossen  haben.  Das  Recht  und 
der  Staat  der  Franken  tritt  in  den  Vordergrund.  Die  dritte  Periode, 
von  der  Teilung  des  fränkischen  Reiches  bis  zum  Ende  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts,  beschränkt  sich  auf  die  Verhältnisse  des  deutschen  Reiches, 
dessen  Rechtseinrichtungen  ein  immer  stärkeres  Vordringen  des  fränkischen 
Rechts  erkennen  lassen.  Die  rechtlichen  Zustände  Frankreichs,  Englands 
(seit  der  normannischen  Eroberung)  und  wohl  auch  Spaniens  beruhen 
vorwiegend  auf  den  Grundlagen  des  fränkischen  Rechts.  Französische, 
englische,  spanische  und  italienische  Rechlsgeschichte  sind  die  wichtigsten 
Hilfsmittel  für  die  deutsche  Rechtsgeschichte  des  Mittelalters.  Die  vierte 
Periode,  die  Neuzeit,  beginnt  mit  der  Einsetzung  des  Reichskammer- 
gerichts, der  Beseitigung  des  Fehderechts  durch  den  ewigen  Landfrieden, 
den  mannigfachen  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Reichs-. 
Verfassung.  Die  Rezeption  des  römischen  Rechts,  wie  es  aus  der  italienisch- 
lombardischen  Jurisprudenz  und  der  kanonistischen  Doktrin  und  Praxis 
hervorgeht,  führt  auf  allen  Gebieten  des  Rechts  zu  neuen  Gestaltungen. 
Die  Periode  schließt  mit  der  Errichtung  des  Deutschen  Reiches,  der  Ein- 
setzung des  Reichsgerichts  und  den  auf  die  Herstellung  der  Rechtseinheit 
gerichteten  Gesetzen. 

Im  Gegensatz  zu  der  Methode  der  alten  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
ist  die  politische  Geschichte  nur  so  weit  in  Betracht  zu  ziehen,  als  sie 
zur  Erklärung  der  Rechtsentwickelung  unentbehrlich  ist.  Dagegen  haben 
die  in  der  Rechtsgeschichte  oft  zu  sehr  vernachlässigten  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  eine  größere  Berücksichtigung  zu  beanspruchen.  Die  Dar- 
stellung jeder  einzelnen  Periode  beginnt  mit  den  allgemeinen  politischen, 
gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Grundlagen,  daim  folgen  Verfassung 
und  Rechtsquellen.  In  den  drei  ersten  Perioden  schließt  sich  an  die 
letzteren  die  besondere  Darstellung  des  Privat-  und  Strafrechts  sowie  des 
Gerichtsverfahrens  an,  dagegen  fällt  dieselbe  in  der  vierten  Periode  weg, 
weil  nur  die  Umbildungen  der  rezipierten  fremden  Rechte,  aber  nicht 
diese  selbst  in  ein  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  gehören. 

§  2.    Litteratur  und  Hilfsmittel. 

Die  besonderen  Quellen  nebst  der  einschlägigen  Litteratur  sind  je 
an  ihrer  Stelle  anzuführen,  hier  nur  was  eine  allgemeine  Bedeutung  hat 
Eine  vortreffliche  Übersicht  enthält  Dahlmann-Waitz,  Quellenkunde  der 
deutschen  Geschichte®,  bearb.  von  Steindoepf,  1894.  Vgl.  auch  Costa, 
Bibliographie  der  deutschen  RG.,  1858. 
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§  2.     LitteratoT  und  Hilfsmittel.  3 

L  Lttteratur  der  dentsehen  BeehtsgeseMclite  (vgl.  y.  Avira'  70).  Über 
die  filtere  Litteratar  vgl.  §  87.  K.  F.  Eichhork,  Deutsche  Staats-  u.  Rechts- 
geschichtet  4  Bde,  1848—44.  Brünnbr,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  I.  1887.  II.  1892 
{vgl.  V.  Amira,  Gott  gel.  Anz.  1888  Nr.  2.  1896  Nr.  3.  Hbrtzbero,  Tidsskrift  for 
RetsTidenskab  4,  885  ff.  5,  1  ff.  Schböder,  Eist.  Zeitschr.  65,  801  ff.  78,  193  ff. 
79,  224  ff.  Stutz,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  NF.  14,  L73  ff.),  v.  Daniels,  Handbuch 
d.  dentsch.  Reichs-  n.  Staaten -Rechtsgeschichte,  4  Bde,  1859 — 63  (unvollendet). 
ZoppL,  Deutsche  Staats- u.  RG.*  1871— 72.  Walter,  Deutsche  RG. "  1857.  Kürzere 
Lehrbacher!  Sibobl*,  1895.  Schulte •,  1898.  Phillips*,  1859.  E.  WinkelmanH,  All- 
gemeine Verfassungsgeschichte,  her.  v.  A.  Winkelicakit,  1901.  —  Grundrisse:  Stekzbl 
1332.  H.  O.  LBHMAHif  in  Birkmbtbb*s  Encyklopftdie  der  Rechtswissenschaft  S.  197  ff. 
Gen6i.br  1849 — 50  (unvollendet).  Frouxhold  1894  (mit  Quellenauszügen).  Vorzüg- 
lich: T.  Amira,  Grundriß  des  germanischen  Rechts',  1897  (der  Text  auch  in  Paul's 
Grundriß  der  germanischen  Philologie'  3,  51—222),  und  Brunubr,  Grundzüge  der 
deutseben  Rechtsgeschichte,  1901  (Neuhearheitung  seiner  Quellen  und  Geschichte 
des  dentsch.  Rechts,  in  y.  Holtzendorff's  Encyklopfidie  derRW.',  1890,  S.  215—302). 

Gr.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  I*.  (Verfassung  des  deutschen 
Volke«  in  ältester  Zeit)  1880;  IP.  1Ö82,  UV.  1888,  IV«.  1885  (Verfassung  des 
fränkischen  Reichs,  1.— 3.  Bd.>;  V. — VIII.  (Deutsche  Reichsverfassung  von  der 
Mitte  dea  9.  bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts.  I— IV)  1874—78,  V»  her.  v. 
Zeuxer,  1893,  VI'  her.  v.  Sebliger,  1896.  Dazu:  Urkunden  zur  deutschen  Ver- 
fassungsgeschichte im  11.  u.  12.  Jahrhundert*,  1886.  Waitz,  Abhandlungen  zur 
deutseben  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte,  her.  v.  Zeümer,  1896.  Brunner, 
Forschungen  zur  Geschichte  des  deutschen  u.  französischen  Rechts,  1894.  J.  Ficker, 
Untersachongen  zur  Rechtsgeschichte  (a.  u.  d.  T. :  Untersuchungen  zur  Erben  folge 
der  ostgerman.  Rechte),  4  Bde,  1891—98  (vgl.  v.  Amira,  Gott.  gel.  Anz  1892, 
S.  269  ff.).  GiBRKE,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht,  8  Bde,  1868—81.  v.  Bbth- 
xAm-HoLLWso,  Der  gennan.-roman.  Givilprozeß  im  Mittelalter,  8  Bde,  1868 — 74. 

J.  Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer,  1828  (neue  Abdrücke  1854,  1881,  vgl. 
UovETRR,  Berlin.  Jahrbücher  f.  wiss.  Kritik',  1830,  Nr.  65—70),  vierte  bedeutend 
vermehrte  Auflage  (her.  v.  Heüslbr  und  Hübner),  2  Bde,  1899.  Noordewier,  Neder- 
duitsche  Beg^udheden,  1853.  Zöpfl,  Altertümer  d.  deutschen  Reichs  und  Rechts, 
3  Bde,  1860—61.  Gsenbrüggen,  Deutsche  Rechtsaltertümer  aus  der  Schweiz, 
1858 — 59  (größtenteils  in  den  „Studien**  wiederholt);  Studien  z.  deutsch,  u.  Schweiz. 
RG.,  1868;  Rechtsaltertümer  aus  Österreich.  Pantaidingen  (Wiener  SB.  41).  Bon- 
MASS,  Rhein^auische  Altertümer,  2  Bde,  1819.  Spanoenberq,  Beitrfige  z.  d.  teutschen 
Rechten  des  MA.,  1822;  Beiträge  z.  K.  d.  teutsch.  Rechtsaltertümer  u.  Rechts- 
quellen,  1824.  Grupen,  Deutsche  Altertümer  z.  Erläuter.  d.  sächs.  u.  schwäb.  Land- 
u.  Lebnreehts,  1746;  Observationes  rerum  et  antiquitatum  Germ,  et  Rom.,  1768. 
PuFBKnoRF,  Observationes  iuris  universi*  (mit  Appendix  variorum  statutornm  et 
iurinm),  4  Bde,  1757 — 70.  Dreter,  Sammlung  vermischter  Abhandlungen  z.  Er- 
läuter. d.  teutsch.  Rechte  u.  Altertümer,  3  Teile,  1754—63;  Zur  Erläuterung  d. 
teutsch.  Rechte  u.  s.  w.  angewandte  Nebenstunden,  1768;  Beijkräge  z.  Litteratur  u. 
(irescbichte  d.  teutsch.  Rechts,  1783.  Strxxben,  Nebenstunden,  6  Teile,  1789.  Wigamd, 
Wetzlar'sche  Beiträge,  3  Bde,  1840—51;  Denkwürdigkeiten  a.  d.  Archive  d.  Reichs- 
kammergerichts, 1854;  Denkwürdige  Beiträge  f.  Gesch.  u.  Rechtsaltertümer,  1858. 
Dalwiqk  u.Falge,  Eranien  z.  deutsch.  Privatrecht,  1825 — 28.  Gxbrke,  Untersuchungen 
z.  dentsch.  Staats-  u.  Rechtsgeschichte,  seit  1878.  Dahn,  Bausteine,  6  Bde,  1879—84. 
Wedtbold,  Die  deutschen  Frauen  in  dem  Mittelalter',  2  Bde,  1882.  Laboulate, 
La  eondition  civile  et  politique  des  femmes,  1842. 

J.  Grimm,  Von  der  Poesie  im  Recht  (Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  2,  25—99). 
GiERXK,  Der  Humor  im  deutschen  Recht',  1886  (vgl.  Liebreobt,  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Phil.  6,  137  ff.).  Rbvscher,  Beiträge  z.  K.  des  deutschen  Rechts,  1883.  Frensdorff, 
Recht  und  Rede  (Historische  Aufsätze  f.  Waitz,  1886,  S.  438—490).  Köhler,  Ger- 
manisehe  Altertümer  im  Beovulf  (i.  d.  Germania  13,  129  ff.).    Vilmar,  Deutsche 
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Altertümer  im  Heliand',  1862.  Laoenpüsch,  Das  germanische  Recht  im  Heliand. 
1894  (GiEBEE,  Unters.  46).  R.  Schröder,  Beiträge  z.  K.  des  deutschen  Rechts  aus 
deutschen  Dichtem,  ZDA.  18,  139 ff.;  Corpus  iuris  Germanici  poäticum,  Zeitschr. 
f.  deutsch.  Phil.  1,  257  ff.  2,  302  ff.;  Beiträge  z.  deutsch.  RG.  a.  d.  Dichtungen 
Konrad's  von  Würzburg,  ZRG.  7,  131  ff.  Dreyer,  Abhandl.  v.  d.  Nutzen  des  Ge- 
dichts Reinke  de  Vos  in  £rklänmg  der  teutsch.  Rechtsaltertümer  (Nebenstunden 
1—256).  BöHLAu,  Rechtsgeschichtliches  aus  Reineke  Fuchs  (Neue  Mitteil.  d.  thür.- 
Sachs.  Ver.  9,  2  S.  77  ff.).  Genqler,  Rechtsaltertümer  im  Nibelungenlied,  1861; 
Ein  Blick  a.  d.  Rechtsleben  Baiems  unter  Herzog  Otto  I.,  1880;  Über  Aeneas 
Sylvius  in  seiner  Bedeutung  f.  d.  deutsche  RG.,  1860.  Haberun,  Systemat.  Be- 
arbeitung der  in  Meichelbeck's  Hist.  Frising.  enthaltenen  Urkundensammlung,  1842. 
Franklin,  Die  freien  Herren  und  Grafen  von  Zimmern,  Beiträge  z.  RG.  nach  d. 
Zimmerischen  Chronik,  1884. 

Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsqnellen,  2  Bde,  1860 — 64. 

Heusler,  Institutionen  d.  deutsch.  Privatrechts,  2  Bde,  1885 — 86.  Gierke, 
Deutsches  Privatrecht,  I.  1895.  Stobbe,  Handbuch  d.  deutsch.  Privatrechts,  5  Bde, 
1871—1885,  I»  bis  IV*.  her.  v.  K.  Schulz  u.  H.  Lehmann,  1893—1900.  Kraut, 
Grundriß  zu  Vorlesungen  über  d.  deutsche  PrivR.*,  bearb.  v.  Frbnsdorff,  1886. 
LoERSCH  u.  Schröder,  Urkunden  zur  Geschichte  des  deutschen  Privatrechts  *,  1881. 
Altmann  u.  Bernheim,  Ausgewählte  Urkunden  zur  Erläuterung  der  Verfassungs- 
geschichte Deutschlands  im  Mittelalter  ^  1895.  H.  0.  Lehmann,  Quellen  z.  deutsch. 
Reichs-  u.  Rechtsgeschichte,  1891.  Goldschmidt,  Universalgeschichte  des  Handels- 
rechts (a.  u.  d.  T.  Handbuch  des  Handelsrechts  I'),  1891. 

Zeitschriften:  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft,  15  Bde,  1815 — 1850; 
für  deutsches  Recht,  20  Bde,  1839—1861;  für  Rechtsgeschichte,  seit  1881  (Neue 
Folge  seit  Bd.  XIV,  1880,  a.  u.  d.  T.:  Zeitschrift  der  Savignystiftung  für  Rechta- 
geschichte, jeder  Band  eine  germanistische  und  eine  romanistische  Abteilung  um- 
fassend). Kritische  Überschau  der  deutschen  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft, 
6  Bde,  1853 — 59.  Kritische  Vierteljahrsschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissen- 
schaft, seit  1859.  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  seit  1852.  Revue  de  droit 
fran^ais  et  6tranger,  4  Bde,  1844 — 47,  2.  Serie:  Revue  historique  de  droit  fran9ai8 
et  6tranger,  15  Bde,  1855—69,  3.  Serie:  Revue  de  l^gislation  ancienne  et  moderne 
fran^aise  et  ^trangöre,  6  Bde,  1870 — 77,  4.  Serie:  Nouvelle  Revue  historique  de 
droit  fran9ais  et  ^tranger,  seit  1877.  Historische  Zeitschrift,  her.  v.  Sybel,  seit 
1859.  Forschungen  z.  deutsch.  Geschichte,  26  Bde,  1862—86.  Deutsche  Zeitschr. 
f.  Gesch.-Wissenschaft,  1889;  N.  F.  Histor.  Vierteljahrsschrift,  her.  v.  Seeliqer,  seit 
1898.  Hist.  Jahrbuch  d.  Görres-Gesellschaft,  seit  1880.  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d. 
Oberrheins,  seit  1850,  N.  F.  seit  1886.  Westdeutsche  Zeitschr.  f.  Gesch.  u.  Kunst, 
8eit'1882.  Hansische  Geschichtsblätter,  seit  1871.  Mitteilungen  d.  Instituts  f. 
Österreich.  Gesch.-Forschung,  seit  1880. 

Rechtsgeschichte  einzelner  Territorien.  Darstellungen  der  österrei- 
chischen Reichs-  und  Rechtsgeschichte:  v.  Luschin,  Bachmann,  Werünsky,  sämt- 
lich 1895.  LuscHiN.v.  Ebenqreuth,  Grundriß  der  österr.  Reichsgeschichte,  1899. 
Huber,  österr.  Reichsgeschichte  ^,  her.  v.  Dopsch,  1901.  Lippbrt,  Sozialgeschichte 
Böhmens  in  vorhussitischer  Zeit,  2  Bde,  1896 — 98.  Chabert,  Denkschriften  der 
Wiener  Akademie  III.  IV.  1852.  Schüler  v.  Libloy,  Siebenbürg.  RG.*  1867—68; 
Materialien  zur  siebenb.  RG.  1861 — 62;  Statuta  iurium  munic.  Saxonum  in  Trans- 
silvania,  1858.  v.  Schwind  u.  Dopsch,  Ausgewählte  Urkunden  zur  Verf.-Geschichte 
der  deutsch- Österreich.  Erblande  im  Mittelalter,  1895.  Genqler,  Beiträge  zur  RG. 
Bayerns,  4  Teile,  1889 — 94.  v.  Wyss,  Abhandlungen  z.  Gesch.  d.  Schweiz,  öffentl. 
Rechts,  1892.  Blumer,  Schweiz.  Demokratien,  2  Bde,  1848 — 59.  Blüntschli  (Zürich*, 
1856).  Stettlbr  (Bern,  1845).  Leuenberoer  (Bern  1873).  Segessbr  (Luzern,  4  Bde, 
1851—58).  Planta  (Rätien,  1872).  Thudichüm  (Wetterau,  1867,  1874— 1885).  Moser, 
Osnabr.  Greschichte  (Sämtliche  Werke  VI — VIII),  letzte  Ausgabe  von  Abeken,  1843. 
Bonyalot,  Histoire  de  droit  et  des  institutions  de  la  Lorraine  et  des  trois  ^vSch^s 
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(873 — 1789),  1895.  Pabisot,  Le  royaume  de  Lorraine  sou»  les  Carolingiens^  1899. 
Seibehtz  (Westfalen,  4  Bde,  1860—75).  Falck  (Schlesw.-Holst  Privatrecht  1— III. 
1825—38).  Maonik  (Geschiedkundig  ovenigt  van  de  bestnren  in  Drenthe,  1838 — 50). 
V.  RicHTHOFBN  (Untersuchungen  über  friesische  RG.,  3  Teile,  1880—86),  Huao  db 
Gboot,  Inleiding  tot  de  hoUandsche  Rechtsgeleerdheid  (zuerst  1631,  neueste  Ausg. 
1895,  von  FocKEMA  Andrbae).  Fockbma  Andreae,  Bijdragen  tot  de  Nederlandsche 
Rechtsgeschiedenis,  7  Bde,  1888—1900.  J.  Teltinq,  Schets  van  het  oud-friesche 
privaatregt,  2  Bde,  1867-82  ^Themis,  Jahrg.  1868—69,  1871—74,  1876—80,  1882). 
0.  Schmidt,  her.  v.  Nottbeok  (Liv-,  Esth-  und  Curland,  1895).  v.  Gbbket  (Bistum 
Dorpat,  1897). 

II.  Litteratar  und  Qaellen  venrandter  Reebte. 

a)  Nordgermanisches  Recht  In  Verbindung  mit  den  südgermanischen 
Rechten  namentlich  bei  v.  Amira^  Grundriß  (S.  3).  J.  Gbimm,  Deutsche  Rechts- 
altertömer  (vgl.  S.  3).  Wilda,  Stra^cht  der  Germanen,  1812.  Rivb,  Vormund- 
schaft im  Rechte  der  Germanen,  1862  (vgl.  K.  Maurer,  Krit  VJSchr.  2,  75  ff.  4, 
412  ff.).  Olivecroha,  Om  Makars  Giftorätt  i  Bo»,  1882.  Im  übrigen  vgl.  K.  Mauber, 
Udsigt  over  de  nordgermaniske  Retskilders  Historie,  1878;  Oberblick  über  die 
Geschichte  der  nordgermanischen  Rechtsquellen,  in  v.  Holtzbndobfv's  Encyklopädie 
der  RW.»,  1890,  S.  351  ff.  J.  Grimm,  Litteratur  der  altnord.  Gesetze,  Zeitschr.  f. 
gesch.  RW.  3,  73  ff.  K.  Lehmann,  Verzeichnis  der  Litteratur  der  nordgermanischen 
RG.,  ZRG.  20,  205  ff.  21,  165—173.  23,  246  f.  Munch,  Det  norske  Folks  Historie, 
6  Bde,  1852—63  (die  2  ersten  Abschnitte  u.  d.  T.:  Die  nordisch-german.  Völker, 
ihre  ältesten  Heimatsitze,  Wanderzüge  u.  Zustände,  übersetzt  v.  Claussen,  1853). 
Weinhold,  Altnordisches  Leben,  1856.  Keysbr,  Nordmseudenes  private  Liv  i 
Oldtiden  (Efteriadte  Skrifter  II.  1867);  Norges  Stats-  og  Retsforfatning  i  Middel- 
alderen  (ebd.);  Norges  Historie,  2  Bde,  1866 — 70.  Brandt,  Forelaesninger  over  den 
norske  Retshistorie.  2  Bde,  1880—83  (vgl.  K.  Maurer,  Krit.  VJSchr.  11,  410  ff.). 
AuBERT,  Udsigt  over  de  norske  Loves  Historie,  1875.  v.  Amira,  Nordgermanisches 
Obligationenrecht,  2  Bde,  1882—95.  K.  Lehmann,  Der  Königsfriede  der  Nord- 
germanen, 1886;  Abhandlungen  zur  germanischen,  insbesondere  nordischen  Recht«- 
geschichte,  1888.  K.  Maurbb,  Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis  zum  Unter- 
gange des  Freistaats,  1874;  Die  Quellenzeugnisse  über  das  erste  Landrecht  u.  die 
Ordnung  der  Bezirksverfassung  des  isl.  Freistaates,  Abh.  d.  Münch.  Ak.  12,  3ff. ; 
Die  Rechtsrichtung  d.  alt  isl.  Rechts,  Münchener  Festgabe,  1887,  S.  119  ff.  Finbbn, 
Om  de  islandske  Love  i  Fristatstiden ,  1873.  Stjernhöök,  De  iure  Sveonum  et 
Gothorum  vetnsto  libri  duo,  1672.  Strinnholm,  Svenska  Folketa  Historia,  5  Bde, 
1834 — 54.  Nordstrom,  Bidrag  tili  den  svenska  Samhällsförfattnings  Historia,  2  Bde, 
1839 — 40.  Nadmann,  Svenska  StatsfÖrfatningens  historiska  Utveckling,  zuletzt 
1866 — 75;  Sveriges  StatsförfatningBrfttt*,  I.  1879.  Schlyter,  Juridiska  Afhandlingar, 
1836 — 79.  KoFOD  Ancher,  Dansk  Lov-Historie,  2  Bde,  1769—76;  Samlede  juridiske 
Skrifter^  3  Bde^  1807 — 11.  Kolderüp-Rosbnvinoe,  Grundrids  af  den  danske  Rets- 
historie %  1832  u.  1860  (bloßer  Neudruck);  deutsche  Übersetzung,  mit  Anmerkungen 
begleitet,  von  Hometeb,  1825.  Larsen,  Samlede  Skrifter,  4  Teile,  1857 — 61.  Stb- 
NANN,  Den  danske  Retshistorie,  1871;  Geschichte  des  öffentl.  u.  Privatrechts  des 
Herzogtums  Schleswig,  2  Bde,  1866.  Matzen,  Forelaesninger  over  den  danske  Rets- 
historie, 6  Bde,  1893—98.  Dahlmann,  Geschichte  von  Dänemark,  3  Bde,  1840—43. 
GuDMüNDSsoN  u.  Kalund,  Skandinavische  Verhältnisse,  in  Paüi/s  Grundriß*,  3,  407 ff. 
—  Tidrakrift  for  Retsvidenscab,  seit  1888.  Weitere  Litteraturangaben  bei  Amira', 
7ü  f.  Zahlreiche  Abhandlungen  von  K.  Maurer  in  den  Abhandlungen  und  Sitzungs- 
berichten der  Münchener  Akademie,  Anzeigen  in  der  Kr.  VJSchr.  Vgl.  auch  Ger- 
manistische Abbandlungen,  Konrad  Maurer  dargebracht,  1893. 

Gesamtausgabe  der  norwegischen  Rechtsquellen:  Keyser,  Munch,  Storh  u. 
Hbbtzbero,  Xorges  gamle  Love,  5  Bde,  1846 — 95  (V.  2  enthält  ein  Glossar).  Dazu: 
Diplomatarinm  Norvegicum,  12  Bde,  1848—88.     Vgl.  K.  Maurer,  Art.  Gulathing 
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und  Galathingslög,  bei  Eesch  u.  Grdbeb,  EncyklopSdie  I.  96,  877—418.  97,  1—74; 
Fro8taJ>ing8lög,  Abb.  d.  Münch.  Ak.  13,  3  S.  Iff.  und  Historißk  Tidsskrift  11.  6. 
V.  Amira,  i.  d.  Germania  32,  129 ff.  Für  Island:  Ausgabe  der  sg.  Gr&gäs  von 
Einsen  nach  dem  Codex  regius,  2  Bde,  1852—70;  nach  dem  Codex  Amamagnaeauus 
1879;  nach  den  übrigen  Handschriften  1883.  Vgl.  K.  Maübbr,  Art.  Graagaas,  bei 
Ersch  u.  Grüber,  a.  a.  O.  77,  1  ff.  und  Germania  15,  1  ff.  25,  232  ff.  Dazu:  Diplo- 
matarium  Islandicum,  1857 — 76.  Gesamtausgabe  der  schwedischen  Bechtsquellen 
bei  CoLLiN  u.  Schlyter,  Corpus  iuris  Sueo-Gotorum  antiqui,  13  Bde,  1827 — 77. 
Dazu:  Diplomatarium  Suecanum,  6  Bde,  1829 — 78,  und  Svenskt  Diplomatarium, 
ndg.  af  SiLVERSTOLPE,  3  Bde,  1875 — 88.  Für  Dänemark:  Kolderüp-Rosenvinoe, 
Sämling  of  gamle  Danske  Love,  5  Bde,  1821 — 46;  Udvalg  af  gamle  Danske  Domme, 
4  Bde.  1842 — 48.  Nyrop,  Sämling  af  Danmarks  Lavsskraaer  fra  Middelalderen, 
seit  1895.  Sbcheb,  Sämling  af  Eongens  Retterthings  Domme,  2  Bde,  1881—86. 
Die  vier  Provinzialrechte  (Skänske  Loy  nebst  Sunesens  Lex  Scaniae  provincialis, 
Saelandske  Lov  in  den  beiden  Waldemar  und  Erich  zugeschriebenen  Rechtsbüchem, 
Jydske  Lov)  in  vier  Bändchen  von  Thorsen  (1852 — 53),  das  zuletzt  genannte  außer- 
dem von  Petersen  (1850)  herausgegeben;  die  Stadtrechte:  Thorsen,  Die  dem 
jütischen  Low  verwandten  Stadtrechte,  1855.  Dazu:  Regesta  diplomatica  historiae 
Danicae,  1847,  1880 — 89.  —  Über  die  Sagas  als  rechtsgescbichtliche  Quellen  vgl. 
K.  Maurbb,  Die  Huldarsaga,  Abh.  der  Münch.  Ak.  20,  225 ff.;  Zwei  Rechtsfälle 
in  der  Eigla,  Münch.  S.-B.  1895,  S.  65 ff.;  Zwei  Rechtsfälle  a.  d.  Eyrbyggya,  ebd. 
1896,  S.  3  ff.     K.  Lehmann  u.  Schnobr  v.  Carolsfeld,  Die  Njalssage,  1883. 

b)  Französisches  und  belgisches  Recht.  Monod,  Bibliographie  de  lliis- 
toire  de  la  France,  1888.  Brunneb,  Überblick  über  die  Geschichte  der  französischen, 
normannischen  und  englischen  Rechtsquellen,  1890  (v.  Holtzbndorff's  Encyklopädie 
der  Rechtswissenschaft*,  S.  305  ff.).  Zum  Teil  vortreffliche  Arbeiten  französischer 
Rechtshistoriker  in  der  „Revue  historique  de  droit"  (s.  S.  4),  der  „Biblioth^que  de 
r^cole  des  chartes"  (seit  1839),  den  Sitzungsberichten  des  Institut  de  France  und 
der  verschiedenen  Akademien  und  wissenschaftlichen  Gesellschaften,  sowie  in  den 
Einleitungen  zu  den  einzelnen  Bänden  der  „Collection  de  documents  in^dits  sur 
rhistoire  de  France".  —  Warnkönio  u.  Stein,  Französische  Staats-  und  Rechts- 
geschichte,  3  Bde,  1846—48.  Schaffner,  Geschichte  der  Rechtsverfassung  Frank- 
reichs, 4  Bde,  1845 — 50.  Pardessus,  Memoire  sur  Torigine  du  droit  coutumier  en 
France  (MSmoires  de  Tlnstitut  X.  1834);  Essai  historique  sur  Torganisation  judi- 
ciaire  depuis  Hugues  Capet  jusqu'ä  Louis  XLI,  1851.  Ginoulhiac,  Histoire  g^n^rale 
du  droit  frauQais,  1884.  Esuein,  Cours  61ämentaire  d'histoire  du  droit  fran9ai8^,  1901. 
VioLLET,  Histoire  du  droit  civil  fran^is,  1893;  Histoire  des  Institutions  politiques 
et  administratives  de  la  France,  I.  1890,  II.  1898.  Gautier,  Histoire  du  droit 
fran^ais',  1884.  Fustel  de  Coulanqes,  Histoire  des  institutions  politiques  de  Tan- 
cienne  France,  1888 — 91;  Recherches  sur  quelques  probUmes  d'histoire,  1885.  Minier, 
Pr^cis  historique  du  droit  fran^ais,  1854.  Guttat,  Histoire  du  droit  fran^ais,  1884. 
Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  la  France,  7  Bde,  1888 — 96. 
Flach,  Origines  de  Tancienne  France,  2  Bde,  1886 — 93.  Lüchaire,  Histoire  des  in- 
stitutions monarchiques  de  la  France  sous  les  premiers  Cap^tiens,  2  Bde,  1883; 
Manuel  des  institutions  fran9ai8e8,  Periode  des  Cap^tiens,  1892.  Königswartee, 
Sources  et  Monuments  du  droit  fran^ais,  1853.  Beaüne,  Introduction  k  T^tude 
historique  du  droit  coutumier  fran^is,  1880;  Droit  coutumier  fran9ais,  1882—89. 
Beüqnot,  Les  Olim  ou  Registre  des  arreta  rendus  par  la  cour  du  roi,  4  Bde,  1839 — 48. 
Seionobos^  Le  regime  f^odal  enBourgogne,  1882.  Boutarig,  Le  regime  f^odal,  1875. 
De  Laqb^b,  Histoire  du  droit  dans  les  Pyr^n^es,  1867.  Riyi^e,  Histoire  des  in- 
stitutions de  l'Auvergne,  2  Bde,  1874.  Kibner,  Verf.-G.  der  Provence,  1900. 
Boüthors,  Les  sources  du  droit  rural,  1865.  Tardif,  Recueil  de  textes  pour  servir 
k  renseiguement  de  Thistoire  du  droit,  3  Bde,  1883 — 85;  Histoire  des  sources  du 
droit  fran^ais  au  moyen  age,  1890.  Doonon,  Les  institutions  politiques  et  ad- 
ministratives du  pays  de  Languedoc  du  18.  si^cle,  Toulouse,  o.  J.    Viollet,  Les 
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Etablissements  de  S.  Lonis,  3  Bde,  1881 — 83.  Beauchbt,  Histoire  de  Torganisation 
judiciaire  en  France,  1886.  Bbünvbb,  Wort  u.  Form  im  altfranz.  Prozeß  (S.-B.  d. 
Wiener  Akad.  57);  Das  franz.  Inhaberpapier  des  MA.,  Festschrift  für  Thöl,  1879. 
Warmkömio,  Flandrische  Staats- a.Recbt8geschichte,  8  Bde,  1835—42.  Poüillet, 
Histoire  politique  nationale,  1882.  Bbitz,  Code  de  Tancien  droit  belgiqne,  1847. 
DfiPAcoz,  Ancien  droit  de  )a  Belgique,  2  Bde,  1846—78.  Va]|]>ebkindbre,  Intro- 
daction  i  ThiBtoire  des  institutions  de  la  Belgique  au  mojen  age,  1890.  Pibskme, 
Geschichte  Belgiens,  fibers.  v.  Abnbeim,  I.  1899. 

c)  Englisches  und  normannisches  Recht  Bbukmeb,  Oberblick  824 — 347; 
Zar  Rechtsgeschichte  der  römischen  und  germanischen  Urkunde  (1880)  149—208; 
Die  Entstehung  der  Schwurgerichte,  1872;  Das  anglonormannische  Erbfolgesystem, 
1869  (vgl.  Mauber,  Krit  VJSchr.  12,  306  ff.);  Die  Zulässigkeit  der  Anwaltschaft 
im  franz.,  norm,  und  engl.  Recht  des  MA.  (Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  I.).  v.  Amiba, 
Die  Anf&nge  des  normannischen  Rechts  (Hist  Zeitschr.  39,  241).  Kemble,  The 
Saxons  in  England*,  1876;  deutsch  von  Brandis,  1853—54.  K.  Maübeb,  Über 
angelsächsische  Rechtsverhältnisse  (Krit  Übersch.  1,  47,  405.  2,  30,  388.  3,  26). 
Pbillips,  Geschichte  des  angels&ths.  Rechts,  1825;  Englische  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte, 2  Bde,  1827—28.  R.  Schmid,  Angelsächs.  Recht  (Uebhes,  krit.  JB.  der 
Litteratnr  81.  32);  Gesetze  der  Angelsachsen',  1858,  mit  antiquarischem  Glossai 
S.  521 — 680.  Adaics,  Lodgb,  Young,  Laughlin,  Essais  in  Anglosaxon  Law,  1876. 
WiUKBLifAinr,  Geschichte  der  Angelsachsen,  1883.  Kemble,  Codex  diplomaticus 
aevi  Sazonici,  6  Bde,  1889—46.  Birch,  Cartularium  Saxonicum,  2  Bde,  1885—87. 
Thorpe,  Diplomatarium  Anglicum  aevi  Sazonici,  1865.  Glasson,  Histoire  du  droit 
et  des  institutions  de  TAngleterre,  6  Bde,  1882—83.  Pollock  and  MArrLAVD,  History 
of  English  Law  before  Eduard  L,  2  Bde,  1895  (vgl.  Brünker,  ZRG.  30,  125 ff.); 
Publications  of  the  Seiden  Society,  seit  1888  (vgl.  Brunner,  ZRG.  27,  164  ff.). 
Stubbs,  Constitutional  history  of  England,  3  Bde,  1874 — 78;  Select  charters  of 
english  constitutional  history',  1874.  Reevbs,  History  of  the  English  Law,  5  Bde, 
1814—29  (über  die  Bearbeitung  von  Fiklason,  1869,  vgl.  Brunneb,  Krit  VJSchr. 
13,  228  ff.).  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte,  1882;  Englisches  Verwaltungs- 
recht',  1867;  Selfgovemment,  Kommunalverfassung  u.  Verwaltungsgerichte  in  Eng- 
land', 1871.  Pbillips,  Englische  Reichs-  u.  Rechtsgeschichte,  2  Bde,  1828.  Mavt- 
LAND,  Select  Pleas  in  memorial  and  other  seignorial  courts,  L  1889  (vgl.  Brttnner, 
ZRG.  28,  184  ff.).  Maitland,  Domesdaybook  and  beyond,  1897.  Henrici  de  Brac- 
TOK,  De  legibus  et  consnetudinibus  Angliae  libri  quinque,  her.  v.  Travers  Twiss, 
6  Bde,  1878 ff.;  Bractons  Note  Book,  her.  v.  Maitland,  3  Bde,  1887  (vgl.  Brumnee, 
ZRG.  23,  240  ff.).  BiGELOw,  Placita  Anglo-Normannica,  1879;  History  of  procedure 
in  England,  1880  (vgl.  Brunnbr,  ZRG.  15,  202  f.).  Tardif,  Coutumier  de  Normandie, 
1881  (vgL  Brttnner,  ebd.  16,  226  f.).  Delisles,  Recueil  de  jugements  de  TEcbiquier 
de  Normandie,  1864.  Gü6rin,  Etüde  sur  la  procedure  criminelle  en  Angleterre  et 
en  Ecosse,  1890. 

d)  Spanisches  Recht  Moktesa  y  MANRiauE,  Historia  de  la  legislacion  y 
recitatlones  del  derecho  civil  de  Espana,  8  Bde,  1861—65.  Semperb  t  Moreno, 
Historia  del  derecho  espanol,  1822—47.  v.  Brauchitsoh,  Geschichte  des  span.  Rechts, 
1852.  HiKOJOSA,  Historia  general  del  derecho  espagnol,  L  1887.  Oliver,  Historia  del 
derecho  en  Catsdufia,  Mallorca  y  Valencia,  4  Bde,  1876—81.  F.  Wolp,  Ein  Beitrag 
zur  Rechtssymbolik  aus  spanischen  Quellen,  S.-B.  der  Wiener  Akad.  51.  Monu- 
menta  historica  Portugalliae,  I.  Leges  et  consuetudines^  1856—68.  Außerordentlich 
wertvolle  Untersuchungen  über  spanisches  Recht  bei  Fxckbr,  Über  nähere  Ver- 
wandtschaft zwischen  gotisch-spanischem  und  norwegisch-isländischem  Recht,  Mitr 
teiL  d.  öster.  Inst.,  Erg.- Bd.  2,  455  ff.  (vgl  K.  Maureb,  Krit  VJSchr.  81,  190  ff. 
V.  Amira,  Litteraturbl.  f.  germ.  u.  roman.  Philol.  1888,  Sp.  1  ff.). 

e)  Italienisches  Recht  Pertilb,  Storia  del  diritto  italiano',  5  Bde,  seit 
1892.  La  Mantja,  Storia  della  legislazione  italiana,  I.  1884.  Ficker,  Forschungen 
zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  4  Bde,  1868—74.   v.  Bethmann-Hollweo, 
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Ursprung  der  lombardischen  StSdtefreiheit,  1846.  Del  Jüdice,  Studi  di  atoria  e 
diritto,  18S9.  Hegel,  Geschichte  der  Städteverfassung  von  Italien,  2  Bde,  1847. 
Salviou,  Le  giurisdizioni  speciali  nella  storia  del  diritto  italiano,  I.  1884;  Manuale 
di  storia  del  diritto  italiano  dalle  invasioni  germaniche  ai  nostri  giomi',  1892. 
Fr.  Schüpfeb,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano,  I.  Le  Fonti,  1895.  Kohler, 
Beiträge  zur  germanischen  Privatrechtsgeschichte,  1883—85.  Gaudenzi,  Sulla  pro- 
prietä  in  Italia,  1884.  Archivio  giuridico,  seit  1868.  Studi  e  documenti  di  storia 
e  diritto,  1880—84.  Quellenwerke:  Monumenta  historiae  patriae,  seit  1836;  Monu- 
ment! di  storia  patria  d eile  pro vincie  Modenese,  1864—78;  Monumenti  istorici  perti- 
nenti  alle  provincie  della  Romagna,'' Serie  I.  Statut!,  1869 — 77;  Monumenta  histo- 
rica  ad  provincias  Parmensem  et  Placentinam  pertinentia.  I.  Statuta,  1855 — 60; 
BoNAiNi,  Statut!  inediti  della  citta  di 'Pisa,  3  Bde,  1854—57.  Muratori,  Anti- 
quitates  Italicae  medii  aevi,  6  Bde,  1738—42;  Dissertazioni  sopra  le  antichita  ita- 
liane,  3  Bde,  1751.  La  Mantia,  Storia  della  legislazione  di  Sicilia,  2  Bde, 
1866—74.  V.  BRtfNhECE,  Siciliens  mittelalterliche  Stadtrechte,  1881.  Merkel,  Com- 
mentatio  qua  iuris  Siculi  sive  assisarum  regum  Siciliae  firagmenta  proponuntur, 
1856.  KoHLEB,  Studien  aus  dem  Strafrecht,  II— V  (Das  Strafrecht  der  italienischen 
Statuten  vom  12.  bis  16.  Jh.),  1895—97. 

f)  Römisches  Recht  im  Mittelalter,  v.  Savigitt,  Geschichte  des  römi- 
schen Rechts  im  Mittelalter*,  7  Bde,  1834 — 51.  M.  Conrat,  Geschichte  der  Quellen 
und  Litteratur  des  römischen  Rechts  im  früheren  Mittelalter,  I.  1889 — 90. 

III.  Haupt-Qnellenwerk.  Monumenta  Gcrmaniae  historica,  seit  1826, 
begründet  von  Freiherm  v.  Steik,  mit  Unterstützung  des  Deutschen  Bundes, 
jetzt  des  Deutschen  Reiches  und  Österreichs,  früher  unter  Leitung  von  Pbrtz,  jetzt 
unter  einer  eigenen  Centraldirektion.  Hauptabteilungen:  Scriptores  (fol.  und  4*^), 
Auctores  antiquissimi  (4*^),  Leges  (fol.  und  4^),  Diplomata  (fol.  und  4^),  Deutsche 
Chroniken  (4«),  Necrologia  (i%  Antiquitates  (4°),  Epistolae  (4'0,  Poötae  latini  (4«), 
Indices  1890.  Auf  Grund  der  Monumenta  erscheinen:  Scriptores  rerum  Germani- 
carum  in  usum  scholarum,  seit  1840,  und:  Die  Geschichtschreiber  der  deutschen 
Vorzeit  in  deutscher  Bearbeitung,  seit  1849.  Organ  der  Monumenta:  Archiv  (seit 
1876:  Neues  Archiv)  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde,  seit  1824. 

IT.  Hilfswissenschaften.  Schmoller,  Staats-  u.  sozial  wissenschaftliche  For- 
schungen, Zeitschrift  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgeschichte,  seit  1893. 

V.  iNAifA-STERNEGG,  Deutschc  Wirtschaftsgeschichte  (bis  Ende  des  Mittelalters) 
I— in.  2.  1879—1901;  Über  die  Quellen  der  deutschen  Wirtschaftsgeschichte,  1877 
(Wiener  S.-B.  84);  Wirtschaft  (in  Paül's  Grundriß  der  germ.  Philologie«,  3,  1—50); 
Untersuchungen  über  das  Hofsystem  im  Mittelalter,  1872;  Die  Ausbildung  der 
großen  Grundherrschaften  in  Deutschland  während  der  Karolingerzeit,  1878. 
Meitzen,  Siedelung  und  Agrarwesen  der  West-  u.  Ostgermanen,  der  Reiten,  Römer, 
Finnen  und  Slawen,  3  Bde  mit  Atlas,  1895  (vgl.  Stütz,  Gott.  gel.  Anz.  1897, 
S.  515  ff.).  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  3  Bde,  1885—86; 
Beiträge  zur  Geschichte  des  französischen  Wirtschaftslebens  im  11.  Jahrhundert, 
1878;  Die  wirtschafts-geschichtlichen  Studien  in  Deutschland  (Jahrbücher  f.  National- 
ökonomie und  Statistik,  NF.  Bd.  6.  9.  11).  Uanssen,  Agrarhistorische  Abhandlungen, 
2  Bde,  1880.  Hanauer,  Les  constitutions  des  campagnes  de  TAlsace  au  moyen- 
äge,  1864;  Les  paysans  de  l'Alsace  au  moyen-äge,  1865;  Etudes  ^conomiques  sur 
l'Alsace,  2  Bde,  1876—78.  Wolfp,  Beiträge  zur  siebenbürgisch-deutschen  Agrar- 
geschichte,  Hermannstadt  1885.  Ashley,  Englische  Wirtschaftsgeschichte,  übers, 
von  Oppenheim,  2  Bde,  1896.  Bsetsig,  Kulturgeschichte  der  Neuzeit  II.  2,  1901. 
E.  H.  Meter,  Deutsche  Volkskunde,  1898.  M.  Heyne,  Fünf  Bücher  deutscher 
Hausaltertümer,  I.  Das  deutsche  Wohnungswesen,  1899.  11.  Das  deutsche  Nahrungs- 
wesen, 1901. 

Wattenbach,  Deutschlands  Geschichtsquellen  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhun- 
derts^, 2  Bde,  1893 — 94.  Lorenz,  Deutschlands  (xeschichtsquellen  seit  der  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts",  2  Bde,  1886—87;  Lehrbuch  der  Genealogie,  1898.    Potthast, 
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Bibliotheca  historica  medii  aevi,  Wegweiser  durch  die  Geschichtswerke  des 
deatschen  Mittelalters*,  2  Bde,  1896.  Bbesslau,  Handbuch  der  Urkundenlehre  für 
Deutschland  and  Italien,  I.  1889.  ÖfiTEbLißY)  Wegweiser  durch  die  Litteratur  der 
Urkundensammlungen,  2  Bde,  1885— 8<?.  Wattenbach,  Das  Schriftwesen  des  Mittel- 
altere', 1896.  GaoTEapEND,  Zeitrechnung  des  deutschen  Mittelalters  und  der  Neu- 
zeit, 2  Bde,  1891—98;  Taschenbuch  der  Zeitrechnung  des  deutschen  Mittelalters 
u.  der  Neuzeit,  1898. 

GöDKKE,  Grundriß  zur  Geschichte  der  deutschen  Dichtung',  6  Bde,  1884 — 98. 
ScHEREB,  Geschichte  der  deutschen  Litteratur^,  1891.  Röqel,  Geschichte  der 
deatschen  Litteratur  L  1894-97. 

ÖsTERLEY,  Historisch -geographisches  Wörterbuch  des  deutschen  Mittelalters, 
1S83.  FöBSTEMANN,  Altdeutschcs  Namenbuch,  I.  Personennamen,  1856,  IL  Orts- 
namen', 1872.  V.  Spbuneb,  Handatlas  f.  d.  Gesch.  des  MA.  u.  der  neueren  Zeit', 
bearb.  von  Menke,  1880.  Deotsem  u.  Andree,  Historischer  Atlas,  1886.  Wolfp, 
Historischer  Atlas  1877. 

Du  Cakge,  Glossarium  mediae  et  infimae  latinitatis,  ed.  Henschel,  7  Bde, 
1S40— 50;  neueste  Ausgabe  von  Favre,  10  Bde,  1882 — 87.  Diefenbach,  Glossarium 
Latino-Germanicum  mediae  et  infimae  aetatis,  1857;  Vergleichendes  WB.  der  gotischen 
Sprache,  2  Bde,  1851.  Uhlenbeck,  Etymol.  WB.  der  gotischen  Sprache,  1896. 
MoBiirs,  Altnord.  Glossar,  1866.  Stobm  og  Hbrtzbero,  Norges  gamle  Love,  V.  1895. 
ScHLYTKB,  Glossarium  ad  corpus  iuris  Sueo-Gotorum  antiqui  (Corp.  iur.  Sueo-Got 
Xni,  1877).  Kalkar,  Ordbog  ül  det  aeldre  danske  Sprog,  2  Bde,  1885-1892. 
Grafp,  Althochd.  Sprachschatz,  6  Bde,  1884—46.  Steinmeyer  u.  Sievers,  Die 
ahd.  Glossen,  4  Bde,  1879—98.  Benecke,  MtfLLER  u.  Zarncke,  Mhd.  WB.,  8  Bde, 
1854-87.  Lexbb,  Mhd.  WB.,  8  Bde.  1869—78;  Mhd.  Taschen-WB.',  1897. 
ScHMELLBR,  BaicT.  WB.,  4  Bde,  1827—37,  2.  Aufl.  her.  v.  Fbommann,  2  Bde,  1872—77. 
Schiller  u.  Lübben,  Mnd.  WB.,  6  Bde,  1875—81.  Haltaüs,  Glossarium  Ger- 
manicum  medii  ae vi,  1758.  BaiNCitMEiER,  Glossarium  diplomaticum,  2  Bde,  1850—55. 
Grdoi,  Deutsch.  WB.,  seit  1854.  Heyne,  Deutsch.  WB.,  8  Bde.,  1890—95.  Kluge, 
Etymolog.  WB.  d.  deutsch.  Sprache',  1901.  v.  Richthofen,  Altfriesisch.  WB. ,  1840. 
DooRXKAAT-RooLHAN,  WB.  d.  ostüriesisch.  Sprache,  1879  flP.  VERwijs  en  Verdam, 
Middeinederlandsch  Wordenboek,  seit  1882.  Stallaert,  Glossarium  van  verouderde 
recktstermen.  I.  1890.  BosWobth,  Anglo-Saxon  an  £ngltsh  Dictionary,  1849.  Toller 
and  BoswoRTH,  Anglo-Saxon  Dictionary,  seit  1882.  R.  Schmid,  Gesetze  der  Angel- 
sachsen*, Glossar.  Wrioht,  Anglosaxou  an  old  english  vocabularies",  by  Wülcker, 
2  Bde,  1884.  Brückner,  Die  Sprache  der  Langobarden,  1895.  Diez,  Etymol.  WB. 
d.  roman.  Sprachen^,  2  Bde,  1887.  Dufin  et  Laboulaye,  Glossaire  de  Tancien 
droit  fran^ais,  1846.  Ragubau  et  Laüri^re,  Glossaire  du  droit  fran9oi8,  neue  Aus- 
gabe von  Favre,  1882.  Raynouard,  Lezique  Roman,  6  Bde,  1888  ff.  La  Curne 
DE  Saiktb-Palaye,  Dictionnaire  historique  de  Tanc.  langage  fran^ois,  10  Bde,  1875—82. 
GoDEFROY,  Dictionnaire  de  Tancienne  langue  fran^aise,  seit  1881.  Körting,  Latei- 
nisch-romanisches  WB.,  1890.  Die  Herstellung  eines  umfassenden  Wörterbuches 
der  älteren  deutschen  Rechtssprache  ist  seitens  der  Berliner  Akademie  der  Wissen- 
schaft in  Angriff  genommen. 

Paul,  Grundriß  der  germanischen  Philologie,  I.  II.  1891—93,  I*  und  III»  1899 
bis  1900.  Gröber,  GrundrS  der  romanischen  Philologie,  2  Bde,  1888—93.  Zeitschr.  f. 
deatßches  Altertum  (begr.  v.  Haupt),  seit  1841.  Germania  (begr.  v.  Ppeippbr), 
seit  1856.  Zeitschr.  f.  deutsche  Philologie  (begr.  v.  Zacher  u.  Höppner),  seit  1869. 
Zeitschr.  f.  Volkskunde,  seit  1891.  Vancsa,  Das  erste  Auftreten  der  deutschen 
Sprache  in  den  Urkunden,  1895.  van  Helten,  Zu  den  malbergischen  Glossen  und 
den  salfrftnkischen  Formeln  und  Lehnwörtern  in  der  Lex  SaJica  (Paul  u.  Braune, 
Beitrage  25,  225—542. 

Eine  große  Bedeutung  für  die  Rechtsgeschichte  besitzt  die  „Rechtsarchäologie*', 
die  sich  teils  auf  alte  Abbildungen,  teils  auf  die  Erforschung  der  im  Rechtsleben 
angewendeten  Gebrauchsgegenstände  zu  stützen  hat.     Vgl.  v.  Amira,  Grundriß',  10  f. 
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Caesar,  Commentarü  de  bello  Gallico  (51  y.  Chr.).  Tacitds,  Germania 
(98  n.  Chr.);  Historiae,  Annales,  beide  unter  Trsgan  (98—117  n.  Chr.). 

Waftz,  VG.  I^  1880.  SoHM,  Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung, 
1—8.  V.  Stbel,  Entstehung  des  deutschen  Königtums',  1881.  Erhardt,  Gott.  gel. 
Anz.  1882,  S.  1217— 1261.  W.  Sickel,  Der  deutsche  Freistaat,  1879;  Zur  germa- 
nischen Verfassungsgeschichte  (Mitteil.  d.  österr.  Inst.,  Erg.-Bd,  1,  7  ff.),  v.  Daniels, 
Handbuch  1,  12—41.  313—350.  Thumchum,  Der  altdeutsche  Staat,  1862.  Zacher, 
Germanien  und  die  Grermanen  (Eesoh  u.  Grüber,  Encyklopädie  61).  v.  Bethmann- 
HoLLWEO,  Die  Germanen  vor  der  Völkerwanderung,  1850.  Dahn,  Könige  der  Ger- 
manen, I.  1861;  Deutsche  Geschichte,  I.  1883;  Urgeschichte  der  germanischen  und 
romanischen  Völker  I*.  1899  (dazu  Sickel,  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  2,  127  ff.);  Die 
Germanen  vor  der  Völkerwanderung  (Bausteine  1,  396—431);  Die  Landnot  der 
Germanen  (a.  d.  Breslauer  Festschrift  für  Windscheid,  1889).  Arnold,  Deutsche 
Urzeit,  1879  (Deutsche  Geschichte  L).  G.  Kaufmann,  Die  Germanen  der  Urzeit, 
1880  (Deutsche  Geschichte  bis  auf  Karl  den  Großen  I.).  Lamprecht,  Deutsche 
Geschichte  I^  1894.  Usingee^  Anfänge  der  deutschen  Geschichte,  1875.  Genoler, 
Germanische  Rechtsdenkmäler,  1875.  Blandini,  La  monarchia  germanica  prima 
delia  invasioni,  1888.  Baumstark,  Urdeuteche  Staatsaltertümer,  1873;  Ausführliche 
Erläuterung  der  Germania  des  Tacitus,  2  Bde,  1875—81.  Kemblb,  Die  Sachsen 
in  England,  übers,  von  Brandes,  2  Bde,  1853—54.  K.  Maurer,  Über  angelsäch- 
sische Rechtsverhältnisse,  Krit  Überschau  1, 47—120,  405—431.  2,  30—68,  338—440. 
8,  26 — 61.  Landau,  Die  Territorien,  1854.  Vanderkindbrb,  Introduction  k  Thistoire 
des  institutions  de  la  Belgique  91—105.     MsiTzen,  Siedelung  (S.  8)  1,  33  ff.  378  ff. 

Müllenhopp,  Deutsche  Altertumskunde  (citiert  als  DA.),  5  Bde,  1870—1900 
(besonders  Band  IV,  Die  Grermania  des  Tacitus,  1900).  Mommsen,  Römische  Ge- 
schichte,  V,  1885;  Verzeichnis  der  römischen  Provinzen  um  297,  mit  einem  An- 
hange von  Müllenhopp,  1863  (Abb.  d.  Berl.  Äk.  1862).  Juno,  Die  romanischen 
Landschaften  des  römischen  Reiches,  1881. 

§  3.    Die  Zustände  der  Germanen  im  aligemeinen. 

Waitz  I».  3—52.  Brunner,  RG.  I,  §§  6,  7,  15.  Zeuss,  Die  Deutschen  und 
die  Nachbarstämme,  1837.  MttLLENHOPP,  DA.  II.  IV.  J.  Grimm,  Geschichte  der 
deutschen  Sprache",  1868;  Deutsche  Mythologie*,  her.  v.  E.  H.  Meter,  2  Bde, 
.1880.  E.  H.  Meter,  Germ.  Mythologie,  1891.  Golther,  Handb.  d.  germ.  Mytho- 
logie, 1895.  MooK,  Germ.  Mythologie,  in  Paulis  Grundriss,  3*,  230—406.  Bremer, 
Ethnographie  der  germ.  Stämme,  ebd.  3^  735  ff.  Usinoer,  Die  Anfänge  der  deutschen 
Geschichte,  1875.  Förstemann,  Geschichte  des  deutschen  Sprach  Stammes ,  2  Bde, 
1874—75.  Schrader,  Sprachvergleichung  und  Urgeschichte*,  347—615.  Weinhold, 
Altnordisches  Leben,  1856.  Kossinna,  Die  vorgeschichtliche  Ausbreitung  der  Ger- 
manen in  Deutschland  (Zeitschr.  f.  Volkskunde,  1896). 
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Das  Volk  der  Germanen  zerfiel  gleich  dem  der  Kelten  in  eine  große 
Zahl  selbständiger  politischer  Gemeinwesen,  die  in  der  Wissenschaft  als 
„Völkerschaften"  bezeichnet  zu  werden  pflegen;  die  römische  Benennung 
war  dviku,  die  germanische  ^^Yolk'^  (got.  ßinda,  ahd.  thiot,  an.  ßtod  und 
fylkf^K  Die  Vjolkerschaften  führten,  ohne  dauernden  Zusammenhang  unter- 
einander, je4e  för  sich  ein  staatliches  Leben.  Die  sprachlichen  Verschieden- 
heiten ergeben  die  Sonderung  der  Nation  in  zwei  Gruppen,  nach  ihren 
ursprünglichen  Wohnsitzen  als  Ost-  und  Westgermanen  unterschieden*. 
Zu  den  Ostgermanen  gehörten  außer  den  gotisch -vandalischen  Völkern 
östlich  der  Oderniederung  auch  die  Skandinavier '  oder  Nordgermanen 
(Dänen,  Norweger,  Schweden,  ursprünglich  auch  die  Heruler),  zu  den 
Westgermanen  die  Deutschen,  mit  Einschluß  der  Franken  und  Friesen, 
sowie  die  Langobarden  und  AngelsachseffJj^ÜOie  Westgermanen  gliederten 
sich  nach  Maßgabe  ihrer  Abstammung  mdie  Gruppen  der  Ingväonen, 
Istväonen  und  Herminonen.  Eine  rechtliche  oder  politische  Bedeu- 
tung besaßen  diese  Einteilungen  nicht  mehr,  doch  bestanden  immer  noch 
innerhalb  der  alten  Stamme  umfassendere  Kultverbände,  die  eine  größere 
oder  geringere  Zahl  verwandter  Völkerschaften  in  Gebet-  und  Opferdienst 
zu  gemeinsamer  Ehrung  des  Stammesgottes  vereinigten^  Der  bedeutendste 
war  der  Tempelbund  der  herminonischen  Sueben,  dessen  Mittelpunkt 
das  Heiligtum  {alah)  des  Ziu-Irmin  im  Lande  der  Semnonen  bildete. 
Die  letzteren  nahmen  als  Ziuwaren  (Verteidiger  des  Ziu)  eine  führende 
Stellung  ein;  Tagitcs  bezeichnet  sie  als  „caput  Sueborum'',  und  schließ- 
lich blieb  der  ursprünglich  einem  ganzen  Völkerkreise  eigene  Name 
an  ihnen  haften;   die  Semnonen  sind  der  Kern  der  späteren  Schwaben 


»  VgL   MÜLLBKHOPF  5,   287. 

^  Vgl.  ScHEKER,  Zur  Geschichte  d.  deutech.  Sprache  07  ff.  164.  Zimmer, 
Ostgermanisch  and  Westgenoanisch,  ZDA.  19,  393.  MOllbnuoff  3,  198.  202. 
4,  121.    Bremer,  a.  a.  0.  815  ff. 

•  Die  Burgunder  waren  Os'tgermanen,  vgl.  Kögel,  ZDA.  37,  221  ff.  Neuer- 
dings hat  Ficksr  (Ober  nähere  Verwandtschaft  zwischen  gotisch -spanischem  und 
norwegisch-isländischem  Recht,  i.  d.  Mitteil.  d.  öst  Inst,  Erg. -Bd.  U.  455  ff.;  Das 
langobardische  und  die  skandinavischen  Rechte,  ebd.  22,  1  ff.;  Untersuchungen  zur 
Hechtsgeschichte)  die  Langobarden,  Warnen  und  Friesen  nach  Maßgabe  ihres 
Rechts  ft&r  die  ostgermanische  Gruppe  in  Anspruch  genommen,  doch  steht  der 
westgermanische  Charakter  dieser  Völker  nach  Sprache  und  Recht  (vgl.  Anm.  6) 
sowie  nach  den  Zeugnissen  der  Geschichtschreiber  so  fest,  daß  die  Gegengründe 
FiciER^s  in  seinen  an  sich  höchst  bedeutenden  Untersuchungen  daran  nicht  zu 
rättdn  vermögen.  VgL  K.  Maitrer,  Krit.  VJSchr.  81,  192.  v.  Amira,  Gott.  gel. 
Anz.  1892,  Nr.  7  und  Litter.-Bl.  f.  germ.  u.  rom.  Philol.  1888,  Sp.  1  ff.  Dareste, 
K.  Bevue  24,  155.  Tidsskrift  for  Retsvidenskab  13,  389  ff.  Mit  Ficker  überein- 
stimmend Kdsr,  Edictus  Rotari,  1898. 

*  VgL  Germania  c.  9  über  die  Donausueben,  c.  40  über  den  Nerthusdienst 
der  Ingväonen,  c.  43  über  den  Kultverband  der  Lugier  (Vandalen),  Annal.  1,  c.  50  f. 
über  den  Tanfanadienst  istväonischer  Völker  im  Lande  der  Marsen.  Dahn,  Könige 
7t  1,  S.  2  ff.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  2  f.  Brünner,  RG.  1,  31  f. 
MüLLEHHOPP,  DA.  4,  460.  485.  526  ff. 
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oder  Alamannen^  Außer  den  Jahresfesten  des  Gottes,  bei  denen  alle 
Völkerschaften  des  Bundes  durch  Gesandte  vertreten  waren,  zeichneten 
sich  die  Sueben  durch  gewisse  Eigentümlichkeiten  in  Tracht  und  Sprache 
aus.  Bei  ihnen  mögen  schon  Keime  der  Lautverschiebung,  die  seit  dem 
6.  Jahrhundert  den  Übergang  vom  Germanischen  zum  Althochdeutschen 
bezeichnet,  vorhanden  gewesen  sein,  wenigstens  tritt  das  Althochdeutsche 
zuerst  bei  den  Alamannen  und  den  ebenfalls  suebischen  Baiern  und 
Thüringern,  alsbald  auch  bei  den  Langobarden  hervor*.  Die  weitere 
Ausbreitung  des  Hochdeutschen  über  einen  Teil  der  Franken  hat,  im 
Anschluß  an  die  geographische  Lage,  auf  reiner  Kulturentwickelung 
beruht,  wie  dies  noch  heute  bei  dem  Fortschreiten  des  Neuhochdeutschen 
in  den  niederdeutschen  Gebieten  der  Fall  ist.  Geschlossene  Kreise  hoch- 
oder  niederdeutsch  redender  Stamme  hat  es  nie  gegeben,  für  die  Rechts- 
geschichte ist  diese  aus  sprachlichen  Motiven  hergenommene  Einteilung 
daher  nicht  von  der  Bedeutung,  die  man  ihr  zum  Teil  hat  beilegen 
wollen  ^. 

Auf  dem  Festland  ursprünglich  nur  in  der  norddeutschen  Tiefebene 
zwischen  Elbe  und  Oder  seßhaft,  hatten  die  Germanen  sich  schon  vor 
Augustus  ostwärts  bis  zur  Weichsel  und  über  diese  hinaus  bis  an  den 
Pregel  ausgedehnt.  Hier  berührten  sie  sich  mit  den  Eisten  (Aestii),  d.  h. 
den  von  den  Slawen  als  „Preußen"  zusammengefaßten  Preußen,  Letten 
und  Littauern.  Die  Grenze  gegen  die  Slawen  (Venedae,  Veneti)  bildet« 
die  obere  Weichsel.  Die  Ausdehnung  der  Germanen  nach  Süden  und 
Westen  erfolgte  auf  Kosten  der  Kelten.  Neue  Sitze  suchend  fand  Cäsar 
die  keltischen  Bojer  in  Gallien,  nachdem  sie  ihre  noch  heute  nach  ihnen 
benannte  frühere  Heimat  (Boiohaemum,  Baiahaim,  Baias)  vor  den  Marko- 
mannen hatten  räumen  müssen,  während  die  auf  beiden  Ufern  des  Nieder- 


*  Vgl.  Germania  c.  39.  Baumann,  Forschungen  z.  schwäb.  Greschichte,  1899, 
S.  500  ff.  KossiNNA,  Die  Sueben  im  Zusammenhang  der  ältesten  deutschen  Völker- 
bewegungen, Westd.  Zeitschr.  9,  199  ff.  10,  104  ff.  Müllenhoff,  DA.  4,  456  f. 
460.  Welleb,  Die  Besiedlung  des  Alamannenlandes,  1898.  Gramer,  Geschichte 
der  Alamannen,  1899;  Württembergische  Vierteljahrshefte  NF.  9,  467  ff. 

'  Die  Langobarden  zeigen  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  und,  nach  den  Unter- 
suchungen von  Brückner  (S.  9),  auch  auf  dem  der  Sprache  eine  so  große  Ver- 
wandtschaft mit  den  Sachsen  und  Angelsachsen,  also  ingväonischen  Völkern,  daß 
ihre  Einordnung  unter  die  Herminonen  die  größten  Bedenken  hat.  Wenn  sie 
gleichwohl  von  Strabo  7,  1,  Ptolemaeüs  2,  c.  11,  §§9,  15  und  Tacitus  (Annal.  2,45) 
den  suebischen  Völkern  zugezählt  werden,  so  ist  dies  wohl  auf  Grund  ihrer  Be- 
teiligung an  dem  großen  Suebenbunde  des  Marobod  geschehen,  während  die  her- 
minonischen  Chatten  und  Cherusker  (Plinius  4,  99),  weil  sie  dem  Bunde  fem  ge- 
blieben waren,  in  Gegensatz  zu  den  Sueben  gestellt  wurden.  Oberhaupt  dürfte 
die  maßlose  Ausdehnung  des  Suebenbegriffes  bei  Tacitus  aus  ungehöriger  Ver- 
mischung politischer  und  ethnographischer  Beziehungen  zu  erklären  sein.  Der 
frühzeitige  Übergang  der  Langobarden  zum  Hochdeutschen  erklärt  sich  aus  dem 
jahrhundertelangen  Einfluß  der  suebischen  Völker,  unter  denen  sie  seit  dem  Abzug 
aus  der  norddeutschen  Heimat  gelebt  hatten. 

^  Vgl.  ZRG.  15,  20.     Braune,  Beitr.  z.  G^sch.  d.  deutsch.  Sprache  1,  2  f. 
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rheins  angesiedelten  Menapier  sich  allmählich  zum  Rückzug  über  den 
Khein  gedrängt  sahen.  Um  den  Beginn  unserer  Zeitrechnung  war  schon 
das  ganze  linke  Rheinufer  von  Basel  bis  zur  Nordsee  von  einer  ge- 
schlossenen Reihe  germanischer  Völker  besetzt,  nur  im  Moselgebiet  von 
keltischen  Trevirem  durchbrochen.  Keltischer  Herkunft  ist  auch  der 
unserm  Volke  zuerst  von  den  Galliern  und  Römern  beigelegte  Gesamtname 
Germanen^.  Seit  Domitian  (80—90)  wurden  die  von  den  linksrheinischen 
Germanen  eingenommenen  Gebiete,  die  bereits  seit  Augustus  einen  zu 
Gallien  gehörigen  Heeresbezirk  „Germama^^  bildeten,  im  Anschluß  an  die 
beiden  belgischen  Provinzen  zu  den  Provinzen  Ober-  und  Niedergermanien 
(Germania  I.  und  II.)  zusammengefaßt.  Den  Römern  waren  die  Einwohner 
heerfolge-,  zum  Teil  auch  tributpflichtig,  im  übrigen  behielten  sie  größten- 
teils ihre  Verfassung  und  sonstigen  nationalen  Einrichtungen.  Die  Grenze 
der  unabhängigen  Germanen  gegen  das  römische  Reich  bildeten  im 
allgemeinen  der  Rhein  und  die  Donau,  nur  die  Provinzen  Obergermanien 
und  Vindelicien  (Rätia  II.)  gingen  darüber  hinaus  bis  an  den  römischen 
Limes,  der  in  mannigfachen  Biegungen  von  der  Lahnmündung  bis  zur 
Mündung  der  Altmuhl  reichend  als  dauernder  Grenzschutz  gegen  die 
Germanen  dienen  solltet 

Schon  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Geschichte  hatten  die  Germanen 
den  rohen  Zustand  bloßer  Jagd-  und  Fischervölker  überwunden.  Noch 
zogen  sie  vielfach  nomadenartig  umher  und  ihre  vornehmste  Habe  bestand 
in  Viehheerden,  aber  sie  trieben  auch  regelmäßigen  Ackerbau,  der  frei- 
lich noch  durchaus  extensiv  war  und  sich  auf  die  Frühjahrsbestellung 
beschränkte.  Die  Jahre  berechneten  sie  nach  Wintern,  die  Tage  nach 
Nächten  ^^.  Städtisches  Leben  und  städtisches  Gewerbe  kannten  sie  nicht. 
Der  Handel  war  ausschließlich  Tauschhandel,  nur  im  Grenzverkehr  mit 
den  Römern  bedienten  sie  sich  des  Geldes,  zumal  römischer  Silberdenare 


»  Vgl.  MüLLEHHOPP  2,  189  ff.  4,  129  ff.  Waitz,  1,  125  ff.  Bremer,  a.  a.  0. 
739  f.  Hirschfeld,  Der  Name  Germani  bei  Tacitns  (i.  d.  Kiepert-Fes tschriffc,  1898). 
Den  Grermanennamen  fahrten  anfangs  nur  gewisse  belgische  Völkerschaften,  von 
denen  es  streitig  ist,  inwieweit  sie  keltischer  oder  germanischer  Absiammung  ge- 
wesen sind.     Ober  den  Namen  Deutsche  vgl.  §  38  Anm.  2. 

*  Vgl.  das  im  Auftrag  der  Reichs-Limeskommission  herausgegebene  Werk 
von  Sarwet  u.  Hbttner,  Der  obergermanisch-rhfttische  Limes  des  Romerreiches, 
seit  1894,  und  das  seit  1893  erscheinende  Limesblatt.  Gradmann,  Der  oberger- 
manisch-rhätische  Limes  u.  das  fränkische  Xadelholzgebiet,  Petermann*s  Mitteilungen 
45,  57  ff. 

^^  Ebenso  bei  den  Galliern  (Bell.  Gall.  VI.  c.  18).  Di^VfoTt/d  sicconsHttiunt, 
810  eandicunt  (Germ.  c.  11)  besagen,  daB  sowohl  Vertrags-  wie  Gerichtsfristen  nach 
Nftchten  angesetzt  wurden  (Zanoemeibter).  Vgl.  Müllenhoff,  DA.  4,  235  f.  641  f. 
Indem  der  neue  Zeitabschnitt  schon  mit  Sonnenuntergang  begann,  berechnete  sich 
eine  Woche  von  sieben  Nächten  (engl,  sennight)  zu  acht  Tagen,  wie  noch  unser 
heutige  Sprachgebrauch  und  frz.  huitaine  festhält;  zwei  Wochen  von  vierzehn 
Nftchten  (engl,  fortnight)  waren  gleich  15  Tagen  (frz.  qutnxaine,  quinxe  jours),  und 
sechs  Wochen  berechnete  man  zu  dreimal  vierzehn  Nächten,  also  zu  sechs  Wochen 
und  drei  Tagen.    Vgl.  Scbrader,  a.  a.  0.  449  ff. 
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der  Kepublik  und  solcher  aus  der  Zeit  der  Antonine^^  Im  inneren 
Germanien  wurden  vorzugsweise  goldene  Ringe  und  Spiralen  oder  Bauge 
(ahd.  pouc,  an.  baugr),  deren  Wert  man  nach  einem  wohl  gelegentlich 
des  Bernsteinhandels  vom  Schwarzen  Meer  eingewanderten  Pfunde  von 
etwa  350  gr  berechnete,  bei  den  Nordgermanen  und  Friesen  aber  Tuch- 
stücke {vädmdl)  zu  Zahlungen  verwendet  Eigentlicher  Wertmesser  war 
das  Vieh,  so  daß  faiku  geradezu  Geld  oder  Lohn  bedeutete. 

Den  Gebrauch  gewisser  Schriftzeichen  hatten  die  Germanen  wahr- 
scheinlich gleich  den  übrigen  westarischen  Nationen  schon  aus  der  asia- 
tischen Heimat  mitgebracht^*.  Sie  verwendeten  die  Zeichen  ausschließ- 
lich zu  religiösen  Zwecken  und  zum  Losen,  wobei  dieselben  unter  dem 
EÄunen  heiliger  Worte  (daher  „Runen'*)  in  Holztafelchen  eingeritzt  wurden  ^^ 
Das  regelmäßige  Verlosen  der  Äcker  mag  dazu  geführt  haben,  daß  jeder 
Hausherr  ein  eigenes  Zeichen  als  Hausmarke  (Handgemal)  erhielt,  das 
ihm  auch  zur  Bezeichnung  seiner  Habe  diente^*.  Die  frühestens  seit  dem 
2.  Jahrhundert  vorkommenden,  in  zusammenhängender  Schrift  verwendeten 
Schreiberunen  sind  wohl  nicht  auf  die  mythischen  Runen  der  Urzeit, 
sondern  auf  römische  Kultureinflüsse  zurückzuführen. 

Das  ursprünglich  nur  adjektivisch,  erst  in  späterer  Zeit  auch  sub- 
stantivisch gebrauchte  Wort  „Recht"  (got.  raihtSy  an.  rSttr,  ahd.  reht)  be- 
deutete zunächst  das  „Gerichtete"  (Gerade),  also  das  subjektive  Recht, 
sodann  die  „Richtung",  das  objektive  Recht,  die  Rechtsnorm".  Die 
geläufigste  Bezeichnung  für  letztere  war  bei  den  Nordgermanen  lag^^,  bei 


"  Vgl.  SoETBEER,  Beitrfige  z.  Gesch.  d.  Geld-  u.  Münzweaens  i.  Deutschland, 
FDG.  1,  207  ff. 

*'  Vgl.  WiMMEtt,  Die  Runenschrift,  übers,  y.  Holthausek,  1887.  Sievers, 
Runen,  in  Paul's  Grundriß  1,  248  ff.  W.  Grimm,  Über  altdeutsche  Runen,  1821. 
V.  LiLiENCRON  u.  MüLLENHOFF,  Zur  Runeulchre,  1852.  Müllenhoff  ,  DA.  4, 
226  f.  585  f. 

*•  Die  gemeingermanische  Bezeichnung  für  diese  Schreibtafeln  war  bök,  daher 
„Buchstabe".  Ob  Zusammenhang  mit  „Buche",  ist  bestritten.  Dafür  Kluoe,  u.  d. 
Wort,  sowie  Grimm,  DWB.  2,  466  f.  470.  Dagegen  Sievbrs,  a.  a.  0.  Von  dem 
Einritzen  der  Buchstaben  erklärt  sich  altsächs.  ags.  tcriian  (engl,  to  tcrite,  altnord. 
rita),  von  dem  Auflesen  derselben  ahd.  iesan-^  ahd.  scrtbanj  ein  von  scrtbere  ge- 
bildetes Lehnwort,  ist  erst  mit  der  lateinischen  Schrift  eingedrungen. 

**  Derartige  Marken  haben  sich  zum  Teil  bis  heute  im  Gebrauch  erhalten. 
Vgl.  HoMEYER,  Haus-  und  Hofmark eii,  1870,  und  Berichte  der  Berliner  Akademie 
1872,  S.  611—628;  Über  das  germanische  Losen  (ebd.  1858,  S.  747—774);  Die  Los- 
stäbchen (i.  d.  Symbolae  Bethmanno-Hollwegio  oblatae,  Berlin  1868). 

"  Vgl.  Amira*,  7;  Nordgerm.  Obligationenrecht  1,  55  ff.  Diefbnbach,  WB. 
d.  got  Sprache  2,  161  f.  Kluge,  Etymol.  WB.  u.  d.  W.  Grimm,  DWB.  8,  364  f. 
Entsprechend  mlat  directum,  drictum,  ital.  diritto,  frz.  droit  Sehr  beliebt  war  im 
Mittelalter  die  allitterierende  Formel  „Recht  und  Rede",  wobei  Rede  (ahd.  reda^ 
redja)  «  ratio.  Vgl.  Frensdorff,  Recht  und  Rede  (Historische  Aufsätze,  dem  An- 
denken an  Waitz  gewidmet,  1886,  S.  433—490). 

*•  Auch  bei  Angelsachsen,  Friesen  und  Franken  bezeugt.  Vgl.  Brukner, 
ZRG.  17,  237.  Freksdorff,  Hansische  Gesch.- Blätter  8,  47.  65.  Bei  den  beiaffines 
der  Goten  (Jordanis  Getica  c.  11)  ist  vielleicht  an  dieselbe  Wurzel  zu  denken. 
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den  Wesl^rmaiien  ehe  (ahd.  ewa,  as.  eOy  eu,  ags.  d,  ce,  oßw,  afrs.  äy  e), 
d.  h.  Billigkeit  (lat  aeqaum)^^.  Geschriebenes  Recht  gab  es  nicht,  alles 
Recht  war  Gewohnheitsrecht^®,  das  teils  in  XJrteilsprüchen  von  Fall  zu 
Fall,  teils  in  abstrakten  Urteilen  oder  Weistümern  und  in  Rechtssprich- 
Wörtern  zum  Ausdruck  kam^^. 
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Waitz  P.  201—235.  Bruwheb,  RG.  §  16.  Amira*,  71  ff.  v.  Sybel,  35—81. 
GiERKE,  Grenossenachaftsrecht  1, 39 — 45.  Thuoichum,  Gau-  u.  Markverfassung  1 — 36. 
Lakdac,  Territorien  186  ff.  Sickel,  Freistaat  86  ff.;  Mitteil.  d.  öst.  Inst.  1881,  S.  133. 
MüLLEXHOFF  4,  176  ff.  280  ff.  Gemeiner,  Verfassung  der  Centenen,  1855.  Erhardt, 
Älteste  germanische  Staatenbildung,  1879.  Dahw,  Deutsche  Geschiehte  1.  183  ff^j 
Könige  1,  5 — 16.  41.  Baumstark,  Staatsaltertümer  330 — 854.  Arnold,  Deutsche 
üneit  315— 329.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  1,  101  f.  122  ff.  Bethmann- 
HoLLWEO,  Civilprozeß  1,  75  ff.  82  f.  Munch,  Nordisch-germanische  Völker,  126  ff. 
H.  Delbrück,  Der  urgermanische  Gau  und  Staat,  Preuß.  Jahrbücher  81,  471  ff. 
(1895).  Hildebrand,  Eecht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirtschaftlichen  Kultur- 
stufen, I.  1896.  Rachpahl,  i.  d.  Jahrb.  f.  Nation.-Ök.  u.  Statistik  74,  197  ff. 
J.  Grikm,  Deutsche  Grenzaltertümer  (Kl.  Sehr.  2,  30  ff.  Berl.  SB.  1843,  S.  109  ff.). 

Bei  dauenid  angesiedelten  Völkern  pflegt  der  Boden,  den  sie  be- 
wohnen, die  Grandlage  ihrer  staatlichen  and  rechtlichen  Entwickelang 
abzngeben;  ihre  Verfassung  erscheint  als  Landesverfassung,  ihr  Recht 
als  Landrecht  So  weit  war  die  Seßhaftigkeit  der  Germanen  noch  nicht 
gediehen.  Der  Einzelne  hatte  im  allgemeinen  noch  kein  Privateigentam 
an  Grand  and  Boden,  und  selbst  das  Volk  betrachtete  sich  nicht  als 
daaemd  mit  diesem  verbanden,  ihm  war  das  Land  nur  der  Schauplatz, 
aaf  dem  seine  rechtlichen  and  wirtschaftlichen  Beziehungen  den  not- 
wendigen Saam  fanden,  aber  sein  Becht  war  Volksrecht,  und  die  staatliche 
Gliederung  schloß  sich  durchaus  an  die  des  Volkes  an^  Da  nun  „Volk" 
and  „Heer^'   gleichbedeutende  Begriffe   waren^,  so  mußte   die  staatliche 


"  Vgl.  Ellugb,  u.  d.  W.  Andere  Bezeichnungen  got  vitop  (ahd.  ivizxöd,  as. 
vüod)y  nach  Aura  „das  za  Beobachtende",  femer  das  aus  mhd.  billick  und  „Weich- 
bild" zu  erschließende  ahd.  *bilida.  Vgl.  Gaiiiif,  DWB.  2,  18.  26.  28.  Schkeller, 
Hayer.  WB.*  1,  230  f.  Exuas,  anter  Weichbild.  Amira*,  7.  Der  Zusammenhang  mit 
Unbill  (mhd  unbilde)  ist  bestritten.  Das  engl.  biU  hängt  mit  mlat.  biliar  büetta 
llibellaB)  zusammen. 

^"  Tacitus,  Germ.  c.  19:  plusque  ibi  boni  mores  vdlent  quam  alibibonae  leges. 

^^  Vgl.  HiLLEBRAKD,  Dcutsche  Bcchtssprichwörter,  1856.  Graf  u.  Dibthsrr, 
Deutsche  Bechtssprichwörter,  1864.    Schröder,  ZBG.  5,  28  ff. 

^  Nor  wenige  Völkerschaften  trugen  einen  ihrer  geographischen  Lage  ent- 
lehnten Namen,  z.  B.  die  Markomannen  (Grenzbewohner),  Triboker  (Hügelbewohner), 
Yangionen  (Bewohner  der  Ebene)  und  die  Mehrzahl  der  Völker,  deren  Namen  mit 
forti  (Verteidiger,  Besitzer),  zusammenhängend  mit  got  vasjan^  ahd.  tcerjan,  zu- 
sammengesetzt sind,  wie  die  Angrivarier  (später  „Engem'O  von  den  Angern  der 
Wesemiedemng.    Vgl.  Müllbnboff,  DA.  4,  424.  553. 

*  Vgl.  Kluge,  u.  d.  W.  Ahd.  Glossen  übersetzen  „cuneus"  teils  mit  folek, 
teils  mit  kerigandstscaf,  kleinere  Heeresteile  (cunei,  turbae  minores)  mit  „Trupp'' 
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16  Die  germanische  Urzeit. 

Gliederung  der  des  Heeres  entsprechen.   Das  Heer  aber  zerfiel  in  Tausend- 
schaften und  Hundertschaften. 
1/  Die  untersten  Abteilungen  des  Heeres  bildeten  die  nach  Sippschaften 

geordneten  Geschlechter  {faroy  fera^  ags.  mcsgäy  genealoffioj  generaüdf\ 
da  sie  zugleich  als  Ortsgemeinden  erscheinen,  so  muß  die  örtliche  An- 
siedlung  der  Germanen  geschlechterweise  vor  sich  gegangen  sein*.  Die 
Germanen,  denen  das  Wohnen  in  ummauerten  Städten  unerträglich  er- 
schien^, hatten  sich,  nach  Gegenden  yerschieden,  teils  in  Dörfern,  teils 
auf  Einzelhöfen  (an.  bolj  gnrdr,  mhd.  einoede)  niedergelassen.  In  un- 
richtiger Deutung  der  Worte  des  Tacitus  hat  man  früher  vielfach  die 
Einzelhofwirtschaft  für  das  eigentlich  germanische  System  gehalten  und 
die  Dorfanlagen  auf  eine  spätere  wirtschaftliche  Entwickelungsstufe  zurück- 
führen wollen.  In  den  Alpen,  dem  Schwarzwald,  den  Vogesen,  dem 
skandinavischen  Gebirgsland  sowie  in  der  niederrheinischen  Tiefebene 
überwiegen  heute  noch  die  Einzelhöfe,  die  zweifellos  bis  in  die  Urzeit 
zurückreichen,  während  die  geschlossenen  Ortschaften  hier  erst  später  ent- 


(drupöy  ihrupo),  das  sich  L.  Alam.  65  auch  für  „Heerde**  verwendet  findet  Vgl. 
Steimheteb  n.  Sieyers  1,  74  f.  2,  489.  758.  Graff,  Althochd.  Sprachschatz  5,  252. 
Urkunden  bieten  für  „in  Baiem":  in  exercitu  Baioicariorum,  für  „in  Ostfalen": 
in  exercitu  Ästerliudi,  in  orientali  eoserdtu,  fiir  „Gebrauch  des  ostfalischen  Landes^': 
ritus  Ostersahson  herescaph.  Vgl.  Meichelbeck,  Hist  Fris.  I.  2.  Nr.  629  (a.  843). 
ZRG.  18,  33.  Waitz  1,  213.  Der  freie  Volksgenosse  hieß  bei  den  Langobarden 
harirnan  (arimannuSj  homo  exercitalis).  Vgl.  Grimm,  RA.  291  ff.  Waitz  1,  213. 
Savigny,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.*,  1,  192—214.  Du  Gange,  Glossar,  s.  v. 
herimanni.     Steinmeter  u.  Sievers  1, 80.     Mommsen  u.  Kossinna,  ZDA.  35,  172  ff.  264. 

*  Tacitus  Germ.  c.  7:  nee  casus  nee  fortuUa  conglobatio  turmam  ant  euneum 
faoitj  sed  familiae  et  propinquitates.  Vgl.  Waitz,  1,  80  ff.  Brünner,  RG.  1,  85. 
Möllenhoff,  da.  4,  201  f.  Der  letztere  verweist  4,  282  auch  auf  mcegburg,  worin 
er  die  nebeneinander  erfolgte  Ansiedlung  der  Geschlechtsgenossen  zu  gegenseitigem 
Schutz  angedeutet  findet  Dem  Herzog  Gisulf  gestattete  König  Alboin,  die  zur 
Besetzung  von  Friaul  erforderlichen  Mannschaften  selbst  auszuwählen:  quas  ipse 
eligere  roluisset  Langobardorum  farasy  h,  e  generationes  vel  lineas  (Paulus  Diac, 
Hist.  Langob.  2,  c.  9).  Die  Freilassung  vor  dem  versammelten  Heere  erfolgte 
nach  der  ältesten  alamannischen  Rechtsaufzeichnung  (Pact  Alam.  II.  c.  45)  in 
heris  generationis,  d.  h.  in  den  Sippschaften  des  Heeres. 

*  Vgl.  Brünner  1,  84,  der  insbesondere  fara  in  italienischen  und  französischen 
Ortsnamen  nachweist.  Waitz  1,  82  f.  v.  STBEL42ff.  Gierke  1,  14  ff.  K.  Maurer, 
Krit.  Überschau  1,  61  f.  69  ff.  Vgl.  L.  Alam.  81:  Si  quis  eontentio  orta  fuerit 
inter  duas  genealogias  de  termino  terrae  eorum.  Formula  Patav.  5  (Zeumer,  Por- 
mulae  459):  in  vico  et  genealogia.  Die  Grundbedeutung  von  fera,  fara  war  nach 
KöGEL  und  Müllenhoff  „Geschlecht"  (urverwandt  mit  lat.  par&re),  nach  Henning, 
der  von  fära  ausgeht,  „Fahrtgenossenschaft"  {faramanni  =  Fahrtgenossen),  wie 
Bell.  Gall.  VI.  22  gentibus  cognaiianibusqtie  honiinum  qui  una  eoieruni.  Vgl. 
ZDA.  36,  316  ff.  37,  217  ff.  304  ff.  Auf  Zusammenhang  mit  Sippschaft  und  Ge- 
schlecht deuten  auch  die  patronjnmischen  Ortsnamen  auf  -ing  und  -ingen.  Vgl. 
Förstbmann,  Namenbuch'  2,  905  ff.     Kemble,  Sachsen  in  England  1,  371  ff. 

*  Vgl.  Tacitus  Germ.  c.  16.  Amm.  Marc.  16,  c.  2  §  12.  Die  Ubier  hatten 
sich  schon  zur  Zeit  Vespasians  an  städtisches  Leben  gewöhnt  (Tacitus  Hist  4, 
c.  63  f.).  Über  stadtartige  Hauptorte  germanischer  civitates  unter  römischer  Ober- 
hoheit, die  rechtlich  bloße  Flecken  waren,  vgl.  Mommsen,  im  Hermes  19,  67  f. 
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standen  sind;  aber  hier  gab  teils  die  gebirgige  Natur  des  Landes,  teils 
die  Ansiedlangsweise  der  gallischen  Yorbesitzer  den  Anlaß,  von  der  sonst 
allgemein  üblichen  Ansiedlung  nach  Dorfschaften  abzusehend  Wo  das 
Einzelhofsystem  obwaltete,  umfaßte  das  Geschlecht  wohl  als  Bauer- 
schaftsgemeinde eine  gewisse  Anzahl  solcher  Einzelhöfe.  Die  An- 
siedlung nach  Dorfgemeinden  aber  überwog,  nur  waren  die  Dörfer 
nicht  Haus  an  Haus  und  wie  die  wendischen  ringförmigen  Dörfer  oder 
Bundlinge  nach  einem  bestimmten  Bebauungsplaji,  sondern  weitläufig 
längs  der  Straße  und  in  freier  Anschmiegung  an  die  natürlichen  Boden- 
verhältnisse angelegt,  so  daß  ein  schroffer  Oegensatz  zwischen  Dorf-  und 
Einzelhofsystem  überhaupt  nicht  bestand^.  Die  gleich  dem  lateinischen 
väla  auch  für  einzelne  Gehöfte  verwendete  Bezeichnung  „Dorf <  ist  gemein- 
germanisch, in  ihrer  ursprünglichen  Bedeutung  aber  nicht  sicher  fest- 
gestellte Auf  die  Befestigung  mit  Zaun  und  Graben  deutet  die  besonders 
bei  den  Angelsachsen  gebräuchliche,  in  zahlreichen  Ortsnamen  wieder- 
kehrende Bezeichnung  tön,  engl,  toum^,  ülfilas  übersetzt  (Marc.  6,  56) 
Big  xi&fucg  tj  nöXuq  tj  äyQOvg:  in  haimos  aippau  baurgs  aippau  in  veihsa 
und  bestätigt  damit  die  auch  in  Deutschland  am  meisten  verbreiteten 
Bezeichnungen  heim  (got  Aaim«,  altn.  heimr,  ags.  kam,  alts.  himy^,  bürg 
(got.  baurgs,  altn.  borgY^  und  ahd.  wih  (got.  veihs,  ags.  engl,  wtc,  mhd. 
ttitck,  mnd.  afra.  wtky^. 


*  Vgl.  Vaitderkixdere  bei  SchrÖdir,  Die  Frankea  und  ihr  Recht  50  f.  Lam- 
FRBGBTy  Zeitschr.  d.  Bergischen  Ge8ch.-yer.  16,  19—27.  Meitzbn,  Siedelang  a. 
Agrarwesen  1,  518  ff.  2,  77  ff.  Über  Einselhofe  bei  den  Kelten  vgl.  Ebhardt,  Gei^ 
manische  Staatenbildnng  38.     Meitzex  1,  224  f.  442. 

'  Vgl.  Tacitoa  Germ.  c.  16.  Lamprbcht,  Wirtschaftsleben  1,  7  f.  Dahn,  Könige 
7,  1  S.  97.  Mktzeh,  Boden  und  landwirtsch.  Verh.  des  preuß.  Staates  1,  345  f. 
Waitz  1,  114  f.  Siehe  anch  die  tlbrigen  S.  8  angeführten  wirtschaftsgeschicht- 
lichen Werke. 

*  Vgl.  Gbucm,  DWB.  2j  1276  f.  Kluqk,  n.  d.  W.  Schradeb,  Sprachvergleichung 
und  Urgeschichte*  578.  EIerk,  Glossen  der  Lex  Salica  119  ff.  und  bei  Hessels, 
Lex  Salica  474.  Ulfilas  gebraucht /auf7>  für  Acker  (Nehem.  5,  16).  Ahd.  Glossen 
übersetsten  ,4^  oppidis"  mit  in  trophonty  ^^municipü"  mit  dorfasy  „predia"  mit  thorp^ 
,,oppido"  mit  thorf,  ,,territoria,  loca"  mit  dorf  (Steinketer  u.  Sieters  1,  812.  2, 182. 
148.  332.  598),  ags.  Glossen  y,compitum"  mit  tuun,  frop  und  pingstow  (Wrioht, 
Anglosazon  vocabnlaries  1*,  15).  Die  Umstellung  des  r  auch  in  zahlreichen 
niederdeutschen  und  dänischen  Ortsnamen  auf  -trup  und  -drup.  Über  Zusammen- 
hang mit  ,^turba''  und  ,.Trupp<<  (Auul  2)  vgl.  Köqel,  ZDA.  37,  222.  Müllenbofp 
4,  282. 

*  Vgl.  Anm.  8.    FöRsxEiiAinr,  a.  a.  0.  1487. 

><»  Grundbedeutung:  Haus,  Wohnsitz.  Vgl.  Grimm,  DWB.  4,  2  S.  855.  Klüob, 
u.  d.  W.  WArrz,  Das  alte  Kecht  87.  53  ff.  Förstbmank,  a.  a.  0.  701  ff.  Mit 
heim  »»  Dorf  hängt  „Heimgarten^^  (Markt)  zusammen.  Vgl.  Grimm,  a.  a.  0.  871. 
Steinmcter  u.  Sie  VERS  1,  809. 

"  Vgl.  Wattz  1,  116.  PöRSTEMAKH,  a.  a.  0.  359  ff.  Müllenhopp  4,  282. 
Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Becht  50.  Grimm,  DWB.  2,  534.  Kluoe,  u.  d.  W. 
Die  Bezeichnung  setzte  immer  einen  befestigten  Ort  voraus. 

^*  Vgl.  Dibpenrach,  WB.  d.  got.  Sprache  1,  138.  Schmellbr,  Bayer.  WB.*  2,  841. 
MüLLEKHOPP,  4,  282.  FöRSTBMAVN,  a.  a.  0.  1583  f.  Schröder,  Franken  50.  Stetn- 
B.  ScBBöDBB,  Deutsche  Becbtsgesohlchte.    4.  Aufl.  2 
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Für  das  öflFentliche  Recht  hatten  die  Geschlechter  und  Ortsgemeinden 
keine  Bedeutung;  ihr  Wirkungskreis  beschrankte  sich  auf  wirtschaftliche 
und  flurpolizeiliche  Angelegenheiten.  Die  unterste  Gemeinde  des  öffent- 
lichen Hechts  war  die  Hundertschaft  {centenay  ahd.  hundarij  huntari^ 
ags.  hundred,  an.  heraßy^j  wahrscheinlich  eine  Schar  von  120  Kriegern 
(nach  dem  Großhundert),  die  aber,  da  sie  sich  aus  ganzen  Geschlechts- 
verbänden zusammensetzte,  nicht  genau  abgezählt,  sondern  nur  nach  der 
Durchschnittsziffer  gebildet  werden  konnte  ^^  Als  unentbehrliche  taktische 
Einheiten  des  Heeres  bewahrten  die  Hundertschaften  durchaus  den 
Charakter  persönlicher  Verbände,  der  auch  dadurch  nicht  beeinträchtigt 
wurde,  daß  jede  Hundertschaft  zugleich  einen  besonderen  Dingverband 
mit  eigenem  Hundertschaftsgericht  und  fester  Dingstätte  als  örtlichem 
Mittelpunkt  bildete.  Erst  in  der  folgenden  Periode  haben  sich  die 
Hundertschaften,  soweit  sie  sich  überhaupt  erhielten,  zu  örtlich  abge- 
grenzten Hundertschaftsbezirken  umgestaltet  ^^    Jede  Hundertschaft  hatte 


MEYER  u.  SiEVEBS  2,  518.  Das  mit  lat.  vicus,  gr.  outog  urverwandte  Wort  gebt 
nach  ScHRADEB,  a.  a.  0.  578,  auf  skr.  rtp,  d.  h.  Niederlassung  auf  gemeinschaft- 
lichen Weidepl&tzen ,  zurück.  Im  Nordgermanischen  begegnet  für  Dorf  auch 
bf/y  byr,  boer, 

"  Erst  Brunneb,  BG.  1,  116  ff.,  hat  mit  zwingenden  Gründen  den  Nachweis 
geführt,  daß  die  Hundertschaft  zwar  in  die  germanische  Urzeit  zurückreicht,  aber 
als  rein  personlicher  Verband,  der  erst  sp&ter  vielfach,  jedoch  keineswegs  all- 
gemein, den  Charakter  eines  territorialen  Sprengeis  angenommen  hat  v.  Ahira'  72 
und  Vanderkindere,  Introduction  98,  sind  dieser  Auffassung  beigetreten.  Auf  die 
einzelnen  Lagerhaufen  zur  Zeit  der  Wanderung  führt  Meitzbn,  Siedelung  1,  140  ff., 
die  Hundertschaften  zurück.  Bethge,  Die  altgermanische  Hundertschaft  (Berliner 
Festgabe  an  Weikhold,  1896,  S.  1  ff.),  kommt  wieder  auf  die  Annahme  eines  Zu- 
sammenhanges mit  den  „Hundert"  im  Vortreffen  der  germanischen  Heere  (S.  87). 
Delbrück,  a.  a.  0.,  läßt  die  Hundertschaften  mit  den  Dorfschaften  zusammen- 
fallen, die  in  der  Urzeit  einen  weit  größeren  Umfang  gehabt  hätten  und  erst  später 
in  kleinere  Dörfer  aufgeteilt  worden  seien. 

"  Nach  Amira*  72  wäre  bei  „Hundert"  überhaupt  nicht  an  eine  bestimmte 
Zahl,  sondern  nur  an  eine  als  „Menge^*  aufgefaßte  Yolksabteilung  zu  denken.  Nur 
die  erst  seit  Alfred  d.  Gr.  vorkommende  ags.  hundrect  sei  auf  eine  Bodenfläche 
von  120  Hufen  begründet  worden. 

^*  So  bei  Franken,  Schwaben  (wohl  erst  unter  fränkischer  Einwirkung),  Angel- 
sachsen, Dänen,  Schweden,  teilweise  auch  in  Norwegen,  nicht  jedoch  in  Island; 
aber  auch  die  aus  besonderer  Bildung  hervorgegangenen  isländischen  Tempel- 
verbände (Godorde)  waren  zum  Teil  persönliche  Dingverbände  ohne  festen 
Sprengel.  Vgl.  Amiba'  103  f  Maubeb,  Island  38  ff.  156  ff.).  Unbekannt  blieben 
die  Hundertschaftsbezirke  bei  Westgoten,  Langobarden,  Baiern,  Friesen,  Sachsen, 
obwohl  die  letzteren  anscheinend  noch  zur  Zeit  Karls  des  Großen  persönliche  Ver- 
bände von  je  120  Familien  gekannt  haben.  Vgl.  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  c.  15 
(BoBETius,  Capitularia  1^  69).  Siehe  auch  Hist.  Zeitschr.  65,  305.  An  sich  brachte 
es  die  Zusammensetzung  der  Hundertschaften  aus  Geschlechtem  mit  sich,  daß  die 
Hundertschaft  mehrere  Ortsgemeinden  umfaßte;  aber  so  lange  der  militärische 
Charakter  der  Hundertschaft  aufrechterhalten  wurde,  mußte  eine  gewisse  Durch- 
schnittsziffer festgehalten  werden,  so  daß  bei  der  großen  Verschiedenheit  im 
Wachstum  der  einzelnen  Gemeinden  eine  dauernde  örtliche  Festlegung  aus- 
geschlossen war.    Man  wird  dabei  an  die  heutigen  Wahlkreise  erinnert,  bei  denen 
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ihren  eigenen  Anfohier,  dessen  zwar  die  zeitgenössischen  Quellen  nicht 
gedenken,  er  ist  aber  später  bei  den  verschiedensten  Stammen  so  über- 
einstimmend bezeugt,  daß  sich  der  Rückschluß  auf  die  germanische  Zeit 
von  selbst  ergiebt". 

Als  übergeordnete  Heeresabteilungen  über  den  Hundertschaften  er- 
scheinen bei  den  Ostgermanen  die  Tausendschaften  ^^,  jede  unter  einem 
besonderen  Tausendfahrer  {mälenarnu,  got  pu8undifap$).  Bei  den  West- 
germanen ist  die  gleiche  Einrichtung  bezeugt  für  die  Sachsen  und 
Schwaben^®,  besonders  aber  durch  Gäsars  Bericht  über  die  Heeres- 
verfassung der  Sueben  mit  hundert  Gauen,  von  denen  jeder  jeweils  1000 
Mann  zur  Heerfahrt  zu  stellen  hatte,  während  reichlich  ebenso  viele  zu 
friedlicher  Arbeit  daheim  bleiben  konnten  ^^  Man  erkennt  den  Übergang 
von  der  militärischen  zur  territorialen  Gliederung;  was  ursprünglich  die 
Niederlassung  einer  Tausendschaft  gewesen  war,  erschien  nach  Verdoppelung 
der  Bevölkerungszahl  nur  noch  als  der  landschaftlich  abgegrenzte  Ge- 
stellungsbezirk far  eine  Tausendschaft '^.    Zur  Zeit  des  Tacitus  war  der 


ebenfallB  bestimmte  Nonnabsahlen  zu  Grande  liegen  and,  am  diesen  zu  entsprechen, 
von  Zeit  zu  Zeit  neue  örtliche  Abgrenzungen  in  Aussicht  genommen  sind.  Aus  den 
angegebenen  Gründen  konnte  sich  auch  (entgegen  der  Annahme  v.  Sybel's)  der 
gentilizische  Charakter  der  germanischen  Verfassung  nicht  über  die  Ortsgemeinde 
hinaus  erstrecken.  Vgl.  Brukkbb,  Gmndzüge  11.  Rein  gentUizisch  war  dagegen 
die  xadruga,  shupcmi»  und  Großshupanie  der  Slawen.  Vgl.  Tubkbb,  Slawisdbes 
Familienrecht  1S74. 

^  Bei  Westgoten,  Langobarden,  Baiem,  Alamannen  eentenarms^  eenturio^ 
eenünus,  bei  Ulfilas  kimdafc^s^  bei  den  Angelsachsen  kundredes  ealdar^  den  Nord- 
germanen  hersir,  heradskonungr ,  herada  höf^ingi.  Der  bei  mehreren  Stämmen 
bezeugte  Amtsname  hunno  reichte  bei  den  Westgermanen  vielleicht  in  die  Urzeit 
zurück. 

"  Vgl.  Waitz  1,  281.  SICKE^  Freistaat  90.  98;  Zur  germ.  VG.  19  f.;  Gott 
gel.  Anz.  1880,  S.  166  f.  Müllevhofv,  ZDA.  10,  552.  Dahk,  Könige  1,  158.  177. 
211.  4,  174  f.  6,  211.  L.  ScHMinT,  Westd.  Zeitschr.  20, 1  ff.  Lahdaü,  Territorien  222. 
Lex  Wisigot  2,  1  c.  26.  9,  2  c.  1,  8—5,  8,  9.  In  der  letzteren  wird  die 
Tausendschaft  ifduphadia^  der  Tausendführer  thiuphadus,  Huphadtts  genannt.  Vgl. 
Gbimm,  Gesch.  d.  deutsch.  Sprache*  177;  RA.  754.  Diefenbach,  WB.  d.  got 
Sprache  2,  685. 

^*  Widukindi  res  gestae  Saxonicae  1,  c.  9:  Saxones  nichil  ounetati  novem 
duees  cum  ginguUs  milibiu  müitum  destinare  non  dubitant.  Die  TausendfÜhrer 
erscheinen  hier  als  duees,  (Widukind  schrieb  erst  im  10.  Jahrhundert,  hat  aber 
auB  alter  thüringisch-sftchsischer  Heldensage  geschöpft,  vgl.  KSpkb,  Widukind  von 
Korvei  35).  Ermoldus  Nigellus  8,  v.  261  (MG.  Scr.  2,  494)  gedenkt  der  nach 
Hundertschaften  geordneten  Tausendschaften  der  Schwaben :  Alba  Suevorum  veniumt 
irans  flumma  Rheni  milia  centenis  aeeumulata  viris.    Vgl.  Waitz  1,  217.  281. 

^*  Bell.  Gall.  4,  c.  1:  Ei  oerUum  pagos  habere  dieuntur^  ex  quibus  quotannis 
eingula  milia  armatorum  beUandi  causa  ex  finibus  edttcunt,  reliquiy  qui  domiman' 
seruntf  se  atque  iiios  ahmt,  hi  rursus  in  vieem  anno  post  in  armis  sunt,  Uli  domi 
remanent 

^  £s  beruht  auf  mißverständlicher  Auslegung,  wenn  einzelne  Schriftsteller 
den  suebischen  Gau  zu  zwei  Tausendschaften  berechnen.  Durchaus  territorialen 
Charakter  tragen  auch  die  im  angelsächsischen  Beovulf  (y.  2196.  2995)  erwähnten 
Tausendschaften. 
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ursprüngliche  ZahlbegriflF,  der  sich  mit  der  Tausendschaft  verbunden  hatte, 
bei  den  Westgermanen  offenbar  schon  in  Vergessenheit  geraten;  die 
Truppen  jedes  einzelnen  Gaues  bildeten  zwar  noch  einen  eigenen  Heeres- 
körper, aber  nicht  mehr,  wie  die  Hundertschaft,  eine  taktische  Einheit; 
der  Gau  war  zu  einem  räumlich  abgegrenzten  Bezirk  innerhalb  des 
Staatsgebietes  [civitas)  geworden.  So  war  es  nur  natürlich,  daß  die 
römischen  Schriftsteller,  im  Anschluß  an  die  ihnen  geläufigen  gallischen 
Einrichtungen,  für  diese  innerataatlichen  Bezirke  seit  Cäsar  durchweg  die 
Bezeichnung  pagus  verwendeten  *^  Das  entsprechende  deutsche  Wort  war 
„Gau"  (got.  gawij  as.  afrs.  göy  gdy  ahd.  geu^i,  gouwi),  das  aber  ohne 
streng  technische  Bedeutung  für  die  verschiedenartigsten  Bezirke  eines 
Landes  gebraucht  werden  konnte**.  Ähnliche  Bezeichnungen,  aber  nur 
in  zusammengesetzten  Ortsnamen  vorkommend,  waren  bant  (ahd.  panz)y 
aib  (ahd.  eiba)  und  para,  bar*^. 

Die  Zahl  der  Gaue,  aus  denen  sich  eine  Völkerschaft  zusammensetzte, 
war  sehr  verschieden,  ebenso  die  Größe  der  einzelnen  Gaue,  wie  es  das 
verschiedenartige  Wachstum  der  Bevölkerung  im  Laufe  der  Zeit  mit  sich 
brachte.  Jeder  Gau  hatte  seinen  eigenen  Fürsten  und  erfreute  sich  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  eines  eigenen  staatlichen  Lebens*^,  ohne  daß 


■*  Vgl.  LoNQNON,  Geographie  de  la  Gaule  au  VI.  siöde,  1878,  S.  24  ff.  Hibsch- 
FELD,  Gallische  Studien,  Wiener  SB.  103,  SOS  ff.  Mommsen,  im  Hermes  16,  449  f. 
454  ff.  486  f.  19,  316  ff.  BBAXTUAim,  Die  Principes  der  Gallier  und  Germanen  (s. 
S.  27),  S.  18.  Eine  gewisse  Unsicherheit  des  Ausdrucks  zeigt  sich  noch  bei  Cäsars 
prvndpes  regionum  atque  pagorum;  (Bell.  Gall.  6,  c.  28),  ähnlich  wie  bei  den  magi- 
stratus  ao  principes  (ebd.  c.  22). 

"  Vgl.  Grmm,  DWB.  4,  1,  Sp.  1518  f.  Kluge,  u.  d.  W.  Waitz  1,  206. 
Thudichüm  3  ff.    AinBA*  72. 

'«  Vgl.  Waitz  1,  207  f.  Brunneb  2,  145.  Geiioi,  RA.  496;  Gesch.  d.  deutsch. 
Sprache'  412.  477.  Müllenhoff,  ZDA.  9,  243.  Diefbnbach,  WB.  d.  got  Sprache 
1,  299.     FöBSTEMANN,  a.  a.  0.  204  f. 

•*  Daß  besondere  Gauversammlungen  abgehalten  wurden,  ist  wenigstens  wahr- 
scheinlich. Sie  hatten  wohl  insbesondere  in  agrarischen  Angelegenheiten  mitzu- 
sprechen, auch  die  Wahl  der  Hundertschaftsfuhrer  mag  ihnen  obgelegen  haben. 
Daß  die  germanischen  Gaue  ebenso  gut  wie  die  gallischen  berechtigt  waren,  auf 
eigene  Hand  Kriege  zu  führen,  läßt  sich  gegenüber  dem  Fehderecht  der  Sipp- 
schaften nicht  bezweifeln,  aber  mit  Unrecht  hat  man  behauptet,  daß  bei  einem 
von  der  Landesgemeinde  beschlossenen  Kriege  jeder  einzelne  Gau  das  Becht  der 
Neutralität  besessen  habe.  Vgl.  Dahn,  Urgeschichte  1,  89.  Bbumveb,  BG.  1,  115. 
Als  Segest  mit  seinem  Gefolge  {dientes),  obwohl  eonaensu  gentis  in  bellum  tractus^ 
also  zur  Teilnahme  am  Kriege  verpflichtet,  sich  zu  den  Bömem  hielt,  wurde  er 
von  seinen  Volksgenossen  als  Feind  behandelt.  Vgl.  Tacitus,  Ann.  I.  c.  55,  57. 
Daß  sein  Gau  zu  ihm  gehalten  habe,  wird  nicht  gesagt;  jedenfalls  wurde  dieser 
sich  damit  ebenso  wie  sein  Fürst  des  Landesverrates  schuldig  gemacht  haben.  Noch 
weniger  kann  man  aus  Annal.  I.  c.  60  auf  eine  anfängliche  Neutralität  des  Gaues 
des  Liguiomer  schließen.  Nur  persönlich  mochte  dieser  anfangs  Bedenken  getragen 
haben,  ob  er  sich  der  Führung  seines  Neffen  Arminius  unterordnen  sollte;  als  er 
sich  später  bei  dem  Kriege  gegen  Marobod  in  ablehnendem  Sinne  entschied,  mußte 
er  mit  seinem  Gkfolge  in  das  Elend  gehen  (Annal.  II.  c.  45),  sein  Gau  stand  also 
jedenfalls  zu  dem  vom  Volk  erwählten  Herzog.    Etwas  anderes  war  es,  wenn  ein- 
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man  darum  berechtigt  wäre,  den  Völkerschaften  nur  einen  bundesstaat- 
lichen  Charakter  beizulegen '^ 

§  5.    Die  Landesgemeinde  und  das  Königtum. 

Waits  !•,  388  ff,  Brunmbr,  RÖ.  1,  §  18.  v.  Amiba«  79.  Sohm,  Reichs-  u. 
Ger.-Verf.  4  ff.  Müllknhoff,  DA.  4,  233— 240.  250.  Dahk,  Könige  1,  84  ff.  Gierke, 
Genossenschaftsrecht  1,  30  ff.  Sickel,  Freistaat  82—42.  Kaufmann,  Deutsche  Ge- 
schichte 1,  138  ff.    Baumstark,  Staatsaltertttmer  354  ff. 

Watte  1»,  295—387.  Bbunner,  RG.  1,  §17.  v.  Amira«  98  ff.;  Gott  gel. 
Anz.  1888,  S.  49  ff.  Dahn,  Könige  1,  87  ff.  Gisrke,  Genossenschaftsrecht  1,  48  ff. 
SiCKEL,  Freistaat  48— 71;  Gott.  gel.  Anz.  1880,  S.  178  ff.  MOllbnhoff  4,  183-198. 
249.  V.  Stbbl,  Entstehung  des  Königtums  210  ff  Blandini,  La  monarchia  ger- 
manica,  1888.  Kaufmann,  Deutsche  Geschichte  1,  144  ff.  Baumstark,  Staatsalter- 
tnmer  123—208.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  1,  145  ff.  Wittmann,  Das  alt- 
genn.  Königtum,  1854.  Köpke,  Anfänge  des  Königtums  bei  den  Goten,  1859. 
Grimm,  RA.  229—265.  Gaüpp,  Ansiedelungen  100  ff.  K.  Lehmann,  Königsfriede 
der  Nordgennanen,  1886.  Erhardt,  Gkrman.  Staatenbildung  64  ff.  L.  Meter, 
Zeitschr.  f.  d.  Phil.  4,  190  f.  W.  Schückinq,  Der  Regierungsantritt,  I.  Urzeit  u. 
Zeit  der  Stammesrechte,  1899. 

Ein  eigentümlicher  Gegensatz  in  der  Verfassung  der  Ost-  und  West- 
germanen bestand  darin,  daß  jene  gleich  bei  ihrem  Eintritt  in  die 
Geschichte  unter  Konigen  standen,  während  die  Völkerschaften  der 
Westgermanen  in  Friedenszeiten  keiner  einheitlichen  Spitze,  weder  einem 
erblichen  König,  noch  einem  gewählten  Landesfürsten  gehorchten.  Dieser 
Gegensatz  hatte  aber  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung,  da  sich  einer- 
seits auch  bei  den  Westgermanen  das  Königtum  mehr  und  mehr  ein- 
bürgerte, um  daim  im  Laufe  der  Völkerwanderung  zu  überwiegender 
Herrschaft  zu  gelangen,  während  andererseits  das  germanische  Königtum 
mehr  Ehren-  als  Hoheitsrechte  umfaßte,  so  daß  auch  die  Königreiche 
den  Schwerpunkt  ihrer  Verfassung  in  der  Volksversammlung  hatten. 

1.  Die  gemeingermanische  Bezeichnung  der  Volksversammlung 
war  Ding  (langob.  tkmxj  an.  ping)\    Das  Völkerschaftsding  (an.  fylkutping) 


zelne  Gaue  der  Kugemen  sich  von  der  römischen  Oberherrschaft  frei  machten  mid 
dem  Civilis  anschlössen  (Histor.  4,  c.  26). 

^  Manche  lassen  die  Völkerschaften  überhaupt  erst  durch  den  Zusammen- 
schluß ursprünglich  selbständiger  Gaustaaten  entstanden  sein.  Aber  schon  die 
griechische  Bezeichnung  der  Gaue  {gniiov)  Iftßt  darauf  schließen,  daß  die  Völker- 
schaften meistens  als  organische  Gebilde  aus  erweiterten  Tausendschaften  hervor- 
gegangen sind  und  mit  diesen  ihre  ursprflngliche  Wurzel  in  den  Geschlechtem 
gehabt  haben.  Lostrennungen  einzelner  Gaue  kamen  vor,  wie  das  Beispiel  der 
Bataver  (Germ.  c.  29.  Hist  4,  c.  12)  ergiebt,  aber  sie  erfolgte  entweder  im  Wege 
der  Empörung,  oder  auf  Grund  friedlicher  Vereinbarung.  Da  den  Völkerschaften 
feste  örtliche  Mittelpunkte  fehlten  und  die  Landesgemeinde  nach  Gaugemeinden 
organisiert  war,  so  konnten  derartige  Ablösungen  und  ebenso  der  Anschluß  selb- 
stSndiger  Gkiue  an  eine  andere  Völkerschaft  mit  Leichtigkeit  vor  sich  gehen. 
Vgl.  BBümvEB,  RG.  1,  182. 

1  Vgl  Gbmm,  RA.  600,  747;  DWB.  2,  1165.  Kluqe,  u.  d.  W.  v.  Amiba* 
153.    Andere  Ausdrücke  für  Volks-  und  Gerichtsversammlungen  waren  mahal  und 
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war  die  von  den  Römern  als  conoüium  bezeichnete  politische  Versammlung 
der  Landesgemeinde^  Versammlungen  mehrerer  Völkerschaften  kamen  als 
dauernde  Einrichtungen  nur  mit  dem  Charakter  von  Opferversammlungen 
vor;  erst  später,  nachdem  aus  der  Vereinigung  verschiedener  Völker- 
schaften die  großen  Stamme  hervorgegangen  sind,  erscheinen  die  Stammes- 
versammlungen als  lagthmg  oder  landsMng.  Ob  es  innerhalb  der  einzelnen 
Gaue  auch  besondere  Oaudinge  gegeben  hat,  wird  uns  nicht  berichtet, 
die  Wahrscheinlichkeit  spricht  aber  dafür.  Die  zum  Ding  versammelte 
Landesgemeinde  war  nichts  anderes  als  das  Volk  in  Waffen,  das  Heer'. 
Bewaffnet  wie  zum  Kriege  trat  man  zusammen^;  jeder  Heerpfiichtige 
war  zugleich  dingpflichtig;  die  Versammlung  stellte  sich  nach  den  einzelnen 
Heeresabteilungen  (Gauen,  Hundertschaften,  Geschlechtem)  auf*^.  Die 
Landesgemeinde  diente  zugleich  zur  Heer-  und  Waffenschau;  die  Musterung 
der  zur  Waffenfahigkeit  herangereiften  Jünglinge  galt  als  eine  ihrer 
regelmäßigen  Aufgaben.  Aus  diesem  Grunde,  sowie  wegen  der  Geschenke, 
die  den  Königen  und  Fürsten  von  der  Bevölkerung  bei  Gelegenheit  des 
Dinges  dargebracht  wurden,  ist  anzunehmen,  daß  jährlich  zu  bestimmter 
Zeit,  wahrscheinlich  im  Frühjahr,  eine  ordentliche  Volksversammlmig  (als 
echtes  oder  ungebotenes  Ding)  stattfand,  während  in  dringenden  Fällen 
nach  Lage  der  Sache  außerordentliche  oder  gebotene  Dinge  anberaumt 
wurden.  Als  Versammlungsort  diente  wohl  regelmäßig  die  vornehmste 
Opferstatte  des  Volkes  ^    Die  Berufong  der  Dingpflichtigen  erfolgte  unter 


mcLÜuSf  BS,  afrs.  tparf,  ags.  gemot,  für  die  Landesgemeinde  als  solche  thiodotking^ 
tkioimaüij  liodwarff  liodthing.  Vgl.  unten  §  8  N.  4.  BsüimsB,  RG.  1,  128  f.  144. 
Waitz  1,  340. 

*  Eine  in  jeder  Beziehung  zutreffende,  durch  alle  späteren  Nachrichten  be- 
stätigte Schilderung  des  Landesdinges  verdanken  wir  Tacitus,  Gkrmania  c.  11: 
De  minoribus  rebus  prineipes  Consultant^  de  mataribus  amnes,  ita  tarnen  ut  ea  quo- 
que,  qwirum  penss  plebem  arbitrium  est,  apttd  prindpes  pertractentur,  coeunt,  ntsi 
qtnd  fortuiium  et  sttbitum  inciditf  ceriis  diebt$s,  cum  out  incohatur  hma  aut  im- 

pletur:  nam  agendis  rebus  hoc  auspicatissimum  initmm  credunt tllud  ex 

Hbertate  vitium ,  quod  non  simtU  nee  ut  iussi  conveniu/nt,  sed  et  alter  et  tertius  dies 
cunetatione  coeuntium  absumitur,  ut  lurba  phzouit,  considunt  armaii,  süentium 
per  sacerdoteSy  quibus  tum  et  coercendi  tus  est,  imperatur,  mox  rex  vel  princeps^ 
prout  aeias  cuique,  prout  nobilitas,  prout  decurS  belloruntj  prout  facundia  estj  audi- 
unturj  auetoritate  suadendi  magis  quam  iubendi  potestate,  st  displicuii  sententia^ 
fremitu  aspemantur;  sin  placuity  frameas  eoncutiunt,  honoratissirmmi  assensus 
genus  est  armis  laudare. 

*  Vgl.  §  4,  Anm.  2.  Damit  war  die  von  manchen  Schriftstellern  in  Abrede 
gestellte  Dingpflicht  aller  Heerpflichtigen  von  seihst  gegehen. 

^  Die  den  Römern  unterworfenen  Germanen  rechneten  es  sich  seihst  zur 
Schmach,  daß  ihnen  nur  unbewaffiiete  Versammlungen  gestattet  waren.  Vgl. 
Tacitus,  Hist  4,  c.  64.  Die  Grallier,  bei  denen  es  ursprünglich  wie  bei  den  Grer- 
manen  gehalten  wurde  (Livius  21,  c.  20),  hielten  später  armata  eoneilia  nur  ab, 
wenn  ein  Krieg  begonnen  werden  soUte.  Nur  in  diesem  Falle  war  jeder  Waffen- 
fähige dingpflichtig.    Vgl.  Bell.  Gall.  5,  c.  56. 

*  Vgl.  §  4  Anm.  3:    in  keris  generationis, 

^  Vgl.  K.  Maürbr,  Bekehrung  des  norweg.  Stammes  2,  218  ff.  Sickel,  Zur 
germ.  VG.  17. 
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denselben  Formen,  wie  bei  dem  Aufgebot  zum  Heere.  Die  Bernfong 
anzuordnen  war  Sache  des  Fürstenrates.  Denn  alles,  was  im  Ding  ver- 
handelt werden  sollte,  wurde  zuvor  in  dem  engeren  Kreise  der  ver- 
sammelten Fürsten  durohberaten,  minder  wichtiges  gleich  hier  erledigt; 
auch  in  den  Königreichen  hat  dieser  Fürstenrat,  in  dem  der  König 
jedenfalls  den  Vorsitz  führte,  nicht  gefehlt  Zur  Dingzeit  wählte  man, 
wenn  es  anging,  die  heiligen  Tage  des  Voll-  und  Neumondes  ^  Die 
Dauer  des  Dinges  richtete  sich  nach  den  Umstanden,  doch  verstrichen 
regelmäßig  mehrere  Tage,  bis  die  Versammlung  sich  für  beschlußfähig 
erklären  konnte.  Sobald  dies  geschehen  war,  erfolgte  die  feierliche 
Hegung ^,  und  zwar  bei  den  Südgermanen  durch  den  Priester,  während 
bei  den  Nordgermanen  dem  König  die  priesterlichen  Verrichtungen  oblagen. 
Die  Hegeformel  lautete:  „Ich  gebiete  Lust  und  verbiete  ünlust'^^  Durch 
die  Hegung,  die  in  denselben  Formen  wie  bei  der  Oerichtsversammlung 
erfolgte,  wurde  die  Versammlung  gebannt  oder  geheiligt,  d.  h.  unter  den 
Schutz  und  Frieden  des  Gottes  Ziu  (an.  T^r,  ags.  Ttw)  gestellt,  der  als 
Schwert-  und  Kriegsgott  zugleich  der  Gott  des  Heeres  wie  des  Dinges  war^^ 
Jede  Stönmg  des  Dingfriedens  {unhistj  war  demnach  eine  Beleidigung  der 
Gottheit  und  fiel  der  Bestrafung  durch  den  Priester  anheim.  Die  Leitung 
der  Verhandlungen  stand  dem  König,  in  Volksstaaten  wohl  dem  Fürsten 
des  Gaues,  in  dem  man  sich  versammelte,  zu.  Den  Gegenstand  der 
Verhandlungen  bildeten  Wahlen  (Königswahl,  Herzogswahl,  Fürstenwahl), 


'  Vgl.  MüLLBNHOFF,  DA.  4,  285,  641.  Die 'Westgoten  hielten  ihre  Stammes- 
venammlnngen  noch  im  5.  Jahrhundert  zur  Zeit  des  Neumondes.  Vgl.  Dahn, 
Könige  6,  554.  Auch  für  den  Aufmarsch  des  Heeres  zum  Kampf  hielten  die  Ger- 
manen diese  Zeit  ftir  die  geeignetste.    Vgl.  Bell.  Gall.  1,  c.  50. 

^  Vgl.  BüBCHARD,  Die  Hegung  der  deutschen  Gerichte  im  Mittelalter  1  ff.  18. 
Auf  eine  der  bekannten  drei  Hegungsfragen  lassen  die  Worte  ut  turba  placuit 
(Germ.  c.  11)  schließen. 

^  Vgl.  MüLLEHHOFP,  DA.  4,  237  f.  ö,  5.  86;  ZDA.  9, 127.  Beunkbb,  EG.  1, 146. 
BüBCHABD,  a.  a.  0.  155  ff.  Schilleb  u.  Lübben,  Mittelnd.  WB.  2,  751.  5,  68. 
Lust  (as  hlust^  ags.  Myst^  an.  hljops)  in  diesem  Sinne  bedeutet  Gehör  und  Schweigen. 
Vgl.  noch  §  7  Anm.  17.  Über  die  Art,  wie  man  sich  die  Thätigkeit  der  Priester 
bei  der  Hegung  wahrscheinlich  zu  denken  hat,  vgl.  Bbukneb,  RG.  1,  146  und 
unten  §  8  N.  11. 

'^  Über  die  dem  Mars  Tkingsus  geweihten  Votivsteine  tuihantischer  Krieger 
ans  dem  ouneus  Frisiorum  vgl.  Archaeologia  Aeliana  10,  148  ff.;  Hübnee,  West- 
deutsche Zeitschr.  3,  120.  287;  Sghbbeb,  Berl.  SB.  25,  571  ff.;  Bbunnbb,  ZRG.  18, 
226  ff.;  Weinhold,  Zeitschr.  f.  d.  Phil.  21,  1  ff.;  Siebs,  ebd.  24,  433  f.  450  ff. 
Der  Umstand,  daß  der  Kriegsgott  Ziu  (auclk  Irmin,  Heru)  einen  besonderen  Bei- 
namen als  Gott  des  Dinges  führte,  klingt  in  der  niederdeutschen  Bezeichnung  des 
ihm  geweihten  Dienstages  als  „Dingsdach"  noch  heute  nach.  Vgl.  Gbimm,  DWB. 
2,  1120;  RA.  818.  Kluge,  u.  d.  W.  Während  der  G^ttesfriede  des  Ziu  für  Be- 
wafihete  bestimmt  war,  schloß  der  Friede  der  übrigen  Götter  alle  Bewafiheten  vom 
Zutritt  aus.  Vgl.  Tacitns,  Grerm.  c.  40;  Annal.  I.  c.  50,  51;  K.  Mauber  i.  d.  Ger- 
mania von  Pfeiffer  u.  Babtsch  16,  331;  Weivhold,  Die  deutschen  Fried-  und 
Freistätten  (Kieler  Universitätsprogramm  y.  1864)  S.  4.  Die  Auffassung  des  Mars 
Thingsus  als  Qtoit  des  Dinges  wird  in  Abrede  gestellt  von  Siebs,  Zeitschr.  f.  d. 
Phil.  24,  433  f.  450  ff.,  dem  Ahiba*  157  beitritt. 
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Bechtsangelegenheiten  Ton  politischer  Bedeutung ,  Beschlüsse  über  Krieg 
und  Frieden;  wollte  ein  Fürst  auf  eigene  Hand  einen  Zug  ins  Ausland 
unternehmen,  so  bedurfte  er  der  Genehmigung  der  Versammlung.  Wie 
die  Wehrhaftmachung  der  jungen  Leute,  so  gehörte  auch  die  Verleihung 
des  Waffenrechts  an  Freigelassene  vor  das  Landesding;  Freilassungen  zu 
vollem  Rechte  konnten  nur  hier  erfolgen.  Ordentliches  Gericht  war  die 
Landesgemeinde  wahrscheinlich  für  alle  todeswürdigen  Verbrechen  von 
Freien,  außerdem  konnte  sie  als  Trägerin  der  Gerichtshoheit  auch  alle 
sonst  vor  das  Hundertschaftsgericht  gehörigen  Rechtshändel,  die  bei  ihr 
anhängig  gemacht  wurden,  zu  ihrer  Entscheidung  ziehen.  Von  gesetz- 
geberischer Thätigkeit  der  Landesgemeinde  läßt  sich  in  dieser  Periode 
füglich  noch  nicht  sprechen,  höchstens  kann  man  auf  das  von  Cäsar 
erwähnte  Weineinfuhrverbot  der  Sueben  (Bell.  Gall.  4,  c.  2)  verweisen. 
Auch  die  bei  den  Nordgermanen  und  Friesen  üblichen  Rechtsvorträge 
der  Gesetzsprecher  {lögsaga,  uppsaga)  sind  erst  für  spätere  Zeit  bezeugt 
An  den  Verhandlungen  nahmen  außer  dem  König  und  den  Fürsten  nur 
die  Ältesten  und  Weisesten  aus  dem  Volke,  ohne  daß  man  dabei  an  eine 
bestimmte  rechtliche  Abgrenzung  zu  denken  hätte,  teiP^  Die  Menge 
beteiligte  sich  nur  in  summarischer  Weise  durch  Ablehnung  oder  Zu- 
stimmung. Die  Ablehnung  äußerte  sich  durch  Murren,  die  Zustimmung 
{folge,  voUborfj  durch  Schwingen  und  Zusammenschlagen  der  Waffen, 
zumal  der  Speere  oder  Schilde  (an.  vdpnatak,  langob.  gairethirixy*.  In 
feierlichster'  Form  erfolgte  diese  Art  der  Zustimmung,  unter  dem  Aus- 
spruch hoher  Gelübde-  und  Verwünschungsformeln,  wenn  es  sich  für 
das  Volk  um  die  rechtsförmliche  Übernahme  bindender  Verpflichtungen, 
z.  B.  den  Beginn  eines  Krieges  oder  einer  Schlacht,  um  Friedensschlüsse, 
Bündnisverträge,  Annahme  eines  neuen  Herrschers  u.  dgl.  handelte;  es 
war  ein  dem  promissorischen  Eide  auf  die  Waffen  ähnlicher,  wenn  auch 
begrifflich  von  ihm  verschiedener  Akt^'.  umgekehrt  scheint  es  ein  Akt 
feierlichster  Ablehnung  übernommener  Verpflichtungen,  insbesondere  der 


"  Vgl.  Bell.  Gall.  4,  c.  11:  prindpes  ac  senattcs.  c.  13:  omnibus  prindpüms 
matoribtisque  natu  adhibitis.  Tacitus,  Hist.  4,  c.  14:  primores  gentis  et  prompHs- 
8%mo8  vulgi.    Vortrefflich  Sickel,  FreistÄat  39  f. 

^•Vgl.  S.41.  Grimm,  RA.  770.  Schröder,  Gairethinx,  ZRG.  20,  53  ff.  Beunner, 
RG.  1,  130  f.  Amira'  155  f.  K.  Maurer,  Island  167  und  i.  d.  Grennania  von 
Bartsch,  16,  320  ff.,  sowie  die  daselbst  besprochenen  Arbeiten  von  Grumdtyiq, 
Hertzberg  und  Djürklou.  Müllenhoff,  DA.  4,  239  f.  Tacitus,  Hist.  4,  c.  15.  5,  c.  17. 
Beifallsäiißening  durch  Zusammenschlagen  der  Waffen  war  auch  bei  den  Grermanen 
im  römischen  Heere  (Ammian.  Marc.  16,  12  §  18)  sowie  bei  den  Kelten  (Bell. 
Gall.  7,  c.  21)  üblich. 

*'  Vgl.  Ammian.  Marceil.  7,  12  §  21  von  den  Quaden:  eduetis  mucronilma^ 
quos  pro  numinibua  colunt,  itiravere  se  permansuros  in  fide.  31,  7  §  10  (s.  §7 
Anm.  4).  Hierher  ist  auch  zu  ziehen  Bell.  Gall.  4,  c.  11  von  den  Ubiern: 
qtwrum  si  prtncipes  ao  senatus  sibi  inrevwrando  fidem  fecisset  Vgl.  Beovulf  v. 
1097 — 1109.  Ed.  Roth.  386.  Über  den  gemeingermanischen  Gebrauch  des  Eides 
auf  die  Waffen  vgl.  K.  Maurer,  a.  a.  0.  317  f.  und  die  bei  diesem  angeführte 
Schrift  von  Gründtvio. 
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Lossagnng  von  einem  König  oder  Herzog,   gewesen  zn  sein,  wenn  das 
Volk  die  Waffen  auf  den  Boden  warf". 

2.  Zn  den  vomehmsten  Aufgaben  der  Landesgemeinde  gehörte  die 
Königswahl y  denn  auch  die  Könige  {reges)  wurden  gleich  den  Beamten 
gewählt;  aber  die  Wahl  war  an  ein  beslämmtes  Geschlecht,  das  erste 
oder  königliche  unter  den  Adelsgeschlechtern  des  Volkes,  gebunden  ^^ 
Auf  diese  Abstammung  aus  einem  bestimmten  Geschlecht  deutet  das 
gemeingermanische  kumng  (ags.  eyningy  an.  konungr\  während  goi  piudane 
(an.  piodofif  ags.  p^odenf  as.  Modan)  den  König  als  das  Oberhaupt  des 
Volkes  (S.  11)  bezeichnet^®.  Der  neuerwählte  König  wurde  von  dem  Volke 
auf  den  Schild  gehoben  und  auf  diesem  feierlich  umhergetragen  ^';  die 
Übertragung  des  Herrscherrechtes  geschah  wohl  allgemein  unter  der 
Überreichung  eines  Speeres  als  Wahrzeichen  der  königlichen  Gewalt  ^^ 
Speer,  Heerfahne,  Schwert  und  Schild  haben  sich  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  als  solche  Wahrzeichen  erhalten;  sie  deuten  an,  daß  der  König 
der  geborene  Heerführer  seines  Volkes  war,  während  dies  Amt  in  den 
Volksstaaten  einem  nur  for  die  Dauer  des  Krieges  erwählten  Herzog 
übertragen  wurde  ^^  Als  Haupt  des  Heeres  war  der  König  auch  das 
Haupt  der  Landesgemeinde,  ohne  doch  in  den  vor  diese  gehörenden  An- 
gelegenheiten anders  als  durch  die  Kraft  der  Überredung  wirken  zu 
können.  Wesentlich  gehörte  zum  nordgermanischen  Königtum  auch  die 
priesterliche  Thätigkeit,  zumal  bei  Opferdienst  und  Erforschung  der  Zu- 
kunft'^; hier  dürften  Heerführertum  und  Oberpriestertum  ursprünglich 

»*  Vgl.  ZKG.  20,  58. 

^*  Genn.  c.  7:  Begea  ex  nobüiiate^  duees  ex  virtute  sumunt.  Vgl.  Beovulf  y. 
1S51  f.  BBüimxB,  RG.  1,  122.  Waitz  1,  320.  Auch  in  den  Volksstaaten  bezeich- 
nete man  das  vomehmste  Adelsgeschlecht  als  das  königliche  (S.  28).  Nach  v.  Amira 
hielt  man  bei  der  Königswahl  nur  darum  an  solchen  Geschlechtem,  die  nach  dem 
Volksglauben  den  Göttern  entstammt  waren,  fest,  weil  man  in  ihrer  Abstammung 
eine  Bürgschaft  dafür,  dafi  sie  dem  Volke  Glück  bringen  würden,  zu  haben  glaubte. 
Eine  auch  nur  beschränkte  Erblichkeit  des  Königtums  stellt  er  in  Abrede. 

»•  Vgl.  Grimm,  RA.  229  f.;  DWB.  5,  1691  f.  Kluqk,  u.  d.  W.  Bbünner,  EG, 
1,  120  f.  Mt^LLENHOFF,  Altertumskuudc  4,  188  f.  5,  283  ff.  Kern,  Glossen  in  der 
Lex  Salica  186. 

^'  Daß  die  Fürsten  das  Vorschlagsrecht  hatten  und  die  Landesgemeinde  wohl 
nur  ihre  Vollbort  durch  Waffenrührung  erteilte,  wird  mit  Recht  von  Schückino 
hervorgehoben.  Die  Schilderhebung  aber  gehörte  nicht  zum  Wahlvorschlag,  son- 
dern bildete  den  Abschluß  des  Wahl  Verfahrens.  Vgl.  Geffcken.  Deutsche  Litt. 
Zeitung  1900,  S.  499  f. 

*»  Vgl.  Grimm,  RA.  168,  284  £,  771.  ZRG.  20,  58  f.  Bei  manchen  Stämmen 
war,  wie  es  scheint,  statt  der  Speerreichung  die  Berührung  des  von  dem  Könige 
gehaltenen  Speeres  durch  die  Speere  der  Volksgenossen  üblich,  also  eine  Ver- 
pflichtung des  Volkes  durch  gairethinx,  an  deren  Stelle  spftter  der  Unterthaneneid 
getreten  ist. 

^*  Schilderhebung  fand  auch  bei  der  Herzogswahl  statt,  vgl.  Tacitus,  Hist 
4,  c.  15:  imposiiusque  scuto  more  gentis  et  sustinentium  kumeris  vibratus  dux  de- 
ligitur, 

•®  Vgl.  Tacitus,  G«rm.  c.  10:  aaeerdoa  ac  rez  vel  prtnceps  eitntatis  comitantur 
kinmhuque  ae  fremitus  observant 
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geradezu  den  Inbegriff  der  königlichen  Gewalt  gebildet  haben,  während 
bei  den  Südgermanen  durch  das  Landespriestertum,  dem  die  Handhabung 
des  Bannes  in  Ding  und  Heer  anheimfiel,  eine  wesentliche  Schwächung 
des  Königtums  herbeigeführt  wurde  *^  Überhaupt  aber  hatte  der  alt- 
germanische König  ein  eigentliches  Machtgebot  nur  gegenüber  seinem 
Gefolge  (S.  35),  dem  Volke  gegenüber  war  seine  Gewalt  sehr  beschränkt** 
In  seiner  Eigenschaft  als  geborener  Heerführer  und  Haupt  der  Landes- 
gemeinde besaß  er  zwar  gewisse  Hoheitsreohte,  aber  doch  wirkte  er,  wie 
der  Herzog,  in  allem  exemplo  potius  quam  imperio:  er  hatte  die  Leitung, 
aber  die  Beschlüsse  über  Krieg  und  Frieden,  über  Beamtenwahlen  und 
gerichtliche  Entscheidungen  lagen  in  der  Hand  der  Landesgemeinde,  der 
König  hatte  dabei  nur  mitzureden  und  mitzustimmen  wie  andere  auch. 
Die  ordentliche  Rechtspflege  war  Sache  der  vom  Volk  eingesetzten  Richter; 
von  einer  königlichen  Gerichtsbarkeit,  die  später  so  mächtig  in  die  ganze 
Rechtsentwickelung  eingegriffen  hat,  war  noch  keine  Rede,  auch  einen 
vom  König  verliehenen  Frieden  gab  es  noch  nicht,  der  allgemeine  wie 
der  besondere  Frieden  war  Volks-,  nicht  Königsfrieden;  immerhin  aber 
deutet  das  Recht  des  Königs  auf  die  Friedensgelder,  die  in  den  Volks- 
staaten an  das  Volk  fielen,  bereits  die  erste  Stufe  in  der  Ausbildung  des 
königlichen  Friedens  und  der  königlichen  Gerichtshoheit  an.  Die  Ver- 
tretung des  Staates  nach  außen  war  Sache  des  Königs,  aber  doch  nicht 
so,  daß  das  Volk  und  die  Fürsten  nicht  unter  Umständen  einen  maß- 
gebenden Einfluß  auf  seine  Entschließung,  gegebenenfalls  selbst  gegen 
seine  Entschließung,  auszuüben  vermocht  hätten**.  Der  gesamte  Grund 
und  Boden  galt  als  Volksland,  nicht  als  Königsland,  und  selbst  bei  der 
Verfügung  über  die  Kriegsbeute  hatte  nicht  der  König,  sonderh  die 
Landesgemeinde  das  entscheidende  Wort.  Andererseits  unterliegt  es  kaum 
einem  Zweifel,  daß  der  König  in  hervorragender  Weise  mit  Grundbesitz 
ausgestattet  war  und  an  der  regelmäßigen  Ackerverlosuifg  nicht  teilnahm; 
nicht  minder,  daß  ihm  vom  Kriegsgewinn  ein  erheblicher  Teil  überwiesen 
wurde,  während  die  von  seinen  Gefolgsmannen  gewonnene  Beute  aus- 
schließlich   ihm    anheimfleL      Bei    der    allgemeinen   Jahresversammlung 


^^  Vgl.  V.  Amira'  94.  Daß  infolge  dieses  Gegensatzes  das  nordgermanische 
Königtum  erheblich  straffer  war,  deutet  die  Bemerkung  des  Tacitns,  G«rm.  c.  44, 
über  das  Königtum  der  Suionen  an.  Bei  den  Burgundern  des  4.  Jahrhunderts  stand 
der  Oberpriester  (smistusj  in  größerem  Ansehen  als  der  König,  vgl.  Ammian.  Marc« 
28,  5  §  14:  Äptui  hos  generali  nomine  rex  adpellatv/r  hendinosy  et  ritu  veteri  pote- 
State  deposita  removetur,  si  sub  eo  fortuna  titubaverit  belli  vel  segetum  copiam 
negaverit  terra,  ut  solent  Äegyptii  casus  eiusmodi  adsignare  reetoribus,  nam  sacerdos 
apud  Burgundios  omnium  maximtis  voeatur  stnistus,  et  est  perpetuusy  obnoxius  dis- 
oriminihus  ntUlis  ut  reges.    Über  das  yandalische  Königshaus  vgl.  §  6  Anm.  16. 

■*  Tacitus,  Gkrm.  c.  7 :  nee  regibus  infinita  aut  libera  potestas;  c.  43 :  Qotones 
regnuntur,  paülo  tarn  adductius  quam  ceterae  Germanorum  gentes,  nondum  tarnen 
supra  libertate^.  Von  den  schwedischen  Königen  berichtet  noch  Adam  von  Bremen 
4,  22 :  reges  habent  ex  antiquo  genere,  quorum  tamen  vis  pendet  in  populi  sentenÜa; 
quod  in  commune  omnes  laudaverint,  illum  eonfinnare  oportet 

^  Vgl.  SiCKEL,  Freistaat  183  f. 
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hatte  jeder  dem  König  eine  Gabe  darzubringen,  die  nur  hinsichtlich  des 
Gegenstandes  freiwillig,  aber  auch  hier  wohl  meistens  observanzmäßig 
festgestellt  war**.  Endlich  genoß  die  Person  des  Königs  einen  erhöhten 
Rechtsschutz.  Daß  ein  ganzes  Volk  seinem  Könige  die  Treue  aufiagte, 
sei  es  weil  er  seine  Macht  mißbrauchte,  sei  es  weil  Unglücksfalle,  die 
ihn  und  sein  Volk  trafen,  ihn  als  den  Göttern  verhaßt  erscheinen  ließen, 
ist* wiederholt,  namentlich  in  den  auf  romanischem  Boden  gegründeten 
Reichen  (vgl.  Anm.  21),  vorgekommen. 

Die  Entstehung  des  Königtums  bei  den  ostgermanischen  Völkern 
entzieht  sich  historischer  Kunde.  Dagegen  vollzieht  sich  der  Übergang 
bei  den  Markomannen,  Hermunduren,  Cheruskern  und  anderen  west- 
germanischen Völkerschaften  fast  vor  unseren  Augen:  bald  giebt  die 
herzogliche  Gewalt  einem  im  Felde  und  in  der  Politik  bewahrten  Führer 
das  Heft  in  die  Hand,  bald  ist  es  das  Verlangen  des  Volkes,  seine  staat- 
liche Selbständigkeit  oder,  wenn  eine  Vereinigung  bisher  selbständiger 
Staaten  stattgefunden  hat,  die  nunmehrige  staatliche  Einheit  durch  die 
Einsetzung  eines  dem  adelichsten  Geschlecht  entnommenen  Königs  zum 
deutlichsten  Ausdruck  zu  bringen.  Zuweilen  haben  auch  bloße  Heer- 
könige, d.  h.  Führer  beutelustiger  Scharen,  wie  Ariovist,  Radagais  und 
die  nordischen  Seekönige,  oder  Söldnerfährer,  wie  Odovaker,  es  zu 
dauernden  staatlichen  Gründungen  gebracht,  aber  für  die  Verfassungs- 
geschichte, zumal  des  germanischen  Königtums,  kommen  derartige  außer- 
ordentliche Erscheinungen  nicht  weiter  in  Betracht 

Die  Könige  der  germanischen  Urzeit  sind  regelmäßig  Völkerschafts- 
könige; erst  nach  der  Bildung  der  größeren  Stämme  sind  diese  dem  mit 
ganz  anderer  Macht  ausgestattet.en,  zum  Teil  auf  neuen  Grundlagen  er- 
wachsenen Stammeskönigtum  erlegen. 

§    6.    Das  Beamtentum  und  das  Gefolge. 

Waitz  1«,  236—293.  Bbuhmeb,  RG.  1,  §  17.  Müllknhoff  4,  187.  190  fiF.  231. 
250  ff.  y.  8tb£l,  71  ff.  SO  ff.  109  ff.  121  ff.  K.  Mauber,  Über  das  Wesen  des  ältesten 
Adels,  1846,  S.  7  ff.  Roth,  Gesch.  d.  BeneficialweseDS  2  ff.  21.  Thcdichum,  Altd. 
Staat  1  ff.  38  f.  v.  Bbthmakk-Hollweg,  Germ.-rom.  Ciyilprozeß  1,  88  ff.  Sickel, 
Freistaat  100  ff.;  Zur  germ.  Verf.-Gesch.  23  ff.;  Mitteil.  d.  öst  Inst.  1881,  S.  128  ff. 
Gott.  gel.  Anz.  1880,  S.  167  ff.  Dahn,  Könige  1,  21  ff.  46  f.  67  ff.  £bhabdt,  Germ. 
StaatenbUdong  45  ff.  Brauvann,  Die  principes  der  Gallier  und  Germanen,  Pn^. 
des  Friedr.-Wilh.-Gymn.  in  Berlin,  1883,  S.  39  ff.  Baumstark,  Staatsaltertümer 
286—329.  359  ff.  400  ff.  477  ff.  Köpke,  Anfönge  des  Königtums  bei  den  Goten  12  ff. 
L.  Meyer,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Phil.  4,  191  f.  Wiessner,  Zu  Principat  u.  Gefolg- 
schaft, Zeitschr.  f.  Gesch.-Wiss.  12,  312  ff.  Schültze,  Principat,  Gomitat,  Nobilitfit 
L  d.  Germania,  ebd.  NF.  2,  1  ff. 

Waitz  1',  371—401.  Brünner,  RG.  1,  187  ff.;  Zur  Geschichte  des  Gefolgs- 
wesens  (Forschungen  75  ff.  ZRG.  22,  210  ff.),  v.  Amiba"  117  f.  Müllenhopf,  DA. 
4,  258—272.    Sebck,  Das  deutsche  Gefolgswesen  auf  römischem  Boden,  ZRG.  30, 


**  Was  Tacitus  von  Abgaben  an  die  Fürsten  berichtet  (s.  §  6  Anm.  8),  muß 
auch  den  Konigen  gegenüber  gegolten  haben. 
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97  ff.  Daniels,  Handbach  1,  337  ff.  Both,  Gesch.  d.  Beneficialwesens  11  ff.  y.  Hybbi*, 
231  ff.  Thitdichum,  Altdeutsch.  Staat  12  ff.  Dahn,  Könige  1,  74  ff»  GiERKE/Ge- 
nossenschaftsrecht  1,  93  ff.  Deloche,  La  trustis  et  rantrustion  royal,  1873. 
E.  Maurer,  Ober  angelsftchs.  Rechtsverhältnisse,  Krit  Überschau  2,  388  ff.  Kemble, 
Sachsen  in  England  1,  131  ff.  Munch,  Nordisch-germ.  Völker  168  ff.  Sickel,  Zur 
germ.  Verf. -Gesch.  46.    Landau,  Territorien  244  ff.    Gaüpp,  Ansiedlungen  140  01 

1.  Die  Gaufürsten.  An  der  Spitze  jedes  Gaues  stand  ein  von  der 
Landesgemeinde  gewählter  princeps  {satrapa),  ahd.  as.  furisto,  d.  h.  der 
Vorderste.  Im  allgemeineren  Sinne  zählten  zu  den  Fürsten,  ohne  Rück- 
sicht auf  ein  Amt,  auch  solche' Männer,  die  durch  erlauchte  Abstammung^ 
eine  hervorragende  Stellung  im  Volke  einnahmen;  man  wird  sie  am  besten 
als  „Fürstengenossen"  bezeichnen.  In  demselben  untechnischen  Sinne 
wurden  hervorragende  Adelsgeschlechter  auch  in  Volksstaaten  wohl  als 
stirps  regia  betrachtete  Ob  die  im  Mittelalter  vorkommende  Bezeichnung 
„Häuptling"  (altn.  höfdingi)  noch  in  die  Urzeit  zurückgeht,  ist  mindestens 
zweifelhaft.  Verbreitet  dagegen  scheint  die  Bezeichnung  der  Fürsten  als 
„Richter**  {iudices)  gewesen  zu  sein*.  In  vorgeschichtlicher  Zeit  mag  der 
Begriff  der  Gaufürsten  mit  dem  der  Geschlechtsältesten  zusammengefallen 
sein;  an  die  Stelle  des  geborenen  Vorstehers  trat  dann  wohl  zunächst 
ein  gekorener  Tausendführer  (S.  19)  und  mit  der  Umwandlung  der 
Tausendschaft  zum  Gau  ein  von  der  Landesgemeinde  gewählter  Gaufürst  ^ 
Daß  die  Wahl  sich  thatsächlich  auf  den  Ereis  der  Fürstengenossen,  also 
auf  die  Mitglieder  der  adelichen  Geschlechter  beschränkte,  läßt  sich  nicht 
bezweifeln,  wenn  auch  von  einem  rechtlichen  Anspruch  derselben,  der 
Nichtadeliche  von  der  Wahl  ausgeschlossen  hätte,  in  den  Quellen  nichts 
enthalten  ist*.  Die  Wahl  war,  im  Gegensatz  zu  der  des  Herzogs,  keine 
zeitlich  beschränkte,  sie  erfolgte  auf  Lebenszeit,  was  jedoch  nicht  ausschloß, 
daß  ein  Fürst  unter  Umständen  sein  Amt  niederlegte  oder  durch  Beschluß 
der  Landesgemeinde  desselben  entkleidet  wurde. 

Ihre  Thätigkeit  erstreckte  sich  teils  auf  den  ganzen  Staat,  teils  auf 
ihren  Gau.    In  ihrer  Gesamtheit  bildeten  sämtliche  Fürsten,  nicht  blos 


*  Vgl.  Tacitus,  Annal.  11,  c.  16;  Hist.  4,  c.  13.  Die  Gaukönige  (regalesy  sub- 
reguli)  späterer  Quellen  sind  wohl  erblich  gewordene  GaufÜrsten. 

*  Ammian.  Marc.  17,  12  §  21  von  den  Quaden:  iudices  variis  populis  prae- 
sidentes.  Der  Gote  Athanarich  hat  ebenfalls  den  Bichtertitel  geführt.  Vgl.  Dahn, 
FDG.  21,  225  ff.  Waitz,  ebd.  21,  227  Anm.  1.  Ganz  unberechtigt  ist  die  von 
Dahn  gewählte  Bezeichnung  „Graf".    Vgl.  Müllenhofp,  DA.  4,  190  f. 

"  G^rm.  c.  22:  de  aseiscendis  principibus  consiUtant.  c.  12:  eliguniur  in  iisdem 
coneiliis  et  principes,  qui  iura  per  pagos  vicosque  reddunt 

^  Während  von  manchen  jeder  Zusammenhang  zwischen  Fürstenamt  und 
Adel  geleugnet  wird,  läßt  Brünner  den  erblichen  Charakter  des  Amtes  zu  scharf 
hervortreten  und  faßt  die  Gaufiirsten  geradezu  als  Kleinkönige  auf,  die  sich  im 
wesentlichen  nur  durch  den  geringeren  räumlichen  Umfang  ihres  Gebietes  von  den 
Volkskonigen  unterschieden  hätten;  jenachdem  zu  verschiedenen  Zeiten  das  Erb- 
recht oder  die  Wahl  durch  die  Landesgemeinde  von  vorwiegender  Bedeutung  ge- 
wesen sei,  habe  der  Charakter  des  Königtums  oder  der  Amtscharakter  das  Über- 
gewicht gehabt.    Vgl.  Hist.  Zeitschr.  65,  306. 
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die  gewählten  Oaufürsten',  einen  Fürstenrat,  von  dessen  Aufgaben  in 
allgemeinen  Landesangelegenheiten  bereits  die  Bede  gewesen  ist^.  Teils 
durch  den  sich  ihnen  hier  eröffiienden  Einfluß,  teils  durch  das  militärische 
Gewicht,  das  sie  als  Herren  eines  kriegerischen  Gefolges  besaßen,  ge- 
langten die  Fürsten  unter  Umstanden  zu  großer  politischer  Bedeutung, 
so  daß  sie  vom  Ausland  nicht  selten  mit  Geschenken  und  Ehrenbezeugungen 
umworben  wurden  ^  Gegenüber  dem  Gau  hatte  der  Fürst  desselben  eine 
dreifache  Aufgabe:  er  war  der  Anführer  der  Gaumannschaft  im  Heere, 
hatte  die  Leitung  der  agrarischen  Gauangelegenheiten,  vor  allem  aber 
war  er  der  ordentliche  Bichter  der  zu  seinem  Gau  gehörigen  Hundert» 
Schäften.  Von  seiner  priesterlichen  Stellung  wird  unten  zu  reden 
sein.  Eine  Besoldung  empfingen  die  Gaufürsten  nicht,  aber  die  Gau- 
genossen hatten  ihnen  bei  der  ordentlichen  Landesrersammlung  Ehren- 
geschenke darzubringend  Daß  sie  als  Bichter  einen  Anteil  an  den  ge- 
richtlichen Strafgefällen  erhielten,  lässt  sich  aus  den  späteren  Zuständen 
entnehmen.  Außerdem  waren  sie  vielleicht  mit  besonderen  Edelgütem 
ausgestattet;  wo  solche  nicht  bestanden,  wurden  sie  nach  Maßgabe  des 
höheren  Wergeides,  das  ihnen  wie  allen  Fürstengenossen  unzweifelhaft 
zukam,  bei  der  jährlichen  Ackeryerlosung  mit  einem  mehrfachen  Anteil 
bedacht.  Als  äußere  Auszeichnung  trugen  die  Fürsten  bei  manchen 
Völkerschaften  einen  besonderen  Haarschmuck®. 

Die  rechtliche  Stellung  der  Fürsten  kann  in  den  Königreichen  keine 
andere  wie  in  den  Yolksstaaten  gewesen  sein,  auch  in  den  ersteren  waren 
die  Gaufürsten  Beamte  des  Volkes,  nicht  des  Königs.  Ihre  Befugnisse 
im  Fürstenrat  wie  in  der  Landesgemeinde  waren  hier  wie  dort  dieselben  ^^, 
nur  den  Ehrenrechten  des  Königs  und  seiner  Führerstellung  im  Heere 
mußten  sie  sich  unterordnen. 

In  Friedenszeiten  hatten  die  Volksstaaten  keine  einheitliche  Spitze  ^^; 


»  Vgl.  Delbrück  i.  d.  Preuß.  Jahrb.  81,  496  n.    MOllenhofp,  DA.  4,  233. 

•  Vgl.  S.  23.  Über  den  mit  dem  Fürstenrat  nicht  zu  verwechselnden  „Senat" 
der  Ubier  und  Friesen  vgl.  Bkaümann,  a.  a.  0.  17  f.    Dahn,  Könige  1,  47. 

'  Vgl.  Tacitufl,  Germ,  c,  6,  13,  15;  Annal.  1,  c.  55.  Bell.  Gall.  4,  c.  11,  18. 
Livius  40,  c.  57. 

^  Tacitus,  Germ.  c.  15:  Mos  est  civitaHbus,  uliro  ac  viritim  eonferre  prin- 
dpürns  vel  armentorum  vel  frugum^  quod  pro  honore  acceptum  eHam  neceasitatibtu 
mbvemt 

•  Vgl.  Tacitus,  (Jerm.  c  38.  Noch  die  Merowinger  zeichneten  sich  vor  den 
übrigen  Franken  durch  ihre  langen  Haare  aus. 

"  Vgl.  Waitz  1,  350. 

^'  Die  von  Waftz  und  früher  auch  von  Sickel  vertretene  Ansicht,  daß  es  über 
den  Gaufürsten  einen  gewählten  Landesfürsten  (prineeps  eivitaiis)  gegeben  habe, 
wird  durch  die  Quellen  widerlegt.  Wo  Tacitns  von  prineeps  eivitatis  spricht,  ist 
einer  ans  der  Reihe  der  Fürsten  gemeint.  Die  spfiter  an  der  Spitze  aller  Völker- 
schaftsgebiete erscheinenden  langobardischen  Herzoge,  angelsfichsischen  ealdormen 
und  nordischen  fyUcis  konüngar  oder  fyUcar  beruhen  auf  späterer  Entwickelung 
und  sind  wohl  teilweise  ursprünglich  aus  dem  Herzogtum  hervorgegangene  Völker- 
schaftskönige gewesen. 
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da  man  eine  solche  aber  in  Eriegszeiten  nicht  entbehren  konnte,  so 
wählte  das  Landesding,  wenn  ein  Krieg  in  Aussicht  war,  einen  für  die 
Dauer  desselben  mit  der  obersten  Leitung  betrauten  Herzog  {dux^  ahd. 
herizogo,  ags.  heretogaY^.  Die  Wahl  erfolgte  nach  Maßgabe  der  kriege- 
rischen Tüchtigkeit*^;  da  diese  aber  auch  bei  der  Wahl  der  Fürsten 
jeden&Us  stark  ins  Gewicht  fiel  und  der  Fürstenrat,  wie  bei  allem  was 
an  die  Volksversammlung  kam,  das  Vorschlagsrecht  übte,  so  ist  undenkbar, 
daß  die  Wahl  zum  Herzog  jemals  auf  einen  anderen  als  einen  Fürsten 
oder  Fürstengenossen  gefallen  sein  sollte  *^  Die  Stellung  des  Herzogs 
endigte  mit  dem  Friedensschluß.  Yon  seinen  Machtbefugnissen  wird 
unten  zu  reden  sein. 

Bloße  Gaubeamte  waren  die  den  einzelnen  Hundertschaften  vor- 
gesetzten Centenare  (Hunnen),  die  jedenfalls  vom  Volke,  sei  es  im  Gau- 
oder im  Hundertschaftsding,  gewählt  wurden.  Von  ihnen  wird  bei  der 
Darstellung  der  Heeres-  und  der  Gerichtsverfassung  näher  gehandelt 
werden. 

Ein  berufsmäßiges  Priestertum  besaßen  die  Germanen,  im  Gegen- 
satz zu  den  Galliern,  nach  Cäsar  nicht".  Was  an  Opferdiensten  und 
sonstigen  religiösen  Handlungen  vorkam,  wurde  innerhalb  des  Hauses 
und  der  Gemeinde  von  dem  Hausvater  oder  Geschlechtsältesten,  im  Gau 


"  Bell.  Gall.  6,  c.  2S:  Oum  bellum  dvitas  nut  illatum  defendit  aui  inferty 
magtstrattis  y  qui  ei  hello  praesinty  ut  vitae  neeiaque  haheant  poteataiem^  deligtmtur. 
in  pace  ntälus  est  communis  magistratus^  sed  prineipes  regionum  atque  pagorum 
inter  suos  ius  dicunt  controversiasque  minuunt.  Vgl.  Waitz  l ,  267  f.  Brunner, 
RG.  1,  125.  135.  Thudichum,  Altd.  Staat  56  f.  Sickel,  Zur  germ.  V.-Gesch.  31. 
MüLLENHOFF  4,  183.  198.  Dahn,  Könige  1,  22.  64  f.  Bei  den  Sueben  Oäsars  (BelL 
Gall.  1,  c.  37)  werden  einmal  zwei  Brüder  nebeneinander  ab  Herzoge  genannt. 
Über  die  Schilderhebung  vgl.  §  5,  Anm.  19. 

**  Vgl.  §  5,  Anm.  15.     Grerm.  c.  30:  praeponere  electos, 

^*  Bei  der  Wahl  übergangene  Fürsten  zogen  es  unter  Umständen  vor,  das 
Vaterland  zu  verlassen.  Vgl.  Tacitus,  Annal.  2,  c.  45;  Hist  4,  c.  18.  Später  war, 
wenigstens  bei  den  Sachsen,  die  Herzogswahl  von  Rechts  wegen  auf  den  Kreis  der 
Fürsten  beschränkt.  Vgl.  Beda,  Hist.  ecci.  5,  c.  10:  Non  enim  habent  regem  iidean 
antiqui  Saxones,  sed  satrapas  plurimos  suae  genti  praepositos,  qui  ingrttente  beut 
artieulo  mittunt  aequaliter  sortes,  et  quemcumque  sors  ostenderit,  hune  tempore  belli 
ducem  omnes  seeuntur,  huio  obtemperant;  peraeto  autem  bello  rursum  aequcUis  po- 
tentiae  fiunt  satrapae. 

"  Bell.  Gall.  6,  c.  21:  Oermani  mtUtum  ab  hoc  consueiudine  differunt  nam 
neque  druides  habentj  qui  rebus  divinis  praesint,  neque  soorificiis  Student  Über  das 
germanische  Priestertum  vgl.  Waitz  1,  276  £F.  v.  Stbel  101 — 108.  Brünneb,  RG. 
1,  125  f.  MüLLENHOFF,  DA.  4,  199  f.  225.  230.  238.487.  Sickel,  Freistaat  72—85; 
Zur  germ.  V.-Gesch.  43  flF.  v.  Amiba'  94.  Dahn,  Könige  1,  80  ff.  Burchabd, 
Hegung  der  deutschen  Gerichte  2  ff.  8.  Arnold,  Urzeit  335  ff.  Schereb,  Anzeiger 
f.  deutsch.  Altertum  4,  100  ff.  E.  Maurer,  Zur  Urgeschichte  der  Godenwürde 
(ZeitBchr.  f.  d.  Phil.  4,  125  ff.).  Munch,  Nord.-germ.  Völker  200  ff.  Grimm,  Mytho- 
logie*, 1,  72  ff.  3,  37  ff.  MoQK,  Mythologie,  in  Paul's  Grundriß*  1,  1132.  Mbyer, 
Mythologie  192. 
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vom  Fürsten,  im  Staat  vom  König  besorgt".  Im  Norden  ist  dieser 
Zustand  unverändert  geblieben;  es  gab  wohl  priesterliche  Gehilfen  {ffodär\ 
deren  sich  die  Könige  and  Fürsten  bedienten,  das  Priestertom  als  solches 
aber  blieb  antrennbar  mit  dem  weltlichen  Amt  verbanden.  Durch  eigen- 
tümliche Verhältnisse  bei  der  Besiedelung  Islands  ist  diese  Verbindung 
auch  bei  der  ersten  Organisation  des  isländischen  Staates  grundlegend  ge- 
worden^ indem  diese  von  den  Eigentempeln  ausging,  deren  Besitzer  als  godär 
zur  HäupÜingswürde  {godord)  gelangten  ^^  Bei  den  Südgermanen  erhielt  sich 
die  Verbindung  der  geistlichen  und  weltlichen  Aufgaben  nur  in  den 
Kreisen  des  Hauses,  des  Geschlechts  und  des  Gaues.  Insbesondere  die 
Gaufürsten  waren  wohl  nach  wie  vor  zugleich  Priester  (got  gudja)^ 
wobei  ihnen  die  Gentenare  als  Hilfspriester  zur  Seite  gestanden  haben 
mögen  ^^  Dagegen  bekleideten  die  weisen  Frauen,  wenn  auch  in  noch 
so  hohem  Ansehen  stehend,  keine  priesterliche  Stellung  ^^.  Andererseits 
scheint  der  Mangel  einer  einheitlichen  staatlichen  Spitze  in  den  republika- 
nischen Völkerschaften  sowie  das  Bedürfnis  einer  einheitlichen  Vertretung 
in  den  mehrere  Völkerschaften  umfassenden  Tempelverbänden  zuerst  zur 
Einsetzung  beru&mäßiger  Priester  geführt  zu  haben,  die  dann  auch  in 
Königreichen,  wo  ein  Bedürfnis  zunächst  nicht  vorhanden  war,  Eingang 
fanden.  Die  ostgermanische  Benennung  des  Landespriesters  (sacerdos 
civitatis)  ergiebt  sich  aus  got  sinista^  burgundisch  sinistusj  d.  h.  der  Älteste'^. 
Über  seine  Einsetzung  erfahren  wir  nichts;  wahrscheinlich  wurde  er  von 
der  Landesgemeinde  aus  dem  Kreise  der  Fürsten,  und  zwar  wohl  auf 
Lebenszeit,  gewählt.  Wenn  er  Hilfspriester  |zu  seiner  Unterstützung  hatte, 
so  können  diese  ebenso  wie  die  im  Norden  vorkommenden  doch  nur  einen 
untergeordneten  Charakter,  wie  Tempelhüter  und  Opferdiener,  gehabt 
haben;  eine  öffentliche  Stellung  bekleideten  sie  nicht.  Zu  den  Aufgaben 
des  Landespriesters,  teilweise  unter  Mitwirkung  des  Königs  oder  eines  der 
Fürsten,  gehörten  vor  allem  die  von  Staats  wegen  an  die  Götter  gestellten 
Fragen,  also  namentlich  Gottesurteile  und  Weissagung,  sowie  der  staat- 


**  Das  vandaliflche  (nahanarvaliBcbe)  Königshaus  der  Hasdingen  (Astingen) 
hatte  seinen  Namen  wahrscheinlich  von  seiner  priesterlichen  Haartracht  {sacerdos 
mtdiebri  omatu,  Germ.  c.  43)  empfangen.  Vgl.  Müllenhovf,  ZDA.  12,  847;  DA. 
4,  487.  672.  Über  die  Nordgermanen  Lehmakn,  ARG.  19,  196  f.  Daß  die  mero- 
wingischen  Könige  auf  rinderhespannten  Wagen  zum  Märzfeld  fuhren,  weist 
wohl  auf  ehemalige  Priesterstellung  zurück.  Vgl.  Ganor,  RA.  262  f.;  Mythologie^ 
75.  554. 

"  Vgl.  §4  N.  16.  Maubbb,  Island  38—49;  Die  Bekehrung  des  norwegischen 
Stammes  zum  Christentume  2,  209  ff.  v.  Amiba*  103  f.  Daß  auch  die  West- 
germanen solche  Eigentempel  gekannt  hahen,  ergiebt  sich  aus  der  späteren  Eigen- 
kirehe.   Vgl  Stütz,  Gesch.  d.  kirchl.  Benefizialwesens  1,  89  ff.  und  unten  §  21. 

"  Vgl.  §  8  N.  11.  Steinmbteb  und  Sievbbs,  Glossen  1,  88  f.,  wird  tribunus 
(§  19  N.  30)  mit  coHne  und  ampc^tman  übersetzt.  Andere  Glossen  übersetzen  de- 
eanua  mit  ügangot,  iusiifieare  mit  gotten.  Gbapf,  Althochd.  Sprachschatz  4, 151.  158. 

>»  Vgl.  Wbihhou),  Deutsche  Frauen*  1,  60 ff.     Müllenhopp,  DA.  4,  208 ff. 

•^  VgL  §  5,  Anm.  21.  Dibpenbach,  WB.  d.  got.  Sprache  2,  212.  Wackernagkl 
bei  BiHDiiio,  Gksch.  d.  burg.-roman.  Königreichs  372.    Kögel,  ZDA.  37,  230. 
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liehe  Gebets-  and  Opferdienst;  außerdem  fiel  die  feierliche  Hegang  des 
Landesdinges  und  die  Wahrung  des  Friedens  in  Ding  und  Heer  unter 
seine  Zuständigkeit  *^  Insofern  war  er  ein  Hüter  des  Rechts  {iwart)^K 
2.  Das  Gefolga  Zu  dem  Beamtenorganismus  des  altgermanischen 
Staates  kann  auch  das  ,,Gefolge''  (die  „Gefolgschaft^^  gerechnet  werden, 
obwohl  dasselbe  auf  einem  rein  persönlichen  Verhältnis  zu  dem  Gefolgs- 
herm  beruhte,  dem  es  im  Kriege  als  Leibwache  und  Stab,  im  Frieden 
als  ständiges  Ehrengeleit  diente*'.  Bis  in  das  achte  Jahrhundert  bildete 
das  Gefolge  einen  wesentlichen  Faktor  der  fränkischen  Reichsverfassungy 
selbst  die  großenteils  aus  germanischen  Reitern  zusammengesetzte  kaiser- 
liche Leibwache  in  Rom  und  Byzanz  (die  wahrscheinlich  von  Caracalla 
nach  germanischem  Muster  organisierten  protectores)  war  nichts  als  eine 
den  römischen  Verhältnissen  angepaßte  germanische  Gefolgschaft;  seit 
dem  5.  Jahrhundert  hatten  alle  höheren  Offiziere  im  römischen  Heer 
ihre  eigenen  Gefolgsmannen,  welche  comites  oder,  in  Übereinstimmung 
mit  einer  westgotischen  Bezeichnung,  buceüarü  genannt  wurden '^  Die 
deutsche  Dichtung  hat  die  Erinnerung  an  das  Gefolge,  nachdem  es  längst 
aus  dem  Leben  geschwunden  war,  noch  viele  Jahrhunderte  bewahrt '^ 
Während  die  römischen  Schriftsteller  das  Gefolge  und  die  Gefolgsmannen 
mit  comitatus  und  comites  (auch  clientes)  bezeichnen,  ergiebt  sich  eine 
gemeingermanische  Benennung  aus  altsal.  drukt,  dnict  (ags.  dryht^  an. 
droit,  ahd.  mhd.  truht),  d.  h.  Schar,  dem  got.  gadraükts  (Krieger)  und 
as.  droktin  (ags.  dryhten,  altfries.  drochten^  an.  dröttinn,  ahd.  truhtm)^ 
d.  h.  Herr,  entspricht^®.  Eine  westgermanische  Bezeichnung  war  altfrk. 
trustisy  as.  gvtröst^  für  den  einzelnen  Mann  antrustioy  as.  gitrdsteo^^  eine 


*^  Tacitas,  Germ.  c.  7  (s.  §  7  Anm.  15),  c  10,  c.  11  (s.  §  5  Anm.  2,  20),  c.  89, 
c.  40,  c.  43.  Über  die  Entstehungszeit  des  Landespriesteramtes  läßt  sich  nur  so 
viel  sagen,  daß  Cäsar  es  noch  nicht  kennt,  während  Strabo  (f  60  n.  Chr.)  bereits 
einen  XäTjfov  iegevg  erwähnt. 

''  Dagegen  ist  die  zuerst  von  Riohthofen  (Untersuchungen  über  friesische 
RG.  2,  455  ff.)  aufgestellte  Vermutung  von  dem  sakralen  Charakter  des  altgerma- 
nischen Rechts  und  seiner  ausschließlichen  Überlieferung  durch  die  Priester  als 
Gesetzsprecher  als  abgethan  zu  betrachten.  Vgl.  Heck,  Altfries.  Ger. -Verf.  50  ff. 
62  f.    V.  Amira>  8;  Gott.  gel.  Anz.  1888,  S.  1064  ff. 

*■  Tacitus,  Germ.  c.  18. 

^  Vgl.  besonders  Bbukmer,  Gefolgswesen  84  ff.  und  Seeck,  a.  a.  O.,  femer 
Hebmann,  Hausmeieramt  57  ff.  Rosenstein,  Die  germanische  Leibwache  der  julisch- 
claudischen  Kaiser,  FDG.  24,  369  ff. 

**  Besonders  Beovulf,  Heliand,  die  Nibelungen,  die  karolingische  und  britische 
Heldensage.    Vgl.  die  S.  3  f.  angeführte  Litteratur. 

^  Vgl.  Gbiuh  bei  Merkel,  Lex  Salica  pg.  9.  Müllenhoff,  DA.  4,  190.  Kern, 
Glossen  der  Lex  Salica  159  f.    Diefenbaoh,  WB.  d.  got  Sprache  2,  641  ff. 

*'  Von  got  altn.  traust,  ahd.  mhd.  tröst  Vgl.  Nibel.  (Lachxann)  v.  2266, 
Kluge,  u.  d.  W.  Gbihm,  a.  a.  0.  pg.  6;  RA.  943.  Müllenhoff  bei  Waftz,  Das 
alte  Recht  294.  Diefenbaoh  2,  677  f.  van  Helten,  Zu  den  malbergischen 
Glossen,  §  175. 
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andere  sodann  „Gesinde'',  d.  h.  Reise-  oder  Eriegsgefahrte'^  vereinzelt 
begegnet  ahd.  gefolgi^^.  Nordgermanische  Bezeichnungen  für  das  Gefolge 
waren  hird  (Hansgenossenschaft)  *and  viperlagk  (Gesellschaft),  fQr  die 
Mannen  hirAnenn  und  hüskarlar^^. 

Das  Gefolgeverhältnis  beruhte  auf  einem  freiwilligen  Dienstvertrage 
zwischen  Herrn  und  Mann,  der  den  Herrn  zu  Schutz,  Unterhalt  und 
kriegerischer  Ausrüstung  des  Mannes  und  diesen  zu  völliger  persönlicher 
Hingabe  in  den  Dienst  des  Herrn  (aber  nur  ingenmU  ordine,  nicht  zu 
knechtischen  Diensten)  verpflichtete^^  und  ein  dem  Familienbande  nach- 
gebildetes Treueverhältnis  zwischen  beiden  Teilen  begründete '^  Zum 
Eintritt  in  das  Gefolge  war  nur  geeignet,  wer  das  WafFenrecht  besaß; 
junge  Fürstengenossen  wurden  schon  bei  der  Wehrhaftmachung  auf- 
genommen, andere  nur  aus  persönlichen  Gründen,  zumal  wenn  sie  sich 
bei  der  Waffenprobe  oder  später  als  Heermänner  hervorgethan  hatten''. 


*^  Ahd.  genndij  ginnd,  langob.  gasmdio^  gasinäiua,  ags.  gesiä,  gesideundman. 
Ableitung  von  ahd.  sind,  aga.  sid  (Reiae,  Heer£ahrt).  Vgl.  Bbükkbb,  Gefolgaweaen 
88  f.  Papst,  FDG.  2,  512  £  Schmid,  Gkaetze  der  Angelaachaen  599  f.  Klüoe,  u.  d.  W. 
GaiXM,  DWB.  IV.  la,  4109  ff. 

*•  Gjumm,  DWB.  IV.  1  a,  2150. 

^  Vgl.  Amira*  57.  117.  Den  kuskarlar  entsprechen  die  ags.  heordgemeätas 
(Herdgenossen),  die  weatgotischen  und  yandaliachen  gardingi  (yon  gards  ^  domns) 
und  die  sächsischen  hagusialdos  (die  am  Hofe  des  Herrn  Lebenden),  mit  denen  die 
fränkischen  austaldi  wohl  zusammenfallen.  Vgl.  Bbükmir,  Gefolgswesen  76;  BG. 
1,  142  und  die  dort  Angefahrten.     Ober  die  gotischen  aaiones  vgl.  §25  N.  41. 

'^  Tacitns,  Genn.  c.  14:  Rxtgunt  enim  principis  sui  liberalitcUe  iüum  beüc^ 
torem  equum,  iüam  cruentam  victrioemque  frameatn,  nam  eptUae  et  quamquam  in- 
contpti,  largt  tarnen  apparatus  pro  atipendio  cedunt.  Vgl.  Beovulf  v.  2866  f.  2885  f. 
Über  die  Schut^pflicht  des  Herrn  vgl.  ebd.  v.  1481  f.  Der  Grefolgsmann  heißt 
Tisch-  oder  Herdgenosse  (ags.  beödgenedf)  seines  Herrn,  conviva  regU'^  der  Herr  ist 
der  Brotspender  (ags.  hldford). 

'*  Die  Mannen  hießen  die  degen  (d.  h.  Kinder)  ihres  Herrn,  dieser  dagegen 
der  AÜe  oder  senior  seiner  Mannen.  Vgl.  Heliand  v.  1188.  8184.  4962;  Beovulf 
V.  194.  408.  1309.  2710.  2811;  ebd.  v.  1645:  ealdor  pegna.  Über  alts.  thegan^  ags. 
Pegn,  fen,  verwandt  mit  Tixvor,  vgl.  Grimm,  DWB.  2,  895.  Klüoe,  u.  d.  W. 
MüLLSMHOFF,  DA.  4,  263.  Brunneb,  (xefolgswesen  78.  Schmb)^  Gesetze  der  Angel- 
sachsen 664  f.  Die  Verwendung  des  Wortes  für  „Krieger^S  „Held''  ist  erst  eine 
abgeleitete.  „Haudegen"  beruht  auf  Volksetymologie,  Verwechselung  mit  dem  aus 
ganz  anderer  Wurzel  entstandenen  „Degen"  —  Stichwaffe.  Auf  der  Nachbildung 
der  YerwandtBchaftsverhältnisse  beruht  auch  die  Bezeichnung  der  Gkfolgsleute  als 
mögen  (ags.  tncBgas,  mhd.  mdge  unde  man)  oder  Vettern  (ags.  gädelingaSf  mhd. 
guten).    Vgl.  Grimm,  DWB.  IV.  la,  1494.  1496. 

"  Tacitus,  Germ.  c.  13:  Anna  swmere  non  ante  euiquam  moris  quam  civitas 
suffecturum  probaverit,  tum  in  ipso  eonoilio  vel  principum  aliquis  vel  pater  vel 
propinqui  seuto  frameaque  iuvenem  omant.  kaee  apud  illos  toga,  hie  primus  iu- 
ventae  bonos;  ante  hoc  domus  pars  videntur,  mox  rei  publicae.  insignis  nobilitas 
aut  magna  patrum  merita  principis  dignitatem  etiam  adoleseentulis  assignant: 
eeteri  robustioribus  ac  iam  pridem  prohat is  aggregtintur.  nee  rubor  est  inter  comites 
aspici.  Die  viel  umstrittene  Stelle  hat  hauptsftchlich  durch  die  von  Müllenhofv 
leider  wieder  aufgenommene  falsche  Lesart  dignationem  statt  dignitatem  Schwierig- 
keiten gemacht,  die  gegen  die  richtige  Lesart  der  beiden  besten  Handschriften 
(Cod.  Vaticanus,  Cod.  Leidensis),  nach  Zakgemeister  vielleicht  erst  durch  die  falsche 
iL  ScHRÖDKR,  Deatsche  Bechtageschiehte.    4.  Aufl.  3 
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Die  Absohließung  des  Vertrages  geschah  durch  Waffenreichung  seitens 
des  Herrn,  Handreichung  und  eidliches  Treuegelöbnis  seitens  des  Mannes'*. 
Im  Kampf  bildete  das  Gefolge,  das  übrigens  stets  beritten  war'^,  die 
einzig  auf  den  Schutz  ihres  Herrn  bedachte  Leibwache,  die  ohne  ihn 
nicht  aus  dem  Felde  zurückkehren  durfte'®.  Was  das  Gefolge  erbeutete, 
gehorte  dem  Herrn,  der  dadurch  vornehmlich  die  Mittel  gewann,  seinen 
Mannen   Unterhalt-  und   Geschenke  zu   gewähren '^      Mit   dem  idealen 


Konjektur  eines  Humanisten,  in  den  Text  gekommen  ist.  Statt  eeteris  ist  nach 
einer  von  Lipsius  aufgestellten,  von  Haupt  und  Zangemeister  angenommenen  Kon- 
jektur aus  sprachlichen  Gründen  unbedingt  ceteri  zu  lesen.  Die  SteUe  ist  dem- 
nach (mit  Zai^qemeisteb)  folgendermaßen  zu  erklären.  Die  in  der  Landesgemeinde 
wehrhaft  gemachte  junge  Mannschaft  (a  dvitate  prohaii)  zerfiel  in  zwei  wesentlich 
verschiedene  Klassen.  Die  geringeren  Edelinge  und  die  Gemeinfreien  wurden, 
soweit  sie  nicht  aus  besonderen  Gründen  als  Gefolgsmannen  eines  Fürsten  zu- 
gelassen waren^  in  das  Heer  eingereiht,  wo  sie  ihren  Platz  an  der  Seite  der  filteren, 
zum  Teil  lange  vor  ihnen  wehrhaft  gemachten  Heermftnner  {iam  pridem  probati) 
fanden.  Dagegen  wurden  die  Edelinge  vornehmster  Abkunft  nicht  eingesteUt,  sie 
zählten  nicht  zu  den  Heermännem,  sondern  hatten  den  Bang  der  Fürsten.  Ais 
solche  konnten  sie  ihren  Platz  nur  in  dem  Gefolge  des  Königs  oder  eines  Fürsten 
einnehmen,  denn  einer  Gefolgschaft  anzugehören  war  für  niemand  eine  Schande, 
weder  für  die  jungen  Edelinge,  noch  für  altbewährte  Heermfinner,  die  beiden 
Elemente  aus  denen  sich  die  Gefolgschaften  zusammenzusetzen  pflegten  (daher  im 
Beovulf  die  Bezeichnung  des  Gefolges  als  „Tugend  und  Jugend*',  dugtict  and  geogoS, 
oder  als  Gefolgsmänner  und  Gefolgsknaben ,  dryktgyma,  dryhfbeam).  Von  den 
zahlreichen,  größtenteils  auf  falschen  Lesarten  beruhenden  Auslegungen  seien  hier 
angeführt:  Waitz  1,  288  ff.  Sohm,  Eeichs-  u.  Gerichtsverfassung  545  ff.  Schebeb, 
Zeitschr.  f.  österr.  Gymnasialwesen  1869,  S.  102 f.,  und  Anz.  f.  deutsch.  Altertum 
4,  85  ff.,  Baumstark,  Staatsaltertümer  563—626.  MOllekhofp,  DA.  4,  259  ff.  Kbtt- 
NEB,  Zeitschr.  f.  d.  Phil.  18,  129  ff.  Sickel,  Freistaat  108  n.  Ebhabimp,  Staaten- 
bildung 60;  Gott.  gel.  Anz.  1882,  8.  1222  f.  Brunner,  RG.  1,  139  n.  Eanke,  Welt- 
geschichte 8.  2  S.  278  f.     Wiessneb,  Zeitachr.  f.  GW.  12,  312. 

^  Tacitns,  G«rm.  c  14:  praecipuum  saeramentum;  iUum  heüatorem  equam, 
illam  cruentam  viciricemque  frameam.  Wer  bei  der  Wehrhaftmachung  in  der 
Landesgemeinde  die  Waffen  nicht  aus  der  Hand  des  Vaters  oder  eines  Magen, 
sondern  aus  der  eines  Fürsten  empfing  (Anm.  33),  trat  damit  in  ein  gewisses 
Kindschaftsverhältnis  zu  diesem  und  wurde  sein  Mann.  Vgl.  auch  Maubeb  in 
Bartsch  Germania  16,  319  f.  und  die  dort  besprochene  Schrift  von  Gbumdtvio. 

•*  Vgl.  Waitz  1,  408.  MOllenhopf,  ZDA.  10,  553.  Prokop,  Bell.  Got.  2,  c.  26. 
Auch  die  römischen  protectores  und  bucellarii  waren  Reiter. 

•*  Tacitus,  Grerm.  c.  14:  Oum  ventum  in  aeieniy  turpe  principi  virtute  vinci^ 
turpe  comitatui  nirtutem  prmctpis  nan  adaeqtuire,  iam  vero  infame  in  amnem  tntam 
ae  probrosum,  super atitem  principi  suo  ex  ade  recessiaae,  illum  defmdere,  tu&% 
8ua  quoque  fortia  facta  gloriae  eiue  assignare  praecipuum  saeramentum  est  prin- 
eipes  pro  victoria  pugnant,  ccmites  pro  principe.  Vgl.  WaItz  1 ,  376  n.  Heliand 
V.  3996  ff.  4675  ff.  Im  Beovulf  werden  die  Mannen  als  Handgesellen,  Achsel- 
genossen, Schildgefährten  ihres  Herrn  bezeichnet  Den  Inguiomerus  begleitete 
seine  manus  elientium  in  das  Elend.  Tacitus,  AnnaL  2,  c.  45.  Vgl.  ebd.  1,  c.  57 
über  die  dienHum  manus  des  Segestes. 

*'  Tacitus,  Germ.  c.  14:  Materia  munificentiae  per  bella  et  rapius.  Vgl.  Beo- 
vulf V.  1484  f.  2150  f.  2986  ff.  Über  die  Bezeichnung  des  Herrn  als  Schätzespender 
vgl.  Waitz  1,  346  n.  Die.  Annahme  v.  Amiba's,  daß  nach  dem  Tode  eines  Gefolgs- 
mannes die  Geschenke  des  Herrn,  zumal  das  Heergeräte,  an  diesen  zurückgefallen 
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Wesen  der  Gefolgschaft  hing  die  den  Germanen  sonst  so  fremdartige 
unbedingte  Unterordnung  unter  den  Willen  des  Herrn  zusammen.  So 
war  es  ausschließlich  seinem  Ermessen  überlassen,  den  Rang  seiner 
Mannen  zu  bestimmen;  er  konnte  den  einen  erhöhen,  den  andern  er- 
niedrigen'^  Verletzung  der  schuldigen  Treue  seitens  eines  Gefolgsmannes 
bewirkte,  daß  er  der  öffentlichen  Rechtslosigkeit  verfiel. 

Eine  derartige  Unterordnung  freier,  großenteils  adeliger  Männer'' 
unter  einen,  wenn  auch  noch  so  angesehenen  Privatmann  wäre  nach  ger- 
manischer Auffassung  eine  Erniedrigung  der  Freiheit  gewesen.  Sie  war 
ohne  Nachteil*^  nur  möglich,  wo  der  Herr  sich  in  hoher  Stellung  befand, 
so  daß  sein  Dienst,  wenn  auch  nur  mittelbar,  als  Staatsdienst  angesehen 
werden  konnte:  nur  Konige,  Herzoge,  Fürsten  und  Fürstengenossen  konnten 
Gefolgsherren  sein,  in  Monarchien  später  nur  noch  der  König. 

Das  Gefolge  war  eine  organische  Staatseinrichtung  für  Krieg  und 
Frieden;  der  dem  Gefolgewesen  in  mancher  Richtung  ähnliche  Anschluß 
an  einen  Heerkonig  zu  Beutezügen  in  die  Fremde  hat  nichts  mit  dem- 
selben gemein *^  Aber  nur  der  Krieg  vermochte  ein  größeres  Gefolge 
zu  ernähren^',  in  langen  Friedenszeitan  pflegten  daher  die  jüngeren 
Edelinge  mit  ihren  Mannen  auf  Abenteuer  auszuziehen  oder  fremde 
Kriegsdienste  zu  nehmen,  während  die  älteren,  durch  Amt  oder  politische 
Thätigkeit  an  die  Heimat  gebunden,  im  Lande  blieben^. 


seien,  wird  hinsichtlich  des  Heergerfttes  durch  die  cruenta  victrixque  framea 
(Anm.  34)  bestätigt,  die  der  Gefolgsmann  aus  der  Hand  seines  Herrn  empfing; 
offenbar  ist  an  eine  Waffe  gedacht,  die  sich  bereits  in  der  Hand  eines  verstorbenen 
Heiden  bewährt  hatte.    Vgl.  auch  Beovulf  y.  452  f. 

'^  Grerm.  c.  18:  Gradus  quin  etiani  ipse  comttatua  habet ^  iudido  eius  quem 
seetaniur^  magnaque  et  comitum  aemulaiio,  quibus  primus  apt^d  principem  suum 
locus.  Vgl.  Beov.  1309.  2022  und  die  amiei  iunetissimi  des  Alamannenkönigs 
Ohnodomar  (Anm.  42).  Bbüiiver,  RG.  1,  140,  Anm.  26.  Schon  in  germanischer 
Zeit  werden  größere  Grefolgschaflen  ihren  Scharführer  (dröttseH^  truhiseexe)  gehabt 
haben,  dessen  Stellang  in  der  des  JMEeister  „Hildebrand"  noch  nachklingt  Vgl.» 
auch  Sebck,  a.  a.  0.  118  f. 

'*  Vgl.  Anm.  83.    Tacitus,  Annal.  2,  c.  11:  muHi  nobilium  circa, 

*•  Germ.  c.  18:  Nee  ruber  f'nter  comites  aspid, 

"  Vgl.  §  7,  Anm.  19. 

*'  Die  Zahl  der  (Tcfolgsmannen  war  je  nach  Ansehen,  Stellung  und  Ver- 
mdgen  des  Herrn  eine  sehr  verschiedene.  Im  Vergleich  zu  der  Masse  des  Heeres 
war  sie  immer  nur  gering  und  zu  selbständigen  kriegerischen  Unternehmungen 
wenig  geeignet  Vgl.  PrOkop«  Bell.  Got  2,  c.  25.  Mit  dem  AlamannenkÖnig 
Chnodomar  wurden  in  der  Schlacht  bei  StraBburg  200  comites  und  8  amici  iunciisaind 
gefangen,  nachdem  andere  schon  vorher  gefallen  waren.  Amm.  Marc.  16,  c.  12 
§  €0.  Immerhin  begegnen  auch  Gefolgschaften  von  ungewöhnlicher  Stärke  (vgl. 
SsBCx,  a.  a.  O.  190  n.) 

^  Ttfcitus,  Gterm.  c.  14:  Si  eivitas  in  qtM  orti  sunt  longa  pace  et  otio  torpeaf, 
pierique  nobilium  adoleseentium  petunt  nitro  eas  nationes,  quae  tum  bellum  aliquod 
gerunt,  quia  et  ingrata  genti  quies  et  facilius  inter  oneipitia  darescunt  magnumque 
eomitatum  non  msi  vi  bellove  tuentur.  Aus  der  handschriftlich  allein  Beglaubigten 
Lesart  tuentur  ergiebt  sich,  daß  unter  den  nobiles  adolescentes  jüngere  Edelinge 
zu  verstehen  sind,  die  bereits  ein  eigenes  Gefolge  haben,  aber  noch  kein  Amt 
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§  7.    Die  Heeresverfassung. 

Waitz  1»,  231.  402—417.  Beunnee,  RG.  1,  §  19;  Forachangen  42  ff.  (ZRG. 
21,  4  ff.)*  SiCEEL,  Freistaat  126  ff.  Roth,  Gesch.  d.  Beneficialwesens  38  ff. 
V.  Peuckeb,  Das  deutsche  Kriegswesen  der  Urzeiten,  3  Bde,  1860—64.  Delbeück, 
Geschichte  der  Kriegskunst  II,  1.  1901.  Baumstark,  Staatsaltertümer  288  ff. 
MüKCH,  Nordisch-german.  Völker  198  f.  Aenold,  Deutsche  Urzeit  251—306.  Dahn, 
Deutsche  Geschichte  1,  223  ff.  Lampeecht,  Deutsche  Geschichte  1,  132  ff.  Wein- 
hold, Beiträge  z.  d.  deutschen  Kriegsaltertümem,  Berl.  SB.  29,  543  ff.  Müllenhopf, 
DA.  4,  173  ff.,  198—207,  256  ff. 

Die  germanische  Heeresverfiassung  beruhte,  wie  wohl  bei  allen  Natur- 
völkern,  auf  der  milizartig  organisierten  Wehrpflicht  aller  waffenfähigen 
Männer  ^  Nur  Unfreie  und  Hörige,  sowie  Freie  die  durch  schmähliche 
Handlungen  ihre  Ehre  verwirkt  hatten,  gehörten  nicht  zum  Heere. 
Frauen  und  Kinder  begleiteten  das  Heer,  wenn  die  Heerfahrt  zugleich 
Auswanderung  bedeutete.  Ihnen  fiel  nötigenfalls  die  Verteidigung  der 
Wagenburg  anheim.  Durch  Zaubergesange  suchten  die  Frauen  auf  den 
Kampfesmut  der  Krieger  einzuwirken,  auch  die  Fürsorge  für  die  Ver- 
wundeten galt  als  ihre  Aufgabe.  Die  Aufnahme  unter  die  Wehrpflichtigen 
war  Staatssache;  mochte  es  sich  um  den  Ausnahmefall  der  Wehrhafb- 
machung  eines  Freigelassenen  oder  um  die  Musterung  der  zu  den  W^affen 
herangereiften  männlichen  Jugend  handeln,  immer  bedurfte  es  eines  Auf- 
nahmebeschlusses der  Landesgemeinde,  vor  der  die  jungen  Krieger  die 
Waflfenprobe  abzulegen  hatten,  um  sodai^n  aus  der  Hand  ihres  Vaters 
oder  Vormundes  oder  des  Fürsten  ihres  Gaues  die  Waffe  zu  empfangen* 
Der  Wehrpflicht  wurde  genügt  durch  den  Dienst  im  Gefolge,  im  Volks- 
heer oder  in  der  Schar  der  „Hundert".  Dabei  waren  nicht,  wie  manche 
angenommen  haben,  die  Unterschiede  von  Alten  und  Jungen  oder  Grund- 
besitzern und  Nichtgrundbesitzern,  sondern  einzig  individuelle  Neigungen 
und  Gaben  maßgebend.  Wer  Gefolgsmann  war,  empfing  die  ganze 
-kriegerische  Ausrüstung  und  den  Unterhalt  von  seinem  Herrn;  jeder 
andere  mußte  seine  Ausrüstung  selbst  beschaffen  und,  so  lange  das  Heer 
nicht  in  Feindes  Land  stand,  auch  für  seinen  Unterhalt  selbst  auf- 
kommen.    Daraus  ergab  sich  von   selbst,   daß   die   Art,  wie   er  seiner 


bekleiden.  Ihnen  gegenüber  bezeichnet  Tacitus  die  Gefolgsmannen  fürstlichen 
Standes  als  adolescenhUi  (c.  13).  Die  früher  auch  von  uns  geteilte  Auffassung, 
daß  die  nobiles  adoleseentes  Gefolgsmannen  gewesen  seien,  geht  von  der  falschen 
Lesart  tueare  aus,  die  erst  durch  eine  falsche  Konjektur  jüngerer  Handschriften 
in  den  Text  gekommen  ist  (Zamgemexster).  Für  junge  Edelinge  hatte  der  Dienst 
im  Gefolge  in  der  Regel  nur  die  Bedeutung  einer  Schule,  sie  schieden  aus,  sobald 
sie  reif  genug  waren,  um  an  die  Spitze  eines  eigenen  Gefolges  zu  treten.  Daß  auch 
Beurlaubungen  zu  Sonderzwecken  stattfinden  konnten,  zeigt  Beovulfs  Fahrt  zu 
König  Hrodgar,  an  der  noch  andere  Mannen  des  Königs  Hygelac  teilnehmen.  Vgl. 
auch  Beov.  v.  1827  ff. 

*  Vgl.  §  4  Anm.  2.    Sickel,  Freistaat  127  n. 

^  Vgl.  §  6  Anm.  83.  §  9  Anm.  7.  Das  spätere  Mittelalter  kannte  die  Wehr- 
haftmachung  („Schwertleite'O  ^^^  noch  im  Ritterstande. 
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Heerespflicht  genügte,  sich  mehr  oder  weniger  nach  seiner  Vermögens- 
lage richtete.  Wer  kein  Pferd  hatte,  konnte  nicht  zum  Reiterdienst 
befohlen  werden. 

Die  Einberufung  des  Heeres  geschah  auf  Beschluß  der  Landes- 
gemeinde, in  dringenden  Fällen  der  Landesverteidigung  wurde  durch 
Landgeschrei  oder  Feuerzeichen  unmittelbar  zu  den  Waffen  gerufen  ^ 
Zum  Zusammentritt  des  Heeres  wählte  man,  wie  beim  Ding  (S.  23),  wo- 
möglich  die  Zeit  des  Voll-  oder  Neumondes,  die  für  alle  kriegerischen 
Unternehmungen  als  die  günstigste  betrachtet  wurde.  Das  versammelte 
Heer  wurde  nicht  selten  vor  Beginn  des  Kampfes  feierlich  durch  väpnatah 
oder  Eid  auf  die  Waffen  verpflichtet*. 

Zahl  und  Zusammensetzung  des  Heeres  wurde  wohl  vom  Landesding 
nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  für  den  einzelnen  Fall  festgestellt  Nur 
bei  den  Chatten  und  den  Sueben  Cäsars  war  das  Heerwesen  fest  geordnete 

Das  Heer  war  nach  Gauen  (Tausendschaften),  Hundertschaften,  Ge- 
schlechtem, Sippschafben  gegliederte  Den  eigentlichen  Heereskörper 
bildete  das  Fußvolk.  Der  Aufstellung  der  Kolonnen  in  Form  eines  ab- 
gestumpften Keils  entsprach  ihre  Bezeichnung  als  C7i7ieus  oder  Schweins- 
kopf^.     Außer  dem  Fußvolk   stellte  jeder  Gau  für  das  Vortreffen  eine 


'  Caesar,  Bell.  Gall.  4,  c.  19  von  den  Sueben:  more  suo  eoneilio  hdbito  nuniios 
in  omnes  partes  dimisüse^  uti  de  oppidis  demigrarenij  liberos,  uxorea  sttaque  omnia 
in  Silvia  deponerent  atque  omnes  y  qui  arma  ferre  possent,    unum  in  loeum  con- 

venirent ;  hie  Romanorum  adventum  exspectare  atque  ibi  decertare  oanstituisse, 

Heerfolgepflichtdgen  Völkern  wurde  das  Aufgebot  durch  den  führenden  Staat  mit- 
geteilt, vgl.  Bei].  Gall.  6,  c.  10.  Die  regelmäßige  Verkündigung  des  Heerbefehls 
erfolgte  im  Norden  durch  Umhersenden  des  Heerpfeils  oder  eines  an  der  Spitze 
angebrannten  Stabes,  bei  den  Südgermanen  durch  Aufpflanzen  einer  Fahne  oder 
eines  sonstigen  Feldzeichens.  Vgl.  Grimm,  RA.  151.  161  ff.  Weinhold^  a.  a.  0.  545  ff. 
Ober  das  Land-  und  Zetergeschrei  (Gerüfte^  Gerücht),  das  auch  in  anderen  Fällen 
gemeiner  Not  und  bei  der  Verfolgung  von  Verbrechern  als  Hilferuf  verwendet 
wurde,,  reichhaltige  Zusammenstellungen  von  Petersen^  FDG.  6,  223 — 842.  Der 
landschaftlich  sehr  verschieden  lautende  Ruf  war  in  erster  Reihe  auf  Erzeugung 
eines  weithin  schallenden  Tones  berechnet,  daher  besonders  Verbindungen  mit  io 
(wie  feindio,  dibto,  fiirio,  mordiOj  tcapenio)',  andere  Rufe  waren:  heilj  heil  al,  wäpen^ 
wäfen  (romanisch  al  arma,  daher  Alarm,  Lärm).  Das  bekannte  tiodüte  (später  ent- 
stellt in  iodüte),  altfries.  tie  uta,  bedeutet  „ziehet  heraus'*,  wie  xeter  »  ^,ziehet  her'S 
entsprechend  dem  normannischen  haro.  Vgl.  Bsüvtner,  RG.  2,  481  f.  Grimm,  RA. 
876  ff.  v.  RicHTHOFEK,  Altfr.  WB.  1083.  His,  Strafrecht  der  Friesen  182  ff.  Diez, 
WB.  d.  rom.  Sprachen  I.  s.  v.  allarme.  II"  s.  v.  haro,  Glassoh,  Etüde  historique 
sur  le  clameur  de  haro,  N.  Revue  6,  397  ff.  517  ff. 

^  Vgl.  S.  24.  Amm.  Marc.  31,  c.  7  §  10  von  den  Goten:  signo  ad  arma 
capienda  ex  utraque  parte  per  lituos  dato,  barbari,  postquam  inter  eos  ex  more  iura- 
tum  est,  tumulosos  loeoa  adpetere  temptaverunt  Ober  vdpnatak  vor  dar  Schlacht 
hei  den  französischen  Normannen  vgl.  Maurer,  i.  d.  Germania  16,  323. 

*  Bell.  Gall.  4,  c.  1.  Tacitus,  Germ.  c.  31.  Vgl.  Hist  Zeitschr.  46,  128  f. 
Nur  bei  den  Chatten  gab  es  auch  außerhalb  der  Gefolgschaften  berufsmäßige 
ELrieger,  die  den  Ackerbau  verschmähten. 

•  Vgl.  S.  16.  18  f. 

'  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  6.  Waitz  1,  409.  v.  Peücker  2,  206  ff.  Schereb, 
Berl.  SB.  25^  571  f.    Siehe  auch  oben  S.  15  Anm.  2.  S.  23  Anm.  10. 
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auserlesene  Schar,  die  sogenannten  „Hundert",  die  sich  aus  einer  gewissen 
Zahl  von  Rotten  zu  je  einem  Reiter  und  einem  ihm  zugeteilten,  besonders 
gewandten  Fußsoldaten  zusammensetztet 

Die  Führung  des  Heeres  war  Sache  des  Königs  oder  des  von  ihm 
ernannten  Anfuhrers,  in  Freistaaten  Sache  des  von  der  Landesgemeinde 
erwählten  Herzogs  (S.  30).  Jede  Tausendschaft  stand  unter  ihrem  Tausend- 
führer (S.  19),  dementsprechend  jedes  einzelne  Gauvolk  unter  seinem 
Gaufursten®.  Die  Hundertschaften  wurden  von  ihren  Centenaren  be- 
fehligt^^, die  Geschlechter  wohl  von  den  Geschlechts-  und  Gemeinde- 
ältesten ^^  Straflfe  militärische  Unterordnung  war  aber,  abgesehen  von 
den  Gefolgsmannen,  ursprünglich  nur  bei  den  Chatten  bekannt,  die 
übrigen  Germanen  lernten  sie  erst  allmählich  von  den  Römern^*.  Das 
versammelte  Heer  stand  gleich  der  Volksversammlung  in  dem  Frieden 
des  Gottes  Ziu  (S.  23),  dessen  heilige  Zeichen,  fahnenartig  an  Speerstangen 
befestigt,  das  Heer  begleiteten  und  die  persönliche  Anwesenheit  des  Gottes 
in  demselben  andeuteten ".  Auf  diese  symbolische  Bedeutung  der  Fahnen 
bezog   sich  ihre   Bezeichnung   als   bandva  (signum),   woraus  durch  Yer- 


^  Bell.  Gall.  1,  c.  48.  Tacitus,  Genn.  c.  6.  Nachdem  die  TaaseDdschaft  zum 
Gau  geworden  war,  konnte  auch  bei  dem  Vortreffen  keine  bestimmte  Zahl  fest- 
gehalten werden  {quod  primo  numerus  fuit,  iam  notnen  et  Tumor  est),  doch  ist 
kaum  zu  vermuten,  daß  es  damit  überhaupt  je  strenge  genommen  wurde  (die 
„Hundert"  zu  60  Botten),  da  der  Bestand  an  Pferden  doch  bei  den  vei-schiedenen 
Völkerschaften  überaus  verschieden  war  (Germ.  c.  6.  30.  32).  Man  hat  daher  „Hun- 
dert'' hier  wohl  in  allgemeinerem  Sinn  nur  für  „Menge"  zu  nehmen  (v.  Amiba'  72). 
Der  von  manchen  angenommene  Zusammenhang  dieser  „Hundert"  mit  der  Hundert- 
schaft ist  entschieden  zurückzuweisen. 

»  Vgl.  S.  28.  Über  die  FOhrea»chaft  der  Fürsten  vgl.  Tacitus,  Annal.  1,  c.  55; 
femer  Hist.  4,  c.  12  von  den  Hilfstmppen  der  Bataver:  quas  vetere  insHtuto  nobi- 
lissimi  popularium  regebant 

"  Vgl.  §  4  Anm.  16.  Daß  auch  die  Centenare  vom  Volke  gewählt  wurden, 
ist  aus  den  späteren  Verhältnissen  zu  entnehmen. 

^^  Im  Westgotenrecht  wird  die  unterste  Heeresabteilung  als  „Zehntschaft" 
unter  einem  deoanus  bezeichnet.     Vgl.  auch  §  6  N.  18.    Waitz  1,  483  ff. 

"  Germ.  c.  7:  Ei  duces  exemplo  poivua  quam  imperio,  st  prompii^  si  eon- 
spicuij  si  ante  adem  agant^  admiratione  praesunt,  c.  30  von  den  Chatten:  Multum, 
ut  inter  Qermanos,   rationis  ao  soller tiae:   praeponere  electos,   audire  praepositos, 

nosse  ordines,  — quodque  rarissimum  neo  nisi  Bomanae  disctplinae  eon- 

eessum,  plus  reponere  in  duce  quam  in  exerdtu.     Vgl.  Annal.  2,  c.  45. 

^'  Grerm.  c.  7  (Anm.  15);  Hist.  4,  c.  22:  depromptae  süvis  ludsque  ferarum 
imagines,  ut  ouique  genti  inire  proelium  mos  est  Vgl.  Waitz  1,  412  Anm.  2. 
Weinhold,  a.  a.  0.  556.  Müllbnhoff,  DA.  4,  200  f.  Über  die  Grestalt  dieser  Zeichen 
vgl.  LiNDENscHiiiT,  Haudb.  d.  deutsch.  Altertumskunde  1,  275  ff.  Von  dem  an  der 
Stange  befestigten  Tuchstück  wurde  das  Zeichen  „Fahne"  {fano^  gundfano)  genannt 
Vgl.  Gbimm,  DWB.  8,  1241.  Meter  v.  Knonau^  Anm.  488  zu  Ekkehards  Casus 
St.  Giklli  c.  38  (1877).  Eine  andere  Bezeichnung  war  alts.  kumbel  (ags.  oumbol, 
hereouTnbol),  daher  ahd.  chumbarra  für  Heerschar  (tribus).  Vgl.  Müllenhoff,  DA. 
4,  201.  Über  die  spätere  symbolische  Personifikation  des  Königs  durch  Fahnen 
und  andere  Zeichen  vgl.  meine  Abhandlung  über  Weichbild,  Histor.  Aufsätze  für 
Waitz  (Hannover  1866)  S.  806  ff.    v.  Amira«  94. 
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miUelong  der  romanischen  Sprachen  onser  j^Banner''  abgeleitet  ist^^ 
Damm  war  es  Sache  des  Priesters,  wie  im  Ding  so  auch  im  Heere  den 
Gottesfrieden  zu  überwachen";  nur  wo  der  König  oder  Herzog  zugleich 
Oberpriester  war,  lag  die  Wahrung  des  Friedens  und  die  Strafgewalt  über 
das  Heer  in  seiner  Hand^^  Als  Strafen  im  Heere  werden  Todesstrafe, 
Fesselung  und  körperliche  Züchtigung  erwähnt  Wer  ohne  ausreichende 
Entschuldigung  dem  Aufgebot  zum  Heere  keine  Folge  leistete  oder  aus 
dem  Heere  entwich»  wurde  je  nach  Lage  der  Sache  entweder  wegen  Feig- 
heit zur  Strafe  des  Lebendigbegrabens  oder  wegen  Landesverrats  zum 
Strange  verurteilt;  dem  letzteren  verfiel  auch,  wer  zum  Feinde  überging  ^^. 
Spione  wurden  mit  dem  Feuertode  bestraft  ^^  Rechtlos  wurde,  wer  ohne 
seinen  Schild  aus  dem  Kampfe  zurückkehrte  oder  als  Gefolgsmann  seinem 
Herrn  die  Treue  brach.  Auch  bei  den  Abenteurerzügen  der  Heerkönige, 
die  an  sich  den  Staat  nichts  angingen  und  die  allgemeine  Wehrpflicht 
der  Bevölkerung  nicht  berührten,  verfielen  alle,  die  mit  YoUbort  der 
Landesgemeinde  dem  Rufe  des  Führers  gefolgt  waren,  ihn  dann  aber  im 
Stich  gelassen  hatten,  der  öfiientlichen  Rechtlosigkeit^^. 


"  Vgl.  Gbihh,  DWB.  1,  1115  ff.  Kluge,  u.  d.  W.  Diez,  WB.  d.  roman.  Sprachen 
I.  8.  V.  hancU).  Dv  Gange,  I.  s.  y.  bandum.  Nach  einer  von  Scbebbr,  a.  a.  0.  581 
Aom.  1,  mitgeteilten  Bemerkung  von  Müllbnhoff  ist  altnord.  ve  (Heiligtum,  Fahne) 
ebenfallfl  auf  die  als  Feldzeichen  verwendeten  Symbole  der  Gatter  zu  beziehen. 
Vgl  §  S  N.  10. 

*^  Germ.  c.  7 :  Ceterum  neque  animadvertere  neque  vineire^  ne  verberare  quidem 
niii  sacerdoHbus  penntssum,  non  quasi  vn  poenam  nee  ducü  iussu,  sed  velut  deo 
imperantey  quem  adesse  beüantibus  credunt  effigiesque  et  Signa  quaedam  detracta 
iucis  in  proelium  ferunt     Vgl.  Müllenhopp,  DA.  4,  199. 

1«  Vgl.  Bell.  Gall.  6,  c.  23  (§  6  Anm.  12). 

"  VgL  §  12.  Hohes  Alter  und  körperliche  Schwftche  befreiten  vom  Heer- 
dienst,  vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  15.  Das  Entweichen  aus  dem  Heere  hieß  ahd.  herialix. 
Dem  entspricht  mnd«  dinksleie  für  das  eigenmächtige  Verlassen  des  Dinges.  Die 
gerichtliche  Hegeformel  des  Mittelalters  verbot  dingalete  unde  unlust  (Ssp.  1,  59  §  2). 
VgL  ^  5  Anm.  9. 

^^  Bell.  Gall.  1,  c.  53  von  dem  durch  Cfisars  Sieg  befreiten  Procillus,  den 
Ariovistab  Spion  in  Ketten  hatte  werfen  lassen:  Is  se  praesente  de  se  ter  sortibus 
eonsuUum  ddcebat,  utrum  igni  sioHm  neearetur  an  in  aliud  tempus' reservaretur, 
iortium  beneficio  se  esse  incohimem, 

*'  Bell.  Gall.  6,  c.  28:  Latrocinia  nullam  habent  infamiam,  quae  extra  finea 
cuiusque  civitatis  fiunt  —  ~.  atque  ubi  quis  ex  principibus  in  coneUio  dixit^  se 
äueem  fcfre,  qui  sequi  velint  profiteofUur,  consurgunt  ii  qui  et  causam  et  hominem 
probant^  suumque  auxilium  pollicentur  atque  ab  muUitudine  coHaudantur.  qui  ex 
his  seeuti  non  sunt,  in  desertorum  ac  prodiiorum  numero  dueuntur  omniumque  kis 
rerum  postea  fides  derogatur.  Daß  derartige  Fahrten,  von  denen  hesonders  die 
Wikingerfahtten  der  nordischen  Seekdnige  bekannt  sind,  auch  als  reine  Privat- 
ootemehmungen  vorkommen  keimten,  ist  zweifellos,  der  einseitige  Bücktritt  von 
solchen  hat  aber  schwerlich  die  gleiche  infamierende  Wirkung  gehabt  Die  filtere 
Foischung  hat  diese  Abenteurerzüge  ungehörigerweise  mit  dem  Gefolgewesen  ver- 
mengt, auch  die  Entstehung  germanischer  Reiche  in  der  Völkerwanderung  hierauf 
zarüekgeführt  Noch  im  12.  Jahrhundert  unternahm  ein  gewisser  Etheler  in  Hol- 
stein einen  ähnlichen  Zug.  Jeder,  der  sich  ihm  anschloß,  empfing  aus  seiner  Hand 
Boß  und  Büstung.    Helmoldi  chron.  Slav.  1,  c.  67. 
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Das  germanische  Befestigangswesen  kannte,  in  auffallendem  Gegen- 
satz zu  dem  der  antiken  Welt,  keine  befestigten  Wohnplätze,  sondern 
außer  den  als  Landwehr  gegen  feindliche  Einbrüche  verwendeten  Grenz- 
wüstungen ^^  nur  befestigte  Rückzugsplätze  (Ringwälle),  die  teils  als  be- 
festigte Lager  und  Ausfallplätze  der  militärischen  Verteidigung  dienten, 
teils  als  bloße  Bauemburgen  eine  Zuflucht  für  die  wehrlose  Bevölkerung 
und  ihre  Habe  bildeten  *^  Wenn  einzelne  Ortschaften  häufig  als  „Zaun" 
{tun)  oder  „Burg"  bezeichnet  wurden  (S.  17),  so  bezog  sich  dies  auf  Dorf- 
etter  und  Dorfgraben,  die  zunächst  nur  den  Schutz  gegen  wilde  Tiere 
bezweckten  und  das  Entlaufen  des  Dorfviehes  verhindern  sollten. 


§  8.    Die  6erlcht$verfa88ung. 

Waitz  13,  219.  856  ff.  Beünwer,  RG.  1,  §  20.  v.  Amira«  152  ff.  v.  Stbbl 
113  ff.  SiCKKL,  Freistaat  147  ff.;  Zur  german.  VG.  32  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichts- 
verfassnng  5  ff.  Grimm,  EA.  745  ff.  THümcHUM,  Altdeutscher  Staat  32  f.  37  f.  48  ff. 
MÜLLBNHOFP^  DA.  4,  250  ff.  V.  Bethmann-Hollweo,  Germanen  vor  der  Völker- 
wanderung 46  ff.;  CivilprozeB  1,  102  ff.  Baümstabk,  Staatfialtertümer  477  ff.  514  ff. 
K.  Lehmann,  Königsfriede  der  Nordgermanen  11  f.  109  f.  169.  Dabn,  Deutsche 
Geschichte  1,  200  ff.;  Könige  1,  75.  Lampbecht,  Deutsche  Geschichte  1,  147  f, 
Beaudouin,  La  participation  des  hommes  libres  au  jugement  dans  le  droit  franc, 
1888,  8.  5—16  (N.  Revue  14,  454  ff.).  Fustel  de  Coülanges,  Recherches  sur 
quelques  problömes  de  Phistoire,  1885,  S.  361 — 871.  Hertzbebo,  Grundtrsekkene 
i  den  seldate  proces,  udgivet  ved  Bbandt,  1874,  S.  111—186.  Bubchabd  ,  Hegung 
der  deutschen  Gerichte  im  Mittelalter,  1893. 

Die  vornehmste  Aufgabe  der  von  der  Landesgemeinde  zu  wählenden 
Fürsten  war  nach  den  übereinstimmenden  Berichten  von  Cäsar  und 
Tacitus  die  Handhabung  der  Rechtspflege  in  ihrem  Gau^  In  welcher 
Art  sie  dieser  Aufgabe  gerecht  wurden,  läßt  sich  aus  den  Worten  des 
Tacitus  erschließen:  Eliguntur  in  iisdem  conciliis  et principes  gut  iura  per 
pagos  vicosque  reddunt,  centeni  singulis  ex  plebe  comites  consilium  simul 
et  auctoritas  assunt  \    Hiemach  hielt  der  Fürst  das  Gericht  nicht  an  einer 


^  Bell.  Gall.  4,  c  3.  6,  c.  10,  23.  Velleius  Paterculus  2,  c.  120.  v.  Peuckeb 
2,  348  f.  854  ff.  3T1  ff.  Wafiz  1,  414.  Bbunsee  1,  115.  Über  diesen  meistens 
als  neutrale  Zone  behandelten  Grenzgürtel  {marka)  vgl.  v.  Amiba'  77. 

**  Vgl.  Müllenhopf,  DA.  4,  280  f.,  wo  auch  einige  ausnahmsweise  vorkom- 
mende Beispiele  wirklicher  Festungen  angeführt  sind.  Einen  formlichen  Festungs- 
gürtel von  der  Eros  bis  zur  Ocker,  der  auf  die  Sachsen  zurückzuführen  sein 
dürfte,  hat  v.  Oppermann,  Atlas  vorgeschichtlicher  Befestigungen  in  Niedersachsen 
(1887—88),  nachgewiesen.     Vgl.  Krause,  Gott.  gel.  Anz.  1890,  S.  193  ff. 

*  Beil.  Gall.  6,  c.  23 :  principes  regionum  atque  pagorum  inter  suos  it^s  dieunt 
controversiasque  minuunt  Mit  Unrecht  hat  man  dabei  an  verschie'dene  Fürsten 
mit  verschiedenen  Wirkungskreisen  (pr.  regionum  und  pr.  pagorum)  gedacht, 
während  nur  ein  durch  die  Unsicherheit  des  Sprachgebrauches  begründetes  b¥  öia 
&U01V  vorliegt.  Vgl.  §  4,  N.  21.  Außer  der  eigentlichen  Rechtsprechung  lag  dem 
Fürsten  nach  Cäsar  auch  das  Schlichten  von  Rechtshändeln  (die  Sühne)  ob. 
Vgl.  §  13,  N.  9. 

*  Germ.  c.  12.  Zum  vollen  Verständnis  dieser  vielumstrittenen  Stelle  ist  die 
Wissenschaft  erst  durch  Bbuniveb  gelangt 
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einzigen,  far  den  ganzen  Gau  gemeinsamen  Dingstatte,  sondern  an  den 
für  die  yeischiedenen  Geriohtsgemeinden  bestimmten  Dingstätten  inner- 
halb seines  Gaues,  die  er,  wie  später  der  Graf,  der  Reihe  nach  zn 
Zwecken  der  Rechtspflege  bereiste.  Die  Gerichtsgemeinden  fielen  mit  den 
militärischen  Hundertschaften  zusammen  (S.  18,  37),  sie  waren  also 
rein  persönliche  Yerbände  und  noch  nicht  räumlich  festgelegt,  wenn  es 
ihnen  auch  an  einem  örtlichen  Mittelpunkt  für  die  Zwecke  ihrer  Ver- 
sammlungen nicht  gefehlt  haben  kann.  Denn  Gericht  hielten  die  Ger- 
manen immer  nur  unter  freiem  Himmel  an  uralt  heiliger  Stätte,  die 
Opferplatz  und  echte  Dingstatt  zugleich  war'. 

Die  germanischen  Bezeichnungen  für  „Gericht''  waren  dieselben  wie 
für  „Volksversammlung''  (S.  21  f.),  also  vor  allem  thinff  und  mahal  (d.  h. 
Sprache)^;  davon  in  der  Lex  Salica  gamallus  für  den  Gerichtsgenossen ^ 
und  maüoberg  für  die  Dingstatt,  für  die  ahd.  rrnzhalstat,  ags.  medeUtede 
begegnet®. 

Das  Gericht  bestand  nach  Tacitus  aus  der  unter  dem  Vorsitz  des 
Gaufürsten  versammelten  Hundertschaft  (S.  18),  es  war  demnach  ein  Voll- 
gericht, zu  dem  jeder  Hundertschaftsmann  dingpflichtig  war^  Damit 
war  zugleich  gegeben,  daß  jeder  Dingmann  in  Waffen  erschien  und  die 
Versammlung  ihre  Zustimmung  (Folge,  Vollbort)  in  derselben  Weise  wie 
die  Landesgemeinde  durch  Zusammenschlagen  der  Waffen  [gairethinx,  vdp- 


'  Vgl.  Grimm,  RA.  793  ff.  Besonders  Baum  und  Brunnen  pflegten  Eiir  Ding- 
Btatt  zu  gehören,  wie  schon  die  Götter  und  Nomen  unter  dem  Weltenbaum  am 
Urdarbrunnen  zu  Gericht  saßen.  Vgl.  Grimm,  RA,  797  f.;  Mythologie^  887.  664; 
WeietQmer  7,  275.  v.  Eicbtbofbk,  Unters,  z.  fries.  RG.  2,  459  ff.  Joseph,  Kon- 
rads  von  Würzburg  Klage  der  Kunst  2,  76. 

*  So  ahd.  und  alts.,  daneben  ahd.  mal  und  modal,  got.  maßl,  ags.  medelj 
madel,  an.  mal,  in  der  fT&nkischen  Rechtssprache  mlat  mallus.  Der  sprachliche 
Zusammenbang  dieser  Ausdrücke  ist  bestritten,  jedenfalls  aber  gehen  alle  direkt 
oder  indirekt  auf  got  ntap^an^  an.  mcsla,  ahd.  mcJialjan  (loqni)  zurück.  Vgl. 
Freksdorff,  Recht  und  Rede  (s.  §  3,  N.  15)  S.  443  ff.  MOllenhoff,  bei  Waitz, 
Das  alte  Recht  289.  Grimm,  RA.  746.  BRnNNER  1,  128.  144.  Kluge,  u.  d.  W. 
DiEFBNBACH,  WB.  d.  got.  Sprache  2,  6  ff.  Wackernagrl,  bei  ßiNDn^o,  Gesch.  d. 
bürg.  roro.  Königreichs  350  ff.  Für  „gehegtes  Ding^'  begegnet  niederdeutsch  und 
mitteldeutsch  hegemal,  hemal^  heimaeL  Vgl.  Frensdorff,  a.  a.  O.  446.  Brünner  1, 
129,  N.  2.    Mit  mahal  gleichbedeutend  ahd.  spräeha. 

*  Vgl.  Müllenhoff,  a.  a.  O.  283.  Sohm  66  f.  van  Heltbn,  Zu  den  malb. 
Glossen  §  178.  Die  Lex  Ribuaria  33,  1  verwendet  in  demselben  Sinne  amalltis\ 
die  mittelalterliche  Rechtssprache  kennt  Malmänner,  Maüeute,  Malgenossen,  Vgl. 
Frehsdorff,  a.  a.  O.  445.    Grimm,  Weistümer  7,  314. 

*  Vgl.  noch  Haltaüs,  Glossarium  1301.  Grimm,  Weistümer  7,  314.  Förste- 
MAX1I,  Namenbuch  2*,  1048.  Bine  andere  Bezeichnung  für  den  Gerichtsort,  die 
aber  nicht  mit  dem  Namen  des  Gottes  Ziu  (S.  28)  zusammengestellt  werden  darf, 
war  ahd.  xieh,  mnd.  tie,  digge.  Vgl.  Steinmeyer  u.  Sievers,  Ahd.  Glossen  2,  501. 
Grimm,  RA    748.    Schiller  u.  Lübben,  Mnd.  WB.  4,  541. 

^  Tacitus  bezeichnet  die  zum  Gericht  versammelte  Hundertschaft  als  centeni 
eomites,  fugt  aber,  um  sie  von  der  aristokratischen  Gefolgschaft  zu  unterscheiden, 
die  Worte  ez  plebe  hinzu.  Vor  Brunner  gehörten  diese  centeni  comites  zu  den 
dunkelsten  und  bestrittensten  Erscheinungen  der  deutschen  Rechtsgeschichte. 
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natak)  zum  Ausdruck  brachtet  Da  alle  germanischen  Gerichtsverhand- 
lungen öffentlich  waren,  so  konnten  sich  auch  nicht  dingpflichtige  Volks- 
genossen als  Zuhörer  einfinden.  Unfreien  und  Fremden  war  der  Zutritt 
wohl  immer  verboten. 

Eröffnet  wurde  das  Gericht  in  denselben  Formen  feierlicher  Hegung 
wie  die  Landesgemeinde  (S.  23).  Uralt  waren  die  drei  Hegungsfragen: 
ob  es  die  rechte  Dingzeit  und  der  rechte  Ort  sei,  ob  das  Gericht  dem 
Rechte  gemäß  besetzt  oder  gehegt  sei,  und  ob  man  dem  Ding  Frieden 
gebieten  möge^  Die  Hegung  erfolgte  durch  thatsächliche  Einfriedigung 
des  Dingplatzes  mit  Pfählen,  die  man  durch  Schnüre  verband  ^^.  Wurden 
die  Hegungsfragen  in  der  Landesgemeinde  wahrscheinlich  an  den  Priester 
gerichtet",  so  darf  man  vermuten,  daß  im  Gericht  der  Hundertschaft 
der  Centenar  (Hunne)  die  Stelle  des  Priesters  einnahm^*.  Lauteten  sie 
bejahend,  so  wurde  mit  derselben  Formel  wie  in  der  Landesgemeinde 
(S.  23)  der  Dingfriede  verkündigt,  und  zwar  im  Namen  des  Dinggottes 
(Ziu  Thingsus),  velut  deo  imperante^  indem  gleichzeitig  das  Wahrzeichen 
{handva)  des  Gottes  aufgerichtet  wurde  ^^  Vielleicht  stammen  eben  daher 
die  gemeingermanischen  Bezeichnungen  für  die  Verkündigung  des  Ding- 
friedens, „bannen"  und  „Bann"  (im  Mittelalter  gewöhnlich  „Bann  und 
Frieden^O  ^*>  Ausdrücke  die  später  in  erweiterter  Bedeutung  auf  alle  unter 


8  Vgl.  S.  24.  BBümiER  1,  155  f.  V.  Amiea*  156.  Lehmann,  ZRG,  18,  93  flP.  101. 
Auf  dänische  Einflüsse  ist  es  zurückzuführen,  wenn  die  angelsäclisische  Hundred 
auch  wchpengetcRö  oder  w&perUac  genannt  wurde.  Vgl.  Sohmii>^  Gesetze  der  Angela. 
672.     Grimm,  RA.  771.     Maubeb,  i.  d.  Germania  16,  822  f.    y.  Amiba'  72. 

®  Wohl  mit  Kecht  hat  man  die  drei  Hegungsfragen  schon  in  dem  tres  eausas 
demandare  der  Lex  Salica  Tit.  44,  1  u.  46,  1  angedeutet  gefunden.  Vgl.  Zöpfl, 
Altertümer  1,  293  €P.  Bbunneb  1,  146.  Grimm,  RA.  853.  Planck,  Gerichtsverfahren 
1,  130  ff.  HoMETEB,  Richtsteig  Landrechts  88  f.  383.  399.  434  ff.  Anderer  Meinung 
Waitz,  Das  alte  Recht  145.    R.  Schmidt,  Affatomie  26  ff.    Bürchabd,  a.  a.  0.  10  f. 

'°  Ebendaher  das  „Spannen"  oder  „Hegen"  des  Dinges.  Die  Schnüre  hiefien 
an.  vSbönd  („heilige  Bänder"),  vgl.  §  7  N.  14.  Als  Pfähle  wurden  mit  Vorliebe 
Haselstecken  verwendet,  daher  wohl  Lex  Ribuaria  67,  5  (69,  5)  in  cireulo  ethctsla 
für:  in  iudieio.  Vgl.  Bbunneb  1,  145.  Amiba*  156  f.  Gbimm,  RA.  809  E  Wbin- 
HOLD,  Berl.  SB.  29,  552  ff. 

**  Nach  Bbxtnneb's  ansprechender  Vermutung  haben  die  Priester  wohl  die  Ant- 
wort durch  das  Gottesurteil  des  Loses  oder  durch  Opfer  ermittelt  und  dann  das 
Friedegebot  selbst  verkündigt. 

"  Vgl.  S.  31.  Im  Mittelalter  wurden  die  Hegungsfragen  vielfach  an  den 
Unterrichter  (Schultheißen,  Centenar)  oder  den  Fronboten  gerichtet.  Gegen  die 
Bezeichnung  der  Antworten  als  „Fronurteile"  (Bbunneb  1,  146)  vgl.  Bubchabd, 
a.  a.  0.  7  n. 

*•  Vgl.  §  7,  N.  14.  §  17,  N.  22.  Aufrichtung'  einer  Fahne,  Aufhängen  eines 
Schildes,  Aufstecken  eines  Schwertes  als  Wahrzeichen  des  Dingifriedens  muß  schon 
in  der  germanischen  Zeit  allgemeiner  Brauch  gewesen  sein.  Vgl.  Schbödeb  bei 
BtBiNGuiBB,  Die  Rolande  Deutschlands  32  ff.  Gbimm,  RA.  851  ff.  Amiba'  185. 
SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  871.  Über  den  Stab  in  der  Hand  des  Rich- 
ters vgl.  Gbimm,  RA.  134  f.  761  f.     v.  Amiba*  138. 

**  ELlugb,  u.  d.  W.,  MüLLENHOPP,  DA.  4,  237  und  Bbunneb  1,  147  gelangen, 
indem  sie  „Bann"  (vorgerm.  Wurzel  b/ta-)  mit  ^ocrxcü,  (prjfil,  g>(ijyTj,  Ist.  fari,  fanimi 
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Strafandrohung  erlassenen   obrigkeitlichen  Befehle  (,)Crö'>ö*  ^^^  Verbot", 
„Zwing  und  Bann^^  angewendet  wurden. 

In  der  Landesgemeinde  hat  der  Bann  wohl  dem  Landespriester  zu- 
gestanden, im  Gericht  dagegen  muß  er  Sache  des  Gaufürsten,  als  des 
Vorsitzenden  Richters,  gewesen  sein,  da  diesem  allein  das  iura  r edder e 
(Tacitus)  oder  ius  dicere  (Cäsar)  oblag.  Damit  ist  zugleich  die  Wahrschein- 
lichkeit gegeben,  daß  ihm  ebenso  bei  den  prozessualischen  Verhandlungen 
die  Ausgabe  des  Urteils,  also  das  Rechtsgebot,  wodurch  das  Urteil  erst 
vollstreckbar  wurde,  zustand**.  Aber  auch  bei  der  eigentlichen  Urteil- 
findung,  d.  h.  der  Feststellung  des  Urteilinhaltes,  muß  der  „recht- 
sprechende'^  Richter  der  germanischen  Zeit  beteiligt  gewesen  sein,  und 
zwar  neben  dem  Dingvolk,  dem  nur  die  Erteilung  von  consilmm  und 
auctoritas  anheimfiel.  Das  Urteil  (ahd.  tuom^  as.  ags.  afrs.  döm^  got. 
dämsy  an.  domrY^  bedurfte  zu  seiner  endgültigen  Feststellung  der  von 
der  Gerichtsversammlung  erteilten  „auctoritas",  d.  h.  ihrer  Zustimmung 
{coUaudatio)  oder  „Folge"  (mhd.  mnd.  volge^  auch  volbort,  vul&arty^.  Aber 
der  Urteilsvorschlag  war  Sache  des  Fürsten,  und  zwar,  wie  Bbunneb 
richtig  bemerkt  hat,  unter  Beirat  der  Dingleute,  von  denen  er  einzelne 


zusammeimtellen ,  zu  der  Grondbedeatung  „nachdrückliche  feierliche  Rede",  was 
durch  die  in  den  frftnkischen  Volksrechten  vorkommende  Verwendung  von  sermo 
und  verhum  fär  hanrnts  und  furban  (mhd.  fürbann,  vorbann)  unterstützt  wird.  Aber 
das  germanische  Wort  ist  schon  früh  in  das  Mittellateinische  und  von  da  in  die 
romanischen  Sprachen  übergegangen,  wo  sich  neben  bannum  (bannus)  und  bannire 
gleichwertig  bandus  und  bandire  (vgl.  ital.  bandito)  findet,  wie  dän.  band  (neben 
ban)  und  bande^  und  in  den  Weistümem  (Gbimh  2,  95.  211.  284.  407.  4,  77.  5,  706. 
6,  457)  band,  banden f  benden,  verbanden.  Daraus  ergiebt  sich  Gleichstellung  von 
got  ^bantjan  (Ulfilas  £v.  Luc.  20,  37:  banvida)  und  bandvfan,  die  Grundbedeutung 
war  demnach  wohl  „ein  Zeichen  geben'^  „bezeichnen".  Vgl.  Diez,  WB.  d.  roman. 
Sprachen  I.  s.  vv.  banda,  bando.  Diepenhach,  WB.  d.  got  Sprache  1,  298  f.  Gbimm, 
DWB.  1,  1115.  SoHMELLEB,  Bajcr.  WB.«  1,  243.  Da  im  germanischen  Recht  alle 
Willenserklärungen  „mit  Hand  und  Mund"  erfolgten,  d.  h.  mit  einer  die  Rede  be- 
gleitenden  Handlung  verbunden  waren,  so  konnte  sich  die  abgeleitete  Bedeutung 
„feierliche  Rede"  mit  Leichtigkeit  bilden.  Jedenfalls  ist  der  germanische  Begriff 
„Bann"  und  „bannen"  von  der  Verkündigung  des  Dingfriedens,  die  unter  Aufrich- 
tung der  bandva  des  Dinggottes  erfolgte,  ausgegangen.  Durch  den  Bann  wurde 
die  Versammlung  unter  den  Schutz  des  Grottes  gestellt  und  darum  „geheiligt* *. 
Vgl.  MffLLENBOPF,  DA.  5,  5.  86. 

"  Vgl.  A.  S.  SoHüLTZB,  Privatrecht  und  Prozeß  97.  106.  111  ff.  Brunke» 
1,  149.    Plamce,  Gerichtsverfahren  1,  90.    Hometeb,  Richtsteig  Landrechts  417. 

>*  Vgl.  Diepekbach,  a.  a.  O.  2,  648  f.  Kluge,  u.  d.  W.  v.  Amiba*  7.  Die 
Grundbedeutung  ist  „Satzung".  Dem  Deutschen  ist  der  „Tum"  nur  noch  in  Ge- 
stalt eines  Suffixes  bekannt  (vgl.  König-tum,  Fürsten-tum),  während  engl,  doom, 
dftn.  schwed.  dorn  die  alte  Bedeutung  behalten  hat  Unser  „Urteil"  (ahd.  urteüi, 
urteily  urteilda,  alts.  urdilij  altfries.  ordil,  urdit)^  d.  h.  das  „Erteilte",  scheint  ur- 
sprünglich nur  das  Gk^ttesurteil  bezeichnet  zu  haben,  wenigstens  hatte  das  wahr- 
scheinlich aus  dem  Deutschen  entlehnte  ags.  orddl  ausschließlich  diese  Bedeutung. 
VgL  SoHMiD,  Gesetze  der  Angelsachsen  639.  Eine  gotische  Bezeichnung  für  Ur- 
teil und  Urteiler  war  staua. 

"  Vgl.  S.  41.  Grimm,  RA.  770.  864;  DWB.  3, 1871.  Haltaüs,  Glossarium  471. 
Planck,  Gerichtsverfahren  1,  262  ff.     Hometeb,  Richtsteig  Landrechts  507. 
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oder  mehrere  um  ihr  Urteil  fragen  moohte.  Hier  hat  die  spätere  Rechts- 
entwickelung  in  verschiedener  Weise  eingesetzt  Bei  den  Langobarden 
ist  die  Gemeinde  ganz  in  den  Hintergrund  getreten,  sie  hat  dem  Gericht 
beizuwohnen,  aber  ihr  bloßes  Stillschweigen  genügt;  das  Urteil  wird  aus- 
schließlich Ton  dem  Richter  oder  einem  Kollegium  mehrerer  Richter  ge- 
fallt ^^.  Dieselbe  Entwickelung  hat  sich  im  späteren  Mittelalter  bei  den 
Schweden  vollzogen ^^.  Umgekehrt  verlor  der  Richter  bei  den  Franken 
das  Recht  des  Urteilsvorschlages  an  einen  Ausschuß  von  sieben  ,,Rats- 
bürgen"  {rachineburgiiy  raginburgn\  die  aber,  wie  es  scheint,  von  ihm, 
und  zwar  in  jeder  Tagung  besonders,  aus  der  Reihe  der  Dingleute  be- 
rufen wurden*^. 

Bei  verschiedenen  Stämmen  ging  dem  Richter  jeder  maßgebende 
Einfluß  auf  die  materielle  Urteilfindung  verloren,  indem  die  Gemeinde 
den  Urteilvorschlag  von  einem  eigenen,  regelmäßig  durch  Volkswahl  be- 
rufenen Beamten  empfing,  der  im  Norden  zugleich  als  Gesetzsprecher 
(Gesetzesmann,  Gesetzsprachmann)  thätig  war'^    Bei  den  Dänen  ist  es 


*'  Über  die  langobardische  und  die  durchaus  römisch  gestaltete  Gerichts- 
verfassung der  Ost-  und  Westgoten  und  Burgunder  vgl.  Brunner  1,  153. 
V.  Amira*  157.  SoHM,  ZRG.  14,  23  f.  Ficker,  Forschungen  8, 181  ff.  Dahn,  Könige  4, 
141  ff.  6,  228  f.  Bbthmann-Hollweg,  a.  a.  0.  1,  162  f.  195.  221  f.  282.  356  ff. 
Syeel  372  ff.     SiCKEL,  Westdeutsche  Zeitschrift  9,  230.  233.  237  f. 

'^  In  dem  Gerichte  der  Landschaft  (landsßing)  hatte  der  Gesetzsprecher  oder 
Lagmann  {laghmaper)  außer  der  richterlichen  Amtswaltung  und  dem  regelmäßigen 
Rechtsvortrage  (laghsaga)  zunächst  nur  den  Urteilsvorschlag,  welcher  der  Folge  der 
Gerichtsversammlung  bedurfte;  erst  im  späteren  Mittelalter  wurde  er  zum  Einzel- 
urteiler.  v.  Amira,  Nordgerm.  Obligationenrecht  1,  5.  16  f.  278;  6ött  gel.  Anz. 
1883,  S.  1065.  K.  Maurer,  Das  Alter  des  Gesetzsprecheramtes  in  Norwegen  (Fest- 
gabe für  Arndts)  S.  8—21  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur.  Lehmann,  Der 
Königsfriede  der  Nordgermanen  10 ff.;  ZRG.  19,  198. 

««  Über  den  Namen  vgl.  v.  Amira«  156.  Grimm,  RA.  293  f.  774  f.  Müllen- 
HOFP,  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  291.  Kögel,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt.  33,  18. 
VAN  Helten,  Malberg.  Glosse  §  174.  Über  die  angelsächsischen  witan  vgl. 
Brünner  1,  152. 

"  Bezeugt  ist  der  Rechtsprecher  bei  Isländern  (lögsdgumadr\  Norwegern 
(lögmaär),  Friesen  {äsega,  iudex j  sapiens ^  legislator),  Alamannen  und  Baiern 
(esagoj  esagare,  eteilo,  iudex)  ^  wenigstens  angedeutet  bei  Sachsen  (eosago)  und 
Angelsachsen.  Vgl.  K.  Maurer,  Alter  des  Gesetzsprecheramtes,  1875:  Island 
211—220;  Kr.  VJSchr.  10,  374—381.  12,  75-89.  Hertzbero,  a.  a,  O.  156-177. 
V.  Richthofen,  Untersuchungen  über  fries.  RG.  2,  456—494 ;  Altfriesisches  Wörter- 
buch 609  ff.  Heck,  Altfriesische  Gerichtsverfassung  47  ff.  Schröder,  G«setz- 
sprecheramt  und  Priestertum  bei  den  Germanen,  ZRG.  17,  215  ff.  Lehmann,  Zur 
Frage  nach  dem  Urspnmge  des  Gesetzsprecheramtes,  ebd.  19,  193  ff.  Mercei^ 
Der  Index  im  bairischen  Yolksrecht,  ebd.  1,  131  ff.  Beseler,  Der  Iudex  im  bai- 
rischen  Volksrecht,  ebd.  9,  244  ff.  Brunner  1,  150—154.  v.  Amira«  155;  Kr. 
VJSchr.  NF.  18,  169  ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1883,  S.  1063  ff.  Waftz  1,  359  f.  2,  2, 
S.  148 — 158.  SicKEL,  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  4,  121.  Wetnhold,  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Philol.  20,  7  ff.  —  In  Island  und  Norwegen  bildete  der  regelmäßige  Rechts  Vortrag 
im  Thing  (lögsaga)  die  Hauptaufgabe  der  Gesetzsprecher;  ob  dieselben  auch  mit 
konkreten  Urteils  vorschlagen  befaßt  wurden,  ist  wenigstens  für  die  älteste  Zeit 
bestritten.    Über  Schweden  vgl.  Anm.  19. 
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zur  Ausbildimg  eines  Oesetzsprecheramtes  nicht  gekommen,  vielmehr  hatte 
die  gesamte  Oerichtsgemeinde  das  Urteil  zu  finden;  erst  seit  dem 
13.  Jahrhundert  gelangte  der  königliche  Vogt  zu  einer  Mitwirkung  bei 
der  TTrteilfindung,  die  sich  später  zu  einem  ausschließlichen  Urteilerrecht 
erweiterte**. 

GerichtsTerhandlungen  fanden  immer  nur  bei  Tage  statt**,  mit 
Sonnenuntergang  wurde  der  (regelmäßig  feierliche)  Schluß  (an.  pinglausn) 
verkündigt**.  Nur  Tage  auf  die  ein  Vollmond  oder  Neumond  fiel  er- 
schienen als  Dingzeit  geeignet  *^  Ob  es  neben  den  ein-  für  allemal 
feststehenden  y,echten  Dingen''  schon  in  unserer  Periode  auch  nach  Be- 
dürfnis angesetzte  „gebotene  Dinge''  gegeben  hat,  muß  dahingestellt 
bleiben  *^  Daß  „Notgerichte"  vorkommen  konnten,  wenn  es  sich  darum 
handelte,  einen  auf  handhafter  That  ergriffenen  Verbrecher  sofort  abzu- 
urteilen, wird  sich  nicht  in  Abrede  stellen  lassen.  Die  Ladung  erfolgte 
in  diesem  Fall  durch  Landgeschrei  *^,  während  die  Dingpflichtigen  zu 
den  ordentlichen  Oericht^versammlungen  durch  Entsendung  eines  Stabes 
(an.  bodhefii\  dessen  Weiterbeforderung  von  Haus  zu  Haus  eine  öffentliche 
Pflicht  jedes  Empfangers  war,  entboten  wurden*®. 

Neben  dem  Hundertschaftsgericht  hatte  auch  die  Landesgemeinde 
gerichtliche  Aufgaben  zu  erfüllen.  Tacitus  berichtet  darüber  (Germania 
c.  12):  licet  apud  concäium  accusare  quoque  et  discrimen  capitis  intendere. 
Man  darf  annehmen,  daß  alle  todeswürdigen  Verbrechen  freier  Leute,  ab- 
gesehen von  Fällen  der  handhaften  That,  zur  ausschließlichen  Zuständig- 
keit der  Landesgemeinde  gehörten*®.  Als  Träger  der  Gerichtshoheit  muß 
das  versammelte  Volk  aber  berechtigt  gewesen  sein,  sich  auch  mit  ge- 


"  Vgl.  Lehmajth,  Königsfriede  107  ff. 

^  Daher  ahd.  tagadine  (mhd.  tetdincy  as.  dagatkmffij  dagthingi\  ferner  mhd. 
tageddrtgen,  teidingen  (mnd.  doijedingen)  und  teidinger  (d.  h.  Sachwalter,  gerichtlicher 
Verteidiger).    Vgl.  Grimm,  DWB.  11,  233  ft    Kluge  b.  v.  verteidigen,    v.  Amira»  154. 

^  Gegenüber  dem  auBgebliebenen  Prozeßgegner  bestand  der  Ungehorsams- 
protest der  im  Gericht  erschienenen  Partei  in  der  rechtsformlichen  Feststellung 
des  Sonnenunterganges  (solts  coüocatio,  solsatire,  solsadium,  altn.  solsetr).  Vgl. 
Grimm,  RA.  813  ff.  846  t  Waitz,  Das  alte  Recht  159  f.  van  Helten,  a.  a.  0. 
§  179.     Unrichtig  H.  0.  Lehmann,  Rechtsschutz  32  ff.     Vgl.  §  3,  Anm.  10. 

'*  Vgl.  S.  23.  37.  Der  Dienstag  war  zwar  der  heilige  Tag  des  Dinggottes 
und  trug  nach  ihm  den  Namen  (§  5  N.  10),  daß  er  aber  mit  Vorliebe  als  Gerichts- 
tag gewfihlt  worden  sei,  findet  in  den  Quellen  keine  Bestätigung. 

**  Gegen  die  frühere  Annahme,  daß  die  beiden  Alaisiagae  (Beda  und  Fimmi- 
lena),  die  auf  Votivsteinen  (§  5  N.  10)  als  Hilfsgöttinnen  neben  Ziu  Thingsus  er- 
scheinen, Personifikationen  des  echten  Dinges  und  des  später  mit  diesem  verbun- 
denen Nachdinges  seien,  vgl.  Siebs  und  Heck,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Philol.  24,  434  ff. 

^'  Vgl.  S.  37.  In  dem  ersten  salischen  Capitulare  c.  9  (Beurend,  Lex  Salica' 
S.  135)  b^egnet  Blasen  des  Heerhoms.    Vgl.  Weinhold,  Berl.  SB.  29,  545. 

^  Vgl.  Weinhold,  a.  a.  0.  548  f.    Grimm,  RA.  840. 

»  Vgl.  §  12.  Waffz  1,  357.  Bbunner  1,  130.  v.  Amira*  153.  MOllenhofp, 
DA.  4,  240  f. 
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ringeren  Sachen,  für  die  an  sich  das  Hundertschaftsgericht  zuständig  war, 
zu  befassen,  sobald  von  dem  Verletzten  mit  Umgehung  des  ordentlichen 
Gerichts  die  Klage  vor  der  Landesgemeinde  erhoben  wurde '^. 

§  9.    Die  Stände. 

Waitü  1»,  149—200.  Brunmeb,  RG.  1,  §  14.  v.  Amika*  79  ft  136  f.  Gbimm, 
RA.  265—402.  Sickbl,  Freistaat  12  ff.  Giebke,  GenosBenschaftsrecht  1,  3b  ff. 
MüLLEMHOFv»  DA.  4,  192  ff.  853—862.  Kötzscuke,  Die  Gliederung  der  GeseÜBchaft 
b.  d.  alten  Deutschen,  Zeitschr.  f.  GescL-Wiss.  NF.  2,  269  ff.  Göhruh,  Lehre  von 
der  Ebenbürtigkeit  1,  8  ff.  Dahv,  Könige  1,  18  ff.  57  ff.  Arkold,  Deutsche  Ge- 
schichte 1,  330.  349  ff.  Baumstark,  Staatsaltertümer  204  ff.  286  ff.  731  ff.  Mauser, 
Krit.  Überschau  1,  405  ff.  2,  30  ff.  Leo,  Rectitudines  sing^larum  personarum  151  ff. 
McNCH,  Nordisch -germ.  Völker  141  ff.  Dahlmann,  Geschichte  von  Dänemark  1, 
161  ff.  KoLDERüP-RosEKViNOE  (Homeyer),  Grundriß  der  dän.  RG.  §§  14—16.  Wein- 
hold, Altnordisches  Leben  432 — 441.  Fustel  de  Coülanoes,  Recherches  sur  quel- 
ques problömes  d'histoire  206  ff.   (Weitere  Litteraturangaben  bei  den  Angeführten). 

Das  germanische  Recht  kannte  drei  Geburtsstande:  Adeliche,  Freie 
und  Unfreie;  nur  bei  den  Westgermanen  schob  sich  zwischen  Freien  und 
Unfreien  die  Klasse  der  Hörigen  oder  Halbfreien  ein.  Der  Unfreie  oder 
Knecht  {servus,  got  pius,  skalks,  ags.  peov,  scealc,  alid.  deoy  scälcy  mana- 
houbit,  altn.  prdkl,  erst  im  mhd.  kneht,  ein  Wort  das  ursprünglich  gleich- 
bedeutend mit  naig  war)  stand  wie  eine  Sache  im  Eigentum  des  Herrn, 
der  beliebig,  nur  durch  die  Sitte  beschränkt,  über  ihn  schalten  konnte. 
Tötung  oder  Verletzung  eines  Knechtes  galt  dem  Herrn  gegenüber  als 
Sachvernichtung,  Sachbeschädigung;  für  Verschuldungen  desselben  haftete 
der  Herr  in  gleicher  Weise  wie  für  sein  Vieh;  unter  dem  allgemeinen 
Rechtsschutze  stand  der  Knecht  nicht.  Begründet  wurde  die  Unfreiheit 
durch  Kriegsgefangenschaft,  Verknechtung  Fremder,  die  ohne  Geleit  ins 
Land  kamen,  freiwillige  Ergebung,  Verheiratung  mit  einer  unfreien 
Person  \  Sie  übertrug  sich  als  Geburtsstand  auf  die  Nachkommen,  auch 
wenn  nur  der  eine  Elternteil  dem  unfreien  Stande  angehörte*.  Die  Un- 
freien dienten  zum  Teil  als  Hausgesinde*.    Andere  waren  Landsiedler  mit 


'**  Vgl.  SoHK  4  f.,  der  aber  dem  Landesding  nur  diese  konkurrierende  Gerichts- 
barkeit zugesteht  und  alle  ordentliche  Gerichtsbarkeit  dem  Hundertschaftsgericht 
zuweist  Da  die  Todesstrafe  als  ein  von  Staats  wegen  dargebrachtes  Opfer  und 
der  todeswürdige  Verbrecher  als  ein  Feind  des  gesamten  Volkes  behandelt  wurde, 
so  muß  die  Angabe  des  Tacitus,  daß  Kriminalsachen  vor  das  „concilium^^  gehörten, 
auf  richtiger  Beobachtung  beruht  haben. 

^  Unbekannt  war  dem  germanischen  Recht  die  exekutive  Schuldknechtschaft, 
nur  bei  Wergeldschulden  konnte  der  Kläger  den  ihm  vom  Gericht  wegen  Zahlungs- 
unfähigkeit übergebenen  Totschläger,  statt  Rache  an  ihm  zu  nehmen,  auch  als 
Knecht  behalten.     Vgl.  §  12,  N.  48.     v.  Amira,  Gott.  gel.  Anz.  1888,  S.  57. 

'  Selbstverständlich,  wenn  die  Ehe  einer  freien  Person  mit  einer  unfreien 
für  die  erstere  den  Eintritt  in  die  Unfreiheit  zur  Folge  hatte.  Soweit  es  freien 
Männern  möglich  war,  unbeschadet  ihrer  Freiheit  eine  unfreie  Frau  zu  nehmen, 
folgte  das  Kind  dem  Stande  der  Mutter. 

•  Vgl.  MöLLENHOPP  4,  315  f.  357  f. 
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eigener  Wirtschaft,  indem  sie  vom  Herrn  gegen  bestimmte  Abgaben  und 
üerrendienste  (Fronden)  mit  einem  Grundstück  ausgestattet  wurden^; 
was  sie  erübrigten,  blieb  ihnen  überlassen,  konnte  aber  Ton  ihnen  nur 
innerhalb  der  Hofgenossenschaft  veräoBert  werden  und  kehrte  nach  ihrem 
Tode  an  den  Herrn  zurück.  Ehen  unfreier  Leute  bedurften  der  Ge- 
nehmigung des  Herrn  und  konnten  von  ihm  jederzeit  wieder  getrennt 
werden.  Gehörten  die  Eltern  yerschiedenen  Herren,  so  folgten  die  Kinder, 
mangels  einer  Vereinbarung,  nach  der  Mutter.  Den  angesiedelten  Eigen- 
leuten gegenüber  standen  die  neuerworbenen,  für  die  der  Herr  keinen 
Grundbesitz  zur  Verfügung  hatte;  sie  wurden  entweder  weiter  veräußert* 
oder  zu  Oesindediensten  auf  dem  Herrnhof  verwendet  Die  Zahl  der 
Unfreien  war  im  Verhältnis  zu  den  Freien  nicht  bedeutend,  da  die  Aus- 
bildung großer  Sklavenwirtschaften  nach  römischer  Art  durch  die  ger- 
manische Agrarverfassung  von  selbst  ausgeschlossen  war^  Nur  Könige 
und  Fürsten  besaßen  ausreichenden  Grund  und  Boden,  um  eine  größere 
Zahl  unfreier  Familien  ansiedeln  zu  können,  und  nur  ihnen  war  es  mög- 
lich, sich  eine  größere  Hausdienerschaft  und  für  Jagd  und  Fehde  ein 
bewaffnetes  Gesinde  zu  halten.  Dem  Staat  gegenübei*  galt  der  Unfreie 
als  waffenunfahig,.  weil  er  nur  mit  Genehmigung  seines  Herrn  bewaffnet 
erscheinen  durfte;  an  Heer  und  Ding  hatte  er  keinen  Teil. 

Diese  Waffenunfahigkeit  konnte  nur  durch  Vermittelung  der  Landes- 
gemeinde gehoben  werden;  es  gab  eine  Freilassung  öffentlichen 
Rechts,  die  im  Landesding  vor  sieh  ging  und  sich  ganz  in  den  Formen 
der  Wehrhaftmachung  bewegtet     Sie  machte  den  Freigelassenen   zum 


*  Tacitus,  Germ.  c.  25. 

*  Germ,  c  24:  Servos  eondieionis  huius  per  eommereia  tradunU  Althoch- 
dentsclie  Glossen  unterscheiden  den  eoufschaJe  von  dem  ingeburoy  incneht  (yemaculns). 

*  VgL  Germ.  c.  15:  delegaia  domus  et  penatium  et  agrorum  cura  feminis  seni- 
busque  et  infirmissimo  euique  ex  familia.  c.  Sl  (von  den  Beruf skriegem  der  Chatten, 
also  im  Gegensatz  zu  der  Lebensweise  der  übrigen  Freien):  nullt  domus  aut  ager 
aut  aiiqua  cura.  Neuerdings  haben  zwei  hervorragende  Forscher  auf  dem  Gebiete 
der  Wirtschaftsgeschichte  (WrrriCH,  Grundherrschaft  in  Niedersachsen,  Anlagen 
S.  108  ff.  G.  F.  Knapp,  Grundherrschaft  u.  Rittergut  79)  behauptet,  die  voll- 
berechtigten Germanen  h&tten  nicht,  wie  man  bisher  annahm,  ein  freies  Bauern- 
Volk,  sondern  eine  verhältnismäßig  kleine  Gruppe  von  Grundherren  gebildet,  die 
über  zahlreiche  Hörige  und  Sklaven  geboten  und  sich  von  diesen  ernähren  ließen. 
Die  Quellen  geben  f&r  diese  Annahme,  durch  welche  die  Anfänge  der  deutschen 
Geschichte  geradezu  auf  den  Kopf  gestellt  werden,  nicht  den  mindesten  Anhalt. 
Der  Versuch,  die  neue  Lehre  quellenmäßig  zu  begründen  (vgl.  Wittich,  Die  Frage 
der  Freibauern,  ZRG.  35,  245  ff.),  muß  als  gänzlich  mißlungen  bezeichnet  werden. 
Er  wird  demnächst  ZRG.  Bd.  36  seine  ausführliche  Widerlegung  finden.  Vgl. 
Bruxxsb,  ZRG.  82,  104 ff.  Stütz,  ebd.  38,  325 f.  Heck,  Die  Gemeinüreien  10 ff. 
Eachfabl,  Jahrbücher  f.  Nation.  -  Ökonomie  74,  14  ff.  Die  von  Hildebrand  über 
die  Stände-  und  Agrarverhältnisse  der  Grermanen  vorgetragenen  Hypothesen  ver- 
dienen keine  Widerlegung.  VgL  übrigens  Rachfahl,  a.  a.  0.  23  ff  188.  Kötzschee, 
a.  a.  0. 

'  Freilassung  durch  Überreichung  eines  Gers  oder  einer  anderen  Waffe  ist 
für  das  langobardische,  sächsische  und  angelsächsische  Recht  bezeugt   Vgl.  ZRG. 
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volkfreien  Heermann  und  löste  das  zwischen  ihm  und  seinem  Herrn  be- 
stehende Band  vollständig^  nur  ein  gewisses  familien-  and  erbreohtliches 
Verhältnis  blieb  bestehen.  Die  Freilassung  durch  Wehrhaftmachung 
reicht  in  die  germanische  Urzeit  zurück;  bei  den  Nordgermanen  gelangten 
Unfreie,  die,  bei  einem  allgemeinen  Landesaufgebot  durch  den  Heerpfeil 
zu  den  Waffen  berufen,  einen  Feind  erlegt  hatten,  alsbald  die  Freiheit ^ 
Freilassung  im  Ding,  verbunden  mit  ausdrücklicher  Aufnahme  in  die 
Genossenschaft  der  freien  Leute  oder  in  ein  einzelnes  freies  Geschlecht, 
war  im  Norden  auch  später  noch  gebräuchlich®. 

Immerhin  kam  die  YoUfreilassung  nur  in  Ausnahme&Uen  vor,  wo 
die  Not  oder  hervorragendes  Verdienst  den  Anlaß  gab;  zur  Zeit  des 
Tacitus  war  sie  vielleicht  überhaupt  noch  unbekannt  Dieser  erwähnt 
nur  die  private  Freilassung^^,  die  ein  Ausscheiden  aus  der  Klasse  der 
Unfreien  nicht  bewirkte  und  selbst  dem  Freilasser  gegenüber  nur  ein 
widerrufliches  Recht  begründete.  Den  Nordgermanen  war  diese  Art  der 
Freilassung  neben  der  Vollfreilassung  geläufig,  Spuren  derselben  zeigt 
auch  das  burgundische  Volksrecht",  während  bei  den  Westgermanen 
später  die  Freigelassenen  der  geringeren  Ordnung  durchweg  die  Stellung 
von  Halbfreien  (Hörigen)  erhielten. 

Das  gemeingermanische  Becht  hat  noch  keine  Hörigen  gekannt ^^ 
Dem  Rechte  der  Ostgermanen  sind  dieselben  fremd  geblieben  ^^  Die 
Hörigkeit  kann  daher  nicht  im  Zusammenhang  mit  der  germanischen 
Freilassung  enstanden  sein,  sondern  höchstens  auf  diese  zurückgewirkt 
haben,  indem  sie  die  prekäre  Stellung  der  Freigelassenen  hob  und 
festigte".     Da  das  Hörigkeitsverhältnis  sich  nur  bei  den  Westgermanen 


20,  54  f.    Freilassang  vor  der  VolksTersammlung  kannte  auch  das  salische  und 
alamannische  Recht.    Vgl.  §  4  N.  3.    Sohm,  Reichs-  u.  Ger.- Verf.  46  ff. 

^  Vgl.  Maurer,  Die  Freigelassenen  nach  altnorwegischem  Recht,  Münchener 
SB.  1878,  S.  24. 

^  Vgl.  Papfbnheim,  Launegild  und  Garethinx  40  ff.  v.  Amira,  Nordgerman. 
Obligationenrecht  1,  264  f.  268.  314.  541.  2,  675  f.  In  Norwegen  bedurfte  es  keiner 
gerichtlichen  Freilassung,  die  Aufnahme  in  die  freie  G^nossensch^  erfolgte  durch 
Haltung  des  Freilassunersbieres.    Vgl.  Maurer,  a.  a.  O.  21—87;  Island  144  ff. 

*"  G^rm.  c.  25:  Liberti  non  mtdium  supra  servos  sunt,  raro  aUquod  momen- 
tum  in  domo,  numquam  in  eitfitate,  exceptis  dumtaxat  iis  gentibus  quae  regnantur: 
ibi  enim  et  super  ingenuos  et  super  nobiles  ascendunt;  apud  ceieros  impares  liber- 
tini  libertatis  argumeniuyn  sunt  Von  einer  Freilassung  durch  die  Hand  des  Königs, 
wie  das  spätere  Recht  sie  kannte,  weiß  Tacitus  noch  nichts,  nur  von  der  höheren 
sozialen  Stellung,  die  Freigelassenen  wie  Unfreien  durch  königliche  BegÜnstig^g 
zu  teil  werden  konnte,  hatte  er  gehört 
.    "  Lex  Burgundionum  Tit.  40. 

**  Der  Ausdruck  „Hörigkeit"  für  die  Mittelstufe  zwischen  Freiheit  und  Un- 
freiheit ist  in  der  Wissenschaft  so  eingebürgert,  daß  sich,  obwohl  er  nicht  ganz 
bezeichnend  ist,  seine  Beibehaltung  empfiehlt 

^^  Auch  die  Lex  Burgundionum  kennt  sie  nicht.  Der  litus  der  Lex  Romana 
Burgundionum  IHt  46  ist  ein  römischer  Läte.     Vgl.  Brünner,  ZRG.  18,  81  n. 

"  Mit  Unrecht  werden  die  liberüni  des  Tacitus  (Anm.  10)  von  vielen  den  spä- 
teren Hörigen  gleichgestellt,  was  schon  sprachlich  unzulässig  ist,  da  Ubertus  und 
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findet,  so  wird  seine  Entstehung  in  den  völkerrechtlichen  Beziehungen 
zn  Kelten  und  Römern  zu  suchen  sein,  ein  Erzeugnis  des  abendländischen 
Eriegsrechts,  das  insofern  wohl  auf  römische  Wurzel,  den  Gegensatz  der 
dediHo  bei  freiwilliger  Unterwerfung  der  Besiegten  und  der  Sklaverei  bei 
gewaltsamer  TJnterwerfting  {occupatio  bellica),  zurückgeführt  werden  muß". 
Vieles  scheint  für  die  Vermutung  Bbühneb's  zu  sprechen,  daß  die  Ent- 
stehung des  römischen  Kolonates  und  des  Latenverhältnisses  aus  der  Aus« 
nutzung  der  Bömersiege  über  germanische  Völker  zu  erklären  ist^  indem 
die  in  das  römische  Staatsgebiet  verpflanzten  Zwangskolonien  besiegter 
Germanen  nach  dem  Vorbild  des  germanischen  Landsiedlerwesens  an- 
gelegt wurden ".  Daraus  würde  sich  die  Bezeichnung  solcher  Kolonisten 
als  laeä  und  ihres  Grundbesitzes  als  offri  laetici  am  ungezwungensten 
erklären,  da  bei  Franken,  Friesen,  Sachsen  und  Angelsachsen,  vielleicht 
auch  den  Alamannen,  die  Hörigen  und  im  Hörigkeitsverhältnis  stehende 
Freigelassene  später  allgemein  leti,  liti,  lati,  lazzi  genannt  wurden  ^^,  ein 
Wort  das,  wohl  mit  mansionarius  gleichbedeutend,  den  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  Angesiedelten  bezeichnete  und  ursprünglich  eine  Be- 
nennung der  unfreien  Landsiedler  gewesen  sein  mochte  ^^  Die  lange- 
bardische,  vereinzelt  auch  in  baierischen  Urkunden  begegnende  Bezeich- 
nung des  Hörigen  war  aldio,  aldvus^^\  daneben  begegnet  baierisch  bar^ 
scalk,  parscalk  und  alamannisch  das  sonst  nur  den  freien  Mann  bezeich- 
nende baro^^.  Was  die  deutschen  Leten  mit  den  Läten  der  Eömer 
gemein  hatten,  war  die  Gebundenheit  an  die  Scholle,  also  der  Mangel 
der  Freizügigkeit,  und  die  Verpflichtung  zu  gewissen  Leistungen  als  Ent- 
geld  für  den  ihnen  geliehenen  Grund  und  Boden.  Daß  auch  die  Leten  der 
Germanen  auf  kriegerische  Unterwerfung  zurückgeführt  werden  müssen, 
zeigen  außer  den  dediticii  des  Ariovist  die  thüringischen  Laten  unter 
den  Sachsen'^  und  wohl  nicht  minder  die  auffallend  zahlreichen  Laten 


Hberfinus  bei  Tacttns  dasselbe  bedeuten.  Vgl.  Müllekhoff  4,  361  f.  Sohm,  ZRG.  84, 
20  ff.  sieht  in  ihnen  die  Vorgänger  der  pueri  regis  and  der  späteren  Ministerialen. 

^  Vgl.  Rablowa,  Römische  Rechtsgeschichte  1,  293  f.  Lamfbscht,  Deutsche 
Geschichte  1,  166  f.  Man  vergleiche  die  bezeichnenden  Worte  des  Ariovist,  Bell. 
Gall.  1,  c.  86,  c.  44. 

^^  Vgl.  Bbunneb,  RG.  1,  88  ff.  Derselbe  behandelt  a.  a.  0.  85  f.  auch  die 
Gentilen,  die  eine  ähnliche  Stellung  wie  die  Läten  einnahmen.  Zu  vergleichen  ist 
auch  FvsTEi.  DE  CoüLANQES,  Recherchcs  1  —  186.  Ejuilowa,  a.  a.  0.  1,  928.  Waitz 
1,  159  f.    Roth,  Beneficialwesen  48  ff.   ZRG.  15,  9  f.  Eist  Zeitschr.  48,  82  f. 

^^  Das  thüringische  Volksrecht  erwähnt  nur  Freigelassene,  keine  Hörigen, 
doch  kommen  Liten  später  auch  in  Thüringen  urkundlich  vor.    Vgl.  ZRG.  20,  21. 

»«  Vgl.  Gbimm,  RA.  305  ff.  Waitz,  1,  154.  2,  1  S.  227.  Müllehhoff,  bei 
Waitz,  Das  alte  Recht  288.  Du  Gange,  Glossarium  s.  v.  mansionorii.  v.  Amiba'  86. 
VAN  Helteh,  Malberg.  Glossen  §  124.  Mit  abd.  frtlaz  oder  ha/ndlax^  ags.  friölita, 
für  HberiuSf  hat  laxxus  und  letus  sprachlich  nichts  gemein. 

>*  Vgl.  Gbimm,  RA.  809.  Waitz,  1, 154.  2,  1  S.  239.  Grundbedeutung  „Mensch". 
VgL  Bbückneb,  bei  Paul  u.  Braune,  Beiträge  17,  573. 

■«  VgL  Waitz  2,  1  S.  239  f.     Vgl.  Anm.  31. 

**  Vgl.  Widukindi  res  gestae  Sazonicae  I.  c.  14:  rdiquids  ptdsae  gentis  trt- 
hUis  eondempnaverunt;  unde  usque  kodie  gens  Saxonum  triformi  genere  ac  lege 
R.  SOHBÖDKB,  Deutsche  ftechtogeschichte.    4.  Aofl.  4 
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am  Niederrhein,  die  vielleicht  der  Unterwerfung  der  Ubier  durch  die 
ribuarischen  Franken  ihre  Entstehung  verdankten.  Wo  der  siegreiche 
Staat  sich  nicht  mit  einem  Bundesverhältnis  oder  einer  beschrankten  Land- 
abtretung und  einem  der  Gesamtheit  der  Besiegten  auferlegten  Tribut 
begnügte  ^^,  sondern  Abtretung  des  ganzen  Landes  verlangte^  war  die 
Hörigkeit  der  im  Besitz  belassenen  Bevölkerung  von  selbst  gegeben. 
Herr  der  Hörigen  war  dann  zunächst  die  Gesamtheit  des  siegreichen 
Volkes,  also  der  Staat,  später  der  König.  An  den  Staat  entrichteten  sie 
ihre  Abgaben^',  und  der  Staat  ließ  sie  ebenso  wie  die  Freien,  wenn  auch 
zu  einem  geringeren  Verhältnis,  an  den  Ackerverlosungen  teilnehmen. 
Erst  im  Laufe  der  Zeit  und  jenseit  der  Grenzen  dieser  Periode,  mit  der 
Ausbildung  des  Privateigentums  an  Grund  und  Boden  und  der  Hinein- 
ziehung der  Freigelassenen  minderen  Rechts  in  das  HörigkeitsverhältniSy 
kann  die  Absplitterung  eingetreten  sein,  die  zahlreiche  Hörige  in  die 
Abhängigkeit  von  einzelnen  Grundherren  brachte,  während  bei  den  nur 
dem  Staat  Verpflichteten  der  ursprüngliche  Makel  ihrer  Stellung  in  Ver- 
gessenheit geriet  und  die  völlige  Gleichberechtigung  mit  den  Freien  an- 
gebahnt wurde  2*. 

Über  die  rechtliche  Stellung  der  Hörigen  in  der  Urzeit  läßt  sich 
wenig  sagen.  An  Heer  und  Ding  hatten  auch  sie  keinen  TeiP^,  waren  aber 
des  vollen  Rechtsschutzes  teilhaftig  und  konnten  ihr  Recht  als  Partei 
wohl  selbst  vor  Gericht  wahrnehmen*®.  Seit  der  Einführung  gesetzlicher 
Büß-  und  Wergeidtaxen  für  Verletzungen  und  Totschläge  wurden  sie 
regelmäßig  zu  der  halben  Taxe  der  Freien  angesetzt,  während  Unfreie 
nach  wie  vor  nach  ihrem  individuellen  Sachwert  geschätzt  wurden.  Nach 
demselben  Verhältnis  wurden  die  Hörigen  wohl  auch  bei  den  regelmäßigen 
Ackerverlosungen  berücksichtigt'^.  Der  Gegensatz  zwischen  Hörigen- 
und  Freienbesitz  beruhte  also  nicht  auf  dem  Gegensatz  von  Leiherecht 


praeter  conditionem  servilem  dividttur.  Transl.  S.  Alexandri  c.  1.  Ssp.  HL.  44  §  3. 
Bei  den  Angelsachsen  nahm  der  Wfile  (wealh)  zum  Teil  die  Stellang  des  Leten 
ein.  Vgl.  ScHMiD,  Gesetze  d.  Angels.  673.  E.  Maurer,  Rr.  Überschau  1,  419  ff. 
V.  Amira'  87. 

»*  Vgl.  Beil.  GaU.  4,  c.  3.    6,  c.  10. 

^  Daraus  erklären  sich  wohl  manche  spätere  Abgaben,  wie  der  Schweinezins 
der  Thüringer  und  gewisse  bei  Baiem  und  Alamannen  yorkommende  Grundzinsen. 
Vgl.  Waitz  2,  2  S.  253.  256  ff. 

*^  So  wurden  die  in  der  vorigen  Anmerkung  erwähnten  Abgaben  im  frän- 
kischen Reiche  nicht  mehr  als  eine  Beeinträchtigung  der  Freiheit  angesehen.  Die 
Sachsen  traten  als  gleichberechtigte  Genossen  in  den  Verband  des  fränkischen 
Reiches  ein,  obwohl  £inhard  zum  Jahre  776  von  ihnen  berichtet:  Reddiderunt 
patriamper  vtidium  omnes  manibus  eorum,  ei  spopondenmt  se  esse  GhrisHanoSy  et 
sub  ditione  domini  Garoli  regis  et  Francorvm  subdidertmi. 

^  Bei  den  Sachsen  waren  die  Laten  später  zur  Teilnahme  an  der  Volksver- 
sammlung berechtigt. 

*•  Die  Vertretung  durch  den  Muntherm  gehört  wohl  erst  der  späteren  Periode 
des  Hörigkeitsverhältnisses  an.    Vgl.  Waitz  1,  156. 

"  VgL  §  10  Anm.  15. 
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ond  Eigentum,  sondern  auf  der  geringeren  Größe  und  der  Zinspflicht 
des  Hörigenbesitzes.  Ehen  zwischen  Hörigen  und  Freien  galten  wohl 
schon  in  alter  Zeit  ebenso  wie  die  zwischen  unfreien  und  Hörigen  als 
Mißheiraten,  bei  denen  die  Kinder  dem  Stande  der  Mutter  folgten. 

Der  Freie  {inffenuus,  as.  afra.  frtling)  oder  „Freihals""  wurde,  der 
Identität  von  Volk  und  Heer  entsprechend,  bald  als  Yolkfreier,  bald  als 
Heermann  bezeichnet";  auch  die  Benennung  desselben  als  „Kerl"  (ahd. 
karal,  an.  Aar/,  ags.  ceort)  scheint  gemeingermanisch  gewesen  zu  sein*®, 
während  baro  sich  nur  bei  einigen  westgermanischen  Stämmen  (Franken, 
Alamannen,  Langobarden)  findet '^  Die  Freien  bildeten  die  große  Masse 
des  Volkes,  Becht  und  Gesetz  beruhten  in  erster  Reihe  auf  ihnen:  bei 
der  Ackeryerlosung  galt  das  Freienlos  als  die  Einheit,  ebenso  das  Freien- 
wergeld  und  die  Freienbuße  bei  Tötung  und  Körperverletzung  und  der 
Muntschatz  der  freien  Jungfrau  bei  der  Vermählung. 

Über  den  Freien  stand  der  Adel**.  Die  Entstehung  desselben  ist 
in  Dunkel  gehüllt,  doch  läßt  sich  nicht  bezweifeln,  daß  Königtum  und 
Fürstenamt  die  Grundlage  abgegeben  haben.  Die  Geschlechter  der  Könige 
und  Fürsten  bildeten  eben  den  Inbegriff  des  Adels,  und  wenn  einerseits 
das  Emporkommen  neufurstlioher,  also  neuer  Adelsgeschlechter  durch  die 
Berufung  eines  Nichtadeligen  zum  Fürstenamt  vielleicht  nicht  grund- 
satzlich ausgeschlossen  war,  so  fehlte  doch  die  Hauptsache,  die  historische 
Überlieferung,  welche  die  alten  Adelsgeschlechter  als  den  Göttern  ent- 
sprossen betrachtete.  Eben  um  dieser  Überlieferung  willen  war  es  durch- 
aus die  Begel,  Könige  und  Fürsten  nur  aus  den  Beihen  des  Adels  zu 
wählen '^  Die  römischen  Schriftsteller  bezeichnen  den  germanischen 
Adelichen  als  nobiUs]  die  altnordische  Benennung  \7BI  jarl  (as.  erl,  ags. 
earCjf  die  westgermanische   eiheling  (ahd.  adcding)^   von  adalj  adal,  das 


^  Das  in  allen  germaniAchen  Sprachen  nachweisbare  Wort  bezeichnete  ^eben- 
sowohl den  Freien  wie  den  Zostand  der  Freiheit 

*•  Das  Wort  fulcfree  in  den  langobardischen  Gesetzen,  dem  ags.  folcfreö, 
folefry  entspricht,  ist  erst  durch  die  Aasgabe  von  Blühxe  restituiert  Daneben  be- 
gegnet, durch  Verbindung  mit  „Freihals",  fulcfreals  (ftäfreaU,  fulfreal),  dem  sich 
altschwed.  folkfrals  zur  Seite  stellt    Über  ,,Heormann''  vgl.  §  4  N.  2. 

^  Vgl  Gmmm,  DWB.  5,  570  f.    Kluge,  u.  d.  W. 

•*  Vgl.  DiBz,  WB.  d.  roman.  Sprachen  I.  s.  v.  barone,  Kluoe,  u.  d.  W. 
Du  Canob,  s.  V.  baro,  MtfLLEMBOFF  bei  Waitz,  Das  alte  Kecht  279.  Gbimh,  RA 
282  £  810. 

*<  Außer  der  bereits  angegebenen  Litteratur  vgl.  Müllbnboff,  DA  4,  192  fF. 
250  fF.  V.  Sybsl  125  ff.  y.  Sayiomt,  Beitrag  zur  Bechtsgeschichte  des  Adels  (Abh. 
d.  Berl.  Akad.  1836,  auch  i.  d.  Klein.  Schriften  IV),  S.  2—6.  Bbavdes,  Erster 
Bericht  über  die  germanist  Gesellschaft  21  ff.  K.  Maübee,  Das  Wesen  des  ältesten 
Adels  der  deutschen  Stftmme  4  ff.  198  ff.  Thttdichvii,  Der  altdeutsche  Staat  76  ff. 
GiEBKE,  Genossenschaftsrecht  1,  36  f.  v.  Bethmank-Hollweo,  Germ.-roman.  Civil- 
prozeß  1,  85  ff.  Sickel,  Gott  gel.  Anz.  1880,  S.  171  ff.  Erhardt,  ebd.  1882, 
S.  1246  ff.    Hetck,  N.  Heidelb.  Jahrb.  5,  181  ff. 

»  Vgl.  Amira,  Gott  gel.  Anz.  1888,  1,  49  f.  Tacitus,  Hist  4,  12  von  den 
batayischen  Cohorten :  qutu  vetere  insHtuio  nobüissimi  poptäarium  regebant 

4* 
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Geschlecht,  die  Herkunft,  und  auf  derselben  sprachlichen  Wurzel  wie  altii. 
ödal,  ags.  idel^  altfries.  Mel,  d.  i.  Erbgut,  beruhend®*.  Der  Adel  war  dem- 
nach ein  Geschlechtsadel,  ein  Geburtsstand.  Ehen  zwischen  Adelichen 
und  Freien  wurden  bei  den  Sachsen  als  Mißheiraten  behandelt;  wie  es 
bei  den  übrigen  Stammen  damit  gehalten  wurde,  ist  unbekannt**.  An 
Buße  und  Wergeid  hatte  der  Adel  mindestens  den  doppelten  Ansatz  der 
Freien'®;  in  derselben  Weise  hatte  er  wohl  auch  bei  der  jährlichen  Acker- 
Terlosung,  soweit  er  an  derselben  teilnahm,  ein  Mehrfaches  zu  bean- 
spruchen. Innerhalb  des  Adels  gab  es  Abstufungen.  Die  Angehörigen 
der  vornehmsten  Adelsgeschlechter  galten  als  Fürstengenossen,  doch  konnten 
auch  geringere  Geschlechter  durch  hervorragende  Thaten,  die  sich  durch 
mehrere  Geschlechtsreihen  fortsetzten,  zu  gleicher  Würde  emporsteigen ^^ 
Das  höchste  Adelsgeschlecht  war  das  königliche;  auch  bei  solchen  Völker- 
schaften, die  keinen  König  hatten,  pflegte  man  das  erste  Geschlecht  als 
das  königliche  zu  bezeichnen.  Besondere  Vorrechte  außer  den  ange- 
gebenen besaß  der  Adel  nicht,  dagegen  gewährte  er  seinen  Angehörigen 
große  Vorzüge  in  sozialer  und  großen  Einfluß  in  politischer  Beziehung  ^^ 
Im  allgemeinen  war  die  Zahl  der  adelichen  Geschlechter  nur  gering  und 
wurde  durch  die  dem  Stande  eigene  Vorliebe  für  den  kriegerischen  Beraf 
stetig  vermindert.  Nur  bei  Sachsen  und  Friesen  hat  sich  ein  mit  her- 
vorragenden Rechten  ausgestatteter  Adel  in  größerer  Zahl  erhalten. 

Durchaus  rechtlos  war  der  Fremde  (got.  gasts  =  lat  hostis)  oder 
Ausländer  (ahd.  alilantij  mhd.  eilende).  Nur  die  Gastfreundschaft,  vor- 
nehmlich, wenn  auch  nicht  so  ausschließlich  wie  man  wohl  angenommen 
hat,  durch  den  Handelsverkehr  hervorgerufen  und  gefördert,  und  der 
internationale  politische  Verkehr  führte  dahin,  daß  auch  dem  Fremden 
unter  gewissen  Voraussetzungen  der  Friede  gewährt  wurde'®. 


§  10.    Das  Grundeigentum. 

Waitz  !•,  97—148.  v.  Sybbl  1—85.  BBUNHEa,  RG.  1,  56  ff.  v.  Amira*  119  ffl 
(und  die  von  diesem  angeführte  Litteratur).  Sickel,  Freistaat  18  ff.;  Zur  genn. 
Verfassungsgeschichte  (s.  S.  10)  40  ff.  Thddichum,  Altd.  Staat  91  ff.  MtTLLENHOFP, 
DA.  4,  363  ff.  V.  Bethhann-Hollweg,  Roman.-german.  Civilprozeß  1,  78  ff.  Haussen, 
Ansichten  über  das  Agrarwesen  der  Vorzeit  (Agrarhistor.  Abb.  1,  1 — 76);  Wechsel 
der  Wohnsitze  und  Feldmarken  in  germanischer  Urzeit  (ebd.  1,  77 — 98).   Boschbb, 


»*  Vgl.  ZRG.  20,  20.  K.  Maureb,  a.  a.  0.  199.  Kluge,  u.  d.  W.  Gbimm, 
DWB.  1,   176  f.  3,  25.  28. 

"  Vgl.  Waftz  1,  194  f. 

•*  Vgl.  Waitz  1,  196  f.  Bei  den  Sachsen  betrug  das  Adelswergeid  das  Sechs- 
fache des  Freienwergeldes.    Ähnlich  später  bei  den  Angelsachsen. 

"  Siehe  §  6  Anm.  38. 

"  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  8. 11. 13. 18;  Annal.  1,  c.  55;  Hist.  4,  c.  12,  c.  28,  c.  79. 

"•  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  21;  Agricola  c.  28.  Plinius,  Nat  hist.  2,  170. 
V.  Amira^  92.  Goldschmidt,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts  24  f.  34.  Schbader, 
Sprachvergleichung  u.  Urgeschichte'  505  f.;  Forsch,  z.  Handelsgeschichte  1,  9  ff. 
Iherino,  i.  d.  Deutsch.  Rundschau  51,  357  ff.     MttLLEKHOFF  4,  828  ff. 
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Berichte  der  Sachs.  Gks.  d.  Wiss.  X,  1858  (auch:  Ansichten  der  Volkswirtschaft, 
1861).  HjenNiifOs,  Über  die  agrar.  Verfassang  der  alten  Deutschen,  1869.  B.  Cboxe, 
Hof  und  Hufe,  Gott  Dias.  1901.  Rachfahl,  Zur  Geschichte  des  Grandeigentums, 
Jahrb.  f.  Nation.-Ök.  u.  Statistik  14,  1  fF.  161  ff.  ROtzscbke,  Gliederung  der  Ge- 
sellschaft i).  d.  alten  Deutschen  (vgl.  S.  46).  Baumstark,  Staatsaltertümer  714  ff. 
840  ff.  953  ff.  Zachsb  bei  £bsch  und  Gbübee,  Encyklop&die  I.  61,  S.  358  ff. 
Lamprscht,  Zeitschr.  d.  Berg.  Gesch.- Vereins  16.  Dbl  Giudicb,  Studi  di  storia  e 
diritto  (1889),  215  ff.  Meitzbn,  Siedelung  u.  Agrarwesen  1,  46  ff.  131  ff.  151  ff.; 
Boden  u.  landw.  Verh.  des  preuß.  Staates  1,  343  ff.;  Jahrb.  f.  Nationalökonomie 
u.  Stati^ik  36,  31  ff.  Fustel  de  Coulamgbs,  Recherches  189  ff.  248—356.  Ebhardt, 
Gott  gel.  Anz.  1882,  S.  1220  ff.  v.  Ikaxa-Sterbeqq,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte 
1,  6  ff.;  Untersuchungen  über  das  Hofsjstem  im  Mittelalter  22  ff  v.  Maurer, 
Einleitung  z.  Gesch.  d.  Mark-,  Hof-,  Dorf-  u.  Stadtrerfassung,  1854;  Geschichte 
der  Markenverfassung  in  Deutschland,  1856;  Geschichte  der  Dorfverfassung  in 
Deutschland,  2  Bde,  1865—66.  Denxan  W.  Ross,  The  earlj  history  of  landhol- 
ding  among  the  Germans,  1883  (vgl.  Dargun,  ZRG.  19,  203  ff).  Thüdichctm,  Gau- 
u.  Mark  Verfassung  in  Deutschland,  1860.  Waoneb,  Allg.  Volkswirtschaftslehre*  1, 
690  ff.  ViOLLET,  Pr^cis  de  Thist.  du  droit  fran^ais  2,  471  ff.  L.  Meter,  Zeitschr. 
f.  deutsche  Philol.  5,  251  ff.  Wiedemann,  FDG.  4,  191  ff.  Gaupp,  German.  An- 
siedelungen 50  f.  Labdau,  Territorien  64  ff.  Zimm erle,  Stammgatssystem  1  ff.  De 
Sloet,  Overzicht  van  den  landbouw  in  Duitschland  tot  in  het  negende  eeuw  (Van 
al's,  1871,  S.  340  ff.).  Much,  ZDA.  36,  97  ff.  Dahn,  DG.  1,  162  ff.  Lamprbcht, 
DG.  1,  136  ff.  NiTzscH,  Gesch.  d.  deutsch.  Volkes  1',  84  ff.  Arnold,  Ansiede- 
lungen u.  Wanderungen  der  deutschen  Stftmme,  1875.  Gierke,  Genossenschafts- 
recht 1,  53  ff.  202  ff.  609  ff.  675  ff.  2,  134  ff.  222  ff.;  Erbrecht  u.  Vicinenrecht  im 
Edikt  Chilperichs,  ZRG.  12.  430.  Schrödeb,  Die  Franken  u.  ihr  Recht,  ebd.  15, 
49  ff.;  Ausbreitung  d.  sal.  Franken,  FDG.  19,  144  ff.  Achenbach,  Die  Haubergs- 
genossenschaften  des  Siegerlandes,  1863.  Pollock,  Das  Recht  des  Grundbesitzes 
in  England,  übers,  v.  E.  Schustbb  (1889)  26  ff.  253  ff.  Seebohm,  The  english  vil- 
lage  Community,  1883  (übers,  von  Bünsek:  Die  englische  Dorfgemeinde^  1885). 
Nasse,  Über  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  und  die  Einhegungen  des  16.  Jhs. 
in  England,  1869  (vgl.  K.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  12,  98  ff.).  Dahlmann,  Geschichte 
von  Dänemark  1,  133  ff.  Koldebüp-Rosbnvdige  (Hohbteb),  Grundriß  d.  dän.  RG. 
74  ff.  Olupsen,  Bidrag  til  oplysning  om  Danmarks  indvortes  forfatning  i  de  SBldre 
tider,  1821  (Inhaltsangabe  bei  Haussen,  a.  a.  0.  1,  1  ff.).  Brandt,  Tingsretten, 
1876  (Feldgemeinschaft  in  Norwegen).  Gaudbnzi^  Proprietä  in  Italia  28  ff.  —  Maine, 
Village-Commnnities  in  the  East  and  West,  1871.  Viollet,  Caract^re  collectif  des 
premiöres  propri^t^s  immobiliöres,  Bibl.  de  T^cole  des  chartes  33,  455  ff.  Kobler, 
Rr.  VJSchr.  23,  24  ff.  Hildebband,  Recht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen Kulturstufen,  I.  1896.  De  Lavelete,  De  la  propriSt^  et  de  ses  formes 
primitives*,  1895  (deutsch:  Das  Ureigentum,  übers,  u.  vervollständigt  von  Bücher, 
1879).  Bebnhabdt,  Geschichte  des  Waldeigentums,  1872 — 75;  Die  Haubergswirt- 
schaft  im  Kreise  Siegen,  1867.  Heüslbb,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts, 
1,  §  56.  H.  Leo,  Rectitadines  singularnm  personarum  105  ff.  v.  Mla.skowbki,  Die 
Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirtschaft  der  deutsch.  Schweiz,  1878; 
Die  schweizerische  Allmeud^  1879.  Hazthausen,  Über  die  Agrarverfassung  in 
Norddeutschland,  1829.  Michelsen,  Von  der  banerschaftlichen  Meentverfassung 
in  Ditbmarschen,  ZDR.  7,  89  ff. 

Unsere  Kenntnis  der  Agrarverhältnisse  der  germanischen  Urzeit 
bemht  teils  anf  den  Berichten  des  Cäsar  und  Tacitus,  teils  auf  Rück- 
schlüssen aus  späteren  Zustanden  und  den  Ergebnissen  der  vergleichen- 
den Rechtswissenschaft.  Von  den  drei  Stufen,  welche  die  Entwickelung 
des  Grundeigentums  bei   einem  Volke   erfahrungsgemäß   durchzumachen 
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pflegt  (Gemeingut  und  Gememgenuß,  Gemeingut  und  Privatgenuß,  Privat- 
gut und  Privatgenuß),  hat  die  zuletzt  genannte  seit  der  fränkischen  Zeit 
immer  mehr  den  Vorrang  eingenommen,  ohne  doch  bis  auf  die  Gegen- 
v^arti  alle  Spuren  der  zweiten  Stufe  verwischen  zu  können.  Noch  heute 
tritt  uns  in  den  Gehöferschaften  an  Mosel  und  Saar,  den  Haubergs- 
genossenschaften  des  Siegeriandes  und  den  Waldgenossenschaften  des 
Kreises  Wittgenstein  ein  deutliches  Bild  der  von  Tacitus  geschlldert;en 
altgermanischen  Feldgemeinschaft  entgegen. 

Wie  bei  anderen  Völkern  so  gab  es  auch  bei  den  Germanen  ur- 
sprünglich kein  Privateigentum  an  Grund  und  Boden,  sondern  alles  Land 
gehörte  dem  Staat,  es  war  Volkland  und  wurde  dem  Einzelnen  nur  von 
der  Gesamtheit  zur  Nutzung  überlassen.  Über  die  Art,  wie  dies  geschah, 
liefert  Cäsar  zwei  Berichte,  den  einen  von  den  Sueben,  den  andern  von 
den  Germanen  überhaupt.  Die  erstereu  besaßen  noch  keine  dauernden 
Ansiedlungen,  sondern  verlegten  ihre  Wohnsitze  von  Jahr  zu  Jahr,  je 
nach  der  Lage  des  gerade  in  Anbau  genommenen  Landest  Die  Be- 
stellung und  Nutzung  war  Angelegenheit  des  Geschlechts  oder  der  Ge- 
meinde, die  als  solche  auch  für  den  Unterhalt  ihrer  zum  Heer  auf- 
gebotenen Mitglieder  zu  sorgen  hatte.  Abgesehen  von  diesem  mit  der 
suebischen  Heerverfassung  zusammenhängenden  Kommunismus*  war  die 
Agrarverfassung  der  übrigen  germanischen  Völker,  von  denen  Cäsar  Kunde 
besaß,  durchaus  ebenso  geordnet:  Agricülturae  non  Student,  maiorque  pars 
earum  victus  in  lade,  caseo,  came  consistit  neque  quisquam  agri  modum 
certum  aut  fines  habet  proprios;  sed  magistratus  ac  principes  in  annos 
singulos  gentibus  cognationibusque  hominum,  qui  una  coierunt,  quantum  et 
quo  loco  Visum  est  agri  attribuunt  atque  anno  post  alio  transire  cogunt 
(Bell.  Gall.  6,  c.  22).  Der  jährliche  Wechsel  der  Wohnsitze  und  der  gänz- 
liche Mangel  des  privaten  Grundeigentums  wird  hier  bestätigt,  aber  die 
den  Fürsten  als  Gauvorstehern  obliegenden  jährlichen  Ackerüberweisungen 
erfolgten  nach  Geschlechtern  und  Sippschaften  {gentibus  cognationibusque 
hominum),  eine  Privatwirtschaft  der  einzelnen  Höfe  muß  also  schon  be- 
standen haben.  So  aufgefaßt  war  der  Unterschied  zwischen  den  Zuständen, 
wie  Cäsar  sie  schildert,  und  denen  zur  Zeit  des  Tacitus  nur  gerade  so 
weit  verschieden,  wie  der  dazwischen  liegende  Abstand  von  150  Jahren 


^  Bell.  Gall.  4,  c.  1:  Hz  centum  pagos  habere  dicuntur,  ex  quibua  quotannis 
singula  miUa  armatorum  beüandi  causa  ex  finibtcs  edueunt  reliqui^  qui  domi  man- 
serunt,  se  atque  iüos  ahmt,  hi  rursus  in  vicem  anno  post  in  armis  sunt,  iüi  domi 
renument  sie  neque  agricuUura  nee  ratio  atque  usta  belli  intermittitury  sed  privati 
ae  separati  agri  apiul  eos  nihil  est,  neque  longius  anno  remanere  uno  in  looo  in- 
eolendi  eauisa  licet.  Über  germanische  Wanderangen,  bei  denen  die  abgebrochenen 
Häuser  auf  Karren  mitgeführt  wurden,  vgl.  Waitz  1,  106. 

'  Ein  Best  eines  solchen  Kommunismus  war  auch  der  von  Tacitus,  Grerm. 
c.  31,  erwähnte  Anspruch  der  chattischen  Berufskrieger  auf  freies  Naturalquartier 
bei  jedem  ihrer  Landsieute.  Die  Worte  nuM  donrns  aut  ager  aut  aliqua  oura  er- 
geben fär  alle  übrigen  Volksgenossen  Privatwirtschaft. 
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naturgemäß  mit  sich  brachte'.  Seit  Angostus  und  Tiberius  trennten  feste, 
seitdem  nnr  noch  wenig  veränderte  Grenzen  das  römische  Reich  von  den 
Gebieten  der  freien  Germanen.  Ein  dauernder  Grenzfriede  hatte  die 
Stetigkeit  der  Beziehungen  zu  Grund  und  Boden  gefordert,  der  unstäte 
Wandertrieb,  dem  Cäsar  begegnete,  aufgehört.  Die  Dorfanlagen  waren 
nicht  mehr  wie  Zeltlager,  die  man  abbricht  und  an  anderer  Stelle  wieder- 
aufbaut^ sondern  auf  eine  seßhafte  Einwohnerschaft  berechnet;  jeder  hatte 
seine  eigene  Hofreite  {gards,  tun,  haga,  töft),  das  Haus  mit  dazu  gehörigem 
Hofe,  einem  Keller  {tung)  neben  dem  Hause  zur  Aufnahme  der  Früchte, 
bei  Winterkälte  auch  den  Bewohnern  als  Aufenthaltsort  dienend;  die 
Hauser  meistens  einfach  aus  Flechtwerk  und  Lehm,  hin  und  wieder  aber 
schon  mit  einem  gewissen  Luxus  gebaut,  alles  Zustände  die  notwendig 
auf  festen  Besitz,  auf  ein  Eigentum  des  einzelnen  an  Haus  und  Hof  ge- 
deutet werden* 

Von  dem  Ackerbau  berichtet  Tacitus:  „Die  Ackerfluren  werden 
periodenweise  in  einem  der  Zahl  der  Bebauer  entsprechenden  Umfang 
von  der  Bauerschaft  in  Gesamtbesitz  genommen;  sodann  verteilen  sie  die- 
selben unter  sich  nach  Verhältnis  ihrer  Würdigkeit.  Erleichtert  wird  die 
Teilung  durch  die  Ausdehnung  der  Felder.  Das  Pflugland  tauschen  sie 
jährlich,  und  ein  Teil  der  Flur  bleibt  unbestellt  Denn  sie  ringen  auch 
nicht  in  harter  Arbeit  mit  der  Fruchtbarkeit  und  Größe  von  Grund  und 
Boden,  so  daß  sie  Obstpflanzungen  anlegten  und  Wiesen  ausschieden  und 
(Hrten  bewässerten:  nur  die  Saat  wird  vom  Boden  verlangt.  Und  daher 
teilen  sie  auch  das  Jahr  selbst  nicht  in  so  viel  Jahreszeiten  ein  wie  wir: 
Winter,  Frühling  und  Sommer  sind  ihnen  bekannt  und  haben  ihre  Be- 
nennung, vom  Herbst  kennen  sie  weder  seinen  Namen  noch  seinen 
Segen"« 

Die  Wirtschaft  war  hiemach  noch  ganz  extensiv,  Obstkultur,  Garten- 
und  Wiesenbau  noch  unbekannt,  der  Kömerbau  auf  die  Sommersaat 
beschränkt,  das  Ackerfeld  noch  nicht  dauernd  von  Wald-  und  Weideland 
geschieden.  Aber  ein  Fortschritt  in  letzterer  Beziehung  hatte  sich  bereits 
vollzogen:  während  man  zu  Cäsars  Zeit  alljährlich  ein  neues  Stück  Wild- 


'  Die  Bemerkung  von  Rachvahl,  a.  a.  O.  163  Anm.  2  über  diesen  Satz  be- 
ruht auf  reiner  EntsteUung;  was  mit  der  Bedeutung  der  150  Jahre  gemeint  ist, 
ergiebt  sieh  zur  Genüge  aus  den  beiden  folgenden  Sätzen. 

*  Vgl.  Germania  c.  16,  c.  46.    Plinius,  Natur,  bist.  19,  2.   Waitz  1,  42.  107  f. 

^  Germania  c.  26:  Agri  pro  numero  ctätorum  ab  universis  in  viees  oecupan- 
tWy  quo8  mox  inter  se  seeundum  dignationem  partiuntur,  facilitaiem  parliendi 
eamporum  spaiia  praebent:  arva  per  annos  mutant,  et  superest  ager.  nee  enim  cum 
ubertate  ei  amplüudine  soli  labore  eontendunt,  ut  pomaria  eonserant  et  prata  se- 
parent  et  hortos  rigent;  sola  terrae  seges  imperatur.  unde  annum  quoque  ipsum 
non  in  totidem  digenmt  species:  hieme  et  ver  et  aestae  intelleeium  ac  vocabvUa 
habenty  autumni  perinde  nomen  ae  bona  ignorantur.  Die  Übersetzung  schließt 
sich  im  wesentlichen  an  die  yon  Hennings  ^  a.  a.  0.  an.  Die  Erklärung  dieser 
Stelle  Ton  Wittich,  ZEG.  85,  258  ff.,  thut  den  Worten  des  Tacitus  Gewalt  an, 
um  aus  ihnen  eine  Stütze  für  die  grundherrliche  Theorie  zu  gewinnen. 
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land  verteilte  und  in  Anbau  nahm,  dessen  Größe  nach  dem  Emt^bedürfhis 
eines  Jahres  bemessen  wurde  (also  Waldwechselwirtschaft  und  wilde  Feld- 
graswirtschaft rohester  Art),  waren  die  Ackerfluren  der  einzelnen  Ge- 
meinden zur  Zeit  des  Tacitus  bereits  auf  einen  periodischen  ümtrieb  be- 
rechnet, so  daß  sich  der  jährliche  Wechsel  nicht  mehr  zwischen  Pflugland 
und  Wildnis,  sondern  zwischen  Pflugland  und  Dreeschland  vollzog.  Es 
war  demnach  schon  eine  Art  geregelter  Feldgras-  oder  Egartenwirtsehaft 
eingetreten  und  bedurfte  nur  noch  der  Einführung  der  Wintersaaten,  um 
von  diesem  System  (das  sich  in  den  Gebirgsländern  teilweise  bis  zur 
Gegenwart  erhalten  hat)  zur  Dreifelderwirtschaft  zu  gelangen;  wahrscheinlich 
hat  sich  dieser  Übergang  zum  Teil  noch  in  der  germanischen  Periode 
vollzogen,  jedenfalls  aber  geraume  Zeit  vor  Earl  dem  Großen,  dem  man 
früher  die  Einführung  der  Dreifelderwirtschaft  zugeschrieben  hat®. 

Außer  dem  jährlichen  Wechsel  innerhalb  der  einzelnen  Ackerfluren 
fand  nun  aber  noch  ganz  in  alter  Weise  ein  Wechsel  der  Ackerfluren 
selbst  statt  {affri  pro  numero  cultonim  ab  universis  in  vices  occupanturY^ 
ein  Wechsel  zwischen  Ackerfeld  und  Wildnis,  wie  ihn  Cäsar  schildert, 
aber  nicht  mehr  von  Jahr  zu  Jahr  und  auf  das  Bedüröiis  nur  eines 
Jahres  berechnet,  sondern  in  Engeren  Perioden,  deren  Dauer  Tacitus 
nicht  angiebt,  weil  sie  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  sehr  verschieden 
war.  Je  größer  die  Ackerflur  im  Verhältnis  zu  der  Einwohnerzahl 
genommen  wurde,  oder  je  fruchtbarer  der  Boden  war,  desto  länger  kam 
man  damit  aus.  Hätte  man  die  Kunst  der  Düngung  besessen,  so  hätte 
es  eines  Wechsels  der  Felder  überhaupt  nicht  bedurft,  man  wäre  eben 
mit  dem  Wechsel  in  der  Bestellung  ausgekommen.  Allein  der  wenig  be- 
arbeitete Boden  {nee  labore  contendunt)  vermochte  eine  oft  wiederholte  aus- 
reichende Ernte  nur  selten  zu  tragen,  selbst  wenn  ihm  einige  Ruhejahre 
vergönnt  wurden.  Mit  dem  Boden  zu  geizen  hatte  man  bei  der  geringen 
Bevölkerungszahl  keinen  Anlaß;  die  Wechsel  wir  tschaft  brachte  das  nötige 
Holz  zur  Feuerung,  zu  Bau-  und  Flechtwerk,  Zaunanlagen  u.  dgl.  m.,  das 
Abbrennen  der  Baumstümpfe  und  sonstigen  Waldreste  hob  die  Frucht- 
barkeit des  jungfräulichen  Bodens,  genug,  es  lagen  ausreichende  Gründe 
vor,  um  die  Wirtschaftsart  der  Väter  in  verbesserter  Gestalt  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  beizubehalten. 

In  unregelmäßigen  Perioden  wurden  also  neue  Ackerfluren  abgegrenzt 
und  von  den  Gemeinden  verteilt,  um  unter  den  Pflug  genommen  zu 
werden,  während  die  alte  Flur  in  die  Wildnis  zurückkehrte  und  erst  nach 


•  Vgl.  besonders  Hanssen,  Agrarhistor.  Abb.  1,  123  ff.  152  ff.  Waitz  1,  121. 
Die  ältere  Schule  glaubte  die  Dreifelderwirtschaft  schon  bei  Tacitus  zu  finden. 

^  Rachpahl,  a.  a.  0.  181.  184  f.,  der  den  größten  Geschichtschreiber  Ger^ 
maniens  für  einen  oberflächlichen  und  kritiklosen  Kompilator  erklärt,  hält  das 
Wort  in  vices  für  eine  sinnlose  Entlehnung  aus  Bell.  Gall.  4  c.  1  und  seeundum 
dignoHonem  für  eine  Umschreibung  der  Worte  quanium  et  quo  loco  visum  est  in 
Bell.  Gall.  6  c.  22  (oben  S.  54).  Eine  derartige  Kritik  ist  noch  verwerflicher,  als 
das  von  demselben  Schriftsteller  mit  Recht  getadelte  Verfahren,  welches  das  gut 
beglaubigte  in  vices  einfach  streichen  oder  durch  vieis  ersetzen  will. 
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Jahren,  vielleicht  aber  auch  nie  wieder  urbar  gemacht  wurdet  Manche 
haben  diesen  Wechsel  der  Felder  bestritten,  indem  sie  die  Worte  des 
Tacitos  Ton  einer  erstmaligen  Besitzergreifung  bei  der  Niederlassung  in 
fremdem  Lande  verstehen.  Aber  selbst  wenn  diese  Auslegung  den 
Worten  des  Tacitus  keine  Gewalt  anthäte  und  sprachlich  überhaupt  zu 
rechtfertigen  wäre,  so  müßte  sie  schon  aus  dem  Grunde  zurückgewiesen 
werden,  weil  Tacitus,  der  nicht  die  wechselnde  Geschichte  wandernder 
Völker,  sondern  die  geordneten  Zustande  einer  fest  angesiedelten  Nation 
schildern  wollte,  ohne  eine  Ungereimtheit  zn  begehen  nicht  plötzlich  von 
der  Gründung  neuer  germanischer  Ansiedlungen  reden  konnte®.  Ob  die 
jedesmalige  Ijandnahme  durch  die  Gesamtheit  der  Bauern  schlechthin 
Sache  der  Dorfgemeinde  als  Markgenossenschaft  vrar,  oder  eine  Über- 
weisung seitens  der  Gangemeinde  vorausgehen  mußte,  wird  von  Tacitus 
nicht  angegeben  ^^.  Cäsars  Berichte  lassen  darüber  keinen  Zweifel,  daß 
zu  seiner  Zeit  die  Gaugemeinde  das  Subjekt  des  W^irtschaftsbetriebes,  die 
von  ihrem  Fürsten  als  Obermärker  geleitete  Markgenossenschaft  war^^. 

Was  nicht  den  einzelnen  Gemeinden  zu  zeitweiliger  Ackernutzung 
überwiesen  wurde,  diente,  soweit  es  nicht  als  Tempelgut,  Malstatt,  Grenz- 
schutz, Eingwall  oder  sonstwie  zu  öffentlichen  Zwecken  vorbehalten  werden 
mußte ^^  als  gemeine  Mark  oder  Allmende  dem  gemeinen  Nutzen^'. 


^  So  erkl&ren  sich  vielleicht  die  sogenannten  Hochftcker  in  den  Gebirgen 
(besonders  schön  in  der  Rhön),  die  weit  über  die  Grenzen  des  heutigen  Kultur- 
landes hinaas  in  ihrer  Bodengestaltung  die  Spuren  ehemaliger  Ackerbestellung  be- 
wahrt haben,  nicht  selten  noch  ganze  Gewannlagen  mit  ihren  parallel  liegenden 
Ackerbeeten  erkennen  lassen.  Auch  in  Wäldern  begegnet  man  hftufig  Spuren  ehe- 
maligen Ackerbaues,  die  aber  yon  sehr  viel  jüngeren  Einöden,  namentlich  ans  der 
Zeit  des  30jährigen  Krieges,  herrühren. 

*  Da6  occupare  nur  die  einmalige  dauernde  Besitznahme  bedeuten  könne,  ist 
eine  durch  nichts  gerechtfertigte  Behauptung.  £ine  althochdeutsche  Glosse  (Stbin- 
METEB  u.  SiEVBRS  1,  286)  übcrsetzt  ^,occupaverunf '  mit  pifeangtm,  das  Wort  Mfane 
(occupatio)  bedeutet  aber  auch  die  durch  die  Pflugarbeit  entstandenen  Ackerbeete. 
Vgl.  ScHMELLRB,  Bayer.  WB.«  1,  729. 

^^  Die  Landnahme  erfolgte  wohl  von  jeher  durch  feierliche  Grenzbegehung; 
in  den  jährlichen  Bannfahrten  des  Mittelalters  scheint  die  Erinnerung  daran  foi*t- 
gelebt  zu  Haben.    Vgl.  Stütz,  ZRG.  33,  327. 

"  Bell.  (jkül.  4,  c.  1  handelt  von  der  Kriegs-  und  Agrarverfassung  der  centum 
pagi,  6,  c.  22  hebt  die  agrarischen  Aufgaben  der  Ganfiirsten  hervor.  Ob  dabei 
Staats-  oder  Gaueigentum  am  Volkland  anzunehmen,  kann  völlig  dahingestellt 
bleiben,  da  man  in  der  Urzeit  an  derartige  Probleme  nicht  dachte.  Daß  aber  das 
Volk  nicht  berechtigt  war,  einseitig  über  die  Mark  eines  Gaues  zu  verfügen,  er- 
giebt  sich  aus  einem  bekannten  Vorgang  bei  den  Vandalen,  der  sagenhaft  er- 
scheint, aber  der  damaligen  Rechtsauffassung  jedenfalls  entsprochen  hat.  Vgl. 
Pbokop,  Bell.  Vandal.  1,  22.    Dahn,  Könige  der  Germanen  1,  224. 

^'  Über  Grenzschutz  und  Befestigungen  vgl.  S.  40,  über  Tempel  und  Tempel- 
güter Grimm,  Deutsche  MythologieS  1,  53—71.  3,  32  ff.  K.  Maüreb,  Bekehrung 
des  norweg.  Stammes  2,  205  ff.  214  ff.  v.  Richthofen,  Untersuchungen  über  fries. 
RG.  2,  423  ff.  436  f.  439  ff.  MooK,  a.a.O.  (§  6  N.  15)  1128  ff.    Müllenhopf,  DA.  4,  221. 

"  Über  rnarka,  ahd.  marcha,  für  Grenzzeichen,  dann  Grenze,  Grenzland,  ab- 
gegrenztes Gebiet,  vgl.  §  7,  N.  20.     Grimm,  RA.  496;  DWB.  6,   1633.     Über  al- 
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Die  Art  der  Verteilung  der  den  Gemeinden  überwiesenen  und  von 
diesen  in  Besitz  genommenen  Ackerfluren  läßt  sich  aus  den  späteren 
Zuständen  mit  ziemlicher  Sicherheit  feststellen.  Man  teilte  die  ganze 
Feldmark  nach  Maßgabe  der  Bodenverschiedenheit  in  eine  größere  oder 
geringere  Zahl  von  Verlosungsbezirken  (Gewannen)  in  der  Form  von 
Parallelogrammen,  die  nach  der  Zahl  der  Berechtigten  durch  Parallel- 
linien in  Teilstrecken  zerlegt  wurden.  Die  Verlosung  der  Teilstücke  er- 
folgte für  sämtliche  Gewanne  zugleich«  so  daß  jeder  Losende  in  jedem  ein- 
zelnen Gewann  seinen  Anteil,  und  zwar  in  derselben  Reihenfolge  wie  in 
allen  übrigen  Gewannen,  erhielt  Sein  Los  {sors)  bestand  also  aus  einer 
der  Zahl  der  Gewanne  entsprechenden  Zahl  von  Ackerbreiten,  die  je  nach 
Lage  der  Gewanne  über  die  ganze  Feldmark  zerstreut  waren  und  sich 
mit  den  Äckern  der  übrigen  Gemeindeglieder  (Nachbarn)  in  Gemenglage 
befanden  K  Alle  unterlagen  der  von  der  Gemeinde  angeordneten  Bewirt- 
schaftungsart (Feldgraswirtschaft)  und  dem  entsprechenden  Wechsel  des 
Pfluglandes.  Neben  der  das  Ganze  beherrschenden  Feldgemeinschaft  galt 
Flurzwang  hinsichtlich  der  Benutzungsart.  Die  Verlosung  der  Teilstücke 
geschah  nach  dem  Stande  der  Beteiligten  {secundum  dignationem),  indem 
das  J^'reienlos  die  Einheit  bildete,  während  Hörige  wohl  nur  ein  halbes 
Los,  Adeliche  je  nach  der  Wertschätzung  ihres  Standes  eine  Mehrheit 
von  Losen,  gewöhnlich  wohl  ein  doppeltes  Los,  erhielten".  Unfreie 
nahmen  an  der  Verlosung  nicht  teil;  was  sie  an  Grund  und  Boden  er- 
halten sollten,  mußte  ihnen  von  ihren  Herren  und  aus  deren  Mitteln 
überwiesen  werden.  Im  übrigen  bezog  sich  die  Ackerverlosung  nicht  auf 
die  Personen,  sondern  auf  die  Haushaltungen".  Söhne,  die  noch  auf  der 
Hofwere  des  Vaters  lebten,  blieben  unberücksichtigt^  auch  wenn  sie  längst 
in   Ding  und   Heer  als  Vollgenossen   aufgenommen   waren;   der   Mark- 


mende,  an.  cUmefiningy  almenningr,  vgl.  RA.  497  f.  Schmelleb,  Bayer.  WB.'  1, 1613. 
Die  von  Meitzen  1,  162  ff.  angenommene  Unterscheidung  zwischen  Allmende  und 
gemeiner  Mark  findet  in  den  Quellen  der  Urzeit  keinen  Anhalt. 

^*  Über  ,, Nachbarn'*  {vioini)  als  technische  Bezeichnung  der  einer  Gremeinde 
angehörigen  Bauern  vgl.  Schböder,  Die  Franken  und  ihr  Recht  58.  Giebke,  Erb- 
recht und  Vicinenrecht  436. 

*-  Vgl.  S.  50  ff.  Waitz  1,  127.  198.  2,  278  ff.  Dem  Kloster  Herford  wurden 
im  Jahre  858  von  Ludwig  dem  Deutschen  zwei  west^ische  Fronhöfe  geschenkt, 
nee  non  et  mansos  30  pertinentes  ad  loea  praetwminata  —  —  cum  fatnüiis  60, 
qiMe  lingua  eorum  laxi  dicuniur,  Wilmans,  Königsurkunden  I.  Also  60  Laien- 
familien  auf  30  Hufen,  d.  h.  jede  auf  einer  halben  Hufe. 

^®  Dadurch  ist  wahrscheinlich  der  Gebrauch  der  Hausmarken  (auch  Hand- 
gemal,  an.  böbncerke,  bömcerke)  aufgekommen.  Vgl.  §  8  Anm.  14.  Homeysb,  Über 
die  Heimat  nach  altdeutschem  Recbt  (Abb.  d.  Berlin.  Akad.  1852)  85  ff.  In  manchen 
GehÖferschaften  hat  sich  die  Verlosung  nach  Höfen  in  durchaus  altertümlicher 
Form  erhalten.  Von  den  später  üblichen  Bezeichnungen  für  das  Einheitsmaß  des 
Grundbesitzes  sind  von  dem  Begriff  ,, Wohnung*'  abgeleitet  manstts  (von  maneref 
wohnen,  vgl.  mansio,  frams.  maison)  und  an.  hol  (mit  hü,  schwed.  dän.  ho,  Wohnung, 
zusammenhängend).  Die  Erklärung  des  westgermanischen  Wortes  Hufe  fhuoha, 
hövaj  ist  unsicher;  mit  Hof  hängt  es  nicht  zusammen. 
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genossensohaft  gehörten  sie  erst  an,  wenn  sie  einen  eigenen  Hof  besaßen  ^^ 
Die  Errichtung  neuer  Höfe  konnte  nur  mit  Genehmigung  der  Mark- 
genossenschaft erfolgen,  war  aber  bei  dem  tTberfluß  an  Boden  wohl 
immer  leicht  zu  erreichen^®;  anderenfalls  blieb  den  erwachsenen  Söhnen, 
die  in  der  Heimat  keinen  Hof  erwerben  konnten,  nur  die  Auswanderang 
übrigi». 

Daß  die  Könige  und  Gaufürsten  an  den.  Ackerverlosungen  teil- 
genommen haben  sollten,  ist  nicht  wahrscheinlich.  Für  diese  wird  es 
von  jeher  geschlossene  EdelgQter  gegeben  haben,  die  vielleicht  zunächst 
als  Ausstattung  des  Amtes  galten,  allmählich  aber  den  Charakter  erblichen 
Geschlechtsbesitzes  annahmen  ^^  Sie  gewannen  dadurch  die  Möglichkeit, 
ihre  unfreien  Leute  auf  eigenen  Höfen  anzusiedeln. 

Wo  Bodenyerhältnisse  oder  Ansiedlungsmethode  der  Yorbesitzer  die 
Niederlassung  in  Dor&chaften  yerhinderten,  muß  mit  dem  Einzelhof- 
system schon  früh  das  Privateigentum  am  Ackerlande  zur  Anerkennung 
gelangt  sein.  Im  einzelnen  entzieht  sich  die  Entwicklung,  die  hier 
stattgefunden  hat,  jeder  genaueren  Einsicht;  daß  sich  aber  auch  hier  erst 
ein  gewisser  Übergang  vom  Gesamteigentum  zum  Privateigentum  voll- 
zogen hat,  zeigt  sich  am  Wald-  und  Weideland,  das  in  den  Bauerschafts- 
gemeinden mit  Einzelhöfen  ebenso  wie  anderwärts  als  gemeine  Mark 
behandelt  wurde. 

§  II.    Das  Privatrecbt 

Heuslbs,  InBtitationeii  des  deutschen  Privatrecbts,  I.  H.  1885,  1886.  v.  Amira* 
105—140  (nebst  Litteratorangaben);  Nordgerm.  Ob].-R..I.  II.  1882—95.  Bbükner, 
BG.  1,  §§  12,  18;  Grondz.  9  f.  161  ff.  Ketsbb,  Norges  Stats-  og  Retsforfatning  i 
Middelalderen  (1867)  289—408.  Grimm,  RA.  408—621.  Waitz  l^  47  ff.  57  ff.  63  ff. 
Arnold,  Urzeit  371  ff.  Dahn,  Deutsche  Geschichte  1,  252—268.  Wackbrnaoel, 
Familienrecht  und  Familienleben  der  Germanen  (Kleinere  Schriften  1,  1 — 34). 
YouKO,  The  anglosazon  family  law  (Essays  in  Anglosazon  Law^  1876).  Baumstark, 
Staatsaltertümer  587  ff  728  f.  900  ff.  Fustbl  de  Coulanoes,  Recherches  219—247. 
FiOKSR,  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  ostgerm.  Rechte,  4  Bde,  1891—98. 
CoHN,  Die  Symbolik  im  german.  Farailienrecht  (Schweizerische  Rundschau,  1892). 
PcNTscHABT.  Schuldvertrag  und  Treugelöbnis  des  sftchsischen  Rechts  im  Mittelalter, 
1896.  Y.  Zalldtger,  Wesen  und  Ursprung  des  Formalismus  im  altdeutschen  Privat- 
recht,  1898. 


^'  Die  Ansicht,  daß  nur  Grundbesitzer  politische  Rechte  ausgeübt  und  im 
Heere  einen  besonderen  Körper  gebildet  hätten,  ist  durch  nichts  beglaubigt,  durch 
Germ.  c.  13  positiv  widerlegt 

^^  Nicht  selten  sind  auf  diese  Weise  neue  Tochterdörfer  entstanden. 

^*  Aus  dem  durch  Übervölkerung  entstandenen  Mangel  an  dem  erforderlichen 
Grund  und  Boden  erklären  sich  nicht  bloß  die  Unternehmungen  einzelner  Heer- 
könige, sondern  ganze  Völkerzüge,  zum  Teil  die  Völkerwanderung  selbst  Vgl. 
Dahn,  Die  Landnot  der  Grermanen  (S.  10). 

*°  Vielleicht  erklärt  sich  der  angelsächsische  edel  und  das  altnordische  odal 
auf  diese  Weise.  Über  den  sprachlichen  Zusammenhang  vgl.  S.  52.  Möglich  ist 
aber  auch,  daß  alle  diese  Herrengüter  wie  die  fränkischen  Salgüter  erst  der 
späteren  königlichen  (rewalt  ihre  Entstehung  verdanken.  Der  Bataverfürst  Civilis 
besaß  eigene  agros  viüaaque  (Tacitus,  Hist.  5,  c  23). 
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Eine  vollständige  Übersicht  über  das  Privatrecht  der  germanischen 
Urzeit  läßt  sich  bei  der  Lückenhaftigkeit  der  gleichzeitigen  Quellen  nur 
durch  mehr  oder  weniger  gewagte  Rückschlüsse  aus  den  Verhältnissen 
der  folgenden  Periode  gewinnen.  An  dieser  Stelle  ist  daher,  um  Wieder- 
holungen zu  vermeiden,  im  allgemeinen  anf  die  Darstellung  der  letzteren 
(§  35)  zu  verweisen. 

Im  Gegensatz  zu .  der  arischen  Zeit  unterschieden  die  Germanen 
zwischen  der  sachenrechtlichen  Herrschaft  über  Sklaven  und  körperliche 
Gegenstände  und  der  familienrechtlichen  Schutzgewalt,  dem  „Munt",  über 
freie  Hausgenossen  ^  Für  den  Sacheigentümer  fehlte  es  an  einer  sub- 
stantivischen Bezeichnung,  nur  für  den  Herrn  des  Sklaven  hatte  man 
Ausdrücke  wie  frauja^  heriroy  hSrroK  Der  Muntträger  hieß  muntwaU 
(mlat.  mundoaldus\  muntporo  (davon  später  momper\  foramuvto,  von  dem 
das  Wahrzeichen  seiner  Gewalt  bildenden  Ger  auch  girhabe^\  sein  Schutz- 
befohlener hieß  mundling^  Als  Wahrzeichen  der  Herrschaft  über  Grund- 
stücke diente  den  Westgermanen  später  namentlich  der  Handschuh  ^ 

Alle  Rechtsgeschäfte  vollzogen  sich  „mit  Hand  und  Mund",  indem 
die  erforderliche  symbolische  Handlung  durch  den  sie  begleitenden  Aus- 
spruch formelhafter  Worte  den  beabsichtigten  Rechtsinhalt  empfingt 
Während  bei  den  Sachsen  alle  Erklärungen  „mit  Finger  und  Zunge"  er- 
folgten, d.  h.  von  einer  eigentümlichen  Bewegung  der  Finger  der  rechten 
Hand  begleitet  wurden^,  bestand  die  Handlung  bei  den  übrigen  West- 


*  Die  in  den  früheren  Auflagen  nach  Grimm  vertretene  Ableitung  des  ahd. 
masc.  munt  (mlat.  mundiuSf  mundium)  von  fem.  munt  (manne)  ist  nach  Osthofp 
zu  verwerfen.  Die  Grundbedeutung  ist  Sehen,  Schirmen,  Schützen,  wie  in  got. 
mundöni  altn.  rmrnda,  ahd.  fnimtony  alts.  mundön,  ags.  mundiany  also  eine  ähnliche 
Wortbildung  wie  tutela  von  lueri.  Vgl.  schon  Dcbfekbach,  Got.  WB.  2,  86.  Im 
übrigen  vgl.  Gbimm,  RA.  447  f.  Heüsleb  1,  95  f.  Krattt,  Vormundschaft  1,  1  ff. 
Brükneb,  EG.  1,  71.  Kluge  ^  263.  Gegen  die  auf  munt  s  manus  gestützte  Auf- 
fassung als  eines  reinen  Gewaltverhältnisses  (Heüsler  1^  103  ff.)  Waitz,  Über  die 
Bedeutung  des  mundium  im  deutschen  Kecht,  Berl.  SB.  1886,  S.  375  ff.  (Abhand- 
lungen 369  ff.). 

«  Vgl.  Grimm,  RA.  491;  DWB.  IV.  2,  1125. 

*  Vgl.  Grimm,  RA.  465  f.  Kraut,  a.  a.  0.  1,  2  f.  Haltaus,  Glossarium  664. 
1373  ff.     Schmeller,  WB.«  1,  930. 

*  Vgl.  Grimm,  RA.  311. 

»  Vgl.  Heusler,  1,  96  ff.  68.  72.  Amira«  138.  Das  Wort  für  „Besitzer^* 
ergiebt  sich  aus  den  auf  -varii  auslautenden  Völkernamen.  Vgl.  S.  15  Anm.  1. 
Statt  des  Handschuhes  {wcmto)  diente  auch  der  noch  nicht  enträtselte  andelang 
oder  wrtndelang,  den  man  mit  frz.  ganieht  (Fechtbinde,  kleinerer  Handschuh)  in 
Verbindung  gebracht  hat.  Vgl.  Michelsen,  Über  die  festuca  notata  (1856),  S.  27  f. 
Grimm,  RA.  196  ff.  558^  DWB.  1,  304.  Du  Gange,  Glossar,  s.  v.  andelangus. 
£ine  andere  Erklärung,  die  aber  ebenso  wenig  heMedigt  (von  mhd.  hendelinc}, 
yersuclit  Ehbismann  i.  d.  Germania  87,  106. 

®  Daher  Ha/ndireue  geben,  fidem  dare,  fidem  facere.  Vgl.  Cod.  dipl.  Langob., 
Hist.   Patr.   Mon.   13,   1752,    Nr.  996  (856):   dare  tretcas, 

^  Über  ähnliche  Grebräuche  bei  anderen  germanischen  Völkern  vgl.  Schröder, 
Germanische  Rechtssymbolik  auf  der  Markussftule ,  N.  Heidelb.  Jahrbücher  8,  3  ff. 
Daß    die   Römer   bei   völkerrechtlichen   Verträgen   mit   Barbaren    sich    den    Ge- 
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germanen  in  der  Übergabe  oder  dem  Zuwerfen  einer  Waffe,  zumal  des 
Geres.  Am  längsten  hat  sich  diese  Form  der  Gerreichung  bei  den  Lange« 
barden  erhalten^,  im  übrigen  wurde  der  Ger  später  überall  durch  einen 
Stab  {festuca,  fustis)  oder  einen  kräftigen,  in  Knoten  geschossenen  Rohr- 
oder Strohhahn  {festuca  nodata,  stipulä)  ersetzt^,  so  daß  Stabreichung  und 
Halmwurf  {festucatio,  stipuhUio,  werpitio)  als  gleichwertige  Formalakte  dem 
älteren  Gairethinx  zur  Seite  traten  ^^.     Bei  den  Nordgermanen  geschah 


brauchen  der  letzteren  fugten,  ergiebt  sich  aus  Amm.  Marc.  17,  1  §  13:  ires  inma- 

nissimi  reges  [Alamannorum]  venerunt ,   iurantea  eonoepHs  ritu  patrio 

verbis foedera servaturos.    Ich  verdanke  die  Verweisung  auf  diese 

Stelle  Zangembistes.  Die  Bilderhandschriften  des  Sachsenspiegels  zeigen  bei  allen 
Kechtshandlungen  den  Zeigefinger  der  rechten  Hand  gestreckt,  die  drei  folgenden 
Finger  gekrümmt,  während  der  Daum  bald  gekrümmt,  bald  gestreckt  erscheint. 
Dagegen  war  es  bei  Auflassungen  im  Holsteinischen  noch  bis  in  die  letsten  Jahr- 
zehnte üblich,  daß  Veräußerer  und  Erwerber  die  rechte  Hand  mit  gekrümmtem 
Zeige-  und  Mittelfinger,  den  Daumen  unter  dem  vierten  und  fünften  Finger  ein- 
geklemmt, erhoben,  der  erstere  mit  abgewandter,  der  Erwerber  mit  auf  sich  zu- 
gekehrter Hand,  also  die  alte  sächsische  Auflassung  curvatis  diffitia.  Vgl.  Tagg, 
ZeitBchr.  d.  Ges.  f.  schlesw.-holst-lauenb.  G^esch.  12,  191  f.  Grimm,  RA.  128.  141. 
Haltaus,  a.  a.  0.  220.  459.  Pümtschabt,  a.  a.  0.  842  ff.  Loersch  u.  SchbOdeb, 
Urkunden  1^  Nr.  88.  84.  Lafpenbxbo,  Hamb.  Urk.-B.  Nr.  118  f.  Heinemaxn,  Cod. 
dipl.  Anhalt  1,  Nr.  419.  2,  Nr.  75.  Schmidt,  Urk.-B.  d.  Höchst.  Halberstadt  1, 
Nr.  159.  Ssp.  II.  4  §  1.  15  §  1.  Sachs.  i;iehnr.  26  §  1.  Meißener  RB.  (sg.  ver- 
mehrter Ssp.)  1,  31.  In  derselben  Weise  hatten  schon  die  heidnischen  Sachsen 
Karl  dem  Großen  ihre  Unterwerfung  ausgesprochen.  Vgl.  Einhardi  annal.  ad 
a.  776,  Annal.  Lauriss.  u.  Fuld.  ad  a.  777  (MG.  Scr.  1,  156.  158.  349).  Siehe  auch 
Karls  Capitulatio  de  part  Saxoniae  c.  27  (Boretius  1,  70).  Ob  die  Handreichung 
im  sächsischen  Becht  von  jeher  mit  dem  Strecken  des  Zeigefingers  gleichwertig 
gewesen  oder  erst  im  Mittelalter  neben  die  ältere  Form  getreten  ist,  mag  dahin- 
gestellt bleiben,  dagegen  hat  die  schnellende  Fingerbewegung  der  gekrümmten 
Finger  wohl  immer  nur  bei  Verzichterklärungen  Anwendung  gefunden.  Vgl. 
V.  Amira'  138. 

•  Die  Langobarden  bezeichneten  sie  mit  demselben  Worte  gaireihinx,  das 
sie  auch  für  das  Zusammenschlagen  der  Gere  im  Ding  (S.  24,  41)  verwendeten. 
Vgl.  Schröder,  Gairethinx,  ZRG.  20,  58  ff.  Man  sprach  von  gairethinx  facere  und 
gairethinx  suseipere  (Roth  167.  171.  174),  indem  man  gairethinx  oder  thinx  als 
gleichbedeutend  mit  donatio,  und  thingare  —  donare  verwendete  (Roth  171  f.  176. 
367.  375.     Liutpr   54.  65.  73). 

•  Vgl.  THtvEirar,  Contributions  k  Thistoire  du  droit  germanique  48  ff.  (Abdr. 
a.  d.  N.  Revue  3  und  4),  der  nur  darin  fehlt,  daß  er  in  jedem  bei  Rechtshand- 
lungen vorkommenden  Stabe  die  Abwandlung  einer  Waffe  sieht.  Siehe  auch 
Ehrbkbero,  ZRG.  16,  281.  Köhler,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  5,  429  f.  Über  ähn- 
liche Erscheinungen  bei  Römern,  Kelten  und  Indern  Grihm,  RA.  128  ff.;  Kohler, 
a.  a.  O.  6,  200.  Heusler  1,  76  ff.  und  Zeitschr.  f.  HR.  25,  418  ff.  sieht  in  der 
Festuca  ursprünglich  ein  Runenstäbchen  (festuca  notata),  also  die  älteste  Form  der 
Geschäftsurkunde.    Vgl.  dagegen  Homeyer,  Haus-  und  Hofmarken  283  ff. 

"  Vgl.  Grivii,  RA.  121— 130.  133.  Noordewier,  Nederduitsche  regtsoudheden 
30  ff.  Du  Cahoe,  Glossarium  s.  v.  calamus,  festuca,  guerpire.  Haltaus,  a.  a.  O. 
782  f.  1712  ff*.  1884  f.  Esmein,  Etudes  sur  les  contrats  dans  le  tr^s  ancien  droit 
fran^ais  (Abdr.  aus  der  Nouv.  Revue  1880—83)  69  ff.  Eine  ahd.  Glosse  übersetzt 
sHptUatio  mit  halmwurf  (STEiifiatTER  u.  Sievers  2,  142).  Da  die  Festuca  dem 
Gegner  vielfach   in   die  Rockfalten   oder   den  Schoß  {laisiLs)  geworfen  wurde,   so 
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das  „Stäben**  {atafd)  teils  ebenfalls  durch  ein  Zuwerfen,  teils  wurde  der 
von  der  einen  Seite  entgegengestreckte  Ger  oder  Stab  von  der  Gegen- 
seite nur  mit  dem  Ger  oder  der  Hand  berührt,  eine  manu  firmatio 
(„Handfeste")  wie  bei  den  Urkundungsakten  der  späteren  Zeit^K  Viel- 
&ch  begnügte  man  sich  im  Norden  auch  mit  dem  einfachen  Handschlag 
(Aandlja/)^*,  der  somit  nicht  als  eine  Abschwächung  des  eidlichen  Ver- 
sprechens anzusehen  ist.  Die  Bekräftigung  eines  Bechtsgeschäftes  durch 
Eid  hatte  die  Bedeutung  einer  Selbstverwünschung  für  den  Fall  des  Ver- 
tragsbruches, war  also  ein  Zaubermittel  ^*. 

Landübertragungen  wurden,  einem  gemeinsamen  Brauch  der  indo- 
germanischen Völker  entsprechend,  auf  dem  Grundstück  selbst  durch 
Übergabe  einer  Handvoll  Erde  oder  einer  ganzen  Erdscholle  {herbcLy  ckrene- 
cruda,  Basen  und  Zweig j  mit  torf  unde  iwige)  vollzogen  ^^  Dies  geschah 
in  der  Regel  so,  daß  die  Erde,  und  zwar  bei  den  Westgermanen  unter 
Beifügung  eines  Handschuhes  als  Wahrzeichen  der  Herrschaft^*,  dem 
Erwerber  in  den  Schoß  geworfen  wurde  ^\  Daher  bezeichnete  man  diesen 
Akt  der  investitura  (ahd.  giweri)  als  Schoß wurf  (mlat  scotatio,  mnd. 
sckotinge,  vorschotinge,  an.  skeyting,  altschwed.  skcetning).  An  denselben 
schloß  sich  die  gemeinsame  Begehung  der  Grenzen  (an.  umfcBrpy  und 
die  feierliche  Besitzräumung  [exitus)  seitens  des  Veräußerers  ^®.    So  lange 


sprach  man  von  laesowerpire.  Vgl.  Müllenhoff  bei  Waitz,  Das  alte  Becht  287. 
Von  dem  „SchieBen*'  des  Halms  bildete  man  mhd.  verschieden  for  „aufgeben'S 
„verzichten". 

"  Vgl.  Amiba,  Obl.-R.  1,  273  f.  514  f.  520  N.  5.  2,  819  ff.  Siehe  auch  die 
8g.  Leges  Edwardi  Conf.  c.  SO  (Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  50S).  Über 
Geben  und  Nehmen  beweglicher  Sachen  mit  der  Schwert-  oder  Speerspitze  vgl. 
Gbimm,  Kl.  Sehr.  2,  199  ff. 

>*  Vgl.  Amira,  Obl.-R.  1,  290  ff.  2,  299.  805  ff.  Sunesons  Lex  Scaniae  c.  39,  140. 

»■  Vgl.  Amira,  Obl.-R.  1,  690.  2,  804.  311.  Heüslbb  1,  78.  Kohler,  Shake- 
speare 61.  64.  LöKiNO,  Vertragsbrach  558  f.  Blühhe,  Jahrb.  d.  gem.  deutsch 
Rechts  3,  220  f.  Bbunnsb,  RG.  d.  Urk.  1,  157  f.;  Über  das  Alter  der  Lex  Alaman- 
norum,  Berl.  SB.  1885,  S.  220  f.  y.  Liliencrok  u.  Müllenhoff,  Zur  Runenlehre 
22.  62  f.  Tacitus,  Hist  4,  c.  15:  barbaro  ritu  et  patriis  exsecraHonibus  universos 
adigit    Über  die  Form  des  Eides  vgl.  §  13,  zu  Anm.  12. 

^^  Vgl.  Plinius,  Natural  hist  22,  4:  Summum  apud  antiquos  Signum  victoriae 
eratf  herbam  porrigere  rictos,  hoc  est  terra  et  cUtrice  ipsa  humo  et  humaÜone  etiam 
cederej  qttem  morem  etiam  nunc  durare  apud  Oermanos  scio. 

»  Vgl.  S.  60.  Grimm,  RA.  152  f.  555  f.  Hbusler  2,  68.  Sohm,  Zur  Ge- 
schichte der  Auflassung  (Festgabe  für  Thöl,  Straßburg  1878)  8.  104  n.  y.  Amiba* 
129.  138.     Du  Cakoe  s.  y.  chirothecae,  investitura. 

»•  Vgl.  Grimm,  RA.  110—117.  120.  Heusler,  Institutionen  2,  67  f.  Sohm, 
a.  a.  0.  86  ff.  Brunner,  Zur  RG.  der  röm.  u.  germ.  Urkunde  264  f.  274.  276. 
V.  Amira,  Obl.-R.  1,  513.  K.  Lehmann,  ZRG.  18,  93  ff.  Bbwer,  Sala  traditio  in- 
vestitura (1880)  40  f.  Du  Gange  s.  v.  investitura.  ZRG.  20,  59  n.  Man  sehe  auch 
den  sagenhaften  Bericht  bei  Widukind,  res  gestae  Saxonicae  1^  c.  5. 

"  Heusler  2,  68;  Gewere  9.  Stobbb,  Auflassung  159.  v.  Amira,  ObL-R.  1, 514. 
Lehmann,  a.  a.  0.  108.  113. 

**  Vgl.  Bbunner,  a.  a.  0.  274.  Der  Stab,  den  der  besitzräumende  Totschläger 
nach  L.  Sal.  58  in  der  Hand  trägt,  ist  nicht  mit  Th^venin  (a.  a.  0.  48  f.)  als  Ersatz 
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es  noch  kein  FriTateigentum  an  Grund  und  Boden  gab,  konnten  derartige 
InyestitBTakte  nur  bei  Landabtretungen  von  Staatswegen  vorkommen, 
mindestens  aber  seit  der  taciteisohen  Zeit  waren  auch  Veräußerungen 
Ton  Haus  und  Hof  möglich.  Sie  galten  als  Familienangelegenheit,  da 
Haus  und  Hof  im  Gesamteigentum  der  Hausgenossenschaft  standen  und 
nur  mit  gesamter  Hand  verauBert  werden  konnten.  Übertragungen  an 
Ausmärker,  die  nicht  derselben  Gemeinde  angehörten,  unterlagen  dem 
Widerspruch  jedes  einzelnen  Markgenossen. 

Zwischen  dem  obligatorischen  Veräußerungsgeschäft  und  dem  ding- 
lichen .  Übertragungsakt  wurde  nicht  unterschieden,  beide  Geschäfte 
bildeten  einen  einheitlichen,  untrennbaren  Rechtsakt,  die  sala^K  Denn 
wie  alle  Naturvölker,  so  kannten  auch  die  Germanen  nur  Barverträge, 
aber  noch  keine  eine  persönliche  Haftung  begründenden  Schuldverträge. 
Der  Rechtsschutz  beschränkte  sich  auf  die  Wahrung  des  Bestehenden. 
Leistung  und  Gegenleistung  mußten  Zug  um  Zug  erfolgen,  so  daß  ein 
sofortiger  gegenseitiger  Austausch  von  Werten  stattfand.  Es  gab  keine 
Klage  auf  Erfüllung,  keinen  Ersatzanspruch  wegen  Nichterfüllung  oder 
mangelhafter  Erfüllung'^.  Ein  zweiter,  ebenfalls  allen  Naturvölkern  ge- 
läufiger Grundgedanke  des  germanischen  Vertragsrechts  war  die  Ent- 
geltlichkeit, es  gab  keine  Freigebigkeiten.  Verträge  über  unentgeltliche 
Leistungen  waren  ungiltig;  jede  Leistung  erforderte  zu  ihrer  Rechtsbeständig- 
keit eine  Gegenleistung,  durch  die  sie  erkauft  wurde*^  Der  Normal- 
vertrag des  germanischen  Rechts,  in  dessen  Rahmen  mehr  oder  weniger 
alle  anderen  Verträge  zusammengefaßt  wurden,  war  demgemäß  der  Kauf 
oder  der  ihm  gleichwertige  Tausch**. 

Die  gemeingermanische  Bezeichnung  der  Verwandtschaft  in  ihrer 
Gesamtheit  war  „Sippe"*'.  Soweit  es  sich  lediglich  um  die  Beziehungen 
der  Blutsverwandtschaft  handelte,  konnte  der  Einzelne   gleichzeitig  den 


des  Gers,  sondern  mit  Gbihm  (RA.  134)  als  Wahrzeichen  der  Landflüchtigkeit  auf- 
zufassen. 

**  Vgl.  got.  saljan,  an.  seljat  ags.  selian,  d.  i.  tradere.  Über  die  sprachliche 
Ableitung  Osthoff  bei  Paul  u.  Bsaünb,  Beitr.  IS.  457  f. 

*^  Vgl.  Hbttsles  2,  230.  Frinken,  Das  franz.  Pfandrecht  213.  Ehrbnbbbo, 
Kommendation  u.  Huldigung  91.  Der  Spielvertrag  (vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  24. 
V.  Amiba,  Obl.-R.  1,  281  ff.  2,  249  ff.)  ist  ebenso  wie  die  Wette  noch  heute  reiner 
Barvertrag. 

**  Vgl  §  18,  Anm.  11.  Ihebing,  Zweck  im  Recht  1,  276  ff.  Auch  die  Schen- 
kung erforderte  zu  ihrer  Rechtsbeständigkeit  eine  Gegengabe  {löngeld).  Vgl.  Ta- 
citns,  Germ.  c.  21  (et  poscendi  invieem  eadem  faeilitas)  und  c.  18  {atque  invicem 
ipsa  armorwn  aliquid  viro  afferf).  Siehe  auch  §  35,  Anm.  90.  MOllbnhoff, 
DA.  4,  830  f. 

^  Althochdeutsche  Glossen  (Steinmbter  u.  Sieyebs  2,  130.  192.  280)  über- 
setzen negotium,  merces,  foenus  gleichmäßig  mit  ehouf,  mercede  mit  mid  themo  copa 
(ebd.  588),  gratis  mit  ungiehouftax  (ebd.  27.S).  Vgl.  Grimm,  RA.  601;  DWB.  5,  315. 
317.  325  f.  328  ff.     v.  Amira,  ObL-R.  1,  541  f.  2,  283  ff.  677.     Vgl.  Anm.  64. 

'*  Got  sibja,  an.  sif^  sift,  ahd.  sippa,  sibba.  Vgl.  MttixBNHOFF,  DA.  4,  822. 
•Die  Bedeutung  ,,Frieden'^  scheint  erst  eine  abgeleitete  gewesen  zu  sein. 
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verschiedensten  Sippen  angehören,  die  Sippe  trag  einen  relativen,  rein 
individuellen  Charakter;  dagegen  konnte  man  nur  Mitglied  einer  einzigen 
Sippschaft  sein,  soweit  diese  für  den  Geschlechtsverband  {genecdogiaj  nuegd, 
fara)  in  Betracht  kam^*.  Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  hat  be- 
hauptet, alle  Völker  seien  vom  Standpunkt  des  Mutterrechts  ausgegangen, 
das  auf  Gemeinschaft  der  Weiber  beruhte  und  darum  nur  durch  Weiber 
vermittelte  Verwandtschaft  kannte  ^^  Aber  die  Rechtsgeschichte  hat  nicht 
mit  anthropologischen  Hypothesen,  sondern  nur  mit  quellenmäßig  bezeugten 
Thatsachen  zu  rechnen,  und  diese  ergeben  für  die  Indogermanen  die 
völlige  XJnbekanntschaft  mit  dem  Mutterrecht  ^*.  Der  Aufbau  der  Familie 
war  rein  agnatisch,  die  Blutsfreunde  von  mütterlicher  Seite  wurden  nicht 
als  Verwandte,  sondern  nur  als  Freunde  angesehen*^;  die  hausherrliche 
Gewalt  stand  dem  Haupte  der  väterlichen  Familie  (Großvater,  Vater, 
Vaterbruder)  zu^®,  während  Vater  und  Bruder  der  Mutter,  überhaupt  die 
mütterliche  Familie,  nur  ein  gewisses  Schutzrecht  ausübte^*.  Erst  nach 
ihrer  Trennung  haben  die  einzelnen  indogermanischen  Nationen  auch  der 
mütterlichen  Sippe  eine  größere  Berücksichtigung  zu  Teil  werden  lassen, 
was  dann  mehrfach  dahin  führte,  gewissen  Gliedern  derselben,  zumal  dem 
Mutterbruder,    vielmehr    eine    gewisse    gemütliche   Bevorzugung    einzu- 


•*  Vgl.  S.  16.     FicKBE,  Untersuchungen  1,  235  f.    Bbünkeb,  Grundz.  9. 

**  Vgl.  Baghofbn,  Das  Mtttterrecht,  1861.  Darqun,  Mutterrecht  und  Raabehe 
(GiEBKE^  Untersuchungen  16),  1883;  Mutterrecht  und  Vaterrecht,  1892.  Lamprbcht, 
Deutsche  Geschichte  1,  79—121.  Kohler,  Shakespeare  vor  dem  Forum  der  Juris- 
prudenz 223  f.;  Das  Recht  als  Kulturerscheinung  7 — 17;    Zeitschr.  f.  vergl.  RW. 

8,  393  ff.  5,  407  ff. 

'^  Vgl.  Delbrück,  Die  indogerman.  Yerwandtschaftsnamen,  Abh.  d.  sächs.  Ges. 
d.  W.  11,  381  ff.  (1889);  Das  Mutterrecht  bei  den  Indogermanen,  Preuß.  Jahrbficher 
79,  Uff.  ScHBADER,  Sprachvergleichung  und  Urgeschichte*  (1880)  535.  642—650. 
571  f.  576.  V.  Bbadke,  Gott.  gel.  Anz.  1890,  S.  908  ff.  Giebke,  ZRG.  24,  237  f. 
Bbünkeb,  RG.  1,  80.  82.  Brentano,  Zeitschr.  f.  Soz.  u.  Wirtsch.-G^sch.  1,  105  ff. 
V.  Below,  Rist.  Zeitschr.  71,  490  f.  Post,  im  Globus  65,  163.  Zimmeb,  ZRG.,  rom. 
Abt.  28,  209  ff.  Stütz,  ZRG.  28,  175  ff.  K.  Maübeb,  Krit.  VJSchr.  31,  197.  Lbist, 
Altarisches  ins  gentium  587  ff.  Rosin,  Begriff  der  Schwertmagen  50  f.  Bebnhöft, 
Zur   Geschichte   des   europäischen   Familienrechts,   Zeitschr.  f.  vgl.  RW.  8,  10  f. 

9,  22.  35.  KoHLEB,  ebd.  7,  201.  Spuren  des  Mutterrechts  im  germanischen  Recht 
werden  angenommen  von  v.  Amira'  106.  115.  Ficker,  a.  a.  0.  1,  76.  135.  237  ff. 
Heusler  2,  272  ff.     Darqun,  Mutterrecht  und  Yaterrecht  92.  94  ff. 

•'  Vgl.  Delbrück  537.  Schrader  545  f.  Alle  das  Schwägerschaftsverhftltnis 
bezeichnenden  Ausdrücke,  wie  *svekuro  {socer,  got.  svaihra,  ahd.  swekur)^  *8vekr%i 
(ßocrusj  got.  svaihro,  ahd.  suigar)  und  *snu8a  {nuruSy  ahd.  snura)  bezogen  sich 
ursprünglich  nur  auf  das  Verhältnis  der  Frau  zu  den  Verwandten  des  Mannes, 
weil  sie  in  seine  Familie,  nicht  er  in  ihre  eintrat.  Vgl.  Delbrück  534  ff. 
SCHRADER  542  ff. 

*»  Vgl.  Delbrück  478  ff.  483. 

**  Der  Vater  der  Mutter  hieß  *av0'8  (Ist,  avus,  germ.  *avan),  d.  h.  Gönner, 
Schützer,  davon  abgeleitet  die  Bezeichnung  für  den  Mutterbruder  {avunetdusj  lit. 
av^nas,  altslaw.  vji,  ahd.  öhmn).  Vgl.  Delbrück  477  ff.  482  f.  488.  490.  492  f. 
495  ff.  500  ff.    ScHRADER  539.  547.     Osthoff  a.  a.  0.  13,  447  ff.    Müllenhoff  4, 320. 


Digitized  by 


Google 


§  11.    Das  Privatrecht  65 

räumen^.  Daß  insbesondere  die  Germanen  in  erster  Reihe  die  väterliche 
Sippe  als  maßgebend  betrachteten^  ergiebt  sich  schon  ans  ihrer  Ethnogonie, 
welche  die  drei  Stamme  der  Ingv&onen,  IstTäonen  and  Herminonen  (S.  11) 
auf  Mannas  und  seine  drei  Söhne  zurückführte '\ 

Den  einzelnen  Verwandten  bezeichnete  bei  den  Germanen  der  mit 
y^Gatte^  zusammenhängende  Ausdruck  „Gattling<^  (got  gadiUggsj  ^hd. 
gatulingY^  Ausschließlich  westgermanisch  war  y,Mage<'  (ahd.  mägy  i^fs. 
vfuBgY^.  Die  männlichen  Verwandten  aus  dem  Mannsstamm  nannt«  man 
Ger-  oder  Schwertmagen,  die  weiblichen  Verwandten  und  die  männlichen 
Verwandten  von  der  Weiberseite  dagegen  Spindel-,  Spill-  oder  Kunkel- 
magen H  Die  Sippe  zerfiel  in  den  engeren  Kreis  der  Hausgeuoesen 
(Eltern,  Kinder,  Geschwister)  und  den  weiteren  Kreis  der  Magschaft  ^^ 
Indem  man  sich  die  Verwandtschaftsgliederung  nach  dem  Bilde  des 
menschlichen  Körpers  vorstellte,  wies  mxn  der  Hausgenossenschaft  ihren 
ungeteilten  Platz  im  Rumpfe  an  und  bezeichnete  sie  als  „Schoßt'  oder 
„Busen**  {fadem,  ags.  fädmy^,  während  sich  für  die  Magschaft  die  Ab- 
stufung nach  „Knien"  oder  „Gliedern"  ergab.  Man  rechnete  dabei  ur- 
sprünglich, soweit  es  sich  nicht  um  Verwandte  der  geraden  Linie  handelte, 
wohl  nur  nach  Doppelknien  in  den  von  dem  gemeinsamen  Stammhause 


•«  Vgl.  ScHRADEB  549  f.  Brukhbr,  RG.  1,  82.  Waitz  1,  67  ff.  Über  Bevor- 
zugong  des  Mutterbnidere  vgl.  Tacitiui,  Genn.  e.  20.  y.  Auiba*  106.  Bbünhbr, 
RG.  1,  82.     Delbrück  586  ff.    Sghraobr.571.     Müllenboff  4,  818  ff.  824. 

*^  Tacitns,  Germ.  c.  2.  Der  Name  „Mann"  fär  den  Stammvater  der  Mensch- 
heit würde  für  sich  nichts  entscheiden,  da  dies  Wort  ursprünglich  den  Menschen 
ohne  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  bezeichnet  (Klüoe^  247),  aber  Ingvac,  Istvaz 
nnd  Herminaz,  die  Häupter  der  drei  Stämme ,  sind  männlich  gedacht  Über  das 
Vaterrecht  in  den  Adelsgescblechtem  vgl.  u.  a.  Tacitus  annal.  1,  c.  58,  60,  71. 
2,  c.  10.  11,  c.  16,  17. 

"  Vgl.  §  6  N.  82.    Grimm,  DWB.  4,  la,  8p.  1498  f. 

**  Dagegen  bezog  sich  got.  migs  und  an.  mdgr  auf  das  Schwägersohaftsver- 
hältnis.    Vgl.  MüLLENHOFF  4,  322.    Gkmeingeimanisch  war  got.  kuni,  ahd.  eunni, 

»*  Vgl.  ZRG.  17,  1  ff.  RosiK,  Begriff  der  Schwertmagen,  1877.  Grimm,  RA. 
163. 171.  WBIHH0I.D,  Deutsche  Frauen*  1,  177.  v.  Amira,  Erbenfolge  78.  Wackbr- 
xAaEL,  Kleinere  Schriften  1,  22.  Die  Ausdrücke  „Spindel"  (fusus)  und  „Grer*' 
(lanceä)  wurden  ebensowohl  zur  Bezeichnung  der  Spindel-  oder  Grermagen  als  Ge- 
samtheit wie  zur  Bezeichnung  Einzelner  aus  diesen  Gruppen  verwendet. 

**  Vgl.  FiCKBR,  Untersuchungen  1,  277—531.  v.  Amiba»  105  ff.;  Erbenfolge 
und  Verwandtflchaftsgliederung,  1874;  Gott.  gel.  Anz.  1892,  S.  249  ff.  Bbünnbr,  RG. 
1,  81  ff.;  Sippe  und  Wergeid,  ZRG.  16,  1—87.  Gibbke,  Genossenschaftsrecht  1,  14  ff. 
Grimm,  RA.  467  ff.  Heüslbr  2,  271  ff.  528  ff.  Köniosw abter  ,  Histoire  de  Torgani- 
sation  de  la  famille  en  France,  1851,  S.  117  ff.  K.  Maübbr,  Die  Berechnung  der 
Verwandtschaft  nach  altnorweg.  R.,  Münch.  SB.  1877,  S.  235  ff.;  Island  322  ff. 
(hauptsächlich  nach  Finsen,  Fremstilling  af  den  islandske  Familieret,  Annaler  for 
Nordisk  Oldkjndighed,  1849—1850).  Lampreght,  Wirtschaftsleben  1,  21  ff.  v.  Sybel, 
Entstehung  des  Königtums'  37  ff.  Schmio,  Gesetze  der  Angelsachsen  626  ff.  Yoüno, 
a.  a.  0.  123  ff.  127  ff.  Schüpfer,  La  famiglia  presso  in  Longobardi,  Archivio  Giu- 
ridico  I.  1868.   Katssr,  ZRG.  8,  471  ff.    Miller,  ebd.  13,  79  ff. 

»•  Vgl.  Anm.  52.  Grimm,  DWB.  3,  1230.  1233.  Vgl  Ed.  Grimow.  5:  in  sinu  avi, 
falls  hier  nicht  eine  biblische  Redewendung  zu  Grunde  liegt  (Tamassla,  ZRG.  31, 154). 
B.  Scbb5dbb,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    4.  Aufl.  5 
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absteigenden  Linien,  so  daß  Geschwisterkinder  zum  ersten,  Nachgeschwister- 
kinder zum  zweiten,  deren  Kinder  zum  dritten  Knie  gezählt  wurden '^ 
So  gelangte  man  zu  dem  erst  neuerdings  in  seiner  Bedeutung  erkannten 
System  der  Vetterschaften,  das  die  Angehörigen  der  aufeinander 
folgenden  Glieder  als  erste,  zweite,  dritte  Vettern  u.  s.  w.  unterschied^. 
Ob  die  später  überall  hervortretende  Beschränkung  der  Magschaft  auf 
eine  begrenzte  Anzahl  von  Geschlechtsfolgen  schon  dem  urgermanischen 
Becht  angehört,  ist  bei  der  Lage  der  Quellen  nicht  mit  Sicherheit  zu 
entscheiden. 

Von  der  außerordentlichen  Strenge,  mit  der  die  Gewalt  des  Haus- 
herrn i^poti)  in  der  indogermanischen  Zeit  ausgestattet  gewesen  sein  muß, 
haben  sich  in  den  germanischen  Bechten  manche,  zum  Teil  bis  in  das 
Mittelalter  verfolgbare  Spuren  erhalten^®.  Die  Töchter  unterlagen,  teil- 
weise noch  in  der  fränkischen  Zeit,  dem  unbedingten  Heiratszwang  des 
Vaters*^.  In  Fällen  der  Not  konnte  man  Frau  und  Kinder  in  die 
Knechtschaft  verkaufen  ^\  Beide  waren  der  strengsten  Zucht-  und  Straf- 
gewalt des  Hausherrn  unterworfen,  dem  in  den  äußersten  Fällen  (z.  B. 
bei  grober  Unzucht,  Ehebruch  der  Frau,  Lebensnachstellung)  unter  Mit- 
wirkung der  Sippe  selbst  das  Becht  der  Verstoßung,  Verknechtung,  des 
Verkaufes,  der  Tötung  zukam**.    Unrichtig  ist  es  aber,  wenn  man  auch 


*'  So  erklärt  sich  die  noch  im  Ssp.  I.  S  §  3  bezeugte  (hiep  allerdings  nicht 
vom  Rompf,  sondern  von  Kopf  und  Hals  ausgehende)  Verwandtenzählung,  die 
hinter  der  vom  Stammvater  ausgehenden  kanonischen  Zählung  um  ein  Glied  zurück- 
bleibt Wo  diese  zurückbleibende  Zählung  fest  eingebürgert  war,  wurde  sie  selbst 
von  der  ELirche  zugelassen.  Vgl.  C.  85  q.  5  c.  2  (Alexander  II.)-  Fickbb  1,  286  ff. 
811  f.  400  f. 

^  Vgl.  Fickbb  1,  808—386.  398  ff.  Da  nur  auf  der  gleichen  Querlinie  ge- 
zählt wurde,  so  hatte  das  Yetterschaftssystem  für  die  auf  ungleichen  Querlinien 
stehenden  Verwandten  keinen  Platz:  dem  Neffen  und  dem  Oheim  stand  man  nicht 
näher  wie  den  ersten  Vettern,  indem  sich  ihre  Querlinie  nicht  nach  der  kürzeren, 
sondern  nach  der  längeren  absteigenden  Linie  bestimmte.  Vgl.  Fickbb  1 ,  284  f. 
882  ff.  845.  856.  858.  Erst  später  räumte  man  ihnen  (gewissermaßen  in  Vertretung 
ihres  Vaters)  den  Vorrang  vor  den  Vettern,  und  dem  Neffen  wieder  den  Vorrang 
vor  dem  Oheim  ein.  Wo  man  diese  Behandlung  auch  auf  den  Sohn  des  Vetters 
als  „zweiten  Neffen''  und  den  Vetter  des  Vaters  als  „zweiten  Oheim"  übertrug 
und  die  entfernteren  Vetterschaften  entsprechend  differenzierte,  gelangte  man  zu 
der  Parantelenordnung.  Vgl.  Fickeb,  1,  864.  866 — 872.  Ausgesprochene  Paren- 
telenordnung  insbesondere  auch  in  den  Rechten,  die  nach  den  vier  Grroßeltem 
vier  Gruppen  („vierendeeU^')  oder  nach  den  acht  Urgroßeltern  acht  Gruppen 
(j,aohtendeele*^  unterscheiden. 

*^  Über  das  Folgende  namentlich  Bbunnbb,  RG.  1,  75  f. 

^  Vgl.  meine  Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  1,  7. 

*^  Vgl.  Tacitus  Annal.  4,  72.  Gbimm,  RA.  829.  461.  Richthofbn,  Zur  Lex 
Saxonum  293  ff  (Note).  Wackbbkagel,  a.  a.  0.  12.  Daboün,  Mutterrecht  und  Raub- 
ehe 49.  Kbadt,  Vormundschaft  1,  297  f.  Das  Notverkaufsrecht  war  noch  im 
Mittelalter  anerkannt 

**  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  19.  Brief  des  Bonifatius  bei  Japf£,  Monnm.  Mogun- 
tina 172.  WArrz  1,  58.  Kbaut,  a.  a.  0.  1,  42.  293  ff.  Bbünneb  1,  91  f«  2,  659  f. 
y.  Zallivqbb,  a.  a.  0.  22  ff.     Müllbnhoff,  DA.  4,  809  ff. 
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die  Befugnis,  neugeborene  Kinder  auszusetzen  oder  selbst  zu  toten,  als 
einen  Ausfluß  der  väterlichen  Gewalt  betrachtet  hat,  denn  dieselbe  Be- 
fugnis stand  auch  anderen  Personen,  namentlich  der  Mutter  und  OroB* 
mutter,  zu**.  Sie  endigte,  sobald  das  Kind  Namen  und  Wasserweihe 
empfangen  oder  die  erste  Nahrung  zu  sich  genommen  hatte,  und  beruhte 
daher  ausschließlich  auf  der  rohen  Auffassung,  daß  der  Neugeborene  bis 
dahin  ein  Fremdling  und  demnach  rechtlos  sei;  der  Yater  konnte  dieser 
Bechtlosigkeit  ein  Ziel  setzen,  wenn  er  das  Kind  auf  die  Arme  nahm  und 
damit  seine  Aufnahme  in  den  „Busen^*  aussprach  ^^  Die  Bedeutung  des 
Muntrechtes  war  demnach  nicht  Gewaltherrschaft,  sondern  Schutz  und 
Vertretung.  In  f'ehde  und  Gericht  war  der  Hausherr  der  Vertreter  der 
Seinigen;  wie  er  für  sie  einzustehen  hatte,  so  machte  er,  wenn  sie  verletzt 
waren,  die  Bußforderungen  in  eigenem  Namen  geltend. 

Man  hat  die  Wehrhaftmachung  der  Söhne  (S.  22,  36)  mehr&ch 
für  einen  die  väterliche  Gewalt  aufhebenden  Emanzipationsakt  erklärt*^ 
Aber  indem  Tacitus  den  Akt  mit  der  Anlegung  der  toga  virilis  bei  den 
Römern  gleichstellte  (bei  den  Germanen  bestand  die  Ablegung  der  Einder- 
tracht in  dem  Scheren  der  bis  dahin  unverkürzt  getragenen  Haare),  gab 
er  zu  verstehen,  daß  er  die  Einräumung  der  politischen  Selbständigkeit 
und  nicht  die  Entlassung  aus  der  patria  potestas  im  Auge  hatte  *^.  Der 
väterliche  Munt  wurde  nur  aufgehoben,  wenn  der  Sohn  aus  der  Haus- 
genossenschafk  des  Vaters  ausschied*^,  mochte  er  seinen  eigenen  Herd 
gründen  oder  sein  Heil  in  der  Fremde  versuchen,  wozu  er  nach  der 
Wehrhaftmachung  jedenfalls  auch  ohne  die  Zustimmung  des  Vaters  be- 
rechtigt war,  oder  mochte  er  seitens  des  Vaters  einem  Dritten  in  Adop- 
tion   gegeben    werden  *^      Die    Adoption   vollzog   sich   durch   Wafifen- 

*^  Lex  Frisioiinin  Tit.  5  gestattet  nar  noch  der  Mutter  die  straflose  Tötung 
des  Neugeborenen.    Vgl.  Richthopen,  MG.  Leg.  3,  668,  n.  68. 

**  Vgl.  Grimm,  RA.  455  ff.  Heüslbb  2,  481  f.  v.  Amisa*  114.  Darguk, 
a.  a.  0.  49.  Richthofeit,  Untersuchungen  z.  fries.  RG.  2,  406  ff.  K.  Maureb,  Über 
die  Wasserweibe  des  germanischen  Heidentums,  Abb.  d.  Münch.  Akad.  15  (1880). 
MüLLBKHOFF,  DA.  4,  313  f.  632  ff.;  Anzeiger  f.  deutsch.  Altertum  7,  404  ff.  Auf  das 
bereits  in  die  Familie  aufgenommene  Kind  bezieht  sich  das  Gr«rm.  c.  19  erwähnte 
Tötnngsverbot  Dargük,  a.  a.  0.  49,  siebt  in  der  Aufnahme  des  Kindes  durch  den 
Vater  eine  Art  vermögensrechtlicher  Okkupation.  Diese  und  nicht  die  Bluts- 
verwandtschaft habe  das  Vaterschaftsverhftltnis  begründet.  Er  übersieht,  daß  es 
der  Aufnahme  überhaupt  nicht  mehr  bedurfte,  wenn  das  Kind  bereits  Nahrung 
genommen  oder  Namen  und  Wasserweihe  empfangen  hatte. 

**  Vgl.  SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  343.  654  f.  Yoüno,  a.  a.  O. 
155  f.  150  f.    Ebsenbkbo^  Kommendation  und  Huldigung  54. 

*•  Vgl.  MüLLENHOFF  DA.  257  f.,  316.  Marqüardt,  Das  Privatleben  der  Römer» 
1,  123 — 134.  Tacitus  G«rm,  c.  13:  hnec  apud  illos  toga,  kieprimus  iuventae  honos; 
ante  hoe  domus  pars  videntur,  mox  rei  publicae, 

«  Vgl.  Bbümheb,  RG.  1,  76  ff.  Amira«  114.  Heüslbb  2,  435  f.  Stobbe, 
BeitrSge  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts,  1865,  S.  1  ff. 

**  Der  Formen  der  Adoption  bediente  man  sich  auch,  wenn  es  sich  nicht  am 
eine  Annahme  an  Kindesstatt,  sondern  nur  darum  handelte,  ein  Treueverhältnis 
herzustellen,  wie  es  zwischen  Vater  und  Sohn  bestand^  z.  B.  bei  der  Aufnahme 
in  die  Gefolgschaft    Vgl.  S.  33  f.    v.  Amiha»  117. 
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leichung*®  und  den  an  sich  dem  Vater  vorbehaltenen  Akt  der  capälaturiae, 
d.  h.  das  erstmalige  Scheren  der  Haare,  das,  soweit  es  nicht  mit  der  WaflFen- 
reichung  verbunden  wurde,  regelmäßig  noch  eine  besondere  Adoptionsgabe 
des  Wahlvaters  an  den  Adoptierten  verlangte*^.  Andere  Fonnen,  die  be- 
sonders die  Aufnahme  in  den  engeren  Kreis  der  Hausgenossenschaft 
(Schoß,  Busen)  zum  Ausdruck  brachten,  waren,  entsprechend  der  Auf- 
nahme des  neugeborenen  Kindes  durch  den  Yater,  die  Schoß-  oder  Knie- 
Setzung ^^  und  das  Umfangen  mit  den  Armen  (altfrank,  fathttmjan,  mlat. 
adfatimiu)^^,  auch  diese  wohl  regelmäßig  mit  einer  Adoptionsgabe  ver- 
bunden. Eine  Adoption  konnte  nur  von  kinderlosen  Personen  (oder  mit 
Zustimmung  aller  Kinder)  vorgenommen  werden  *^  Ihre  Wirkungen  be- 
schränkten sich  auf  die  Aufnahme  in  die  Familie  und  die  damit  ver- 
bundenen Rechtsfolgen".  Auch  die  Ehelichkeitserklärung  unehelicher 
Kinder  wurde  durch  Adoption  bewirkt;  die  stillschweigende  Legitimation 
durch  nachfolgende  Ehe  war  unbekannt  *^ 

Die  Töchter  schieden  aus  dem  väterlichen  Munt  aus,  indem  der  Vater 
sie  einem  Manne  zur  Ehe  gab^®.    Freilich  haben  auch  die  Germanen, 


"  Vgl.  Cassiodori  Variae  IV.  2  (MG.  Auct  antiqu.  1^,  114).  Paulua  Diac, 
Eist.  Lang.  1,  c.  15.  23.  24.  Gkimm,  BA.  163.  166.  464  n.  Sobm,  a.  a.  0.  546,  N.  5. 
551  n.  ZRG.  20,  56  f.  Bei  dem  fränkischen  adfaHmits  war  die  festnca  an  die 
Stelle  des  Geres  getreten.  Vgl.  S.  61.  Th^venik,  Contributions  k  l'hist  du  droit 
germ.  49  ff.     Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  5,  429  f. 

*o  Vgl.  Anm.  63.  64.  Stobbe,  a.  a.  0.  6—11.  Wilda,  ZDR.  15,  258.  269. 
SoHM,  a.  a.  0.  344  f.  548  f.  551  n.  Ehbenbebg,  a.  a.  0.  40  n.  51  ff.  Grimm,  RA. 
146.  464.  Bbunner,  RG.  1,  77.  Müllbnhoff,  DA.  4,  415.  .  Kohler,  a.  a.  0.  431  f. 
PoTKA]^8Kif  Die  Ceremonie  der  Haarscbur  bei  den  Slaven  und  Germanen,  Anzeiger 
der  Ak.  d.  W.  in  Krakan,  1896.  Paul.  Diac.,  Hist.  Lang.  4,  c.  38.  3,  c.  53.  Auch 
bei  der  Kamengebung  war  es  liblich,  dem  Kinde  ein  Geschenk  zu  machen.  Vgl. 
MÜLLENHOFF^  DA.  4,  635.    Maurer,  Wasserweihe  8  f.    Paulus  Diaconus  I.  c.  8.    . 

"  Vgl.  Gaimm,  RA.  160.  433.  464  f.    Amira,  Zweck  und  Mittel  52  f. 

««  Vgl.  S.  65.  Amira*  109.  Müllenhoff  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  277. 
Im  Heliand  begegnet  wiederholt  der  Plural  fadmöa  für  Arme  und  Hände. 

"  Vgl.  V.  Amira,  Zweck  und  Mittel  52  f. 

^  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  546.  Daher  altn.  (BttUviding  (Einleitung  in  das  Geschlecht). 
Vgl.  Werqblahd,  Tidskrift  for  Retsvidenskab  3,  257  ff.  Brünnbr,  RG.  1,  93.  Eine 
wichtige  Rolle  bei  der  <»ttleiding  fiel  dem  dabei  veranstalteten  Gastmahl  zu.  VgL 
Anm.  63.  Grimm,  RA.  155.  Wilda,  a.  a.  0.  257.  Adoption  durch  Schatzgabe  und 
Bchmaus:  Beovulf  v.  2429  ff.  Es  gab  auch  der  Adoption  nachgebildete  künstliche 
Geschwisterverhältnisse ,  unter  denen  die  altnordische  föUbrö^rcUag  oder  Bluts- 
brüderschaft (mit  Eiden,  Blutsvermischung  und  feierlichem  Treten  unter  einen 
Rasenstreifen)  die  erste  Stelle  einnimmt.  Vgl.  Pappenheim,  Die  altdänischen 
Schutzgilden  21  —  43;  Zeitschr.  f.  deutsche  Phil.  24,  157  ff.  Bhümner,  RG. 
1,  94.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  5,  434  ff.  Amira*  109.  115  f.  K.  Maurer, 
Zeitschr.  f.  Volkskunde  3,  103  ff.  (zugleich  Bericht  über  Gudsmundsson,  F6st- 
brcMralag,  1892).  Über  die  angelobte  Brüderschaft  (affratatio)  in  westgermanischen 
Rechten  vgl.  Amira,  Gott  gel.  Anz.  1888,  1,  49.  Goldsormidt,  Universalgesch.  d. 
Plandelsr.  134;  Zeitschr.  f.  HR.  35,  344  ff. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  463  f.    Wilda,  a.  a.  O.  257  ff.  269  ff.  279.    v.  Amira«  109. 

*•  Daher  „Brautgabe^^  (ahd.  pHUigepa^  ags.  gifta^  an.  gift^  gipt,  gipta).  Vgl. 
Steinmeter  u.  Sievers  1,  292:  sponsalia  pruikeba  pruikepa. 
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wie  alle  anderen  Völker  in  ihren  ersten  Entwickelungszustanden,  der  durch 
Entföhning  begründeten  sogenannten  Baubehe  nicht  jede  Anerkennung 
Terweigert^^.  Dem  Aasland  gegenüber  war,  wie  der  Raub  überhaupt, 
so  auch  der  Frauenraub  erlaubt  und  zur  Ehebegründung  vollkommen 
geeignet;  aber  die  Entführung  einer  Yolksgenossin  hatte  diese  Wirkung 
nur  dann,  wenn  die  Entführte,  zwischen  ihre  Familie  und  den  Entführer 
gestellt,  sich  freiwillig  dem  letzteren  zuwandte  ^^.  Dagegen  können  wir 
der  mehrfach  ausgesprochenen  Ansicht,  daß  die  regelrechte  Form  der 
vertragsmäßigen  Ehe  erst  aus  den  Sühnevertragen  nach  Entführungen 
entstanden  und  die  Raubehe  die  Normalehe  des  Urrechts  gewesen  sei, 
keineswegs  beistimmen.  Die  Ehe  zwischen  Nachbarskindern^  mit  Wissen 
und  Willen  der  Familie  geschlossen  (Germania  a  22:  de  iungmidis  affini- 
taäbus  Consultant),  muß  bei  jedem  nicht  rein  tierischen  Volke  den  Aus- 
gang gebildet  haben.  Daneben  wurde  die  Entführungsehe  mit  Fremden 
anerkannt,  mit  Einheimischen  geduldet  ^^ 

Die  vertragsmäßige  Ehe  beruhte,  wie  bei  allen  jugendlichen  Völkern, 
auf  einem  Brautkauf^,  dem  die  durch  einen  Fürsprecher  des  Freiers 
vorgenommene  Brautwerbung  voranging.  Abgeschlossen  wurde  der  Ehe- 
vertrag zwischen  dem  Bräutigam  und  dem  Vater  oder  der  gesamten  Sippe 


"  Vgl.  Bbunmee,  RG.  1,  72  f.  v.  Amiba«  111.  Heüslbb  2,  279  f.  Dabgüw, 
Matterrecht  nnd  Raubehe  78—140.  Kohleb,  Zeitschr.  £  yergl.  RW.  8,  342  ff. 
5,  334  ff.;  Das  Recht  als  Kulturerscheinung  8  ff.  Scbbjldbb,  a.  a.  0.-  553  f.  Lbist, 
Altamcbes  ins  gentiam  125  ff. 

^  Vgl.  FicKBB,  Untenuchungen  1,  43.  Soweit  die  Familie  der  Entführten 
nicht  von  ihrem  Fehderecht  Gebrauch  machte,  hatte  sie  nur  ein  Sühngeld  zu  be- 
anspruchen (Anm.  61).  In  dieser  Weise  wird  man  sich  auch  das  Verhältnis  des 
Arminius  zu  Segest  zu  denken  haben  (vgl.  Tacitus,  Annal.  1,  c.  55.  57.  58).  Hbyck, 
N.  Heidelb.  Jahrb.  5,  145  ff.,  der  eine  Ehe  zwischen  Armin  und  Thusnelda  über- 
haupt in  Abrede  stellt,  geht  von  unrichtigen  Voraussetzungen  aus. 

^  Zum  Teil  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhaltene  Hochzeitsspiele,  die  mehr 
oder  weniger  an  die  Vorstellung  eines  Frauenraubes  anklingen,  insbesondere  der 
„Brautlauf",  können  eine  Priorität  der  Raubehe  nicht  beweisen. 

^  Vgl.  Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  1,  26  ff  48  ff.  47  ff  49  ff.  71.  75. 
76  ff.  2,  3,  S.  389.  Kraut,  Vormundschaft  1,  299  ff.  Friedbebo,  Recht  der 
Eheschließung  18  f.  Sohm,  Recht  der  Eheschließung  22  f.  Grimm,  RA.  420  ff. 
GivoüLHiAC,  Hist.  du  regime  dotal  en  France  183  ff.  Köniqswarteb,  Hist  de  Tor- 
ganisation  de  la  famille  en  France  121  ff.;  Revue  de  l^gislation,  1849,  1^  145  ff. 
Labodl4Tb,  Recherches  sur  la  condition  civile  et  politique  des  femmes  112  ff. 
Weinbold,  Deutsche  Frauen'  1,  320  ff.  Ovebvoorde,  Ontwikkeling  van  den  rechts- 
toestand  der  vrouw  (Leidener  Inang.  Abb.  1891)  31.  Fdvsen,  Fremstilling  af  den 
islandske  familieret.  Annaler  for  nordisk  Oldkyndighed  1849,  S.  225  ff.  Beaüchet, 
Formation  et  dissolution  du  mariage  dans  le  droit  islandais,  N.  Revue  9,  65  ff. 
K.  Maubeb,  Zwei  Rechtsfälle  in  der  Eigla,  Münch.  SB.  1895,  S.  65  ff  Oltvecbona, 
Om  makars  giftorätt  i  bo*  (1882)  142  ff.  v.  Richthopen,  Zur  Lex  Saxonum  288  ff. 
Wacrebnaoel,  Kl.  Schriften  1,  6  f.  54  ff.  Youko,  a.  a.  0.  163  ff.  Teltino,  Schets 
van  het  oud-friesche  priyaatregt  (Abdr.  a.  d.  Themis  1869,  4.  Stück)  24  ff.  Stobbe, 
Privatrecht  4*,  9  ff.  Heubleb  2,  277  ff.  Bbünbeb,  RG.  1,  74  f.  90  f.  v.  Amiba*  111. 
MüLLEKHOFF,  DA  4,  302  ff.  ScHBADEB,  B.  B.  O.  550  ff.  Dabgün,  Muttcrrccht  und 
Raubehe  24  ff.  96  f.  Kohleb,  Recht  als  Kulturerscheinung  9  f.;  Zeitschr.  f.  vergl. 
RW.  3,  344  f.  5,  347  iL  6,  167. 
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der  Braut,  und  zwar  im  Kreise  (Ringe)  der  Blutsfreunde.  Die  Einwilligung 
der  Braut  wurde  nicht  gefordert,  da  diese  nicht  als  vertragschließender 
Teil,  sondern  als  der  Gegenstand  des  Kaufes  betrachtet  wurde.  Der 
Bräutigam  zahlte  an  die  Sippe  der  Braut  den  vereinbarten  Kaufpreis 
{Wittum,  meta,  muntschatzY\  wogegen  ihr  Vater  oder  der  sonstige  Ver- 
treter der  Sippe  die  Braut  in  feierlicher  Form,  unter  Überreichung  eines 
Speeres  oder  eines  sonstigen  Wahrzeichens  des  Muntrechts,  zu  übergeben, 
sie  dem  Bräutigam,  wie  ein  jüngerer  Sprachgebrauch  es  bezeichnete,  zu 
„trauen"  hatte.  Die  Trauung  wurde,  da  der  Brautkauf  nicht  die  Be- 
deutung eines  Sachenkaufs  besaß,  sondern  ein  familienrechtlicher  Akt 
war®2,  als  eine  Hingabe  der  Braut  in  Adoption  aufgefaßt.  Neben  anderen 
Adoptionsgebräuchen  ®^  begegnet  hier  auch  die  Waffenreichung  und  ganz 
besonders  die  Adoptionsgabe ^*,  aus  der  die  später  in  allen  germanischen 
Rechten   bezeugte   Morgengabe   hervorgegangen    sein   dürfte  ®^     Au    die 


**  Auch  der  altn.  ntundr  war  eine  Leistung  des  Brfiutigame  an  den  Vormund  der 
Braut,  ist  also  wohl  ebenfalls  aus  dem  Brautkauf  zu  erklären.  Die  später  in  den 
Gesetzen  genannten  festen  Beträge  des  Muntschatzes  waren  wohl  in  ei*ster  Reihe 
auf  die  Sühne  nach  stattgehabter  Entfuhrung,  also  auf  die  Muntbrüche,  berechnet. 
Nur  so  viel  ist  den  Vertretern  der  Lehre,  daß  der  Brautkauf  überhaupt  aus  der 
Sühne  bei  Raubehen  hervorgegangen  sei,  zuzugeben.  Über  die  sprachliche  Be- 
deutung dös  Woi-tcs  „Wittum"  vgl.  Schrader,  a.  a.  0.  552.  554.     Klüoe,  u.  d.  W. 

®*  Er  war  ein  Kauf  nur  in  dem  S.  63  hervorgehobenen  allgemeinen  Sinne, 
wonach  jode  Gabe,  also  auch  die  „Brautgabe"  (Anm.  56),  ihre  Gegengabe  ver- 
langte. Vgl.  V.  Amiba*  111.  Spätere  Quellen  lassen  zum  Teil  an  die  Stelle  des 
Brautkaufes  den  Muntkauf  treten. 

^'  Insbesondere  das  dem  Adoptionsgelage  (Anm.  54)  entsprechende  Hochzeits- 
mahl, Kniesetzung,  Umfangen  der  Braut  mit  einem  Mantel,  Tritt  des  Bräutigams 
auf  iin-en  Fuß,  Einsteigen  der  Braut  in  einen  Schuh  u.  dgl.  m.  Vgl.  Brunner,  R6. 
1,  75.  Grimm,  RA.  155.  160.  428.  431  f.  443.  Sohm,  a.  a.  0.  66.  Friedbebq, 
a.  a.  0.  27  ff.  Weinhold«  1,  372  f.  383.  v.  Amira,  Obl.-E.  1,  585.  537.  539.  Dem 
Scheren  der  Ilaare  bei  der  Adoption  entsprach  hier  das  Aufbinden  derselben 
seitens  der  Neuvermählten  (vgl.  Weinhold  ^  1,  886  f.  Grimu,  RA.  443),  während 
der  Ehebrecherin  zur  Strafe  die  Haare  abgeschnitten  wurden  (vgl.  MOllenhoff, 
DA.  4,  413.    Tacitus,  Germ.  c.  19). 

**  Vgl.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  547  f.  551  n.  Die  nach  Tacitus  vom 
Manne  dargebrachte  dos  bestand  aus  Rindern  und  einer  kriegerischen  Ausrüstung, 
wie  sie  bei  der  Wehrhaftmachung  gegeben  wurde,  also  Waffenreichung  und  Adop- 
tiousgabe  in  Verbindung.  Wenn  dann  weiter  auch  von  Waffen,  welche  die  Braut 
ihrerseits  dem  Bräutigam  überreicht  habe,  die  Rede  ist,  so  dürfte  dies  auf  die  bei 
Sclienkungen  übliche  Gegengabe  (Anm.  21)  zu  beziehen  sein.  Vgl.  Germania  c.  18: 
Dotem  fwn  uxor  marito,  sed  ua>ori  maritus  offert,  intersunt  parentes  et  propinqui 
ac  munera  probant,  rnunera  non  ad  ddicias  muliebres  quaesita  nee  quibus  nova 
nupta  comatur,  sed  boves  et  frenatum  equum  et  scutum  cum  framea  gladioque,  in 
hjoee  munera  uxor  aceipitur,  atque  invicem  tpsa  armorum  aliquid  riro  affert.  hoc 
nuiicimum  vincuhim,  haec  arcana  saera,  hos  coniugales  deos  arbiirantur.  ne  se 
nhulier  extra  virtutum  cogitaliones  extraque  bellorutn  casus  putet,  ipsis  ineipientis 
fnatrinionii  auspwits  admonetury  venire  se  laborum  perieuiorwnque  soctam,  ideni  in 
pace,  idern  in  proelio  passuram  ausuramque,  hoc  iuncti  boves,  hoc  puratus  equus, 
hoc  data  arma  denuntiunt.  sie  vivendum^  sie  pereundum;  aceipere  se  quae  liberis 
inviolata  ae  digna  reddat,  quae  nurus  acciptant  rursusque  ad  nepotes  referantur, 

^^  Die  Morgeugabe,  namentlich  bei  den  Westgoten,  zeigt  in  ihrer  Zusammen- 
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Trauung  knüpfte  sich  noch  die  feierliche  ^^Heimfühnuig*^  der  Braut  in 
das  Haus  des  Bräutigams  zur  Vollziehung  des  ehelichen  Beilagers,  durch 
das  die  Ehe,  wie  sich  aus  späteren  Quellen  und  den  Bestimmungen  des 
kanonischen  Rechts  entnehmen  läßt,  erst  zum  rechtlichen  Abschluß  ge- 
langte ^^  Alle  einzelnen  zu  der  Eheschließung  gehörigen  Akte  bildeten 
eine  juristische  Einheit,  ein  einziges,  in  sich  abgeschlossenes  Rechts- 
geschäft, dessen  Auflösung  in  zwei  zeitlich  getrennte  Akte,  Verlobung 
und  Trauung,  erst  der  folgenden  Periode  anheimfiel  ^^ 

Die  Ehemündigkeit  begann  bei  dem  männlichen  Oeschecht  mit  dem 
vollendeten  zwanzigsten  Lebensjahr^.  Auf  Standesgleichheit  wurde  ge- 
sehen, ein  Enehindernis  bildete  Standesverschiedenheit  aber  nur  zwischen 
Freien  und  Unfreien.  Ehen  der  letzteren  untereinander  waren  nur 
Konkubinate  und  konnten  von  den  Herren  wieder  getrennt  werden;  die 
Kinder  aus  Sklavenehen  folgten  nach  der  Mutter,  was  man  irrtümlich 
als  einen  Rest  germanischen  Mutt^rrechts  aufgefaßt  hat.  Die  Ehe  war 
im  allgemeinen  durchaus  monogamisch;  nur  in  den  höchsten  Lebens- 
kreisen kannte  man  eine  beschränkte  Vielweiberei ••.  Die  Wiederver- 
heiratung von  Witwen  wurde  nicht  begünstigt,  bei  manchen  Stämmen 
war  sie  verboten'®. 

Nach  dem  Tode  des  Mannes  stand  die  Witwe  nebst  den  Kindern 
unter  der  Gesamtvormundschaft  seiner  Sippe,  gegen  deren  etwaige  Über- 
griflFe  ihre  eigene  Sippe,  in  erster  Reihe  ihr  Vater  und  Bruder  (S.  64), 
ihr  und  den  Kindern  Schutz  zu  gewähren  hatte.  Die  Umbildung  der 
Oesamtvormundschaft  zu  einer  Vormundschaft  des  nächsten  Schwertmagen 
unter  Obervormundschaft  der  Sippe  gehört  erst  der  folgenden  Periode 
an'^  Die  Aitersvormundschaft  über  Knaben  endigte  bei  den  meisten 
Stämmen  wohl  mit  dem  vollendeten  12.  Lebensjahr,  bei  anderen  vielleicht 
erst  mit  der  Wehrhaftmachung,  die   zwar  von  dem  Eintritt  der  persön- 


setzuDg  eine  auffallende  Obereinstimmong  mit  der  taciteischen  dos,  so  daß  an  dem 
ursprünglichen  Zusammenhang  kaum  zu  zweifeln  ist  Vgl.  Fickeb,  Unters.  1,  43  f., 
und  meine  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  106  ff.  Über  die  nordgermanische  Morgengabe 
Lehhakn,  Verlobung  u.  Hochzeit  64  f.  Oltvecrona,  a.  a.  0.  143.  147  ff.  v.  Amira* 
112;  ObL-R.  1,  518  ff.  2,  649.     Ghucm,  RA.  431. 

**  SoHM,  Recht  der  Eheschi.  88  f.  96  ff.  Friedbebo,  a.  a.  0.  22  f.  Lehmann, 
a.  a.  0.  81  f.  85.  87  f.     Weinhold*  1,  339  ff.     v.  Amiba,  Obl.-R.  1,  540.  2,  674. 

*^  Das  Gregenteil  hat  man  aus  Tacitus,  Annal.  1,  c.  55  gefolgert,  aber  Segest 
hatte  die  Hand  seiner  Tochter,  bevor  sie  von  Armin  entftihrt  wurde,  dem  von  ihm 
erkorenen  Schwiegersohn  wohl  nur  erst  zugesagt,  während  eine  rechtsverbindliche 
Verlobung  nicht  stattgefunden  hatte. 

^  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  6,  c.  21.  Germ.  c.  20.  Über  die  Ehemflndigkeit 
der  Mädchen  MCllenhofv,  DA.  4,  317. 

**  Gkrmania  c.  18.  Über  die  Fortdauer  der  Vielweiberei  im  fränkischen 
Konigshause  vgl.  Bbunnbb,  Die  uneheliche  Vaterschaft  in  den  älteren  germanischen 
Rechten,  ZRG.  80,  1  ff.     Müllenhoff,  DA.  4,  302. 

T»  Vgl.  Germ.  c.  19.  Sohx,  Recht  der  Eheschi.  63  f.  Müllenhoff,  DA.  4, 
312  f.    Dabgun,  a.  a.  0.  142  f. 

"  Vgl.  Bbukneb,  RG.  1,  89  f.    v.  AMmA»  107. 


Digitized  by 


Google 


72  I^io  germanische  Urzeit 

liehen  Beife  abhing,  im  allgemeiDen  aber  nach  vollendetem  15.  Lebens- 
jahr stattgefanden  zn  haben  scheint^^.  Die  Töchter  standen,  so  lange 
sie  ledig  blieben,  unter  Geschlechtsvormundschaft,  die  man  dem  Rechte 
der  Urzeit  ohne  Grund  abgesprochen  hat 

Da  die  Sippe  die  unbedingte  Aufrechterhaltung  des  Friedens  unter 
ihren  Angehörigen  verlangte^',  so  war  es,  wenn  Feindschaft  zwischen 
denselben  ausbrach,  gestattet,  durch  einen  feierlichen  Akt  der  Ent- 
sippung  sich  von  allen  Banden  der  Verwandtschaft  zu  lösen  ^^  Ebenso 
muß  das  in  jüngeren  Quellen  bezeugte  Recht  der  Sippe,  sich  von  Mit- 
gliedern, für  die  sie  nicht  einstehen  wollte,  loszusagen,  schon  in  der 
Urzeit  bestanden  haben  ^^ 

Das  Erbrecht  beschränkte  sich,  solange  es  kein  Sondereigentum  an 
Grund  und  Boden  gab,  auf  die  fahrende  Habe.  Innerhalb  der  Haus- 
genossenschaft bestand  Gütergemeinschaft,  so  daß  der  Tod  eines  Mitgliedes 
nur  ein  unentziehbares  Anwachsungsrecht  zu  Gunsten  der  übrigen,  aber 
kein  eigentliches  Erbrecht  begründete.  Ein  Teil  des  Nachlasses  verblieb 
dem  Verstorbenen  als  „Totenteil",  der  ihm,  soweit  er  nicht  zur  Totenfeier 
verwendet  wurde,  in  das  Grab  oder  auf  den  Scheiterhaufen  folgte  ^^.  Als 
erbberechtigte  Mitglieder  der  Magschaft  nennt  Tacitus  nur  Vater-  und 
Mutterbruder,  doch  ist  anzunehmen,  daß  die  Abschichtung  eines  Haus- 
kindes das  gegenseitige  Erbrecht  zwischen  Eltern  und  Kindern,  Groß- 
eltern und  Enkeln  nicht  vollständig  aufhob.  Jedenfalls  gab  es  nur  ein 
gesetzliches  Erbrecht,  letztwillige  Verfügungen  waren  unbekannt  ^^. 


'*  So  möchte  ich  die  von  Figker,  Untersach angen  1,  45,  aas  den  späteren 
Mündigkeitsterminen  von  12  and  15  Jahren  entnommene  Vermutung  annehmen. 
Vgl.  unten  S.  110  f.  und  Bbunneb,  RG.  1,  77  n.  78  n.  2,  31. 

^'  Vgl.  Anm.  23.  Das  Friedensband  der  Sippe  verbot  Fehde  wie  Rechtsgang 
unter  den  Sippegenossen.  Für  Streitigkeiten  unter  diesen  war  das  Sippegericlit 
(Anm.  42^  75)  bestimmt,  das  wohl  ohne  den  Formalismus  der  staatlichen  Gerichte 
nach  Recht  und  Billigkeit  entschied.    Vgl.  v.  Zallinger,  a.  a.  0.  22  ff.  29  ff. 

'*  Vgl.  Brunner,  RG.  1,  92;  ZRG.  16,  17.  42.    Tacitus,  Annal.  2,  c.  10. 

^*  Vgl.  §  13  N.  13.  Bbunnbr  1,  9g  f.  Als  Schutz-  und  Friedensverband 
hatte  die  Sippe  wohl  nicht  blos  eine  gewisse  Strafgerichtsbarkeit  über  ihre  Mit- 
glieder (S.  66),  sondern  auch  die  Schlichtung  ihrer  Händel  untereinander  (Anm.  78), 
wobei  dann  ala  letztes  Zwangsmittel  gegen  den  Ungehorsamen  die  Ausstoßung  aus 
der  Sippe  dienen  konnte. 

^*  Er  bestand  entweder  in  bestimmten  Gegenständen  (wie  Pferd,  Waffen, 
Kleider)  oder  in  einem  Bruchteil  (häufig  einem  Drittel)  der  fahrenden  Habe.  Vgl. 
Brühkeb,  Der  Totenteil  in  germanischen  Rechten,  ZRG.  32,  107  ff. 

^^  Wir  sind  ausschließlich  auf  Germania  c.  20  angewiesen:  keredes  tarnen 
succe88ore8que  std  cuique  liberiy  et  nuUum  testatnentum,  si  liberi  non  stmt,  pro- 
ximus  gradus  in  possessione  fratres  patrui  avunculi.  Daß  die  Muttermagen  nicht 
ausgeschlossen  waren,  ergiebt  sich  aus  der  Erwähnung  des  Oheims.  Andererseits 
spricht  die  Stelle  gegen  ein  Erbrecht  der  weiblichen  Verwandten.  Verfangenschaft 
der  Morgengabe  {dos)  zu  Gunsten  der  Kinder  ist  vielleicht  c.  18  (Anm.  64)  ange- 
deutet. Wie  die  auf  ein  Vorrecht  des  ältesten  Sohnes  hinweisende  Nachricht  über 
die  Tenkterer  (Germ.  c.  32)  zu  verstehen,  ist  imklar.  Vgl.  Brünnee  1,  80 f. 
V.  AuiRA,  Erbenfolge  219. 
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Bbühner,  Grundz.  17  ffT;  RG.  I,  §§  21.  22.  IL  §§  124-146;  Sippe  und  Wer- 
geü  ZKG.  16,  1—87;  Abspaltungen  der  Friedlosigkeit,  ebd.  24,  62  ff.  (Forschungen 
444  ff.);  Über  absichtslose  Missethat  im  altdeutschen  Strafrecht,  Berl.  SB.  1890, 
S.  815  ff.  (Forschungen  487  ff.),  v.  Amira*  141  ff.  (mit  reichen  Litteratorangaben); 
Zweck  und  Mittel  der  german.  Rechtsgeschichte  46  ff.  50.  57  ff. ;  Das  altnorwegi- 
sche  Yollstreckungsverfahren  1 — 168;  Nordgermanisches  Obligationenrecht  I.  §§  18. 
54-58.  92  f.  IL  ^  11.  12.  43—47.  86.  87;  Tierstrafen  und  Tierprozesse,  Mitteil, 
d.  Ost  Inst  12,  504  ff.  Wilda,  Strafrecht  der  Germanen,  1842.  His,  Das  Straf- 
reckt  der  Friesen  im  Mittelalter,  1901.  Grimm,  RA.  622—744.  K.  Maubeh,  Er. 
Ühenchaa  3,  26—61;  Kr.  VJSchr.  16,  82  ff.  y.  Bab,  Geschichte  des  deutschen 
Strafreehts  51  ff.  K5stlin,  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts,  her.  von  Gessleb, 
1859,  S.  58  ff.  (größtenteils  schon  ZDR.  12.  14).  v.  Wobingen,  Beiträge  zur  Ge- 
schichte des  deutschen  Strafrechts,  1836.  Geis,  Lehrb.  d.  deutsch.  Strafrechts  1, 
152  ff.  (1861).  Waftz  1»,  70—78.  195  ff.  418—442.  MOllenhopp,  DA.  4,  241—250. 
325  ff.  SicKEL,  Freistaat  148—155;  Zur  germ.  Verf. -Geschichte  29  ff.  Dahn, 
Deutsche  Geschichte  1,  227—239.  250  f.;  Fehdegang  und  Rechtsgang  (Bausteine 
2,  76  ff.)L  Thonissen,  Organisation  judiciaire,  le  droit  p6nal  et  la  proc^dure  pönale 
de  la  Loi  Salique,  1882,  S.  153—369.  Löfpler,  Schuldformen  des  Strafrechts 
(1395)  S.  32  ff.  GtriiTHEB,  Die  Idee  der  Wiedervergeltung  i.  d.  Geschichte  des 
deutsch.  Strafrechts,  I.  1889.  v.  Richthopen,  Zur  IjCx  Saxonum  184  ff.  204—211. 
218—230.  Kolderüp-Rosenyinoe,  Grundriß  (üombter)  §§  24  f.  65—70.  Lacghlin, 
i.  d.  Essays  in  anglosaxon  law  270  ff.  K.  Lehmann,  KönigsAriede  der  Nordgermanen, 
1S86.  Kohler,  Shakespeare  vor  dem  Forum  der  Jurisprudenz  157 — 179,  Nachwort 
IT  ff.  Fbaüe.s STADT,  Blutrache  und  Totschlagsühne  im  deutschen  Mittelalter,  1881. 
Koxioswabter,  La  vengeance  et  les  compositions,  Revue  'le  l^gislation  2,  117  ff. 
Del  Giüdice,  Studi  di  storia  e  diritto,  1889,  S.  246—361.  v.  Wächter,  Beitrüge 
z.  deatBch.  Geschichte  39  ff.  248  ff. ;  Beilagen  zu  Vorlesungen  üher  das  deutsche 
Strafrecht  77  ff.  Siegel,  (oreschichte  des  deutschen  GerichtsTcrfahrens  8 — 35 
Baüm8iabk,  Staatsaltertümer  421—477. 

Eine  überaas  zutreffende,  durch  neuere  Forschungen  in  jeder  Be- 
ziehong  bestätigte  Charakteristik  des  germanischen  Strafrechts  giebt 
Tacitus,  Germania  c.  12:  Licet  apud  concilium  accusare  quoque  et  discrimen 
capitis  mtendere,  distinctio  poenarum  ex  delicto,  proditores  et  transfugas 
arboribus  suspenduntj  ignavos  et  imbelUs  et  corpore  infames  caeno  ac  palude 
iniecta  ituuper  crate  mergunt,  diversitas  supplicü  Uluc  respicit,  tamquam 
tcekrä  osteruU  oporteat,  dum  puniuntur,  flagitia  abscondu  sed  et  levioribvs 
deUetis  pro  modo  poena:  equorum  pecorumque  numero  convicti  mulctantur, 
pars  mulctae  regi  vel  civitati,  pars  ipsi  qui  vindicatur  vel  propinquis  eins 
exobritur\ 

Die  Germanen  faßten  alle  eigentlichen  Missethaten  (got.  missadeds) 
unter  dem  Begriff  des  Friedensbruches  (altn.  fridbrot^  mhd.  vridebruch) 
ZQsammen.  Innerhalb  dieses  Begriffes  aber  unterschied  man  schwere 
Friedensbrüche  {scelera,  fiagitia),  die  einer  öffentlichen  Strafe  {suppli- 


^  Dazu  c.  21 :  Suseipere  tarn  inimicitias  seu  patrts  seu  propinqui  quam  ami- 
citias  necesse  est  nee  implacabiles  durant:  biitur  enim  etiam  homicidium  certo 
amentorum  ac  peeorum  numero,  recipttque  satiafactionem  universa  domus;  utiliter 
^  publieum,  qvM  periculosiores  sunt  mimicitiae  itdxta  libertatetn. 
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cium,  ahd.  wizi,  altn.  vite)  unterlagen  und,  wenigstens  soweit  eine  Ver- 
letzung des  gemeinen  Wesens  vorlag,  von  Amts  wegen  verfolgt  wurden*, 
und  gemeine  Friedensbrüche  {leviora  delicto) j  die  zunächst  Privat- 
sache waren  und  die  öffentliche  Gewalt  nur  beschäftigten,  wenn  sie  von 
dem  Verletzten  oder  seiner  Sippe  mit  Klage  vor  Gericht  gebracht  wurden. 
Gemeingermanisch  bezeichnete  man  die  schweren  Friedensbrüche  mit 
firina  (got.  fairina,  altn.  jfim,  altfries.  fime),  firintät,  firinwerk,  d.  h.  das 
„Außerordentliche",  Ungeheure",  wie  "noch  mnd.  ungehür  in  ähnlichem 
Sinne  verwendet  wird^  Eine  ausschließlich  nordische  Bezeichnung  war 
„Neidingswerk"  {niding9verk)y  dem  bei  den  Deutschen,  soweit  es  sich  um 
heimliches  Firinwerk  handelte,  meintät,  meinwerk,  mein  und  mort  ent- 
sprach*. Man  rechnete  dahin  teils  solche  Unthaten,  die  eine  Beleidigung 
der  Götter  enthielten,  wie  Verletzung  des  Ding-,  Heer-,  Tempelfriedens 
oder  eines  besonderen  Festfriedens'',  Hausfriedensbruch  und  Gräberraub, 
teils  gemeingefährliche  Handlungen,  wie  Landesverrat,  Heerung^,  Brnnd- 
stiftung  (an  Gebäuden),  schädliche  Zauberei,  endlich  alle  von  besonderer 
sittlicher  Verkommenheit  zeugenden  „Meintaten",  wie  Bruch  eines  gelobten 
Friedens,  widernatürliche  Unzucht,  Akte  gemeiner  Feigheit,  namentlich 
Entweichen  aus  dem  Heere  {lierisliz),  ferner  Mord,  d.  h.  die  nach  voll- 
brachter That  verdeckte  oder  verleugnete  Tötung  eines  Menschen  ^  und 
größeren  Diebstahl,  beide  im  Gegensatz  zu  offenem  Totschlag  (ahd.  slahta, 
manslahta,  wie,  altn.  viff)  und  offenem  Raube,  die  nur  als  gemeine 
Friedensbrüche  galten®. 


«  Vgl.  WiLDA  214  ff.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  129  n.  Für  „strafen" 
findet  sich  got  fraweitan  (unser  ,,yerwei8en"J,  ags.  toitan,  altn.  vita,  mhd.  wizen. 

»  Vgl.  V.  Amira«  144.     Sghillek-Lübben,  Mnd.  WB.  5,  45.     His,  a.  a.  O.  31. 

*  Vgl.  V.  Amiua«  144.  Brunneb,  RG.  2,  537.  Diefenbach,  WB.  d.  got.  Spr. 
2,  38  ff.  Grimm,  RA.  7,  623;  DWB.  4,  Ib,  Sp.  3170.  3217.  6,  1912.  1922.  Kluge, 
XL,  d.  W.  ScHMELLEB,  Bayer.  WB.'  1,  1611.  Haltaus,  Glossar  1885 f.  Heyne, 
Heliand,  Glossar  s.  v.  mgn  etc.  Steinmeyer- Sie vebs,  Abd.  Glossen  2,  602:  flagüia 
firinfoU  ifteintdt  Heliand  v.  2702  f.:  that  sie  fruma  fremidin,  firina  farUHn,  min 
endi  mordicerk.    Vgl.  unser  „gemein**  =  uefarius. 

»  Vgl.  Brünner,  RG.  2,  580.     Müllenhofp  4,  472  f.     Wilda  283.  249. 

^  Vgl.  ags.  here,  heretedniy  altfries.  unrtuchte  here,  langob.  arisehiid,  aritreib, 
ahd.  herirnita  (L.  Baiuw.  4,  §  23.  L.  Rib.  64),  altn.  herskjöldr,  hemadr.  Vgl 
Maurer,  Kr.  VJSchr.  5,  305  f.  Osenbrüqqen,  Strafrecht  d.  Langobarden  40.  53.  141. 
Waitz  1',  491  n.  ScHMiD,  Gesetze  der  Angelsachsen  27  n.  Ricuthofen,  Altfried. 
WB.  816. 

'  Vgl.  Wilda  706  ff.  Grimm,  RA.  625.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonum  220. 
Allfeld,  Entwickelung  des  Begriffes  Mord  bis  zur  Carolina  (1877)  S.  52  ff.  58  ff. 
His  262.  Die  Feigheit  des  Mörders  lag  in  dem  Bestreben,  sich  der  Fehde  zu  ent- 
ziehen. Über  ,,mord*'  in  dem  allgemeineren  Sinne  vgl.  Anm.  4  und  Grimm, 
DWB.  6,  2530.  2534.     Tötung  eines  nachgeborenen  Kindes  Germ.  c.  19  (§  11  N.  44). 

®  Vgl-  Grimm,  RA.  634.  Wilda  907  ff.  Pomponius  Mela,  Chorographia  III. 
c.  8,  §  28.  Raub  im  Ausland  galt  geradezu  als  rühmliche  That  Vgl.  Bell.  Gall, 
6,  c.  23.  Helmoldi  chronicon  Slav.  1,  c.  47.  Das  Ehrenrührige  des  Diebstahls 
fand  man  in  der  Heimlichkeit;  got  piubjo  (dam)  hfingt  mit  piubs  (für)  und  piubi 
(an.  piifi,  ahd.  diuba),  d.  i.  furtum,  res  furtiva,  zusammen.  Vgl.  Grimm,  RA.  635  ff. ; 
DWB.  2,   1085.     Wilda  860  ff.     Diefenbach,  a.  a.  0.  2,  705.     Kluge,    u.  d.  W. 
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Die  rechtliche  Reaktion  gegen  jeden  Friedensbruch  war  die  Fehde, 
d.h.  Feindschaft®.  Der  Friedensbrecher  wurde  zum  Feinde  {faidosus), 
und  zwar  bei  gemeinen  Friedensbrüchen  zum  Feinde  des  Verletzten  und 
seiner  Sippe  (so  daß  sie  ihn  ungestraft  angreifen,  schädigen,  unter  Um- 
ständen töten  konnten),  bei  schweren  Friedensbrüchen  aber  zum  Feinde 
des  Volkes,  der  Götter,  des  Königs,  der  unbedingt  getötet  werden  sollte ^^ 
Darum  belegte  man  ihn  mit  dem  Namen  des  Wolfes  (got.  wargs,  altn. 
vargr,  ahd,  warg,  mlat.  tDargitsY\  denn  gleich  diesem  war  er  friedlos  und 
dem  Tode  geweiht  *2.  ülfilas  übersetzte  „zum  Tode  verurteilen"  mit 
gawargjan  daupau,   „Urteil"   und  „Verurteilung^'   mit  wargipa^^.      Das 

Koch  das  Mittelalter  strafte  nächtlichen  Diebstahl  höher,  als  den  bei  Tage  ver- 
übten. Vgl.  Ssp.  II.  28  §  8.  89  §  1.  UDerlaubtes  Holzfällen  mit  der  lärmenden 
Axt  war  kein  Diebstahl,  denn  „Die  Axt  ist  ein  Melder  und  kein  Dieb",  im  Gegen- 
sats  zu  der  heimlich  arbeitenden  Säge.  Vgl.  Gbimm,  RA.  47.  Graf  u.  Dietherr, 
Rechtssprichwörter  368.  866.  In  den  fränkischen  Volksrechten  und  dem  alamanni- 
Bchen  Pactus  wird  Diebstahl  und  Diebstahlsbuße  mit  taxaea^  texaga  (vgl.  theo 
iaxaea)  bezeichnet.  Vgl.  Grimm  in  Mebkel's  Lex  Salica  p.  8.  Kern  in  Hessel's  Lex 
Salieii,  Noten  §  21.  ZRG.  20,  18.  Brunner  1,  639.  Schreuer,  Verbrecbenskon- 
kurrenz  29  n.  yan  Helten,  Malbei^.  Glossen  §§  20.  51.  Das  uhd.  stelan  (mhd. 
suhl)  geht  möglicherweise  auf  ein  mit  aiegaüi  (rauben)  gleichbedeutendes  *8teran 
zurück,  das  erst  infolge  der  häufigen  Zusammenstellung  mit  helan  (celare)  das  1 
statt  r  und  zugleich  den  Nebensinn  des  Heimlichen  annehmen  konnte.  Vgl.  Ost- 
hopf bei  Paul  u.  Bradne,  Beiträge  13,  460.  Die  Grundbedeutung  von  .^rauben** 
(got.  biraubofiy  mlat.  ratUtare)  war  rapere,  diripere,  davon  ahd.  roub  (alts.  ro/",  ags. 
redß  die  Beute,  namentlich  die  dem  Gegner  entrissene  Kleidung,  dann  Kleider 
schlechthin  (frz.  robe^  ital.  roba),  überhaupt  bewegliches  Gut  (mlat*  rauba).  Da- 
neben schon  früh  die  heutige  Bedeutung  (rapina,  depraedatio),  besonders  in  ahd. 
walaroub  (ags.  walredf),  hreoroub  (mhd.  reroup),  Leichenberaubung,  alts.  nödrof,  ge- 
waltsamer Raub.  Vgl.  Brunner  2,  647.  Grimm,  DWB.  8,  210  f.  218.  Diefen- 
SACH  2,  164  f.  Uhlbnbece,  Wörterbuch  25.  117.  Kluqe,  u.  d.  W.  Du  Canqe, 
Glossarium  s.  v.  raub,  Dietz,  WB.  d.  roman.  Spr.  I.  s.  v.  roba.  ZRG.  20,  20. 
Andere  Bezeichnungen  für  „Ranb'^  waren  ahd.  ndma  (altn.  ndm),  die  Nehmung, 
ferner  acdh  (mhd.  sckdch,  altfnes.  skdky  frz.  Scheu)  und  altn.  ran  (auch  in  den  eng- 
lischen Gesetzen  Wilhelin's  des  Eroberers  3,  c.  12),  vgl.  ahd.  rahan  und  das 
rauba  birahanen  des  Hildebrandsliedes.  Über  ein  mutmaßliches  falcön  vgl.  van 
Heltem  325  f. 

*  £d.  Roth.  45:  faida  hoc  est  inimieiHay  ahd.  fehida-,  mlat  faida.  Das  Wort 
war  allen  Westgermanen  bekannt.  F&r  faidosus  begegnet  ahd.  gifeh,  altlries.  fach, 
fath,  fay,  ags.  fdh,  fd,  gefä,  fähman,  altdftn.  fegh,  Langob.  fegang  fagang  bedeutete 
wohl  Fehdegfiuger.     Vgl.  Brunkbr,  RG.  1,  172  n.     Müllbnhopp  4,  325  f. 

*°  Vgl.  Anm.  29.  Brunner,  RG.  1,  166;  Abspaltungen  68.  His,  a.  a.  0. 
165  f.  175  fEl  Maurer,  Kr.  Überschau  3,  38.  Recht  von  Staveren  (Waitz,  Urkunden 
Nr.  17  [9]):  inimicus  regia,  Verhandel.  d.  genootschap  pro  excol.  iure  patrio  7,  2, 
Supplement  Nr.  571:  des  gemeinen  landes  vijant, 

^*  Vgl.  Grimm,  RA.  733.  Disfenbach,  a.  a.  0.  1 ,  231  f.  Brunner,  RG.  1, 
167  £;  Abspaltungen  68.  v.  Amira,  Nordgerm.  Obl.-R.  2,  116.  In  England  be- 
gegnet auch  tculfes  heafod  {qui  eaput  lupinum  gerit). 

'*  Daher  die  Formeln  fay  ende  fereUoes,  fdih  and  f reihelas  (Ricutuofen,  Alt- 
Mes.  WB.  724.  729),  f^h  oc  frithloes  (Valdemars  Sselandske  Lov.  c.  87 ,  Ausg.  v. 
Thorsek  S.  61).    Vgl.  His  175. 

"  Vgl.  Brünnee,  RG.  1,  172.  174.  v.  Amira,  Zweck  u.  Mittel  47.  Zu  erinnern  ist 
an  alts.  wargida  (Anm.  50),  giwaragean  (peinigen),  uaragireo  (Vebrecherbaum,  Galgen). 
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germanische  Strafrecht  kannte  demnach  keine  andere  Verurteilung,  als 
die  zur  Strafe  des  „Wolfes",  die  Priedlosigkeit  muß  gleichbedeutend 
mit  der  Todesstrafe  gewesen  sein^*.  Dabei  wurde  ein  Unterschied 
gemacht,  jenachdem  man  des  Missethäters  gewaltig  war  oder  nicht  Der 
in  der  Hand  des  Richters  befindliche  überführte  Verbrecher  war  mit 
seinem  Leben  den  Göttern  verfallen  und  dem  Opfertod  durch  Priester- 
hand bestimmt^*,  nur  durfte  die  Vollstreckung  nicht  erfolgen,  bevor  die 
um  ihren  Willen  befragte  Gottheit  erklärt  hatte,  daß  ihr  das  Opfer  ge- 
nehm sei^*.  Lehnte  sie  es  ab,  so  hatte  der  Verurteilte  nur  die  sonstigen 
Folgen  der  Friedlosigkeit  zu  tragen,  die  Tötung  von  Amts  wegen  unter- 
blieb ^^.  Die  rechtliche  Natur  des  auf  das  Opfer  bezüglichen  Gottesurteils 
ist  bestritten.  Wenn  sich  das  Gerichtsurteil  auf  die  Verhängung  der 
Friedlosigkeit  beschränkte,  so  hatte  erst  das  Gottesurteil  die  Bedeutung 
derStraffestsetzung^®.  Aber  soweit  die  Quellen  sich  bestimmter  aussprechen, 
scheint  sich  das  Gottesurteil  nur  auf  die  Vollziehung  bezogen  zu  haben, 
so  daß  man  es  als  die  älteste  Form  des  Begnadigungsrechts  betrachten 
mag^*.  Das  Strafensystem  selbst  verfügte  über  eine  Reihe  verschiedener 
Todesstrafen  sakralen  Charakters,  die  den  verschiedenen  Arten  der  Ver- 
brechen und  der  Persönlichkeit  des  Thäters  angepaßt  waren  ^^  und  darum 


^^  Dies  ist  darch  die  neueren  Untersuchungen  Bbünneb^s  erwiesen. 

1»  Vgl.  V.  Amika*  147;  Zweck  und  Mittel  57  f.  Brünnee,  RG.  1,  175.  MArBER, 
Kr.  VJSchr.  16,  86.  Grimm,  Mythologie*  1,  86  ff.  8,  25  f.  Eichthopen,  Zur  Lex 
Saxonum  204  ff.;  Untersuchungen  2,  375  f.  Über  Menschenopfer  im  Kriege  vgl. 
Wedthold,  Berl.  Öfe.  29,  557  ff.  564  ff. 

»*  Vgl.  Ann.  21.  Alkuins  vita  Willibrordi  1,  c.  11  (Japp6,  Bibl.  rer.  Germ. 
6,  48)  von  dem  Friesenkönig  Badbodo:  in  aacerdotem  Dei  vim  suorum  iniuriaa 
deorum  ulcisci  eogitabafy  et  per  Ires  dies  semper  tribus  vieihus  sortes  suo  more  mitte- 

batj  et  numquam  damnatorutn  sors »uper  servum  Dei  vel  aliquem  ex  suis 

cadere  potuit;  nisi  unus  tantum  ex  soeiis  sorie  monsiratus  et  mariyrio  eoronatus  est 

^^  Brünner,  RG.  1,  177.  2,  593  f.,  nimmt  wohl  mit  Hecht  an,  daß  der  Ver- 
brecher in  diesem  Fall  dem  Tempel  des  Gottes,  dem  er  sonst  geopfert  worden 
wfire,  verknechtet  wurde,  oder  daß  man  ihn  in  die  Knechtschaft  verkaufte  oder 
als  friedlosen  Mann  landflüchtig  werden  ließ. 

^^  So  Brunner,  HG.  1,  175 f.;  Abspaltungen  72 ff.  Derselbe  beruft  sich  auf 
die  Unbestimmtheit  der  meisten  den  Tod  androhenden  Satzungen,  bei  denen  die 
Festsetzung  einer  bestimmten  Todesart  dem  König  oder  Richter  oder  einer  sonstigen 
Gerichtsperson  überlassen  worden  sei,  was  sich  aber  auch  aus  der  Abneigung  der 
christlichen  Zeit  gegen  die  sakralen  Todesstrafen  erklären  läßt. 

**  Die  spfttere  Strafnmwandlung  im  Wege  der  Gnade  erscheint  als  ein  Nach- 
spiel dessen,  was  in  der  Urzeit  mit  dem  von  der  Gottheit  abgelehnten  Verbrecher 
zu  geschehen  pflegte  (Anm.  17). 

^  So  war  auf  Tempelschändung  die  Strafe  des  Ertränkens  gesetzt  (L.  Fris. 
add.  11.  Adami  Brem.  historia  Hammaburg.  2,  c.  60),  auf  Feigheit  und  schwere 
Unzucht  Versenken  in  einen  Sumpf  (über  Funde  solcher  Moorleichen  vgl.  42.  Be- 
richt d.  Mus.  vaterl.  Altertümer,  Kiel,  1900.  Pappenheim,  ZRG.  35,  854.  Müllenhoff, 
DA.  4,  245),  auf  Zauberei  und  Spionage  der  Scheiterhaufen  (Anm.  21,  Capitulatio 
de  part.  Saxoniae  c.  6),  auf  Landesverrat  und  Diebstahl  der  Weidenstrang  (für 
Männer),  auf  Diebstahl  unter  Umständen  auch  Steinigung  (Richthofen,  Zur  LfCx 
Saxonum  228),  auf  Mord  Rückenbrechen  (im  Norden  und  bei  den  Friesen). 
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wohl  schon  in  ältester  Zeit,  vorbehaltlich  der  göttlichen  Bestätigung,  durch 
Gerichtsurteil  festgesetzt  wurden '^  Demnach  yfKT  die  Todesstrafe  die 
normale  Strafe  der  Firinthaten  und  nicht  eine  bloBe  Abspaltung  der 
Friedlosigkeit,  wenn  auch  die  Todesurteile  regelmäßig  mit  ausdrücklicher 
Friedloslegung  verbunden  gewesen  sein  mögen  ^^  und  hinsichtlich  ihrer 
Kückwirtungen  auf  das  Vermögen  des  Verurteilten  jedenfalls  der  Fried- 
losigkeit  gleichstanden^^. 

War  das  Gericht  des  Missethaters  nicht  habhaft,  so  erging  statt  des 
Todesurteils  ein  allgemeiner,  an  die  Gesamtheit  der  Volksgenossen  ge- 
richteter Tötungsbefehl:  der  Thäter  verfiel  in  die  Friedlosigkeit,  bei 
den  Westgermanen  auch  Acht  (d.  h.  Verfolgung)**,  bei  den  Nordgermanen 
ütleffd  genannt.  Der  Friedlose  oder  Achter  (ahd.  dht^ere)  wurde  aus  der 
allgemeinen  Friedens-  und  Rechtsgenossenschaft  ausgestoßen,  daher  exlex 
(mhd.  elösj  eektelös,  rehieUsj  altn.  ütlagr,  ags.  ütloffh^  mnd.  mtlag).  Er 
war  unheilig  (altn.  ükeüagr),  weil  ihm  der  Rechtsschutz  der  Person,  die 
Mannheiligkeit,  abging.  Ihn  zu  verwunden  oder  zu  töten  stand  jedem 
frei,  wenn  es  nur  offen  geschah  und  alsbald  zur  Anzeige  gebracht  wurde. 
Die  einzige  Zuflucht  des  Geachteten  war  die  Wildnis,  er  wurde  zum  Wald- 
gänger (ags.  weaMgengay\  Niemand  durfte  ihn  unterstützen,  bei  sich 
hausen  oder  hofen  oder  ihm  Nahrung  reichen*^  Wer  dem  zuwider- 
handelte, verfiel  in  Strafe,  unter  Umständen  selbst  in  die  Acht.  Der 
Voraussetzung,  daß  jeder,  der  des  friedlosen  Mannes  mächtig  würde,  das 
Urteil  an  ihm  zu  vollstrecken  habe,  entsprach  noch  im  Mittelalter  die 
allgemeine  Pflicht,  dem  Oerüft  zu  folgen *^  Das  allgemeine  Rechts- 
bewußtsein ließ  es  als  selbstverständlich  erscheinen,  daß  jeder  den  Feind 


*^  Vgl.  y.  Amira,  Gott  gel.  Ans.  1888  1,  52  f.  Valerius  Procillus,  von  Ariovist 
wegen  Verdachtes  der  Spionage  in  Ketten  geworfen  (Bell.  Gall.  1,  47),  sagte  nach 
Bemer  Befreiung  aus:  se  praesente  de  se  ter  sori^ue  eonnUtum,  utrum  igni  statint 
neoaretur,  an  in  aliud  tempus  reservaretur ;  sartium  benefieio  se  esse  incolumem 
(ebd.  1,  53).  £r  war  bereits  znm  Feuertod  (wegen  Spionage)  verurteilt  und  das 
Losurteil  bezog  sich  nur  auf  die  Vollstreckung.  Die  von  Brunnes  angezogene 
Beatinimung  der  L.  Franc.  Cham.  c.  48  besagt  nach  der  richtigen  Erklärung  von 
V.  Amira  (a.  a.  0.  54)  nichts  anderes,  als  daß  der  zum  siebenten  Male  rückfallige 
Dieb,  wenn  seine  Schuld  durch  Gottesurteil  (Kesselfang)  erwiesen  ist,  unbedingt 
hingerichtet,  bei  einem  für  ihn  günstigen  Ausfall  aber  auf  den  bloßen  Verdacht 
hin  zum  Tode  unter  Verstattung  der  Halslösung  verurteilt  wird.  Vgl.'  Schrbüeb, 
Verbrechenskonkurrenz  130. 

*'  Über  eine  Erinnerung  daran  in  Ssp.  III.  54  §  4  vgl.  Brunner,  BG.  1,  174  n. 
2,  ö»0. 

»  Vgl.  Anm.  30,  31.    His,  a.  a.  0.  166. 

**  Ahd.  dhta,  mhd.  eehle.  Vgl.  Grimm,  DWB.  1,  166.  Kluge  unter  „Acht«'. 
VgL  ags.  €BJä^  getBhUa,  ihtan  (persecutio,  persecutor,  persequi). 

^  In  salfrfinkischen  Gresetzen  homo  qui  per  silvots  vadit  Daher  altn.  sköggangr 
(Waldgang)  für  Acht.  Vgl.  BIaurer,  Kr.  VJSchr.  16,  85.  v.  Amira,  Zweck  Und 
Mittel  48;  Nordgerm.  Obl.-B.  2,  115 f.    Brunner,  RG.  1,  167. 

^  Daher  ahd.  meMban,  mnd.  meUbcMf  d.  h.  Speisebann.  Vgl.  v.  Amira.'  146. 
Brunner,  Abspaltungen  71. 

"  Vgl.  Brunner,  Abspaltungen  67. 
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des  Volkes  auch  als  seinen  persönlichen  Feind  behandelte.  Erst  spater 
wurde  es  notwendig,  frenigstens  den  Beamten  die  Verfolgung  und  den 
Gerichtsinsassen  die  Unterstützung  der  Beamten  zur  ausdrucklichen  Pflicht 
zu  machen  oder  einen  Preis  auf  den  Kopf  des  Verfolgten  zu  setzen^®. 
Das  Band  der  Sippe ,  da  diese  sich  der  Staatsgewalt  unterordnen  muBte^ 
wurde  durch  die  Friedlosigkeit  völlig  zerschnitten,  das  Weib  des  Achters 
wurde  zur  Witwe,  seine  Kinder  wurden  Waisen.  Auch  sein  Vermögen 
war  friedlos  2®,  Was  er  hatte,  wurde  teils  von  Amts  wegen  der  Zerstörung 
(„Wüstung")  preisgegeben^®,  teils  eingezogen  oder  dem  Verletzten  als 
Entschädigung  überwiesen  ^\  Fernerer  Vermögenserwerb  war  dem  Fried- 
losen versagt,  er  war  ebenso  Vermögens-  wie  prozeßunfahig. 

Grundsätzlich  trat  die  Friedlosigkeit  schon  durch  die  That  selbst  ein; 
durchgeführt  wurde  dies  aber  nur  in  gemeinkundigen  Fällen,  namentlich 
bei  handhafter  That,  bei  der  über  die  thatsächiichen  Voraussetzungen  kein 
Streit  obwaltete  und  nötigenfalls  durch  die  auf  das  Gerüft  herbeigeeilten 
„Schreimannen"  für  den  Beweis  gesorgt  werden  konnte.  Der  auf  hand- 
hafter That  ergriffene  Verbrecher  durfte,  ohne  daß  hier  zwischen  schweren 
und  gemeinen  Friedensbrüchen  unterschieden  worden  wäre,  als  friedloser 
Mann  ohne  weiteres  getötet  werden  ^^  Bei  übernächtiger  That  bedurfte 
es  gerichtlicher  Feststellung  der  Voraussetzungen  und  eben  deshalb  aus- 
drücklicher Verhängung  der  Friedlosigkeit  durch  Gerichtsurteil^^  Die 
Ächtung  wurde,  wie  alle  Rechtshandlungen  (S.  60),  mit  Hand  und  Mund 
vollzogen,  daher  die  von  ahd.  zala  (alts.  ags.  tat)  und  got  spül  (alts.  ags. 
spet)j  d.  h.  Rede,  Sprache,  abgeleiteten  Ausdrücke  ahd.  obarxala  (nmd. 
overtal)  für  proscriptio  und  firzellan  (alts.  fariellian)  für  proscribere,  sowie 
altfränkisch  aspellü  {expellis)  für  proscriptus,  Ausdrücke  die  sämtlich  in 


^  Vgl.  Bbumkeb,  RG.  \,  166;  Abspaltungen  68—68.  Wilda  282  f.  Maurer, 
Ejt.  Oberschau  3,  38.     Loerbch  u.  Schröder,  Urkunden  Nr.  295  (268). 

^  Vgl.  V.  Amira'  146.  Bbunnbr,  RG.  1,  169.  So  auch  bei  den  Kelten.  Eme 
Volksversammlung  der  Trevirer  Ächtete  den  Cingetorix:  hostem  iudieat  bonaque 
eiu8  pvhlieai  (Bell.  Grall.  5,  c.  56). 

'^  Niederbrennen  des  Hauses  bei  Sachsen,  Friesen,  Franken  und  Nordgermanen 
zum  Teil  noch  im  Mittelalter  gebräuchlich.  Vgl.  Richthofem,  Zur  Lex  Saxonum 
221.  806;  MG.  Leg.  5,  91,  Note  43.  Wilda  293.  Grimm,  RA.  729  f.  Warnköniq, 
Flandr.  RG.  L,  Urk.  Nr.  12  §§  1.  2,  Nr.  13  §  8;  II.  2  S.  169;  Urk.  Nr.  160  §  34, 
Nr.  252.  253;  III.  322  ff.  Brunner,  RG.  1,  169  f.;  Abspaltungen  68  f.  v.  Amira, 
Tierstrafen  557.  Bennecke,  Zur  Geschichte  d.  deutsch.  Strafprozesses  45  f.  Du 
Gange,  Glossarium  s.  v.  condemnare.  Über  den  gleichen  Gebrauch  bei  den  Slawen 
Helmoldi  chron.  Slav.  1,  c.  82.  Niederbrennen  in  Verbindung  mit  der  Todesstrafe 
bezeugt  das  Recht  von  Staveren  v.  1108  (Waitz,  Urkunden*  Nr.  17). 

»*  Vgl.  Wilda  288  ff.  Brunner,  RG.  1,  168  f.;  Abspaltungen  69.  v.  Amira, 
Obl.-R.  1,  142;  2,  124.  129;  VoUstreckungs verfahren  106  ff.  Über  die  Einziehung 
(Fronung)  des  Vermögens  auf  Grund  eines  Todesurteils  Brunner,  RG.  1,  174; 
2,  598  f.     Welda  291.  520  f. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  742  f.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  16,  90.  Brunwer,  RG.  1, 
158.  169.  173  f.;  Abspaltungen  76.  His  165.  182  ff.  L.  Fris  add.  11  bezieht  sich 
auf  einen  Fall  handhafter  That 

"  Vgl.  Bbunner,  RG.  1,  169.    2,  590. 
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der  Bedeutung  „verreden",  „verrufen",  „übersagen"  zusammentreffen** 
Die  symbolische  Handlung,  von  der  das  Verreden  begleitet  wurde,  mag 
bei  einigen  Stammen  schon  in  der  Urzeit  in  dem  Brechen  und  Weg- 
werfen eines  Stabes  bestanden  haben'*. 

Die  gesetzliche  Folge  aller  gemeinen  Friedensbrüche,  abgesehen 
von  den  Fällen  handhafter  That,  war  die  Fehde  des  Verletzten  und  seiner 
Sippe  gegen  den  Thäter,  ohne  daß  es  einer  Aufsagung  des  Friedens  be- 
durfte'^  Im  Gegensatz  zu  der  Yolksfeindsohaft  trug  diese  Fehde  nur 
einen  privaten  Charakter,  die  Friedlosigkeit  des  Thäters  war  bloß  eine 
relative  (gegenüber  dem  Verletzten  und  seiner  Sippe),  auch  verlor  der 
faidosus  weder  sein  Vermögen,  noch  wurden  seine  Familienbande  gelöRt. 
Niemand  war  behindert,  ihn  gegen  seine  Verfolger  zu  unterstützen,  seine 
Verwandten  wurden  sogar  unmittelbar  in  Mitleidenschaft  gezogen,  indem 
die  Fehde  sich  von  vom  herein  auch  gegen  sie  richtete*^.  So  hatte  die 
Fehde  die  Bedeutung  einer  erlaubten  Rache  oder  Selbsthilfe  der  verletzten 
Sippe  gegenüber  dem  Thäter  und  seiner  Sippe.  Was  in  rechter  Fehde 
geschah,  galt  als  büß-  und  straflose  That'^,  während  die  zur  Abwehr  der 
Fehde  verübten  Thaten  der  Gegner  nur  neue  Schuld  zu  der  alten  häuften. 
Vorausgesetzt  wurde,  daß  die  Fehde  sich  innerhalb  der  Grenzen  einer 
bloßen  Wiedervergeltung  hielt  und  in  offenkundiger  Weise  vollführt  wurde'*. 
Der  Hausfriede  mußte  dem  Befehdeten  gewahrt  bleiben*®,  auch  die  all- 
gemeinen Friedstätten  gewährten  ihm  eine  schützende  Freistatt,  während 
der  Geächtete,  dem  niemand  Nahrung  reichen  durfte,  auch  hier  nur 
vorübergehenden  Schutz  fand*^ 

Beendigt  wurde  die  Fehde  durch  gerichtlichen  oder  außergerichtlichen 
Sühnevertrag.  In  beiden  Fällen  hatte  sich  die  befehdete  Partei  durch 
ein  in  Viehhäuptem  festgesetztes  Sühngeld  den  Frieden  zu  erkaufen  und 
empfing  dafür  seitens    des  bisherigen   Gegners    ein    eidliches   Friedens- 

^  Vgl.  Schillbr-LObbeh,  Mnd.  WB.  8,  280.  Fbensdobpf,  Recht  uDd  Rede 
460  ff.  Über  aspeüis  L.  Sal.  14,  6.,  Zus.  5.  Erstes  sal.  Capitulare  c.  5  (Behrbnd, 
Lex  Salica^  8. 132).  Bbuitneb,  RG.  1,  172.  Fremsdorff,  a.  a.  0.  484.  van  Hbltbn 
§  170.    Siehe  auch  §  17,  Anm.  63. 

«  Vgl.  8.  24  f.  GBDUf,  RA.  136  f.  v.  Mölleb,  ZRG.  34,  63  ff.  109  f.  Über  den 
sächsischen  Branch  mit  Fingern  und  mit  Zangen  vgl.  S.  60.    Fbekbdobfp,  a.  a.  O.  472. 

**  Vgl.  Bbukneb,  RG.  1,  159.  His  201  ff.  Der  Missethüter  war  durch  die 
That  selbst  forfactua  (ahd.  fiirtdn,  as.  farduan\  d.  h.  verurteilt.  Daher  wohl  auch 
frodanno  (Cartae  Senonicae  17,  Zeumeb,  Formalae  192).    Vgl.  Brunneb,  RG.  1,  157. 

*^  Vgl.  Bbummeb,  RG.  1,  86  ff.  171  n.  Kein  Mage  des  Befehdeten  war  be- 
rechtigt, auf  eigene  Hand  mit  dem  Gegner  Frieden  zu  machen. 

'^  Der  erschlagene  Feind  lag  sine  vindicia,  sine  compotitione ,  was  in  den 
frfinkischen  Quellen  mit  ferbatuclo,  furbaUudo^  forbatutus  bezeichnet  wird.  Vgl. 
Bbübkeb,  RG.  1,  157.     Zeumeb,  Formalae  192  n.  2. 

••  Vgl.  Bbübiteb,  RG.  1,  160. 

*«  Vgl.  L.  Alam.  44  (45).  L.  Fris.  add.  1,  l.  L.  Sax.  27."  Den  Friedlosen, 
dem  man  das  eigene  Haus  niederbrannte,  schützte  kein  Hausfrieden.  Vgl.  Pact 
Alam.  5,  c.  3. 

*'  Vgl.  WsniHOLD,  Fried-  and  Freistätten,  Kieler  Universitfttsprogramm,  1864. 
WiLDA  248  ff.  538.     Gbimii,  RA.  888  ff. 
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versprechen  (altfiies.  freih&t,  ferded^  altn.  trygdir\  das  die  Fehde  aufhob 
und  darum  Unfehde  (ags,  unfcehde)  oder  Urfehde  (ahd.  urvike,  urvShede) 
genannt  wurde**.  Bei  Totschlagsühnen  ging  zuweilen  eine  mit  den 
nächsten  Verwandten  des  Getöteten  abgeschlossene  Vorsühne  vorher,  wobei 
diese  für  den  Friedenskuß  einen  gewissen  Betrag  als  Voraus  empfingen*^. 
Die  Höhe  des  Sühngeldes  unterlag  der  freien  Vereinbarung;  hatte  sich 
der  Verletzte  aber  an  das  Gericht  gewendet,  so  erfolgte  die  Festsetzung 
wohl  stets  durch  Gerichtsurteil**.  Der  Sprachgebrauch  unterschied  zwischen 
dem  Wergeid  bei  Tötungen**  und  der  Buße  {compositio,  altn.  ags.  bot, 
ahd.  puoz,  puoza)  bei  sonstigen  Verletzungen.  Einen  Teil  des  Sühngeldes 
erhielt  der  Kläger,  den  anderen  das  Gericht.  Vom  Wergeid  hatte  der 
Thäter  den  größten  Teil,  gewöhnlich  Zweidrittel,  persönlich  aufzubringen;  dieser 
Teil  wurde  bei  einigen  Stammen  als  „Erbsühne"  bezeichnet  und  der 
engeren  Familie  des  Getöteten  überwiesen,  während  der  Best,  für  den 
die  Sippe  des  Thäters  haftete,  dem  Magen  des  Getöteten  als  „Magsühne'^ 
oder  „Vettembuße"  zufiel*®. 


*«  Vgl.  Brunner,  RG.  1,  161.  Grimm,  RA.  58.  907.  Wilda  229  flf.  His  216. 
Si£OEL,  Gerichtsverfahren  25.  Löning,  Vertragsbruch  132  ff.  Der  Befehdete  warde 
fehdefrei  (ags  unfäh).    Brach  der  Urfehde  galt  als  Meinthat 

*^  „Moet-*'  oder  „Mundsühne'^  im  flftmiächen,  „Halsfang"  im  angelsächsischen 
Recht,  gewöhnlich  ein  Zehntel  des  Wergeides.  Das  praemiutn  in  L.  Sax.  14  ist 
möglicherweise  ebenso  aufzufassen.  Die  sinnstörenden  Worte  ruoda  dtethcr  apud 
Saocones  120  solidi  beruhen  wohl  auf  einem  erst  später  in  den  Gesetzestezt  ge- 
rateneu Glossem.  Vgl.  Bbunner,  ZRG.  16,  6  f.  15  f.  62  f.  His  212.  232  ff.  Über 
rtioda  vgl.  ZRG.  20,  28. 

^^  Wenn  auch  die  gesetzliche  Feststellung  der  Büß-  und  Wergeidtaxen  erst 
der  späteren  Zeit  angehört,  so  mußten  sich  doch  allmählich  gewisse  feste  Gewohn- 
heiten bilden,  wie  diis  Berücksichtigung  des  Standes,  Alters,  Geschlechts  des  Ge- 
töteten oder  Verletzten.  Bei  Knechten  und  Sachen  bildete  der  Sachwert  die  Grund- 
lage. Im  Norden  überließ  man  zuweilen  dem  Kläger  die  Bestimmung  des  Sühn- 
geldes oder  ließ  den  Beklagten  beschwören,  daß  er  sich  bei  umgekehrter  Sachlage 
mit  einem  bestimmten,  von  ihm  anzugebenden  Betrage  begnügt  haben  würde 
ijafnada/reidr y  Gleichheitseid),  was,  vielleicht  durch  dänische  Einflüsse,  noch  im 
16.  Jahrh.  auf  der  Insel  Rügen  vorkam.  Vgl.  Rügisch.  Landrecht  (her.  von 
Feommhold)  171,  3.  V.  Amira,  Vollstreckungsverfahren  64;  Obl.-R.  1,  712.  2,  397. 
Wilda  316.  Koloerup-Rosenvihoe  133  f.  Kohler,  Shakespeare  178  n.  5.  Als  die 
altertümlichste  Form  des  Wergeides  erscheint  die  völlige  Bedeckung  des  Leich- 
nams mit  Gold,  wovon  sich  in  der  „Königslösung' ^  dänischer  Sagen  eine  Spur 
erhalten  hat.  Vgl.  Grimm,  RA.  670  ff.;  Kl.  Schriften  6,  144  ff.  K.  Mauebb,  Ztschr. 
f,  Volkskunde  6,  92  ff. 

**  Das  fast  bei  allen  Westgermanen  bezeugte  Wort,  von  got.  watr,  ahd,  teer 
(lat  vir)  abgeleitet,  war  gleichbedeutend  mit  altn.  mangceld.  Wie  neben  ags.  wer' 
güd  auch  die  abgekürzte  Form  wer  vorkam,  so  stellte  sich  neben  &gB.  leödgeld 
(von  leod,  ahd.  Hut,  d.  i*  populus)  das  salische  iSudis,  leodis,  das  vereinzelt  auch 
bei  Chamaven,  Friesen,  Thüringern  und  als  Imda  in  L.  Baiuw.  9,  3  begegnet. 
Daneben  kannten  Alamannen,  Friesen,  Langobarden  und  Ribuarier  die  Bezeichnung 
widergeld  (recompensatio).  Vgl.  Grimm,  RA.  650  ff.  v.  Amira'  149  f.  Brunker,  RG. 
1,  86.  His  236.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  5,  304.  van  Heltek,  §  87.  Bluhms,  MG. 
Leg.  4,  679  f.    Bayer,  Ürk.-B.  d.  mittelrh.  Terr.  1,  Nr.  187. 

^  Vgl.  Brunner,  Sippe  und  Wergeid  (S.  73);  RG.  1,  86  f.  v.  Amira,  Erbenfolge 
22  ff.    84  ff.    116  ff.    142  ff.     Wilda  372  ff.    Maurer,  Kr.  VJSchr.  3,  49.    Köhler, 
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Für  den  Kläger  bedeutete  die  Klaganstellung  den  Verzicht  auf  das 
Fehderecht  und  die  unbedingte  Unterwerfung  unter  das  urteil  des  Qe- 
richts.  Wenn  der  Beklagte  der  Ladung  keine  Folge  leistete,  die  Antwort 
weigerte  oder  es  ablehnte  in  rechtsf&rmlicher  Weise  die  Erfüllung  des 
Urteils  zo  geloben,  so  wurde  er  als  Bechtsyerweigerer  geächtet:  das  Qe- 
lieht  yerhängte  die  allgemeine  Friedlosigkeit  über  ihn,  die  durch  die 
Pronong  seines  Vermögens  zugleich  den  Zwecken  der  Urteilsvollstreckung 
diente^'.  Wenn  er  sich  dagegen  dem  gerichtlichen  Verfahren  fugte  und 
das  Urteil  zn  erfollen  gelobte,  so  konnte  er  auf  Grund  des  Gelöbnisses 
gepfindet  werden  und  yerfiel,  wenn  sein  Vermögen  auch  mit  Hilfe  der 
Freunde  nicht  ausreichte,  schütz-  und  rechtlos  der  Rache  seines  Gegners, 
der  ihn  nach  Belieben  töten,  yerstümmeln,  yerknechten  mochte  ^^  Durch 
Zahlung  der  Buße  kaufte  der  Thäter  sich  wieder  in  den  verwirkten  Frieden 
ein.  Ebendarum  umfaßte  das  ganze  Sühngeld  zwei  verschiedene  Leistungen, 
nämlich  die  an  den  Kläger  für  den  Verzicht  auf  die  Fehde  zu  zahlende 
eigentliche  Buße  (faidus,  faida,  d.  h.  Fehdegeld,  Feindschaftsgeld)  ^®  und 
das  dem  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  zustehende  Friedensgeld  {fredusj 
freda)^,  nach  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  wohl  eine  Gegenleistung 
far  die  mit  der  gerichtlichen  Friedewirkung  ausgesprochene  Aufhebung  der 
Fehde". 


Shakespeare  158  ff.    Waitz  1 ',  70  f.  74  ff.    Zur  Teilnahme  am  Wergeid  waren  nur 
die  männlichen  Verwandten  berufen,  weil  sie  allein  zur  Blutrache  befähigt  waren. 

"  Eine  ältere  Auffassung  (Boooe),  nach  der  der  erschienene  Beklagte  befugt 
gewesen  wäre,  die  Buße  zu  yerweigem  und  so  den  Kläger  zur  Fehde  zu  nötigen, 
bedarf  keiner  Widerlegung  mehr. 

*•  Vgl.  L.  Sal.  58.  L.  Burg.  12,  8.  Bbunnbb,  Sippe  und  Wergeid  87  ff. 
?.  Amiha,  Erbenfolge  22  ff.;  Nordgerm.  Obl.-K.  2,  172  ff.  Sohm ,  Prozeß  der  Lex 
Saliea  175  ff.  Waitz,  Das  alte  Recht  176  f.  Wilda  891.  Gbimm,  RA.  617.  668. 
V.  Bar,  a.  a.  0.  54.    Kohlsr,  Shakespeare  159.    Thonissen,  Organisation  225  ff. 

*^  Vgl.  MüLLBKHOFP  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  282.  Sohu,  Reichs-  und  Ge- 
richtsYerfassung  107  n. 

••  Vgl.  MüLLENBOFF,  a.  a.  0.  288.  v.  Amira'  149.  Schmid,  Gesetze  der  Angel- 
sachsen 585.  RiCHTBOFBN,  Altfrics.  WB.  761  f.  Schreueb,  Verbrechenskonkurrenz 
97,  n.  3.  VAJf  Helten  §  182.  Die  ursprüngliche  Form  muß  freßu^  fripu  gewesen 
sein.  Vgl.  ahd.  fridoy  altfries.  fretho^  ags.  fridteshoi^  altdän.  frithköp.  Daneben 
begegnet  ags.  vtfe,  d.  h.  Strafe  (S.  74),  und  altdän.  lahslit,  d.  h.  Rechtsbruch. 
Die  sächsischen  G^richtsgemeinden  bezogen  von  alters  her  ein  Friedensgeld  von 
12  Sol.,  das  ihnen  durch  KarFs  Capitulare  Saxonicum  von  797  c.  4  ausdrücklich 
bestätigt  wurde;  sie  bezogen  es  pro  distrietione  et  pro  icargida\  daneben  sollte  bei 
miflsatischen  Urteilen  ein  gleich  hoher  Betrag  für  den  Königsboten  erhoben  werden, 
9UM  fnisaua  regalia  ex  hac  re  faügatus  ftierit  Bei  Hofgerichtssachen  sollten  beide 
BetrSge  an  den  Fiskus  fallen. 

"  Vgl.  V.  Amira*  149.  Bruhner  1,  165.  His  241.  Über  die  verschiedenen 
AofiiBSBungen  des  Friedensgeldes  v.  Bar,  a.  a.  O.  Note  246.  Den  Zusammenhang 
mit  Gerichtsbann  und  Friedlosigkeit  läßt  das  Anm.  50  erwähnte  Capitulare  Sazo- 
nicain  durchblicken,  während  die  Belohnung  für  die  Bemühung  des  Richters  hier 
deaüich  als  eine  Neuerung  erscheint.  Auch  wäre  bei  einem  solchen  Motive  nicht 
za  verstehen,  warum  bei  Ungefllhrsachen  kein  Friedensgeld  erhoben  wurde,  während 
der  Grand  auf  der  Hand  liegt,  sobald  man  erwägt,  daß  es  hier  keine  Fehde  bei- 

R.  ScHBdDBB,  Deatache  Bechto^Mchlchte.    4.  Aufl.  6  j^^  i 
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Als  eine  schon  dem  altgermanischen  Becht  bekannte  Abspaltung 
der  Friedlosigkeit  ist  die  Becht-  und  Ehrlosigkeit  zu  betrachten,  die 
als  Folge  schimpflichen  Betragens  in  der  Schlacht  sowie  bei  Treulosig- 
keit eines  Gefolgsmannes  gegen  seinen  Herrn  von  Bechts  wegen  eintrat 
und  wohl  hauptsächlich  in  der  Ausschließung  vom  Ding  und  jeder 
Gefolgschaft  sowie  in  der  Unfähigkeit  zu  Zeugnis  und  £ideshelferschaft 
beruhte '^^ 

Mit  allen  Völkern  geringerer  Kulturstufe  teilten  die  Germanen  die 
Unfähigkeit,  hinsichtlich  der  Zurechnung  einer  rechtswidrigen  Handlung 
zwischen  böser  Absicht  (ahd.  fdra,  dank,  ags.  gewealdy  altn.  vüi)  und 
bloßem  Ungefähr  zu  unterscheiden.  Alles  Gewicht  ruhte  auf  der  voll- 
brachten That,  mochte  sie  gewollt  oder  nicht  gewollt  sein*^,  während 
Versuch,  Anstiftung  und  Beihilfe,  soweit  sie  kein  selbständiges  Delikt  ent- 
hielten, straflos  waren  ^*  Nur  insoweit  wurde  dem  Willenswerk  (altn. 
viliaverk)  eine  andere  Behandlung  als  dem  bloßen  Ungefahrwerk  (altn. 
vaßaverky  altfries.  unweldich  aide)  zu  teil,  als  das  erstere,  weil  in  feind- 
lichem Sinne  begangen  ^^,  als  wirklicher  Friedensbruch  Friedlosigkeit  und 
Fehde,  und  im  Fäll  der  gerichtlichen  Beilegung  die  Verpflichtung  zu 
Friedensgeld  herbeizuführen  vermochte,  während  das  bloße  Ungefähr 
(mhd.  dne  gevcsre)  nur  einen  einfachen  Bußanspruch  ohne  Fehde  und 
Friedensgeld  begründete^®  und  einzig  im  Falle  der  Bechtsverweigerung 
mit  der  Acht  bestraft  wurde.  Doch  mußte  der  Thäter,  um  das  Ungefähr 
geltend  zu  machen,  der  Klage  durch  Selbstanzeige  zuvorkommen  und  sich, 


zulegen  galt.  Eine  unmittelbare  Strafe  für  den  Friedensbruch  kann  das  Friedens- 
geld nicht  gewesen  sein,  da  es  in  Wegfall  kam,  wenn  der  Verletzte  die  Fehde 
wählte  oder  diese  durch  außergerichtliche  Sühne  beigelegt  wurde. 

"  Vgl.  Waitz  1»,  348.376.  413.  Wilda  304  n.  2.  Müllekhofp  4,  182.  Bell. 
Gall.  6,  c.  23.    Tacitus,  Germ.  c.  6,  c.  14.     Beovulf  2885  ff. 

"  Vgl.  Amira,  Obl.-R.  1,  373  ff.,  und  die  Rechtssprichwörter:  SeU>e  UbU  selbe 
kabe^  Wer  Schaden  thui  muß  Schaden  bessern,  Die  That  tötet  den  Mann,  Le  fait 
juge  Vhomme  (Graf  u.  Dietherr,  Rechtssprichw.  276.  292.  297  f.  Grimh,  RA.  84), 
Hwylk  breht  ungetvealdes  y  bete  getaealdes  (Schmid,  Ges.  d.  Angels.  486).  Diese  Be- 
tonung des  rein  äußerlichen  Momentes  muß  mit  der  Einführung  der  staatlichen 
Rechtspflege  aufgekommen  sein,  während  die  allein  zwischen  Sippegenossen  ent- 
scheidenden Sippegerichte  (S.  72  n.,  84)  wohl  immer  nach  Recht  und  Billigkeit  ent- 
schieden. 

"  Vgl.  Wilda  598  ff  Brunner,  RG.  2,  567.  569.  Begünstigung  eines  Friedens- 
brechers nach  vollbrachter  That  war  Begünstigung  eines  von  Rechts  wegen  Fried- 
losen und  daher  als  selbständiges  Delikt  zu  strafen.    Vgl.  Brunner,   RG.  2,  575. 

»*  Die  feindliche  Handlung  heißt  Ssp.  I.  55.  56  gae  dat  (gähe  That).  Dafür 
langob.  haistan,  asto,  asio  ammOj  altfries.  haesfer  hand,  alam.  hasteo^  haistera 
hanti,  altbair.  hat  fliehen,  altn.  heiptugrt  hendi.  Vgl.  Wilda  560  f.  Osenbrüqgen, 
Strafr.  d.  Langob.  32.  v.  Amira >  142.  GRiUBf,  RA.  4;  DWB.  4,  2  Sp.  550. 
ScHMELLER,  Bajcr.  WB.«  1,  1066.  Richthofbn,  Altfries.  Wß.  797.  Merkel,  MG. 
Leg.  3,  49,  n.  18.    Lehmann,  ebd.  5,  76.  169.    His,  a.  a.  0.  37  f. 

^  Daher  altschwed.  ensak  (Einsache),  die  Buße  enskyld  (Einschuld).  Vgl. 
L.  Sal.  24,  5.  L.  Rib.  46.  70,  1.  Roth  75.  138.  326.  887.  Liutpr.  136.  L.  Sax. 
57.  59.    V.  Amira,  Obl.-R.  1,  70.  370  f.;  Tierstrafen  584  f. 
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soweit  es  erforderlich  war,  dnroh  einen  Qefahrdeeid  (altn.  vapaeidr)  reinigen  ^^; 
nur  bei  Thaten  yon  Kindern  und  offenbaren  Wahnsinnigen  wurde  davon 
Abstand  genommen  ^^.  Unterblieb  die  Selbstanzeige,  so  war  nachtragliche 
Entscholdigong  im  Wege  der  Einrede  ansgescblossen.  Überhaupt  aber 
wurde  die  Berufung  auf  das  Ungefähr  nur  innerhalb  eines  eng  begrenzten 
Kreises  bestimmter  typischer  Fälle  zugelassen  ^^  Bei  Unfällen  die  durch 
Tiere  oder  leblose  Gegenstande  verursacht  waren,  sowie  bei  Übelthaten 
von  Sklaven  ist  das  Ungefähr  zu  Gunsten  des  Eigentümers  erst  in  der 
folgenden  Periode  zur  Anerkennung  gelangt. 

§  13.    Das  Gerichtaverfahren. 

Bkuiiheb,  Gnindz.  19  ff.;  RG.  1,  177  ff.  v.  Amira«  161  ff.;  Das  altnorweg.  Voll- 
streckungsverfahren, 1S74;  Obl.-R.  I.  §§  11.  15—28.  34.  85.  70.  II.  §§  11—18.  62; 
Gott  gel.  Anz.  1885,  S.  161  ff.;  Zar  altfränkischen  Eideshilfe,  i.  d.  Germania  20, 58 ff. 
Hebtzbebo,  Grund trsekkene  1  den  seldste  norske  proces,  1874.  K.  Lehmann,  Köni^friede 
der  Nordgermanen  18  ff.  Hl  ff.  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica,  1867;  Reichs-  u. 
Gerichtsyerfassong  113  ff.  188  ff.  Thonisssn,  Organisation  jadiciaire  de  la  Loi  Salique 
401^548.  Pabdessus,  Loi  Salique  597  ff.  Waitz  l*,  442  ff.;  Das  alte  Recht  der 
sal.  Franken  154—185.  Bshbend,  Zum  Prozeß  der  Lex  Salica,  Festgaben  f.  Heffter, 
Berlin  1873.  v.  Bsthmann-Hollweo,  German.-roman.  Givilprozeß  I.  1868.  Siegel, 
Geschichte  des  deutschen  Gerichtsver^Eihrens,  1857.  Gaüdenzi,  L'antica  procedura 
germanica  e  le  legis  actiones,  1884.  Dahn,  Fehdegang  u.  Rechtsgang,  Bausteine 
2,  116  ff,  RooGB,  Gerichtswesen  der  Germanen,  1820.  G.  L.  v.  Maubeb,  Gesoh. 
d.  alt-germ.  GerichtsverfEÜirens,  1824.  R.  Loning,  Der  Reinignngseid  bei  Ungerichts- 
klagen,  1880.  Gbimm,  RA.  839  ff.  K.  Maubbb,  Kr.  VJSchr.  16,  97—108.  18,  32—77; 
Das  Beweisfahren  nach  deutsch.  R.,  Kr.  Übersch.  5,  180  ff.  332  ff.  Sachsse,  Das 
Beweisverfahren,  1855.  Laüghlin,  The  anglosaxon  legal  procedure,  i.  d.  Essays 
of  anglos.  Law  183—305.  Pbbtilb,  Storia  del  diritto  italiano  VI.  Zorn,  Beweis- 
verfahren nach  langob.  Recht,  1872.  Cosack,  Die  Eidhelfer  des  Bekli^en  nach 
ftltest  deutsch.  Recht,  1885. 

Über  das  gerichtliche  Verfahren  geben  die  Quellen  der  Urzeit  noch 
keinen  Aufschluß,  doch  läßt  sich  aus  den  späteren  Quellen,  namentlich 
durch  Vergleichung  des  der  Mheren  Entwickelungsstufe  noch  sehr  nahe- 
stehenden Prozesses  der  Lex  Salica  mit  dem  der  nordgermanischen  Rechte, 
wenigstens  ein  annähernd  richtiges  Bild  gewinnen.  Wie  bei  allen  Natur- 
völkern so  war  auch  bei  den  Germanen  die  staatliche  Rechtspflege  auf 
das  strafrechtliche  Gebiet  beschränkt  Auch  privatrechtliche  Ansprüche 
konnten  nur  in  den  Formen  des  letzteren  verfolgt  werden,   indem   der 


"  Vgl.  WiLPA  594  ff.  Brünner,  RG.  2,  546  f;  Absichtslose  Missethat  824  ff. 
V.  Amika,  Obl.-R.  1,  379  f.  Der  regelmftßig  mit  Eideshelfem  geleistete  Gefährde- 
eid war  eine  außerprozessuale  Handlung  wie  die  aus  ihr  hervoi^egangene  Ver- 
klarung der  Seeschiffer,  aus  der  erst  später  ein  Zeugenbeweis  zu  ewigem  Ge- 
dächtnis geworden  ist    Vgl.  BBUNinsB,  a.  a.  O.  828.    R.  Behbekd,  ZRG.  32,  52  ff. 

"  Vgl.  WiLDA  640—648.     V.  Amiba,  Obl.-R,  1,  375. 

^  Allgemein  nur  bei  Feuerverwahrlosung,  da  bei  der  Brandstiftung  die  bös- 
liche Absicht  unmittelbar  zum  Thatbestand  gehörte.  Vgl.  Brunnes,  RG.  2,  654; 
Absichtslose  Missethat  828  f. 
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Kläger  den  Beklagten  durch  eine  erfolglos  gebliebene  Anfforderang,  seine 
Ansprüche  zu  befriedigen,  in  formelles  Unrecht  versetzte,  so  daß  er,  wenn 
er  verurteilt  wurde,  neben  der  ursprünglichen  Verpflichtung  auch  eine 
Buße  für  sein  Verharren  in  dem  Widerstände  gegen  die  Rechtsordnung 
zu  leisten  hattet 

Während  wir  annehmen  dürfen,  daß  das  Sippegericht  immer  nach 
Becht  und  Billigkeit  entschied,  beruhte  das  von  Hause  aus  auf  den 
Streit  zwischen  Personen  verschiedener  Sippen  berechnete  staatliche  Ge- 
richtsverfahren auf  strengstem  Formalismus  und  weitgehender  Verhandlungs- 
maxime ^.  Der  erstere  äußerte  sich  namentlich  darin,  daß  die  Parteien 
alle  ihnen  obliegenden  Prozeßhandlungen  persönlich  und  unter  genauester 
Beobachtung  bestinmiter  Wortformen,  von  entsprechenden  symbolischen 
Handlungen  begleitet,  vorzunehmen  hatten;  der  geringste  Formverstoß 
konnte  die  Partei  zu  Fall  bringen;  das  war  die  „Gefahr**  (mhd.  vdre)  im 
Bechtsgang^  Der  einzelne  Prozeß  spielte  sich  wesentlich  wie  ein  Kampf 
der  Parteien  („Widersacher**,  ahd.  uridarsacho,  alts.  ags.  andsaca,  altfränk. 
ffosakjoy  mhd.  sachwcdte)  vor  den  Augen  des  Gerichts  ab^  Die  Prozeß- 
leitung lag  weniger  in  der  Hand  des  Bichters,  der  sich  wesentlich  auf 
das  negative  Becht  des  Verbotes  und  der  Bestrafung  dingwidriger  Hand- 
lungen beschränkte,  als  in  der  Hand  der  betreibenden  Partei,  die  in  den 
verschiedenen  Prozeßabschnitten  das  Becht  hatte,  den  Gegner  durch  ihr 
Gebot  zu  der  entsprechenden  Handlung  zu  zwingen.  Das  Gebot  war  ein 
reiner  Formalakt,  ohne  Rücksicht  auf  seine  materielle  Berechtigung,  zog 
aber  bei  mißbräuchlicher  Anwendung  die  Verurteilung  des  Gebietenden 
zu  einer  Geldbuße  nach  sich. 

Das  erste  Gebot  des  Klägers  war  die  „Mahnung**  {mannitio)  oder 
„Ansprache**  {admallatio):  vor  zugezogenen  Zeugen  hatte  er  seinen  Wider- 
sacher in  dessen  Wohnung  zu  „mahnen**  (mlat.  mannire),  d.  h.  unter  An- 
gabe des  Gegenstandes  seiner  Beschuldigung  vor  Gericht  zu  laden  (altn. 
stefna).  Versäumte  eine  Partei  den  Tag,  ohne  sich  durch  einen  Boten 
wegen  „echter  Not**  oder  „Ehehaften**  {sunnis,  ahd.  sunne),  d.  h.  gesetz- 
licher Hinderungsgründe,  zu  entschuldigen*,  so  wurde  sie  auf  Ungehor- 
samsprotest des  Gegners  (§  8  n.  24)  in  eine  Geldbuße  an  diesen  und 
das  Gericht  verföUt  Über  den  wiederholt  erfolglos  vorgeladenen  Beklagten 
wurde  die  Strafe  der  Rechtsverweigerung  verhängt 

Waren  die  Parteien  im  Gericht  erschienen,  so  trug  der  Kläger  seine 

*  Vgl.  Ihebino,  Dm  Schuldmoment  im  röm.  Priv.-R.  (Vermischte  Schriften 
155  ff.)-    BETmcANN-HoLLWEG  1,  24.  26  ff.  472. 

*  Vgl.  §  12  n.  53.  y.  ZALLiNasn,  Wesen  u.  Ursprung  des  Formalismus  im 
altdeutschen  Privatrecht  (1898)  22  ff. 

'  Vgl.  Siegel,  Die  Gefahr  vor  Gericht  u.  im  Rechtsgange,  Wiener  SB.  1865. 

^  Die  Grundbedeutung  von  „Sache"  (ahd.  saeha,  got.  sakföf  altn.  sök)  war 
Kampf,  Streit,  Verfolgung.  Vgl.  v.  Amiba*  161;  ObL-R.  1,  69  f.  2,  85  f.  Klüob, 
u.  d.  W. 

<^  Vgl.  A.  Schmidt,  Echte  Not  (1888)  5  ff.  Grimm,  RA.  847  ff.  Müllbnhoff 
bei  Waitz,  Das  alte  Recht  293.    van  Heltbk  §  148. 
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Klage  (ahd.  chloffa,  zikC)  Tor,  wobei  Haltung  und  Worte  streng  yor- 
geschrieben  waren.  Unter  feierlicher  Beteuernng  seines  Reohts,  wabrschein- 
lioh  durch  eine  Art  Geßhrdeeid  auf  den  in  seiner  Hand  befindlichen 
Speer  oder  Stab  ^,  gebot  er  dem  Beklagten  in  rechtsformlicher  Weise,  sich 
zu  wehren  (ahd.  werjauj  altn.  verja)^  d.  h.  ihm  Wort  far  Wort  zu  ant- 
worten^. Die  Beschuldigung  mußte  so  gefaßt  sein,  daß  der  „Antworter'^ 
nur  mit  einem  ,ja'^  oder  „nein^^  erwidern  konnte;  ein  Zugeständnis  mit 
Einreden  oder  eine  bedingte  Ableugnung  gab  es  nicht  Verweigerung  der 
Antwort  galt  als  RechtsTerweigerung. 

Nach  der  Antwort  stellte  der  Klager  in  feierlicher  Weise  die  Urteils- 
bitte®. War  der  Beklagte  gestandig,  so  erfolgte  sofort  die  Verurteilung. 
Leugnete  er,  so  kam  es  bei  den  Westgermanen  zu  einem  altematiTen 
oder  bedingten  Endurteil,  bei  den  Nordgermanen  zunächst  nur  zu  einem 
Beweisurteil.  War  der  Angeschuldigte  ein  Unfreier,  so  kam  wohl  schon 
in  ältester  Zeit  die  Tortur  zur  Anwendung.  Bei  dem  Verfahren  gegen 
Freie  bedurfte  es  eines  besonderen  Termins  zur  Beweisyerhandlung.  Da 
aber  das  Gericht  keinen  unmittelbaren  Zwang  auf  die  Parteihandlungen  aus- 
übte, sondern  mehr  oder  weniger  nur  den  Charakter  einer  Sühneinstanz 
hatte  ^,  so  bedurfte  es  dafür  eines  besonderen  Urteilserf&UungSTertrages, 
den  die  Parteien  in  feierlicher  Weise  durch  Handtreue  [fides  facta\  unter 
gegenseitiger  Bürgenstellung,  miteinander  abschlössen^^.  Weigerte  sich 
der  Kläger,  den  Vertrag  abzuschließen,  so  wurde  er  sachfSIlig;  Weigerung 
des  Beklagten  galt  als  Rechtsverweigerung. 

Bei  dem  Beweisyerfahren  handelte  es  sich  nicht  sowohl  darum,  das 
Gericht  von  der  materiellen  Wahrheit  einer  Behauptung  oder  Aussage 
zu  überzeugen,  als  vielmehr  darum,  dem  Gegner  eine  juristische  Gewißheit, 
eine  formelle  Wahrheit  vorzuführen.  Die  Beweisrolle  war  durchaus 
einseitig,  jeder  Gegenbeweis  ausgeschlossen.  Die  Beweisverhandlung  fand 
bei  den  Westgermanen  vor  Gericht,  bei  den  Nordgermanen  außergericht- 
lich vor  den  Parteien  und  zugezogenen  Zeugen  statt.  Als  Beweismittel 
dienten  Zeugen  und  Eid.  Konnte  der  Kläger  seine  Behauptungen  mit 
Zeugen  erhärten,  so  war  er  näher  zum  Beweise,  falls  der  Beklagte  nicht 


*  Daher  ahd.  stapsakin  imd  hisiahön  für  accusare,  ruogatab  fOr  accosatio. 
YgL  Bbunkeb,  RG.  1,  179.    Fbbnsdobpf,  Recht  u.  Rede  459. 

'  Frftnkiache  Quellen  verwenden  für  dieae  Aufforderang  das  Wort  tanganare, 
das  nach  Gbhoc,  RA.  5,  und  van  Helten  §  162  mit  ahd.  xanga  zusammenhängt 
und  „drftngen^'  bedeutet.  Andere  haben  es  auf  ein  Anfassen  der  Waffe  oder  des 
Stabes,  sei  es  des  Klftgers  oder  des  Beklagten,  bezogen.  Vgl.  Brünneb,  RG.  1, 
180;  Zeugen-  u.  Inqui8.-Beweia  44.  Sohm,  Prozeß  143  ff.;  Reichs-  u.  Gerichtsverf. 
139.  Siegel,  a.  a.  0.  131  ff.  Cohk,  Justizverweigerung  im  altd.  R.  22—40.  Müllen- 
HOFF  bei  Waitz,  a.  a.  0.  298.     Diez,  WB.  II  c.  s.  v.  tangoner. 

^  Im  irftnkischen  Recht  erfolgte  auch  die  Bitte  des  Klfigers  an  die  Ur teuer 
mit  tanganare  (Anm.  7). 

'  Vgl.  S.  79  f.  Althochdeutsche  Glossen  übersetzen  iudex  mit  urteüo^  söndri 
(sucnart)  und  soneo,  iudicium  und  sententia  mit  söna  {8ttona\  deiudicat  mit  pisöniL 
Für  Grericht  begegnet  suonsiuol  (v.  Amiba'  151). 

"  Vgl.  oben  8.  60.  81. 
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ebenfalls  Zeugen  benannt  hatte.  Zeugen,  die  aus  Erfahrung  aussagten, 
waren  nur  zulässig  wo  es  sich,  wie  bei  Grenzstreitigkeiten  (Nachbar- 
zeugnis), um  länger  dauernde  Zustande  handelte.  In  anderen  Fällen  be- 
durfte es  besonderer  Urkundszeugen,  die  in  rechtsfarmlicher  Weise  zu 
der  zu  bekundenden  Thatsaohe  zugezogen  oder,  bei  zufalliger  Anwesenheit, 
angesichts  derselben  ausdrücklich  zu  späterer  Beurkundung  aufgefordert 
waren  ^^  Die  Berufung  auf  zufallige  Augen-  oder  Ohrenzeugen  war  aus- 
geschlossen. Waren  keine  Zeugen  vorhanden,  so  kam  es  zum  Eide.  Hier 
war  in  der  Regel  der  Leugnende,  also  der  Beklagte,  näher  zum  Beweise, 
in  den  meisten  Fällen  hatte  er  den  Eid  zu  schwören.  Männer  leisteten 
ihn  auf  die  Waffen,  Frauen  auf  Brust  und  Zopf;  bei  den  Nordgermanen 
war  auch  Ablegung  des  Eides  auf  einen  Eidring  im  Gebrauch  ^^  Nur  in 
geringeren  Angelegenheiten  genügte  der  Eineid  der  Partei,  in  der  Begel 
mußte  dieser  durch  einen  mit  gesamtem  Munde  abgelegten  Hilfseid  einer 
größeren  oder  geringeren  Zahl  von  Eideshelfem  {consacramentalesy  con-- 
htratores,  güidonj  hamedü)  bekräftigt  werden.  Die  Zahl  der  Eideshelfer 
richtete  sich  nach  der  Bedeutung  des  Gegenstandes;  der  größte  Eid  er- 
forderte elf  oder  zwölf.  Die  Eideshelfer  hatten  nicht  die  objektive  Wahr- 
heit, sondern  ihre  subjektive  Überzeugung  von  der  Reinheit  des  Haupt- 
eides (daß  derselbe  „rein  und  nicht  mein^^  sei)  zu  beschwören.  Demnach 
konnten  nur  Personen  die  den  Schwörenden  genau  kannten,  zunächst 
seine  Verwandten,  sodann  Nachbarn  und  Genossen,  zur  Eideshilfe  zu- 
gelassen werden.  I'ür  die  Verwandten  des  Schwörenden  war  es  Pflicht, 
der  Aufforderung  zur  Eideshilfe  Folge  zu  leisten  ^^  Die  Vorladung  der 
Eideshelfer  wie  der  Zeugen  war  Sache  der  beweisführenden  Partei,  der 
hierzu  das  prozessualische  Recht  des  zwingenden  Gebotes  zustand  ^\  Land- 
kundig ehrlose  Personen  wurden  weder  zum  Parteien-,  noch  zum  Hilfs- 
oder Zeugeneid  zugelassen  ^^ 

Gewichtigere  Beweismittel  als  Zeugen  und  Eid  waren  später  bei  allen 
Germanen  die  Gottesurteile  {iudicium  dei,  hgs.  ordäl)^^.    Quellenmäßig 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  143  ff.  857  f.  v.  Amiba,  Obl.-R.  2,  321  ff.  Wegen  der 
rogatio  (altn.  skirskotan)  wurden  die  Zeugen  (von  „Ziehen")  als  „testes  tracti"  (bei 
den  Baiem  „per  aures  tracti")  oder  „testen  rogati"  bezeichnet.  Die  ahd.  Benen- 
nung war  urdittndOf  daneben  begegnet  giwixo  (ags.  gevita,  altn.  vitni)^  der  Wissende. 
Um  die  Urkundszeugen  zur  späteren  Abgabe  eines  Zeugnisses  ein-  für  allemal  zu 
verpflichten,  mußte  die  Partei  ihnen  Urkundsgeld  zahlen  oder  einen  Weinkauf 
leisten,  da  eine  öffentlichrechtliche  Zeugnispflicht  nicht  bestand,  eine  privatrecht- 
liche aber  nur  durch  entgeltlichen  Vertrag  begründet  werden  konnte  (S.  68). 

^^  Vgl.  ScHBÖDER,  Germanische  Rechtssymbolik  auf  der  Marcussftule  (§11  n.  7). 

^'  Selbstverständlich  nicht  für  den,  der  aus  persönlichen  oder  sachlichen 
Gründen  Zweifel  in  die  Wahrhaftigkeit  des  Schwörenden  setzte,  was  wohl  regel- 
mäßig zu  einer  Auflösung  des  Sippebandes  (S.  72)  führte.  Maurer,  Beweisver- 
fahren 197  ff.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  578  ff.  v.  Amira,  Zur  altfrän- 
kischen Eideshilfe  59. 

»*  Vgl.  L.  Sal.  49. 

"  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  6,  c.  23:  omnium  his  rerum  postea  fides  derogatur, 

"  Vgl.  Majer,  Geschichte  der  Ordalien,  1795.  Wilda,  Ordalien  (bei  Ersch 
u.  Gruber,  Encyklopädie,  III.  4,  453  ff.).    Phillips,    Ordalien  bei  den  Germanen, 
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bezeugt  ist  aus  der  Urzeit  nur  das  Gottesarteil  des  Loses  ^^,  das  aber, 
wie  es  scheint,  weniger  der  Entscheidung  der  Schuld&age,  als  yielmehr 
der  Fn^e  der  Vollstreckung  diente  (S.  76).  Läßt  sich  nun  auch  nicht 
bezweifeln,  daß  ein  Teil  der  erst  später  hervortretenden  Formen  des 
Gottesurteils  ebenfalls  bis  in  die  germanische,  ja  arische  Zeit  zurück- 
reicht^®, so  darf  man  doch  vermuten,  daß  ihre  Bedeutung  in  der  ger- 
manischen Zeit  keine  andere  als  die  des  Losurteils  gewesen  ist,  die 
Germanen  also  Gottesurteile  nur  als  Orakel  und  nicht  als  gerichtliche 
Beweismittel  gekannt  haben  ^^.  Als  Orakel  {praeiudicium)  war  ihnen  ins- 
besondere auch  der  Zweikampf  {einwtc,  chamfwtc)  bekannt'^,  doch  scheint 
der  gerichtliche  Zweikampf,  der  seit  der  christlichen  Zeit  bei  den  Süd- 
germanen  unter  die  Gottesurteile  aufgenommen  wurde '\  in  anderem 
Zusammenhang  aufgekommen  zu  sein''.  Wie  nach  uraltem  Brauch  zwei 
feindliche  Heere  sich  wohl  dahin  vertrugen,  unter  Verzicht  auf  den 
Massenkampf  die  Entscheidung  vom  Ausgang  eines  Zweikampfes  aus- 
erlesener Erieger  abhängig  zu  machen,  so  konnte  auch  der  Geschlechter- 
fehde durch  einen  unter  den  Parteien  abgeschlossenen  Eampfvertrag  (ahd. 
wehadinc)  ein  Ziel  gesetzt  werden '^  Der  an  bestimmte  Begeln  gebundene 
Zweikampf  trat  also  an  die  Stelle  des  ungeregelten  Völker-  oder  *Ge- 
schlechteikrieges.  Jeder  der  beiden  Kämpfer  verpfändete  sich  dem  anderen 
für  den  Fall  des  Unterliegens  mit  Leib  und  Gut;  der  Sieger  konnte  seinen 
Gegner  straflos  toten  und  seine  Habe  sich  als  Beute  aneignen.    Der  ge- 


1847.  Pfalz,  Die  germanischen  Ordalien  1866.  Patetta,  he  ordalie,  1890.  Dahn, 
Stadien  znr  Geschichte  der  germ.  Gottesorteile  (Bausteine  2,  1—75).  K.  Maüreb, 
Beweisverfahren  21d~>23d.  Gbimm,  RA.  908-937.  Waitz  1%  446  f.  Die  in  der 
Liitteratur  gebräuchliche,  dem  Angelsächsischen  entnommene  Bezeichnung  „Ordal*^ 
(§  8,  n.  16)  sollte  man  vermeiden.  Vgl.  Gbimm,  RA.  908;  DWB.  7,  1S16.  Maurbr/ 
a.  a.  0.  214. 

*'  VgL  S.  14.  WiLDA,  a.  a.  0.  454  f.  480.  v.  Lildbncbon  u.  MCllenhoff, 
Runenlehre  (1852)  S.  33—42.  Hometkb,  Haus-  und  Hofmarken  (1870)  S.  215  ff.; 
Das  german.  Losen,  Monatsber.  d.  Berl.  Akad.  1853,  S.  747  ff.;  Die  Losstäbchen, 
L  d.  Symbolae  Bethmanno-Hollwego  oblatae,  1868,  S.  69  ff.  Müllenhoff,  DA. 
4,  223  ff. 

^*  Vgl.  Kagi,  Alter  und  Herkunft  der  germ.  Gottesurteile  (Festschrift  f.  d. 
Versamml.  deutscher  Philologen  in  Zürich,  1887). 

»•  Vgl.  v.  Amiba«  168  f.;  Gott.  gel.  Anz.  1885,  S.  169f. ;  1888, 1,  55  f.  K.  Maübeb, 
Das  Gh>ttesurteil  im  altnord.  Recht  (Germania  19,  139  ff.).  Wilda,  a.  a.  0.  480  ff. 
Anderer  Meinung  Bbunnbb,  RG.  1,  182  f.  Ein  Orakel  war  auch  das  sg.  Bahr- 
gericht (vgl.  K.  Lehmamk  i.  d.  Abhandlungen  für  Konrad  Maurer,  1893,  S.  23  ff. 
Chbistensen^  Baarepröven,  1900.  Pappenheim,  ZRG.  35,  399  ff.)»  das  aber  wohl 
jüngeren  Ursprungs  ist. 

**  Vgl.  Tacitus,  Germania  c.  10.    Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  2,  2. 

*'  Aus  dem  nordgermanischen  Recht  verschwand  der  gerichtliche  Zweikampf, 
seit  die  Gottesurteile  Eingang  in  das  gerichtliche  Verfahren  gefunden  hatten. 

"*  VgL  Maubeb,  Beweisverfahren  222  ff.  v.  Amira*  167  f.;  Vollstreckungs- 
verfahren 290  ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1888,  t,  54  f.  Wilda,  a.  a.  O.  478.  Waitz  1», 
445  f.  Dahm,  Studien  57  f.;  Fehdegang  121  ff.  Unoeb,  Gerichtl.  Zweikampf,  1847. 
Anderer  Meinung  Bbunneb,  RG.  1,  183.    Siegel,  Gerichtsverfahren  204  f. 

*»  VgL  Gbimm,  RA.  928.     Siegel,  a.  a.  O.  217.    Schmeller,  Bayer.  WB.«  2,  880. 
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richtliche  Zweikampf  bildete  zugleich  einen  YoUen  Ersatz  des  gericht- 
lichen Verfahrens,  nicht,  wie  später,  einen  mehr  oder  weniger  zufälligen 
Teil  desselben^  er  brachte  den  Rechtsstreit  unmittelbar  zur  Entscheidung^^ 
Man  darf  annehmen,  daß  die  verletzte  Partei,  wenn  sie  sich  unter  Ver- 
zicht auf  Fehde  und  Bußklage  zu  kampflicher  Ansprache  yor  Gericht 
entschied,  den  Gegner  zur  Annahme  der  Forderung  zwingen  konnte;  Ab- 
lehnung des  kämpf  liehen  Grußes  war  Rechtsverweigerung  ^^ 

Eine  eigentliche  Urteilsvollstreckung  kannte  das  germanische 
Recht  nur  bei  Todesstrafen,  und  auch  hier  erst  nach  Einholung  eines 
Gottesurteils  über  die  Frage,  ob  das  Opfer  den  Göttern  genehm  sei  (S.  76). 
Außerdem  läßt  sich  vermuten,  daß  Friedensgelder  und  an  das  Gericht 
verwirkte  Prozeßbußen  von  Amts  wegen  eingetrieben  wurden.  Was  dagegen 
eine  Partei  von  der  anderen  auf  Grund  des  Gelöbnisses,  das  Urteil  zu 
erfüllen,  forderte,  konnte  nur  im  Wege  der  Privatpfändung  eingetrieben 
werden,  die  in  erster  Reihe  Aufgabe  der  von  der  schuldigen  Partei  ge- 
stellten Bürgen  (als  Einsteher)  gewesen  sein  dürfte.  Über  das  Verfahren 
bei  erfolgloser  Pfändung  sind  wir  nur  teilweise  unterrichtet^^.  Die 
wichtigste  Grundlage  für  die  Ausbildung  eines  eigentlichen  Vollstreckungs- 
verfahrens hat  man  mit  Recht  in  der  Friedlosigkeit  gefunden,  indem  die 
Achtung,  mochte  sie  als  Strafe  eines  schweren  Friedensbruches  oder  als 
prozessuales  Zwangsmittel  wegen  Rechtsverweigerung  des  Beklagten  ver- 
hängt sein,  das  Vermögen  des  Geächteten  mitumfaßte  und  dem  Zugrift 
des  Richters  wie  des  Klägers  preisgab  *^ 

Wurde  ein  Verbrecher  auf  handhafter  That  oder  unmittelbar  auf  der 
Flucht  von  der  That  ergriffen,  so  fand  ein  rein  exekutives  Verfahren 
statt.  Auf  das  von  dem  Verletzten  erhobene  Gerüft^^  hatten  alle,  die  es 
vernahmen,  die  Pflicht,  zu  seiner  Unterstützung  sowie  zur  Bezeugung  des 
Geschehenen  herbeizueilen.  Der  Verbrecher  wurde,  wenn  man  ihn  nicht 
als  friedlosen  Mann  sofort  tötete,  nebst  den  körperlichen  Beweisen  ge- 
bunden vor  Gericht  geführt  und  auf  Klage  und  eidliche  Aussage  des 
Verletzten  und  einer  genügenden  Zahl  von  „Schreimannen"  als  Eides- 
helfern sofort  verurteilt 


**  Die  Verwunderung  der  Germanen  darüber ,  daß  solita  armita  deeemi  bei 
den  Römern  iure  terminarentur  (Yelleius  Paterc,  Hist  Rom.  2,  c.  118X  bezog  sich 
wohl  nicht  bloß  auf  das  Fehderecht,  sondern,  wie  v.  Au&a  annimmt,  auch  auf 
den  gerichtlichen  Zweikampf. 

'^  Das  spätere  Recht  gestattete  auch  dem  Beklagten,  Eid  und  Zeugen  des 
ELlSgers  zu  schelten,  indem  er  sich  zum  Kampf  erbot. 

^  Vgl.  S.  81.  Der  Überweisung  des  Schuldners  in  die  Gewalt  seines  Gegners 
wird  von  den  Quellen  nur  bei  der  Wergeidschuld  gedacht;  ob  sie  auch  bei  anderen 
Friedensbrüchen  vorkam,  erfahren  wir  nicht.  Über  die  exekutive  Scfauldknecht- 
schaft  geben  erst  die  Quellen  der  folgenden  Periode  Aufschluß. 

"  Vgl.  S.  77  f.,  81. 

**  Vgl.  S.  87  n.,  78.  His,  Strafrecht  der  Friesen  182  ff.  Sohm,  Prozeß  135  n.  2. 
Stsikmeter  u.  Sievebs,  Glossen  2,  821  clamor:  gehruafti. 


Digitized  by 


Google 


Zweite  Periode. 
Die  fränkische  Zeit 


Wait«  II».  m*.  rV».  Nitzsch,  Geach.  d.  deutsch.  Volkes,  her.  v.  MAiTHii  I«. 
1892.  AsHOLD,  Deutsche  Geschichte  II.  1881 — 88.  Dahk,  Deutsche  Geschichte  I. 
1883—87;  Urgeschichte  L— -IV.  1881—89,  1*.  1899;  Könige  der  Germanen  I.— V. 
1861—70,  VI».  1885,  VII.  1—8.  1894—95  (daau  W.  Sickbl,  Gott  gel.  Anz.  1896, 
8.  269 ft.  His,  ZRG.  31,  185  ff.  Wbeminohoff,  ebd.  35,  414  ff.),  VHI.  1—6. 
1897—1900.  Kaütmaxii,  Deutsche  Geschichte  I.  II.  1880—81.  Lamprbcht,  Deutsche 
Geschichte  V,  1894.  II.  1892;  Deutsches  WirtBchaftsleben  I.  1—60.  W.  Schültzb, 
Deutsche  Greschichte  von  der  Urzeit  bis  zu  den  Ejurolingem  U.  1896.  Mühlbaohxb, 
Deutsche  Greschichte  unter  den  Ejirolingem,  1896.  v.  Ikama-Stebnzoo,  Deutsche 
Wirtschaftsgeschichte  I.  1879.  Pbou,  La  Gaule  m^rovingienne,  1897.  Bketsio, 
Kulturgeschichte  II.  S.  725—785. 

Mon.  Germ.  Auct  antiqu.  13  Bde,  1877—98;  Scriptores  (fol.)  1.  2.  4.  13—15. 
20;  Scriptor.  rer.  Merow.,  3  Bde,  1885 — 1896;  Scriptor.  rer.  Langob.  etital.,  1878; 
Diplomata  imperii  (fol.),  1872.  Böhmxr  u.  Mühlbacbbb,  Die  Begesten  des  Kaiser- 
reichs unter  den  Karolingern  1,  1889,  2.  Aufl.  seit  1899  im  Erscheinen.  Sickbl, 
Begesten  der  Urkunden  der  ersten  Karolinger,  1867.  Gemqlbb,  German.  Kechts- 
denkmäler,  1875. 

Erstes  Kapitel. 
Die  BUdnng  der  Stammesreiclie. 

Vgl.  Tafel  I  der  Beilage.  Müllbnhoff,  Deutsche  Altertumskunde  II.  Abnold, 
Ansiedlungen  und  Wanderungen  deutscher  Stflmme,  1875.  y.  Wietbbshbdc,  Ge- 
schichte der  Völkerwanderung ^  bearb.  von  Dahk,  2  Bde,  1881.  Platnbb,  Über 
die  Art  der  deutschen  Völkerzfige  z.  Z.  der  Wanderung,  FDG.  20,  165  £P.  v.  Ebokebt, 
Wanderungen  und  Siedelungen  der  german.  Stämme,  1901.  Bb^ibb,  Ethnographie 
der  germ.  Stfimme,  in  Paulis  Grundriß*  3,  874—950.  y.  Bethhank-Hollweo,  Der 
german. -r Oman.  Ciyilprozeß  im  Mittelalter  1,  1868.  y.  Daniels,  Handbuch  1, 
§§  16—62.  Wattz  2',  1,  S.  1—79.  Gibbon,  Historj  of  the  decline  and  fall  of  the 
roman  empire^  1860.  Lononon,  G^graphie  de  la  Gaule  au  6.  siöde,  1878.  Gbdoi, 
Gresch.  d.  deutsch.  Sprache',  1868.  Zeüss,  Die  Deutschen  und  die  Nachbarstftmme, 
1887.  BiNDiEO,  Gesch.  d.  bürg,  roman.  Königreichs,  1868.  L.  M.  Habtmann,  Das 
italienische  Königreich,  1897. 

§  14.    Die  Bildung  germanisclier  Reiclie. 

Die  angeheuere  Yölkerbewegung,  die  wir  als  die  Völkerwanderung  zu 
bezeichnen  pflegen,  zerßQlt  im  wesentlichen  in  Tier  Abschnitte.  Sie  be- 
ginnt während  des  groBen  Markomannenkrieges  in  der  zweiten  Hälfte 
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des  2.  Jahrhunderts  mit  dem  Abzug  der  gotisch-vandalischen  und  ver- 
schiedener suebischen  Völker  aus  dem  nordöstlichen  Germanien.  Diese 
Wanderzüge  waren  wohl  größtenteils  durch  Übervölkerung  veranlaßt;  nur 
die  jüngeren,  kräftigeren  Elemente  haben  daran  teilgenommen,  während 
die  übrigen  zurückblieben  und,  nachdem  sie  noch  eine  Weile  den  alten 
Zusammenhang  festgehalten  hatten,  allmählich  von  nachrückenden  Völkern 
dienstbar  gemacht  oder  aufgesogen  wurden.  Nur  allmählich  und  schritt- 
weise, in  friedlichem  Verrücken,  wurde  das  entvölkerte  G-ebiet  („Mau- 
rungaland^')  von  Lette-Slawen  in  Besitz  genommen,  die  schließlich  (zweite 
Hälfte  des  6.  Jahrhunderts)  alles  Land  bis  zur  Elbe  und  Saale  und  süd- 
lich bis  in  das  obere  Maingebiet  beherrschten.  Durch  diese  geogra- 
phische Verschiebung  wurde  der  bisherige  Zusammenhang  der  Südger- 
manen mit  den  Nordgermanen  gelöst,  andererseits  eine  um  so  innigere 
Berührung  der  ersteren  mit  der  römischen  Eulturwelt  und  der  christ- 
lichen Kirche  angebahnt.  Der  zweite  Abschnitt  der  Völkerwanderung  be- 
ginnt mit  dem  Einfall  der  Hunnen  (375),  indem  die  nach  Südosten  ge- 
wanderten gotisch-vandalischen  Völker,  soweit  sie  nicht  in  Abhängigkeit 
von  den  Hunnen  geraten,  in  eine  gewisse  Verbindung  mit  dem  römischen 
Reich  treten,  durch  die  ihnen  im  Lauf  des  5.  Jahrhunderts  die  Gründung 
eigener  Beiche  auf  römischem  Boden,  in  Gallien  und  Spanien,  ermöglicht 
wird.  Als  dritten  Abschnitt  kann  man  die  mit  dem  Zusammenbruch  des 
weströmischen  Reiches  in  Verbindung  stehende  Ausdehnung  der  Franken 
nach  Westen  und  Süden,  die  Übersiedelung  von  Angeln,  Sachsen  und 
Juten  nach  Britannien  und  die  Besetzung  der  dadurch  teilweise  entvöl- 
kerten jütischen  Halbinsel  durch  Nordgermanen  (Dänen),  sodann  die 
Gründung  des  ostgotischen  Reiches  in  Italien  bezeichnen.  Den  letzten 
Abschnitt  bildet  die  an  den  Sturz  des  Ostgotenreiches  fast  unmittelbar 
anknüpfende  Gründung  des  Langobardenreiches  in  Italien. 

Auf  die  Verfassung  der  germanischen  Staaten  hat  der  gewaltige 
Kampf  ums  Dasein,  den  diese  Völkerzüge  naturgemäß  mit  sich  brachten, 
einen  doppelten  Einfluß  geübt  Die  volksstaatliche  Verfassung  war  den 
Ansprüchen  einer  solchen  Zeit  nicht  gewachsen;  überall,  mit  Ausnahme 
der  Sachsen,  die  von  der  Völkerwanderung  am  wenigsten  berührt  wurden, 
vollzog  sich  der  Übergang  vom  Freistaat  zur  Monarchie  oder,  wo  diese 
schon  bestand,  der  Übergang  vom  altgermanischen  Volkskönigtum  zu  einer 
wahren  königlichen  Gewalt  Die  politischen  Scheinexistenzen  der  Klein- 
staaten verschwanden,  um  größeren  Gebilden  platz  zu  machen;  an  die 
Stelle  der  Völkerschaften  traten  die  Stämme.  Sind  dieselben  anfangs  auch 
sehr  losen  Gefüges  und  teilweise  kaum  als  Völkerbündnisse  zu  erkennen, 
so  zeigt  doch  der  gemeinsame  Stammesname  und  das  Verschwinden  der 
Einzelnamen  sowie  die  überall  zu  strafferer  Einheit  fortschreit'ende  Ent- 
wickelung,  als  deren  Hauptträger  das  Königtum  hervortritt,  daß  wir  es 
nicht,  wie  in  den  Völkerbündnissen  der  Urzeit,  mit  vorübergehenden  Er- 
scheinungen, sondern  mit  organischen  Bildungen  im  Leben  der  Völker  zu 
thun  haben.    Im  ganzen  sind  aus  der  Völkerwanderung  dreizehn  Stämme 
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hervorgegangen,  Yon  denen  aber  der  ostgermanisohe  Stamm  der  Yandalen 
far  die  deutsche  Rechtsgeschichte  kaum  eine  Bedeutung  hat  Zum  Teil 
treten  die  Stamme  unter  neuen  Namen  (Baiem,  Franken)  auf,  zum  Teil 
sind  es  alte  Yölkerschaftsnamen,  die  sich  zu  Gesamtnamen  ganzer  Stamme 
(Burgunden,  Friesen,  Goten,  Langobarden^  Sachsen,  Thüringer)  erweitert, 
oder  ehemalige  Gesamtnamen  größerer  Völkergruppen  (Yandalen,  Schwa- 
ben), die  eine  engere  Bedeutung  angenommen  haben.  Manche  andere 
Yölkerschaftsnamen  haben  sich  zwar  erhalten,  sind  aber  zu  bloßen  Gau- 
namen geworden.  Aus  der  großen  suebischen  Gruppe  sind  die  Stamme 
der  Schwaben  (Alamannen),  Baiem,  Thüringer  hervorgegangen.  Auch  bei 
der  Bildung  der  aus  der  gotisch-vandalischen  Gruppe  erwachsenen  Stamme 
der  Burgunden,  Ost-  und  Westgoten  und  Yandalen  sowie  bei  den  ing- 
väonischen  Friesen  und  den  istväonischen  Ribuariem  haben  in  erster 
Beihe  verwandtschaftliche  Beziehungen  mitgewirkt.  Dagegen  sind  die 
Sachsen  wahrscheinlich  aus  einer  Yerbindung  ingväonischer  Yölkerschaften 
mit  istväonischen  Elementen  und  herminonischen  Cheruskern  hervor- 
gegangen, die  ingväonischen  Langobarden  haben  sich  durch  die  Einver- 
leibung der  besiegten  Gepiden  und  der  verschiedensten  Yölkersplitter  ver- 
größert, und  den  Grundstock  der  salischen  Franken  haben  herminonische 
Chatten  (Sueben)  gebildet,  mit  denen  Yölkerschaften  istväonischer  Herkunft 
eine  Yerbindung  eingegangen  sind.  Man  erkennt,  daß  auch  nachbarliche 
Beziehungen  und  politische  Notwendigkeit  bei  der  Bildung  der  Stamme 
von  großem  Einfluß  gewesen  sind. 

Die  Goten,  als  Gtitones  oder  Gotones  von  Plinius  und  Tacitus  im 
Mündungsgebiet  der  Weichsel  genannt,  erscheinen  zum  Teil  schon  zu 
An&ng  des  3.  Jahrhunderts  an  der  unteren  Donau  und  dem  Schwarzen 
Meer,  und  zwar  im  Osten  die  Äustrogoihi  oder  Greuthungi^  im  Westen 
die  fnsiffothi  oder  Thervingi^  beide  bis  375  unter  dem  Königshaus  der 
Amaler  vereinigt  Während  die  Ostgoten  dann  unter  hunnische  Ober- 
hoheit gerieten  und  erst  nach  dem  Tode  Attilas  wieder  selbständig  wurden, 
bewahrten  die  in  das  römische  Thracien  übergetretenen  Westgoten  ihre 
Unabhängigkeit  Nachdem  sie  unter  ihrem  erwählten  König  Alarich 
die  Balkanhalbinsel  und  Italien  durchzogen,  hatten,  setzten  sie  sich  im 
zweiten  Jahrzehnt  des  5.  Jahrhunderts  im  südlichen  Gallien  fest  Den 
Mittelpunkt  ihres  unter  Eurich  (466 — 485)  auch  über  die  Provence  und 
den  größten  Teil  der  pyrenäischen  Halbinsel  ausgedehnten  Reiches  bildete 
Toulouse.  Nur  die  im  Anfang  des  5.  Jahrhunderts  mit  den  Yandalen 
über  die  Pyrenäen  gezogenen  Sueben  (Quaden?)  behaupteten  sich  noch 
ein  Jahrhundert  lang  im  Nordwesten  der  Halbinsel  unter  eigenen  Königen. 
Nachdem  in  der  ersten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  die  gallischen  Be- 
sitzungen der  Westgoten  bis  auf  die  Provinz  Septimanien  oder  Gotien 
(Languedoc)  an  die  Franken  verloren  gegangen  waren  und  das  tolosanische 
Reich  damit  seinen  alten  Schwerpunkt  eingebüßt  hatte,  verlegte  Leovigild 
(572 — 586)  den  Mittelpunkt  des  Reiches  nach  Toledo.  Unter  seinem  Sohne 
Rekkared  L  (586 — 601)  traten  die  Westgoten,  seit  Mitte   des  4.   Jahr- 


Digitized  by 


Google 


92  I>ie  Mnkifiche  Zeit 

honderts  arianische  Christen,  zum  katholischen  Glauben  über,  wodurch 
ihre  Verschmelzung  mit  den  römischen  Provinzialen  angebahnt  wurde. 

Die  Ostgoten,  nach  dem  Tode  Attilas  im  Einverständnis  mit  den 
Römern  in  Pannonien  und  Mösien  angesiedelt,  drangen  489  unter  Theo* 
derich  dem  Großen  in  Italien  ein  und  gründeten,  nach  dem  Sturze  des 
Odovakar,  ein  großes  Reich,  das  außer  Italien  und  den  dalmatischen 
Eüstenlanden  bald  auch  Ratien  und  Noricum  und  die  bisher  westgotische 
Provence  umfaßte.  Nach  Theoderichs  Tode  (526)  gingen  die  außeritalischen 
Besitzungen  verloren  und  im  Jahre  552  unterlag  das  Reich  den  Heeren 
Justinians,  nachdem  kaum  zwei  Jahrzehnte  vorher  das  afrikanische  Reich 
der  Yandalen  dasselbe  Schicksal  gehabt  hatte. 

Die  Erbschaft  der  Ostgoten  wurde  568  von  den  Langobarden 
(S.  11  f.)  angetreten.  Ursprünglich  zwischen  Elbe  und  Aller  in  dem  noch 
im  Mittelalter  nach  ihnen  benannten  Bardengau  gesessen,  waren  die  Lango- 
barden nach  dem  Abzug  der  Senmonen  allmählich  nach  Südosten  vor- 
gerückt und  hatten  gegen  530  die  von  den  Ostgoten  verlassenen  Gebiete 
Pannoniens  in  Besitz  genommen.  Unter^  König  Alboin  bemächtigten  sie 
sich  des  ganzen  Italiens  mit  Ausnahme  des  Exarchats  von  Ravenna  und 
der  Stadt  Rom.  Als  ihr  Reich  774  von  Karl  dem  Großen  erobert  wurde, 
hatte  es  bereits  ein  so  festes  Gefüge  erhalten,  daß  es  dem  Frankenreich 
nicht  einverleibt  wurde,  sondern  auch  unter  der  fränkischen  Herrschaft 
seinen  selbständigen  Charakter  als  regnum  Langobardorum  bewahrte. 

Das  von  den  keltischen  Bojem  verlassene,  noch  heute  nach  ihnen 
benannte  Böhmen  (S.  12)  war  schon  zu  Anfang  des  1.  Jahrhunderts  von 
den  suebischen  Markomannen  besetzt  worden,  die  es  erst  im  Laufe  des 
5.  Jahrhunderts  wieder  geräumt  haben.  Sie  haben  wohl  den  Grundstock 
für  den  Stamm  der  Baiern  {Bamwarü,  i.  h.  Bewohner  von  Baias)  ab- 
gegeben, die  seit  Anfang  des  6.  Jahrhunderts  zuerst  unter  diesem  Namen 
auftreten.  Eine  Zeit  lang  in  Abhängigkeit  von  den  Hunnen,  dann  nach 
Attilas  Tode  zur  Selbständigkeit  gelangt,  scheinen  diese  nach  dem  Sturz 
Odovakars  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  das  bis  dahin  von  den  Rugiem 
beherrschte  Noricum  eingenommen  zu  haben.  Seit  dem  Frankenkönig 
Theodebert  I.  (534 — 547)  gehörten  sie  zum  fränkischen  Reiche. 

Den  Kern  des  inneren  Germaniens  bewohnten  zur  römischen  Zeit 
die  herminonischen  Düren  (Hermunduren),  von  denen  durch  die  patro- 
nymische  Endung  inff  der  Stanunesname  der  Thüringer  (ahd.  Durinffä) 
entlehnt  ist.  Außer  ihnen  haben  namentlich  Teile  der  ingväonischen 
Angeln  und  Weriner  oder  Warner  sowie  nordgermanische  Herder  bei  der 
Bildung  des  Thüringerstammes  mitgewirkt  ^  Infolge  ihrer  centralen 
Lage  haben  die  Thüringer,  ohne  selbst  an  der  Bewegung  der  Völker- 
wanderung teilzunehmen,  fortwährend  Gebietseinbuße  erlitten,  bis  sie, 
früher  von  der  mittleren  Elbe  fast  bis  an  die  Donau  reichend^  auf  das 


^  Über  die  thüringiBchen  Angeln  und  Warner  vgl.  Anm.  2  und  unten  §  31 
Nr.  X,  ZRG.  20,  21  f.    L.  Schmidt,  Die  Hermunduren,  Hist  VJScbr.  11,  309  ff. 
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in  unserer  Tafel  L  verzeichnete  Gebiet  zwischen  Harz,  Thüringer  Wald, 
Saale  nnd  Werra  eingeschränkt  wurden.  Durch  den  Franken  Theoderich  I. 
wurden  die  Thüringer  dem  frankischen  Beiche  einverleibt  (581). 

Im  Nordosten  der  Hermunduren,  an  der  mittleren  Elbe  und  Havel, 
saßen  im  1.  Jahrhundert  die  von  Tacitus  als  caput  Sueborum  bezeichneten 
Semnonen  (Juthungen),  in  denen  die  neuere  Forschung  den  ursprünglichen 
Kern  der  Schwaben  oder  Alamannen  erkannt  hat  (S.  11).  Unter 
diesem  Namen  sind  sie,  die  Grenzen  der  Hermunduren  durchbrechend, 
in  der  zweiten  Hälfte  des  2.  Jahrhunderts  in  das  Maingebiet  vorgedrungen, 
wobei  ihnen  ihre  früheren  nordöstlichen  Nachbarn  (an  Oder  und  Warte), 
die  ostgermanischen  Burgunden,  auf  dem  Fuße  gefolgt  sein  müssen. 
Die  letzteren  haben  sich  dann  mainabwärts  gezogen  und  am  Mittelrhein 
ein  ausgedehntes  Beich,  mit  Worms  als  Mittelpunkt,  gegründet  Nachdem 
dasselbe  den  Angriffen  Attilas  zum  Opfer  gefallen  war  (437),  wurde  dem 
Best  des  Volkes  von  den  Bömem  das  obere  Bhonegebiet,  die  sogenannte 
Sabaudia,  angewiesen  (443),  von  wo  aus  sie  sich  allmählich  bis  zur  Pro- 
vence ausdehnten.  Im  Jahre  534  wurde  das  burgundische  Beich  dem 
Frankenreich  einverleibt  Die  Schwaben  oder  Alamannen,  die  vom  Main 
aus  schon  gegen  Ende  des  3.  Jahrhunderts  den  römischen  Limes  durch- 
brochen und  das  Dekumatenland  eingenommen  hatten,  drangen  im  Lauf 
des  4.  Jahrhunderts  wiederholt  vom  Oberrhein  aus  in  Gallien  ein,  während 
andere  Teile  des  Stammes,  durch  die  in  der  Mainebene  angesiedelten 
Burgunden  von  den  übrigen  getrennt,  sich  in  der  Wetterau  und  dem 
Bheingau  niederließen.  Von  den  zahlreichen  Völkerschaften,  die  der  Name 
der  Schwaben  oder  Alamannen  xmifaßte,  lassen  sich  verschiedene  noch 
aus  späteren  Gaunamen  erkennen.  Im  Laufe  des  5.  Jahrhunderts,  zumal 
nach  der  Übersiedelung  der  Burgunden  in  das  Bhonegebiet,  rückten  die 
Alamannen  am  Oberrhein  bis  in  die  Alpen  und  Vogesen  vor,  besetzten 
die  Gebiete  des  Mittelrheins  und  unteren  Mains  und  machten  Vorstöße 
in  die  Gebiete  der  Mosel,  der  Lahn  und  des  Niederrheins.  Die  dadurch 
entstandenen  Konflikte  mit  den  Franken  führten  zu  der  entscheidenden 
Schlacht  von  496,  in  deren  Gefolge  der  größte  Teil  des  alamannischen 
Landes  dem  fränkischen  Beich  einverleibt  wurde  (nur  die  Alpenländer 
blieben  bis  zum  Tode  Theoderichs  des  Großen  selbständig  unter  ostgotischem 
Schutz),  außerdem  aber  auch  ein  bedeutendes  Vordringen  des  fränkischen 
Volkselements  am  Main  und  Mittelrhein,  infolge  einer  den  Besiegten 
auferlegten  Landesabtretnng,  eintrat 

Die  Sachsen  zerfielen  in  vier  Abteilungen:  die  Westfalen,  Engem 
(die  Ariffrwarn  des  Tacitus),  Ostfalen  und  Nordalbingier.  Bei  den  letz- 
teren (den  späteren  Holsteinem  und  Dietmarsen)  begegnet  der  Volksname 
schon  im  2.  Jahrhundert.  Die  Völkerschaften,  die  den  Stamm  der  Sachsen 
begründet  haben,  gehörten  größtenteils  dem  ingväonischen  Stamme  an. 
Einen  Hauptbestandteil  haben  wohl  Chauken,  Beudigner  und  Avionen 
gebildet.  Die  Ostfalen  sind  wahrscheinlich  auf  die  herminonischen  Che- 
rusker  und  die  Fosen   zurückzuführen.    Im  6.  Jahrhundert  haben  die 
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Sachsen  ihr  Gebiet  gegen  Südosten  auf  Kosten  der  Thüringer  erheblich 
erweitert;  der  Nordthüringgau  zwischen  Elbe  und  Harz  hat  die  Erinnerung 
hieran  bis  in  das  Mittelalter  bewahrt.  Zwar  wurde  ein  Teil  des  eroberten 
Gebietes  bald  darauf  von  einer  vorgeschobenen  schwäbischen  Kolonie  in 
Besitz  genommen,  doch  sind  diese  sogenannten  Nordschwaben  des  säch- 
sischen Schwabengaues  (wohl  Überbleibsel  der  Semnonen  und  anderer  aus 
dem  Eibegebiet  nach  Süden  gewanderten  suebischen  Völkerschaften)  im 
wesentlichen  schon  früh  mit  den  Sachsen  verschmolzen. 

Die  westlichen  Nachbarn  der  Sachsen  längs  der  Küste  waren  die 
Friesen,  in  ihrem  Kern  schon  dem  Tacitus  als  große  und  kleine  Friesen 
bekannt.  Sie  bewohnten  das  Küstengebiet  von  der  Weser  bis  zur  Sink- 
fala  (Zwyn),  der  heutigen  Grenze  zwischen  Belgien  und  Holland.  An 
der  Völkerwanderung  haben  sie  nur  insofern  teilgenommen,  als  sie  die 
salischen  Franken  von  den  Mündungen  des  Bheins  und  der  Scheide  ab- 
gedrängt und  dadurch  wohl  zuerst  zu  der  Wanderung  nach  Toxandrien 
veranlaßt  haben.  Die  Friesen  zerfielen  in  die  Westfiriesen  zwischen  Sink- 
fala  und  Fly,  die  Mittelfriesen  zwischen  Fly  und  Laubach  (Lauwerzee) 
und  die  Ostfriesen  zwischen  Laubach  und  Weser.  Die  friesische  Besiede- 
lung  der  schleswigschen  Westküste  ist  nicht  vor  dem  9.  Jahrhundert 
bezeugt 

Die  Gründung  des  Reiches  der  Angelsachsen  ist  wesentlich  anders 
als  die  der  übrigen  Stammesreiche  erfolgt  Außer  den  Sachsen  von 
Weser  und  Elbe  haben  sich  wohl  von  jeher  auch  ihre  nördlichen  Nach- 
barn, die  Angeln  in  Schleswig«  und  die  Juten,  an  den  Streifzügen 
beteiligt,  mit  denen  sächsische  Seeräuber  seit  dem  3.  Jahrhundert  die  gal- 
lischen und  britischen  Küsten  heimsuchten.  Schon  im  Laufe  des  4.  Jahr- 
hunderts hatten  diese  Streifereien  zu  einer  sächsischen  Ansiedelung  an  der 
atlantischen  Küste  Galliens,  dem  sogenannten  litus  Saxonicum,  geführt 
Um  die  Mitte  des  6.  Jahrhunderts  ließ  sich  die  erste  sächsische  Heer- 
schar in  Britannien,  und  zwar  anfangs  im  Einverständnis  mit  den  Ein- 
wohnern, nieder.  Indem  eine  Heerschar  nach  der  anderen  folgte,  wurde 
allmählich  der  größte  Teil  des  Landes  bis  zum  Forth  von  den  Einwan- 
derern in  Besitz  genommen,  während  die  von  ihren  Einwohnern  ver- 
lassenen Teile  der  cimbrischen  Halbinsel  von  Dänen  besetzt  wurden.  Die 
Besiedelung  Britanniens  erfolgte  in  der  Weise,  daß  in  den  nördlichen 
Königreichen  Northumbrien,  Mercia  und  Ostaugeln  die  anglische,  in  Kent, 
Ost-,  West-  und  Südsachsen  (Essex,  Wessex,  Sussex)  die  sächsische,  auf 
der  Insel  Wight  die  jütische  Bevölkerung  überwog.  Zu  Anfang  des 
7.  Jahrhunderts  nahmen  besonders  Northumbrien  (unter  Aethelftid)  und 
Kent  (unter  Aethelberht),  seit  dem  8.  Jahrhundert  aber  Mercia  und  Wessex 
die   führende  Stellung  ein,   bis  im  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  König 

*  Weiland,  Die  Angeln  (Göttinger  Festgabe  für  Hanssen,  1889).  H.  Mölleb, 
ZDA.  40,  Anzeiger  129  ff.  Erdmaijn,  Über  die  Heimat  u.  den  Namen  der  Angeln, 
1890—91  (Skrifter  utgifna  af  Humanistika  Vetenskapsamsfiindet  i  Upsala,  L). 
MüLLENHOFP,  Beovulf  (1889)  53—109. 
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Egbert  Ton  Wessex  die  Oberherrlichkeit  über  die  sämtlichen  Königreiche 
erwarb  und  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  Aelfred  der  Große  Yon  Wessex, 
nachdem  er  das  Land  von  der  Herrschaft  der  D&nen  befreit  hatte,  den 
angelsächsischen  Einheitsstaat  herstellte. 


§  15.    Die  Grflndung  und  Ausbreitung  des  frinlüsclien  Reiclies. 

ScHBODEB,  Die  Franken  und  ihr  Becht  (Abdr.  a.  d.  ZRG.  15)  1 — 86  and  die 
daselbst  angeführte  Litterator.  Waitz  2*,  1,  S.  20  ff.  y.  Stbbl,  Königtum*  159  ff. 
Dabk,  Könige  7,  1  S.  1  ff.  8,  1  S.  1  ff.  Bremer,  a.  a.  O.  (S.  89)  874  ff.  Arnold, 
Ansiedlangen  and  Wanderungen  147  ff.  Lamprecht,  Fränkische  Wanderungen  und 
Ansiedlungen,  vornehmlich  im  Kheinland  (Zeitschrift  des  Aachener  Geschichts- 
vereins  4,  189  ff.);  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  1,  1  ff.  153  ff.  158. 
Stedv,  Arch.  d.  bist.  Ver.  f.  Unterfranken  89,  1  ff. 

Die  Yomehmsten  Trager  des  seit  Anfang  des  3.  Jahrhunderts  er- 
mähnten Namens  der  Franken  sind  die  Chatten,  die  schon  Tacitus  als 
das  militärisch  und  politisch  bedeutsamste  Volk  unter  den  Germanen 
erkannt  hatte.  Ein  chattisches  GauTolk,  dessen  Gebiet  den  Hauptort  des 
Volkes  (Mattium,  das  heutige  Metze  zwischen  Kassel  und  Fritzlar)  umschloß, 
waren  die  Hessen  {Hassi)K  Das  Gebiet  der  Chatten  umfaßte  im  I.Jahr- 
hundert das  ganze  hessische  Land  yon  der  Werra  bis  zur  Rhön,  dem 
Taunus  und  dem  Westerwald;  mit  den  stammverwandten  Mattiaken,  den 
Bewohnern  des  Bheingaues^  reichten  sie  bis  an  den  Bhein  und  unteren 
Main.  Seit  der  ersten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  suchten  die  chattischen 
Franken  sich  auch  im  Moselland  festzusetzen,  aber  erst  nach  dem  Tode 
des  Aetius  (455)  mit  dauerndem  Erfolg.  Noch  entscheidender  waren  die 
fränkischen  Bewegungen,  von  denen  um  die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts 
Belgien  ergriffen  wurde,  indem  die  schon  zu  Cäsars  Zeiten  auf  der  bata- 
yischen  Insel  und  in  dem  Mündungsdelta  des  Rheins  angesiedelten  Ba- 
taver und  Gannenefaten,  beide  ebenfalls  chattischer  Herkunft',  einen  Teil 
ihrer  bisherigen  Sitze  aufgaben,  um  sich  in  Toxandrien  (Brabant)  nieder- 
zulassen. Da  um  dieselbe  Zeit  auch  die  sugambrischen  Cugemen,  bis 
dahin  zwischen  Rhein  und  Maas  in  der  Gegend  von  Cleve  und  Xanten 
angesessen,  auf  das  linke  Maasufer  übergetreten  waren  ^  so  hat  man  die 
von  Ammianus  Marcellinus  zum  Jahre  358  erwähnten  Francos,  eos  vide- 
licet  quos  consuetudo  SaUos  appellavit,  ausos  olim  in  Romano  solo  apud 
Toxiandriam  locum  habitacula  sibi  figere  praelicenteTj  wohl  in  erster  Reihe 
auf  das  Zusammentreten  jener  drei  Völkerschaften,  der  Bataver,  Cannene- 
faten  und  Cugemen,  zurückzuführen.  Kaiser  Julian  sah  sich  genötigt, 
die  Salier  in   den  eingenommenen  Sitzen   zu  bestätigen.    Ihre   südliche 


*  Vgl.  Braume,  i.  d.  Indogerm.  Forsch.  4,  841  ff. 

'  Tacitos,  Germania  c.  29;  Histor.  4,  c.  12.  15.  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  4,  c.  10. 

*  Schon  zwischen  360  und  392  haben  sich  die  früher  auf  dem  rechten  Rhein- 
ufer  in  der  Rohrgegend  angesiedelten  Chattoarier  in  dem  von  den  Cagemen  ge- 
räumten Lande  (seitdem  Hattnariergau,  vgl.  unsere  Tafel  II.)  niedergelassen. 
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Grenze  bildete  eine  Zeit  lang  der  Kolilenwald  {Silva  Carbontxria)  im 
Hennegau,  zwischen  Scheide  und  Sambre,  von  wo  sie  Mitte  des  6.  Jahr- 
hunderts unter  König  Ghlogio  bis  zur  Somme  vordrangen.  Toumay  und 
Cambray  an  der  Scheide  wurden  zu  salischen  Eönigssitzen. 

An  den  Ufern  des  Niederrheins  wurden  die  Römer  wahrend  des 
4.  Jahrhunderts  besonders  von  den  fränkischen  Völkerschaften  der  Chat- 
tuarier  und  Chamayer  heimgesucht.  Nachdem  die  Chattuarier  auf  das 
linke  Rheinufer  übergetreten  waren,  erschienen  in  den  von  ihnen  ver- 
lassenen Sitzen  die  Brukterer  und  Ampsivarier,  denen  es  im  zweiten  oder 
dritten  Jahrzehnt  des  5.  Jahrhunderts  gelang,  sich  dauernd  zwischen 
Rhein  und  Maas  festzusetzen,  während  die  Mosellande  noch  römisch  blieben, 
um  erst  einige  Dezennien  später,  an  die  chattischen  Franken  verloren  za 
gehen.  Die  schon  unter  Augustus  auf  dem  linken  Rheinufer  angesiedel- 
ten TJbier,  die  stets  zu  den  Römern  gehalten  hatten,  wurden  von  den 
Franken  wohl  größtenteils  zu  Hörigen  gemacht  (S.  50)  und  sind  in  der 
Folgezeit  mit  den  Eroberem  verschmolzen.  Köln  wurde  der  Eönigssitz 
des  fränkischen  Rheinüferstaates,  dessen  Bewohner  fortan  unter  einem 
neuen  Gesamtnamen  als  Ribuarii  erscheinen.  Nur  die  Ghamaver,  die 
ebenfalls  zu  den  ribuarischen  Franken  gehörten  und  nach  ribuarischem 
Recht  lebten,  bildeten  auch  femer  eine  Gruppe  für  sich;  sie  besaßen  ein 
eigenes  Gaurecht  und  das  von  ihnen  bewohnte  Gebiet,  nach  ihnen  Hama- 
land  oder  Amoreland  genannt,  wurde  von  dem  eigentlichen  Ribuarien 
unterschieden. 

Die  Franken  besaßen  bis  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  noch  keine 
staatliche  Einheit  Nur  die  Ribuarier  hatten  es  zu  einem  einheitlichen 
Königtum  gebracht;  bei  den  Saliern  bestanden  mehrere  selbständige  Reiche 
nebeneinander,  die  aber,  da  die  Herrscher  alle  dem  Hause  der  Merowinger 
angehörten,  zum  Teil  aus  früheren  Erbteilungen  herrühren  mochten.  Der 
Merowinger  Childerich  (t  481)  war  König  eines  Bmchteils  des  salischen 
Landes;  seine  Residenz  war  zu  Toumay;  der  Schwerpunkt  seiner  Stellung 
berahte  in  Kriegsdiensten  als  Bundesgenosse  der  Römer.  Sein  Sohn 
Chlodovech  (481—511)  dehnte  das  ihm  zugefallene  Reich  durch  den  Sieg 
von  Soissons  (486)  über  das  Herrschaftsgebiet  des  Römers  Syagrius  im 
nördlichen  .Gallien  aus,  so  daß  er  nunmehr  vom  Kohlenwalde  im  Norden 
bis  zur  Loire  im  Süden  gebot.  Um  dieselbe  Zeit  scheinen  sich  ihm  die 
chattischen  Franken  angeschlossen  zu  haben,  die  ihre  ursprüngliche  Ver- 
wandtschaft mit  den  Saliern  wohl  nie  ganz  außer  acht  gelassen  hatten  1 
Durch  die  chattischen  Franken  wurde  Chlodovech  mit  ihren  Nachbarn, 
den  Thüringern  und  Alamannen,  in  Krieg  verwickelt;  die  ersteren  machte 
er  schon  490  tributpflichtig,  die  Alamannen  wurden  496,  endgiltig  aber 
erst  nach  501   dem  fränkischen  Reich  einverleibt,   bis  auf  die  zunächst 


^  Daß  sie  aach  nach  demselben  Recht  lebten,  ist  ein  starker  Beweis  ihrer 
ursprünglichen  Zusammengehörigkeit.  Vgl.  Franken  und  ihr  Recht  48  f.  Für  die 
G-aue  Arduenna,  Condrustinsis  und  Lamocensis  ist  noch  eine  Urkunde  von  890 
bei  Mabtäxe  und  Durand,  Amplissima  collectio  2,  38,  zu  vergleichen. 
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durch  das  Einschreiten  Theoderichs  des  Großen  vor  dem  gleichen  Schick- 
sal bewahrten  Bewohner  der  Alpenlande  im  oberen  Rätien.  Das  letzte 
Jahrzehnt  seiner  Regierung  füllte  Chlodovech  mit  der  Eroberung  der 
westgotischen  Besitzungen  zwischen  Loire  und  Garonne  (507)  und  der 
Beseitigung  der  übrigen  frankischen  Könige  aus.  Während  er  den  sali- 
schen  Eonigen  als  Verwandter  ohne  weiteres  in  der  Herrschaft  folgte, 
wurde  er  von  den  lUbuariem  durch  Volksbeschluß  zum  König  erhoben  ^ 
Damit  war  die  Einheit  des  gesamten  Frankenreiches  hergestellt  und  die 
Verbindung  desselben  mit  anderen  germanischen  wie  romanischen  Landern 
in  folgenreichster  Weise  angebahnt^. 

Auf  Chlodovech  folgten  seine  Söhne  Theoderich  L^,  Chlodomer,  Childe- 
bert  L  und  Chlothar  L  Sie  teilten  das.  Reich,  wußten  aber  gleichwohl 
seine  Grenzen  noch  mehr  zu  erweitern;  531  wurde  Thüringen,  534  Bur- 
gnnd  erobert,  dazu  kamen  die  westgotischen  Besitzungen  zwischen  der 
Garonne  und  den  Pyrenäen,  die  früher  westgotische,  seit  509  ostgotische 
Provence,  die  Alamannen  in  Rätien  (536)  und  die  Baiem,  die  letzteren 
wohl  durch  freien  Anschluß.  Nachdem  die  drei  anderen  Linien  aus- 
gestorben waren  (555),  vereinigte  Chlothar  L  das  ganze  Reich  in  seiner 
Hand.  Nach  seinem  Tode  (561)  wurde  das  Reich  unter  seine  Söhne 
Charibert  (t  567),  Gunthram  (t  592),  Sigibert  (t  575)  und  Chilperich 
(t  584),  geteilt  Die  beiden  ersteren  starben  ohne  Nachkommen,  Sigibert 
wurde  von  seinem  Sohn  Childebert  IL  (t  595),  dieser  von  Theodebert  IL 
(t  612)  und  Theoderich  IL  (t  613)  beerbt  Des  letzteren  Sohn  Sigibert  11. 
kam  613  durch  eine  Thronrevolution  der  austrasischen  Großen  ums  Leben, 
wodurch  das  ganze  Reich  in  der  Hand  Chlothars  IL  (584 — 629)  abermals 
vereinigt  wurde.  Chlothar  IL  nahm  623  seinen  Sohn  Dagobert  I.  (f  639), 
dieser  634  seinen  Sohn  Sigibert  HL  zum  Mitregenten  für  Austrasien  an. 

Durch  die  Bürgerkriege  seit  dem  Tode  Chlothars  I.  war  die  Kraft 
des  Reiches  erschöpft,  durch  die  Thronrevolution  von  613  in  Austrasien 
die  königliche  Gewalt  zu  Gunsten  der  Landesaristokratie  auf  das  äußerste 
geschwächt  Schon  614  sah  Chlothar  IL  sich  genötigt,  ihr  in  seinem 
Pariser  Edikt  weitgehende  Zugeständnisse  zu  machen.  Unter  den  Nach- 
folgern Dagoberts  L  entwickelte  sich  innerhalb  der  einzelnen  Reichsteile 
das  Amtsherzogtum  in  einer  mit  der  Reichseinheit  unvereinbaren  Weise 
zu  einem  erblichen  Stammesherzogtum,  während  die  königlichen  Rechte 
mehr  und  mehr  in  die  Hände  der  Aristokratie,  vor  allem  in  die  der 
königlichen  Hausmeier  von  Austrasien,  Neustrien  und  Burgund,  gerieten. 
Gegen  Ende  des  7.  Jahrhunderts  schien  das  fränkische  Reich  vor  seiner 
Auflösung  zu  stehen,  als  es  dem   durch  Erwerb   des  Herzogtums  der 


^  Die  KönigswaM  erfolgte  unter  Waffengetöse  (vdpnatak)  und  Erhebung  auf 
den  Schild.    Gregor.  Tur.,  Hiat  Franc  2,  c  40.    Vgl.  S.  25. 

*  Mit  Recht  konnte  daher  der  Epilog  der  Lex  Salica  Chlodovech  als  primus 
rex  Francofum  bezeichnen. 

'  Diesem  folgte  als  König  in  Austrasien  sein  kraftvoller  Sohn  Theodebert  I. 
(538—548),  sodann  dessen  Sohn  Theodebald  (t  555).. 

B.  ScHKÖDKB,  Deutsche  BechtsgeBchichte.    4.  Aufl.  7 
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austrasischen  Franken  und  durch  wiederholte  Bekleidung  des  Hausmeier- 
amtes zur  Macht  gelangten  ribuarischen  Hause  der  Arnulfinger  oder 
Pippiniden  gelang,  die  höchste  Gewalt  im  Reiche  in  seiner  Hand  zu  ver- 
einigen. Pippin  der  Mittlere  (von  Heristal),  Herzog  der  austrasischen 
Franken®,  erwarb  infolge  der  Schlacht  bei  Tertry  (687)  das  Hausmeier- 
tum  für  das  ganze  Reich  und  damit  thatsachlich  die  königliche  Gewalt 
Die  von  ihm  und  seinen  Nachfolgern  geführten  Titel  waren  maiar  domus, 
dux  et  princeps  Francorum.  Dem  König  blieben  nur  die  äußerlichen 
Königsrechte  und  die  königlichen  Ehren.  Nach  außen  erweiterte  Pippin 
das  Reich  durch  die  Unterwerfung  der  Westfriesen  (689),  dagegen  gelang  es 
ihm  nicht,  die  Herzogtümer  wieder  unter  die  Reichsgewalt  zu  beugen. 
Nach  kurzem  Zwischenreich  folgte  ihm  sein  Sohn  Karl  Martell  (717 — 740). 
Dieser  brachte  die  Herzöge  von  Aquitanien  und  Baiem  zur  Anerkennung 
seiner  Oberhoheit,  trat  den  Abfallgelüsten  anderer  Herzöge  mit  Erfolg 
entgegen,  trieb  die  nach  der  Eroberung  Spaniens  in  das  Frankenreich 
eingedrungenen  Araber  dauernd  über  die  Pyrenäen  zurück,  vereinigte  das 
bis  dahin  westgotisch  verbliebene  Septimanien  oder  Gotien  (Languedoc) 
mit  dem  Frankenreich  und  unterwarf  endlich  auch  die  mittleren  Friesen 
(734),  nachdem  er  die  nach  Pippins  Tode  abgefallenen  Westfriesen  schon 
im  Beginn  seiner  Regierung  zurückgewonnen  hatte.  Bei  seinem  Tode 
teilte  Karl  wie  ein  Selbstherrscher  das  Reich  unter  seine  Söhne  Pippin 
und  Karlmann.  Nachdem  der  letztere  der  Herrschaft  entsagt  hatte  (747) 
und  durch  die  strenge  Niederwerfung  der  Abfallbestrebungen  in  den 
Herzogtümern  die  Kraft  und  Einheit  des  Reiches  in  einer  Weise,  wie 
sie  seit  dem  6.  Jahrhundert  nicht  bestanden  hatte,  hergestellt  worden  war, 
erfolgte  751  auf  dem  Reichstag  zu  Soissons  die  feierliche  Wahl  Pippins 
zum  König.  Der  letzte  merowingische  Scheinkönig  und  sein  Sohn 
wurden  beseitigt.  Für  den  an  sich  ungesetzlichen  Akt  war  es  von  Be- 
deutung, daß  Pippin  sich  der  päpstlichen  Zustimmung  versichert  hatte. 
In  alttestamentlicher  Form  sprach  die  Kirche  ihm  und  seinem  Geschlecht 
durch  feierliche  Salbung  seitens  der  Bischöfe,  die  später  durch  den  Papst 
selbst  noch  einmal  wiederholt  wurde,  ihre  Anerkennung  aus.  Nach 
Pippins  Tode  (768)  wurde  das  Reich  unter  seine  Söhne  Karl  und  Karl- 
mann geteilt;  nachdem  der  letztere  früh  gestorben  war,  kam  auch  sein 
Anteil,  mit  Übergehung  seiner  unmündigen  Söhne,  an  Karl  den  Großen. 
Unter  Karl  wurde  durch  die  Beseitigung  des  Herzogtums  Baiern,  des 
einzigen  noch  übrig  gebliebenen  Stammesherzogtums,  der  Einheitsstaat 
vollkommen  durchgeführt  und  durch  die  Unterwerfung  der  Ostfriesen 
und  Sachsen  wurden  die  letzten  noch  unabhängig  gebliebenen  rein 
deutschen  Elemente  (außer  den  Angelsachsen)  dem  fränkischen  Reich 
einverleibt.  In  einer  gewissen  Selbständigkeit  wurde  das  774  eroberte 
Reich  der  Langobarden  dem  Frankenreich  verbunden;   die  Herzogtümer 


^  Pippin,   der  Sohn  des  Herzogs  Ansegisil,   war  Enkel  des  Bischofs  Arnulf 
von  Metz  und  des  austrasischen  Herzogs  Pippin  des  Älteren  (von  Landen). 
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Spoleto  und  BeneTent  blieben  yorerst  noch  unabhängig  nnd  behielten 
anch  nach  ihrer  Unterwerfang  ihre  eigenen  Herzöget  Im  Osten  wurde 
das  Land  der  Avaren  und  das  bis  dahin  byzantinische  Istrien  erworben. 
Jenseits  der  Pyrenäen  bis  zum  Ebro  wurde  den  Arabern  das  Gebiet  ab- 
gerungen, aus  dem  Karl  die  spanische  Mark  errichtete.  Auch  die  Goten 
in  Asturien  und  Gallicien^  die  .sich  gegen  die  Herrschaft  der  Araber 
erhoben  und  einen  eigenen  König  über  sich  gesetzt  hatten,  erkannten 
eine  Oberherrlichkeit  des  Frankenkönigs  an.  Außer  den  britischen  Inseln 
und  den  arabischen  Teilen  Spaniens  umfaßte  das  Reich  Karls  des  Großen 
das  ganze  Gebiet  des  ehemaligen  weströmischen  Beiches,  in  den  deutschen 
Landen  ging  es  erheblich  über  die  Grenzen  des  letzteren  hinaus.  Es  war 
daher  nur  eine  äußere  Anerkennung  der  thatsächlichen  Verhältnisse,  daß 
der  Papst  im  Weihnacht^fest  des  Jahres  800  dem  Frankenkönig  die 
römische  Kaiserkrone  aufe  Haupt  setzte  ^^.  Für  die  deutsche  Rechts- 
geschichte  hat  dieser  Vorgang  keine  größere  Bedeutung  gehabt.  Die 
straffere  Zusammenfassung  der  Reichsregierung  durch  die  Errichtung  des 
Königsbotenamtes  fallt  schon  in  die  Zeit  vor  der  Kaiserkrönung  und  die 
Unternehmungen  Karls  zur  Förderung  der  Rechtseinheit  im  Reiche  sind 
nicht  die  Folgen  seiner  kaiserlichen  Stellung  gewesen.  Noch  bei  seinen 
Lebzeiten  hat  Karl  auch  seinem  Sohn  Ludwig,  wie  dieser  später  seinem 
Sohn  Lothar,  die  Kaiserkrone  selbst  aufs  Haupt  gesetzt 

Die  Bedeutung  der  schwachen  Regierung  Ludwigs  des  Frommen 
(814 — 840)  lag  hauptsächlich  in  den  wiederholten  Versuchen,  eine  be- 
friedigende Reichsteilung  unter  seinen  Söhnen  herbeizuführen.  Erst  843 
kam  es  in  dem  Vertrag  zu  Verdun  zu  einer  endgültigen  Vereinbarung. 
Grundgedanke  der  Teilung  war,  daß  zunächst  jeder  der  Brüder  behielt, 
was  er  bereits  besaß  (Lothar  I.  die  Kaiserwürde  und  das  Langobarden- 
reich, Ludwig  der  Deutsche  Baiem,  Karl  der  Kahle  Aquitanien),  das 
Übrige  dagegen  in  drei  möglichst  gleiche  Teile  zerlegt  wurde.  Der  Anteil 
Lothars  umfaßte,  außer  der  Provence,  Burgund  und  dem  El^  im  Süden, 
den  friesischen  Landen  und  den  altsalischen  Besitzungen  zwischen  Maas, 
Kohlenwald  und  Scheide  im  Norden,  die  fränkischen  Gaue  zwischen  Maas 
und  Rhein ^^,  mit  Ausnahme  der  Gaue  von  Mainz,  Worms  und  Speier, 
die  zu  Ludwigs  Anteil  gehörten.  Im  übrigen  erhielt  Ludwig  alles  Land 
im  Osten,  Karl  alles  im  Westen,  der  Gebiete  Lothars.     Ludwigs  Reich 


•  Schon  754  hatte  Pippin  vom  Papst  die  Würde  eines  Patricius  Komanorum 
empfangen,  womit  er  als  Rechtsnachfolger  des  Exarchen  von  Ravenna,  d.  h.  als 
Vertreter  des  römischen  Elaisers  in  Rom  und  dem  Exarchat,  anerkannt  war.  Karl, 
auf  den  diese  Würde  übergegangen  war,  behandelte  Rom  und  das  Exarchat  seit 
774  als  Teile  seines  Reiches. 

^*  Vgl.  DöLUMOEB,  Das  Kaisertum  Karls  d.  Gr.  und  seiner  Nachfolger,  Munch. 
Hißt  JB.  1865.  W.  SiCKEL,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Gesch.-Wi8s.  11,  301  ff.  12,  1, 
S.  l  ff.;  Gott  gel.  Anz.  1897,  S.  888  ff.;  Mitteil.  d.  öst  Inst.  20,  1  ff.;  Hist.  Zeitschr. 
82,  1  ff.     Sackto,  ebd.  87,  885  ff.    Dahn,  Könige  8,  6,  S.  221  ff. 

^^  Gregen  die  gewöhnliche  Annahme,  daß  Lothar  auch  die  ribuarischen  Gane 
des  rechten  Rheinufers  erhalten  habe,  vgl.  Hist  Zeitschr.  43,  51  n. 
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hatte  eine  ausschließlich  deutschredende  Bevölkerung,  in  denoi  Reiche 
Karls  wurde,  von  Flandern  abgesehen,  französisch  gesprochen.  Die 
Trennung  der  deutschen  und  der  französischen  Nation  war  vollzogen.  Die 
durch  den  Vertrag  zu  Verdun  festgesetzten  Grenzen  sind  noch  im  Laufe 
des  9.  Jahrhunderts  durch  das  Aussterben  der  Linie  Lothars  wesent- 
lich verändert  worden,  vorübergehend  hat  noch  einmal  eine  Vereinigung 
aller  fränkischen  Lande  in  einer  Hand  stattgefunden,  aber  die  Grund- 
lage für  die  Aussonderung  des  deutschen  wie  des  französischen  Reiches 
aus  dem  Gesamtverband  des  fränkischen  Reiches  ist  der  Verduner  Vertrag 
geblieben.  Mit  dem  Jahre  843  endigt  die  Geschichte  des  fränkischen 
Gesamtreiches;  die  Geschichte  des  deutschen  und  französischen  National- 
staates beginnt. 

§  16.    Die  Stellung  der  Römer  In  den  germanischen  Reiciien. 

Bbunneb,  RG.  I.  §  11.  y.  Savignt,  GeBchicfate  des  römischen  Rechts  im 
Mittelalter  I.  II.  VIT.  17;  Zeitschr.  f.  g.  RW.  11,  210  ff.  Wattz  2»,  1,  S.  42  f. 
47  ff.  268  f.  885.  y.  Bethmann-Hollweq,  Germ.-roman.  Civilprozeß  1,  121  ff.  189  ff. 
155.  181  ff.  185  f.  258  ff.  801  ff.  402  ff.  Eichhorn,  St.- u.  RG.  1,  149  ff.  Gaüpp,  Die 
germ.  Ansiedlungen  und  Landteilungen  in  den  Provinzen  des  röm.  Westreiches, 
1844.  Dahn,  Könige  der  Germanen  1,  237  ff.  2,  43.  3,  1  ff.  254  ff.  6,  52  ff.  70  ff. 
7,  1  S.  103—148.  y.  Sybel,  Entstehung  des  Königtums*  265  ff.  425  ff.  v.  Daniels, 
Handbach  1,  352  ff.  Kaufmann,  FDG.  10,  355  ff.  Havet,  Du  partage  des  terres  entre 
les  Romains  et  les  Barbares,  Revue  hist.  6,  86  ff.  Claude  L^ouzon  Le  Düc,  Le 
r^me  de  Thospitalit^  chez  les  Burgundes,  N.  Revue  12,  282  ff.  Saleelles,  De 
r^tablissement  des  Burgundes  sur  les  domaines  des  Grallo- Romains,  Revue  Bour- 
guignonne  I.  1891.  Bindinq,  Das  burg.-roman.  Königreich  13  ff.  297  ff.  Heoel, 
Geschichte  der  Städte  Verfassung  von  Italien  1,  101  ff.  352  ff.  Gaudenzi,  Sulla  pro- 
priet4  in  Italia  nella  prima  meta  del  medio  evo,  1884.  Schüpfeb,  Istituzione  poli- 
tiche  longobardiche  55  ff.  Pardessüs,  Loi  Salique  507  ff.  Tahassia,  Dell*  ospi- 
talitd,  1897  (Rivista  Italiana  per  le  scienze  giuridiche  22).  Mettzen,  Siedlung  und 
Agrarwesen  1,  526  ff.  H abtmann,  Das  italienische  Königreich,  1897.  Kieneb,  Verf.- 
Geschichte  der  Provence  5  ff. 

Die  letzten  Jahrhunderte  des  römischen  Reiches  tragen  das  Gepräge 
einer  immer  zunehmenden  Germanisirung.  Den  Hauptbestand  der  rö- 
mischen Heere  bildeten  germanische  Krieger,  wichtige  Heereseinrichtungen 
waren  germanischer  Herkunft,  die  Herrschergewalt  selbst  kam  mehr  und 
mehr  in  die  Hände  germanischer  Fürsten  \  Die  Heruler,  Ost-  und  West- 
goten und  Burgunden  drangen  nicht  als  Eroberer  ein,  sondern  wurden, 
zunächst  wenigstens,  im  Wege  friedlicher  Vereinbarung  als  Hilfstruppen 
und  Verbündete  innerhalb  der  Beichsgrenzen  angesiedelt.  Diesen  An- 
fängen entsprach  die  weitere  Entwickelung.  Durchweg  behielten  die  römi- 
schen Provinzialen  ihre  persönliche  Freiheit  und  ihr  römisches  Civilrecht, 
das  sich  freilich,  zum  Teil  unter  dem  Einfluß  germanischer  Kechts- 
gedanken^  allmählich  überall  zu  einem  eigentümlichen  Vulgarrecht  aus- 
gestaltete. Geschlossene  Gebietsabtretungen,  wie  Ariovist  von  den  Sequanem 


Vgl  Bbünneb,  RG.  1,  §  7. 
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und  später  die  Vandalen  in  Afrika,  die  Angelsachsen  in  Britannien  ver- 
langt hatten*,  wurden  den  Römern  hier  nicht  zugemutet,  vielmehr  er- 
folgte die  Niederlassung  der  als  „foederati  et  hospites^'  in  das  Land 
gekommenen  Germanen  regelmäßig  nach  den  Grundsätzen  des  römischen 
Einquartierungssystems,  das  durch  ein  Gesetz  der  Kaiser  Arcadius  und 
Honorius  vom  Jahre  398  geordnet  war^,  nur  daß  nicht  bloß,  wie  dieses 
Gesetz  verlangte,  das  Haus,  sondern  unter  Beseitigung  aller  Natural- 
verpflegung  der  ganze  Grundbesitz  geteilt,  also  eine  vollständige  Ab- 
schichtung  der  germanischen  hospites  durchgeführt  wurde.  Jeder  römische 
Grundbesitzer,  soweit  er  von  der  Einquartierung  betroflfen  wurde*,  durfte 
einen  bestimmten  Bruchteil  seines  Besitztums  zu  freiem  Eigentum  behalten ; 
aus  dem  Übrigen  wurde  eine  größere  oder  geringere  Zahl  von  Landlosen 
(soTtes)  gebildet,  die  den  einzelnen  Germanen  zu  Eigentum  überwiesen 
wurden  ^  Das  Maß  der  Teilung  hielt  sich  bei  den  Herulem  und  Ost- 
goten ganz  in  den  Grenzen  des  Gesetzes,  indem  die  Römer  zwei  Drittel 
behielten  und  ein  Drittel  abtraten^.  Die  Westgoten  nahmen  von  vorn- 
herein zwei  Drittel  für  sich  in  Anspruch  und  ließen  den  Römern  nur 
ein  Drittelt  Bei  den  Burgunden  hatte  anfangs,  wahrscheinlich  im  An- 
schluß an  die  Bestimmung  des  Eaisergesetzes  in  betreff  der  inlustres 
viri,  Halbteilung  stattgefunden,  die  aber  unter  König  Gundobad  nach 
dem  Vorgang  der  Westgoten  dahin  erweitert  wurde,  daß  die  Römer  von 


>  Bell.  GalL  1,  c.  31.  Gaupp  55  f.  446—454.  541.  Dahv,  a.  a.  O.  1,  240  f. 
Bethmaitk-Hollweo  1,  132  f.  Derartige  Abtretungen  worden  wohl  auch  den  Ala- 
mannen  von  Chlodovech  nach  501  und  den  Thüringern  von  den  Franken  und 
Sachsen  auferlegt.    YgL  Waitz  2,  1,  ^.  55  ff.     Gregor,  Hist  Franc.  5,  15. 

*  Cod.  Theodos.  VII.  8,  5  pr.  (auch  c.  2.  C.  de  metatifl  12,  40):  In  qualibet 
td  nos  ipsi  urbe  fuerimus  vel  Mi  qui  nobis  militant  commorentur,  omni  tarn  men- 
sorum  quam  eiiam  hospiium  iniquitate  summota  dtias  dominus  propriae  domus^ 
iertia  hoapiti  deptäata,  eaienua  intrepidus  ae  seeurua  posaideat  portiones,  ut  in  tres 
domo  divisa  partes  primam  eligendi  dominus  haheat  facuUatemy  seeundam  hospes, 
quam  voiuerit,  ezequatur^  tertia  domino  relinquenda,  —  §  2.  Inlusiribus  sane  viris 
non  tertiam  partem  domus,  sed  mediam  hospitalitatis  gratia  deputari  decemimus^  ea 
duniaoMit  condidons  serva^ta,  ut  cUter  ex  his  quilibet  quive  maluerit  divisianem  ar- 
bitrii  aequitaie  faciaty  alter  elegendi  habeat  optionem, 

^  Die  Verpflichtung  zur  Landteilung  traf  die  Römer  nur  nach  Maßgabe  des 
Bedürfnisses.  Es  hliehen  genug  römische  Villen  ührig,  die  keine  hospites  erhielten 
und  darum  nicht  zu  teilen  brauchten.    Vgl.  Saleilles,  a.  a.  0.  28  ff. 

^  Die  Landlose  müssen  durchschnittlich  von  gleicher  Große  gewesen  sein. 
Bei  Grundbesitzstreitigkeiten  unter  Römern  hatte  der  römische  hospes  die  prozes- 
soaliBche  Vertretung  seines  gesamten  früheren  Besitzes,  mit  Einschluß  des  Ab- 
getretenen (L.  Burg.  55),  auch  blieb  ihm  hinsichtlich  des  letzteren  und  ebenso  den 
von  ihm  ausgestatteten  Germanen  untereinander  das  Vorkaufsrecht  gewahrt  ( wenig- 
Btens  nach  L.  Burg  84).  Daß  jeder  seinen  Anteil  zu  Eigentum  erwarb,  ist  nicht 
zu  bezweifeln.  Vgl.  Saleilles,  a.  a.  0.  62  ff.  Die  Überweisung  der  Landteile  an 
die  Einzelnen  geschah  wahrscheinlich  im  Wege  der  Verlosung.  Vornehme  Grer- 
manen  erhielten  wohl  zum  Teil  mehrere  Lose  und  wurden  außerdem  mit  Königs- 
schenkungen bedacht    Vgl.  Anm.  8. 

•  Vgl.  Prokop,  Bell.  Got.  1,  c.  1.    Habtmann,  a.  a.  0.  98  ff. 

^  L.  Wiaig.  X.  1,  c.  8  (Reccessv.  X.  2,  c.  1).    Ed.  Eur.  c.  277. 


Digitized  by 


Google 


102  Die  fränkische  Zeit 

ihrem  Pflugland  noch  ein  Sechstel ,  im  ganzen  also  Zweidrittei  abtreten 
maßten,  während  hinsichtlich  der  Hofstätten,  Gärten  und  des  Wald-  und 
Weidelandes  die  ursprüngliche  Halbteilung  beibehalten  wurde  ^.  Ein 
anderes  Verfahren  wurde  bei  der  Niederlassung  der  Langobarden  in 
Italien  beobachtet,  da  diese  als  Eroberer  ins  Land  gekommen  waren,  doch 
scheint  es^  als  hätten  sie  sich  schließlich  an  einer  Landteilung  zu  Dritt^ils- 
recht  genügen  lassen®. 

Während  das  Landteilungssystem  das  Durcheinanderwohnen  von 
fiömern  und  Germanen  zum  Prinzip  erhob  und  die  Anlegung  geschlos- 
sener germanischer  Niederlassungen  verhinderte,  dadurch  aber  der  Ro- 
manisierung  aufs  beste  den  Boden  ebnete,  sind  die  Franken,  die  nicht 
als  Verbündete  der  Kömer^  sondern  als  Eroberer  in  das  Land  kamen,  ohne 
Landteilung  in  volksmäßiger  Geschlossenheit,  und  zwar  die  Salier  von 
Toxandrien  aus  durch  Flandern,  Brabant  und  Artois  bis  zur  Ganche  und 
die  chattischen  Franken  im  ganzen  Saargebiet  und  moselaufwärts  bis  an 
die  Militärstraßen  bei  Metz  vorgedrungen^^.  Einen  anderen  Charakter 
trug  die  Erweiterung  des  fränkischen  Gebietes  unter  Chlodovech,  indem 
sie,  abgesehen  von  der  Zurückdrängung  der  Alamannen,  nicht  sowohl 
das  Werk  eines  neue  Sitze  erstrebenden  Volkes,  als  vielmehr  eine  Er- 
oberung des  Königs  zur  Erweiterung  seiner  Herrschaft  war^^  Das 
Privateigentum  der  Provinzialen  blieb  unangetastet,  der  König  verfügte 
zu  Gunsten  seiner  Franken  nur  über  solche  Ländereien,  die  ihm  kraft 
öffentlichen  Rechts  zufielen.  Auch  sonst  stellte  sich  Chlodovech  durch- 
aus freundlich  zu  den  Römern.  Obwohl  er  Gallien  in  voller  Unabhängig- 
keit kraft  Eroberungsrechtes  erworben  hatte,  trug  er  doch  kein  Bedenken, 
den  ihm  vom  Kaiser  Anastasius  verliehenen  Titel  eines  Konsuls  zu  fahren 
und  Münzen  mit  dem  Namen  des  römischen  Kaisers  prägen  zu  lassen. 
Die  römischen  Provinzialen  galten  als  gleichberechtigte  ünterthanen  neben 
den  Franken^*.  Die  öffentlichen  Ämter  waren  ihnen  ebenso  zugänglich 
wie  diesen,  auch  die  Heerespflicht  wurde  alsbald  nach  Chlodovech  auf  sie 
ausgedehnt,  während  in  den  übrigen  germanischen  Reichen,  vielleicht  mit 


»  Vgl.  L.  Burg.  13.  81.  54.  67.  extrav.  21,  12.  L.  Rom.  Burg.  17,  4  f. 
Gundobad  nötigte  die  römischen  Grundbesitzer  außerdem  zur  Abtretung  eines 
Drittels  ihrer  Sklaven,  die  sie  bis  dabin  ganz  hatten  behalten  dürfen.  Wer  Eönigs- 
schenkungen  empfangen  hatte,  nahm  an  der  von  Gundobad  angeordneten  Auf- 
besserung nicht  teil,  auch  die  burgundischen  Nachzügler,  die  erst  hinterher  ins 
Land  kamen,  mußten  sich  mit  der  Halbteilung  begnügen. 
»  Vgl.  Paul.  Diac.,  Hist  Lang.  2,  c.  32.  3,  c  16. 

w  Vgl.  Haktmann,  a.  a.  0.  154.  Waffz,  Das  alte  Recht  53  ff.  Schröder, 
Franken  und  ihr  Becht  23.  44;  Ausbreitung  der  salischen  Franken,  FDG.  19, 
139—172.  Vandebkindere,  Les  origines  de  la  population  flamande  1885—86.  Über 
die  Besiedlung  des  Landes  durch  neuen  Anbau  haben  Arnold,  Meftzek  und 
Lamprecht  ausgezeichnete  Untersuchungen  angestellt. 

"  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  35. 

^*  Die  frühere  Annahme,  daß  die  Römer  nur  das  halbe  Wergeid  der  freien 
Franken  besessen  hätten,  ist  durch  die  glänzende  Ausführung  von  Brünner,  RG. 
2,  614  n.  7,  beseitigt 
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Ausnahme  des  westgotdscheD,  nur  die  Germanen  dem  Heere  angehörten. 
Mischehen  zwischen  Franken  und  Provinzialen  waren  zu  keiner  Zeit 
gesetzlich  ausgeschlossen.  Der  Übertritt  der  Franken  zur  römischen  Kirche 
begünstigte  die  Verschmelzung  der  beiden  Nationalitaten  und  bewahrte 
das  Frankenreich  Tor  dem  Zwiespalt,  der  die  übrigen  germano-romanischen 
Reiche  zersetzte.  Das  öffentliche  Recht  des  frankischen  Reiches  war 
durchaus  einheitlich  und  beruhte  wesentlich  auf  germanischer  Grundlage, 
wenn  auch  im  einzelnen  viele  römische  Einrichtungen  angenommen 
wurden  ^^.  Auf  dem  Gebiet  des  bürgerlichen  Rechts  vollzog  sich  im 
Lauf  der  Zeit  eine  eigentümliche  Yerschmelzung  in  der  Weise,  daß 
nördlich  der  Loire,  wo  die  fränkischen  Elemente  überwogen,  das  römische 
Recht  allmählich  ganz  von  dem  salischen  verdrängt  wurde,  während  es 
südlich  der  Loire,  wenn  auch  nur  als  römisches  Vulgarrecht,  den  Vor- 
rang behauptete^*. 


Zweites  Kapitel. 
Die  VerfAssnng  des  fränkischen  Reiches. 

Waitz,  VG.  II'.  III'.  IV*;  Das  alte  Recht  der  salischen  Franken,  1846. 
Brunneb,  RG.  1,  187—254.  2,  1—326;  Grundzüge  23—80,  49—64.  Sohm,  Frftn- ' 
kische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung,  1871.  Dahn,  Könige  der  Grermanen  VII. 
VLQ.;  Deutsche  Geschichte  2,  418—749.  y.  Stbbl,  Entstehung  des  deutschen 
Königtums*,  1881.  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens,  1850;  Feudalit&t  und 
ünterthanenverband,  1863.  W.  Sickel,  Entstehung  der  fränkischen  Monarchie, 
Westdeutsche  Zeitschr.  4,  281  ff.;  Die  Reiche  der  Völkerwanderung,  ebd.  9,  217  ff.; 
Privatherrschaften  im  fränkischen  Reiche,  ebd.  15,  111  ff.  16,  47  ff.;  Zum  Ursprung  ^ 
des  mittelalterlichen  Staates,  MitteiL  d.  österr.  Inst,  Erg.-Bd.  2;  Die  merowingische 
Volksversammlung,  ebd.  Erg.-Bd.  2;  Beiträge  z.  deutschen  Verf. -Geschichte  des 
Mittelalters,  ebd.  Erg.-Bd.  8,  451—585;  Mitteil.  d.  österr.  Inst  4,  622  ff.;  Gott.  gel. 
Anz.  1885,  S.  97  ff.  1886,  S.  484  ff.  555  ff  1887,  S.  818  ff.  1888,  S.  433  ff.  1889, 
S.  944  £  1890,  S.  209  ff.  563  ff.  1892,  S.  121  ff.  1896,  S.  269  ff.  v.  Amiba,  Gott 
gel  Anz.  1896,  S.  188  ff.  Schbödeb,  Neuere  Forschungen  z.  fränk.  RG.,  Hist 
Zeitschr.  78,  193  ff.  79,  224  ff.  Glabson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de 
la  France,  11.  III.  1888—89.  Fustel  de  Goülamges,  Histoire  des  institutions  poli- 
tiques  de  Tandenne  France,  II'.  LHnvasion  germanique  et  la  fin  de  TEmpire, 
her.  V.  C.  Jullian,  1891;  III.  La  monarchie  franque,  1888.  Viollet,  Histoire  des 
institutions  politiques  et  administratives  de  la  France,  I.  1890.  J.  Tabdif,  Etudes 
sur  les  institutions  politiques  et  administratives  de  la  France,  I.  1881.  Flach,  Les 
origines  de  Fancienne  France,  I.  1886.  Lehüerou,  Histoire  des  institutions  M^ro- 
vingiennes,  1842;  Histoire  des  institutions  Garolingiennes,  1848.  Vandebkiitdebb, 
Introduction  k  lliistoire  des  institutions  de  la  Belgique  au  moyen  äge,  1890. 
LöBSLL,  Gregor  von  Tours  und  seine  Zeit',  1869.  E.  Mateb,  Deutsche  u.  französische 
Verfassungsgeschichte  vom  9.  bis  14.  Jh.,  2  Bde,  1899  (vgl.  Stutz,  ZRG.  34, 115  ff.). 
Abnolp,  Deutsche  Geschichte  II.  2.  W.  Schultzb,  Deutsche  Geschichte  2,  258—463, 
Mühlbacheb,  Deutsche  G^chichte  unter  den  Karolingern  260 — 318.  L.  v.  Maurer, 
Gesch.  der  Fronhöfe,  der  Bauernhöfe  und  der  Hofverfassung,  I.  1862.   v.  Bethhann- 


"  Vgl  BBuniraiB,  RG.  2,  1—7. 

^*  Vgl.  Sickel,  Gott  gel  Anz.  1897,  S.  837. 
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HoLLWEQ,  german.-roman.  Civilprozeß  I.  §§  87  f.  43  f.  47  f.  52  ff.  60  f.  65  ff. 
Thonissbn,  L'organisation  judiciaire,  le  droit  p^nal  et  la  proc^dure  pönale  de  la  loi 
salique',  1882.  Pabdessüs,  Loi  Salique,  1843,  Dissertations  2 — 9.  —  Gaupp,  Recht 
und  Verfassung  der  alten  Sachsen,  1837.  Unger,  Geschichte  des  öffentlichen  Rechts 
in  den  Landen  zwischen  Niederrhein  u.  Niederelbe,  1840.  Quitzmann,  Die  älteste 
Rechtsverfassung  der  Baiwareu,  1866.  Mebkel,  De  republica  Alamannorum,  1849. 
ScHüPFEB,  Delle  istituzioni  politiche  longobardiche,  1863.  Pertile,  Storia  del 
diritto  italiano  L  Stubbs,  Gonstitutional  history  of  England  L  cap.  4—8. 
E.  Winkelmann,  Geschichte  der  Angelsachsen  91—111.  Pollock  and  Maitland, 
Hist.  of  english  law  1,  1—40.     Kieneb,  Verf.-Gesch.  der  Provence,  1900. 

Urkundensammlungen:  bei  Dahlmann-Waitz,  Quellenkunde*  829.  835. 
844.  348.  853.  354.  356.  365.  367.  433—442.  —  Bb^qüiqnt,  Diplomata  chartae  et 
instrumenta  aetatis  Merovingicae ^  cd.  Pabdessüs,  2  Bde,  1841—49.  Diplomata 
regum  Francorum,  Mon.  Germ.  Dipl.  I.  1872  (mangelhaft).  Böhmbb-Mühlbachkb, 
Regesten  der  Karolinger  L  1889,  2.  Aufl.  seit  1899.  Th.  Sickel,  Regesten  der 
Urkunden  der  ersten  Karolinger  (751—840),  1867  (a.  u.  d.  T.:  Acta  regum  Karo- 
linorum  digesta  et  enarrata,  II.).  —  CoUection  des  documents  in^dits  sur  Thistoire 
de  France,  seit  1835.  Documents  historiques  publi^s  par  la  soci^tö  de  T^cole  des 
chartes,  I.  II.  1873 — 79.  M.  Th^venin,  CoUection  des  textes  pour  servir  k  T^tude 
et  k  Tenseignemeut  de  Thistoire,  1887. 

§  17.    Das  Königtum. 

Bbünneb,  RG.  2,  7—95.  v.  Amiba"  93  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  9—37. 
Waitz  2«,  1,  S.  99—106.  136—216.  2,  8.  850—360.  3«,  76  ff.  221—327;  Das  alte 
Recht  201—214.  y.  Stbbl,  Entsteh,  d.  Königtums'  241—371.  Dahn,  Könige  7,  1, 
S.  25—68.  3,  S.  367—494.  8,  5,  S.  388  ff.  6,  S.  1  ff.;  DG.  2,  514  ff.  W.  Sickei., 
Entstehung  der  fränkischen  Monarchie  234—259.  317  ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1889, 
S.  937  ff.;  Beitrage  z.  deutsch.  Verf.-G^sch.  des  Mittelalters,  Mitteil.  d.  öst.  Inst, 
£rg.-Bd.  3,  451  ff.  Glasson,  a.  a.  0.  2,  243  —  297.  396  ff.  Fahlbeck,  La  royautä 
et  le  droit  royal  francs,  1883.  Bethhann-Hollweg,  a.  a.  0.  1,  147  ff.  187  ff.  407  ff. 
Giebke,  G^nossenschaftsrecht  1,  §§6.  18.  Hbgel^  Geschichte  der  Stftdteverfassung 
von  Italien  1,  446  ff.  BOdinobb,  Engl.  Verfassungsgeschichte  66  ff.  76  ff.  Köpke, 
Anfänge  des  Königtums  bei  den  Goten,  1859.  K.  Lehmann,  Königsfriede  der 
Nordgermanen,  1886;  Die  Gastung  der  germ.  Könige,  Abhandlungen  1  ff.  Keyseb, 
Norges  Stats-  og  Retsforfatning  20—107.  W.  ScHtJcKiNO,  Regierungsantritt,  I.  Ur- 
zeit u.  Zeit  der  Stammesrechte,  1899.  £.  Mateb,  a.  a.  0.  2,  379  ff.  Stütz,  ZRG. 
34,  167  ff 

Nach  einer  alten  Überlieferung,  die  uns  der  Geschichtschreiber  der 
Franken  bewahrt  hat,  lebten  die  Salier,  lange  bevor  es  dem  großen 
Sprossen  des  Merowingerhauses  gelang  den  ganzen  Stamm  unter  seiner 
Eonigsgewalt  zu  vereinigen,  nach  Gauen  und  Yolklanden  unter  gelockten, 
aus  ihrem  adelichsten  Geschlecht  erwählten  Königen  \  Die  Zustande 
waren  demnach  ähnlich  wie  bei  den  Norwegern,  bei  denen  bis  zu  der 
Vereinigung  ihres  Landes  unter  Harald  Harfagri  gegen  Ende  des  9.  Jahr- 
hunderts  Hundertschafts-   und  Volklandskönige   {heradskonunffar ,  fylkis^ 


^  Gregor.  Tur.,  Hist  Franc.  2,  9  (MG.  Script,  rer.  Mer.  1,  77):  iiixta  pagos  vel 
civitates  reges  crinitos  super  se  creavisse  de  prima  et,  ut  ita  dicam,  nobiliore  suorum 
familia.  Daß  vel  hier  für  et  steht,  ergiebt  sich  aus  dem  Sprachgebrauche  Gregors. 
Vgl.  MG.  a.  a.  0.  963.    Waitz  1,  305  n.    Anderer  Meinung  v.  Sybbl  160  ff. 
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kommgar)  sich  in  die  Herrschaft  teilten^.  Bei  den  Quaden  scheint  es 
in  der  2.  Hälfte  des  4.  Jahrhunderts  unter  einem  gemeinsamen  Volks- 
konig  teils  einzelne  Qaukönige,  teils  Gauricbter  (iudices)  im  Sinne  der 
alten  principes  gegeben  zu  habend  Auch  die  salischen  Gaukönige  lassen 
sich  wenigstens  bei  den  Batavern  bis  um  die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts 
zurückverfolgen;  während  die  den  Römern  von  diesem  Volk  gestellten 
Bundestruppen  nach  Tacitus  unter  einem  Herzog,  die  einzelnen  Kohorten 
unter  einheimischen  Fürsten  standen^,  wurden  die  batavischen  Hilfis- 
trappen Julians  357  in  der  Alamannenschlacht  von  Königen  angeführt^. 
Es  war  also  einem  oder  mehreren  der  Fürstengeschlechter  gelungen,  sich 
in  den  erblichen  Besitz  der  Qauvorsteherschaft  zu  setzen,  aus  den  ge- 
wählten Gaufürsten  waren  erbliche  Gaukönige  geworden.  Derselbe  Vor- 
gang hat  sich  bei  den  Saliern  wiederholt.  Das  den  Seefranken  durch 
seine  Haussage  wie  durch  seinen  Namen  auf  das  engste  verbundene  Ge- 
schlecht der  Merowinger  hatte  alle  konkurrierenden  Geschlechter  beseitigt 
und  in  sämtlichen  Bezirken  des  Stammes  das  Gaukönigtum  an  sich  gebracht*. 
War  das  Gaukönigtum  aus  einer  mehr  oder  weniger  naturgemäßen 
Entwickelung  hervorgegangen,  bei  der  die  bisherige  freistaatliche  Ver- 
fassung mit  dem  Landesding  und  dem  Fürstenrat  an  der  Spitze  noch 
fortbestehen  mochte^,  so  kann  das  Volklandskönigtum  der  Westgermanen 
nur  aus  einer  VerfiAssungsänderung  erklärt  werden.  Hier  wird  in  erster 
Reihe  das  in  der  Völkerwanderung  ständig  gewordene  Herzogsamt,  vielleicht 
durch  Verbindung  mit  dem  Landespriestertum  unterstützt,  entscheidend 
gewesen  sein.  War  der  Herzog,  der  früher  nur  für  die  Dauer  eines 
Krieges  gewählt  wurde  und  nach  Beendigung  desselben  wieder  in  seine 
frühere  Stellung  zurücktrat,  infolge  fortwährender  Kriege  zu  einer  lebens- 
länglichen Stellung  an  der  Spitze  seines  Volkes  gelangt,  so  mußte  es  ihm 
leicht  sein,   diese  Stellung  dauernd  an  sein  Haus  zu  fesseln.     Wie  aus 


*  Vgl.  Maurbk,  Island  20  ff.;  Krit.  VJS.  10,  370—874.    Lehmanh,  Königafiiede 
168.  172  fr. 

'  Ammian.  Marc.  17,  12  §§  9.  21. 

*  Annal.  2,  11:    Chariovalda  dux  Batavorum.     Hist.  4,  2:    cohortUms  quas 
vetere  insHtuto  nohilissimi  popularium  regebant, 

^  Ammian.  Marc.  16,  12  §  45:  iBatani  venere  cum  regibtM, 
^  Daß  Gregors  reges  crmiti  Merowinger  waren,  ist  billig  nicht  zu  bezweifeln. 
Grregor  selbst  deutet  daranf  hin,  daß  die  von  ihm  erwähnten  EJeinkönige  erst  durch 
Chlodovech  beseitigt  seien  (Hist.  Franc.  2,  9.  41.  42),  also  dessen  Verwandte  waren. 
'  Auch  die  sächsischen  Gaufürsten,  die  aairapae  des  Beda,  dürften  erbliche 
Gankonige  gewesen  sein.  Die  hervorragende  Stellung  des  sächsischen  Adels,  ins- 
besondere die  eigentümliche  Herrschaft  (tutela)  sächsischer  Herren  (domini)  über 
Freie  und  Liten,  scheint  so  ihre  einfachste  Erklärung  zu  finden.  Vgl.  Wajtz  1,  258. 
3,  124.  132.  148  ff.,  uud  die  dort  angeführte  Litteratur.  Aus  Nithard,  Hist.  4,  2, 
ergiebt  sich  nur,  daß  Karl  den  sächsischen  Adel  auf  Kosten  der  Freien  und  Liten 
b^nstigt  hatte,  nicht  aber,  wie  v.  Stbel  129  annimmt,  daß  er  überhaupt  erst 
die  bevorzugte  Stellung  desselben  geschaffen.  Gerade  die  L.  Sax.  62  erwähnten 
Adelichen  waren  wegen  ihres  Widerstandes  gegen  Karl  in  die  Verbannung  ge- 
f&hrt,  können  ihre  tutela  also  nicht  von  ihm  gehabt  haben. 
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dem  Ganfürstentum  die  Gaukönige,  so  gingen  aus  dem  Yolksherzogtum 
die  Volklandskönige  hervor.  Wir  begegnen  solchen  Volklandskönigen  nicht 
nur  bei  den  Franken®  und  Norwegern,  sondern  auch  bei  den  Alamannen®, 
auch  die  angelsächsischen  Ealdormen  und  die  langobardischen  Herzoge 
sind  ursprünglich  wohl  Gaukönige  gewesen  und  erst  durch  das  Stammes- 
königtum zu  ünterkönigen  herabgedrückt  worden. 

Die  Entstehung  des  Stammeskönigtums  ist,  wie  das  Beispiel  der  West- 
goten, Langobarden  und  der  unter  Odovakar  vereinigten  Völker  zeigt, 
zunächst  auf  das  von  den  Völkern  selbst  empfundene  Bedürfnis  staatlicher 
Einigung  zurückzuführen.  Selbst  bei  den  salischen  Franken,  bei  denen 
die  persönliche  Thatkraft  des  Chlogio  und  seiner  Nachfolger  den  Rahmen 
eines  bloßen  Volklandskönigtums  durchbrochen  und  ein  einzelnes  herrsch- 
gewaltiges Haus  zur  Vormacht  erhoben  hatte,  konnte  das  Vorgehen  Ghlodo- 
vechs  gegen  seine  Nebenkönige  nur  darum  so  widerspruchslos  und  ohne 
Kampf  erfolgen,  weil  die  Bevölkerung  selbst  ihre  Interessen  dadurch  ge- 
fördert sah.  Der  Anschluß  der  ßibuarier  wurde  in  rechtsformlicher  Weise 
von  der  Stammesversammlung  beschlossen;  auch  die  chattischen  Franken 
müssen  sich  dem  Reiche  Chlodovechs  freiwillig  angeschlossen  haben. 
Anders  stand  es  in  Norwegen,  dessen  geschützte  Lage  das  Bedürfnis  der 
staatlichen  Einigung  weniger  fühlbar  machte.  Hier  hat  seit  Anfang  des 
9.  Jahrhunderts  das  aufstrebende  norwegische  Großkönigtum  zu  heftigen 
inneren  Gärungen  und  Kämpfen  geführt  und  den  Hauptanstoß  zu  den 
normannischen  Wikingerzügen  gegeben,  die  vorzugsweise  von  bisherigen 
Kleinkönigen  unternommen  wurden,  um  neue  Herrschaftsgebiete  an  Stelle 
der  verlorenen  zu  erringen. 

Man  sieht,  das  germanische  Stammeskönigtum  ist  überall  aus  den- 
selben Grundlagen  erwachsen.  Wie  verschieden  im  einzelnen  die  dabei 
mitwirkenden  Elemente  gewesen  sind,  im  großen  und  ganzen  liegt  eine 
gleichmäßige  organische  Entwickelung  vor.  Ein  völliger  Bruch  mit  der 
.Vergangenheit  hat  ebensowenig  sattgefunden,  wie  ein  völliger  staatlicher 
Neubau  oder  gar  ein  Eintritt  in  römische  Verhältnisse.  Daß  die  letzteren 
ebenso  wie  die  monarchischen  Vorstellungen  der  katholischen  Kirche  dem 
Königtum,  zumal  dem  fränkischen,  vielfach  förderlich  gewesen  und  eine 
Menge  römisch-rechtlicher  Elemente  in  die  Verfassungen  der  auf  römischem 
Boden  errichteteten  germanischen  Reiche  eingedrungen  sind,  wird  kein 
Verständiger  leugnen.  Aber  ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen  dem 
fränkischen  Königtum  Chlodovechs   und   dem  norwegischen  Haralds  hat 


*  Vgl  Waitz  1,  305  f.  Sulpicius  Alexander  (bei  Greg.  Tur.,  Hiat.  Franc.  2,  9) 
bezeichnet  die  Führer  der  rechtsrheinischen  Franken  (Chatten  und  Ribuarier)^ 
Siinno  und  Markomer,  einmal  als  duceSf  dann  als  regales  und  subreguli.  Das 
Wort  regalis  war  technisch  für  die  nicht  regierenden  Mitglieder  eines  Königs- 
hauses.    Vgl.  Brünner,  ZRG.  18,  228. 

^  Vgl.  Waitz  1,  303  f.  Cbamek,  Geschichte  der  Alamannen  68.  215.  v.  Sybel 
152  ff.    Der  letztere  nimmt  hier  wie  bei  den  Franken  nur  Gaukönige  an. 
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nicht  bestanden.     Auch  das  fränkische  Reich  ist  seiner  Entstehung  und 
seinem  Inhalt  nach  ein  germanischer  Staat  gewesen  ^^. 

Das  zeigt  sich  schon  an  den  äußeren  Wahrzeichen  der  königlichen 
Gewalt  Noch  in  der  Zeit  ihres  tiefsten  Verfalles  haben  die  Merowinger 
den  uralt  heidnischen  Gebrauch  der  Dingfahrt  auf  rinderbespanntem  Wagen 
festgehalten  ^^  Das  römische  Diadem  war  bei  ihnen  ebensowenig  in  Ge- 
brauch wie  die  erst  von  den  Karolingern  eingeführte  Krone  ^^.  Das  eigent- 
liche Königszeichen  blieb  in  altgermanischer  Weise  der  Speer;  wie  bei  den 
Langobarden,  so  wurde  auch  bei  den  Franken  das  Herrscherrecht  durch 
Speerreichung  übertragen  ^^  Noch  im  Jahre  1002  hat  König  Heinrich  II.  in 
dieser  Weise  die  Huldigung  der  Sachsen  empfangen  ^\  Andere  Wahrzeichen 
des  Königs  waren  die  Fahne  und  der  Stab,  der,  nachdem  Karl  der  Große 
einen  goldenen  Stab  (Scepter)  hatte  anfertigen  lassen,  auch  neben  dem 
Scepter  als  selbständiges  Königszeichen  beibehalten  wurde  ^^  Seit  den  Karo- 
lingern wurden  auch  Schwert  und  Schild  zu  den  Wahrzeichen  der  königlichen 
Gewalt  gerechnet  ^^.  Ebenso  muß  das  Kreuz,  das  später  zu  den  deutschen 
Beichsinsignien  gehörte  ^^,  schon  im  fränkischen  Reich  in  Gebrauch  gewesen 
sein.  Das  Gewicht,  das  schon  unter  den  Merowingem  auf  Thronbesteigung 
und  Thronerhebung  gelegt  wurde,  läßt  auch  den  Hochsitz  des  Königs,  den 
Königsstuhl,  als  bedeutsames  Wahrzeichen  der  Krone  erkennen^®. 

^®  Damit  ist  die  Stellnng  angedeutet,  die  ich  gegenüber  den  Werken  von 
FusTBL.  DE  CouLANOBS,  Tabdif  Und  v.  Stbbl,  trotz  der  von  diesen,  namentlich  dem 
letzteren,  gebotenen  vielfachen  und  reichen  Belehrung,  einnehme.  Vgl.  Brühneb, 
BG.  2,  2 ff.  Wattz  2,  1,  S.  80 ff.;  Bist.  Zeitschr.  37,  45  ff.  Erhardt,  Gott.  gel. 
Anz.  1882,  8.  1261-1278. 

"  Vgl.  §  6  Anm.  16.    Waitz  2,  1,  S.  178. 

1«  Vgl.  Waitz  2,  1,  S.  174  f.  8,  249  ff.  Nur  vorübergehend,  als  der  Kaiser 
ihm  den  Titel  eines  Honorarkonsuls  (ex  consule)  verliehen  hatte,  soll  Chlodovech 
Diadem  und  Purpur  angelegt  haben.  Die  Bezeichnung  Chlodovechs  als  proconstU 
im  Prolog  der  Lex  Salica  beruht  auf  einem  Schreibfehler  für  praecelstis.  Vgl. 
MoMMSEN,  Neues  Archiv  15,  184.  Brünnbb  2,  14.  W.  Sickel,  Die  Reiche  der 
Volkerwanderung  258  n.;  G^dtt  gel.  Anz.  1892,  S.  185  ff. 

1'  Vgl.  S.  25.    Waitz  2,  1,  S.  174.    Grimm,  BA.  168.    ZRG.  20,  58. 

^^  Thietmar  von  Merseburg,  Chron.  5,  9:  Bemhardus  igüur  dux,  aecepta  in 
manibus  scmra  laneea,  ex  parte  omnium  regni  curam  iUi  fideliter  committit  Vgl. 
Waitz  6^  188.  Das  deutsche  Beich  rechnete  noch  im  12.  Jahrhundert  die  heilige 
Lanze  zu  seinen  Königsinsignien.    Vgl.  Anm.  17.  19. 

»  Vgl.  Anm.  19.    Waitz  8,  249.  251  f.  258. 

»•  Vgl.  Anm.  19.  22.     Waitz  3,  252. 

^'  Nach  der  Chronik  des  Ekkehard  von  Aura,  zum  Jahre  1106,  übergab  Hein- 
rich IV.,  als  er  zu  Gunsten  Heinrichs  V.  auf  die  Krone  verzichtete,  diesem  die 
regcUia  vel  imperialia  insignia,  ervcem  scüicet  et  lanoeam,  soeptrum,  globum  atque 
eoronam.    Vgl.  MG.,  Const.  imp.  1,  129. 

"  Vgl.  Brukner  2,  17.  Waftz  2,  1,  S.  176.  3,  253.  Grimm,  BA.  242.  SIOKE^ 
Gdtt  gel  Anz.  1889,  8.  963  f.  Die  altgermanische  Schilderhebung  (S.  25.  97  n.) 
ist  seit  der  2.  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  verschwunden.  Alle  späteren  Erwäh- 
nungen der  elevoHo  eines  Königs,  auch  bei  der  Wahl  Pippins,  beziehen  sich 
auf  die  Thronerhebung.  Vgl.  Brunkeb  2,  29  n.  und  Sickel,  a.  a.  0.  949,  gegen 
Zkümbr,  ZBG.  22,  50f. 
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Die  köBiglichen  Wahrzeichen  hatten  nicht  bloß  ihre  Bedeutung  bei 
der  Übernahme,  Übertragung  oder  Niederlegung  der  Herrschaft^®,  sie  be- 
gleiteten den  König  auch  bei  der  Ausübung  seines  Amtes  *^,  vermochten 
aber  selbst  den  abwesenden  König  zu  vertreten,  indem  sie  geradezu  als 
Leibzeichen  oder  Personifikation  des  Königs  angesehen  wurden.  So  traten 
sie  an  die  Stelle  der  altheidnischen  Banner,  die  in  Ding  und  Heer  auf- 
gerichtet wurden,  um  die  Anwesenheit  der  Gottheit  und  die  Stellung  der 
Versammlung  unter  deren  Bann  anzudeuten  *^  Die  königlichen  Insignien 
wurden  infolgedessen  zu  Wahrzeichen  des  Bannes,  den  der  König  auf  eine 
Statte  gelegt  hatte,  sei  es,  um  ihr  einen  besonderen  Frieden  zu  verleihen, 
oder  die  Beschlagnahme  eines  Grundstücks  (Fronung)  zu  vollziehen  2^. 
Die  Erteilung  königlicher  Vollmachten  geschah  unter  Überreichung  eines 
geweihten  Stabes,  dem  als  unmittelbares  Leibzeichen,  wohl  um  den  Em- 
pfanger als  die  Hand  des  Königs  darzustellen,  ein  Handschuh  hinzugefügt 
zu  werden  pflegte  ^^ 

Die  Thronfolge**  war  nach  den  Grundsätzen  des  „salischen  Gesetzes" 

>^  Vgl.  Anm.  17.  Waitz  8,  258.  Dgr  sterbende  König  Konrad  I.  übersandte 
die  Beichsinsignieu  (sumptis  fds  msigni%8,  lancea  sacra,  armiUis  aureis  cum  oiamtdey 
et  veterum  gladio  regum  ac  diademate)  an  Heinrich  I.,  den  er  zu  seinem  Nach- 
folger designiert  hatte.  Widukind,  Res  gestae  Saxonicae  1,  25.  Otto  dem  Großen 
wurden  bei  seiner  Krönung  die  regalia  insignia,  nämlich  gladius  cum  balteOy  damis 
cum  armillia,  bactäua  cum  sceptrOy  diadema^  feierlich  übergeben.    Vgl.  ebd.  2,  1. 

*°  Dafür  waren  besondere  Hof beamte  (Speerträger,  Schwertträger,  Stabtiäger, 
armiger,  spatarius)  angestellt.  Vgl.  Waitz  2,  2,  S.  74  f.  3,  505.  509.  Über  den 
langobardischen  Speerträger  und  den  angelsächsischen  und  gotischen  signifer,  der 
dem  König  stets  mit  einer  Fahne  voranscbritt,  vgl.  Grimm,  BA.  241.  Dabn, 
Könige  6,  548. 

"  Vgl.  8.  38.  42. 

«*  Vgl.  Schröder,  Weichbild  (S.  88  n.)  S.  319  ff.,  bei  B6rinouier,  Rolande 
Deutschlands  80  ff.  und  in  der  Festschrift  für  Weinhold,  1896,  S.  121  ff.  Das 
Kreuz  als  Zeichen  des  Marktbannes  wie  als  Fronungssymhol  kommt  ebensowohl 
in  Frankreich  wie  in  Deutschland  vor,  ist  aber  auch  dem  altnorwegischen  Recht 
bekannt  gewesen  (vgl.  Kr.  VJSchr.  18,  41.  59).  Der  einfache  Stab  als  Wahrzeichen 
des  Bannes  war  wenig  gebräuchlich,  statt  seiner  diente  eine  Fahne  {pcmnonoeau 
du  roij)  oder  es  wurde  ein  Hut  oder  ein  ursprünglich  als  Kopfbinde  (got.  vipja) 
gedachter  Strohwisch  (mnd.  tcip,  ahd.  unfa,  unffa^  mhd.  toifej  tcifeij  schoup,  altfrz. 
brandon)  auf  den  Stock  gesteckt.  Der  noch  heute  bestehende  Gebrauch  des  Stroh- 
wisches als  Bannzeichen  war  nicht  nur  in  Deutschland,  Frankreich  und  Italien, 
sondern  auch  im  Norden  verbreitet.  Vgl.  Grimm,  RA.  195.  941;  mein  Weichbild 
312  f.  821  f.  Festschrift  für  Weinhold  128.  Den  Schild  als  Zeichen  des  Gerichts- 
friedens (§8,  n.  13)  kannte  schon  die  Lex  Salica  Tit.  44.  46.  Vgl.  Geffckek,  Lex 
Salica  S.  169.  Festschrift  f.  Weinhold  125  f.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1892,  S.  144  f. 
1896,  S.  291;  Beitr.  z.  deutsch.  VG.  487.    Bubchaed,  Hegung  der  Gerichte  248  f. 

"  Vgl.  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  7,  82.  Chanson  de  Roland  v.  247.  268.  320. 
331  ff.  Rolandslied  des  Pfaffen  Konrad  (hrsg.  v.  Bartsch)  v.  1417.  1430.  1434  f. 
Schröder,  Rolande  28  ff.  33;  Weichbild  307.  316.  319;  Festschrift  f.  Weinhold  125. 
Brünmer,  RG.  2,  190.     V.  Amira^  138. 

"  Vgl.  Brünker  2,  23  ff.  Dahn,  Könige  7,  3,  S.  418  ff.  446  ff.  v.  Amira, 
Gott.  gel.  Anz.  1896,  S.  197  f.  H.  Schulze,  ZRG.  7,  323—392.  Hübrich,  Frän- 
kisches Wahl-  und  Erbkönigtnm,  1889.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1889,  S.  945  ff. 
956  ff.    V.  Pflugk-Harttuno,  ZRG.  21,  66  ff.    23,  203  f.  24,  177  ff.     v.  Sybel  344  ff. 


Digitized  by 


Google 


§  17.    Das  KöDigtum.  109 

durchaus  auf  den  Mannsstamm  beschrankt  und  bis  zur  Erhebung  Pippins 
streng  erblich  in  dem  gotterentstammten  Hause  der  langgelockten  Mero- 
winger'^,  nach  ihrer  Beseitigung  ebenso  nnter  den  durch  Wahl  des 
Volkes  berufenen,  von  der  Kirche  geweihten  Karolingern.  In  der  Regel 
folgten  dem  Vater  die  Söhne,  die  (wie  auch  in  den  Reichen  der  Bur- 
gunden  und  Thüringer)  Reich  und  Schatz  teilten.  Nur  wenn  ein  Teil- 
könig starb,  wurden  seine  Söhne  wiederholt  im  Interesse  der  Konsoli- 
dation des  Reiches  von  der  Thronfolge  ausgeschlossen.  Denn  obwohl  jeder 
Teilkönig  selbständiger  Herrscher  in  seinem  Laude  und  über  seine  eigenen 
TJnterthanen  war  (das  unter  den  Karolingern  geplante  Oberkönigtum  des 
zur  Kaiserwürde  Berufenen  ist  nicht  durchgedrungen),  blieb  der  Gedanke 
des  Gesamtreiches  doch  unangetastet  und  trat  namentlich  in  den  Titeln 
der  Könige,  wiederholt  auch  in  auswärtigen  Beziehungen  hervor  ^^.  Die 
Art  der  Teilung  wurde  nicht  selten  schon  von  dem  Vater  angeordnet 
Seit  dem  7.  Jahrhundert  kam  es  wiederholt,  namentlich  im  Interesse  der 
Austrasier,  vor,  daß  der  König  schon  bei  seinen  Lebzeiten  einen  Sohn 
über  einen  bestimmten  Landesteil  als  Mitregenten  einsetzte.  Waren  keine 
Söhne  vorhanden,  so  folgten  die  Brüder,  falls  sie  nicht  durch  einen  ent- 
fernteren Verwandten,  den  der  Verstorbene  adoptiert  hatte,  ausgeschlossen 
wurden. 

Eäne  eigentliche  Königswahl  fand  unter  den  Merowingem  seit  Chlodo- 
vech  nur  in  außerordentlichen  Fällen  statt.  Seit  dem  7.  Jahrhundert 
gewannen  die  austrasischen  Großen,  später  die  amulfingischen  Hausmeier 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Thronbesetzung.  Seit  der  Wahl  Pippins 
trat  der  germanische  Brauch,  Wahl  oder  Anerkennung  des  neuen  Königs 
durch  das  Volk  oder  die  Großen,  wieder  in  den  Vordergrund. 

Durchaus  germanisch  war  die  von  den  Merowingem  prinzipiell  fest- 
gehaltene, wenn  auch  nicht  immer  thatsächlich  ausgeführte,  von  den 
Karolingern  nicht  mehr  beobachtete  Sitte  der  Umfahrt  des  neuen  Königs 
im  Reiche.  Ob  auch  der  Unterthaneneid,  den  die  Merowinger  in  Über- 
einstimmung mit  den  ost-  und  westgotischen,  langobardischen  und  angel- 
sachsischen Königen  verlangten,  germanischer  Herkunft  oder  römischem 
Muster  nachgebildet  war,  ist  bestrittene^;  jedenfalls  war  die  Verbindung 
des  Eides  (fidelitas)  mit  der  Mannschaft  [leudesamio)  germanisch  und  der 


^  Daß  Chlodevech  noch  selbst  an  die  göttliche  Abstammung  seines  Haases 
glaubte,  ergiebt  seine  Bemerkung  über  den  Christengott:  nee  de  deorumgenere  esse 
probaii4r  (Greg.  Tur.,  Eist.  Franc.  2,  29).  Über  die  Haartracht  der  Merowinger 
vgl  GBimf,  RA.  289  f.  Waitz  2,  1,  S.  168  f.  Dahn  7,  8,  S.  488  ff.  Sie  erinnert 
an  die  Tracht  der  altchattischen  Berufskrieger  und  an  den  Gebrauch  des  Civilis 
während  des  batavischen  Krieges.    Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  31;  Hist  4,  61. 

••  Vgl.  Bbunneb,  RG.  2,  25  f.  Dahn,  Könige  7,  8,  S.  473  ff.  W.  Sickel,  Gott 
gel.  Anz.  1896,  S.  295  ff.  v.  Amira,  ebd.  S.  199.  Der  letztere  hebt  indes  mit 
Recht  den  rein  theoretiBchen  Charakter  der  Reichseinheit  hervor. 

•^  Vgl.  Anm.  65.  Bbitmmbe  2,  58  ff.  Wattz  1,  885.  2,  1,  S.  205  ff.  8,  221  ff. 
290  ff.  Roth,  Beneficialwesen  108  ff.  886  ff.  Dahn,  Könige  7,  8,  S.  898  ff.  Sickbl, 
Gdtt  gel.  Anz.  1890,  S.  212  ff.  1897,  S.  885  f. 
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Huldigungsformel  für  das  königliche  Dienstgefolge  entiehnt*^  Unter  den 
Karolingern  fand  der  Unterthaneneid  erst  seit  789  Eingang*®.  Der  König 
selbst  hatte  regelmäßig  keinen  Eid  abzulegen,  dagegen  worde  den  Mero- 
wingern  in  der  Zeit  des  Verfalls  nicht  selten  seitens  der  Großen  vor  der 
Thronbesteigung  eine  Art  Kapitulation  abgenötigt. 

Krönung  und  Salbung  haben  die  Merowinger  nicht  gekannt.  Die 
Salbung  ist  unter  Pippin,  die  Krönung  wohl  erst  mit  dem  Kaisertum 
Karls  des  Großen  eingeführt  worden.  Während  Karl  durch  den  Papst 
gekrönt  wurde,  hat  er  selbst  seinem  Sohne  Ludwig  und  später  dieser 
seinem  Sohne  Lothar  zu  Aachen  die  Krone  aufgesetzt  Eine  besondere 
Kaiserkrönung  hat  nach  Karl  nicht  mehr  stattgefunden.  Eine  staatsrecht- 
liche Bedeutung  kam  weder  der  Salbung  noch  der  Krönung  zu,  beide 
konnten  ohne  Nachteil  unterbleiben  ^^ 

Bei  ihren  Ehen  achteten  die  Merowinger  nicht  notwendig  auf  Eben- 
bürtigkeit, selbst  die  Polygamie  der  Könige  erregte  keinen  Anstoß  und 
wurde  von  der  Kirche  stillschweigend  geduldet;  erst  unter  den  Karolingern 
verschwand  sie  vollständig,  während  der  von  den  Merowingern  noch  neben 
der  Polygamie  geübte  Gebrauch  königlicher  Kebsehen  fortdauerte  ^^  Für 
das  Thronfolgerecht  war  unter  den  Merowingern  die  Abstammung  vom 
König  ausreichend;  nicht  bloß  Söhne  königlicher  Kebsfrauen,  sondern 
selbst  Bastarde,  wenn  ihr  Erzeuger  sie  anerkannt  hatte,  standen  den  ehe- 
lichen Königssöhnen  gleich;  noch  unter  den  Karolingern  wurde  den  nicht 
in  echter  Ehe  erzeugten  Königssöhnen  wenigstens  ein  subsidiäres  Thron- 
folgerecht zugestanden  ^*.  Der  Begriff  eines  unmündigen  Königs  war  für 
die  fränkische  Verfassung  nicht  vorhanden,  eine  ßegierungsvormundschaft 
gab  es  demnach  nicht;  nur  thatsächlich  überließ  der  jugendliche  König 
seinem  nächsten  Verwandten  öder  der  Mutter  oder  einem  der  Großen 
des  Reiches,  unter  den  späteren  Merowingern  aber  dem  Hausmeier  die 


*^  Vgl.  Bbunneb  2,  60.  62  (leudesamio  =  ahd.  *liutsamt),  Gierke,  G^nossen- 
Bchaf tsrecht  1,  111. 

*•  Über  die  Datierung  der  Cap.  miss.  bei  Boretiüs  1,  66  vgl.  Brunneb  2,  59  n. 
Nach  c.  4  sollte  der  Eid  allen  mündigen  und  männlichen  Unterthanen,  sowie  den 
unfreien  Vassallen  der  geistlichen  und  weltlichen  Großen  abgenommen  werden. 
Als  Zeit  der  Eidesmundigkeit  wurde  der  salische  Mündigkeitstermin  des  vollendeten 
12.  Lebensjahres,  der  insoweit  reichsrechtliche  Geltung  erhielt,  festgestellt  Seit 
Ludwig  d.  Fr.  wurde  die  Forderung  des  Unterthaneneides  bis  zum  Mißbrauche 
wiederholt  Darüber,  daß  der  Eid  nicht  dazu  diente,  in  vertragsmäßiger  Weise 
eine  Unterthanenpflicht  zu  begründen,  sondern  nur  eine  feierliche  Anerkennung 
der  schon  an  sich  bestehenden  Pflicht  bedeutete,  vgl.  Sicksl,  Entsteh,  d.  fr&nk. 
Monarchie  841.  Über  die  Annahme  (tctka)  des  norwegischen  Königs  vgl.  Lehxakh, 
Königsfriede  176  f. 

^  Vgl.  Waitz  3,  256  ff. 

*'  Vgl.  die  S.  71  n.  angeführte  Abhandlung  von  Brunner,  dazu  H.  Schulze, 
ZRG.  7,  861  £  368  f.  . 

'^  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  4—12,  wo  auf  die  gleiche  Entwickelung  in  Nor- 
wegen und  England  verwiesen  wird.    Siehe  auch  Siokel,  Gott  gel.  Anz.  1889,  S.  952. 
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Führung  der  Geschäfte '^  Die  persönliche  Übernahme  der  Regierang 
pflegte  dann  mit  dem  Eintritt  der  Wehrhaftmachnng  zu  erfolgen  '*.  Erst 
Ludwig  der  Fromme  hat  für  seine  Enkel  eine  wahre  Regierangsvormund- 
scbafb,  die  nach  ribuarischem  Recht,  dem  Hausrecht  der  Karolinger,  mit 
dem  vollendeten  fünfzehnten  Lebensjahr  endigen  sollte,  angeordnet '^ 

Der  fränkische  Eönigstitel  lautete,  ohne  Rücksicht  auf  die  einzelnen 
Landesteile,  rex  Prancorum  vir  Muster  ^^.  Karl  d.  Gr.  nannte  sich  seit 
774  rex  Prancorum  et  Langobardorum  ac  patricius  Romanorum,  seit  der 
Kaiserkrönung  imperator  Romanum  gubemans  imperium,  qui  et  per  miseri^ 
cordiam  Dei  rex  Prancorum  et  Langobardorum^  während  Ludwig  alle 
besonderen  Bezeichnungen  aufgab  und  nur  den  Titel  imperator  augustus 
führte*'. 

Einen  festen  örtlichen  Mittelpunkt  besaß  das  fränkische  Reich  nicht, 
wenn  auch  die  Merowinger  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Paris  und  Soissons, 
die  Austrasier  Rheims  und  Metz,  die  Karolinger  Aachen  als  Residenzen 
behandelten.  Ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  nahmen  die  Könige  aus 
beiden  Dynastien  auf  ihren  verschiedenen,  über  das  Reich  zerstreuten 
Pfalzen  {pakuia),  an  denen  häufig  die  wichtigsten  Staatsakte  vollzogen 
wurden. 

Der  Inhalt  der  königlichen  Gewalt  war  nach  dei  unter  Ghlodovech 
aufgezeichneten  Lex  Salica  zwar  schon  ein  wesentlich  anderer  als  der  des 
altgermanischen  Königtums,  aber  doch  erheblich  geringer  als  nach  der 
Beichsgründung.  Die  Cex  Salica  steht  noch  auf  dem  Boden  des  frän- 
kischen Stsonmeskönigtums.  Die  erblichen  Gaukönige  sind  bereits  ge- 
fallen und  königliche  Beamten  (Grafen,  Sakebarone)  an  ihre  Stelle 
getreten,  die  vollziehende  Gewalt,  auch  hinsichtlich  der  Gerichtsurteile, 
ist  königlich  geworden,  aber  der  Vorsitz  in  den  Gerichten  steht  noch 
den  vom  Volk  gewählten,  vom  König  unabhängigen  Thunginen  und 
Centenarien  zu.  Die  alten  Volklandsdinge  sind  verschwunden,  aber  an 
ihre  Stelle  ist  die  Stammesversammlung  aller  salischen  Franken  getreten, 
an  deren  Mitwirkung  der  König  bei  der  Gesetzgebung  und  allen  wich- 


's Vgl.  V.  Ahira,  Gott  gel.  Anz.  1S96,  S.  196  f.  Sickbl,  ebd.  1889,  S.  970  ff. 
Waitz  2,  1,  S.  171.  3,  281.  587.     H.  Schulze,  ZRG.  5,  391. 

»*  Vgl.  Brunnsb  2,  31  ff.  Kbaut,  Vormundschaft  3,  113  f.  H.  Schulze,  ZRG. 
7,  366  ff.  Schröder,  Franken  und  ihr  Recht,  ZRG.  15,  41;  FDG.  19,  141  f. 
W.  SiCKSL,  Gott.  gel.  Anz.  1889,  S.  965  ff.     Waitz  2,  1,  8.  172  f. 

••  VgL  Ordinatio  imperii  v.  817,  e.  16  (Boretiub  1,  273). 

**  Vgl.  Th.  Sickel,  Lehre  v.  d.  Urkunden  der  E&rolinger  175  f.  213.  Mühl- 
bacher, Regesten  1,  pg.  74.  Molinier,  Rev.  bist.  50,  273  ff.  Gegenüber  den  Aus- 
föhrungen  von  Hayst  (Questions  merovingiennes  I.),  der  den  Merowingem  den 
Titel  „vir  inluster"  abspricht,  vgl.  Brssslau,  Neues  Archiv  12,  358  ff. 

■'  Andere  Bezeichnungen  waren  princeps  (furisto),  domivms  (frö,  kerro),  erst 
in  karolingischer  Zeit  auch  senior.  Den  Titel  patndus  Romanorum  erhielt  Pippin 
754  vom  Papst  (S.  99  n.).  Karl  d.  Gr.  führte  ihn  seit  774  bis  zum  Erwerb  der 
Kaiserwürde.  Die  als  Zeichen  der  Demut  angenommene  Formel  grcUia  Dei  hat 
zuerst  Karl  d.  Gr.  eingeführt.  Vgl.  Brunner  2,  86  f.  Th.  Sickel,  Wiener  SB.  47, 
183  £.    W.  Sickel,  Gott  gel.  Anz.  1896,  S.  293  f.  1897,  S.  847  ff. 
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tigen  politischen  Angelegenheiten,  zweifellos  auch  bei  der  Handhabung 
der  obersten  Rechtspflege,  gebunden  ist.  Durch  die  Beichsgründung  wird 
der  frankische  Stammesstaat  zu  einer  bloßen  Provinz,  die  Stammesver- 
sammlung  verschwindet  Die  Reichsversammlung  ist  wesentlich  nur 
Heeresversammlung  oder  gar  bloßer  Hoftag,  aber  kein  maßgebender  Faktor 
der  Reichsregierung.  An  die  Stelle  der  früheren  Volksversammlung  ist 
der  König  getreten;  die  früher  von  dieser  allein  oder  in  Gemeinschaft 
mit  dem  König  ausgeübten  Rechte  sind  zu  königlichen  Machtbefugnissen 
geworden '^ 

Gegenüber  dem  Ausland  war  der  König  der  alleinige  Vertreter  des 
Staates.  Bündnisvertrage  und  Friedensschlüsse  gingen  allein  durch  seine 
Hand.  Organisation,  Aufgebot  und  Führung  des  Heeres  waren  ihm  über- 
lassen. War  aber  das  Heer  versammelt,  so  fühlte  es  sich  in  altgerma- 
nischer  Weise  als  das  Volk;  es  bedurfte  der  Überredung  seitens  des 
Königs,  um  das  Heer  zum  Kriege  schlüssig  zu  machen  oder  zur  Heim- 
kehr von  einem  begonnenen  Kriege  zu  bewegen;  wiederholt  hat  das  Heer 
den  König  wider  seinen  Willen  zu  Kriegszügen  genötigt;  bei  der  Ver- 
teilung der  Beute  sprach  das  Heer,  wenigstens  noch  zur  Zeit  Chlodovechs, 
das  entscheidende  Wort.  Dagegen  vermochte  der  König  gegenüber  dem 
einzelnen  Krieger  die  schärfste  Disziplin  zu  üben,  und  das  Recht  über 
Leben  und  Tod  wurde  hier  oft  in  erschreckender  Weise  gemißbraucht. 

Zur  Wahrung  der  Rechtsordnung  dienten  dem  König  die  Gerichts- 
hoheit und  das  Bannrecht.  Während  die  Gerichtshoheit  noch  zur  Zeit 
der  Lex  Salica  zwischen  König  und  Volk  geteilt  war,  ist  sie  nach  der 
wohl  noch  unter  Chlodovech  selbst  erfolgten  Verdrängung  des  Volks- 
richters durch  den  Grafen  ganz  auf  den  König  übergegangen.  An  die 
Stelle  der  vom  Landesding  ausgeübten  Gerichtsbarkeit  war  schon  zur 
Zeit  der  Lex  Salica  die  persönliche  Gerichtsbarkeit  des  Königs  getreten. 
Nur  vom  König  konnte  die  strenge  Friedlosigkeit  und  die  Todesstrafe 
über  freie  Franken  verhängt  werden.  Das  Gericht  des  Königs  war,  min- 
destens seit  der  Karolingerzeit,  ein  Billigkeitsgericht  (wie  auch  bei  den 
Angelsachsen,  Normannen  und  Nordgermanen),  das  im  Gegensatz  zu  den 
ordentlichen  Gerichten  weder  formell  noch  materiell  an  die  Strenge  des 
Gesetzes  gebunden  war^®.    Der  Rechtsschutz  gegen  die  Gefahr  der  Willkür 

'^  Durch  die  Gründang  des  Reiches,  die  ein  Werk  des  fränkischen  Königs 
und  nicht  ein  Werk  des  Volkes  gewesen  war,  hatte  der  König  sich  sein  eigenes 
Volk  unterworfen.  Vgl.  Sohm  85  ff.  Daß  ihm  die  Gewohnheit  der  römischen  Pro- 
viuEialen,  sich  einem  unumschränkten  Herrscher  zu  fügen,  sowie  die  kirchliche 
Vorstellung  von  der  Heiligkeit  des  Königtums  dabei  wesentlich  201  statten  kam, 
ist  selbstverständlich,  einen  weitergehenden  oder  gar  grundlegenden  Einfluß  kann 
man  aber  den  römischen  Verhältnissen  nicht  zugestehen. 

"  Vgl.  Bbunker,  EG.  2,  185  f.;  Forschungen  141.  v.  Amira*  158  f.  Glasson 
2,  434.  3,  869.  Hincmar,  De  ordine  palatii  c.  21.  Form,  imper.  32  (Zeüver  311): 
ibi  seeundum  aequitatis  et  rectitudinis  ordinem  aceipiant  sententiam.  Für  die 
Merowingerzeit  fehlt  es  an  quellenmäßigen  Belegen.  Ob  man  daraus  auf  eine 
karolingische  Neuerung  zu  schließen  hat,  bleibt  ungewiß.  Vgl.  Eühl,  ZRG. 
83,  207  ff. 
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bestand  darin,  daß  auch  die  königliche  Gerichtsbarkeit  wenigstens  die 
allgemeinen  Formen  des  Prozesses  za  wahren  hatte  und  der  König  den 
Spruch  nicht  einseitig,  sondern  unter  Mitwirkung  eines  TTrteilerkollegiums 
fällte.  Im  übrigen  machte  es  keinen  Unterschied,  ob  der  König  (oder 
sein  Gewaltbote)  die  Gerichtsbarkeit  in  seinem  Hofgericht  oder  in  einem 
der  ordentlichen  Gerichte  ausübte.  Die  letzteren  unterlagen  der  Ein- 
wirkung des  Königs  nur,  wenn  er  selbst  oder  sein  Bevollmächtigter  den 
Bichterstuhl  einnahm;  in  allen  anderen  Fällen  waren  die  ordentlichen 
Gerichte  unabhängig  und  hatten  nur  nach  Maßgabe  des  Yolksrechts  zu 
yerfahren.  Einseitige  königliche  Erlasse  und  Verordnungen  waren  für  sie 
unverbindlich^.  Der  König  persönlich  hatte  in  Stra&achen  keinen  Richter 
über  sich^^;  in  Fiskalsachen  unterlag  er  dem  gemeinen  Recht,  doch 
wurde  die  Entscheidung  vermöge  des  Beklamationsrechts  regelmäßig  an 
das  Hofgericht  gezogen". 

Das  wichtigste  Königsrecht  war  das  Bannrecht,  d.  L  die  Befugnis 
zum  Erlaß  administrativer  Strafgebote  ^^.  Derartige  Gebote  oder  Verbote, 
die  man  als  auctoritas,  praecephtm,  verimm  regis  bezeichnete,  konnten 
ebensowohl  als  Einzelverfügungen  von  Fall  zu  Fall  wie  als  allgemeine 
Verordnungen  von  vorübergehender  oder  dauernder  Bedeutung  erlassen 
werden.  Bbuinneb  unterscheidet  demgemäß  den  Verordnungsbann  von 
dem  Verwaltungsbann  und  dem  Friedebann.  Den  Ausgangspunkt  für  die 
Entwickelung  des  Bannrechts  hat  der  Friedebann  in  Ding  und  Heer 
gebildet**.  Neben  der  Gerichtshegung,  als  einem  allgemeinen  Friede- 
gebot, kannte  schon  das  altgermanische  Recht  besondere  Friedewirkungen 
über  Sachen  und  Orte  (z.  B.  Friedstatten)  und  über  Personen  (z.  B.  über 
den  Beklagten  nach  geleisteter  Sühne).  Hieran  dürften,  zugleich  gefordert 
durch  das  Vorbild  der  römischen  und  ostgotischen  (uitio,  die  fränkischen 
Schutzbänne  angeknüpft  haben,  durch  die  ganze  Korporationen  oder 
einzelne  Personen  in  den  Königsschutz  (in  verimm  regis)  aufgenommen 
wurden  *^     Die  Verleihung  erfolgte  in  der  Regel  durch  einen  Muntbrief, 


^  Anderer  Meinang  Dahk,  Könige  7,  2,  S.  37  fP.  48.  87 ;  Deutsche  Greechichte 
1,  2,  S.  561  £f.  642  ff.    Siehe  dagegen  Hist  Zeitschr.  79,  236  f. 

"  Vgl.  Ed.  Roth.  2. 

^'  VgL  Bbukveb  2,  73;  Entstehung  der  Schwurgerichte  71  f.;  Zeugen-  u.  Inqu.- 
Beweis  58  ff.  v.  Bethmann-Hollweo,  Civilprozeß  1,  469.  Löning,  Kirchenrecht 
der  Merowinger  755  ff.  Die  in  der  ersten  Auflage  gebiUigte  Ansicht,  daß  es  auch 
in  Civilsachen  keinen  Rechtsweg  gegen  den  König,  sondern  nur  den  Petitionsweg, 
also  Anrufung  der  Gnade,  gegeben  habe  (Roth,  Beneficialwesen  222;  Feudalität  225. 
SoHX  26  f.),  läßt  sich  nicht  aufrechterhalten.  Der  behauptete  Gegensatz  gegen 
das  langobardische  und  angelsächsische  Recht  hat  nicht  bestanden. 

«  Vgl.  Bbumker  1,  141.  278  ff.  880  f.  2,  84  ff.  SohmIOS— 114.  183.  145.  171  f. 
Waitz  2,  1,  8.  210  ff.  2,  286  ff.  3,  315  ff.  6»,  563.  v.  Amiba"  150.  W.  Siokbl,  Zur 
Geschichte  des  Bannes  (Marburger  Universitätsprogramm,  1886).  Fickeb,  Forschungen 
1,  63  ff.  Bote,  Beneficialwesen  142  f.  Ehrenbsrq,  Commendation  und  Huldigung 
118  f.     WiLDA,  Strafrecht  469  ff.    Dahk,  Könige  7,  3,  S.  414  ff.  8,  6,  S.  48  ff. 

^  Vgl.  8.  23.  39.  42. 

^  Vgl.  Bruitmeb  2,  37.  48  ff.  Waitz  2,  1,  330  ff.  3,  323  ff.  4,  236  ff.  Ehbbn- 
B.  ScHKöDBB,  Deatsche  Becfatageschichte.    4.  Aofl.  8 
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nachdem  ein  die  Unterwerfung  unter  den  Königsschntz  bezeichnender 
Formalakt  (Handreichung,  commendatio)  voraufgegangen  war.  Der  Eönigs- 
mündling  hatte  gewisse  Dienste  oder  Abgaben  zu  übernehmen,  wogegen 
er  für  sich  und  sein  Gut  den  erhöhten  Rechtsschutz  des  Königsbannes 
und  in  Prozessen  den  Vorzug  des  ßeklamationsrechts,  unter  Umstanden 
auch  den  der  prozessualischen  Vertretung  genoß.  Unter  den  Merowingern 
war  besonders  die  Zahl  der  unter  Eönigsmunt  getretenen  Klöster  eine 
sehr  bedeutende. 

Als  dingliche  Schutzbänne  erscheinen  die  Forst-  und  Immunitats- 
banne  und  die  Marktfrieden ^^  Dagegen  gehörten  der  Heerbann,  der 
Burgbann  und  der  zuerst  im  Königsgericht  entwickelte,  später  auch  in 
die  ordentlichen  Gerichte  eingedrungene  Gerichtsbann  sowie  die  mannig- 
faltigen polizeilichen  Gebote  und  Verbote  dem  Gebiet  des  Verwaltungs- 
bannes an. 

Ein  ausschließlich  königliches  Becht  war  die  Banngewalt  nicht,  da 
auch  die  Beamten  das  Becht  des  Gebots  und  Verbots  besaßen,  doch  war 
die  sachliche  Zuständigkeit  desselben  erheblich  enger  und  die  auf  den 
Ungehorsam  gesetzte  Strafe  eine  geringere.  Diese  Strafe,  in  abgeleiteter 
Bedeutung  ebenfalls  „Bann"  genannt*^,  war  stets  eine  Geldstrafe.  Der 
Königsbann,  anfangs  in  verschiedener  Höhe  angedroht,  muß  bei  den 
Bibuariem  schon  früh  auf  60  Solldi  festgesetzt  gewesen  sein^^  Von  Bibuarien 
aus  ist  der  Königsbann  von  60  Solidi  (bannus  dominicus)  seit  Ende  des 
6.  Jahrhunderts  zu  einer  austrasischen,  später  zu  einer  allgemeinen  frän- 
kischen Beichseinrichtung  geworden  ^^  Höhere  Banne,  wenn  sie  aus- 
drücklich angedroht  wurden,  waren  nicht  ausgeschlossen,  aber  doch  nur 
auf  Grund  volksrechtlicher  Ermächtigung  zulässig  *^ 


BEBOy  Rommendation  und  Huldigang  68  ff.  Both,  Feadalit&t  266  ff.  Heübler,  In- 
stitutionen 1,  109  ff.  LÖNiNG,  Kircheurecht  der  Meronringer  886  ff.  Th.  Sickel, 
Wiener  SB.  47,  271  ff.  Halbam-Blumenstok,  Königsschutz  u.  Fehde,  ZBG.  80,  68  ff. 
Der  Ausdruck  „yerbum  regis'*  bedeutet  den  „Bann"  in  dem  Sinne  des  durch  das 
Königsgebot  begründeten  Friedenszustandes.    Vgl.  Anm.  68. 

**  Mit  Unrecht  bringt  Sohm,  Entsteh,  d.  Städtewesens  88  ff.,  den  Marktfrieden 
in  Zusammenbang  mit  dem  königlichen  Burgfrieden  (S.  118).  Die  auf  den  Bruch 
des  Marktfriedens  gesetzte  Strafe  des  Königsbannes  beweist,  daß  es  sich  nicht 
um  den  volksrecbtlicben  Königsfrieden  handelte.  Sohm  giebt  selbst  zu,  daß  der 
Marktfrieden  auf  Amts-  und  nicht  auf  Volksrecht  beruht  hat,  aber  er  trübt  sich 
den  Blick  durch  die  Annahme,  daß  das  Marktkreuz  die  persönliche  Anwesen- 
heit des  Königs  bedeutet  habe,  während  das  Kreuz  gleich  den  übrigen  Wahr- 
zeichen des  Marktrechts  nur  ein  Symbol  des  Königsbannes  war.  Vgl.  Anm.  22. 
V.  Amiba*  75  f. 

*^  Bei  den  Norwegern  brefahrot  (Brief hmcM).    VgL  Lehmanx,  Königsfriede  217. 

"  Vgl.  L.  Rib.  85,  8.  58,  12  f.  60,  8.  65,  1.  8.  73.  87.  Mayer,  Entsteh,  der 
Lex  Ribuaria  169. 

*•  Vgl.  Decr.  Childeb.  II.  von  595,  c.  9  (Boretiüs  1,  17).  Für  Hörige  belief 
sich  der  Königsbann  auf  80  SoL,  Unfreie  erhielten  Prügelstrafe. 

*o  Vgl.  Brunner  2,  86.  Dahn,  Könige  7,  8,  S.  28  f.  Eist.  Zeitschr.  79,  236. 
Capitulare  Saxonicum  c.  9 :  Item  placuit,  ut  quandoquidem  voluit  domnus  rex  propter 
pokern  et  propter  faidam  et  propter  maiores  eausas  bannum  forttorem  statuere  una 
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Die  königliche  Banngewalt,  sowohl  hinsichtlich  der  Verordnungen 
allgemeineren  Charakters  als  anch  in  betreff  der  Einzelbänne,  hatte  bei 
dem  Mangel  einer  gesetzlichen  Abgrenzung  der  Zuständigkeit  ihre  großen 
Gre&hren,  und  Eingriffe  in  die  private  Bechtssphäre  waren  nicht  aus- 
geschlossen. Sie  wurden  als  Übergriffe  empfunden  und  stießen  viel&ch, 
namentlich  wo  es  sich  um  die  Interessen  der  Kirche  handelte,  auf  leb- 
haften Widerstand,  aber  bei  dem  Mangel  an  wirklichen  Yerfassungs- 
garantien  war  es  immer  mehr  eine  Macht-  als  eine  Rechtsfrage,  ob  das 
Gebot  eines  tyrannischen  Königs  oder  der  berechtigte  Widerstand  der 
ünterthanen  die  Oberhand  behalten  sollte  ^\  Nach  dem  Tode  Chilperichs 
wurden  seine  Gewaltmaßregeln  von  König  Qunthram  annulliert;  alle 
durch  dieselben  Oeschädigten  sollten  iustitia  intercedente  Ersatz  erhalten^^. 
Man  erkennt,  daß  der  König  nicht  das  Becht  hatte,  nach  Willkür  zu 
verfahren,  sein  Bannrecht  vielmehr  nur  soweit  anerkannt  war,  als  es 
sich  innerhalb  des  gesetzlichen  Bahmens  bewegte^'.  Ausdrücklich  fest- 
gestellt wurde  diese  Beschränkung  in  der  praeceptio  Chlothars  11.^,  die 
ausgesprochenermaßen  bestimmt  war,  den  gesetzlosen  Zuständen  der  letzten 
Jahrzehnte  ein  Ende  zu  machen  und  die  antiqvi  iuris  norma  wieder- 
herzustellen (c.  1).  Dem  Gesetz  widersprechende  Erlasse  des  Königs 
sollten  als  erschlichen  gelten  und  kraftlos  sein^^,  dagegen  rechtmäßige 
königliche  Verfügungen  und  Privilegien  nicht  willkürlich  zurückgenommen 
werden  dürfen  ^^  Heiratszwang  durch  königliches  Ehegebot  sollte  nicht 
gestattet  sein  (a  7).     Das  Edikt  Chlothars  II.  von  614^^  bestätigte  diese 

emm  eonsensu  Franeorum  et  fidelium  Saxonum,  aecundum  quod  ei  plaeuerit,  iuxta 
quod  eattsa  exigit  et  oportunitas  fuerit^  solidos  sexaginta  muUiplicare  in  duplum  et 
»olidos  centum  sive  usque  ad  mille  eamponere  faeiatf  qui  eius  mandatum  transgressus 
fuerit.  Der  in  einer  Hofgerichtsorknnde  Cbildeberts  III.  von  695  (MG.  Dipl.  I. 
Nr.  68,  8.  61)  erwähnte  Heerbann  von  600  Sol.  muß  wohl  von  einer  Gesamtbuße, 
die  der  Herr  für  seine  Hintersassen  mit  zu  entrichten  hatte,  verstanden  werden. 

*^  Chlothar  I.  hatte  den  Kirchen  eine  Abgabe  auferlegt,  auf  den  Widerspruch 
des  Bischof^  von  Tours  nahm  er  sein  Grebot  zurück  (Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  4, 
c  2).  Cbilperich  ließ  von  den  Hintersassen  der  Kirche  von  Tours  den  Heerbann 
eintreiben,  obwohl  der  Bischof  dies  für  ungesetzlich  erklärte  (ebd.  5,  c.  26).  In 
einem  ähnlichen  Fall  kam  der  gegen  den  Gewaltakt  protestierenden  Kirche  ein 
Wunder  zu  Hilfe  (ebd.  7,  c.  42).  Als  Cbilperich  neue  Steuern  ausgeschrieben  hatte, 
entstand  ein  Aufruhr,  der  König  warf  denselben  zwar  nieder,  sah  sich  aber  schließ- 
lich doch  zur  Zurücknahme  seines  Gebotes  veranlaßt  (ebd.  5,  c.  28.  84). 

*»  Greg.  Tut.,  Hist.  Franc.  7,  c.  7. 

"  Vgl.  Brttnneb  2,  37.  Waftz  2,  1,  S.  211  f.  3,  316  f.  Dahn,  Könige  7,  3, 
S.  28  f.  SiCKEL,  Entsteh,  d.  frank.  Mon.  250  f.  339;  Gott  gel.  Anz.  1885,  S.  104  ff. 
SoHM,  Deutsch.  Litt-Zeituug  1884,  Sp.  58.  Ein  unbegrenztes  Bann-  und  Gesetz- 
gebungsrecht nehmen  an  v.  Sybel,  362  ff.,  Fahlbeck,  163 f.  167  ff.,  früher  auch 
SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsverf.  106  f. 

**  BoBETius,  Capitularia  1,  18. 

**  Si  quis  (metoritatem  noatram  subreptifte  contra  legem  elicuerit  fallendo 
principem,  nan  valebit  (c.  5). 

••  üt  auctoritatis  cum  iuatitia  et  lege  competente  in  omnebus  man^ant  stahili 
firmitate,  nee  aubsequentibus  auetoritatibus  contra  legem  ekcitis  vncuentur  (c.  9). 

"  BoBETiirs  1,  20  ff. 

8* 
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Festsetznngen  und  wahrte  (c.  16)  ausdrücklich  nur  den  per  iustida  er- 
lassenen Verordnungen   des  Königs  und  seiner  Yorganger  die  Bechts- 
gültigkeit.    Hiermit  im  Einklang  bestimmte  die  Lex  Ribuaria  65,  1:    8i 
quU  legibus  in  utilitatem  regis  sive  in  hoste  seu  in  reliquam  utilitatem 
bannitus  fuerit,  et  minime  adimpleverit,  si  egritudo  eum  non  detenverity 
ßO.solidos  multetur.     Damit   war  die  Gültigkeit  der  königlichen  Gebote 
und  Verbote  von  zwei  Voraussetzungen,  utäitas  pvblica  und  Gesetzmäßig- 
keit, abhängig  gemacht     Die  königlichen  Erlasse  mußten  sich  demnach 
auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Bechtsanschauung  und  des  Herkommens 
halten,  namentlich  durfte  der  König  nichts  gebieten,  was  das  Volksrecht 
(Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht)  positiy  verbot,  und  nichts  verbieten,  was 
das  Vplksrecht  zur  gesetzlichen  Pflicht  machte.     Das  königliche  Bann- 
recht war  daher  im   wesentlichen   ein   das  Volksrecht  ergänzendes  Ver- 
ordnungsrecht    In  Verbindung  mit  der  Praxis  der  königlichen  Gerichte 
hat   die  Handhabung  des  Bannrechts  im  Lauf   der  Zeit  ein  Amtsrecht 
geschaffen,  das,  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Bömem  das  prätorische 
Becht  gegenüber  dem  ins  civile,  das  Volksrecht  nach  den  verschiedensten 
Bichtungen  hin  ergänzt,  abgeändert,  mit  der  Fortbildung  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse   und   mit  der  Veränderung  der  Bechts- 
anschauung im  Einklang  erhalten  hat^®.     Die  Eintreibung  der  Bann- 
brüche konnte  im  Wege  der  Verwaltungsexekution  erfolgen.     Eine  ge- 
richtliche   Vollstreckung    war    nur    im    Königsgericht  möglich,    da    die 
ordentlichen  Gerichte  nur  nach  Volks-   und   nicht  nach   Amtsrecht  er- 
kannten^®.    Sollte  eine  königliche  Verordnung  auch  für  die  ordentlichen 
Gerichte  verbindlich  sein,  so  bedurfte  es  ihrer  Aufnahme  in  das  Volks- 
recht    Auf  diese  Weise  erklären  sich  u.  a.  die  „acht  Banne**,  die  unter 
Karl  dem  Großen  in  die  Volksrechte  aufgenommen  wurden®^.    Für  den 
Begierungsnachfolger  waren  die  Gebote  des  Königs  nicht  notwendig  ver- 
bindlich;  er  konnte  sie  stillschweigend  fortbestehen  lassen,  ausdrücklich 
bestätigen   oder  aufheben,   was  namentlich  nach  dem  Tode  Chilperichs, 
der  Becht  und  Gesetz  vielfach  mißachtet  hatte,  von  Bedeutung  wurde. 
Privilegien  und  Schenkungen  der  Könige  pflegte  man  sich  nach  jedem 
Begierungs Wechsel  neu  bestätigen  zu  lassen. 


^»  Vgl.  unten  §  32.  Sohm  102—146.  166  ff.  Bbunner  1,  277  ff.:  Entstehung 
der  Schwurgerichte  60f.  Für  das  nordische  Becht  vgl.  Lehmann,  Königsfiriede  88  ff. 
159  ff.  216  ff.  HoLBEBO,  Dansk  Rigslovgivning  (1889),  nebst  der  Anzeige  von 
Pappenheim,  Kr.  VJSchr.  32,  32  ff.  Unbegründet  ist  es,  wenn  Heüsles,  Inst  1,  111, 
zwischen  einem  volksrechtlichen  verbum  regis  der  Merowinger  und  einem  amts- 
rechtlichen bcmrms  regis  der  Karolingerzeit  unterscheidet 

*9  Vgl.  Anm.  39.     Brunneb  2,  41. 

<»»  Vgl.  Brunneb  2,  40.  Waitz  8,  818  ff.  Sohm  110  f.  Die  acht  Bann£Klle 
waren:  Heerbann,  Frevel  gegen  Kirchen,  Witwen,  Waisen  oder  yerteidigungs- 
unfähige  Hilfsbedürftige,  Entführung,  Brandstiftung,  Heimsuche  {hartxhutj  fortiä). 
Da  sieben  dieser  BannfiftUe  schon  nach  Volksrecht  mit  Buße  und  Friedensgeld  be- 
straft wurden,  so  trat  der  Bann  an  die  Stelle  des  letzteren,  wodurch  die  Ver- 
schmelzung von  Bann  und  Friedensgeld  zu  dem  späteren  Grewette  angebahnt  wurde. 
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Indem  die  Bechte  der  alten  Landesgemeinde  im  wesentlichen  auf 
den  König  übergegangen  waren,  hatte  sich  der  alte  Yolksfriede  in  den 
Eönigsfrieden  omgesetzt^^  Nur  vereinzelte  Spuren  lassen  den  Land- 
frieden noch  als  Yolksfrieden  erscheinend^.  Sonst  ist  die  Begel,  daß  alle 
Fiiedensgelder  dem  König  gebühren,  und  daß  Acht  und  Todesstrafe  nur 
Ton  ihm  yerhängt  werden  können^.  Daraus  hat  sich  dann  das  Königs- 
recht der  Qnade,  d.  h.  des  Straferlasses  oder,  in  der  Begel,  der  Straf- 
umwandlung, entwickelt  Verschieden  davon  war  die  Entziehung  der  könig- 
lichen Gnade,  die  den  Abbruch  aller  persönlichen  Beziehungen  zum  Hof 
und  den  Verlust  alles  dessen,  was  der  von  der  Ungnade  Betroffene  an 
Ämtern  und  Gütern  vom  König  empfangen  hatte,  bedeutete^.  So  wurde 
das  Becht  der  Gnade  für  den  König  nach  verschiedenen  Bichtungen  das 
Mittel  zur  Ergänzung  und  Fortbildung  des  Strafrechts,  während  er  zu- 
gleich in  seiner  Eigenschaft  als  Wahrer  des  Landjfhedens  den  Kampf  gegen 
das  Fehderecht  aufriahm. 

Der  besondere  Friede,  unter  dem  die  Person  des  Königs  stand,  und 
der  jeden  Angriff  auf  diesen  als  todeswürdigen  B  och  verrat  erscheinen 
heß^,   gestaltete  sich  für  den  Ort,   an   dem   der  König  dauernd   oder 


*^  Vgl.  Brünneb  2,  42  ff.  WiLDA,  Strafrecht  253  ff.  Gierke,  Genossenschafts- 
recht 1,  109.  LsHXAKN,  Königsfriede  8  ff.  86  ff.  99  ff.  129  ff.  157  ff.  205  ff.  235  ff. 
ScHMiD,  Cres.  d.  Angelsachsen  584.    Weinhold,  Fried-  und  Freist&tten  (1864)  13.  18. 

^*  Solche  Spuren  weist  Brukner  2, 42  namentlich  bei  den  Sachsen  nach  (vgl.  §  12 
n.  50).  Bei  den  Baiem  und  Schwaben  findet  sich  in  der  Zeit  des  Stammesherzog- 
toms  an  Stelle  des  Rönigsfiriedens  der  Herzogsfrieden,  in  Churrätien  der  Bischofs- 
frieden. 

•»  VgL  S.  45.  SoHM,  Reichs-  u.  Ger.-Verf.  98.  162.  Wattz  2,  2,  S.  185. 
Die  sinnreiche  Vermutung  von  FaBusnoRFF,  Becht  und  Rede  476 ff.,  daß  in  der 
Redensart  exira  sermonem  regis  ponere  das  Wort  sermo  nicht,  in  dem  Sinne  von 
verhum  regis  (S.  113),  mit  „Schutz^'  „Frieden",  sondern  mit  verxeüen  (S.  78)  zu- 
sammenhfinge,  wird  von  Bruhnbr  2,  42  durch  den  Hinweis  widerlegt,  daß  alle  hier 
in  Betracht  kommenden  Quellenstellen  eine  bestimmte  Beziehung  des  Wortes  auf 
den  König  im  Sinn  haben  und  deshalb  nur  vom  Königsfrieden  verstanden  werden 
können.  Dahh,  Könige  7,  3,  S.  406  und  Schückinq,  Regierungsantritt  154,  denken 
an  eine  bei  dem  Regierungsantritt  abgegebene  allgemeine  Schutzverheißung  des 
Königs.  Dagegen  verweist  Sohm,  Sermo  regis  (SB.  d.  Leipz.  Ges.  d.  W.  1901), 
einer  Anregung  von  Sievbrs  folgend,  mit  Recht  auf  die  Ächtung  des  Kain  in  der 
altsfichsischen  (xenesis  v.  77 :  thu  ni  seaU  io  furthur  cuman  te  tkines  herron  sprakOy 
also  AuBschluß  von  der  „Königssprache'S  d.  h.  von  der  Versammlung  um  den 
Konig,  von  der  Gemeinschaft  mit  dem  König. 

•*  Vgl.  Waitz  2,  1,  S.  197.  3,  326.  Brunker  2,  66.  Ein  Diplom  Dagoberts  I. 
von  635  (MG.  Dipl.  1,  Nr.  15)  droht  jedem,  der  den  Anordnungen  des  Königs  zu- 
widerhandeln werde:  nosiram  oifensam  et  a  fisco  grave  damnum  suatineat, 

**  Romischer  Einfluß  mag  vorliegen,  wenn  die  Merowinger  jede  Verletzung 
der  dem  Könige  schuldigen  Treue  als  Majestäts verbrechen  bestraften.  Die  Karo- 
linger ließen  bei  einfsicher  Treulosigkeit  eine  arbiträre  Sti-afe,  in  der  Regel  Ver- 
mögenseinziehung und  Benefizienverlust,  eintreten.  Übrigens  wurden  die.  Treue- 
pflichten der  Unterthanen  unter  Karl  d.  Gr.  formlich  katalogisiert.  Vgl.  Waitz 
2, 1,  S.  196.  8,  202  f.  307  ff.  814  ff.  Ehrenberq,  Kommendation  105  ff.  116  f.  119  f. 
BRumER  2,  63  ff.    MOhlbacher,  Mitt.  d.  öst  Inst  Erg.  6,  871  ff. 
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vorübergehend  weilte,  zum  Burgfrieden ®®,  der  in  abgeschwächtem  Maße 
den  königlichen  Pfalzen  auch  bei  Abwesenheit  des  Königs  zukamt  und 
zum  Strai5enfrieden  für  alle,  die  sich  auf  dem  Wege  zum  Könige  be- 
fanden oder  von  dort  zurückkehrten  ®®.  Die  Übertragung  des  Dingfriedens 
auf  den  König  liegt  hier  auf  der  Hand.  Auch  darin  zeigt  sie  sich,  daß 
die  Gefolgsmannen  und  alle  unmittelbaren  Beamten  des  Königs,  wenn 
ihnen  nicht  aus  besonderen  Gründen  ein  noch  höherer  Schutz  zukam,  das 
dreifache  Wergeid  und  die  dreifache  Buße  ihres  Geburtsstandes  hatten^^ 
Ebenso  mußte  jeder,  der  sich  an  königlichem  Gut  vergriff,  die  dreifache 
(ursprünglich  nur  zweifache)  Buße  leisten  ^°. 

Die  Organisation  des  Reiches  nach  allen  Richtungen  hin  war  aus- 
schließlich Sache  des  Königs.  Dabei  konnte  er  kraft  seines  Dispensations- 
rechts  nach  Belieben  Befreiungen  und  Privilegien  erteilen.  Alle  Beamten^ 
im  wesentlichen  auch  die  der  Kirche,  wurden  von  ihm  ernannt  König- 
licher Auftrag  entschuldigte  schon  nach  der  Lex  Salica  das  Ausbleiben  im 
Gericht. 

Von  hervorragender  Bedeutung  war  die  Stellung  des  Königs  in  fiska- 
lischer und  ökonomischer  Beziehung,  wovon  später  (§§  26,  28)  zu  handeln 
ist.  Ein  Besteuerungsrecht  besaß  der  König  nicht,  selbst  das  zunächst 
aufrechterhaltene  römische  Steuersystem  gegenüber  den  Provinzialen  geriet 
bald  in  Verfall.  Zwischen  Reichs-  und  königlichem  Privatgut  wurde  für 
gewöhnlich  nicht  unterschieden  ^^  Zwar  wurde  bei  den  Franken  ebenso 
wie  bei  Angelsachsen,  Langobarden  und  Westgoten  in  der  Verwaltung  ein 
Unterschied   zwischen   Krongütem  und  öffentlichen  Einahmequellen  ge- 


««  Vgl.  WiLDA,  Strafrecht  258  ff.  Brunner  2,  45  ff.  Sohm,  Entsteh,  des 
deutschen  Städtewesens  34  ff.  Lehmann,  Königsfriede  215.  Ed.  Roth  86—38. 
Aethelbirht  c.  3.  Ine  c.  6.  Aelfred,  engl.  Ges.  c.  7.  Schmid,  Ges.  d.  Ags.,  Anhang  12; 
Anh.  4  c.  15.  Entsprechend  der  herzogliche  Burgfriede  der  L.  Alam.  28  und  der 
bischöfliche  der  Cap.  Remedii  c.  3  (MG.  Leg.  5,  182).    Vgl.  Anm.  46.  67. 

^^  Vgl.  die  angeführte  Litteratur,  femer  L.  Alam.  80  und  über  den  Burg- 
frieden des  Herzogs  ebd.  33,  L.  Baiuw.  2,  10—12,  L.  Fris.  17,  2. 

"  Vgl.  WiLDA,  a.  a.  0  259  f.  L.  Sax.  37.  Aethelb.  c.  2.  Ed.  Roth.  17.  18. 
Entsprechend  der  Herzogsfriede  L.  Alam.  28. 

«»  Vgl.  WiLDA  261.  Waitz  2,  1,  S.  389.  343.  4,  325  f.  Bei  dem  Heerfrieden 
hat  man  es  mit  Volks-,  nicht  mit  Königsfrieden  zu  thun.  Vgl.  Sohh,  Reichs-  u. 
Ger.- Verf.  89  ff. 

^°  Vgl.  Beünnbb  2,  44.  Doppelte  Buße  bei  den  Langobarden,  vgl.  Osen- 
BRttooEN,  Strafr.  d.  Langob.  10.  Neunfache  bei  den  Angelsachsen  (Aethelb.  c.  4), 
dreifache  bei  alamannischem  Herzogsgut  (L.  Alam.  31.  34). 

^*  Vgl.  So  HM,  Reichs-  u.  G^r.-Verf.  27—34,  der  auf  den  Gegensatz  der  angel- 
sächsischen Verhältnisse  hinweist.  Ganz  fremd  war  die  fiskalische  Idee  übrigens 
auch  den  Franken  nicht,  insofern  sie  Reich  und  Schatz  als  untrennbar  zusammen- 
gehörig betrachteten.  Wer  das  Reich  erhielt,  bekam  auch  den  Schatz.  Die  sonst 
zur  Mobiliarerbschaft  berechtigte  weibliche  Verwandtschaft,  hatte  auf  den  Schatz 
keinen  Anspruch,  der  Schatz  war  Reichsgut  Teilung  des  Reiches  bedeutete  zu- 
gleich eine  entsprechende  Teilung  des  Schatzes.  Vgl.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1889, 
S.  95^  ff.    Gregor,  Hist.  Franc.  6,  c.  45. 
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macht,   aber  die  Einnahmen  selbst,  soweit  sie  nicht  zur  Besoldung  der 
Beamten  gehörten,  flössen  sämtlich  in  den  königlichen  Schatz. 

Der  Hauptmangel  des  fränkischen  Königtums  beruhte  darin,  daß  die 
Art  der  Beteiligung  des  Volkes  an  der  Regierung  nicht  geordnet  war  und 
es  an  einem  ausreichenden  Rechtsschutz  gegen  die  Krone  fehlte.  So 
ging  es  oft  tumultarisch  zu,  und  alles  wurde  zur  Machtfrage  ^*.  Während 
Chlodevech  und  seine  nächsten  Nachfolger  sich  noch  durchaus  als  ger- 
manische Herrscher  aufführten,  trat  Chilpericb  und  wahrscheinlich  in  ihren 
späteren  Jahren  auch  Brunichildis  alles  Recht  mit  Füßen.  Die  von  den 
austrasischen  Großen  ausgegangene  Reaktion  gegen  die  dadurch  herbei- 
geführten gesetzlosen  Zustände  führte  zu  feierlicher  Anerkennung  und 
Wiederherstellung  des  alten  Rechts  durch  Ghlothar  II.  (S.  115),  zugleich 
aber  zu  einer  Reihe  von  Zugeständnissen,  deren  weitere  Entwickelung  die 
Krone  aller  Regierungsrechte  beraubte,  bis  das  Haus  der  Pippiniden  einem 
neuen  Königtum  den  Boden  schuf^^ 


§  18.    Die  staatliche  Giiederung  des  fränlcischen  Reiches. 

Waitz  2»,  1,  S.  884 flF.  3,  841  fF.  Bbunneb,  RG.  2,  §  78.  v.  Amira*  71  ff. 
Dahn,  dg.  1,  2  S.  418  ff.;  Könige  7,  1  S.  72—108.  8,  2  S.  1—28.  Abnold,  Deutsche 
Geschichte  2,  2  S.  175  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  181  ff.  Schbödeb, 
ZRG.  17,  86  ff.  Beauchet,  Hist  de  Forganisation  jndiciaire  11  ff.  Thudichdm,  Gau- 
und  Markverfassung,  1860.  Landau,  Beschreibung  der  deutschen  Gaue,  1855 — 1857. 
LoHOHOK,  Geographie  de  la  Gaule,  1878.  Gu^bard,  Essay  sur  le  Systeme  des 
divisions  territoriales  de  la  Gaule,  1832.  Glasson,  Hist.  2,  881  ff.  Fustbl  de  Cou- 
LAKQES,  Monarchie  firanque  188  ff.  W.  Sickel,  Beiträge  z.  deutsch.  Verf.-Gesch., 
Mitt.  d.  Ost  Inst.,  £rg.-Bd.  3.  Lipp,  Das  fränkische  Grenzsystem  unter  Karl 
d.  Gr.,  1892  (Giebke,  Unters.  41).    Kibnbb,  Verf.-Geschichte  d.  Provence  28  ff.  80  ff. 

Die  Beichsteilungen  in  der  fränkischen  Monarchie  führten  dahin, 
daß  Anstrasien,  Neustrien  und  Burgund,  neben  ihnen  wohl  auch  Aqui- 
tanien  und  die  Provence ,  unbeschadet  der  höheren  Reichseinheit  mehr 
oder  weniger  als  Beiche  far  sich  angesehen  wurden,  wodurch  sich  die  in 
dem  Vertrage  von  Yerdun  vollzogene  nationale  Scheidung  allmählich  vor- 
bereitete. Italien  war  von  vornherein  in  einer  Weise  mit  dem  Franken- 
reich verbunden,  bei  der  ihm  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Charakter 
eines   selbständigen  Reiches  gewahrt  blieb;    der  Titel  rex  Francorum  et 


»•  Vgl.  Anm.  51.    Gregor,  Hist.  Franc.  3,  11.  27.   4,  14,  49. 

'•  Das  Werk  von  Pahlbeck,  so  dankenswert  in  einzelnen  Anregungen,  krankt 
an  dem  Grundfehler,  daß  es  die  G^waltthaten  eines  Chilperich  als  den  normalen 
Zustand  und  demgemäß  das  System  absoluter  Rechtlosigkeit  als  das  System  des 
frfinkiachen  Staatsrechts  betrachtet.  Die  ziemlich  geregelten  Zustände  unter  Chlo- 
dovech  und  seinen  Nachfolgern  ignoriert  er  ebenso  wie  den  Beginn  einer  ver- 
fassungsmäßigen Reaktion  unter  Gunthram.  Ghlothar  II.  schafft  nach  Fahlbeck 
überhaupt  erst  einen  Rechtsstaat,  während  der  König  selbst  anerkennt,  daß  er  die 
alten  Rechtsnormen  wiederherstelle.  Vgl.  Waitz  8,  644  ff.  Sohm,  Deutsche  Litt- 
Zeitung  1884,  Nr.  2.    Zeumeb,  Gott  gel.  Anz.  1885,  S.  97  ff. 
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Langobardorum  brachte  zum  Ausdruck,  daß  das  ehemalige  Langobarden- 
reich  keine  Provinz  des  fränkischen  Reiches  geworden  war^ 

Bei  der  inneren  Gliederung  des  Reiches  sind  die  Provinzen,  die  Gaue 
oder  Grafschaften,  die  Hundertschaften  und  die  Gemeinden  in  Betracht 
zu  ziehen.  Die  Provinzen  waren  der  Schauplatz  der  Stammesindividualität 
und  der  volksrechtlichen  Gesetzgebung;  die  Gra&chaften  waren  die  eigent- 
lichen staatlichen  Verwaltungssprengel  in  politischer,  militärischer,  fiska- 
lischer, gerichtlicher  Beziehung;  die  Hundertschaften  waren  die  ordent- 
lichen Gerichtssprengel  und  bildeten  zugleich  die  Grundlage  einer  gewissen 
polizeilichen  Organisation  sowie  der  wirtschaftlichen  Organisation  der 
Markgenossenschaften;  die  Gemeinden  endlich  waren  ausschließlich  Schau- 
platz wirtschaftlicher  Interessen  und  genossenschaftlicher  Selbstregierung. 
Eine  gewisse  Zwischenstellung  zwischen  Provinzen  und  Grafschaften 
nahmen  die  militärischen  Herzogtümer  und  Markgrafschaften  (S.  132 — 134) 
sowie  seit  Karl  dem  Großen  die  Inspektionsbezirke  {missaiica)  der  Eönigs- 
boten  ein. 

1.  Die  Provinzen.  Das  fränkische  Beich  hat  niemals  den  Anspruch 
erhoben,  ein  die  Bewegung  seiner  einzelnen  Glieder  lahm  legender  abso- 
luter Einheitsstaat  zu  sein.  Zwar  war  es  ein  Zeicheii  des  ärgsten  Yer- 
&lles,  daß  bei  den  verschiedenen  im  Frankenreich  vereinigten  Stämmen 
erbliche  vicekönigliche  Gewalten  emporkamen,  während  es  umgekehrt  als 
die  wichtigste  Leistung  der  Pippiniden  erschien,  daß  sie  durch  die  Zer- 
trümmerung des  Stammesherzogtums  die  gefährdete  Beichseinheit  wieder- 
herzustellen wußten;  aber  andererseits  brachte  das  Prinzip  der  persön- 
lichen Bechte  es  mit  sich,  daß  die  einzelnen  Stämme  als  Träger  und 
alleinige  Fortbildner  des  Yolksrechts  angesehen  wurden.  Das  Yolksrecht 
war  nicht  Sache  des  Beiches,  sondern  der  einzelnen  Provinzen;  Gesetz- 
geber auf  dem  Gebiete  des  Volksrechts  war  der  König  nicht  in  seiner 
Eigenschaft  als  Oberhaupt  des  Beiches,  sondern  als  Oberhaupt  der  ein- 
zelnen Provinz,  der  gesetzgebende  Faktor  neben  ihm  war  nicht  der 
Beichstag,  sondern  die  auf  dem  Beichstag  erschienene  oder  in  ihrer  Heimat 
befragte  Provinzialbevölkerung,  der  einzelne  Stanun.  Denn  die  Provinzen 
des  fränkischen  Beiches  waren  eben  die  Stammgebiete'.  Dabei  bildeten 
die  salischen  Franken  regelmäßig  zwei  verschiedene  Gruppen,  indem  die 
Provinz  Neustrien  (d.  h.  Neuwestland)  die  romanischen  Gebiete  salischen 
Bechts  nördlich  der  Loire  und  die  flämischen  westlich  der  Scheide  und 
des  Kohlenwaldes  umfaßte,  während  die  Lande  zwischen  Scheide  und 
Maas  zusammen  mit  den  Gebieten  der  chattischen  Franken  die  Provinz 
Austrasien  bildeten,  zu  der  auch  das  ribuarische  Land,  sonst  wieder  eine 
Provinz  für  sich,  gerechnet  wurde.  In  Gallien  erscheinen  außer  Neustrien, 
Aquitanien  und  Burgund  als  Provinzen:  Britannia  (die  keltische  Bretagne^ 


^  Über  die  SteUung  des  rSmischen  Gebietes  im  karolingischen  Beiche  vgL 
Bbünkeb  2,  83  ff. 

«  Vgl.  unsere  Tafel  I. 
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Wasconia  (das  Land  der  Basken),  Septimania  oder  Gotia,  Provincia, 
NoTempopnlonia^  Gantabria^  in  karolingischer  Zeit  auch  Hispania.  Ebenso 
werden  das  Elsaß,  Cbarrätien,  Istrien  znweilen  als  besondere  Gebiete  ge- 
nannt Die  Bezeichnungen  der  Provinzen  waren  nicht  technisch,  neben 
pravineia  beg^net  dueatus,  reffioy  auch  regnum. 

2.  Die  Grafschaften  ^  Bei  der  Bildung  der  deutschen  Stamme 
haben  die  in  denselben  vereinigten  Völkerschaften  ihre  Mhere  staatliche 
Selbständigkeit  zum  Teil  erst  sehr  allmählich  verloren  ^  Aber  auch  nach- 
dem diißs  geschehen  war,  blieb  das  Bewußtsein  der  früheren  Zusammen- 
gehörigkeit noch  bei  vielen  bestehen,  so  daß  sich  zum  Teil  als  Gau  inner- 
halb des  neuen  Gesamtstaates,  aber  unter  dem  alten  Yölkerschaftsnamen, 
behauptete,  was  vorher  ein  eigener  Staat  gewesen  war*.  Wo  der  Völker- 
schaftsverband weniger  widerstandsßhig  war,  sind  wohl  die  alten  Gaue, 
aus  denen  er  bestanden  hatte,  unverändert  in  die  neue  Verfassung  herüber- 
genommen worden,  namenüich  bei  den  nach  der  Himmelsrichtung  be- 
nannten Gauen  mag  man  an  solche  Vorgänge  denken®.  Zuweilen  waren 
es  rein  landschaftliche  Verhältnisse,  auf  denen  die  Gaubildung  beruht 
hatte  ^,  oder  ein  von  seinen  früheren  Bewohnern  verlassenes  Völkerschafts- 
gebiet blieb  auch  mit  den  neuen  Einwohnern  als  eigener  Gau  unter 
dem  alten  Namen  bestehend  Eine  eigentlich  technische  Bedeutung  hat 
das  Wort  „Gau''  nicht  besessen^:  wie  es  zur  Bezeichnung  ganzer  Pro- 
vinzen verwendet  wurde,  so  bezeichnete  es  andererseits  nicht  selten  ganz 
kleine  Bezirke,  selbst  einzelne  Dorfgemarkungen.  Denn  als  staatsrecht- 
lichen Begriff  kannte  die  fränkische  Verfassung  nur  Gaue  die  als  Graf- 
schaften {comüatus)  organisiert  waren.  In  den  früher  römischen  Bhein- 
und  Donaugegenden  wurden  neue  Gaunamen  vielfach  in  Anlehnung  an 


*  VgL  Spbüjteb-Mbhkb,  Handatlas  Nr.  81—86.  Cbameb,  Alamannen  68  iL 
808  ff.  348—559  ff.  Über  die  Gaue  Bibuariens  und  der  benachbarten  Gebiete  vgL 
unsere  Tafel  H.  Den  fränkischen  Gauen  entsprachen  bei  den  Langobarden  die 
Herzogtümer,  bei  den  Angelsachsen  die  sdre.  Über  letztere  vgl.  Maüreb,  Krit 
Überschau  1,  81  ff. 

^  Völkerschaftsstaaten  standen,  wie  es  scheint,  bei  den  Sachsen  noch  Karl 
dem  Großen  gegenüber.  Vgl.  Waitz  8,  122  f.  Die  Kleinkönigreiche  der  Ala- 
mannen im  4.  Jahrhundert  können  ebenfalls  nur  als  Völkerschaften  aufgefaßt  werden. 

^  So  u.  a.  die  thüringischen  Gaue  Kogilin  und  Werinofeld,  die  fränkischen 
Hessengau,  Hattuariergau,  Hamaland,  Batua,  der  Linzgau  der  alamannischen  Leu- 
tienses. 

*  Nord-  und  Sundgan  im  Elsaß;  Nord-,  Wester-,  Sundargau  und  Ostarrichi 
bei  den  Baiem;  Westergan  bei  den  Thüringern;  Oster-  und  Westergau  bei  den 
Fliesen. 

^  Nach  Flüssen  benannt:  Bheingau,  Maasgau,  Saargau,  Nahegau,  Maingau, 
Donaugau,  Thurgau,  Helmengau,  Leinegau,  Kmsgau,  Stormam  (pagus  Sturmariorum). 
Nach  Gebirgen:  Auelgau,  Westerwald,  Hundesrucha,  Arduenna,  Eifla  u.  a.  m.  Nach 
WiÜdem:  Waldsazi,  Holsatia,  Waltsati,  ELinhem. 

"  Vgl.  Bardengau,  Boroctra,  Hugmarki  (pagus  Ohaucorum),  Thuente. 

*  Vgl.  8.  20.  Lateinisch  begegnet  pagua,  provinda^  terrüorium,  termmus^ 
mmittenumf  finis. 
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ehemalige  römische  Städte  gebildet ^^,  in  Gallien  aber  knüpfte  die  fränkische 
Grafschaftseinteilung  an  die  von  der  römischen  Yerwaltungsorganisation 
tbeiliaferten  cwitates  an,  die  größtenteils  von  alten  gaUiBchen  Volker- 
schafken herrührten  inA  meisteiiB  in  altgallischer  Weise  als  reine  Land- 
gemeinden fortbestanden  hatten ,  nnr  zum  kleineren  Teil  zu  römischen 
Stadtgemeinden,  aber  mit  dazu  gehörigem  Territorium,  umgebildet 
worden  waren  ^^ 

Indem  die  Grafschaftsverfassung,  die  in  dem  ganzen  fränkischen 
Reiche  durchgeführt  wurde,  sich  teils  an  die  gallorömischen  civitates,  teils 
an  die  deutschen  Gaue  anlehnte,  ergab  sich  eine  außerordentliche  Ver- 
schiedenheit in  der  Größe  der  einzelnen  Grafschaften,  doch  begann  erst 
seit  Ende  des  8.  Jahrhunderts,  zuerst  im  Westen  des  Reiches,  eme 
systematische  Verkleinerung  der  als  zu  groß  erkannten  Verwaltungs- 
bezirke. Wenn  auf  solche  Weise  eine  Grafschaft  in  mehrere  zerlegt  wurde, 
pflegte  man  für  das  frühere  Gebiet  den  alten  Gaunamen  gleichwohl  bei- 
zubehalten und  es  als  pagus  maior  dem  neuen  Klein-  oder  IJntergau 
(pagus  minor)  gegenüberzustellen.  Nicht  selten  wurden  ehemalige  Hundert- 
schaften zu  solchen  Eleingauen  erhoben  und  führten  dann  neben  dem 
neuen  Grafschaftsnamen  oft  genug  auch  den  alten  Hundertschaftsnamen 
weiter  ^^,  während  umgekehrt  bei  den  Sachsen  regelmäßig  mehrere  Gaue 
zu  einer  Grafschaft  zusammengelegt  wurden,  so  daß  der  sächsische  go  die 
Stellung  der  fränkischen  Hundertschaften  einnahm  ^^. 

3.  Die  Hundertschaften.  Die  rein  persönlichen  Gerichtsverbände 
der  Urzeit  hatten  sich  bei  den  Franken,  Alamannen,  Angelsachsen  und 
Nordgermanen  zu  territorial  abgegrenzten  Dingsprengeln  umgestaltet^*, 
die  bei  den  Franken  als  centena  (mhd.  zent),  bei  den  Alamannen  als 
huntari  (ags.  hundred,  an.  herad)  bezeichnet  wurden.  In  unbestinmiterer 
Anwendung  begegnen  noch  marca,  finisj  pagus,  pagellus.  Bei  den  Sachsen 
nahm,  wie  schon  erwähnt,  seit  Karl  d.  Gr.  der  alte  Volksgau  (go)  eine 
der  fränkischen  Hundertschaft  entsprechende  Stellung  ein. 

Die  militärischen  Aufgaben,  die  der  alten  Hundertschaft  unter  der 
Führung  ihres  Centenars  obgelegen  hatten,  mögen  den  Anstoß  zu  einer 
eigentümlichen  Ausnutzung  der  fränkischen  Hundertschaften  im  iandes- 
polizeilichen  Interesse  gegeben  haben.     Nach  einer  in  der  ersten  Hälfte 

***  Vgl.  Die  Gaunamen  auf  unserer  Tafel  II,  dazu  Wormsfeld,  Speiergau,  Metz- 
gau, Lobdei^gau  (Lupodunum) ,  Augesgau  (Augusta  Vindelicorum) ,  Augstgau 
(AuguBta  Rauracorum).  Als  civitas  bezeichnete  man  nur  den  Hauptort,  insbesondere 
den  Bischofssitz,  während  für  andere  feste  Plätze  des  Gaues  castrum  oder  eastelltim 
verwendet  wurde.  Vgl.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  76.  Rietschel,  Die  civitas  auf 
deutschem  Boden  bis  zum  Ausgange  der  Karolingerzeit,  1894. 

"  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  106.  MoMMSEN,  Rom.  Geschichte  5,  78  ff.  Güäbaed, 
12  ff.  46  f.  LoNGNON,  Geographie  1  ff.  188  ff.  196—242.  294—617-,  Atlas  historique 
de  la  France,  texte  explicativ  8  ff.  14—20.    Bbambach,  Rhein.  Mus.  28,  802. 

>«  Vgl.  SoHM  201  ff.    ZRG.  17,  87  f.    Longnon,  Geographie  82  f. 

"  Vgl.  S.  127. 

"  Vgl.  S.  18.  37.  41.    Maurer,  Krit.  Übersch.  1,  78  ff.    Cramee,  a.  a.  0.  (Anm.  3). 
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des  6.  Jahrhunderts  zunächst  f&r  Nenstrien  getroffenen,  aber  jedenfalls 
alsbald  auch  auf  Anstrasien  ausgedehnten  Einrichtung  hatten  die  Centenare 
die  besondere  Pflicht^  an  der  Spitze  ihrer  Centschar  {centenoj  trustis)  allen 
Dieben  und  Baubem  nachzuspüren,  wobei  die  Verfolgung  nötigenfalls 
über  die  Grenzen  der  Hundertschaft  hinaus  fortgesetzt  werden  konnte; 
gelang  die  Festnahme,  so  'erhielten  die  Verfolger  als  Prämie  die  halbe 
Biebstahlsbuße;  entkam  aber  der  Thäter,  so  mußte  die  gesamte  Hundert- 
schaft, in  der  sich  der  Diebstahl  ereignet  oder  der  Verfolgte  Aufnahme 
gefunden  hatte,  dem  Bestohlenen  für  den  Ersatz  des  Entwendeten  auf- 
kommen ^^  Da  bei  diesen  Einrichtungen  nicht  bloß  die  altfränkischen 
Beiche  Ghlothars  I.  und  Childeberts  II.,  sondern  auch  die  rein  romanischen 
Gebiet«  Childeberts  I.  beteiligt  waren,  so  muß  es  sich  dabei  um  einen 
Versuch  gehandelt  haben,  die  fränkischen  Centenen  zu  polizeilichen  Zwecken 
auch  in  dem  romanischen  Neustrien  heimisch  zu  machen  ^^ 

Dauernde  Bedeutung  hat  dieser  Versuch  jedenfalls  nicht  gehabt  ^^. 
Erst  seit  dem  8.  Jahrhundert  wurden  auch  die  westfränkischen  Graf- 
schaften durchweg  in  bestimmte  ünterbezirke  geteilt,  die  als  Amtssprengel 
der  gräflichen  Vikare  vicariae  genannt  und  den  deutschen  Hundert- 
schaften bald  völlig  gleichgestellt  wurden  ^^  Nach  der  karolingischen 
Gerichtsverfassung  umMte  die  Grafschaft  drei  bis  acht  solcher  Unter- 
bezirke, die  nur  noch  dem  herkömmlichen  Sprachgebrauche  zu  Liebe  in 
vicariae  und  centenae  unterschieden  wurden. 

4.  Die  Gemeinden.  Auf  dem  Gebiete  des  Gemeindewesens  wurde 
durch  den  Eintritt  der  Germanen  in  den  Bereich  der  römischen  Kultur- 
welt eine  vollständige  Umwälzung  angebahnt  Zwar  hielt  die  fränkische 
Ver&ssung  daran  fest,  daß  innerhalb  der  Hundertschaftsgemeinde  kein 
Platz  für  einzelne  Ortsgemeinden  sei  (auch  die  größten  Stadtgemeinden 


"  Vgl.  das  Landfriedensgesetz  Childeberts  I.  und  Chlothars  I.,  c.  9.  16.  17 
(BoRETius  1,  4  ff.).  Decretio  Childeberti  IL  von  596,  c.  11.  12  (ebd.  1,  17).  In 
ähnlicher  Weise,  aber  ohne  historischen  Zusammenhang  mit  der  merowingischen 
Ordnung,  wurde  die  Gesamtbürgschaft  im  10.  Jahrhundert  bei  der  angelsKchsischen 
„hnndred*'  durchgeführt  (vgl.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen',  6tdX  woraus  die 
Geschichtsforschung  des  18.  Jahrhunderts  ungehorigerweise  auf  ein  altgermanisches 
System  der  Gesamtbürgschaft  geschlossen  hat. 

»•Vgl.  Bbunnsb  2,  147  f.;  ZRG.  24,  65  f.  Sickel,  Beiträge  622  ff.  Dahn, 
Könige  7,  8  S.  78  f.  Über  frühere  Auffassungen  Waitz  1,  454  ff.  2,  1  S.  399.  405  f. 
SoHM  182  ff.  Unhaltbar  ist  auch  die  Auffassung  von  Lamprecht,  Wirtschaftsleben 
1,  224 ff.;  Deutsche  Gesch.  1,  319. 

"  Vgl.  Sickel,  Beiträge  531. 

"  Vgl.  Bbunnee  2,  146  ff.  177.  Wattz  2,  1  S.  899  ff.  3,  395  f.  Dahn  7,  1 
S.  76.  89  ff.  Die  vicariae  lehnten  sich  meistenteils  an  altgallische  Untergaue  aus 
der  Zeit  der  römischen  Provinzialverfassung  (eonditaj  aicia,  ager,  finis,  minister ium) 
an.  Vgl.  LoNONON,  Geographie  24  ff.  Gü6rabd,  a.  a.  0.  34  f.  48  ff.  Sohm  191  ff. 
196  ff.  211  ff.  HiBSCHPBLD,  Gallische  Studien  35  ff.  Mohmsen  im  Hermes  16,  449  ff. 
483  ff.  Scheödeb,  ZRG.  17,  87  ff.  A.  Webee,  Der  Centenar  (1894)  S.  18  ff.  De- 
loche, Cartulaire  de  Beaulieu,  Introduction  pg.  160  ff.  Über  abgeleitete  Bedeu- 
tungen, die  das  Wort  „vicaria'^  im  französischen  Mittelalter  angenommen  hat 
(iurisdictio,  iustitia),  vgl.  Lot,  La  vicaria  et  le  vicarius,  N.  Revue  17,  281  ff. 
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waren  nur  privatrechtliche  Korporationen),  aber  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnisse  wurden  derartig  umgestAltet,  daß  die  Reohtseinrich- 
tuDgen  sich  dem  Einfluß  dieser  Veränderungen  auf  die  Dauer  nicht  zu 
entziehen  yermochten.  Während  die  alte  Zeit  im  wesentlichen  nur  demo- 
kratische Bauemrepubliken  gekannt  hatte,  besaß  die  neue  Zeit  in  den 
Erongütem,  den  Latifundien  der  geistlichen  und  weltlichen  Grundherren 
und  den  auf  königlicher  Verleihung  beruhenden  Edelgütem  hofrechtliche 
Elemente,  denen  im  Lauf  der  Zeit  die  gemeine  Freiheit  mehr  und  mehr 
zum  Opfer  fallen  mußte,  andererseits  aber  in  den  Städten  und  Märkten 
Elemente,  die  später  berufen  waren,  den  korporativen  Bestrebungen  und 
der  gemeinen  I^eiheit  eine  Verstärkung  zuzuführen.  Es  hat  sich  eigen- 
tumlich gefugt,  daß  diese  genossenschaftlichen  Elemente  erst  durch  die 
ihnen  scheinbar  entgegengesetzten  hofrechtlichen  zu  voller  Entwickelung 
gelangt  sind.  Von  den  hofrechtlichen  Elementen  ist  erst  später  (§§  26—28) 
zu  handeln;  auch  die  Verhältnisse  der  Landgemeinden  werden  wir,  da  sie 
nur  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  in  Betracht  kommen,  erst  bei  der  Dar- 
stellung der  Grundeigentumsverhältmsse  (§  28)  besprechen.  Hier  ist  nur 
von  den  Städten  zu  reden. 

Über  die  Behandlung  der  römischen  Städte  seitens  der  germanischen 
Eroberer  ist  viel  gestritten  worden.  Eichhorn  hat  einfach  ihre  Fort- 
dauer behauptet  und  das  Städtewesen  des  Mittelalters  auf  sie  zurück- 
bezogen ^^,  andere  haben  sie  ganz  untergehen,  zu  großen  Dörfern  degra- 
diert sein  lassen.  Die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte.  Daß  die  Germauen 
ihre  ursprüngliche  Abneigung  gegen  das  Wohnen  in  ummauerten  Städten 
auf  römischem  Provinzialboden  alsbald  aufgegeben  haben,  steht  fest:  in 
Köln  hatten  sich  sofort  nach  der  Eroberung  zahlreiche  Franken  nieder- 
gelassen und  heidnische  Altäre  errichtet,  die  ribuarischen  Könige  nahmen 
hier  ihren  Sitz*®;  Avignon  und  Vienne  wurden  von  Burgunden  bewohnt 
und  als  Festungen  benutzt,  und  in  Rhodez  lebten  römische  Provinzialen 
und  Goten  nebeneinander  ^i.  Während  dabei  in  den  deutsch  gewordenen 
Landesteilen  die  römische  Munizipalverfassung  vollständig  über  den  Haufen 
geworfen  wurde,  ist  eine  gewisse  Fortdauer  munizipaler  Einrichtungen  in 
den  romanischen  Gebieten  nicht  zu  bezweifeln**.  Zwar  die  eigentliche  Muni- 

^^  Vg.  EiCHHOBN,  über  den  Ursprang  der  städtischen  Verfassong  m  Deutsch- 
land, Zeitschr.  f.  gesch.  EW.  2,  198  ff.  216  ff.;  Staats- u.  Rechtsgeschichte  1,  176  f. 
Neuerdings  haben  Kümtzs,  Die  deutschen  Stadtgründungen  und  Bömerstftdte  und 
deutsche  Städte  im  Mittelsdter,  1891,  und  £.  Mater,  Deutsche  u.  franz.  Yerf.-Ge- 
schichte  1 ,  284  ff.,  die  Ansicht  Eichhornes  wieder  aufgenommen.  Vgl.  dagegen 
A.  Schulte,  Grött.  gel.  Anz.  1891,  S.  520  ff.  Kietsohbl,  a.  a.  0.  91  ff.  Uhlibz, 
Hist  VJSchr.  2,  255  ff. 

^^  Ober  die  Franken  in  Köln  vgl  Salyianus,  De  gubematione  Dei  6,  §  89 
(MG.  Auct  antiqu.  1,  74);  Epistolae  1  (ebd.  108).  Greg.  Tur.,  ffist  Franc  2,  c.  40; 
Vitae  patrum  6,  c.  2  (MG.  Scr.  rer.  Mer.  1,  103.  681). 

"  Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  2,  c.  82  f.  c.  36. 

"  Vgl.  Waitz  2,  1,  S.  412  ff.  Sayiont,  Gesch.  d.  röm.  Bechts  im  Mittelalter 
1,  311  ff.  Hbqel,  Gesch.  d.  Städteverfassung  in  Italien  2,  345  ff.  BsTHMAinr-HoLir 
WEG,   Civilprozeß  1,  416  ff.    Rayvouard,   Histoire  du  droit  municipal  an  France 
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zipalgeriohtsbarkeit  maßte  der  fränkischen  Gerichtsorganisation  weichen, 
aber  wenigstens  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  gesta  municipalia  nnd 
die  cvria^  als  die  stadtische  Behörde  zur  Führung  derselben,  blieb  be- 
stehen; auch  einer  Gerichtsbarkeit  stadtischer  deferisores  wird  in  den 
Quellen  öfter  gedacht,  zuweilen  als  Dnterbeamten  des  Bischofs,  wie  über« 
haupt  die  Bischöfe  in  den  gallischen  Städten  häufig  als  deren  Oberhäupter 
oder  Schutzherren  auftraten.  Wahrscheinlich  wurde  der  römische  Ver- 
waltungsapparat innerhalb  der  korporativen  Selbstverwaltung  der  gallischen 
Städte  vorübergebend  auch  unter  den  Franken  noch  beibehalten.  In  allen 
Beziehungen  des  öffentlichen  Bechts  waren  aber  die  Gaubeamten  der 
fränkischen  Verfassung  allein  maßgebend.  Daß  die  Grafen  vielfach  ihren 
Wohnsitz  in  den  Städten  nahmen,  diese  also  thatsächlich  zu  Mittelpunkten 
der  Grafschaftsverwaltung  und  Bechtspfiege  wurden,  vermochte  an  ihrer 
rechtlichen  Stellung  nichts  zu  ändern.  Erst  mit  der  Exemtion  von  der 
Gra&chaft  oder  Hundertschaft  traten  die  Städte  in  den  Staatsorganismus  ein 
und  wurden  zu  Körperschaften  des  öffentlichen  Bechts,  der  fränkischen 
Periode  waren  aber  derartige  Exemtionen  noch  nicht  bekannt,  wenn  auch 
die  Keime  dazu  in  dem  Immunitäts-  und  Marktwesen  (§§  26,  27)  bereits 
vorlagen. 

§  19.    Die  offentilchen  Beamten. 

Vgl.  die  Litteratur  S.  119.  Bbünner,  BG.  2,  §§  69.  79—85;  Über  das  Alter 
der  Lex  Alamannomm,  BerL  SB.  1885,  S.  168  ff.  Waitz  2%  2  S.  1—57.  100  ff. 
117  ff.  131  ff.  365  ff.  3',  364—415;  Das  alte  Recht  134  ff.  Sobm,  Reichs-  und  Ge- 
richtsverfassung 13  ff.  55  f.  67—102.  146  ff.  213  ff.  455—525.  Dahn,  Könige  7,  2 
S.  64  ff.  8,  3  S.  31—122.  150—205;  DG.  1,  2  S.  589  ff.  v.  Bbthmann-Hollweq, 
Germ.-rom.  Civilprozeß  1,  412  ff.  422  ff.  431  ff.  v.  Dakiels,  Handbuch  1,  542  ff. 
Glasson  2,  338  ff.  444  ff.  461  ff.  3,  256  ff.  291  ff.  316  ff.  340  ff.  Viollet,  Hist  1, 
293  ff.  Beaugbet,  Histoire  de  Torganisation  judiciaire  en  France  (1886)  9  ff.  18  ff. 
36  ff.  43  ff.  69  ff.  159—246.  293  ff.  Fustbl  de  Coui.ange8,  Recherches  403  ff.;  Mo- 
narchie franque  196  ff.  Thonissen,  L'organisation  judiciaire  de  la  Lei  Salique  50  ff. 
Bbaudouin,  La  participation  des  hommes  libres  au  jugement  dans  le  droit  franc 
(1888)  36  ff.  54  ff.  60  ff.  Gfb5beb,  Zur  Geschichte  deutscher  Volksrechte  1,  3  ff. 
W.  Sickel,  GGtt.  gel.  Anz.  1886  S.  559 f.;  1888  S.  440 ff.;  1890  S.  572  ff.;  Mitt.  d. 
österr.  Inst.  4,  623  ff.;  Wesen  des  Volksherzogtums,  Hist  Zeitschr.  52,  407  ff.;  Bei- 
trüge z.  deutsch.  Verf.-Gesch.  d.  MA.,  Mitt  d.  österr.  Inst.,  Erg.-Bd.  3,  451—585. 
ScHRÖnKB,  Hist  Zeitschr.  78,  196  ff.  Eichhobn,  Ursprüngliche  Einrichtung  der 
ProTinzialyerwaltung  im  fränk.  Reich,  Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  8,  281  ff.  H.  Lehmann, 
Rechtsschutz  gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  altfränk.  Recht,  1888. 
G.  CoHH,  Justizyerweigerung  im  altdeutschen  Recht,  1876.  A.  Pebnice  bei  Ebsch 
u.  Geübeb,  Allg.  Encjklopftdie,  1.  Sektion  78,  132  ff.,  unter  „Graf*.  Riezleb,  Ge- 
schichte Baiems  1,  120  ff.  StIlih,  Wirtemb.  Geschichte  1,  169  ff.  WrrrMANN,  Abb. 
d.  Manch.  Akad.  8,  1  S.  169—220.  Bobnhak,  FDG.  23,  167  ff.  Pebeoui),  Origines 
du  duch4  d* Aquitaine,  1882.  V.  Ksaüse,  Geschichte  des  Instituts  der  missi  dominici, 
Mitt  d.  österr.  Inst  11,  193—300.   Ficker,  Forschungen  2,  118  ff.   A.Weber,  Der 


1,  304—351.  QuiCHEEAT,  De  Tenregistrement  des  contracts  k  la  curie,  Bibl.  de 
r^cole  des  chartes,  5.  s^e  1,  440  ff.  Bbtjnner,  RG.  2,  197  ff.;  Recht^eschichte 
der  xdm.  u.  germ.  Urkunde  1,  139  ff.;  ZRG.  18,  74  f.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  93  ff. 
RiETscHEL,  a.  a.  0.  92.    Sickbl,  Beitr.  532  ff. 
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Centenar  Dach  den  karol.  Capitnlarien,  1894.  Stenzel,  De  marchionuin  in  Ger- 
mania origine  et  officio  publico,  1824.  Kieneb,  Verf. -Gesch.  der  Provence  48 ff. 
113  ff. 

Der  Gliederung  des  Staates  entsprach  die  Gliederung  des  Beamten- 
tums. Es  gab  keine  öffentlichen  Gemeindebeamten,  weil  die  Gemeinden 
keine  öffentlichen  Körperschaften  waren.  Die  unterste  Stufe  unter  den 
öffentlichen  Beamten  nahmen  die  der  Hundertschaft  ein.  Die  Ver- 
fassung der  Lex  Salica  kennt  außer  dem  königlichen  Gaubeamten,  dem 
Grafen,  den  durch  dreifaches  Wergeid  ebenfalls  als  königlichen  Beamten 
erwiesenen  sacebaro  sowie  den  aus  Volkswahl  hervorgegangenen  ihunginus 
und  neben  diesem  einen  centenarms,  den  die  herrschende  Meinung  früher 
irrtümlich  für  gleichbedeutend  mit  dem  thunginus  erachtete  \  Der  Amts- 
titel des  Sakebaro  wird  verschieden  gedeutet^.  Nach  der  Lex  Salica  wurde 
er  in  der  Regel  aus  der  Reihe  der  königlichen  Ministerialen  {pueri  regis) 
genommen  und  war  nur  ausnahmsweise  freien  Standes.  Verwendet  wurden 
die  Sakebaronen  zur  Eintreibung  fiskalischer  Gerichtsgefalle,  und  zwar  in 
Konkurrenz  mit  den  Grafen;  zuweilen  waren  in  demselben  Gericht  mehrere 
Sakebaronen,  bis  zu  dreien,  nebeneinander  in  Thätigkeit.  Es  ist  bestritten, 
ob  sie  Hundertschafts-  oder  Gaubeamte  waren.  Nach  Bbünneb's  an- 
sprechender Vermutung  waren  sie  weder  das  eine  noch  das  andere,  sondern 
gleich  den  burgundischen  wittiscalci  als  pueri  regis  qui  muüam  per  pagos 
exigunt  außerordentliche  fiskalische  Kommissare,  die  historisch  der  Ein- 
setzung des  Grafenamtes  voraufgingen  und  mit  der  kräftigeren  Entwickelung 
des  letzteren  von  selbst  verschwanden  ^  Der  Name  thungin  oder  thunkm 
hängt  mit  thunchmium  (mhd.  dune,  placitum)  zusammen  und  ist  wohl  aus 
got  pungkjan  (dünken,  meinen)  zu  erklären*.  Der  Thungin  erscheint  als 
der  auf  die  Rechtspflege  beschränkte  Nachfolger  des  alten  Gaufürsten, 


»  Vgl.  Bbunneb,  RG.  2,  150 f.;  ZRG.  24,  206  f.  Sickkl,  Beiträge  31  ff.  Hist 
Zeitschr.  78,  196  ff.  Anderer  Meinunj  y.  Auiba,  Gott.  gel.  Anz.  1896,  S.  200. 
Dahn,  Könige  7,  2  S.  131.  134  ff. 

'  Wahrscheinlich  liegt  ahd.  sahha  (as.  saka,  an.  sök,  aschwed.  sdlc^  d.  h.  Streit, 
Verfolgung,  Bußanspruch,  zu  Grunde.  Vgl.  Bbunneb,  RG.  2,  152  n.  Müllenhoff 
bei  Waitz,  Das  alte  Recht  292.  v.  Amika,  Obl.-R  1,  69  ff.  2,  85  ff.  Grimm,  DWB. 
8,  1592.  Klüoe,  8.  V.  Sache.  An  dem  Zusammenhang  mit  baro  (S.  öl)  wird  man 
doch  festhalten  müssen,  so  daß  die  Ableitungen  vDn  beran  und  *bartan  außer  Be- 
tracht  bleiben  können.  Gbimm,  RA.  783,  und  Kögbl  (ZDA.  38,  13  ff.)  gehen  von 
der  weniger  verbürgten  Lesart  sagibaro  aus,  woraus  sich  Anknüpfung  an  den 
gotischen  sajo  regis  ergiebt.  Die  sachlich  und  sprachlich  abweichende  Erklärung 
bei  VAN  Helten  §  153  dürfte  kaum  befriedigen. 

»  Vgl.  Bbünnbb,  RG.  2,  152  f.  Lex  Burg.  49,  4.  77.  Auch  der  Name  tcitH- 
skalk  (Strafknecht)  scheint  sachlich  dem  sacebaro  (Anm.  2)  zu  entsprechen. 

*  Vgl.  §  25,  Anm.  2.  v.  Amiba«  73.  Bbunneb  2,  150;  ZRG.  24,  207.  Andere 
Erklärungen  nehmen  den  „thungin^'  teils  als  den  „Gediegenen*^  (as.  gitkwngan^  ags. 
gefungenjj  den  seine  Volksgenossen  an  Ansehen  überragenden,  teils  als  den  „Vor- 
steher" (rector),  als  Derivativ  von  thicingan.  Vgl.  Müllenhoff  bei  Waitz,  Das 
alte  Recht  294.  Kögel  bei  Paul  u.  Bbaune,  Beiträge  16,  513.  Kebn  bei  Uessels 
§  228.     VA»  Helten  §  145. 
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der  alles  Übrige,  selbst  das  Recht  der  Urteilsyollstrecknng,  an  den  Grafen 
verloren  hatte.  Während  Thnngin  und  Sakebaro  schon  in  den  ältesten 
Kapitalarien  zur  Lex  Salica,  also  spätestens  unter  Chlodovechs  Söhnen, 
yersch wunden  sind*,  hat  sich  der  alte  Hundertschaftsvorsteher  {centenarius, 
cetOurio,  kunno),  als  der  regelmäßige  Vertreter  des  Grafen  im  Niedergericht, 
und  zwar  in  alter  Weise  als  ein  vom  Dingvolk  gewählter  und  daher  vom 
Grafen  im  wesentlichen  unabhängiger  Beamter,  bis  in  die  Earolingerzeit 
und  stellenweise  bis  tief  in  das  Mittelalter  erhalten*.  Wir  finden  ihn  in 
derselben  Stellung  bei  den  Alamannen^,  während  ihm  bei  den  Sachsen, 
bei  denen  der  ffo  die  Stellung  der  fränkischen  Hundertschaft  einnahm 
(S.  122),  der  ebenfeUs  von.  der  Gerichtsgemeinde  gekorene  Gograf  {gogreve) 
entsprach®.  Da  sich  die  Stellung  des  Centenars  im  Lauf  der  Zeit  unter 
dem  Einfluß  des  Grafenamtes  wesentlich  verändert  hat^  so  ist  zunächst 
von  dem  letzteren  zu  reden. 

Die  Gauregierung  war  bei  den  Franken  und  Goten  eine  unmittelbar 
königliche,  während  die  angelsächsischen  ealdormen  und  die  langobardischen 
duces  vicekönigliche  Gewalt  bekleideten  ^  Das  Organ  der  königlichen  Gau- 
regienmg  in  Austrasien  war  der  Graf  (^r^)^^,  dem  in  den  romanischen 


^  Nur  als  Eigenname  begegnet  Sacebaro  noch  in  einer  Urkunde  von  648 
(Cartnlaire  de  St  Bertin  1,  Nr.  3). 

•  Vgl.  Bbunneb  2,  175.  SoHM  248  f.  248  f.  Waitz  2,  2  S.  17.  3,  392.  Glasson 
3,  339.  SiCKEL,  Beitr.  467  ff.  Cap.  misB.  v.  809,  1,  c.  22  (Boretics  1,  151,  das 
Eingeklammerte  beruht  auf  Zusätzen  zweier  Handschriften):  üt  [itidiees],  vice- 
domifii,  prepositi^  advocaiiy  [cenienarit,  soabinet]  boni  et  veraoes  et  mansueti  cum 
comite  et  populo  digentur  [et  eonstttuantur  ad  sua  ministerta  exercenda].  Ob  auch 
die  eleeti  centenarii  des  Landfriedensgesetzes  Childeberts  I.  und  Chlothars  I.  hier 
anzuziehen  sind,  muß  bei  dem  besonderen  Zweck  dieses  Gesetzes  (S.  123  n.)  dahin- 
gestellt bleiben,  ebenso  ob  die  Verordnungen  Karls  d.  Gr.  noch  ein  eigentliches 
Wahlrecht  oder,  wie  SicfKSL  annimmt,  nur  eine  Befragung  des  Volkes  im  Auge 
gehabt  haben.  Jedenfalls  hat  sich  das  Wahlrecht  der  Gerichtsgemeinden  zum  Teil 
bis  spät  in  das  Mittelalter  behauptet.  Vgl.  Grimm,  Weistümer  2,  864.  3,  410  f.  (mit 
5,729).  415,2.  419  f.  450.  458  f.  659.  Thudichum,  Gau- u.  Markverfassung  28.  50  f. ; 
Zur  Rü.  d.  Wetterau  2,  10.  13.  Wippebmann,  Zur  St.-  u.  RG.  d.  Wetterau  39.  48. 
Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1^  178.    Sickel,  Beiträge  472. 

'  L.  Alam.  41,  1:  üt  cauaas  nuüus  audire  prctesumat,  nisi  qui  a  duce  per 
eonventionem  poptdi  iudex  constitutus  sit,  ut  cauftas  iudtcet.  Eine  jüngere  Hand- 
schrift: nisi  qui  est  a  comite  consHtutus.  Sickel,  Beiträge  507  ff.,  bezieht  diese  Be- 
stimmung nicht  auf  den  Hunnen,  sondern  auf  den  Rechtsprecher  {eaago),  der  von 
diesem  zu  unterscheiden  sei.  In  der  Bezeichnung  des  Hunnen  als  scario  im  Voca- 
bul.  St  Galli  120  erkennt  er  (öll  n.)  wohl  mit  Recht  eine  Hindeutung  auf  die 
militärischen  Aufgaben  des  Centenars. 

^  Vgl.  Ssp.  1,  56—58.  Schröder,  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels, 
ZR6.  18,  63  f.    LiNDMBR,  Veme  321.     Grimm,  Weist.  3,  271  n. 

*  Vgl.  SoHM  24  f.  Pabst,  Geschichte  des  langobardischen  Herzogtums,  FDG. 
2,  405  ff.  WiKKELMANK,  Gcschichtc  der  Angelsachsen  99.  102.  Schmid,  Gesetze  der 
Angelsachsen'  560. 

^^  Von  den  zahlreichen  sprachlichen  Erklärungsversuchen  haben  nur  zwei 
Anspruch  auf  Berücksichtigung.  Köoel,  ZDA.  83,  23 f.,  geht  von  der  selteneren 
Form  ga-rafio  und  ags.  ge^refa  aus  und  gewinnt  so  die  Bedeutung  „Zähler",  „Zahl- 
meister'', „Scharmeister'*  (von  ahd.  ruova,  got.  ^ga-röbfa).    Dagegen  billigt  Kluge, 
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Landesteilen  und  bei  den  Goten  der  comes  entsprach  ^^.  Dem  Grafen 
wurde  far  seinen  Bezirk  nicht  die  ganze  königliche  MachtfüUe  übertragen, 
sondern  er  übte  die  königliche  Gewalt  nur  innerhalb  bestimmter  ver- 
fassungsmäßiger Beschränkungen,  die  er  nur  auf  Grund  besonderer  könig- 
licher Ermächtigung  überschreiten  konnte.  Die  Amtswaltung  war  seine 
Pflicht,  aber  nicht  sein  selbständiges  Becht,  und  dem  König  stand  jeder- 
zeit das  Recht  zu,  persönlich  oder  durch  besondere  Bevollmächtigte  in 
die  Verwaltung  des  Grafen  einzugreifen  und  seine  Amtsbefugnisse  insoweit 
niederzulegen.  Verletzungen  der  Amtspflichten  seitens  der  Grafen  waren 
mit  schweren  Strafen,  zum  Teil  selbst  mit  Todesstrafe  bedroht,  auch  Ent- 
ziehung der  königlichen  Gnade  traf  wohl  den  Schuldigen.  Doch  zeigte 
sich  in  der  Zeit  nach  Karl  d.  Gr.  auf  diesem  wie  auf  anderen  Gebieten 
die  Beamtenaristokratie  bald  mächtiger  als  das  Königtum  ^^. 

Das  Grafenamt  scheint  militärischen  Ursprungs  gewesen  zu  sein. 
Erbliche  Gaukönige  an  der  Spitze  der  einzelnen  Völkerschaften  waren  mit 
dem  Stammeskönigtum  unvereinbar;  aber  indem  sie  entfernt  wurden, 
bedurfte  es  besonderer  militärischer  Führer,  die  dem  König-Herzog  als 
Abteilungskommandanten  zur  Seite  standen,  während  es  auf  dem  Gebiet 
der  Sechtspflege  vorerst  noch  bei  den  alten  Thunginen  sein  Bewenden 
behalten  konnte.  In  den  romanischen  Gebieten  knüpfte  man  an  die 
den  Titel  comes  führenden  Truppenbefehlshaber  an,  die  nun  aber  als 
Nachfolger  der  römischen  Frovinzialstatthalter  zugleich  mit  der  höchsten 
Civilgewalt  innerhalb  ihrer  civitas  bekleidet  wurden. 

Römisch  war  auch  ihre  schriftliche  Bestallung  und  die  erst  seit  dem 
7.  Jahrhundert  beseitigte  beschränkte  Amtsdauer  ^^,  während  die  altfrän- 
kischen Grafen  ohne  Patent  und  immer  auf  Lebenszeit,  vorbehaltlich  des 
königlichen  Absetzungsrechts,  angestellt  wurden.  Ansätze  zur  Aus})ildung 
einer  beschränkten  Erblichkeit  des  Amtes  treten  erst  in  der  Zeit  nadi 
Karl  dem  Großen  unter  dem  Einfluß  des  Lehnswesens  hervor  i*.  Die  Er- 
nennung der  Grafen  unterlag  dem  freien  Ermessen  des  Königs.  Selbst 
unfreie  Ministerialen  {pueri  regis)  konnte  er  einsetzen;  was  diesen  an 
Freiheit  abging,  wurde  durch  ihre  soziale  Stellung  ausgeglichen  ^^    Erst 

u.  d.  W.  diese  Erklärung  nur  für  das  Angelsächsische,  während  er  ahd.  grdvio  auf 
got.  *gr^ßa  (von  gagrefts,  Gebot,  Befehl),  also  „Befehlshaber**,  zurückfahrt  Die 
Schwierigkeit  löst  sich,  wie  mein  KoUege  Bbaüme  mir  freundlichst  mitteilte,  wenn 
man  auch  angelsächsisch  ein  ursprüngliches  grefa  (wie  fries.  greva)  annimmt,  das, 
als  man  es  nicht  mehr  verstand,  durch  Volksetymologie  in  ge-refa  umgedeutet 
wurde.    Vgl.  auch  v.  Ahira'  73. 

"  Vgl.  Bbünneb,  RG.  2,  163  f.  Sohm  23.  Dahn,  Könige  8,  180£  4,  157  ff. 
6,  334  ff.  Über  den  vandalischen  comes  ebd.  1,  217,  über  den  buigundischen 
Bethicakn-Hollweo  1,  152  ff. 

"  Vgl.  Bruitoeb  2,  78  f.  171.  Waitz  2,  2  S.  38.  Cohn,  Justizverweigening, 
1876.     H.  Lehmakk,  B«chtsschutz  55  ff.  83  ff.  104  ff. 

^«  Vgl.  Bbunnee  2,  80  f.  Dahm,  Könige  7,  2  S.  72  f.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz. 
1896,  S.  282. 

"  Vgl.  Bbünneb  2,  82.  170. 

"  Vgl.  L.  Rib.  53,  2. 
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durch  das  Edikt  Chlothars  IL  von  614  erfuhr  das  königliche  Ernennuugs- 
recht  eine  folgenreiche  Beschränkung  durch  die  Bestimmung,  daß  fortan 
nur  Grondbesitzer  desselben  Gaues  als  Grafen  eingesetzt  werden  sollten  ^^, 
wodurch,  obgleich  die  Karolinger  sich  nicht  an  diese  Beschränkung  ge- 
bunden erachteten,  doch  die  Erblichkeit  und  Lehnbarkeit  der  Grafenämter 
vorbereitet  wurde. 

Die  Grafen  hatten  der  Gauverwaltung  in  allen  ihren  Beziehungen, 
in  gerichtlichen,  administrativen,  fiskalischen,  militärischen,  vorzustehen. 
Solange  die  Bechtspflege  in  den  Händen  des  Thungins  lag,  beschränkte 
sich  die  gerichtliche  Thätigkeit  des  altfränkischen  Grafen  auf  die  Voll- 
streckung, erst  durch  die  Beseitigung  des  Thungins  wurde  der  Graf  auch 
mit  den  richterlichen  Aufgaben  betraut  und  dadurch  dem  neufränkischen 
comes  völlig  gleichgestellt^^.  In  administrativer  Beziehung  handhabte 
der  Graf  die  Gaupolizei  und  ein  beschränktes  Bannrecht:  er  konnte  die 
Gaubewohner  zu  den  erforderlichen  öffentlichen  Arbeiten  bei  Straßen-, 
Wege-,  Strombauten,  zu  Wachen  und  anderen  öffentlichen  Diensten  auf- 
bieten, und  ebenso  war  er  befugt^  zur  Wahrung  des  Landfriedens  das 
allgemeine  Landesaufgebot  zu  verkundigen  ^^  Auch  die  Fürsorge  für 
kirchliche  Stiftungen  und  andere  ^königliche  Schutzbefohlene  sowie  die 
Handhabung  der  Fremdenpolizei  war  Aufgabe  des  Grafen.  In  fiskalischer 
Beziehung  hatte  er  alle  öffentlich-rechtlichen  Einnahmen  zu  überwachen 
und  selbst  oder  durch  seine  Unterbeamten  für  die  Einziehung  zu  sorgen. 
Die  Erongutsverwaltung  gehörte  nicht  zu  seinen  Aufgaben;  für  diese 
hatte  jede  Grafschaft  einen  besonderen  Bentbeamten,  der  bei  den  Franken 
domesticusy  später  actor  dominicus  ^^,  bei  den  Westgoten  comes  patrimonii, 
den  Langobarden  gastaldiusj  den  Angelsachsen  scirgerifa  (engl,  sheriff) 
genannt  wurde  ^^ 

In  militärischer  Beziehung  hatte  der  Graf,  von  den  erwähnten  außer- 
ordentlichen Fällen  abgesehen,  kein  eigenes  Aufgebotsrecht,  sondern  nur 
die  Verkündigung  des  vom  König  erlassenen  Heerbannes.  Das  ganze 
Aufgebot  des  Gaues  stand  unter  seinem  Befehl.  Die  Eintreibung  der 
Heerbannbußen  erfolgte  unter  Karl  d.  Gr.  in  der  Eegel  nicht  durch  die 
Grafen,  sondern  durch  besondere  haribannatores. 

Der  Graf  gehörte  schon  nach  der  Lex  Salica  zu  der  durch  drei- 
faches Wergeid  ihres  Geburtsstandes  ausgezeichneten  Beamtenaristokratie. 


^*  NÜÜU8  iudex  de  aliis  propinciü  aut  regionibus  in  alia  loca  ordinetur:  ut, 
si  aliquid  mali  de  quibttslibet  eondicionibtM  perpetraverit ,  de  suis  propriis  rebus 
eaomde  quod  male  abstolerit  iuxta  legis  ardine  debeai  restaurare  (c.  12). 

17  i>||^  der  comes  gleichwohl  noch  immer  im  Range  über  dem  grafio  stand, 
beruhte  anf  ihrer  verschiedenen  Stellung  gegenüber  ihren  Unterrichtem. 

*'  Vgl.  BoTH^  Gesch.  d.  Beneficialwesens  411  f. 

>*  Vgl.  SoBM  13  ff.  Waitz  2,  2  S.  45  ff.  Fahlbeck,  a.  a.  0.  817  ff.  Bbünkeb 
2,  118.  123  £    SiCKBL,  Beiträge  572  ff. 

^  Vgl.  SoHM  23  ff.  ScHMiD,  Gesetze  der  Angelsachsen  597  f.  Wikkelmahn, 
a.  a.  0.  102.    Pabst,  a.  a.  0.  442  ff. 

B.  SoHBÖDKR,  Denteche  Bechtageschichte.    4.  Aufl.  9 
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Sein  yerfassungsmaßiges  Becht  des  Gebotes  und  Verbotes  stand  unter 
dem  Schutz  der  Tolksrechtlichen  Bannbußen.  Er  konnte  nicht,  wie  der 
König,  schlechthin  kraft  seines  Amtes  beliebige  Geldstrafen  auf  die  Nicht- 
befolgung  seines  Gebotes  verhängen,  sondern  die  Strafe  (das  Gewette) 
richtete  sich  nach  Stammesrecht '^  Demgemäß  betrug  das  gräfliche 
Gewette  bei  den  salischen  Franken  ebenso  wie  bei  den  Sachsen  16  Schil- 
linge. In  besonderen  Fällen  waren  dem  Grafen  auch  höhere  Strafbefehle 
gestattet,  namentlich  wurde  unter  den  Karolingern  eine  Beihe  von  Aus- 
nahmefällen festgesetzt,  in  denen  der  Graf  die  Strafe  des  Königsbannes 
im  Betrage  von  60  Schillingen  verhängen  durfte,  eine  Befugnis  die  Karl 
den  sächsischen  Grafen  schon  durch  sein  erstes  sächsisches  Kapitulare 
ganz  allgemein  für  causae  maiores  eingeräumt  hatte  ^^ 

Die  Einnahmen  des  Grafen  bestanden  in  einem  Drittel  der  Friedens- 
gelder und  Bannbußen.  Seit  dem  8.  Jahrhundert  scheint  das  Grafenamt 
auch  regelmäßig  mit  einem  Beneficium  ausgestattet  gewesen  zu  sein'^ 
Die  später  hervortretenden  Abgaben  der  Gaubewohner  an  den  Grafen 
(der  „Grafenschatz'^)  sind  erst  in  der  folgenden  Periode  aufgekommen. 
Bei  seinen  Dienstreisen  innerhalb  des  Gaues  hatte  der  Graf  freie  Herbei^e, 
Beköstigung  und  Beförderung  zu  beanspruchen. 

Durch  die  mannigfachen  Pflichten  der  Grafen,  zumal  in  Hof-  und 
Heerdienst,  wurde  häufig  das  Bedürfnis  einer  Vertretung  hervorgerufen. 
Ordentliche  Generalvertreter,  wie  die  seit  Karl  d.  Gr.  (zuerst  774)  in 
Westfranken  und  Italien  vorkommenden  mcecomüea  oder  vicedormni,  waren 
der  älteren  Zeit  noch  unbekannt'^,  dagegen  hatten  die  westfränkischen 
Grafen  ihre  besonderen  Unterbeamten,  die  vicarn,  die  von  ihnen  nach 
Willkür  ein-  und  abgesetzt  wurden  und  ein  Vertretungsrecht  nur  insoweit 


'^  Nach  SoHM  178  fP.  wftre  daa  Stammesrecht  des  Grafen  maßgebend  gewesen, 
aus  inneren  Gründen  kann  es  aber  wohl  nur  das  Stammesrecht  der  Einwohner, 
also  die  lex  fori  in  diesem  Sinne  gewesen  sein.  Vgl.  Bbükmeb,  RG.  1,  264.  2,  167. 
Dahn,  Könige  7,  3  S.  11.    Siceel,  Gott  gel.  Anz.  1896,  S.  283. 

'*  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  c.  81:  Dedimus  potestatem  comitibus 
banmtm  mittere  infra  suo  mvnUterio  de  faida  vel  maioribua  causis  in  solidos  60'^ 
de  minorihtM  vero  causia  comiHs  bannum  in  solidos  15  consiituimtts.  Durch  das 
Capitulare  Sazonicum  von  797,  o.  9,  behielt  sich  Karl  für  dringende  Fälle  eine 
weitere  gesetzliche  Erhöhung  des  Grafenbannes  vor.  Im  Laufe  des  9.  Jahrhun- 
derts scheinen  auch  die  fränkischen  und  aiamannischen  Grafen  allgemein  das 
Recht,  bei  Königsbann  zu  gebieten,  erlangt  zu  haben.  Vgl.  Sohh,  Reichs-  u.  Ge- 
richtsverfassung 177  f. 

^  Beispiele  aus  der  Merowingerzeit  bei  Bbunnkb  1,  203  n. 

**  Vgl.  SicKBL,  Beiträge  558 ff.;  Gott  gel.  Anz.  1887,  S.  819;  1896,  S.  284. 
Sohh  513  ff.  Brunneb  2,  173  f.  Waitz  8,  397  ff.  Dahn  7,  2  S.  112.  Glasson 
2,  469  ff.  Der  Vicecomes  wurde  gleich  den  gräflichen  Utiterbeamten  von  dem 
Grafen  eingesetzt  und  war  durchaus  von  diesem  abhängig,  ihm  war  aber  kein  be- 
stimmter Wirkungskreis,  wie  den  Unterbeamten,  überwiesen,  sondern  er  konnte 
den  Grafen  überall  wo  es  nötig  war,  gegebenenfalls  selbst  in  der  gesamten  Gau- 
regiemng,  mit  voller  gräflicher  Auktorität  vertreten.  Hin  und  wieder  hatte  ein 
Graf  auch  mehrere  Vicecomites;  ebenso  konnte  ein  Vicecomes  seinen  Herrn  in 
verschiedenen  Grafschaften,  die  demselben  unterstanden,  vertreten. 
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Übten,  als  es  nicht  ihrem  Vorgesetzten  beliebte,  persönlich  einzugreifen 
oder  sieh  durch  besondere  Bevollmächtigte  {missi  comitis)  vertreten  zu 
lassen ^^  Nur  in  den  kleinsten  Gra&chaften  mochte  ein  vicarius  ausreichen; 
in  der  Begel  waren  ihrer  mehrere,  aber  unter  den  Merowingem  noch  ohne 
feste  Sprengel  Nachdem  seit  den  ersten  Karolingern  eine  feste  Abgrenzung 
ihrer  Amtsbezirke  (vkariae)  erfolgt  war,  unterschieden  sie  sich  nur  noch 
wenig  von  den  Centenaren,  denen  sie  bald  völlig  gleichgest-ellt  wurden. 
Es  vollzog  sich  hier  dieselbe  Entwickelung  wie  bei  den  deutschen  Schult- 
heißen, mit  deren  Einsetzung  die  Grafen  zunächst  Ersatz  für  die  könig- 
lichen Sakebaronen  geschaffen  hatten.  Schon  der  Name  (ahd.  $cnltheizo, 
langob.  scvMahis)  gab  den  „Schuldheischer^'  {eaundieusj  exactor  publicum) 
zu  erkennen '^  In  erster  Reihe  war  der  Schultheiß  eben  mit  der  Ein- 
treibung der  öffentlichen  Gefalle  und  der  Urteilsvollstreckung  beauftragt, 
während  die  westfränkischen  Vikare  ursprünglich  mit  der  Vollstreckung  von 
Todesurteilen  nichts  zu  thun  hatten,  für  diese  vielmehr  in  den  romanischen 
Landesteilen  in  jeder  civitas  ein  eigener  Beamter,  der  Tribun,  eingesetzt 
war.  Dies  Amt  scheint  sich  aus  dem  des  römischen  Eerkermeisters 
{cammentarieims)  entwickelt  zu  haben,  für  den  der  römische  Offizierstitel 
{tribunus)  übUch  wurde,  seit  man  es  militärisch  organisiert  und  für  die 
tTberwachung  der  Hinrichtungen  mit  dem  Kommando  über  eine  be- 
waffuete  Folizeimannschaffc  verbunden  hatte '^.  In  Austrasien  wurde  der 
römische  Titel  selten  und  dann  immer  nur  als  Bezeichnung  des  Schult- 
heißen angewendet'^. 

Im  übrigen  war  zwischen  dem  Schultheißen  und  dem  westfränkischen 
Vikar,  die  beide  aus  dem  in  der  Amtsgewalt  des  Grafen  enthaltenen 
Delegationsrecht  hervorgegangen  waren  und  einander  insofern  ganz  gleich- 
standen, nur  der  thatsächliche  Unterschied,  daß  der  Vikar  vornehmlich 
zur  Vertretung  des  Grafen  im  Niedergericht  bestimmt  war,  während  diese 
in  Austrasien  den  Centenaren  zustand '^  Je  mehr  es  aber  den  Grafen 
gelang,  die  letzteren  von  sich  abhängig  zu  machen  und  Einfluß  auf  ihre 
Ein-  und  Absetzung  zu  gewinnen,  desto  mehr  verwischte  sich  der  Gegen- 


"*  Vgl.  Bbunweb  2,  176  ff.  Form.  Merkel  51  (Zexjmeb  259),  worüber  Wütz 
FDG.  1,  539;  Sohm  243.  411.  Derartige  besondere  Bevollmächtigte  waren  nament- 
lich auch  die  Marktrichter. 

^  Althochdeutsche  Glossen  übersetzen  exactor  mit  seuldheixa>o ,  soiddsttahho. 
Vgl  Stedixeyek  n.  Sibvbbs  1,  278.  727. 

^  Vgl.  besonders  W.  Siokbl,  BeitrSge  491  ff.    Bbüniveb  2,  180. 

»  Vgl.  BBUinrEB  2,  181.  Waitz  2,  2  S.  7.  Sohm  238  ff.  Sickel,  Beiträge  506  ff. 
In  der  karblingischen  Zeit  haben  die  Vikare  meistens  anch  die  Aufgaben  der  Tri- 
bunen mitübernommen. 

**  Vgl.  Sickel,  Beiträge  452.  Die  Gleichheit  der  Stellung  zeigt  sich  auch 
in  der  hftufigen  Bezeichnung  des  Schultheißen  als  vicaritu,  w&hrend  andererseits 
das  Mittelalter  das  Wort  „Schultheiß'^  geradezu  als  Bezeichnung  eines  Stellver- 
treters im  Amte  verwendete.  Vgl.  ZBG.  18,  48  n.  Überhaupt  fand  der  Schultheißen- 
titel in  allgemeinerer  Bedeutung  auf  die  Vollzugsorgane  der  verschiedensten  höheren 
wie  niederen  Beamten  Anwendung.    Vgl.  Bbumnbb  2,  184.    Sickel,  Beiträge  511  n. 

9* 
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satz  zwischen  Schultheißen ,  Vikaren  nnd  Centenaren,  bis  unter  den 
Karolingern  eine  völlige  Verschmelzung  eintrat  ^^.  Nur  wo  sich  die  Wahl 
des  Richters  durch  die  Gemeinde  erhielt,  blieb  der  alte  unterschied 
bestehen,  bis  es  dem  Grafen  gelang,  den  Volksbeamten  zu  völliger  Be- 
deutungslosigkeit herabzudrücken  oder  ihn  ganz  zu  verdrangen '^  Wo 
die  Hundertschaften  keinen  Eingang  gefunden  hatten,  wie  in  Friesland 
und  Italien,  wirkten  die  Schultheißen  gleich  den  westfrankischen  Vikaren 
in  eigenen  Unterbezirken  (langob.  sculdasia)  als  Vertreter  des  Grafen  oder 
Herzogs,  zumal  in  der  Handhabung  der  niederen  Gerichtsbarkeit  und  der 
Urteilsvollstreckung  ^K 

Wie  zwischen  Grafechafts-  und  Lokalverwaltung,  so  bedurfte  es  bei 
der  Ausdehnung  des  fränkischen  Kelches  auch  gewisser  Zwischenglieder 
zwischen  Gau-  und  Zentralverwaltung.  Deshalb  waren  in  der  mero- 
wingischen  Zeit  in  der  Kegel  mehrere  Grafschaften  zu  einem  größeren 
Sprengel  unter  einem  Herzog  {dux)  vereinigt;  in  den  romanischen  Landes- 
teilen erscheint  statt  des  Herzogs  vielfach  ein  patricius^\  Der  Unter- 
schied beruhte  einzig  auf  der  verschiedenen  historischen  Entwickelung; 
sachlich  hatten  beide  Ämter  dieselbe  Bedeutung,  wenn  auch  der  patricius 
im  Kange  dem  dux  vorging.  Die  auch  als  Herzogtümer  {ducatfis)  be- 
zeichneten Sprengel  waren  von  sehr  verschiedener  Größe  und  nirgends 
dauernd  festgelegt;  sie  umfaßten,  soweit  unsere  Nachrichten  reichen,  zwei 
bis  zwölf  Grafschaften  und  schlössen  sich  mehr  oder  weniger  an  die  vor- 
handenen Stammesgebiete  oder  besondere  landschaftliche  Verbindungen, 
in  Gallien   wohl  auch   an  die  römische  Provinzialeinteilung  an'^     Die 


'^  Die  Titel  vicariuSy  tribunus,  centenariu»^  scultheixo  wurden  infolgedessen 
in  vielen  Gegenden  geradezu  als  gleichwertig  gebraucht,  was  Sohm  zu  der  auch 
in  unsere  erste  Auflage  übergegangenen  Auffassung  von  der  ursprQnglicben  Einheit 
dieser  Ämter  verfahrt  hat.  Vgl.  §  6,  n.  18.  §  85,  n.  54.  Sohm  239.  Wapfz  3,  896  f. 
SicKEL,  Beiträge  518.  v.  Wtss,  Abhandlungen  288  f.;  Rechtshistorische  Lesefrüchte  20 
(Abdruck  a.  d.  Turicensia,  1891).  Althochdeutsche  Glossen  übersetzen  renturio  mit 
kumw,  andererseits  tribunali  mit  kunnilihhero  und  tribunus  mit  cotinCj  d.  h. 
Priester.    Vgl.  S.  81.     Steinmeteb  u.  Sievers  1,  88  ff.  2,  128. 

"^  Vgl.  Histor.  Zeitschr.  78,  205.  In  niederrheinischen  Weistümem  erscheint 
der  Hunne  noch  als  Volksbeamter,  ist  aber  als  solcher  ganz  bedeutungslos  ge- 
worden. Den  Gografen  kennt  der  ursprüngliche  Text  des  Sachsenspiegels  nur  als 
Volksbeamten,  während  die  Zusätze  nur  noch  den  vom  Grafen  belehnten  Gografen 
im  Auge  haben. 

"'  Vgl.  Heck,  Altfriesische  Gerichtsverfassung  86  ff.  BRuimEE  2,  184.  Der 
baierische  Vikar  oder  Schultheiß,  seit  den  Karolingern  vielfach  auch  als  cente- 
narius  bezeichnet,  scheint  ein  kommissarischer  Beamter  des  Grafen  ohne  eigenen 
Amtsbezirk  gewesen  zu  sein.    Vgl.  Sickel,  Beiträge  516  ff. 

»•  Vgl.  Wetl,  Das  fränkische  Patrizieramt,  ZRG.  30,  85  ff. 

^  Vgl.  Bbunner,  RG.  1,  864.  2,  47.  148.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  72  f.  Wie 
die  Provence,  so  umfaßte  auch  das  Stammesgebiet  der  Ribuarier  zwei  Herzog- 
tümer, den  dueatus  Ribuariorum  und  den  ducatus  Chamavorum»  Da  die  Herzog- 
tümer nicht  zu  dem  notwendigen  Organismus  des  Reiches  gehörten,  so  gab  es 
stets  eine  Reihe  von  Grafschaften,  die  keinem  Herzog  unterstellt  waren. 
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Aufgabe  des  Herzogs  war  eine  doppelte  ^^.  Soweit  ein  zu  seinem  Amts- 
bezirk gehöriger  Gau  dauernd  oder  vorübergehend  ohne  Grafen  war, 
hatte  er  die  graf liehen  Funktionen  daselbst  auszuüben;  die  Einführung 
eines  neuen  Grafen  muß  deshalb  ebenfalls  zu  seinen  Obliegenheiten  ge- 
hört haben.  In  die  Gauverwaltung  der  Grafen  hatte  er  sich  dagegen 
nicht  einzumischen,  die  Grafen  waren  ihm  in  dieser  Beziehung  nicht 
untergeordnet,  er  nicht  ihr  Vorgesetzter.  Andererseits  gehörte  die 
Wahrung  des  Landfriedens  zu  den  Aufgaben  des  Herzogs  und  in  mili- 
tärischer Beziehung  hatte  er  den  Oberbefehl  über  samtliche  Aufgebote 
seines  Sprengels,  er  war  der  militärische  Vorgesetzte  der  dieselben  führen- 
den Grafen.  Ebenso  wenn  zur  Verteidigung  gegen  feindliche  Einfälle 
ein  Landesaufgebot  in  mehreren  Gauen  notwendig  wurde,  und  wohl  nicht 
minder,  wenn  es  sich  über  die  Grenzen  eines  einzelnen  Gaues  hinaus  um 
Abwendung  einer  gemeinen  Gefahr  oder  um  öffentliche  Arbeiten  im  ge- 
meinen Interesse  handelte.  Im  übrigen  stand  der  Herzog  dem  Grafen, 
dem  er  nur  im  Bange  übergeordnet  war,  gleich.  Er  war  königlicher 
Beamter  wie  dieser  und  wurde  gleich  dem  comes  nach  freiem  Ermessen 
des  Königs  eingesetzt  und  abberufen  ^^ 

Im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  führte  die  Schwäche  des  Reiches  mehr 
und  mehr  zur  Umbildung  des  Amtsherzogtums  in  ein  erbliches  Stammes- 
herzogtum. In  den  deutschen  Landen  enstanden  die  Herzogtümer  der 
austrasischen  Franken,  der  Thüringer  (mit  Einschluß  der  fränkischen 
Mainlande),  Baiem  und  Alamannen^^;  ein  eigenes  Herzogtum  war  im 
Elsaß  zur  Ausbildung  gelangt.  Von  den  westfiränkischen  Herzogtümern 
waren  die  der  Aquitanier  und  Briten  die  wichtigsten.  Das  Stammes- 
herzogtum hatte  den  Charakter  eines  Amtes  mit  einem  bestimmten  Amts- 
sprengel vollständig  abgestreift  und  war  zu  einem  ITnterkönigtum  'über 
ein  ganzes  Volk  geworden.  Dem  Frankenkönig  blieb  nur  eine  mehr 
oder  weniger  anerkannte  Oberhoheit,   das  Recht,   den  neuen  Herzog  zu 


»  Vgl.  SiCMx,  Gott  gel.  Anz.  1896,  S.  287. 

^  Vgl.  Form.  Marculfi  1,  8  (Carta  de  ducato  et  patridatu  et  eomitaiu) ,  das 
Bestallangsformular  für  Herzogs-  und  Comesamt:  JSrgo  dum  et  fidem  et  utilitatem 
tuam  videmur  habere  eonpertam,  ideo  tibi  aeeionem  comitiae,  ducatus  aut  patrietatus 
in  pago  illo,  quem  anteeessor  tuos  iüi  usquae  nune  visus  est  egisse,  tibi  ad  agen" 
dum  regendumque  commissemus,  ita  ut  semper  erga  regimine  nostro  fidem  inlibata 
custodias,  et  omnes  poptdue  ibidem  eammanentesy  tarn  Franei,  Eomani,  Burgtmdio' 
nie  vel  reliquae  natümis,  Sf4b  tuo  regimine  et  gubematione  degant  et  moderentur,  et 
eo8  reeto  tramite  eecundum  lege  et  eonsuetudine  eorum  regas,  viduds  et  pupillis 
maximus  defensor  appareas,  latronum  et  malefaetorum  eeelera  a  te  severissimae 
repremanitOTy  ut  poptüi  bene  vivenies  evh  tuo  regimine  gaudenies  debeant  eonsistere 
quieti;  et  quicquid  de  ipea  aeaione  in  fisei  dicionibus  speraiur,  per  vosmet  ipeos 
cmnis  singulie  nostris  aerariis  inferatur.  Über  die  Beziehungen  des  Herzogs  zur 
Domfinenverwaltung  vgl.  Bruirieb  2,  120. 

"  Als  das  älteste  Stammesherzogtum  im  fränkischen  Reiche  muß  das  austrar 
Bische  betrachtet  werden,  das  mindestens  seit  Pippin  dem  Älteren  (t  6S9)  in  dem- 
selben Hause  erblich  gewesen  ist  Der  Zeit  nach  folgte  das  thüringische  Herzog- 
tum, das  641  zum  Abschluß  gelangte. 
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bestätigen,  ihm  Heeresfolge  zu  gebieten,  eine  gewisse  oberste  Oerichtsbar- 
keit  und  der  Anspruch  auf  Unterordnung  des  Herzogs  unter  den  Reichs- 
verband  und  das  Reichsrecht '^  Di^egen  war  der  König  in  keiner  Weise 
berechtigt,  in  die  Landesyerwaltung  einzugreifen.  Der  Stanoimesherzog 
betrachtete  sich  nicht  wie  der  Amtsherzog  oder  Graf  als  bloßes  Organ 
des  königlichen  Willens,  sondern  als  selbständigen  Herrscher  über  seine 
eigenen  Unterthanen.  Die  Beamten,  wahrscheinlich  sogar  die  Orafen, 
wurden  von  ihm  ein-  und  abgesetzt,  Konfiskationen,  Friedensgelder  u.  dgl. 
kamen  an  ihn,  nicht  an  den  König,  er  war  der  Schutzherr  der  Schutz- 
befohlenen seines  Landes,  ihm  stand  die  Gerichtshoheit  zu,  er  hielt  Hof- 
gericht und  erließ  mit  einem  eigenen  Landtag  Landesgesetze.  Er  war 
der  Kriegsherr  seiner  Unterthanen,  unternahm  Kriegszüge  und  schloß 
Frieden  auf  eigene  Hand.  Die  Majestät  seiner  Person  stand  unter  einem 
höheren  Frieden,  der  sich  auch  der  herzoglichen  Umgebung  mitteilte. 

Nachdem  es  Karl  Martell,  Pippin  und  Karl  dem  Großen  gelungen 
war,  die  Stammesherzogtümer  nacheinander  zu  vernichten,  behielten  nur 
das  Herzogtum  Benevent  und  die  Besitzungen  des  römischen  Bischöfe  in 
der  Romania  (Romagna),  femer  die  Ghurwalchen,  Briten  und  Basken 
eine  gewise  Sonderstellung  innerhalb  des  Reiches '^ 

Das  Herzogsamt,  das  sich  als  die  vornehmste  Grundlage  bei  der 
Ausbildung  der  Stammesherzogtümer  erwiesen  hatte,  ließ  Karl  der  Große 
eingehen,  nur  an  den  Grenzen  des  Landes,  wo  den  Nachbarn  gegenüber 
ein  beständiges  Zusammenfassen  größerer  Streitkräfte  in  einer  Hand  un- 
entbehrlich war,  wurde  das  militärische  Herzogtum  neu  organisiert.  Der 
Grenzherzog  oder  Markgraf  {dux  limitis,  comes  marchaej  marchwj 
marchüus)^  erhielt  entweder  in  alter  Weise  mehrere  Grenzgrafischaften 
überwiesen,  so  daß  seine  Stellung  ganz  dem  früheren  Herzogsamt  ent- 
sprach, oder  eine  nicht  in  Grafschaften  eingeteilte  Mark,  d.  h.  ein  jenseits 
der  eigentlichen  Reichsgrenze  auf  erobertem  Gebiet  gelegenes,  als  Eigen- 
tum des  Königs  betrachtetes  Vorland  mit  festen  Plätzen  und  straffer 
militärischer  Organisation.  Zuweilen  wurde  die  Mark  auch  mit  einigen 
Grenzgrafschaften  verbunden. 

Als  neue  Mitglieder  zwischen  der  Zentralgewalt  und  den  Grafen 
dienten  nach  Beseitigung  des  Herzogtums  die  Königs  boten.  Die  frän- 
kischen  Könige  hatten  von  jeher  den  Brauch   gehabt,  Angelegenheiten, 


'^  Über  ein  walirscheinlicb  von  Dagobert  I.  erlassenes  Beichsgesetz,  das 
namentlich  die  Stellung  der  Stammesherzoge  zum  Gegenstand  hatte,  vgl  Bbünneb, 
Berl.  SB.  39,  932  ff. 

"  Vgl.  Waitz  3,  362  ff.  Bbunweb,  RG.  2,  87.  Über  das  päpstliche  Gebiet 
vgl.  Brunneb  u.  Zbumeb,  Die  konstantiniscbe  Schenkungsurkunde  1888.  Von  Bene- 
vent und  der  Romania  abgesehen  wurde  in  Italien  ebenso  wie  in  Sachsen  und 
Friesland  die  fränkische  Grafschaftsorganisation  durchgeführt,  so  daß  die  früheren 
langobardischen  Herzogtümer  zu  Gra£9cbaften,  die  herzoglichen  Beamten  zu  gräf- 
lichen Unterbeamten  wurden. 

^^  Vgl.  Waitz  8,  369  ff.  Sohm  479.  Bbunnbb  2,  171  f.  Pbbhicb,  Graf  148  £ 
Lipp,  Das  fränk.  Grenzsjstem  unter  Karl  d.  Gr.,  -1892  (Gdebks,  Untersuchungen  41). 
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die  sie  weder  persönlichy  noch  durch  die  ordentlichen  Beamten  erledigen 
konnten  oder  wollt>en,  darch  besondere  Bevollmächtigte  {missi)  besorgen 
zu  lassen.  Dieselben  hatten  stets  einen  außerordentlichen  Charakter  und 
je  nach  Anlaß  und  Umfaug  der  Vollmacht  eine  sehr  verschiedene  Stellung. 
Unter  den  späteren  Merowingem  geriet  wie  der  peisönliche  so  auch  der 
durch  solche  Boten  vermittelte  Verkehr  des  Monarchen  mit  seinem  Beiche 
ins  Stocken,  dagegen  benutzten  die  amulfingischen  Hausmeier  die  von 
ihnen  ernannten  müsi  discurrentes,  um  gegenüber  den  königlichen  Beamten 
die  Gewalt  des  Hausmeiers  überall  im  Beiche  zur  Geltung  zu  bringen. 
Seit  der  Thronbesteigung  Pippins  wurden  diese  Boten  zu  einer  unent- 
behrlichen Institution  des  fränkischen  Königtums.  Neben  den  außer- 
ordentlichen führte  Karl  der  Große  als  eine  organische  Einrichtung  des 
frankischen  Beamtentums  die  ordentlichen  Königsboten  ein^  und  zwar, 
wie  neuerdings  festgestellt  ist,  schon  in  seinen  ersten  Begierungsjahren 
und  nicht  erst  bei  der  Reorganisation  im  Jahre  802^^.  Als  Amtstitel  der 
Königsboten  begegnet  nur  missus  (gelegentlich  nunäus,  legaius)^  meistens 
mit  einem  Zusatz  wie  regüj  damimcusy  regalU,  palatinus,  fiscalis.  Die 
deutsche  Bezeichnung  scheint  Königibote  gewesen  zu  sein^^. 

Karl  teilte  das  ganze  Reich  in  Inspektionsbezirke  (müioücay  lega- 
tiones)j  die  aber  im  Laufe  der  Zeit  vielfach  verändert  wurden.  In  der 
Regel  wurden  für  jeden  Bezirk  mehrere  Königsboten,  gewöhnlich  zwei, 
zu  gemeinsamer  Amtswaltung  ernannt,  meistens  ein  weltlicher  und  ein 
geistlicher  ^^  Die  Ernennung  erfolgte  immer  nur  auf  ein  Jahr,  konnte 
aber  erneuert  werden,  was  bei  den  Königsboten  geistlichen  Standes  (ge- 
gewöhnlich dem  Erzbischof  der  betreffenden  Provinz)  die  Regel  bildete. 
Die  Königsboten  hatten  den  allgemeinen  Auftrag,  die  Rechte  der  Zentral- 
gewalt wahrzunehmen  {ad  iustitias  faciendas),  erhielten  aber  vor  Antritt 
ihres  Amtes  ihre  besonderen  Instruktionen,  ia  der  Regel  im  Anschluß 
an  die  Verhandlungen  des  Reichstags;  die  schriftlichen  Instruktionen 
pflegte   man   als   capitula  missorum   zu  bezeichnen^.     Die  Königsboten 


*^  FQr  die  Unterstützang,  die  Karl  bei  dieser  ReorganiBation  des  Königs- 
botenamtes in  der  gelehrten  Tafelrande  seines  Hofes  (in  der  er  selbst  den  Namen 
„David*'  f&hrte)  fand,  legt  folgender  Brief  Alkoins  an  den  Erzbischof  Arno  von 
Salzburg  (v.  J.  801)  Zeugnis  ab:  Qtwd  vero  tua  bona  pro  muUorum  saltäe  Provi- 
dentia sttadendum  mihi  censuit  duhissimo  meo  David  de  missorum  electione,  qui 
diseurrere  iubeniur  ad  iustitias  faciendas,  scias  certissime  et  hoc  me  saepius  feeisse 
et  suis  quoque  suadere  consiliariis;  sed  proh  chlor!  rari  inveniuniur ,  quorum  fir- 
matti  in  Dei  timore  mens  omnium  respuat  cupiditatem  et  via  regia  inter  personas 
divHum  et  pauperum  miserias  pergere  reliL     Migne,  Alcuini  opera  1^  867. 

^^  So,  gegenüber  weniger  passenden  Übersetzungen,  zuerst  bei  Waitz.  Im 
Heliand,  y.  5195.    5211.    5232.    5559,  heißt  der  Landpfleger  Pilatus  kSsures  bodo. 

^'  Der  frühere  Gebrauch,  vornehmlich  königliche  Vassallen  zu  dem  Amte  zu 
verwenden,  wurde  seit  der  Eeorganisation  von  802  aufgegeben,  indem  es  dem 
höheren  Glanz  des  Kaisertums  entsprach,  nur  die  höchsten  geistlichen  und  welt- 
liehen Würdenträger  zu  entsenden.     Vgl.  Ksause,  a.  a.  0.  217  ff. 

^  Vgl.  Waitz  3,  482  ff.;  Abhandl.  396  ff.  Bobetius,  Capitularienim  Lango- 
bardenreiche 17. 
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waren  nicht  einfache  Überbringer  königlicher  Befehle,  sondern  Treuhänder 
G,Oewaltboten'')  des  Königs,  so  daß  sie  hinsichtlich  der  inneren  Reichs- 
yerwaltnng  durchaus  an  des  Königs  Stelle  standen  und  nur  diesem  für 
die  Innehaltung  ihrer  Auftrage  verantwortlich  waren**.  Sie  walteten 
ihres  Amtes  daher  nicht  nach  Yolksrecht,  wie  die  Herzoge  und  Grafen, 
sondern  nach  Amtsrecht;  auch  hatten  sie  das  Recht  des  Königsbannes. 

Unmittelbar  nach  Antritt  ihres  Amtes,  nach  einer  Verordnung  Lud- 
wigs des  Frommen  im  Mai  (also  im  Anschluß  an  den  Reichstag),  hatten 
sie  einen  Landtag  abzuhalten,  zu  dem  die  geistlichen  und  weltlichen 
Beamten  und  die  königlichen  Vasallen  des  ganzen  Sprengeis  entboten 
wurden;  wo  die  Ausdehnung  des  Sprengeis  es  nojbwendig  machte,  konnte 
die  Versammlung  auf  zwei  oder  drei  verschiedene  Orte  verteilt  werden, 
so  daß  statt  eines  allgemeinen  Landtages  mehrere  Sonderlandtage  statt-' 
fanden  ^^  Auf  dem  Landtag  hatten  die  Königsboten  die  ihnen  auf- 
getragenen Mitteilungen  zu  machen,  die  für  ihre  Aufgaben  erforderlichen 
Anordnungen  zu  treffen,  Beschwerden  anzuhören  und,  wenn  es  anging, 
sofort  zu  erledigen.  Auch  Personen,  die  nicht  geladen  waren,  konnten 
sich  einfinden,  um  ihre  Beschwerden  vorzubringen. 

Die  Thätigkeit  der  Königsboten  war  auf  einen  Monat  in  jedem 
Vierteljahr  beschränkt,  so  daß  immer  zwei  Monate  Frist  blieben,  um  dem 
König  Bericht  erstatten  und  neue  Instruktionen  einholen  zu  können; 
auch  die  sonstige  amtliche  Stellung  der  Königsboten,  namentlich  der  geist- 
lichen, mochte  diese  Unterbrechungen  ihres  Dienstes  notwendig  machen. 
Während  jedes  der  vier  Amtsmonate  hatten  die  Königsboten  an  vier  ver- 
schiedenen Dingstatten  Gericht  abzuhalten,  so  daß  während  eines  Jahres 
sechzehn   missatische  Gerichtssitzungen   stattfanden*^.    Außerdem   hatten 


**  Vgl.  Brummer  2,  190.  Über  die  bis  Ende  des  9.  Jahrhunderts  im  Gebrauch 
gebliebenen  außerordentlichen  Königsboten,  die  mit  den  ordentlichen  durchaus 
konkurrierten,  für  Ein-  und  Absetzung  von  Grafen  und  Übertragung  von  Kron- 
gütem  aber  ausschließlich  zuständig  waren,  vgl.  Krause,  a.  a.  0.  252  ff. 

*^  Vgl.  Ludwigs  Commemoratio  missis  data  von  825  (Boretius  1,  808)  und 
sein  Legationis  capitulum  (809  f.).  In  dem  letzteren  heißt  es:  Itaque  volumuSy  ut 
medio  mense  maio  convemant  idem  misai,  unusquisqtte  in  aua  legatione^  cum  omnibus 
episcopis,  ahhatihus,  comitibus  ac  vassis  nostris,  advooaiis  nosiris  ae  vieedominis 
abbattssarum  necnon  et  eorum  qui  propter  aUquam  inevitabüem  necessitatem  ipsi 
venire  non  possunt  ad  locum  unuin\  et  si  necesse  fuerit,  propter  oporttmitatem 
conveniendi,  in  duobtts  vel  tribus  lods,  vel  maxime  propter  pauperes  populiy  idem 
Gonventus  kabeatur^  qui  omnibus  eongrucU,  M  habeat  unusquisque  eomes  vtcarios  et 
eentenarios  suos  secum,  necnon  et  de  primis  seabinis  suis  ires  aut  quatiuor, 

*^  Vgl.  Karls  Capitulare  de  iustitiis  faciendis  von  811—813,  c.  8  (Borstiüs 
1,  177):  Volumus,  et  propter  iustiiiaSy  quae  usque  modo  de  parte  eomitum  reman- 
serunt,  quatuor  tantum  mensibus  in  anno  missi  nostri  legationes  suas  exerceant,  in 
hieme  ianuarioy  in  vemo  aprili,  in  aestate  iuliOy  in  autumno  oetobrio.  Ceteris  vero 
mensibus  unusquisque  eomitum  placiium  suum  habeat  et  iustitias  faciat  Missi 
autem  nostri  quater  in  tmo  mense  et  in  quatuor  locis  habeant  placita  stia  cum  iUis 
comitibus^  quibus  congruum  fuerit,  ut  ad  eum  locum  possint  convenire.  Daß  die 
Königsboten  bei  ihrer  richterlichen  Thätigkeit  an  die  ordentlichen  Gerichte  ge- 
bunden gewesen  wären  und  nur  in  diesen  (statt  des  Grafen)  den   Vorsitz  gehabt 
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die  Königsboten  das  Land  zu  bereisen,  die  Kirchen  und  Klöster  aufisu- 
suchen,  die  Krongfiter  und  die  öffentlichen  Kassen  zu  revidieren  und 
sich  überall  von  den  Zustanden  des  Landes  und  seiner  Bewohner  zu 
unterrichten  ^^.  Um  möglichst  von  allen  vorhandenen  Mangeln  in  Rechts- 
pflege und  Verwaltung  Kenntnis  zu  erhalten,  verpflichteten  sie  besonders 
angesehene  Manner  als  Rügezeugen ,  die  alle  ihnen  bekannt  gewordenen 
Ungehörigkeiten  anzuzeigen  hatten.  Die  Beamten  waren  zu  jeder  erforder- 
lichen Unterstützung  der  Königsboten,  die  Unterthanen  zu  jeder  von  ihnen 
verlangten  Auskunft  (kraft  königlichen  Inquisitionsrechts)  verpflichtet. 

Die  Person  der  Königsboten  (auch  der  außerordentlichen)  war  für  die 
Zeit  ihrer  Amtswaltung  durch  dreifaches  Wergeid  und  dreifache  Buße 
geschützt.  Widerstand  gegen  ihre  Anordnungen  wurde  streng,  unter  Um- 
ständen selbst  mit  dem  Tode  bestraft  Andererseits  trug  die  Krone  dafür 
Sorge,  daß  die  Königsboten  sich  unnützer  Plackereien  und  überflüssigen 
Umherreisens  enthielten. 

Der  Schwerpunkt  des  Königsbotenamtes  lag  in  seinem  streng  persön- 
lichen Charakter,  dem  jährlichen  Wechsel,  der  Femhaltung  der  örtlichen 
Gewalten,  der  freien  Ernennung  durch  den  König.  Indem  Ludwig  der 
Fromme  die  letztere  an  die  Mitwirkung  des  Reichstages  band,  fanden  die 
hervorragendsten  Großen  der  einzelnen  Bezirke  die  Möglichkeit,  die  Wahl 
auf  ihre  Person  zu  lenken  und  sich  dauernd  im  Besitz  des  Amtes  zu 
behaupten.  Schon  825  bildeten  gegenüber  den  ansässigen,  ständigen 
Königsboten  {missi  maiares,  m.  constituti)  die  nur  auf  ein  Jahr  ernannten 
(f?i.  direcHj  m.  discurrentes)  die  Min(|erzahl,  um  allmählich  ganz  zu  ver- 
schwinden ^^  Das  für  die  Zentralgewalt  geschaffene  Amt  hatte  sich  zu 
einem  neuen  Mittel  für  das  Emporkommen  territorialer  Gewalten  auf 
Kosten  der  Reichseinheit  umgestaltet. 

§  20.    Der  königliche  Hof. 

Brukicbb,  RG.  2,  §§  71—74.  Waitz2",  2  S.  69—118.  3»,  493—554.  Viollet, 
Histoire  1,  228  ff.    Glabson,  Histoire  2,  297  ff.     Fustbl  de  Couijlnoes,  Monarchie 


hätten,  ist  in  dem  Kapitnlar  nicht  gesagt,  jedenfalls  walteten  sie  der  Rechtspflege 
kraft  Amtsrechtes.  Ohrigens  macht  Mühlbacheb,  Deutsche  Geschichte  unter  den 
Karolingern  275,  wohl  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  daß  Karls  Vorschrift  über 
die  16  Gerichtstage  schwerlich  eine  dauernde  Einrichtung  bezweckt  hat 

**  Untaugliche  Uuterbeamten  konnten  sie  absetzen  und  ebenso  scheint  ihnen 
Karl  d.  Gr.,  dem  die  ausschließlich  den  Grafen  fiberlassene  Organisation  des  Sub- 
altemdienstes  bedenklich  erscheinen  mochte,  auch  die  Einsetzung  der  Centenare, 
Vögte,  Schöfien  u.  s.  w.,  aber  nur  unter  Mitwirkung  der  Grafen  und  der  Gkrichts- 
gemeinde,  übertragen  zu  haben.    Vgl.  Sickel,  Beiträge  460.  465  ff. 

^'  Vgl.  Krause,  a.  a.  O.  222  ff.  238  ff.  Die  italienischen  und  westfrSnkischen 
Bischöfe  erlangten  876  das  Zugeständnis  dauernder  Verbindung  ihres  Amtes  mit 
der  missatischen  Gewalt  in  ihren  Diözesen,  doch  hatte  dies,  da  das  karolingische 
Königsbotenamt  sich  in  Westfranken  noch  im  9.  Jahrhundert,  in  Italien  in  der 
ersten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  verlor,  nur  vorübergehende  Bedeutung.  Vgl. 
Krause  245  ff.    Ficker,  Forschungen  2,  12.     Bbuknbs,  KG.  2,  196  f. 
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franque  (1888)  185  ff.  Dato,  Könige  7,  2  S.  187—248.  8,  S.  497  ff.  8,  8  8. 122—150; 
DG.  1,  2  S.  616  ff.  EiCHHOBN  1»,  178  ff.  MOllbnhopf,  DA.  4,  264.  G.  L.  v. 
Maubeb,  Geschichte  der  Fronhöfe  1,  189  ff.  Lakpbecht,  Wirtschaftsleben  1,  802  ff: 
Hincmams,  De  ordine  palatii  (v.  J.  882),  verfaßt  auf  Grand  einer  verloren  ge- 
gangenen Schrift  des  Abtes  Adalhard  von  Corbie,  her.  von  V.  Ebaüse,  1894,  nnd 
Bobstius-Kbaüse,  Capitularia  2,  517  ff.,  femer  von  Pboü,  L  d.  Bibliothöque  de 
r^cole  des  hautes  Stades  Bd.  58  (1885). 

Der  ausgeprägt  persönliche  Charakter  des  fränkischen  Königtums 
brachte  es  mit  sich,  daß  Mitglieder  des  königlichen  Hofstaates  {palatini, 
aulici),  insbesondere  die  Beamten  der  Hofyerwaltung,  vielfach  auch  in  die 
Reichsyerwaltung  eingriffen.  Sie  nahmen  an  den  Reichstagen  wie  an  den 
Hofgerichtssitzungen  teil,  wurden  zu  Missionen  im  In-  und  Auslande 
verwendet^  und  wenn  es  auch  noch  keinen  eigentlichen  Hofrat  gab,  so 
war  es  doch  selbstverständlich,  daß  der  König  sich  in  wichtigeren  An- 
gelegenheiten in  erster  Reihe  des  Beirates  seiner  täglichen  Umgebung 
bediente;  auch  fehlte  es  nicht  an  Hofbeamten  die  eigens  als  Berater  des 
Königs  [consiliarii)  berufen  waren.  Die  höheren  geistlichen  und  weltlichen 
Ämter  in  den  Provinzen  wurden  mit  Vorliebe  aus  den  Reihen  des  Hof- 
staates besetzt.  Der  merowingische  Hof,  vorwiegend  mit  römischen  Pro- 
vinzialen  und  mehr  oder  weniger  romanisierten  Neustriem  und  Burgundern 
besetzt,  stand  noch  halb  auf  dem  Boden  römischer  Kultur,  während  die 
Karolinger  zumeist  von  Austrasiern  umgeben  waren,  die,  abgesehen  von 
der  Hofgeistlichkeit,  weder  die  lateinische  Sprache  noch  die  Kunst  des 
Schreibens  kannten^. 

Dieser  Gegensatz  wurde  von  besonderer  Bedeutung  für  die  könig- 
liche Kanzlei,  die  unter  den  Merowingem  ein  weltliches  Hofamt^  unter 
den  Karolingern  dagegen  ausschließlich  mit  Geistlichen  besetzt  war'. 
Dem  Kanzleivorstand  lag  die  Gesamtleitung  und  die  Einrichtung  des 
Geschäftsganges,  wahrscheinlich  auch  die  Anstellung  des  unteren  Kanzlei- 
personals ob;  seine  Hauptaufgabe  war  die  Beglaubigung  (recognitio)  der 
königlichen  Diplome  mit  seiner  Namensunterschrift;  (unter  BeiÄlgung  des 
seiner  Obhut  anvertrauten  großen  königlichen  Siegels),  wodurch  er  die 
Verantwortung  für  die  Übereinstimmung  der  Urkunde  mit  dem  Willen 
des  Königs  übernahuL  Unter  den  Merowingern  hatte  die  Kanzlei  nach 
dem  Muster  des  byzantinischen  Hofes  eine  Spitze  von  zwei  bis  fünf  Re- 
ferendaren, von  denen  jeder  selbständig  zu  Rekognitionen  ermächtigt 
war.  Seit  Pippin  trat  an  die  Stelle  der  Referendare  ein  einziger  Beamter, 
ein  höherer  Geistlicher,  der  seit  Karl  dem  Großen  den  Titel  Kanzler 
führte.  Unter  ihm  standen  mehrere  Notare  mit  der  Befugnis,  in  seiner 
Vertretung  {in  vice,  ad  vicem  cancellarii)  Rekognitionen  zu  erteilen  \    Die 

*  Vgl.  Bbesslaü,  ürkundenlehre  1,  274.  276. 

*  Vgl.  ebd.  1,  263—298.  Th.  Sickel,  Lehre  von  den  Urkunden  der  ersten 
Karolinger  72—103.  Bbunner,  RG.  2,  113  E  Waitz  2,  2  S.  79  ff.  3,  511-525. 
Sebugeb,  Erzkanzler  und  Reichskanzleien  6  f.  Mühlbacheb,  Regesten  des  Kaiser- 
reichs unter  den  Karolingern  1,  pg.  85  ff. 

'  Seit  Ludwig  dem  Frommen  scheinen  einzelne  Notare  eine  hervorragende 
Stellung  unter  ihren  Rollegen,  nach  Art  von  Vizekanzlern,  eingenommen  zu  haben. 


Digitized  by 


Google 


§  20.    Der  königliche  Hof.  139 

mit  der  Anfertigung  der  Konzepte  und  Beinschriften  betrauten  Sohreiber^ 
wurden  in  den  königlichen  Urkunden  nie  mit  Namen  genannt,  nur  unter 
den  Merowingem  traten  zuweilen  Schreiber  in  Vertretung  eines  Referendars 
als  Rekognoscenten  auf.  Die  Kanzlei  hatte  dem  Königshofe  überallhin 
zu  folgen,  und  man  darf  annehmen,  daß  sie  immer  einen  gewissen  Akten- 
bestand mit  sich  fahrte,  während  anderes  wohl  in  den  einzelnen  Pfalz-- 
archiven  aufbewahrt  blieb.  Unter  Karl  dem  Großen  wurde,  wahrschein- 
lich in  Verbindung  mit  der  Hofbibliothek,  in  Aachen  ein  eigenes  Reichs- 
archiv  eingerichtet,  dem  es  aber  an  Vollständigkeit  und  fester  Ordnung 
fehltet 

Für  ihre  Privatkorrespondenz  hatten  die  Könige  Privatschreiber,  die 
in  keinem  Zusammenhang  mit  der  Kanzlei  standen.  Dagegen  wurden, 
da  dem  salischen  Recht  der  Gerichtsschreiberdienst  unbekannt  war,  die 
Hofgerichtsurkunden  (placita)  unter  den  Merowingem  in  der  Kanzlei  aus- 
gefertigt^ aber  auf  das  Referat  (testimoniatio)  des  Pfalzgrafen  {cames 
palatü)f  der  den  Verhandlungen  des  Hofgerichts  als  lebendige  Urkunds- 
person beiwohnte®.  Unter  den  Karolingern  wurde  (entsprechend  dem 
Gebrauch  des  ribuarischen  Recht«)  eine  eigene  Hofgerichtsschreiberei  mit 
besonderem  Hofgerichts-  oder  Pfalzsiegel  und  eigenen  Notaren  eingerichtet 
und  dem  Pfalzgrafen  unterstellt  An  die  Stelle  der  testimoniatio  des 
P&lzgrafen  und  der  Rekognition  eines  Referendars  trat  infolgedessen  die 
Rekognition  des  Pfalzgrafen  oder  eines  ihn  vertretenden  (m  vice,  ad  vicem) 
Püalznotars.  Alle  für  das  Hofgericht  bestimmten  Einlaufe  gingen  seit 
dieser  Veränderung  durch  die  Hände  des  Pfalzgrafen,  der  dem  König 
darüber  Vortrag  zu  halten,  in  minder  wichtigen  Sachen  selbst  den  Ge- 
richtsvorsitz an  Stelle  des  Königs  einzunehmen  hatte.  Wenn  zuweilen 
mehrere  Pfalzgrafen  nebeneinander  erwähnt  werden,  so  scheint  doch  immer 
nur  einer  das  eigentliche  Amt  bekleidet  zu  haben,  während  die  übrigen 
bloße  Unterpfalzgrafen  waren.  Italien  besaß  wohl  seit  dem  9.  Jahrhun- 
dert seinen  eigenen  Pfalzgrafen  ^  Der  Pfalzgraf  war  stets  ein  Laie,  sein 
Schreiberpersonal  meistens  geistlichen  Standes. 

Das  Haupt  der  gesamten  in  der  Hofkapelle  vereinigten  Hofgeist- 
lichkeit, und  insoweit  (aber  nicht  in  dienstlicher  Beziehung)  auch  Vor- 


*  Die  spfitere  Unterscheidung  zwischen  Diktatoren  und  bloßen  Abschreibern 
war  noch  unbekannt  Über  die  Bezeichnung  der  Schreiber  als  caneellarii  vgl. 
Bbsssla.17,  a.  a.  0.  1,  279  f. 

^  Vgl.  BsEssLAü,  a.  a.  0.  1,  182  ff.  Der  früher  angenommene  Zusammenhang 
zwischen  Archiv  und  Hof  kapelle  hat  nicht  bestanden. 

^  Vgl.  BauKNER,  RG.  1,  394  f.  2,  108  ff.;  Das  G^richtszeugnis  und  die  frän- 
kische Königsurkunde  (Festgaben  für  Heffter,  Berlin  1878,  S  166  ff.).  A.  Pernice, 
De  comitibus  palatii,  1863.  Waitz  2,  2  8.  76  ff.  191  ff.  8,  510.  Tb.  Sickel,  a.  a.  0. 
361  ff.  Bresslau,  a.  a.  O.  1,  282  f.  W.  Sickbl,  Gott.  gel.  Anz.  1896,  S.  288. 
Der  testimoniatio  des  Pfalzgrafen  bedurfte  es  sogar,  wenn  ein  Referendar  der  Ver- 
handlung persönlich  beigewohnt  hatte  (vgl.  Brbsslau  1,  265  f.);  sie  mußte  in  der 
Urkunde  ausdrücklich  hervorgehoben  werden. 

'  Vgl.  FiCEER,  Forschungen  1,  312  f. 
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gesetzter  der  geistlichen  Eanzleibeamten,  war  der  Hof-  oder  Erzkapellan 
{capellanus  sacri  paiatii,  archicapellanuSj  apocrisiarius\  dem  seit  Ludwig 
dem  Frommen  auch  der  Vortrag  in  allen  auf  Geistliche  bezüglichen  Hof- 
gerichtssachen übertragen  wurde  ^.  Zu  seinem  Geschäftsbereich  gehörte 
auch  die  mit  der  Hofkapelle  verbundene  gelehrte  Hofschule. 

Der  eigentliche  Hofdienst  verteilte  sich  in  allen  germanischen  Reichen 
auf  vier  große  Hofamter,  neben  denen  noch  einzelne  von  geringerer  Be- 
deutung, wie  das  des  Küchenmeisters  {coquus),  Waffenträgers  {spatarius\ 
Thürwärters  {scario^  osiiarius),  Quartiermeisters  {mansianarius),  bestanden. 
Höhere  Hofbeamte,  die  keinem  bestimmten  Hofamt  zugeteilt  waren, 
scheinen  zum  Teil  den  Titel  comes  geführt  zu  haben*.  An  der  Spitze 
jedes  der  grossen  Hofamter  stand  ein  mit  der  Zentralverwaltung  beauf- 
tragter Großwürdenträger,  dem  mit  demselben  Titel  ausgestattete  Unter- 
hofbeamte zur  Seite  stehen  konnten;  der  unmittelbare  persönliche  Dienst 
wurde  vorzugsweise  von  unfreien  Leibdienem  [ministeriales,  pueri  regis) 
versehen.  Die  AuMcht  über  die  Kellereien  und  Weinberge  hatte  der 
Schenk  {pincernay  buäcularius)^  die  über  die  Marstalle  der  Marschalk 
(d.  h.  Pferdeknecht)  oder  Stall graf  {comes  stabuU),  dem  bei  Hofreisen 
und  Heerfahrten  die  Unterbringung  der  Pferde  und  die  Herbeischaffdng 
des  Putters  (fodrum)  oblag  ^^.  Die  Verwaltung  des  Schatzes  und  des  be- 
weglichen Hausrates  am  Hof  und  in  den  Pfalzen  sowie  die  Fürsorge  für 
die  Wohnräume  und  das  Bekleidungswesen  war  Sache  des  Schatzmeisters 
{the8aurarius\  seit  den  Karolingern  in  der  Regel  Kämmerer  {cameranusy 
cubicularius)  genannt  ^^ 

Der  einflußreichste  unter  den  vier  Hofbeamten  war  der  Seneschalk 
oder  Truchseß,  den  schon  sein  Amtstitel  als  das  Haupt  des  gesamten 
Ho&taates  erkennen  ließ^^.  In  den  romanischen  Landesteilen  führte  er 
die  entsprechende  Bezeichnung  Majordomus  (Hausmeier) ^^,  die  eine  Zeit 
lang  die  übrigen  Titel  gänzlich  verdrängte.  Auch  an  den  Höfen  der 
Großen,  namentlich  der  Prinzen,   stand  regelmäßig  ein  Majordomus  als 


8  Vgl.  Waitz  4,  489. 

»  Vgl.  Brunnbe,  RG.  2,  97. 

^^  Die  militärische  Bedeutung  des  Amtes  stieg,  je  mehr  der  Schwerpunkt  des 
Heeres  in  die  Beiterei  verlegt  wurde. 

^^  Durch  sein  Amt  kam  der  Kämmerer  in  vielfache  Beziehungen  zu  der 
Königin  und  dem  in  dem  „Frauenzimmer^^  (gynaeceum)  untergehrachten  weiblichen 
Hofgesinde. 

"  Über  smiskaUc  «  Altknecht  vgl.  8.  31.  Grimm,  RA.  302,  über  mhd. 
truktsiBi^e  (an.  dröttseü,  altfries.  drusta,  mnd.  droste)  =  praeses  familiae  ygl.  8. 32. 
Grimm,  DWB.  2,  1437  f. 

*»  Vgl.  Waitz  2,  2  8.  71.  83—100.  397  ff.  Pertz,  Geschichte  der  merow. 
Hausmeier,  1819.  Schöke,  Amtsgewalt  der  Mnkischen  Majores  domus,  1856. 
BoKNELL,  Anfänge  des  karolingischen  Hauses,  1866.  Hermank,  Hausmeieramt,  1880 
(GiERKE,  Untersuchungen  9).  Brunner,  RG.  2,  104  ff.;  Die  Antrustionen  und  der 
Hausmeier,  ZRG.  21,  210  ff.  Eichhorn  l,  178  f.  Daniels,  Handbuch  1,  487  ff* 
Sickel,  Gl5tt  gel.  Anz.  1890,  8.  232  f.  Pustel  de  Goulanqes,  Monarchie  franque 
166  ff.     Dahn  7,  2  S.  187  ff. 
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gabernator  oder  prinoeps  palatii  an  der  Spitze  der  HofhaltuDg,  aber  die 
hervorragende  Bedeutung  des  königlichen  Beamten  dieses  Namens  lag  in 
anderer  Richtung:  er  war  das  Haupt  der  irustis  dominica,  des  königlichen 
Dienstgefolges  ^*,  das  mit  Eücksicht  auf  die  dazu  gehörige  vornehme 
Jugend  und  im  Gegensatz  zu  der  gelehrten  Hofschule  (8.  140)  auch 
„Ejriegsschule^'  [schola  militiae)  genannt  wurde. 

Die  Mitglieder  der  königlichen  Trustis  fährten  die  alten  Kamen,  ins- 
besondere wurden  sie  als  antrustiones,  scholares,  convivae  regis  bezeichnet 
Ihre  Stellung  war  im  wesentlichen  die  alte.  Ihr  Eid  lautete  auttrustem 
et  fidelüatem^  d.  h.  Mannschaft  und  Treue  (Hulde).  Gleich  den  könig- 
lichen Beamten  hatten  sie  das  dreifache  Wergeid  ihres  Geburtsstandes, 
gehörte  also  zum  Dienstadel.  Außer  dem  militärischen  Gefolge,  der 
eigentlichen  Trustis,  rechnete  man  zu  den  convivae  regis  auch  solche  Per- 
sonen, die  nur  zum  Hofdienst,  sei  es  mit  oder  ohne  Zuteilung  zu  einem 
bestimmten  Hofamt,  verwendet  wurden,  übrigens  aber  wohl  in  einem 
ähnlichen  Dienstverhältnis  wie  die  Antrustionen  und  mit  diesen  unter 
der  Disziplinargewalt  des  Hausmeiers  standen^*.  Im  allgemeinen  wurde 
bis  zum  8.  Jahrhundert  noch  daran  festgehalten,  daß  die  Gründung  eines 
eigenen  Haushalts  seitens  eines  Gefolgsmannes  sein  Ausscheiden  aus  der 
Trustis  zur  Voraussetzung  hatte,  nur  vereinzelt  kamen  auch  abgeschichtete 
Gefolgsmannen,  die  aber  ebenfalls  unter  der  Disziplinargewalt  des  Haus- 
meiers standen,  vor^^.  Es  war  natürlich,  daß  der  Einfluß  des  letzteren 
außerordentlich  zunahm,  als  es  seit  den  amulfingischen  Hausmeiem  üblich 
wurde,  auch  die  Abgeschichteten  im  Gefolgschaftsverbande  zu  behalten. 
Während  die  alte  Trustis  am  Hofe  des  Königs  seitdem  mehr  und  mehr 
zusammenschrampfte  und  die  königliche  Tafelrunde  schließlich  nur  noch 
einen  kleinen  Kreis  (von  der  karolingischen  Heldensage  in  der  Gestalt  der 
zwölf  Pairs  von  Frankreich  verherrlicht)  umfaßte,  erstreckte  sich  die  Macht 
des  Majordomus  nun  auch  auf  die  in  den  Provinzen  angesessenen  Yassallen. 

Als  stellvertretendes  Haupt  der  Trustis  und  der  gesamten  Hofver- 
waltung war  der  Hausmeier  der  von  selbst  gegebene  Reichsverweser  bei 
Abwesenheit  des  Königs.  Da  jeder  der  drei  Beichsteile  (Austrasien,  Neu- 
strien,  Burgund)  seinen  eigenen  Majordomus  hatte,  so   übte  jeder  von 


'*  Vgl.  S.  32  ff.  Waitz  1,  291  ff.  2,  1  S.  335  ff.  2,  2  S.  101  f.  Roth,  Bene- 
ficialwesen  116  ff.;  Feadalit&t  256  ff.  K.  Maureb,  Wesen  des  ältesten  Adels  S3  ff. 
G.  L.  V.  Maureb,  Fronhöfe  1,  146  ff.  Deloche,  La  trustis  et  rantrustion  royal, 
1873.  Ehrbnbbbq,  Commendation  121  ff.  Thonissen,  L'organisation  jadiciaire 
110—127.  Brdnnbr,  RG.  2,  97  ff.;  Zur  Geschichte  des  Gefolgswesens,  ZRG.  22, 
210  ff.  Dahk,  Könige  7,  1  S.  151  ff.  Über  das  Gefolge  bei  Angelsachsen  und 
Langobarden  vgl.  K.  BIaurbr,  Krit  Überschau  2,  388  ff.,  Schmid,  Gesetze  der 
Angelsachsen  599  f.  666  ff.,  Pabst,  FDG.  2,  502  ff. ,  bei  den  Norwegern  Doublieb, 
Mitteil.  d.  öst  Inst  £rg.  6,  254  ff. 

**  Zu  ihnen  gehörten  zur  Zeit  Gblodovecbs  noch  alle  in  das  Gefolge  des 
Königs  aufgenommenen  Römer.    Vgl.  Bbükneb,  RG.  1,  302,  n.  47.  2,  99. 

*•  Vgl.  des  angeblichen  Fredegar  Chronicarum  lib.  3,  c.  58  (MG.  Script,  rer. 
Merow.  2,  109).    Bbunver  2,  100. 
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diesen,  so  oft  der  König  nicht  gerade  in  seinem  Gebiet  hofhielt,  statt- 
halterliche Rechte  aus.  Als  Erzieher  der  königlichen  Prinzen,  die  wohl, 
wie  überhaupt  die  vornehme  Jugend  des  Reiches,  regelmäßig  der  Hof- 
kriegsschule zur  Ausbildung  übergeben  wurden,  hatte  der  Majordomus 
bei  jedem  Thronwechsel  den  grössten  Einfluß  auf  die  Ordnung  der  Thron- 
folge, gegebenenfalls  auch  auf  die  Regierung  selbst  (S.  110).  Noch  weiter 
gehoben  wurde  seine  Stellung  durch  die  Beseitigung  des  früheren  Hof- 
domesticus^  wodurch  auch  die  Zentralverwaltung  der  Erongüter  in  seine 
Hände  kam  ^^  Für  die  Großen  des  Reiches  war  es  eine  Lebensfrage,  daß 
sie  das  Recht  erlangten,  den  Hausmeier  selbst  zu  wählen.  Nachdem  es 
Pippin  von  Heristal  gelungen  war,  das  Hausmeieramt  in  allen  drei  Reichs- 
teilen zu  erwerben  und  dauernd  mit  seinem  Hause  zu  verbinden,  handelte 
es  sich  nicht  mehr  um  eine  bloße  Erweiterung  seiner  Amtsbefugnisse, 
sondern  um  die  Regeneration  des  Königtums  auf  der  Grundlage  eines 
erblichen  Yizekönigtums.  Nur  ein  Ausdruck  dieser  Thatsache  war  es, 
wenn  der  Hausmeier  seit  Pippin  von  Heristal  auch  den  stellvertretenden 
Vorsitz  im  Königsgericht  in  Anspruch  nahm. 

Seit  dem  letzten  Drittel  des  7.  Jahrhunderts  erscheint  am  Königshof 
wieder  ein  nur  mit  wirtschaftlichen  Aufgaben  betrauter  Beamter  unter 
dem  Titel  Seneschalk,  jetzt  aber  von  dem  zum  höchsten  Staatsbeamten 
mit  vizeköniglicher  Gewalt  emporgestiegenen  Majordomus  durchaus  unter- 
schieden^^. Während  der  letztere  nach  Pippins  Thronbesteigung  ganz 
verschwand,  erhielt  der  Seneschalk  einen  erweiterten  Geschäftskreis,  indem 
ihm  das  gesamte  Verpflegungswesen  des  Hofes  und  damit  die  Zentral- 
verwaltung der  zu  diesem  Zweck  bestimmten  Erzeugnisse  der  Krongüter 
übertragen  wurde.  Die  Beziehungen  zu  dem  Dienstgefolge  waren  voll- 
ständig gelöst,  dagegen  umfaßte  das  Amt  jetzt  auch  den  Wirkungskreis 
des  Mheren  Küchenmeisters,  so  daß  die  Volksetymologie  althochdeutscher 
Glossen  den  Titel  „Truchseß"  mißverständlich  von  frwÄ^  („ciba")  ableitete 
und  iruhtscBfe  mit  „dapifer*'  und  „infertor"  übersetzte^*. 

§  21.    Die  Kirche. 

E.  LöNiNQ,  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts,  2  Bde,  1878.  Stütz, 
Geschichte  des  kirchl.  Beneficialwesens  bis  auf  Alezander  III.,  I.  1,  1895  (ygl. 
Thaner,  Gott.  gel.  Anz.  1898,  S.  291—325.  Hinschius,  ZRG.  80,  135  ff.);  Die  Eigen- 
kirche als  Element  des  mittelalterl.  Kirchenrechts,  1895;  Lehen  und  Pfründe,  ZBG. 
33,  213  ff.  ViOLLET,  Histoire  1,  335  ff.  Fustel  de  Goülanqes,  Monarchie  franque 
507  ff.  Hinschius,  Kirchenrecht  2,  516  ff.  522  ff.  621  ff.  3,  539  ff.  699—722.  4,  2  S.849  ff. 
Bettbero,  Kirchengeschichte  Deutschlands,  2  Bde,  1846 — 48.  Fbiedbich,  KG. 
Deutschlands,  2  Bde,  1867—69.    Hauck,  KG.  Deutschlands»  I.  IL,   1898—1900; 


^^  Vgl.  Brunnes  2,  119.  122  f.  Sohm,  Eeichs-  und  Gerichtsverfassung  15. 
Waitz  2,  2  S.  48.  93  f.     Sickbl,  Beiträge  577  ff. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  71.  3,  498  ff.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  195.  239,  behauptet 
die  völlige  Verschiedenheit  der  beiden  Ämter. 

"  Vgl.  Lbxeb,  Mhd.  WB.  2,  1542. 
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Bi8cho£Bwahlen  unter  den  Merowingem,  188S.  Brünkeb,  EG.  2,  §  96.  Wbtl,  Das 
fr&nkiflche  Staatskirchenrecht  z.Z.  der  Merowinger,  1888  (Gisbke^  Untersachongen  27). 
Waitz  2»,  2  S.  57  ff.  3»,  12  ff.  27  ff.  161  ff.  178  ff.  228  ff.  4,  153  ff.  183  ff.  212  ff. 
T.  Dakiels,  Handbuch  1,  §§  129  ff.  Hegel,  Über  die  Ein^hnmg  des  Christen- 
tnins  bei  den  Germanen,  1856.  Siekb,  Entwicklung  d.  Metropolitanwesens  im 
Frankenreiche,  Marb.  Diss.  1899.  Abnold,  Deutsche  Geschichte  2,  1  S.  158—243. 
2,  248  ff  Dahn,  Könige  7,  3  S.  215  ff.  8,  5  S.  143—337;  DG.  1,  2  S.  720  ff. 
Kaufmabv,  Deutsche  Geschichte  2,  269  ff.  356  ff.  Löbell,  Gregor  von  Tours  und 
seine  Zeit',  253  ff.  y.  Ricbtbofen,  Zur  Lex  Saxonum  129—170;  Untersuchungen 
über  fries.  EG.  2,  348  ff.  369  ff.  494  ff.  511  ff.  742  ff.  W.  Sickbl,  Die  Verträge  der 
P&pste  mit  den  Karolingern  und  das  neue  Kaisertum,  Deutsche  Zeitschr.  f.  GW. 
11,  801  ff.  12,  1  ff.  Hbüslbb,  Institutionen  1,  815  ff.  Walahfridi  Strabonis  libellus 
de  ezordiis  et  incrementis  remm  ecclesiasticamm,  MG.  Capitularia  2,  473  & 

In  Gallien  fiinden  die  Franken  eine  vollkommen  aasgebildete  Kirchen- 
Terfassnng  vor,  die  sich  bis  in  den  Anfang  des  7.  Jahrhunderts  als  rein 
römische  Einrichtung  erhielt;  der  Episkopat  wurde  ausschließlich  aus  der 
Keihe  der  vornehmen  Provinzialen,  meistens  mit  Angehörigen  alter  sena- 
torischer Geschlechter  besetzt  Seit  Dagobert  I.  trat  auch  die  deutsche 
Aristokratie  in  den  Episkopat  ein^,  aber  der  niedere  Klerus  blieb  noch 
im  wesentlichen  römisch',  erst  seit  dem  8.  Jahrhundert  waren  beide  Natio- 
nalitäten gleichmäßig  im  Klerus  vertretend 

In  der  Begel  bildete  in  Gallien  jede  civitas  eine  eigene  Diözese 
unter  ihrem  Bischof.  Die  sämtlichen  Bischöfe  einer  Provinz  standen 
unter  dem  Bischof  der  Provinzialhauptstadt  als  Metropoliten.  Seit  Ende 
des  7.  Jahrhunderts  geriet  der  Metropolitanverband  in  Verfall.  Im  Rhein- 
und  Moselgebiet  war  die  römische  Kirchenverfassung  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  durch  den  Einbruch  der  Franken  und  Ala- 
mannen  völlig  zertrümmert,  doch  sind  Köln,  Trier,  Tongern-Maastricht 
und  Mainz  schon  während  des  6.,  Speier,  Straßburg  und  Konstanz 
während  des  7.  Jahrhunderts  wieder  als  Sitze  von  Bischöfen  bezeugt. 
Die  christliche  Mission  im  inneren  Deutschland  hatte  im  allgemeinen  zu 
einer  der  römischen  geradezu  entgegengesetzten  kirchlichen  Verfassung 
geführt,  da  die  irisch-schottische  Kirche,  von  der  jene  Mission  haupt- 
sachlich ausging,  in  keinem  Zusammenhang  mit  Bom  stand  und  statt 
der  bischöflichen  Verfassung  das  Kirchenregiment  in  die  Hände  der 
Klöster  legte,  deren  Abte  die  bischöflichen  Funktionen  ausübten.  Dagegen 
hielt  die  angelsächsische  Kirche,  die  seit  Ende  des  7.  Jahrhunderts  die 
deutsche  Mission  in  die  Hand  nahm,  streng  auf  Unterordnung  unter  Rom 


*  Die  ersten  deutschen  Bischöfe  waren  Arnulf  von  Metz  (612—627)  und  Kuni- 
bert von  Köln  (ungeföhr  seit  620). 

■  Der  ursprüngliche  Text  der  Lex  Ribuaria  86,  5—9  berechnet  die  Wergeld- 
flfttze  fOr  den  niederen  Klerus  noch  nach  dem  Wergeid  der  Körner,  die  fAr  Priester 
und  Bischöfe  bereits  nach  dem  der  Franken.    Vgl.  ZRG.  20,  26  f. 

'  Die  Volksrechte  des  8.  Jahrhunderts  berechnen  das  Wergeid  des  Klerus 
durchweg  nach  Maßgabe  der  heimischen  Wergeidsätze  oder  nach  dem  Geburts- 
stand. Vgl.  L.  Alam.  11—16.  L.  Baiuw.  1,  8—10.  L.  Rib.  86,  5—9  in  der  karo- 
lingischen  Fassung. 
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und  auf  Herstellung  der  bischöflichen  Ordnung.  Schon  unter  Pippin 
dem  Mittleren  wurde  durch  Willibrord  die  bischöfliche  Kirche  zu  Utrecht 
für  die  Westfiiesen  errichtet;  die  Bischofsweihe  empfing  er  vom  Papst 
Größeres  hat  Bonifatius  (Winfried)  unter  Karl  Martell,  namentlich  aber 
unter  Pippin  und  Karlmann  vollbracht.  Von  Rom  mit  der  missio 
canonica  ausgestattet  und  nacheinander  zum  Bischof,  Erzbischof  und 
päpstlichen  Legaten  für  das  Frankenreich  erhoben,  bestandig  mit  dem 
Papst  in  Verbindung,  zugleich  mit  einem  Schutzbrief  des  Hausmeiers  aus- 
gerüstet und  fortwährend  in  engster  Fühlung  und  im  Einverständnis  mit 
ihm  handelnd,  hat  Bonifatius  die  deutsche  Kirchenverfassung  gegründet, 
die  verfallene  westfränkische  wiederhergestellt.  Nachdem  er  für  Baiern, 
im  Anschluß  an  die  von  der  irischen  Mission  herrührenden  regierenden 
Klöster,  die  bischöflichen  Kirchen  von  Freising,  Passau,  Regensburg  und 
Salzburg,  für  Ostfranken  und  Thüringen  die  von  Buraburg  (Fritzlar), 
Eichstätt  und  Würzburg  errichtet  hatte,  wurde  er  742  unter  Karlmann 
auf  der  ersten  deutschen  Synode,  die  zur  Herstellung  der  kanonischen 
Ordnung  bestimmt  war,  ausdrücklich  als  Erzbischof,  mit  dem  Sitz  in 
Mainz,  anerkannte  Unter  Karl  dem  Großen  wurde,  nachdem  die  Be- 
kehrung der  Sachsen  und  Friesen  die  Errichtung  weiterer  Bistümer  not- 
wendig gemacht  hatte,  der  Metropolitanverband  innerhalb  der  deutschen 
Kirchen  vollendet,  indem  Köln,  Trier  und  Salzburg  als  Metropolitansitze 
zu  Mainz  hinzutraten.  Das  von  Ludwig  dem  Frommen  errichtete  Erz- 
bistum Hamburg  war  nur  für  den  skandinavischen  Norden  bestimmt. 
Wie  unter  Karlmann  und  Pippin,  so  wurden  auch  unter  Karl  dem  Oroßen 
und  Ludwig  dem  Frommen  von  Reichs  wegen  umfassende  kirchliche 
Ordnungen  erlassend 

Die  gallischen  Bischöfe  wurden  nach  der  kanonischen  Ordnung  von 
Klerus  und  Volk,  unter  Mitwirkung  des  Metropoliten  und  der  übrigen 
Bischöfe,  gewählt.  Die  fränkischen  Könige  nahmen  von  Anfang  an  ein 
Bestatigungsrecht  in  Anspruch,  das  bald  zum  Emennungsrecht  wurde. 
Selbst  das  Edikt  Chlothars  II.  von  614,  das  im  Prinzip  das  bloße  Be- 
statigungsrecht wiederherstellte,  wahrte  doch  das  Recht  der  königlichen 
Ernennung,  aber  mit  der  Beschränkung  auf  eine  mit  den  kanonischen 
Eigenschaften  versehene  Persönlichkeit.  Ohne  jede  kanonische  Rücksicht 
wurde  das  Emennungsrecht  von  Karl  Martell  ausgeübt,  der  die  kirch- 
lichen Pfründen  ebenso  wie  die  Kirchengüter  als  Vermögensgegenstände 
zur  Verfügung  der  Krone  behandelte.  Das  Ernennungsrecht  und  die  Ver- 
fügung über  die  Kirchengüter  wurde  auch  von  seinen  Nachfolgern  fest- 
gehalten,  wenngleich   die  Ausübung  mehr  im   Einverständnis  mit  der 


*  Vgl.  Karlmanns  Capitalare  von  742  (Boretius  1,  24),  ein  Jahr  spftter  auf 
dem  Reichstag  zu  Lestinnes  bestätigt,  Capitalare  Liptinense  von  748  (ebd.  1,  26). 
Entsprechende  Beschlüsse  für  Westiranken  anter  Pippin  auf  dem  Beichstag  za 
Soissons,  Capitalare  Suessionense  von  744  (ebd.  1,  28). 

^  Vgl.  Karls  Admonitio  generalis  von  789  (Borstiüs  1,  53  ff.),  Ludwigs  Capi- 
talare ecclesiasticum  von  818 — 819  (ebd.  275  ff.). 
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Kirche  erfolgte.  Eist  Ludwig  hat  das  Emennongsrecht  im  Prinzip  (aber 
nicht  thatsachlich)  aufgegeben.  Die  Amtsentsetzung  konnte  über  einen 
Bischof  nur  dnrch  die  Synode  unter  Bestätigung  des  Königs  erfolgen^. 
Der  König  hatte  das  Begnadigungsrecht 

Neben  den  Diözesanbischöfen  gab  es  bis  auf  Pippin  auch  umher- 
reisende Bischöfe  ohne  Diözese,  die  später  verschwanden.  Zur  Unter- 
stützung in  ihrer  geistlichen  Amtswaltung  waren  den  Bischöfen  Ghor- 
bischöfe  beigeordnet,  die  aber  seit  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  seitens  des 
Episkopats  heftig  bekämpft  und  infolgedessen  in  Westfranken  beseitigt 
wurden.  Für  die  Beaufsichtigung  der  Geistlichkeit  und  die  äußere  Yer« 
waltung  stand  dem  Bischof  der  Archidiakon,  für  die  Yermögensyerwaltung 
der  Yicedominus  zur  Seite.  Unter  den  Priestern  nahmen  die  Erzpriester 
{archipresbyteri)  an  den  Taufkirchen  die  erste  Stelle  ein.  Der  Eintritt  in 
den  geistlichen  Stand  bedurfte,  weil  die  Geistlichen  der  allgemeinen  Heer- 
pflicht entzogen  waren,  der  Genehmigung  des  Königs  oder  des  Grafen  ^ 
Unfreie  bedurften  der  Genehmigung  ihres  Herrn,  an  sich  aber  war  die 
Unfreiheit  kein  Hindernis,  selbst  Pfarrstellen  wurden  vielfach  mit  Unfreien 
besetzt,  erst  unter  Ludwig  dem  Frommen  wurde  bestimmt,  daß  unfreie 
Kleriker  nicht  mehr  zur  Priesterweihe  zugelassen  werden  sollten  ^ 

Die  frühere  Annahme,  daß  die  staatliche  Organisation  des  fränkischen 
Reiches  sich  an  die  kirchliche  Gliederung  angeschlossen  habe,  hat  sich 
als  trügerisch  erwiesen®.  Nur  in  Gallien  fielen  die  Diözesen  in  der 
Regel  mit  den  Gra&chaften  zusammen,  dagegen  bestand  keine  Überein- 
stimmung zwischen  den  Kirchenprovinzen  und  den  Herzogtümern,  ebenso- 
wenig zwischen  den  Kirchspielen  und  Hundertschaften.  Die  Einteilung 
der  Diözesen  in  Archidiakonate  gehört  überhaupt  erst  der  späteren  Zeit 
an.  Noch  weniger  deckten  sich  kirchliche  und  staatliche  Bezirke  in  den 
deutschen  Landesteilen.  Unter  den  Erzbistümern  war  das  von  Salzburg 
das  einzige,  das  sich  nicht  über  die  Gebiete  mehrerer  Stamme  erstreckte, 
selbst  die  Bistümer  griffen  zuweilen  in  verschiedene  Stammesgebiete 
über^^  Für  die  deutschen  Gaue  und  Hundertschaften  bot  die  damalige 
Kirchenyerfassang  überhaupt  keine  Analogie.  Später  haben  beide  zu- 
weilen als  Grundlage  für  die  Bildung  von  Archidiakonaten  und  Kirch- 
spielen gedient. 

Die  politische  Bedeutung  der  Kirche  war  für  das  fränkische  Reich 
von  vornherein   eine   außerordentliche.     Die  Provinzialen  sahen  in   den 


^  Nur  einmal  ist  eine  einseitige  Amtsentsetzong  durch  den  König  vorgekommen. 

^  Vgl  Waitz  2,  1  S.  197.  2,  2,  200  n.  4,  592  f.  HiNScmus,  a.  a.  0.  3,  176. 
Weyl,  a.  a.  0.  32  £.  W.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  15,  166.  Cap.  miss.  Yon  S05, 
II,  c.  15  (BoRBTius  1,  126).    Form.  Marc.  1,  19. 

^  Siehe  Anm.  18. 

*  Vgl.  Waitz  3,  437  ff.  nnd  die  dort  angeführte  Litteratar. 

*^  Utrecht  um&ßte  salische,  chamavische  und  friesische  Gaue,  Mimigardevort 
(Münster)  und  Bremen  waren  beide  teils  sächsisch,  teils  friesisch.  Dagegen  fiel  die 
Grenze  zwischen  den  Diözesen  Köln  und  Trier  mit  der  Grenze  der  Bibuarier  gegen 
die  chattischen  Franken  zusammen. 

B.  SoHBÖDSB,  Deutsche  Bechtsgeschichte.    A.  Aufl.  10 
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Bischöfen  die  berufenen  Vertreter  ihrer  Nationalitat,  ihrer  sozialen  Zu- 
stande nnd  höheren  Kultur.  Die  Gemeinschaft  der  Interessen  und  das 
durch  die  Synoden  geforderte  Zusammenhalten  legte  dem  yereinigten 
Episkopat  ein  Gewicht  bei,  dem  selbst  ein  Chilperich  nicht  zu  wider- 
stehen vermochte.  Daher  von  Anfang  an  das  Streben  der  fränkischen 
Herrscher,  das  wohlwollende  Entgegenkommen  des  katholischen  Klerus 
durch  Begünstigungen  und  Privilegien  zu  einem  dauernden  zu  machen, 
Einfluß  auf  die  Besetzung  der  kirchlichen  Stellen  zu  gewinnen,  die  Kirche 
möglichst  in  das  staatliche  Interesse  hereinzuziehen.  Die  Kirchen  wurden 
reich  mit  Gütern,  Markt-,  Münz-  und  Zollprivilegien,  Immunitätsgerecht- 
samen und  gerichtlichen  Befugnissen  ausgestattet.  Die  gallischen  National- 
konzilien wurden  mit  den  Reichstagen  verbunden,  da  die  Könige  sich 
ebenso  zu  geistlicher  wie  weltlicher  Gesetzgebung  befugt  erachteten.  Die 
Bischöfe  gehörten  zu  den  Großen  des  Beiches,  bildeten  oft  die  unmittel- 
baren Berater  der  Krone,  selbst  die  Ernennung  oder  Beaufsichtigung  von 
Grafen  wurde  ihnen  gelegentlich  übertragen,  zuweilen  geradezu  weltliches 
Begiment  in  die  Hand  des  Bischofs  gelegt  ^^.  Das  Königsbotenamt  wurde 
in  der  Regel  von  einem  geistlichen  und  einem  weltlichen  Großen  gemein- 
sam versehen.  Überhaupt  war  es  der  Gedanke  Karls  des  Großen,  unter 
dem  der  Gedanke  des  theokratischen  Staates  besonders  gepflegt  wurde, 
daß  Bischöfe  und  Grafen  Hand  in  Hand  gehen  und  sich  gegenseitig 
unterstützen  sollten.  Die  königliche  Kanzlei  war  unter  den  Karolingern 
durchweg  mit  Geistlichen  besetzt,  die  mit  kirchlichen  Pfründen  besoldet 
wurden.  Die  Bischöfe  waren  dem  König  zur  Hoffahrt  und  zum  Ge- 
sandtendienst verpflichtet  ^^  Ein  erhöhtes  Wergeid  gab  der  Geistlichkeit 
in  derselben  Weise  wie  den  königlichen  Beamten  emen  höheren  Frieden. 
Obwohl  die  Karolinger  streng  an  dem  Recht,  die  Bischöfe  zu  ernennen, 
festhielten  und  das  Reiohskirchengut  fast  als  Reichsgut  behandelten,  ge- 
langte der  Episkopat  doch  allmählich  zu  einer  derartigen  Selbständigkeit^ 
daß  er  es  wiederholt  wagen  konnte,  in  den  Wirren  unter  dem  schwachen 
Regiment  Ludwigs  des  Frommen  das  entscheidende  Wort  zu  sprechen^', 
um  so  wichtiger  war  es  für  den  Staat,  daß  der  an  die  Haustempel 
des  germanischen  Heidentums  anknüpfende  Gedanke  der  Eigenkirchen 
ihm  einen  hervorragenden  Einfluß  auf  die  kirchlichen  Dinge  gewährte. 
Während  derselbe  bei  den  Westgoten  und  den  spanischen  Sueben  nach 
längerem  Widerstand  schließlich  der  römisch-kanonischen  Ordnung  weichen 
musste,  hat  er  sich  bei  den  Langobarden  und  im  fränkischen  Reich  be- 
hauptet und  endlich  selbst  die  päpstliche  Anerkennung  gefunden".     Die 


^^  So  vorübergehend  in  Istrien  and  Churrätien. 

"  Vgl.  W.  SiCKBL,  Gott.  gel.  Anz.  1890,  S.  229. 

"  Vgl.  Waitz  4,  664  ff.  669  f. 

^^  Vgl.  die  S.  142  angeführten  Arbeiten  von  Stütz  and  die  daza  gehörigen 
Anzeigen  von  HiNSCHros  and  Thanbb.  Über  grandherrlicbe  Eigenkircfaen  schon 
LöKiKo,  a.  a.  O.  2,  688  ff.  Ober  die  Anerkennang  der  Eigenkirchen  darch  Papst 
Eagen  (826)  Stütz  1,  259  f. 


Digitized  by 


Google 


§  21.    Die  Kirche.  147 

römische  OrdDung  betrachtete  das  gesamte  Kirohengnt  einer  Diözese, 
soweit  nicht  einzelne  Kirchen  eigene  Bechtspersönlichkeit  erlangt  hatten, 
als  das  Eigentum  der  Kathedrale  und  überlieB  die  Yerwaltang  Unter- 
schieds- und  bedingungslos  dem  Bischof,  der  die  den  einzelnen  Geistlichen 
gewährten  Stipendien  nach  seinem  Belieben  bestimmte.  Dagegen  bildete 
nach  der  germanischen  Auffassung  jede  einzelne  Kirche  mit  ihrer  ge- 
samten Ausstattung  {dos,  tcidem)  an  Grund  und  Boden  und  sonstigem 
Zubehör  einen  eigenen  Yermögenskreis,  als  dessen  Bechtssubjekt  der  Grund- 
herr galt  auf  dessen  Besitztum  die  Kirche  errichtet  war.  Wie  jeder  welt- 
liche Grundherr  so  hatten  auch  Bischöfe  und  Klöster  ihre  Eigenkirchen, 
vor  allem  aber  waren  alle  auf  königlichem  Grund  und  Boden  er- 
richteten Kirchen  und  Klöster  Eigenkirchen  des  Königs.  Alle  Eigen- 
kirchen waren  vererbliches  und  veraußerliches  Eigentum  des  Kirchherm, 
sie  konnten  verliehen  und  verptändet  werden,  konnten  im  Miteigentum 
zu  Bruchteilen  oder  zur  gesamten  Hand  oder  im  markgenossenschaftlichen 
Eigentum  von  Hundertschafts-  oder  anderen  Gemeinden  stehen  ^^  Über 
die  Einkünfte  ihrer  Kirchen  schalteten  die  Herren  nach  Willkür  ^^  und 
ebenso  hing  die  geistliche  Bedienung  der  Kirche  ausschließlich  von  ihnen 
ab.  War  der  Grundherr  selbst  geistlichen  Standes,  so  mochte  er  in  Person 
seine  Kirche  bedienen;  in  anderen  Fällen  stellte  er  nach  freiem  Belieben 
einen  Geistlichen  an,  meistens  aus  der  Reihe  seiner  Unfreien  oder  Hörigen^^ 
und  oft  unter  den  emiedrigendsten  Bedingungen,  um  die  Erträgnisse  der 
Kirche  möglichst  für  sich  selbst  auszunutzen.  Erst  unter  Karl  d.  Gr. 
und  Ludwig  d.  Er.  erlangte  die  Kirche  das  Zugeständnis,  daß  dem  Bischof 
ein  Aufuchtsrecht  eingeräumt  wurde,  vermöge  dessen  er  die  Errichtung 
ungenügend  ausgestatteter  Kirchen  und  die  willkürliche  Schmälerung  des 
Kirchengutes  verhindern  konnte;  auch  wurde  die  Ein-  und  Absetzung  der 
Geistlichen  an  die  Mitwirkung  des  Bischofs  gebunden  und  die  Anstellung 
Unfreier  durch  die  Ausschließung  derselben  von  der  Priesterordination 
wesentlich  beschränkt  ^^ 

Statt  der  kläglichen  Stipendien,  mit  denen  die  Geistlichen  früher  von 
den  Kirchherren  ausgestattet  worden  waren,  bürgerte  sich  seit  der  Ent- 
stehung des  Lehnswesens  mehr  und  mehr  die  nach  Benefizienrecht  ver« 
liehene  Pfründe  ein,  die  nach  denselben  Grandsätzen  wie  das  vassallitische 
Benefizium,  aber  regelmäßig  ohne  Konunendation  und  ohne  das  Erfordernis 


»  Vgl.  Stotz  1,  202 f.;  Lehen  o.  PfrOnde  S.  226  f. 

>*  Da  2a  den  Eigenkirchen  aach  viele  Tauf-  und  Pfarrkirchen  gehörten,  so 
gelang  es  den  Grandherren  vielfach,  teils  gestützt  aof  das  Beispiel  des  Königs 
hinsichtlich  der  fiskalischen  Kirchen  (Gap.  de  villis  c.  6,  Bobetius  1,  88),  teils 
anter  Benatzang  von  Immonit&tsprivilegien,  das  Zehntrecht  an  ihre  Eigenkirchen 
tu  bringen  and  mindestens  das  für  die  Fabrik  bestimmte  Viertel  oder  Drittel  für 
sich  in  Beschlag  za  nehmen.  Vgl.  Stütz  1,  240  ff.  257  f.  Cap.  eccl.  v.  818—19, 
c.  12  (BoaBTTOS  1,  277). 

"  Vgl  Stutz  1,  löO  ffi  201.  224,  n.  87. 

"  Vgl.  Stütz  1,  224 ff.  248 ff.  Boebtius  1,  45  c.  9;  78  c.  54;  94  c.  16; 
170  c.  1;  178  f.;  182  c  7;  203.     Cap.  eccl.  v.  818—19,  ehd.  1,  275  ff. 

10* 
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der  Erneuerung  im  Herrenfall,  verliehen  wurde  ^®.  Als  Gegenstand  der 
Verleihung  wurde  die  Kirche  mit  ihrem  gesamten  Zubehör  angesehen; 
die  Gegenleistung  bestand  in  den  Amtsverrichtungen  des  Benefiziaten. 
Da  die  nur  durch  Richterspruch  entziehbare,  regelmäßig  auf  Lebenszeit 
verliehene  Pfründe  dem  Geistlichen  gegenüber  seinem  Kirchherm  eine 
weit  größere  Unabhängigkeit  gewährte,  so  wurde  diese  Entwickelung, 
obwohl  sie  auch  das  Yerleihungsrecht  der  Bischöfe  beschränkte,  von  Seiten 
des  Episkopats  wesentlich  befordert  Seit  das  Capitulare  ecclesiasticum 
von  818 — 819  die  Ausstattung  jedes  Priesters  mit  mindestens  einer  Hufe 
Landes  angeordnet  hatte,  wurde  die  Pfründe  für  das  gesamte  niedere 
Kirchengut  zu  einer  allgemeinen  Einrichtung. 

Auf  die  noch  aus  der  römischen  Zeit  herrührenden  Kirchen  hatte 
sich  der  Begriff  der  Eigenkirchen  ursprünglich  nicht  erstreckt,  doch  waren 
infolge  der  Säkularisationen  seit  Karl  Martell  vielfach  auch  solche  Kirchen 
als  Benefizien  an  königliche  Yassallen  verliehen  worden,  was  von  selbst 
zu  ihrer  Gleichstellung  mit  den  verliehenen  Eigenkirchen  führte  ^^.  Bei 
den  übrigen  bischöflichen  Kirchen  machte  sich  der  Einfluß  des  Eigen- 
kirchenwesens  wenigstens  insofern  geltend,  als  auch  bei  ihnen  die  De- 
zentralisation nach  Einzelkirchen  und  die  Verleihung  derselben  zu  Pfiründen- 
recht  zur  Durchführung  gelangte;  der  Bischof  wurde  als  ihr  Grundherr, 
die  einzelne  bischöfliche  Kirche  als  Eigenkirche  des  Bischöfe  aufgefaßt ^^ 
Nur  bei  den  Kathedralkirchen  blieb  die  alte  Ordnung,  begünstigt  durch 
das  klösterliche  Leben  der  Kapitel,  zunächst  noch  bestehen,  bis  später 
auch  bei  ihnen,  aber  in  anderer  Bichtung,  die  Dezentralisation  vollzogen 
wurde.  Der  folgenden  Periode  blieb  es  vorbehalten,  den  Gedanken  der 
Eigenkirche  und  des  Benefizialwesens  auch  auf  die  Hochstifter  zu 
übertragen.  Auf  königlichem  Grund  und  Boden  errichtete  Klöster  (wie 
Prüm,  Echternach,  Hersfeld)  galten  schon  in  der  fränkischen  Periode  als 
Eigenkirchen  des  Königs  und  standen  als  solche  unter  Königsmunt  Aber 
auch  zahlreiche  andere  Klöster,  die  unter  Königsmunt  getreten  waren, 
ohne  Eigentum  des  Königs  zu  sein,  empfanden  mehr  und  mehr  eine 
dingliche  Ausgestaltung  der  königlichen  Schutzherrschaft,  und  wenn  diese 
Entwickelung  gegenüber  den  Hochstiftem  vorerst  noch  haltmachte,  so 
hatten  die  seit  Karl  Martell  vorgenommenen  Säkularisationen,  die  all- 
gemeine Schutzgewalt  des  Königs  gegenüber  der  Kirche  und  die  Inmiunitäts- 
privilegien  doch  allmählich  auch  hier  Anschauungen  zur  Geltung  ge- 
bracht, die  im  Lauf  der  Zeit  zur  Ausbildung  eines  königlichen  Ober- 
eigentums führten  2^ 


1»  Vgl.  Stütz,  Eigenkirche  29  ff.;   Lehen  und  Pfründe,  ZRG.  88,  218—247. 
««  Vgl.  Stutz  1,  184  ff.  344  ff. 
"  Vgl.  ebd.  1,  296  ff. 

"  Vgl.  Stutz,   Eigenkirche  32  ff.;    Benefizialwesen  1,  126  n.  70.    Bbükheb, 
RG.  2,  52  ff.    Th.  Siokel,  Wien.  SB.  47,  175  ff. 
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§  22.    Der  Reichstag. 

Brunnes,  RG.  2,  §76.  Waitz  2",  2  S.  176  ft  197  ft  218  ff.  225  ff.  3«,  554  ff.; 
FDG.  18,  489  ff.  W.  SiCKBL,  Mitteil.  d.  Österr.  Inst.,  Erg.-Bd.  1,  220  ff.  2,  295 ff.; 
Gott  gel.  Anz.  1890,  S.  214  ff.  y.  Daniels,  Handbach  1,  578  ff.  Dahn,  Könige 
7,  3  S.  515 ff.  8,  6  S.  125  ff.  Glasson,  Histoire  2,  319  ff.  Viollbt,  Histoire  1, 
199  ff  Pustel  de  Coulanges,  Monarchie  franqne  63  ff.  87  ff.  598  ff.  Pbou,  Biblio- 
th^ne  de  F^cole  des  hantes  Stades  58,  71  ff. 

Unter  allen  gennanischen  Beichen  hat  das  der  Angelsachsen  der 
zentralisierenden  Strömung  der  Zeit  am  wenigsten  nachgegeben.  Wie 
die  alten  Yolklandskönige  als  ealdormen  unter  den  Königen  der  Hept- 
archie  fortdauerten,  so  behielten  auch  die  Yolklandsthinge  als  folkesmöt 
oder  scirgemöt  gewisse  gerichtliche  Aufgaben,  nachdem  sie  ihre  politische 
Bedeutung  an  die  Versammlung  der  Großen  des  Reiches  {witenagemöt) 
hatten  abgeben  müssend  In  den  drei  nordgermanischen  Beichen  standen 
über  den  Herads-  und  Yolklandsthingen  als  Gerichts-  und  gesetzgebende 
Versammlungen  die  größeren  Thingverbände  der  Landschaften*;  eine 
Beichsversammlung,  vorzugsweise  für  rein  politische  Angelegenheiten,  gab 
es  nur  in  Dänemark^.  Bei  den  Langobarden  haben  sich  die  Yolklands- 
könige in  dem  Unterkönigtum  der  Herzoge  erhalten;  aber  an  die  Stelle 
der  alten  Landesgemeinde  ist  die  Stammesversammlung  getreten,  während 
es  zu  besonderen  Versammlungen  einzelner  Landschaften  innerhalb  des 
Beichsverbandes  nicht  gekommen  ist 

XTber  die  fränkischen  Verhältnisse  bis  zu  Chlodovechs  Beichsgründung 
sind  wir  wenig  unterrichtet,  doch  erfiethren  wir,  daß  das  versammelte 
Heer  über  die  Verteilung  der  Kriegsbeute  zu  beschließen  hatte  und  daß 
schon  in  den  ersten  Begierungsjahren  Chlodovechs  die  allgemeine  Heer- 
schau in  campo  Marcio  üblich  war^    Man  kann  diese  Versammlung,  die 


^  Vgl.  Wdvkelmann^  Gesch.  d.  Angelsachsen  102  ff.  Sobxid,  Ges.  d.  Angels.  595  f. 

'  Bei  den  Norwegern  bestanden  seit  dem  9.  Jahrhundert  die  Landschaften 
Frostathing  (Drontheim)  mit  acht,  Galathing  und  EidsiQathing  (Uplönd)  mit  je  drei 
Yolklanden;  daza  kam  im  12.  Jiübrhundert  als  vierte  Landschaft  das  Borgarthing. 
In  Schweden  umfaßten  die  Stämme  der  Sviar  und  Gantar  je  sechs  Landschaften. 
Dänemark  zerfiel  in  die  Landschaften  Jütland,  Seeland  und  Schonen.  Vgl.  K.  Maüeeb 
bei  HoLTZENDOBTF,  Encjklopftdie ^  851  f.  365.  877.  K.  Lehmann,  Königsfriede  11. 
104  f.  108  f.  166  ff.  173.  178  f.  186.  v.  Aioba,  Grandriß'  63  f.  74;  Nordgerm. 
ObL-B.  1,  17.   2,  25. 

*  Vgl.  V.  Amira,  Grandriß'  54.  Lehmann,  a.  a.  0.  105. 
^  Der  Bischof  einer  durch  das  siegreiche  Heer  geplünderten  £[irche  rekla- 
mierte bei  dem  König  einen  kostbaren  Krug.  Chlodovech  forderte  den  Boten 
des  Bischofs  auf,  ihm  nach  Soissons  zu  folgen,  guia  ibi  cuncta  qtte  adquisita  sunt 
dipidenda  erunt;  wenn  ihm  der  Krug  durch  das  Los  zufallen  sollte  (cum  mihivcis 
iQud  sors  dederif),  werde  er  ihn  dem  Bischof  zurückgeben.  Dehine  adveniens 
Sexonas,  euncium  onus  praedae  in  medio  positum,  ait  rex:  ,yBogo  vos,  o  fortissimi 

proeUatorea,  ut  scUHm  mihi  ras  istud exira  partem  concidere  non  abntiatis," 

Nachdem  die  Versammlung  unter  dem  Widerspruche  eines  einzigen,  der  dem 
König  nur  seinen  Losanteil  zuerkennen  wollte  und  zum  Zeichen  der  Beschlagnahme 
seine  Waffe  an  den  Krug  legte,  den  Antrag  des   Königs   genehmigt  hatte,   gab 
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nach  der  Lex  Salica  jedem  Anwesenden  den  erhöhten  Rechtsschutz  des 
dreifachen  Wergeides  gewährte,  in  der  wohl  auch  die  Thunginen  gewählt 
wurden  und  Freilassungen  vorgenommen  werden  konnten^,  nicht  als 
Stammesversammlung  bezeichnen,  denn  sie  um&ßte  nur  einen  Teil  des 
Stammes  und  später,  nachdem  Chlodovech  sämtliche  Franken  unter  seiner 
Herrschaft  vereinigt  hatte,  auch  die  Angehörigen  anderer  Stamme  und 
römische  Provinzialen.  Die  Versammlung  hatte  jetzt  in  erster  Reihe 
keinen  nationalen,  sondern  einen  territorialen  Charakter,  sie  war  die 
Heeresversammlung  des  chlodovecluschen  Reiches*  Aber  das  versammelte 
Heer  war  auch  damals  noch  das  versammelte  Volk,  und  da  das  Heer 
nach  Provinzen  und  Gauen  aufgestellt  wurde,  so  bestand  die  Heeres- 
versammlung thatsächlich  aus  einer  Reihe  von  Stammesversammlungen, 
wenn  auch  die  einzelnen  Aufgebote  in  den  meisten  Fällen  keineswegs 
vollzählig  waren. 

Die  allgemeine  Heeresversammlung  wurde,  weil  sie  in  der  Regel  im 
März  zusammentrat,  als  „Märzfeld"  (Campus  Martins)  bezeichnet  Mögen 
Erwägungen  militärischer  Zweckmäßigkeit  dabei  mitgewirkt  haben,  jeden- 
falls beruhte  das  Märzfeld  auf  altgermanischem  Brauche,  der  sich  auch 
bei  den  Langobarden  erhalten  hatte  ^  und  an  die  übliche  Zeit  der  alten 
Volklandsdinge  anknüpfen  mochte®.  Während  Childebert  IL  das  Märzfeld 
noch  in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung  regelmäßig  abhielt^,  ist  es 
in  Neustrien  und  Burgund  früh  außer  Gebrauch  gekommen.  Dagegen 
erhielt  es  sich  nach  Ausbildung  der  Stammesherzogtümer  in  den  austrasi- 
sehen  Landen  als  Stammesversammlung^^,  bis  es  von  den  amulfingischen 
Hausmeiern   wieder  für  das   ganze   Reich  ins  Leben   gerufen  wurde  ^^ 


dieser  den  Krag  an  den  Bischof  zurück.  Der  Widersprach  des  einzelnen  Mannes 
blieb  unberücksichtigt,  aber  er  blieb  auch  unbestraft,  da  der  Mann  nur  ein  ver- 
fassungsmäßiges Recht,  obwohl  in  einer  den  König  beleidigenden  Weise,  ausgeübt 
hatte.  Dann  heißt  es  weiter  von  Chlodovech:  Trcmaaeto  vero  anno  iussit  omnem 
cum  armorum  apparatu  advemre  falangam,  osiensuram  in  campo  Mardo  korutn 
armoruTn  nitorem.  Bei  der  Heeresmusterung  war  der  König-Herzog  nicht  wie  im 
Ding  der  primus  inter  pares,  sondern  höchster  Befehlshaber  mit  Gewalt  über  Leben 
und  Tod;  hier  rächte  er  den  ihm  im  Ding  widerfidirenen  Schimpf,  indem  er  seinen 
Beleidiger  wegen  angeblich  gebotswidriger  Bewaffnung  eigenhändig  niederschlug. 
Gregor,  Hist.  Franc.  2,  27.  —  Von  einer  ribuarischen  Stammesversammlung  wurde 
Chlodovechs  Erhebung  zum  König  der  Bibuarier  beschlossen.  Vgl.  Gkegor.  Tur., 
Hist.  Franc.  2,  40. 

»  Vgl.  SoHM  38—50.  55  ff. 

^  In  diesem  Sinne  spricht  Chlodovech  in  seinem  Erlaß  an  die  Bischöfe  nach 
dem  westgotischen  Kriege  (Bobetius,  Capitularia  1,  1)  von  omnis  exerciius  noster 
und  poptUus  noster. 

'  Die  Gesetze  Liutprands  und  seiner  Nachfolger  sind  sämtlich  vom  1.  März 
datiert    Vgl.  Hegel,  Gesch.  d.  Städte  Verfassung  von  Italien  1,  449. 

^  Vgl.  S.  22.  Auch  die  Darbringung  der  Geschenke  an  den  König  auf  dem 
Märzfeld  entsprach  ganz  dem  alten  Brauche.    Vgl.  Waitz  2,  2  S.  245.  249.  3,  556. 

•  Vgl.  §  32,  Anm.  24. 
^0  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  178—182.  226  ff.    Bbunner,  RG.  2,  129. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  227.  8,  558. 
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Unter  Pippin,  der  die  Yersammlong  auf  den  Mai  verlegte,  erhielt  das 
alte  Marzfeld  den  Namen  „Maifeld^^  {Campus  Madius^  Magiscampus),  den 
es  auch  nnter  Karl  dem  Großen  beibehielt,  obwohl  dieser  die  YersamiiäJang 
hänfig  erst  in  den  Sommermonaten  berief  ^^  Unter  Ludwig  dem  Frommen 
hörte,  obgleich  er  zahlreiche  Beichsversanunlungen  abhielt,  jede  Begel- 
maßigkeit  auf  und  der  alte  Name  kam  außer  Gebrauch. 

Außer  den  Heercsversammlungen  sind  die  Synoden  der  Bischöfe  Ton 
henrorragendem  Einfluß  auf  die  Ausbildung  des  Mnkischen  B,eichstag8  ge- 
wesen ^^  Die  frankischen  Nationalkonzilien  wurden  regelmäßig  durch  den 
König  berufen  ^^  Die  Anwesenheit  von  Laien  bei  denselben  kam  erst  im  Lauf 
des  7.  Jahrhunderts  auf,  der  kirchliche  Charakter  der  Versammlungen  wurde 
aber  dadurch  nicht  verändert,  indem  der  König  und  die  mit  ihm  er» 
schienenen  Großen  nur  Zuhörer  oder  Berater,  aber  nicht  mitstimmende 
Teilnehmer  waren;  die  Verhandlungen  wurden  nicht  von  ihnen,  sondern 
nur  von  den  Bischöfen  unterschrieben.  Es  gab  keine  concilia  mixta  wie 
bei  den  Westgoten.  Den  Vorsitz  hatte  einer  der  Metropoliten.  Die  Be- 
schlüsse bedurften  der  Genehmigung  des  Königs  ^\  Bei  der  einflußreichen 
Stellung  der  Bischöfe  im  fränkischen  Beich  wurden  ihre  Zusanmienkünfte 
seitens  des  Königs  gern  benutzt,  um  mit  Zuziehung  der  weltlichen  Großen 
wichtige  politische  Angelegenheiten  zur  Beratung  zu  bringen.  Man  knüpfte 
derartige  Notabeinversammlungen,  die  in  Neustrien  seit  Mitte  des  6.  Jahr- 
hunderts das  Märzfeld  ersetzten,  in  der  Begel  an  die  Landeskonzilien  an, 
denen  man  sie  vorangehen  oder  unmittelbar  folgen  ließ.  Unter  den 
Karolingern  wurde  es  üblich,  regelmäßig  eine  derartige  Versammlung  mit 
dem  Maifelde  zu  verbinden,  zur  Vorbereitung  der  hier  zu  verhandelnden 
Gegenstände  aber  eine  engere  Herbstversammlung,  zu  der  nur  vertrautere 
Berater  aus  dem  Kreise  der  geistlichen  und  weltlichen  Großen  entboten 
wurden,  zu  berufen  ^^ 

Während  die  Herbstversammlung  nur  den  Charakter  eines  Staatsrates 
trug,  erschien  das  Maifeld  als  wirklicher  Beichstag  (generalis  canventus, 


^  Vgl.  Waftz  3,  561  f.  Die  Verlegung  auf  den  Mai  hat  zaerst  im  Jahre  755 
stattgefunden,  und  zwar  aus  militärischen  Gründen,  weil  der  vor  dem  1.  Mai  auf 
den  Feldern  und  Wiesen  herrschende  Futtermangel  die  Versammlung  größerer 
Reitermassen  unmöglich  machte.     Vgl.  Bbttnneb,  ZRG.  21,  12  (Forschungen  50). 

"  Vgl.  LöMiNO,  Kirchenrecht  der  Merowinger  130—156.  Dahn,  Könige  7,  3 
S.  319  fiP.     Weyl,  Staatskirchenrecht  der  Merowinger  16  fiP. 

1«  Das  erste  war  das  von  Chlodovech  kurze  Zeit  vor  seinem  Tode  berufene 
Konzil  zu  Orleans  von  511.  Bis  gegen  Mitte  des  7.  Jahrhunderts  wurde  trotz  der 
Beichsteilungen  an  den  gemeinsamen  Konzilien  festgehalten,  später  gab  es  nur 
noch  solche  der  Teilreiche.    Vgl.  MG.  Leg.  sectio  III.,  Concilia  I.  1883. 

^*  Zuweilen  dienten  Konzilbeschlüsse  als  Grundlage  für  den  Reichstag.  So 
entsprach  das  Edikt  Chlothars  II.  von  614  den  Beschlüssen  eines  voraufgegangenen 
Pariser  Konzils,  die,  allerdings  mit  bedeutenden  Änderungen^  Aufnahme  in  das 
Gesetz  fanden. 

*•  Vgl.  Hincmar,  De  ordine  palatii  c.  29 — 36. 
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condUum^  placitumj  synodusy  sj/nodalis  conventus)  ^^,  der  einesteils  als  Heer- 
schau diente,  anderenteils  zur  Erledigung  der  verschiedensten  politischen 
Angelegenheiten,  zu  Akten  der  Gesetzgebung  und  zu  hofgerichtlichen 
Entscheidungen  benutzt  wurde.  Bein  kirchliche  Sachen  erledigten  die 
Bischöfe  unter  sich  als  Konzil  i®. 

Zu  einer  festen  Form  sind  die  Beichstagsverhältnisse  im  fränkischen 
Beiche  nicht  gelangt.  Die  Berufung  war  Sache  des  Königs.  Der  Ver- 
sammlungsort war  unbestimmt,  in  der  Begel  eine  der  königlichen  Pfalzen. 
Ludwig  begünstigte  möglichst  die  Abwechselung  zwischen  den  ver- 
schiedenen Teilen  des  Beiches.  Nicht  selten  wurde  die  Beichsversammlung 
bei  Beginn  des  Krieges,  zuweilen  auch  erst  auf  der  Heerfahrt  selbst  ab- 
gehalten. Jeder  vom  König  berufene  Beamte  oder  Yassall  hatte  die 
Pflicht,  dem  Gebote  Folge  zu  leisten.  Zum  Maifeld  wurden  regelmäßig 
alle  geistlichen  und  weltlichen  Großen  des  Beiches,  mit  Einschluß  der 
Kronvassallen,  entboten. 

Lag  der  Schwerpunkt  der  Volksversammlungen  schon  in  der  ger- 
manischen Zeit  mehr  bei  den  Fürsten  und  Altesten  als  bei  dem  Volke 
selbst,  80  traten  in  unserer  Periode  die  Großen  durchaus  in  den  Vorder- 
grund, namentlich  seit  die  Ausdehnung  des  Beiches  und  die  vielfache 
Inanspruchnahme  einzelner  Provinzen  durch  Grenzkriege  die  Berufung 
des  ganzen  Heeres  immer  schwieriger  machten.  In  Neustrien  galten  die 
Großen  während  der  Zeit,  wo  das  Märzfeld  außer  Übung  gekommen  war, 
geradezu  als  die  Vertreter  des  Volkes,  aber  auch  in  Austrasien  beschränkte 
sich  die  Mitwirkung  des  Heeres  darauf,  daß  demselben  besonders  wich- 
tige Beschlüsse,  wie  über  Königswahlen,  Beichsteilungen,  Krieg  und  Frieden 
und  Akte  volksrechtlicher  Gesetzgebung,  mitgeteilt  und  von  ihm  mit  alt- 
herkömmlichen Beifallsbezeugungen  zum  Zeichen  der  >,Folge'^  oder  „Voll- 
bort" entgegengenommen  wurden^®. 

Unter  den  Karolingern  wurden  alle  Vorlagen,  die  regelmäßig  vom 
König  ausgingen,  abgesehen  von  der  etwaigen  Vorbereitung  in  der  vor- 
aufgegangenen Herbstversammlung,  zunächst  vom  König  mit  einem  Aus- 
schuß hervorragender  Mitglieder  des  Beichstages  durchberaten  und  sodann, 
wenn  sie  hier  nicht  gleich  erledigt  werden  konnten,  vor  die  Gesamtheit 
der  Großen  gebracht. 

Begelmäßig  fand  eine  formliche  Verabschiedung  des  Beichstages 
durch  den  König  statt     Die  Beschlüsse  wurden  aufgezeichnet,  zuweilen 


^'  Andere  Bezeichnungen  waren  ahd.  sprähha,  colloqium.  Vgl.  S.  117,  Anm.  63. 
Fbensdobff,  Recht  und  Rede  446  f. 

^^  Auch  sonst  schied  sich  der  Reichstag  bei  seinen  Beratungen  in  der  Regel 
in  eine  geistliche  und  eine  weltliche  Kurie.    VgL  Hincmarus  c.  85. 

*»  Vgl.  Waptz  3,  Ö97  f.  ScHBÖDEE,  Hist  Zeitschr.  79,  230.  Die  feierliche 
Vollbortserteilung  durch  Zusammenschlagen  der  Wafien  (S.  24)  kam  nur  noch  in 
Ausnahmefällen  vor  (vgl.  Ed.  Roth.  386).  Dafür  scheint  das  Erheben  der  Hände 
unter  BeifaUsrufen  in  Gebrauch  gekommen  zu  sein.  Vgl.  Widukind,  Res  gestae 
Sazonicae  1,   26.  2,  1. 
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auch  7on  den  Anwesenden  unterschrieben.  Über  kirchliche  Angelegen- 
heiten wurden  gewöhnlich  besondere  Aktenstücke  ausgefertigt^  nicht  selten 
hat  man  aber  auch  alles  in  einer  Akte  verbunden.  Wegen  ihrer  Ein- 
teilutig  in  Kapitel  wurden  die  Aktenstücke  der  karolingisohen  Reichstage 
capüula  oder  capitularia  genannt  In  der  merowingischen  Zeit  fehlte  es 
an  einer  einheitlichen  Bezeichnung. 

Eine  bestimmte  Zuständigkeit  gab  es,  abgesehen  von  den  Fällen  der 
Tolksrechtlichen  Gesetzgebung,  für  den  Reichstag  nicht,  aber  es  war 
üblich,  daß  der  König  keine  wichtigeren  Beschlüsse  ohne  die  Großen 
faßte;  doch  hat  erst  Ludwig  der  Fromme  in  dieser  Beziehung  ein  aus- 
drückliches Versprechen  gegeben '^  Soweit  der  König  sich  innerhalb 
seines  Bannreohts  hielt,  war  er  rechtlich  an  die  Beschlüsse  des  Reichs- 
tags nicht  gebunden,  derselbe  hatte  ihn  nur  zu  beraten,  seine  Beschlüsse 
waren  Gutachten  ohne  zwingende  Bedeutung.  Aber  nicht  leicht  mochte 
sich  der  König  mit  einer  entschiedenen  Mehrheit  der  Großen  in  Wider- 
spruch setzen.  Die  geringe  Gewöhnung  an  unbedingten  Gehorsam  und 
die  Neigung  zu  Abfall  und  Empörung  war  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Gewähr  gegen  den  Mißbrauch  der  königlichen  Rechte. 

§  23.    Das  Heerwesen. 

Bbühner,  BG.  2,  §  87;  Der  Beiterdienst  und  die  Anflbige  des  Lehnwesens,  ZRG. 
21,  1  ff.  (Forsch.  89  ff.).  Roth,  Beneficialwesen  169  ff.  802  ff.;  Feudalität  282  ff.  818  ff. 
Watiz  2*,  2  S.  205  ff  4*,  581  ff.  ▼.  Stbel,  Königtum  896  ff.  Bobbtiüs,  Beiträge 
sor  Oapitolarienkritik  71 — 169.  v.  Dakiels,  Handbuch  1,  408  ff.  Baldamüs,  Das 
Heerwesen  unter  den  späteren  Karolingern,  1879  (Gierke,  Untersuchungen  4). 
KAünmiN,  Deutsche  Geschichte  2,  212  ff.  870  ff.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  251  ff.; 
8,  8  8.  212  ff.;  DG.  1,  2  S.  680 ff.  Asnold,  Deutsche  Geschichte  2,  2  S.  94 ff. 
GiERKB,  Genossenschaftsrecht  1,  105  f.  W.  Sicksl,  Zur  Geschichte  des  Bannes 
8  ff.;  Gott  gel.  Anz.  1890,  S.  246  ff.  590  ff.  Psenzel,  Beitr.  z.  Gesch.  der  Kriegs- 
yerfinssung  unter  den  Karolingern  I.  1887.  Wippermann,  Aufgebotsbrief  an  Abt 
Fulrad,  Attendomer  Progr.  1886.  Post,  Das  Fodrum,  Straßb.  1880.  Boütaeic, 
Institations  militaires  de  la  France,  1868.  Glassok,  Histoire  2,  892  ff.  496  ff. 
Yiollet,  Histoire  1,  486  ff.  Pustel  de  Coulanoes,  Monarchie  franque  288  ff. 
Stbnzel,  Versuch  einer  Greschichte  der  Kriegsverfassung  Deutschlands  im  Mittel- 
alter, 1820. 

Im  Gegensatz  zu  der  Heerverfassnng  der  meisten  übrigen  germanischen 
Staaten  anf  römischem  Boden  wnrde  im  Frankenreich  schon  nnter  Ghlodo- 
yechs  Söhnen  die  allgemeine  Wehrpflicht  auch  auf  die  römischen  Pro- 
yinzialen  ausgedehnt,  obwohl  diese  durch  die  Söldnerwirtschaft  des  sinken- 
den römischen  Beiches  dem  kriegerischen  Leben  fast  gänzlich  entfremdet 
waren  ^  Die  Wehrpflicht  gestaltete  sich  demnach  im  fränkischen  Reiche 
schon  früh  zu  einer  allgemeinen  staatlichen  Unterthanenpflicht  Nicht 
der  Empfiemg  Ton  Erongütem,  wie  früher  eine  jetzt  allgemein  aufgegebene 

«•  Vgl.  Wattz  8,  595. 

^  Daß  die  Heranziehung  der  Romer  zum  Kriegsdienst  nicht  schon  unter 
Ghlodoveeh  selbst  erfolgt  ist,  hat  erst  Bbuvner,  RG.  1,  802,  bemerkt 


Digitized  by 


Google 


164  I>ie  fränkische  Zeit. 

Ansicht  annahm,  auch  nicht  der  Grundbesitz  des  einzelnen ,  wie  von 
Waitz  angenommen  wurde,  war  das  verpflichtende  Moment^  sondern  die 
Unterthanenpflicht  schlechthin  oder,  nach  der  unter  Karl  dem  Großen 
maßgebend  gewordenen  Auffassung,  der  allgemeine  Fidelitatseid,  den  jeder 
über  zwölf  Jahre  alte  Freie  ohile  Bücksicht  auf  Stand  und  Vermögen  dem 
König  zu  leisten  hattet  In  dieser  Beziehung  bestand  zwischen  der  Zeit 
der  Merowinger  und  der  Karolinger  kein  Unterschied;  auch  darin  nicht, 
daß  Priester  und  Mönche,  obwohl  sie  ebenfalls  den  Unterthaneneid  zu 
leisten  hatten',  für  ihre  Person  von  der  Wehrpflicht  befreit  waren*. 

Das  Aufgebot  zur  Beerfahrt  \banmtio  in  hostem)  war  ein  ausschließ- 
liches Kronrecht,  das  jedoch  in  der  Zeit  des  Verfalls  auch  von  den 
Stammesherzogen  ausgeübt  wurde.  Die  Verkündigung  des  Heerbannes 
erfolgte  unter  den  Merowingem  in  der  Begel  durch  die  ordentlichen 
Beamten,  unter  den  Karolingern  durch  Königsboten  oder  Königsbriefe. 
Wer  dem  Aufgebot  ohne  echte  Not  keine  Folge  leistete,  verfiel  der  Strafe 
des  Königsbannes,  der  in  dieser  Beziehung  auch  „Heerbann^'  genannt 
wurdet  Entweichen  aus  dem  versammelten  Heere  {JierisUz)  wurde  als 
todeswürdiger  Hochverrat  betrachtet,  und  dasselbe  galt  in  der  Regel  von 
der  Verweigerung  der  Landfolge®.  Das  Aufgebot  zur  „Landfolge"  oder 
„Landwehr"  zur  Abwehr  feindlicher  Einfalle  oder  Unterdrückung  land- 
friedensbrecherischer  Unternehmungen^  stand  auch  Herzogen,  Markgrafen 
und  Grafen  zu.  Landfolgepflichtig  waren  alle  Einwohner  ohne  Ausnahme, 
auch  die  von  der  Heerfahrt  befreiten  Geistlichen®. 

Die  von  den  Vorfahren  übernommene  Sitte,  aiyährlich  im  Frühjahr 
eine  allgemeine  Heerschau  abzuhalten,  als  „Märzfeld",  unter  Pippin  und 
Karl  dem  Großen  als  „Maifeld",  wurde  schon  S.  150  berührt.  Selbst- 
verständlich war  der  König  auch  zu  anderen  Zeiten  befugt,  das  Heer  zu- 


'  Vgl.  S.  109.  BoRETius,  a.  a.  0.  109.  187.  142.  Unfreie  und  Hörige  unter- 
lagen der  staatlichen  Wehrpflicht  nicht,  waren  aber  in  manchen  Gegenden  land- 
folgepflichtig, auch  konnten  sie  ihren  zum  Heer  aufgebotenen  Herrn  als  Diener 
begleiten.     Vgl.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  16,  49;  Gott.  gel.  Anz.  1896,  S.  289  ff. 

'  Vgl.  LöNiNO,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  311. 

^  Vgl.  ebd.  311  f.  Baldamus,  a.  a.  0.  15.  Weyl,  Staatskirchenrecht  d.  Merow. 
39  &,  Ebendaher  das  Erfordernis  königlicher  Genehmigung  fiir  den  Eintritt  in  den 
geistlichen  Stand  (S.  145).  Die  Befreiung  fiel  fort,  wenn  ein  Geistlicher  rein  welt- 
lichen Geschäften  oblag.  Bischöfe  und  Äbte  waren  als  Senioren  ihrer  Hinter- 
sassen stets  auch  persönlich  zum  Kriegsdienst  verpflichtet.  Vgl.  Waitz  4,  593  ff. 
Brunnee,  kg.  2,  214  f. 

*  Vgl.  S.  114  f.  Waitz  2,  2  S.  289.  Der  Gebrauch,  das  versammelte  Heer 
selbst  als  „Heerbann**  zu  bezeichnen,  kommt  nicht  vor  dem  13.  Jahrhundert  vor, 
doch  kennt  schon  die  Karolingerzeit  die  Bezeichnung  des  Heeres  ab  hostis  banmtua. 
Vgl.  Waitz  4,  548.  Über  die  zweifelhafte  Bedeutung  der  sog.  scaftlegi  vgl.  ebd. 
4,  551.     SoHM  396. 

»  Vgl.  Brünnee,  hg.  2,  215.     Waitz  3,  309,    4,  581  f. 

^  Das  Wort  lantweri  ist  schon  im  9.  Jahrhundert  in  dieser  Bedeutung  be- 
zeugt   Vgl.  Waitz  4,  574.    Grimm,  DWB.  6,  150. 

^  Vgl.  Anm.  2.    Baldamus,  a.  a.  0.  51  ff. 
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sammeDtreten  zu  lassen.  Erst  das  versammelte  Heer  vermochte  in  alt- 
germanischer Weise,  auch  gegenüber  dem  machtigsten  Einzelwillen,  dem 
Willen  der  Gesamtheit  Geltung  zu  verschaffen*. 

Bei  der  Ausdehnung  des  Reiches  war  ein  Gesamtaufgebot  aller 
Waffenpfiichtigen  kaum  jemals,  weder  zum  März-  oder  Haifeld  noch  in 
außerordentlichen  Fällen,  notwendig  oder  auch  nur  durchführbar.  Immer 
mußten  die  für  diä  Wahrung  der  öffentlichen  Ordnung  und  die  Be- 
stellung des  Bodens  unentbehrlichen  Kräfte  zurückgelassen  werden.  Auch 
sonst  richtete  sich  alles  nach  dem  Bedürfnis  der  Gesamtheit  und  der 
Lage  der  verschiedenen  Provinzen.  Waren  einzelne  Teile  des  Reiches  in 
Grenzkriege  verwickelt  oder  von  solchen  bedroht,  so  konnten  ihre  Mann- 
schaften nicht  zu  Feldzügen  in  die  Feme  verwendet  werden.  Die  bessere 
Marschbereitschaft  des  Heeres  erforderte  eine  stärkere  Heranziehung  der 
dem  Kriegsschauplatz  zunächst  gelegenen  Landesteile,  während  die  ent- 
fernteren geschont  werden  konnten.  Oft  mußten  auch  Mißwachs  oder 
Verheerungen  durch  Feindes-  oder  Naturgewalt  den  Anlaß  geben,  einzelne 
Gegenden  in  der  Ausbeutung  ihrer  Wehrkraft  schonender  zu  behandeln, 
auch  konnte  die  Lage  des  Einzelnen  eine  besondere  Berücksichtigung  er- 
heischen. Über  alles  dieses  entschied,  wie  ehedem  das  Landesding,  so  jetzt 
der  König.  Aus  der  Zeit  der  Karolinger  besitzen  wir  eine  Reihe  von 
Erlassen,  die  man  früher  für  organisatorische  Gesetze  gehalten  und  als 
die  Grundlage  einer  neuen  Ordnung  des  Heerwesens  angesehen  hat; 
durch  die  Untersuchungen  von  Bobbtiüb  ist  festgestellt,  daß  wir  es  nur 
mit  Einzelmaßregeln  für  gegebene  Fälle,  Mobilmachungsplänen  für  be- 
stimmte Heerfahrten,  zu  thun  haben,  denen  jeder  prinzipielle  Charakter 
abgeht,  wenn  sich  auch  gewisse  gemeinsame  Züge,  die  sich  gewohnheits- 
rechtlich ausgebildet  haben  mochten,  erkennen  lassen.  Es  unterliegt 
keinem  Zweifel,  daß  in  derselben  Weise  schon  die  Merowinger  verfahren 
sind.  Auch  die  Art,  wie  die  Wehrpflicht  der  Unterthanen  ausgebeutet 
wurde,  besteht  zwischen  der  Merowinger-  und  Karolingerzeit  kein  grund- 
sätzlicher Unterschied,  nur  blieb  früher  die  Berücksichtigung  der  Einzei- 
interessen  wohl  in  höherem  Grade  der  Beurteilung  der  örtlichen  Behörden 
überlassen,  während  die  Karolinger  diesen  nur  in  beschränktem  Maße  das 
Recht,  einzelne  Wehrpflichtige  für  unabkömmlich  zu  erklaren,  zugestanden 
haben;  alles  Wesentliche  wurde  durch  königliche  Verordnungen  festgesetzt, 
deren  Durchführung  zwar  Sache  der  Grafen  war,  aber  der  Aufsicht  der 
Königsboten  unterlag. 

Schon  unter  den  Merowingem  ist  es  zuweilen  vorgekommen,  daß 
ein  einzelner  Haushalt  nur  einen  Mann  zu  stellen  brauchte,  so  daß  ein 
Familienmitglied  an  Stelle  des  anderen  ausziehen  konnte  ^^.  Einzelnen 
Kirchen  wurde  die  Gunst  zu  teil,  daß  ihre  bäuerlichen  Hintersassen  regel- 
mäßig daheim  gelassen  wurden ;  wenn  dann  ein  späterer  König  auch  hier 

»  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  206  f. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  8.  212  Note,  der  hierin  den  Beweis  findet,  daß  die  Webr- 
p£ieht  auf  dem  Grundbesitz  geruht  habe.    Vgl.  Bbunker  2,  203. 
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den  Heerbann  geltend  machte,  so  wurde  das  als  eine  Verletzung  alter 
Gewohnheiten  übel  empfunden  ^^ 

Unter  den  Karolingern  traf  der  König  seine  Bestimmungen,  sowohl 
hinsichtlich  der  Verteilung  der  Gestellungspflicht  wie  inbetrefif  der  yon 
dem  einzelnen  Wehrmann  zu  beschaffenden  Waffenrüstung  (da  der  Staat 
keine  Waffen  st-ellte],  regelmäßig  nach  dem  Maßstabe  des  Vermögens, 
wobei  in  den  austrasischen  Gegenden  mit  reiner  Naturalwirtschaft  aus- 
schließlich die  Grundbesitzverhältnisse  berücksichtigt  wurden  i^,  wahrend 
die  höhere  Kultur  Neustriens  und  namentlich  Italiens  es  ermöglichte, 
auch  die  Verhältnisse  des  beweglichen  Vermögens  in  Betracht  zu  ziehen. 
Unter  Ludwig  dem  Frommen,  vielleicht  schon  unter  Karl,  wurde  die 
Herstellung  von  Stammrollen  angeordnet,  in  denen  die  Wehrpflichtigen 
nach  Vermögensklassen  verzeichnet  wurden  ^^  Bei  den  einzelnen  Auf- 
geboten wurde  in  der  Regel  eine  bestimmte  Vermögenseinheit  festgesetzt; 
wer  diese  besaß,  hatte  persönlich  mit  der  vorgeschriebenen  Ausrüstung 
zu  erscheinen,  während  alle  übrigen,  auf  Grundlage  jener  Vermögens- 
einheit zu  Gruppen  vereinigt,  je  einen  Mann  stellten,  der  von  seinen 
Genossen  durch  einen  bestimmten  Beitrag  (adiutorium)  unterstützt  werden 
mußte.  Dabei  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  daß  die  Grafen  und 
Senioren  ihrerseits  für  den  Stellvertreter  (oft  wohl  aus  der  Reihe  ihres 
unfreien  Kriegsgesindes)  sorgten  und  dafür  die  Beisteuer  für  eigene  Rech- 
nung erhoben  ^*.  Brückenbau,  Wach-  und  Patrouillendienste  {wacta,  warda) 
wurden  als  gemeine  Unterthanenlasten  behandelt,  für  welche  die  in 
den  Heerbannplänen  aufgestellten  Unterschiede  nicht  in  Betracht  kamen. 

Während  in  allem  bisherigen  eine  prinzipielle  Übereinstimmung  des 
merowingischen  und  karolingischen  Heerwesens  hervortritt,  haben  sich  in 
anderer  Richtung  Gegensätze  von  entscheidender  Bedeutung  geltend  ge- 
macht. Bis  gegen  Mitte  des  7.  Jahrhunderts  trug  das  Heer  einen  durchaus 
einheitlichen  und  staatlichen  Charakter.  Die  bei  den  Römern  übliche 
Trennung  der  Civil-  und  Militärbeamten  war  in  die  fränkische  Verfassung 
nicht  übergegangen.  Der  König  erließ  den  Befehl  zum  Zusammentritt 
des  Heeres  an  seine  Beamten,  die  ihn  in  ihren  Bezirken  verkündigten, 
an   der  Spitze  ihrer   Mannschaften   auszogen   und   von   den   ohne   Ent- 


"  Vgl.  §  17  Anm.  51. 

*'  Darauf  allein  stützen  sich  die  Ausführungen  von  Waftz,  durch  die  (gegen 
Both)  der  dingliche  Charakter  der  Wehrpflicht  erwiesen  werden  soU.  Übrigens 
macht  WaitZi  4,  584  n.,  selbst  darauf  aufmerksam,  daß  wenigstens  in  Italien  die 
im  Hause  des  Vaters  lebenden  Söhne  mitausziehen  mußten:  Quod  si  phtres  ßlios 
kabußrtij  utiUores  omnes  pergant,  tantum  unus  remaneat  qui  inuiilior  fuerit.  Die 
Bestimmung  ist  zwar  erst  von  866,  aber  um  so  entscheidender,  als  das  alte  Prinzip 
der  allgemeinen  persönlichen  Wehrpflicht  je  länger  je  mehr  durch  den  zunehmenden 
Feudalismus  beeinträchtigt  wurde.    Vgl.  Bobetiüs-Kbaüse,  Capitularia  2,  95. 

"  Vgl.  Waitz  4,  572  f.    BoRETius,  a.  a.  0.  127  f. 

^*  Vgl.  Bbunveb,  BG.  2,  206  f.  Auf  diese  Weise  erklären  sich  wohl  auch 
die  als  „Heerschilling**  und  „Heermalder^*  bezeichneten  Abgaben  in  Westfalen. 
Vgl.  KöTzscHKE,  Hist.  VJSchr.  2,  231  ff. 
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scboldigang  Aasgebliebenen  den  Heerbann  eintrieben.  Unter  dem  von 
seinem  Gefolge  {trustU  regU)  umgebenen  Könige  oder  einem  von  ihm  er- 
nannten Oberfeldherm  standen  die  einzelnen  Truppenteile  entsprechend 
der  staatlichen  Gliederung  nach  Hundertschaften ,  Gauen  und  Herzogs- 
bezirken unter  ihren  Centenaren,  Grafen  und  Herzogen,  nur  die  Vor- 
gesetzten (decaru)  der  dem  römischen  Heerwesen  entlehnten  Zehntschaften 
(cantubemia),  die  etwa  unseren  Eorporalschaften  entsprechen  mochten^ 
bekleideten  eine  ausschließlich  militärische  Stellung  ^^  Das  Heer  selbst 
bestand,  abgesehen  von  den  stets  berittenen  Antrustionen,  &st  nur  aus 
Fußtruppen,  die  ausschließlich  mit  Schwert,  Schild  und  Streitaxt  (francisca) 
bewaflhet  waren  und  in  altgermanischer  Weise  in  keilförmigen  Kolonnen 
(cunei)  aufgestellt  wurden  ^^  Größere  Reiterscharen  kamen  nicht  mehr 
vor,  auch  das  mit  Reitern  gemischte  VortreflFen  der  „Hundert"  (S.  38) 
war  außer  Übung  gekommen  ^^ 

Erst  die  Kampfe  mit  den  rossegewandten  Mauren  führten  zunächst 
bei  den  Westgoten  und  Aquitaniem,  seit  Karl  Martell  in  zunehmendem 
Maße  im  ganzen  fränkischen  Heer,  wenn  auch  vorerst  mit  größerem 
Erfolg  nur  in  Westfranken,  zu  einer  veränderten  militärischen  Taktik, 
die  den  Schwerpunkt  des  Heeres  in  die  Reiterei  verlegte.  Die  Um- 
wandlung des  Märzfeldes  in  ein  Maifeld  seit  755  (S.  151)  läßt  erkennen, 
daß  das  Frankenheer  schon  damals  eine  zahlreiche  Reiterei  umfaßte, 
sodaß  die  Abhaltung  der  regelmäßigen  Heerschau  in  der  futterarmen 
Zßit  des  März  unthunlich  erschien.  Die  Veränderung  der  Heerverfassung 
hat  zur  Ausbildung  des  Lehnwesens  gefuhrt  und  kann  nur  im  Zusammen- 
hange mit  diesem  zur  Darstellung  gebracht  werden«  Seinerseite  führte 
das  Lehnwesen  zu  einer  Durchbrechung  der  staatlichen  Ordnung  im  Heere, 
indem  die  einzelnen  Senioren  mit  ihren  Yassallen  besondere  Heereskörper 
bildeten,  denen  bald  auch  die  nichthtt^rlichen  Hintersassen  der  Senioren 
eingefügt  wurden.  Nur  wer  sein  eigener  Herr  war,  diente  noch  unter 
seinem  Griten  unter  königlichem  Banner;  wer  von  einem  Lehnsherrn  oder 
Grundherrn  abhing,  folgte  diesem  ins  Feld,  er  hatte  seinen  eigenen  Banner- 
herm  und  erschien  im  Heere  des  Königs  nur  als  mittelbarer  Unterthan. 
Der  König  erließ  das  Aufgebot  nicht  mehr  ausschließlich  an  seine  Beamten, 
sondern  es  erging  gleichzeitig  an  die  Grafen,  um  es  den  unmittelbaren  Unter- 
thanen,  und  an  die  Senioren,  um  es  ihren  Yassallen  und  Hintersassen  zu 
verkündigen.  Die  Senioren  hafteten  für  die  Strafe  des  Heerbannes,  wenn 
ihre  Leute  sich  dem  Dienst  entzogen.  Für  die  Gruppen  der  ärmeren  Heer- 
pflichtigen übernahmen  ihre  Grundherren  die  Beschaffung  der  Stellvertreter 
und   erhoben  dafür  die  von  den  Wehrpflichtigen  zu  zahlende  Beist«uer. 


^»  Vgl.  Waitz  1,  4S8  ff.  2,  2  S.  212.  Über  fränkische  und  baieriache  Dekane 
vgl.  W.  SicKEL,  Beitr.  z.  deutsch.  VeTf.-Gesch.  (S.  104)  546  ff.,  ttber  baieriscbe  Cen- 
tenare  im  Heere  ebd.  515.  Alamannische  Zehntschaften  behauptet  Ckamer,  Gresch. 
d.  Alamannen,  1899. 

»•  Vgl  Prokop,  BeU.  Goticum  2,  c.  25. 

"  Vgl.  Brtjhweb,  ZRG.  21,  2ff,  Forsch.  41  ff. 
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§  24.    Die  Entstehung  des  Lehnwesens. 

Beunneb,  RG.  2,  207  ff.  242—274;  Der  Reiterdienst  und  die  Anftnge  des 
Lehnwesena  (Forschnngen  39  ff.  ZUG.  21,  1  ff.);  Zur  Geschichte  des  Gefolgswesens 
(ZRG.  22,  210  ff.  Forschungen  75  ff.);  Landschenkungen  der  Merowinger  und  der 
Agilolfinger  (Berl.  SB.  52,  1178  ff.  Forschungen  1  ff.);  Mithio  und  sperantes,  i.  d. 
Berl.  Jurist  Abh.  fttr  G.  Beseler,  1884.  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens, 
1850:  Feudalität  und  Unterthanenverband,  1868;  Sftkulaxisation  des  Kirchengutes 
unter  den  Karolingern,  Münchener  hist  Jahrbuch  1,  275  ff.  Waitz,  VG.  2',  1  S. 
293  ff.  3»,  Uff.  36  ff.  4«,  176  ff.  362  ff.  596  ff.  610.  637  f.;  Anftnge  der  VassalUtät, 
1856  (Abhandl.  z.  VG.  178  ff.  Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  W.  7);  Abhandlungen  z. 
VG.  301  ff.;  Antoge  des  Lehnwesens,  Histor.  Zeitschr.  13,  90  ff.  (Abh.  318  ff.) 
W.  SiCKBL,  Westd.  Zeitschr.  15,  158  ff.  16,  49  ff.  Stütz,  Lehen  und  Pfründe,  ZRG. 
83,  213  ff.  YiOLLBT,  Histoire  1,  419  ff.;  Hist  du  droit  civil  626  ff.  Glassom, 
Histoire  2,  588  ff.  Fustel  de  Coulanges,  Les  origines  du  syst  f§odal  (Hist  des  inst 
polit  IV.  1890).  Flach,  Les  origines  de  Tancienne  France  1,  83  ff.  117  ff.  2,  491  ff. 
EsMEiv,  N.  Revue  1894,  S.  523  ff.  Menzel,  Entstehung  des  Lehnwesens,  1890. 
V.  Daniels,  Handbuch  1,  499  ff.  511  ff.  Gierkb,  Genossenschaftsrecht  1,  107  ff. 
124  ff.  Arnold,  Deutsche  Geschichte  2,  2  S.  112  ff.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  206  ff. 
8,  2  S.  98  ff.;  Deutsche  Geschichte  1,  2  S.  499  ff.  Kauvmann^  Deutsche  Geschichte 
2,  215  ff.  262  ff.;  Entstehung  der  Vassallität,  Jahrbücher  f.  Nat-Ökon.  u.  Statistik 
23,  105  ff.;  Säkularisation  des  Kirchengutes  durch  die  Sohne  König  Martells,  ebd. 
22,  73  ff.  Lampbboht,  Deutsche  Geschichte  2,  97  ff.  102  ff.  Garsonnet,  La  recom- 
mandation  et  les  b^n^fices  k  T^poque  franque,  N.  Revue  2,  443  ff.  Vanderkindeee, 
Introduction  213  ff.  Dove,  i.  d.  Realencyklopftdie  f.  Theologie  14,  41  f.  Hahn, 
JBB.  d.  fränk  Reichs  741—752,  S.  178  ff.  Ölsneb,  JBB.  d.  fr&nk.  Reichs  unter 
Pippin  1  ff.  478  ff.  Ribbeck,  Die  Divisio  des  fränk.  Kirchenguts,  1883.  Ehben- 
BEBG,  Oommendation  und  Huldigung  nach  fränk.  Recht,  1877  (vgl.  Sohh,  Jenaer 
Litt-Zeitung  1879,  Nr.  22).  Beaudouin,  Etüde  sur  les  origines  du  regime  f^odal 
(Annales  de  TEnseignement  sup^rieur  de  Grenoble  1,  39  ff.  74  ff.).  Dippe,  Gefolg- 
schaft und  Huldigung  im  Reiche  der  Merowinger,  1889.  Boutabic,  Origines  du 
regime  f6odal,  1875.  Deloche,  La  trustis  etc.  sous^les  deux  premi^res  races,  1873. 
Pabdessus,  Loi  Salique,  diss.  5.  v.  Auiba,  Grundriß^  117  f.  128.  Heusleb,  Insti- 
tutionen 1,  130  f.  K.  Maubeb,  Krit  Überschau  2,  388  ff.  Schmid,  Ges.  d.  Angel- 
sachsen 664  ff.  Pabst,  FDG.  2,  502  ff.  Kemblb,  Die  Sachsen  in  England  (übers, 
von  Brandes)  1,  131  ff.  Salvioli,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano  (1892)  198  ff. 
Pasciüale  del  Giüdice^  Feudo,  origine  e  introduzione  in  Italia,  1893.  Eoeneb, 
Verf.-Geschichte  d.  Provence  45  ff.  105  ff. 

Das  Lehnwesen  beruhte  auf  einem  persönlichen  und  einem  ding- 
lichen Element  Das  persönliche  war  die  Vassallität,  ein  eigentümliches 
Dienst-  und  Treueverhältnis  des  Mannes  {hämo,  fidelzs,  vcusns)  zu  seinem 
Herrn  {senior).  Das  dingliche  Element  lag  in  dem  Benefizialwesen,  der 
Hingabe  eines  Leihegutes  zu  lebenslänglicher  Nutzung.  Mit  der  Verbin- 
dung beider  Element«  war  die  Entstehung  des  Lehnwesens  vollendet 
Die  Geschichte  hat  beide  Elemente  zunächst  getrennt  zu  behandeln. 

1.  Die  Vassallität.  Das  Wesen  der  Vassallität  auf  der  Höhe  ihrer 
Entwickelung  beruhte  auf  der  unter  Treueid  und  Handreichung  voll- 
zogenen Kommendation  des  Mannes  in  den  Schutz  und  Dienst  des  Herrn; 
nur  eines  freien  Mannes  würdige  Dienste  {^ngenuili  ordine)  hatte  der 
Mann  zu  leisten;  im  Vordergrund  stand  die  Pflicht  zu  Beiterdienst  und 
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Hoffahrt  Die  aristokratische,  den  Bedürfnissen  nicht  mehr  genügende 
„Trustis^^  räumt«  der  den  verschiedensten  Lebensbedürfnissen  sich  an- 
passenden Yassallität  das  Feld.  Nicht  bezweifeln  läßt  sich,  daß  die 
Yassallitat  erst  dnrch  das  Vorbild  der  germanischen  Gefolgschaft  zu  ihrer 
Tollen  Entwickeluug  gelangt  ist  und  insoweit  als  eine  Fortbildung  der- 
selben betrachtet  werden  muß,  aber  die  Ausgangspunkte  sind  bei  beiden 
verschieden  gewesen  i.  Die  Grefolgschaft  war  germanischen  Ursprungs 
und  hatte  vonjeher  einen  vorwiegend  staatsrechtlichen  Charakter,  dagegen 
war  die  Yassallitat  ursprünglich  ein  privatrechtliches  Institut^  dessen  Ent- 
stehung in  Grallien  zu  suchen  ist. 

Während  es  bei  den  Germanen  als  unvereinbar  mit  der  Freiheit  galt, 
sich  einem  anderen  Freien  dauernd  zu  Diensten  zu  verpflichten,  berichtete 
schon  Cäsar  von  den  gallischen  Bittem:  ut  quzsque  est  genere  copnsque 
ampUssimttSy  ita  plurimos  circum  fe  ambactos  clientesque  habeiK  Es  ist 
bekannt,  daß  dies  Verhältnis  noch  im  6.  Jahrhundert  andauerte:  die 
gallische  Nation  zerfiel  in  zwei  Klassen  freier  Leute,  die  Großgrund- 
besitzer (potentes j  potentiares)  und  die  Schutzbefohlenen  {clientes),  die  durch 
freiwillige  Ergebung  [se  commendare)  unter  die  Yogtei  (pairocifuum)  der 
ersteren  gekommen  waren  ^.  Dieselben  Personen  erscheinen  in  Urkunden 
des  6.  und  7.  Jahrhunderts  als  amici,  suscepti,  gasindi,  paresj  iunioreSf 
seit   dem   8.  Jahrhundert  vorzugsweise  unter    dem   Namen    vassi   oder 

Die  Wirkung  der  Schutzabhängigkeit  unter  Freien  war  eine  zwie- 
fache. Seinen  Schutzbefohlenen  gegenüber  war  der  Schutzherr  verpflichtet, 
alle  ihnen  widerfahrene  Unbill  zu  ahnden,  für  sie  zu  klagen,  ihren  Tot- 
schlag zu  rächen,  das  Wergeid  einzutreiben,  darum  hießen  sie  seine  spe- 


^  Während  Waitz  die  selbstftndige  Entwickelung  der  Yassallitftt  vertritt  and 
die  Bedeutung  der  Tmstis  für  sie  verkennt,  legt  umgekehrt  Bote,  der  die  Vassal- 
litfit  anflschließlich  als  eine  jüngere  Form  der  Trustis  betrachtet,  zu  großes  Ge- 
wicht auf  die  letztere.  Erst  Ehbenberg  hat  darauf  aufinerksam  gemacht,  daß  die 
ursprünglich  durchaus  selbständige  Vassallitftt  im  8.  Jahrhundert  durch  die  Auf- 
nahme des  Treueides  und  der  Handreichung  zu  einer  der  Trustis  entsprechenden 
Grestalt  gelangt  ist  und  diese  dann  in  sich  aufgenommen  hat. 

'  Bell.  Gall.  6,  c.  15.  Cäsar  deutet  an,  daß  die  Klienten  von  ihren  Herren 
als  kriegerisches  Dienstgefolge  verwendet  wurden.  Vgl.  ebd.  8,  c.  22  über  die 
soldurvL    Vgl.  Kluge,  Etym.  WB.  unter  Amt 

*  Vgl.  Saivianus,  De  gubem.  Del  5,  §§88  f.  (MG.  Auct  antiqu.  1,  G2). 
FI.ACB,  a.  a.  O.  1,  78  ff.  Braümakn,  Die  principes  der  Gallier  und  Germanen 
(s.  S.  27)  27  ff. 

*  YgL  Bote,  Beneficialwesen  156  ff.  Waitz  2,  1  S.  252—262.  Bbunker, 
Mithio  4n.  6  f.;  EG.  2,  260  ff.  W.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1886,  S.  570 f.;  1887, 
S.  822  ff.  Stutz,  a.  a.  0.  238.  Ober  vassuSy  vassaüus  Waitz  2,  1  S.  222  f  4,  242. 
Both,  Beneficialwesen  867  f.  Thonisskn,  a.  a.  0.  148  ff.  Das  Wort  ist  gallischer 
Herkunft  (vgl.  kymr.  gwds,  gwctsawl)  und  schon  in  zahlreichen  Eigennamen  aus 
Inschriften  der  römischen  Kaiserzeit  nachzuweisen.  Die  Grundbedeutung  („Insasse 
einer  Wohnstfttte",  d.  h.  bei  dem  Herrn  oder  auf  dessen  Besitztum)  erinnert  an 
manaumarius  (6.  49)  und  verschiedene  germanische  Ausdrücke  für  die  Gefolgs- 
mannen   (S.  38  n.).    Das  Wort  bezeichnete  einen  Diener  (frz.  valet,  afrz.  vaslet), 
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rantes  oder  suscepti^;  andererseits  war  er  jedem  Dritten  für  die  Übel- 
thaten  seiner  Schutzbefohlenen  persönlich  verantwortlich,  wenn  er  es  nicht 
Torzog,  sie  behufs  ihrer  eigenen  Verantwortung  vor  Gericht  zu  stellen. 
Dieser  von  der  Lage  der  königlichen  Schutzbefohlenen  (S.  114)  wesentlich 
verschiedene  Zustand  ist  durch  die  Gesetzgebung  Chlothars  U.  und  den 
ältesten  Teil  des  ribuarischen  Voiksrechts  ausdrücklich  bestätigt^.  Aus 
dem  letzteren  ergiebt  sich  zugleich,  daß  die  gallische  Klientel  im  Laufe 
des  6.  Jahrhunderts  auch  in  Austrasien  Eingang  gefunden  hatte.  Das 
Dienstverhältnis  wurde  als  obsequium  bezeichnete  Als  ein  die  ganze  Per- 
sönlichkeit ergreifendes  Verhältnis  wurde  es,  im  Gegensatz  zu  kündbaren 
Dienstvertragen,  immer  auf  längere  Zeit,  in  der  Regel  wohl  auf  Lebens- 
zeit eingegangen.  Das  8.  Jahrhundert  kennt  nur  noch  die  Kommendation 
auf  Lebenszeit^.  Die  Dienste  der  Schutzbefohlenen  waren  der  verschieden- 
sten   Art^.     Während    die    Kolonen    bäuerliche    Abgaben    und    Dienste 


dessen  Stellang  und  Herkunft  im  einzelnen  eine  sehr  verschiedene  sein  konnte. 
Die  mlat.  Bezeichnung  vcUvassor  (frz.  vavasseur)  für  einen  geringeren  Vassallen 
scheint  aus  vassaüus  vassorum  (Aftervassall)  entstanden  zu  sein.  Vgl.  Dibz,  Etym. 
WB.  I.  unter  VasscUlo,  und  besonders  Windisch,  Vassus  und  Vassallus,  Ber.  d. 
Sachs.  Ges.  d.  W.  1892,  S.  157  flP. 

*  Vgl.  Brunneb,  Mithio  7  n.  8  ff. 

«  Vgl.  Edikt  von  614,  c.  15  (Bobetius  1,  22).  Lex  Ribuaria  31,  1.  2.  Daß 
das  hier  erwähnte  obsequium  nicht  als  ein  kündbares  Dienstverhältnis,  sondern  als 
ein  durch  Kommendation  auf  längere  Zeit,  wenn  auch  nicht  gerade  auf  Lebenszeit, 
begründetes  Schutzverhältnis  aufzufassen  ist,  wird  durch  die  Titelüberschrift  einer 
Handschrift  der  älteren  Textklasse  (De  eis  ingenuis  hominilms,  qui  in  obsequio  se 
eommendanf)  bestätigt  Vgl.  Bbuitner,  Mithio  18  f.  Waitz  2,  1  S.  254.  Heüsleb, 
Institutionen  1,  121.  126.  Kaufmann,  Entstehung  117  f.  Anderer  Meinung  Roth, 
Beneficialwesen  167;  Feudalität  314.    Ehrenbebg,  a.  a.  0.  6fF. 

'  Vgl.  Anm.  6.  8.     Waitz  4,  272  n. 

^  Vgl.  Anm.  8.  Die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  abgefaßten  Formeln  von  Tours 
enthalten  ein  Kommendationsformular  (Form.  43,  Zeümeb  158,  Roziibus  Nr.  43),  das 
die  Fortdauer  der  alten  Ellientel Verhältnisse  deutlich  erkennen  läßt:  Domino  magni- 
fico  illo  ego  enim  iüe.  Dum  et  omnibus  habetur  percognitum,  qualiter  ego  minime 
habeo,  unde  me  pascere  vel  vestire  debeam,  ideo  petii  pietati  vestrae,  et  mihi  decrevit 
voluntaSy  ut  me  in  vestrum  mundoburdum  tradere  vel  commefidare  deberem;  quod 
ita  et  feci;  eo  videiieet  modo,  ut  me  tarn  de  victu  quam  et  de  vestimento,  iuxta  quod 
vobis  servire  et  promereri  poiuero,  adiuvare  vel  consolare  debeas^  et  dum  ego  in 
capud  advixerOf  ingenuili  ordine  tibi  servieium  vel  obsequium  inpendere  debeam  et 
de  restra  potestate  vel  mundoburdo  tempore  vitae  meae  potestatem  non  habeam  sub- 
trahendi,  nisi  sub  vestra  potestate  vel  defensume  diebus  vitae  meae  debeam  permanere, 
Unde  convenit,  ut,  si  unus  ex  nobis  de  has  convenentiis  se  emutare  voluerifj  solidos 
tantos  pari  suo  conponat,  et  ipsa  convenentia  firma  permaneat  Unde  eonvenitj  ut 
duas  epistolas  uno  tenore  conscriptas  ex  hoc  inter  se  facere  vel  adfirmare  deberent; 
quod  ita  et  feeerunt,  Ehbenberq,  a.  a.  0.  140,  macht  darauf  aufmerksam,  daß  die 
Formel  nur  Dienst-  und  Schutzverhältnis,  aber  keine  Treupflicht  erwähnt,  seine 
daraus  gezogenen  Folgerungen  sind  aber  unrichtig,  weil  er  die  Entstehung  der 
Formel  fast  um  200  Jahre  zu  früh  ansetzt. 

^  Über  Kommendation  bei  der  Aufnahme  von  Geistlichen  in  die  Hofkapelle 
vgl.  Stutz,  a.  a.  0.  235.  Aus  besonderen  Gründen  kamen  auch  sonst  Kommen- 
dationen  von  Geistlichen  vor,  während  die  Pfründen  Verleihung  regelmäßig  ohne 
Kommendation  erfolgte.    Vgl.  ebd.  236  ff. 
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leisteten,  andere  den  Schutzherm  an  dem  Gewinn  eines  Handwerkes  oder 
stadtischen  Gewerbes  teilnehmen  ließen,  kommen  hier  nur  solche  in  Be- 
tracht, die  ihrem  Herrn  als  kriegerisches  Gefolge  dienten.  In  den  recht- 
losen Zeiten  des  sinkenden  Merowingerreiches  mußte  gerade  diese  Klasse 
für  die  Grundherren  Ton  hervorragender  Bedeutung  sein.  Je  zahlreicher 
die  inneren  Fehden  unter  den  Großen  wurden,  desto  mehr  waren  sie 
bedacht,  sich  mit  einem  starken  Eriegsgesinde  zu  umgeben;  wer  nicht 
über  die  entsprechende  Zahl  unfreier  Leute  gebot^  mußte  Ii'reie  anwerben 
und  darüber  hinaus  sich  fftr  den  Notfall  auch  der  Kriegshilfe  hinter- 
sassiger Bauern  veisichem.  So  gewöhnte  man  sich  in  der  zweiten  Hälftie 
des  7.  Jahrhunderts  von  allen  Seiten  daran,  die  Großgrundbesitzer  als 
Senioren  an  der  Spitze  ihrer  Leute  ausziehen  zu  sehen  ^^.  Die  amul- 
fingischen  Hausmeier  haben  daran  nichts  geändert,  vielmehr  dem  Seniorat 
der  Grundherren  Gelegenheit  zu  organischer  Ausgestaltung  gegeben. 

Die  Araberein&Ue  hatten  zu  der  Erkenntnis  geführt,  daß  man  sich 
der  Überwältigung  durch  ein  Beitervolk  mit  einem  &8t  nur  aus  Fuß- 
truppen bestehenden  Heer  auf  die  Dauer  nicht  würde  erwehren  können  ^K 
Die  einzige  berufemäßige  Reiterei  des  fränkischen  Heeres  bestand  in  der 
königlichen  Trustis^^,  deren  Mitglieder  gegen  Ende  der  Merowingerzeit 
größtenteils  nicht  mehr  dauernd  am  Hofe,  sondern  abgeschichtet  auf  ihren 
Gütern  lebten  und  sich  nur  auf  besonderen  Befehl  zur  Hoffahrt  oder 
Heerfahrt  bei  Hofe  einstellten.  Da  jeder  nur  für  seine  Person  zum 
Reiterdienst  verpflichtet  war,  so  war  ihre  Zahl  zu  gering,  um  militärisch 
ins  Gewicht  zu  fallen.  Die  von  Karl  Martell  in  Angriff  genommene, 
unter  seinen  Söhnen  durchgeführte  Veränderung  der  fränkischen  Heeres- 
verfassung ging  darauf  aus,  einerseits  die  Zahl  der  königlichen  Gefolgs- 
mannen  zu  vermehren,  andererseits  jedem  derselben  die  Stellung  einer 
gewissen  Zahl  von  Ritterpferden  zur  Pflicht  zu  machen.  Zur  Beschaffung 
der  dazu  erforderlichen  Mittel  diente  eine  Zwangsanleihe  bei  der  durch 
den  Islam  schwer  bedrohten  Kirche  ^^  Die  erforderlichen  Mannschaften 
gewann  man  durch  eine  Reform  der  Yassallität,  indem  von  den  bisher 
nur  zu  privaten  Diensten  verschiedenster  Art  verwendeten  Yassen  die  zum 
Reiterdienst  geeigneten  nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  von  ihren  Herren 
ausgerüstet  wurden,  um  unter  ihrer  Führung  an  den  Reichsheerfahrten 
teilzunehmen.  Damit  gewann  die  vorher  rein  private  Stellung  der  ritter- 
mäßigen Yassen  einen  staatsrechtlichen  Charakter,  der  bald  auch  darin 


^®  Daß  dies  auch  bei  eigentlichen  Heerfahrten  der^Fall  war,  scheint  aus 
einem  Diplom  Childeberts  lU.  (S.  115  n.)  hervorzugehen,  nach  dem  unter  Theode- 
rich III.  ein  neustrischer  Großer,  der  sich  der  Teilnahme  an  einer  Heerfahrt  gegen 
Austrasien  entzogen  hatte,  in  eine  Geldstrafe  von  600  solidi  genommen  worden  war. 

'^  Daß  das  Bedürfnis  nach  Reiterei  den  maßgebenden  Grund  für  den  Über- 
gang zum  Lehnwesen  abgegeben  hat,  ist  erst  von  Brünker  festgestellt  worden. 
Anderer  Meinung  Mater,  Deutsche  u.  franz.  Yerf.-Geschichte  2,  160. 

"  Außer  dem  Könige  hatte  auch  die  Königin  Antrustionen. 

^*  Als  „Zwangsanleihe"  wird  der  Angriff  auf  das  Kirchengut  unter  Karl 
Martell  passend  von  Brumneb  bezeichnet 

R.  Schb5dbb,  Deutsche  Rechtogeschichte.    4.  Aufl.  H 
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zum  Ausdruck  gelangte,  daß  der  früher  gemeinsame  Titel  vassus,  vasscdlus 
nur  noch  auf  sie  Anwendung  fand,  während  ihre  in  der  bisherigen 
Stellung  verbliebenen  ehemaligen  Standesgenossen,  die  nicht  von  Eittera- 
art  waren,  den  Anspruch  auf  diese  Bezeichnung  verloren.  Da  die  dienst- 
lichen Aufgaben  der  Vassen  sich  kaum  noch  von  denen  der  Antrustionen 
unterschieden  (denn  auch  die  Verpflichtung  zur  Hoffahrt  wurde  auf  sie 
ausgedehnt),  so  erfolgte  auch  der  Eintritt  in  die  Vassallitat  nunmehr  unter 
denselben  Formen:  durch  Kommendation  mit  Treueid  und  Handreichung 
seitens  des  Mannes,  durch  Waflfenreichung.  seitens  des  Herrn  ^*.  Der 
letztere  hatte  dem  Yassallen  die  ganze  rittermäßige  Ausrüstung  und,  wenn 
dieser  nicht  dauernd  am  Hofe  leben  sollte,  statt  des  Lebensunterhaltes 
ein  beneficium  zu  gewähren  ^^ 

Auch  von  den  zahlreichen  Yassen  des  Eönigshofes  wurden  viele  zum 
Reiterdienst  verwendet  und  gelangten  so  zu  völliger  Gleichstellung  mit 
den  Antrustionen,  denen  gegenüber  sie  bis  dahin  nur  ein  Eönigsgefolge 
zweiter  Klasse  dargestellt  hatten.  Indem  jeder  Unterschied  zwischen 
Kronvassallen  und  Antrustionen  verschwand,  geriet  der  besondere  Titel 
der  letzteren  in  Vergessenheit,  man  unterschied  unter  den  Bittem  ferner- 
hin nur  noch  zwischen  Kronvassallen  und  Privatvassallen ;  soweit  die  letz- 
teren einen  Kronvassallen  zum  Herrn  hatten,  erschienen  sie  als  des 
Reiches  Aftervassallen  ^^  Der  König  selbst  wurde  als  der  oberste  Senior 
(monseigneur)  betrachtet 

2.  Das  Benefizialwesen*^.     Die   ältere   Ansicht,   nach   der  schon 


**  Vgl.  S.  84.  36.  Cap.  miss.  von  805,  IL  c.  9  (Boeetius  1,  124):  ut  nullt  aUeri 
per  sacramenium  fidelitas  promittatur ,  nisi  nobis  et  unicuique  proprio  seniori  ad 
nostram  utilitatem  et  sui  senioHs,  Statt  einer  Waffe  (Schwert,  Speer,  Fahne) 
konnte  auch  ein  Stab  als  Investitursymbol  verwendet  werden.    Vgl.  Wattz  3,  Hin. 

**  Über  Pferd  und  Waffen  als  Gabe  bei  der  Eommendation  vgl.  Bkukner, 
BG.  2,  267;  Reiterdienst  25;  Landschenkungen  1189.  E.  Maubeb,  Krit.  Übersch. 
2,  393.  Kbmble,  Sachsen  in  England  1,  144.  2,  82  ff.  Die  Waffen-  oder  Stabreichung 
wird  von  Bbunner,  RG.  2,  272  f.,  als  Hingabe  einer  wadia  für  die  Grewährung  des 
Lebensunterhaltes  oder  des  versprochenen  Lehns  aufgefaßt.  Für  die  fränkische 
Zeit  gewiß  richtig,  aber  in  der  germanischen  Zeit,  die  den  Vertrag  mit  wadia  in 
außergerichtlicher  Anwendung  noch  nicht  kannte,  wird  der  Sinn  ein  anderer  (der 
des  „Lohngeldes^',  S.  63)  gewesen  sein. 

'^  Das  altfrz.  drut  (ahd.  traf)  hat  mit  trustis  nichts  zu  thun.  Während  die 
Kronvassallen  und  ihre  Mannen  zu  dem  Reiche  direkt  oder  indirekt  in  vertrags- 
mäßigem Verhältnis  standen,  beruhte  die  Heerbannpflicht  der  reinen  Privat- 
vassallen nur  auf  staatsrechtlicher  Grundlage.  Das  Reich  verlangte  ihren  Dienst 
auf  Grund  der  allgemeinen  Unterthanenpflicht,  und  zwar  in  der  Form  des  Reiter- 
dienstes, weil  sie  ein  für  diesen  genügendes  Maß  an  Lehnsbesitz  hatten.  Vertrags- 
mäßig verpflichtet  waren  sie  nur  gegen  ihren  Senior,  der  für  sie  eine  gewisse  2iahl 
von  Bauern  daheimlassen  und  zur  Heersteuer  heranziehen  konnte.  Dass  sie  gleich 
den  Aftervassallen  unter  der  Führung  ihres  Seniors  standen,  beruhte  auf  der  all- 
gemeinen Einräumung  der  gräflichen  Rechte  in  militärischer  Beziehung  an  die 
Senioren.    Vgl.  Beunkee  2,  268.     Beaudoüin,  Etüde  17  ff. 

^^  Über  len  und  veizla  bei  den  Nordgermanen  vgl.  E.  Heezbeeq  i.  d.  Ger- 
manist Abh.  f.  Maurer  '(s.  S.  5)  283  ff.  K.  Lehmann,  ZDA.  89,  Anzeiger  8.  8  f. 
V.  Amiea'  129. 
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die  Landscbenkungen  der  Merowinger  rassallitische  Pflichten  erzeugt  haben 
sollten,  ist  heute  allgemein  aufgegeben^®.  Die  Wehrpflicht  war  eine  all- 
gemeine Unterthanenpflioht,  für  die  Benefizienbesitzer  kam  nur  noch  in 
Betracht,  daß  das  Beich  von  ihnen  ebenso  wie  von  allen  größeren  Allodial- 
besitzem  Beiterdienste  verlangte.  Eben  um  die  Zahl  der  reiterdienstfahigen 
Grundbesitzer  zu  vermehren,  war  Karl  Martell  bald  nach  der  siebentägigen 
Schlacht  von  Poitiers  zu  einer  umfassenden  Einziehung  kirchlicher  Güter 
geschritten  ^^  Ihn  unterstützte  dabei  ebenso  das  unmittelbare  Interesse 
der  EiTche  an  der  Abwehr  der  Ungläubigen,  wie  die  Auffassung  der 
Beichskirchen  teils  als  Schutz-  teils  als  Eigenkirchen  des  Königs.  Unter 
seinen  Söhnen  Karlmann  und  Pippin  wurde  die  Angelegenheit  in  der 
Weise  gesetzlich  geregelt,  daß  ein  Teil  der  Güter  zurückgegeben  wurde, 
der  Best  aber  dem  König  zur  Verfügung  blieb,  um  zur  Unterstützung 
der  Heerpflichtigen  verliehen  zu  werden;  die  vom  König  Beliehenen  sollten 
einen  Zins  an  die  Kirche,  der  das  betreffende  Besitztum  gehörte,  entrichten; 
der  Ejrche  wurde  das  Heimfallsrecht  nach  dem  Tode  des  Beliehenen, 
dem  König  aber  das  Becht  anderweitiger  Verleihung  vorbehalten  2®.  Die 
Quellen  bezeichnen  diese  Maßregel  als  divisio\  sie  trug  die  Form  einer 
bloß  provisorischen  Maßregel,  ist  aber  im  weiteren  Verlauf  thatsächlich 
zu  einer  endgültigen  geworden  und  wird  daher  von  der  Wissenschaft  mit 
Becht  als  eine  Säkularisation  bezeichnet'^ 


"  Durch  das  Verdienst  von  Roth.  Auch  Waitz  hat  in  den  neuesten  Auf- 
lagen seine  frühere  gegenteilige  Ansicht  im  wesentlichen  nicht  mehr  vertreten. 

'*  Vgl.  Miracula  S.  Benedicti  c.  14  (Mabillon,  Acta  Sanctorum  2,  372). 

^  Die  Regelung  erfolgte  in  verschiedener  Weise,  f&r  die  unter  Karlmann 
stehenden  austrasischen  Länder  748  auf  dem  Reichstag  (Märzfeld)  zu  Lestinnes 
(Liptinas,  heute  Estinnes),  für  Neustrien  unter  Pippin  auf  dem  zu  Soissons  744 
(BoRETius,  Capitularia  1,  28  c.  2.  29  c.  3).  Mühlbacheb,  Regesten  1,  Nr.  45.  53. 
Vgl.  Schreiben  des  Papstes  Zacharias  an  Bonifaz  von  745  und  751  (Jaff£,  Mon. 
Moguntina  150.  225).  Waitz  3,  36  ff.  Die  ausführliche  Bestimmung  des  Kapitulars 
von  Lestinnes  lautet:  SiatuimtM  quoque  cum  consilio  servorum  Dei  et  populi  chri- 
siiani,  propter  inminenUa  bella  et  persecutiones  ceterarum  gentium  quae  in  cvrcuitu 
nostro  sunt,  ut  stä>  prerario  et  censu  aliquant  partem  ecclesialis  pecuniae  in  adiur 
torium  exereitus  nostri  cum  indulgentia  Dei  aliquanto  tempore  retineamus  (dieser 
Ausdruck  wurde  gewählt,  weil  Earlmann  das  Jahr  vorher  versprochen  hatte ,  alle 
fraudatas  pecuniae  ecelesiarum  zurückzugeben ,  Boretius,  a.  a.  0.  25,  c.  1),  ea 
eondiiiane,  ut  annis  singulis  de  unaquaque  casaia  (nach  dem  Brief  des  Papstes 
ab  unoquoque  coniuffio  servorum)  solidus,  id  est  duodeeim  denariij  ad  eeclesiam  vel 
ad  monastertum  reddatur;  eo  modo,  ut,  si  moriatur  iUe,  cid  peeimia  commodata 
fidt,  ecelesia  cum  propria  pecunia  reveslita  sit.  et  Herum ,  si  necessitas  eogat,  ut 
princeps  iubeai,  precarium  renovetur  et  rescribatur  novum.  et  omni7io  obsereetur, 
ut  aeeclesia  vel  monusteria  penuriam  et  paupertatem  non  patiantur,  quornm  pecunia 
in  preeario  praestita  sit;  sed  si  paupertas  eogat,  aeeclesiae  et  domui  Dei  reddatur 
integra  possessio. 

*^  Vgl.  Waitz  3,  38.  4,  183.  Restitutionen  sind  im  allgemeinen  nur  da  er- 
folgt, wo  eine  einzelne  Kirche  zu  schwer  belastet  worden  war.  Vgl.  Tardif,  Monu- 
ments historiques  (1866)  S.  128  (867).  Gu£rabd,  Cart.  de  T^glise  de  Notre  Dame 
de  Paris  1,  245. 
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Die  Landschenkungen  der  Merowinger  hatten  in  der  Regel  Eigentum 
auf  den  Beschenkten  übertragen,  vererbliches  und  veränBerliches  Eigentum 
freilich  nur  ausnahmsweise,  wenn  dies  ausdrücklich  hervorgehoben  wurde, 
sonst  nur  unveräußerliches  Eigentum,  oder  doch  mit  sehr  beschränkter  Yer- 
erblichkeit  Demgegenüber  konnten  Kirchengüter  gesetzlich  nur  zu  Nieß- 
brauch verliehen  werden  2*.  Derartige  Kirchenlehen  hießen  von  altersher 
precariae  (ursprünglich  das  Verleihungsgesuch,  während  die  Verleihungs- 
urkunde praestaria  hieß),  und  ihr  Vorbild  ist  offenbar  auch  für  die  neuen 
königlichen  Verleihungen  maßgebend  gewesen.  Da  es  sich  aber  bei  diesen 
ebenso  wie  bei  den  um  dieselbe  Zeit  aufkommenden  kirchlichen  Pfründe- 
Verleihungen  (S.  147)  nur  um  Dienste  höherer  Art  handelte,  während 
sich  die  Prekarien  mit  ihren  Zinsen  und  bäuerlichen  Diensten  mehr  und 
mehr  nur  in  den  unteren  Kreisen  bewegten,  so  bürgerte  sich  für  die  neue 
Leihe  das  auch  für  die  Prekarie  verwendete  Wort  beneficium  als  ausschließ- 
liche Bezeichnung  ein^^.  Die  für  die  vassallitischen  Benefizien  bestimmten 
Kirchengüter  wurden  entweder  unmittelbar  durch  den  König  selbst^  oder 
auf  Anordnung  des  Königs,  nach  dem  Vorbilde  der  früheren  precariae 
verbo  reffis,  durch  Zustellung  eines  kirchlichen  Leihebriefes  verliehen**. 
Der  Beliehene  hatte  der  Kirche  den  seit  743  festgesetzten  Zins  von  einem 
Schilling  Silbers  für  die  Hufe  (häufig  jedoch  nur  einen  unbedeutenden 
Rekognitionszins),  außerdem  seit  einer  Bestimmung  Karls  des  Großen  von 
779  einen  doppelten  Zehnten  {nona  et  decima\  d.  h.  einen  zweiten  Zehnten 
neben  dem  üblichen  Kirchenzehnten,  zu  entrichten  ^^ 

Die  Verleihung  kirchlicher  Güter  hat  alsbald  das  Vorbild  für  die 
Verleihungen  königlicher  Benefizien,  die  seitdem  überwiegend  an  die 
Stelle  der  älteren  Übertragungsformen  traten,  gegeben.  Auch  die  Großen 
des  Reiches  nahmen  ihrerseits  wieder  Verleihungen  eigener  Güter  oder 
Afterverleihungen  empfangener  königlicher  oder  kirchlicher  Lehen  vor. 
Selbst  Zölle,  Forstrechte,  Fischereien  u.  dgl.  kamen  bereits  als  Gegenstände 
der  Verleihung  in  Gebrauch;  dagegen  ist  die  Verleihung  öffentlicher  Amter 
erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  üblich  geworden  ^^ 

Die  Benefizien  wurden  regelmäßig  auf  die  Lebenszeit  des  Empfangers 
verliehen,  nach  seinem  Tode  (Mannsfall)  aber  nicht  selten  zu  gunsten 
seines  Erben  erneuert  ^^.  Beim  Wechsel  des  Herrn  (im  Herrnfall)  be- 
durften die  vassallitischen  Lehen  regelmäßig  der  Erneuerung,  was  aber. 


"  Vgl.  Roth,  Feadalitftt  147  f. 

«»  Vgl.  Bbünner,  RG.  1,  211  f.  Roth,  a.  a.  0.  142  ff.  147  ff.  177  ff.  Stütz, 
a.  a.  0.  221.  229  ff.  Für  die  Identität  beider  Bezeichnungen  Waitz  2,  1  S.  299. 
4,  179  ff.  6«,  112  ff. 

«*  Vgl.  Waitz  4,  189  ff.  Roth,  Feud.  167.  Mühlbacheb,  Regesten  Nr.  74. 
Bbünnkb,  Reiterdienst  80. 

»»  Vgl.  Waitz  4,  192  ff.  230.  Roth,  Feud.  125  f.  Ragut,  Cart.  de  St  Vincent 
de  Macon  Nr.  57.  156. 

^^  Das  Verfahren  bei  der  Eommendation  Tassilos  bezog  sich  wohl  nur  auf 
seine  Person,  nicht  auf  eine  Verleihung  des  Herzogtums  als  solchen. 

"  Vgl.  Waitz  4,  225  ff.     Bbunneb,  RG.  2,  252.  255  f. 
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wie  sieh  aus  dem  Gegensatz  der  kirchlichen  Pfründen  ergiebt,  eine  Folge 
der  Kommendation  war  und  nicht  auf  dem  Benefizialwesen  beruhte  ^s. 

3.  Die  Verbindung  der  Vassallität  mit  dem  Benefizial- 
wesen. Die  Einziehung  des  Eirchengutes  unter  Karl  Martell  hatte  schon 
denselben  Zweck,  wie  ausgesprochenermaßen  die  gesetzlich  geregelte 
Säkularisation  unter  seinen  Söhnen,  sie  sollte  in  adiutorium  exercitus 
dienen.  Die  Benefizien  kamen  ausschließlich  solchen  Personen  zu  gute,  die 
schon  als  Antrustionen  zum  Beiterdienst  verpflichtet  waren  oder  sich  zu 
sofortiger  vassallitischer  Kommendation  bereit  erklärten.  Es  ist  nicht  an- 
zunehmen, daß  Karl  seine  Gaben  verschwendet  haben  sollte,  wo  ihm  die 
Kommendation  verweigert  wurde.  Zweifellos  sind  auch  seine  Nachfolger, 
nachdem  sie  das  ganze  Verfahren  auf  gesetzlichen  Boden  übergeleitet 
hatten,  auf  demselben  Wege  vorgegangen.  Daß  jemand  ein  Benefizium 
vom  König  empfing,  bevor  er  sich  ihm  kommendiert  hatte,  wird  immer 
die  Ausnahme  gewesen  sein. 

Andererseits  gab  es  noch  unter  Karl  dem  Großen  Männer  des  könig- 
lichen Gefolges,  die  in  der  Weisender  alten  Antrustionen  zu  der  Tafel- 
runde des  Königs  gehörten  und  gleich  den  belehnten  Kronvassallen  durch 
das  dreifache  Wergeid  ihres  Geburtsstandes  ausgezeichnet  waren;  aber  der 
Antrustionentitel  hat  sich  verloren,  sie  heißen  jetzt  vassi  regis,  wie  die 
belehnten  Senioren,  oder  homines  Franci^^.  '  Der  kerlingische  Sagenkreis 
und  der  Artusroman  drehen  sich  noch  nach  Jahrhunderten  um  die  Palatino 
Karls  und  die  Tafelrunde  des  Königs  Artus;  der  Verfasser  des  Heiland, 
ein  Zeitgenosse  Ludwigs  des  Frommen,  faßt  die  Jüngerschar  Jesu  als  das 
Kriegsgesinde  des  Himmelskönigs  auf  und  das  deutsche  Volksepos  ver- 
herrlicht die  Mannen  (wiayc  unde  man)  Dietrichs  von  Bern,  Günthers  von 
Worms  und  des  Hunnenkönigs  EtzeL  Noch  der  Dichter  des  Waltharius 
(Vers  150 — 164)  schildert  im  10.  Jahrhundert  die  Abneigung  des  in 
serviHo  reffig  befindlichen  Mannes  gegen  die  Gründung  eines  eigenen 
Herdes  und  Bewirtschaftung  eines  Lehens:  Nil  tarn  dulce  mihi,  quam 
semper  inesse  fideli  obsequio  domini.  Aber  diese  Auffassung  war  im 
wesentlichen  schon  ein  Jahrhundert  zuvor  aus  dem  Leben  verschwunden. 
Bereits  die  alten  Gefolgsmannen  pflegten  in  ihrem  Herrn  nicht  bloß  den 
Brotspender  (ags.  hläford),  sondern  ganz  besonders  auch  den  Goldfreund 
{ffoldvine)  und  Kleinodspender  {sincffifä)  zu  verehren.  Seit  es  üblich  ge- 
worden war,  die  Vassallen  mit  Benefizien  zu  belohnen,  richteten  auch  die 
bis  dahin  noch  nicht  abgeschichteten  königlichen  Gefolgsmannen,  die  sich 
in  nichts  mehr  von  den  Vassallen  unterschieden,  ihr  ganzes  Streben  auf 
den  Erwerb  von  Lehen.  Seit  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  war  diese 
Entwickelung  im  wesentlichen  zum  Abschluß  gekommen.  Nicht  daß  es 
fernerhin  keine  anderen  als  vassallitische  Benefizien  gegeben  hätte,  aber 


*»  Vgl.  Stutz,  a.  a,  0.  244  ff.     Bbunner,  RG.  2,  252  f.  255;  ZRG.  80,   129. 
Wattz,  Anfänge  der  Vassallität  38  (Abhandl.  215);    Anfange  des  Lehnwesens  107 


(Abb.  336).    Roth,  BW.  417  ff.;  Feud.  180  ff. 

*•  Vgl.  Anm.  16.    Roth,  Feud.  218—223.    Brunwee  2,  263  f. 
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die  unbelehnten  Vassalien  waren  seitdem  verschwunden  die  Waffenreichung 
war  zur  Investitur,  die  überreichte  WaflFe  zum  Investitursymbol  geworden 
und  die  Investitur  galt,  wie  ehedem  die  Gabe,  als  ein  notwendig  mit  der 
Kommendation  verbundener  Akt. 


§  25.    Die  Gerichtsverfassung. 

Brunnee,  RG.  2,  §§  77.  85.  88.  94;  Entsteh,  d.  Schwuigericbte  70 ff.;  Die 
Herkunft  der  Schöffen,  Mitteil.  d.  öst  Inst.  8,  177  ff.  (Forschungen  248  ff.).  Sohm, 
Fränkische  Keichs-  und  Gerichtsverfassung,  1871;  femer  bei  Wetzell,  Syst  d. 
Civilprozes8e3*343ff.  Waitz  1»,  342  f.  2»,  2  S.  135  ff.  4*,  S.  365  ff.;  Das  alte  Recht 
134  ff.  143  ff.    v.AMiEAM57ff.    Dahn,  Könige  7,  3  S,  22— 66;  8,  3  S.  1—83;  DG.  1,  2 

5.  638  ff.  Schröder,  Hist  Zeitschr.  78,  196  ff.  v.  Bethmakk-Hollweq,  Grerm.-roman. 
Civilprozeß  1,  §  66.  2,  §§  75—77.  W.  Sickel,  Entstehung  des  Schöffengerichts, 
ZRG.  19,  Iff.;  Gott  gel.  Anz.  1890,  S.  577  ff.  Hermann,  Entwicklung  des  altd. 
Schöffengerichts,  1881  (Gibrke,  Unters.  10).  v.  Savigny,  Gksch.  d.  röm.  R.  im  MA.* 
1,  185  ff.  7,  5  ff.  Beauchet,  Histoire  de  Torganisation  judiciüre  en  France,  1886. 
Beaudouin,  Participation  des  hommes  libres  au  jugement  dans  le  droit  firanc  (auch 
N.  Revue  11,  450  ff.  557  ff.).  Pardessus,  Loi  Salique,  diss.  9.  Fustel  de  Coülanoes, 
Recherches  372—528;  Monarchie  franque  304—406.  Glasson,  Histoire  3,  253—389. 
VioLLET,  Histoire  1,  307  ff.  Thonissen,  Organisation  judiciaire  45  ff.  372  ffl  Saleilles, 
Du  role  des  scabins  et  des  notables  dans  les  tribunaux  carolingiennes,  Revue  hist 
40,  286 ff.  MoNOD,  Les  moeurs  judiciaires  au  7.  si^cle,  ebd.  35,  Iff.  Esmein,  La 
chose  jug^e  dans  le  droit  de  la  monarchie  franque,  N.  Revue  11,  545  ff*.  Fiaton, 
Le  mallus  ante  theoda  yel  thunginum  et  le  mallus  legitimus,  1889  (vgl.  ZRG.  24, 
206).  V.  Daniels,  Handbuch  1,  554  ff.  Thüdichüm,  Gau-  u.  Markverfassung  89  ff. 
Schenk  zu  Scuweinsbebq,  Zeitschr.  d.  Y.  f.  hess.  Gesch.  NF.  5.  210  ff.  Arnold, 
Deutsche  Geschichte  2,  2  S.  210  ff.  v.  Sybel,  Entstehung  des  Königtums  385  ff. 
Th.  Sickel,  Wiener  SB.  47,  266  ff.  Hübner,  Gerichtsurkunden  der  fränk.  Zeit, 
Beilage  der  ZRG.  25.  27.  Cohn,  Justiz  Verweigerung,  1876.  H.  0.  Lehmann,  Rechts- 
schutz gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  altfränk.  Recht,  1883.    Pertile, 

6,  18  ff.  Hegel,  Städteverfassung  Italiens  2,  37  ff.  Unoer,  Altdeutsche  Gerichts- 
verfassung, 1842.  G.  L.  Maurer,  Gesch.  d.  altgerm.  Gerichtsverfahrens,  1824. 
BuRCUABD,  Hegung  der  deutschen  Gerichte,  1893.  Kiener,  Vorf.-Gesch.  d.  Provence 
71  ff.  129  ff. 

Die  Darstellung  der  fränkischen  Gerichtsverfassung  hat  von  den 
ordentlichen  Gerichten  auszugehen  und  sodann  das  Eönigsgericht  ins 
Auge  zu  fassen.  Die  kirchlichen  und  privaten  Gerichte  gehören  nicht  in 
den  Rahmen  der  Reichsverfassung,  können  aber  im  Interesse  einer  voll- 
ständigen Übersicht  hier  nicht  ausgeschlossen  bleiben.  Die  Verfassung 
der  ordentlichen  Gerichte  hat  drei  Entwickelungsstadien  durchgemacht,  wir 
unterscheiden  die  Zeit  der  Lex  Salica,  die  des  fränkischen  Reiches  bis  auf 
Karl  den  Großen  und  die  karolingische  Gerichtsverfassung. 

1.  Die  ordentlichen  Gerichte.  Das  Volksrecht  der  salischen 
Franken  hatte  die  Grundzüge  der  germanischen  Gerichtsverfassung  im 
wesentlichen  festgehalten  ^  Das  ordentliche  Gericht  war  das  Hundert- 
schaftsgericht.    Der  regelmäßige  Eichter  war   noch  der  vom  Volke  ge- 


Vgl.  S.  40  ff.  126  f. 
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wählte  Thungin,  der  jährlich  acht-  bis  neunmal  (also  alle  40  Nächte)  in 
alter  Weise  in  einer  der  zu  seinem  Qau  gehörigen  Hundertschafben  an 
althergebrachter  Malstätte  {malloberg)  das  echte  Ding  {mallus  legitimus, 
m.  pvbUcus\  jedesmal  mit  dreitägiger  Dauer,  abhielte  Außerdem  konnte 
je  nach  Bedürfnis  unter  dem  Vorsitz  des  Thungins  oder  des  zuständigen 
Centenars  gebotenes  Ding,  wie  es  scheint  mit  ausschließlicher  Zuständig- 
keit für  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  abgehalten  werden^.  Beide 
Gerichte  waren  Vollgerichte,  zu  denen  alle  mündigen  Freien  der  Hundert- 
schaft dingpflichtig  waren*.  Das  Urteil  wurde  von  einem  Ausschuß  von 
sieben  Bachinburgen  (S.  44)  vorgeschlagen,  die,  wie  es  scheint,  in  jeder 
Tagung  neu  von  dem  Bichter  aus  der  versammelten  Gerichtsgemeinde 
ausgewählt  wurden.  Durch  die  Vollbort  des  Dingvolkes  wurde  der  ürteils- 
vorschlag  der  Bachinburgen  zum  Urteil  erhoben.  Die  Vollstreckung  war 
Sache  des  Grafen,  mit  dem,  soweit  es  sich  um  die  Eintreibung  fiskalischer 
GerichtsgeMle  handelte,  die  Sakebaronen  als  außerordentliche  königliche 
Kommissare  konkurrierten.  Der  Graf  als  Vollstreckungsbeamter  hatte 
jedem  echten  Ding  beizuwohnen. 

Noch  in  den  letzten  Begierungsjahren  Chlodoyechs  muß  der  Vorsitz 
im  Gericht  vom  Thungin  auf  den  Grafen  übergegangen  sein^  Derselbe 
behielt  die  Aufeicht  über  die  Gefangnisse-  und  die  Vollstreckung  der 
Urteile,  das  unmittelbare  Organ  für  die  Vollstreckung  der  Civil-  und 
Strafurteile  waren  aber  seitdem  die  Schultheißen,  die  als  Vollzugsbeamte 
jedem  Grafengericht  beizuwohnen  hatten®;  in  den  romanischen  Landes- 
teilen lag  die  Urteilsvollstreckung  den  Vikaren,  bei  Todesurteilen  den 
Tribunen  ob  (S.  131).  Begelmäßiger  Bichter  im  gebotenen  Gericht  war 
der  Centenar,  in  den  romanischen  Gebieten  der  Vikar,  und  zwar  der 
erstere  kraft  eigenen  Bechts,  der  Vikar  nur  als  ständiger  Vertreter  des 
Grafen,  der  den  Vorsitz  jederzeit  auch  selbst  einnehmen  konnte.  Im  echten 
Ding  ließ  der  Graf  sich  immer  nur  durch  Spezialbevollmächtigte  [missi 
comitis)  und  in  dieser  Form  zuweilen  auch  durch  Schultheißen  oder  Vikare, 
aber  nicht  durch  einen  von  ihm  unabhängigen  Centenar  vertreten^.    Das 

*  Vgl.  SoiiM,  a.  a.  0.  68  f.  392  ff.  Brunnkb,  RG.  2,  150  f,  217  f.  Eine  Variante 
zur  Lex  Sal.  63  hat  vielleicht  far  mallus  auch  die  Bezeichnung  tunchinium^  was 
auf  mhd.  dune  (placitum)  hinweisen  würde  und  an  das  gleichbedeutende  ahd. 
ahta  erinnert     Vgl.  jedoch  van  Helten  S.  457  n. 

»  Vgl.  SoHM  390  f.     Bbunner  2,  151. 

*  Vgl.  SoHM  69.  370  f.  Anderer  Meinung  hinsichtlich  des  gebotenen  Dinges 
SicKEL,  Beitr.  z.  deutsch.  VG.  (S.  104)  486  f. 

^  Vgl.  SoHH  150  f.  Die  Änderung  findet  sich  schon  in  dem  ersten  Zusatz- 
kapitular  zur  Lex  Salica. 

*  Vgl.  SoHM  234  f.  257  f.  Die  unmittelbare  Vollziehung  der  Strafen,  nament- 
lich der  Todesstrafen,  lag  unfreien  Schergen  {milites,  saiellites^  lictorcs)  im  Dienst 
des  Grafen  ob.  Die  fränkische  Gerichtsverfassung  als  solche  besaß  dafür  keine 
Beamten. 

'  Vgl.  SoHM  409.  413.  416  f.  510  f.  W.  Sickel,  Entsteh,  d.  Schöffengerichts  51 ; 
Beitr.  z.  deutsch.  VG.  512  f. 


Digitized  by 


Google 


168  I^ie  fränkische  Zeit 

echte  Ding  war  Grafengericht,  das  gebotene  Ding  dagegen  Centenar-  oder 
Vikargericht 

Die  Übernahme  des  Bichteramtes  durch  den  Grafen  hatte  nicht  die 
Bildung  eines  eigenen  Grafschaftsgerichts  zur  Folge.  Die  Rechtspflege 
bewegte  sich  nach  wie  vor  innerhalb  der  einzelnen  Hundertschaften,  es 
gab  auch  fernerhin  nur  Hundertschaftsgerichte  an  den  althergebrachten 
Dingstatten  und  in  der  alten  Zusammensetzung,  aber  die  Hundertschafts« 
gerichte  waren  für  die  ganze  Gra&chaft  zustandig,  samtliche  Hundert- 
schaftsgerichte in  idealer  Einheit  bildeten  das  Grafschaftsgericht  ^.  Die 
altsaliscbe  Echtedingfrist  von  40  Nächten  oder  (nach  etwas  anderer  Be- 
rechnung) von  sechs  Wochen  wurde  festgehalten  ^,  es  fand  also  auch  jetzt 
noch  acht-  bis  neunmal  jährlich  echtes  Ding  statt,  und  zwar  für  die  ganze 
Grafschaft;  die  Echtedinglast  verteilte  sich,  indem  der  Graf  von  einem 
Gericht  zum  anderen  reiste,  über  sämtliche  Hundertschaften  der  Graf- 
schaft^^, so  daß,  da  diese  durchschnittlich  vier  Hundertschaften  umfaßte, 
in  der  Begel  jährlich  zwei  Echtedinge  auf  die  einzelne  Hundertschaft 
kamen  ^^  Das  gebotene  Ding  wurde  nach  Bedürfnis,  in  der  Begel  wohl 
alle  14  Nächte,  abgehaltene^.  Dasselbe  war  nicht  mehr  auf  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  beschrankt,  es  übte  auch  eine  ge- 
wisse Gerichtsbarkeit  in  geringeren  Streitsachen  und  diente  für  diei  im 
echten  Ding  anhängigen  Prozesse  zur  Abhaltung  von  Zwischenterminen  ^\ 
Da  auch  das  gebotene  Ding  jeder  Hundertschaft  für  die  ganze  Grafschaft 
zuständig,  aber  nicht  an  die  echte  Dingstätte  gebunden  war,  so  konnte 
die  ganze  I^ast  des  gebotenen  Dinges  auf  eine  einzelne  Hundertschaft 
gewälzt  werden  ^\  Die  Urteile  wurden  ganz  wie  nach  der  Lex  Salica  von 
sieben  sitzenden  Rachinburgen  vorgeschlagen,  von  der  übrigen  Gerichts- 
gemeinde, dem  Umstand  {adstantes\  durch  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende Vollbort  bestätigt  ^K 

Gerichtsschreiber  waren  den  salischen  Franken  und  den  Alamannen 
unbekannt  Wenn  sich  ein  Richter  zu  gerichtlichen  Zwecken  einen 
Schreiber  hielt,  so  stand  dieser  gleich  dem  Büttel,  in  seinem  Privatdienst, 


^  Vgl.  SoHM  329  fF.  Da  die  Gerichte  in  den  yerschiedenen  Hundertschaften 
der  Grafschaft  eine  Einheit  bildeten,  so  konnte  dieselbe  Sache  nacheinander  an 
mehreren  Dingstätten  verhandelt  werden. 

»  Vgl.  SoHM  393  ff.  430  f.     Waitz  2,  2  S.  140. 

^0  Vgl.  SoHM  273  ff. 

"  Erstes  Kapitular  Karls  die&  Großen  von  769—770,  c.  12  (Bobetius  1,  46): 
üt  ad  medium  venire  nemo  iardety  primum  circa  aestatem^  sccundo  circa  autumnum, 
ad  oMa  vero  plaeita,  si  necessitaa  fuerit  vel  dentmeiaiio  regis  urgeatj  vocatus  venire 
nemo  tardet    Vgl.  Sohm  397  f. 

'*  So  wenigstens  in  der  karolingischen  Zeit    Vgl.  Sohm  437  f. 

"  Vgl.  Sohm  413  f.  418.    427  ff.    Lex  Kibuaria  50,  1.    Form.  Andec.  81—33. 

"  Vgl.  Sohm  374  f. 

"  Vgl.  Sohm  373  f.  Waitz  2,  2  S.  166  f.  Im  weiteren  Sinne  diente  der 
Rachinburgentitel  zur  Bezeichnung  solcher  Personen,  welche  die  zn  einem  Kachin- 
burgen  erforderlichen  Eigenschaften  besaßen.    Vgl.  Bhxtnneb  2,  220. 
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ein  amtliches  Organ  des  Gerichts  war  er  nicht.  Dagegen  kannte  das 
ribuarische  fiecht  eigene  Gerichtsurkunden  {mdicia),  die  von  einem  am 
Gericht  angestellten  Schreiber,  unter  eigener  Verantwortlichkeit  für  den 
Inhalt,  geschrieben  und  im  Streitfall  von  ihm  und  den  unterschriebenen 
Zeugen  beeidigt  wurden.  Unter  Karl  dem  Großen  wurde  diese  Einrich- 
tung auch  auf  die  westfrankischen  und  alamannischen  Gerichte  aus- 
gedehnt, die  Gerichtsschreiber  wurden  zu  verfassungsmäßigen  Organen  der 
ordentlichen  Gerichte,  deren  Anwesenheit  zwar  nicht  zur  vollständigen 
Besetzung  des  Gerichts,  wohl  aber  zur  ordnungsmäßigen  Beurkundung 
der  Gerichtsverhandlungen  erforderlich  war". 

Die  grundlegenden  Neuerungen  Karls  des  Großen  bezogen  sich 
teils  auf  die  bessere  Sicherung  der  Bechtspflege,  teils  auf  die  Entlastung 
der  Gerichtsgemeinden  und  den  Schutz  derselben  gegen  willkürliche  Be- 
drückungen der  Grafen.  Dem  ersten  Zweck  diente  die  Einführung  fester 
Schöffenkollegien  an  Stelle  der  bisher  nur  für  jede  einzelne  Sitzung  ge- 
bildeten Bachinburgenausschüsse.  Die  Schöffen  {scabiniy^  wurden  von 
den  Grafen  oder  Königsboten  aus  den  angeseheneren  Dingpflichtigen, 
also  den  größeren  Grundbesitzern  oder  Yassallen,  und  zwar  unter  Mit- 
wirkung der  Gerichtsgemeinde,  ernannt  und  auf  ihr  Amt  {minüterium) 
vereidigt  ^^    Wenn  nicht  eine  Amtsentsetzung  notwendig  wurde,  beklei- 


"  Vgl.  Bbunner,  RG.  2,  185  ff.;  Zur  RG.  der  Urkunde  285  ff  244;  Gerichts- 
zeugnis und  fränk.  Eönigsurkunde  (Festgaben  für  Heffter,  1873)  144  ff.  Bresslau, 
Urkundenbeweis  und  Urkundenschreiber  im  älteren  deutsch.  Hecht,  FDG.  26,  1  ff.; 
Urkundenlehre  1,  444  ff.  480  ff.  Bbthm ann  -  Hollwbg  ,  a.  a.  0.  2,  30  f.  Zeumer, 
N.  Archiv  8,  475  f.  Böhm,  in  den  Noten  zur  L.  Rib.  59,  2—7:  66,  1;  88  (MG. 
Leg.  5),  entgegen  seiner  fräheren  Auffassung,  Reichs-  und  Gerichtsverf.  526  ff. 
SicKEL,  Beitr.  z,  deutsch.  Verf.-Gesch.  (s.  S.  125)  469  f.  Die  Gerichtschreiber 
{eaneeäariiy  notarii,  ammanuensea)  wurden  durch  die  Grafen,  spfiter  durch  die 
Rönigsboten  (Cap.  miss.  von  803,  c.  8^  Boretius  l,  115)  ernannt.  Ihr  Amt  er- 
streckte sich  auf  die  ganze  Grafschaft,  auch  Verhandlungen  auswärtiger  Gerichte, 
die  Grundstücke  aus  ihrem  Amtsbezirk  betrafen,  konnten  sie  beurkunden.  Es  ge- 
nügte, wenn  die  Gerichtsurkunde  die  eigenhändige  firmatio  und  subscriptio  des 
Gerichtschreibers  trug.  Oft  begnügte  er  sich  mit  einer  an  Ort  und  Stelle  auf- 
genommenen kurzen  Notiz  („Imbreviatur^^),  meistens  auf  der  Rückseite  des  für  die 
Reinschrift  bestimmten  Pergamentes  CDorsualschrift^'),  auf  Grund  deren  er  später 
die  Reinschrift  anfertigen  ließ.  Bei  den  Baiern,  Sachsen,  Thüringern  und  Friesen 
haben  die  ständigen  Gerichtschreiber  wohl  keinen  Eingang  gefunden;  etwa  erfor- 
derliche Schreiber  wurden  bei  den  Baiem  für  jede  Sitzung  besonders  bestellt  (itMsi), 
VgL  Brünnbb,  Zur  RG.  d.  Urkunde  251  f. 

^'  Über  die  Ableitung  des  Namens  (von  afränk.  scapan,  got.  gaskapjany 
schaffen)  vgl.  Geudi,  RA.  775  f.  Waitz  4,  389  ff.  v.  Amira*  153.  157.  Hermann, 
Schöffengericht  163  ff.  Andere  Bezeichnungen  waren  iudices^  auditareSy  iuridid, 
l^um  doctores,  legis  laiores.  Vgl.  Waitz  4,  391.  Steinmeteb  u.  Sibvers  1,  541. 
In  Westfranken  blieb  die  alte  Benennung  Rachinburgen  für  die  Schöffen  noch  lange 
in  Grebranch,  der  beste  Beweis  für  die  Entwickelung  [der  letzteren  aus  den  ersteren. 
Vgl.  SoHx  883  ff. 

1^  Vgl.  CtLp.  miss.  von  809  c.  22  (§  19,  n.  6).  Cap.  miss.  Worm.  von  829  c.  2 
(Borbtiub-Kbausb  2,  15):  UH  missi  nostri,  ubicuniqtte  malos  seabinos  invemant, 
eicia/ni,  et  toHus  poptUi  conseTMu  in  looum  eorum  bonos   eligant    et  cum   electi 


Digitized  by 


Google 


170  Die  fränkische  Zeit 

deten  sie  ihre  Stellung  auf  Lebenszeit  ^^  Die  Schöffen  waren  zunächst 
Hundertschaftschöffen,  konnten  aber  im  Fall  des  Bedürfnisses  auch  in 
anderen  Gerichten  der  Grafschaft^  unter  Umständen  selbst  in  auswärtigen 
Grafschaften  zugezogen  werden  ^^«  Die  zur  ordnungsmäßigen  Besetzung 
der  Gerichte  erforderliche  Zahl  von  sieben  Schöffen  ^i  brauchte  demnach 
nicht  in  jeder  Hundertschaft  vorhanden  zu  sein;  in  der  Regel  scheint 
die  Grafschaft  nur  zwölf  besessen  zu  haben  ^^ 

Die  allgemeine  Dingpflicht  wurde  von  Karl  auf  die  echten  Dinge 
beschränkt;  zum  gebotenen  Ding  sollten  von  den  Grafen  und  Centenaren 
fortan  nur  die  Schöffen  und  die  Parteien  sowie  die  geladenen  Zeugen 
entboten  werden  2^.  Das  echte  Ding  blieb  Grafengericht  (später  „Land- 
gericht'^  und  VoUgericht,  das  gebotene  Ding  {minus  placiium)  war  fortan 
regelmäßig  Centenargericht  und  Schöffengericht.  Im  echten  Ding  konnte 
nur  der  Graf  oder  ein  Delegierter  [missus)  des  Grafen  das  Richteramt 
führen'^;  gegen  Ende  unserer  Periode  kamen,  namentlich  in  Westfranken, 
auch  schon  ständige  Substituten  {vicedomini,  vicecomites)  vor  2*.  Da  der 
Graf  nur  der  Diener  des  Königs  war,  so  konnte  dieser  jederzeit  persönlich 


fuerint,  iurare  faciant,  ut  sdenter  iniuste  iudicare  non  deheant.  Unfähig  zum 
Süköffenamt  waren  rechtlose  Leute.    Vgl.  Sohm  354.  358  f.  376  ff. 

*»  Vgl.  Anm.  18.     Sohm  377  ff.     Waitz  4,  394. 

*<>  Vgl.  Sohm  448  ff.  Waitz  4,  395.  529  nimmt  an,  daß  die  Schöffen  Graf- 
schaf tschöffen  gewesen  seien.  In  Italien  gab  es  außer  den  Grafschaftschöffen  auch 
solche,  die  von  vornherein  für  das  ganze  Reich  bestimmt  waren;  sie  wurden  un- 
mittelbar vom  König  ernannt  und  hießen  kaiserliche  oder  königliche  Schöffen, 
Pfalzschöffen.    Vgl.  Sohm  382  n.  447  f. 

"  Vgl.  Sohm  450  f.  Waitz  4,  897.  Capitulare  missorum  von  803,  c.  20 
(BoRBTius  1,  116):  üt  nuUus  ad  plaetium  harmiatur^nisi  qui  causam  suam  quaerere 
(tut  st  alter  ei  quaerere  debet,  exceptis  scabineis  scptenij  qui  ad  omnia  placita  prae- 
esse  debent. 

••  Vgl.  Sohm  452.     Beünnbb  2,  224. 

^  Ludwigs  Capitulare  missorum  von  819,  c.  14  (Bobetius  1,  290):  DeplaciHs 
siquidem^  qtios  liberi  homines  observare  debent  y  constitutio  genitoris  nostri  peniius 
observanda  atque  t&ienda  est,  ut  videlicet  in  anno  tria  solummodo  genercUia  placiia 
observent,  et  malus  eos  amplius  placita  observare  compellat,  nisi  forte  quilibet  aut 
accusatus  fuerit  aut  alium  aocusaverit  aut  ad  testimonium  perhibendum  vocaius 
fuerit  Ad  caetera  veroj  quae  centenarii  tenentj  non  alius  venire  iubeatur,  nisi  qui 
aut  litigat  aut  iudicat  aut  testificatur.  Vgl.  Pippins  Capitulare  Italicum  v.  801 — 810, 
c.  14  (Bobetius  1,  210).  Sohm  375.  398  ff.  Waitz  4,  383.  Die  Befugnis,  die  Ding- 
pflichtigen außerhalb  des  echten  Dinges  zu  Versammlungen  zu  entbieten,  war  seit- 
dem ein  dem  Könige  und  den  Eönigsboten  vorbehaltenes  Recht  (denuneiatio  regis). 
Vgl.  Sohm  287.  387. 

**  Vgl.  Sohm  401  ff.  508—513.  Daß  der  Vikar  als  ständiger  Vorsitzender  des 
Schöffengerichts  doch  nur  der  regelmäßige  Vertreter  des  Grafen,  der  Graf  aber 
auch  hier  der  eigentliche  Träger  der  Gerichtsbarkeit  war,  ergiebt  sich  aus  Form. 
Merkel.  51.  Vgl.  Sohm  411  ff.  Durch  die  Anwesenheit  des  Grafen  wurde  die  Amts- 
gewalt des  Vikars  oder  Schultheißen  (Anm.  29)  niedergelegt  Auf  diese  Weise 
mögen  sich  die  bei  Waitz  4,  371  erwähnten  Grafendinge  mit  vierzehnnächtigen 
Fristen  erklären.    Vgl.  Sohm  404.     Sickbl,  Beitr.  z.  deutsch.  VG.  475.  486. 

"  Vgl.  S.  130.    Sohm  513—525.    Waitz. 4,  400 ff. 
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oder  durch  einen  BeYollmächtigten  an  Stelle  des  Grafen  den  Vorsitz  über- 
nehmen.   Dieselbe  Befugnis  hatten  die  Eönigsboten. 

Die  sachliche  Zuständigkeit  des  Grafengerichts  als  echtes  Ding  {mcdlus 
legitimus j  m.  publicus,  placüum  legitmum,  pL  pvhlicum^  commune  pLj 
generale  pl,  concihum)  wurde  gegenüber  dem  SchöflFengericht  als  dem 
gebotenen  Ding  genau  abgegrenzt  Dem  ersteren  blieben  alle  Strafeachen 
die  an  das  Leben  gingen,  sowie  die  Prozesse  um  Freiheit  und  Eigen  vor- 
behalten; die  Zuständigkeit  des  Schöffengerichts  beschrankte  sich  auf 
Prozesse  um  Schuld  (d.  h.  Bußklagen  und  bürgerliche  Klagen  auf  eine 
Geldleistung)  und  fahrende  Habe,  als  die  minderwertigen  Vermögens- 
objekte, sowie  auf  Zwischentermine  in  Prozessen  die  vor  dem  Grafending 
schwebten*®. 

Das  echte  Ding  fand  auch  nach  der  Gerichtsorganisation  Karls  des  Großen 
regelmäßig  alle  sechs  Wochen,  mit  Abwechselung  unter  den  einzelnen 
Hundertschaften,  statt '^  Hatten  die  Grafen  bis  dahin  das  Recht  gehabt, 
in  jeder  Hundertschaft  außer  den  zwei  echten  Dingen  noch  gebotene 
Vollgerichte  in  beliebiger  Zahl  anzuordnen,  so  sollten  fortan  in  jeder 
Hundertschaft  höchstens  drei  Vollgerichte  stattfinden*®,  vielleicht  weil  es 
damals  schon  manche  Grafschaften  mit  nur  drei  Hundertschaften  gab,  in 
denen  sich  bei  Festhaltung  der  früheren  Zweizahl  die  gesetzliche  Anzahl 
von  8  bis  9  echten  Dingen  nicht  erreichen  ließ.  Die  Dingpflicht  im 
echten  Ding  erstreckte  sich  auf  den  Schultheißen,  der  als  Urteilsvollstrecker 
anwesend  sein  mußte**,    sowie  auf  alle   mündigen   Freien,   die  in   der 


^  Capitulare  de  iustitiis  faciendis  von  811—813,  c.  4  (Boretius  1,  176):  Ut 
nuUus  homo  in  plaeito  centenarii  neque  ad  mortem  neque  ad  libertatem  sttam  amit- 
tendam  aut  ad  res  reddendas  vel  mandpia  iudiectur,  sed  ista  auf  in  praeseniia 
eomiüs  vel  misaorum  noatrorum  iudicentur.  Aachener  Capitulare  misfioram  von 
810,  1,  c.  3  (ebd.  153):  Ut  ante  vicarium  et  eentenarium  de  proprietate  aut  liber- 
täte  iudicium  non  terminetur  aut  adquiratur,  nisi  semper  in  praeeentta  missorum 
imperiaJiwn  aut  in  praeseniia  comitum.  Capitulare  Italicum  von  801—810,  c.  14 
(ebd.  ],  210):  Ut  ante  vicarios  nulla  eriminalis  actio  diffiniaiur,  nisi  tantum  le- 
tiores  eausas,  quae  facile  possunt  diiudicari;  et  nuüus  in  eorum  iudicio  aliquis  in 
serviHo  hommem  conquirat,  sed  per  fidem  remittantur  usque  in  praesentiam  comitis. 
Vgl.  SoHX  419  ff.  426.  Waitz4,  379  f.  Nissl,  Gerichtsstand  des  Cierus  143  ff. 
177  ff.  182ff. 

«^  Vgl.  SoHM  275  ff.  432  f. 

«•  Vgl.  Anm.  23.  37.  Sohm  398  ff.  435.  Waitz  4,  368  f.  Hatte  eine  Graf- 
schaft vier  oder  mehr  Hundertschaften,  so  daß  in  den  letzteren  nicht  mehr  als 
zwei  echte  Dinge  abgehalten  werden  konnten,  so  blieb  dem  Grafen  unbenommen, 
noch  ein  drittes  Vollgericht  als  gebotenes  Ding  anzusetzen.  Vgl.  Brumnbr  2,  222. 
Jedes  £chteding  dauerte,  wie  schon  unter  den  Merowingem,  drei  Tage.  Vgl. 
Sohm  363  ff.  Das  dafür  später  eingeführte  Afterding  war  der  karolingischen  Ge- 
richtsverfassung noch  unbekannt  Vgl.  Sohm  439  f.  Auch  zum  Echteding  mußten 
die  Dingpflichtigen  jedesmal  entboten  werden  (daher  hotdin-g),  da  nur  die  jährliche 
Zahl  der  echten  Dinge  und  ungefähr  die  Zeit,  aber  nicht  der  einzelne  Tag  fest- 
stand.    Vgl.  Sohm  368.     Waitz  4,  372. 

'*  Vgl.  Sohm  236.  406  f.  Die  Ämter  des  Schultheißen  oder  Vikars  und  des 
Centenars  waren  seit  der  Karolingerzeit  meistens  in  derselben  Hand  vereinigt 
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Hundertschaft  wohnten  oder  begütert  waren  3^.  Reichte  die  Zahl  der 
Schöffen  nicht  aus,  so  war  der  Graf  berechtigt,  Schöffen  aus  anderen 
Gerichten  seiner  Grafschaft  zu  entbieten.  Wie  früher  die  Rachinburgen, 
so  hatten  auch  die  Schöffen  nur  den  Urteils  Vorschlag;  zu  einer  Abstinunung 
der  Gerichtsgemeinde  kam  es  aber  wohl  nur,  wenn  einer  aus  derselben 
ein  Gegenurteil  gefunden  hatte;  in  anderen  Fällen  galt  die  widerspruchs- 
lose Entgegennahme  des  Schöffenurteils  als  stillschweigende  YoUbort^^ 
Im  gebotenen  Ding,  das  alle  14  Nächte,  und  zwar  in  der  Regel  nur  in 
dem  Hauptort  der  Grafschaft,  als  bloßes  Schöffengericht  zusammentrat^^, 
lag  die  Urteilsprechung  ganz  in  den  Händen  der  Schöffen.  Die  Thätig- 
keit  des  Richters  bestand  in  der  Leitung  der  Yerhandlungen,  der  An- 
ordnung der  Urteilsvollstreckung  und  der  Gerichtspolizei  zur  Wahrung 
der  Dingpflicht  und  des  Dingfriedens  ^^.  Eine  Einwirkung  auf  das  Urteil 
stand  ihm  insofern  zu,  als  er  für  die  Gesetzmäßigkeit  desselben  zu  sorgen 
und  demgemäß  das  Rechtsgebot  zu  verweigern  hatte,  wenn  er  von  der 
Rechtswidrigkeit  eines  Urteils  überzeugt  war^. 

Außer  den  regelmäßigen  Gerichten  kannte  schon  die  Merowingerzeit 
in  Fällen,  wo  ein  Verbrecher  auf  handhafter  That  ergriffen  war,  das 
Notgericht  am  Orte  der  That^^  Jeder  Dingpflichtige,  der  das  Gerüft 
schreien  hörte,  mußte  ihm  bei  Strafe  Folge  leisten  3®.  Der  Verbrecher 
wurde  sofort  abgeurteilt  und  gerichtet.  Das  Verfahren  war  ein  summa- 
risches. Richter  war  der  Graf  oder  statt  seiner  der  Centenar  (Vikar). 
Die  Wahl  eines  Notricht^rs,  wenn  beide  abwesend  waren,  scheint  erst 
später  aufgekommen  zu  sein. 

Die  Gerichtsreform  Karls  des  Großen,  die  man  als  den  geschichtlichen 
Ausgangspunkt  für  die  heutigen  Land-  und  Amtsgerichte  betrachten  muß, 
ist  wohl  im  wesentlichen  durch  einen  einheitlichen  organisatorischen  Akt 
erfolgt.    Das  Gesetz  selbst  ist  verloren  gegangen  ^^,  die  Zeit  der  Reform 


•0  Vgl.  SoHM  S85  ff.  389.  843  f.  346  ff. 

"*  Vgl.  SoHM  380  f.  386.  ViOLLBT,  a.  a.  0.  1,  309.  Sickbl,  Gott.  gel.  Anz. 
1896,  S.  290  f. 

"'  Vgl.  SoHK  437.  448  f.  Auch  das  Schöffengericht  jeder  einzelnen  Hundert- 
schaft war  für  die  ganze  Grafschaft  zuständig.    Vgl.  Sohm  446. 

*'  Der  Wahrung  des  Dingfriedens  sollte  auch  das  Verbot  des  Waffentragens 
in  den  Oerichtsversammlungen  dienen.  Vgl.  Sohm  106.  WArrz  4,  388.  437.  Die 
Höhe  des  richterlichen  Bannes  war  verschieden.  Die  Königsboten  richteten  unter 
Königsbann.    Über  den  Grafenbann  vgl.  S.  129. 

•*  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  162  f.  4,  402.  420  f.  Bbüknee  2,  225.  Siokel,  Gott 
gel.  Anz.  1896,  S.  291. 

■^  Vgl.  Decr.  Childeb.  II  von  595,  c.  8  (Bobetius  1,  17).  Form.  Turon.  20 
(RoziÄRB,  Nr.  491).    Sohm  440  f. 

"«  Lex.  Franc.  Cham.  37.  Vgl.  S.  37  n.  77  f.  88.  Decr.  Childeb.  II  von  595,  c.  9 
(BoBETiüs  1,  17)  bestraft  den  Ungehorsam  gegen  den  Richter  bei  der  Festnahme 
oder  Verfolgung  eines  Missethäters  mit  dem  Königsbann. 

'^  Der  Übergangszeit  gehört  ein  erst  durch  Bobetius  (Capitularia  1,  214,  c.  4) 
bekannt  gemachtes  Bruchstück  eines  Kapitulars  an,  das  die  Dingpflicht  in  den 
gebotenen  Gerichten  bereits  auf  die  „maiores   natu^*   beschränkt:     Et  centenarü 
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läßt  sich  aber  mit  ziemlicher  Sicherheit  bestimmen,  da  ein  um  769  ab- 
gefaßtes Gesetz  Karls  (Anm.  11)  noch  an  den  alten  Zustanden  festhält, 
während  in  zwei  vor  775  entstandenen  Formelsammlungen  bereits  Schöffen 
erwähnt  werden  ^^  Die  Änderung  hat  demnach  wohl  zwischen  769  und 
775  stattgefunden»». 

Die  fränkische  Gehchtsverfassung,  die  sich  in  allmählicher  Fortbildung 
aus  der  salischen  Gerichtsverfassung  entwickelt  hatte,  war,  wenn  auch 
mit  gewissen  tTbergangen  und  kleinen  Abweichungen,  für  die  römischen 
Provinzialen  schon  früh  an  die  Stelle  der  römischen  Einrichtungen  ge- 
treten*^. Im  Laufe  der  Zeit  war  sie  auch  in  Südfrankreich,  unter  Ver- 
drängung der  burgundischen  und  gotischen  Gerichtsverfassung  mit  ihrem 
selbsturteilenden  Richter,  zur  ausschließlichen  Herrschaft  gelangt*^ 

Bei  den  Sachsen  hat  Karl  sofort  nach  der  Eroberung  die  frän- 
kische Grafschaftsverfassung  eingeführt  und  den  Grafen  die  Verwaltung 
der  Gerichtsbarkeit  übertragen.  In  wichtigeren  Angelegenheiten  {cansae 
maiares)  durften  sie  bei  Eönigsbann,  in  geringeren  bei  15  Schillingsbann 
gebieten  (S.  130).  Von  der  Einrichtung  der  Gerichte  {secularia  placita, 
canventus  et  placüa  puhlicoy  placita  cammuma)  erfahren  wir  zunächst  nur, 
daß  sie  für  Edeie,  Freie  und  Liten  gleichmäßig  zuständig  waren,  daß  sie, 
von  dringenden  Fällen  abgesehen,  nicht  bü  Sonn-  oder  Feiertagen  ab- 
gehalten werden  sollten,  und  daß  das  Urteil  von  der  Gerichtsgemeinde 


generalem  pladtum  frequentiua  non  hahearU  propter  pauperes.  sed  cum  iüos,  super 
quo8  elamani  iniuste  paMentes^  et  cum  maioribus  natu  ht  testimoniis  necessariis 
frequenter  pladttmi  teneant;  ut  hi  pauperes^  qui  nullam  causam  ibidem  non  habeant, 
non  cogantur  in  pladtum  venire,  nisi  bis  aut  ter  in  anno. 

»8  Form.  Bignon.  7  (6).    Form.  Merkel.  32  (33).     Roziäee,  Nr.  460. 

"  In  anderer  Anwendung  (für  loci  servatores)  erscheint  das  Wort  scahinus 
in  Italien,  wenn  nicht  eine  Entstellung  vorliegt,  schon  zur  Zeit  der  fränkischen 
Eroberungen.  Vgl.-  Ficksr,  Forschungen  3,  207  f.  Vor  Karl  dem  Großen  finden 
sich  nirgends  Schöffen  erwähnt.  Vgl.  Fickeb,  a.  a.  0.  207  n.  Saviony,  a.  a.  0. 
7,  5  ff.  Waitz  4,  389.  Die  erste  urkundliche  Erwähnung  begegnet  780  und  781. 
Vgl.  Fickbb  208  ff.     SoHM  388  ff.     Saviont  1,  289  n.     Waftz  4,  390. 

^  VgL  SoHM  155  ff.  229  f.  Waitz  2,  2  S.  143  f.  In  der  Bretagne  erhielten 
neb  während  der  Merowingerzeit  die  keltischen  Einrichtungen  (vgl.  So  hm  158,  n.  66), 
die  karolingische  Gerichtsverfassung  wurde  dann  aber  auch  hier  eiDgefuhrt.  Vgl. 
Waitz  4,  404.  Schon  eine  Urkunde  von  797  (Cartulaire  de  Redon  Nr.  191)  erwähnt 
sechs  Schöffen. 

**  VgL  SoHM,  Beichs-  u.  Gerichtsverfassung  157|;  Fränkisches  Becht  u.  römi- 
sches Becht  28  ff.  Nur  der  gotische  Gerichtsbiittel  (sagioy  sajo)  blieb  bestehen, 
während  das  fränkische  Becht  die  Bütteldienste  von  Dienern  des  Grafen,  die  außer- 
halb der  öffentlichen  Grerichtsverfassung  standen,  besorgen  ließ.  Vgl.  Anm.  6. 
Dahk,  Könige  3,  119.  180.  6,  136.  354.  Waitz  4,  410.  Sohm  536.  Bethmann- 
HoLLWEO,  a.  a.  0.  1,  195.  283.  Gaudbnzi,  Un  antica  compilazione  di  diritto  118  ff. 
Gbimm,  BA.  756.  Über  den  sagio  »  Folger  vgl.  Köoel,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt. 
83,  18  ff.  Er  vergleicht  lat.  sociuSf  as.  segg  =  vir  (ursprünglich  Gefolgsmann,  wie 
noch  die  ags.  Formel  seegas  and  gesutas).  Ursprünglich  waren  die  Sagionen  eben 
Gefolgsmannen,  die  aber  seit  Theoderich  d.  Gr.  bei  dqn  Ostgoten  und  später  auch 
bei  deö  Westgoten  mit  Vorliebe  als  Exekutivbeamte  verwendet  wurden.  Vgl. 
ZsüMEB,  N.  Arch.  28,  87  f.  102. 
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selbst  gesprochen  wurde  ^'.  Es  scheint  demnach  im  8.  Jahrhandert  noch 
keine  Schöffen  bei  den  Sachsen  gegeben  zu  haben.  Dagegen  ergiebt  sich 
aus  den  späteren  sächsischen  Einrichtungen  hinsichtlich  des  echten  Dinges 
die  völlige  Übereinstimmung  mit  der  fränkischen  Gerichtsverfassung, 
wobei  der  sächsische  Gau  {go)  die  Stelle  der  fränkischen  Hundertschaft 
einnahm  *^  Aber  während  bei  den  Franken  seit  den  Karolingern  mit 
wenigen  Ausnahmen  eine  Verschmelzung  des  Schultheißenamtes  mit  dem 
des  Gentenars  eingetreten  war,  hatte  der  dem  fränkischen  Centenar  ent- 
sprechende sächsische  Gograf  mit  der  Urteilsvollstreckung  nichts  zu  thun 
und  im  Landgericht  des  Grafen  war  daher  für  ihn  kein  Tlatz.  Der  Go- 
graf wurde  von'  der  Gerichtsgemeinde  des  Goes  gewählt;  seine  Aufgabe 
beschränkte  sich  auf  die  Abhaltung  des  Niedergerichts  {goding)  als  ge- 
botenes Ding,  aber  als  Vollgericht  ohne  Schöffen.  Der  ordentliche  Voll- 
streckungsbeamte der  Grafechaft  war  der  Pronbote,  über  diesem  aber 
stand^  abgesehen  von  den  Westfalen,  noch  ein  höherer  Beamter,  der  bei 
den  Nordsachsen  Oberbote  {overbode),  bei  den  Ostfalen  und  den  in  der 
Gerichtsverfassung  mit  ihnen  übereinstimmenden  Thüringern  „Schultheiß" 
genannt  wurde.  Derselbe  hatte  den  Beisitz  neben  dem  Grafen;  an  ihn 
richtete  der  Graf  die  Hegungsfragen  und  bei  Behinderung  des  Grafen 
fiel  ihm  der  stellvertretende  Vorsitz  zu.  Er  war  ein  vornehmer  Herr, 
der  dem  Landesadel  angehören  mußte.  Ob  es  sich  bei  dieser  Abweichung 
von  der  fränkischen  Ordnung  um  die  Einfügung  eines  altsächsichen  Amtes 
in  die'  karolingische  Gerichtsorganisation  oder  um  eine  dem  Amt  des 
vicecomes  verwandte  Neubildung  oder  um  eine  Portbildung  des  fränkischen 
Schultheißenamtes  handelte,  muß  dahingestellt  bleiben. 

Auf  einem  anderen  Boden  bewegte  sich  die  Abweichung  der  frie- 
sischen Gerichtsverfassung^^  Der  ordentliche  Gerichtssprengel  des  Grafen 
war  der  Gau,  der  zwar  seine  Unterbezirke  {bau,  bifang)  nach  Art  der  säch- 
sischen Goe  und  der  fränkischen  Hundertschaften  (regelmäßig  vier)  hatte, 
aber  einzig  mit  der  Bestimmung  als  Niedergerichtssprengel,  während  das 
Landgericht  des  Grafen  ausschließlich  Gaugericht  war.  Jeder  dieser  Unter- 
bezirke hatte  seinen  Schulzen,  Banner  oder  Fronen  {skeltata,  schelta,  ban, 
frana\  der  zugleich  Richter  im  Niedergericht  und  Vollstreckungsbeamter 
im  Landgericht  war,  also  durchaus  dem  an  die  Stelle  des  Gentenars  ge- 
tretenen karolingischen  Schultheißen  entsprach;  ihm  gebührte  gegebenen- 
falls auch  die  Vertretung  des  Grafen  im  Landgericht  Die  Schöffen  Verfassung 


*^  Capitulare  Sazonicum  von  797,  c.  4.  8.    Capitulatio  de  pari.  Saz.  c.  18.  34. 

*•  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels,  ZRG.  18,  1  ff.;  Der 
ostfalische  Schaltheiß  und  der  holsteinische  Overbode,  ebd.  20,  1  ff.  £cksrt,  Der 
Fronbote  im  Mittelalter  nach  dem  Sachsenspiegel,  1897. 

**  Gegenüber  den  früheren  unrichtigen  Auffassungen  vgl.  Heck,  Die  altfrie- 
sische Gerichtsverfassung,  1894.  Dazu  His,  ZRG.  29,  217  ff.  Seerp-Gratama,  Gott 
gel.  Anz.  1895,  S.  842  ff.  Fockema  Andreae,  Museum  1895.  K.  Lehmann,  Er. 
VJSchr.  38,  11  ff.  Die  filteren  Ansichten  insbesondere  bei  v.  Richtuofen,  Alt- 
fries. WB.  609  ff.;  Untersuchungen  über  fi-ies.  RG.  2,  456  ff.  Schröder,  ZRG.  17, 
221  ff.  und  in  den  beiden  ersten  Auflagen  dieses  Lehrbuches. 
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war  dem  friesischen  Bechte  fremd;  erst  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
wurde  sie  in  Nordholland  (im  Rijnland  sogar  erst  im  16.  Jahrhundert) 
eingeführt.  Die  Urteilsfindung  lag  ausschließlich  in  den  Händen  der  vom 
Volke  gewählten  Asegen^^,  wenn  auch  anzunehmen  ist,  daß  diese  zunächst 
nur  den  Urteilsvorschlag  hatten,  der  noch  der  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Vollbort  des  Dingvolkes  bedurfte*®. 

Bei  den  Alamannen  und  Baiern  hatte  der  Bechtsprecher  {isago, 
esagarej  iudex)  während  des  8.  und  im  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  seine 
Stellung  im  wesentlichen,  allerdings  mit  Unterordnung  unter  den  Grafen, 
behauptet  *^  Der  alamannische  Bechtsprecher  erscheint  als  der  von  der 
Gerichtsgemeinde  erwählte  Centenar  oder  Hunne,  während  der  baierische 
iudex  ein  Gaubeamter  war.  Seit  dem  9.  Jahrhundert  hat  die  fränkische 
Gerichtsverfassung  bei  den  Alamannen  im  wesentlichen  den  Sieg  davon- 
getragen; dagegen  gab  es  bei  den  Baiem  auch  im  Mittelalter  im  allgemeinen 
nur  Grafschaftsgerichte,  bei  denen  statt  der  Schöffen  ein  wohl  vom  Bichter 
in  jedem  einzelnen  Fall  ernannter  Ausschuß  den  Urteilsvorschlag  hatte  *^. 

2.  Das  Königsgericht**.  Der  fränkische  König,  in  dessen  Person 
im  wesentlichen  die  Bedeutung  der  alten  Landesgemeinde  aufgegangen  war, 
war  auch  als  Träger  der  Gerichtshoheit  an  die  Stelle  der  letzteren  getreten 
(S.  112)  und  übte  demgemäß  gleich  dieser  neben  und  über  den  ordent- 
lichen Gerichten  eine  außerordentliche  Gerichtsbarkeit  aus.  Dieselbe  war 
wie  alle  extraordinariae  cognitiones  eine  Gerichtsbarkeit  nach  Amtsrecht 
und  an  die  strengen  Vorschriften  des  Volksrechts  nicht  gebunden;  man 
verfuhr  und  entschied  nach  den  Normen,  die  der  König  sich  selbst 
gegeben  hatte,  und   darüber  hinaus  nach  Becht  und  Billigkeit  ^^.    Be- 


^^  VgJ.  S.  44.  Im  Mittelalter  acheint  jeder  Schulzenaprengel  drei  Asegen  ge- 
habt za  haben,  was  aber  ebenso  wie  die  Ausbildung  der  untersten  Gerichtssprengel, 
durch  die  die  Schulzengerichte  zu  Mittelgerichten  wurden,  erst  auf  späterer  £nt- 
wickelung  beruhen  dürfte. 

*•  Der  Annahme  Hbck's,  daß  die  Urteile  der  Asegen  der  Folge  der  Gerichts- 
gemeinde überhaupt  nicht  bedurft  hätten,  kann  ich  nicht  beistimmen;  es  wird  aber 
genügt  haben,  wenn  kein  Widerspruch  erhoben  wurde. 

*»  Vgl.  ScHBÖDKR,  ZRG.  17,  224  ff.  Besbleb,  ebd.  9,  244  ff.  Merkel,  ebd. 
1,  131  ff-  Waitz  2,  2  S.  148—158.  4,  407.  W.  Sickel,  Beitr.  z.  deutsch.  VG. 
507  ff.  514  f. 

^  YgL  Bbünner  2,  219  f.  224.  Sohm,  Reichs-  u.  GerichtsTerfassung  160.  366; 
Fränkisches  Recht  u.  rom.  Recht  17  f.  25.  Beseleb,  ZRG.  9,  255  ff.  Waitz  4,  404  f. 
In  den  missatischen  Gerichten  wurde  auch  in  Baiem  das  Urteil  von  Schöffen  ge- 
sprochen. 

*•  Vgl.  BRnNKEB.  RG.  2,  132  ff.  Waitz  2,  2  S.  183—198,  396  n.  1.  4,  473  ff. 
y.  Bbthmakn- Hollweg  1,  435  ff.  2,  18  f.  28  f.  A.  Pernice,  De  comitibus  palatii, 
1863.  Brauchet,  a.  a.  0.  47  ff.  827  ff.  Sohm  bei  Wetzell,  a.  a.  0.  343  ff.  v.  Ahuia, 
Grundriß'  158  f.  Ficker,  Forschungen  3,  222  ff.  BARCHBwrrz,  Das  Königsgericht 
z.  Z.  der  Merowinger  u.  EaroUnger  (Hist.  Stud.  V.  1882). 

**  Vgl.  8.  112.  Die  ordentlichen  Gerichte  hatten  nur  nach  Volksrecht  und 
nicht  nach  Billigkeit  zu  entscheiden.  Vgl.  Cap.  miss.  von  802,  c.  26  (Boretiüs  1, 
96):    Ut  iudiees  secundum  scriptam  legem  iusle  iudicmty  non  »eeimdum  arbitrium 
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stimmte  Dingstatten  bestanden  fQr  das  Königsgericht  nichts  es  konnte 
an  jedem  Ort,  wo  der  König  sich  gerade  aufhielt,  abgehalten  werden 
(wir  wissen  von  solchen  Gerichten  auf  der  Heerfahrt  und  selbst  auf  der 
Jagd)^^,  aber  die  Hegel  war  die  Abhaltung  am  Königshof,  in  einer  der 
Pfalzen  [palatia  regis)^  unter  den  Merowingem  gewöhnlich  auf  den 
steinernen  StaJEfeln  (Terrassen)  an  den  Burgeingangen.  Das  Königsgericht 
war  daher  in  der  Regel  Hofgericht,  Pfalzgericht,  Staffelgericht  ^=^.  Die 
Merowinger  pflegten  mit  Vorliebe  zu  Anfang  jedes  Monats,  immer  mit 
dreitägiger  Dauer,  die  Karolinger  allwöchentlich  Gericht  abzuhalten  *^^ 

Als  Beisitzer  pflegte  der  König  in  erster  Reihe  Mitglieder  seines 
Hofes  beizuziehen,  er  hatte  aber  auch  in  dieser  Beziehung  volle  Freiheit,  zu- 
weilen wurde  der  ganze  Reichstag,  in  Fällen  von  politischer  Bedeutung  selbst 
das  versammelte  Heer  zur  Mitwirkung  aufgerufen^*.  Die  einzige  Schranke 
bestand  wohl  darin,  daß  geringe  oder  verrufene  Personen  ausgeschlossen 
waren,  möglichst  auf  Standes-  und  Stammesgleichheit  zwischen  den 
Urteilern  und  dem  Beklagten  gesehen  wurde  und,  dem  allgemeinen 
fränkischen  Brauche  entsprechend,  mindestens  sieben  Urteiler  anwesend 
sein  mußten*^*'.  Der  Hausmeier  scheint  vor  der  amulfingischen  Zeit 
dem  Hofgericht  ferngeblieben  zu  sein;  er  wird  erst  seit  697  regelmäßig 
unter  den  Beisitzern,  später  auch  wiederholt  als  Vorsitzender  an  Stelle 
des  Königs  genannt '^^.  Ein  unentbehrliches  Mitglied  des  Hofgerichts  war 
der  Pfalzgraf  (S.  139),  dessen  Aufgabe  in  der  merowingischen  Zeit  in  dem 
testimoniare  bestand,  während  er  schon  unter  den  amulfingischen  Haus- 
meiern Vorstand  einer  eigenen  Hofgerichtskanzlei  wurde  ^^  Eine  weitere 
Veränderung  in  der  Stellung  des  Pfalzgrafen  ergab  sich  aus  der  Be- 
seitigung des  Hausmeieramtes  seit  der  Krönung  Pippins,  indem  der  seit 
Karl  Martell  vom  Majordomus  ausgeübte  stellvertretende  Vorsitz  im  Hof- 
gericht auf  den  Pfalzgrafen  übergingt®.  Außerdem  war  dieser,  wahr- 
scheinlich in  Anknüpfung  an   eine  schon  unter  den  Merowingem  herr- 


**  Vgl.  Waitz  4,  491. 

"  Vgl.  ZRG.  20,  24  f.    Waitz  2,  2  S.  194. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  194  f.  4,  489  ff.  .  Gegen  Annahme  regelmässiger  Ge- 
richtstage Dahn,  Könige  7,  3  S.  48  f. 

**  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  184.  4,  406  ff.  Seit  Karl  wurden  in  Fällen,  wo  es  be- 
sonders auf  Becbtskenntnis  ankam,  zahlreiche  Schöffen  zugezogen.  Vgl.  ebd.  493 
n.  4.  In  Italien  Terwendete  man  dazu  besonders  die  königlichen  oder  Pfalzschöffen 
(vgl.  Anm.  20).  Un technisch  wurden  auch  die  Beisitzer  des  Hofgerichts  als  Schöffen 
bezeichnet 

"  Über  die  Siebenzahl  vgl.  Grimm,  KA.  777.    Waitz  4,  397. 

*«  Vgl.  Zetjmeb,  Neues  Archiv  6,  29  ff.  10,  383  ff.    Waitz  2,  2  S.  191. 

*'  Vgl.  Zeümer,  a.  a.  0.  6,  20.  Noch  das  letzte  von  einem  Merowinger  ab- 
gehaltene Königsgericht  von  726  (MG.  Dipl.  imp.  Nr.  94)  zeigt  den  Pfalzgrafen  ganz 
in  seiner  früheren  Stellung.  Die  Einfuhrung  der  Hofgerichtskanzlei  beruhte  auf 
dem  Einfluß  des  austrasischen  Gerichtschreiberwesens  (S.  169). 

^»  Vgl.  Dahk,  Könige  7,  2  S.  229.  Beispiel  eines  Pfalzgrafengerichts  von 
791  bei  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1887,  8.  819. 
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sehende  Übung,  der  ständige  Referent  des  Hofgerichts  ^®,  zu  dessen  Ob- 
liegenheiten es  auch  gehörte,  den  Parteien  die  von  ihnen  beim  König 
ausgewirkten  gerichtlichen  Mandate  {indicuU  regales)  auszuhändigen  ^^ 
Da  der  König  nur  noch  in  wichtigeren  Angelegenheiten  den  Vorsitz  über- 
nahm, die  regelmäßigen  Sitzungen  des  Hofgerichts  dagegen  dem  Pfalz- 
grafen überließ ^^,  so  war  es  Aufgabe  des  letzteren,  an  den  alle  Einlaufe 
zuerst  gelangten,  die  für  den  König  selbst  geeigneten  Sachen  aus  den 
übrigen  auszuscheiden  ^^  Die  Annahme,  daß  der  König  die  an  das  Hof- 
gericht gebrachten  Sachen  auch  aus  eigener  Machtvollkommenheit  habe 
erledigen  können,  ist  unhaltbar;  vorgekommen  ist  dies-  nur  bei  reinen 
Verwaltungssachen,  die  der  König  zuweilen  auf  einfachen  Vortrag  des 
Pfalzgrafen  sofort  entschied  oder  einem  Delegierten  {misstis)  zu  weiterer 
Behandlung  überwies  ^^  Bei  Rechtssachen  wurde  ganz  wie  in  den  ordent- 
lichen Gerichten  mit  Frage  und  Urteil  verfahren  ®*.  Das  Hofgericht  war, 
wenn  auch  nicht  in  seiner  rechtlichen  Grundlage,  so  doch  in  der  that- 
sachlichen  Gestaltung  ein  wirkliches  Gericht^^ 

Die  Zuständigkeit  des  Königsgerichts  war  an  sich  unbeschränkt;  der 
König  konnte  alle  noch  nicht  durch  rechtskräftiges  Urteil  erledigten 
Streitsachen  zu  seiner  Entscheidung  ziehen  ®®,  alle  beliebigen  Akte  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  seiner  Gegenwart  vornehmen  lassen.  Zu 
den  vorbehaltenen  Sachen  des  Hofgerichts  gehörte  der  Ausspruch  der 
Beichsacht  über  den  Rechtsverweigerer  %  der  Zweikampf  mit  der  WaflFe, 
die  Verhängung  von  Todesurteilen  über  freie  Franken,  die  Freilassung 
durch  Schatzwurf,  unter  den  Karolingern  besonders  auch  die  Klage  wegen 
Heerflüchtigkeit,  Verweigerung  des  Unterthaneneides,  Nichtachtung  könig- 


*»  Vgl.  Peknice,  a.  a.  0.  31  ff.  34  f.     Waitz  4,  485  ff. 

•°  Vgl.  Brünnee,  Entstehung  der  Schwurgerichte  76  f. 

«*  Vgl.  Waitz  4,  487.    Hinkmar,  De  ordine  palatii  c.  19. 

^^  Über  die  Angabe  Hinkmars,  daß  diese  Ausscheidung  hinsichtlich  der  geist- 
lichen Sachen  dem  Hofkapellan  (aproerisiaritis)  obgelegen  habe,  vgl.  S.  140. 
Pebkioe  37  f.  Waitz  4,  489.  Daß  der  König  selbst  Partei  war,  stand  seinem 
richterlichen  Vorsitz  nicht  im  Wege.    Vgl.  MG.  Dipl.  imp.  Nr.  16. 

^  Vgl.  Brdknbr  2,  184.    Betbmank-Hollweg  1,  488.     Waitz  4,  484.  496. 

•*  Vgl.  Waitz  4,  493  ff.  498  f. 

^  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  188,  der  insbcEondere  gegen  Sohm  auf  Lex  Salica  46,  2 
aufmerksam  macht,  wo  das  Königsgericht  als  mallus  ante  regem  {ante  teoda)  dem 
echten  Ding  als  l^itimus  mallus  publieus  ante  thunginum  entgegengesetzt  wird. 
In  den  Capitula  de  causis  diversis  c.  1  (Boretius  1,  135)  verweist  Karl  die  Grafen 
wegen  ihrer  richterlichen  Aufgaben  auf  das  Vorbild  des  Königsgerichts. 

*•  Über  das  Verfahren  in  £vokations8achen  vgl.  Brünner  2,  137.  Die  Urteile 
des  Hofgerichts  selbst  unterlagen  keiner  unbedingten  Rechtskraft.  Eine  im  Hof- 
geriebt  bereits  abgeurteilte  Sache  konnte  wieder  aufgenommen  und  wiederholt  hier 
entschieden  werden.    Vgl.  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  4. 

*'  Vgl.  Lex  Salica  56,  2.  Sohm  98.  162.  Erst  unter  den  Karolingern  ist  die 
Grafenacht  (die  spätere  Verfestung)  neben  die  Reichsacht  getreten.  Soweit  die 
Acht  noch  den  Charakter  unmittelbarer  Strafe  hatte  (S.  75  ff.),  konnte  sie  auch 
nach  salischem  Recht  von  dem  ordentlichen  Richter  verhängt  werden.  So  dürften 
sich  die  Einwendungen  Frbnsdorff's  (Recht  u.  Rede  481  ff.)  gegen  Sohm  erledigen. 
B.  ScmöDBB,  Deutsche  BechtsgeschlcbteL    4.  Aufl.  12 
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lieher  Banngebote,  Amtsvergehen.  Prozesse  der  Großen  untereinander 
sollten  nach  Vorschrift  Karls  des  Großen  nur  im  Hofgericht  unter  dem 
persönlichen  Vorsitz  des  Königs  entschieden  werden,  doch  wurden  bürger- 
liche Streitsachen  derselben  oft  auch  vor  den  ordentlichen  Gerichten  ver- 
handelt*^. Fiskalsachen  konnten  an  sich  auch  von  den  ordentlichen  Ge- 
richten entschieden  werden,  die  Vorteile  des  Billigkeitsgerichtshofes  gaben 
aber  den  Vertretern  des  Mskus  in  den  meisten  Fällen  Anlaß,  von  dem 
in  solchen  Fällen  erlaubten  Reklamationsrecht  Gebrauch  zu  machen  und 
die  Sache  noch  vor  dem  Urteil  an  das  Königsgericht  zu  ziehen*®.  Das- 
selbe Reklamationsrecht  stand  den  in  den  Königsschutz  aufgenommenen 
Personen  zu^®,  ebenso  fand  es  bei  Prozessen  um  königliche  Benefizien 
Anwendung,  die  dieselben  Vorrechte  wie  die  unmittelbaren  Krongüter  ge- 
nossen ^^  Unter  den  Karolingern  fahrte  der  regelmäßige  Gebrauch  des 
Reklamationsrechts  bei  Prozessen  lun  königliche  Güter  zu  einem  privile- 
gierten Gerichtsstand  derselben  im  Königsgericht  ^*.  Im  übrigen  wurde 
der  Belästigung  des  Hofgerichts  mit  allen  möglichen  Rechtshändeln  seit 
Pippin  dadurch  ein  Ziel  gesetzt,  daß,  ohne  die  Freiheit  des  Königs  selbst 
zu  beschränken,  außer  den  hervorgehobenen  Fällen  die  Anrufung  seines 
Gerichtes  auf  die  Fälle  der  Rechtsverweigerung  und  Urteiischelte  be- 
schränkt wurde  ^^ 

Königsgerichte  waren  auch  die  Gerichte  der  Königsboten,  die  als 
Delegierte  des  Königs  mit  dem  Recht  des  königlichen  Bannes  ausgestattet 
und  kraft  der  ihnen  übertragenen  Gerichtsgewalt  nicht  an  den  Formalis- 
mus des  volksrechtlichen  Verfahrens  gebunden  waren  ^*.  Auch  das  missa- 
tische  Gericht  war  demnach  ein  Billigkeitsgericht.  Häufig  wurden  die 
Königsboten  seitens  des  Königs  in  Sachen,  die  an  das  Hofgericht  ge- 
kommen waren,  mit  Inquisitionsmandaten,  nicht  selten  auch  mit  der 
Entscheidung  beauftragte^ 

An  die  Organisation  des  Königsbotenamtes  wurde  von  Karl  dem 
Großen  eine  andere,  für  die  spätere  Verfassungsentwickelung  bedeutend 
gewordene  Einrichtung  geknüpft,  indem  die  Königsboten  die  Grafen  ihres 


^  BoBETiüs,  Capitularia  1,  17ö,  c.  2.     Waitz  4,  481  f. 

**  Vgl.  Brumner,  Entstehung  der  Schwurgerichte  71  f.;  Zeugen-  u.  Inquisitions- 
beweis 43  f.  58  ff. 

'«  VglBRUNNBR,  Zeugen- u.  Inqn.-Beweis  51  f.  55  ff.  Sohm  130  f.  166  f.  Waite 
2,  2  S.  190.  Auch  in  dem  Prozeß  gegen  Injuriosus  (Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  7,  28) 
handelte  es  sich  augenscheinlich  um  eine  i*eclamatio  ad  regis  definitivam  sententiam. 
Die  Kläger  waren  Schutzjuden.  Das  auf  Beinigungseid  lautende  erste  Urteil  hatte 
wohl  noch  keine  Vollbort  erhalten.  Übrigens  hat  Brukngr,  a.  a.  0.  55  f.  bewiesen, 
daß  auch  Eeklamationen  nach  dem  Urteil  nicht  ausgeschlossen  waren. 

''  Vgl.  BauNNER,  Zeugen-  und  Ipquisitionsbeweis  78  f. 

•>*  Vgl.  ebd.  59  ff. 

"  Vgl.  Brunner,  a.  a.  O.  52  ff.  Kapitular  Pippins  von  754—755,  c.  7  (Bore- 
Tius  1,  32).  Gap.  miss.  von  803,  c.  4  (ebd.  115);  von  805,  2,  c.  8  (ebd.  128).  Capi- 
tulare  Baiuuaricum  c.  7  (ebd.  159).    Capitulare  Mäntuanum  c.  2  (ebd.  190). 

"  Vgl.  S.  186.     Sohm  489  ff.     Waitz  4,  413  ff.    Brunnbr,  BG.  2,  193  f. 

^^  Vgl.  Brunner,  Zeugen-  u.  Inquis.-Beweis  115  ff.    Waitz  4,  41  Anm.  4. 
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Sprengeis  anweisen  mußten,  sich  während  der  von  der  missatischen  Amts- 
waltung  freien  Monate  zu  gemeinsamen  Landfriedensgerichten  (com- 
muTÜa  placita)  zu  vereinigen^®. 

Dem  königlichen  Hofgericht  durchaus  nachgebildet  waren  die  herzog- 
lichen Hofgerichte  zur  Zeit  des  Stammesherzogtums ^^ 

3.  Grundherrliche  und  Immunitäts-Gerichte^®.  Die  unbe- 
grenzte Strafgewalt  der  Leibherren  über  ihre  unfreien  Leut«  dauerte  in 
alter  Weise  fort^^  Ihre  einzige  Schranke  bildeten,  außer  kirchlichen  Vor- 
schriften die  den  Mißbrauch  mit  Eirchenbußen  bedrohten,  das  eigene 
Interesse  der  Herren  und  die  gute  Sitte.  Verbrechen  unfreier  Hofgenossen 
gegeneinander  oder  gegen  den  Herrn  blieben  seitens  der  staatlichen 
Gerichte  ungeahndet  ®^  Für  Vergehen  seiner  Leute  gegen  Dritte  haftete 
der  Herr  ursprünglich  unbedingt,  nur  allmählich  machte  sich  zu  seinen 
Gunsten  die  Berücksichtigung  des  verbrecherischen  Willens  geltend,  so 
daß  er  sich  durch  den  Nachweis  der  eigenen  Unschuld  freimachen  konnte, 
wenn  er  den  Angeschuldigten  an  das  Gericht  auslieferte  ^^  Bei  öffentlichen 
Verbrechen  war  der  Herr  unmittelbar  zur  Auslieferung  verpflichtet,  während 
er  in  anderen  Fällen  die  Wahl  hatte,  ob  er  ausliefern  oder,  nach  eigener 
außergerichtlicher  Untersuchung  des  Falles,  die  Verantwortung  für  den 
Angeschuldigten  übernehmen  wollte.  Bechtsverletzungen,  die  seinen  Eigen- 
leuten widerfahren  waren,  verfolgte  der  Herr  wie  ein  ihm  selbst  wider- 
fahrenes Unrecht  Streitigkeiten  seiner  Leute  untereinander  schlichtete 
er  nach  freiem  Ermessen.    Erst  dadurch,  daß  die  Grundherren  über  ihre 


'•  Vgl.  Capitulare  de  iustitiis  faciendis  von  811—813,  c.  12  (Boretius  1,  177). 
Waitz  4,  411  ff.  SoHM,  486,  macht  darauf  aufmerksam,  daß  derartige  Zusammen- 
künfte (im  Anschluß  an  die  Provinzialkonzilien)  schon  unter  den  Merowingem  vor- 
kamen.    Vgl.  Gregor.  Hist  Franc.  10,  8. 

"  Vgl.  S.  134.     Waitz  2,  2  S.  369  f. 

"Vgl.  Brünner,  RG.  2,  275  ff.  298  ff.  308.  Waitz  2,  2  S.  168.  376  ff, 
4,  447  ff.  463.  L.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Fronhöfe  1.  Th.  Sickbl,  Beiträge 
«ur  Diplomatik  5,  337  ff.  359  f.  (Wiener  SB.  49).  W.  Sickel,  Zum  Ursprung  des 
mittelalterlichen  Staates,  Mitteil.  d.  österr.  Inst,  £rg.-Bd.  2,  6 ff.;  Westd.  Zeitschr. 
16,  58  ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1886,  S.  564  ff.;  1887,  S.  819  ff.;  1896,  S.  294.  G.  Meybr, 
Gerichtsbarkeit  über  Unfreie  und  Hintersassen,  ZRG.  15,  83  ff.  16,  102  ff.  Beaüchbt, 
a.  a.  O.  74  ff.  418  ff.  Flach,  Origines  1,  114  ff.  Cohn  ,  Justizverweigerung  92  ff. 
Bbthmank-Hollweo  1,  441  f.  2,  39  ff.  54  f.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  243  ff.  Sohm  bei 
Wetzbll,  a.  a.  0.  359  ff.  Pardbssus,  Loi  Salique  583  ff.  Lönino,  Gesch.  d.  deutsch. 
Kirebenrechts  2,  731  ff.  Beaudoüin,  Etüde  sur  les  origines  du  regime  feodal 
(s.  S.  158)  39  ff.  56  ff.  V.  Wickede,  Die  Vogtei  in  den  geistl.  Stiftern  des  fränk. 
Reiches,  Leipz.  Dias.  1886.     Moktao,  Geschichte  der  Staatsbürger!.  Freiheit,  1812. 

'•  Vgl.  8.  46.  Jastrow,  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  bei  Deutschen 
und  Angelsachsen,  1878  (Gierke,  Untersuchungen  2).     Beaüdouin,  a.  a.  0.  25  ff. 

••  Vgl.  Borbtius,  Capitularia  1,  184,  c.  7.  c.  9.  Nur  Tötung  des  Herrn  war 
in  einigen  Volksrechten  mit  öffentlicher  Strafe  bedroht. 

"  Vgl.  S.  46.  Brüxnbr,  RG.  2,  277  ff.  Lex  Salica  40.  Lex  Ribuaria  30. 
58,  20.  BoRETitJS,  Capitularia  1,  5,  c.  5.  6,  c.  11,  c.  12.  17,  c.  10,  c.  13.  23,  c.  22. 
181^  c.  7,  c.  9. 
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Eigenleute  regelmäßig  nicht  selbst  zu  Gericht  saßen,  sondern  in  erster 
Reihe  ihre  Meier  [villici)  oder  Gutsvögte  damit  beauftragten,  wurde  der 
Grund  zur  Ausbildung  bestimmter  hofrechtlicher  Normen  gelegt  ®^ 

Personen  die  sich  in  dem  Munt  oder  obsequium  eines  anderen  be- 
fanden, insbesondere  Hörige  sowie  freie  Yassen  und  Gasinden,  konnten 
bei  Rechtsverletzungen,  die  ihnen  widerfuhren,  von  ihrem  Schutzherm 
durch  Klage  vor  Gericht  vertreten  werden.  Darauf  bezog  sich  die  Be- 
zeichnung der  Muntleute  als  sperantes  ihres  Schutzherrn.  Andererseits 
waren  Beschwerden  Dritter  über  sie  unbedingt  gegen  den  Schutzherrn 
einzuklagen,  der,  ganz  wie  der  Leibherr  bei  seineu  Eigenleuten,  bei  öffent- 
lichen Verbrechen  schlechthin  zur  Auslieferung  des  Angeschuldigten  an 
das  Gericht  verbunden  war,  in  anderen  Fällen  zwischen  Auslieferung  und 
persönlicher  Verantwortung  die  Wahl  hatte.  Um  sich  entscheiden  zu 
können,  mußte  der  Herr  selbst  eine  Voruntersuchung  veranstalten,  die 
oft  genug  zu  außergerichtlicher  Erledigung  des  Streitfalles  im  Wege  des 
Vergleiches  geführt  haben  mag.  Kamen  dabei  ursprünglich  nur  solche 
Personen  in  Betracht^  die  sich  durch  ausdrückliche  Kommendation  in  den 
Schutz  des  Herrn  begeben  hatten  und  an  seinem  Hofe  lebten,  so  dehnte 
sich  die  grundherrliche  Schutzgewalt  in  der  Karolingerzeit  schlechthin 
auf  alle  freien  Hintersassen,  soweit  sie  Nebenhöfe  des  Haupthofes  be- 
wohnten, aus,  so  daß  auch  sie  nur  durch  Vermittelung  ihres  Grund- 
herrn vor  das  öffentliche  Gericht  gefordert  werden  durften.  Die  An- 
fange für  die  Ausbildung  einer  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  waren 
damit  gegeben,  zum  Abschluß  ist  sie  aber  erst  in  der  folgenden  Periode 
gekommen  ®^ 

Gegenüber  den  früher  sehr  geteilten  Meinungen  über  die  Gerichts- 
barkeit in  den  Immunitaten  (§  27)  ergiebt  sich  aus  dem  Pariser  Edikt 
von  614  die  volle  Stetigkeit  der  Entwickelung  von  da  bis  in  die  Karolinger- 
zeit®*.   Die  Dingpflicht  der  Hintersassen  im  echten  Ding  des  Grafen  be- 


**  Vgl.  Capitulare  de  villia  c.  29,  56,  57  (Bobetitts  1,  85.  88).     Bruknee  2,  279. 

*'  Ein  altfränkisches  Wort  für  Antwort  und  Verantwortung  war  mithiOf 
7nitthio,  später  mitio.  Dem  Vertretungsrecht  des  Schutzherm  bei  Klagen  seiner 
sperantes  entsprach  seine  Verantwortungspflicht  (niiihio  redebere)  gegenüber  Dritten, 
die  gegen  die  Muntleute  zu  klagen  hatten.  In  abgeleitetem  Sinne  ward  das  Wort 
mithio  später  auch  auf  die  Gesamtheit  derer,  für  die  der  Herr  die  Verantwortung 
hatte,  und  sodann  weiter  auf  den  von  ihnen  bewohnten  räumlichen  Bereich  aus- 
gedehnt. Vgl.  auch  Anm.  89.  Brunner,  Mithio  und  Sperantes  (Juristische  Ab- 
handlungen, Festgabe  für  Beseler,  1885).  van  Helten  §  180.  Auf  unrichtigen 
sprachlichen  Voraussetzungen  beruht  Hermann,  Noch  ein  Wort  über  Mithio,  1890. 

^  Für  Kriminalsachen  bestimmte  das  Edikt  (Boretixts,  Capitularia  1,  20  ff.): 
si  homines  ecclesiarum  aut  potentum  de  causis  criminalibus  fuerint  aecusati,  sollten 
die  herrschaftlichen  Beamten  (ogentes)  auf  Requisition  der  öffentlichen  Beamten 
den  Angeschuldigten  im  öffentlichen  Gericht  [m  audientia  publiea  foris  domus 
ipsoruni)  zur  Verantwortung  stellen  {ad  iustiHam  reddenda  praesentare),  wofern  die 
Sache  nicht  vorher  durch  sie  im  Wege  der  Sühne  beigelegt  wäre.  Die  Grund- 
herren hatten  daher  nur  das  Recht  einer  Sühn  ein  stanz;  war  der  Sühneversuch 
erfolglos,  so  konnte  die  verletzte  Partei  alsbald  vor  dem  Grafen  Klage  erheben 
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stand  noch  unter  Karl  dem  Großen  zu  Becht^^  Die  Zuständigkeit  des 
Grafengerichts  erstreckte  sich  voll  und  ganz  auch  auf  die  Immunitatsleute, 
nur  daß  Ladungen  und  Urteilsvollstreckungen  im  Wege  der  Requisition 
erfolgen  mußten  und  bei  peinlichen  Klagen  gegen  dieselben  zunächst  die 
herrschaftliche  Vermittelung  nachzusuchen  war®*.  In  Sachen  der  niederen 
Gerichtsbarkeit,  die  nach  der  Gerichtsorganisation  Karls  vor  das  Gericht 
des  Vikars  oder  Centenars  gehörten,  hatten  die  Hintersassen  nur  dann 
Recht  zu  geben  oder  zu  nehmen,  wenn  ihr  Gegner  außerhalb  der  Immu- 
nität stand  ®^  In  allen  Fällen,  wo  ein  Hintersasse  als  Partei  vor  dem 
öflfentlichen  Gericht  zu  thun  hatte,  erschien  er  im  Beistand  des  Immu- 
nitatsbeamten®®.  Dagegen  gehörten  alle  der  niederen  Gerichtsbarkeit  zu- 
gewiesenen Streitsachen  zwischen  Immunitätsinsassen  vor  das  Immunitäts- 
gericht®®.    Das   Immunitatsgericht   war   ein   patrimoniales   Niedergericht, 


und  der  Grundherr  mußte  den  Angeschuldigten  an  das  Grafengericht  ausliefern 
oder  seine  Verantwortung  selbst  übernehmen.  Zwischen  ImmunitHtsherren  und 
Grundherren  ohne  Immunität  wurde  insoweit  nicht  unterschieden.  In  Sachen  der 
niederen  Gerichtsbarkeit  hatten  die  Immunitätsherren  bei  Händeln  ihrer  Schutz^ 
befohlenen  und  Hintersassen  mit  Dritten  nur  einen  Mitvorsitz  neben  dem  iudex 
publicus  im  ö£Fentlichen  Gericht  {tn  audientia  pttblica)  zu  beanspruchen  (c.  5,  c.  7), 
w&hrend  ihnen  im  übrigen,  also  bei  Händeln  ihrer  Leute  untereinander,  die  ihnen 
von  den  früheren  Königen  pro  pace  atque  disciplina  facienda  eingeräumten  Rechte 
(d.  b.  die  niedere  Gerichtsbarkeit)  bestätigt  wurden  (c.  14). 

»»  Vgl.  SoHM  346  ff. 

^  Vgl.  BoRETiüs,  Capitularia  1,  48,  c.  9.  181,  c.  5.  196,  c.  5  (in  Verbindung 
mit  c.  1).  321,  c.  3.  Beünneb,  ZEG.  16,  224.  Waitz  4,  450  ff.  454  f.  464. 
Vgl.  Anm.  87. 

•^  Den  in  seinem  Reiche  angesiedelten  Spaniern  bewilligte  Ludwig  durch 
die  Constitutio  de  Hispanis  von  815  (Boretius  1,  261)  eine  der  Immunität  nach- 
gebildete gerichtliche  Exemtion  (vgl.  Waitz  4,  458) :  in  maioribus  eausis  sollte  der 
Spanier  ötets  vor  dem  Grafen  zu  Recht  stehen,  ebenso  behielt  er  den  öffentlichen 
Gerichtsstand  in  allen  Sachen  (also  auch  der  niederen  Gerichtsbarkeit)  unde-  * 
cunque  a  ineino  suo  auf  criminaliter  aui  dviliter  fuerit  acettsatus  et  ad  placitum 
venire  iuasus.  Die  Exemtion  beschränkte  sich  demnach  auf  die  der  niederen  Ge- 
richtsbarkeit angohörigen  Händel  der  Spanier  untereinander.  —  Nach  Lex  Ribuaria 
58,  21  kam  bei  Streitigkeiten  der  homines  regit  und  ecclesiastici  unter  sich  die 
siebennächtige  Frist  des  Immunitätsgerichts,  bei  Streitigkeiten  mit  Dritten  die 
vierzehnnächtige  Gerichtsfrist  des  gebotenen  Dinges,  also  des  öffentlichen  Gerichts, 
zur  Anwendung.  Auch  L.  Rib.  58,  19  weist  auf  den  Öffentlichen  Gerichtsstand 
der  Hintersassen  hin. 

^  Vgl.  WArrz  4,  451.  Der  Beistand  der  Immunitätsbeamten  war  wohl  eine 
Abschwächung  des  von  Chlothar  II.  bewilligten  Mitvorsitzes  (Anm.  84). 

^  Die  Lex  Ribuaria  bestimmte  über  die  tabularii  (58,  1):  non  aliubi  qtmm 
ad  eeclesiam,  übt  relaxati  sunty  medium  teneant  Die  sonstigen  Bestimmungen  des 
Gesetzes  (vgl.  Anm.  87)  ergeben,  daß  es  sich  hier  nur  um  Rechtshändel  innerhalb 
der  Immunität  handelte.  Vgl.  ZRG.  20,  22  ff.  und  die  dort  angeführten  Arbeiten 
von  SoHM,  £.  LöNiMG  und  Roth,  sodann  Anm.  84  und  Boretius  1,  32,  c.  7.  87,  c.  25. 
51,  c.  21.  192,  c.  7.  262,  c.  2,  c.  3.  Gegenüber  der  neuesten  Ausgabe  des  Edikts 
von  614  hat  auch  SoHif  seinen  früheren  Widerspruch  gegen  die  Annahme  eigent- 
licher Immunitätsgerichte  aufgegeben.  Vgl.  Deutsche  Litt-Zeitnng  1882,  Sp.  793; 
Reichs-  und  Gerichtsverfassung  346  ff.    Brukher,   Mithio  16  ff.    Letzterer  macht 
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der  Immunitätsbeamte  {advocatus)  war  der  Centenar  des  Patrimoniai- 
gerichts®*^.  Sein  Gerichtssprengel  war  nicht  auf  eine  Hundertschaft  be- 
schränkt, er  konnte  sämtliche  Besitzungen  des  Immunitätsherrn  innerhalb 
der  Grafschaft  umfassen  ^^,  während  sich  die  Immunitätsgerichtsbarkeit 
der  Domänenamtmänner  (S.  197  f.)  seit  Karl  dem  Großen  regelmäßig  über 
den  ganzen  Fiskus,  ohne  Rücksicht  auf  die  Grafschaftsgrenzen,  erstreckte. 

Schon  unter  Karl  dem  Großen  wurde  die  Zuständigkeit  der  Immu- 
nitätsgerichte vereinzelt  auf  alle  Klagen  gegen  Hintersassen,  soweit  der 
Fall  dem  Gebiet  der  niederen  Gerichtsbarkeit  angehörte,  ausgedelmt'*. 
Zum  Teil  mögen  dabei  Verhältnisse  eingewirkt  haben,  wie  sie  sich  in 
einigen  westfränkischen  Gegenden  in  eigentümlicher  Umbildung  römischer 
Einrichtungen  erhalten  hatten,  auch  die  herrschaftliche  Sühneinstanz 
konnte  im  Laufe  der  Zeit  leicht  zu  einer  Erweiterung  der  Zuständigkeit 
der  Immunitiitsgerichte  Anlaß  geben®'. 

Auf  den  königlichen  Gütern  kam  dann  ganz  besonders  das  Bekla- 
mationsrecht  in  Betracht  Wie  das  letztere  in  manchen  Beziehungen  zu 
einem  privilegierten  Gerichtsstand  vor  dem  Königsgericht  geführt  hatt« 
(S.  178),  so  konnte  sich  für  die  Angelegenheiten  der  Kronbauem  leicht 
im  Wege  königlicher  Delegation  ein  ordentlicher  Gerichtsstand  vor  den 
Krongutsverwaltem  entwickeln.  Bestimmte  Zeugnisse  haben  wir  darüber 
nicht**.  Von  eigentlichen  Domänengerichten  statt  von  königlichen  Im- 
munitätsgerichten zu  reden,  liegt  kein  Grund  vor. 

4.  Die  kirchliche  Gerichtsbarkeit®^     Die  im  römischen  Reiche 


darauf  aufmerksam,  daß  auch  die  Verpfhchtung  der  Immunitätsinsassen,  sich  vor 
dem  Immunitötsgericht  zu  verantworten,  mit  mithio  bezeichnet  wurde. 

^  Vgl.  Waitz  4,  453.  467.  Giebke,  Genossenschaftsrecht  1,  134.  Für  Mfirkte 
innerhalb  der  Immunitäten  gab  es  seit  dem  9.  Jahrhundert  auch  besondere  Markt- 
richter.     Vgl.  §  26,  Anm.  27. 

»^  Vgl.  BoRETius  1,  23,  c.  19. 

w  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  377.    4,  451  f. 

w  Vgl.  Brunner  2,  201.  285  f.  300;  ZRG.  18.  73  flF.  (Forschungen  665  ff.). 
W.  SiCKEL,  Beitr.  z.  deutsch.  VG.  (S.  104)  534  ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1886,  S.  657. 
1896,  S.  292;  Westd.  Zeitschr.  15,  122  f.  16,  58  f.  Beaudouin,  Etüde  11  ff.  Viollet, 
Histoire  1,  314  ff.  Fustel  de  Coulanoes,  Monarchie  franqae  380  ff.  v.  BBTHifAKN- 
HoUiWEG,  Civil prozeß  3,  45.  108  ff.  In  Angers  war,  wie  Brdnner  wahrscheinlich 
gemacht  hat,  die  früher  von  dem  städtischen  Defensor  ausgeübte  niedere  Gerichts- 
barkeit auf  einen  bischöflichen  Beamten  übergegangen  (vgl.  Form.  Andec.  10.  11. 
18  f.  16.  24.  28  ff.  47),  doch  wird  diese  Annahme  mit  beachtenswerten  Gründen 
von  SicKEL  bestritten. 

^  Die  Bestimmungen  des  Capitulare  de  villis  c.  4,  c.  52  sind  nicht  klar. 

•*  Vgl.  NissL,  Gerichtsstand  des  Klerus  im  fränkischen  Reich,  1886.  Hik- 
BCHiüs,  Kirchenrecht  4,  849  ff.  5,  402  ff.;  Decretales  Pseudoisidorianae  pg.  222  sq. 
Brükner,  RG.  2,  314  ff.  319  ff.  Sohm,  Geistliche  Gerichtsbarkeit  im  funkischen 
Reich,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  9,  193  ff.;  Jenaer  Litter.-Zeitong  1879,  S.  171  f. 
£.  LöNiNG,  a.  a.  0.  2,  507  ff.  Waitz  2,  2  8.  168  f.  243  ff.  4,  439  ff.  Beauchet, 
a.  a.  0.  87  ff.  854  ff.  W.  Sickbl,  Gott  gel.  Anz.  1886,  8.  661  ff.  Dove,  De  iuris- 
dictionis  ecclesiasiasticae  apud  Germanos  Gallosque  progressu,  1855;  Zeitschr.  f. 
Kirchenrecht  4,  16  ff.;  in  Herzog's  Realencyklopädie  f.  Theologie  u.  Kirche  14,  119  f.; 
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nur  bedingt  anerkannte  Selbständigkeit  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in 
innerkirchlichen  Angelegenheiten  (Verwaltungssachen^  Amtsvergehen  der 
Greistlichen,  Kirchenzncht  über  Geistliche  und  Laien)  blieb  unter  den 
frankischen  Königen  unangetastet  ^^  Ausgeübt  wurde  diese  Gerichtsbar- 
keit seitens  dei*  Bischöfe  vornehmlich  auf  den  jährlichen  Yisitationsreisen, 
indem  sie  in  den  einzelnen  Pfarreien  vor  der  dazu  entbotenen  Gemeinde 
den  Send  (synodus)  abhielten.  Die  Ausbildung  eigentlicher  Sendgerichte 
mit  Rügezeugen  und  einer  aktiven  Beteiligung  der  Gemeinde  bei  der 
Ermittelung  von  Vergehen  fällt  erst  in  die  folgende  Periode.  Die  schon 
von  König  Gunthram  angeordnete,  von  den  Karolingern  seit  Karlmann 
wiederholt  vorgeschriebene  Anwesenheit  des  Grafen  oder  Schultheißen  im 
Send  sollte  wohl  von  vornherein  nicht  bloß  der  Unterstützung,  sondern 
auch  der  Beaufsichtigung  des  Bischofs  und  dem  staatlichen  Interesse  an 
der  Verfolgung  der  Verbrechen  dienen  ®^ 

Die  wiederholten  Versuche  der  Kirche,  die  weltliche  Gerichtsbarkeit 
über  gewisse  Kreise  der  Laien  zu  erwerben,  hatten  nur  auf  dem  Gebiet 
der  Immunitaten  und  der  Freigelassenen  {tabularii)  einen  beschrankten 
Erfolg  •®.  Versuche  zu  einer  Ausdehnung  ihrer  Gerichtsbarkeit  in  objek- 
tiver  Beziehung  hat  die  Kirche  vor  Mitte  des  9.  Jahrhunderts,  der  Zeit 
der  großen  Fälschungen  des  Pseudoisidor  und  Benedictus  Levita,  über- 
haupt nicht  gemacht ^^.  Für  jetzt  kam  nur  die  Gerichtsbarkeit  über 
Geistliche  in  Frage. 

Während  des  ersten  Jahrhunderte  der  fränkischen  Herrschaft  hatten 
die  Geistlichen,  im  Anschluß  an  das  römische  Becht,  sich  hinsichtlich 
des  Gerichtsstandes  in  nichts  von  den  Laien  unterschieden;  aber  schon 
in  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  erhob  die  Kirche  mit  wachsen- 
der Entschiedenheit  den  Anspruch,  daß  ein  Laie  nicht  über  einen  Geist- 
lichen zu  Gericht  sitzen  dürfe.  Chlothar  IL  ging  auf  diese  zuletzt  von 
dem  Pariser  Konzil  von  614  formulierten  Ansprüche  nur  teilweise  ein^^^ 


in  Kichtbb's  Lehrb.  d.  Kirchenrcchte»  597  f.  711  ff.  Roth,  ZRG.  5,  6  f.  Wetzbll, 
Syst.  d.  Oivilprosesses^  884  ff.  Viollbt,  Histoire  1,  889  ff.  Glasson,  Histoire  8,  662  ff. 
Dahn,  Könige  7,  3  S.  270  ff.  8,  5  S.  326  ff. 

«•  Vgl.  LöHiKQ,  a,  a.  O.  2,  505  f. 

»'  Vgl.  BoBETiüB,  a.  a.  0.  1,  11.  25,  c.  5.  45,  c.  6.  74,  c.  6.  190,  c.  5.  326,  c.  1. 
Die  Hilfe  des  weltlichen  Arms  hatte  schon  das  Edikt  Gunthrams  von  585  (Bore- 
nus  1,  12)  versprochen:  Disiringat  legalis  uUio  iudieumj  quos  non  corrigii  cano- 
niea  praedicatio  sacerdotum.  Das  Decr.  Childeh.  IL  von  595  (ebd.  1,  15,  c.  2)  be- 
drohte hartnackigen  kirchlichen  Ungehorsam  mit  Verlust  der  königlichen  Gnade 
und  Entziehung  des  Vermögens  zu  Gunsten  der  Verwandten.  Entsprechende  karo- 
lingische  Bestimmungen  bei  Bobetiüs  1,  74,  c.  6.  826,  c.  1.   Vgl.  Nissl,  a.  a.  0.  85. 

»•  Vgl.  S.  180 ff.  SoHM,  a.  a.  O.  222  f.;  ZRG.  5,  438  f.  Brunner,  RG.  2,  283  f. 
Sghrödeb,  ZRG.  20,  24. 

»  Vgl.  SoHM,  a.  a,  0.  231—247. 

^^  Das  Konzil  hatte  beschlossen :  üt  nullus  iudicum  neque  presbyterum  nequs 
diaeonum  aut  derieum  aut  iuniorea  eccle»iae  sine  acientia  pontificis  per  se  distringat 
aui  condemnare  presumat  (MG.  Concilia  1,  187,  c.  6).  Bei  Strafe  des  Bannes  sollte 
also  jedem  weltlichen  Richter  verboten  sein,  von  sich  aus,  ohne  vorherige  Anzeige 
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Sein  Edikt  von  614  hat  das  Verhältnis  der  weltlichen  und  geistlichen 
Gerichtsbarkeit  in  einer  bis  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  grundlegend  ge- 
bliebenen Weise  neu  geordnet  ^^^ 

In  peinlichen  Sachen,  d.  h.  bei  todeswürdigen  Verbrechen,  hielt  der 
König  prinzipiell  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  aufrecht  Soweit  es  sich 
aber  um  Anklagen  gegen  Bischöfe  handelte,  behielt  es  bei  dem  schon 
bisher  üblich  gewesenen  Verfahren  sein  Bewenden:  der  König  hatte  das 
Recht  des  StrafangriflFs  und  der  Voruntersuchung,  soweit  er  eine  solche 
für  nötig  hielt;  sodann  berief  er  eine  Synode,  die  auf  die  Klage  des 
Königs  im  Depositionsverfahren  zu  entscheiden  hatte;  sprach  die  Synode 
den  Angeschuldigten  frei,  so  war  die  Sache  erledigt;  erkannte  sie  auf 
Deposition,  so  wurde  der  Angeklagte  dem  Königsgericht  zu  weltlicher 
Aburteilung  überwiesen  ^^2.  Der  übrige  Klerus  hatte  vor  614  in  Straf- 
sachen ausschließlich  vor  dem  weltlichen  Gericht  gestanden.  Aufrecht- 
erhalten blieb  dies  jetzt  nur  für  die  ordines  minores  mit  Einschluß  der 
Subdiakonen,  streitig  ob  überhaupt  oder  nur  für  die  Fälle  der  handhaften 
That  und  des  Geständnisses.  Für  Priester  und  Diakonen  dagegen  wurde 
das  Zugeständnis  gemacht,  daß  nach  beendigtem  Beweisverfahren  im  welt- 
lichen Gericht  zunächst  nicht  weiter  gegen  sie  vorgegangen,  sondern  das 
Ergebnis  des  vor  dem  zuständigen  Bischof  gegen  sie  anzustrengenden 
kirchlichen  Disziplinarverfahrens  abgewartet  werden  sollte.  Erst  nach 
Beendigung  dos  letzteren  kam  es  zur  Fällung  des  Strafurteils  im  welt- 
lichen Gericht. 

Da  bei  Immobiliarprozessen  gegen  Geistliche  die  Zuständigkeit  der 
weltlichen  Gerichte  gewahrt  blieb  ^®*  und  dasselbe  auch  bei  Preiheits-, 
überhaupt  bei  Prozessen  um  den  Personenstand  der  Fall  war^®*,  so  er- 


bei  dem  Bischof,  gegen  Geistliche  jegUcben  Grades  und  Muntleute  der  Kirche  einen 
prozessualischen  Zwang  auszuüben  oder  ein  Straf  urteil  über  sie  zu  sprechen. 

"*  Die  Hauptbestimmung  des  Edikts  (c.  4)  lautet:  üt  nulluni  iudicum  de 
qualehit  ordine  dereeus  de  civilibus  causis,  praeter  criminale  negucia,  per  se  distrin- 
gere  aut  damnare  praeaumat,  nisi  convineiiur  manefestus,  eoccepto  presbytero  aut 
diacono,  qui  canmoli  fuerint  de  crimine  capitaliy  iuzti  canones  disiringantur  et 
cum  ponteflcibus  examinentur.  Die  Worte  distringere  aut  damnare  praesumat 
stehen  für  distringere  praesutnat  aut  damnare  praesumat.  Die  Bestimmung  besagt : 
,,Kein  Kichter  soll  Geistliche  jeglichen  Grades  in  weltlichen  Sachen  (Brukmer, 
2,  829  n.  4),  mit  Ausnahme  der  peinlichen  Sachen,  selbständig  einem  prozessua- 
lischen Zwange  unterwerfen,  oder  ein  Strafurteil  über  sie  fällen,  wenn  sie  nicht 
durch  handhafte  That  überführt  sind,  ausgenommen  Priester  und  Diakonen.  Wer 
(von  diesen)  eines  Kapitalverbrechens  überführt  ist,  gegen  den  soll  nach  Maßgabe 
der  Kanones  verfahren  und  seine  Schuld  von  den  Bischöfen  untersucht  werden." 

"*  HiNscHiüs  hat  nachgewiesen,  daß  das  Edikt  von  614  weder  eine  Änderung 
in  der  Stellung  der  Bischöfe  noch  eine  Gleichstellung  der  Priestor  und  Diakonen 
mit  den  Bischöfen  angeordnet  hat. 

108  Ygi  Anm.  104,  110.  Über  die  Zuständigkeit  der  audientia  der  iudices 
pvhlici  bei  allen  re^  ecclesiarum  et  sa/ierdotum  Edikt  von  614  c.  14. 

^0*  Vgl.  N188L  179  ff.  Die  Cap.  leg.  add.  von  818—819,  c.  10  (Boretius  1,  283) 
fassen  die  civilrechtliche  Zuständigkeit  des  Grafengerichts  mit  den  Worten  vd  de 
statu  hominis  vd  de  possessione  cuiuslibd  zusammen.    Die  Zuständigkeit  über  Geist- 
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giebt  sich,  daß  Chlothar  IL  in  allem,  was  zur  Zuständigkeit  des  Grafen- 
gerichts  gehörte,  die  Ansprüche  der  Ejrche  zurückgewiesen  und  nur  durch 
die  Aufnahme  des  kirchlichen  Disziplinarverfahrens  in  den  Bahmen  des 
peinlichen  Prozesses  ein  Zugeständnis  gemacht  hat. 

Dagegen  wurde  die  niedere  Gerichtsbarkeit  {de  persona),  d.  h.  die 
Gerichtsbarkeit  bei  Klagen  um  Schuld,  über  Kleriker  jeglichen  Grades 
schlechthin  dem  bischöflichen  Gericht  überwiesen  ^®^,  dem  die  karolingische 
Gesetzgebung  das  Gericht  des  Metropoliten  als  Berufungsinstanz  über- 
ordnete ^"®.  Dies  bischöfliche  Schuldgericht  war  nicht,  wie  das  Disziplinar- 
gericht über  Geistliche,  ein  kirchliches  Korporationsgericht,  sondern  ein 
der  Verwaltung  des  Bischöfe  übergebenes,  nach  den  weltlichen  Gesetzen  zu 
handhabendes  öflFentliches  Gericht  ^®^,  dem  der  Graf  oder  Schultheiß  als  voll- 
ziehendes Organ  für  das  bischöfliche  Urteil  beizuwohnen  hatte  ^^^.  Das 
bischöfliche  Schuldgericht  stellte  sich  demnach  dem  Hundertschaftsgericht 
und  dem  Immunitätsgericht  gegenüber  und  unterschied  sich  von  dem  letzteren 
nur  dadurch,  daß  es  von  vornherein  nicht  auf  die  Eechtshändel  innerhalb  der 
Genossenschaft  beschränkt  war,  sondern  auch  auf  Schuldklagen  der  Laien 
gegen  Geistliche  Anwendung  fand.  Der  staatliche  Charakter  des  bischöf- 
lichen Schuldgerichts  zeigte  sich  auch  darin,  daß  es  gleich  dem  Hundert- 
schafts- und  dem  Immunitatsgericht  dem  Königsgericht  jederzeit  weichen 
mußte  1^«. 

Die  Einrichtungen  Chlothars  IL  sind  auch  in  der  karolingischen  Zeit 
dieselben  geblieben  und  haben  nur  darin  eine  Fortbildung  zu  Gunsten 
der  klerikalen  Forderungen  erfahren,  daß  für  Immobiliarprozesse  unter 
Geistlichen  ein  dem  Gerichtsverfahren  voraufgehender  Sühneversuch  vor 
dem  Bischof  angeordnet  wurde  ^^^  und  daß  man  den  Bischöfen  (in  Italien 


liehe,  aach  bei  Prozessen  von  Geistlichen  untereinander,  wird  besonders  hervor- 
gehoben.    Prozesse  de  possessione  oder  de  rebus  waren  Immobiliarprozesse. 

*•*  Dies  hat  Nissl  nachgewiesen,  dem  ich  nur  darin  nicht  beistimmen  kann, 
daß  Klagen  um  Schuld  lediglich  BnBklagen  gewesen  seien. 

»••  Vgl.  BORFTIUS  1,  74,  c.  6. 

"'  Vgl.  Nissl  226  ff.  229 

10»  Ygi,  Anm.  97.  Nissl  227  f.  Synodus  Francofurtensis  von  794,  c.  6  (Bore- 
Tiüs  1,  74):  Statutum  est  a  domno  rege  et  sancta  synodo,  ut  episeopi  tusHtias  faeiant 
in  suis  parroeehiis.  H  non  öboedierit  aliqua  persofia  episcopo  suo  de  abbaiibtis, 
presbiteris,  diocanibuSf  subdiaconibus ,  m<macfiis  et  oaeteris  elericis  tel  etiam  aUis 
in  eins  parroehiaj  venient  ad  metropolitanum  suum^  et  ille  diiudicet  cnttsam  cum 
suffraganeis  suis,  eomites  quoque  nostri  veniant  ad  iudicium  episcoporum,  et  st 
ali^id  estf  quod  episoopus  metropolitanum  non  possit  corrigere  vel  pacificare,  tunc 
tundem  veniant  accusatores  cum  accusatu  cum  litteris  metropolitano  ^  ut  sciamus 
teritatem  rei. 

*••  Vgl.  Nissl  216  ff.  226.  230  ff.  Wie  die  unmittelbar  staatlichen  Gerichte, 
80  wurde  auch  das  bischöfliche  Schuldgericht  durch  die  Anwesenheit  des  Königs 
oder  des  Königsboten  niedergelegt.  Das  Königsgericht  war  sowohl  konkurrierendes 
Gericht  als  auch  Berufungsgericht. 

"•  Vgl.  Nissl  174.  Capitulare  Mantuanum  II.  von  787,  c.  1  (Boretiüs  1,  196): 
Vohtmus  prknoj  ut  neque  abbates  et  presbiteri  neque  diaconi  et  subdiacmii  neque 
quisUbet  de  cleros  de  personis  suis  (d.  i.  de  causis  eivilibus)  ad  publica  vel  secu- 
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wohl  allen  Geistlichen)  als  Prozeßparteien  die  Vertretung  durch  den  Vogt 
der  Kirche  gestattete  ^^^.  Die  Dingpflieht  war  für  Geistliche  nicht  yer- 
bindlich,  obwohl  diese,  wenn  sie  an  den  Gerichtsverhandlungen  teilnahmen, 
den  übrigen  Gerichtsgenossen  gleichgeachtet  wurden"*.  Bei  Prozessen 
zwischen  Geistlichen  und  Laien  wurde  dem  Bischof  ein  Ehrenvorsitz  neben 
dem  Richter  eingeräumt  ^^^ 

§  26.    Das  Finanzwesen. 

Bbunmer,  RG.  2,  §§  68.  90.  Waitz  2«,  2  S.  246—836.  4",  3—175.  v.  Daihbls, 
Handbuch  1,  526  ff.  Heübler,  Institutionen  1,  §  63.  v.  Inaxa-Stebnbqg,  Wirt- 
schaftsgeschichte 1,  150  ff.  278  ff.  430  ff.  Fubtel  de  Coulanoes,  Monarchie  franque 
242  ff.  VioLLET,  Histoire  1,  318  ff.  Glasson,  Histoire  2,  358  ff.  480  ff.  v.  Sybbl, 
Entstehung  des  Königtums'  408  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  27  ff.  Roth, 
Beneficialwesen  85  ff.  Dahn,  Könige  7,  3  S.  76—181.  8,  4  S.  213  ff.  5  S.  1—142; 
DG.  1,  2  S.  687  ff.;  Zum  merow.  Finanzrecht,  i.  d.  Germanist.  Ahh.  f.  K.  Maurer 
S.  335  ff.  G.  L.  V.  Maurer,  Geschichte  der  Fronhöfe  1,  121  ff.  212  f.  229  ff. 
Falke,  Gesch.  d.  deutsch.  Zollwesens,  1869.  Wetzel,  Zollrecht  der  deutschen 
Könige,  1893  (Gibrke,  Unters.  43).  Rietschel,  Markt  u.  Stadt,  1897.  E.  Mater, 
Zoll,  Kaufmannschaft  u.  Markt  zwischen  Rhein  und  Loire  (Germanist  Abhand- 
lungen f.  K.  Maurer,  1893,  S.  377  ff.).  Th.  Sickbl,  Wiener  SB.  49,  341  ff.  W.  S^CKB^ 
Zur  Geschichte  des  Bannes  (1886)  1  f .  16.  22  ff.  41  ff.  Ilse,  Geschichte  des  deut- 
schen Steuerwesens,  I.  1844.  HtfLLMANN,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittel- 
alters, 1844.  VuiTRY,  Etudes  sur  le  regime  financier  de  la  France,  1878.  PtJcKSET, 
Die  9g.  notitia  de  seryitio  monasteriornm,  Verhandl.  d.  sfichs.  Ges.  d.  Wiss.  1890, 
S.  46  ff.  Gül^RARD,  Des  impositions  publiques  dans  la  Gaule,  Bibl.  de  F^cole  des 
chartes  1,  336  ff.    Heck^  Altfriesische  Gerichtsverfassung  472  ff. 

Im  Gegensatz  zu  der  durchaus  germanisch  gestalteten  Gerichts- 
verfassung beruhte  das  Finanzwesen  des  fränkischen  Reiches  größtenteils 
auf  römischen  Einrichtungen.  Selbst  bei  der  Ausbildung  des  den  Franken 
eigentümlichen  Bodenregals,  nach  dem  der  gesamte  Grund  und  Boden^ 
soweit  er  nicht   Privateigentum   war,    einem   idealen   Obereigentum  des 

laria  vuditia  iraaniur  vel  disiHnganiur  ^  sed  a  suis  episcopis  adtudioati  iustiHaa 
facian t  si  autem  de  possessionibus,  seu  aeeclestasticis  seu  propriis,  super  eos 
clamar  ad  tudicem  venerit,  mittat  iudex  elamantem  cum  wisso  suo  ad  episcopurOj 
lä  faeiat  eum  per  adcoeaium  iustitiam  recipere.  ai  vero  tolis  aliqua  eontentio  inier 
eos  orta  fueritj  que  per  se  pncificare  non  veiint  out  non  possint,  tufw  per  adpoeaiwn 
episeopi,  quaiem  iusserit  ipse,  causa  ipsa  ante  eomite  vel  iudice  veniat,  et  ibi  secun" 
dum  legem  fint'atur,  anteposito  (d.  i.  excepto)  persona  clerieorum,  sicut  dictum  eaL 
Capitula  legibus  add.  von  818—819,  c.  10  (ebd.  283):  in  ecclesiasticis  autem  eauaiSy 
ubi  de  una  parte  saeeulare,  de  altera  vero  ecclesiasticum  negotium  est,  idem  modus 
(wie  unter  Laien)  observetur,  ubi  vero  ex  utraque  parte  ecclesiasticum  fueritj  re- 
ciores  earundem  ecelesiarum,  si  se  familiariter  pacificare  velinty  liceniiam  habeant\ 
si  autem  de  huiuscemodi  pacifieatione  inter  eos  convenire  non  possit,  advocoH  eorum 
in  mallo  publieo  ad  praeseniiam  comitis  veniant  et  ibi  legitimus  terminus  eorum 
contentionibus  imponatur. 

»"  Vgl.  Anm.  110.  Nissl  173.  Löhinq,  a.  a.  O.  553 f.  Sohm,  a.  a.  0.  «26» 
Brünner  2,  304. 

»"  Vgl.  Sohm,  a.  a.  O.  221  ff.;  Keichs-  u.  Gerichtsverfassung  340. 

"»  Vgl.  Nissl  175. 
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EpDigs  unterlag^   mag  teilvreise  die  altromische  Anschaunng  von   dem 
Eigentum  des  Staates  am  Provinzialboden  mitgevnrkt  haben. 

Römisch  war  vor  allem  das  Münzwesen^  Die  Merowinger  behielten, 
in  Übereinstimmung  mit  den  liangobarden  nnd  Westgoten,  den  römischen 
Goldsolidus,  der  teils  in  ganzen,  teils  in  Drittelstucken  {tremissi,  trientes) 
ausgeprägt  irurde,  bei.  Das  Gewicht  des  Solidus  wurde  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  6.  Jahrhunderte  von  24  auf  21  Siliquen  verringert,  auch 
wurden  nicht  mehr  72,  sondern  84  Solidi  auf  das  Pfund  Goldes  (327,45  g) 
ausgeprägt  2.  Als  Scheidemünze  führte  Chlodovech  einen  Silberdenar  ein, 
von  dem  40  auf  den  Solidus  gingen^,  während  die  Franken  vor  ihm 
gleich  den  meisten  übrigen  Germanen  den  schweren  römischen  Silberdenar 
aus  der  Zeit  der  Antonine,  die  Gallier  dagegen  vorwiegend  eine  Kupfer- 
münze und  die  im  Laufe  der  Zeit  ungemein  verschlechterte  Silbersiliqua 
verwendet  hatten  ^  Die  Münzreform  Chlodovechs  muß  bald  nach  486 
vorgenommen  sein.  Ihren  gesetzlichen  Ausdruck  hat  sie  durch  die  Lex 
Salica  erhalten. 

Im  Laufe  des  6*  Jahrhunderte  machte  sich  ein  fortechreitender  Geld- 
mangel geltend,  da  die  Subsidien  und  Tributzahlungen  fremder  Völker, 
die  unter  der  kraftvollen  Herrschaft  der  ersten  Merowinger  das  Bedürfnis 
ausreichend  gedeckt  hatten,  mit  dem  Verfall  des  Reiches  ins  Stocken  ge- 
rieten, so  daß  die  Goldausprägungen  immer  minderwertiger  wurden  und 
schließlich  ganz  eingestellt  werden  mußten.  Da  der  vorhandene  Vorrat 
an  Goldmünzen  durch  Ausfuhr,  Abnutzung  im  täglichen  Verkehr,  Ein- 
schmelzungen  und,  infolge  politischer  Unsicherheit,  vielfach  auch  durch 
Vergraben  reißend  abnahm,  so  trat  in  der  zweiten  Hälfte  des  7.  Jahr- 
hunderte ein  allgemeiner  Rückschlag  zur  Naturalwirtechaft  ein.  In  den 
östlichen  Reichsteilen  hatte  sich  die  letztere  immer  behauptet.    Der  Gold- 


^  Vgl.  SoBTBEER,  Beitrftge  z.  Gesch.  d.  Geld-  u.  Münzwesens  in  Deutschi., 
FDG.  1,  207  flF.  545  ff.  2,  265  ff.  4,  243  ff.  6,  3  ff.  Waitz,  Über  die  Münzverhält- 
nisse in  den  älteren  Rechtsbücliorn  des  fränkischen  Reichs,  1861  (Abh.  z.  Verf.- 
IL  RG.  260  ff.;  Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  1861);  VG.  2,  2  S.  305  ff.  4,  77  ff. 
Gaaiel,  Les  monnaies  royales  de  France  sous  la  race  Carolingienne,  2  Bde, 
1883—1884.  Müller,  Deutsche  Münzgescbichte  1,  1860.  Brunner,  RG  1,  218  ff. 
2,  241  f.  V.  Inama-Stkrnegg,  a.  a.  0.  185  ff.  450  ff.  Güärard,  Polyptique  de  Tabb^ 
Irminon  de  St.  Germain  des  Pr^,  1844,  1,  109  ff.  Ehebero,  Das  ältere  deutsche 
Münzwesen  u.  die  Hausgenossen  (Staats-  u.  socialwissensch.  Forschungen  2,  5),  1879. 
HiiUOBE,  Studien  zu  mittelalterl.  Maßen  und  Gewichten  I.  (Hist.  VJSchr.  3, 161  ff.). 
Pbou,  Introduction  au  catalogue  des  monnaies  merovingieunes  de  la  bibl.  nationale, 
1892;  dsgl.  des  monnaies  carolingiennes,  1896. 

*  Der  Solidus  wog  hiemach  etwa  4,50  g,  später  3,90  g,  so  daß  er  an  Metall- 
wert  ungefähr  unserer  Krone  entsprach  (unrichtig  Dahn,  Könige  7,  3  S.  139). 

'  Daß  diese  Denare  wirklich  geprägt  wurden,  ergiebt  sich  aus  zahlreichen 
Bestimmungen  der  Lex  Salica  und  verschiedenen  Münzfunden.  Die  entgegen- 
stehende Ansicht  von  Soetbeer  4,  258   hat  die  Lex  Salica  außer  Acht  gelaasen. 

*  Soetbeer  vermutet,  daß  diese  Silbersiliquen ,  die  ihrem  Nennwert  von 
Vt4  Solidus  längst  nicht  mehr  entsprachen,  sondern  nur  etwa  V40  Solidus  wert 
waren,  als  Anknüpfung  für  die  chlodovechischen  Denare  gedient  haben. 
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solidus  hatte  zwar  auch  hier  einen  beschränkten  Eingang  gefanden,  aber 
der  chlodovechische  Denar  scheint  in  Austrasien  im  wesentlichen  unbe- 
kannt geblieben  zu  sein  ^  Man  bediente  sich,  soweit  man  kleinere  Münze 
gebrauchte,  noch  des  altrömischen  Silberdenars,  der  infolge  seiner  immer 
größeren  Seltenheit  einen  seinen  Metallwert  weit  übersteigenden  Kurs  er- 
langte, so  daß  man  12  Denare  zu  einem  Solidus  berechnete®. 

In  Westfranken  wurde,  nachdem  die  Goldausmünzungen  aufgehört 
hatten,  die  seit  geraumer  Zeit  eingestellte  Silberausprägung  in  verstärktem 
Maße  wiederaufgenommen  und  so  der  Übergang  von  der  Gold-  zur  Silber- 
währung vorbereitet  Dieser  Übergang  vollzog  sich,  wie  es  scheint,  ohne 
jedes  Eingreifen  einer  gesetzgeberischen  Thätigkeit,  indem  man,  im  An- 
schluß an  den  austrasischen  Münzfuß,  12  merowingische  Denare  zu  einem 
Solidus  Silbers  zusammenfaßte;  derselbe  wurde  nicht  geprägt,  sondern 
bildete  eine  bloße  Rechnungseinheit  im  Wert  von  etwa  einem  Drittel  des 
bisherigen  Goldsolidus.  Die  erste  indirekte  Anerkennung  erhielt  die  neue 
Münzordnung  durch  ein  Kapitulare  Karlmanns  von  743  und  eine  verloren 
gegangene  Verordnung  Pippins,  nach  der  bei  allen  in  Geld  erfolgenden  Buß- 
und  Friedensgeldzahlungen  der  Solidus  zu  12  Denaren  berechnet  werden 
solltet  Die  gesetzlichen  Werttarife  für  solche  Objekte,  die  als  allgemeines 
Tauschmittel  zu  dienen  pflegten,  wurden  von  dieser  Verordnung  zwar  rech- 
nungsmäßig berührt®,  da  aber  die  Bußen  und  Strafgelder  bei  der  vorherr- 
schenden Naturalwirtschaft  nur  selten  in  Geld  entrichtet  wurden,  so  hatte 


^  Bei  den  Baiem  und  Alamannen  hat  sich  der  Goldscbilling  bis  Mitte  des 
8.  Jahrhunderts,  insbesondere  auch  in  dem  Münzsystem  der  Lex  Alamannorum 
und  Lex  Baiuwariorum  erhalten.  Nachdem  die  fränkischen  Solidi  zu  selten  ge- 
worden waren,  half  man  sich  mit  byzantinischen  (mancosi),  die  auch  bei  den 
Avaren  sehr  verbreitet  waren. 

*  In  dem  Grabe  des  Königs  Childerich  zu  Toumay  haben  sieh  an  Silber- 
münzen nur  solche  schweren  Denare  vorgefunden,  ein  Hauptbeweis  dafür,  daß 
die  leichteren  Denare  der  Lex  Salica  erst  von  Chlodovech  eingeführt  sind.  Bei 
den  Alamannen  und  Baiem  hatte  der  Goldschilling  12  saigae  oder  satcae,  worunter 
nur  die  schweren  Denare  verstanden  werden  können.  Die  bairische  saica  wurde 
zu  drei  fränkischen  Denaren,  der  Goldschilling  also  zu  36  (später  zu  80  karo- 
lingischen)  Denaren  berechnet. 

'  Vgl.  §  24  n.  20.  Waitz  4«,  80.  Bei  Zahlungen  in  Geld  bedeutete  dies 
eine  allgemeine  Herabsetzung  der  Taxen  auf  ungef&hr  ein  Drittel  des  früheren 
Betrages.    Vgl.  His,  Fries.  Strafrecht  16. 

*  Vgl.  V.  Inama-Sternegq  195  ff.  Charakteristisch  ist  besonders  ein  karo- 
lingischer  Zusatz  der  L.  Ribuar.  36,  wo  c.  11  die  Werttarife  für  den  Fall  einer 
Wergeidzahlung  in  den  verschiedensten  Vermögensgegenständen  spezialisiert  sind, 
während  c.  12  bestimmt:  Quod  st  cum  argento  solvere  contingerit,  pro  solido  12  dina- 
rio8,  aicut  antiquitus  est  constitutum.  Ähnliche  Werttarife  finden  sich  L.  Saxon.  66 
und  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  11  (Boretius  1,  72),  in  dem  letzteren  mit 
dem  Zusatz:  In  argento  12  denarios  sob'dum  faciant  et  in  aliis  speoiebus  ad  istum 
pretium  (d.  h.  nach  dem  angegebenen  Tarif)  omnem  aestimationem  eonpositionis 
sunt  Daß  die  Werttarife  unverändert  geblieben  sind,  zeigt  sich  am  besten  an  der 
Taxe  des  Kranichfalken,  der  nach  Pact.  Alam.  3,  14^  Lex.  Baiuw.  21,  1  und  Lex 
Rib.  36,  1 1  gleichmäßig  zu  6  Schillingen  gerechnet  wurde.  Also  was  früher  zu  einem 
Goldschilling  veranschlagt  worden  war,  entsprach  nunmehr  einem  Schilling  Silbers. 
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die  Neuerung  Pippins  keineswegs  die  radikale  Bedeutung,  die  ihr  gewöhn- 
lich beigelegt  wird.  Übrigens  bezog  man  diese  Herabminderung  der  ge- 
setzlichen Taxen  unter  Karl  dem  Großen  noch  nicht  auf  die  detaillierten 
Bußsatze  der  Lex  Salica,  was  den  König  veranlaßte,  auch  hinsichtlich  der 
nach  diesem  Volksrecht  verwirkten  Friedensgelder  die  Zahlung  nach  der 
früheren  Währung  einzuschärfen®.  Erst  Ludwig  der  Fromme  sah  sich 
bewogen,  auch  für  die  Bußen  und  Friedensgelder  der  Lex  Salica  die 
Berechnung  nach  dem  neuen  Münzfuß  anzuordnend^. 

Geprägt  wurden  unter  den  Karolingern  ausschließlich  Silberdenare, 
und  zwar  seit  etwa  780  nach  dem  bis  in  das  Mittelalter  beibehaltenen 
Münzfuß  Karls  des  Großen  240  Denare  (20  Solidi)  auf  das  karolingische 
Pfund  1^ 

Die  Prägungen  erfolgten  nur  auf  private  Bestellung,  so  daß  die 
Münzstätten  zugleich  das  Geschäft  von  Wechselbanken  versahen.  Als 
Provision  wurde  ein  Schlagschatz  von  ungefihr  5  7o  erhoben.  Die  ersten 
Merowinger  bedienten  sich  noch  des  römischen  Gepräges,  seit  Theudebert  L 
fingen  sie  an,  eigene  Stempel  zu  verwenden.  Unter  den  Merowingern 
wurde  zwar  an  der  Regalität  des  Münzwesens  prinzipiell  festgehalten, 
die  Silberausprägungen  des  7.  Jahrhunderts  sind  aber  vielfach  von  ein- 
zelnen Großen,  stellenweise  auch  wohl  von  den  Münzmeistern  selbst  aus- 
gegangen. Unter  den  Karolingern  wurde  das  Münzregal  streng  durch« 
geführt  Verleihung  des  Münzrechts,  aber  nur  unter  Anwendung  des 
königlichen  Gepräges  und  mit  Beobachtung  des  Reichsmünzfaßes,  kamen 
zuerst  unter  Ludwig  dem  Frommen  vor,  doch  hatte  schon  Karl  dem 
Herzog  von  Benevent  und  dem  Papst  das  gleiche  Recht  zugestanden  ^^ 
Im  übrigen  bedeutete  die  Verleihung  einer  Münze  {monetä)  nur  die  Be- 


*  Capitulare  legibus  additum  von  803,  c.  9  (Boretius  1,  114):  Omnia  dehita 
quae  ad  pariem  regis  solvere  debent,  solidis  12  denariorum  solvani,  excepto  freda 
quae  in  lege  Saliga  scripta  est;  iUa  eodem  solido,  quo  caeterae  compositiones  solui 
debent,  companatur. 

*®  Nur  bei  der  Verletzuug  eines  Franken  durch  einen  SSacbsen  oder  Friesen 
sollten  die  hohen  Bußsätze  des  salischen  Gesetzes  aufrecht  erhalten  bleiben, 
wahrscheinlich  um  gegenüber  dem  Adelswergeld  ihrer  Volksrechte  eine  Aus- 
gleichung zu  bewirken.  Vgl.  Bbünnbr  1,  216.  Capitula  legi  addita  von  816,  1,  c.  3 
(Boretius  1,  268):  Üt  omnis  solutio  adque  conpositio,  que  lege  Salica  continetur^  in 
Francia  per  12  denariorum  solides  eonponatur,  excepto  ubi  conteniio  inter  Saxones 
et  Frisiones  exorta  fuit:  ibi  volumuSy  ut  40  denariorum  quantitatem  solidus  kabeaty 
quam  vel  Saxo  vel  Frisio  ad  partem  ScUici  Franci  cum  eo  liOgantis  solvere  debet 
Schon  unter  Karl  hatte  das  Keimser  Konzil  von  813  die  Bitte  um  Wiederherstellung 
der  Anordnung  Pippins  ausgesprochen,  vgl.  Waitz  4',  80  n.  1. 

^^  Pippin  hatte  die  Ausprägung  von  22  Solidi  (264  Den.)  auf  das  Pfund  an- 
geordnet, wovon  der  Münzmeister  1  Solidus  als  Schlagschatz  zurückbehalten  sollte 
(BoRETiTTS  1,  32 1  c.  5).  Karl  führte  eine  erhebliche  Verbesserung  des  Münzfußes 
herbei y  indem  er  das  Normalpfund  auf  15  Unzen,  d.  h.  ungefähr  409  g  erhöhte 
und  die  Zahl  der  daraus  zu  schlagenden  Denare  auf  240  herabsetzte.  Der  Denar 
entsprach  also  ungefähr  einem  Gewicht  von  35  ^,  der  Solidus  einem  solchen  von 
4  Ji  20  S^  Reichswfthrung. 

"  Vgl.  Waitz  4«,  94  f.    Brunwer  2,  242. 
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willigung  einer  Münzstätte.  Die  Prägungen  erfolgten  durch  Münz- 
meister {monetarii).  Münzergenossenschaften  hat  es  in  dieser  Periode 
noch  nicht  gegeben.  Die  ungeheure  Zahl  der  aus  den  Münzfunden  er- 
sichtlichen Münzstätten  ergiebt,  daß  die  Merowinger  keine  festen  Präge- 
orte gehabt  haben,  die  Münzer  vielmehr  im  Lande  umherzogen  und 
überall,  wo  gerade  ein  Bedürfnis  vorlag,  an  Märkten,  Gerichten,  Zoll- 
stätten, ihre  Bank  aufschlugen.  Unter  den  Karolingern  wurde  die  Zahl 
der  Münzorte  durch  die  Einführung  fester  Münzstätten  und  das  Verbot 
der  Prägung  außerhalb  derselben  bedeutend  eingeschränkt;  neben  den 
regelmäßigen  Münzstätten,  die  unter  der  Aufsicht  des  Grafen  standen^', 
gab  es  auch  eine  Pfalzmünzstätte,  die  den  Hof  ständig  begleitete  ^^ 

In  den  ostrheinischen  Gebieten  kamen,  soweit  nicht  das  königliche 
Hoflager  dazu  Anlaß  gab,  im  allgemeinen  auch  jetzt  noch  keine  Münz- 
prägungen vor,  nur  zu  Kegensburg  befand  sich  eine  öffentliche  Münz- 
stätte und  dem  Abt  von  Corvey  hatte  Ludwig  der  Fromme  die  Errichtung 
einer  solchen  gestattet^*.  Die  deutsche  Bezeichnung  für  Solidus  war 
Schilling,  der  Denar  wurde  Schatz  oder  Pfennig  genannt^®.  Im  wesent- 
lichen behauptete  sich  in  Deutschland  die  reine  Naturalwirtschaft,  und 
der  karolingische  Münzfuß,  der  auch  hier  überall  zur  Einführung  gelangte 
und  die  älteren  Münzordnungen  verdrängte,  hatte  doch  vorwiegend  nur 
die  Bedeutung  eines  Bechnungsmünzfußes  ^^ 


^'  Vgl.  das  nur  binichstückweise  erhaltene  Capitulare  de  moneta  (BoBfirnis 
1,  299). 

^*  Karl  d.  Gr.  hat  die  Absicht,  außerhalb  der  Pfalz  keine  Prägungen  mehr 
zuzulassen,  nicht  zur  Ausführung  gebracht.  Das  Reich  Karls  II.  besaß  nach  dem 
für  das  Münzwesen  besonders  wichtigen  £dict  Pistense  von  864  (Bobetiüs-Kraübe, 
Capilularia  2,  815),  außer  der  Pfalz  neun  öfFentliche  Münzstätten. 

"  Vgl.  SoETBEEB,  a.  a.  0.  6,  25.  29  ff.  41.  53.  Th.  Sickel,  Kegesten  der 
Karolinger  181.  847.  Über  Münzen  aus  ßegensburg  und  vielleicht  Eßlingen  vgl. 
Waitz  8,  327  n.  8. 

"  Vgl.  Steinmeyeb  u.  Sievers,  Glossen  2,  252;  solidosy  scilltnga.  1,  112  f.: 
denariuSf  scax  edo  pfantine  (pkendico,  pfentine).    715:  denario  diumo,  daga  penninge, 

^^  Eigentümlich  war  das  Münzweseu  der  Sachsen  und  Ff  lesen,  von  denen 
die  letzteren  noch  längere  Zeit  an  dem  Goldschilling  festhielten.  Beide  rechneten 
nach  Tremissen,  die  man  auch  als  „Denare"  bezeichnete.  Zwei  solcher  Stücke 
machten  bei  den  Ostfriesen  und  Sachsen  einen  Schilling  aus,  der  demnach  nur 
Zweidrittel  des  fränkischen  Schillings  betrug.  Der  westfriesische  Schilling  hatte 
2Vt  Denare.  Der  Übergang  zur  Silberwährung  brachte  den  fränkischen  Silber- 
schilling zu  12  Denaren  ins  Land,  doch  hielt  der  friesische  Sprachgebrauch  daran 
fest,  auch  jetzt  noch  den  Drittelschilling  als  „Denar"  zu  bezeichnen;  man  unter- 
schied nun  den  denarius  novae  monetae  (zu  4  fränkischen  Denaren)  von  der  alten 
Tremisse  (denariiM  vetus).  Nur  die  Wergeidtaxen  der  Lex  Saxonnm  wurden  dauernd 
nach  dem  altsächsischen  Schilling  (also  zu  8  fränkischen  Denaren)  berechnet.  Vgl. 
Beünneb  1,  215 f.  V.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonum  29  ff.  Heck,  Altfriesiche  Ge- 
richtsverfassung 268  ff.  His,  Fries.  Strafrecht  14  ff.  Schückiko,  N.  Arch.  24,  689  ff. 
Dem  friesischen  Denar,  d.  h.  der  Tremisse,  entsprach  der  angelsächsische  Schilling, 
der  in  Mercia  4,  in  Wessex  5  Denare  ausmachte.  Vgl,  Schmid,  Gesetze  der  Angel- 
sachsen 591  ff.  K.  Maurer,  Wesen  des  ältesten  Adels  124  f.  Über  die  thüringi- 
schen Münzverhältnisse  vgl.  v.  Ricrthofen  jnn.,  MG.  Leg.  5,  122,  n.  26. 
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Bömischer  Herkunft  war  auch  das  gesamte  Zollwesen.  AuBer  den 
verschiedensten  Gebühren  für  die  Benutzung  öffentlicher  Anlagen  (Wege- 
gelder, Strom-  und  Hafengelder,  Fähr-  und  Brückengelder,  Abgaben  für 
öflTentliche  Maße  und  Gewichte  u.  dgl.  m.)  gab  es  eine  zwiefache  Art  von 
Zöllen,  nämlich  Transitzölle^^  die  an  althergebrachten  oder  auf  könig- 
liche Anordnung  neuerrichteten  Zollstatten  von  allen  dieselben  passieren- 
den Warentransporten  (also  nur  von  Handelsgut,  nicht  von  reinem  Privat- 
gut)  erhoben  wurden  und  regelmäßig  in  einem  Teil  der  Ware,  nur 
ausnahmsweise  in  Geld  bestanden,  und  sodann  die*  Marktzölle  die  von 
allem  feilen  Kaufe  auf  den  Märkten,  also  von  allen  Marktabschlüssen, 
entrichtet  werden  mußten.  Zollverleihungen  und  Zollbefreiungen  zu 
Gunsten  von  Privaten  kamen  schon  unter  den  Merowingem  vor^'.  Die 
vom  Zoll  befreiten  Transporte  hatten  besondere  Legitimationszeichen  zu 
ihrer  Ausweisung  bei  sich  zu  führen. 

Die  Märkte  waren  teils  Jahrmärkte,  teils  Wochenmärkte.  Seit 
der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  war  es  anerkannter  Rechtssatz,  daß,  ab- 
gesehen von  dem  ungeregelten  Zusammenströmen  von  Handeltreibenden 
bei  Kirch  weihfesten  und  ähnlichen  Gelegenheiten  2®,  Märkte  nur  an  solchen 
Orten  abgehalten  werden  durften,  an  denen  es  herkömmlich  oder  aus- 
drücklich vom  König  bewilligt  war,  denn  alles  was  zu  einem  ordentlichen 
Markte  gehörte,  Marktzoll,  Marktmünze,  Marktfrieden,  konnte  nur  von 
der  königlichen  Gewalt  ausgehen;  insofern  kann  man  also  bereits  in  der 
fränkischen  Zeit  von  einem  Marktregal  sprechen  *^  In  erster  Reihe  ist 
das  Marktregal  auf  die  regelmäßige  Verbindung  mit  dem  Marktzoll  zurück- 
zuführen, der  auf  grundherrlichen  Märkten  nicht  ohne  königliches  Privileg 


"  Lat.  transiturae,  trasiurae,  iransitoria,  ahd.  muta  (vgl.  got.  möta).  Gleich- 
mäßig far  Transit-  und  Marktzölle  verwendete  man  teUmeum,  toloneum  und  das 
wohl  davon  abgeleitete  ahd.  xol,  alts.  ags.  toi.    Vgl.  Klüqe,  s.  v.  Maut,  Zoll. 

*•  Von  HüLLMANN  und  Lezardi^be  ist  die  neuerdings  von  Rietschel,  a.  a.  0. 
20  fif.,  wiederaufgenommene  Ansicht  aufgestellt  worden,  daß  das  fränkische  Zoll- 
recht einen  grundherrlichen  Charakter  gehabt  und  auch  dem  König  nur  als  Grund- 
herrn, insbesondere  auch  als  Grandherm  der  öffentlichen  Straßen,  zugestanden, 
habe;  nur  allmählich  (nicht  vor  Karl  d.  Gr.)  sei  die  Umgestaltung  zum  Zollregal 
erfolgt.  Aber  was  man  dafür  angeführt  hat,  beweist  nichts.  Transit-  und  Markt- 
zölle waren  reine  Belastungen  des  Handelsverkehrs  aus  fiskalischen  Rücksichten 
und  keineswegs,  wie  die  sonstigen  Gebühren,  eine  Gegenleistung  für  vom  Zoll- 
herrn beigestellte  oder  unterhaltene  Anlagen.  Wenn  bei  althergebrachten  privaten 
Zöllen  hin  und  wieder  jede  Bezugnahme  auf  eine  königliche  Verleihung  fehlt,  so 
findet  dies  in  der  Achtung,  die  das  deutsche  Recht  der  unvordenklichen  Zeit  ent- 
g^enbrachte,  seine  ausreichende  Erklärung.  Vgl.  Boretius,  Capitularia  1,  51, 
c.  18.    124  c.  13.    132  c.  10.    284  c.  17.    294  c.  1. 

"•  Vgl.  Rietschel,  a-  a.  0.  30. 

•*  Vgl.  besonders  Ribtschel,  a-  a.  0.  Hüvelik,  Essai  bist,  sur  le  droit  des 
marcb^  et  des  foires,  1897.  E.  Mateb,  a.  a.  0.  391  ff.  Rathqen,  Entstehung  der 
Märkte  in  Deutschland,  Straßb.  Diss.  1881.  Waitz  2«,  2  8.  302.  4«,  52  ff.  Brunnbr 
«,  239  f.  V.  Ihama-Sterheog  1,  430  ff.  Fockema  Awdbeae,  Het  marktregaal 
(Peestbundel  prof.  Boot,  Leiden  1901,  S.  77  ff.). 
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erhoben  werden  konnte  2*.  Unter  den  Karolingern  wurde  mit  der  Er- 
teilung einer  Marktgerechtigkeit  stets  die  Bewilligung  einer  königlichen 
Münzstätte  verbunden.  Auch  die  ersten  Spuren  der  späteren  Bannmeile 
begegnen  bereits,  indem  die  Könige  kraft  ihrer  Banngewalt  für  die  Dauer 
des  Marktes  allen  sonstigen  Handelsverkehr  innerhalb  eines  gewissen  Um- 
kreises verboten^*.  Daß  Märkte  nicht  ohne  besonderen  Marktfrieden  be- 
stehen können,  ist  zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Nationen  anerkannt 
gewesen  ^^;  daß  ein  solcher  in  den  öffentlichen  Märkten  des  fränkischen 
Reiches  nur  auf  dem  königlichen  Friedensbann  beruhen  konnte,  versteht 
sich  von  selbst,  wenn  auch  die  ausdrückliche  Hervorhebung  des  Markt- 
bannes erst  in  späteren  Privilegien  begegnet  *^  Zum  Zeichen  dessen 
pflegte  der  König  später  seinen  Handschuh  zu  übersenden,  der  auf  diese 
Weise  überhaupt  zu  einem  Wahrzeichen  des  Marktrechts  und  Marktfriedens 
wurde.  Internationales  Wahrzeichen  des  Marktfriedens  war  namentlich 
der  Laubbusch;  bei  den  Germanen  kam  neben  den  bereits  an  anderer 
Stelle  angeführten  Symbolen  besonders  das  Marktkreuz  in  Anwendung, 
das  während  der  Dauer  des  Marktes  aufgesteckt  zu  werden  ptiegte  und 
gewöhnlich  noch  einige  andere  Wahrzeichen  des  königlichen  Marktbannes 
zu  tragen  hatte ^^.  Die  Handhabung  der  öffentlichen  Gewalt,  zumal  der 
Marktpolizei,  war  Sache  der  Grafen  und  Schultheißen,  in  den  Immunitäten 
lag  sie  den  Immunitätsbeamten,  in  den  königlichen  Pfalzen  den  Pfalz- 
beamten ob.  Die  Natur  des  Marktverkehrs  brachte  es  mit  sich,  daß  die 
Märkte  mit  einem  gebotenen  Gericht  (oder  Gastgericht)  verbunden  wurden. 
Unter  Karl  dem  Großen  wird  bereits  ein  besonderer  Marktrichter,  in  dem 
vorliegenden  Fall  ein  Unterrichter  des  Immunitätsbeamten,  erwähnt  ^^ 

Außer  den  Zolleinrichtungen  hatten  die  Franken  in  Gallien  ein  aus- 
gebildetes  Steuersystem   vorgefunden,   das  sie  zunächst  einfach   fort- 


''  Gut,  nur  durch  die  irrtümliche  Ansicht  über  die  Entstehung  des  ZoUregals 
getrübt,  EiETSCHEL  9  ff.   26  ff. 

*'  Vgl.  B0RETIÜ8,  Capitularia  1,  294  c.  1,  und  die  angebliche  Urkunde  Dago- 
berts von  629  für  St.  Denis,  MG.  Dipl.  Merov.  141,  deren  Echtheit  zweifelhaft  ist, 
die  aber  jedenfalls  noch  in  die  merowiugische  Zeit  zurückreicht.  Vgl.  Bietschel 
10  f.    31  f. 

**  Vgl.  V.  Amira*  75  f.  HüvELiN  dSSff.  357  f.  Goldschmidt,  Universalgesch. 
des  Handelsrechts  24  f.  Eoehme,  Zeitschr.  f.  vergl.  ßW.  11,  196  ff.  Wissmank, 
Meine  zweite  Durchquerung  Afrikas  99. 

'^  Vgl.  Bietschel  195  ff.  Der  Marktfrieden  gewährte  zugleich  den  zum  Markt 
Reisenden  und  vom  Markt  Heimkehrenden  sicheres  Geleite. 

20  Vgl.  S.  108.  HuvELiN  354  ff.  Keütgek,  Untersuchungen  über  den  Ur- 
sprung der  deutschen  Stadtverfassung  71  ff.  Über  den  Schild  als  Marktzeichen 
vgl.  noch  K.  Lehmann,  Kauffriede  und  Friedensschild  (Germanist.  Abhandlungen 
für  K.  Maurer,  1893,  S.  47  ff.). 

'^  In  ähnlicher  Weise  darf  man  annehmen,  daß  auch  auf  königlichen  Märkten 
bereits  Unterrichter  der  Grafen  oder  Centenare  oder  der  Domänenbeamten  als 
Marktrichter  thätig  gewesen  sind.  Vgl.  Brunmer  2,  201.  240.  Sickel,  Beitr.  z. 
deutseh.  VG.  (S.  104)  457  f.  Rietschel,  a.  a.  0.  159.  Huvelin  383  ff.  Sohm,  Ent- 
stehung des  deutschen  Städte wesens  53.  58.  60. 
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bestehen  ließen.  Die  Versuche  Chilperichs,  es  zu  erweitern  und  auf  die 
G-ermanen  auszudehnen,  erwiesen  sich  als  undurchführbar,  wenn  sich  auch 
nicht  bezweifeln  läßt,  daß  römische  Besitzungen,  die  in  die  Hände  yon 
Germanen  übergingen,  dadurch  noch  nicht  von  der  Grundsteuer  befreit 
wurden*®.  Da  die  römischen  Steuerindiktionen  im  fränkischen  Reich 
bald  fortfielen  und  ein  eigentliches  Besteuerungsrecht  seitens  der  Könige 
zwar  wiederholt  geltend  gemacht  wurde,  aber  nicht  durchgeführt  werden 
konnte,  so  nahmen  die  einmal  feststehenden  Steuerbeträge  mehr  und  mehr 
den  Charakter  einer  festen,  den  Grundbesitz  belastenden  Beute  an^^ 

Das  Mittelalter  kannte  eine  in  Frankreich  und  Belgien  sowie  den 
chattisch-fränldschen  Gebieten  gleichmäßig  verbreitete  Abgabe,  die  als 
Landrecht  {terrdffium,  tierage),  Ackergeld  {agrarium,  araticum,  garba,  ger^ 
bcLgmnC)^  Feldteil  {campipars,  champart^  teil,  siebente),  in  den  deutschen 
Gegenden  vornehmlich  als  medem  bezeichnet  wurde '^  Das  „Landrecht" 
bestand  in  dem  siebenten,  in  Frankreich  überwiegend  dem  fünften  Teil 
der  Feldfrüchte,  außerdem  in  Weidegeldem  {pascuaria)  und  einem 
Schweinezehnt  [dehem,  cellarinsis)  für  die  Mast.  Diese  Leistungen  werden 
schon  im  6.  Jahrhundert  erwähnt^^  und  sind  durch  eine  Verfügung 
Chlothars  IL,  der  die  Ackergelder,  Weidegelder  und  Schweinezehnten 
von  allen  kirchlichen  Besitzungen  an  die  Kirche  abtrat,  speziell  für  die 
römischen  Teile  des  Reiches  bezeugt  ^^  Hier  mochten  sich  Reste  des 
alten  Provinzialtributs  erhalten  haben,  das  bekanntlich  in  dem  Zehnten 
von  allem  Gesäeten,  dem  Fünften  von  allem  Gepflanzten  zu  bestehen 
pflegte^'.  Dann  hätte  man  anzunehmen,  daß  die  römische  Steuerreform 
sich  in  Gallien  vielfech  auf  die  Kopfsteuer  [capitatio)  beschränkt  und  die 
Grundsteuer  {iugatio)  nur  teilweise  durchgeführt  hätte,  so  daß  für  die 
zahlreich  vorhandenen  agri  vectigales  einfach  das  alte  Recht  bestehen 
blieb,  eine  Annahme  die  in  der  auch  sonst  hervortretenden  Verschieden- 


»«  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  275  ff. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  265  f.  271.    Roth,  Benefizialwesen  88  ff. 

^  Vgl.  Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Recht  65  ff.;  Untersuchungen  zu  d. 
fränk.  Volksrechten,  Monatsschrift  f.  d.  Gesch.  Westdeutschlands  6,  485  ff.;  Die 
Ausbreitung  der  salischen  Franken,  FDGr.  19,  151  ff.  Lahprecht,  Wirtschaftsleben 
1,  104  ff.  391  ff.  Über  die  Erklärung  des  Wortes  medem  (Geschenk,  Kleinod)  vgl. 
Ausbreitung  der  sah  Franken  164  n.  6.  Steinmeter  u.  Sieyers,  Glossen  2,  746: 
exenia^  madmas.  Brunner  2,  236  bemerkt,  daß  die  siebenbürgischen  Sachsen 
noch  heute  „Medemlfinder''  kennen,  ein  Umstand  der  auf  ihre  fränkische  Her- 
kunft deutet. 

*'  Vgl.  Gregor,  Liber  de  virtutibus  S.  Juliani,  c.  17.  Edikt  Chlothars  II.  von 
614,  c.  23  (Boretius  1,  28).     Waitz  2,  2  S.  279  ff 

"  Praeceptio  Chlothars  II.  c.  11  (Boretius  1,  19):  Agraria,  pascuaria  vel  deci- 
mos  poreorum  aeeclesias  pro  fidei  nostrae  devotione  concedemus,  ita  ut  actor  aui 
deeimatur  in  rebus  eeclesiae  nuüus  accedat  Boretius  macht  mit  Kecht  darauf  auf- 
merksam, daß  die  Praeceptio  zunächst  ftir  die  römischen  Provinzialen  berechnet 
gewesen  ist    Vgl.  Waitz  2,  2  S.  279  ff.    4,  125  f. 

*•  Vgl.  Mohhsen,  Komische  Geschichte  2',  881.  Matthiass,  Die  römische 
Grundsteuer  und  das  Vectigalrecht  S.  8,  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur. 


B.  SOBSÖOSB,  Deutsehe  RechtsgeBchichte.    4.  Aufl.  X3 
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heit  der  staatlichen  Organisation  der  gallischen  Provinzen  (S.  122)  eine 
Stutze  findet.  Ob  diese  Abgabe  dann  das  Vorbild  für  den  fränkischen 
Medem  geworden  ist,  muß  dahingestellt  bleiben.  Sicher  ist,  daß  der 
letztere  eine  dauernde  Belastung  aller  neu  in  Kultur  genommenen  Grund- 
stücke bildete,  insoweit  also  seinen  Recbtsgrund  in  dem  Bodenregal  des 
Königs  hatte.  Dagegen  ist  die  Auffassung  des  Medems  (der  sich  übrigens 
bis  in  das  8.  Jahrhundert  zurückverfolgen  läßt)  als  einer  allgemeinen 
Hufenabgabe  nicht  aufrechtzuerhalten  ^^  Ganz  unsicher  ist  die  Herkunft 
und  Bedeutung  verschiedener,  in  anderen  Stammesgebieten  vorkommender 
Grundabgaben  ^^ 

Die  übliche  Annahme  von  der  unbedingten  Abneigung  der  Germanen 
gegen  öffentliche  Abgaben  ist  aus  der  Luft  gegriffen,  nur  eigentliche  Be- 
steuerungen ließen  sie  sich  nicht  gefallen.  Selbst  eine  der  vornehmsten 
Klassen  der  Unterthanen  (die  königlichen  Yassallen)  fand  es  nicht  unter 
ihrer  Würde,  kirchliche  Benefizien  mit  der  Last  eines  doppelten  Zehnten  zu 
übernehmen  (S.  164).  Es  läßt  sich  vermuten,  daß  der  in  Westfranken 
übliche  „Fünfte"  dabei  als  Vorbild  gedient  hat.  Die  Verpflichtung  zum 
Kirchenzehnten  war  seit  Karl  dem  Großen  in  dem  größten  Teil  des  Stiches 
anerkannt,  sogar  die  königlichen  Güter  beanspruchten  keine  Zehntfreiheit ^®. 
Dagegen  erschien  den  Germanen  die  Belastung  mit  einer  Kopfsteuer  als 
eine  Minderung  der  Freiheit.  Die  römische  Kopfsteuer  wurde  zwar  bei- 
behalten, selbst  ihre  Ausdehnung  auf  die  Germanen  wiederholt,  wenn 
auch  vergeblich,  versucht,  aber  schon  unter  den  amulfingischen  Haus- 
meiern war  das  ganze  Steuersystem  als  solches  verschwunden  und  nur 
eine  erbliche  Belastung  gewisser  in  die  öffentlichen  Bücher  eingeschriebenen 
und  dadurch  in  ihren  Freiheitsrechten  geminderten  Familien  übrig  ge- 
blieben *^  Dagegen  haben  sich  die  schon  in  der  Urzeit  üblichen  Jahres- 
geschenke bei  Gelegenheit  der  ßeichsversammlung  bis  in  die  Zeit  der 
Karolinger  erhalten  ^®.    Vielfach,  namentlich  auf  Seiten  der  Reichskirchen, 

•*  Vgl.  Bbünner  2,  237  f.,  der  auf  die  Unzulfiseigkeit  der  Veräußerung  zins- 
pflichtiger Grundstücke  an  Kirchen  ohne  die  Zustimmung  des  Zinsherrn,  gegenüber 
der  freien  Veräußerlichkeit  der  großen  Mehrzahl  der  Grundstücke,  hinweist. 

^^  Dahin  gehörte  der  Schweinezins  der  Thüringer,  die  sfeora  oder  ostaratuofa 
der  Main^anken,  die  siuofa  der  Alamannen.  Der  in  dem  Gebiet  der  chattischen 
Franken  mehrfach  erwähnte  Königsscheffel  (rnodius  regis)  und  die  auch  hier  vor- 
kommende sttwfa  scheinen  mit  dem  Medem  identisch  gewesen  zu  sein.  Vgl.  Waitz 
2,  2  S.  253  ff.  4,  111.  115  ff.  Scheöder,  Franken  72  f.  Lampbecht,  a.  a.  0.  105. 
Ceamer,  Alamannen  226  ff.  In  der  ostarstuofa  oder  steora  der  Mainfranken  ver- 
mutet Bruniver  2,  237  einen  Rest  der  alten  Jahresabgabe  im  Landesding. 

^  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  283.  4,  120  ff  Brunner  2.  249.  321.  Löning,  Gesch.  d 
deutsch.  KR.  2,  676  ff.     Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands  2,  202  f. 

87  Vgl  Waitz  2,  2  S.  272  ff.  4,  112  ff.  Roth,  Benefizialwesen  88  ff.  Gegen 
die  von  E.  Mayer,  a.  a.  0.  1,  11—47  entwickelte  Ansicht  von  der  allgemeinen  Zins- 
pflicht  aller  Freien  vgl.  Stutz,  ZRG.  34,  125  f. 

««  Vgl.  Anm.  35  und  S.  22.  26  f.  29.  150  n.  8.  Waitz  2,  2  S.  248  f.  4,  107  ff. 
626.  Brunner  2,  68  ff.  Der  letztere  macht  darauf  auftnerksam,  daß  auch  bei 
gewissen  Hoffestlichkeiten  Geschenke  der  Unterthanen  erwartet  wurden. 
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waren  sie  za  festen  Jahresabgaben  geworden  und  hatten  den  Charakter 
der  Freiwilligkeit  völlig  abgestreift. 

Weitere  Einnahmequellen  waren  die  Tribute  unterworfener  oder  Sub- 
sidien  und  Geschenke  verbündeter  oder  befreundeter  Staaten^®,  die  Kriegs- 
beute*** und  alles  im  eroberten  Lande  vorgefundene  Staatseigentum  *^  das 
Recht  des  Königs  auf  herrenlose  oder  erblose  Güter  *2,  Schutzzinse  der  in 
den  Königsschutz  aufgenommenen  Kirchen  und  Klöster  sowie  einzelner 
Königs-Muntleute,  unter  denen  sich  auch  bereits  Schut2ijuden  befanden*^, 
Konfiskationen**,  ferner  Strafgelder  für  unberechtigte  Anfechtung  oder 
Beeinträchtigung  gewisser  subjektiver  Rechte  dritter  Personen,  namentlich 
Konventionalstrafen,  die  der  Vertragsbrüchige  häufig  ganz  oder  zum  Teil 
an  den  Fiskus  zu  entrichten  verpflichtet  wurde  *^. 

Von  den  Friedensgeldern  hatten  die  Grafen  zwei  Drittel  an  den 
König  abzuliefern,  ein  Drittel  durften  sie  für  sich  behalten*^.  Dies  Drittel 
bildete  einen  Teil  der  Besoldung  der  Grafen,  die  außerdem,  wie  alle 
übrigen  öffentlichen  Beamten,  schon  in  der  Merowingerzeit  regelmäßig 
mit  gewissen,  zu  der  Ausstattung  ihres  Amtes  gehörigen  Gütern  beliehen 
waren *^.  Bußen,  die  auf  Verletzung  der  Beamten  als  solcher  gesetzt 
waren,  z.  B.  bei  einer  als  unbegründet  zurückgewiesenen  Urteilschelte, 
wahrscheinlich  auch  die  ihnen  gegenüber  verwirkten  Bannbußen,  kamen 
den  Beamten  unmittelbar  zu  gute*®.  Mehrfach  war  es  üblich,  daß  den 
Grafen  seitens  der  Gaubewohner  oder  der  Marktbesucher  freiwillige  Ge- 
schenke (Beden)  dargebracht  wurden;  die  Könige  hatten  wiederholt  Ver- 
anlassung, mißbräuchlichen  Belastungen  dieser  Art  entgegenzutreten*^. 

Bedeutende  Einnahmen  flössen  den  Königen  durch  die  Banngelder, 
namentlich  den  Heerbann,  zu^^.    Kraft  des  Bodenregals  hatten  die  Könige 


«•  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  250  ff.  4,  103  ff. 

"  Vgl.  S.  149.  Waitz  2,  2  S.  294.  4,  102  f.  Bbünner  2,  77.  Das  Recht 
des  Heeres  auf  einen  Teil  der  Beute  blieb  fortdauernd  bestehen,  doch  bestimmte 
der  König  die  Art  der  Verteilung. 

*i  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  42.  2,  2  S.  817  f. 

«  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  285.  4,  135  f.  Von  dem  Recht  des  Königs  auf  erblose 
Güter  ist  der  Erbschaftszehnte  zu  unterscheiden ,  der  als  Gebühr  erhoben  wurde, 
wenn  mangels  gütlicher  Einigung  der  Miterben  eine  obrigkeitliche  Erbteilung  not- 
wendig wurde.    Vgl.  Waitz  2,  2  S.  284.   4,  124. 

"  Vgl.  WArrz  2,  2  S.  249.     Beükner  1,  277.  2,  49.  71. 

**  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  290  ff.  4,  187  f. 

**  Über  die  Bedeutung  der  Straf  klausein  in  Urkunden  vgl.  Lönino,  Vertrags- 
bruch 75  ff.  534  S,  Bluhme,  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  Rechts  3,  207  ff.  Sjögren, 
Ober  die  römische  Konventionalstrafe  n.  d.  Straf  klausein  der  fränk.  Urkunden, 
1896  (dazu  A.  Schultze,  ZRG.  30,  176  ff.).  Brunnee  2,  71;  ZRG.  18,  72  f.  Merkel, 
MG.  Leg.  8,  126  n.  8.  127  n.  11.  377  n.  10  f.  Dahn,  Könige  7,  8  S.  303.  L.  Alam. 
1,  2.  2,  2.    BoRETids,  Capitularia  1,  114  c.  7.  215  c.  7.  ^ 

*•  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  35.  125.  285.  329.    4,  168  ff. 

«  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  315.  2  S.  35.  125.    4,  165  ff. 

*8  Vgl.  Waiiz  2,  2  S.  329.  *•  Vgl.  Waitz  4,  171  ff. 

»»  Vgl  8.  113  ff.  Waitz  2,  2  S.  286  ff.  4,  576  ff.  W.  Sickel,  Zur  Geschichte 
des  Bannes  3  ff. 
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das  unbeschränkte  Kecht,  überall  im  Reiche,  nicht  blos  auf  Königsland, 
für  sich  oder  einzelne  Begünstigt^  Wildbänne  (Bannwälder,  forestes  vena- 
iionisj  und  Banngewässer,  forestes  aquctäcae,  f,  ^piscationis)  abzugrenzen, 
die  dadurch  bei  Strafe  des  Königsbannes  dem  Becht  des  freien  Tierfanges 
und  der  Verfügung  des  Grundbesitzers  gleichmäßig  entzogen  (daher 
forestare,  von  forü)  und  dem  besonderen  Jagd-  oder  Fischereirecht  des 
Königs  oder  des  von  ihm  Privilegierten  (übrigens  regelmäßig  mit  Be- 
schränkung auf  die  hohe  Jagd  und  den  edleren  Fischfang)  vorbehalten 
wurden *l  In  derselben  Weise  konnten  die  Könige  über  das  Strand - 
und  Grundruhrrecht  an  den  Küsten  und  Stromufem  verfügen".  Auf 
dem  Gebiete  des  Bergbaues  und  der  Salzgewinnung  sind  königliche 
Eigenbetriebe  nur  auf  Königsgut  bezeugt  Verleihungen  an  Private  lassen 
sich  nicht  nachweisen,  aber  die  privaten  Betriebe  waren  durchweg  mit 
einem  an  den  König  zu  zahlenden  Berg-  oder  Salzzins  belastet,  der  sich 
dem  von  allem  Rottland  erhobenem  „Landrecht**  (S.  193)  zur  Seite  stellt 
und  wohl  gleich  diesem  als  ein  Ausfluß  des  Bodenregals  zu  betrachten 
ist.  Kann  demnach  von  einem  Berg-  und  Salzregal  in  der  fränkischen 
Periode  noch  ebenso  wenig,  wie  von  einem  Jagd-  und  Fischereiregal  die 
Rede  sein,  so  darf  man  doch  annehmen,  daß  die  Könige  ein  dem  Wiid- 
bannrecht  entsprechendes  Bergbannrecht  besaßen,  das  in  Verbindung  mit 
dem  Bergzins  sich  später  leicht  zum  Bergregal  ausgestalten  konnte  ^^ 

Größtenteils  auf  römische  Einrichtungen  (namentlich  das  römische 
Postwesen)  sind  die  unter  dem  Namen  servitium  regis  zusammengefaßten 
Naturalleistungen  der  Unterthanen  zurückzuführen^*.  Man  verstand  darunter 
die  Verpflichtung,  dem  König  nebst  seinem  Gefolge,  den  Mitgliedern  des 
königlichen  Hauses,   den  Königsboten   und  allen  solchen  Personen,  die 


"  Vgl.  §  28  n.  44.  Waitz  2,  2  S.  816.  4,  128  ff.  Sickbl,  a.  a.  0.  41  ff.  Brünner  2, 
15.  Schröder,  Franken  80.  Heüsler,  Institutionen  1,  370 f.  £.  Mater,  a.  a.  O. 
1,  86  ff.  Die  Einwendungen  von  Dahn  (Könige  7,  3  S.  81  f.  8,  5  S.  110  ff.)  sind 
teils  gegenstandslos,  indem  sie  sich  auf  ein  von  uns  nie  behauptetes  Jagd-  und 
Fischereiregal  der  Frankenkönige  beziehen,  teils  beweislos,  indem  die  allein  ins 
Gewicht  fallende  angebliche  Urkunde  Arnulfs  für  Salzburg  längst  als  grobe  Fäl- 
schung erkannt  ist.     Vgl.  Mühlbacher,  Regesten  der  Karolinger  I.  Nr.  1801. 

"  Vgl.  Waitz  4,  135. 

^*  Vgl.  Zycha,  Recht  des  ältesten  Bergbaues  (1899)  S.  8—24,  dem  ich  nur 
darin  nicht  beistimme,  daß  ich  den  Bergzins  mit  dem  Landrecht  gleichstelle  und 
mit  Brünner  2,  76  ein  dem  Wildbannrecht  entsprechendes  Bergbannrecht  annehme. 
Im  übrigen  vgl.  Waitz  2,  2  S.  315  f.  4,  127  f.  8,  269  ff.  v.  Inama,  Wirtech.-G.  1, 
426  f.  Schröder,  Franken  81.  Für  die  Ursprünglichkeit  des  Bergregal»  Arndt, 
Zur  Geschichte  und  Theorie  des  Bergregals  56  ff.  181  f.  209—218.  Ueusler,  a.  a.  0. 
1,  369  f.     Dagegen  Dahn,  Könige  8,  5  S.  119  f. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  295  ff.  4,  11  f.  Brunner  2,  228 ff.  Dahn,  Könige  7, 
3  S.  146  ff.  8,  5  S.  88  ff.  E.  Mayer,  a.  a.  0.  1,  59  ff.  Die  Leistungen  wurden 
zunächst  immer  nur  den  betreffenden  geistlichen  und  weltlichen  Beamten  abgefordert, 
die  dafür  verantwortlich  waren,  die  Lasten  dann  aber  weiter  auf  die  Unterthanen 
zu  verteilen  hatten.  Die  Grundherren  wälzten  die  oft  sehr  erheblichen  Lasten, 
so  gut  es  ging,  auf  ihre  Hintersassen  ab.     Vgl.  §  27  Anm.  9. 
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ihr  Recht  dazu  durch  einen  schriftlichen  Spezialbefehl  des  Königs  {tra- 
Ctoria)  nachweisen  konnten,  Aufnahme  und  Unterhalt  {mansiones^  paratae, 
pastus)  sowie  die  nötigen  BeförderungSDoittel  {evectio,  veredi,  paraveredi, 
anfforia^,  parangariae)  zur  Verfugung  zu  stellen*^  Das  Heer  hatte  inner- 
halb des  Reiches  nur  die  jedem  Beisenden  zustehende  Befugnis,  Gras, 
Wasser  und  Holz  für  den  Bedarf  zu  entnehmen  ^^,  doch  scheint  die  von 
den  Grundherrschaften  erhobene  Lieferung  von  Futter  {fodrum)  und  Lebens- 
mitteln {camaticum)  und  die  Gestellung  von  Transportmitteln  {hostilicium, 
ad  hostem)  ursprunglich  den  Charakter  einer  allgemeinen  Kriegslast  der 
von  der  Wehrpflicht  befreiten  hörigen  Bevölkerung  gehabt  zu  haben  *^. 
Auch  Brücken-  und  Straßenbauten  sowie  Befestigungsarbeiten  {hurgwerky 
tciicta,  warda)  galten  als  allgemeine  Unterthanenlasten,  die  aber  in  erster 
Beihe  auf  den  Anliegern  ruhten'^®. 

Die  wichtigste  Finanzquelle  bildete  der  überaus  reiche  Bestand  an 
Erongütern^®,  die  teils  unmittelbar  für  den  Hof  bewirtschaftet  wurden, 
teils  gegen  Abgaben  und  Dienste  verliehen  waren.  Die  Krongüter- 
v^waltung  hatte  bis  auf  Karl  den  Großen  ihren  Sitz  in  den  Gra&chaften; 
sie  lag,  wenn  sie  nicht  im  einzelnen  Fall  dem  Grafen  im  Nebenamt  über- 
tragen war,  in  den  Händen  eines  Domesticus,  unter  dessen  Aufsicht  den 
einzelnen  Verwaltungsbezirken  besondere  Amtleute  {iudices)  vorstanden, 
während  die  Oberaufsicht  Sache  des  Hofdomesticus  war  (S.  129.  142). 
Karl  der  Große  löste  die  Krongüter  ganz  aus  dem  Grafschaftsverband, 
indem  er  von  der  Gaueinteilung  unabhängige  Domänenämter  {fisci)  bildete, 
geschlossene  Güterkomplexe  die  an  Rhein  und  Mosel  zum  Teil  noch  im 
Mittelalter  eine  oder  mehrere  Quadratmeilen  umfaßten.  Die  einzelnen 
königlichen  Wirtschaftshöfe  wurden  välae,  soweit  sie  aber  für  den  un- 
mittelbaren Gebrauch  des  Hofes  eingerichtet  waren,  Pfalzen  {palaäa)  ge- 
nannt.    An   der  Spitze  jedes  Domänenamtes  stand  als  Nachfolger  des 


"  Über  den  gennanischen  Ursprung  des  königlichen  Rechtes  auf  Gastung, 
das  auch  bei  den  Nordgermanen  nnd  Angelsachsen  anerkannt  war,  vgl.  K.  Leh- 
MANK,  Abhandlungen  z.  germ.  Rechtsgeschichte,  1888,  S.  1—96.    v.  Amira^  96.  100. 

*•  Waitz  2,  2  S.  299.    4,  539. 

"  Vgl.  Waitz  4,  15  f.  621  fP.  Bbtjnnee  2,  212.  Roth,  Benef.- Wesen  410. 
Gu^RABD,  Polyptjrque  Irminon  1,  660  flP.  Kötschke,  Eist.  VJSchr.  2,  238.  Zum  Teil 
war  an  die  Stelle  der  Naturalleistung  eine  Geldabgabe  getreten,  die  auch  als  ,,Heer- 
bann"  bezeichnet  wurde. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  328.  4,  35  f.  Sickel,  Zur  Geschichte  des  Bannes  16  fc 
Gasner,  Zum  deutschen  Straßenwesen  (1889)  32  ff.  Das  Recht,  Burgwerk  zu  ge- 
bieten, wird  seit  dem  10.  Jahrhundert  als  burgban  bezeichnet.  Vgl.  Rodenbero, 
Mitt  d.  Ost.  Inst  17,  161  ff. 

»»  Vgl.  Karls  Capitulare  de  villis  von  812  (Boretiüs  1,  82)  und  die  Erläute- 
rungen desselben  von  Gü^bard,  £xplication  du  capitulaire  de  villis,  1853  (Bibl.  de 
r^cole  des  chartes  III.  4,  201  ff.  313  ff.  546  ff.),  und  Gareis,  i.  d.  Münchener  Ab- 
handlungen f.  K.  Maurer,  1893.  L.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Fronhöfe  1,  121  ff. 
212  f.  229  ff.  Ilwop,  Karl  der  Große  als  Volkswirt,  Zeitschr.  f.  Staats-Wiss.  47, 
413  ff.  V.  Inama,  a.  a.  0.  1,  321  ff.  393  f.  Brünner  2,  72  ff.  Waitz  4,  141  ff. 
Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  713  ff.  804  ff.    Dahn  7,  3  S.  79  f.  89  ff.  8,  5  S.  12  ff. 
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früheren  domesticus  ein  Amtmann  {iudex,  villicus,  ador),  der  von  seinem 
Fronhof  (curtis  dominica)  aus  die  Eigenwirtschaft  des  Pfalz-  oder  sonstigen 
königlichen  Hauptgutes  leitete  und  die  Aufsicht  über  die  zu  seinem  Amt 
gehörigen  Nebenhöfe,  Benefizien  und  Zinsgüter  führte.  Unter  ihm  be- 
standen kleinere  Inspektionsbezirke  {rninisteria)  unter  Meiern  {rnaiores\ 
denen  als  besondere  Beamte  für  Wildbänne  und  Weinberge  die  Förster 
[forestarii)  und  Kellermeister  oder  Kellner  {cellerarii)  beigeordnet  waren. 
Die  Amtmänner  hatten  die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  über  die  Fiska- 
linen und  die  Immunitatsgerichtsbarkeit  über  die  freie  und  hörige  Be- 
völkerung des  Domänenamtes  (S.  179  ff.).  Alle  eigenen  Wirtschaftsertrage 
sowie  die  Abgaben  von  den  Zinsgütem,  die  Gerichtsgefalle  des  Domänen- 
gerichts und  die  Einnahmen  aus  Zöllen  und  sonstigen  Gefallen  innerhalb 
des  Amtes  wurden  auf  dem  Haupthof  gesammelt.  Soweit  die  Überschüsse 
nicht  für  die  Bedürfhisse  des  Hoflagers  an  eine  der  Pfalzen  abgeliefert 
oder  für  Heereszwecke  aufbewahrt  werden  mußten,  wurden  sie  von  den 
Haupthöfen  aus  nach  Vorschrift  des  Königs  verkauft.  Die  Amtmänner 
hatten  genaue  Jahresrechnungen  zu  legen.  Eevisionsbeamte  waren  die 
Königsboten,  die  auch  für  die  Herstellung  vollständiger  Inv^ntare  des  Kron- 
gutes wie  der  Benefizien  zu  sorgen  hatten  ®®.  Die  Zentralstelle  für  die 
Domänenverwaltung  bildeten  seit  den  Karolingern  der  Seneschalk,  Schenk 
und  Marschalk,  jeder  innerhalb  seines  Geschäftskreises.  Früher  hatte  der 
Hof  domesticus,  später  der  Hausmeier  an  der  Spitze  gestanden.  Den 
Grafen  war  seit  Karl  dem  Großen  jede  Einwirkung  auf  die  Verwaltung 
der  Krongüter  entzogen.  Unter  den  Amtmännern  nahmen  die,  welche 
zugleich  einer  Pfalz  vorgestanden,  den  ersten  Rang  ein.  Solche  Pfalzen, 
die  den  Königen  besonders  häufig  als  Aufenthaltsort  dienten,  traten 
naturgemäß  zu  den  in  ihrer  Nähe  befindlichen  Domänenämtem  in  eine 
engere  Beziehung,  sie  wurden  zu  Stapel-  und  Marktplätzen  für  sie  und 
mochten  sich  leicht  zu  wahren  Mittelpunkten  des  wirtschaftlichen  Ver- 
kehrs entwickeln.  Dagegen  haben  die  Pfalzen  als  solche  die  Stellung 
wirtschaftlicher  Oberhöfe  gegenüber  den  Domänenämtern  nicht  besessen, 
Vereinigungen  von  Domänenämtern  zu  Pfalzdistrikten  hat  es  nicht  gegeben. 
Der  Unterschied  zwischen  Staatsgut  und  Königsgut  war  dem  frän- 
kischen Reiche  unbekannt  ®^  Der  König  war  schlechthin  das  Subjekt 
des  gesamten  staatlichen  Vermögens,  alle  Staatseinnahmen  galten  als  seine 
Einnahmen,  wie  umgekehrt  die  Familiengüter  der  Amulfinger  seit  der 
Krönung  Pippins  zu  den  Krongütern  gerechnet  wurden.  Eine  Verwendung 
der  Staatseinnahmen  zu  öffentlichen  Zwecken,  abgesehen  von  den  als 
Ausstattung  der  öffentlichen  Ämter  angesehenen  Gütern  und  Gefallen, 
fand  nicht  statt,  wenn  auch  die  Schenkungen  des  Königs  an  Oberhäupter 
fremder  Staaten,  an  Kirchen  und  Klöster  und  Personen,  die  sich  um  das 
gemeine  Wesen  verdient  gemacht  hatten,  thatsächlich  für  den  Staat  ge- 


•ö  Vgl.  BoRETiüs  1,  172,  c.  19.  177,  c.  7.  250  ff. 

*'  Vgl.  S.  118.    GiERKE,  Genossenschaftsrecht  2,  562  ff. 


Digitized  by 


Google 


§  27.    Die  Immanitäten.  199 

leistet  wurden.  Was  sonst  für  öffentliche  Zwecke,  namentlich  Heeres- 
zwecke, erforderlich  war,  bildete  eine  Naturallast  der  Unterthanen.  Der 
König  hatte  nur  für  die  Bedürfnisse  der  königlichen  Familie  und  des  Hof- 
lagers an&nkommen.  Was  an  Geld  and  Kleinodien  yereinnahmt  wurde, 
floß  ohne  Unterschied  der  Herkunft  in  den  königlichen  Schatz  {aerarium 
publicum),  der  sich  seit  Karl  dem  Großen  ständig  in  der  Pfalz  zu  Aachen 
befand  und  Ton  dem  Kämmerer  {thesauraritis)  verwaltet  wurde.  Auch  der 
Schatz  stand  zu  freier  Verfügung  des  Königs,  wiewohl  daran  festgehalten 
wurde,  daß  nur  das  Staatsoberhaupt  als  solches  ein  Recht  auf  ihn  habe^^ 

§  27.    Die  Immunitaten. 

Vgl.  8.  179  n.  78.  Brunveb,  RG.  2.  287  ff.  302  ff.  Waitz  2»,  1  S.  416  ff. 
2  S.  336  ff  380  ff.  4>,  287—323.  447  ff.  463  ff.  LöMiKO,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchen- 
rechta  2,  724  ff.  y.  Bethmank-Hollweo,  Gkrm.-romaii.  Civilprozeß  1,  438  ff.  2,  32  ff. 
V.  Stbel,  Entsteh,  d.  Königtams*  474  ff.  y.  Damikls,  Handbuch  1,  567  ff.  Asnold, 
Deutsche  Geschichte  2,2  8.  197  ff.  Dahm,  Könige  7,  3  S.  537  ff.  8,  6  8.  162  ff. 
Glasson,  Histoire  3,  117  ff.  375  ff.  Viollet,  Histoire  1,  328  ff.  400 ff.  Fcstel 
DB  CoüUkHGBs,  £tude  sur  rimmunit^  m^royiugienne,  Reyue  historique  22,  249  ff. 
23,  1  ff  Prost,  LMmmunit^  (N.  Reyue  6,  113  ff.  262  ff.).  Flach,  Origines  de  Tan - 
eienne  France  1,  91  ff.  Brauchet,  Histoire  de  Torganisation  judiciaire  418  ff. 
Th.  Sickel,  Wiener  SB.  47,  193  ff.  49,  311  ff.  W.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  16,  58  ff.; 
G^tt  gel.  Anz.  1890,  8.  584  ff.  L.  y.  Maurer,  Fronhöfe  1,  282  ff.  Sohm  bei  Wetzell, 
Ciyilprozeß*  S59ff.  Gibbke,  Genossenschaftsrecht  1,  131  ff.  Heusleb,  Ursprung 
der  Stadtyerfassung  15  ff.  G.  Meter,  ZRG.  16,  104  ff.  Lauprbcbt,  Wirtschafts- 
leben 1,  1015  ff.  1110  f.  SALyioLi,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano  (.1892) 
204  ff.;  Storia  dell'  immunit^  delle  signorie  e  giustizie  delle  chiese  in  Italia,  1880 
(Atti  e  memorie  di  storia  patria  d.  proy.  moden.  e  parm.;  ser.  3,  yol.  5.  6). 

Chlotar  11.  hatte  für  die  romanischen  Gebiete  seines  Reiches  fest- 
gesetzt, daß  die  auf  Eirchengütem  lastenden  Abgaben  an  Ackergeldern, 
Weidegeldern  und  Dehem  allgemein  der  Kirche  zustehen  sollten  (S.  193). 
Den  königlichen  Einnehmern  wurde  das  Betreten  kirchlicher  Güter  zur 
Eintreibung  derartiger  Gefalle  unbedingt  untersagt  Dann  fagte  der  König 
hinzu:  Ecelesiae  vel  clericis  nullam  requvrant  agentes  publici  functianenty 
qui  avi  vel  genetorü  nostri  immunitatem  meruerunt  Es  ergiebt  sich,  daß 
das,  was  hier  als  immunitas  bezeichnet  ist  (gewöhnlich  emunitcLs),  von  dem 
Yoraufgegangenen  allgemeinen  Zugeständnis  unterschieden  wird:  Acker- 
gelder, Weidegelder  und  Dehem  sollen  auf  keinem  Kirchengut  von  selten 
des  Staates  erhoben  werden,  dagegen  wird  die  allgemeine  Einstellung  der 
Beamtenfunktionen  nur  den  Kirchen  gewährleistet  die  von  Ghlothar  I.  oder 
Chilperich  ein  Immunitatsprivileg  erhalten  haben  i.  Das  Edikt  von  614 
(8.  180)  bezeugt,  daß  derartige  Privilegien  auch  an  weltliche  Grundherren 
(poteiäum  vel  cuicumque)  erteilt  waren   und   daß   die   Immunitätsherren 


•*  Vgl.  §  17  Anm.  71.    Waitz  2,  2  S.  322. 

*  Die  in  früheren  Ausgaben  der  Praeceptio  enthaltene  Bezugnahme  auf  Privi- 
legien des  Bruders  (aut  germani)  beruht  auf  einem  jüngeren  Zusatz,  womit  jeder 
Grand,  die  Praeceptio  dem  König  Chlothar  I.  zuzuschreiben^  weggefallen  ist. 
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durch  besondere  Immanitatsbeamte  [iudices,  müsi)  eine  gewisse  Gerichts* 
barkeit  ausübten  ^ 

Das  Verhältnis  der  Immunitäten  war  hiemach  schon  unter  Chlo- 
thar  II.  im  wesentlichen  ebenso  wie  unter  den  Karolingern  geregelt  Von 
den  Freiheiten  des  Königsgutes  ausgegangen  bedeutete  der  Begriff  der 
Immunität  zunächst  nur  die  Freiheit  von  öffentlichen  Abgaben  und  Lasten 
und  war  insoweit  durchaus  römischer  Herkunft  Er  wurde  für  die  mit 
einem  Immunitatsprivileg  ausgestatteten  Grundherren  im  fränkischen 
Reiche  dahin  erweitert,  daß  sie  die  vom  Staat  aufgegebenen  Leistungen 
der  Bewohner  des  gefreiten  Gebietes  nunmehr  für  sich  selbst  in  Anspruch 
nehmen  durften.  Da  sich  dies  auch  auf  die  Gerichtsgefalle  bezog,  so 
war  zugleich  die  Ausbildung  einer  eigenen  Immunitätsgerichtsbarkeit,  die 
in  den  grundherrlichen  Gerichten  Galliens  und  auf  den  Krongütem 
(S.  179  ff.)  ihr  Vorbild  fand,  angebahnt  Die  Ausschließung  aller  amt- 
lichen Eingriffe  der  ordentlichen  öffentlichen  Beamten,  von  Chlothar  IL 
zuerst  ausgesprochen,  wahrscheinlich  aber  schon  vorher  mit  der  Immunität 
verbunden,  entsprach  der  von  der  Grafengewalt  befreiten  Stellung  der 
Krongüter  unter  dem  Domänenamtmann  ^. 

Ebendarum  hatte  der  Staat  ein  dringendes  Interesse  an  der  Ein- 
setzung besonderer  Immunitätsbeaniten,  durch  deren  Vermittelung  er  die 
staatlichen  Rechte  in  der  Immunität  geltend  machen  konnte.  Den  Im- 
munitätsbeamten bezeichnete  man  früher  als  offens,  missiLs,  iudex  ^  unter 
den  Karolingern  als  Vogt  (advocatus,  vocatusy  vogatus,  defenstor\  zuweilen 
wegen  der  von  ihm  ausgeübten  niederen  Gerichtsbarkeit  auch  als  Schult- 
heiß {causidicus)  oder  Centenar*.  Der  Vogt  war  Immunitätsrichter  und 
zugleich  Requisitionsbeamter  für  die  staatlichen  Gerichte  bei  Zustellungen 
und  Vollstreckungen  in  den  gefreiten  Gebieten;  eine  eigene  Vollstreckungs- 
gewalt übte  er  nur  innerhalb  seines  Wirkungskreises  ^  In  kirchlichen 
Immunitäten  fiel  dem  Vogt  in  der  Regel  auch  die  Vertretung  der  Im- 
munitätsgeistlichen vor  den  öffentlichen  Gerichten  anheim.  Die  unter 
Karl  dem  Großen  aufgehobene  Organisation  der  Domänenverwaltung  nach 
Grafschaften  ist  für  die  Immunitäten  vorbildlich  geblieben:  über  mehrere 
Grafschaften  erstreckte  Immunitätsherrschaften  mußten  in  jeder  Grafechaft 
einen  eigenen,  in  ihr  begüterten  Vogt  haben®.  Stifevögte  sollten  nach 
einer  Bestinmiung  Kark,  ähnlich  wie  die  Centenare,  in  Gegenwart  des 


«  Edikt  von  614,  c.  19  (Boretius  1,  23). 

•  Den  öffentlichen  Beamten  wurde  verboten:  das  Betreten  der  Freiung  zu 
Amtsverrichtnngen  (introitus),  die  Eintreibung  fiskalischer  Gefälle  (exaefio),  die 
Ausübung  amtlichen  Zwanges  gegen  Insassen  der  Immunität  {districtio),  Amts- 
handlungen auf  Grund  eines  ausdrücklichen  königlichen  Befehls  wurden  von  der 
Exemtion  nicht  berührt.    Vgl.  Bbunneb  2,  298. 

*  Vgl.  Waitz  4,  463  f.  467.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  254  ff.,  will  grund- 
herrliche Centenare  und  grundherrliche  Gerichtsvögte  unterscheiden. 

*  Vgl.  Edikt  von  614,  c.  20. 

•  Vgl.  Waitz  4,  465.  470,  dagegen  W.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1896,  S.  287. 
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Grafen  und  nnter  Mitwirkung  des  Volkes  eingesetzt  werden^,  falls  nicht 
dem  Stift  ausdrücklich  das  freie  Emennungsrecht  zugestanden  worden  war^ 
Die  Vereinigung  einer  Stiftsvogtei  mit  dem  Grafen-  oder  Schultheißenamt 
war  unzulässig.  Weltliche  Immunitätsherren  bedurften  eines  Vogtes  nur, 
wenn  sie  die  Gerichtsbarkeit  nicht  selbst  verwalteten.  Immer  bezog  sich 
die  Stellung  des  Vogtes  nur  auf  die  gerichtlichen  Geschäfte;  für  die 
übrigen  Immunitätsangelegenheiten  hatten  die  Stifter  eigene  Beamte  {vice- 
dominij  praeposüi,  oeconami),  meist  geistlichen  Standes,  denen  auch  die 
Gerichtsbarkeit  über  die  Grundholden  übertragen  werden  konnte. 

Das  Immunitätsprivileg  bezog  sich  auf  alle  fiskalischen  Ansprüche 
gegen  das  gefreite  Gebiet  und  seine  Bewohner,  mit  Einschluß  des  servi- 
tium  regis;  nur  dem  König  persönlich  blieb  das  Hecht  vorbehalten,  das 
gefreite  Gebiet  zu  betreten  oder  durch  seine  missi  betreten  zu  lassen, 
und  so  blieb  auch  die  Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Herberge  und 
Unterhalt  für  den  König  und  die  von  ihm  mit  einer  tractoria  versehenen 
Personen  bestehen.  Aufrechterhalten  blieben  auch  die  allgemeinen  Unter- 
thanenpflichten  des  Wachdienstes  und  Burgwerkes,  Brücken-  und  Straßen- 
baues, die  Heerbannpflicht  und  die  üblichen  Jahresgeschenke  an  den 
König*.  Von  Zöllen  befreite  das  Immunitätsrecht  nur,  wenn  die  Zoll- 
statte sich  innerhalb  des  gefreiten  Gebietes  befand  ^^. 

Der  Immunitätsbann,  durch  den  die  Freiungen  gegen  Eingriffe  der 
Beamten  geschützt  waren,  hatte  seit  Karl  dem  Großen  den  Charakter 
eines  dinglichen  Schutzbannes  mit  örtlichem  Sonderfrieden  angenommen. 
Die  Bannstrafe  betrug  bei  Verletzung  des  besonderen  Friedens,  den  die 
Wohnplätze  und  Ansiedelungen  innerhalb  der  Freiung  genossen,  600  Sol. 
(Zweidrittel  an  den  Immunitätsherrn,  ein  Drittel  an  den  Fiskus),  während 
Immunitätsverletzungen  auf  der  Feldmark  wohl  nur  mit  einfachem  Königs- 
bann bestraft  wurden  ^l 

Die  Immunitätsprivilegien  waren  zunächst  nur  für  das  Reichskirchen- 
gut, das  ohnehin  wesentlich  dem  Königsgut  gleichgestellt  wurde,  berechnet. 
Immer  bezog  sich  das  Privileg  auf  sämtliche  Besitzungen  der  gefreiten 
Kirche,  auch  auf  ihren  zukünftigen  Erwerb;  doch  wurden  Übertragungen 
an  Kirchen,  die  nur  den  Zweck  der  Befreiung  von  öffentlichen  Lasten 
verfolgten,  für  wirkungslos  erklärt.  Weltliche  Freiungen  [potestates)  und 
Immunitätsprivilegien  für  Privatkirchen  kamen  ursprünglich  nur  vereinzelt 


"*  Vgl.  Wattz  4,  468.  Auch  firnennung  durch  den  König  oder  in  seinem 
Auftrage  durch  die  Königsboten  kam  vor. 

»  Vgl.  Waitz  4,  469. 

•  Vgl.  Waitz  4,  313  fP.  Th.  Sickel,  Wiener  SB.  49,  347.  356  ff.  363  ff.  Der 
Staat  hielt  sich  wegen  aller  dieser  Leistungen  ausschließlich  an  den  Immunitäts- 
herm  (vgl.  §  17  n.  50).  Indem  dieser  sich  durch  Überwälzung  der  Lasten  auf 
Beine  Hintersassen  entschädigte,  entwickelte  sich  ein  grundherrliches  Besteuerungs- 
system. Bei  Brücken-  und  Wegebau  wurden  auch  die  Domänen  des  römischen 
Kaisers  herangezogen.    Vgl.  Bsunner  2,  295. 

w  Vgl.  Th.  Siokbl,  a.  a.  0.  355. 

"  Vgl.  Waitz  4,  303  f.  308  ff.     Tu.  Sickel,  a.  a.  0.  331  ff.     Brunnbr2,  296  f. 
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vor,  namentlich  in  Austrasien,  wo  es  wenig  weltliche  Grundherrschaften 
gab.  Erst  mit  der  Ausbildung  des  Benefizialwesens  wurde  die  Zahl  der 
weltlichen  Immunitäten  erheblich  vermehrt,  da  die  königlichen  Benefizien 
die  fiskalische  Immunitat  behielten  ^^ 


§  28.    Das  Grundeigentum. 

Vgl.  S.  52  f.  Bbünner,  RG.  1,  194  ff.  208  ff^.;  Gnmdzüge  25  f.  Waitz  2», 
1  S.  277  ff*.;  Abhandlungen  91  ff".;  Die  altdeutsche  Hufe  (Abhandl.  z.  Verf.-  u.  RG. 
123  ff".  Abb.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  1854);  Das  alte  Recht  117  ffl  Hanssen,  Agrar- 
histor.  Abhandlungen  1,  148  ff'.  2,  179—252;  Gott.  gel.  Anz.  1873,  S.  921  ff. 
V.  Inama-Stebneog,  Wi'^^^^l^^^t^g^chichte  1,  92  ff.  207  ff.  278  ff.;  Hofsystem  44  ff.; 
Ausbildung  der  großen  Grundherrschaften,  Schmoller's  Forsch.  1,  1  (1878);  Salland- 
Studien,  1889  (Festgabe  für  Hanssen,  S.  73  ff.).  Meitzen,  Siedelung  u.  Agrarwesen 
1,  66—122.  128  ff.  168  ff.  415  ff.  453-493.  535—616.  W.  Sickel,  Gott  gel.  Anz.  1886, 
S.  434 f.;  Privatherrschaften  im  fränk.  Reich,  Westd.  Zeitschr.  15,  111—171.  16, 
47  ff.  Lampkecht,  Wirtschaftsleben  1,  7  ff.  43  ff.  103  ff.  331  ff.  385  ff.;  Deutsche 
Geschichte  2,  83  ff.  Landau,  Territorien  4  ff.  12  ff.  32  ff.  52  ff.  Thudicuum,  Gau- 
u.  Mark  Verfassung  154  ff.  Halban-Bluhenstok,  Entstehung  des  deutschen  Im- 
mobiliareigentums,  I.  1894.  Heusleb,  Institutionen  §§  56,  110.  Gierkb,  Genossen- 
schaftsrecht  1,  60  ff.;  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt  Chilperichs,  ZRG.  12, 
430  ff.  ScHBÖDBB,  ZRG.  15,  49  ff.;  FDG.  19,  144  ff.  Gbimm,  RA.  492  ff.  Waoheb, 
Allg.  Wirtschaftslehre«  1,  684  ff.  Abnold,  Deutsche  Geschichte  2,  2  S.  19  ff. 
Dahn,  Könige  7,  2  S.  1  ff.  8,  2  S.  28  ff.;  DG.  2,  474  ff.  489  ff.  Laveleye-Bücheb, 
Ureigentum  74  ff.  Roth,  Beneficialwesen,  1850;  Feudalität  und  Unterthanen- 
verband,  1863.  G.  L.  v.  Maueeb,  Gesch.  d.  Fronhöfe  1,  112  ff.  180  ff.  254  ff.  285  ff. 
332  ff.  Denman  W.  Ross  ,  The  early  history  of  the  landholding  among  the  Grcr- 
mans,  1883.  Fustel  de  Coulanges,  Recherches  295  ff.  319  ff.;  Hist.  des  instit 
politiques  IV.,  L'alleu  et  le  domaine  rural  pendant  T^poque  m^rovingienne,  1889. 
Glasson,  Histoire  3,  59  ff.;  Les  communaux  et  le  domaine  rural  k  T^poque  firanque, 
1890.  Vamdebkindebe,  Introduction  191  ff.  Jubainville,  Origine  de  la  propri^t^ 
fonciSre  en  France,  N.  Revue  11,  241  ff.  TuivENiN,  Etudes  sur  la  propri^t^  au 
mojen  age,  Revue  historique  31,  241  ff.;  Les  communia,  i.  d.  Mölanges  Renier, 
1886.  Flach,  Origines  de  Tancienne  France  2,  47  ff.  Pabdessus,  Loi  Salique, 
diss.  8.  Gu^BABD,  Polyptique  de  Tabb^  Irminon  1,  475—502.  577—656.  Sobuppeb, 
L'allodio,  Studi  sulla  proprietä  dei  secoli  barbarici,  1885;  Degli  ordini  social!  e 
del  possesso  fondiario  appo  i  Langobardi,  1861  (Wiener  SB.  35,  492  ff.).  Yiollet, 
•Caract^re  collectif  des  premi^res  propri^t6s  immobili^res,  1872.  A.  Schültek,  Die 
römischen  Grundherrschaften,  1896  (Zeitschr.  f.  Social-  u.  Wirtsch.- Gesch.  3,  149  ff. 
297  ff.).  His,  Die  Domänen  der  römischen  Kaiserzeit,  1896.  Kieneb,  Verf.- 
Geschichte  d.  Provence  30  ff.  91  ff.  J.  Flach,  Ongine  hist  de  Thabitation  et  des 
lieux  habit^s  en  France,  1899.     Cbameb,  Alamannen  289  ff. 

Die  verschiedenen  Grundsätze,  die  von  den  Westgoten  nnd  Bor- 
gunden  einerseits  und  den  Franken  andererseits  bei  der  Niederlassung  in 
Gallien  beobachtet  wurden  (S.  101  ff.),  haben  in  ihren  Nachwirkungen  bis 
zur  französischen  Kevolution  angedauert.  Südlich  der  Loire,  in  dem  spä- 
teren Gebiete  des  droit  6crit,  hatten  zwar  die  römischen  Provinzialen  im 
allgemeinen  Zweidrittel  ihres  Grundbesitzes  zur  Bildung  von  Landlosen 


"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  276.  4,  294  ff.  Die  Immunitätsprivilegien  galten  als 
Realrechte  und  konnten  daher  mit  dem  Gute  übertragen  werden.  Vgl.  Sickel, 
Westd.  Zeitschr.  15,  129  f. 
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für  die  gotischen  und  burgandisohen  Heermannen  abtreten  müssen,  da 
aber  diese  Abtretung  nicht  von  Volk  zu  Volk,  sondern  von  Person  zu 
Person  erfolgte,  so  trat  der  einzelne  Germane  durchaus  in  die  römischen 
Grundbesitzverhältnisse  ein,  die  deutsche  Hafen-  und  Markenordnung  fand 
hier  keine  Anwendung ^  Nördlich  der  Loire  dagegen,  in  den  Gebieten 
des  droit  coutumier^  behielten  die  Provinzialen  alles  was  sie  hatten,  neben 
ihnen  aber,  in  ausgedehnten  Gebieten  die  von  ihren  bisherigen  Herren 
verlassen  oder  bei  der  früheren  dünnen  Bevölkerung  herrenlos  geblieben 
waren,  siedelten  sich  die  Franken  in  geschlossenen  Massen  an  und  ihre 
germanische  Art  übte  bald  einen  überwältigenden  Einfluß  auf  die  ge- 
samt-en  Grundbesitzverhältnisse  des  neustrischen  Landes  aus.  Die  An- 
siedlung  vollzog  sich  bei  den  salischen  Franken  in  altgermanischer  Weise 
nach  Dorfschaften*.  Das  System  der  Einzelhöfe*,  deren  jeder  von 
seiner  Ackerflur  umgeben  war,  während  Wald  und  Weide  Allmende  blieb, 
beschränkte  sich  auf  die  niederrheinisch- westfälische  Tiefebene,  die  Alpen 
und  die  oberdeutschen  Gebirge.  Das  Volksrecht  der  salischen  Franken 
läßt  schon  bedeutende  Fortschritte  auf  dem  Gebiet  der  Landwirtschaft 
erkennen;  wir  erfahren  von  Gemüse-  und  Flachsbau,  von  umzäunten 
Feldern,  von  Wiesen  und  Weinbergen*  Die  extensive  Feldgras-  und 
Waldwechselwirtschaft  mit  zeitweilig  wiederkehrenden  Ackerverlosungen 
war  demnach  überwunden,  das  Kulturland  von  dem  nur  für  Wald  und 
Weide  geeigneten  Lande  dauernd  geschieden  und  in  der  durch  die  letzte 
Ackerverlosung  begründeten  Gewannlage  in  Privateigentum  übergegangen; 
nur  die  durch  den  Flurzwang  begründete  Unterwerfung  des  einzelnen 
Besitzers  unter  das  von  der  Gesamtheit  befolgte  Wirtschaftssystem  war 
geblieben. 

Die  hier  angedeutete,  früher  .(S.  53  ff.)  näher  dargelegte  Entwickelung 
hat  sich  bei  den  deutschen  Stämmen  und  den  Angelsachsen*  in  völlig 
gleichmäßiger  Weise  vollzogen.  Sie  hat  ihre  Grundzüge  bis  Ende  des 
18.  Jahrhunderts,  vielfach  noch  länger  bewahrt  und  ist  in  manchen 
Gegenden  so  stetig  geblieben,  daß  die  hier  beigedruckte,  nach  einer  Vorlage 
aus  der  1.  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  entworfene  Flurkarte  noch  ein  an- 
schauliches Bild  der  Flurverhältnisse  der  fränkischen  Zeit  zu  geben  vermag. 

*  Vgl.  GiERKE,  Genossenschaf terecht  1,  80.  Lamprecht,  Beiträge  z.  Gesch.  d. 
franz.  Wirtschaftslebens,  Schmoller's  Forschungen  1,  3  S.  36  ff.  (1878). 

«  Vgl.  S.  16  f.  ScHEÖDBK,  Franken  49  ff.  Waitz  2,  1  S.  90  f.  In  der  Lex 
Salica  ist  vüla  bald  ein  einzelnes  Gehöft,  bald  ein  ganzes  Dorf. 

*  Vgl.  Meitzkn,  Boden  und  landw.  Verh.  des  preuß.  Staates  1,  345  ff.  Lam- 
precht, Zeitschr.  d.  berg.  Gesch. -Ver.  16,  19  ff.  v,  Inama-Sterneqq,  Hofsystem, 
1872;  Wirtschaftsgeschichte  1,  39  ff.  Röscher,  Nationalökonomie  des  Ackerbaues^ 
§  75.     L.  Y.  Maurer,  Einleitung  10  ff.     y.  Richthofen,  Unters,  z.  fries.  RG.  3,  100. 

*  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  91  ff.  Schröder,  Die  Ausbreitung  des  Weinbaues  in 
Gallien  (Monatsschr.  f.  Gesch.  Westdeutschlands  6,  502  ff.).  Mommsen,  Römische 
Geschichte  5,  98  f.    Halban,  a.  a.  0.  231  ff. 

*  Vgl.  die  Werke  von  Pollock,  Nasse  und  Seebohm  (S.  53),  femer  Lodge, 
The  anglo-saxon  land-law  (Essays  in  anglo-saxon  law  25 — 119).  Pollock  and  Mait- 
LAKD,  History  of  engl,  law  2,  1  ff. 
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Hatte  man  sich  früher  damit  begnügt,  in  jedem  Jahr  nur  einen 
kleinen  Teil  der  Aokerflur  unter  den  Pflug  zu  bringen,  während  das  übrige 
als  Weide  oder  Niederwald  diente,  so  kam  man  im  Lauf  der  Zeit  mehr 
und  mehr  dahin,  eine  ewige  Weide  auszuscheiden  und  die  Ruhejahre  der 
Wechseläcker  zu  verkürzen.  Die  durch  die  Römer  vermittelte  Bekannt- 
schaft mit  den  Vorzügen  der  Winterfrucht  führte  von  selbst  zu  der  Drei- 
felderwirtschaft, die  mindestens  seit  dem  8.  Jahrhundert  das  vorherr- 
schende Wirtschaftssystem  geworden  und  bis  in  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts geblieben  ist®.     Die  ganze  Ackerflur  (esck)  wurde  hiemach  in 


FLURKARTE 
zur  Veranschauliphang  der  Felder-  und  Gewanneinteilung. 


D  iSIDorf  ^Gerc 

OF  CSg]  Gewanne  des  Oberfoldes 
MF  M  "  ''   Mittelfeldes 

UF   ^I         "  '^     rnlerfeldes 

G  WeEZ3Geineindev\Tide  (Allmende) 

r  w.  •■  ■  Hl '  '.'^'A'AiWeiVdivald;  \%^  ,  , 
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drei  möglichst  gleiche  „Felder"  {Schiäffe,  Zelgeri)  zerlegt,  von  denen  immer 
je  zwei  in  Saat  standen,  das  dritte  in  Brache  lag^  Der  Reihe  nach 
wurde  also  jedes  Feld  ein  Jahr  als  Winterfeld  mit  Weizen,  Spelt  oder 
Roggen  und  das  nächste  Jahr  als  Sommerfeld  mit  Hafer  oder  Gerste  be- 
stellt; im  dritten  Jahr  diente  es  als  Brachfeld  zur  Gemeindeweide.  Das 
Sommerfeld  wurde  einmal  (im  Frühjahr),  das  für  die  Wintersaat  bestimmte 
Brachfeld  zweimal  (um  Johannis  und  im  Herbst)  gepflügt    Jedes  Feld 


®  Über  andere,  weniger  verbreitete  Wirtschaftssysteme  vgl.  Hanssen,  a.  a.  0. 
1,  171  ff.  Lamprecht,  a.  a.  0.  1,  545  f.  Siehe  auch  Eohrer,  Geschichtliche  Ent- 
wickelung  der  Fruchtwechselwirtschaft,  Jen.  Diss.  1889. 

'  Vgl.  Grimm,  DWB.  2,  282.  3,  1140.  Die  Grundbedeutung  von  „Zeige" 
(mnd.  til)  ist  Pflugland. 
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üiiifaßte  je  nach  der  größeren  oder  geringeren  Bodenyerschiedenheit  eine 
entsprechende  Zahl  von  Gewannen,  die  möglichst  dnrch  Parallellinien  in 
Ackerstreifen  von  gleicher  Breite  (daher  selbst  „Breiten"  oder  „Gebreiten" 
genannt)  geteilt  waren;  nur  bei  zu  unregelmäßiger  Gestaltung  der  ein- 
zelnen Gewanne  überwog  die  Einteilung  derselben  nach  Flachenmaß  ^ 
In  der  Begel  besaß  also  jeder  Hof  in  jedem  Gewann  seine  Gebreite  oder 
Ackerfläche®.  Die  Gesamtheit  der  zu  einem  Hof  gehörigen  Äcker  bil- 
dete den  Inbegriff  einer  Hufe^^,  deren  nach  dem  durchschnittlichen  wirt- 
schaftlichen Bedürfois  eines  Hofes  berechnete  Größe  meistens  gegen 
30  Tagwerk  betrug  ^l  Unter  Tagwerk  {iumaley  iumdlis\  Morgen^  Joch, 
Juchert  (iugerum),  Acker  verstand  man  kein  bestimmtes  Flächenmaß,  son- 
dern so  viel  Ackerland,  wie  man  mit  einem  Pfluge  an  einem  Vormittag 
zu  bearbeiten  vermochte^',  so  daß  sich  für  die  Hufe  durchschnittlich  eine 
jährliche  Pflugarbeit  von  etwa  30  Tagen  (10  für  das  Sommer-,  20  für 
das  Brachfeld)  ergab. 

Im  weiteren  Sinn  verstand  man  unter  Bufe  oder  mansus  alles  was 
zu  einem  Hof  gehörte,  also  außer  dem  Ackerland  die  regelmäßig  ein- 
gezäunte Hofreite  mit  Gebäuden,  Garten  und  einem  etwaigen  Krautland  ^' 


»  Vgl.  S.  58.  Meitzbn  1,  90.  101  ff.  Hanssbn  1,  42  f.  156  f.  2,  187  ff.  Waitz, 
Hufe  25  f.  Grimm,  DWB.  4,  la,  1858;  Weistümer  3,  114.  Schmeller,  WB».  2, 
942  f.  Die  £inteilang  nach  Breiten  muß  sehr  weit  zurückreichen,  da  schon  lango- 
bardische  Urkunden  hraida  für  ,, Acker"  verwenden.  Die  Bezeichnung  der  Gebreiten 
mit  funiculuSj  seil,  rip,  raifa  (Stbinmeter  u.  Sievebs  1,  148  f.)  deutet  auf  Aus- 
messung mit  dem  Meßseil. 

'  War  ein  Gewann  für  die  erforderliche  Zahl  der  Teilstücke  zu  klein,  so 
mußte  ein  zweites  Gewann  aushelfen,  wobei  ein  Ausfall  in  der  Güte  durch  Zusatz 
in  der  Fläche  beglichen  wurde.  Die  einem  angrenzenden  Gewann  vorliegenden 
and  von  diesem  zur  Pflugwende  benutzten  Äcker  (Anwandäcker)  erhielten  zur  Ent- 
schädigung eine  größere  Breite.  Innerhalb  der  Gewanne  galt,  soweit  der  Zugang 
nicht  durch  Feldwege  vermittelt  wurde,  zur  Bestellungs-  und  Erntezeit  eine  gegen- 
seitige Überfahrgerechtigkeit  der  Nachbarn,  die  sich  in  manchen  Gegenden  als 
Tritt-  und  Trattrecht,  Samenweg,  Dungweg  oder  unter  anderen  Namen  bis  in  die 
neueste  Zeit  erhalten  hat.  Was  nicht  in  die  Gewanne  paßte  (da  sie  der  beque- 
meren Verteilung  wegen  die  Form  regelmäßiger  Parallelogramme  hatten)^  blieb  als 
sg.  „Ger"  (von  der  keilförmigen  Gestalt  der  Gerspitze)  un verteilt  liegen.  Vgl. 
Lahpbecht,  a.  a.  O.  1,  339.     Grimm,  DWB.  4,  Ib,  2542  ff. 

'•  Vgl.  Schmeller,  WB»,  1039.    Waftz,  Hufe  10  f.    Müllknhopp,  DA.  4,  369. 

"  Vgl.  Waitz,  Hufe  26  f.  Seebohm-Bunsen  263  f.  Lamprecht,  a.  a.  0. 1,  846. 
Eine  völlige  Gleichheit  war  nicht  möglich,  da  man  bei  schlechtem  Boden  mehr 
gebrauchte,  als  bei  gutem.  So  kommen  auch  Hufen  von  20  und  von  40  Tagwerken 
vor.     Die  Königshufe  von  60  Tagwerken  ist  späteren  Ursprungs. 

"  Vgl  Waftz,  Hufe  28  f.    Meitzen,  a.  a.  0.  1,  77. 

^*  Bezeichnungen  der  Hofstätte  nebst  Zubehör:  mansus,  curHs,  area,  hovastaty 
ags.  uford,  weordi,  as.  wurd,  nd.  wurtk.  Wo  die  Gärten  für  Gemüse-  und  Flachs- 
bau nicht  ausreichten,  wurden  den  einzelnen  Höfen  Gerstücke  (Anm.  9)  über- 
wiesen, die  regelmäßig  eingehegt  und  in  Norddeutschland  als  Würfen  y  sonst  in 
der  Regel  als  Feldgärten  oder  KrauUand,  in  der  Lex  Salica  als  campus  bezeichnet 
wurden.  Vgl.  Waitz,  Hufe  18.  Hahssen,  a.  a.  0.  1,  160.  Lamprecht,  a.  a.  0. 
1,  13  n.  2.  403. 
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und  das  Nutzungsrecht  an  der  gemeinen  Mark^*.  Der  Gesamtwert 
einer  Hufe  mit  allem  Zubehör  entsprach  dem  Wergeid  eines  freien 
Mannes  1*^.  Hörige,  die  nur  ein  halbes  Preienwergeld  hatten,  werden  von 
Hause  aus  in  der  Regel  auch  nur  eine  halbe  Hufe  besessen  haben  ^^.  Die 
Zahl  der  zu  einem  Dorf  gehörigen  Hufen  war  sehr  verschieden,  scheint 
sich  aber  im  allgemeinen  zwischen  20  und  50  bewegt  zu  haben  ^^. 

Die  gemeine  Mark  oder  Allmende  umfaßte  das  ungeteilt  geblie- 
bene Wald-  und  Weideland,  die  gemeinen  Gewässer  und  Brunnen,  Stein- 
brüche, Lehm-  und  Sandgruben  u.  dgl.  m.^K  «Zu  den  Nutzungsrechten 
gesellte  sich  das  im  Lauf  des  Mittelalters  so  bedeutungsvoll  gewordene 
Recht  des  Neubruches ^®  d.h.  die  Befugnis  der  Markgenossen,  durch 
Rodung  freies,  dem  Flurzwang  nicht  unterworfenes  Land  [btfang,  capiura, 
aprisio,  proprisio,  novale)  zu  Eigentum  zu  erwerben.  Schon  in  der  Karo- 
lingerzeit kamen  auf  diese  Weise  ganze  Bifanghufen  von  30  Morgen  zu- 
sammenhängender Fläche  zustande  ^^ 

Außer  dem  durch  Neubruch  gewonnenen  Lande  war  nach  den 
meisten  Volksrechten  auch  das  übrige  Kulturland  bereits  volles  Privat- 
eigentum, so  daß  die  ursprüngliche  Regelmäßigkeit  der  Hufenordnung 
vielfach  durch  Veräußerungen  und  Erbteilungen  durchbrochen  wurde. 
Bei  der  Ausbildung  des  Privateigentums  an  Grund  und  Boden  haben 
zum  Teil  die  römischen  Verhältnisse  mitgewirkt;  auch  das  Eigentum  an 
den  Gebäuden,  die  als  Fahrnis  galten,  konnte  auf  die  Dauer  nicht  ohne 
Einfluß  auf  das  Eigentum  an  der  Hofstätte  bleiben*^;  vor  allem  aber 
ist  der  beim  Fruchterwerb  zum  Teil  bis  zur  Gegenwart  festgehaltene 
Gedanke,  daß  das  Eigentum  der  Lohn  der  Arbeit  sei,  von  entscheiden- 


**  Bezeichnungen  für  dies  Nutzungsrecht:  scara^  kgitima  communia  (Bbcnnbb 
1,  197  n.  14  f.),  im  Mittelalter  bei  den  Sachsen  auch  teere y  echtworty  ursprünglich 
Bezeichnungen  des  Hofes  (vestitura,  area  legitima).    Vgl.  Waitz,  Hufe  39. 

"  Vgl.  Waitz  1,  127.  2,  1  S.  278  ff.;  Hufe  41.  BeünKer  1,  198  f  Die  Sache 
ist  wohl  im  Sinne  der  WerttArife  für  Bußtaxen  (S.  188),  also  dahin  zu  verstehen, 
daß  ein  Freienwergeld  durch  Abtretung  einer  Hufe  berichtigt  werden  konnte. 

"  Vgl.  S.  58.  Die  Einwände  von  WrrricH,  ZRG.  35,  261  f.  beweisen  nur, 
daß  auch  ganze  Hufen  an  Laten  verliehen  werden  konnten,  was  niemand  be* 
zweifelt  hat.  "  Waitz,  Hufe  51  f. 

**  Vgl.  Waitz,  Hufe  84  ff.  Mühlen  und  Backöfen  kommen  teils  als  herr- 
schaftliche, teils  als  markgenossenschaftliche  Anstalten  vor.  Vgl.  Viollet,  La  com- 
munaut^  des  moulins  et  des  fours  au  moyen  age,  Eevue  bist.  32,  86  ff.  Für  das 
höhere  Alter  der  herrschaftlichen  Anlagen  Th6venin,  La  propri6t6  et  la  justice  des 
moulins  et  fours  (bei  Monod  et  Th^venin,  A  la  memoire  de  G.  Waitz,  Paris  1886). 
Siehe  auch  Stutz,  Benef.- Wesen  1,  91  und  die  dort  Angeführten. 

"  Vgl.  Beseler,  Der  Neubruch  (i.  d.  Symbolae  Bethmanno-HoUwegio  oblatae, 
Berolini  1868).  Landau,  a.  a.  0.  153  ff.  Das  Recht  des  Neubruches  erforderte 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Genehmigung  der  Gemeinde,  wenn  auch  in 
dieser  Periode  bei  dem  Überfluß  an  Land  schwerlich  schon  Beschränkungen  statt- 
gefunden haben.    Vgl.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  1,  68  f. 

*<>  Vgl.  Deonke,  Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  352. 

*^  Derselbe  Vorgang  hat  sich  im  14.  Jahrhundert  bei  der  Umwandlung  der 
städtischen  Hausleihe  in  rentenpflichtiges  Eigentum  vollzogen. 
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der  Bedeutung  geworden^'.  Gewisse  Beste  der  alten  Feldgemeinschaft 
haben  sich  gleichwohl  noch  bis  in  die  neuere  Zeit  erhalten,  so  der  Flur- 
zwang, die  Mark-  und  Nachbarlosung,  die  zuweilen  noch  nach  Jahr- 
hunderten wiederaufgenommene  Neuverteilung  der  Ackerflur,  die  in  Däne- 
mark als  Reebningsverfahren  vollständig  organisiert  war^',  ferner  die 
lange  festgehaltene  Bezeichnung  der  Hufe  als  „Los^^  {sors,  ahd.  hlöz^  as. 
hldty^  und  der  Bückfall  aller  durch  längere  Zeit  unbebaut  gebliebenen 
Felder  der  Dorfflur  an  die  Allmende  ^^  Die  Lex  Alamannorum  behandelt 
den  Streit  über  die  Flurgrenze  zweier  Dörfer  noch  als  Angelegenheit  der 
beiden  Gemeinden  {genealogiae\  der  Grenzprozeß  bewegt  sich  ausschließ- 
lich zwischen  diesen,  die  einzelnen  Interessenten  haben  keinen  Teil  daran^^ 
Auch  c.  9  des  ersten  Eapitulars  zur  Lex  Salica,  wahrscheinlich  noch 
von  Chlodovech  selbst  herrührend,  behandelt  die  Dorffeldmark  als  ein 
ungeteiltes  Ganzes,  die  Grenzen  der  einzelnen  Ackerfelder  erscheinen  nur 
als  Besitz-,  nicht  als  Eigentumsgrenzen  ^^  Überhaupt  erkennt  man,  daß 
das  salische  Becht  bis  gegen  Ende  des  6.  Jahrhunderts  noch  stark  von 
dem  Gedanken  der  Feldgemeinschaft  beherrscht  wurde.  Immobiliar- 
prozesse  und  Immobiliarexekutionen  waren  der  Lex  Salica  noch  fremd, 
Bechtsgeschäfte  über  Liegenschaften  kamen  nur  unter  ganz  bestimmten 
Voraussetzungen  vor*®.      Der  Niederlassung    eines  Fremden    oder  Aus- 

*•  Vgl.  L.  Baiuw.  17,  2:  Ego  haheo  festes ,  qui  hoc  sciunt^  quod  labores  de  isto 
agro  seniper  ego  tuli^  nemine  contradicente,  exaravt,  mundaviy  possessi  usque  kodie, 

et  pater  meus  reUquid  mihi  in  possessione  sua, Quia  ego  hoc vidi^ 

quod  isHus  hominis  prior  opera  fuit  in  isto  agro  quam  tua,  et  laborea  fructuum 
üle  iulit  L.  Salica  9,  8,  Zusatz:  cuitis  labor  est  45,  2:  qtiod  ibi  lahoramt  Für 
Campus  seminatus  verwendet  £d.  Liutpr.  146  (148)  auch  labor.  Vgl.  Schröder, 
ZR6.  15,  53.  Das  Wort  alodis  galt  früher  für  ein  fränkisches  Lehnwort  aus  dem 
Keltischen  (vgl.  Müllenhoff  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  278.  Diez,  WB.  d.  roman. 
Sprachen  L  s.  v.  Allodio.  Waitz  2,  1  S.  287).  Für  die  deutsche  Abstammung 
(al'dd,  Ganzeigentum)  vgl.  van  Hblten  §  165.  Kluge,  u.  d.  W.  Die  Lex  Salica 
gebraucht  das  Wort  noch  für  Eigentum  an  fahrender  Habe  (s.  Anm.  80).  Die 
Grundbedeutung  des  Wortes  „Erbe"  (ahd.  arbi),  später  technisch  für  Grundeigen- 
tum, ist  „Vieh"  (nach  Sievebs). 

^  Das  Reebningsverfahren  war  eine  prozessualische  Einrichtung,  die  in  jedem 
Einzelfall  eine  Klage  auf  Grenzregulierung  voraussetzte.  Vgl.  Hanssen,  Agrarh. 
Abb.  1,  54  ff  2,  129  f.  234  ff.  Staatsbürg.-Magazin  6,  618  ff.  Beseler,  Neubruch  9. 
Eine  Neuverteilung  der  Äcker  in  einer  baierischen  Feldmark  im  Jahre  1247  auch 
bei  LoBRscH  u.  Schröder,  Urkunden  Nr.  128  (104). 

«*  Vgl.  Grimm,  KA.  534.  Landau,  a.  a.  0.  10  f.  Lamprecht,  a.  a.  0.  1,  332. 
Waitz  2,  1  S.  289;  Hufe  11.  FDG.  19,  146  n.  1  und  die  daselbst  angeführte  Lit- 
teratur.     Dronke,  Trad.  Fuld.  102,  Nr.  112. 

»  Vgl.  Grimm,  RA.  82.  92  f.  525;  Weistümer  7,  317,  Nr.  3. 

••  L.  Alam.  81  (84).  Die  Bearbeitung  dieser  Stelle  in  der  L,  Baiuw.  12,  8 
stellt  sich  schon  ganz  auf  den  Standpunkt  des  privaten  Grenzstreites  zweier  Nach- 
barn (commarcani).  Über  alamannisches  Privateigentum  an  Gnmd  und  Boden  im 
7.  and  8.  Jahrhundert  Hanauer,  Pajsans  de  TAlsace  340  ff. 

"  Behbend,  Lex  Salica*  135.  Vgl.  meine  Franken  58  f.  Waitz  2,  1  S.  393. 
Lamprbcht,  a.  a.  0.  1,  13  n.  3.  Brünnbr  1,  195  möchte  die  Stelle  aus  der  Nicht- 
einhegung  der  salischen  Sonderäcker  erklären. 

'^  Bei  dem  Verfahren  der  chreneortida  und  beim  adfatimus. 
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märkers  konnte  jeder  Markgenosse  binnen  Jahresfrist  widersprechen,  nnd 
zwar  nicht  bloß^  wenn  es  sich  nm  die  Gründung  einer  neuen  Ansiedlang 
in  der  Allmende  handelte,  sondern  auch  wenn  der  Fremde  sich  auf  einem 
bestehenden  Hofe  im  Dorf  {super  alterum)  niederlassen  wollte*®.  Denn 
im  Gegensatz  zu  der  unbeschrankten  Erbfolge  in  das  bewegliche  Ver- 
mögen'® vererbte  sich  die  Hufe  nur  auf  die  Söhne;  waren  keine  Söhne 
verbanden,  so  fiel  sie  an  die  Gemeinde  [mcini)  zurück;  erst  ein  Gesetz 
Chilperichs  dehnte  die  Vererbung  auch  auf  Töchter,  Brüder  und  Schwestern 
aus,  hielt  aber  für  den  Fall,  daß  solche  nicht  vorhanden  waren,  das 
Heimfallsrecht  der  Gemeinde  aufrecht '^  In  der  karolingischen  Zeit  war 
die  Feldgemeinschaft  dem  Privateigentum  völlig  gewichen'*.  Die  Um- 
bildung scheint  vom  Erbrecht  ausgegangen  zu  sein,  das  noch  im  Lauf 
des  T.Jahrhunderts  die  früheren  Beschränkungen  abgeworfen  hat*'. 

Das  Privateigentum  beschrankte  sich  auf  das  angebaute  oder  frisch 
gerodete  Land  als  den  Lohn  der  Arbeit.  Das  der  Kultur  entzogene  Land 
war  nicht  Gegenstand  des  Privateigentums  geworden,  sondern  entweder 
überhaupt  herrenlos  oder  als  Allmende  der  markgenossenschaftlichen 
Nutzung  unterworfen  *^  Die  Wissenschaft  ist  darüber  einig,  daß  alles 
herrenlose,  d.  h.  nicht  in  Privatbesitz  übergegangene  Land  nach  frän- 
kischem Reichsrecht  dem  ausschließlichen  Aneignungsrecht  des  Königs 
unterlag  und  nur  mit  seiner  Bewilligung  in  Privathände  übergehen 
konnte  *^    Dasselbe  galt  von  den  öffentlichen  Flüssen,  d.  h.  den  Wasser- 

*•  Ober  den  vielbestrittenen  Titel  45  De  tnigrantibus  vgl.  Anm.  89,  meine 
Franken  55  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratar.  Waitz  1,  134.  2,  1  S.  92. 
Lamprecht,  a.  a.  0.  1,  46.  W.  Sickel,  Westdeutsch.  Zeitschr.  4,  267;  Gott.  gel. 
Anz.  1886,  484  ff.  Ross,  a.  a.  0.  50  f.  Thomissen,  Organisation  judiciaire  de  la  loi 
Salique  862.  540.  Fustel  de  Coülanges,  Etudes  sur  le  titre  de  migrantibua  (L  d. 
Revue  g^n^rale  du  droit,  1886).  Thudichum,  Gau-  und  Markverfassung  221  ff. 
Brünner  1,  195  f.  Halban,  a.  a.  0.  250  ff.  285.  Geffcken,  Lex  Salica  S.  172  ff. 
R.  Behrend,  Lex  Salica'  S.  91  ff. 

^  Vgl.  Tit.  59  De  alodis,  der  größtenteils  nur  von  der  Fahmiserbfolge  handelt 

*^  Edict.  Chilper.  c.  8.  Vgl.  meine  Franken  54.  Gierke,  Genossenschafts- 
recht 1,  77  f.;  Erbrecht  und  Vicinenrecht  430  ff.  Waitz  1,  135.  2,  1  S.  394.  Lam- 
precht,  a.  a.  0.  1,  48  ff.  Fustel  de  Coulanoes,  Recherches  301  f.  Thudichum, 
Gau-  u.  Markverfassung  184  f.    Ross,  a.  a.  0.  48  f.    50  f. 

"  Vgl.  meine  Pranken  54  f 

*'  Das  Dekret  Childeberts  II.  von  595,  c.  1  (Boretius  1,  15)  bestimmt  schon 
die  Einführung  des  Eintrittsrecbts  der  Enkel. 

^  Die  Einführung  der  Hundertschaften  hat  vielfach,  unter  Verkleinerung  der 
großen  Marken,  zur  Ausbildung  von  Zentmarkgenossenschaften  geführt  Vgl. 
V.  Ikama-Sterneqg,  Wirtschaftsgeschichte  1,  35  ff.  Thudichum,  a.  a.  0.  127  ff. 
Lamprecht,  a.  a.O.  1,  255  ff.  Stüye,  Landgemeinden  115  f.  Gierke,  Genossenschafts- 
recht 1,  59  f. 

"  Vgl.  meine  Franken  64.  Brunner  2,  75.  Waitz  2,  1  S.  308.  2,  2  S.  316. 
4,  135  f.  Roth,  Benefizialwesen  69  ff.  L.  v.  Maurer,  Einleitung  94  f.  108.  112  ff. 
Thudichuh,  Gau-  u.  Markverfassung  138  f.  Arnold,  Ansiedlungen  557.  Beselbr, 
Neubruch  15  ff.  v.  Inama-Sternego,  a.a.O.  1,94.  115.  211.  281  f.  Stobbe,  Deutsch. 
Privatr.  2,  §  91  (3.  Aufl.  i^  122).  Lamprecht,  a.  a.  0.  1,  14.  51.  Die  Franken  haben 
besiegten  Völkern  wiederholt  die  Räumung  ganzer  Gebiete  auferlegt,   die   dann 
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strafien,  und  von  den  Land-  and  Heerstraßen  {viae  publicae),  d.  h.  den 
großen  Verkehrsadern  im  Gegensatz  zu  den  Gemeinde-  und  Feldwegen  ^^ 
Aber  auch  die  Allmenden  standen  im  Obereigentam  des  Königs,  der  auf 
AUmendland  bezügliche  Niederlassungs-  und  Rodungsprivilegien  unabhängig 
von  der  Gemeinde  erteilen  konnte  ^^  Der  Unterschied  gegenüber  den 
herrenlosen  Wildländereien,  als  der  Landesallmende,  bestand  nur  darin, 
daß  es  für  diese  unbedingt  einer  königlichen  Terleihung  bedurfte^®, 
während  die  Allmende  dem  Nutzungs-  und  Bodungsrecht  der  Mark- 
genossen unterworfen  war,  denen  sie  nicht  entzogen  werden  durfte  und 
durch  deren  Beschluß  sie  fremden  Ansiedlem  auch  ohne  königliche  Be- 
willigung eröffiiet  werden  konnte  ^^  Wir  bezeichnen  das  allgemeine  Ober- 
eigentum des  Königs,  um  es  von  dem  unmittelbaren  Eigentum  an  den 
in  seiner  Gewere  befindlichen  Krongntem  zu  unterscheiden^^  und  zugleich 
seine  spätere  Verflüchtigung  in  einzelne  Regalien  anzudeuten,  als  Boden- 
regal ^^    Daß  die  Ausdehnung  desselben  durch  die  Eroberungen  Ghlodo- 


dem  König  anheimfielen  nnd  von  ihm  seinen  Franken  zur  Ansiedlung  überwiesen 
wurden.  Vgl.  8.  98.  102.  v.  iNAHA-STEimEoa,  a.  a.  0.  1,  28.  93.  209  f.  212. 
Abnold,  Ansiedlangen  210.    Waitz  8,  153  ff. 

^  Vgl.  Urkunde  Ludwigs  d.  Fr.  von  816  (Mühlbacheb,  Eegesten  Nr.  608)  von 
der  Seine:  siquidem  cuiuscumque  potestatis  sint  littora^  nostra  tarnen  est  regalis 
aqua.  Im  Jahre  939  verschenkten  die  Könige  Hugo  und  Lothar  ripas  Tieini 
utrtisque  et  ripaticum  quod  inde  exierit  FDG.  10,  307  f.  Das  Strom-  und  Straßen- 
regal des  Mittelalters  war  nur  eine  Folge  des  fränkischen  Bodenregals.  Vgl.  auch 
Hküblsr,  Institutionen  1,  868  ff.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  2,  236  ff.  Gabnee, 
Zum  deutschen  Straßenwesen  40  ff. 

'^  Vgl.  Lex  Salica  14,  4  (Anm.  89);  meine  Franken  62  ff.;  Ausbreitung  der 
Franken,  FDGr.  19,  147.  Viollet,  Pr^cis  historique  480.  W.  Sickel,  Westd. 
Zeitschr.  15,  162.  L.  v.  Maureb,  Einleitung  106.  Weitere  Beispiele:  Capitulare 
Sazonicum  von  797,  c.  10  (BoBErms  1,  72)  und  Inaka-Stkrneoo,  Wirtschafts- 
geschichte 1,  282  n.  4.  Für  Südfrankreich  vgl.  die  Erlasse  von  812,  815,  816  zu 
Gunsten  der  spanischen  Kolonisten  (Bobetius  1,  169.  262  c.  5.  263  f.). 

^  Wer  herrenloses  Land  ohne  königliche  Bewilligung  rodete,  konnte  höch- 
stens ein  Erbzinsrecht  an  demselben  erwerben,  das  Eigentum  verblieb  dem  König. 
Vgl.  Brünneb  1,  205. 

**  Die  Behandlung  fremder  Ansiedler  in  den  Dörfern  war  verschieden,  je- 
nachdem  sie  einen  Königsbrief  {praee^tum  de  rege,  testamentum  regia)  aufzuweisen 
hatten,  oder  nicht  Ersterenfalls  bedurfte  es  keiner  Genehmigung  seitens  der  Ge- 
meinde; jede  Beeinträchtigung  des  Ansiedlers  galt  als  Majestätsbeleidigung  und 
war  nach  L.  Sal.  14,  4  mit  lösbarer  Todesstrafe,  nach  L.  Bib.  60,  3  mit  der  Strafe 
des  Königsbannes  bedroht  War  aber  der  Fremde  nicht  durch  den  König  zur 
Niederlassung  ermächtigt,  so  bedurfte  es  eines  Aufiiahmebeschlusses  seitens  der 
Gremeinde,  ohne  den  ihn  bei  Strafe  niemand  zur  Einwanderung  einladen  durfte 
(Zusatz  z.  L.  Sal.  45,  2);  jeder  Nachbar,  der  nicht  zugestimmt  hatte,  konnte  den 
Zuzügling  binnen  Jiüires£rist  austreiben  (vgl.  S.  207  f.). 

*•  L.  Kib.  76  unterscheidet  süva  communis  (Allmende)  und  silva  regis. 

*^  Vgl.  meine  Franken  62  ff.  77  ff.  Lamfbecrt,  a.  a.  0.  103  ff.  Siehe  auch 
GvExsT,  Engl.  Verf.-(7esch.  95.  101  ff.  106  ff.  Stübbs,  Constitutional  histoiy  of  Eng- 
land 1,  259  ff.  K.  Mauebb,  Bjt.  VJSchr.  10,  268  f.  v.  Amiea«  120.  L.  v.  Maurer, 
Einleitung  106.  123.  Lav£lay-Büchbb,  Ureigentum  265  f.  Wabkeönio,  Franz.  Staats- 
u.  EG.  1,  202.  2,  345  f.    Poixock,  a.  a.  O.  10,  16  f.    Vgl.  Jütisch.  Lov.  1,  53  über 

B.  SchbOdsb,   Detttsche  Bechtagesohichte.    4.  Aafl.  14  ^^  ^ 
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vechs  wesentlich  gefördert  wurde,  läßt  sich  nicht  bezweifeln,  seine  Ent- 
stehung aber  erklärt  sich  aus  dem  Übergang  der  früher  vom  Landesding 
ausgeübten  Volksrechte  auf  den  König,  wodurch  der  alte  ager  publicus 
aus  Volkland  in  Königsland  umgewandelt  wurde**.  Die  Eroberung  Galliens 
war  ein  Werk  des  fränkischen  Königs;  mochte  die  Kriegsbeute  geteilt 
werden,  das  eroberte  Land,  soweit  es  nicht  Privateigentum  war,  fiel 
dem  König  anheim  und  aus  seiner  Hand  empfingen  die  Franken  den 
Grund  und  Boden,  auf  dem  sie  sich  niederließen,  sie  wohnten  nicht  mehr 
nach  altgermanischer  Weise  auf  Volkland,  sondern  auf  Königsland  *^.  In 
Gallien  selbst  hatte  sich  allem  Anschein  nach  das  altrömische  Vektigal- 
recht  vielfach  erhalten  (S.  193)  und  man  darf  daher  annehmen,  daß  auch 
die  römische  Auffassung  des  Provinzialbodens  als  Eigentum  des  Reiches 
noch  nicht  ganz  geschwunden  war. 

Das  Bodenregal  der  fränkischen  Könige  ist,  abgesehen  von  den 
herrenlosen  Ländereien,  hauptsächlich  in  Rodungs-  und  Niederlassungs- 
priTÜegien,  in  Allmende-,  Rattland-  und  Bergwerksabgaben,  sodann  in 
dem  Strom-,  Straßen-  und  Strandregal  und  dem  Forstbann  praktisch  ge- 
worden**. Am  längsten  vermochte  es  sich  zu  erhalten,  wo  es  keinen 
Konflikt  mit  erbrechtlichen  Ansprüchen  gab;  dagegen  ist  es  im  Kampf 
mit  dem  Erbrecht  schon  früh  unterlegen,  und  man  darf  zweifeln,  ob  es 
in  den  Gebieten  des  „droit  6crit",  abgesehen  von  Flüssen,  Landstraßen 
und  herrenlosen  Ländereien,  überhaupt  durchgedrungen  ist**. 


einen  Grenzstreit  zwischen  Nachbarn:  utcm  of  tfuBt  cer  almcBning,  tkarc»  ä  kunung 
jorth  ok  bonder  skogh  („ausgenommen,  wenn  das  Allmende  ist,  woran  der  König  die 
£rde  und  der  Bauer  den  Wald  hat**). 

"  Vgl.  S.  54.  112.  155.  175.    Lamprecht,  Jahrb.  f.  Nat.-Ök.  NF.  9,  132. 

*■  Vgl.  Eichhorn,  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  1, 189.  Roth,  Benefizialwesen  74  f. 

^  Vgl.  S.  193  f.  196.  Der  Zusammenhang  des  Forstbannes  mit  dem  Boden- 
regal wird  von  Heüsler,  a.  a.  0.  1,  370  f.,  und  W.  Sickel,  Zur  Geschichte  des 
Bannes  45  fif.,  bezweifelt.  Daß  die  Jagd  in  den  AUmendewäldern  und  die  Fischerei 
in  den  Allmendegewässem  an  sich  zu  den  markgenossenschaftiichen  Nutzungen 
gehörte,  ist  nicht  zu  bestreiten,  aber  unbektlmmert  hierum  konnte  der  König  ganze 
Gaue  und  Gewässer  für  sich  oder  andere  einforsten  und  dadurch  Jagd  und 
Fischerei,  soweit  er  sie  für  sich  oder  die  von  ihm  Begünstigten  vorbehalten  wollte, 
den  Markgenossen  entziehen.  Es  verhielt  sich  damit  genau  so  wie  mit  den  Rodungs- 
privilegien. Die  Beispiele,  daß  die  Zustimmung  der  Interessenten  eingeholt  wurde, 
gehören  erst  späteren  Jahrhunderten  an.  Brükner  2,  75  beschränkt  das  Wild- 
bannrecht des  Königs,  abgesehen  von  den  fiskalischen  Besitzungen,  auf  solche 
Waldungen,  in  denen  der  König  sich  das  Aneignungsrecht  beilegte,  die  Quellen 
stellen  aber  außer  Zweifel,  daß  es  auch  auf  Privatgüter  ausgedehnt  werden  konnte, 
wenn  auch  thatsächlich  der  König  den  Grundherren  die  größte  Schonung  bewiesen 
haben  dürfte.  Das  „Landrecht''  ist  nicht,  wie  wir  früher  angenommen  hatten,  eine 
allgemeine  Hufenabgabe,  sondern  nur  eine  Abgabe  von  Neukulturen  gewesen  und 
auch  in  dieser  Beschränkung  vielfach  nicht  erhoben  worden  (vgl.  S.  193  f.),  es 
kann  daher  zum  Beweise  eines  allgemeinen  Bodenregals  nicht  verwendet  werden, 
wohl  aber  ist  es  ein  Zeugnis  fär  das  Bodenregal  an  herrenlosen  und  Allmendgütem. 

*^  In  den  beiden  ersten  Auflagen  dieses  Werkes  wurde  auch  die  Stellung  des 
Königs  zum  Kirchengut  auf  das  Bodenregal  zurückgeführt,  während  hier  der  Gre- 
danke  der  Eigenkirche  maßgebend  gewesen  ist    VgL  S.  146  f. 
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Die  Grundbesitzverhältnisse  der  Angelsachsen  wurden  von  dem 
Gegensatz  zwischen  Yolkland  und  Buchland  {bodand)  beherrscht  Ob 
man  bei  dem  ersteren  noch  den  alten  Begriff  des  ager  publicus  fest- 
gehalten hat,  oder  ob  das  nach  Yolksrecht  erworbene  Grundeigentum 
darunter  verstanden  wurde,  mag  dahingestellt  bleiben.  Jedenfalls  beruhte 
das  dem  Yolkland  gegenübergestellte  Buchland  ausschließlich  auf  könig- 
licher Yerleihung,  und  zwar  durch  Ausstellung  eines  Königsbriefes 
{landbocj  liber  oriffinalü,  Über  antiqutis),  der  auch  nähere  Bestimmungen 
über  die  Art  des  Eigentums  und  über  die  Yererbung  enthalten  konnte  ^^ 
Dem  entsprach  bei  den  Franken  das  durch  praeceptum  oder  testamentum 
regü  übertragene  Brief land^^.  Dasselbe  beruhte  stets  auf  einer  besonderen 
königlichen  Landschenkung,  im  Gegensatz  zu  den  an  ganze  Gemeinden 
zur  Ansiedlang  eingeräumten  Dorffluren,  bei  denen  der  einzelne  Mark- 
genosse schon  aus  dem  Grunde  keine  Verbriefung  erhielt,  weil  die  Nieder- 
lassung der  Gemeinden  nach  den  Grundsätzen  der  Feldgemeinschaft  zu 
Gesamtrecht  erfolgte.  Ebendarum  bildeten  die  königlichen  Landschenkungen 
als  Yerleihungen  zu  Herrenrecht  einen  Gegensatz  zu  den  Ansiedlungen 
nach  Nachbarrecht*®.  Zwar  konnte  königliche  Ermächtigung  dem  homo 
migrans  auch  die  Niederlassung  in  einer  Gemeinde  gewähren  (S.  209), 
in  der  Regel  aber  handelte  es  sich  bei  Landschenkungen  der  fränkischen 
Könige  um  die  Übertragung  unmittelbarer  Krongüter  oder  um  herren- 
loses Wildland,  das  durch  den  Begünstigten  erst  urbar  gemacht  werden 
sollte,  eine  Aufgabe  die  naturgemäß  nur  von  vermögenden,  über  aus- 
reichende Arbeitskräfte  verfügenden  Personen  übernommen  werden  konnte*®. 
So  standen  von  vornherein  die  in  den  Dörfern  auf  ihrer  Hufe  sitzenden 
Bauern  {gibüron)  oder  Nachbarn  (nahkipüri^  vicinVf^  mit  ihren  genossen- 
schaftlichen Einrichtungen,  mit  Allmende  und  Flurzwang  und  dem  Heim- 
fallsrecht der  Gemeinde  den  von  den  Gemeindeverbänden  eximierten 
Gutsherren  geistlichen  oder  weltlichen  Standes  gegenüber.  Der  bis  dahin 
nur  in  den  römischen  Landesteilen  bekannte  Unterschied  zwischen  Groß- 
und  Kleinbesitz  gewann  auf  dem  Wege  der  königlichen  Landschenkungen 


^^  Ygl.  Bbunmeb,  RG.  der  Urkunde  löl— 208.  Lodge,  i.  d.  Essays  in  anglo- 
sazon  law  91  ff.  100  ff.  Seebohm,  a.  a.  0.  (übers,  v.  Bunsen)  109  f.  Schmid,  Ges. 
d.  Angek.  538.  575  ff.  Kemble,  Sachsen  (Qbers.  v.  Brandes)  1,  237  ff.  K.  Mauuer^ 
Kr.  Überschaa  1,  107  ff.  Pollock  and  Maitland,  Hist  of  engl,  law  1,  38  f.  Vino- 
QKADOFF,  Folkland,  Engl.  Hist.  Rev.  8,  1  ff. 

*'  Vgl.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  47.  Schröder,  Franken  79.  Sohm, 
Zar  Gesch.  d.  Auflassung  (Straßb.  Festgabe  für  Thöl,  1879)  114  f.  116,  n.  50; 
Frftnk.  Becht  u.  röm.  Recht  52.    Brünneb,  Landschenkungen  22,  n.  1. 

^>  Vgl.  Schröder,  Franken  52  f.  78  f.  Gieree,  Erbrecht  u.  Vicinenrecht  436  ff. 
Auch  Lex  Burg.  54,  1  unterscheidet  den  durch  largitas  des  Königs  erworbenen 
Grundbesitz  von  dem  Landlose  {sors),  das  die  Ansiedler  auf  Grund  der  hospitalttas 
erhalten  haben. 

**  Seit  Karl  dem  Großen  hat  die  Krone  in  dieser  Richtung  auf  das  um- 
fassendste für  den  Ausbau  des  Landes  Sorge  getragen. 

^  Vgl.  Gaiiuf,  DWB.  1,  1176  f.    7,  22  f.    57. 
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auch  in  Austrasien  zuDehmende  Bedeutung.  Die  Grnndherren  {potentes, 
qui  per  diversa  possident)  unterschieden  sich  von  den  einfachen  Hufen- 
besitzern {mmoflidi)  der  Dörfer  auch  darin ,  daß  sie  nicht  wie  diese  ihr 
ganzes  Besitztum  selbst  bewirtschafteten,  sondern  neben  dem  Herrn-  oder 
Fronhofe  {manus  indominicatus)  mehr  oder  weniger  zahlreiche  Höfe  be* 
saßen  die  unfreien  oder  hörigen  Bauern  gegen  Abgaben  und  Frondienste 
zu  eigener  Wirtschaft  {mansi  serviles,  mansi  litäes)  verliehen  wurden '^^ 
So  bildeten  sich  eigene  Hofgemeinden,  denen  nicht  selten  seitens  der 
Herren  auch  Wälder  und  Weiden  zu  markgenossenschaftlicher  Nutzung 
überwiesen  wurden.  Durch  die  zuerst  nur  von  den  geistlichen  Grund- 
berrschaften  geübte  Praxis,  Teile  ihres  Grundbesitzes  auch  an  Freie  zu 
Prekarien-  und  Benefizienrecht  zu  verleihen**,  wurden  jene  Hofgemeinden 
mehr  und  mehr  auch  auf  freie  „Landsiedel^^  oder  „  Landsassen  ^',  deren 
Hufen  man  als  mansi  ingenuües  zu  bezeichnen  pflegte,  ausgedehnt  ^^  So 
setzten  sich  die  herrschaftlichen  Güter  aus  dem  Hermhof  und  den  in  der 
Gewere  von  freien,  hörigen  oder  unfreien  Hintersassen  befindlichen  Höfen 
[mansi  vestiti)  zusammen  *^ 

Eine  über  das  ganze  fränkische  Reich  verbreitete  Bezeichnung  des 
herrschaftlichen  Besitzes  war  „Salland''  {terra  salica),  so  benannt  nach 
dem  Herrenhause  {sala,  salihus,  selihus)^^.    Die  Verwendung  des  Wortes 


•*  Über  minoflidtts  vgl.  meine  Franken  54  und  ZRGr.  20,  18.  Neuerdings 
hat  WiTTiCH,  Die  Frage  der  Freibauern,  ZRG.  85,  264—849,  seine  Theorie  von 
der  grundherrlichen  SteUung  der  germanischen  Freien  (vgl.  §  9  n.  6)  auch  für  die 
fränkische  Periode  zu  begründen  versucht.  Auch  dieser  Versuch  kann  nur  als 
völlig  mißlungen  bezeichnet  werden,  und  zwar  nicht  blos,  soweit  der  Verfasser  an 
die  unrichtigen  Ansichten  Heck's  über  die  Gliederung  der  Stände  anknüpft  (vgl. 
§  29  n.  1),  sondern  ebenso  hinsichtlich  seiner  selbständigen  Ausführungen.' 

"  Vgl.  S.  164.  Waitz  2,  1  S.  290  ff.  4,  176  ff.;  Entstehung  der  Vaasallität 
37  f.  Brdnker,  RG.  1,  200  ff.  209  ff.  Eoth,  Beneficialwesen  256.  438  ff.;  Feudalität 
128  ff.  184  ff.  LöNiNQ,  a.  a.  0.  2,  705  ff.  v.  Inama-Sternegg,  Wirtschaftegeschichte 
1,  121  ff.  V.  Mauber,  Fronhöfe  1,  360  ff.  Lamprecht,  Wirtechaftsleben  1,  891  ff. 
GüÄRABD,  Polyptique  de  Tabb^  Irminon  1,  503 — 557.  Dahn,  Deutsche  Geschichte 
1,  2  S.  502  ff.  Pertile,  Storia  del  dir.  ital.  4,  282  ff.  Gaüdenzi,  Sulla  proprietä 
in  Italia  44  ff. 

*'  Vgl.  Steinmeyer u.  Sie\'er8,  Glossen  1,  40  f.:  acola qui alienam  terram  colüy 
larUsideleo  der  framade  erde  niuxxit.    Vgl.  ebd.  1,  312.  2,  609:  inguüinus  lantsaxo. 

**  Hufen,  die  nicht  zum  Hermhof  gehörten,  aber  aus  irgend  einem  Grunde 
mit  keinem  Rolonen  besetzt  waren  und  darum  vom  Hermhof  aus  bewirtechaftet 
werden  mußten,  hießen  mansi  absi.  Vgl.  Waitz,  Hufe  44.  v.  Inama-Stebneoo, 
a.  a.  0.  1,  129.  309.  Lamprecht  1^  750,  wo  als  deuteche  Bezeichnung  für  „absus" 
pflegelos  nachgewiesen  wird. 

**  Vgl.  Müllenhofp,  DA.  4,  284.  Grimm,  DWB.  und  Kluge,  unter  „Saal". 
Der  Begriff  der  Salgüter  ist  überaus  bestritten.  Am  verkehrtesten  ist  die  aus  dem 
Volksnamen  der  salischen  Franken  entnommene  Deutung.  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  284  f.; 
Altdeuteche  Hufe  48  ff.  Schröder,  Pranken  53;  FDG.  19,  149.  Gü6rard,  Polyp- 
tique de  rabb6  Irminon  483  ff.  v.  Inama-Sternbgg,  Wirtochaftsgeschichte  1,  128 ff.; 
Sallandstudien  (Festgabe  für  Hakssen,  1889).  Lamprecht,  Wirtsch.-Gesch.  1,  39. 
745  ff.  V.  Maurer,  Einleitung  16  f.;  Fronhöfe  1,  256.  Brükner,  RG.  1,  212. 
Neuerdings  hat  Sohm  (Berichte  d.  sächs.  Ges.  d.  W.  1894,  S.  164  ff.)  von  der  Lex 
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scheint  anfangs  eine  verschiedene  gewesen  zu  sein.  In  den  romanischen 
Gregenden,  wo  die  römische  Latifundienwirtschaft  der  Aufteilung  des 
Großgrundbesitzes  zwischen  den  Herren  und  ihren  Zinsleuten  zum  Opfer 
ge&llen  war,  verstand  man  darunter  im  Gegensatz  zu  den  bäuerlichen 
Zinsgütem  die  herrschaftlichen  Fronhöfe  und  das  von  diesen  aus  in  Eigen- 
betrieb der  Grundherren  verwaltete  Land;  die  Benefizien  der  Vassallen 
wurden,  da  sie  herrschaftlichen  Zwecken  bestimmt  waren,  den  Salgütem 
gleichgeachtet  ^®.  In  den  deutschen  Reichsteilen  bildeten  die  Salgüter 
ursprünglich  den  Gegensatz  zu  den  nach  Nachbarrecht  angelegten  Bauer- 
hufen. Erst  als  das  System  der  romanischen  Zinsleihe  auch  in  Austrasien 
Boden  gewann,  fand  der  westfränkische  Begriff  des  Sallandes  auch  hier 
Eingang.  Mit  der  Ausbildung  des  vollen  Privateigentums  in  den  Dorf- 
gemeinden kamen  dann  im  Wege  der  Veräußerung  und  Auftragung  zu 
Zinsrecht  vielfach  auch  zu  Nachbarrecht  angelegte  Hufen  in  grundherr- 
lichen Besitz,  so  daß  nun  auch  in  freien  Bauerdörfern  Herrenhöfe  {mansi 
indominicati)  mit  dazu  gehqrigem  Salland  und  Landsiedelhöfe  {rnansi  vestiti) 
nebeneinander  vorkamen '^^ 

Das  an  königlichem  Briefland  begründete  Eigentum  war  ein  be- 
schränktes, aber  diese  Beschränkungen  hatten  ihren  Grund  nicht  in  dem 
Bodenregal,  sondern  in  dem  Wesen  der  germanischen  Landschenkung 
überhaupt^®.  Hiemach  wurde,  wenn  nicht  ausdrücklich  Vererblichkeit 
und  Veräußerlichkeit  ausgemacht  war,  immer  nur  beschränktes  Eigen- 
tum übertragen,  das  der  König  im  Falle  schweren  Undankes  oder,  wenn 
der  Beschenkte  es  nur  als  Ausstattung  eines  Amtes  erhalten  hatte,  nach 
Verlust  des  Amtes  wieder  zurücknehmen  konnte.  Veräußerungen  waren 
dem  Inhaber  nur  mit  Genehmigung  des  Königs  oder  durch  die  Hand 
des  Königs  gestattet^®.    Bei  dem  Tode  des  Schenkers  oder  des  Beschenkten 


Salica  ausgebend,  die  terra  salica  för  das  nach  Volksrecht  besessene  Land  erklärt 
und  ea  mit  dem  angelsächsischen  Volkland  verglichen.  Aber  weitaus  das  meiste 
in  den  Urkunden  bezeugte  Salland  war  Herrenland  zu  Königsrecht,  stand  also 
vielmehr  zu  dem  Besitz  nach  Volksrecht  im  Gegensatz. 

*•  Vgl.  Brühheb,  RG.  1,  209. 

^^  Man  unterschied  demnach  Hofgemeinden,  gemischte  und  freie  Nachbar- 
gemeinden. 

^  Über  den  wahren  Charakter  der  germanischen  Landschenkung,  namentlich 
der  prinzipiell  übereinstimmenden  Schenkungen  der  fränkischen  Könige  und  der 
bairischen  Herzoge,  hat  erst  die  S.  158  angeführte  Untersuchung  von  Brunher 
Licht  verbreitet.  Meine  frühere  Ansicht  über  die  Portdauer  des  Bodenregals  gegen- 
über dem  Briefland  ist  dadurch  berichtigt  Im  übrigen  sind  über  das  Folgende 
außer  Bruhher  zu  vergleichen  Waitz  2,  1  S.  809—329.  4,  205  flF.;  Vassallität  71  ff. 
Dahn,  Könige  8,  2  S.  626  ff.  Schröder,  Franken  78  ff.  Für  das  nordgermanische 
Recht  Hertzbbrg,  i.  d.  Germanist.  Abhandlungen  für  Konrad  Maurer  (1893)  283  ff. 
K.  Lehhahh,  ZDA.  89,  Anzeiger  S.  9. 

*•  Vgl.  BoRETiüs- Krause,  Capitularia  2,  270,  c.  12  (auch  Reoino,  De  synod. 
causis  1,  c.  881).  Verordnung  Ludwigs  des  Kindes  v.  J.  900  (Dronke,  Cod.  dipl. 
Fnld.  Nr.  647):  Predpimus  et  regia  nostra  auctoriiate  decernimuSj  ut  omnes  iradi- 
dones  8eu  commutatumes  sub  presentibus  idoneis  testibus  fiant  et  queliöet  persona, 
sive  tradens  aeu  acdpiaiSj  sibi  legitimam  faciat  confirmationem  regiamque  perducat 
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bedurfte  es  einer  Erneaerung  der  Schenkung.  Ein  Erbrecht  stand  nur 
den  männlichen  Abkömmlingen  zu^^;  waren  solche  nicht  Torhanden,  so 
trat,  im  Gegensatz  zu  dem  Heimfallsrecht  der  Gemeinden  bei  den  Höfen 
zu  Nachbarrecht  (S.  208),  der  Heimfall  an  den  König  eia^\  Seit  der 
Entstehung  des  Benefizialwesens  wurden  diese  Landschenkungen  der 
Könige  seltener,  ohne  doch  ganz  außer  Übung  zu  kommen. 

§  29.    Die  St&nde. 

Brukmeb  1,  224  ff.;  Grandzüge  27  f.;  Nobiies  u.  Gemeinfreie  der  karol.  Yolkü- 
rechte,  ZRG.  32,  76  ff.  v.  Amiba«  78  ff.  Waitz  2»,  1  S.  217—277.  848—383.  3«, 
148  ff.  4»,  324—362;  Das  alte  Recht  97  ff.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  143  ff.  243—297; 
8,  2  S.  56  ff.  204 ff.;  DG.  1,  2  S.  441  ff.  W.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  16,  47  ff. 
Arnold,  Deutsche  Geschichte  2,  2  S.  189  ff.  Müllenhoff,  DA.  4,  194  ff.  357  f.  360  f. 
Boo8,  Liten  and  Aldionen  nach  den  Volksrechten,  1874.  v.  Daniels,  Handbuch 
§  140.  FusTEL  DE  CoüLANOEs,  Monarchie  franque  76  ff.;  L'alleu  et  ]e  domaine 
rural  273-360;  Recherches  206  ff.  Gaüpp,  Recht  u.  Verf.  der  alten  Sachsen  29  ff. 
39.  90 ff.  218 ff.;  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  160 ff.  Gfröreb,  Zar  Geschieht« 
deutscher  Volksrechte  im  MA.  2  (1866).  Gisrke,  Genossenschaftsrecht  1,  117  ff. 
121  ff.  Glasson,  Histoire  2,  531  ff.  Göhbum,  Lehre  v.  d.  Ebenbürtigkeit  1,  27—97. 
Grimm,  RA.  265  ff.  300  ff.  Gu^rard,  Poljptique  de  Tabb^  Irminon  1,  199 — 474. 
Jastrow,  Eigentum  an  und  von  Sklaven  n.  d.  deutschen  Volksrechten,  FDG.  19, 
626  ff.  V.  Inama-Sterneog,  Wirtschaftsgeschichte  1,  58  ff.  225  ff.  Lamprecht,  Wirt- 
schaftsleben 1,  51  ff.  1146  ff.  L.  y.  Maurer,  Fronhöfe  1,  5—112.  265  ff.  275  ff.  306  ff. 
318  ff.  378  ff.  K.  Maurer,  Wesen  des  ältesten  Adels  1846.  E.  Mayer,  Entstehung 
der  Lex  Ribuariorum  131  ff.;  Deutsche  u.  franz.  Verf. -Gesch.  1,  409  ff.  2,  3  ff. 
Stütz,  ZRG.  34,  132  ff.  162  ff.  Naudbt,  De  Tötat  des  pcrsonnes  en  France  sous 
les  rois  de  la  premi^re  race,  M^m.  de  Tlnst.  de  France,  Academie  des  inscr.  1827, 
S.  401  ff.  Pardessub,  Loi  Salique,  Diss.  4 — 7.  v.  Richthopen,  Unters,  über  fries. 
RG.  2,  1026  ff.  3,  53  ff.  Heck,  Altfries.  Gerichtsverfassung  228— 308;  Die  Gemein- 
freien der  karoling.  Volksrechte,  1900.  Wittich,  Frage  der  Freibauern,  ZRG.  35, 
264  ff.  274  ff.  Roth,  Feudalität,  Abschn.  4.  v.  Savigny,  Beitr.  z.  RG.  des  Adels, 
Abh.  d.  Berl.  Akad.  1836.  v.  Sybbl,  Entsteh,  d.  Königtums*  453 ff  Thonissen, 
Organisation  judiciaire  90  ff.  Viollet,  Pr^cis  historique  213  ff.  250  ff.  Zöpfl,  Alter- 
tümer 2,  178  ff.     Kembus,  Die  Sachsen  in  England  (übers,  von  Brandes)  1,  98  ff. 

ad  notidam,  ne  ea  quae  utrimque  tradita  fuerint  irrita  fiant,  sed  in  posterum 
firma  stabiliiaie  permaneant  Die  Verordnung  bezieht  sich  nur  auf  Brief land. 
Zuweilen  erteilte  der  König  seine  Genehmigung  schon  vorweg  in  der  Verleihungs- 
arkunde.    Veräußerungen  vor  dem  König  galten  als  stillschweigend  genehmigt 

^  Vgl.  L.  Burg.  1,  3.  L.  Sal.  59,  5.  Brunner,  a.  a.  0.  1188.  1196  f.  Schröder, 
Franken  54  f.  79.  Gierke,  Erbrecht  u.  Vicinenrecht  434  ff.  441  ff.  Lamprecht» 
a.  a.  0.  1,  44  f.  Nachdem  Chilperich  die  Erbfolge  in  den  Besitz  zu  Nachbarrecht 
auf  die  ei-ste  Seitenlinie  und  auch  auf  die  weibliche  Verwandtschaft  ausgedehnt 
hatte,  paßte  die  ursprüngliche  Bestimmung  der  Lex  Salica  über  die  Immobiliar- 
erbfolge  nur  noch  auf  das  Brief  land,  weshalb  die  Handschriften  die  W^orte  de  terra 
umwandelten  in  de  terra  salica.  Diese  Änderung  ist  zuerst  in  einem  verloren  ge- 
gangenen Texte  (Text  D  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  11,  und  So  hm,  Reichs-  u.  Ge- 
richtsverf.  41)  aus  dem  Ende  des  6.  Jahrhunderts  vorgenommen  worden.  Diese 
Textiinderung,  die  später  Anlaß  gegeben  hat,  von  einem  „salischeu  Erbfolgerecht" 
oder  „salischcn  Gesetz"  in  diesem  Sinne  zu  reden,  muß  bald  nach  dem  Edikt  des 
Chilperich f  durch  das  sie  nötig  geworden  war,  stattgefunden  haben. 

'^  Vgl.  Schröder,  Franken  54. 
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131  £P.  150 ff.  Leo,  Rectitudines  singularum  personarum  151  ff.  Schmid,  Ges.  d. 
Angelsachsen  527.  543.  566  ff.  583.  664  ff.  673.  Pollocc  and  Maitland,  Hist.  of 
engl,  law  1,  390—458.  K.  Maurer,  Krit  Überschau  1,  405  ff.  2,  30  ff.  423  ff. 
FocEEHA  Andreas,  Bijdragen  tot  de  nederl.  rechtsgeschiedenis  3  (1892).  Vander- 
KiMDERE,  Les  tributaires  ou  serfs  d^^glise  en  Belgique,  Bulletin  de  l'Acad.  de  Belgi- 
que  34,  Nr.  8  (1897).    Kibner,  Verf. -Geschichte  d.  Provence  42  ft.  102  ff. 

Die  ständischen  Verhältnisse  hatten  sich  unter  dem  Einfluß  der 
politischen  und  wirtschaftlichen  Wandelungen  erheblich  verändert  Der 
alte  Geschlechtsadel  vermochte  dem  fränkischen  Königtum  gegenüber  seine 
Eigenart  nicht  zu  behaupten,  er  verschmolz  mit  dem  neuen  Dienstadel, 
den  nicht  die  Geburt,  sondern  die  Ehre  des  Königsdienstes  über  die 
anderen  Klassen  erhob  ^.  Die  Franken  haben  schon  zur  Zeit  der  Lex 
Salica  außer  dem  königlichen  Geschlecht  der  Merowinger  keinen  Adel 
mehr  gekannt,  dagegen  tritt  derselbe  in  den  Volksrechten  der  übrigen 
Stamme  noch  deutlich  hervor.  Die  Edelinge  waren  durchweg,  namentlich 
bei  den  Sachsen,  durch  höheres  Wergeid  und  eine  entsprechend  höhere 
Buße  vor  den  Freien  ausgezeichnete  Bei  den  Sachsen  liegen  unverkenn- 
bare Spuren  einer  von  den  Edelingen  über  Freie  und  Liten  ausgeübten 
Herrschaft  vor,  die  zwar  in  den  Gesetzen  Karls  schon  einen  patrimonialen 
Charakter  trägt,  vor  der  UnterwerfuDg  des  Volkes  aber  hoheitlicher  Natur 
gewesen  sein  muß.  Man  erkennt  in  den  sächsischen  Edelingen  die  An- 
gehörigen  der  alten,  im  Lauf  der  Zeit  zu   erblicher  Gewalt  gelangten 


^  Das  Aufgehen  des  Uradels  in  den  königlichen  Dienstadel  hat  sich  in  der- 
selben Weise  bei  den  Goten,  Angelsachsen  und  Norwegern  vollzogen.  Vgl.  R.  Maurer, 
Wesen  des  Adels  52  ff.  150  ff.;  Kr.  Übersch.  2,  423  ff.  Die  Annahme  von  Hbck^ 
a.  a.  O.,  daß  unter  dem  nobilis  der  L.  Fris.  und  L.  Saz.,  dem  adaling  der  L.  Angl. 
et  Wer.  und  dem  homo  Francus  der  L.  Cham,  der  Gemeinfreie  („Geschlechts- 
genosse'O»  unter  dem  ingenuus,  liber  oder  friling  dieser  Gesetze  dagegen  der  sippen- 
lose Freigelassene  zu  verstehen  sei,  ist  hei  unbefangener  Auslegung  unmöglich  und 
hat  bei  Brunner  (s.  S.  214)  bereits  ihre  Widerlegung  gefunden.  Auch  die  neuesten, 
gegen  Brunner  gerichteten  Ausführungen  von  Heck  und  Wittich  haben  nichts 
beigebracht,  was  irgendwie  zu  überzeugen  vermöchte.  Die  von  Heck  als  Haupt- 
beweisstück zum  Motto  gewählte  Stelle  aus  dem  Capitulare  Sazonicum  von  797 
beruht,  wie  schon  Boretius  bemerkt  hat,  auf  einem  Versehen  des  Schreibers,  indem 
aus  VI  und  HI  durch  Verschiebung  einer  I  das  irreführende  V  und  IUI  ent- 
standen ist. 

*  Nach  altalamannischem  und  mittelfriesischem  Eecht  hatte  der  Adeliche  das 
anderthalbfache  Freien wergeld ,  das  doppelte  bei  Baiern,  Burgunden,  Ost-  und 
Westfriesen,  Langobarden,  das  dreifache  bei  den  Thüringern.  Auch  bei  den  Angel- 
sachsen galt  nach  dem  Recht  von  Kent  (Hlothar  u.  Eadric  c.  1.  c.  3)  der  eorl 
dreimal  so  viel  wie  der  ceorly  während  die  Einschätzung  des  pegn  zum  sechsfachen 
Wert  des  Gemeinfreien  einer  späteren  Rechtsbiidung  angehört  und  für  die  ursprüng- 
liche Stellung  des  angelsächsischen  Geburtsadels  nicht  als  Zeugnis  dienen  kann 
(vgl.  K.  Maurer,  Kr.  Übersch.  2,  412).  Auch  die  sechsfachen  Büß-  und  Wergeid- 
taxen des  sächsischen  Adels  beruhen  vielleicht  auf  einer  erst  unter  Karl  dem 
Großen  eingetretenen  Erhöhung  der  früheren  Sätze  (vgl.  Waitz  8,  149.  4,  324  f.), 
da  der  Adel,  nachdem  er  seinen  Frieden  mit  Karl  gemacht  und  das  Christentum 
angenommen  hatte,  des  Schutzes  gegen  die  eigenen  Volksgenossen  bedurfte.  Vgl. 
Gapitola  de  part  Saz.  c.  12.  c.  13.    Lex  Saxonum  c.  25.  c.  26.   Nfthardi  Hist.  4,  2. 
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Fürst«ngeschlechter,  die  durch  Karl  den  Großen  zwar  mediatisiert,  aber 
doch  im  Besitz  gewisser  Herrscherrechte  belassen  und  auch  sonst  vielfach 
ausgezeichnet  wurden.  Auch  die  fünf  baierischen  Adelsgeschlechter,  die 
neben  dem  Herzogshaus  der  Agilolfinger  bestanden  und  zu  dem  halben 
Wergeid  des  letzteren,  dem  doppelten  der  Freien,  angesetzt  waren,  sind 
wohl  aus  alten  Herrschergeschlechtern  hervorgegangen,  die  durch  die 
Bildung  des  baierischen  Stammesreiches  oder  erst  durch  seine  Unter- 
ordnung unter  das  fränkische  Beich  mediatisiert  sein  mochten^.  Der 
gallische  Geburtsadel  war  schon  in  der  römischen  Zeit  in  den  Dienstadel 
aufgegangen  ^  Bei  den  Alamannen  ist  von  dem  noch  um  die  Zeit 
Chlothars  IL  hervortretenden  Geburtsadel  etwa  zwei  Jahrhunderte  später 
keine  Spur  mehr  vorhanden  ^  Da  durch  den  jedem  Stande  zugänglichen 
Königsdienst  Wergeid  und  Buße  des  Geburtsstandes  verdreifacht  wurde®, 
so  stand  der  freie  Pranke,  wenn  er  in  der  Trustis  oder  im  Hofdienst 
angestellt  war  oder  ein  höheres  Staatsamt  bekleidete,  mit  seinem  Wer- 
geid von  400  Solidi  (nebst  200  sol.  als  fredus)  weit  über  allen  Edelingen 
der  übrigen  Stamme,  selbst  das  hohe  Wergeid  des  sächsischen  Adels 
(1440  sächsische  oder  960  fränkische  Schillinge)  konnte  sich  mit 
dem  seinigen  nicht  messen,  da  dieses  in  Silber-,  ersteres  aber,  Friesen 
und  Sachsen  gegenüber,  in  Goldschillingen  berechnet  wurde  (S  189), 
Wollten  die  Edelinge  dem  Beamtenstand  nicht  nachstehen,  so  mußten 
sie  selbst  in  diesen  eintreten;  hier  aber  gab  nur  die  höhere  Amtsstellung 
und  nicht  die  höhere  Geburt  den  Vorzug. 

Der  Beamtenaristokratie,  zu  der  auch  die  Bischöfe  gehörten,  stellte 
sich  die  Klasse  der  Grundherren  zur  Seite.  Während  diese  in  den  römi- 
schen Provinzen  durch  ihre  Zahl  wie  ihren  Reichtum  von  vornherein 
außerordentlich  ins  Gewicht  fielen,  standen  in  den  deutschen  Gebieten 
den  bäuerlichen  Kleinbesitzern  zunächst  nur  die  Edelinge  mit  ihren 
adelichen  Stammgütem  gegenüber.  Aber  auch  hier  zeigte  sich  alsbald 
die  ausgleichende  Kraft  des  Königtums:  zwischen  den  Kleinbesitz  zu 
Nachbarrecht  und  das  Volkland  oder  Königsland  auf  der  einen  und  das 
Adelsgut  auf  der  anderen  Seite  schob  sich  das  königliche  Briefland 
zwischen  die  bäuerlichen  Kleinbesitzer  {minofiidi,  minores)  und  den  Stammes- 
adel traten  die  neuen  Grundherren  als  Mittelfreie  [medianij  medii,  medüh- 
cresy.    Kein  Wunder,  daß  der  au^chließlich  auf  die  Verschiedenheit  des 


•  Vgl.  Merkel,  Die  Adelsgeschlechter  im  bair.  Volksrecht,  ZEG.  1,  255  ff. 
Waitz  2,  1  S.  371  f.    RiEZLEB,  Gesch.  Baiems  1,  122  f. 

*  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  368  f. 

^  Vgl.  Anm.  7.  Waitz  2,  1  S.  370  f.,  der  darauf  aufmerksam  macht,  daß  sich 
auch  der  burguudische  Adel  offenbar  schon  zur  Zeit  der  Lex  Burgundionum  im 
Übergang  vom  Geburtsadel  zur  Berufsaristokratie  befunden  hat. 

ö  Vgl.  S.  118.  126.   129.  137.  141.  150.  165. 

'  Vgl.  S.  211  f.  Schröder,  ZRG.  15,  54.  20,  18  f.  Brünner  1,  248  f.  Nach 
L.  Burg.  2,  2  betrug  das  Wergeid  des  Adelichen  (opHmus  nobilis)  300  Sol.,  das 
der  medioeres  (L.  Burg.  101  leudes)  200  Sol.  und  das  der  minores  150  Solidi.  In 
derselben  Abstufung  nennt  Pact  Alam.  2,  36 — 40   den  primus   Älamamms  mit 
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ursprünglichen  Erwerbes  gegründete  Gegensatz  zwischen  Briefland  und 
Adelsgat  in  Vergessenheit  geriet  und  innerhalb  des  Kreises  der  Groß- 
grundbesitzer,  dem  seit  der  Entstehung  des  Lehnwesens  auch  die  Eron- 
vassallen  angehörten,  zwischen  Adelichen  und  Nichtadelichen  nicht  weiter 
unterschieden  wurde.  Zwar  waren  die  Grundherren  als  solche  nur  bei 
den  Burgunden  und  Alamannen  durch  ein  höheres  Wergeid  ausgezeichnet, 
aber  zu  der  hohen  sozialen  Stellung ,  die  sie  durch  ihren  Reichtum  und 
die  Freiheiten  ihres  Besitzes  von  Tomherein  einnahmen,  kamen  die  grund- 
herrlichen Rechte  gegenüber  ihren  Hintersassen  und  die  besondere  Stellung, 
die  ihnen  in  Heer  und  Gericht  eingeräumt  wurde,  so  daß  sie  zusammen 
mit  den  höheren  Beamten  die  erste  Klasse  der  Unterthanen  bildeten,  die 
man  zwar  nicht  eigentlich  als  Adel  bezeichnen  kann,  weil  die  Erblichkeit 
fehlte,  die  aber  als  Aristokratie  durchaus  an  Stelle  des  Adels  getreten 
war,  diesen  in  sich  aufgenommen  hatte  und  selbst  alle  Keime  zur  Erb- 
lichkeit und  somit  zu  einem  neuen  Geburtsadel  in  sich  trug. 

Man  bezeichnete  die  Mitglieder  des  ersten  Standes  mit  Vorliebe, 
wenn  auch  untechnisch,  mit  dem  einfachen  Volksnamen,  zumal  als 
„Franken"®  oder  als  die  „Leute"  {leudesy,  daneben  begegnen  andere 
Ausdrücke,  die  sie  als  die  Ersten  und  Angesehensten  des  Volkes  oder  als 
die  „Hochfreien"  kennzeichneten ^^  Ihnen  gegenüber  hießen  dann  die 
unabhängig  gebliebenen  Grundeigentümer  bäuerlichen  Standes  schlechthin 
liberi,  inffenui,  boni  homines,  mit  Rücksicht  auf  ihren  geringeren  Besitz 
minoflidiy  minores,  pauperes,  mit  Rücksicht  auf  die  ihren  Grundbesitz  be- 
lastenden Abgaben  bargildi^\    Mehr  und  mehr  aber  machte  sich  bemerk- 

240  Sol.,  den  medianus  Älamannus  mit  200  Sol.  und  den  minoflidus  mit  160  Sol., 
während  die  L.  Alam.  60  (68)  nur  noch  den  tnedius  mit  200  Sol.  und  den  liher 
mit  160  Sol.  kennt. 

*  Daher  der  Sprachgebrauch  „frank"  =  „frei".  Kluge,  WB.  u.  „frank".  Vgl. 
auch  Waitz  2,  1  S.  272  f.  4,  825  f.  Über  den  mit  dreifachem  Wergeid  ausgestat- 
teten homo  Francus  der  Lex  Chamavorum  vgl.  Sohm,  MG.  Leg.  5,  271  n.  2. 
Brunnes  1,  252  n.  28. 

•  Vgl.  §  12  n.  45.  Waitz  2,  1  S.  348  ff.  Müllenhofp,  DA.  4,  188.  Eine 
frQhere  Ansicht  nahm  leudes  als  technische  Bezeichnung  der  königlichen  Getreuen, 
namentlich  der  Empfänger  von  Königsgut.  Sie  ist  seit  Eoth's  Ausfuhrungen 
beseitigt. 

*•  So  proceresy  primatesy  prtmores,  principes,  optimatesj  melioreSy  magnatiy 
maiores  natu,  smtores,  potentes.  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  363  f.  4,  326  ff.  Dagegen 
ist  nobüis  in  fränkischen  Quellen  der  Freie  oder  der  freie  Grundbesitzer.  Vgl. 
ebd.  4,  329  ff. 

**  Vgl.  Waitz  4,  831  f.  Der  Name,  zuerst  in  einem  Kapitular  Karls  d.  Gr. 
(Bobetius-Kbause  1,  185,  c.  4)  war  auch  in  Italien  bekannt  (ebd.  325,  c.  3)  und 
ist  für  Westfranken  durch  das  Ed.  Pistense  von  864,  c.  32  (ebd.  2,  324)  bezeugt. 
An  der  Identität  mit  den  im  Mittelalter  vorkommenden  Würzburger  Bargilden, 
den  westfälischen  bergildi,  den  friesischen  berielda  und  den  Biergelden  des  Sachsen- 
spiegels läßt  sich  nicht  zweifeln.  Vgl.  Waitz  5*,  319  ff.  Richthofen,  Alfr.  WB.  626. 
Die  Bedeutung  des  Wortes  ist  noch  nicht  aufgeklärt,  doch  scheint  die  Pflicht  des 
Konigszinses  darin  angedeutet.  Die  Erklärung  aus  einem  Bierzins  (Gbimm,  KA. 
313  i.)  ist  ebenso  undurchführbar  wie  die  aus  einem  Urbarzins. 
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lieh,  daß  diese  freien  Grundbesitzer  nicht  mehr  die  unterste  Klasse  unter 
den  Freien  waren,  da  die  unter  gmndherrliche  Gewalt  geratenen  freien 
Hintersassen  sozial  erheblich  gesunken  waren  und  sich  dem  Stande  der 
Hörigen  angenähert  hatten  ^K  Die  freien  Grundbesitzer  des  Mittelstandes 
wurden  daher  diesen  gegenüber  auch  als  „Mittelfreie"  {mediocres)  be- 
zeichnet, während  die  hintersassigen  Bauern  und  Vogteileute  nunmehr 
als  „Minderfreie"  {minores)  erschienene^ 

Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Veränderungen  hatten  sonach  die 
Auflösung  des  Freienstandes  in  drei  Klassen  herbeigeführt  Während  die 
Klasse  der  Hochfreien  den  alten  Geburtsadel  mehr  und  mehr  in  sieh 
aufnahm  und  sieh  darauf  vorbereitete,  ganz  an  dessen  Stelle  zu  treten, 
waren  die  Minderfreien,  deren  Zahl  sich  auf  Kosten  des  Mittelstandes 
immer  mehr  vergrößerte,  in  eine  persönliche  Abhängigkeit  geraten,  die 
den  Unterschied  gegen  die  in  ihrer  sozialen  Stellung  zum  Teil  bedeutend 
gehobenen  Klassen  der  unfreien  und  hörigen  Leute  fast  verschwinden  ließ. 

Die  Unfreien  gehörten  rechtlich  auch  jetzt  noch  ausschließlich  in 
die  Privatreehtssphäre  ihres  Herrn  und  nahmen  keinen  Teil  am  staat- 
lichen Leben  e*  aber  sie  genossen  bereits  einen  gewissen  strafrechtlichen 
Schutz  und  ihre  Tötung  wurde  fast  allgemein  nach  bestimmten  Ansätzen, 
die  sich  mehr  und  mehr  dem  Begriff  eines  wirklichen  Wergeides  näherten, 
und  nicht  mehr  nach  ihrem  individuellen  Sachwert  gebüßt  ^^  Das  Drei- 
fache an  Buße  und  Wergeid  galt  für  die  Königs-  und  Kirchenknechte 
{servi  regis^  s.  fUcales,  s.  ecclesiae),  die  sich  insofern  desselben  Privilegs 
wie  die  königlichen  und  zum  Teil  auch  die  kirchlichen  Beamten  erfreuten. 
In  der  Karolingerzeit  wurden  sie  von  den  Hörigen  nicht  mehr  unter- 
schieden; die  Unfreien  und  Hörigen  auf  den  Krongütem  bildeten  seitdem 
die  einheitliehe  Klasse  der  Fiskalinen  ^\  Die  erste  Stelle  unter  den  Königs- 
kneehten  nahmen  die  im  persönlichen  Dienst  des  Königs  befindlichen 
pueri  regis  ein,  die  selbst  zur  Aufnahme  in  die  Trustis  und  zu  höheren 
Ämtern  gelangen  konnten  ^^  Aber  auch  unter  den  sonstigen  Unfreien 
bildeteri  die  Mitglieder  der  Hausdienerschaften  [vassi^  minister iales,  pueri, 
famuli\  die  naturgemäß  nur  bei  großen  Grundherren  vorkamen,  eine  be- 
vorzugte Klasse  e^.  Sie  wurden  großenteils  für  den  persönlichen  Dienst 
in   den   dem  Königshof  nachgebildeten   vier  Hofamtem  (S.  140),   unter 


^^  Gegen  die  Annahme  von  Roth,  daß  die  freien  Zinsleute  keine  Freizügig- 
keit besessen  hätten,  vgl.  Waitz  4,  336  n.  1. 

^^  Vgl.  Waitz  4,  331  n.  1.  323  n.  3.     Brunner  1,  253  f. 

**  Tötungsrecht  des  Herrn:  Gregor  Tut.,  Hist.  Franc.  8,  15. 

"  Vgl.  Jabtrow,  Zur  strafrechtl.  Stellung  der  Sklaven  bei  Deutschen  und 
Angelsachsen,  1878  (Gibrke,  Unters.  2).  In  den  älteren  Teilen  der  L.  Fris.  (1,  II. 
4,  1)  ist  noch  der  einzelne  Sachwert  maßgebend,  während  15,  4  dem  Knecht  bereits 
das  halbe  Litenwergeld  zugesteht. 

»•  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  227  f.    4,  347  ff.     Brunneb  1,  237. 

^^  Am  Hof  des  Baiernherzogs  scheinen  ihnen  die  ,,Adelschalke"  entsprochen 
zu  haben.     Vgl.  Brünnbr  1,  236. 

^^  Über  das  Folgende  Bbunner  1,  234  ff. 
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der  Vorsteherschaft  eines  maior  oder  seniskalk,  ebenso  aber  auch  zur 
Beaufsichtigung  einzelner  Wirtschaftszweige  (als  Förster,  Meier  u.  dgl.) 
oder  als  reisiges  Gesinde  zu  Botschaften,  Schutzgeleiten,  auch  wohl  zu 
Polizei-  und  Bütteldiensten  verwendet.  Besonders  wertvoll  waren  diese 
Reisigen  für  ihren  Herrn  bei  seinen  Fehden,  auch  auf  Heerfahrten  des 
Reiches  ließ  er  sich  von  solchen  begleiten^®.  Nach  der  Ausbildung  des 
Lehn  Wesens  kamen  allmählich  auch  ritterliche  Ministerialen,  die  far  ihre 
Dienste  gleich  den  freien  Vassallen  mit  einem  Lehn  ausgestattet  wurden, 
in  Gebrauch.  Eine  andere  Klasse  unter  den  Unfreien  bildeten  die  ge- 
schulten Handwerker  {artifices\  Jäger,  Winzer  u.  a.  m.  Die  übrigen  Un- 
freien waren,  entsprechend  der  altgermanischen  Sitte  die  auch  in  den 
römischen  Landesteilen  allgemeinen  Eingang  gefunden  und  die  Latifundien 
mit  ihren  ausgedehnten  Sklavenwirtschaften  gesprengt  hatte,  zum  größten 
Teil  gegen  Zins-  und  Dienstpflicht  auf  eigener  Scholle  angesiedelt;  nur 
auf  den  königlichen  Gütern  wurde  eine  ausgedehntere  Herrenwirtschaft 
mit  arbeitenden  Knechten  getrieben.  Die  angesiedelten  Knechte  (aervi 
casati,  mansuarü)  fenden  anfangs  nur  auf  den  Herrengütem,  wo  sie  mit 
Pronland  ausgestattet  wurden,  oder  auf  Neubruchland  in  den  Allmenden 
ihr  Unterkommen,  drangen  aber  später  mit  dem  grundherrlichen  Besitz 
auch  in  die  Bauerdörfer  ein,  in  denen  sie  als  Inhaber  von  mansi  serviles 
ihren  Platz  neben  freien  und  hörigen  Hufnem  einnahmen.  Ihre  Fron- 
arbeit beschränkte  sich  in  der  Regel  auf  bestimmte  Tage  in  der  Woche, 
die  übrige  Zeit  gehörte  ihnen,  so  daß  sie,  namentlich  wenn  sie  ein  Hand- 
werk betrieben,  auch  in  der  Lage  waren,  eigenes  Vermögen  zu  erwerben  *®. 

Häufig  traten  unfreie  Leute  in  den  geistlichen  Stand  und  wurden 
dann  von  ihren  Herren  zur  Bedienung  ihrer  Eigenkirchen  angestellt;  seit 
Ludwig  d.  Fr.  war  ihnen  zwar  die  priesterliche  Ordination  verschlossen, 
aber  soweit  es  einer  solchen  nicht  bedurfte,  konnten  unfreie  Kleriker  auch 
fernerhin  an  den  Eigenkirchen  verwendet  werden  (S.  147). 

Während  die  mansuarü  als  glebae  adscripti  wie  unbewegliche  Sachen 
behandelt  wurden  und  wie  die  Leibeigenen  des  Mittelalters  nur  mit  ihrem 
Grundstück  veräußert  werden  konnten,  galten  die  unangesiedelten  Hof- 
knechte {mancipia,  iuniores,  ags.  peow)  als  bewegliche  Sachen  und  konnten 
als  solche  frei,  nur  nicht  außerhalb  der  Provinz  oder  außer  Landes  ver- 
äußert werden  21.  Diese  niedrigste  Klasse  der  Knechte  kam  namentlich 
auch  auf  den  Höfen  unfreier  Bauern,  die  selbst  wieder  solche  Leute  in 
ihrem  Vermögen  besaßen,  vor.  Begründet  wurde  die  Unfreiheit  nicht  mehr 
durch  kriegerische  Unterwerfung,  wohl  aber  durch  Kriegsgefangenschaft, 
durch  Abstammung  von  einem  unfreien  Vater  oder  einer  unfreien  Mutter, 


*•  Bewaffiiete  Reisige  Gregor.  Tiir.,  a.  a.  0.  7,  46. 

^  Vgl.  Gü^RARD,  a.  a.  0.  304  ff. 

**  Vgl.  Skebohm,  Englische  Dorfgemeinde  108.  Die  Immobilisierung  der  servi 
casati  ist  zuerst  in  Westfranken  zur  Ansbildang  gelangt  und  hat  sich  von  da  aus 
schrittweise  weiter  verbreitet.  Dem  sächsischen  und  thüringischen  Recht  war  sie 
noch  anbekannt.    Vgl.  Bbunnjsb  1,  234. 
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durch  Yerheiratung  einer  Freien  mit  einem  Unfreien,  unter  Umständen 
durch  Verknechtung  zur  Strafe  2^.  In  Notfallen  konnte  der  Hausherr 
auch  noch  in  dieser  Periode  Frau  und  Kinder  in  die  Knechtschaft  yer- 
kaufen*^.  Von  besonderer  Bedeutung  war  die  durch  Gerichtsurteil  oder 
freiwillige  Ergebung  des  zahlungsunfähigen  Schuldners  herbeigeführte 
Schuldknechtschaft  ^^.  Dabei  hielten  die  Yolksrechte  nur  noch  zum  Teil 
an  der  Strenge  des  alten  Rechts,  das  den  völligen  Verlust  der  Freiheit 
eintreten  ließ,  fest;  zum  Teil  nahmen  sie  schon  den  besonders  von  der 
Kirche  betonten,  durch  die  karolingische  Gesetzgebung  allgemein  an- 
erkannten und  auch  im  norwegischen  Becht  vertretenen  Standpunkt  ein, 
daß  die  Schuldknechtschaft  durch  Zahlung  der  Schuld  wieder  aufgehoben 
werde,  also  nicht  die  Aufhebung,  sondern  nur  eine  Verpfandung  der 
Freiheit  bedeute *^  Noch  weiter  ging  das  baierische  Recht,  das  die 
Schuldknechtschaft  nur  bis  zur  Abarbeitung  der  Schuld  dauern  ließ,  das 
Pfand  Verhältnis  demnach  als  eine  Art  Totsatzung  auffaßte  ^^  Die  Quellen 
wissen  auch  von  einer  begrenzten  Verpfändung  der  Freiheit,  wobei  der 
Schuldner  sich  nur  für  bestimmte  Wochentage  zu  Knechtesdiensten  ver- 
pflichtete'^  Die  Ergebung  in  Knechtschaft  (pbnoxiaiio)j  die  auch  durch 
andere  Notlagen  veranlaßt  sein  konnte,  wurde  durch  einen  Ergebungsakt 
von  Seiten  des  Knechts  und  einen  Besitzergreifungsakt  von  selten  des 
Herrn  vollzogen  2®.    Anders  waren  die  Formen  bei  Vergeiselungsverträgen, 

"  Vgl.  WiLDA,  Strafrecht  517 f.  Waitz  2,  1  S.  230.  Waltbb,  RG.  2,  81. 
£d.  Liutpr.  121.    Über  verfallene  Geiseln  als  Staatssklaven  s.  Anm.  29. 

*»  Vgl.  Anm.  26.    Beunkee,  RG.  1,  75  f. 

**  Vgl.  RoBN,  De  obnoxiatione  et  wadio  antiquissimi  iuris  Germanici,  1863. 
Kohles,  Shakespeare  vor  dem  Forum  der  Jurisprudenz  20  ff.  53  ff.  Maüeer,  Schuld- 
knechtschaft nach  altnord.  Recht,  Münch.  SB.  1874  (vgl.  Brinz,  Kr.  VJSchr.  16, 
588  ff.).  V.  Meibom,  Pfandrecht  83  f.  Wilda,  Strafrecht  516  f.  Stobbe,  Zur  Ge- 
schichte d.  deutsch.  Vertragsrechts  179  f.  Waitz  2,  1  S.  246  f.  4,  338  f.  520. 
Heuslbb  1,103.     Bbünner  2,  442  f.  477  ff.     W.  Sickel,  Westd.   Zeitschr.  15,   151. 

*'  Die  Langobarden  und  Westgoten  kannten  strenge  Schuldknechtschaft  nur 
noch  bei  Kompositionen  von  einer  bestimmten  Hohe,  bei  geringeren  gestattete 
Liutprand  die  nachträgliche  Lösung,  während  das  Westgotenrecht  statt  der  Ver- 
knechtung Prügelstrafe  anordnete.  Vgl.  Ed.  Liutpr.  63.  121.  152.  L.  Wis.  6,  4, 
c.  2.  Ribuarisches  Kapitular  von  803,  c.  3:  Homo  ingenuus,  qui  multa  qualibet 
solvere  non  potuerit  et  fideiussores  non  habuerit,  liceat  ei  semetipsum  in  wadium 
ei,  cui  debitor  est,  mittere,  usque  dum  multa,  quam  debuit,  persolvat.  Boretids, 
Capitularia  1,  51,  c.  19.  114,  c.  8.  160,  c.  3.  166,  c.  1.  281,  c.  2.  Von  den  frän- 
kischen Obnoxiationsformeln  haben  Form.  Marc.  2,  28  (Zeuher  93)  und  Cartae 
Senonicae  4  (ebd.  187)  noch  den  älteren^  dagegen  Form.  Andec.  18  und  Form. 
Bignon.  87  (ebd.  237)  bereits  den  jüngeren  Standpunkt. 

**  L.  Baiuw.  2,  1 :  si  vero  non  habet ^  ipse  se  in  servitio  deprimat  et  per  sin- 
gulos  menses  vel  azinös,  quantum  lucrare  quiverit,  persolvat  cui  deliquity  donec  dein- 
tum  Universum  restituat  Ebd.  1,  10:  st  non  habet  tanium  peeuniamy  se  ipsum 
et  uxorem  et  fili-os  tradat  ad  ecelesiam  illam  in  servitio,  usque  dum  se  redimere 
possit.    Siehe  auch  Ed.  Aregisi  c.  6. 

*^  Vgl.  Form.  Andec.  38  (37).  Form.  Marc.  2,  27.  Cartae  Senonicae  3  (Zeümer, 
186).     Roziäre,  Nr.  371—373. 

**  Vgl.  Du  Canqe,  Glossarium,  s.  v.  obnoxiatio..    Form.  Visig.  32.    Andecav.  2. 
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da  der  Geisel  zunächst  nicht  in  die  Knechtschaft,  sondern  nur  in  die 
Gewahrsam  {custodia^  fides)  des  Empfängers  gegeben  wurde.  Erst  wenn  die 
durch  den  Vergeiselungsvertrag  sichergestellten  Verpflichtungen  nicht  er- 
füllt wurden,  verlor  der  Geisel  seine  Freiheit;  auch  der  Geisel  war  Pfand 
{wadmm)j  wie  nach  dem  neueren  Recht  der  Schuldknecht,  aber  nicht 
Nutzpfand,  wie  dieser,  sondern  Verfallpfand*®.  Die  Knechtschaft  endigte 
in  gewissen  Fällen  tou  Rechts  wegen,  zur  Strafe  für  den  Herrn,  in  allen 
anderen  durch  Freilassung,  doch  erhielt  der  Freigelassene,  von  den  unten 
hervorzuhebenden  Ausnahmen  abgesehen,  nur  die  Rechte  eines  Hörigen. 
In  der  Stellung  der  Hörigen  hatte  sich  eine  wesentliche  Änderung 
gegenüber  der  vorigen  Periode  vollzogen.  Die  alten  Staatshörigen  (S.  50) 
waren  verschwunden;  zum  Teil  waren  sie  durch  die  Einverleibung  in  das 
frankische  Reich  zu  freien,  nur  königszinspflichtigen  Unterthanen  ge- 
worden; zum  Teil  mag  es  auch  den  Beamten  im  Lauf  der  Zeit  gelungen 
sein,  die  froher  dem  Staat  zustehende  Gewalt  über  die  Hörigen  für  sich 
zu  erwerben  ^^,  wodurch  dieselbe,  namentlich  wenn  sie  auf  andere  weiter 
übertragen  wurde,  einen  privaten  Charakter  annehmen  mußte.  Auch  die 
Stellung  der  in  den  römischen  Landesteilen  vorgefundenen  Kolonen 
{tributarii)  verlor  den  öflfentlichrechtlichen  Charakter,  indem  sie  mit  den 
deutschen  Hörigen  verschmolzen'^.  Den  bedeutendsten  Zuwachs  erhielt 
die  Klasse  der  Privathörigen  aber  durch  die  Umbildung  der  privaten 
Freilassung,  die  zwar  ihren  widerruflichen  Charakter  (S.  48)  verlor,  dem 


3.  19.  25.  Arvern.  5.  Turon.  10.  RozrisEE,  Nr.  44—46.  48—50.  L.  Baiuw.  7,  4. 
L.  Alam.  1,  1.  Leg.  Eurici  c.  800.  Nach  L.  Wisig.  5,  4,  c.  10  soUte  die  freiwillig 
eingegangene  Knechtschaft  stets  lösbar  sein.  Die  Form  der  Ergebung  bestand 
darin,  daß  der  Knecht  den  Nacken  unter  den  Arm  oder  Gürtel  des  Herrn  oder 
anter  das  Giockenseil  beugte  und  der  Herr  ihn  bei  den  Haaren  ergriff.  Vgl.  Form. 
Bignon.  27  (26)  und  Zeümeb,  Formulae  237  ^  n.  1.  Koks,  a.  a.  0.  15  f.  Grimm, 
RA.  147.  828.  Sohm,  Eeichs-  und  Gerichtsverfassung  550,  n.  15.  Daß  es  sich  dabei 
nicht,  wie  bei  der  Adoption,  um  ein  Abschneiden,  sondern  um  ein  Ergreifen  bei 
den  Haaren  handelte,  folgt  u.a.  aus  Cod.  dipl.  Cavensis  1,  Nr.  106  (894):  per 
cnpillis  capitis  8ui  se  ipso  T,  conprendere  fedrnus.  Bei  den  Franken  war  es  später 
üblich,  daß  der  sich  Ergebende  vier  Denare  auf  seinen  Kopf  legte  (vgl.  Brttnnee, 
Hiat.  Aafsätze  für  Waitz,  S.  65  f.),  womit  sich  die  indische  Sitte,  einen  Strohhalm 
auf  den  Kopf  zu  legen  (vgl.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  6,  199  f.),  vergleichen 
läßt  Zeichen  der  Verknechtung  war  die  Anlegung  von  Fesseln.  Vgl.  L.  Rib. 
72,  1.  Tacitus  Grerm.  c.  24.  39.  Waitz  1,  423.  v.  Amira,  Vollstreckungsverfahren 
341.  Ober  Versuche  Karls  d.  Gr.,  die  Ergebung  Freier  in  Knechtschaft  oder 
Hörigkeit  zu  beschränken,  vgl.  W.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  15,  166  f. 

»  Vgl.  §  35  n.  104.  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  3,  15:  Multi  tunc  filii  sena- 
torutn  in  hae  obsidione  dati  sunt,  sed  orio  Herum  inter  reges  scandalunif  ad  ser- 
vioium  pyblicum  sunt  addicii\  et  quieumque  eos  ad  costodiendum  accepit,  sermis  sibi 
ex  his  feeit 

^  So  namentlich  wohl  bei  den  Sachsen,  bei  denen  die  den  Laten  zustehende 
Beteiligung  am  öffentlichen  Leben  vermuten  läßt,  daß  ihre  Abhängigkeit  ursprüng- 
lich nur  öffentlichrechtlicher  Natur  gewesen  ist.  Darauf  deutet  auch  die  Über- 
lieferung bei  Widukind,  Res  gestae  Saxonicae  1,  c.  14. 

•»  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  239  ff.  Brunker  1,  240  f.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1896 
S.  274  iL 
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Freigelassenen  aber,  wenn  sie  unter  Vermeidung  der  volleren  Formen, 
durch  bloße  Zustellung  eines  Freibriefes  erfolgte,  nur  die  Rechte  eines 
Hörigen  gewährte  *^ 

Die  Bezeichnung  der  Hörigen  war  nach  Gegenden  verschieden. 
„Aldien"  hießen  sie  wohl  nur  bei  den  Langobarden,  „Barschalke"  und 
„Barleute"  bei  den  Baiem  und  wohl  auch  bei  den  Alamannen,  „Liten", 
„Leten",  „Laten",  „Lassen"  bei  den  Franken,  Friesen,  Sachsen  und  Thü- 
ringern^*. Alle  Hörigen  standen  unter  Volksrecht  und  hatten  in  der 
Regel  halbes  Wergeid  und  halbe  Buße  der  Freien.  Das  Verhältüis  zu 
ihrem  Herrn  wurde  bei  den  Langobarden  als  Munt  aufgefaßt  und  war 
dem  familienrechtlichen  Munt  nachgebildet,  trug  aber,  seiner  Entstehung 
gemäß,  mehr  den  Charakter  eines  Gewaltverhältnisses.  Alle  Hörigen 
waren  glebae  adscripti,  sie  besaßen  keine  Freizügigkeit,  konnten  also  den 
ihnen  überwiesenen  Hof  nicht  einseitig  aufgeben,  andererseits  aber  auch 
nicht  ohne  den  Hof  veräußert  werden  ^^  Wer  zu  Hörigenrecht  freigelassen 
wurde,  was  an  sich  in  formloser  Weise  geschehen  konnte ^^,  mußte  von 
seinem  Herrn  mit  einem  Zinsgut  {mansus  litilis)  ausgestattet  werden'*. 
Geistliche  hörigen  Standes  wurden  nicht  selten  bei  Eigenkirchen  ihrer 
Herren  angestellt.  Die  Hörigen  konnten  Eigentum  erwerben,  aber  nur 
in  beschränktem  Maße  darüber  verfügen.  Sie  konnten  auch  Knechte  in 
ihrem  Vermögen  haben  und  selbst  Herren  von  anderen  Hörigen  sein'^. 
Ihre  Leistungen  an  den  Herrn  waren  feststehende  und  der  Willkür  des 
letzteren  entzogen^®;  bei  Freigelassenen  richteten  sie  sich  in  ereter  Linie 
nach  den  seitens  des  Herrn  mit  der  Freilassung  verbundenen  Bedingungen 
[leges  dominiy^.  Regelmäßig  hatte  der  Lite  für  seine  Person,  unabhängig 
von  den  auf  dem  Gute  ruhenden  Verpflichtungen,  einen  Leibzins  (Ute- 
manium)  an  den  Herrn  zu  entrichten  und  gewisse  Frondienste  zu  leisten. 
Bei  Heiratsbewilligungen,  deren  die  Liten  wenigstens  zu  allen  Ehen  außer- 
halb der  Hofgenossenschaft  bedurften*®,  erhob  der  Herr  wohl  regelmäßig 
eine  Abgabe;  heiratete  eine  Litin,  so  mußte  der  Brautkauf  mit  dem 
Herrn  abgeschlossen  werden  *^    Im  übrigen  war  die  Stellung  der  Hörigen 


'^  Manche  Stämme,  wie  die  Burganden  und  Thüringer,  haben  die  Hörigkeit 
wohl  erst  auf  diesem  Wege  kennen  gelernt.  Die  Freilassung  zu  Litenrecht  scheint 
in  der  Karolingerzeit  außer  Gebrauch  gekommen  zu  sein.     Vgl.  Waitz  4,  353. 

"  Vgl.  BiiüNNER  1,  238  ff.  V.  Amira*  86.  Waitz  2,  1  S.  237  ff.  4,  341  n. 
5,  289  f.  Kbemer,  Orig.  Nass.  2,  append.  pg.  2.  Pez,  Grauebt  u.  Mayerhofbb, 
Drei  bayer.  Traditionsbücher  164  ff.  Übrigens  kommen  parlude  auch  in  einer 
nieders&chsischen  Urkunde  von  1447  (Janicke,  Quedlinb.  Urk.-B.  1,  Nr.  389)  vor. 

»*  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  237. 

>*  Vgl.  Ed.  Roth.  224,  4.     Liutpr.  23. 

^  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  236  f. 

"  Vgl.  L.  Fris.  11,  1.    Ed.  Roth.  235. 

"  Ed.  Grim.  1. 

"  Ed.  Roth.  226. 

"  Vgl.  L.  Sax.  65. 

*^  Vgl.  Liutpr.  126.  139.  L.  Sax.  65.  Die  freie  Frau  eines  Liten  kam  in- 
folge des  Brautkaufs  in  den  Munt  seines  Herrn  und  konnte  daher  zur  Eingehung 


Digitized  by 


Google 


§  29.    Die  Stände.  223 

bei  den  veischiedenen  Stammen  eine  sehr  verschiedene  und  es  würde  ein 
vergeblicher  Versuch  sein,  ihre  Verhältnisse  auf  einen  ursprünglich  ein- 
heitlichen Gedanken  zurückzuführen  ^^.  Bei  den  Sachsen  bildeten  die 
Lit^n  einen  Teil  des  Volkes.  Sie  nahmen  an  Heerpflicht,  Dingpflicht  und 
den  übrigen  öffentlichen  Lasten  neben  den  Edelingen  und  Freien  teil*^. 
Die  friesischen  und  zweifellos  auch  die  sachsischen  Liten  besaßen  das 
Fehdeiecht**,  also  auch  das  Recht,  ihre  Angelegenheiten  persönlich  vor 
Gericht  zu  vertreten;  ihre  Unthaten  wurden  ausschließlich  von  ihnen 
gebüßt  und  gingen  den  Herrn,  wofern  er  sich  von  dem  Verdacht  der 
Mitschuld  reinigte,  nichts  an**^.  Bußen  und  Wergelder,  die  für  Verletzung 
oder  Tötung  von  Liten  verwirkt  wurden,  kamen  nur  zu  einem  Teil  an 
den  Herrn,  das  übrige  erhielten  die  Liten  selbst*®.  Dagegen  besaßen  die 
iangobardischen  Aldien,  deren  Lage  überhaupt  eine  ungünstigere  war, 
keine  Prozeßfähigkeit,  als  Kläger  wie  als  Beklagte  mußten  sie  vom  Herrn 
im  Gericht  vertreten  werden;  dieser  war  für  die  von  ihnen  verwirkten 
Bußen  persönlich  verantwortlich,  und  was  für  Tötungen  und  Verletzungen 
seiner  Aldien  an  Wergeldern  und  Bußen  einging,  gehörte  ihm*^  Eine 
Mittelstellung  nahmen  die  fränkischen  Liten  ein.  Klagen  gegen  diese 
gingen  zunächst  gegen  den  Herrn,  der  sich  aber  durch  Gestellung  des 
Liten  ganz  aus  der  Sache  ziehen  und  dem  letzteren  die  alleinige  Ver- 
antwortung überlassen  konnte  *^  Andererseits  gehörten  die  Liten  zu  den 
sperantes  des  Herrn,  dem  es  auf  Grund  seiner  Schutzpflicht  oblag,  ihre 
Interessen  in  Fehde  und  Rechtsgang  wahrzunehmen  und  die  gegen  sie 
verwirkten  Bußen  und  Wergelder  einzutreiben*®.  Ob  der  Herr  bei  Streitig- 
keiten seiner  Liten  untereinander  eine  eigene  Gerichtsbarkeit  auszuüben 
hatte,  läßt  sich  nicht  feststellen;  wo  er  die  Immunität  besaß,  unterstanden 
sie  als  Hintersassen  seiner  Immunitätsgerichtsbarkeit  (S.  180  fil). 

Der  Stand  der  Liten  konnte  außer  durch  Vererbung  und  formlose 


einer  zweiten  Ehe  oder  zur  Rückkehr  in  den  Munt  ihrer  Familie  nur  durch  einen 
Rückkauf  des  Mundes  gelangen.  Vgl.  Both.  216.  Ganz  anders  war  die  Lage  der 
mit  einem  Römer  verheirateten  freien  Langobardin  (£d.  Liutpr.  126),  woraus  sich 
die  Unrichtigkeit  der  Annahme  von  der  Identität  der  Römer  und  Aldien  im  Lango- 
bardenreich  ergiebt    Vgl.  Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  1,  20  f.  27  f. 

**  Darin  hauptsächlich  beruht  der  Fehler  in  den  zu  sehr  auf  das  langobar- 
diache  Recht  gestützten  Ausfuhrungen  Heusler's. 

*^  Vgl.  Capitulatio  de  part.  Saz.  c.  15.  c.  17.  Capitulare  Sazonicum  c.  5. 
Boos,  a.  a.  0.  30  f. 

**  L.  Fris.  2,  5.  8. 

*»  Vgl.  G.  Meyeb,  ZRG.  15,  109. 

*^  Vgl.  L.  Fris.  1,  4.  7.  10.  15,  3. 

*'  Vgl.  Ed.  Roth.  258.  Liutpr.  68.  G.  Meyer,  a.  a.  0.  108  f.  Heusler,  In- 
stitutionen 1,  123  ff.  Liutprand  erwies  seinen  Knechten  und  Aldien  nur  eine  per- 
sönliche Gunst,  indem  er  den  Verwandten  eines  Getöteten  „zum  Tröste**  einen 
Teil  des  Wergeides  abtrat.    Vgl.  Notitia  de  actoribus  regis  c.  3.  4. 

*•  Vgl.  8.  180.  L.  Sal.  50.  L.  Chamav.  44.  Brunnes,  Mithio  und  sperantes 
12  f.    G.  Mbyer,  a.  a.  0.  109. 

«  Vgl.  Bhunneb,  a.  a.  0.  9  f. 


Digitized  by 


Google 


224  I>ie  fränkische  Zeit. 

Freilassung  auch  durch  Verheiratung  einer  Freien  mit  einem  Liten  und 
durch  freiwillige  Ergebung  begründet  werden*^**.  Andererseits  vermochte 
der  Lite  auch  durch  Loskauf  oder  durch  freien  Entschluß  des  Herrn  zu 
voller  Freilassung  zu  gelangen^^ 

Das  fränkische  Recht  hatte  hierfür  die  Form  der  Freilassung  durch 
Schatzwurf*^  Sie  wurde  wie  jede  Freilassung  zu  vollem  Recht  nicht 
durch  den  Herrn  selbst,  sondern  durch  eine  Zwischenperson  vollzogen 
die  den  Liten  von  dem  Herrn  zu  treuer  Hand  empfing,  um  die  Absonde- 
rung des  Freizulassenden  aus  der  Hausherrschaft  (der  Were)  des  bisherigen 
Herrn  augenscheinlich  zu  machen.  Der  Freilassungsakt  selbst  war  ein 
Formalakt,  der  darin  bestand,  daß  der  Treuhänder  dem  Freizulassenden, 
wahrscheinlich  zum  Zeichen  des  Verzichts  auf  den  bisher  von  ihm  ge- 
zahlten Leibzins,  einen  Denar  oder  „Schatz'^  aus  den  Fingern  schnellte. 
Der  Akt  mußte  in  Gegenwart  des  Königs  vorgenommen  werden;  im  Lauf 
der  Zeit  wurde  es  üblich,  den  Freizulassenden  dem  König  selbst  zu  über- 
geben, so  daß  dieser  als  Treuhänder  den  Freilassungsakt  persönlich  voll- 
zog. Ursprünglich  wohl  nur  bei  Liten  gebräuchlich,  wurde  die  Freilassung 
durch  Schatzwurf  schon  früh  auch  bei  angesiedelten  Unfreien  {servi  casati\ 
nicht  aber  bei  den  unangesiedelten  Hofknechten  {mancipia)  üblich.  Dem 
fränkischen  Volksrecht  entsprungen,  hatte  die  Denarfreilassung  doch  ihren 
Schwerpunkt  in  der  Mitwirkung  des  Königs,  also  im  Amtsrecht,  und 
gelangte  infolgedessen  allmählich  zu  territorialer  Geltung  im  ganzen  Reiche. 
Der  durch  Schatz wurf  Freigelassene  {homo  denarialisy  denariatus)  erhielt 
die  vollen  Rechte  eines  freien  Franken;  denn  daß  er,  wenn  er  ohne  in 
der  Freiheit  erzeugte  Kinder  starb,  durch  den  König  beerbt  wurde,  war 
nur  eine  Folge  der  durch  die  Freilassung  bewirkten  Zerschneidung  seiner 
früheren  Verwandtschaftsbande.  Der  die  Freilassung  bestätigende  Bann 
des  Königs  hatte  ursprünglich  sogar  die  Wirkung,  selbst  der  Freilassung 
durch  einen  Unbefugten  unbedingte  Kraft  zu  verleihen;  erst  ein  Gesetz 
des  7.  Jahrhunderts  bes.chränkte  die  Folgen  der  denariatio  auf  die  Fälle 
rechtmäßiger  Freilassung^^. 

Manches  deutet  darauf  hin,  daß  der  König  bei  der  Freilassung  durch 
Schatz  wurf  nur  an  die  Stelle  der  Landesgemeinde  getreten  war*'*.  Auch 
die  Alamannen  haben  eine  lYeilassung  in  der  Volksversammlung  gekannt  ^^ 
Bei  den  Angelsachsen  wurde  dieselbe  durch  Übergabe  des  Freizulassenden 
an   einen  Treuhänder  und  sodann   durch  feierliche  Waffenreichung  vor 

»0  Vgl.  Anm.  41.     L.  Fris.  11,  1. 

"  L.  Fris.  11,  2.  Liutpr.  106.  140.  Vgl.  Wikooradopf,  Freilassung  zu  voller 
Unabhängigkeit  in  den  deutschen  Volksrechten,  FDG.  16,  599  ff.  Fournier,  Essai 
sur  les  formes  et  les  effets  de  Taffranchissement  dans  le  droit  gaUo-franc,  1885 
(vgl.  KöHNE,  ZKG.  20,  184  ff.). 

**  Vgl.  BauifMER,  Freilassung  durch  Schatzwurf  (Histor.  Aufsätze  f&r  Waita 
55—72);  RG.  1,  246.     Dahn,  Könige  7,  1  S.  259  ff. 

*•»  Vgl.  L.  Sal.  26.    L.  Rib.  57. 

**  Vgl.  SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  46  ff.     v.  Amira  •  80. 

"  Pact.  Alam.  2,  45  (§  4  n.  3). 
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versammeltem  Gericht  vollzogen**.  Bei  den  Langobarden  mußte  der 
Unfreie  zunächst  durch  zwei  Hände  gehen,  was  jedesmal  per  gairihinx^ 
also  durch  Waffenrühren  der  Dingvereammlung,  zu  bestätigen  war;  erst 
der  dritte  Treuhänder  (also  die  vierte  Hand)  vollzog  die  Freilassung,  indem 
er  den  Mann  an  einen  Kreuzweg  fährte  und  ihm  hier  unter  Waffen- 
reichung  erklärte:  de  quattuor  vias,  übt  volueris  ambulare,  liberam  habea» 
potestatem^^.  Die  Treuhänder  waren  notwendig,  um  dem  Freigelassenen 
für  den  Fall  einer  Anfechtung  seiner  Freiheit  als  Freilassungsbürgen  zu 
dienen,  da  ihm  die  sonst  in  Freiheitsprozessen  übliche  Berufung  auf  das 
Verwandtenzeugnis  wegen  Abbruches  seiner  Familienbeziehungen  ver- 
schlossen war'^.  Als  gleichwertig  mit  der  Freilassung  im  Ding  hatte 
sich,  wie  bei  den  Franken,  auch  bei  den  Langobarden  eine  solche  durch 
Königsgebot  ansgebildet*®,  die  unter  Liutprand  eine  Verbindung  mit  der 
römischen  Freilassung  vor  dem  Altar  einging®*^.  Während  diese  beiden 
Freilassungsformen  die  volle  Freiheit  gewährten,  den  Freigelassenen  volk- 
frei {fulcfree)  und  selbmündig  (amund)  machten®*,  gab  es  eine  weniger 
vollkommene  Freilassung,  bei  welcher  der  Freigelassene  zwar  volkfrei,  also 
über  die  Stellung  eines  bloßen  Aldius  erhoben  wurde,  aber  doch  eine 
erbliche  Schutzhöiigkeit  nnter  dem  bisherigen  Herrn  bestehen  blieb  und 
der  Freigelassene  nicht  amund  wurde®*.  Der  Grund  für  dieses  Schutz- 
verhältnis lag  darin,  daß  der  Freigelassene,  wie  im  römischen  Recht,  für 
sich  und  seine  Nachkommen  eines  assertor  libertatis  bedurfte,  der  sie  im 
Fall  einer  Anfechtung  ihrer  Freiheit  gerichtlich  zu  vertreten  hatte  ®^ 

*•  Leges  Wilhelmi  3,  16  (Schmid,  Ges.  d.  Ags.  336):  tradat  eum  vicecomiH 
per  manum  dexiram  in  pleno  comifatu,  quietum  illum  clamare  dehet  a  iugo  servi- 
tiUis  8uae  per  manumissionem,  et  ostendnt  ei  liberas  viae  et  portasy  et  tradat  tili 
lihera  annaf  seilicet  laneeam  et  gladium;  deinde  liher  hämo  efftciiur. 

*^  Ed.  Roth.  224,  1.  Die  Formel  war  oflenbar  dieselbe  wie  bei  den  Angel- 
sachsen. Die  Waffenreichung  (ihingit  in  gaida  et  gisil)  vollzog  sich  aber  wohl 
nicht f  wie  ich  früher  angenommen  habe,  durch  Obergabe  eines  Speeres  (gaire- 
thinx  in  diesem  Sinne),  sondern  durch  Zuwerfen  eines  Pfeiles,  entsprechend  einer 
Nachricht  des  Paulas  Diac.»  Hist  Langob.  1,  13,  und  einem  altsächsischen  Brauche, 
den  die  Heidelberger  Bilderhandschrift  des  Sachsenspiegels  anzudeuten  scheint 
Vgl.  ScHBÖDEB,  ZRG.  20,  64  ff.    V.  Amiba«  80.     Kopp,  Bilder  u.  Schriften  1,  127  f. 

"  Vgl.  Anm,  63.  Roth  224.  L.  Fris.  11,  2.  ZRG.  20,  54.  Pappenheim, 
Laanegild  u.  Garethinx  37,  n.  28.  Bei  der  chamavischen  Freilassung  per  hant- 
radam  hatten  sogar  elf  Freilassungsbürgen  mitzuwirken.  Vgl.  L.  Cham.  10.  11. 
Bbunner  1,  247.  V.  Auira*  80.  165.  Sohm  573  ff.  Havet,  L'affiranchissement  per 
hantradam  (N.  Revue  1,  657  ff.).  Bei  der  Freilassung  durch  Schatzwurf  genügte 
der  Rdnigsbrief  zum  Beweise,  so  daß  es  keines  Freilasaungs bürgen  bedurfte. 

8»  Die  Freilassung  in  pans  i,  e.  per  votum  regis.  Vgl.  £d.  Roth.  224,  2.  Ed. 
Liutpr.  140. 

^  Liutpr.  9.  Später  war  die  Mitwirkung  des  Königs  nicht  mehr  notwendig, 
es  genügte  die  Herumführung  um  den  Altar  durch  den  Pricbter.  Vgl.  Liutpr.  23. 
55.  140.     Auch  Pact.  Alam.  2,  45  kannte  die  Freilassung  vor  dem  Altar. 

«»  Roth.  224.    Liutpr.  55.     Aistulf  11.  12. 

«  Vgl.  Roth.  224,  3.  226. 

•»  Vgl.  Bbünneb  1,  100.  LöNiNO,  Ge^ch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  231  ff. 
B.  SchbOdsb,    Deatoche  Beehtsgeschichte.    4.  Aufl.  15 
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226  ^^^  fränkische  Zeit. 

Eine  ähnliche,  auf  dem  gleichen  Grande  beruhende  Zwischenstufe 
zwischen  Freigelassenen  zu  Liten-  und  zu  vollem  Freienrecht  kannten 
auch  die  Franken  ®^  So  die  komines  reffü,  d.  h.  die  ohne  Schatzwurf 
durch  bloßen  Freibrief  freigelassenen  Eönigssklaven  und  die  von  ihren 
früheren  Herren  bloß  durch  Freibrief  freigelassenen  und  ausdrücklich  dem 
Munt  des  Königs  überwiesenen  Privatsklayen.  Ihnen  standen  die  in  der 
Kirche  vor  dem  Bischof  oder  durch  den  Bischof  unter  Aufnahme  einer 
von  ihm  ausgestellten  Urkunde  {tabula)  Freigelassenen  {tabularu),  nachdem 
die  Kirche  schließlich  im  7.  Jahrhundert  den  Munt  über  dieselben  ganz 
allgemein  bewilligt  erhalten  hatte,  als  hamines  ecclestastiet  zur  Seite ^^ 
Die  Kirchen-  und  Königsleute  waren  zu  Diensten  und  Abgaben  verpflichtet, 
Kirchenleute  besonders  häufig  zu  einer  Abgabe  in  Wachs,  wovon  sie  auch 
Wachszinsige  {cerarii,  cerocensualei)  genannt  wurden.  Ihre  materielle 
Stellung  entsprach  im  wesentlichen  derjenigen  der  Liten,  gleich  diesen 
wurden  sie  auf  einem  Hof  angesiedelt  und  entbehrten  die  Freizügigkeit, 
als  Muntleute  des  Königs  oder  der  Kirche  genossen  sie  aber  einen  höheren 
Rang  und  waren  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  Schutzherren  unterworfen  *•. 
Auch  die  in  formloser  Weise  durch  bloßen  Freibrief  ihres  Herrn  Frei- 
gelassenen (cartularii)  konnten  durch  diesen  Freibrief  dem  Schutze  des 
Königs  oder  einer  beliebigen  Kirche  überwiesen  und  dadurch  zu  Kirchen- 
leuten erhoben  werden.  Ohne  eine  derartige  Überweisung  galten  die 
cartularii,  da  die  Freilassung  durch  Freibrief  dem  römischen  Vulgarrecht 
angehörte,  als  freie  Römer  {hamines  Romam), 

Nur  der  Herr  des  Schutzhörigen  wird  in  den  Quellen  stets  als  Munt- 
herr  {paironusy  defensor)  bezeichnet,  wogegen  die  Herren  der  Hörigen 
regelmäßig  domini  und  nur  ausnahmsweise  patroni  genannt  werden  ®^ 

unter  den  Karolingern  verschwanden  die  Unterschiede  innerhalb  der 
verschiedenen  Klassen  der  Hörigen  mehr  und  mehr. 

Über  die  Stellung  der  Römer  im  frankischen  Reiche  haben  wir 
bereits   früher  (S.  102)   gehandelt    Die  Juden®®  nahmen   unter   den 


ZRG.  20,  23  (wo  aber  Z.  6  und  7  die  Worte  „das  Edikt  ChlotharB''  und  „das 
austrasisohe  Gesetz^'  durch  einen  Druckfehler  verwechselt  sind).  Nach  Liutpr.  55 
hatte  der  Freigelassene  zur  Sicherstellung  seiner  Freiheit  gegenüber  seinem  Schutz- 
herm  von  Zeit  zu  Zeit  gerichtliche  Verwahrung  einzulegen. 

•*  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  232  ff.  ZRG.  20,  23  f.  Sohm,  ZRG.  5,  432  ff.  E.  Mayer, 
Entsteh,  d.  Lex  Ribuaria  131  ff.  Löninq,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrecbts  2,  228  ff. 
Roth,  Feudalität  288  ff.     G.  Meter,  ZRG.  15,  109  f. 

®^  Wenn  nicht  der  Freilasser  ausdrucklich  einen  anderen  Schntzherm  be- 
nannt hatte. 

••  Vgl.  8.  179  ff.     L.  Rib.  58,  1.    ZRG.  20,  24. 

*^  L.  Fris.  9,  c.  9 — 13  unterscheidet  streng  zwischen  dem  iutor  des  Freien 
und  dem  dominus  des  Liten.  Auch  der  sächsische  Lite  hat  einen  dominus  (L.  Saz. 
1 8.  50),  die  freie  Frau  und  der  liber  sub  tutda  nobilis  euiuslibei  haben  einen  tutor 
(ebd.  42.  48.  45.  64).  Der  Schutzherr  der  volkfreien  Muntleute  der  Langobarden 
heißt  paironus.  Vgl.  Boos ,  a.  a.  0.  49  f.  Über  den  salischen  dominus  leti  vgl. 
L.  SaJ.  26,  1.    Die  L.  Cham.  44  nennt  den  Herrn  des  Liten  senior, 

^  Vgl.  Stobbe,   Die  Juden  in  Deutschland  3  ff.    Waitz  4,    348  f.    Lönino, 
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§  80.     Die  Rechtsbildung  im  allgemeinen.  227 

Franken,  im  Gegensatz  zum  Westgotenreich,  eine  leidlich  günstige  Stellung 
ein,  da  sie  sich  darch  ihren  Handel  und  die  unter  ihnen  Terbreitete 
Arzeneiwissenschaft  vielfach  unentbehrlich  machten.  Sie  waren  persönlich 
frei  und  konnten  Grundbesitz  erwerben ,  durften  aber  keine  christlichen 
Knechte  haben,  auch  war  ihnen  der  Zutritt  zu  öffentlichen  Amtern  ver« 
schlössen^*.  Unter  sich  lebten  sie  nach  jüdischem  Recht;  Christen  gegen- 
über hatten  sie  nur  die  Befugnis,  sich  von  gerichtlichen  Anschuldigungen 
durch  einen  nach  jüdischem  Bitus  geschworenen  Eid  zu  reinigen.  Ein 
Yolksrecht  besaßen  sie  nicht,  weder  das  römische,  noch  das  jüdische;  der 
Bechtsschutz,  den  sie  genossen,  beruhte  ausschließlich  auf  dem  ihnen  vom 
König  gewährten  Schutze,  war  also  jederzeit  widerruflich^^.  Besondere 
Privilegien  erhielten  die  ausdrücklich  in  den  Königsschutz  aufgenommenen 
Juden  ^\  Ein  allgemeiner  Judenschutz  des  Königs  im  Sinne  des  Mittel- 
alters war  dem  fränkischen  Reiche  noch  unbekannt. 


i. 


^ 
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Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Bechtsquellen  I.  1860.  Genolbb,  Ger- 
manische  Rechtsdenkmäler,  1875.  Davoud-Oghlott,  Histoire  de  la  l^gislation  des 
anciens  Germains,  2  Bde,  1845.  Brünneb,  EG.  1,  254—412.  y.  Amira'  61  ff. 
V.  Daniels,  Handbuch  1,  107—813.  Waitz  2»,  1  S.  86—135.  8«,  599-630. 
T.  Stbel,  Königtum'  858  ff.  GfrOreb,  Zur  Geschichte  deutscher  Volksrechte  1, 
167  ff.  322  ff.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  31  ff.  8,  3  S.  Iff.;  Deutsche  Geschichte  1,  2 
8.  548  ff.  Glassoit,  Histoire  2,  134—242.  Viollet,  Histoire  du  droit  civil  fran9ais 
95—134.  Salvioli,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano  40  ff.  Ältere  Quellen- 
ausgaben  in  den  Sammlungen  von  Sichard  (1580),  Tiliüs  (1573),  Herold  (1557), 
LiKDENBROG  (1613),  Balüziüs  (1687),  Georgisch  (1738),  Boü<iitet  (1738),  Canciani 
{1781— 1792X  Walter  (1824). 

§  30.    Die  Rechtsbiidung  im  allgemeinen. 

Bevnker,  RG.  1,  254 ff.;  Grundz.  30 ff.  v.  Halban,  Das* römische  Recht  i.  d. 
germ.  Volksstaaten,  2  Bde,  1899—1901  (Gibrke,  Untersuchungen  56.  64).  Ficeer, 
Untersuchungen  zur  £rbenfoIge  der  ostgermanischen  Rechte  (B.  3).  v.  Amira,  Gott, 
gel  Anz.  1892,  S.  269  ff.  Heuslbr,  Institutionen  1,  19  ff.  Gaüpp,  Das  alte  Gesetz 
der  TharingeV  1—200.  Sohm,  Frank.  Recht  u.  röm.  Recht,  ZRG.  14,  1  ff.  Affolter, 
Das  intertemporale  Privatrecht  118  ff.  Neuiceyer,  Entwickelung  d.  Internat.  Priv. 
u.  Strafrechts  bis  Bartolus,  I.  Stammesrechte  in  Italien,  1901. 


a.  a.  0.  51  ff.    Heüsler  1,  147  ff.    Brunner  1,  228.  275  ff.  2,  49.    Dahn,  Könige  7, 
1  S.  306  ff.  3,  S.  20.  207  ff.  8,  2  S.  243  ff.     Boretius,  Capitularia  1,  Nr.  131. 

••  Vgl.  Sickel,  Beiträge  (s.  S.  125)  463. 

'«  Vgl.  Heusler,  a.  a.  0.  1,  151  f. 

^>  Vgl.  Form,  imperiales  80.  31.  37.  52  (Zeuher,  Formulae  309  f.   314  f.  325). 
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228  £>ie  fränkische  Zeit. 

Die  germanische  Auffassung  des  Rechts  war  mit  der  Ausbildung 
einer  eigentlichen  gesetzgebenden  Gewalt  unvereinbar.  Das  Recht  wurde 
nicht  gemacht,  sondern  nur  bezeugt.  Es  fand  wie  ehedem  seinen  Aus- 
druck in  allgemeinen  Rechtssprich  wertem,  gerichtlichen  Entscheidungen, 
abstrakten  Urteilen  (Weistümern)  über  vorgelegte  Rechtsfragen,  im  Norden 
auch  in  geordneten  Rechtsvorträgen  im  echten  Thing.  Ebendarum  war 
das  Recht,  auch  nachdem  die  einzelnen  Stämme  zu  dauernder  Ansässig- 
keit gelangt  waren,  fortdauernd  Volksrecht,  nicht  Landesrecht,  es  be- 
ruhte in  der  Stammeszugehörigkeit,  trug  also  einen  persönlichen,  keinen 
territorialen  Charakter^.  Die  Einheit  der  Rechtsbildung  lag  in  den 
Stammen,  die  meisten  Tolksrechte  waren  Stammesrechte*,  doch  fehlte 
es  nicht  an  partikularrechtlichen  Erscheinungen  innerhalb  der  Stämme, 
wie  sie  bei  den  Sachsen,  Angelsachsen  und  Langobarden  bezeugt  sind^ 
Am  deutlichsten  treten  diese  landschaftlichen  Eigentümlichkeiten  in  solchen 
Fällen  hervor,  wo  die  Aufzeichnung  eines  besonderen  Landschaftsrechts 
für  notwendig  erachtet  wurde.  So  enthielt  die  Lex  Prisionum  ursprung- 
lich mittelfriesisches  Recht  und  wurde  erst  später  durch  Aufnahme  der 
Abweichungen  des  ost-  und  westfriesischen  Rechts  erweitert.  Die  Thü- 
ringer haben  ein  eigentliches  Stammesrecht  überhaupt  nicht  besessen;  die 
Lex  Thuringorum  enthielt  nur  das  Recht  der  thüringischen  Angeln  und 
Warner.  Innerhalb  des  fränkischen  Stammes  hingen  die  chattischen 
Völker  so  eng  mit  den  Saliern  zusammen,  daß  das  salische  Recht  beiden 
gemeinsam  war,  während  sich  im  Bereich  des  ribuarischen  Rechts  die 
Notwendigkeit  einer  besonderen  Rechtsaufzeichnung  für  die  Landschaft 
der  Chamaven  herausstellte.  Bei  den  drei  nordischen  Stämmen  hatte  das 
Volksrecht  seinen  Sitz  überhaupt  in  den  einzelnen  Landschaften*. 


^  Zuweilen  sprechen  die  Quellen  &chon  von  einer  lex  loei,  worunter  aber 
nicht  immer  ein  wirkliches  Ortsrecht,  sondern  unter  Umstfinden  vielmehr  das  an- 
gestammte Recht  der  Orts-  oder  Landesbewohner  verstanden  ist  Vgl.  Sohm,  Reichs- 
und Gerichtsverfassung  75  ff.  134.     Waitz  8,  349.    Bbunneb  1,  256  n. 

«  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  573  n.  15. 

'  Vgl.  Bethmann-Hollweo,  Germ.-rom.  Civilpr.  1,  454  f.  Bei  den  Angelsachsen 
standen  sich  besonders  Kent  und  Westsachsen  gegenüber,  bei  den  Sachsen  nahmen 
die  Westfalen,  bei  den  Langobarden  die  Beneventer  eine  gewisse  Sonderstellung 
ein.    Vgl.  Lex  Sax.  47.  48.     Widuk.  res  gestae  Sax.  1,  c.  14. 

*  Vgl.  K.  Maurer  in  Holtzendorpp's  Encyklopädie  1*,  351  ff.  v.  Aihra\99  ff. 
Die  vier  norwegischen  Provinzialrechte  (Eidsiflathings-,  Gulathings-,  Frostu- 
things-  und  Borgarthingslög)  besitzen  wir  in  Redaktionen  aus  dem  12.  und  13.  Jahr^ 
hundert.  Die  isländischen  Hechtsquellen  gehen  zum  Teil  auf  die  um  930  ent- 
standene Ulfljotslög  und  die  im  12.  Jahrhundert  entstandene  Haffidkskrd  xuräck. 
Grägäs  ist  ein  erst  im  17.  Jahrhundert  durch  Verwechselung  mit  einem  verloren 
gegangenen  Gesetzbuch  des  Königs  Magnus  godi  (11.  Jh.)  aufgekommener  Sammel- 
name für  mehrere,  wesentlich  verschiedene  Kompilationen,  größtenteils  erst  aus 
dem  13.  Jahrhundert;  gedruckt  sind  der  Codex  regius  (herg.  von  Finsen,  Kopen- 
hagen 1852 — 70,  2  Bde)  und  der  Codex  Amamagnaeanus  (herg.  von  Finsen  1879, 
von  der  arnamagnäanischen  Kommission  1883).  Schwedische  Provinzialrechte 
sind  West-  und  Ostgötalagen,  Uplandslagen  und  Gotlandslagen  oder  Gutlalagh  aus 
dem  13.,  Söder-  und  Westmannalagen,  Smälands-  und  Helsingelagen  aus  dem  13. 
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§  30.     Die  Bechtsbildung  im  allgemeiaen.  229 

Während  die  nordgermanischen  Tolksrechte  erst  in  einer  weit  über 
unsere  Periode  hinausliegenden  Zeit  zur  Aufzeichnung  gelangt  und  daher 
hier  nicht  weiter  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  haben  die  auf  römischem 
Boden  angesiedelten  Stämme  sich  schon  früh  zur  Niederschrift  ihres 
Hechts  veranlaßt  geseheo.  Zum  Teil  hat  wohl  das  Torbild  des  römischen 
Kechts  den  Anstoß  dazu  gegeben,  in  erster  Reihe  sind  aber  die  neuen 
politischen  und  sozialen  Verhältnisse  und  die  Beziehungen  zur  Kirche 
und  den  römischen  Provinzialen,  nicht  minder  das  Bedürfnis,  den  Aus- 
schreitungen des  Fehderechts  durch  Aufstellung  fester  Büß-  und  Wergeid- 
taxen möglichst  vorzubeugen,  maßgebend  gewesen.  Die  ersten  Aufzeich- 
nungen haben  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  stattgefunden;  den  Schluß 
bildete  die  umfassende  gesetzgeberische  Thätigkeit  Karls  des  Großen  und 
die  ergänzende  Ludwigs  des  Frommen.  Unter  Karl  hat  besonders  dei* 
im  Oktober  802  zusammengetretene  Aachener  Reichstag  teils  zur  Ergän- 
zung älterer  Yolksrechte,  teils  zur  Redaktion  neuer  Gesetze  für  die  noch 
nicht  mit  geschriebenem  Recht  versehenen  Reichsteile  gediente 

Die  Yolksrechte,  im  Gegensatz  zu  den  leges  Romanae  auch  als  leges 
barbarorum  bezeichnet,  waren  regelmäßig  amtlichen  Ursprungs.  Sie  waren 
meistens  königliche  Gesetze,  wenn  auch  der  Schwerpunkt  in  der  das  Recht 
weisenden  Thätigkeit  des  Volkes  lag.  Die  nordischen  Landrechte  ent- 
halten zum  Teil  deutliche  Spuren  ihrer  Entstehung  aus  den  Recht^vor- 
trägen  {uppsaga,  lögsagd)  der  Gesetzsprecher.  Auch  die  westgermanischen 
Volksrechte  wurden  in  der  Regel  von  sapientes,  legisiatores,  iudices  ent- 
worfen, in  der  Volks-  oder  Gerichtsversammlung  vorgetragen  und  durch 
Dingbeschluß  zum  Weistum  {iudicium)  erhoben.  Man  behandelte  sie  als 
Urteile  oder  Weistümer,  auch  wo  es  sich  thatsächlich  um  neue  Satzungen 
handelte.  Immer  aber  erfolgte  die  volksrechtliche  Gesetzgebung  in  ge- 
meinsamer Mitwirkung  von  König  und  Volk.  Man  bezeichnete  das  in 
dieser  Weise  zur  Aufzeichnung  gelangte  Recht  als  pactum,  paeius,  gi- 
zumpkt^,  auf  romanischem  Boden  nach  römischem  Vorbild  auch  als  edictum 
oder  edictus^.   Auch  lex  oder  Swa  wurde  zur  Bezeichnung  des  geschriebenen 


oder  14.  Jahrhundert.  Von  den  dänischen  Provinzialrechten  ist  das  jtttische 
Lov  (Ausg.  von  Petersen,  1850)  ein  Gesetz  Valdemars  II.  von  1241,  während 
Skänelagen,  d.  h.  das  Landrecht  von  Schonen  (Skänske  lov,  berg.  von  THoasEMf 
1858),  und  die  beiden  Landrechte  von  Seeland  (Sjaßllandske  lov,  I.'  und  IL,  herg. 
von  Thobsen,  1852)  Privatarbeiten  des  13.  Jahrhunderts  sind. 

*  Vgl.  BBüimES  1,  289  f.  Einhardi  Vita  Karoli  c.  29  (MG.  Scr.  2,  458).  Von 
dem  Aachener  Reichstag  berichten  die  Lorscher  Annalen,  daß  Karl  pongregaifit 
duees,  eomites  et  reliquo  chrisiiano  populo  cum  legislatoribua,  et  fecit  omnes  leges 
in  regno  suo  legi  et  tradi  unieuique  homini  legem  suam  et  emendare,  ubicumque 
neeesse  fuit^  et  emendatam  legem  scribere,  et  ut  iudices  per  scriptum  iudioassent  et 
munera  non  accepissent,  sed  omnes  homines,  pauperes  et  diviteSj  in  regno  suo  iusti- 
tiam  kabuissent  (MG.  Scr.  1,  88). 

*  Vgl.  Steinmeyeb  u.  Sievebs  1,  286.  636.  645.  2,  263.  In  einer  Handschrift 
der  Lex  Chamavorum  wird  ewa  mit  ge'Minfti  glossiert. 

'  So  bei  Ost-  und  Westgoten,  Langobarden,  zum  Teil  auch  bei  den  Franken 
zur  Zeit  der  Merowinger. 
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Yolksrechts  verwendet;  bei  der  Gegenüberstellung  mit  pactus  verstand 
man  aber  unter  lex  oder  iwa  das  ungeschriebene,  unter  pactus  das  ge- 
schriebene Recht®. 

Bei  den  Angelsachsen  und  Langobarden  setzte  sich  das  Volksrächt 
aus  einer  Beihe  yon  Einzelgesetzen,  zum  Teil  großen  Umfangs,  zusammen, 
während  die  übrigen  Yolksrechte  meistens  durch  einen  einheitlichen 
Gesetzgebungsakt  zur  Aufizeichnung  gelangten,  im  Laufe  der  Zeit  aber 
mehr  oder  weniger  durch  Zusätze  ergänzt  wurden.  Wiederholte  amtliche 
Neuredaktionen  haben  nur  bei  den  Westgoten  und  Alamannen  statt- 
gefunden. Die  zum  Teil  tiefgreifenden  Textanderungen  in  den  übrigen 
Yolksrechten  kommen  wohl  ausschließlich  auf  Bechnung  der  Abschreiber, 
durch  die  (vielfach  jedenfalls  auf  amtliche  Anweisung)  ebensowohl  neuere 
Satzungen  wie  glossenartige  Bandbemerkungen  als  Zusätze  in  den  Text 
gelangten. 

Die  Yolksrechte  waren  nach  Inhalt  und  Charakter  außerordentlich 
verschieden.  Während  einige  fast  wie  eine  Kodifikation  erscheinen,  sind 
andere  höchst  fragmentarisch  gehalten.  Eine  innere  Yerwandtschaft  be- 
steht zwischen  den  Yolksrechten  der  Friesen,  Sachsen,  Angelsachsen  und 
Langobarden,  andererseits  zwischen  den  fränkischen  Yolksrechten  unter 
sich  und  mit  dem  thüringischen  Becht,  zwischen  dem  alamannischen 
und  bairischen  Recht.  Das  ältere  West^gotenrecht  wurde  vielfach  auch 
bei  der  Au&eichnung  anderer  Yolksrechte  benutzt,  ebenso  steht  das  Yolks- 
recht  der  Baiern  in  engem  Zusammenhang  mit  dem  der  Alamannen, 
während  das  ribuarische  Yolksrecht  sich  zum  Teil  als  eine  Bearbeitung 
der  Lex  Salica,  das  friesische  als  eine  solche  der  Lex  Alamannorum  heraus- 
stellt. Der  Einfluß  des  römischen  Bechts  ist  nur  bei  den  Goten  von 
hervorragender  Bedeutung  gewesen. 

Die  römischen  Provinzialen  behielten  überall  ihr  römisches  Privat- 
recht (d.  h.  römisches,  durch  germanische  Elemente  beeinflußtes  Yulgar- 
recht)®,  das  für  sie  in  derselben  Weise,  wie  für  die  Germanen  ihr  Yolks- 
recht, den  Charakter  eines  persönlichen  Bechtes  erhielt  ^^.   Mehrfach  ließen 


^  Ygl.  FDG.  19,  140.  SoHtf,  a.  a.  0.  159.  Das  langobardischo  cawarftda  ist 
,,Gericbtflgebraach".    Vgl.  Brunneb  1,  129  n. 

•  Vgl.  S.  100.  v.  Halban,  a.  a.  O.  1,  53  f.  189  f.  272  f.  2,  72  f.  Bbüukbr,  RG. 
der  röm.  germ.  Urkunde  118  ff.  13^  ff.  Siebe  auch  Mitteis,  Beicbsrecht  a.  Volks- 
recht i.  d.  ostlichen  Provinzen  des  rÖm.  Kaiserreichs,  1891. 

io  Wegen  des  römischen  Eechts  im  Langobardenreich  ygl.  (gegen  Hboel,  Ge- 
schichte der  Stftdteverfassang  von  Italien  1,  882  ff.)  £d.  Liutpr.  91.  127.  Schbödeb, 
Güterrecht  1,  20  f.  Bbünkeb,  KG.  l,  257.  370.  Halban,  a.  a.  0.  2,  52  ff.  Neumstbb, 
a.  a.  0. 1 34  ff.  228  ff.  Bethmann-Hollweg,  a.  a.  0. 1 ,  332  ff.  Schopfes,  Istitazione  politiche 
langobardiche  156—199.  M.  Conbat,  Gesch.  d.  Quell,  u.  Liter,  d.  röm.  Eechts  1, 
50  ff.  Für  das  fränkische  Reich  bestimmte  die  praeceptio  Chlothars  II.  c.  4  (Bo- 
BETIÜ8  1,  19):  Inter  Jlomanua  negutia  causarum  Romania  legebus  pmeoepemus  ter» 
minari.  Die  Kirche  als  juristische  Person  lebte  nach  römischem  Becht,  während 
sich  das  Hecht  der  einzelnen  Kleriker  nach  ihrer  Nationalität  richtete,  die  Eigen- 
kirchen aber  dem  Recht  des  Kirchherm  folgten.  Vgl.  S.  143.  Lömimo,  Gesch.  d. 
Kirchenrechts  2,  284  ff.    Eichhobn  1,  274  f.    Bbcnmeb  1,  269  f.    Bobetius  1,  192, 
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die   germanischen  Herrscher  für  ihre  römischen  ünterthanen  besondere 
Bedaktionen  des  römischen  Rechts  {leges  i?oma7ui^)  herstellen. 

Die  gleiche  Rücksicht  wie  den  römischen  Provinzialen  ließ  man 
wohl,  im  Oegen8at2  zu  den  im  Lande  weilenden  Fremden,  auch  den  ger- 
manischen Bewohnern  einverleibter  Gebiete,  die  dem  herrschenden  Stamme 
nicht  angehörten,  zn  teil  werden  ^^  Jedenfalls  kam  im  Frankenreich, 
das  die  verschiedensten  Stämme  gleichmäßig  umfaßte,  das  volle  Prinzip 
der  persönlichen  Rechte,  nach  dem  jeder  Reichsangehörige  das  Recht 
sein®  Stammes  überall  im  Reiche  mit  sich  trug,  zur  Anerkennung^^. 
In  Italien  führte  dies  Prinzip,  das  mit  der  fränkischen  Eroberung  auch 
hier  sofort  Eingang  fand,  zu  der  später  auch  in  Burgund  und  Septi- 
manien  begegnenden  Einrichtung  der  professiones  iurU,  durch  die  jeder, 
der  vor  Gericht  oder  einem  Notar  zu  thun  hatte,  zuvor  Auskunft  über 
sein  Stammesrecht  geben  mußte  ^^.  Da  das  Prinzip  der  persönlichen 
Rechte  der  eigentümlichen  Zusammensetzung  des  fränkischen  Reiches  seine 
Entstehung  verdankte,  so  kam  es  auch  nur  gegenüber  Reichsangehörigen 
zur  Anwendung.  Der  Fremde  war  an  sich  rechtlos;  befand  er  sich  bei 
einem  Gastfreund,  so  schützte  ihn  das  Volksrecht  des  letzteren;  stellte  er 


c.  6.  212.  Lib.  Papiens.,  Pipp.  c.  6  nebst  ezpositio;  Karol.  c.  142  nebst  ezpositio. 
Allerdings  bestimmte  Lib.  Papiens.,  Ludov.  Pii  c.  58:  tU  omnis  ordo  aecclesiarum 
secutfdum  legem  Romanam  vivcU,  aber  die  urkundlichen  Professionen  italienischer 
Kleriker  zeigen,  daß  diese  zwar  berechtigt  waren,  sich  zum  römischen  Recht  zu 
bekennen,  es  aber  häufig  vorzogen ,  ihr  angestammtes  Recht  zu  behalten.  Zum 
Teil  anderer  Meinung  Savignt,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.*  1,  142  f.  146; 
Bethxann-Hollwbo  2,  77  fp. 

»'  Vgl.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  132  ff.  3  S.  1  ff.  Hist  Zeitschr.  78,  194.  Waitz 
2,  1  S.  108  n.  Bethuaxn-Hollweo  1,  155  f.  184.  831.  L.  Burg.  47,  1.  Rothar.  867. 
Liutpr.  91.    Paul  Diac,  Hist.  Langobard.  3,  c.  6. 

**  L.  Rib.  31,  §  8:  Hoe  autem  consiituemus,  ut  infra  pago  Ribuario  tarn  Ptanci, 
BurgundioniSf  Älamanni^  seu  de  quacumque  naiione  conmoratus  fuerit,  in  itidieio 
interpellatus ,  sieut  lex  loci  eonienit,  übt  ntUtu  fuit,  sie  respondeat  §  4:  Quod  ei 
damnaius  fuerity  seeundum  legem  propriam,  non  aecundum  Ribuariamf  damnum 
eusteneat  Form.  Marc.  1,  8  (§  19  n.  86).  Capitulare  missorum  bei  Boretiüs  1,  67, 
c.  5.  Vgl.  Bbünkeb  1,  259  ff.  y.  Amira'  15.  v.  Daniels,  Handbuch  1,  109  ff. 
Waitz  2,  1  S.  108  ff.  8,  844  ff.  4,  403;  Das  alte  Recht  97  ff.  Dahn,  Könige  8,  4 
8.  11  ff.  Sayiont,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.*  1,  115  ff.  Eichhorn  1,  §  46. 
Pabobssus,  Loi  Saliqne.  diss.  2.  Bethhann-Hollweg  1,  455  ff.  2,  72  ff.  Genuler, 
a.  a.  O.  51  f.  Stobbb,  JB.  d.  gem.  deutsch.  Rechts  6,  28  ff.  Gaupp,  Ansiedlungen 
218  ff.  Lupi,  Cod.  dipl.  Bergom.  diss.  4,  pg.  218—282.  Müratori,  Antiqnitates  2, 
diss.  22.  Päobllbtti,  Archivio  stör.  ital.  3,  20.  431  ff.  Salyioli,  Atti  e  docum. 
delle  deput.  di  stör,  patria  modenesi  e  parmesi  8,  2  S.  389  ff.  Sohu,  Reichs-  u. 
Geriebtsyerfassung  178  f.  Heüslbb,  Institutionen  1,  144  f.  Stoufp,  £tude  sur  le 
principe  de  la  personnalit^  des  lois,  1894  (Revue  Bourgpiignonne  4,  Nr.  2).  Neumeter 
5  ff.  80  ff.  228  ff.  Streitig,  ob  die  Franken  das  Prinzip  der  persönlichen  Rechte  von 
Anfang  an  auch  gegenüber  Angehörigen  des  herrschenden  Stammes  anerkannt 
haben.  Nach  Brünner  w&re  dies,  auch  in  betreff  der  römischen  Provinzialen,  erst 
in  der  Zeit  nach  der  Lex  Salica  geschehen,  das  Recht  der  unterworfenen  Bevölke- 
nmg  also  ursprünglich  nur  unter  Volksgenossen  zur  Geltung  gekommen. 

"  Vgl.  Saviony  1,  145  ff.  7,  2.  Gaupp,  Ansiedl.  241  ff.  Bethmann-Hollweo 
2,  74  ff.    Eichhorn  1,  276.    Brunner  1,  270  ff.    Dahn,  Könige  7,  3  S.  17  ff. 
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sich  unter  den  Könlgsschutz,  so  stand  er  unter  dem  Schirm  des  könig- 
lichen Amtsrechts,  das  einen  territorialen,  keinen  persönlichen  oder  natio- 
nalen Charakter  hatte  ^*  Besondere  Regeln  kamen  in  Anwendung,  wenn 
Personen,  die  nach  verschiedenen  Rechten  lebten,  in  Frage  standen.  Die 
Eheschließung  erfolgte  nach  dem  Recht  des  Mannes,  das  sich  auf  die 
Frau  und  die  mit  ihr  erzeugten  Kinder  übertrugt*.  Die  Witwe  konnte 
unter  den  Munt  ihrer  Familie  und  damit  unter  ihr  angestammtes  Recht 
zurückkehren  ^^.  Rechtsgeschäfte  warden  nach  dem  Recht  des  Handelnden, 
Veräußerungen  nach  dem  des  Yeräußerers  beurteilt.  Rückforderung  und 
Ersetzung  flüchtiger  Sklaven  richtete  sich  nach  dem  Recht  des  bisherigen 
Herrn,  Ersitzung  von  Grundstücken  nach  dem  des  Besitzers.  Für  das 
Erbrecht  war  das  Recht  des  Erblassers  maßgebend,  doch  waren  den 
Burgunden  Testamente  und  Schenkungen  auch  nach  römischem  Recht 
gestattet.  Ebenso  hatte  der  Ribuarier  bei  Freilassungen  die  Wahl  zwischen 
den  Formen  seines  und  des  römischen  Rechts.  Bußen  lichteten  sich  nach 
dem  Recht  des  Verletzten,  Wergelder  nach  dem  des  Getöteten.  Bei  öflFent- 
lichen  Strafen  tritt  später  eine  gewisse  Bevorzugung  des  Rechtes  des 
Thatortes  hervor;  ursprünglich  war  das  Recht  des  Missethäters  allein 
entscheidend.  Im  Prozeß  hatte  der  Beklagte  nach  den  Vorschriften  seines 
Rechts  zu  antworten. 

Im  Gegensatz  zu  den  Volksrechten  und  der  mit  ihnen  zusammen- 
häns^enden  Gesetzgebung  hatten  die  Reichsgesetze  eine  territoriale  Gel- 


'*  Vgl.  Brünner  1,  273  f.  Heüsler,  a.  a.  0.  1,  146.  Eichhorn  1,  268.  270. 
Savjgmy,  a.  a.  0.  1,  117  f.  120.  Der  letztere  geht  zu  weit,  wenn  er  annimmt,  daß 
die  Langobarden  auch  nach  ihrer  Unterwerfung  durch  Karl  im  Frankenreicb  noch 
als  Ausländer  behandelt  worden  seien.  Vgl.  Brunner  1,  261  n.  Ober  die  Be- 
deutung des  barbarus  qui  legem  Salega  tivit  (L.  Salica  41)  vgl.  Sohm,  a.  a.  0.  570  ff. 
Gepfcken,  Lex  Salica  S.  161.  Über  den  langobardischen  waregang  (d.  i.  Seegänger, 
vgl.  BRurKNER,  Sprache  d.  Lang.  26)  Roth.  367.  Auch  der  tcargengus  der  Lex 
Chamav.  9  ist  ein  im  Königsdienst  befindlicher  Ausländer;  sein  Wergeid  ist  das 
fränkische,  von  seinem  heimischen  Recht  ist  keine  Rede.  Übrigens  läßt  sich  nicht 
bezweifeln,  daß  im  internationalen  Verkehr  unter  befreundeten  Staaten  die  Be- 
handlung der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  auf  dem  Fuße  der  Gleichberechtifiring 
vorgekommen  sein  muß.  Vgl.  Grimh,  RA.  397.  Prokop,  Bell.  Got.  1,  c.  13.  Über 
das  jüdische  Recht  vgl.  S.  227.  Waitz  3,  347.  Brünner  1,  275  f.  Bobetiüs  1, 
259,  c.  6. 

"  Vgl.  Schröder,  Gesch.  d.  ehel.  Gütern  1,  19  ff.  Ed.  Liutpr.  127,  Heiratete 
ein  Römer  eine  Langobardin,  so  mußte  der  Munt  nach  langobardischem  Recht 
abgelöst  werden,  auch  blieben  bei  Bodenveräußerungen  der  Frau  die  langobardi- 
schen Formvorschriften  in  Geltung.  Vgl.  Rosin,  Veräußerungsgeschäfte  der  Frauen 
64  f.  67  f.  Mit  Rücksicht  hierauf  wurde  eine  solche  Frau  dann  auch  wohl  un- 
geachtet ihrer  Verheiratung  als  nach  langobardischem  Recht  lebend  bezeichnet, 
woraus  Savignt  mit  Unrecht  den  Schluß  zieht,  daß  sie  zwischen  ihrem  eigenen 
Recht  und  dem  ihres  N^annes  habe  wählen  können.  In  Ehen,  wo  der  Mann,  den 
Munt  über  seine  Frau  nicht  erworben  hatte,  behielt  diese  stets  ihr  angeborenes 
Recht  und  die  Kinder  folgten  dem  Recht  der  Mutter. 

^^  Mehr  sollte  wohl  auch  die  Bestimmung  Lothars  für  Italien  von  822/23 
(Boeetius  1,  319  c.  16)  nicht  besagen. 
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tung.  Ihre  Quelle  war  nicht  die  Kechtsüberzeugung  des  VolkeS;  sondern 
der  Herrscher  Wille  des  Königs,  ihre  Geltung  reichte  daher  nur  so  weit 
wie  die  Amtsgewalt  des  Königs,  sein  Nachfolger  konnte  sie  wieder  außer 
Kraft  setzen. 

Außer  den  Yolksrechten,  den  leges  Ramanae  und  den  Reichsgesetzen 
gehören,  als  Erzeugnisse  der  Notariatswissenschaft,  die  Formelsammlungen 
und  die  allgemeinen  Einrichtungen  des  ürkundenwesens  zu  den  Bechts- 
quellen  unserer  Periode.  Dazu  gesellen  sich  die  Anfange  einer  juristischen 
Litteratur. 

Die  angelsächsischen  Bechtsquellen  und  Urkunden  sind  großenteils 
in  der  Volkssprache  verfaßt,  alle  übrigen  südgermanischen  Rechtsquellen 
dagegen  in  einem  außerordentlich  yerderbten,  vielfach  mit  deutschen 
Wörtern  und. Glossen  durchsetzten  Vulgärlatein^'',  das  erst  in  den  Text- 
gestaltungen der  karolingischen  Renaissance  einem  reineren  Latein  Platz 
macht.  Man  bezeichnet  diese  reformierten  Texte  aus  der  Zeit  Karls,  die 
zum  Teil  wohl  auf  persönliche  Anregung  des  Königs  zurückgehen,  als 
hges  emetidatae.  Von  einigen  Rechtsquellen  liegen  Bruchstücke  althoch- 
deutscher Übersetzungen  vor  (S.  235  f.  255  n.). 

§  31.    Die  Volksrechte  und  die  leges  Romanae. 

I.  Die  Lex  Salica  ^  Das  Volksrecht  der  salischen  Franken  be- 
herrschte das  ganze  Gebiet  dieses  Stammes  in  Frankreich,  Belgien  und 
dem  südlichen  Teil  der  Niederlande  und  gelangte  auch  bei  den  stamm* 
verwandten  chattischen  Franken  in  Hessen,  am  Mittelrhein  und  in  den 
Flußgebieten  von  Mosel,  Lahn  und  Main  zur  Geltung.  Über  die  Auf- 
zeichnung des  Gesetzes  berichten  ein  um  die  Mitte  des  6.  Jahrhunderts 


"  Vgl.  V.  Amiba*  14. 

'  Diplomatisch  getreue  Ausgaben  von  Pardessus,  Lei  Salique,  1843  (8  Texte); 
HoLDEB,  1879—80  (8  Texte  in  6  Einzelausgaben);  Kessels,  1880  (synoptische  Aus- 
gabe von  11  Texten,  mit  sprachlichen  Erläuterungen  von  Kern);  Hiißi,  1867 
(1  Text).  Kritische  Ausgaben:  Waitz,  Das  alte  Recht  der  salischen  Franken,  1846 
(mit  sprachlichen  Erläuterungen  von  Müllsnhoff);  Merkel,  1850  (mit  einer  Vor- 
rede von  J.  Geikm);  J.  Fr.  Beerend,  2.  Aufl.  von  R.  Behbend,  1897;  G-effcken, 
1898;  die  beiden  letzteren  mit  ausfuhrlichen  Anmerkungen.  —  Über  die  Lex  Salica 
vgL  Pardessus  und  Waitz  in  ihren  Ausgaben.  Behrend,  ZRG.  13,  1  ff. ;  Gott.  gel. 
Anz.  1880,  Stück  43.  Brvnner  1,  292  ff.  v.  Amira'  15  f.  Bethmann-Hollweo, 
German.-rom.  Civilpr.  1,  445  ff.  v.  Daniels,  Handbuch  1,  178  ff.  Gaudenzi,  La 
legge  salica  e  gli  altri  diritti  germanici  7  ff.  Gengler,  Rechtsdenkmälcr  39  ff. 
Schröder,  Franken  86  ff. ;  Untersuchungen  z.  d.  fr&nk,  Volksrechten,  Monatsschrift 
f.  d.  Gesch.  Westdeutachl.  6,  468  ff.  v.  Sybel,  Königtum  167  ff.  308  ff.  Dahn, 
Könige  7,  2  S.  50  ff.  Thonissen,  Organisation  judiciaire  de  la  Loi  Salique  5  ff. 
Waitz,  VG.  2,  1  S.  88  ff.  119  ff.;  Abhandl.  413  ff.  Stobbe  1,  28  ff.  Viollef,  Histoire 
du  droit  civil  95  ff.  Fahlbeck,  La  royaut^  et  le  droit  royal  francs  250  ff.  Pustel 
DE  Coitlakoes,  N.  Revue  11,  764  f.  Braudouin,  Participation  des  hommes  libres 
au  jngement  dans  le  droit  franc  24  ff.  Dippe,  Der  Prolog  der  Lex  Salica,  die 
Entstehung  der  Lex  u.  die  sal.  Franken,  Hist.  VJSchr.  2,  153  ff.  Seeliqer,  Hist. 
VJSchr.  1898,  S.  16  ff 


Digitized  by 


Google 


234  Die  fränkische  Zeit. 

beigefügter  läDgerer  Prolog  and  mehrere  kaum  jüngere  Epiloge,  sowie 
ein  kürzerer,  in  Aostrasien  entstandener  Prolog  erheblich  jüngerer  Ent- 
stehung ^  Der  ältere  Prolog  führt,  offenbar  auf  Grund  alter  Überlieferung,, 
die  Lex  Salica  auf  Weistümer  zurück,,  die  noch  in  der  heidnischen  Zeit 
durch  einen  Ausschuß  Ton  vier  Männern  an  drei  verschiedenen  Malstätten 
vor  der  Dingyersammlung  vorgetragen  seien;  später  sei  eine  Revision  und 
Ergänzung  durch  Chlodovech,  nachdem  er  das  Christentum  angenommen 
hatte,  und  sodann  durch  Ghildebert  und  Chlothar  erfolgt.  Die  Einsetzung^ 
des  Viererausschusses  scheint  durch  die  damals  die  Herrschaft  führenden 
Kleinkönige  {rect&rei)  erfolgt  zu  sein^  Der  eine  Epilog  bezeichnet  da- 
gegen den  prirmts  rex  Francorumy  also  Chlodovech,  als  den  xmmittelbaren 
Urheber  des  Gesetzes.  Hinsichtlich  der  späteren  ergänzenden  Gesetzgebung^ 
Chlodovechs  und  seiner  Söhne  Childebert  L  und  Chlothar  I.  stimmen  die^ 
Epiloge  durchaus  mit  den  Angaben  des  Prologs  überein  ^ 

Daß  die  Lex  Salica  zum  Teil  auf  älteren  Weistümem  beruhen  mag,. 
ist  zuzugeben,  jedenMls  aber  ist  die  älteste  uns  erhaltene  Textgestalt  ein 
Werk  Chlodovechs  aus  der  Zeit  nach  der  Reichsgründung  (486).  Gegen 
eine  Abfassung  vor  Chlodovech  spricht  die  erst  in  neuester  Zeit  nach- 
gewiesene Benutzung  der  leges  Eurici  (S.  237),  die  mehrfach  hervor- 
tretende Berücksichtigung  des  den.  altsalischen  Gebieten  unbekannten 
Weinbaues^,  die  regelmäßige  doppelte  Ansetzung  aller  Bußbeträge  nach 
Goldschillingen  und  den  erst  von  Chlodovech  eingeführten  Denaren  (S.  187),. 
vor  allem  der  das  Gesetz  beherrschende  Gedanke  eines  einheitlichen 
Königtums.  Andererseits  ergiebt  sich  aus  dem  noch  nicht  zu  voller  Ent- 
Wickelung  gelangten  Inhalt  der  königlichen  Gewalt  (S.  111),  aus  der  Stel- 
lung der  Grafen  und  Thunginen  in  der  Gerichtsverfassung  (S.  166  f.)  und 
der  noch  nicht  erfolgten  Einreihung  der  römischen  Provinzialen  in  das 
fränkische  Heer  (S.  153),  daß  die  Lex  Salica  nicht  später  als  unter 
Chlodovech  entstanden  sein  kann.  Nach  dem  47.  Titel,  der  zwar  das 
Land  zwischen  dem  Kohlenwald  {Silva  Carbonaria)  und  der  Loire  noch 
als  das  Kernland  zu  betrachten  scheint,  aber  doch  schon  fränkische  Ge- 
richte jenseit  dieser  beiden  Grenzen  kennt^  könnte  die  Lex  Salica  erst  in 
den  letzten  Regierungsjahren  Chlodovechs,  nach  der  Eroberung  Aqui- 
taniens  und  Beseitigung  der  übrigen  salischen  Könige,  entstanden 
sein,  vielleicht  gehört  aber  diese  Bestimmung  gleich   einigen  anderen 

^  Über  das  Alter  der  Prologe  und  Epiloge  vgl.  Dippe,  a.  a.  0.  und  meine 
Unters,  z.  d.  fränk.  Volksrechten  471  ff.  Der  ältere  Prolog  ist  nach  Dippe  wohl 
gleichzeitig  mit  dem  Gesetz  Childeberts  I.  und  Chlothars  I.  zwischen  555  und  556- 
entstanden,  enthält  aber  einen  aus  früherer  Zeit  stammenden  Kern.  Über  eineni 
Schreibfehler  des  Prologs  vgl.  §  17  n.  12. 

'  Vgl.  W.  SicKEL,  Freistaat  176  n.  Sohm  nimmt  Einsetzung  durch  die  Stammes- 
versammlung an. 

^  Im  ersten  Epilog  ist  nach  einer  ansprechenden  Konjektur  von  Lontsca 
statt  des  unverständlichen  postmodo  wohl  post  modicum  zu  lesen. 

'  Vgl.  Schröder,  Monatsschr.  f.  d.  Gesch.  Westdeutschi.  6,  502  ff. 
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Zusätzen,  die  sich  schon  in  dem  ältesten  uns  überlieferten  Teite  finden, 
erst  der  Revisionsgesetzgebang  Chlodovechs  oder  seiner  Söhne  an^ 

In  seiner  ältesten  Gestalt  ist  das  Gesetz  {lex^  pactum)  in  66  mit  be- 
sonderen  Überschriften  versehene  Titel  eingeteilt,  seine  Sprache  ein  überaus 
barbarisches,  vielfach  mit  deutschen  Wörtern  untermischtes  Latein.  Be- 
sonders beachtenswert  ist  die  sogenannte  malbergische  Glosse,  welche  mit 
der  regelmäßigen  Einleitung  mall  oder  maW,  die  in  der  Sprache  des 
Malbergs  (d.  h.  der  technischen  Gerichtssprache  der  Salier)  gebranchten 
Ausdrücke  und  Formeln  teils  zur  Erklärung,  teils  zur  Ergänzung  in  den 
lateinischen  Text  einfügt^.  Eine  althochdeutsche  Übersetzung  des  Gesetzes 
wurde  im  9.  Jahrhundert  in  Ostfranken  angefertigte  Wiederholte  amt- 
liche Bedaktionen  hat  die  liCX  Salica  nicht  erfahren.  Die  zahlreichen 
Zusätze  und  Inderongen  späterer  Handschriften,  die  neuen  Titelordnungon 
mit  99  oder  70  Titeln  und  die  SpiaehreinigimgsTersuche  der  sogenannten 
lex  emendata  kommen  lediglich  iHif  Becfanung  der  Abschreiber.  Dagegen 
wurden  in  den  späteren  Regierungsjahren  Chlodevechs,  sodann  unter 
seinen  Söhnen  Childebert  I.  und  Chlothar  I.  und  seinem  Enkel  Chilperich 
mehrere  Zusatzgesetze  zu  der  Lex  Salica  erlassend   Weitere  Ergänzungen 


^  Über  derartige  Novellen  vgl.  Bbunnbe  1,  295. f.  Die  Bestimmung  über  den 
reipua  (L.  ShI.  44)  ist  anscheinend  eine  chlodovechische  Neuerung  und  vielleicht 
einer  römischen  Satzung  nachgebildet  Über  die  Auslegung  des  Tit.  47  vgl.  Beun- 
WER  1^  297,  wodurch  meine  frühere  Auslegung  berichtigt  wird.  Ober  den  Ligeris 
vgl.  FDG.  19,  171.  471  flF. 

'  Vgl.  J.  Gbimm,  Vorrede  zu  Mekkbl^s  Lex  Salica,  und  die  Anmerkungen  von 
KxBH  in  Hbssel's  Ausgabe.  Kebk,  Die  Glossen  in  der  Lex  Salica,  1869.  van  Helten, 
Zu  den  malberg.  Glossen  u.  den  salfrftnk.  Formeln  u.  Lehnwörtern  i.  d.  Lex  Salica, 
L  d.  Beitr.  s.  Gesch.  d.  deutsch.  Sprache  25,  225—542.  Calhette,  Bibl.  de  T^cole 
des  chartes  60,  897  ff.  Sohm,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  558  ff.  Köobl,  Ge- 
schichte d.  deutsch.  Litteratur  1 ,  2  S.  418  ff.  Über  die  Formstrenge  der  germa- 
nischen Gerichtssprache  vgl.  auch  v.  Amiba,  Gott  gel.  Anz.  1885,  S.  164  ff.  Die 
altniederfrftnk.  Worte  der  malb.  Glosse  sind  von  den  Abschreibern  entstellt;  die 
Handsebriftenklasse  der  sogenannten  lex  emendata  hat  die  Glosse  ganz  weggelassen. 
Eine  der  wenigen,  auf  den  ersten  Blick  verstftndlichen  Glossen  findet  sicli  in  Tit.  4 
%  \i  Si  quia  offnum  lactantem  furaterit  et  ei  fuerit  adprobatum^  Malb,  lamm%  hoe 
est  7  dinarius  qm  faeiunt  medio  trianti,  culpabilia  iudteetur.  Nach  v.  Amiea'  21  ist 
die  malb.  Glosse  als  ein  Niederschlag  der  Privatinterpretation  des  6.  Jahrhunderts 
und  nicht  als  ursprünglicher  Bestandteil  des  amtlichen  Textes  anzusehen. 

'  Die  uns  erhaltenen  Bruchstücke  in  Mebkel's  Ausgabe,  S.  109  ff.,  sowie  bei 
MüLLENHOFF  u.  ScBEBEB,  Denkmäler  deutscher  Poesie  und  Prosa^  1892,  Nr.  65. 
Nach  KöQEL,  a.  a.  0.  499  ff.,  kann  die  Übersetzung  nicht,  wie  man  früher  annahm, 
in  der  Moselgegend,  sondern  nur  in  der  Gegend  von  Würzburg  oder  Fulda  ent- 
standen sein.  Vgl.  auch  v.  Amjba'  22.  Über  die  Geltung  des  salischen  Rechts 
bei  den  Ostfranken  vgl.  Schbödee,  Franken  43;  FDG.  19,  140  ff. 

*  Von  den  merowingischcn  Kapitularien  zur  Lex  Salica  (L.  Sal.  66—105  bei 
Mebkel;  Ausgabe  von  Bobetius  als  Capitulare  I  bis  VI.  bei  Behbekd*  S.  131  ff.) 
tragen  Cap.  I.  c.  1—4  und  Cap.  VI  (L.  Sal.  66—68.  78—94)  noch  ganz  den  Cha- 
rakter der  Lex  Salica  (sie  haben  noch  die  malb.  Glosse  und  die  Wertangaben  nach 
Denaren  und  Schillingen)  und  mögen  noch  unter  Chlodovech  entstanden  sein.  Neu- 
strische Gesetze  aus  der  Zeit  der  Teilreiche  des  6.  Jahrhunderts  sind  Cap.  I. 
c  5—8  (L.  Sal.  69—72)   und,    etwas  jünger,    das  Edikt  des  Chilperich  (Cap.  V, 
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enthalten  zwei  Kapitularien  Ludwigs  des  Frommen  von  816  und  dessen 
Capitüla  legis  Salicae  von  820  ^^ 

IL  Die  Lex  Ribuaria^^  Das  Volksrecht  der  ribuarischen  Franken 
trägt  der  Lex  Salica  gegenüber  nicht  den  Charakter  eines  einheitlichen 
Gesetzes,  sondern  den  einer  amtlichen  Kompilation  verschiedener,  .  lose 
miteinander  verbundener  Bestandteile.  In  der  handschriftlich  vorliegen- 
den Form  kann  das  Gesetz  erst  unter  Karl  dem  Großen  zum  Abschluß 
gekommen  sein,  doch  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  dies  im  Wege  einer  amt- 
lichen Neuredaktion  oder,  wie  bei  der  Lex  Salica,  bloß  durch  die  amt- 
lich beeinflußte  Thätigkeit  der  Abschreiber  geschehen  ist  Die  ältere 
handschriftliche  Form  enthält  keine  Abschnitte,  dagegen  ist  die  jüngere 
Handschrifbenklasse  Xlex  emendata)  in  91  Kapitel  eingeteilt;  man  pflegt 
jedoch  das  Gesetz  nach  der  von  früheren  Herausgebern  herrührenden, 
auch  in  der  neuesten  Ausgabe  beibehaltenen  Einteilung  in  89  Titel  zu 
eitleren.  Den  ältesten  Teil  bilden  Tit.  1 — 31,  ein  ursprünglich  selb- 
ständiges ribuarisches  Gesetz  aus  der  2.  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts. 
Wenig  jünger,  jedenfalls  vor  695  entstanden,  ist  die  in  den  Titeln  32 
bis  64  enthaltene  Umarbeitung  der  Lex  Salica,  nur  Tit  36  ist  zum  Teil 
durch  Einfügungen  aus  der  Karolingerzeit  verändert  und  Tit.  57 — 60,  1 
sowie  Tit.  61  und  62  ist  ein  Königsgesetz  eingeschoben,  das  wahrschein- 

L.  Sal.  77)  von  575—584,  beide,  besonders  das  erste,  von  römischem  und  west- 
gotischem  Recht  beeinflußt.  Vgl.  Brunner,  Berl.  SB.  1894,  S.  563  ff.;  Mithio  und 
ßperantes  22.  Über  Cap.  L  c.  9—12,  Cap.  II.  und  III.  (L.  Sal.  73—76.  101—105. 
95 — 100)  läßt  sich  keine  Vermutung  aufstellen.  Über  den  schon  früh  als  eine  Er- 
gänzung der  Lex  Salica  betrachteten  Pactus  pro  tenore  pacis  (Cap.  IV.)  vgl.  §  32, 
Anm.  25. 

^°  Kleinere  Bruchstücke  salischen  Rechts  aus  späterer  Zeit,  wohl  ausschließ- 
lich Privatarbeiten,  sind  die  Remissorien  (B ehrend'  174 ff.  Geffcken  98.  Hessels 
424),  die  Reeapihäatio  legis  Salicae  (Bbhrend*  178  ff.  Geffcken  102  ff.  Hessels  425  f. 
Merkel  98)  und  einige  Glossen  (Merkel  101  ff.).  Von  den  sog.  Extravaganten 
(Beerend'  163  ff.  Geffcken  90  ff.  Hebbels  420  f.  Merkel  99  f.)  sind  die  Extrav.  B. 
der  Handschrift  von  Ivrea  um  die  Mitte  des  9.  Jh.  in  Italien  entstanden.  Die  sg. 
Remissorien,  ckunnas  und  Septem  causas  (Merkel  95  f.  Geffcken  99  ff.  Hessels  424. 
Beerend'  174),  sind  noch  merowingisch.     Vgl.  Brunner  1,  303. 

"  Krit.  Ausgabe  von  Sohm,  MG.  Leg.  5,  185  ff.  (hiemach  Schulausgabe,  1888). 
Vgl.  SoHM,  Entstehung  der  L.  Ribuaria,  ZRG.  5,  880  ff.  E.  Mayer,  Zur  Entstehung 
der  Lex  Ribuariorum,  1886.  Brunner,  RG.  1,  303  ff.;  Kr.  VJSchr.  29,  167  ff.  Schrö- 
der, ZRG.  20,  22  ff.  Stobbe  1,  56  ff.  Genqler,  Rechtsdenkmäler  46  ff.  v.  Amra«  16. 
V.  Daniels,  Handbuch  1,  245  ff.  Waitz  2,  1  S.  113  ff.  K.  Lehmann,  N.  Archiv 
1885,  S.  414 ff.  FiCKER,  Mitt.  d.  öst.  Inst.,  Erg.-Bd.  5,  52 ff.,  vermutet  auf  Grund 
der  späteren  Entwickelung  des  Erb-  und  Familienrechts,  daB  die  Lex  Ribuaria 
ihre  Heimat  in  Oberlothringen  gehabt  habe.  Da  jedoch  anderweitig  feststeht,  daß 
die  Oberlothringer  nach  salischem  Recht  gelebt  haben,  in  den  von  den  Quellen 
als  ribuarisch  bezeichneten  Gebieten  aber  durchweg  ribuarisches  Recht  gegolten 
hat,  so  können  die  von  Ficker  betonten  Umstände  nur  auf  späterer  Kulturentwicke- 
lung und  Rechtsübertragung  beruht  haben.  Vgl.  Schröder,  Franken  44  ff.;  Hiat 
Zeitschr.  43,  52  ff.;  Untersuchungen  495  f  Siehe  auch  Urkunde  von  890  bei 
Martine  et  Durand,  Ampi.  CoUectio  2,  33. 
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lieh  Dagobert  I.  seinen  Ursprung  verdankt.  Aus  der  Zeit  des  letzteren 
sind  wohl  auch  die  in  den  Titeln  65—89  enthaltenen  Ergänzungen,  in 
denen  von  Tit.  80  an  wieder  in  merklicher  Weise  auf  die  Lex  Salica 
zurückgegriffen  wird. 

Ein  Zusatzgesetz  zu  der  Lex  Eibuaria  bildet  Karls  des  Großen  nova 
hffis  constitutio  quae  in  lege  Bibuaria  mittenda  est^  vom  Jahre  803^^. 

IIL  Die  Gesetze  der  Westgoten ^^  Das  westgotische  Volksrecht 
gelangte  schon  zwischen  469  und  48t  in  dem  Gesetzbuch  des  Eurich, 
dessen  Yater  Theoderich  L  (t  451)  bereits  einzelne  Gesetze  erlassen  hatte  ^^, 
zu  ausführlicher  Aufzeichnung.  Dasselbe  war  in  fortlaufende  Kapitel  mit 
größeren  Titelrubriken  eingeteilt,  ist  aber  nur  sehr  fragmentarisch  (c.  276 
bis  312,  318—325,  327—336)  in  einer  Pariser  Palimpsesthandschrift  er- 
halten ^^  Bei  der  Aufzeichnung  des  salischen,  burgundischen,  alaman- 
nischen,  baierischen  Yolksrechts  und  des  Edikts  des  Rothari  sowie  bei 
einem  wahrscheinlich  Dagobert  L  zuzuschreibenden  fränkischen  Beichs- 
gesetz  hat  es  zum  Teil  als  Vorlage  gedient'®.  Eurichs  Nachfolger  Ala- 
rich  II.  erließ  für  seine  römischen  Unterthanen  im  Jahre  506  die  aus- 
führliche Lex  Romana  Wisigotorum'^,  seit  dem  10.  Jahrhundert  ge- 
wöhnlich Breviarium  Alaricianum  genannt,  eine  lose  Kompilation  der 
im  Lande  gangbaren  römischen  Rechtsquellen,  die  in  wörtlichen  Auszügen 


"  BoKETiüs,  Capitularia  1,  117. 

*•  Das  Ediktfragment  und  die  L.  Wisig.  des  Rekkessuinth  bei  Zeumer^  Leges 
Yisigothoram  antiqulores,  1894.  Eine  kritische  Ausgabe  der  ganzen  Lex  Wisigoto- 
mm  von  Zeumbb  (MG.  Leg.  sectio  I.)  wird  demnächst  erscheinen.  Vgl.  Zeümeb, 
Geschichte  der  westgot.  Gesetzgebung  L-IV.,  N.  Arch.  28,  419  ff.  24,  89  ff.  571  ff. 
26,  91  ff.  Brukner  1,  320  ff.;  Grundzüge  44.  v.  Amira«  13  f.  Dahn,  Westgot. 
Studien,  1874;  Könige  V.  VL'  Gaupp,  Germanist.  Abh.  27  ff.  v.  Halban  a.a.O. 
1,  195  ff.  Helpperich,  Entstehung  des  Westgotenrechts,  1858.  Stobbe  1,  71  ff. 
Gexoler,  Rechtsdenkm&ler  144  ff.  y.  Daniels,  Handbuch  1,  §  66.  Bethuann- 
HoLLWEG^  Germ.-rom.  Civilprozeß  1,  §  47.  Roth,  Entstehung  der  Lex  Baiuwariorum 
20  ff.  DE  PfiriGNT,  Revue  bist.  1 ,  209  ff.  Bluhme,  Zur  Texteskritik  des  Westgoten- 
rechts, 1872.  Waitz,  Abhandlungen  391  ff.  (Nachr.  d.  Gott.  Ges.  d.  W.  1875). 
ScHUELTZER,  ZRG.  15,  123  ff.  A.  Schmidt,  ebd.  29,  231  ff.  Gabcia,  Lex  primitive 
de  los  Visigodos,  Madrid  1861.    Affolteb,  Das  intertemporale  Privatrecht  126  ff. 

^*  Vgl.  Leg.  Eur.  277.     Ap.  Sid.  epist.  2,  1  (MG.  Auct.  antiqu.  8,  22). 

"  Herausgegeben  von  Zeumeb,  Leg.  Vis.  1 — 19.  Blühme,  1847.  Über  ein 
weiteres  Kapitel  der  Leges  Eurici  vgl.  Zeümeb,  N.  Arch.  23,  104  ff. 

'•  Vgl.  S.  234.  241.  243  n.  245  n.  246.  254  n..  Beunner  1,  300  f.323.  325.  339. 
Zbümer,  Leg.  Vis.  pg.  13  sq. 

"  Ausg.  von  Hänel,  1849.  Vgl.  Brünnbb  1,  358  ff.  Dahk,  Westg.  Studien 
4  ff.  Patetta,  El  breviario  alariciano  in  Italia,  Archivio  giuridico  47  (1891).  Sa- 
viGKY,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.  2',  37  ff.  Conbat,  Gesch.  d.  Quellen  u.  Liter, 
d.  röm.  R.  1,  31  ff.  38.  41  ff.  47  f.  Kablowa,  Römische  Rechtsgeschichte  1,  976  ff. 
FrmNG,  ZRG.  11,  222  ff.  325  ff.  432  ff.  Zeumee,  N.  Arch.  23,  472  ff.  Neuerdings 
aa%efundene  wichtige  Fragmente  einer  Leoner  Palimpsesthandschrift  enthalten  die 
Legis  Romanae  Wisigotorum  fragmenta,  Madrid  1896.  Über  ein  darin  überliefertes 
Gesetz  des  Königs  Theudis  von  546  vgl.  Zbumer,  N.  Archiv  23,  77  ff.  475. 
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(nur  die  Institutionen  des  Gaius  nach  einer  älteren  kürzenden  Bearbeitung) 
rein  äußerlich,  ohne  Verarbeitung  und  System,  aneinandergereiht  wurden. 
Durch  die  aus  der  römischen  Interpretationslitteratur  des  5.  Jahrhunderts 
den  einzelnen  Quellenstellen  beigefugte  Interpretatio  gelangte  die  Lei 
Bomana  zu  größtem  Ansehen  in  ganz  Westeuropa,  so  daß  sie,  obwohl 
später  bei  den  Westgoten  außer  Kraft  gesetzt,  in  den  Mher  westgotischen 
Teilen  des  fränkischen  Reiches  ihre  Geltung  behielt,  femer  in  Burgund 
und  der  Provence  rezipiert  wurde  und  noch  auf  Jahrhunderte  hinaus 
eine  umfangreiche  Rechtslitteratur  von  Auszügen  {epitome)  und  Glossen 
hervorrieft®. 

Das  inzwischen  durch  Gesetze  späterer  Könige  vermehrte  Gesetzbuch 
des  Eurich  erhielt  unter  Leovigild  (572 — 586)  eine  Neuredaktion,  die? 
wie  es  scheint,  die  Bezeichnung  „Edikt'<  führte,  später  aber  in  der  Lex 
Wisigotorum  als  „Antiqua'^  bezeichnet  wurde  ^^  Eine  dritte  Redaktion 
wurde   von   Ghindasuinth,   dessen   zahlreiche  Novellen   den  Dualismus 


»'  Vgl.  CoNBAT,  a.  a.  0.  218  ff.  Zeumer,  N.  Arch.  24,  120  f.  v.  Halbak,  a.  a.  0. 
2,  823  ff. 

*•  IsidoT  von  Sevilla  (t  636)  berichtet  von  Eurich  (Hist  de  reg.  6ot  c  35): 
Sub  hoc  rege  Öoihi  legum  insHhäa  scriptts  habere  coeperunt;  nam  antea  iantum 
moribiLS  et  consuetudine  tenebantur,  sodann  von  Leovigild  (c.  51):  In  legibus  quo- 
que  ea,  quae  ab  Eurico  incondite  constituta  videbantur^  eorrexit,  plurimas  leges 
praetermissas  adiriens  plerasque  superfluas  auferens.  Was  von  einem  späten  Inter- 
polator  des  Isidor  über  eine  umfassende  gesetzgeberische  Thätigkeit  Rekkareds  I. 
berichtet  wird  und  früher  den  Anlaß  gab,  diesem  die  Ediktsfragmente  zuzuschreiben, 
beruht  auf  Verwechselung  mit  Rekkessuinth.  Vgl.  Zeumer,  Leg.  Vis.  pg.  11.  In 
das  Gesetzbuch  Leovigilds  wurden  auch  verschiedene  Bestimmungen  der  Lex  Ro- 
mana von  506  aufgenommen.  Eine  Rechtsquelle  rein  örtlichen  Charakters  sind 
die  nach  ihrem  Herausgeber  benannten  Fragmente  Gaudemzi's  (Gaudenzi,  Un  antica 
compilazione  di  diritto  romano  e  visigoto  con  alcimi  frammenti  delle  leggi  di  Eurico, 
Bologna  1866).  Ob  diese  Fragmente,  die  auch  die  Interpretatio,  das  Edikt  des 
Ostgoten  Theoderich  und  die  burgundischen  Gesetze  berücksichtigen,  eine  amt- 
liche Rechtsaufzeichnung  oder  eine  Privatarbeit  sind,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit 
feststellen.  Jedenfalls  sind  sie  kein  Bruchstück  der  Leges  Eurici,  wofür  der 
Herausgeber  sie  gehalten  hatte;  dagegen  enthalten  sie  an  zwei  Stellen  (c.  7:  sicut 
in  edictum  scriptum  est,  c.  10:  secundum  edicti  seriem)  Verweisungen,  die  auf  das 
Gesetzbuch  Eurichs  bezogen  werden  können,  wahrscheinlich  aber  auf  das  des 
Leovigild,  das  demnach  als  „Edikt^^  bezeichnet  wurde,  gehen.  Ist  letzteres  der 
Fall,  so  dürften  sie  Ende  des  6.  Jahrhunderts  in  Septimanien,  das  längere  Zeit 
unter  gotischem  Einfluß  gestanden  hatte,  abgefaßt  sein.  Bezieht  man  die  Ver- 
weisung aber  auf  Eurich,  so  hat  man  wohl  Entstehung  in  der  Provence,  und  zwar 
um  die  Mitte  des  6.  Jahrhunderts,  anzunehmen.  Vgl.  Zeumer,  N.  Arch.  23,  464  ff. ; 
Leg.  Visig.  817  ff.  Brunner  1,  325.  Schmidt,  ZRG.  23,  465  f.  Ein  weiteres  Frag- 
ment, das  von  Gaudenzi  (Nuovi  frammenti  delF  editto  in  Eurico,  Rivista  italiana 
per  le  scienze  giuridiche  VI.,  1888)  mit  dem  zuerst  gefundenen  in  Verbindung 
gebracht  wird,  ist  die  sogenannte  Lex  legum,  eine  im  9.  oder  10.  Jahrhundert  im 
Beneventischen  entstandene  kurze  Kompilation  von  bunt  zusammengewürfeltep 
Stücken  aus  dem  Ed.  Theoderici,  der  Lex  Wisigotorum,  dem  römischen  und  lango- 
bardischen  Recht.  Vgl.  Zeumer,  N.  Archiv  12,  389  ff.  Conrat,  a.  a.  0.  268  ff.  277  ff.; 
ZRG.  23,  230  ff.  A.  Schmidt,  ebd.  22,  223  ff.  24,  213  ff.  29,  235  ff.  Patetta,  Sui 
frammenti  di  diritto  germanico  della  coUezione  Gaudenziana  (Archivio  giuridico  53). 
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<ier  GoteB  nod  fiömer  nicht  mehr  berücksichtigten^  sondern  als  territoriale 
Keichsgesetze  für  samtliche  ünterthanen,  ohne  Unterschied  der  Nationali- 
tät^ ergingen,  in  Angriff  genommen,  aber  wohl  nicht  mehr  dnrchgefahrt^^ 
Unter  seinem  Sohne  Bekkessninth  (653 — 672)  wnrde  das  gesamte  Ma^ 
terial  durch  zahlreiche  weitere  Gesetze  vermehrt  nnd  sodann  nach  dem 
Vorbild  des  Codex  Jnstinianus  zn  einem  systematischen  Gesetzbuch  in 
zwölf  Büchern  (Liber  iudiciorum),  der  ältesten  Rezension  der  Lex 
Wisigotorum,  verarbeitet*^  Jedes  Buch  zerfiel  in  Titel,  die  Titel  in  be- 
sonders überschriebene  Kapitel  {aerae),  deren  Herübemahme  aus  der  Edikt- 
rezension des  Leovigild  durch  die  Überschrift  antiqua  angedeutet  wurde, 
während  bei  den  Novellen  der  Könige  Bekkared  L,  Sisebut,  Chindasuinth 
und  Bekkessninth  der  Name  des  jeweiligen  Gesetzgebers  Erwähnung  fand'^ 
Die  Lex  Bomana  Wisigotorum  setzte  Bekkessninth  aufier  Kraft,  indem  er 
bestimmte,  daB  fortan  alle  seine  Unterthanen  nach  den  westgotischen 
Gesetzen  leben  sollten  ^^  Die  Lex  Wisigotorum  war  demnach  kein  Yolks- 
recht,  sondern  eine  für  das  ganze  Westgotenreich  bestimmte,  alle  bis- 
herigen Gesetze  aufhebende  Kodifikation.  Eine  zweite  Bedaktion  derselben 
erfolgte  unter  König  Erwig  (681)**,  auf  die  dann  noch  zahlreiche  No- 
vellen des  Königs  Egika(687 — 701)  folgten,  während  eine  neue  Bedaktion 
des  Gesetzbuches  nicht  mehr  stattgefunden  hat  Auf  der  Bedaktion 
Erwigs,  den  seither  ergangenen  Novellen  und  willkürlichen  Zusätzen  der 
Abschreiber  beruhte  die  sodann  in  Gebrauch  gekommene  Yulgata  der 
Lex  Wisigotorum,  die  sich  auch  nach  der  Eroberung  des  Westgotenreiches 
durch  die  Araber  in  der  nun  fränkisch  gewordenen  Provinz  Gotia  (Septi- 
manien,  Languedoc)  sowie  bei  den  unter  fränkischen  Schutz  getretenen 
Besten  der  westgotischen  Bevölkerung  erhielt ^^,  mit  der  allmählichen 
Bückeroberung  der  pjrenäischen  Halbinsel  aber  zum  Teil  ihr  altes  Herr- 
schaftsgebiet wiedererlangte,  so  daB  noch  im  13.  Jahrhundert  das  Be- 
dürfnis einer  amtlichen  spanischen  Übersetzung  {Fuero  de  Cordova,  Fuero 
juzgo)  hervortrat  *•. 

Nach  Inhalt  und  Form  nimmt  die  Lex  Wisigotorum  unter  allen 
Gesetzbüchern,  die  je  in  germanischen  Beichen  erlassen  worden,  die  unterste 
Stufe  ein;  sie  liefert  einen  bedauerlichen  Beleg  für  den  heruntergekommenen 
Zustand  des  Westgotenreiches  in  dem  letzten  halben  Jahrhundert  seines 
Bestehens.    Dem  Gebote,  daß  fortan  nur  noch  nach  diesem  Gesetzbuch 


«•  Vgl.  L.  Wifl.  Kecc  2,  1  c.  4.  Zeumeb,  N.  Arck  23,  611  flF.  Waitz,  Ab- 
bandlungen  391  ff. 

*^  Ente  Aaegabe  von  Zsümcb,  Leg.  Wisig.  23  ff. 

"  Vgl.  Zeüver,  a.  a.  0.  14.  18. 

■•  L.  Wißig.  Reco.  2,  1  c.  8,  c.  9.  Die  frQheren  Ausgaben  der  L.  Wis. 
schrieben  dies  Gesetz  f&lschlich  dem  Chindasuinth  zu. 

**  Vgl.  Gaudskzi,  Nnovi  frammenti  S.  13.    Zeümer,  N.  Arch.  23,  496  ff. 

^  VgL  LoERSCH  u.  Schröder,  Urkunden'  Nr.  64.  90.  In  Aquitanien,  das 
schon  507  unter  fränkische  Herrschaft  kam,  war  das  Gesetzbuch  Eurichs  in  Gel- 
tung geblieben.    Vgl.  Brüitker  1,  315. 

*  Vgl.  Fuero  Juzgo  en  latin  j  Castellano,  Madrid  1815. 
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gerichtet  werden  dürfe,  hat  sich  freilich  der  germanische  Yolksgeist  nicht 
gefügt.  In  den  spanischen  Gewohnheitsrechten  der  „Fueros'^  hat  sich 
vielfach  den  römischen  Auffassungen  des  Gesetzbuches  gegenüber  alt- 
gotisches Recht  erhalten  *^ 

IV.  Die  ostgotischen  Gesetze*®.  Theoderich  der  Große,  in  dessen 
Reiche  die  Goten  im  übrigen  nach  gotischem,  die  Römer  nach  römischem 
Rechte  lebten,  erließ,  wahrscheinlich  bald  nach  512,  ein  155  kurze 
Kapitel  um&ssendes  Gesetz,  das  Edictum  Theoderici*^,  das  den  Zweck 
hatte,  wenigstens  für  die  Rechtsfalle  des  taglichen  Lebens  {äla  quae 
possunt  saepe  contingere)  eine  Rechtseinheit  zu  schaffen,  und  daher  für 
Goten  und  Römer  gleiche  Verbindlichkeit  haben  sollte  (quae  harbari 
Romanique  sequi  debeant  super  expressU  articulis).  Die  Bestimmungen 
des  Edikts  sind  größtenteils  römischen  Rechtsquellen  entlehnt,  namentlich 
auch  der  bereits  erwähnten,  für  das  römische  Vulgarrecht  so  bedeutenden 
Interpretationslitteratur,  die  auch  der  Lex  Romana  Burgundionum  als 
Quelle  gedient  hat  Für  die  durch  das  Edikt  nicht  geregelten  Fälle  be- 
hielten die  verschiedenen  Nationalitäten  ihr  besonderes  Recht.  Einzelne 
Gesetze  Theoderichs  und  Athalarichs,  darunter  das  von  Cassiodor  verfaßte 
Edictum  Athalarici,  finden  sich  in  den  „Variae"  des  Cassiodor'*^.  Nach 
der  Vernichtung  des  Ostgotenreiches  durch  Justinian  wurde  für  Italien 
die  gesamte  ostgotische  Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  justinianischen  auf- 
gehoben, während  sie  in  der  Provence  auch  unter  der  fränkischen  Herr- 
schaft in  Geltung  geblieben  sein  muß^^ 


'^  Vgl.  FicKEB,  Über  nähere  Verwandtschaft  des  got-spanischen  u.  norweg.- 
isländ.  Rechts  (S.  11  n.);  Untersach ungen  zur  Erbenfblge  der  ostgerm.  Rechte  (S.  3). 
Wolf,  Ein  Beitrag  zur  Rechtssymbolik  aus  spanischen  Quellen,  Wiener  SB.  51 
(1865).  Zeumeb,  N.  Arch.  23,  511.  Fickbr  geht  bei  seinen  höchst  verdienstvollen 
Arbeiten  über  die  spanischen  Fueros  insofern  zu  weit,  als  er  ihren  gesamten  ger- 
manischen Inhalt  für  gotisch  hält,  während  die  Fueros  unzweifelhaft  einer  starken 
Beeinflussung  seitens  des  fränkischen  Rechts  ausgesetzt  gewesen  sind.  Vgl.  v.  Amiba, 
Grundriß'  13  und  die  S.  11  n.  3  angeführten  Ausführungen  von  Maurer  und  v.  Amira. 

»8  Vgl.  Dahn,  Könige  IV.  (1866).  v.  Daniels,  Handbuch  I.  §  68.  Brünker 
1,  365  ff.  Stobbe  1,  94  ff.  Schupfeb,  L'editto  di  Teoderico,  i.  d.  Reale  Accademia 
dei  Lincei,  Ser.  IV a.,  3,  223  ff.  Karlowa,  a.  a.  0.  1,  948  ff.  v.  Bethmamn-Holl- 
weg,  Germ.-rom.  Civilprozeß  1,  §  54.  v.  Glöden,  Das  römische  Recht  im  ost- 
gotischen  Reiche,  1843.  Gaudenzi,  Die  Entstehungszeit  des  Edictum  Theoderici, 
ZRG.  20,  29  ff.;  Gli  editti  di  Teodorico  e  di  Atalarico,  1884.  Patbtta,  Sull'anno 
della  promulgazione  dell'  editto  di  Teodorico,  Atti  della  Accad.  delle  Sc.  di  Torino 
28  (1893).  Hartmann,  Geschichte  Italiens  i.  Mittelalter  1,  117  ff.  v.  Halban,  a.  a.  O. 
1,  124  ff.  192.  275.  2,  74.  A.  Schmidt,  ZRG.  29,  245  ff.  Affolteb,  Das  inter- 
temporaie  Privatrecht  138  f. 

*•  Ausg.  Bluhme,  mg.  Leg.  5,  145  ff.     Padelletti,  Fontes  iur.  Ital.  1,  3  ff 

^  Ausg.  von  MoMMSEN,  MG.  Auct.  antiq.  12,  60.  66.  268.  282. 

'^  Vgl.  Anm.  19.  Bluhme,  a.  a.  O.  170  ff.  Die  Reste  des  ostgotischen  Volkes 
behielten  gleichwohl  ihr  gotisches  Recht  bei.  Vgl.  Urkunde  des  Goten  Stavila, 
civis  Brixianus  vivens  legem  Gothorum,  Hist  Patriae  Monum.  13,  Nr.  38  (a.  769). 
Brünner  1,  271.     Hist.  Zeitschr.  65,  316.  78.  194. 
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V>  Die  burgundischen  Gesetze".  Die  Lex  Burgundionura 
{Uber  constitutionum)  ist  ein  Gesetzbuch  des  Königs  Gundobad  aus  dem 
Ende  des  5.  Jahrhunderts,  zum  Teil  unter  Benutzung  von  Gesetzen  seiner 
Vorganger  entstanden,  sodann  durch  Novellen  Gundobads  (von  501 — 515) 
und  Sigismunds,  die  an  den  geeigneten  Stellen  eingefugt  wurden,  ver- 
mehrt und  in  dieser  fortgeführten  Gestalt  im  Jahre  517  durch  Sigismund 
von  neuem  publiziert  Nur  in  dieser  Gestalt  ist  das  Gesetzbuch  hand- 
schriftlich überliefert.  Außer  einem  von  31  Grafen  unterzeichneten  Ein- 
führungsgesetz (prima  constitutio)  zeigen  die  Handschriften  einen  festen 
Kern  von  88  Titeln,  an  die  sich  eine  Gruppe  von  weiteren  17  Titeln 
anschließt,  wahrscheinlich  das  Ergebnis  eines  zweiten  Gesetzgebungsaktes 
Sigismunds.  Es  fehlt  nicht  an  Spuren  des  römischen  Rechte,  obwohl 
das  Gesetz  im  allgemeinen  durchaus  germanisches  Gepräge  hat.  Wie  in 
der  Lex  Salica,  so  tritt  auch  in  der  Lex  Burgundionum  eine  Benutzung 
der  Leges  Eurici  (S.  237)  hervor.  Auch  nach  dem  Untergang  des 
burgundischen  Reiches  blieb  die  Zex  Gundobada  (eine  Bezeichnung  die 
auch  das  burgundische  Gewohnheiterecht  mitumfaßte)  als  persönliches 
Recht  der  Burgunden  {Gundbadingi)  bis  über  das  9.  Jahrhundert  hinaus 
in  Geltung. 

Seinen  römischen  Unterthanen,  denen  schon  von  den  früheren  Königen 
das  Fortleben  nach  romischem  Recht  gestattet  war,  hatte  König  Gundo- 
bad im  Eingang  seines  nur  zum  Teil  für  sie  mitbestimmten  Volksrechts 
(einige  Bestimmungen  galten  als  Reichsrecht,  bei  Streitigkeiten  zwischen 
Römern  und  Burgunden  sollte  aber  immer  die  Lex  Burgundionum  ent- 
scheiden) ein  eigenes  Gesetzbuch  versprochen.  Es  ist  daher  zu  vermuten, 
daß  auch  die  nach  dem  Muster  der  Gundobada  verfaßte  Lex  Romana 
Burgundionum  noch  Gundobad  ihre  Entstehung  verdankt.  Dieselbe  ist 
aus  einigen  burgundischen  Gesetzen,  haupteächlich  aber  aus  römischen 
Quellen,  jedoch  in  selbständiger  Verarbeitung,  geschöpft,  insbesondere 
wurde  die  römische  Interpretationslitteratur  hier  ebenso  wie  bei  dem  west- 
gotischen Breviarium  und  dem  Edikt  Theoderichs  benutzt.  Nach  dem 
Jahre  534  wurde  die  Lex  Romana  im  praktischen  Gebrauche  mehr  und 
mehr  durch  das  Breviarium  Alaricianum  verdrängt  ^^ 

^^  Statt  der  unzureichenden  Ausgabe  von  Bluhmb,  MG.  Leg.  3,  49Tff.,  jetzt 
kritische  Ausgabe  der  beiden  burgundischen  Gesetze  von  v.  Salis,  MG.  Leg.  sectio  I., 
tom.  II.  1892.  Eine  gute  Ausgabe  der  Lex  Burgundionum  von  Bikdino,  i.  d.  Fontes 
rerum  Bemensium  1,  90  ff.  Die  Herstellung  eines  diplomatisch  getreuen  Abdruckes 
sämtlicher  Handschriften  der  L.  Burg,  hat  unternommen  Valentin  -  Smith  ,  La  Loi 
Gombette,  Lyon  1889 — 90.  Vgl.  v.  Salis  und  Bluhmb  in  ihren  Ausgaben.  Bluhme, 
Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  Rechts  1,  71  ff.  2,  197  ff.  5,  207  ff.;  Hist.  Zeitschr.  21,  234  ff. 
HuB^,  Histoire  de  la  Ici  Bourguignonne,  Revue  hist.  de  droit  13^  209  ff.  Borbtiüs, 
Hist.  Zeitschr.  21,  1  ff.  Zeümer,  N.  Arch.  25,  257  ff.  Stobbe  1,  100—119.  Brünner 
1,  332  ff.  354  ff.  V.  Daniels,  Handbuch  1,  154 — 178.  Tardip,  Hist.  des  sources 
du  droit  fran^is,  1890,  S.  124  ff.  169  ff.  v.  Saviony,  a.  a.  0.  2«,  1  ff.  7,  30  ff. 
GiNOüLHiAC,  Revue  hist  de  droit  2,  529  ff.  Gacpp,  Ansiedlungcn  296  ff.  v.  Halban, 
a.  a.  O.  1,  268  ff.  284  ff.    Karlowa,  a.  a.  0.  1,  983  f.    Apfolter,  a.  a.  0.  140  ff. 

^  Indem  man  die  von  Papinian  herrührende  letzte  Stelle  des  Breviarium  für 
R.  ScuRÖDBB,  Deutsche  Rechtsgeschlchte.    4.  Aufl.  16 
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VI.  Die  langobardischen  Gesetze'*.  Den  ersten  Rang  unter 
den  Bechtsquellen  dieser  Periode  nehmen  die  der  Langobarden  ein.  Ab- 
gefaßt in  barbarischem  Vulgärlatein,  mit  zahlreichen  deutschen  Wörtern 
untermischt,  lassen  sie  gleichwohl  durch  die  Vollständigkeit  ihres  Inhalts, 
juristische  Klarheit  und  humane  Gesinnung  eine  hohe  Kulturstufe  des 
Volkes  erkennen  und  bilden  insofern  einen  erfreulichen  Gegensatz  zu  der 
nicht  minder  vollständigen,  aber  von  geistiger  Versumpfung  zeugenden 
Lex  Wisigotorum.  Die  Aufzeichnung  des  Volksrechts  ist  allmählich,  im 
Wege  königlicher  Gesetzgebung  unter  Mitwirkung  der  Stammesversamm- 
lung, vor  sich  gegangen'*.  Im  Gegensatz  zu  einseitigen,  nur  auf  die 
einzelne  Regierungszeit  berechneten  königlichen  Verordnungen  {notüiaej 
capitula  in  brevi)  wurden  jene  leffes  in  ein  eigenes  Gesetzbuch  {über 
edictus)  eingetragen  und  daher  in  ihrer  Gesamtheit  selbst  als  edictum 
oder  edictus  bezeichnet'®.  So  heißt  es  in  einer  Verordnung  des  Königs 
Ratchis:  Ista,  quae  superius  scripta  teneniur^  in  edictum  scribantur,  et 
ista  capitula  dua  de  subtus  in  breoe  previdimus  statuere,  und  in  Liut- 
prands  noiitia  de  actoribus  von  733,  c.  3:  Hoc  autem  in  diebus  nostris 
et  in  tempore  regni  nostri  statuimus,  quamvis  lex  nostra  non  sit;  post  autem 
nostrum  decessum,  qui  pro  tempore  princeps  fuerit,  faciat  sicut  ei  Deus 
inspiraverit  aut  rectum  sicut  secundum  animam  suam  previderit^^. 

Die  Hauptbestandteile  des  Edikts  bilden  die  an  Umfang  und  Bedeu- 
tung einander  gleichkommenden  Gesetze  der  Könige  Rothari  von  643 


den  Anfang. der  ihm  handschriftlich  vielfach  angehftngten  I^z  Romana  Burgim- 
dionum  hielt,  kam  die  sinnlose  Bezeichnung  Papianus  für  letztere  auf. 

^  Kritische  Ausgaben:  Baudi  a  Vesme  in  den  „Historiae  patriae  Monomenta'S 
Turin  1855;  Bluhme,  MG.  Leg.  4,  1 — 206.  Schulausgaben  von  Neiqebauer,  1856 
(Nachdruck  nach  Baudi  a  Vesme),  Bluhme,  1869,  und  Padelletti,  Fontes  iuris  Ita- 
lici  L  1887.  Vgl.  Merkel,  Geschichte  des  Langobardenrechts,  1850.  Stobbs  1,  119  ff. 
594  ff.  Brunner  1,  868  ff.  387  ff.;  Grundz.  45.  v.  Bethmamn-Hollweq,  Germ.-rom. 
Civilpr.  1,  821  ff.  v.  Amira^  18.  v.  Daniels,  Handbuch  1^  148  ff.  *  Genoler,  Rechts- 
denkmäler 158  ff.  V.  Saviqny,  a.  a.  0.  2,  209  ff.  Bluhme,  Hist.  Zeitschr.  21,  410?. 
Litter.  Centralbl.  1869,  Sp.  1423  ff.  Boretius,  Capitularien  im  Langobardenreich, 
1864.  V.  Halban,  a.  a.  0.  2,  90  ff.  Del  Giudice,  Studi  di  storia  e  diritto  (1889), 
S.  362  ff.  Pertile,  Storia  del  diritto  italiano  1,  110  ff.  Tamassia,  Fonti  delF  editto 
di  Rotari,  1889;  Römisches  u.  westgotisches  Recht  in  Grimowalds  und  Liutprands 
Gesetzgebung,  ZRG.  81,  148  ff.  Neümeyer,  a.  a.  0.  22  ff.  Brückner,  Die  Sprache 
der  Langobarden,  1895.     Appolteb,  a.  a.  0.  148  ff. 

•*  Das  Edikt  des  Rothari  wurde  in  rechtsforralicher  Weise  durch  Gairethinz 
angenommen.     Vgl.  S.  24. 

'®  Vgl.  Blühmb,  l.  c.  praefatio  pg.  11.  Man  citiert  das  Edikt  unter  Angabe  des 
betreffenden  Königs  und  der  Kapitelzahl  seiner  Gesetzgebung,  z.  B.  Ed.  Rothari 
c.  110,  Ed.  Liutpr.  c.  112.  Die  Ausgabe  Blühme's  hat  die  Verordnungen  der  ein- 
zelnen Könige  ihren  für  das  Edikt  bestimmten  leges  hinzugefügt,  anstatt  Edikt 
und  notitiae  getrennt  zu  halten.  Auch  bei  Westgoten  und  Burgunden  war  die 
eigentliche  Gesetzeskraft  königlicher  Erlasse  durch  die  formelle  Aufnahme  in  das 
Gesetzbuch  bedingt.    Vgl.  Zeumer,  N.  Arch.  24,  71. 

•^  Bluhme,  1.  c.  S.  192,  S.  181.  Vgl.  ebd.  S.  183  die  einleitenden  Worte  zu 
einer  notitia  des  Ratchis. 
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und  Lintprand  von  713—735'®.  Die  kleineren  Gesetze  des  Edikts  sind 
von  Grimowald  (668),  Ratchis  (745—746)  und  Aistulf  (755).  Ein 
Gesetz  des  letzteren  von  750  war  ebenfalls  in  das  Edikt  eingetragen,  ist 
aber  später  wieder  daraus  entfernt  worden. 

In  dem  schon  unter  den  Langobardenkönigen  fast  selbständigen,  774 
zu  voller  Unabhängigkeit  gelangten  Herzogtum  Benevent  bediente  man 
sich  einer  eigenen,  mehrfach  abweichenden  Bazension  des  Edikts'^,  das 
nach  774  noch  durch  Gesetze  der  Herzoge  Aregis  (774—787)  und  Adel- 
chis  (866)  vermehrt  wurde  ^^.  Auch  eine  nur  in  Bruchstücken  erhaltene 
griechische  Übersetzung  des  Edikts  ist  wahrscheinlich  in  der  zweiten 
Hälfte  des  9.  Jahrhundert-s  in  Benevent  entstanden  ^^  Eine  systematische 
Bearbeitung  des  Edikts,  die  zwischen  817  und  840  auf  Anlaß  des  Grafen 
Eberhard  von  Rätien  und  Friaul  entstandene  Concordia,  hat  die  bone- 
ventische  EJiktrezension  benutzt  *^ 


Das  langobardiBche  Edikt  hat  sich  bis  in  das  13.  Jahrhundert  als  Volksrecht 
der  langobardiscbeu  Einwohner  Italiens  erhalten.  Auch  nach  der  Ausbildung  der 
einheitlichen  italienischen  Nationalität  und  dem  Siege  des  römischen  Rechts  (18.  Jh.) 
hat  das  langobardische  Recht  durch  die  italienischen  Partikularrechte  und  den 
Einfluß  der  scholastischen  Jurisprudenz  auf  die  Auslegung  des  römischen  Rechts 
eine  hohe,  bis  auf  die  Gegenwart  fortwirkende  Bedeutung  bewahrt 

Die  Gesetze  der  fränkischen  und  deutschen  Könige  und  Kaiser  seit  dem 
Jahre  774  wurden,  soweit  sie  eine  Bedeutung  fdr  Italien  hatten^',  zu  Anfang  des 
11.  Jahrhunderts  in  einer  übrigens  wenig  zuverlässigen  Sammlung,  dem  sogenannten 
CapihUarey  vereinigt  und  seitdem  in  dieser  G-estalt  in  den  Abschriften  regelmäßig 
mit  dem  Edikt  verbunden.  Zusätze  zu  dem  letzteren  hat  diese  Gesetzgebung  nicht 
ergeben.  Die  capitula  generalia  hatten  für  Italien  überhaupt  nur  eine  theoretische 
Bedeutung  und  die  eapitula  Italiea  waren  nicht  als  Volksrecht  der  Langobarden, 


^  Vor  Rotbari  hatten  die  Langobarden  noch  kein  geschriebenes  Recht.  Sein 
Gesetz,  das  Spuren  einer  freien  Benutzung  der  Leges  Eurici  zeigt  und  ebenso  wie 
die  Gesetze  seiner  Nachfolger  mehrfach  auch  aus  dem  Corpus  iuris  geschöpft  hat, 
bestand  ursprünglich  aus  386  Kapiteln,  nebst  einem  Vorwort;  später  sind  zwei 
weitere  Kapitel  und  eine  Bestimmung  über  den  Gebrauch  beglaubigter  Abschriften 
des  Edikts  hinzugekommen.  Liutprand  teilte  sein  Gesetz  in  fünfzehn,  mit  beson- 
deren Vorreden  versehene  vohimma  ein,  weil  es  stückweise  auf  fünfzehn  verschie- 
denen Märzfeldem  beschlossen  wurde.  Heute  citiert  man  nach  153  fortlaufenden 
Kapiteln.  Die  Ausgabe  von  Baudi  a  Vbsme  ^at  irrtümlich  mehrere  notitiae  als 
Kapitel  des  Edikts  aufgenommen  (c.  139.  140.  156—164). 

■"  Vgl.  RosiN,  Die  Pormvorschriften  für  die  Veräußerungsgeschäfte  der  Frauen 
nach  langobardischem  Recht,  S.  8  ff.  Erst  dieser  Rezension  verdanlct  Ed.  Liutpr. 
c.  29  die  Entstehung. 

*•  Ausgabe:  Bluhsib  207 — 212.  Einzelne  Verordnungen  beneventischer  Herr- 
scher ebd.  213—225. 

**  Ausgabe:  Blühme  225—234  (vgl.  praefatio  pg.  43  sq.);  Zachariae,  Frag- 
menta  versionis  Graecae  legum  Rotharis,  1835. 

*■  Bluhmb  285—289;  vgl.  praefatio  pg.  41  sq.    Rosin,  a.  a.  0.  10  f. 

*^  Über  das  Folgende  vgl.  Bosbtics,  Die  Capitularien  im  Langobardenreich, 
S.  18  ff.,  und  MG.  Leg.  4,  praefatio  pg.  46  sqq.    Neumeter,  a.  a.  0.  29  ff. 
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sondern  als  italienisches  Landesrecht,  ohne  Rücksicht  auf  die  Nationalit&t  der  Be- 
wohner, erlassen. 

An  der  Hand  des  Edikts  und  des  ,,Capitulare"  entwickelte  eich  in  der  ersten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  in  verschiedenen  italienischen  Stfidten  ein  lebhaftes 
Itechtsstndium ,  dessen  wichtigsten  Mittelpunkt  die  Bechtsschule  zu  Pavia 
bildete ^^.  Hauptsächlich  ans  den  Arbeiten  dieser  Schule,  namentlich  des  Walcausns, 
ist  der  sogenannte  Liher  Papiensis  hervorgegangen,  eine  chronologische  Sammlung 
des  Edikts  und  des  „Capitulare'^  mit  Grlossen  und  prozessualischen  Formeln,  zwischen 
1019  und  1054  zu  Pavia,  Verona  und  Rom,  und  zwar  ausschließlich  zu  Schul- 
zwecken, verfaßt**.  Dagegen  war  die  um  1070  zu  Pavia  oder  in  der  Markgraf- 
schaft Tuscien  entstandene  ExpostHo  ein  für  die  Bedürfnisse  der  Praxis  berechneter 
Gesetzeskommentar,  dessen  uns  unbekannter  Verfasser  die  Mitglieder  der  Papienser 
Rechtsschule  bereits  als  antiqui  bezeichnete*^.  Im  Gegensatz  zu  den  scholastischen 
Arbeiten  der  letzteren,  die  einen  sehr  ungleichen  Wert  haben,  ist  die  „Expositio" 
ein  treffliches  Werk,  das  namentlich  durch  die  Berücksichtigung  des  fränkischen 
Rechts  und  verständnisvolles  Eingehen  auf  die  justinianische  Gesetzgebung  hervor- 
ragt. Eine  wertvolle  Arbeit  über  salisches  und  langobardisches  Recht,  zumal  das 
Erbrecht,  verglichen  mit  dem  römischen,  enthalten  die  Quaestiones  ac  monita  aus 
dem  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  *^ 

Eine  wahrscheinlich  noch  gegen  Ende  des  11.  Jahrhunderts  entstandene 
systematische  Bearbeitung  des  Liber  Papiensis  in  drei  Büchern  ist  die  sogenannte 
Lomharda  {liber  Longobardae,  liber  Lombardae)^^ ,  an  welche  sich  im  Laufe  des 
12.  Jahrhunderts  eine  ausgiebige  Litteratur  an  Glossen,  Summen  und  Kommentaren 
knüpfte *•.  An  der  Universität  Bologna  wurde  nicht  nur  in  anderen  Vorlesungen 
vielfach  auf  die  Lombarda  Bezug  genommen,  sondern  es  wurden,  wie  es  scheint, 
auch  eigene  Vorlesungen  über  die  letztere  gehalten'^. 


VIL    Die  Lex  Alamannorum^^  ist  kein  Königs-,  sondern  ein  ala- 
mannisches   Herzogsgesetz,   das   auf  Beschluß   der  Stammesversammlung 


**  Vgl.  Merkel,  a.  a.  0.  13  ff.  26  ff.  Bobbtius,  1.  c.  praefatio  pg.  93  sqq. 
FiCKER,  Forschungen  zur  Reichs-  u.  Rechtsgeschichte  Italiens  3,  44  ff.  54  ff.  138  ff. 
Die  hervorragendsten  dieser  Rechtslehrer,  wohl  meistens  zugleich  Mitglieder  (iudtee-s) 
des  kaiserlichen  Pfalzgerichts,  waren  Walcausus  (vgl.  Boretiüs,  1.  c.  pg.  82  sqq. 
Bremer,  Gott.  gel.  Anz.  1891,  S.  735  ff.),  Bonusfilius,  Wilihelmus  und  sein  Sohn  Ugo, 
endlich  Lanfrancus  (seit  1070  Erzbischof  von  Canterbury). 

**  Ausgabe:  Boretiüs,  a.  a.  0.  4,  290—585.  Vgl.  praefatio  pg.  75  sqq.  Ab- 
druck: Padelletti,  Fontes  I. 

**  Die  „Expositio"  ist  von  Boretiüs  an  den  einschlagenden  Stellen  seiner 
Ausgabe  des  Liber  Papiensis  mitabgedruckt.  Vgl.  praefatio  pg.  84  sqq.  Verwandte 
Arbeiten  sind  als  „additiones"  des  Liber  Papiensis  aufgenommen. 

*^  Boretiüs  4,  590  ff.,  vgl.  prat-f.  pg.  91  sq.     Conrat,  a.  a.  0.  1,  274  ff. 

**  Vgl.  Blühme,  a.  a.  0.  4,  607—640;  praefatio  pg.  98  sqq.  Ebenda  S.  648 
bis  664  Glossen  und  einige  kleinere  Stücke  zum  langobardischen  Recht. 

*®  Vgl.  Ansch(Jtz,  Summa  legis  Langobardorum ,  1870.  Der  bekannteste 
Sammler  der  Glossen  war  Carolns  de  Tocco  zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts. 

*^  Zwei  wahrscheinlich  von  Bologneser  Scholaren  angefertigte  Kollegienhefte, 
früher  für  Kommentare  zweier  italienischen  Rechtsgelehrten  gehalten,  bei  Anschütz, 
Lombard akommentare  des  Ariprand  und  Albertus,  1855.  Vgl.  Siegel,  Lombarda- 
kommentare  (Wiener  SB.  40).  K.  Lehmann,  Der  sg.  Kommentar  des  Ariprandus 
im  Berliner  Codex  (Juriatische  Festgaben  für  Jhcring,  1892). 

'*  Kritische  Ausgabe  von  K.  Lehmann,  MG.  Leg.  sect.  L,  tomus  5  (1888),  an 
Stelle    der   unzureichenden  früheren  Ausgabe    von  Merkel,    MG.  Leg.  8,  1 — 182. 


Digitized  by 


Google 


§  31.    Die  Volksreclite.    7.  Lex  Alamaunorum.    8.  Lex  Baiiiwariorum.     245 

wahrscheinlich  von  Herzog  Lantfrid  I.  (t  730)  während  der  Regierung  des 
Königs  Chlothar  IV.  (716—719)  erlassen  wurde".  Seine  98  (99)  Kapitel 
verteilen  sich  auf  drei  Gruppen:  c.  1 — 22  (23)  kirchliche  Bestimmungen, 
c.  23 — 43  (24 — 44)  De  causis  qui  ad  duce  pertlnent,  hauptsächlich  über 
die  Stellung  des  Herzogs,  c.  44—98  (45—99)  De  causis  qui  saepe  söhnt 
contingere  in  populo^^,  Bestimmungen  verschiedenen  Inhalts.  Mehrfache 
Redaktionen  des  Gesetzes  haben  nicht  stattgefunden,  doch  sind  zwei  Text- 
rezensionen  zu  unterscheiden,  von  denen  die  jüngere  (karolingische)  einzig 
aus  AndfiTungen  der  Abschreiber  hervorgegangen  ist  Hauptquelle  der 
IjCx  Alamannorum  war  der  Pactus  Alamannorum,  ein  nur  in  fünf 
Fragmenten  erhaltenes  Gesetz  aus  dem  Ende  des  6.  oder  Anfang  des 
7.  Jahrhunderts,  das  durch  zahlreiche,  der  fränkischen  Rechtssprache  ent- 
lehnte Ausdrücke  auf  einen  fränkischen  König  als  Gesetzgeber  schließen 
laßt**.  Eine  zweite,  aber  vielfach  umgeänderte  Vorlage  hat  eiu  mero- 
wingisches  Reichsgesetz,  dessen  Spuren  in  wesentlich  ursprünglicherer  Ge- 
stalt in  der  Lex  Baiuwariorum  wiederkehren,  gebildet 

VIII.  Die  Lex  Baiuwariorum",  ein  Gesetz  in  22  Titeln,  ist  wegen 
mancher  Verschiedenheiten  in  dem  Charakter  und  mehrfacher  Wider- 
sprüche in  den  Bestimmungen  einzelner  Partien  von  der  Kritik  vielfach 


Vgl.  Bbdnner,  RG.  1,  308  ff.;  Berl.  SB.  8,  149  ff.  39,  942  ff.  948  ff.  Lehmann,  N. 
Archiv  10,  469  ff.  Stobbe  1,  142  ff.  Scheödeb,  ZRG.  20,  17  ff.  de  Roziäre,  Revue 
bist,  de  droit  1,  69  ff.  v.  Amfra*  16.  Merkel,  De  republica  Alamannoram,  1849. 
Waitz,  Abhandl.  432  ff.  Milczewsky,  Entstehung  n.  Alter  des  Pactus  u.  der  Lex 
Alamannorum,  Heidelb.  Diss.  1894.  B.  Schröder,  Romanische  Elemente  in  dem 
Latein  der  Leges  Alamannorum,  Rost.  Diss.  1898. 

"  Der  Eingang  des  Gesetzes:  Gonvenit  enim  maioribtis  nato  populo  AllaTnan- 
norum  t$na  cum  dvM  earum  Lanfrido  vel  citerorum  populo  adunato.  Vgl.  c.  37. 
c.  41,  2.  Die  Abfassungszeit  ergiebt  sich  weiter  aus  zwei  jüngeren  Prologen  und 
der  wahrscheinlich  durch  das  Poenitentiale  des  Cumme^n  vermittelten  Benutzung 
der  Bußsatzungen  des  Theodor  von  Canterbury  (668—690)  in  c.  38, 

"  Vielleicht  aus  dem  Edikt  Theoderichs  entlehnt.  Vgl.  S.  240.  Über  Spuren 
einer  Benutzung  des  älteren  Westgotenrechts,  sei  es  der  Leges  Eurici  oder  der 
Antiqua  des  Leovigild,  vgl.  Bbunner,  Berl.  SB.  39,  950  ff. 

^  Der  Eingang  lautet:  Incipit  pactus  lex  Alamannorum.  et  sie  convenit.  Der 
Pactus  war  also  keine  Privatarbeit  (Lehmann),  sondern  ein  Gesetz,  was  durch  die 
befehlende  Fassung  sämtlicher  Bestimmungen  bestätigt  wird.  Die  Abfassungszeit 
ergiebt  sich  aus  den  in  den  Text  eingestreuten  deutschen  Wörtern,  die  teils  noch 
auf  der  germanischen,  teils  schon  auf  der  althochdeutschen  Lautstufc  stehen. 

^  Aufgabe  von  Merkel,  MG.  Leg.  3,  183  ff.  Eine  neue  Ausgabe  seitens  der 
MG.  ist  in  Angriff  genommen.  In  verschiedenen  Handschriften  ist  mit  der  Lex 
Baiuwariorum  ein  Prolog  verbunden,  der  eine  Art  Gesetzgebungsgeschichte  von 
Moses  an  enthält  und  auch  Qber  die  Entstehung  des  bairischen,  alamannischen  und 
riboarischen  Giesetzes  allerlei  zu  berichten  weiß.  Während  seine  Angaben  früher 
für  ganz  unglaubwürdig  gehalten  wurden,  hat  neuerdings  Brunner,  Berl.  SB.  39, 
943  £  wahrscheinlich  gemacht,  daß  sie  sich  auf  ein  in  der  Lex  Alamannorum  und 
der  Lex  Baiuwariorum  gleichmäßig  benutztes  Reichsgesetz  Dagoberts  I.  beziehen. 
Einige  Stücke  aus  der  Einleitung  dieses  Gesetzes  haben  sich  außerdem  in  ver- 
schiedene Handschriften  der  Lex  Alamannorum  verirrt.    Bbunner,  a.  a.  0.  942  f. 
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für  eine  allmählich  entstandene  Kompilation  yerschiedenalteriger  Bestand- 
teile erklärt  worden,  während  andere  den  einheitlichen  Charakter  des 
Gesetzes  vertreten  ^.  In  der  That  sind  die  Verschiedenheiten  und  Wider- 
sprüche nicht  so  groß,  daß  sie  sich  nicht  auf  bloße  Mängel  in  der  Re- 
daktion zurückführen  ließen,  zumal  wenn  man  annimmt,  daß  die  ver- 
schiedenen Gruppen  des  umfangreichen  Gesetzes^  wie  wahrscheinlich  auch 
bei  der  Lex  Alamannorum,  verschiedenen  Bearbeitern  überwiesen  waren. 
Nach  Form  und  Inhalt  hat  die  Lex  Alamannorum  Lantfrids  als  Muster 
gedient.  Ihre  Benutzung  zieht  sich  durch  das  ganze  Gesetz,  insbesondere 
entspricht  Tit.  I  (Capitula  guae  ad  clerum  pertinent  seu  ad  ecclesiasüca 
iura)  der  ersten,  Tit.  IL  {De  duce  et  eius  causis  quae  ad  etim  pertinent) 
der  zweiten,  das  übrige  der  dritten  Gruppe  des  alamannischen  Gesetzes. 
Außerdem  zeigt  sich  in  einer  Reihe  von  Titeln  eine  umfassende  Benutzung 
der  Leges  Eurici,  woraus  sich  auch  vielfache  Berührungen  mit  dem  Edikt 
des  Rothari  ergeben  ^^  Die  in  den  meisten  Handschriften  überlieferten 
Eingangsworte  des  Gesetzes  {Hoc  decretum  apud  regem  et  principibus  eius 
et  apud  cuncto  populo  christiano  qui  infra  regnum  Mervungorum  consistunt) 
gehören,  wie  erst  neuerdings  festgestellt  worden  ist,  nicht  zu  der  Lex 
Baiuwariorum,  sondern  wahrscheinlich  zu  dem  bereits  als  eine  Quelle  der 
Lex  Alamannorum  erwähnten  merowingischen  Reichsgesetz,  das  insbeson- 
dere die  Vorlage  für  die  beiden  ersten  Titel  des  bairischen  Volksrechts 
abgegeben  hat  und  mit  annähernder  Sicherheit  auf  König  Dagobert  I. 
zurückgeführt  wird'^^  Wegen  der  Benutzung  der  Lex  Alamannorum 
kann  unser  Volksrecht  nicht  vor  dem  8.  Jahrhundert  entstanden  sein. 
Da  es  die  739  von  Bonifatius  eingeführte  bischöfliche  Organisation  der 
bairischen  Kirchen  bereits  zur  Voraussetzung  hat,  andererseits  aber  in  den 
Beschlüssen  der  Aschheimer  Synode  als  der  noch  vor  Herzog  Tassilo  (749) 
erlassene  Pactus  bezeichnet  wird,  so  ergiebt  sich  die  Abfassung  zwischen 
739  und  749.  Weiter  aber  ergiebt  sich  aus  den  geringen  Veränderungen, 
die  das  Gesetz  Dagoberts  in  der  Lex  Baiuwariorum  erfahren  hat,  daß  die 
letztere  im  Gegensatz  zu  der  Lex  Alamannorum  zu  einer  Zeit  entstanden 
ist,  wo  der  Baiernherzog  sich  in  strenger  Unterordnung  unter  den  Franken- 
könig befand,  was  auf  die  Abfassung  unter  Herzog  Odilo  {744 — 748) 
schließen  läßt*^®.  Ein  Zusatzgesetz  Tassilos  III.  bilden  die  auf  den  Land- 
tagen zu  Dingolfing  von  772  und  Neuching  von  775  erlassenen  sogenannten 


^  Vgl.  Merkel  in  seiner  Ausgabe  und  Archiv  d.  Ges.  f.  ältere  deutsche 
Geschichtskunde  11,  588  ff.  Biezlbb,  Geschichte  Baiems  1,  113  ff.;  FDG.  16,  411  ffl 
BoTH,  Entstehung  der  Lex  Baiuyariorum  (Münch.  Tnaug.-Abh.  1S48);  Zur  Geschichte 
des  bair.  Volksrechts  (Münchener  Festschrift  für  Bayer,  1869).  Stobbe  1,  163  ffl 
Andererseits  Waitz,  VG.  2,  1  S.  116  f.;  Abhandlungen  841  ff.  361  ff.  428  ff.  PfimaNv, 
£evue  hist.  de  droit  2,  805  ff.  461  ffl  v.  Daniels,  Handbuch  1,  207  ff.  Brumvbr 
1,  313  ff:     Genoleb,  Beiträge  z.  RG.  Bayerns  1,  1  ff.  41  ff.    y.  Amiba*  16. 

B^  Über  eine  bisher  übersehene  Entlehnung  aus  dem  Gesetzbuch  Enrichs  vgl. 
Zbumer,  N.  Arch.  28,  104  ff.  24,  614.    Bbumneb,  Berl.  SB.  39,  954. 

^^  Vgl.  Beuknbb,  Ein  merowingisches  Königsgesetz,  Berl.  SB.  39,  932  ffl 

*•  Vgl.  Bbunmer  1,  317. 
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Decreta    Tassilonis^;    ein  Zusatzgesetz   Karls   des   Großen   sind   die 
zwischen  801  nnd  813  erlassenen  Capitula  ad  legem  Baiuwarioram^^ 

IX.  Die  Lex  Saxonnm^^  ist  ein  einheitliches  Gesetz  in  66  Kapiteln, 
von  denen  aber  das  letzte  den  Charakter  einer  Privatnotiz  tragt  und  viei- 
leicht  erst  später  dem  Gesetze  angehängt  ist^'.  Der  Anfang  (c.  1—20) 
ist  den  ersten  16  Titeln  des  ribuarischen  Gesetzes  nachgebildet,  während 
c.  51 — 53  in  unverkennbarer,  zum  Teil  wörtlicher  Übereinstimmung  mit 
c.  5  des  ribuarischen  Kapitulares  von  803  stehen.  Karl  der  Große  hatte 
die  Verhältnisse  der  Sachsen  in  der  ersten  Zeit  nach  ihrer  Unterwerfung 
(zwischen  780  und  790,  wahrscheinlich  782)  durch  die  Capitulatio  de 
partibus  Saxoniae  geregelt,  ein  Reichsgesetz  das  besonders  durch 
strenge  Strafandrohungen  auf  die  Sicherung  der  fränkischen  Herr- 
schaft und  der  kirchlichen  Auktorität  bedacht  war^^  Nachdem  sich  die 
Lage  der  Dinge  gefestigt  und  der  Gegensatz  zwischen  Siegern  und  Be- 
siegten mehr  ausgeglichen  hatte,  erließ  Karl  auf  dem  Aachener  Reichstag 
des  Jahres  797,  simul  congregatis  Saxanibus  de  diversis  pagü,  tarn  de 
WeatfaUüäs  et  Angariü  quam  et  de  Oostfalahis,  das  Capitulare  Saxo- 
nicnm,  das  durch  die  ausdrückliche  Zustimmung  der  beteiligten  Bevölke- 
rung den  Charakter  des  Yolksrechts  (lex)  erhielt  ®^  Hätte  es  sich  dabei 
nur  um  ein  Zusatzgesetz  zur  Lex  Saxonum  gehandelt,  so  müßte  der  voll- 
ständige Mangel  jeder  Bezugnahme  auf  diese  auffallen;  was  man  in  diesem 
Sinne  gedeutet  hat,  ist  irrig.  Wahrscheinlich  ist  die  Lex  Saxonum  zwar 
ebenfalls  ein  Gesetz  Karls  des  Großen,   aber  jünger  als  das  Kapitulare 

^  In  der  Aiugabe  von  Msrkxl,  459  ff.  Auf  Tassilo  geht  auch  Tit  7,  c.  1— S 
der  Lex  zurück.  Vgl.  Bbünner,  Ein  mcrow.  Rönigsgesetz  955.  Die  Beschlüsse 
von  Neuching  (in  18  Kapiteln)  führen  die  Überschrift  De  popttlaribus  legibus. 
Bloßes  Amtsrecbt  enthalten  die  Beschlüsse  der  Synode  von  AÄchheim  von  758, 
bei  Merkel  457  f. 

*^  Außerdem  erließ  Karl  ein  für  Baiem  bestimmtes  Kapitulare  (Capitulare 
Baiuwaricom»  um  810),  das  aber  wohl  zu  den  Capitula  missorum  zu  rechnen  ist. 
Beide  bei  Bokbtius,  Capiiularia  1,  157  f.    Merkel  477  f. 

•*  Ausgabe  von  v.  Ricrthofbk,  MG.  Leg.  5,  1—102.  Vgl.  Merkel,  Lex  Saxo- 
num, 1853.  BoRETius,  Eist.  Zeitschr.  22,  148  ff.  v.  Daniels,  Handbuch  1,  263  ff. 
Gaupp,  Recht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen,  1837.  Gbnqler,  Rechtsdenkmfiler 
107  ff.  Stossb  1^  186  ff.  V.  RiCHTHOFEN,  Zur  Lex  Saxonum,  1868.  Usinqer,  For- 
schungen zur  Lex  Saxonum,  1867.  Waitz  3,  156  f.  207  ff.;  Abhandl.  565  ff. 
Bruhhbr  1,  345  ff.  V.  Axira*  16  f.;  Gott  gel.  Anz.  1888,  S.  56;  Bist.  Zeitschr. 
40,  306  ff.  De  Geer  i.  d.  Nieuwe  Bijdragen  voor  Rcchtsgelecrdheit,  NR.  2,  4 10  ff. 
SchOokivo,  N.  Arch.  24,  68i;ff. 

^  Vgl.  die  referierende  Form  des  c.  66  und  die  befehlende  der  entsprechen- 
den Bestimmungen  in  L.  Rib.  36,  11  und  Cap.  Sax.  von  797  c.  11. 

^  Abgedruckt  bei  v.  Ricbthofen,  S.  34  ff.  Bobetiüs,  Capitularia  1,  68.  Vgl 
V.  Bippen,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Ge8ch.-W.  1,  76  ff. 

^  V.  Ricmthofen,  S.  85  ff.  Boretiüb  1,  71  f.  Ein  Bruchstück  eines  dritten 
sftchsischen  Kapitulars  Karls  des  Großen  bei  Ansegis,  App.  2,  c.  34  u.  35  (BoRETirs, 
Capitularia  1,  160.  449).    Vgl.  v.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonum  11  f.  356. 
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von  797.    Man  darf  wohl  annehmen,  daß  sie  dem  Aachener  Reichstag 
von  802  ihre  Entstehung  verdankt °°. 

X.  Die  Lex  Angliorum  et  Werinorum®^  in  61  kurzen  Kapiteln 
zeigt  unverkennbare  Einflüsse  der  fränkischen  Gesetzgebung  aus  der  Zeit 
Karls  des  Großen,  namentlich  Anlehnung  an  die  Lex  Ribuaria,  aber  auch 
an  die  Lex  lYisionum  und  Lex  Saxonum.  Inhaltlich  steht  sie  zwischen  dem 
fränkischen  und  dem  sächsischen  und  langobardischen  Recht .  Die  Über- 
schrift Lex  Angliorum  et  Werinorum  hoc  est  Thuringorum  zeigt,  daß .  das 
Gesetz  kein  Volksrecht  der  Thüringer,  sondern  für  die  niederdeutschen 
Angeln  und  Werinen  oder  Warnen,  die  Bewohner  der  nördlichen  Teile 
des  Thüringerlandes,  bestimmt  war°®.  Die  Abfassung  ist  wahrscheinlich 
802  auf  dem  Reichstag  zu  Aachen  erfolgt  ®®. 

XL  Die  Lex  Frisionum^®  ist  uns  nur  in  einem  älteren  Abdruck 
erhalten,   so   daß  die  Kritik  sich  fast  ausschließlich  auf  den  Inhalt  der 


••  Die  Eingangsworte  lauten:  In  Christi  nomine  iticipit  legis  Saaconum  libo'. 
Die  ganze  Ausdrucksweise  zeigt  den  Charakter  eines  Gesetzes,  der  Inhalt  erweist 
es  als  Königsgesetz.  Die  schon  an  sich  wenig  überzeugende  Beweisführung  v.  Ricut- 
hofen's,  dem  v.  Amira  zustimmt,  für  ein  höheres  Alter  der  Lex  (vom  Jahre  785) 
wird  hinfällig,  wenn  c.  66  eine  Privatnotiz  ist.  In  der  Strafe  für  Brandstiftung 
(auch  bei  Gelegenheit  berechtigter  Fehde,  vgl.  Brunn  er)  stimmt,  wie  v.  Richthofen 
selbst  nachgewiesen,  nicht  das  Capit.  Saxon.  c.  2,  c.  8,  sondern  Lex  Saxonum  c.  38 
mit  dem  jüngeren  Recht  (Todesstrafe)  überein.  Vgl.  Schüceing,  a.  a.  0.  635  ff. 
Für  die  Entstehung  auf  dem  Reichstage  von  802  spricht  die  Verwandtschaft  mit 
dem  ribijarischen  Kapitulare.  Erheblich  jünger,  aber  auch  noch  dem  9.  Jh.  an- 
gehörig sind  vier  Zusätze  der  Spangenbergschen  Handschrift  in  L.  Sax.  c.  21.  28. 
86.  38.  Vgl.  v.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonum  1—7.  10. 13—18.  356  f.  MG.  Leg.  5,  8  f. 
•^  Ausgabe  von  v.  Richthofen  Sohn,  MG.  Leg.  5,  103  ff.  Vgl.  v.  Richthofen, 
Zur  Lex  Saxonum  394 — 418.  Gaupp,  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer,  1834.  Stobbe 
1,  172  ff.  Brünner,  1,  349  ff.  Schröder,  ZRG.  20,  19  ff.  v.  Amira«  17;  Hist. 
Zeitschr.  40,  310  ff. 

®^  Dies  wird  durch  die  in  den  Text  eingestreuten  deutschen  Wörter  bestätigt^ 
die  teils  Verwandtschaft  mit  den  benachbarten  fränkischen  und  sächsischen  Dia- 
lekten, teils  das  dem  Altthüringischeu  eigentümliche  Schwanken  zwischen  altlioch- 
deutschen  und  niederdeutschen  Formen  zeigen.  Der  Gau  der  Angeln  {Engilin, 
Engkheim)  hat  ursprünglich  das  ganze  Unstrutgebiet  umfaßt,  der  Name  ist  später 
aber  nur  an  einem  Teile  haften  geblieben.  Das  ursprüngliche  Gebiet  der  Warnen 
oder  Werinen  (Werenofeld)  lag  östlich  von  dem  der  Angeln,  zwischen  Saale  und 
Elster,  und  wurde  später  von  Sorben  eingenommen;  der  alte  Name  ging  verloren, 
nur  Werines  (Wernsdorf  bei  Teuchern,  ein  zweites  Wernsdorf  zwischen  Gera  und 
Zeitz)  hat  die  Erinnerung  an  denselben  bewahrt.  Auf  die  grundlose  Ansicht,  daß 
die  Lex  Angliorum  et  Werinorum  in  Belgien,  den  Niederlanden  oder  Schleswig 
entstanden  sei,  ist  hier  nicht  weiter  einzugehen.  Über  einen  anderen  früher  ver- 
breiteten Irrtum  vgl.  Liebermann,  ZRG.  28,  174. 

*®  Die  Bezeichnung  verschiedener  Bestimmungen  (c.  36.  49.  56)  als  Urteil  oder 
Weistum  entspricht  dem  auf  diesem  Reichstage  beobachteten  Verfahren. 

'*  Ausgaben  von  v.  Richthofen,  MG.  Leg.  3,  631 — 710.  Gaupp,  Lex  Frisio- 
num,  1832.  Vgl.  v.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonum  353  ff.  de  Geeb,  ZRG.  8,  134  ff*. 
Stobbe  1,  179  ff.     Waitz  3,  157  ff.     v.  Daniels,  Handbuch  1,  256—263.     Brunnbb 
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Quelle  angewiesen  sieht '^  Obwohl  das  ursprüngliche  Rechtsbuch,  die 
eigentliche  Lex  Frisionum  und  die  später  hinzugefügte,  aus  Weistümern 
zweier  Rechtskundigen  zusammengesetzt«  Additio  sapientum,  nur  für  Mittel- 
friesland (zwischen  Fli  und  Laubach)  bestimmt  war,  scheint  der  Verfasser 
doch,  nach  dem  Dialekt  der  deutschen  Wörter  zu  schließen,  ein  West- 
friese gewesen  zu  sein.  Später  hat  in  Westfriesland  (zwischen  Fli  und 
Sinkfala)  eine  Bearbeitung  stattgefunden,  welche  die  abweichenden  Rechts- 
grundsatze der  Westfriesen  wie  der  zwischen  Laubach  und  Weser  sitzen- 
den Ostfriesen  teils  durch  glossenartige  Einschiebungen ,  teils  durch  aus- 
fuhrliche Zusätze  zum  Ausdruck  brachte^*.  Erst  nach  Abschluß  des 
Werkes  hat  ein  heidnischer  Ostfriese  eine  die  Bestrafung  des  Tempelraubes 
betreffende  Notiz  ( Add.  sap.  Tit.  1 1  i>tf  honore  templorum)  angefugt,  deren 
referierende  Form  allein  schon  die  private  Herkunft  erkennen  läßt.  Sie 
bestätigt,  wie  v.  Amiea  bemerkt,  daß  die  Lex  Frisionum  und  die  Additio 
sapientum  noch  vor  der  völligen  Überwindung  des  Heidentums,  also  keines- 
falls später  als  im  9.  Jahrhundert  zum  Abschluß  gekommen  sind. 

Ein  Volksrecht  im  Sinne  der  übrigen  Leges  haben  die  Friesen  nicht 
besessen.  Man  kann  sogar  zweifeln,  ob  die  rohe,  unverarbeitete  Kompi- 
lation so  verschiedener,  einander  vielfach  widersprechender  Bestandteile, 
die  sich  Lex  Frisionum  nennt,  überhaupt  amtlichen  Charakter  gehabt  hat 
oder  nicht  vielmehr  ein  bloßes  Rechtsbuch  rein  privater  Entstehung  ge- 
wesen ist  (v.  Abclka).  Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  aber  dafür,  in  ihr 
(mit  Bbunner)  eine  kompilatorische  Vorarbeit  zu  den  Zwecken  der  Gesetz- 
gebung zu  erblicken^*.  Jedenfalls  hat  sie  wohl  als  Volksrecht  gegolten, 
du  Karl  der  Große  sonst  für  eine  anderweitige  Aufzeichnung  desselben^  Sorge 


1,  340  ff.  y.  Amira^  17.  20  f.  Patetta,  La  Lex  Frisionum,  studii  suUa  sua  origiDe 
e  aolla  critica  del  testo,  i.  d.  Memorie  della  Keale  Accademia  delle  Scieuze  di 
Torino,  ser.  IL,  tom.  XLIII.  1892  (mit  kritischem  Textabdruck). 

^'  Der  Originaldruck  bei  Herold,  Originum  ac  Germanicarum  antiquitatum 
libri  (Basileae  1557),  S.  131  flf.  Die  innere  Kritik  der  Quelle  ist  durch  die  ange- 
fBhrten  Schriften  und  Ausgaben  in  hohem  Grade,  am  meisten  durch  Brunner,  ge- 
fordert worden.  Richthofen's  Ausgabe  ist  in  ihren  kritischen  Teilen  vielfach  ver- 
feiilt;  in  ihren  sachlichen  und  sprachlichen  Erklärungen  aber  um  so  dankenswerter. 

'«  Solche  Zusätze  sind  L.  Fris.  Tit.  3  §§  8—9,  Tit.  4  §  8,  Tit.  9  §§  14—17, 
Tit  14  §§  3—7  und  Tit.  16.  Erst  nach  Abschluß  dieser  Bearbeitung  kann  der 
auf  Ostfriesland  bezügliche  Tit  15  mit  seinem  eigentümlichen,  nach  Pfunden  und 
Unzen  rechnenden  Münzsystem  eingefügt  sein.  Den  äußeren  Anlaß  für  seine  Ein- 
scliiebong  hinter  Tit.  14  mag  die  am  Schlüsse  des  letzteren  befindliche  Berechnung 
von  60  Sei.  zu  3  Pfund  (vgl.  S.  189)  gegeben  haben. 

^'  Die  volksrechtliche  Anerkennung  eines  subsidiären  Fehderechts  in  L.  Fris. 
Tit.  2,  dessen  thatsächliche  Geltung  durcb  den  Zusatz  des  Wlemar  am  Schlüsse 
dieses  Titels  bestätigt  wird,  kann  der  Annahme  eines  halbamtlichen  Charakters 
der  Arbeit  nicht  entgegengesetzt  werden,  da  die  karolingische  Politik,  obwohl  auf 
Beseitigung  des  Fehderechts  gerichtet,  doch  dem  ihr  widerstrebenden  Volksrecht 
Ecchnang  tragen  mußte.  Eher  könnte  man  sich  auf  den  heidnischen  Charakter 
des  Tit.  5  berufen,  der  jedenfalls  die  königliche  Sanktion  nicht  erhalten  haben 
würde,  einem  eifrigen  Sammler  aber  immerhin,  auch  wenn  er  amtlichen  Auftrag 
batte,  in  die  Feder  kommen  mochte. 
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getragen  haben  würde.  Auch  hat  der  Eompilator  überwiegend  aus  amt- 
lichen Materialien  geschöpft,  welche  den  karolingischen  Zuständen  in  der 
Mitte  und  zweiten  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  entsprechen  ^^,  auch  in  der 
Lex  Saxonum  und  dem  anglo-warnischen  Recht  manche  Anklänge  finden  ^^ 
Die  Absicht  des  Eompilators  war  offenbar  auf  eine  möglichst  vollständige 
Zusammenstellung  der  Bußtaxen  in  systematischer  Ordnung  gerichtet 
Nur  die  Bestimmungen  über  das  Litenrecht  (Tit.  6,  Tit.  11)  und  über  das 
Losurteil  bei  Totschlägen  gelegentlich  eines  Aufruhrs  (Tit  14  §§  1.  2) 
passen  nicht  in  das  System  und  sind  yielleicht  erst  später,  jeden&Us  aber 
noch  vor  der  gesamtfriesischen  Bearbeitung,  eingeschoben  worden.  Den 
Anfang  machen  die  offenbar  volksrechtlichen  Wergeidtaxen  des  Tit  1, 
denen  sich  in  Tit  22  als  zweite  Gruppe  die  ebenfalls  volksrechtlichen 
Bußsatzungen  für  Körperverletzungen  zur  Seite  stellen  ^^  Der  umfang- 
reiche Tit  22  erscheint  als  eine  freie  Bearbeitung  der  Lex  Alamannorum 
c.  56—58.  An  dasselbe  Volksrecht  (c.  25.  28.  29.  87.  88.  40.  48),  zum 
Teil  auch  an  die  Lex  Ribuaria  15  und  16,  schließen  sich  die  vorauf- 
gehenden Titel  17 — 21  an.  Dieselben  bilden  mit  Tit  7  eine  einheitliche 
(dritte)  Gruppe,  die  durch  Yerneunfachung  der  Bußen  und  Friedensgelder 
charakterisiert  wird^^  und  nach  einer  Angabe  des  Tit  7  {haec  constituHo 
ex  edicto  reffis  processit)  als  Bearbeitung  eines  Eönigsgesetzes,  und  zwar 
aus  der  Zeit  zwischen  743  und  751,  anzusehen  ist^^  Alle  übrigen  Be- 
stimmungen der  Lex  Frisionum,  soweit  sie  nicht  auf  jüngeren  Zusätzen 
beruhen,  erkennt  man  als  Ergänzungen  der  drei  erwähnten  Gruppen^ 
welche  als  Kern  der  Kompilation  anzusehen  sind. 

Die  Additio  sapientum  (so  jedenfalls  schon  in  der  handschrift- 
lichen Vorlage)  enthält  Weistümer  zweier  Rechtskundigen,  Wlemar  (nicht 
Wulemar)  und  Saxmund,  die  wohl  das  Amt  eines  Asega  (S.  44)  bekleideten» 
Ihre  Arbeiten  nehmen  sich  wie  amtliche  Gutachten  über  eine  Revision  der 
Lex  Frisionum,  namentlich  des  Tit  22,  aus.  Die  vielfachen  Abweichungen 
in  den  Bußsätzen,  wie  sie  in  der  Additio  gegenüber  der  Lex  und  boi 
Wlemar  gegenüber  Saxmund  vorkommen,  mögen  sich  teils  aus  der  Ver- 

^*  Die  Wergeidsätze  sind  noch  nach  GoldschiUingen  angegeben,  diese  werden 
aber  bereits  als  Silberschillinge  berechnet,  so  daß  das  Freienwergeld  nicht  587t  Sol., 
sondern  3  x  53  Vs  Sol.  »160  Sol.  (also  ebensoviel  wie  in  den  übrigen  Rechtsgebieten 
des  fränkischen  Reiches)  beträgt.  Dabei  gilt  der  Betrag  von  53  Vs  Sol.  immer  noch 
als  Wergeldsimplum  und  wird  bei  kasueller  Tötung  und  in  anderen  Fällen,  wo 
nur  dieser  Betrag  zu  entrichten  ist,  auch  noch  geradezu  als  Wergeid  bezeichnet. 
Vgl.  S.  188.    Brunner  1,  225.  342  n. 

"  Über  die  auffallende  Übereinstimmung  der  L.  Fris.  17,  4  mit  L.  Angl.  et 
Wer.  57  und  L.  Rib.  64  vgl.  Brunner  1,  352  n. 

'^  Tit.  22  §  79  nimmt  ausdrucklich  auf  ein  Weistum  bezug:  ita  de  eoxa  et 
pede  iudicatum  est. 

"  Vgl.  Brunner  1,  344  n. 

^^  Als  Träger  der  Staatsgewalt  wird  ein  König  und  ein  dux  vorausgesetzt, 
was  nach  Brunner  nur  auf  Childerich  III.  und  seinen  Hausmeier  (dux  et  princepa 
Francorum)  Rarlmann  oder  Pippin  bezogen  werden  kann. 
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schiedenheit  der  Abfassüngszeit,  teils  aas  lokalrechtlichen  Abweichungen 
erklären;  zum  Teil  mag  es  sich  dabei  um  gesetzgeberische  Vorschläge 
handeln.  Auch  die  Additio  sepientum  zeigt  vielfache  Benutzung  der  Lex 
Alamannorum^  und  zwar  der  jüngeren  Textklasse  (?gl.  Add.  Tit  3^,  4 
und  8  mit  L.  Alam.  B.  c.  66.  67.  86).  Die  allgemein  durchgeführte  Ver- 
dreifachung der  BuBsatze  ergiebt  die  Abfassung  nach  dem  Gesetze  Fippins 
über  die  allgemeine  Berechnung  der  Bußtaxen  nach  der  Silberwährung, 
während  andererseits  die  formelle  Beibehaltung  der  alten  Ansätze  ent« 
schieden  noch  für  die  Zeit  Karls  des  Großen  spricht.  Wahrscheinüch 
stand  die  Additio  sapientum  mit  den  durch  den  Aachener  Reichstag  von 
802  hervorgerufenen  gesetzgeberischen  Arbeiten,  wenn  auch  selbst  nur 
als  eine  Vorarbeit,  in  Verbindung.  Daß  ein  Satz  des  Wlemar  in  die 
Lex  Frisionum  selbst  geraten  ist  (hinter  Tit.  2),  warde  bereits  bemerkt. 
Außerdem  besitzen  wir  ein  selbständiges  Weistum  mit  der  Überschrift 
Ilaec  mditia  Wlemcanu  dictavit,  das  von  Hebold  (a.  a.  0.  128)  irrtümlich 
als  ein  Anhang  zu  der  Lex  Angliorum  et  Werinorum  abgedruckt  und 
erst  in  den  Mon.  Germ,  an  die  richtige  Stelle  gebracht  ist 

XII.  Die  Lex  Francorum  Chamavorum^^  enthält  in  48  kurzen 
Kapiteln  Urteile  oder  Weistümer  einer  frankischen  Gerichtsversammlung 
oder  eines  Ausschusses  von  Rechtskundigen  über  bestimmte,  zur  Beant- 
wortung vorgelegte  Fragepunkte,  das  Sonderrecht  der  in  dem  ducatus 
Hamaland  gesessenen  chamavischen  Franken  betreffend  ®^  Die  letzteren 
gehörten  im  weiteren  Sinne  zu  den  Ribuariern  und  hatten  ribuarisches 
Recht,  aber  vielfach  verändert  durch  die  nachbarlichen  Einflüsse  der 
Sachsen  an  ihrer  Ost-  und  der  Friesen  an  ihrer  Nord-  und  Westgrenze 
sowie  der  am  Rhein  mit  ihnen  grenzenden  Salier.  Die  Überschrift  Notitia 
seu  commemoratio  de  ilia  euua  quae  se  ad  Amorem  habet  giebt  zu  erkennen, 
daß  wir  es  nicht  mit  einem  fertigen  Gesetz,  sondern  mit  dem  Bericht 
über  ein  zu  gesetzgeberischen  Zwecken  eingeholtes  Weistum  zu  thun 
haben  ®^.  Verfaßt  ist  der  Bericht  entweder  von  Königsboten  oder  von 
eben  den  Rechtskundigen,  die  das  Weistum  erteilt  baben,  was  dem  bei 
den  Gesetzgebungsarbeiten  des  Aachener  Reichstags  von  802  beobachteten 
Verfahren  durchaus  gemäß  wäre.  Auch  der  Inhalt  der  Quelle  spricht 
für  diese  Abfassungszeit. 

^*  Aoflgabe  von  Sohm,  MG.. Leg.  5,  269 ff.  und  Id  der  Schalansgabe  der  L. 
Rib.  und  L.  Franc.  Cham.,  1883.  Gaüpf,  Lex  Francoram  Chamavoram,  1855. 
Vgl.  ZOpfl,  Die  euua  Chamavoram,  1856.  Scbrödeb,  Untersachongen  zu  den 
&ftnki8chen  Volksrechten  492  ff.;  Die  Franken  und  ihr  Recht  47  f.  Fboidbvaüz, 
Stades  aar  la  Lex  dicta  Francoram  Chamavoram,  Paria  1892.  Brunmeb  1,  853. 
Stobbb  Xy  200  ff.    V.  Amiba*  16. 

^  Dieselben  bewohnten  hauptsächlich  die  niederländischen  Provinzen  Gelder- 
land  und  Overijssel,  wahrscheinlich  auch  Drente  und  einen  Teil  von  Utrecht 

^*  Vielleicht  ist  die  Überschrift  nur  ein  Zusatz  des  Abschreibers,  da  Gesetze 
auch  in  der  laxen  Form  eines  bloßen  Berichts  abgefaßt  werden  konnten.  Vgl. 
Seeuqsb,  Die  Kapitularien  der  Karolinger  28. 
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XIII.  Die  Capitula  Eemedii®^  sind  ein  unter  dem  Bischof  Reme- 
dius  von  Chur  zwischen  800  und  806  für  die  romanischen  Bewohner 
Churrätiens  erlassenes,  zwölf  Bestimmungen  strafrechtlicher  Natur  ent- 
haltendes, halb  hofrechtliches  Gaugesetz.  Seit  der  Mitte  des  9.  Jahr- 
hunderts stand  in  derselben  Gegend  ein  umfangreiches  Bechtsbuch,  die 
sogenannte  Lex  Romana  Curiensis,  in  Gebrauch®'.  Dieselbe  scheint 
eine  Privatarbeit  gewesen  zu  sein,  die  auf  Grund  der  Lex  Romana  Wisi- 
gotorum  eine  Darstellung  des  römischen  Vulgarrechts,  und  zwar  ohne  Be- 
schränkung auf  ein  bestimmtes  Gebiet,  bezweckte.  Einflüsse  des  deutschen, 
namentlich  des  fränkischen  Rechts  sind  unverkennbar.  Die  Heimat  des 
Rechtsbuches  ist  bestritten;  die  meisten  Gründe,  auch  sprachlicher  Natur, 
sprechen  für  seine  Entstehung  in  Churrätien;  daß  es  handschriftlich  auch  in 
Istrien  und  der  Lombardei,  wo  andere  seine  Heimat  suchen,  in  Gebrauch 
gewesen  ist,  kann  bei  der  hervorragenden  Bedeutung  dieser  Quelle  des 
römischen  Vulgarrechts  nicht  dagegen  ins  Gewicht  fallen.  Bestritten  ist 
auch  die  Entstehungszeit,  die  von  Zeümer  gegen  750,  von  anderen  erst 
gegen  850  gesetzt  wird®*.  ' 


XIV.  Die  angelsächsischen  Gesetze®^.  Bei  den  Angelsachsen 
ist  es  ebensowenig  wie  bei  den  Langobarden  zu  einer  einheitlichen  Re- 
daktion des  Volksrechts,  sondern  nur  zu  einer  Reihe  von  Einzelgesetzen 
sehr  verschiedenen  ümfangs  gekommen.  Dieselben  zeichnen  sich  durch 
volkstümlichen  Charakter  und  ganz  besonders  durch  die  Abfassung  in  der 
Volkssprache  aus.  Aus  der  Zeit  der  Heptarchie  giebt  es  Gesetze  der 
Königreiche  Kent  und  Wessex.     Dem  ersteren  gehören  die  Gesetze  von 


**  Neaeste  Ausgabe  von  Zeumer,  MG.  Leg.  5,  441  ff.  und  G.  Hanel,  ebd.  5, 
180  ff.  Vgl.  Planta,  Das  alte  Rätien  309  ff.  (Textabdruck  449  ff.).  Stobbb  1,  206  ff. 
Brunneb  1,  364.     CoNRAT,  a.  a.  0.  1,  292.     W.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  16,  75  f. 

*»  Kritische  Ausgabe  von  Zeumer,  MG.  Leg.  5,  291  ff.  Vgl.  Zbümbr,  ZRG.  22, 
1  ff.;  N.  Arch.  25,  844.  v.  Salis,  ebd.  19,  141  ff.  Waonbr,  ebd.  17,  54  ff.  Brckner, 
ebd.  17,  263  ff.;  RG.  1,  361  ff.  Schupper,  La  legge  Romano  Udinese,  Atti  della 
reale  Accad.  dei  Lincei,  ser.  3%  vol.  VIL  1881;  vol.  X,  1882,  ser.  4%  vol.  III,  1\ 
1888;  II  testatnento  di  Tello  e  la  legge  Romano  Udiueße,  ebd.  ser.  4',  vol.  VI.  1*. 
1889.  G.  Hänel,  Lex  Romana  Visigothorum  pg.  36  sqq.  (mit  Ausgabe,  S.  17  ff., 
als  „Epitome  S.  Galli").    Planta,  a.  a.  0.  327  ff.  (mit  Ausgabe  S.  452  ff.).    Stobbe 

1,  203  ff.;  De  lege  Romana  Utinensi,  1853.  Zanetti,  La  Legge  Romana  Retica- 
Coirese  o  Udinese,  1900.  v.  Voltelini,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  Erg.  6,  145  ff.  Savionv, 
a.  a.  0.  1,  426  ff.  7,  23  ff.  Conrat,  a.  a.  0.  1 ,  285  ff.;  ZRG.  23,  239.  Pebtile, 
Storia  1,  102  f.     Waitz  3,  627.     Hegel,    Gesch.  d.  StÄdteverfassung   von   Italien 

2,  104  ff.  V.  Bethmann-Hollweg,  Ursprung  der  lombard.  Stfidtefreiheit  28  ff. 
V.  Amira^  22. 

^  Wenn  das  von  Zeumer  angezogene  Testament  des  Bischofs  Tello  von  766 
echt  ist,  so  muß  die  Entstehung  der  Lex  in  die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  gesetzt 
werden. 

®*  Ausgabe:  Liebermann,  Gesetze  der  Angelsachsen  I.  1898 — 99.  Price  and 
Thobpe,  Ancient  laws  and  Institutes  of  England,  1840.  R.  Schmidt,  Die  Gesetze 
der  Angelsachsen*,  1858.  Vgl.  Stobbe  1,  194  ff.  v.  Amira«  19  f.  24  ff.  Lieber- 
mann, ZRG.  16,  127  ff.  18,  130  ff. 
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^thelberht  (601—604),  Hlödhaere  und  Eadric  (685—686)  und  Wihtrsed 
(695—696),  dem  Reiche  Wessex  diejenigen  Ton  Ine  (688—695)  an®«. 


Unter  Alfred  dem  Großen  (871 — 901),  der  sich  auch  um  die  Sammlung  der 
Gesetze  der  früheren  Könige  verdient  gemacht  hat,  beginnt  die  einheitliche  Gesetz- 
gebung für  das  ganze  Reich  der  Angelsachsen.  Auch  nach  ihm  haben  nicht  bloß 
Englands  Könige  aus  dem  angelsächsischen  Geschlecht,  £adweard  I.  (921—924), 
-^Ethelstan  (925-940),  Eadmund(943-946),  Eadgar  (959— 968),  ^thelred(980— 1016), 
sondern  auch  Knut  von  Dänemark  (1020—1084)  und  Wilhelm  der  Eroberer  (1066 
bis  1087)  die  Gesetzgebung  in  demselben  Geiste  foi*tgeführt.  Die  Gesetze  Wilhelms 
sind  nur  in  lateinischer  und  altfranzösischer  Sprache  erhalten;  der  französische 
Text  ist  jedenfalls  Übersetzung.  Neben  den  volksrechtlichen  finden  sich  vielfach 
auch  geistliche  Gesetze,  bei  denen  nur  die  Zustimmung  der  Bischöfe  erforderlich 
war^^  Außerdem  gehört  dem  Gebiete  des  angelsächsischen  Rechts  eine  größere  Zahl 
von  Privatarbeiten,  teils  kleinere  Recht saufzeichnungen,  teils  umfassendere  Kom- 
pilationen, an.  Wertvoll  für  die  Geschichte  der  Stände  sind  die  Reetiiudines  singu^ 
larum  personarum  aus  dem  10.  oder  11.  Jahrhundert ^^  Aus  der  ersten  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  besitzen  wir  drei  Kompilationen  beziehungsweise  Bearbeitungen 
der  angelsächsischen  Gesetze,  sämtlich  in  lateinischer  Sprache,  die  sogenaunten 
JnstihUa  Onuti  aliorumque  regum  Anglorum^,  den  Quadripartitus^  und  die  Con- 
siliaiio  OnuH^^y  denen  sich  aus  dem  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  eine  mehrfach 
mit  Fälschungen  durchsetzte  Kompilation  {Leges  Anghrum  Londonits  coUectae)  an- 
schließt**. Die  sogenannten  Leges  Edwardi  Gonfessoris,  ein  größtenteils  auf  eigener 
Bekanntschaft  des  nordfranzösischen  Verfassers  mit  dem  englischen  Rechte  seiner 
Zeit  beruhendes  Rechtsbuch,  sind  zwischen  1130  und  1154  entstanden  und  nicht 
lange  nach  ihrer  Entstehung  von  anderer  Hand  einer  Neubearbeitung  unterzogen 
worden  ••. 

§  32.    Die  fränkischen  Reichsgesetze. 

Vgl.  S.  118 ff.,  152  f.,  282.  Kritische  Ausgabe:  Boretius  u.  Kbausb,  Capitu- 
laria  regum  Francorum,  2  Bde,  1883—1893,  Register  von  Werminqhofp,  1897  (MG. 
Leg.  Sectio  II.).     Unzureichend  die  Ausgabe  von  Pebtz,    MG.  Leg.  L  II.  (1835). 

^^  Wir  erfahren  außerdem  ^on  den  leider  verloren  gegangenen  anglischen 
Gesetzen  des  Königs  Offa  von  Mercia  (788—796). 

8'  Vgl.  V.  Amira'  26  f.  Liebermann,  ZRG.  16,  127  ff.  18,  198  ff.  K.  Maurer, 
Kr.  VJSchr.  36,  338  ff.     Pollock  and  Maitland,  History  of  English  Law  1,  76  ff. 

»«  ScHMiD,  a.  a.  0.  371  ff.     H.  Leo,  Rectitudincs  etc.,  1842. 

^  Her.  von  Ltebermann,  i.  d.  Transactions  of  Royal  Histor.  Society,  1893. 

^  Vgl.  LiEBERUANN,  Quadripartitus ,  1891.  Von  dem  Verfasser  des  Quadri- 
partitas  rührt  auch  das  älteste  systematisch  angelegte  englische  Rechtsbuch  (die 
Leges  Henriei  /.)  her.  Das  Werk  ist  zwischen  1110  und  1132  entstanden.  Der 
Verfasser  war  Weitgeistlicber  und  englischer  Kronjurist.  Vgl.  Liebermann,  Das 
englische  Rechtsbuch  Leges  Henriei,  1901. 

'^  Her.  von  Liebermann,  1893. 

•*  Vgl.  Liebermann,  Ober  die  Leges  Anglorum  etc.,  1894. 

®'  Vgl.  Liebermann,  Über  die  Leges  Edwardi  Gonfessoris,  1896.  K.  Maurer, 
i.  d.  Engl.  Studien  1896,  S.  74  ff.  Die  Leges  Edwardi  bildeten  neben  den  Articuli 
Wilhelmi  und  einer  Genealogia  Normannorum  den  Bestand  einer  Sammlung,  der 
von  ihrem  Herausgeber  (Liebermann,  Zeitschr.  f.  roman.  Philol.  1895,  S.  77  ff.)  der 
Name  „Tripartita**  beigelegt  worden  ist. 
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Kritische  Aasgabe  der  fränkischen  Concilienschlüsse :  Maasben,  Concilia  aevi  Mero- 
vingici,  I.  1893  (MG.  Leg.  Sectio  III.).  —  Borbtiub,  Capitularien  im  Langobarden- 
reich,  1864;  Beiträge  zur  Kapitularienkritik,  1874;  Gott.  gel.  Anz.  1882  S.  65  ff., 
1884  S.  713  ff.  Beseleb,  Gesetzeskraft  der  Kapitularien  (Pestgabe  für  Honncyer, 
Berlin  1871).  Tb£venin,  Lex  et  capitula  (M^langes  de  T^cole  des  hautes  ^tndes, 
1878).  FusTEL  DE  CoüLANOEs^  Dc  la  eonfection  des  lois  au  temps  des  Carlovingiens 
(Revue  historique  3,  3  ff.).  Seelioer,  Die  Kapitularien  der  Karolinger,  1893;  Volks- 
recht u.  Königsrecht,  Hist  Viertelj.-Schr.  1898,  S.  1  ff.  313  ff.  Stütz,  ZRG.  30, 
171  ff.  Bbunnee  1,  277  ff.  374  ff.  2,  39;  Grundzüge  32.  37  f.  Waitz  3,  598  ff.;  Ab- 
handlungen 396 ff.  (ebd.  403 ff.  ein  Zusatz  von  Zeumeb).  v.  Amiba,  Grundriß^  15. 
17;  Gott.  gel.  Anz.  1888  S.  57  ff.,  1896  S.  193  ff.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  31—45. 
87.  3  S.  417.  529.  579.  8,  3  S.  1—81;  Deutsche  Geschichte  1^  2  S.  645  f.  Sohm, 
Reichs-  und  Gerichtsverfassung  102  f.  134  ff.  Schrödeb,  Hist.  Zeitschr.  79,  226  ff 
Stobbb  1,  209  ff.  Th.  SiCKEL,  Lehre  von  den  Urkunden  der  Karolinger  407  ff. 
W.  SiCKEL,  Merow.  Volksversammlung  23  ff.  (a.  d.  Mitt  d.  öst  Inst,  £rg.-Bd.  2); 
Gott  gel.  Anz.  1888  S.  436  f.,  1890  S.  234  ff.  £.  Löniko,  Gesch.  d.  deutschen  Kirchen- 
rechts 2,  17  ff.  V.  Daniels  1,  278  ff.  v.  Bethmanx-Hollweg,  Germ.-rom.  Civilproseß  1, 
462f.  2,  57ff.  Genoleb,  Rechtsdenkmäler  53  ff.  Glasson,  Histoire  2,  199ff.  Viollbt, 
Pr^cis  1,  106  ff.     Platz,  Kapitularien  der  fränk.  Könige,  Pforzh.  Progr.  1888. 

Die  unter  den  Merowingern  üblichen  Bezeichnungen  für  königliche 
Satzungen  waren  edictum,  decretum,  decretio,  praeceptum,  praeceptioj  au- 
ctorüasj  Ausdrücke  die  auch  unter  den  Karolingern  noch  vorkamen,  mehr 
und  mehr  aber  durch  die  von  der  Kapiteleinteilung  hergenommene  Be- 
zeichnung capitula  oder  capitularia  verdrängt  wurden.  Den  zu  territorialer 
Geltung  bestimmten  eigentlichen  Beichsgesetzen  standen  schon  in  der 
Merowingerzeit  die  als  Zusätze  zu  den  Volksrechten  bestimmten  Satzungen^ 
die  persönliches  Recht  der  Stammesangehörigen  waren,  gegenüber.  So 
die  S.  235  erwähnten  Zusatzgesetze  der  Lex  Salica  nebst  dem  Edikt  des 
Chilperich  und  wohl  auch  das  in  die  Lex  Ribuaria  aufgenommene,  wahr- 
scheinlich von  Dagobert  L  erlassene  Königsgesetz  (S.  236).  Eine  für 
mehrere,  wenn  nicht  für  alle  Volksrechte  des  Frankenreicbes  bestimmte 
Ergänzung  war  das  von  Bbunnbr  nachgewiesene  und  mit  großer  Wahr- 
scheinlichkeit ebenfalls  dem  König  Dagobert  L  zugeschriebene  Königs- 
gesetz über  die  Stellung  der  Stammesherzoge  und  über  kirchliche  Ver- 
hältnisse, das  zum  Teil  in  die  Lex  Baiuwariorum  und  Lex  Alamannorum 
Aufnahme  gefunden  hat^  Seit  Karl  dem  Großen  wurden  diese  volks- 
rechtlichen Satzungen  als  capitula  legibus  addenda  oder  in  ähnlicher  Weise 
bezeichnet.     So   die   nova  legis  constitutio  Karoli  imperatoris  qua  in  lege 


*  Vgl.  S.  245  f.  Bbunner,  Über  ein  verschollenes  merowingisches  Königs- 
gesetz  des  7.  Jahrhunderts,  Berl.  SB.  1901,  S.  932  ff.  Die  ursprüngliche  Überschrift 
dieses  Gesetzes  {Hoc  deeretum  apud  regem  et  principibus  eius  et  apud  etmeto  po- 
pulo  christiano  qui  infra  regvum  Mervungorum  consistunf)  wird  von  den  meisten 
Handschriften  der  Lex  Baiuwariorum  irrtümlich  als  Überschrift  ihres  ersten  Titels 
gebracht  Andererseits  hat  sich  der  Schluß  des  Konigsgesetzes,  wie  es  scheint,  in 
die  Überschrift  des  Pactus  Alamannorum  (Lehuann,  L.  Alam.  S.  21,  S.  152)  verirrt: 
Übt  fuerunt  33  duccs  et  33  episcopi  et  45  comiteSy  um  schließlich  in  verschiedenen 
Handschriften  der  Lex  Alamannorum  in  die  Überschrift  der  letzteren  (LsHMAirN, 
a.  a.  0.  62)  eingeflickt  zu  werden.  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  940  ff.  Über  Spuren 
der  Leges  Enrici  in  unserem  Gesetz  Brunner  939. 
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Rüntaria  miitenda  est,  Ton  803  (Boretius  1,  117),  ferner  die  capi- 
hda  quae  cid  legem  Baiuvariorum  domnus  Karolus  Serenissimus  Im- 
perator addere  iussit,  von  801—813  (ebd.  1,  157),  und  Ludwigs  capitula 
legis  SaUcae  von  820  (ebd.  1,  292).  Die  letzteren  trugen  zunächst  nur 
den  Charakter  eines  Tom  König  eingeforderten  und  durch  Reichsgesetz 
bestätigten  Weistums*,  wurden  dann  aber  auf  dem  Reichstag  zu  Dieden- 
hofen  (Oktober  821)  ausdrücklich  für  Volksrecht  {lex)  erklärt:  Generdliter 
omnes  admonemus,  ut  capitula,  que  praeterito  onno  legis  Salicae  per  om- 
nium  consensum  addenda  esse  censuimus,  tarn  non  uUerius  capitula,  sed 
tantum  lex  dicantur,  immo  pro  lege  tenearUur^.  Zu  derselben  Gruppe 
gehören  femer  Ludwigs  Zusatzgesetz  zur  Lex  Salica  von  816  {Capitula 
quae  nobis  addere  placuit)*  und  die  beiden  sächsischen  Kapitularien  Karls 
des  Großen*.  Eine  Ergänzung  zu  sämtlichen  Volksrechten  bildete  Karls 
des  Großen  Capitulare  legibus  additum  von  803  (Bobetiüs  1,  113  f.)  mit 
der  Überschrift:  Haec  sunt  capitula  quae  domnus  Karolus  magnus  Impe- 
rator tussit  scribere  in  consilio  suo  et  iussit  eas  ponere  inter  alias  leges^, 
ebenso  Ludwigs  818  oder  819  erlassene  capitula  quae  legibus  addenda 
sunt,  quae  et  missi  et  comites  habere  et  ceteris  nota  facere  debent^.  End- 


*  Bei  jedem  Kapitel  heißt  es:  de  hoe  capitulo  iudicatum  est  (ah  omnibus),  oder: 
iudicaventnt  (omnes),  bei  c.  7  aber:  ad  tnterrogationem  domni  imperatoris  reser- 
vare  toJuerunt,  Es  wird  sich  damit  verhalten  haben  wie  mit  der  Lex  Chamavomm, 
der  Additio  sapientam,  vielleicht  auch  der  ganzen  Lex  Frisionum. 

*  BoBETius  1,  294  f.  Über  Bedeutung  und  Datierung  der  beiden  Gesetze 
vgl.  Sbsliobb,  Kapitularien  54  f. 

*  BoBETius  1,  267.  269.  Auf  das  saliscbe  Recht  weist  der  ganze  Inbalt, 
namentlich  der  gerichtliche  Zweikampf  mit  dem  Kampfstock  hin.  Vgl.  Boretiüs, 
Beiträge  44  fip. 

^  Über  das  Capitulare  Saxonicnm  von  797  vgl.  Anm.  16.  Aber  auch  die  (7a- 
pitulatio  de  parlibus  Saxoniae  (Borbtius  1 ,  68  ff.)  trägt  durchaus  den  Charakter 
einer  für  das  Volk  der  Sachsen  bestimmten  dauernden  Rechtsordnung,  wenn  auch 
das  placuit  omnibus  und  consenserunt  omnes  in  diesem  Falle  kaum  auf  eine  Zu- 
stimmung der  Besiegten,  sondern  schlechthin  auf  die  des  fränkischen  Reichstages 
zu  deuten  ist    Vgl.  Boretius,  Beiträge  47  f. 

'  Vgl.  Boretius,  Beiträge  40  f.  In  verschiedenen  Handschriften  wird  das 
Gesetz  irrtümlich  auf  die  Lex  Salica  allein  bezogen.  Durch  Cap.  missorum  von 
808  c.  19  (Boretius  1,  116)  wurden  die  Königsboten  mit  Bezug  auf  unser  Gesetz 
angewiesen:  XJt  populus  interrogetur  de  capiiidis  quae  in  lege  noviter  addita  sunt; 
et  posiquam  omnes  eonsenserint,  suhscriptiones  et  manufirmationes  suas  in  ipsis 
capitulis  faeiant  In  welcher  Weise  dies  ausgeführt  wurde,  erfahren  wir  aus  einem 
Bericht  (ebd.  1,  112)  über  das  Verfahren  des  Grafen  Stephan  als  Königsboten  für 
den  Pariser  Gau:  Sub  ipso  anno  haee  capitula  facta  sunt  et  consignata  Stephano 
comiH,  ut  haee  manifesia  feeisset  in  dm  täte  Parisius  mallo  pubplico  et  ipsa  legere 
fedsset  eoram  iÜis  scabineis.  quod  ita  et  fedt.  et  omnes  in  uno  consenserunt,  quod 
i'psi  voluisssnt  omni  tempore  observare  usque  in  posterum,  etiam  omnes  scabind, 
episoopt,  abbatis,  eomitis  manu  propria  subter  firmaverunt 

'  Boretius  1,  280.  In  c.  12  des  salischen  Kapitulars  von  820  (ebd.  1,  298) 
wird  unser  Gesetz  citiert  als  capitula  domni  imperatoris  quae  pritLS  pro  lege  tenenda 
constituit  Zeumer,  Gott.  gel.  Anz.  1882  S.  1419  ff.  setzt  die  Abfassung  in  den 
Januar  819.   Ein  Bruchstück  einer  althochdeutschen  Interlinearversion  des  Gesetzes 
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lieh  führt  auch  Ludwigs  Wormser  Kapitular  von  829  (Bobetius  2,  17) 
die  Überschrift:  Haec  sunt  capitula  quae  pro  lege  habenda  sunt,  doch 
scheinen  diese  in  vielen  Handschriften  fehlenden  Worte  erst  später  von 
den  Abschreibern  hinzugefügt  zu  sein,  jedenfalls  passen  sie  nur  auf  einen 
Teil  des  Gesetzes  (c.  1 — 4),  während  der  Schluß  (c.  5 — 8)  rein  verwaltungs- 
rechtliche Bestimmungen  enthält,  wie  sie  in  volksrechtlichen  Satzungen 
sonst  nicht  vorkommen. 

Den  Gegensatz  zu  den  capitala  legibus  addenda  bildeten  die  capitula 
per  se  scribenda  und  die  capitula  missorum.  Die  letzteren  (S.  135)  waren 
keine  Gesetze,  sondeni  Instruktionen  für  die  Königsboten®.  Mit  voller 
Schärfe  wurde  der  Gegensatz  der  volksrechtlichen  Satzungen  zu  den 
übrigen  Eönigsgesetzen  erst  unter  den  Karolingern  geltend  gemacht  und 
auch  dann  keineswegs  mit  der  Entschiedenheit  durchgeführt,  die  früher 
nach  dem  Vorgang  von  Boretiüs  und  Sohm  von  der  herrschenden  Mei- 
nung angenommen  wurde;  aber  das  lag  einzig  an  der  Un Vollkommenheit 
der  Gesetzgebungstechnik  und  der  vielfachen  Unklarheit  in  der  Abgren- 
zung der  königlichen  Machtbefugnisse  (S.  119).  Der  Gegensatz  selbst, 
dem  neuerdings  von  beachtenswerter  Seite  die  innere  Begründung  ab- 
gesprochen oder  nur  die  rein  äußerliche  Bedeutung  des  Gegensatzes 
zwischen  stammesrechtlichen  und  territorialen  Eechtsnormen  zugestanden 
wird,  war  teils  im  Prinzip  der  persönlichen  Rechte,  teils  und  vornehmlich 
in  dem  Wesen  der  germanischen  Gerichtsverfassung  begründet^.  Es  lag  auf 
der  Hand,  daß  es  für  die  Träger  der  Reichsregierung  erheblich  einfacher 
war,  neue  Rechtsnormen  für  die  von  ihnen  beherrschten  Gebiete  aufzustellen, 
als  für  die  ünterthanen  Bestimmungen  zu  erlassen,  denen  die  Einzelnen 
für  ihre  Person,  ohne  Rücksicht  auf  Wohnsitz  und  Aufenthaltsort,  unter- 
worfen wurden,  ja  deren  Geltung  sich  auf  Kind  und  Kindeskind  und  alle 
ferneren  Geschlechter  fortzupflanzen  bestimmt  war.  Die  volksrechtlichen 
Satzungen  unterschieden  sich  demnach  von  dem  sonstigen  Königsrecht 
nicht  bloß  als  Partikularrechte,  sondern  vor  allem  durch  ihren  dauernden 


(10.  Jh.)  bei  BoRETius  1,  378  ff.  Müllenhopp  u.  Scherer,  Denkmäler  Nr.  66.  Vgl. 
KöoEL,  Gesch.  d.  deutsch.  Litteratur  1,  2  S.  571. 

**  Allerdings  ist,  wie  Seblioeb  nachgewiesen  hat  (vgl.  auch  v.  Amira*  17. 
Stutz,  ZRG.  30,  171  ff.),  die  frühere  Kapitularienkritik  zu  weit  gegangen,  indem 
sie  bei  jedem  einzelnen  Kapitulare  einen  einheitlichen  Charakter  annahm,  wonach 
es  bald  dieser  bald  jener  Gruppe  zugewiesen  wurde.  Es  gab  zahlreiche  Kapitu- 
larien gemischter  Natur,  namentlich  wurden  den  Rönigsboten  häufig  in  Verbindung 
mit  ihrer  Instruktion  auch  Erlasse  allgemeinen  oder  daueraden  Charakters  zur 
Verkündigung  oder  praktischen  Durchführung  übergeben;  auch  volksrechtliche 
Satzungen  konnten  ihnen  auf  diese  Weise,  mit  einem  Capitulare  missorum  ver- 
bunden, mitgegeben  werden.  Über  die  äußere  Form  der  Kapitularien  gegenüber 
den  Diplomen  vgl.  Seeuqer,  Kapitularien  10  ff. 

^  Vgl.  S.  228  ff.  Über  die  gegenteiligen  Ansichten  von  v.  Amira,  Beseler^ 
Dahn,  Seeliqer,  V.  Sybel  u.  a.  m.  vgl.  Schröder,  Hist.  Zeitschr.  79,  226  ff.  Auch 
die  neueste  Schrift  von  Seeuqer,  so  verdienstvoll  sie  durch  die  Beseitigung  mancher 
Übertreibungen  der  älteren  Lehre  ist,  vermag  die  Grundgedanken  der  letzteren 
nicht  zu  erschüttern. 
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Charakter.  So  verfugte  das  bairische  Kapitular  von  801—813,  nachdem 
es  die  acht  Bannfalle  (S.  116>  volksrechtlich  festgelegt  hatte:  Haec  octo 
capitula  in  a$siduitate.  reliqua  autem  reservata  sunt  reffibtuf,  ut  ipsi  pO' 
testatem  habeant  nomiruitivae  demandare,  unde  exire  debent  Alle  übrigen 
Bannfölle  blieben  also  königlicher  Verordnung  vorbehalten.  Daß  die  acht 
Banne  schon  vor  797  in  die  frankischen  Volksrechte  aufgenommen  waren, 
ergibt  sich  aus  dem  Capitulare  Saxonicum  von  797  a  1:  omnes  unianU 
miter  consenserunt  et  apticaverunt,  ut  de  Ulis  capitulis^  pro  qmbus  IfVanciy 
si  regis  bannum  transgressi  sunt,  solidos  sexaginta  conponunt,  similiter 
Saxones  solvent,  si  alicubi  contra  ipsos  bannos  fecerint^^.  Wahrend  alle 
anderen  Bannfalle,  soweit  sie  sich  innerhalb  der  gewohnheitsrechtlichen 
Grenze  der  60  Solidi  hielten,  stillschweigend  auch  hier  königlicher  Ver- 
ordnung überlassen  blieben,  bestimmte  o.  9:  Item  placuit,  ut,  quando^ 
quidem  voluit  domnus  rex  propter  pacem  et  propter  faidam  et  proptcr 
maiores  causas  bannum  fortiorem  statuere,  una  cum  consensu  Francorum 
et  fidelium  Saxonum  — »  —  solidos  sexaginta  multiplicare  in  duplum  et 
solidos  centum  sive  usque  ad  mille  conponere  faciat  qui  eins  mandatum 
transgressus  fuerit.  Die  Festsetzung  höherer  Banne  war  demnach  dem 
königlichen  Verordnungsrecht  entzogen  und  einer  weiteren  volksrechtlichen 
Gesetzgebung  vorbehalten,  wie  sie  dann  teilweise  durch  die  capitula  leg. 
add,  von  818—819  c.  4  und  c.  5  (Boeetius  1,  281  f.)  erfolgte.  Es  er- 
gibt sich,  daß  Bestimmungen  eines  Volksrechts  nur  durch  eine  neue  volks* 
rechtliche  Satzung,  nicht  aber  durch  ein  beliebiges  Königsgesetz  abgeändert 
oder  aufgehoben  werden  konnten". 

Nach  der  germanischen  Gerichtsverfassung  durfte  der  Graf  als  könig- 
licher Richter  zwar  keinem  Urteil,  das  sich  auf  eine  vom  König  nicht 
anerkannte  Rechtssatzung  gründete,  das  Rechtsgebot  erteilen  ^2,  anderer- 
seits aber  fanden  die  aus  dem  Dingvolk  hervorgegangenen  ürteiler  kein 
Urteil  und  hatte  kein  von  ihnen  gefundenes  Urteil  Aussicht  auf  die  Voll- 
bort der  Gerichtsgemeinde,  wenn  es  nicht  auf  dem  im  Volke  anerkannten 
Recht  beruhte;  nur  im  Königsgericht  und  bei  solchen  Landesgerichten, 
bei  denen,  wie  in  Italien,  ein  königlicher  Beamter  als  selbsturteilender 
Richter  zu  entscheiden  hatte,  war  auch  bei  einseitigen  königlichen  Ver- 


^^  Hierauf  werden  die  acht  Bannfalle  in  fast  wörtlicher  Übereinstimmung  mit 
dem  bairischen  Kapitular  aufgezählt. 

"  Das  salische  Kapitular  von  S16  c.  1  (Boretius  1,  268)  kannte  noch  das 
Gottesurteil  der  Kreuzprobe.  Nachdem  diese  durch  Ludwigs  Capitulare  ecciesiasti- 
cum  von  818 — 819  c.  27  (ebd.  1,  279)  verboten  worden  war,  wurde  sie  durch  Ca- 
pitulare leg.  add.  von  818—819  c.  10  (1,  283)  aus  dem  vollssrechtlichen  Heweis- 
system  gestrichen  und  in  dem  salischen  Kapitular  von  820  c.  12  (1,  293)  ausdrück- 
lich auf  diese  Neuerung  verwiesen.  Ohne  diese  Maßregeln  würden  die  saliscben 
Gerichte  unbekümmert  um  das  Reichsgesetz  nach  wie  vor  auf  Kreuzprobe  erkannt 
haben.    Vgl.  Boretius,  Beiträge  46. 

"  Vgl.  Brunner  2,  225.  Waitz  2,  2  S.  262  f.  4,  402.  420  f.  Borethjs  1,  96, 
c.  26.  144,  c  4.  145,  c.  2.  2,  98,  c.  5. 

R.  ScHRöDBB,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    4.  Aufl.  17 

Digitized  by  LjOOQIC 


258  ^i^  fränkische  Zeit 

Ordnungen  au  ihre  Durchführung  im  Wege  der  Rechtsprechung  zu  denken  ^^. 
Im  übrigen  war  der  König,  soweit  die  Rechtsprechung  versagte,  auf  ad- 
ministrative Zwangsmittel  beschrankt  ^^  Der  Genehmigung  durch  eine 
Stammesversammlung  oder  durch  die  auf  dem  März-  oder  Maifeld  ver- 
sammelten Volksgenossen  bedurfte  es  für  die  volksreehtlichen  Satzungen 
freilich  nicht  ^^;  der  für  die  Yolksrechte  so  bedeutsame  Aachener  Reichs- 
tag von  802  fiel  in  den  Oktober  (Bobetius  1,  105),  ebenso  der  Aachener 
Reichstag  von  797,  auf  dem  das  Capitulare  Saxonicum  beschlossen  wurde 
(ebd.  1,  71);  der  Reichstag  zu  Compiegne,  dem  das  salische  Kapitular 
von  816  wohl  seine  Entstehung  verdankte,  hat  im  November  stattgefunden 
(ebd.  1,  267).  Es  muß  daher  für  die  volksrechtliche  Gesetzgebung  genügt 
haben,  wenn  sich  unter  den  Großen ,  die  ihre  Zustimmung  erteilten,  eine 
ausreichende  Zahl  von  Vertretern  des  von  der  Satzung  betroffenen  Stam- 
mes befand  ^^  Zuweilen  wurde  dabei,  wie  das  Beispiel  des  Aachener 
Reichstages  von  802  erkennen  läßt,  nur  ein  prinzipieUer  Beschluß  gefaßt, 
dessen  Ausführung  dann  dem  König  und  seinem  Ho&at,  in  Yerbindnag 
mit  den  erforderlichen  landsmäimischen  Organen,  überlassen  blieb  ^^  Daß 
man  bei  der  Abfassung  volksrechtlicher  Satzungen  vielfach  Weistümer 
von  einheimischen  Gerichten  oder  Rechtskundigen  einholte,  erklärt  sich 
aus  praktischen  Gründen. 

Ob  die  bei  den  volksrechtlidien  Satzungen  wiederholt  hervortretenden 
besonderen  Publikationsmaßregeln,  die  zum  Teil  eine  ausdrückliche  Ver- 
pflichtung der  Volksgenossen  auf  das  neue  Gesetz  herbeizuführen  bestimmt 
waren,  eine  formelle  Voraussetzung  der  Gesetzeskraft  bildeten  oder  nur 
als  ein  Akt  der  Politik  anzusehen  sind,  muß  dahingestellt  bleiben  ^^. 

Während  die  volksrechtliche  Gesetzgebung  nur  Partikularrecht  oder 
allgemeines  Recht  in  der  Form  übereinstimmender  Partikularrechte  zu 
schaffen  vermochte,    erzeugten   die  Capitula  per  se  scrüenda,   wenn  sie 


"  Vgl.  Anna.  28.     Brunner  1,  375. 

"  Vgl.  Hist.  Zeitschr.  79,  237  f. 

^*  Insoweit  sind  die  Ausführungen  der  früheren  Auflagen  zu  berichtigen. 

'^  In  dem  Capitulare  Saxonicum  von  797  wird  ausdrücklich  hervorgehoben, 
daß  der  Reichstag  seine  Beschlüsse  gefaßt  habe  simul  congregatis  Saaonibua  de 
diversis  pctgis,  tarn  de  Westfalahis  et  Angariis  quam  et  de  Oostfaiakis  (c.  1),  deren 
Zustimmung  dann  wiederholt  ausdrücklich  hervorgehoben  wird  (c.  3 :  piaeuit  Omni- 
bus Saxonihus),  Der  oft  angeführte  Ausspruch  des  Ed.  Pistense  von  864,  e.  6 
(BoRBTius -Krause  2,  313):  Lex  eonsensu  popuH  et  cotMÜtuHone  regia  fii^  ist  zwar 
aus  Isidors  Etymologien  entlehnt  (vgl.  M^langes  Havel,  1895,  &  M2.  673.  StcssL, 
Gott  gel.  Anz.  1896  8.  281.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  41),  wird  aber  in  dem  Gesetz 
in  einem  Zusammenhang  gebraucht,  der  es  verbietet,  ihn  für  eine  leere  Phrase  zu 
nehmen.    Vgl.  Brünner  1,  379  f.;  Gmndzfige  38 n. 

^^  Als  solche  Organe  dienten  bei  der  volksrechtlichen  Gesetzgebung  nament- 
lich die  Gerichte  und  hervorragende  Rechtskundige  (fegislaioreSy  eapimtes),  von 
denen  man  Weistümer  oder  Gutachten  einforderte. 

^^  Vgl.  Anm.  6.  Man  denkt  dabei  an  die  verwandte  Maßregel  des  Königs 
Rothari  (§31  n.  35)  und  die  im  Mittelalter  übliche  Vereidigung  auf  den  Landfrieden. 
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nicht  ausdrücklich  auf  ein  engeres  Oebiet  beschränkt  wurden  ^^j  gemeines 
Becht  für  das  gesamte  Reich.  Ihr  Inhalt  war  nicht  persönliches,  sondern 
Landes-,  d.  h.  territoriales  Recht,  sie  bewegten  sich  nicht  auf  dem  Boden 
des  YoÜrsrechts,  sondern  auf  dem  des  Königs-  oder  Amtsrechts.  Dem- 
gemäß  wurde  hier  von  jeder  Mitwirkung  des  Volkes  abgesehen,  der  Eonig 
konnte  seine  Reichsgesetze  einseitig  oder  unter  dem  Beirat  seiner  Großen 
erlassen,  und  wie  sie  zustande  kamen,  so  konnten  sie  auch  wieder  abgeändert 
und  angehoben  werden^.  Während  die  Yolksrecbte  {leffes)  ihrer  Naiur 
nach  einen  dauernden  Charakter  trugen,  hing  die  Dauer  der  Reichsgesetze 
von  dem  Willen  des  Gesetzgebers  oder  seiner  Nachfolger  ab^^  Eine 
scharfe  Eompetenzabgrenzung  zwischen  beiden  Arten  der  Gesetzgebung 
bestand  nicht;  im  allgemeinen  läßt  sich  aber  sagen,  daß  alles,  was  zur 
Entscheidung  der  Yolksgerichte  gehörte,  dem  Yolksrecht  vorbehalten  war, 
alles  übrige  dagegen,  insbesondere  alles  was  die  Organisation  und  Ver- 
waltung des  gemeinen  Wesens  anging,  dem  königlichen  Maehtgebot 
anheimfiel. 

Daß  die  Unterscheidung  zwischen  Tolksrechtlicher  Gesetzgebung  und 
königlichem  Yerordnungsrecht  keine  besondere  Eigentümlichkeit  der  fran- 
kischen Verfassung  war,  sondern  einer  verbreiteten  germanischen  An- 
sdiauung  entsprach,  ergiebt  sich  aus  den  übereinstimmenden  Einrichtungen 
in  den  drei  nordischen  Rekhen*'  und  bei  den  Langobarden  zur  Zeit  ihrer 
Selbständigkeit  (S.  242).  Die  Karolinger  allerdings  ließen  in  ihren  für 
Italien  bestimmten  Gesetzen  jenen  unterschied  nicht  Raum  gewinnen:  die 
frankischen  Reichsgesetze  sollten,  wenigstens  prinzipiell,  auch  in  Italien 
Geltung  haben  und  die  nur  für  Italien  bestimmten  Landesgesetze  {Capi^ 
tula  Italica)  wurden  ohne  Beschränkung  hinsichtlich  ihres  Inhalts  einseitig 
durch  den  König  erlassen  ^^  Einige  dieser  karolingischen  Gesetze  wurden 
ausdrücklich  als  eapitulapro  lege  tenenda  bezeichnet;  sie  sollten  als  Zusatz-; 
gesetze  zu  den  leges  der  sämtlichen  in  Italien  vertretenen  Nationalitäten 
gelten,  waren  also  hinsichtlich  ihrer  Wirkung  ebenfalls  als  italienische 
Territorialgesetze  anzusehen '^ 


^  So  das  für  die  Gkbiete  der  Lex  SaHca,  Romana  atque  O&mbata,  also  far 
Westiranken,  bestimmte  Aachener  Kapitalar  vor  801 — SlS  (Bomnus  1,  Nr.  77, 
vgl.  BoBBnüB,  Beitrige  47),  ebenso  die  Constitutio  de  Hispanis  von  815  (1,  Nr.  132). 

^  Vgl  Hist.  2Seitachr.  79,  226 — 232.  Da0  bei  allen  wichtigeren  Reichsgesetzen 
thatsichlieh  die  Zastunmnng  des  Reichstages  hervorgehoben  wird,  darf  nicht  irre 
machen«  Eine  rechtliche  Bedeutung  hatte  diese  Zustimmang  nur  bei  volksrecht- 
fiehen  Satzungen.  Im  ftbrigen  war  es  für  den  König  nur  eine  Frage  der  Politik 
md  keine  Bechtsfrage^  wie  weit  er  sich  bei  seinen  Erlassen  an  Reichstagsbeschliisse 
binden  wollte. 

*^  VgL  BoBKTiDS,  Beitrage  60  £F.  Das  ausdrücklich  als  Grundgesetz  des  Beiehes 
eriassene  Edikt  Chlotbars  ü.  von  614  (edictum  perpetuis  temparibus  vaieh^rum) 
machte  seiner  Natur  nach  eine  Ausnahme. 

**  Vgk  K.  LiHXAMH,  KönigsMede  der  Nordgermanen  11.  13.  86  fiP.  82  ff.  108  f. 
159  ff.  169.  173.  185.  206  ff.  216  ff. 

*  Vgl.  BoBBTiüs,  Beitrige  48  f.  55;  Kapitularien  im  Langobardenreich  18  ff. 

^  Vgl.  BoBnius,  Beitiftge50ff.;  ELapitularien  im  Langobardenreich  23  ff.  Neu- 

17* 
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Die  fränkische  Reichsgesetzgebung  hat  schon  unter  Chlodovech  be- 
gonnen. Aus  der  Merowingerzeit  ist  besonders  das  Landfriedensgeset^ 
(Pactus  pro  tenore  pacis)  Childeberts  I.  und  Chlothars  I.  von  555/56  ^^^ 
die  Decretio  Childeberts  II.  von  591 — 595  ^^  und  das  für  die  Verfassungs- 
entwickelung des  fränkischen  Reiches  grundlegend  gewordene  Edikt  Chlo- 
thars IL  von  614^^  hervorzuheben.  Von  den  späteren  Merowingern,  ab- 
gesehen von  Dagobert  I.,  besitzen  wir  keine  Reichsgesetze,  von  den 
amulfingischen  Hausmeiem  nur  solche  über  kirchliche  Verhältnisse.  Zahl- 
reicher sind  die  Gesetze  Pippins  aus  der  Zeit  nach  seiner  Krönung,  einen 
großartigen  Umfang  aber  erhielt  die  Reichsgesetzgebung  unter  Karl  dem 
Großen  (zum  Teil  unter  Mitwirkung  seines  Sohnes  Pippin  als  König  von 
Italien)  und  Ludwig  dem  Frommen  (zum  Teil  unter  Mitwirkung  seines 
Sohnes  Lothar). 

Dem  Mangel  einer  amtlichen  Gesetzsammlung  suchte  die  von  Abt 
Ansegis  von  Fontanella  (St.  Wandrille)  im  Jahre  827  hergestellte  Kapi- 
tulariensammlung  abzuhelfen*®.  Sie  enthielt  in  vier  Büchern  und  drei 
appendices  die  geistlichen  Gesetze  Karls  (lib.  I.  und  app.  L),  Ludwigs 
und  Lothars  (lib.  IL),  die  weltlichen  Gesetze  Karls  (lib.  III.,  app.  11.)^ 
Ludwigs  und  Lothars  (lib.  IV.,  app.  IIL).  Dem  ganzen  Werke  schickte 
er  eine  Vorrede  und  jeder  einzelnen  Abteilung  eine  kurze  Einleitung 
voraus.  Die  Reihenfolge  in  den  einzelnen  Büchern  war  chronologisch,, 
innerhalb  jedes  Buches  aber  mit  durchlaufender  Kapitelzählung.  Die 
Sammlung  war  weder  sehr  vollständig  (sie  enthielt  nur  29  Kapitularien 


MEYEB,  a.  a.  0.  29  fF.  Im  einzelnen  gehören  hierher  Boretius,  Capitularia  1^ 
Nr.  91.   95.   96.   2,  Nr.  201.  214.  215. 

'^  BoBETius  1,  3.  Beerend,  Lex  Salica'  144  £P.  Hebsels,  Lex  Salica  415  £P. 
Vgl.  Schröder,  Franken  40;  Untersuchungen  z.  d.  fränk.  Volksrechten  478  C;  Hist 
Zeitschr.  79,  225.     Boretius,  Beiträge  22  f.     Dippe  (§  81,  n.  1)  159  ff. 

*•  Boretius  1,  15.  Das  Gesetz  enthält  die  auf  fünf  Märzfeldem  (davon  je 
eins  zu  Andernach,  Maestricht  und  Köln)  gefaßten  Beschlüsse  aus  den  letzten 
Regierungsjahren  Childeberts  II.  (f  595).  Über  die  falsche  Datierung  bei  Bobetiüs 
vgl.  Krüsch,  mg.  Scr.  rer.  Mer.  2,  577.  Schröder,  Hist.  Zeitschr.  79,  229  f.  Das 
GesetE  ist  bemerkenswert,  weil  es  eine  Reihe  in  das  Gebiet  des  Volksrechts  ge- 
höriger Gegenstände  in  der  Form  eines  Reichsgesetzes  mit  territorialer  Ckltung 
für  die  ribuarischen  und  salischen  Gebiete  Childeberts  II.  regelt. 

*^  Boretius  1,  20.  Nissl,  Zur  Geschichte  des  Chlotharischen  Edikts  von  614, 
Mitteil.  d.  öst.  Inst,  Erg.  3,  865  ff.  Das  Edikt  war  ein  Reichsgrundgesetz,  das  auf 
einer  Vereinbarung  des  Königs  mit  den  Großen  beruhte  und  dadurch  der  ein- 
seitigen Abänderung  durch  den  König  entzogen  war.  Vgl.  S.  97.  115  f..  119.  129. 
144.  151  n.  leo.  180.  183  ff.  199.  Über  Chlothars  IL  praeceptio  (Boretius  1,  18) 
vgl.  S.  115.  193.  199.  SoHM,  Reichs- u.  Gerichtsverfassung  224.  Dahn;  Könige  7,, 
8  S.  584  ff.  Schröder,  Hist.  Zeitschr.  70,  229  f.  Dem  Edikt  vom  18.  Okt.  614 
waren  die  eng  mit  ihnen  zusammenhängenden  Beschlüsse  des  Pariser  Konzils  vom 
10.  Okt.  614  (MG.  Leg.  sectio  IIL,  Concilia  1,  185  ff.)  vorhergegangen. 

"  Boretius  1,  394—450.  Über  den  Verfasser  und  sein  Werk  vgl.  daselbst 
S.  382  ff.  Stobbe  1,  231  ff.  Patetta,  Suir  introduzione  in  Italia  della  collezione 
d' Ansegiso,  Atti  deir  Accademia  delle  Scienze  di  Torino  25  (1890).  Vgl.  Hübker» 
ZRG.  29,  258  ff. 
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ton  789  bis  826),  noch  besonders  sorgfaltig*®,  erfreute  sich  aber  gleich- 
wohl eines  durch  zahlreiche  Abschriften  bezeugten  allgemeinen  Vertrauens^^, 
so  daß  Ludwig  der  Fromme  selbst  seit  829  die  älteren  Gesetze  nur  noch 
nach  Ansegis  citierte,  wodurch  die  Sammlung,  die  von  Hause  aus  eine 
reine  Privatarbeit  gewesen  war,  einen  amtlichen  Charakter  erhielt  ^^. 

Die  zwei  Jahrzehnte  später  von  dem  angeblichen  Mainzer  Diakon 
Benedikt  (Benedictus  Levita)  unternommene  Vervollständigung  der  anse- 
gisischen  Sammlung  war  eine  mit  dem  pseudoisidorischen  Unternehmen 
zusammenhängende  Fälschung"*.  Wegen  ihrer  ausschließlich  kirchlichen 
Tendenzen  ist  die  nähere  Erörterung  dem  Kirchenrecht  zu  überlassen. 

Von  den  italienischen  Kapitulariensammlungen  ist  schon  S.  244  die 
Rede  gewesen. 

§  33.    Die  Urkunden. 

Brukkeb^  R6.  1,  892  fF.;  Zur  Eechtsgeschichte  der  römischen  und  germanischen 
Urkunde,  1880;  Die  fränkisch -romanische  Urkunde  als  Wertpapier  (Forschungen 
524  ff.))  Carta  und  Noütia  (Abhandlungen  zu  Ehren  Th.  Mommsens^  Berlin,  1877); 
Das  Gerichtszeugnis  und  die  fränkische  Königsurkundc  (Festgaben  für  Hefpter, 
Berlin  1873);  Das  Registnim  Farfense  (Mitteil.  d.  österr.  Instit.  2,  3fF.).  Th.  Sickel, 
Lehre  Ton  den  Urkunden  der  ersten  Karolinger  (a.  u.  d.  T.  Acta  regum  et  impe- 
ratorum  Karolinorum  L);  1867;  Beiträge  zur  Diplomatik,  8  Hefte  (Wiener  SB. 
1861—1882).  Bresslaü,  Handbuch  der  Urkundenlebre  I.  1889;  Urkunden  beweis 
und  Urkundenschreiber  im  «älteren  deutschen  Recht,  FDG.  26,  1  ff.  Redlich,  Mitteil, 
d.  österr.  Instit.  5,  1  ff.  und  Erg.-Bd.  6,  Iff.  Ficker,  Beiträge  z.  Urkundenlehre,  2  Bde., 
1877—1878.     Zeumeb,  Zum  westgotischen  Urk.-Weseii,  N.  Arch.  24,  13  ff. 

Den  Gebrauch  der  Urkunden  wie  der  zu  ihrer  Anfertigung  benutzten 
Formeln  oder  Formulare  haben  die  Germanen  von  den  Eömern  über-» 
kommen.  In  Italien  erhielt  sich  im  Anschluß  an  das  römische  Tabellionen* 
wesen  ein  zünftiges  Notariat^  bis  zum  12.  Jahrhundert  aber  noch  ohne 
öffentlichen  Glaubend  In  Gallien  und  Spanien  bildeten  sich  die  pesta 
mimictpeUia  allmählich  zu  einer  Art  Notariat  um.  Dem  Frankenreich 
war  alles  zünftige  Schreiberwesen  fremd.  Hier  war  neben  den  Gerichts- 
schreibem  (S.  168)  vorwiegend  die  Geistlichkeit,  auch  hinsichtlich  der 
Abfassung  von  Formeln,  thätig.  Die  Formeln  wurden  in  der  Regel  auf 
Grund  wirklicher  Urkunden,   die  Urkunden  aber,   und  zwar  ebensowohl 


*•  Anseg.  I.  c.  7T— 104  findet  sich  mitten  unter  Gesetzen  Karls  das  Capitulare 
ecdesiasticum  Ludwigs  von  818 — 819  (Boretiüs  I.,  Nr.  138),  das  man  infolge  dessen 
lange  für  ein  Gresetz  Karls  gehalten  hatte. 

"^  Dein  Verfasser  der  Anm.  7  angeführten  Interlinearversion  hat  nicht  die 
Sammlung  des  Ansegis,  sondern  das  Gesetz  selbst  als  Vorlage  gedient.  Vgl.  Bo- 
BETIU8  1,  378. 

"  Vgl.  Wormser  Kapitular  v.  829  (Boretius-Kraüsb  2,  11  ff.). 

"  Ausgabe  MG.  Leg.  2,  2  S.  89—158.  Vgl.  Stobbe  1,  285  ff.  M.  Conrat, 
N.  Arch.  24,  341  ff. 

'  VgL  Ficker,  Forschungen  2,  69  ff.  Bresslatt,  Handbuch  1 ,  460  ff.  Seeligeb, 
MitteU.  d.  öst.  Inst.  11,  399  ff. 
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im  Gebiete  des  öffentlichen  wie  des  Privatrechts,  fast  immer  an  der  Hand 
bestimmter  Formulare  abgefaßt. 

Die  öffentliche  Urkunde  unterschied  sich  von  der  Privaturkunde  da- 
durch, daß  jene  keiner  Zeugen  bedurfte  und,  ihre  Echtheit  vorausgesetzt, 
hinsichtlich  ihres  Inhalts  unanfechtbar  war,  während  die  Privaturknnde 
ihren  Beweiswert  erst  durch  die  Zeugen,  die  ihren  Inhalt  zu  bekräftigen 
berufen  waren,  erhielt  Während  die  Angelsachsen  nur  die  Privaturkunde 
kannten,  hatte  im  fränkischen  Reiche  der  König,  und  nur  dieser,  das 
Becht,  öffentliche  Urkunden  auszustellen.  Die  Anfechtung  des  Inhalts 
einer  echten  Königsurkunde  war  mit  Todesstrafe  bedroht*.  Die  eigent- 
lichen Königsurkunden  [praecepta,  diplomata),  vom  König  unterzeichnet^ 
vom  Kanzler  oder  seinem  Vertreter  beglaubigt  und  besiegelt,  wurden 
unterschieden  von  den  Hofgerichtsurkunden  {placita)^  die  weder  Unter- 
schrift noch  Handzeichen  des  Königs  trugen,  sondern  in  der  merowingischen 
Zeit  auf  das  mündliche  Referat  [testimoniatio)  des  Pfalzgmfen  von  einem 
Mitgliede  der  Kanzlei,  in  der  karolingischen  von  dem  Pfalzgrafen  selbst 
oder  einem  seiner  Hofgerichtschreiber  vollzogen  und  mit  dem  Pfalzsiegel 
untersiegelt  wurden'.  Dagegen  erhielten  die  königlichen  Briefe,  auch  wenn 
sie  wie  die  gerichtlichen  Mandate  des  Königs  [indiadi  regales^  mandata^ 
lussiones)  amtlichen  Inhalts  waren,  keine  Unterschrift  oder  Beglaubigung  ^ 
Die  Hausmeier  übten  erst  seit  Pippin  und  Karlmann  das  Königsrecht 
der  öffentlichen  Urkunde  aus.  In  Italien  hatten  die  Herzogsurkunden 
und  selbst  die  gewöhnlichen  Gerichtsurkunden,  sobald  die  Anfertigung 
auf  richterlichen  Urkundungsbefehl  erfolgte,  den  Charakter  der  öffent- 
lichen Urkunden,  während  die  Gerichtsurkunde  im  fränkischen  Reiche 
reine  Privaturkunde  war,  wenn  sie  nicht,  was  bei  jeder  anderen  Urkunde 
ebenfalls  geschehen  konnte,  durch  Anerkennung  im  Königsgericht  Auf- 
nahme in  eine  Hofgerichtsurkunde  geftinden  hatte. 

Die  Privaturkunde  war  entweder  bloße  Beweisurkunde  {notitia,  breve^ 
memoratorium),  oder  zugleich  Geschäftsurkundc  {carta,  testamentum^  epi- 
Stola,  häufig  auch  nach  dem  Inhalt  des  Geschäfts  benannt,  wie  cessio^ 
ingenuitas,  concambium).  Die  Carta,  die  zugleich  Beweis-  und  Perfektions- 
mittel war,  knüpfte  an  die  neurömische  Urkunde  an  und  wurde  gleich 
dieser  in   der  Regel  in  subjektiver  Form  abgefaßt*.    Aussteller  war  die 


'  Vgl.  Brunner,  Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis  44  f.  Seeugeb,  a.  a.  0.  398. 
BsxssLAU,  Handbuch  1,  488. 

'  VgL  S.  139.  176.     SiCKRL,  Lehre  von  den  Urkunden  356—365. 

^  Vgl.  SicKEL,  a.  a.  0.  394  £P.  Über  die  indzculi  regaies,  die  man  mit  Recht 
den  Reskripten  der  römischen  Kaiser  zur  Seite  gestellt  hat,  vgL  8.  177.  Bbumner, 
Entstehung  der  Schwurgerichte  76  ff.  99  ff.  Th.  Sickel,  a.  a.  O.  896.  W.  Sickel, 
Gott.  gel.  Anz.  1896  S.  291  f.  Man  unterschied  indicuH  communitorii,  in(L  de 
iustitia  facienda,  ind.  de  iudido  evindioato  und  ind,  inquisitionis.  Über  die  Form 
der  Kapitularien  vgL  Seeliqer,  Kapitularien  der  Karolinger  10  ff. 

^  Allerdings  kommen  auch  cartae  vor  die  nur  dispositiv  gefaßte  Beweis- 
urkanden  über  die  voraufgegangene  Handlung  {actum ,  levaito,  Anm.  6.  7)  waren. 
Vgl.  Redlich,  Mitteil.  d.  öst  Inst.  Erg.  6,  1  ff. 
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handelnde  Partei,  von  der  die  Urkunde  an  den  Vertragsgegner  übergeben 
wurde.  Das  Geben  und  Nehmen  war  wesentlich  und  wurde  durch  be- 
sondere Formeln  {datay  datum,  post  traditam)  bescheinigt "',  Sollte  die 
Urkunde  von  einem  Dritten  geschrieben  werden,  so  mutite  der  Aussteller 
diesen  in*  formeller  Weise  dazu  auffordern  {rogatio)\  bei  einigen  Stämme d^ 
besonders  Franken  und  Alamannen,  war  eine  recht&förmliche  Übeigabe 
des  Pergaments  an  den  Schreiber  üblich,  wobei  dieser  es  vom  Boden 
aufnahmt  Die  Zeugen  mußten  rechtsformlich  aufgefordert  werden ^  zu 
unterschreiben  oder  die  Hand  auf  die  Urkunde  zu  legen  {manu  firmare^ 
daher  Ausdrücke  wie  „Firma",  „Manifest",'  „Handfeste"),  Auch  für  den 
Aussteller  war  die  firmatio  in  der  Regel  ausreichend,  während  der  Schreiber 
die  Urkunde  eigenhändig  zu  vollziehen  hatte.  Die  bloß  für  den  zu- 
künftigen Beweis  bestimmte  notitia  war  eine  formlose  Niederschrift,  die 
derjenige,  dem  die  Urkunde  dienen  sollte,  entweder  selbst  schrieb  oder 
von  einem  anderen  für  sich  schreiben  ließ.  Die  Form  war  in  der  Hegel 
die  eines  Referats,  Unterschrift  oder  Handfestung  des  Ausstellers  war 
nicht  erforderlich.  Das  gewöhnliche  Gerichtsprotokoll  [notitia  iudicati) 
trug  nur  in  Italien  einen  besonderen  Charakter,  als  eine  von  dem  Ge- 
richtsnotar vollzogene  öffentliche  Urkunde.  Eine  besondere  Art  der  notitia 
iudicati  war  der  dem  römischen  Brauch  entlehnte  fränkische  appenni$ 
zur  Wahrung  des  Besitzstandes  im  Fall  eines  Urkundenverlustes ^;  später 
wurde  der  appennis  durch  die  pancarta,  die  in  einem  königlichen  Diplom 
{praeceptum  regU)  enthaltene  Besitzbestätigung  für  den  Verlierer,  ver- 
drängt ^°. 

Eine  hervorragende  Quelle  der  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte 
bilden  die  schon  von  Pippin  angeregten,  unter  Karl  in  großartigem  Maß- 
stab durchgeführten  Aufnahmen  einer  allgemeinen  Güter-  und  Gerecht- 
samestatistik der  königlichen  und  kirchlichen  Besitzungen  und  der  könig- 
lichen Benefizien".    Die  Aufnahmen  erfolgten  im  Wege  kommissarischer 


'  Daher  tmser  „Z>a/tim".  |;Die  Formel  ^yOeUim^^  bezog  sich  auf  die  bekundete 
HaDdlang,  die  zeiüich  und  örtlich  von  der  Aufiiahme  der  Urkunde  getrennt  statt- 
finden konnte.     Vgl.  Anm.  5. 

'  Vgl.  §§  85  n.  51.  Britrneb,  Eechtsgeschichte  der  Urkunde  104  W.  271. 
308  ff.  Zeukeb,  ZRG.  17,  113  ff.  Daher  unser:  eine  Urkunde  ^^aufriehmen",  Pxt)te3t 
y,erheben*S  Protest  „levieren^^ 

^  Daher  festes  rogati.  Bei  den  Baiem  rogatio  testium  dureh  Ohrzupfen  {testes 
per  aures  traeti).    Vgl.  Grimm,  RA.  144  f. 

•  Vgl.  Zeüker,  Über  den  Ersatz  verlorener  Urkunden  im  fränkischen  Eeiche, 
ZBG.  14,  69  ff:  SicuL,  Mitteil.  d.  öst  Inst.  1,  2  S.  229.  Bbe^lau,  Handboeb 
1)  54  f.  Bei  den  £dmem  bewegte  sich  das  Appennisverfahren  (so  begannt  von 
dem  Aushftngea  der  Appenisurknnde  auf  öffentlichem  Markte)  vor  defansor  UBd 
curia,  bei  den  Franken  hatte  es  einen  prozeasoAlischen  Charakter. 

^  Vgl.  Zeumsb,  a.  a.  0.  110  ff.  Auch  die  Angelsacheen  kannten  derartige 
Restitutionsdiplome  des  Königs,  womit  sie  bereits  ein  eigeDtllcbca  ilmortisationfl- 
verfafaren  verbanden.. 

"  Vgl  BoBBTius,  Ci^ritularia  1, 186,  c.  4.  177,  c.  5—7.  250  ff.  Öu£raed,  PoJyp^ 
tique  de  Tabb^  Irminon,  1844,  S.  16— -33;  Polyptique  de  l'abbaye  de  Saint-Remi  de 
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Erhebung,  und  zwar  regelmäßig  für  die  ganzen  Grundherrschaften,  die 
fiskalischen  für  die  einzelnen  Domänenämter.  Hauptquelle  waren  die 
Weisungen  der  Hintersassen,  deren  Verpflichtung  zur  Erteilung  solcher 
rcsponsa  wiederholt  eingeschärft  wurde.  Die  auf  diese  Weise  hergestellten 
Urbarien  {polyptycha)  bilden  eine  besondere  Gruppe  unter  den  notitiae^*. 
Neben  den  Urbarien  oder  statt  derselben  legten  die  Grundherren  auch 
besondere  Sal-  oder  Traditionsbücher  an,  in  denen  die  Erwerbsurkunden 
abschriftlich  oder  in  Auszügen  zusammengestellt  wurden  *^ 

§  34.    Die  Formelsammlungen  und  die  übrige  juristisclie  Litteratur. 

Kritische  Ausgabe  aller  Formelsammlungen,  mit  Ausnahme  der  angelsächsischen 
und  langobardischen,  von  Zeumek,  MG.  Leg.  Sectio  V.  (auch  u.  d.  T.  Formulae  Mero- 
vingici  et  Karolini  aevi),  1882 — 1886.  Kritische  Ausgabe  der  dem  fHinkischen 
Eciche  angehörigcn  Formeln  in  systematischer  Anordnung:  de  Bozi^be,  Recueil 
gen^ral  des  formules  usitees  dans  Tempire  des  Francs,  3  Bde,  1869—1871.  —  Zbüher, 
N.  Archiv  6,  11  ff.  8,  475  ff.  601  ff.  10,  883  ff.  11,  313  ff.;  (Jött  gel.  Anz.  1882, 
S.  1389 ff.  ScHKÖDER,  Die  fränkischen  Formelsammlungen,  ZRG.  17,  75 ff.;  N.  Heidelb. 
Jahrbücher  2,  165  ff.  Keusch,  Hist  Zeitschr.  51,  512  ff.  Tardif,  Biblioth^que  de 
Tecole  des  chartes  44,  352  ff. ;  N.  Revue  8,  557  ff.  9,  368 ff.  Stobbe  1,  241  ff.  Th.  Sickel, 
Urkunden  der  Karolinger  109  ff.  K.  Lehmann,  Krit.  VJSchr.  29,  331  ff.  Brükner, 
RG.  1,  401  ff.  v.  Amira«  20  ff.  Bresslau,  Handbuch  1,  608  ff.  Conrat,  Gesch.  d. 
Quellen  u.  Litteratur  des  röm.  Rechts  im  MA.  1,  266.  293  ff.  Stouff,  De  formulis 
secundum  legem  Romanam,  Paris  1890. 

Die  juristische  Litteratur  der  fränkischen  Zeit  bewegt  sich  vorzugs- 
weise auf  dem  Gebiete  der  Formelsammlungen.  Neben  ürkundenformeln 
enthalten  diese  vielfach  auch  Briefe,  Ton  denen  für  die  ßechtsgeschichte 
aber  nur  die  amtlichen  Schreiben  in  Betracht  kommen.  Es  giebt  frän- 
kische, alamannische,  bairische,  burgundische,  west-  und  ostgotische,  angel- 
sächsische und  langobardische  Formelsammlungen. 

Unter  den  westfränkischen  Formelsammlungen  salischen  oder  römi- 
schen Rechtes  sind  die  60  Formulae  Andecavenses  von  Angers  (Zeumeb 
1 — 25.  726)  die  ältesten,  wenn  auch  schwerlich,  wie  man  früher  annahm, 
der  Zeit  Childeberts  I.,  sondern  wohl  erst  dem  7.  Jahrhundert  angehörend, 
bis  auf  die  drei  letzten  jedenfalls  vor  678  abgefaßt.  Um  700  sind  die 
Formulae  Marculfi  (ebd.  32 — 106)  entstanden,  in  zwei  Büchern  (I.  cartcte 
regales,  öffentliches  Recht  betreffend,  IL  cartae  pagenses,  dem  Privatrecht 
angehörig);  Verfasser  war  ein  Mönch  Markulf  (wahrscheinlich  im  Kloster 


Reims,  1853.  Lonqnon,  Polyptique  de  Tabbaye  de  St.  Germain  des  Pr^s  I.  1886. 
Genqler,  Rechtsdenkmäler  67  f.  Inama-Sterneqq,  Quellen  der  dentschen  Wirt- 
schaftsgeschichte (Wiener  SB.  84)  180  ff.;  Urbarien  u.  Urbarialaufzeichnangen 
(Archival.  Zeitschr.  2,  26  ff.).     Lamprecht,  Wirtschaftsleben  2,  657  ff. 

*'  Vgl.  Lampeecht,  a.  a.  0.  2,  659  f.  Vielfach  wurden  Regesten  der  Urkunden 
der  betreffenden  Grundherrschaft  mit  dem  Urbar  verbunden. 

''  Unter  den  zahbreichen  Traditionsbüchern  dürfen  die  des  Erzstifts  Salzburg, 
weil  sie  von  Bischof  Arno  veranlaßt  sind,  ein  besonderes  Interesse  beanspruchen. 
Vgl.  Keikz,  Indiculus  Amonis  und  Breves  notitiae  Salzburgenses,  1869. 
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Besbach,  Bistum  Meaux),  der  sein  Werk  einem  Bischof  Landerich  (wahr- 
scheinlich seinem  Diözesanbischof)  widmete.  Die  markulfische  Sammlang 
wurde  von  späteren  Formelsammlern  mit  Vorliebe  benutzt,  erhielt  gegen 
Ende  der  Merowingerzeit  ein  Supplement  (ebd.  107 flf.  11  Off.)  und  erfuhr 
gegen  den  Schluß  des  8.  Jahrhunderts  eine  teilweise  Überarbeitung  (ebd. 
113—127).  Die  Formulae  Bituricenses  von  Bourges  (ebd.  166—181) 
gehören  zum  Teil  noch  der  Zeit  vor  721,  zum  Teil  aber  erst  der  Zeit 
Karls  des  Großen  an.  Die  jüngsten  Formeln  aus  der  Merowingerzeit 
sind  die  Formulae  Turonenses  von  Tours  (ebd.  128 — 165),  früher  nach 
dem  ersten  Herauegeber  Formulae  Sirmondicae;  der  vielfach  römisch-recht- 
liche Inhalt  muß  größtenteils  der  Neigung  des  Verfassers,  mit  seiner  aus 
dem  westgotischen  Breviar  geschöpften  Gelehrsamkeit  zu  prunken,  zu- 
geschrieben werden.  Die  Formulae  Arvcrnenses  von  Clermont-Ferrand 
{ebd.  26—31.  726),  früher  in  das  6.  oder  gar  5.  Jahrhundert  gesetzt, 
gehören  der  2.  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  (nach  dem  £infall  Pippins  in 
Aquitanien,  760—761)  an.  Aus  den  ersten  Regierungsjahren  Karls  des 
Großen  (vor  775)  rühren  die  Formulae  Senonenses  von  Sens  (ebd.  182 
bis  226.  723  f.),  früher  zum  Teil  als  Appendix  Marculfi  bezeichnet,  und 
die  nach  den  ersten  Herausgebern  benannten  Formulae  Bignonianae 
(ebd.  227—238)  und  Merkelianae^,  doch  enthalten  alle  diese  Samm- 
lungen zum  Teil  auch  jüngeres  Material.  Die  einzige  in  altsalis6hem 
Lande  entstandene  Formelsammlung  (die  übrigen  sind  samtlich  aus  den 
romanischen  Teilen  Westfrankens)  sind  die  gewöhnlich  nach  dem  ersten 
Herausgeber  benannten  Formulae  Lindenbrogianae*.  Die  Sammlung 
ist  gegen  Ende  des  8.  Jahrhunderts  wahrscheinlich  zu  St.  Am  and  (Elnon) 
an  der  Scarpe  entstanden,  steht  aber  zugleich  in  eigentümlichen  Be- 
ziehungen zu  Baiern.  Während  bei  Anfertigung  der  Formeln  mehrfach 
bairische  Urkunden  als  Vorlage  gedient  haben,  bietet  sich  andererseits 
die  eigentümliche  Erscheinung^  daß  jene  Sammlung  trotz  ihrem  ausgeprägt 
salfränkischen  Charakter  seit  796  auch  in  Baiem  stark  benutzt  worden 
ist  Wir  besitzen  zwei  bairische  Kompilationen,  in  denen  die  linden- 
brogischen  Formeln,  um  drei  weitere  Formeln  desselben  Charakters  ver- 
mehrt', mit  den  überarbeiteten  Formeln  des  Markulf  verbunden  sind. 
Die  eine  dieser  Kompilationen,  die  nur  in  geringen  Bruchstücken  vorliegt, 
hat  ehemals  dem  Stift  St  Enuneram  zu  Begensburg  gehört  und  ist  des- 
halb von  dem  Herausgeber  unter  der  Bezeichnung  Formularum  codicU 
St  Emmerami  fragmenta  den  bairischen  Formeln  eingereiht  worden^;  sie 
gehört  aber  zu  den  frankischen  Formelsammlungen,  da  sie  nichts  Bairisches 
enthält  und  auch  die  neun  selbständigen  Bestandteile  des  ersten  Frag- 


*  Zbombr  239—263.  ZRG.  1,  194  flF.  Vgl.  Waitz,  Abhandl.  383  ff.  (FDG.  1, 
535  ff.).  Als  Anhang  der  MEBKEL'schen  Formeln  bei  Zeumeb  268  ff.  zwei  Pariser 
Pormeln. 

*  Zbumbb  265—282.    Vgl.  ZRG.  17,  94  ff. 

*  Bei  Zeümeb  282  f.  als  additamenta  1—3.    Siehe  auch  ebd«  466,  Nr.  15.  16. 
«  Zeumeb  461—468.    Vgl.  N.  Arch.  8,  601  ff. 
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mentes  entschieden  auf  westf rankische  Entstehung  schließen  lassen.  Die 
zweite  Kompilation  ist  mit  einem  Salzburger  Formelbuch  verbunden  und 
zweifellos  in  Salzburg  entstanden.  Zahlreiche  bairische  Urkunden  zeigen^ 
daß  die  lindenbrogischen  Formeln,  wahrscheinlich  durch  Vermittelung 
der  beiden  besprochenen  Kompilationen,  in  Baiem  außerordentlich  benutzt 
wurden.  Man  darf  annehmen,  daß  Arno,  ursprünglich  Mönch  in  Freising^ 
dann  Abt  Ton  St  Amand,  seit  785  außerdem  Bischof  und  später  Erz- 
bischof von  Salzburg,  die  lindenbrogische  Sammlung  veranlaßt  und  dazu 
Material  aus  den  ürkundenschätzen  der  Freisinger  und  Salzburger  Kirchen 
nach  St.  Amand  geschafft  hat,  und  daß  ebenso  die  Einführung  jener  sal- 
fränkischen  Formeln  in  den  Urknndenbrauch  Salzburgs  und  anderer  bai- 
rischen  Kirchen  durch  ihn  vermittelt  worden  ist.  —  Eine  ursprünglich 
sehr  umfangreiche,  aber  nur  in  wenigen  Bruchstücken  erhaltene  Samm- 
lung, die  Formulae  Pithoei  (Zeümeb  596  ff.),  scheint  ausschließlich  west- 
Mnkischen  Charakter  gehabt  zu  haben;  während  einzelne  Bestandteile 
dem  Sprachgebrauch  der  lindenbrogischen  Formeln  entsprechen,  weisen 
andere  auf  Südfrankreich  hin. 

Die  jüngste  und  für  die  Verfassungsgeschichte  bedeutsamste  frän- 
kische Formelsammlung  enthält  die  wahrscheinlich  zwischen  828  und  832 
unter  dem  Kanzler  Fridugis  entstandenen  Kanzleiformeln  Ludwigs 
des  Frommen  {Formulae  imperiales  e  curia  Ludovid  J^ä)^. 

Die  alamannischen  Formeln^,  die  dem  Ende  des  8.,  großenteils 
sogar  erst  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  angehören,  werden  durch  die 
St  Galler  ürkundenschätze  an  Alter  und  Reichhaltigkeit  des  Inhalte 
weit  übertroffen  und  haben  daher  für  die  Wissenschaft  lange  nicht  die 
Bedeutung  der  fränkischen  Formeln.  Dem  Elsaß  gehören  die  vorzugs- 
weise Briefe  enthaltenden  Formeln  des  Klosters  Murbach  und  drei 
Straßburger  ürkundenformeln  an^  Die  beiden  Formelbücher  des 
Klosters  Reichen  au  zeigen  starke  Benutzung  des  Markulf;  eine  dritte 
Reichenauer  Sammlung  enthält  nur  Briefe^  St.  Galler  Formeln  finden 
sich  in  dem  sehr  verschiedene  Bestandteile  enthaltenden  sogenannten 
„Formelbuch   des  Bischofs  Salomo  III.  von  Constanz"^     Dazu  kommen 


^  Ebd.  285—327.  Vgl.  Sickel,  a.  a.  0.  158  flP.  Eine  pboto  -  lithographische 
Nachbildung  der  in  üronischen  Noten  geschriebenen  Handschrift  bei  Schmttz,  Monu- 
menta  tachygraphica  I.  1882.  Vgl.  Zbumer,  Gott.  gel.  Anz.  1882,  S.  1415  ff.  FrC&er 
wurden  diese  Formeln  nach  ihrem  ersten  Herausgeber  als  CA&pjDrriBR'sche  FonnelA 
bezeichnet.  Zwei  bisher  unbekannte  Formeln  fdr  Kaiserurkunden  bei  Zeümer  327  £ 
als  additamenta. 

•  Vgl.  Zeumeb,  N.  Arch.  8,  475  ff. 

'  Formulae  ÄforbacenseSj  Zeumer  829—837.  Formulae  ÄrgeniinenseSy  ebd.  337  f. 

'  Formulae  ÄugienaeSy  ebd.  339—364.  724  f.  Formtäae  epiatolarea  Augienses, 
ebd.  864  ff. 

,'  Zeumer  390—437.  Vgl.  Dümmler,  Das  Formelbuch  des  Bischofs  Salomo  III., 
1857.  V.  Wtss  i.  d.  Mitteilungen  der  antiquar.  Gesellseh.  von  Zürich  7,  17  ff.  Die 
hl  der  Kompilation  enthaltenen  Formeln  für  königliche  Diplome  sind  ein  doktri- 
näresy  ganz  wertloses  Machwerk  aus  den  letzten  Jahren  Karls  III. 
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einige  kürzere  Sammlungen  (Zeuheb  378  ff.),   deren  eine  (um  900  ent- 
standen) früher  falschlich  dem  Iso  zugeschrieben  wurde. 

In  Baiern  war  besonders  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  für  die 
Förderung  des  Urkunden-  und  Formelwesens  thätig.  Ihm  ist  auch  das 
mit  der  oben  (8.  265)  besprochenen  salfrankischen  Kompilation  verbundene 
Salzburger  Formelbuch  zuzuschreiben^^,  das  allerdings  nur  zwei  ür- 
kundenformeln  und  im  übrigen  ausschließlich  Briefmuster  enthält;  die 
Sammlung  ist  in  Salzburg  entstanden  und  hat  namentlich  den  Briefwechsel 
Arnos,  besonders  mit  Alcuin,  und  die  lindenbrogischen  Formeln  als  Vor- 
lage benutzt.  Die  kleine  Sammlung  Passauer  Formeln  {Formulae  Pata- 
vienses)  gehört  der  Zeit  Ludwigs  des  Deutschen  an^^. 

-Eine  burgundische  Sammlung  entstand  gegen  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts in  dem  Kloster  ¥\fi\\gTij  {Formtdae  Flavmiacensesy^.  Dieselbe 
hat  ihr  Material  überwiegend  den  Formeln  des  Marknlf,  dem  Supplement 
des  Markulf  und  den  Formeln  von  Tours  entlehnt.  Eine  Überarbeitung 
hat  nur  bei  wenigen  stattgefunden.  Die  eigenen  Zuthaten  sind  gering. 
Der  Wert  der  Sammlung  ist  im  wesentlichen  nur  ein  litterarhistorischer. 

Die  westgotische  Formelsammlung  [Formvlae  VisigoticaeY^  enthält 
46  ürkundenformeln  teils  römischen,  teils  westgotischen,  größtentäls 
aber  gemischten,  für  beide  Nationen  gleichmäßig  anwendbaren  Inhalts. 
Die  Sammlung  wurde  zwischen  615  und  620,  wahrscheinlich  von  einem 
Notar  in  Cordova,  verfaßt  und  in  der  2.  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  noch 
durch  einige  Formeln  vermehrt^*.  Ostgotische  Formeln  aus  der  Zeit 
Theoderichs  des  Großen  finden  sich  in  dem  6.  und  7.  Buche  der  Yariae 
des  Cassiodor". 

Aus  dem  Gebiete  des  angelsächsischen  Bechts  besitzen  wir  einige 
Formeln  für  Eide,  Geltendmachung  von  Eigentumsansprüchen  u.  a.  hl 
Sie  gehören  erst  der  Zeit  seit  dem  10.  Jahrhundert  an,  tragen  aber  zum 
Teil  einen  sehr  altertümlichen  Charakter". 

Die  25  langobardischen  Formeln  des  Cartularium  Langobardicum 
libtr  cartulariiy^  wurden  vor  1070  in  Pavia  oder  Rom  zusammengestellt 


^^  Zeüm£R  488  ff.  EocKiNOER,  Drei  Formelsammlongen  a.  d.  Zeit  der  Karo- 
linger 45  ff.    Kozi^BE,  Eevae  bist,  de  droit  5,  35  ff. 

^'  Zeumeb  456  ff.  Zuerst  als  JEpistolae  Alafi  veröffentlicht  von  Bogkinoer, 
a.  a.  O.  171  ff. 

"  Zhumer  489«:    Vgl.  ZRG.  17,  86  f. 

"  Zeümbr,  Formulae  572  ff.-,  N.  Arch.  23,  476  f.  de  Roziäre,  Formules  Wisi- 
gothiqnes,  1854.  Biedenweg,  Commentatio  ad  formulas  Visigothicas ,  Berlin  1856. 
MoinxsA  Y  Manriqus,  Historia  de  la  legislacion  2,  37  ff. 

^  LEHMAim,  a.  a.  0.  836  vermutet  Benutzting  der  westgotiscben  Formeln  in 
den  Formulae  Andecavenses. 

'^  Ausgabe  von  Mommssn,  MG.  Auct.  antiqu.  12,  172  ff. 

"  ScHMm,  Gesetze  der  Angelsachsen  405—409.  428.  Vgl.  ebd.  Vorrede  pg.  66  £, 

'^  Ausgabe  von  Boeetius,  MG.  Leg.  4,  595  ff.  Zwei  andere  Formeln  ebd. 
604  f.  Padslletti,  Fontes  iuris  Italic!  I.  Über  die  Entstehung  des  Cartularium 
vgl.  BoRETius,  a.  a.  0.  praefatio  pg.  92  sq. 
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Diese  Formeln,  die  neben  dem  langobardischen  auch  das  salische,  ribuarische, 
alamannische,  bairische,  burgundische,  westgotische  und  römische  Recht 
berücksichtigen,  waren  nicht  für  die  Abfassung  von  Urkunden,  sondern 
als  Muster  für  das  mündliche  Verfahren  bei  Akten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkelt bestimmt.  In  derselben  Richtung  bewegten  sich  die  Prozeß- 
formeln des  Papienser  Rechtsbuches,  die  nicht  dazu  bestimmt  waren,  als 
Formulare  für  Gerichtsprotokolle  zu  dienen,  sondern  das  Gerichtsverfahren 
selbst  veranschaulichen  sollten^®. 

Außer  den  vorstehend  besprochenen  Formelsammlungen  sind  zahl- 
reiche Einzelformeln  überliefert,  die  in  der  neuesten  Ausgabe  als  For- 
mulae  extravagantes,  in  zwei  Bücher  eingeteilt,  zusammengestellt  sind^®. 
Eine  besondere  Gruppe  liturgischer  Formeln  für  Gottesurteile  bilden  die 
Ordines  iudiciorum  Dei^®. 

Von  den  Formelsammlungen  abgesehen  beschrankte  sich  die  juri- 
stische Litteratur^^  anfangs  auf  die  Thätigkeit  der  Abschreiber  und 
Sammler  von*  Rechtsquellen,  indem  diese  vielfach  auf  eigene  Hand  Text- 
änderungen  und  Einschaltungen  vornahmen,  auf  die  Abfassung  von  Glossen, 
unter  denen  die  malbergische  Glosse  (S.  235)  weitaus  den  ersten  Rang 
einnimmt,  von  Remissorien  und  Auszügen;  selbst  kleinere  Aufsätze  (wie 
die  chunnas  und  septem  causas,  S.  236  n.)  reichen  noch  in  die  Merowinger- 
zeit  zurück.  Dazu  kamen  im  8.  und  9.  Jahrhundert  die  Anfange  einer 
rechtsbücherlichen  Litteratur,  zu  denen  auch  die  Lex  Romana  Curiensis 
(S.  252)  und  einzelne  Teile  der  Lex  Frisionum  (S.  248  ff.)  zu  rechnen  sind, 
auch  schon  einzelne  selbständige  juristische  Abhandlungen,  wie  die  vor- 
treffliche Darstellung  der  Hofordnung  Karls  des  Großen  von  seinem  Vetter 
Adalhard,  Abt  von  Corbie  und  Corvey  (t  826),  die  uns  auszugsweise  in 
Hinkmars  Schrift  „De  ordine  Palatii"  überliefert  ist 2*,  ferner  die  an  Ludwig 
den  Frommen  gerichtete  Schrift  des  Erzbischofs  Agobard  von  Lyon  gegen 
die  Lex  Burgundionum  *^  und  das  zwischen  840  und  842  verfaßte  Buch 
des  Walahfrid  Strabo  über  Ursprung  und  Entwickelung  der  kirchlichen 
Einrichtungen**.  Von  den  hervorragenden  Leistungen  der  lombardischen 
Rechtsschule  und  der  juristischen  Litteratur  der  Angelsachsen,  obwohl  sie 
nicht  mehr  in  den  Rahmen  der  deutschen  Rechtsgeschichte  gehören,  ist 
schon  an  anderer  Stelle  (S.  243  f.  253)  die  Rede  gewesen. 


"  Vgl.  S.  244.  Eine  glossierte  Prozeßformel  bei  Boretius,  a.  a.  0.  602  f. 
Über  den  Gegensatz  zu  den  Urkandenformeln  Brunneb  1,  8.  402. 

"  Zeümer,  Formulae  538—571.  725. 

^  Zeumer,  a.  a.  0.  599  ff.     Scumid,  Gesetze  der  Angelsachsen  414  ff. 

•^  Diese  ans  Licht  gezogen  zu  haben  ist  besonders  v.  Amiba's  Verdienst. 

^*  Ausgabe:  Boretius-Kraüse,  Capitularia  2,  517 ff.  Schulausgabe  von  Krause, 
1894.  Vgl.  Wattenbach,  Gesch. -Quellen*  1,  250  ff.  Über  Hinkmar  von  Reims 
(t  882)  vgl.  V.  NooRDBN,  Hinkmar,  1863. 

^  Agobardi  ad  versus  legem  Gundobadi  Über  in  den  Opera  Agobardi,  ed. 
Balüziüs  1,  118  ff.    Bibl.  patr.  Galland.  18,  429  ff.    Ein  Auszug  MG.  Leg.  8,  504. 

'*  Ausgabe:  Borbtius-Krause,  Capituliu*ia  2,  478  ff. 
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Viertes  Kapitel. 
Frivatrecht,  Strafrecht  und  Oerichtsverfahren. 
^  §  35.    Das  Privatrecht. 

Litteratur  S.  4.  59.  Beunneb,  RG.  1,  217  ff.  230  ff.;  Grundzüge  161  ff.;  Die 
Geburt  eines  lebenden  Kindes  u.  das  ehel.  Vennögensrecht,  ZRG.  29,  63—103; 
Die  uneheliche  Vaterschaft  in  den  älteren  germanischen  Rechten,  ebd.  30,  1 — 82; 
Forschungen  1  ff.  524  ff.  661  ff.  676  ff.  736  ff.  v.  Amiba,  Grundriß«  105-140, 
EiCHHOBN  1,  264 — 393.  Sakdhaas,  Germanistische  Abhandlungen,  1852.  Glasson,. 
Histoire  3,  1—252;  Le  droit  de  succession  dans  les  lois  barbares,  N.  Rev.  9,  585  ff. 
ViOLLET,  Histoire  du  droit  civil  fran^ais  243  ff.  THünicnuu,  Geschichte  d.  deutsch, 
Priyatrechts,  1894.  Huber,  System  u.  Geschichte  des  schweizer,  Privatrechts 
4,  210  ff.  (1893).  FocKEHA  Andreas,  Bijdragcn  tot  de  nederlandsche  rechtsgeschie- 
denis,  3  Bde,  1888—1892.  Pebtile,  Storia  3.  4.  Salviou,  Manuale  239  ff.  Vandeb- 
xiNDERE,  Introduction  207  ff.  234  ff.  Dahn,  Könige  8,  4  S.  175—213;  Westgotische 
Studien  58—140.  Zeumeb,  Gesch.  d.  westgot.  Gesetzgebung  II.— IV.  (X.  Arch.  24^ 
41  ff.  571  ff.  26,  93  ff.).  Ficeer,  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  ostgermanischen 
Rechte,  4  Öde,  1891 — 1898.  Vinooradopf,  Geschlecht  u.  Verwandtschaft  im  alt- 
norweg.  Recht,  Zeitschr.  f.  Soc-  u.  Wirtsch.- Gesch.  7,  1 — 43.  Bode,  Das  altnor- 
wegische Stammgüterrecht,  ZRG.  35,  109  ff.  Pollock  and  Maitland,  History  of 
engl,  law  2,  1—445.  Laubence,  Anglosaxon  landlaw  (Essays  in  Anglosax.  law 
55—119).  Kohler,  Beiträge  z.  germ.  Privatrechtsgeschichte  1.  2.  (1883—85).  Wattz, 
Das  alte  Recht  der  sal.  Franken  107  ff.  117  ff.  Gaupp,  Recht  u.  Verfassung  der 
alten  Sachsen,  1837;  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer,  1884;  Lex  Francorum  Chama- 
vomm,  1855.  Blandini,  II  tempo  nel  diritto  privato  langobardo,  Riv.  ital.  per  le 
sc.  giurid.  11,  191  ff.    ZöPFL,  Ewa  Chamavorum,  1856. 

I.  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit.  Eine  persönliche  Rechts«» 
fahigkeit  gab  es  nur  für  Freie,  nicht  für  Unfreie.  Die  Hörigen  besaßen 
Rechtsfähigkeit,  aber  gleich  den  freien  Muntleuten  nur  beschränkte 
Handlungsfähigkeit.  Die  Rechtsfähigkeit  begann  nach  altgermanischem 
Recht  erst  mit  der  Namengebung  und  Wasser  weihe;  dem  entsprechend 
ließ  das  westgotische  Recht  die  Erbfähigkeit  eines  neugeborenen  Kindes 
erst  mit  der  Taufe  eintreten,  während  dem  alamannischen  Recht  der 
Beweis  einer  gewissen  Lebensfähigkeit  nach  der  Geburt  genügte  K  Idioten, 
die  der  Volksglaube  als  untergeschobene  Zwergenkinder  (Wechselbälge) 
betrachtete,  waren  rechtsunfahig  und  hatten  nur  Anspruch  auf  Gewährung 


1  Vgl.  S.  67.  Brukneb,  RG.  1,  76;  Geburt  eines  leb.  Kindes  63  ff.  Merkel, 
MG.  Leg.  3,  35  n.  55.  Der  für  die  Namengebung  geltenden  neunnfichtigen  Frist 
entsprechen  die  zehn  Tage  des  Westgotenrechts.  Vgl.  L.  Wis.  4,  2,  c.  17.  c.  18. 
Taufe  als  Voraussetzung  der  Rechtsfähigkeit  verlangte  der  Drenter  Eidstuhl  noch 
im  15.  Jh.  Vgl.  Verband,  d.  Genootsch.  pro  excol.  iure  patr.  7,  2,  Suppl.  Nr.  94. 
Bbuhmkb  macht  darauf  aufmerksam,  daß  das  Erfordernis  gewisser  Anzeichen  der 
Lebensfähigkeit,  wie  Annahme  der  ersten  Nahrung  im  Norden,  einstündige  Lebens- 
dauer und  öffnen  der  Augen  (L.  Alam.  89)  erst  auf  jüngerer  Rechtsentwickelung 
beruhte.    Vgl.  auch  Grixm,  RA.  75.  410. 
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des  Lebensunterhaltes  aus  ihrem  Vermögen^;  ebenso,  nach  einer  Vorschrift 
des  langobardischen  Rechts,  die  vom  Aussatz  Befallenen,  während  diese 
nach  den  deutschen  Rechtsquellen  nur  erbunfahig  wurden,  ihr  bisheriges 
Vermögen  aber,  soweit  sie  sich  desselben  nicht  freiwillig  entäußerten, 
behielten '. 

Hinsichtlich  der  Geschäftsfähigkeit  wurden  nicht  wie  im  römischen 
Recht  vier,  sondern  nur  zwei  Lebensalter  unterschieden  *.  Den  noch  binnen 
oder  unter  ihren  Jahren  befindlichen  Geschäftsunfähigen  standen  die  zu 
ihren  Jahren  Gekommenen  (die  sich  gejährt  hatten)  gegenüber.  Die  Rechts- 
handlungen der  ersteren  waren  nicht  an  sich  ungültig,  konnten  aber  von 
ihnen  nach  Eintritt  der  Geschäftsfähigkeit  einseitig  widerrufen  werden*. 
Bei  den  meisten  germanischen  Stämmen  trat  die  Geschäftsfähigkeit  schon 
mit  dem  vollendeten  1 2.,  bei  den  Burgunden  und  Ribuariern  erst  mit  voll- 
endetem 15.  Jahre  ein*.  Bei  den  letzteren  hatte,  ähnlich  wie  später  nach 
dem  Sachsenspiegel,  der  zu  seinen  Jahren  Gekommene  zunächst  noch  die 
Befugnis,  sich  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  vertreten  zu  lassend 
Überhaupt  wird  das  Bedürfnis  prozessualischer  Vertretung  den  Anlaß 
gegeben  haben,  wenn  sich  bei  einigen  Stämmen  schon  früh  eine  Binaus- 
schiebung  des  Mündigkeitstermines  bemerkbar  machte^. 


'  Ober  den  bekannten  Vers  Ssp.  1,  4:  Uppe  cUtvile  unde  dverge  ne  irsiirft 
weder  lin  noch  ervCf  vgl.  Zachbr,  ZRG.  22,  55  ff. 

»  Vgl.  Ed.  Roth.  176.  Ssp.  1,  4.     Hartmanns  armer  Heinrich  v.  246  ff. 

*  Über  das  Folgende  vgl.  Heusler  1,  55  ff.  199  ff.  2,  489.  Kraut,  Vormand- 
schaft  1,  112  ff.  RivE,  Vormundschaft  1,  213  ff.  Orixh,  RA.  413  ff.  Schröder, 
Franken  41  f.;  FDG.  19,  141  ff. 

'  L.  Burg.  87 :  Minorum  aetaii  ita  credidimus  consulendum^  tU  ante  15  aeiatis 
annos  eis  nee  libertäre  nee  vendere  nee  donare  lieeni.  Et  ai  eircumventi  per  infan^ 
tiam  fecerinty  nihil  vaiebit;  ita  ut  quod  ante  15.  annum  gestwn  fuerit,  itUra  alias 
15  annos,  si  voluerint,  revoeandi  habeant  poiestatem,  Quod  si  inira  expresaum  tempus 
non  revocaverintf  in  sua  firmitate  permaneat.     Vgl.  Ed.  Liutpr.  58. 

*  Vgl.  Anm.  5,  Anm.  7  und  S.  111.  Mit  12  Jahren  bei  den  salischen  und 
chattischen  Franken  (vgl.  S.  110  n.),  Friesen  (L.  Fris.  add.  sap.  3,  70;  vgl.  Kicht- 
HOFBN,  MGr.  Leg.  3,  70  n.  32),  Langobarden  (Ed.  Roth.  155),  Sachsen  (so  das  ganse 
Mittelalter  hindurch),  Norwegern  und  Isländern  (Maurer,  Zeitschr.  f.  deutsch.  PhiL 
2,  443;  RivE,  a.  a.  0.  1,  51  ff.),  Alamannen  (K.  Brunwer,  1.  d.  Forsch,  z.  bayer. 
Geschichte  6,  4),  wahrscheinlich  auch  bei  den  Baiern  (vgl.  FDG.  19,  143  n.).  Über 
das  thüringische  Recht  Ifißt  sich  nichts  Gewisses  sagen.  Die  Angelsachsen  ver- 
langten anfangs  nur  10,  spftter  12  Jahre  (Hlodhsere  u.  Eadric.  c.  6.  Ine  c.  7,  2. 
iEthelst.  2,  U  Cnut  2,  20.  21).  Lex  Wisigot.  2,  4  c.  11.  4,  3  c.  1,  c.  4  verlangte 
14  oder  15  Jahre,  doch  scheint  10,  1,  c.  17  noch  ein  Rest  eines  älteren  Termins 
von  12  Jahren  vorzuliegen.  Über  die  Entstehung  des  doppelten  Mündigkeitstermins 
vgl.  S.  71  f. 

'  L.  Rib.  SI:  Si  quis  komo  Ribuarius  defuncius  fuerit  vel  interfecius,  et  fUium 
rdiqtMrit,  usque  15,  anno  pleno  nee  eauseun  prosequatur,  nee  in  iudidum  inierpel- 
latus  responsum  reddai;  15.  autem  anno  aut  ipsi  respondeat,  aut  defensorem  eleffot. 
aimiliter  et  filift.    Vgl.  Ssp.  I.  42  §  1.    Quaestiones  ac  monita  §  27  (MG.  Leg.  4,  593). 

^  So  nahmen  die  Westfranken  später  den  Termin  von  15,  zuletzt  von  21  Jakren 
an.  Vgl.  Hist.  Zeitschr.  43,  48.  Kraut,  a.  a.  0.  1,  133.  147.  Bei  d^  Lango- 
barden führte  Liutpr.  19  den  Termin  von  18  Jahren  ein;   bei  Norwegern  and  I»- 
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Ihre  volle  Bedeutung  hatten  die  Mundigkeitstermine  nur  für  freie 
Knaben,  deren  Vater  bereits  verstorben  war.  Sie  wiu'den,  sobald  sie  zu 
ihren  Jahren  gekommen  waren,  selbmündig^,  wahrend  die  im  Munt  ihres 
Vaters  stehenden  Jünglinge  erst  durch  die  Absonderung  aus  der  Were 
2U  voller  Verfügungsfreiheit  gelangten  (S.  67).  Das  weibliche  Oeschlecht 
blieb  nach  dem  älteren  Recht  zeitlebens  dem  Munt  unterworfen,  doch 
«rlitt  die  Geschlechtsvormundschaft  schon  in  dieser  Periode  vielfache  Ab- 
schwächungen  und  Ausnahmen  ^^< 

Durchaus  rechtsunfahig  waren  unfreie  Leute  ^^  Sie  galten  nach  wie 
Tor  als  Sachen  im  Eigentum  ihres  Herrn,  und  zwar  die  angesiedelten 
Knechte  {mansuarü,  massarii)  als  unbewegliche,  die  unangesiedelten  {mcak- 
cipia)  als  bewegliche  Sachen  (S.  219).  Was  sie  besaßen,  wurde  als  Herren- 
gunst,  als  ein  ihnen  vom  Herrn  zur  Verwaltung  und  Nutzung  überlassenes 
Pekulium  angesehen  ^K  Oeschäftsföhig  waren  sie  nur  innerhalb  des  ihnen 
vom  Herjm  eingeräumten  Wirkungskreises^^.  Für  Delikte  seiner  Knechte 
haftete  der  Herr. 

Unter  den  Hörigen  (S.  221)  nahmen  die  langobardischen  Aldien 
die  tiefete  Stelle  ein^  indem  ihnen  gleich  den  Unfreien  jede  selbständige 
Verfügung  über  ihr  Vermögen  abging,  während  die  Hörigen  bei  den 
übrigen  Stämmen  Vertrags-  und  deliktsfahig  waren  und  über  ihr  beweg- 


Uiiidern  waren  seit  dem  10.  Jahriiundert  15  und  16  Jahre  erforderlich.  Bei  den 
Westgoten  perfecta  aeku  erst  mit  20  Jahren.     Vgl.  L.  Wis.  4,  2,  c.  18.  8,  c.  3. 

•  Vgl.  Anm.  10.  Bbcnner,  R6.  1,  77,  n.  46.  Quellen  z.  Gesch.  d.  Stadt  Köhi 
3,  Nr.  349  (1291):  wi  iuris  effecte^  quod  vulgariter  diöitur  selfmundig. 

**  Vgl.  Gresch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  2.  Die  klassische  Stelle  über  die  Geschlechts- 
vormundschaft  ist  Ed.  Roth.  204:  Nulli  tntäieri  liberae  sub  regni  nostri  ditionem 
legis  Lcmgobardorum  viventem  lieeat  in  stti  potestatem  arbitrium^  id  est  seJpmundia, 
vivere,  nisi  semper  sub  potestatem  virorum  aut  certe  regis  debeat  permanere;  nee 
aliquid  de  res  mobiles  aut  inmobiles  sine  voluntate  illius,  in  cuius  mundium  fuerit, 
habeat  potestaiem  donandi  aut  alienandi.  Bei  den  Burgunden,  Ost-  und  Westgoten, 
Baiem  und  Angelsachsen  gab  es  nur  noch  eine  zum  Teil  sehr  abgeschwächte  Ge- 
schlechtsYormundschaft  fdr  Jungfrauen  und  Ehefrauen,  nicht  mehr  für  Witwen. 
Bei  den  Kibuariern  galt  der  Mündigkeitstermin  von  15  Jahren  auch  für  M&dchen 
(Anm.  7).  Neuerdings  hat,  einer  von  Fickeb  gegebenen  Anregung  folgend,  Opet, 
Greschlechtsvormundschaft  in  den  fränkischen  Volksrechten  (Mitteil.  d.  öst.  Inst 
Erg. -Bd.  3)  die  Unbekanntschaft  der  Franken  mit  der  Greschlechtsvormundschaft 
behauptet.  Vgl.  dagegen  W.  Siceel,  Gott  gel.  Anis.  1889  S.  956.  Hübneb,  Kr. 
VJSchr.  35,  38  ff.     Beumkee,  Berl.  SB.  1894  S.  1291  f.  1294. 

^'  Jastbow,  Eigentum  an  und  von  Sklaven  n.  d.  deutsch.  Volksrechten,  FDG. 
19,  626  ff. 

"  Vgl.  Ed.  Liutpr.  113.  Aist.  12.  L.  Wisig.  5,  4,  c  13.  c.  15.  c.  16.  Leg.  Eurici 
c.  2911    Stütz,  Gescb.  d.  kirchl.  Benef.-Wesens  1,  224  n.  37. 

"  Vgl.  L.  Sal.  27,  §  26.  L.  Rib.  74.  Ed.  Roth.  283.  Liutpr.  58.  78  i.  f.  87. 
Notitia  de  actoribus  c.  5.  Leg.  Eurici  c.  287.  L.  Wisig.  2,  5,  c.  6.  Ed.  Roth.  234: 
Senms  massarius  liemtiam  habeat  de  peeuko  suoy  i,  e,  bore,  vaeea,  eavaüo,  simul  et 
de  minuto  peeulio,  in  socio  dare  amt  in  socio  recipere;  vindere  auiem  non,  nisi  quod 
pro  utiliiatem  easae  ipsius  est,  quatvnus  easa  profidat  et  non  depereat 
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liches  Vermögen  frei  verfügen  konnten^*.  Im  Familien-  und  Erbrecht 
scheinen  die  Hörigen  innerhalb  des  Kreises  ihrer  unter  demselben  Herrn 
stehenden  Genossen  allgemein  den  Freien  gleichgestanden  zu  haben  ^^;  zu 
Ehen  mit  Ungenossen  bedurften  sie  der  Genehmigung  des  Herrn  ^®,  im 
Erbrecht  wurden  die  nicht  unter  demselben  Herrn  stehenden  Verwandten 
jedenfalls  durch  den  Herrn  ausgeschlossen.  Eine  eigentümliche  Beschrän- 
kung des  Erbrechts  bestand  auch  für  die  Freigelassenen  ersten  und  zweiten 
Grades:  da  die  Freilassung  für  sie  die  bisherigen  Verwandtschaftsbande 
zerschnitten  hatte,  so  stand  ihr  Nachlaß  und,  falls  sie  erschlagen  wurden^ 
ihr  Wergeid  nicht  den  Verwandten,  sondern  dem  Schutzherrn,  bei  den 
höchsten  Freigelassenen  also  dem  König  zu.  Bei  Franken  und  Angel- 
sachsen schloß  dies  herrschaftliche  Erbrecht  selbst  die  Kinder  aus  ^^,  wäh- 
rend diese  nach  den  übrigen  Rechten  vorgingen^®.  Da  übrigens  das 
königliche  Patronatserbrecht  nur  ein  subsidiäres  Erbrecht  gegen  den  als 
verwandtenlos  geltenden  Freigelassenen  selbst  war,  so  erstreckte  es  sich 
nicht  mehr  auf  seine  in  der  Freiheit  geborenen  Kinder,  die  vielmehr  nach 
den  gewöhnlichen  Grundsätzen  von  ihren  Kindern  beerbt  wurden^®. 

^^  Das  Veräußerungeverbot  des  6.  salischen  Kapitulars,  c.  8  (Beerend,  Lex 
Salica^  158j  bezieht  sich  hinsichtlieb  des  libertus  wohl  nur  auf  unbewegliche  Sachen. 
Daß  die  sfichsischen  Liten,  die  doch  am  freiesteu  gestellt  waren,  über  Grundstücke 
nicht  verfügen  konnten,  ergiebt  sich  aus  der  Analogie  von  Lex  Sax.  64.  über  Schuld- 
Verträge  (fides  facta)  von  Liten  vgl.  L.  Sal.  50,  1,  über  Bußezahlungen  derselben  3. 
sal.  Kapitulaie  c.  2  (Behrend«,  144),  Pact.  Child.  et  Chloth.  c.  8  (ebd.  147),  L.  Sax. 
36,  Capit.  de  part.  Sax.  19.  20.  21,  Capit.  Sax.  3.  5,  L.  Fris.  1,  8—10.  2,  9.  3,  4. 
7,  2.  9,  2.  16,  über  Loskauf  mit  eigenen  Mitteln  L.  Fris.  11,  2.  L.  Barg.  57,  Ed. 
Koth.  216.  Dt  r  friesische  Lite  konnte  Liten  in  seinem  Vermögen  haben  und  selbst 
mit  Freien  Verträge  schließen,  wodurch  sich  ihm  diese  zu  Litenrecht  ergaben. 
Vgl.  L.  Fris.  11,  1. 

'*  Der  langobardische  Aldius  konnte  mundium  facere  und  seiner  Frau  eine 
Morgengabe  bestellen;  trat  sie  aber  nach  seinem  Tode  wieder  aus  der  Gewalt  des 
Herrn,  so  mußte  alles  für  sie  Aufgewendete  zurückgegeben  werden.  Both.  216. 
Liutpr.  126.  Wenn  schon  die  langobardischen  Aldien,  wie  aus  Roth.  216  hervorgebt, 
mindestens  ein  Descendentenerbrecht  besessen  haben,  so  können  die  deutschen  Hörigen 
nicht  schlechter  gestellt  gewesen  sein.  Unbedingtes  Herren  erbrecht  vermuten 
Brunner,  RG.  1,  102,  Heusler  1,  140,  v.  Amira,  Erbenfolge  143.  L.  Cham.  14  betrifft 
nur  die  Beerbung  eines  Freigelassenen.  Die  Verwandten  eines  erschlagenen  Liten 
erhielten  bei  den  Friesen  einen  Teil  des  Wergeides.     Vgl.  S.  223. 

'^  Das  Prinzip  ergiebt  sich  aus  Liutpr.  139  und  der  Ausnahmebestimmung  für 
die  Königsliten  (nicht  Litinneu)  in  L.  Sax.  65.  Vgl.  L.  Fris.  9,  11  —  13.  Brunmer, 
RG.  1,  102. 

"  Vgl.  Brünner,  RG.  1,  98.  244.  Zeümer,  Beerbung  der  Freigelassenen  durch 
den  Fiskus  nach  fränk.  Recht,  FDG.  23,  189  ff.  Boretius,  Capitularia  1,  118,  c.  9. 
c.  10.  158,  c.  4-0,  171,  c.  6.  L.  Cham.  12.  14.  Leg.  Wihtraed.  8.  An  Verfügungen 
unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen  war  der  Freigelassene  durch  das  Patronats- 
erbrecht niclit  behindert.     Vgl.  Roth.  225.     Form,  imperial.  38  (Zeümer  315  f.). 

>*  Vgl.  Roth.  224,  1,  3.  225.  Liutpr.  77.  L.  Wisig.  5,  7,  c.  13.  c.  14.  L.  Rib. 
57,  4.  58,  4.  61,  1.     L.  Alam.  17. 

"  Vgl.  Cap.  legi  Ribuar.  add.  v.  803,  c.  9  (Boretius  1,  118):  Homo  dmarialis 
non  ante  haereditare  in  suam  agnationem  poterity  quam  usqtie  od  tertiam  generc^ 
eionem  proveniat 
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IL  Sachenrecht.  Auf  dem  Gebiete  des  Sachenrechts  hatte  sich 
durch  die  Ausbildung  des  Privateigentums  an  Orund  und  Boden  (§  28) 
eine  bedeutende  Veränderung  vollzogen.  Während  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  fahrenden  Habe  vornehmlich  darin  bestand,  daß  Hi^be  Geld, 
d.  h.  Tausch-  oder  Zahlungsmittel,  war,  lag  die  Bedeutung  des  Grund- 
besitzes nicht  in  dem  Yeräußerungs-,  sondern  in  dem  Nutzungswert 
Die  bewegliche  Sache  kam  demgemäß  rechtlich  nach  ihrer  Substanz,  die 
unbewegliche  nach  der  Rente,  die  sie  abwarf,  in  Betracht  Die  Bezeich- 
nung für  bewegliche  Sachen  war  ahd.  haba  (mnd.  haoe^  mlat  avere^ 
avermm)y  pecunia^^,  varantscaz^^j  für  Grundbesitz  dagegen  terra y  resy 
possessio,  proprietaSj  hereditas,  ahd.  eiffan,  arbi,  erbi^^.  Die  überwiegende 
Bedeutung  des  unbeweglichen  Vermögens  trat  darin  hervor,  daß  die 
letztgenannten  Ausdrücke  das  auf  dem  Gute  befindliche  Wirtschaftsinventar 
mitumfaßten  ^^ 

Das  Recht  der  beweglichen  Sachen  stand  unter  dem  Banne  des 
altgermanischen  Prozeßrechts,  das  dem  Eigentümer  nur  einen  beschränkten 
Rechtsschutz  durch  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Diebstahls  und  der 
rechtswidrigen  Vorenthaltung  von  Sachen  gewährte  (S.  83  f.).  Nur  in  den 
Fällen  dieblicher  oder  raublicher  Entwendung  konnte  der  Eigentümer 
seine  Sache  gegen  jeden  Dritten  verfolgen;  hatte  er  sie  freiwillig  aus  der 
Hand  gegeben,  so  stand  ihm  einzig  gegen  den  Empfanger  wegen  arglistiger 
Verweigerung  der  Rückgabe  eine  Klage  zu;  gegen  den  Dritten,  an  den 
die  Sache  aus  der  Hand  des  letzteren,  mit  oder  ohne  dessen  Wissen,  ge- 
kommen war,  hatte  der  Eigentümer  keine  Klage '^ 

Dem  entsprechend  bewegte  sich  die  Verpfändung  oder  Wett- 
satzung beweglicher  Sachen  ausschliesslich  auf  dem  Boden  des  Faust- 
pfandes,  die  Verpfandung  ohne  Besitzübergabe  war  unbekannt  ^^     Das 


**  Vgl.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  23  f.  Nissl,  Gerichtsstand  des  Klerus  184. 
Haltaub,  Glossarium  s.  v.  habe.    Du  Camge,  Glossarium  s.  v.  averium,  haver. 

*>  Stbikxbteb  u.  Sievebs  2,  185.  Vgl.  ebd.  1,  287:  peculium:  suntarseax.  Die 
Grundbedeutung  von  SchaU  war  Vieh,  Oeld.  Vgl.  S.  190.  Grimm,  RA.  565;  DWB. 
8,  2274.  Vgl.  an.  lamafi  (loses  Vieh),  ags.  u.  altschwed.  orf^  yrfe  (vgl.  §  28,  n.  22). 
ScHMiD,  Ges.  d.  Angels.  640.  Grimm,  DWB.  3,  708  f.  Über  ahd.  roub  vgl.  §  12,  n.  8. 
Stbikmeteb  u.  Sievers  1,  647.  649. 

*'  Vgl.  SoBM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  93.  Nissl,  a.  a.  0.  145  f.  Grimm, 
RA.  492  ff.;  DWB.  3,  96.  709  f.  Stbiemeteb  u.  Sibvebs  1,  699:  heredüatibus:  eiganun. 
742:  possessianes :  eigan.  2,  481:  predia:  eigen.  2,  116  und  1,  148 f.:  possessionis: 
arpi.   Untechnisch  2,  187:  inmobiles:  unraranta  seaxa.    Über  alodis  vgl.  S.  207  n. 

»»  Vgl.  Nissl,  a.  a.  0.  146. 

•*  Vgl.  Heusler  2,  6  f. 

^  Über  das  Folgende  vgl.  Heusleb  2,  201  £P.  v.  Amiba,  Obl.-R.  1,  193  ff.  2, 
228  ff.  V.  Meibom,  Pfandrecht  248  ff.,  dessen  Darstellung  nur  durch  die  Einmischung 
der  wadia  als  Scheinpfand  beim  Schuldversprechen  beeinträchtigt  wird.  Die 
Quellen  gedenken  des  Faustpfandes  häufig.  Vgl.  L.  Sal.  40,  4.  50,  2.  Karls  d. 
Gr.  Cap.  de  Judaeis,  c.  1  f.  (Bobetius  1,  258).  Capit.  Ansegis.  1,  c.  88  (ebd.  407). 
c.  1  X.  de  pign.  et  aliia  cautionibus  (III.  21).  L,  Baiuw.  17,  c.  8  nebst  Merkbl's 
Note  48  (MG.  Leg.  3,  827). 

B.  ScHRÖDUt,  Deutsche  Bechtagetchichte.    4.  Aufl.  18 
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Pfand  blieb  Eigentam  des  Schuldners  und  mußte  ihm,  wenn  er  recht- 
zeitig die  Lösung  anbot,  bei  Strafe  zurückgegeben  werden  *^  Unterblieb 
die  Lösung,  so  verfiel  das  Pfand  dem  Gläubiger  zu  Eigentum,  das  Fahrnis- 
pfand war  regelmäßig  Yerfallpfand.  Der  Verfall  des  Pfandes  ersetzte 
die  dem  Schuldner  obliegende  Leistung,  die  Wettsatzung  bedeutete  be- 
dingte Zahlung  ^^.  Eine  Folge  des  Umstandes,  daß  nur  eine  Sach-,  aber 
keine  Personenhaftung  bestand,  war,  daß  bei  unverschuldetem  Untergang 
des  Pfandes  der  Schuldner  zwar  sein  Lösungsrecht,  andererseits  aber  auch 
der  Gläubiger  sein  Befriedigungsobjekt  verlor  '^.  Die  technische  Bezeich- 
nung des  gegebenen  G,ge8etzten")  Pfandes  war  „Wette'*  (mlat  wadia^  toa- 
diumy^,  im  Gegensatz  zu  pfant,  womit  ausschließlich  das  genommene 
Pfand  bezeichnet  wurde '^. 

Während  die  volle  Herrschaft  über  eine  Sache,  die  Gewere  {vesätura), 
bei  beweglichen  Sachen  durch  die  körperliche  Gewahrsam  zum  Ausdruck 
kam,  bestand  die  Gewere  an  unbeweglichen  Sachen  in  der  Nutzung*^ 
Das  römische  Recht  erkannte  nur  das  Eigentum  als  Herrschaftsrecht  über 
die  Sache,  als  das  dingliche  Recht,  an,  der  Besitz  war  ihm  die  „that- 
gächliche  Existenz  des  Eigentums'*,  die  „thatsächliche  Eonstatierung  der 
Eigentumsabsicht"**;  alle  übrigen  dinglichen  Rechte  waren  bloße  iura  in 
re  aliena  zu  Lasten  des  Eigentums,  die  Berechtigten  hatten  die  Sache 
nur  in  detentione,  nicht  in  possessione.  Dagegen  erschien  dem  deutschen 
Recht,  infolge  semer  Auffassung  der  Gewere,  jedes  die  Nutzung  einer 
unbeweglichen  Sache  enthaltende  Recht  als  volles  Herrschaftsrecht  über 
dieselbe,  die  einzelnen  dinglichen  Nutzungsrechte  waren  ihm  gleichwertig 


««  Vgl.  L.  Wisig.  6,  6,  c.  4. 

'^  Ausnahmsweise  konnte  die  Wettsatzong  auch  den  Charakter  eines  Straf- 
gedinges haben,  so  daß  die  Schuld  durch  den  Verfall  des  Pfandes  nicht  getilgt  wurde. 
Vgl.  L.  Bai.  16,  c.  10:     Qui  arras   dederit  pro   quacumque  re,  pretium  eogatur 

inplere,  quod  placuit  emptori.  et  si  non  accurrerit  ad  diem  constitutum ,  tunc 

perdat  arras^  et  pretium  quod  debuit  impleat  v.  Meibom,  Pfandrecht  251  ff. 
K.  Maubee,  K.  VJSchr.  15,  245  f.    v.  Amika,  Obl.-R.  2,  234. 

•8  Vgl.  Köhler,  a.  a.  0.  111  ff.  v.  Amira,  ObL-R.  1,  217.  2,  226;  Grund- 
riß« 132. 

"  Vgl.  got.  vadi,  an.  vect,  ahd.  toetti,  frz.  gage,  von  got.  vidan  (binden).  Diez, 
WB.  d.  rom.  Spr.  1,  s.  v.  gaggio.    v.  Amika,  Obl.-R.  1,  193.  2,  222.    Gbimm,  RA.  601. 

*^  Vgl.  Meibom,  24  f.  Richthofen,  MG.  Leg.  3,  694,  n.  59.  L.  Fris.  add. 
sap.  8,  2:  per  vim  susttäit  pignoris  nomine,  quod  pant  dieunt  L.  Alam.  emend. 
74:  Si  quis  gregem  iumentorum  ad  pignua  (in  fant)  tuter it  et  incluserit  contra  legem. 
Das  Wort  ist  nicht,  wie  man  früher  annahm,  ein  dem  Französischen  entnommenes 
Lehnwort,  sondern  heimischen  Ursprungs.  Seine  Grundbedeutung  ist  ineludere, 
mnd.  schütten,  die  Viehpfandung.  Vgl.  Heck  und  Siebs  bei  Heck,  Altfries.  Gerichts- 
verfassung 461  f.  465  ff.  469  f. 

'^  Gegenüber  früheren  falschen  Vorstellungen  Heusleb,  Gewere,  1872;  Insti- 
tutionen 2,  20  ff.  189  ff.  Im  übrigen  vgl.  die  Litteratur  §  61,  Anm.  33.  Das  Wort 
(von  got.  vasjan,  ahd.  tf?erjan)  findet  sich  schon  in  den  auf  -varii  auslautenden 
Völkemamen:  Leute,  die  etwas  verteidigen,  besitzen.    Vgl.  S.  15,  Anm.  1. 

'*  Vgl.  Jhebino,  Beitr.  z.  Lehre  vom  Besitz  173.  195. 
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nnd  galten  ihm  nur  als  yerschiedene  Spielarten  des  Eigentums.  Nicht 
die  verschiedene  juristische  Natur,  sondern  die  größere  oder  geringere 
Dauerbarkeit  begründete  die  Unterscheidung  zwischen  vererblichem  Eigen- 
tum, lebenslänglichem  Eigentum  und  Leibzucht,  Lehnrecht  und  Leiherecht, 
ablösbarer  Satzung  und  vormundschaftlichem  Nutzungsrecht'^. 

Das  Privateigentum  an  Grund  und  Boden  hatte,  soweit  es  sich  um 
den  bäuerlichen  Besitz  handelte,  noch  nicht  alle  Spuren  der  früheren 
Feldgemeinschaft  abgestreift.  Das  ursprünglich  jedem  Gemeindegliede 
zustehende  Abtriebsrecht  bei  der  Niederlassung  von  Ausmärkem  in  der 
Gemeinde  (S.  207  f.)  hat  sich  in  der  abgeschwächten  Gestalt  der  sogenannten 
Nachbarlosung  in  manchen  Gegenden  das  ganze  Mittelalter  hindurch  er- 
halten. Privatrechtlich  bedeutsamer  war  das  Beispruchsrecht  (mnd.  bi- 
sprake,  Einspruch)  der  Erben,  d.  h.  das  Recht  der  Verwandten  auf  ihre 
Mitwirkung  bei  allen  Grundstückveräußerungen'*.  Nur  allmählich  gelang 
es  der  Kirche,  die  Schenkungen  zum  Heil  der  Seele  von  dieser  Be- 
schrankung zu  befreien''.  Bei  den  Sachsen  stand  das  Beiöpruchsrecht 
nicht  allen  Verwandten,  sondern  nur  dem  nächsten  Erben  zu,  diesem  aber 
immer,  auch  wenn  er  sich  in  keinem  Gemeinderverhältnis  mit  dem  Ver- 
äußerer befand;  das  Beispruchsrecht  hing  also  hier  an  der  Erbeneigen- 
schaft, es  war  ein  unentziehbares  Erbenwarterecht,  ein  auch  gegen  Ver- 
fügungen  unter  Lebenden  geschütztes,  bei  Notverkäufen  aber  zu  einem 


**  Vgl.  Heüsleb  2,  18  ff.  B&üNNEB,  LandschenkuDgen  der  Merowinger  (BerU 
SU.  1885,  8.  1195  f.  Forsch.  29  f.  32). 

"  Vgl.  S.  63.  336  f.  Hbusleb  1,  227  ff.  236  ff.  2,  54  ff.;  Gewere  43  ff.  v.  Amiba, 
Gmndriß«  122;  Erbenfolge  51  ff.  105  ff.  134  ff.  201.  212.  Pafpekheim,  Launegild 
und  Garethinx  58  ff.  (Giebkb,  Untersuchungen  14).  Fipfeb,  Beispruchsrecht  nach 
altsftchsischem  Recht  (ebd.  3).  S.  Adleb,  Erben  wartrecht  nach  den  ältesten  bai- 
rischen  Rechtsquellen,  1891  (ebd.  87);  Eheliches  Güterrecht  und  Abschichtungsrecht 
n.  d.  ältesten  bair.  Rechtsquellen,  1893,  S.  5—40.  Stobbe,  Handbuch  2,  §  87  (2>, 
§  117).  E.  LöNisa,  Kirchenrecht  d.  Merow.  681  ff.  Pehnice,  Kr.  VJSchr.  9,  67  ff, 
ZiBfMEBLE,  Stammgutssystem  38  ff.  Thüdichüm,  Gau-  und  Markvcrfassung  192  ff. 
VAH  Hassblt,  Wederspraaksrecht  der  erfgenamen  in  de  periode  der  volksrechten, 
1882.  Sandhaas,  a.  a.  0.  163  ff.  Besbleb,  Erbverträge  1,  48  ff.  Lewis,  De  origine 
^ultatis  heredibus  in  iure  Germanico  concessae  prohibendi  alienationes  rerum 
immobilium,  Berl.  Diss.  1862;  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen  des  Erb- 
lassers 7  ff.  Ich  habe  früher  mit  den  zuletzt  Genannten  die  Ansicht  vertreten,  daß 
jenes  Recht  der  Erben  ursprünglich  nur  bei  den  Sachsen  anerkannt  gewesen  sei, 
allein  die  nordgermanischen  Rechte  und  Ludwigs  Cap.  legibus  add.  von  818/9 
(Anm.  35)  setzen  den  gemeingermanischen  Charakter  auBer  Zweifel.  Vgl.  Heüsleb, 
1,  237.  Bbünneb,  RG.  d.  Urkunde  290,  n.  1;  Mitt  d.  ost.  Inst  2,  10  ff.  Für  das 
iangobardische  Recht  vgl.  II.  F.  3  §  1. 

'^  Allgemein  durch  Ludwigs  Capitula  legibus  addita  von  818/9,  c.  6  (s.  unten 
8.  281>  Vgl.  L.  Alam.  c.  1  (anders  L.  Baiuw.  1,  1).  L.  Sax.  62  (Anm.  36)  gab 
auch  Traditionen  an  den  König  und  unter  gewissen  Voraussetzungen  Veräußerungen 
in  Notfällen  frei.  Über  das  nordgermanische  Recht  vgl.  Maüreb,  Abh.  d.  Münch. 
Ak.  13,  2  S.  221  f.  232.  242  f.  288  f.  v.  Amiba,  Obl.-R.  1,  573.  2,  701.  Die  schein- 
bar für  völlige  Freigabe  aller  Veräußerungen  sprechende  Bestimmung  der  L.  Angl. 
et  Wer.  54  ist  nicht  in  diesem  Sinne  zu  verstehen.  Vgl.  v.  Richthofen,  MG.  Leg. 
5,  138,  n.  21  f.    ZiHMSBLE,  a.  a.  0.  37  f.    v.  Amiba,  Erbenfoige  70. 
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bloßen  Vorkaufsrecht  verflüchtigtes  Pflichtteilsrecht'*.  Dagegen  beruhte 
das  Beispruchsrecht  der  übrigen  Stammesrechte  auf  der  Gemeinderschaft 
der  Hausgenossen,  denen,  so  lange  sie  noch  nicht  durch  Abteilung  ge- 
schieden waren,  als  ,,Ganerben^^  {coheredes)  ein  Gesamtrecht  an  dem 
Grundbesitz  des  Hauses  zustand'^.  Der  Grundbesitz  war  nicht  Privatgut 
des  einzelnen,  sondern  Gesamtgut  des  Hauses.  Durch  eine  Abteilung 
unter  gegenseitigem  Verzicht  wurde  die  Gemeinderschaft  beseitigt,  so  da& 
jeder  Teilhaber  die  freie  Verfügung  über  seinen  Anteil  und  seinen  ganzen 
ferneren  Erwerb  erlangte'®. 

Die  Eigentumsübertragung  an  Grundstücken  hat  sich  unter  einem 
eigentümlichen  Dualismus  des  germanischen  Kechts  und  des  römischen 
Vulgarrechts  entwickelt'*.  Beide  betrachteten  das  Veräußerungsgeschäft 
und  den  dinglichen  XTbertragungsakt  als  eine  einheitliche  Handlung,  die 


"•  Vgl.  L.  Sax.  c.  62:  Nullt  liceat  traditionem  hereditatis  suae  facere  praeter 
ad  eedesiam  vd  regt,  ut  heredem  suum  exheredem  faciai,  niei  forte  famis  neoessi- 
täte  coachu^  ut  ab  illo^  qui  hoe  aecepertty  euatentetur;  mancipia  liceat  iUi  dare  ae 
vendere.  c.  64:  Liber  homo^  qui  sub  tutela  nobilis  cuiuslibet  erat  qui  iam  in  exi- 
lium  missus  est,  si  hereditatem  suam  necessitate  coactus  vendere  vohieritj  offerat 
eam  primo  proximo  suo;  si  ille  eam  emere  noluerit,  off  erat  tutori  suoy  vd  ei  qui 
Urne  a  rege  super  ipsas  res  constitutus  est;  si  nee  ille  voluerit,  vendet  eam  euiewn- 
que  libuerit.     Vgl.  Bichthofen,  MG.  Leg.  5,  79  ff.  in  den  Noten. 

'^  Das  Wort  geanervo  (Boretiüs,  Capitolaria  1,  380)  ist  mit  der  die  Gesamt- 
heit andeutenden  Vorsilbe  ge-  aus  anerbe  (der  zu  einem  „Erbe"  Berechtigte)  ge- 
bildet. Vgl.  Heüsler  1,  230.  Gbimm,  BA.  482;  DWB.  4,  la,  1215  ff.  Auch  Ssp. 
1,  17,  §  1  steht  ganerven  in  dem  Sinne  von  „Miterben"  und  nicht  in  der  von  Ho- 
XETKR  (Begister  zum  Ssp.)  angenommenen  Bedeutung.  Das  Wort  kommt  auch  bei 
Markgenossenschaften  vor.  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  278.  Über  die 
Ausdehnung  des  Ganerbem'echts  auf  gewonnenes  Gut  vgl.  v.  Amiba,  Erbenfolge  107. 
Lacomblet,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrh.  1,  Nr.  23.  Das  langobardische  Becht 
berücksichtigte  nur  das  Erbgut,  auf  das  gewonnene  Gut  hatten  die  Ganerben  kein 
Becht.  Vgl.  Both.  167.  Nach  L.  Burg.  1.  (Anm.  38)  beschränkte  sich  das  strenge 
Ganerbenrecht  auf  das  ursprüngliche  Landlos. 

'^  Vgl.  L.  Alam.  85.  L.  Bai.  1,  1.  L.  Burg.  1,  1:  ut  patri  etiam^  antequam 
diridatj  de  communi  facultate  et  de  labore  suo  cuilibet  donare  liceat,  ab s que  terra 
sortis  titulo  adquisita.  Vgl.  ebd.  24,  5.  51,  1  f .  Ein  praktisches  Beispiel  einer 
Erbteilung  mit  Verzicht  Form.  Marc.  2,  14:  inter  se  visi  sunt  divisisse  td  exequasscy 
et  hoc  invicem  pars  parte  fradedisse  et  per  festuca  omnia  partitum  esse  dixisse. 
Über  die  Bezeichnung  des  durch  Teilung  frei  gewordenen  Anteils  als  sväs-seara 
(propria  portio),  entstellt  in  sicascara  und  watschar y  vgl,  Heusleb  1,  241.  v.  Axiba, 
Grundriß«  122. 

»»Vgl.  Bbunneb,  Grundz.  171  f.;  BG.  der  Urkunde  113  ff.  263  ff.  272  ff.; 
Zeitschr.  f.  HB.  22,  526  ff.  (Forsch.  608  ff.);  Carta  und  Notitia  (a.  d.  Commentationes 
in  honorem  Mommseni,  1877)  9.  11  ff.;  Jenaer  Litteraturzeitung  1876,  S.  500.  Heds- 
leb  2,  66  ff.;  Gewere  1 — 49.  Sohu,  Zur  Geschichte  der  Auflassung  (Straßb.  Fest- 
gabe f.  Thöl,  1879);  Becht  der  Eheschließung  83  ff.;  Fränkisches  Recht  and 
römisches  Becht,  ZBG.  14,  15  f.  27  ff.;  MG.  Leg.  5,  248.  250.  Stobbb,  Auflassung 
(Jhebikq's  Jahrbücher  12,  137  ff.);  Handbuch  2  §  94  (2 >  §  105).  v.  Axiba,  Grundriß* 
135  ff.;  Obl.-B.  1,  512  ff.  554  f.  2,  624  ff.  686  f.  E.  Lehmann,  Altnordische  Auflassung, 
ZBG.  18,  84 ff.  Bbweb,  Sala  traditio  veatitura,  1880.  Haiss,  Traditio  und  In- 
vestitura,  1876.  .  Von  der  älteren  Litteratur  vgl.  Beseleb,  Erbverträge  1,  19  ff. 
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4ii  der  römischen  Terminologie  als  traditio,  in  der  deutschen  als  sala 
bezeichnet  wurde  (S.  63).  Die  germanische  Säle  wurde  auf  dem  Grund- 
stück selbst  vor  Zeugen  vollzogen  ^^:  der  Käufer  zahlte  hier  den  Kauf- 
preis und  empfing  die  Gewere,  indem  der  Verkäufer  ihm  als  Wahrzeichen 
«einer  Herrschaft  Handschuh  oder  Andelang,  als  Wahrzeichen  des  Grund- 
stücks eine  Erdscholle  oder,  wenn  es  sich  um  ein  Gebäude  handelte,  den 
Thürpfosten,  bei  Kirchen  das  Glockenseil  (siffnum)  oder  die  Altardecke 
übergab;  daran  schloß  sich  gemeinsame  Grenzbegehung  und  die  körper- 
liche Besitzraumung  {exitus)  seitens  des  Yeräußerers  an^^  Bei  den  Sachsen 
war  diese  Besitzräumung  nach  uralter  Stummessitte  mit  einer  feierlichen 
Yerzichterklärung  „mit  Finger  und  Zunge''  {curvatis  ditjitU)  verbunden 
(S.  6 In).  Die  volkstümliche  Bezeichnung  für  diese  Erklärung  scheint 
^, Verlassung''  {farl&tan)  gewesen  zu  sein,  im  Mittelalter  auch  „Auflassung" 
{uplaten,  subst  uplät,  uplatinffe),  ein  nur  dem  Nieder-  und  Obersäch- 
sischeu  bekannter  Ausdruck,  der  später  nach  dem  Vorgang  des  Sachsen- 
spiegels in  der  deutschen  Bechtssprache  allgemeines  Bürgerrecht  gewonnen 
hat^^.  Die  salischen  Franken  kannten  eine  Auflassung  durch  Zuwerfen 
einer  festuca  (Stab  oder  Halm)  in  den  Rock  oder  Schoß  des  Erwerbers  ^^ 
Die  Quellen  bezeichnen  diese  Auflassung  „mit  Halm  und  Mund"  als  ex- 
festucatio,  toerpiäo,  laesotoerpitio  (im  Mittelalter  verschießen).  Ob  diese  gleich 
der  sächsischen  Auflassung  den  realen  exitus  von  vornherein  begleitet 
hat,   oder  erst  später  neben  ihn  oder  vielmehr  an  seine  Stelle  getreten 


*^  Vgl.  L.  Bai.  16,  2.  L.  Burg.  60,  2.  Die  L.  Rib.  60,  1  verlangte  3  bis 
12  Zeugen  and  ebenso  viele  Knaben,  die  zur  Erinnerung  Backenstreiche  erhielten 
and,  wie  bei  den  Baiem,  am  Ohr  gezupft  wurden. 

*^  Vgl.  S.  62.  LoEBSCH  u.  Schröder,  Urkunden  Nr.  54.  Das  älteste  Beispiel 
einer  solchen  Säle  in  der  Lex  Salica,  Titel  58  De  ckrenecruda.  Vgl.  L.  Rib.  60,  1. 
Formeln  und  Urkunden  zeigen,  daß  der  Hergang  im  wesentlichen  bei  allen  Stämmen 
derselbe  gewesen  ist  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  Investitursymbole  bei  du  Canoe, 
Glossarium  s.  v.  investitura.  Der  Erdscholle  wurde  nicht  selten  das  zum  Aus- 
stechen benutzte  Messer  beigefügt  In  den  Quellen  werden  die  Investitursjmbole 
zuweilen  mit  wadium  bezeichnet,  wobei  dies  sonst  „Pfand^^  bedeutende  Wort  in  dem 
Sinne  von  „Wahrzeichen'^  gebraucht  wird,  analog  der  Bezeichnung  der  Zeugun 
als  ßdeiitssores,  wegen  der  beweisrechtlichen  Garantie.  Vgl.  Brukmer,  RG.  d.  Ur- 
^Lunde  111.    SoHM,  Auflassung -82,  n«  21. 

^*  Während  die  obersächsischen  Handschriften  des  Sachsenspiegels  und  das 
.Gdrlitzer  Landrecht  uplaten  mit  4fläxen  wiedergeben  (Auct.  Vet  1,  91:  restgnare), 
setzen  Deutschen-  und  Schwabenspiegel,  dafür  üfgeben,  was  auf  eine  Verschieden- 
heit des  nord-  und  süddeutschen  Sprachgebrauches  schließen  läßt. 

^  Vgl.  S.  292  £.  Die  festuca  war  wohl  an  die  Stelle  des  Grers  getreten, 
das  Zawerfen  derselben  eine  abgeschwächte  Form  der  Speerreicliung.  Vgl.  S.  61. 
ZRG.  20,  57  f.  Bei  du  Gange,  Glossar,  s.  v.  investitura  und  s.  v.  festuca^  Belege 
für  inv.  per  haciUum,  per  fusiem,  per  calamum,  per  lignum,  per  reru,  per  virgam, 
MiCHELSEV,  Festuca  notata  25,  denkt  bei  festuca  an  die  in  ein  Stäbchen  eingeritzte 
Hausmarke,  deren  Übergabe  die  Eigentumsübertragung  bedeutet  habe,  die  Marke 
war  aber  ein  persönliches  Zeichen,  das  als  Haus-  oder  Uofinarke  erst  einer  späteren 
Entwickelung  angehört.  Vgl.  L.  Fris.  14,  1.  Hombter,  Haus-  u.  Hofmarken  187  ff. 
195  f.     Ober  Halmreichung  bei  den  Norwegern  vgl.  v.  Amiea,  Obl.-R.  2,  631. 
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ist  {se  exihim  dicere^  se  äbsacüum  facere)**,  läßt  sich  nicht  mit  Sicher- 
heit ermittelTi  ^^  Ebensowenig,  ob  wir  die  später  außerhalb  Sachsens  im 
ganzen  Frankenreich  gebräui^hliche  Exfestukation  auf  fränkischen  Einfluß 
zurückzuführen  haben*®. 

Im  römischen  Vulgarrecht  hatte  sich  die  Übergabe  der  Veräußemngs- 
Urkunde  zum  Perfektionsmittel  für  den  obligatorischen  Vertrag  und  zu- 
gleich zum  Traditionsmittel  für  die  Sachtradition  ausgebildet,  Veräuße- 
rungsgeschäft und  Eigentumsübertragung  fielen  mit  der  traditio  cartae 
zusammen  *^  Während  das  westgotische  und  langobardische  Recht  sich 
dem  anschlössen  ^^  nahmen  die  Angelsachsen,  jedenfalls  unter  kirchlichem 
Einfluß,  die  römische  Form  zwar  ebenfalls  an,  aber  mit  der  Abweichung, 
daß  die  Übertragung  des  Buchlandes  durch  Übergabe  des  königlichen 
Landbuches  (S.  211)  als  „ürbuch"  und  nur,  wenn  dies  verloren  gegangen 
und  die  Verrufung  desselben  in  der  Veräußerungsurkunde  ausgesprochen 
war,  durch  Begebung  der  letzteren  als  „Neubuch"  erfolgte  *^ 

Alle  übrigen  Stämme  haben,  soweit  wir  unterrichtet  sind,  die  rö- 
mische und  die  germanische  Form  der  Landübertragung  im  wesentlichen 
als  gleichwertig  behandelt,  indem  sie  es  mehr  oder  weniger  dem  Belieben 
der  Parteien  überließen,  ob  sie  die  Übertragung  an  Ort  und  Stelle  nach 
der  germanischen  Form,  oder  außerhalb  des  Grundstücks  durch  traditio 
cartae  vornehmen  wollten*^.     Dabei  erfuhr  aber  die  fremdländische  Form 


**  Über  saeire  (got.  saijan,  ahd.  saxjan,  frz.  saisir,  vgl.  mlat  satsina)  und 
absacire  (absetzen)  vgl.  Diez,  WB.  d.  roman.  Sprachen  1,  s.  v.  sagire,  Brunhbr, 
RG.  d.  Urkunde  284  f.  Sohm,  Auflassung  86.  89.  Lobbsch  u.  Schbödeb,  Nr.  15.  50.  68. 

*^  Die  Lex  Salica  gedenkt  des  festucam  in  laisum  iactare  nur  beim  adfatünus, 
während  bei  der  Übertragung  der  Hufe  eines  zahlungsunfähigen  Wergeidschuldners 
auf  seine  Verwandten  bloß  das  Zuwerfen  der  Erde  und  die  reale  Besitzrftumung  er- 
wähnt wird.  Bei  der  Genauigkeit  des  Tit  58  De  ehreneeruda  sollte  man  annehmen, 
daß  die  Exfestukation,  wenn  sie  stattgefunden  hätte,  hier  erwähnt  sein  müßte.  Die 
Erwähnung  des  laesowerpire  in  dem  ersten  Zusatzkapitulare  zur  Lex  Salica  c.  12 
scheint  sich  auf  den  Treuhänder  beim  adfatimus  zu  beziehen.  In  den  Immobiiiar- 
Prozessen  vor  dem  Königsgericht  erfolgte  schon  im  7.  Jh.  die  Revestierung  des 
Klägers  durch  den  unterliegenden  Beklagten  im  Wege  der  Exfestukation. 

*•  Die  Investitur  mit  Käsen  und  Zweig  und  ihre  Verbindung  mit  dem  Ver- 
äußerungsgescbäft  zu  dem  einheitlichen  Akt  der  Säle  war  gemeingermanisch. 
Damit  haben  die  Sachsen  sclion  in  ältester  Zeit  die  Auflassung  mit  Finger  und 
Zunge  verbunden,  während  die  fränkische  Auflassung  mit  Hand  und  Mund  (durch 
Werfen  der  Festuca)  in  dieser  Anwendung  wahrscheinlich  jüngeren  Ursprungs  ist. 

*»  Vgl.  Brünneb,  RG.  d.  Urk.  118  ff.    L.  Rom.  Cur.  2,  27. 

*»  Vgl.  Brünneb,  RG.  d.  Urk.  180 ff.;  Forsch.  626.  Gaudenzisches  Fragment 
e,  9  (15).  LoEBscH  u.  Schböpeb',  Nr.  32.  64.  Übrigens  war  die  nationale  Form 
bei  Langobarden  und  Westgoten  vor  der  römischen  nur  in  den  Hintergrund  ge- 
treten, aber  wohl  nicht  völlig  verschwunden.  Vgl.  L.  Wisig.  5,  2,  c.  6.  Bbunneb^ 
RG.  d.  Urk.  139.  296  n.;  Mitt  d.  öst.  Inst  2,  13  f. 

*^  Vgl.  Bbunneb,  RG.  d.  UrL  169  ff.    Loebsoh  u.  Schbödeb  Nr.  26. 

*®  L.  Burg.  60,  2:  St  quis  post  haec  barbarus  vel  testari  roluerit  vel  donarey 
out  Romanam  consueiudmem  aut  barbarieam  ci»se  servandamy  si  vuU  aliquid  fir^ 
mitatis  habere  quod  geaserit:  id  est  ul  aut  scripturis  iegitimis  quod  largiri  euieum^ 
que  voluerit  teneatur,  aut  certe  quinqtie  ingenuorum  teatimonio  quod  dimitiere  volu-^ 
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Überall  eine  eigentümliche  UmgestaltaDg  im  nationalen  Sinne,  indem 
man  die  Übergabe  der  Veräußerungsurkunde  für  sich  allein  nicht  als 
ausreichend  erachtete,  wenn  nicht  die  volksrechtlichen  Investitursymbole, 
die  zu  dem  Zwecke  nötigenfalls  von  dem  Grundstück  herbeigeschafft 
werden  mußten^  gleichzeitig  mitübergeben  wurden ^^  Da  von  einer  körper- 
lichen Besitzräumung  hier  keine  Bede  sein  konnte,  so  trat  die  bereits  er- 
wähnte Auflassung  als  Besitzräumungsrertrag  an  ihre  Stelle:  der  Yer- 
äußerer  erklärte  unter  Überreichung  der  Festuca  (dafür  bei  den  Sachsen 
mit  erhobener  Hand  und  gekrümmten  Fingern),  daß  er  zu  Gunsten  des 
Erwerbers  auf  die  Gewere  verzichte**.    Die  Eigentumsübertragung  wurde 


erit  vel  donare  robur  acdpiat  et  in  eiusy  cui  res  deputata  fuerii,  iura  commigrei, 
L.  Rib.  59,  1  (Anm.  51)  trifft  Beatimmungen  über  die  Übertragung  durch  testamen- 
tum  venditionis  und  60,  1  über  die  auf  dem  Grundstück  {heus  tradittonis)  vor- 
geaommene  Übertragung  der  possessio,  wenn  der  Erwerber  iestamentum  accipere 
non  potuerit  Vgl.  auch  L.  Rib.  48  (Bbünner,  RG.  d.  Urk.  295  ff.).  L.  Bai.  16,  2 
verfugt,  daß  bei  Immobiliarverkftufen,  aoeepto  pretio^  aut  per  eartam  auf  per  festes 
eomprobetur  firma  empiio,  Schenkungen  an  die  Kirche  erfolgten  nach  L.  Alam. 
1,  1  und  L.  Bai.  1,  1,  indem  der  Geber  die  Schenkungsurkunde  auf  den  Altar 
legte.  Eirchengüter  sollten  nach  L.  Alam.  c.  19  u.  20  nicht  ohne  carta  oder  epi^ 
siula  in  andere  Hände  übergehen  können.  Vgl.  Brunner,  RG.  d.  Urk.  266.  209; 
Zeitachr.  f.  HR.  22,  535  ff.  (Forsch.  615  ff.).  Veräußerung  thüringischer  Güter  durch 
cartula  iraditionis  bei  Wekck,  Hess.  Landesgeschichte  2,  Urk.-B.  Nr.  14,  S.  19. 
Bei  Tauschgeschäften  stellte  jeder  der  Kontrahenten  eine  Urkunde  aus,  die  er 
seinem  Vertragsgegner  übergab.  Vgl.  die  am  Schluß  der  Form  Sangall.  4  iZeitmer  881) 
enthaltene  Anweisung:  Isiam  eartam  ille,  qui  loquitur  haec^  dei  alii  hahendam,  hoe 
est  ^itide,  aliam  autem  eartam  similiter  JE^iiides  ex  sua  persona  fuciat  et  donet 
Eumelo  kabendam,  Beispiele  bei  RoziiRE,  Recueil  Nr.  302—809.  314.  Lacomblet, 
Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrh.  1,  Nr.  48.  55. 

**  Vgl.  L.  Rib.  59,  1:  8i  quis  alteri  aliquid  vinderit,  et  emptor  testamentmn 
pindicionis  accipere  voluerii,  in  mallo  hoc  faeere  debet  (die  Lesart  voluerit  st.  debet 
beruht  auf  Dittographie),  predum  in  praesente  iradat,  et  rem  a^ccipiat,  et  testamen- 
twm  publici  eonseribatur.  Die  Worte  testamentum  vindicionis  accipere  deuten  die 
Begebung  der  carta  venditionis,  die  Worte  et  rem  acoipiat  aber  die  Überreichung 
der  Investitursymbole  an.  Vgl.  Brumneb,  RG.  d.  Urk.  211  ff.  260  ff.  264.  276; 
Zeitschr.  f.  HR.  22,  537  ff.  (Forsch.  617  f.).  Heüsler  2,  69  (anders  noch  Gewere  10  f.). 
SoHM,  MG.  Leg.  5,  248.  Über  die  symbolische  Investitur  vgl.  noch  Sohm,  Gesch. 
d.  Aufl.  92  ff.  Adelung,  Neues  Lehrgebäude  der  Diplomatik  (deutsche  Bearbeitung 
von  ToüSTAiN  et  Tassin,  Nouveau  trait6  de  diplomatique)  6,  449  ff.  Eine  Schen- 
kung per  episiolam  donaiionis,  wobei  ein  Rasenstück  auf  den  Altar  der  bedachten 
Kirche  gelegt  wird,  bei  de  Courson,  Cartulaire  de  Redon,  S.  7,  Nr.  7.  Bei  den 
Franken,  Alamannen,  Baiem,  Burgunden  und  im  gotischen  Septimanien  pflegte 
man  das  mit  den  Investitursymbolen  und  dem  Schreibzeug  belastete  Pergament 
auf  den  Boden  zu  legen,  von  dem  es  der  Veräußerer  als  Aussteller  der  Urkunde 
zum  Zweck  der  Übergabe  an  den  Schreiber  aufnehmen  mußte  {eartam  levare).  Vgl. 
Brunmee,  RG.  d.  Urk.  104  ff.  263  f.  802  ff.  Zeumer,  ZRG.  17,  118  ff.  Michblsen, 
Festuca  notata  20.  Gauof,  RA.  557  f.  Zöpfl,  Altert  2,  467  f.  Lobrsch  u.  Schrödeb 
Nr.  74.  77.  82.  90.  Cartul.  Lang.  Nr.  2.  8.  12.  13.  24.  Lacomblet,  Urk.-B.  1,  Nr.  29 
(811).  Das  Pergament  war  hier  Investitorsymbol,  die  ausgefertigte  carta  blos  Beweis- 
Urkunde  über  das  actum.    Vgl.  Redlich,  Mitt.  d.  öst.  Inst   Erg.  6,  3  ff. 

''  Vgl.  SoHM,  Auflassung  86.  Bbuhkeb,  RG.  d.  Urk.  274.  Die  Festuca  wurde 
hftufig   zusammen  mit  den  Investitursymbolen  auf  die  Urkunde  gelegt  oder  an 
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demnach  entweder  durch  reale  Investitur  auf  dem  Grundstück  (und  dann 
bedurfte  es  einer  Urkunde  nicht),  oder  außerhalb  des  Grundstücks  (aber 
innerhalb  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  und  vor  Zeugen)  durch 
symbolische  Investitur  mit  traditio  cartae,  Übergabe  der  Investitursymbole 
und  Auflassung  vollzogen'^'.  Gerichtlichkeit  verlangte  nur  das  ribuarische 
Recht**.  Außerhalb  des  Grundstücks  genügte  weder  die  "Übergabe  der 
Investitursymbole  ohne  Urkunde**,  noch  die  traditio  cartae  ohne  die  In- 
vestitursymbole. Die  bloße  traditio  cartae  hatte  keine  dingliche,  höchstens 
eine  beschrankte  obligatorische  Wirkung:  der  Aussteller  der  Urkunde  war, 
wenn  er  sieh  in  rechtsformlicher  Weise  verpflichtet  hatte,  für  seine  Person 
schuldig,  seinem  Vertragsgegner  auf  dem  Grundstück  selbst  durch  reale 
Investitur  das  Eigentum  zu  übertragen*®,  aber  weder  Recht  noch  Pflicht 


diese  geheftet  und  mit  ihr  dem  Erwerber  Oberreicht  oder  zuereworfen.  Vgl.  BRtryKEB, 
RG.  d.  ürk.  229  f.  304;  Zeitschr.  f.  HR.  22,  532  f.  (Forschr  613  f.)    Michelskn  l2ff. 

*•  Vgl.  Anm.  57.  63.  Schon  der  Umstand,  daß  die  Investitursymbole  von 
dem  Grundstück  selbst  geholt  werden,  die  Zeugen  aber  möglichst  Nachbarn  oder 
doch  Stammesgenossen  des  Veräufierers  sein  mußten,  ließ  die  Vornahme  des  Aktes 
in  der  Fremde  unthunlich  erscheinen.  Vgl.  BanKNEB,  RG.  d.  Urk.  277  f.  Monatsschr. 
f.  Gesch.  Westdeutschlands  6,  494  f. 

^  Siehe  Anm.  51.  Der  Grund  mag  in  der  dem  ribuarischen  Recht  eigentüm- 
lichen Einrichtung  der  Gerichtschreiberei  (S.  169)  zu  suchen  sein,  da  es  sich  nicht 
um  eine  eigentliche  gerichtliche  Auflassung  in  prozessualischer  Form,  sondern  nur 
um  gerichtliche  Beurkundung  handelte.  Vgl.  Brünner,  Zeitschr.  f.  HR.  22,  538  f. 
(Forsch.  617  f.).  Sohm,  Auflassung  92,  n.  20.  In  der  Karolingerzeit  war  die  Gr€- 
richtlichkeit  auch  bei  den  Ribuariem  nicht  mehr  unbedingtes  Erfordernis.  Die 
Werdener  Traditionsurkunden  (Lacomblet,  Ürk.-B.  1)  beziehen  sich  meistens  auf 
außergerichtliche  Akte,  nur  die  in  dem  Orte  Ad  Crucem  vorgenommenen  Tradi- 
tionen CNr.  20.  24.  32.  84.  35)  scheinen  in  dem  Gericht  eines  Schultheißen  {viearius) 
vollzogen  zu  sein  (vgl.  Anm.  56). 

'^  Erst  später  gestattete  man  die  symbolische  Investitur  mit  Hand  und  Mund, 
ohne  Schrift,  wozu  der  seit  den  späteren  Karolingern  eingerissene  Verfall  der  Bil- 
dung den  Anlaß  gegeben  haben  mag.  Vgl.  Brukner,  RG.  d.  Urk.  276.  305.  Die 
von  diesem  angeführte  Urkunde  von  795  gehört  aber  nicht  hierher,  da  sie  die  Auf- 
lassung eines  Lchns  an  den  Herrn  (Rückgabe  des  als  Investitursymbol  empfangenen 
Schwertes  seitens  des  Mannes)  zum  Gegenstand  hat.  Das  älteste  Beispiel  wohl 
eine  bairische  Notitia  von  819  bei  Mrichelbeck,  Hist  Fris.  1,  2  S.  207,  Nr.  390 
(Tradition  durch  einen  auf  den  Altar  gelegten  Handschuh). 

*•  Vgl.  LoERScH  u.  Schröder'  Nr.  89.  70.  Auch  die  Anm.  54  erwähnten  Wer- 
dener Traditionen  gewähren  lehrreiche  Beispiele  einer  Trennung  der  traditio  cartae 
von  der  Investitur,  meistens  wohl  durch  den  Umstand  veranlaßt,  daß  der  Ver- 
äußerer sich  auswärts  befand  und  so  bald  nicht  in  der  Lage  war,  die  an  Ort  und 
Stelle  erforderlichen  Schritte  selbst  zu  thun.  Während  Nr.  30  (812)  und  40  (820) 
bloß  die  in  einer  anderen  Grafschaft  vorgenommene  traditio  cartae  erkennen  lassen, 
zeigen  Nr.  7  (796)  und  32  (816),  daß  der  Veräußerer  sich  in  solchen  Fällen  eines 
Stellvertreters  als  Salmann  bediente;  wahrscheinlich  erfolgte  die  traditio  cartae  zu- 
nächst an  diesen,  aber  in  Gegenwart  des  Bedachten,  dem  sie  dann  bei  der  In- 
vestitur durch  den  Salmann  übergeben  wurde.  Auf  diese  Weise  konnte  der  letztere 
auch  eine  symbolische  Investitur  außerhalb  des  Grundstücks  vollziehen,  wie  sie 
anscheinend  bei  der  angezogenen  Urkunde  von  816  vorliegt  (Gegenstand  ein  Wald 
bei  Ad  Crucem,  traditio  cartae  in  der  Werdener  Kirche  im  Ruhrgau,  Investitur 
durch  den  Salmann  vor  dem  Schultheißen  zu  Ad  Crucem,  Gau  Nivanheim).    Eine 
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gingen  auf  die  Erben  über;  wenn  einer  der  Yertragsohließenden  vor 
der  Inyestitnr  starb,  so  konnte  der  Aussteller  von  dem  Erben  des  Em- 
pßngers  oder  der  Erbe  des  Aasstellers  von  dem  Empfanger  selbst  die  Ur- 
kunde zurückfordem.  Dies  ist  die  Bedeutung  des  c.  6  in  Karls  Gapitulare 
legibus  additum  von  803  (Boretiüs  1,  113):  Qui  res  suas  pro  anima 
sua  ad  casam  Dei  tradere  voluerit,  domi  traditionem  faciat  coram  testibus 
ieffitimis^^;  et  qtuie  actenus  in  koste  factae  sunt  tradüiones^  de  quUms 
nulla  est  quesilio,  stabüis  permaneant^^ ^  si  vero  aliquis  alii  res  suas  tra- 
diderü  et  in  hoste  profectus  fuerit,  et  üle^  cui  res  traditae  sunt,  interim 
martuus  fuerit:  qui  res  suas  tradidit,  cum  reversus  fueritj  adkibitis  testibus 
coram  quUms  traditio  facta  est,  res  sums  reeipiat;  si  autem  et  ipse  mor- 
tuus  fuerit,  heredes  eius  legiümi  res  suas  traditas  recipiant^^.  Erst  durch 
die  Capitula  legibus  addenda  von  818/9  c.  6®^  wurde  die  Wirkung  der 
im  Ausland  vorgenommenen  traditio  {sala,  salunga)  zum  Heil  der  Seele 
auch  auf  die  Erben  erstreckt,  unter  der  Voraussetzung  daß  sie  vor 
Zeugen,  wo  möglich  Landsleuten  oder  doch  Stammesgenossen  des  Ver- 
außerers,  vollzogen  wurde  und  daß  der  Schenker  dem  Erwerber  Gewere- 
bürgen  {fideiussores  vestiturae,  burigun  thero  geuueri)  für  die  demnächstige 
reale  Investitur  bestellte ®^  Der  Erbe  des  Schenkers  sollte,  wenn  dieser 
vor  Erteilung  der  Investitur  starb,  an  die  traditio  gebunden  und  nicht 
zur  repetitio  de  praedictis  rtfft«*  (Rückforderung  der  carta  und  etwaiger 
Investitursymbole)  berechtigt,  vielmehr  zur  Vollziehung  der  Investitur 
verpflichtet  sein®*.     Für  Traditionen   im  Inland  behielt  es  bei  dem  bis- 


von  Bbunner,  RG.  d.  Urk.  213  f.  305,  angeführte  Doppelurkunde  von  840  enth&lt 
eine  caria  donationis  und  über  die  Investitur  eine  noHtia  iradiU<mis\  Investitur 
Tor  dem  Altar  der  beschenkten  Kirche,  anscheinend  ohne  nochmalige  traditio  cartae. 
Notitiae  über  eine  reale  Investitur  im  Anschluß  an  eine  frühere  ü'aditio  cartae  bei 
Zeumer,  Formulae  188  Nr.  7.  8.    489  Nr.  2.    492  Nr.  6. 

'^  Also  auf  dem  Grundstück  selbst  oder  durch  symbolische  Investitur  inner- 
halb der  Grafschaft  der  belegenen  Sache. 

**  Auf  der  Heerfahrt  vorgenommene  Traditionen  (vgl.  Lacomblet,  a.  a.  0. 
Nr.  10)  sollten  also,  soweit  sie  noch  nicht  angefochten  waren,  aufrechterhalten 
bleiben,  für  die  Zukunft  aber  unzulässig  sein. 

••  Unter  res  suas  ist  die  carta  nebst  etwa  mitüben:eichten  Investitursymbolen 
verstanden.    Vgl.  Anm.  51. 

^  BoRETiüs  1,  282.  Die  entsprechenden  Ausdrücke  der  althochdeutschen 
Übersetzung  (vgl.  S.  255  n.)  sind  in  Klammem  beigefügt  Die  Neuerung  der  an- 
gezogenen Bestimmung  bezog  sich  nach  der  Überschrift  nur  auf  die  Vergabungen 
pro  salute  animae  suas\  nur  der  erste  Satz' (Traditionen  intra  comitaium)  hat  auch 
Verftußerungen  an  Verwandte  oder  dritte  Personen  im  Auge. 

*^  Die  Urkunden  zeigen,  daß  die  Gewerebürgen  als  Saimänner  dienten,  denen 
die  Vollziehung  der  Investitur  in  Vertretung  des  Veräußerers  oblag.  Vgl.  Anm  56 
und  die  Doppelurkunde  bei  Meichelbeck,  Hist.  Fris.  1,  Nr.  369  von  820  (hinterher 
noch  persönliche  Investitur  durch  den  Schenker,  Nr.  870),  femer  ebd.  Nr.  629  (848). 
SoHMy  Auflassung  87  f.    Bbunnbr,  Forschungen  35,  n.  7. 

•*  Hierfür  sollte  der  Veräußerer  per  se  fideiussionem  faeere^  also  Selbstbürg- 
Bchaft  (durch  festacatio)  leisten. 
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herigen  Recht  sein  Bewenden  ^^  Durch  unser  Gesetz  wurde  die  bei  Ver- 
äußerungen im  Inland  noch  beibehaltene  einheitliche  Säle,  die  in  alter 
Weise  Veräußerungsgeschäft,  Eigentums-  und  Besitzübertragungsakt  zu- 
gleich war,  für  gewisse  Veräußerungen  außerhalb  des  Bezirks  der  be- 
legenen Sache  in  zwei  örtlich  und  zeitlich  getrennte  und  doch  untrenn- 
bar zusammenhängende  Rechtsakte,  die  Säle  {traditio)  und  die  Gewere 
{vestitura,  investiiura),  aufgelöst**.  Eigentum  und  Besitz  wurden  erst 
durch  die  Investitur  an  Ort  und  Stelle  übertragen,  aber  der  Investitur- 
akt als  solcher  war  nicht  die  Eigentumsübertragung,  sondern  nur  ihr 
unentbehrlicher  Schlußakt.  Die  Säle  war  kein  den  Veräußerer  gegen- 
über dem  Erwerber  und  seinen  Erben  obligatorisch  bindender  Verauße«» 
rungs vertrag,  sondern  ein  der  Einigung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
entsprechender  dinglicher  Vertrag  und  als  solcher  ein  formell  unentbehr- 
licher Vorakt  der  Investitur.  Die  Erben  des  Veräußerers  waren  durch 
die  Säle  gebunden,  während  sie  für  obligatorische  Verpflichtungen  des 
Erblassers  nur  mit  der  fahrenden  Habe,  nicht  mit  den  Liegenschaften 
hafteten ^^  Auch  der  Wortlaut  des  Gesetzes,  wenn  es  die  Säle  als  rerum 
suarum  traditio  {sachunu  sineru  salunffa)  bezeichnet  und  den  Erben  des 
Veräußerers  verbietet,  de  predictis  rebus  facere  repetitionem,  und  ebenso 
die  Beibehaltung  des  sonst  den  ganzen  Eigentumsübertragungsakt  be* 
zeichnenden  Ausdruckes  sala  oder  traditio  für  den  Vorakt,  giebt  zu  er- 
kennen, daß  man  mit  der  Sale  die  Idee  der  relativen  Eigentumsüber- 
tragung gegenüber  dem  Veräußerer  und  seinen  Erben  verband;  nur  ihre 
Wirksamkeit  gegenüber  Dritten  war  durch  die  Investitur  bedingt,  so  daß 
im  Fall  einer  Veräußerung  derselben  Sache  an  mehrere  nicht  die  ältere 
Sale,  sondern  die  ältere  Gewere  den  Vorzug  hatte  •*. 

Die  neuere  Sale  mit  nachfolgender  Gewere  war  ebenso  wie  die  ältere 
mit  der  Gewere  verbundene  Sale  eine  Übereignungsform  des  Volksrechts. 
Die  des  Amtsrechts  waren  die  Auflassung  im  Scheinprozeß  und  die  Zu- 


68  ^j gQ  tempore  intra  ipsum  comHatum  fuerit,  in  quo  res  illae  posiiae 

suntj  legitimam  traditionem  facere  studeat. 

"  Vgl.  Bbünner,  RG.  d.  ürk.  278.  807.  Hbusler  2,  71  ff.  Sohm,  Auflassung 
101  ff.,  faßt  umgekehrt  die  Verbindung  von  Investitur  und  Sale  zu  einem  Rechts- 
akt als  eine  jüngere  Entwickelung  auf.  Eine  ganz  abweichende  Erklärung  de» 
Kapitulares  bei  Lönikg,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  754. 

••  Selbst  die  Ganerben  {coheredes)  des  VerÄußerers  sollten  nicht  widersprecheik 
dürfen,  sondern  durch  den  Grafen  oder  Königsboten  zur  Abteilung  mit  dem  Er- 
werber gezwungen  werden. 

••  Vgl.  Brunneb,  Jenaer  Litt-Zeitung  1876,  S.  500.  Heusler  2,  100  f.  LöNma 
a.  a.  0.  662,  n.  2.  Sohx,  a.  a.  0  84.  98 f.,  der  seine  frühere  Ansicht  von  der 
weitergehenden  Wirkung  der  Sale  (Becht  d.  Eheschi.  86  f.,  Trauung  und  Verlobung 
144  f.)  aufgegeben  hat  Wenn  Sobm  noch  daran  festhält,  daß  die  Sale  das  Eigen- 
tum übertragen  habe,  die  Investitur  dagegen  nur  den  Besitz,  als  bloße  Vollziehung 
der  Sale,  so  läßt  er  die  mit  der  Investitur  verbundene  Auflassung  unberücksichtigt. 
Wer  bloß  die  Gewere  übertragen  wollte,  ohne  sein  Recht  an  der  Sache  au&ugeben> 
bediente  sich  der  Investitur  ohne  Auflassung;  die  Aufgabe  des  eigenen  Bechts  trat 
erst  durch  die  Auflassung  ein.     Vgl.  Sohm,  Auflassung  114  ff.;  Heusler  2,  76  f. 
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Stellung  eines  Eönigsbriefes.  In  den  Immobiliarprozessen  des  Eönigs- 
gerichts  war  es  seit  Mitte  des  siebenten  Jahrhunderts  üblich,  der  unter- 
liegenden Partei  durch  Urteil  die  Revestierung  des  Gegners  durch 
Exfestukation  au&uerlegen ,  ein  Verfahren  das  in  der  Karoliugerzeit  auch 
in  den  Tolksrechtlichen  Prozeß  Eingang  gefunden  hat.  Es  lag  nahe,  dies 
Verfahren  zur  Ausbildpng  einer  Übereignung  im  Wege  der  Scheinvindi- 
kation,  nach  Art  der  römischen  Injurecessio,  zu  benutzen  ^^  Allein  so 
bedeutend  dies  für  die  mittelalterliche  Rechtsentwickelung  gewesen  ist, 
so  sind  doch  in  unserer  Periode  nur  erst  die  Anfange  einer  gerichtlichen 
Auflassung  zum  Zweck  der  Eigentumsübertragung  nachweisbar.  Bei 
weitem  die  meisten  Scheinvindikationen  setzen  den  Eigentumserwerb  be- 
reits voraus  und  führen  daher  auch  zu  keiner  Auflassung  des  Schein- 
beklagten, sondern  nur  zu  einer  Fest-stellung  des  klägerischen  Eigentums 
durch  Urteil;  der  Scheinprozeß  hatte  hier  nur  den  Zweck,  dem  Erwerber 
eine  unscheltbare  Königsurkunde  über  seinen  bereits  außergerichtlich  voll- 
zogenen Eigentumserwerb  zu  verschaflFen*®. 

Die  zweite  amtsrechtliche  Form  der  Eigentumsübertragung,  durch  Zu- 
stellung eine«  Königsbriefes  {praeceptum  s.  testamentum  regis\  bestand  nur 
für  den  König,  und  zwar  als  die  gewöhnliche  Form  königlicher  Land- 
übertragungen ®^  Volksrechtliche  Investiturhandlungen  kamen  zwar  auch 
bei  königlichen  tFbertragungen  gelegentlich  vor,  wurden  aber  dann  durch 
Eönigsbrief  bestätigt  ^^.    Eine  Auflassung  fand   bei  Veräußerungen   des 


*'  Vgl.  Bbünneb  274;  Gerichtszeugnis  und  fränkische  Königsarkunde  (Fest- 
gaben für  Heffter,  Berlin  1878)  157  ff.;  BG.  d.  Urkunde  275.  286  f.;  Zeitschr.  f. 
HR.  22,  527  f.-  (Forsch.  609  f.).  Sohm,  Eheschließung  88  ff.;  Auflassung  90  ff.; 
Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht  81.  Lab  and,  Er.  VJSchr.  15,  410.  Bbweb, 
Sala  Traditio  Vestitura  54  ff.  Bethmann-Hollweo  ,  Germ.-rom.  Oivilprozeß  1,  498. 
FicKER,  Forsch,  z.  Reichs-  und  Rechtsgesch.  Italiens  1,  87  ff.  8,  872  ff. 

^  Vgl.  Bbumneb,  RG.  d.  Urkunde  292  ff.,  wo  nachgewiesen  wird,  daß  der  ein- 
zige bekannte  Scheinprozeß  mit  Auflassung  (MG.  Dipl.  imp.  1,  64,  Nr.  78;  Lobbscb 
u.  SchbSdeb*  Nr.  28)  sich  auf  eine  lange  vorher  vollzogene  Vergabung  von  Todes 
wegen  bezieht,  die  Auflassung  also  nur  die  sofortige  Abtretung  des  der  Auflassenden 
bis  zu  ihrem  Tode  vorbehaltenen  Besitzes  zum  Gegenstand  hat    Vgl.  Heüsleb  2,  84. 

**  Vgl.  S.  211.  L.  Rib.  60,  8.  Bbseler,  Erbverträge  1,  45.  Sohm,  Auflassung 
108,  n.  80;  Fränkisches  Recht  und  rom.  Recht  52.  Schsödbb,  Franken  62  ff. 
Bbunheb,  Zeitschr.  f.  HR.  22,  586  f.;  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  60 f.  (Forsch. 
144).  LoEBSCH  u.  ScuBÖDBR  Nr.  16  (18).  22.  80.  31  (26).  Herzog  Tassilo  und,  bei 
Lebzeiten  seines  Vaters,  auch  Ludwig  der  Deutsche  bedienten  sich  der  einfachen 
carta,  also  doch  wohl  der  volksrechtlichen  Form.  Vgl.  Meichelbeck,  Hist  Fris.  1,  2, 
Nr.  11.  22.  69.    Font  rer.  Austr.  31,  3.    Urk.-B.  d.  Landes  ob  der  Enns  2,  Nr.  2.  Nr.  8. 

'*  Ludwig  1.  erteilte  der  Würzburger  Kirche  837  ein  Diplom  über  einen  unter 
Karl  dem  Großen  vollzogeneu  Tausch  Würzburger  und  fiskalischer  Güter,  quia  iune 
mterventente  incuria  anetoritas  imperialis  super  eoadem  commutationes  nullatenus 
aeeepta  fuerai.  Eckhabt,  Commentarii  de  rebus  Franciae  orientalis  2,  884,  Nr.  9. 
Der  Kdnigsbrief  war  hier  nur  Beweisurkunde.  Vgl.  Redlich,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  Erg.  6, 
10  ff.  MttaukAOHER,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  8,  808  ff.,  wonach  Loebsch  u.  Schbödeb,  Nr.  84 
und  35  zu  berichtigen.  Bei  herrenlosen  Läudereien  kam  es  wiederholt  vor,  daß  sich 
jemand  auf  eigene  Hand  in  den  Besitz  setzte  und  erst  später  ein  praeceptum  regis 
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Königs  nie  statt,   auch  wenn  es  sich  ausdrücklich  um  die  Übertragung' 
vollen  vererblichen  und  veräußerlichen  Eigentums  handelte  ^^ 

Eine  allen  germanischen  Rechten  gemeinsame  Eigentümlichkeit  war 
die  Unterscheidung  des  durch  Schenkung  erworbenen  Eigentums 
von  dem  Erwerb  aus  entgeltlichen  Geschäften^*.  Zwar  verlangte  auch 
die  Schenkung  (gemeingermanisch  pabe,  geberC)  ihren  Lohn,  sei  es  in 
Oestalt  einer  unmittelbaren  Gegengabe,  durch  die  sie  sich  dem  Kauf 
zur  Seite  stellte^',  oder  in  der  Weise  einer  dem  Beschenkten  gemachten 
Auflage,  durch  deren  Erfüllung  die  Gunst  nachträglich  verdient  werden 
mußte,  aber  der  Inhalt  des  durch  Schenkung  erworbenen  Eigentums, 
2umal  bei  der  Landgabe,  richtete  sich  wesentlich  nach  dem  Zweck 
und  dem  ausgesprochenen  Willen  des  Schenkers,  der,  wenn  er  volles 
vererbliches  und  veräußerliches  Eigentum  übertragen  wollte,  dies  be- 
sonders hervorheben  mußte.  Die  Landschenkungen  der  merowingischen 
iFie  der  burgundischen  Könige  und  der  bairischen  Herzoge  waren  im 
Zweifel  nur  in  der  absteigenden,  nicht  in  der  Seitenlinie,  die  fränkischen 
und  burgundischen  außerdem  nur  im  Mannesstamm  vererblich  und  unter- 
lagen im  übrigen  dem  Wiederkehrrecht  ^*.    Wegen  Untreue  konnten  sie 


erwirkte.  Vgl.  §  28,  n.  38.  Loeesch  u.  Schköder',  Nr.  45  (36).  72.  Th.  SICKE^ 
Regeaten  der  Karolinger  pl,  Nr.  159;  82,  Nr.  247. 

^^  Vgl.  SoHM,  Auflassung  116,  n.  50.  Schröder,  Franken  79.  Bedenken 
konnte  es  erregen,  daß  die  Könige  seit  Ludwig  dem  Frommen  in  ihren  Schenkungs- 
briefen zuweilen  von  traditio  solemniSy  donatio  solemnis  oder  more  solemni  trans- 
ferre  reden.  Vgl.  Form,  imper.  2.  44.  46  (Zeümer  289.  320.  822).  Roth,  Feudalität 
41.  SiCKEL,  a.  a.  0.,  Reg.  Ludov.  141.  294.  312.  323.  383.  Aber  jenen  Ausdruck 
brauchte  man  auch  bei  Landschenkungen,  bei  denen  dem  Bedachten  kein  Ver- 
llußerungsrecht  eingeräumt  wurde  (vgl.  Dronke,  Cod.  dipl.  Futd.  Nr.  390),  er  kann 
daher  nur  auf  die  feierliche  Form  des  königlichen  Diploms  bezogen  werden. 

^*  Über  das  Folgende  Brünner,  Land  Schenkungen  der  Merowinger  u.  Agilol- 
finger  (Berl.  SB.  1885,  S.  1173  ff.,  mit  Zusätzen  vermehrt  Forsch.  1  ff.);  Über  den 
german.  Ursprung  des  droit  de  retour,  Forschungen  676  ff.  v.  Amira,  Obl.-R.  1, 
286.  510  f.  2,  616.  619.  621.     Ficker,  Erbenfolge  2,  468  ff.  485  ff.  3,  42  ff.  108  ff. 

"Vgl.  S.  63  und  unten  Anm.  127  f.  150  f.  199.  263.  Roth.  175.  184. 
Liutpr.  43.  78.    Borethis,  Capitularia  1,  188,  c.  3.     Gaudenz.  Fragment  (S.  238), 

c.  14.  Heusler  1,  81.  Val  de  Li£vre,  Launegild  16.  24.  48  ff.;  Revision  der  Laune- 
gildstheorie,  ZRG.  17,  22.  30  ff.  Pappenheim,  Launegild  u.  Garethinx,  1882  (Gikbke, 
Unters.  14),  S.  6  ff.    v.  Amira,  Obl.-R.  1,  343.  506  ff.  2,  344.  614  ff.    Schröder,  Gesch. 

d.  ehel.  Güterrechts  1,  39.  Köhler,  Beiträge  2,  1  ff.  9.  J.  Grimm,  Schenken  u. 
Geben,  Kl.  Scliriften  2,  174  f.  Dümmler,  FDG.  6,  120  f.  Ehrenhbro,  Commendation 
u.  Huldigung  69.  Pertile,  Storia  4,  541  ff.  Thäv^nin,  Contributions  65  n.  Fickeb, 
Mitteil.  d.  öst.  Inst.  22,  13.  Die  Gegengabe  (lang,  launegild^  alts.  löngeld,  altschwed. 
atergivay  mhd.  undergifty  teiderlön,  mlat.  widerdonunij  retrodonum^  ital.  guidardonej 
afrz.  guerredon^  lat  vtdssitudo,  arrha)  brauchte  keineswegs  dem  Geschenk  an  Wert 
zu  entsprechen,  häufig  hatte  sie  nur  einen  geringen  Wert  und  somit  nur  eine 
juristische,  aber  keine  wirtschaftliche  Bedeutung. 

'«  Vgl.  S.  164.  213  f.  und  unten  Anm.  202—204.  218  f.  228.  Dasselbe  Wieder- 
kehrrecht (droit  de  retour)  galt  in  Schweden,  femer  bei  der  Homungsgabe  des 
friesischen,  norwegischen,  altfranzösischen  Rechts  (Brunn er,  Forsch.  8  f.),  bei  Schen- 
kungen des  Gefolgsherm  an  seine  Mannen,  zumal  beim  Heergewäte  (S.  34  n.  37. 
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im  Verwaltun^wege  zurückgenommen  werden^*.  Die  merowingischen 
Schenkungen  bedurften  nach  dem  Tode  des  Schenkers  wie  des  Beschenkten 
ausdrücklicher  Bestätigung  seitens  des  Königs  und  bei  Veräußerungen 
war  die  Einwilligung  des  Königs,  in  Baiem  die  des  Herzogs  erforderlich  ^^ 
Ausnahmsweise  kamen  schon  unter  den  Merowingern  Krongutschenkungen 
zu  vollem  Eigentum  vor,  aber  erst  unter  den  Karolingern  bildeten  sie 
die  Begel,  nachdem  die  beschränktere  Landgabe  sich  dem  Benefizial- 
wesen  eingefügt  hatte  ^^  Gleichwohl  begegnen  noch  im  neunten  und 
zehnten  Jahrhundert  Schenkungen ,  die  das  Eigentum  nur  unter  der 
Bedingung  übertrugen ,  daß  beim  Tode  oder  im  Fall  der  Treulosigkeit 
des  Empfangers  die  Zurücknahme  erfolgte  ^^;  auch  an  Beispielen  könig- 
licher Landschenkungen  zu  Eigentum,  aber  ohne  das  Recht  der  Ver- 
äußerung fehlt  es  nicht  ^^.  Der  Charakter  der  Landschenkung  war  daher 
auch  in  der  Karolingerzeit  unverändert  geblieben,  nach  wie  vor  erhielt 
das  übertragene  Eigentum  seinen  Inhalt  lediglich  durch  den  Willen  des 
Schenkers.  Es  muß  deshalb  im  Frankenreiche  ebenso  gut  wie  bei  den 
Angelsachsen   zulässig  gewesen  sein,  in  der  Schenkungsurkunde  neben 


Bbükher,  Landscbenkongen  1189  f. )^  bei  Wittum,  Morgengabe  und  anderen  Schen- 
kungen unter  Ehegatten  (Brunner,  Forsch.  9  f.  25.  729  ff.),  namentlich  aber  in  weitem 
Umfang  bei  Schenkungen  (zumal  Aussteuer)  an  Abkömmlinge,  zuweilen  auch  an 
Geschwister.  Für  Ascendentenschenkungen  hat  es  sich  im  französischen  Recht  in 
Geltung  erhalten  (Code  civ.  747).  Im  anglonormannischen  Recht  sowie  in  Valen- 
ciennes  (Hennegau)  wurden  Landschenkungen  schon  bei  dem  Tode  des  Beschenkten 
rUckföUig. 

"  Vgl.  WArrz  2,  1  S.  817.  321  f.  329. 

7*  Vgl.  Waptz  2,  1  S.  SlS.  829,  Zustimmung  des  Schenkers  bei  Veräuße- 
rungen auch  in  Norwegen,  während  die  freie  Vererhlichkeit  anerkannt  war. 

^'  Brünner,  a.  a.  0.  1191.  1196.  Roth,  Benefizialwesen  229;  Feudalität  40  ff. 
44  f.  68  f.  Auf  Formeln  wie  die  schon  unter  den  Merowingern  gebräuchliche 
quiequid  eannde  facere  vohieriSy  liheram  in  omnilms  kaheas  potestatem  (vgl.  Brcnner, 
a.  a.  O.  1192)  ist  kein  Gewicht  zu  legen;  eine  solche  wird  u.  a.  auch  in  einem 
Diplom  Ludwigs  I.  von  889  (Sickel,  a.  a.  0.  Reg.  Lndov.  374;  Dronke,  Cod.  dipl. 
Fnld.  Nr.  655)  gebraucht,  wo  es  sich  um  den  Tauscherwerb  eines  Grafen  ad  partem 
sui  eomitatus  handelte,  tdso  von  Veräufierungsfreiheit  keine  Rede  sein  konnte.  Vgl. 
Anm.  79.  Die  einst  sehr  lebhafte  Streitfrage  zwischen  Roth  und  V^aitz,  von  denen 
der  erstere  f&r  die  Landschenkungen  der  Merowinger  durchweg  unbeschränkte 
Eigentumsübertragung  behauptete,  während  Waitz  ausschließlich  Übertragungen 
zu  beschränktem  Recht  in  ihnen  sehen  wollte,  darf  heute  als  abgethan  gelten. 
Der  RoTH*schen  Auffassung  am  nächsten  steht  Dahn,  Könige  7,  1  S.  228  ff.,  der 
volle  Eigentumsübertragnng  als  die  Regel  ansieht 

'^  Roth,  Benefizialwesen  419;  Feudalität  49  f.  176.  188.  Ficker,  Wien.  SB. 
1872,  S.  120 f.  Waitz  4,  205  f.  Brunker,  a.  a.  0.  1198  ff.,  weist  nach,  daß  das 
lebenslängliche  Eigentum  wirklich  als  Eigentum  und  nicht  als  Nießbrauch  auf- 
gefaßt wurde.    Vgl.  Heuslbr  2,  17. 

'•  Vgl.  Diplom  Ludwigs  I.  von  819  für  Fulda  (Sickbl,  Re«.  Lud.  141.    Dronkb, 

Ood.  dipl.  Fuld.  Nr.  890),  wo  trotz  der  Klausel,  tä  quiequid  de  ipais  rebua dis- 

ponere  atque  ordinäre  vd  statuere  voluerint,  libero  in  omnibus  perfrtmntur  arbih'io, 
ausdrücklich  jede  Veräußerung  durch  Tausch  oder  Verkauf,  sowie  die  Verleihung 
an  Weltliche  untersagt  wird. 
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der  Unveräußerlichkeit  eine  bestimmte  Erbfolgeordnung  festzustellen,  80 
daß  die  Schenkung  den  Charakter  eines  Familienfideikommisses  annahm®®. 
Leiheverhältnisse  an  Grund  und  Boden  waren  dem  deutschen  Privat- 
recht ursprünglich  unbekannt.  Est  durch  Herübemahme  und  Fortbildung 
römischer  und  kirchlicher  Einrichtungen  ist  die  für  die  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Zustande  des  Mittelalters  so  entscheidend  gewordene  deutsche 
Landleihe  entstanden  ®^  Maßgebend  wurde  besonders  das  Precarium, 
nachdem  das  römische  Vulgarrecht  neben  der  unentgeltlichen  und  jeder- 
zeit widerruflichen  Form  ein  Precarium  auf  Zeit  und  gegen  Zins 
ausgebildet  hatte  ®^  Das  Bittgesuch  [precaria),  mit  dem  der  römische 
Klient  um  ein  Precarium  einzukommen  pflegte,  war  zu  einem  Revers 
geworden,  durch  den  sich  der  Beliehene  zum  Empfang  des  Gutes  und 
zur  Übernahme  der  vereinbarten  Gegenleistungen  bekannte.  Dieser 
Revers,  dem  eine  Verleihungsurkunde  {praestaria)  des  Leiheherm  zu 
entsprechen  pflegte®',  war  so  wesentlich,  daß  das  ganze  Rechtsverhältnis 
und  das  Leihegut  selbst  davon  den  Namen  precaria  führte®*.  Da- 
neben war,  schon  von  den  Römern  her,  die  Bezeichnung  des  Gutes  als 
beneficium  in  Gebrauch.  Die  Prekarie  umfaßte  alle  möglichen  Leihe- 
verhältnisse, auf  bestimmte  Zeit,  auf  Lebenszeit,  auf  mehrere  Leiber, 
zu  erblichem  Recht,  zuweilen  auch  bloß  auf  Widerruf.  Bei  den  kirch- 
lichen Leihegütern  wurde  an  dem  römischen  Brauche  der  Erneuerung  von 

^  Ober  das  seit  dem  8.  Jh.  bezeugte  angelsächsische  Familienfideikommiß  vgl. 
Brünmer,  EG.  d.  Urkonde  190  ff.  Loersch  u.  Schröder*,  Nr.  66.  Daß  man  bei 
den  Franken  unter  Umständen  das  ganze  zur  Succession  berufene  Geschlecht  und 
nicht  den  einzelnen  Empfänger  als  bedacht  ansah,  ergiebt  sich  aus  einem  Diplom 
Earlmanns  von  770  (MOhlbachbr,  Regesten  d.  Karol.  1,  52,  Nr.  123.  Sickel,  a.a.  0. 14, 
Nr.  10),  worin  dieser  dem  Grafen  Hrodwin  eiusque  yamaldionibus  eine  von  den 
früheren  Königen  genealogiae  eomiHs  gewährte  Schenkung  bestätigt. 

»1  Über  das  Folgende  vgl.  S.  164  f.  Brunner,  RG.  1,  199  ff.  209  ff.  Roth, 
Benefizialwesen  433  ff.;  Feudalität  125—174.  184  ff.  Waitz  2»,  1  S.  291— 305.  4», 
176  ff.  198  ff.  Daun,  Könige  7,  1  S.  212  ff.  3,  316  ff.  8,  2  S.  116  ff.  262  ff.  LoimfO, 
Gesch.  d.  deutsch.  KR.  1,  705  ff.  Heüsler  2,  168  ff.  v.  iNAMA-STERNEGOy  Wirtschafts- 
Gesch.  l,  123  ff.  Pertile,  Storia  4,  282  ff.  Gaüdbnzi,  Sulla  propriet4  in  Italia  44  ff. 
Ga^RARD,  Poljptique  de  Tabb^  Irminon  1,  503—577.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben 
1,  891  ff.    v.  Wyss,  Rechtshist  Lesefrtichte  11  ff.  (Abdr.  a.  d.  Turiceusia,  1891). 

**  Auch  die  römische  Emphyteuse  war  schon  im  4.  Jahrhundert  im  Abend- 
lande verbreitet  (vgl.  His,  Domänen  der  röm.  Kaiserzeit  101,  gegen  Brukker).  Die 
noch  im  7.  und  8.  Jahrhundert  an  kirchlichen  Grundstücken  bei  Angers  und  Tours 
vorkommende  eigentümliche  Erbpacht  mit  freiem  Veräußerungsrecht  des  Besitzers 
war  ebenfalls  römischen  Ursprungs.  Vgl.  Löning,  a.  a.  0.  717  f.  Brukner,  RG. 
1,  199  f.;  ZRG.  18,  69—83  (Forsch.  661  ff.).    Waitz  2,  1  S.  291. 

*'  Vgl.  RozitRE,  Recueil  des  formules  Nr.  319 — 367.  Loersch  u.  Schröder*, 
Nr.  8—11.  24.  27.  33.  Gelegentlich  wird  die  precaria  auch  als  securüaSf  die  prae- 
staria als  commendatitia  oder  selbst  als  precaria  bezeichnet  Bei  dem  oor^aetus 
libellarius  des  langobardischen  Rechts  gehörte  der  Empfangsrevers  des  Beliehenen 
zum  Wesen  des  Geschäfts. 

•*  Eine  deutsche  Bezeichnung  scheint  gafergaria  gewesen  zu  sein.  Vgl. 
Brunner,  RG.  1,  210. 
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fünf  ZU  fünf  Jahren  festgehalten  "^  Die  Verleihung  erfolgte  durch  In- 
vestitur, aber  ohne  Auflassung  ®®.  Das  Leihegut  war  regelmäßig  Zins- 
gut, der  Beliebene  hatte  Zins  (meistens  Naturalabgaben),  häufig  auch 
Frondienste  zu  leisten.  Versäumte  er  dies,  so  verlor  er  das  Gut;  eine 
Schuldklage  wegen  des  Rückstandes  hatte  der  Leiheherr  nicht.  Erst  seit 
dem  achten  Jahrhundert  wurde  es  üblich ,  im  Leihevertrag  abzumachen, 
daß  der  säumige  Zinsmann  sich  durch  Abgabe  eines  formellen  Schuld- 
versprechens {fides  facta)  den  Fortbesitz  des  Leihegutes  sichern  könne  ®^ 
Die  Prekarie,  das  gewöhnliche  Zinsgut,  bewegte  sich  durchaus  auf  dem 
Boden  bäuerlicher  Wirtschaft;  die  Leistungen  sollten  den  Zwecken  des 
Herrnhofes  {jnansus  indominicatus)  dienen.  Die  Prekarie  des  freien  Zins- 
mannes war  daher  ebenso  gut  ein  mansus  vestitus  wie  der  Hof  des 
Hörigen  oder  des  Eigenmannes,  kein  selbständiges  Out,  sondern  Zubehör 
des  Hermhofes. 

Anders  bei  den  häufigen  Landschenkungen  mit  Vorbehalt  des  Nieß- 
brauches für  den  Schenker,  zuweilen  auch  auf  mehrere  Leiber  oder  für 
einen  von  dem  Schenker  bezeichneten  Dritten.  Das  Geschäft  trug  gan2 
die  Formen  des  Auftrages  zu  Leiherecht  (precaria  oblata,  beneficium  ohla- 
tum):  Eigentumsübertragung  seitens  des  Schenkers,  sodann  Investitur  zu 
Leiherecht  seitens  des  Beschenkten,  zwischen  beiden  Akten  aber  (um  den 
tTbergang  der  Gewere  auf  den  Beschenkten,  der  sie  durch  die  Leihe 
wieder  aufzugeben  hatte,  deutlich  erkennbar  zu  machen)  dreitägige  that- 
säehliche  Besitzausübung  {sessio  triduana)  seitens  des  letzteren®®).  Dabei 
wurde  kein  Unterschied  gemacht,  ob  die  Leihe  zinslos  oder  mit  Auf- 
erlegung eines  Zinses  (fast  immer  bloßer  Anerkennungszins  von  geringem 
Betrage)  erfolgte;  in  beiden  Fällen  fand  ausdrückliche  Besitzeinräumung 
an  den  Beschenkten  und  Bückgabe  des  Besitzes  an  den  Schenker  statt; 
eine  Verschiedenheit  bestand  nur  darin,  daß  das  Gut  bei  zinsloser  Leihe 
nur  wegen  Verschlechterung,  bei  Auferlegung  eines  Zinses  dagegen  auch 
wegen  unterbliebener  Zinszahlung  entzogen  werden  konnte.  Von  diesen 
Vergabungen  mit  Vorbehalt  des  Nießbrauches  zu  unterscheiden  waren  die 


^  Nach  Brünneb  nur  OrdnongSTorscbrift  zur  Erhaltung  des  kirchlichen  Besitz- 
standes (ohne  einen  Gedanken  daran,  daß  die  Erneuerung  versagt  werden  könne), 
wahrscheinlich  auf  die  römische,  in  der  Regel  nur  für  ein  Lnstrum  abgeschlossene 
Landpacht  zurückzuführen.  Fün^ähri^ire  Erneuerung  zuweilen  auch  bei  Vergabungen 
von  Todes  wegen.  Vgl.  Brukniä,  RG.  d.  Urkunde  1,  268.  Roth,  Feudalität  170  f. 
LOEBSCH  U.  SCHBÖDER*  Nr.  8  —  10.  27.  49. 

^  Vgl.  SoHM,  Auflassung  114  f. 

*'  Vgl.  LoEBscH  u.  Schbödeb',  Nr.  11  (12).  33  (27).  Pardessüs,  Diplomata 
2,  297,  Nr.  488  (713).  Beter,  Mittelrhein.  Ürk.-B.  1,  26,  Nr.  21  (767).  d^Achärt, 
Spicilegium*  8,  342  (850).  Miraeüs,  Opera  diplomatica*  2,  985  (Suppl.  2,  c.  12). 
Form.  Turon.  add.  3,  Form.  Bignon.  21.  22  (20.  21),  bei  Zeuhbb,  Formulae  160.  235  f. 
Roth,  Feudalität  173. 

»•  Vgl.  Roth,  Feudalität  156  fF.  Heusler  2,  36  f.  117  ff.;  Gewere  470  ff. 
Beseleb,  Erb  vertrage  1,  71  f.  144  f.  164  ff.  Albrbcht,  Gewere  194  ff.  Lamprecht  1, 
891  ff.  BBUNmcB,  RG.  d.  Urkunde  1,  296.  Hübneb,  Donationes  post  obitum,  1888 
(GiEBKB,  Untersuchungen  26),  S.  76  ff. 
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Vergabungen  von  Todes  wegen  {donatione»  post  obitum)  mit  bedingter 
Eigentumsabertragung,  bei  denen  der  Schenker  für  sich,  unter  Umstanden 
auch  für  mehrere  Leiber,  das  lebenslängliche  Eigentum  vorbehielte^. 

Hatten  schon  die  erwähnten  Vergabungen  von  Todes  wegen  meistens 
herrschaftliche  Güter,  nicht  selten  ganze  Qut^komplexe,  zum  Gegenstande, 
so  war  dies  bei  den  königlichen  Benefizien  von  vornherein  selbstver- 
ständlich, da  sie  dem  Vassallen  nicht  bloB  die  erforderlichen  Mittel  zur 
Erfüllung  der  übernommenen  Dienstpflicht,  sondern  auch  die  Möglichkeit 
gewähren  mußten,  sich  mit  den  Seinigen  ganz  der  Pflege  des  ritterlichen 
Lebensberufes  hinzugeben.  Der  Kriegsmann  von  Beruf,  wenn  er  nicht 
mehr  Tischgenosse  seines  Dienstherm  sein  sollte,  konnte  nur  als  Gutsherr, 
nicht  als  Landmann  seinen  Pflichten  genügen.  Weil  die  yassallitisohe 
Leihe  ebenso  wie  das  kirchliche  Pfründengut  nichts  als  ein  in  Land- 
nutzung bestehender  Sold  für  Dienste  höherer  Art  war,  so  bürgerte  sich 
für  beide  die  Bezeichnung  benefidum  als  technisch  ein,  während  für  die 
Leiheverhältnisse  niederer  Art  zunächst  in  alter  Weise  precarium  und 
benefidum  nebeneinander  in  Gebrauch  blieben,  schließlich  aber  das  letz- 
tere ganz  außer  Anwendung  kam^^. 

Das  Pfandrecht  an  unbeweglichen  Sachen  begegnet  in  Westfranken 
und  Italien  schon  im  siebenten  Jahrhundert,  später  auch  bei  den  Angel- 
sachsen, in  der  Form  der  Eigentumsübertragung  unter  einer  auflösenden 
Bedingung,  und  zwar  durch  traditio  cartae  {cautio)^\  Der  Verpfander 
hatte  das  Lösungsrecht,  das  aber  zeitlich  beschränkt  werden  konnte.  Das 
Geschäft  wurde  in  Italien  auch  mit  dem  Namen  der  ihm  sachlich  ähn- 
lichen römischen  fiducia  bezeichnet.    Nach  langobardischem  Recht  konnte 


^  Vgl.  HüBMER,  a.  a.  0.  16—75.  Brünneb,  Landschenkungen  1201.  LoNnro, 
Kirchenrecht  der  Merowinger  751  ff.  Merkel,  ZRG.  2,  146  ff.  Stobbb,  ebd.  7,  405  ff. 
Es  lag  in  der  Natur  der  Vergabungen  von  Todes  wegen,  daß  sie  nur  durch  traditio 
cartae  (in  dem  S.  279  ff.  entwickelten  Sinne)  vollzogen  werden  konnten,  indem  der 
Scbenker  seinem  maßgebenden  WiUeu  nur  durch  eine  Urkunde  Ausdruck  zu  geben 
vermochte.  Die  häufigen  Wiederholungen  derartiger  Vergabungen  geschahen  nur 
zum  Zweck  größerer  Sicherheit  des  Erwerbers  und  entsprachen  einem  namentiich 
bei  den  Baiern  auch  sonst  vielfach  beobachteten  Gebrauche.  Wirksam  war  die 
Vergabung  auch  ohne  Wiederholung  för  den  Schenker  wie  fUr  seine  Erben,  wenn 
diese  zugestimmt  oder  vorher  mit  Verzicht  abgeteilt  hatten. 

^  Vgl.  S.  164.  Waitz  4»,  258.  Die  Lehnsemeuerung  im  Hermfall  fand 
sich  nur  bei  den  vassallitischen  Benefizien  (vgl.  §  24  n.  28). 

*^  Vgl.  Köhler,  Pfandrechtliche  Forschungen  82  ff.  v.  Meiboii,  Pfandrecht 
270  ff.  Brunnbr,  Zeitschr.  f.  HR.  22,  542  ff.  (Forsch.  620  ff.  627);  ZRG.  30,  182; 
RG.  d.  Urkunde  1,  195  ff.  Heusler  2,  134  ff.  Roth.  174.  Liutpr.  58.  Form.  Andec. 
22.  Form.  Turon.  app.  1  (Zeuher  163.  Rozisre,  Nr.  377).  Für  das  Alamannische 
vgl.  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  63.  Kohler,  a.  a.  0.  86,  n.  1.  Über  eine  lange- 
bardische  Urkunde  von  777,  in  der  außerdem  für  den  Fall  eines  Verkaufes  dem 
Gläubiger  das  Nfiherrecht  eingeräumt  wird,  vgl.  Kohler  85.  Über  entsprechende 
fränkische  Urkunden  des  9.  Jahrhunderts  ebd.  90  f. ,  über  eine  langobardische 
Brünner,  a.  a.  0.  545.  Das  verfallene  Pfand  wurde  in  den  langobardischen  Quellen 
als  transaetitm  oder  fegang,  in  bretonischen  als  diseombilum  bezeichnet.  Vgl. 
Bbümi^er,  Forsch.  88.  628  f.    Kohler  90.    Blühme,  MG.  Leg.  4,  670. 
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man  durch  traditio  cartae  ein  Pfand  auch  in  der  Weise  bestellen,  daß 
der  Yerpfander  im  Besitz  blieb,  der  Ton  ihm  übergebenen  Urkande  aber 
entweder  die  Pfandungsklausel  oder  die  Bestimmung,  die  Urkunde  solle 
gegebenenfalls  als  Yerkaufsurkunde  gelten,  einfügte^'.  Ein  anderes  Mittel 
des  langobardischen  Rechts,  eine  Sache  ohne  Besitzübertragung  zu  ver- 
pfänden, bestand  darin,  daß  der  Gläubiger  dem  Schuldner  das  Pfand  gegen 
einen  Zins  zurückgab^'. 

lU.  Die  Schuldverhältnisse^.  Das  altgermanische  Becht  kannte 
noch  keine  obligatorischen  Verträge,  die  eine  persönliche  Haftung  be- 
gründet hätten,  sondern  nur  Barverträge,  bei  denen  die  Schuldigkeit  der 
Parteien  sich  darauf  beschränkte,  den  durch  ihre  Handlungen  begründeten 
Rachtszustand  anzuerkennen  und  sich  seinen  Rechtsfolgen  zu  unter- 
werfen®*. Eine  Haftung  für  zukünftige  Schuld  war  nur  zu  erreichen 
entweder  im  Wege  der  Wettsatzung  (S.  273),  die  als  bedingte  Zahlung 
galt,  also  reine  Sachhaftung,  oder  durch  Übergabe  eines  Geisels  als 
Personenpfand,  also  Personenhafbung  in  Form  der  Sachhaftung.  Denn 
auch   der  Geisel  galt  als  Wette®®,  er  war  ebenfalls  Verfallpfand,   da 


*'  Also  EigentamsÜbertragung  unter  Suspensivbedingung.  Vgl.  Liutpr.  67 
(Schuldner  verliert  die  Disposition  aber  das  Pfand).  Brunnes,  Forsch.  561  f.  621  f. 
Heüsler  2,  145.     Wach,  Arrestprozeß  15  ff. 

••  Vgl.  KoHLBB,  a.  a.  0.  85  f. 

^  Über  den  Gegensjitz  von  Schuld  und  Haftung  im  germanischen  Recht  vgl. 
besonders  v.  Amiba,  Obl.-R.  1,  22—42.  2,  45—114;  Grundriß  >  ISl  ff.  Puntschakt, 
Schuldvertrag  und  Treugelöbnis  des  sächs.  Rechts  im  Mittelalter,  1896,  S.  78—287. 
Bbikz,  Gott  gel.  Anz.  1885,  S.  519  ff.  Siegel,  Versprechen  als  Verpflichtungsgrund, 
1873.  Im  übrigen  vgl.  Heüsleb  1,  79.  85  f.  2,  228  ff.  250  ff.;  Gewere  21  f.  Stobbe, 
Privatrecht  3»,  §§  209  f.  238;  Reurecht  und  Vertragsabschluß,  ZRG.  13,  217  ff.  Sohm, 
Prozeß  der  Lex  Salica  18  ff.  164  ff.;  Recht  der  Eheschließung  34  ff.  Bbükneb,  RG.  2, 
365 ff.;  Forsch.  591ff.  629ff.  (Zeitschr.f.HR.  22,  510ff.  552ff.);  Grundz.  179ff.  Fbankek, 
Französ.  Pfandrecht  43  ff.  210  ff.  261  ff.  Val  de  Li^vre,  Launegild  und  Wadia  96  ff. 
ScHBÖDSR,  Gairethinx,  ZRG.  20,  53  ff.  Wach,  Arrestprozeß  4.  10  ff.  Hobten,  Personal- 
czekution,  2Bdc,  1898—96  (Exkurs:  Die  langob.  Schuldverpflichtung,  ebd.  2,  189  ff.). 
Perthb  4,  445  ff.  Nissl,  Grerichtsstand  des  Klerus  191  ff.  R.  Löning,  Vertrags- 
bruch §§  2—8.  £hbembebo,  ZRG.  16,  228  ff.  Siegel,  Gesch.  d.  deutsch.  Gerichts- 
verfahrens 35  ff.  223.  Esmein,  J^tudes  sur  les  contrats  dans  le  tr^s  ancien  droit 
fran^ais  69  ff.  Th^venin,  Contributions,  N.  Revue  1880,  S.  69  ff.  447  ff.  Glasson 
2,  223 — 252.  Viollet,  Pr^cis  historique  505  ff.  Wodon,  La  forme  et  la  garantie 
dans  les  contrats  francs,  1898.  Estbeicbeb,  Studjer  nad  historya  kontraktu  kupna 
w  prawie  Niemickiem  epoki  Frankonskiej,  1894.  Laughun,  Essays  of  anglosaxon 
law  189  ff.    ZoPFL,  Ewa  Cham.  37  ff.  44  ff.  73  ff.  92  ff. 

^^  Vgl.  S.  63.    Tacitus,  Germania  c.  24:  akam exercent,  turUa  lucrandi 

perdendive  iemeritaU  ut^   cum  omnia  defeeerunty   exiremo  ac  novissimo  iactu   de 

libertaie  ac  de  corpore  contendant  vietus  voluntariam  aervifutem  cuiit, allegari 

se  ae  venire  patitur.  ea  est  in  re  prava  pervieacia;  ipsi  fidem  vocant.  Die  Grand- 
bedeutung des  gemeingermanischen  Treue  (got  iriggwa,  an.  iruy  ahd.  triuica,  as. 
treuwoy  ags.  treow)  war  Vertrag,  Bund.    Vgl.  Klüqe  u.  d.  W. 

^  Vgl.  S.  220  f.   V.  Amiba  2,  179  f.    Capitulare  legib.  add.  v  803,  c.  8  (Borbtids 
1,  114):    liber  gm  se  loeo  wtuiii  in  aüerius  potestatsm  commiserü.    Über  „Geisel*' 
vgl.  ScHBÖDEB,  Gairethinx  55.    Gbimm,  DWB.  4,  la,  Sp.  2608 ff. 
i:.  Schröder,  Deutsche  Bechtsgeschichte.    4.  Aufl.  19 
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er,  wenn  die  Auslösung  unterblieb,  in  Schuldknecb tschaft  verfiel  und 
gänzlich  der  Willkür  des  Gläubigers,  der  ihn  verkaufen,  verstümmeln, 
töten  konnte,  preisgegeben  war  ®^  Um  dieser  Gefahr  zu  entgehen,  mußte 
der  Geisel  bestrebt  sein,  den  Schuldner  zu  seiner  Auslösung,  also  zur 
Erfüllung  anzuhalten  oder  sich  aus  eigenen  Mitteln  auszulösen.  Standen 
ihm  gegen  den  Schuldner  zunächst  nur  die  Mittel  moralischen  Druckes 
zu  Gebote,  so  wurden  ihm  im  Laufe  der  Zeit  auch  die  erforderlichen 
rechtlichen  Zwangsmittel  an  die  Hand  gegeben,  während  andererseits  die 
in  der  Vergeiselung  liegende  bedingte  Verknechtung  sich  mehr  und  mehr 
zu  einer  vermögensrechtlichen  Haftung  für  den  Fall  der  Pflichtversäumnis 
in  der  Anwendung  dieser  Zwangsmittel  umgestaltete.  So  wurde  der  Geisel 
(gleich  dem  römischen  obses,  praes,  vas)  zum  Bürgen  (ahd.  burigoY^y 
der  nicht  wie  der  fideiussor  eine  accessorische  Verpflichtung  neben  dem 
Schuldner,  sondern  als  Einsteher  die  ausschließliche  Haftung  dafür  über- 
nahm, daß  er  den  von  jeder  direkten  Haftung  befreiten  Schuldner  zur 
Leistung  an  den  Gläubiger  veranlassen  werde®®.  Dem  Gläubiger  haftete 
nach  wie  vor  nicht  der  Schuldner,  sondern  der  Bürge,  aber  diesem  haf- 
tete der  Schuldner  für  seine  Befreiung  und  gegebenenfalls  für  den  Ersatz. 
Ganz  auf  diesem  Boden  bewegte  sich  das  burgundische  Recht,  das, 
wie  es  scheint,  in  der  Hauptsache  auch  für  die  römischen  Provinzialen 
Geltung  hatte  ^®^.  Dem  Pfandungsverfahren  gegen  den  Schuldner  wie 
gegen  den  Bürgen  mußte  eine  dreimalige  Aufforderung  {admonitio)  des 
Schuldners  zur  Erfüllung  vorausgehen.  Diese  Aufforderung  war  in  der 
Regel  Sache  des  Gläubigers,  des  Bürgen  wohl  nur  dann,  wenn  dieser  den 
Gläubiger  schon  aus  eigenen  Mitteln  befriedigt  hatte.  War  die  Auf- 
forderung erfolglos,  so  konnte  der  Bürge  zur  Pfändung  schreiten.  Die 
Pfändung  vollzog  sich  außergerichtlich  vor  Zeugen;  sie  konnte  den  Be- 
trag der  Schuld  um  ein  Drittel  überschreiten.  Nach  der  Pfändung  hatte 
der  Schuldner  eine  dreimonatliche  Lösungsfrist,  nach  deren  Ablauf  das 
Pfand  verfiel.  Reichten  die  Mittel  des  Schuldners  zur  Befriedigung  des 
Gläubigers  nicht  aus,  so  konnte  sich  der  Bürge  durch  Auslieferung  der 
Person  des  Schuldners  an  den  Gläubiger  von  jeder  weiteren  Haftung  be- 
freien; that  er  dies  nicht,  so  haftete  er  dem  Gläubiger  mit  seinem 
eigenen  Vermögen  für  den  AusfalP®^     War  der  Bürge  durch  Verzug  des 


619. 


•^  Vgl.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  691  f.  2,  176  ff.;    Grundriß"  183  f.    Grimm,  RA. 
Kohler,  Shakespeare  60;  Nachwort  9  f.     Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  8,  15. 


*^  Über  das  gemeingermanische  borgeti  und  bürgen  vgl.  Kluge  u.  d.  W.  Grimx, 
DWB.  2,  241  f.     V.  Amiba,  Obl.-R.  1,  80.  698.  2,  45  ff. 

••  Vgl.  Jherino,  Geist  des  röm.  Rechts*  8,  1,  pg.  11 — 25.  Über  den  sprach- 
lichen Zusammenhang  von  vas  und  praes  (alter  Plural  prae-vides)  mit  got  vadi 
und  vidan  vgl.  Diepbnbach,  WB.  d.  got.  Spr.  1,  140  ff.  Fick,  WB.  d.  indogerm. 
Spr.*  1,  767.     V.  Amira,  Obl.-R.  1,  193,  n.  1. 

*®®  L.  Burg.  19,  5—11  (in  §  10  ist  das  handschriftliche  debttori  durch  ereditori 
zu  ersetzen).  82.  96.  eztrav.  21,  8.  L.  Rom.  Burg.  14,  8.  Sohm,  Prozeß  der  Lex 
Salica  21.  44  f.  223.     v.  Bethmann-Hollweo,  Germ.-rom.  Civilprozeß  1,  168. 

»<>*  Der  Erbe  des  Bürgen  haftete  nicht.    Vgl.  L.  Burg.  82,  2.    Angesichts  der 
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Schuldners  in  Schaden  gekommen ,  so  hatte  dieser  ihm  dreifachen  Ersatz 
zu  leisten.  Die  Strafe  des  Neunfachen  (neben  dem  Fredus)  traf  den 
Schuldner,  wenn  er  ihm  oder  dem  Bürgen  abgepfandete  Sachen  rechts- 
widrigerxreise  aus  der  Gewahrsam  des  Gläubigers  entfernte.  Von  einer 
Pföndung  des  Schuldners  durch  den  Gläubiger  enthält  das  Gesetz  keine 
Spur;  dem  Gläubiger  haftete  der  Schuldner  nicht,  die  admonitio  des 
Schuldners  durch  den  Gläubiger  hatte  nur  eine  formelle,  keine  materielle 
Bedeutung.  Dem  Bürgen  haftete  der  Schuldner  für  die  Befreiung  von 
4er  Bürgschaftshaftung.  Dem  Gläubiger  haftete  der  Bürge  für  die  Be* 
friedigung  durch  den  Schuldner,  oder  aus  den  gepfändeten  Mitteln  des 
Schuldners,  oder  durch  tFberantwortung  der  Person  des  Schuldners. 

Bestätigt  wird  unsere  Auffassung  durch  Aussprüche  altdänischer  und 
altschwedischer  Bechtsquellen,  nach  denen  die  Haftang  des  Bürgen  eben- 
falls eine  prinzipale  und  nicht  eine  accessorische  war^^',  sodann  durch  das 
langobardische  Becht.  Nach  dem  letzteren  wurde  der  Schuldner  durch 
Übergabe  der  Wadia  an  den  Gläubiger  bei  Geldbuße  verpflichtet,  dem- 
selben binnen  bestimmter  Frist  einen  ausreichenden  Bürgen  zu  stellen  ^^'; 
der  Bürge  hatte  das  Recht  und  nötigenfalls  die  Pflicht,  den  Schuldner 
nach  dreimaliger  Zahlungsaufforderung  zu  pfänden,  während  umgekehrt 
der  Gläubiger  bei  Verzug  des  Schuldners  das  Pfandungsrecht  gegen 
den  Bürgen  hatte  ^®^.  Der  Schuldner  war  durch  die  Bürgenstellung  von 
jeder  Haftung  gegenüber  dem  Gläubiger  befreit,  der  letztere  verpflichtete 
sich  durch  Übergabe  der  von  dem  Schuldner  erhaltenen  Wadia  an 
den  Bürgen,  seine  Befriedigung  nur  bei  diesem  und  durch  diesen  zu 
suchen  i®*^. 


Übereinstimmang  der  spftteren  Rechtsqnellen  muß  die  Nichterblichkeit  der  Bürg- 
schaft gemeingermanisch  gewesen  sein.    Vgl.  Eshein  S9f. 

"'  Vgl.  Paülsbn,  Beitrag  zu  der  Lehre  von  der  Bargschaft  aus  dem  nordischen 
Rechte,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  4,  122  tf.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  696  ff.  2,  840  ffl 
Sarattw,  Neues  staatsb.  Magazin  7,  552.  Während  schwedische  und  norwegische 
Quellen  nur  solidarische  Hafhing  des  Bürgen  neben  dem  Schuldner  bezeugen,  be- 
stimmt Jüt  Lov  2,  64:  Welcher  Mann  Bürgen  setxt,  der  ist  schuldig  für  die  That 
keinem  Manne  xu  antworten^  außer  dem  allein,  der  sein  Bürge  vmrde.  Dazu  2,  62: 
Wofür  ein  Mann  Bürge  ward,  das  soll  er  gelten, 

»«  Ed.  Liütpr.  36—88.  Lib.  Pap.  Roth.  360  (MG.  Leg.  4,  886,  ein  dem  Edikt 
^emder,  dem  langobardlschen  Gewohnheitsrecht  entlehnter  Zusatz). 

^^  Pfändungsrecht  des  Bürgen  gegen  den  Schuldner:  Liutpr.  39.  40  (vgl. 
Wach,  Arrestprozeß  21  ff.  25);  des  Gläubigers  gegen  den  Bürgen:  Liutpr.  108.  109. 
126  (vgl.  Roth.  366.     Liutpr.  38.    Ratch.  8);    dreifache  Mahnung:  Roth.  245.  246. 

^^^  Die  Übernahme  der  Wadia  seitens  des  Bürgen  bezeichnete  man  als  sol- 
9ere,  reeipere,  liherare\  die  durch  Hingabe  der  Wadia  an  den  Gläubiger  begründete 
Haftung  des  Schuldners  gegenüber  dem  Gläubiger  wurde  durch  die  Übernahme 
der  Wadia  seitens  des  Bürgen  getilgt.  Vgl.  Val  de  Li^vbe,  a.  a,  0.  184  f.  216  f. 
EsMEiir  81.  86  n.  2.  87  f.  Brümner,  Forsch.  592.  Entscheidend  sind  die  in  Italien 
entstandenen  Extravaganten  der  Lex  Salica,  c.  6  (Behrekd*  167):  Posiquam  autem 
debitor  toadium  dederit,  liber  erit,  si  fideiussor  moritur,  propter  wadium  quod  emisit 
in  debitore  [creditore?],  et  si  vivent  ambo,  quod  spopondit  qui  toadium  dedit  det. 
^  si  domo  non  dai,  fideiussor  quanium  spopondit  pro  neglectu  debitoris  det, 
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Das  fränkische  Becht  hat  den  gleichen  Standpunkt  wie  das  langobar- 
dische : "  der  Bürge  haftete  dem  Gläubiger ,  der  Schuldner  dem  Burgen, 
und  zwar,  wenn  er  diesen  hatte  in  Schaden  kommen  lassen,  für  doppelten 
Ersatz  1^®,  während  das  langobardische  Recht,  in  Übereinstimmung  mit 
dem  burgundischen ,  dreifachen  Ersatz  vorschrieb.  Zwar  konnte  der 
Gläubiger  auch  unmittelbar  gegen  den  Schuldner  das  Betreibungsverfahren 
(außergerichtliche  Pfändung  kannten  die  Franken  nicht)  anstrengen,  aber 
nur  unter  Verzicht  auf  die  Haftung  des  Bürgen;  durch  den  Zugriff  des 
Gläubigers  auf  den  Schuldner  wurde  der  Bürge  befreit  ^^^  Daß  die 
übrigen  Stammesrechte  ähnliche  Grundsätze  befolgt  haben,  ergiebt  sich 
aus  der  Lex  Romana  Curiensis  und  verschiedenen  Partikularrechten  des 
deutschen  Mittelalters^^®. 

Der  Burgschaftsvertrag  wurde  bei  Langobarden,  Franken  und  Baiem 
übereinstimmend  in  der  Form  der  Stabreichung  (festucatio)  geschlossen, 
die  wohl  eine  Fortbildung  der  germanischen  Speerreichung  {gairethinx) 
war  (S.  61).  Indem  die  festuca  von  dem  Schuldner  an  den  Gläubiger 
und  von  diesem  weiter  an  den  Bürgen  übergeben  wurde  ^^®,  scheint  sie, 
ähnlich  wie  bei  der  Trauung  und  Auflassung,  einen  gewissen  Verzicht 
auf  die  hausherrliche  Gewalt  des  Gebers  angedeutet  zu  haben,  da  der 
Bürge  durch  sie  ein  Pfandungsrecht  gegen  die  Person  und  das  Vermögen 
des  Schuldners   erhielt  ^^^    Ebendarum  betrachtete   man   die   festuca  als 


»««  Vgl.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  21  f.  53.  220  flF.  Esmbin  82.  BETHiLiini- 
HoLLWEG  1,  558  ff.  SicKEL,  Bestrafung  des  Vertragsbruches  10.  Doppelten  Ersatz 
(L.  Cham.  16)  erhielt  der  Bürge  auch  nach  sächsischem  Recht  (Cap.  de  part  Sax. 
27),  ebenso  nach  L.  Rom.  Burg.  14,  8  seitens  der  Provinzialen.  Über  das  lango- 
bardische Recht  vgl.  Liutpr.  108  (doppelte  Pfändung  unter  Fortdauer  der  Schuld). 
Debitor  ist  hier  wie  Liutpr.  109  der  Schuldner  in  seinem  Verhältnisse  zum  Bürgen. 

"'  Bened.  Lev.  8,  c.  384  (MG.  Leg.  2,  123):  Si  quis  contempto  ftdeittssore 
debüorem  auum  teuere  mdtuerity  fideitissor  vel  heres  eins  a  fideiussionis  vinculo  libe- 
ratur.  Vgl.  Esmein  86  f.  Unmittelbarer  Zugriff  des  Gläubigers  auf  den  Schuldner: 
erstes  Kapitulare  zur  Lex  Salica,  c.  10  (Beerend  '  136),  wohl  auch  L.  Sal.  50. 

^^^  L.  Rom.  Cur.  22,  12:  Si  quis  homo  pro  qucUecumque  causa  fideiussorem 
acciperit^  si  se  ad  ipsum  fideiussorem  tenere  vuli,  fide,  quod  fecitf  solvat,  et  quod 
si  iüum  fideiussorem  dimittere  vult,  ad  suum  debitorem  se  tenere  debet,  ut  suum 
debitum  ei  reddat.    Vgl.  Stobbe,  Privatrecht  3,  308  n.  8. 

>®*  Vgl.  SoHM,  Eheschi.  38  ff.  Bbunneb,  Forach.  592.  Val  de  Li^vre  183  ff. 
Heubler  2,  241  n.  7.  L.  Bai.  app.  4  (MG.  Leg.  3,  337):  cum  sinistra  vero  porrigat 
toadium  huic,  qui  de  f'psa  terra  eum  maltet^  per  haec  verba:  „Ecce  wadium  tibi  dOy 
quod  tuam  terram  altert  non  do  legem  faciendi^^.  Tunc  ille  alter  suscipiat  wadium^ 
et  donet  iüud  vicessoribus  [st  fideiussoribus]  istius  ad  legem  faciendi.  Bei  einer 
Mehrheit  von  Schuldnern  oder  Bürgen  und  ebenso  bei  einer  Mehrheit  von  Ver- 
sprechungen wurde  bald  nur  eine  Wette,  bald  eine  Mehrheit  von  Wetten  gegeben. 
Vgl.  Anm.  118.    Val  de  Li^vre  187  f. 

"<>  Vgl.  S.  70.  277  f.  Brunneb,  Forsch.  592,  n.  5.  L.  Rom.  Cur.  24,  2 :  Sti- 
pulatio  estj  si  inter  duos  homines  de  qualecumque  rem  intencio  est^  possunt  inter 
se  ipsa  causa  sine  scripta  et  sine  fideiussores  per  stipula  finire.  sHpula^  hoc  est 
ut  unus  de  ipsos  levet  festucum  de  terra  et  ipsum  festucum  in  terra  reiaetet  et 
dicat:  y,Per  ista  stipula  omne  ista  causa  dimitlo*\  et  sie  iüe  alter  prendcU  iüum 
ipsum  fistucum  et  eum  salvum  faciat;   et  Herum  iüe  alius  similiter  fadat.    si  hoc 
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ein  Pfond  {wadia),  den  Vertrag  aber  als  „Wettvertrag^*  [wadiatioy^^. 
Eine  andere  Bezeichnung,  besonders  bei  den  Franken  gebräuchlich,  war 
fides  facta,  fidem  facere,  dem  späteren  „Handtreue  geben",  „Handtreue 
thun"  entsprechend  ^^^ 

Der  Wettvertrag  ist  zuerst  bei  dem  gerichtlichen  Sühnevertrag  und 
UrteilserfuUungsversprechen  zur  Anerkennung  gelangt  und  hat  sich  erst 
allmählich  zu  einem  allgemein  anwendbaren  Formal  vertrag  ausgebildet  ^^^. 
Auf  rein  prozeßrechtlichem  Boden  bewegt  sich  das  nordgermanische  Eides- 
angebot mit  Holzstab  und  Bürgen  {tr(B  ok  tahay^^.  Der  Fortschritt  zu 
einem  unmittelbaren  Schuldvertrage  hat  sich  zuerst  bei  den  Franken,  später 
auch  bei  den  süddeutschen  Stämmen  und  Langobarden,  in  der  Weise 
vollzogen,  daß  der  Bürgschaftsvertrag  durch  ein  Versprechen  unter  Selbst- 
bürgschaft ersetzt  wurde"®.  Die  unmittelbare  Anknüpfung  an  die 
ältere  Form  zeigt  sich  noch  in  dem  Edikt  des  Ghilperich,  nach  dem 
die  Wette  durch  drei  Hände  gehen  mußte,  aber  die  dritte  Hand  war 
nun  der  Gläubiger  selbst,  der  sie  behielt,  bis  der  Schuldner  sie  ein- 
löste "^    Die  festuca  war  zu  einem  Scheinpfand  geworden,   dessen  Hin- 


feeerint,  et  aliquis  de  ilios  aut  de  heredes  eorum  ipsa  causa  removere  voluerit,  ipsum 
fiatueum  in  iudieio  coram  festes  presentetur.  Die  festuca  in  der  Hand  des  be- 
treibenden Gläubigers  oder  Bürgen  (L.  Sal.  50,  8)  war  nicht  die  vom  Schuldher 
herrührende,  sondern  sie  wurde  dem  Grafen  von  dem  Betreibenden,  der  ihm  mit 
seinem  Vermögen  für  die  Berechtigung  der  nachgesuchten  Pfändung  einstehen 
mußte,  überreicht:  ego  super  me  et  furtuna  mea  ponoj  quod  securus  mitte  in  fur- 
iuna  sua  manum. 

»"  Vgl.  Anm.  118.  Val  de  LiM're  119  flF.  263.  Wach,  Arrestprozeß  4,  n.  4. 
Du  Camge,  Glossar,  s.  v.  vadium.  Diez,  WB.  d.  rom.  Spr.  1,  s.  v.  gaggio.  Grimm, 
RA.  601.  Dem  mlat.  wad/are  (durch  Wette  geloben,  versprechen)  entspricht  got. 
gavadjön,  ags.  iceddian,  ahd.  iretten,  vgl.  frz.  engager,  s'engager.  Althochdeutsche 
Glossen  übersetzen  promittenles  und  sponsianem  mit  vettiy  stipulatio  mit  tüette 
(Steikmbyeb  u.  Sievebs  1,  632.  2,  141). 

»"  Vgl.  Brüknbr,  RG.  d.  ürk.  222,  n.  9.  Esmein,  a.  a.  0.  73.  Haltaus, 
Glossar.  814.  Lexer,  Mhd.  WB.  2,  1520.  Schiller  u.  Lübben,  Mnd.  WB.  2,  201. 
v.  Ajura,  Obl.-R.  1,  292  ff  313.  2,  310. 

**^  Vgl.  S.  8ö.  88.  Heusler,  Inst.  2,  230  ff.  Behbend,  Prozeß  der  Lex  Salica 
(Festgaben  für  Heffter,  1873)  81  ff.     Val  de  Li6vbe  185  ff.  165—183. 

"*  Vgl.  V.  Amina,  Obl.-R.  1,  297  f.  Lehmann,  Königsfriede  14.  Über  die 
weitere  Gestaltung  vgl.  S.  60  f. 

"*  Vgl.  Heusler  2,  242.  Stobbe,  Privatrecht  3,  306  f.  Brunmbb,  Forsch. 
593  f.  SoHii,  Eheschi.  41  f.;  Prozeß  der  Lex  Salica  220  ff.  Val  de  Li^vbe,  a.  a.  0. 
186.  244  ff.  Fbaneien,  Pfandrecht  234  ff.  Esmbin,  a.  a.  0.  83  f.  Mülleb,  ZDR. 
.1,  341,  n.  1.    Cap.  leg.  add.  von  818,  c.  6  (Bobetius  1,  282):  fideiussores  restiturae 

donet ,   insuper   et  ipse  per  se  fidemiussionem  faeiat  eiusdem  vestihircie. 

LoEBscH  u.  Schböder^,   Nr.  180:    ad  hoc  faciendum  dietus   Cilemannus  se  ipsum 

constituit  principalem  et  fideiussorem  dictaque  Nesa  constituit fratrem  suum 

fideiussarem,  et  eorum  quemlibet  insolidum.  Ital.  Urk.  v.  1190  bei  Gaudenzi,  No- 
tizie  ed  estratti  di  manoscritti  e  documenti  (Atti  e  Memorie  di  Storia  Patria  di 
Romagna,  3.  ser.  IIL)  S.  25:  Salemus  guadiam  ipsi  B,  sorori  sue  dedit  et  fideius- 
sorem ei  posuit  semet  ipsum  ei  per  ipsam  guadiam  ipse  Safemus  obligavit  se. 
S^bstbürgscbaft  auch  Jüt  Lov  2,  104. 

**•  Ed.  Chilp.  7:  Simüiter  eonvenitj  ut  quieumque  admattatus  fuerit,  etinveri- 
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gäbe,  da  weder  eine  Bürgen-,  noch  eine  reelle  Pfandhaftung  bestand,  die 
unmittelbare  Haftung  des  Schuldners  begründete  ^^^.  Von  diesem  Stand- 
punkt aus  gewöhnte  man  sich  bald,  statt  des  Stabes  auch  einen  Halm 
oder  Handschuh  oder  beliebige  andere  Gegenstande  als  Wette  zuzulassend^®. 
Das  langobardische  Becht  hat,  im  Gegensatz  zu  den  Franken  und 
Süddeutschen,  die  Umbildung  des  Wettvertrages  zu  einem  unmittelbaren 
Schuldversprechen  erst  in  der  spät-karolingischen  Zeit  erreicht ^^*.  Der 
Grund  für  dies  zähere  Festhalten  am  Hergebrachten  war  die  Bezeption 
der  römischen  Cautio  und  im  Anschluß  daran  die  Ausbildung  der  dispositiven 
Urkunde  [carta)y   durch  deren  Begebung  der  Aussteller  dem  Empfanger 

taiem  ieatimonia  non  habuerit  unde  se  aedticat,  et  necesse  est  ut  inium  [so  statt 
mitium,  vgl.  Bbui^ner,  Mitbio  u.  sperantes  24  f.]  fidem  faeiantf  et  non  habuerit 
simili  fitodo  qui  pro  eum  fidem  faciat:  ut  ipse  in  sinextra  manu  fistueam  teneat 
et  dextera  manu  auferat  Wenn  ein  Angeklagter  keine  Eideshelfer  zu  seiner 
Reinigung  bat  und,  zum  Kesselfange  verurteilt,  keinen  Bürgen  findet,  so  legt  er 
das  Urteilserfüllungsversprechen  in  der  Form  der  Selbstbürgschaft  ab,  indem  er  die 
festuca  mit  der  linken  Hand  ergreift  und  sie  seinem  Gegner  mit  der  rechten  dar- 
reicht. Daß  auferre  hier  für  o/ferre  steht,  hat  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica  81, 
nachgewiesen,  dagegen  ist  es  nicht  zulässig,  tenere  mit  ihm  (Recht  der  Eheschi.  42) 
in  dem  Sinne  von  redpere  zu  nehmen.  Die  Wette  wurde  hingegeben,  um  dem 
Empfönger  eine  Macht  über  Person  und  Vermögen  des  Gebers  einzuräumen; 
Rückgabe  der  Wette  hätte  den  Verzicht  auf  diese  Macht  bedeutet.  Daß  der  Ver- 
sprechende die  Wette  zunächst  mit  der  Linken  zu  ergreifen  hatte,  entsprach  der 
Form  des  alten  Wettvertrages  (Anm.  109);  die  Neuerung  bestand  nur  darin,  daß 
die  Wette  bei  der  Selbstbürgschaft  erst  aus  der  linken  in  die  rechte  Hand  wandern 
und  mit  dieser  übergeben  werden  mußte.  Die  Übergabe  der  Wette  (porrigere 
Anm.  109,  offerre  L.  Sal.  37)  erfolgte  häufig  in  der  Form  de«  Zuwerfens  (S.  6 IX 
festueam  iactante  (daher  mlat  werpire,  afrz.  guerpir,  vgl.  Du  Gange,  Glossar,  s.  v. 
guerpire),  wodurch  die  Wette  dem  Empfänger  gewissermaßen  in  den  Falten  des 
Gewandes  angeheftet  wurde  (daher  stipulam  affigere,  configere,  adnectere,  subneetere, 
sHpulatione  subntxa,  vgl.  Anm.  128.  Du  Cangb  s.  v.  stipula,  stipulatio).  Dem 
entsprach  altfiränk.  adhramtre  (afrz.  aramir),  vgl.  got.  hramjan  (crucifigere),  das  sich 
also  auf  das  Hingeben  der  Wette  und  das  dadurch  abgelegte  Schuldversprechen 
bezog,  während  es  in  unserer  1.  Auflage  S.  57,  anknüpfend  an  MOllenhoff  (bei 
Waitz,  Das  alte  Recht  276  f.),  unrichtig  mit  an.  hremma  (ergreifen)  erklärt  wurde* 
Vgl.  DiEZ,  WB.  d.  roman.  Spr.  2,  3  unter  aramir.  Du  Canob  s.  v.  adramire.  Grimm, 
RA.  123.  844.  Sohm,  Prozeß  77  ff.  Brünneb,  RG.  2,  366  ff.  Th^venin,  a.  a.  0. 
14  ff.  SiBGBL,  Gerichtsverfahren  44  ff.  Eine  ahd.  Glosse  zu  Ansegis  4,  c.  26  (Bo- 
RETius  1,  440)  übersetzt  adhramtre  mit  stabön,  offenbar  mit  Rückeicht  auf  die 
festuca  iactata.  Daß  man  die  sinnliche  Bedeutung  des  Wortes  im  8.  Jh.  nicht 
mehr  verstand,  zeigen  Wortbildungen  wie  se  adhramtre  und  aliquem  adhramitum 
habere.    Vgl.  Form.  Senon.  10  (Zeumbb  189). 

»"  Vgl.  Franken,  a.  a.  0.  214  ff.  261  ff.  Heusleb  1,  79.  Zum  Zweck  der 
Wiedererkennung  konnte  die  Wette  mit  besonderen  Zeichen  versehen  werden. 
Vgl.  MicHELSEN,  Festuca  notata  14.  Bioelow,  Placita  Anglo-Normannica  71.  Heus- 
leb 1,  86. 

"*  Vgl.  S.  61.  Gbimm,  RA.  154.  In  der  bekannten  schwäbischen  Trauungs- 
formel aus  dem  12.  Jh.  (s.  Anm.  152)  werden  sieben  Handschuhe  als  „Wette*^  ge- 
geben.   Vgl.  Anm.  109.  111. 

"•  Vgl.  Brünneb,  RG.  d.  Urk.  13.  Val  db  Li^vbe  165—188.  226  f.  258  ff. 
EsMEiN  80.  Die  wadiatio  des  Edikts  ist  noch  untrennbar  mit  der  Bürgschaft  ver- 
bunden. 


Digitized  by 


Google 


§  85.    Das  Privatrecht    8.  Schuldverhältniflse.  295 

gegenüber  ganz  wie  bei  der  Wadia  zur  Einlösung  verpflichtet  wurde  "^. 
Die  Franken  y  Baiem  und  Alamannen  haben  diesen  Gebrauch  der  Carta 
im  Laufe  der  Zeit  ebenfalls  übernommen ,  und  zwar  in  der  Art,  daB  in 
der  Regel  die  Urkunde  die  „Wette"  nur  begleitete  oder  mit  angehefteter 
Wette  übergeben  wurde  ^*\  Die  Sachsen  haben  den  Wettvertrag  nicht 
gekannt,  das  Wort  wetten  bezog  sich  in  der  sächsischen  Rechtssprache 
auf  die  Zahlung  des  Friedensgeldes  (wedde,  ffewedde);  das  rechtsformliche 
Schuldversprechen  hieß  bei  ihnen  geloven^  gelovede  (d.  i.  Gelübde)  und 
wurde  in  altherkömmlicher  Weise  „mit  Fingern  und  Zunge"  [curvaiis 
diffitis)  abgelegt  "l 

Durch  die  geschilderte  Aus-  und  Umbildung  des  Wettvertrages  war 
das  altgermaniscbe  Priuzip  der  Barverträge  über  den  Haufen  geworfen. 
Zuerst  war  es  unter  dem  Einfluß  des  den  Urteilserfüllungsvertrag  be- 
herrschenden prozessualischen  Zwanges  zu  einer  persönlichen  Haftung 
des  Schuldners  gekommen,  während  ihm  vorher  nur  der  Verfall  seines 
Pfandes  oder  seines  Bürgen  gedroht  hatte.  Nunmehr  haftete  der  Schuldner 
als  Geber  der  Wette  dem  Gläubiger  als  Nehmer  für  Stellung  des  Bürgen, 
sodann  dem  Bürgen  für  Befriedigung  des  Gläubigers,  gegebenenfalls  für 
doppelten  oder  dreifachen  Ersatz;  der  Bürge  haftete  dem  Glaubiger  für 
Ausübung  der  mit  der  Wette  ihm  zu  treuer  Hand  übertragenen  Gewalt 
über  Person  und  Vermögen  des  Schuldners.  Neben  dem  prozessualischen 
Wettvertrag,  der  in  alter  Weise  fortbestehen  blieb,  ist  dann  der  privat- 
rechtliche Wett?ertrag  zur  Ausbildung  gelangt  Den  Ausgang  der  Ent- 
wickelung  hat  die  Loslösung  des  Wettvertrages  von  der  Bürgschaft  ge- 
bildet, indem  neben  dem  Bürgenwettvertrage  auch  die  Selbstbürgschnft 
durch  Wette,  das  unmittelbare  Schuld  versprechen  gegen  Scheinpfand,  zur 
Anerkennung  gelangte.  In  dieser  stufenweisen  Entwickelung  nahm  der 
Wettvertrag  eine  der  römischen  Stipulation  entsprechende  Stellung  ein 
und  wurde  teilweise  sogar  mit  demselben  Namen  bezeichnet,  wobei  die 
vielfach  üblich  gewordene  Verwendung  eines  Halmes  {stipula)  an  Stelle 
des  Stabes  [festuca)  ebenso  sehr  ins  Gewicht  gefallen  ist  wie  der  römische 
Sprachgebrauch  ^^^    Gleich   der  römischen  Stipulation   an  sich  nur  auf 


'«•  Vgl.  Brümhbb,  Forsch.  629  f.;  EG.  d.  Urk.  16.  62  ff.  96  ff.  147  f.  Framkxx, 
a.  a.  0.  241  ff.  EsMEiN,  a.  a.  0.  16  ff.  Stoüff,  Formation  des  contrats  par  T^critare 
(18S7)  36  ff.  Auf  die  durch  carta  eingegangenen  VerbindUchkeiten  dürfte  sich  auch 
die  stantia  (Ed.  Ratchis  5)  beziehen.    Vgl.  dagegen  Heüslbk  2,  289  f. 

^"  Vgl.  Bbunkeb,  BG.  d.  Urk.  211.  229.  244  ff.  260  ff.  Kohleb,  Beiträge  1,  15, 
n.  1.  Form.  Andec.  22.  25.  88.  60.  Form.  Marc.  25  ff.  Loebsch  u.  Sghbödeb* 
Nr.  17.  18.  25. 

^"  Vgl.  S.  60.  Näheres  darüber  §  61.  Wenn  im  Mittelalter  hin  und  wieder 
auch  bei  Sachsen  Wettyerträge  „mit  Hand  imd  Halm"  vorkommen,  so  handelt  es 
sich  um  importierten  Brauch,  der  im  Lande  selbst  nicht  heimisch  geworden  war. 
In  der  Capit  de  part  Sax.  c.  82  (Bobbtius  1,  70)  liegt  unverkennbar  fränkische 
Kanzleisprache  vor. 

*»  Vgl.  Bbunnsb,  RÖ.  d.  Urk.  222  f.  229.  Liutpr.  15.  L.  Rom.  Cur.  24, 
2:  StipulaHo  est,  si  inter  duos  hominea  de  qualeeumque  rem  inteneio  est,  possunt 
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einseitige  YerpflichtangeD,  auf  diese  aber  ohne  Beschränkung  anwendbar, 
ließ  sich  der  Wettvertrag  mit  Leichtigkeit  auch  für  gegenseitige  Obli- 
gationen nutzbar  machen,  indem  von  jeder  Seite  eine  Wette  gegeben 
und  genommen  wurde. 

Der  Wettvertrag  war  nicht  nur  der  Formal  vertrag ,  er  war  auch, 
wenn  man  von  der  im  inneren  Deutschland  wenig  verbreiteten  Schuld- 
urkunde (cautio)  absieht,  die  einzige  Form  des  deutschen  Schuld  Vertrages 
in  unserer  Periode.  Die  Annahme,  das  Prinzip  der  Barvertrage  sei  durch 
die  Anerkennung  der  Realverträge  bereits  durchbrochen  gewesen,  indem 
der  Empfänger  der  Vorleistung  auch  ohne  Wettvertrag  die  Verpflichtung 
zur  Gegenleistung  gehabt  habe^**,  findet  in  den  Quellen  noch  keine  Unter- 
stutzung  ^25     gelbst  die  einseitige  Rückerstattungspflicht  bei  Leihe,  Pfand 

inter  9e  ipsa  causa  sine  scripta  et  sine  fideiussores  per  stiptUa  ßti'ire,  Sttpula,  hoc 
est  tit  Ufms  de  ipsos  levet  festucum  de  terra  ^  et  ipsum  festucum  in  terra  reiactet, 
et  dicat:  ,,Per  ista  stipula  omiie  ista  causa  dimitto" ;  et  sie  Ute  alter  prendat  iUum 
ipsum  fislucum  et  eum  salcum  faciat.  Et  iterum  ille  alius  similiter  faciat,  Si  hoc 
fecerint^  et  aliquis  de  illos  aut  de  hcredes  eorum  ipsa  causa  removere  roluerit,  ipsum 
fistucum  in  iudicio  coram  testes  praesentetur,  Ambo  duo,  qui  hoc  contendttnt^  si 
hoc  fecerinty  ipsa  causa  removere  non  possunt  Die  bei  der  römischen  cautio  als 
Ersatz  für  die  Verbalstipulation  üblich  gewordene  Klausel  stipula tiofie  interposita, 
durch  Vennittelung  rätischer  Urkunden  auch  in  den  fränkischen  Urkundenstil 
übergegangen,  wurde  mehr  und  mehr  durch  die  Klausel  stipulatione  subnixa  ver- 
drängt, die  zunächst  so. viel  wie  „festuca  adhramita''  (Anm.  116)  bedeutete,  mehr 
und  mehr  aber  auf  die  Unterschrift  der  Urkunde  bezogen  wurde.  Vgl.  Bbunnsb, 
RG.  d.  Urk.  223  ff.  Seuffert,  ZRG.  15,  115  ff.  Schröder,  ebd.  17,  104;  Hist. 
Zeitschr.  48,  507.     Köhler,  Beitr.  1,  28,  n.  2. 

"*  Vgl.  SoHM,  Eheschließung  24  ff.  Esmein,  a.  a.  0.  9  ff.  Thävenin,  a.  a.  0. 
64  ff.     Stobbe,  ZRG.  18,  240  f. 

"*  Vgl.  N1S8L,  Gerichtsstand  des  Klerus  189  ff.  Heüsleb,  2,  253  f.  Beerend, 
Zeitschr.  f.  HR.  21,  590  f.  Als  reiner  Barvertrag  erscheint  der  Kauf  von  Grand- 
stücken L.  Rib.  59,  1.  60,  1  (vgl.  Anm.  50  f.),  ebenso  in  dem  von  Sohm,  a.  a.  0. 
26,  n.  9  zum  Beweise  des  Real  Vertrages  angeführten  Testament  des  Grimo  v.  J. 
636  (Beyer,  Mittelrh.  Urk.-B.  1,  Nr.  6).  Der  Kaufgegenstand  {quarta  portio  de 
Villa  F.)  ist  dem  Käufer  bereits  übergeben,  was  Sohm  übersehen  hat;  vom  Kaufpreis 
sind  noch  600  Sol.  rückständig,  daher  ist  erst  ein  Anfang  mit  dem  Verkaufe 
gemacht  (vendere  ceperam);  Verkäufer  bestimmt,  wenn  er  vor  der  Vollzahlung 
sterben  würde,  solle  St.  Martin  zu  Tours  entweder  die  rückständige  Kaufsumme 
empfangen  oder  das  Kaufobjekt  zurücknehmen:  ipsos  600  solidos  aetores  bcLsilicc 
d.  Martini  Turonis  recipiatj  aut  certe  de  ipsa  viUa,  hoc  est  quarta  portio,  omnia  et 
ex  Omnibus  in  eorum  recipiant  potestatem.  Einen  Schritt  weiter  geht  schon  Leg. 
£ur.  296  (L.  Wis.  5,  4  c.  5),  indem  der  Verkäufer  nach  Übergabe  des  Kaufgegen- 
standes und  Empfang  einer  Teilzahlung  nur  eine  Klage  auf  Vollzahlung  nebst 
Verzugszinsen  haben  soll,  ein  Rücktrittsrecht  dagegen  nur  auf  Grund  besonderen 
Vorbehaltes.  Man  hat  sich  noch  auf  Leg.  Eur.  286  (L.  Wis.  5,  4  c.  3)  und  die 
daraus  entlehnte  Bestimmung  L.  Bai.  16,  2  berufen,  beide  Stellen  sind  aber  zu 
unklar  und  unbestimmt  und  ergeben  nur,  daß  die  Zahlung  des  Kaufpreises  für  den 
Abschluß  des  Kaufvertrages  notwendig,  aber  nicht,  daß  sie  allein  schon  dafür 
genügend  war.  Die  Gültigkeit  eines  Tauschvertrages  über  Grundstücke  wurde  in 
einem  merowingischen  Hofgerichtsurteil  v.  J.  696  (Loersch  u.  Schröder'  Nr.  22) 
von  der  gegenseitigen  traditio  cartae  abhängig  gemacht  (se  talis  epistulas  ccmnu- 
iaciones  exinde  inter  se  ficissenf);   der  Tausch    war   also   ein  Barvertrag,    ohne 
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und  Hinterlegong  wurde  kaum  schon  als  eine  obligatorische  Pflicht  ver- 
standen; die  verweigerte  Bückgabe  galt  hier  und  in  verwandten  Fällen 
als  eine  strafbare  Vermögensvoreothaltung^^ 

Wenn  es  aber  keine  Realverträge,  sondern,  abgesehen  vom  Wett- 
vertrag, nur  Barvertrage  gab,  so  ist  es  unzulässig,  dem  bereits  bei  der 
Schenkung  besprochenen  Lohngeld  {Ummgild,  arrha)  schon  für  diese 
Periode  die  Bedeutung  eines  Hand-  oder  Drangeides,  durch  dessen  An- 
nahme der  Empfanger  zur  Gegenleistung  verpflichtet  wurde,  beizulegen"^. 
Die  Notwendigkeit  des  Lohngeldes  beruhte  auf  dem  Grundsatz  der  Ent- 
geltlichkeit der  Verträge;  blieb  das  Lohngeld  aus,  so  konnte  der  Gegner 
seine  Leistung  zurückfordern  und  war  an  sein  Wort  nicht  gebunden. 
Daher  kam  das  Lohngeld  auch  als  Gegengabe  für  Yerzichterklärungen 
aller  Art  vor"®,  und  so  konnte  bei  einer  bloßen  Vorabrede  [convenimtia) 
über  einen  Kaufvertrag  der  Verkäufer  gegen  ein  Lohngeld  für  eine  ge- 
wisse Zeit  an  sein  Wort  gebunden  werden ,  indem  er  bis  dahin  auf  sein 
anderweitiges  Veräußerungsrecht  verzichtete ;  zahlte  dann  der  Käufer  den 
Preis,  so  hatte  der  Verkäufer  den  Kaufgegenstand  Zug  um  Zug  zu  über- 
geben und  von  da  an  für  die  Erfüllung  des  Vertrages  (Gewährleistung 
u.  s.  w.)  zu  haften;  blieb  dagegen  die  Zahlung  zu  der  vereinbarten  Zeit 
aus,  so  konnte  Verkäufer  durch  Rückgabe  des  Lohngeldes  das  freie  Ver- 
fügungsrecht wiedergewinnen,  der  Vertrag  kam  nicht  zustande^*®.     Hier 


beiderseitige  ErfÜlluDg  gab  es  nur  eine  für  keinen  Teil  verbindliche  Vorabrede 
iguasi  conlocutione  et  convenenda), 

»*•  Vgl.  S.  83  f.  L.  Sal.  52.  L.  Rib.  52.  Heusleb  2,  283.  Nissl,  a.  a.  0.  190  f. 
W.  SiCKBL,  Bestrafung  des  Vertragsbruches  8.  Auch  das  Darlehn  wurde  nicht  als 
Realvertrag,  sondern  als  Barvertrag  aufgefaßt,  indem  der  Darlehnsempf&nger  als 
Gegengabe  einen  Schuldschein  (cautio)  überreichte,  der  die  Bedeutung  eines  von 
ihm  einzulösenden  Pfandes  hatte.  Vgl.  Brunner,  Forschungen  524  ff.  528  ff.  538  ff, 
628  f.  (Zeitschr.  f.  HR.  22,  64  ff.  68  ff.  80  ff.  551  f.).  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  17. 
18.  Wie  wenig  man  bei  dem  Leihevertrag  an  ein  obligatorisches  Verhältnis  dachte, 
zeigen  unsere  Ausführungen  S.  287.  Der  Leiheherr  mußte  dem  Zinsmann  das  Gut 
belassen,  solange  dieser  den  Zins  zahlte;  blieb  der  Zins  aus,  so  hatte  er  keine 
Klage  auf  Erfüllung,  sondern  nur  das  Recht  der  Rückforderung  seiner  ohne  Ent- 
gelt gebliebenen  Gabe;  erst  eine  jüngere  Entwickelung  kannte  die  Abrede,  daß 
der  Zinsmann  das  Gut  auch  in  diesem  Falle  behalten  dürfe,  wenn  er  durch  Wett- 
vertrag die  Haftung  fUr  den  rückständigen  Zins  übernehme. 

^^  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  28  ff.  Esmein,  a.  a.  0.  13  ff.  24  f.  Storbe,  Reurecht 
und  Vertragsabschluß,  ZRG.  18,  221  ff.  243  ff.  Anderer  Meinung  namentlich 
Heüsleb  1 ,  80  ff.  Die  einzigen  Quellenstellen ,  auf  die  man  sich  berufen  könnte 
(L.  Bai.  16,  10.  17,  3),  verstehen  unter  arrha  nicht  das  Lohngeld,  sondern  ein  Pfand 
(wadia),  was  einem  auch  sonst  vorkommenden  Gebrauch  entspricht.  Vgl.  Anm.  27, 
120.  Hbusleb  2,  254. 

its  Ygh  SoHM,  a.  a.  0.  80  n.  Val  de  Li^vre,  Launegild  23.  Brunner, 
Forschungen  624  n.  3  (Zeitschr.  f.  HR.  22,  546  u.). 

1»»  Vgl.  Leg.  Eur.  297  (L.  Wis.  6,  4  c.  4):  Qui  arras  pro  quacumque  acceperit 
re,  prrtetium  eogaiur  implere  quod  placuii.  emptor  verOj  si  non  oeeurrti  ad  diem 
constitutum,  arras  tantummodo  reeipiat  quas  dedit,  et  res  definita  non  raleat  Vgl. 
HxusLBB  1,  84  f.  2,  253  ff.  Zeuuer,  N.  Arch.  24,  580  f.  Über  die  wesentliche 
Verftnderung  dieser  Stelle  in  der  L.  Baiuw.  vgl.  Anm.  27. 
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hat  dann  die  spätere  Entwickeliing  eingesetzt,  indem  sie  die  Bindung  an 
das  Wort  zu  einer  Haftung  aus  dem  Vertrage  umgestaltete. 

IV.  Familienrecht.  Die  Eheschließung"®  vollzog  sich  bei  den 
Thüringern,  Sachsen,  Angelsachsen,  Friesen,  Burgunden  und  Langobarden 
(unter  Rothan)  noch  in  der  altgermanischen  Form  d6s  Brautkaufes,  viel- 
fach muß  aber  die  Sitte  bestanden  haben,  daß  der  Vormund  den  erhaltenen 
Preis  der  Braut  ganz  oder  teilweise  in  die  Ehe  mitgab,  wodurch  sich,  je 
mehr  die  Geschlechtsvormundschaft  an  Gewicht  verlor ,  die  Auffassung 
bahnbrach,  daß  der  Vormund  das  Wittum  überhaupt  nicht  für  sich, 
sondern  für  die  Braut  bedinge,  daß  es  dieser  zukomme,  weil  sie  den 
Willen  des  Bräutigams  zu  dem  ihrigen  machte"^.  So  wurde  der  Kauf- 
preis, ohne  zunächst  seine  juristische  Natur  zu  ändern  und  seine  Not- 
wendigkeit für  jede  vollgültige  Ehe  zu  verlieren,  zu  einer  vom  Vormund 
ausbedungenen  dos  des  Bräutigams  an  die  Braut"*.  Den  Übergang  er- 
kennt man  in  den  kasuistischen  Bestimmungen  der  Lex  Burgundionum"^ 


180  Vgl,  g.  eg£f;  QQci  die  dort  Anm.  60  angeführte  Litteratar,  femer  Fickeb, 
UnterBuchungen  8,  898  ff.  Rive,  VormundBchaft  1,  92  ff.  117  ff.  283  ff.  Habicht, 
Altdeutsche  VerlobuDg,  1879.  Brunner,  Grrandzüge  192;  Jenaer  Litt.-Zeitung 
1876,  S.  498  ff.  Walter,  RG.  §§  481—484.  Wilda,  Strafrecht  799  ff.  E.  Lönino, 
Gresch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  577  ff.  Königswarter,  ]^tudes  historiques  sur 
le  droit  fran^ais,  Revue  de  l^gislation  17,  894  ff.  Gtaüpp,  Recht  und  Verfassung 
der  alten  Sachsen  150  ff.  Schürfer,  Archivio  giuridico  1,  114  ff.  Osenbrüqgen, 
Strafirecht  der  Langobarden  84  ff.  Pertile,  Storia  8,  258  f.  258.  Schmid,  Gesetze 
der  Angelsachsen  561  f.  Dahk,  Westgot  Studien  114 ff.  London,  Quaestiones  de 
historia  iur.  familiae  in  lege  Visigothorum  (1875)  18  ff.  Lebmann,  Verlobung  und 
Hochzeit  nach  den  nordgermanischen  Rechten,  1882  (vgl.  ZR6. 19,  227  ff.),  y.  Amxra, 
Obl.-R.  1,  588  ff.;  2,  659  ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1882,  Nr.  5i.  Gothein,  Beitrfige  z. 
Gesch.  d.  Familie  im  alam.  u.  firfink.  Recht,  1897.  Vandbrkindsre,  Condition  de 
la  femme  et  le  mariage  k  T^poque  m^rovingienne,  Publ.  de  FAc.  roy.  de  Belgique, 
1885,  III.  15  S.  851  ff.  Matnial,  Le  mariage  apr^  les  invasions,  N.  Revue  1898, 
S.  165  ff.     Brandilbone,  11  contratto  di  matrimonio,  1898. 

^»»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gütterr.  1,  58.  71.    Sohm,  Eheschi.  33. 

''^  Über  die  Notwendigkeit  dieser  dos  für  jede  vollkommene  Ehe  vgl.  Anm. 
214  f.  Gesch.  d.  ehel.  Guterr.  1,  58.  64  f.  72.  80  f.  Dafi  die  Umwandlung  nicht 
schon  durch  die  Beseitigung  des  Heiratszwanges  herbeigeführt  worden  ist,  zeigt 
Roth.  195.  Liutpr.  12.  120.  L.  Burg.  100;  dagegen  dürfte  die  donatio  ante  nuptias 
der  Römer,  die  im  sp&tr5mischen  Rechte  regelm&Big  als  do8  bezeichnet  wurde  und 
eine  wesentliche  Voraussetzung  jeder  echten  Ehe  bildete,  auf  die  Umwandlung 
nicht  ohne  Einfluß  gewesen  sein.  Vgl.  Brünner,  Die  fränk.-rom.  dos  (Berl.  SB. 
1894,  S.  552  ff.).  M.  Conbat,  ZRG.  rom.  Abt.  23,  140.  Ficker  stellt  die  im  Text 
angedeutete  Umbildung  des  Kaufpreises  zum  Wittum  überhaupt  in  Abrede  and 
nimmt  an,  daß  es  von  vornherein  auch  St&mme  gegeben  habe,  die  keinen  Braut- 
kauf kannten,  vielmehr  die  Eheschließung  als  einen  Selbstverkauf  der  Braut  gegen 
Entrichtung  des  Wittums  auffaßten.  In  diesem  Sinne  sei  insbesondere  die  taci- 
teische  und  die  fränkische  dos  zu  verstehen. 

*•*  Vater  oder  Brüder  der  Braut  erhielten  den  ganzen  Wittemon  und  es  blieb 
ihnen  überlassen,  ob  sie  der  Braut  etwas  abgeben  wollten,  während  jeder  entferntere 
Verwandte  an  die  Braut  und  die  Sippe  je  ein  Drittel  abtreten  mußte  (vgl.  Anm. 
181).    Witwen,   die  sich  wieder  verheirateten,   bezogen,   da  sie  unter  keiner  Gre- 
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während  die  Bechte  der  Westgoten,  Salier,  Bibnarier,  Alamannen,  Baiern 
und  seit  liutprand  auch  der  Langobarden  schon  dem  jüngeren  Ent- 
wickelungsstande  angehören.  Über  das  nordgennanische  Becht  läßt  sich 
nichts  Bestimmtes  behaupten,  da  in  den  Quellen  jede  sichere  Spur  des 
alten  Brautkaufes  verwischt  erscheint 

Der  Kaufpreis  hieß  Wittum  {tDidem)^^\  langobardisch  meta  oder 
Muntgeld  (mundiumy^^y  friesisch  Muntscbatz  (mundsket),  lateinische  Be- 
zeichnungen waren  pretium  nuptiale,  pretium  emptionis,  dos.  Die  Höhe 
des  Betrages  beruhte  zum  TeU  auf  gesetzlicher  oder  gewohnheitsrecht- 
licber  Feststellung  ^^^,  zum  Teil  und  ursprünglich  wohl  allgemein  auf 
freier  Vereinbarung  "^  Bei  Wiederverheiratung  einer  Witwe  oder  Bück- 
kauf  derselben  zum  Zweck  der  Rückkehr  unter  ihren  angeborenen  Munt 
berechneten  die  Sachsen  und  Burgunden  den  vollen,  die  Langobarden 
nur  den  halben  Betrag  des  vom  ersten  Mann  Entrichteten  ^'^ 

Das  Amt  des  Yerlobers  stand  dem  Vater,  Bruder  oder  nächsten  mann- 
lichen Schwertmagen  der  Braut,  also  überhaupt  dem  Geschlechtsvor- 
mund, immer  aber  unter  einer  gewissen  Beteiligung  der  beiderseitigen 
Sippen,  zu.  Denn  der  eigentliche  Zweck  der  germanischen  Ehe  war  nicht 
die  Lebensgemeinschaft  der  Ehegatten,  sondern  die  Erzeugung  von  Kindern 
zur  Förderung  der  Sippe  ^'^    Bei  der  Wieder  Verheiratung  einer  Witwe  war. 


schlechtsYormnndschaft  standen,  den  zweiten  Wittemon  selbst  (52,  8),  mufiten  ihn 
aber  als  Entschädigung  für  den  Verlust  des  ersten  an  die  Erhen  ihres  ersten  Mannes 
abtreten  (42,  2.  69,  1),  was  an  das  Recht  des  salischen  ackastus  erinnert  (Anm.  155).  • 
Im  Falle  einer  dritten  Ehe  hatten  die  Erben  des  zweiten  Mannes  keine  Entschftdiguug 
zu  beanspruchen,  weil  der  zweite  Wittemon  weder  der  Witwe  noch  ihren  Vi-r. 
wandten  zu  gute  gekommen  war  (69,  2).  Bei  kinderlosem  Tode  einer  Ehefrau  hatte 
ihr  Mann  (oder  sein  Erbe)  nach  älterem  Brauch  anscheinend  das  Becht  gehabt, 
den  von  ihm  gezahlten  Wittemon  zurückzufordern,  was  erst  durch  Gundobad  auf- 
gehoben wurde  (14,  8)  und  von  Bbunneb,  Geburt  eines  leb.  Kindes  104,  auf  ge- 
schlechterrechtliche  Auffassung  der  Ehe  gedeutet  wird.  Vgl.  Anm.  189.  177.  Un- 
richtig Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  1,  44  f.  191.  L.  Burg.  44,  2  handelt  nicht  vom 
Wittemon,  sondern  von  der  gesetzlichen  Unzuchtbuße. 

^'*  Über  ahd.  mdemo,  toidem^  ags.  weotuma,  afrs.  witmüf  tcetma,  bürg,  unttimon^ 
wittemon  vgl.  Wackbbnaqbl  bei  Bimdiko,  Burg.-roman.  Königreich  849. 

^^  Meta  von  miete,  Lohn,  Muntschatz  zahlen  hieß  mimdium  facere.  Vgl. 
Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  26  f.  41.    Sohm,  R.-  u.  Ger.-Verf.  90. 

^^  Bei  den  Alamannen  40,  den  Burgunden  15  und  50  (diese  für  den  Adel), 
den  Angelsachsen  50  und  60,  den  Ribuariem  50,  den  Saliern  62  Vi  (für  Liten  80^ 
den  Sachsen  800  Sol.  Für  den  absoluten  Charakter  dieser  Ansätze,  da  es  sich 
ebenso  wie  beim  Wergeid  um  unschätzbare  Werte  gehandelt  habe,  Sohm,  ZRG.  5, 
420  f.;  Recht  der  Eheschi.  28.  Wahrscheinlich  hatten  sie  nur  eine  dispositive  Be- 
deutung, so  daß  jene  Beträge  nur  mangels  anderweitiger  Feststellung  eintraten; 
die  Muntbrüche  richtete  sich  immer  nach  dem  gesetzlichen  Wittum. 

"*  Vgl.  Roth.  182.  191.  214.     Liutp.  89.     L.  Wisig.  8,  1  c.  5. 

"•  Vgl.  Roth.  182.  188.   L.  Sax.  40.  48.   Betrefe  der  Burgunden  vgl.  Anm.  188. 

^'*  Vgl.  Brüniter,  RG.  1,  90  f.;  Geburt  eines  lebenden  Kindes  102  ff.  Daher 
traten  die  vollen  vermögensrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe  vielfach  erst  mit  der 
Geburt  eines  Kindes  (oder  nach  Ablauf  des  ersten  Ehejahres)  ein;  daher  vielfach 
die  Beschränkung  des  gewillkürten  Rechts  auf  die  kinderlose  Ehe,   während  die 
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wenn  sie  noch  unter  Geschlechtsvormundschaft  stand,  der  nächst«  Schwert- 
mage  des  ersten  Mannes,  unter  Mitwirkung  ihrer  Blutsfreunde,  der  Ver- 
lober; weigerte  er  sich,  so  traten  die  Verwandten  der  Frau  an  seine 
Stelle^*®.  Solange  der  unter  dem  Einfluß  der  Kirche  mehr  und  mehr 
abgeschafifte  Heiratszwang  bestand,  war  die  Vermählung  noch  ein  form- 
licher Kaufvertrag  zwischen  Verlober  und  Bräutigam,  dessen  Gegenstand 
die  Braut  oder  vielmehr  die  Fülle  der  eheherrlichen  Rechte  bildete.  Wo 
die  ausdrückliche  Zustimmung  der  Braut  verlangt  wurde,  trat  diese  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  als  dritte  Kontrahentin  hinzu. 

Die  ursprüngliche  Verbindung  der  Verlobung  und  Trauung  zu  einem 
einzigen  Akt,  nach  dem  Vorbild  des  Barkaufes,  bestand  nicht  mehr. 
Schon  das  Edikt  des  Rothari,  das  noch  den  vollen  Brautkauf  festhielt  ^*^ 
unterschied  die  sponsalia  oder  fabula  ftrmata  von  den  nuptiae  {dies  tradi- 
tionis  nuptiarum,  traditio).  Die  zuverlässigste  Auskunft  über  die  Spaltung 
des  einheitlichen  Eheschließungsaktes  in  die  zwei  Akte  der  Verlobung 
(Vermählung)  und  Trauung  gewähren  die  langobardischen  Rechtsquellen, 
hier  um  so  wertvoller  als  sie  sich  gleichmäßig  auf  die  beiden  Ent- 
Wickelungsstadien  der  Meta  (als  pretium  puellae  und  als  dos)  beziehen  ^*l 
Zu  der  Verlobung  gehörte  zunächst  die  Vereinbarung  über  die  Meta 
und,  wenn  die  Braut  nicht  Tochter  oder  Schwester  des  Verlobers  war, 
die  (übrigens  formlose)  Erklärung  ihrer  Einwilligung  ^*^  Die  Hauptver- 
handlung bezog  sich  auf  die  Zahlung  der  Meta  und  die  Trauung.  So- 
lange die  Meta  noch  Kaufpreis  war,  wurde  sie  sofort  bei  der  Verlobung 
ganz  oder  abschlagsweise  von  dem  Bräutigam  an  den  Verlober  bezahlt  ^*^; 
später  wurde  sie  bei  der  Verlobung  nur  durch  Wettvertrag  versprochen. 


bekindete  Ehe  schlechthin  dem  Gesetz  unterlag,  („Kinderzeugen  bricht  Ehestiftung'*). 
Im  übrigen  vgl.  Anm.  133.  174.  177.  205  ff.  228.     S.  315. 

"ö  L.  Sax.  43.  Roth.  182.  Über  das  salische  Recht  vgl.  S.  302.  Über  die  Be- 
günstigung der  zweiten  Ehe  einer  Witwe,  im  Gegensatz  zu  dem  Rechte  der  Urzeit, 
vgl.  Bbunner,  Berl.  SB.  1894  S.  1292  f.  Wolff,  Zur  Geschichte  d.  Witwenehe 
im  altdeutsch.  Rechte  Mitt.  d.  öst.  Inst.  17,  369  ff. 

"^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güten-.  1,  28  ff. 

^^^  Außer  den  Bestimmungen  des  Edikts  ist  namentlich  zu  verweisen  auf  eine 
von  Brunneb  (Jen.  Litt. -Zeit.  a.  a.  0.  499)  besprochene  Urkunde  von  966  (Loebsch 
u.  ScHBÖDKR*,  Nr.  78),  auf  Formel  und  Expositio  zu  Lib.  Pap.  Rothari  182  (ebd. 
Nr.  94),  Formel  zu  Lib.  Pap.  Roth.  195  (MG.  Leg.  4,  341)  und  eine  Verlobungs- 
und Trauungsformel  des  Cartul.  Lang.  16  (ebd.  599),  die  sich  zwar  auf  die  Wieder- 
verheiratung einer  salischen  Witwe  bezieht  (vgl.  Anm.  158),  aber  in  Italien  ent- 
standen ist  und  in  ihrem  hier  in  Betracht  kommenden  Inhalt  italienischen  Gebräuchen 
entspricht.  Der  Einfluß  des  langobardischen  Rechts  auf  die  Angehörigen  anderer 
Nationen  zeigte  sich  auch  bei  den  Ehen  mit  Römerinnen.     Vgl.  MG.  Leg.  4,  650. 

">  Vgl.  Roth.  178.  190—192.  195,  Liutpr.  12.  120. 

^^^  Daß  der  Bräutigam  vor  der  Trauung  Zahlung  leistete,  das  mundium  facere 
also  die  Vorleistung  war,  folgt  aus  Roth.  179.  180.  182.  183.  215;  daß  mindestens 
eine  Abschlagzahlung  schon  bei  der  Verlobung  erfolgte,  aus  Rotb.  178  (potestatem 

haheat  pater  aut  f rater ,  distringere  fideiussorem,  quaÜnus  adinpleat  metam 

illanif  quae  in  diae  sponsaliorum  promisit).    Vgl.  Sohm,  Eheschi.  27. 
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wobei  der  Bräutigam  für  die  Verschreibung  der  Meta  Bürgen  stellte  ^*^ 
An  die  Zahlung  oder  Verwettung  der  Meta  schloß  sich  eine  Schein- 
trauung, indem  der  Verlober  die  Braut  in  alt^ermanischer  Art  mit 
Waffen,  Mantel  und  Handschuh  dem  Bräutigam  übergab,  sie  aber  sofort 
in  derselben  Weise  von  ihm  zurückempfing,  also  Schein trauung  und 
ßüoktrauung^*®.  Darauf  ein  wechselseitiger  Wettvertrag,  indem  der  Ver- 
lober für  die  Trauung,  der  Bräutigam  für  die  Annahme  der  Braut  Bürgen 
setzte  ^^^  Die  Verlobung  enthielt  demnach  alles,  was  zum  Eheschließungs- 
akt gehörte,  nur  daß  die  Barleistung  hinsichtlich  der  Trauung  und  später 
auch  hinsichtlich  der  Meta  gestundet  und  einstweilen  durch  den  Formal- 
vertrag ersetzt  wurde.  Die  Trauung  bestand  ans  der  Übergabe  der 
Braut  {traditio  per  manum  dexteram)  durch  den  Verlober  ^*®  und  der 
Annahme  derselben  (tollere ^  accipere)  durch  den  Bräutigam  ^^^  War  die 
Met«  nicht  schon  früher  voll  eingezahlt  worden,  so  mußte  dies  jetzt,  vor 
der  Trauung,  geschehen;  seit  die  Meta  zur  dos  geworden  war,  fand  statt 
der  Zahlung  die  Übergabe  der  Verschreibung  {traditio  cartae)  an  die 
Braut  statt,  auch  erhielt  der  Verlober,  dem  Entgeltlichkeitsprinzip  ent- 
sprechend, nunmehr  für  seine  Leistung  ein  besonderes  Lohngeld  {laune» 
ffild,  arrha,  mwidium)^^  und  ebenso  hatte  der  Bräutigam  den  bei  der 
Trauung  anwesenden  Freunden  der  Braut  als  Lohngeld  für  ihre  Mit- 
wirkung eine  Gabe  {exenium)  zu  überreichen  "^ 


^*'  Litttpr.  117.    Mit  der  Meta  zugleich  wurde  die  Morgengabe  versprochen. 

'^  Vgl.  Urkunde  von  966:  presens  per  baculum  ipse  P.  ipaa  fUia  sua  mihi 

Ugitimam  uxorem  tradidit et  per  ipsum  eadem  baeulum  ipsius  P.  reeom- 

mandavi  ipsa  fUia  stM  ttsque  in  dictum  constitutum,  Lib.  Pap.  Roth.  182  Formel: 
Per  istam  epatam  et  istum  wantonem  sponeo  tibi  M.  meam  filiam.  Et  accipe  tu 
tarn  tponsario  nomine,  et  commenda  eam  ei  usque  ad  terminum  talem.  Cartul. 
Langob.  16:  Tkmc  gladius  cum  damide  et  eirotheca  tenebitur  a  Seneca,  et  orator 
dicat:  ,,per  iüum  gladium  et  clamidem  eponsa  Fabio  Semproniam  tuam  rep'triam, 
que  est  ex  genere  Francorum.^^  Quod  cum  Seneea  firmaverü,  iunc  orator  ad  Fahium 
aecipientem  eundem  gladium  cum  damide  dicat  et:  „o  Fabio,  tu  per  eumd^mi  gladium 
et  damidem  conmenda  eam  sibi,  donec  fuit  inter  te  et  illum  conventio'^. 

"'  Bürgen  des  Verlobers:  Roth.  190—192,  des  Bräutigams  ebd.  178.  Lib.  Pap. 
Roth.  182,  ezposito  §  1:  Andrea,  da  tcadiam  Martino,  quod  filiam  tuam  ei  trades 
uxorem  et  eam  sub  mundio  cum  rebus  ad  eam  pertinentibus  niüles\  et  tu  da  wadiam, 
quod  tu  eam  aeeipies;  et  si  quts  nosirum  se  subtrnxerit,  componat  pars  parti  fidem 
servanti  penam  auri  libras  100,    Ähnlich  Formel  zu  Roth.  195. 

148  yg]_  Roth.  183.  Cart.  Lang.  Iß:  et  post  tradantur  eartule  donationis  et  dotis, 
vel  Scripte  ibi  legantur,  et  post  Seneea  det  ooniugem  Semproniam  Fabio  et  Fabius 
Semproniae  eartas.  Lib.  Pap.  Roth.  182,  expositio  §  1:  Äntifacti  et  morgincaph 
cmrtule  leoie  sponse  a  sponso  tradantur.  Tunc  pater,  qui  mundoaldus  est,  per  manum 
dexteram  tradet  eam  marito, 

»*»  Vgl.  Roth.  178.  179.  182. 

^^  LoEBSCH  u.  Schröder*  Nr.  78:  arre  a  me  reoepi[t]  pro  ipsa  filia  sua  solü 
dum  avtreum.  Nr.  94:  tumc  Martinus  patri  mulieris  launeehil  exsohat  Vgl.  Gesch. 
d.  ehel.  Güterrechts  1,  38£r.  Val  de  Li^vre,  Launegild  18  ff.  Sohm,  Ehe- 
schließung 28  ff. 

^'^  Vgl.  Anm.  154.  Roth.  184.  Die  der  Braut  von  den  Freunden  über- 
reichten Gaben  erheischten  ein  besonderes  Lohngeld  des  Bräutigams. 
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Die  Aufschlüsse  der  langobardisohen  Quellen  über  das  Wesen  des 
Eheschließungsaktes  sind  um  so  wertvoller,  als  das  dadurch  gewonnene 
Bild  in  seinen  Hauptzügen  gemeingermanisch  gewesen  sein  muß.  Dies 
gilt  nicht  bloß  von  dem  allen  Yolksrechten  und  den  nordischen  Rechten 
bekannten  Dualismus  der  Verlobung  (ags.  beweddutiff,  an.  fcestninff,  firmatio^ 
fabula  firmata)  und  Trauung  (ags.  aschwed.  gifta^  an.  giptarord)^  son- 
dern auch  von  Einzelheiten.  So  ist  die  Yerwettung  der  Verlobung 
wenigstens  für  die  Südgermanen  durch  das  angelsächsische  und  alaman- 
nisohe  Recht  bezeugt  ^^^  Dem  Launegild  für  die  Trauung  entsprach  die 
altschwedische  vingußf  (Freundesgabe),  vielleicht  auch  die  altnorwegische 
/««torjri^p/' (Verlöbnisgabe)  ^*',  femer  die  Gebühr  {arra,  arrha)  von  1  Sol. 
1  Den.,  die  der  salisohe  Bräutigam  an  den  Verlober  zu  entrichten  hatte ^'^ 
Handelte  es  sich  um  die  Wiederverheiratung  einer  Witwe,  so  war  nach 
salischem  Recht  eine  zwiespältige  Gebühr  zu  entrichten,  eine  um  zwei 
Solidi  erhöhte  Verlöbnisgebühr,  hier  reipus  (Ringgeld)  genannt,  und  für 
die  Erben  des  ersten  Mannes  eine  Entschädigung  {achasius)  in  lO^o  ^^ 
von  diesem  gegebenen  Wittums  [dos),  das  der  Witwe  im  übrigen  ganz 
oder  zum  größeren  Teil  in  die  zweite  Ehe  folgte  ^^^.  Der  achasius  wurde 
von  der  Witwe  entrichtet,  und  zwar  an  die  Erben  ihres  ersten  Mannes 
(subsidiär  an  den  König);  dagegen  hatte  Chlodovech  das  Verloberrecht 
und  damit  auch  das  Recht  auf  den  reipus  auf  die  männlichen  Verwandten 
beschränkt  die  nicht  Erben  des  Mannes  waren,  also  in  erster  Reihe  auf 
seine  Verwandten  von  der  Spindelseite,  weil  man  ihnen  eine  größere 
Unparteilichkeit  bei  Erteilung  der  Ehebewilligung  für  die  Witwe  zutrauen 


»"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  49  ff  ^thelberht  83.  Ine  81.  Alfred  18, 
1 — 8.  Poenitentiale  Theodori  2,  c.  12.  34  (Wassebsohleben,  Baßordnungen  216). 
Angelsächsische  Verlobung  (Sormid,  Ges.  d.  Angels.  391).  Eine  schwäbische  Trau- 
ungsformel  aus  dem  12.  Jh.  (MOllenhoff  u.  Scherer^  Denkmäler,  danach  auch 
Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  1.  S.  71)  knüpft  an  die  sieben  „Wetten"  der  Verlobung 
die  Trauung,  bei  der  (wie  bei  den  Langobarden)  mit  der  Braut  auch  Mantel,  Hut 
und  Schwert  übergeben  werden.  Über  die  Waffenreichung  vgl.  S.  70.  Sohm, 
Eheschi.  65  ff.    Fbiedbero,  Eheschi.  26  f.    Grimh,  RA.  481. 

»"  Vgl.  Lehmann,  a.  a.  0.  67  ff.  71  ff.  v.  Amiba,  Obl.-R.  1,  509.  522  ff.  2,  348; 
Gott  gel.  Anz.  1882,  S.  1609  f. 

"*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  55  f.  Bruel,  Recueil  des  chartes  de  Cluny 
1,  96  Nr.  86  (um  904).  Eine  dem  langobardischen  exenium  entsprechende  Gabe 
an  die  Freunde  bei  Ficker,  a.  a.  0.  3,  399. 

iK&  Vgl.  L.  Salica  44  und  die  erste  neustrische  Novelle  (Capit  1,  c.  7  bei 
Beerend,  Lex  Salica'  S.  133).  Über  den  reipus  hat  erst  Brunnes,  Zur  Lex  Salica 
titt.  44  De  reipus,  Berl.  SB.  1894,  S.  1289 ff.,  Aufschluß  gebracht,  über  den 
achasius  schon  Rivs,  Vormundschaft  1,  279  f.  (vgl.  Anm  138.  Sohm,  Eheschi.  64  n. 
Brünner,  a.  a.  0.  1296).  Im  übrigen  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  56  ff.  und 
dort  angeführte  ältere  Litteratur.  v.  Amira,  Erbenfolge  SO  ff.  Darqun,  Mutterrecht 
141  ff.  Weinbold,  Deutsche  Frauen'  2,  42;  ZDA.  7,  539  ff.  Heusler  2,  807.  Sohk, 
Eheschi.  63  f.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  32  ff.  Ficker,  Erbenfolge  1,  511  f. 
8,  861  f.  467.525—538.  DelVbccuio,  Seconde  nozze  (1885),  S.  85ff.  Glasson  8,  29. 
GoTHEiN,  a.  a.  0.  (Anm.  130)  22  ff.    Wolff  (Anm.  140),  871. 
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durfte"*.  Ergänzend  trat  auch  hier  das  Eecht  des  Königs  ein"^  Das 
Recht  des  reipus  und  achasius  kam  früh  außer  Übung  und  war  im  neunten 
Jahrhundert  bereits  veraltet"®. 

Über  die  rechtliche  Natur  der  Verlobung  und  Trauung  ^^*^  hat  sich 
ein  ziemlich  unfruchtbarer  Streit  entsponnen,  bei  dem  bald  die  Ver- 
lobung, bald  die  Trauung  nicht  zu  ihrem  vollen  Eechte  kommt  i®^.  Aller- 
dings umfaßte  die  Verlobung,  wie  sie  bei  den  Langobarden  erscheint, 
schon  alles  Wesentliche  des  Ehesohließungsaktes,  aber  noch  durchaus  un- 
fertig, das  Wittum  gestundet,  die  Trauung  nur  als  Scheintrauung,  ihre 
Vollziehung  ebenfalls  aufgeschoben,  beides  nur  durch  Wettbürgen  sicher- 
gestellt. So  konnte  die  Verlobung  zunächst  nur  obligatorische  Wirkung 
haben,  denn  den  Bürgen  konnte  man  nicht  zur  Heirat,  sondern  nur  zu 
Geldzahlungen  zwingen,  gegen  den  Wettschuldner  aber  gab  es  keine  Klage. 
Der  Vormund  war  dem  Bräutigam  zur  Vollziehung  der  Trauung,  der 
Bräutigam  dem  Vormund  zur  Heimführung  der  Braut,  verpflichtet "^ 
Aber  wer  sich  ohne  gesetzlichen  Grund  dieser  Pflicht  entzog,  wurde  dem 
anderen  Teil  bloß  bußfallig  wegen  Verlöbnisbruches  ^®*,  der  Vertrag  war 
damit  aufgehoben,  eine  Klage  auf  Erfüllung  gab  es  nicht  Nur  die  Braut, 
da  sie  nicht  eigentliche  Kontrahentin  war  (abgesehen  von  dem  Ausnahme- 
fall der  sich  selbst  verlobenden  Wittwe),  konnte  sich  nicht  einseitig  zurück- 
ziehen, sie  war  dem  Bräutigam  Treue  schuldig  und  wurde  nach  burgun- 


^^  Brühneb,  a.  a.  O.  1294,  macht  auf  ein  in  der  L.  Rom.  Wis.  enthaltenes 
Gesetz  Valentinians  von  871  auftnerksam,  das  als  Vorbild  gedient  haben  könnte. 

»»'  Darauf  verzichtete  Ed.  Chilp.  2.    Vgl.  Beünnkb,  a.  a.  0.  1290. 

*"  Vgl.  Cap.  legi  Sal.  add.  v.  819  c.  8  (Boretiüs  1,  293).  Die  wiederholt 
angezogene  Formel  des  Cartul.  Lang.  16  {Qtuiliter  vidua  Salicha  desponseiur)  ent- 
halt eine  rein  doktrinäre  Ausführung  zu  L.  Sal.  44,  ohne  jede  dem  wirklichen 
Rechtsleben  entnommene  Grundlage.    Vgl.  Bbunneb,  a.  a.  0.  1290  f. 

^^  Daß  die  Trauung  erst  durch  Vollziehung  des  Beilagers  zum  vollen  Ab- 
schluß gelangte,  ja  daß  ursprünglich  wohl  unmittelbar  die  Übergabe  der  Braut  in 
das  Ehebett  erfolgen  mußte,  lernen  wir  erst  aus  den  nordischen  Rechten  und  den 
deutschen  Rechtsquellen  des  Mittelalters,  sowie  aus  dem  kanonischen  Recht.  Vgl. 
S.  71.  ZRG.  19,  280.    Meürbb,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  21,  282  ff. 

"^  Zu  großes  Gewicht  auf  die  Verlobung  legt  Sohm,  Eheschi.  75flF.;  Trauung 
u.  Verlobung  1  ff.  Andererseits  wird  die  Verlobung  gegenüber  der  Trauung  unter-' 
schfttzt  von  Fbiedberg,  Verlobung  und  Trauung  21,  und  Stobbe,  Privatrecht  4,  16, 
der  die  Verlobung  für  ein  pactum  de  contrahendo  erklärt.  Die  richtige  Auf- 
fassung bei  Bbünneb,  E.  Lönino,  Hbusleb,  v.  Amiba,  G.  Mbteb  (Jen.  Litt -Zeit. 
1876,  S.  501  f.),  neuerdings  auch  Sohm  i.  d.  Straßburger  Festgabe  für  Thöl  84.  98  n. 
Stobbe  4',  18. 

"»  Vgl.  Prokop,  Bell.  Gall.  4,  20.  Greg.  Tur.,  Bist  Franc.  8,  27.  6,  34.  Eine 
Bestimmung  des  Cod.  Theod.  III.  5,  4 f.,  wonach  die  Eheschließung  spätestens 
binnen  zwei  Jahren  nach  der  Verlobung  erfolgen  soUte,  scheint  in  die  Leges  Eurici 
und  durch  deren  Vermittelung  in  die  L.  Wis.  Recc.  III.,  1  c.  4  und  Ed.  Roth.  178 
(vgL  Lintpr.  119)  Aufnahme  gefunden  zu  haben.  Vgl.  Zbümeb,  N.  Arch.  24,  588  f. 
Siehe  auch  c.  2  G.  de  sponsalibus  5,  1. 

>w  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  12  ff.  R.  Löninq,  Vertragsbruch  142  ff.  In 
der  Regel  bestand  die  Buße  für  den  Br&utigam  im  Verlust  des  Wittums,  für  den 
Vormund  in  der  Rückerstattung  des  Wittums  mit  poena  dupli. 
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dischem^  langobardischem  und  westgotischem  Recht  (anders  bei  den  übrigeo 
Stammen)  im  Falle  geschlechtlichen  Umganges  mit  Dritten  gleich  einer 
Ehebrecherin  gestraft  ^®^.  Wurde  sie  mit  oder  ohne  ihren  Willen  durch 
einen  Dritten  entführt  oder  vorenthalten,  so  hatte  der  Bräutigam  wie  der 
Vormund  eine  Klage  gegen  diesen;  war  der  Vormund  aber  im  Einver- 
ständnis, so  hatte  der  Bräutigam  nur  einen  Ansprach  gegen  ihn  wegen 
Verlöbnisbruches.  Die  Verlobung  hatte  demnach  nur  eine  Wirkung 
gegenüber  den  beiden  Kontrahenten  und  der  Braut,  aber  nicht  gegen 
Dritte. 

Gleichwohl  bedeutete  die  Verlobung  mehr  als  einen  obligatorischen 
Akt  oder  die  bloße  causa  traditionis.  Die  Ehe  gelangte  zwar  zum  Ab- 
schluß erst  durch  die  Trauung  ^^,  die  kein  bloßer  Vollzugsakt  (wie  das 
Beilager),  sondern  ein  solennes  Bechtsgeschäfb  war,  aber  die  Trauung  wirkte 
nur  unter  der  Voraussetzung  der  voraufgegangenen  Veriobung.  Wo  eine 
geschlechtliche  Verbindung  ohne  Verlobung  bestand,  mußte  diese,  um  das 
Verhältnis  zu  einer  wahren  Ehe  zu  gestalten,  nachgeholt  werden^®*. 
Solange  dies  nicht  geschehen  war,  hatte  (abgesehen  von  der  dem  Ent- 
führer drohenden  Strafe  und  einer  etwaigen  Muntbrüche)  der  Vormund 
und,  wenn  die  Entführte  anderweitig  verlobt  war,  auch  der  Bräutigam 
das  Rückforderungsrecht  Dem  Manne  stand,  auch  wenn  das  Paar  sich 
zu  dauernder  ehelicher  Verbindung  geeinigt  hatte,  ein  Muntrecht  weder 
über  seine  Genossin,  noch  über  die  mit  ihr  erzeugten  Kinder  zu,  es 
verblieb  vielmehr  ihrem  Vormunde,  dem  es  durch  keine  ohne  seine  Mit- 
wirkung eingegangene  Ehe  entzogen  werden  konnte  ^^^  Gleichwohl 
wurden  derartige  Verbindungen,  wenn  sie  auf  eine  dauernde  Lebens- 
gemeinschaft gerichtet  waren,  nach  verschiedenen  Stammesrechten,  die 
darin  wohl  einen  Rest  der  in  der  Urzeit  neben  der  Muntehe  anerkannten 
Raubehe  bewahrt  hatten,  nicht  als  ein  zeitweiliger  Konkubinat,  sondern 
als  eine  Kebs-  oder  Friedelehe  (span.  barraff ania)  behandelt,  die  den 
Gatten  gegeneinander  die  gleichen  Pflichten  wie  bei  der  vollen  Ehe  auf- 
erlegte, auch  im  Verhältnis  zu  Dritten,  mit  Ausnahme  des  Muntwalts  der 
Frau,  denselben  Schutz  wie  eine  wahre  Ehe  genoß  und  den  Kindern  ge- 
wisse erbrechtliche  und  verwandtschaftliche  Ansprüche  auch  gegen  den 
Vater  und  die  väterliche  Sippe  gewährte  ^^^    Die  Kebs-  oder  Friedelehe 


»"  Vgl.  Roth.  179.     L.  Burg.  52,  3.     L.  Wis.  3,  l  c.  2. 

***  Vgl.  Roth.  183  (De  tradtiione  puellae  aut  muHeria):  cäiier  sine  tradilione 
nuUa  verum  dictmtis  subsistere  firmitatem. 

»•*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  8  f.    Roziärb,  Recueil  Nr.  130.  241  ff.  261. 

'w  Vgl.  Roth.  188.    Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  10. 

"^  Vgl.  S.  71.  Dabqun,  a.  a.  0.  23  ff.  Fickeb,  Verwandtschaft  zwischen 
gotisch-spanischem  und  norweg.-isl.  Recht  479  ff. ;  Untersuchungen  zur  Erbenfolge 
3,  408  ff.  Brukneb,  Uneheliche  Vaterschaft,  ZRG.  30,  1  ff.  Rostn,  Veriußerungs- 
geschäfte  der  Frauen  nach  langob.  Recht  (Gibrkb,  Untersuchungen  8)  S.  48  ff. 
WiLDA,  Unechte  Kinder,  ZDR.  15,  237  ff.  K.  Maureb,  Von  den  unecht  geborenen 
Kindern,  Münch.  SB.  1883,  S.  3  ff.  Dahn,  Bausteine  6,  164  f.  Weinhold,  Deutsche 
Frauen  2*,  15  ff. 
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ist  als  die  unmittelbare  Yorgängerin  der  späteren  morganatischen  Ehe, 
bei  der  die  Frau  zwar  kein  Wittum,  aber  doch  eine  Morgengabe  {morga- 
naüca)  erhielt,  zu  betrachtend^. 

Eine  Kebsehe  war  es  insbesondere,  wenn  ein  Freier  sich  seine  Sklavin 
als  Gattin  beigesellte,  ein  Verhältnis  das  von  seiner  Seite  jederzeit  will- 
kürlich gelöst  werden  konnte;  nahm  eine  freie  Frau  einen  Unfreien  zur 
Ehe,  so  verfiel  sie  ihrem  Sippegericht,  das  sie  selbst  mit  dem  Tode  be- 
strafen konnte  ^^^  Dagegen  war  es  freien  Personen  beider  Geschlechter 
gestattet,  eine  vollwirksame  Ehe  nüt  fremden  Unfreien  zu  schließen,  wenn 
ihre  Sippe  und  der  Herr  damit  einverstanden  waren.  Eine  solche  Ehe 
hatte  für  den  freien  Teil  den  Übergang  in  die  Unfreiheit  zur  Folge,  wenn 
ihm  nicht,  was  bei  Ehen  mit  Fiskalinen  und  Gotteshausleuten  die  Regel 
bildete,  durch  Vertrag  (epUtola  conculcatoria)  die  Freiheit  zugesichert 
wurde  ^^®.  Seit  dem  7.  Jahrhundert  wurde  bei  Ehen  mit  Fiskalinen  die 
persönliche  Freiheit  des  anderen  Teils  nicht  mehr  beeinträchtigt,  dagegen 
folgten  die  Kinder  regelmäBig  der  ärgeren  Hand.  Ehen  zwischen  Un- 
freien waren,  wenn  der  Herr  sie  genehmigt  hatte,  wirkliche  Ehen,  konnten 
aber  durch  Veräußerung  des  einen  Ehegatten  seitens  des  Herrn  jederzeit 
gelöst  werden. 

Bei  Heiraten  zwischen  Hörigen  und  Unfreien  galten  entsprechende 
Grundsätze,  im  wesentlichen  auch  zwischen  Freien  und  Hörigen.  Da- 
gegen bestand  ein  Ehehindernis  der  Standesverschiedenheit  zwischen  Freien 
und  Edelingen  im  allgemeinen  nicht,  nur  die  Sachsen,  bei  denen  der 
Adel  überhaupt  in  einer  sonst  unbekannten  Weise  über  die  Freien  empor- 
ragte, machten  eine  Ausnahme  ^^^ 

Das  Ebehindernis  der  Verwandtschaft  und  das  nur  sehr  allmählich 
zur  Anerkennung  gelange  der  Schwägerschaft  hat  sich  so  vorwiegend 
unter  dem  Einfluß  der  Kirche  ausgebildet,  daß  von  einer  näheren  Er- 
örterung hier  abgesehen  werden  kann^^^ 

Das  Recht  der  Ehescheidung^^'  hatte  einseitig  nur  der  Mann.  Er- 
laubt war  die  Verstoßung  der  JYau  zwar  nur  aus  bestimmten  gesetzlichen 


W8  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  112.  2,  1  S.  32.  50.  Fickeb,  Forsch,  z.  RG. 
Italiens  4,  89,  Nr.  29  (976).  Lang,  Regesta  rer.  Boic.  4,  495  (1291).  Sohhbllee, 
Bayer.  WB.»  2,  616. 

169  Ygi  KöHNB,  Geschlechtsyerbindungen  der  Unfreien  (Giebke,  Unter- 
suchungen 22).    Zbum ER,  N.  Arch.  24,  592  f. 

"•  Vgl.  Anm.  226.  Für  einen  solchen  Fall  gewährte  L.  Alam.  17,  2  der  freien 
Ehefrau  eines  Gotteshausmannes  innerhalb  der  ersten  drei  Jahre  ihrer  Ehe  ein 
einseitiges  Scheidungsrecht,  um  sich  der  Zumutung  unfreier  Dienste  zu  entziehen; 
die  von  ihr  geborenen  Kinder  blieben  unfrei.   Vgl.  Gothbin,  a.  a  0.  (Anm.  ISO)  12  f. 

»"  Vgl.  Waitz  1»,  194. 

»"  Vgl.  LöKiNo,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  546  ff.  549  ff.  Wbinhold, 
Deutsche  Frauen'  1,  859  ff.  Daroun,  Mutterrecht  151  f.  Brunneb,  BerL  SB. 
1894,  S.  1296. 

"»  Vgl.  LöNiHO  612  ff.  Weihhold  2,  43  ff.  Heusler  2,  291  f.  Geschichte  d. 
ehel.  Güterrechts  1,  174  ff.  Brünveb,  Geburt  eines  leb.  Kindes  105  ff.  Siehe  auch 
R.  ScHBöDBB,   Deutsche  Rechtsgeschichte.    4.  Aufl.  20 
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Gründen ^^*,  aber  auch  die  unerlaubte  Scheidung  löste  das  Eheband,  wenn 
sie  auch  die  Sippe  der  Frau  zur  Fehde  berechtigte  oder  mit  Bußpflicht 
und  anderen  vermögensrechtlichen  Nachteilen  für  den  Mann  verbunden 
war.  Die  Frau  erhielt  erst  allmählich,  unter  dem  Einfluß  des  römischen 
Rechts,  die  Befugnis,  sich  unter  bestimmten  Voraussetzungen  von  dem 
Manne  loszusagen.  Der  Normalfall  der  Ehescheidung  war  die  Trennung 
der  Ehegatten  durch  Übereinkunft.  Die  Wiederverheiratung  Geschiedener 
wurde  anfangs  von  der  Kirche  bekämpft;  später  hat  diese  den  Widerstand 
gegen  das  weltliche  Recht  aufgegeben,  in  der  karolingischen  Zeit  ihn 
aber  wieder  aufgenommen. 

Das  eheliche  Güterrechte^*  beruhte  im  allgemeinen  auf  dem 
System  der  Verwaltungsgemeinschaft,  indem  der  Mann  als  Mnntherr  das 
Vermögen  der  Frau  in  Besitz  nahm,  um  es  gemeinschaftlich  niit  dem 
seinigen  für  die  Zwecke  der  Ehe  zu  verwalten  e^®.  Es  fand  weder  eine 
Verschmelzung  des  beiderseitigen  Vermögens  zu  einer  einheitlichen  Masse 
statt,  wie  bei  der  späteren  allgemeinen  Gütergemeinschaft,  noch  eine 
Aufsaugung  des  Frauengutes  durch  das  des  Mannes,  wie  in  der  alt- 
römischen Ehe  mit  manus,  vielmehr  blieb  die  ursprüngliche  Zuständigkeit 
der  Güter  gewahrt  und  nach  Auflösung  der  Ehe  gingen  die  beiderseitigen 
Vermögensmassen  wieder  auseinander  e^^;  nur  hatte  die  Frau  bei  einigen 


Anm.  170.  Von  Rechts  wegen  wurde  die  Ehe  durch  die  über  einen  Ehegatten 
verhängte  Friedlosigkeit  (S.  77)  aufgelöst 

^^*  Dazu  gehörte,  wie  Grium,  RA.  454,  und  Brünner,  a.  a.  0.,  nachgewiesen 
haben,  auch  die  Unfruchtbarkeit  der  Frau.     Vgl.  Anm.  139. 

1T6  Ygi  meine  Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  in  Deutschland  I.  1863,  wo 
die  ältere  Litteratur  voUs tändig  angegeben  ist.  Von  neueren  Arbeiten  vgl.  Hsubler 
2,  292  ff.  Stobbe,  Privatrecht  4,  67  ff.  (3.  Aufl.  4,  78  ff.).  Youno,  i.  d.  Essays  in 
anglosazon  law  172  ff.  Olivecrona,  Om  makars  g^ftorätt  i  bo^,  1876  (französische 
Bearbeitung  des  historischen  Teils  u.  d.  T.:  Pr6cis  historique  de  Torigine  et  da 
d^veloppement  de  la  communaute  des  biens  entre  6poux,  Revue  bist,  de  droit  fi*. 
et  6tr.  1865).  Sandhaas,  Fränkisches  ehel.  Güterr.  (1866),  45—122.  Hüber,  Histo- 
rische Grundlage  des  ehel.  Güterr.  d.  Bemer  Handfeste  (Basel  1884)  S.  15  ff.;  Ge- 
schichte d.  Schweiz.  Priv.-R.  349  ff.  Fockema  Amdreae,  a.  a.  0.  2,  43  ff.  Pkrtile, 
Storia  3,  271  ff.  Dahn,  Westgot.  Studien  116  f.  123  ff.  Weinhold,  a.a.O.  2,  28  ff. 
RiMAssoN,  Essai  historique  snr  la  l^gislation  du  douaire  dans  le  droit  germanique, 
Revue  de  16gislation,  1870.  Adler,  Ehel.  Güterrecht  u.  Abschichtungsrecht  n.  d. 
ältesten  bairischen  Rechtsquellen,  1898.  Brünner,  Die  fränkisch-rom.  dos,  Berl.  SB. 
1894,  S.  545  ff.  Gothein,  a.  a.  0.  (Anm.  130)  31  ff.  Ficker,  Untersuchungen  3, 
343.  347-380.  4,  292  ff.  444  ff.  471  ff.  Brandileone,  Studii  preliminari  sullo  svolgi- 
mento  storiro  dei  rapporti  patrimoniali  fra  conjugi  in  Italia,  1901. 

"*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  126.  L.  Burg.  100:  Quaecumque  midier 
Burgimdia  vd  Romana  roluntate  »ua  ad  maritum  ambtäaverit,  iubemus,  ut  maritus 
ipse  facuUatem  ipsius  mulierisj  sicut  in  ea  habet  potestatem,  ita  et  de  omnes  res 
suas  habeat.  Die  Bezeichnung  „Verwaltungsgemeinschaft^*  bedeutet  die  objektive 
Gemeinschaft  der  Verwaltung,  nicht,  wie  die  Gegner  dieses  Ausdruckes  annehmen, 
subjektiv  gemeinschaftliche  Verwaltung.  Die  Gemeinschaft  der  Verwaltung  bildet 
einen  logischen  Gegensatz  zu  der  jedes  Sondergut  aufhebenden  Gemeinschaft  der 
Güter  oder  des  Vermögens.     Vgl.  ZRG.  10,  448. 

177  Während  in  dieser  Beziehung  früher  allgemeine  Übereinstimmung  herrschte, 
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Stämmen  einen  Bruchteil  von  dem  Vermögen  des  Mannes  oder  doch  von 
der  ehelichen  Errungenschaft,  die  sonst  als  Eigentum  des  Mannes  galt, 
zu  beanspruchen,  während  andererseits  bei  den  Langobarden  dem  Manne 
das  Alleinerbrecht  gegen  seine  Frau  zustand. 

Das  Vermögen  der  Frau  setzte  sich  aus  ihrem  eingebrachten  Gute 
und  dem,  was  sie  von  dem  Manne  erhielt,  zusammen. 

Die  Aussteuer,  die  der  Braut  von  ihrem  Vormund  bei  der  Trauung 
mitgegeben  zu  werden  pflegt«  ^^®,  bestand  ursprunglich  nur  aus  Hausrats- 
gegenständen und  der  Äranlichen  Ausrüstung  an  Kleidung  und  Schmuck. 
Der  späteren  sächsischen  Bezeichnung  gerade  entsprach  thüringisch  rhedo^ 
burgundisch  malahereda,  vielleicht  auch  ein  alemannisches  heredi^"^^, 
während  die  Langobarden  dafür  den  Ausdruck  scher fa^  scerfa,  der  über- 
haupt bewegliche  Sachen  bedeutete,  verwendeten  ^^^.  Als  lateinische  Be- 
zeichnung begegnet  ornamental  orn,  muliebria,  om.  matronalia.  Ob  die 
ans  dem  Sachsenspiegel  bekannte  Behandlung  der  Gerade  als  wandelbarer 
Vermögensinbegriff,  wobei  nur  auf  die  Natur  der  einzelnen  Gegenstände, 
nicht  aber  darauf  gesehen  wurde,  was  die  Frau  mitgebracht  hatte,  noch 


hat  HüBEB  in  seiner  sonst  sehr  verdienstvollen  Schrift  (Anm.  175)  eine  abweichende 
Auffassung  entwickelt,  der  sich  Heüsleb  anschließt  Hiemach  soll  das  Vermögen 
der  Frau  mit  Ausnahme  der  Q«rade  in  das  ausschließlich  dem  Manne  unterstellte 
Hausvermögen  aufgegangen  und  insoweit  Eigentum  des  Mannes  geworden  sein. 
Schon  die  zugestandene  Ausnahme  enthält  die  Widerlegung,  denn  da  das  einge- 
brachte Vermögen  der  Frau,  so  lange  sie  noch  keinen  Grundbesitz  haben  konnte, 
regelmäßig  nur  aus  Geradesachen  bestand,  so  folgt  aus  der  vermeintlichen  Aus- 
nahme, daß  die  Frau  Eigentümerin  ihres  Vermögens  blieb.  Die  positive  Be- 
gründung stützt  sich  besonders  auf  Lex  Burg.  14,  4:  Similiter  quod  midier  ad 
maritum  veniens  erogaverit,  defuncto  sine  fUiia  marito  mulier  aut  parenies  mulieris 
non  reqttirant,  die  Stelle  handelt  aber  nicht  von  dem  Eingebrachten,  sondern,  da 
erogare  aufwenden,  ausgeben  bedeutet,  von  dem  aus  dem  Vermögen  der  Frau  in 
der  Ehe  Aufgewendeten,  das  nach  einem  erst  durch  das  vorliegende  Gesetz  aufge- 
hobenen alteren  Brauch  bei  kinderlosem  Tode  des  Mannes  von  seinen  Erben  ersetzt 
werden  mußte,  während  in  Zukunft  nur  das  noch  Vorhandene  zurückgegeben 
werden  sollte.  Vgl.  Anm.  183.  Bbdnneb,  Geburt  eines  leb.  Rindes  104.  Vgl.  L. 
Alam.  54,  1  (Anm.  229).  L.  Rib.  37,  3  (Anm.  285).  L.  Burg.  51,  3.  Widerlegt 
wird  die  Hausvermögenstheorie  außerdem  durch  L.  Burg.  14,  1.  74,  1  (Anm.  192). 
96  (Anm.  236).  Im  schärfsten  Gegensatz  zu  dieser  Theorie  Ficker,  a.  a.  0.  4,  302  £F., 
der  das  germanische  eheliche  Güterrecht  von  völliger  Güterscheidung  ausgehen  läßt 
und  auch  die  Nutznießung  des  Mannes  am  Frauengute  erst  für  eine  Fortbildung 
hält     Vgl.  Anm.  233. 

"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  116  ff.  127.  144.  173.  175  f.  Fickee,  a.  a.  0. 
3,  343  f. 

*^'  Ii.  Angl.  et  Wer.  38:  omanienta  mtdiebria  quod  rkedo  dicunt.  L.  Burg.  86: 
De  malahereda,  L.  Alam.  54:  quidquid  de  aede  paiemica  (Variante:  de  heredi 
paiemicam)  secum  adhüit,  Gbimm,  RA.  567  verweist  auf  rat  ^  supeUex,  Wackeb- 
vaqbl,  Kl.  Schriften  3,  857.  362  (bei  Bindikg,  Burg.-rom.  Königr.  351.  356),  auf  an. 
reiäa  Zurichtung  (ahd.  raitaj  fränk.  raida)^  so  daß  malahereda  Vermählungs- 
zurüstung  wäre.  Vgl.  Gbhoi,  DWB.  4,  1^,  Sp.  3554.  Hombteb,  Über  die  Heimat, 
Abb.  d.  Berl.  Akad.  1852,  S.  52  n.    v.  Mabtite,  Ehel.  Güterr.  d.  Sachsenspiegels  96. 

'•«  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  117.  Lupo,  Cod.  dipl.  Berg.  1,  529:  Mobilibus 
rero  rebtts  meie,  h,  e.  eeherpha  mea,  aurum  et  argentum^  simtU  ei  vestes  et  cavaüi, 

20* 


Digitized  by 


Google 


^7vy?w?^ 


308 


Die  fränkische  Zeit 


in  die  Zeit  der  Yolksrechte  zurückreicht,  muß  dahingestellt  bleiben.  Daß 
der  Muntwalt  verpflichtet  war,  der  Braut  überhaupt  eine  Gerade  mit- 
zugeben, dürfte  schon  aus  der  Notwendigkeit  der  „Gabe^'  bei  allen  Eman- 
zipationsakten (S.  67  f.)  folgen.  Wieviel  er  geben  wollte,  lag  wohl,  soweit 
die  Braut  nicht  schon  eigenes  Vermögen  besaß,  in  seinem  Belieben,  nur 
bei  den  Burgunden  bestand  für  den  Muntwalt,  wenn  er  nicht  Vater  oder 
Bruder  der  Braut  war,  die  gesetzliche  Verpflichtung,  ein  Drittel  des 
vom  Bräutigam  empfangenen  Wittums  auf  die  malahereda  zu  verwenden  ^^K 
Mit  dem  Charakter  einer  im  wesentlichen  freiwilligen  Gabe  mag  es  zu- 
sammenhängen, wenn  die  Gerade  nicht  als  Erbabfindung  behandelt,  son- 
dern der  Empfängerin  bei  der  Beerbung  des  Muntwalts  als  Voraus  be- 
lassen wurde  ^®*.  Auch  das  gehörte  zum  Wesen  der  Gerade,  daß  sie  dem 
Munt  des  Mannes  nicht  mit  der  gleichen  Strenge  wie  das  übrige  Ehegut 
unterworfen  sein  konnte"^.  Beim  Tode  der  Frau  vererbte  sich  die  Gerade 
bei  mehreren  Stammen  mit  Ausschluß  der  Söhne  auf  die  Töchter  und^ 
wenn  diese  fehlten,  auf  die  nächste  weibliche  Verwandte  von  der  Spindel- 
seite ^®*,  während  umgekehrt  die  Kriegsrüstung  (das  Heergeräte,  Heer- 
gewäte)  des  Mannes  den  Söhnen  oder  dem  nächsten  Schwertmagen  vorbe- 
halten blieb  ^®^.  Hinsichtlich  der  Betten  mit  ihrem  Zubehör  scheint 
bei  Alamannen,  Franken  und  Sachsen  eine  gewisse  Gütergemeinschaft  be- 
standen zu  haben,  so  daß  der  überlebende  Ehegatte  die  federwat  entweder 
ganz  oder  zur  Hälfte  behielt  ^^^ 

Bei  den  Langobarden  ging,  der  entwickelteren  Kulturstufe  Italiens 
entsprechend,  die  Aussteuer  schon  im  7.  Jahrhundert  erheblich  über  den 
Begriff  der  Gerade   hinaus.     Die  Aussteuer  (faderfio)^^"^,   die  außer  der 


">  Vgl.  Anm.  138.     L.  Burg.  66.  86,  2. 

"»  L.  Burg.  86,  1.  Zweites  sal.  Kapitular  c.  2  (Bkhbeud«  S.  138).  L.  Rib. 
59,  9.     Form.  Wisig.  34.     Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  345. 

***  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  127.  Die  Königinnen  Radegundis  und 
Fredegundis  verfugten  einseitig  über  ihre  Kleider  und  Schmucksachen.  Vgl.  Ven. 
Fortun.,  Vita  8.  Radegundis  c.  13  (MG.  auct.  antiqu.  4,  2  S.  41).  Greg.  Tnr.,  Hist. 
Franc.  6,  45. 

"^  L.  Burg.  51,  8,  5.  14,  6.  L.  Angl.  et  Wer.  32  (Anm.  194).  Für  die  sSch- 
sische  Gerade  ist  das  Recht  des  Mittelalters  beweisend.  Daß  das  frSnkische  Recht 
den  gleichen  Grundsätzen  folgte,  wird  durch  das  im  1.  Viertel  des  11.  Jh.  ab- 
gefaßte Hof-  und  Dienstrecht  des  Bischofis  Burchard  von  Worms  c.  10  bezeugt,, 
ebenso,  wie  es  scheint,  durch  L.  Cham.  42.  Vgl.  Gaüpp,  Lex  Chamavornm  S.  81  f. 
Die  entgegenstehende  Auslegung  von  v.  Amira,  Erbenfolge  44,  ist  unwahrscheinlich. 

>»*  L.  Angl.  et  Wer.  31. 

IM  Ygi  pact.  Alam.  3,  2.  Erstes  sal.  Kapitulare  c.  7.  c.  8.(Behbbnd«  134). 
Ssp.  I.  22  §  4.  Brünner,  a.  a.  0.  565  ff.  570.  Bei  den  Sachsen  hieB  der  Anteil 
des  Mannes  an  der  Federwat  „Heerpfühl". 

"^  Über  die  sprachliche  Bedeutung  von  faderfio  (Vatervieh,  Vatergut)  vgl. 
Gesch.  d.  ehel.  Güterr.   1,    118  n.     Diez,    WB.  d.  -roman.  Sprachen   1,  s.  v.  fio. 

Brüel,  Recueil  des  chartes  de  Cluny  1,  29  (881):  acoepimus  precio in  cargmio 

vel  in  feo8  compreciatos.  Nach  Wackernaoel  (ZDA.  2,  567  f.)  wäre  fio  und  feadum 
nicht  auf  feok  (pectis),  sondern  auf  got  tkiutk  (Gut),  dem  ein  frftnkisches  fiuf  ent- 
sprechen würde,  zurückzuführen.     Vgl.  Anm.  209  über  metfio. 
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Gerade  auch  Geld  und  unbewegliche  Sachen  zum  Gegenstand  «u  haben 
pflegte,  galt  als  Erbabfindnng  und  schloß  entweder  ganz  von  der  Erb- 
schaft aus  oder  wurde  auf  diese  angerechnet;  beim  Tode  der  Frau  folgte 
sie  den  gewöhnlichen  Grundsätzen  des  Erbrechts"®.  Denselben  Charakter 
trug  die  Aussteuer  nach  der  Lex  Wisigotorum"®  und  urkundliche  Zeug- 
nisse der  karolingischen  Zeit  ergeben,  daß  auch  andere  Stamme  sich 
dieser  Entwickelung  auf  die  Dauer  nicht  haben  entziehen  können  ^^^. 

Nach  sämtlichen  Volksrechten  gehörte  zu  dem  im  Eigentum  der 
Frau , .  aber  in  Besitz  und  Verwaltung  des  Alannes  befindlichen  Ehegut 
außer  der  Aussteuer  auch  ihr  sonstiges  eingebrachtes  Vennögen"*  und 
alles  was  sie  während  der  Ehe  durch  Erbschaft  hinzuerwarb  "^.  Im  all- 
gemeinen galt  dies  auch  von  Schenkungen  an  die  Frau,  nur  bei  den 
Langobarden  wurden  diese  Eigentum  des  Mannes,  weil  er  das  Lohngeld 
zahlte^*'.  Während  die  Gerade  vielfach  nur  auf  die  weiblichen  Ver- 
wandten der  Frau  vererbt  wurde,  konnte  die  noch  mit  sonstigem  Ver- 
mögen ausgestattete  Frau  solches  auch  den  Söhnen  und  anderen  von  der 
Gerade  ausgeschlossenen  Verwandten  hinterlassen^®*  Dem  überlebenden 
Manne  stand  nur  bei  den  Langobarden  ein  das  ganze  Vermögen  der  Frau 
ergreifendes,  selbst  die  Kinder  ausschließendes  Erbrecht  zu"*,  nach  den 


"*  Vgl.  Roth.  181.  199.     Luitpr.  8.  102. 

«»•  Vgl.  Gesch.  d.  ehcl.  Gütcrr.  1,  124.  Dahk,  Weßtg.  Stud.  124.  Für  das  filtere 
Westgotenrecht  vgl.  Anm.  182,  für  die  Ostgoten  Gesch.  d.  ehel.  Güterr,  1,   123  f. 

»»0  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  120  n.  122  n.    Form.  Marc.  2,  10. 

*®'  L.  Alam.  54  (Anm.  179).  L.  Bai.  8,  14:  quicquid  illa  de  rebus  parentorum 
tbi  adduxit     15,  8:  8%  habet  proprias  res,     15,  10:  eo  quod  propritun  habet. 

19t  Ygi  ^m.  197.  Nach  L.  Barg.  74,  1  sollte  die  gesetzliche  Leibzacht  der 
Witwe  an  einem  Drittel  des  Nachlasses  ihres  Mannes  in  Zukunft  nur  noch  der 
armen  Witwe,  die  weder  von  ihren  Eltern  noch  von  ihrem  Mann  ausreichende 
Versorgung  erhalten  hatte,  zustehen:  Qttapropier  iubcmusj  ut  illa  tantum  vidua 
hanc  —  —  in  hereditates  marüi  aocipiat  quafUitate/Kj  quae  pafris  aui  matris  non 
habuerit  faeuÜatem,  aut  si  ei  mariius  sutis  aliquamj  de  qua  vivere  possity 
successionis  sitae  non  donarerit  qiMntitatem,  Die  Gleichstellung  der  Versorgung 
aus  dem  elterlichen  Vermögen  mit  der  durch  den  verstorbenen  Mann  schließt 
die  Annahme  Huber's,  daß  unsere  Stelle  von  dem  £rbanfall  im  Witwen  stand 
handle,  aus. 

"'  Vgl.  Anm.  151.    Unbefriedigend  Val  db  Li6vrk,  ZRG.  17,  36  £. 

*•*  Vgl  Anm.  184.  L.  Burg.  14,  1.  L.  Angl.  et  Wen  32:  Maier  moriens 
filio  terram,  manoipiay  pecuniom  dimittat,  filiae  vero  spolia  coüi^  id  est  murenulas, 
nuscas,  fnonilia,  inaures,  vestes,  armillas,  vel  quidquid  omamenti  propra  videbatur 
habuisse.  83 :  Si  nee  filium  nee  filiam  habuxrity  sororem  vero  habuerit,  sorori  peeu- 
niam  et  maneipiay  proximo  vero  paterni  gener is  ierranh  rclinquat.  Die  Auffassung 
von  Hbusleb  2,  298 f.,  daß  die  erste  Hälfte  des  c  32  sich  nicht  auf  den  von  der 
Mutter  ala  Eigentümerin  hioterlassenen  Grundbesitz,  sondern  auf  den  durch  ihren 
Tod  beendigten  Beisitz  auf  dem  Besitztum  des  Mannes  beziehe,  wird  durch  c*  33 
widerlegt  Die  Annahme,  daß  eine  Thüringerin  keinen  Grundbesitz  hätte  erwerben 
können,  ist  ungerechtfertigt,  da  dem  Erwerb  durch  Kauf  oder  Schenkung  nichts 
4m  Wege  stand  und  der  Erwerb  durch  Erbschaft  zwar  durch  ausgedehnte  Bevor- 
zugung der  Schwertmagen  ersehwert,  aber  nicht  ausgeschlossen  war. 

"»  Vgl.  Gesch.  d,  ehel.  Güterr.  1,  167-. 
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Übrigen  Stammesrecliten  konnte  er  nur  entweder  durch  ausdruckliche  Ver- 
fügung der  Frau^*®,  oder  durch  Beerbung  der  Kinder,  nachdem  diese 
zuvor  Erben  der  Mutter  geworden  waren,  Eigentum  an  dem  Gute  der 
verstorbenen  Frau  erlangen  ^®^ 

Außer  dem  Ehegut  umfaßte  das  Vermögen  der  Frau  auch  gewisse 
regelmäßige  Zuwendungen  des  Mannes,  die  Morgengabe  und  das  Wittum, 
von  denen  aber  ursprünglich  nur  die  erstere  in  Betracht  kam,  da  das 
Wittum,  so  lange  die  Strenge  des  alten  Brautkaufes  aufrechterhalten 
blieb,  ausschließlich  dem  Vormund  der  Braut  zufiel.  Wir  haben  oben 
die  Vermutung  ausgesprochen,  daß  die  altgermanische  Form  der  Morgen- 
gabe  in  der  taciteischen  dos  und  ihre  ursprüngliche  Bedeutung  in  der 
Adoptionsgabe  zu  suchen  sei^*®;  dann  wäre  sie,  dem  EntgelÜichkeits- 
prinzip  entsprechend,  als  das  Lohngeld  für  die  erste  Hingabe  der  Frau 
an  den  Mann  anzusehen,  was  durch  die  mittelalterliche  Auffassung  be- 
stätigt wird^®^  Die  taciteische  dos  bestand  aus  Rindern,  WaflFen  und 
einem  aufgezäumten  Rosse;  zeitgemäß  verändert  erkennen  wir  sie  in  der 
Morgengabe  wieder,  die  der  westgotische  Adel  nach  altem  Brauche  {ordinis 
ut  Oetici  est  et  morgingeba  vetusti)  noch  im  Anfang  des  siebenten  Jahr- 
hunderts neben  einem  das  halbe  Vermögen  des  Bräutigams  umfassenden 
Wittum  {dos)  im  Ehevertrag  zu  versprechen  pflegte  *®®.  Dieselbe  um- 
faßte zehn  Knechte  mit  eben  so  vielen  Pferden,  zehn  Mägde  mit  ebenso 
vielen  Mäulern  und  außerdem  Waffen  {arma).  Seit  ein  Gesetz  Chinda- 
suinths  von  644  den  Höchstbetrag  des  Wittums  auf  ein  Zehntel  von  dem 


»»«  Vgl.  Qescb.  d.  ehel.  Güterr.  1,  139  n.  159  d.  Form.  Andec.  41  (40).  Form. 
Marc.  2,  7.  17.  Form.  Merkel.  16.  Form.  Lindenbrog.  13  (Zeumer  275).  Form. 
Aug.,  coli.  B.  Nr.  4  (Zeümer  350).     L.  Rib.  48. 

'•'  Vgl.  Anm.  247.  L.  Alam.  89:  Si  quis  tnulter,  qui  keredüatem  suam  paier- 
nieam  habet,  posi  nuptum  et  prignans  peperit  puerum,  et  ipsa  in  ipsa  hora  mortua 
fuerit,  ei  infans  vivus  remanserit  tanium  spatium,  vel  unius  horae,  ut  possit  aperire 
oeulos  et  vtdere  culmen  domus  et  quatuor  parietes,  et  postea  defunotus  fuerit:  here- 
ditas  matema  ad  patrem  eins  perieneat.  Die  Stelle  spricht  von  dem  Tode  der 
Matter  in  der  Stnnde  der  Geburt,  während  das  Kind  lebend  zurQckbleibt  (reman- 
serit), wenn  auch  vielleicht  nur  für  die. Dauer  einer  Stunde  (spatium  vel  unius 
horae).  Man  kann  die  Worte  daher,  ohne  ihnen  Gewalt  anzuthun,  nicht  mit 
HuBBB,  Hist.  Grundl.  27,  und  Brümneb,  Geburt  eines  leb.  Kindes  99,  dahin  aus- 
legen, daß  der  Mann  die  Frau  auch  dann  beerbt  haben  müsse,  wenn  das  Kind 
vor  der  Mutter  mit  Tode  abgegangen  sei.  Dem  widerspricht  auch  Pact.  Alam.  3,  1 
und  das  spätere  alamannische  Recht,  vgl.  Hüber  28.  Ein  Beispiel  aus  dem  Grebiet 
des  salischen  Rechts  Gu^bard,  Cartnlaire  de  St.  Bertin  Nr.  18  (704). 

»w  Vgl.  S.  70.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  84flF.  154  ff.  172  f.  175  f.  Über 
die  Auffassung  Ficker's  Anm.  132. 

»»•  Vgl.  Anm.  73.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  518.  2,  649.  Ficker,  Untersuchungen 
3,  396.  Schröder,  Ehel.  Güterrecht  2,  1  S.  26.  38.  60  (unrichtig  ebd.  1,  110 f.). 
OsENBRüGGEN,  RcchtsgeschichtHche  Studien  70.  79.  82.  Hüber,  Gesch.  d.  Schweiz. 
Privatrechts  380  f.     Fockema  Andreae,  Bijdragen  2,  143  f. 

«««  Form.  Wisig.  20  (Zeümer  583).  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  107.  Das  Wort 
hat  gotisch  maürgingiba  oder  maürginagiba  gelautet,  ist  also  in  der  Formel  im 
wesentlichen  richtig  wiedergegeben.    Vgl.  Kögel,  ZDA.  37,  225. 
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Vermögen  des  Bräutigams  festgesetzt  hatte,  blieb  die  frühere  Morgen- 
gabe als  ein  dem  Adel  gestatteter  Zuschlag  zu  dem  gesetzlichen  Höchst- 
betrage des  Wittums  auch  femer  in  Übung,  nur  daß  au  die  Stelle  der 
Waffen,  deren  Bedeutung  man  nicht  mehr  verstand,  seit  Erwig  andere 
Gegenstände  bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  (in  omamentis  quantum 
miUe  solidorum  valere  summam  constiterit)  traten  *®^  Seit  neben  Eigen- 
leuten, Pferden  und  Mäulem  nicht  arma,  sondern  amamenta  gegeben 
wurden,  war  die  Morgengabe  zu  einer  reinen  Witwen  Versorgung  geworden, 
und  da  sie  sich  in  dieser  Beziehung  mit  dem  Wittum  begegnete,  so  ver- 
schmolz sie,  soweit  sie  aus  unbeweglichen  Sachen  bestand,  vollständig  mit 
diesem  und  behauptete  nur  als  Mobiliargabe  (die  camera  cerrada  der 
Portugiesen)  eine  gewisse  Selbständigkeit'^'. 

Bei  den  meisten  südgermanischen  Stämmen  wurde  die  Waffengabe 
als  eine  wesentliche  Solennität  der  Eheschließung  festgehalten  (S.  70.  301  f.), 
aber  nicht  mehr  mit  der  Morgengabe  in  Verbindung  gebracht;  die  alte 
einheitliche  Ehegabe  hatte  sich  in  zwei  Gaben  aufgelöst :  die  den  Abschluß 
der  Ehe  dienende  Waffen-  und  die  der  Versorgung  der  Frau  bestinmite 
Morgengabe.  Es  war  natürlich,  daß  die  letztere  sich  besonders  da,  wo 
die  Frau  kein  Wittum  erhielt,  also  in  der  Kebs-  oder  morganatischen 
Ehe  (S.  304)  und  bei  den  am  Brautkauf  länger  festhaltenden  Stämmen, 
zu  einer  materiell  bedeutenden  Zuwendung  gestaltete,  deren  Vereinbarung 
zu  einem  wesentlichen  Punkte  bei  den  Eheberedungen  wurde.  Wenn  die 
burgundische  morginegiba  {dos^  donatio  nuptialis)  bei  beerbter  Ehe  den 
Kindern,  deren  Vater  sie  gegeben  hatte,  verfangen  blieb,  bei  unbeerbter 
Ehe  aber  nach  dem  Tode  der  Frau  wenigstens  zur  Hälfte  hinterfallig 
wurde,  so  muß  es  sich  wohl  um  eine  bedeutende,  vornehmlich  das  un- 
bewegliche Vermögen  berührende  Gabe  gehandelt  haben  2^'.  Dasselbe  ist 
von  der  Morgengabe  (dos)  der  Lex  Saxonum  anzunehmen '^^    Bei  kinder- 


^^  L.  WiBig.  8,  1  c.  5.  Im  praktischen  Ijeben  wurde  die  von  Chindasuinth 
gezogene  Grenze  später  nicht  mehr  beobachtet.  Eine  carHUa  dotts  von  887 
(Helfferich,  Entstehung  des  Westgotenrechts  255 ,  Gesch.  d.  ehel.  Gflterr.  1,  108) 
zählt  auf:  ein  Zehntel  vom  Vermögen  des  Mannes,  10  Knechte^  10  Mftgde,  20  Pferde 
oder  Mftttler,  mehrere  Viehherden,  400  Sol.  in  omamento  et  vestimento  und  80  Guts- 
höfe (vtUae),    Vgl  Zedmeb,  N.  Arch.  24,  585  f. 

SM  Vgl.  JoRDAO,  Le  morgengabe  portugais,  Revue  bist  de  droit  5,  114  ff. 
Ober  das  westgotische  Wittum  (dos,  preHum),  das  seinen  ursprQnglichen  Charakter 
als  Kaufpreis  noch  nicht  ganz  abgestreift  hatte,  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  GQterr. 
1,  70  ff.  158  f.  172.  Zeumes,  N.  Arch.  24,  576.  579  f.  584  ff.  587.  603.  Das  Wittum 
war  lebenslängliches  Eigentum  der  Frau  und  fiel,  soweit  sie  nicht  unter  Lebenden 
darüber  verfugt  hatte,  bei  ihrem  Tode  an  den  Mann,  die  Rinder  oder  sonstigen 
Erben  des  Mannes  zurfick.  Vgl.  Anm.  74.  Seit  Chindasuinth  durfte  die  Frau  bei 
beerbter  Ehe  nur  noch  Aber  V4  verfügen,  '/«  waren  den  Kindern  verfangen. 

«»  Vgl.  Anm.  74.  L.  Burg.  24,  1.  2.  42,  2.  62,  2.  Gesch.  d.  ehel.  Gütorr. 
1,  104  f.  Wagxsbkagel,  Kl.  Sehr.  3,  405  (bei  Bindino,  Burg.-rom.  Königreich  394). 
FiCKEB,  Untersuchungen  3,  364.  Über  römische  Einflüsse,  die  bei  der  burgundischen 
dos  mitgewirkt  haben  mögen,  vgl.  Bbumi^eb,  a.  a.  0.  562  f. 

•     ^  Vgl.  L.  Sax.  47  f.    Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  98  ff.  2,  3  S.  110  ff.  119  ff.  332  f. 
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loser  Ehe  war  diese  stets  hinterfallig;  sie  kehrte  zurück  an  den  Mann, 
wenn  die  Frau  vor  ihm  starb,  und  fiel  an  seine  Erben,  wenn  die  Leib- 
zucht der  Witwe  an  der  Morgengabe  durch  ihren  Tod  beendigt  wurde*®*. 
Bei  beerbter  Ehe  bestand  ein  für  die  Folgezeit  entscheidend  gewordener 
Gegensatz  zwischen  dem  west&lischen  Becht  und  dem  der  übrigen  Sachsen. 
Bei  den  letzteren  war  die  Morgengabe  den  Kindern  verfangen  und  wurde 
durch  Yorabsterben  samtlicher  Kinder  Eigentum  der  Frau  kraft  Erbrechts, 
bei  den  Westfalen  dagegen  bewirkte  die  Geburt  eines  Kindes  den  Unter- 
gang der  Morgengabe,  statt  deren  die  Frau  den  Anspruch  auf  die  Hälfte 
der  ehelichen  Errungenschaft  erhielt  *®^  Auch  die  morgengifu  {dos)  der 
Angelsachsen  war  vor  allem  eine  Witwenversorgung,  die  in  der  Begel 
auch  Grundstücke  zum  Gegenstand  hatte;  es  scheint,  als  sei  dieselbe, 
ähnlich  wie  bei  den  Westfalen ,  nach  der  Oeburt  eines  Kindes  durch 
einen  gesetzlichen  Anteil  (die  Hälfte)  nicht  bloß  an  der  ehelichen  Er- 
rungenschaft, sondern  überhaupt  an  dem  Vermögen  des  Mannes  ersetzt 
worden  *®^ 

Gaupp,  Recht  u.  Verf.  d.  alt.  Sachsen  182  ff.  Über  die  Eigentamlicbkeiten  des 
westfälischen  Rechts  vgl.  L.  Sax.  66.  Widukind,  Res  gestae  Sazonicae  1,  14.  Das 
Wesen  der  sächsischen  dos  ist  bestritten,  indem  sie  vielfoch  fiir  das  Wittum  ge- 
halten wird.  Vgl.  Bbünneb,  Forschungen  730 f.  0.  Stern,  Geschieht!.  Ursprung 
der  Sachs.  Leibzucht,  Herl.  Inaug.-Abh.,  1896.  Grimm,  RA.  423.  Kraut,  Vormund- 
schaft 1,  312.  V.  Martitz,  Ehel.  Güterrecht  des  Sachsenspiegels  179.  Beseler, 
Erbverträge  1,  207.  Stobbb,  Privatrecht  4,  69.  Wenn  man  (entgegen  der  Annahme 
von  Ficker,  Anm.  132)  daran  festhalten  muß,  daß  das  Wittum  (die  spätere  säch- 
sische Leibzucht)  aus  einer  Umbildung  des  alten  Brautkaufes  hervorgegangen  ist, 
so  kann  die  dos  der  Lex  Saxonum  nicht  das  Wittum  sein,  da  das  Gesetz  durchaus 
noch  an  den  alten  Formen  des  Brautkaufcs  festhält;  die  Annahme,  daß  der  Ver- 
lobcr  den  Kaufpreis  nicht  behalten,  sondern  der  Braut  als  dos  übergeben  habe, 
ist  mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  unvereinbar.  War  aber  die  dos  nicht  Wittum, 
so  kann  sie  nur  Morgengabe  gewesen  sein.     Vgl.  Anm.  206  f. 

«w  Vgl.  Anm.  139. 

*^  Ganz  ähnlich  das  mittlere  livländische  Ritterrecht  c.  54:  Heft  ön  erst  ein 
froutre  ein  kind,  dat  se  betügen  möge  sülf  drüdde,  dat  id  de  veer  wende  beschriety 
wenn  id  to  der  uerlt  kumpt,  80  ts  alle  morgengave  dod,  unde  se  bestttet  eres  mannes 
dele  des  gudes  unde  bstalel  sine  schult  vnde  vördert  sine  schult  unde  schaffet  denste 
crem  heren  van  crem  gude.  Vgl.  Erdmakk,  Güterr.  d.  Eheg.  n.  d.  Provinz.-Recht 
Liv-,  Esth-  und  Kurlands  172.  Weitere  Belege  aus  demselben  Rechtsgebiete,  sowie 
aus  den  Niederlanden  und  Schlesien  bei  Brukner,  Geburt  eines  leb.  Kindes  77  f., 
der  hier  die  Spur  eines  uralten  Rechtssprichwortes,  wonach  die  Geburt  eines  Kindes 
den  Tod  der  Morgengabe  bewirkte,  vermutet,  —  ein  Grund  mehr  für  die  Gleich- 
stellung der  sächsischen  dos  mit  der  Morgengabe.  Die  Annahme  von  Heusler  2, 
345  ff.  und  Brunneh,  a.  a.  0.  100,  die  westfälische  Errungenschaftsgemeinschaft 
habe  in  jeder  Ehe,  auch  der  unbeerbten,  platzgegriffsn ,  der  kinderlosen  Frau  sei 
also  dos  und  Errungenschaftsanteil  zugekommen,  ist  gegenüber  der  weiteren  Ent- 
wickclung  des  westfälischen  Rechts  (Verwaltuugsgemeinschaft  bei  kinderloser,  all- 
gemeine Gütergemeinschaft  bei  bekindeter  Ehe)  durchaus  unwahrscheinlich  und 
erschwert  das  Verständnis  der  L.  Sax.  47,  während  die  Stelle  bei  unserer  Auf- 
fassung keine  Schwierigkeiten  bietet    Vgl.  Anm.  139. 

«07  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  94  ff.  Brünhbr,  a.  a.  O.  101  f.  Youmo, 
a.  a.  0.  173  ff.    In  Urkunden  wird   bei  Erwähnung  der  Morgcngabe  häufig  ans- 
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Die  morffincap  der  Langobarden  hatte  eine  solche  Höhe  erreicht,  daß 
Liutprand  schon  717  den  vierten  Teil  des  Vermögens  des  Mannes  als 
nicht  zn  überschreitenden  Höchstbetrag  festsetzte*^®.  Das  Gesetz  wurde 
umgangen,  indem  man  die  inzwischen  ebenfalls  zu  einer  Zuwendung 
an  die  Frau  gewordene  Meta  um  so  viel  mehr  zu  erhöhen  pflegte,  bis 
Liutpr.  89  auch  hierfür  eine  Grenze  zog'^^;  da  aber  auch  diese  Maß- 
Tegel  durch  anderweitige  Schenkungen  des  Mannes  au  die  Frau  umgangen 
wurde,  so  untersagte  Liutpr.  108  endlich  alle  derartigen  Schenkungen, 
80  daß  nur  noch  Morgengabe  und  Meta,  beide  innerhalb  der  gesetzlichen 
Maximalgrenzen,  verstattet  blieben.  Bei  dieser  Enwickelung  konnte  es  nicht 
ausbleiben,  daß  beide  demselben  Zwecke  dienenden  Gaben  wie  bei  den 
Westgoten  zu  einer  einheitlichen  Gabe  verschmolzen,  die  man,  weil  sie 
wie  ehedem  die  Meta  bei  der  Verlobung  vereinbart  wurde,  zuweilen  als 
meta  oder  antef actum,  meistens  aber  nach  der  von  der  Morgengabe  bei- 
behaltenen Übergabe  am  Morgen  nach  der  Brautnacht  als  morgincap  be- 
zeichnete. Der  von  Liutprand  für  die  Morgengabe  festgesetzte  Höchst- 
betrag wurde  als  regelmäßiger  Betrag  dieser  vereinigten  Gabe  üblich,  sie 
belief  sich  durchweg  auf  den  vierten  Teil  des  gegenwärtigen  und  zu- 
künftigen Vermögens  des  Mannes  und  wurde  daher  geradezu  Quarta  ge- 
nannt Nur  bei  der  Wiederverheiratung  einer  Witwe  erhielt  sich  im 
Beneventischen,  in  Anknüpfung  an  die  nach  älterem  Recht  in  solchem 
Fall  zu  zahlende  halbe  Meta,  der  Gebrauch,  nur  eine  Octava,  also  eine 
halbe  Morgengabe,  zu  geben  *^®.  Übrigens  stand  die  Bestellung  der  Quarta 
oder  Octava  in  Benevent  derartig  gewohnheitsrechtlich  fest,  daß  die  Witwe 
diese  auch  dann  beanspruchen  konnte,  wenn  die  gesetzlich  verordnete  Ver- 
briefung unterblieben  war,  quomam  iniquum  et  reprehensibilem  videtur, 
ntj  qiiod  omnes  de  suis  retinent  viris,  aliquantae  mulieres  per  ineuria  vel 
txUqua  acciderUia  ummittant^^^.  Aus  einem  gewohnheitsrechtlichen  Nieder- 
schlag der  Eheverträge  hatte  sich  eine  frauliche  Gerechtigkeit  [iustitia) 
gebildet,  kraft  deren  die  überlebende  Frau,  wenn  keine  andere  schrift- 
liche Vereinbarung  vorlag,  als  gesetzliche  Miteigentümerin  an  dem  Ver- 
mögen des  Mannes  galt. 

drüddieh  die  Kinderlosigkeit  hervorgehoben.  Lehrreich  besonders  Thorpe,  Dipl. 
Angl.  S.  271  ff.  (V.  J.  988).  £adric  ist  kinderlos,  mit  Hinterlassung  einer  Witwe, 
^;estOTbeB;  sein  Oheim  A.  wird  sein  Erbe  und  richtet  infolgedessen  nur  ihre  Morgen- 
^be  ans:  fa  ged^  Ä.  hire  hire  morgengife  (latein.  Text:  hio  de  causa  conoessit  A. 
Uli  viduae  donum  dotts  suae  tantum,  quod  ei  dederat  EadrieuSy  quando  eam  primum 
€useepit  uxorem).  Bei  beerbter  £be  wäre  die  Morgengabe  tot  gewesen  und  die 
Witwe  hätte  daf&r  daa  halbe  Vermögen  erhalten.  Zu  beachten  ist  auch  hier  die 
Übefsetzung  „dos**  für  die  Morgengabe. 

^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gaterr.  1,  84  ff.  Pertile  8,  276  ff.  Schöpfer^  Arch. 
giarid.  1,  127  ff. 

^  Über  die  Meta  seit  Liutprand  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1 ,  40  ff.  146. 
Über  die  Zusammensetzung  mit  fio  {metfio)  ebd.  1^  27,  sowie  oben  Anm.  187. 

«»•  Vgl.  S.  299.  Bluhhe  in  Sybbl's  Hist  Zeitschr.  30,  896,  Rosik,  Ver- 
äußerungflgeschäfte  37.    Pebtile,  a.  a.  0.  279. 

*"  Kapitular  des  Herzogs  Adelchis  c.  8,  MG.  Leg.  4,  211  (nach 
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Eine  ähnliche  Entwickelung ,  die  hier  wie  in  allen  romanischen  Ge- 
bieten durch  das  Vorbild  der  römischen  donatio  ante  nuptias  in  dotem 
redacta  unterstützt  wurde  *^*,  hat  bei  den  Pranken  stattgefunden.  Diese 
kannten  das  Wittum  schon  zur  Zeit  des  Ghlodorech  nicht  mehr  als 
Kaufpreis,  sondern  nur  als  eine  Grabe  des  Mannes  an  die  Frau  [dos,  tanodoj 
dotalitium^  sponsalitia  larffitas)*^^,  die  aber  den  ursprünglichen  Zusammen- 
hang so  weit  gewahrt  hatte,  dafi  nur  die  Wittumsehe  als  wahre  Ehe  an- 
erkannt wurde *^*;  war  die  Vereinbarung  des  Wittums  unterblieben,  so 
galt  das  Verhältnis  als  bloße  Friedelehe,  wenn  das  Versäumte  nicht  noch 
nachgeholt  wurde *^^  Auch  darin,  daß  bei  Verletzung  des  Muntrechtes 
der  Betrag  des  Wittums  als  Muntbrüche  zu  entrichten  war,  hatte  sich 
die  Erinnerung  an  die  frühere  Bedeutung  des  Wittums  erhalten*^®.  Der 
früher  beim  Brautkauf  übliche  Betrag  muß  derselbe  gewesen  sein,  den 
wir  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  als  den  regel- 
mäßigen Betrag  des  Wittums  finden,  bei  Saliern  62^2  SoL  (für  liten 
30  SoL),  bei  Ribuariern  50  SoL,  in  Geld  oder  fahrender  Habe*^^.  An 
Stelle  des  Mobiliarwittums  kam  in  den  vermögenden  Kreisen  spätestens 
seit  dem  siebenten  Jahrhundert  die  in  zahlreichen  Formeln  und  Urkunden 
bezeugte  Immobiliardos  in  Gebrauch,  die  regelmäßig  durch  traditio  cartae 
(S.  278  f.)  bestellt  und  daher  auch  als  dos  conscripta  bezeichnet  wurde. 
Hatte  eine  Verbriefung  nicht  stattgefunden,  so  konnte  die  den  Mann  über- 
lebende Frau  nur  eine   Mobiliardos  in   altherkömmlichem   Betrage   be- 


***  Vgl.  Anm.  182.  Bbuhkes,  Fränk.-romaD.  Dos  549  ff.  Zwei  fQr  Neustrien 
erlassene  Novellen  zur  Lex  Salica  (Erstes  Kapitular  c.  7.  c.  8.  Ed.  Chilper.  4)  ent- 
halten gesetzgeberische  Versache,  die  eine  Teilung  der  dos  bei  Eingehung  einer 
zweiten  Ehe  vorschreiben,  sich  aber  offenbar  nicht  einzubürgern  vermocht  haben» 
Während  Fickeb,  a.  a.  0.  3,  862 ff.,  für  diese  Versuche  eine  germanische  Grund- 
lage annimmt,  behaupten  Sandhaas  70 f.  und  Brunneb,  a.a.O.  568 ff.  571,  römisch- 
rechtliche Einflüsse,  teils  im  Wege  direkter  Entlehnung,  teils  indirekt  durch  Ver- 
mittelung  westgotischer  Gesetze. 

"»  Über  tanodo  vgl.  Beunneb,  a.  a.  0.  547  ff.  Zbumeb,  N.  Arch.  6,  83.  Ge- 
schichte d.  ehel.  Güterr.  1,  66. 

«»*  Vgl.  Geschichte  d.  ehel.  Güterr.  1,  64  f.  81.  Sakdhaas  47  ff.  Fickeb,  a.  a.  0. 
3,  348  ff.  Daß  es  sich  dabei  nicht  um  römischrechtliche  Einwirkungen  gehandelt 
hat,  wird  mit  Recht  von  Ficker,  a.  a.  0.  850  ff.,  hervorgehoben. 

«"  Vgl.  Anm.  132.  165.  Geschichte  des  ehel.  Güterr.  1,  65  n.  4  f.  Form. 
Marc.  2,  16.  Form.  Tur.  16.  Cart  Senon.  app.  1  (Zeüxbe,  Formulae  208  f.).  Form. 
Merkel.  19  (21).    Form.  Lindenbr.  16. 

«»•  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  16. 

'1'  Vgl.  ebd.  1,  68  ff.  Sobm,  ZRG.  5,  420  ff.  Sandraas  51  f.  Fickeb,  a.a.O. 
8,  354  ff.  Den  Beweis  wegen  der  dos  hatte  die  Frau  nach  dem  zweiten  sal.  Kapi- 
tular c.  4  (Behbend,  Lex  Salica'  S.  189)  im  Streitfall  durch  Zwölfereid  zu  erbringen. 
Die  Bedeutung  der  gesetzlichen  Mobiliardos  war  hier  wie  bei  anderen  Stftmmen 
keine  absolute,  sondern  nur  eine  dispositive ,  anderweitige  Vereinbarungen  waren 
nicht  ausgeschlossen.  Andererseits  fand  die  gesetzliche  Dos  nur  in  solchen  Ehen 
Anwendung,  in  denen  die  Frau  durch  irgend  einen  Formalakt  dotiert  worden  wai^ 
da  die  Ehe  ohne  Dos  überhaupt  keine  rechtmäßige  Ehe  war.  Vgl.  Ficker,  a.  a.  0. 
3,  854.    Beispiele  aus  dem  französischen  Mittelalter  ebd.  859. 
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anspruchen.  Bei  der  Immobiliardos  wurde  der  Frau  bald  das  Eigentum, 
bald  nur  die  Leibzucht  verschrieben*^®;  volle  Wirkung  hatte  die  Art  der 
Verschreibung  aber  nur  bei  kinderloser  Ehe,  da  bei  beerbter  Ehe  das 
Ganerbenrecht  der  Kinder  (S. 276. 336)  in  den  Vordergrund  trat;  das  nur 
zur  Leibzucht  verschriebene  Wittumsgut  kehrte,  wenn  die  Frau  während 
der  Ehe  starb,  an  den  Mann  zurück,  war  aber  den  Kindern  verfangen; 
das  zu  Eigentum  verschriebene  Wittum  blieb  als  ein  den  Kindern  ver- 
fangenes Gut  in  der  Hand  der  überlebenden  Frau,  und  es  blieb  den 
Kindern  verfangen,  wenn  die  Frau  vor  dem  Manne  starb,  so  daß  der 
Mann  nur  Verwaltung  und  Nutzung  für  die  Dauer  seines  väterlichen 
Muntrechts  zu  beanspruchen  hatte  *^®.  Die  Höhe  des  Wittums  unterlag, 
im  Gegensatz  zu  der  älteren  Mobiliardos,  der  freien  Vereinbarung.  Neben 
unbeweglichen  Sachen  wurden  häufig  auch  Fahrnisstücke  und  Kostbar- 
keiten versprochen.  Seit  Ende  des  6.  Jahrhunderts  war  es  in  Frank- 
reich wie  bei  den  in  Italien  angesessenen  Franken  vielfach  üblich,  der 
Frau  den  dritten  Teil  des  gesamten  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Ver- 
mögens des  Mannes  als  dos  oder  dotalitium  zu  Eigentum  oder  Leibzucht 
auszumachen ''^.  Die  lombardischen  Juristen  stellten  diese  salische  Tertia 
in  Parallele  mit  der  Quarta  des  lombardischen  Rechts**^  und  in  der  That 
hat  man  anzunehmen,  daß  auch  das  neufränkische  dotalitium  {douaire) 
aus  einer  Verschmelzung  zweier  ursprünglich  verschiedenen  Gaben  ent- 
standen ist.  Die  fränkischen  Wittumsverschreibungen  bis  zum  neunten 
Jahrhundert  lassen  den'  Dualismus  in  zwiefacher  Weise  hervortreten. 
Häufig  war  der  Frau  neben  dem  aus  unbeweglichen  Sachen  bestehenden 
Wittum  {dos)  ein  Drittel  der  ehelichen  Errungenschaft  ausgemacht,  wo- 
durch schon  während  der  Ehe  eine  vertragsmäßige  Errungenschaftsge- 
meinschaft begründet  wurde **^     Andererseits  erfahren  wir,   daß  König 


•"  Vgl.  Anm.  225.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  149.  171.  Saudhaab,  a.  a.  0. 
58  ff.     Brümner,  a.  a.  0.  570  f.    Fickeb,  a.  a.  0.  8,  360  f.  366  ff. 

«>•  VgL  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  147.  170  f.  Sohm,  a.  a.  O.  424.  Saxdhaas, 
a.  a.  O.  62.  Heusler  2,  311.  815.  Fickbe  8,  872  f.  875  ff.  Form.  Marc.  2,  9. 
Form.  Merkel.  22  (24).    Siehe  auch  Anm.  139. 

*~  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  90.  Bbunner,  Beitrage  (Anm.  827)  18  ff. 
Du  Cakoe,  Glossarium  s.  v.  tertia  5,  tertiär ia  4.  Cartul.  Langob.  16  (MG.  Leg.  4, 
599).  Bruel,  Hecueil  des  chartes  de  labbaye  de  Cluny  1,  99,  Nr.  88  (905):  cedo 
tibi  tereia  porcione  de  omnes  res  facuUates  meas  quas  visus  sum  obere  aut  pos* 

sidere  aut  inantea conquirere  aut  laborare  potuero^  tarn  in  Lucdunense  et  in 

Viennense ,  et  secundum  mea  lege  Salica  manibus  tibi  trade  perpeiualiter 

ad  abendum,  vendendum^  donandum,  seu  liceat  tibi  eommutandum,  et  sicut  lex  mea 
Salica  eommemorat  faeiendum.  Ebd.  335,  Nr.  358  (928).  481,  Nr.  496  (939).  2,  298, 
Nr.  1211  (966).  454,  Nr.  1392  (974).  470,  Nr.  1412  (975).  Zuweilen  wurde  statt  des 
Drittels  die  Hälfte  gegeben.    Vgl.  ebd.  1,  96,  Nr.  86  (904). 

**i  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  89.    Cartul.  Langob.  1. 

***  Bei  dem  Tode  des  Königs  Dagobert  wurde  seiner  Witwe,  die  doch  un- 
zweifelhaft eine  Wittumsverschreibnng  erhalten  hatte,  der  dritte  Teil  der  ehelichen 
Errungenschaft  vorbehalten.  Vgl.  Fredegar.  chron.  4,  85  (MG.  öcr.  rer.  Merov. 
2,  164.  422).  SiCKEL,  Qött.  gel.  Anz.  1889,  S.  954  f.  Nach  einer  rhein-fränkischen 
Urkunde  von  815  (Wenck,  Hess.  Landesgesch.  2,  Urk.-B.  Nr.  15)  besteht  das  Ver- 
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Chilperich  seiner  Gemahlin  Gailesuintha  tarn  in  dote  quam  in  morganegiba^ 
h.  e,  matutinale  donum,  fünf  Grafschaften  Terschrieben  hatte,  die  nach 
ihrer  Ermordung  ihrer  Schwester  Brunichildis  zugesprochen  wurden**'. 
Offenbar  handelte  es  sich  hier  um  eine  einheitliche  Brautgabe,  bei  der  im 
einzelnen  nicht  weiter  unterschieden  wurde,  was  als  Wittum  oder  als 
Morgengabe  gelten  sollte.  Soweit  ging  die  Verschmelzung  beider  Gaben 
nicht,  wo  dos  und  Errungenschaftsdrittel  verschrieben  wurden,  es  leuchtet 
aber  ein,  daß  das  letztere  nur  eine  besondere  Gestaltung  der  Morgengabe 
war.  Wurde  die  letztere  nicht  in  dieser  Weise,  sondern,  wie  bei  Gaile- 
suintha, in  Grundbesitz  bestellt,  so  trat  keine  Errungenschaftsgemeinschaft 
ein  2".  War  aber  eine  Verbriefung  des  Wittums  überhaupt  nicht  erfolgt, 
also  keine  Immobiliardos  gegeben,  so  hatte  die  den  Mann  überlebende 
Frau  nach  dem  ribuarischen  Recht  außer  ihrer  Mobiliardos,  die  sich  noch 
gegen  Ende  des  sechsten  Jahrhunderts  in '  der  gesetzlichen  Hohe  von 
50  Sol.  hielt,  von  Rechts  wegen  ein  Drittel  der  ehelichen  Errungenschaft 
zu  beanspruchen,  außerdem  verblieb  ihr,  was  der  Mann  ihr  etwa  darüber 
hinaus  zur  Morgengabe   gegeben  hatte ^^^    Was  sich  in  den  Ehevertragen 


mögen  einer  Frau  aas  ilirer  haereditasj  der  ihr  von  ihrem  Mann  zu  Leibzucbtsrecht 
bestellten  dos  und  der  ihr  zu  Eigentum  zustehenden  ierita  pars  elaboratus  nostri. 
Vgl.  ZRG.  15,  21  f.  Eine  geringe  Variation,  indem  statt  des  Anteils  an  der  Er- 
rungenschaft ein  Anteil  an  der  gesamten  Fahrhabe  des  Mannes  gewährt  wird,  in 
einer  südfranzösischen  Urkunde  von  833  (Brüel,  a.  a.  0.  9,  Nr.  7):  quia  et  raeio 
postulat  et  consuetudo  exquirit,  ut  sponsus  sponsam  et  maritus  uxorem  dotare  debeat, 
ideo  cedo  tibi  atque  dono  per  hoc  dotalicium  aliquid  ex  rebus  meis,  que  sunt  site  in 

pago  Lugdunense, hoc  est  mansum  unum et  tervum  M.  cum  tixore  stuL 

cedo  etiam  tibi  terciam  partem  ex  omnibus  rebus  weis  mobilibus,  quas  modo  haheo 
vel  in  futuro  pariter  acquirere  poterimus,  und  zwar  alles  zu  Eigentum.  Vgl.  Gesch. 
d.  ehel.  Güterr.  1,  92.  Form.  Marc.  2,  17  (quod  in  tertia  mea  accepi).  Form.  Lin- 
denbrog.  13  (Zeümer  275,     Roziäre  Nr.  251). 

*"  Greg.  Tur.  Historia  Francorum  9,  20.  Bobbtios,  Capitularia  1,  Nr.  6. 
Vgl.  Heusleb  2,  306. 

'**  Dies  verkennt  Heusleb  2,  817,  der  dadurch  zu  teilweise  unrichtigen  Er- 
gebnissen gekommen  ist.  Zwischen  Chilperich  und  Fredegundis  bestand  keine 
Errungenschaftsgemeinschaft  (vgl.  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  6,  45.  Gesch.  d.  ehel. 
Güterr.  1,  131  n.),  die  Königin  war  Eigentümerin  der  von  ihrem  Gemahl  bestellten 
dos  und  betrachtete  auch  deren  Früchte  als  ihre  proprielaa.  Ebensowenig  kann 
eine  Errungonschaftsgemeinschaft  zwischen  Chilperich  und  Gailesuintha  bestanden 
haben. 

"*  L.  Rib.  37  §  1:  Si  quis  mtUierem  disponsaverit^  quidquid  ei  per  tabula- 
rum  seu  cartarum  instrumenta  conscripserit ^  perpetualiter  inconfulsum  permaneat 
§  2:  Si  auiem  per  series  scripturarum  ei  nihil  coniullerit,  si  muHer  virum  super- 
rixerit^  50  solidos  in  dude  reeipiat,  et  terciam  de  om fie  re,  quod  simul  conlaborctcerit, 
Mi  studiat  ei  vindicare;  et  [Var.  vel]  quidquid  ei  in  morgangaba  traditum  fuerit, 
similiter  fa,ciat.  Die  Variante  vel  (statt  et)  hat  nicht,  wie  ich  Gesch.  d.  ehel.  Güterr. 
1,  94  n.  angenommen,  die  disjunktive  Bedeutung  von  autj  sondern  wie  in  L.  Rib.  45 
die  kopulative  „und  auch".  Vgl.  Sohm,  MG.  Leg.  5,  232  n.  79.  Heusleb  2,  313. 
Daraus  folgt  aber  keineswegs,  wie  Heusleb  2,  810.  316,  Samdhaas,  a.  a.  0.  B2ff., 
BaimNEB,  a.  a.  0.  570  und  andere  annehmen,  daß  das  Errungenschaftsdrittel  der 
Witwe  eine  von  der  Morgengabe  verschiedene  frauliche  Gerechtigkeit  gewesen 
sein  muß. 
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regelmäßig  zu  wiederholen  pflegte,  war  demnach  allmählich  zu  einem 
Bechtssatz  geworden,  der,  wenn  auch  zunächst  nur  zu  Gunsten  der  über- 
lebenden Frau,  überall  platzgriS;  wo  keine  besondere  Vereinbarung  statt- 
gefunden hatte.  Aus  westfränkischen  Quellen  ergiebt  sich,  daß  sich  im 
Bereiche  des  salischen  Kechts  dieselbe  Entwickelung  wie  bei  den  Ribu- 
ariern  vollzogen  hat*^®.  Daß  aber  das  Errungenschaftsdrittel  der  Frau 
aus  der  Morgengabe  hervorgegangen  ist,  ergiebt  sich  aus  den  angeführten 
Wittumverschreibungen.  Man  darf  vermuten,  daß  der  Mann  außer  dem, 
was  er  zu  Wittum  und  Morgengabe  verschreiben  mußte,  seiner  Frau 
in  der  Begel  noch  eine  freiwillige  Liebesgabe  in  beweglichen  Sachen  dar- 
brachte, an  der  der  Name  Morgengabe  haften  blieb,  nachdem  die  ver- 
schriebene Morgengabe  mit  dem  Wittum  zu  einer  einheitlichen  Gabe  zu* 
sammengeflossen  war.  Eben  darum  behielt  auch  die  Witwe,  die  keine 
Verschreibung  erhalten  hatte,  neben  dem  Errungenschaftsdrittel,  das  offen- 
bar ihre  gesetzliche  Morgengabe  bildete,  alles  was  der  Mann  ihr  als  frei- 
willige Morgengabe  gereicht  hatte  ^*^ 

Auch  bei  den  Baiem  scheint  später  eine  Verschmelzung  der  Morgen- 
gabe {iustitiaf)  mit  dem  Wittum  stattgefunden  zu  haben,  da  die  in  dem 
Volksrecht  wie  in  Urkunden  erwähnte,  regelmäßig  in  Grundstücken  be- 
stehende und  vom  Mann  urkundlich  verbriefte  dos  oder  dos  legitima 
im  Mittelalter  überwiegend  unter  der  Bezeichnung  „Morgengabe"  begegnet, 
während  sie   die  sonst  dem  Wittum  zukommenden  Aufgaben   erfüllte  ^^^ 

Die  Alamannen  kannten  das  Wittum  sowohl  als  Immobiliardos  wie 
in  der  älteren  Form  der  Mobiliardos,  bei  der  auch  der  ursprüngliche  Be- 
trag des  Kaufpreises  von  anscheinend  40  Sol.  noch  festgehalten  wurde  2^®. 


**"  Vgl.  Bbunneb»  a.  a.  O.  571  ff.  Form.  Andec.  59  (58),  nach  678  entstanden, 
Iftßt  der  freien  Frau  eines  unfreien  Mannes  von  dem  Herrn  des  letzteren  aaßer 
der  Aufrechterhai tung  ihrer  Freiheit  zusichern:  peouliare,  quod  stante  eontugto 
laborare  poiaeritj  ipsa  femena  iereia  parte  exinde  haheai  absque  nostra  repeüeione 
vel  eredwn  nostrorum.  Über  Cap.  missorum  v.  821  c.  9  (Borbtius  1,  301)  vgl. 
Heüsleb  2,  810  n. 

"7  Vgl.  S.  311.  Geschichte  d.  ehel.  Güterr.  1,  89  ff.  2,  Ä  S.  54  ff.  174.  229. 
232.  242  ff. 

«»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  69  f.  151  f.  2,  1  S.  92  f.  2,  243.  3,  340  ff. 
Mon.  Boica  28,  2  S.  24,  Nr.  27.  Die  Frau  erhielt  in  der  Regel  das  Eigentum,  das 
aber  bei  beerbter  Ehe  dem  Ganerbenrecht  der  Kinder  unterlag,  daher  diesen  ver- 
fangen war.  Verschieden  von  der  dos  dürfte  die  vielfach  in  einem  Bruchteil  von 
dem  Vermögen  des  Mannes  bestellte  iusHtia  gewesen  sein,  deren  Identität  mit  der 
Morgengabe  Adler,  a.  a.  0.  76 — 112,  wahrscheinlich  gemacht  hat.  Vgl.  Brünneb, 
ZRG.  29,  230  f. 

»•  Vgl.  Gesch.  d.  ehel,  Güterr.  1,  67  f.  149  f.  172.  L.  Alam.  54,  l:  8%  quis 
liber  mortuus  fuerity  reliquii  uxorem  sine  ßlios  aut  filias^  et  de  illa  hereditate  exire 
volueritj  nubere  sihi  alium  coaequalem  sibi,  seqiuit  eam  dotis  legitima  et  [—  aut] 
quidquid  parentes  eius  legitime  plagitaverint ,  et  quidquid  de  sede  patemica  secum 
adtulit,  omnia  in  potestate  habeat  secum  auferendi,  quod  non  mandueavit  aut  non 
vindidit  dotis  enim  legitima  40  [Var.  400^  300,  140]  solidis  constat  aut  in  au/ro 
aut  in  argento  aut  maneipia,  aut  qualecumque  habet  ad  dandum.  Die  Witwe  er- 
hielt entweder  die  Mobiliardos  von  40  Sol.,  oder  was  ihr  von  den  Verwandten  als 
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An  der  Immobiliardos  erhielt  die  Frau  in  der  Regel  nicht  das  Eigentum, 
sondern  nur  Leibzucht,  so  daß,  wenn  sie  vor  dem  Manne  starb,  die 
Dos  an  diesen  zurückkehrte  ^^o.  Außer  dem  Wittum  empfing  die  Frau 
von  ihrem  Mann  eine  Morgengabe,  die  den  Betrag  von  12  SoL  nicht 
übersteigen  durfte  und  ausschließlich  aus  fahrender  Habe  bestand ;  wurde 
ihr  die  Morgengabe  bestritten,  so  konnte  sie  nach  einer  im  Mittelalter 
bei  den  verschiedensten  Stammen  nachweisbaren  Sitte  ihr  Recht  durch 
Eineid  auf  Zopf  und  Brust  erhärten  ^^^ 

Andere  Zuwendungen  als  das  Wittum  und  die  Morgengabe  sollte  die 
Frau  nach  einem  Gesetz  Liutprands  von  728  (S.  313)  von  ihrem  Mann 
nicht  erhalten  dürfen.  Sonst  waren  Schenkungen  unter  Ehegatten  durch- 
aus erlaubt 232^  nur  während  des  ersten  Ehejahres  sollten  sie  nach  einem 
Gesetz  Chindasuinths  von  644  (L.  Wis.  3,  1  c.  5)  unterbleiben. 

Während  der  Ehe  hatte  der  Mann  die  Verwaltung  und  Nutznießung 
des  ganzen  beiderseitigen  Vermögens*^'.  Ihm  stand  auch  die  Vertretung 
seiner  Frau  vor  Gericht  zu*^*.  Ob  das  im  Mittelalter  anerkannte  Ver- 
fügungsrecht des  Mannes  über  das  bewegliche  Frauengut  schon  in  dieser 
Periode  bestand,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen*'*.  Von  den 
Gläubigern  des  Mannes  konnte  das  Vermögen  der  Frau  nicht  in  An- 
spruch genommen  werden 2'^.    Über  unbewegliche  Sachen  der  Frau,  mit 


Immobiliardos  ausbeduDgen  war.  Wurde  ihr  die  letztere  von  den  Erben  des 
Mannes  bestritten,  so  konnte  sie  nach  L.  Alam.  54,  2  durch  Sechsereid  oder  ge- 
richtlichen Zweikampf  ihr  Recht  erweisen.     Vgl.  Sohm,  ZRG.  5,  423  f. 

*'®  Ausgenommen  wenn  die  Wittumsanspriiche  der  Frau  von  den  Erben  des 
Mannes  zu  Unrecht  bestritten  wurden  (L.  Alam.  54,  2).  Eigentum  der  Frau  am 
Wittum  Pardessüs,  Dipl.  2,  442  (714). 

"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  106.  L.  Alam.  54,  8.  Gotheik,  a.a.O.  34, 
bringt  diese  Stelle  mit  Pact.  Alam.  3,  3  f.  in  Verbindung,  indem  der  Eineid  der 
Frau  nur  für  den  gesetzlichen  Betrag  bis  zu  12  Sol.  gegolten  habe,  Mehrbeträge 
darüber  hinaus  aber  der  Mann  eidlich  habe  ableugnen  können.  Die  Bezeichnung 
nasthait  (=  nastula  sua  ius)  erklärt  er  von  der  das  Kleid  auf  der  Brust  zusammen- 
haltenden Nestel  oder  Spange. 

^'^  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  139  f.  Schenkungen  der  Frau  an  den  Mann  bei 
Gelegenheit  der  Eheschließung  scheint  L.  Burg.  14,  4  (Anm.  177)  anzudeuten. 

*'•  Soweit  nicht  der  Frau  ein  Anteil  an  seinem  Vermögen  oder  der  Errungen- 
schaft eingeräumt  war.  Bei  den  Westfalen  gebührte  der  Frau  in  beerbter  Ehe 
stets  die  Hälfte  der  Errungenschaft  (S.  312).  Durchaus  kasuistisch  sind  die  Be- 
stimmungen der  L.  Wis.  IV,  2,  16,  die  zwar  noch  auf  die  Leges  Eurici  zurück- 
gehen dürften  (vgl.  Zeumer,  N.  Arch.  26,  122  ff.),  aber  doch  bereits  von  einer  so 
fortgeschrittenen  Abstraktion  zeugen,  daß  man  ihren  Grundgedanken  (Teilung  der 
Errungenschaft  nach  Verhältnis  des  beiderseitigen  Eingebrachten)  schwerlich  mit 
FicKER,  a.  a.  0.  4,  302  ff.  313  f.  als  den  Ausgangspunkt  für  das  germanische  ehe- 
liche Güterrecht  betrachten  darf.    Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  135  ff. 

*•*  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  140  f.  Sandhaas,  a.  a.  0.  78.  Brübl,  Eecueil 
de  chartes  de  Cluny  1,  18  Nr.  15  (870).  Nur  die  Westgoten  verlangten  Ermäch- 
tigung des  Mannes  durch  die  Frau. 

885  Ygi  L  Rib.  37,  3:  Quod  st  ex  hisy  gut  conscripia  vd  trctdita  sunt,  simul 
consumpserit,  nihil  requirat.    L.  Alam.  24,  1  (Anm.  229).    L.  Burg.  14,  4  (Anm.  177). 

*••  Nach  L.  Burg.  96  sollte,    wenn  für  eine  Schuld  des  Mannes  res  uxoris 
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Einschluß  derer  die  ihr  als  Wittum  oder  Morgengabe  eingeräumt  waren, 
konnte  der  Mann  nur  unter  ihrer  Mitwirkung  verfügen  *^7.  Das  lango- 
bardische  Recht  verlangte  hierzu  die  in  bestimmter  Form  vor  ihren  Ver- 
wandten oder  vor  Gericht  abgegebene  Erklärung  der  Frau,  daß  sie  aus 
freien  Stücken  ihre  Einwilligung  gegeben  habe"®.  Über  sein  Vermögen 
konnte  der  Mann  frei  verfügen,  soweit  er  seiner  Frau  keine  Hechte  daran 
eingeräumt  hatte  ^^®.  Die  Quart»  und  Tertia  des  jüngeren  langobardischen 
und  fränkischen  Rechts  hatte  die  Wirkung,  daß  die  Frau  als  Miteigen- 
tümerin bei  jeder  Immobiliarveräußerang  des  Mannes  zugezogen  werden 
mußte  "^  Aber  schon  der  Errungenschaftsanteil,  den  die  ribuarische  Frau 
als  Morgengabe  zu  empfangen  pflegte  und  in  Ermangelung  einer  dos 
conscripta  von  Rechts  wegen  erhielt,  während  die  westfälische  einen  solchen 
in  jeder  beerbten  Ehe  zu  beanspruchen  hatte,  legte  dem  Manne  die  Ver- 
pflichtung auf,  auch  seinen  eigenen  Grundbesitz  nicht  anders  als  mit 
gesamter  Hand,  d.  h.  unter  Mitwirkung  der  Frau,  zu  veräußern,  da  der 
Errungenschaftsanspruch  in  erster  Reihe  durch  die  Erträge  des  Grund- 
besitzes zu  befriedigen  war'^K  Die  Frau  konnte  ohne  die  Genehmigung 
des  Mannes  unter  Lebenden  über  nichts  verfügen***. 

Nach  Auflösung  der  Ehe  hatte  die  überlebende  Frau  ursprünglich 
wohl  allgemein,  solange  sie  ledig  blieb,  das  Recht  des  Beisitzes **'^.  Bei 
den  Burgunden,  Westgoten  und  Baiern  wurde  ihr  für  die  Dauer  des 
Witwenstandes  als  Ersatz  des  Beisitzes  der  gesetzliche  Nießbrauch  an 
einem  bestimmten  Teil  des  Nachlasses  ihres  Mannes  eingeräumt***.    Der 


pigneratas  fuerint^  der  Bürge,  der  die  Pfändung  vollzogen  hatte  (vgl.  S.  290),  für 
diesen  Mißgriff  nicht  gestraft  werden,  der  Manu  aber  zur  Auslösung  der  gepfän- 
deten Sachen  und  zu  ihrer  Rückgewilhr  an  seine  Frau  verpflichtet  sein  (ita  tarnen 
ut  Viaritus  i  cui  pro  debito  stio  res  ttxorts  pigneratas  sunt,  aptid  fideiussorem 
suum  se  ahsolvat  et  res  uxortSf  quae  pigneratas  sunt,  restituai).  Ober  die  Nicht- 
haftung  des  Frauengutes  für  Deliktschulden  des  Mannes  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr. 
1,  141  n.    Decr.  Tassil.  in  syn.  Dingolf.  c.  12  (MG.  Leg.  3,  461). 

*"  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  129  ff.    Wartmank,  Ürk.-B.  1,  Nr.  22.  25.  701. 

•**Liutpr.  22.  Pippins  capit.  Ital.  c.  11  (Bohrtius  1,  201).  Vgl.  Gesch.  d. 
ehel.  Güterr.  1,  132  ff.  Rosik,  a.  a.  0.  (s.  Anm.  167).  Der  letztere  weist  nach, 
daB  Liutprands  Vorschrift  nur  für  verheiratete  Frauen  bestimmt  war  und  die 
Ausdehnung  auf  Mftdchen  und  Witwen  (Liatpr.  29)  ein  dem  beneventischen  Ge- 
iwohnheitsrecht  entnommener  Zusatz  aus  der  Zeit  zwischen  774  und  832  ist. 

***  Vgl.  u.  a.  elsfifisische  Urk.  von  745  bei  Pabdessüs,  Dipl.  2,  468. 

"*  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  134,  Nr.  85.  Bei  den  Langobarden  erfolgte  die 
Mitwirkung  der  Frau  später  zum  Teil  in  denselben  Formen  wie  bei  der  Ver- 
äußerung ihrer  unmittelbaren  Vermögensobjekte,  vgl.  Rosin,  a.  a.  0.  81  ff. 

•*»  Vgl.  Kraut,  Gott.  gel.  Anz.  1864,  S.  835  f.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2, 
2  S.  176.  8,  S.  243  f.  Heüsleh  2,  314. 

•*«  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  5.  130  ff.  Sandhaas,  a.  a.  0.  78.  Nach 
L.  Rib.  74  standen  Ehefrauen  in  der  Geschäftsfähigkeit  den  Unfreien  und  Un- 
mündigen gleich.  Zu  Verfügungen  von  Todes  wegen  bedurfte  es  keiner  Zustim 
mung  des  Mannes,  soweit  seine  Bechte  unberührt  blieben.     Vgl.  L.  Burg.  51,  3 

«*«  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  143.  Heusleb  2,  298.  826.  842  f.  L.  Alam 
54,  1  (Anm.  229).    L.  Bai.  15,  8.    Erstes  sal.  Kapitulare  c.  7  (BEHEEND^  S.  133). 

**^  Die  burgundische  Witwe   hatte  bei  kinderloser,   später   auch  bei  be 
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Überlebende  Mann  hatte  im  allgememen  wohl  keinen  Beisitz  zu  bean- 
spruchen, sondern  mußte,  soweit  er  nicht  kraft  väterlichen  Muntrecht& 
im  Besitz  blieb,  alsbald  nach  dem  Tode  der  Frau  die  Auseinandersetzung 
mit  ihren  Erben  vornehmen  **^  Nach  langobardischem  Recht  war  der 
Mann  als  Muntwalt  Alleinerbe  der  Fran^^^  Im  übrigen  gab  es  außer 
dem  hier  ganz  römischen  Westgotenrecht  kein  gesetzliches  Ehegatten» 
erbrecht 2*^.  Dagegen  waren  Vergabungen  von  Todes  wegen,  in  der  Regel 
gegenseitige,  nnter  Ehegatten  außerordentlich  häufig^*®. 

Die  väterliche  Gewalt**®  beruhte  auf  dem  eheherrlichen  Munt 
über  die  Mutter.  Die  außer  der  Ehe  oder  in  einer  Ehe  ohne  Munt  er* 
zeugten  Kinder  standen  nicht  im  Munt  des  Vaters  ,  sondern  unter  dem 
Muntwalt  ihrer  Mutter,   während  andererseits   der  Munt  des  Ehemannes. 


erbter  Ehe  den  Nießbrauch  an  einem  Drittel,  neben  mehr  als  einem  Kinde  nnr 
an  einem  Viertel  (L.  Burg.  42.  62.  74).  Der  Anspruch  fiel  weg  bei  kinderloser 
Ehe,  wenn  die  Witwe  elterliches  Vermögen  oder  ausreichende  anderweitige  Ver- 
sorgung seitens  ihres  Mannes  erhalten  hatte  (Anm.  192);  bei  beerbter  Ehe,  solange 
die  Kinder  ihr  den  Beisitz  gewährten,  wozu  sie  nach  erlangter  Volljährigkeit 
nicht  mehr  verpflichtet  waren  (L.  Burg.  59.  74,  2).  Kinder  des  Mannes  ans  einer 
früheren  Ehe  waren  ihrer  Stiefmutter  zu  nichts  verpflichtet  (74,  3>  Das  Witwen- 
drittel  wurde  als  Erbteil  behandelt  und  haftete  mit  für  die  Schulden  des  Erb- 
lassers (65).  Die  westgotische  Witwe  hatte  den  Nießbrauch  an  einem  Kindesteil 
(Leg.  Eur.  322.  L.  Wis.  4,  2  c.  14);  über  die  Größe  des  Anteils  bei  unbeerbter 
Ehe  ist  nichts  gesagt.  Das  bairische  Volksrecht,  das  sich  an  Eurichs  Gesetz 
anschloß,  gewährte  bei  beerbter  Ehe  Nießbrauch  an  einem  Kindesteil  des  ganzen 
Nachlasses,  bei  unbeerbter  Ehe  an  der  Hälfte  des  Mobiliarnachlasses  (jfecunia), 
L.  Baiuw.  15,  7.  8.  10.  Im  Falle  der  W-iederverheiratnng  ging  der  Nießbrauch,, 
im  Gegensatz  zu  Wittum  und  Morgengabe,  nach  allen  hier  besprochenen  Rechten 
verloren,  ein  deutlicher  Beweis  für  seinen  ursprünglichen  Znsammenhang  mit 
dem  Beisitz. 

^^^  Nach  dem  ersten  sal.  Kapitular  c.  8  scheint  es  allerdings,  als  sei  bei 
den  Saliern  auch  der  Mann  erst  im  Falle  der  Wiederverheiratung  zur  Auseinander- 
setzung verpflichtet  gewesen. 

*"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  6  f.  167.  Da  das  Erbrecht  des  Manne» 
auf  dem  Munt  beruhte,  so  kam  es  in  der  Ehe  ohne  Munt  (S.  304)  in  Wegfall. 

^*^  Nur  durch  Beerbung  der  Kinder,  nachdem  diese  Erben  des  erstver- 
storbenen Ehegatten  geworden  waren,  konnte  der  überlebende  Ehegatte  dessen 
Vermögen  erwerben.  Vgl.  L.  Alam.  89  (Anm.  197).  L.  Burg.  24,  8.  53.  L.  Wis. 
4,  2  c.  18.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  166  n.  168  n.  Bbunner,  Geburt  eines  leben- 
den Kindes  99  f.,  schließt  aus  L.  Bai.  15,  8  auf  ein  Ehegattenerbrecht  für  den 
Fall  der  fruchtbaren  Ehe,  falls  die  Kinder  vor  den  Eltern  gestorben  sind,  doch 
hat  die  Stelle  diesen  Fall  kaum  im  Auge  und  will  nur  sagen,  daß  die  Mutter^ 
wenn  sie  ohne  Erben  des  zweiten  Bettes  stirbt,  von  den  Kindern  erster  Ehe  be- 
erbt wird. 

*"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  158  ff. 

"•  Vgl.  Heüsler  2,  431  ff.  Kbaüt,  Vormundschaft  2,  586  ff.  Bbünner,  Grund- 
züge 199.  V.  Amiba,  Grundriß*  114.  Pertile,  a.  a.  0.  8,  326 ff.  Youno  i.  d. 
Essays  in  anglosaxon  law  152  ff.  Stobbe  4,  803  ff.  343  f.  386  ff.  (4',  365  ff.  418  ff. 
465  ff.);  Beitr.  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts  1  ff.  Gbimm,  RA.  462.  Sohm,  Reichs- 
und Gerichtsverfassung  342  ff.  Königswabter,  Histoire  de  Toi^anisation  de  la 
famille  en  France  (1851),  138  ff.  Schüppeb,  Arch.  giurid.  1,  156  ff.  Zeümeb,  N.  Arch- 
26,  110  ff.  134  f. 
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aach  die  von  einem  Dritten  im  Ehebruch  mit  der  Frau  erzeugten  Kinder 
umfaßte  ^^.  Der  Inhalt  der  yäterlichen  Gewalt  hatte  auch  in  dieser 
Periode  noch  manches  yon  der  alten  Strenge  bewahrt:  in  bestimmten 
FäUen  das  Becht  der  Tötung  oder  des  Verkaufes  in  die  Knechtschaft '^\ 
das  Becht  des  Heiratszwanges  gegen  die  Tochter,  nur  hier  und  da  zum 
bloßen  Ehebewilligungs-  und  Verloberrecht  abgeschwächt***.  Den  Kindern, 
blieb  ihr  Vermögen  gewahrt,  aber  der  Vater  hatte  die  Verwaltung  und 
Nutznießung***.  Einseitige  Verfügungen  über  das  Kindesgut  waren  veder 
dem  Vater  gestattet,  noch  dem  Kinde,  nachdem  es  volljährig  geworden 
war,  solche  zum  Nachteil  des  Vaters**^;  gemeinsame  Verlegungen  setzten 
Volljährigkeit  des  Kindes  yoraus***.  Zum  Hausvermögen  gehörige  Orund- 
stucke  unterlagen  den  Beschränkungen  des  Ganerbenrechts  (S.  275  f.), 
während  der  Vater  über  bewegliches  Hausgut  unter  Lebenden  freie  Ver- 
fügung hatte  und  nur  bei  Schenkungen  und  in  der  Bevorzugung  ein« 
zelner  Kinder  beschränkt  oder  an  einen  gewissen  Höchstbetrag  gebunden 
war**®.  Die  gerichtliche  Vertretung  der  Kinder  hatte  der  Vater  in  der- 
selben Weise,  wie  der  Vormund  die  des  Mündels.  Pur  die  von  ihnen 
verwirkten  Bußen  haftete  er  als  Selbstschuldner,  gegen  sie  verwirkte 
trieb  er  für  seine  Bechnung  ein**^  Neben  dem  Vater  übte  die  Sippe 
eine  gewisse  Obervormundschaft  (S.  325),  die  teils  ergänzend  eingrifi, 
teils  dem  Hauskind  Schutz  gegen  Übergriffe  des  Vaters  gewährte. 


•"  Vgl.  S.  804.  L.  Alam.  50.  53.  Ed.  Liutpr.  126.  Heusleb  2,  434.  Kraut  1, 
172 f.  291.    Daagün,  Matterrecht  u.  Raabehe  80 ff. 

**»  Vgl.  S.  66.  Roth  221.  L.  Burg.  85,  2,  8.  L.  Wis.  8,  4  c.  5.  Verkauf 
in  NotfUlen:  Bhuhner,  RG.  1,  76.  Darqün,  a.  a.  0.  49.  L.  Rom.  Cur.  8,  3.  18,  10. 
Verkauf  rar  Strafe:  Roth.  221.    Vgl.  Zeumee,  N.  Arch.  26,  187  ff. 

"«  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  7  n.  Lönino,  Gesch.  d.  deutsch.  KR.  2,  581  n. 
Li.  Barg.  100:  voltmtaie  8ua,  L.  Wis.  3,  8  c.  11.  Das  ältere  Westgotenrecht  (8,  1 
c.  4.  3  c.  4)  verlangte  Zusümmung  der  Braut  nur  ftbr  bestimmte  Fälle.  Chlothars  II. 
praecepüo  c.  7  (Borstius  1,  19)  will  bloß  den  königlichen  Heiratszwang  beseitigen. 
L.  Sax.  40  bezieht  sich  nur  auf  die  geringere  Strafbarkeit  des  mit  Zustimmung 
der  Entführten  vollzogenen  Frauenraabes.  Die  langobardische  Gesetzgebung  hob 
den  Heiratszwang  des  Muntwalts  im  allgemeinen  auf  (Liutpr.  120),  ließ  ihn  aber 
für  Vater  und  Bruder  bestehen  (Roth.  195.    Liutpr.  12.  119). 

"»  Vgl.  erstes  sal.  Kapitular  c.  8.    L.  Wis.  4,  2  c.  13  (Leg.  Eur.  321). 

«**  Roth.  170.  L.  Rib.  74.  L.  Wis.  4,  2  c.  13.  L.  Rom.  Cur.  24,  8.  Erste« 
sal.  Kapitular  c.  8.  Die  Verfügungen  eines  volljährigen  Hauskindes  waren  nur  relativ 
ungültig,  indem  der  Vater  das  Veräußerte  zurückfordern  und  den  Gläubigem  die 
Leistung  verweigern  konnte.  Vgl.  Heüsler  2,  444  ff.  L.  Wis.  4,  5  c.  5  gestattet 
dem  Haussohn  freie  Verfügung  über  Zweidritte]  seines  eigenen  Verdienstes. 

*^  Vgl.  Heusler  2,  449.  Veräußerungen  in  Notfällen  konnten  nach  Liutpr. 
149  auch  mit  Zustimmung  minderjähriger  Kinder  vollzogen  werden. 

-^  Vgl.  S.  386  f.  L.  Rib.  59,  9.  Das  salische  Recht  kannte  eine  solche  Be- 
schränkung nicht  (vgl.  Anm.  266),  über  das  burgundische  vgl.  Anm.  330,  das  dem 
Vater  übrigens  untersagte,  bei  der  Verlobung  einer  Tochter  schlechthin  auf  die 
Zahlung  des  Wittums  zu  verzichten,  während  er  das  Erhaltene  nach  Belieben  zu 
ihrer  Aussteuer  verwenden  konnte  (L.  Burg.  86,  1.  2). 

•5^  Vgl  Heusler  1,  123  ff.  2,  450. 
B.  SCHRÖDBE,  DeatBche  Bechtsgeschlohte.    4.  Aufl.        *  21 
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Aufgehoben  wurde  die  Täterliche  Gewalt  durch  Hingabe. des  Kindes 
in  Adoption**®.  Diese  war  zuweilen  bloße  Scheinadoption,  indem  das 
Eind  nicht  in  das  Haus  des  Wahlvaters  eintrat,  sondern  zu  seinem  Vater 
zurückkehrte;  die  Annahme  an  Eindesstatt  diente  hier  als  Emanzipa- 
tion, indem  die  für  gewöhnlich  erforderliche  Absonderung  des  Vermögens 
yermieden  wurde  •'^^.  Sonst  endigte  die  väterliche  Gewalt  far  Töchter 
durch  Eingehung  einer  rechtmäßigen  Ehe**^,  für  Söhne  durch  ihre  Ab- 
schichtung  vom  Hause  des  Vaters,  also  Entlassung  aus  der  Were^'^ 
Daher  bildete  die  Herausgabe  des  Kindesgutes  *^>  odw  (wenn  es  an  einem 
solchen  fehlte  oder  dem  Vater  die  Leibzucht  daran  eingeräumt  worden 
war)  die  Gewährung  einer  Aussteuer,  entsprechend  dem  was  die  heiratende 
Tochter  empfing,  mit  der  als  Lohngeld  verstandenen  Gegengabe  des  Eindes 
einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Emanzipationsaktes*®'.  Teilung  des 
Hausvermögens  wurde  wohl  vielfach  damit  verbunden,  eine  rechtliche 
Verpflichtung  des  Vaters  bestand  aber  in  dieser  Beziehung  nicht,  er  konnte 
sie  auch  spater  vornehmen  oder  die  Ganerbschaft  bis  zu  seinem  Tode 
fortbestehen  lassen  *•*.  Der  Eintritt  der  Volljährigkeit  hob  die  väterliche 
Gewalt  nicht  auf'**,  doch  konnten  volljährige  Söhne,  wenn  sie  eigentüm- 
liches Vermögen  besaßen,  wohl  ihre  Entlassung  aus  derselben  verlangen**®. 

""  Vgl.  S.  67.  Brünheb,  RG.  1,  77.  Stobbb  4,  875  f.  (4»,  451  ff,).  L.  Rom. 
Cur.  22,  5.  Adoption  durch  Speerreichung  auch  bei  Paul.  Diac,  Hist.  Langob.  1, 
15  angedeutet. 

(60  Ygi^  Brunnsb,  Histor.  Aufeätze  zum  Andenken  an  Waitz,  61.  Wacker- 
NAQBL,  Lebensalter  56.  Stobbb,  Beiträge  7  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Oer.-Verf.  842.  547. 
L.  Rom.  Cur.  22,  6 :  Hoc  est  emancipatio,  si  pater  eorum  eos  per  manum  dat  ad 
alium  senior em  et  eos  ei  commendaveritj  aui  si  ad  ipsos  filios  uxores  dederint,  ut 
in  sua  ipsorum  potestatem  eos  vivere  dimittat.    Vgl.  ebd.  28,  7.  24,  8. 

>«o  Unter  Germanen  nur  im  Fall  einer  Muntehe.  War  der  Mann  ein  Römer, 
80  mußte  er  die  Munt  des  Vaters  oder  sonstigen  Muntwalts  zwar  ablösen,  aber 
ohne  sie  für  sich  zu  erwerben.  Hier  wirkte  die  Trauung  demnach  als  Emanzipation, 
während  sie  bei  der  Muntehe  der  Hingabe  in  Adoption  entsprach.  Vgl.  Liutpr. 
127.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1^  20.  Übergang  in  eine  getrennte  Haushaltung  war 
bei  der  heiratenden  Tochter,  im  Gegensatz  zum  Sohn  (vgl.  L.  Wis.  4,  2  c.  18), 
nicht  notwendig;  der  Tochtermann  konnte  zum  Schwiegervater  auf  den  Hof  ziehen, 
ohne  seine  eheherrliche  Gewalt  dadurch  zu  verlieren.    Vgl.  Heusleb  2,  441. 

*«i  Vgl.  S.  67.     Leg.  Eur.  321.     L.  Rom.  Cur.  22,  6  (Anm.  259).  28,  7.  24,  8. 

««»  Vgl.  Heüslbr  2,  438  f.    Leg.  Eur.  821. 

«•»  Vgl.  Anm.  266.  S.  307  ff.  L.  Rom.  Cur.  23,  7  §  2.  Stobbe,  Beitr.  6. 
Über  das  Lohngeld  (Anm.  73)  vgl.  Form.  Wisig.  34  (Zeuheb  590):  Oblatos  autem 
a  te  quinque  nummus  distractionis  atque  mancipaiionis  causa  me  suscepisse  agnosco 

et  melioratum  autem  te  gaudeo,     Unde  quicquid  te habere  decrevi,  totum  tibi 

per  hane  mancipationis  meae  cartulam  eonfirmo, 

*"  Über  Teilung  des  Vaters  mit  den  Söhnen  vgl.  S.  276.  336  f.  L.  Baiuw.  1, 1. 
L.  Burg.  1,  1  f.  24,  5,  51,  1.  75,  1  f.  78,  1.  Wo  die  Aussteuer  keine  Erbabfindung 
war  (vgl.  S.  308  f.  Sohm,  a.  a.  0.  345  n.),  ist  natürlich  an  eine  mit  der  Emanzi- 
pation verbundene  Teilung  nicht  zu  denken. 

^*  Anders  Ebaut  2,  590  ff.,  hinsichtlich  der  Angelsachsen  YoxrsQ,  1.  c.  160  ff. 

•*«  Vgl.  SoHM,  Reichs-  und  Ger.-Verf.  842.  547.  v.  Salis,  ZRG.  20,  164.  Erstes 
sal.  Kapitular  c.  8  (Behbend*,  S.  134):    Si  tarnen  adhue  filii  parvoli  sunt,  usqv 
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Nach  dem  Tode  des  Vaters  war  die  Begel,  daß  sein  nächster  mün* 
diger  Sch^ertmage,  in  erster  Beihe  der  älteste  Sohn,  die  Yormundscliaft 
über  die  Witwe,  die  minderjährigen  Söhne  nnd  miverheirateten  Töchter 
übernahm '^^  Die  Witwe  konnte  nnter  gewissen  Yoranssetzongen  wieder 
unter  den  Munt  ihrer  Blutsverwandten  zurückkehren  ^^^  Bei  den  Bur« 
gunden  und  Ooten,  die  eine  Oeschlechtsvormundschaft  über  Witwen  nicht 
mehr  kannten,  hatte  die  Mutter  für  die  Dauer  ihres  Witwenstandes  eine 
gewisse  Gewalt  über  die  Kinder,  die  yielleicht  keine  eigentliche  Vormund« 
Schaft  war,  jedenfalls  aber  die  Vorsteherschaffc  im  Hause  (kraft  Beisitz- 
rechtes),  sowie  das  Erziehungs-  und  Ehebewilligungsrecht  um&ßte'^^ 
Daß  dabei  römischrechtliohe  Einflüsse  mitgewirkt  haben,  ist  zu  yermuten, 
aber  auch  bei  einigen  anderen  Stänunen  scheint  der  im  Beisitz  befind« 
liehen  Mutter  die  Verwaltung  und  Nutzung  des  Hausvermögens  gebührt 


ad  perfeciam  aetatem  res  itxore^  anteriores  vd  doUs  causa  liceat  iudicare^  sie 
vero  ut  de  hos  neo  vendere  nee  donare  praesummat  Daß  damit  nicht  schlechthin 
der  Eintritt  der  Vollj&hrigkeit  gemeint  ist,  zeigt  die  Gegenüberstellung  des  pt4£r 
infra  duodecim  annos  und  des  puer  erinttus  in  L.  Sal.  24:  der  12  Jahre  alt  ge- 
wordene Knabe  ist  volljährig,  braucht  aber  damit  noch  nicht  die  eapillaturiae 
(S.  68)  erhalten  zu  haben.  Verbindung  mit  der  Emanzipation  zeigt  das  zweite 
aal.  Kapitular  c.  2  [De  chane  creudo]:  St  quis  pater  aut  parentis,  quando  fUiam 
suam  ad  marito  donat,  quanium  ei  in  nocte  illa  quamlibet  rem  donavit,  toto  extra 
partem  ineorUra  fraires  suos  vindieet,  Similiter  quando  fUius  sutis  ad  eapiüaturias 
faeitj  quiequid  ei  donato  fuerit,  extra  parte  hoc  teneaiy  et  reliquas  res  equali  ordine 
inter  se  dividani.  Karl  der  Kahle,  823  geboren,  empfing,  als  er  nach  dem  Recht 
seines  Hauses  volljährig  geworden  war  (838),  von  seinem  Vater  Ludwig  arma  et 
eoronam  neonon  et  quandam  portionem  regni  und  wurde  darauf  in  den  ihm  über- 
wiesenen Teil  des  Reiches  zur  übernähme  der  Regierung  entsendet  (Nithardi 
bist.  1,  6).  Also  Eintritt  der  Volljährigkeit,  Wehrhaftmachung,  Aussteuer  und  Ab- 
sonderung vom  Hause  des  Vaters  in  unmittelbarer  Folge.  Vgl.  Sohm,  a.  a.  0.  842  f. 
Vgl.  übrigens  Leg.  Eur.  321  (L.  Wis.  4,  2  c.  13).    Form.  Wisig.  84. 

»»  Vgl.  Kraut,  a.  a.  O.  1,  110  ff.  166  ff.  286  ff.  2,  3  ff.  266  ff.  Rive,  Gesch. 
d.  deutsch.  Vormundschaft  I.  (Die  Vormundschaft  im  Rechte  der  Germanen),  1862. 
Hbusleb  2,  480  ff.  v.  Amiba,  Grundriß*  107.  110.  Pertile,  a.  a.  O.  3,  847  ff. 
YouNG,  a.  a.  0.  180  ff.  Konigswabteh,  Organisation  de  la  famille  143  ff.  Estlander, 
Stadier  i  äldre  svensk  förmjnderscapsrätt,  1897.  Osenbbüggen,  Strafrecht  der 
Langobarden  80  ff.  Schboder,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  1  ff.  Heise  u.  Cbopp, 
Jurist  Abhandlungen  1,  291  ff.  Scuupfeb,  a.  a.  0.  170  ff.  Blühmb,  ZRG.  11,  375  ff. 
Dahh,  Wesig.  Studien  128  ff.  Gaüpp,  Recht  und  Verf.  d.  alten  Sachsen  150  ff. 
WiMKLEB,  Geschlechts  Vormundschaft  in  ihrer  geschichtl.  Entwickelung  (Züricher 
Dissertation^  1868)  24  ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen'  1,  193  ff.  2,  89  f.  Der  An- 
nahme von  FiOKEB,  a.  a.  0.  3,  401,  Verwandtschaft  zw.  got.-spanischem  u.  norw.- 
ial.  Recht  49  ff.  (Mitteil.  d.  öst  Inst.  2,  503  ff.),  und  Opet,  Geschlechtsvormundschaft 
(ebd.,  Erg.-Bd.  3)  und:  Zur  Frage  der  frank.  Geschl.- Vormundschaft  (ebd.,  Erg.-Bd.  5), 
daß  das  fränkische  Recht  keine  (j^schlechtsvormundschaffc  gekannt  habe,  vermag 
ich  nicht  beizutreten.    Vgl.  Anm,  10.    Wolfp,  a.  a.  O.  (Anm.  140)  374.  384  f. 

»«  Vgl.  (Jesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  3,  n.  12.  29.  48,  n.  8.   Rosin,  Veräußerungs- 
geschSfte  der  Frauen  58  f. 

»•  Vgl.  Zeumbb,  N.  Arch.  26,  135.  L.  Wis.  8,  1  c.  6,  c.  7.  4,  2  c.  18.  8  c.  3. 
Lu  Burg.  59.  74,  2.  85,  1.  Prokop,  Bell.  Got.  1,  2.  Die  meisten  nehmen  wirkliche 
Vormundschaft  der  Mutter  an,  dagegen  Heüsleb  2,  483.  494,  und  unten  Anm.  280. 

21* 
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ZU  haben  ^^^,  so  dafi  der  Yonnond  hier  im  wesentlichen  auf  die  Vertretung 
nach  außen  beschrankt  war,  während  ihm  sonst  die  volle  Gewere  am 
Mündelgut,  also  eine  tutela  usufructuaria,  zustand '^^  Bei  Vergehen  des 
Mündels  ging  die  Klage  gegen  den  Vormund,  er  haftete  für  die  Buße, 
wenn  auch  zunächst  nur  mit  dem  Mündelgut ^^^;  ebenso  galt  er  bei 
Vergehen  gegen  das  Mündel  als  der  Verletzte  und  hatte  daher  die  Buße 
einzutreiben*^';  war  er  selbst  der  Beschuldigte,  so  klagte  die  Sippe  oder, 
wenn  es  daran  fehlte,  ein  vom  Bichter  berufener  Vormund  gegen  ihn. 
Dagegen  machte  sich  in  bürgerlichen  Sachen  der  Mangel  einer  prozessu- 
alischen Stellvertretung  geltend,  indem  der  Minderjährige  weder  für  sich, 
noch  durch  den  Vormund  als  seinen  Vertreter  klagen  oder  verklagt 
werden  konnte,  Prozesse  für  oder  gegen  ihn  daher  bis  zum  Eintritt  der 
Volljährigkeit  ruhen  mußten*^*.  Demgegenüber  besaßen  großjährige  Per- 
sonen, die  einer  Munt  unterworfen  waren  (S.  271  f.)|  im  Beistand  ihres 
Vormundes  die  volle  Prozeßfähigkeit  ^^^  Derselbe  Unterschied  in  der 
Behandlung  der  minderjährigen  und  großjährigen  Bevormundeten  zeigte 
sich  bei  den  Verfügungen  über  ihr  Vermögen.  Da  der  Vormund  nicht 
einseitig  darüber  verfügen  durfte,  so  vermochte  er  dies  auch  nicht  mit 
der  Zustimmung  seines  Mündels,  solange  dasselbe  minderjährig  war^^®; 
bevormundete  Großjährige  dagegen  waren  nur  relativ  (d.  h.  dem  Vormund 
gegenüber)  geschäfteunfahig,  während  sie  unter  Mitwirkung  des  Vormundes 
die  volle  Verfugungsfähigkeit  besaßen  *^^  Über  die  Person  des  Mündels 
übte  der  Vormund  eine  gewisse  Strafgewalt,  doch  machte  sich  hier  wie 
in  anderen  Dingen  mehr  und  mehr  eine  Verminderung  der  vormund- 
schafÜichen  Befugnis  geltend*^®. 


"•  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  5  n.  Heusler  2,  298  f.  486.  Habbbun, 
Bearbeitung  der  in  Meichelbegk's  Hist.  Fris.  enthaltenen  Urkunden  225. 

'"  Vgl.  Kraut  2,  65  ff.  Heuslee  2,  486.  L.  Burg.  85,  2:  proodmtia  parens 
res  minorum  revocare  dehet  ea  conditioney  ut,  qualiter  sua  faeultas  proficit,  sie  et 
res  minorum  eins  uHlUati  proficiant 

"«  Vgl.  Kraut  1,  843  ff. 

"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  4.  Kraut  1,  329  ff.  368  f.  Hatte  man 
dabei  früher  wohl  keinen  weiteren  Unterschied  gemacht,  so  wies  das  Recht  unserer 
Periode  dem  Vormund  nur  noch  die  Bußen  für  Verletzungen,  die  sein  vonnund- 
schaftliches  Recht  betrafen,  alle  anderen  aber  dem  Mündel  zu. 

"*  Vgl.  Cap.  legi  Sal.  add.  v.  819  c.  5  (Boretius  1,  293).  L.  Rib.  81.  Kraut, 
1,  862  ff.  416.  Um  Mißbräuchen  vorzubeugen,  bestimmten  die  Cap.  legibus  add. 
von  829  c.  4,  daß  bei  Eviktionsklagen  gegen  Unmündige  der  Vater  oder  Vormund 
die  Vertretung  übernehmen,  überhaupt  die  Suspension  des  Rechtsverfahrens  gegen 
Unmündige  auf  Klagen  wegen  ihres  ererbten  elterlichen  Vermögens  beschränkt 
bleiben  solle.  Liutpr.  75  gestattete  die  Klage  gegen  Minderjährige  nach  einer 
unter  Zuziehung  der  Sippe  vorgenommenen  causae  cognitio  des  Richters. 

"*  Vgl.  Kraut  1,  368.  377.     Rive  1,  234. 

"•  Vgl.  L.  Burg.  85,  2.  3.  L.  Wis.  4,  3  c.  8.  In  NotflÜlen  konnte  der  Richter 
dem  Minderjährigen  die  Erlaubnis  zur  Veräußerung  erteilen,  vgl.  Ed.  Liutpr.  149. 

«"  Vgl.  Anm.  10.  238.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  5.  n.  26  ff.  Heusler  2,  510  f. 
Kraut  2,  7  f. 

«w  Nur  die  vom  Bruder  geübte  Vormundschaft  blieb  noch  länger  der  väter- 
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Die  Vormimdschaft  in  der  hier  geschilderten  Gestalt  ist  erst  aus 
einer  Umbildung  der  das  älteste  Becht  beherrschenden  Oesamtvormnnd- 
schaft  der  Sippe  herrorgegangen,  indem  das  von  dieser  mit  der  Yerwaltong 
betraute  Mitglied  allmählich  aus  einem  Organ  der  Familie  zum  geborenen 
Vormund  geworden  ist^^^.  Die  Oesamtvormundschafb  findet  sich  noch 
bei  den  Angelsachsen,  bedeutende  Spuren  lassen  sich  auch  im  norwe- 
gischen und  dänischen  Secht  und  besonders  bei  den  salischen  Franken 
nachweisen,  bei  denen  die  verschiedenen  yormundschaftlichen  Aufgaben 
teils  yerschiedenen  Organen  überwiesen,  teils  der  Gesamtheit  der  Sippe 
vorbehalten  waren '^^  Bei  den  übrigen  Stammen  war  die  Gesamtvormund- 
schaft zu  einer  Obervormundschaft  zusammengeschrumpft,  kraft  deren 
die  Verwandten  nicht  nur  bei  besonders  wichtigen  Angelegenheiten,  wie 
Sippegerichten,  Eheschließungen,  Immobiliarveräußerungen,  dem  Vormund 
zur  Seite  traten  ^^^,  sondern  auch  dem  Mündel  einen  Schutz  gegen  Über- 
griffe des  Vormundes  gewährten,  unter  Umstanden  sogar  die  Absetzung 
desselben  als  „Balmunt''  erzwingen  konnten  ^^^  Hatte  der  geborene  Vor- 
mund die  tTbemahme  der  Vormundschaft  abgelehnt,  so  trat  die  Sippe 
statt  seiner  ergänzend  ein. 

Mit  der  zunehmenden  Lockerung  des  Sippeverbandes  trat  die  könig- 
liche Obervormundschaft  in  den  Vordergrund.  Witwen  und  Waisen  wurde 
allgemein  ein  höherer  Schutz,  auch  gegen  den  eigenen  Vormund,  ein- 
geräumt'^', familienlosen  Personen  die  Aufnahme  in  den  Eönigsmunt 
ermöglicht*®*.  Auch  finden  sich  bereits  Ansätze,  für  Schutzbedürftige, 
die  keinen  geborenen  Vormund  hatten,  einen  vom  Bichter  ernannten 
Vormund  zu  bestimmen*®^,  immer  aber  hat  es  noch  zahlreiche  Schutz- 
bedürftige,  Minderjährige  beider  Geschlechter  und  volljährige  Weiber,  ge- 
geben, um  die  sich,  wenn  sie  keinen  geborenen  Vormund  hatten  und 
auch  bei  ihrer  Sippe  keinen  Schutz  fanden,  niemand  kümmerte  *®®.   Freilich 

liehen  Gewalt  gleichgestellt.  Vgl.  Anm.  138.  252.  S.  308.  Roth.  195  ff.  Liutpr. 
12.  St.    L.  Barg.  66. 

"•  Vgl.  8.  71.  Heüsleb  2,  485.  Gieeke,  Genossenschaftsrecht  1,  22.  v.  Amira, 
Grundriß*  107;  Erbenfolge  84.  207  f. 

^  Über  die  Pranken  vgl.  S.  302.  328  n.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  32  ff. 
FiCKEB,  Mitteil.  d.  öst.  Inst,  Erg.  2,  503  ff.  Auch  der  vormundschaftliche  Beisitz  der 
Witwe  (S.  323)  war  wohl  ein  Kest  früherer  Gesamtvormundschaft. 

«»  Vgl.  S.  319.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  3.  Kraut  1,  295  f.  Rosin, 
a.  a.  0.  45.  58.  67  f.  Lampeecht,  Wirtschaftsleben  1 ,  31  ff.  Decr.  Compendiense 
V.  757,  c.  6  (BoBETiüs  1,  88).     L.  Burg.  66.     Roth.  160.  161.     Liutpr.  75. 

•«  Vgl.  L.  Sax.  48.  Roth.  182.  195  ff.  202.  Grim.  6.  Liutpr.  120.  Kraut 
1,  39  f.  364.  397  ff.  Über  die  Bezeichnung  des  ungetreuen  Vormundes  (ahd.  pale- 
tnunt)  vgl.  GRDOff,  RA.  466.  Kraut  1,  397  n.  Lexer,  Mhd.  WB.  1,  116.  v.  Richt- 
HOFEw,  Altfries.  WB.  617. 

•~  Vgl.  Kraut  1,  69.  77  ff.  Waitz  3,  319  f.  Heüsleb  1,  119.  Der  Königs- 
schutz über  Witwen  und  Waisen  fiel  unter  die  acht  BannfäUe  (S.  116). 

»*  Vgl.  Wattz  2,  1  8.  330.  4,  236  f.;  Abhandlungen  378  f. 

^  Vgl.  Pippins  Capit  Ital.  v.  782—786,  c.  5  (Boretiüs  1.  192). 

««•  Vgl.  Heusler  1,  119.  2,  484.  486  ff.  Derselbe  macht  darauf  aufmerksam, 
daß  auch   L.  Rib.  81    (Anm.   7)   und    Gap.  leg.  Sal.    add.    von  819    c.  5    sowie 
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konnten  solche  Personen  weder  Veräußerungen  vornehmen,  noch  Prozesse 
fuhren;  aber  wenn  sie  in  die  Lage  kamen,  dies  thun  zu  müssen,  so  stand 
ihnen  der  Eintritt  in  den  Königsmunt  frei^®^. 

Y.  Erbrecht^®®.  Das  Erbrecht  war  nicht  mehr  so  ausschließlich 
gesetzliches  Erbrecht  wie  in  der  vorigen  Periode,  da  sich  neben  dem  der 
Blutsfreunde  eine  durch  Adoption  vermittelte  vertragsmäßige  Erbfolge 
ausgebildet  hatt«.  Das  gesetzliche  Erbrecht  hat  seinen  Ausgang  von  der 
Vermögensgemeinschaft  der  Hausgenossen  genonmien,  deren  Träger  und 
alleiniger  Vertreter  nach  außen  der  Hausvater  war.  Der  Erbe  erwarb 
nicht  ein  neues  Vermögen,  das  bis  dahin  dem  Erblasser  gehört  hatte, 
sondern  die  bisher  von  diesem  ausgeübte  Verfügung  und  Vertretung  ging 
auf  den  Erben  über^«».  Wer  aus  der  väterlichen  Hausgenossenschaft  ab- 
geschichtet war,  galt  gegenüber  den  in  der  Gemeinschaft  Verbliebenen 
als  abgefunden  ^^^.  Kehrte  die  verheiratete  Tochter  durch  Rückkauf 
{mimdii  liberaHo)  oder  in  anderer  Weise  in  die  Muntschaft  ihrer  Familie 
zurück,   so  lebte  ihr  Kindeserbrecht  wieder  auf,   sie  war  aber  zur  Aus- 


verschiedene  Bestimmungen  des  langobardischen  Edikts  in  erster  Reihe  unbevor- 
mondete  Schutzbedärftige  im  Auge  haben. 

28'  Vgl.  Ed.  Roth.  204  (Anm.  10).     Heuslkb  1,  118.  2,  483  f.  508  f. 

«8»  Vgl.  S.  65  f.  72.  Heüsler  2,  521  flP.  Stobbe,  Handbuch  5,  62  ff.  Figker, 
Untersuchungen  1—4  (besonders  S,  518—564.  590  ff.  4,  1—285);  Mitteil.  d.  öst.  Inst. 
22,  15—49.  Gbimm,  RA.  466  ff.  Walter,  DRG.  2,  229  ff.  Brünneb,  Grundzüge 
203  ff.;  RG.  1,  79  f.  83  f.;  Sippe  u.  Wergeid,  ZRG.  16,  1  ff.;  Der  Totenteil  in  germ. 
Rechten,  ebd.  32,  107  ff.;  Krit  Bemerkungen  z.  G.  des  Weibererbrechts,  ebd.  34, 
1  ff.  Glasson,  Le  droit  de  succession  dans  les  lois  barbares,  N.  Revue  9,  585  ff. 
KöNiQSWABTER,  Organisation  de  la  famille  147  ff.  v.  Amira,  Grundriß'  108  f.; 
Erbenfolge  und  Verwandtschaftsgliederung  u.  d.  alt-niederdeutschen  Rechten,  1874 ; 
Gott.  gel.  Anz.  1884,  S.  38  ff.  1892,  S.  249  ff.  Pertilb,  a.  a.  O.  4,  3ff.  Kayskr, 
Erbrecht  nach  den  Edikten  der  langob.  Könige,  ZRG.  8,  466  ff.  Miller,  Langob. 
Erbrecht,  ebd.  13,  68 — 104.  Ciccaglionb  ,'  II  diritto  successorio  nella  storia  del 
diritto  italiano,  SA.  a.  d.  Digesto  Italiano,  1891.  ELjer,  Dansk  og  langobardisk 
Arveret,  1901  (vgl.  ausführliche  Kritik  von  Pappbnheim,  ZRG.  35,  366—399).  Glossen, 
Formeln  und  Expositio  im  Lib.  Pap.  Roth.  153  (RG.  Leg.  4,  317  ff.).  Tractatus 
de  ordine  successionis  secundum  ius  Langobardicum  (ebd.  605  f.).  Quaestiones  ac 
monita  (vgl.  S.  244)  §  4  über  das  salische,  §  31  über  das  langobardische  Erbrecht. 
Gierke,  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt  Chilperichs,  ZRG.  12,  430  ff.  Par- 
DEssus,  Loi  Salique  691  ff.  Waitz,  Das  alte  Recht  107  ff.  Lampbecht,  Wirtschafts- 
leben 1;  37  ff.  Rosin,  Commentatio  ad  titulum  Leg.  Salicae  59  „De  alodis'*,  1875. 
Darqun,  Mutterrecht  und  Raubehe  60  ff.  Yoüng,  i.  d.  Essays  in  anglosaxon  law 
127  ff.  Gaupp,  Recht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen  159  ff.;  Das  alte  Gesetz 
der  Thüringer  339  ff.  Hüber,  Geschichte  d.  Schweiz.  Pr.-R.  541  ff.  Dahn,  Westgot. 
Studien  131  ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen*  1,  209  ff.  Laboulate,  Condition  des 
femmes  86  ff.  Eichhorn,  St.  u.  R.-G.  1,  371  ff.  Zöpfl,  RG.  §§  112  ff.  Griesinger 
bei  Danz,  Handb.  d.  deutsch.  Pr.-R.  10,  1823.  Thüdichüm,  Gau-  u.  Markverf.  184  ff. 
Opet,  Erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  i.  d.  Zeit  der  Volksrechte  (Gibbke,  Unters. 
25).     Gothein,  a.  a.  0.  (Anm.  130)  13  ff. 

*8»  Vgl.  Heüsler  2,  528.     v.  Amira,  Erbenf.  186.  201. 

«»<»  Vgl.  L.  Burg.  1,  2.     Roth.  181.     Liutpr.  4. 
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gleichung  verpflichtet*®*.  Verheiratung  der  Tochter  ohne  die  Einwilligung 
ihres  Muntwalts  hatte  den  Verlust  ihres  Erbrechts  zur  Folge  ^^^ 

Die  Ausbildung  des  Hauserbrechts  zu  einem  Erbrecht  der  Sippe  hat 
sich  im  allgemeinen  noch  vor  Aufzeichnung  der  Volksrechte  vollzogen. 
Der  ältere  Zustand  zeigt  sich  in  der  Lex  Erisionum,  die  nur  ein  Erbrecht 
der  engeren  Familie  kennt;  fehlte  es  an  dieser ,  so  trat  Heimfall  an  den 
König  ein'®'.  Das  firiesischet  Becht  des  Mittelalters  gestand  zwar  auch  den 
Magen  ein  Erbrecht  zu,  die  Quellen  sprechen  hier  aber  von  unwena  lawa 
{inapinata  her€ditas\  auch  mußte  die  Erbschaft  durch  eine  Abgabe  an  den 
Asega,  wohl  eine  ursprünglich  fiskalische  Abgabe,  erkauft  werden'®^. 
Daß  sich  ein  wirkliches  Erbrecht  zuerst  bei  der  Fahrnis  entwickelt  hat, 
zeigt  die  älteste  Textgestaltnng  der  Lex  Salica,  die  nur  ein  Fahmiserb- 
recht  kennt;  der  Grundbesitz  ging  zwar  auf  die  Söhne  über,  unterlag 
aber^  wenn  es  an  solchen  fehlte,  bei  Sal-  oder  Herrengütem  dem  Heim- 
fallsrecht des  Königs,  bei  Bauergütem  dem  der  Gemeinde '®^  Nachdem 
Chilperich  die  bäuerliche  Erbfolge  auf  Töchter,  Brüder  und  Schwestern 
ausgedehnt  hatte,  muß  es  immerhin  noch  längere  Zeit  gedauert  haben, 
his  die  seit  dem  achten  Jahrhundert  bezeugte  Unterwerfung  des  bäuer- 
lichen Besitzes  unter  das  gemeine  Erbrecht  zur  Anerkennung  gelangte '^^. 


«•»  Vgl.  Ed.  Roth.  195.  196.  199.  200.     Grim.  6.     Liutpr.  180. 

«•»  Vgl.  Liutpr.  5.  119.  L.  Angl.  et  Wer.  47.  L.  Wis.  8,  2  c.  8,  4  c.  7. 
L.  Burg.  12,  5.  Kraut,  Vormandschaft  1,  320 ff.  Wbinhold,  Deutsche  Frauen' 
1,  307.  Lehmann,  Verlobung  u.  Hochzeit  27.  v.  Amira,  Erbenf.  70  f.  Wilda, 
Strafrecht  801.    Zeumeb,  N.  Arch.  24,  596  ff.  26,  96. 

M«  Vgl.  L.  Fris.  19,  2:  Si  quis  frcUrem  suum  ocdderitj  sohat  eum  proxtmo 
keredif  sive  filium  aut  filiam  habuerity  aiU  si  neuter  kor  um  fuerii,  aolvat  patri  suo 
vel  matri  suae^  vel  fratri,  vel  etiam  sorori  sitae,  quod  si  nee  una  de  his  personis 
fuerit,  sohat  eum  ad  partem  regis, 

«••  Vgl.  V.  Amiea,  Erbenf.  166  ff. 

'*^  L.  Sal.  59,  §  1:  Si  quis  mortuus  fuerit  et  filios  non  demiserit,  si  mater 
sua  superfueritf  ipsa  in  kereditatem  sueeedat.  %  2.  8i  mater  non  fuerit,  et  fratrem 
aut  sororem  dimiserit,  ipsi  in  kereditatem  succedant  §  8.  Tunc  si  ipsi  non  fuerint, 
soror  matris  in  kereditatem  sueeedat.  §  4.  ^  inde  de  Ulis  generaiionibus,  quicum» 
que  proximior  fuerit  j  iUe  in  kereditatem  sueeedat.  §  5.  De  terra  vero  nuUa  in 
muHere  kereditae  non  pertinebit,  sed  ad  virilem  sexum,  qui  fratres  fuerint,  tota 
terra  perteneat.  Über  die  Auslegung  der  §§1—4  vgl.  Anm.  306.  Über  die  des 
§  5  Anm.  296. 

*^  Vgl.  S.  208.  218  f.  Ed.  Chilper.  8:  ut  quioumque  vicinos  kabens  aut  filios 
aut  filias  post  obitum  suum  superstitutus  fuerit,  quamdiu  fUii  advixerinty  terra 
kabeant  sieut  et  lex  Sali ca  kabet  et  si  subito  filios  defuneti  fuerint,  filia  simili 
modo  aeeipiat  terrae  ipsas,  sieut  et  filii,  si  vivi  fuissent,  aut  kabuissent  et  si 
moritur,  frater  alter  superstitutus  fuerit,  frater  terrae  aeeipiat,  non  vieini,  et 
subito  frater  moriens  fratrem  non  derelinquerit  superstitem,  iune  soror  ad  terra  ipsa 
aeeedat  possidenda.  Der  Vater  wird  vom  Gesetzgeber  als  bereits  verstorben  voraus- 
gesetzt,  da  der  Erblasser  im  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  nur  durch  die  Be- 
erbung seines  Vaters  zu  eigenem  Grundbesitz  kam.  Das  Edikt  ergiebt  deutlich, 
daß  nach  der  Lex  Salica  nur  filii  den  Grundbesitz  erbten,  in  Ermangelung  von 
solchen  aber  die  vieini,  d.  h.  die  .Gemeinde.  Die  Neuerung  bestand  darin,  daß  auch 
Töchter  und  Brüder  fortan  den  Vortritt  vor  der  Gemeinde  haben  sollten.    Dem- 
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Für  Salgüter  kam  zwar,  wie  die  jüngeren  Textklassen  des  Yolksrechts 
ergeben,  die  Beschränkung  der  Erbfolge  aaf  die  Abkömmlinge  noch  in 
der  merowingischen  Zeit  außer  Gebrauch,  aber  dem  weiblichen  Geschlecht 
blieben  gleich  den  burgandischen  Erongutschenkungen  und  den  Edel- 
gütern  der  Angelsachsen  auch  die  Herrengüter  der  Salier  dauernd  ver- 
schlossen **^. 

Die  Hausgemeinschaft  des  ursprünglichen  Erbenkreises  war  auf  die 
in  derselben  Muntschaft  yereinigten  Personen  beschränkt,  sie  um&ßte  also 
außer  den  Ejndem  insbesondere  die  unyerheiratet  im  Hause  gebliebenen 
oder  als  Witwen  zurückgekehrten  weiblichen  Familienangehörigen,  Töchter 
und  Schwestern  *•*,  hier  und  da  auch  die  ledige  Vaterschwester  *••.  Die 
Mutter  stand  zwar  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  unter  der  Vormund- 
schaft des  Sohnes  und  gehörte  insofern  zur  Hausgenossenschaft  ^^,  aber 
die  nur  schrittweise  erfolgte  Anerkennung  ihres  Erbrechts  läßt  darauf 
schließen,  daß  sie  sich  nicht  mit  in  der  Gemeinschaft  des  Vermögens 
befiind^^  Wenn  die  Söhne  nach  ihrer  Verheiratung  unabgeschichtet  in 
der  väterlichen  Were  blieben,  so  erstrekte  sich  die  Hausgemeinschaft  auch . 
auf  die  von  ihnen  begründete  Familie^*.  Nach  dem  Tode  des  Vaters 
wurde  die  Hausgemeinschaft  unter  den  Brüdern,  selbst  wenn  sie  ver- 
heiratet waren,  nicht  selten  fortgesetzt ^^^.  Man  erkennt  unschwer  in 
diesen  Ganerbenverhältnissen  den  Ausgangspunkt  für  die  Ausbildung  eines 
die  Grenzen  der  Familie  überschreitenden  Magenerbrechts,  das  damit  zu- 
nächst notwendig  auf  die  Schwertmagen  beschränkt  war,  da  die  verheira- 
teten Töchter,  auch  wenn  ihr  Ehemann  den  Haushalt  des  Schwiegervaters 
teilte,  nicht  unter  dem  Munt  des  Vaters  standen  und  deshalb  mit  ihren 


nach  sind  auch  die  Worte  ad  virilem  sexum  qui  fraires  fuerint  in  L.  Sal.  59,  5 
(Anm.  295)  nur  auf  Söhne  und  Sohnessöhne  (aber  ohne  Eintrittsrecht  der  letzteren) 
zu  deuten.  Vgl.  Giebke,  ZRG.  12,  439.  442  f.  Anderer  Meinung  Bsünnbr,  ebd. 
34,  17  n.    Geffcken,  Lex  Salica  S.  227.   Thudichüv,  Gau-  u.  Markverfassung  187  f. 

^"^  Vgl.  S.  213  f.  284.  Del  Giudice,  La  storia  di  una  fräse  (a.  d.  Bendiconti 
del  Istituto  Lomb.,  ser.  II.,  vol.  25—26,  1893). 

'*"  Ober  die  erbrechtliche  Gleichstellung  der  unverheirateten  Schwester  mit 
der  Tochter  im  langobardischen  Recht  vgl.  Anm.  804.  307. 

*^  Bei  den  Langobarden  wurde  sie  erst  durch  £d.  Aist  10  im  wesentlichen 
den  Schwestern  gleichgestellt,  während  ihre  Stellung  bis  dahin  eine  sehr  anwQrdige 
gewesen  war.  Bei  den  Saliern  gehörte  auch  die  unverheiratete  Mutterschwester 
zum  engeren  Erbenkreis  (Anm.  306),  was  wohl  mit  der  im  salischen  Recht  noch 
zum  Teil  festgehaltenen  Gesamtvormundschaft  der  Sippe  (S.  825)  zusammenhing. 

•«»  Vgl.  Geimm,  RA.  452.  Kraut,  Vormundschaft  1,  187  f.  Schböder,  Güter- 
recht 1,  2.  185  f.    L.  Sax.  42.    MG.  Leg.  4,  605,  add.  6. 

'«»  Vgl.  Anm.  307. 

*^^  Vgl.  Brunnes  1,  78  n.  Ed.  Grim.  5  gewährte  dem  Sohnessohn  das  Ein- 
trittsrecht für  seinen  in  sinu  avi  gestorbenen  Vater.  Vgl.  Ficker  2,  69.  855. 
Pafpenheim,  ZRG.  35,  372.    Siehe  jedoch  §  11,  n.  36. 

*^^  Ed.  Roth.  167.  Liutpr.  70.  Lothars  Capit  Olonn.  von  825,  c.  6  (Bobetius 
1,  330).  Cap.  legib.  add.  von  819,  c.  6.  c.  11  (ebd.  282  f.).  Meichblbece,  Hist. 
Fris.  1,  2  S.  291,  Nr.  555  (831).  Brünher,  RG.  1.  78.  Weber,  Zur  Geschichte 
der  Handelsgesellschaften  45  ff. 
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Kindern  nicht  mehr  zu  der  engeren  Familie  gerechnet  wurden.  Der 
nächste  Schritt  zur  Ansbildang  eines  wahren  Erbrechts  bestand  darin, 
daß  man  das  Erfordernis  der  Hansgemeinschaft  aufgab  und  auch  die  ab* 
geschichteten  Familienangehörigen,  teils  unbedingt,  teils  ergänzend  zur 
Erbfolge  zuließ  »<>* 

Die  natürliche  Folge  dieser  Ausgestaltung  des  deutschen  Erbrechts 
war  die  Sonderung  der  Erben  in  den  aus  der  Hausgemeinschaft  hervor- 
gegangenen engeren  Erbenkreis  und  den  weiteren  Kreis  der  zur  Erbschaft 
berufenen  Magen  •<^*.  Der  engere  Erbenkreis  läßt,  bei  manchen  Dunkel- 
heiten und  Verschiedenheiten  im  einzelnen,  im  allgemeinen  folgende  Ab- 
stufang  erkennen:  1.  Söhne,  2.  Töchter,  8.  Vater,  4.  Mutter,  5.  Bruder, 
6.  Schwester*^*.    Dabei  zeigt  sich  durchweg  eine  Zurücksetzung  der  weib- 


*^  So  hob  Liutprand  für  Töchter  unter  sich  und  fär  Schwestern  unter  eich 
den  Unterschied  zwischen  ledigen  und  verheirateten  vollst&ndig  auf  (Liutpr.  2.  3.  14), 
während  neben  Töchtern  nur  unverheiratete  Schwestern  {sorores  in  eapUlo)  zu- 
gelassen wurden  (Liutpr.  8.  4).  Den  Vortritt  des  Haussohnes  vor  dem  emancipatus 
hielt  noch  Lib.  Pap.  Roth.  158,  Glosse  §  1  (MG.  Leg.  4,  818)  aufrecht. 

*^  V.  Ahika  und  Brüknbb  haben  die  Unterscheidung  der  beiden  Erbenkreise 
zuerst  mit  voller  Schftrfe  begründet  Im  übrigen  sind  über  die  höchst  bestrittene 
Frage  der  altdeutschen  Erbfolgeordnung  außer  den  Anm.  288  Angeführten  zu  ver- 
gleichen Siegel^  BG.'  887  ff.  471  ff.;  Germanische  Verwandtschaftsberechnung,  1858. 
Wassbrschlbben,  Prinzip  der  Successionsordnung,  1860;  Germanische  Verwandt* 
Bchaftsberechnung,  1864;  Prinzip  der  Erbenfblge,  1870.  Lbwis,  Kr.  VJSchr.  9,  23  ff. 
14,  1  ff.  17,  400  ff.  EivE,  JB.  d.  gem.  deutsch.  R.  6,  197  ff.  Bluhvb,  Omnis  paren- 
tilla  (Bonner  Festgruß  für  Homeyer,  1871).  Pappenheim,  FDG.  28,  616  ff.;  ZRG. 
35,  366  ff. ;  Launegild  u.  Garethinx  (Gierke,  Unters.  14)  S.  54  ff. ;  Gierke,  ebd.  S.  77  ff. 
V.  Amira,  Gott  gel.  Anz.  1884,  S.  88  ff.  Bbunnbr,  Das  anglonormannische  Erb- 
folgesystem, 1869.    Kohlee,  Gesammelte  Abhandlungen,  1888|  S.  841  ff. 

*^  Vgl.  L.  Fris.  1 9  (Anm.  293).  Am  bestrittensten  ist  die  Erbenreihe  der  Lex  Salica, 
zumal  hinsichtlich  der  Fahmiserbfolge,  da  der  Grundbesitz  vor  Chilperich  über- 
haupt nur  auf  die  Söhne  und  Sohnessöhne  überging  (Anm.  296).  Söhne  und  Töchter 
teilten  den  beweglichen  Nachlaß  gleichmäßig  (2.  sal.  Kapitular  c.  2,  Behbbnd*  188), 
und  zwar  ohne  Ausgleichungspflicht  hinsichtlich  dessen,  was  die  Tochter  bei  ihrer 
Verheiratung,  der  Sohn  bei  den  capÖlaturiae  (S.  68)  empfangen  hatte.  Bei  kinder- 
losem Tode  des  Erblassers  fiel  sein  bewegliches  Gut  nach  L.  Sal.  59, 1 — 4  (Anm.  295) 
der  Reihe  nach  an  die  Mutter,  den  Bruder,  die  Schwester,  die  Mutterschwester, 
sodann  an  den  Nächsten  de  iüis  generaitonibtiSf  wobei  man  nach  L.  Sal.  44,  4 — 7 
der  Reihe  nach  an  den  nepus  sororis  ßUus,  den  nepHs  filitiSy  den  eonsobrine  fiHus 
und  den  avuneulua  frater  mairia  denken  mag.  Zur  Erklärung  dieser  auffollenden 
Erbenreihe  stellt  Beubbeb,  ZRG.  84,  13  ff.  die  ansprechende  Vermutung  auf,  daß 
die  in  jüngeren  niederfränkischen  Rechten  vielfach  bezeugte  halbteilige  Vererbung 
je  auf  die  Gruppe  der  Vater-  und  der  Muttermagen  schon  in  der  Fahmiserbfolge 
des  ältesten  saHschen  Rechts  Anwendung  gefanden  habe.  Da  die  Ordnung  der 
Vatermagen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  durfte  (nach  L.  Sal.  58  und  c.  7 
des  1.  sal.  Kapitulars  zunächst  Vater,  Bruder,  Bruderssohn),  so  beschränkte  sich 
das  Gresetz,  das  in  seiner  ursprünglichen  Fassung  wohl  ein  Spezialgesetz  war,  auf 
die  Erbenreihe  der  vielleicht  erst  neaerdings  zugelassenen  Muttermagen.  Die 
jüngeren  Texte  haben  dann,  da  das  (jresetz  als  Bestandteil  der  Lex  Salica  lücken- 
haft erscheinen  mußte,  Ergänzungen  vorgenommen,  um  auch  die  Vatermagen  zu 
ihrem  Recht  kommen  zu  lassen.     Die  halbteilige  Vererbung  tritt  bei  diesen  £r- 
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liehen  Verwandten  gegenüber  den  männlichen,  die  zwar  schrittweise  ge- 
mildert wird  und  in  einigen  Rechten  schon  in  den  ältesten  Aufzeichnungen 
beseitigt  ist,  die  jedoch  mit  Sicherheit  darauf  schließen  läßt,  daß  das  ger- 
manische Recht  den  weiblichen  Verwandten  ursprünglich  nur  Unterhalts- 
ansprüche, aber  keinen  Anteil  am  HausTermögen  zugestanden  hat^^^ 
Bestätigt  wird  diese  Auffassung  dadurch,  daß  die  Erbfolge  des  weiteren 
Erbenkreises  vielfach  auf  die  Schwertmagen  beschränkt  ist'^^  Eine  be- 
reits S.  304  berührte  Eigentümlichkeit  des  langobardischen  und  des  west- 
gotischen Rechts  war  die  auch  in  den  notdgermanischen  Rechten  an- 
erkannte Erbberechtigung  der  Eebskinder  {filii  naturales). 

gänzungen  nicht  mehr  hervor,  sie  wird  aber  partikularrechtlich  fortbestanden  haben, 
um  dann  im  Mittelalter  in  größeren  Gebieten  hervorzutreten. 

'^'  Da  dieser  Ent wickelungsgang  mit  der  Mutterrechtstheorie  unvereinbar 
ist,  so  wird  von  den  Anhängern  der  letzteren,  namentlich  von  Ficker,  die  Ansicht 
vertreten,  daß  das  germanische  Recht  umgekehrt  von  der  Gleichberechtigung  beider 
Geschlechter  ausgegangen  und  erst  später  zu  den  Beschränkungen  der  weiblichen 
Erbfolge  gekommen  sei.  Der  Bekämpfung  dieser  Ansicht  ist  namentlich  die  Anm.  288 
angeführte  Untersuchung  Brttkneb^s  (ZRG.  34,  1  ff.)  gewidmet.  Bei  den  West- 
goten wurde  der  Unterschied  der  Geschlechter  durch  L.  Wis.  4,  2  c  1,  c.  5, 
c.  9  f.  aufgehoben,  was  gegenüber  der  Antiqua  im  wesentlichen  eine  Neuerung 
war.  Vgl.  Zeümer,  N.  Arch.  26,  95  ff.  104  ff.,  gegen  Fiokeb  4,  42  ff.  Bei  den 
Langobarden  hatten  die  Töchter  vorBothari  gegenüber  männlichen  Verwandten 
überhaupt  kein  Erbrecht;  seit  Bothari  standen  sie  nur  noch  gegenüber  dem  Sohne 
zurück;  gleichzeitig  wurde  der  Schwester  (als  Entschädigung  für  ihre  Ausschließung 
von  der  elterlichen  Erbschaft  durch  die  Brüder)  bei  der  Beerbung  ihres  Bruders 
der  Vorzug  vor  den  übrigen  Brüdern  gegeben.  Vgl.  Ed.  Roth.  158—160.  171. 
225.  Liutpr.  1 — 4.  14.  145.  Notitia  de  actoribus  c.  5.  Brttkner,  a.a.O.  34,  3—11. 
Über  die  Vaterschwester  vgl.  Ed.  Aist.  10.  Die  Mutter  hatte  seit  Liutprand  jeden- 
falls ein  Erbrecht  gegen  ihre  Kinder  (Notitia  de  actoribus  c.  4),  da  sie  aber  im 
Edikt  nicht  als  Erbin  erwähnt  wird,  so  wurde  ihr  durch  eine  am  Buchstaben 
haftende  Jurisprudenz  bis  zum  11.  Jh.  das  Erbrecht  abgesprochen.  Vgl.  Brunkbh, 
ZRG.  84,  10.  Nach  Pappenhbim,  ebd.  85,  374  f.  ist  wohl  anzunehmen,  daß  die 
Mutter  vor  Liutprand  jedenfalls  noch  kein  Erbrecht  gehabt  hat.  Im  burgun- 
dischen  Recht  erbte  zunächst  der  Sohn;  der  Sohnessohn  hatte  mit  der  Tochter 
zu  teüen,  dann  folgte  die  Schwester,  sodann  der  nächste  Schwertmage,  während 
die  Mutter  nur  die  Leibzucht  an  der  Erbschaft  ihrer  Kinder  beanspruchen  konnte, 
bis  eine  neuere  Bestimmung  Halbteilung  zwischen  ihr  und  dem  nächsten  Schwert- 
magen einführte.  Vgl.  L.  Burg.  14,  1.  2.  75.  24,  3.  53,  1.  2.  Den  Vorzug  des 
Sohnes  vor  der  Tochter  bezeugen  L.  Alamannorum  55  (57).  L.  Saxonum  41. 
44.  L.  Chamavorum  42.  Nach  dem  Rechte  der  Angel-Warnen  (L.  Angl.  et 
Wer.  26—34)  schloß  der  Sohn  die  Tochter  von  der  gesamten  Erbschaft,  mit  Aus- 
nahme der  mütterlichen  Gerade,  aus.  Waren  keine  Söhne  vorhanden,  so  erhielt 
der  nächste  Schwertmage  den  Grundbesitz,  während  hinsichtlich  der  Fahrnis  nach- 
einander die  Töchter,  die  Schwestern  und  die  Mutter,  aber  nur  diese,  den  Vortritt 
hatten.  Die  volle  Gleichberechtigung  beider  Geschlechter  findet  sich  nur  im 
ribuarischen  Recht,  das  aber  hinsichtlich  der  hereditc^  avtaüca  (d.  h,  der  bereits 
auf  die  zweite  Geschlechtsfolge  übergegangenen  Erbgüter)  ebenfalls  an  dem  Vor- 
zuge des  virilis  sexus  festhielt.    Vgl.  L.  Rib.  56. 

'*®  So  nach  dem  Rechte  der  Burgunden  und  der  Angel-Warnen  (Anm.  307) 
sowie  dem  der  Angelsachsen  (vgl.  v.  Amira,  Erbenfolge  91  f.).  In  den  lombar- 
dischen Rechtsschulen  war  es  streitig»  ob  im  weiteren  Erbenkreise  Gleichberech- 
tigung der  Geschlechter  oder  Vorzug  des  männlichen  Geschlechts  anzunehmen  sei. 
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Sehr  bestritten  ist  die  Stellung  der  Enkel,  überhaupt  der  entfernteren 
Abkömmlinga  Enkel  Ton  Torverstorbenen  Kindern  wurden  im  allgemeinen 
durch  die  lebenden  Kinder  ausgeschlossen;  nur  bei  den  austrasischen 
Franken  seit  Ghildebert  II.  und  in  beschranktem  Maße  bei  Westgoten, 
Burgunden  und  Langobarden  hatte  das  Eintrittsrecht  der  Enkel  gesetz- 
liche Anerkennung  erlangt'^*.  Es  fragt  sich  daher  nur,  ob  in  Ermange- 
lung von  Kindern  zunächst  die  Enkel  zur  Erbfolge  gelangten,  oder  ob 
diese  vom  engeren  Erbenkreise  ursprünglich  ganz  ausgeschlossen  waren. 
Jedenfiills  müssen  die  in  der  Were  des  6roßyat<ers  (tn  nnu  avi)  geborenen 
Sohnessohne,  da  sie  zu  der  Hausgeuossenschaft  gerechnet  wurden,  auch 
zum  engeren  Erbenkreis  gehört  haben.  Wenn  König  Grimowald  für 
diese  das  Eintrittsrecht  einführte,  so  yerlieh  er  ihnen  nicht  erst  das  Erb* 
recht  des  Busens,  das  sie  an  sich  schon  besaßen,  sondern  erhöhte  es  nur 
zur  Konkurrenzfihigkeit  neben  den  Söhnen.  Derselbe  geschichtliche  Ent- 
wickelungsgang  ist  aber  überall,  wo  das  Eintrittsrecht  eingeführt  wurde, 
anzunehmen:  es  hatte  immer  ein  schon  bestehendes  Nachkommenerbrecht 
zur  Voraussetzung,  und  es  heißt  die  Dinge  auf  den  Kopf  stellen,  wenn 
man  die  Ausbildung  des  Erbrechts  der  Abkömmlinge  als  eine  Folge  des 
Eintrittsrechts  betrachtet  ^^^.  Insbesondere  stand  das  Nachkommenerbrecht 
bei  den  Sachsen  und  salischen  Franken,  die  erst  in  der  folgenden  Periode 
zur  Annahme  des  Eintrittsrechts  gelangt  sind,  fest'^^.  Nachweisen  läßt 
es  sich  weiter  bei  den  Langobarden  und  Westgoten^",  vermuten  bei  den 


•o»  Vgl.  FiCKER  2,  120.  128  f.  131.  186  ff.  Zkumbb,  N.  Arch.  26,  126  ff. 
L.  Burg.  75.  78  (nur  fQr  Sohnessöhne  bei  Konkurrenz  mit  Töchtern).  Ed.  Grim.  5 
(Anm.  802).  Leg.  Eur.  327  (L.  Wis.  4,  2  c.  18.  Vgl.  Zeümeb,  N.  Arcb.  26,  126  ff.) 
Gaudenzisches  Fragment  1.  Decr.  Childeberti  von  595,  c.  1  (Bobetius  1,  15).  Da 
dies  Gesetz  ein  austrasisches  Landesgesetz  war  und  für  die  Salier  in  Neustrien 
keine  Bedeutung  hatte,  so  kann  es  nicht  auffallen,  daß  die  salischen  Franken 
während  unserer  Periode  von  einem  Eintrittsrecht  der  Enkel  noch  nichts  gewußt 
haben.  Vgl.  Form.  Marc.  2,  10.  Tur.  22.  Merkel  24.  Lindenbr.  12  (RoziiBS, 
Nr,  131—134). 

«»«  Vgl.  GiBBKK,  ZRG.  12,  445.     FiCKEB  2,  324  f. 

•"  Vgl.  L.  Sax.  46.  Für  die  salischen  Franken  vgl.  Anm.  296,  femer  die 
Lesart  des  heroldischen  Textes  am  Schluß  der  L.  Sal.  59  (Bebbend*  126.  Mebkbl, 
Lex  Salica,  Novelle  168)  und  vor  allem  Qnaestiones  ac  monita  §  4:  Si  homo  de- 
^esserit  et  reliquertt  fiUum  et  fiHant,  equaliter  auccedant.  et  st  reliquerit  filium  et 
filiam  ei  ne^otem,  fUium  de  suo  filiOy  equaliter  stiocedani.  Mit  Unrecht  hat  man 
diese  Worte,  die  bereits  Bekanntschaft  mit  dem  Eintrittsrecht  zeigen,  dahin  ver- 
standen, daß  Enkel  allein  nicht  erbfolgeberechtigt  vor  den  Eltern  des  Erblassers 
gewesen  seien  (vgl.  Heusleb  2,  583.  v.  Amiba,  Erbenf.  37  ff.);  denn  aus  dem  Mehr, 
das  die  Enkel  von  vorverstorbenen  Söhnen  gegenüber  den  lebenden  Kindern  kon- 
kurrenzfähig machte,  folgt  mit  Notwendigkeit  auch  das  Geringere,  ihr  Vorrecht 
vor  allen  den  Kindern  nachstehenden  Erben. 

»"  Vgl.  Leg.  Eur,  836  (L.  Wis.  4,  2  c.  2).  Gaudenzisches  Fragment  1. 
Liutpr.  3:  si  ipse  frater  neque  fUius  neque  fiitas  reliquerit^  aut  si  habuerit  et  ante 

eum  mortui  aut  mortuae  fuerent  ahsque  filiis  filiabuSj  tunc  sorores  eius 

sueeedant    Liutpr.  70.    Milleb,  a.  a.  0.  59.     Giebke,  bei  Pappbnheim,  a.  a.  0.  78  ff. 
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Borgunden  und  ribnarischen  Franken  ^^^,  und  auch  bei  den  übrigen  Stam- 
men spricht  die  Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  mit  der  Fortbildong  der 
Hausgenossenschaft  zu  einem  engeren  Erbenkreise  gleich  den  Terheirateten 
Kindern  auch  deren  Kinder  zur  Berücksichtigung  gelangt  sind^K 

Die  gleiche  Entwickelung  muß  hinsichtlieh  der  Geschwister  (zumal 
der  Brüder)  und  ihrer  Abkömmlinge  stattgefunden  haben«  Lebten  die 
Brüder  in  ungeteilter  Gemeinschaft,  so  rückten,  wenn  einer  von  Urnen 
starb,  seine  Kinder  oder  Enkel  an  seine  Stelle.  Seit  die  Gemeinderschaft 
des  Hauses  auj^ehört  hatte,  die  alleinige  Grundlage  des  Erbrechts  zu 
bilden,  war  es  von  selbst  gegeben,  daß  sich  die  Kinder  der  Geschwister 
als  die  nächsten  erbberechtigten  Magen  unmittelbar  an  den  engeren  Erben- 
kreis anschlössen  und  den  übrigen  Magen  Torgingen^^.  Sie  und  ihre 
Abkömmlinge  gehörten  noch  derselben  Geschlechtsfolge  wie  der  Erblasser 
an,  dem  Knie  seiner  Eltern.  Die  ganze  Sippe  gestaltete  sich  zu  einem 
organischen  Aufbau  von  engeren  und  weiteren  Familien,  die  man  nach 
den  einzelnen  aufeinander  folgenden  Häuptern  in  ihrer  jeweiligen  Gesamt- 
heit als  „Generationen",  „Kniee",  „Glieder**  oder  „Parentelen"  zusammen- 
faßte*^*.   Den  Beweis  für  einen  derartigen  Aufbau  der  Sippe  liefert  der 


»»•  Vgl.  Anm.  309.     L.  Rib.  12,  2. 

>^^  Vgl.  FiCKER  2j  315  ff.  358.  Daß  Ausdrücke  wie  filti  und  iiberi  auch  die 
entfernteren  Abkömmlinge  einschließen  konnten,  ist  unbestritten.  Für  das  Erb- 
recht der  Abkömmlinge  bei  den  Baiem  L.  Baiuw.  8,  20.  15,  10. 

*^'  VgL  erstes  sal.  Kapitular  c.  7 :  si  pater  auf  mater  desimt,  frater  defuncH 
aut  eerte  nepus,  frains  senioris  fUius,    Liutpr.  7  (vgl.  Stutz,  ZRG.  28,  182j. 

^^'  Am  hftnfigsten  begegnet  „Knie^^  {yenu,  genuetdum,  genieulum,  ags.  cneöw, 
eneoris)  and  generatiOf  bei  den  Sachsen  „Glied"  (Ssp.  I.  3,  3).  Vgl.  S.  65.  Heusler, 
2,  587.  y.  Amiba,  Erbenf.  45.  68.  79  ff.  139.  Wurde  generaüo  untechnisch  auch 
für  Sippe  oder  Magschaft  überhaupt  gebraucht  (L.  Sal.  59,  4.  L.  Angl.  ets  Wer. 
34  neben  dem  technischen  ad  quintam  generationem  untechnisch  palema  generatio\ 
so  war  dies  in  noch  höherem  Maße  bei  parentela  oder  parenUÜa  der  Fall,  worunter 
meistens  die  Gesamtheit  der  parentes  (ags.  mcBg^y  cynn,  as.  mägscept)  verstanden 
ist  (vgl.  Aunu,  a.  a.  0.  20  ff.  74.  101.  113).  Neuerdings  hat  man  dem  Worte  die 
technische  Bedeutung  in  der  älteren  Rechtssprache  absprechen  woUen  und  ist  da- 
durch zu  gewaltsamen  Erklärungen  gekommen.  Vgl.  L.  Sal.  44,  9:  Et  si  nee 
ipse  frater  fuerit,  qui  proximior  fueritj   exira  superiores  nominatos  singiUaHm 

dictit   secundum  parentilla  usque  ad  sextum  genuoulum aeoipiat. 

Wie  das  Wort  „Heerschild"  objektiv  die  Lehnsfahigkeit,  subjektiv  eine  bestimmte 
Heerschildstufe  bezeichnet,  so  ist  hier  parentilla  =  Verwandtschaftstufe.  Dem  stellt 
sich  die  berühmte  Bestimmung  Roth.  153  (De  gradibue  cognationum)  zur  Seite: 
Omnis  parentilla  usque  in  septimum  genietüum  nomeretur,  ut  parens  parenti  per 
gradum  et  parentillam  heres  suecedat;  sie  tamen^  ut  iÜe  qui  sueeedere  vuU 
nominatim  unicuique  nomina  parentum  anteeessorum  suorum  dieat.  Das  kann 
nur  bedeuten:  ,,Alle  Verwandtschaft  wird  (nur)  bis  zum  siebenten  Knie  gezählt, 
so  daß  ein  Verwandter  dem  andern  nach  Maßgabe  des  Grades  und  der  Verwandt- 
schaftsstufe als  Erbe  folgt,  so  jedoch,  daß  der  Erbansprecher  für  jeden  (d.  h.  für 
sich  und  den  Erblasser)  die  Namen  seiner  Vorfahren  angiebf  Weiter  heißt  es 
noch  von  dem  besonderen  Fall  einer  gegen  das  fiskalische  Erbrecht  gerichteten 
Erbschaftsklage,  daß  der  Erbansprecher  dieat  per  ordinem,  quod  parentilla  nastra 
sie  fuit^  et  Uli  sie  nobis  fuerunt  parentes  ^  quomodo  nos  dicimus^   d.  h.   „daß   die 
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Umstand,  daß  man  in  den  meisten,  ursprünglich  wohl  in  allen  Stammes- 
rechten den  engeren  Erbenkreis  oder  „Busen^  in  die  Eniezählang  nicht 
einbegriff,  sondern  als  „binnen  Enies'^  befindlich  ansah  (S.  65).  li'ür  die 
größere  oder  geringere  Nähe  der  Verwandtschaft  war  die  Aufeinanderfolge 
der  Tom  Erblasser  au&teigenden  Geschlechtsfolgen  maßgebend.  Auf  die 
noch  der  ersten  Ordnung  angehörenden  Abkömmlinge  der  Geschwister 
folgte  die  Ordnung  der  Großeltern^  .dann  die  der  Urgroßeltern,  und  so 
weiter  bis  zu  der  allgemein  angenommenen  Grenze  des  fünften  oder 
sechsten  Knies  (jenachdem  man  mit  den  Großeltern  oder  in  der  Art  des 
kanonischen  Bechts  mit  den  Eltern  zu  zahlen  begann)  in  der  aufsteigen- 
den Linie  ^^^  Da  aber  dieselbe  Yerwandtschaftsgrenze  auch  für  die  Ton 
den  einzelnen  Knieen  nach  abwärts  gehenden  Seitenlinien  maßgebend  war, 
so  muß  innerhalb  der  letzteren  wieder  die  größere  Nähe  zu  dem  gemein* 
schaftlichen  Stammvater  den  Vorzug  gegeben  haben.  Die  deutsche  Erb- 
folgeordnung beruhte  demnach  auf  dem  System  der  Parentelen-  oder 
linealgradualordnung  ^^^ 


Stufe  unaerer  Verwandtschaft  die  und  die  gewesen  ist,  und  die  und  die  unsere  Vor- 
fahren gewesen  sind,  wie  wir  angegeben  haben.^^ 

•"  Ober  die  in  unserer  Periode  aUgemein  bezeugte  Begrenzung  der  Ver- 
wandtschaft vgl  S.  66.  FiCKSR  1,  277  f.  816.  898  ff.  474  ff.  2,  53  f.  Bbünneb,  EG. 
],  217.  Heuslbb  2,  591  ff.  Das  kanonische  Hecht,  das  statt  der  römischen  die 
germanische  Verwandtschaftsberechnung  angenommen  hatte  (die  dabei  begegnende 
Bezeichnung  der  Verwandtschaftskniee  als  gradus  ist  zum  Teil  auch  in  die  ger- 
manischen Bechtsquellen  übergegangen,  vgl.  Stobbe,  Handb.  5,  66  f.),  betrachtete 
anfangs  die  sechste,  seit  Gregor  III.  aber  die  siebente  Generation,  diese  ein- 
geschlossen, als  die  Grenze  der  ehehindemden  Verwandtschaft.  Vgl.  Gregor  an 
Bouifatius  i.  J.  782:  Progeniem  vero  suam  quemque  usque  ad  septimam  observare 
deeemimus  generationem  (Jaff£,  Mon.  Mogunt.  98).  c.  1,  c.  7  C.  XXXV.  qu.  2 
u.  8.  LöNiNo,  Gesch.  d.  KR.  2,  555  ff.  Dadurch  beeinflußt  erscheint  die  Aus- 
dehnung der  Erbberechtigung  bis  zur  siebenten  Geschlechtsfolge  in  L.  Baiuw.  15,  10 

{usque  ad  septimum  gradum)  und  5,  20  (posteri  sui usque  in  septimam  pro» 

pvnquitatem\  sowie  bei  den  Sachsen  (Ssp.  1,  3  §§  2.  3),  nur  daß  diese,  da  sie  die 
zurückbleibende  Magenz&hlung  hatten,  den  siebenten  Grad  kanonischer  Rech- 
nung als  das  sechste  Glied  bezeichneten.  Die  gemeingermanische  Verwandtschafts- 
grenze war  aber  nicht  die  siebente,  sondern  die  sechste  oder  fünfte  Generation. 
Vgl.  L.  Sal.  44,  9  (Anm.  816).  L.  Rib.  56,  8.  L.  Angl.  et  Wer.  84.  Die  Ver- 
wandtschaft umfaßte  also  die  Geschlechtsfolgen  pater,  avus,  proavus,  abavus, 
atavus,  tritavus,  während  das  kanonische,  bairische  und  sächsische  Recht  auch 
den  Vater  des  letzteren  noch  mitrechnete.  Die  Langobarden  zählten  zwar  usque 
in  septimum  genieulum  (Anm.  816),  rechneten  aber  dabei,  wie  sich  aus  den  Schriften 
der  lombardischen  Rechtsschule  ergiebt  (vgl.  Anm.  818  und  MG.  Leg.  4,  817), 
auch  den  Erblasser  beziehentlich  den  Erbansprecher  mit,  so  daß  sie  thatsächlich 
ebenfalls  nicht  über  das  sechste  Knie  der  Salier  und  das  fünfte  der  übrigen 
Stämme  hinausgingen.  Vielleicht  ist  gerade  die  Rechnungsweise  der  Langobarden 
der  Anlaß  für  die  Ausdehnung  der  kirchlichen  Ehehindemisse  auf  den  7.  Grad 
geworden. 

^^^  Über  die  nicht  unwahrscheinliche  Entstehung  der  Parentelenordnung  aus 
dem  Vetterschaftssystem  vgl.  §  11  n.  38.  In  der  Theorie  wurde  die  Parentelen- 
ordnung  zuerst    von    Majeb,    Gemeinrechtliche    Erbfolgeordnung    in   sogenannte 
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In  Ermangelung  erbberechtigter  Verwandten  trat  das  Heim&llsrecht 
des  Fiskus  {curtis  regia)  ein'^^. 

Daß  es  für  den  Erben  keiner  Erbesantretung  bedurfte^  sondern  der 
Satz  „Der  Tote  erbt  den  Lebendigen '<  platzgriff,  ergiebt  sich  aus  den 
Quellen  der  folgenden  Periode,  nicht  minder,  daß  die  Erbteilung  erst 
nach  dem  „Dreißigsten''  erfolgte  ^^^  und  dabei  der  Grundsatz  „Der  ältere 


Stammlehen  (Teatsche  Erbfolge,  1.  Fortsetzung,  1805)  S.  14  ff.,  und  zwar  aus  rein 
inneren  Gründen  der  sogenannten  Konsanguinität,  aufgestellt  Seit  Eichhosn  hatte 
sie  die  allgemeine  Zustimmung  der  Rechtshistoriker  gefunden,  bis  sie  von  Siegel, 
Wabsersohleben,  y.  Amiba  und  Fickeb  als  historisch  unbegrandet  bekämpft  wurde. 
Zustimmung  fanden  die  Gegner  namentlich  bei  Gerber,  Boretitts^  K.  Maxtrer 
(Kr.  VJSch.  11,  415  f.  12^310),  Miller.  Hauptvertreter  der  Parentelenordnung 
sind  Brunver,  Gierke,  Heusler,  Hoxbter,  Rive,  Bluhmb,  Beseler,  Hüber,  Kohler, 
Stobbe,  Lewis,  v.  Wtss  (Intestaterbrechte  der  östlichen  Schweiz,  Ztschr.  f.  Schweiz. 
R.  4.  5).  Entscheidend  sind  namentlich  die  Nachweise  aus  deutschen  und  fran- 
zösischen Quellen  des  Mittelalters,  zumal  aus  E^reisen  denen  das  Lehnwesen  fremd 
geblieben  ist,  so  daß  die  Annahme  von  Maurer  und  v.  Auira,  man  habe  es  hier 
mit  lehnrechtlichen  Gestaltungen  zu  thun,  ungerechtfertigt  erscheint.  Über  Paren- 
telenordnung in  friesischen,  flämischen  und  südholländischen  Rechten  vgl.  beson- 
ders FiCKER  1,  860  ff.  449  f.  Die  G^ner  der  Parentelenordnung  stützen  sich 
hauptsächlich  auf  die  namentlich  in  langobardischen  Quellen  häufige  Bezeichnung 
der  Kniee  mit  gradtis.  Die  proximi  parentes  per  gradus  (Liutpr.  17)  sollen  den 
Beweis  liefern,  daß  man  unter  den  einzelnen  Knieen  nicht  ganze  Generationen 
oder  Linien,  sondern  nur,  wie  im  römischen  Recht,  Verwandtschaftsgrade  ver- 
standen habe;  man  habe  die  Zahl  der  Grade  von  dem  gemeinschaftlichen  Stamm- 
vater bis  zum  Erblasser  einerseits  und  dem  Erben  andererseits  in  Betracht  ge- 
zogen, aber  nur  die  Grade  der  einen  Linie  gezählt.  Bei  ungleichen  Linien  soll 
nach  Siegel  stets  die  längere,  nach  Wabserschleben  (der  außerdem  den  unbedingten 
Vorzug  der  Vorfahren  vor  den  Seitenverwandten  behauptet)  die  Linie  des  Erb- 
ansprechers  gezählt  worden  sein,  während  v.  Amira  und  Ficsbr  für  diesen  Fall 
ein  Zusammenzählen  beider  Linien,  also  im  wesentlichen  die  römische  Berechnungs- 
weise annehmen.  Die  Theorien  von  Siegel  und  Wasserschleben  fuhren  unter 
Umständen  zu  undenkbaren  Ergebnissen  und  haben  ihre  Widerlegung  schon  bei 
V.  Amiba  49  ff  und  Eigker  1,  407  gefunden.  Die  einzige  Stelle,  auf  die  sich 
Wasserschleben  (Verwandtschaftsberechnung  8  f.)  mit  einigem  Schein  berufen 
konnte,  beruht  auf  einer  falschen  Konjektur  von  Boretius  (MG.  Leg.  4,  pg.  91, 
n.  80)  zu  der  Formel  in  §  10  der  Ezpositio  Lib.  Pap.  Roth.  153  (ebd.  4,  822  f.), 
wo  zu  den  Worten  cuius  proavus  matris  mee  fuit  das  Wort  avu8  zu  ergänzen  ist; 
Boretius  setzt  dies  Wort  hinter  proavus,  während  es  davor  gehört  Richtig  ge- 
lesen {cuiu8  avus  proavus  matris  mee  fuit,  et  ideo  in  qui/nto  gradu  suecedere  debeo) 
liefert  die  Stelle  vielmehr  einen  Beleg  für  die  Parentelenordnung  (vgl.  Bluhme, 
a.  a.  0.  17),  denn  beide  Erbprätendenten  gehören  der  Parentel  des  Großvaters  an, 
zu  dem  der  eine  im  sechsten,  der  andere  im  fünften  Grade  langobardischer  Be- 
rechnung (d.  h.  im  fünften  resp.  vierten  Grade  kanonischer  Rechnung)  steht  Die 
Succession  erfolgt,  wie  das  Gesetz  (Anm.  316)  vorschreibt,  per  gradum  et  paren' 
tiüam.  Vereinzelt«  Spuren  einer  Gradualordnung  bei  Ficker  1,  411  ff  421  f. 
422  f.  424  ff.  Über  Parentelenordnung  im  indischen  Erbrecht  vgl.  Kohler,  Ztschr. 
f.  vgl.  RW.  7,  201  f. 

3w  Vgl.  S.  195.  272.  L.  Sal.  44,  10.  60.  62,  2.  L.  Fris.  19,  2.  L.Baiuw. 
15,  10.     Roth.  158  ff.  223  f.     Liutpr.  18.  32.  34. 

^^  Vgl.  BoRETiüs,  Capitularia  1,  278,  c.  21.  281,  c.  4.  Eine  Urkunde  von 
869  bei  Houeter,  Der  Dreißigste  97. 
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soll  teilen,  der  jüngere  kiesen'^  beobachtet  wurde '^^  Über  den  Umfang 
der  Schnldenhaftung  des  Erben  herrscht  Streit  Daß  eine  solche  über- 
haupt bestand,  der  Erbe  sich  aber  durch  Abtretung  des  Nachlasses  an 
die  Gläubiger  von  jeder  persönlichen  Haftung  befreien  konnte,  ist  zweifel- 
los'*2;  andererseits  enthält  aber  das  ribuarische  Recht  ^*'  schon  eine  Be- 
stimmung, die  an  das  bekannte  Sprichwort  anklingt:  „Wer  einen  Schilling 
erbt,  soll  auch  ein  Pfund  bezahlen/'  Daraus  auf  einen  persönlichen  Ein- 
tritt des  Erben  in  die  Schulden  des  Erblassers  zu  schließen,  würde  dem 
Charakter  des  deutschen  Schuldrechts  ebenso  sehr  wie  dem  des  mittelalter- 
lichen Erbrechts,  nach  dem  die  Schulden  des  Erblassers  ausschließlich 
aus  dem  Nachlaß  zu  zahlen  waren,  widersprechen*^.  Aber  die  Gläubiger 
galten  als  die  nächsten  Erben  und  der  gesetzliche  Erbe  war  ihnen  ersatz- 
pflichtig, wenn  er  unterlassen  hatte,  rechtzeitig  für  ihre  Befriedigung  oder, 
wo  es  nötig  war,  für  die  Ausschüttung  der  Masse  zu  sorgen  ^^^  Dem 
König  als  Erben  kraft  Heimfallrechts  lag  nach  langobardischem  Recht 
keine  Liquidationspflicht  ob,  er  bezahlte  keine  Nachlaßschulden,  doch  muß 
dies  durch  die  fränkische  Gesetzgebung  abgeändert  worden  sein,  da  diese 
selbst  im  Fall  einer  Vermögenseinziehung  wegen  Verbrechens  die  Ver- 
pflichtung des  Fiskus  zur  Bezahlung  der  Schulden  des  Übelthäters  aus 
dem  gefironten  Vermögen  anerkannte'*®. 


»"  Vgl.  Gbimm,  RA.  480. 

«"  L.  Rib.  79.  L.  Boi^.  65,  1  (Anm.  325).  L.  Wis.  5,  1  c.  2.  2  c.  6.  6 
c.  6.  7,  2  c.  19,  5  c.  8.  Roth.  2.  365.  885.  Liutpr.  16.  18.  19.  114.  Cap.  Are- 
gisi  10.  Form.  Marc.  2,  25.  Das  Ganerbenrecht  beschränkte  die  Haftung  auf  die 
Ehrende  Habe. 

^'^  L.  Rib.  67,  1:  St  quis  moriens  debitostis  aut  testamenia  vel  venditionia 
seu  iradieioriM  aliqmd  feeerit,  si  filtos  aut  filias  non  relinquerity  quicunque  ds 
parentHnis  sma  quanium  unus  solidus  valet  in  herediiaiem  reciperit,  vel  eui  uere^ 
gildum  eins,  si  inierfectus  fuisset,  legitimi  obvenibaty  omfiem  debitum  culpabüis 
iuditetur  et  omnem  factum  &iu8  idoniare  siudeaiy  aut  cvlpam  ineurreret  Vgl. 
Stobbe,  Handbuch  5,  52  n.    Graf  u.  Dibthebr,  Rechtssprichwörter  223,  Nr.  297,  298. 

^**  Vgl.  Stobbe,  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  R.  5,  295  flF. ;  Handb.  5,  49  n.  Pernice, 
Kr.  VJSchr.  9,  85  ff.  y.  Amira,  Zweck  u.  Mittel  51  f.  Heusler  2,  544  ff.  Pappeh- 
BEXM,  a.  a.  O.  69  ff.  Miller,  a.  a.  0.  42  ff.  Kayser,  a.  a.  O.  487  f.  Anderer 
Meinung  Lewis,  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen  des  Erblassers  178  ff. 

3**  Vgl.  ZRG.  5,  35.  Stobbe,  Handb.  5,  50  f.  L.  Burg.  65,  §  1:  Si  qua 
muUer  vidua  filios  Habens,  si  et  iUa  et  filii  sui  cessionem  de  bonis  mariti  qui  de» 
ftmotus  est  feeerint,  nuUum  ex  debito  ipsius  repetitionem  aut  calumniam  paüantur, 
§  2:  Si  eerte  praesumpserint  hereditatem,  debitum  patemum  simul  solvant.  Liutpr. 
57  bezieht  sich  nicht  auf  den  Erben,  sondern  auf  den  verheirateten,  aber  in  der 
Were  des  Vaters  gebliebenen  Sohn.  Nur  teilweise  beistimmen  kann  ich  der  Aus- 
legung von  Pappenheim,  Launegild  70;  2iRG.  35,  371  f.  Ausnahmebestimmungen 
sind  Ed.  Roth.  362,  L.  Baiuw.  8,  20  und  L.  Rib.  12,  2  (vgl.  Bruiiner,  ZRG.  16,  9  f.). 

»*»  Vgl.  Lewis,  a.  a.  O.  181  n.  8.  Roth.  223.  281.  Cap.  leg.  add.  v.  818/19 
c.  11  (BoRETius  1,  283).  Wenn  der  Übelthftter  mit  seinen  Kindern  noch  in  unge- 
teilter Vermögensgemeinschaft  lebte^  so  wurde  die  Teilung  von  Amts  wegen  vor- 
genommen, da  sich  die  Einziehung  auf  den  Anteil  des  Schuldigen  beschrfinkte. 
Die  gleiche  Bestimmung  findet  sich  schon  in  dem  salischen  Kapitular  v.  816  o.  5 
(ebd.  268  f.).    Vgl.  Anm.  330. 
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Das  aas  der  Gemeinschaft  des  Hausrermögens  hervorgegangene  Erb- 
recht des  engeren  Erbenkreises  war  ursprünglich  durchaus  unentziehbar, 
so  daß  es  weder  durch  Verfügungen  Ton  Todes  wegen  noch  durch  Schen- 
kungen unter  Lebenden  beeinträchtigt  werden  konnte  **^  Selbst  der  feier- 
liche Austritt  aus  der  Sippe  vermochte  in  der  ältesten  Zeit  nur  das  Erb- 
recht des  Entsippten  gegen  seine  Verwandten,  aber  nicht  das  der  letzteren 
gegen  ihn  aufzuheben  ^^^  Durchbrochen  wurde  die  Strenge  des  älteren 
Becht.s  zuerst  zu  Gunsten  kirchlicher  Stiftungen,  die  entweder  ganz  oder, 
in  Anknüpfong  an  den  altgermanischen  Totenteil  (S.  72),  doch  zu  einem 
bestimmten  Bruchteil  freigegeben  wurden^*®.  Auf  diesem  Wege  bildete 
sich  das  Freiteilsrecht  aus,  vermöge  dessen  der  Vater,  wenn  er  die  Kinder 
zuvor  abgeschichtet  hatte,  über  den  ihm  verbliebenen  Teil  frei  verfügen 
konnte;  ein  weiterer  Fortschritt  war  es,  wenn  manche  Rechte  das  Frei- 
teilsrecht selbst  unabhängig  von  einer  voraufgegan^nen  Schichtung  an- 
erkannten *'^  Weitere  Abschwächungen  traten  ein,  indem  man  das  Wart«- 
recht  als  solches  auf  Söhne  und  Erbtochter  beschränkte,  unter  Umständen 


'*'  Die  wertvollen  Untersachungen  von  Ficksb  über  diesen  Gegenstand  (Erben- 
folge 1,  229  f.  271  ff.  2,  123  ff.  843  ff.  3,  274  ff.  4,  204.  872)  werden  dadurch 
beeinträchtigt,  daß  sie  das  Prinzip  unbegrenzter  Yerfügungsfreiheit  zum  Aus- 
gangspunkt nehmen  und  die  YerfUgungsbeschränkungen  als  Erzeugnisse  einer 
jüngeren  Rechtsbildung  auffassen.  Vgl.  dagegen  Brünkbr,  Grundzüge  208  f.; 
Registrum  Farfense,  Mitt.  d.  Ost.  Inst.  2,  10  ff.;  Beiträge  z.  Gesch.  des  genn. 
Wartrechts  (Festgabe  f.  Dembnrg,  1900).  Kohler,  Das  genn.  Noterbrecht  u.  seine 
Geschichte  in  den  Coutumes  (ebd.).  Pappenheim,  ZRG.  85,  885—899.  Huber, 
Hist  Grundlage  d.  ehel.  Güterrechts  der  Bemer  Handfeste  15  ff.  Gierke,  Grenossen- 
Schaftstheorie  412  ff.;  ZRG.  12,  478  ff.  Schüffer,  Archivio  giuridico  1,  21  ff.  Miller, 
a.  a.  0.  41.  48  ff.  55  f.  60.  63.  v.  Wtss,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  19,  1  S.  70  f.  Eich- 
horn, St.-  u.  RG.  1,  831  ff.  Maurer,  Island  365 f.;  Ober  den  Hanptzehnt  nord- 
germanischer  Rechte,  Abh.  d.  Münch.  Ak.  1874,  S.  221  f.  242  f.  288  f.  Weitere 
Litteratur  s.  Anm.  34. 

•"  Vgl.  S.  72.  Brunner,  RG.  1,  92.  v.  Amira,  Erbenfolge  52.  L.  Sal.  60 
kennt  erst  in  den  jüngeren  Teztformen  die  Beerbung  des  Entsippten  durch  den  Fiskus. 

'**  Im  Frankenreich  muß  schon  das  S.  254  erwähnte  Königsgesetz  Dagoberts  I. 
dessen  Spuren  uns  im  alamannischen  und  baierischen  Volksrecht  begegnen,  eine 
solche  Bestimmung  enthalten  haben.  Während  L.  Alam.  85  (88)  das  Warterecht 
unter  Brüdern,  so  lange  sie  den  Nachlaß  des  Vaters  nicht  geteilt  haben,  aufrecht- 
erhält, wird  es  gegenüber  Vergabungen  an  die  Kirche  überhaupt  aufgehoben  (ebd. 
1,  1.  2.  2,  1).  L.  Bai.  1,  1  giebt  dem  Vater,  nachdem  er  die  Kinder  abgeschichtet 
hat,  über  den  ihm  verbliebenen  Kopfteil  freie  Verfügung  zum  Heil  der  Seele. 
Siehe  auch  L.  Sax.  62  (Anm.  36).  Bei  den  Westgoten  hatte  Eurich  die  volle  Ver- 
fügungsfireiheit  wohl  ebenfalls  im  Interesse  der  Kirche^  und  zwar  der  arianischen, 
eingeführt  Trotzdem  scheint  sich  ein  altgotisches  Gewohnheitsrecht  erhalten  zu 
haben,  das  diese  Freiheit  auf  ein  Fünftel  beschränkte  und  durch  Leovigild  (L.  Wis. 
V.  2,  4)  teilweise,  sodann  durch  Chindasuind  (ebd.  IV.  5,  1)  allgemein  zu  gesetz- 
licher Anerkennung  gelangte.    Vgl.  Brunner,  Beiträge  5  ff. 

^^  Den  älteren  Standpunkt  vertreten  L.  Bai.  1,  1  (Anm.  829)  und  im  bur- 
gundischen  Recht  L.  Burg.  24,  5.  51,  während  ein  in  L.  Burg.  1,  1  enthaltenes  neues 
Gesetz  (Anm.  38)  dem  Vater  freie  Verfügung  über  seinen  Anteil  de  eanimuni  facuÜtUe^ 
also  ohne  Abschichtung,  gewährt.  Vgl.  Brunner,  Beiträge  9  ff.  Pappenheiu^  Laune- 
gild  60.   Den  umgekehrten  Entwickelungsgang  vermutet  Ficker,  1,  271  ff.    Gegen- 
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es  Überhaupt  in  Wegfall  kommen  ließ**^  Für  die  übrigen  Verwandten 
erhielt  sich  nur  das  Ganerbenrecht  bei  ererbten  Grundstücken,  solange 
diese  nicht  »^t  Verzicht''  geteilt  worden  waren;  die  Lex  Saxonum  kannte 
überhaupt  nur  ein  auf  den  Grundbesitz  beschranktes  Beispruchsrecht  des 
nächsten  Erben  (S.  275  f.). 

Wer  keine  Erben  hatte,  konnte  sich  wohl  schon  in  alter  Zeit  mit 
Bewilligung  der  Landesgemeinde  oder  des  Königs,  als  der  Heimfalls- 
berechtigten,  einen  Erben  setzen.  Gelegentliche  Quellenzeugnisse  lassen 
darauf  schließen,  daß  das  auf  diese  Weise  ausgebildete  Erbschaftsgedinge 
Gemeingut  der  germanischen  Stamme  gewesen  ist  In  greifbarer  Gestalt 
liegt  es  in  dem  frankischen  adfatimus  und  dem  langobardischen  ffoire- 
thinx  {ikinz,  ihmgatio)  yor^'^.  Das  Erbschaftegedinge  war  eine  adoptio  in 
hereditatem  und  nur  solchen  Personen  gestattet,  die  keine  warteberech- 


über  der  bairischen  Kopfteilang  scheineo  die  Burgunden  HalbteilaDg  gehabt  zu 
haben.  Die  Langobarden  hatten  jedenfalls  seit  Liutprand  Fr^iteilsrecht  aach  ohne 
Abschichtong,  und  zwar  nach  Kopfteilen.  Vgl.  Ed.  Liutpr.  113.  Aist.  13.  Bbüxner, 
Eeg.  Farf.  10  £F.  Gegen  die  Annahme  von  Fickbb  (a.  a.  0.  2,  348  ff.  Mitt.  d.  öst. 
lost  22,  47  f.),  daß  schon  nach  dem  Edikt  des  Rothari  das  gleiche  Freiteürecht 
4uuranehmen  sei,  vgl.  Pappknhbih,  ZRG.  85,  889  ff.  Über  die  beiden  firftnkischen 
Yolksrechte,  die  noch  an  dem  strengeren  Standpunkt  festhielten,  vgl.  y.  AmsA, 
Erbenfolge  51  ff.  Bbünkeb,  Beiträge  12  ff.  Nur  bei  Veigabungen  an  Tochter  und 
Enkel,  durch  die  ihre  erbrechtliche  Zurücksetzung  gegenüber  den  Söhnen  aus- 
geglichen werden  sollte,  lassen  schon  die  salischen  Formeln  auf  das  jüngere  Frei- 
teürecht schließen.  Vgl.  Zsümbr  81.  147.  204  f.  250.  274.  Die  Versorgung  un- 
ehelicher Kinder  war  nur  denen  gestattet^  die  keine  ehelichen  Nachkommen  hatten 
(ebd.  208).  Für  alle  Volksrechte  des  fränkischen  Beiches  wurde  das  Freiteilrecht 
von  dem  Erfordernis  der  Schichtung  unabhängig  gemacht  durch  c.  6  der  Cap.  legib. 
add.  818/9  (Bobeiiüb  1,  282),  das  den  unabgeschichteten  Erben  die  Verpflichtung, 
mit  den  vom  Erblasser  Bedachten  abzuteilen,  auferlegte.    Vgl.  Anm.  826. 

"^  So  in  Notfällen,  wenn  der  Erbe  die  von  ihm  verlangte  Unterstützung  ver- 
sagte, nach  dem  langobardischen  Edikt  auch  wegen  Undankbarkeit  des  Erben. 
Vgl.  L.  Sax.  C2  (Anm.  86).  Roth.  168  ff,  173.  Liutpr.  5.  119.  Töchter,  die  durch 
eigenmächtige  Verheiratung  ihr  Erbrecht  verwirkt  hatten,  schieden  schon  aus  diesem 
Grunde  aus.    Vgl.  S.  827. 

»•  Vgl.  L.  Sal.  46.  L.  Rib.  48.  49.  Cap.  ad.  leg.  Sal.  von  819,  c.  10  (Boeb- 
Tms  1,  298).  Cap.  ad.  leg.  Bib.  von  808,  c.  8  (ebd.  118).  RoziiaB,  Becueil  des 
formules  Nr.  115—118.  130—137.  216.  Ed.  Roth.  168—174.  Ausgezeichnet  wird 
die  ganze  Lehre  behandelt  bei  Hbfsleb  2,  621  ff.  und  hinsichtlich  des  langobar- 
dischen Rechts  bei  Pafpsnheix,  Launegild  45  ff. ,  ZRG.  85,  381  ff. ,  auf  die  wegen 
aller  Einzelheiten  zu  verweisen  ist.  Vgl.  femer  Bebbleb^  Erbverträge  1,  96  ff. 
164  ff.  Waitz,  Daa  alte  Recht  147  ff.  Bbünkeb,  Gmndzüge  210.  Stobbe,  Handb. 
5,  170  ff.  Gbimm,  RA.  121  f.  v.  Amiba,  Erbenfolge  58  ff.  Milleb,  a.  a.  0.  90  ff. 
Katsbb,  a.  a.  0.  476  ff.  SchbOdbb,  Hist  Zeitschr.  78,  196  ff.;  Gesch.  d.  ehel. 
G&terr.  1,  157  ff.  A.  Schültzc,  Die  langob.  Treuhand  (Gibbkb,  Unters.  49). 
R.  Schmidt,  Affatomie  der  Lex  Salica,  1891.  Fickbb,  a.  a.  0.  3,  383  ff.  Schupfbb, 
a.  a.  0.  81,  507 ff.;  Thinx  e  affatomia  1892  (Accademia  dei  Lincei,  Mem.  della 
classe  di  scienze  morali  etc.,  1891).  Sghebbeb,  ZRG.  13,  ^74 ff.  Denman  Ross, 
Earty  history  of  the  landholding  69  ff.  Cohn,  Symbolik  11  f.  Kohleb,  Zeitschr. 
f.  vergl.  RW.  5,  427  ff.  Pabisbt,  Dispositions  de  demi^re  volonte,  1891,  S.  141  ff. 
W.  Sigkbl,  GGA.  1889,  S.  959.  Gbffokxn,  Lex  Salica  S.  178  ff.  v.  Hbltbn,  Malb. 
Glosse  §  144. 

B.  BoHBÖDKB,  Deatsohe  Beohtageaaliieht«.    4.  Aufl.  22 
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tigten  Erb6n  hatten;  durch  nachtraglicbe  Oebnrt  eines  solchen  wurde  das 
Gedinge  gebrochen  ^H  Der  Gedingserbe  gehörte  zum  ^Basen''  und  hatte 
ein  ebenso  unentziehbares  Erbrecht^  als  wenn  er  im  Busen  geboren  wäre. 
Am  reinsten  hat  sich  das  Verhältnis  im  Edikt  des  Bothari  erhalten,  nach 
dem  sich  der  Gedingserbe  nach  dem  Tode  des  Erblassers  wie  ein  ge- 
borener Erbe  des  Nachlasses  unterwand  und  die  Schulden  übernahm  ^^^ 
Die  Form  des  Gedinges  war  die  der  altgermanischen  Wehrhaftmaohung, 
wie  bei  Emanzipation  und  Adoption:  Übergabe  des  Speeres  seitens  des 
Erblassers  an  den  Gedingserben  durch  die  Hand  eines  Dritten,  der  Speer- 
bürge {ffisel)  genannt  wurde,  unter  Ausspruch  einer  altertümlichen  Formel, 
alles  öffentlich  vor  Tersamineltem  Gericht  ^'^  Bedeutend  abgeschwächt 
nach  Form  und  Inhalt  war  die  Sache  bei  den  Franken  schon  zur  Zeit 
der  Lex  Salica.  Zwar  wurde  die  Aufihssung  des  ganzen  Aktes  als  adoptio 
in  hereditatem  traditionell  bis  in  das  neunte  Jahrhundert  festgehalten, 
aber  die  ideale  Seite  der  Erbeinsetzung  trat  gegenüber  der  materiellen 
Seite  der  Yermögenszuwendung  in  den  Hintergrund.  Der  ursprünglich 
einheitliche  Akt  hatte  sich  in  drei  Akte,  jeder  vor  drei  zugezogenen 
Zeugen,  aufgelöst.  Der  erste  Akt  spielte  sich  im  gebotenen  Ding  zwischen 
dem  Erblasser  und  dem  an  die  Stelle  des  alten  Speerbürgen  getretenen 
Salbürgen  oder  Salmannes  ab;  statt  des  Speers  wurde  diesem  die  Festuca 
überreicht,  unter  Bezeichnung  der  Person  des  Gedingserben  und  des 
diesem  zugedachten  Vermögens;  denn  die  Lex  Salica  kannte  bereits  die 
Beschränkung  auf  einzelne  Vermögensmassen.  Der  zweite  Akt  war  die 
seasio  triduana  des  Salmannes  im  Hause  des  Erblassers,  um  jenem  die 
Gewere  zu  übertragen.  Der  dritte  Akt,  der  binnen  Jahresfrist  erfolgen 
mußte,  bestand  in  der  Übergabe  der  Festuca  seitens  des  Salmannes  an 
den  Gedingserben,  und  zwar  vor  dem  Eönigsgericht  oder  im  echten  Ding. 
Die  folgende  Zeit  hat  dann  bei  Franken  wie  Langobarden  eine  immer 
zunehmende  Verflüchtigung  der  Form  und  des  ihr  ursprünglich  zu  Grunde 
liegenden  Rechtsgedankens  gebracht.  Das  ganze  Geschäft  nahm  mehr 
und  mehr  einen  sachenrechtlichen  Charakter  an,  traditio  cartae  und  Auf- 
lassung wurden  wie  bei  Grundeigentumsübertragungen  die  vorherrschende 
Form,  und  der  alte  Speerbürge,  schon  in  der  Lex  Salica  so  verändert, 
wurde  zu  dem  durch  dinglichen  Vertrag  bevollmächtigten  Salmann,  der 
nach  dem  Tode  des  Erblassers  die  Übertragung  an  den  Bedachten  zu 
bewirken  hatte;  das  Erbschaftsgedinge  verschmolz  mit  der  Vergabung  von 
Todes  wegen  und  bewahrte  nur  so  viel  von  seinem  ursprünglichen  Cha* 


'*'  Both.  171.  Auf  Angehörige  des  weiteren  Erbenkreises  brauchte  keine 
Rucksiebt,  genommen  zu  werden,  doch  galt  ihre  völlige  Ausschließung  als  ein  Feind- 
schaftsakt.  Roth.  360.  Deutliche  adoptio  in  hereditatem  Trota,  Cod.  dipl.  4,  535, 
Nr.  684  (754). 

^  Vgl.  Roth.  173  f. 

885  Yg\.  ScHRÖDBB,  ZRG.  20,  56  f.  Wegen  der  Specrreichung  wurde  das  ganze 
Geschäft  auch  als  gairethinx  bezeichnet 
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lakter,  daß  es  auch  die  Übertragang  eines  ganzen  gegenwärtigen  nnd 
zukünftigen  Vermögens,  namentticb  auch  in  fahrender  Habe,  zum  Gegen- 
stand haben  konnte'^®. 


§  36.    Das  Strafrecht 

Litteraturaugaben  S.  73.  Bküvnbr,  RG.  2,  586 ff.:  Grandzüge  69 ff.;  For- 
schungen 482  ff.  Waitz  2«,  358  ff.  4,  484  ff.  505  ff.  v.  Amiba,  Grandriß«  148 f. 
Glasson,  Histoire  3,  528  ff.  Thonissen,  Memoire  sur  les  peines  capitales  dans  la 
l^gislation  m^rovingienne,  1877.  Olivecrona,  La  peine  de  mort«,  1893.  Röstuk, 
Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts  94  ff.  Pardbssus,  Loi  Balique  561  ff.  Gaüdenzi,  La 
Legge  Salica  e  gli  altri  diritti  gennanici  86  ff.  Pebtile,  Storia  del  diritto  italiano 
5'y  1892.  Kohler,  Studien  aus  dem  Strafrecht,  IL^-Y.  1895—97.  Blandini,  II 
delitto  e  la  pena  nelle  leggi  langobarde,  1890.  OsENBBttooBK,  Strafrecht  der  Lango- 
barden, 1863;  Das  alamannische  Strafrecht,  1860.  Dahn,  Könige  8,  4  S.  133—174; 
Westgotische  Studien  141—242.  Pollock  and  Maitland,  Uist.  of  engl,  law  2, 
446—555.  Laüohun,  i.  d.  Essays  of  anglosazon  law  262—283.  A.  B.  Schmidt, 
Schadensersatz  in  den  Volksrechten^l  ff.;  Medizinisches  aus  deutschen  Rechts- 
qnellen  (a.  d.  Festschrift  f.  B.  Schmidt,  1896).  Schrbubr,  Behandlung  der  Ver- 
brechenskonkurrenz in  den  Volksrechten,  1896  (Gierke,  Untersuchungen  50). 
Bbwer,  TotBchlagsühne  in  der  Lex  Frisonnm,  ZRG.  26,  95  ff.  Hinschiüs,  Kirchen- 
recht 5,  1893.    LöNiNo,  Gesch.  d.  deutsch.  KR.  2,  448  ff. 

1.  Das  Strafensystem.  Die  sakralen  Todesstrafen  der  germanischen 
Urzeit  waren  mit  den  Anschauungen  der  christlichen  Kirche  unvereinbar. 
Das  nordgermanische  Recht  ließ  infolgedessen  die  gerichtliche  Todesstrafe 
überhaupt  fallen,  so  daß  die  unsühnbare  Friedlosigkeit,  d.  h.  das  der 
Gesamtheit  des  Volkes  zur  Vollstreckung  übertragene  Todesurteil  mit 
Unfriedensbann,  die  einzige  Strafe  für  Kapitalverbrechen  bliebt  Dem 
gegenüber  hielten  die  Südgermanen  zunächst  am  überlieferten  Strafen- 
System  fest:  die  unsühnbare  Friedlosigkeit  trat  von  Rechts  wegen  bei 
handhafter  That  ein  (Anm.  12),  dagegen  erst  auf  gerichtliche  Ächtung, 
wenn  man  des  Missethäters  nicht  habhaft  war;  über  den  dem  Gericht 
überlieferten  Verbrecher  wurde  die  Todesstrafe  verhängt.  Dabei  wurde 
jedoch  weder  in  den  Satzungen  noch  auch,  wie  anzunehmen  ist,  in  den 
einzelnen  Gerichtsurteilen  eine  bestimmte  Todesart  vorgeschrieben,  indem 
dies  als  Sache  des  Strafvollzuges  galt  und  daher  der  Bestimmung 
des  Richters  oder  des  Nachrichters  überlassen  blieb*.     Zuweilen  erfolgto 


"•  Vgl.  S.  278  ff.  287  f.  Bbseler,  a.  a.  0.  261—284.  Albrecht,  Gewere 
231  ff.  245  ff.  Stobbb,  ZRG.  7,  405  ff.  Eine  Glosse  der  Lex  Rib.  (MG.  Leg.  5,  277) 
übersetzt  noch  affatimus  mit  adopHvus, 

^  Unsühnbar  war  die  Friedlosigkeit,  weil  der  Geächtete  nur  mit  Zustimmung 
des  Gerichts  (oder  des  Königs)  und  des  Verletzten  wieder  in  den  Frieden  aufge- 
nommen werden  konnte,  also  kein  einseitiges  Recht  hatte,  sich  den  Frieden  zu 
erkaufen.  Mehrfach  begegnet  im  Norden  die  Milderung,  daß  dem  Geächteten  zu- 
nächst eine  gewisse  Zeit  zur  Flucht  gelassen  wurde.    Vgl.  Brünner,  RG.  2,  591. 

'  Vgl.  Bruxnbr  1,  175.  2,  474.  601.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  dürfte 
der  eigentümliche  mittelalterliche  Brauch  zu  erklären  sein,  wonach  der  Henker  bei 
Massenhinrichtungen  statt  der  Tötung  beliebig  jedem  zehnten  Manne  das  Leben 

22* 
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die  Tötung  in  formlosester  Weise,  meistens  aber  dnrch  mehr  oder  weniger 
feierliche  Hinrichtung  mit  dem  Strange  („Weide'O  ^^^  ^^^  Schwert; 
bei  Weibern  trat  an  die  Stelle  des  Qalgens  in  der  Regel  der  Tod  durch 
Ertranken  oder  Ersticken.  Vereinzelt  bezeugt  sind  die  Strafe  des  Feuer- 
todes, Bädern,  Zerstückelung,  Zerreißen  oder  Totschleifen  durch  Pferde ^ 
Als  ein  Rest  der  Acht  erscheint  die  Tötung  durch  Steinigung,  da  sie 
durch  das  Volk  selbst  ToUzogen  wurde*.  Zuweilen  wurde  die  Vollziehung 
der  Strafe  dem  Verletzten  oder  seiner  Sippe  übertragen*. 

Die  lebhafteste  Gegnerschaft  fanden  die  Todesstrafen,  namentlich  in 
der  Merowingerzeit,  an  der  Kirche,  die  ihrer  Anwendung  zunächst  durch 
möglichste  Ausdehnung  des  Asylrechts  entgegenzutreten  bestrebt  war^ 
dann  aber  auch  die  Todesstrafe  überhaupt  bekämpftet  Zum  Teil  auf 
kirchlichen  Einfluß  zurückzuführen  sind  die  vielfachen  Abschwächungen 
der  Todesstrafe,  wie  sie  teils  unmittelbar  verhängt,  teils  im  Wege  der 
Strafumwandlung  (Gnade)  an  ihre  Stelle  gesetzt  wurden;  so  die  ver- 
schiedenen Verstümmelungsstrafen,  Verbannung  (Elend),  Einsperrung  in 
Klöster,  Verstrickung  (d.  h.  Anweisung  eines  bestinunten  Aufenthaltsortes), 
Einkerkerung,  Verknechtung^  Ganz  besonders  ist  es  aber  kirchlichen 
Einwirkungen  zuzuschreiben,  wenn  in  zunehmendem  Maße  Todes-  oder 
Verstünmielungsstrafen  durch  Geldstrafen  ersetzt  wurden,  indem  man 
dem  Missethäter  die  Lösung  des  Halses  oder  der  Glieder  durch 
Zahlung  seines  eigenen  Wergeides  (zuweilen  eines  mehrfachen  Wergeides) 
oder  der  entsprechenden  Buße   gestattete^.    Dabei  nahm  die  Geldstrafe 


schenken  y  bezw.  ihn  venstfimmehi  oder  ihm  die  Losung  des  Halses  bewiUigen 
konnte.  Vgl.  Ssp.  III.  56,  §  3.  Schwsp.  L.  126.  Meier  Helmbrecht  v.  1679  f. 
Ho  METER,  Stellung  des  Sachseusp.  zum  Schwabenspiegel  91.  OsENBBtfooEN,  Alam. 
Strafr.  192  f.  Schröder,  Zeitschr.  f.  deutsche  Phil.  2,  2  S.  803.  ZDA.  4,  597. 
Eckert,  Fronbote  66  ff.  100.    Sohxeller,  Bayer.  WB.>  1,  857  (Landrecht  v.  1453). 

»  VgL  Brükner  2,  601  f. 

♦  Ebd.  2,  469  f.  601. 

»  Vgl.  Anm.  92.    Brunner  2,  472  f.  587.     v.  Amira<  149. 

ö  Bbunner  2,  610  ff.  Waitz  2,  2  S.  360.  4,  504.  Wilda  537  ff.  Löniho, 
Gesch.  d.  deutsch.  KR.  2,  586  ff.  HiNSomus,  Kirchenrecht  4,  384  ff.  Weuihoij), 
Fried-  und  Freistätten,  Kieler  Uniy.-Progr.  1864.  Huberti,  Studien  z.  BG.  der 
Gottes-  und  Landfrieden  1,  80  ff.  Die  Merowinger  gestatteten  Verbrechern,  die 
den  Schutz  des  Asyls  erworben  hatten,  stets  Lösung  des  Halses,  während  die  Karo- 
linger fftr  bereits  verurteilte  Verbrecher  ein  Asylrecht  nicht  mehr  anerkannten. 

"*  Über  das  kirchliche  Strafrecht  vgl.  P.  Knoke,  Verwendung  weltlicher  Strafen 
im  kirchlichen  Strafrecht  der  vorgratianischen  Zeit,  G^tt  Diss.  1895. 

«  Vgl.  Brunnbr  2,  479  f.  539.  593  f.  603  f.  Wilda  507  ff.  515  ff.  Waitz  2,  2 
S.  292.  360.  4,  511  f.  514  f.  519  f.  Lbhhann,  Rechtsschutz  106  f.  Schbbuer, 
257—272. 

•  Vgl.S.847n.S.358.  WiLDAl03f.  Brunnbr 2, 479.  599.  604.616.  Hia,  a.a.O.  190. 
Schreüer,  a.  a.  0.  138  ff.  178  ff.  K.  Maurer,  Kr.  Übersch.  8,  51.  58.  56  f.  Osen- 
BRttoGEN,  Strafr.  d.  Langob.  15  ff.  156  f.  Cohn,  Justizverweigerung  63  f.  75.  Böhm, 
ZBG.  5,  412;  Beichs-  u.  Ger.- Verf.  62.  Ohne  Grund  unterscheiden  OsENBRtfaoBN 
und  Kohler  zwischen  wergeld  und  uidrigild  und  nehmen  widrigiid  f&r  eine  tech- 
nische Bezeichnung  des  zur  Halslösung  gezahlten  Wergeides.    Vgl.  S.  80,  n.  45. 
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entweder  die  erste  Stelle  ein,  so  daß  die  peinliche  Strafe  nur  ergänzend  ein- 
trat, wenn  die  Geldzahlung  ausblieb,  oder  peinliche  Strafe  und  Geldstrafe 
wurden  alternativ  angedroht  ^^  Häufig  erfolgte  die  Umwandlung  einer 
Eapitalstrafe  in  Geldstrafe  im  Wege  der  Gnade  ^^ 

Der  vielfältigen  Abschwächung  der  Todesstrafe  ging  eine  zunehmende 
Milderung  der  Friedlosigkeit  zur  Seite.  Ihre  volle  Strenge  behauptete 
sie  für  manche  Fälle  der  handhaften  That^^.  Dagegen  erfuhr  die  vom 
Gericht  ausgesprochene  Acht  vielfache  Abschwächungen  und  Abspaltungen, 
auf  deren  Grundlage  sich  im  Laufe  der  Zeit  ein  ganz  neues  Strafensjstem 
aufbaute  ^^.  Als  eine  Abschwächung  der  unsühnbaren  Acht  erscheint 
schon  in  der  Urzeit  die  über  den  Bechtsverweigerer  verhängte  sühnbare 
Acht,  bei  der  sich  der  Geächtete  durch  Zahlung  der  Buße  wieder  in  den 
Frieden  einkaufen  konnte.  Eine  bloß  vorläufige  Acht  war  der  Vorbau n, 
der  das  Leben  des  Gebannten  nicht  preisgab,  sondern  nur  einen  an  die 
Gesamtheit  gerichteten  Fahndungsbefehl  und  das  Verbot  jeglicher  ünter- 


Untechniflch  wird  die  HalslöBung  in  den  Quellen  zuweilen  als  Friedensgeld  be- 
zeichnet (vgl.  Zusatz  zu  L.  Fris.  7  f.),  doch  wurde  das  Wergeid  des  Thfiters  nicht 
selten  als  wirkliches  Friedensgeld  festgesetzt  (vgl.  L.  Fris.  8,  2—4.  9,  14—17.  21, 
Zusatz.  Add.  sap.  8,  76.  9.  Brunnbr  2,  623.  Wilda  458.  OsenbrOqgen  16), 
ebenso  hin  und  wieder  als  Buße.  Vgl.  Brunneb  2,  615  f.  Osekbbüooen  16.  Eine 
rhein-frftnkische  Urkunde  des  10.  Jh.  (Beteb,  Urk.-B.  d.  mittelrh.  Terr.  1,  Nr.  187) 
enthält  die  Straf klausel:  8i  quis  vero  contra  huius  eoneamii  earhdam  e  contrario 
venire  voluerit  et  eam  destruere  temptaverit,  talionem  siuun,  id  est  guitregildum, 
legibus  componat. 

w  Vgl.  L.  Sal.  50,  5.  51,  2.  L.  Rib.  59,  8.  L.  Cham.  32.  L.  Baiuw.  2,  6. 
L.  Fris.  add.  sap.  1,  3.  Pact.  pr.  ten.  pac.  2.  £d.  Roth.  268.  280.  Knuts  Gesetze 
2,  86.  Im  fränkischen  Recht  bildete' för  Unfreie  und  Hörige  die  Unablösbarkeit 
der  Strafe,  für  Freie  die  Ablösbarkeit  die  Regel,  die  nur  in  besonders  schweren 
Fällen  ausgeschlossen  war.  Bei  den  Langobarden  war  die  Unablösbarkeit  vor- 
herrschend.    Vgl.  Bbünner  2,  599.  604. 

'^^  Auch  Richter  und  Schergen  konnten  unter  Umständen  die  Lösung  gestatten. 
Vgl.  Anm.  2.    Waitz  4,  508. 

1*  Vgl.  Bbuhher  2,  476.  481  ff.  His  184.  835.  845.  349.  Zeumbb,  N.  Arch.  24, 
606  f.  L.  Burg.  27,  8.  29,  2.  68.  L.  Wis.  3,  4  c.  8f.  6,  4  c.  2.  7,  2  c.  15  f. 
Roth.  32  f.  212.  280.  330.  L.  Rib.  77.  L.  Angl.  et  Wer.  39.  L.  Fris.  5,  1. 
L.  Sax.  82.  L.  Baiuw.  8,  1.  9,  5.  Syn.  Niuh.  8  (M(J.  Leg.  3,  464).  Chlothars 
Ed.  V.  614  c.  22.  BoBBTiüs,  Capit.  1,  217  c.  7.  Form.  Tur.  30  (vgl.  Anm.  48). 
Mit  der  Straflosigkeit  der  Tötung  bei  handhafter  That  war  die  Straflosigkeit  der 
Notwehr  von  selbst  gegeben.  Vgl.  Tjtzb,  Notstandsrechte  (1897)  37  ff.  His  74.  185. 
Die  erlaubte  Tötung  bei  handhafter  That  wird  von  Löpfleb,  a.  a.  0.  27  f.,  nicht 
als  die  Folge  einer  von  Rechts  wegen  eintretenden  Friedlosigkeit,  sondern  als  ein 
auch  bei  anderen  Völkern  bezeugtes  Zugeständnis  i'an  das  frische  Rachegefühl  des 
Verletzten  erklärt.  Aber  nur  die  Tötung  des  Übelthäters  durch  den  Verletzten 
kann  als  erlaubter  Fehdeakt  aufgefaßt  werden;  die  durch  das  (rerüft  veranlaBte 
allgemeine  Jagd  nach  dem  Verbrecher  beruhte  dagegen  auf  dem  Gedanken,  daß 
der  Verfolgte  ein  Feind  des  Volkes,  ein  friedloser  Mann  sei.  Nur  das  ist  zuzu- 
geben, daß  die  Friedlosigkeit  des  Vermögens  wohl  immer  eine  förmliche  Ächtung 
zur  Voraussetzung  hatte. 

>'  Über  das  Folgende  vgl.  Bbunkeb,  Abspaltungen  (ZRG.  24, 62  ff.  Forschungen 
444  ff.);  RG.  1,  173.    2,  590  ff.     Wilda  296  ff.  519  ff. 


Digitized  by 


Google 


342  Die  fränkische  Zeit 

Stützung  des  Verfolgten  enthielt".  Als  eine  erheblich  weitergehende 
Milderung  der  Acht  erscheint  die  mittelalterliche  Rechtlosigkeit,  von 
der  sich  schon  in  unserer  Periode  Spuren  zeigen  ^^  Die  Bedeutung  einer 
eventuellen  Acht  hatte  die  Strafe  der  Verbann ung,  indem  sie  die  un- 
befugte Rückkehr  mit  Priedlosigkeit  bedrohte.  Die  Preisgabe  des  Misse- 
thäters  an  den  Verletzten ,  aus  der  sich  im  weiteren  Verlauf  die  Straf- 
knechtschaft entwickelt  hat,  erscheint  ebenfalls  als  eine  Abspaltung  der 
Acht^^.  Dasselbe  gilt  von  der  Vermögenseinziehung  (E^onung)  zu 
Gunsten  des  Fiskus  oder  zum  Zweck  der  Zwangsvollstreckung,  sowie  von 
der  Aberkennung  des  Vermögens  zu  Gunsten  der  Erben  des  Verurteilten'; 
mit  der  Acht  war  die  Vermögenseinziehung  stets  verbunden,  in  der  Regel 
auch  mit  der  Todesstrafe,  soweit  das  Gesetz  nicht  dem  Missethäter  die 
Lösung  des  Halses  gestattetet^. 

Der  Umstand,  daß  nach  fränkischem  Reichsrecht  nur  der  König  die 
strenge  Friedlosigkeit  oder  die  Todesstrafe  über  Freie  verhängen  konnte, 
fahrte  zu  dem  System  der  arbiträren,  dem  Ermessen  des  Königs  an- 
heimgegebenen Strafen  ^^.  Dazu  gesellte  sich  das  königliche  Recht  der 
Strafumwandlung  im  Wege  der' Gnade  und  das  Recht  der  Gnaden- 
entziehung (S.  117),  vor  allem  aber  das  Bannrecht  (S.  113 ff.),  so 
daß  der  König  in  ausgibigem  Maße  in  der  Lage  war,  das  bestehende 
Strafrecht  kraft  seiner  Amtsgewalt  zu  ergänzen  und  fortzubilden. 

Eine  Hauptaufgabe  der  königlichen  Fürsorge  bildete  die  möglichste 
Beseitigung  der  Fehde^*.    Im  allgemeinen  war  das  Fehderecht  zwar 


^^  Daher  mexiban  (Speisebanii).  Vgl.  Brunmer  2,  465.  592.  Sohm,  Reichs- 
u.  Ger.-Yerf.  162.  Dem  Vorbann  entspricht  die  Verfestung  und  einfache  Acht  des 
Mittelalters.     Sparen  des  bürgerlichen  Todes  Cap.  Sax.  v.  797,  c.  10. 

"  Vgl.  §  42,  n.  151  ff,  Brümnkr  2,  597  f.  Wilda  804.  522  f.  v.  Amtra,  VoU- 
streckungsverfabren  71  ff. 

^«  Vgl.  S.  81.  Brünner  2,  477  ff.  595;  Abspaltungen  92  ff.  K.  Maurer, 
Schuldknecbtschaft  (Müncb.  SB.  1874,  S.  19  ff.).    His  171.  257. 

"  Vgl.  S.  78.  Brünner  2,  295.  Dahn,  Könige  7,  3  S.  132  ff.  Über  Todes- 
strafen ohne  Vermögenseinziehung  vgl.  Brünner  2,  599.  Schkeüer,  a.  a.  0.  159. 
160.  194.  200.  Bei  Lösung  der  Acht  wurde  das  eingezogene  Vermögen  wohl  in 
der  Regel  zurückgegeben.    Vgl.  Sgheurer  228,  n.  12.  229  f. 

*^  Vgl.  8.  117.  Zu  den  auf  diesem  Wege  eingeführten  Strafen  gehörte  die 
hamiiscara,  eine  Zusatzstrafe  zu  peinlichen  Strafen  wie  zu  einfachen  Bußen  oder 
Bannbrüchen,  die  anfangs  beliebiger  Art  sein  konnte,  im  Laufe  der  Zeit  aber  den 
Charakter  einer  Leibes-  und  £hrenstrafe  erhielt.    Vgl.  Brdnner  2,  48  f.  64  ff.  595  f. 

»»  Vgl.  S.  79.  Brunnbb,  RG.  1,  156  ff.  2,  527  ff.  Thonisskn,  Organisation 
158—197.  Waitz  4,  507  ff.  Pabdessüs,  Loi  Salique  654  ff.  Sohm,  Reichs- u.  Ger.- 
Verf.  104  f.  Siegel,  Gesch.  d.  Gerichtsverfahrens  8  ff.  Dahn,  Fehdegang  Und 
Rechtsgang  der  Germanen  16  ff.  87  ff.  (Bausteine  2,  90  ff.  111  ff.),  v.  Riohthofbn, 
Zur  Lex  Saxonum  240  ff.  Del  Giodioe,  La  Vendetta  nel  diritto  langobardico  (Studi 
246  ff.).  Salvioli,  Responsabtlit^  deir  erede  15  ff.  OsENBattooBN,  Strafrecht  der 
Langobarden  3  ff.  Lönino,  Vertragsbruch  182  ff.  Huberti,  a.  a.  0.  90  ff.  Kohlbb, 
Shakespeare  vor  dem  Forum  der  Jurisprudenz  157  ff.  171;  Nachwort  zu  Shake- 
speare 17  f.  MoNOD,  Les  aventures  de  Sichaire,  bei  Monod  et  Th6vbnin,  A  la 
mifrmoire  de  G.  Waitz,  1886.  Halban,  Königsschutz  und  Fehde,  ZRG.  30,  63  ff. 
His  206  f. 
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im  Xanfe  der  Zeit  erheblich  beschrankt  worden,  es  fand,  abgesehen  von 
-den  Fällen  handhafter  That,  nur  noch  bei  gewissen  Hauptfreveln  (wie 
Tötung,  Entführung,  Ehebruch,  vereinzelt  auch  Verwundungen  und  Dieb- 
stahl) Anwendung  >^  und  erstreckte  sich  nicht  mehr  auf  die  ganze  Sippe, 
sondern  nur  auf  den  Übelthäter  selbst,  allenfalls  noch  auf  seine  oaehsten 
Angehörigen,  auch  fand  es  in  dem  Schutze  der  versduedenen  Sonder- 
'frieden,  namentlich  des  Hausfriedens  und  des  kircfaliclien  Asylrecht>s,  er- 
hebliche Schranken.  Aber  zu  völliger  Atrfhebung  war  es  nur  bei  den 
Westgoten  gekommen.  Die  Isngobardische  Gesetzgebung  beschrankte  sich 
darauf,  für  iieaümmte  Fälle  die  Fehde  zu  verbieten,  im  übrigen  dem 
¥ciiletzten  durch  Erhöhung  der  Bußtaxen  und  dem  Gegner  durch  Siche- 
rung der  ihm  zu  leistenden  Urfehde  die  Sühne  möglichst  annehmbar  zu 
.machen *^  Bei  den  Angelsachsen  wurde  die  Fehde  nur  für  Fälle,,  wo 
das  Wergeid  nicht  zu  erlangen  war,  zugelassen**.  Noch  kräftiger  gingen 
<die  Karolinger  gegen  die  in  ihrem  Reiche  bis  dahin  noch  allgemein  zu 
Hecht  bestehende  Fehde  vor*l  Aber  volksrechtlich  blieb  sie  anerkannt, 
nur  gewisse  Racheakte,  wie  Brandstiftung  und  Heimsuchung,  wurden  als 
Ausschreitungen  der  Fehde  verboten**;  die  Beamten  wurden  angewiesen, 
die  Sühne  zu  vermitteln  und  jeden,  der  die  Zahlung  des  Wergeides  oder 
die  Annahme  der  Zahlung  verweigerte,  vor  den  König  zu  bringen,  der 
sich  die  Bestrafung  der  Widerstrebenden  vorbehielt  *^  Auf  die  Dauer 
freilich  vermochten  diese  Maßregeln,  deren  Durchführung  eine  kraftvolle 
Staatsgewalt  zur  Voraussetzung  hatte,  der  Fehde  den  Boden  doch  nicht 
zu  entziehen. 

Ein  erheblicher  Fortschritt  gegenüber  der  Urzeit  hatte  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Kompositionensj'stems  (S.  79  ff.)  vollzogen,  indem  die  er- 
starkende Staatsgewalt  der  Fehde  in  erster  Reihe  durch  Aufstellung  er- 


^  Vgl.  Brunner  1,  162.  Fehdesachen  wurden  neben  den  mit  peinlicher  Strafe 
bedrohten  Missethaten  zu  den  causae  maiores  gerechnet.    Vgl.  Brunner  2,  539. 

"  Vgl.  Osenbrüqgbn,  a.  a.  0.  5flF.    Roth.  46.  74.  143.^  Liutpr.  42.  135. 

«  Vgl.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  3,  11  ff. 

''  Ohne  quelleümäßige  Begründung  ist  die  Annahme,  daß  schon  die  Mero- 
winger  den  in  der  Fehde  begangenen  Totschlag  für  strafbar  erklärt  bfttten.  Vgl. 
SoHM,  Reichs-  u.  Ger  .-Verf.  104  f.  Bethkann-HollwbOi  Roman. -germ.  Civilproseß 
1,  464  f.    SicKEL,  Zeitschr.  I.  Gesch.  Westdeutschlands  4,  270  f.    Wilda  195. 

"  Vgl.  L.  Sax.  88.    Cap.  Sax.  v.  797  c.  8. 

«  Vgl.  S.  249  n.  Cap.  Harist.  v.  779  c.  22  (Boretius  1,  51).  Cap.  missor. 
V.  802  c.  82  (ebd.  1,  97).  Cap.  missor.  in  Theod.  villa  v.  805  o.  5  (ebd.  1 ,  123). 
Cap.  legib.  add.  v.  819  c.  13  (ebd.  1,  284).  Cap.  Worm.  von  829  c.  8  (ebd.  2,  20). 
Dem  Ungehorsamen  wurde  Verbannung,  dem  die  Zahlung  weigernden  Totschlfiger 
auch  Vermögenseinziehung  angedroht.  In  dei'  Merowingerzeit  diente  die  Auf- 
nahme in  den  Königsschuts  zur  Beschränknng  der  Fehde.  Vgl.  Halban,  ZRG. 
80,  63  ff.  Bei  den  Sachsen  hatte  schon  die  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  c.  81 
(Bbd.  1,  70)  den  Grafen  das  Recht  eingeräumt,  bei  Königsbann  Frieden  zu  ge- 
bieten; dagegen  kam  der  Wunsch  des  Königs,  seine  eigenen  Friedensgebote  unter 
»einen  höheren  Bann  zu  stellen,  auf  dem  Gebiete  volksrechtlicher  Gesetzgebung  nur 
itt  beschrftnktem  Maße  zur  Geltung.    Vgl.  S.  257. 
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schöpfender  Bußtaxen,  bezw.  durch  ihre  Erhöhang  zu  begegnen  sachte'^» 
Auch  für  die  Friedensgelder,  die  in  unserer  Periode  durchaus  den  Cha- 
rakter einer  Geldstrafe  tragen,  haben  die  meisten  Yolksrechtc  bereits 
eigene,  von  den  BuBsätzen  unabhängige  Taxen,  nur  die  Franken  und  im 
allgemeinen  auch  die  Langobarden  hielten,  in  Übereinstimmung  nüt  den 
Nordgermanen,  an  dem  alten  Brauche  festy  den  Fredus  als  einen  Teil  der 
Buße  zu  berechnen  ^^  Die  Bußen  für  Tötungen  und  Körperverletzungen 
richteten  sich  nach  dem  Stammesrecht  und  dem  Stande  des  Getöteten  oder 
Verletzten.  Personen  weiblichen  Geschlechts  genossen  bei  den  Alamannen 
und  Baiem  allgemein,  bei  den  Sachsen  nur,  solange  sie  noch  nicht  ge- 
boren hatten  (nondum  enixa),  den  doppelten  Rechtsschutz;  bei  Franken 
und  Thüringern  galten  für  das  gebärfähige  Alter  die  dreifachen  Ansätze. 
Von  diesen  Ausnahmen  abgesehen,  wurden  beide  Geschlechter  überall 
auf  gleichem  Fuße  behandelt*®. 

Das  Wergeid  betrug  nach  fränkischem  Recht  für  den  Gemeinfreien 
200  Solidi;  davon  erhielt  der  Fiskus  ein  Drittel  als  Fredus,  während  das 
eigentliche  Wergeid  von  ISS^a  SoL  nach  der  Lex  Salica  zur  einen  Hälfte 
als  Erbsühne  an  die  Familie  und  zur  anderen  als  Magsühne  an  die  Sippe 
des  Getöteten  kam*^.    Bei  den  übrigen  im  fränkischen  Reiche  vereinigten 


^  Vgl.  Roth.  74:  ideo  nmiorem  conpositionem  posuimus  quam  antiqui  noatri^ 
ut  faida,  quod  est  mimieitia^  post  aeeepia  supraseripia  conpoaittone  postponatury 
et  amplius  non  requiratury  nee  dolus  teneatury  sed  sit  sihi  causa  finita  ^  antieiHa 
manentem.  Ein  geregeltes  Bußensystem  hat  sich  wohl  zuerst  innerhalb  der  Sippe 
ausgebildet,  da  der  Sippefrieden  die  Fehde  unter  den  Verwandten  ausschloß.  Vgl. 
Dahn,  Bausteine  2,  79  f.  Über  rein  pönale,  nicht  aus  dem  Fehderecht  hervor- 
gegangene Bußen  vgl.  Schreueb,  a.  a.  0.  190  ff. 

"  Vgl.  Bbunker,  RG.  2,  621  f.  Sohm,  R.-  u.  Ger.-Verf.  107  f.  170.  Thokissbh, 
Organisation  205  ff.  Wilda  438—469.  Schreüeb,  a.  a.  0.  96  ff.  Der  letztere 
macht  S.  107  darauf  aufmerksam,  daß  keineswegs  alle  langohardischen  Bußtaxen 
in  der  angegebenen  Weise  aufzufassen  sind.  Die  salischen  Quellen  bezeichnen 
ihre  Gesamtbußen  mehrfach  durch  die  Formel  inter  freto  et  faido  (vgl.  L.  Sal. 
35,  7).  Die  Straf  klausein  in  fränkischen  Formeln  und  Urkunden  setzen  dem  ent- 
sprechend regelmäßig  eine  einheitliche  Strafsumme  Mr  die  verletzte  Partei  cum 
socio  fiseo  fest,  während  alamannische  und  bairische  Urkunden,  soweit  sie  nicht 
von  frankischen  Formeln  beeinflußt  sind,  fast  immer  besondere  Beträge  fiir  den 
Fiskus  bestimmen.  Der  Fredus  betrug  hei  den  Franken  ein  Drittel,  bei  den  Lango- 
barden die  Hälfte  der  Gesamtbuße  (L.  Sal.  50,  4.  Rib.  89.  Cham.  4—6.  Roth. 
13.  18  f.  26.  186.  191.  376.  Liutpr.  31.  42.  63).  Die  Lex  Chamavorum  hält  den 
alten  Brauch  nur  hei  den  Wergeldem  fest,  bei  geringeren  Bußen  hat  sie  bereits 
ein  festes  Friedcnsgeld  von  4  Solidi. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  404  ff.  Bbukneb,  RG.  2,  614f.  Wilda,  424  f.  571  f.  Pact 
Alam.  2,  89  f.  AI  f.  5,  1.  L.  Alam.  45—48.  59,  2.  60,  2.  88.  L.  Bainw.  4,  29.  L. 
Sax.  15.  L.  Sal.  24,  6.  41,  3.  L.  Rib.  12,  1.  L.  Angl.  et  Wer.  48.  Das  lango- 
bardische  Recht  hatte  bei  schwereren,  einem  wehrlosen  Weibe  zugefügten  Unbilden 
eine  besondere  Zusatzbuße  (in  der  Regel  900  SoL).    Vgl.  Roth.  26.  200.  876.  378. 

'*  Vgl.  S.  80.  Brünner,  RG.  1,  218.  L.  Sal.  62.  Zweites  sal.  Kapitulare 
G»  3  (Bbhrend*,  138).  Die  Haftung  der  Verwandten  des  Totschlägers  für  die  Erb- 
sühne  war  nach  L.  Sal.  58  (vgl.  L.  Rib.  12,  2)  nur  eine  eigänzende  und  trat  erat 
ein,  nachdem  der  Thäter  ihnen  zuvor  alle  Rechte  an  seinem  Hofe  abgetreten  hatte. 
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Stammen  betrug  das  Wergeid  160  SoL,  wozu  bei  Alamannen,  Baiem 
und  Thüringern  noch  40  SoL,  bei  den  Friesen  80  Sol.,  den  Sachsen 
24  Sol.  als  Fredu8  kamen  ^.  An  der  Unterscheidung  der  Erb-  und  Mag- 
sühne hielten  nur  die  Friesen,  Sachsen  und  Angelsachsen,  in  Überein- 
stimmung mit  den  Nordgermanen,  mit  Entschiedenheit  fest®^  Bei  den 
übrigen  Stammen,  mit  Einschluß  der  Ribuarier,  war  die  Wergeidschuld  zu 
einer  rein  persönlichen  Schuld  des  Thäters,  die  höchstens  von  den  Erben 
als  solchen  zu  übernehmen  war,  die  Wergeidforderung  zu  einer  Nachlaß- 
forderung des  Getöteten  geworden;  sie  stand  ausschließlich  den  zur  Blut^ 
räche  berufenen  Erben,  in  Ermangelung  solcher  aber  dem  Fiskus  zu^^. 
Das  Wergeid  des  Adels  belief  sich  auf  ein  Mehrfaches,  in  der  Regel  das 
Doppelte,  des  Freien wergeldes  (S.  216  f.).  Königsdienst  brachte  eine  Ver- 
dreifachung des  angeborenen  Wei^eldes  mit  sich,  auch  der  Kirchendienst 
erhöhte  den  Betrag  in  verschiedenen  Abstufungen®^.  Bei  Tötung  unter 
erschwerenden  Umständen,  namentlich  im  Falle  des  Mordes,  fand  zuweilen 


Vgl.  Bruäueh,  Sippe  und  Wergeid  31  ff.  37  ff.;  RG.  1,  219  f.  v.  Amira,  Erbenfolge 
22  ff.  27  f.  Lakprecbt,  Wirtschaftsleben  1,  23  ff.  28.  E.  Mayer,  Entsteh,  der  L. 
Ribaarionim  89  ff.  Bei  den  ProvinEialen  kam,  da  das  römische  Recht  den  Sippe- 
verband  nicht  kannte,  die  Magsühne  in  Wegfall,  das  Weigeld  des  Romanus  pos- 
sessor  betrug  demnach  100  SoL,  wovon  83  Vs  Sol.  auf  den  Fredus,  66 '/g  auf  die 
Erbsühne  kamen.  Zweidrittel  davon,  abgerundet  auf  2500  den.  oder  62  Vt  Sol., 
waren  das  Wergeid  des  tributarius  und  des  miles  Romanus  (nach  L.  Rib.  62  nur  SG  Sol.), 
erst  durch  c.  1  des  6.  salischen  Kapitulars  (Bshrbkd'  S.  157)  erfolgte  ihre  Gleich- 
steilung mit  den  possessores.  Vgl.  L.  Sal.  41,  6  f.  42,  4.  Erstes  sal.  Kapitular 
11,  9  (BBHRBirD*  S.  137).    Brunhse  2,  614. 

*®  Vgl.  Bruhner,  RG.  1,  225  ff.  2,  614 ff.,  dessen  Ausführungen  von  Heck, 
Altfries.  GerichtsverfaiBSung  229  ff.  298  ff.  mit  unzureichenden  GrQnden  bekämpft 
werden.  Die  Hauptstelle  ist  L.  Rib.  36,  1—4  (mit  den  karolingischen  Interpola- 
tionen seu  Fresionem  und  Saaconem^  vgl.  Brünner  1,  304,  n.  5),  dazu  L.  Sal.  41,  1. 
Lu  Cham.  4.  L.  Angl.  et  Wer.  2.  45.  49  (vgl.  Brunher  1,  226,  n.  11).  L.  Alam. 
45.  60,  1.  L.  Baiuw.  4,  28.  Das  sftchsiscbe  Freienwergeld  betrug  240  kleine 
Schillinge  (S.  190.  n.  17),  also  160  fränkische  Schillinge.  Vgl.  L.  Sax.  14.  16.  40.  66. 
Ober  das  friesische  Wergeid  vgl.  S.  250  n.  His,  a.  a.  0.  228  und  die  ab- 
weichenden Ausführungen  von  Heck,  Gerichtsverfassung  270  ff. ;  Gemeinfreie  206  ff. 
BxwER,  a.  a.  O.  111  ff.  Patetta,  Lex  Frisionum  S.  22 ff.  Über  das  angelsäch- 
sische Wergeid  Schmid,  Ges.  d.  Angele.  675,  K.  Maurer,  Kr.  Übersch.  3,  48. 
Das  Freienwergeld  der  Burgunden  betrug  zur  Zeit  ihrer  Selbständigkeit  150  Sol. 
(L.  Burg.  2,  2),  ebenso  viel  das  der  Langobarden  (das  aber  durch  den  Fredus 
auf  300  Sol.  verdoppelt  wurde,  Liutpr.  62)  und  der  Westgoten  (Dahn,  Westg. 
Stud.  174.  Wilda  427  ff.).  Über  das  altnordische  Wergeid  vgl.  Güdmundsoh, 
i.  d.  Germ.  Abb.  f.  K.  Maurer  (s.  S.  5)  521  ff. 

"  Vgl.  Bruwhrr,  RG.l,  219,  His  53'ff.  232  ff.  und  die  S.  80,  n.46  angeführte 
Litteratur.    L.  Fris.  1,  1.  4.  7.  10.  15,  3.    L.  Sax.  18.  19. 

"  Vgl.  L.  Angl.  et  Wer.  31.  L.  Alam.  45.  60,  1.  L.  Baiuw.  4,  28.  L.  Burg. 
2,  7.  L.  Wis.  6,  1  c.  8.  Liutpr.  13.  20.  L.  Rib.  67  (§  35  n.  323).  Lobrsch  u. 
Schröder',  Nr.  32.  Wilda  397.  Brukeee,  RG.  1,  219  ff.;  Sippe  u.  Wergeid  4.  46  f. 
Salvioli,  La  responsabilitii  deir  erede  19  ff.     Gieeke,  Genossenschaftsrecht  1,  21. 

••  Vgl.  8. 118.  126.  129.  137.  141.  150.  165.  216  f.  Löniuo,  Gesch.  d.  deutsch. 
Kirchenrechts  2,  272  f.  296  ff. 
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eine  Verdreifachung  oder  selbst  Verneunfachung  des  Wergeides  statt'*. 
Hörige  hatten  in  der  Regel  das  halbe  Freien wergeld'*.  J*ür  <lie  Tötang 
von  Unfreien  galt  zum  Teil  noch  die  alte  Auffassung  als  SachTemicbtung^ 
einzelne  Yolksrechte  ließen  aber  auch  dem  Unfreien  bereits  einen  festen 
Ansatz  als  Wergeid  zukommen'^. 

Den  Abstuftingen  der  Wergeidsatze  entsprachen  im  allgemeinen  die 
zum  Teil  höchst  kasuistischen  Bußtaxen,  die  sich,  namentlich  wo  keine 
Verletzungen  des  Vermögens,  sondern  solche  der  Person  vorlagen,  meistens 
nach  dem  Stande  des  Verletzten  (zuweilen  auch  nach  dem  des  Übelthäters) 
richteten  ^^.  Die  Buße  erhielt  der  Verletzte  oder  dessen  Muntwalt,  und 
zwar  der  letztere  stets  zu  [eigenem  Recht,  soweit  es  sich  um  eine  Ver- 
letzung seiner  Muntrechte  handelte,  während  \m  VerMnmfeii  4«9  Mtad^ls 
mehr  und  mehr  die  Neigung  hervortrat,  diesem  die  Bußen  zukommen 
zu  lassen;  nur  bei  den  Mnntherren  öffentlichen  Rechts,  oder  wenn  Vater 
oder  Bruder  Munttr^er  waren,  wurde  die  frühere  Strenge  ganz  oder  zum 
Teil  festgehalten®^. 

Bei  allen  Bußbeträgen  lassen  sich  trotz  der  größten  Mannigfaltigkeit 
gewisse  Grundprinzipien  erkennen,  indem  die  Ansätze  entweder  auf  Bruch- 
teile des  Wergeides  oder  eine  Mehrheit  von  Wergeldem  oder  gewisse  Ein- 
heitsbeträge zurückzuführen  sind'*.   Das  älteste  System  war  unverkennbar 


•*  Vgl.  S.  74.  L-  Sal.  42,  1.  2.-  L.  Alam.  28.  L.  Fris.  7,  2.  17,1—8.  20,  1. 
Im  langobardischen  Recht  fand  namentlich  das  dreifache  Wergeid  von  900  Sol. 
(mit  Einschluß  des  Fredus)  vielfache  Anwendung.  Bei  Mord  Verdreifachung  nach 
fränkischem  und  langobardischem  Recht,  Verneunfachung  hei  Alamannen,  Baiem, 
Friesen  und  Sachsen.  Vgl.  L.  Sal.  41,  2,  4.  L.  Rib.  15.  Roth.  14.  Pact.  Alam. 
2,  41.  L.  Alam.  48.  L.  Baiuw.  19,  8.  L.  Fris.  20,  2.  L.  Sax.  19.  Bobbtius, 
Capitularia  1,  257. 

"^  Vgl.  L.  Sal.  42,  4.  Cham.  5.  Angl.  et  Wer.  45.  Alam.  16.  Sax.  16.  Cap. 
leg.  Rib.  add.  v.  808,  c.  2  (Bobbtius  1,  117).  Bei  den  Ost-  und  Westfriesen  hatte 
der  Hörige  ebenfalls  die  Hftlfte,  bei  den  Mittelfriesen  Zweidrittel  des  Freien wergel des. 
Vgl.  L.  Fris.  1,  4.  7.  10.  15,  3.  22,  90.  add.  sap.  8,  78.  Die  langobardischen  Al- 
dien  hatten  nur  ein  Wergeid  von  60  Sol.  (Roth.  129.  876),  das  ausschließlich  ihrem 
Herrn  zukam ,  nur  bei  den  Königsaldien  räumte  Liutprand  (Notitia  de  actoribus 
c.  8  f.)  den  Verwandten  die  Hälfte  ein.  Das  Wergeid  des  bairischen  frilax  betrug 
40  Sol.  (L.  Baiuw.  5,  9).    Über  das  Wergeid  der  Provinzialen  s.  Anm.  29. 

^  Vgl.  Brunneb,  RG.  1 ,  28.2.  Halbes  Wergeid  der  Hörigen  L.  Cham.  6. 
L.  Fris.  15,  4.  L.  Baiuw.  6,  12.  Kapitulare  von  808,  c.  2  (Boretius  1,  189).  Bei 
den  Saliern  35  Sol.,  den  Ribuariern  86  Sol.  (L.  Sal.  10.  Rib.  8),  also  ohne  den 
Fredus  24  Sol.,  ebenso  viel  nach  L.  Sax.  17  (86  kleine  Schillinge),  dagegen  nur 
15  Sol.  nach  L.  Alam.  7.  Bei  den  Alamannen  wurde  für  bessere  Unfreie  beider 
Geschlechter  eine  Todschlagsbufie  von  40  Sol.  berechnet.  Vgl.  Gothbin,  Beiträge 
z.  Gesch.  d.  Familie  (S.  298  n.)  2  ff. 

"  Vgl.  K.  Maubbr,  Kr.  VJSchr.  5,  807  ff.  (gegen  Osenbrügoen,  Strafr.  d. 
I^angob.  22). 

»*  Vgl.  Kraut,  Vormundschaft  1,  S31  ff.  Heüsler,  Inst.  1,  124  f.  Rive,  Vor- 
mundschaft 1,  204  f.  286  ff.  272.  Osekbrüggbn,  a.  a.  0.  114  ff.  Einen  TeU  des 
Wergeides  seines  Liten  hatte  der  Herr  nach  friesischem  (und  wohl  auch  nach  säch- 
sischem) Recht  an  die  Verwandten  des  Getöteten  abzugeben.    Vgl.  Anm.  85.    His  48. 

'*  Reich  sind  die  Volksrechte  namentlich  an  Bußbestimmungen  zur  Wi^irong 
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das  DuodezimalsjstBm  mit  dem  Einheitssatz  von  12  Sol.  (oder  18  Sol. 
unter  Hinzurechnung  des  Fredus),  während  das  schon  in  der  Lex  Salioa 
angenommene  Dezimalsystem  mit  dem  Einheitssatz  von  10  Sol.  (oder 
15  Sei.  mit  dem  Fredus)  im  Laufe  der  Zeit  zu  immer  größerer  Bedeutung 
gelangte  ^^.  Die  meisten  Bußen  trugen  gleichzeitig  den  Charakter  der 
Pri?atstrafe  und  des  Schadenersatzes,  nicht  selten  bestanden  sie  in  einem 
Mehrfachen  des  letzteren ,  auch  kam  es  vor,  daß  neben  der  Buße  noch 
«in  besonderer  Schadenersatz  zu  leisten  war^^  Eine  den  drei  frankischen 
Bechten  und  (wohl  durch  Entlehnung)  dem  thüringischen  Recht  eigen- 
tümliche Nebenbuße  bei  Eigentumsverbrechen,  namentlich  Diebstahl  und 
Raub,  war  die  dilatura  oder  wirdira  (auch  delaturaj  ahd.  toirdria),  deren 
sehr  bestrittene  Bedeutung  wahrscheinlich  die  einer  Verzugsstrafe  für  die 
dem  Berechtigten  auferlegte  Entbehrung  war**. 

Alle  Bußsachen  gehörten,  soweit  sie  nicht  Fehdesachen  waren,  zu  den 
<:ausae  minores^  wahrend  peinliche  Sachen,  auch  wenn  Lösung  des  Halses 
oder  der  Glieder  erfolgte,  durch  Ausschließung  der  Fehde  ihre  Eigenschaft 
als  Kapitalverbrechen  nicht  verloren  ^^    Bis  in  die  Urzeit  zurückgehende 


der  weiblichen  Geschlechtsehre  (vgl.  das  pretium  pudietÜae  s.  humüiaHonis  der 
kirchlichen  Bnßbücher,  bei  den  Langobarden  anagrip)  sowie  der  Muntrechte  über 
Weiber.  In  schwereren  Fällen  der  Verletzung  der  Geschlechtsvormandschaft,  wie 
Entfahrung  u.  dgl.,  wurde  eine  dem  gesetzlichen  Wittum  entsprechende  Munt- 
hrnche,  an  deren  Stelle  später  vielfach  das  Wergeid  des  Weibes  oder  des  Thäters 
trat,  erhoben.  Vgl.  SchrÖdee,  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  1,  11  flf.  Sobm,  ZRG. 
5,  898.  V.  RicHTHOFEN,  Zur  Lex  Sazonam  285-- 805.  Als  dreifaches  Wergeid  er- 
klärt sich  die  Anm.  28  erwähnte  Hochbuße  von  900  Solidi. 

*^  Vgl.  Bbunneb,  Duodecimalsystem  und  Decimalsjstem  in  den  Bußzahlen 
der  fränk.  Volksrechte,  Berl.  SB.  1889,  S.  1089  ffi  (Forsch.  482  E);  RG.  2,  616  jff. 
Während  die  Bußen  sonst  regelmäßig  nur  in  Schillingen  angesetzt  sind,  berechnet 
die  Lex  Salica  sie  zugleich  nach  Denaren,  wobei  zum  Zweck  der  Abrundung  das 
ursprüngliche  Bußensystem  vielfach  durchbrochen  wird.  So  ist  die  salische  Buße 
von  62  Vt  Sol.  vielleicht  aus  einem  auf  2500  Den.  abgerundeten  halben  Wergeid 
von  66  Va  Sol.  zu  erklären.     Vgl.  Anm.  29. 

^1  Vgl.  S.  858.  856.  Bbünnbr,  RG.  2,  618  f.;  Absichtslose  Missethat  829. 
ScHREUEB,  a.  a.  0.  26.    v,  Amiba,  Grundr.*  150.     His  287  f. 

**  Vgl.  Grimu,  bei  Mebkbl,  Lex  Salica,  Vorrede  pg.  85  ff.  Wilda  900  ff. 
V.  RicHTHOFEN  Und  SoHK,  MG.  Leg.  5,  180,  n.  71.  274,  n.  25.  Gaupp,  Lex  Franc. 
Cham.  73  ff.  Zöpfl,  Ewa  Cham.  76.  Behbend,  Lex  Salica*  218.  Waitz,  Das  alte 
Recht  197  ff.  Du  Cange,  Glossar,  s.  v.  delatura.  Salvioli,  Responsahilitä  80. 
V.  WoBiNGEN,  Beiträge  74  ff.  Köstlin,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafr.  111.  Vandeb- 
xikdeee,  La  dilatura  dans  les  textes  francs  (M^moires  cour.  de  Tacad.  de  Belgique, 
1888).  Tamassia,  La  delatura,  I.  1897  (Arch.  giurid.  58).  II.  1898  (Atti  del  Ist. 
Veneto  de  scienze  1897—98).  W.  Sickel,  Bestrafung  des  Vertragsbruches  11  ff. 
Maschke,  Cap.  24  u.  26  der  L.  Franc.  Chamav.,  Königsb.  Diss.  1898.  Hebhann, 
Mobiliarvindinkation  (Giebkb,  Unters.  20)  28  ff.  Schbeueb,  a.  a.  O.  147  f.  Brunkeb, 
RG.  2,  624  ff.  Der  letztere  macht  darauf  aufmerksam,  daß  die  dilatura  auch  von 
den  Erben  zu  entrichten  war,  also  mehr  civil-  als  strafrechtlicher  Natur  gewesen 
sein  muß.  Man  könnte  sie  der  gemeinrechtlichen  Litiscrescenz  vergleichen.  Eine 
früher  verbreitete  Annahme,  daß  die  dilatura  eine  Anzeigeprämie  nach  Art  des 
aga.  meldfeoh  gewesen  sei,  ist  unhaltbar. 

<»  Vgl.  Anm.  20.    Bbunneb  2,  588  f. 
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Strafen  für  niedere  Frevel  unfreier  Personen,  erst  in  der  Karolingerzeit 
auch  über  die  unterste  Klasse  der  Freien,  stets  aber  in  ablösbarer  Weise 
verhängt,  waren  die  Strafen  an  Haut  und  Haar,  d.  h.  schimpfliches 
Scheren  oder  Ausreißen  der  Haare,  regelmäßig  mit  Prügelstrafe,  zuweilen 
auch  mit  Brandmarkung  verbunden**, 

2.  Zurechnung  und  Zumessung.  In  betreff  der  Zurechnung 
war  der  unvollkommene  Standpunkt  des  altgermanischen  Bechts  noch  im 
wesentlichen  vorherrschend.  Noch  galt  im  allgemeinen  der  Satz  „Die 
That  tötet  den  Mann''  und  nur  in  einzelnen  Richtungen  läßt  sich  ein 
Fortschritt  erkennen *^  So  vor  allem  bei  der  Behandlung  des  üngefährs. 
Zum  Teil  wurden  die  zu  einer  strafbaren  Handlung  erforderlichen  That- 
bestände  genauer  abgegrenzt,  so  daß  der  Zu&U  ausgeschlossen  blieb *^ 
während  sich  andererseits  der  Kreis  der  typischen  Fälle,  die  dem  Thäter 
Berufung  auf  die  Abwesenheit  des  bösen  Willens  gestatteten,  erweiterte *^ 
Die  Berufung  auf  das  Ungeföhr  wurde  erleichtert,  indem  in  zahlreichen 
Fällen  Selbstanzeige  und  Verklarung  nicht  mehr  erforderlich  waren,  son- 
dem  der  Thäter  die  Klage  abwarten  und  dann  den  Reinigungseid  leisten 


**  Vgl.  Bbunnbb  2,  605  ff.  His  199.  Scheren  der  Haare  als  Strafe  der  Ehe- 
brecherin schon  bei  Tacitus,  Germania  c.  19.  Vgl.  Müllbnhofp,  DA.  4,  309  f. 
Die  Strafe  an  Haut  und  Haar  fand  für  Unfreie  namentlich  in  allen  Fällen  wo 
Freie  eine  Bannbuße  verwirkten  Anwendung. 

*^  Über  das  Folgende  vgl.  S.  82.  Bruiineb,  Absichtslose  Missethat,  Berl.  SB. 
1890,  S.  815  ff.  (Forsch.  487  ff.,  mit  Zusätzen);  RG.  2,  §§  125  f.;  ZRG.  30,  182.  134. 
V.  Amira,  Grundriß«  141  ff.;  Obl.-R.  1,  891  ff.  2,  404  ff.;  Zweck  und  Mittel  56; 
Tierstrafen  und  Tierprozesse,  1891  (Mitt  d.  öst.  Inst  12,  545  ff.).  Gbimm,  RA.  664  ff. 
Heusleb,  Instit.  2,  262  ff.  Stobbe,  Privatr.  3,  877.  888.  402  ff.  (3«,  508.  537  ff.  547). 
WiLDA  544  ff.  578  ff.  640  ff.  652  ff.  v.Bab,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafr.  62  f.  K.  Maurbb, 
Kr.  Übersch.  2,  31  ff.  Osenbbüggen,  Strafr.  d.  Langob.  8.  32  f.  Gaupp,  Gesetz 
der  ThüriDger  374 f.  392  ff.  410 ff.;  Recht  n.  Verfassung  der  alten  Sachsen  198  ff. 
V.  RiCHTHOPBN,  Zur  Lex  Saxonum  241  ff.  His  37  ff.  HIlschneb,  Sjst  d.  preuß. 
Strafr.  2,  153  ff.  Löppleb,  a.  a.  0.  32  ff.  Schmidt,  Schadensersatz  i.  d.  Volks- 
rechten, 1885  (Giebke,  Unters.  18).  Jastbow,  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der 
Sklaven,  1878  (ebd.  2).  Lbseub,  Des  cons^quences  du  d^lit  de  l'esclave  dans  les 
Leges  Barbarorum  et  les  Capitulaires,  N.  Revue  12,  576  ff.  657  ff.  G.  Meter, 
ZRG.  15,  85  ff.  Dahn,  Westg.  Stud.  143  ff.  Kbaut,  Vormundschaft  1,  341  f. 
347  ff.  Fbank,  Kasuelle  Tötung  i.  d.  Volksrechten,  Berlin  1890.  Mateb,  Entsteh, 
d.  L.  Rib.  120  ff.  Beaudoüin,  Recommandation  27  ff.  Jrebing,  Verm.  Schriften 
(1879)  155  ff.  KoHLEB,  Shakespeare  161.  188.  v.  Meibom,  Pfandrecht  198  f. 
Schbedbb,  a.  a.  0.  202  ff.  221  ff.    Beweb,  a.  a.  0.  96  ff. 

*•  Betonung  der  Fahrlässigkeit:  L.  Burg.  18,  2.  41,  1.  2.  46,  4.  72.  Roth. 
304  f.  L.  Baiuw.  14,  1.  L.  Rib.  70,  2  ff.  L.  Sax.  55.  L.  Wis.  8,  3  c.  3.  4  c.  16  f. 
Vgl.  LÖPPLXB,  a.  a.  0.  40  f.  Strafbarkeit  nur  bei  Abieugnung  der  That:  Wilda  595. 
L.  Sal.  9,  §§  2  ff.  L.  Rib.  82,  1.  L.  Baiuw.  9,  10.  14,  5.  Die  Kapitalstrafe  des 
Meineides  (S.  357)  auf  wissentlichen  Meineid  beschränkt:  Wilda  982  f.  Bbünheb 
2,  547.    L.  Sax.  21  f. 

*^  Irrtum:  Roth.  248.  342.  348.  Unfreiwillige  Verwundung  oder  Tötung 
von  Tieren  oder  selbst  von  Menschen:  L.  Wis.  6,  5  c.  2f.  L.  Baiuw.  9,  10. 
L.  Angl.  et  Wer.  51.  Roth.  387.  L.  Burg.  6,  2.  Notstand:  Roth.  824.  Tollwut: 
Roth.  324. 
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konnte  ^^  Die  Wirkung  der  Ungefiihrwerke  wurde  mehr  und  mehr  des 
strafrechtlichen  Charakters  entkleidet,  die  Buße  herabgesetzt  oder  auf  den 
einfachen  Schadenersatz  beschrankt  ^^  Bei  Unfällen,  die  durch  Tiere  oder 
leblose  Gegenstände  Terursacht  waren,  wurde  zwar  im  allgemeinen  an 
der  Verantwortlichkeit  des  Eigentümers  festgehalten^^,  unter  Umstanden 
aber  die  Abwälzung  der  Haftung  auf  einen  Dritten  oder  die  Berufung 
auf  eigene  Schuld  des  Verletzten  gestattet ^^  Nach  vielen  Hechten  be- 
stand eine  bloße  Sachhaftung,  so  daß  der  Eigentümer  durch  Auslieferung 
der  als  Ursache  des  Unfalles  angesehenen  Sache  entweder  von  jeder  per- 
sönlichen Haftung  befreit  wurde '^^  oder  doch  Anrechnung  ihres  Wertes 
auf  die  ihm  obliegende  Ungefahrbuße  verlangen  konnte  (S.  850).  Eine 
jüngere  Entwickelung,  für  unsere  Periode  freilich  nur  hinsichtlich  lebloser 
Gegenstände  bezeugt,  ließ  den  Eigentümer  schon  dann  frei  ausgehen, 
wenn  er  den  Urheber  des  Schadens,  ohne  ihn  ausdrücklich  abzutreten, 
preisgab". 

Sehr  viel  langsamer  als  bei  Tieren  und  leblosen  Gegenständen  ist 
die  Berufung ,  auf  das  Ungefähr  bei  Sklavendelikten  zur  Anerkennung 
gelangt.  Das  thüringische  Becht  ließ  den  Herrn  für  Missethaten  seiner 
Kechte  in  alter  Weise  schlechthin  wie  für  seine  eigenen  haften  ^^,  auch 
das  Becht  der  Ostfriesen  verlangte  von  dem  Herrn,  neben  Auslieferung 
oder  Halslösung  für  den  Schuldigen,  die  volle  Buße".   Ebenso  das  lango- 


^*  Vgl.  Bbunnsr  2,  546  ff.  555;  Absicht!.  MiBsethat  S 26.  82S.  y.  AMiRAM42f. 
Wegen  Tötung  eines  Rftubers  auf  handhaffcer  That  (Anm.  12)  wird  Form.  Tur. 
30,  81  zunftchst  eidliche  Verklarung,  später  gerichtlicher  Beinigungseid  abgelegt. 

«  Vgl  L.  Burg.  4,  4.  46,  2.  49,  1.  73,  2.  L.  Eib.  46,  2.  L.  Fris.  add.  sap. 
3,  68  ff.  L.  Wis.  8,  3  c.  6.  4  c  23.  Roth.  147.  256.  828.  Grimow.  9.  Liutpr.  136- 
Brunnes  2,  547  f.;  Absichtsi.  Missethat  829  f.     v.  Axiba,  Obl.-R.  1,  870 f.  389. 

^  Vgl.  Pact.  Alam.  3,  17.  L.  Angl.  et  Wer.  52.  L.  Fris.  add.  sap.  3,  68  f. 
L.  Rib.  46,  1.    L.  Sax.  57.     Roth.  309  f.  325  f  328.  831. 

"  Vgl.  L.  Alam.  83.  L.  Baiuw.  9,  6.  "l.  Fris.  add.  sap.  8.  10,  2.  L.  Rib. 
72,  4.  L.  Burg.  18,  2.  46,  2  f.  L.  Sax.  59.  60.  Knuts  engl.  Ges.  2,  75.  Roth. 
274.  307  f.  311.  822.  327.     Liutpr.  110.  136  f.     L.  Wis.  7,  2  c.  6.  8,  4  c.  23. 

"  Vgl.  L.  Wis.  8,  4  c.  12,  c.  20.  L.  Burg.  18,  1.  Alfreds  engl.  Ges.  c.  18,  c.  24. 
Daß  auch  das  jüngere  ribuarische,  das  sftchsische  und  bairische  Recht  die  gleichen 
Grundsätze  befolgten,  läßt  sich  aus  der  Behandlung  der  Sklavendelikte  entnehmen. 
Vgl.  Anm.  58.  Für  das  mittelalterliche  Recht  vgl.  Beerend,  Stendaler  ürteils- 
buch  77  ff.  Eine  anscheinend  erst  im  13.  Jh.  in  Frankreich  aufgekommene  und 
von  da  allmählich  über  ganz  Westeuropa  verbreitete  Neuerung  waren  die  öffent- 
lichen Strafen  für  Haustiere  die  einen  Schaden  angerichtet  hatten.  Die  Tier- 
prozesse und  geistlichen  Tierezkommunikationen  dagegen  sind  aus  Dämonen- 
bannungen  hervorgegangen,  für  die  sich  auch  im  germanischen  Heidentum  An- 
knüpfungspunkte finden.  Vgl.  v.  Amiba,  Tierstrafen  550  ff.  560  ff.  591  ff.  595  ff. 
Bbukneb,  Forschungen  519. 

"  Vgl.  Bruhnbe  2,  556  ff.;  Absichtsi.  Missethat  836 f.  840.  Wer  eine  solche 
Sache  (die  nach  altheidnischer  Auffassung  als  den  Göttern  verfallen  galt)  wissent- 
lich an  sich  nahm,  hatte  die  verwirkte  Ungefährbuße  zu  zahlen.  Vgl.  L. 
Rib.  70,  1. 

**  L.  Angl.  et  Wer.  58  f. 

**  L.  Fris.  1,  13,  Zusatz.    L.  Fris.  9,  17. 
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bardische  Recht  ^^,  bis  Grimowald  o.  8  die  persönliche  Haftung  des  Herrn 
auf  den  Höchstbetrag  Ton  60  Sol.  beschränkte,  der  sich  noch  um  20  Sol. 
(als  den  Wert  des  Sklaven)  erhöhen  sollte,  wenn  der  Herr  den  Schuldigen 
nicht  auszuliefern  vermochte.  Denselben  Standpunkt  beschränkt  persön- 
licher Haftung  nahm  ein  Kapitulare  Karls  des  Großen  (Bobbtiüs  1,  14B 
c.  1)  ein,  indem  die  Herren  für  Sklavendelikte  nie  mehr  als  das  Wergeid 
eines  freien  Mannes  büßen  sollten;  ob  in  einzelnen  Fällen  noch  darüber 
hinauBgegangen  werden  dürfe,  wurde  der  Entscheidung  des  Eönigsgerichts 
vorbehalten  ^^  In  den  meisten  Yolksrechten  wurden  dem  Herrn  aber  die 
Thaten  des  Knechts,  soweit  sie  weder  mit  seinem  Wissen  noch  auch  in 
seinem  Gefolge  (Roth.  249)  begangen  worden  waren,  überhaupt  nur  noch 
als  Ungefahrsachen  angerechnet  Einzelne  Hechte  begnügten  sich  mit 
reiner  Sachhaftung,  so  daß  der  Herr  von  jeder  persönlichen  Haftung  frei 
wurde,  wenn  er  den  Knecht  auslieferte  oder  dieser  ohne  sein  Zuthun  nach 
vollbrachter  That  entfloh  und  der  Herr  ihn  nicht  wieder  einzubringen 
vermochte  *^ 

Vielfach  blieb  in  Ungefahrsachen  eine  besondere  Ungefahrbuße,  auch 
wenn  der  Thäter  (Tier  oder  Sklave)  ausgeliefert  wurde,  als  persönliche 
Pflicht  des  Herrn  bestehen,  häufig  aber  unter  Anrechnung  des  Wertes 
des  Ausgelieferten*®. 

Für  die  ausgelieferten  Sklaven,  die  ursprünglich  der  Privatrache  des 
Verletzten  verfielen,  hat  sich  allmählich  ein  eigenes  Sklavenstrafrecht 


^  Vgl.  Roth.  254.  261.  870—378.  Die  Königssklayen  standen  bei  Mord  sowie 
bei  niederen  Baßsachen  den  Privatskiaven  darchaos  gleich;  dagegen  genügte  bei 
Hochbaßsachen  die  Auslieferang  des  Schuldigen.  Bei  Giftmord  gestattete  schon 
Koth.  142  allgemein,  daß  der  Wert  des  ausgelieferten  Sklaven  auf  die  Buße  ange- 
rechnet wurde.  Bei  Missethaten  eines  entflohenen  Sklaven  haftete  der  Herr  immer 
nur  beschränkt,  unter  Umständen  gar  nicht.    Vgl.  Both.  256.  274. 

^^  Vgl.  BBUimEB,  Absiehtsl.  Missethat  821.    Sohretter,  a.  a.  0. 128  f. 

"  Vgl.  L.  Burg.  20,  1  f.  91.  92,  4.  94,  2.  L.  Wis.  6,  5  c.  10,  c.  20.  7,  2 
c.  8.  8,  4  c.  21.  L.  Sax.  51  ff.  Cap.  ad.  leg.  Rib.  v.  803,  c.  5  (Borbtius  1,  117). 
L.  Baiuw.  8,  9.  9,  6.  In  Totschlagsacfaen  gestattete  das  baierische  Eecht  nur  die 
Anrechnung  von  20  Sol.,  als  Wert  des  ausgelieferten  Sklaven,  auf  die  verwirkte 
Wergeldschnld,  vgl.  Bbükner  2,  552,  n.  4.  Eine  Befreiung  des  Herrn  von  persön- 
licher Haftung  trat  nicht  ein^  wenn  er  sich  bloß  des  angeschuldigten  Sklaven  ent- 
schlug, ohne  ihn  auszuliefern  oder  den  Nachweis  zu  fuhren,  daß  er  seiner  nicht 
habhaft  werden  könne.  Vgl.  Bobetiüs  1,  117,  c.  5.  148,  c.  1.  Anders,  wenn  es  sich 
um  die  That  eines  Hörigen  oder  eines  Schuldknechts  handelte,  für  den  der  Herr 
nur  einzustehen  hatte,  wenn  er  ihn  der  gerichtlichen  Verfolgung  entzog.  Vgl. 
L.  Sax.  18.    Ine  74.    Borbtius  1,  114  c.  8. 

*»  Bei  Tötungen  Zweidrittel  des  Wergeldes  nach  L.  Pris.  1,  18  (West-  und 
Mittelfriesen),  das  halbe  Wergeid  nach  L.  Sal.  So,  5.  86.  L.  Rib.  46,  1.  Pact 
Alam.  8,  16.  5,  11.  Nach  alamannischem  Eecht  war  in  gewissen  Fällen  das  volle 
Wergeid  zu  zahlen,  das  bei  Tötung  durch  einen  Hund  aber  nur  unter  unerfüll- 
baren Bedingungen  gefordert  werden  konnte  (Pact  Alam.  8,  16 — 18.  5,  11  f.).  Das 
jängere  fränkische  Kecht  ließ  sich  an  der  Auslieferung  des  Übelthäters  genügen, 
wenn  sie  rechtzeitig  und  unter  Gefährdeeid  erfolgte.  Vgl.  die  späteren  Texte  der 
L.  Salica  und  Bobetiüs  1,  8  c.  6.  9  c.  8.  17  c.  10.  117  c.  5. 
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mit  den  verschiedensten  Todes-  und  YerstämmelangsstrafeD^  in  leiehtereii 
Fällen  mit  Strafen  an  Haut  und  Haar,  ausgebildet  ^^  Dabei  war  die 
Ausliefemngspflichjb  des  Herrn,  der  für  seine  Person  die  Gunst  des  Un- 
geiahrs  beanspruchte,  hier  wie  bei  GTierschaden  ursprünglich  eine  un- 
bedingte ^^  nur  vereinzelt  wurde  dem  Herrn  das  Becht  der  Strafablösung 
durch  Geld  zugestanden  ^f 

Die  kirchlichen  Bufiordnungen  stehen  in  der  Behandlung  des  Un- 
gefahrs  noch  ganz  unter  dem  Banne  der  volksrechtlichen  Auffassupg^', 
erst  im  9.  Jahrhundert  folgte  auch  die  Kirche  den  Fortschritten,  die 
zuerst  durch  die  Billigkeitsjustiz  des  Eönigshofes  in  der  Unterscheidung 
absichtlicher  und  unabsichtlicher  Missethaten  erzielt  wurden  ^^ 

Der  Strafbarkeit  der  Ungeföhrwerke  entsprach  ursprünglich  die  Straf» 
losigkeit  des  Versuches®*,  der  Anstiftung  und  der  Beihilfe  (ahd. 
folleist\  Auch  auf  diesen  Gebieten  machte  sich  dann  der  Fortschritt  in 
der  AufsteUung  typischer  Ausnahmefalle,  die  man  als  selbständige  Versuchs-, 
Anstiftungs-  und  Beihilfeverbreohen  bezeichnen  kann,  geltend  ^^  Dagegen 
wurde  die  Begünstigung  nach  der  That,  auch  abgesehen  von  der 
Unterstützung  friedloser  oder  im  Vorbann  befindlicher  Personen,  allgemein 


•»  Vgl.  Brünnee  2.  553  ff.     G.  Meyke  5,  95.    v.  Bar  68  f. 

•*  Nach  Decr.  Cbildeberti  v.  595  c.  10  (Boretius  1,  17)  bei  Strafe  des  eigenen 
Wergeides. 

•«  L.  Burg.  92,  5.  103,  5.     L.  Fris.  8,  7.     L.  Sal.  12,  2.     Wilda  660,  n.  2. 

^*  Vgl.  Halschner,  Prenß.  Strafr.  2,  155.  Brümnbr  2,  548.  Wassersch leben, 
BußordDongen  891.  550. 

"  Vgl  8.  850.  Beunker  2,  136,  548  f.  WttDA  581  f.  Rbgiho,  De  synodal, 
causis  2,  15—19. 

^  Nor  bei  handhaftcr  That  zog  schon  der  bloße  Versuch  die  Friedlosigkeit 
von  Rechts  wegen  nach  sich,  so  daß  man  den  Ertappten  straflos  töten  konnte. 
Vgl.  His  76. 

««Vgl.  Bbükner  2,  186.  548  f.  567  f.  574  f.  Wilda  598  ff.  625  ff.  Bewer, 
a.  a.  O.  106  ff.  Schreuee,  a.  a.  0.  81  ff.  —  Versuchsdelikte:  Lebensgefährdung  (L  Sal. 
16,  1.  17,  1  f.  18.  28,  2.  Baiuw.  4,  19  ff.  10,  4.  Roth.  10.  Liutpr.  188),  Vergiftung 
(L.Sal.  19,  2.  Rib.  88,  2.  Baiuw.  4,  22.  Roth.  189  f.  142),  Messer- und  Schwertzücken 
(L.  Burg.  84.  Wis.  6,  4  c.  6.  Sax.  8.  Hloth.  u.  Eadric  18.  Cap.  Rem.  8.  vgl. 
L.  Alam.  64X  Wassertauche  (L.  Sal.  41,  9.  Drittes  sal.  Kapit.  c.  8,  Bbhrekd',  144. 
L.  Baiuw.  4,  17.  Fris.  22,  88.  add.  sap.  8,  41.  66.  L.  Sax.  9  f.  v.  Amiea,  Voll- 
Btrecknngsyerfahren  27  f.).  Einsteigen  und  Einbruch  (L.  SaL  11,  6.  27,22.  Sechstes 
sal.  Kapit.  18,  Bxhrbmd*,  159.  L.  Cham.  19  f.  Fris.  add.  1,  8.  Liutpr.  131.  Aethel- 
birht  27.  29),  Wegsperre  oder  via  Utdna  (vgl.  §  37,  n.  60.  L.  Sal.  17,  9.  81.  Rib. 
80.  Pact  AI.  2,  50.  L.  AI.  58.  L.  Fris.  add.  8  b.  Aethelred  6,  38.  Roth.  26  f.). 
Weitere  Ergänzungen  erfolgten  durch  das  königliche  Bannrecht  (BRuniiER  2,  89. 
564).  —  Anstiftungsdelikte:  L.  Sal.  10,  Zusatz  8,  Behremd*  S.  20.  L.  Sal.  28,  1, 
3.  55,  3,  Zusatz  der  Lex  emendata.  L.  Baiuw.  9,  6.  Wis.  7,  2  c.  6.  Roth.  166.  202. 
Ldutpr.  63.  72.  Wie  schwer  die  Volksüberzeugung  sich  zur  Anerkennung  der 
Strafbarkeit  der  Anstiftung  durchzuringen  hatte,  zeigt  L.  Fris.  2,  1 — 11.  Vgl. 
His  81.  — -  Beihilfsdelikte:  L.  Sal.  18,  1.  28,  8.  Erstes  sal.  Kapit.  6,  Behrend*  132. 
Pact.  AI.  3,  24.  L.  Baiuw.  4,  26.  Burg.  47,  1—3.  Wis.  6,  5  c.  12.  Roth.  807. 
Aethelbirht  18.  Aelfred  19.  —  Eigentümlich  die  Tötung  im  Raufhandel  nach 
L.  Fris.  12.    Vgl.  His  82. 
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bestraft ®^    Bei  Verbrechen,   die  von  Amts  wegen   zu   verfolgen  waren, 
galt  selbst  die  auBergerichtlicbe  Sühne  als  strafbare  Begünstigung^. 

Die  Frage  der  Verbrechenkonkurrenz  mußte,  modernen  Straf- 
rechtsbegriffen gegenüber,  in  einem  Hechte,  das  die  Hauptaufgabe  der 
Strafe  in  der  dem  Verletzten  zu  verschaffenden  Oenugthuung  und  das 
AVesen  der  verbrecherischen  Handlung  in  dem  rechtsverletzenden  Erfolge 
sah,  eine  wesentlich  andere  Gestalt  annehmen  ^^  Das  Prinzip  der  Oenug- 
thuung führte  dahin,  dafi  ein  einzelner  verbrecherischer  Thatbestand, 
durch  den  mehrere  Personen  verletzt  worden  waren,  gleich  ebenso  vielen 
selbständigen  Vergehen  behandelt  wurde  ^^.  Das  Erfolgsprinzip  anderer- 
seits machte  es  möglich,  daß  eine  Reihe  verbrecherischer  Handlungen, 
wenn  der  Erfolg  ein  einheitlicher  war,  als  ein  einheitliches  Verbrechen 
erschien  ^^  Umgekehrt  wurde  häufig,  namentlich  bei  Körperverletzungen 
und  Vermögensschäden,  der  Thatbestand  einer  einzigen  Missethat  in  so 
viele  Thatbestande  zerlegt,  als  rechtsverletzende  Erfolge  dadurch  ent- 
standen waren  ^^  Nicht  selten  fSanden  derartige  Spaltungen  des  That- 
bestandes  auch  bei  komplizierten  Verbrechen  (Heimsuchung,  Brandstiftung, 
Einbruchdiebstahl  u.  dgl.  m.)  Anwendung,  namentlich  wenn  strafbare  Ver- 
messenheit  oder  Bruch  eines  Sonderfriedens  dabei  in  Betracht  kam'', 
doch  begegnet  ebenso  häufig  in  solchen  Fällen  die  Zusammenfassung  des 
Gesamtthatbestandes  zu  einem  einzigen  Delikt'^,  bei  dem  die  Komplikation 
nur  in   einer  Straferhöhung  oder  einer  Zusatzstrafe  zur  Geltung  kam'^ 


^7  Vgl.  WiLDA  635  ff.  Bbükneb  2,  575  ff.  Der  Hehler  ist  so  gat  wie  der 
Stehler:  L.  Sax.  36.  Roth.  232.  Wis.  7,  2  c.  7,  c.  9.  Baiuw.  9,  7,  15  (milder 
Decr.  Niuh.  7,  MG.  Leg.  8,  465). 

w  Vgl.  Bruhnkb  2,  578  f.  L.  Rib.  78,  1.  Cham.  80.  Baiuw.  9,  16.  Burg.  71. 
extrav.  21,  11.    Ine  86.    Bobetiüs  1,  5  c.  8.  6  c.  13.  205  c.  7. 

*"  Die  Lehre  von  der  Deliktskonktirreiiz  ist  erst  darch  die  vortreffliche 
Untersuchung  von  Schbbcsb  klargestellt  worden.  Vgl.  auch  Bbünkeb  2,  541  £P. 
His  100  ff. 

'»  Vgl.  Schbbueb  87  ff. 

"  Vgl.  Schreubb  76  ff.  86  f. 

"  Vgl.   SCHREÜEB  2  ff.   27  ff 

'*  Vgl.  Diedenhofer  Kapitular  y.  805  c.  5  (Bobetiüs  1,  123),  wo  wegen  der 
Tötung  des  Gegners,  nachdem  auf  Königsbefehl  die  Urfehde  beschworen  worden 
war,  neben  der  Totschlagsbuße  die  Zahlung  des  Rönigsbannes  und  Abhauen  der 
meineidigen  Hand  verhängt  wird.     Vgl.  Bbünkeb  2,  542.    Sohbeüeb  46 — 76.   264. 

'^  In  diesem  Sinne  bestimmte  Liutpr.  181,  daß  wegen  Einbruchdiebstahls  bei 
dem  Kommodatar  einer  fremden  Sache  nur  diesem  eine  Klage  zustehen,  dagegen 
die  Spaltung  in  eine  Diebstahlsklage  des  Eigentümers  und  eine  Klage  des  Kommo- 
datars  wegen  Hausfriedensbruches  vermieden  werden  solle:  tion possumus  in  unatn 

eaitsam  duas  calomnias  inponere,  ideoque iUe,  gut  res  auas  eowendavit,  reee- 

piai  eas  ab  ipso,  de  cuius  easa  perierunt,  et  ipse,  de  cuius  casam  perierunt  out 
ipsum  furtum  exivit,  querat  ad  ipsum  furonem  oonpoaitionem,  et  ü>Uat  sicut  lecc 
estf  et  ipse  fur^  licit  malefaetor  sitf  non  habeat  de  tma  causa  duas  ealomnias.  Vgl. 
Schbeüeb  60. 

.   ^^  So  namentlich  bei  der  Verletzung  eines  Sonderfriedens.    Als  höhere 
Sonderfrieden  sind   hervorzuheben:    der  Friede  der  Königsburg  und  Königspfalz, 
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Eine  besondere  Rolle  bei  der  Verbrechenskonkurrenz  fiel  der  verschiedenen 
Natar  der  Strafen  zu.  Bei  Körperverletzungen  galt  durchweg  das  System 
der  EinzelbuSen;  sie  wurden  meistenteils  für  jede  Verletzung  besonders 
festgesetzt  und  dann  zusammengezählt,  doch  bestanden  vielfach  in  ver^ 
schiedener  Weise  bemessene  Maximalgrenzen,  die  nicht  überschritten 
werden  durften.  Dasselbe  Verfahren  fand  bei  Vermögensverletzungen, 
soweit  diese  mit  Einzelbußen  bestraft  wurden,  Anwendung,  während  die 
in  allen  Volksrechten  mit  Ausnahme  der  beiden  frankischen  vorherrschen- 
den Proportionalbußen  unbedingt  für  jeden  einzelnen  Gegenstand  be- 
rechnet, dagegen  die  im  salischen  Recht  und  im  wesentlichen  auch  bei 
den  Ribuariern  vorherrschenden  Bauschtaxen  immer  für  das  ganze  Delikt, 
ohne  Rücksicht  auf  Zahl  und  Wert  der  Gegenstände,  erhoben  wurden ^^ 
Bußen  und  Friedensgelder  wurden  stets  kumuliert^^,  ebenso  Bußen  und 
Banngelder,  während  Friedens-  und  Banngelder  sich  gegenseitig  ausschlössen, 
in  der  Art,  daß  regelmäßig  der  höhere  Betrag  angesetzt  wurde  ^^.  Bußen 
und  Leibesstrafen  schlössen  bei  einheitlichen  Delikten  einander  aus,  da- 
gegen blieben  sie  bei  Verbrechenskonkurrenz  nebeneinander  bestehen^®. 
Acht  und  Todesstrafe  schloß  nach  den  meisten  Stammesrechten  jede  andere 
Strafe,  insbesondere  jede  Buße,  aus,  nur  nach  ostgotiscbem,  kentischem, 
nordgermanischem  und  altlangobardischem  Recht  (vor  der  fränkischen 
Herrschaft)  fand  Kumulation  statt  ®^. 

3.  Einzelne  Verbrechen.  Das  Verbrechen  des  Hoch-  und  Landes- 
verrats fiel,  der  veränderten  Staatsverfieissung  entsprechend,  allgemein 


überhaupt  der  Königs-  und  der  ihm  nachgebildete  Herzogsfriede,  der  Friede  der 
Kirchen,  Kirchhöfe ,  Mühlen  und  Schmieden,  Ding-  und  Heerfriede,  Marktfriede, 
Straßenfriede,  Haiufriede,  dazu  der  gelobte  Friede  (Roth.  143.  Lintpr.  42).  Vgl. 
S.  117  f.  Bbotweb  2,  45.  674.  580  AFI  Wilda  2S3  ff.  v.  Amra*  144.  Weinhold, 
Fried-  und  Freistätten  (Anm.  6).  Osekbrüqoek,  Strafr.  d.  Langob.  9  ff.;  Hans- 
fneden,  1857.  K  Löking,  De  pace  domestica,  Bonn.  Dias.  1865.  His  129  ff.  Gaüpp, 
Gesetz  der  Thüringer  888  ff.  v.  Richthofbn,  Zur  L.  Saxonum  229  ff.  251  ff.  Stütz, 
Gesch.  d.  kirchl.  Beuef.- Wesens  1,  91  f.  Wer  sich  an  Königs-,  Herzogs-  oder 
Kirchengut  vergriff,  hatte  dreifache  Buße  zu  leisten,  wobei  aber  bei  Königsgut 
der  Fredus  wegfiel.    Vgl.  Schrbuer  95. 

'*  Vgl.  ScHREUKR  27  ff.    In  der  dritten  Auflage  S.  849  Zeile  5  ist  zu  lesen: 

„wie  sie  nur  das  salische  und das  ribuarische  Recht nicht  aufgestellt 

hatten.'* 

''  Vgl.  ScHBBUER  96  ff.  His  109.  Der  Fredus  wurde  immer  neben  jeder  ein- 
zelnen Buße,  zuweilen  aber  in  erhöhten  Beträgen,  berechnet.  Ober  Ausnahme- 
ftlle,  in  denen  neben  einer  Mehrheit  von  Bußen  nur  ein  einfaches  Friedensgeld 
entrichtet  wurde,  vgl.  Schseiter  116. 

»»  Schrbuer  108  f  121. 

'•  ScHREUBR  262  ff.    Vgl.  Anm.  73. 

**  Vgl.  Schrbuer  151-201.  224—254.  Wenn  das  Vermögen  des  Geachteten 
oder  Gerichteten  eingezogen  wurde,  so  hatte  der  König  nach  den  Rechten,  die  die 
Kumulation  ausschlössen,  an  den  Verletzten  nur  Zahlungen  zu  leisten  die  keine 
pönale,  sondern  wirtschaftliche  Genugthuung  bezweckten,  wie  capitale,  wirdira  und 
Knrkosten.  Vgl.  ebd.  194.  204  f.  228.  Dieselbe  Stellung  nahmen  die  Erben  des 
Obelthäters  ein,  wenn  das  Vermögen  ihnen  zufiel. 

fi.  SchrOorr,    Deataohe  Rechtsgeschichte.    4.  Aufl.  28 
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unter  den  Begriff  des  crimen  laesae  maiestatis  oder  des  Treubruches  {in- 
fidelitas)  gegen  den  König  ®^  Dabei  sind  im  einzelnen  zum  Teil  römische 
Einflüsse  bemerkbar.  Unter  den  Begriff  der  Infidelitat  fiel  Landesverrat, 
Landesflucht  (unerlaubte  Auswanderung),  Heeresflucht  (A«m/ir)®*,  femer 
jeder  Angriff  oder  Anschlag  auf  das  Leben  des  Königs  oder  der  Seinigen®', 
Beleidigung  des  Königs  (L.  Sal.  14,  4.  Bib.  60,  6),  Begünstigung  von  Ge- 
ächteten, überhaupt  von  schweren  Verbrechern,  schwere  Amtspfliehtver- 
letzung  eines  Beamten®^.  Die  regelmäßige  Strafe  der  Infidelität  war  Tod 
und  Vermögenseinziehung,  geringere  Fälle  wurden  unter  den  Karolingern 
nach  königlichem  Ermessen  bestraft  ^^ 

Das  unterscheidende  Merkmal  zwischen  Mord  und  Totschlag  fand 
auch  die  fränkische  Zeit  noch  ausschließlich  in  der  Verbergung  des  Leich- 
nams, nur  das  langobardische  Recht  (Roth.  14]  ließ  auch  den  Meuchel- 
mord {komicidium  absconse  penetratum)  schon  unter  den  Begriff  des  Mordes 
fallen  ®®.  Während  der  Totschlag  mit  dem  einfachen  Wergeid  des  Ge- 
töteten gesühnt  wurde,  hatte  der  Mörder  das  Drei-  oder  Neunfache,  bei 
den  Langobarden  die  Hochbuße  von  900  Sol.  zu  zahlen;  das  nord- 
germanische Recht  strafte  ihn  mit  unsühnbarer  Acht  Zu  einem  Kapital- 
verbrechen wurde  im  burgundischen  und  langobardischen  Recht  sowie  in 
der  fränkischen  Reichsgesetzgebung  auch  der  vermessentliche  Totschlag 
(in  feindlicher  Absicht,  im  Gegensatz  zu  dem  durch  Zufall  oder  durch 
Anreizung  des  Gegners  veranlaßten)  erhoben  ®^  Erhöhte  Strafbarkeit  trat 
außerdem  ein  bei  Verwandtenmord  und  Tötung  unter  Verletzung  eines 
Sonderfriedens. 


"  Vgl.  S.  117.  WiLDA  984  ff.  Brühnee  2,  685  ff.  Osenbbüggek,  Str.  d.  Lang.  52  ff. 
Roth,  Benefizialwesen  128  ff.  888  ff.  Waitz  2,  1  S.  195  f.  2,  291.  8,  307  ff.  v.Richt- 
HOFEN,  Zur  Lex  Saxonum  320  ff.  Dahn,  Stadien  236  ff.  Ehbenbbro,  Kommen- 
dation  115  ff.    v.  Ami&a,  Vollstr.  21  f. 

"  Vgl.  L.  AI.  24.  Baiuw.  2,  1.  Wis.  2,  1  c.  7.  Roth.  Bf.  7.  iEthelred  5, 28. 
Knut  2,  77.   Bobetius  1,  14.  128  c.  9.   129  c.  12.   166  c.  4.  205  c.  8.   Form.  Marc. 

1,  82.    SicKEL,  Gott.  gel.  Anz.  1889,  S.  962.     Roth,  a.  a.  0.  134  ff. 

8»  Vgl.  L.  AI.  23.  Baiuw.  2,  1  f.  Sax.  24.  WiB.  2,  1  c.  7.  Roth.  1.  ^thel- 
red  5,  30.  6,  37.  Knut  2,  57.  Ein  Wergeid  hatte  der  Mnkische  König  nicht, 
dagegen  hatte  der  angelsächsische  ein  solches,  ebenso  der  Alamannen-  und  Baiem- 
herzog.    Vgl.  Waitz,  Gott  gel.  Anz.  1869,  S.  124  ff. 

"  Vgl.  CoHN,  Justizverweigerung  5.  63  ff.  73  ff.  84  ff.  130  f.  Lehmanh,  Rechts- 
schutz 104  ff     SoHM,  Reichs-  u.  Ger.- Verf.  147.  415. 

«*  Vgl.  S.  861.  BammEE  2,  64  f.  Dahn,  Könige  7,  3  S.  132  f.  L.  Rib.  69,  1. 
Cap.  depart.  Sax.  11.    L.  Baiuw.  2,1.    Wis.  2,  1  c.  7.    Bobetius  1,  97  c.  84.  284  c.  18. 

w  Vgl.  S.  74.  345  f.  Bbunheb  2,  627  ff.  v.  Bab  64  ff.  Osenbbüogbn,  Str.  d. 
Lang.  61  ff.  v.  Richthofek,  Zur  L.  Sax.  239.  248  ff.  y.  Amiba,  Vollstr.  19  f 
V.  Mölleb,  Wergeid  des  Thäters  u.  des  Verletzten,  Bonn.  Diss.  1898,  S.  5  f.  L.  Sal. 
41,  2.  4.  Zweites  sal.  Kap.  c.  5,  Bbhbekd*  139.  L.Rib.  15.  Fris.  20,  2.  Sax.  19. 
Pact.  Alam.  2,  41.    L.  Alam.  48.    Baiuw.  19,  2  f. 

»'  Vgl.  WiLDA  563  f.    Bbunneb  2,  630  f.    Titze,  Notstandsrechte  40.    L.  Burg. 

2,  1.  29,  1.  Liutpr.  20.  Decr.  Childeb.  von  595  c.  5  (Bobetius  1,  16).  Cap.  leg. 
add.  von  818—819  c.  7  (ebd.  282).  Jede  vorsätzliche  Tötung  straft  mit  dem  Tode 
L.  Wis.  6,  5  c.  11  ff. 
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Dem  Totschlage  (bei  den  Bibuariem  dem  Morde)  wurde  gleichgestellt 
die  Freiheitsberaubung  durch  widerrechtlichen  Verkauf  eines  Freien 
in  die  Sklaverei^®.  Gelang  es  dem  Thäter,  diesem  die  Freiheit  wiederzu- 
verschaffen,  so  hatte  er  nur  eine  Buße  (in  der  Kegel  das  halbe,  bei  den 
Bibuariem  das  ganze  Wergeid)  zu  zahlen. 

Die  Unterschiede  zwischen  Raub  und  Diebstahl  haben  sich  in  der 
strafrechtlichen  Behandlung  mehr  und  mehr  verwischt,  wenn  auch  der 
Baub  im  allgemeinen  immer  noch  milder  angesehen  wurde  ^^  Bei  Dieb- 
stahl unterschied  man  streng  zwischen  großem  und  kleinem,  bei  ersterem 
wieder  zwischen  handhaftem  und  nichthandhaftem.  Todesstrafe  oder  Hals- 
lösung stand  nach  manchen  Bechten  auf  gewaltsamen  Baub*^,  allgemein 
aber  auf  handhaften  großen  Diebstahl,  wo  der  Dieb  entweder  auf  frischer 
That  ergriffen  oder  nach  der  That  durch  Haussuchung  überfuhrt  worden 
war^l     Sonst  wurden  Baub  und  Diebstahl  (sowie  Unterschlagung,  d.  h. 


*®  Vgl.  WiLDA  797  f.  Obembbüogen,  Str.  d.  Lang.  77.  v.  Bichthofen,  Zur 
L.  Sax.  29Ö.  Dahx,  Stadien  228.  v.  Möllbb,  a.  a.  0.  10  ff.  L.  Sal.  89,  2.  Kib.  16. 
Pact  Alam.  3,  12.  L.  Alam.  45  ff.  Baiaw.  9,  4.  16,  6.  Fris.  21.  Sax.  20.  Angl. 
et  Wer.  40 f.  Liutpr.  48.  Ine  11.  Leg.  Eiirici  290.  L.  Wia.  7,  3  c.  3  ließ  die 
Sippe  des  Verkauften  zwischen  seinem  Wergeid  und  der  Auslieferung  des  Ver- 
käufers zur  Bache  wählen.  Nach  ostfriesischem  Recht  hatte  der  letztere  seinen 
Hals  zu  lösen.  Über  erlaubte  Verkäufe  in  die  Knechtschaft  vgl.  S.  66.  821. 
y.  RiCHTHOFiN,  a.  a.  0.  298  f. 

w  Vgl.  S.  74.  Bbuhheb  2,  637  ff.  Wilda  869  ff.  907  ff.  Hälschnee,  Preuß. 
Strafr.  3,  896  ff.  Osenbeügoek,  Str.  d.  Lang.  118  ff.  151  ff.  GRiuif,  £A.  684  ff. 
His  334  ff.  KöBTUN,  Kr.  Übersch.  3^  149  ff.  Sohm,  ZRG.  5,  411  ff.  Mater,  Entst. 
d.  L.  Rib.  116  ff.  V.  Richthofbk,  Zur  L.  Sax.  311  ff.  Thonissen,  a.  a.  0.  810  ff. 
ScHMiD,  Ges.  d.  Angels.  554  ff.    v.  Auira,  Vollstr.  82.  162  ff. 

^  Vgl.  L.  Fris.  8.  9,  14  ff.  add.  sap.  9.  jEthelred  3,  15.  Knut  2,  68.  Die 
frankischen  Reichsgesetze  über  lairones  oder  latrooinium  machen  zwischen  Raub 
und  Diebstahl  keinen  Unterschied.  Vgl.  Regino,  De  syn.  caus.  2,  275.  279.  An 
sich  gehörte  die  Anwendung  von  Gewalt  oder  Drohungen  nicht  zum  notwendigen 
Thatbestand  des  Raubes.  Raub  war  die  offene,  Diebstahl  die  heimliche  Wegnahme 
beweglicher  Sachen  aus  fremder  Gewahrsam.  Gewaltsamer  Raub  {nöinämaj  not- 
numfty  sedchrotib)  war  ein  ausgezeichneter  Raub,  ebenso  wie  der  Leichen-  oder 
Gräberraub  {rerottbj  walarotiby  ags.  walreäf).    Vgl.  Schreueb  64  f.    His  389. 

*'  Die  Lex  Salica  und  das  sechste  sal.  Kapitular  c.  8  (Behrend*  157)  kennen 
nur  das  System  der  Diebstahlsbußen,  aber  schon  der  Pactus  pro  tenore  pacis  Ohio- 
thars  I.  und  Childeberts  I.  führte  die  Todesstrafe  ein.  Das  sächsische  und  bur- 
gundische  Recht  setzte  Todesstrafe  auf  jeden  Einbruchs-  und  jeden  großen  Dieb- 
stahl, auch  wenn  er  nicht  handhaft  war,  das  sächsische  außerdem  auf  jeden  nächt- 
lichen Diebstahl  (ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Gestohlenen).  Vgl.  L.  Burg. 
4,  1.  29,  3.  47,  1.  extrav.  19,  2.  Rom.  Burg.  4,  4.  Sax.  32—35.  Ssp.  II.  18  §  1. 
28  §  3.  Das  langobardische  Recht  (Roth.  258)  legte  dem  für  manifestus  neunfachen 
Ersatz  und  eine  Nebenbuße,  später  außerdem  2— 3 jähriges  Grefängnis  auf;  im 
Nichtzahlungsfall  wurde  der  Dieb  dem  Bestohlenen  zur  Tötung  übergeben,  deren 
Nichtvollziehung  durch  Cap.  Ital.  von  801  c  4  (Bobetiüs  1,  205)  unter  Buße  ge- 
stellt wurde.  Die  karolingische  Gesetzgebung  ließ  Todesstrafe  erst  bei  wieder- 
holtem Rückfall  eintreten,  vorher  Verstümmelungsstrafe.  Vgl.  Borbtius  1,  49  c.  12. 
51  c.  23.  205  c.  4.  L.  Cham.  48.  Über  den  Rückfall  als  Strafverschärfungs- 
grund  vgl.  BsüimEB  2,  540.  631.  646  f.     Schreüeb  180  ff.  243. 

23* 
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diebliches  Behalten  ohne  den  Thatbestand  der  Wegnahme)  bei  den  Cha- 
maven  und  allen  außerfränkischen  Stammen  mit  einer  proportionalen  BnBe 
gesühnt;  die  im  allgemeinen  das  Zwei-,  Drei-  oder  Neunfache  des  ent- 
wendeten Wertes  (meistens  diesen  miteingerechnet)  ausmachte,  während 
das  salische  und  zum  Teil  auch  das  ribuarische  Yolksrecht  ein  kasuistisch 
ausgestaltetes  System  fester  DiebstahlsbuBen  besaS^^  Neben  oder  mit 
der  Buße  war  das  Friedensgeld,  nach  fränkischem  und  thüringischem 
Recht  außerdem  die  mrdira  (S.  347)  zu  entrichten.  Soweit  Diebstahl 
und  Raub  als  Kapitalverbrechen  galten,  war  außergerichtliche  Sühne  ver- 
boten. Die  Franken  und  Angelsachsen  hatten  besondere  Einrichtungen 
für  die  Verfolgung  der  Thäter  und  Prämien  für  die  Verfolger*'. 

Heimsuchung  des  Landes  durch  bewaffnete  Banden  fiel  unter  den 
Begriff  der  Heerung®*.  Für  den  Begriff  der  Bande  (tnistis,  manus  coU 
lecta,  contubemhtm,  ags.  hlöd)  reichte  schon  die  Vereinigung  von  fünf, 
sieben  oder  zehn  Gefährten  aus,  während  für  ein  „Heer*'  eine  größere 
Zahl  (86  nach  Ine  13,  1)  erforderlich  war.  Abgesehen  von  der  höheren 
Strafbarkeit  der  in  Banden  vollführten  Missethaten  für  die  Thäter  selbst 
galt  die  Teilnahme  an  der  Bande  schon  für  sich  allein  als  ein  Ver- 
brechen, das  stufenweise  verschieden  bestraft  wurde.  Eine  Unterart  der 
Heerung  war  die  Heimsuchung,  aus  der  sich  allmählich  der  ein- 
fache Hausfriedensbruch  als  eigenes  Verbrechen  herausbildete*'^.  Ein 
Fall  der  Heimsuchung  war  auch  der  sogenannte  Gewaltbrand  (altfries. 
waldbrond).  Im  übrigen  galt  die  Brandstiftung*^,  in  verschiedenen 
Rechten  aber  nur  die  heimliche,  nächtliche  Brandstiftung  („Mordbrand^^  % 
als  selbständiges  Verbrechen  und  wurde  im  Norden  mit  unsühnbarer  Acht^ 
bei  den  Sachsen  und  Angelsachsen  mit  dem  Tode,  in  den  übrigen  Rechten 
mit  einer  festen  Buße  oder  mehrfacher  Schadensersatzpflicht  (nebst  wirdira 


•»  Vgl.  ScHBEüSR,  a.  a.  0.  27—45. 

•»  Vgl.  S.  122  f.  BoRBTiüS  1,  5  c.  8.  6  c.  18.  17  c.  8.  70  c.  24.  206  c.  4,  c.  7. 
L.  Rib.  78,  1.  Baiuw.  9,  16.  Burg.  71.  AllgemeiDe  Anzeigepflicht  Cham.  30  f. 
Anzeigeprftmie  (meldfeoh)  Schmid,  Ges.  d.  Angels.  682. 

•*  Vgl.  S.  74.     WiLDA  612  ff.  915  ff.     Bbunmbb  2,  570  ff.     His  88. 

•<^  Vgl.  Anm.  75.  Wilda  781  f.  952  ff.  Bbünweb  2,  651  ff.  Schbbubb,  a.  a.  O. 
46  ff.  61  ff.  OsEKBRüQGEir,  Str.  d.  Lang.  139  ff.  Gaüpp,  Gesetx  der  ThOringer  388  ff. 
His  852.  Die  Heimsachang  gehörte  zu  den  acht  in  das  Volksrecht  aufgenommenen 
Bannfällen. 

^  Vgl.  S.  74.  88  n.  Wilda  940  ff.  Bbüioieb  2,  654  ff.  Osenbbüooek,  Brand- 
stiftung, 1854;  Str.  d.  Lang.  154  f.  v.  Richthofbm,  Zur  L.  Sax.  306  ff.  Gaüpp, 
Ges.  d.  Thüringer  372  ff.  Schmid,  Ges.  d.  Angels.  533.  v.  Amira,  VoUstr.  20. 
SoHBEüEB  50  f.     His  849. 

»^  L.  Sal.  16,  1.  Rib.  17,  1.  Angl.  et  Wer.  43.  Alam.  76.  Baiuw.  1,  6.  10, 1. 
Diese  Rechte  behandelten  die  offene  Brandstiftung  nur  als  bußwOrdige  ßach- 
beschädigung.  Anders  L.  Fris.  7.  Sax.  38.  Roth.  146.  149.  Schmid,  Ges.  d. 
Angels.  411.  iBthelstan  2,  6  c.  2.  Knut  2,  64.  Andr.  Sunesons  Lex  Scaniae 
prov.  61.  Über  die  Bezeichnung  mordhrand  (von  mord  =  mein)  vgl.  S  74.  Schwsp. 
Laßb.  174.  Jütisch  Lov  3,  66.  Eriks  Siellandskü  Lov  2,  15.  v.  Richthofen,  Alt- 
fries. WB.  936. 
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bei  Franken  und  Thüringern)  bestraft.  Ergänzend  trat,  nachdem  Karl 
der  Große  die  Brandstiftung  schlechthin  unter  die  acht  Bannfälle  auf- 
genonunen  hatte,  die  Strafe  des  Königsbannes  ein,  von  der  namentlich 
auch  die  bis  dahin  erlaubte  Brandlegung  gegen  Friedlose  oder  in  Fehde 
betroflfen  wurde®®. 

Zauberei,  zu  der  man  auch  die  Oiftmischerei  zählte,  wurde  in  ver- 
schiedenen Bechtsgebieten  von  Personen,  die  dem  Zauberer  den  Tod  eines 
Menschen  zur  Last  legten,  im  Wege  der  Rache  oder  der  Yolksjustiz  mit 
dem  Feuertode  geahndet,  was  die  Gesetzgebung  wiederholt  verbot  Vor 
dem  Gesetz  galten  Zauberer  nur  als  büß-  und  schadenersatzpflichtig,  bis 
kirchliche  Einflüsse  den  Staat  bestimmten,  der  Kirche  für  die  Ausrottung 
des  heidnischen  Unwesens  seine  Unterstützung  zu  versprechen,  jedoch  ohne 
der  Zauberei  den  Charakter  eines  eigentlichen  Kapitalverbrechens  beizu- 
legen®®.  Auch  der  Meineid  wurde  erst  unter  kirchlichem  Einfluß,  und 
nur  wenn  er  in  christlicher  Form  abgelegt  worden  war  (im  Gegensatz  zu 
den  altgermanischen  Eiden  auf  Waffen,  Eidring  u.  dgl.),  unter  öffentliche 
Strafe  gestellt  (meistens  Verlust  der  Schwurhand  mit  oder  ohne  Lösung), 
während  die  älteren  Volksrechte,  die  Strafe  von  der  mit  dem  Eide  ver- 
bundenen Selbstverfluchung  erwartend,  den  Meineid  nur  mit  einer  Geld- 
buße belegten  ^®^. 

Unzucht  weiblicher  Familienglieder  unterlag  in  alter  Weise  dem 
Familienstrafrecht,  während  der  dabei  beteiligte  Mann  bußfallig  wurde; 
eine  öffentliche  Strafe  trat  nur  bei  geschlechtlichen  Vergehungen  Freier 
mit  Unfreien  ein^^^  Ehebruch  konnte,  da  die  Kebsehe  erlaubt  war 
(S.  304 f.),  nur  mit  einer  Ehefrau  begangen  werden^®*.  Der  Ehebruch 
galt  als  Fehdesache;  auf  handhafter  That  Ertappte  konnten  straflos  getötet 
werden  (Anm.  12).    Auf  Klage  des  Ehemannes  konnte  der  Ehebrecher  in 


»  Vgl.  S.  78  n.  Cap.  Sax.  von  797,  c.  1  u.  8  (Boebtiüs  1 ,  71  f.).  v.  Richt- 
HOFKir,  Zar  L.  Sax.  805  f. 

•»  Vgl.  WiLDA  961  flF.  Bbunnbe  2,  678  ff.  Osbnbbüggbn,  Str.  d.  Lang.  61. 
160  ff.  Dahn,  Studien  284  f.  v.  Amiba,  Vollstr.  29.  Bobbtius  1,  25  c.  5.  45  c.  7. 
58  c.  65.  69  c.  23.  Eadw.  u.  Guthrum  11  (Liebebxann  234).  jEthelred  6,  7. 
Rnnt  2,  4.  Liatpr.  85.  Gegen  die  Hexenverbrennung  Cap.  de  part  Sax.  6.  Vgl. 
Ed.  Eoth,  876. 

*<»  Vgl.  Anm.  46.  Wilda  978  ß.  Bbukneb  2,  389.  681  f.  v.  Richthofbh,  Zur 
L.  Sax.  286  ff.  Osenbbügoen,  a.  a.  0.  158.  Schmid,  Ges.  d.  Angela.  631.  Fbeünd, 
Log  und  Trug  unter  den  Germanen,  1863.  L.  Burg.  8,  8.  80,  2.  Liutpr.  57.  63. 
144.  L.  Cham.  32.  Knut  2,  36.  Bobetiub  1,  49  c.  10.  98  c.  36.  124  c.  10.  139  c.  4. 
269  c.  1.  283  c.  10.  L.  Fris.  10  verband  Hals-  und  Handlösung,  während  L.  Sax. 
21,  22  Todesstrafe  für  wissentlichen,  Handlösung  für  unwissentlichen  Meineid 
verhängte. 

^^^  Vgl.  S.  66.    Wilda  809  ff.     Bbünnbb  2,  658  ff.     ObenbbOogbn,  a.  a.  0.  97  ff. 

^*  Vgl.  S.  804.  Wilda  821  ff.  BBüNNEBie,  662  ff.  Osbnbbüggen,  a.  a.  0. 100  ff. 
SoHM,  Trauung  und  Verlobung  2  ff.  Kosekthal,  Rechtsfolgen  des  Ehebruches,  1880. 
Bbhmbgke,  Die  strafrechtliche  Lehre  vom  Ehebruch,  1884.  Zeuveb,  NArch.  24,  606  ff. 
Für  Bigamie  hatte  das  weltliche  Recht  keine  besonderen  Straf bestimmungen, 
offenbar  weil  man  sie  als  Ehebruch  behandelte.  Vgl.  Wilda  852  f.  Osenorüogen 
104  f.    T>ABVy  Studien  232.    Thonissbn,  a.  a.  0.  302. 
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eine  besondere  Ehebruchbuße  verfallt  werden;  manche  Rechte  verhängten 
aber  Todesstrafe,  Halslösung,  Verknechtnng.  Die  Verfolgung  der  Blut- 
schande galt  in  erster  Reihe  als  Sache  der  Kirche,  die  öffentliche  Ge- 
walt schritt  in  der  Regel  erst  ein,  wenn  die  Beteiligten  sich  der  vom 
geistlichen  Richter  verlangten  Trennung  nicht  fügten.  Die  Strafe  für 
die  schwersten  Fälle  des  Incestes  war  der  Tod,  in  anderen  Fällen  Ver- 
mögenseinziehung und  Verbannung,  bei  Unvermögenden  Verknechtnng 
oder  Geföngnis.  Die  karolingischen  Gesetze  überließen  die  Strafe  könig- 
lichem Ermessen  ^^^. 

Notzucht  (nötnumft)  und  Frauenraub  wurden  in  den  Gesetzen 
meistens  unter  dem  Begriff  des  raptus  zusammengefaßt  ^^^  Die  Notzucht 
sowie  jeder  andere  Angriff  auf  die  weibliche  Geschlechtsehre  waren  mit 
schweren  Bußen,  in  ausgezeichneten  Fällen  mit  Wüstung  und  mit  der 
Halslösung  bedroht ^^*.  Frauenraub,  dem  die  mit  Zustimmung  der  Ge- 
raubten erfolgte  Entführung  durchaus  gleichgestellt  wurde,  erfuhr  anfangs, 
unter  der  Nachwirkung  der  früheren  Anerkennung  der  Raubehe  (S.  69), 
eine  mildere  Beurteilung,  indem  der  Entführer  eine  dem  gesetzlichen 
Brautkauf  entsprechende  Muntbrüche  an  die  Sippe,  den  Muntwalt  oder 
den  Bräutigam  der  Entführten,  unter  Umstanden  auch  noch  eine  be- 
sondere Buße  an  die  letztere,  zu  zahlen  hatte.  Die  Analogie  der  Freiheits- 
beraubung (S.  355)  ließ  zum  Teil  an  die  Stelle  der  Muntbrüche  das  Wer- 
geid der  Entführten  treten.  Aber  schon  unter  den  Merowingem  führte 
der  EinCLuß  des  römischen  Rechts  dazu,  über  den  Frauenräuber  und  die 
mit  ihrem  Willen  Entführte  die  Todesstrafe  mit  Halslösung  zu  verhängen  ^^. 
Die  karolingische  Zeit  hielt  die  größere  Strenge  im  allgemeinen  nur  fest, 
wenn  es  sich  um  gewaltsame  Entführung  oder  um  fremde  Ehefrauen  oder 
Bräute  handelte  ^^^  Im  übrigen  wurde  die  Entführung,  soweit  nicht 
höhere  Strafen  bestimmt  waren,  als  einer  der  acht  Bannfalle  mit  dem 
Königsbann  bestraft  ^°®. 

"*  Vgl.  WiLDA  855  ff.  Bbunnib  2,  664ff.  Zbumeb,  N.Arch.  24,  618  f.  Lonino, 
Gesch.  d.  deutsch.  KircheDrechts  2,  550  ff.  L.  Borg.  36.  Fris.  add.  3,  78.  Wis. 
3,  5  c.  1.     Knut  2,  51.     Boektius  1,  15  c.  2.    23  c.  18.    97  c.  83. 

*w  Vgl.  S.  304.  321  D.  WiLDA  829-852.  Brunnee  2,  666  ff.  OsbnbbOgokn, 
a.  a.  0.  109  ff.  Gaüpp,  Gesetz  d.  Thür.  379  ff.  v.  Richthofen,  Zur  L.  Sax.  285  ff. 
Grimm,  RA.  683  f.;  ZDR.  5,  1  ff.  Schröder,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  11  ff.  Sohm, 
ZRG.  5,  398.     Daroun,  Mutterrecht  und  Raubehe  111  ff.     His  108.  181. 

lofi  Vgl.  Anm.  39.  Das  mittelalterliche  Recht  setzte  allgemein  voraus,  daß 
die  Vergewaltigte  das  Gerüft  erhoben  habe.  Spuren  davon  aus  unserer  Periode 
bei  Brunner  2,  667,  n.  11. 

"•  Vgl.  L.  Rib.  34.  Pact  Alam.  5,  17.  L.  Angl.  et  Wer.  46.  Knut  2,  52. 
Erstes  sal.  Kap.  c.  6  (Behrbnd"  132).  Decr.  Childeb.  v.  595,  c.  4  (Boretius  1,  16). 
Vgl.  Cod.  Theod.  IX.  24,  1.  2.  v.  Möller,  a.  a.  0.  14  ff.  nimmt  an,  daß  in  allen 
Fällen  das  Wergeid  der  Entführten,  «icht  das  des  Thäters  zu  entrichten  gewesen  sei. 

10'  Vgl.  L.  Sax.  40.  48.  Fris.  add.  8,  76.  Cham.  47.  Cap.  leg.  add.  818 
c.  9  (Boretius  1,  282).  Ebd.  c.  4  Entführung  einer  Witwe  vor  dem  Dreißigsten 
(vgl.  S.  332).  In  fränkischen  Formeln  (Form.  Marc.  2,  16.  Tur.  16.  Sal.  Lindenbr.  16) 
klingt  die  frühere  Strenge  noch  in  einer  formelhaften  Phrase  nach. 

»"•*  Vgl.  S.  116  n.     Cap.  Remedii  6.     Schreuer,  a.  a.  0.  121. 
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§  37.    Das  Gerichtsverfahren. 

Vgl.  die  Litteratur  S.  83.  Bbunweb,  RG.  2,  827—527;  Grundzüge  71  ff.;  Ent- 
stehung der  Schwurgerichte  (1872)  48—126.  897  ff.  488  ff.  458  ff.  469;  Zeugen- und 
Inquisitionsbeweis  der  karoling.  Zeit  (Wiener  SB.  51.  Forsch.  88 ff.);  Wort  und 
Form  im  altfranzösischen  Prozeß  (Wiener  SB.  57.  Forsch.  260  ff.);  Zulässigkeit 
der  Anwaltschaft  im  franz.,  normann.  u.  engl.  Recht  des  Mittelalters  (Forsch.  389  ff. 
Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  1,  821  ff.);  Das  Gerichtszeugnis  und  die  fränkische  Königs- 
urkunde (Festgaben  fQr  Heffter,  1878).  v.  Amira*  161  ff.  v.  Bethm ann  -  Hollwsg, 
(jkrnL-roman.  Civilprozeß  1.  2.  Rogqe,  Gerichtswesen  der  Germanen,  1820. 
Lr.  y.  Maurer,  Geschichte  des  altgerman.  Gerichtsverfahrens,  1824.  Glasson, 
Histoire  8,  890—522.  Dahn,  Könige  7,  8  S.  66  ff.  8,  4  S.  88  ff.;  Westgot  Studien 
243  ff.  FicKSR,  Forschungen  z.  R.-  u.  RG.  Italiens  1,  21—62.  Pertilb,  Storia  del 
diritto  ital.  6,  205  ff.  Salvioli,  La  giuridizioni  speciali  nella  storia  del  diritto  ita- 
liano  1,  1884.  Waoh,  Der  italienische  Arrestprozeß  1—33.  Val  de  Li^vre,  Laune- 
gild  u.  Wadia  184  ff.  160  ff.  196  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  118  ff. 
123  ff.  140  ff.  355  ff.  581  ff.  Waitz  2,  2  S.  170  ff.  362.  4,  409  f.  422  ff.  438.  484  f. 
Pollock  and  Maitland,  Hist.  of  engl,  law  2,  556 — 670.  Cohn,  Justizverweigerung 
im  altdeutschen  Recht,  1876.  H.  0.  Lehmann,  Rechtsschutz  gegenüber  Eingriffen 
von  Staatsbeamten  nach  altfränkischem  Recht,  1888.  E.  Mater,  Entstehung  der 
Lex  Ribuariornm  128  ff.  R.  Lönino,  Reinigungseid  bei  Ungerichtsklagen ,  1880; 
Vertragsbruch  u.  seine  Rechtsfolgen,  1876.  £.  Lönino,  KR.  d.  Merowinger  496  ff. 
755  ff.  Sachssb,  Beweisverfahren,  1855.  Fustbl  de  Coülanges,  Mon.  franqne  406  ff. 
Immerwahr,  Die  Verschweigung  im  deutschen  Recht,  1895  (Gierke,  Untersuchungen  48). 
Lass,  Die  Anwaltschaft  im  Zeitalter  der  Volksrechte  u.  Kapitularien,  1891  (ebd.  39). 
Sohretter,  Verbrechenskonkurrenz  148  ff.  226  f.  (Note).  229—241.  255  ff.  Bewbr, 
ZRG.  26,  116  ff.  DECLAREmL,  Les  preuves  judiciaires  du  droit  franc,  N.  Revue 
1898/99.  Battaglla.,  La  difesa  nei  giudizi  sotto  la  monarchia  dei  Franchi  (Riv. 
di  storia  del  diritto,  1900).  Heinzb,  Zur  Gesch.  d.  Sicherheitsstellung  im  germ. 
Strafverfahren,  ZRG.  10,  450  ff. 

1.  Übersicht  Die  Fortbildung  des  Gerichtsverfahrens,  das  in  seinen 
Orundzügen  noch  in  der  germanischen  Urzeit  zu  einem  gewissen  Abschluß 
gekommen  war,  gehört  teils  dem  Volksrecht,  teils  der  Eönigsgesetzgebung 
an,  teils  ist  sie  durch  die  Handhabung  der  Rechtspflege  im  Königsgericht 
vor  sich  gegangen.  Das  Yolksrecht  hat  insbesondere  das  Betreibungs- 
Terfahren  sowie  die  Klage  um  Gut  oder  fahrende  Habe  ausgebildet.  Eine 
bürgerliche  Klage  zur  Wiedererlangung  einer  beweglichen  Sache  gab  es 
nicht,  das  Recht  kannte  nur  die  strafrechtliche  Verfolgung  wegen  rechts- 
widriger Vermögensvorenthaltung  oder  dieblicher  Entwendung,  wobei  der 
Kläger  neben  der  Bestrafung  des  Gegners  auch  die  Rückgabe  oder  den 
Ersatz  der  Sache  erreichen  konnte.  Auch  bei  dem  der  Lex  Salica  noch 
unbekannten,  dann  aber  in  sämtlichen  Volksrechten  gleichmäßig  aus- 
gebildeten Verfahren  in  Immobiliarsachen ,  das  sich  durchaus  in  den 
Eormen  des  ordentlichen  Prozesses  bewegte,  lag  der  Schwerpunkt  in  der 
vom  Kläger  gegen  den  Beklagten  erhobenen  Beschuldigung  des  malo  or- 
dine  teuere  oder  iniuste  invasisse. 

Die  bedeutendsten  Veränderungen  des  Verfahrens  hat  die  Königs- 
gesetzgebung herbeigeführt.  Zwar  war  diese  nicht  dazu  berufen,  hier 
unmittelbar  einzugreifen,  aber  sie  vermochte  durch  Anweisung  der  Beamten 
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Verbesserungen  zu  schaffen,  die  zunächst  neben  die  yolksrechtlichen  Ein- 
richtungen traten,  bis  sie  diese  ganz  aus  der  Übung  verdrängten.  Diese 
Verbesserungen  bezogen  sich  teils  auf  das  Verhandlungsprinzip,  teils  auf 
das  Beweisrecht  und  die  Vollstreckung.  Während  das  alte  Verhandlungs- 
prinzip den  Prozeß  als  einen  sich  vor  den  Augen  des  Richters  abspie- 
lenden Privatkampf  der  Parteien  betrachtete,  führte  der  entwickeltere 
Staatsgedanke  zu  der  Einsicht,  daß  das  gemeine  Interesse  die  Verfolgung 
auch  des  dem  einzelnen  widerfahrenen  Unrechts  verlange  und  dem  Staat 
daher  die  Pflicht  obliege,  dem  Verletzten  zu  seinem  Recht  zu  helfen. 
Neben  die  durch  Formalakt  des  Klägers  vollzogene  mannitio,  und  diese 
mehr  und  mehr  verdrängend,  trat  infolgedessen  die  Ladung  durch  den 
auf  Ansuchen  des  Klägers  erlassenen  Befehl  des  Richters  {banmtio)  \  Dem 
9.  Jahrhundert  war  nur  noch  diese  bekannt;  man  sprach  wohl  noch  von 
mannitio,  verstand  aber  darunter  die  bannitio^.  Auch  die  Ladung  des 
Gewährsmannes,  der  Eideshelfer  und  der  Zeugen  erfolgte  nun  durchweg 
im  Wege  der  bannitio,  während  das  volksrechtliche  Verfahren  eine  man- 
nitio nur  gegenüber  dem  Gewährsmann  und  den  Geschäftszeugen,  aber 
gegenüber  den  Eideshelfem  und  Gemeindezeugen  überhaupt  keinen  Zwang 
gekannt  hatte.  Gleich  der  Ladung  wurde  auch  die  Prozeßleitung  Sache 
des  Richters.  An  die  Stelle  der  rechtsformlichen  Aufforderung  der  pro- 
zeßführenden Partei  trat  der  richterliche  Befehl  an  den  Beklagten  zur 
Antwort,  an  die  beweispflichtige  Partei  zur  Führung  des  Beweises,  an 
die  XJrteiler  zur  Fällung  des  Urteils*. 

Andere  Reformen  bezogen  sich  auf  die  Beweismittel.  Beim  Eide 
wurde  dem  Gegner  des  Beweisführers  ein  Einfluß  auf  die  Auswahl  der 
Eideshelfer  eingeräumte  Um  die  Verantwortlichkeit  der  einzelnen 
Eideshelfer  zu  erhöhen,  hatten  diese  nicht  mehr,  wie  früher,  gleichzeitig 
(mit  gesamtem  Munde),  sondern  einer  nach  dem  andern  zu  schwörend 
Die  Zulassung  von  Zeugen  wurde  an  bestimmte  Voraussetzungen  ge- 
knüpft, um  eine  Bürgschaft  für  ihre  Glaubwürdigkeit  zu  gewinnen:  Besitz 
eines  gewissen  Vermögens,  Grafschafts-  oder  Stammeszugehörigkeit,  Freiheit 
der  Person,  guter  Leumund.  Zur  Feststellung  dieser  Voraussetzungen 
konnnte   vor   der  Vereidigung  ein   eigenes  Legitimationsverfahren  statt>- 


*  Vgl.  SoHM,  R.-  und  Ger.- Verf.  114  ff.  Brunneb  2,  332  ff.  837  ff.  v.  Betbhann- 
HoLLWEO  1,  66  f.  242.  377  f.  2,  111  ff.  Waitz  4",  338  ff.  Von  geringem  Wert 
Opet,  Geschichte  der  Prozeßeinleitangsformen  1,  1891. 

*  Nach  den  Cap.  leg.  add.  y.  816  (Boretiüb  1,  268  c.  4.  270  c.  3)  und  v. 
818/19,  c.  12  (ebd.  283)  fand  die  mannitio  nur  noch  bei  Frelheits-  und  Immobiliar- 
Prozessen,  in  allen  anderen  Fällen  ausschließlich  die  bannitio  Anwendung.  Die 
Rezeption  der  letzteren  war  vollzogen,  seit  der  ausgebliebene  Beklagte  neben  der 
dem  Richter  zu  zahlenden  Bannbuße  auch  dem  Ungehorsamsver&hren  verfiel. 

>  Vgl.  SoHM  123  ff.  141.     V.  BETHMAim-HoLLWEa  1,  67.  2,  108.  119.  126. 

*  Vgl.  K.  Maüree,  Beweisverfahren  198  ff.  206  f.  Siegel,  a.  a.  0.  185  n. 
Zorn,  a.  a.  0.  33.     Brünner  2,  383  f. 

*  Vgl.  Form.  Tur.  40.  Cap.  Olonn.  v.  825,  c.  8  (Boretius  1,  381).  Siegel, 
231  n.     Brunner  2,  434. 
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finden,  das  bei  den  Langobarden  als  coHaudatio  tesiium  eine  besondere 
Organisation  erhielt®^  während  Karl  der  Große  dem  Richter  zur  Pflicht 
machte  y  nach  Feststellung ,  aber  vor  Ableistung  des  Zengeneides  die  ein- 
zelnen Zeugen  einer  besonderen  Vernehmung  zur  Feststellung  ihrer  Glaub- 
würdigkeit zu  unterziehen^.  Die  Auswahl  der  Zeugen  sollte  in  Gegenwart 
des  Gegners  geschehen,  der  eine  etwaige  Ablehnung  sofort  begründen 
mußte  ^.  Für  den  Fall  des  Gemeindezeugnisses  warde  seit  Ludwig  dem 
Frommen  dem  Gegner  des  Beweisführers  die  Au&tellung  von  Gegen- 
zeugen gestattet,  wobei,  wenn  beide  Zeugenreihen  einander  widersprachen, 
gerichtlicher  Zweikampf  zwischen  einem  der  Zeugen  und  einem  Gegen- 
zeugen die  Wahrheit  entschied^* 

Die  wichtigste  Neuerung  im  Oebiete  des  Beweisrechts  war  die  Ein- 
führung des  Urkundenbeweises  ^^  Der  Königsurkunde  gegenüber  war 
die  Behauptung,  daß  sie  Unwahres  enthalte,  bei  Todesstrafe  verboten"; 
der  Besitzer  einer  Königsurkunde  hatte  daher  einen  Widerspruch  des 
Gegners  nicht  zu  gewärtigen,  für  ihn  lieferte  sie,  wenn  sie  echt  war, 
vollen  Beweis".  Anders  die  Privaturkunde,  die,  sobald  sie  der  Gegner 
nach  Form  oder  Inhalt  bestritt,  als  Beweismittel  nicht  weiter  in  Betracht 
gezogen  wurde;  es  kam  vielmehr  zum  Beweise  über  ihren  Inhalt,  den 
entweder  der  Produzent  mit  Eideshelfern  oder  die  Urkundszeugen,  nach 
ribuarischem,  neulangobardischem  und  alamannischem  Becht  unter  Mit- 
wirkung des  Schreibers,  zu  beschwören  hatten".  Wenn  der  Gegner  des 
Beweisführers  sich  nicht  mit  der  einfachen  Ableugnung  begnügte,  sondern 


•  Vgl.  MG.  Leg.  4,  603. 

'  Vgl.  Brunnes  2,  437;  Schwurgerichte  67  f.  Borbtius  1,  124,  c.  11.  148, 
c.  6.  210,  c. -12.  Bei  den  Westgoten  fand  diese  Verhandlang  noch  vor  der  Fest- 
stellung des  Eides  statt,  sie  hatte  demnach  die  Bedeutung  einer  eigentlichen  auf 
Erforschung  der  Wahrheit  gerichteten  Zeugenvernehmung. 

^  Vgl.  Diedenhofer  Cap.  miss.  v.  805  II.  c.  11  (Borbtius  1,  124).  Nach  salischem 
Becht  mußte  der  EJftger  seine  Zeugen  schon  mit  der  Klage  benennen  und  der 
Beklagte  sich  in  der  Klagebeantwortung  über  sie  aussprechen.  Vgl.  Brunnsr^ 
Schwurgerichte  68  f. 

•  Vgl.  Borbtius  1,  282,  10.  293,  12. 

^0  Vgl.  S.  262  f.  Brünnbr  2,  420  ff.  441;  Schwurgerichte  64  ff.;  RG.  d.  Urk. 
203  ff.;  Gerichtszeugnis  148  ff.  155  ff.  171  f.;  Carta  u.  Notttia  (Commentationes  in 
honorem  Mommseni,  1877)  4.  16  ff.    K.  Maurer,  a.  a.  0.  196.    Bbthuann-Hollweo 

1,  55  f.  246.  382  f.  387.  493  f.  558  ff.  2,  157  ff.  Zorn,  Beweisverfahren  51  ff. 
Bresslau,  Urkundenlehre  1,  476  ff.;  FDG.  26,  1  ff.  Sbelioer,  Mitt  d.  öst.  Inst. 
11,  396  ff. 

"  Vgl.  8.  354.    L.  Eib.  60,  6. 

''  Wenn  der  Gegner  ebenfalls  eine  Königsurkunde  vorlegte,  suchte  man  ur- 
sprünglich den  Inhalt  beider  Urkunden  ausgleichend  zu  vereinigen  (L.  Rib.  60,  7), 
spftter  erhielt  die  ältere  Urkunde  den  Vorzug.    Vgl.  Brbsslau  1,  484  f. 

w  Vgl.  L.  Rib.  58,  5.  59,  2.    L.  Sal.  extrav.  B.  3  (Bbhrend*  166).    L.  Alam. 

2,  2.  Lib.  Pap.  Widonis  c.  6.  Daß  der  Beweiswert  der  Urkunde  nur  in  den 
Zeugea  lag,  wird  durch  das  Wort  Urkunde,  das  nichts  anderes  als  „Zeuge"  be- 
deutele, bestätigt  Vgl.  Grimu,  RA.  858.  v.  Richthofen,  Altfries.  WB.  970  f. 
K.  Maurer,  a.  a.  0.  188. 
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unter  Durchbohrung  der  Urkunde  Sehreiber  und  Zeugen  der  Fälschung 
zieh,  so  kam  es  über  die  Berechtigung  dieser  peinlichen  Urkundenschelte 
zu  einem  besonderen  Zwischenverfahren  des  Oegners  mit  dem  Schreiber 
und  den  Zeugen,  wobei  der  unterliegende  Teil  bußföUig  wurde". 

2.  Das  ordentliche  Verfahren.*  Der  Formalismus  des  ordentlichen 
Verfahrens  blieb  im  wesentlichen  derselbe  wie  in  der  germanischen  Zeit 
Die  Ladungsfristen  waren  bei  der  bannitio  die  gleichen  wie  bei  der  älteren 
mannitio,  nach  fränkischem  Becht  sieben,  vierzehn  oder  vierzig  (bezw.  42) 
Nächte  ^^  Die  feierliche  Bekräftigung  der  Klage  erfolgte  statt  der  heid- 
nischen Formeln  (S.  85)  durch  einen  Gefährdeeid  (fränkisch  „Widereid", 
angelsächsisch  „Voreid'%  den  nur  der  Vertreter  des  Königs  bei  fiskalischen 
Prozessen  nicht  zu  leisten  hatte  ^®.  Das  rechtsformliche  Antwortgebot 
(tangano)  des  Klägers  zwang  den  Beklagten,  dem  Klagevortrag  Wort  für 
Wort  zu  folgen.  Was  nicht  ausdrücklich  verneint  wurde,  galt  als  zu- 
gestanden. Hinsichtlich  der  einzelnen  Klagepunkte  gab  es  nur  die  Wahl 
zwischen  Zugeständnis  und  Ableugnung,  für  ein  „Ich  weiß  nicht"  oder 
ein  bedingtes  Zugeständnis  mit  Einreden  hatte  der  Prozeß,  als  ein  Prozeß 
„mit  Gefahr",  weder  Baum  noch  Bedürfnis  ^^.  Nur  in  bestimmten  Aus- 
nahmefällen konnte  der  Beklagte  sich  dem  entziehen,  indem  er,  ohne 
das  „tangano"  des  Klägers  abzuwarten,  sich  sofort  auf  Urkunden  oder 
Verjährung  oder  die  Prozeßunfähigkeit  des  Klägers  oder  seine  persönliche 
Unkenntnis  von  einer  seinem  Knecht  zur  Last  gelegten  Missethat  berief 
und  daraufhin  die  Antwort  verweigerte  ^®.    Erst  seit  der  richterliche  Ant- 


^«  Vgl.  L.  Rib.  58,  5.  59,  8  f.  L.  Sal.  eztravag.  B.  4.  Bruel,  Recueil  des 
chartes  de  Cluny  1,  18,  Nr.  15  (870).  Über  die  Schriftvergleichung,  falls  der 
Schreiber  bereits  verstorben  war,  vgl.  L.  Kib.  59,  5.    B&ummeb  1,  423  n. 

^^  Vgl.  Bbunner  2,  385.  888.  Nach  L.  Alam.  86,  2  konnte  der  im  Ding  an- 
wesende Gegner  auch  hier  geladen  werden,  was  im  Mittelalter  allgemein  zulässig 
war.  Vgl.  Brüiyneb  2,  841.  Über  das  die  Ladung  ersetzende  Streitgedinge  (Ver- 
einbarung über  das  Erscheinen  vor  Grericht)  ebd.  840  f. 

^*  Vgl.  Beunnbb  2,  843  f.  v.  Amira'  166.  Löninq,  Beinignngseid  802  ff. 
Salvioli,  lusiurandum  de  calumnia  (Festschrift  des  Oircolo  giuridico  di  Palermo  für 
Bologna,  1888)  87  ff.  Der  Eid  wurde  meistens  vom  Klftger  tdlein,  unter  Umst&nden 
mit  Eideshelfem  geschworen.  Der  Eineid  wurde  vom  Gregner  häu£g  erlassen, 
manche  Rechte  ließen  ihn  überhaupt  nur  auf  Verlangen  des  Gegners  eintreten. 
Er  fiel  weg,  wenn  der  Kläger  sich  auf  Augenschein,  Urkunden  oder  Zeugen  berief. 
Über  Fortleben  des  Voreides  in  Trier  vgl.  Isny,  Triersches  Archiv  1,  88  f. 

"  Da  der  Klfiger  dem  Beklagten  ausdrücklich  ein  rechtswidriges  Verhalten 
vorwerfen  mußte,  so  handelte  es  sich  immer  nur  um  Schuld  oder  Unschuld  und 
der  Beklagte  konnte  daher,  auch  wenn  er  die  vom  Kläger  behauptete  Thatsache 
zugab,  doch  mit  einer  einfachen  Negation  antworten  (z.  B.  „Ich  habe  den  N.  nicht 
in  feindlicher  Absicht  erschlagen'^  „Ich  besitze  die  Sache  nicht  zu  Unrecht*'),  ohne 
daß  es  eines  „Ja,  aber*^  für  ihn  bedurfte. 

'^  L.  Rib.  30,  1 :  Quod  si  quis  in  tudieio  pro  servo  interpeUaUis  fuerity  quod 
si  servos  tales  non  fuerity  unde  dominus  eins  de  fiducia  seeurüs  esse  posset,  in  «u- 
dicio  responde^t  nd  interrogationis :  „fito  tu*%  et  liceat  ei  sine  tanganu  loquere^  et 
dieat:     ^yEgo   ignoro ,   utrum    servos    meos    ctäpam    innocens    ex    hoc    extederet; 
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wortbefehl  üblich  wurde,  gestattete  man  dem  Beklagten  Einreden,  die 
als  ein  motivierter  Widersprach  gegen  den  Befehl  des  Richters  aufgefaßt 
wurden^®. 

Auf  Klage  und  Antwort,  Rede  und  Widerrede  erging  sofort  das 
Urteil,  anfangs  in  alter  Weise  auf  eine  unmittelbar  an  die  ürteiler  ge- 
richtete Aufforderung  des  Klägers  (mit  „tangano'<),  später  auf  Urteilsfrage 
des  Richters,  nachdem  die  Partei  an  ihn  die  Urteilsbitte  gestellt  hatte  ^^. 
Das  Urteil  war  ein  Endurteil,  wenn  der  Beklagte  einfach  bekannt  oder 
die  eine  Partei  durch  eine  vom  Gegner  anerkannte  Urkunde  ihr  Recht 
erwiesen  hatte '\  In  allen  anderen  Fällen  kam  es  bei  peinlichen  Sachen 
zunächst  zu  einem  Beweisurteil,  wo  aber  der  Kläger  eine  Leistung  des 
Beklagten  beanspruchte,  zu  einem  zweizüngigen  Urteil,  das  zugleich  Be- 
weis- und  bedingtes  Endurteil  war^l  Auf  das  Urteil  schlössen  die  Parteien 
in  der  Form  eines  gegenseitigen  Wettvertrages  den  Urteilserfüllungsvertrag, 
der  gleichzeitig  auch  Streitgedinge  und  Beweisvertrag  sein  konnte*'.  Wer 
den  Vertrag  nicht  erfüllte,  indem  er  vom  Termin  ausblieb  oder  den  über- 
nommenen Beweis  nicht  erbrachte,  wurde  sachßllig  [iectious^  iactivti8)^K 

Das  Urteil  entschied  die  Beweisrolle  und  stellte  das  Beweis- 
thema fest.  Bei  handhafter  That  war  der  Kläger  näher  zum  Beweise, 
den  er  mit  Eid  und  Eideshelfem  oder  den  auf  das  Gerüft  herbeigeeilten 
Schreimannen  führte  *^.  Ebenso  hatte  der  Kläger  den  Vorzug  des  Beweises, 
wenn  er,  soweit  die  Sache  dazu  angethan  war,  die  Entscheidung  durch 
Gottesurteil  forderte  ^^  Im  übrigen  war,  von  wenigen  Ausnahmefallen 
abgesehen,  der  Beklagte  näher  zum  Beweise  ^^  Hatte  Kläger  seinen  Anspruch 


propterea  eum  secundum  legem  Ribuariam  super  14  noctis  ad  igneum  repraesento^^. 
Vgl.  ebd.  59,  8.  Liutpr.  121.  L.  Burg.  20,  2.  L.  Fris.  1,  18.  MG.  Leg.  4,  571. 
SoHM,  ebd.  5,  221,  n.  37.    Bbuvkeb  2,  846;  Gerichtszeugnis  146. 

*•  Vgl.  SoHM,  R.-  n.  Ger. -Verf.  141.     Brumheb  2,  848;   Schwurgerichte  44  f. 

^  Vgl.  S.  85.     Bruhner  2,  855.  362. 

"'  Vgl.  Bbunner,  Schwurgerichte  64.    v.  Bethmann-Hollweo  1,  496. 

^  Vgl.  S.  85.  Brüwneb  2,  862.  Siegel,  a.  a.  0.  111.  152 ff.  Bbthhakn- 
HoLLWEO  1,  515.  Erst  allmfthlich  wurde  es  üblich,  der  siegreichen  Partei  über  den 
Ausfall  des  Beweisverfahrens  ein  deklaratorisches  Urteil  auszufertigen^  was,  an 
sich  nicht  notwendig,  doch  für  den  späteren  Beweis  vorteilhaft  sein  konnte.  Vgl. 
Brükker  2,  368  f.  369;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  40f.  Sohm,  R.-  u.  Ger. -Verf.  127, 
n.  77.  526. 

»  Vgl.  S.  81.  85.  293.  Val  de  Li6vbe,  Launegild  137  ff.  Siegel,  a.  a.  0. 
219  ff.  Sohm,  Proz.  d.  L.  Sal.  168  ff.  v.  Bethmann-Hollweg  1,  515.  Heübler,  Inst. 
2,  230  ff.  Brunner  2,  865  ff.;  Schwurgerichte  52;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  6.  38.  Tho- 
NIS8EW,  a.  a.  0.  462  ff.    Wodon,  Forme  et  garantie  dans  les  contrats  francs,  1893. 

^  Wahrscheinlich  hatte  der  Gegner  die  ihm  eingehändigte  wadia  (festuca) 
dem  Gericht  vorzuzeigen  und  dann  in  rechtsförmlicher  Weise  wegzuwerfen.  Vgl. 
Bbünneb  2,  368  f.  Du  Oangb,  Glossar,  s.  v.  abiectire.  L.  dal.  extrav.  B,  c.  6 
(Behbehi)'  167)  ist  zu  lesen:  si  non,  pro  iecHvo  conponat  etc, 

**  S.  88.     V.  Bethmann-Hollweg  1,  511.    Bbünneb  2,  872.   Pact.  pr.  ten.  pac.  2. 

^  Vgl.  Bbunneb  2,  371.  374  f.  Auf  diese  Weise  konnte  man  durch  Eides- 
oder Zengenschelte  seinem  Gegner  auch  den  Beweis  mit  Eid  oder  Zeugen  verlegen. 

''  Einen  Ausnahmefall  bildete  noch  im  Mittelalter  die  Klage  einer  Witwe 
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ohne  weitere  Begründung  und  Beweisantretung  vorgetragen  („schlichte 
Klage^),  so  konnte  der  Beklagte  die  klägerische  Behauptung  einfach  Ter- 
neinen  und  diese  Ableugnung  durch  Reinigungseid  bestätigen'®.  Dagegen 
mußte  er  der  ausdrucklich  begründeten  Klage  in  entsprechender  Weise  ant- 
worten und  bereit  sein,  seine  Gegenbehauptungen  durch  Zeugen  oder 
Urkunden  zu  beweisen;  unterließ  er  dies,  so  ging  sein  Beweisvorrecht  ver- 
loren und  der  Kläger  konnte  ihn  durch  Zeugen  oder  Urkunden  über- 
führen'^  Bezogen  beide  Teile  sich  auf  Urkunden,  so  gab  es  kein  be- 
sonderes Beweisvorrecht;  beide  Urkunden  wurden  im  Oericht  verlesen, 
worauf  das  Urteil  entschied,  wer  das  bessere  Recht  für  sich  habe'®. 
Der  Eid'^  wurde  nur  ausnahmsweise  als  Eineid,  in  der  Regel  mit 


auf  ihre  Morgengabe.  Vgl.  S.  SlS.  L.  A].  54.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1«  84.  106. 
2,  1  S.  29  f.  42.  50.  2,  250.  3,  384.  Im  übrigen  vgl.  Brunheb  2,  375.  v.  Bethmann- 
HoLLWBG  2,  135  f.     L.  Alam.  62,  1.  65,  1.  67,  2. 

**  Vgl.  iEthelred  2,  9  c.  3:  d  hid  andscBC  smdere  ponne  onsotge  (immer  ist 
das  Ableugnen  stärker  als  das  Behaupten).  L.  Burg.  45.'  Roth.  364.  Die  Straf- 
bestimmungen  der  Volksrechte  enthalten  häufig  die  Alternative  aolvat  aut  turet, 
so  fast  regelmäßig  L.  Rib.,  L.  Fris.,  L.  Sax.^  L.  Angl.  et  Wer.,  Pact.  Alam.,  häufig 
L.  Alam.,  vgl.  auch  L.  Bai.  1,  8,  5.  9,  2  f.  13,  6  ff.  20.  L.  Cham.  46.  Daß  auch 
die  Lex  Salica  nicht  grundsätzlich,  sondern  nur  in  der  Zulassung  zufälliger  Über- 
fuhrungszeugen abweicht,  hat  Brüknbb  2,  371  f.  394  f.  nachgewiesen.  Die  formalis- 
tische Natur  von  Klage  und  Antwort  brachte  es  mit  sich,  daß  das  Beweisthema 
nicht  auf  bloße  Thatfragen,  sondern  zugleich  auf  die  vom  Kläger  behauptete 
Rechtswidrigkeit  (malo  ordine^  inii^te)  gestellt  wurde;  auch  die  Grunde,  auf  die 
der  Beklagte  die  Verneinung  seiner  Schuld  stützte,  konnten  in  das  Beweisthema 
aufgenommen  werden.  Vgl.  L.  Burg.  6,  6.  39,  3.  52, 4.  L.  Rib.  78,  3.  £d.  Ghilp.  6 
(BoREnus  1,  8).  Gap.  ad.  leg.  Rib.  von  803,  c.  5  (ebd.  117).  L.  Alam.  78,  6. 
Roth.  229  f.  342. 

*•  Vgl.  Bbuknkr  2,  378;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  31.   L.  Alam.  42,  1:  qtMdiam 

mamfesium  est  trüma  vel  quattuor  iestilnu, tune potestatem  iurandi 

nan  habeat.  L.  Bai.  1,  10 :  si  eonvictus  crimine  negare  non  possit.  2,  1:  ei  exinde 
probatus  negare  nan  potest    9,  7:    In  hie  vero  causis  sacramenta  praestmtur^  in 

quibm  nuüam  probationem  dücussio  iudicanÜs  inoenerit.    L.  Sal.  89,  2:  Si 

proboiio  eerta  nan  futt,  sicut  pro  occiso  iurcUare  donet  Der  Gegensatz  zwischen 
probeUio  and  iuaiurandum  begegnet  noch  bei  Obertus  de  Orto,  II.  F.  2  §  1 :  si  per 
quoslibet  idoneas  teste»  aut  per  publicum  instrumentum  probari  poierit,  aut  inopia 
probationum  res  deddatur  per  iusiurandum. 

^  Vgl.  LoBBSCH  u.  Schröder  •  Nr.  64.  Über  den  Fall,  wo  sich  zwei  Königs- 
urkunden gegenüberstanden,  vgl.  Anm.  12.    Bbuknbr,  Gerichtszeugnis  155. 

"  Vgl.  S.  86.  360.  Brunmer  2,  877ff.  427  ff.  Smoel  176  ff.  225  ff.  277  ff. 
V.  Bbthkann-Hollweo  1,  28  ff.  169.  172.  879.  518.  2,  127  f.  180.  134  ff.  160  ff. 
Maubbr,  Beweisverfahren  196  ff.  289  ff.  Lönimo,  Reinigungseid,  1880.  Gbmbikbb, 
Eideshilfe  a.  Eideshelfer,  1848.  Gosack,  Die  Eidhelfer  des  Beklagten,  1886.  Somi, 
R.-  u.  Ger.- Verf.  575  ff.  Beaudocih,  Remarques  sur  la  preave  par  le  serment  du 
d^fendeor  dans  le  droit  franc,  Annales  de  rUniversit6  de  Grenoble  8.  Koij>brup- 
RosENViNOE,  Dissertationes  de  nsu  iuramenti  in  litibus  probandis  et  decidendis, 
iuxta  leges  Daniae  antiquas  1815/17.  v.  Ahiba,  Grundriß'  164  ff.;  Zur  salfränkischen 
Eideshilfe,  Germania  20,  53  ff.  Grimm,  RA.  859  ff.  892  ff.  Zorn,  a.  a.  0.  12—35. 
Thokissbn,  a.  a.  0.  516  ff.  Pardessus,  Loi  Salique  624  ff.  Waitz  1,  443  f.  Ein 
eigentümliches  Überbieten  des  vom  Kläger  angetretenen  Widereides  durch  einen 
größeren  Eid  des  Beklagten  fand  nach  dem  2.  sal.  Kapitulare  c.  8  bei  Prozessen 
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Eideshelfern  geleistet^  deren  Zahl  sich  nach  dem  Gegenstand  richtete. 
Der  höchste  Eid  („Volleid'O  ^ar  im  allgemeinen  der  Zwölfereid  (mit  oder 
ohne  Einrechnung  des  Hauptmannes),  doch  vnirde  unter  Umstanden  auch 
das  Doppelte,  Drei-,  Vier-  oder  gar  Sechsfache  verlangt^*.  Geringere  Eide 
wurden  selbsiebent  oder  selbsechst,  selbviert  oder  selbdritt^  vereinzelt  auch 
wohl  mit  nur  einem  Helfer  geleistet.  Der  Eid  wurde  der  schwörenden 
Partei  von  ihrem  Gegner,  später  vom  Richter  „gestabt",  indem  der  Ab- 
nehmer des  Eides,  einen  Stab  in  der  Hand,  den  im  Urteil  formulierten 
Eid  Absatz  für  Absatz  vorsprach,  den  der  Schwörende  unter  Anrufung 
Gottes  ebenso  nachsprach^.  Der  letztere  hatte  dabei  nach  altgermanischer 
Sitte  die  Hand  an  den  Stab  oder  an  eine  Waffe  oder  sein  Kleid  oder  an 
die  Hand  eines  Dritten,  bei  feierlichen  Eiden  aber  nach  christlicher  Sitte 
auf  die  Reliquien  eines  Heiligen  oder  den  Altar,  das  Evangelienbuch  oder 
ein  geweihtes  Kreuz  zu  legen.  Frauen  schwuren  auf  Brust  (Nestel)  und 
Zopf  (S.  318).  Nach  der  Partei  schwuren  die  Eideshelfer,  ursprünglich 
mit  gesamtem  Munde,  später  jeder  für  sich.  Jeder  Formverstoß  bei  dem 
Eide  machte  den  Beweisführer  sachfallig.  So  lange  der  Eid  noch  nicht 
geleistet  war,  konnte  er  durch  den  Gegner  in  feierlicher  Form  verlegt 
werden.  Über  die  Berechtigung  der  Eidesschelte  wurde  in  der  Regel 
durch  gerichtlichen  Zweikampf  entschieden. 

Der  Zeugenbeweis  ^  des  volksrechtlichen  Verfahrens  beschränkte 
sich  in  alter  Weise  auf  Urkunds-  und  Gemeindezeugen.  Die  ersteren 
waren  entweder  Zeugen  über  rechtserhebliche  Thatsachen  oder  Gesohäfts- 
zeugen;  sie  mußten  in  formeller  Weise  zur  späteren  Beurkundung  auf- 
gefordert sein  und  wurden  dabei  durch  ein  Urkundsgeld  oder  eine  sonstige 
Gabe  (Imbiß,  Weinkauf)  zur  Ablegung  des  Zeugnisses  verpflichtet'^.  Für 
Gemeindezeugen  (bei  Grenzstreitigkeiten,  Besitzfragen  u.  dgL)  bestand  eine 


unter  königlichen  Antrustionen  statt.  Das  ursprüngliche  Erfordernis,  daß  nur  Ver- 
wandte oder  Nachbarn  des  Schwörenden  zur  Eidhilfe  genommen  werden  durften, 
hatte  sich  in  einigen  Rechten  erhalten,  in  den  übrigen  bildete  es  die  Begel.  Wo 
die  nötige  Zahl  der  Verwandten  fehlte,  war  Ergänzung  aus  anderen  Personen  ge- 
stattet. Bei  Freiheitsprozessen  wurden  bestimmte  Verwandte  von  Vater-  und  Mutter- 
seite verlangt  (Bbüitnbb  2,  381  f.). 

*'  Ober  den  noch  Ssp.  1,  6  §  2  erwähnten  Eid  mit  72  Helfern  vgl.  Bkunnbr 
2,  384  n.    Brief  Alkuins  an  Arno  bei  Mignb,  Alcuini  opera  1,  324  f. 

**  Daher  in  altfranzösischen  und  anglonormannischen  Quellen  turamenhim 
fractwnj  im  Gegensatz  zu  dem  nicht  so  wörtlich  nachzusprechenden  schlichten 
Eide  (iurcMt.  planum^  non  fraetumy  ags.  mid  unforedan  acte),  der  insbesondere  den 
der  heimischen  Sprache  unkundigen  Fremden,  z.  B.  den  Normannen  in  England, 
gestattet  wurde.    Vgl.  Brüknbb,  ZRG.  30,  128. 

**  Vgl.  S.  85.  860.  Bbukneb  2,  391  ff.  435  ff.;  Zeugen-  u.  Inqu.Bew.  11  ff.; 
Schwurgerichte  50  f.  54  ff.  K.  Maubeb,  a.  a.  0.  185  ff.  234  ff.  Siegel  127  ff.  194  ff. 
231  ff.  BsTHMAKN-HoLLWBO  1,  33  f.  170.  381.  495  f.  505  f.  2,  139  ff.  Pabdbssub  621  ff. 
Thohissbk,  a.a.O.  498  ff.    Zobh,  a.  a.  0.  43  ff.     Gbimm,  RA.  856  f.     v.  Amira«  166. 

**  Vgl.  S.  86  n.  S.  297.  Bei  der  allgemeinen  Verbreitung  des  Urkundsgeldes 
im  Mittelalter  erscheinen  die  gegen  sein  Alter  erhohenen  Bedenken  (vgl.  BsuirMBR 
2,  392  n.)  als  unberechtigt,  wenn  auch  für  unsere  Periode  vielleicht   noch  keine 
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Zeagnispflicht  zunächst  nicht,  sie  wurde  erst  mittelbar  begründet,  seit  die 
Ladung  durch  den  Richter  üblich  geworden  war^^.  Das  Oerichtszeugnis 
war  dem  volksgerichtlichen  Verfahren  noch  unbekannt;  die  Behauptung 
einer  Partei  über  gerichtliche  Vorgänge  mußte  ebenso  wie  jede  andere 
Behauptung  bewiesen  werden '^  Die  Zahl  der  erforderlichen  Zeugen 
richtete  sich  nach  dem  Gegenstand^®.  Eine  Vernehmung  der  Zeugen 
fand  nicht  statt;  sie  hatten  einzig  die  durch  das  Urteil  zum  Beweisthema 
erhobene  Behauptung  des  Zeugenführers  Wort  für  Wort  zu  beschwören 
oder  den  Eid  abzulehnend^.  Ihr  Eid  war  demgemäß  ein  assertorischer, 
kein  promissorischer  Eid.  Nach  fränkischem  Recht  schworen  die  Zeugen 
ursprünglich  wie  die  Eideshelfer  mit  gesamtem  Munde,  bei  den  Baiem 
nur  einer,  den  das  Los  bestimmte.  Nach  den  Zeugen  schwur  in  der 
Regel  auch  der  Zeugenführer.  Der  Gegner  konnte,  soweit  es  sich  nicht 
um  Geschäftszeugen  handelte,  die  Legitimation  des  Zeugen  bestreiten, 
indem  er  in  Abrede  stellte,  daß  er  die  gesetzlichen  Eigenschaften  besitze  ^^, 
oder  indem  er  seinen  Eid  schalt,  was  durch  gerichtlichen  Zweikampf 
zwischen  ihm  und  den  gescholtenen  Zeugen  zu  erledigen  war. 

Zu  erheblich   größerer  Bedeutung  gegenüber  dem  Beweisverfahren 
der  Urzeit  waren  die  Gottesurteile   gelangt*^    Während  der  Lango- 


erzwingbare  Haftung  der  Zeugen  anzunehmen  ist.  Die  rogatio  testium  und  die 
Zahlung  des  Urkundsgeldes  bei  Zeugen  über  Thatsachen  war  Sache  dessen,  der 
sich  den  Beweis  sichern  wollte,  bei  Geschäftszeugen  dagegen  lag  sie  seinem  Ver- 
tragsgegner ob  (ebd.  398).  Wer  auf  gehörige  mannitio  der  beweisführenden  Partei 
das  Zeugnis  verweigerte,  verfiel  jedenfalls  in  die  gewöhnliche  Prozeßbuße  (nach 
fränkischem  Recht  15  Sol.).    Vgl.  L.  Sal.  49,  3.    L.  Rib.  50. 

**  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  (^r.-Verf.  355  ff.  Das  salische  Recht  ließ  behufs 
der  Oberfährung  von  Verbrechern  auch  Zufallszeugen  zu.  Vgl.  Anm.  28.  Die 
Schreimannen  bei  handhafter  That  waren  Eideshelfer,  wenn  sie  auch  gleich  Zu- 
fallszeugen durch  ihre  zufällige  Anwesenheit  bei  der  Erhebung  des  Gerüftes  de- 
signiert wurden.  Vgl.  Brükneb  2,  399.  Auch  die  in  Freiheitsprozessen  zugezogenen 
Verwandten  des  Beklagten  (Anm.  31)  waren  Eideshelfer  und  keine  Zeugen. 

'^  Vgl.  Bbünneb,  Gerichtszeugnis  140  ff.  K.  Mauber,  a.  a.  O.  190  ffl  Den 
Langobarden  war  das  Oerichtszeugnis  seit  dem  8.  Jh.  bekannt.    Vgl.  S.  263. 

•«  Vgl.  S.  277,  n.  40.    Bbünneb  2,  397;  Schwurgerichte  51. 

'^  Vgl.  Bbünneb  2,  398 ;  Schwurgerichte  54.  Bei  den  Langobarden  hatte  das 
stärkere  Hervortreten  der  richterlichen  Prozeßleitung  dahin  geföhrt,  den  Zeugeneid 
nicht  schon  im  Urteil  zu  formulieren,  sondern  die  Zeugen  durch  den  Richter  frei 
vernehmen  und  ihre  Aussage  dann  durch  Eid  (ursprünglich  vielfach  bloß  durch 
Handschlag)  bekräftigen  zu  lassen.  An  den  Zeugeneid  schloß  sich  der  des  Zeugen- 
führers. Vgl.  Bbünneb,  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  14  f.  32  ff.;  Schwurgerichte  55  ff. 
ZoBN,  a.  a.  0.  44.  Zu  weit  geht  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  136,  n.  101. 
Über  das  dem  karolingischen  Inquisitionsverfahren  schon  sehr  nahe  kommende 
westgotische  Recht  vgl.  Bbünneb,  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  34  ff.  v.  Bethhann-Hollweq 
1,  244  f.     Dahn,  Studien  275  f. 

*«  Vgl.  S.  360  f.     Bbünneb  2,  396.  436;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  32. 

*»  Vgl.  S.  86  f.  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Bbünneb  1,  182.  2,  374  f. 
399  ff.  437  ff.  Patetta,  Le  ordalie,  1890.  v.  Amiba'  168  ff.  Hildeneband,  Purgatio 
eanonica  und  vulgaris,  1841.  Könioswabteb,  Revue  de  l^gisl.  3,  344  ff.  v.  Bethmann- 
Hollweo  1,  soff.  170 f.  380.  384.  507 f.  511  f.    2,  135.  164 ff.    Siegel,  a.a.O.  112. 


Digitized  by 


Google 


§  37.    Das  Gerichtsverfahren.    2.  Ordentliches  Verfahren.  367 

bardenkönig  Liutprand  sich  skeptisch  verhielt  und  nur  dem  Volksvorurteil 
nachgab^',  schärfte  Earl  der  Große  ausdrücklich  ein,  daß  den  Gottes- 
urteilen Glauben  beigemessen  werden  solle*'.  Die  Kirche  bediente  sich 
der  Gottesurteile  auch  in  rein  kirchlichen  Dingen  und  bildete  eine  eigene 
Liturgie  dafür  aus**.  Im  einzelnen  zeigt  sich  ein  eigentümliches  Ge- 
misch altarischer  und  neuchristlicher  Einrichtungen.  Das  germanische 
Losurteil,  obwohl  in  ein  entschieden  kirchliches  Gewand  gekleidet,  trug 
doch  zu  viel  Heidnisches  an  sich  und  trat  daher  mehr  in  den  Hinter- 
grund*'^. Dagegen  stand  der  gerichtliche  Zweikampf  in  allgemeiner  An- 
erkennung, obwohl  die  Kirche  ihm  nicht  geneigt  war  und  ihn  in  ihrem 
Bereich  zu  beseitigen  wußte  *^  Während  die  Westgoten  ihn  zu  Pferde 
und  demnach  wohl  mit  dem  Speer  auskämpften,  stritt  man  bei  den 
übrigen  Stämmen  zu  Fuß  mit  dem  Schwert,  bei  den  salischen  Franken 
mit  dem  Kampfstock  *^  Christlichen  Ursprungs  war  die  dem  Zweikampf 
zeitweilig  für  unkriegerische  Personen  substituierte  Kreuzprobe,  das  einzige 
zweiseitige  Gottesurteil  außer  dem  Zweikampf,  übrigens  gleich  diesem  auch 
die  Vertretung  durch  andere  gestattend*®.  Ein  einseitiges  Gottesurteil 
kirchlichen  Ursprungs  war  die  Abendmahlsprobe,  vielleicht  nur  eine  Christ- 


163  ff.  202  ff.  284  ff.  Pabdbsstts,  Loi  Salique  682  f.  Thovissbk,  a.  a.  0.  507  ff. 
LöNiNo,  Beinigongseid  50  ff.  75  ff.  Waitz  4,  428  ff.  Rettberg,  Rirchengeschichte 
Deutschlands  2,  749  ff.    Schiod,  Gesetze  der  Angelsachsen  689  f. 

^*  Liutpr.  118:  Ineerü  aumus  de  itiäicio  Dei^  etmuUos  audivimiis  per  pugnam 
sine  tusUHa  causam  stsam  perdere;  sed  propter  consuetudinem  gentis  nosirae  Lango^ 
bardcrtsm  legem  ipsam  vetare  non  possumus. 

^*  Vgl.  BoRBTiüs  1,  150,  20:  üt  omnes  iudiiium  Dei  oreda/nt  absque  dubitatione. 
Die  Gottesurteile  galten  im  allgemeinen  auch  für  Juden  (vgl.  Boretius  1,  259,  6), 
mit  Ausnahme  der  königlichen  Schutzjuden  (Form.  imp.  80,  Zeuuer  809). 

**  Vgl.  S.  268. 

«  Vgl.  L.  Rib.  81,  5.    L.  Fris.  14,  1  f .    Pact  pro  ten.  pac.  5  f.  8.  10  f. 

^  Vgl.  Bischof  Agobard  an  Ludwig  d.  Fr.,  MG.  Leg.  8,  504. 

^^  In  der  Lex  Salica  wird  der  gerichtliche  Zweikampf  nicht  erw&hnt,  doch 
darf  man  aus  diesem  Schweigen  kaum  den  Schluß  ziehen,  daß  er  auch  dem  un- 
geschriebenen Volksrecht  unbekannt  gewesen  sei;  nur  spielte  er  eine  geringere 
Rolle  als  in  den  übrigen  Volksrechten,  mit  denen  das  salische  Recht  erst  allmäh- 
lich durch  die  königliche  Gresetzgebung  in  Einklang  gebracht  wurde.  Hätten  die 
Könige  ihn  bei  den  Saliern  überhaupt  erst  eingeführt,  so  würden  sie  schwerlich 
darauf  verfallen  sein,  den  Kampf  anders  als  mit  dem  Schwert  ausfechten  zu  lassen. 
Gerade  der  Gebrauch  des  Kampfstockes  läßt  auf  die  volkstümliche  Herkunft 
schließen.  Bestätigt  wird  diese  Vermutung  durch  die  Art,  wie  das  sechste  sal. 
Kapit  c.  15  (Behrbhi)^  159)  und  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  7,  14.  10,  10  (hier  Kampf 
mit  dem  Schwert  im  Königsgericht)  des  gerichtlichen  Zweikampfes  gedenken.  Vgl. 
auch  Baist,  Der  gerichtliche  Zweikampf  nach  seinem  Ursprung  u.  im  Rolands- 
liede,  Romanische  Forschungen  5,  1890.  Verschiedene  Volksrechte  ließen  bereits 
eine  Vertretung  durch  Lohnkämpfer  zu.  Vgl.  L.  Fris.  5,  1.  14,  7.  Roth.  868. 
Liutpr.  118.    L.  Baiuw.  9,  2.  12,  8.   18,  1  f. 

^  Die  Gegner  hatten  sich  mit  kreuzweise  ausgestreckten  Armen  vor  ein  Kreuz 
zu  stellen;  wer  die  Arme  zuerst  sinken  ließ,  hatte  verloren.  Der  kirchliche  Ur- 
sprung wird  durch  Boretius  1,  41,  17  bestätigt.  Über  die  Beseitigung  der  Kreuz- 
probe vgl.  S.  257  n.  11. 
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liehe  Umbildung  der  auf  arische  Herkunft  hinweisenden  Probe  des  ge- 
weihten Bissens*®.  Die  vorherrschende  Form  des  Gottesurteils  bei  den 
salischen  Franken  war  zur  Zeit  der  Lex  Salica  der  Eesselfang  {mdidum 
aquae  ferventis  s.  calidtze,  calidoy  caldaria,  aeneum,  meumj  funeum,  miumy 
iffneum),  der  auch  den  Angelsachsen  {ceäc)  und  Friesen  bekannt,  bei 
den  übrigen  Stämmen  dagegen  vorwiegend  nur  für  Unfreie  gebräuchlich 
war^^.  Ein  anderes,  ebenfalls  einseitiges  Feuerurteil,  offenbar  arischer 
Herkunft,  war  das  Tragen  glühenden  Eisens  oder  glühender  Eohle  und 
das  Überschreiten  glühender  Pflugscharen  *l 

Der  Beweisfahrer  mußte  regelmäßig,  bevor  er  zum  Gottesurteil  schritt, 
die  Wahrheit  seiner  Behauptung  beschwören,  das  Gottesurteil  war  daher 
im  allgemeinen  kein  selbständiges  Beweismittel,  sondern  nur  eine  Be- 
stärkung des  Eides ''^.  Demgemäß  kam  es  vor  allem  zur  Anwendung  im 
Falle  der  Eides-  oder  Zeugenschelte,  nachdem  der  zum  Schwur  bereit 
stehenden  Partei  oder  dem  Zeugen  durch  den  Gegner  oder  einen  Gegenzeugen 
die  Schwurhand  zurückgezogen  worden  war*',  femer  bei  der  peinlichen 
Urkundenschelte**  oder  wenn  eine  Partei  die  erforderliche  Zahl  der  Eides- 
helfer nicht  beizubringen  vermochte**  oder  wegen  Unfreiheit  oder  Becht- 


*•  Vgl.  Dahn,  a.  a.  0.  41.  46  f.  Kabqi,  a.  a.  0.  54  f.  Arischer  Herkunft  war 
wohl  auch  die  Wasserprobe  (iudieium  aquae  fr%gidae\  worüber  Bkunmeb  2,  410. 

*»  Vgl.  L.  Rib.  30,  1,  3.  31,  5.  L.  Cham.  48.  L.  Fris.  3,  6-9.  14,  3.  Liutpr.  50. 
L.  Wis.  6,  1,  3  (vgl.  Dahn,  Studien  285  f.).  Fickbr,  Mitteil.  d.  Ost.  Inst,  Erg. 
2,  498.  Bbunner  2,  406  fp.  (besonders  zum  6.  sal.  Kap.  c.  4).  Bei  den  Saliern  war 
der  Kesselfang  anfangs  geradezu  das  normale  (Gottesurteil.  Vgl.  L.  Sal.  14,  2, 
Zusatz;  16,  8,  Zusatz;  53.  56,  1.  Pact.  pro  tenore  pacis  c.  4.  Ed.  Chilper.  6  (vgl. 
Anm.  55).  Nach  L.  SaL  58  konnte  der  Kesselfang  seitens  des  Angeschuldigten 
mit  Gl«ld  ahg^löst  werden,  worauf  es  zum  Unschuldseid  mit  Eideshelfem  kam. 
Durch  Karl  d.  Gr.  wurde  der  Kessel&ng  fdr  Freie  im  allgemeinen  beseitigt,  indem 
gerichtlicher  Zweikampf  oder  Kreuzprobe,  anfangs  nur  für  causae  minores,  später 
allgemein,  an  seine  Stelle  traten  (Bobetiüs  1,  49,  10.  268, 1.  283, 10).  Vgl.  v.  Ajqra, 
i.  d.  Germania  20,  61  ff.  Über  Kesselfang  bei  den  Angelsachsen  vgl.  Liebebmanm, 
Berl.  SB.  1896,  S.  829  ff.  Das  nordische  Kecht  hat  den  Kesselfang  erst  unter 
Olaf  dem  Heiligen  (11.  Jh.)  angenommen.  Vgl.  MOllekhoff,  DA.  5,  398  f. 
Maübeb,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Phil.  2,  443  und  i.  d.  (j^rmania  19,  144. 

"  Vgl.  BoBBTius  1,  113,  5.  259,  6.  L.  Angl.  et  Wer.  55.  Greg.  Tut.,  Hist 
Franc.  2,  1;  De  gloria  confessorum  c.  14.  Fickkr,  a.  a.  0.  494.  Neben  diesem 
Gk>ttesurteil  erwähnt  eine  englische  Aufzeichnung  des  11.  Jhs.  das  Lebendig- 
begraben mit  einer  Mundröhre.     Vgl.  Liebebmank,  ZRG.  32,  140. 

^'  V.  Amira,  Germ.  20,  63  f.  macht  darauf  aufinerksam,  daß  erst  Ludwig  d.  Fr. 
den  Eid  aus  dem  Gottesurteil  entfernt  hat 

*•  Vgl.  L.  Burg.  8,  2.  45.  80,  2  f.  L.  Rib.  67,  5.  L.  Sal.  extrav.  B.  c.  2  (Behbbkd« 
166).  Roth.  9.  202.  213.  365.  Grim.  7.  Liutpr.  11.  L.  Fris.  11,  3.  14,  5.  L.  Angl. 
et  Wer.  2.  39.  42  f.  56.  L.  Saz.  63.  Pact.  AI.  2,  33.  L.  Alam.  54,  2.  86,  4. 
L.  Bai.  2,  1.  13,  8  f.  17,  2-6.  Bobetiüs  1,  117,  4.  180,  3.  217,  8.  268,  1.  282,  10. 
Bbünneb  2,  373  f.  434.  436;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  16.  27  f.;  Schwurgerichte  52.  57. 

**  Vgl.  S.  361  f.  L.  Rib.  59,  4  f.  L.  Sal.  extrav.  B.  c.  4  (Behbehd«  167). 
Bbünneb,  Gerichtszeugnis  144 f.;  Garta  u.  Notitia  16 f.;  Schwurgerichte  64 f. 

^  L.  Sal.  14,  2,  Zusatz;  16,  8,  Zusatz.  Ed.  Chilper.  6  (wo  nach  Bbumneb, 
Mithio  und  sperantes  24  f.,  ad  inium  statt  aut  initium  oder  ut  mitium  zu  lesen 
ist).    L.  Rib.  31,  5.    L.  Alam.  91.    Synod.  Francof.  v.  794,  c,  9  (Bobetiüs  1,  75). 
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losigkeit  nicht  ohne  Gottesurteil  znm  Reinigungseide  zugelassen  werden 
konnte^®.  In  Meineidsprozessen  wurde  die  Eidesschelte  schon  mit  der 
Klage  erhoben,  hier  kam  es  daher  regelmäßig  zum  Gottesurteil^^.  Das 
Verfahren  in  Meineidssachen  hat  dann  wohl  den  Anlaß  gegeben,  auch  in 
anderen  gesetzlich  mehr  oder  weniger  ausgezeichneten  Fällen  dem  Kläger 
unmittelbar  die  Herausforderung  zum  Gottesurteil,  Damentlich  die  kampf- 
liche Ansprache,  zu  gestatten  ^^. 

Der  Gebrauch  der  Folter**  war  den  Germanen  unbekannt.  Nur 
Goten,  Burgunden,  Franken  und  Baiern  haben  sich  derselben,  zweifellos 
nach  römischem  Vorbild,  gegen  unfreie,  bedient  Einzig  die  Westgoten 
verwendeten  die  Folter  auch  gegen  Freie  und  Edle,  ein  Übergriff  den 
sich  im  sechsten  Jahrhundert  gelegentlich  auch  fränkische  Könige  und 
Grafen  erlaubt  haben. 

Wollte  eine  Partei  sich  bei  dem  gefundenen  Urteil  nicht  beruhigen, 
so  mußte  sie  es  unter  Findung  eines  Gegenurteils  schelten  (blaspke- 
mare)^.  Dasselbe  Becht  stand  jedem  Dinggenossen  und  wohl  auch  dem 
Bicht^er  zu.  Die  Urteilschelte  ^^  war  keine  bloß  auf  die  materielle 
Ungerechtigkeit    des    Urteils    gegründete    und    seine    Beformation    be- 


*«  Vgl.  L.  Kib.  80,  1.    Pact.  pro  ten.  pac.  öf.  8.  11.    Ed.  Chilp.  7.    L.  Fris. 

5,  6.  BoRsrms  1,  58  c.  64.  148  c.  1.  281  c.  1.  In  solchen  FäUen  trat  das  Gottes- 
urteil nicht  selten  vor  den  Eid.    Vgl.  y.  Ajora,  a.  a.  0.  80  ff. 

"  Vgl.  6.  sal.  Kap.  c.  16  (Behbend*  159).  Brunnbr,  Zeug.- u.  Inqu.-Bew.  16. 
28;  Schwurgerichte  58.  Die  Meineidsklage  war  stets  zugleich  Ersatzklage  hinsicht- 
lich des  durch  den  Meineid  verlorenen  früheren  Prozesses. 

w  Vgl.  Beunkke  2,  874.  L.  Sal.  53.  L.  Rib.  57,  2.  L.  Cham.  46.  48.  L. 
Alam.  48.  81.  L.  Bai.  12,  8.  app.  4  (MQ.  Leg.  8,  387).  L.  Fris.  8,  8.  L.  Angl. 
et  Wer.  55.  Roth.  198.  881.  Liutpr.  71.  118.  Adelchis  6.  Boeetius  1,  5  c.  4. 
6  c  10.  49  c.  10  f.  118  c.  5.  284  c.  15. 

*•  Vgl.  Beunhee  2,  401.  403.  409.  418  f.  v.  Bethmakh-Hollweg  1,  170.  289  ff. 
285  f.  509.  512  f.    Dahh,  Studien  282  ff.     Nibsl,  Gerichtstd.  Klerus  110  f.    L.  Wis. 

6,  1  c.  2—5.  L.  Burg.  7.  89,  1.  L.  Sal.  40.  L.  Bai.  9,  19.  Daß  die  Franken 
die  PrQgelbank,  die  ihnen  statt  der  Folter  diente,  unter  Umständen  auch  für  Juden 
in  Anwendung  brachten,  ergiebt  sich  aus  der  Befreiung  der  königlichen  Schutz- 
jaden, Form.  imp.  80  (Zettmee  809). 

^  Die  deutsche  Bezeichnung,  und  zwar  auch  für  Eidschelte,  war  laeina  (salfr. 
lakina,  sfrs.  lakinge),  von  ahd.  alts.  lähan  (afrs.  lakia,  mnd.  laken)  d.  h.  vituperare, 
prohibere,  davon  via  laeina  für  Wegverlegung  (§  86,  n.  66).  Vgl.  L.  Rib.  71. 
Heemann,  Mobiliarvindikation  126.  Beünnee  2,  356.  v.  Amiea' 156.  van  Helten, 
Malb.  Gl.  §  65. 

"  Vgl.  Bbunnee  2,  855  ff.;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  52  ff.;  Schwurgerichte  46  f.; 
Wort  u.  Form  738 f.  v.  Amika*  156.  158.  v.  Bethmann- Hollweg  1,  164.  891  f. 
2,  171.  SiBOEL  148  ff.  SoHM,  Reichs-  u.  Ger.-Verf.  130.  Glasson,  Histoire  8,  426  f. 
484.  448  f.  Thonissbh,  a.  a.  0.  74  f.  495  ff.  Waitz,  Das  alte  Recht  175.  Lehmank, 
Rechtsschutz  51  ff.  95  ff.  Skedl,  Die  Nichtigkeitsbeschwerde  in  ihrer  geschieh tl. 
EntWickelung,  1886,  S.  7  ff.  Esmei»,  La  chose  jug^e,  N.  Rev.  1887,  S;  545  ff. 
BBAünoüiK,  La  participation  des  hommes  libres  au  jugement  48.  Dahn,  Studien 
254  f.  Gebaüee,  Studien  z.  Gesch.  d.  Urteilschelte  auf  Grund  d.  altfranz.  Quellen, 
ZRG.  30,  88  ff.  L.  Sal.  57,  8  mit  Zusatz.  L.Rib.  55.  L.  Alam.  41.  L.  Bai.  2,  17  f. 
L.  Wis.  2,  1  c.  19  f.  c.  28.  Westg.  Fragm.  4  (10).  L.  Burg.  90,  2;  prima  const. 
9.  11.    Roth.  25.    Liutpr.  28. 

B.  SOHRÖDBB,  Detttscbe  BecliUgosehlchte.    4.  Aufl.  24  ^^ 
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zweckende  Berufung,  sondern  gleich  der  Eid-  und  Zeugen-  und  der  feier- 
lichen Urkundenschelte  eine  peinliche  Schelte,  indem  sie  gegen  die  Urteils- 
finder den  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  erhob.  Es  kam  daher  zwischen 
dem  Schelter  und  den  Gescholtenen  über  die  Berechtigung  oder  Nicht- 
berechtigung  der  erhobenen  Anschuldigung  zu  einem  Zwischenverfahren, 
bei  dem  die  eigentlichen  Prozeßparteien  als  solche  durchaus  unbeteiligt 
waren.  Der  unterliegende  Teil  hatte  dem  obsiegenden  Buße  zu  zahlen. 
Siegte  der  Schelter,  so  wurde  das  gescholtene  Urteil  zu  Gunsten  des  von 
ihm  gefundenen  Gegenurteils  hinfallig.  Die  Urteilschelte  mußte  unmittel- 
bar auf  den  Urteilsvorschlag,  bevor  noch  die  Vollbort  des  Dingvolkes 
erklärt  war,  erhoben  werden®^.  Die  Entscheidung  erfolgte  anfangs  wohl, 
wie  zum  Teil  im  Mittelalter,  in  gleicher  Weise  wie  bei  Eid-,  Zeugen-  und 
peinlicher  Urkundenschelte  durch  Gottesurteil,  zumal  durch  gerichtlichen 
Zweikampf;  die  Lex  Alamannorum  kannte  bereits  einen  wirklichen  Rechts- 
zug an  ein  anderes  Gericht  {ab  alüs  iudieibus  inquintum),  wahrscheinlich 
das  herzogliche  Hofgericht,  während  die  karolingischen,  westgotischen 
und  langobardischen  Gesetze  dem  Könjfgsgericht,  also  einem  an  die 
Prozeßformen  und  Beweisregeln  des  Volksrechtes  nicht  gebundenen  Billig- 
keitsgerichtshof, die  Entscheidung  vorbehielten®^. 

Die  Urteilsvollstreckung  geschah  überall,  wo  es  sich  um  eine 
dem  Beklagten  auferlegte  Leistung  handelte,  auf  Grund  des  Urteils- 
erfüllungsversprechens, nachdem  der  Beklagte  dem  letzteren  binnen  der 
gesetzlichen  Frist  nicht  nachgekommen  war®^  und  auch  einer  dreimaligen, 
in  rechtsförmlicher  Weise  vor  Zeugen  erfolgten  Mahnung  keine  Folge  ge- 
leistet hatte  ^^  Am  deutlichsten  hat  sich  der  altgermanische  Stand- 
punkt im  langobardischen  Recht  erhalten,  das  die  Mahnung  und  Pfändung 


^'  Nach  Karls  Diedenhofer  Cap.  miss.  von  805  (Borbtius  1,  128  c.  8)  soUten, 
qui  nee  iudüium  acabinorum  cuiquiescere  nee  blasfemare  volunt,  nach  der  antiqua 
consueiudo  in  Haft  genommen  werden,  bis  sie  eins  von  beidem  thun  würden,  also 
entweder  Urteilserfüllangsgelöbnis  oder  Urteilscbelte.  Vgl.  Bbunnbb,  Zeug.-  u. 
Inqa.-Bew.  55.  Die  neueste  Auslegung  von  Brunner  2,  361,  n.  43  ist  mit  der  Be- 
zugnahme auf  die  aniiqua  eonsuetudo  unvereinbar. 

"  Vgl.  BoRETros  1,  82  c.  7.  71  c.  4.  159  c.  7.     Liutpr.  28.     L.  Wis.  2,  1  c.  28. 

«*  Vgl.  Brünner  2,  442. 

•*  Vgl.  Brünner  2,  445—460.  v.  Amira'  133.  170  ff.;  Vollstreckungsverfahren 
256  ff.  280;  Obl.-R.  1,  109  ff.  234  ff.  2,  140  ff.  146  ff.  8ieobl  35  ff.  245  ff.  v.  Beth- 
mann-Hollweo  1,  366  ff.  392  f.  473  ff.  515  ff.  2,  173  ff.  Sohm,  Reichs- u.  Ger.- Verf. 
117  ff.  Glasson,  Histoire  3,  414  ff.  429.  450.  454  f.  Wilda,  Pföndungsrecht,  ZDR. 
1,  167  ff.  v.  Meibom,  Pfandrecht  89  ff.  190  ff.  Esmein,  ^tudes  sur  les  contrats  90  ff. 
154  ff.  Pertile  4,  498  ff.  Osenbrüqqen,  Strafr.  d.  Lang.  142 ff.  Wach,  Italien. 
Arrestprozeß  1 — 33.  Gaudenzi,  Un*  antica  compilazione  di  diritto  romano  e  visi- 
goto  130  ff.  145  ff.  K.  Lehmann,  KönigsMede  18  ff.  113  ff.  Die  Ausdrficke  f&r 
Pfändung  sind  ohne  Ausnahme  von  Wörtern  gebildet,  die  ein  rapere,  diripere  be- 
zeichnen. So  afrk.  strudis  (vgl.  ags.  strudunge,  mnd.  stroden,  mhd.  sfrüten)y  alt- 
schwed.  ubniiBta,  nmna,  altn.  nam  (vgl.  ags.  näm,  d.  i.  pignus  captum).  Vgl. 
Grimm,  RA.  635.  866.  Lexer,  Mhd.  WB.  2,  1255.  Schiller -Lübbbn,  Mnd.  WB. 
4,  439.  V.  Amira,  Obl.-R.  1,  113.  284.  Schmid,  Ges.  d.  Angels.  636.  658.  Über 
pfant  vgl.  S.  274. 
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des  Schuldners  dorchaus  dem  Bürgen,  die  Pfändung  des  säumigen  Bürgen 
aber  dem  Klager  überließ  und  gerichtliche  Mitwirkung  nur  für  den  Fall 
verlangte,  wenn  die  Pfändung  mangels  anderen  Vermögens  auf  sonst 
pfandfreie  Gegenstände  ausgedehnt  werden  sollte  ^^.  Auch  das  sächsische 
Volksrecht  muß  außergerichtliche  Pfändung  zugelassen  haben,  da  sie  in 
Karls  Capitulatio  de  partibus  Sazoniae  c.  25  bei  Strafe  des  Königsbannes 
verboten  wurde.  Das  ostgotische,  burgundische,  bairische  und  angel- 
sächsische Becht  überließ  die  Betreibung  und  Vollstreckung  ebenfalls 
dem  Kläger  oder  dem  Wettbürgen  des  Beklagten,  verlangte  aber  für  die 
Pfändung  Genehmigung  des  Richters  •^.  Dasselbe  dürfte  bei  den  Ala- 
mannen  und  Friesen  der  Fall  gewesen  sein,  da  Karl  der  Große  es  hier 
nicht  für  notwendig  hielt,  die  volksrechtlich  anerkannte  Privatpfandung 
zu  verbieten  ^^  Allgemein  wurde  richterliche  Genehmigung  oder  un- 
mittelbar gerichtliche  Pfändung  gefordert,  wenn  dem  Schuldner  wider 
seinen  Willen  gesetzlich  von  der  Privatpfändung  ausgeschlossene  Gegen- 
stände (Vieh  oder  bestimmte  Vieharten,  zuweilen  auch  Sklaven)  abge- 
pfandet  werden  sollten  ^^.  Das  westgotische  Becht  kannt«  nur  die  gericht- 
liche Pfändung  ^<^. 

Eine  Mittelstellung  nahm  das  salische  Becht  ein,  indem  das  Be- 
treibungsverfahren sich  unter  einer  gewissen  Mitwirkung  des  Gerichts 
vollzog,  die  Vollstreckung  aber  nach  W^ahl  des  Klägers  eine  private  oder 
gerichtliche  sein  konnte ^\    Nach  Ablauf  der  gesetzlichen  oder  vertrags- 


^  Vgl.  Anm.  69.  S.  290  f.  Roth.  245  f.  24S.  251.  Ldutpr.  15.  lOS.  Die  Annahme, 
daß  die  Langoharden  die  Privatpfandung  bei  jeder  Schuld  zugelassen  hätten  (Val 
DE  LiibvaE  196  ff.  Wilda,  a.  a.  0.  190.  Sohm,  Prozeß  53.  Löking,  Vertragsbruch 
88.  91.  V.  BsTHMANif-HoLLWEO  2,  330,  n.  8)  ist  wohl  zu  verwerfen.  Wahrschein- 
lich beschrankte  sie  sich  auf  den  Wettvertrag,  war  aber  auch  bei  diesem  seit 
Liutpr.  15  nur  zulässig,  wenn  er  mindestens  vor  zwei  Zeugen  abgeschlossen  worden 
war.  Vgl.  S.  294  f.  381,  n.  125.  Wach  1  ff.  Siegel  87  ff.  v.  Meibom  190  ff.  Osbn- 
bbOgoen  143.    Heubleb,  Inst  2,  207.  241. 

«  Vgl.  S.  290.  Ed.  Theod.  123.  L.  Burg.  19,  1.  96.  extrav.  21,  8.  L.  Bai. 
13,  1  ff.  Ine  9.  Knut  2,  19.  Sohm,  Prozeß  42  ff.  Wilda  184.  Bethmann-HollwbQ) 
1,  168.  473.    ScBMiD,  Ges.  d.  Angels.  642.    Meibom,  Pfandr.  194. 

*^  Bei  den  Langobarden  wurde  dies  ohne  dauernden  Erfolg  durch  Pippins 
Cap.  Pap.  von  787,  c.  14  (Bobetius  1,  200)  versucht  Vgl.  Pact  Alam.  3,  7.  5,  4. 
Li.  Alam.  83,  1.    L.  Fris.  add.  8,  2.    Bbuvneb  2,  446  f. 

~  Vgl.  Roth.  249—252.  Liutpr.  109.  L.  Burg.  105.  Pact  AI.  5,  4.  L.  AI. 
67,  1.  83.  L.  Bai.  18,  4  f.  Bobetius  1,  320  c.  2.  2,  134  c.  21.  Wilda  187  f. 
Bbünneb  2,  449.    Wach,  a.  a.  0.  22.    Osenbbügqen,  a.  a.  0.  143  f. 

'•  L.  Wis.  5,  6  c.  1.  Schon  das  Gaudenzische  Pragm.  6  gestattete  nur  Pfän- 
dung durch  den  sagio  des  Gerichts. 

"  Vgl.  L.  Sal.  50.  51.  Erstes  sal.  Kapitulare  c.  10.  Bbunmeb  2,  447.  453  f. 
Für  ausschließlich  gerichtliche  Vollstreckung  Behbend,  Prozeß  der  Lex  Salica  68  ff. ; 
Pabdebsits,  Loi  Salique  605  f.;  Waitz,  Das  alte  Recht  179  ff.;  v.  Meibom,  Pfand- 
recht 71  ff.  195 f.;  Wilda,  a.  a.  0.  182 f.;  Glassok  3,  390 ff.  414 ff.  Von  anderen 
wird  die  Pfändung  durch  den  Grafen  (L.  SuL  50,  3)  auf  den  Fall  des  gerichtlichen 
UrteilaerfÜUungsgelöbnisses  beschränkt,  während  das  Betreibungsverfahren  bei 
außergerichtlichen  Wettverträgen  auch  mit  außergerichtlicher  Vollstreckung  ver- 
bunden gewesen  sei.   Vgl.  Siegel  245  ff.   Sohm,  Prozeß  30  ff.  163  ff;  B.-  u.  Ger. -Verf. 

24* 
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mäßigen  Zahlnngsfrist  forderte  der  Kläger  seinen  Schuldner  in  dessen 
Wohnung  vor  Zeugen  und  mitgebrachten  Schätzungsleuten  in  rechtsfSrm- 
licher  Weise  zur  Leistung  nach  Maßgabe  des  UrteilserfüllungsTorsprechens 
auf.  Im  Falle  der  Weigerung  erhöhte  sich  die  Schuld  um  den  Betrag 
der  großen  Prozeßbuße  von  15  SoL  und  der  Beklagte  wurde  durch  mannitio 
des  Klägers  vor  das  Gericht  des  Thungins  (S,  167)  geladen.  Hier  er- 
wirkte der  Kläger,  wenn  Beklagter  keine  Einwendungen  erhob,  einen 
richterlichen  Arrestbefehl  ^^,  auf  Grund  dessen  er  an  den  Beklagten  ein  Gebot 
{testare)  erließ:  ut  nullt  alteri  nee  sohai  nee  pignus  dofiei  solutionis y  nisi  ante 
Uli  impleat,  quod  ei  fidem  fecerat  Sodann  hatte  er  ihn  dreimal,  immer  je 
nach  einer  Woche,  in  seiner  Wohnung  vor  Zeugen  zu  mahnen.  Mit  jeder 
Mahnung  wuchs  die  Schuld  um  den  Betrag  der  kleinen  ProzeßbuBe  von 
3  Sol.  Nach  der  dritten  Mahnung  galt  der  Schuldner  als  iactivus  (S.  863) 
und  Kläger  konnte  nunmehr  zur  außergerichtlichen  Pfändung  schreiten^*, 
wenn  er  nicht  vorzog,  in  Gemäßheit  einer  schon  in  den  ältesten  Text  der 
Lex  Salica  eingeschobenen  Novelle  sich  in  feierlicher  Form  an  den  Grafen 
zu  wenden  und  diesen  zur  gerichtlichen  Pfändung  zu  veranlassen^*.  Die 
Vorteile,  die  letztere  bot,  scheinen  schon  im  Laufe  des  sechsten  Jahr- 
hunderts die  außergerichtliche  Pfändung  sehr  in  den  Hintergrund  gedrängt 
zu  haben,  wenigstens  gedenkt  das  Edikt  Chilperichs  c.  7  und  die  Lex 
Bibuaria  (32,  8.  51.  84)  nur  noch  der  Pfändung  durch  den  Grafen  oder 
iudex  fiscalis.  Vollends  verschwanden  die  alten  Vollstreckungsformen,  als 
die  Urteilsvollstreckung  im  Wege  der  Fronung  in  das  volksrechtliche 
Verfahren  aufgenommen  wurde. 

Die  volksrechtliche  Pfändung  war  auf  die  fahrende  Habe  des  Schuldners 
beschränkt  Sie  gewährte  dem  Gläubiger  zunächst  nur  ein  Pfandrecht, 
indem  Schuldner  für  eine  gewisse  Zeit  noch  das  Lösungsrecht  behielt; 
nur  die  gerichtliche  Pfändung  der  salischen  Rechts  bewirkte  sofortige 
Übereignung  an  Zahlungsstatt  ^^.  Eine  Zwangsvollstreckung  in  das  un- 
bewegliche Vermögen  war  den  Volksrechten  mit  Ausnahme  des  lange- 
bardischen  unbekannt  ^^,  sie  ist  aus  dem  Amtsrecht  hervorgegangen  und 
verdankt  der  Vermögensbeschlagnahme  zur  Befriedigung  fiskalischer  An- 
sprüche {missio  in  bannum,  vrönunge),  also  einer  Abspaltung  der  Fried- 


80 ff.  y.  Bethmann-Hollweo  1,  473  ff.  515  ff.  2,  90.  Thomissen  466 ff.  Löninq, 
Vertragsbruch  4  ff.  26  ff.     Cohn,  Justizverweigerung  61  ff. 

'•  Die  Formel  dafür  (nexti  cantktehio)  wird  verschieden  erklärt.  Vgl.  MOlleh- 
HOFF  und  J.  Gkimk  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  289  f.,  und  Merkel,  Lex  Salica 
pg.  54  sq.  ELebn,  Glossen  11  ff.  und  bei  Hessels,  Lex  Salica,  §  238.  van  Heltbn, 
a.  a.  0.  468  ff.  548.     Geffcken,  Lex  Salica  S.  195. 

^"^  So  noch  nach  1.  sal.  Kapitulare  c.  10.  Vgl.  Sohm,  Prozeß  31  ff.  Siegel  249. 
Bbukner  2y  448,  n.  20. 

'*  Vgl.  L  Sal.  50,  3—5.  51,  1  f .     Beunner  2,  453  f. 

"  Vgl.  BauiraEB  2,  450.  455.  457. 

'•  Vgl.  Sohm,  R.-  u.  G^r.-Verf.  117  f.  Brumnbb  2,  457.  BsTHiiANK-HoLLWEa 
1,  867.  518.     EsMBiN,  l^tudes  158. 
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losigkeit,  ihre  Entstehung  ^^.  Als  gerichtliche  Zwangsvollstreckung  diente 
die  Fronung  ursprünglich  nur  dem  Ungehorsamsverfahren.  Der  Über- 
gang zu  einem  regelmäßigen  Exekutionsmittel  erfolgt«  zuerst  im  Gebiete 
des  sächsischen  Beohts,  und  zwar  für  den  Fall  daß  der  Verurteilte  das 
UrteUserfüUungsversprechen  wegen  Mangels  an  Bürgen  nicht  abzulegen 
yermoohte^^  Die  Fronung  war  zunächst  eine  einstweilige  Beschlag- 
nahme des  gesamten  innerhalb  der  Grafschaft  befindlichen  Vermögens, 
wobei  der  Schuldner  aus  dem  Besitz  gewiesen,  ihm  aber  binnen  Jahr 
und  Tag  die  Lösung  Yorbehalten  wurde.  Das  Wahrzeichen  des  auf  ein 
Grundstück  gelegten  Bannes  war  ein  aufgestecktes  Kreuz  oder  ein  Hand- 
schuh oder  Strohwisch  {toiffa,  mhd.  schouby^  Unterließ  Schuldner  die 
Lösung,  so  erfolgte  nach  Ablauf  der  Lösungsfrist  die  endgiltige  Kon- 
fiskation; zxmächst  wurde  der  Gläubiger  aus  dem  beweglichen  und,  soweit 
dies  nicht  ausreichte,  aus  dem  unbeweglichen  Vermögen  durch  Übereignung 
befriedigt;  was  übrig  blieb,  wurde  Eigentum  des  Königs ®®.  Reichte  das 
pfandbare  Vermögen  des  Beklebten  nicht  aus,  so  verfiel  er  ursprünglich 
in  Friedlosigkeit;  als  ein  Best  davon  erscheint  die  Preisgabe  des  buß- 
pfiichtigen,  zahlungsunMigen  Missethäters  in  die  Hände  des  Klägers®^, 
an  deren  Stelle  im  Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr  die  exekutive  Schuld- 
haft bezw.  Schuldknechtschaft  getreten  ist®^ 


"  Vgl.  S.  88.  342.  Bbumner  2,  457  ff.;  ZKG.  17,  240  (Forsch.  749).  24,  85. 
SoHx,  £.-  o.  Ger.- Verf.  118  ff.  Esxein,  Stades  157  ff.  v.  Meibom,  Pfandrecht  56. 
76.  97  ff.  FicxEB,  Forschungen  1,  83  f.  Schbödbb,  Hist.  Zeitschr.  79,  287  f.  Hübkxb, 
Immobiliarprozeß  231  ff.  Von  der  missio  in  bannom  durchaus  verschieden  war 
die  den  Gläubigem  wohl  nach  römischem  Vorbild  gewährte  missio  in  bona  in 
Liutpr.  57.    Vgl.  v.  Bethmaxm-Hollwbo  1,  393.    Sohm,  R.-  u.  Grer.-Verf.  136. 

'*  Cap.  de  part  Sax.  27  (Bobehus  1,  70):  Si  quis  homo  fideiussörem  invenire 
non  potuerUj  res  iUius  in  forbanno  mittanhirf  usque  dum  fideiussörem  praesefUet, 
Si  vero  supra  bannum  in  domum  suam  intrare  praesumpserit^  out  solidos  deeem 
aut  unum  bovem  pro  emendatüme  ipsius  banni  eonponat,  et  insuper  unde  dehitor 
exstitU  persolvat.    Über  „Vorbann"  vgl.  S.  341.  875. 

'*  Vgl.  ScHBÖnEB,  WeichbUd  (Eist  Aufsätse  fiir  Wattz)  319.  821  f.;  SteUung 
der  Bolandsäulen  i.  d.  Eechtsgeschichte  (bei  B^binoüibb,  Die  Bolande  Deutsch- 
lands, 1890)  81  ff.    Bbtinneb  2,  459.    v.  Meibom,  a.  a.  0.  100.    v.  Amiba*  171. 

.  •*  Vgl.  Cap.  ad.  leg.  Rib.  v.  808,  c.  6  (Bobbtius  1,  118).  Cap.  legi  add.  von 
816  (ebd.  268  c.  5),  von  818/19  c.  11  (ebd.  288).  Cap.  Olonn.  v.  825,  c.  5  (ebd.  330). 
Die  Übereignung  gefronter  Grundstticke  an  den  Kläger  erforderte,  weil  sie  durch 
die  Konfiskation  Eigentum  des  Königs  geworden  waren,  ein  praeceptum  regis 
(S.  211).  Vgl.  Bbunneb  2,  74,  n.  41.  460.  Bei  rechtzeitiger  Lösung  durch  den 
Schuldner  erfolgte  die  Aufhebung  des  Bannes  durch  den  Richter  {foras  bannum 
mittere,)  Vgl.  Bbünmeb  2,  459,  n.  18.  Fickeb,  a.  a.  0.  1,  33.  Lib.  Pap.  Ludov. 
Pii.  c.  16,  form.  (MG.  Leg.  4, 581):  Et  post  eomes  dicrit:  „per  istum  fustem  et  istum 
wantum  toüo  omncs  res  eius  de  banno*''. 

"  Vgl.  S.  81.  L.  Sal.  58.  Ed.  Chilp.  8  (Bobetius  1,  10).  L,  Burg.  12,  3. 
Roth.  253.  Liutpr.  20.  Bbünneb  2,  477  f.;  Abspaltungen  der  Friedlosigkeit  92  ff. 
Glassom  3,  420.     Esmein,  l^tudes  154  f. 

»•  Vgl.  S.  220.  L.  Burg.  19,  9.  L.  Bai.  1,  10.2,  1.  9,  4,  19.  L.  Wis.  5,  6 
''c.  5.  6,  4  c.  2.  7,  1  c.  5.  Liutpr.  63.  80.  121.  152.  Aist  22.  Aregis.  6.  Ficker, 
Forschungen  4,  Nr.  18  (auch  Cod.  dipl.  Cav.  1,  Nr.  106).     Brünner  2,  479  f.;  Ab- 
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3.  Das  Ungehorsamsverfahren®^  War  der  Beklagte  trotz  ge- 
höriger Ijadung  ausgeblieben,  ohne  sich  durch  einen  Boten  wegen  echter 
Not  zu  entschuldigen®*,  so  erhob  der  Kläger  den  TJngehorsamsprotest 
{solsadium),  an  dessen  Stelle  seit  Einführung  der  richterlichen  Ladung 
wohl  der  öffentliche  Aufruf  im  Gericht  getreten  ist®'.  Der  Ausgebliebene 
wurde  in  die  Prozeßbuße  (bei  den  Franken  in  die  größere  von  15  Sol.) 
verföUt  und  mußte  noch  zweimal,  nach  altsalischem  Becht  drei-,  nach 
ribuarischem  sechsmal,  geladen  werden®^;  das  Verfahren  war  nach  jeder 
Ladung  das  gleiche.  Leistete  Beklagter  auch  der  letzten  Ladung  keine 
Folge,  so  verfiel  er  als  Rechtsverweigerer  dem  üngehorsamsverfahren. 
Als  Rechtsverweigerer  galt  der  Beklagte  auch,  wenn  er  nach  dem  Urteil 
weder  erfüllte,  noch  das  Urteilserfüllungsversprechen  ablegte.  Auch  hier 
bedurfte  es  einer  mehrmaligen  (nach  salischem  Rechte  zweimaligen)  rechts- 
förmlichen  Aufforderung  mit  Fristsetzung  und  Ungehorsamsprotest  ®^ 

Das  Ungehorsamsverfiahren  bestand  nach  der  Lex  SaUca  noch  in 
altgermanischer  Weise,  ohne  Unterscheidung  der  Sachen,  ausschließlich  in 
der  Ächtung.  Der  Rechtsverweigerer  wurde  vom  Kläger  vor  das  Gericht 
des  Königs  manniert  und  von  diesem,  nachdem  auch  hier  sein  Ausbleiben 
durch  Ungehorsamsprotest  festgestellt  worden,  feierlich  in  die  Acht  gethan®®. 
Die  Yerhängung  der  Acht  blieb  auch  weiterhin  ein  ausschließliches  Recht 


Bpaltungen  94  f.  97.  Bbthmann-Hollweo  1,  247.  893.  518.  2,  176.  Waitz  2,  1  8. 
246.  4,  520.  Korn,  De  obnoxiatione  et  wadio,  Breslau  1868.  Ebxbin,  a.a.O.  155 f. 
LöNiMO,  Vertragsbruch  198  ff.  Gbimh,  RA.  618  ff.  Wilda,  Strafr.  515  f.  v.  Amiba, 
Grundriß*  171;  Obl.-R.  1,  126  ff.  480.  2,  155  ff.;  Yollstr.  262ff.  K.  Maubbb,  Schuld- 
knechtschaft  nach  altnord.  Rechte,  Münch.  SB.  1874.  Schhid,  G^s.  d.  Angela.  657. 
Köhler,  Shakespeare  20  ff. 

M  Vgl.  Brunner  2,  461  ff.  Siegel  78  ff.  Bethmann-Hollweg  1,  518  ff.  2,  176  ff. 
SoHM,  Prozeß  155 ff.  180ff.  200 ff.  216  ff.;  R.-  u.  Ger.- Verf.  120 n.;  Zeitschr.  f.  KR 
3,  229.  Waftz  4,  516 ff.;  Das  alte  Recht  188 f.  Ficker,  Forschungen  1,  29 ff. 
Gaudenzi,  a.  a.  O.  141  ff.    ScHMiiyr,  Echte  Not  152  f. 

^  Vgl.  S.  84.  Schmidt,  a.  a.  0.  19  ff.  120  ff.  180.  Brunner  2,  885  f.  Als 
echte  Not  galt  Königsdienst  und  Krankheit,  nach  frftnkischem  Recht  auch  Feuer 
oder  Todesfkll  im  Hause  des  Geladenen,  nach  westgotischem  Recht  auch  Abwesen- 
heit zur  Zeit  der  Ladung.  Vgl.  L.  Sal.  1,  4.  Erstes  sal.  Kapit.  c.  1.  Gaudenris 
Fragm.  5.  Ober  die  sprachliche  Bedeutung  von  stmnü  (sonia,  essoniumj  afrz. 
essoiney  essoigne,  an.  syn)  vgl.  8.  84  n.  Diez,  WB.  l,  s.  v.  sogna.  Grimm,  RA. 
847  f.;  Kl.  Schriften  5,  289  f.     Schmidt,  a.  a.  0.  8ff.    Brunner  2,  335,  n.  21. 

8»  Vgl.  S.  45.  84.     Brünner  2,  836.  889. 

*•  Nach  frftnkischem  Recht  mit  Ladungs&isten  von  7,  14,  40  oder  42,  unter 
Umständen  auch  von  21  und  80  oder  84  Nächten.    Vgl.  Brunner  2,  885.  887.  889, 

"  Vgl.  2.  sal.  Kap.  c.  8.  L.  Sal.  56,  1:  St  quis  ad  ^nallum  venire  contemp. 
serit  aut  quod  ei  a  raekineburgiis  fuerit  iudtcatum  adimplere  dishUerit,  si  nee  de 
compositione  nee  ineo  nee  de  läla  legem  fidem  facere  volueritj  tune  ad  regia  prae- 
sentia  ipso  manire  debet. 

^  Vgl.  S.  81.  L.  Sal.  56,  2.  Zweites  sal.  Kap.  c.  8.  Wenn  der  Beklagte 
der  Ladung  vor  den  König  Folge  leistete,  so  hatte  das  Ungehorms verfahren  keinen 
Fortgang.*:.  Es  blieb  wohl  dem  König  überlassen,  ob  er  in  diesem  Falle  die  Sache 
zu  eigner  Entscheidung  nehmen  oder  an  das  zuständige  Gericht  zurückverweisen 
wollte. 
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des  Königs ^^y  aber  sie  beschränkte  sich  auf  die  peinlichen  Sachen,  die 
mit  Tod  oder  Yerstummelnng,  mit  oder  ohne  Lösungsbefügnis,  bestraft 
worden.  Die  Wirkung  der  Acht  bestand  in  voller  Friedlosigkeit  der 
Person  und  der  Einziehung  ihres  Vermögens,  aber  sie  war  sühnbar,  in- 
dem es  dem  Geächteten  gestattet  war,  sich  durch  freiwillige  Unterwerfung 
unter  die  Strafe  und  durch  volle  Befriedigung  des  Klägers  aus  der  Acht  zu 
ziehen  ^^.  Erst  die  karolingische  Zeit  kannte  eine  provisorische  Acht 
(„Vorbann"),  die  auch  von  den  Grafen  verkündigt  werden  konnte,  den 
davon  Betroffenen  aber  nicht  vollkommen  friedlos  machte  ^^  In  nicht- 
peinlichen Sachen,  wo  es  sich  nur  um  eine  dem  Beklagten  aufzuerlegende 
Leistung  handelte,  mit  Einschluß  der  Bußesachen,  ließ  das  fränkische 
Recht  seit  der  zweiten  Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  auch  im  Un- 
gehorsamsverfahren die  Verurteilung  und  daraufhin  gerichtliche  PfUndung 
zu,  aber  mit  der  Befugnis  des  Beklagten,  sich  der  Pfändung  zu  erwehren 
und  dadurch  die  Sache  zur  Entscheidung  an  das  Königsgericht  zu  ziehen  ^^. 
Die  karolingische  Gesetzgebung  führte  dafür  die  Fronung  ein,  die  in  An- 
wendung auf  das  üngehorsamsverfahren  schon  im  achten  Jahrhundert 
zu  voller  Ausbildung  gelangte  •'. 

Ein  Üngehorsamsverfahren  gegen  den  Beklagten,  der  sich  durch 
Streit^edinge  zum  Erscheinen  verpflichtet  hatte,  gab  es  nicht,  weil  sein 
Ausbleiben  in  diesem  Fall  ihn  sachfallig  machte  und  seine  Verurteilung 
zur  Folge  hatte  •*.  Versäumte  eine  Partei  die  durch  Urteilserfüllungs- 
vertrag festgesetzte  Beweisverhandlung,  so  wurde  der  ausgebliebene  Be- 
weisführer beweisfallig;  blieb  der  Gegner  aus,  so  galt  der  Beweis  als  ge- 
führt Ein  Ungehorsamsverfahren  gegen  den  Kläger  gab  es  nicht;  sein 
Ausbleiben  hatte  nur  die  Wirkung,  daß  er,  wie  bei  ungesetzlicher  mannitio, 
in  die  Prozeßbuße  verfiel,  seine  Ladung  aber  hinfallig  wurde'*. 


•»  Vgl.  8.  112.  117.     Brükmer  2,  466. 

^  Vgl.  S.  838.  Zweites  sal.  Kap.  c.  8:  hmc  rex,  ad  quem  maamitus  est,  eum 
extra  sermonem  suum  ponatf  tufw  ipse  cufpabilis  et  omnes  res  erunt  st4tu,  et  qui 
eum  paverit  out  Hospitälern  eollegerit,  etiam  uxor  sua  propria,  solidos  15  culpdbüis 
iudieetury  danee  omnia,  quae  ei  legibus  inputentur,  eonponat.  Mau  darf  vermuten, 
daß  die  Ldsung  aus  der  Acht  wie  die  Lösung  bei  der  miseio  in  bannum  auf  die 
Dauer  von  Jahr  und  Tag  beschränkt  war.    Vgl.  BairNNEa  2,  464. 

»*  Vgl.  S.  338.     Brükkbr  2,  465. 

^  Vgl.  Ed.  Chilp.  c.  8  (Boretiüs  1,  9.  Beerend,  Lex  Salica*  154,  c.  7). 
L.  Rib.  82,  8  f.  (Entscheidung  durch  gerichtlichen  Zweikampf  im  Königsgericht). 
Greg.  Tur.,  bist.  Franc.  4,  46.  Sohm,  Prozeß  198 ff.;  ZRG.5,  408 f.;  R.-  u.  Ger.- 
Verf.  122,  n.  66.  Brunner  2,  456.  462;  Gerichtszeugnis  165.  Bethmann-Hollweq 
1,  521  f.     CoHN,  Justiz  Verweigerung  74. 

••  Vgl.  8.  869.  Das  Gap.  ad.  leg.  Rib.  6  (Borbtiüb  1,  118)  ließ  die  Fronung 
schon  nach  der  vierten  Ladung  eintreten,  während  L.  Rib.  82,  8  im  ganzen  sieben 
Ladungen  voraussetzte.  Dnmit  war  die  volksrechtlichc  Pfändung  zu  Gunsten  der 
missio  in  bannum  beseitigt. 

»»  Vgl.  Brunner  2,  461. 

•*  Vgl.  ebd.  2,  335. 
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4.  Das  Verfahren  bei  handhafter  That®®  Wer  einen  Misse- 
thäter  auf  handhafter  That  ertappte  oder  verfolgte,  hatte  das  Oerüft  zu 
schreien,  das  jeden,  der  es  hörte,  zur  Nacheile  verpflichtete.  Als  Med- 
loser  Mann  konnte  der  ErgrüQPene  ursprünglich  auf  der  Stelle  bußelos 
getötet  werden.  Für  bestimmte  Fälle  wurde  dies  auch  in  der  fränkischen 
Zeit  noch  gestattet®^,  im  allgemeinen  aber  war  die  Vorführung  des  ge- 
bundenen Missethäters  vor  den  Richter  zu  summarischer  Aburteilung,  die 
auch  in  einem  Notgericht  geschehen  konnte,  vorgeschrieben.  Es  bedurfte 
weder  einer  Ladung,  noch  einer  formlichen  Klage.  Die  Überfuhrung 
erfolgte  durch  Eid  dessen,  der  die  Verhaftung  bewirkt  hatte  (auch  wenn 
er  nicht  der  Verletzte  war),  mit  einer  gewissen  Zahl  der  Schreimannen 
als  Eideshelfer.  War  der  Kichter  selbst  bei  der  Festnahme  gewesen  oder 
war  die  Sache  gerichtskundig,  so  bedurfte  es  keiner  Überführung.  Das 
Urteil  lautete  stets,  ohne  Bücksicht  auf  die  sonstige  Strafwürdigkeit  der 
Missethat,  auf  den  Tod,  mit  oder  ohne  Lösung  des  Halses. 

5.  Das  Verfahren  mit  Anfang  (Dritthandverfahren)®®.  Wurde 
eine  Sache  dieblich  entwendet,  so  hatte,  unabhängig  von  der  Diebstahls- 
klage, der  Bestohlene  das  Recht  der  Spurfolge  [vestigii  miruUio)  und  die 
Befugnis,  Hand  an  die  Sache  zu  legen  (ahd.  hantalön),  wo  immer  er  sie 


M  Vgl.  S.  88.  BsüNMEB  2j  481  ff.;  Abspaltungen  76 ff  Siegel  78 ff.  Sohm, 
Prozeß  184  ff.  Thonibsen,  a.  a.  0.  414  ff.  v.  Ahira'  162.  Glasson  3,  496  ff. 
E.  Maübeb,  Beweisverfahren  388.  Esmein,  Histoire  de  la  proc^dure  criminelle  en 
France  (1882)  S.  49. 

^  Vgl.  S.  341,  n.  12. 

••  Vgl.  S.  273.  L.  Sah  37.  47.  I.  aal.  Kapitalare  c.  1  (Behbend«  S.  181). 
II.  sal.  Kapitalare  c.  1  (ebd.  187).  L.  Kib.  38.  47.  72.  Roth.  281  f.  Lib.  Pap. 
Roth.  231  f.  Ottonis  I.  c.  7  (MG.  Leg.  4,  357  f.  578  f.).  Hloth.  a.  Eadr.  7.  16. 
Ine  25.  47.  58.  75.  ^thelstan  2,  9.  -^thebred  2,  8  f.  Knut  2,  23 f.  Wilhelm 
1,  21.  Bbunneb  2,  495  ff.  v.  Amiba,  Grandr.«  180;  Vollfltr.  208  ff.;  Obl.-R.  1,  559. 
Waitz,  Das  alte  Recht  156 ff.  Grimm,  RA.  588 ff.  Sohm,  Prozeß  55—121.  195; 
R..  a.  (Jer.-Verf.  301  f.;  ZRG.  5,  449  f.  v.  Bethmann-Hollweg  1,  14  f.  40  ff.  234  f. 
385  f.  479  ff.  2,  129  f.  Siegel  42  ff.  86  ff.  252  ff.  Thonissen,  Organisation  531  ff". 
Ztcha,  ZRG.  35,  155—180.  Geppcken,  Lex  Salica  S.  153.  184 ff.  253.  Gaudbnzi, 
Antica  procedara  19  ff.  Laughlin,  Essays  in  anglos.  law  205  ff.  Schmid,  Ges.  d. 
Angels.  526.  660f.  Glasson  3,  396  ff.  London,  Anefangsklage,  1886.  Jobb^-Dütax, 
£tude  historiqae  sar  la  revendication  des  meables,  N.  Rev.  1880,  S.  463  ff.  535  ffl 
Kuhns,  De  intertiatione,  Berlin  1855.  Hebmann,  Grundelemente  d.  altgennan. 
Mobiliarvindikation,  1886  (Giebke,  Unters.  20).  Del  Vegchio,  Rivendicazione  dei 
beni  mobili,  1878.  Nissl,  (xerichtsstand  des  Klerus  187  f.  Zöpfl,  Die  eaua  Chama- 
voram  73  ff.  Fockema  Andbeae,  Rechtsgeleerd  Magazijn  1888,  S.  507,  n.  1.  Lömino, 
Vertragsbruch  103  ff.  Dahn,  Stadien  92  f.  257  f.  Zobn,  Beweisverfahren  SSffl 
Kebn,  Entwickelung  des  Grundsatzes  Hand  muß  Hand  wahren,  Breslau  1881. 
Buddb,  De  yindicatione  rer.  mobil.  (3«rm.,  Bonn  1837,  S.  89  ff.  Fbuin,  De  anfang 
en  de  suchte  klage  amme  varende  have,  1871.  Heüslbb,  Beschr.  d.  Eigentums- 
verfolgung bei  Fahrhabe  (Festschrift  für  Hometeb  1871);  Gewere487ff.;  Instit  2, 
6  f.  209  ff.  Albebcht,  Gtewere  81  ff.;  De  probationibus  2,  4  ff.  Bbuns,  Recht  des 
Besitzes  285  ff.  311  ff.  Laband,  Verniogensrechtl.  Klagen  106  ff.  Delbbück,  Ding- 
liche Klage  312  ff.     Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter  1,  824  ff. 
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fand^^.  Als  Bestohlener  galt  der,  aus  dessen  Qewahrsam  die  Sache 
entfernt  worden  war,  bei  der  Entwendung  einer  anvertrauten  Sache  also 
nicht  der  Eigentümer,  sondern  der  Yertranensmann  als  „wahrende  Hand'', 
d.  h.  als  der  dem  Eigentümer  zur  Wiederverschaffang  oder  zum  Ersatz 
der  Sache  Verpflichtete  ^^^.  Die  Quellen  gedenken  unseres  Verfahrens  nur 
beim  Diebstahl,  zweifellos  galt  aber  dasselbe  bei  Raub  (S.  355),  wahr- 
scheinlich auch  bei  Fundunterschlagung  ^^^  Als  regelmäßige  Gegenstande 
werden  nur  Sklaven  und  Vieh  angeführt,  offenbar  weil  bei  ihnen  die 
Identität  leicht  festzustellen  war;  leblose  Gegenstände  kamen  nur  in  Be* 
trachte  wenn  sie  mit  der  Marke  des  Eigentümers  (S.  14)  gezeichnet  waren  ^^^ 
Zur  Verfolgung  der  Sache  stand  dem  Bestohlenen,  unterstützt  von  der 
Schar  (irustis)  der  auf  das  Gerüft  herbeigeeilten  Schreimannen,  das  Becht 
der  Haussuchung  [husmiocha,  selisuocha^  an.  rannsökn)  zu.  Sie  wurde  in 
altertümlichen,  offenbar  noch  alt-arischen  Formen  vollzogen  und  durfte 
vom  Hausherrn,  bei  Strafe  des  Diebstahls,  nicht  behindert  werden;  blieb 
sie  erfolglos,  so  hatte  der  Veranstalter  dem  Hausherrn  eine  Buße  zu 
zahlen  ^^^.  Wurde  die  Sache  auf  der  Spurfolge  oder  doch  binnen  drei 
Tagen  gefunden,  so  war  der  Verfolger,  da  sein  Besitzverlust  und  die 
Identität  der  Sache  genügend  bescheinigt  war,  ohne  weiteres  berechtigt, 
die  Sache  wieder  an  sich  zu  nehmen,  doch  hatte  er  dem  Inhaber,  wenn 
von  diesem  eigene  Ansprüche  auf  die  Sache  erhoben  wurden,  Sicherheit 
zu  leisten,  indem  er  sich  ihm  durch  die  Hand  eines  Wettbürgen  zur 
rechtlichen  Vertretung  seines  Anspruches  verpflichtete  ^^^ 


HovBTBB,  Richtsteig  Landrechts  439  ff.  Teltikg,  Themis  1S72,  Nr.  4  (SA.  tl  ff.).  1S73 
Nr.  2  (SA.45ff.).  FbankbN)  Gesch.  d.  franz.  Pfandrechts  270  ff.  Reyscher,  ZDR. 
5,  19Sff.  Hbisb  u.  Cbopp,  Jurist  Ahh.  2,  285  ff.  Estlandeb,  Undersökning  cm 
klander  &  lösöre  enligt  ftldre  svensk  rätt,  1900  (vgl.  Pafpenheim,  ZRG.  86,  402  ff.). 

w  Vgl.  Syn.  Niuh.  18  (MG.  Leg.  8,  467).  Gbimm,  DWB.  4,  2,  Sp.  868. 
Sohmelleb,  Bayer.  WB.*  1,  1125. 

100  Ygi  g^  352  n.  Auf  diese  Verpflichtung  bezog  sich  das  bekannte  Rechts- 
sprichworty  das  in  altfriesischer  Form  Hond  seel  hond  wera  lautete.  Vgl.  v.  Richt- 
HOPEN,  Altfries.  WB.  1186.  Kbadt,  Grundriß«  §  82,  Nr.  85.  39—41.  Teltino, 
Themis  1878,  Nr.  2  (SA.  68  f.).  Maubeb,  Kr.  VJSchr.  10,  268.  v.  Amiba,  Obl.-R. 
1,  655  f.  Stobbb,  Gesch.  d.  deutsch.  Vertragsrechts  217  f.  225.  227  f.  285  ff. 
A.  B.  Schmidt,  Schadensersatz  in  den  Volksrechten  (Giebke,  Unters.  18)  S.  24  ff. 
Heübleb,  Inst  2,  212  f.  263  ff.  Leg.  Eur.  280  (L.  Wie.  5,  5  c  8).  L.  Bai.  15,  1—5. 
Liutpr.  181.  Eine  Ausnahme  zu  Gunsten  von  Kirchen,  in  denen  fremde  Sachen 
aufbewahrt  wurden,  scheint  L.  Alam.  5  anzudeuten. 

w»  Vgl.  L.  Rib.  75.  L.  Alam.  84.  L.  Bai.  2,  12.  L.  Fris.  add.  7.  Roth. 
260.  262.  843.     L.  Wis.  8,  5  c.  6.     Wilda,  Straft.  918  f. 

*•«  Vgl.  BauimEB  2,  500.    Hometeb,  Haus-  u.  Hofmarken  8  f.    L.  Rib.  72,  9. 

»«  Vgl.  Gbimm,  RA.  689  ff.  Teltino,  Themis  1873,  Nr.  2  (SA.  53  ff.).  Wilda, 
Straft.  908  f.  v.  Amiba,  Vollstr.  309;  Zweck  u.  Mittel  54.  Bbünkeb  2,  496.  L.  Rib. 
47,  2  f.  Erstes  sal.  Kap.  c.  1.  Pact.  Alam.  5,  8.  L.Burg.  16,  1.  L.  Rom.  Burg. 
12,  1.     L.  Bai.  11,  2  ff.     Syn.  Niuh.  12  (MG.  Leg.  8,  466). 

*•*  Vgl.  L.  Rib.  47,  1.  Erst  Bbunweb  2,  497,  n.  16,  hat  gezeigt,  wie  die  viel- 
bestrittenen Worte  der  L.  Sal.  37  rc5  suas  per  iereia  manu  agramire  debet  damit 
in  Einklang  zu  bringen  sind.    Vgl.  S.  294,  n.  116.     Bei  den  engen  Verhältnissen, 
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£in  besonderes  Rechtsverfahren  griff  erst  platz,  wenn  die  Sache  nach 
Aufgebung  der  Spurfolge  oder  nach  Ablauf  von  drei  Tagen  seit  ihrem 
Verlust  aufgefunden  wurde.  EUer  mußte  der  Bestohlene  zunächst,  indem 
er  die  Hand  an  die  Sache  legte,  den  Besitzer  auffordern,  sich  zu  verant- 
worten. Erst  wenn  dieser  Aufforderung  bis  Sonnenuntergang  nicht  ent^ 
sprechen  wurde,  war  dem  Bestohlenen  die  eigenmächtige  Wegnahme  der 
Sache  gestattet  ^"^  Wenn  dagegen  der  Besitzer  sich  durch  Angabe  seines 
Erwerbsgrundes  zu  verteidigen  suchte,  so  hatten  zunächst  beide  Teile, 
indem  sie  die  linke  Hand  an  die  Sache  legten,  einen  Yoreid  zu  leisten, 
Kläger  dahin,  daß  er  sich  so  zu  der  Sache  ziehe,  wie  sie  aus  seiner  6e- 
were  gekommen  sei,  und  Beklagter,  daß  er  sich  auf  seinen  rechten  Ge- 
währsmann ziehe  oder  die  Sache  in  der  behaupteten  Weise  erworben 
habe^^'';  durch  Wettvertrag  verpflichtete  sich  sodann  der  Beklagte,  binnen 
bestimmter  Frist  seinen  Beweis  zu  führen,  der  Kluger,  die  Sache  zu  ver- 
folgen und  jenen  Beweis  anzunehmen  ^*^^  Von  der  Handanlegung  wurde 
das  Verfahren  als  „Anfang",  von  der  darin  liegenden  Diebstahlsbeschuldigung 
gegen  einen  Dritten  (den  Gewährsmann  des  Besitzers)  als  „Dritthandver- 
fahren" [interiiatio)  bezeichnet^®®.     Handelte  es  sich  um  Stellung  des  Ge- 


in  denen  man  lebte,  wo  jeder  die  Nachbarn  und  ihre  Habe  kannte  und  jede  Ent- 
wendung alsbald  ortskundig  wurde,  durfte  man  annehmen,  daß  dem  Erwerber  einer 
frisch  gestohlenen  Sache  mindestens  eine  Fahrlässigkeit  zur  Last  falle.  Vgl. 
L.  Wis.  7,  2  c.  8.  L.  BaL  9,  13.  Liulpr.  79.  Gap.  miss.  v.  803—813,  c.  S  (Bo- 
RBTiüs  1,  157).    HIoth.  u.  Eadric.   16.    Ine  25.     Älfr.  u.  Guthrum  4.    Eadweard 

1,  1.  Äthelstan  2,  10,  12.  6,  10.  Eadgar  1,  4.  4,  2  c.  6—11.  Äthelred  1,  3.  3,5. 
Eadmund  3,  5.  Knut  2,  23.  24,  3.  Wilhelm  1,  45.  Ob  gegen  den  biaherigen 
Inhaber  der  Sache  noch  die  Diebstahlsklage  zu  erheben  war,  richtete  sich  nach 
den  Umständen. 

»w  Vgl.  L.  Sal.  37,  Satz  8.    L.  Barg.  83,  1.    L.  Rom.  Burg.  34,  1.    Brukkbb 

2,  501. 

10«  Vgl.  L.  Sal.  37.  L.  Rib.  33,  1.  .Ethelst  2,  9.  VC,  betr.  die  Dunseten, 
c.  8  (ScHMU),  a.  a.  0.  362).  Angelsächs.  Eidesformeln  2  u.  3  (ebd.  404.  406).  Lih. 
Pap.  Roth.  232,  expos.  §§  5  u.  7  (MG.  Leg.  4,  358  f.).  Ottonis  I.  c.  7,  expos.  §§  1  f. 
(ebd.  4,  578  f.).     Syn.  Niuhing.  6  (ebd.  3,  465). 

"^  Vgl.  L.  Burg.  83,  1.  ^thelr.  2,  8  pr.  9,  1.  Wilhelm  1,  21  pr.,  §  2.  Lib. 
Pap.  Roth.  231,  form.:  Da  tcadiam  de  attctore.  Über  den  Beweis  ursprünglichen 
Erwerbes  seitens  des  Besitzers  vgl.  2.  sal.  Kap.  c.  1.  äthelstan  2,  9.  i£tfaelr. 
2,  9  c.  4.  Wilhelm  1,  21  c.  2.  Angels.  Eidesformel  3  (Sohuid  406).  Lib.  Pap. 
Roth.  232,  expos.  §  6  (a.  a.  0.  4,  359). 

'^^  Vgl.  Glosse  der  Lex  Ribuaria,  MG.  Leg.  5,  727:  anafangeda  interoiamt 
Pie  ursprüngliche  Bedeutung  von  „anfangen^*  (»  anfafaen)  ist:  anfassen,  ergreifen. 
In  der  Wissenschaft  hat  man  sich  ohne  Grund  gewöhnt,  die  Klage  mit  „Anfang'' 
dem  Sachsenspiegel  zu  Liebe  als  Änefang  zu  bezeichnen.  Angelsächsisch  entsprach 
atfdn  und  befön  (vgl.  Schmid,  Ges.  d.  Angels.  526).  Da  auch  einzelne  NachlaB- 
grundstücke  seitens  des  Erben  durch  Handanlegung  in  Anspruch  genommen  zu 
werden  pflegten,  so  wurde  hier  ebenfalls  von  Anfang  gesprochen.  Vgl.  Beerend, 
Anefang  und  Erbengewere,  1885.  Die  Bezeichnung  intertiare  (afrz.  entereier),  in 
einer  alten  Glosse  mit  dritte  hanion  wiedergegeben  (Steikmeyer  u.  Sievebs  2,  732), 
ist  nicht  auf  eine  Hinterlegung  des  Streitgegenstandes  bei  einem  Dritten,  sondern 
mit  Bbunner  2,  498  f.  darauf  zu  beziehen,  daß  die  Klage  nicht  sowohl  gegen  den 
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währsmannes  {fordro,  mhd.  ffetoer,  mlat  warens,  waraniusj  altfiies.  wah- 
rend,  wer  and),  so  war  die  Frist,  je  nach  seiner  Entfernnng  vom  Be« 
schlagnahmeort  eine  verschiedene^^®.  In  der  Begel  mußte  der  Gewährs- 
mann am  Gericht  des  Beklagten  gestellt  werden  ^^^,  nur  bei  den  Lango- 
barden und  Sachsen,  anfangs,  wie  es  scheint,  auch  bei  den  Angelsachsen, 
hatte  der  Kläger  dem  Beklagten  za  seinem  Vordermann  zu  folgen  ^^^ 
Bekannte  sich  der  Vordermann  zu  der  Gewährschaft,  so  hatte  er  dem 
bisherigen  Beklagten  gegen  Aushändigung  der  Sache  den  von  diesem 
empfiangenen  Preis  zurückzugeben,  worauf  sich  die  Klage  ganz  in  der 
bisherigen  Weise  gegen  ihn  wandte  ^^^.  Und  so  ging  der  Zug  mit  der 
Sache  weiter  von  einem  zum  anderen,  bis  man  den  Dieb  erreichte  oder 
zu  einem  Gewährsmann  kam,  der  ursprunglichen  Erwerb  nachwies  und 
damit  die  Zurückweisung  des  Klägers  herbeiführte  "^  Wenn  der  vom 
Beklagten  bezeichnete  Gewährsmann  oder  der  von  diesem  angerufene 
weitere  Vormann  ^^^  sich  nicht  zu  der  Gewäbrschaft  bekannte,  so  kam  es 
unter  beiden  zu  einem  Zwischen  verfahren,  das  ursprünglich  auch  durch 
Zeugen,  nach  jüngerem  Becht  nur  durch  Gottesurteil  (Zweikampf  oder 
Kreuzprobe)  entschieden  werden  konnte  ^^^  Wenn  der  Beklagte  oder  sein 
Gewährsmann  seinen  Vormann  nicht  zu  nennen  wußte  oder  dieser  aus- 
blieb, der  Beklagte  jedoch  durch  Beinigungseid  seine  persönliche  Unschuld 
bewies,    so  mußte  er  die  Sache  an  den  Kläger  zurückgeben,   war  aber 


zeitweiligen  Besitzer,  als  vielmehr  gegen  dessen  erst  zu  ermittelnden  äußersten  Vor- 
mann, als  den  wahrscheinlichen  Dieb,  gerichtet  war.  Über  das  rätselhafte  fiÜorh$$ 
vgl.  Bbünnbb  2,  50S.    VAN  Helten,  §  147.    Zycha  163  n. 

»«»  Vgl.  L.  Sal.  47,  1  f.    L.  Rib.  33,  1  f.    Äthelred  2,  8  c.  1,  c.  8. 

"«  Vgl.  L.  Sal.  47,  1  f.    L.  Rib.  33,  1.    Äthelred  2,  8  pr.,  c.  3. 

^^'  Nach  Hloth.  u.  £adr.  7.  16  war  der  Gewährsmann  vor  dem  Königsgericht 
zu  stellen.  Später  galt  dann  im  angelsächsischen  Recht  die  Regel,  dafi  die  drei 
ersten  Gewährsmänner  am  Gericht  des  Beklagten  erschienen,  allen  weiteren  Ge- 
währsmännern dagegen  gefolgt  werden  mußte,  bis  letzteres  von  Äthelred  2,  9  pr. 
aufgehoben  wurde.  Über  die  Langobarden  vgl.  Roth.  231  und  Lib.  Pap.  Roth.  232, 
form.  (a.  a.  O.  4,  358),  über  die  Sachsen  Labano,  a.  a.  O.  126  f. 

"»  Vgl.  Anm.  128.  Lib.  Pap.  Roth.  231,  Glosse  (a.  a.  0.  357):  Si  actio  in  rem 
fuerit  et  possidens  atictorem  habuerit,  non  exerceiur  ea  actio  contra  tenentem^  sed 

pocius  contra  auctorem*^ quia  Longobardus  semper  dat  atictorem  et  num- 

quam  etat  loco  auctoris,  at  Romanus  semper  etat  loco  auctoris  ei  numquam  auc- 
torem  dat. 

"•  Vgl.  Lib.  Pap.  Roth.  282,  form.  (a.  a.  O.  368).     L.  Bai.  16,  11,  14.    Ead- 

weard  1,  1  c.  1.    L.  Rib.  72,  1:    et  sie  per  ipsa  retorta semper  de 

manu  in  manu  ambulare  debit,  usque  dum  ad  ea  manu  venit,  qui  eum  inlicito 
ordine  vindedit  vel  furaverit 

"*  Die  Beschränkung  auf  eine  begrenzte  Zahl  von  Gewährsmännern  (Bbunker 
2,  502  f.)  w^ar  dem  fränkischen  Recht  unbekannt  und  scheint  überhaupt  jüngeren 
Ursprungs  zu  sein.  Die  Gewährsmänner  konnten  alle  zu  demselben  THge  geladen 
werden  (L.  Rib.  72,  1),  dazu  verpflichtet  war  der  Beklagte  aber  nur  nach  L.  Sal. 
47.    Vgl.  Bbunneb  1,  297.  2,  503  f.     Hbbmakn,  a.  a.  0.  61  n. 

»"  Vgl.  Cap.  ad.  leg.  Rib.  v.  803,  c.  7.  Lib.  Pap.  Roth.  232,  form.  (a.  a.  0 
358).  LoEBSCH  u.  Schröder*  Nr.  93.  URimNER  2,  506.  Wem  Bruch  an  seinem 
Gewährsmanne  wurde,  galt  als  der  Dieb.    Vgl.  L.  Rib.  33,  3.    Äthelr.  2,  9  c.  3. 
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von  der  Anschnldigang  des  Diebstahls  frei^^^  Der  Kläger  verfiel  als 
falscher  Ankläger  in  eine  Buße,  nach  einigen  Rechten  sogar  in  die  Strafe 
des  Diebstahls,  wenn  seine  Behauptung,  daß  die  Sache  bei  ihm  gestohlen 
sei,  Tom  Beklagten  oder  dessen  (Gewährsmann  widerlegt  wurde  ^^^ 

Das  DhtthandverMren^  das  sich  in  wesentlich  unveränderter  Grestalt 
das  ganze  Mittelalter  hindurch  erhalten  hat,  trug  einen  vorwiegend  exe- 
kutivischen Charakter.  Das  Verfahren  zwischen  dem  Kläger  und  dem 
ersten  Beklagten  begann  mit  einem  Selbsthilfeakt  des  Klägers  und  voll- 
zog sich  vollkommen  außergerichtlich,  nur  den  Beweis  semes  ursprüng- 
lichen Erwerbes  und  den  Reinigungseid,  falls  der  Gewährsmann  nicht  auf- 
zufinden war,  hatte  der  Beklagte  Tor  Oericht  zu  erbringen.  Das  Yer&hren 
gegen  den  Gewährsmann  war  zwar,  wenigstens  wo  dieser  am  Oericht  des 
Beklagten  gestellt  werden  mußte,  von  Anfang  an  ein  gerichtliches,  das 
Oericht  hatte  aber  nicht  über  den  Anspruch,  sondern  über  die  Berech- 
tigung der  mit  der  Handanlegung  ausgeübten  Selbsthilfe  zu  erkennen  ^^^. 
Nur  das  Verfahren  zwischen  dem  Beklagten  und  seinem  die  Oewährschaft 
weigernden  Vordermann  kann  als  ein  eigentlich  kontradiktorisches  be- 
zeichnet werden.  Die  Dritthandklage  verjährte  nach  der  Decretio  Ghil- 
deberts  von  595  c.  8  in  zehn,  gegen  Waisen  in  zwanzig  Jahren,  während 
andere  Klagen,  soweit  überhaupt  bei  ihnen  eine  Verjährung  zugelassen 
war,  der  römischen  SOjähngen  Verjährung  unterlagen  ^^^. 

6.  Das  Betreibungsverfahren ^*®.  Die  Fortbildung  des  TJrteils- 
erfüllungsversprechens  zu  einem  allgemein  anwendbaren  außergerichtlichen 
Wettvertrage  (S.  298)  führte  dahin,  die  im  gerichtlichen  Zwangsverfahren 
entwickelten  Orundsätze  auf  alle  liquiden  Forderungen  aus  Wettverträgen 
auszudehnen.  So  entwickelte  sich  das  Betreibungsverfahren,  das  mit  einer 
außergerichtlichen  rechtsformlichen  Mahnung  (testare,  contestare,  admanere, 


"•  Vgl.  L.  Sal.  47,  2.  L.  Rib.  88,  2,  4.  Ine  25,  1.  58.  Eadweard  1,  1  c  2. 
Wilhelm  1,  21,  c.  1.  Zweites  sal.  Kap.  c.  1.  Roth.  281.  282.  Nach  L.  Borg, 
extray.  21,  9  und  Hloth.  n.  Eadr.  16  konnte  der  Beklagte,  nachdem  er  sich  vom 
Verdacht  des  Diebstahls  gereinigt  hatte,  vom  Elftger  Ersatz  des  ganzen,  nach 
L,  Wis.  7,  2  c.  8  und  L.  Bai.  9,  7  Ersatz  des  halben  von  ihm  für  die  Sache  ge- 
zahlten Preises  verlangen.  Bei  über  See  gekommenen  Sachen  schloß  L.  Wis.  11, 
3  c.  1  die  Verfolgung  gegen  den  redlichen  Käufer  aus.     Vgl.  Dahn,  a.  a.  0.  94  f. 

^17  Diebstahlsbuße:  Äthelred  2,  9  c.  1;  Roth.  242;  L.  Bai.  9,  18;  Syn.  Niuh. 
c.  11.  Poena  dupli:  L.  Burg.  19,  2.  88,  2.  Nach  fränkischem  Recht  hatte  der 
zurückgewiesene  Dritthandkläger  15  Sol.,  bei  eigenmächtiger  Wegnahme  der  Sache 
aber  80  Sol.  zu  büßen.  Vgl.  L.  Sal.  87.  61,  8.  Sechstes  sal.  Kap.  c.  12  (Bbhrbnd* 
159).    Decr.  Childeberti  von  595  c.  8  (Boretivs  1,  16). 

^^^  Vgl.  JuEBmo,  Geist  des  röm.  Rechts^  8,  1,  pg.  10. 

"•  Dreißigjährige  Verjährung  auch  Leg.  Eur.  277.  L.  Wis.  10,  2  c  8  ff.  Liutpr. 
115.    L.  Burg.  79,  5.    Vgl.  Anm.  181.     Bbthmavn-Hollwbq  2,  108.  186. 

"«  Vgl.  S.  290  ff.  Brühner  2,  519  ff.  Sohm,  Prozeß  11  ff.  168  ff.  Bbhbbkd, 
Prozeß  d.  L.  Sal.  59  ff.  Bethmann-Hollweq  1,  433  ff.  Gtlasson  8,  890  ff.  v.  Amiba, 
VoUstr.  280ff.;  ObL-R.  1,  65  ff.  2,  89  ff.  K.  Maüeer,  Kr.  VJSchr.  16,  97  ff.  18, 
82  ff.    LdNiNO,  Vertragsbruch  §§  3.  4.  5.  9.    Skbdl,  Mahnverfahren  3  ff. 
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an«  krafa,  ütbeizla)  des  Schuldners  zur  Befriedigung  seines  Gläubigers 
eingeleitet  wurde.  Die  dabei  erforderlichen  Urkundszeugen  dienten  wohl, 
wenn  Zahlung  erfolgte,  zugleich  als  Schätzungsleute  für  die  an  Zahlungs- 
statt gegebenen  Gegenstände.  Leistete  Schuldner  nicht,  so  wurde  yom 
Gläubiger  der  Ungehorsamsprotest  erhoben.  Mahnung  und  Protest  waren 
regelmäßig  zweimal,  je  nach  einer  bestimmten  Frist,  zu  wiederholen. 
Durch  den  Ungehorsam  gegen  die  Mahnung  setzte  sich  der  Schuldner 
ins  Unrecht  und  wurde  bußfallig,  während  umgekehrt  der  betreibende 
Gläubiger  in  die  gleiche  Buße  yerfiel,  wenn  seine  Mahnung  als  formell 
oder  materiell  unberechtigt  zurückgewiesen  wurde  ^^^  Auf  die  letzte 
Mahnung  konnte  der  Gläubiger  nach  langobardischem  Recht  sofort  zur 
Pfändung  schreiten,  während  er  nach  der  Lex  Salica  den  Schuldner  zu- 
nächst zur  Auswirkung  des  richterlichen  nexä  canthichio  yor  das  Gericht 
zu  laden  hatte  ^*^  Erhob  Schuldner  Widerspruch,  so  kam  es  über  die 
Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  der  Mahnung  zur  Entscheidung  im 
Wege  des  ordentlichen  Verfahrens, 

Der  Umstand,  daß  bewegliche  Sachen,  soweit  sie  nicht  wie  bei  der 
Diebstahls-  und  Anfangsklage  als  individuell  erkennbare  Gegenstände  in 
Betracht  kamen,  nur  als  vertretbare  Sachen,  als  Geld,  behandelt  wurden  ^'', 
führte  schon  früh  dahin,  den  Forderungen  aus  Wettverträgen  die  Rück- 
forderung geliehener  oder  sonstwie  anvertrauter  Sachen  von  dem  Empfanger 
gleichzustellen  und  auch  für  diese  das  Betreibungsver&hren  zuzulassen, 
so  daß  letzteres  bei  jedem  einseitigen,  liquiden  vermögensrechtlichen  An- 
spruch Anwendung  finden  konnte  ^". 

Das  Betreibangsverfahren  hat  sich  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
erhalten  und  später  die  Grundlage  für  unser  Mahnverfahren  abgegeben. 
Wenn  es  in  den  Quellen  der  karolingischen  Zeit  nicht  erwähnt  wird,  so 
ist  dies  wohl  nur  dem  Umstände  zuzuschreiben,  daß  es  gegenüber  dem 
ordentlichen  Prozeß,  namentlich  seit  Ausbildung  des  Fronungsverfahrens, 
thatsächlich  mehr  in  den  Hintergrund  getreten  war^*^. 


^'^  Das  ganze  Ver&hren  drehte  sich  um  die  Bußpflicht,  die  Eintreibung  der 
Hauptforderung  stand  in  zweiter  Reihe.  Vgl.  Bbthhann-Hollweo  t,  26  ff.  85.  472. 
NissL,  Gerichtsstand  des  Klerus  190  ff.  JhbbinO}  Das  Schuldmoment  im  röm.  Privat- 
recht, Vermischte  Schriften  (1879)  158—1^8.  230  ff.  289.  Dabgun,  Arch.  f.  öffend. 
Recht  2,  546  ff.    Walter  Scott,  Antiquarj  8,  c.  10. 

««  Vgl,  Anm.  66.  72. 

*»  VgL  S.  278.    V.  Bethmann-Hollweo  1,  474.  2,  101.    Nissl,  a.  a.  0.  187  ff. 

^**  Schon  die  Lex  Salica  behandelt  das  Betreibungsver&hren  bei  fidea  facta, 
Austreibung  des  homo  migrans  und  Rückforderung  einer  res  praestiia.  Vgl.  L.  Sal. 
45.  50,  1.  52.  L.  Rib.  52.  Das  altnordische  Recht  ließ  alles  i^'to/'<s  (gewußtes  Gut) 
als  Gegenstand  des  Betreibungsverfahrens  zu.  Über  die  das  langobardische  Recht 
betreffende  Streitfrage  vgl.  Anm.  66. 

1»  Vgl.  V.  Bethmakm-Hollweo  1,  478.  558  ff.  2, 111.  Das  langobardische  Recht 
Heß  seit  Liutpr.  15  das  Betreibungsverfahren  aus  dem  Wettvertrage  wohl  nur  noch 
zu,  wenn  dieser  vor  Zeugen  geschlossen  worden  war. 
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7.  Der  Immobiliarprozeß^^.  Der  Prozeß  um  Liegenschaften  war 
der  Lex  Salica,  die  noch  mit  einem  Fuß  auf  dem  Boden  der  Feldgemein- 
schaft stand,  nnbekannt,  während  die  übrigen  Volksrechte  seiner  bereits 
gedenken,  nnd  zwar  durchweg  in  der  Weise,  daß  nicht  das  dingliche  Recht 
des  Klägers,  sondern  der  dem  Beklagten  gemachte  Vorwarf  des  malo  ordme 
teuere  oder  iniitste  invasisse  den  Schwerpunkt  des  Verfahrens  bildete.  Dem 
entsprach  es,  daß  die  unterliegende  Partei  ihrem  siegreichen  Gegner  baß- 
fallig  wurde.  Das  Verfahren  begann,  wenn  kein  Streitgedinge  der  Parteien 
es  einleitete,  mit  der  mannitio  des  Klägers,  die  sich  auf  diesem  Gebiete 
der  bannitio  gegenüber  noch  lange  erhalten  hat^'^  Das  Verfahren  be- 
wegte sich  durchaus  in  den  Formen  des  ordentlichen  Prozesses,  nur  daß 
der  Beklagte,  wenn  er  den  klägerischen  Anspruch  bestreiten  wollte,  sich 
nicht  auf  die  einfache  Verneinung  beschränken  durfte,  sondern  die  positive 
Behauptung  rechtmäßigen  Erwerbes  entgegensetzen  (rem  vindicare)  mußte. 
Berief  er  sich  auf  einen  Gewährsmann,  so  hatte  er  diesen  zu  einem  spä- 
teren Tage  zu  stellen  und  ihm  das  Grundstück  zu  treuer  Hand  zu  über- 
geben, worauf  der  Prozeß  sich  ausschließlich  zwischen  dem  Kläger  und 
dem  Gewährsmann  abspielte  ^^^.  Konnte  der  Beklagte  beweisen^  daß  er 
das  Grundstück  geerbt  habe,  so  brauchte  er  in  der  Kegel  keinen  Gewährs- 
mann seines  Erblassers  zu  stellen.  Eine  hervorragende  Bolle  bei  Immo- 
biliarprozessen  spielte  der  Urkundenbeweis  ^^®,  Der  Unterliegende,  Be- 
klagter oder  Kläger,  war  zu  einer  Auflassungshandlung  {per  wadium  reddere 
s.  revestire)  verbunden,  durch  die  er  zu  Gunsten  seines  Gegners  auf  das 


•"  Vgl.  R.  HüBKER,  Immobiliarprozeß  der  frÄnkischen  Zeit,  1893  (Gierke, 
Unters.  42,  vgl.  Stütz,  ZRG.  30,  148).  Bbunwer  2,  511  ff.;  Zur  RG.  d.  Urkunde 
266.  275.  292.  v.  Bethmann-Hollweo  1,  26.  53  ff.  286.  887  f.  488  ff.  2,  100  f.  131  ff. 
V.  AiasA*  180.  NissL,  a.a.O.  145 ff.  Merkel,  Das  Firmare  des  bair.  Volksrechts, 
ZRG.  2,  101  ff.  Siegel,  Gerichtsverfahren  259 ff.;  Kr.  VJSchr.  5,  593  ff.  Heübl^ 
Gewere  28  ff.  72  ff.  Pertub,  a.  a.  0.  4,  248  ff.  Lauohlin,  a.  a.  0.  227  ff.  L.  Rib. 
59.  60,  1—3.  67,  5.  Cap.  ad.  leg.  Sal.  v.  819  c  9  (Bobetius  1,  298).  L.  Burg.  7, 
2  f.  L.  Alam.  2,  1  f .  L.  Bai.  17,  1  f .  L.  Sax.  63.  Roth.  227  f.  Liutpr.  90.  116. 
L.  Wis.  8,  1  c.  2.  Form.  Andec.  28.  47  (46).  53  (52).  Form.  Tur.  39  ff.  (40  ff.> 
Senon.  rec.  7  (Zeüher  214).  Bign.  13  (12).  Merkel.  27.  29.  42  (28.  80.  43).  Augiens. 
B.  40  (Zeuher  862).  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  22.  31.  47.  64.  67.  69.  95.  Zahl- 
reiche Beispiele  in  den  Formeln  des  Liber  Papiensis  und  den  Urkundensammlungen. 

"^  Nach  fränkischem,  langobardischem  und  nordgermanischem  Recht  konnte 
auch  die  Immobiliarklage  durch  „Anfang"  (bei  den  Langobarden  durch  wiffatiOj 
vgl.  S.  373)  eingeleitet  werden.  Vgl.  Brünkbr  2,  514.  Beerend,  Anevang  und 
Erbengewere,  1885.    v.  Amiba,  Grundriß"  130. 

^^^  Nur  auf  diesem  Wege,  da  die  prozessuale  Stellvertretung  ausgeschlossen 
war,  konnten  dem  Erwerber  die  seinem  Gewährsmann  zu  Gebote  stehenden  Be- 
weismittel zu  gute  kommen.  Vgl.  Anm.  112.  v.  Schwind,  Gott  gel.  Anz.  1894, 
S.  486  ff.    Hübneb,  a.  a.  0.  106  ff. 

^^  In  langobardischen  Urkunden  begegnet  die  Neuerung,  daß  die  Beweis- 
fälligkeit der  zum  Beweise  zugelassenen  Partei  noch  keine  Sachfiüligkeit,  sondern 
zunächst  die  Zulassung  der  Gegenpartei  zum  Beweise  bewirkte.  Vgl.  Hübkei 
195  ff.    V.  ScHwnn),  a.  a.  0.  489. 
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Grundstück  verzichtete^*®.   Die  Immobiliarklage  unterlag  nach  verschiede- 
nen Stammearechten  einer  80jährigen  Verjährung  ^^^ 

8.  Das  Rügeverfahren^".  Der  Satz  „wo  kein  Kläger  ist,  soll 
kein  Richter  sein^**  machte,  abgesehen  von  den  Fällen  der  handhaften 
That  und  einzelnen  Ausnahmen,  die  eine  fiskalische  Klage  zuließen,  ein 
Einschreiten  von  Amts,  wegen  bei  Missethaten,  die  keinen  Klager  fanden, 
im  allgemeinen  unmöglich.  Nur  bei  den  Franken  wurde  für  den  Fall 
eines  Totschlages  schon  durch  das  erste  salische  Kapitulare  a  9  dem 
Grafen  die  Befugnis  eingeräumt,  die  Verdächtigen  von  Amts  wegen  zu 
laden:  ^^de  homicidium  istud  vos  cuimaüo,  ut  in  maUo  proximo  veniatis  et 
vobis  de  lege  dicatur  quod  observare  debeatis^K  Das  Gericht  legte  ihnen 
auf,  binnen  40  Nächten  mit  einer  je  nach  dem  Stande  des  Hauptmannes 
bestimmten  Zahl  von  Helfern  einen  Reinigungseid  zu  schwören,  quod  nee 
occidissenty  nee  sciantf  gut  oeddissent.  Wer  dem  nicht  nachkam,  war  den 
Verwandten  des  Getöteten  {persona  mortui  requirenti)  zur  Zahlung  des 
Wergeides  verpflichtet  Von  einer  öfl:entlichen  Bestrafung  war  keine  Reda 
Dagegen  sollte  nach  der  Decretio  Childeberts  t.  595,  c.  7—9,  der  Graf 
gegen  Diebe  und  Räuber  von  Amts  wegen  einschreiten  und,  wenn  sie 
durch  das  Zeugnis  von  fünf  bis  sieben  Biedermännern  überführt  wurden, 
die  Todesstrafe  über  sie  verhängen  ^'^  Ähnliche  Ansätze  zu  einer  amt- 
lichen Verfolgung  von  Verbrechern  begegnen  auch  im  burgundischen, 
westgotischen  und  langobardischen  Recht  ^^^,  eine  bestimmte  Organi- 
sation hat  das  staatliche  Rügeverfahren  aber  erst  durch  die  karolingische 
Gesetzgebung,  und  zwar  im  wesentlichen  im  Anschluß  an  das  Königs- 
botenamt, erhalten.  Die  Königsboten,  in  Italien  auch  die  Grafen,  konnten, 
wo  die  Zunahme  bestimmter  Verbrechen  es  erforderlich  machte,  eine  größere 
Zahl  bestbeleumundeter  Männer  als  Rügegeschworene  eidlich  verpflichtet), 
ihnen  auf  amtliche  Frage  [inquisitio)  anzuzeigen  (ahd.  ruogen,  as.  rür6gian\ 
was  sie  von  solchen  Freveln  erfahren  hatten  ^'®.   Es  war  allgemeine  Unter- 


*•*  Anfangs  nur  vor  dem  Königsgericht  gebräuchlich,  dann  aber  auch  in  das 
Yolksrechdiche  Verfahren  aufgenommen.  Vgl.  S.  288.  Bbunnbr  2,  519;  RG.  d. 
Urkunde  275  n.  Sohm,  ZRG.  14,  31,  Hübner,  a.a.O.  210  ff.  227  ff.  v.  Bbihmann- 
HoLLWEQ  1,  496.  2,  174  f.     Loersch  u.  Schröder«  Nr.  22  f.  31.  50.  64.  67.  69. 

"»  Vgl.  S.  380.  L.  Burg.  79,  2  f.  Bai.  12,  4.  Grim.  4.  Liutpr.  54.  105. 
LoEBSCH  u.  Schröder*  Nr.  64.  Meichelbbck,  Eist  Fris,  1,  2  S.  850,  Nr.  702.  Form. 
Tur.  40  (41).     Hübnbr  80  f.  150  ff.     v-  Bethmann-Hollwbq  1,  461.  2,  103.  136. 

*"  Vgl.  Bruiiner  2,  488  ff.;  Zeugen-  u.  Inqu.-Bew.  10,  n.  2;  Schwurgerichte 
495  ff.;  ZRG.  11,  317  f.  v.  Bethmann-Hollweg  1,  468.  500.  510  f.  2,  97  f.  Beaudouin, 
I^a  participation  des  hommes  libres  au  jugement  252  ff.  Dove,  Zeitschr.  f.  KE. 
4,  32 ff.;  Sende  u.  Sendgerichte,  Realencyklopädie  f.  prot  Theologie  u.  Kirche* 
14,  119  ff.  HiNSCHnJS,  Kirchenrecht  5,  425 ff.  Waitz  2,  2  S.  30  f.  3,  468.  4,  439  f. 
FusTEL  DB  CouLANOBS,  Rccherches  455  ff.     y.  Amira*  152. 

ISS  Vgl.  Graf  u.  Diethbbb,  Rechtssprichwörter  425. 

'•*  Vgl.  V.  Betumakn-Hollweg  1,  511.     Siegel,  DRG*.  540. 

186  YgL  V.  Bbthmanm-Hollwbq  1,  168.  239.  876. 

^^  Vgl.  Bobbtius  1,  192  c.  8.     208  c.  8,  c.  4.    2,  8.  86  c.  8.    188.  c.  8.  272, 
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thanenpfiicht  y  das  Amt  des  Bügegeschworenen  auf  sich  zu  nehmen  ^^^ 
Falsche  Bügen  wurden  als  Meineid  oder  Treubrach  von  Amts  wegen  ver- 
folgty  indem  dem  Bügezeugen  die  Beinignng  durch  Gottesurteil  auferlegt 
wurde  ^'^  Der  von  einem  Bügezeugen  zur  Anzeige  Gebrachte  hatte  sich 
je  nach  Lage  der  Sache  durch  Eineid  oder  mit  Eideshelfern  (Unfreie  oder 
Bescholtene  durch  Gottesurteil)  von  dem  Verdachte  zu  reinigen,  wenn  nicht 
auf  die  Bezichtigung  hin  der  durch  die  Missethat  Verletzte  als  Kläger  auf- 
trat und  seine  Überführung  im  Wege  des  ordentlichen  Prozesses  unternahm. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  wurde  das  Bügeverfahren 
nach  staatlichem  Muster  auch  bei  den  Visitationsreisen  der  Bischöfe,  die 
zu  ihrer  Unterstützung  regelmäßig  von  den  zuständigen  Grafen  begleitet 
wurden,  eingeführt  und  damit  der  Grand  zu  den  mittelalterlichen  Send- 
gerichten gelegt 

9.  Das  Verfahren  im  Königsgericht^'^  Die  Eigentümlichkeiten 
des  königsgerichtlichen  Verfahrens,  das  sich  im  übrigen  ganz  in  den 
Formen  des  ordentlichen  Prozesses  bewegte,  beruhten  teils  auf  den  für 
die  Grafengeriohte  unmaßgeblichen  Normen  des  königlichen  Amtsrechtes, 
teils  auf  der  Eigenschaft  des  Eönigsgerichts  als  Billigkeitsgericht.  Ein 
besonderer  Vorzug  des  Königsgerichts  war  schon  xmter  den  Merowingem 
seine  Befugnis  zur  Erteilung  unanfechtbarer  Gerichtszeugnisse  in  Form 
der  Gerichtsurkunde  {placitum) "®.  Sie  war  der  Grund  für  eine  bedeutende 
freiwillige  Gerichtsbarkeit,  zu  der  sich  die  Parteien  drängten,  um  beweis- 
kräftige Urkunden  über  ihre  Abmachungen  zu  erhalten. 

Das  Verfahren  vor  dem  Königsgericht  setzte  eine  in  der  Begel  wohl 
schriftlich  anzubringende  Klage  oder  Beschwerde  [suggestio)  bei  dem 
Pfalzgrafen  oder  dem  König  selbst  voraus.  Die  Ladung  erfolgte,  wenn 
die  Parteien  kein  Streitgedinge  abgeschlossen  hatten,  durch  königlichen 
Befehl,  der  dem  Geladenen  mündlich  durch  den  zuständigen  Beamten 
zugestellt  werden  konnte,  meistens  aber  in  der  Form  eines  indiculus  com- 
monitorius  ausgefertigt  wurde  "^  Der  Beklagte  wurde  darin  zunächst  auf- 
gefordert, den  Kläger  zu  befriedigen;  nur  wenn  er  den  Anspruch  bestreiten 
wollte,  sollte  er  der  Ladung  zu  folgen  verpflichtet  sein.  Während  die 
Parteien  in  den  Gerichten  nach  Volksrecht  stets  persönlich  erscheinen 
mußten   und,   abgesehen   von   der   Vertretung  einer  anwesenden   Partei 


c.  4.  274.  344  c.  3.  345  c.  7.  Lib.  Pap.  Loth.  81  (MG.  Leg.  4,  555).  Nicht 
auf  Rügezeugen,  sondern  auf  die  Schöffen  bezieht  sich  Cap.  miss.  Worm.  v.  829, 
c.  3  (Boretius-Kbause  2,  15).    Vgl.  Bbünnsb,  Zeug-  u.  Inqu.-Bew.  22  ff. 

"'  Vgl.  Boretius-Krause,  Capitularia  1,  98  c.  39.  2,  86  c.  3. 

»8  Vgl.  ebd.  1,  208,  c.  4.     Brunher  2,  320,  n.  28. 

»'»  Brunner  2,  137  f.  522  ff.;  Schwurgerichte  70  ff.     Glasson,  Hist.  8,  456  ff. 

1*0  Vgl.  S.  262.  283.  366.  Brunner,  Gerichtszeugnis  154—166. 169  ff.  R.  Hübwer, 
Gerichtsurkunden  der  fränkischen  Zeit  (Beilage  zu  ZRG.  25.  27). 

"1  Vgl.  S.  177.  262.  Brunner  2,  137 f.;  Schwurgerichte  78 ff.  405.  Form. 
Marc.  1,  26—29.  Marc.  Karol.  18  (Zeumer  120).  Cartae  Senon.  18  (ebd.  198). 
Form,  extrav.  1,  8.  7  (Zeumer  584.  537).    de  RozdbRE,  Formules  Nr.  481—438. 
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durch  den  Mund  eines  Fürsprechers  (lang,  wanieporo,  ags.  wodbora,  ahd. 
furisprecko,  orator,  causidicus),  ihre  Vertretung  durch  einen  advocatus 
nur  dem  König  und  solchen  Personen,  denen  dies  Recht  durch  könig- 
liches Privileg  dauernd  oder  für  den  einzelnen  Fall  verliehen  war,  zu- 
gestanden wurde,  konnte  die  prozessualische  Stellvertretung  im  königs- 
gerichtlichen Verfahren  jedem  gestattet  werden^**. 

Die  wichtigste  Eigentümlichkeit  des  Königsgerichts  bestand,  gegen- 
über der  Beschränkung  des  Tolksrechtlichen  Zeugenbeweises  auf  die  testes 
rogati,  in  der  Befugnis  des  Richters  zu  amtlicher  Ladung  und  Befragung 
von  Inquisitionszeugen ^^^  Da  es  als  eine  allgemeine  Treupflicht  der 
Unterthanen  galt,  dem  König  zur  Ermittelung  der  Wahrheit  behilflich 
zu  sein  (S.  388  f.),  so  konnten  kraft  königlichen  Bannrechtes  glaubhafte 
Männer  vorgeladen  werden,  die  der  Richter  zunächst  eidlich  (oder  unter 
Verweisung  auf  ihren  Unterthaneneid)  zur  Aussage  der  Wahrheit  ver- 
pflichtete und  sodann  über  bestimmte  ihnen  vorgelegte  Fragen  vernahm  ^** 
Die  Voraussetzungen  für  die  Eigenschaften  der  Zeugen  waren  die  gleichen 
wie  nach  Volksrecht  Zeugenschelte  war  dem  Gegner  nicht  gestattet,  nur 
das  Gericht  konnte  verdächtige  Zeugen  zur  Reinigung  durch  Gottesurteil 
anhalten.  Ihre  Antwort  gaben  die  Zeugen  entweder  jeder  für  sich  oder, 
nach  vorheriger  Besprechung,  alle  mit  gesamtem  Munde.  Der  Inquisi- 
tionszeugenbeweis war  zweischneidig,  die  Aussage  konnte  auch  dem  Gegner 
dessen,  der  die  Ladung  des  Zeugen  veranlaßt  hatte,  zu  statten  kommen. 
Es  war  zulässig,  wiederholte  Zeugenvernehmungen,  auch  mit  anderen 
Zeugen,  vorzunehmen,  so  daß  eine  frühere  Aussage  durch  eine  spätere 
bekräftigt  oder  entkräftet  werden  konnte.  Von  den  Rügezeugen  unter- 
schieden sich  die  Inquisitionszeugen,  die  nur  in  Civilsachen  (namentlich 
bei  Grundbesitzstreitigkeiten  und  Freiheitsprozessen)  verwendet  wurden, 
dadurch,  daß  ihre  Aussage  wirklichen  Beweis  lieferte,  während  die  der 
Rügezeugen  nur  einen  die  Anklage  ersetzenden  Verdacht  begründete. 

Das  Inquisitionsrecht  stand  dem  König  oder  seinem  Vertreter  im 
Hofgericht  jederzeit  zu,  es  wurde  aber  auch  von  den  missatischen  Ge- 
richten ausgeübt.  Es  begegnet  schon  gegen  Ende  der  Merowingerzeit, 
wurde  aber  unter  den  Karolingern  dahin  erweitert,  daß  es  auch  in  den 


"•  Vgl.  Brunner  2,  73.  304  ff.  349  ff.;  Wort  u.  Form  im  altfranz.  Prozeß; 
ZuläsBigkeit  der  Anwaltschaft  im  franz.,  normann.  a.  engl.  Recht.  Lass,  Anwalt- 
schaft im  Zeitalter  der  Volksrechte  und  Kapitularien,  1891  (Gierke,  Unters.  39). 
V.  Bbtbmann-Hollweo  2,  107  ff.  Ficker,  Forschungen  2,  23  ff.  v.  Auira,  Obl.-R.  1, 
359  f.  2,  375.  Wolpp,  Zur  Geschichte  der  Stellvertretung  vor  Gericht  nach  nor- 
dischem Rechte,  Ztschr.  für  vergl.  RW.  6,  1  ff.  Brückner,  Sprache  der  Lango- 
barden 26  f.  Über  die  Ermoglichung  prozessualischer  Stellvertretung  durch  Order- 
ond  Inhaberpapiere  vgl.  Brunner,  Ztschr.  f.  HR.  28,  235  f.    (Forsch.  639  f.). 

"»  Vgl.  Brunner  2,  524 ff.;  Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis;  Schwurgerichte 
85  ff.  SoHM,  R.-  u.  Ger.- Verf.  126  ff.  142.  167  f.  v.  Bethmann- Hollweg  2,  148  ff. 
Waipz  4,  425  ff. 

***  Der  Eid  war  demnach  ein  promissorischer,  nicht  assertorisch  wie  der  volks- 
rechtliche Zeugeneid.    Vgl.  jedoch  Sobm,  a.  a.  0.  142,  n.  120. 

B.  Schröder,  Deutsche  RechtsgeBchlchte.    4.  Aafl.  25 
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Landgerichten  zur  Anwendung  gebracht  werden  mußte,  sobald  eine  mit 
dem  Inquisitionsrecht  ausgestattete  Partei  dies  vom  Bichter  verlangte. 
Als  Parteiprivileg  stand  das  Inquisitionsrecht  dem  Fiskus  und  den  könig- 
lichen Kirchen  und  Klöstern  sowie  den  königlichen  Benefizien  allgemein 
zu,  anderen  Personen  nur  auf  Grund  besonderer  Verleihung  oder  auf 
königliches  Mandat  im  Einzelfalle.  Das  Bestreben  der  Geistlichkeit  des 
9.  Jahrhunderts,  für  kirchlichen  Grundbesitz  das  Inquisitionsprivileg  ein- 
für allemal  zu  erlangen,  hatte  nur  einen  beschrankten  Erfolg,  indem  der 
König  die  Voraussetzung  30jährigen  kirchlichen  Besitzes  daran  knüpfte. 
Einer  eigentlichen  Rechtskraft  unterlagen  die  urteile  des  Eönigs- 
gerichts  nicht  Während  das  Cap.  legib.  add.  von  803,  c.  10  (Bobbtius 
1,  114)  das  causam  iudicatam  repetere  in  mallo  in  den  ordentlichen  Ge- 
richten mit  einer  Buße  von  15  Sol.  oder  ebenso  vielen  Stockschlägeu 
belegte,  gestattete  das  Capitulare  Saxonicum  von  797,  a  4  (Bobbtius  1,  71) 
der  mit  einer  Urteilschelte  zurückgewiesenen  Partei  ausdrücklich,  noch  auf 
eine  zweite,  vielleicht  sogar  eine  dritte  Entscheidung  des  König8gericht<es, 
unter  der  Gefahr  einer  erhöhten  Buße  bei  wiederholter  Zurückweisung, 
anzutragen.  Diese  Bestimmung  als  eine  nur  auf  Sachsen  bezügliche  Aus- 
nahme aufzufassen  ^^^,  verbietet  sich  schon  durch  den  Umstand,  daß  auch 
die  Urteile  des  Reichshofgerichts  im  Mittelalter  wiederholten  Revisionen 
ausgesetzt  werden  konnten'*®. 


»"  So  Brunwbr  2,  522. 

**«  Vgl.  §  49,  n.  45.  FicKBE,  Forschungen  1,  309  f.  Franklin,  Reichahof- 
gericht  2,  210  f.  Natürlich  kann  bei  königsgerichtlichen  Entscheidungen  weder 
eine  Urteilschelte,  noch  ein  geregeltes  Berufungsverfahren  bestanden  haben,  der 
König  war  aber  berechtigt,  eine  Sache  zu  wiederholter  Entscheidung  zu  bringen, 
wenn  ihm  gewichtige  Gründe  für  die  Ungerechtigkeit  eines  früheren  Urteils  vor- 
gelegt wurden.  Ein  Beispiel  bietet  eine  Urkunde  des  Königs  Odo  von  892  (Bibl. 
de  l'ecole  des  chartes  89,  197.  Hübnbr,  G-erichtsurkunden  1,  Nr.  486),  nach  welcher 
ein  von  Kaiser  Karl  bereits  mit  seinen  Ansprüchen  zurückgewiesener  Kläger  ante 
presentiam  fidelium  nostrorum  repetiit  Im  Königsgericht  {placihwi  nostrum  apud 
Vermeriam)  wird  der  Kläger  nach  Untersuchung  der  Sache  abermals  zurückgewiesen. 
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Litteratur  S.  8.  4.  Wattz,  Verfassungsgeschichte,  V.— VIII.  1876—75,  V* 
bearb.  v.  Zbümkb,  1893,  VI*  bearb.  y.  Seeliobr,  1896  (a.  u.  d.  T.:  Die  deutsche 
Reichs  Verfassung  y.  d.  Mitte  des  9.  bis  z.  Mitte  des  12.  Jahrh.,  I. — IV.).  Brunnbr, 
Grnndzuge  76  ff.  £.  Mayeb,  Deutsche  u.  franz.  Verf.-Greschichte  yom  9.-14.  Jh., 
2  Bde,  1899.  Gierke,  Genossenschaftasrecht  1,  153 — 687.  Donnioes,  Das  deutsche 
Staatsrecht  u.  die  deutsche  Reichsyerfassung,  1842.  Giesebrbcht,  Geschichte  der 
deutschen  Kaiserzeit  I^  1881.  11^  1885.  III^  1890.  IV^  1877.  V.  1880^1888. 
VI.  her.  y.  Simson,  1895.  Jahrbücher  der  deutschen  Geschichte,  her.  y.  d.  bist. 
Kommission  in  München.  Jahrbücher  des  deutschen  Reiches.  Gerdes,  Geschichte 
d.  deutsch.  Volkes  n.  seiner  Kultur  im  Mittelalter,  2  Bde,  1891 — 1898.  Richter, 
Annalen  der  deutschen  Geschichte  im  Mittelalter,  III.  IV.  1890 — 98.  Dümmler, 
Geschichte  des  ostfränkischen  Reiches*,  8  Bde,  1887—88.  Manitius,  Deutsche  Ge- 
schichte unter  den  sftchs.  u.  sal.  Kaisem,  1889.  Jastrow  u.  Wuiter,  Deutsehe 
Geschichte  im  Zeitalter  der  Hobenstaufen,  I.  1897.  Michael,  Geschichte  des 
deutschen  Volkes  vom  18.  Jh.  bis  Ausgang  des  Mittelalters,  I.  II.  1897—99. 
Laxprecht,  Deutsche  Geschichte  II. — IV.  Wjnkelicann,  Kaiser  Friedrich  IL,  2  Bde, 
1889—97.  Huillard-Br^holles,  Historia  diplomatica  Friderici  IL,  1852 — 61. 
G.  Bu>Mi>BL,  l^tude  sur  la  politique  de  Tempereur  Fr6d^ric  IL  en  Allemagne  et 
sur  les  transformations  de  la  Constitution  allemande  dans  la  premiöre  moiti^  du 
13.  siöcle,  1892.  Kempf,  Geschichte  des  deutschen  Reiches  während  des  großen 
Interregnums,  1893.  Lindnbr,  Deutsche  Geschichte  unter  den  Habsburgem  und 
Luxemburgern,  2  Bde,  1890-— 93.  Weruksky,  Geschichte  Kaiser  ELarls  IV.  und 
seiner  Zeit,  8  Bde,  1880—92.  Lorenz,  Deutsche  Geschichte  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert, 1863—67.  Kopp,  Geschichte  yon  der  Wiederherstellung  und  dem  Verfalle 
des  heil,  römischen  Reiches  (a.  u.  d.  T.:  Geschichte  der  eigenössischen  Bünde), 
fortgesetzt  yon  Lütolf  und  Busson,  5  Bde,  1845 — 82.  Nitzsch,  Geschichte  des 
deutschen  Volkes  bis  zum  Augsburger  Religiousfrieden,  her.  y.  Matthai,  3  Bde, 
1888—85.  Felix,  £influß  yon  Staat  u.  Recht  auf  die  Entwickelung  des  Eigentums, 
IL  1.  1899.  Breysio,  Kulturgeschichte  IL  2,  S.  886  ff.  956—1009.  Jellinek,  Das 
Recht  des  modernen  Staates,  1900,  S.  288  ff. 

^  MG.  Diplomata  regum  et  imperatorum  Germaniae  (Urkunden  der  deutsch. 
Könige  und  Kaiser),  her.  yon  Th.  Sickel,  L— III.  1.  1879—1900.  Böhmer,  Regesta 
imperii,  I.  (751—918)  her.  y.  M(Jhlbacher,  1889;  IL  (919— 1024)  her.  y.  Ottbnthal, 
seit  1893;  V.  (1198—1272)  her.  y.  Ficker,  Winkelmann  und  Wilhelm,  1881—1901; 
VL  (1273—1313)  her.  y. Redlich,  seit  1898;  VIL  (1314—47),  1839—65;  VIII.  (1346-78) 
her.  y.  Hubbr,  1877—90;  XL  (1410—37)  her.  y.  Altmann,  1896—1900.  Chmel, 
Regesta  Ruperti,  1834;  Regesta  Friderici  III.,  1840.  Stümpff,  Kaiserurkunden  des 
10.— 12.  Jhs.  (a.  u.  d.  T.:  Die  Reichskanzler  IL),  1865;  Acta  imperii  adhuc  inedita 
(Reichskanzler  III.),  1865—81.  Böhmer,  Acta  imperii  selecta,  her.  y.  Ficker,  1870. 
Winkelkann,  Acta  imperii  inedita,  2  Bde,  1880—85.  Waitz,  Urkunden  z.  deutsch. 
Verfassungsgeschichte  im  10. — 12.  Jh.^,  1886.   Altmann  u.  Bernheim,  Ausgewählte 
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Urkunden  z.  Erläuterung  der  Veifassungsgescbichte  Deatschlands  im  Mittelalter  ^ 
1895.  H.  0.  Lehmann,  Quellen  z.  deutachen  Reichs-  u.  Rechtsgescbichte,  189 !► 
V.  Schwind  u.  Dopsch,  Ausgewählte  Urkunden  z.  Verf. -Gesch.  der  deutsch -östeir. 
Erblande,  1895. 

Fbanklin,  Sententiae  curiae  regiae,  Rechtssprüche  des  Reichshofes  im  Mittel- 
alter, 1870.  Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands,  III.  1896.  OsENBBtJoGEN^ 
Studien  z.  deutschen  u.  Schweiz.  Rechtsgescbichte,  1868.  A.  Schultz,  Das  höfische 
Leben  zur  Zeit  der  Minnesinger  ^  2  Bde,  1889. 

Erstes  Kapitel. 

Das  deutsche  Beich  und  Land  und  seine  Bewohner. 

§  38.    Das  deutsche  Reich. 

H.  CoNRiNG,  De  finibus  imperii  Germanici,  1654.  Usinoer,  Das  deutsche  Staats- 
gebiet bis  Ende  des  11.  Jahrhunderts,  Hist.  Zeitschr.  27.  Waitz  5*,  3  ff.  128  ff. 
ViOEMER,  Bezeichnungen  für  Volk  und  Land  der  Deutschen  vom  10.  bis  13.  Jahr- 
hundert, 1901. 

Der  Vertrag  zu  Verdun  (S.  99)  hatte  nicht  die  völlige  Auflösung 
des  fränkischen  Reiches  bewirkt ,  denn  so  lange  die  einzelnen  Reichsteile 
voQ  Angehörigen  des  karolingischen  Hauses  regiert  wurden,  galten  sie  als 
Glieder  desselben  Leibes.  Und  diese  ideale  Einheit  dauerte  selbst  fort, 
als  nach  Beendigung  der  vorübergehenden  Wiedervereinigung  sämtlicher 
Teile  unter  Karl  III.  (884—887)  in  Westfranken,  Hochburgund,  Nieder- 
burgund  (Arelate)  und  Italien  Könige  emporgekommen  waren  die  dem 
karolingischen  Hause  nicht  angehörten;  eine  gewisse  Oberhoheit  erkannten 
sie  dem  ostfränkischen  Arnulf,  obwohl  er  nur  ein  illegitimer  Sproß  des 
alten  Königshauses  war,  immer  noch  zu.  Nachdem  aber  auch  das  deutsche 
Reich  sich  der  Herrschaft  der  Karolinger  entzogen  hatte  (911),  war  von 
einer  Oberhoheit,  welche  die  wieder  zur  Herrschaft  gelangten  west- 
fränkischen Karolinger  hätten  beanspruchen  können,  keine  Rede  melu\ 
Den  Namen  Ost  franken,  Austrasien,  Ostreich  behielt  das  deutsche  Reich 
noch  längere  Zeit,  bis  der  erstere  als  engere  Bezeichnung  an  den  fränkischen 
Mainlanden,  der  letztere  an  der  bairischen  Ostmark  haften  blieb.  Auch 
in  der  Bezeichnung  des  Reiches  als  regnum  Francorum  und  in  dem 
fränkischen  Rechte  des  deutschen  Königs  blieb  noch  geraume  Zeit  die 
Erinnerung  an  den  alten  Zusammenhang  gewahrt. 

Auf  alle  Fälle  hat  sich  die  Ausscheidung  des  französischen  und 
deutschen  Nationalstaates  aus  dem  Verbände  des  fränkischen  Reiches,  das 
die  verschiedensten  Nationalitäten  in  gleichmäßiger  Berücksichtigung  um- 
faßte, nicht  erst  887  oder  911,  sondern  843  vollzogen.  Schon  die  dem 
Verduner  Vertrage  vorangegangenen  Straßburger  Verhandlungen  ließen 
die  Verschiedenheit  der  Sprachen  als  die  Grundlage  der  politischen  Aus- 
einandersetzung erkennen,  indem  sich  die  Westfranken  Karls  II.  der  lingua 
Romana,  die  Ostfranken  Ludwigs  der  lingua  Theudisca  bedienten  ^     Was 


*  Nithardi  histor.  lib.  3,  5. 
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£ich  bis  dahin  nur  auf  die  Sprache  bezogen  hatte,  erhielt  jetzt  eine  po- 
litisch-nationale Bedeutung;  von  jetzt  an  gab  es  eine  deutsche  Nation 
und  ein  deutsches  Reich  2.  Vollendet  wurde  der  nationale  Scheidungs- 
prozeß durch  den  Vertrag  von  Meersen  (870),  der  die  provenzalisch- 
burgundischen  Bestandteile  des  lolharischen  Reiches  an  Westfranken 
brachte,  wahrend  das  Elsaß,  das  nördliche  Burgund  und  Lothringen 
{Lotharii  regnum)  mit  dem  ostfränkisohen  Reiche  vereinigt  wurden  ^  Von 
deutschredenden  Gebieten  blieben  nur  die  stets  zu  Neuskien  gerechneten 
flandrischen  Lande  jenseit  der  Scheide  unter  westfränkischer  Herrschaft. 
Nach  Norden  erstreckte  sich  das  deutsche  Reich  anfangs  bis  zum 
Danewirk  an  der  Schlei,  seit  Konrad  II.  nur  bis  zur  Eider.  Da  aber  das 
Herzogtum  Schleswig  sich  von  1886  bis  1460  als  dänisches  Lehen  im 
Besitz  der  Grafen  von  Holstein  befand,  so  bildete  sich  zwischen  beiden 
Landern  eine  staatsrechtliche  Gemeinschaft,  die  auch  durch  den  Umstand, 
daß  die  Landstände  nach  dem  Aussterben  ihres  Herzogshauses  den  König 
von  Dänemark  zu  ihrem  Herzog  wählten  (1460),  nicht  aufgehoben  warde; 
die  staatliche  Vereinigung  und  territoriale  Selbständigkeit  der  Herzog- 
tümer blieb  dabei  ausdrücklich  gewahrt  Die  benachbarten  wendischen 
Lande  längs  der  Ostsee,  Wagrien,  Meklenburg  und  Pommern,  waren  seit 
Karl  dem  Großen  und  Otto  dem  Großen  in  einer  gewissen  Abhängigkeit 
vom  Reiche;  ihre  Aufnahme  in  den  Reichsverband  selbst  geschah  infolge 
der  Siege  Heinrichs  des  Löwen  1170  durch  iMedrich  L*  Nach  kurzer 
Unterbrechung  durch  dänische  Herrschaft  kehrten  diese  Länder  1225 
dauernd  zum  Reiche  zurück;  nur  das  Fürstentum  Rügen  blieb,  auch 
nachdem  es  1325  an  die  Herzoge  von  Pommern  gekommen  war,  unter 
dänischer  Lehnsherrlichkeit,  aus  der  es  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts endgiltig  ausschied.  Die  Ausdehnung  des  Reiches  über  die 
wendischen  Lande  zwischen  Elbe  und  Oder  war  vornehmlich  das  Werk 
der  Markgrafen  von  Brandenburg,  Lausitz  und  Meißen.  Die  Herzoge  von 
Schlesien  standen  bis  Ende  des  13.  Jahrhunderts  als  principes  Poloniae 


^  Über  die  Bedeutung  der  lingna  theudisea  (von  got.  thitidisksy  ahd.  diutiso) 
als  Unfftta  vulgaris^  im  Gegensatz  zum  Latein,  vgl.  Gbium,  Grammatik  1',  18  f.; 
Gesch.  d.  deutsch.  Sprache*  '548.  Dove,  Münch.  SB.  1893,  S.  201  ff.  1895,  S.  223  ff. 
VioBNBB,  a.  a.  0.  24  ff.  Waitz  1*,  30.  5»,  8.  132  f.  Brunnee,  RG.  1,  30.  In  einer 
Urkunde  des  9.  Jh.  bei  P^babd,  Recueil  de  pi&ces  serv.  k  i'hist.  de  Bourgogne  S.  26, 
wird  ein  evangelium  theudiscum  erwähnt  Die  Bezeichnung  regnum  Teutonieum 
(auch  regnum  Germaniae)  gewann  nur  in  der  Gelehrtensprache  des  11.  u.  12.  Jhs.  Ver- 
breitung. Unter  den  Königen  aus  dem  sächsischen  Hause  begegnet  regnum  Sctxonum. 

'  Das  westliche  Lothringen  (die  Gaue  Castricensis,  Mosomagensis  und  Dulco- 
mensis)  wurde  in  dem  Meersener  Vertrage  dem  westfränkischen  Reiche  zugewiesen, 
aber  neun  Jahre  später  wieder  mit  dem  übrigen  Lothringen  vereinigt  Unter 
Arnulfs  Sohn  Zwentibold  bildete  Lothringen  voriibergehend  eiji  eigenes  König- 
reich (895—900). 

^  Vgl.  Meklenb.  Urk.-B.  1,  85.  Die  Fürsten  von  Pommern  erhielten  1181 
den  Herzogstitel,  erscheinen  aber  erst  nach  dem  Aussterben  der  askanischen  Mark- 
grafen von  Brandenburg  (l?20),  die  lehnsherrliche  Rechte  über  Pommern  ausgeübt 
hatten,  unter  den  deutschen  ReichsfÜrsten.    Vgl.  Ficker,  Reichsfürstenjstand  218  ff. 
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außerhalb  des  Reiches;  unter  Rudolf  I.  als  Reichsfürsten  anerkannt, 
wurden  sie  zwar  später  Yassallen  der  böhmischen  Krone,  blieben  aber 
als  solche  im  Reichsverband*.  Böhmen  war  929  unter  Heinrich  I.  reichs- 
lehnbar  geworden  und  wurde  seitdem,  von  geringen  Unterbrechungen 
abgesehen,  ständig  zum  Reiche  gerechnet  Seit  1028  gehörte  auch  Mähren 
zum  Reiche,  zunächst  als  ein  von  Böhmen  lehnbares  Herzogtum,  seit 
1 182  als  Markgrafschaft  und  reichsunmittelbares  Fürstentum,  das  aber  in 
dieser  Eigenschaft  mit  Böhmen  verbunden  bliebt  Die  Ausdehnung  der 
bairischen  Mark  (Ostmark)  über  das  Gebiet  unter  der  Enns  bis  zum 
Wiener  Walde  war  unter  Otto  IL  erfolgt,  unter  Heinrich  III.  wurde  die 
Grenze  bis  zur  Leitha  und  March  vorgeschoben.  Das  obere  Gebiet  der 
Sau,  Drau  und  Mur  umfaßten  die  im  10.  und  11.  Jahrhundert  gebildeten 
Marken  Erain  und  Steier. 

Ungarn  und  Polen  haben  vorübergehend  die  Lehnsherrlichkeit  des 
deutschen  Reiches  anerkannt,  zum  Reiche  selbst  aber  ebenso  wenig  wie 
die  Deutschordenslande  gehört.  Auch  Italien,  dessen  Verbindung  mit  dem 
Reiche  noch  von  Arnulf  festgehalten  und  unter  Otto  I.  wiederhergestellt 
wurde,  hat  doch  keinen  Bestand  des  Reiches  gebildet  Das  Verhältois 
blieb  wie  unter  den  Karolingern:  der  deutsche  König  als  solcher  hatte 
auch  den  Anspruch  auf  die  lombardische  Krone,  die  Verbindung  war 
also  eine  Realunion,  aber  im  übrigen  standen  sich  die  beiden  Reiche 
selbständig  gegenüber^.  Ähnlich  gestaltete  sich  die  unter  Konrad  IL 
hergestellte  Verbindung  des  Reiches  mit  dem  Königreich  Burgund,  doch 
wurde  die  staatsrechtliche  Trennung  weniger  streng  festgehalten,  nament- 
lich Hochburgund  (im  Gegensatz  zu  Arelate)  in  der  Regel  als  Teil  des 
deutschen  Reiches  behandelt®. 

Obwohl  die  große  Masse  der  Bevölkerung  des  Reiches  der  deutschen 
Nationalität  angehörte,  war  doch  auch  ein  starker  Zusatz  anderer  Nationali- 
täten vorhanden.  In  Currätien  überwogen  curwälsche,  in  Burgund  pro- 
venzalische,  im  westlichen  Lothringen  französische  Elemente,  der  ganze 
Osten  war  slawisch.  Die  am  weitesten  vorgeschobenen  Posten  des  Slawen- 
tums waren  die  Wagrier  zwischen  Kiel  und  Lübeck,  die  Sorben  an  der 
thüringischen  Saale  und  die  Main-  und  Rednitzwenden  des  oberen  Main- 
gebietes®.   Daß  die  letzteren  im  Beginn  des  12.  Jahrhunderts  noch  nicht 


«  Vgl.  FicKEE,  a.  a,  0.  218. 

•  Vgl.  Picker,  a.  a.  0.  106  f. 

'  Über  die  italienische  ReichsverfassuDg  vgl.  das  bahnbrechende  Werk:  Ficker, 
Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  4  Bde,  1868—74.  Siehe 
auch  Stumpf -Brentano,  Grenze  des  deutschen  und  italienischen  Reiches  vom 
10.— 12.  Jh.,  FDG.  15,  159  ff.  und  ebd.  16,  574.  Ficker,  a.  a.  0.  2,  507  ff.  Waitz 
5',  150  ff.  6*,  870.   Über  Sizilien  v.  Kapherr,  Zeitschr.  f.  Gesch.-W.  1,  96  ff.  331  ff. 

8  Vgl.  Waitz  5«,  118  f.  Ficker,  Reichsfurstenstand  184.  221  ff.  372.  G.  Hüpfbr, 
Verhältnis  des  Königreichs  Burgund  zu  Kaiser  und  Reich,  1873.  Sternfeld,  Ver- 
hältnis des  Arelats  zu  Kaiser  und  Reich,  1881. 

*  Vgl.  DovE,  Sendrecht  der  Main-  u.  Rednitzwenden,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht 
4,  157  ff.    Meitzen,  Siedelung  2,  401  ff. 
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Yollstandig  germanisiert  waren,  erkennt  man  aus  den  Beziehungen  der 
Bamberger  Kirche  zu  den  wendischen  Missionsgebieten.  Im  Südosten 
befand  sich  seit  dem  10.  Jahrhundert  das  deutsche,  namentlich  bairische 
Element  in  allmählichem  friedlichen  Fortschreiten,  ohne  das  stärkere 
slawische  Element  zu  verdrängen  ^®.  Dagegen  vollzog  sich  im  nordöstlichen 
Deutschland  im  12.  und  13.  Jahrhundert  ein  umfassender  Germanisierungs- 
prozeß,  durch  den  die  slawische  Bevölkerung  bis  zur  Oder  teils  verdrängt, 
teils  völlig  aufgesogen  wurde;  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  wiederholte 
sich  dasselbe  in  Schlesien  und  den  preußischen  Ordenslanden,  während 
die  deutsche  Kolonisation  in  Ungarn  (Siebenbürgen,  Zips)  und  Polen 
(Bukowina)  schon  im  12.  und  13.  Jahrhundert  zum  Abschluß  gekommen 
war**.  Bei  allen  diesen  Kolonisationen,  die  schon  von  Graf  Adolf  IL  von 
UolBtein,  Heinrich  dem  Löwen  und  Albrecht  dem  Bären  in  Angriff  ge- 
nommen xmd  dann  besonders  durch  den  Cisterzienser-  und  Prämonstratenser- 
sowie  den  deutschen  Orden  gefördert  worden  waren,  kamen  außer  den 
Einwanderern  aus  den  zunächst  gelegenen  niedersächsischen  und  mittel- 
deutschen Gebieten  besonders  zahllose  Scharen  westfälischer,  friesischer 
und  niederfränkisch-flämischer  Kolonisten  in  Betracht  Während  sich  die 
westfälischen  Kolonisten  vorzugsweise  dem  Küstengebiet  (Wagrien,  Meklen- 
burg,  Pommern)  zuwandten,  wurde  das  Binnenland,  zumal  in  den  Marken, 
der  Hauptschauplatz   der  flamischen  Kolonisation  *^    Auch  in   Böhmen 

^^  Vgl.  V.  ELrones,  Deutsche  Besiedeliuig  der  Östlichen  Alpenländer  (in  Kirch- 
H0FF*8  Forschungen  z.  deutsch.  Landes-  u.  Volkskunde  8,  5.  1S89).  Mbitzen,  Siede- 
lung  2,  374  AT. 

"  Vgl.  F.  Maüreb,  Besitzergreifung  Siebenburgens,  1875.  BorchgbavE)  Essai 
historique  sur  les  Colonies  Beiges  en  Hongrie  et  en  Transylvanie,  Ouvrage  couronn^ 
par  TAcad^mie  royale  de  Belgique,  1871.  Weinhold,  Verbreitung  u.  Herkunft 
der  Deutschen  in  Schlesien  (in  Kiechhoff's  Forschungen  2,  8.  1887.  Vamhoutte, 
Le  droit  flamand  dans  les  chartes  de  colonisation  en  Allemagne,  1899. 

*'  Vgl.  BoRCHGRAVE,  Histoirc  des  Colonies  Beiges  en  AUemagne,  1865.  v.  Wer- 
sebe,  Die  niederl.  Kolonien  im  nördl.  Deutschland,  1815 — 1816.  Meitzen,  Aus- 
breitung der  Deutschen  in  Deutschland  und  ihre  Besiedelung  der  Slawengebiete, 
Jahrb.  f.  Nationalökonomie  17,  1  ff.;  Boden  u.  landwirtscb.  Verhältnisse  d.  preuß. 
Staates  1,  803  ff.;  Siedelung  2,  419  ff.  475  ff.  Sohrödeb,  Niederländische  Kolonien 
in  Norddeutschland  z.  Z.  des  Mittelalters,  1880.  v.  d.  Kopp,  Deutsche  Kolonien 
im  12.  und  18.  Jh.,  Gießener  Kektoratsrede,  1886.  J.  Gierke,  Gesch.  d.  deutsch. 
Deichrechts,  1901  (Gierke,  Unters.  68)  S.  10  ff.  124  ff.  F.  Boll,  Meklenburgs 
deutsche  Kolonisation,  Jahrb.  f.  meklenb.  (S^sch.  18,  57  ff.  Erkst,  Kolonisation 
Meklenburgs  im  12.  u.  13.  Jh.  (Schirrmacher's  Beiträge  z.  Geschichte  Meklen- 
burgs 2,  1875).  Heinemamn,  Albrecht  der  Bär  215  ff.  390  ff.  Michelsbn,  Rechts- 
denkmäler aus  Thüringen  139  ff.  Rudolph,  Niederl.  Kolonien  der  Altmark  im 
12.  Jh.,  1889.  £.  0.  Schulze,  Niederländische  Siedelungen  in  den  Marschen  der 
Weser  und  Elbe,  Bresl.  Inaug.-Abh.  1889,  und  Zeitschr.  d.  bist.  Ver.  f.  Nieders. 
1889,  8.  1 — 104;  Kolonisierung  u.  Germanisierung  zwischen  Saale  u.  Elbe,  1896. 
V.  Sommerfeld,  Gesch.  d.  Germanisierung  des  Herzogtums  Pommern  (Schmoller's 
Staats-  u.  sozial w.  Forsch.  13,  5),  1896.  H.  Leo,  Untersuchungen  z.  Besiedelungs- 
u.  Wirtschaftsgeschichte  d.  thür.  Osterlandes,  1900.  y.  Inama-Stermegg,  Wirtscb.- 
Gr6Bch.  IL  1  ff.  III.  1  S.  1  ff.  TzscHOPPE  u.  Stenzel,  Urkundensammlung  z.  Gesch. 
des  Ursprungs  der  Städte  u.  s.  w.  in  Schlesien,  1832.    Usinger,  Deutsch-dänische 
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und  Mähren  fanden  zahlreiche  niedersächsische  und  niederländische  Ein- 
wanderer eine  neue  Heimat^'. 


§  39.    Die  staatliche  Gliederung  dee  Reiches. 

Waitz  5*,  35  ff.  158  ff.  v.  Daniels  4,  831—430.  Luschin  v.  Ebbkobbuth, 
Österr.  Reichsgesch.  82  ff.  Stein,  Die  Ostfranken  im  10.  Jahrhundert,  FDG.  24, 
121  ff.  Haück^  Kirchengeschichte  3,  8  ff.  Hasenöhbl,  Deutschlands  südöstl.  Marken 
im  10.-— 12.  Jh.,  Arch.  f.  öst  Gesch.  82  (1895).  Baumann,  Forsch  z.  schwäh.  G^ch. 
(1899)  186  ff.  430  ff. 

Der  auf  die  Centralisation  des  Reiches  gerichteten  Politik  Karls  des 
Großen  war  es  gelungen,  das  zwischen  Reichs-  und  Gauregierung  getretene 
Kleinkönigtum  der  Stammesherzoge  zu  beseitigen  und  den  Grafischafken 
ihre  frühere  reichsunmittelbare  Stellung  zurückzugeben.  Es  war  nur  eine 
Folge  dieser  Politik,  wenn  seit  Karl  dem  Großen  zuerst  in  Westfranken, 
dann  auch  in  Austrasien  eine  immer  zunehmende  Teilung  der  Gra&chaften 
eintrat,  so  daß  vielfach  auch  ehemalige  Hundertschaften  zu  Gra£3chaften 
erhoben  wurden.  Nur  an  den  Grenzen  des  Reiches  blieben  geschlossene 
größere  Gebiete  in  der  Hand  der  Markgrafen  vereinigt  Solche  Marken 
haben  unter  den  späteren  Karolingern  den  Ausgangspunkt  für  die  Neu- 
bildung der  Stammesherzogtümer  Sachsen,  Baiern  und  Schwaben  (ohne 
Elsaß  und  Curwalchen)  abgegeben.  Bei  dem  Frankenstamm,  der  sich 
seit  dem  Verduner  Vertrage  auf  zwei  getrennte  Gebiete  verteilte,  kam  es 
zur  Ausbildung  zweier  Herzogtümer,  Lothringen  und  Franken  (Rhein- 
franken  und  Ostfranken);  hier  waren  es  zwei  hervorragende  Dynasten- 
geschlechter, denen  es  durch  ihre  Hausmacht,  unterstützt  durch  das 
Königsbotenamt,  gelang,  die  führende  Stellung  zu  erringen.  Bei  den 
Thüringern  und  Friesen  ist  es  nicht  wieder  zur  Ausbildung  eigener 
Stammesherzogtümer  gekommen  ^ 

Demnach  zählte  das  deutsche  Reich  im  Beginn  seiner  Geschichte 
fünf  Provinzen,  an  deren  Spitze  wieder,  wie  in  der  Merowingerzeit>  Herzoge 
mit  viceköniglicher  Gewalt  gestellt  waren,  während  die  thüringischen  und 
friesischen  Grafschaften  sowie  die  drei  wendischen  Marken  (Nordmark, 
Ostmark  oder  Lausitz,  thüringische  Mark  oder  Meißen),  anfangs  auch  Elsaß 
und  Curwalchen  die  später  zum  Herzogtum  Schwaben  gehörten,  unmittel- 
bar unter  dem  Reiche  standen.  Eine  eigentümliche  Stellung  nahm  das 
Herzogtum  Böhmen  ein.  Der  Herzog  gehörte  ebenso  wie  die  beiden 
Ijandesbischöfe  (Prag  und  Olmütz),  die  bis  Ende  des  12.  Jahrhunderts 
ihre  Investitur  vom  Reiche  empfingen,  zu  den  Reichsfürsten  ^,  im  übrigen 

Geschichte   262  ff.    Haaptquelle   für   die  Geschichte   der  Kolonisation:   Helmold, 
Chronica  Slavorum  (MG.  Scr.  21)  1,  c.  57,  c.  88. 

"  Vgl.  ToMAsoHEK,  Deutsches  Recht  in  Österreich  80  ff. 

^  Der  dueatua  Turingie  in  einer  Urkunde  von  878  (FDG.  6,  128)  beruhte  nur 
auf  einem  herkömmlichen  Sprachgebrauch. 

*  Vgl.  FiCKBR,  Reichsf&rstenstand  1,  282  f. 
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aber  war  die  Organisation  des  Landes  eine  durchaus  selbständige  und  es 
ist  nicht  anzunehmen,  daß  sich  die  Oberhoheit  des  Beiches  auch  auf  die 
inneren  weltlichen  Angelegenheiten  erstreckt  habe^ 

Noch  unter  den  Ottonen  wurden  von  den  fünf  Stammesherzogtümem 
zwei  beseitigt,  ein  drittes  wurde  erheblich  verkleinert  Das  Herzogtum 
Franken  wurde  939  aufgehoben,  die  fränkischen  Grafschaften  wurden 
reichsunmittelbar;  erst  im  späteren  Mittelalter,  als  eine  größere  Anzahl 
von  ihnen  in  der  Hand  des  Bischofs  von  AVürzburg  vereinigt  war,  sprach 
man  wieder,  aber  nicht  in  dem  ursprunglichen  Sinne,  von  einem  Herzog- 
tum Ostfranken  ^  Das  Herzogtum  Lothringen  wurde  seit  Otto  L  in  die 
Herzogtümer  Oberlothringen  (Nanzig,  Ducatus  Mosellanus),  Niederlothringen 
(Brabant,  Löwen)  und  das  rheinische  Lothringen  (Ribuarien),  letzteres 
unter  dem  Erzbischof  von  Köln,  geteilt*.  Von  Baiern  wurde  976,  end- 
gültig 995  oder  1002,  die  karenthanische  Mark  als  eigenes  Herzogtum 
Kärnthen  abgezweigt  Diese  neuentstandenen  Herzogtümer  stellten,  da 
die  zu  ihnen  gehörigen  Gra&chaften  herzoglich  blieben  und  nicht  reichs- 
unmittelbar wurden,  eine  bedeutende  territoriale  Macht  dar,  aber  die  auf 
der  Geschlossenheit  des  Stammes  beruhende  naturwüchsige  Kraft  und  die 
aus  dem  Stammespartikularismus  hervorgehende  Neigung  der  Stammes- 
herzogtümer zur  Selbständigkeit  auf  Kosten  der  Reichseinheit  ging  ihnen  ab. 

Das  Herzogtum  Sachsen  blieb  nach  der  Thronbesteigung  Heinrichs  I. 
in  der  Hand  des  Königs  -  Herzogs  und  wurde  nicht  wieder  in  der  alten 
Weise  hergestellt  Dagegen  bildete  sich  das  Grenzherzogtum  über  die 
dänische  und  obotritische  Mark,  das  Hermann  Billung  von  Otto  I.  empfing 
(wie  es  scheint  verbunden  mit  einer  ähnlichen  unterherzoglichen  Stellung 
wie  sie  an&ngs  den  lothringischen  Teilherzogen  unter  Brun  übertragen 
worden  war),  allmählich  zu  einem  neuen  sächsischen  Herzogtum  aus,  das 
nach  dem  Aussterben  des  billungischen  Hauses  durch  Lothar  von  Supp- 
lingenburg,  Heinrich  den  Stolzen  und  Heinrich  den  Löwen  nahezu  wieder 
die  Bedeutung  eines  wahren  Stammesherzogtums  erlangte,  wenn  es  sich 
auch  im  wesentlichen  auf  Westfalen,  Engem  und  die  transalbingischen 


*  Vgl.  Palackt,  Geschichte  von  Böhmen  2,  1  S.  8—50,  der  jedoch  mit  Unrecht 
von  einer  Sonveränität  Böhmens  spricht  Tomaschek,  Deatsches  Recht  in  Österreich 
4fir.;  Recht  und  Verfassang  der  Markgrafschaft  Mähren  im  15.  Jahrhundert,  1863. 
H.  Pebnice,  Verfaasungsreehte  der  Länder  der  österr.-ung.  Monarchie,  1872. 

*  Vgl.  Hbkvbr,  Die  herzogl.  Gewalt  d.  Bischöfe  v.  Würzburg,  1874.  Bresslaü, 
Die  Würzburger  Immunitäten  u.  d.  Herzogtum  Ostfranken,  FDG.  18,  87  ff.  v.  Zal- 
UMOBR,  Das  würzb.  Herzogtum,  Mitt.  d.  Ost.  Inst.  11,  528  ff.  £.  Mayer,  Zeitschr. 
f.  Gesch.- Wiss.  NF.  1,  180  ff. 

*  Zunächst  hatte  Otto  I.  nur  die  Verwaltung  unter  zwei  Herzoge  verteilt,  die 
ab  Unterherzoge  dem  Erzbischof  Brun  von  Köln  als  dem  eigentlichen  Herzog  zur 
Seite  gestellt  wurden.  Nach  955  blieb  Oberlothringen  als  eigenes  Herzogtum  in 
den  Händen  des  bisherigen  Unterherzogs,  während  Niederlothringen  erst  976  ander- 
weitig verliehen  und  damit  die  Teilung  zu  einer  endgültigen  wurde.  Über  die 
herzogliche  Gewalt  der  Kölner  Erzbischöfe  in  dem  alten  Ribuarien  vgl.  Ficker, 
Engelbert  der  Heilige  62.  223  ff. 
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Marken  beschränkte  und  in  Ostfalen  nur  geringe  Bedeatnng  hattet  Nach 
dem  Sturze  Heinrichs  des  Löwen  (1180)  wurden  seine  herzoglichen  Bechte 
über  Westfalen  als  „Herzogtum  Westfalen"  auf  den  Erzbischof  ?on  Köln, 
der  nunmehr  zwei  Herzogtümer  besaß,  übertragen,  während  das  trans- 
albingische  Herzogtum  in  abgeschwächter  Gestalt,  als  rein  territoriales 
Herzogtum,  an  Bernhard  von  Anhalt  verliehen  wurde,  der  erst  später 
den  Titel  „Herzog  von  Sachsen'^  annahm^.  Die  allodialen  Besitzungen 
des  weifischen  Hauses  in  Ostfalen  und  Engern  wurden  1235  zu  einem 
eigenen  Herzogtum  Braunschweig  erhoben. 

Von  seinem  Herzogtum  Baiem  hatte  Heinrich  der  Löwe  schon  1156 
die  Ostmark  zur  Bildung  des  Herzogtums  Osterreich  abtreten  müssend 
Nach  seiner  Ächtung  wurde  auch  die  steirische  Mark  nebst  ^em  Traun- 
gau  von  Baiern  abgezweigt  und  zu  einem  selbständigen  Herzogtum  er- 
hoben ^  Die  Bedeutung  des  so  verkleinerten  Herzogtums,  wie  es  1180 
auf  das  Haus  Witteisbach  übergingt®,  war,  wie  bei  dem  Herzogtum  West- 
falen, immer  noch  erheblich  großer  als  die  eines  bloßen  territorialen 
Herzogtums,  namentlich  da  dem  Herzog  eine  gewisse  Oberhoheit  über  die 
Bischöfe  verblieb,  obwohl  diese  schon  seit  Otto  I.  vom  Bliche  investiert 


*  Vgl.  Steindorff,  De  ducatus  qui  Billingorum  dicitur  in  Saxonia  origine  et 
progresBU^  Berl.  Dias.,  186S.  Wintzeb^  De  Billungorum  intra  Saxoniam  ducatu, 
Bonner  Diss.,  1869.  Weiland,  Das  sächsische  Herzogtum  unter  Lotbar  und  Hein* 
rieh  dem  Löwen,  1866.    Fickeb,  Engelbert  228  ff. 

^  Vgl.  Weiland,  Ck)nstitntione8  1,  384;  Sachs.  Herzogtum  169  ff.  Sghsffer- 
BoiCHOBST,  Zur  Gesch.  d.  12.  u.  18.  Jhs.  (Berl.  Hist.  Studien  8)  S.  197  ff.  Grauebt, 
Herzogsgewalt  in  Westfalen  seit  dem  Sturze  Heinrichs  des  Löwen,  1877.  Jansen, 
Herzogsgewalt  der  Erzbischöfe  von  Köln  in  Westfalen,  1895.   Ficksr,  a.  a.  0.  231  f. 

^  Der  frtther  lebhaft  geführte  Streit  über  die  Echtheit  der  beiden  auf  die 
Errichtung  des  Herzogtums  Österreich  bezüglichen  Privilegien  ist  jetzt  allgemein 
zu  Gunsten  des  Privilegium  minus  entschieden,  während  das  Privilegium  maius  sich 
als  eine  um  1359  entstandene  Fälschung  erwiesen  hat.  Vgl.  v.  Schwind  u.  Dopsch 
(S.  388)  8  f.  10 ff.  Weiland,  Constitutiones  1,  220.  686.  Fickeb,  Wiener  SB.  23,  489  ff. 
Wattbnbach,  Die  österreichischen  Freiheitsbriefe  (Arch.  f.  K.  österr.  Gesch.-Quellen 
8).  HuBEB,  Entstehungszeit  der  österr.  Freiheitsbriefe,  Wiener  SB.  34.  Bebghtold, 
Landeshoheit  Österreichs  nach  den  echten  und  unechten  Freiheitsbriefen ,  1862. 
Die  Ostmark  hatte  sich  schon  nach  976  in  einer  mehr  reichsunmittelbaren  Stellung 
befunden,  war  aber  später  wieder  in  Lehnsabhängigkeit  vom  Baiernherzog  ge- 
kommen. Vgl.  LüscHiN  VON  Ebenobbuth  ,  Gerichtswesen  in  Österreich  11  f.  Die 
angeblich  mit  der  zum  Herzogtum  erhobenen  Mark  neu  verbundenen  drei  Graf- 
schaften beziehen  sich  auf  die  Grafenrechte  in  den  drei  Gerichtsbezirken,  aus  denen 
die  Ostmark  bestand.  Vgl.  Dopsch,  Mitt.  d.  öst.  Inst  17,  256  ff.  Stbnad,  Die  Gre- 
bnrt  des  Landes  ob  der  Enns  79  ff.    Hasenöhbl,  Arch.  f.  öst.  Gesch.  82,  436  ff. 

^  Österreich,  Steiermark,  Krain  und  die  Windische  Mark  verlieh  Rudolf  I. 
1282  an  seine  beiden  Söhne;  1335  wurde  auch  Kämthen  und  später  ebenso  die 
Grafschaft  Tirol  mit  den  habsburgisch  -  österreichischen  Besitzungen  verbunden. 
Vgl.  Festschrift  zur  600jährigen  Gedenkfeier  der  Belehnung  des  Hauses  Habsburg 
mit  Österreich,  1882,  S.  36.    v.  Schwind  u.  Dopsch,  a.  a.  0.  132.  168.  169.  215. 

'^  Vgl.  Hbigel  u.  Ribzleb,  Das  Herzogtum  Baiem  zur  Zeit  Heinrichs  des 
Löwen  und  Ottos  I.  von  Witteisbach,  1867.  Riezleb^  Greschichte  Baierns  1,  728  ff. 
Gengleb,  Beiträge  z.  RG.  Baierns  1,  128  ff. 
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wurden  und  als  Reichsfursten  galten";  aber  beide  Herzogtümer  waren 
auf  Bruchteile  der  Stammesgebiete  beschränkt  und  hatten  damit  den 
Charakter  als  Stammesherzogtümer  verloren. 

Das  Herzogtum  Schwaben  kam  seit  der  Thronbesteigung  der  Hohen- 
staufen  als  selbständiges  Herzogtum  nicht  mehr  in  Betracht,  da  sie  auch 
als  Könige  ihr  Herzogtum  in  der  Hand  behielten.  Mit  dem  Tode  Eon- 
radins  (1268)  war  auch  dies  letzte  Stammesherzogtum  erloschen". 

Die  auf  der  Gaueinteilung  beruhende  Grafschaftsverfassung  des  fran- 
kischen Reiches  erhielt  sich  ebensowohl  in  den  reichsunmittelbaren  Ge- 
bieten wie  in  den  Herzogtümern  bis  zum  zwölften  Jahrhundert^',  nur 
waren  die  alten  Gaue  jetzt  regelmäßig  in  mehrere  Gra&chaften  geteilt 
und  oft  zahlreiche  Grafschaften  in  einer  Hand  vereinigt.  Auf  derartigen 
Vereinigungen  beruhten  die  territorialen  Herzogtümer  sowie  die  übrigen 
größeren  Fürstentümer,  auch  die  Marken  waren  in  der  Regel  mit  mehreren 
Gra&chaften  verbunden  ^^  Die  kirchlichen  Einteilungen  hatten  mit  der 
staatlichen  Organisation  ebenso  wenig  wie  in  der  vorigen  Periode  gemein  ^^, 


'^  Gegen  die  AnnaUme,  daß  die  bairiscben  Bischöfe  1180  von  der  Oberhoheit 
des  Herzogs  eximiert  worden  seien,  vgl.  Heigel  u.  Riezleb,  a.  a.  0.  185  ff. 

*'  Die  Herzoge-von  Zftfaringcn  und  die  einer  Seitenlinie  derselben  entsprossenen 
Herzoge  von  Teck  ftihrten  persönlich  den  Herzogtitel,  ohne  daß  diesem  ein  Herzog- 
tum entsprochen  hätte.  Der  Titel  war  von  Graf  Bertliold  I.  von  Zähringen  (f  1090), 
der  vorübergehend  Herzog  von  Kämthen  gewesen  war,  auf  sein  Haus  übergegangen. 
Ähnlich  stand  es  mit  den  Herzogen  von  Rotenburg. 

"  Vgl.  die  Gaukarten  Nr.  31—36,  bei  Spedner-Menke,  Handatlas,  und  die 
dazu  gehörigen  Vorbemerkungen.  Lang,  Baiems  Gauen  1880;  Baiems  alte  Graf- 
schaften, 1831.  Bacxann,  Gra&chaften  im  wirtembergischen  Schwaben,  1879. 
Gbameb,  Geschichte  der  Alamannen  als  Gaugeschichte,  1899.  Schrickbb,  Älteste 
Grenzen  und  Gaue  im  Elsaß,  1884.  W.  Schultze,  Abgrenzung  der  Gaugrafschaften 
des  alamannischen  Badens,  Heidelb.  Diss.  1895;  Die  fränkischen  Gaugrafsehaften 
Rheinbaiems,  Rheinhessens,  Starkenburgs  u.  Würtembergs,  1897.  Piot,  Les  pagi 
de  la  Belgique  et  leurs  subdivisions  pendant  le  moyen-äge,  M^m.  cour.  par  TAcad. 
roy.  de  Belgique,  1874.  v.  d.  Behob,  Handboek  der  middelnederlaudsche  geogra- 
phie,  1872.  Landau,  Beschreibung  der  deutschen  Gaue,  1855 — 57.  v.  Ledebub, 
Die  fünf  münsterschen  Gaue  und  die  sieben  Seelande  Frieslands,  1836.  v.  Hoden- 
BEBG,  Die  Diöcese  Bremen  und  deren  Gaue  in  Sachsen  und  Friesland,  1858—59. 
v.  Wersbbe,  Beschreibung  der  Gaue  zwischen  Elbe,  Saale,  Unstrut,  Weser  und 
Werra,  1829.  Böttobb,  Diöcesan-  und  Gaugrenzen  Norddoutschlands,  1874 — 76. 
V.  Richthofen,  Untersuchungen  über  friesische  Rechtsgeschichte  2.  3.  (1882 — 86). 
WiKTEB,  Die  Grafschaften  im  Nordthüringgau ,  Geschichtsblätter  f.  Magdeburg  9, 
281fr.  894  ff.;  Die  Grafschaften  im  Schwabengau,  Mitteil.  d.  Ver.  f.  anhält  Gesch. 
1,  79  ff.;  Die  Grafisch aften  im  Hassegau  und  Friesenfeld,  N.  Mitteil.  a.  d.  Geb.  bist. 
antiqu.  Forsch.  14,  268  ff.  Richteb,  Untersuchungen  zur  bist.  Geographie  des 
Hocbstifts  Salzburg,  Mitt  d.  5st.  Inst,  Erg.  1,  590  ff.  Thudichuii,  Rechtsgeschichte 
der  Wetterau,  1.  (1867);  Zur  RG.  der  Wetterau  (Tübinger  Festschrift  für  Reyscher) 
1874;  Zur  RG.  der  Wetterau  (Tübinger  Festschrift  für  G.  Beseleb),  1885. 

^*  So  mit  der  Mark  Brandenburg  die  Grafschaften  Gardelegen  •  Dannenberg, 
Arneburg,  Grieben,  Hillersleben-Falkenstein,  Dornburg,  Lüchow. 

**  Vgl.  S.  145.  V.  RicRTHOFEH,  Untersuchungen  2,  1285  ff.  Zu  den  früheren 
Erzbistümern  Mainz,  Trier,  Köln,  Salzburg  und  Hamburg  (später  Bremen)   trat 
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dagegen  gehörte  es  seit  den  Ottonen  zur  Politik  der  Könige,  die  geist- 
lichen Fürsten  darch  Verleihungen  ganzer  Grafschaften  in  ihr  Interesse 
zu  ziehen. 

Die  Durchbrechung  der  alten  Grafschaftsverfassung  erfolgte  zunächst 
von  den  Immunitaten  aus,  indem  e^  den  Immunitatsherren  vielfach  gelang, 
in  ihren  gefreiten  Besitzungen  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit  und  damit 
die  Exemtion  von  den  Grafschaften  zu  erwerben^*.  Derselbe  Vorgang, 
der  hier  zur  Bildung  grundherrlicher  Grafschaften  führte,  vollzog  sich 
dann  auch  in  den  königlichen  Domänenämtern,  aus  denen  die  Reichs- 
vogteien  hervorgingen.  Eximiert«  Stadtgrafschaften  legten  vielfach  den 
Grund  zur  Ausbildung  von  Stadtgemeinden  mit  korporativer  Verfassung. 
Vor  allem  aber  wurde  das  Lehnwesen  für  das  Schicksal  der  Grafschafken 
verhängnisvoll.  Die  Grafschaften  öffentlichen  Rechts  vermochten  sich  nur 
zu  erhalten,  so  lange  sie  als  Amtssprengel  erschienen,  denen  die  Grafen 
als  Beamte  vorgesetzt  wurden.  Mit  der  Ausbildung  der  Erblichkeit  der 
Lehen  ging  dieser  Charakter  der  Grafechaften  verloren,  sie  wurden  mehr 
und  mehr  als  Gegenstände  privater  Berechtigung  behandelt  und  durch 
willkürliche  Teilungen  und  Zusammenlegungen  bildeten  sich  Territorien, 
die  den  früheren  Grafschaften  nur  darin  glichen,  daß  sie  einem  mit  der 
gräflichen  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Herrn  unterstellt  waren;  aber 
dieser  Herr  war  nicht  Beamter  für  einen  fest  abgerundeten  Amtssprengel, 
sondern  Landesherr  eines  sehr  verschiedenartig  und  willkürlich  gestalteten 
Territoriums.  Eine  besondere  Stellung  nahmen  im  späteren  Mittelalter 
die  Landschaften  und  Städte  ein,  denen  es  gelungen  war,  sich  von  der 
Unterordnung  unter  eine  gräfliche  Gewalt  ganz  zu  befreien  und  als  frei- 
staatliche Gemeinwesen  unmittelbar  unter  das  Reich  zu  treten  ^^ 


noch  Magdeburg  (968),  für  Burgand  BeBaii^OD.  Das  973  errichtete  Bistam  Prag 
wurde  1344  zum  Erzbistum  erhoben. 

'^  In  Baiem  und  Österreich  haben  die  Herzoge  sich  im  Besitz  der  höchsten 
Gerichtsbarkeit  auf  den  geistlichen  Grundherrschaften  behauptet,  so  dafi  sich  hier 
keine  grundherrlichen  Grafschaften  gebildet  haben.  Vgl.  Richter,  a.  a.  0. 597  f.  609  ff. 

^^  Vgl.  GiEBKE,  Genossenschaftsrecht  1,  514  ff.  Ditmarschen  seit  der  1. 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  stand  zwar  in  einer  gewissen  losen  Unterordnung 
unter  den  Bremer  Erzbischof,  aber  doch  ohne  daß  dieser  eine  landesherrliche 
Gewalt  über  den  Freistaat  erworben  hätte.  Vgl.  Rive,  Über  den  Freistaat  Dit- 
marschen im  Mittelalter,  Freiburger  Festschrift  für  Robert  v.  Mohl,  1871.  Waitz^ 
Schiesw.-Holst.  Geschichte  1,  93  ff.  868  ff.  Die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft, zunächst  nur,  vielleicht  während  des  Interregnums,  als  Landfriedensbund 
innerhalb  des  Reiches  begründet  und  1291  als  dauernder  Bund  erneuert,  erlangte 
1415  von  Kaiser  Sigmund  die  Verleihung  des  Blutbannes  und  damit  die  Befreiung 
von  der  Reichsvogtei.  Aus  der  Verbindung  mit  dem  Reiche  selbst  schied  die 
Schweiz  erst  in  der  folgenden  Periode  aus.  Vgl.  Blumeb,  Staats-  und  Rechts- 
geschichte  der  Schweiz.  Demokratien  1,  210.  Hilty,  Die  Bundesverfisussungen  der 
schweizer.  Eidgenossenschaft,  1891.  Öchsli,  Anfänge  der  Eidgenossenschaft,  1891. 
Kopp,  Gesch.  d.  eidgenössischen  Bünde,  1845 — 1882.  Dibkaueb,  Gesch.  d.  Schweiz. 
Eidgenossenschaft  1,  1887.  Bresslau,  Das  älteste  Bündnis  der  schweizer.  Uskantone. 
Die  friesischen  Landschaften  zwischen  Weser  und  Zuidersee,  von  denen  man 
früher  annahm,   daß   sie  ebenfalls  eine  freistaatliche  Bundesverfassung  besessen 
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Eine  eigentümliche  Rolle  fiel  bei  der  Gestaltung  der  Territorien  den 
großen  Heerstraßen  and  schiffbaren  Gewässern  zu.  Da  sie  als  ,,des  Königs 
Straßen^'  dem  Beiche  vorbehalten  waren,  so  galten  sie  gewissermaßen  als 
exterritorial^  und  unabhängig  davon,  wem  die  Flußufer  oder  das  Gelände 
an  den  Seiten  der  Straße  gehörten,  konnte  die  Strom-  und  Straßen- 
gerichtsbarkeit und  die  aus  ihr  sich  ergebende  Landeshoheit  Gegenstand 
selbständiger  königlicher  Verleihung  sein^®. 

§  40.    Das  Lehnwesen. 

HoMEYER,  System  des  Lehnrechts  der  sfichsiscbeu  Recbtsbücber  (in:  Des 
Sachsenspiegels  2.  Teil,  Bd.  2,  S.  261—640).  Wahjz,  VG.  6',  1—138;  Abhand- 
lungen SOI  ff.  544  ff.  FiCKBR,  Vom  Heerscbilde,  1862.  Eichhorn,  St.  u.  RG.  2, 
666 ff.;  Einleit.  i.  d.  deutsch.  Privatr.  §§  192—244.  351—363.  Stobbb,  Privatrecbt 
§§  116—128  (3.  Aufl.  §§  174—186),  §§  315—319.  Beselee,  Privatrecht*  692—784. 
Heüslbr,  Institutionen  2,  153  ff.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  875  ff.  1262  ff. 
1295  ff.  V.  Amira,  Grundr.«  128 f.  Kraut,  Grundriß  §§  197—247.  E.  Mater, 
a.  a-  O.  (S.  387)  2,  167  ff.  Flach,  Origines  de  Fancienne  France  2,  427  ff.  Seiomo- 
B08,  Le  r^me  föodal  en  Bourgogne,  1882.  Sbcbbtan,  Essai  sur  la  f^odalit^  (M6m. 
et  docum.  de  la  Suisse  rom.  16).  Blondel,  Fr^d^ric  II.,  80  ff.  Ciccaquone,  La 
feudalitä,  1890.  v.  Brünneck,  Zur  Geschichte  des  Grundeigentums  in  Ost-  und 
Westpreußen  2,  1  (1895).    Borger,  Belehrungen  d.  geistl.  FQrsten,  1901. 

Das  Lehnwesen  ist,  wie  seine  Entstehungsgeschichte  (S.  158  ff.)  lehrt, 
als  eine  Einrichtung  der  fränkischen  Ueeresverfassung  aufgekommen  und 

hfitten,  haben  es  über  vereinzelte  Versuche  mit  vorübergehendem  Erfolg  nicht 
hintiusgebracht  Der  erste  Upstallsbomer  Bund,  der,  wahrscheinlich  im  12.  Jh. 
errichtet,  bis  1231  dauerte,  war  ein  bloßes  Laiidfriedensbündnis,  dagegen  hatte 
der  zweite  upstallsbomer  Bund  (1323—1327)  und  der  von  Groningen  (1361—1422) 
weitergehende  politische  Ziele,  die  aber  nicht  erreicht  wurden.  Auch  die  Versuche 
der  Kaiser  Sigmund  und  Friedrich  III.,  den  Friesen  eine  freistaatliche  Stellung 
zu  geben,  waren  erfolglos.  Vgl.  v.  Richthofen,  Untersuchungen  1,  112 — 172.  184  ff. 
370—553.  2,  259  ff.  344  ff. 

**  Vgl.  Waitz  8,  302.  FüooER  von  Kibchheim,  Abh.  über  die  Grenzen  der 
dem  Rurtnme  Mainz  über  den  Main  zustehenden  Oberherrschaft,  Mainzer  Inaug.- 
Diss.  1785/86.  Strüve,  Neu  eröffnetes  bist  u.  polit.  Archiv  1,  36.  Böhmer,  Acta 
imp.  sei.  Nr.  443.    Schbödeb,  Landeshoheit  über  die  Trave,  N.  Heidelberger  Jabrb. 

1  (18911    Friedrich *s  I.  constitutio  de  regalibus  v.  1158:    Regalia  sunt vie 

publice  j  flumina  navigabilia  et  ex  quzbtta  ßunt  navigabilta,  Görlitz.  Landrecht 
Art  34,  §  1:  iegelick  vlixinde  waxxir  heizet  des  riekes  sträxe.  Friedrich  I.  be- 
willigte den  Lübeckern  im  Jahre  1188  die  Aufnahme  des  ganzen  Inundations- 
gebietes  der  Trave  in  das  Weichbild  der  Stadt  Lübeck:  ui  tisque  ad  locum^  ad 
quem  in  inundatione  aseefidit  fluvius  qui  Travene  didtury  eadem  qtui  et  intra  eivt- 
tatem  fruantur  per  omnia  iusUcia  et  libertate  (Ürk.-B.  d.  St.  Lübeck  1,  Nr.  7). 
Bremen  übte  im  14.  und  15.  Jahrhundert  die  Landeshoheit  auf  der  ganzen  Weser 
aus  und  erwirkte  noch  1541  ihre  Bestätigung  durch  Karl  V.  Unter  König  Adolf 
wurde  1294  durch  Reichsweistum  festgestellt:  Quod  si  insula  nata  est  in  Rheno 
vel  alio  flumine  in  comifatu  alicuius  comiiis,  qui  in  ipso  flumine  redpit  telonia  et 
eondtictus,  hahetque  comitatum  telonia  et  conductum  ab  imperio  in  flumine  pre- 
dietoy  eadem  insula  potius  speetat  ad  imperium  et  ad  ipsum  comiterriy  quam  ad 
alium  dominum j  cuius  distrietus  protenditur  ad  ripam  fluminis 
prelibati  (MG.  Leg.  2,  460),  Siehe  auch  Weiland  1,  323.  2,  401.  Gefpcken, 
ZRG.  34,  199  ff. 
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auch  im  Mittelalter,  wo  mehr  und  mehr  das  ganze  Staatsleben  von  ihm 
durchdrungen  wurde,  hat  es  einen  vorwiegend  militärischen  Charakter 
behauptet  Wir  erkennen  in  ihm  die  mittelalterliche  Form  des  Reichs- 
söldnertums.  Für  die  Reiterdienste,  die  das  Reich  von  dem  Yassallen 
beanspruchte,  gewährte  es  ihm,  den  Verhältnissen  der  Naturalwirtschaft 
entsprechend,  einen  Sold  in  Oestalt  der  Lehnsnutzung.  Bis  zum  12.  Jahr- 
hundert wurde  das  Lehn  noch  regelmäßig  als  beneficium  bezeichnet,  ein 
Ausdruck  der  seit  dem  18.  Jahrhundert  durch  die  aus  Süd&ankreich 
stanimende  und  seit  dem  1 1.  Jahrhundert  auch  in  Deutschland  bekannte 
Bezeichnung  feudum  vollständig  verdrängt  wurdet  Die  Ausbildung  des 
Lehnwesens  hat  mit  der  Ausbildung  des  militärischen  Reiterdienstes 
fortdauernd  Schritt  gehalten.  Auf  Südfrankreich  und  Italien  sind  in  der 
späteren  Karolingerzeit  Lothringen  und  Burgund  in  der  Entwickelung 
der  Feudalmiliz  gefolgt,  während  Deutschland  noch  in  den  Schlachten 
des  10.  und  11.  Jahrhunderts  neben  der  Reiterei  ansehnliche  Scharen 
des  Fußvolkes  kämpfen  sah.  Hier  fällt  die  Blüte  des  Reiterdienstes  und 
des  Lehnwesens,  unzweifelhaft  gefordert  durch  die  Ereuzzüge,  erst  in  die 
Hohenstaufenzeit  Aber  so  weit  wie  in  Frankreich,  wo  der  Satz  galt: 
Nulle  terre  sans  seigneur^  ist  das  Feudalwesen  in  Deutschland  nie  in  das 
Leben  eingedrungen.  Nie  hat  es  hier  an  bedeutenden  allodialen  Be- 
sitzungen gefehlt,  wenn  sie  auch  gelegentlich,  der  Lehnstheorie  zu  Liebe, 
als  Sonnenlehen  aufgefaßt  wurden  ^  Auch  hielt  man  daran  fest,  daß 
Lehen  an  Eigen  kein  rechtes  Lehen  sei^,  denn  das  Lehnrecht  war 
so  recht  eigentlich  Reichslehnrecht  und  ein  wahres  Lehen  konnte  nur 
wieder  an  Lehen  begründet  werden,  so  daß  der  König  immer  der  oberste 
Lehnsherr  war.  Darum  konnte  ein  Lehen  ohne  Mannschaft,  d.  h.  ohne 
Yassallenverhältnis  und  Reichskriegsdienst,  nicht  als  ein  rechtes  Lehen 
angesehen  werden.  Nur  das  Ritterlehen  (feudum  militare)  war  ein  solches, 
und  nur  ein  Mann  von  Rittersart,  der  mit  ritterlicher  Abstammung  (Ritter- 
bürtigkeit)  ritterliches  Leben  verband,  war  „vollkommen  an  Lehenrecht", 
d.  h.  im  Besitz  der  vollen  Lehnsfähigkeit  oder  des  „Heerschildes". 
Ob  er  persönlich  den  Ritterschlag  empfangen  hatte  oder  nicht,  machte 
keinen  Unterschied;  auch  das  Knappenlehen  war  ein  rechtes  Leken.  Die 
unfreien  Ritter   aus   dem  Stande   der  Ministerialen   konnten  bis  um  die 


>  Vgl.  S.  308,  n.  187.  Waitz  6«,  112  ff.  Homeyer  274  ff.  Du  Gange,  Glosgar. 
8.  y.  Cartolaire  de  Vabbaje  de  Conques,  S.  217,  Nr.  262  (916):  neo  heneßdare 
nee  in  feo  donare.  Vereinzelt  begegnet  beneficium  noch  in  Urkunden  des  13.  Jakr^ 
hunderts,  vgl.  (gegen  Homeyer  274)  Stobbb,  Kechtsquellen  1,  326.  Urk.-B.  d. 
Land,  ob  der  Enns  2,  Nr.  339  (1203).  349.  453  (1225):  benefieia  a  nobis  in  feodo 
habentibutS, 

«  Vgl.  §  47,  n.  9.  Gbimm,  RA.  278  ff.  Über  den  Allodialbesitz  der  Weifen  vgl. 
Anm.  25,  den  der  Freien  von  Zimmern  Franklin,  Die  freien  Herren  und  Grafen  von 
Zimmern  18  ff.    Vgl.  auch  Ch6non,  ifctude  sur  Thistoire  des  alleux  en  France,  1888. 

'  Vgl.  Homeyer  277.  287.  526  ff.  Die  Rechte  des  Mannes  waren  beim  Lehen 
an  Eigen  geringer,  ihm  fehlte  das  Recht  der  Folge  und  der  Vererbung,  auch  konnte 
der  Herr  jederzeit  das  Lehen  gegen  ein  anderes  von  gleichem  Wert  vertauschen. 
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Mitte  des  12.  Jahrhunderts  nur  Dienstlehen  von  ihren  Herren,  nicht  aber 
rechte  Lehen  von  Dritten  empfangen  (Anm.  10).  Erst  der  unter  Fried- 
rich L  beginnende  massenhafte  Übertritt  von  Edeln  in  die  Ministerialitat 
hat  den  Stand  gehoben;  da  die  Übergetretenen  ihre  bisherigen  Lehen, 
überhaupt  ihre  Lehnsföhigkeit  behielten,  so  konnte  man  auch  den  ge- 
geborenen Dienstmannen  die  Anerkennung  ihrer  Lehnsfahigkeit  nicht 
mehr  versagend  Unbedingt  lehnsunfahig  waren  Geachtete  und  Personen 
die  sich  im  Ejrchenbann  befanden  ^  Wer  den  Heerschild  nicht  besafi, 
wie  Burger,  Bauern,  Geistliche,  Frauen  und  Korporationen,  konnte  zwar 
Lehen,  die  vom  Beichskriegsdienste  frei  waren  (Burglehen,  Eirchenlehen, 
Sohulzenlehen,  Bauerlehen  u.  dgl.),  mit  voller  Bechtswirkung  empfangen, 
aber  bei  dem  Erwerb  eines  rechten  Lehens  bedurfte  er  eines  mitbelehnten 
oder  ihn  zu  treuer  Hand  vertretenden  Lehnstragers;  ohne  einen  solchen 
hatte  die  Belehnung  eines  Lehnsunfahigen  nur  eine  persönliche  Wirkung 
für  diesen  Herrn  und  diesen  Beliehenen,  sie  darbte  des  Rechtes  der  Folge 
und  der  Vererbung®.  Eine  Ausnahme  bestand  für  die  geistlichen  Fürsten 
(nüt  Einschluß  der  Beichsabtissinnen),  die  ungeachtet  ihres  Standes  oder 
Geschlechts  als  lehnsfähig  galten;  als  Yassallen  standen  sie  gleich  den 
Laienfürsten  unmittelbar  unter  dem  König,  aber  als  Unterlehnsherren 
hatten  sie  den  Vorrang  vor  den  Laienfürsten,  weil  diese  keinen  Anstand 
nahmen,  auch  Lehen  aus  der  Hand  geistlicher  Fürsten  zu  empfangend 

Je  mehr  sich  der  Kreis  der  Lehnsfahigen  nach  außen  hin  abschloß, 
desto  strenger  wurde  innerhalb  dieses  Kreises  die  Bangordnung  beachtet, 
die  den  einzelnen  Trägem  des  Heerschildes  zukam.     Es  gab  nicht  nur 


*  Vgl.  FiOKBR  176  ff.  221  f.  V.  Zallinoer,  Schöflfenbarfreie  265.  v.  Fübth, 
Ministerialen  433  f. 

»  Vgl.  Weiland  2,  404  (1225).  427  (1234).  442  (1237).  443  (1240), 

•  Vgl.  Anm.  9.  Weilaio)  2,  117.  Hometbe  309  f.  Passauer  Urk.  v.  1254  (Mon. 
Boica  29,  2,  8.  403):  quod  femine  sttecessionem  ad  feodale  tus  non  habeani,  nisi 
qiumtum  ad  unam,  aive  suam  vel  eonferentis,  personam.  In  Italien  konnte  der  Herr 
seinem  lehnsunfthigen  Manne  das  Lehen  willkürlich  wieder  entziehen,  falls  er  es 
ihm  nicht  verkauft  hatte.  Vgl.  I.  F.  17.  Über  den  Lehnsträger  vgl.  zu  Anm.  39  f. 
Schwab.  Lehnr.  1  1.  f.  gesteht  auch  dem  lehnsunfahigen  Manne  das  Kecht  der 
Vererbung  zu.  Den  Bürgern  der  Reichsstädte  wurde  seit  dem  13.  Jahrhundert 
vielfach,  teils  durch  F*rivileg  teils  durch  gewohnheitsrechtliche  Entwickelung,  die 
Lehnsfahigkeit  zugestanden,  wogegen  sich  aber  seit  dem  15.  Jahrhundert  ein  mehr 
oder  weniger  erfolgreicher  Widerspruch  des  Adels  erhob.  Vgl.  Frensdorpf,  Lehns- 
föhigkeit  der  Bürger,  Nachr.  d.  Gott  Ges.  d.  Wiss.  1894. 

'  Über  die  aktive  Lehnsfähigkeit  der  Keichskirchen  und  die  Belehnung  welt- 
licher Fürsten  durch  sie  vgl.  Fickeb  87  ff.  WArrz  6*,  107  ff.  Die  Libri  Feudorum 
gedenken  nur  der  aktiven  Lehnsfähigkeit  der  geistlichen  Fürsten.  Die  nicht- 
fürstlichen Geistlichen  wurden  im  12.  und  13.  Jh.  wiederholt  reichsgerichtlich 
für  lehnsunfahig  erklärt  (Franklin,  Sent  curiae  regiae  Nr.  216.  217),  doch  kamen 
schon  im  13.  Jh.  Ausnahmen  vor,  die  in  der  Folge  immer  häufiger  wurden.  Vgl. 
Fickeb  104  ff.  286  f.  Weiland  1,  883  (1179).  Remling,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Bischöfe 
von  Speier  2,  Nr.  37  (1413).  Einzelnen  Reichsstädten  wurde  seit  dem  14.  Jh.  durch 
königliches  Privileg  das  Recht  des  Heerschildes  bewilligt.  Vgl.  Böhher-Fickeb, 
Acta  imperii  selecta  Nr.  795  (1340). 
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eine  Grenze,  über  die  hinaus  ein  Mann  von  Bittersart  ein  Lehnsverhältnis 
überhaupt  nicht  mehr  eingehen  könnt«;  auch  unter  den  Lehnsfahigen 
selbst  bestanden  Klassenunterschiede,  die  den  Einzelnen  verhinderten,  von 
anderen  als  von  Höhergestellten  ein  Lehen  anzunehmen.  Diese  Abstufungen, 
in  erster  Reihe  nicht  lehn  rechtlicher,  sondern  militärischer  Natur,  hat 
der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  zuerst  in  ein  wissenschaftliches  System 
gebracht,  das  zwar  manche  Unrichtigkeiten  und  AVillkürlichkeiten  enthält, 
im  großen  und  ganzen  aber  den  Yerhältnissen  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts entspricht®. 

Ursprünglich  umfaßte  die  Ordnung  der  Heerschilde  in  Deutschland 
und  wohl  auch  in  Italien  nur  drei  Stufen:  den  König  {princeps),  die 
Fürsten  {capitanei)  und  die  freien  Herren  {regia  valvcuores,  seit  12.  Jahr- 
hundert auch  capitanei  genannt).  Den  letzteren  folgten  in  Italien  schon 
im  11.  Jahrhundert  die  milites  oder  valvasores  minores  (später  valvasores 
schlechthin),  denen  sich  im  12.  Jahrhundert  als  fünfte  Stufe  die  valvasini 
(nunmehr  auch  valvasores  minores)  anschlössen  ^  In  Deutschland  trat 
die  Klasse  der  Dienstmannen  seit  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  als  vierter 
Heerschild  hinzu  ^^,  während  sich  durch  die  unter  den  Dienstmannen 
stehenden  unfreien  Bitter  noch  eine  fünfte  Stufe  bildete,  so  daß  man,  da 
sich  der  Heerschild  der  Fürsten  durch  die  überragende  Stellung  der  geist- 
lichen Füi*sten  spaltete,   zu  sechs  Heerschilden  kam^^    Wer  von  einem 


»  Vgl.  Ssp.  1,  3  §  2.  Sachs.  Lehnr.  1.  Hometer  289  ff.  Weiske,  De  Septem 
clypeis  niilitaribus,  1829.  Grundlegend  das  oben  angeführte  Werk  von  Ficker, 
das  nur  nach  den  Ergebnissen  der  neuesten  Untersuchungen  über  die  Schöffenbar- 
freien  einiger  Berichtigung  bedarf.  Zu  sehr  unterscbfitzt  wird  die  Theorie  des 
Sachsenspiegels  von  Waitz,  Abh.  544  ff.  Unrichtig  ist  nur,  abgesehen  von  den 
Schöffenbarfreien,  die  der  Sieben-  oder  Sechszahl  zu  Liebe  behauptete  Unsicher- 
heit hinsichtlich  der  untersten  Heerschildstufe.  Vgl.  ZRGr.  22,  61.  v.  Zallinger, 
Ministeriales  u.  milites  43  ff. 

•  Vgl.  Anm.  65.  I.  P.  1  pr.  §  4.  7.  18.  II.  F.  10  pr.  §  1.  84  §  8.  Der  Brief 
des  Obertus  de  Orto  (Mitte  des  12.  Jh.)  sagt  von  der  fünften  Klasse  noch:  valva- 
sini^ id  est  valvasores  minores  — ,  qui  antiquo  quidem  usu  nuüam  feudi  consue- 
tudinem  hahehant:  valvasore  enim  sine  filio  mortuo,  feudum,  quod  valrasino  dederat, 
ad  capitaneum  revertebatur.  Im  Mailändischen  wurde  zur  Zeit  des  Obertus  keine 
Grenze  mehr  beobachtet 

*°  Unfreie  Vassallen  werden  schon  in  der  Karolingerzeit  erwähnt.  Belehnung 
ohne  Mannschaft  findet  sich  bei  Ministerialen  des  11.  Jahrhunderts  wiederholt  be- 
zeugt, in  dieser  Form  konnten  sie  auch  von  fremden  Herren  Lehen  empfangen. 
Ministeriallehen  mit  Mannschaft  kommen  erst  seit  dem  12.  Jh.  vor.  Vgl.  Seeliger 
bei  Waitz  6^  60,  n.  4. 

"  Vgl.  Urkunde  von  1204  (Schültes,  Direct.  2,  419),  besprochen  von  Posern- 
Klett,  Zur  Gesch.  d.  Verf.  d.  Markgrafsch.  Meißen  14,  wo  5  weltliche  Heerschilde 
in  Sachsen  genannt  werden:  1.  der  König  (Philipp),  2.  der  Markgraf,  3.  Burggraf 
von  Meißen,  4.  Bernhard  von  Trebicin,  5.  quidam  miles  Ekehardus.  Wfirc  ein 
Geistlicher  an  zweiter  Stelle,  so  würde  das  sechs  Schilde  ergeben.  Die  sechs  süd- 
deutschen Stufen  ergeben  sich,  wenn  man  den  König  hinzurechnet,  aus  zwei  Ur- 
kunden von  1169  (Schültes,  Directorium  diplomaticnm  2,  Nr.  346)  und  1206  (Urk.-B. 
d.  Land,  ob  der  Enns  2,  Nr.  349):  1.  Erzbischof  von  Mainz  und  Bischof  von 
Passau,    2.  Pfalzgraf  von  Baiern  und  Herzog  von  Österreich,    3.  zwei  Grafen  von 
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Heerschildgenossen  ein  Lehn  annahm,  zog  sich  eine  Erniedrigung  seines 
Schildes  zu,  deren  Polgen  sich  bis  auf  die  dritte  Generation  erstreckten  ^*. 
Demzufolge  besaßen  die  Inhaber  des  'letzten  Heerschildes  nur  noch  passive, 
aber  keine  aktive  Lehnsfähigkeit,  sie  konnten  nicht  Lehnsherren  anderer 
Ritter  werden  und  wurden  daher  als  „Einschildige"  bezeichnet^*.  Seit 
dem  14.  Jahrhundert  geriet  die  Heerschildsordnung  in  Verfall,  indem  die 
staatliche,  mit  der  Yassallität  zusatnmenhängende  Bedeutung  des  Lehn- 
wesens vor  der  materiellen  Seite,  dem  Vermögenswert,  in  den  Hinter- 
grund trat. 

Gegenstand  der  Verleihung  konnte  alles  sein  was  einen  dauern- 
den Ertrag  gewährte,  insbesondere  Grundbesitz,  Zehnten,  Renten  und 
andere  Gefalle,  Zölle  und  andere  Gerechtigkeiten,  Kirchen  und  Klöster, 
namentlich  auch  Ämter.  Die  frühere  Unterscheidung  zwischen  dem  Amt 
und  dem  zur  Ausstattung  des  Amtes  bestimmten  Lehen  hatte  im  Laufe 
der  Zeit  aufgehört  ^^  Auch  das  vassallitische  Recht  am  Lehen  konnte 
weiterverliehen   werden,    soweit   nicht   die   Heerschildsordnung  oder  der 


Beichlingen  und  der  Stiffcsvogt  von  Regensburg  (Hartwich  von  Lengenbach), 
4.  Heinrich  von  Heldrungen  (freier  Herr)  und  der  Passauer  Dienstmann  Pillung 
von  Pexnstein,  5.  quendam  militem  Amoldum  de  Weberstete  und  quendam  militem 
Älberonem  Gneusen,  qui  eaa  a  iam  dieto  PiUungo  in  heneficio  susceperat  Da  sich 
übrigens  die  freien  Herren  in  Süddeutschland,  Thüringen  und  Westfalen  auf  zwei, 
in  Lothringen  sogar  auf  drei  Lehnrechtsstufen  verteilten  (vgl.  §  42,  n.  3.  Ficker, 
130  f.  135  ff.  154  ff.  DoBBNEOKBB,  Reg.  Thur.  IL  Nr.  2425.  ZDA.  2,  394,  Vers  49  ff.), 
so  ergab  sich  für  diese  Gegenden  unter  Umständen  eine  noch  größere  Erweiterung 
der  Heerschildsordnung.  Nach  dem  Rechtsb.  d.  Rupr.  v.  Preis.  2,  c.  26  hatte  der 
Dienstmann  den  6.,  der  Ritter  den  7.  Heerschild^  vgl.  auch  Ausgabe  von  Mauser, 
pg.  15. 

"  Die  Niederung  des  Heerschildes  beruhte  nicht  auf  dem  Lehen,  sondern  auf 
der  Vassallitftt.  Darum  empfingen  die  Könige  Lehen  von  geistlichen  Fürsten,  was 
schon  unter  den  Karolingern  gebräuchlich  war,  regelmäßig  ohne  Mannschaft.  Vgl. 
Anm.  17.     Fickeb  87  ff.     Waitz  6«,  18. 

^'  Vgl.  Richtst.  Lehnr.  28  §  4:  dat  he  also  side  en  man  toere  geworden,  dat 
he  einen  hersciÜ  to  male  vorloren  hedde :  alse,  eft  he  dat  untfangen  hedde  van  eneme 
enscildigen  manne,  v.  Zallimgeb,  Ministeriales  u.  milites  42  ff.  53  f.  Seifried  Helb- 
ling  (her.  v.  Kaeajan,  ZDA.  1,  1  ff.)  4,  Vers  64  ff.  8,  Vers  282.  347.  577  ff. 

"  Vgl.  Waitz  6*,  31  f.  7,  5  f.  Hombyeb  529  ff.  Bei  den  Reichskirchen  fanden 
die  lehnrechtlichen  Grundsätze  erst  Anwendung,  als  man  im  Laufe  des  Investitur- 
streites gelernt  hatte,  zwischen  der  Kirche  (fundus  ecclesiae)  und  dem  geistlichen 
Amte  einerseits  und  den  Temporalien  der  Kirche  andererseits  zu  unterscheiden.* 
Vgl.  Anm.  22.  Während  Heinrich  V.  noch  1111  einen  Vergleich  acceptiert  hatte, 
durch  den  dem  König  nur  die  Investitur  mit  den  vom  deiche  ausgegangenen 
Regalien  (eadem  regaMa,  id  est  oivitates,  ducatus,  marchias^  oomitatus,  moneiasy  te- 
loneumy  mereatum,  advocatias  regni,  iura  centurionum  et  ciiries,  quae  ?nani feste 
regm  eranty  cum  pertinentiis  suis,  militiam  et  castra  regni)  vorbehalten  wurde 
(Wbilahd  1,  138  f.  141),  bat  der  Kaiser,  nachdem  dieser  Vergleich  gescheitert  war, 
jene  Selbstbeschränkuug  nicht  mehr  auJ&echt  erhalten.  Das  Wormser  Konkordat 
von  1122  spricht  schlechthin  von  der  Verleihung  der  regalia,  und  Ficker,  Eigen- 
tum des  Reichs  am  Reichskirchengute,  Wiener  SB.  1872,  S.  109  ff.  hat  den  Nach- 
weis geführt,  daß  alle  Besitzungen  und  Gerechtigkeiten  der  Reichskirchen,  auch 
wenn  sie  nicht  vom  Reiche  stammten,  als  reichslehnbar  galten. 

R.  ScnBÖDKB,  Deutsche  Reefatsgescfalchte.    4.  Aufl.  26  ^^ 
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öffenüich-recfatliche  Charakter  des  Lehns  einer  Afterverleihung  im  Wege 
stand.  Höhere  Oerichtslehen  sollten  nioht  über  die  dritte  Hand  hinaus 
verliehen  werden,  d.  h.  nur  dem  Fürsten  war  eine  Afterverleihxmg  der 
Grafschaft  gestattet. 

Der  Akt  der  Belehnung  setzte  sich  ganz  in  alter  Weise  aus  dem 
die  Yassallität  begründenden  Akte  der  Eommendation,  jetzt  Hvlde  genannt, 
und  der  das  dingliche  Recht  des  Mannes  am  Lehen  begründenden  Leihe 
oder  Investitur  zusammen  ^^  Bei  der  Hulde  war  der  Mann  {homo^  fidelü, 
müesy  vassalluSf  bis  zum  10.  Jahrhundert  noch  vassns^  der  Leistende  und 
der  Herr  {dominus,  selt-ener  senior)  der  Empfangende,  bei  der  Leihe  um- 
gekehrt. Zuweilen  kam  es  vor  daß,  wie  in  Italien,  die  Leihe  der  Hulde 
voranging,  in  Deutschland  bildete  aber  das  Umgekehrte  die  BegeL  Bis 
in  das  erste  Drittel  des  13.  Jahrhunderts  begegnete  es  sogar,  daß  die 
Hulde  ohne  eine  sofort  nachfolgende  Investitur,  bloß  in  Erwartung  spä- 
terer Belehnung,  geleistet  wurde  ^®,  aber  die  der  karolingischen  Periode 
noch  geläufige  selbständige  Eommendation  ohne  die  Absicht  eines  Lehns- 
verhältnisses  war  dem  Mittelalter  unbekannt  Die  Hulde  bestand  aus  der 
Handreichung  {mannsckaft,  homagium^  hominiuntj  „Hulde  thun''),  häufig 
mit  einem  Kuß  verbunden,  und  dem  Eide  [fidelitas,  „Hulde  schwören''), 
durch  den  der  Mann  versprach,  dem  Herrn  „treu,  hold  und  gewärtig** 
zu  sein  ^^.  Die  früher  mit  der  Kommendation  verbundene  Wafienreichung 
(S.  162)  hatte  ihre  ursprüngliche  Bedeutung  verloren  und  war  eine  Ver- 


^*  Vgl.  HoMEYER  319  m    Waitz  6»,  78  m 

"  Vgl.  Waitz  6»,  63  f.  Homeybb  278  f.  Sachs.  Lehnr.  9,  §  1.  Man  darf  den 
Vorgang  nicht  mit  dem  geliehenen  Gedinge  (vgl.  Anm.  35)  verwechsebi. 

^^  Auch  die  geistlichen  Fürsten  hatten  dem  Könige  Treueid  und  Mannschaft 
zu  leisten.  Vgl.  Waitz  6*,  488.  7,  286  f.;  Abh.  548  f.  Hihschius,  Kirchenrecht 
2,  569  f.  Die  entgegenstehende  Ansicht  (Ficksb,  Heerschild  59  ff.  Volkmas,  FDG. 
16,  459  ff.),  dafi  erst  Friedrich  I.  die  Mannschaft  für  die  geistlichen  Fürsten  ein- 
geführt habe,  beruht  auf  einer  mißverstandenen  Auffassung  der  Narratio  de 
electione  Lotharii  c.  7  (MG.  Scr.  12,  512).  Hier  heißt  es  von  Lothar  III.,  daß  er 
am  Tage  nach  seiner  Wahl  (1125)  von  den  Bischöfen  und  Äbten  fideliUUem  tum 
indebitam  de  more  suscepit;  a  ntdlo  tarnen  spiritalium  ^  ut  moris  eraty  hominium 
vel  aceepit  vel  eoegit;  deinde  hine  inde  regni  prineipes  fidelttatem  suam  tarn  in  ho- 
minio  quam  sacramenio  regt  domino  ftrmaverunt  et,  debitum  regt  honorem  deferentes, 
quae  regni  fuerunt  a  rege  stisceperunt.  Nur  für  die  weltlichen  Fürsten  handelte 
es  sich  um  eine  Lehnsemeuerung.  Die  dem  Vorsteher  einer  Kirche  erteilte  In- 
vestitur galt  auf  seine  Lebenszeit  und  bedurfte  einer  Erneuerung  im  Hermfalle  nicht. 
Vgl.  S.  164  f.  FicKBR,  Eigentum  am  Reichskirchengute  82.  Daran  hielt  Lothar  noch 
fest,  ihm  genügte  daher  der  einfache  Treueid  der  geistlichen  Fürsten,  die  erst  unter 
Friedrich  I.  auch  hinsichtlich  der  Lehnsemeuerung  ganz  den  Laienfürsten  gleich- 
gestellt wurden.  —  Während  übrigens  das  lombardische  Recht  alles  Gewicht  auf 
den  Treueid  {fidelitas)  legte  und  die  Mannschaft  nur  als  unwesentliche  Beigabe 
behandelte,  galt  in  Deutschland  ein  Lehen  ohne  Mannschaft  nicht  als  ein  rechtes 
Lehn.  Vgl.  Hometer  272  f.  Ficker  56  ff.  Darum  begründete  die  Verleihung  des 
Königsbannes,  die  ohne  Mannschaft  erfolgte  (Ssp.  HI.  64,  §  5),  kein  lehnrechtliches 
Verhältnis.  Wer  sich  von  einem  Heerschildgenossen  oder  Untergenossen  belehnen 
ließ,  konnte  die  Niederung  seines  Schildes  durch  Erlaß  der  Mannschaft  vermeiden. 
Vgl.  FicKEE  16  ff.  47. 
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bindnng  mit  der  Investitur  eingegangen^  die  Waffe  war  zum  Investitur- 
sjmbol  geworden.  Die  liOihe  trug  den  Charakter  einer  symboliachen 
luTestitur  (S.  280  ff.),  die  mit  Hand  und  Mund,  d.  h.  dutcb  Übergabe 
eines  Investitursymbols  unter  gleichzeitiger  mündlicher  Willenserklärung 
seitens  des  Herrn,  vollzogen  wurde.  Die  Inveetitursymbole  waren  zum 
Teil  dieselben  wie  im  Landrecht  ^^:  Handschuh,  Hut,  Kappe,  Stab,  Zweig, 
Tereinzelt  wohl  auch  ein  Bing,  ganz  besonders  aber  Schwert  oder  Speer  ^^ 
Bei  den  Fürstentümern  war  es  schon  früh  üblich  geworden,  als  Wahr- 
zeichen des  zu  übertragenden  königlichen  Hoheitsrechtes  eine  Fahne  an 
der  Speerstange  zu  befestigen;  so  wurde  die  Fahne  zum  ausschließlichen 
luTestitursymbol  bei  der  Verleihung  der  weltlichen  Fürstentümer,  diese 
selbst  wurden  zu  „Fahnlehen^^^.  Die  Bistümer  und  Abteien  brachte  man 
erst  seit  der  2.  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  unter  den  Begriff  der  Bene- 
fizien,  ihre  Besetzung  unter  den  der  Benefizialleihe,  doch  wurde  diese 
nicht  vor  Ende  des  9.  Jahrhunderts,  regehnäßig  sogar  erst  seit  dem 
12.  Jahrhundert  als  Investitur  bezeichnet;  sie  vollzog  sich,  infolge  weiterer 
Ausdehnung  des  Eigenkirchen wesens,  ohne  daß  man  zwischen  Amt  und 
Amtsausstattung  unterschieden  hätte,  durch  Überreichung  des  an  den  Hof 
gebrachten  Hirtenstabes  {ferula,  virga  pastbrcdü)  des  früheren  Bischofs 
oder  Abtes,  seit  Heinrich  III.  bei  Bischöfen  durch  Bing  und  Stab^^  Nach- 
dem man  im  Laufe  des  kirchlichen  Investiturstreites  sich  dahin  geeinigt 
hatte,  zwischen  der  Ausstattung  der  Kirche  mit  weltlichen  Gütern  und 
Gerechtigkeiten  einerseits,  dem  Amt  und  dem  unmittelbaren  kirchlichen 
Vermögen  (den  heiligen  Sachen)  andererseits  zu  unterscheiden,  verständigte 
man  sich  im  Wormser  Konkordat  (1122)  dahin,  für  die  Verleihung  der 
sogenannten  Begalien  an  die  Stelle  der  kirchlichen  Symbole  das  weltliche 
Symbol  des  Scepters  treten  zu  lassen  ^^    Da  dies  auch  nach  Einfügung 


^^  Eine  große  Zahl  von  InveBtitarsymbolen,  ohne  Unterscheidung  zwischen 
Land-  und  Lehnrecht,  bei  Du  Cakoe  s.  v.  inoestitura. 

"  VgL  Obertas  de  Orte  in  II.  F.  2  pr.:  Investüura  proprie  quidem  dicüur 
possessio^  abtutivo  autem  modo  dicitur  investitura,  quando  hasta  aut  quodlihet  cor' 
poreum  porrigitur  a  domtno  feudi,  se  investituram  facere  dicente. 

««  Vgl.  HoMEYBB  551.  Waitz  6%  74.-  Du  Cangb  ed.  Favre  4,  417  f.  Otto 
Frising.,  Gesta  Friderici  2,  c.  5:  est  enim  consuetudo  ouriaej  ut  regna  per  gladium, 
proüinciae  per  vexiUum  a  principe  tradaniur  vel  reeipiantur.  Waren  mehrere 
Ftirstenlehen  vereinigt,  so  wurden  auch  mehrere  Fahnen  überreicht,  so  bei  Loth- 
ringen und  Böhmen  je  fQnf,  bei  Baiem  bis  zur  Abzweigung  Österreichs  sieben; 
auch  bei  dem  Übergange  des  Herzogtums  Österreich  auf  das  Haus  «Habsburg  (1282) 
erfolgte  die  Belehnung  mit  mehreren  Fahnen  (soüempniter  cum  vexillis). 

"  Vgl.  HiifscHius,  System  des  Kirchenrechts  2,  529.  536.  Waitz  7,  279  ff. 
Brukksb,  RG.  2,  318;  Grundz.  67.  Stutz,  ZRG.  33,  220;  Eigenkirche  84  f.  Fickeb, 
Eigentum  am  Reichskirchengute  80  f. ;  Heerschild  64  ff.  98  ff.  Haüok,  KG.  Deutschi. 
3,  53  ff.    Ekkeharti  casus  St.  Galli  (ed.  Meter  von  Knonau,  1877)  c.  86.  130.  133. 

••  Vgl.  Anm.  14.  Der  Gedanke  ist  zuerst  in  einer  kirchlichen  Streitschrift 
von  1112  (ScHUM,  Die  Politik  Papst  Paschais  11.  gegen  Heinrich  V.,  Jahrb.  d.  Aka- 
demie gemeinnutziger  Wissenschaften  zu  Erfurt  8,  275  f.)  ausgesprochen:  Sicut 
tmm  in  ecclesia  pastoralis  virga  est  neeessaria,  quia  [qua  ?]  regiiur  et  ecclesiastica 
distinguuntur  officia,  sie  in  domibus  regum  et  imperatorum  illud  insigne  sceptrum, 

26* 
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der  geistlichen  Fürstentümer  in  das  Beichslehnwesen  beibehalten  wurde, 
so  stellte  man  den  weltlichen  Fahnlehen  die  geistlichen  Fürstentümer  als 
Scepterlehen  gegenüber*',  bis  sich  der  Unterschied  im  15.  Jahrhundert  Yerlor. 
Der  Belehnung  bedurfte  es  auch,  wenn  ein  Wechsel  in  der  Person 
des  Herrn  (Hermfall)  oder  des  Mannes  (Manns-  oder  Lehnfall)  eingetreten 
war.  In  diesem  Falle  war  die  Belehnung  Lehnserneuernng.  Das 
Gesuch  („Muten",  „Sinnen'*)  um  Lehnsemeuerung  mußte  von  dem  zur 
„Folge  an  den  neuen  Herrn"  berechtigten  Vassalien  binnen  Jahr  und 
Tag  nach  dem  Herrnfall,  von  dem  Erben  des  verstorbenen  Vassallen  binnen 
derselben  Frist  nach  dem  LehnfoU  persönlich  bei  dem  Herrn  gestallt 
werden**.  Wo  es  sich  nicht  um  eine  Lehnsemeuerung,  sondern  um  Er- 
richtung eines  neuen  Lehns  handelte,  gründete  sich  die  Belehnung  auf 
einen  voraufgegangenen  Lehnsvertrag,  durch  [den  sich  der  Herr  zur  Be- 
lehnung des  Mannes  verpflichtet  hatte.  Eine  besondere  Art  des  Lehns- 
vertrages war  der  Lehnsauftrag  {feudi  ablatio),  die  Auflassung  eines  Gutes 
unter  der  Bedingung,  daß  der  Erwerber  es  dem  Veräußerer  als  Lehen 
zurückgebe.  Die  vom  Sachsenspiegel  aufgestellte  Regel,  daß  in  solchem 
Falle  zwischen  Empfang  und  Rückgabe  eine  Frist  von  Jahr  und  Tag, 
während  deren  der  Herr  das  Gut  in  Händen  behielt,  verstreichen  müsse, 
war  eine  bloße  Vorsichtsmaßregel,  über  die  man  sich  meistens  hinweg- 
setzte^^.   Nur    daran   wurde    unbedingt  festgehalten,   daß  Hingabe  und 


quod  est  imperialis  velregalis  virga,  quia  [qua?]  regitur  pairia,  ducatuSy  comttaius 
et  cetera  regalia  dtstribuuntur  iura.  Si  ergo  dixeritj  quod  per  virgam  pontifiealem 
et  anulum  sua  tantum  regalia  velit  conferre^  aut  soeptrum  regaU  deserat  aut  per 
illud  regalia  sua  eonferat. 

"  Vgl.  HoMBYEK  547  fF.  Ssp.  III,  60,  §  1 :  Die  keiser  liet  alle  getstlik  vorsfen 
len  mit  deme  seeptre^  alle  werltlike  vnnlen  liet  he  mit  vanen.  Wenn  der  Bischof  zu 
seinem  geistlichen  Fürstentum  noch  ein  weltliches  erwarb,  so  wurde  ihm  dies  mit 
der  Fahne  geliehen.    Vgl.  Schefper-Boichoest  206  f.  FDG.  24,  65.   BöBOEE27ff.  32ff. 

"  Lehnsgesetz  Friedrichs  I.  von  1158  für  Italien  c.  4  (Weiland,  Const.  1,  248): 
8i  quis  infeudatus  maior  14  annis  sua  ineuria  vel  negligentia  per  annum  et  diem 
steterity  quo  feudi  invesiituram  a  suo  domino  non  petierit,  iransaeto  hoe  spatio 
feudum  amittat,  et  ad  dominum  redeat  Vgl.  Anm.  85.  109.  Houeteb  469  ff. 
Weiland,  Const.  2,  433.  466.  Kl.  Kaiserr.  8,  30.  II.  F.  40  pr.  Bei  der  bäuer- 
lichen Leihe  fand  die  Lehnsemeuerung  nur  im  Mannsfall  statt,  ebenso  ursprüng- 
lich bei  den  Bistümern  und  Reichsabteien  (Anm.  17).  Bei  der  Mutnng  hatte  der 
Mutende  das  bei  der  früheren  Belehn nng  verwendete  Investitursymbol  znrück- 
zuliefern,  um  es  aufs  neue  zu  empfangen.  Aus  der  ursprünglichen  Sitte,  dem 
Vassallen  eine  ▼ollstÄndige  Waffenrüstung  zu  übergeben,  die  nach  seinem  Tode  an 
den  Herrn  zurückfiel  (vgl.  §  6,  n.  37,  §  85,  n.  74)  erklftrt  sich  die  zuweilen  für 
die  Lehnsemeuerung  seitens  des  Herrn  erhobene  Abgabe  in  Waffen  (hergewäte, 
lenware,  laudemium,  relevium).  Vgl.  Anm.  65.  Haltaüs,  Glossar.  884.  1284  f.  Du 
Gange,  Glossarium  s.  v.  laudare^  relevare,  Hometer  475 f.  Frensdobff,  Lehns- 
f&higkeit  der  Bürger  (s.  Note  6)  12  f. 

**  Vgl.  S.  887.  Ssp.  I.  34,  §  2.  Homeyer  315  ff.  Österreichische  Urk.  v.  1284 
(Aich.  f.  österr.  Geschieh tsqu.  6,  139).  Die  Frist  von  sechs  Wochen  und  drei 
Tagen  begegnet  Mon.  Zoll.  1,  113  (1313).  Das  kaiserliche  Diplom  von  1235  über 
die  Errichtung  des  Herzogtums  Braunschweig  (Weiland,  Const.  2,  263)  läßt  Hin- 
und  Rückgabe  Zug  um  Zug  vor  sich  gehen:     Otio  de  lAineburek proprium 
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Rückgabe  zwei  selbständige  Akte  waren,  die  nicht  zu  einem  constitutum 
possessorium  verbunden  werden  konnten*®. 

Die  gemeinschaftliche  Belehnung  mehrerer  Personen  mit  demselben 
Oute  war  dem  deutschen  Lehnrecht  ursprünglich  nur  als  Belehnung 
zur  gesamten  Hand  geläufig*^,  doch  hat  sich  daneben  sohonim  Mittel- 
alter auch  die  der  italienischen  coinvestitura  entsprechende  Mitbelehnung 
zu  Bruchteilen  entwickelt  ^^  Die  Belebnung  zur  gesamten  Hand  setzte 
voraus,  daß  die  Belehnten  („Ganerben")  bei  der  Hulde  ihre  vereinigten 
Hände  in  die  des  Herrn  legten  und  bei  der  Investitur  das  vom  Herrn 
dargereichte  Symbol  gemeinsam  ergriffen.  Auf  Verlangen  des  Herrn 
waren  sie  verpflichtet,  ihm  einen  aus  ihrer  Mitte  zu  bezeichnen,  an  den 
er  sich  w^en  der  Lehnsdienste  halten  konnte*®.  Besitz  und  Genuß  am 
Lehen  wurden  in  ungeteilter  Gemeinschaft  ausgeübt;  erst  gegen  Ende  des 
Mittelalters  kam  es  mehr  und  mehr  in  Gebrauch,  den  einzelnen  Gan- 
erben^  unbeschadet  der  Gemeinschaft  hinsichtlich  der  Substanz,  Teile  des 
Lehns  zur  Sondernatzung  einzuräumen^.  Verfügungen  über  das  Lehen 
oder  einzelne  Teile  konnten  nur  mit  gesamter  Hand  geschehen  ^^  Starb 
einer  der  Gemeiner  mit  Hinterlassung  lehnsfahiger  Einder,  so  traten  diese 


eastrum  suum  Luneburchy  quod  idtoniate  Teuthonieo  voeatur  eigen,  cum  multis  aliis 

eastris  ete,  in  nostram  proprieiatem  et  dominium  speeialiter  assignavit .  Noe 

atUem predieium  eastrum  de  L.  ete,^  quemctdmodutn  ex  eiusdem  Ottonis  aast- 

gnoHone  in  proprietatem  aecepimus,  in  preseniia  prineipum  in  imperium  trans- 
tuümusj  et  eöncesaimtu,  ut  per  imperium  infeodari  deberet.     Oipitatem  insuper  de 

Brunswig similiter  in  eadem  curia  imperio  ooneessimtM,  proprietatem 

nobis  debitam  (der  Kaiser  hatte  Braanschweig  von  den  übrigen  Erben  des  wei- 
fischen Hauses  gekauft)  in  dominium  imperii  transferentes,  Preterea  Ottone  in 
ipsa  generali  curia  in  manibus  nostris  connexis  palmis  euper  eancta  eruce  imperii^ 
que  ibidem  tenebatur,  prestante  fidei  iuramentum,  nos  attendentes^  quam  pura  fide^ 
eincera  et  prona  devotione  se  totum  mandato  nostro  et  vokmtati  commisit  et  in 
proprietatem  nostram  conoessii  proprie  proprium  castru/m  euum,   de  quo  nemini 

tenebatur,  et  humiliaverit  se  modis  omnibus  ooram  nobis, cum  consilto, 

assensu  et  assisiencia  prineipum  dvitatem  Brunsuneh  et  eaatrum  Luneburch  cum 
omnibus  casiris,  hominibus  et  pertineneiis  suis  univimtis,  et  ereavimus  inde  dt^catum, 

et  imperiali  aueioritate  dictum Ottonem  dueem  et  principem  faeientes,   du- 

eatum  ipsum  in  feodum  imperii  ei  concessimus,  ad  heredes  suos  fiHos  et  fUiäs  here- 
ditarie  devohendum,  et  cum  soUempmter  iuxta  eonsuetudinem  investinimus  per  vexiüa» 

««  Vgl.  HOMBYBB  818. 

*'  Vgl   HoMBTER  827  f.  457  ff.    Dunckeb,  Gesamteigentum  80  ff. 

•«  Vgl.  HoMBYEB  464.    L  P.  14,  §  2.    H.  F.  12  pr.  18. 

^  Sachs.  Lehnr.  8,  §  2. 

'^  Vgl.  HoMETEB  466  f.  ScHBÖDBB,  Eigentümliche  Formen  des  Miteigentums 
(1896)  35  f.  £in  derartiges  Verfahren  hieß  mutseharen  oder  örtem.  Vgl.  Anm.  78. 
Haltaus,  Glossar.  S.  1382. 

'^  Sftchs.  Lehnr.  82,  §  8:  Di  unle  si  en  gut  to  samene  hebbet,  die  to  samene 
belent  sin^  ir  nen  ne  mach  dne  den  anderen  nenen  deil  dar  af  lien  noch  loten ,  dat 
he't  den  anderen  mede  verne;  wende  des  die  man  nenen  deil  untvangen  ne  hevet,  des 
ne  mach  he  nenen  deil  lien  noch  taten,  Svat  aver  he  dar  af  liet  oder  let,  dat  ne 
mach  he  selve  nicht  breken,  it  ne  breke  der  en  die  7  gut  mit  eme  gemene  kevet 
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an  seine  Stelle,  bedurften  aber  der  Lehnserneuerung ^*;  hinterließ  er  keine 
Kinder,  so  trat  von  Rechts  wegen  Anwachsung  zu  Gunsten  der  übrigen 
Gemeiner  ein^^.  Die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  darbte  des  Hechts 
der  Folge:  im  Fall  eines  Herrenwechsels  war  der  neue  Herr  nicht  zur 
Lehnsemeuerung  in  der  bisherigen  Art  verpflichtet.  Nahmen  die  Ge- 
meiner eine  Lehnsteilung  vor,  wozu  sie  auch  ohne  den  Herrn  berechtigt 
waren,  so  wurde  die  gesamte  Hand  aufgehoben  und  das  Lehnrecht  jedes 
einzelnen  auf  seinen  Anteil  beschrankt  ^^ 

Von  einem  Lehn  „mit  Gedinge"  oder  „mit  Unterschied" 
sprechen  die  Quellen  <  wenn  entweder  die  •  Belehnung  nur  bedingt  erteilt 
oder  eine  Beschränkung  ihrer  Wirkungen  vereinbart  wurde.  Die  bedingte 
Belehnung  konnte  sich  auf  ein  zur  Zeit  noch  im  Lehnsbesitz  eines  Dritten 
befindliches  Gat  beziehen:  war  dies  Gut  bestimmt  bezeichnet,  so  lag  ein 
„geliehenes"  oder  „benanntes  Gedinge"  vor;  handelte  es  sich  schlechthin 
um  dasjenige  von  mehreren  Lehen  desselben  Herrn,  das  diesem  zuerst 
ledig  werden  würde,  so  sprach  man  von  „anbenanntem  Gedinge"  oder 
„An Wartung"  {wardunffe,  änwardingeY\  In  beiden  Fällen  bedurfte  es, 
wenn  die  Bedingung  erfallt  und  das  Lehen  frei  wurde,  keiner  neuen  Be- 
lehnung ^^  Der  Gedingsmann  konnte  sich  selbst  in  den  Besitz  des  Lohns 
setzen,  nur  hatte  er  dem  Herrn  sofort  Anzeige  zu  machen  und  sich 
nötigenfalls  zum  Beweise  seines  Rechtes  zu  erbieten.  Der  Anwärter  be- 
durfte der  Einweisung  durch  den  Herrn.  Gedinge  wie  Anwartung  ge- 
währten nur  ein  höchst  persönliches  Becht,  es  gab  weder  eine  Folge  an 
den  neuen  Herrn  (selbst  nicht  im  Fall  einer  Veräußerung  seitens  des 
Gedingsherrn),  noch  eine  Vererbung  auf  die  Kinder  des  Gedingsmannes 
oder  Anwärters  ^'^.  Das  Gedinge  setzte  außerdem  voraus,  daß  der  gegen- 
wärtige Besitzer  des  Lohns  bis  zu  seinem  Tode  im  Besitz  blieb  und  ohne 
Hinterlassung  lehnsfahiger  Erben  starb;  das  Gedinge  wurde  demnach  ge- 
brochen, wenn  jener  den  Gedingsherrn  oder  den  Gedingsmann  überlebte, 
oder  das  Lehen  verlor,  oder  lehnsfolgebereohtigte  Erben  hinterließ^®;  eine 


>*  Sachs.  Lehnr.  32,  §  2.    Vgl.  Düiycker,  a.  a.  0.  110  f. 

"  Vgl.  HOMBTKE  469  f. 

•*  SÄchs.  Lehnr.  32,  §  1.    Vgl.  Anm.  78. 

"  Vgl.  HoMEYBB  329  ff  337  ff.     Heusleb  2,  85  f. 

^  ADders,  wenn  nur  ein  bedingtes  Versprechen,  nach  dem  Anfall  zu  belehnen, 
vorlag.  Beispiele  derartiger  LehnsvertrSge  („Lehnsanwartschaft")  kommen  schon 
seit  dem  11.  Jahrhundert  vor.    Vgl.  Homster  340  f. 

'^  Sachs.  Lehnr.  11,  §  1.  59,  §  3  führt  diese  Beschränkungen  auf  den  Mangel 
der  Gewere  (Anm.  60)  zurück.  Übrigens  kommen  im  15.  Jahrhundert  bereits  Ge- 
dinge mit  dem  Recht  der  Folge  und  Vererbung  vor.  Vgl.  Uokeybb  332.  467. 
DuNCKEB,  Gesamteigentum  102.  104.  106  ff.  Die  dem  geliehenen  Gedinge  ent- 
sprechende lombardische  £ventualbelehnung  war  schon  im  12.  Jh.  vererblich  und 
mit  dem  Bechte  der  Folge  verbunden,  doch  liegen  noch  Spuren  vor,  daß  auch 
hier  ursprünglich  dieselbe  Strenge  wie  im  altdeutschen  Lehnrecbt  geölten  bat. 
Vgl.  I.  F.  8  pr.,  §  1.  9.  n.  F.  26,  §  8.  35.  Laspbybes,  Entst  d.  Libri  feud.  161  f. 
Albbeght,  Gewere  286  f. 

••  Vgl.  HoMEYEB  833.    Böhmer,  Acta  imp.  sei.  Nr.  73  (1107). 
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Ausnahme  in  letzterer  Beziehung  machten  die  Gedinge,  die  zugleich  auf 
den  Tod  des  Lehnserben  oder  auch  wohl  geradezu  auf  das  Aussterben  des 
besitzenden  Hauses  gestellt  waren.  Bestand  an  demselben  Lehen  ein  Ge- 
dinge und  eine  Anwartung,  so  ging  das  erstere,  auch  wenn  es  jünger 
war,  vor,  weil  das  von  der  Anwartung  Torausgesetzte  Ledigwerden  des 
Lehns  gar  nicht  eintrat,  das  Lehen  vielmehr  von  Hechts  wegen  unmittel- 
bar auf  den  Gedingsmann  überging. 

Während  das  geliehene  Gedinge  und  die  Anwartung  unter  einer  auf- 
schiebenden Bedingung  standen,  gewährte  die  Leihe  auf  Treue  ein  so- 
fortiges Lehnrecht,  aber  unter  auflösender  Bedingung.  Wer  wegen  Lehns- 
unfahigkeit  oder  aus  anderen  Gründen  an  dem  eigenen  Empfang  eines 
Lehns  verhindert  war,  namentlich  Weiber,  Geistliche,  Korporationen, 
konnte,  wenn  nicht  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  gewählt  wurde, 
statt  seiner  einen  Lehnsträger  belehnen  lassen,  der  das  Lehen  zu  treuer 
Hand  für  ihn  empfing,  aber  zur  Bückgabe  verpflichtet  war,  sobald  das 
Recht  des  Vertretenen  endigte '^  Durch  den  Lehnstrager  wurde  es  er- 
möglicht, auch  lehnsunfahigen  Personen  das  Recht  der  Folge  an  den 
neuen  Herrn  zu  gewähren.  Passend  bezeichnet  das  Sachs.  Lehnr.  56,  5 
die  Stellung  des  für  eine  Frau  bestellten  Lehnsträgers  dahin:  he  kevet  die 
lenunge  unde  den  kerschilt,  unde  sie  fievet  die  sehe  lenunge  unde  die  gewere. 
Mit  dem  Recht  des  Vertretenen  hörte  das  des  Lehnsträgers,  wenn  er  nicht 
Mitbelehnung  zur  gesamten  Hand  empfangen  hatte,  von  selbst  auf^^. 

Zeitlich  beschränkt  war  auch  das  Pfandlehen,  bei  dem  sich  der 
Herr  die  Einlösung  zu  einem   bestimmten  Betrage  vorbehalten  hatte ^^. 


«»  Vgl.  HoMEYEB  344.  352  ff.  430.  Stobbe,  Privatr.  §  119,  n.  13.  22  ff.  (3.  Aufl. 
§  177,  n.  16,  26  ff.).    Albbecht,  Gewere  232—244.    Kbaut,  Vorm.  3,  42  f.  68  ff. 

"  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  56,  §  2,  §  4.  '75,  §  1. 

*^  Vgl.  HoMETEB  844  ff.  Heubler  2,  130.  Kohlbb,  Pfandrechtl.  Forschungen 
97  f.  290  ff.  V.  Meibom,  Deutsch.  Pfandrecht  385  ff.  Budde,  ZDR.  9,  437.  Als 
Pfandlehen  wurde  bekanntlich  1415  die^.Mark  Brandenburg  an  Burggraf  Friedrich  VI. 
von  Nürnberg  verliehen.    In  dem  Lehnsbrief  des  Kaisers  Sigmund  (Mon.  Zoll.  7, 

Nr.  400)  hei£t  es:  hai)en  wir dem  vorgenanten  Fridrteh  tmd  »inen  erben  die 

vorgenante  marke  und  kurfuraienttim  miteampt  der  kure  tmd  erxeamermeisterampte 

dorxu  gehörende gnedideieh  gegeben   und  in   ouch  einen  rechten  und 

waren  marggraven  doruber  gemacht,  geben  und  machen  von  romischer  kungleicher 
und  ouch  unser  erbliehen  machte,  die  unr  an  der  vorgenannten  marke  gehebt  haben; 

doch  mit  soliehem  underseheidf  als  hernach  begriffen  ist:   mit  fiamen^  ob 

wir  oder  unser  erben  mannesgeslechte  oder,  ob  uir  die  nit  gewunnen, her 

Wenxlatv  kung  xu  ßehem,  unser  lieber  bruder,  oder  sein  erben  mannesgeschleehte 
die  vorgenante  marke  mitsampt  der  kure,  erxcamermeisterampt  und  aller  ander  irer 
xugehorunge  von  dem  iixgenanten  Fridrieh  oder  einen  erben  widerhahen  wollen,  dax 

dann  wir dieselben  marke  etc.  von  in  wider  kaufen  mögen  um  viersiund 

hunderttausend  hungrischer  gülden,  %u  welicher  xeite  imjare  uns das  fuget, 

scliehs  widerkauf s  si  ouch  uns  in  allzeit  gestatten  und  gehorsam  sin  sollen,  one 
alles  verziehen  und  widersprechen.  Vgl.  Altmann,  Urk.  Beiträge  (Mitt  d.  öst.  Inst.  18) 
Nr.  10  (1424).  Sachs.  Lehnr.  55,  §  1:  Wirt  enen  manne  gut  gelegen  uppe  sine 
trütee,  dat  he  V  weder  uplate,  svenne  it  sin  herre  lose  to  beseeidener  tiet,  dat  gut 
mach  die  herre  losen,  of  he  wd,  unde  mach  it  loten.   Eine  Nebenform  des  Pfand- 
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Nach  Empfang  der  EiDlösuDgssumme  hatte  der  Vassall  das  Lehen  an  den 
Herrn  zurückzugeben.  Zuweilen  kam  es  vor,  daß  die  Summe  nicht  Eigen- 
tum des  Empfangers  wurde,  sondern  von  ihm  in  Grund  und  Boden  an- 
gelegt werden  mußte,  um  ihm  als  rechtes  Lehen  zu  verbleibend^.  Eine 
gemeinsame  Eigentümlichkeit  der  wiedergeblichen  Lehen  bestand  darin, 
daß  der  Rückfall  an  den  Herrn  nicht  von  Rechts  wegen,  sondern  erst 
infolge  einer  Rückauflassimg  seitens  des  bisherigen  liihabers  eintrat^'. 
Man  hat  deshalb  die  Bedingtheit  der  Belehnung  selbst  in  Abrede  gestellt 
und  der  Rückgabepflicht  des  Inhabers  nur  eine  obligatorische  Bedeutung 
beigelegt;  unter  dem  Einfluß  dieser  Auffassung  hat  der  Verfasser  des 
.Sachsenspiegels  sogar  die  Zulässigkeit  eines  eigentlichen  Pfandlehns  be- 
stritten^. Aus  dem  Verfahren  bei  Immobiliarvindikationen,  wonach  der 
beklagte  Nichteigentümer  zur  Auflassung  an  den  klagenden  Eigentümer 
verurteilt  wurde  (S.  283.  382),  ergiebt  sich  aber,  daß  man  die  Rück- 
auflassung des  Lohns  nicht  obligatorisch  aufzufassen  braucht.  Die  Ver- 
pflichtung zur  Rückgabe  wurde  vor  dem  Lehnsgericht  eingegangen  und 
hatte  deshalb  lehn  rechtliche  Wirkungen,  so  daß  der  Herr,  wenn  die 
Rückauflassung  des  auf  Treue  geliehenen  Gutes  verweigert  wurde,  wegen 
Treubruches  auf  Lehnsentziehung  klagen  konnte  ^^  Da  außerdem  jene 
Verpflichtung  bei  jeder  Lehnserneuerung  wiederholt  wurde,  so  bestand 
sie  auch  gegenüber  den  Nachfolgern  des  Herrn  *^  Übrigens  scheint  das 
Erfordernis  der  Rückauflassung  wenigstens  bei  dem  Pfandlehen  im  Lauf 
des  Mittelalters  außer  Übung  gekommen  zu  sein. 

Da  die  Leihe  auf  Lebenszeit  durchaus  zum  Wesen  des  Lohns 
gehörte,  so  galt  das  auf  bestimmte  Zeit  oder  mit  einem  dies  incertus  ge- 
gebene Zeitlehen  nur  als  ein  lehnsähnliches  Verhältnis*^.  Dagegen  war 
die  Erblichkeit  der  Lehen  selbst  im  13.  Jahrhundert  noch  nicht  so  fest 


lehns  war  es,  wenn  ein  Vassall  unter  Vorbehalt  der  WiedereinlÖsung  sein  Lehen 
dem  Herrn  im  Lehnsgericht  aufließ,  um  es  dem  Glfiubtger  in  SatEungsweise  zu 
leihen.    Vgl.  Loebsch  u.  Schröder  Nr.  129  (106). 

*•  Vgl.  HoMEYER  844.    Kohler,  a.  a.  0.  293. 

**  Sachs.  Lehnr.  55,  §  7:  Svat  aver  die  herre  manlike  liety  dat  stai  an  des 
mannea  trüwej  weder  he  7  kUe  oder  ne  du  na  sime  gehvede,  die  herre  ne  möge  ine 
des  verfügen^  dat  he  7  hinnen  lenreehte  gelotet  hehbe, 

*^  Sachs.  Lehnr.  55,  §  8 :  Sme  eeget  gut  io  eattunge  gelegen,  die  seget  unrecht, 
wende  sattunge  ne  mach  nieman  lien.  Sal  man  gut  setten,  als  it  helpende  si,  dat 
mut  geschien  vor  des  landes  riehtere,  so  dat  man  is  die  dingpliohien  to  getüge  hebbe; 
sal  aver  lenunge  geschien,  die  sal  geschien  vor  des  Herren  mannen,  an  den  man  is 
getüoh  hebbe.  Gelegen  sattunge  dat  h*  is  weder  len  noch  sattunge,  Auetor  yetos 
3,  22:  Omnis  concessio  ad  tempus  conditionaHter  est  reprobabilis ,  propterea  dete- 
stemur  haee  omnia.    Vgl.  jedoch  ebd.  8,  21. 

*^  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  55,  §  1:  Deme  en  gut  alsüs  gelegen  wert  uppe  sine 
trüwe,  wel  he  sine  trüwe  breken  unde  besahen,  dat  he's  ieht  taten  sole,  dar  mut  he 
wol  sine  unseult  vore  dun,  man  ne  möge  ine  des  vertagen,  dat  he  V  binnen  lenreehte 
gelovet  hebbe» 

^*  Damit  erledigt  sich  der  Schlußsatz  im  Sachs.  Lehnr.  55,  §  7. 

*7  Vgl.  HoMBYER  857  f.    Sachs.  Lehnr.  78,  §  1. 
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ausgebildet,  daß  man  das  auf  die  Lebenszeit  des  Empfängers  beschränkte 
Leibzuchts-  oder  Leibgedingslehen  nicht  zu  den  wirklichen  Lehen  gerechnet 
hätte;  zwar  kam  es  fast  nur  bei  Lehnsunfahigen,  namentlich  Geistlichen 
und  Weibern,  vor  und  fand  seine  Hauptanwendung  im  Gebiet  des  ehe- 
lichen Güterrechts  als  Leibzucht  oder  Wittum  für  die  Ehefrauen  der 
Lehnsmannen,  wurde  aber  mit  dem  Recht  der  Folge  ausgestattet  und 
insoweit  den  rechten  Lehen  gleichgestellt*®. 

Die  Lehnspflichten  des  Yassallen  gegen  den  Herrn  umfaßten  Ti*eue 
und  Ehrerbietung*®,  Lehnsdienst  und  Gerichtspflicht.  Das  Treuverhältnis 
zwischen  Herrn  und  Mann  war  ein  gegenseitiges  und  dem  unter  Ver- 
wandten nachgebildet;  für  den  Mann  bestanden  daneben  noch  besondere 
Treupflichten  auf  Grund  des  Leiheverhältnisses,  namentlich  mußte  er  sich 
jedes  Versuches,  das  Lehen  dem  Herrn  zu  entfremden,  enthalten  und  bei 
der  Leihe  auf  Treue  die  rechtzeitige  Rückgabe  bewirken.  Der  Lehnsdienst 
umfaßte  bei  jedem  rechten  Lehen  Hoffahrt  und  Heerfahrt  Die  Fahrt  an 
den  Hof,  sei  es  zu  Gerichtszwecken,  Beratung  des  Herrn  oder  Teilnahme 
an  Hoffestlichkeiten,  durfte  der  von  dem  Herrn  entbotene  Mann  nicht 
yerweigem.  Von  der  Lehnsgerichtsbarkeit  wird  erst  später  zu  reden  sein, 
ebenso  von  der  Heerfahrt  und  der  bei  den  Burglehen  ihre  Stelle  ver- 
tretenden Burghut,  sowie  der  häufig  vorkommenden  Verpflichtung,  eine 
geliehene  Burg  dem  Herrn  ofien  zu  halten '^^.  Dienstfreie  Lehen  kamen 
später,  namentlich  bei  Kauflehen,  nicht  selten  vor^^ 

Auf  Grund  der  Belehnung  konnte  der  Mann  von  dem  Herrn  die 
Einweisung  in  den  Besitz  verlangen  und  sich,  wenn  sie  verweigert  wurde, 
selbst  des  Gutes  unterwinden;  Dritten  gegenüber  hatte  ihm  der  Herr  bei 

«  Vgl  HoMEYER  368  f.  363  ff.  367.  446  f.  Über  äußerlich  verwandte,  aber 
aaf  einer  andern  Rechtsunterlage  beruhende  Erscheinungen  ebd.  359  ff. 

^^  Vgl.  HoMETEB  372  ff.  Zu  der  dem  Mann  obliegenden  Ehrerbietung  gegen 
den  Herrn  gehörte  auch  das  Steigbügelhalten.    Vgl.  ebd.  382. 

^  Das  Burglehen  (fettdum  eash-enae,  heneficium  urbanum),  obwohl  gleich  dem 
rechten  Lehen  mit  Mannschaft  verliehen  und  mit  dem  Recht  der  Folge  und  Ver- 
erbung verbunden,  hatte  doch,  da  es  keinen  Reichskriegsdienst  verlangte,  auf  selten 
des  Beliehenen  (borg&r,  borg  man,  eastrensiSj  oasteUanus)  die  Lehnsfähi^eit  nicht 
zur  notwendigen  Voraussetzung,  wenn  auch  alle  Burgmannen,  die  nicht  ihren 
stftndigen  Wohnsitz  auf  der  Burg  zu  nehmen,  sondern  nur  zu  bestimmten  Zeiten 
oder  in  NotBlIlen  sich  zur  Burghut  einzufinden  hatten,  regelmäßig  dem  Ritterstand 
angehörten.  Dem  Stande  der  Edeln  pflegten  die  Mannen  entnommen  zu  werden, 
die  den  Befehl  über  die  Burgmannschaft  erhielten  oder  die  Burghut  als  Ganzes 
übernahmen;  auch  kam  es  vor,  daß  freie  Herren  ein  gewöhnliches  Burglehen  em- 
pfingen, aber  mit  der  Erlaubnis,  sich  im  Bnrgdienst  vertreten  zu  lassen.  Die 
aktive  Lehnsfähigkeit  stand  bei  Burglehen  jedem  zu,  der  eine  Burg  besaß,,  auch 
Einschildigen  und  selbst  Heerschildlosen,  wie  Frauen  und  Geistlichen.  Den  Gegen- 
stand des  Burglehens  bildete  eine  Wohnung  auf  oder  in  der  Nähe  der  Burg,  nebst 
einer  Rente  oder  sonstigen  Gefällen.  Durch  Verletzung  der  Burghutpflicht  oder 
eine  gegen  den  Willen  des  Herrn  vorgenommene  Afterverleihung  wurde  das  Recht 
dea  Burgmannes  verwirkt.  Vgl.  Homeveb  552 — 562.  Lakpreobt,  Wirtschaftsleben 
1,  1812  f. 

*^  Vgl.  Fbensdorff,  J^hnsfähigkeit  der  Bürger  (Anm.  6)  80. 
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der  GewinnuDg  oder  YerteidiguDg  des  Ontes  Beistand  oder  Ge^äbrschaft 
zu  leisten;  im  Falle  des  Unterliegens  war  er  ihm  ersatzpflichtig**.  Ver- 
fügungen des  Herrn  über  das  Lehen  waren  erlaubt,  soweit  das  Recht  des 
Mannes  nicht  dadurch  beeinträchtigt  wurde,  z.  B.  Erteilung  von  Gedinge 
oder  An  Wartung**,  selbst  Übertragung  seiner  Herrschaft  auf  andere,  soweit 
sie  ohne  Benachteiligung  des  Mannes  möglich  war*^;  dagegen  hatte  sich 
der  Herr  jedes  Eingriffes  in  Besitz  und  Nutzung  des  Mannes  am  Lehen 
zu  enthalten.  Der  Mann  konnte  nur  über  die  Nutzungen  des  Lehns 
far  die  Dauer  seiner  Besitzzeit  einseitig  verfügen**;  jede  darüber  hinaus- 
reichende Verfügung,  namentlich  jede  Verfügung  über  die  Substanz,  be- 
durfte der  Einwilligung  des  Herrn,  insbesondere  mußten  Veräußerungen 
oder  Verpfandungen  des  Lehns  vor  dem  Herrn  oder  durch  die  Hand  des 
Herrn  vollzogen  werden  *^  Nur  Afterverleihungen  waren  dem  Manne, 
selbst  wenn  der  Heimfall  des  Lehns  dadurch  über  die  Dauer  seines  eigenen 


"  Vgl.  HoMEYEB  395  ff.  Dritte,  die  ihr  Eecht  von  demselben  Herrn  herleiteten, 
mußten  dem  früher  Belehnten  weichen,  sobald  keiner  von  beiden  Teilen  im  Besitze 
war;  dagegen  ging  der  auf  Grund  einer  späteren  Belehnungin  den  Besitz  Gesetzte 
Yor.     Vgl.  Auct  vet  1,  29.    Hoketeb  394. 

^  In  Italien  wurde  hinsichtlich  des  Gedinges  keine  einheitliche  Praxis  be- 
obachtet   Vgl.  I.  F.  26  (27.  28),  §  1. 

^  Vgl.  HoMBYXB  386  ff.  Unverwehrt  blieb  dem  Manne,  auf  sein  Lehen  zu 
verzichten,  wenn  er  den  ihm  zugedachten  neuen  Herrn  nicht  annehmen  wollte. 
Der  Herr  durfte  nicht  an  Untergenossen  verftuBem,  weil  dies  eine  Heerschilds- 
erniedrigung des  Mannes  nach  sich  gezogen  hätte;  ebenso  war  ihm  der  Lehns- 
auftrag an  einen  Heerschildgenossen,  sowie  der  an  einen  Übergenossen  mit  Rück- 
empfang zu  Burglehnrecht  untersagt.  Die  Verleihung  an  eine  Zwischenperson 
(obinfeudatio  per  dationem),  wodurch  das  bisher  unmittelbare  Lehen  in  ein  After- 
lehen verwandelt  wurde,  bedurfte  der  Einwilligung  des  Mannes.  Bei  einer  Teil- 
yeräußerung  brauchte  der  Mann  nur  den  Inhaber  des  größten  Teils  als  Herrn 
anzuerkennen.  In  Italien  galten  gleiche  Gründsätze  nur  im  Mailändischen,  wäh- 
rend das  lombardische  Becht  sonst  zu  jeder  Übertragung  der  Herrschaft  die  Zu- 
stimmung des  Mannes  verlangte.    Vgl.  I.  F.  21  (22),  §  1.    II.  F.  9,  §  2.  84,  §  2. 

"  Vgl.  Kl.  Kaisern  3,  23.  Vorausgesetzt,  daß  es  sich  nicht  um  Verfügungen 
handelte  die  ihn  zur  gehörigen  Erfüllung  seiner  Lehnspflichten  außer  Stande  setzten. 
In  Italien  galt  diese  Beschränkung  ursprünglich  nicht,  vielmehr  konnte  der  Vassall, 
vorbehaltlich  des  mit  der  Revokatorienklage  zu  verfolgenden  Heimfallrechtes  des 
Herrn,  für  seine  und  seiner  lehnsfolgeberechtigten  Abkömmlinge  Besitzzeit  über 
das  halbe,  in  manchen  Gegenden  sogar  über  das  ganze  Lehen  auch  ohne  Zustim- 
mung des  Herrn  verfügen.  Dem  letzteren  stand  nur  der  Lehnsretrakt,  d.  h.  das 
Recht,  den  Dritterwerber  auszukaufen,  zu.  Erst  durch  Gesetz  Lothans  III.  von 
1136  (Weiland,  Const  1,  176),  dem  ein  Gesetz  Friedrichs  I.  von  1158  (ebd.  1,247) 
rückwirkende  Kraft  verlieh,  wurde  die  Strenge  des  deutschen  Bechts  auch  in 
Italien  eingeführt.  Vgl.  I.  F.  6  §  4.  12  (13)  pr.  11.  F.  9  pr.,  §  1.  44  pr.  Die  Über- 
tragung des  Lehns  auf  einen  lehnsfolgeberechtigten  Verwandten  wurde  von  dem 
Veraußerungsverbot  nicht  betroffen.  Vgl.  II.  F.  3  pr.  Kl.  Kaiserr.  3,  24.  26. 
Über  veräußerliche  Lehen,  bei  denen  das  Recht  der  Veräußerung  durch  Lehns- 
vertrag gewährt  war,  vgl.  Kraut,  Grundriß  §  242. 

*•  Vgl,  HoMEVEB  425  ff.  Über  Verfügungen  zu  Gunsten  der  Ehefrau  ebd. 
359  ff.  Über  Verpfändung  des  Lehns  an  den  Herrn  ebd.  434.  Kohlbr,  Pfandrecht!. 
Forschungen  284  ff. 
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Rechts  hinausgeschoben  wurde,  auch  ohne  die  Einwilligung  des  Herrn 
gestattet  ^^  Die  Abkömmlinge  des  Mannes  waren  an  Yerfagungen  von 
Todes  wegen,  überhaupt  an  Verfügungen  für  die  Zukunft,  die  lediglich 
den  Nachfolger,  nicht  aber  den  Verfugenden  selbst  trafen^  nicht  gebunden  ^^, 
mußten  sich  aber  alle  sonstigen  Verfügungen  über  das  Lehen  unbedingt 
gefallen  lassen '^^  Im  Gegensatz  zu  den  Seiten  verwandten  war  ihr  Lehns- 
erbrecht, so  lange  der  Besitzer  lebte,  ein  bloßes  Hofihungsrecht  gleich 
dem  des  Gedingsmannes. 

Die  von  den  zunächst  beteiligten  Persönlichkeiten  unabhängige  Dauer 
des  Lehnsbandes  fand  ihren  Ausdruck  in  dem  Bechte  der  Folge  und 
der  Vererbung.  Beide  Bechte  kamen  in  Wegfall,  wenn  der  Mann  lehns- 
unfähig  war  oder  der  Gewere  am  Lehen  darbte*®.  War  der  Herr  gestorben 
oder  durch  Veräußerung  oder  Verlust  seines  Bechtes  beseitigt,  so  hatte 
der  Mann  seinem  Bechtsnacbfolger,   gegebenenfalls  dem  Oberlehnsherm, 


»'  Vgl.  HoMETBB  431  f.  517  ff.  II.  F.  3  pr.  9  pr.  Durch  die  Afterleihe  wurde 
die  Dienstfähigkeit  des  Mannes  nicht  geschwächt,  da  ihm  die  Dienste  des  After- 
lehnsmannes  zur  Verfügung  standen.  Kam  sein  eigenes  Becht  in  Wegfall,  z.  B. 
durch  unbeerbten  Tod  oder  wegen  Verschuldung  (Anm.  109.  118),  so  hatte  der 
Herr  als  Oberlehnsherr  die  Wahl,  ob  er  durch  anderweitige  Verleihung  einen  neuen 
Unterherrn  einschieben  oder  den  bisherigen  Afterlehnsmann  als  unmittelbaren 
Vassalien  annehmen  wollte.  Einschildigen  war  die  Afterleihe  unmöglich,  weil  sie 
dem  Oberlehnsherm  die  Fortdauer  der  ritterlichen  Dienste  nicht  gewährleistete. 
Aus  demselben  Grunde  war  sie  bei  Burglehen  und  Bauermeisterlehen  untersagt. 
Über  Beschränkungen  der  Afterverleihungen  seitens  geistlicher  Fürsten  vgl.  Ficker, 
Eigentum  am  Beichskirchengute  140  ff. 

^  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  80,  §  1.  58,  §  2.  Ssp.  I.  52,  §  2.  Hombteb  432.  436  ff. 
468.  Ebenso  I.  F.  8  pr.:  Si  guia  igitur  deoesserit  fUiis  et  filiabus  supersHHbus, 
succedunt  tantum  filit  ctequaliier,  vel  nepotes  ex  filio  in  loco  sui  patriSy  nuila  ordi^ 
naiione  defuncH  in  feudo  manenie  vel  vctlente, 

^  VgL  HoMETEB  438.  Ssp.  I.  14,  §  2.  Schiedsspruch  von  1289  (Simon,  Ge- 
schichte des  Hauses  Isenburg  n.  Büdingen  3,  Nr.  55  a):  dae  ein  igUeh  man s-f 

der  sin  lehen  in  sime  gewaii  kette, mag  woü  tun  mit  demselben  ieken  mit 

der  lehenfierren  hant  steas  er  teil,  an  einer  kinde  ding  und  dn  aller  lüde;  die  Gegner 
wissen  darauf  nur  anzuführen:  das  er's  nickt  tun  mokte  *u  d&r  xit,  wende  ker  also 
ungewcUtig  uere  eins  libes  und  einer  sinne,  das  er  en  umsie  übel  noek  gut,  ais  er 
woil  besekinde  uene,  er  stürbe  derselben  sukte,  das  er  da  nit  enterben  mokte  mit 
deheiner  sacke  rehte  sin  kint  eren  und  gudes,  dies  er  xu  rekte  kkens  erbe  tcax.  Über 
die  übereinstimmende  Behandlung  der  Abkömmlinge  im  lombardischen  Becht  vgl. 
ScHBöoBB,  Bechtliche  Natur  der  Lehnsfolge  im  langob.  Lehnrecht,  ZRG.  5,  285  ff. 
Eni  gegen  Ende  des  Mittelalters  wurden  die  bei  Immobiliarveräußerungen  gelten- 
den Grundsätze  des  Landrechts  mehrfach  auch  auf  Lehnsveräußerungen  übertragen. 
VgL  HoMETBB  439.  ZGO.  13,  469:  lantreeht,  alle  kerkomen  und  guet  gewonkait  sei 
im  land  xue  Swaben,  was  lecken  sei,  datx  man  dhainen  erben  davon  nit  enterbm 
noch  geu^eisen  muge, 

•«  VgL  Anm.  6.  37.  Hohbtbb  412  f.  440.  Sachs.  Lehnr.  11,  §  1.  59,  §  3. 
Anct  vet  1,  38:  Bona  quae  non  habet  komo  in  possessione  sua  et  quae  non  sunt 
sibi  demonslrata,  kaec  non  kereditat  in  fUium  nee  sequitur  ea  in  dominum  alium, 
VgL  auch  I.  F.  24  (25),  §  1.  Besitzverlust  durch  Gewalt  schadete  dem  Manne 
nichts,  wenn  er  deswegen  klagbar  geworden  war. 
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ZU  folgen  ®^  Einen  neuen  Herrn,  der  nicht  Heerschildgenoß  des  vorigen 
war,  brauchte  der  Mann  sich  nicht  gefallen  zu  lassen**.  Unter  mehreren 
Lehnserben  des  Herrn  hatte  er  nur  einem  zu  folgen,  den  in  Ermangelung 
einer  Einigung  der  Oberlehnsherr  bestimmte*'. 

Die  Erblichkeit  der  Lehen**  war  seit  dem  11.  Jahrhundert  zu  einem 
allgemein  anerkannten  Gewohnheitsrecht  geworden,  wenn  auch  noch  in 
der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  daran  festgehalten  wurde,  daß 
Beschränkung  auf  die  Lebenszeit  des  Beliehenen  mit  dem  Begriff  eines 
rechten  Lehns  vereinbar  sei.  Zunächst  ist  die  Erblichkeit  bei  den  nicht- 
fürstlichen Lehen  zur  Anerkennung  gelangt,  wobei  die  Politik  Eonrads  II. 
in  Deutschland  ebenso  entscheidend  wie  in  Italien  eingegriffen  haben 
dürfte *^  Bei  den  Fürstentümern  hat  der  schwankende  Zustand,  nach 
dem  bald  der  Lehnsanspruch  bald  der  Amtscharakter  den  Ausschlag  gab, 
erheblich  länger  gedauert;  unbestritten  stand  hier  die  Erblichkeit  erst 
seit  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  fest**.  Außer  lehnsunföhigen  blieben 
auch  solche  Personen,  die  wegen  körperlicher  Mängel  keine  Ritterdienste 
zu  leisten  vermochten,  von  der  Lehnsfolge  ausgeschlossen*^.  Die  Lehns- 
folge beschränkte  sich,  wie  in  Italien,  auf  Abkömmlinge  aus  dem  Manns- 
stamm,  umfaßte   aber  nicht,   wie   dort,   die   gesamte  lehnsfahige  Nach- 

^^  Die  AUoidalerbcn  kamen  in  der  Regel  nicht  in  Betracht,  weil  bei  Lehen 
an  Eigen  im  allgemeinen  kein  Recht  der  Folge  bestand.    Vgl.  Anm.  3. 
"  Vgl.  Anm.  54.     Hombyeb  444. 

"  Vgl.   HOMEYEB  448. 

•*  Vgl.  HoMKYEE  444  ff.  Waitz  6«,  soff.  7,  Off.  Heublke  2,  612 ff.  Stobbe 
§§  315—819.  H.  Schulze,  Erb-  und  Familienrecht  d.  deutsch.  Dynasten  d.  Mittel- 
alters (1871)  38  ff.;  Recht  der  Erstgeburt  62  ff.  82 ff. 

•*  Vgl.  Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  86.  Waitz  6,  83  f.  In  Italien  wurde 
f&r  die  3.  und  4.  Heerschildstufe  durch  Lehngesetz  Konrads  II.  von  1037  (Weiland, 
Const.  1,  89)  eine  beschränkte  Erblichkeit  eingeführt:  cum  aliquis  mües  sive  de 
mawribuß  sive  de  minoribus  de  hoc  eecido  migraverit,  fUiue  eins  benefieium  hctbeat, 
suvero  filtum  non  hahuerit,  et  abtaticum  ex  masculo  filio  reliquerit,  pari  modo  bene- 
fieium habeatf  servato  usu  maiorum  vahMorum  in  dandis  equie  et  armis  sui» 
ienioribtte.  si  forte  cUnaiieum  ex  filio  twn  reliquerity  et  fratrem  legiitimum  ex  parte 
patris  habtierity benefieium,  quod  patris  sui  fuit,  habeat 

^  Vgl.  Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  88  ff.,  der  wohl  mit  Recht  den  Zu- 
ständen unter  Heinrich  IV.  einen  maßgebenden  Einfluß  beilegt.  Lasfeyses,  Ent- 
stehung der  Libri  feudorum  172  f.  176.  Nach  I.  F.  18  (14)  pr.  stand  die  Erblichkeit 
der  Fürstentümer  noch  nicht  fest,  während  die  übrigen  Teile  des  lombardischen 
Lehnrechtsbuches  sie  als  selbstverständlich  behandeln. 

"  Ssp.  I.  4-  Richtsteig  Lehnr.  28,  §  5.  I.  F.  6,  §  8.  IL  F.  36.  Das  Erfordernis 
voller  Ritterbürtigkeit  von  vier  Ahnen  wurde  in  der  2.  Hälfte  des  14.  Jh.  nicht 
mehr  aufrechterhalten^  es  genügte,  wenn  der  Vater  und  dessen  Vater  Rittersleute 
gewesen  waren.  Vgl.  Richtst.  Lehnr.  28,  §  3:  So  vrage  de  andere:  eint  din  broder 
dineme  vader  nicht  evenbordich  en  was,  wen  sin  moder  was  enes  burea  doekter,  eft 
du  med  eme  dornest  deilen  dines  vader  erflin?  Dar  vrage  du  jegen:  sint  din  moder 
vri  was  unde  nemwndee  eigen,  eft  se  di  an  dineme  herseilde  icht  siden  mochte,  eft 
se  wol  enes  bures  doditer  were?  So  vindtne:  se  ne  mochte^  wan  de  herseüd  kumpt 
van  dem  vadere  unde  van  dem  eldervader.  GrehÖrte  der  Lehnserbe  einem  geringeren 
Heerschild  an,  so  konnten  zwar  nicht  seine  Miterben,  wohl  aber  der  Lehnsherr, 
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ioBunensehaft  des  ersten  Erwerbers^®,  sondern  nur  die  des  letzten  Be- 
sitzers,  war  also  aosschließlich  Descendentensuccession;  Ascendenten  und 
Seitenverwandte,  selbst  die  Brüder,  blieben  unberüoksichtigt^^. 

Da  der  Herr  rechtlich  nicht  verpflichtet  war,  das  Lehen  zu  teilen, 
so  konnte  nnter  mehreren  Erben  immer  nur  einer  die  Lehnsemeuerang 
beanspruchen^^;  die  dabei  übe^angenen  Linien  blieben  dauernd  von  der 
Lehnsfolge  ausgeschlossen.  Wo  aber  auf  Grund  besonderer  Abmachung 
eine  Teilung  des  Lohns  unter  die  Miterben  stattfand,  bildete  jeder  Teil 
ein  Lehen  für  sich,  so  daß  eine  Vereinigung  im  Wege  der  Erbfolge  nicht 
wieder  eintreten  konnte ^^  Durch  Erteilung  von  Gedingen  konnte  nur 
wenig  geholfen  werden,  da  das  Gedinge  zu  vielen  Gefahrdungen  ausgesetzt 
war.  Dagegen  gewährte*  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  (S.  405)  ein 
passendes  Auskunftsmittel,   zu   dessen  Gewährung  der  Lehnsherr  um  so 


der  Aftervaasall  und  der  G^dingsmann  ihm  die  Anerkennung  verweigern.  Vgl. 
Sachs.  Lehnr.  20,  §  S.    Bichtst  Lehnr.  28,  §  4.    Homeybr  448. 

^  Schon  das  Gesetz  Konrads  II.  hob  ausdrücklich  hervor,  daß  der  Bruder  nur 
in  ein  bereits  von  seinem  Vater  besessenes  Lehen  snccedieren  könne.  Vgl.  I.  F. 
1,  §  1.  Dasselbe  geschah  in  der  nur  in  Auszügen  erhaltenen  sogenannten  Lex 
Quteumque  igitur  (Weiland  1,  680  f.  I.  F.  18,  §  1)  nach  der  Ausdehnung  des  Erb- 
rechts auf  den  Sohn  des  Bruders  und  den  Vaterbruder,  und  auch  nachdem  im 
Laufe  des  12.  Jh.  schrittweise  die  Ausdehnung  auf  die  Agnaten  überhaupt  erfolgt 
war,  wurde  das  Erfordernis  des  benefieium  patemum  unbedingt  festgehalten.  Vgl. 
I.  F.  13  (14),  §  1:  per  invesiituram  pairis  et  avi.  IL  F.  26,  §  18:  agnati  qui  qtiorto 
ffradu  aunty  dummodo  ad  eos  pertineat,  IL  F.  31 :  admiihtfUur  qui  quarto  gradu 
sunt  remoti  ab   eo  qui  id  aequisivit^   et  etiam  usque  in  infiniium^   dum  tarnen 

hoe  consiet,  ab  eo  per  maaeuloa  descendisse.    II.  F.  11:    agnati  tdieriores ,  ei 

feudum  sit  patemum,  h,  e.  si  fuil  illius  pareniisy  qui  eius  fuit  agnationis  communis. 
Nur  durch  besondere  Abrede  konnte  das  Lehnsfolgerecht  auch  auf  Seitenverwandte 
des  ersten  Erwerbers  ausgedehnt  werden  {feudum  nopum  iure  anOqui  concessum). 
Vgl.  L  F.  8,  §  3.  13  (14),  §  2.  20.  IL  F.  16  pr.  18. 

««  Vgl.  HoHETEB  450  ff.    Reichsurteil   von  1299  (MG.  Leg.  2,  473):   ex  quo 

talis  —  decederet  sine  heredibus  deseendentibuSj  communi  iure ipsa  bona  que 

ienuit  ab  eeclesia  vaeant  ipsi  eaclesie  et  non  alii.  Die  Ausschließung  der  Seiten- 
verwandten bestand  noch  im  15.  Jh.  zu  Recht.  Vgl.  Dieck,  De  tempore  quo  ius 
feudale  Langobardorum  receptum  sit,  1843,  S.  36  f.  Als  Heinrich  VL  versuchte, 
die  Fürsten  für  die  Bewilligung  der  Erblichkeit  der  Krone  in  seinem  Hause  zu 
gewinnen,  stellte  er  als  Gegenleistung  die  Ausdehnung  der  Lehnssuccession  auf 
die  weiblichen  Linien  und  die  Agnaten  in  Aussicht  Vgl.  Fiokeb,  De  Henrici  VI. 
conatu  etc.,  1849,  S.  21.  29.  35.  50  ff.     Siehe  auch  Anm.  99. 

^^  Vgl.  Houeyer  455.  Bei  Fahnlehen  und  Gerichtslehen  beruhte  die  Unteil- 
barkeit auf  dem  Reichsrecht.  Vgl.  ebd.  536  f.  550.  Schulze  ,  Erb-  und  Familien- 
recht 41;  Erstgeburt  95  ff.  Dies  galt  auch  für  Italien^  wo  die  nichtfürstlichen 
Lehen  in  der  Regel  geteilt  wurden.  Vgl.  Lehnsgesetz  Friedrichs  I.  von  1158 
(Weiland  1,  248):  Preterea  dueatus,  marchia,  eomitatus  de  caeiero  non  dividatur. 
aliud  autem  feudum  ^  si  eonsortes  voluerint,  dividatur,  ita  ut  omnes,  qui  partem 
feudi  hahent  iam  divisi  vel  dividendi,  fideiitatem  fadant  Den  zu  Belehnenden 
unter  den  Miterben  bestimmte,  wenn  keine  besondere  Norm  vorlag,  in  Ermangelung 
einer  Einigung  der  Lehnsherr.  Bei  den  Fürstenlehen  entschied  ursprünglich  nicht 
selten  Wahl  des  Volkes  (Schulze,  Erstgeburt  122  ff.),  schon  früh  aber  wurde  die  Suc- 
cession  nach  Altersvorzug  allgemeine  Regel  (vgl.  ebd.  125—147,  Hometer  482  f.). 

"  Vgl.  Anm.  73.    Hombybr  464. 
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leichter  bewogen  werden  konnte,  als  er  der  Zersplitterung  der  Lehns- 
dienste durch  die  Bezeichnung  eines  der  Gesamthänder  als  Lehnstrager 
vorzubeugen  vermochte.  Was  anfangs  nur  eine  persönliche  Gunst  gewesen 
war,  die  von  jedem  Nachfolger  des  Herrn  aufe  neue  erbeten  werden  mußte, 
wurde  seit  dem  14.  Jahrhundert  zu  einer  rechtlichen  Pflicht,  so  daß  bei 
mehreren  Ijehnserben  der  Herr  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  und 
der  Nachfolger  des  Herrn  die  entsprechende  Lehnsemeuerung  nicht  ver- 
weigern konnte  ^^.  Die  zu  gesamter  Hand  Beliehenen  waren  berechtigt, 
auch  ohne  Genehmigung  des  Herrn  das  Lehen  zu  teilen,  aber  auf  die 
Gftfahr,  ihr  gegenseitiges  Anwachsungsrecht  einzubüßen,  da  die  gesamte 
Hand  durch  jede  Teilung,  wenn  sie  nicht  eine  bloß  auf  die  Früchte  be- 
schränkte Mutschierung  war,  gebrochen  wurde  ^^  Seit  dem  14.  Jahrhundert 
kam  aber  diese  Beschränkung  in  Wegfall,  die  Teilung  des  Lehns  hob 
das  auf  der  Gesamtbelehnung  beruhende  Anwachsungsrecht  nicht  mehr 
auf,  die  gesamte  Hand  wurde  ungeachtet  der  Teilung  als  fortdauernd  an- 
gesehen und  nur  daran  hielt  man,  wenigstens  bei  den  sächsischen  Fahn- 
lehen, fest,  daß  bei  jedem  Herrn-  wie  Mannsfall  die  Lehnsemeuerung 
seitens  aller  Gesamthänder,  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses,  nachgesucht 
werden  mußte  ^^.  Noch  weiter  ging  man  schon  im  14.  Jahrhundert  in 
Süddeutschland  und  bei  solchen  norddeutschen  Fahnlehen,  die  auf  Lehns- 
auftrag beruhten  (Herzogtum  Braunschweig)  oder  sich  in  den  Händen 
alteinheimischer  Herrscherhäuser  befanden  (Pommern,  Meklenburg)'^:  man 
betrachtete  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  für  die  Erhaltung  des 
agnatischen  Erbrechts  nicht  mehr  als  notwendig,  sondern  sah  sie  still- 
schweigend als  fortdauernd  an,  auch  wenn  die  einzelnen  Teilhaber  nur 
für  ihren  Teil  Belehnung  empfangen  hatten  ^^.  Endlich  kam  man  dahin, 
Gesamtbelehnung  auch  da  anzunehmen,   wo  auf  Grund  der  Individual- 


"   Vgl.    HOMBYER   466. 

^'  Vgl.  HoUEYEB  460.  DüNCKBR,  a.  a.  0.  109.  v.  Sicherer,  GeBamtbelehnung 
in  deatschen  FQrstentümern  (1865),  12  f.  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  3,  12:  Ein  iglich  man 
dfr  sai  wissen,  der  gemein  lehen  hat  mit  andern  luten  oder  mit  sinen  geharnen 
Dtagen,  mtUsehart  er  si  mit  des  keisers  gebot,  wie  es  dan  kumt,  so  beliben  die  lehen 
bi  den  ganerben,  teilt  aber  er  sie  nach  des  keisers  rechte,  als  er  es  dem  lehen  hat 
gesalxt,  irstirbt  dan  die  ein  site,  sie  vellet  in  des  keisers  haiit,  un  han  ex  die  tdrlorn, 
von  den  es  geteilt  ist,  sint  in  des  riches  recht  siefit  gescriben:  geteilt  lehen  sal  dem 
riche  ersterben. 

^^  Vgl.  y.  Sicherer,  Gesamtbelehnung  7  ff.  Ureprunglich  mußte  der  Lehns- 
erneuerung die  Auftragung  sämtlicher  Teile  an  den  Herrn  vorhergehen,  so  daß  die 
Gesamtbelehnung  mit  dem  ungeteilten  Lehen  erfolgte,  allein  schon  früh  gewöhnte 
uian  sich,  hiervon  abzusehen,  und  ließ  die  Lehnsemeuerung  auch  bei  Fortdauer 
der  Teilung  zu. 

"  Vgl.  V.  Sicherer,  a.  a.  0.  27  ff.  81  f.  34  f.  41.  55  ff.  60.  62  f.  In  Österreich 
galt  das  Erbrecht  der  Seitenlinien  schon  auf  Grund  des  Privilegium  minus  von 
1156,  vgl.  Berchtold,  Landeshoheit  Österreichs  41  ff. 

^>  Vgl.  HouETER  466  f.  Dunoker,  a.  a.  0.  102  ff.  In  Italien  fand  bei  nicht- 
fürstlichen Lehen  in  der  Regel  freie  Teilbarkeit  statt  Das  agnatische  Successions- 
recht  wurde  weder  durch  Teilung,  noch  durch  die  ungeteilte  Überlassung  des 
Lehens  an  einen  Miterben  beeinträchtigt.    Vgl.  I.  F.  8,  g  1.  11  (12).  IL  F.  50. 
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suocession  überhaupt  nur  Einer  belehnt  werden  durfte,  indem  man  den 
Belehnten  zugleich  als  Lehnsträger  für  seine  Miterben  betrachtete  ^^ 
Somit  hatte  das  deutsche  Recht  schon  geraume  Zeit  vor  der  Rezeption 
des  lombardischen  Lehnrechts  denselben  Standpunkt  wie  dieses  erreicht^ 
wenn  auch  die  juristische  Grundlage  in  beiden  nicht  dieselbe  (im  deutschen 
Recht  die  wirkliche  oder  fingierte  G-esamtbelehnung,  im  lombardischen 
das  Miterbrecht  zu  gesamter  Hand)  gewesen  ist^^  Das  Recht  des  ersten 
Erwerbers  ging,  mit  seinem  Tode  kraft  Erbrechts  auf  seine  Söhne  oder 
Enkel  von  vorverstorbenen  Söhnen  über,  und  zwar  so,  daß  jeder  Miterbe 
ein  selbständiges^  ohne  seine  Zustimmung  nicht  mehr  entziehbares  Recht 
auf  das  ganze  Lehen  erhielt,  gleichviel  ob  dieses  in  ungeteilter  Gemein- 
schaft behalten  oder  unter  die  einzelnen  Linien  geteilt  oder  einem  der 
Miterben,  etwa  dem  ältesten,  zu  alleinigem  Besitz  überlassen  wurde.  In 
derselben  Weise  vererbte  jeder  einzelne  Miterbe  sein  Recht  auf  seine  Ab- 
kömmlinge, jeder  von  diesen  wieder  auf  die  seinigen  u.  s.  w.^^  Wer  sein 
Recht  bei  Lebzeiten  aufgegeben  oder  verwirkt  hatte,  konnte  auf  seine 
Abkömmlinge  nichts  übertragen,  da  diese  ein  eigenes  Recht  erst  erlangten, 
wenn  und  so  weit  sie  seine  Erben  wurden®^.  Die  Lehnsfolge  beruhte 
demnach  in  absteigender  Linie  durchweg  auf  Erbgang  (successio  mortis 
causa),  während  gegenüber  den  Seitenlinien  für  alle  Mitbeerbten  ein  so- 
fortiges Recht  bestand,  das  bei  Aussterben  einer  Linie  für  die  ihr  zunächst 
stehende  Seitenlinie  das  Recht  der  Anwachsung  herbeiführte^^. 

7^  Vgl.  HouETBB  465.  DuvcKEB,  a.  a.  0.  110.  So  schon  Kl.  Kaiseirecht 
8,  29:  Da  die  lute  siriy  die  gemein  lehen  hon,  die  euÜen  wissen,  da%  sie  die  eideste 
hont  mag  enphahen  den  andern  alten  nach  des  keisers  rechte,  dax^  si  ex  gewert  sint. 
sint  in  des  riehes  recht  gescriben  stet:  dax  ungeteilt  gut  mag  ein  h/int  mit  truwen 
ton  dem  heiser  enphahen.  Vgl.  Rapr.  y.  Freising  2,  91:  Wo  geswistergeud  sind, 
ir  sein  xwai  oder  mer^  die  lehn  haben  das  in  ir  vater  lasen  hat,  enphacht  der  eltist 
das  lehen,  das  sol  den  andern  geswistergeudn  nicht  schaden,  si  haben  aUe  di  recht 
an  dem  lehn,  die  der  eltist  brueder  hat, 

'^  Über  das  Folgende  vgl.  Schböder,  a.  a.  0.  (Anm.  59),  in  dem  Haupt- 
ergebnis mit  einer  von  Math,  Handbuch  d.  gem.  a.  bair.  Lehnrechts  179,  und  neuere 
dings  genauer  von  Stobbb,  Privatr.  5,  827,  n.  31  angeführten  Äußerung  Albbecbt's 
übereinstimmend. 

'*  Sachs.  Lehnr.  32,  §  2:  Di  wile  ok  sieH  gut  to  samene  Uebhet,  stirft  ir  en, 
sin  kint  trit  in  des  vader  etat  unde  behalt  sin  gut  gemene  mit  den  vedderen,  als  it 
sin  vader  hadde.  I.  F.  18  (19),  §  1:  Si  quis  miles  mortuus  fuerit  sine  filio  maseulo, 
et  nepotem  reliquerit,  de  benefieio  avi  in  patris  vicem  suecedit,  et  si  hie  deest, 
et  fratrem  reliquerit,  in  beneficium  patris  ipse  succedat,  et  si  filius  fratris 
mortuus  fuerit,  frater  patris  in  beneficium  avi  defuncti  (des  Großvaters  des 
Verstorbenen,  d.  h.  des  Vaters  des  Lehnfolgers)  succedat. 

^  Daher  die  unbedingte  Gültigkeit  jeder  mit  Zustimmung  der  Mitbeerbten 
getroffenen  Verfügung.    Vgl.  II.  F.  89.    Sachs.  Lehnr.  32,  §  1,  §  8. 

^^  Mit  besonderer  Schärfe  ist  der  Gegensatz  des  Agnaten-  und  des  Descen- 
dentenrechtes  im  lombardischen  Lehnrecht  ausgeprägt  Der  Agnat  fordert  das 
Lehen  kraft  eigenen  Rechts.  Er  fordert  es  vom  Besitzer,  wenn  dieser  es  durch 
Quasifelonie  verwirkt  hat  (Anm.  110);  aus  dem  Nachlaß  des  Besitzers,  wenn  es 
ihm  durch  dessen  unbeerbten  Tod  ledig  geworden  ist,  gleichviel  wem  der  Aliodial- 
nachlaß  zufällt  fll.  F.  45.  51,  §  4);  vom  Herrn,  wenn  dieser  es  dem  früheren  Be- 
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Schon  früh  kamen  Abweichungen  von  den  allgemeinen  Grundsätzen 
des  Lehnerbrechts  infolge  besonderer  Vereinbarung  vor,  namentlich  bei 
aufgetragenen  Lehen  war  die  Stellung  der  Yassallen  häufig  eine  besonders 
begünstigte.  Beispiele  freier  Yererbong  des  Lehns  begegnen  schon  iu 
Zeiten,  wo  die  Erblichkeit  von  Rechts  wegen  noch  eine  sehr  beschränkte 
war®*.  Eine  große  Rolle  spielte  die  Übertragung  der  Lehen  auf  die  Töchter, 
eine  Gunst  die  den  Lehnsherren  vielfach  das  Recht  verschaffte,  den  Erb- 
töchtem  ihrer  Mannen  den  Gemahl  zu  bestimmen  ^^  Seit  dem  12.  Jahr* 
hundert  begegnen  auch  schon  wirkliche  Weiberlehen,  bei  denen  nach  dem 
Aussterben  des  Mannsstammes  der  Übergang  auf  die  nächste  weibliche 
Linie,  innerhalb  dieser  aber  alsbald  wieder  mit  Bevorzugung  des  Manns- 
stammes, einzutreten  pflegte®^. 

War  der  Lehnserbe  noch  unmündig,  so  blieben  die  Lehnsdienste,  in 
der  Regel  auch  die  Lehnserneuerung  oder  doch  die  Ableistung  der  Hulde, 
bis  zum  Eintritt  der  Mündigkeit  suspendiert®*.  Während  aber  in  Italien, 
obwohl  der  Herr  die  Lehnsdienste  des  Mannes  einstweilen  entbehrte,  die 
Nutzungen  des  Lehns  dem  unmündigen  Lehnserben  verblieben,  Verwal- 
tung und  rechtliche  Vertretung  des  Lehns  also  Sache  des  Allodial- 
vormundes  waren,  kannte  das  deutsche  Lehnrecht  eine  eigene  Lehns- 
vormundschaft als  nießbräuchliche  Sondervormundschaft,  indem  für  die 

sitzer  wegen  Felonie  entzogen  hat  und  das  Lehen  nun  durch  unbeerbten  Tod 
des  letzteren  oder  seiner  Abkömmlinge  dem  Agnaten  ledig  geworden  ist(Anm.  109); 
endlich  von  dem  Dritterwerber,  der  das  Lehen  ohne  Zustimmung  des  Agnaten  oder 
seines  Ascendenten  erlangt  hat,  und  zwar  entweder  sofort  mit  dem  Lehnsretrakt, 
also  gegen  Entschädigung,  oder  unentgeltlich  mit  der  Bevokatorienklage,  nachdem 
durch  Abgang  des  Verftußerers  und  seiner  lehnsfUhigen  Descendenz  der  Anfall  an 
den  Agnaten  eingetreten  ist  (II.  F.  26,  §14.  39  pr.  83^  I.  F.  8,  §  1).  Dagegen 
bildet  das  Lehen  für  Abkömmlinge  des  verstorbenen  Besitzers  nur  einen  Teil  der 
Erbschaft;  sie  bekommen  nichts,  wenn  ihnen  nichts  hinterlassen  wird;  Lehen  und 
Allodialerbschaft  bilden  eine  einheitliche  Masse,  zwischen  welcher  der  Erbe  nicht 
beliebig  auswählen  kann  (II.  F.  45.  51,  §  4);  nur  insofern  wird  unterschieden,  als 
das  Lehen  nicht  durch  letztwiUige  Verfägung  entzogen  werden  darf,  also  Pflicht- 
teilscharakter hat,  und  nur  auf  die  lehnsfähigen ,  nicht  aber  auf  alle  zum  AUodial- 
nachlaß  berufenen  Abkönmilinge  übergelit.  ^ 

®«  Vgl.  Waitz  6 «,  81  fl'.  87.  Hometer  452.  Stobbe  5,  822.  Berchtold,  Landes- 
hoheit Österreichs  41  ff.     Oorkondenb.  van  Holland  en  Zeeland  2,   Nr.  86  (1262).  • 

8»  Vgl.  Wattz  6*,  90.  92. 

^  Vgl.  HoMEYER  452  f.  Waitz  7,  12.  Stobbe  5,  825 f.  H.  Schulze,  Erb- 
und  Familienrecht  85  ff.  Böhmer,  Acta  imperii  sei.  Nr.  385.  880.  888.  Weiber- 
lehen waren  das  Herzogtum  Österreich  auf  Grund  des  Privilegium  minus  von  1156 
(vgl.  Berchtold,  a.  a.  0.  40  ff.)  und  das  Herzogtum  Braunschweig  auf  Grund  der 
Errichtungsurkunde  von  1235  (Anm.  25,  vgl.  Zachariä,  Successionsrecht  im  Ge- 
samthause Braunschweig-Lüneburg  19  ff.).  Vgl.  I.  F.  6,  §  2.  8,  §  1.  IL  F.  13. 
18.  30  pr. 

»*  Vgl.  Kraut,  Vormundschaft  1,  121  f.  Sftchs.  Lehnr.  26,  §§  2.  5.  Lehns- 
gesetz V.  1158  §  4  (Weiland  1,  248).  II.  F.  26,  §§  12.  18.  Da  die  Mündigkeit 
nach  sächsischem  Recht  mit  zwölf  Jahren  eintrat,  so  berechnete  der  Sachsenspiegel 
(Anm.  90)  die  Mutungsfrist  fär  Unmündige,  unter  Einrechnung  der  gewöhnlichen 
Mutungsfrist,  auf  13  Jahre  6  Wochen  und  3  Tage. 
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Lehen  von  verschiedenen  Herren  auch  verschiedene  Lehnsvormundschaften 
bestanden  und  die  Früchte  des  Lehns  [angefdlle)  mit  Einschluß  der 
Dienste  der  Aftervassallen  dem  Lehnsvormund  zufielen®®.  Der  Ursprung 
dieses  Hechts  lag  in  einem  durch  die  Ausbildung  der  Erblichkeit  nicht 
überwundenen  einstweiligen  Heim&Usrecht,  das  dem  Herrn  für  die  Dauer 
der  Unmündigkeit  des  Lehnsfolgers  eine  Entschädigung  für  die  Entbeh- 
rung der  Lehnsdienste  gewährte®^.  Darum  stand  Lehnsvormundschaft 
und  Angefalle  in  erster  Reihe  dem  Herrn  selbst  zu®®.  Nur  wenn  der 
AUodialvormund  des  Kindes  auch  ein  Lehnsmann  des  Herrn  war,  konnte 
er,  indem  der  Herr  ihm  oder  dem  Kinde  das  Angefalle  einräumte,  zu- 
gleich die  Lehnsvormundschaft  übernehmen.  Wurde  eine  solche  Über- 
tragung ursprünglich  als  eine  persönliche  Gunst  des  Herrn  aufgefaßt,  so 
zeigen  die  außersächsischen  Lehnrechtsquellen  bereits  eine  weitere  Ent- 
wicklungsstufe: der  Vormund  hatte  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  sein 
Mündel  zu  muten  und  die  Lehnsemeuerung  zu  empfangen,  mußte  aber 
auch  für  die  Lehnsdienste,  die  in  diesem  Falle  nicht  suspendiert  wurden, 
Sorge  tragen.  War  aber  der  AUodialvormund  nicht  Vassall  des  Herrn, 
so  konnte  letzterer  nach  Belieben  Angefalle  und  Lehnsvormundschaft  für 
sich  behalten  oder  einem  seiner  Mannen  einräumen. 

Wo  das  Recht  des  Herrn  auf  das  Angefälle  durch  besonderes  Pri- 
vileg oder  gewohnheitsrechtliche  Entwiokelung  beseitigt  worden  war®®, 
bedurfte  es  eines  besonderen  Lehnsvormundes  nur,  wenn  der  AUodial- 
vormund nicht  Lehnsmann  war;  die  Bestellung  erfolgte  in  diesem  Falle 
wohl  durch  die  Familie  des  Vassallen  unter  Mitwirkung  des  Herrn.  Mit 
dem  Eintritt  der  Mündigkeit  hörte  Angefalle  und  Lehnsvormundschaft 
von  selbst  auf,  der  junge  Mann  nahm  das  Lehen  sofort  selbst  in  Besitz 
und  Verwaltung,  nur  für  die  Vertretung  im  Lehnsgerioht  pflegte  er  bis 
zum  Eintritt  seiner  Volljährigkeit  aus  der  Reihe  seiner  Mitvassallen  einen 
Treuhänder  zu  bestellen  ®^.   Seit  die  nießbräuchliche  Vormundschaft  außer 


**  Über  das  Folgende  vgl.  Kraut,  Vormundscbaft  3,  1  fF.  Homeyer  478  ff. 
Waitz  6»,  93.     Stobbe  2,  §  119  (2»,  §  177).     Schulze,  a.  a.  0.  118  ff. 

®^  Vgl.  Kraut  3,  23  f.  Homeyer  489.  Die  Befugnis  des  Herrn,  aach  das 
anf  dem  Lehen  vorhandene  Inventar  als  Angefälle  in  Ansprach  zu  nehmen ,  ist 
wohl  so  zu  verstehen,  daß  der  Herr  befugt  war,  das  Gntsinventar  vorbehaltlich 
späterer  Restitution  für  die  Dauer  des  Angefälles  wirtschaftlich  auszunutzen.  Vgl. 
Kraut  3,  10  ff. 

*»  Vgl.  Kraut  3,  3  f.  Homeyer  486  f.  Sachs.  Lehnr.  26,  §  2:  Di  herre  is 
immer  des  hinaus  vormünde  an  deme  gude,  dat  it  kind  von  ime  hevet,  die  teile  he 
it  aneveile  unverlegen  kevetj  unde  sal  dat  gelt  des  gudes  nemen,  tcente  it  leint  to  sinen 
jaren  käme.    Weiland,  Const.  2,  393  c.  9. 

"^  Den  steirischen  Ministerialen  wurde  schon  1186  bei  dem  Übergang  des 
Landes  anf  Leopold  von  Österreich  die  Befreiung  vom  Angefalle  gewährt.  Vgl. 
V.  LüscHiH,  Beitr.  z.  Kunde  Steiermark.  Gesch.-QneUen  9,  125  ff. 

^  Sftchs.  Lehnr.  26,  §  1 :   Kindere  jartale  is  driitein  jar  unde  ses  ueken  ton 

ir  bort,  doch,  bedorven  sie's  dar  na,  of  sie  ieman  bedegedingen  tcel  um  ir  len,  die 

wie  sie  to  iren  dagen  nicht  gekomen  sin,  dat  is  to  eneme  jare  unde  ivintich,  so 

muten  sie  wol  vor  münden  nemen  enen  irs  herren  man,  die  sie  vorsta  to  lenrechte; 

R.  Schröder,  Deutsche  Rechtogeschichte.    4.  Aufl.  27 
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Übung  gekommen  war  und  auch  die  Lehnsvormundschaft)  sich  auf  die 
Verwaltung  und  gerichtliche  Vertretung  des  Lehns  beschränkte,  verband 
man  jene  Treuhänderstellung  mit  der  Lehnsvormundschaft,  indem  man 
diese  einfach  bis  zur  Volljährigkeit  des  Vassallen  fortdauern  ließ®^  War 
der  Vormund  nicht  Lehnsmann,  so  bedurfte  er,  um  in  dieser  Weise  auch 
die  Lehnsvormundschaft  übernehmen  zu  können,  der  Belehnung  zu  treuer 
Hand  seitens  des  Herrn,  so  daß  die  Lehnsträgerschaft  an  die  Stelle  der 
Lehnsvormündschaft  trat®*. 

Dem  Angefällerecht  des  Lehnsherrn  bei  weltlichen  Lehen  entsprach 
das  Begalienrecht  {iiLs  reffcdmm,  ius  regaUae)  des  Königs  an  den  Er- 
trägen der  geistlichen  Fiirstentümer  für  die  Dauer  der  Stuhlerledigung  *l 
Es  entstammte  einem  schon  in  der  Karolingerzeit  nachweisbaren  Ge- 
brauche bei  den  Eigenkirchen,  indem  der  Kirchherr  während  der  Er- 
ledigung der  geistlichen  Stelle  die  Bedienung  der  Kirche  durch  einen 
Vikar  besorgen  ließ,  die  Erträge  aber  für  sich  in  Anspruch  nahm.  Durch 
die  Ausdehnung  des  Eigenkirchenrechts  auf  die  Reichsabteien  und  Bis- 
tümer gestaltete  sich  dieser  Gebrauch  zum  Begalienrecht®^.  Während 
letzteres  in  Frankreich  zuerst  unter  Ludwig  VIL  zweifellos  bezeugt  ist, 
scheint  es  in  Deutschland  schon  seit  Heinrich  V.  vereinzelte  Anwendung 
gefunden  zu  haben  ®^,  so  daß  Friedrich  L,  unter  dem  es  rücksichtslos  zur 


deme  solen  sie  die  teere  loven  mit  vingere  unde  mit  tungen,  to  bekcUdene  unde  to 
rerliesene.    Vgl.  Kraut  3,  26  f. 

•*  Vgl.  HoMBTEB  497  ff.  Kraut  8,  37  ff.  Diese  Entwickelung  ergiebt  sich 
schon  aus  einem  jüngeren  Zusätze  des  Sachsenspiegels  (Ssp.  I.  23,  §  2). 

®*  Vgl,  Kraut  3,  42  f.  Albrecht,  Gewere  244.  Wer  nicht  Lehnsmann  des- 
selben Herrn  war,  konnte  das  Kind  nicht  im  Lehnsgericht  vertreten  und  darum 
nicht  Lehnsvormund  sein. 

®'  Vgl.  FiCKER,  Eigentum  des  Reichs  am  Reichskirchengute  381  ff.  Scheffer- 
Boichorbt,  Kaiser  Friedrichs  I.  letzter  Streit  mit  der  Kurie  189  ff.  Zöppl,  Alter- 
tümer 2,  43  ff.  Berchtold,  Entwickelung  der  Landeshoheit  65  ff.  128  ff.  Eichhorn, 
St-  u.  RG.  2,  Ö18f.  SuGEKHBm,  Staatsleben  des  Klerus  267  ff.  287  ff.  Phillips, 
Regalienrecht  in  Frankreich,  1873.  Blondel,  FrMdric  IL,  S.  242  ff.  Du  Gange, 
Glossarium  s.  v.  regalia. 

**  Vgl.  Stutz,  Eigenkirche  25  f.  85  f.  Gefpceen,  Die  Krone  und  das  niedere 
deutsche  Kirchengut,  Leipz.  Diss.  1890,  S.  12  ff.  Philups,  a.a.O.  17  ff.  Daß  bei 
der  Ausbildung  des  Regalienrechts  lehnrechtliche  Anschauungen  mitgewirkt  haben, 
ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  doch  sind  sie  nicht  von  der  entscheidenden  Bedeutung 
gewesen,  die  ihr  in  den  beiden  ersten  Auflagen  dieses  Lehrbuches  beigelegt 
wurden. 

95  Yg]  FicKER,  a.  a.  0.  384.  Scheffer-Boic hörst,  a.  a.  0.  189.  Ussermann, 
Episcopatus  Bambergensis^  Cod.  prob.  pg.  65  (1115).  Lothar  III.  hatte  bei  seiner 
Kaiserkrönung  ein  Breve  Innocenz'  IL  ausgewirkt,  in  welchem  letzterer  erklärte: 
Jnterdieimtis  auteniy  ne  quisquam  eorum,  quos  in  Teutonico  regno  ad  pontificaius 
honorem  vel  abhatiae  regim^n  evocari  contigerit,  regoUia  usurpare  vel  invadere  audeaty 
nisi  eadem  pritis  a  tua  poiestate  deposeat,  quod  ex  kis,  quae  iure  debet  tibi,  tuae 
magnißcentiae  faciat  (Japf£,  Bibl.  rer.  Germ.  5,  522).  Ob  damit  eine  Anerkennung 
des  Regalienrechts  für  die  Zwischenzeit  bis  zur  Mutung  ausgesprochen  sein  sollte 
(VoLKMAR,  FDG.  26,  486  f.),  muß  dahingestellt  bleiben. 
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Geltung  gebracht  wurde,  sich  bereits  darauf  berufen  konnte,  daß  dies  ex 
antiquo  tuf'e  regum  et  impercUorum  atque  ex  coüdiana  consuetudine  ge- 
schehe®*. Eine  genauere  Abgrenzung  scheint  das  Kegalienrecht  im  Wege 
des  Kompromisses  erfahren  zu  haben,  indem  seine  Dauer  im  allgemeinen 
auf  ein  Jahr  nach  dem  Eintritt  der  Stuhlerledigung  bestimmt  wurde, 
was  einerseits  häufig  in  die  Besitzzeit  des  Nachfolgers  hinübergreifen 
mußte,  andererseits  aber  einer  willkürlichen  Hinausschiebung  durch  Ver- 
zögerung der  Investitur  des  Nachfolgers  vorbeugte®^.  Eine  wesentliche 
Erweiterung  aber  erfuhr  das  Regalienrecht  in  den  späteren  Regierungs- 
jahren Friedrichs  I.,  indem  dieser,  abermals  durch  Übertragung  eines 
bei  den  Eigenkirchen  entwickelten  Gebrauches,  außer  den  Vakanzgeldern 
auch  den  ganzen  Mobiliamachlaß  der  geistlichen  Fürsten,  soweit  er  aus 
ihrem  Lehnsbesitz  herrührte,  für  die  Krone  in  Anspruch  nahm.  Das  auf 
diese  Weise  begründete  sogenannte  Spolienrecht^®  wurde  seitens  der 
hohen  Geistlichkeit  als  eine  schwere  Bedrückung  empfunden.  Nachdem 
schon  Heinrich  VI.  bei  seinem  Versuche,  die  Fürsten  zur  Anerkennung 
der  Erblichkeit  der  Krone  zu  bewegen,  sich  zur  Aufgabe  des  Spolienrechts 
bereit  erklärt  hatte®*,  wurde  Otto  IV.  seitens  der  Kurie  schon  bei  seiner 
Krönung  (1198)  zum  Verzicht,  und  zwar  unter  ausdrücklicher  Mißbilligung 
dieser  consuetudo  detestabilis  bewogen  '^^.  Später  haben  Philipp,  Otto  IV. 
und  Friedrich  IL  wiederholt  in  ähnlicher  Weise  nicht  bloß  auf  das 
Spolien-,    sondern    auch    auf   das   Regalienrecht    verzichten    müssen  ^^^, 


«*  Lacomblet,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrheins  1,  288,  Nr.  417  (1166). 

•^  Vgl.  Anm.  108  f.  Ficker,  a.  a.  0.  883.  Philups,  a.  a.  0.  19.  Scheffbr- 
BoicHORST  191.  Aach  bei  heimgefallenen  Fahnlehen  bestand  eine  Wiedenrerleihungs- 
frist  von  Jahr  und  Tag,  vgl.  Ssp.  III.  60,  §  1. 

»*  Vgl.  Stütz,  Eigenkirche  26  f.  86.  Gefpcken,  a.  a.  0.  13  f.  Waitz  8,  248  flF.; 
FDG.  13,  494  ff.  FicKER,  Eigent.  am  Reichskirchengut  387  ff.  Blondel,  a.  a.  0. 
244  ff.  ScHEPPER-BoiCHORST,  a.  a.  0.  192  ff.  Weiland  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  für 
Waitz  264  f.  Meibom,  Herum  Grerm.  3,  185  ff.  Zöpfl,  Altertümer  2,  45  f.  Fried- 
berg, De  finium  inter  ecclesiam  et  civitatem  regundorum  iudicio  220  ff.  Eisenberg, 
Spolienrecht,  Marb.  Diss.  1896.  E.  Mater,  Eirchenhohei tsrecht  des  Königs 
V.  Baiern  (1884),  S.  17  n.  Wilmaks,  Kaiserurkunden  Nr.  81.  121.  132.  Über  die 
sprachliche  Bedeutung  der  Bezeichnung  ius  spolii  vgl.  S.  75,  n.  8.  Daß  das  Spo- 
lienrecht gegenüber  den  Reichskirchen  erst  von  Friedrich  I.  aufgebracht  worden 
ist,  hat  Otto  IV.  ausdrücklich  bezeugt  (s.  Anm.  100)  und  der  Verfasser  der  Vita 
Hartmanni  Brixinensis  bestätigt  (vgl.  Ficker,  De  Henrici  VI.  conatu  57,  n.  1).  Die 
Urkunde  Friedrichs  I.  für  Köln  von  1166  (Lacomblet,  Ürk.-B.  1,  Nr.  417)  bezieht 
sich  nur  auf  das  Regalienrecht  und  kennt  das  Spolienrecht  offenbar  noch  nicht. 
Deutlich  bezeugt  ist  letzteres  erst  seit  1188. 

••  Vgl.  Anm.  69.    Ficker,  De  Henrici  VI.  conatu  57  f. 

»0«  Weiland,  Const.  2,  23.    Vgl.  ebd.  2,  25  f.    Lacomblet,  Urk.-B.  1,  392,  Nr.  562. 

*^*  Philipps  Versprechen  an  Innocenz  III.  von  1203  (Weiland,  Const.  2,  9): 
Omnes  abusus^  quos  antecessores  nostri  in  ecclesiis  habuerunt,  utpuia  mortuis  pre- 
latis  bona  ipsorum  vel  ecelesiartim  eorum  accipiebant,  perpetuo  relinqtcam.  Sein 
Privileg  für  Bischof  Konrad  von  Regensburg  von  1205  (Mon.  Bo.  29,  1  S.  517, 
Nr.  578)  bezog  sich  nur  auf  das  Spolienrecht  und  bezeichnete  den  Verzicht  auf 
dieses  als  eine  rein  persönliche  Gunstbewilligung.  Die  Versprechungen  Ottos  IV. 
von  1209  (Weiland  2,  37)  und  Friedrichs  IL  von  1213  und  1219  (ebd.  2,  58.  60.  78) 
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dauernd  durchgesetzt  wurde  aber  nur  die  Beseitigung  des  Spolienrechts  ^^^ 
und  auch  diese  nur  gegenüber  den  geistlichen  Fürsten,  nicht  aber  gegen- 
über den  Inhabern  der  niederen  Eeichskirchen.  Die  in  dem  Würzburger 
Privileg  Friedrichs  IL  Ton  1216  ausgesprochene  Aufhebung  des  Regalien- 
rechts ^®*  wurde  nur  auf  die  Erträge  aus  den  eigenen  Gütern  der  Kirche 
bezogen,  so  daß  an  den  vom  Reiche  verliehenen  Hoheitsrechten  das  könig- 
liche Regalienrecht  auch  femer  gewahrt  blieb  ^^*. 

Die  Auflösung  des  Lehnsbandes  und  die  Rückkehr  des  Lehns  an  den 
Herrn  trat  mit  dem  Heimfall  ein,  indem  das  Lehen  durch  den  un- 
beerbten Tod  des  Mannes,  wenn  weder  ein  Gedinge  noch  eine  Afterleihe 
bestand,  dem  Herrn  ledig  wurde.  Gänzliche  Aufgabe  des  Heerschildes 
seitens  des  Mannes  durch  Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  wurde  dem 
Tode  gleichgeachtet ^^^  Außerdem  hatte  der  Mann,  im  Gegensatz  zum 
Herrn,  jederzeit  das  Recht  einseitiger  Kündigung,  sei  es  daß  er  dem 
Herrn,  unter  Rückgabe  des  empfangenen  Investitursymbols,  das  Gut  auf- 
ließ {refutatio)  und  durch  Lösung  des  dinglichen  Verhältnisses  auch  das 
persönliche  Band  aufhob ^^®,  oder  daß  er  dem  Herrn  die  Treue  aufsagte 


betrafen,  nach  einem  einheitlichen  vom  Papst  vorgelegten  Formular,  die  Beseitigung 
des  abusus  in  occupandis  bonia  deeedentium  prelatortim  aut  etiam  ecclesiarum 
vacantium.    Vgl.  Anm.  103. 

^^'  Confoederatio  cum  principibus  ecciesiasticis  von  1220,  §  1  (Weiland  2,  S9): 
Primo  promittenteSy  quod  numquam  demceps  in  morte  cuiusquam  prindpis  eccle- 
siastiei  reliquias  suas  fi^co  vendicabimus;  inhibentes  etiam  ^  ne  laicus  quisquam 
aliquo  pretexiu  sibi  eas  vendicet,  sed  cedant  suceessoriy  si  antecessor  intestatus  de- 
cesserit;  cuitcs  testamenium,  si  quod  inde  fecit,  volumus  esse  ratum. 

10»  Weiland  2,  68:  Veter em  iüam  eonsuetudinem  detestantes^  quam  anteces- 
sores  nosiri  Romanorum  imperatores  et  reges  in  eatkedrales  exereuerunt  ecclesias  et 
abbatias  qtte  manu  regia  porriguntur,  quod  videlicet,  decedentibus  episcopis  et  pre- 
laiis  earum,  non  tam  reHquias  rerum  mobilium  eorundem  consueverant  occupare  ao 
convertere  w  usus  proprios  occupatas,  quam  etiam  reddilus  ei  proventus  per  tocius 
anni  primi  cireulum  ita  prorsus  auferre,  ut  nee  solvi  possent  debita  decedentis  neo 
sticcedenii  preiato  necessaria  ministrariy  eidem  eonsuettidini  sive  iuri,  vel  quocumque 

vocabulo  exprimatur,  renunciamus /    iilud  eisdem  ecclesiis  perpetuo  iure 

donanies  et  auctoritate  regia  statuentes,  ut,  ecclesiarum  omnium-  libertate  integra 
semper  in  omnibus  permanerkie,  res  ei  redditus  huiusmodi  in  solvenda  debita  dece^ 
dentium  prelatorum  et  in  alios  ecclesiarum  usi^  per  manus  legitime  succedentium 
libere  convertaniur. 

'*^  Hofgerichtsurteil  Friedrichs  IL  von  1238  (Weiland  2,  285):  cum  in  curia 
nostra  dictanie  senteneia  prindpwn  et  de  speciali  petidone  conquereneium  sit  ob- 
ientum,  quod  fkeloneum,  moneta,  officium  sculteti  et  iudicium  sectUare  neenon  et 
eonsimilia,  que  principes  ecclesiasiid  redpiunt  et  ienent  de  manu  imperiali  et  pre- 
decessonim  nosirorum,  sine  consensu  nostro  infeodari  non  possint^  cumque  quilibet 
imperator  indida  curia  perdpere  debet  integra  liier  et  vacantibus  ecclesiis  omnia 
usque  ad  concordem  dectionem  habere,  donec  electtcs  ab  eo  regalia  recipiat  etc.  Vgl. 
FiCKEE,  a.  a.  0.  38ö  f.  Seit  Friedrich  IL  beschränkte  sich  das  Regalienrecht,  wenn 
die  Wahl  des  Nachfolgers  rechtzeitig,  d.  i.  binnen  sechs  Wochen,  erfolgte,  wohl 
auf  die  Zeit  der  wirklichen  Stuhlerledigung.     Vgl.  Ssp.  HL  59,  §  2. 

»«5  Vgl.  HoMEYER  504.  IL  F.  21.  26,  §  6. 

*"*  Der  Herr  konnte  die  Rücknahme  des  Lehns  nur  verweigern,    wenn   ihm 
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{entsaffunffCy  %oidersagunge\  wodurch  sein  dingliches  Recht  am  Lehen  von 
selbst  beseitigt  und  die  Verpflichtung  zu  sofortiger  Rückgabe  begründet 
wurde ^^^  In  Fällen  einer  Felonie^®®,  wohin  außer  dem  Bruche  der 
Lehnstreue  auch  die  Verweigerung  der  Lehnsdienste  und  bösliche  Ver- 
äußerung des  Lohns  oder  Versaumung  der  Mutungsfrist  gerechnet  wurde, 
konnte  der  Herr  dem  Manne  und  seinen  Abkömmlingen  das  Lehen  durch 
Privationsklage  entziehen,  so  daß  es  in  seiner  Hand  verblieb,  bis  die 
nächste  Seitenlinie  zur  Lehnsfolge  gelangte  ^^^  Lag  nur  eine  Quasi- 
felonie  vor,  d.  h.  eine  nicht  gegen  den  Herrn  gerichtete  Handlung  durch 
die  der  Mann  recht-  oder  ehrlos  geworden  oder  in  die  Acht  verfallen  war, 
so  ging  das  Lehen  nach  dem  lombardischen  Recht  sofort  auf  die  Seiten- 
linie über,  ohne  auch  nur  vorübergehend  an  den  Herrn  zurückzukehren  ^^^ 
Das  deutsche  Lehnrecht  unterschied  zwischen  Felonie  und  Quasifelonie 
nicht,  doch  trat  schon  Ende  des  13.  Jahrhunderts  in  beiden  Fällen  eine 
Wendung  zu  Gunsten  der  Erben  des  Mannes  ein,  die  man  unter  den 
Freveln  des  letzteren  nicht  leiden  lassen  wollte  "^ 

Wie  der  Mann,  so  konnte  auch  der  Herr  sein  Recht  durch  tTbelthat 
verwirken  ^^*.  Wenn  er  dem  Manne  das  Gut  entzog,  oder  ihm  keine  Ge- 
währ leistete,  oder  dem  Manne  einseitig  das  Lehnsband  aufkündigte,  oder 
sich  eines  Treubruches  oder  einer  Rechtsverweigerung  gegen  ihn  schuldig 
machte,  so  trat,  wenn  ein  Oberlehnsherr  vorhanden  war,  d^r  bisherige 
Aft^rlehnsmann  unmittelbar  mit  diesem  in  Verbindung,  der  schuldige 
TJnterlehnsherr  schied  gänzlich  aus"^  War  dagegen  der  Schuldige  selbst 
oberster  Lehnsherr,  so  behielt  der  Mann  das  Lehen  frei  von  allen  Lehns- 
pflichten und  vererbte  es  in  gleicher  Weise  auf  seine  Lehnserben,  dem 
Herrn  aber  blieb  das  Recht  auf  den  Heimfall  gewahrt  ^^*.  Ahnlich  war 
die  Lage,  wenn  dem  Vassallen  trotz  rechtzeitiger  Mutung  infolge  Weigerung 


die  Bedingung,  es  einem  Dritten  zu  verleihen,  gestellt  wurde.  Verweigerte  er  die 
Rücknahme  ohne  Grund,  so  wurde  der  Mann  doch  von  allen  Lehnspflichten  ent- 
bunden. Vgl.  HoMETEB  499  ff.  Im  Verhältnis  zu  den  Lehnsfolgem  stand  die  Rück- 
gabe an  den  Herrn  einer  Veräußerung  gleich. 

10"  Vgl.  HoMETEB  502  f.    Goldene  Bulle  c.  13.    Fbanklih,  Sent  cur.  reg.  Nr.  246. 

'<*^  Üher  die  Wortbedeutung  vgl.  Diez,  WB.  der  roman.  Spr.  I.  s.  v.  feüo, 

"»  Vgl.  Anm.  24.  Hombyee478.  505  ff.  512  f.  Fbanklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  20. 
222—225.  233.  Schbödeb,  ZRG.  5,  288.  L  F.  5.  20  (21).  21  (22).  IL  F.  22  pr. 
23  pr.  24.  26,  §  4.  37  pr.  MG.  Leg.  2.  43.  96.  103  c.  16.  113.  200.  War  ein  Afterlehns- 
mann vorhanden,  so  trat  dieser  unmittelbar  mit  dem  Oberlebnsherm  in  Verbindung. 
Vgl.  S.  410  f.  Über  die  Verwirkung  des  Lehnsfolgerechts  durch  Felonie  vgl.  II.  F. 
51,  §  1.  54  (55),  §  6. 

i»^  Vgl.  IL  F.  24,  §  9.  26,  §  18.  31.  37. 

"»  Vgl.  HoMEYEB  510  f.  Fbanklin,  a.  a.  0.  Nr.  219;  Reichshofgericht  2,  365  ff. 
BdHHEB,  Acta  imperii  selecta  562.    Schwab.  Lebnr.  85  i.  f.  Kleines  Raiserr.  3,  32. 

^^^  Vgl.  HoHETEB  514  ff.  Dasselbe  galt,  wenn  der  Herr  seinen  Heerschild 
niederte  oder  das  Lehen  aus  einem  rechten  Lehen  in  ein  Burglehen  umwandelte. 

"•  Vgl.  HoMBTEB  517  ff.    Siebe  auch  Anm.  57. 

^^^  Vgl.  HoMETEB  515  f.  Nach  dem  lombardischen  Lehnrecht  wurde  das  Lehn 
Eigentum  des  Vassallen.    Vgl.  IL  F.  22,  §  1.  26,  §  24.  47. 
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oder  Abwesenheit  des  Herrn  die  Lehnsemeuerung  nicht  zu  teil  wurde; 
er  behielt  in  diesem  Falle  das  Lehen  frei  Ton  Mannschaft,  bis  der  Herr 
das  Versäumte  nachholte  ^^'^. 

§  41.    Das  Grundeigentum. 

Vgl.  S.   52.    202.    391,    Note    12.      Brunneb,    Grundzüge    79  fF.       Roschbr, 
Nationalökonomik  des  Ackerbaues^  §§  71—76.  79.'84f.  102."^  Wagneb,  Volkswirt- 
schaftslehre 1,  §§  325—339.     Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  103  ff.    147  ff.    174  f. 
255 — 531.  667—760.  996 ff.;  Entwickelung  des  rheinischen  Bauernstandes  während 
des  Mittelalters,  Westd.  Zeitschr.  6,  18 ff.;  Schicksal  des  deutschen  Bauernstandes 
bis  zu  den  agrarischen  Unruhen   des    15.  u.  16.  Jhs.,   Preuß.    Jahrb.   56,    178  ff. 
Heuslbr,  Institutionen  1,    §§  56—59.    2,    §§  110—112.     Gtiebke,    Genossenschafts- 
recht  1,  162  ff.  202  ff.  581  ff.  2,  75  ff.  134—287.  304  ff.   320  ff.     Meitzen,   Siedelung 
u.  Agrarwesen  1,  49  ff.  2,  30—77.  323—367.  386  ff.  411  ff.  436  ff.  484  ff.  569-647; 
Boden  u.  landw.  Verb.  d.  preuß.  Staates  1,  343  ff.;  Urkunden  schlesischer  Dörfer 
(Cod.  dipl.  Silesiae  4),  1863;  Volkshufe  u.  Königshufe,   1889;  Die  Flur  Thalheim, 
Arch.   f.   siebenbürg.   Landeskunde   27.     v.  Inama-Stebnboo,   Wirtsch.-Gesch.   2, 
S.  Iff.  107  ff.  229  ff.    3,  1  S.  49  ff.  138  ff.  263  ff.;  Hofsystem  68  ff.;    Sallandstudien 
(Festgabe  f.  Gr.  Haussen,  1889,  S.  73  ff.);  Interessante  Formen  der  Flurverfassung 
in    Österreich    (Mitteil.    d.    anthrop.    Ges.    in    Wien    26);    GGA.    1887,    S.  313  ff.; 
HandWB.  d.  Staatswiss.,  Suppl.  2,  849  ff.     G.  F.  Knapp,  Grundberrschaft  u.  Ritter- 
gut, 1897;  Bauernbefreiung  u.  Ursprung  der  Landarbeiter  in  _den  älteren  Teilen 
Preußens  (1887)  1,    1—37;    Hist.  Zeitschr.  78,    39  ff.     Sommer,"  Entwickelung   der 
bäuerl.  Rechtsverhältnisse  in  Deutschland,  2  ßde,  1823—1830.     v.  Buri,  Abhand- 
lung von  denen  Bauergütern  in  Teutschland,  her.  v.  Runde,  1783.    v.  Low,  Mark- 
genossenschaften, 1829.    G.  L.  V.  Maurer,  Gesch.  d.  Fronhöfe,  der  Bauernhöfe  u- 
der  Hofverfassung  in  Deutschland,  4  Bde,  1862/63.    Landau,  Territorien  1—185; 
Salgut,  1862.    Blondbl,  Fr^d^ric  IL,  355  ff.    Arnold,   Ansiedelungen  und  Wan- 
derungen deutscher  Stämme  241  ff.  439  ff.  543  ff.     Düncker,  Gesamtei^ntum  152  ff. 
Bluntschli,  Wirtschaftl.  Rechtsordnung  der  deutschen  Dörfer,  Kr.  überschau  2^ 
291  ff.    Beseler,  Der  Neubruch  (Symbolae  Bethmanno-Hollwegio   oblatae,    1868). 
K.  Roth,  Gesch.  d.    Forst-   u.   Jagdwesens   in    Deutschland,   1879.    Schwappach, 
Handbuch  der  Forst-  u.  Jagdgeschichte  Deutschlands,  2  Bde,  1886—88.    Renaud, 
Die  Gemeindenutzungen,   insbes.  Realgemeinderechte,   ZDR.    9,    1  ff.     J.  Meyer, 
Die  drei  Zeigen,  Frauenfelder  Schulprogr.,   1880.    Mone,  Allmenden  vom   K.  bis 
16.  Jahrhundert,  ZGO.  1,  385  ff.;  Waldmarken  vom  13.  bis  16.  Jh.,  ebd.  8,  129  ff.; 
Die  Bauergüter  vom  13.  bis  16.  Jh.,  ebd.  5,    35  ff.    129  ff.    257  ff.    Gothein,    Hof- 
verfassung auf  dem  Schwarzwald,    ebd.  40,  257  ff.;   Lage   des    Bauernstandes   am 
Ende  des  Mittelalters,  vornehmlich  in  Südwestdeutschland,  Westd.  Zeitschr.  4,  l  ff. 
Kmiotek,  Siedelung  u.  Waldwirtschaft  im  Salzforst,  1900  (Wirtsch.-  u.  Verwaltungs- 
studien, her.  V.  Schanz,  VIII).    v.  Miaskowski,  Die  schweizerische  Allmend,  1879. 
V.  Wyss,  Schweiz.  Landgemeinden,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  I.  (auch:    AlDhand- 
lungen    3—88);   Rechtshistorische  Lesefrüchte   (a.  d.  Turicensis,  1891).     Heusler, 
Rechtsverhältnisse  an  Gemeinland  in  Unterwaiden,  ebd.  10,  44  ff.    Blumeb,  Staats- 
u.  Rechtsgesch.  der  schweizer.  Demokratien  1,  17  ff.  376  ff.    Hanauer,  Les  consti- 
tutione des  campagnes  de  TAlsace,  1864;  Les  paysans  de  TAlsace,  1865.   A.  Hebtzoo, 
Bäuerl.  Verhältnisse   im   Elsaß,    18S6;    Rechts-   u.    Wirtsch.-Verf.   d.   Abteihofea 
Maursmtinster  (Beiträge  zur  Landes-  u.  Volkskunde  v.  Els.-Lothr.  IX.  1888).  Schmidt, 
Les  paysans  et  la  propri^t^  rurale  en  Alsace  au  moyen  äge,  1897.    Tille,  Bäuer- 
liche Wirtschaftsverfassung  des  Vintschgaues,  1895.     Wippermann,  Zur  Staats-  u. 


Vgl.   HOMEYER  476  f. 
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RG,  der  Wetterau,  ZDR.  16,  1  ff.  Thüdichum,  Gau-  und  Markverfassung,  1860 
(dazu  Waitz,  Abhandl.  540  ff.);  RG.  der  Wetterau  1,  47  ff.  162  ff.;  Gesch.  d.  freien 
Gerichts  Kaichen  (1857),  S.  37  ff.  Schabff,  Das  Recht  in  der  Dreieich,  1868;  Das 
Recht  in  der  hohen  Mark,  Arch.  f.  Frankf.  Gresch.,  NF.  3,  255  ff.  Bodmanm,  Rhein- 
gauische Altertümer  439 — 493.  Hbldmann,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  ländl.  Rechts- 
verhältnisse i.  d.  Deutschordenskommenden  Marburg  u.  Schiffenberg,  Marb.  Diss. 
1894.  Freüdenstein,  Gesch.  d.  Waldeigentums  i.  d.  Grafsch.  Schaumburg,  Mar- 
burger Diss.  1879.  Hess,  Der  Freiwald  bei  (xeorgenthal,  Zeitschr.  d.  Ver.  f.  thUr. 
Gesch.  10,  284  ff.  Löwe,  Rechtl.  Stellung  d.  fränk.  Bauern  im  Mittelalter,  Heidelb. 
Diss.  1883.  Teltino,  Skets  van  het  oud-friesche  privaatregt,  i.  d.  Themis,  1874. 
NooRPEWiER,  Nederduitsche  regtsoudheden,  209 — 237.  Pleyte,  De  rechtstoestand 
der  marken  in  Nederland,  Leiden  1879.  Lavelete,  Essays  sur  T^conomie  rurale 
de  la  Belgique',  1863.  v.  Richthofen,  Unters,  über  fries.  RG.  2,  1041  ff.  Witticu, 
Die  Grundherrschaft  in  Nord  Westdeutschland  (1896),  S.  271  ff.  (Anzeigen  von  Meitzen. 
Deutsche  Litt-Zeitung  1897,  Nr.  48.  Knapp,  Hist.  Zeitschr.  78,  39  ff.);  Entstehung 
des  Meierrechts,  Zeitschr.  f.  Social-  u.  Wirtsch.- Gesch.  2,  Iff.  StOvb,  Wesen  u. 
Verfassung  der  Landgemeinden  u.  des  ländl.  Grundbesitzes  in  Niedersachsen  u. 
Westfalen,  1851.  Wioahd,  Provinzialrechte  d.  Fürstentümer  Paderborn  u.  Corvey 
2,  140  ff.  Nordhoff,  Haus,  Hof,  Mark  u.  Cremeinde  Nordwestfalens  (Kircuhoff's 
Forschungen  4).  Herold,  Die  1000jährige  Geschichte  des  Gemeinwesens  Herzfeld, 
1886.  KöTzscHKE,  Studien  z.  YerwaltuDgsgeschichte  der  Großgrundherrschaft 
Werden,  1901.  Bornhak,  Entstehung  des  Rittergutsbesitzes  östlich  der  Elbe,  FDG. 
26,  125  ff.  Riedel,  Die  Mark  Brandenburg  i.  J.  1250,  2,  192  ff.  v.  Brümneck,  Zur 
Gesch.  d.  Grundeigentums  in  Ost-  u.  Westpreußen,  2  Bde,  1891 — 96.  Fröhlich, 
Gresch.  d.  Graudenzer  Kreises  ^  1885.  Korn,  Geschichte  der  bäuerl.  Rechtsverhält- 
nisse in  der  Mark  Brandenburg,  ZRG.  11,  Iff.  Fuchs,  Zur  Geschichte  d.  gutsh.- 
bäuerl.  Verb,  in  der  Mark  Brandenburg,  ebd.  25,  17  ff.;  Untergang  des  Bauern- 
standes u.  das  Aufkommen  der  Gutsherrschaften,  1888.  G.  A.  Schmidt,  Zur 
Agrargeschichte  Lübecks  und  Ostholsteins,  1887.  Wiese,  Nachrichten  von  dem 
Kirchspiel  Schönkirchen  (bei  Kiel),  1886.  Bilguee,  Entwickelung  der  ländlichen 
Besitz  Verhältnisse  in  Meklenburg,  1885.  Brummer,  Das  Vermessungsrecht,  Rostock. 
Diss.  1892.  E.  0.  Schulze,  Ko  Ionisierung  u.  Germanisierung  zwischen  Saale  und 
Elbe,  1896.  Tzschoppe  u.  Stenzel,  Urk.-Samml.  zur  Gesch.  des  Ursprungs  der 
Städte  und  der  Verbreitung  deutscher  Kolonisten  und  Rechte  in  Schlesien  und  der 
Oberlausitz  (1832),  145  ff.  Jacobi,  Forschungen  über  das  Agrarwesen  des  alten- 
burg.  Osterlandes,  Leipziger  Illustr.  Zeitung  5,  2  S.  186  ff.  V.  Schmidt,  Beitr.  zur 
Agrar.  und  Kolonisationsgeschichte  d.  Deutschen  in  Südböhmen,  Mitteil.  d.  Ver.  f. 
Gesch.  d.  Deutschen  in  Böhmen  84.  35.  Luschin  v.  Ebenqreuth,  österr.  Reichs- 
geschichte 58  ff.  WoLFF,  Beiträge  zur  siebenbürgisch- deutschen  Agrargeschichte, 
Mühlbacher  Progr.  1885.  v.  Engelhardt,  Entstehung  der  Gutsherrschaft  in  Liv- 
land  während  der  Ordenszeit,  1897.  Rachfahl,  Zur  Gesch.  d.  Grundherrsch,  i. 
Schlesien,  ZRG.  29,  108  ff.  Stouff,  Les  comtes  de  Bourgogne  et  leurs  villes  do- 
maniales,  N.  Revue  1898,  S.  351  ff.  489  ff.  C.  P.  Hordijk,  Opgaven  omtrent  inkomsten, 
goederen,  hoorigen,  dienstmannen  en  rechten  der  abdij  Egmont  (Bijdragen  v.  h. 
hist.  genootsch.  te  Utrecht  21,  161  ff.).  Jül.  Giebke,  Geschichte  d.  deutsch.  Deich- 
rechts L  1901  (GiERKE,  Unters.  63). 

Die  Weiterentwiekelung  der  Grundeigentümsverhältnisse  im  Mittel- 
alter drehte  sich  teils  um  das  Yordringen  des  grandherrlichen  Elementes 
gegenüber  dem  Baaeiiistand,  der  seine  altgermanische  Freiheit  und  Un- 
abhängigkeit nicht  zu  wahren  vermochte,  teils  um  den  durch  die  Be- 
völkerungszunahme gebotenen  Ausbau  in  der  Heimat,  teils  endlich  um 
die  Kolonisation  der  den  Slawen  abgewonnenen  Gebiete  im  Osten. 

In   den   Gebieten   des  Höfesystems  gingen   keine  erheblichen  Ver- 
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änderungen  vor  sich,  nur  die  Allmenden  hatten  hier  dasselbe  Schicksal 
wie  anderwärts.  An  bedeutenderen  Verkehrsplätzen,  wie  um  Taufkirchen 
und  Klöster,  bildeten  sich  im  Laufe  der  Zeit  Weiler,  die  auch  wohl  zu 
Darfern,  Marktflecken,  Städten  anwuchsen  und  den  froheren  Gegensatz 
gegen  die  Gebiete  des  Dorfsystems  Terminderten.  Wo  das  Dorfsystem 
vorherrschte,  wurde  der  ursprüngliche  Gegensatz  zwischen  den  zu  Nachbar- 
recht angelegten  Dorffluren  und  den  Herrenhöfen  oder  Salgütern  schon 
früh  verwischt  Einerseits  gelangten  freie  Bauemhufen  vielfach  im  Wege 
der  Veräußerung,  namentlich  durch  Auftrag  zu  Zinsrecht,  in  die  Hände 
geistlicher  oder  weltlicher  Herren,  andererseits  wurden  die  Herrenhöfe 
mehr  und  mehr  zu  grundherrlichen  Dörfern,  indem  auch  hier  das  Hufen- 
system Eingang  fand  und  die  Mehrzahl  der  Hufen  gegen  Zins  und  Dienste 
verliehen  wurde.  So  gab  es  neben  verhältnismäßig  wenigen  frei  ge- 
bliebenen Bauerdörfern  eine  große  Zahl  grundherrlicher  Dörfer,  in  denen, 
soweit  sie  aus  alten  Herrenhöfen  hervorgegangen  waren,  die  althörige  Be- 
völkerung weit  überwog,  während  die  Gutsunterthanen  in  den  aus  alten 
Bauergemeinden  hervorgegangenen  Dörfern  vorzugsweise  dem  Stande  der 
freien  Zins-  und  Vogteileute  entstammten.  Viele  Dörfer  waren  gemischten 
Charakters,  so  daß  grundherrliche  und  freie  Hufen  oder  grundherrüche 
Hufen  verschiedener  Herren  nebeneinander  bestanden.  Wo  dies  der  Fall 
war,  bildeten  die  Unterthanen  jeder  Herrschaft  eine  besondere  Hofgenossen- 
schaft innerhalb  der  Gemeinde. 

Der  unmittelbar  vom  Fronhof  aus  bewirtschaftete  herrschaftliche 
Besitz,  das  eigentliche  Sal-  oder  Fronland,  befand  sich  durchweg  in  Ge- 
menglage mit  dem  der  Bauern  und  war  gleich  diesem  dem  Flurzwang, 
in  der  Regel  nach  dem  System  der  Dreifelderwirtschaft,  unterworfen. 
Als  Einheitsmaß  hielt  man  im  allgemeinen  die  Hufe  fest,  worunter  man 
außer  Hof  und  Garten  und  dem  Nutzungsrecht  an  der  Allmende  das  in 
Gewannlage  befindliche,  dem  Flurzwang  unterliegende  Ackerland,  durch- 
schnittlich in  einem  Gesamtumfang  von  dreißig  Morgen,  verstand.  Außer- 
dem hatte  jeder  Bauerhof  in  der  Regel  einen  der  freien  Benutzung  des 
Wirtes  überlassenen  Feldgarten,  in  Nord-  und  Mitteldeutschland  „Wurt" 
genannt,  der  gewöhnlich  in  der  Nähe  des  Hofes  lag  und  besonders  ein- 
gezäunt war,  während  die  Ackerfelder  der  Einzelnen  ofTen  lagen  und  nur 
in  ihrer  Gesamtheit  zum  Schutz  gegen  Vieh  und  Wild  von  einem  Zaun 
umgeben  waren  ^.  Ein  besonderer  Zaun  oder  Etter  umhegte  das  Dorf, 
die  ganze  Dorfflur  aber  (in  Siebenbürgen  „Hattert'*),  mit  Einschluß  der 
Allmende,  war  nach  außen  hin  durch  eine  feste  Landwehr  (Landfrieden, 
Landheeg,  Gebück,  Bannzaun),  mit  zahlreichen  Malbäumen  und  sonstigen 
Grenzzeichen  und  mit  Fallthoren  an  den  Durchlässen,  geschützt  und  ab- 
gegrenzt. 

Die  Fronländereien   umfaßten   regelmäßig  mehrere  Hufen;  ihr  Be- 


*  Vgl.  S.  205,  n.  13.    Durch  leichtere  Feldzäune  wurden  die  bestellteD  Felder 
(Winter-  und  Sommerfeld)  gegen  die  Koppelweide  auf  dem  Brachfeld  geschützt 
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stand  wurde  zuweilen  noch  durch  „pfleglose"  Zinshufen  {mansi  absi),  die 
der  Herr  eingezogen  hatte,  vermehrt 2.  Der  bäuerliche  Besitz  war  im 
Laufe  der  Zeit  sehr  mannigfaltig  geworden;  während  manche  Bauern  es 
zu  mehreren  Hufen  gebracht  hatten,  die  sie  nicht  selten  zu  sehr  ver- 
schiedenem Recht  besaßen',  gab  es  andererseits  neben  Yollhufnem  auch 
Halb-  und  Viertelhufher*  Alle  diese  gehörten  noch  zu  den  gespannfähigen 
Bauern  (als  Vollspänner,  Halbspänner  und  Einspänner)  und  nahmen  teil 
an  der  Gemeindeversammlung  (Bauersprache,  Bauergericht,  Hagensprache, 
Heimgericht),  die  unter  ihrem  gekorenen  Vorsteher  oder  Heimburgen 
über  die  Angelegenheiten  der  Ackerflur,  namentlich  Anordnung  der  Be- 
stellung und  Ernte,  Brach  weide,  Flurgrenzen,  Flurpolizei  u.  dgl.  m.,  zu 
beschließen  hatte  ^  Dagegen  gehörten  die  nicht  in  der  Ackerflur  beteiligten 
bloßen  Hausbesitzer  (Häusler,  Büdner,  Eöter),  obwohl  sie  an  den  Gemeinde- 
nutzungen teilnahmen,  nicht  zu  den  stimmberechtigten  Bauern,  auch 
wenn  sie  außer  ihren  Hausg^t^n  noch  etwaiges  Wurtland  und  insoweit 
selbst  eine  kleine  Ackernahrung  besaßen^. 

Während  die  Bauersprache  sich  auf  die  Besitzer  der  Ackerflur  des 
Dorfes  beschränkte,  hatte  die  Markgenossenschaft  eine  umfassendere  Be- 
deutung^.    Im   Gegensatz    zu    den    großen   Gesamtmarken    (Gau-   oder 


*  Vgl.  Lamprbcht,  Wirtschaftsleben  1,  395.  750.  1100,  d.  4.  1101,  n.  2. 

'  Selbst  hörige  Bauern  konnten  neben  ihren  Zinshufen  Freihufen  zu  Eigen- 
tum erwerben. 

*  Für  den  Hufenteil  (Vt  oder  V4)  war  im  Allemannischen  die  Bezeichnung 
„Schuppos"  (sehttopoKe),  für  den  Besitzer  ,,Schupposser^'  gebräuchlich.  Vgl.  Lgxer, 
Mhd.  WB.  2,  824  f.  Schmellkr,  Bayer.  WB.  2«,  353  (3,  305).  Waitz,  Hufe  32 
(Abhandl.  155  n.j. 

*  Vgl.  Lamprecht  1,  304  AFI  313. 

®  Die  meisten  Häusler  stammten  von  freigelassenen  Hörigen,  die  durch  die 
Freilassung  ihr  nur  in  der  Hofgenossenschaft  vererbliches  Zinsgut  verloren,  ihr 
Haus  aber,  das  häufig  (in  Niedersachsen  regelmäßig)  ihr  Eigentum  war,  behalten 
hatten.  Die  mit  Wurtland  ausgestatteten  Häusler  wurden  später  in  Nord-  und 
Mitteldeutschland  als  „Kotsaten",  „Eossäten''  oder  „Gärtner''  von  den  übrigen 
Häuslern  unterschieden.  Vgl.  G.  F.  Knapp,  Bauernbefreiung  1,  12fiP.  Meitzen 
1,  78.  Ursprünglich  bezeichnete  das  Wort  (ags.  cotsiBta)  schlechthin  den  Besitzer 
«Ines  geringeren  Hauses  (vgl.  Grimm,  DWB.  5,  274.  1882  f.  1888  f.  1898.  Schiller, 
CI.LÜBBBN,  Mittelnd.  WB.  2,  550  ff.  Haltaus,  Glossar  11 25  f.),  hatte  also  einen  ähn- 
lichen Sinn  wie  minofledua  (S.  212)  gegenüber  dem  salicus  als  Besitzer  eines  Herm- 
faaoses  (sala).  Die  nicht  spannfähigen  Häusler  werden  in  den  Quellen,  wenngleich 
nicht  immer  technisch,  auch  als  Einläufige,  Einlitxigey  Einsiedler,  Ungewerle  be- 
zeichnet Vgl.  Thüdichüm,  Gau-  und  Markverfassung  217.  Grimm,  Weistümer  1, 
811,  8.  V.  Ledige  leute» 

'  Bezeichnungen  für  die  gemeine  Mark  waren  besonders  alntend  (almand, 
altneindy  almat^  cUmut,  almeiy  almt),  gemein  (gemeinde,  gemeinheit),  gereide,  heinried, 
Iieimgereide,  eommunitas.  Vgl.  Grimm,  Weistümer  7,  815.  Die  Markgenossen 
hießen:  Märker,  Miterben,  Oanerben,  Hohgenosseny  Oereidegenossen,  Erbexen,  Einigs- 
hüte,  eommarehiones,  confmes,  coheredes,  vidnu  Über  die  Formel  iDunne  und  weide 
vgl.  Grimm,  RA.  521;  Thüdichum,  Gau-  und  Markverf.  180.  Nach  Braune,  Beitr. 
E.  G.  d.  D.  Spr.  14,  370,  n.  1  kommt  ahd.  tcinna  enti  weida  von  got.  icinja,  an. 
vin,  die  Weide,  wie  toinnemänoth  Weidemonat.    Die  Formel   wurde  beibehalten. 
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Hundertschaftsallmenden)  der  Torigen  Periode  kannte  das  spätere  Mittel- 
alter überwiegend  nur  noch  kleinere  Allmenden,  die  einigen  Dörfern  oder 
auch  nur  einem  einzelnen  Dorfe  zügehörten.  Auch  in  den  Gebieten  des 
Höfesystems  hat  eine  entsprechende  Entwickelung  zu  Gunsten  der  Bauer- 
schaft^gemeinden  stattgefunden.  Die  den  grundherrlichen  Dörfern  seitens 
der  Herren  überwiesenen  Allmenden  trugen  Ton  Tomherein  einen  be- 
schränkteren Charakter.  Als  berechtigte  Markgenossen  galten  in  der  Regel, 
ohne  Unterschied  des  Standes  oder  Besitzes,  alle  mit  eigenem  Haushalt 
in  der  Mark  angesessenen  Personen,  soweit  sie  von  einem  Markgenossen 
abstammten  oder  durch  Gemeindebeschluß  Aufnahme  gefunden  hatten  ^ 
Die  Besitzverschiedenheiten  begründeten  nur  einen  Unterschied  im  Um- 
fang des  Nutzungsrechts,  das  Recht  selbst  war  ein  persönliches  und  keines- 
wegs an  den  Grundbesitz  gebunden^;  erst  im  Laufe  der  Zeit  wurden  die 
Märkerrechte  vielfiich  zu  fest  fundierten,  an  bestimmten  Hofstellen  haften- 
den Gerechtigkeiten^®,  andererseits  stellenweise  zu  selbständigen,  frei  über- 
tragbaren Gerechtsamen,  deren  Inhaber  eine  eigene,  von  der  Gemeinde 
getrennte  Markgenossenschaft  bildeten  ^^ 

Oberstes  Verwaltungsorgan  und  Körperschaftsgericht  war  die  zum 
Märkerding  (Markrecht,  Holzgericht,  Holting,  Heimding)  versammelte  Mark- 
genossenschaft. Hier  wurden  namentlich  die  Wahlen  der  Markbeamten 
vollzogen,  die  Marknutzungen  und  die  den  Märkern  im  Interesse  der 
Mark  aufzuerlegenden  Dienste  geregelt,  Straffestsetzungen  (Markeinungen) 
für  alle  Markfrevel  getroflFen^l  Der  höchste  Markbeamte  war  der  Ober- 
märker  (Waldbote,  Waldmeister,  Waldgraf,  Holzgraf,  Mark-  oder  Märker- 

auch  nachdem  winne  aus  der  Sprache  verschwunden  war,  nur  erhielt  das  nicht 
mehr  verstandene  Wort  durch  Volksetymologie  die  Form  icunne.  Über  die  für 
das  Nutzungsrecht  der  Markgenossen  verwendeten  Bezeichnungen  vgl.  S.  206  n. 
Von  seara  {schar,  schare)  abgeleitet  war  die  in  Westfalen  verbreitete  Bezeichnung 
scharbeü  für  das  Beil,  mit  dem  die  Markvorsteher  {scherren,  scheme,  scharherren} 
die  zur  Holznutzung  bestimmten  Bäume  anhieben.  Vgl.  Röse,  Westd.  Zeitschr. 
16,  300  ff. 

"  Stillschweigende  Aufnahme,  wenn  der  Zugezogene  Jahr  und  Tag  unange- 
fochten in  der  Gemeinde  gelebt  hatte.  Vgl.  S.  207  f.  Thudichum,  a.  a.  0.  221  ff. 
GiERKB,  Genossensch.  1,  163  f.  593  f. 

»  Vgl.  Thüdichüm  209  ff.  242  ff.  247.  249  ff.  Lamprecht  1,  289  ff.  Den  Ein- 
wänden von  GiBBKE,  a.  a.  0.  1,  595,  n.  37,  ist  nur  so  viel  zuzugeben,  daß  die 
eigene  Haushaltung  nach  mittelalterlicher  Auffassung  den  Besitss  eines  Hauses  zur 
Voraussetzung  hatte,  also  in  der  That  nur  Hausbesitzer  aktive  Mitglieder  einer 
Markgenossenschaft  sein  konnten.  Wer  bloß  Grundbesitz,  aber  keine  Haushaltung 
in  der  Mark  hatte,  war  nicht  markberechtigt,  konnte  aber  durch  seinen  mit  einer 
Haushaltung  ausgestatteten  Pächter  oder  Verwalter  vertreten  werden;  Juden  waren 
bloß  widerrufliche  Beisassen  ohne  Märkerrecht     Vgl.  Thudichux  228  f.  239  ff. 

"  Vgl.  GiEBKE,  a.  a.  0.  1,  601  ff.    Thüdichüm  287  ff. 

"  Vgl.  Lampeecht,  Wirtschaftsleben  1,  280.  290  ff.  Giebke,  a.  a.  0.  1,  604. 
Maurer,  Markenverfassung  61  f.     Arch.  f.  d.  Gesch.  Westf.  6,  2  S.  199  (1210). 

^'  Das  Mehrheitsprinzip  kam  in  den  Märkerdingen  nur  allmählich  zur  Aner- 
kennung. Anfangs  konnte  binnen  Jahresfrist  jeder  Genosse  Widerspruch  gegen 
die  Beschlüsse  einlegen.    Vgl.  Lamprecht  1,  810. 
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meister,  Vogt,  Schirmer);  andere  Markvorsteher  waren  die  Untemiark- 
meister,  Förster,  Weiser,  Holzmeister,  Warmeister,  Scharmeister  (Schar- 
männer, Schar-  oder  Scherherren,  Scherren,  Scheme);  in  größeren  Marken 
gab  es  auch  einen  besonderen  Aasschuß  des  Märkerdinges,  die  Mark- 
geschworenen^^.  Als  Unterbeamte  erscheinen  die  Flurschützen.  Die 
Markbeamten  bezogen  erhöhte  Nutzungen  und  einen  Anteil  an  den 
Einungen,  außerdem  gewisse  Naturalleistungen  der  Markgenossen,  ^ie 
namentlich  Abgaben  an  den  Obermärker  zu  leisten  hatten.  Dieser  wurde 
stets  aus  der  Reihe  der  höchstbegüterten  Markgenossen  gewählt  und  ge- 
hörte fast  immer  dem  Bitterstande  an.  Den  in  der  Mark  angesessenen 
Grundherren  gelang  es  vielfach,  das  Obermärkeramt  dauernd  an  sich  zu 
bringen;  in  den  grundherrlichen  Marken  war  der  Grundherr  ohnehin  als 
Obereigentümer  der  geborene  Obermärker^*.  Seit  Ausgang  des  Mittel- 
alters nahmen  die  Landesherren  das  Obermärkeramt  überall  da,  wo  es 
nicht  in  festen  Händen  war,  als  ein  ihnen  zustehendes  Hoheitsrecht  in 
Anspruch  ^*,  unverkennbar  in  Anknüpfung  an  das  Bodenregal,  das,  soweit 
es  überhaupt  noch  bestand,  aus  einem  königlichen  Hoheitsrecht  nun  zu 
einem  landesherrlichen  Rechte  umgestaltet  wurde  ^'^.  Einen  wesentlichen 
Einfluß  in  dieser  Richtung  dürften  die  königlichen  Wildbannprivilegien 
geübt  haben.  Solange  man  Holz  im  Überfluß  hatte,  wurde  nur  die  hohe 
Jagd  als  eine  der  Großen  würdige  Forstnutzung  angesehen;  als  die  Holz- 
nutzung an  Bedeutung  gewann,  machten  die  Wildbannberechtigten  von 
ihrer  Befugnis  zur  Schließung  des  Waldes  auch  im  Interesse  der  Hoch- 
waldbestände Gebrauch  und  wurden  so  zu  wahren  Herren  des  Waldes  ^^ 
Aber  auch  die  eigentlichen  Obermärker  wußten  im  Laufe  der  Zeit  ihr 
Schutzrecht  über  die  Mark  mehr  und  mehr  zu  einem  Obereigentum  aus- 
zugestalten, was  für  den  wirtschaftlichen  Ausbau  der  Mark  viel£ach  von 
entscheidender  Bedeutung  wurde  ^®. 

Solange  noch  reichlich  Land  vorhanden  war,  hatten  die  einzelnen 
Markgenossen  mehr  oder  weniger  unbeschränkt  das  Recht  des  Bifangs, 
d.  h.  der  Neurodung  in  der  Allmende,  ausgeübt,  was  in  unserer  Periode 
im  allgemeinen  nur  noch  mit  markgenossenschaftlicher  Genehmigung  ge- 


^'  Vgl.  Lamprbcht  1,  318  ff.    Maurer^  Marken  Verfassung  280  ff. 

"  Vgl.  Urteil  des  Reichshofgerichts  von  1214,  Urk.-B.  d.  Stadt  Straßburg  1, 
Nr.  160.    Franklin,  Sententiae  curiae  Nr.  64. 

"  ReichshofgerichtBurteil  v.  1291,  MG.  Leg.  2,  457.    Frankuk,  a.  a.  0.  Nr.  65. 

»•  Vgl.  Lamprkcht,  a.  a.  0.  1,  108.  395.  517  f.  1275.  Über  die  Ausdehnung 
des  Boden-  und  Stromregals  auf  das  zwischen  Deich  und  Ufer  gelegene  Außen- 
deichsland  vgl.  Julfcs  Gierke,  Geschichte  d.  Deicbrechts  1,  106  f.  118  ff.  175. 

"  Vgl.  Lamprbcht  1,  110  f.  469  ff.     Beselkr,  Neubruch  21. 

»«  Vgl.  Lamprbcht  1,  277  f.  478  f.  695  ff.  996.  Wo  mehrere  Grundherren  in 
der  Mark  begütert  waren,  bildeten  sich  zuweilen  ganerbschaftliche  Berechtigungen 
an  der  Obermärkerschaft  und  den  mit  dieser  verbundenen  Nutzungsrechten  an  der 
Mark,  die  man  als  Markkondominate  oder  Edelmärkerschaften  bezeichnen  kann. 
Vgl.  Lamprbcht  1,  278  f. 
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stattet  war^^;  nur  auf  Hammerwur&weite  pflegte  dem  einzelnen  Mark- 
genossen eine  einmalige  Bodung  auch  ohne  besondere  Genehmigung  er- 
laubt zu  sein^^  Die  planmäßige  Anlegung  ganzer  Toehterdörfer  auf 
neugerodetem  AUmendegut  von  Gemeinde  wegen  wurde  seltener*^,  da- 
gegen fanden  bedeutende  Erweiterungen  des  Kulturlandes  durch  genossen- 
schaftliche Eindeichungen  im  Außendeichslande  statt**,  außerdem  wurden 
die  Berghänge  der  Allmenden  in  weinbautreibenden  Gegenden  viel&ch 
den  Gemeindegliedern  in  planmäßiger  Weise  zur  Anlage  von  Weinbergs- 
bifängen  überlassen*^.  Vielfach  war  es  üblich,  einzelne  Teile  der  Allmende 
unentgeltlich  oder  gegen  einen  Pachtzins  periodisch  an  die  Markgenossen 
zur  Privatnutzung  zu  überlassen;  häufig  geschah  dies  mit  Wiesen,  die 
dadurch  im  Laufe  der  Zeit  leicht  in  Privateigentum  übergingen,  ebenso 
mit  Weide-  oder  Niederwaldbeständen,  die  zu  vorübergehender  Acker- 
nutzung verlost  wurden.  In  diesen  Vorgängen,  die  sich  namentlich  in 
Süddeutschland,  der  Schweiz  und  Siebenbürgen  zum  Teil  bis  auf  die 
Gegenwart  erhalten  haben  *^,  wiederholte  sich  die  alte  feldgemeinschaft- 
iiche  Nutzung,  auf  der  das  altgermanische  Agrarwesen  beruht  hatte,  wäh- 
rend von  dem  letzteren  selbst  außer  der  Gewannlage  und  dem  Flurzwang 
nur  noch  vereinzelte  Beste  übrig  geblieben  waren**.  Auf  jene  feld- 
gemeinschaftliche Allmendenutzung  sind  zum  Teil  wohl  auch  die  bis  auf 
den  heutigen  Tag  erhalten  gebliebenen  Bottbuschgemeinschaften  der  west- 
fälischen Haubergsgenossenschaften  und  einige  moselländische  Gehöfer- 
schaften  zurückzuführen,  während  die  Mehrzahl  der  letzteren  nicht  aus 
genossenschaftlicher,  sondern  aus  grundherrlicher  Anregung  hervorgegangen 


^*  Vgl.  Maurer,  Dorfverfassung  1,  292  f.;  Einleitung  157  ff.;  Marken  Verfassung 
168  ff.    Thttdichum,  a.  a.  0.  176  ff. 

•«  Vgl.  Maurer,  Dorfverfassung  1,  294  ff.     Grimm,  RA.  56  f.  64  f.  527. 

*^  Vgl.  Maurer,  Einleitung  176  ff.;  Dorfverfasssung  1,  22  ff.  162  ff.  Arnold  243  ff. 

*«  Vgl.  J.  GiERKE,  Gesch.  d.  Deichrechts  1,  98  ff.  110  ff.  159  ff. 

*■  Ich  verdanke  diese  Bemerkung  Herrn  Dr.  A.  Hbrtzog  in  Colmar.  Vgl. 
unsere  Flurkai-te  S.  204. 

**  Vgl.  Röscher,  a.  a.  0.  §  84.  Grimm,  Weistümer  7,  817.  Maurer,  Marken- 
verfassung 175  ff.;  Dorfverfassung  1,  304  ff.  v.  Miaskovvski,  Allmend  127  ff.  Gibrke, 
Genossenschaftsrecht  2,  222  ff.  MsrrzEK,  Boden  und  landw.  Verh.  1,  346.  Wolff, 
a.  a.  0.  17.  19  f.  51  f.  Weiss,  Die  Hackwaldallmende  der  Stadt  Eberbach,  ZRG. 
80,  77  ff.  Derartige  Felder  hießen  Loserde  oder  Losäcker,  Allmend-  oder  Mark- 
felder, AUmendgärten,  Pflanzlttnder,  Egärten,  Wechselgüter,  SchiffeUändereien, 
Heimschnaete,  Kaveln  oder  Kabelländer,  in  Westfalen  Vöhden.  Über  das  eng- 
lische lammesland  vgl.  Pollock  (S.  53)  7.  49  f. 

*^  Dahin  gehörte  das  Recht  der  Mark-  oder  Nachbarlosung  (vgl.  Grimm,  Weis- 
tümer 7,  329;  RA.  580  f.  Maurer,  Dorfverfassung  1,  320  ff.  Thudichum,  a.  a.  O. 
205  ff.  GiERKE,  a.  a.  0.  1 ,  66.  2,  200),  die  Befugnis  der  Gemeinde  oder  des  Ober- 
märkers,  wüste  Acker  oder  Hofstellen  wiedereinEUziehen  (vgl.  die  bei  Grimm,  Weis- 
tümer 7,  317,  unter  III.  „Zuwachs"  angeführten  Stellen;  Gierkb,  (xenossenschafts- 
recht  1,  66;  Thudichum  183;  Maurer,  Dorfverfassung  1,  52),  das  gesetzliche 
Heimfallsrecht  der  Gemeinde  bei  unbeerbtem  Tode  (vgl.  Grimm,  Weistümer  7,  241. 
Maurer,  Dorfverfassung  1,  324  ff.)  und  das  S.  207  erwähnte  Reebningsverfahren. 
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ist'^  Den  in  der  Mark  angesessenen  Gmndherren  war  es,  namentlich 
wenn  sie  zu  der  Stellung  eines  Obermarkers  gelangt  waren,  am  ersten 
möglioh,  ganze  Bottländereien  in  der  Allmende  für  sich  zu  erwerben. 
So  entstanden  die  sogenannten  Beunden  oder  Achten,  worunter  man  in 
Westdeutschland  herrschaftliche  Biß,nge  in  der  Allmende  verstand,  die 
nicht  wie  die  Fronländereien  mit  den  eigenen  Arbeitskräften  des  Herm- 
hofes, sondern  im  Gesamtdienst  der  fronpOichtigen  Bauern  bestellt  wurden  ^^. 
Seit  dem  im  12.  Jahrhundert  beginnenden  Verfall  der  gutsherrlichen 
Eigenwirtschaft  wurde  die  Verleihung  der  Beunden  an  die  gesamte  Hof- 
genossenschaft gegen  einen  Gesamtzins  üblich  und  damit  die  Umwandlung 
der  bloßen  Betriebsgemeinschaft  zu  wahrer  Feldgemeinschaft  angebahnt '^ 
Bis  zum  zehnten  Jahrhundert  erfolgte  die  Besiedelung  des  Landes 
vorzugsweise  unter  der  Mitwirkung  der  Krone.  Königliche  Rodungs- 
privilegien, seltener  für  Allmenden  oder  unmittelbare  Kronwälder,  meistens 
für  den  noch  von  keiner  Axt  berührten  Urwald,  wurden  in  zunehmendem 
Maße  an  Kirchen  und  Klöster,  an  weltliche  Große  oder  auch  ganze  Ge- 
nossenschaften erteilt;  mehr  oder  weniger  eigenmächtiger  Anbau  Einzelner 
ging  daneben  her.  Nachdem  die  Krone  die  ihr  zur  Verfügung  stehende 
Landesallmende^*  im  wesentlichen  erschöpft  hatte,  traten  Landesherren 
und  Großgrundbesitzer  als  Kolonisationsuntemehmer  an  ihre  Stelle.  Das 
Material  fanden  sie  teils  in  dem,  was  sie  selbst  vom  König  erhalten 
hatten,  teils  in  Wildbännen  die  der  König  ihnen  verliehen,  teils  in  den 
Allmenden  der  unter  ihre  Obermärkerschaft  gestellten  Gemeinden  *^   Ge- 

«•  Vgl.  S.  55  f.  Maüree,  Dorfverfassung  1,  305  f.  Lampbecht  1,  451  K  457  f. 
Die  meisten  Geböfencbaften  sind  nicht,  wie  man  vor  Lampbecht  annahm,  Reste 
der  alten  Feldgemeinschaft,  sondern  feldgemeinschaftliche  Neubildungen,  hervor- 
gegangen aus  grundhöriger  Beundebetriebsgemeinschaft.  Von  der  bei  ihm  ange- 
führten Litteratur ,  vgl.  besonders  Hakssbn,  Agrarhistor.  Abhandl.  1,  99  ff.  2,  1  ff. 
und  die  preußische  Denkschrift  über  die  Verhältnisse  der  Gehöferschaftswaldungen 
im  Regierungsbezirk  Trier  (Haus  der  Abgeordneten,  13.  Legisl.-Periode,  8.  Session, 
1878—79,  Nr.  54),  ferner  Meitzek,  Siedelung  2,  602 ff.;    Boden  und  landw.  Verh. 

1,  848  ff*.  Über  die  Haubergsgenossenschaften  vgl.  die  Schriften  von  Acbenbach 
u.  Bb8ithab]>t  (S.  53)  und  Aktenstücke  des  preuß.  Hauses  der  Abgeordneten,  18.  Le- 
gisl.-Periode,  8.  Session,  1878—79,  Nr.  89  u.  189,  femer  Haubergsordnuug  f.  d. 
Kreis  Siegen  v.  17.  März  1879  (Preuß.  Ges.-Samml.  1879,  S.  228  ff.)  und  f.  d.  Dill- 
kreis und  Oberwesterwaldkreis  v.  4.  Juni  1887  (ebd.  1887,  S.  289  ff.),  sowie  Wald- 
kulturgesetz  f.  d.  Kreis  Wittgenstein  v.  1.  Juni  1854  (ebd.  1854,  8.  329  ff.). 

"  Vgl.  S.  206.  Lampbecht  1,  759  ff.  Landau,  Salgut  42  ff.  Über  die  sprach- 
liche Bedeutung  vgl.  Gbimm,  DWB.  1,  165.  1747.  Schmelleb,  WB.  1,  395  (287). 
Lexeb,  Mhd.  WB.  1,  80.  289.  Im  allgemeinen  verstand  man  unter  Achten  und 
Beunden  überhaupt  eingefriedigtes  Rottland  in  der  Allmende,  im  engeren  Sinne 
nur  das  der  Grundherrschaften.    Vgl.  Maubeb,  Dorfverfassung  1,  156  f. 

•*  Besonders  lehrreich  die  Weistümer  von  Kenn  (Griuu  6,  545  ff.,  vgl.  ebd. 

2,  312)  und  Sandhofen  (ebd.  1,  459).  Vgl.  Schbödeb,  Franken  und  ihr  Recht  65; 
Ausbreitung  der  sal.  Franken,  FDG.  19,  151  ff.    Lampbecht  1,  455. 

»  Vgl.  K.  Maubbb,  Kr.  VJSchr.  12,  100.     Lampbbcht  1,  469  ff. 

'^  Von  erheblicher  Bedeutung  wurde  das  Außendeich sregal  (Anm.  16)  für  die 
Besiedelung  des  durch  Eindeichung  gewonnenen  Landes.  Vgl.  J.  Giere e,  a.  a.  0* 
105  ff.  117  ff.  124  ff.  169  ff. 
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winnverheißeud  waren  die  Kolonisationen  teils  wegen  des  ßottzehnten 
{novale)y  der  zwar  zunächst  den  Barchen  zu  gute  kam,  bei  den  grund- 
herrlichen Eigcnkirchen  aber  auch  dem  Grundherrn  einen  unmittelbaren 
Vorteil  brachte  ^^,  teils  wegen  der  besonderen  Rottabgabe,  zu  der  sich  das 
alte  „Landrecht"  {terragium)  umgestaltet  und  auf  deren  Grundlage  sich 
im  Laufe  der  Zeit  ein  entwickeltes  Teilbausystem  ausgebildet  hatte'*. 

Die  Kolonistendörfer  beruhten,  im  Gegensatz  zu  der  altgermanischen 
Flurordnung  welche  die  Äcker  um  das  Dorf  herum  nach  Gewannen  über 
die  ganze  Feldmark  verteilte,  im  allgemeinen  auf  der  Geschlossenheit  der 
Hufe^^  Hier  und  da  überwogen  Besiedelungen  nach  dem  Höfesystem'*, 
die  Regel  bildete  aber  die  dorfartige  Anlage  der  Höfe  längs  der  Dorf- 
straße, während  die  einzelnen  Hufen  in  langgestreckter  Gestalt  reihen- 
weise nebeneinander  lagen ;  das  dem  gemeinen  Nutzen  vorbehaltene  Land 
blieb  auch  hier  als  Allmende  ungeteilt.  Jeder  Hof  lag  unmittelbar  bei 
der  zu  ihm  gehörenden  Hufe,  und  zwar  entweder  auf  derselben  oder  an 
ihrem  Ende,  jenachdem  die  Dorfstraße  sich  quer  durch  die  Ackerflar 
oder  an  einem  Ende  derselben  hinzog '^  Das  Einheitsmaß  bildete  bei 
allen  Rodungen  auf  Königsland,  auch  auf  solchem  das  früher  Königsland 
gewesen  war,  die  „Königshufe"  {mansus  regalis),  die  ungefähr  das  Doppelte 
der  gemeinen  Hülfe,  also  etwa  60  pommersche  Morgen,  umfaßte. 

Während  die  Krongüter,  auch  nachdem  ihr  Bestand  im  Laufe  des 
Mittelalters  bedeutend  eingeschrumpft  war,  immer  noch  zusammenhän- 
gende Gebiete  von  ziemlicher  Ausdehnung  umfaßten,  befanden  sich  die 
grundherrlichen  Besitzungen  in  so  zerstreuter  Lage,  daß  an  zentrale  Yer- 
waltungseinrichtungen  nicht  zu  denken  war'®.  An  der  Spitze  der  einzel- 
nen Verwaltungen  standen  die  den  verschiedenen  Fronhöfen  vorgesetzten 
Hofbauern  oder  Meier  {villici),  deren  Verwaltungsbezirke  (Villikationen) 
nie  weniger  als  drei,  aber  selten  mehr  als  vierzig  Hufen  umfaßten.  Die 
Meier  leiteten  die  Bewirtschaftung  der  Fronländereien  und  Beunden,  ver- 
traten die  Grundherren  gegenüber  den  Unterthanen,  hatten  die  Aufsicht 
über  diese  zu  führen  und  trieben  die  von  ihnen  zu  entrichtenden  Zinsen 
und  Zehnten  für  die  Grundherren  ein'^.    Seit  dem  12.  Jahrhundert  trat 


»1  Vgl.  §  21,  n.  16.     Lamprecht  1,  113  ff. 

"  Vgl.  S.  193.    Lamprbcht  1,  104  ff.  112  f.  890  ff. 

'^  Nur  der  gemeindliche  Ausbau  in  der  Allmende  erfolgte  in  der  Regel  nach 
Gewannen.     Vgl.  Lampeecht  1,  398. 

"  Vgl.  Lampbecht  1,  351  ff. 

'*  Vgl.  Lamprbcht  1,  148.  Landau,  Territorien  20  ff.  Die  Anlage  nach 
Reihenhufen  gewährte  der  individuellen  Bewirtschaftung  freien  Spielraum  und  be- 
durfte nicht  des  Flnrzwanges  wie  die  Hufenordnung  nach  Grewannen,  wenn  auch 
das  System  der  Dreifelderwirtschaft  thatsächlich  bei  den  Reihenbufen  ebenfalls 
ziemlich  allgemein  beobachtet  wurde.  Ein  weiterer  Vorzug  vor  der  Gewannlage 
bestand  in  der  Möglichkeit,  durch  Ansetzung  neuer  Höfe  und  Hufen  mit  der  Ver- 
mehrung der  Haushaltungen  schritt  zu  halten. 

'•  Vgl.  Lamprbcht  1,  717.  738  ff. 

''  Vgl.  die  vortrefflichen  Ausführungen  von  Lamtrecht  1,  737  ff. 
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die  Eigenwirtschaft  der  Grundherren,  auch  des  Fiskus,  mehr  und  mehr  in 
den  Hintergrund;  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  hörte  sie  vollständig  auf, 
ßelbst  auf  den  Niederlassungen  des  Gisterzienserordens,  dem  bis  dahin  der 
eigene  Wirtschaftsbetrieb  als  Ordenspflicht  gegolten  hatte*®.  Das  Bedürf- 
nis, sich  mit  einem  ritterlichen  Dienstgefolge  auszurüsten,  führte  immer 
mehr  zu  der  unfruchtbaren  Kapitalsanlage  in  Form  lehnrechtiicher  Ver- 
leihung an  Ministerialen,  während  andererseits  für  die  bäuerliche  Leihe 
freiere  Formen  (namentlich  die  Zeitpacht)  in  Gebrauch  kamen*®. 

Schon  gegen  Ende  des  12.  Jahrhunderts  war  es  vielfach  üblich  ge- 
worden, die  Villikationen  zu  vermeiem,  d.  h.  ihre  Erträge  ganz  oder 
großenteils  dem  Meier  gegen  einen  festen  Pachtzins  zu  überlassen.  Da 
dies  Verhältnis  aber  vielfach  zu  ÜbergriflFen  der  Meier  führte,  so  kam 
man,  seit  die  grundherrliche  Eigenwirtschaft  aufhörte,  mehr  und  mehr 
dahin,  nur  die  Haupthöfe  selbst  mit  den  dazu  gehörigen  Fronländereien 
an  die  Meier  zu  verpachten,  die  Hufen  der  Hörigen  dagegen  in  eigene 
Verwaltung  zu  nehmen  oder  sie  (bei  geistlichen  Grundherrschaften)  den 
Vögten  zu  übertragen.  Je  weniger  sich  dieser  Versuch  bewährte,  desto 
mehr  kamen  die  Grundherren  dahin,  sich  durch  Freilassung  ihrer  Hörigen 
aller  Beziehungen  zu  diesen  zu  entledigen  und  die  auf  solche  Weise  frei- 
gewordenen Zinshufen  nach  dem  Vorbild  des  Haupthofes  zu  größeren 
Meierhöfen  (durchschnittlich  zwei  bis  vier  Hufen)  zu  vereinigen,  die  eben- 
falls an  sogenannte  Meier,  zum  Teil  aus  dem  Kreise  der  freigelassenen 
Hörigen,  in  Pacht  gegeben  wurden.  Dieser  Entwicklungsgang  hat  in 
Niedersachsen  schon  im  13.  Jahrhundert  begonnen  und  allmählich  im 
ganzen  nordwestlichen  Deutschland  zur  Auflösung  der  Fronhofverfassung 
gefuhrt.  Inwiefern  die  Verhältnisse  Süddeutschlands  gleichen  Schritt  ge- 
gangen sind,  bedarf  noch  näherer  Untersuchung.  Die  Meier  waren  regel- 
mäßig freie  Zeitpächter,  gelangten  aber  im  Laufe  der  Zeit  fast  überall  zu 
einem  dauernden  Besitz,  der  mindestens  thatsächlich  auf  Erbpacht  beruhte. 
Was  sich  von  hörigen  Kleinbesitzern  (Hufnern  und  Halbhufnern)  neben 
den  Meiern  erhielt,  wurde  mehr  und  mehr  ebenfalls  nach  den  freieren 
Grundsätzen  des  Meierrechts  behandelt,  so  daß  meistens  nur  Sterbfall  und 
Bedemund  als  Reste  der  alten  Hörigkeit  zurückblieben.  Die  durch  Frei- 
lassung um  ihre  Hufe  gekommenen  ehemaligen  Hörigen  behielten  ihr 
Haus,  das  meistens  nicht  zur  Hufe  gehörte,  sondern  Eigentum  des  Zins- 
maunes  war,  und  blieben,  soweit  sie  nicht  auswanderten,  als  freie  Häusler 
in  der  Gemeinde*®. 


**  Über  diese  Umwälzung  der  wirtschaftlichen  Verfassung  vgl.  Lamprecht, 
1,  862  ff.  Viel  Lehrreiches  auch  bei  Winter,  Die  Cisterzienser  des  nordöstlichen 
Deutschlands,  3  Bde,  1868 — 1871.  Vgl.  Rolonisationsvertrag  des  Klosters  Bronn- 
bach von  1251  bei  Aschbach,  Gesch.  der  Grafen  v.  Wertheim,  Urk.-B.  Nr.  28. 

*•  Zu  den  freieren  Leiheformen  gehörte  auch  die  namentlich  in  Hessen  ver- 
breitete Landsiedelleihe,  deren  Kern  die  Verpflichtung  des  Landsiedeis  zur  Besserung 
des  Gutes  bildete.  Vgl.  Heldmann,  Geschichte  der  Deutschordensballei  Hessen,  1894. 

*°  Aufklärung  über  die  Entstehung  der  Meiergüter  haben  erst  die  gediegenen 
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Von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Entwickelang  des  deutschen 
Wirtschaftslebens  auf  der  Höhe  des  Mittelalters  war  neben  dem  Städte- 
wesen  die  Kolonisation  des  nordöstlichen  Deutschlands,  die  um  die  Mitt« 
des  12.  Jahrhunderts  begann,  sodann  das  ganze  13.  Jahrhundert  ausfüllte, 
in  Schlesien  und  den  preußischen  Ordenslanden  auch  noch  im  14.  Jahr- 
hundert weitere  Fortschritte  machte  ^^.  Das  dünnbevölkerte  slawische 
Land  war  überreich  an  herrenlosen,  jedes  Anbaues  entbehrenden  Sumpf- 
und  Moorgebieten  und  Urwäldern*'.  Die  Verfügung  darüber  stand  zu- 
nächst kraft  des  Bodenregals  dem  Reiche  oder  dem  deutschen  Orden, 
sodann  den  Fürsten  auf  Grund  ihrer  Belehnung  und  den  von  ihnen  oder 
unmittelbar  vom  Reich  oder  dem  Orden  ausgestatteten  geistlichen  und 
weltlichen  Grundherren  zu.  Dem  alten  „Landrecht''  entsprechend  wurde 
für  den  Landesherrii  von  allen  Neukulturen  eine  besondere  Getreideabgabe 
(Herzogskorn,  Markrecht,  Marchmutte,  Marchfutter)  erhoben  *^  Die  Kolo- 
nisation erfolgte  überall  nach  dem  Dorfsystem  mit  Reihenhufen,  die  als 
Marsch-,  Moor-,  Hagen-,  Waldhufen,  namentlich  aber  als  flämische  oder 
fränkische  Hufen  bezeichnet  und  durchweg  mit  der  Königsrute,  also  als 
Königshufen  ausgemessen  wurden**. 

Das  angebaute  Land  gehörte  unter  der  slawischen  Herrschaft  teils 
zu  allodialen  Gutshöfen  des  Adels,  teils  zu  Bauerdörfern,  die  in  der  Form 
von  Rechtecken  oder  fächerförmig  als  sogenannte  Rundlinge  angelegt 
waren  und  ihren  Acker  in  einer  dem  deutschen  Gewannensystem  ent- 
sprechenden Weise  in  Gemenglage  hatten.  Die  Bauern  waren  ihrem 
Gutsherrn  zu  ungemessenen  Diensten  verpflichtet  und  ohne  ein  erbliches 
Recht  an  ihrer  Hufe,  die  ihnen  auch  bei  Ausbleiben  des  Zinses  oder  bei 
schlechter   Wirtschaft    ohne    weiteres    entzogen    werden    konnte**.     Die 

Untersuchungen  von  Wittich  (S.  423)  gebracht.  Sehr  lehrreich  für  die  Vorgänge, 
die  zur  Auflösung  der  Fronhofverfassung  geführt  haben,  ist  auch  die  angeführte 
Arbeit  von  Kötzschkb  über  die  Reichsabtei  Werden.  Ober  die  Häusler  vgl. 
Anm.  6. 

*i  Litteratur  S.  391,  n.  12  und  S.  422  f. 

*'  Unter  anderem  beruht  der  dritte  Teil  der  Provinz  Schlesien  auf  Neukul- 
turen deutscher  Kolonisten.    Vgl.  Meitzen,  Urkunden  schlesischer  Dörfer  28. 

*■  Vgl.  meine  Niederländ.  Kolonien  40 f.;  Die  Franken  und  ihr  Recht  75. 
Waitz  8,  391  f. 

"  Vgl.  Meitzen,  Urkunden  30.  71  ff.  80flP.;  Boden  und  landwirtsch.  Verhält- 
nisse 1,  356  f.  Hakssen,  Agrarhist.  Abh.  2,  185.  In  Schlesien  wurde  das  volle 
Hufenmaß  nur  von  den  im  Waldgebirge  angelegten  sogenannten  „fränkischen" 
Hufen  erreicht,  während  die  in  der  Ebene  angelegten  „flSmischen^^  Hufen  einen 
geringeren  Umfang  hatten.  Über  die  Königshufe  vgl.  S.  480.  Landau,  Territorien 
21  ff.  Lamprecrt  1,  348  ff.  Mbitzek,  Volkshufe  u.  Königshufe ;  Landwirtsch.  Ver- 
hältnisse 1,  356  ff. ;  Ausbreitung  der  Deutschen  1  ff.     Schröder,  Niederl.  Kolonien  35. 

**  Vgl.  Urbar  des  Klosters  Amelunxboi*n  über  die  Hufen  in  Raderang  (Cod. 
dipl.  Brand.  1,  1  S.  457):  sunt  monasterii  et  curie,  et  non  riUanofum,  nee  sunt  ad 
areas  curiarum  ville  appropriaHf  sed  stmpliciter  loeati  secundum  ius  Slaviecile,  ita 
sane:  cum  cuUores  viUe  non  satisfaciunt  in  pactis  curie  nee  sufßciuntj  tuncmttnsi 
possunt  auferri  ab  eis  licite  et  locari  aliis  agricolis  pro  pactis  sive  hure  quibus' 
cumquey  qualibet  contradictione  twfi  obsiante.    Später  wurde  dies  Rechtsverhältnis 
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größere  wirischaftliche  Tüchtigkeit  der  Deutschen  veranlaßte  auch  die 
slawischen  Grundherren  mehr  und  mehr,  in  eigenem  Interesse  nicht  nur 
ihre  Bauerdörfer,  sondern  auch  die  Mehrzahl  ihrer  Gutshöfe  nach  deutschem 
Recht  anzulegen  und  mit  deutschen  Kolonisten  zu  besetzen.  Die  Be« 
siedelung  erfolgte  hier  durchweg  im  Anschluß  an  die  vorgefundenen 
Dorfanlagen  nach  dem  Gewannensystem  ^^  Die  slawische  Hakenhufe 
wurde  größtenteils  durch  das  etwa  doppelt  so  große  Maß  der  deutschen 
Landhufe  (im  Gegensatze  zur  Königshufe)  verdrangt 

Die  Kolonisation  der  bebauten  wie  anbebauten  Gebiete  ging  in  der 
Regel  in  der  Weise  vor  sich,  daß  der  Landesherr  oder  Grundherr  die  zur 
Besiedelung  bestimmte  Fläche  nach  dem  in  den  altdeutschen  Landen  er- 
probten Muster  einem  Unternehmer  {locator)  zur  wirtschaftlichen  Ein- 
teilung und  demnächstigen  Besetzung  mit  Kolonisten  übergab*^.  Nur  freie 
Leute  wurden  als  Kolonisten  zugelassen.  Der  einzelne  Ansiedler  erhielt 
seine  Hufe  zu  vererblichem  und  veräußerliQhem  Recht  gegen  einen  festen 
Geldzins,  zu  dem  meistenteils  eine  bestimmte  Naturalabgabe  (an  Stelle 
des  Zehnten)  hinzutrat;  die  ersten  Jahre,  während  der  Urbarmachung, 
waren  zinsfireL  Die  Eintreibung  der  Zinse  war  Sache  des  Schultheißen. 
Für  die  Kirche  wurden  regelmäßig  einige  Freihufen  ausgeworfen.  Ebenso 
erhielt  der  Unternehmer  mehrere  Freihufen  zu  Eigentum  oder  Lehen, 
außerdem  für  sich  and  seine  Erben  das  Schultheißenamt,  in  der  Regel 
noch  mit  Schank-,  Schmiede-,  Backofen-  oder  anderen  Gerechtigkeiten 
verbunden.  Als  Gegenleistung  hatte  der  Unternehmer  zuweilen  einen 
besonderen  Kaufpreis  zu  entrichten. 

Noch  bedarf  es  eines  Blickes  auf  die  dem  nordöstlichen  Deutschland 
eigentümliche  Gestaltung  des  ritterschaftlichen  Großgrundbesitzes  ^^  Auf 
die  Schulzengüter  kann  seine  Entstehung  nicht  zurückgeführt  werden, 
da  diese,  auch  wo  die  Hufen  zusammenlagen,  doch  zu  wenig  umfangreich 
und  die  Inhaber  nicht  mächtig  genug  waren,  als  daß  ihr  Besitz  sich  im 
Laufe  der  Zeit  zu  großen  Rittergütern  hätte  entwickeln  können.     Eher 


alB  lassitisches  Recht  bezeichnet.  Übrigens  hatten  die  Bauern  von  Baderang  das 
Veräußeningsrecht,  sobald  sie  ihre  eigenen  Verbindlichkeiten  gegen  den  Fronhof 
erfüllt  hatten. 

*•  Vgl.  Knapp,  Bauernbefreiung  1,  4  ff.  Meitzen,  Urkunden  29.  31  ff.  43  ff. 
105  ff.;  Boden  u.  landwirtsch.  Verhältnisse  1,  861  ff.  Über  Gewannlage  und  Flur- 
zwang in  Siebenbürgen  siehe  Wolff,  a.  a.  0.  7  f.  47  f. 

*''  Vgl.  J,  GiEBXE,  Gesch.  d.  Deichrechts  1,  124  ff.  Lehrreiche  Beispiele  solcher 
Lokationsverträge  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  bei  Tzschoppe  u.  Stenzel,  femer 
bei  MsiTZB.v,  Urkunden,  und  besonders  zahlreich  in  dem  Cod.  dipl.  Pruss.  I.— V. 
V.  Heinemanh,  Albrecht  der  Bär  469  (1149).  Cod.  dipl.  Anhalt.  1,  Nr.  454  (1159). 
Cod.  dipl.  Sax.  12,  1,  Nr.  50  (1154).  53  (1160).  Als  Muster  werden  namentlich  die 
Verträge  der  Bremer  Erzbischöfe  wegen  der  Marschkolonien  an  Weser  und  Elbe, 
deren  Reigen  der  berühmte  Vertrag  von  1106  (Brem.  Ürk.-B.  1,  Nr.  27)  eröffnete, 
gedient  haben. 

*«  Vgl.  BoENHACK,  a.a.O.  (S.  423).  Korn,  a.  a.  0.  10 ff.  Riedel,  Die  Mark 
Brandenburg  im  Jahre  1250,  2,  163  ff.  Meitzen,  Boden  1,  365  f.  Knapp,  a.  a.  O. 
1,  31  ff. 

R.  Schrödeb,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    4.  Aufl.  28 
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ließe  sich  an  Allodien  des  slawischen  Adels  denken,  allein  dieser  fand 
seine  Rechnung  besser  in  der  Anlegung  seiner  Güter  zu  deutschem  Recht, 
als  wenn  er  sie  in  Eigenbetrieb  behalten  hätte.  Seine  Güter  verfielen 
im  Laufe  der  Eolonisationsperiode  durchweg  der  Zersplitterung,  und  wenn 
dabei  hin  und  wieder  größere  Stücke  dem  Herrn  vorbehalten  blieben,  so 
war  dies  doch  immer  die  Ausnahme^®.  Da  der  Besitz  der  Kirchen  und 
Klöster  denselben  Weg  gegangen  ist,  so  kann  der  Großgrundbesitz  seinen 
Ausgang  nur  von  den  landesherrlichen  Gütern  genommen  haben.  Zwar 
war  die  Abneigung  gegen  den  eigenen  Wirtschaftsbetrieb  auf  fiskalischer 
Seite  nicht  geringer  als  bei  den  privaten  Grundherren,  auch  die  Kammer- 
güter waren  großenteils  in  den  Händen  von  Lehnschulzen  und  Erb- 
pachten!, aber  das  Bedürfiiis  der  Landesverteidigung  gegen  die  östlichen 
und  nördlichen  Nachbarn  machte  es  in  den  Marken  wie  in  Holstein, 
Meklenburg,  Pommern,  Schlesien  und  Preußen  notwendig,  einen  großen 
Teil  der  Landesgüter  zu  militärischen  Zwecken  zu  verwenden.  Die  dafür 
bestimmten  Lehen  hatten  zunächst  nur  einen  bescheidenen  Umfang,  in  der 
Regel  höchstens  sechs  Hufen  für  den  Ritter,  vier  Hufen  für  den  Knappen 
(S.  446  n.).  Es  waren  daher  keine  geschlossenen  Rittergüter,  die  hier  ver- 
liehen wurden,  sondern  die  Äcker  in  der  Regel  in  Gemenglage  mit  denen 
der  Bauern,  zuweilen  auch  mehrere  Ritterlehen  in  Gemenglage  unter- 
einander, namentlich  in  der  Nähe  der  polnischen  Grenze,  wo  der  Adel 
dicht  gedrängt  angesiedelt  wurde.  Die  Vergrößerung  dieser  Lehen  durch 
Aufkauf  angrenzender  Bauerhufen  war  dadurch  erschwert,  daß  die  den 
Lehngütern  zugestandene  Zins-  und  Bedefreiheit  sich  auf  solchen  Erwerb 
vielfach  nicht  miterstreckte.  Erst  als  es  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts 
dem  Adel  gelungen  war,  seine  Freiheiten  auch  in  dieser  Richtung  zur 
Geltung  zu  bringen,  konnten  sich  zinsfreie  Rittergüter  bis  zu  25  und 
80  Hufen,  immer  aber  noch  in  Gemenglage,  bilden.  Ein  anderer  Weg 
zur  Erweiterung  des  ritterschaftlichen  Besitzes  bot  sich  dar,  seit  die  Fürsten 
sich  durch  Finanznöte  mehr  und  mehr  veranlaßt  sahen,  die  ihnen  von 
den  Schulzen  und  Bauern  zustehenden  Abgaben,  Beden  und  Dienste,  oder 
auch  die  Gerichtsfälle  und  andere  Hoheitsrechte  über  dieselben  kauf-, 
pfand-  oder  lehenweise  auf  ihre  Vassalien  zu  übertragen,  indem  die  Ritter- 
lehen dadurch  mit  Herrschaftsrechten  ausgestattet  und  schließlich,  da  die 
Anschauungen  des  Mittelalters  hiermit  die  Idee  des  Obereigentums  ver- 
banden, zu  großen  Grundherrschaften  wurden. 

§  42.    Die  Stände. 

Vgl.  S.  214  f.  418  f.  Brunner,  Grandzüge  83  ff.  Eichhorn,  St  u.  RG.  2, 
§§  223.  337—350.  3,  §§  445—448.  Walter,  RG.  §§  212-229.  384—455.  Zöppl, 
RG.  §§  12—18.  80 f.;  Altertümer  d.  deutsch.  Rechts  2,  127—287.  Waitz  5*, 
199—485.  V.  Inama-Sterneoq,  Wirtsch.  -  Gesch.  2,  S.  33  ff.  3,  1  S.  36  ff.;  Stände 
(HandWB.  d.  Staatswiss.,  Suppl.  2,  847  ff.),     v.  Amira,  Gnmdriß*  83  f.   87  f.  90  ff. 


*'  Vgl  Meitzen,  Urkunden  43.    Tzschoppe  u.  Stemzel,  Nr.  64  (1271). 
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HsüSLBB  1,  132—190.  Grimm,  RA.  226  ff.  E.  Mater,  Deutsche  u.  franz.  Verf.- 
Geschichte  I.  §§  36—40.  42.  43.  46—48.  IL  §  30.  Noordewier,  Nederd.  Regts- 
oadheden  65  ff.  Warnkönio,  Flandr.  RG.  3,  9—63.  113—150.  Teltinq,  Schets 
van  het  oud-friesche  privaatregt,  i.  d.  Themis,  1868,  Stück  8.  v.  Richthofen, 
Unters,  über  fries.  RG.  2,  1026—1128.  3,  52—95.  Heck,  Altfries.  Grerichtsverfassung 
239  ff.  Blumbr,  St  u.  RG.  d.  Schweiz.  Demokratien  1,  17—83.  388  ff.  v.  Wtss, 
Beitr&ge  z.  Schweiz.  RG.,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  17,  8  ff.  18,  19  ff.  (Ab- 
handlungen 163  ff.).  Ribzler,  Geschichte  Baierns  1,  760  ff.  2,  186  ff.  8,  746  ff.  786  ff. 
Genoler,  Blick  auf  das  Rechtsleben  Baierns  4  ff.;  Beiträge  z.  RG.  Bayerns  1,  221  ff. 
Hasehöhrl,  Österreichisches  Landesrecht  60  ff.  Schaller,  Die  niederösterreichischen 
Stände  nach  ihren  Eigentumsverhältnissen,  Mitt.  d.  öst.  Inst,  Erg.  2,  421  ff.  Lam- 
PRBCHT,  Wirtschaftsleben  1,  778  ff.  810  ff.  853  ff.  879  ff.  1010  ff,  1139-1247.  Bon- 
mahn,  Rheing.  Altertümer  249 — 387.  Franklin,  Die  freien  Herren  und  Grafen  von 
Zimmern  15  ff.  JIoer,  Entstehung  u.  Ausbildung  der  sozialen  Stände  in  Tirol,  1881. 
Riedel,  Die  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250,  2,  24—39.  126—192.  272  ff.  — 
HOllmann,  Geschichte  des  Ursprungs  der  Stände  in  Deutschland ',  1830.  Gierke, 
Genossenschaftsrecht  1,  155—206.  Göhrüm,  Geschichtl.  Darstellung  der  Lehre  von 
der  Ebenbürtigkeit  1,  160—391.  Montag,  Geschichte  der  deutschen  staatsbürgerl. 
Freiheit,  2  Bde,  1812—1814.  Stoebe,  Stände  des  Sachsenspiegels,  ZDR.  15,  311  ff. 
Gaufp,  Miscellen  des  deutschen  Rechts  8—75.  Schröder,  Zur  Lehre  von  der  Eben- 
bürtigkeit nach  dem  Sachsenspiegel,  ZRG.  3,  461  ff.;  Zum  Ständerecht  des  Sachsen- 
spiegels, ebd.  7,  147  ff.  v.  Martitz,  Qui  sint  ingenuitate  sibi  compares  iure  Speculi 
Sax.,  Rönigsb.  Diss.  1861.  Samson,  De  personarum  et  ludiciorum  ordine  ez  Spec. 
Saz.  cum  eo  qui  per  Guestphaliam  vigebat  comparato,  Berl.  Diss.  1866.  —  v.  Zal- 
LiNGBR,  Die  Schöffenbarfreien  des  Sachsenspiegels,  1887;  Ministeriales  und  milites, 
1878;  Die  ritterlichen  Klassen  im  steirisch.  Landrecht,  Mitt.  d.  öst  Inst  4,  393  ff. 
SiBOBL,  Rechtl.  Stellung  der  Dienstmannen  in  Österreich,  Wien.  SB.  102,  235  ff. 
(1888).  v.  Fürth,  Ministerialen,  1836.  Nitzsch,  Ministerialität  und  Bürgertum  im 
11.  u.  12.  Jh.,  1859  (dazu  Waitz,  Abhandlungen  505  ff.).  Fooksma  Andreas,  Op* 
merkingen  over  de  Ministerialiteit  in  Nederland,  Versl.  en  Mededeel.  d.  Ak.  d. 
Wetensch.  in  Amsterdam,  12,  322  ff.  A.  Schulte,  Standesverhältnisse  der  Minne- 
sänger, ZDA.  39.  LuscHiN  v.  Ebbngreüth,  Österreich.  Reichsgeschichte  76  ff.;  Die 
steirischen  Landhandfesten  (Beitr.  z.  K.  steiermärkischer  Geschichte  9).  Frens- 
DORFT,  Recht  der  Dienstmannen  von  Köln  (Mitteil.  d.  Stadtarchivs  von  Köln),  1883. 
Hegel,  Kölner  Chroniken  III,  Einleitung  pg.  7  ff.  Ennen,  Gesch.  d.  Stadt  Köln 
1,  435  ff.  LöHBR,  Ritterschaft  und  Adel  im  späteren  Mittelalter,  Münch.  SB.  1861, 
1,  365  ff.  Roth  v.  Schreckenstbin,  Ritterwürde  und  Ritterstand,  1886.  v.  Borch, 
Ritter  und  Dienstmannen  fürstlicher  und  gräflicher  Herkunft,  1881 ;  Zum  Wechsel 
des  Freienstandes,  Anzeiger  f.  Schweiz.  Geschichte,  1887.  Schuster,  ZRG.  16, 
186  ff.  Lambert,  Entwickelung  des  deutschen  Städtewesens  im  Mittelalter,  1865. 
WohlbrOcx,  i.  d.  Mark.  Forsch.  3,  1  ff.  v.  Below,  Landständ.  Verfassung  in  Jülich 
u.  Berg  1,  6  ff.;  Ministerialen  (Hand-WB.  d.  Staatswiss.,  Suppl.  2,  589  ff.  —  Kind- 
lingbr,  Geschichte  der  deutschen  Hörigkeit,  1818.  L.  v.  Mattrer,  Geschichte  der 
Fronhöfe  2,  1 — 118.  Beseler,  Zur  Geschichte  des  deutschen  Ständerechts,  Fest- 
schrift für  Savignt,  Berlin  1860.  Böhlau,  Ursprung  und  Wesen  der  Leibeigen^ 
Schaft  in  Meklenburg,  ZRG.  10,  357  ff.  v.  Brünneck,  Leibeigenschaft  in  Ostpreußen, 
ebd.  21,  38 ff.;  Leibeigenschaft  in  Pommern,  ebd.  22,  104 ff.  Korn,  Gesch.  d. 
bäuerl.  Rechtsverhältnisse  in  der  Mark  Brandenburg,  ebd.  11,  1  ff.  Heldmann, 
Geschichte  der  Deutschordensballei  Hessen,  1894.  Hanssen,  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft in  Schleswig-Holstein,  1861.  Danneil,  Geschichte  d.  magdeburg.  Bauern- 
standes bis  1680,  1898.  Sugenheim,  Geschichte  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
in  Europa,  1861.  Schulte,  JB.  f.  Schweiz.  Gesch.  1893,  S.  47  ff.  89  ff.  Blondel, 
i.  d.  R^forme  sociale  1891;  Fr^d^ric  IL,  117  ff.  v.  Ribmsdijk,  Versl.  en  Mede- 
deelingen  d.  holl.  Ak.  4,  1  S.  364  ff.  S£b,  Les  hdtes  et  les  progr^s  des  dasses 
rurales  en  France  au  moyen  ftge,  N.  Revue  1898,  S.  116  ff.    Stutz,  ZRG.  34,  125  ff. 
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1.  Der  Herrenstand.  Die  Verschiebung  der  ständischen  Verhält- 
nisse, die  in  der  vorigen  Periode  begonnen  hatte,  nahm  unter  dem  Ein- 
fluß der  veränderten  Heereseinrichtung  ihren  weiteren  Forligang.  Die 
karolingische  Zeit  hatte  den  alten  Geburtsadel  als  solchen  beseitigt  und 
dafür  einen  besonderen  Beamtenadel  ausgebildet,  der  im  Reichsfürstenstand 
des  Mittelalters  seine  Portsetzung  fand.  Neben  den  Fürsten  standen  die 
„Edeln"  {adalinge,  nobiksy  maffnates)  oder  „freien  Herren"  {liberi  barones^ 
auch  schlechthin  barones)^  auch  „Edelfreie"  {adelvrte)  oder  schlechthin 
„Freie"  {liberi) j  in  Schwaben  und  Italien  als  „Hauptleute"  oder  „Häupt- 
linge" {hovetlinffe,  capitanei)  bezeichnete  Zu  ihnen  gehörten  die  na- 
mentlich bei  den  Sachsen  zahlreich  erhaltenen  Reste  des  alten  Adels 
und  die  weltlichen  Grundherren,  denen  es  zur  Zeit  der  großen 
Rodungen  größtenteils  gelungen  war,  mit  Hilfe  der  ihnen  zu  Gebote 
stehenden  Arbeitskräfte  ihren  Besitz  zu  vermehren.  Durch  ihren  Grund- 
besitz waren  sie  in  der  Lage,  auch  wenn  sie  in  kein  Lehn  Verhältnis  ge- 
treten waren,  ihrer  Heerfolgepflicht  in  rittermäßiger  Weise  zu  genügen*, 
während  sie  andererseit«  als  Schutz-  und  Vogteiherren  ihrer  Hintersassen, 
als  Obermärker,  Immunitäts-  und  Gerichtsherren  eine  herrschende  Stellung 
einnahmen  die  sie  den  Fürsten  immer  näher  brachte.  Den  Inhabern 
allodialer  Grundherrschaften  standen  die  großen  Vassallen  vollkommen 
gleich,  aber  auch  die  kleineren  Vassallen,  deren  Lehnsbesitz  sich  in  engeren 
Grenzen  bewegte,  wurden  zum  Herrenstande  gerechnet,  da  sie  sich  einer- 
seits durch  ihr  rittermäßiges  Leben  und  die  mit  diesem  verbundenen 
Privilegien  von  den  nichtritterlichen  Freien  und  andererseits  durch  ihre 
Freiheit  von  den  unfreien  Rittern  des  Ministerialenstandes  schieden'.  Die 
mit  keinem  Fürstenamt  ausgestatteten  Mitglieder  der  fürstlichen  Häuser 
zählten  als  „Fürstengenossen"  zu  den  vornehmsten  unter  den  Edeln,  vor 
denen  sie  nur  gewisse  Ehrenvorzüge  voraus  hatten  ^   Im  übrigen  befanden 


*  Über  eapitaneua  vgl.  S.  400.  Waitz  5*,  464.  v.  Richtho»bh,  Unters.  2, 
1035  ff.  Eine  später  auch  aaf  den  niederen  Ritterstand  ausgedehnte  Bezeichnung 
war  homines  synodales^  sendbare  liute^  semperliute^  semperifrie,  semp&rbarones. 

*  Teilnahme  am  Beichslehenbande  betrachtet  Fickeb,  Heerschild  162  ff.,  als 
wesentliche  Voraussetztmg  des  mittelalterlichen  Herren  Standes.  Vgl.  dagegen 
GöHRüM,  Ebenbürtigkeit  212.  Franklin,  Freie  Herren  von  Zimmern  18.  Peter 
von  Audio,  Lib.  de  Caesar,  monarchia  2,  12  (ZRG.  26,  197):  Sunt  autem  barones  in 
Alamannia  in  dupHd  differencia:  alii  quidem  dicuniur  simpliciter  barones,  aUi 
autem  semperbaranes.  semperbaro  is  esse  fertur^  qui  a  nuüo  horum  feudum  habet, 
sed  alii  ab  ipso,  adeoque  liber  est,  ut  nulli  ad  fideliiatis  adstringatur  iuramenium, 

*  Vgl.  FicKER,  Heerschild  141  ff.  149  f,  und  für  Sachsen  v.  Zalunoer,  Schöffen- 
barfreie.  Die  von  dem  Schwabenspiegel  aufgestellte  Unterscheidung  zwischen 
Semperfreien  und  Mittelfreien  innerhalb  des  freien  Ritterstandes  hatte  nur  eine 
lehn  rechtliche  Berech  tigung^  insofern  es  in  Süd-  und  Westdeutschland  Edelherren 
gab,  die  minderbegüterte  Standesgenossen  zu  Mannen  hatten  (vgl.  §  40,  n.  11. 
FiCKEB,  a.a.O.  145 ff.  152 ff.  207.  Zöppl,  Altertümer  2,  223 ff.);  die  Übertragung 
auf  landrechtliche  Beziehungen  erklärt  sich  aus  dem  Bestreben  des  Verfassers,  ein 
Seitenstück  zu  den  Schöffenbarfreien  des  Ssp.  (S.  444  f.)  zu  finden. 

^  Vgl.  FicKSR,  Beichsfürstenstand  151  ff.  180.  205.  240 ff.;  Heerschild  126  f. 


Digitized  by 


Google 


§  42.     Die  Staude,     i.  Henenstand.  437 

sich,  seit  der  Beichsfürstenstand  die  nicht  gef&rsteten  Grafen  von  sich 
ausgeschieden  hatte,  die  letzteren  an  der  Spitze  der  Edeln,  so  daß  man 
die  Mitglieder  des  ersten  Standes  formelhaft  als  die  vürsten  gräven  unde 
fyrten  zusammenfaßte. 

Zu  einem  vollständigen  Greburtsadel  war  es  dabei  noch  nicht  ge- 
kommen, indem  die  edle  Abstammung  für  sich  allein  nicht  ausreichte; 
denn  wie  nur  der  ein  Fürst  war,-  der  Fürstenamt  bekleidete,  so  bildete 
der  Besitz  einer  adelichen  Grundherrschaft  die  unerläßliche  Voraussetzung 
für  die  edelen  Geschlechter,  wenn  auch  nicht  für  jedes  einzelne  Mitglied, 
da  das  Ganerbenrecht  an  den  Stammgütern  der  adelichen  Häuser  es  mit 
sich  brachte,  daß  das  ungeteilte  Stammgut  auch  den  persönlich  nicht  in 
Besitz  und  Genuß  befindlichen  Familiengliedem  zugerechnet  wurde  ^.  Dies 
war  aber  ein  besonderer  Vorzug  des  AUodialbesitzes  vor  dem  Lehnsbesitz, 
bis  das  System  der  Gesamtbelehnungen  auch  lehnbare  Familienstammgüter 
möglich  machte. 

In  Friesland,  wo  bis  zur  Höhe  des  Mittelalters  das  Heerwesen  noch 
ganz  taf  der  allgemeinen  Heerbannpflicht  aller  Freien  beruhte  und  das 
Rittertum  keinen  Eingang  gefunden  hatte^  gelangte,  abgesehen  von  den 
holländischen  Gebieten,  erst  im  14.  und  15.  Jahrhundert  der  Amtsadel 
der  hovetlinffe,  namentlich  durch  den  Erwerb  erblicher  Schulzenämter, 
zur  Anerkennung  ^  Die  Ethelinge  der  älteren  friesischen  Bechtsquellen 
waren  nichts  wie  man  früher  angenommen  hat,  die  Nachkommen  des  alt- 
Mesischen  Volksadels,  sondern  vollfreie  Grundbesitzer,  die  sich  zwar  über 
die  unterste  Klasse  der  Gemeinfireien  erhoben,  aber  doch  durchaus  noch 
zu  den  Bauern  zählten^. 


^  Vgl.  Anm.  35.  Homstsb,  Über  die  Heimat  nach  altdeutschem  Recht,  Abh. 
d.  BerL  Akad.  1SÖ2,  S.  17—104.  Wait2  5^  449  f.;  Urkunden  s.  deutsch.  Verf.- 
Gesch.,  1871,  S.  89  ff.  Wippebhann,  Kl.  Schriften  Jurist,  u.  rechtshist  Inhalts,  I. 
1878.  In  der  Grundungsgeschichte  des  Klosters  Baum  bürg  (Mon.  Boica  2,  173  ff.) 
heißt  es  von  einem  Grafen  Kuno :  cuitis  genuinus  et  cognationis  et  posterorum  eius 
postmodum  communis  UxnM  usque  kodie  Uranthenkusen  nuncupaiur.  Andere  Be- 
zeichnungen des  Stammgutes  waren  praedium  libertatis,  prineipalia  natalium  locus 
und  hantgemdl  (oyrograpkum%  letzteres  wohl  wegen  der  mit  dem  Stammgut  ver- 
bundenen Hausmarke  des  Geschlechts,  an  deren  Stelle  später  das  Wappen  trat 
Vgl.  Genoleb,  a.  a.  0.  7  f.  27.  —  Eine  ähnliche  Entwickelung  wie  bei  den  deut- 
schen Edeln  hat  bei  den  norwegischen  h'öldar  stattgefunden,  die  sich  erst  seit  An- 
fing des  10.  Jahrhunderts  durch  ihre  Stammgntsberechtigung  (als  ödalsborinn)  über 
den  gemeinfreien  Bauern  (böndi)  erhoben.  Vgl.  jedoch  Anm.  63.  K.  Maureb,  Die 
norwegischen  höldar,  Münch.  SB.  1889,  2,  169  ff. 

•  Vgl.  8.  449.    Heck,  a.  a.  0.  140.  143  ff.  247  f.  259.  265.  296. 

'  Das  Verdienst,  dies  nachgewiesen  zu  haben,  gebührt  Heck,  a.  a.  0.,  dem 
nur  darin  nicht  zugestimmt  werden  kann,  daß  er  die  Ethelinge  (nobiles)  des  Mittel- 
alters mit  den  nobiles  der  Lex  Frisionum  gleichstellt  und  demgemäß  den  altfrie- 
sischen Volksadel  ableugnet  (vgl.  S.  215).  Die  von  ihm  behauptete  Gleichheit  des 
Wergeides  ist  doch  nur  durch  eine  Beihe  willkürlicher  Hjpothesen  zu  erweisen. 
Offenbar  hatte  sich  der  friesische  Yolksadel,  da  die  notwendige  Grundlage  des 
neuen  Adels,  das  Rittertum  und  ein  ausgebreitetes  Beamtentum,  im  Lande  fehlte, 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  vollständig  verloren.    Vgl.  Anm.  63. 
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2.  Die  Dienstmannen  und  Ritter.  Neben  dem  freien  Ritter- 
stande hatte  sich  der  Stand  der  unfreien  Ritter,  der  Ministerialen  oder 
Dienstmannen,  ausgebildete  Wie  ans  jenem  der  hohe,  so  ist  aas  diesem 
der  niedere  Adel  hervorgegangen.  Hatte  das  Wort  minister  oder  ministe- 
rialis  in  der  fränkischen  Zeit  nur  im  allgemeinen  die  höheren  Klassen 
der  unfreien  Leute  bezeichnet,  so  nahm  es  im  Laufe  der  Zeit  gleich  dem 
entsprechenden  dienstman  eine  ganz  bestimmte  Bedeutung  an^  Man 
verstand  darunter  nur  Dienstleute  des  Königs  und  der  Oroßen,  und  zwar 
solche  die  unt^r  Befreiung  von  anderen  Dienstpflichten  und  Abgaben 
ausschließlich  im  Hofdieust  oder  als  Reisige  {qui  equitando  serviunt)  zu 
Boten-  und  Geleitediensten  {itinerarii,  scararii,  scaremanni)  oder  zu  Jagd 
und  Krieg,  gelegentlich  auch  als  höhere  Au&ichtsbeamte  (Förstef,  Zöllner, 
Meier)  verwendet  wurden^**.  Das  besondere  Vertrauen,  das  der  Herr 
solchen  Dienstmannen  schenken  mußte,  das  nähere  persönliche  Verhältnis 
zum  Herrn,  das  sich  aus  dem  Hofdienst  und  den  kameradschaftlichen 
Beziehungen  im  Felde  von  selbst  ergab,  die  Waffenehre  und  der  besondere 
Wert,  der  dem  Reiterdienst  beigelegt  wurde,  alles  vereinigte  sich  dazu, 
jene  Klassen  weit  über  ihre  sonstigen  Oenossen  im  Dienst,  die  Bauern, 
Handwerker,  Haus-  und  Feldarbeiter,  emporzuheben.  Zugleich  begegnete 
das  militärische  Interesse  des  Reiches  an  der  Ausbildung  möglichst  zahl- 
reicher berufsmäßiger  Reitertruppen  dem  Interesse  der  Großen,  die  Mann- 
schaften, mit  denen  sie  dem  Reiche  heerfolgepQichtig  waren,  auf  eine 
ihnen  möglichst  vorteilhafte  Weise  zu  beschaffen.  Freie  Vassallen  mußten 
ihrem  Lehnsherrn  teurer  kommen,  als  Dienstmannen,  die  er  auch  in 
eigenen  Angelegenheiten  verwenden  konnte.  Hatte  es  anfangs  im  Belieben 
des  Herrn  gelegen,  welche  seiner  Leute  er  fär  die  höheren  Dienste  der 
Ministerialen  verwenden  wollte,  so  lag  in  der  für  diese  Dienste  erforder- 
lichen besonderen  Erziehung  und  Vorbildung  von  vornherein  der  Keim 
für  die  Entwickelung  der  Erblichkeit  Seit  dem  11.  Jahrhundert  bildeten 
die  Ministerialen  einen  eigenen  Geburtsstand,  der  trotz  seiner  Unfreiheit 
den  Stadtbürgern  und  freien  Landbewohnern  bald  den  Rang  ablief  und 
als  Ritterstand  unmittelbar  hinter  den  der  freien  Herren  trat  Wesent- 
lich gefördert  wurde  die  Stellung  der  Ministerialen  durch  das  Interesse 
der  Herren  und  durch  das  genossenschaftliche  Zusammenhalten  der  unter 


^  Auf  den  Streit ,  ob  die  Ministerialen  frei  oder  unfrei  gewesen  seien,  ist  in 
einem  ernsthaften  Buche  nicht  weiter  einzugehen.  Wer  trots  der  Klarheit  der 
Lage  noch  zweifelt,  möge  Dsp.  61  und  Nibel.  (Ausg.  v.  Lampbecht)  Vers.  574.  667. 
671.  764—778.  781  vergleichen. 

*  Andere  Bezeichnungen:  milites,  officiales,  familiäres ,  domestieif  famuli^ 
clientes,  servientes  u.  a.  m.    Vgl.  Waftz  5*,  486  ff. 

'°  Vgl.  Ekkeh.  cas.  s.  Qalli  c.  48  von  den  Klostermeiem:  maiores  locorum,  de 
quibtis  scriptum  est^  quia  serviy  si  non  timent,  tumenty  seuta  et  arma  polUa  gestare 
incoeperant  Im  10.  Jahrhundert  fiel  das  noch  auf  und  schien  ungehörig.  Bei 
manchen  Klöstern  waren  die  weltlichen  Beamtenstellen  ausschliesslich  in  den  Händen 
von  Laienbrädem  (Conversen)  und  Ministerialen.  Über  den  Botendienst  der  scararii 
vgl.  Lamprecht  1,  810  f.,  über  Ministerialen  als  Wirtschaftsbeamte  ebd.  819  ff. 
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demselben  Herrn  stehenden  Mannen.  Durch  die  schon  im  11.  Jahr- 
hundert beginnenden  Aufzeichnungen  der  Dienstrechte  wurden  die  Be- 
ziehungen der  Ministerialen  zu  ihren  Herren  rechtlich  festgestellt  und, 
bei  aller  Verschiedenheit  im  einzelnen ,  im  großen  und  ganzen  überein- 
stimmend geregelt. 

Die  Unfreiheit  der  Dienstmannen  äußerte  sich  hauptsächlich  in  ihrer 
persönlichen,  einseitig  unlösbaren  Dienstpflicht,  die  ihnen  nicht,  wie  den 
freien  Yassallen,  durch  besonderen  Vertrag,  sondern  schon  durch  ihre 
Geburt  oblag.  Der  Eid,  den  sie  zu  leisten  hatten,  diente  nicht  zur  Be- 
gründung, sondern  nur  zur  Bestärkung  ihrer  Pflicht.  Die  Dienste  waren 
teils  Hof-,  teils  Kriegsdienste.  Die  Frauen  hatten  am  Hofe  zu  gewissen 
Zeiten  in  weiblichen  Arbeiten  höherer  Art,  namentlich  bei  Anfertigung 
der  Kleider,  Dienste  zu  leisten,  während  die  Männer  ursprünglich  wohl 
nach  freier  Bestimmung  des  Herrn,  später  meistens  schon  durch  ihre 
Oeburt  einem  bestimmten  Hofamt  zugeteilt  wurden,  so  daß  innerhalb 
jedes  Hofamtes  alle,  die  ihm  angehörten,  abwechselnd  eine  gewisse  Zeit 
zu  dienen  hatten".  Nur  ehrenvolle  Dienste  konnten  verlangt  werden, 
und  nur  solche  für  den  Herrn  und  seine  Familie,  nicht  für  Untergebene. 
Außer  den  vier  regelmäßigen  Hofömtern  (Marschall,  Truchseß,  Kämmerer, 
Schenk)  wurde  gewöhnlich  noch  ein  fünftes,  das  aber  sehr  verschiedenen 
Charakter  hatte,  von  den  Ministerialen  versehen,  häufig  gab  es  auch 
andere  Verwendung  im  Dienste  des  Herrn,  namentlich  als  Burggrafen, 
Vögte,  Meier,  Förster  u.  dgL,  seit  ihrem  Eintritt  in  das  öffentliche  Ge- 
richtswesen auch  als  Vizegrafen.  Zum  Hofdienst  kam  der  Gerichtsdienst 
im  Dienstmannengericht  Während  die  Hofdienste  gemessene  waren, 
richtete  sich  die  Kriegsdienstpflicht  der  Ministerialen,  namentlich  bei  Ver- 
teidigungskriegen, ganz  nach  dem  Bedürfnis  des  Herrn.  Der  Kriegsdienst 
war  teils  Burghut,  teils  Heeresfolge.  Die  mit  der  Burghut  betrauten 
Burgmannen  bildeten  häufig  eine  besondere  Genossenschaft.  Der  Heer- 
dienst war  als  Bitterdienst  zu  leisten,  aber  nicht  bloß,  wie  seitens  der 
meisten  freien  Vassallen,  bei  der  Reichsheerfahrt,  sondern  auch  in  Frivat- 
fehden  des  Herrn:  der  Dienstmann  war  stets  ein  Ledigmann  {Jionio  ligiu8)^\ 

Unentgeltliche  Dienste  konnte  der  Herr  nicht  beanspruchen.  Die 
Ministerialen  erhielten  von  ihm  Kleidung,  Rüstung,  am  Hofe  den  standes- 
mäßigen Unterhalt,  auf  Heereszügen  auch  wohl  Löhnung,  vor  allem 
konnte  jeder  Ministerial,  der  ein  gewisses  Alter  erreicht  hatte.  Belehnung 
nodt  einem  Beneficium  verlangen.  Indem  die  Ministerialen  auf  diese  Weise 
unter  den  Einfluß  des  Lehnwesens  kamen,  wurde  ihre  Annäherung  an 
den  freien  lütterstand  wesentlich  gefordert  Die  mit  der  Ministerialität 
verbundenen  materiellen  Vorteile  waren  so  groß,  daß  Freie  es  mehr  und 


"  Vgl.  SÄchB.  Lehnr.  63,  1. 

}^  Zaweilen  allerdings  mit  der  Beschränkung  auf  Verteidigungskriege,  oder 
so  daß  die  Dienstmannen  bei  einem  Angrififokriege  nur  mitzuwirken  hatten,  wenn 
er  TOn  ihnen  als  gerecht  anerkannt  worden  war.  Über  die  Kriegsdienste  der  Mini- 
sterialen vgl.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  1803  ff.  1812  ff. 
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mehr  als  eine  Yerbessemiig  ansahen,  wenn  sie  sich  einem  Herrn  zu 
Ministerialenrecht  ergaben.  Seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  war  dies 
selbst  bei  vielen  Edeln  der  Fall,  deren  Übertritt  wesentlich  zur  Hebung 
des  Standes  beitragen  mußte.  Wurden  Eigenleute  oder  Hörige  zu  Ministe- 
rialen befördert,  was  nach  verschiedenen  Dienstrechten  nur  mit  Zustim- 
mung der  Dienstmannschaft^  seit  der  vollen  Ausbildung  des  Standes  zum 
Teil  nur  mit  königlicher  Genehmigung  geschehen  konnte,  so  bedurfte  es 
einer  besonderen  Freilassung  zu  Ministerialenrecht,  obwohl  auch  die  Dienst- 
mannen zur  familia  gehörten  ^^ 

Die  Dienstmannen  unterlagen  der  Disziplinargewalt  ihres  Herrn. 
Ihren  Gerichtsstand  bei  Streitigkeiten  untereinander  hatten  sie  ausschließ- 
lich in  dem  Dienstmannen-  oder  Hofgericht  des  Herrn.  Bei  Streitigkeiten 
mit  Dritten  hatte  der  Herr  sie  vor  dem  öffentlichen  Gericht  zu  vertreten. 
Die  Dienstmannen  konnten  eigenes  Vermögen  erwerben  und  darüber  ver- 
fügen, über  unbewegliche  Sachen  aber  nur  innerhalb  des  E^reises  der 
Genossen,  Dritten  gegenüber  nur  durch  die  Hand  des  Herrn ^^  Inner- 
halb der  Genossenschaft  hatten  sie  ein  unbeschranktes  Erbrecht;  waren 
keine  Erben  aus  diesem  Kreise  vorhanden,  so  hatte  der  Herr  das  Heim- 
fallsrecht ^^  Eine  dem  Sterbfall  der  Eigenleute  entsprechende  Erbschafte- 
abgabe an  den  Herrn  bestand  für  die  Ministerialen  nur  hier  und  da. 
Das  Recht  des  Herrn  auf  die  Eriegsrüstung  {kergewtete)  eines  ohne  männ- 
liche Erben  verstorbenen  Mannes  bestand  vielfach  auch  freien  Yassallen 
gegenüber  und  stützte  sich  auf  den  Umstand,  daß  die  Mannen  ihre 
Rüstung  von  dem  Herrn  zu  empfangen  pflegten^®.  Zu  ihrer  Verheira- 
tung innerhalb  der  Genossenschaft  bedurften  die  Ministerialen  keiner 
Genehmigung  des  Herrn,  ebensowenig  zu  Ehen  mit  freien  Frauen,  da 
solche  dem  Herrn  nur  Vorteil  bringen  konnten.  Dagegen  hatte  der  Hon- 
das Ehebewilligungsrecht  bei  Heiraten  mit  Ministerialen  oder  Hörigen 
eines  anderen  Herrn,  doch  waren  solche  Wechselheiraten  unter  den 
Dienstgenossenschaften  verschiedener  Herren  vielfach  ein-  für  allemal  durch 
Vertrage  der  Herren  (S.  455),  denen  es  dabei  namentlich  auf  das  Eigentum 
an  den  Kindern  ankam,  freigegeben.  Ministeriallnnen  bedurften  auch  bei 
der  Verheiratung  mit  Freien  der  Genehmigung  des  Herrn,  zuweilen  hatte 
er  ihnen  gegenüber  auch  das  Recht  des  Ehegebotes.  Seit  dem  12.  Jahr- 
hundert trat  das  Ehebewilligungsrecht  mehr  in  den  Hintergrund. 

Am  schärfsten  zeigte  sich  die  Unfreiheit  der  Dienstmannen  in  der 
Befugnis  der  Herren,  ihre  Herrschaft  auf  andere  zu  übertragen.  Zwar 
war  jede  derartige  Übertragung  an  die  Voraussetzung,  daß  die  Lage  des 
Mannes  dadurch  nicht  verschlechtert  werde,  gebunden,  auch  durfte  der 
Mann  in  der  Regel  nicht  ohne  sein  Lehen  veräußert  werden,  aber  während 

»»  Vgl.  S.  448.    V.  Fürth,  a.  a.  0.  143.  162.    Kl.  Kaiaerrecht  8,  6. 
"  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  158. 

"  Vgl.  Ssp.  I.  38,  §  2.  III.  81,  §  2.    V.  Fürth,  a.  a.  O.  357  ff. 
'•  Vgl.  S.  34  n.  284  n.  404  n.  412,  n.  65.  456,  n.  90.    Dsp.  27.    Waitz  5",  362  f. 
V.  Fürth  366  ff. 
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ein  freier  Yassally  dem  sein  neuer  Herr  nicht  genehm  war,  sich  durch 
Verzicht  auf  das  Lehen  sofort  frei  machen  konnte  ^^^  stand  dem  Ministe- 
rialen das  Bechty  sich  von  seinem  Herrn  einseitig  loszusagen ,  nicht  zu. 
Nur  wenn  der  Herr  sich  grober  Pflichtverletzungen  gegen  den  Mann 
schuldig  machte,  z.  B.  ihm  seinen  Schutz  oder  den  schuldigen  Lohn  ver- 
weigerte oder  das  Lehen,  das  ihm  zukam,  vorenthielt,  konnte  der  Dienst- 
mann für  seine  Person  jeden  ferneren  Dienst  verweigern  und  fremde 
Dienste  aufsuchen,  aber  ohne  das  Band,  das  ihn  und  seine  Nachkommen 
an  den  Herrn  knüpfte,  dadurch  völlig  zu  zerschneiden  ^^  um  einem 
Ministerialen  die  Freiheit  zu  geben,  bedurfte  es  stets  einer  ausdröcklichen 
Freilassung  durch  den  Herrn.  Erwähnt  werden  solche  Freilassungen  nur 
in  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Ehe  mit  Personen  aus  dem  Herrenstande 
oder  die  Nobilitierung  von  Kindern  aus  einer  solchen  Ehe  oder  die  Be- 
förderung eines  Ministerialen  zu  einem  nur  freien  Herren  zugänglichen 
Amte  handelte  ^^ 

Den  höchsten  Bang  unter  den  Ministerialen  hatten  die  Reichsdienst- 
mannen.  Zu  ihnen  gehörten  nicht  bloß  die  Dienstmannen  des  Königs, 
sondern  auch  die  der  geistlichen  Fürsten,  die  gewissermaßen  als  eiserner 
Bestand  des  Fürstentums  galten  und  daher  nur  mit  Genehmigung  des 
Königs  einer  anderen  Herrschaft  überwiesen  werden  durften '^  Geringeren 
Banges  waren  die  Dienstmannen  der  weltlichen  Fürsten*^,  doch  hatten 
die  Könige  einigen  Fürsten  das  Zugeständnis  gemacht,  daß  ihre  Mannen 


"  Vgl.  S..  410,  n.  54. 

"  Vgl.  V.  Fürth  456  ff. 

"  Vgl.  Waitz  5«.  350.  Kraut,  Grundriß«  §  41,  Nr.  82—37.  v.  Fürth,  a.  a.  0. 
90  E  468—472.  Fickbr,  Heerschild  151  f.  208.  Wurde  der  Dienstmann  nur  ein- 
fach von  seinem  Herrn  freigelassen,  ohne  daß  dieser  ihm  seinen  bisherigen  Grund- 
besitz beließ  oder  ihn  neu  mit  solchem  ausstattete,  so  erhielt  er  nur  das  Becht  der 
besitzlosen  Freien,  trat  also  in  die  Klasse  der  freien  Landsassen  über.  Erhielt  er 
Grundbesitz,  so  zfihlte  er  zu  den  freien  Grundbesitzern,  von  denen  weiter  unten 
zu  reden  sein  wird.  Die  Erhebung  in  den  Herrenstand  konnte  ihm  nur  durch  den 
König,  und  zwar  seit  dem  13.  Jahrhundert  nur  auf  Beschluß  des  Reichshofgerichts 
oder  des  Reichstages  zu  teil  werden.  Vgl.  Kbaüt,  a.  a.  0.  Nr.  84 — 37  und  v.  Fürth 
90  ff.  Von  diesem  Gesichtspunkt  ans  sind  die  neuerdings  von  v.  Zallimgbr,  Schöffen- 
barfreie  238  ff.  lebhaft  angegriffenen  Aussprüche  des  Sachsenspiegels  (Ssp.  III.  80, 
§  2.  81,  §  1)  zu  verstehen:  Lei  die  koning  oder  en  ander  herre  sinen  dinstman 
oder  sinen  egenen  man  vrij  die  behalt  vrier  lantseten  recht  Togat  aver  die  seepenen 
binnen  ener  grafscapy  die  koning  mut  tool  des  rikes  dienatman  mit  ordelen  vri  taten 
unde  to  seepenen  dar  maken  —  — .  ke  sal  aver  des  rikes  gudes  also  vele  to  egen 
in  geven,  dat  sie  seepenen  dar  af  wesen  mögen ,  ir  iewelkeme  dri  hören  oder  mer. 
Unrichtig  ist  nur,  daß  der  Spiegier  die  Erhebung  in  den  Stand  der  Schöfienbar- 
freien  und  nicht  die  in  den  Herrenstand,  aus  dem  seine  Schöffenbarfreien  eben 
ausgetreten  waren,  vor  Augen  hat 

*^  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  158.  308.    v.  Zalungbr,  Ministeriales  und  milites  57. 

''  Reichsdienstmannen  durften  nicht  ohne  ihre  Zustimmung  zu  solchen  degra- 
diert werden.  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  158.  Der  Verfasser  des  Kl.  Kaiserrechts,  wahr- 
scheinlich selbst  ein  Reiehsdienstmann,  suchte  den  fürstlichen  Dienstmannen  all- 
gemein die  Eigenschaft  als  Ministerialen  abzustreiten.    Vgl.  Kl.  Kaisserr.  3,  6. 
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als  Reichsministerialen  gelten  sollten  ^^  Die  nicht  geforsteten  Prälaten 
und  die  freien  Heixen,  deren  Hofhaltung  ohnehin  erheblich  einfacher 
organisiert  war  und  die  vier  Hofamter  nicht  aufzuweisen  hatte,  besaSen 
keine  eigentlichen  Ministerialen*',  wohl  aber  fanden  sich  auch  in  ihren 
Diensten  regelmäßig  eigene  Leute  von  Eittersart,  die  den  fürstlichen 
Dienstmannen  an  Bang  nachstanden,  bei  denen  auch  die  persönliche  Un- 
freiheit starker  heiTortrat,  die  aber  im  übrigen  noch  durchaus  zu  den 
Bittern  zählten  und  als  einschildige  Ritter  die  unterste  Stufe  in  der  Heer- 
schildordnung einnahmen'^.  Solche  Bitter  kommen  dann  auch  nament- 
lich in  Süd-  und  Westdeutschland  im  Eigentum  von  Dienstmannen  vor, 
die  Quellen  bezeichnen  sie  im  Gegensatz  zu  diesen  schlechtweg  als  milites 
oder  Jtitter^^.  Später  erscheinen  sie  neben  den  Dienstmannen,  immer 
aber  als  eine  geringere  Klasse,  auch  im  Dienste  der  Fürsten;  in  Oster- 
reich und  Steiermark  wurden  diese  landesherrlichen  Bitter  als  provinciales 
Austriae  et  Stiriae,  milites  terrae  Stirtae,  auch  als  Landleute  oder  Land-- 
männer^  vor  ihren  übrigen  Standesgenossen  besonders  ausgezeichnet. 

Im  Laufe  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  fanden  die  merkwürdigsten 
Verschiebungen  innerhalb  des  gesamten  Bitterstandes  statt  In  Osterreich 
und  Steiermark  gelang  es  den  herzoglichen  Dienstmannen  (nur  diesen, 
nicht  denen  der  geistlichen  Fürsten)  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts durch  straffes  Zusammenhalten  und  kluge  Benutzung  der  poli- 
tischen Lage  nicht  nur  alle  Spuren  der  Unfreiheit  abzustreifen,  sondern 
sich  sogar  zu  dem  Stande  der  bis  dahin  im  Lande  wenig  zahlreichen 
Edeln  emporzuschwingen.  Während  die  Ministerialen  so  aus  unfreien 
Dienstmannen  zu  edeln  „Dienstherren"  oder  „Landherren"  wurden  *•,  stiegen 


**  Vgl.  Diplom  Fnedrichs  IL  über  die  Errichtung  des  HerjBOgtums  Braun- 
schweig  (vgl.  S.  404,  n.  25)  von  den  Dienstmannen  Ottos:  ministeriales  suon  in 
ministeriales  imperii  aasumenteSy  eidem  eonoessimus ,  eosdem  ministeriales  iuribus 
Ulis  uti,  quibus  imperii  ministeriales  utuniur.  Auf  ähnliche  Weise  müssen  die 
bairischen  und  österreichischen  Dienstmannen  die  Stellung  der  Reichsdienstmannen 
erlangt  haben,  doch  gab  es  in  Baiem  auch  Dienstmannen  die  bloß  dem  Herzog 
zugehörten.    Vgl.  v.  Zallinqer  58  iF.     Siegel,  a.  a.  0.  238  ff. 

*^  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  70.  158.  308.  Dagegen  kommen  Dienstmannen  von 
Grafen  vor.  Vgl.  Siegel,  a.  a.  0.  237.  Über  ministeriales  seu  nobiles  homines 
proprii  der  Herren  von  Weinsberg  (1287)  vgl.  v.  Borch,  Deutsches  Adelsblatt 
1895,  S.  263. 

**  Vgl.  S.  401.  Schwsp.  Laßb.  18:  ist  ein  eigenman  ritter  (nachdem  vorher 
von  den  dienstman  der  fursten  die  Bede  gewesen  ist).  Vgl.  ebd.  70:  git  ein  vrter 
herre  sin  eigen  Hute  an  ein  fursten  ampty  die  sint  nit  dienstman^  sie  sint  des  fursten 
eigen^  si  hant  dienstmanne  reht  nit  v.  Fürth  67.  v.  Zallinger,  Bitterl.  Klassen 
des  steirischen  Landrechts  427  n. 

*^  ^gl-  §  4^1  >i*  !!•  Weiland,  Gonst.  1,  181.  Diese  Klasse  wurde  bereits  von 
V.  F0RTH68,  FiCKER,  Hecrschild  188  und  Hasenöhrl,  a.  a.  0.  70  ff.  erkannt,  genauer 
festgestellt  wurden  ihre  Verhältnisse  aber  erst  durch  v.  Zallikger,  Ministeriales 
und  mUites.  Die  Ministerialen  hatten  Hof-  und  Kriegsdienste,  die  „Ritter"  dagegen 
im  wesentlichen  nur  Kriegs-,  namentlich  Besatzungsdienste  zu  leisten. 

'®  So  wurden  sie  (aber  nur  in  der  Mehrzahl)  seit  dem  14.  Jh.  bezeichnet,  nur 
der  Einzelne  hieß  noch  „Dienstmann".    Vgl.  Siegel,  a.  a.  0.  288.     Auf  den  Heer- 
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zwar  die  eigenen  Ritter  zu  dem  Bange,  den  anderwärts  die  Dienstmannen 
einnahmen,  empor,  allein  ihr  Streben  nach  einer  erheblichen  Aufbesserung 
ihrer  Lage  scheiterte  am  Widerstand  der  Dienstherren,  die  streng  darauf 
hielten,  daß  die  persönliche  Unfreiheit  ihrer  Bitter,  namentlich  das  volle 
militärische  Verfügungsrecht  des  Herrn  über  seinen  Mann  aufrecht  er- 
balten blieb *^,  Die  Bezeichnung  „Eigenmann"  wurde  geradezu  typisch 
für  die  eigenen  Bitter,  im  Gegensatz  zu  den  Bauern,  die  doch  nur  zu 
gemessenen  Diensten  verpflichtet  waren*®. 

Erheblich  anders  lagen  die  Verhältnisse  in  Norddeutschland,  wo  seit 
Mitte  des  12.  Jahrhunderts  gerade  umgekehrt  ein  massenhafter  Übertritt 
Ton  Edeln  in  den  Stand  der  Ministerialen,  dessen  Lage  eben  dadurch 
bedeutend  gehoben  wurde,  stattfand.  Während  es  in  Süddeutschland,  ab- 
gesehen von  den  Grafen,  im  allgemeinen  nur  wenig  edele  Geschlechter  gab, 
waren  diese  in  Norddeutschland  überaus  zahlreich,  da  insbesondere  die 
militärischen  Bedür&isse  der  Elbemarken  und  der  Grenzdienst  gegen  die 
Obotriten,  Wenden  und  Sorben  schon  zu  einer  Zeit,  wo  der  Schwerpunkt 
der  deutschen  Heere  im  allgemeinen  noch  auf  den  Fußtruppen  beruhte, 
die  Ansiedlung  ganzer  Beiterscharen  zur  Notwendigkeit  machte.  Es  kann 
doch  kein  Zufall  gewesen  sein,  daß  längs  der  Elbe,  von  Thüringen  bis 
zum  ostlichen  Holstein,  die  freien  Herren  ebenso  dicht  nebeneinander 
saßen,  wie  später  die  märkischen  Bitter  an  der  polnischen  Grenze '^  Kein 
Wunder,  daß  hier  nur  wenige  Geschlechter  imstande  waren,  ihren  allo- 
dialen  Grundbesitz  so  zu  erweitem,  wie  es  das  Standesbedürfiiis  eines 
adeliohen  Hauses  verlangte.  Denn  die  ökonomische  Lage  der  Grundherren 
hatte  sich  im  12.  und  13.  Jahrhundert  überaus  verschlechtert.  Die  Aus- 
wanderung in  die  Städte  und  die  Übereibischen  Kolonialländer,  letztere 
für  Sachsen  und  Thüringen  besonders  empfindlich,  liatte  den  Bauernstand 
gelichtet  und  die  Arbeitskräfte  seltener  gemacht,  Arbeitslöhne  und  Preise 
waren  gestiegen,  aber  die  Steigerung  der  Bodenrente  kam  nur  den  Bauern 
und  nicht  den  Grundherren  zu  statten,  da  diese  längst  auf  jede  Eigen- 
wirtschaft verzichtet  und  die  Abgaben  der  Bauern  mit  dem  Wachstum 
der  Bodenrente  nicht  Schritt  gehalten  hatten^®.  Der  thüringische,  ost- 
falische  und  holsteinische  Adel   wurde  von   den   verschlechterten    wirt- 


fahrten hatten  die  Dienstmannen  an  der  Spitze  ihrer  Ritter  schon  immer  gleich 
den  Edeln  die  Stellung  von  Bannerherren  eingenommen. 

*^  Eine  anschauliche  Schilderung  dieser  Kämpfe  bei  dem  sogenannten  Seifried 
Helbling  (§  40,  n.  13)  4,  Vers  46  ff.  64  ff.  759  ff.  766  ff.  791  ff.  6,  161  ff.  8,  30  ff. 
142  ff.  347  ff.  392  ff.  472  ff.  577  ff.  894  ff.  15,  139  ff.  151  ff.  174  f.  191  ff. 

^  Vgl*  V.  2^LiN0ER,  Die  ritterlichen  Klassen  428  f. 

»»  Vgl.  S.  434.  Siehe  auch  ZRG.  20,  15  f.  In  Österreich,  wo  die  militärische 
Lage  die  gleiche  wie  in  den  EUbemarken  war,  hat  sich  das  Verhältnis  nur  dadurch 
anders  gestaltet,  daß  dem  Bedarfius  von  vornherein  durch  die  eigenen  Ritter  ge- 
nügt wurde.  Siegel,  a.  a.  0.  242.  249 f.,  macht  darauf  aufmerksam,  daß  gegen 
£nde  des  13.  Jh.  die  Dienstmannen  mit  ihren  Bannern  von  Rittern  und  Knechten 
zwei  Drittel  der  ganzen  Österreichischen  Streitmacht  stellten. 

^  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  862  ff.  1506  ff. 
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schafUichen  Verhältnissen  am  so  härter  betroffen,  als  er  nicht  nnr  bei 
seiner  großen  Zahl  sich  von  vornherein  mit  geringem  Besitz  hatte  begnügen 
müssen  ^S  sondern  sich  außerdem  noch  eine  überaus  starke  Konkurrenz 
der  Dienstmannen  gefallen  lassen  mußte.  Wir  haben  schon  darauf  auf- 
merksam gemacht,  daß  ein  st<attliches  Dienstgefolge  für  die  Herren  vorteil- 
hafter war,  als  eine  entsprechende  Anzahl  freier  Vassallen.  Es  war  daher 
nur  natürlich,  wenn  die  Fürsten  die  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Lehen 
ausschließlich  für  ihre  Dienstmannen  verwendeten  und  zur  Belehnung 
freier  Leute  nicht  leicht  etwas  übrig  hatten'^.  Den  Beichskirchen  war 
es  geradezu  verboten,  andere,  als  ihre  eigenen  Ministerialen,  zu  belehnen ''. 
So  blieb  für  die  Edeln,  die  darauf  angewiesen  waren  sich  um  Lehen  zu 
bewerben,  nichts  übrig,  als  die  Ergebung  in  die  Ministerialität'^  Diese 
Bewegung  begann  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts,  nahm  aber  bald 
einen  solchen  Umfang  an,  daß  in  dem  ostfölischen  Sachsen  bis  zur  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  die  meisten  edelen  Geschlechter  den  Schritt  voll- 
zogen hatten.  Dabei  wahrten  sich  aber  die  Übergetretenen  die  Erinnerung 
an  ihre  edelfreie  Abstammung,  den  Zusanmienhang  mit  dem  Stammgut 
ihres  Geschlechts^*,  das  freie  Verfügungsrecht  über  ihr  Eigen  und  vor 
allem  ihren  Gerichtsstand  und  ihre  Schöffenbarkeit  im  gräflichen  Land- 
gericht Solange  den  geborenen  Dienstmannen  diese  Bechte  noch  ab- 
gingen, fühlten  sich  die  zu  ihnen  übergetretenen  Edeln  als  Übergenossen 
und  so  darf  es  nicht  wundernehmen,  wenn  der  Verfasser  des  Sachsen- 
spiegels, der  selbst  ein  aus  dem  Herrenstande  hervorgegangener  Dienst- 
mann war,  seiner  Neigung  zu  juristischen  Kombinationen  nachgebend, 
für  sich  und  seine  Genossen  einen  besonderen  Stand  konstruierte,  für  den 
er  die  nicht  unpassende  Bezeichnung  „Schöffenbarfreie"  erfand  *•.    Diese 


"»  Aus  Bsp.  IL  54,  §  2  und  III.  81,  §  1  (Anm.  19)  folgt,  daß  viele  Standes- 
genoBsen  des  Verfassers  nur  eben  drei  Hafen  Eigen  oder  Lehen  besaßen. 

"  Man  denke  an  Walther  von  der  Vogelweide,  der  doch  dem  Stande  der  Edeln 
angehörte,  und  seinen  endlichen  Jubelruf:  Ich  hän  min  Wien,  cU  die  tverlt,  ich  hdn 
min  lehenf  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  1163.  1169  f.  v.  Below,  Landst 
Verf.  14. 

"  Vgl.  FiOKBB,  Eigentümer  des  Reichskirchengutes  141.  Waitz  5*,  371  ff. 
.  6*,  103  f.     Böhmer,  Acta  imperii  selecta  78,  Nr.  85  (1135). 

"  Ältere  Beispiele  solcher  Ergebungen  u.  a.  Waitz  5  *,  372.  Ober  derartige 
Vorgänge  in  Österreich  Luschin  v.  Ebbngreuth,  Gerichtswesen  46. 

"  Ssp.  I.  51,  §  4:  Svelk  scepenbare  vri  man  enen  einen  genot  to  kampe  an- 
spriki,  die  bedarf  to  toetene  sine  vier  anen  unde  sin  hantgemcU,  unde  die  to  beno- 
mene,  od^  jene  weigeret  ime  kampes  mit  rechte.  III.  29,  §  1:  Dis  man  mut  sik 
tcol  to  sime  hanigemale  mit  einem  eide  tien,  al  ne  hebbe  h£s  tmder  ime  nieftt 
Vgl.  Anm.  5. 

^  Es  ist  das  nicht  hoch  genug  zu  schätzende  Verdienst  v.  Richthofen's 
(Untersuchungen  2,  1124  ff.)  und  ganz  besonders  v.  Zalukoeb's  (in  seiner  Unter- 
suchung über  die  Schöffenbarfreien),  über  diesen  Gegenstand,  der  vorher  völlig  im 
dunkeln  lag,  aufgeklärt  zu  haben.  Die  ständischen  Verhältnisse  des  Mittelalters 
sind  erst  hierdurch  für  die  Wissenschaft  erschlossen.  Vgl.  ZRG.  22,  60  ff.  Übrigens 
werden  zu  den  Dieustmannen  übergetretene  Freie  auch  im  Schwsp.  Laßb.  69  (wo 
aber  hinter  dienstman  das  Wort  behüben  fehlt)  erwähnt. 


Digitized  by 


Google 


§  42.     Die  Stände.    2.  Dienstmannen,  Eitter.  445 

Schöffenbar&eien  des  Eike  von  Repgao,  in  denen  man  früher  den  Kern 
der  altfreien  Bevölkerung  oder  den  altfreien  Ritterstand  zu  finden  meinte, 
gehörten  demnach  thatsachlioh  nur  einem  Übergangsstadium  an,  aber 
ihre  Anfoahme  in  den  Stand  der  Ministerialen  hat  alsbald  befreiend  auf 
die  Stellung  der  letzteren  eingewirkt,  da  man  diesen  auf  die  Dauer  nicht 
versagen  konnte,  was  die  zu  ihnen  übergetretenen  Edeln  von  alters  her 
besessen  und  sich  trotz  ihrer  Standesminderung  bewahrt  hatten.  So  er- 
warben die  Dienstmannen  seit  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  allgemein  die 
volle  passive  Lehnsfahigkeit,  so  daß  sie  auch  von  anderen  als  ihrem  Herrn 
Lehen  mit  Mannschaft  emp&ngen  konnten  ^^.  Der  Gerichtsstand  vor 
dem  Grafengericht  und  damit  die  Befähigung  zum  Schöffen-  und  selbst 
zum  Grafenamt  wurde  den  Dienstmannen  seit  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hundert« überall  zugestanden.  Damit  hatten  sie  auch  die  Fähigkeit  zum 
Erwerb  landrechtlichen  Eigens  erlangt*®;  die  Berechtigung,  über  solches 
auch  ohne  den  Herrn  beliebig  zu  verfügen,  war  nur  eine  weitere  Folge 
dieser  Entwickelung*®. 

Als  Bitterbürtige  wurden  die  Dienstmannen  und  selbst  die  eigenen 
Ritter  seit  dem  12.  Jahrhundert  mehr  und  mehr  zum  Adel  gerechnet*®. 
Wie  dies  zunächst  nur  in  Bezug  auf  ihre  soziale  Stellung  eine  Berech- 
tigung hatte,  so  auch  die  seit  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  zu- 
weilen vorkommende  Bezeichnung  der  Dienstmannen  als  freie  Leute  *l 
Technisch  wurden  auch  weiterhin  nur  die  Angehörigen  des  hohen  Adels 
als  „Freie"  bezeichnet,  weil  man  sich  der  rechtlichen  Unfreiheit  der  Dienst- 
mannen immer  noch  bewußt  blieb  *^  Im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts 
aber  ist  überall  die  letzte  Erinnerung  an  die  ursprüngliche  Unfreiheit  des 
Standes  verschwunden,  nur  bei  den  eigenen  Rittern  haben  sich  die  Spuren 
noch  bis  in  das  15.  Jahrhundert  fortgesetzt.  Was  sich  von  besonderen 
Machtbefugnissen  der  Herren  gegenüber  ihren  Mannen  erhalten  hatte, 
wurde  nicht  mehr  auf  persönliche  Abhängigkeit,  sondern  auf  eine  größere 
Strenge  des  lehnrechtlichen  Verhältnisses  zurückgeführt*^.  Aus  belehnten 
Eigenleuten  hatte  sich  ein  freier  Lehnsadel  entwickelt. 


•'  Vgl.  S.  400,  n,  10.  Die  Dienstmannen] eben  vom  Herrn  waren  keine  rechten 
Lehen,  weil  sie  nach  Hofrecht  und  ohne  ^^Mannschaft^'  geliehen  wurden.  Vgl. 
HoMETEB,  System  des  Lehnrechts  272. 

•*  Vorher  vermochten  sie  dies  nur  durch  die  Hand  eines  Salmannes.  Vgl. 
LoBRSOH  u.  Schröder,  Urkunden  Nr.  107  (81).     v.  Fürth,  a.  a.  0.  282  f.  488  f. 

»•  Vgl.  V.  Fürth  288.  484  f. 

*®  Vgl.  FicKER,  Heerschild  143  f.  v.  Fürth  59  f.  75.  80.  Roth  v.  Schreckenstein, 
Zur  rechtlichen  Bedeutung  des  Wortes  nohilis,  ZGO.  41,  288  ff. 

*^  Vgl.  V.  n.  Bekqh,  Oorkondenboek  van  Holland  en  Zeeland  1,  98,  Nr.  154. 
117,  Nr.  191.     V.  Fürth  61. 

^'  Vgl.  FicKSR,  Heerschild  142  f.  Ungemein  verbreitet  war  die  Formel:  grdven^ 
vriefif  dienestman.  Vgl.  u.  a.  Dietrichs  Flucht  (her.  v.  Martin)  Vers  239.  703  f. 
1846  f.  8003.  Ortnit  (her.  v.  Amblüno  u.  Janickb)  Vers  35:  färstenj  grdven,  frten^ 
und  edele  diemiman.    Fürth  94.    Seifried  Helbling  8,  347  ff.  958  f.    ZDA.  13,  159. 

^'  So  die  Stellung  des  homo  ligius,  der  jedem  Aufgebot  seines  Herrn  Folge 
leisten  mußte  (vgl.  Hometbr,  a.  a.  0.  377  ff.),  auch  wohl  die  in  der  Mark  Branden- 
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3.  Der  Bitterstand.  Die  Bitterschaft  hatte  sich,  im  Oegensatz 
zu  der  bäuerlichen  Bevölkerung  und  dem  erst  später  zu  besprechenden 
BQrgertum  der  Städte  (§  51),  zu  einer  einheitlichen  Gresellschaftsklasse 
mit  eigenen  Gesetzen  und  besonderen  Begriffen  von  Standesehre  und 
Berufipflichten  ausgebildet  ^^  Die  Abschließung  dieser  Entwickelung  fallt 
in  die  Hohenstaufenzeit.  Die  Bitterschaft  umfaßte  die  iandrechtlich  ge- 
schiedenen Stande  der  Edeln  und  der  Dienstmannen,  schon  in  einer  Ur- 
kunde Lothars  III.  von  1134  als  ordo  equestris  maior  et  minor  auseinander 
gehalten**.  Eine  andere  Unterscheidung  innerhalb  der  Bitterschaft  machte 
sich  seit  dem  13.  Jahrhundert  geltend,  nachdem  sich  in  Anknüpfung  an 
die  geistlichen  Bitterorden  die  Vorstellung  eines  allgemeinen  weltlichen 
Bitterordens  von  internationalem  Charakter  verbreitet  hatte.  Hatte  man 
früher  jedes  Mitglied  der  Bittersohaft  als  Bitter  oder  miles  bezeichnet, 
so  unterschied  man  diese  jetzt  in  Bitter  {mäüesj  chevaUers)  und  Knechte 
[Knaben,  Knappen^  famuli^  pueri,  servientes,  armifferij  scutiferi,  frz.  escuyer, 
engl,  squire),  im  Gegensatz  zu  den  nichtritterbürtigen  Knappen  auch 
„Edelknechte"  genannt  „Bitter"  hieß  nur  noch,  wer  sich  nach  abgelegtem 
Bittergelübde  {professio)  in  den  Bitterordeu  hatte  aufnehmen  lassen;  nur 
ein  solcher  durfte  die  ritterlichen  Insignien  (vergoldete  Sporen,  Scharlach- 
mantel) anlegen  und  das  früher  den  Edeln  vorbehaltene  Prädikat  „Herr** 
führen.  Der  Unterschied  zwischen  Bittem  und  Knechten  war  ein 
rein  sozialer,  rechtlich  standen  sie  sich  völlig  gleich*®.  Die  Au&ahme 
in  den  Bitterorden  erfolgte  durch  den  Bitterschlag,  den  im  Felde  jeder 
Bitter  erteilen  konnte*^.  Die  Ceremonie  war  kirchlichen  Ursprungs,  sie 
bedeutete   einen  Akt  der  Demütigung,    wie   der  Backenstreich   bei  der 


bürg  und  später  in  Preußen  wiederholt  amtlich  betonte  Pflicht  dee  einheimiBcfaen 
Adels  als  solchen,  sich  dem  Offizierdienst  im  Heere  nicht  zu  entziehen. 

**  Vgl.  LÖHER,  Ritterschaft  und  Adel  im  späteren  Mittelalter,  Münch.  SB. 
1861,  1,  365—416.  Roth  von  Schbeckenstein,  Ritterwürde  und  Ritterstand,  1886. 
Baltzeb,  Zur  Gesch.  d.  deutsch.  Kriegswesens  4fl:  Kopp,  Über  den  G^burtsadel 
(Büder  und  Schriften  der  Vorzeit  1,  1 — 42).  Fittinq,  Das  castrensische  Peculium 
503  ff.  V.  Zallinqer,  Die  Recht«geschichte  des  Ritterstandes  u.  das  Nibelungen- 
lied, 1899.  Alw.  Schulz,  Das  höfische  Leben  zur  Zeit  der  Minnesinger  1,  Kap.  2. 
Wattz  5",  462  ff.  EiCHHOBK,  St.-  u.  RG.  2,  147  ff.  548  f.  3,  374  ff.  Walter,  DRG. 
§§  218.  444  f.  GöHRüM,  a.  a.  0.  1,  190  ff.  Der  von  Kopp,  a.  a.  0.,  auszugsweise 
mitgeteilte  „Ritterspieger*  des  Johann  Rothe  a.  d.  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
jetzt  vollständig  bei  Bartsch,  Mitteldeutsche  Gedichte  (Bibl.  d.  Stuttg.  litter.  Vereins 
53,  98—201). 

^'  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  74,  Nr.  80. 

^^  Eine  ganz  andere,  rein  militärische  Bedeutung  hatte  es,  wenn  man  gegen 
Ende  des  Mittelalters  diejenigen,  welche  ihrem  Lehnsherrn  ein  Fähnlein  oder  eine 
Gleve,  d.  h.  ein  berittenes  Gefolge  von  mehreren  Knappen  und  einem  Buben,  zu- 
führten, als  „Ritter"  (baceUarii^  frz.  bocheHers)^  dagegen  die  einspännigen  Ritters- 
leute ohne  oder  nur  mit  einem  kleineren  Gefolge  als  „Knappen"  oder  einfache 
„Edellente"  bezeichnete.  Auf  diesem  Sprachgebrauch  beruhte  u.  a.  der  Unterschied 
der  Ritter-  und  Knappenlehen  in  der  Mark  Brandenburg.    Vgl.  S.  484. 

*'  Vgl.  Aeneas  Silvius,  Historia  rerum  Friderici  III.  (ed.  Boecler,  1685) 
S.  81.    ZRG.  15,  147  f. 
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Firmung.  Hatte  es  noch  im  18.  Jahrhundert  zum  guten  Ton  gehört,  den 
Stand  der  Knechte  nur  als  Übergang  zur  Ritterwürde  zu  behandeln*®, 
so  begnügten  sich  seit  dem  14.  Jahrhundert  viele  Eitterbürtige,  selbst 
Fürsten  und  angesehene  Eriegsmänner,  zeitlebens  mit  der  geringeren 
Würde  oder  schoben  ihre  Beförderung  doch  bis  in  ein  höheres  Lebensalter 
auf.  Wahrend  sich  der  Bitterschlag  nur  auf  den  Eintritt  in  den  Ritter- 
orden bezog,  hatte  die  altgermanische  Waffenreichung  für  den  Eintritt  in 
die  Ritterschaft  überhaupt  ihren  Platz  bewahrt*^.  Sie  bestand  in  der 
Überreichung  des  ritterlichen  Schwertgehänges  (Rittergurt,  cingulum  mili- 
tare),  des  eigentlichen  Wahrzeichens  der  Ritterschaft,  und  hieß  darum 
„Schwertleite";  durch  die  sofortige  Anlegung  der  ritterlichen  Waffen  (das 
„Schwert  nehmen")  gab  der  junge  Mann  zu  erkennen,  daß  er  den  ritter- 
lichen Beruf  erwählt  habe.  Von  seltenen  Ausnahmefällen  abgesehen, 
wurde  die  Schwertleite  stets  massenweise  vollzogen,  regelmäßig  im  An- 
schluß an  größere  Hoffestlichkeiten,  bei  denen  ein  Turnier  den  jungen 
Rittersleuten  sofort  Gelegenheit  zu  geben  pflegte,  sich  in  dem  neuen 
Berufe  zu  erproben. 

Die  Ritterschaft-  beruhte  auf  einem  eigentümlichen  Oemisch  von 
Berufs-  und  Geburtsstand.  Nur  wer  die  Schwertleite  empfangen  und 
damit  die  ritterliche  Lebensweise  zu  seinem  Beruf  erkoren  hatte,  galt  als 
ein  Mann  von  Rittersart*®.  Aber  erst  wenn  dieser  Beruf  auf  Kind  und 
Eindeskind  übergegangen  war,  galt  die  Familie  als  ritterbürtig.  Um  die 
Lehnsföhigkeit,  die  Ebenbürtigkeit  zu  gerichtlichem  Zweikampf  und  zur 
Teilnahme  an  den  Ritterspielen  oder  Turnieren,  die  Befähigung  zum  Ein- 
tritt in  einen  Ritterorden  oder  ein  adeliches  Stift  zu  besitzen,  genügte  es 
nichts  daß  man  selbst  ein  Rittersmann  war,  man  mußte  auch  ritterbürtig 
(„zum  Schilde  und  Wappen  geboren"),  d.  hu  Sohn  und  Enkel  von  Ritters- 
leuten sein'^^    Immerhin  war  dabei  noch  den  Söhnen  von  Bürgern  oder 

*»  Vgl.  Seifr.  Helbl  8,  657  ff. 

*»  Vgl.  Waitz  5«,  543.    Löhbb,  a.  a.  O.  388  ff. 

^^  Hinterher  kam  es  weniger  darauf  an,  daß  die  kriegerische  Lebensweise 
fortgesetzt,  als  darauf,  daß  keine  mit  dem  Htandesbegriff  unvereinbare  Beschftf- 
dgung,  wie  Handwerk  oder  Raufmannschaft,  betrieben  wurde.  Betrieb  der  Land- 
wirtschaft war  gestattet.    Vgl.  Ritterspiegel,  Vers  21 75-— 2220. 

"  Vgl.  Waitz,  5»,  456  f.  Homeyer,  Syst  d.  Lehnr.  299  f.  Göhbüm,  a.  a.  0. 
1,  190  ff  SoHBÖnsB,  Ebenbürtigkeit  462.  Während  eine  mildere  Richtung  sich  am 
Stande  des  Vaters  und  Großvaters  genügen  ließ  (vgl.  Richtst  Lehnr.  28,  §  3,  Statut 
des  Baseler  Domkapitels  von  1337,  ZGO.  21,  309),  legten  andere  auch  Gewicht 
auf  die  Ritterbürtigkeit  der  Mutter  (vgl.  Gl.  z.  Ssp.  L  5 ;  Statut  des  Halberst  Dom- 
kapitels von  1401,  bei  Kraut,  Grundriß  §  37,  Nr.  3)  oder  verlangten  geradezu  vier 
ritterliche  Ahnen  (beide  Großelternpaare),  so  Kl.  Kaiserr.  3,  5  und  wohl  auch  schon 
der  Landfriede  von  1152,  c.  10  (Wbiland,  Const.  1,  197).  Wahrscheinlich  ist  auch 
Sfichs.  Lehnr.  2,  §  1  und  21,  §  1  in  diesem  Sinne  zu  verstehen.  Vgl.  Ssp.  I.  51, 
§  4.  IIL  29,  §  1.  II.  F.  10,  §  2.  Gegen  Ende  des  Mittelalters  wurden  die  Gegen* 
s&tze  zwischen  „Rittersart^'  und  „Bürgersart^'  wieder  erheblich  schftrfer  betont, 
vielfach  erschienen  selbst  die  vier  Ahnen  nicht  mehr  genügend,  viele  geistliche 
Stifter  und  die  Turnierregeln  forderten  acht,  selbst  sechzehn  Ahnen,  wodurch  sich 
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Bauern  die  Möglichkeit  erofihet,  wenn  auch  erst  in  der  dritten  Generation, 
durch  Wahl  des  ritterlichen  Berufes  das  Aufrücken  ihrer  Familie  in  den 
Stand  der  iütterbürtigen  zu  bewirken*'.  Aber  ebendiese  Berufswahl  wurde 
Bauemsöhnen  schon  von  den  Hohenstaufen  verschlossen  oder  doch  an 
königliche  Genehmigung  gebunden**,  während  die  Söhne  von  Bürgern 
oder  gemeinen  Knappen  freie  Hand  behielten**.  Den  Durchgangspunkt 
bildete  regelmäßig  die  Ministerialitat,  indem  Freie  sich  in  diese  ergaben, 
Unfreie  zu  Ministerialenrecht  freigelassen  wurden ;  nach  der  Umbildung  der 
Ministerialität  zu  einem  freien  Lehnsadel  war  der  Erwerb  eines  Mann- 
lehens das  Mittel,  um  den  Nachkommen  den  Eintritt  in  denselben  zu 
verschaffen**.  Außerdem  übten  die  Könige  schon  im  12.  Jahrhundert 
das  Recht  aus,  auch  Nichtritterbürtigen  die  Schwertleite  zu  erteilen*®. 
Dazu  kam  seit  Karl  IV.  nach  französischem  Muster  die  Erteilung  des 
Briefadels,  d.  h.  die  Erhebung  in  den  Adelsstand  (selbst  in  den  der  Edeln) 
durch  königliches  Diplom,  ohne  Rücksicht  auf  ritterlichen  Lebensbemf  *^. 
Auch  die  seit  Sigmund  aufgekommenen  Ordensverleihungen  waren, 
wenn  sie  einem  Nichtadelichen  zu  teil  wurden,  wohl  stets  mit  der  Er- 
hebung in  den  Adel  verbunden*®.  Endlich  gewährte  die  Promotion  zum 
doctor  legum  seitens  einer  mit  dem  Promotionsrecht  ausgestatteten  Juriston- 
fakultät die  persönliche  Gleichstellung  mit  dem  Adel*^.  Damit  war  der 
Adel  zu  einem  reinen  Geburtsstand  geworden,  der  weder  durch  eine  be- 
stinmite  Berufswahl  erworben,  noch  durch  unritterliches  Leben  verloren 
werden  konnte®^. 

4.  Die  Gemein  freien.  Der  ritterliche  Beruf  hatte  die  Grenze 
zwfschen  Edeln  und  unfreien  Dienstmannen  verwischt^  die  letzteren  schließ- 
lich zu  Freiheit  und  Adel  erhoben,  andererseits  zwischen  ritterlichen  und 
unritterlichen  Freien  eine  tiefe  Kluft  begründet  Eine  gewisse  Übergangs- 
zeit lassen  die  Urkunden  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  in  den  Gegenden, 


der  Begriff  des  stift-  oder  tumiermäfiigen  Adels  bildete.  Vgl.  n.  a.  Loebsch 
und  ScHsÖD£B,  Urkunden  Nr.  280  (258).  Frensdorff,  Lehnsffthigkeit  der  Bfti^er 
(s.  §  40,  n.  6)  58  f. 

"  Vgl.  Seifried  HelbL  8,  Vers  180  ff.  241  ff.  267—272.  277  ff.  886  ff. 

*•  Vgl.  Landfriede  von  1152,  c.  12  (IL  F.  27,  §  18),  Constitutio  eontra  in- 
cendiarios  von  1186,  c.  20  (Weiland,  Const  1,  197.  451). 

"  Vgl.  Ritterspiegel  Vers  409—482.  718—724.  Feehsdobff,  a.  a.  0.  37  f. 
Nur  Pfaffen  söhnen  war  der  Ritterstand  ebenso  wie  den  Bauern  verschlossen. 

"  Vgl.  EicHHOEK  2,  566.  8,  875  f. 

*•  Vgl.  Otto  Prising.,  gesta  Friderici  2,  18.  Göhbum,  a.  a.  0.  1,  190,  n.  10. 
Walter  §  218,  n.  14.  Fioker,  Forsch,  z.  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  2,  103  ff. 
8,  480  f.  Die  Frage,  ob  die  Erhebung  durch  den  König  schon  die  Ritterbürtigkeit 
gewähre  oder  ob  diese  erst  f&r  die  Enkel  eintrete,  wird  von  der  Glosse  zu  Bsp.  I. 
27  und  Sachs.  Lehnr.  2  in  letzterem  Sinne  entschieden.    Vgl.  Göhrüm  1,  875  f. 

*'  Vgl.  Eichhorn  8,  378.    Windecke's  Leben  Sigmunds  c.  321  (her.  v.  Uaoen). 

"  Vgl.  Löher,  a.  a.  0.  409.  Über  den  Lindwurmorden  Sigmunds  vgl.  Win- 
decke's  Leben  Sigmunds  c.  186.    Siehe  auch  Urk.-B.  d.  St  Lübeck  5,  Nr.  807. 

"  Vgl.  Eichhorn  8,  879.    Kraut,  Gnindr.  §  87,  Nr.  1  ff.    Fttttno,  a.  a.  0.  548. 

••*  So  schon  Görlitzer  Landrecht  45,  8. 
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WO  das  Sohöffenamt  nioht  wie  ia  Ostfalen  zu  einem  aossohließlichen 
Rechte  des  Herrenstandes  geworden  war,  erkennen.  Das  später  für  die 
Edeln  technisch  gewordene  über  erscheint  hier  noch  zuweilen  als  aus- 
zeichnendes Prädikat  for  die  gemeinfreien  Schöffen,  die  dadurch  ebenso- 
wohl Yon  ihren  Amtsgenossen  aus  dem  Herrenstand  wie  yon.den  noch 
nicht  znm  Schöffenamt  zagelassenen  Ministerialen  und  der  Gesamtheit 
der  freien  Dinggenossen  unterschieden  werden  ^^  Aber  auch  der  freie 
Bauer  wurde  noch  oft  genug  als  über,  friman,  frt  gebur  bezeichnet  und 
selbst  nobilis  wurde  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  keineswegs  tech- 
nisch für  den  Herrenstand,  sondern  vielfach  noch  in  alter  Weise  zur  Be- 
zeichnung der  gemeinen  Freiheit  und  des  freien  Grundbesitzes  verwendet  ^^ 
In  Ost-  und  Mittelfiriesland,  wo  es,  im  Gegensatz  zu  dem  holländischen 
Westfriesland,  vor  Ende  des  14.  Jahrhunderts  keinen  Herrenstand  gab, 
fahrten  die  freien  Vollbauern,  als  der  erste  Stand  des  Landes,  den  Namen 
eihelmge^\ 


"^  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels  (ZBG.  18,  39.  41  f. 
44).  FiCKER,  Heerschild  167  f.  Unrichtig  wurden  diese  gemeinfreien  Schöffen 
früher  mit  den  Schöffenbarfreien  des  Sachsenspiegels  gleichgestellt  Vgl.  LnmNBE, 
Yeme  892  f. 

*>  Vgl.  S.  2l7n.  Waitz  5^  317.  486ff.  509 ff.  Hbck,  a.  a.  0. 257 ff.  v.  Zallikger, 
Schöffenbarfreie  20  ff.  184,  n.  8.  257.  v.  Bichthofbn,  Untersuchungen  8,  80  ff. 
LiNDHER,  Yeme  399.  Sohrödbr,  Gerichtsverfassung  36.  60  f.  Schwsp.  Laßb.  810. 
Im  Meier  Helmbrecht  (Vers  711.  743.  1727)  heißt  die  Mutter  des  Helden  friuipy 
der  Vater  und  selbst  dessen  Knecht  friman.  Ein  mittelhochdeutsches  Sprichwort 
lautet:  Ein  fri  gebür  üt  herren  genoif  (Zinobrle,  Deutsche  Sprichwörter  im  Mittel- 
alter S.  17).  In  dem  ,,Armen  Heinrich^^  Hartmanns  von  der  Aue  sagt  der  Held, 
ein  freier  Herr  (und  wol  den  fürsten  geUchy  Vers  48),  von  der  Tochter  seines  Meiers: 
flu  ist  81  fri,  als  ieh  da  hin:  nü  rat  mir  cUler  mm  sin,  daz  ich  si  xe  vnbe  neme 
(Vers  1497  ff.);  ihr  Vater  ist  ein  frier  büman,  ein  gebüre  (Vers  269.  276).  Der 
Sehwabenspiegel  bezeichnet  die  freien  Bauern  einmal  als  Mittelfreie  (Laßb.  70  b), 
ebenso  Dsp.  62.    Vgl.  Fickke,  Heerschild  148  f.    Zöpfl,  Altertamer  1,  217  ff. 

^  Gegenüber  den  allgemein  angenommenen  Ausführungen  von  v.  Kichthofen, 
die  sich  auf  die  anders  gearteten  Verhftltnisse  in  den  holländischen  Landesteilen  und 
die  erst  seit  Ende  des  14.  Jahrhunderts  eingetretenen  Veränderungen  in  Ost-  und 
Mittelfriesland  stützten,  hatte  früher  nur  v.  Stbbl,  Königtum*  181,  die  friesischen 
Ethelinge,  die  auch  unter  dem  alten  Namen  der  Freihälse  (S.  51)  erscheinen  (vgl. 
V.  RicHTHOFEN,  Altfrics.  ViTB.  765),  für  Gemeinfreie  erklärt.  Die  Richtigkeit  dieser 
Auffassung  hat  Heck,  a.  a.  0.,  überzeugend  nachgewiesen,  vgl.  auch  Sbebp  Gbatama, 
GKj^A.  1895,  S.  850  ff.  Man  darf  wohl  annehmen,  daß  der  altfriesische  Volksadel 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  einer  ähnlichen  demokratischen  Bewegung,  wie  die 
sächsische  Stellinga  um  842  (Waitz  8*,  149)  zum  Opfer  gefallen  war.  Nachdem 
die  Bauern  in  Ost-  und  Mittelfriesland  Herren  über  den  Adel  geworden  waren, 
machten  sie  sich  im  18.  Jahrhundert  auch  an  das  holländische  Friesland,  hier  aber 
ohne  Erfolg.  Vgl.  v.  Richthofen,  Unters.  8,  80  ff.  Daß  die  bäuerlichen  Ethelinge 
aber  nicht,  wie  Heck  annimmt,  die  Masse  des  Volkes  bildeten,  sondern  eine  von 
dieser  streng  geschiedene  bäuerliche  Aristokratie  waren,  ergiebt  sich  aus  ihrem 
Namen,  der  sich  aus  einer  volksetymologischen  Bezugnahme  auf  ihre  Stammgüter 
(ethel)  erklären  dürfte.  Vgl.  SnsBe,  bei  Heck  227.  Daß  dies  W^ort  (vgl.  an.  ödal) 
auch  bei  den  Friesen  nur  Erb-  oder  Stammgut  bedeutet  haben  kann  (vgl.  Heck 
209  ff.  216  f.  298  f-X  ist  nicht  zu  bezweifeln.  Nicht  die  Sippe  machte  den  Etheling, 
B.  ScHBÖDBB,  Deutsche  Rechtegescbiohte.    4.  Aufl.  29 
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In  der  Hauptsache  zerfiel  die  freie  Landbevölkerung  nichtritterlichen 
Standes  in  drei  Klassen:  die  im  Vollbesitz  ihrer  Freiheit  und  ihres  Eigens 
gebliebenen  Bauern,  die  Nichtgrundbesitzer  und  die  freien  Zinsleute®^  Die 
erste  Klasse  unterschied  sich  von  den  Edeln  weder  durch  das  Maß  ihres 
Orundbesitzes,  denn  es  gab  Bauern  deren  Besitz  es  mit  dem  der  geringeren 
Edeln  reichlich  aufnahm  (Anm.  31)»  noch  durch  ihre  landwirtschaftliche 
Beschäftigung,  sondern  einzig  durch  ihre  unritterliche  Lebensweise,  wegen 
deren  sie  seit  der  veränderten  Heerverfassung  für  die  Heerfahrt  nicht 
mehr  tauglich  erschien,  und  durch  die  ihren  Orundbesitz  im  Gegensatz 
zu  den  Freigütern  des  Adels  belastende  Schoß-  oder  Grafenschatzpflicht 
Eine  solche  Belastung,  obwohl  rein  öffentlichrechtlicher  Natur,  erschien 
einer  Zeit,  die  zwischen  Privat-  und  öffentlichem  Recht  nicht  scharf  zu  unter- 
scheiden vermochte,  als  eine  Minderung  der  Freiheit^*.  Wegen  ihrer  Ab- 
gabenpflicht wurden  die  freien  Bauern  in  Norddeutschland  a,no\i  I^ffkafte^^, 


denn  auch  der  freigeborene  Landsasse  ohne  Grundbesitz  hatte  seine  Sippe,  und 
nicht  der  Besitz  einer  VoUhufe  von  30  Grasen  oder  Pfunden  Landes  war  för  den 
Etheling  ausreichend,  wenn  dieser  Besitz  Kaufgut  und  nicht  altes  Familienerbe 
war.  Streitig  ist  es,  inwiefern  man  eine  Parallele  der  friesischen  £thelinge  mit 
den  norwegischen  ödalsmenn  oder  höldar  anzunehmen  hat  Vgl.  K.  Lbuuakn,  Kr. 
yjSchr.  88,  12.  K.  Maurer,  Die  norwegischen  höldar,  Münch.  SB.  1889  IL  S.  190. 
206  f.    Dagegen  Heck,  Gemeinfreie  der  karol.  Yolksrechte  398  ff. 

'^  In  Friesland  standen  den  Ethelingen  die  übrigen  Klassen  der  freien  Be- 
völkerung als  frilinge  gegenüber.  Vgl.  Siebs,  bei  Hege  228.  So  lange  eine  Ethe- 
lingsfamilie  ihr  Stammgut  behauptete,  gehörten  auch  die  besitzlosen  Familienglieder 
zu  den  Standesgenossen,  wenn  auch  als  die  letzten  unter  ihnen  (Heck  249 f.). 
Dagegen  war  ein  uneddmon  oder  frUingy  wer  zwar  einen  Etheling  zum  Vater 
hatte,  aber  entweder  wegen  Abstammung  aus  einer  bloßen  Kebsehe  daa  Recht  am 
väterlichen  Stammgut  entbehrte  (ebd.  244  ff.  252  f.  256  f.)  oder  dies  durch  ein  Ver- 
brechen verwirkt  hatte  (ebd.  248).  Im  übrigen  gehörten  zu  den  Frilingen  aUe  Frei- 
gelassenen, sowie  die  Kleinbesitzer,  die  Pächter  oder  „Heuermänner''  (ebd.  266) 
und  die  freien  Einlieger  {wonir^  man),  die  bei  anderen  Leuten  in  Lohn  und  Brot 
standen  (ebd.  251.  266).  Wenn  ein  Friling  eine  Vollhufe  erwarb,  so  darf  man  wohl 
annehmen,  daß  (wie  bei  den  norwegischen  hÖldar)  seine  voUbürtigen  Nachkommen 
zu  den  Ethelingen  gerechnet  wurden,  sobald  das  Kaufgut  zu  Stammgut  geworden 
war  (also  wohl  in  der  dritten  Greneration). 

^^  Vgl.  V.  Zallimger,  Schöffenbarfreie  11  ff.  258.  Sohm,  Fränkisches  Recht 
und  römisches  Recht  49  ff.  Schröder,  Gerichtsverfassung  35  f.  v.  Ricbthofev, 
Untersuchungen  3,  53  f.  83  f.  Ltndnbr,  Veme  364  ff.  y.  Maurer,  Fronhöfe  2,  361  ff. 
V.  Wtss,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  18,  129  ff.  (Abhandlungen  278  ffl).  Eichhorn  2,  71  ff. 
455  ff.  Der  Ritterspiegei  unterscheidet  die  Güter  der  Bauern,  die  nicht  frei  sind 
und  verzinst  werden  müssen  (Vers  413  f.),  die  städtischen  Besitzungen,  die  sieh 
städtischer  Freiheit  erfreuen,  aber  verschoßt  werden  (Vers  418  f.),  und  die  Frei- 
güter der  Ritter  (Vers  426.  579  ff.).  In  Friesland  zahlten  alle  Grundstücke,  auch 
die  der  bäuerlichen  Ethelinge,  ihre  Haussteuer,  dagegen  war  der  westfiriesische 
Adel  steuerfrei.  Vgl.  Anm.  67.  In  Westfalen  unterlagen  die  freien  E^osterbaueru 
der  Reichsabtei  Werden  noch  im  Anfang  des  Mittelalters  der  staatlichen  Wehr- 
pflicht, während  die  Laten  dem  Grundherrn  als  Ersatz  für  den  Heerdienst  Heer- 
schilling und  Heermalder  zu  entrichten  hatten.    Vgl.  Kötzchke  (S.  428)  64. 

^  Vgl.  Ssp.  I.  2,  §§  1,  3.  HL  45,  §§  4,  5.  GL  z.  Sap.  L  2,  §  3:  ploekhafien 
sin,  di  in  dem  lande  eigen  hebben^  dnr  si  tcat  sin  plicküg  af  to  gevene  oder  io  dande. 
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im  hollandischen  Friesland  scotbaere  man  genannt  ^^  Die  alte  Bezeichnung 
bargüden  (bergelden,  biergeUen)  erhielt  sich  in  den  verschiedensten  Gegen- 
den, wurde  aber  schon  im  14.  Jahrhundert  nicht  mehr  verstanden®®. 
Eine  andere,  nur  in  Westfalen  bezeugte  Benennung  [malman)  scheint  sich 
auf  die  allgemeine  Dingpflicht  bezogen  zu  haben,  im  Gegensatz  zu  den 
Edeln,  die  allmählich  überall  zu  einem  eximierten  Gerichtsstand  ge- 
langten*®. 

Zu  der  Klasse  der  freien  Grundeigentümer  müssen  auch  die  von 
dem  Sachsenspiegel  nur  beiläufig  (IIL  79,  §  1)  berührten  vogteifreien 
Erbzinsleute  gerechnet  werden,  wie  die  Besitzer  der  Wald-  und  Marsch- 
hufen in  den  altländischen  Gebieten  (S.  454),  die  Bauern  der  nach  der 
Loi  de  Beaumont  gefreiten  Orte  im  Westen^®,   die  erblich  gewordenen 


Daß  die  Pflegbaften  auch  in  Thüringen  bekannt  waren,  bezeugt  eine  Walkenrieder 
Urk.  von  1214,  Ürk.-B.  d.  bist.  Ver.  f.  Niedersachsen  2,  Nr.  83  (vgl.  Schbödbb, 
Ger.-Verf.  52,  n.  2).  Die  Sachsenspiegelglosse  hat  das  Wort  an  einigen  Stellen  auf 
die  zinspflichtigen  Yogteileute  bezogen.  Vgl.  die  von  Uomeyer  mitgeteilte  alt- 
märkische Gl.  Z.  Ssp.  III.  45,  §  4.      ScillLLEB-LüBBBN,  WB.  8,  341. 

"^  Der  seotbaere  oder  bedeaeuldige  kuysman  stand  im  Gegensatze  zu  den  schoß - 
freien  Edeln,  die  auch  als  tcelgheboren  man  (wenn  auch  vielleicht  nicht  immer  tech- 
nisch) bezeichnet  wurden.  Vgl.  v.  Bichthofen,  Unters.  3,  53  ff.  62.  83.  Kennemar- 
landrecht  v.  1292  bei  v.  d.  Beboh,  Oork.-B.  y.  Holland  en  Zeeland  2,  375  f. 

•»  Vgl.  S.  217.  Waitz  4»,  832  f.  5 V  319  f.  Hennbb,  Herzogl.  Gewalt  der 
Bischdfe  von  Wirzburg  84  ff.  v.  Zallinobu,  Würzb.  Herzogtum  (S.  898)  82  n. 
E.  Matbb,  Verf.-Gesch.  1,  41;  Herzogtum  d.  Bischöfe  v.  WOrzburg  (S.  893)  182  ff. 
Bresslav,  FDG.  18,  100  n.  TsLinra,  a.  a.  O.  8.  Lokdneb,  Veme  169.  Sohrödeb, 
Gerichtsverfassung  41  ff.  51.  Zöpfl,  Alteriiümer  2,  159  ff.  Pbtz,  Grauest  u.  Maybe- 
HOFBR,  Drei  bayerische  Traditionsbücber  aus  dem  12.  Jh.,  166  ff.  Schon  die  „Bier- 
gelden'^  des  Sachsenspiegels  dürften  auf  Volksetymologie  zurückzuführen  sein. 
Währen4  aber  der  Sachsenspiegel  (III.  45,  §  4.  64,  §  8.  78,  §  1.  80,  §  1)  und 
Gl.  z.  Ssp.  III.  64,  §  8  (biergelden  dat  sin  plechaften,  die  egen  in  deme  lande  kebben, 
dar  si  plege  af  dun)  Biergelden  und  Pfleghafte  durchaus  als  identisch  behandeln, 
zeigt  die  Glosse  zu  Ssp.  I.  2,  §  4  und  III.  45,  §  4,  daß  ihr  das  Verständnis  der 
Sache  abhanden  gekommen  ist.  Dasselbe  möchte  man  von  den  Bildern  zum 
Sachsenspiegel  annehmen,  die  den  Biergelden  mit  einem  Bierkrug  ausstatten.  Auch 
die  parocki  qttoa  bargildon  dicunt  der  unechten  Würzburger  Immunitätsurkunde 
von  974  (MG.  Dipl.  reg.  1,  618)  dürften  auf  Volksetymologie  beruhen,  wenn  auch 
gegen  die  sachliche  Erklärung  bei  £.  Mater,  a.  a.  0.  186  f.  nichts  zu  erinnern 
ist.  Neuerdings  hat  Heck,  Die  Biergelden  (SA.  a  d.  Hallischen  Festgabe  f.  Dern- 
BURG,  1900),  die  Bedeutung  des  Wortes  darin  zu  finden  gemeint,  daß  es  die  Ein- 
wohner eines  bestimmten  Gerichtsbezirks,  nach  den  Würzburger  Quellen  und  dem 
Sachsenspiegel  aber  ausschließlich  die  Bürgerschaft  der  Städte  bezeichnet  habe. 
Daß  die  Bürger  ebenso  wie  die  freien  Bauern  überwiegend  dem  Stande  der  Bier- 
gelden oder  Pfleghaften  angehörten,  ist  richtig.  Im  übrigen  kann  ich  den  Aus- 
führungen von  Heck  nicht  zustimmen.    Vgl.  auch  Stutz,  ZRG.  34,  127. 

^  Vgl.  Waitz  5^  818.  Man  kann  dabei  an  die  späteren  „Stnhlfreien^^  in 
Westfalen  denken.  Vgl.  Likdkrr,  Veme  395  £  Die  von  dem  letzteren  in  dem- 
selben Sinne  gedeuteten  Ugii  (a.  a.  0.  381  ff.  396)  könnten  diese  Bezeichnung  daher 
erhalten  haben,  daß  sie  gleich  dem  hämo  ligius  jedes  Rufes  gewärtig  sein  mußten, 
wie  jener  zum  Kriege,  so  sie  zum  Ding,  doch  lassen  die  Quellenstelleu  auch  zu, 
dabei  an  Ministerialen  zu  denken. 

'®  Vgl.  BoKYALOT,  Le  tiera  ^tat  d'aprös  la  Charte  de  Beaumont,  1884  (dazu 
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Meier  des  nordwestlichen  Deutschlands  (S.  431)  und  die  große  Masse  der 
deutschen  Landbevölkerung  in  den  Eolonisationsgebieten  des  Ostens,  in  den 
eigentlichen  Eolonistendörfem  mit  ihren  flämischen  und  frankischen  Hufen 
ebensowohl  wie  in  den  zu  deutschem  Recht  angelegten  Mher  slawischen 
Dörfern  ^^  Alle  diese  hatten  zwar  einen  Obereigentumer  über  sich,  waren 
aber  in  ihrem  vererblichen  und  veräußerlichen  Besitzrecht  so  selbständig 
gestellt,  daß  die  Theorie  zwischen  den  grafenschatzpflichtigen  Eigentümern 
und  diesen  erbzinspflichtigen  Grundbesitzern  keinen  erheblichen  Unter- 
schied machte,  obwohl  jene  in  einem  Staats-,  diese  in  einem  privatrecht- 
lichen Verhältnis  standen^*. 

Eine  verbreitete  Bezeichnung  für  die  freien  Zinsleute,  die  zugleich 
die  einfachen  Pächter  mitumfaßte,  war  Zandsiedel,  auch  Landsasse  oder 
Gast  {hospesYK  In  charakteristischer  Weise  weicht  der  Sachsenspiegel 
von  diesem  Sprachgebrauch  ab.  Ihm  ist  „Landsasse^^  oder  „Gast'<  der 
Freie,  der  weniger  als  eine  halbe  Hufe  oder  gar  kein  Eigen  im  Lande 
besitzt,  also  entweder  eine  Ackerwirtschaft  als  bloßer  Pächter  oder  Meier 
betreibt,  oder  überhaupt  keine  selbständige  Ackernahrung  hat,  sondern 
als  Häusler,  Krüger,  Handwerker  oder  freier  Arbeiter  seinem  Erwerb 
nachgeht  7*.   Dem  Landsassen  stellt  er  den  zum  Gute  geborenen  Zinsmann 

ZRG.  20,  119  ff.))  Die  Loi  de  Beaumont  (auch  Lex  Bellimonits,  Bömer  Reehf)  war 
ein  Privileg  des  Erzbischofs  Wilhelm  von  Reims  für  das  zu  einer  Stadt  erhobene 
Dorf  Beaumont,  mit  dem  im  Laufe  des  Mittelalters  über  500  Dörfer  und  Städte  in 
den  Flußgebieten  der  Maas  und  Mosel,  namentlich  in  den  Grafschaften  Bar,  Luxem- 
burg, Chiny,  Aspermont-Dun,  dem  Bistum  Verdun  und  der  Champagne,  bewidmet 
wurden.  Außer  der  genauen  Regelung  der  den  Unterthanen  obliegenden  Leistungen 
enthielt  das  Beaumontrecht  auch  wichtige  Bestimmungen  aus  dem  Grebiet  kom- 
munaler Freiheit  und  Selbstregierung. 

"  Vgl.  S.  482  f.  Daß  die  märkischen  Bauern  als  Pfleghafte  angesehen  wurden, 
ergiebt  sich  aus  der  von  Hoheteb  mitgeteilten  Glosse  zu  Ssp.  III.  82,  §  1. 

^*  Vgl.  Heusler,  Inst.  2,  170.  Später  (seit  dem  14.  Jh.)  gestaltete  sich  auch 
das  Verhältnis  der  grafenschatzpflichtigen  Freien  teilweise  zu  einem  privatrecht- 
lichen oder  doch  patrimonialen ,  seit  die  Landesherren  anfingen,  ihre  Einnahmen 
von  einzelnen  Höfen  oder  ganzen  Dörfern  zu  veräußern,  zu  verpfänden^  oder  als 
Lehen  wegzugeben.  Die  Leistung  des  Bauern  blieb  auch  so  eine  öffentlichrechtliche, 
aber  der  Bezugsberechtigte  gründete  seinen  Anspruch  auf  einen  privatrechtlichen 
Titel,  den  er  in  der  Regel  zu  einem  Obereigentum  und  zu  voller  Gutsherrlichkeit 
zu  erweitem  wußte.  Man  hat  dies  Verhältnis  „Vogtei"  und  die  davon  Betroffenen 
„Vogtleute"  genannt,  doch  empfiehlt  es  sich,  diese  Bezeichnungen  zu  vermeiden, 
um  einer  Verwechselung  mit  der  älteren  (niederen)  Vogtei  und  den  eigentlichen 
Vogtleuten  (hominea  advoeaticit)  vorzubeugen.     Vgl.  Hehslee  1,  132  ff.  169. 

'"  Steinmeter  u.  Sie  VERS,  Glossen  1,  40  f.:  lantsidHeo^  der  framada  erdanntxxiL 
Vgl.  ebd.  1,  812.  2,  425.  609.  Haltaus,  Glossarium  1182  f.  Ghimm,  DWB.  6, 130. 
136.  Lexbb,  Mittelhd.  WB.  1,  1829.  Du  Gange,  Glossarium  B.y.hospea,  v.  Richt- 
HOFBN,  Altfries.  WB.  912.  Waitz  5*,  314.  Kötzschke,  a.  a.  0.  62.  Gaupp,  An- 
siedlnngen  und  Landteilungen  579  f.  Schwsp.  Laßb.  70.  114.  Landsiedelleihe 
nannte  man  besonders  die  Pacht  auf  Lebenszeit.  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschafte- 
leben 1,  959.     Arnold,  a.  a.  0.  573  f. 

^^  Vgl.  Ssp.  I.  2,  §  4  und  III.  45,  §  6  mit  den  Glossen.  Schiller-Lübben, 
Mittelnd.  WB.  2,  625.     Gaupp,  a.  a.  0.  577  f.    Über  Kossäten  (cotaHt),  Gärtner, 
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oder  Zinsgelten  y  also  den  Erbzinsmann,  gegenüber,  versteht  aber  unter 
dieser  Klasse  nicht  die  freien  Erbzinsleute,  wie  sie  in  der  Mark  vorkamen, 
sondern  die  Liten  (lateluäey^^  und  die  Glosse  bestätigt  diese  Auffassung: 
fTe  in  Sassen  tu  tinsgude  gebaren  is,  dat  is  en  IcUe,  di  mach  des  gudes 
äne  sinis  herren  orlof  nicht  vortien^^. 

Während  die  Pfieghaften  und  Landsassen  bei  aller  Verschiedenheit 
ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  immer  noch  demselben  Stande 
angehörten,  dasselbe  Wergeid,  dieselbe  Buße  und  den  gleichen  Gericht- 
stand hatten  ^^,  bildeten  sie  einen  entschiedenen  Gegensatz  zu  den  früheren 
freien  Hintersassen,  die  ihren  Gerichtstand  vor  dem  öffentlichen  Gericht 
nicht  bewahrt  hatten,  sondern  vor  das  grundherrliche  Gericht  gehörten 
und  in  den  öffentlichen  Gerichten  durch  den  Vogtherrh  oder  seinen  Be- 
amten vertreten  wurden.  Diese  standen  als  Vogtleute  (homines  advocaiicii) 
den  freien  Bauern  gegenüber  ^^,  namentlich  seit  dem  Aufkommen  freierer 
Leiheformen  (wie  Meiergüter,  Bauerlehen,  Erbpacht^  Yitalpacht,  Zeitpacht), 
da  diese  die  persönliche  Freiheit  des  Beliehenen  nicht  berührten,  Zinsen 
und  Dienste  ihm  nur  als  dingliche  Lasten  aufbürdeten,  keine  Veränderung 
seines  persönlichen  Gerichtstandes  herbeiführten  und  selbst  das  zwischen 
dem  Leiheherm  und  dem  Beliehenen  bestehende  Verhältnis  den  öffent- 
lichen Gerichten,  mit  Ausschließung  des  gutsherrlichen  Baudinges,  unter- 
stellten^®.   Ihren  Ausgang  haben  diese  freien  Leiheformen,   wie  in  den 


Häofller  u.  s.  w.  vgl.  S.  425,  n.  6  und  Böhlaü,  Leibeigenschaft  in  •  Mecklenburg 
373  f.  Über  die  Stellung  des  freien  Gesindes,  die  wir  fest  nur  aus  stadtrechtlichen 
Quellen  kennen,  vgl.  Hertz^  Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes  n.  d.  deutschen 
Rechtsquellen  des  Mittelalters  (Giekke,  Unters.  6).  Lakprecht  1,  1157.  W.  Sickel, 
Bestrafung  des  Vertragsbruches  96  ff.  Freigelassene,  die  der  bisherige  Herr  nicht 
mit  eigenem  Grundbesitz  ausgestattet  hatte,  gehörten  nach  Ssp.  I.  16,  §  1  und 
III.  80,  §  2  zu  den  freien  Landsassen.  Dafi  nach  dem  Ssp.  mindestens  der  Besitz 
einer  halben  Hufe  eigenen  Landes  erforderlich  war,  um  zu  den  Pfleghaften  zu  ge- 
hören, ergiebt  sich  aus  L  34,  §  1.  IH.  45,  §  5.  61,  §  3. 

'*  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  73,  §§  1.  2,  wo  sich  gegenüberstehen  en  gut,  dar  die 
Hnsgelden  to  geboren  ein,  und  en  vri  guty  dar  nieman  Unerecht  an  ne  hevety  noch 
dar  to  geboren  is,  das  der  Eigentümer  eneme  gaste  bestadet.  Des  grundherrlichen 
Gerichtes  für  Zinsgenossen  gedenkt  Sachs.  Lehnr.  68,  §  5.  Den  Unterschied  zwischen 
dem  kündbaren  Zinsmann,  d.  h.  dem  freien  Pächter  aus  dem  Stande  der  Land- 
sassen, und  dem  zu  dem  Gute  geborenen  Zinsmanne  zeigt  Ssp.  II.  59,  §§  1.  2.  Am 
klarsten  wird  die  Auffassung  des  Rechtsbuches  durch  die  Standestafel  (Ssp.  III.  45), 
in  welcher  der  Verfasser,  indem  er  von  den  Dienstmannen  absichtlich  Abstand 
nimmt  (III.  42,  §  2),  von  den  Pfleghaften  und  Landsassen  sofort  za  den  Laten 
übei^eht,  eben  weil  die  Vogtleute  für  ihn  nichts  anderes  ab  Laten  sind. 

^»  GL  z.  Ssp.  II.  69,  §  1. 

"  Vgl.  Ssp.  III.  45,  §§  4.  6.  ScHBÖDEE,  Gerichtsverfassung  58  ff.  Anders 
bei  den  Friesen,  vgl.  Heck,  a.  a.  0.  262  ff. 

"  Vgl.  V.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  18,  19—184,  besonders  106  ff. 
125  ff.  178  ff.  (Abhandlungen  252  ff.  273  ff.  328  ff.).  Lampeboht,  Wirtschaftsleben 
1,  1150  ff.  1159  f.   1177.  1519  f. 

»»  Vgl  Lamprecht  1,  137  f.  866  ff.  888  ff.  924  ff.  Waitz  5»,  315  f.  v.  Schwind, 
Entsteh.-G^sch.  der  freien  Erbleihen  (Gierke,  Unters.  35),  1891. 
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Städten  von  der  Hausleihe,  so  auf  dem  Lande  von  der  Leihe  zu  Wald- 
recht genommen;  wie  dort  der  Beliehene  das  Haus  erst  zu  bauen  hatte, 
so  mußte  die  verliehene  Waldhufe  erst  dem  Walde  abgewonnen  werden, 
in  beiden  Fällen  verdiente  der  Beliehene  den  verliehenen  Gegenstand 
mehr  durch  seine  eigene  Arbeit  als  durch  das  ihm  übertragene  Recht 
des  Leiheherrn,  der  letztere  mußte  sich  ebenso  um  ihn  bewerben,  wie  er 
um  die  Leihe,  er  erschien  fast  wie  der  Eigentümer  selbst  und  konnte 
nicht  wie  ein  abhängiger  Zinsmann  behandelt  werden  ^^.  Nidit  anders 
war  es  bei  den  Marschhufen  und  den  Leiheverhältnissen  nach  flämischem, 
kulmischem,  fränkischem  oder  deutschem  Becht  in  den  Eolonisations- 
gebieten  und  im  Westen  nach  dem  Rechte  von  Beaumont  Je  mehr 
die  grundherrliche  Eigenwirtschaft  zurückging,  desto  mehr  sahen  sich  die 
Gutsherren,  um  ihre  Felder  nicht  brach  liegen  zu  lassen,  zu  der  An- 
Wendung  jener  freieren  Leiheformen  genötigt.  Freie,  die  in  ein  solches 
Verhältnis  neu  eintraten,  oder  Hörige,  die  von  ihren  Herren  freigelassen 
wurden,  um  ihre  Meier  zu  werden,  betrachteten  die  abhängigen  Erbzins- 
leute, auch  wenn  sie  freier  Herkunft  waren,  nicht  mehr  als  ihre  Genossen. 
Das  13.  Jahrhundert  bezeichnete  den  Höhepunkt  dieser  Entwickelung, 
ihren  Abschluß  zeigt  ein  Reichsweistum  von  1282  (MG.  Leg.  2,  439). 
An  das  Gericht  war  die  Frage  gestellt:  si  rustici  vel  rustice,  qui  Uberi 
dicuntur,  cum  Iwminibus  advoeatitiüt  vel  aliarum  superiorum  aut  inferiarum 
conditionum  contraxerint,  quam  conditionem  sequi  debeat  parius  ex  huiuS' 
modi  commixcione  suitceptusf  Das  urteil  erging  dahin:  quod  partus  con- 
ditionem semper^sequi  debeat  viliorem»  Damit  war  die  Scheidewand  zwischen 
den  freien  Bauern  (Pfleghaften  und  Landsassen)  einerseits  und  den  Vogt- 
leuten andererseits  und  die  Zugehörigkeit  der  letzteren  zu  den  Grund- 
hörigen reichsgesetzlich  festgestellt 

5.  Die  Grundhörigen®^,  in  den  Quellen  des  früheren  Mittelalters 
gewöhnlich  als  „Zinsleute"  (cenmales)  zusammengefaßt,  zerfielen  nach  dem 
Reichsweistum  von  1282  in  verschiedene  Gruppen  höheren  und  niederen 
Grades ^^  Zu  ersteren  gehörten,  außer  den  Vogtleuten,  in  den  weinbau- 
treibenden Gegenden  auch  die  Weinbauern,  auf  den  beim  Reiche  ge- 
bliebenen oder  in  geistlichen  Besitz  gekommenen  Krongütern  die  Fiskalinen, 
femer  die  Wachszinsigen  ^^  Zu  der  geringeren  Gruppe  darf  man  die  alten 
Hörigen  {Ziten,  Zaten,  Lassen,  Aldien,  Barleute,  Barschalken)  rechnen^. 


*^  Vgl.  Arnold,  Ansiedlungen  544  ff. 

"Vgl.  Anm.  75.  Waitz  5«,  218— 318.  Heuslee  1,  134  ff.  185  ff.  Lampbecht, 
Wirtschaftsleben  1,  992  f.  1177—1228.  Wittich,  Grundherrschaft  in  Nordwest- 
deutschland  320  ff.  324  ff.     Fockeha  AkdbbI,  Bijdragen  8,  24—100. 

8«  Vgl.  Heusleb  1,  178. 

8»  Vgl.  Lampbecht,  a.  a.  0.  1,  903  ff.  1213  ff.    Waitz  5«,  225  ff.  255  f. 

'*  Der  Sachsenspiegel  und  die  Glosse  bezeichnen  die  ganze  Grappe  der  Gen- 
sualen  als  „Laien''.  Vgl.  Sep.  I,  6,  §  2.  III.  44,  §  3.  45,  §  7.  Ob  die  vornehm- 
lich in  Baiem  yorkommenden  Barschalken  von  vornherein  zu  den  Liten  gehört 
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mit  denen  die  angesiedelten  Eigenleate  {serm  casaUy  mansuarii)  vollständig 
Terschmolzen  w.aren®*. 

Die  Grundhörigen  waren  durchweg  gutsherrliche  Hintersassen,  und 
zwar  derart  mit  ihrem  Gute  verbunden  (glebae  adscripti),  daß  es  weder 
ihnen  vom  Herrn  ohne  bestimmten  gesetzlichen  Grund  entzogen ,  noch 
auch  von  ihnen  ohne  Genehmigung  des  Herrn  geräumt  werden  durfte  ^^ 
Sie  hatten  also  nicht  das  Recht  der  Freizügigkeit,  nur  zuweilen  wurde 
es  ihnen  unter  der  Bedingung  zugestanden,  daß  sie  dem  Herrn  ein  be- 
stimmtes Lösegeld  zahlten  und  für  die  gehörige  Besetzung  ihres  Hofes 
mit  eineiü  anderen  Manne  sorgten.  Einem  Heiratszwang  unterlagen  die 
Hörigen  im  späteren  Mittelalter  nicht  mehr,  dagegen  hatten  sie  dem 
Herrn  eine  Heiratssteuer  {beddemundy  bumede,  maritagium)  zu  entrichten, 
meistens  freilich  nur  die  Braut,  nach  manchen  Hofrechten  auch  nur  bei 
Verheiratung  mit  einer  nicht  zu  der  Hofgenossenschaft  gehörigen  Person  ^^ 
Derartige  üngenossenehen,  wenn  sie  nicht  durch  Freizügigkeits vertrage 
(Raub-  und  Wechselverträge)  der  Herren  ein-  für  allemal  erlaubt  worden 
waren ^^,  bedurften  der  ausdrücklichen  Genehmigung  .des  Herrn,  deren 
Mangel  die  Ehe  zwar  nicht  ungültig  machte,  aber  die  Bestrafung  der 
Ungehorsamen,  in  der  Regel  durch  Vermögenseinziehung  oder  Verlust  des 
Erbrechts,  nach  sich  zog.  Alle  Hörigen  hatten  dem  Herrn  Kopfzins  und 
Erbschaftssteuer  zu  entrichten.  Schon  in  der  vorigen  Periode  hatte  der 
Herr  gegen  seine   Hörigen  im  allgemeinen   kein   eigentliches  Erbrecht 


haben  oder  aas  freien  Vogteileaten  später  zu  Hörigen  geworden  sind,  ist  streitig. 
Die  Zusammensetzung  mit  har  dürfte  eher  für  die  zweite  Ansicht  sprechen.  Vgl. 
8.  222.     Waitz  2»,  1  S.  260.   6*,  289  f.    MG.  Dipl.  1,  Nr.  29.  126.  170.  202.  203. 

^  Daher  hatte  die  frühere  Unterscheidung  der  mansi  ingenuiles,  litiles,  ser- 
viles (S.  212)  ganz  aufgehört.  Freilassungen  zu  Litenrecht  kamen  in  der  Regel 
nicht  mehr  vor,  da  die  Ansiedlung  den  Leibeigenen  von  selbst  zum  Liten  machte. 
Vgl.  Waitz  5*,  224.  Bei  den  Friesen  scheinen  Eigenleute  bald  durch  Freilassung, 
bald  durch  Ansiedlung  zu  Liten  geworden  zu  sein.  Vgl.  v.  Richthofen,  Unter- 
suchungen 2,  1090  f.  Teltivo,  a.  a.  0.,  Sonderabdruck  17  f.  Über  Freilassungen 
zum  Recht  der  Wachszinsigen  bis  zum  18.  Jh.  vgl.  Lahprecht  1,  1220  f. 

»•  Vgl.  S.  432  n.  45,  S.  453  und  unten  Anm.  99.  Urk.-B.  d.  histor.  Ver-  f.  Nieder- 
sachsen 2,  Nr.  899  (1268).    Lahprecht  1,  1189  ff. 

"  Vgl.  Waitz  5",  259  ff.  Heusler  1,  148.  Lamprecht  1,  1204.  Die  Heirats- 
steuer hing  mit  dem  alten  Muntschatz  (Wittum)  zusammen,  der  sich  ebenso  in  dem 
Losegeld  der  Hörigen  erhalten  hatte.  Vgl.  S.  222.  224.  Von  dem  Abkauf  eines 
dem  Herrn  zustehenden  ius  primae  noctis  konnte  schon  darum  keine  Rede  sein, 
weil  ein  solches  dem  deutschen  Recht  fremd  gewesen  ist  Vgl.  K.  Schmidt,  Jus 
primae  noctis,  1881.  OsENBRt^oGEN,  Studien  84  ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen' 
1,  300  f.    GiERKB,  Humor  im  Recht*  35  f.     Waitz  5*,  263  f. 

•*  Solche  Verträge  über  die  Zulassung  von  Wechselheiraten  unter  verschie- 
denen Hofgenossenschaften  {freier  xug,  unterxug,  genossamt)  waren  namentlich  im 
Westen  und  Süden  verbreitet  Manche  Gotteshäuser  gestatteten  ihren  Grundhörigen 
schlechthin  die  Verheiratung  mit  Hörigen  geistlicher  Fürsten,  woraus  sich  das 
Rechtssprichwort  herschreibt:  Wir  solleni  auch  aller  [beschomen]  fürsten  genoss 
sin  und  mögent  tciben  U7id  mannen^  6n  etgenlüt,  wo  wir  tcollent  Vgl.  Heusler, 
Inst  1,  144;   Der  Bauer  als  Fürstengenoß ,  ZRG.  20,    235.    Lamprecht  1,  1205  ff. 
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mehr,  sondern  nnr  ein  Heimfallsrecht  für  den  Fall,  dafi  keine  der  Hof- 
genossenschaft angehörigen  Erben  vorhanden  waren  (S..  272).  In  der 
Hauptsache  war  dies  auch  der  Standpunkt  des  Mittelalters,  nur  vereinzelt 
hatte  das  grundherrliche  Heimfallsrecht  dem  des  Fiskus  platz  gemacht 
Aber  als  Best  eines  wirklichen  Erbrechts  war  die  Erbschaftssteuer  übrig 
geblieben.  Die  strengere  Form  derselben,  der  „Buteil",  hatte  noch  am 
meisten  von  dem  ursprünglichen  Charakter  bewahrt,  indem  der  Herr 
entweder  einen  Anteil  (die  Hälfte,  ein  Drittel,  zwei  Drittel)  des  ganzen 
beweglichen  Nachlasses^®,  oder  doch  des  Viehbestandes,  nebst  dem  Heer- 
gewäte  des  verstorbenen  Mannes  oder  der  Gerade  der  verstorbenen  Frau, 
beanspruchte;  die  mildere  Form  war  die  des  „Falles"  (Sterbfall,  Todfall) 
oder  der  kurmedej  wobei  der  Herr  nur  das  beste  Stück  Vieh  (als  Best- 
haupt) und  das  beste  Kleid  (als  Gewandfall)  erhob  ®^.  Im  Laufe  der  Zeit 
hatte  diese  Abgabe  meistens  den  Charakter  eines  bloßen  Ehrschatzes  für 
die  Verleihung  der  Hufe  an  den  Erben  angenommen,  wie  dergleichen  als 
„Handlohn",  „Empfängnis",  „Vorhure"  oder  „Weinkauf*  auch  bei  freien 
Leiheverhältnissen  üblich  war'^  Der  „Fall"  erschien  demnach  nur  noch 
als  eine  dingliche  Belastung,  wie  die  Zinsen  und  Frondienste,  die  vom 
Gute  geleistet  wurden  und  freien  Bauern  ebenso  gut  wie  den  Grund- 
hörigen  auferlegt  werden  konnten  ®*.  Selbst  der  Kopfzins  wurde  zuweilen 
aus  einer  persönlichen  Last  in  eine  dingliche,  als  Bauch-  oder  Herdzins, 
umgewandelt*'.  '  Diese  Radizierungen  wirkten"  auf  die  Verhältnisse  der 
Grundhörigen  ebenso  befreiend,  wie  die  Stellung  unter  das  Lehnrecht 
auf  die  Ministerialen.  Selbst  die  einzige  Veräußerungsbeschränkung  der 
die  durchaus  als  Herren  ihres  Vermögens  anerkannten  Grundholden  unter- 
lagen, das  Zustimmungsrecht  des  Herrn  bei  Immobiliarveräußeruogen, 
machte  mehr  und  mehr  einem  bloßen  Vorkaufsrecht  platz  oder  wurde 
auch  wohl,  soweit  es  sich  nicht  um  grundherrliches  Leihegut  handelte, 
ganz  aufgehoben**.  Unter  dem  Einfluß  der  erwähnten  Raub-  und 
AVechselverträge  entwickelte  sich  vielfach  zwischen  den  beteiligten  Hof- 
genossenschaften eine  wahre  Freizügigkeit,  bei  der  nur  vorausgesetzt  wurde, 
daß  der  Ankömmling  sich  bei  seinem  früheren  Herrn  gehörig  abgemeldet 
oder  doch  seinen  alten  Wohnsitz  in  offenkundiger  Weise  verlassen  hatte 
und  aus  seiner  früheren  Stellung  niemandem  mehr  etwas  schuldig  war  ®^ 


»»  Vgl.  Gl.  z.  Ssp.  HI.  44,  §  3.     Waitz  5»,  264  f.  273. 

»•  Vgl.  HbüslerI,  187  ff.  Lamprecht  1,  926.  1182  ff.  Waitz  5*,  266  ff.  Über 
den  Zusammenhang  des  Todfalles  mit  dem  Totenteil  vgl.  Brünnbb,  ZRG.  82,  130  f. 

»1  Vgl.  Lampbecht  1,  1187  f.    Waitz  5«,  306  ff. 

"  Vgl.  Lamprecht  1,  778  ff.  816  f.  922  f.    Waitz  5«,  308  f. 

»»  Vgl.  Lamprecht  1,  1180  f. 

^  Vgl.  Lamprecht  1198  f.  und  die  Anm.  '86  angefiihrte  Urkunde  v.  1268. 
Braunschweiger  Hofgerichtsweistam  von  1814,  Südbndorf,  Urk.-B.  d.  Herzogt 
Brannschw.  1,  Nr.  236.  Über  das  Eigentum  der  niedersächsischen  Laten  am  Hause 
vgl.  S.  425  n. 

"  Vgl.  Lamprbcht  1,  1208  ff.     Grimm,  Weistümer  7,  248.  375. 
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In  allen  übrigen  Fällen  konnte  der  Entwichene  von  seinem  ,,nach  folgenden 
Herrn"  binnen  Jahr  und  Tag  zurückgefordert  werden*®. 

6.  Die  Leibeigenen.  Die  unterste  Stufe  der  Bevölkerung  nahmen 
die  Eigenen  oder  Eigenleute ^  auch  servi  oder  Sklaven^'' ,  d.  h.  die  nicht 
mit  Grund  und  Boden  aasgestatteten  Hausdiener,  die  ehemaligen  mancipia, 
ein  ®®.  Während  die  Gutsunterthänigkeit  der  Grundhörigen  auf  dem  ihnen 
vom  Herrn  verliehenen  Grundbesitz  beruhte®®,  gehörten  jene  dem  Herrn 
mit  ihrer  Person  zu  eigen,  sie  waren  Zeibeigene^^^.  Sie  standen  im  Eigen- 
tum des  Herrn,  konnten  aber  in  der  Begel  nur  wie  unbewegliche  Sachen 
veräußert  werden,  da  sie  einem  bestimmten  Fronhof  als  Inventar  zugeteilt 
zu  sein  pflegten ^^^  Nur  wenige  hatten  Haus  und  Garten,  selbständige 
Ackerwirtschaft  betrieben  sie  nicht  Sie  hatten  demgemäß  in  der  Regel 
auch  keinen  Zins  zu  zahlen,  sondern  nur  Dienste  zu  leisten,  und  zwar 
nicht  mit  Beschränkung  auf  bestimmte  Tage  (als  gemessene  Dienste),  wie 
die  Grundhörigen,  sondern  Tag  für  Tag  {servitia  cotidiana),  weshalb  sie 
auch  die  Bezeichnung  Tagtcerker  oder  Tagknechte  {dagescalci,  dagewardij 
tagewerker,  nd.  dagewerchten,  servi  cotidiani)  führten^®*.  Ihre  Dienste 
bezogen  sich  teils  auf  das  Haus  (daher  camerlingi,  camerarii),  teils  auf  die 


^  Vgl.  Lamprecht  1,  872.  1212.  Gbimm,  Weistümer  7,  328.  Urk.-B.  d.  Stadt 
Lübeck  2,  Nr.  1020:  quatenita  Ludolphum,  nosirum  litonemj  ivh^tis  presentari. 

*^  So  eret  von  den  kriegsgefangenen  Slawen.  Vgl.  Lbzbr,  Mittelhd.  WB. 
2,  964.    DoBZ,  WB.  d.  roman.  Spr.  1.  s.  v.  sehiavo, 

•^  Vgl.  Wattz  5*,  204  ff.    Heuslbb  1,  186.     Lampbeoht  1,  1196.  1228  ff. 

**  Das  frühere  Mittelalter  kannte  auch  Censualen  die  keinen  Hof  hatten,  son- 
dern nur  mit  ihrer  Person  abhängig  waren  (Waifz  5',  288.  813),  seit  dem  13.  Jh. 
waren  diese  aber  durchweg  an  die  Scholle  gebunden,  also  grundhörig,  und  wurden 
nicht  mehr  als  servi  bezeichnet.  Am  längsten  hat  sich  die  rein  persönliche  Unter* 
thfinigkeit  bei  den  Wachszinsigen  erhalten.    Vgl.  Lahpbbcht  1,  1214. 

*«•  Zuerst  in  einer  Urkunde  von  1289  (Böhmbe,  Urk.-B.  von  Frankfurt  244) 
proprms  de  corpore^  deutsch  zuerst  im  14.  Jh.  eigen  von  dem  libe,  dann  auch  bald 
lipeigen  (zuerst  1388  bezeugt^  was  seit  dem  15.  und  16.  Jh.  die  alte  Bezeichnung 
eigen  völlig  verdrängt.  Vgl.  Lexeb,  Mittelhd.  WB.  1,  518.  1931  f.  Gbimm,  DWB. 
6,  592  f.  Haltaus,  Glossarium  1239.  Lampbeoht  1,  1228  n.  Reichsgesetz  von  1222 
(Weiland,  Const.  2,  398):  servi  per  stipitem  et  parentelam  ex  parte  matris  pro- 
venientem  sunt  retinendi;  hamines  advocaeiarum  autem  per  ouriamy  out  sunt  cen^ 
suales,  sunt  retinendi, 

*•»  Vgl.  Ssp.  I.  20,  §  1.  52,  §  1.  Lampbeoht  1,  1225.  Waitz  5",  813.  Glebae 
adscriptus  war  der  Leibeigene  nicht,  da  er  selbst  kein  Kecht  darauf  hatte,  bei  dem 
Hofe  zu  bleiben.  Veräußerungen  von  Eigenleuten  ohne  den  Fronhof  kamen  oft 
genug  vor,  ebenso  Veräußerungen  von  Höfen  ohne  die  dazu  gehörigen  Leute.  Vgl. 
Laxpbbcht  1,  1226  ff.  Es  empfiehlt  sich  daher  auch  nicht,  mit  dem  letzteren  die 
Leibeigenen  als  „Hofhörige'^  (im  Gegensätze  zu  den  „Grundhörigen'')  zu  bezeichnen. 
Wo  die  Leibeigenen  als  unbewegliche  Sachen  behandelt  wurden,  bezog  sich  dies 
doch  nur  auf  das  Interesse  der  Erben  des  Herrn  an  der  möglichst  ungeschmälerten 
Erhaltung  des  Fronhofinventars. 

*®'  Diese  waren  es  wohl  auch  vorzugsweise,  die  in  der  alten  Bechtssprache 
als  kaistalätf  hagastaldi  (mhd.  hagestalt)  bezeichnet  wurden.  Vgl.  Anm.  111.  Waftz 
4,  842,  n.  2,  5',  288.  Lahpbbcht  1,  1173,  n.  8.  1228  f.  Bbunneb  2,  267.  Über 
eine  andere  Bedeutung  des  Wortes  vgl.  S.  33  n. 
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Fronfelder,  während  die  herrschaftlichen  Beunden  vorwiegend  durch  Fron- 
dienste der  Grundhorigen  bestellt  wnrden.  Für  die  Dienste  erhielten  sie 
ihren  Unterhalt  vom  Hofe  (daher  praebendarüy  pravendarü,  stipendtarti). 
Eigenen  Yermögens  waren  sie  nicht  föhig;  was  sie  besaßen,  bernhte  auf 
Herrengnnst  und  fiel,  wenn  sie  keine  zum  Hofe  gehörigen  Leibeserben 
hinterließen,  bei  ihrem  Tode  an  den  Herrn  zurück ^®^.  Der  Herr  hatte 
eine  ausgedehnte  Disziplinargewalt  über  sie,  namentlich  das  Recht  der 
körperlichen  Züchtigung,  aber  nicht  der  Tötung^®*.  Strafrechtlich  standen 
die  Ijeibeigenen  unter  dem  Schutz  des  Landrechts  ^^*  ihre  standesmäßige 
Buße  war  aber  gering  und  zum  Teil  nur  Spott,  ein  Wergeid  besaßen  sie 
nach  dem  Sachsenspiegel  nicht  ^^^  Gerichtlich  hatte  der  Herr  sie  zu 
vertreten  ^^^  Beendigt  wurde  die  Leibeigenschaft  durch  Ansiedlung  des 
Knechts  oder  durch  Freilassung  zu  Grundhörigen-  oder  Landsassenrecht 
unter  Zustellung  eines  Freibriefes,  bis  zum  11.  Jahrhundert  blieb  auch 
die  Freilassung   durch  Schatzwurf  vor  dem  König  noch  in  Gebrauch^®®. 

Die  wohl  nie  sehr  zahlreich  gewesene  Klasse  des  unfreien  Haus-  und 
Hofgesindes  schmolz  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zusammen.  Nachdem 
die  Ministerialen  ausgeschieden  waren,  entwickelte  sich  an  manchen  Höfen 
abermals  eine  höhere  Hausdienerschafb,  die  es  durch  genossenschafbliches 
Zusammenhalten  ebenfalls  zu  erheblichen  Vorrechten  brachte  und  sich 
zu  einer  Art  niederer  Ministerialität  ausbildete^®®.  Viele  Leibeigene  ge- 
langten zu  einem  gutsherrlichen  Amt  oder  kamen  als  Krüger,  kleine 
Ackerwirte,  Gärtner  oder  Handwerker  in  die  Lage  selbständiger  Gewerbe- 
treibenden, so  daß  sie  entweder  ganz  dienstfrei  wurden  oder  nur  noch 
gemessene  Dienste  zu  leisten  hatten,  dafür  aber  Leibzins  und  Erbsteuer 
nach  Art  der  Grundhörigen  übernehmen  mußten  ^^®.  Endlich  fanden 
durch  den  Ausbau  der  Allmenden  und  den  Rückgang  der  grundherrlichen 
Eigenwirtschaft  zahllose  Eigenleute  Gelegenheit,  von  ihrem  Herrn  einen 
Hof  zu  erwerben  und  damit  in  die  Klasse  der  Grundhörigen  emporzu- 
steigen oder  freie  Meier  zu  werden. 

Diesen  Abgangen  gegenüber  kann  der  Nachwuchs  nur  ein  geringer 


*••  Vgl.  Sßp.  III.  82,  §  8.  Reichshofgerichtsurteil  v.  1231  (WeIlahd,  Conet. 
2,  422).     Vgl.  V.  BrOnneck,  ZRÖ.  85,  1  ff. 

1^  Vgl.  Dsp.  65.    Schwsp.  Laßb.  78  a. 

*•*  Vgl.  V.  Bar,  Gesch.  d.  deutech.  Strafr.  95. 

'^  Vgl.  Ssp.  III.  45,  §§  8.  9.  Das  hier  ausgesetzte  ungeheure  Wergeid  war 
nur  als  Spott  gemeint.    Vgl.  Grihx,  BA.  675  f.    Gierke,  Humor*  56. 

^^  Vgl.  Ssp.  II.  19,  §  2.    III.  82,  §  9.    Telting,  a.  a.  0.,  Sonderabdruck  10  ff. 

*••  Vgl.  Anm.  85.  Arch.  f.  K.  österr.  Gesch.  6,  132  (1278).  Telhno,  a.  a.  O.  18. 
V.  BiCBTHOFEM,  Untersuchungen  2,  1092.  Waitz  5*,  247.  Es  gab  auch  eine  Frei- 
lassung EU  Dienstmannenrecht. 

>~  Vgl.  Lamprbcht  1,  820  ff.     Waitz  5«,  214  f.     Göhrum  1,  822  f. 

^^^  Vgl.  Lampbecht  1,  1225  f.,  der  nur  zu  sehr  verallgemeinert.  In  der  Anm.  100 
angeführten  Urkunde  von  1289  verspricht  ein  bereits  zum  Schulzenamt  vorgeschrit- 
tener Leibeigener,  seine  Leibeigenschaft  auch  als  FrankfuHer  Stadtbürger  fort- 
dauernd anzuerkennen  und  Besthaupt,  Ropfzins  et  omnia  aUa  iura  et  servicia  treu 
zu  erfüllen. 
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gewesen  sein.  Da  Ehen  nar  mit  Erlaubnis  des  Herrn  geschlossen  werden 
konnten  y  vielen  auch  schon  durch  ihre  wirtschaftliche  Lage  die  Ein- 
gehung einer  Ehe  unmöglich  war,  so  mußte  der  eheliche  Nachwuchs  sich 
in  bescheidenen  Grenzen  halten  ^^\  wenn  auch  durch  außereheliche  Nach- 
kommen, die  der  Mutter  folgten,  einiger  Ersatz  geschaffen  wurde.  Das 
alte  Eriegsrecht,  das  den  Kriegsgefangenen  zum  Eigenen  machte,  kam 
nur  noch  gegenüber'  nichtchristlichen  Völkern  in  Anwendung.  Was  Tom 
Ausland  im  Wege  des  Sklavenhandels  nach  Deutschland  kam,  kann  nur 
unbedeutend  gewesen  sein,  auch  Verkäufe  in  die  Knechtschaft  zur  Strafe 
kamen  nur  noch  sehr  vereinzelt  vor^^^  Schuldknechtschaft  gab  «es  nicht 
mehr,  an  ihre  Stelle  war  teils  die  Schuldhaft,  teils  Überweisung  des 
Schuldners  an  den  Gläubiger  zur  Abarbeitung  der  Schnld  getreten  "^ 
Freiwillige  Ergebung  in  die  Leibeigenschaft  kam  vor,  aber  doch  wohl 
nur  bei  völlig  heruntergekommenen  Personen,  denen  es  nur  um  eine 
Brotstelle  zu  thun  war"*.  Unter  Umstanden  begegnete  es,  daß  Grund- 
hörige, die  ihre  Pflichten  gegen  den  Herrn  nicht  erfüllten,  zur  Strafe  in 
Leibeigenschaft  versetzt  wurden  "^ 

In  den  Kolonisationslandern  des  nordöstlichen  Deutschlands  gab  es  im 
allgemeinen  weder  Hörige,  noch  Leibeigene  ^^®.  Die  deutschen  Kolonisten 
waren  durchweg  Freie  und  die  Bedingungen  ihrer  Ansiedlung  derartige, 
daß  ihre  persönliche  Freiheit  und  ihr  öffentlicher  Gerichtsstand  dadurch 
nicbt  berührt  wurden.  Auch  die  im  Lande  verbliebenen  Slawen  kamen 
in  kein  persönliches  Abhängigkeitsverhältnis,  nur  in  Pommern  lassen  sich 
Grundhörige  wendischen  Stammes  nachweisen,  auch  scheinen  die  hier 
und  da  (z.  B.  in  Schlesien  und  zwischen  Elbe  und  Saale)  erwähnten 
Smurden  oder  Smarden  slawische  Hörige  gewesen  zu  sein"^  In  den 
Deutschordenslanden  wurde  anfangs  selbst  die  Freiheit  der  Preußen  und 
Letten   geschont;   erst  als  sie  sich  des  Abfalls  von  ihren  neuen  Herren 


^^^  Die  Bezeichnung  hagastalt,  hagestolx  bat  schon  im  Mittelalter  die  Neben- 
bedeutung „Junggeselle"  angenommen.  Vgl.  Gbimm,  DWB.  4,  2  S.  154.  Klüqe, 
WB.  u.  d.  W.    V.  Brükkbok,  ZBÖ.  85,  4  ff. 

"*  Vgl.  Waitz  5',  207.    Sklavenhandel  wurde  von  den  Juden  betrieben. 

iis  Vgl.  EoBN,  De  iure  creditoris  in  personam  debitoris,  qui  solvendo  non 
est,  secundum  ius  aevi  medii  Germanorum,  Bresl.  Habilitationsschrift,  ohne  Jahr. 
Köhler,  Shakespeare  22  f.  SB  ff.  55;  Nachwort  zu  Shakespeare  10  f.  Stobbe,  Gesch. 
d.  Konkursprozesses  98  ff.    Loebboh  u.  Schrödeb  Nr.  269  (250). 

"«  Der  Sachsenspiegel  (III.  82  §§  2,  8.  8.  42  §  3.  45  §  9)  unterscheidet  die 
„eingeborenen'^  Eigenen  und  die  sich  in  Eigenschaft  gegeben  haben.  Die  letzteren 
standen  in  derselben  Verachtung  wie  das  fahrende  Volk.    Sie  waren  bu£elos. 

^^*  Vgl.  Ssp.  III.  44,  §  8:  Von  den  laien^  die  sik  verwarchten  an  irme  rechte, 
eint  körnen  dagewerehten.    Waitz  5^  258  f. 

11«  Über  das  Folgende  sind  besonders  die  S.  428,  485  angefahrten  Arbeiten 
von  BöHLAU,  V.  BbOnneck,  Fuchs,  Koen,  Hamssbk  10  ff.,  Rachfahl  und  Suqbkheim 
850  ff.  zu  vergleichen. 

*"  Vgl.  V.  BbOnneck,  Leibeigenschaft  in  Pommern  111  ff.  Waitz  5*,  219. 
TzscHOPFE  u.  Stenzel,  Urkundcnsammlung  66.  Du  Cakoe,  s.  v.  smurdua.  Haltaus, 
Glossar.  1688.    Vgl.  Ssp.  UI.  78,  §  3. 
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und  dem  christlichen  Glauben  schuldig  gemacht  hatten,  wurden  sie  einem 
milderen  Hörigkeitsverhältnis  unterworfen^^®. 

In  ganz  Deutschland  hatte  sich  im  12.  und  13.  Jahrhundert  die 
Lage  des  Bauernstandes  überaus  günstig  gestaltet  Während  die  Grund- 
herren durch  den  Aufwand,  der  ihnen  durch  ihre  Ministerialen  entstand, 
durch  ihr  Streben  nach  Landeshoheit  und  die  dadurch  bedingte  Ver- 
nachlässigung der  Eigenwirtschaft  größtenteils  verarint  waren  und  den 
früher  jederzeit  nutzbaren  Hinterhalt  der  jetzt  durch  Rodungen  er- 
schöpften Allmenden  und  Urwälder  verloren  hatten,  erfreuten  sich  die 
Bauern  überall  einer  behaglichen  Vermögenslage,  die  auch  den  Hörigen 
und  Leibeigenen  zu  vielfacher  Aufbesserung  ihrer  persönlichen  Stellung 
verhalf"®.  Der  im  Mittelalter  mehr  und  mehr  verbreitete,  die  Unter- 
schiede der  Geburtstände  erheblich  ausgleichende  Grundsatz,  daß  die 
Luft  das  Recht  gebe,  d.  h.  der  Stand  der  Person  sich  nach  dem  Recht 
ihrer  Niederlassung  richte  ^^^,  hatte  sich  in  den  Städten  zu  dem  bekannten 
Grundsatz  „Luft  macht  frei'^  ausgebildet,  kraft  dessen  alle,  die  Jahr  und 
Tag  ohne  gerichtliche  Ansprache  seitens  eines  nachfolgenden  Herrn  in 
einer  Stadt  gewohnt  hatten,  in  ihrer  Freiheit  nicht  mehr  angefochten 
werden  konnten.  Wenn  aber  Eigenleute  mit  Genehmigung  ihres  Herrn 
in  die  Stadt  zogen,  so  gelangten  sie  damit  in  eine  den  Hörigen  ent- 
sprechende Stellung,  die  ihnen  ermöglichte,  sich  später  aus  eigenen  Mitteln 
frei  zu  kaufen.  Nach  beiden  Richtungen  hin  wurde  die  Zahl  der  Land- 
bevölkerung durch  die  Anziehungskraft  der  Städte  sehr  gemindert,  und 
es  hätte  nicht  erst  der  massenhaften  Auswanderung  in  die  Eolonisations- 
gebiete  bedurft,  um  den  Grundherren  im  eigenen  Interesse  die  Sorge  für 
Verbesserung  der  Lage  ihrer  Hintersassen  ans  Herz  zu  legen  "^  Auch 
die  Loi  de  Beaumont  war  nur  ein  Zeichen  ihrer  Zeit  Das  13.  Jahr- 
hundert bezeichnet  den  Höhepunkt  der  freiheitlichen  Entwickelung  des 
Bauernstandes  ^'^  Nicht  bloß  in  den  Eolonisationslanden,  sondern  vielfach 
auch  im  inneren  Deutschland  gab  es  nur  noch  freie  Leute,  Leibeigen- 
schaft und  Hörigkeit  waren  überall  im  Schwinden  begriffen. 

Erst  im  15.  Jahrhundert  trat  ein  entschiedener  Rückschlag  ein"'. 
Der  Ausbau  des  Landes,  die  Auswanderung  nach  dem  Osten  und  die 
Städtegründungen  hatten  aufgehört,  die  ländlichen  Arbeitskräfte  sanken 
im  Preise.  Das  natürliche  Wachstum  der  Landbevölkerung  hatte  schon 
früher  zu  Hufenteilungen  genötigt,  die  bald  das  Maß  des  wirtschaftlich 


^^"  Vgl.  BRttNKBOK,  Leibeigensch.  in  Ostpreußen  41  ff. 

1"  Vgl.  S.  431.  454.  LiiKPBECHT,  Wirtschaftsleben  1,  862  ff.  924  ff.  972. 
1288  ff  1511. 

*«>  Vgl.  Waitz  5»,  318  f.    Lamprbcht  1,  1154. 

^*^  Ein  lehrreiches  Beispiel  gewährt  die  von  Bbseler,  a.  a.  0.  (S.  485)  be-* 
sprochene  Soester  Urkunde. 

WS  Vgl.  die  Schilderungen  bäuerlichen  Lebens  im  Meier  Helmbrecht,  bei 
Neidhard  von  Reuenthal,  dem  angeblichen  Seifried  Helbling  u.  a.  m. 

"»  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  1236  ff.  1512  und  die  S.  422  ange- 
fdhrten  Schriften  von  Lampbecht  und  Gothein  über  die  Lage  des   Bauernstandes. 
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Maubten  überschritten,  während  andererseits  die  mit  den  Vermeierungen 
verbundenen  Zusammenlegungen  mehrerer  Hufen  die  Kleinbauern  zu 
Büdnern  machten.  Es  bildete  sich  ein  neues  ländliches  Proletariat ,  das 
oft '  genug  froh  war,  durch  Ergebung  in  Leibeigenschaft  oder  Hörigkeit 
der  Sorge  um  das  tägliche  Brot  enthoben  zu  werden.  Besonders  emptnd- 
lieh  war  der  Gegensatz  gegen  die  Städte.  Brachte  hier  die  aufkeimende 
Geldwirtschaft  den  Einzelnen  zum  Wohlstand,  die  Gesamtheit  zu  Bildung 
und  politischer  Machtstellung,  so  war  die  Fortdauer  der  Naturalwirtschaft 
auf  dem  Lande  am  wenigsten  geeignet,  die  bedrängte  Vermögenslage  der 
Bevölkerung  zu  heben,  ihre  Kultur  zu  fördern.  Politisch  mundtot,  vom 
Handwerk  durch  die  städtischen  Zünfte -fast  ausgeschlossen,  durch  Zwangs- 
und Bannrechte  eingeengt,  erfuhr  das  Landvolk  nicht  sowohl  den  Segen, 
als  vielmehr  den  Druck  der  erstarkenden  Landeshoheit  Beden  und 
andere  öffentliche  Lasten  wurden  vorzugsweise  auf  die  in  den  Landständen 
nicht  vertretenen  Bauern  gelegt  Dazu  kam  das  System  der  Anweisungen, 
d,  h.  der  Gebrauch  der  Landesherren,  sich  durch  Verleihung,  Verkauf 
und  Verpfandung  staatlicher  Gefalle  Geld  zu  verschaffen,  unbekümmert 
darum  daß  auf  diese  Weise  zahllose  freie  Gemeinden  in  grundherrliche 
Unterthänigkeit  gerieten  ^'^  Jagd  und  Fischerei  wurden,  auch  soweit  sie 
nicht  als  Begal  dem  Landesherm  vorbehalten  blieben,  mehr  und  mehr 
den  Bauern  entzogen  und  als  Reservatrecht  der  Grundherren  behandelt 
Besonders  ausgebeutet  wurde  hierfür  und  in  anderen  Richtungen  das 
Obereigentum  an  den  Allmenden,  das  die  Obermärker  mit  zunehmendem 
Erfolg  sich  anzumaßen  wußten,  so  daß  die  Markhörigkeit  freier  Mark- 
genossen vielfach  in  eine  Art  Grundhörigkeit  umgewandelt  wurde  ^^^ 
Überall  wurden  die  Zügel  straffer  angezogen,  Leibeigene  und  Hörige  ge- 
rieten in  strengere  Abhängigkeit  und  die  Freien  vermochten  ihre  Freiheit 
immer  weniger  zu  bewahren,  selbst  in  den  Kolonisationslanden  gewann 
die  Hörigkeit,  vorher  bei  den  Eingewanderten  völlig  unbekannt,  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  an  Boden.  Überall  bereiteten  sich 
die  Verhältnisse  vor,  die,  durch  andere  Umstände  unterstützt,  im  Beginn 
der  folgenden  Periode  die  allgemeine  Erhebung  der  Bauern  gegen  ihre 
Unterdrücker  hervorriefen. 

7.  Die  Ebenbürtigkeit  Die  Gliederung  der  Stande,  obwohl  nur 
noch  vereinzelt  nach  alter  Weise  in  bestimmten  Büß-  und  Wergeidtaxen 
hervortretend^*®,  hatte   eine  besondere  Bedeutung  für  alle  durch  Eben- 


i»4  Ygi,  s^  434,  Die  mi^  Öffentlichen  Gerichten  beliehenen  Herren  erweiterten 
nicht  selten  einfach  ihre  Fronhöfe  zu  grundherrlichen  Gerichten,  wodurch  hörige 
und  freie  Gerichtsleute  gleichgestellt  wurden.    Vgl.  Lamprecht  1,  1260  ff. 

*«*  Vgl.  S.  427.  Lamprecht  1,  797  ff.  1010  ff.  1075  ff.  1158.  1519  f.  Berühmt 
sind  die  Verse  des  Freidank  (her.  v.  W.  Gbimm)  76,  5 ff.:  Die  fürsten  Uoingent 
mit  gewalt  veU  steine  uax^  tmde  ucUt,  dar  x/uo  teilt  unde  xam:  dem  lüfte  tcetens 
gerne  cUsam;  der  muoz  uns  noch  gemeine  stn.  möhtens  uns  der  sunnen  scMn  ver- 
bieten, wini  ouck  unde  regen,  man  müese  in  xins  mit  golde  wegen. 

»*•  Vgl.  V.  RicHTHOPEN,  Untersuchungen  2,  1103  ff.    Heck,  Gerich tsverfassuug 
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bärtigkeit  bedingten  Verbältnisse  ^^^.  Denn  das  Mittelalter  kannte  eine 
Beihe  rechtlicher  Beziehungen,  in  die  man  nar  mit  Standesgenossen  oder 
Tieferstehenden  (Untergenossen)  treten  konnte,  während  man  von  den 
Übergenossen  als  anebenbürtig  ausgeschlossen  wurde.  Soweit  solche  Gegen- 
sätze auf  dem  Gebiet  des  Lohnrechts  hervortraten,  wurde  ihrer  schon  bei 
der  Besprechung  der  Heerschilde  und  der  Bitterbürtigkeit  (S.  399  f.  447) 
gedacht  Die  landrechtliche  Bedeutung  der  Ebenbürtigkeit  bezog  sich 
teils  auf  das  Gerichtswesen,  teils  auf  das  Privatrecht  In  peinlichen 
Sachen  brauchte  sich  niemand  einen  üntergenossen  als  Bichter  oder  Ur- 
teiler,  Zeugen  oder  Eideshelfer  gefallen  zu  lassen.  Um  ein  Urteil  schelten 
zu  können,  mußte  man  Genosse  oder  Übergenosse  des  Urteilfinders  sein. 
Die  öffentliche  Pflicht,  einer  darum  nachsuchenden  Partei  als  Fürsprecher 
beizustehen,  galt  nicht  gegenüber  dem  Untergenossen;  nur  einen  Eben- 
bürtigen brauchte  man  sich  als  Fürsprecher  des  Prozeßgegners  gefallen 
zu  lassen.  Das  Becht  der  kampflichen  Ansprache  hatte  man  nur  gegen 
Genossen  oder  Untergenossen;  den  kämpf  liehen  Gruß  eines  Höheren  durfte 
man  nicht  zurückweisen,  obwohl  man  ihn  selbst  nicht  herausfordern 
konnte.  In  privatrechtlicher  Beziehung  galt  das  Prinzip  der  Ebenbürtig- 
keit auf  dem  Gebiet  des  Yormundschaftsrechts  und  des  Erbrechts:  nur  der 
Ebenbürtige,  d.  h.  der  Standesgenosse  oder  Übergenosse,  konnte  geborener 
Vormund  und  gesetzlicher  Erbe  sein,  der  Untergenosse  hatte  kein  Beehk 
Anders  stand  es  hinsichtlich  der  Ehe,  indem  diese  Gleichbürtigkeit 
beider  Ehegatten  verlangte,  also  nicht  bloß  den  Untergenossen  ausschloß  ^^. 
Allerdings  bildete  die  Standesverschiedenheit  als  solche  kein  Ehehindemis 
mehr^'®,  aber  die  vollen  Wirkungen  der  Ehe  traten  nur  unter  Standes- 
genossen ein;  war  einer  der  Ehegatten  geringeren  Standes  als  der  andere, 
so  war  die  Ehe  eine  Mißheirat.  Bei  der  standesgleichen  Ehe  teilte  die 
Frau  für  die  Dauer  der  Ehe  unbedingt  das  Becht  des  Mannes  ^^^;   nach 


268  ff.;  Gemelnfreie  228 ff.  Der  Sachsenspiegel  (III.  45)  giebt  den  Füraten  und 
Edeln  die  doppelte  Buße  der  Gemeinfreien  (80  ß:  15  6),  aber  nicht  ganz  das  dop- 
pelte Wergeid  (18^:  10^);  die  Laten  haben  das  halbe  Wergeid  der  Edeln  (9^), 
aber  eine  aaffallend  hohe  Buße.  Nach  dem  Landrecht  von  Seeland  y.  J.  1290 
(v.  d.  Berqh,  Oork.-B.  v.  Hol),  en  Zeeland  2,  Nr.  747)  hatte  der  edebnann  90  Ä 
Wergeid,  der  onedd  man  nur  22  V«  ^.  Dasselbe  Verhältnis  bestand  bei  der  Buße 
(10ß:2V,ß). 

^'^  Vgl.  über  das  Folgende  die  S.  485  angeführten  Schriften  von  Göhrum, 
Schröder,  y.  Maktitz,  femer  Heusler  1,  155  ff.  162  ff.     Siegel,  a.  a.  0.  279  ff. 

"«  Vgl.  Schröder,  Ebenbürtigkeit  464  ff.  469;  ZEG.  7,  147,  n.  2.  Heüsler, 
1,  157  f.  In  der  Littei*atur  wird  die  Ebenbürtigkeit  in  der  Regel  als  Gleichbürtig- 
keit aufgefaßt,  was  eben  nur  für  die  Ehe  zutrifft. 

'**  Nur  der- Irrtum  des  einen  Ehegatten  über  den  geringeren  Stand  des  anderen 
kam,  wenn  es  sich  um  Freiheit  und  Unfreiheit  handelte,  als  trennendes  Ehe- 
hindemis in  Betracht.  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  819.  Loebsch  u.  Schröder,  Urkunden 
Nr.  108  (82).  c.  4,  5  C.  XXIX.  qu.  2;  c.  2,  4  X.  de  coniugio  servomm  (4,  9). 
Thansb,  Litterargeschichtl.  Entwicklung  d.  Lehi'e  vom  error  qualitaäs  und  error 
conditionis,  Wiener  SB.  1900. 

'•0  Vgl.  Spp.  I.  45.  §  1.  III.  45,  88  2.  8. 
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Aoflösung  der  Ehe  kehrte  sie  zu  ihrem  angeborenen  Bechte  zurück  ^^^; 
die  Kinder  erhielten  den  Stand  des  Vaters  ^^^.  Bei  der  Mißheirat  warde 
die  Frau  Standesgenossin  des  Mannes  nur,  wenn  sie  einen  Untergenossen 
genommen  hatte,  dessen  Stand  sie  für  die  Dauer  der  Ehe  teilte^'*;  da- 
gegen behielt  die  Frau,  wenn  der  Mann  ihr  Übergenofi  war,  ihren  ge- 
ringeren St«nd,  wurde  also  nicht  Ton  ihm  emporgezogen  ^^\  Wo  sich  die 
Leibeigenschaft  in  ToUer  Strenge  erhalten  hatte,  kam  es  hin  und  wieder 
noidi  vor,  daß  der  freie  Mann,  der  eine  fremde  Eigene  heiratete,  dadurch 
selbst  der  Knechtschaft  verfieP^^  Die  in  einer  ungleichen  Ehe  erzeugten 
Kinder  folgten  regelmäßig  der  ärgeren  Hand^^^.  Der  Sachsenspiegel 
drückte  dies  dahin  aus,  daß  das  Kind  bei  der  Ehe  zwischen  Freien  und 
Ministerialen  den  Stand  erhalte,  in  dem  es  geboren  sei,  d.  h.  also  der 
Mutter  folge  ^^^.  Ob  damit  angedeutet  sein  sollte,  daß  das  nach  dem 
Tode  des  Vaters  geborene  Kind  an  der  Buckkebr  der  übergenössischen 
Mutter  zu  ihrem  Geburtsstand  teilnehme,  mag  dahingestellt  bleiben^ 
jedenfalls  gestattete  eine  friesische  Bechtsquelle  des  14.  Jahrhunderts  einer 
solchen  Mutter,  unter  Beobachtung  gewisser  Förmlichkeiten,  auch  die 
während  der  Ehe  geborenen  Kinder  an  ihrem  Standeswechsel  teilnehmen 
zu  lassen  ^^^.    Endlich  aber  machte  sich  vielfach  eine  Bechtsentwickelung 

1*1  Daß  dies  der  FaU  war,  wenn  die  Elie  durch  den  Tod  des  Mannes  auf- 
gelöst warde,  ist  im  Sachsenspiegel  klar  ausgesprochen  (vgl.  auch  I.  33).  Daß  es 
auch  im  Fall  einer  Ehescheidung  oder  Nichtigkeitserklärung  nicht  anders  gewesen 
sein  kann,  Iflßt  sich  nicht  bezweifeln.  Aus  Ssp.  III.  72.  73,  §  1  ergiebt  sich  aber 
weiter,  daß  die  Mutter,  wenn  sie  starb»  nicht  nach  dem  Becht  des  Mannes,  sondera 
nach  Maßgabe  ihres  Greburtsstandes  beerbt  wurde.  Vgl.  Schbödbb,  a.  a.  0.  471, 
n.  14.    HBUBLsa  1,  169  n. 

^^  Rechtssprichwort:  Svar't  kint  is  vri  unde  eelit^  dar  bekalt  it  sines  vader 
rechty  Ssp.  I.  16,  §  2.    Eine  Variation  desselben  III.  72. 

^^  Dsp.  59  (Schwsp.  Laßb.  67  b):  Ist  ein  man  seinem  weibe  niht  ebenbürtiehy 
er  i$t  dock  ir  vormunt  und  ir  vogt;  und  ist  si  vrei,  si  wuoz  dock  sein  sein  genöz" 
xinnCy  als  si  cm  sein  pette  gat.  und  geicinnent  si  ckint,  deu  körent  xe  der  ergem 
kant,  swenne  aver  der  man  stirbetf  so  ist  si  ledich  von  seinem  reckte  und  behaltet  recht 
nach  ir  gepurt;  und  nimt  si  man  darnach  der  vrei  ist  als  sij  so  gewinnent  si  kint 
als  si  selbe  ist.  Vgl.  ebd.  325.  Gkosm,  Weistümer  4,  485,  §  18.  v.  Richthofen, 
Unters.  2,  1098.    Tbltimo,  a.  a.  0.  19.    Lobrsch  u.  Scueödsb  Nr.  89  (63). 

>»*  Vgl.  ScHEÖDEB,  a.  a.  0.  471.    Kraut,  Grundriß  §  41,  Nr.  34—37. 

^^^  Vgl.  u.  a.  Weiit  des  Ober-Breisgaues  von  1461,  §  89  (Gbium,  Weistümer 
3,  740).    GöHBUU,  a.  a.  0.  1,  313. 

^'^  Vgl.  S.  454  und  Anm.  133,  142-147.  Göhruh  1,  313  f.  321.  Grimm, 
Weist.  1,  155,  §  15.  184.  354,  §  59.  735.  3,  18.  212  f.  4,  387.  485,  §  18.  493,  §  55. 
IjObbscu  u.  Schröder  Nr.  108  (82).  Stadtrechtsb.  d.  Ruprecht  v.  Freisiug,  c.  104. 
c  15  C.  XXXII.  qu.  4. 

^"  Ssp.  I.  16,  §  2.  Vgl.  ScHRÖDBR,  a.  a.  0.  472  ff.  Heusler  1,  159.  Der 
Umstand,  daß  der  Beweis  der  freien  Geburt  durch  je  drei  Zeugen  von  Vater-  und 
Mutterseite  gefuhrt  werden  mußte  (Ssp.  III.  32,  §  b\  spricht  dafür,  daß  das  Kind 
nur  frei  war,  wenn  es  von  zwei  freien  Eltern  abstammte,  anderenfalls  aber 
der  ärgeren  Hand  folgte.  Vgl.  Stadtr.  v.  Herford,  Arch.  f.  Gesch.  Westfalens  2, 
14—19.  22. 

^"^  Vgl.  V.  RicHTHOFEN,  FHcs.  RechtsqucUen  539,  §  21;  Untersuchungen 
2,  1093.    Tbltino,  a.  a.  0.  19. 
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in  der  Richtung  geltend,  daß  die  mit  einem  Hörigen  oder  Unfreien  Ter* 
heiratete  Frau  überhaupt  in  ihrem  Geburtsstand  belassen,  der  Stand  der 
Kinder  aber  immer  nach  dem  der  Mutter  geregelt  wurde  ^^^ 

Fürsten  und  Edle  bildeten  einen  einheitlichen,  durch  das  Eben- 
bürtigkeitsprinzip' nicht  berührten  Gebartsstand,  blos  in  prozessualischer 
Beziehung  genossen  erstere  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
das  PriTileg,  in  Sachen,  die  Leben,  Ehre  oder  Beichslehen  betrafen,  nur 
von  ihresgleichen  abgeurteilt  zu  werden  ^*^.  Zwischen  dem  Herrenstande 
und  den  Gemeinfreien  stand  die  Unebenbürtigkeit  der  letzteren  schon 
zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  fest,  nur  in  betreff  der  Eheschließung  galt 
noch  Standesgleichheit  ^*K  Erst  nachdem  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  auch  in  dieser  Beziehung  die  entscheidende  Wendung 
vollzogen  hatte,  war  die  heute  zu  Recht  bestehende  Abgeschlossenheit  des 
hohen  Adels  gegen  die  übrigen  Stände  vollendet  ^^l  Daß  zwischen  Edeln 
und  Dienstmannen  ungeachtet  der  gemeinsamen  ritterlichen  und  lehn- 
rechtliohen  Beziehungen  keine  Ebenbürtigkeit  bestand,  namentlich  bei 
Mischehen  die  Kinder  der  ärgeren  Hand  folgten,  wurde,  um  wiederstre- 
benden Richtungen  zu  begegnen,  wiederholt  durch  reichsgerichtliche  Ent- 
scheidungen festgestellt^^'.   Dasselbe  Verhältnis  bestand  ursprünglich  auch 


»»»  Vgl.  ZöPFL,  Altertümer  2,  228—258.  Grimm,  Weistümer  1,  648.  8,  65, 
§  27  f.  638.  675.  722,  §  11.  728.  735,  §  6.  4,  186.  848.  448,  §  26.  458,  §  22.  743, 
8  10.  5,  5,  668,  §  6.  672,  §  11.  6,  724,  g  5.  Urk.-B.  d.  Landes  ob  der  Enne  1,  377, 
Nr.  175.  879,  Nr.  179.  Reichsgesetz  von  1222  (Anm.  100).  Sftchs.  Weichb.-Recht  3, 
§  3.  Der  Grand  dieser  Rechtsbildang  war  bald  Begünstigung  der  Freiheit,  bald 
der  Wunsch  des  Herrn  oder  der  Hofgenossenschaft,  die  hof  hörigen  Güter  nicht  an 
Personen  außerhalb  der  Genossenschaft  gelangen  zu  lassen. 

uo  Ygi  Franklin,  Reichshofgericht  2,  134—157.  Über  lehnrechüiche  Be- 
strebungen, die  auf  eine  weitere  Scheidung  von  Fürsten  und  Edeln  gerichtet  waren, 
vgl.  ZDA.  13,  150  f.  155.     Zeitschr.  f.  deutsch.  Phil.  1,  268  f. 

"»  Vgl.  ScHBÖDER,  a.  a.  0.  464.  468  f.  Heusleb  1,  167  f.  Weinholb,  Deutsche 
Frauen*  1,  351  f.  Zu  Ssp.  I.  16,  §  2  (Anm.  132),  wo  allein  auf  die  Freiheit  der 
Eltern  Gewicht  gelegt  wird,  stimmt  der  „Arme  Heinrich^*  Hartmanns  von  Aue  aus 
dem  Anfange  des  13.  Jh.,  vgl.  Anm.  62.  Über  die  früher  in  gleicher  Richtung 
gedeutete  Bezeichnung  von  Bauern  als  Fürstengenossen  vgl.  Anm.  88. 

»"  Vgl.  Dsp.  62.  Schwsp.  Laßb.  70b.  123a.  Belege  aus  dem  15.  Jh.  bei 
Keaut,  Grundriß  §  41,  Nr.  SO.  31.  Das  holländisch -friesische  Recht  bezeichnete 
die  aus  der  Ehe  eines  Edeln  mit  einer  Freien  entsprossenen  Kinder  als  Halbedele, 
die  zwar  hinter  den  wohlgeborenen  Edeln  zurückstanden,  aber  doch  noch  zum 
Adel  gerechnet  wurden;  die  Kinder  eines  halbedelen  Mannes  und  einer  unedelen 
Frau  gelten  als  Vierteledele.  Vollbürtiger  Adel  verlangte  wohl  vier  Ahnen.  Vgl. 
V.  Righthofen,  Unters.  3,  54.  59  £P.  83.  Die  Ausführungen  des  letzteren  über  die 
Ehen  der  bäuerlichen  Ethelinge  (2,  1093  ff.)  finden  ihre  Widerlegung  bei  Heck, 
Gerichtsverfassung  244  f. 

**'  Zuerst  durch  Reichsweistum  Heinrichs  VI.  v.  1190  (Weiland,  Const  1,  467). 
Die  Mitwirkung  des  Erzbischofs  Wich  mann  von  Magdeburg  bei  diesem  Spruch, 
und  daß  derselbe  durch  das  Streben  der  Ministerialen,  die  Folge  nach  der  Mutter 
durchzusetzen,  hervorgerufen  worden  war,  ist  noch  dem  Verfasser  der  sächsischen 
Weltchronik  (her.  v.  Weiland),  c.  336,  bekannt,  und  auch  Ssp.  III.  78,  §  2  findet 
sich  eine  freilich  sehr  unbestimmte  Erinnerung  daran.    Ein  zweites  Reichsweistum 
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zwischen  Gemeinfreien  und  Dienstmansen,  aber  seit  ihrem  Eintritt  in  die 
öffentlichen  Gerichte  müssen  die  letzteren  in  prozessualischer  Beziehung 
sofort  die  Ebenbürtigkeit  erlangt  haben,  ja  der  Mainzer  Landfriede  von 
1235  c.  11  zeigt  die  Bauern  hier  sogar  schon  als  Untergenossen  der 
Dienstmannen.  Wie  es  mit  den  Mischehen  beider  Klassen  gehalten 
worden  ist,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Daß  die  Dienst* 
mannen  noch  als  ärgere  Hand  hätten  angesehen  werden  können,  nachdem 
für  die  Bitterbürtigkeit  bereits  das  Erfordernis  der  Tier  Ahnen  feststand, 
ist  undenkbar;  ebensowenig  aber  kann  in  landrechtlicher  Beziehung  eine 
Unebenbürtigkeit  der  Gemeinfreien  angenommen  werden.  Wahrscheinlich 
galten  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  Ehen  zwischen  dem  niederen 
Bitterstand  und  dem  freien  Bürger-  und  Bauernstand  als  gleiche  Ehen, 
bei  denen  die  Kinder,  unbeschadet  der  Frage  der  Bitterbürtigkeit,  den 
Stand  des  Vaters  erhielten  i**.  Gegenüber  dem  Herrenstande  blieb  der 
niedere  Bitterstand  auch  femer  unebenbürtig,  wenn  auch,  wenigstens 
innerhalb  des  Grafenstandes,  die  Wirkungen  der  Unebenbürtigkeit  erst 
bei  fortgesetzter  Mißheirat  im  dritten  Geschlecht  hervortraten  ^^^.  Zwischen 
Gemeinfreien  oder  Dienstmannen  einerseits  und  Grundhörigen  andererseits 
konnten  nur  ungleiche  Ehen  stattfinden,  bei  denen  die  Kinder  der  ärgeren 


yon  1192  (ebd.  1,  501)  zeigt,  daß  das  erste  noch  nicht  ganz  durchgedrungen  war, 
es  bedurfte  selbst  eines  dritten,  von  Otto  lY.  von  1209  (ebd.  2,  35),  das  die  in  der 
Ehe  eines  Beichsministerialen  mit  einer  Freien  einengten  Rinder  fiir  Ministerialen 
erklärte:  cUicu  enim  otnnes  ministericUea  ömniurn  ecclesiarum  imperii  depertrent. 
Daß  ein  Anm.  100  angeführtes  Gesetz  von  1222,  das  die  Nachfolge  nach  der  Mutter 
anordnete,  falls  es  sich  auch  auf  Ministerialen  bezog,  nur  in  dem  S.  463  erörterten 
Sinne  von  Ssp.  I.  16,  §  2  zu  verstehen  ist,  wird  von  der  Glosse  zu  der  letzteren 
Stelle  bestätigt:  Dit  is  na  kaiserrechtej  aver  de  Lantberdere  unde  toi  Sassen  slan 
na  den  snoderen  elderen.  dit  recht  brachte  up  hischop  Wichman  von  Meideburg. 
In  Österreich  wurde  einer  domin a  Offemia  de  Potendorf  naia  de  ministeriali  terre, 
quamvis  de  niatre  libera  et  nobüi^  in  einer  Urkunde  von  1267  (Arch.  f.  Kunde 
Österr.  Gesch. -Qu.  27,  271,  Nr.  20)  als  commtme  ius  in  Austria  ab  antiquis  tem- 
poribus  observatum  entgegengehalten:  quod^  cum  fiUi  seu  filie  progeniti  de  stirpe 
nobüium   et  liberorum   eoptdati  fuerint  aliquibus  non  paris  condicionis^   sed  in- 

ferioris,  ut  puta  ministerialium ,  filii  seu  fUie  progeniti  de  talibua  copulatisy 

ut  puta  existentes  deterioris  condidonis,  eciant  non  habent  nee  debent  habere  ius  tel 
aedonem  in  prediis  seu  proprietatibus  que  ab  antiquo  respiciebant  solummodo  komines 
Obere  condicionisj  h.  e.  quod  vufgo  voeatur  preifaigen.  Vgl.  noch  Kraut,  Grundriß 
§  41,  Nr.  30—87.    Schuster,  ZRG.  16,  136  ff. 

***  Vgl.  Richtst.  Lehnr.  28,  §  8  (S.  412,  n.  67).  Gl.  z.  Ssp.  I.  5,  §  1 :  Wo,  eft  ein 
ridder  neme  eines  buren  dochter j  weren  die  hindere  erven  edder  nicht?  seghe  ja  tu 
landreehtCj  aver  nicht  tu  lenrechte.  Nach  den  Rechten  des  Landes  Blankenberg  von 
1457  wurden  die  Kinder  von  blankenbergischen  Ministerialen  oder  Ministerialinnen, 
auch  wenn  sie  von  einem  freien  Vater  oder  einer  freien  Mutter  herrührten,  immer 
wieder  Ministerialen.  Grimm,  Weist  3,  18.  Ober  die  ärgere  Hand  bei  Ehen  zwischen 
Dienstmannen  und  eigenen  Rittern  vgl.  Siegel,  a.  a.  0.  280. 

>**  Peter  v.  Andlo,  Lib.  de  Cesar.  mon.  2,  12  (ZRG.  26,   197):     Est  autem 

Alanumnis  inveteratus  ustts  et  longe  retro  observata  consuetudo ,  ut  baro  copu- 

lando  sibi  militari»  et  inferioris  generis  eoniugem  prolem  suam  inde  creatam  de- 
generet  atque  debaronixet  fUiique  de  ceiero  barones  minime  rocitentur.  Comites  vero 
R.  ScHRftDKK,  Deutsche  fiechtageschiohte.    4.  Aufl.  30 
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Hand    folgten  ^^^     Dasselbe   Verhältnis    bestand  zwischen  Hörigen  und 
Leibeigenen^*^. 

Alle  durch  Ebenbürtigkeit  bedingten  Verhältnisse  setzten  die  Zu- 
gehörigkeit zu  einem  bestimmten  Stande  voraus.  Es  gab  aber  Personen, 
die  nicht  „vollkommen  an  ihrem  Bechte^'  waren,  überhaupt  kein  „Becht'S 
d.  h.  keinen  Stand,  hatten^*®.  Dies  waren  die  Rechtlosen,  die  ent- 
weder durch  Verbrechen  (üngericht)  ihr  Recht  ein-  für  allemal  verwirkt 
hatten"",  oder  durch  uneheliche  Geburt  oder  unehrliches  (Jewerbe  der 
Standesebre  für  ihre  Person  verlustig  gegangen  waren  ^^^.  Außerdem  gab 
es  eine  vorübergehende,  auf  einen  einzelnen  Fall  beschränkte  Rechtlosig- 
keit, in  die  man  verfiel,  wenn  man  sich  unbefugterweise  einen  höheren 
Stand  angemaßt  hatte  ^^^  Die  Rechtlosigkeit  bedeutete  nicht,  wie  die 
Echtlosigkeit  oder  Friedlosigkeit  der  Reichsachter,  die  Ausstoßung  aus  der 
unter  dem  allgemeinen  Rechtsschutz  stehenden  bürgerlichen  Gesellschaft, 
sondern  nur  den  Verlust  der  durch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten 
Stande  bedingten  Rechte.  Obwohl  unter  dem  Schutze  des  Strafrechts 
stehend,  hatte  der  Rechtlose  doch  kein  Wergeid  und  keine  Buße,  oder 
nur  eine  zum  Hohn  aufgestellte  Scheinbuße.  Obgleich  durchaus  fähig, 
eine  rechtsgültige  Ehe  einzugehen,  war  er  doch  nicht  in  der  Lage,  eine 
ebenbürtige  Ehe  zu  schließen,  weil  er  niemand  ebenbürtig  war.  Aus 
demselben  Grunde  konnte  er  weder  gesetzlicher  Erbe,  noch  gesetzlicher 
Vormund  seiner  Verwandten  werden,  konnte  niemand  zum  gerichtlichen 
Zweikampf  fordern,  war  unfähig  zum  Richteramt  und  konnte  in  Straf- 
sachen gegen  keinen,  der  nicht  gleich  ihm  rechtlos  war,  als  Urteiler, 
Zeuge  oder  Fürsprecher  auftreten. 


per  conntMum  cum  simplicis  militaris  generis  femina  natos  fiUos  non  deeomitant, 
sed  81  eorum  fUit  iiidem  in  müitarium  genus  wibanty  exhmc  illorum  demum  proles 
decomitatur  miliiariumque  generis  ordihi  deinceps  connumeratur. 

"«  Vgl.  8.  454.  Stadtrechtsb.  d.  Ruprecht  v.  FreUing,  c.  104:  Nimbt  ein 
xdnsärj  der  nur  ein  p fennig  geit  auf  ein  gotxhaus,  oder  wem  er  in  geit^  ein  frei^ 
frauen,  so  xeueht  die  ring  hant  der  xinser  die  kint  nach  im.  Über  Ehen  der  Dienst- 
mannen  mit  Zinsleuten  vgl.  El.  Kaiserr.  8,  5.  7.    Göbrum,  a.  a.  0.  1,  825  f. 

**^  Vgl.  Hofrecht  des  Bischofs  Burchard  von  Worms,  c.  16:  lus  erit,  si 
fisgilinus  hämo  dagewardam  accepit,  ut  filii  qui  inde  nascantur  secundum  peiorem 
manum  vivant  similiter,  si  dagewardus  fisgilinam  muUerem  aooepit  Stadtrecht 
von  Herford  (Anm.  137),  S.  14  f. 

^*^  Vgl.  S.  342.  BuDDE,  Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  u.  Echtlosigkeit,  1842. 
Benskb,  Von  unehrlichen  Leuten,  1868.  Hillebrand,  Entziehung  d^r  bürgerlichen 
Ehre  n.  d.  deutschen  Rechtsbuchem  des  Mittelalters,  1844.  Hälschmbr,  Preuß. 
Strafrecht  3,  204  S.    Kraut,  Grundriß  §  49. 

***  Die  Verurteilung  zum  Tode  oder  Verlust  der  Hand  hatte  Rechtlosigkeit 
auch  dann  zur  Folge,  wenn  die  Strafe  abgekauft  wurde.  Auch  der  Dieb  oder 
Räuber  der  sich  außergerichtlich  mit  seinem  Gegner  ausgesöhnt  hatte  und  dessen 
üherfilhrt  wurde,  galt  als  rechtlos. 

'^°  Als  unehrlich  galt  namentlich  das  Gewerbe  des  fahrenden  Volkes.  Die 
Unehrlichkeit  der  Lohnkämpfer  ging  auch  auf  ihre  Kinder  über. 

1^^  Vgl.  Ssp.  I.  16,  §  1. 
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8.  Die  Jaden  ^^^  Die  rechtliche  Stellung  der  Juden  war  in  der  ersten 
Hälfte  des  Mittelalters  im  wesentlichen  dieselbe  wie  in  der  Torigen  Pe- 
riode. Sie  bildeten  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  städtischen  Ein- 
wohnerschaft Der  Warenhandel,  namentlich  das  Levantegeschäft,  ruhte 
fast  ausschließlich  in  ihren  Händen  ^^^  Daß  sie  auch  Geldgeschäfte  be- 
trieben, läßt  sich  nicht  bezweifeln,  jedenfalls  aber  war  dies  nur  in  be- 
schränktem Maße  der  Fall,  da  sich  in  erster  Reihe  die  Kloster  mit  Dar- 
lehnsgeschäften  befaßten.  Die  Juden  konnten  unter  denselben  Bedingungen 
wie  Christen  Grundbesitz  erwerben,  waren  denselben  Gerichten  wie  diese 
unterworfen  und  hatten  sich  in  manchen  Städten,  namentlich  Köln,  der 
christlichen  Bevölkerung  bereits  so  weit  angenähert,  daß  einzelne  von 
ihnen  selbst  in  den  Gemeindevertretungen  zu  angesehenen  Stellungen  ge- 
langten. Erst  das  12.  Jahrhundert,  namentlich  die  Judenverfolgung  von 
1146  und  1147,  brachte  einen  völligen  TJmschwung.  Der  Grund  lag 
nur  zum  Teil  in  den  durch  die  Ereuzzüge  verschärften  nationalen  und 
religiösen  Gegensätzen.  Wichtiger  war  die  mit  dem  Aufschwung  der  Städte 
verbundene  Reaktion  des  deutschen  Handelsgewerbes  gegen  die  auf  diesem 
Gebiete  bis  dahin  bestehende  Alleinherrschaft  der  Juden.  Durch  die 
Konkurrent  der  Kaufmannsgilden  mehr  und  mehr,  wenn  auch  keineswegs 
so  vollständig  wie  gewöhnlich  angenommen  wird,  aus  dem  Warenhandel 
verdrangt"*  warfen  sich  die  Juden  mit  verstärktem  Eifer  auf  die  Geld- 
geschäfte, die  seit  der  von  den  Gluniacensem  angebahnten  Reform  der 
geistlichen  Orden  den  Klöstern  verboten  waren.  Hatten  die  letzteren 
prinzipiell  nur  unentgeltliche  Darlehnsgeschäfte  betrieben  und  sich  bloß 
in  ihrer  Entartung  auch  wucherlichen  Unternehmungen  hingegeben,  so 
wurde  das  Geschäft  von  den  Juden,  da  für  sie  die  kanonischen  Zinsverbote 
nicht  maßgebend  waren,  von  vornherein  nur  gegen  Zinsen  betrieben.  Die 
Verachtung,  in  der  dies  Gewerbe  trotz  seiner  ünentbehrlichkeit  bei  den 
Christen  stand,  und  der  Druck  den  die  maßlose  Ausbeutung  des  Wucher- 
privilegs, nur  wenig  gemildert  durch   die  Konkurrenz   der  christlichen 


^^*  Vgl.  S.  226  f.  Stobbe,  Die  Juden  in  Deutschland,  1866.  Hökiger,  Zur  Ge- 
schichte der  Juden  Deutschlands,  Zeitscbr.  f.  Gesch.  d.  Judentums  1,  65  ff.  136  ff. 
GrOLDscBUiDT,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts  1,  107  ff.  Genoler,  Stadtrechts- 
altertümer 97  ff.  GiEBKB,  Ghsnossenschaftsrecht  1,  SS7f.  Lauprecht,  Wirtschafts- 
leben 1,  1449  ff.  WArrz  5*,  419  ff.  Roschbr,  Die  Juden  im  Mittelalter  (Ansichten 
der  Volkswirtschaft  2',  811  ff.).  Aromius,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden  im 
fränk.  u.  deutsch.  Reiche  bis  1278,  seit  1887.  NttBLiNo,  Judengemeinden  des  Mittel- 
alters, 1896.  Weiss,  Gesch.  u.  rechtl.  Stellung  der  Juden  im  Fürstentum  Straßburg, 
Heidelb.  Diss.  1894.  Scherbr,  Rechtsverhältnisse  der  Juden  i.  d.  deutsch -Österr. 
LSndern,  1901.  Rosenthal,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  Wirzburg  17  ff.  £in 
Regensburger  Judenprivileg  Friedrichs  I.,  mit  Bestätigung  Friedrichs  II.  von  1216, 
bei  Scheffer-Boichorst,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  10,  459  ff. 

«»  Vgl.  &POBBE,  a.  a.  0.  103.  200.  281. 

^^  Das  Regenshurger  Privileg  Friedrichs  I.  genehmigt  noch,  ut  eis  lieeat 
aurum  et  argentum  et  quaeltbet  genera  metallorum  et  res  cuiuseunqtie  mercationis 
vendere  et  a/ntiquo  more  stto  comparare,  res  et  merees  suas  eommutaiioni  rermn  ex- 
hibere  et  utilitatibna  suis  modis  quihiis  cojisuevenmt  provifirre» 
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Lombarden  und  Kawerzen"*,  auf  die  kreditbedürftige  Bevölkerung  aus- 
übte, war  der  Hauptanlaß  für  den  Umschwung  der  öffentlichen  Meinung 
und  die  Verfolgungen  und  Bechtsverletzungen,  deren  sich  die  Regierenden 
wie  die  Begierten  gegen  die  Juden  schuldig  gemacht  haben.  Ein  erst 
neuerdings  aufgefundenes  Privileg  Friedrichs  I.  von  1157  für  die  Wormser 
Juden,  in  der  Hauptsache  die  Bestätigung  eines  Privilegs  Heinrichs  lY., 
durch  Friedrich  IL  1236  zu  einem  Privileg  der  gesamten  deutschen  Juden- 
schaft erhoben,  gewährt  einen  authentischen  Einblick  in  die  allmählich 
eingetretenen  Yeräuderungen  ^'^^y  die  auch  in  den  Einträgen  verschiedener 
Stadtbücher,  namentlich  der  Kölner  Schreinsbücher,  hervortreten  ^^^ 

Der  Landfriede  Heinrichs  IV.  von  1103  sprach  zuerst  den  für  die 
rechtliche  Stellung  der  Juden  später  maßgebend  gewordenen  Satz  aus, 
daß  alle  Juden  im  Reich  unter  dem  ^Frieden  des  Königs  ständen  ^^^ 
Vorher  hatten  wohl  in  alter  Weise  in  den  aus  der  Karolingerzeit  be- 
kannten Formen  einzelne  angesehene  Juden  königliche  Schutzbriefe  und 
Handelsprivilegien  ausgewirkt  ^^^^^  die  übrigen  aber  standen  einfach  unter 
den  lokalen  Obrigkeiten.  Im  Sinne  jenes  Landfriedens  nahm  sich  Kon- 
rad IIL  zur  Zeit  der  Judenverfolgung  von  1146  der  Bedrängten  an^®^ 
Eine  eigentliche  Organisation  des  Judenschutzes  scheint  aber  nicht  vor 
Friedrich  I.  erfolgt  zu  sein,  dessen  Wormser  Judenprivileg  von  1157 
zuerst  den  Satz  aussprach,  daß  alle  Juden  cul  cameram  nostram  cOtineant; 
ihnen  war  also  schon  damals  für  die  ihnen  gewährten  Privilegien  eine 
bestimmte  Abgabe  an  des  Königs  Kammer  auferlegt.  Man  erkennt  die 
stufenweise  Verschlechterung  in  der  Stellung  der  Juden,  wenn  Friedrich  IL 


**^  Die  ,)Lombarden"  waren  italienische  Geldwechsler,  die  sich  fast  in  allen 
größeren  Städten  Deutschlands  niedergelassen  hatten  und  durch  ihre  heimatlichen 
Geschäftsverbindungen  für  die  modernen  Wechselgeschäfte  (eambia  cum  litteris) 
vorzüglich  geeignet  waren.  Daneben  betrieben  sie  das  noch  heute  nach  ihnen 
benannte  Lombardgeschäft  (Darlehn  gegen  Faustpfand).  Der  Zinswucher  war  ihnen 
vielfach  durch  persönliche  Privilegien  freigegeben,  wurde  aber  auch  unerlaubt  von 
ihnen  betrieben.  Die  Kawerzen  waren  Südfranzosen,  die  nach  der  Stadt  Cahors 
(Cadurcum)  anfangs  Ckidurcini'  benannt  wurden. 

»*•  Vgl.  Weiland,  Const.  1,  226.  2,  274.  Al^mann  u.  Bernhbiii«  143.  144. 
158.  158.  164.  HöNiGEB,  a.a.O.  1,  136  ff.  Brbsslau,  Diplomatische  Erläuterungen 
zu  den  Judenprivilegien  Heinrichs  IV.,  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Judentums  1,  152  ff. 

^^^  In  Köln  wurden  bezeichnenderweise  die  Immobiliarrechtsgeschäfte  der 
Juden  bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  ungesondert  mit  denen  der  Christen  in 
den  Schreinskarten  verzeichnet,  während  später  ein  eigenes  Judenschreinsbnch  an- 
gelegt wurde.  Vgl.  Uöniger,  Judenschreinsbuch  der  Laurenzpfarre  zu  Köln  (Quellen 
zur  Geschichte  der  Juden  1,  1888). 

158  Weiland  1,  125.  Stobbe  findet  die  Veranlassung  in  den  Judenverfolgungen 
bei  Beginn  des  ersten  Kreuzzuges,  Waitz  5',  421  f.,  möchte  die  Entstehung  des 
allgemeinen  Judeudchntzes  des  Königs  bis  in  die  Karolingerzeit  zurückverlegen. 

159  ^^].  jij  diesem  Sinne  ist,  wie  Bresslau  nachgewiesen  hat,  das  Speierer 
Privileg  Heinrichs  IV.  von  1090  zu  verstehen,  das  man  früher  teils  auf  die  gesamte 
Judenschaffc  von  Speier  bezog  (Stobbe  9  f.),  teils  sogar  für  ein  allgemeines  deutsches 
Judenprivileg  hielt  (vgl.  Beseleb,  ZKG.  2,  874). 

»*^  Vgl.  Otto  Frisingensis,  gesta  Friderici  1,  37. 
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sie  in  einem  allgemeinen  Privileg  von  1236  schon  als  Eammerknechte 
{servi  camere  nostre)  bezeichnet,  Heinrieh  VII.  aber  gar  von  camere  nostre 
servis,  et  quarum  res  et  persane  ad  nos  et  imperium  spectant  immediate^ 
spricht  ^^^  Nach  den  hohenstaufischen  Privilegien  standen  die  einzelnen 
Judengemeinden  unter  einem  selbstgewählten,  aber  vom  König  ernannten 
Bischof,  dem  zugleich  die  Vertretung  der  Gemeinde  nach  außen  oblag  ^®^ 

Von  den  öffentlichen  Gerichten  wurden  die  Juden  eximiert;  ihren 
ordentlichen  Gerichtsstand  sollten  sie  vor  ihrem  Bischof  haben,  für  alle 
wichtigeren  Angelegenheiten  {si  de  magna  causa  inculpaii  fuerint)  wurde 
ihnen  das  Evokationsrecht  an  den  König  bewilligt  i®'.  Für  ihr  beweg- 
liches und  unbewegliches  Vermögen  wurde  ihnen  Sicherheit  versprochen, 
über  Friedensbrüche  gegen  sie  eine  erhebliche,  an  den  König  zu  ent- 
richtende Geldstrafe  verhängt,  der  Geldwechsel  außerhalb  der  Münzstätten 
und  privilegierten  Wechselbänke  ihnen  freigegeben,  ihr  Warenhandel  mit 
wichtigen  Freiheiten  ausgestattet,  auch  von  verschiedenen  öffentlichen 
Lasten  ihnen  Befreiung  gewährt.  Sie  durften  heidnische  Sklaven  und 
freies  christliches  Gesinde  halten. 

Die  günstige  Stellung,  die  den  Juden  auf  diese  Weise  eingeräumt 
worden  war,  blieb  nicht  lange  bestehen.  Wiederholte  Ausbrüche  des  reli- 
giösen Fanatismus  der  Menge,  namentlich  zur  Zeit  des  schwarzen  Todes, 
und  immer  wiederkehrende,  in  ihrem  sittlichen  Grunde  berechtigte,  aber 
Maß  und  Ziel  überschreitende  Reaktionen  der  durch  den  Wucher  der 
Juden  bedrückten  oder  zu  Grunde  gerichteten  Schuldner  machten  es  den 
Trägern  der  Staatsgewalt  vielfach  unmöglich,  den  versprochenen  Rechts- 
schutz zu  gewähren.  Auch  betrachtete  man  das  Privileg  des  Wuchers, 
weil  es  in  der  Auffassung  des  Mittelalters  den  guten  Sitten  widersprach, 
nur  als  auf  Widerruf  erteilt,  die  Könige  hielten  sich  daher  berechtigt, 
Forderungen  der  Juden  einfach  zu  kassieren,  und  zwar  nicht  bloß  in 
einzelnen  Fällen,  sondern  zuweilen  selbst  durch  ganz  allgemeine  Maß- 
regeln. Vor  allem  aber  führte  die  feudalistische  Auffassungsweise  des 
Mittelalters  dahin,  das  Judenregal  gleich  anderen  Hoheitsrechten  nicht 
vom  Gesichtspunkt  staatlicher  Pflichten,  sondern  von  dem  einer  Finanz- 
quelle aufzufassen.  Verleihungen  des  Judenregals  über  ganze  Städte  oder 
Territorien  waren  bald  an  der  Tagesordnung,  aber  selbst  die  einzelnen 
Juden  worden  mit  Rücksicht  auf  ihre  Abgaben  an  des  Königs  Kammer 
als  Vermögensobjekte  behandelt  und  verliehen.  Durch  derartige  Ver- 
leihungen kamen  die  von  den  königlichen  Privilegien  getroffenen  Einrich- 
tungen mehr  und  mehr  in  Verwirrung,  so  daß  sich  die  Lage  der  Juden 


"*  Böhmer,  Acta  imperii  451,  Nr.  644  (1312).  Vgl.  Arokius,  Ztschr.  f.  G.  d. 
Jndent  5,  269. 

"'  Vgl.  LoEBSCH  u.  ScHBÖDEB,  Urkunden  Nr.  153  (127). 

'^  Daß  dies  Recht  nicht  bloß  aaf  dem  Papier  stand,  zeigt  das  berühmte 
Reichsarteil  Friedrichs  II.  von  1236  über  die  gegen  die  Juden  erhobene  Anschul- 
digung des  ritualen  Kindermordes  (Weiland  2,  274).  Vgl.  HöiaoEB,  a.  a.  0. 1, 142  f. 
Stobbb  184.  281. 


Digitized  by 


Google 


/ 


470  ^*s  Mittelalter. 

in  den  einzelnen  Gebieten  sehr  verschieden  gestaltete, '  auch  worde  ihre 
persönliche  Freiheit^  die  sie  trotz  der  Bezeichnung  als  königliche  Kammer- 
knechte  behauptet  hatten,  vielfach  angetastet,  indem  man  ihnen  das  Recht 
der  Freizügigkeit  benahm  und  einen  JudenleibzoU  auferlegte^®*. 


\    y/^  Zweites  Kapitel. 

Die  VerfaBsung  des  dentschen  Beiches  und  seiner  Teile. 

§  43.    Der  König. 

Wirrz  6«  189—322.  Siegel,  RG.>  206  ff.  Eichhorn  2,  §§  287  f.  Walter 
§§  251  ff.  ZÖPPL  §§  44-47.  V.  Amiba,  Grundr.*  97  f.  Bbunnbb,  Grandztige  115—124. 
KöPKB,  Widukind  von  Korvei  128-168.  Blondel,  foude  ßur  Fr^d^ric  II.,  27  ff. 
Triepel,  Das  Interregnum,  1892.  Kempf,  Gesch.  d.  d.  Reiches  wahrend  des  Inter- 
regnums, 1893.  RuPKE,  Reichsvikariat  des  Pfalzgr.  b.  Rh.,  Hall.  Diss.  1891. 
M.  G.  Schmidt,  Staatsrecht!.  Anwendung  der  Goldenen  Bulle  bis  zu^  Tode  Sig- 
munds, Hall.  Diss.  1894.  R.  Scholz,  Beiträge  z.  Gesch.  der  Hoheitsrechte  des 
deutschen  Königs  z.  Z.  der  ersten  Staufer  (Leipziger  Studien  2,  4.  1896).  Devrient, 
Reichsverfassung  unter  d.  sächs.  u.  sal.  Herrschern  (RrcHTER's  Annalen  3,  2,  Anh.). 
E.  Mayer,  Deutsche  u.  franz.  Verf. -Gesch.  2,  879 ff.  414  (dazu  Stutz,  ZRG. 
84,  171  f.). 

Der  Titel  des  Königs  im  zehnten  Jahrhundert  war  einfach  Bex  oder, 
wenn  er  zugleich  die  Kaiserwürde  bekleidete,  Imperator,  vereinzelt  unter 
Otto  L,  Heinrich  II.  und  III.  auch  rex  Lothariensium  et  Frandgenum, 
rex  Francorum  et  ZanffobardonimK  Seit  Otto  II.,  regelmäßig  seit  der 
Kaiserkrönung  Ottos  III.,  wurde  Romanorum  imperator  augustus  geschrieben, 
während  der  noch  nicht  zum  Kaiser  gekrönte  deutsche  König  nach  wie 
vor  schlechtweg  Rex,  seit  Heinrich  IV.  und  V.,  um  sein  Anrecht  an  Rom 
anzudeuten,  Romanorum  rex  genannt  wurdet  Beide  Titel,  in  deutscher 
Form  Römischer  keiser  und  Romischer  chunig,  haben  sich  bis  zum  Ende 
des  Mittelalters  erhalten,  zuweilen  unter  Beifügung  einer  Bezugnahme  auf 
den  Hausbesitz,  wie  unter  den  späteren  Staufern  Jerusalem  et  Sicilie  rex, 
unter  Karl  IV.  und  Wenzel  kunig  zu  Reheim,  unter  Sigismund  und 
Friedrich  III.  zu  Hungern,  zu  Rehem,  Dalmacien,  Croacien  etc.  kunig. 

Die  „Reichskleinodien",  d.  h.  die  Wahrzeichen  des  Königtums 
{insignia  regni,   regalia),   blieben   im   wesentlichen  dieselben  wie  in  der 


»«*  Stobbe,  a.  a.  0.  26.  41. 
*  Die  unter  Heinrich  II.  und  V.  vorkommende  Bezeichnung  rex  Teutomcorum, 
imperator  augustus  Romanorum  oder  imperator  Älamannorum  et  Pomanorum  Bur- 
gtmdionumque  atque  Provincialium  beruhte  nur  auf  der  Laune  eines  Kanzleibeamten. 
Bestimmte  Gründe  muß  es  gehabt  haben,  als  Otto  I.  sich  966  (nur  in  diesem  Jahre) 
wiederholt  imperator  augustus  Romanorum  ae  i'VancorwW  nannte. 
«  Vgl.  Waitz  6»,  146  f.     Ficker,  Mitt.  d.  öst  Inst  6,  226  ff. 
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vorigen  Periode*.  Zu  Scepter,  Riohterstab,  Schwert  und  Kreuz,  dem  Speer 
(mit  oder  ohne  Fahne)  und  der  goldenen  Krone*  waren  insbesondere  noch 
Purpurmantel,  Armspangen,  Siegelring,  Reichsapfel  und  Thron  getreten. 
Einen  besonderen  Aufbewahrungsort  für  die  Beichskleinodien  gab  es  an- 
fangs nicht,  der  König  pflegte  sie  bei  sich  zu  fahren;  später  befanden 
sie  sich  an  festen  Orten,  eine  Zeit  lang  in  Hagenau,  dann  namentlich  in 
Nürnberg.  Das  Reichswappen  war  ein  Adler  ^.  Der  Stab  diente  besonders 
bei  Gerichtsverhandlungen®,  Vollmachten  erteilte  der  König  durch  Über- 
reichung von  Stab  oder  Handschuh^.  Auch  sonst  diente  der  letztere 
ebenso  wie  der  auf  einen  Stab  gepflanzte  Hut  oder  Strohwisch  dazu,  die 
Anwesenheit  des  Königs  symbolisch  anzudeuten.  Der  Gebrauch,  in  dieser 
Weise  oder  durch  Fahne,  Kreuz  oder  Schwert  den  König,  seinen  Bann 
oder  Frieden  zu  versinnbildlichen,  dauerte  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
fort  und  hat  sich  zum  Teil  bis  zur  Gegenwart  erhalten®. 

Das  Königtum  beruhte   auf  einer  eigentümlichen  Verbindung  von 
Erblichkeit  und  Wahl  ®.  Der  vollste  Ausdruck  reiner  Erblichkeit,  die  Reichs- 


»VgL.S.  107.  Waitz  6«,  177.  2U.  216 f.  249 f.  286 ff.  Weilahd,  Const. 
2,  52  c.  1.  Bock,  Die  Kleinodien  des  römischen  Reiches  deutscher  Nation,  1864. 
Fremsdorff,  Zar  Geschichte  der  deutschen  Reichsinsignien,  Nachr.  d.  Gott.  Gres. 
d.  Wis.  1897.  Grimh,  DWB.  5,  1126.  Die  Gl.  zn  Ssp.  III.  60,  §  1  nennt  fimf 
kleinot^  so  xum  reich  gehören:  die  Krone,  statt  des  Kreuzes  das  Banner  mit  dem 
Bilde  eines  Adlers  und  dem  Kreuzeszeichen,  die  Fahne  (rot  und  gelb),  den  Apfel 
und  das  Scepter. 

^  Die  Krone  wurde  von  dem  in  ihr  angebrachten  Edelstein  auch  „der  Weise*' 
genannt  Vgl.  Lexer,  Mhd.  WB.  3,  746.  Die  eiserne  lombardische  Krone  ist  nicht 
vordem  13.  Jh.  bezeugt.    Vgl.  Waitz  6»,  223. 

*  Vgl.  Anm.  8.    Waitz  6»,  304.    Ritterspiegel  Vers  681  ff. 

•  Vgl.  Wattz  6*,  294  f.    Franklin,  RHGericht  2,  95. 
^  Vgl.  S.  108.    Grimm,  RA.  154. 

^  VgL  8.  108.  Die  eisernen  Hände,  die  in  den  Gerichten  auf  den  Tisch  ge- 
legt wurden,  waren  nur  eine  Variation  des  Handschuhes  und  bedeuteten  die  Hand 
des  K5nig8.  Das  Markfschwert  steht  in  Münster  in  Westfalen,  die  Marktfahne  bei 
Wochenmärkten  in  süddeutschen  Städten  noch  heute  in  Gebrauch. 

»  Vgl.  Waitz  6',  161  ff.  189 ff.;  Jordanus  v.  Osnabrück,  Abh.  d.  Gott  Ges. 
d.  W.  14,  19 ff.;  Abhandlungen  476  ff.  485  ff.;  FDG.  13,  199  ff.;  ZRG.  15,*  200. 
Phillips,  Deutsche  Königswahl  b.  z.  gold.  Bulle  (Wien.  SB.  24,  365  ff.  26,  41  ff., 
auch  Verm.  Schriften  8).  Likdner,  Die  deutschen  Königs  wählen  u.  d.  Entstehung 
d.  Kurfürstentums,  1893;  Mitt.  d.  öst.  Inst.  17,  537  ff.  19,  401  ff.;  Der  Hergang  bei 
den  deutschen  Königswahlen,  1899.  Becker,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Gesch.- W.  12, 
297  ff.  Brbsslaü,  Zur  Geschichte  der  deutsch.  Königswahlen  von  Mitte  13.  bis 
Mitte  14.  Jhs.,  ebd.  NF.  2,  122  ff.;  Deutsche  Litt.-Zeitung  1883,  Sp.  1657  ff. 
Ghroust,  Hist  Zeitschr.  78,  318  ff.  v.  Daniels,  St-  u.  RG.  4,  431  ff.  Ficker,  Ent- 
stehungszeit des  Sachsenspiegels  99  ff. ;  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  3,  59  f.  Gemeiner, 
Auflösung  der  bisher.  Zweifel  über  die  Kurfürstenwürde,  1793.  Hadicke,  Kurrecht 
u.  Erzamt  der  Laienfürsten,  Progr.  v.  Schul- Pforte ^  1872.  Harnack,  Das  Kur- 
fürstenkollegium b.  z.  Mitte  d.  14.  Jhs.,  1883;  Alter  einiger  b.  d.  Königswahl  be- 
obachteten Normen,  i.  d.  Hist.  Aufsätzen  z.  And.  an  Waitz,  367 ff.  Harttung, 
FDG.  18,  129  ff.  Homeyer,  Stellung  des  Ssp.  zum  Schwsp.  93  ff.  Jastrow,  Mitteil. 
a.  d.  hist.  Litt.  18,  331  ff.;  Jahresbericht  d.  Gesch.-W.  2,  400 ff.  Kirchhöfer,  Zur 
Entstehung  d.  Kurkollegiums,  1893.    Lanquans,  Die  Fabel  von  der  Einsetz.  d.  Kur- 
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teiluDg,  hat  zuletzt  unter  den  Söhnen  Ludwigs  des  Deutschen  Bestätigung 
gefunden;  seitdem  galt  die  Unteilbarkeit  des  Beiches  als  unantastbar.  Der 
Versuch  Heinrichs  YL,  die  Erblichkeit  der  Erone  in  seinem  Hause  zu 
verfassungsmäßiger  Anerkennung  zu  bringen,  hat  keinen  Erfolg  gehabt  ^^. 
Selbst  ein  naher  Verwandter  des  hohenstaufischen  Hauses  bezeichnete  es 
bei  der  Wahl  Friedrichs  L,  weil  sie  mit  Übergehung  des  gleichnamigen 
Eönigssohnes  erfolgt  war,  als  eine  sinffularis  praerogativa  des  Reiches,  non 
per  sanguinis  propaginem  {lescendere,  sed  per  principum  electionem  reges 
creare^K  Im  wesentlichen  gingen  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
Wahl-  und  Erbrecht  Hand  in  Hand^';  auf  das  sachsische  Königshaus 
folgte  das  ihm  in  der  weiblichen  Linie  nahe  verwandte  Haus  der  Salier, 
ebenso  diesem  nach  der  Unterbrechung  durch  Lothar  IIL  das  der  Staufer. 
Erst  dann  wurde  die  freie  Wahl,  bis  dahin  die  Ausnahme,  zur  Regel, 
aber  immer  wieder  mit  der  Neigung,  bei  demselben  Geschlecht  zu  be- 
harren, was  seit  Sigmund  zu  Gunsten  des  luxemburgisch -habsbui^ischen 
Hauses  dauernder  Grundsatz  wurde.  Die  Ottonen  sowie  die  salischen  und 
staufischen  Kaiser  wußten  regelmäßig  schon  bei  ihren  Lebzeiten  die  Zu- 
stimmung der  Wahlberechtigten  zur  Designation  und  Krönung  ihres 
Sohnes  zum  römischen  Könige  zu  erlangen  ^^ 

Für  die  Wahl  selbst  fehlte  es  bis  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  an 
festen  Regeln.  Der  Wahlort  sollte  nach  alter  Überlieferung  immer  auf 
fränkischer  Erde  liegen,  was  aber  bei  den  Designationen,  im  Gegensatz 
zu  den  eigentlichen  Wahlen,  vielfach  nicht  beachtet  wurde.    Unter  den 


fürstenkollegiums,  Iglaner  Progr.  1S75.  £.  Mater^  a.  a.  0.  2,  386  ff.  Maübbk- 
BSECHER,  Gesch.  d.  deutsch.  Königswahlen,  1889.  £.  Metsr,  Mitteil  a.  d.  bist  Litt 
3,  129  ff.  Ohlenschlaoeb,  N.  Erläuterungen  d.  Gold.  Bulle,  1766.  Qmni^E,  Ent- 
stehung d.  KurfUrstenkoliegiums,  1884;  Hist.  Zeitschr.  53,  127  ff.  Bospatt,  Die 
deutsche  Königswahl  bis  zur  G.  B.,  1819.  Schirbmacheb,  Entsteh,  d.  Kurfürsten- 
kollegiums, 1874.  M.  G.  Schmidt,  Staatsrecht!.  Anwendung  der  G.  B.  bis  zum  Tode 
Sigmunds,  Hall.  Diss.  1894.  Sbeugbb,  Mitt  d.  öst  Inst.  16,  44  ff.;  D.  Zeitschr.  f. 
Gesch.- W.  NP.  2,  Iff.;  Hist  VJSchr.  1898,  S.  511  ff.  Tanneet,  Entwickelung  des 
Vorstimmrechts  u.  die  Wahltheorie  des  Ssp.,  1884;  Mitt  d.  öst.  Inst  5,  629  ff. 
Weiland,  Die  deutschen  Königswahlen  im  12.  18.  Jh.,  FDG.  20,  305  ff.  WiuiAirKs, 
Beorganisation  des  Kurf.-Kollegium8,  1873.  Winkelmann,  Hist  Zeitschr.  32,  76  ff. 
V.  Wretscbko,  Einfluß  der  fremden  Rechte  auf  die  deutschen  Königswahlen,  ZRG. 
33,  164 ff.;  Die  electio  communis  b.  d.  kirchl.  Wahlen  im  Mittelalter,  Deutsche 
Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  11,  321  ff.;  ZRG.  33,  269  f.  Blondel,  a.  a.  0.  28  ff. 
Rodenbebg,  Wiederholte  deutsche  Königswahlen  im  13.  Jh.,  1889  (Gierkb,  Unters.  28). 
Weizsackbb,  Rense  als  Wahlort,  Abh.  d.  Berl.  Ak.  1890. 

^^  Vgl.  S.  413,  n.  69.  419.  Über  spätere  fthnliche  Bestrebungen  Büsson,  Die 
Idee  des  deutschen  Erbreichs  und  die  ersten  Habsburger,  1878. 

^^  Otto  Frisingensis,  Gesta  Friderici  2,  1.  Lindneb,  a.  a.  0.  56.  Siehe  auch 
die  Bulle  „Yenerabilem"  von  Innocenz  HI.  (c.  34  X.  de  electione  1,  6)  gegen  Ende. 

"  Vgl.  noch  Lindneb,  Mitteilungen  17,  583. 

*'  Die  destgnatio  kam  nur  bei  Kaisersöhnen  vor,  neben  einander  konnte  es 
also  nur  einen  Kaiser  und  einen  König,  aber  nicht  zwei  Könige  geben;  nur  unter 
Otto  I.  und  II.  bestanden  ausnahmsweise  zwei  Kaiser  neben  einander.  Vgl.  Böbmeb, 
Regesten  Rudolfs  I.,  25.  März  1278. 
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zahlreichen  Wahlorten  stand  anfangs  Mainz  im  Yordergrond,  seit  den 
Staufern  Frankfurt,  das  seit  1257  regelmäßiger  Wahlort  blieb".  Die 
Einberufung  der  Wähler  erfolgte  bei  Designationen  wohl  immer  durch 
den  Kaiser  selbst,  bei  wirklichen  Wahlen  durch  einige  der  angesehensten 
Färsten,  unter  denen  sich,  von  seltenen  Ausnahmen  abgesehen,  der  Erz- 
bischof von  Mainz  regelmäßig  befand,  wenn  auch  die  Angabe  Ottos  von 
Freising,  daß  er  geradezu  das  Vorrecht  der  Einberufung  gehabt  habe, 
in  den  thatsächlichen  Vorgängen  erst  nach  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
Bestätigung  findet ^^  Dagegen  darf  man  wohl  annehmen,  daß  ihm  von 
jeher,  wenn  er  anwesend  war,  die  Leitung  der  WahlTorhandlungen  zu- 
stand ^^  Im  übrigen  gab  es  für  die  Vorverhandlungen,  den  eigentlichen 
Schwerpunkt  der  Wahlen,  keine  bestimmte  Form.  Zur  Teilnahme  an 
diesen  waren  alle  Reichsfürsten,  auch  wenn  sie  nicht  persönlich  geladen 
waren,  berechtigt;  noch  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  haben  wieder- 
holt selbst  solche  Grafen,  die  nicht  mehr  zum  Reichsfürstenstand  zählten, 
mitgewirkt  ^^.  Eine  bestinunte  Reihenfolge  für  die  Abgabe  der  Stimmen 
bestand  nicht,  auch  fanden  eigentliche  Abstimmungen  bei  der  Königswahl 
ebenso  wenig  wie  im  Reichstag  statt;  die  Stimmen  wurden  nicht  gezählt, 
sondern  gewogen,  so  daß  die  mächtigsten  Fürsten  naturgemäß  den  Aus* 
schlag  gaben.  Da  Mehrheitsbeschlüsse  nicht  gefaßt  wurden,  mußte  jeder 
Beschluß  der  Wahlversammlung  notwendig  den  Charakter  einer  Einigung 
tragen,  indem  die  Gegner,  sobald  sie  ihre  bevorstehende  Niederlage  er- 
kannten, sich  von  der  Wahl  fernhielten  oder  zurückzogen  (unter  um- 
ständen freilich  nur,  um  dann  ihrerseits  in  einer  gesonderten  Wahl  einen 
Gegenkönig  aufzustellen).  Bis  zum  Ausgang  des  salischen  Hauses  hielten 
die  Geschichtschreiber  es  noch  -für  notwendig,  der  Vollbort  des  Volkes 
zu  dem  ihm  feierlich  verkündeten  Wahlergebnis  ausdrücklich  zu  ge- 
denken: dexiris  in  coelum  levatis  nomen  novi  regU  cum  clamore  valido 
salutantes  frequerUabant^\  An  die  Stelle  der  alten  Waffenrührung  war 
der  Beifallsruf  unter  Emporheben  der  Hände  getreten  (S.  152),  aber  das 
Ganze  war  nur  ein  feierlicher  Begrüßungsakt  und  kein  Rechtsakt  und 
schien  den  Jüngeren  überhaupt  nicht  mehr  erwähnenswert  Die  Wahl 
selbst  lag  ausschließlich  in  den  Händen  der  Fürsten,  seit  der  Doppelwahl 
von  1257  in  denen  der  Kurfürsten.  Gleichzeitig  mit  dieser  Abschließung 
des  Kurfürstenkollegiums  vollzog  sich  eine  Neuerung,  die  sich  von  da  an 
bis  zum  Jahre  1314  mit  Sicherheit  verfolgen  läßt  und  wahrscheinlich 
bis  zur  goldenen  Bulle  beobachtet  worden  ist    Sie  bestand  darin,   daß 


**  Vgl.  LiNDNEE  63.  137.  209.     Harnack,  i.  d.  Hist.  Aufs.  f.  Waitz  369  f. 

"  Vgl.  Weiland,  Const  1,  165.  Otto  Fris.  gesta  Frid.  1,  16.  Lindnbb  66. 
138.  155  ff.  Seit  1256  war  der  Pfalzgraf  regelmäßig  Mitberafer.  Vgl.  Schwsp. 
L.  130.    ScHSFPEß-BoiCHOBST,  Zur  Geschichte  des  12.  13.  Jhs.  338  ff. 

*«  Waitz  6»,  198  f.     Lindner  71. 

"  Lindnbb  68  f.  97  ff.  105. 

"  Vgl.  Widukindi  res  gestae  Sax.  1,  26  (Wahl  Heinrichs  I.).  2,  1  (Wahl 
Ottos  I.). 
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die  Wähler,  nachdem  sie  sich  in  geheimer  Abstimmung  für  eine  bestimmte 
Persönlichkeit  entschieden  hatten  {tuminatio),  durch  einen  rechtsformlichen 
Akt  (wohl  immer  durch  eine  besondere  Handfeste)  einen  aus  ihrer  Mitte 
bevollmächtigten,  um  auctoHtate  et  nomine  amnium  electorum  in  feier- 
licher Wahlformel  den  Eürspruch  zu  thun  und  damit  den  Bechtsakt  der 
Wahl  (electio,  küre)  zu  vollziehen^®.  Es  war  genau  dasselbe  Verfahren 
der  electio  communis,  das,  um  die  Wahl  als  den  ordnungsmäßigen  Willens- 
ausdruck des  Wahlkörpers  zur  Erscheinung  zu  bringen,  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert bei  den  Papst-  und  Bischofswahlen  beobachtet  wurde.  Hatte  man 
schon  bei  den  Wahldekreten,  die  über  die  deutschen  Eönigswahlen  aus- 
gefertigt wurden,  sich  den  kirchlichen  Must.em  angeschlossen,  so  kann  es 
sich  hier,  gegenüber  der  Wahltheorie  des  Sachsenspiegels,  nur  um  eine 
bewußte  Entlehnung  kirchlicher  Gebräuche  gehandelt  haben,  deren  Zweck 
darin  gefunden  werden  muß,  daß  man  auf  diese  Weise  bei  jeder  Königs- 
wahl am  sichersten  auf  *die  päpstliche  Anerkennung  glaubte  rechnen  zu 
können.  Durch  diesen  von  Bresslau  geführten  Nachweis  kommt  aber  die 
Hauptstütze  für  die  von  Likdner  aufgestellte,  auch  von  uns  Mher  an- 
genommene Wahltheorie,  welche  die  Übertragung  des  Eürspruches  auf 
einen  einzigen  Wähler  {elector)  und  die  Beschränkung  der  übrigen  auf 
ein  bloßes  Angelöbnis  durch  Handgelübde  (laudatio,  collaudatio)  als  das 
Ursprüngliche  ansieht,  in  Wegfall,  da  diese  Theorie  mit  den  Angaben 
des  Sachsenspiegels  und  mit  verschiedenen  älteren  Quellenaussprüchen 
nur  schwer  vereinbar  ist*^.  Die  Kur  vollzog  sich  vielmehr  von  alters 
her  in  der  Weise,  daß  nach  Beendigung  der  Vorverhandlungen^^,  deren 
Ziel  das  dirigere  omnium  vota  in  unum,  die  nominatio,  war,  ein  Wähler 
nach  dem  anderen  in  feierlichem  Kürspruche  (j,eliffo  N.  in  dominum  ei 
regem  atque  rectorem  et  defensorem  patriae^^)  den  Gewählten  bezeichnete. 
Der  Kürspruch  begründete  zugleich  die  Verpflichtung  jedes  einzelnen 
Wählers  und  wurde  deshalb  auch  als  laudare,  coUaudare  (ahd,  gilopän, 
mhd.  loben)  bezeichnet**. 

Die  erste  Kurstimme  hatte  schon  im  11.  Jahrhundert  der  Erzbischof 
von  Mainz,  dem  sich  zunächst  die  geistlichen,  sodann  die  Laienfürsten  an- 


"  Vgl.  den  Kürspruch  von  1308  bei  Altmann  u.  Bernheim'  37. 

^  Gegen  die  Ausführungen  von  Lindneb,  dessen  Werk  im  übrigen  seine 
großen  Verdienste  behält,  vgl.  besonders  die  Note  9  angeführten  Schriften  von 
Bresslau,  Seelioer  and  v.  Wretschko.  Neuerdings  hat  £.  Mayer  den  Versuch  ge- 
macht, die  deutschen  Königswablen  schon  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  auf 
kanonische  Wahlnormen  zurückzuführen  und  den  Kurfürsten  die  Rolle  der  römi- 
schen Skrutatoren  zuzuteilen.  Vgl.  dagegen  v.  Wretschko,  ZRG.  33,  170  n. 
Lindner,  Hergang  b.  d.  KSnigswahlen  27  f. 

'^  Da  die  Vorverhandlungen  ganz  formlos  waren,  so  konnten  sich  auch  Per- 
sonen, die  nicht  wahlberechtigt  waren,  als  Vermittler  beteiligen. 

'*  Vgl.  Waftz  6*,  201.  Da  das  „loben"  in  diesem  Sinne  nicht  technisch  war, 
so  konnte  es  auch  von  der  nachtrfiglichen  Anerkennung  solcher  Fürsten,  die  an 
der  Wahl  nicht  teilgenommen  hatten,  gebraucht  werden.  Etwas  anderes  war  die 
Übertragung  der  Herrschaft  in  der  feierlichen  Form  altgermanischer  Speerreichung 
unter  Heinrich  II.     Vgl.  S.  479.    Thietmars  Chron.  5,  9.     Waitz  6«,  297. 
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schlössen.  Dabei  bestand  Ton  jeher  eine  gewisse  Beihenfolge,  die  sich 
nach  Stammesart  und  Rang  der  Wähler  richtete.  Unter  den  geistUchen 
Fürsten  traten  seit  dem  12.  Jahrhundert  die  Erzbischöfe  von  Köln  und 
Trier,  jedenfalls  wohl  wegen  ihrer  Beteiligung  an  der  Krönung,  in  den 
Vordergrund,  während  unter  den  Laien  die  Stammesherzoge  und  der 
Pfalzgraf  von  Lothringen  die  erste  Stelle  einnahmen.  Durch  den  Unter- 
gang des  Stammesherzogtums  und  die  Umwandlung  im  Begriff  »des 
Beichsfurstenstandes,  die  eine  bedeutende  Verkleinerung  des  weltlichen 
Wahlkörpers  zur  Folge  hatte,  trat  eine  Verwirrung  ein,  die  sich  bei  der 
Doppelwahl  von  1198  in  schwerwiegender  Weise  bemerkbar  machte. 
Innocenz  IIL,  der  sich  zwischen  Philipp  und  Otto  entscheiden  sollte,  er- 
klärte sich  für  letzteren,  der  zwar  weniger  Stimmen  als  Philipp  erhalten 
habe,  aber  doch  ebenso  viele  oder  mehr  von  denen,  ad  quos  principaliter 
spectat  electio  imperatarü^\  Jedenfalls  hat  diese  Entscheidung  den  An- 
stoß dazu  gegeben,  daß  von  den  verschiedensten  Parteien  Wahltheorien 
aufgestellt  wurden,  die  bei  der  Unhaltbarkeit  des  bisherigen  Bechts- 
zustandes  allmählich  zu  einer  praktischen  Beform  führen  mußten.  Die 
älteste  und  einflußreichste  unter  diesen  Wahltheohen  hat  der  Sachsen- 
spiegel (III,  57  §  2)  entwickelt:  In  des  heiseres  köre  sal  die  erste  sin 
die  bischop  von  Megenze^  die  andere  die  von  Trere^  die  dridde  die  von 
Kolne,  Under  den  leien  is  die  erste  an  'me  köre  die  pahnzgreve  von  'me 
Bine,  des  rikes  druzte;  die  andere  die  herthoge  van  Sassen^  die  marschalk; 
die  dridde  die  marcgreve  von  Brandeburch,  die  kemerere.  Die  schenke 
des  rikeSj  die  koning  von  Behemen^  die  ne  hevet  nenen  köre,  umme  dat  he 
nicht  düdesch  n'is.  Sint  kiesen  des  rikes  vorsten  alle,  papen  unde  leien. 
Die  to  'me  ersten  an  ^me  köre  genant  sin,  die  ne  solen  nickt  kiesen  na 
iren  mutwiüen,  toenne  sven  die  vorsten  alle  to  koninge  irwelt,  den  solen 
sie  aller  erst  bi  namen  kiesen. 

Der  Sachsenspiegel  behandelt  noch  die  sämtlichen  Fürsten  des  Beiches 
als  wähl-  und  kurberechtigt.  Nur  wer  aus  der  gemeinsamen  Wahl  als 
nominatus  hervorgeht,  darf  in  des  keiseres  köre  als  der  Gewählte  gelobt 
werden,  auch  das  kiesen y  d.  h.  die  Abgabe  des  Eürspruches,  steht  allen 
gleichmäßig  zu,  aber  sechs  bestimmte  Fürsten  haben  ihre  Eurstimme  an 
erster  Stelle  abzugeben,  sie  sind  die  Ersten  an  der  Eur,  und  sie  sind  zu- 
gleich die  berufenen  JBoten,  die  nach  vollzogener  Eur  dem  Papst  das 
Wahlergebnis  zu  überbringen  und  zu  bezeugen  haben  ^^.  Offenbar  kam 
es  dem  Verfasser,  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Dezennien,  in  erster 
Beihe  darauf  an,  daß  dem  Papst  ein  authentischer  Bericht  über  jede 
Eönigswahl  geliefert  würde.  Er  betrachtete  die  Wahlversammlung  als 
eine  Gerichtsversammlung,  und  wie  diese  sechs  Urteiler  zum  Urteilsvor- 
schlag und  zur  Ablegung  des  Gerichtszeugnisses  gebrauchtet'^,  so  stellte 


*'  Vgl.  Decretale  Venerabilem,  c.  34  X.  de  clectione  1,  6,  Wbilakd,  Const.  2,  505. 

»*  Vgl.  Sachs.  Lchnr.  4,  2. 

»  Vgl.  Sftchs.  Lehnr.  65,  9.     Ssp.  I.  8  §  1.  III.  28  §  2. 
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er  sechs  Vorwähler  anf,  die  zugleich  das  Wahlzeugnis  ablegen  sollten.  Bei 
der  Auswahl  der  hierfür  zu  bestimmenden  forsten  waren  die  Erzbischöfe 
von  Mainz,  Trier  und  Köln  schon  nach  der  bisherigen  Entwickelung  von 
selbst  gegeben,  während  es  hinsichtlich  der  Laienfürsten  anscheinend  einer 
schon  vorhandenen  Überlieferung'^  entsprach,  daß  sie  aus  der  Reihe  der 
großen  Hofbeamten  genommen  wurden,  die  schon  durch  ihren  Dienst 
beim  Erönungsmahl  berufen  waren,  amtliches  S^ugnis  für  die  Berech- 
tigung des  Gekrönten  abzulegen'^.  So  muß  es  gekommen  sein,  daß  den 
drei  rheinischen  Erzbischöfen  der  Pfalzgraf  bei  Rhein,  der  Herzog  von 
Sachsen  und  der  Markgraf  von  Brandenburg,  die  Träger  des  Truchseß-, 
Marschall-  und  Eämmereramtes^  als  die  „Ersten  an  der  Kur''  aus  dem 
Laienelement  gegenübergestellt  wurden.  Daß  der  Spiegier  gerade  von 
diesen  Erwägungen  ausgegangen  ist,  wird  durch  die  von  ihm  für  not- 
wendig gehaltene  Begründung  hinsichtlich  der  Ausschließung  des  Schenken 
bewiesen.  Ob  die  Bemerkung  über  den  Böhmenkönig  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  entsprach,  oder  nur  als  Vorwand  diente,  um  politische 
Gründe  zu  verdecken '^  thut  hier  nichts  zur  Sache,  da  die  Theorie  des 
Sachsenspiegels  ebenso  wie  die  Gleichstellung  des  Laienelementes  mit  dem 
geistlichen  nur  sechs  Kronzeugen  verlangte,  einer  der  weltlichen  Hof- 
beamten also  unberücksichtigt  bleiben  mußte '^ 

Man  hat  die  Wahltheorie  des  Sachsenspiegels  mit  Recht  als  eine 
„litterarische  Thaf'  bezeichnet  Eine  »Reihe  zeitgenössischer  Aufseich- 
nungen,  von  deren  Aufzählung  hier  abgesehen  werden  kann,  muß  auf  sie 
zurüokgefQhrt  werden.  Auch  der  Dichter  Reinmar  von  Zweter  steht 
unter  einem  gewissen  Einflüsse  des  Sachsenspiegels,  aber  sein  Kurfürsten- 
spruch enthält  doch  zugleich  eine  gewisse  Polemik  gegen  Eike,  indem  er 
nach  den  drei  „PfaffenfQrsten''  ausdrücklich  vier  Laienfürsten  nennt,  an 
ihrer  Spitze  den  Böhmen,  den  er  formlich  zur  Wahrung  seiner  Würde 
auffordert: 

her  künec  von  Beheim,  dran  sult  ir  gedenken, 
daz  man  iuch  nent  des  riches  werden  schenken^^. 

Auch  die  Verwahrung  am  Schlüsse  {daz  sint  diu  wären  mmre)  zeigt  die 
polemische  Absicht    Reinmar  hatte  jahrelang  an  Wenzels  Hofe  gelebt 


»  Vgl.  Weiland,  a.a.O.  823.    Waitz,  FDG.  18,  206 ff.    Lnn)NBBl68f.  180 f. 

*^  Vgl.  Anm.  45.  Bbunneb,  Grandz.  117.  Albert  von  Stade,  dem  der  Sachsen- 
spiegel unzweifelhaft  vorlag,  schrieb  zum  Jahre  1240  (MG.  Scr.  16,  367):  Ex  prcte- 
taxaiione  prinetpum  et  consensu  eligunt  impercUorem  Treverensis,   Mogimtinus  ei 

Ooloniensis. Palatinus  eligitj  quia  dapifer  est^  dux  Saxionae,  quia  mar- 

eeahuSy  et  ma/rgraviue  de  Brandenburg^  quia  eamerarius.  Rex  Boemiae^  qui  pin- 
oema  est,  non  eligit,  quia  Teufonieus  non  est 

"  Vgl.  Weiland  305  ff.     Schustkb,  Mitt,  d.  öst.  Inst  2,  892  ff. 

**  Auch  die  mystische  Spielerei  des  Spieglers  mit  der  auf  Sechs  beschränkten 
Siebenzahl  (ZRG.  22,  61)  mag  dabei  mitgespielt  haben. 

'^  Spruch  240.  Vgl.  Röthe,  Die  Gedichte  Beinmars  von  Zweter  184  ff.  529. 
Etwas  abweichend  LnrDNEa  170  f. 
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imd  kannte  dessen  Beteiligung  an  dei^  Wablverhandlungen  von  1237 
und  1239. 

Die  entscheidende  Wendung  trat  bei  der  Doppelwahl  Ton  1257  ein, 
bei  der  die  Erzbischöfe  von  Mainz  und  Köln  und  Pfalzgraf  Ludwig  II* 
(nebst  seinem  Bruder  Herzog  Heinrich  von  Baiern)  für  Bichard  von 
Comwall  stimmten,  dagegen  der  JSrzbischof  von  Trier,  der  Herzog  von 
Sachsen  and  der  Markgraf  von  Brandenburg  für  Alfons  von  Eastilien, 
der  König  von  Böhmen  für  beide  nacheinander  ^l  Der  Teilnahme  der 
übrigen  Fürsten  bei  den  Vorverhandlungen  wird  ausdrücklich  gedacht^ 
auch  hielt  die  Partei  Richards  es  für  nötig,  in  ihrem  Bericht  an  den 
Papst  hervorzuheben,  daß  sie  cum  praelatis,  dudbxu  et  aliis  ibidem  prae- 
sentibus  deliberatione  habita  und  de  ipsorum  cammuni  cansilio  et  assensu 
zur  Wahl  geschritten  seien,  aber  als  allein  maßgebende  Persönlichkeiten 
erschienen  die  genannten  Sieben,  und  auch  der  angezogene  Bericht  forderte 
den  Papst  ausdrücklich  auf,    quasdam  consuetudiries  circa  electionem  novi 

reffis   Romanorum apud  principes   vocem   in   huhismodi  electione 

habentes,  qui  sunt  Septem  numero,  pro  iure  servari  Indem  Papst  Urban  IV. 
in  zwei  an  Alfons  und  Richard  gerichteten  Schreiben  (1263)  ohne  Wider- 
spruch über  die  Ausführungen  dieses  Berichts  referierte,  war  die  erste 
Stufe  in  der  Entwickelung  des  Kurfürstenkollegiums  zum  Abschluß  ge- 
langt ^^  Bestätigt  wird  dies  durch  die  Statuen  der  sieben  Kurfürsten  an 
der  Sümmauer  des  älteren  Bathauses  zu  Aachen,  die  nachweislich  im 
ersten  Jahrzehnt  der  Begierung  Richards,  zwischen  1257  und  1266, 
entstanden  sind'^  Eine  weitere  Bestätigung  liefert  eine  Ausführung 
Heinrichs  von  Segusia,  Kardinals  von  Ostia,  zu  der  Bulle  „Venerabilem'^^^ 
Mit  Sicherheit  ergiebt  sich  aus  den  angeführten  Quellen,  daß  die  herr- 
schende Meinung  sieben  Kurstimmen  annahm  und  eine  von  diesen  dem 
König  von  Böhmen  zugestand.  Da  die  Partei  Richards  der  böhmischen 
Stimme  nicht  sicher  war,  so  ließ  sie  Heinrich  von  Baiem  an  der  Wahl 
teilnehmen,  würdigte  seine  Ansprüche  aber  keiner  Berücksichtigung  mehr, 
als  die  böhmische  Stinune  nachträglich  gewonnen  war.  Der  Vorgang 
wiederholte  sich  1273  bei  der  Wahl  Rudolfs.  Böhmens  Gegnerschaft 
stand  fest,  und  so  erschien  die  Stimme  Heinrichs,  die  gegen  den  böh- 
mischen Protest  zugelassen  wurde,   als   eine  erwünschte  Unterstützung. 


»*  Vgl.  LiKDHKB  147  ff.  208.    Weiland,  Const.  2,  Nr.  885.  897. 

>>  Vgl.  Weiland  2,  Nr.  404.  405.  Raynaldus,  J^nnal.  eccl.  1263  §§  46--60. 
PoTTHAST)  Begesta  pontificain  Romanorum,  Nr.  18634  f.    Lindneb  158. 

>'  Vgl.  LosRSCH,  FDG.  18,  879.    Siehe  auch  Lindnbb  170.  173.  175  f. 

**  Lectnra  sive  apparatas  domini  Hostiensis  super  quinque  libris  Decretalium, 
zu  c  84  X.  de  electionibus  1,  6:  In  qua  ponitur  recognitio  pape,  quod  ad  prin- 
cipes special  deetio  reffis  in  imperaiorem  promavendi ;  Ulis  scilieet:  Mogun^ 

tinoy  Coloniensiy  Treverensi  arckiepiscopts  y  comiti  Rheni ^  duei  Saaxmie,  marchioni 
Brandeburgensiy  et  sepHmus  est  dux  Bohemisy  qui  modo  est  reXy  sed  iste  secundum 
quosdam  non  est  neeessariuSy  nisi  quando  -alii  diseordanty  nee  istud  ius  habuii  ab 
antiquoy  sed  de  facto  hoc  hodie  tenet.  Da  Heinrich  1271  gestorben  ist,  so  kann 
seine  Äußerung  nur  auf  die  Wahl  von  1257  bezogen  werden. 
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Diesmal  wandte  sich  Heinrich  nicht  nur  an  den  Papst  mit  der  Bitte  um 
Bestätigung  *'',  sondern  klagte  auch  bei  König  Rudolf  gegen  Ottokar  auf 
Anerkennung  der  bairischen  Eur.  Es  kam  aber  nur  zu  einer  hofgericht- 
lichen Beweisverhandlung  (15.  Mai  1276)  über  die  Besitzfirage  {questione 
super  quasipossessione  iuris  eligendi  Romanorum  regem),  wobei  Pfalzgraf 
Ludwig  aussagte,  daß  er  und  sein  Bruder  ratione  ducatus,  also  unabhängig 
von  Ludwigs  Pfalzer  Stimme,  gemeinschaftlich  eine  der  sieben  Kurstimmen 
abgegeben  hätten,  was  der  König  als  wahr  bestätigte ^^  Die  bairische 
Partei,  als  deren  litterarische  Vertreter  der  Schwabenspiegel  und  das 
Gedicht  Lohengrin  erscheinen,  nahm  hierauf  nicht  nur  die  siebente  Kur- 
stimme, sondern  auch  das  Erzschenkenamt  für  Baiem  in  Anspruch^'', 
aber  die  bairischen  Bestrebungen  hatten  keinen  dauernden  Erfolg.  Der 
König  von  Böhmen  befand  sich  zehn  Jahre  später  wieder  im  Vollbesitz 
seiner  Kurwürde  und  erhielt  1289/90  von  König  Rudolf  die  ausdrück- 
liche Anerkennung  seines  Erzschenkenamtes,  ohne  daß  der  bairischen  An- 
sprüche jemals  wieder  gedacht  worden  wäre^®. 

Ein  Übelstand  ergab  sich  aus  den  Erbteilungen,  die  seit  dem 
13.  Jahrhundert  bei  den  weltlichen  Fürstentümern  einrissen  und  im  pfäl- 
zischen und  sächsischen  Kurhaus  auch  zu  einer  Teilung  der  Kurstimme 
führten,  wodurch  Doppelwahlen  veranlaßt  wurden'®.  Die  Goldene  Bulle 
von  1356  setzte  daher  fest,  daß  die  Kurstimmen  untrennbar  mit  den  Kur- 
landen verbunden,  diese  aber  unteilbar  sein  und,  soweit  es  sich  um  die 
weltlichen  Kurfürsten  handelte,  nach  dem  Erstgeburtsrecht  im  Mannes- 


**  Vgl.  Ha&kack,  a.  a.  0.  265. 

••  Die  auf  dem  Reichstag  zu  Augsburg  ausgestellte  Hofgericbtsurknnde  nach 
dem  Original  (aber  mit  zwei  nach  Harnack,  a.  a.  0.  262  zu  yerbesBemden  falschen . 
Lesarten)  bei  Wittmahk,  Monum.  Wittelsbac.  1,  278  (Qu.  u.  Erörter.  z.  bayer.  u. 
deutsch.  Gesch.  5).  Über  die  Bedeutung  der  bairischen  Stimme  bei  den  Wahlen 
von  1257  und  1273  und  den  Sinn  der  Urkunde  von  1275  ist  außer  der  Anm.  9 
angeführten  allgemeinen  Litteratur  zu  vergleichen:  Scueffbr-Boichobst ,  Zur  Ge- 
schichte d.  bair.  u.  pfälz.  Kur,  Mtinch.  SB.  1884,  S.  462  ff.  Mufpat,  Gesch.  d.  bair. 
u.  pf)llz.  Eur,  Abh.  d.  Münch.  Ak.  1869,  S.  247  ff.  Busson,  Doppel  wähl  des  Jahres 
1257  (1866).  Tannbrt,  Beteiligung  des  Herzogs  Heinrich  von  Baiem  an  der  Wahl 
des  Jahres  1257  (i.  d.  Histor.  Unters,  fiir  A.  Schäfbr,  336  ff.).  Loremz,  Wien.  SB.  17, 
175  ff.  Bärwald,  ebd.  21,  3  ff.  Riezler,  Geschichte  Baierns  2,  109.  139  f.  Frrns- 
DORFF,  GGA.  1862,  S.  260  ff.    A.  Müller,  Gesch.  d.  böhm.  Kur,  Würzb.  Diss.  1891. 

*'  FicKER,  Entstehungszeit  des  Schwabenspiegels,  Wien.  SB.  77,  828  ff.,  weist 
nach,  daß  die  ältesten  Textfonnen  des  Schwabenspiegels  im  Landrecht  und  Schwab. 
Lehnr.  8  noch  den  Böhmen,  Lehnrecht  41  dagegen  bereits  den  Baiern  als  Kur- 
fdrsten  und  Schenken  nennen,  während  fast  alle  späteren  Texte  überall  den  Baiern 
haben.  Der  zu  Augsburg  entstandene  Schwabenspiegel  war  demnach  am  15.  Mai 
1275  erst  zum  Teil  vollendet,  der  Abschluß  des  Werkes  ist  erst  später  erfolgt 
Über  den  Lohengrin  vgl.  ZDA.  13,  156  f.  Übrigens  hat  erst  die  zweite  Hand- 
schriftenklasse des  Schwabenspiegels,  der  sich  der  Lohengrin  anschließt,  auch  die 
Kurwürde  der  Erzbischöfe  von  Köln  und  Trier  an  ihr  Erzkanzleramt  geknüpft. 
Vgl.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Philol.  1,  274.     Sbeliger^  Erzkanzler  46  ff. 

»*  Vgl.  Harnack,  a.  a.  0.  60. 

3ö  Vgl.  Harnack,  a.  a.  0.  67.  77  ff.  85  ff. 
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stamm  vererbt  werden  sollten.  Im  Fall  der  Unmündigkeit  eines  Kar- 
forsten  (unter  18  Jahren)  sollte  ihn  der  nächste  Agnat  als  Begiemngs- 
vormund  vertreten.  Ferner  bestimmte  die  Goldene  Bulle  über  die 
Eönigswahly  daß,  entsprechend  einem  Beschluß  des  Eurvereins  zu  Rense 
von  1338,  Stimmenmehrheit  bei  den  Wahlen  entscheide*^.  Der  Mainzer 
sollte  die  Stimmen  abnehmen,  selbst  aber  zuletzt  stimmen.  Stimmabgabe 
durch  besondere  Bevollmächtigte  blieb  gestattet,  Übertragung  der  Stimme 
auf  einen  Mitwähler  war  ausgeschlossen.  Un vertreten  Ausgebliebene  wurden 
nicht  gezahlt,  wenn  wenigstens  vier  erschienen  oder  vertreten  waren. 
Sich  selbst  die  Stimme  zu  geben,  sollte  erlaubt  sein.  Die  Wahl  sollte 
binnen  vier  Monaten,  nachdem  die  Thronerledigung  bekannt  geworden, 
stattfinden,  die  Einberufung  dazu  unter  Ansetzung  des  Wahltermins  inner- 
halb des  ersten  Monat«  durch  den  Erzbischof  von  Mainz  erfolgen;  mangels 
einer  solchen  Einberufung  sollten  die  Wähler  sich  von  selbst  eiufinden. 
Als  ständiger  Wahlort  wurde  die  Bartholomäuskirche  in  Frankfurt  fest- 
gesetzt. Für  Hin-  und  Rückreise  wurde  den  Wählern  und  ihren  Gesandten 
Frieden  und  bestimmtes  Geleite  gewährt. 

Zum  vollen  Erwerb  der  königlichen  Rechte  genügte  die  Wahl  allein 
nicht,  es  bedurfte  noch  der  Erönung,  die  durch  die  feierliche  Übergabe 
der  Reichsinsignien,  zumal  der  Lanze,  den  Charakter  einer  Investitur  mit 
dem  ESnigtum  erhielt  *^  Schon  im  10.  und  11.  Jahrhundert  erfolgten  die 
Erdnungen  überwiegend  in  Aachen,  was  seit  Heinrich  III.  zur  festen,  nur 
durch  vereinzelte  Ausnahmen  unterbrochenen  Regel,  seit  der  Goldenen  Bulle 
aber  Gesetz  wurde  ^.  Die  Vollziehung  der  Erönung  galt  anfangs  als  Sache 
des  Erzbischofs  von  Mainz,  wurde  aber,  je  mehr  die  Erönung  in  Aachen 
zur  Regel  wurde,  besonderes  Vorrecht  des  Erzbischofs  von  Eöln  als  des 
Diözesanbischofs,  später  unter  Mitwirkung  des  Erzbischofs  von  Trier  *^ 
Am  Schluß  des  nach  feierlichem  Ritual  vollzogenen  Aktes  wurde  der 
Eönig  durdi  die  Bischöfe  zum  Thron  geführt**.  Durch  das  darauf  folgende 
Erönungsmahl  bethätigte  sich  der  Eönig  zum  ersten  Male  als  Wirt  des 
Reiches,  während  die  Inhaber  der  Erzämter  die  Dienste  leisteten *^ 


*^  Vgl.  Habnack  62.  66  ff.  1 47.  Für  die  kurfürstliche  Genehmigung  könig- 
licher Verfügungen  über  Reichsgüter  stellte  schon  ein  Reichswelstum  von  1281 
(MG.  Leg.  2,  435)  das  der  Reichs  Verfassung  früher  unbekannte  Mehrheitsprinzip  auf. 

*^  Vgl.  Anm.  22.  Ludwig  der  Deutsche  und  seine  Söhne  sowie  Arnulf  und  Hein- 
rich I.  hahen  sich  nicht  krönen  lassen,  wohl  aber  Ludwig  das  Kind  und  Kourad  I. 
Seit  Otto  I.  wurde  die  Krönung  feste  Regel,  bei  Doppelwahlen  galt  sie  mehr  oder 
weniger  als  ausschlaggebend,  bei  Heinrich  IL  bat  sie  sogar  den  Mangel  einer  all- 
gemeinen Wahl  ersetzL    Vgl.  Waitz  6',  208  f.    Scuusteb,  Mitt.  d.  öst  Inst.  4,  192  ff. 

*«  Vgl.  GB.  c.  29.    Waitz  6«,  209  f.     Limdnee  68.  187. 

"  Vgl.  LiNDMEB  63.  108,  n.  1.  137.  184.     Waitz  6«,  211  ff. 

**  Vgl.  Ssp.  111.  72,  §  1.  Über  das  Krönungsritual  vgl.  MG.  Leg.  2,  384  ff. 
Waitz  6*,  213  ff.;  Formeln  der  deutschen  Königs- u.  römischen  Kaiserkrönung  vom 
10.  bis  12.  Jahrhundert,  Abb.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  1873.     ZRG.  15,  144  ff. 

*^  Nach  altgermauiBcher  Auffassung  mußte  die  Teilnahme  am  Krönungsmahl 
als  eine  ausdrückliche  Anerkennung  des  Königs  aufgefaßt  werden. 
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Mit  der  Erönung  in  Aachen  hatte  der  deutsche  König  zugleich  die 
königlichen  Rechte  in  Italien  und  Burgund,  nachdem  diese  Länder  mit 
dem  Reich  in  Verbindung  gekommen  waren,  erworben.  Eine  besondere 
lombardische  Erönung,  die  schon  unter  Heinrich  IL  und  Eonrad  n. 
stattgefunden  hatte,  kam  seit  Friedrich  I.  in  Übung,  obwohl  auch  ferner 
daran  festgehalten  wurde,  daß  eine  rechtliche  Notwendigkeit  für  sie  nicht 
vorlag,  vielmehr  der  deutsche  Eönig  schon  als  solcher  berechtigt  war,  sich 
auch  als  römischen  Eönig  zu  bezeichnen  ^^  Anders  war  es  mit  der  Eaiser- 
wurde,  die  der  vom  Papst  zu  Rom  vollzogenen  Erönung  unbedingt  be- 
durfte *^  Von  der  politischen  Bedeutung,  welche  die  durch  Otto  L  bewirkte 
Verbindung  mit  dem  römischen  Eaisertum  für  Deutschland  gehabt  hat, 
ist  hier  nicht  zu  reden  ^^  Für  die  Rechtsgeschichte  kommt  vor  allem  in 
Betracht',  daß  die  in  der  Theorie  von  den  zwei  Schwertern  gipfelnde  un- 
gesunde Verquickung  von  Staat  und  Eirche  dem  Papst  Gelegenheit  gab, 
sich  in  einer  für  beide  Teile  unheilvollen  Weise  in  die  deutschen  Thron- 
folgefragen zu  mischen.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  war  es  ständiger 
Brauch  geworden,  dem  Papst  nach  jeder  Eönigswahl  amtliche  Anzeige 
von  dem  Ergebnis  zu  machen  ^^.  Bei  zwiespältigen  Wahlen  wurde  regel- 
mäßig der  Papst  von  beiden  Teilen  umworben,  um  ihn  für  die  Eaiser- 
krönung  zu  gewinnen,  woraus  sich  von  selbst  eine  namentlich  von 
Innocenz  III.  und  Urban  IV.  geltend  gemachte  schiedsrichterliche  Stel- 
lung entwickelte'^^.  Die  Ansicht,  daß  der  Eaiser  sein  weltliches  Schwert 
vom  Papst  zu  Lehen  trage  und  dafür  Lehnseid  und  Lehnspflicht  schulde, 
kam  auf  kurialistischer  Seite  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  zu  immer 
entschiedenerem  Ausdruck,  aber  erst  Bonifacius  VIII.  wagte  den  Anspruch 
zu  erheben,  daß  der  Eurie  auch  bei  einfachen  Wahlen  die  Prüfung  nicht 
bloß  des  Wahlvorganges,  sondern  selbst  der  persönlichen  Würdigkeit  des 
Erwählten  zustehe.  Die  von  staatlicher  Seite  gegen  diese  Übergriffe 
erhobene  Reaktion,  die  in  den  Beschlüssen  des  Eurvereins  von  Rense  von 


*•  Vgl.  Waitz  6«,  219  ff. 

^^  Vgl.  ebd.  6',  224  ff.  Schwarzer,  Die  Ordines  der  Kaiserkronung,  FDG. 
22,  159  ff.  DiEMAKDT,  Ceremoiiiell  der  Kaiserkrönungen,  1894.  Kröner,  W&hl  u. 
Krönung  der  deutecb.  Kaiser  u.  Könige  in  Italien  (Studien  a.  d.  Collegium  Sapien- 
tiae,  VI.  1901). 

*^  Vgl.  FicKER,  Das  deutsche  Kaiserreich,  1861;  Deutsches  Königtum  und 
Kaisertum,  1862;  Forschungen  z.  Reichs-  u.  HG.  Italiens  1,  pg.  15  ff.  v.  Stbbl, 
Die  deutsche  Nation  u.  das  Kaiserreich,  1861.  Waitz,  Abhandlungen  532ff.;VG. 
6',  457  ff.    v.  Wydekbbuck,  Die  deutsche  Nation  und  das  KaiseiTcich,  1862. 

^*  Tgl.  MuTu,  Beurkundung  und  Publikation  der  deutschen  Königswahlen, 
1881.    Altmann  u.  Bernheim«  95.  101.  103.  114.  116.    Weiland  1,  191.  2,  8  ff.  23  f. 

*»  Vgl.  die  Bulle  „Venerabilem**  (Anm.  23).  Waitz  6«,  228  ff.  Harnack, 
a.  a.  0.  124  ff.  Deüssen,  Pfipstliche  Approbation  der  deutschen  Königs  wähl,  1879. 
Enqelmann,  Ansprüche  der  Päpste  auf  Konfirmation  und  Approbation  bei  den  deut- 
schen Königswahlen,  1886.  Weizsäcker,  Urkunden  der  Approbation  König  Ruprechts, 
Abb.  d.  Berl.  Akad.  1888.  Dönitz,  Ursprung  und  Bedeutung  des  Anspruches  der 
Päpste  auf  Approbation  der  deutsch.  Königswahlen,  Hall.  Diss.  1891. 
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1338  positiv  und  in  der  Goldenen  Bulle  negativ  hervortrat*^,  hatte  kein 
dauerndes  Ergebnis,  die  Yerhältnisse  bei  der  Wahl  Buprechts  ermög- 
lichten es  der  Kurie  sogar,  ihre  Ansprüche  noch  hoher  zu  steigern, 
und  selbst  Sigmund  glaubte  der  päpstlichen  Approbation  nicht  entraten 
zu  können  ^^ 

Bei  der  Krönung  legte  der  König  das  Oelübde  ab,  das  Recht  zu 
starken  und  das  Unrecht  zu  kranken,  allezeit  ein  Mehrer  des  Reiches 
{semper  augustm)  zu  sein  und  es  nicht  ärmer  zu  machen  ^^  Sein  Ver- 
sprechen bei  der  Kaiserkrönung  ging  vornehmlich  dahin,  ein  Schirmer 
der  Kirche  und  des  wahren  Glaubens  zu  8ein*^  Einen  Eid  hatte  der 
König  in  beiden  Fällen  nicht  zu  leisten  ^^  Dagegen  fand  regelmäßig 
eine  allgemeine  Vereidigung,  wenn  auch  nicht  des  ganzen  Volkes,  so 
doch  aller  hervorragenden  Elemente  desselben  statt  *^.  Die  Reichsvassallen 
bedurften  einer  ausdrücklichen  Lehnserneuerung  (S.  404). 

Nach  dem  Sachsenspiegel  (III.  54,  §  3)  konnte  an  sich  jeder  ehelich 
geborene  freie  Mann,  der  sich  im  Vollbesitze  der  bürgerlichen  und  kirch- 
lichen Rechte  befand  und  von  schweren  körperlichen  Gebrechen  frei  war, 
zum  König  gewählt  werden,  thatsächllch  fiel  aber  die  Wahl  fast  immer 
auf  Mitglieder  des  Reichsfürstenstandes,  nur  Wilhelm  von  Holland,  Rudolf!., 
Adolf  und  Heinrich  VII.  sowie  Günther  von  Schwarzburg  gehörten  dem 
einfachen  Grafenstand,  also  der  höheren  Klasse  der  freien  Herren,  an^^. 
Das  Erfordernis,  daß  der  Gewählte  sich  nicht  im  Kirchenbann  befinden 
dürfe  ^^  gab  den  Päpsten  Gelegenheit  zur  Ausbildung  eines  mittelbaren 
Absetzungsrechtes    durch  Bannung   des   Königs,    das  zwar  der  Reichs- 


^^  Die  unbedingte  Pflicht  des  Papstes,  dem  deutschen  König  die  Kaiserkrone 
8U  erteilen,  wird  schon  in  dem  Gedicht  Lohengrin  (her.  y.  Rückest)  Vers  6549  ff. 
betont  Die  auf  dem  Frankfurter  Reichstag  von  IdSS  zum  Reichsgesetz  erhobene 
Erklftrung  des  Kurvereins  (über  die  UnfprOnglichkeit  des  deutschen  Textes  Wbi«- 
LAND,  Neues  Archiv  18,  829 ff.)  ging  dahin:  qmd^  postquam  aliquis  a  prineipibus 
ekotoribua  imperii  vel  a  maiori  parte  rmmero  eonmdem  prinoipum  etiam  in  dis- 
cordia  pro  rege  Bomanorum  est  eleetus,  non  indiget  nominaiione,  approbcUione,  con* 
firmaHone,  aasensu  vel  auctoritaie  eedis  aposiolice  super  administrcUione  bonorum 
et  iurntm  imperii  aive  tihdo  regis  assumendis^  et  quod  super  kiis  merito  talis  eleetus 
non  habet  reeurrere  sedem  ad  eandem.  Vgl.  Grauebt,  Konrad  von  Megenberg,  Hist. 
Jahrb.  22,  631  ff.  Die  Goldene  Bulle  gedenkt  des  Papstes  Überhaupt  an  keiner 
Stelle.    Vgl.  FiOKBB,  Wien.  SB.  U,  673.     Habäack,  a.  a.  0.  UO  f.  135  f.  154.  268. 

"  Vgl.  Wbizsäckbb,  a.  a.  0.  94  f.  104. 

*»  Vgl.  Ssp.  m.  54,  §  2.     Schwsp.  L.  122*.     Waitz  6«,  216.  474. 

**  Vgl.  Waitz  6«,  230  ff.  Schwarzer,  a.  a.  0.  179  ff.  Walter,  RG.  §  252, 
n.  4.    Gl.  z.  sftchs.  Lehnr.  4. 

w  Vgl.  Waitz  6»,  474  f. 

^^  Vgl.  Waitz  6*,  479  ff.  Über  Spuren  eines  allgemeinen  Unterthaneneides 
vgl.  Heck  und  Likdker,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  17^  561  ff. 

^^  Vgl.  FiOKER,  Wien.  SB.  77,  845  ff.  Die  Kasuistik  des  Schwabenspiegels 
(Schwsp.  L.  123)  über  die  zur  Wählbarkeit  erforderlichen  Eigenschaften  ist  auf  die 
Person  Rudolfs  I.  zugeschnitten,  um  seine  Wahl  zu  rechtfertigen. 

*^  Um  Mißbräuchen  vorzubeugen,  schließt  der  Sachsenspiegel  nur  den  mit 
rechte  Gebannten  aus,  Schwsp.  L.  122  läßt  diese  Beschränkung  fallen. 
B.  SchbOdsb,   Deutsche  Beohtsgeechichte.    4.  Aufl.  31 
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Verfassung  selbst  fremd  blieb,  aber  in  der  mittelalterlichen  Doktrin  zur 
Anerkennung  gelangte  und  thatsachlich  oft  genug  den  beabsiohtigt«n 
Erfolg  gehabt  hat«».  Die  Absetzung  Adolfs  (1298)  und  Wenzels  (1400) 
und  der  1456  gemachte  Versuch  einer  Absetzung  Friedrichs  UI.  war 
nichts  weiter  als  ein  revolutionärer  Akt  der  Kurfürsten  mit  erborgter 
rechtlicher  Form.  Ob  die  Beichsverfassung,  falls  die  Parteiverhältnisse 
bei  den  genannten  Yorgangen  andere  gewesen  wären,  ein  wirkliches 
Rechtsverfohren  gegen  den  König  im  Sinne  der  Bechtsbücher  zugelassen 
haben  würde,  ist  bestritten  •^ 

Wiederholte  Beispiele  zeigen,  daß  das  Beichshofgericht  auch  über 
Klagen  gegen  den  König  unter  dem  Vorsitz  des  letzteren  urteilen  konnte  ^^ 
Dagegen  wurde  für  Erlagen  des  Königs  gegen  einen  Beichsfiirsten  die 
Gerichtsbarkeit  des  Pfalzgrafen  (als  stellvertretenden  Vorsitzenden  des 
Beichshofgerichts)  durch  Beichsweistum  von  1274  ausdrücklich  festgestellt^^ 
und  auch  durch  den  Schwabenspiegel  (L.  124)  bezeugt  Die  Bechtsbücher 
gingen  noch  weiter,  indem  sie  dem  Fürstengericht  unter  Vorsitz  des  Pfalz- 
grafen auch  die  Entscheidung  über  Krone  und  Leben  des  Königs  zu- 
sprachen ®^  Es  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  daß  der  Verfasser  des  Sachsen- 
spiegels diesen  Satz  nicht  dem  Beichsrecht  seiner  Zeit  entnommen,  sondern 
aus  der  erwähnten  Vertretungsbefugnis  des  Pfalzgrafen  im  Hofgericht  und 


^  Vgl.  FsiBDBERa,  De  finium  inter  ecdesiam  et  civitatem  regnndomm  iudicio 
86  f.  Domeier,  Die  Päpste  als  Richter  über  die  deutschen  Könige,  1897  (Gtibrkb, 
Unters.  58).  Der  Ssp.  III.  57,  §  1  (im  Gegensatze  zu  Schwsp.  L.  128)  war  auch 
hier  bemüht,  der  Willkür  Grenzen  zu  ziehen.  Rudotf  I.  hat  von  den  Privilegien 
Friedrichs  II.  nur  die  ante  latam  in  cum  papalia  excommunieationis  et  deposüionis 
eententiam  erlassenen  bestätigt.  Vgl.  Böhmer.  Beg.  Rudolfi  S.  54.  Nach  der  Ab- 
setzung Wenzels  hat  man  eine  amtliche  Unwahrheit  nicht  gescheut,  um  das  Ver- 
fahren als  von  der  Kurie  ausgegangen  darzustellen  und  so  zu  Gunsten  eines 
unmittelbaren  päpstlichen  Absetzungsrechtes  ein  Präjudiz  zu  schaffen.  Vgl.  Weiz- 
säcker, a.  a.  0.  72  f. 

•«  Vgl.  Weizsäcker,  Der  Pfalzgraf  als  Richter  über  den  König,  Abb.  d.  Gott 
Ges.  d.  Wiss.  33  (1886).  Harnaok,  FDG.  26,  146  ff.  Löheb,  Das  RechtsverfEihren 
bei  Wenzels  Absetzung,  Münch.  Hist.  JB.  1865,  S.  8  ff.  Merkel,  Hallische  Festschr. 
f.  Pernice,  1861.  H.  Ehrekberg,  Der  deutsche  Reichstag  52  f.  78  ff.  H.  Schulze, 
De  iurisdictione  principum,  praesertim  comitis  palatini,  in  imperatorem  exercita, 
Jena  1847.  Während  die  beiden  zuerst  genannten  die  Angaben  der  Rechtsbficher 
für  doktrinäre  Erfindungen  halten,  erklärt  R.  Löninq,  Ztschr.  f.  Strafir.  -  Wiss.  7, 
674  f.,  aus  gewichtigen  Bedenken  (vgl.  ZRG.  22,  59)  diese  Frage  (im  Gegensatz  zu 
der  Sachlage  im  14.  und  15.  Jahrhundert)  für  noch  nicht  spruchreif.  Die  gegen 
die  Rechtsbücher  vorgebrachten  Beweise  sind  nicht  entscheidend,  während  es 
andererseits  ebenso  an  positiven  Belegen  aus  dem  18.  Jahrhundert,  die  für  die 
Rechtsbücher  sprächen,  vollkommen  fehlt. 

•»  Vgl.  Weiland,  Const.  1,  887  f.  2,  70  f.  92.    Fbanklik,  Reichsho%ericht  2,  101. 

<^*  MG.  Leg.  2,  899.  Merkel,  a.  a.  0.  2.  Franklin,  a.a.O.  1,  166 ff.  2,101. 
Der  letztere  (2,  174)  weist  nach,  daß  der  Konig  sich  auch  durch  einen  anderen 
Fürsten  vertreten  lassen  konnte.  Der  Schwerpunkt  des  Weistums  v.  1274  lag  also 
in  dem  Verlangen  der  Vertretung,  nicht  in  der  Person  des  Vertreters. 

••  Vgl.  Ssp.  I.  58,  §  2.  III.  52,  §  3.  54,  §  4.  Schwsp.  L.  121«.  122\  124. 
128.  130«.     Schwab.  Lehnr.  41«.  147  i.  f. 
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aas  seinem  Beichsvikariatsrecht  abgeleitet  hat;  dazu  kam,  daß  ihm  das 
Verhältnis  des  Beichsvikars  zum  König  in  demselben  Licht  wie  das  des 
ostßlischen  Schultheißen  zum  Orafen  erschien,  er  sich  also  für  berechtigt 
halten  mochte,  auch  die  Gerichtsbarkeit  des  Schultheißen  über  den  Orafen 
entsprechend  auf  Pfalzgrafen  und  König  zu  übertragen**.  Wie  bei  seiner 
Wahltheorie,  so  knüpfte  er  auch  bei  der  Pfalzgrafentheorie  an  Bechts- 
anschauungen  seiner  Zeit  an,  sein  konstruktives  Talent  kam  dabei  zu 
neuen  Bechtssatzen,  aber  willkürlich  erfunden  hat  er  sie  nicht.  Auch 
die  Pfalzgrafentheorie  des  Sachsenspiegels  hat  einen  bedeutenden  Einfluß 
auf  die  fernere  Bechtsgestaltung  im  Beiche  ausgeübt.  Auch  abgesehen 
von  den  unmittelbar  aus  dem  Sachsenspiegel  geflossenen  Quellen  und  den 
weiteren  Ausführungen  des  Schwabenspiegels  dürfte  die  wunderliche  Be- 
merkung über  die  schiedsrichterliche  Stellung  des  Pfalzgrafen  bei  zwie- 
spältigen Königswahlen,  die  sich  in  dem  erwähnten  Briefe  Urbans  IV. 
von  1263  findet,  ebenso  auf  den  Sachsenspiegel  zurückzuführen  sein,  wie 
die  Berufung  der  Kurfürsten  auf  quaedam  consuettido  bei  den  Absetzungs- 
beslxebungen  gegenüber  Albrecht  I.  im  Jahre  1300**.  Gesetzliche  An- 
erkennung erhielt  das  ex  consuetudine  vntroductum  durch  c.  5  §  2  der 
Goldenen  Bulle  von  1356.  Daß  diese  das  Becht,  über  den  König  abzu- 
urteilen, nur  dem  unter  dem  Vorsitz  des  Pfalzgrafen  versammelten  Beichs- 
t^  einräumte  und  damit  die  Zuständigkeit  eines  nach  Belieben  des  Pfalz- 
grafen zu  berufenden  Beichsvikariatsgerichts  ablehnte,  beruhte  sicher  nicht 
auf  besonderem  Kompromiß,  sondern  entsprach  der  bisherigen,  auch  im 
Schwabenspiegel  durchblickenden  Bechtsauffassung  ®®.  Nur  die  Aus- 
schließung des  Kontumazialverfahrens  gegen  den  König  scheint  ein  von 
Karl  IV.  verlangtes  Zugeständnis  der  Fürsten  gewesen  zu  sein.  Daß  die 
Bestimmung  der  Goldenen  Bulle  noch  im  16.  Jahrhundert  in  Kraft  stand, 
wird  durch  eine  Urkunde  Friedrichs  III.  von  1442  für  die  Schweiz 
bezeugt  *^ 

Die  Fortsetzung  des  fränkischen  Beiches  im  deutschen  wurde  tradi- 
tionell darin  festgehalten,  daß  der  König  ohne  Bücksiöht  auf  seine  Ab- 
stammung als  Franke  galt  und  in  seinen  persönlichen  Bechtsverhältnissen 
nach  fränkischem  Becht  beurteilt  wurde®®.  Darum  mußten  Königswahl 
und  Königskrönung  auf  fränkischem  Boden  erfolgen,  und  man  darf  ver- 
muten, daß  für  das  Absetzungsverfahren  dasselbe  galt  Das  fränkische 
Becht  mußt«  namentlich  bei  der  Frage  des  Mündigkeitstermines  von  Be- 
deutung werden,  wenn  ein  Unmündiger  den  Thron  bestiegen  hatte:   der 


•*  Vgl.  ZRG.  18,  48.  20,  2  ff. 

•*  VgL  8.  477.    Ratnaldus,  a.  a.  0.  §  54.    Mebkel,  a.  a.  0.  5. 

^  Während  WeizsS-ckeb  86  ff.  einen  Rompromiß  annimmt,  versteht  Lönino, 
a.  a.  0.,  unter  imperialis  curia  nicht  den  Reichstag,  sondern  das  am  Königshof 
versammelte  Reichshofgericht,  doch  begegnet  diese  Bezeichnung  immer  nur  für  den 
vollen  Reichstag,  an  den  auch  Schwsp.  L.  122^  und  124  denkt 

•'  Vgl.  Phanklin,  Reichshofgericht  2,  101  n. 

"  Vgl.  Ssp.  III.  54,  §  4.     V.  BoBCH,  Arch.  f.  Strafr.  1888,  S.  98  ff. 
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König  erreichte  die  Mündigkeit,  dem  ribuaxischen  Becht  entsprechend, 
mit  fünfzehn  Jahren^®.  Über  die  Begierangsvormundschaft  bestanden 
keine  festen  Begeln,  doch  traten  hier  in  erster  Beihe  die  Ansprüche  des 
nächsten  Schwertmagen  und  der  Königin-Mutter  hervor  ^^. 

War  der  König  auf  längere  Zeit  an  der  Führung  der  Begienmg  ver- 
hindert (namentlich  wenn  er  sich  zu  längerem  Aufenthalt  nach  Italien 
begab),  so  pflegte  er  einen  Statthalter  zu  ernennen.  Stand  dem  Kaiser 
ein  Sohn  als  römischer  König  zur  Seite,  so  war  dieser  der  von  selbst  ge- 
gebene Vertreter,  in  anderen  Fällen  hatte  der  König  frei  zu  bestimmen  ^^. 
Die  Erteilung  der  Vollmacht  geschah  vor  versammeltem  Beichstag^l 
Von  Karl  IV.  erwirkte  der  Pfalzgraf  bei  Bhein  1375  für  sich  und  seine 
Nachfolger  die  Anerkennung  als  Beichsverweser  in  den  Fällen  der  Bom- 
fahrt,  und  als  König  Wenzel  1394  von  den  Böhmen  gefangen  und  da- 
durch verhindert  war,  selbst  Vorsorge  zu  treffen,  verkündigte  der  Pfalz- 
graf sich  selbst  als  Beichsverweser ^^  Das  Beichsvikariatsrecht  des 
Pfalzgrafen  bezog  sich  nur  auf  die  Zeit  der  wirklichen  Thronerledigung'* 
Seine  Entstehung  ist  unklar'^,  ebenso  das  konkurrierende  Becht  des  Her- 
zogs von  Sachsen,  das  sich  vielleicht  auf  den  Besitz  der  sächsischen  Pfalz- 
grafechaft  gründete '^  Durch  die  Goldene  Bulle  wurde,  einem  schon  be- 
stehenden Brauche  entsprechend,  eine  räumliche  Abgrenzung  angeordnet^ 
indem  das  Beich  in  zwei  Vikariatsgebiete,  das  des  fränkischen  und  des 
sachsischen  Bechts,  eingeteilt  und  das  eine  dem  Pfalzgrafen,  das  andere 
dem  Sachsen  überwiesen  wurde'''. 


••  Vgl.  Waitz  6«,  275.    Kraut,  Vormundschaft  3,  115  f. 

»«  Vgl.  Waitz  6*,  216  ff.    Kraut  3,  121  ff. 

"  Vgl.  WArrz  6«,  282  ff.  Kraut,  a.  a.  0.  127.  Fickbr,  Wien.  SB.  77,  832  ff. 
Frakklik,  a.  a.  0.  2,  79  ff.  Im  12.  Jahrhundert  betrachtete  man  den  Erzbischof 
von  Mainz,  im  18.  den  Pfalzgrafen  bei  Rhein  und  die  Herzoge  von  Sachsen  und 
Baiem  als  diejenigen,  die  unbeschadet  der  Entscheidung  des  Königs  vor  anderen 
Berücksichtigung  zu  beanspruchen  hatten.  Vgl.  Jaff£,  Mon.  Corb.  190  f.  Schwsp. 
L.  125,  Lehnr.  41. 

'*  Vgl.  Schwsp.  L.  125.  Böhmer,  Acta  imperil  Nr»  622.  Axtmakn  u.  Bern- 
heim' 88.  45. 

''  Vgl.  Böhmer,  Nr.  872.  Windeckes  Leben  Sigmunds,  c.  174  ff.  Janssen, 
Frankf.  Beichskorrespondenz  1,  Nr.  96  f.  Beichstagsakten  2,  389.  Altmamn  u. 
Bbrnheim*  75. 

^*  Vgl.  Merkel,  a.  a.  0.  6  ff.  Harnack,  KurfurstenkoUegium  82.  133.  139. 
FiOKER,  a.  a.  0.  861.  Triepel,  Interregnum  25  ff.  Kupke,  Das  Beichsvikariat  u. 
die  Stell,  d.  Pfalzgrafen,  Hall.  Diss.  1891.    Eichhorn,  St-  u.  BG.  8,  41  ff. 

'^  Die  Sltesten  Zeugnisse  sind  Schwab.  Lehnr.  41%  147  und  Urkunden  von 
1254,  1266,  1267,  1276—1281.  Vgl.  Weiland,  Const  1,  633.  Mon.  Zoller.  2,  Nr.  108. 
111.  Koch  u.  Wille,  Beg.  d.  Pfalzgr.  Nr.  803.  987.  Merkel,  a.  a.  0.  7.  Altmann 
u.  Bernheim*  27.    Die  frühere  Zeit  weiß  noch  nichts  davon.    Vgl.  Waitz  7,  177  f. 

'•  Vgl.  §  45,  n.  56,  57.  Vgl.  Picker,  a.  a.  O.  832  ff.  Triepel,  a.  a.  0.  27  f. 
Harnaok,  KurfurstenkoUegium  89.  Die  erste  Nachricht  von  einem  Beichsvikariat 
des  Sachsen  neben  dem  Pfalzgrafen  bei  Bhein  begegnet  Schwab.  Liehnr.  41^'*. 

^'  GB.  c.  5.    Eine  Urkunde  von  1325   sowie   Schwab.  Lehnr.  41  läßt  ver- 
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Unter  den  Königspfalzen  nahmen  Aachen  und  Frankfurt,  jene  zu- 
gleich als  Krönungs-,  diese  als  Wahlort,  dauernd  die  erste  Stelle  ein^®. 
Außerdem  hielten  sich  die  letzten  Karolinger  mit  Vorliebe  in  Eegensburg 
und  Forchheim  auf,  die  ersten  Konige  aus  dem  sächsischen  Hause  in 
Quedlinburg  und  Magdeburg;  weiterhin  traten  Ingelheim,  Trebur,  Nim- 
wegen,  Gelnhausen,  Speier,  namentlich  aber  Goslar,  Mainz,  Köln,  Nürn- 
berg in  den  Vordergrund.  In  zahlreichen  Bischo&tMten  besaßen  die 
Könige  eigene  Pfalzen.  Seit  Wenzel,  namentlich  aber  seit  Friedrich  III., 
traten  die  über  das  Beich  zerstreuten  Pfalzen  zurück,  da  die  Könige  dem 
Aufenthalt  in  ihren  Erblanden  den  Vorzag  gaben  und  sich  nur  noch 
selten  im  Reiche  sehen  ließen. 

Zwischen  der  Herrschergewalt  des  Kaisers  und  des  Königs  wurde 
nicht  unterschieden.  Das  einzige  Vorrecht  des  Kaisers  bestand  darin, 
daß  er  einen  römischen  König  als  Gehilfen  und  gekrönten  Nachfolger 
neben  sich  haben  konnte,  was  dem  bloßen  Könige  wohl  versagt  war.  In 
der  Stellung  des  Königs  trat  gegenüber  dem  fränkischen  Beiche  das  per- 
sönliche Element  stark  in  den  Hintergrund,  indem  der  Übergang  von  der 
Erbmonarchie  zum  Wahlreich  wenigstens  den  Vorteil  gehabt  hatte,  den 
Reichsgedanken  zu  entwickeln:  das  Reich  nahm  die  erste  Stelle  ein,  der 
König  war  nur  der  Vogt  des  Reiches^*. 

Anfangs  erstreckt«  sich  die  königliche  Regierungsgewalt  auch  auf  die 
kirchlichen  Angelegenheiten,  selbst  den  römischen  Stuhl.  Erst  nachdem 
die  Emanzipation  der  Kirche  vollzogen  war,  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
11.  Jahrhunderts,  kam  die  Lehre  von  den  zwei  Schwertern,  dem  geist- 
lichen und  weltlichen,  die  Gott  auf  Erden  gestiftet  habe,  auf*®.  Der 
König  war  nur  noch  der  Schirmherr  der  Kirche,  der  er  seinen  weltlichen 
Arm  zu  leihen  hatte.  Wer  dem  KirchenbaDn  hartnäckigen  Widerstand 
entgegensetzte,  sollte  in  die  Reichsacht,  umgekehrt  aber  auch  der  Reichs- 
ächter  in  den  Kirchenbann  verfallen  ®^  Auch  anderen  Schutzbedürftigen, 
Witwen,  Waisen,    Fremden  gegenüber  wurde   an   dem   Gedanken   fest- 


maten,  daß  eine  derartige  Abgrenzung  schon  früher  bestanden  hat.  Vgl.  Merkel, 
a.  a.  0.  8.  FiCKEB,  a.  a.  0.  832  ff.  T&i6pel  28.  Ober  den  Inhalt  des  Vikariats- 
rechtes  vgl.  GB.  c.  5  §  1.  Tbiepel  83  ff.  Die  Beichsvikare  konnten  Vikariatshof- 
gerichte  abhalten  und  waren  zur  Fortführung  der  laufenden  Reichsgeschäfte  er- 
mächtigt. Die  Präsentation  zu  kirchlichen  Pfrtlnden  stand  ihnen  zu,  ebenso  die 
Verleihung  der  kleineren  Keichslehen,  nicht  die  der  Fahn-  und  Scepterlehen.  Über 
die  Reichi^ater  hatten  sie  kein  Verfügungsrecht 

'^  Vgl.  Waitz  6  ^  805  ff.  ScHELLHAss,  Das  Königslager  vor  Aachen  und  Frank- 
furt in  seiner  rechtsgeschichtl.  Bedeutung,  Berl.  Diss.  1885. 

»•  Vgl.  Waitz  6«,  461  ff. 

^^  Vgl.  Waitz  6*,  473.  Fbiedberq,  a.  a.  0.  20  f.  46  ff.  Beechtold,  Landes- 
hoheit 7  ff.  Ssp.  I.  1  und  die  von  Hoheyeb  dazu  angeführte  Litteratur.  Reinmar 
von  Zweter,  Strophe  218  f.    Dsp.  1.  Schwsp.  Laßb.,  VoiTcde  d. 

"  Vgl.  Ssp.  I.  1.  IIL  63,  §  1.  Schwsp.  Laßb.,  Vorrede  e,  f.  106*.  246.  Weiland, 
Const  1,  450  c.  7  (1186).  2,  90  c.  7.  443  f.  Seifried  Helbling,  Gedichte  8,  951  ff. 
BoHHSB,  Acta  imperii  Nr.  231  (1209).  Frakklik,  Sent.  cur.  Nr.  21.  22.  79.  Walter, 
RG.  §  252,  n.  8,  9. 
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gehalten,  daß  der  König  ihr  allgemeiner  Schutzherr  sei.  Eine  Haupt- 
aufgabe des  Königs  war  die  Sorge  für  Recht  und  Gericht  und  für  den 
Landfrieden,  von  beiden  ist  an  anderer  Stelle  zu  handeln. 

Das  Recht  des  Königs,  bei  Strafe  des  Königsbannes  Oebote  und  Ver- 
bote zu  erlassen,  wurde  aufrechterhalten,  der  Betrag  der  StraSsumme  aber 
wesentlich  erhöht.  Im  übrigen  war  der  König  bei  jeder  Veränderung 
der  Rechtsordnung  und  allen  wichtigeren  Regierungshandlungen  mehr 
oder  weniger  an  die  Mitwirkung  der  Großen  gebunden. 

Die  Vertretung  des  Reiches  nach  außen  blieb  Sache  des  Königs  ^^, 
thataächlich  haben  aber  die  Großen  auch  hier  oft  entscheidend  auf  seine 
Entschlüsse  eingewirkt  Die  kriegsherrliche  Stellung  des  Königs  blieb 
b^tehen,  wurde  aber  durch  die  Umwandlung  des  Volksheeres  in  eine 
Feudalmiliz  wesentlich  lahm  gelegt  Dasselbe  war  hinsichtlich  des  Beamten- 
tums der  Fall,  das  ebenfalls  fast  durchweg  einen  feudalen  Charakter  er- 
halten hatte.  ^Is  Spitze  der  Lehnshierarchie  des  Reiches  war  der  König 
Inhaber  des  ersten  Heerschildes.  An  sich  war  es  damit  unvereinbar, 
daß  der  König  Lehnsmann  eines  anderen  hätte  sein  sollen,  den  Laien 
gegenüber  wurde  dies  auch  entschieden  festgehalten,  dagegen  sachten  die 
Könige  vielfach  bei  der  Kirche  gemachte  Zwangsanleihen  durch  die  lehn- 
rechüiche  Form  zu  mildern,  sie  nahmen  Lehen  von  geistlichen  Fürsten  an, 
leisteten  aber  dafür  weder  Mannschaft  noch  eigentliche  Lehnsdienste  ^^ 

§  44.    Der  königliche  Hof. 

Litteratur  §  48  n.  9.  WAITz6^82Sff.  Bbünnbr,  Grundzage  129  ff.  E.Matbb, 
Deutsche  u.  franz.  Verf. -Geschichte  2,  317  ff.  Stutz,  ZRG.  34,  165  ff.  v.  Mauber, 
Fronhöfe  2,  196  ff.  Walter,  RG.  §§  254  f.  Fickbr,  Reichshofbeamte  der  staufischen 
Periode,  Wien.  SB.  40,  447  ff.  Lihdneb,  Königswahlen  181  ff.  v.  Fübth,  Mini- 
sterialen 188  ff.  KöPKB,  Widukind  von  Roryei  126  f.  Kibchhöfbr,  Entst  d.  Rur- 
fürstenkollegiums  158  ff.    Devriemt,  bei  Ricbteb,  Annalen  3,  2  S.  724  ff. 

Zn  den  vier  mit  Laien  besetzten  Hofamtem  des  TruchseB,  Marschalls, 
Kämmerers  und  Schenken  (S.  140)  traten  im  Laufe  des  Mittelalters  noch 
vier  oder  fünf  weitere  Ämter:  untcip  Philipp  das  von  dem  Truchseßamt 
abgezweigte  Amt  des  Küchenmeisters^,  sodann  1235  das  Amt  des  Hof- 
richters (§  49,  n.  40),  seit  Heinrich  YIL  das  für  die  Aufsicht  über  die 
Haushaltung  bestimmte  Hofmeisteramt  [magister  curiae),  das  seit  Ruprecht 
in  ein  Haushoiineisteramt  und  ein  mit  dem  Vorsitz  im  Hofirat  betrautes 


"*  Vgl.  Michael,  Formen  des  Verkehrs  zwischen  den  deutseben  Kaisem  und 
souveränen  Fürsten  vom  10.  bis  12.  Jahrhundert,  1888. 

••  Vgl.  S.  402  n.    Fickbr,  Heerschild  87  ff. 

^  Vgl.  FicKEB  478.  488  ff.  Auch  Rumolt  der  RQchenmeister  (Nibel.  Lachm. 
10.  720.  1405)  gehört  der  Zeit  Philipps  an.  Später  versahen  die  ReichskOchen- 
meister  den  Truchseßdienst,  doch  behielt  der  alte  Titel  seine  selbständige  Bedeutung, 
bis  1594  beide  Ämter  auch  rechtlich  wieder  vereinigt  wurden.  Vgl.  Maurer, 
a.  a.  0.  217  f. 
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Obeistiiöfineisteramt  geschieden  wurde  ^,  endlich  seit  Karl  lY.  der  Hof- 
pfalzgraf {comes  sacri  pcUatii),  ein  zunächst  nur  für  Italien  bestimmter, 
dann  aber  auch  in  Deutschland  eingeführter  Beamter,  dessen  Stellung  zu 
der  Vorbereitung  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  nicht  wenig  bei- 
getragen hat^.  Zu  den  in  seiner  Vollmacht  {comitwa)  enthaltenen  Amts- 
obliegenheiten gehörte  die  Erteilung  königlicher  Onadenakte  (wie  Adels- 
und Wappenbriefe,  Titel  eines  poßta  laureatus),  femer  eine  gewisse  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  (Vormundschafts-  und  Testamentssachen,  Adoptionen, 
Emanzipationen,  restitutio  famae,  legitimatio  per  rescr.  princ.)  und  die 
Ernennung  königlicher  Notare  ^ 

Der  tagliche  Dienst  in  den  älteren  Ämtern  war  Sache  der  Reichfi- 
ministerialen  (S.  441),  aber  auch  die  Vorsteher  gehörten  in  der  Regel  ebenfidls 
diesen  Stande  und  nur  ausnahmsweise  dem  der  freien  Herren  an.  Der 
Reichsmarschall,  Reichstruchseß,  Reichskämmerer,  Reichsschenk  und  Reichs- 
küchenmeister  wurden  anfangs  frei  vom  König  ernannt  ui^  verloren  ihre 
Stellung  beim  Thronwechsel,  wenn  der  Thronfolger  sie  nicht  freiwillig 
darin  beließ;  seit  dem  18.  Jahrhundert  wurden  ihre  Ämter  als  erbliche 
Reichslehen  bestellte  Ursprünglich  war  jedes  Amt  nur  einfach  besetzt; 
wo  mehrere  Träger  desselben  Titels  nebeneinander  genannt  werden,  handelt 
es  sich  um  Nebenbeamte  oder  um  Hof  beamte  der  königlichen  Erblande. 
Erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  begegnet  zuweilen  mehrfache  Besetzung 
eines  Hofamtes  ^ 

Die  vier  älteren  Hoßiinter  wurden  bei  feierlichen  Gelegenheiten, 
namentlich  dem  Erönungsmahl,  nicht  von  den  gewöhnlichen  Hofbeamten, 
sondern  von  den  höchsten  weltlichen  Würdenträgem  des  Reiches  ver- 
sehen.   Anfangs  war  dies  Sache  der  Stammesherzoge,  doch  ohne  daß  den 


>  Vgl.  S.  493  f.    Sbrliqbb,  Das  deutsche  Hofimeisteramt,  18S5. 

•  Vgl-  FicKER,  Forschungen  2,  68—1 18.  Eichhobh,  St.-  u.  RG.  8, 887  f.  Jecklim, 
Hofyfalzgrafen  in  der  Schweiz,  Zürich.  Tascbenb.  18,  223  ff.  Pfeffinqsr,  Vitriarius 
illustr.  8,  118  ff.  260.  Bbbsslaü,  Urk.-Lebre  1,  467.  470 f.  Über  einen  AVappen- 
könig  und  obersten  Herold  des  Reiches  vgl.  Altmamn,  Mitt  d.  Ost.  Inst.  18,  8  f. 

^  Letztere  Befugnis  stammte  aus  dem  Pfalzgrafenamt,  nach  de^n  Unter- 
gang sie  in  dem  Hause  des  letzten  Pfalzgrafen  mitsamt  dem  Pfalzgrafentitel  (Pfalz- 
grafen von  Lomello)  bestehen  geblieben  war.  Spftter  wurde  in  den  Händen  der 
Vögte  von  Lucca  und  der  G-rafen  von  Lavagna  beides  mit  der  missatischen  Gewalt 
verbunden.  Die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Ho^falzgrafen  knüpfte  von  vorn- 
herein an  gewisse  Beste  des  ständig  gewordenen  Königsbotenamtes  an.  VgL 
übrigens  Schsffeb-Boichobst,  Zur  Geschichte  des  11.  u.  12.  Jahrhunderts  214  ff. 
MG.  Dipl  reg.  Otto  1,  Nr.  289.  —  Auch  die  Erteilung  kaiserlicher  Universitäts- 
privilegien erfolgte  durch  den  Hofpfalzgrafen,  ursprünglich  aber  nur  in  Italien, 
während  die  deutschen  Universitäten  sich  bis  auf  Friedrich  III.  mit  päpstlichen 
Privilegien  begnügten.  Die  ältesten  kaiserlichen  Privilegien  für  deutsche  Universi- 
täten sind  die  für  Freiburg  (1456),  Lüneburg  (1471)  und  Tübingen  (1484).  Vgl. 
Kaufmawit,  Gesch.  d.  deutsch.  Universitäten  2,  12 ff.;  Zeitschr.  f.  GW.  1,  118 ff. 

^  ygl.FicKEB540ff.  ÜberEinkünftedesErbmarschallsvgl.  Altmakn,  a.a.O.  20f. 

"  Vgl.  FiOKBB  521  ff.  Die  Erklärung  liegt  in  dem  Übergange  zur  Erblichkeit, 
indem  der  erblich  Berechtigte  das  Amt  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  während  der 
König  das  freie  Emennungsrecht  noch  nicht  ganz  aufgeben  will. 
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einzelnen  schon  von  vornherein  bestimmte  Amter  zugestanden  hätten. 
Aber  schon  seit  Otto  III.  erschien  der  Herzog  von  Sachsen  ständig  im 
Besitz  des  Marschallamtes,  während  der  Herzog  von  Schwaben  das 
Kämmereramt  bekleidete,  das  dann  unter  Konrad  III.  oder  Friedrich  I. 
Albrecht  dem  Bären  als  Entschädigung  für  den  Verzicht  auf  das  Herzog- 
tum Sachsen  eingeräumt  zu  sein  scheint^  Das  Schenkenamt  übte  der 
Herzog  von  Baiern,  der  es  aber  unter  Heinrich  V.  an  den  Böhmen  verlort 
Auf  das  Amt  des  Truchseß,  das  vornehmste  von  allen,  scheint  das  jeweilige 
Haupt  des  fränkischen  Stammes  einen  gewissen  Anspruch  gehabt  zu  haben, 
unter  Otto  L  bekleidete  es  der  Herzog  von  Franken,  unter  Otto  HI. 
Herzog  Konrad  von  Kämthen  (der  angesehenste  unter  den  Fürsten 
fränkischer  Herkunft),  später  beständig  der  Pfalzgraf  bei  Rhein,  den  seine 
auf  die  Aachener  Kaiserpfalz  begründete  Ffalzgrafschaft  zum  Ersten  der 
Franken  machte.  Auf  diese  Weise  wurde  die  seit  Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts feststehende  territoriale  Verbindung  der  Erzämter  mit  der  Bhein- 
pfalz,  Sachsen,  Brandenburg  und  Böhmen  vorbereitet^  nur  der  alte  Streit 
zwischen  Böhmen  und  Baiem  führte  unter  Rudolf  von  Habsburg  noch 
einmal  einen  schwankenden  Zustand  herbei,  der  1290  endgültig  zu  Gunsten 
Böhmens  entschieden  wurdet  Das  Amt  des  Schwertträgers,  das  man 
früher  bei  jeder  Gelegenheit  besonders  vergeben  hatte,  wurde  erst  im 
Laufe  des  18.  Jahrhunderts  dauernd  mit  dem  Marschallamt  verbunden, 
bildete  aber  noch  im  14.  Jahrhundert  den  Oegenstand  eines  Streites 
zwischen  Sachsen  und  Brabant^®.  Indem  die  Goldene  Bulle  das  Truch- 
seßamt  dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  das  Marschallamt  dem  Herzog  von 
Sachsen,  das  Kämmereramt  dem  Markgrafen  von  Brandenburg  und  das 
Schenkenamt  dem  König  von  Böhmen  zusprach,  erteilte  sie  nur  einem 
mehrhundertjährigen  Gewohnheitsrecht  die  gesetzliche  Anerkennung  *^ 
Die  Verwaltung  der  Erzämter  war  mit  gewissen  Einkünften  verbunden", 
im  übrigen  galten  sie  als  Ehrenämter,  die  aber  durch  die  aus  ihnen  er- 
wachsene kurfürstliche  Würde  (S.  476)  für  ihre  Träger  von  der  höchsten 
Wichtigkeit  waren. 


'  Vgl.  GuNDLTNO,  Erlftuterang  der  Güldenen  Bulle  748  f.  Waitz  6',  888; 
Abb.  502  (QQA.  1859,  S.  666).  Weiland,  Koniffswahlen  828,  denkt,  vielleicht  mit 
noch  größerer  Wahrscheinlichkeit,  statt  einer  tfbertragung  im  Jahre  1142  an  eine 
solche  bei  Gelegenheit  der  Rückgabe  Baiems  an  Heinrich  den  Ldwen  (1156). 

«  Vgl.  WArrz  6*,  834. 

^  Vgl.  S.  478.  Der  Sachsenspiegel  (III.  57,  §  2)  bestritt  dem  Böhmen  nur 
das  Knrrecht,  das  Schenkenamt  gestand  er  ihm  aber  ausdrücklich  zu.  Das  Gedicht 
Kudran,  Vers  206.  1612  f.,  scheint  mit  dem  König  Horant  als  Schenken  auf  den 
erst  kurz  vorher  (1198)  zur  Königs  würde  gelangten  Böhmenherxog  anzuspielen. 
Vgl.  Zeitschr.  f.  deutsche  Phil.  1,  259  f. 

>o  Vgl.  Waitz  6«,  835.    Kopp,  Bilder  u.  Sehr.  1,  109  f.    Schwsp.  Laßb.  180». 

"  Vgl.  GB.  c.  4,  §  5.  c.  22,  §  1.  c.  27,  §§1-8. 

^*  Im  Jahre  1855  bezeugte  der  Pfalzgraf  das  Recht  des  Erzmarschalls  auf 
die  von  den  Fürsten  bei  Empfang  ihrer  Reichslehen  gerittenen  Pferde  (vgl.  Habkack, 
Kurfürsteukollegium  251),  was  durch  GB.  c.  29,  §  4  bestätigt  wurde. 
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Eine  Einrichtang  von  hoher  politischer  Bedeutung  wax  die  aas  der 
gesamten  Hofgeistlichkeit  bestehende  Kapelle,  die  aus  einer  Hofschule 
zu  einer  Schule  für  den  Dienst  in  der  Kanzlei  und  Diplomatie  erwachsen 
var^'.  Aus  ihrer  Mitte  pflegten  die  Bischofsstühle  des  Reiches  besetzt  zu 
werden,  in  engster  Verbindung  stand  die  Kapelle  aber  mit  der  Reichs- 
kanzlei^^, deren  Beamte  ihr  in  der  Regel  sämtlich  angehörten,  während 
das  Haupt  der  Kapelle,  der  Erzkapellan  {archicapellanus)y  seit  854  zu- 
gleich als  Erzkanzler  {archicancellarius)  mit  der  obersten  Leitung  der 
Kanzlei  betraut  war^^.  Seit  870  bekleidete  regelmäßig  einer  der  höchsten 
Geistlichen  des  Reiches  beide  Amter,  anfangs  vorwiegend  der  Erzbischof 
von  Salzburg,  seit  Heinrich  I.  mit  geringen  Unterbrechungen  der  von 
Mainz.  Die  Verbindung  beider  Ämter  erhielt  sich  jedenfalls  bis  auf 
Heinrich  IIL  Seit  1044  führte  der  Erzbischof  von  Mainz  nur  noch  den 
Titel  Erzkanzler,  während  das  Amt  des  Erzkapellans  vielleicht  wieder  zu 
einem  wirklichen  Hofamt  wurde  ^^  Italien  erhielt  962  eine  eigene  Kanzlei, 
der  zunächst  verschiedene  italienische  Bischöfe  vorstanden,  bis  1031  unter 
Konrad  II.  der  Erzbischof  von  Köln  dauernd  in  den  Besitz  des  Erzkanzler- 
amtes für  Italien  gelangte  ^^.  Burgund  war  anfisings  der  italienischen 
Kanzlei  unterstellt,  es  erhielt  zwar  unter  Heinrich  III.  einen  eigenen 
Kanzler,  unter  dem  Erzbischof  von  Besan9on,  später  Vienne,  als  Erz- 
kanzler, aber  ohne  daß  es  dabei  zur  Bildung  einer  eigenen  burgundischen 
Kanzlei  mit  besonderem  Kanzleipersonal  gekommen  wäre  ^^     Erst  im 


"  Vgl.  S.  139.     Waitz  6«,  837  ff.  7,  291. 

*^  Vgl.  B.  188.  Sebliqes,  Erzkanzler  und  Reichskanzleien,  1889;  Kanzlei- 
stadien I.  II.  (Mitt  d.  Ost  Inst.  8,  1  ff.  11,  395  ff.);  bei  Waitz  6',  345  ff.  Bresslau, 
Urk.-L.  1,  800 ff.;  Die  Kanzlei  Konrads  IL,  1869.  Lorenz,  Reichskanzler  und 
Reichskanzlei,  Preoß.  Jahrb.  29,  474  ff.;  Drei  Bücher  Geschichte  und  Politik  52  ff. 
Th.  Sickbl,  mg.  Dipl.  reg.  1,  1.  87  ff.  80  ff.  2,  Iff  385*  ff.  Stbindorff,  Jahrb.  d. 
deutsch.  Reiches  unter  Heinrich  III.,  1,  339  ff.  Phiuppi,  Zur  Geschichte  der 
Reichskanzlei  unter  den  letzten  Staufern,  1885.  Herzberq-FrInkel,  Gesch.  d.  deutsch. 
Reichskanzlei  yon  1246—1308,  Mitt  d.  ost.  Inst,  Erg.  1,  254  ff.  Lindner,  Urkunden- 
wesen Karls  IV.  und  seiner  Nachfolger,  1882.  Ficker,  Urkundenlehre  2  (1878). 
y.  Mallinokbot,  De  archicancellariis  Romani  imperii  ac  cancellariis  imperialis  aulae^ 
1641  und  öfter.    Hüber,  bei  Böhmer,  Regesten  Karls  IV.,  pg.  36  f. 

^'  Zum  Erwerb  des  Amtes  bedurft«  es  einer  besonderen  Investitur  (vgl.  S.  492), 
die  mit  der  in  das  Fürstentum  verbunden  werden  konnte.  Auch  die  Reichskanzler 
wurden  seit  den  Hohenstaufen  mit  ihrem  Amt  investiert,  was  sich  aber  seit  dem 
14.  Jh.  verlor,  v.  Amira,  Mitt  d.  Ost  Inst  11,  521  ff.  Bresslau  1,  366  ff.  388. 
401.  987.    Bedenken  äußert  Sbbiiqer  bei  Waitz  6*,  358. 

*•  Vgl.  Bresslau,  Urk.-Lehre  1,  327  ff.  Die  Erzkanzler  för  Italien  und  Bur- 
gund haben  den  Titel  eines  Erzkapellans  nie  geführt.  Seeligbr,  bei  Waitz  6*, 
345  n.,  hält  es  für  zweifelhaft,  ob  die  Kapelle  ein  neues,  von  dem  Kanzler  unab- 
hängiges Haupt  erhalten  habe;  jedenfalls  blieb  sie  auch  femer  mit  der  Kanzlei 
in  engster  Verbindung;  sie  war  die  Schule  für  diese  und  aus  ihren  Mitgliedern 
ieapeüani)  wurden  die  Notare  genommen. 

"  Vgl.  Seeliqer,  Erzkanzler  23  f.     Waitz  6«,  366  ff. 

"  Vgl.  Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  102  (1157).  124  (1166).  Seeliger  bei  Waitz 
6»,  871. 
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letzten  Drittel  des  13.  Jahrimnderts,  als  das  Reich  den  realen  Zusammen- 
hang mit  dem  arelatisohen  Königreich  fast  ganz  yerloren  hatte,  ihn  aher 
umsomehr  in  leeren  Titeln  festzuhalten  suchte,  kam  für  den  Erzbischof 
von  Trier,  zum  Teil  auf  Grund  seiner  Kurwürde,  zum  Teil  wohl  in  Er- 
innerung an  das  unter  Zwentibold  und  Otto  L  von  ihm  bekleidete  Erz- 
kanzleramt für  Lothringen,  der  Titel  eines  Erzkanzlers  per  GalUam  et 
regnum  Ärelatense  auf,  der  in  der  Goldenen  Bulle  amtliche  Anerkeimung 
erhielt  und  durch  die  Ausdehnung  des  Amtsbereiches  auf  das  ganze  linke 
Bheinufer  mit  Ausschluß  der  Mainzer  Kirchenprovinz  wieder  einen  realen 
Inhalt  empfing  ^^. 

Das  Erzkanzleramt  war  kein  administratives  Amt  wie  das  der  karo- 
lingisehen  Kanzler,  sondern  ein  politisches.  Nur  bei  Haupt-  und  Staats- 
aktionen, wie  Reichs-  und  großen  Hoftagen  oder  wichtigen  internationalen 
Ausfertigungen  traten  die  Erzkanzler  persönlich  in  Thätigkeit,  während  die 
laufenden  Geschäfte  den  ordentlichen  Kanzleibeamten  in  Vertretung  des 
Erzkanzlers,  der  aber  stets  ausdrücklich  genannt  wurde,  oblagen. 

Ordentlicher  Vorsteher  der  Kanzlei  war  seit  Ludwig  dem  Deutschen  (868) 
der  vom  König  ernannte  Kanzler  {cancellarhu,  notarius),  seit  Friedrich  L 
gewöhnlich  als  „Hofkanzler''  {imperiale  s.  regalü  aulae  s.  curiae  ctm- 
cellaritis)  bezeichnet  Je  mehr  sich  der  reichsständische  Charakter  des 
Erzkanzleramtes  entwickelte,  desto  stärker  mußte  diesem  gegenüber  der 
königliche  Charakter  der  Kanzlei  ins  Gewicht  £ällen*^  Sie  war  nur  die 
ausfahrende  Behörde,  die  sich  nicht  darum  zu  kümmern  hatte,  ob  ein 
königlicher  Erlaß  der  verfassungsmäßigen  Zustimmung  des  Reichstags 
oder  der  Kurfürsten  bedurfte '\  Der  Hof-  oder  Reichskanzler  war  regel- 
mäßig ein  hoher  Geistlicher,  meistens  ein  Propst,  nicht  selten  sogar  ein 
Bischof.  Als  Siegelbewahrer  und  ständiger  Begleiter  des  Königs  nahm 
er  thatsächlich  vielfach  die  Stellung  eines  leitenden  Ministeis  ein.  An 
ihn  ergingen  die  königlichen  Beurkundungsbefehle,  er  hatte  die  Konzep- 
tion der  Urkunden  anzuordnen  und  zu  überwachen,  nach  Genehmigung 
des  Konzepts  die  Reinschrift  zu  verfügen  und   diese  mit  Rekognitions- 


"  Vgl.  S.  478,  n.  37.  GB.  c.  1,  §  12.  Wim  6*,  862.  371.  Bhesslaü,  Ürk.-L. 
1,  304  f.  807  fiP.  388  ff.  Seeuqbr,  Erzkansler  14.  46  f.  56  f.  229.  HIdicke,  Karrecht 
a.  Erzamt  57  f.  Richel,  Übergang  des  arelat  Erzkanzlcramtes  auf  Trier,  Hall. 
Diss.  1892.  Das  erste  Zeugnis  in  der  zweiten  Handschriftenklaase  des  Schwaben- 
Spiegels,  sodann  in  dem  Gedicht  Lohengrin  und  bei  dem  ungef&hr  gleichzeitigen 
Greschichtschreiber  Mai-tin  von  Troppau.    Der  erste  urkundliche  Beleg  von  1808. 

*^  Häufig  wurde  das  Kanzleipersonal  unverändert  von  dem  neuen  Herrscher 
übernommen,  andererseits  traten  zuweilen  die  bedeutendsten  Veränderungen  infolge 
des  Thronwechsels  ein.  Unter  Otto  I.  traten  gegen  seinen  Bruder  Brun  als  Kanzler 
die  Erzkanzler  völlig  in  den  Hintergrund-,  dagegen  hatte  Lothar  III.  keinen  Kanzler, 
die  Erzkanzler  wurden  unter  ihm  durch  Unterbeamte  der  Kanzlei  in  der  Rekognition 
vertreten;  Konrad  III.  stellte  den  normalen  Zustand  wieder  her.  Vgl.  Fickbr  2, 
178  f.  GiESEBRECHT,  Gesch.  d.  deutsch.  Kaiserzeit  4^,  50.  178.  Sebliqbb,  Erzkanzler 
87  f.  42.     Bbesslau,  Urk.-L.  1,  356  ff.  361. 

*^  Vgl.  jedoch  Windeckes  Leben  Sigmunds,  her.  v.  Althanit,  S.  134;  fihers. 
v.  Hagen  S.  109. 
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vermerk  und  Siegel  zu  versehen  **.  Die  Konzeption  {dictatio)  der  Urkunden 
selbst,  mit  der  sich  der  Kanzler  nur  in  den  seltensten  Fällen  befaßte,  war 
Sache  der  Notare  (magistriy  notarüy  dktatores,  seit  Karl  lY.  auch  Heere- 
tarn)f  deren  regelmäßig  mehrere  in  der  Kanzlei  angestellt  waren.  Die 
Beinschriften  wurden  gewöhnlich  nicht  von  ihnen,  sondern  von  dem  unter« 
geordneten  Kanzleipersonal  angefertigt.  Bei  Verhinderung  des  Kanzlers 
wurden  die  ihm  obliegenden  Arbeiten  von  einem  Notar  übernommen, 
was  ursprünglich  unter  besonderer  Namhaftmachung  des  Vertreters,  seit 
953  aber  einüäch  unter  dem  Namen  des  Kanzlers,  ohne  Andeutung  des 
Vertretungsverhältnisses,  zu  geschehen  pflegte ^^;  erst  seit  Anfang  des 
12.  Jahrhunderts  kam  die  Nennung  des  vettretenden  Bekognoscenten 
wieder  in  Gebrauch, 

Die  Zuständigkeit  der  verschiedenen  Kanzleien  hatte  sich  ursprünglich 
nach  dem  Gegenstand,  bei  rein  persönlichen  Angelegenheiten  nach  dem 
Empfanger  gerichtet;  seit  Heinrich  V.  galt  in  allen  Fällen  der  Aus- 
stellungsort als  maßgebend.  Aber  während  bis  dahin  jede  der  Kanzleien 
in  der  Begel  ihren  eigenen  Kanzler  gehabt  hatte,  ernannte  Heinrich  V. 
für  die  deutsche  und  italienische  Kanzlei  einen  gemeinsamen  Vorstand, 
so  daß  es  seitdem  nur  noch  eine  einheitliche  Hofkanzlei  gab,  die  zwar 
drei  Erzkanzlern  unterstellt  war,  aber,  von  der  Zeit  Lothars  III.  abge- 
sehen, nur  einen  einzigen  Kanzler  an  ihrer  Spitze  hatte  ^.  Dem  letzteren 
wurde  seit  Friedrich  I.  zu  seiner  Entlastung  ein  Protonotar  [protonotarius 
aulae  imperiaUs)  an  die  Seite  gestellt,  der  ihn  insbesondere  bei  längerer  Ver- 
hinderung, oder  wenn  die  Kanzlerstelle  unbesetzt  war,  zu  vertreten  hatte 
und  dann  wohl  auch  den  Titel  „Vizekanzler"  führte  *^  Unter  den  Hohen- 
staufen  war  der  Kanzler  fast  beständig  durch  politische  Geschäfte  und 
Missionen  in  Anspruch  genommen,  so  daß  der  Protonotar  die  thatsäch- 


««  Vgl.  FiOKEB  2,  20  ff.  39  ff.  160. 

«  Vgl.  SiCKEL,  a.  a.  0.  1,  84.  Ficker  2,  161  f.  175  ff.  Selbst  die  in  Ab- 
wesenheit des  Kanzlers  ausgefertigten  Urkunden  wurden  unter  seinem  Namen 
vice  arehicanceUartif  mit  dem  Rekognitionsvermerk  versehen.  Je  mehr  der  Re- 
kognitionsvermerk  zu  einer  bedeutungslosen  Form  herabsank,  um  so  wichtiger 
wurde  die  Untersiegelung,  die  nur  vom  Kanzler  selbst  oder  einem  Notar,  dem  er 
das  Siegel  anvertraut  hatte,  vorgenommen  werden  konnte.  Später  suchte  man  fiir 
die  bedeutungslos  gewordene  Rekognitionsklausel  einen  Ersatz  in  der  Aushän- 
digungsklauscl,  in  der  sich  der  Kanzleibeamte,  der  die  Aushändigung  (das  „Datum^^) 
vollzog,  mit  Namen  zu  nennen  hatte.  Vgl.  Fiokeb  2,  231  ff.  342  ff.  Seeliobu,  Erz- 
kanzler 30  f. 

*«  Vgl.  Seeuqbb  19.  22.     Bbesslaü,  Urk.-L.  1,  342.  353.  365. 

'^  Vgl.  Bbesslau  1,  369.  379.  401  ff.  Erwähnt  wird  ein  Protonotar  schon  unter 
Konrad  UI.,  dauernde  Einrichtung  war  die  Stellung  aber  erst  seit  Friedrich  I.  Der 
Titel  „Vizekanzler^^  begegnet  zuerst  unter  Rudolf  I.  und  seinen  beiden  Nach- 
folgern, häufiger  dann  im  15.  Jahrhundert.  Über  Konrad  Schlick  als  Vizekanzler 
vgl.  ScBELLHASS,  Zoitschr.  f.  Gesch. -W.  4,  347.  5,  167.  Seit  Karl  IV.  und  Wenzel 
begegnen  mehrere  Protonotare  neben  einander  (Bbesslau  1,  402.  Lindneb,  a.  a.  0. 
18),  von  denen  wohl  nur  der  vornehmste  gelegentlich  zum  Vizekanzleramt  be- 
rufen wurde. 
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liehe  Leitung  der  Kanzlei  erhielt,  was  erst  seit  Karl  lY.  dauernd  anders 
wurde**. 

Durch  die  Centralisation  der  Kanzlei  wurde  diese  dem  Einfluß  der 
drei  Erzkanzler  völlig  entzogen,  sie  hatte,  abgesehen  von  der  leeren  Form 
der  Bekognitionsklausel,  in  der  das  vice  archicancellarü  unter  Benennung 
des  Erzkanzlers  fortgeführt  wurde,  den  reichsstandischen  Charakter  ganz 
abgestreift  und  war  zu  einer  reinen  Hofkanzlei  geworden.  Das  nach  dem 
Interregnum  hervortretende  Bestreben  der  Erzkanzler^  die  Kanzlei  unter 
ihre  Botmäßigkeit  zu  bringen,  hatte  erst  unter  Albrecht  I.  und  Heinrich  YIL 
Erfolg.  Der  letztere  bewilligte  dem  Erzbischof  von  Mainz  geradezu  die 
Ernennung  des  gesamten  höheren  Kanzleipersonals  und  machte  den  beiden 
anderen  Erzkanzlem  ähnliche  Zugeständnisse  für  den  Fall,  daß  sich  der 
Hof  innerhalb  ihres  Amtsbereiches  befinden  würde.  Aber  diese  Zugeständ- 
nisse waren  ohne  dauernde  Bedeutung,  die  Ooldene  Bulle  hat  sie  nicht 
aufgenommen  und  die  Besetzung  der  Kanzlei  ist  bis  auf  Friedrich  III. 
ein  Recht  des  Königs  geblieben*^.  Das  Beispiel  des  Kanzlers  Kaspar 
Scl^ick  zeigt,  daß  unter  Sigmund  auch  Laien  zu  der  Kanzlerwürde  gelangen 
konnten*®. 

Auf  den  Reichstagen  kami  die  Beziehung  der  drei  Erzkanzler  zu  der 
Hofkanzlei  in  gewissen  symbolischen  Handlungen,  die  in  der  Ooldenen 
Bulle  (c.  26,  2.  27,  3)  genau  geregelt  wurden,  zum  Ausdruck.  Bei  dem 
feierlichen  Eröffiiungszuge  trug  der  Erzkanzler,  in  dessen  Amtsbereich  der 
Reichstag  abgehalten  wurde,  an  einem  silbernen  Stabe  sämtliche  Siegel 
und  Stempel  des  Reiches,  die  ihm  zu  dem  Zweck  vorher  vom  Hof kanzler 
übergeben  waren,  vor  dem  König  einher.  Bei  der  Tafel  wurden  sie  von 
den  drei  Erzkanzlem  mit  gesamter  Hand  feierlich  dem  König  überreicht 
und  ebenso  von  ihnen  aus  der  Hand  des  Königs  zurückempfangen.  Nach 
der  Feier  nahm  der  Reichskanzler  alles  wieder  in  seine  Verwahrung. 

Die  von  den  Karolingern  errichtete  Hofgerichtskanzlei  unter  dem 
Pfalzgrafen  war  mit  der  Veränderung,  die  sich  in  dem  Amte  des  letzteren 
vollzogen  hatt«,  eingegangen.  Eine  neue  Hofgerichtskanzlei  mit  eigenem 
Siegel  wurde  1235  errichtet,  beschränkte  aber  ihre  Thätigkeit  auf  die 
Fälle,  wo  der  Hofrichter  den  Vorsitz  führte,  während  alle  Verhandlungen 


*•  Vgl.  FicKBE  2,  21.  188  ff.  281  ff.  406.  Da  in  der  Regel  bloß  die  AußhÄn- 
digungsvermerke  den  Namen  des  Protonotars  tragen,  die  Rekognitionsvermerke 
aber  nur  bei  unbesetztem  Kanzleramt,  so  unterblieben  letztere  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert fast  ganz  und  kamen  erst  wieder  in  Gebrauch,  nachdem  der  Kander 
die  Elanzleigeschftfte  wieder  selbst  in  die  Hand  genommen  hatte.  Vgl.  Lindnsb, 
a.  a.  0.  98  ff. 

"  Vgl.  LiKDNER,  a.  a.  O.  14  f.  214.  Seeliger  59  ff.  Bresslau  1,  892  ff.  Durch 
die  unter  Friedrich  IIL  getroffene  Einrichtung  der  Sekretierung,  wonach  alle  feier- 
lichen kaiserlichen  Diplome  neben  dem  hftngenden  Siegel  noch  besonders  mit  dem 
geheimen  kaiserlichen  Handsekret  gesiegelt  werden  muBten,  wurde  bei  allen  wich- 
tigeren Bachen  ein  unmittelbares  persönliches  Eingreifen  des  Kaisers  erleichtert 
Vgl.  Seeligeh,  Mitteil.  8,  10. 

"  Vgl.  Bresslaü  1,  400. 
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unter  dem  Vorsitz  des  Königs  nach  wie  vor  zur  Zuständigkeit  der  Reichs- 
kanzlei gehörten '^  An  der  Spitze  der  Hofgerichtskanzlei  stand  ein  welt- 
licher Beamter,  der  den  Titel  Hofgerichtsschreiber  (notarhis  euriae,  iudicn 
protonotarrus),  auch  Hofschreiber  oder  Eammerschreiber,  führte. 

Häufig  wird  der  Rat«  {consiliarii)  des  Königs  gedacht,  unter  denen 
dann  wohl  wieder  einzelne  als  geheime  oder  heimliche  Räte  {secretarii,  a 
secretis)  bezeichnet  werden,  aber  bis  zum  14.  Jahrhundert  trägt  noch  alles 
einen  rein  persönlichen,  mehr  oder  weniger  zufalligen  Charakter  ^^.  Erst 
im  14.  Jahrhundert  ist  es  zur  Bildung  eines  fest  organisierten,  unseren 
Staatsministerien  einigermaßeh  entsprechenden  Hofrates  gekommen,  einer 
ständigen  Regierungsbehörde  mit  vereidigten  Mitgliedern,  die  als  besoldete 
Räte  von  den  unbesoldeten  im  außerordentlichen  Dienst  durchaus  unter- 
schieden wurden  ^^  Die  Mitglieder  des  Hofrates  hatten  dem  König  über 
alle  Einlaufe,  namentlich  Bittgesuche,  vorzutragen,  den  König  bei  seinen 
Entschließungen  zu  beraten,  viele  Angelegenheiten  auch  in  seinem  Auf- 
trag zu  erledigen  und  die  dazu  erforderlichen  Urkunden  auf  ihren  Vor- 
trag hin  von  der  Kanzlei  ausfertigen  zu  lassen  ^^. 

Vorsitzender  des 'Hofrates  war  seit  Ruprecht  der  Obersthofmeister 
(später  „Reichshofmeister<0>  ^^^  ^^^  abwesenden  König  auch  auf  Reichs- 
tagen, bei  Belehnungen  und  richterlichen  Geschäften  vertreten  konnte  ^^ 
Solange  der  Hofrat  noch  den  Charakter  eines  bloßen  Beirates  des  Königs 
ohne  besondere  Organisation  besaß,  nahmen  die  Bischöfe,  die  sich  oft 
lange  am  Hof  aufhielten,  die  erste  Stelle  im  Hofrat  ein,  zuweilen  wurde 
auch  einer  aus  ihrer  Mitte  amtlich  als  der  Vorsteher  des  Hofes,  der  zu- 
gleich der  gegebene  Stellvertreter  des  Königs  war,  bezeichnet.  Während 
des  11.  Jahrhunderts  hatte  dies  Vorsteheramt  einen  dauernden  Charakter 
angenommen;  für  seinen  Träger  (der  berühmteste  war  Erzbischof  Adalbert 


**  Vgl.  Hebz^ero-FrÄmkel,  a.  a.  0.  290  f.  Lindneb,  a.  a.  0.  26.  Bresslaü 
1,  408.  Seeuqeb,  Mitteil.  8,  19.  Franklin,  Reichshofgericht  1,  72.  2,  89.  120 ff. 
197  ff.  276.  824  ff.  Windeckes  Leben  Sigmunds,  ed.  Altkann,  S.  196;  übers,  v. 
Hagsn,  S.  158.  In  Italien  bedienten  sich  die  Könige  in  allen  Angelegenheiten, 
auch  solchen  des  Hofgerichts,  gelegentlich  auch  der  gewöhnlichen  öffentlichen 
Notare  (Königs-  oder  Pfalznotare),  von  denen  sie  unter  Umständen  auch  deutsche 
Sachen  beurkunden  ließen.  Heinrich  VII.  hatte  för  italienische  Sachen  eigene 
Hofschreiber  oder  Kammernotare,  nur  die  eigentlichen  Diplome  blieben  der  Reichs- 
kanzlei vorbehalten.  Unter  den  Ilohenstaufen  bestand  ein  besonderes  Hofgerichts- 
notariat. Vgl.  SsELiaER,  Mitteil.  11,  401  ff.  Bresslau  1,  371  ff.  Fioker,  Forschungen 
3,  170  f. 

^  Vgl.  Waitz  6«,  378  ff.  Friedrich  II.  hatte  1221  und  1237  für  seine  un- 
mündigen Söhne  Friedrich  und  Konrad  als  römische  'Könige  eigene  Hofrfite  ein- 
gesetzt, die  aber  mehr  den  Charakter  von  Vormundschaftsräten  trugen.  Vgl.  Isaac- 
sohn,  De  consilio  regis  a  Friderico  II.  in  Germania  instituto,  Berl.  Diss.  1874. 

'^  Vgl.  Seeuobr,  Hofmeisteramt  89  ff. 

®^  Der  Berichterstatter  pflegte  auch  die  Urkunde  zu  entwerfen  und  der  Kanzlei 
nur  das  Formale  zu  überlassen.  Vgl.  Sebliqer,  a.  a.  O.  97  ff.  Ficker,  Beitr.  z. 
Urk.-Lehre  2,  15  ff.    Lindner  104  ff. 

"  Vgl.  Sebugbr  57  ff.  64.  86.  IIOE 
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von  Bremen)  wurde  der  alte  Titel  maiordomus  oder  vicedominus  ver- 
wendet^*. Heinrich  V.  ließ  dies  Amt  wieder  eingehen.  Seitdem  trat  der 
Hofkanzler  an  die  Spitze,  bis  er  durch  den  Obersthofmeister,  wenigstens 
teilweise,  verdrängt  wurde. 

§  45.    Die  Forsten  und  Reichsbeamten. 

FiCKES,  Reichsförstenstand  1,  1861  (dazu  Waitz,  Abhandl.  524  ff.  GrGA.  1862, 
S.  101  ff.);  Heerschild  51— 124.  196  ff.  Waitz  5«,  72  ff.  469  ff.  7,  1-182.  255—298. 
Blohdbl,  Fr6d6ric  II.,  88  ff.  v.  Amiha,  Grandr.«  82.  Beunnbb,  Grundzfige  132  f. 
E.  Mateb,  Dentfiche  u.  franz.  YG.  2,  361  ff.  Borger,  Belehnungen  der  dentscben 
geistl.  Fürsten,  1901.  Pumtschart,  Herzogseinsetzang  und  Huldigung  in  Kfimten, 
1899,  dazu  Anzeige  von  v.  Wretschko,  GGA.  1900,  S.  929  ff.  Köpkb,  Widukind 
von  Eorvei  108  ff.  Hometer,  System  des  Lebnrechts  547  ff.  H.  W.  Meter,  Das 
»        staufische  Burggrafentum,  1900. 

In  dem  Begriffe  des  Beichsfürstenstandes  hat  sich  während  der  Re- 
gierung Friedrichs  I.  ein  Wandel  vollzogen,  der  uns  nötigt,  streng  zwischen 
älterem  und  neuerem  Beichsfürstenstand  zu  unterscheiden.  Man  kann 
den  älteren  als  ein  Erzeugnis  des  Beamtenstaates,  den  jüngeren  als  Er- 
zeugnis des  Lehnstaates  bezeichnen:  dort  entscheidet  die  Beamtenstellung 
hier  die  Stufe  innerhalb  der  Lehnshierarchie  oder  Heerschildsordnung. 

Der  ältere  Beichsfürstenstand  deckte  sich  im  wesentlichen  mit  dem 
Begriff  des  karolingischen  Beamtenadels  (S.  216).  Von  den  Geistlichen 
zählten  zu  den  principes  imperii  sämtliche  Bischöfe,  die  Beichsäbte  und 
Beichsäbtissinnen,  d.  h.  die  Vorstände  der  Beichsklöster,  ferner  der  Beichs- 
kanzler,  wahrscheinlich  auch  der  Dompropst  von  Aachen,  sonst  aber  keine 
Pröpste^,  von  den  Laien  die  Herzoge,  Markgrafen,  Pfalzgrafen,  Grafen 
und  Burggrafen,  gleichviel  ob  sie  unmittelbar  unter  dem  König  standen 
oder  einem  andern  Fürsten  untergeordnet  waren.  Den  ersten  Bang  unter 
den.  Fürsten  nahmen  die  Stammesherzoge  ein  (S.  392  f.J,  da  ihrer  Ober- . 
hoheit  nicht  nur  sämtliche  Grafen,  sondern  zum  Teil  auch  die  Bischöfe, 
Beichsabteien  und  Markgrafen  ihrer  Provinz  unterstellt  waren*.  Beichs- 
unmittelbar  wie  sie  waren  nur  die  Pfalzgrafen  von  Lothringen  und  Sachsen, 
die  Markgrafen  der  drei  wendischen  Marken,  die  Grafen  der  keinem 
i^'^  Stammesherzogtum  einverleibten  Gebiete  (Thüringen,  Friesland,  Cur- 
walchen),  der  Herzog  von  Böhmen  und  die  von  der  Unterordnung  unter 
eine  Herzogsgewalt  frei  gebliebenen  geistlichen  Fürsten*.  Durch  die  aus 
dem  Zertrümmerungsprozeß   der  Stammesherzogtümer  hervorgegangenen 


»*  Vgl.  Waitz  6«,  881  ff. 
»  Vgl.  FiCKKR,  Reichsf.  70. 


•  Vgl.  S.  497.  Waitz  5*,  69.  74  f.  7,  93.  131  f.  134  f.  Helmoldi  chronicon 
Slavorum  1,  69,  86.  2,  9.  Der  Herzog  von  Baiem  war  nicht  nur  Lehnsherr  des 
Markgrafen  der  Ostmark  (bis  1156),  sondern  wahrscheinlich  auch  des  Pfalzgrafen 
in  Baiern.    Vgl.  Ficker  84.    Waitz  7,  172. 

*  Vgl.  S.  892.  394  f.  In  Sachsen  waren  die  Grafen  von  Arnsberg,  Ravensberg, 
Winzenburg,  Nordheim,  Stade  und  Ballenstedt  reichsunmittelbar.    Vgl.  Figker  86. 
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Territorialherzogtümer  (S.  393)  wurde  die  Zahl  der  unmittelbaren  Keiohs- 
fürsten  vermehrt,  ohne  daß  die  Stellung  der  ihnen  untergeordneten  Grafen 
dadurch  beeinträchtigt  worden  wäre;  man  war  daran  gewöhnt,  die  Grrafen, 
auch  wenn  sie  einen  Herzog  über  sich  hatten,  gleichwohl  als  Fürsten  zu 
betrachten.  Nicht  anders  stand  es  mit  den  zahlreichen  Grafschaften,  die 
nach  einer  von  den  Ottonen  eingeleiteten  Beichspolitik  an  Beichsidrchen 
übertragen  wurden.  Da  die  geistlichen  Fürsten  des  Grafenamtes  wegen 
des  mit  ihm  verbundenen  Blutbannes  nicht  persönlich  walten  durften,  so 
mußten  jene  Gra&chaften  mit  eigenen  Grafen  besetzt  werden,  die  als 
Reichsbeamte  und  demgemäß,  soweit  sie  nicht  dem  Ministerialenstand 
angehörten,  als  Reichsfürsten  galten*,  da  der  ihnen  vorgesetzte  Bischof 
selbst  nur  Reichsbeamter  und  Verwalter  des  als  Eigentum  des  Reiches 
angesehenen  Reichskirchengutes  war.  Ganz  anders,  wenn  es  weltlichen 
Fürsten  (Pfalzgrafen,  Markgrafen  oder  Grafen)  gelang,  eine  größere  Zahl 
von  Gra&chaften  in  ihrer  Hand  zu  vereinigen:  hier  war  Immer  der  Landes- 
herr der  einzige  Graf,  seine  Yassallen  konnten  nur  den  Rang  von  Yize- 
grafen  bekleiden  und  daher  auf  Zugehörigkeit  zum  Fürstenstand  keinen 
Ansprach  machen,  auch  wenn  ihnen  die  Führung  des  Grafen  titeis  zu- 
gestanden wurdet 

Die  Anschauungen  mußten  sich  ändern,  seit  es  um  die  Wende  des 
12.  und  13.  Jahrhunderts  gelungen  war,  die  geistlichen  Fürsten  dem 
Reichslehenverbande  einzufügen.  Indem  diese  den  Reichsbeamtencharakter 
verloren,  und  zu  Yassallen  des  Reiches  wurden,  erschienen  ihre  Grafen 
nur  noch  als  Reichsaftervassallen  gleich  den  Yizegrafen  weltlicher  Fürsten  ^ 
Dieser  umstand  und  die  durch  den  Höhepunkt  des  Lehnwesens  bedingte 
strengere  Scheidung  der  verschiedenen  Heerschildstufen  (S.  400)  führte  in 
der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  zunächst  zu  einem  eigentümlichen 
Schwanken  in  dem  Begriff  des  Reichsfürstenstandes.  Zum  Abschluß  kam 
die  neue  Entwickelung  durch  den  Sturz  Heinrichs  des  Löwen,  durch  den 
die  bisher  dem  Herzog  unterstellten  sächsischen  und  verschiedene  bairische 
Fürsten  zu  reichsunmittelbarer  Stellung  gelangten.  Wie  man  von  jeher 
zwischen  landsässigen  und  königlichen  Klöstern  unterschieden  hatte  und 


^  Vgl.  Weiland,  Das  sächs.  Herzogtum  unter  Lothar  u.  Heinrich  d.  Löwen  42.         ^  ■ 
Aber  nur  edle  Grafen  wurden  zu  den  Fürsten  gerechnet.    Grafen  oder  Burggrafen 
ans  dem  Stande  der  Ministerialen  führten  den  Titel  in  der  Kegel  nur  bei  ihren 
Dienstverrichtnngen,  immerhin  ist  durch  sie  zuerst  der  Graientitel  auch  in  den 
niederen  Adel  eingedrungen.    Vgl.  Fickeb,  Reichsf.  79  f. 

^  Über  diese  neugräflichen  Geschlechter,  die  teils  dem  Herren-,  teils  dem 
Ministerialenstand  angehörten,  vgl.  Fickeb,  Reichsf.  80  f.  86  f.  90  f.  Weiland,  a.  a.  0. 
48  ff.  Riedel,  Mark  Brandenburg  2,  189  ff.  Schröder,  Gerichtsverfassung  des 
Sachsenspiegels  47  f.  Daß  die  Grafen  von  Sayn  und  Molbach ,  obwohl  rheinpfal- 
zische  Yassallen,  zu  den  Fürsten  gerechnet  wurden  (vgl.  Fickeb  84  f.),  mochte  auf 
einer  weniger  strengen  Auffassung  in  Lothringen,  gegenüber  Sachsen,  oder  auch 
darauf  beruhen ,  daß  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  in  Lothringen  einen  Rang  einnahm, 
der  sonst  nur  Herzogen  zukam. 

•  Vgl.  Weiland  42  f. 
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nur  die  Vorstände  der  letzteren,  die  ihr  Scepterlehen  anmittelbar  aus  der 
Hand  des  Königs  empfingen,  den  geistlichen  Fürsten  beizählte,  so  wurden 
1180  von  den  bisherigen  Laienfursten  nur  noch  diejenigen,  die  ihr  Fürsten- 
tum unmittelbar  vom  Beiche  zu  Lehen  trugen  und  nicht  Mannen  eines 
anderen  Fürsten  waren^  als  Beichsfürsten  betrachtet  Der  Besitz  eines 
Fahnlehns  aus  der  Hand  des  Königs  war  das  Merkmal  des  weltlichen 
Fürstenstandes  geworden  ^  War  seine  Grundlage  bisher  eine  staatsrecht- 
liche, das  Grafenamt,  gewesen,  so  war  die  neue  eine  lehnrechtlicfae,  das 
Fahnlehen,  und  eine  territoriale,  das  BeichsfürstentunL  Indem  zugleich 
der  Begriff  des  letzteren  genauer  festgestellt  wurde®,  ergab  sich  gegenüber 
den  früheren  Zuständen  eine  außerordentliche  Verminderung  in  der  Zahl 
der  weltlichen  Fürsten.  Unmittelbar  nach  1180  gab  es  nur  sechzehn 
weltliche  Beichsfürstentümer:  die  Herzogtümer  Baiern,  Schwaben,  Sachsen, 
Lothringen,  Brabant,  Kämthen,  Böhmen,  Osterreich,  Steier,  die  Pfalzgraf- 
schaft  bei  Rhein,  die  Pfalzgrafschaft  Sachsen,  die  Markgrafechaften  Branden- 
burg, Meißen  und  Lausitz,  die  Landgrafschaft  Thüringen  und  die  Graf- 
schaft Anhalt^.  Der  Herzog  von  Burgund  und  der  Graf  von  Flandern, 
die  dem  französischen  Fürstenstand  angehörten,  wurden  auch  in  ihren 
deutschen  Lehnsverbindungen,  obgleich  sie  hier  kein  Fürstentum  besaßen, 
zu  den  Beichsfürsten  gerechnet ^^.  Bein  persönlich,  ohne  territoriale 
Grundlage,  war  die  reichsfürstliche  Stellung  des  Herzogs  Weif,  der  Her- 
zoge von  Botenburg,  Zähringen,  Meran  und  der  Pfalzgrafen  von  Burgund, 
doch  waren  diese  Häuser  schon  vor  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  sämtlich 
erloschen  ^^.  Wie  hier  wegen  Mangels  eines  territorialen  Fürstentums,  so 
fand  auch  bei  dem  Aussterben  der  Staufer  (1268)  keine  Übertragung  ihrer 
reichsfürstlichen  Stellung  auf  ein  anderes  Haus  statt,  das  Herzogtum 
Schwaben  erlosch  mit  dem  Tode  Konradins.  Sonst  galt  die  Begel,  daß 
der  König  ein  heimgefallenes  .Fahnlehen  längstens  binnen  Jahr  und  Tag 
anderweitig  verleihen  mußte  ^^. 

Die  Erhebung  in  den  weltlichen  Beichsfürstenstand  konnte  seit  1180 
nur  durch  den  König  im  Wege  der  Belehnung  mit  einem  Fahnlehen 
erfolgen  ^^    Handelte  es  sich  da  zuweilen  um  ein  heimgefallenes  oder  dem 


'  Vgl.  Ssp.  IIL  58.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  21:  Forste  het  dar  umme  vorste  des 
rikes,  dat  sin  vanleUt  dar  he  vorste  van  wesen  wel,  nieman  vor  ime  %mivan  ne  saL 
Sven  it  en  ander  vor  ime  untveit,  dt*  t  ime  Het,  so  n'is  he  die  vorderste  an  der 
lenunge  nicht;  dar  umme  ne  mach  hs  von  deme  iene  nen  vorste  wesen, 

8  Ssp.  in.  62,  §  2. 

•  Vgl.  FiOKSB  284. 

^0  Vgl.  FioxiB  206.  223.  235. 

"  Vgl.  ebd.  187  f.  222.  234  f.  252. 

"  VgL  Sep.  III.  53,  §  3.  60,  §  1.  S&chs.  Lehnr.  71,  §  3.  Schwap  Laßb.  121«. 
Der  Grund  lag  darin,  daß  kein  Gericht  länger  als  Jahr  und  Tag  ohne  Richter 
bleiben  durfte.  Wohl  aus  demselben  Grunde  erklärt  sich  die  Auffassung,  daß  ein 
Interregnum  im  Reiche  binnen  Jahr  und  Tag  beendigt  sein  müsse.  Vgl.  Likdmeb, 
Königswahlen  155. 

»»  Vgl.  das  um  1200  verfaßte  Gedicht  Biterolf  und  Dietleib,  Vers  11540—11603 
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bisherigen  Inhaber  entzogenes  ^^  so  kam  es  doch  weit  häufiger  vor,  daß 
ein  dem  Beiche  gehöriges  oder  za  Lehen  aufgetragenes  nichtfurstliches 
Tenitorium  vom  König  mit  Genehmigung  der  Fürsten  zu  einem  Beichs- 
fürstentum  erhoben  und  sodann  mit  der  Fahne  verliehen  wurde  ^^  Dies 
war  zuerst  der  Fall  bei  den  Markgrafechaften  Mähren  (1182)  und  Namur 
(1188X  den  Herzogtümern  Braunschweig  (1285)  und  Breslau  (vor  1276), 
der  Landgra&chaft  Hessen  (1292),  im  14.  Jahrhundert  bei  den  Herzog- 
tümern Pommern,  Jülich,  Geldern,  Meklenburg,  Schlesien,  Luxemburg, 
Berg,  der  Markgrafechaft  Pont  ä  Mousson  (Bar)  und  der  später  zum 
Herzogtum  erhobenen  Gra&chaft  Savoyen^  femer  den  Herzogtümern  EleTe 
(1417),  Holstein  (1474),  Würtemberg  (1495).  Bein  gewohnheitsrechtlich, 
ohne  besonderen  Erhebungsakt,  erfolgte  im  14.  Jahrhundert  die  Aufnahme 
der  Markgrafen  von  Baden,  der  Grafen  von  Henneberg  und  der  Burg- 
grafen Yon  Nürnberg  in  den  Beichsfürstenstand  ^^. 

Durch  die  Tielfachen  Erhebungen,  mehr  noch  durch  die  seit  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  üblich  gewordenen  Erbteilungen  in  den  Fürsten- 
häusern, bei  denen  jeder  Teilinhaber  den  Charakter  als  Beichsfürst  behalten 
durfte  ^^,  wurde  das  seit  1180  bestehende  Übergewicht  der  geistlichen 
Fürsten  einigermaßen  «yermindert,  wenigstens  belief  sich  die  Zahl  der 
Laienfürsten  im  14.  Jahrhundert  auf  88  bis  44,  denen  allerdings  mehr 
als  60  geistliche  Fürsten  gegenüberstanden  ^^ 

Die  Annahme,  daß  die  Veränderung  in  dem  Begriff  des  Beichsfürsten- 
standes  von  dem  Eintritt  der  geistlichen  Fürsten  in  den  Beichslehnsyerband 
ihren  Ausgang  genommen  habe,  wird  Amdä  die  Stellung  der  Bischöfe 
bestätigt,  indem  schon  Tor  1180  nur  Bischöfe  die  ihre  InTCstitur  mit  den 
Begalien  vom  Beiche  empfingen,  also  nur  die  Träger  von  Scepterlehen, 
zu  den  Beichsbischöfen  gezählt  wurden.  Die  Bischöfe  von  Lübeck,  Schwerin 
und  Batzeburg  galten  als  Beichsfürsten  erst,  nachdem  sie  durch  den  Sturz 
Heinrichs  des  Löwen  reichsunmittelbar  geworden  waren  ^*,  während  die 
Bischöfe  yon  Prag  und  Olmütz,  nachdem  ihre  Investitur  seit  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  vom  Beich  auf  den  König  von  Böhmen  übergegangen 
war,  nicht  mehr  zu  den  Beichsfürsten  zählten  ^^.    Die  Bischöfe  von  Gurk, 


(Deutsches  Heldenbuch  1,  169  f.).  Der  Graf  von  Holland  bot  dem  Kaiser  1191 
ohne  Erfolg  eine  bedeutende  Summe,  si  prineeps  fieret    Vgl.  Fickeb  112. 

^*  So  bei  der  Belehnnng  der  Sdhne  Rudolfs  I.  mit  Osterreich  und  Steier- 
mark (1282)  und  des  Grafen  Johann  von  Luxemburg  mit  Böhmen  (1810).  Vgl. 
FiCKBB  112  f. 

^^  Vgl  S.  404,  n.  25.  FiCKBB  106  ff.  218  ff.  234  ff.  242. 

"  Vgl.  FiCKBE  194  f.  209  ff. 

"  Vgl.  PiCKBE  262  ff. 

^^  Vgl.  FiCKBB  264.  372  ff.  An  sich  war  die  Zahl  noch  erheblich  größer,  aber 
nur  etwa  60  machten  yon  ihrer  fürstlichen  Stellung  thatsftchlichen  Gebrauch. 

**  Endgiltig  bestätigt  wurde  ihre  RetchsunmitCelbarkeit  1258  von  König  Richard. 
Vgl.  FiCKBB  274  ff.    BöBOEB  53. 

"^  Ebensowenig  wie  die  Bischöfe  von  Breslau  und  Lebus,  die  in  ähnlicher 
Lage  waren.    Vgl.  Fiokeb  271  f.  280.  282  ff. 

B.  SoRRtoBR,  Dentflche  Rechtsgesohichte.    4.  Aufl.  S2 
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Chiemsee,  Seckau  und  Lavant  waren,  wenn  sie  auch  den  fürstlichen  Ehren- 
titel führten,  gleichwohl  keine  Reichsfürsten,  weil  sie  die  Investitur  mit 
den  Regalien  von  dem  £rzbischof  von  Salzburg  empfingen;  der  Bischof 
von  Eammin  nicht,  weil  er  unmittelbar  unter  dem  Papst  stand  *^.  Im 
übrigen  war  es  durchaus  die  Regel,  daB  alle  Bischöfe  des  Reiches  nur 
vom  König  mit  den  Regalien  belehnt  wurden  und  demgemäß  als  Reichs- 
fürsten galten". 

Dasselbe  Kriterium,  Investitur  durch  das  Reich,  war  auch  für  die 
Reichsabteien  maßgebend*'.  Während  die  königlichen  Abteien  älterer 
Gründung  im  allgemeinen  ihre  Stellung  als  Reichsfurstentämer  bewahrt 
hatten  und  seit  Beendigung  des  Investiturstreites  zu  Scepterlehen  geworden 
waren,  gehörten  die  hinsichtlich  der  Temporalien  unter  den  Papst  ge- 
stellten aböaäae  liberae  ebensowenig  wie  die  landsassigen  Klöster  zu  den 
Reichsfürstentümern.  Die  Pröpste  der  KoUegiatkirchen  wurden  nicht  zu 
den  Reichsfürsten  gerechnet,  auch  da  nicht,  wo  diese  Kirchen  sich  im 
Eigentum  des  Reiches  befanden  und  die  Pröpste  die  Investitur  vom 
König  empfingen  ^^  Sie  standen  eben  nicht  wie  die  Reichsäbte  unter 
dem  Lehnrecht,  sie  waren  passiv  lehnsunfeihig  und  ihre  Investitur  war  keine 
Belehnung,  weil  sie  ohne  Mannschaft  erteilt  wurde  ^^  Nur  die  Propstei 
Berchtesgaden  gelangte  1386  zu  einer  Reichsbelehnung  und  galt  seitdem 
als  Reichsfürstentum,  während  die  1459  in  eine  Propstei  umgewandelte 
Reichsabtei  Elwangen  im  Reichslehnsverband  blieb  und  ihren  fürstlichen 
Rang  behauptete '^  Der  Reichskanzler  wurde  seit  1180  als  solcher  nicht 
mehr  zum  Reichsfürstenstand  gerechnet,  weil  er  kein  Fahnlehen  hatte*''. 
Die  reichsfürstliche  Stellung  des  Hochmeisters  des  deutschen  Ordens  und 
des  Deutschmeisters  gehört  erst  der  folgenden  Periode  an*^ 

Die  geistlichen  Fürsten  ersetzten  dem  Reiche  während  der  ersten 
zwei  Jahrhunderte  den  ihm  durch  das  Lehnwesen  mehr  oder  weniger 
entzogenen  weltlichen  Beamtenstand  ^*.  Die  Reichsabteien  wurden  von 
den  Königen  als  Eigenkirchen  des  Reiches  behandelt,  und  wenn  sich  über 
die  bischöflichen  Kirchen  nicht  in  gleicher  Weise  willkürlich  verfügen 
ließ,  so  haben  die  Könige  doch  wiederholt  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
auch  in  ihre  Organisation  eingegriffen,  neue  Bistümer  errichtet  und  be- 
stehende eingehen  lassen  oder  verlegt,  die  bairischen  Bistümer  sowie  Lübeck, 
Ratzeburg,  Schwerin  und  Ourk  ihrer  reichsunmittelbaren  Stellung  ent- 
kleidet und  dem  Herzog  von  Baiem  und  Sachsen,  beziehungsweise  dem 


*^  Vgl.  FicKEB  271.  277  ff.  285  ff.  Gegen  Ende  des  Mittelalters  gehörte  der 
Kamminer  Bischof  allerdings  zu  den  Reicheftlrsten. 

"  Vgl.  FicKER  99  ff.  270  ff. 

»»  Vgl.  FicKER  820  ff. 

•♦  Vgl.  FiCKBR  868  ff. 

'^  Vgl.  S.  402  n.  FicKBR  366.  Über  ihre  aktive  Lehnsffthigkeit  vgl.  Weiland, 
Const.  2,  117.  *  Vgl.  Ficker  867. 

«^  Vgl.  Ficker  869.  "  Vgl.  Ficker  369  ff. 

^  Vgl.  Haück,  Entstehung  der  bischöfl.  Fürstenmacht,  Leipz.  Progr.  1891; 
Kirchcngcschichte  3,  59  ff.    Waffz  7,  256  f.    Blondbl,  a.  a.  0.  201  ff. 
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Eizbisohof  von  Salzburg  untergeordnet'^.  Die  reiche  Ausstattung  der 
Beichskirchen  mit  Gütern  und  Hoheitsrecbten,  seit  Otto  IIL  namentlich 
mit  ganzen  Grafschaften  ^  bedeutete  keine  Entfremdung  für  das  Beioh, 
weil  das  aus  dem  Gedanken  der  Eigenkirche  hergeleitete  Eigentum  des 
Reiches  an  dem  gesamten  Beichskirchengut  bestehen  blieb  und  die  einer 
Reichskirche  übertragenen  Grafschaften  den  Amtscharakter  bewahrten, 
den  sie  als  Lehen  weltlicher  Fürsten  alsbald  hätten  verlieren  müssen. 
Die  Besetzung  der  Bistümer  und  Beichsabteien  erfolgte  einzig  nach  dem 
Willen  des  Königs,  der  entweder  das  unmittelbare  Ernennungsrecht  aus- 
übte oder,  wo  das  Becht  freier  Bischofs-  oder  Abtswahl  durch  königliches 
Pri?ileg  bewilligt  war,  durch  entschiedene  Kundgebung  seines  Willens  die 
Wahl  zu  einer  bloßen  Form  herabdrückte '^  Fast  immer  war  die  Hof- 
kapelle die  Pflanzschule,  der  die  geistlichen  Fürsten  entnommen  wurden 
(S.  489).  Die  Investitur  erfolgte,  ohne  Unterscheidung  zwischen  dem 
geistlichen  Amt  und  den  mit  der  Kirche  verbundenen  weltlichen  Gütern 
und  Hoheitsrechten,  durch  den  König  (in  Baiem  im  10.  Jahrhundert 
durch  den  Herzog,  in  Gurk  durch  den  Salzburger  Erzbischof)  mit  Bing 
und  Stab  als  Investitursymbolen,  oft  genug  nur  gegen  erhebliche  Gegen- 
leistungen, die  dem  Kandidaten  auferlegt  wurden  '^  Dem  Einsetzungsrecht 
entsprechend  behaupteten  die  Könige  auch  das  Becht  freier  Absetzung  ^^ 
Daß  die  Kirche,  sobald  sie  zum  Bewußtsein  ihrer  selbst  gekommen 
war,  sich  gegen  diese  Zustande  auflehnen  mußte,  war  selbstverständlich« 
Der  Kampf  Gregors  YII.,  soweit  er  sich  gegen  die  Simonie,  das  Er- 
nennungsrecht des  Königs  und  die  auf  das  geistliche  Amt  hindeutenden 
Investitursymbole  wandte,  war  gerechtfertigt,  aber  der  von  ihm  und  seinen 
Nachfolgern  erhobene  weitere  Anspruch,  daß  auch  die  weltlichen  Be- 
sitzungen und  Hoheitsrechte,  die  man  mit  den  Kirchen  nur  wegen  ihres 
staatlichen  Charakters  verbunden  hatte,  einfach  dem  geistlichen  Amt  folgen 
und  jedem  Einfluß  der  Staatsgewalt  entzogen,  demgemäß  aber  alle  In- 
vestituren durch  Laien  unzulässig  sein  sollten,  war  ein  maßloser  Übergriff 
in  die  berechtigte  Machtherrlichkeit  des  Staates.  Erst  durch  das  Wormser 
Konkordat  von  1122  kam  es  zu  einem  billigen  Ausgleich,  der  beiden 
Teilen  gerecht  wurde,  für  das  Beich  aber  den  dauernden  Verlust  der 
unter  ganz  anderen  Voraussetzungen  von  den  Königen  ins  Werk  gesetzten 
Dotationen  der  Beichskirchen  zur  Folge  hatte  ^1 


'^  Vgl.  Waitz  7,  285  f.  297  f.    Berchtold,  Entw.  d.  Landeshoheit  88  ff. 

'^  Vgl.  Waitz  7,  265  ff.  Wo  an  einer  bischöflichen  Kirche  ein  Wahlrecht 
bestand,  worde  es  von  den  Geistlichen  der  Kirche,  aber  unter  einer  gewissen  Mit- 
wirkung des  Laienelementes,  ausgeübt 

"  Vgl.  S.  403.    Waitz  7,  291  ff.    Hauck,  Kirchengeschichte  3,  53  ff. 

»«  Vgl.  Waitz  7,  267  f.  297. 

^  WsiLAifD,  Const.  1,  159.  Bbesslau  u.  Th.  Sicksl,  Mitt  d.  öst  Inst.  6,  105  ff. 
MG.  Libelli  de  lite  inter  regnum  et  sacerdotium  saec.  11  et  12.  conscripti,  2  Bde 
1890/92.  Waitz  8,  461  ff.  Binbohiits,  Kirchenrecht  2,  551  ff.  Gibsebkbcht,  Kaiser- 
zeit 3S  941  ff.  958  ff.  1238  f.  4S  45  f.  65.  84  f.  436.  5,  12  f.  871  f.  458.  501.  632  f. 
686.  720.    BEBNHEiify  Lothar  III.  und  das  Wormser  Konkordat,  Straßb.  Diss.  1874; 

32* 
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Die  verkehrte  Vermischung  der  Temporalien  und  Spiritualien  des 
geistlichen  Amtes  wurde  durch  das  Konkordat  beseitigt  Indem  der  Papst 
dem  König  für  das  ganze  Gebiet  des  Reiches  die  Investitur  der  geist- 
lichen Fürsten  mit  den  „ Regalien '',  d.  h.  den  zu  der  Kirche  gehörigen 
weltlichen  Besitzungen  und  Hoheitsrechten,  zugestand,  erkannte  er  an, 
daß  das  geistliche  Amt  als  solches  nur  die  Kirche  und  das  unmittelbare 
Kirchengut  zu  beanspruchen  habe.  Andererseits  erkannte  der  König  durch 
den  Verzicht  auf  die  Investitur  mit  Ring  und  Stab  an,  daß  ihm  über 
die  Spiritualien  des  Amtes,  sowie  über  die  Kirche  und  das  unmittelbare 
Kirchengut  keine  Verfügung  zustehe  ^'^.  Die  Investitur  mit  den  Regalien 
sollte  unter  dem  Symbol  des  Scepters  vor  sich  gehen  (S.  403),  ohne  außer- 
ordentliche Abgaben  [ahsqtte  omni  exacäane),  aber  unter  Aufrechterhaltung 
der  dem  Investierten  gesetzlich  oder  herkömmlich  obliegenden  Leistungen 
{et  quae  ex  his  iure  tibi  debet,  faciaf).  Der  König  verzichtete  auf  jedes 
Emennungsrecht;  die  Besetzung  der  Bistümer  und  Reichsabteien  sollte 
ausschließlich  durch  canonica  electio  und  freie  kirchliche  Konsekration 
erfolgen.  Wahlkörper  waren  die  Kapitel,  unter  Mitwirkung  der  höheren 
Geistlichkeit  der  Diözese  und  der  Stiftsministerialen,  während  dem  niederen 
Klerus  und  der  Bürgerschaft  der  Stadt  das  Recht  der  Folge  (Akklamation) 
zustand  ^®.  Die  Investitur  mit  den  Regalien  durfte  dem  dazu  Berechtigten 
nicht  verweigert  werden.  Im  einzelnen  wurde  zwischen  dem  deutschen 
Reiche  {Teutonicum  regnum)  einerseits,  Italien  und  Burgund  andererseits 
{ex  cdiis  parübus  imperii)  unterschieden.  In  den  beiden  letztgenannten 
Reichen  sollte  der  kirchlichen  Konsekration  binnen  sechs  Monaten  die 
Investitur  folgen;  die  Legitimation  dem  Reiche  gegenüber  war  also  durch 
die   Konsekration    begründet,    eine   Prüfung  des   Wahlaktes  stand   dem 


Zur  Geschichte  des  Wormser  Konkordats,  1878;  Zur  Geschichte  der  kirchl.  Wahlen, 
FDG.  24,  361  flP.  Priedberg,  Die  narratio  de  electione  Lotharii,  ebd.  8,  75  ff. 
VoLKMAB,  ebd.  26,  435  ff.  Ribbeck,  Gcrhoh  von  Eeichersberg,  ebd.  24,  63  ff.  73  f. 
78  f.  Witte,  Forschungen  z.  Gesch.  des  Wormser  Konkordats,  Gott.  Diss.  1877. 
WoLFBAH,  Friedrich  I.  und  das  Wormser  Konkordat,  1883.  Hallsb,  N.  Heidelb. 
Jahrb.  2,  147  f.  Kummer,  Bischofewahlen  in  Deutschi.  1378—1418,  1891.  Wbiskb, 
ZDR.  1,  60  ff.  Blondel,  Fr6d6ric  IL,  233  ff.  Mirbt,  Publicistik  im  Zeitalter  Gre- 
gors VIT.,  1894.     WiLLiNG,  Zur  Geschichte  des  Investiturstreites,  1896. 

^  Von  der  königlichen  Machtvollkommenheit  wurde  außerdem  alles,  was  zu 
dem  päpstlichen  Stuhl  selbst  gehörte  (quae  ad  Romanam  eccieaiam  perttnere  nos- 
cuntur, possesaiones  et  regalia  s.  Petri),  ausgenommen. 

^  Vgl.  S.  474.  V.  Whetschko,  Electio  communis  (§  48  n.  9).  Nach  Gerhoh 
von  Keichersberg  (Ribbeck,  a.  a.  0.  68)  hätte  die  Mitwirkung  der  Ministerialen  nur 
die  Bedeutung  einer  Vollbort  und  Huldigung  gehabt.  Das  Gedicht  Lohengrin 
(Vers  3234  ff.)  läßt  die  Wahl  in  der  Weise  vor  sich  gehen,  daß  ein  zum  Wahl- 
kommissar {des  ketsers  pttel)  bestellter  Domherr  dem  Kapitel  zunächst  die  WQnsche 
des  Kaisers  vorträgt,  sodann  den  Dompropst,  den  Dechanten  und  die  übrigen 
Chorherren  der  Reihe  nach  auffordert,  ihre  kür  zu  geben.  Darauf  berichtet  er 
dem  vor  der  -Thüre  wartenden  Kaiser  das  Wahlergebnis,  es  folgt  die  Inthroni- 
sation des  Gewählten  und  die  Huldigung  der  Dienstmannen:  Die  dieneetman  im 
airuoren  alle,  als  man  durch  reht  im  solde. 
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König  nicht  zn.  Dagegen  sollte  innerhalb  des  deutschen  Reiches  bei 
allen  Wahlen  von  Bischöfen  oder  Reichsäbten  dem  König  durch  recht- 
zeitige Anzeige  von  der  bcTorstehenden  Wahl  Gelegenheit  gegeben  werden, 
durch  persönliche  Anwesenheit  oder  Entsendung  von  Stellvertretern  oder 
durch  sonstige  Äußerung  seiner  Wünsche  auf  die  Wahl  einzuwirken.  Bei 
zwiespältigen  Wahlen  sollte  der  König  unter  Mitwirkung  des  Metropoliten 
und  der  Suffraganbischöfe  der  betreffenden  Provinz  das  Recht  der  Ent- 
scheidung ausüben  ^^  Immer  aber  sollte  auf  die  Wahl  zunächst  die  In- 
vestitur und  erst  nach  dieser  die  Konsekration  folgen.  Die  Prüfung  der 
Rechtmäßigkeit  der  Wahl  wurde  also  in  Deutschland  als  Sache  des  die 
Investitur  erteilenden  Königs,  in  Italien  und  Burgund  als  Sache  der  die 
Konsekration  erteilenden  kirchlichen  Behörde  hingestellt^®.  Vor  der  In- 
yestitur  mit  den  Regalien  waren  alle  Verfügungen  des  Erwählten  über 
Kirchengüter,  auch  Verleihungen  und  Lehnserneuerungen,  ungültig  ^^. 

Während  die  Kirche  die  Zugeständnisse  des  Königs  als  dauernde, 
jeden  Nachfolger  bindende  auffaßte,  suchte  sie  denen  des  Papstes  später 
wiederholt  den  Charakter  eines  bloß  persönlichen  Zugeständnisses  an 
Heinrich  V.  beizulegen.  Lothar  UL  hatte  Mühe,  bis  es  ihm  1133  gelang, 
die  Bestätigung  des  Konkordates  auszuwirken^^.  Unter  den  staufischen 
Kaisem  hat  die  Kirche  mehrfach  den  Versuch  gemacht,  sich  über  das 
Konkordat,  das  nicht  wieder  ausdrücklich  erneuert  wurde,  hinwegzusetzen^^, 
wie  umgekehrt  Friedrich  I.  und  Heinrich  VL  ihrerseits  mehrfach  in  die 
frühere  Willkür  gegenüber  den  geistlichen  Fürsten  zurückfielen.  Im 
großen  und  ganzen  hat  aber  das  Wormser  Konkordat  die  dauernde  Grund- 
lage für  das  spätere  Mittelalter  abgegeben.  Von  der  Anwesenheit  des 
Königs  bei  den  Wahlen  und  einem  Entscheidungsrecht  bei  zwiespältigen 
Wahlen  ist  zwar  seit  Philipp  und  Otto  IV.  keine  Rede  mehr  gewesen,  die 
Könige  beschränkten  sich  darauf,  ihre  Kömmissarien  an  den  Wahlort  zu 
entsenden  und  durch  diese  den  Kapiteln  ihre  Wünsche  mitzuteilen,  über- 
ließen aber  die  Entscheidung  bei  Wahlstreitigkeiten  dem  Papst  Nur 
daran,  daß  die  deutschen  Bischöfe  die  Investitur  vor  der  Konsekration 
zu  empfangen  hätten,  wurde  dauernd  festgehalten^*.  Die  Einordnung 
der  Stellung  der  geistlichen  Fürsten  in  den  Rahmen  des  Reichslehnrechts 


>'  Der  Wortlaut  des  Konkordates  läßt  zweifelhaft,  ob  die  Bischöfe  dabei  bloß 
beratende  oder  entscheidende  Stimme  haben  sollten. 

^*  Die  der  Konsekration  vorangehende  Investitur  hatte  also  weder  die  ihr 
gewöhnlich  beigelegte  Bedeutung  eines  liberum  veto  gegen  mißliebige  Wahlen, 
noch  war  sie,  wie  Wolfram  will,  eine  Anerkennung  des  Obereigentums  des  Reiches 
am  Beichskirchengut.  Die  letztere  lag  schon  in  der  Notwendigkeit  der  Investitur 
ausgesprochen,  gleichviel  ob  diese  vor  oder  nach  der  Konsekration  stattfand. 

*»  Vgl.  Reichsurteil  v.  1223  (Weiland,  Const  2,  897).  Ssp.  III.  59,  §  l.  Otto 
Fris.,  gesta  Frid.  2,  28.    Fickeb,  Beichskirchengut  184. 

*^  Vgl.  Jaff£,  Bibliotheca  rerum  Germanicarum  5,  522.   Siehe  auch  §  40  n.  17. 

*'  Vgl.  u.  a.  HiNSCHius,  a.  a.  0.  571. 

*■  Vgl.  Ssp.  III.  59,  §  1.  HiNscnros,  a.  a.  0.  576.  Rodbnbbrg,  i.  d.  Histor. 
Aufsätzen  zum  Andenken  an  Waik  288. 
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hatte  den  Zweok,  die  ans  dem  Investitorstreit  Doch  übrig  gebliebenen 
Rechte  des  Beiches  in  dieser  Form  zu  festigen  und  nach  Möglichkeit  zu 
erweitem*'.  Im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  wurde  die  Unterscheidung 
zwischen  der  Investitur  der  geistlichen  und  der  weltlichen  Fürsten  nicht 
mehr  so  streng  beobachtet,  auch  weltliche  Fürsten  wurden  wiederholt 
unter  dem  Symbol  eines  Scepters  belehnt  und  im  Laufe  des  15.  Jahr- 
hunderts wurde  zwischen  Scepter-  und  Fahnlehen  überhaupt  nicht  mehr 
unterschieden**. 

Unter  den  weltlichen  Fürsten  nahmen  die  Stammesherzoge,  Mark- 
grafen, Pfalzgrafen  und  Landgrafen  eine  eigentümliche  Stellung  ein.  Von 
den  beiden  erstgenannten  wird  bei  der  Darstellung  der  Territorialverfassung 
(§  50)  zu  reden  sein. 

Die  Herkunft  und  Bedeutung  der  deutschen  Pfalzgrafen**  wird 
am  besten  verstanden,  wenn  man  die  italienischen  Einrichtungen  zur 
Yergleichung  heranzieht.  In  Italien  hatte  sich  das  karolingische  Pfalz- 
grafenamt  bis  auf  Heinrich  II.  in  wenig  veränderter  Gestalt  erhalten***. 
Es  gab  immer  nur  einen  einzigen  Pfalzgrafen  für  Italien,  der  bei  An- 
wesenheit des  Königs  als  sein  Gehilfe  im  Hofgericht,  namentlich  als  stell- 
vertretender Richter,  in  Punktion  trat  Seine  Stellung  war  wesentlich 
dieselbe  geblieben,  namentlich  war  er  ausschließlich  Hofbeamter.  Bei 
Abwesenheit  des  Königs  ruhte  sein  Dienst;  was  von  Pfalzgrafengerichten 
bei  Abwesenheit  des  Königs  berichtet  wird,  ist  von  der  graf liehen  Ge- 
richtsbarkeit der  P&lzgrafen,  die  regelmäßig  mit  Grafschaften  belehnt 
waren,  zu  verstehen*^.  Dagegen  übten  vom  10.  bis  18.  Jahrhundert  die 
ständigen  Königsboten,  die  wohl  in  Anknüpfung  an  das  in  Verfall  ge- 
ratene Königsbotenamt  der  Karolinger  (S.  185  ff.)  von  Otto  I.  in  Italien 
eingeführt  worden  sind,  eine  regelmäßige  reichsgerichtliche  Thätigkeit 
innerhalb  des  ihnen  überwiesenen  Sprengeis,  sie  waren  delegierte  Richter, 
die  wie  die  alt«n  Königsboten  den  abwesenden  König  in  allen  diesem 
nicht  ausdrücklich  vorbehaltenen  Fällen  der  streitigen  wie  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  zu  vertreten  hatten*®.  In  den  Diplomen  der  Ottonenzeit 
wurde  ihre  Thätigkeit  als  eine  „gleichsam  pfalzgräfliche"  bezeichnet*^. 


^  Vgl.  S.  899  D.  401  D.  402  n.  408.  Über  die  Kegalieneperre  gegenüber  geist- 
lichen Ffirsten  vgl.  S.  528.    Ribbeok,  FDG.  24,  77.  25,  560  f. 

**  Vgl.  BöEOEB,  a.  a.  0.  78  flf.  83  ff. 

"  Vgl.  Waftz  6*,  81.  7,  167  ff.    Ppaff,  Gesch.  d.  Pfalzgrafenamtes,  1847. 

*•  Vgl.  FiCKBR,  Forschungen  1,  812  ff. 

^^  Vgl.  FiCKEB,  A.  a.  0.  818  f.  Auch  in  Pavia  hat  es  kein  ständiges  Pfalz- 
gericbt  gegeben.  Die  zahlreichen  Zeugnisse  pfalzgrafl icher  Gerichtsbarkeit  in  Pavia 
beziehen  sich  sämtlich  auf  Fälle,  wo  die  Könige  in  dieser  besonders  beliebten  Pfalz 
Aufenthalt  genonmien  hatten. 

«>  Vgl.  §  44  n.  4.    FicKEB,  a.  a.  0.  2,  12  ff.    Die  ältesten  Beispiele  sind  von  962. 

"  MG.  Dipl.  reg.  Otto  1,  Nr.  447  (967):  Mandamm  tibi,  quatcnus,  si  tnter 
homines  in  comitatit  Mediolanensis  aliqua  intentio  orta  fuertt  de  qutbtucumque 
causis^  noster  inde  missus  existas,  ita  dtffinthendum,  tamquam  si  ante  nosiram  vel 
nostri  comiHs  pcUatii  presentiam  factum  fuisset  Vgl.  ebd.  Nr.  239  (962).  248  (962). 
374  (969).  416  (972).     Weiland,  Const.  1,  93  (1040—43).     Fiokkb  2,  316. 
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Auch  die  beiden  Kammerboten  {camerae  nuntü)  Erchanger  und  Berchtold, 
die  als  die  beiden  letssten  Vertreter  des  Eönigsbotenamtes  in  Deutschland 
unter  Eonrad  I.  in  Schwaben  erscheinen,  begegnen  urkundlich  als  P&lz- 
grafen^^  Das  Amt  des  karolingischen  Pfalzgrafen  hat  sich  in  Deutsch- 
land nicht  erhalten;  der  Pfalzgraf  von  Metz  war  wohl  ein  Burggraf  mit 
dem  bloßen  Pfalzgrafentitel ^^,  während  die  seit  Otto  I.  vorkommenden 
Pfalzgrafen  {comües  palatini)  von  Lothringen,  Sachsen»  Schwaben,  Baiern 
und  Kärnten  den  von  demselben  Kaiser  in  Italien  eingeführten  ständigen 
Königsboten  entsprochen  zu  haben  scheinen^'.  Das  Amt  wurde  wohl  als 
ein  gewisses  Gegengewicht  gegen  das  Stammesherzogtum  errichtet  und 
hatte  den  Zweck,  für  die  Wahrnehmung  der  königlichen  Interessen  in  den 
Herzogtümern,  namentlich  in  betreff  der  Krongüter  und  der  Bechtspflege, 
zu  sorgen.  Die  Pfalzgrafen  von  Schwaben  (später  von  Tübingen)  haben 
es  nie  zu  einer  hervorragenden  Stellung  gebracht^',  ebensowenig  die  von 
Baiern,  die  in  die  Abhängigkeit  vom  Herzog  gerieten,  bis  sie  1180  selbst 
das  Herzogtum  erwarben;  seitdem  hatte  Pfalzbaiem  (Begensburg)  überhaupt 
keine  selbständige  Bedeutung  mehr,  während  die  später  begegnenden 
Pfalzgrafen  von  Ortenburg  und  Kraiburg  nur  den  Titel  führten ''^  Die 
PÜEdzgrafen  von  Mmten  behielten,  nachdem  sie  unter  die  Landeshoheit 
und  Leimsherrlichkeit  des  Herzogs  von  Kärnten  gekommen  waren,  nur 
noch  gewisse  Ehren  Vorrechte '^  Die  sächsische  Pfalzgra&chaft^'  scheint 
schon  früh  eine  Teilung  erfahren  zu  haben.  Während  der  territoriale 
Besitz  den  Namen  der  Pfalzgrafschaft  Sachsen  behielt  und  als  selbständiges 
Beiohsfürstentum  1180  mit  der  Landgrafschaft  Thüringen,  dann  samt 
dieser  1247'  mit  der  Markgrafechaft  Meißen  unter  den  Wettinern  und 
endlich  1422,  nach  dem  Aussterben  des  Sachsen- Wittenbergischen  Hauses, 
auch  mit  dem  Herzogtum  Sachsen  verbunden  wurde,  bestand  ein  pfalz- 
gräfliches Gericht,  wie  es  scheint,  zu  Magdeburg,  das  später  in  die  Hände 
des  Erzbischofs  und  von  diesem  1269  mit  der  Bur^fra&chaft  von  Magde- 
burg an  den  Herzog  von  Sachsen  kam;  der  letztere  führte  seitdem  das 
pfalzgrafliche  Wappen    und   wurde   1356    auf  dem  Reichstag  zu  Metz 


»*  Ekkehard,  casus  St  GalU  c.  11  f.  Waitz  7,  167,  n.  2,  8.  176.  MG.  Dipl. 
reg.  1,  Nr.  11  (912).  Düxmler,  Ostfränk.  Gesch.  3',  578.  Im  wesentlichen  hatte 
schon  Ludwig  der  Deutsche  das  Königsbotenamt  eingehen  lassen.  Vgl.  Y.  Krause, 
Mitt  d.  öst.  Inst  11,  250  f. 

*»  Vgl.  Waitz  7,  167  f. 

^*  Daß  im  Herzogtum  Baiem  noch  ein  besonderer  Pfalzgraf  f&r  ELftmten  ein- 
gesetzt wurde,  findet  in  den  besonderen  Verh&ltnissen  dieses  Landes  seine  Erklärung. 
Vgl.  PunTscHABT,  a.  a.  O.  292  flf.    v.  Wrbtschko,  a.  a.  0.  957. 

*«  Vgl.  L.  ScHira),  Pfalzgrafen  von  Tübingen,  1853.  C.  P.  StIlih,  Wirtem- 
berg.  Geschichte  2,  653.    P.  F.  StIlin,  Geschichte  .Würtembergs  1,  226  f.   421  f. 

^  Vgl.  WimcANH,  Pfalzgrafen  von  Baiem,  1877.  Ribzleb,  Geschichte  Baiems 
1,  747  f.    Gemqlbb,  Beiträge  1,  147  f.    Ficker,  Reichsfürstenstand  198  f. 

"  Vgl.  PuOTSCHART,  a.  a.  0.  292.  297  f. 

^  Vgl.  Gervais,  Geschichte  der  Pf^lzgrafen  von  Sachsen,  N.  Mitt  des  thür. 
Bachs.  Vereins  IV.  3—4.    V.  1—4.    VI.  1.    Kurze,  ebd.  17,  275  ff. 


Digitized  by 


Google 


504  I>a8  Mittelalter. 

seitens  Karls  IV.  durch  die  sogenannte  saohsische  Goldene  Bulle  aos- 
drücklich  als  Inhaber  der  Pfalzgrafschaft  Sachsen  anerkannt  ^^.^  Man  darf 
vermuten,  daß  sich  das  Reichsvikariatsrecht  des  Herzogs  von  Sachsen  (S.  484) 
aaf  diese  Pfalzgrafschaft  gründete,  während  die  territoriale  Pfalzgrafschaft 
nar  mit  den  gräflichen  Rechten  aasgestattet  war^^ 

Weitaus  den  ersten  Platz  unter  den  vier  Pfalzgrafen  nahm  der.  von 
Lothringen  ein,  dessen  Amt  schon  durch  die  Anknüpfung  an  die  Kaiser- 
pfalz zu  Aachen  als  das  vornehmste  erscheinen  mußte  ^^  Seine  außer- 
ordentlich häufige  urkundliche  Erwähnung  unter  den  Begleitern  des  Königs, 
bis  über  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  hinaus,  legt  die  Vermutung  nahe, 
daß  seine  Stellung  ursprünglich  einen  hofamtlichen  Charakter  getragen 
hat  und  wohl  als  eine  Fortsetzung  des  karolingischen  Pfalzgrafenamtes 
anzusehen  ist  Auch  nachdem  sich  die  Pfalzgrafschaft,  die  später  in  der 
Regel  als  die  rheinische  oder  Pfalzgrafschaft  bei  Rhein  bezeichnet  wurde, 
zu  einer  bedeutenden  territorialen  Macht  (namentlich  seit  1156)  entwickelt 
hatte  und  ihr  Mittelpunkt  von  dem  ursprünglichen  Amtssitz  Aachen  nach 
Heidelberg  verlegt  worden  war,  blieb  ihr  doch  der  Charakter  eines  her- 
vorragenden Reichsamtes  gewahrt.  Wieviel  davon  auf  das  frühere  Hof- 
amt oder  die  missatische  Gewalt  der  Pfalzgrafen  zurückzufahren  ist,  wie- 
viel auf  späterer  Entwickelung,  namentlich  seit  dem  Interregnum,  beruht, 
läßt  sich  nicht  mehr  feststellen.  Am  frühesten  ist  das  Erztruchseßamt 
des  Püalzgraf^  (S.  488)  bezeugt,  aus  dem  vermutlich  seine  kurfürstliche 
Würde  hervorgegangen  ist  Die  Stellung  des  Hofpfalzgrafen  im  könig- 
lichen Hufgericht,  verbunden  mit  der  delegierten  Gerichtsbarkeit  eines 
ständigen  Königsboten,  ließ  ihn  als  den  gegebenen  Richter  in  fiskalischen 
Prozessen,  später  selbst  als  den  verfassungsmäßigen  Richter  über  den 
König  und  Reichsvikariatsrichter  bei  Thronerledigung  erscheinen,  nur  die 
Konkurrenz  des  sächsischen  P&lzgrafen  mag  ihm  hier  schon  froh  eine 
Grenze  gezogen  haben.  Vom  Relchsvikariatsgericht  zum  vollen  Reichs- 
vikariat  war  nur  ein  Schritt  Kein  Wunder,  daß  der  verfassungsmäßige 
Reichsvikar  dann  auch  bei  vorübergehender  Abwesenheit  oder  Verhin- 
derung des  Königs  in  erster  Reihe  die  Reichsverweserschaft  beanspruchte 
oder  sie  doch  als  sein  natürliches  Recht  in  allen  Fällen,  wo  kein  beson- 
derer Reichsverweser  bestellt  worden  war,  betrachtete. 


^'  Vgl.  die  sagenhaft  gestalteten  Bemerkungen  des  Sachs.  Weichbildrechts 
c.  12 — 15  (Bechtsb.  v.  d.  Gerichtsverfassung  c.  7—9).  Ein  in  der  1.  Auflage  an- 
gefahrtes Privileg  Heinrichs  II.  von  1009  (Zeitschr.  f.  Archivk.  1,  159)  bezieht  sich 
wohl  auf  das  Königsgericht  (pcUatinum  coüoquiuw)  ^  nicht  auf  ein  Pfalzgericht. 
Daß  der  Pfalzgraf  nicht  bloß  dem  Pfalzgericht,  sondern  auch  der  Rrongutsverwal- 
tnng  vorgesetzt  war,  wird  durch  eine  Urkunde  Heinrichs  IL  von  1012  f&r  die 
Merseburger  Kirche  (a.  a.  0.  161  f.)  bestätigt.  Im  übrigen  vgl.  Eichhokk,  St.-  u.  RG. 
2,  369.  8,  70.  Histor.  Zeitschrift  37,  356.  Böhmbr-Hcbeb,  Regesten  Karls  IV., 
1356,  27.  Dezember. 

**  Vgl.  Tbiepel,  Interregnum  29. 

*•  Vgl.  Schmitz,  Geschichte  der  lothr.  Pfalzgrafen,  Bonn.  Diss.  1878.  Hausseb, 
Geschichte  der  rheinischen  Pfalz  1,  38  ff.  HO  ff. 
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Bestritten  ist  die  Bedeutung  der  Landgrafen  (comes  provincialts, 
c.  provinciaey  c.  reffianarms,  c.  regioTiUy  c.  patriae,  c.  principcJis,  magnus 
camesY^.  Die  überwiegende  Ansicht  geht  mit  Waitz  dahin,  daß  es  kein 
eigentliches  Landgrafenamt  gegeben  habe,  der  Landgrafentitel  vielmehr 
eine  Auszeichnung  far  die  Grafen  gewesen  sei  die  trotz  der  Auflösung 
der  Gauverfassung  im  wesentlichen  im  Umfang  ihres  alten  Amtsbezirkes 
die  gräflichen  Befugnisse,  zumal  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  den  Wildbann 
und  das  Geleitsrecht,  behauptet  hatten  und  insofern  nicht  nur  zu  den 
bloßen  Titulargrafen,  sondern  auch  zu  den  zahlreichen  E[leingrafen  im 
Gegensatz  standen  ^l  Für  die  Mehrzahl  der  seit  dem  13.  Jahrhundert 
genannten  Landgrafen  mag  diese  Auffassung  richtig  sein,  wohl  auch  für 
die  schon  im  12.  Jahrhundert  vorkommenden  Landgrafen  des  Ober-  und 
TJnterelsaß  (Sundgau  und  Nordgau),  des  Albgaues  oder  von  Stühlingen 
und  den  Landgrafen  Heinrich  von  Heiligenberg  im  Linzgau,  aber  un- 
richtig ist  sie  in  betreff  des  Landgrafen  von  Thüringen,  der  seit  1129 
unter  diesem  Titel  und  schon  seit  dem  11.  Jahrhundert  wiederholt  unter 
dem  eines  comes  de  Thuringia  vorkommt.  Anfangs  wurde  der  Titel  bald 
diesem  bald  jenem  thüringischen  Grafen  beigelegt,  unter  Lothar  IIL  er- 
scheint Graf  Hermann  von  Winzenburg  im  Besitz  der  Landgrafschaft 
{comitatus  Thuringiae)^  die  nach  seiner  Ächtung  (1130)  auf  Graf  Ludwig 
den  Jüngeren  übertragen  wurde  und,  obwohl  Hermann  später  die  ver- 
lorenen Lehen  in  der  Hauptsache  wiedererhielt,  in  Ludwigs  Familie  bis 
zu  ihrem  Aussterben  (1247)  verblieb^'.  Dabei  steht  fest,  daß  die  Land- 
grafen .  von  Thüringen  auch  außerhalb  ihres  graf liehen  Territoriums  zu 
Gericht  saßen  und  insofern  den  übrigen  thüringischen  Grafen  vorgesetzt 
waren.  Wahrscheinlich  hatte  der  Umstand,  daß  es  in  Thüringen  kein 
Herzogtum  gab,  die  Notwendigkeit  herbeigeführt,  den  Vorsitz  in  den 
Landfriedensgerichten  immer  einem  besonders  angesehenen  Grafen  des 
Landes  zu  übertragen,  der  dann  als  „Graf  von  Thüringen"  erschien,  bis 


•®  Vgl.  Waitz  7,  56  ff.  Schbhk  zu  Schweinsbero  ,  Beiträge  zur  Frage  der 
Landgrafschaft,  FDG.  16,  525  ff.  Franck,  Landgrafschaften  des  heil.  röm.  Reiches, 
1873.  DoBENSCKER,  UrspruDg  und  Bedeutung  der  thüringischen  Landgrafschaft, 
Zeitschr.  d.  Ver.  f.  thür.  Gesch.  15,  1891,  S.  299  ff.  A.  Schulte,  Geschichte  der 
Habsburger  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten,  1887,  S.  40  f.  76  f.  Tumbült,  Graf- 
schaft des  Albgaues,  ZGO.  46,  165  ff.;  Grafschaft  des  Hegaus,  Mitt  d.  öst.  Inst, 
Erg.  8,  619  ff.    Beri^oulli,  Anz.  f.  Schweiz.  Gesch.  27,  817  ff. 

®^  Nur  ScHBKK  zu  ScHWEiNSBEBQ  vcrtHtt  die  im  Text  für  Thüringen  entwickelte 
Auffassung.  Nach  Fbanck  waren  die  Landgrafen  heruntergekommene  Grafen, 
denen  es  nur  in  einem  Teil  ihrer  Grafschaft  gelungen  war,  sich  zu  Landesherren 
au^uschwingen. 

^'  Während  die  Landgrafschaft  ThQringen  1247  auf  die  Markgrafen  von 
Meißen  (Haus  Wettin)  tiberging,  nahmen  die  Allodialerben  der  alten  Landgrafen  für 
die  ihnen  zugefallenen  hessischen  Landesteile  den  Titel  „Landgrafen  von  Hessen'^ 
an.  Ober  die  Erhebung  derselben  zu  ReichsfÜrsten  (1292)  vgl.  Hohlsaum,  Z.  Gesch. 
d.  Verleih,  der  Beichsfurstenwürde  an  Landgraf  Heinrich  von  Hessen,  Mitt  d. 
oberhess.  Gesch.-Ver.  NF.  4,  49  ff. 
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die  dauernde  Verbindung  dieser  Vertrauensstellung  mit  einem  bestimmten 
Hause  den  Begriff  der  Landgrafschaft  erzeugte  •'. 

Die  Ton  Karl  dem  Grotten  für  die  Krongüter  eingeführte  Verwal- 
tungsorganisation (S.  197  f.)  befand  sich  in  vollem  Verfall,  da  die  Onts- 
bestande  der  Domänenämter  (fisd)  durch  Schenkungen,  Verpfandungen, 
Verleihungen  und  widerrechtliche  Entziehungen  so  geschmälert  waren,  daß 
ihre  Trümmer  den  früheren  Beamtenorganismus  nicht  mehr  ertrugen^. 
Dazu  kam,  daß  seit  dem  12.  Jahrhundert  der  eigene  Wirtschaftsbetrieb 
fast  ganz  aufhörte,  wodurch  die  Beamten  vorwiegend  auf  Beohnungs-  und 
Einnehmergeschäfte  beschränkt,  die  eigentlichen  Wirtschaftsbeamten  aber 
überflüssig  wurden.  Die  den  Domänenämtern  von  Karl  dem  Großen  zur 
Aufsicht  und  zugleich  zur  Handhabung  der  niederen  Gerichtsbarkeit  vor- 
gesetzten Amtmänner  (iudiees),  jetzt  meistens  „Schultheißen^  oder  „Vögte^* 
genannt,  erhielten  sich  nur,  wo  sich  ihr  Amtssitz  zu  einer  Stadt  erweitert 
hatte,  während  auf  dem  Lande  ihre  Befugnisse  in  die  Hände  der  Meier 
übergingen,  die  durch  die  allmähliche  Erweiterung  der  einzelnen  Höfe 
zu  Dörfern  aus  bloßen  Hofvorstehern  zu  Dorfschultheißen  mit  Cent- 
gerichtsbarkeit geworden  waren.  Die  Beichswälder  standen  unter  Förstern, 
denen  Forstmeister  oder  Forstgrafen  (meistens  vom  Reiche  mit  ihrem 
Amte  belehnt)  vorgesetzt  waren.  Die  Einsetzung  einer  höheren  Verwal- 
tungsinstanz nach  Art  der  karolingischen  Amtmänner  wurde  erst  wieder 
üblich,  als  die  Umbildung  der  Immunitäten  zu  grundherrlichen  Graf- 
schaften (S.  396)  aufkam.  Nun  wurde  überall,  wo  größere  Krongut- 
bestände in  der  Nähe  vereinigt  waren  oder  der  König  das  Recht  besaß, 
für  die  Besitzungen  einer  Kirche  den  Vogt  zu  ernennen,  zu  der  Einrich- 
tung von  Reichsvogteien  geschritten;  am  frühesten  in  Zürich,  wo  die 
Pfalzgüter  mit  den  ausgedehnten  Besitzungen  der  Reichsabtei  Fraumünster 
und  der  Reichspropstei  Großmünster  (St  Felix  und  Regula)  schon  in  der 
zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  zu  einer  bedeutenden  Reichsvogtei 
vereinigt  wurden,  die  seit  dem  10.  Jahrhundert  auch  die  freien  Leute 
vom  Zürichberg  umfaßte  ®^     Die  Reichsvögte  waren  mit  der  Oberverwal- 


•»  Vgl.  §  49,  n.  61  ff.  Schon  die  Nachricht  Thietmars  (Chron.  5,  6)  von  der 
Übertragung  der  Herzogsgewalt  in  lliüringen  auf  Markgraf  Ekkehard  dürfte  auf  die 
Landfriedensgerichtsbarkeit  zu  beziehen  sein.  Die  über  ganz  Thüringen  aus- 
gedehnte, an  die  Grenzen  ihres  Territoriums  keineswegs  gebundene  Gerichtsbarkeit 
der  Landgrafen,  die  sich,  von  Hause  aus  auf  Landesfriedenssachen  beschränkt, 
allmählich  auf  gewisse  bürgerliche  Sachen  ausgedehnt  hatte  (vgl.  Waitss  7 ,  57  f. 
LoBsscH  u.  Schröder,  Urk.'  Nr.  114),  ist  bekannt  und  läßt  sich  aus  einer  Zu- 
sammenlegung der  thüringischen  Gane,  wie  Waitz  7,  60  nnd  Dobeneckeb  825  wollen, 
nicht  erklären. 

®*  Über  das  Folgende  vgl.  u.  a.  Lampeecht,  Wirtschaftsleben  1,  726  ff.  Maüreb, 
Fronhöfe  2,  489  ff.     Loersch,  Ingelheimer  Oberhof,  pg.  73  f. 

•*  Vgl.  V.  Wyss,  Die  Reichsvogtei  Zürich,  Zeitschr.  f.  schw.  Recht  17,  3 ff. 
Die  Stiftsvogt  ei  von  St.  Gallen  wurde  durch  Friedrich  I.  für  das  Reich  erworben 
und  hieß  seitdem  Reichsvogtei,  obgleich  sie  sich  nur  auf  stiftische  Güter  bezog. 
Vgl.  v.  Wyss,  a.  a.  0.  18,  168  (Abhandl.  318). 
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tong  der  Erongüter  und  Handhabung  der  gräflichen  Geriohtsbarkeit,  auf 
Seichsgütern  überhaupt  mit  der  Wahrnehmung  der  Grafschaftsrechte 
betraut.  Begelmäßig  wurden  den  Reichsvögten  Burgen  als  Amtssitze  an  - 
gewiesen ;  von  denen  sie,  da  sie  zugleich  die  Eommandanturgeschäfte 
übernehmen  mußten,  auch  den  Burggrafentitel  fahrten®«.  In  der  Regel 
wurden  die  Reichsvögte  nur  auf  lyiderruf  und  ohne  Verbindlichkeit  für 
den  Thronfolger  angestellt,  meistens  auch  nur  Reichsministerialen  berück- 
sichtigt, so  daß  der  Amtscharakter  gewahrt  blieb  ^.  Die  Ausbildung  des 
Stadtewesens  hatte  vielfach  die  Trennung  der  Reichsvogteien  in  Stadt- 
und  Landvogteien  zur  Folge  •*.  Wahrend  die  Reichsvogteien  in  den 
Städten  vielfach  verschwanden,  indem  die  Gemeinden  die  Yogtei  selbst 
erwarben,  nahmen  die  schon  unter  Friedrich  11.  hervortrenden  Reichs- 
landvogteien  seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  einen  neuen  Aufechwung«* 
Die  von  Rudolf  I.  ins  Werk  gesetzte,  von  seinen  Nachfolgern  weiter  ge- 
forderte Revindikation  der  seit  1245  abhanden  gekommenen  Reichsgüter 
und  Reichslehen  ließ  eine  feste  Ordnung  der  Verwaltung  und  Aufsicht 
als  dringendstes  Bedürfnis  erscheinen.  So  kam  es,  namentlich  unter 
Albrecht  L,  zu  der  Errichtung  der  großen  Landvogteien  von  Ober-  und 
Niederschwaben,  Ober-  und  Niederelsaß,  Wetterau,  Nürnberg  und  Rothen- 
burg 0.  d.  Tauber.  In  Norddeutschland,  wo  der  Krongüterbestand  zu  gering 
war,  sah  man  von  der  Bildung  eigener  Landvogteien  ab,  indem  die 
wenigen  hier  vorhandenen  Reichsgüter  der  Aufsicht  und  Verwaltung  ein- 
zelner Fürsten  anvertraut  wurden.  Den  Landvögten  [iudices  provinciales, 
advocati  prav.)  wurden  nicht  nur  die  Reichsgüter  und  Einnahmen,  son- 
dern auch  die  Reichslehen  und  die  von  der  Auflösung  der  Gauverfassung 
übrig  gebliebenen  Trümmer  ehemaliger  Grafschaften  untjßrstellt  Hier 
walteten  sie  als  Grafen,  aber  nur  kraft  ihrer  Bestallung  als  Reichsbeamte, 
nicht  kraft  eigenen  Rechts.     Vielfach   wurden   die  Landvögte   auch  zu 


•«  Vgl.  Lamprbcht,  Wirtschaftsleben  1,  1357  ff.  Scholz,  a.  a.  0.  (S.  470)  62  ff. 
H.  W.  Mbyer,  Das  staufische  Barggrafentum,  Leipz.  Diss.  1900. 

*'  Dem  Herrenstand  angehörige  Burggrafen  wurden  in  der  Regel  mit  dem 
Amte  belehnt  8ie  gehörten  zum  älteren  Reichsfürstenstand  (vgL  Fickbb,  Reichs- 
f&rstenstand  82).  Seit  Mitte  des  13.  Jhs.  wurden  auch  die  Ministerialburggrafen 
vielfach  belehnt,  was  den  Verftill  des  Amtes  zur  Folge  hatte. 

•'  So  u.  a.  bei  der  Beichsvogtei  Zürich,  von  der  unter  Friedrich  II.  ver- 
schiedene, zum  Teil  später  von  der  Stadt  erworbene  Landvogteien  abgezweigt 
wurden.  Die  Laudvogtei  üri  befand  sich  vorübergehend  im  Besitz  des  Grafen 
Rudolf  von  Habsburg,  später  wurde  sie  von  Beamten  verwaltet 

**  Vgl.  Teüsch,  Reicbslandvogteien  in  Schwaben  und  Elsaß  zu  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts,  Bonn.  Diss.  1880;  Zur  Geschichte  der  schwäb.  und  elsass.  Land- 
vogteien, Kölner  Progr.  1890.  Beckbb,  ZGO.  49,  821  ff.  Küster,  Das  Reichsgut 
in  den  Jahren  1271—1313,  Leipz.  Diss.  1883,  S.  17  ff.  73  ff.  Böhmer,  Reichsland- 
vögte in  der  Wetterau,  Arch.  f.  hess.  Gesch.  1,  387  ff.  Moshack,  Reicbslandvogteien 
in  der  Wetterau,  Jen.  Diss.  1888.  Schön,  Landvögte  des  Reiches  in  Ober-  und 
Niederschwaben,  Mitt  d.  öst  Inst  Erg.  6,  280  ff.  Eichhorn,  St-  u.  RG.  2,  401. 
P.  F.  Staun,  G^sch.  Württembergs  1,  720.  Schenk  zu  Sohwbinsbebo^  a.  a.  0. 
WiFPBBMANN,  ZDR.  16,  68  f.    Mbisteb,  Die  Hohenstanfen  im  Elsaß  (1890),  S.  108  ff. 


Digitized  by 


Google 


508  I>u  Mittelalter. 

Landfriedenshanptleaten  ernannt,  doch  soheint  dies,  entgegen  der  herr- 
schenden Ansicht,  zu  ihrem  Amt  nicht  notwendig  gehört  za  haben  ^®. 
Im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  lösten  sich  die  Landvogteien,  die  ihren 
Boden  völlig  verloren  hatten,  wieder  auf. 

§  46.    Der  Reichstag. 

Waitz  6',  409  ff.  Brünnbb,  Grundzüge  181.  GnsBBiiBOHT  1^  288.  2\  69  f. 
GuBA,  Der  deutsche  Reichstag  911—1125,  Hist  Stadien  12,  1884.  Wagub,  Der 
Reichstag  unter  den  Hoheustaufen,  ebd.  6,  1882.  H.  EhrenbebOi  Der  deutsche 
Reichstag  1278—1378,  ebd.  9,  1888.  Vahlen,  Der  deutsche  Reichstag  unter  König 
Wenzel,  Berl.  Diss.  1891.  Wendt,  Der  deutsche  Reichstag  unter  König  Sigmund 
1410—1481  (GiBRKB,  Unters.  30,  1889).  W.  Sicsbl,  Zur  Geschichte  des  deutschen 
Reichstages  im  Zeitalter  des  Königtums,  Mitt.  d.  Ost.  Inst,  Erg.  1.  Fiokeb,  Fürst- 
liche Willebriefe  und  Mitbesiegelungen ,  ebd.  8,  1  ff.  Laxpbecht,  Entstehung  der 
Willebriefe  und  Revindikation  des  Reichsgutes  unter  Rudolf  I.,  FDG.  21,  1  ff. 
Seelioeb,  Erzkanzler  und  Reichskanzleien  124  ff.  Blonobl,  Fr6d6ric  IT.,  43  ff. 
WbizsIokbb,  Keblbb,  Bbckiülkn,  Hbbrb  u.  Quidde,  Deutsche  Reichstagsakten  (yon 
1376—1487),  12  Bde,  1867—1901. 

Die  alte  Verbindung  des  Eeichstages  mit  der  allgemeinen  Heeres- 
Versammlung  (S.  150)  war  mit  dem  W^esen  des  Lehnstaates  und  der 
Feudalmiliz  unvereinbar.  Nur  noch  zuweilen ,  wenn  es  sich  um  Eriegs- 
züge  handelte  welche  die  Einsetzung  der  gesamten  Yolkskraft  notwendig 
machten,  hielten  die  Geschichtschreiber  es  für  erwähnenswert,  daß  auch 
das  versammelte  Heer  seine  Zustimmung  ausgesprochen  habe.  Seit  Ende 
des  10.  Jahrhunderts  ist  davon  keine  Bede  mehr.  Der  Reichstag  des 
Mittelalters  .ist  aus  der  Notabein  Versammlung  hervorgegangen,  die  schon 
unter  den  Karolingern  den  eigentlichen  Schwerpunkt  des  Reichstages  ge- 
bildet hatte.  Von  den  gewöhnlichen  Hoftagen,  wie  sie  die  Könige  zu  den 
vier  hohen  Jahresfesten  oder  Hochzeiten  (Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten, 
Marien  Geburt)  regelmäßig  um  sich  versammelten^,  sind  die  eigentlichen 
Reichstage,  obwohl  auch  sie  zunächst  nur  der  erweiterte  königliche  Hof 
waren,  zu  unterscheiden.  Geschäfte  von  geringerer  Bedeutung  oder  bloß 
provinzieller  Natur  wurden  auch  auf  kleineren  Hoftagen  erledigt;  wo  es 
sich  aber  um  des  ganzen  Reiches  Nutz  und  Frommen  handelte,  erging 
die  Ladung  an  die  Gesamtheit  der  Fürsten  aus  allen  Teilen  des  Reiches. 
Darum  hieß  der  Reichstag  generalis  oder  universalis  conventus,  generale 
colloquium  (mhd.  spräche) ,  später  colloquium  curiale ,  curia  generalis^  uni^ 
versalisy  regalisj  sollemnis^j  im  15.  Jahrhundert  auch  „des  Reiches  ge- 
meiner Rat'S  9)gemeiner  Tag'^     Zuweilen  wurden  auch  die  italienischen 


'®  Vgl.  Wtkeken,  Die  Landfrieden  in  DeutBchland  von  Rudolf  I.  bis  Hein- 
rich VII.,  Gott  Di88.  64  S.    Tküsch,  a.  a.  O.  29  f.  56  ff. 

'  Es  galt  als  eine  selbstverständliche  Pflicht  aller  Fürsten  der  Provinz,  in 
welcher  der  König  gerade  Hof  hielt,  unaufgefordert  die  Feste  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Könige  zu  begehen. 

*  Als  curia  sollemnis  wurden  gelegentlich  auch  bloße  Hoftage,  wenn  sie  unter 
besonderen  Feierlichkeiten  stattfänden,  bezeichnet.    Vgl.  Wackeb  Sf. 
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Fürsten  zu  deutschen,  die  deutschen  zu  italienischen  Reichstagen  ge- 
laden^ um  dort  über  Angelegenheiten  ihrer  Heimat  zu  verhandeln',  im 
allgemeinen  hielt  man  aber  an  der  Trennung  der  beiden  Reiche  auch 
hinsichtlich  der  Reich.stage  fest^  Auch  die  Reichstage  wurden  mit  Vor- 
liebe an  die  großen  Jahresfeste  angeknüpft,  doch  lag  hier  alles  im  Be- 
lieben des  Königs. 

Ursprünglich  war  es  diesem  überhaupt  anheimgegeben,  ob  er  mit 
oder  ohne  Reichstag  regieren  wollte;  kraftvolle  Herrscher  haben  den  Reichs- 
tag seltener,  schwächere  ziemlich  regelmäßig  berufen.  Aber  schon  Hein- 
rich II.  erklärte  es  für  eine  Pflicht  des  Königs,  sich  des  Beirates  der 
Fürsten  zu  bedienen,  Heinrich  IV.  und  Heinrich  V.  gaben  ausdrückliche 
Versprechungen  in  dieser  Richtung  ab  und  seit  Lothar  III.  galt  es  als 
ein  Verfassungssatz,  daß  allgemeine  Staatsangelegenheiten  nicht  ohne 
Mitwirkung  des  Reichstages  erledigt  werden  konnten.  Nicht  selten  wurde 
Zeit  und  Ort  des  nächsten  Reichstages  durch  Reichstagsbeschluß  fest- 
gestellt, was  aber  für  den  König  nicht  bindend  war.  Die  Berufung  blieb 
immer  sein  freies  Recht,  nur  mußte  er  sich,  solange  er  keinen  Reichs- 
tag berief,  nach  dem  späteren  Reichsrecht  aller  Regierungsbandlungen, 
die  seiner  Mitwirkung  bedurften,  enthalten.  Es  konnte  vorkommen,  daß 
der  König  einen  von  ihm  selbst  anberaumten  Reichstag  im  Stich  ließ, 
was  allerdings  als  eine  Kränkung  der  Fürsten  angesehen  wurde  und  zum 
Ungehorsam  reiztet  Unter  Umständen  sandte  der  an  persönlichem  Er- 
scheinen verhinderte  König  einen  Bevollmächtigten,  der  statt  seiner  mit 
dem  Reichstag  Terhandelte^. 

Für  die  Fürsten  galt  die  königliche  Einladung  als  Befehl;  unent- 
schuldigtes Ausbleiben  wurde  als  Bruch  der  Lehnspflicht  (Hoffahrtpflicht) 
und  der  Treue  angesehen  und  zog  Verlust  der  Onade  nach  sich,  falls 
der  König  nicht  eine  bestimmte  Geldstrafe  auf  den  Ungehorsam  gesetzt 
hattet  Unter  schwachen  Herrschern  hielt  es  oft  schwer,  einen  voll- 
ständigen Reichstag  zusammenzubringen  oder  die  Ausgebliebenen  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehend  Immer  hatte  der  König  das  Recht  der  Befreiung; 
einzelne  Fürsten  erhielten  sogar  das  Privileg,  nur  bestimmte  Reichstage 
besuchen,  von  allen  übrigen  sich  fernhalten  zu  dürfend     Zuweilen  ent- 

'  Vgl.  den  bekannten  Ausspruch  Friedrichs  II.:  cum  ibi  sii  Alemanie  curia, 
übt  persona  nostra  et  principes  imperii  nostri  eonaistunt  (Huillard-Bb^hollbs, 
Historia  dipl.  Friderici  secundi  2,  630). 

^  Die  Bechtsbücher  heben  hervor,  daß  die  Fürsten  nur  zum  Besuch  der 
Reichstage  innerhalb  des  Reiches  verpflichtet  seien.  Ssp.  III.  64,  §  1.  Schwsp. 
Laßb.  188.    Vgl.  dagegen  WAcusa  27  f. 

"  Über  wiederholtes  Ausbleiben  Heinrichs  IV.  vgl.  Güba  23  f.  Am  rücksichts- 
losesten war  Sigmund,  dessen  Unzuverlftssigkeit  das  Reich  schwer  geschädigt  hat. 
Vgl.  Windeckes  Leben  Sigmunds  (übers,  v.  Hagen)  c.  104.  140.  220.  252. 

«  Vgl.  Windecke  c.  220. 

"  Vgl.  Waitz  6*,  431  f.  Wackbr  20.  22  ff.  Siotbl  22  f.  Franklin,  Sent  cur. 
reg.  Nr.*  30  f.     Ssp.  III.  64,  J^  1.  2.    Schwsp.  I^ßb.  138. 

•  So  wiederholt  bei  Windecke  c.  157.  199.  210.  252.  311.  813.  323. 

»  Vgl.  Waitz  ««,  432.    Wacmr  18.  26. 
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schuldigten  sich  die  Ausgebliebenen  wegen  fehlenden  Geleites  ^^.  Wer 
sein  Ausbleiben  entschuldigt  hatte,  konnte  sich  im  späteren  Mittelalter 
durch  einen  bevollmächtigten  Boten  oder  einen  seiner  Mitstände  vertreten 
lassen.  Die  staufische  Zeit  kannte  eine  derartige  Vertretung  noch  nicht, 
sondern  behaudelte  die  Ausgebliebenen  als  nicht  vorhanden. 

Die  Berufung  des  Reichstages  konnte  nur  durch  den  König  oder  den 
Beichsverweser  geschehen  ^^  Die  Berufungsschreiben  enthielten  die  Mit- 
teilung von  Zeit,  Ort  und  Zweck  der  Versammlung.  Die  Angabe  der 
Rechtsbücher,  daß  zwischen  der  Berufung  und  dem  Oestellungstag  eine 
sechswöchentliche  Frist  liegen  müsse,  entsprach  dem  thatsächlichen  Ge- 
brauche, der  durchaus  unregelmäßig  war,  nicht  ^^  Einladungen  ergingen 
in  dringenden  Fällen  an  die  weitesten  Kreise,  so  wiederholt  auch  an  die 
Ritterschaft  („Ritter  und  Knechte'O»  im  15.  Jahrhundert  einmal  sogar  an 
die  reichsunmittelbaren  Landgemeinden,  zumal  in  der  Schweiz,  und  an 
die  Judenschaft.  Zur  Reichsstandschaft  berechtigt  waren  aber  ursprünglich 
nur  die  Fürsten,  denen  sich  seit  dem  14.  Jahrhundert  die  Edeln  („Grafen 
und  Herren'^  anreihten.  Die  Reichs-  und  Bischofsstädte  wurden  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wiederholt  zu  Verhandlungen  über 
den  Landfrieden  zugezogen.  Seit  dem  14.  Jahundert  nahmen  sie  regel- 
mäßig an  den  Reichstagen  teil  und  im  15.  Jahrhundert  würde  man 
geradezu  von  einer  Reichsstandschaft  zu  sprechen  haben,  wenn  sich  ihre 
Mitwirkung  nicht  im  wesentlichen  auf  die  Verhandlungen  über  Reichs- 
reformen und  Reichssteuem  beschränkt  hätte  ^'. 

Die  Bestimmung  des  Ortes,  an  dem  sich  der  Reichstag  zu  ver- 
sammeln hatte,  war  dem  Belieben  des  Königs  anheimgegeben.  Selbst 
die  Anordnung  der  Goldenen  Bulle  (c.  28),  daß  jeder  neue  König  seinen 
ersten  Reichstag  zu  Nürnberg  halten  solle  (anknüpfend  an  das  Reichs- 
herkommen seit  Rudolf  L),  war  nicht  unbedingt  verbindlich  ^^  In  Italien 
pflegte  der  König,  sobald  er  gelegentlich  seiner  Romfahrt  mit  dem  Heere 
über  die  Berge  gekommen  war,  auf  den  ronkalischen  Feldern  bei  Piacenza 
einen  Reichstag  abzuhalten  ^^     In   Deutschland  fanden   die  Reichstage 


»»  Vgl.  S.  511.     Windecke  c.  210. 

^^  Bsp.  HL  64|  §  1  spricht  nur  von  den  mit  ordelen,  d.  h.  auf  Bescblofi  eines 
Hof-  oder  Reichstages,  ergangenen  Berufdngen,  doch  konnte  der  König  die  Be- 
rufung auch  aus  eigener  Machtvollkommenheit  ergehen  lassen. 

"  Über  den  Gebrauch  zur  Zeit  des  Sachsenspiegels,  an  den  dieser  anknüpfen 
mochte,  vgl.  Waokeb  IS. 

^'  Vgl.  Windecke  c.  858.  822.  Bbülcke,  Entwickelung  der  Reicdisstandschaft 
der  Städte,  1881.  Kbussbn,  Polit.  Stellung  der  Reichsstädte  unter  Friedrich  UI., 
Bonn.  Diss.  1885.  Becebb,  Teilnahme  der  Städte  an  den  Reichsversammiungen 
unter  Friedrich  III.,  1891.  Ehbenbebo,  a.a.O.  44 ff.  Quidde  i.  d.  Deutsch.  Reichs- 
tagsakten,  XL,  Vorwort  48  ff.  XII.,  Vorwort  81  ff.  Gothbih,  Der  gemeine  Pfennig 
auf  dem  Reichstage  von  Worms,  Bresl.  Diss.  1877.  Auf  den  italienischen  Reichs- 
tagen nahmen  die  lomhardischen  Städte  eine  hervorragende  Stellung  ein. 

»*  Vgl.  Windecke  c.  351  f.  860. 

^■'  Vgl.  Otto  Frisingensis,  Gcsta  Friderici  2,  c.  12.     Waitz  6',  427. 
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ursprünglich  mit  Yorliebe  in  den  Bischofstadten,  später  regelmäßig  in 
den  Reichsstädten  y  wegen  der  damit  für  den  König  verbundenen  finan- 
ziellen Vorteile y  statt  Für  die  Unterbringung  der  Oäste  und  ihres  Qe- 
folges  hatte  der  Beichsmarschall  und  der  Beiohskämmerer  zu  sorgen.  Die 
Pflicht,  allen  die  erforderliche  Herberge  zu  gewähren,  lastete  auf  der 
Reichsstadt,  in  der  man  sich  versammelte,  in  bischöflichen  Städten  in 
erster  Reihe  auf  dem  Fürsten,  dem  die  Stadt  gehörte ^^  Seinen  Unter- 
halt hatte  jeder  selbst  zu  bestreiten;  die  Fürsten  erhoben  dafür  besondere 
Steuern  von  ihren  Unterthanen.  Der  König  mit  seinem  Gefolge  erhielt 
den  Unterhalt  von  der  Stadt  oder  dem  Bischof  ^^ 

Für  das  Ceremoniell  bei  der  Eröffnung  der  Reichstage  enthielt  die 
Goldene  Bulle  von  1356  (c.  26 — 28)  bestimmte  Vorschriften.  Der  Friede 
während  der  Dauer  der  Versammlung  sowie  auf  der  Reise  zu  und  von 
den  Reichstagen  war  durch  erhebliche  Strafandrohungen  für  jeden  Fried- 
bruch geschützt  ^^  Wo  es  erforderlich  war,  hatte  der  König  den  Gästen 
das  nötige  Geleite  zu  gewähren  ^^.  Den  Vorsitz  in  den  Versammlungen 
nahm  der  König  ein,  wenn  er  nicht  ausnahmsweise  einen  Stellvertreter 
beauftragt  hatte.  Der  König  pflegte  die  Verhandlungen  einzuleiten  und 
weiterhin  persönlich  in  dieselben  einzugreifen.  Sie  bewegten  sich  über- 
wiegend in  den  gerichtlichen  Formen  von  Frage,  Urteil  und  Folge. 
Gesetzgeberische  Akte  kleidete  man  gern  in  die  Form  von  Urteilen,  so 
daß  sie  als  Weistümer  erschienen.  Zuweilen  trugen  die  Beschlüsse  des 
Reichstages  auch  den  Charakter  von  Verträgen,  namentlich  bei  den  Land- 
friedensgesetzen. Die  in  der  folgenden  Periode  hervortretende  Sonderung 
der  Reichsstände  in  Kurfürsten,  Fürsten  und  Städte  bei  den  Verhand- 
lungen und  Abstimmungen  macht  sich  schon  seit  dem  14.  Jahrhundert 
wiederholt  bemerklich  ^^  Bei  den  Abstimmungen  galt  wohl  erst  seit  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  das  Mehrheitsprinzip,  zunächst  wurden  nur  die 
Stimmen  der  angesehensten  Fürsten  berücksichtigt  Waren  sie  einig,  so 
kam  es  auf  die  geringeren  Reichstagsmitglieder,  auch  wenn  sie  an  Zahl 
überwogen,  nicht  mehr  an. 

Die  Aufgaben  des  Reichstages  waren  überaus  mannigfaltig,  auch 
nachdem  er  aufgehört  hatte  ein  bloßer  Beirat  des  schließlich  nach  selb- 
ständigem Ermessen  entscheidenden  Königs  zu  sein.  Im  späteren  Mittel- 
alter hat  man  die  Gegenstände,  die  der  Vollbort  des  Reichstages  be- 
durften, von  solchen  zu  unterscheiden,  die  ihm  bloß  zur  Begutachtung  oder 


**  Dabei  gab  es  vielfache  Befreiungen  von  der  Einqnartiemngslast  auf  Grand 
k5niglicher  Privilegien. 

»'  Vgl.  Waitz  8,  227  ff.     GuBA  86. 

**  Vgl.  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  34. 

»»  Vgl.  Anm.  10.    Guba  24f.    Wackbr  30f. 

««  Vgl.  Eheenbbbo  59.  Quiddk,  a.  a.  0.  XL,  Vorwort  51.  XII.,  Vorwort  86. 
Die  Absondening  der  Kurförsten  geht  wohl  auf  die  Karvereine  zurück,  wfthrend 
die  der  Städte  sieh  daraus  erklfirt,  daß  ihnen  die  volle  Reichsstandschaft  noch 
nicht  smkam. 
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fiezeugong  oder  gerichtlichen  Bestätigung  vorgelegt  oder  um  der  höheren 
Feierlichkeit  willen  daselbst  vorgenommen  wurden.  Da  es  an  jeder  festen 
verfassungsmäßigen  Grenzlinie  fehlte  und  die  augenblicklichen  Machtver- 
hältnisse immer  in  erster  Beihe  maßgebend  waren,  so  ist  das  eigentliche 
Beichsrecht  in  dieser  Beziehung  schwer  zu  ermitteln,  zumal  die  könig- 
lichen Diplome  die  erfolgte  Zustimmung  der  Fürsten  auch  da,  wo  es  sich 
nur  um  bloße  Begutachtung  handelte,  unterschiedslos  hervorzuheben  pflegen. 
Im  allgemeinen  ist  ein  wirkliches  Zustimmungsrecht  des  Beichstages  anzu- 
nehmen: bei  der  Beichsgesetzgebung,  der  Beichsheerfahrt,  der  Bomfahrt'^ 
bei  Beichssteuern,  Veränderungen  im  Bestände  der  Beichsfurstentümer**, 
femer  bei  Beichsreformen,  seit  1234  auch  bei  der  Errichtung  neuer  Zoll- 
statten (S.  529). 

Auswärtige  und  kirchenpolitische  Angelegenheiten  von  größerer  Be- 
deutung haben  den  Beichstag  oft  beschäftigt,  gehörten  aber  im  15.  Jahr- 
hundert noch  nicht  zu  seiner  Zuständigkeit*^.  Auch  die  Neuverleihung 
heimgefallener  Beichslehen,  Erteilung  von  Privilegien  und  Verfügung  über 
Beichsgüter  gehörten  an  sich  in  den  eigenen  Machtbereich  des  Königs,  da 
dieser  aber  die  wohlerworbenen  Bechte  Dritter  nicht  beeinträchtigen 
durfte,  so  waren  derartige  königliche  Verfügungen  unter  Umstanden  der 
Anfechtung  ausgesetzt  Dem  zu  entgehen  bedienten  sich  die  Könige 
auch  hier  in  der  Begel  des  Beichstages,  indem  sie  sich  durch  Beichstags- 
urteil  die  Berechtigung  zu  der  beabsichtigten  Verfügung  erteilen  ließen; 
ein  solches  Urteil  hatte,  wenn  nicht  sofort  Widerspruch  erhoben  wurde, 
allen  Anfechtungsberechtigten  gegenüber  die  Wirkung  eines  Kontumazial- 
urteils,, machte  also  die  Verfügung  unanfechtbar.  Im  übrigen  bedurften 
diese  Verfügungen  der  Zustimmung  des  Beichstages  zu  ihrer  Gültigkeit 
nicht,  diese  hatte  also  nur  eine  materielle,  keine  formelle  Bedeutung^^ 
Die  Zustimmung  der  Fürsten  wurde  im  Text  der  königlichen  Diplome 
seit  dem  12.  Jahrhundert  nur  noch  summarisch  hervorgehoben,  die  ein- 
zelnen Zustimmenden  wurden  aber  in  der  Zeugenreihe  namhaft  gemacht. 
Häufig  erteilten  die  Zustimmenden  auch  besondere  Verbrief ungen,  sei  es 
in  Form  von  Gesamtwillebriefen  oder  durch  Ausstellung  einzelner  Wille- 
briefe. Auf  diese  Weise  konnten  auch  solche  Fürsten,  die  dem  Beichstag 
nicht  angewohnt  hatten,  ihre  Zustimmung  aussprechen,  was  seit  dem 
12.  Jahrhundert,  wo  allgemeine  Beichstage  nur  noch  selten  vorkamen, 
von   besonderer  Bedeutung  war.    In  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 


"  Vgl.  Windeeke  c.  266.  311. 

**  Vgl.  Waokee  78  f.  Ehrenbbrg  83.  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  58—61. 
Hierher  gehörte  namentlich  die  Erhebung  nichtftirstUcher  Territorien  zu  Reichs- 
färstentümern  (S.  497)  und  Errichtung  neuer  Reichskirchen. 

«'  Vgl.  Wacker  68  flF.  Qüidde,  a.  a.  O.  XL,  Vorrede  51.  XIL,  Vorrede  85. 
Windecke  c.  139.  158. 

^*  Vgl.  Wacker  78  f.  81.  Ehbenberg  71.  Scheffbr-Boichobst,  Zeitschr.  f. 
Gesch. -W.  8,  327  f.  und  fUr  alles  Folgende  Fioker,  Willebriefe.  Siehe  auch 
Franklin,  Sent  cur.  reg.  Nr.  88  f.  48.  48.  56. 
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hunderts  kamen  diese  Willebriefe  der  einzelnen  Fürsten  wieder  anfier 
Gebraachy  dagegen  wurde  es  üblioh,  die  Diplome  von  den  Zustimmenden 
mitbesiegeln  zu  lassen.  Dabei  traten  zunächst  die  drei  geistlichen  Kur- 
fürsten in  den  Vordergrund,  bis  unter  Budolf  I.  das  ausschließliche  Zu- 
stimmungsrecht der  sämtlichen  Kurfürsten,  und  zwar  als  altes  Oewohn- 
heitsrecht,  reichsgesetzlich  anerkannt  wurde '^  Seitdem  bildete  die  in 
Willebriefen  oder  in  anderer  Form  erklärte  Zustimmung  der  Kurfürsten 
eine  verfassungsmäßige  Yoraussetzung  für  alle  derartigen  Verfügungen  des 
Königs,  während  ?on  einer  Mitwirkung  des  Reichstages  dabei  keine  Bede 
mehr  war*^ 

Die  Kurfürsten  sollten  nach  der  Goldenen  Bulle  (c.  12)  alljährlich 
vier  Wochen  nach  Ostern  in  einer  jedesmal  vom  König  zu  bezeichnenden 
Beichsstadt  ad  tractandum  de  ipsius  imperii  orbisque  salute  zusammen- 
kommen, als  solche  qui  solide  bases  imperii  et  columpne  immobiles^  quem- 
admodum  per  longinquas  ad  invicem  terrarum  consisiunt  distancias^  ita 
de  incumbentibus  regionum  sibi  cognitarum  defectibus  referre  simul  et  con- 
ferre  noverunt  sanisque  providenäe  consiliis  tum  ignarant,  accamodis  tdlium 
refarmatiombus  salubriier  opem  dare.  Offenbar  handelte  es  sich  um  ein 
von  den  Kurfürsten  in  Erinnerung  an  den  Kurverein  von  Bense  von 
1338  verlangtes  Zugeständnis,  das  der  König  aber  ausdrücklich  nur  auf 
Widerruf  machte  {hac  nostra  ardinatione  ad  nostrum  et  ipsorum  dumtaxat 
beneplacitum  duraiura).  Thatsächlich  ins  Leben  getreten  sind  die  regel- 
mäßigen Kurfürsten  tage  nicht,  nur  in  eigenen  Angelegenheiten,  zur  Be- 
kräftigung und  Erweiterung  der  Einung  von  1338,  sind  die  Kurfürsten 
auch  fernerhin  noch  wiederholt  zusammengetreten '^ 

§  47.    Das  Heerwesen. 

Waitz  8,  95—215.  Eichhobn,  St-  n.  KG.  §§  294.  437.  Brünkeb,  Gnmdzttge 
124.  £.  Maybb,  Deutsche  n.  franz.  VG.  1,  124  ff.  Hohbteb,  System  des  Lehn- 
rechts 876  ff.  Scholz,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Hoheitsrechte  d.  deutschen  Königs 
z.  Z.  der  ersten  Stanfer  84  ff.  Baltzbb,  Zar  Gesch.  d.  deutsch.  Kriegswesens  von 
den  letzten  Karolingern  bis  auf  Friedrich  II.,  Straßb.  Diss.  1877.  Sfamnaoel,  Zur 
Geschichte  des  deutschen  Heerwesens  vom  10.  bis  12.  Jh.,  Leipz.  Diss.  1885. 
Weilahdi  Die  Reichsheerfahrt  von  Heinrich  V.  bis  Heinrich  VI.  nach  ihrer  staats- 
rechtlichen Seite,  FDG.  7,  118  ff.  Bosenhaoek,  Die  ReichsheerfiBÜirt  von  Heinrich  VI. 
bis  Budolf  I.,  1885.  Likdt,  Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Kriegswesens 
in  der  staufischen  Zeit,  Tüb.  Diss.  1881.  KOpxb,  Widukind  von  Korvei  101  ff. 
V.  FObth,  Ministerialen  215  ff.    Fisoheb,  Teilnahme  der  Reichsstädte  an  der  Reichs- 


'*  Vgl  Reichsweistum  von  1281,  MG.  Leg.  2,  485.   Feahkun,  a.  a.  0.  Nr.  48. 

*^  Daß  die  Willebriefe  formell  nicht  notwendig  waren,  weist  nach  Hbbzbbbg- 
FbXkkel,  bei  v.  Stbel  u.  Sickbl,  Kaiserurkunden  in  Abbildungen  8,  259  ff. 

*^  Vgl.  EiCHHOBM  8,  812  f.  FiOKEB,  Zur  Geschichte  des  Kurvereins  zu  Rense, 
Wien.  SB.  11,  1858.  Über  das  Bopparder  Bündnis  von  1399  vgl.  Reichstagsakten 
8,  Nr.  41.  Ober  den  vielfach  unverdient  aufgebauschten  Binger  Kurverein  von 
1424  ebd.  8,  Nr.  294 f.  Lihdnbb,  Mitt.  d.  öst  Inst.  13,  894  ff.  Hbueb,  Zeitschr. 
f.  Gesch.-W.  8,  207  ff. 

B.  ScHBÖDBB,  Deateohe  Bechtogeschichta.    4.  Aufl.  83 
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heerfahrt,  1888.  Barthold,  Gkschichtei  d.  Kriegsverfassang  and  des  Kriegswesens 
der  Deutschen  1,  1864.  Köhleb,  Entwickelong  d.  Kriegswesens  xl  d.  Kriegföhrang 
in  der  Kitterzeit,  8  Bde,  1886 — 93.  Jähks,  Zur  Geschichte  der  Kriegs  Verfassung 
des  deutschen  Reiches,  Preuß.  Jahrbücher  89,  l  ff.  Maübbs,  Gesch.  d.  Fronhofe 
3,  390  ff.  Lampkbcht,  Wirtschaftsleben  1,  1287--1S20.  Blohdel,  Fr^d^ric  11.,  62  ff. 
MGsBR,  Osnabr.  Geschichte  2,  169—222  (Sftmtl.  Werke  6). 

Die  HeeresverfassTiDg  des  deutschen  Beiches  im  Mittelalter  hat  drei 
Entwickelungsstufen  durchgemacht  Bis  zum  12.  Jahrhandert  hatte  der 
König  noch  das  unbeschränkte  Aufgebotsrecht;  er  bestimmte  in  alter  Weise 
die  Starke  der  Kontingente  K  Neben  den  Beitertruppen  fanden  sich  noch, 
namentlich  im  Osten,  bedeutende  Massen  von  Fußtruppen;  das  Heer  trug 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  noch  den  Charakter  des  Yolksheeres.  Auch 
die  eidliche  Verpflichtung,  die  namentlich  unter  Heinrich  lY.  den  einzelnen 
Kriegern  auferlegt  wurde,  entsprach  uralter  germanischer  Sitte  ^ 

Seit  Heinrich  Y.  hatte  der  König  das  Aufgebotsrecht  nur  noch  unter 
Mitwirkung  des  Beiohstages,  mit  dessen  Zustimmung  die  Starke  des  Heeres, 
die  Yerteilung  der  Kontingente,  Ort  und  Zeit  des  Zusammentritte  fest- 
gestellt wurdet  Das  Heer  bestand  nur  noch  aus  Beitem,  es  trug  den 
Charakter  einer  Feudalmiliz,  nur  in  Ost-  und  Mittel&iesland  erhielt  sich 
das  alte  Yolksheer  auf  Orund  des  allgemeinen  Heerbannes,  aber  mit  Be- 
schränkung auf  die  Landesverteidigung,  bis  zum  14.  Jahrhunderte 

Im  15.  Jahrhundert  drang  das  Söldnerwesen  in  das  Heer  ein*. 
Neben  den  Beitern  gelangten  die  Landsknechte  zu  einer  hervorragenden 
Bedeutung.  Die  in  der  folgenden  Periode  vollzogene  Umbildung  der 
Heerverfassung  bereitete  sich  vor. 

Das  Aufgebot  erging  nur  an  die  Beichsministerialen  und  Beichs- 
lehnsmannen  persönlich.  Für  beide  Klassen  beruhte  die  Heerfolge  auf 
ihrer  persönlichen  Dienstpflicht.  Im  übrigen  wurden  nur  die  Fürsten 
aufgeboten;  die  ihnen  vorgeschriebenen  Kontingente  zu  stellen  war  ihre 
Sachet    Die  Verpflichtung  der  Fürsten  war  eine  staatsrechtliche,  sie  be- 


*  Nur  nicht  mehr,  wie  früher  (S.  155),  nach  M&Bgabe  des  YermögenB. 

*  Vgl.  S.  87.  Waitz  8,  99  f.  Eidliche  Verpflichtung  der  in  Schlachtordnung 
aufgestellten  Holsteiner  in  Helmoldi  chronicon  Slavorum  1,  68. 

'  Vgl.  Wackbr,  Reichstag  68.  66  f.  Wbilakd  116.  Sachs.  Lehnr.  79,  §  2: 
mit  ordelen.  Auf  4^  §  1  darf  man  sich  nicht  beziehen,  da  hier  nicht  von  dem  Auf- 
gebot der  Füriiten,  sondern  ihrer  Mannen  die  Rede  ist,  vgl.  Anm.  16.  Ühlich  war 
die  Zuziehung  der  Fürsten  zur  Beratung  einer  beabsichtigten  Reichsheerfahrt  schon 
im  10.  und  11.  Jahrhundert    Vgl.  Waitz  6*,  448.  8,  98. 

^  Die  althochdeutschen  Glossen  geben  ebensowohl  Belege  für  das  alte  Volks- 
heer wie  für  die  Feudalmiliz,  wenn  sie  fakmx  mit  fendeo  mulHtudo  und  euneus 
mit  folek  oder  herigancxcaf  (Steinmeteb  u.  Sibvsrs  1,  148.  2,  489.  758),  dagegen 
aeiem  mit  icassi^  wctaaum  (ebd.  2,  592)  wiedergeben.  Über  die  Friesen  ygl.  Anm.  14. 
Schulzenrecht  §  2  (Richth.  888).     Heck,  Altfries.  Gerichtsyerfassung  247  f.  295  f. 

^  Vgl.  Scholz,  a.  a.  0.  47  f.  Der  „Ritterspiegel"  (s.  §  42,  n.  44)  hfilt  es  Vera 
2221—2248  für  nötig,  die  Vorzüge  der  „Mannschaft"  yor  den  Söldnern  hervor- 
zuheben. 

^  Königliche  Aufgebotsschreiben  bei  Weilakb,  Const  1,  188.  170.  228.  273. 
276  ff.  811.  2,  446.     Altmank  u.  Bebnbeik'  170.  173. 
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rnhte  weder  aaf  dem  Lehnsband,  noeh  dem  eidlichen  Versprechen,  das 
während  des  12.  Jahrhnnderts  (später  seltener),  sobald  der  Reichstag  die 
Heerfahrt  beschlossen  hatte,  den  einzelnen  Eontingentherren  abgenommen 
zu  werden  pflegte^.  Die  Verpflichtung  der  Fürsten  beruhte  auf  ihrer 
Stellung  als  Grafen.  Hatten  die  Grafen  früher  nur  die  Aufgabe  gehabt, 
die  Wehrpflichtigen  der  Gra&chaft,  soweit  sie  nicht  unter  Senioren  standen, 
aufzubieten,  so  hatte  das  karolingische  Stellvertretungssystem  (S.  156 f.) 
allmählich  dahin  geführt,  daß  die  freien  Bauern  dem  Grafen  eine  Bei- 
steuer zahlten,  wofür  er  es  übernahm,  die  militärische  Vertretung  zu  be- 
schaffen. Je  mehr  das  Volksheer  dem  Bitterheer  wich,  desto  größer 
wurde  die  Zahl  der  grafenschatzpflichtigen  Freien,  die  gegen  eine  feste 
Abgabe  an  den  Grafen  von  jeder  Teilnahme  an  der  Reichsheerfahrt  ent- 
bunden waren  ^  Andererseits  haben  sich  solche  Freie,  denen  ihre  Ver- 
hältnisse die  Ableistung  des  vom  König  verlangten  Rossedienstes  aus 
eigenen  Mitteln  gestatteten,  durchaus  grafenschatzfrei  erhalten,  sie  galten 
daher  im  Gegensatz  zu  den  Pfleghaften  als  freie  Herren  und  wurden, 
da  die  Übung  des  Rossedienstes  sie  zu  Rittern  machte,  den  Edeln  bei- 
gezählt. Soweit  sie  nicht  als  große  Grundherren  Seniorenrechte  übten, 
nahmen  sie  in  alter  Weise  im  Aufgebot  ihres  Grafen  oder  Reichsvogtes 
an  der  Heerfahrt  teil.  Durch  die  Vorteile,  die  das  Lehnwesen  bot,  mußten 
diese  letzten  Reste  der  karolingischen  Heeresverüassung  mehr  und  mehr 
verschvnnden;  die  meisten  Edeln  zogen  es  vor,  sich  ihres  AUodialbesitzes 
zu  entäußern  und  in  die  Reihen  der  mit  Lehen  bezahlten  Soldritter  über- 
zutreten. Wie  bei  diesen  Edeln,  so  trug  auch  bei  den  Städten  die  Wehr- 
pflicht noch  einen  staatsrechtlichen  Charakter,  nur  daß  sie  als  Korpora- 
tionen aufgeboten  wurden  und  es  ihnen  anheimgegeben  war,  die  ihnen 
auferlegte  Mannschaft  herbeizuschaffen.  Die  Mannschaften  der  Reichs- 
städte standen  unter  den  Reichsvögten,  die  der  fürstlichen  Städte  unter 
ihrem  Fürsten. 

Über  das  Schicksal  der  ehemaligen  Senioren  sind  wir  wenig  unter- 
richtet. Die  große  Mehrzahl  muß  schon  in  der  karolingischen  Zeit  in 
Lehnsverhältnisse  getreten  sein;  wir  haben  sie  unter  den  Reichslehen- 
besitzem  und  den  Vassallen  der  Fürsten  zu  suchen.  Allein  ganz  aus- 
gegangen sind  die  allodialen  Grundherren  nichts  Wir  wissen,  daß  sie 
unmittelbar  von  Reichs  wegen  aufgeboten  wurden  ^^,  also  mit  ihrem  eigenen 
Banner  im  Felde  erschienen.    Es  unterliegt  keinem  Zweifel,   daß  ihnen 


'  Es  war  cbsrakteristiscb,  daß  der  Eid  nicht  mehr  von  allen,  wie  noch  unter 
Heinrich  IV.,  sondern  niur  noch  von  den  Kontingentherren  verlangt  wurde. 

»  Vgl.  8.  450.    Maübeb,  Pronhöfe  8,  395. 

*  Vgl.  S.  486.  Die  friesischen  Häuptlinge  hielten  zum  Teil  noch  im  16.  Jahr- 
hundert ihre  durch  keinen  Lehnsdienst  beeinflußte  Stellung  im  Heere  fest  Vgl. 
v.  Rtohthofew,  Unters.  2,  1040  ff.  1058  f. 

**  Vgl.  Spahnaqbl,  a.  a.  0.  18.  Weiland  186.  Mauser,  Fronhöfe  8,  891. 
Aach  der  Schwahenspiegel  (Lehnr.  8)  kennt  Personen,  die  keine  Lehen  vom  Reiche 
haben  und  doch  von  diesem  zur  Heerfahrt  entboten  werden. 

33  ♦ 


Digitized  by 


Google 


516  Das  Mittelalter. 

ebenso  wie  den  Fürsten  und  Städten  ein  bestimmtes  Kontingent  aufgegeben 
wurde,  för  dessen  Beschaffang  sie  selbst  zu  sorgen  hatten. 

Daß  die  Heerfolgepflicht  der  Fürsten  ebenso  wie  die  der  Senioren 
and  Städte  auf  staatsreohtlicher  Grandlage  beruhte,  ergiebt  sich  aus  der 
Behandlung  der  Dienstverweigerung.  Denn  während  der  Vassall,  der 
seinem  Herrn  den  Dienst  weigerte,  wegen  Felonie  mit  Entziehung  des 
Lehns  bestraft  wurde  ^S  galt  der  Reichsfarst,  der  dem  König  die  Heer- 
folge versagte,  als  reus  maiestatis  und  verfiel  der  Acht^^.  Ob  der  König 
sich  im  einzelnen  Fall  eine  Ablösung  des  Dienstes  durch  Zahlung  einer 
Heersteuer  gefallen  lassen  wollte,  war  seinem  Ermessen  anheimgegeben, 
die  Fürsten  ihrerseits  hatten  kein  Hecht  auf  die  Ablösung  ^^  Anderer- 
seits konnte  der  König  jederzeit  Befreiungen  von  der  Heerfolge  erteilen. 
Einzelne  Reichsteile  besaßen  Privilegien,  kraft  deren  sie  ein-  für  alle- 
mal nur  an  bestimmten  Heerfahrten  teilzunehmen  brauchten  ^^  Die  An- 
gabe der  sog.  Constitutio  de  expeditione  Romana  und  der  Rechtsbücher, 
daß  zwischen  der  Zustellung  des  Aufgebotes  und  dem  Gestellungstermin 
eine  bestimmte  Frist  liegen  müsse,  entsprach  den  thatsachlichen  Verhält- 
nissen nicht. 

Die  einzelnen  Kontingente  des  Reichsheeres  trugen,  von  den  wenigen 
ritterlichen  AUodialbesitzem  und  den  Mannschaften  der  Städte  abgesehen, 
seit  dem  12.  Jahrhundert  wesentlich  den  Charakter  der  Feudalmiliz.  Dies 
zeigte  sich  schon  in  der  Festsetzung  der  einzelnen  Kontingente  nach 
Gleven  (Speeren,  Ritterpferden),  worunter  man  einen  Ritter  mit  Marsch- 
pferd und  Streitroß  und  zwei  bis  drei  leichtbewaffneten,  ebenfalls  berittenen 


"  Vgl.  8.  421.   Otto  FriB.,  gesta  Prid.  2,  12.   IL  P.  24,  §  7.    Homeyeb  606. 

^*  So  Erzbischof  Hartwich  von  Bremen  nach  Helmoldi  chron.  Slav.  1,  82, 
vielleicht  auch  Heinrich  der  Löwe  (vgl.  Weiland  175  ff.,  dagegen  Waitz  8,  146, 
GiESEBBECHT,  a.  a.  0.  5,  919,  SchIfee,  Hist.  Zeitschr.  76,  885  ff.).  Über  die  wesent- 
lich stärkere  Heranziehung  der  geistlichen  Fürsten  zu  den  Kriegsleistongen  Fickeb, 
Wien.  SB.  1872,  S.  404  ff. 

^'  Vgl.  Scholz,  a.  a.  0.  41  f.  Dem  König  von  Böhmen  machte  Friedrich  II. 
das  Zugeständnis,  zwischen  Heerfolge  nnd  einer  bestimmten  Geldentschädigung 
wählen  zu  dürfen. 

**  So  die  Friesen  (S.  514),  deren  Haussteuer  (§  48  n.  73)  das  Entgelt  dafür  ge- 
wesen sein  mag.  Die  Marken  hatten  nur  nach  bestimmten  Richtungen  Heerfolge  zu 
leisten,  da  ihre  eigentliche  Aufgabe  der  Grenzschutz  war.  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  4,  §  1. 
Daraus  erklärt  sich  das  gleiche  Privileg  für  die  zum  Herzogtum  Österreich  erhobene 
bairische  Ostmark.  Vgl.  Privil.  minus  v.  1156  c.  7.  Bbbghtold,  Landeshoheit 
Österreichs  121  f.  Volle  Befreiung  bestand  für  die  Reichsabteien  Werden,  Tegem- 
see  und  Niederaltaich ,  später  auch  für  Benediktbeuem  und  Ottobeuem;  für 
St  Maximin  und  Stablo  hatten  die  mit  Klostergütem  belehnten  Stiftsvögte  den  Dienst 
zu  leisten.  Die  Lehnsmannen  des  Bischofs  von  Passau  zalilten  diesem  eine  ckunig* 
ateura,  wofür  sie  non  tenentur  ire  cum  domino  epiaeopo  m  negoHü  imperii  nee 
dare  steuraa  ad  eandem  expedUUmem,  8%  vero  alias  pro  neeessitate  eceksie  iverit, 
illue  8%bi  obsequi  tenebuntur,  Sie  waren  demnach  homines  ligii.  Vgl.  Dienstm.-R. 
von  üzstadt  von  1256,  Mon.  Bo.  28,  2  S.  510.  Grimm,  Weist  6,  112  f.  Auch  Städte 
wurden  nicht  selten  gegen  eine  Heersteuer  von  der  Heerfolgepfiicht  befreit,  so  daß 
sie  nur  landwehrpflichtig  blieben. 
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Knechten  verstand  ^^.  Jeder  Fürst  stellte  die  ihm  obliegende  Mannschaft 
durch  Aufgebot  seiner  Yassallen  und  Ministerialen,  die  ihrerseits  wieder 
in  derselben  Weise  ihre  Mannen  aufzubringen  hatten  ^^  Wieviel  Ritter- 
pferde von  jedem  verlangt  werden  konnten,  richtete  sich  nach  Tiehns- 
vertrag  oder  Herkommen.  Die  einschildigen  Ritter  (S.  401)  stellten  nur 
eins,  wobei  das  spätere  Mittelalter  je  nach  der  Größe  des  den  Herrn 
begleitenden  Gefolges  zwischen  „Rittern''  und  „Knappen''  unterschied 
(S.  446  n.).  Wer  nicht  die  genügende  Anzahl  von  Mannen  in  seinem 
Dienst  hatte,  mußte  Soldritter  werben,  um  seiner  Pflicht  zu  genügen. 
Hatte  ein  Lehnsmann  mehrere  Herren,  so  brauchte  er  nur  dem,  der  ihn 
zuerst  aufgeboten  hatte,  zu  folgen,  hatte  dem  anderen  aber  zur  Ent- 
schädigung eine  Heersteuer  {hostenditium,  adoha)  zu  zahlen  ^^  Dieselbe 
Art  der  Ablösung  stand  ihm  zu,  wenn  er  aus  anderen  Gründen  verhindert 
war,  seine  Pflicht  persönlich  zu  erfüllen".  Wer  ohne  Grund  den  Lehns- 
dienst versäumte,  verwirkte  sein  Lehen.  Nach  den  Rechtsbüchern  be- 
anspruchten die  Mannen,  nur  innerhalb  der  Reichsgrenzen  oder  bei  der 
Romfahrt,  d.  h.  einer  Heerfahrt  „über  den  Berg"  nach  Italien,  verwendet  zu 
werden  ",  jedenfalls  wohl  ein  Anspruch  dem  jede  reale  Grundlage  felilte. 
Jeder  Yassall  hatte  sich  mit  seiner  Ausrüstung  und  für  die  ersten 
sechs  Wochen  mit  dem  nötigen  Proviant  zu  versehen.  Weiterhin  lag  die 
Unterhaltspflicht  den  Kontingentherren  ob.  Das  Ii\itter  (fodrum)  wurde 
in  der  Regel  im  Wege  der  Requisition  beschafft;  in  Italien  bestanden 
besondere  Futtermärkte.  Die  das  Heer  mit  einem  Ungeheuern  Troß  be- 
lastende Mitschleppung  des  Proviants  hörte  seit  Heinrich  lY.  auf.  Seit- 
dem wurden  Requisitionen  eingeführt;  in  den  rheinischen  Gegenden 
richtete  man  Proviantmärkte  ein.  Die  vom  Kriegsdienst  befreiten  Kirchen 
und  Klöster  waren  zu  Naturallieferungen  an  das  Heer  verpflichtet  Wasser, 
Gras  (Heu)  und  Holz  mußten  dem  durchziehenden  Heere  unentgeltlich  zur 
Verfügung  gestellt  werden'^.  Einquartierungen  kamen  selten  vor,  die 
Unterbringung  der  Truppen  in  Ijagern  bildete  die  R^el.  Seit  dem 
13.  Jahrhundert  wurde  es  üblich,   den  Fürsten  von  Reichs  wegen  eine 


'*  Vgl.  Baltzeb,  a.  a.  0.  78flF.    Schiller  u.  Lübbeh,  Mnd.  WB.  2,  119  f. 

'*  Das  Aufgebot  der  Lehnsmannen  mußte  nach  Rücksprache  mit  den  Mannen 
im  Lehnshof  (ßententialiter,  mit  ordelen)  verkündigt  werden.  Vgl.  Anm.  8.  Sftcbs. 
Lehnr.  4,  §  l.  79,  §  2. 

^^  Sie  bestand  in  einem  bestimmten  Teil  der  Lehnserträge  eines  Jahres.  Vgl. 
Sachs.  Lehnr.  46,  §  2.    II.  F.  40,  §  2.    Hometsb  881. 

>>  Ein  Recht  darauf  hatten  belehnte  Frauen  (Sachs.  Lehnr.  34,  Schwab.  Lehnr. 
68),  Geistliche  die  nicht  Fürsten  waren  (Schwab.  Lehnr.  68)  und  alle  zur  Romfahrt 
Entbotenen  (Sachs.  Lehnr.  4,  8).  In  anderen  Fällen  kam  es  auf  die  besondere 
Sachlage  an.  Der  Herr  seinerseits  hatte  ein  Recht  auf  Heersteuer  nur,  wenn  der 
zur  Heerfahrt  aufgebotene  Mann  nicht  Folge  leistete.  Ein  Wahlrecht  zwischen 
Heerfolge  und  Heersteuer  stand  dem  Herrn  an  sich  nur  gegenüber  seinen  Dienst- 
mannen, nicht  gegen  die  freien  Vassalien,  zu.     Vgl.  Baltzbb  43  f. 

»•  VgL  HOMEYKB  879  f. 

^  Vgl.  Maubsb,  Fronhofe  3,  899  f. 
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Geldbeihilfe  zu  gewähren.  Auch  GeldunterstützTingen  an  die  Yassallen 
und  Ministerialen  wurden  zu  einem  feststehenden  Gebrauche. 

Die  Ordnung  des  Heeres  nach  Stammen  wurde  beibehalten.  Solange 
die  Stammesherzogtümer  bestanden,  hatte  jeder  Herzog  die  Führung  über 
samtliche  Truppen  seines  Stammes.  Spater  zerfiel  das  Heer  in  die  ein- 
zelnen Kontingente,  deren  Herren  ein  eigenes,  vom  Reichsbanner  ver- 
schiedenes Banner  führten.  Ob  die  unter  den  Reichsvögten  stehenden 
Reichsdienstmannen,  Reichslehenbesitzer  und  reichsstadtischen  Eontingente 
noch  einem  Oberkommando  (etwa  des  P&lzgrafen)  unterstanden,  läßt  sich 
nicht  ermitteln.  Der  Reichsmarschall  war  Quartiermeister  und  hatte  die 
AuMcht  über  den  inneren  Dienst  des  Heeres. 

Die  Führung  des  Heeres  war  Sache  des  Königs  oder  des  von  ihm 
ernannten  Anführers.  Grenzkriege  wurden  in  der  Regel  unter  Führung 
eines  Markgrafen  oder  Herzogs  untemonmien.  Über  das  versammelte 
Heer  hatte  der  König  freie  Verfügung,  er  konnte  es  nach  seinem  Er- 
messen bei  den  Fahnen  behalten  oder  entlassen ^^;  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten war  er  noch  berechtigt,  es  auch  gegen  einen  anderen  Feind, 
als  gegen  den  es  ursprünglich  mit  Rat  der  Fürsten  bestimmt  worden  war, 
zu  führen;  diese  Befugnis  hörte  selbstverständlich  aaf,  seit  der  Reichstag 
das  Zustimmungsrecht  in  betreff  der  Reichsheerfahrt  erlangt  hatte  ^'. 

Zur  unmittelbaren  Landesverteidigung,  auf  erhobenes  Landgeschrei, 
mußte  auch  fernerhin  jeder,  der  eine  Waffe  zu  führen  vermochte,  mit- 
wirken'^  Die  Befreiung  von  der  Heerfahrt  bedeutete  keine  Befreiung 
von  dieser  allgemeinen  Unterthanenpflicht,  die  auf  das  engste  mit  der 
Pflicht  der  Gerichtsfolge  zusammenhing,  doch  lag  es  in  der  Natur  der 
Sache,  daß  die  Landfolge  nur  innerhalb  bestimmter  örtlicher  Grenzen 
und  nur  auf  beschränkte  Zeit  gefordert  werden  konnte.  Eine  festere 
Organisation  hat  die  Landfolge  oder  Landwehr  nur  in  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  und  in  Ditmarschen  erhalten  ^^ 

Für  das  Befestigungswesen  wurde  seit  Heinrich  L  in  größerem  Maße 
Sorge  getragen,  die  Befestigung  größerer  Wohnplätze  überhaupt  erst  von 
ihm  eingeführt ^^  Das  Recht,  von  Reichs  wegen  Burgen  anzulegen, 
stand  dem  König  ursprünglich  im  ganzen  Reiche,  später  nur  noch  auf 
Reichsboden  und  in  den  geistlichen  Fürstentümern,  seit  der  Gonfoederatio 

*^  Vgl.  Windeckes  Leben  Sigmunds  c.  189.  Die  beschrfinkenden  AussprQche 
der  Rechtsbücher,  wonach  die  Mannen  überhaupt  nur  sechs  Wochen  zu  dienen 
brauchten  (vgl.  Hometer  879),  können  nur  den  Sinn  gehabt  haben,  daß  über  diese 
Zeit  hinaus  besondere  Belohnungen  erwartet  wurden. 

"  Vgl.  Waitz  8,  106  f.    Scholz,  a.  a.  0.  40. 

"  Vgl.  Waitz  8,  108  ff.  Lampbecht  1,  1292  f.  Ssp.  II.  71,  §§  8.  4.  Schwsp. 
Laßb.  253. 

^  Vgl.  auch  die  österreichische  Landesaufgebotsordnung  von  1426,  bei 
V.  Schwind  u.  Dopsch,  Ansgewfthlte  Urkunden  323. 

^  Vgl.  Maubbb,  Fronhöfe  2,  151—192.  Fbet,  Schicksale  des  königL  Haus- 
guts 285  ff.  Rodenbebo,  Mitt  d.  Ost  Inst.  17,  161ff.  Lamprecht  1,  1305  ff.  E.  Mateb, 
a.  a.  0.  1,  67  ff.  136  ff. 
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cum  prino.  ecol.  von  1220  aber  nur  noch  auf  Beiohsboden  za.  Die  Yer- 
pfliohtnng  zam  Borgwerk,  d.  L  den  Arbeiten  bei  Bau  und  ünterhaltang 
der  Burgen,  galt  als  eine  Untertbanenpflioht  der  Umwohner,  die  dafür  in 
unruhigen  Zeiten  Schutz  innerhalb  ddr  Befestigung  fanden;  das  Reoht, 
Burgwerk  zu  gebieten,  wurde  als  burgban  bezeiohnet  Die  Kommandanten 
waren  in  der  Kegel  belehnte  Burggrafen.  Die  Burghut  konnte  der  König 
ursprünglich  wohl  in  derselben  Weise  wie  die  Heerfahrt  gebieten.  Später 
versahen  den  Besatzungsdienst  Burgmannen,  gewöhnlich  aus  dem  Stande 
der  Ministerialen,  die  g^en  Empfang  eines  Burglehns  zu  dieser  Art  von 
Diensten  verpflichtet  waren.  Wurden  ganze  Burgen  verliehen,  so  konnte 
sich  der  Lehnsherr  das  Ofihungsrecht,  d.  h.  das  Benutzungsrecht  im 
KriegB&U,  vorbehalten. 

Eine  entscheidende  Veränderung  im  Beichskriegswesen  wurde  durch 
die  Hussitenkriege  herbeigeführt  Schon  vorher  hatte  der  Sieg  der  schwei- 
zerischen Yolkswehr  über  den  Herzog  von  Osterreich  in  der  Schlacht  bei 
Sempach  (1386)  und  so  manches  andere  Ereignis  das  Vertrauen  auf  die 
Feudalmiliz  erschüttert'  Neben  den  Lehnsmannen  zählte  das  Beichsheer 
seit  Friedrich  I.  zahlreiche  Soldritter,  namentlich  aber  um  Sold  geworbene 
Schützen  {$oldarn,  brabanciones,  sariandij  serviefUes)*^j  ueren  Wert  nach 
Erfindung  des  Feuerrohrs  doppelt  in  die  Augen  fallen  mußte.  Dazu 
kam,  daß  es  seit  dem  18.  Jahrhundert  immer  mehr  üblich  geworden  war, 
die  Abneigung  der  Fürst.en  und  ihrer  Yassallen  gegen  alle  Beichskriege 
durch  Geldbeisteuem  von  Beichswegen  zu  bekämpfen. 

Es  war  daher  nur  ein  weiterer  Schritt  auf  dem  schon  eingeschlagenen 
Wege,  wenn  der  Nürnberger  Beichstag  von  1422  von  einem  Aufgebot 
zur  Beichsheerfahrt  in  dem  bisherigen  Sinne  Abstand  zu  nehmen  beschloß 
und  dafür  eine  direkte  Vermögenssteuer  (den  hundertsten  Pfennig)  aus- 
schrieb, die  zur  Au&tellung  eines  Söldnerheeres  verwendet  werden  sollte; 
für  die  Beichsstände,  die  den  gemeinen  Pfennig  ablehnten  (namentlich 
die  Städte),  wurde  zum  erstenmal  eine  gesetzliche  Heeresmatrikel  als 
Grundlage  far  die  Bestimmung  ihres  Kontingents  aufgestellt  ^^  Was 
1422  nur  teilweise  zur  Ausführung  kam,  hatte  einen  ziemlich  allgemeinen 
Erfolg  auf  dem  Frankfurter  Beichstag  von  1427  und  dem  die  Beschlüsse 
desselben  ausführenden  Nürnberger  Tage  von  1429^^.  Auch  diesmal 
wurde  ein  gemeiner  Pfennig  ausgeschrieben,  dessen  Ertrag  zur  Beschaffung 
eines  Beichssöldnerheeres  diente.  Von  dem  gewöhnlichen  Aufgebot  wurde 
abgesehen,  nur  die  Kurfürsten  wurden  verpflichtet,  eine  bestimmte  Zahl 


'*  Vgl.  SpanhaobLi  a.  a.  0.  71  ff.  Du  Canoe,  Glossarinm  0.  v.  brabancianes, 
serviena,  aolidata. 

*^  Vgl.  Windeckes  Leben  Sigmunds  c.  157.    Altmanh  u.  Bbbnhbdc*  174. 

»  Vgl.  Windecke  c.  22S.  224.  227.  283.  252.  255.  Altmann  u.  Bbbnhbim*  177. 
Jede  Person  geistlichen  Standes  soUte  57o  Vermögenssteuer  zahlen,  alle  übrigen 
Klassen  eine  Kopfsteuer  (der  Graf  25  fl.,  der  Freie  15  fl.,  der  £itter  5  fl.,  der  £del 
knecht  8  fl.,  der  Jude  1  fl.,  der  über  15  Jahre  alte  Christ  1  böhmischen  Groschen 
bei  einem  Vermögen  von  mehr  als  200  fl.  aber  Vt~^  ^0* 
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von  Sohützen  und  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Fürsten  und  Reichsstädten 
Kanonen  und  anderes  Kriegsmaterial  zu  stellen,  auch  den  übrigen  Reichs- 
ständen wurde  empfohlen,  nach  Möglichkeit  für  Feuergewehre  und  Schützen 
zu  sorgen.  Für  das  Reichssöldnerheer  wurde  eine  Reihe  von  Artikeln 
aufgestellt,  die  sich  teils  auf  das  Dienstverhältnis,  teils  auf  die  innere 
Disziplin  bezogen  ^K  Den  im  Felde  Befindlichen  wurde  von  Reichs  wegen 
vollster  Friede  in  ihrer  Heimat  zugesichert  Jeder  Mann  sollte  auf  eigene 
Kosten  und  in  eigener  Verpflegung  leben,  nur  ein  mäßiger  Bedarf  von 
Heu  oder  Stroh  durfte  unentgeltlich  genommen  werden,  im  übrigen 
sollten  Requisitionen  von  Futter  und  Proviant  nur  in  Notfallen  und  nur 
gegen  eine  von  den  Hauptleuten  festzusetzende  Entschädigung  gestattet 
sein.  Immer  sollten  je  zehn  Gewappnete  unter  einem  Hauptmann,  je  100 
wieder  unter  einem  höheren  Hauptmann  stehen,  und  so  fort  bis  zu  den 
beiden  vom  König  ernannten  obersten  Hauptleuten.  Die  Mannschaft  sollte 
in  der  Weise  zusammengesetzt  sein,  daß  immer  auf  drei  Gewappnete 
(Ritter)  ein  gerüsteter  Schütze  kam.  Jeder  vierte  oder  fünfte  Gewappnete 
sollte  von  Adel  sein.  Die  Hauptleute  waren  zugleich  als  Unternehmer 
gedacht,  indem  jeder,  der  neun  Gewappnete  (und  drei  Schützen)  mit- 
brachte, ihr  geborener  Hauptmann  war  und  für  sie  den  Gesamtsold  nebst 
einem  Untemehmergewinn  ausgezahlt  erhielt.  Die  Soldverhältnisse  wurden 
gesetzlich  geregelt  Das  Lösegeld  für  die  Gefangenen  sollte  den  auf 
eigene  Kosten  und  Verpflegung  ausgezogenen  Söldnern  persönlich,  bei 
den  von  ihrem  Herrn  ausgerüsteten  und  unterhaltenen  Mannen  dagegen 
dem  Herrn  zufallen. 

Die  Reichstagsbeschlüsse  von  1422  und  1427/29  hatten  zunächst  nur 
eine  vorübergehende  Bedeutung.  Eine  prinzipielle  Veränderung  der  Heeres- 
verfassung haben  sie  weder  bezweckt,  noch  auch  zunächst  zur  Folge 
gehabt,  sie  sind  aber  bereits  von  den  Reformgedanken  des  16.  Jahrhunderts 
erfüllt  und  waren  deshalb  schon  hier  zu  erwähnen. 


§  48.    Das  Finanzwesen. 

Vgl.  8.  186.  Waitz  8,  216—414.  v.  Inama-Stebhbqg,  Wirtech.-Gesch.  2,  829  ff. 
890  ff.  EiGHHOBM,  St.-  u.  RG.  2,  401  ff.  Scholz,  Hoheitsrechte  (S.  470)  52—127. 
Blondel,  Fr6d6ric  II.,  66  ff.  Walter,  RG.  §§266-272.  Giebkb,  G^nossenschafts- 
recht  2,  569  ff.  Triepel,  Interregnum  87.  Schwauc,  Ein  Eingangsverzeichnis  voti 
Steuern  der  königl.  St&dte,  N.  Arch.  23,  517—588.  Zeumer,  Zur  Geschichte  der 
Reichssteuem  im  firüheren  Mittelalter,  Eist  Zeitschr.  81,  24  ff.  A.  Schttltb,  Zu 
dem  neuaufgefdndenen  Verzeichnis  des  Reichsgutes  y.  J.  1241,  ZGO.  52,  425  ff. 
NuGLiscH,  Das  Finanzwesen  des  Reiches  unter  Karl  lY.,  Straßb.  Diss.  1899.  £.  Mater, 
Deutsche  u.  franz.  VG.  I.  II. 

Die  der  fränkischen  Periode  noch  anhaftende  Unfähigkeit  der  Unter- 
scheidung zwischen  dem  Staatsvermögen  und  'dem  Privatgut  des  Staats- 
oberhauptes herrschte  zwar  auch  im  Mittelalter  noch  vor,  nach  manchen 
Richtungen   hin   sah  man  sich  aber  infolge  der  veränderten  Verfassung 


••  Windecke  c.  228. 
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des  Reiches  und  seiner  Teile  bereits  zu  Unterscheidnngen  veranlaBt.  Vor 
allem  bei  dem  Übergang  des  Reiches  auf  ein  neues  Königshaus  erkannte 
man  die  Notwendigkeit ,  die  Hausgüter  des  letzten  Königs  von  dem,  was 
er  an  Reichsgütern  und  sonstigen  Einnahmequellen  des  Reiches  besessen 
hatte,  zu  trennend  Verfügungen  des  Königs  über  Reichsgut  erfolgten 
nach  einem  von  den  Königen  wiederholt  beobachteten  Brauche  meistens 
unter  der  Zustimmung  des  Reichstages  oder  der  Kurfürsten^,  während 
ihm  Verfügungen  über  sein  Hausgut  freistanden,  soweit  sie  nicht  dem 
Beispruchsrecht  der  Erben  oder  der  Genehmigung  der  Landstande  unter- 
lageQ.  Durchaus  entsprechend  unterschied  man  bei  den  weltlichen  Fürsten 
ihren  Reichslehenbesitz  von  den  allodialen  Gütern  und  den  nicht  vom 
Reiche  herrührenden  Lehen. 

Anders  bei  den  geistlichen  Fürstentümern.  In  Anknüpfung  an  die 
fränkische  Eigenkirche  betrachtete  die  kaiserliche  Partei  schlechthin  die 
Besitzungen  aller  Reichskirchen  als  Eigentum  des  Reiches,  aber  in  der 
praktischen  Durchführung  machte  sich  zwischen  Bistümern,  Reichsabteien 
und  dem  niederen  Reichskirchengut  ein  wesentlicher  Unterschied  geltend^. 
Über  die  bischöflichen  Kirchen  hatte  der  König  keine  Verfügung*,  wäh- 
rend er  Klöster  und  Propsteien  wie  unmittelbares  Reichsgut  veräußern, 
verpfänden,  verleihen  und  sich  die  bedeutendsten  Eingriffe  in  ihr  Ver- 
mögen erlauben,  namentlich  ihre  Güter  zur  Förderung  des  Reichskriegs- 
dienstes an  Laien  zu  Lehen  geben  konntet  Erst  durch  Reichsurteil 
Friedrichs  IL  von  1216  kam  aus  lehnrechtlichen  Gesichtspunkten  auch 
hinsichtlich  der  Reichsabteien  der  Satz  zur  Geltung:  quod  non  liceat  uUi 
tuecessomm  nostrorumj  Romanorum  regi  seu  inperatori,  principatum  all" 
quem  —  ab  inperio  aliguo  modo  alienare,  sed  omnes  inperii  principatus 
in  stto  iure  et  honore  ülesos  observare^.     Seit  dem  Wormser  Konkordat 


^  Vgl.  Anm.  65.  Waitz  8,  239  ff.  244.  254.  Reichsurteil  Lothars  III.  von 
1125  (Annal.  S.  Disib.  MG.  Scr.  17,  2S)  Qber  die  Frage,  wem  die  eingezogenen 
Güter  der  Reichsächter  oder  die  gegen  Beichsgüter  eingetauschten  Besitzungen 
gehörten:  poHus  regiminis  sulnacere  ditionif  quam  regia  proprietaH.  Vgl.  Dipl. 
Friedrichs  IL  v.  1285  (§  40,  n.  25).  Die  Privaterben  des  Königs  hatten  die  Ver- 
pflichtung, außer  den  Beichsinsignien  (S.  470  f.)  auch  die  Beichsarchivalien  auszu- 
liefern.   Vgl.  Sjbelioeb,  Mitt  d.  öst  Inst  11,  441. 

'  Vgl.  S.  513.  Waitz  8,  243.  Franklin,  Sententiae  curiae  regiae  Nr.  48. 
Lampbecht,  FDG.  21,  11  ff.  Die  Notwendigkeit  der  kurfürstlichen  Zustimmung 
stand  seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  fest. 

>  Vgl.  S.  146  ff.  403.  437.  492  f.  Fickxb,  Eigentum  am  Beichskirchengut,  Wien. 
SB.  1872,  S.  55  ff.  881  ff.  Waitz  7,  189  ff.  8,  244  f.;  Abhandl.  576  ff.  Gbffoken, 
Die  Krone  n.  d.  niedere  deutsche  Kirchengut  unter  Friedrich  11.,  Leipz.  Diss.  1890. 

*  Vgl.  Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  58  f.    Waitz  7,  199  f.    Fickbb,  a.  a.  0.  105. 

*  Vgl.  Waitz  6«,  104.  106.  7,  189 ff.  8,  245.  Fickeb  88 f.  411  ff.  Seit  dem 
12.  Jh.  begegnen  derartige  Eingriffe  nicht  mehr,  dagegen  wurden  die  Äbte  in  zahl- 
reichen F&Uen  genötigt,  auf  Befehl  des  Königs  Kirchengut  zu  Lehen  zu  geben, 
namentlich  auch  an  LaienfcLrsten  oder  an  den  König  selbst.    Vgl.  Fiokxr  414  f. 

*  Wbiland,  Const  2,  71.  Vgl.  Franklin  Nr.  60.  61.  Fiokbr  89  f.  Über  ge- 
wisse Beschränkungen  des  älteren  Bechts  Waitz  7,  192  f.    Scholz  68  ff. 
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von  1122  unterschied  man  bei  den  geistlichen  Fürstentümern  die  Kirche 
samt  den  dazn  gehörigen  Spiritualien  von  den  ihr  zustehenden  weltlichen 
Gutem  und  Rechten.  Während  die  Übertragung  der  ersteren  zu  einer 
rein  kirchlichen  Sache  wurde  ^,  nahm  die  dem  Reiche  Torbehaltene  In- 
vestitur mit  den  weltlichen  Gütern  mehr  und  mehr  einen  lehnrechtlichen 
Charakter  an.  Das  Recht  des  Reiches  wurde  zu  einem  lehnsherrlichen 
Obereigentum,  wobei  aber  daran  festgehalten  wurde,  daß  schlechthin  aller 
weltliche  Besitz  der  Kirchen,  auch  wenn  er  nicht  vom  Reiche  herrührte, 
als  reichslehnbar  zu  gelten  habe^.  Vor  empfangener  Investitur  hatte  der 
Erwählte  sich  jeder  Verfügung,  selbst  der  Erteilung  von  Lehnsemeuerungen, 
zu  enthaltend  Aber  auch  nach  der  Investitur  bedurfte  er  zu  jeder  Ver- 
äußerung, Verpfandung  oder  Lehnserrichtung,  sowie  zur  Eingehung  von 
Schulden  die  auch  den  Nachfolger  binden  sollten,  der  Genehmigung  des 
Königs  ^^.    In  Fällen  der  Felonie  trat  bei  den  geistlichen  Fürsten  statt 


'  Dies  bezog  sich  jedenfalls  auch  auf  den  Kirchenzefanten  (§21,n.  16), 
den  schon  Karl  d.  Gr.  fär  eine  allgemeine  Pflicht  erklärt  hatte  (Syn.  Francof.  y. 
794,  c.  25.  Capit.  de  pari  Sax.  c.  17.  Bobbtius  1,  76.  69),  aber  ohne  damit  voll- 
ständig durchzudringen.  In  unserer  Periode  haben  die  KschÖfe  den  Zehnten 
überall  durchgesetzt,  auch  wo  er  bisher  nicht  anerkannt  oder  durch  eine  feste  Ab- 
gabe ersetzt  gewesen  war,  nur  die  neubekehrten  Wenden  waren  nicht  dafür  zu 
gewinnen.  Um  so  größer  war  das  Interesse  der  Kirche  an  der  deutschen  Koloni- 
sation, da  die  Kolonisten  sofort  zehntpflichtig  waren.  Überhaupt  spielte  der  von 
allem  neu  in  Anbau  genommenen  Lande  zu  entrichtende  Rott-  oder  Neubmchzehnt 
eine  hervorragende  Rolle;  die  Bischöfe  wußten  diesen,  während  sie  den  gemeinen 
Zehnten  den  Taufkirchen  überließen,  seit  Ende  des  11.  Jhs.  für  sich  oder  die  von 
ihnen  damit  dotierten  Stifter  oder  Klöster  zu  behaupten.  Die  königlichen  Ein- 
nahmen blieben  zehntfrei,  soweit  sie  nicht  durch  besonderes  Privileg  zehntpflichtig 
gemacht  wurden.  Die  zwischen  den  Bischöfen  und  Klöstern  entstandenen  Streitig- 
keiten um  den  Zehnten  wurden  teils  durch  Richterspruch,  teils  durch  gütliche  Ver- 
mittelung  der  Könige  in  der  verschiedensten  Weise  beglichen,  vielfach  in  der  Art, 
daß  die  Klöster  neben  der  Zehntfreiheit  ihrer  eigenen  Hofgüter  den  Zehnten  von 
den  Herrenhöfen  (Salxehnt)  erhielten.  Der  auf  dän  karolingischen  Kirchenlehen 
lastende  zweite  Zehnt  (S.  164)  war  in  Abgang  gekommen.  Häufig  fanden  Ver- 
leihungen, Verpfändungen,  selbst  Veräußerungen  von  Kirchenzehnten  an  Laien 
seitens  der  Bischöfe  und  Klöster  statt;  außerdem  wurde  während  des  10.  und 
11.  Jhs.  seitens  der  Grundherren  der  Novalzehnt  in  den  Kolonisationsgebieten  für 
ihre  Kolonialkirchen  und  damit  indirekt  für  die  Grundherren  als  Eigentümer  der- 
selben in  Anspruch  genommen.  Der  von  Päpsten  und  Konzilien  gegen  die  Laien- 
zehnten erhobene  Kampf  hatte  nur  einen  beschränkten  Erfolg  und  vermochte 
namentlich  die  verliehenen  Zehntrechte  nicht  zu  beeinträchtigen.  Vgl.  Waitz  8, 
347  ff.    Lampbbcht,  Wirtschaftsleben  1,  113  ff.  608  ff. 

B  Vgl.  FiCKSB,  a.  a.  0.  139.    Scholz  84. 

»  Vgl.  S.  500  f.  FicKEB  134.  Ssp.  IIL  69,  §  1.  Otto  Fris.,  gest.  Frid.  2,  28. 
Franklin  Nr.  110. 

10  Ygi.  FicKJSB,  a.  a.  0.  187  ff.  Haück,  Kirchengeschichte  8,  58.  Franklin, 
a.  a.  0.  Nr.  98—108.  111—113.  115.  116.  120.  Besonders  bemerkenswert  eine  Ent- 
scheidung Albrechts  I.  von  1300  (FDG.  12,  456.  Fickeb  188),  well  sie  ausdrück- 
lich die  bona  allodialia  miteinschließt.  Da  der  König  an  den  in  seinem  Schutze 
befindlichen  Cisterzienser-   und  Prftmonstratenserklöstem   derartige  Bechte  nicht 
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der  FriTation,  die  den  weltlichen  Lehnsmann  und  seine  Desoendenten 
tra^  die  Segaliensperre  ein,  die  den  ganzen  weltlichen  Besitz  der  Kirche, 
ohne  Unterschied  der  Erwerbstitel ,  bis  zur  Begnadigung  des  Schuldigen 
oder  bis  zur  Investitur  seines  Nachfolgers  in  die  Hand  des  Königs 
brachte**. 

Diese  Verhältnisse  blieben  während  des  ganzen  Mittelalters  dieselben, 
nur  in  den  finanziellen  Leistungen  der  Beichskirchen  ließ  Friedrich  IL 
durch  die  Beseitigung  des  Spolien-  und  die  Beschränkung  des  Begalien- 
rechts  auf  die  eigentlichen  Hoheitsrechte  eine  Herabminderung  eintreten 
(S.  418  f.).  Das  dem  Könige  ursprünglich  an  allen  Orten  des  Beiches, 
wo  er  gerade  hofhielt,  f&r  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  zustehende  Becht, 
die  yerliehenen  Hoheitsrechte  (Qericht,  Münze,  Zoll,  Oeleitsrecht  u.  dgl.) 
auf  eigene  Bechnung  in  Verwaltung  zu  nehmen,  wurde  von  Friedrich  n., 
soweit  die  Bischofsstädte  in  Betracht  kamen,  auf  die  eigentlichen  Beichs- 
tage,  und  zwar  für  die  Dauer  derselben  und  je  eine  Woche  vor  Beginn 
und  nach  dem  Schlüsse,  beschränkt  *^ 

Dazu  kam  die  Verpflichtung  der  Bischöfe,  den  König  nicht  nur 
während  der  Beichstage,  sondern  überhaupt,  wann  und  so  oft  er  bei  ihnen 


besaß,  Bo  können  diese  ihren  Ausgang  nicht  von  der  Schirm vogtei  des  Königs 
genommen  haben.    Vgl.  Fiokxb  144. 

1^  Vgl.  FiOKSB  890  ff.     Scholz  77  ff. 

^*  Thatsächlich  hatte  es  sich,  da  der  König  an  den  weltlichen  Höfen  nie 
längeren  Aufenthalt  zu,  nehmen  pflegte,  immer  nar  um  die  bischöflichen  Stfldte 
und  unmittelbaren  Reichsstädte  gehandelt  Vgl.  Ssp.  III.  60,  §  2  (Schwsp.  L.  188): 
In  svelke  ßtat  (des  rikes)  de  kaning  kumt  binnen  deine  rikey  dar  is  ime  Udich  monte 
unde  toln;  vnde  in  svelke  lant  he  kumt,  dar  is  ime  ledieh  dat  gerichte^  dat  he  tool 
richten  mut  alle  die  klage  ^  die  vor  gerichte  nicht  begunt,  noch  nicht  gelent  ne  sin. 
Der  in  ELlammem  stehende  spätere  Zusatz  sollte  wohl  die  ausschließliche  Beziehung 
auf  die  Reichsstädte  feststellen.  Über  die  Verpflichtung  der  nichthischöflichen 
Städte  ygl.  FiOKEB,  a.  a.  0.  896.  Die  Confoederatio  c.  princ.  eccl.  y.  1220,  c.  10, 
bestimmte:  ne  quis  offidaUum  nostrorum  in  eivitaiibus  eorundem  prineipum  iuris- 
dietionem  aliquam  sive  in  fhehneis  sive  in  monetis  seu  in  aHis  officiis  quibuseum- 
que  sibi  rendieet,  nisi  per  octo  dies  ante  euriam  nostram  ibidem  publice  indictamy 
et  per  octo  dies  post  eam  fvnitam\  nee  etiam  per  eosdem  dies  in  aüquo  excedere 
presumant  iurisdiciionem  prindpis  et  consuetudines  civitatis,  quotienscumque  autem 
ad  aliquam  eivitatum  eorum  accesserimus  sine  nomine  publice  eurie,  nichil  in  ea 
iuris  habeant,  sed  princeps  et  dominus  eius  plena  in  ea  gaudeat  potesiate.  Vgl. 
Bebchtoid,  Entstehung  der  Landeshoheit  149  ff.  Weiland,  i.  d.  Hist  Au&.  fär 
Waitz  278  f.  FiOKSs  894  ff.  y.  Zallingeb,  Mitt  d.  öst  Inst  10,  228  f.,  Note.  Siehe 
auch  Reichsurteil  yon  1288  (Wbiland,  Const  2,  285):  Obtentum,  quod  thehneum^ 
moneta,  officium  sculieti  et  iudicium  seculare  necnon  et  consimilia,  que  principes 
ecelesiastici  recipiunt  et  tenent  de  manu  imperiali  et  predecessorum  nostrorum,  sine 
eonsensu  nostro  infeodari  non  possint,  cumque  qmübet  imperator  indicta  curia  per- 
eipere  debet  integraliter  et  vaoantibus  ecclesiis  omnia  usque  ad  eoneordem  eleceionem 
habere,  donee  electus  ab  eo  regalia  reoipiat.  Das  Urteil  bezieht  sich  gleichzeitig 
auf  das  Regalienrecht  während  des  Reichstages  (indicta  curia)  und  bei  Stuhl- 
erledigung. Magdeburg  hatte  1216  Befreiung  yon  dem  ersteren  erhalten.  Vgl. 
Bbbchtoid  151.  Über  die  erheblich  weitergehenden  Rechte  des  Königs  in  Italien 
ygl.  Otto  Frising.,  Gesta  Frid.  2,  18. 
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hofhalten  wollte,  in  ihren  Städten  aufzunehmen  ^^  Dafür  waren  sie  dann, 
abgesehen  Ton  der  Verpflichtung  zu  gelegentlicher  Darbringung  von  Ehren- 
geschenken, von  den  den  Reichsabteien  obliegenden  Jahresabgaben  in  Geld 
oder  Naturalien  befreit  Diese  Abgaben,  die  zuweilen  nur  dann  zu  ent- 
richten waren,  wenn  der  König  sich  gerade  im  Lande  oder  in  einem 
bestimmten  Orte  aufhielt,  waren  von  verschiedener  Höhe,  je  nach  der 
Leistungsfähigkeit  der  Verpflichteten,  die  höchsten  bis  zum  Betrage  von 
100  Pfd.  Silbers**.  Mit  der  Investitur  waren  für  die  geistlichen  Fürsten 
ohne  Ausnahme  große  Abgaben  verbunden,  auch  mußten  sie  sich  jederzeit 
auf  Befehl  des  Königs  zur  Hoffahrt  und  zu  Gesandtschaftsreisen  auf  ihre 
Kosten  bereit  halten  ^^  Alle  am  Hofe  lebenden  Kleriker,  namentlich 
auch  Reichskanzler  und  Protonotar,  waren  mit  Pfründen  von  Reichs- 
kirchen ausgestattet,  insbesondere  in  der  Weise,  daß  der  König  aus  jedem 
Domkapitel  ein  Mitglied  für  den  ständigen  Dienst  am  Hofe  in  Anspruch 
zu  nehmen  und  zu  dem  Zwecke  von  vornherein  gewisse  Pfründen  selbst 
zu  vergeben  pflegte  ^^  Endlich  hatte  der  König  in  dringenden  Fällen 
das  Recht,  sämtliche  Reichskirchen  mit  einer  außerordentlichen  Reichs- 
steuer (Bede)  zu  belegen,  die  nach  Verhältnis  der  Leistungsfähigkeit  auf 
die  einzelnen  Kirchen  verteilt  wurde  *^  Zieht  man  zu  allen  diesen  Lasten 
{servitium  regisY^  noch  in  Betracht,  daß  die  Reichskirchen  teils  unmittel- 
bar, teils  mittelbar  (durch  Verleihungen  ihrer  Güter)  ungleich  stärker  als 
die  weltlichen  Gewalten  zu  den  Kriegsleistungen  herangezogen  wurden, 
so  kann  man  sich  der  Einsicht  nicht  verschließen,  daß  die  Ungeheuern 
Vergabungen  der  Könige  an  Bistumer  und  Klöster  im  allgemeinen  nicht 
sowohl  Freigebigkeiten,  als  vielmehr  eine  möglichst  nutzbringende  Anlage 
von  Reichsgütem  in  der  Hand  der  kirchlichen  Beamten  bezweckten, 
nachdem  die  Verleihungen  an  Weltliche  wegen  der  durch  das  Lehns- 
erbrecht herbeigeführten  Gefahr  dauernder  Entfremdung  bedenklich  ge- 
worden waren". 

Bei   dem  niederen  Reichskirchengut,   das  insbesondere  verschiedene 
Propsteien  und  zahlreiche  Pfarr-  und  Taufkirchen  umfaßte^®,  hat  sich  der 


"  Vgl.  Waitz  8,  228  ff.  Ficker,  Entstehungszeit  des  Schwabenspiegels  (Wien. 
SB.  1874)  816  ff. 

>*  Vgl.  FiCKSR,  Reichskirchengat  403.     Waitz  8,  878  ff. 

^^  Vgl.  S.  499  f.  FiOKEB,  a.  a.  0.  403.  Über  eine  Investiturabgabe  an  die 
Hof  kapelle  ygl.  Weiland  2,  448  (1245). 

'*  Vgl.  FiCKBR  404.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  gelangte  das  Recht  der  ersten 
Bitte  zur  Ausbildung,  kraft  dessen  der  König  bei  jedem  Stift  oder  Kloster  für  die 
erste  nach  seiner  Krönung  erledigte  Pfründe  einen  verbindlichen  Personal  Vorschlag 
machen  konnte.    Vgl.  HmscHiüs,  KR.  2,  639  ff.    Altmaw  u.  Bbbkhsim*  124. 

"  Vgl.  PiOKEB  408.  408.     Waitz  8,  400  f. 

»•  Vgl.  PiCKEB  397  ff.     Waitz  8,  227. 

**  Vgl.  FicESB  397 ff.,  der  mit  Recht  bemerkt,  daß  die  Vergabungen  seit 
Friedrich  IL  fast  ganz  aufgehört  haben,  weil  die  geistlichen  Fürsten  mit  wachsen- 
dem Erfolg  bestrebt  waren,  ihre  Lage  den  Grundsätzen  des  Reichslehnrechts  an- 
zupassen und  so  ihre  volle  Gleichstellung  mit  den  weltlichen  Fürsten  herbeizuführen. 

'«^  Vgl.  Geffcken,  a.  a.  0.  17ff.     Fickbr,  Reichsfürstenstand  863  ff. 
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Eigenkirchengedwke  zam  Teil  bis  tief  in  das  Mittelalter  erhalten ,  im 
allgemeinen  war  aber  der  von  Alexander  III.  gegen  die  Eigenkirchen 
erhobene  Kampf  dem  Beiche  gegenüber  wenigstens  insofern  siegreich, 
als  das  Reichseigentom  seit  dem  13.  Jahrhundert  mehr  und  mehr  den 
Charakter  eines  grundherrlichen  Patronatsrechts  annahm  ^^ 

Sehr  viel  bedeutender  für  das  wirtschaftliche  Leben  des  Reiches  gegen- 
über der  vorigen  Periode  war  das  Münzwesen^^.  Zwar  hat  sich  der 
Übergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirtschaft  selbst  in  den  Städten  erst 
im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  vollzogen  ^'^  aber  während  in  der  frän- 
kischen Zeit  fast  nur  im  Westen  des  Bheins  geprägt  wurde  (sonst  nur 
noch  in  Begensburg,  Corvey,  vielleicht  auch  Eßlingen),  kennen  wir  Würz- 
burger Münzen  schon  von  Ludwig  dem  Kinde,  außerdem  haben  die  späteren 
Kaiser  aus  dem  sächsischen  Hause  und  die  Stammesherzoge  an  verschie- 
denen Orten  des  Beiches  Münzstätten  besessen;  das  11.  Jahrhundert  zeigt 
einen  starken  Nachlaß,  das  13.  Jahrhundert  dagegen  schon  eine  Furcht 
vor  der  Konkurrenz  zu  vieler  Prägeanstalten  ^^  Der  Ertrag  der  könig- 
lichen Münzen«  mit  Ausnahme  der  Münzen  am  Hofe  und  in  den  P&lzen, 
gehörte  wohl  allgemein  zu  den  Amtseinkünften  der  Qrafen^^,  wodurch  die 
seit  dem  11.  Jahrhundert  beginnenden  Münzverleihungen  an  weltliche 
Große,  neben  den  vorher  allein  üblichen  an  kirchliche  Stifter,  vorbereitet 
wurden.  Die  Stammesherzoge  übten  das  Münzrecht  aus,  ohne  daß,  wie 
es  scheint^  eine  besondere  Verleihung  stattgefunden  hatte.  Verleihungen 
an  Städte  kamen  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  vor.  Die  Münzver- 
leihungen hatten  schon  im  10.  Jahrhundert  eine  viel  weitergehende  Be- 
deutung als  früher,  sie  übertrugen  nicht  bloß  das  nutzbare  Beoht  des 
Schlagschatzes,  sondern  das  Becht  der  selbständigen  Prägung  mit  eigenem 
Stempel,  seit  dem  12.  Jahrhundert  sogar  nach  eigenem  Münzfaß,  wobei 


*^  Vgl.  HiKBCHius  2,  621  ff.  623  ff.  Geffcken  4  ff.  Daneben  behielt  die  Krone 
vielfach  die  Vogtei,  von  der  §  49  zu  reden  sein  wird.  Das  Regalien-  und  Spolien- 
recht an  dem  niederen  Reichskirchengut  wurde  von  der  Krone  behauptet,  von 
Friedrich  U.  aber  1223  auf  den  Deutschorden  übertragen. ,  Vgl.  Gbffokbn  12  ff. 

««  Vgl.  S.  187 ff.  V.  Inama-Sternbqo,  Wirtsch.-Gesch.  H,  392  ff.;  III.  2  S.  363  ff.; 
Die  Goldwährung  im  deutschen  Reiche  während  des  Mittelalters,  Zeitschr.  f.  Soc- 
u.  Wirtsch.-Gesch.  3,  1  ff.  Wattz  8,  317  ff.  Eheberq,  Über  das  ältere  deutsche 
Müuzwesen  und  die  Hausgenossen,  1879.  £.  Mateb,  a.a.O.  1,  94 ff.  Bebchtold, 
Entwickelung  der  Landeshoheit  97  ff.  Eichhobn  2,  405  ff.  Dakmekbbbo,  Die  deutschen 
Münzen  der  sftchs.  u.  firänk.  Kaiserzeit,  3  Bde,  1876—98.  Mone,  ZGO.  2,  385  ff. 
3,  309  ff.  6,  257  ff.  11,  885  ff.  18,  175  ff.  Hanaubb,  £tudes  ^conomiques  sur  TAlsace, 
1.  Les  monnaies,  1876.  Abnold,  Verf.-Gesch.  der  deutschen  Freistädte  2,  248  ff. 
LuscHiN  V.  Ebenobeüth,  Das  Münzwesen  in  Österreich  zur  Zeit  Rudolfs  I.  (Fest- 
schrift zur  600  jährigen  Gedenkfeier  der  Belehnung  des  Hauses  Habsburg,  1882). 
Lampbecht,  Wirtschaftsleben  2,  851  —  480.  Kbuse,  Kölnische  Geldgeschichte  bis 
1386,  Westd.  Zeitschr.,  Erg.-Heft  4.    His,  Fries.  Strafrecht  16  ff. 

*^  Vgl.  Abkold,  Gesch.  d.  Eigentums  i.  d.  deutschen  Städten  206  ff.  Röscher, 
Grundlagen  der  Nationalökonomie'  §  117,  n.  10. 

"  Vgl.  Anm.  28.  34.    Ssp.  IL  26,  §  4.  5. 

**  Vgl.  Waitz  7,  28  ff.  8,  323. 
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von  Beiohs  wegen  nnr  darauf  gehalten  wurde,  wenigstens  den  schlimmsten 
Auswüchsen  und  willkürlichem  Abweichen  Tom  Hergebrachten  entgegen- 
zutreten ^^  Denn  die  Oberaufsicht  über  das  Münzwesen  war  dem  Reiche 
verblieben,  auch  wurde  daran  festgehalten,  daß  prinzipiell  nur  der  König 
das  Münzrecht  besitze,  jeder  andere  nur  auf  Qrund  königlicher  Ver- 
leihung, und  daß  die  Münzen  an  den  Beichstagsorten  während  der  Dauer 
des  Reichstages,  die  der  geistlichen  Fürsten  aoch  während  der  Stuhl- 
erledigung dem  königlichen  Regalienrecht  unterworfen  seien '^  Aber 
schon  Friedrich  IL  mußte  den  fürstlichen  Münzherren  das  Zugeständnis 
machen,  daß  innerhalb  ihrer  Territorien  keine  neuen  Zoll-  oder  Münz- 
stätten ohne  ihre  Einwilligung  errichtet  werden  dürften'®,  so  daß  der 
König  nur  noch  in  den  unmittelbaren  Reichslanden  freie  Hand  behielt 
Andererseits  räumte  die  Goldene  Bulle  (c.  10,  §§  1.  8)  den  Kurfürsten 
das  von  einzelnen  Fürsten  schon  vorher  ausgeübte  Recht  ein,  in  ihren 
Ländern  nach  Belieben  Münzstätten  anzulegen. 

Der  Münzfuß  folgte  bis  zutn  12.  Jahrhundert  im  wesentlichen  dem 
karolingischen  System.  Man  prägte  im  allgemeinen  nur  Silbermünzen 
oder  versilberte  Kupfermünzen**,  neben  ganzen  Denaren  oder  Pfennigen 
auch  halbe  {HalbUnge,  Heller ^  oboli)  und  viertel  {Vierlinge ,  Vierdunge j 
fertones).  In  alter  Weise  wurden  240  Pfennige  oder  20  Sichillinge  zu 
12  Pfennigen  (in  Baiern  8  Seh.  zu  30  Pfg.)  auf  das  Pfund  (talentum, 
libra,  pondus)  gerechnet,  mehr  und  mehr  gelangte  aber  die  kölnische  Mark 
(ein  halbes  Pfund  zu  210,24  g),  die  in  lÖ  Seh.  zu  je  12  Pfg.  ausgeprägt 
wurde,  zur  Vorherrschaft  *^  Goldmünzen  prägte  man  in  der  ersten  Hälfte 
des  Mittelalters  fast  gar  nicht,  später  meistens  im  Anschluß  an  den 
florentinischen  Goldgulden '^    In  den  Münzverleihungen  war  das  Recht 


**  Schwsp.  L.  192 '^  klagt,  daß  die  Könige  hier  ihre  Pflicht  yersäamten.  Erst 
ein  Reichsarteil  Rudolfs  I.  von  1283  (MG.  Leg.  2,  443.  Franklin,  Sent  curiae 
Nr.  1 89)  bestimmt,  daß  quilibet  princeps  imperii  ecclesiasttcus  vel  sectdaris,  ab  ipso 
imperio  monetam  tenens  in  feodum^  ipsam  monetam  poHus  debet  eudere  vel  eudi 
fadet  aemmdum  ius  et  consuettidinein  quibue  ab  antiquis  temporibtut  de  iure  hae- 
tentM  est  gavisuSf  quam  iuxta  voltmtatem  eonsortium  qui  vulgariier  huessgenoTi  ap- 
peüantur.    Vgl.  Lorenz,  Deutsche  (beschichte  2,  2  S.  862  f. 

"  Vgl.  Franklin  Nr.  187—190.  192—194.  Ehebbro  27  f.  Ssp.  IL  26  §  4. 
Schwsp.  L.  192^.  864.  Gonst.  gener.  y.  1284,  c.  9  (Weiland,  const  2,  429).  Mainzer 
Landfriede  von  1235,  c.  11  (Weiland  2,  244). 

^  Gonf.  c.  princ.  eccl.  von  1220  c.  2  (Weiland  2,  89).  Gonstit  in  fav.  principum 
von  1231/32  c.  17  (ebd.  2,  212.  419).  Reichsurteile  von  1220  und  1223  (ebd.  92. 
897).     Ssp.  II.  26,  §  4. 

«»  Vgl.  Ssp.  praef.  rythm.  250  ff.    Schwsp.  L.  192«. 

■<>  Vgl.  HiLLiQER,  a.  a.  0.  (s.  S.  187  n.).  Die  später  auf  288,85  g  (16  Lot)  er- 
höhte kölnische  Mark  ist  bis  1857  die  vornehmste  Grundlage  des  deutschen  Münz- 
systems geblieben. 

'*  Vgl.  Eheberg,  a.  a.  O.  44  f.  Die  Wertrelation  von  Silber  zu  Gfold  war 
1 :  8,  später  1 :  10.  Der  Sachsenspiegel  (pl.  45,  §  1)  erwähnt  Goldpfennige,  die  das 
Gewicht  von  3  Pfg.  Silbers  und  einen  Wert  von  30  Pfg.  Silbers  hatten.  In  einer 
Urkunde  von  1144  (Wirtemb.  Urk.-B.  2,  82,  Nr.  320)  wird  der  Wert  eines  Gold- 
pfennigs zu  12  WtLrzburger  Pfennigen  angegeben. 
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der  Goldprägung  nicht  enthalten.  Es  blieb  ein  ausschließliches  Recht 
des  Königs  und  konnte  nur  durch  ausdrückliche  Verleihung  auf  andere 
übertragen  werden  ^^.  Die  Kurfürsten  erhielten  das  Recht  der  Gold- 
prägung allgemein  durch  die  Goldene  Bulle  (c.  10»  §§  1.  S\  nachdem  es 
Torher  nur  dem  König  Ton  Böhmen  zugestanden  hatte. 

Die  Münzherren  übten  das  Recht  des  Münzbannes  aus^^  kraft  dessen 
sie  den  Gebrauch  auswärtigen  Geldes  unbedingt  untersagen  konnten, 
während  die  Umwechselung  desselben  sowie  der  Verkauf  ungeprägter 
Edelmetalle  nur  an  der  Münze  gestattet  wurde '^  Die  Münzstätten  wurden 
dadurch  zu  privilegierten  Wechselbanken,  die  nicht  nur  den  Zufluß  neuen 
Prägematerials  sicherstellten,  sondern  auch  durch  den  bei  jedem  Wechsel- 
geschäft erhobenen  Schlagschatz  eine  bedeutende  Einnahme  gewährten. 
Für  die  im  Besitz  mehrerer  Münzstätten  befindlichen  Münzherren  war 
diese  Einnahme  vielfach  der  Grund,  selbst  innerhalb  ihres  Landes  den 
einzelnen  Münzen  einen  begrenzten  Bannbezirk  zu  überweisen.  Dem 
gleichen  Interesse  diente  der  Münzverru^  durch  den  ältere  Münzen  außer 
Kurs  gesetzt  und  die  Inhaber  an  die  Wechselbank  verwiesen  wurden  ^^. 
War  dies  ursprünglich  nur  bei  einem  Wechsel  in  der  Person  des  Münz- 
herrn üblich  gewesen  ^^,  so  wurde  der  Münzverruf  allmählich  zu  einer 
fiskalischen  Erpressungsmaßregel,  die  sich  in  einzelnen  Territorien  von 
Jahr  zu  Jahr  wiederholte. 

Nur  durch  das  Überwiegen  des  Tauschhandels  war  eine  derartige 
Handhabung  des  Münzbannes  ohne  voUst-ändigen  Ruin  des  Landes  möglich. 
Unerträglich  wurde  sie  mit  der  fortschreitenden  Entwickelung  der  Geld- 
wirtschaft, zunächst  in  den  Städten.  Das  Reich,  dessen  Münzen  dem 
landesherrlichen  Münzbann  nicht  unterlagen  und  daher  überall,  soweit 
nicht  Sonderprivilegien  entgegenstanden,  freien  Umlauf  hatten,  hätte 
durch  massenhafte  Ausprägungen  dem  Übel  einigermaßen  abhelfen  können. 
Da  aber  von  dieser  Seite  aus  Mangel  an  Mitteln  wie  an  Interesse  und 
Verständnis  nichts  geschah,  so  blieben  die  Städte  auf  die  Selbsthilfe  an- 
gewiesen ^^  Zuweilen  gelang  es  ihnen,  den  Münzherrn  durch  Bewilligung 
einer  regelmäßigen  Abgabe  zum  Verzicht  auf  den  Münzverruf  zu  be- 
wegen; in  dieser  Weise  ist  das  „Münzgeld''  der  schlesischen  und  das 
„Ungeld"  (eine  Schanksteuer)  der  österreichischen  Städte  entstanden®®. 
Vielfach  setzten  die  Städte  auch  durch,  daß  ihnen  ein  Mitaufsichtsrecht 
über  die  Handhabung  des  Münzwesens  eingeräumt  wurde,  namentlich 


>*  Vgl.  Ehebbbq,  a.  a.  0.  44  f. 

'*  Über  das  Folgende  vgl.  Ehbbiebg,  a.  a.  0.  51—77. 

»*  Vgl.  Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  181.  182.  184.  186.    Wbilakd,  Conat  2,  397.  416. 

»*  Vgl.  8ßp.  II.  26,  §  6.     Schwsp.  L.  192»'. 

«•  VgL  Bsp.  IL  26,  §  1.    Schwsp.  L.  192». 

>'  Vgl.  Ehbbbbo,  a.  a.  0.  80  ff. 

^  Zuweilen  haben  aach  solche  Stftdte,  die  selbst  im  Besitz  des  Münzrechts 
waren,  eine  feste  Steuer  statt  der  ihnen  bis  dahin  aus  dem  Münzverruf  zuge- 
flossenen Einnahmen  eintreten  lassen. 
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aber  gelang  es  seit  dem  18.  Jahrhundert  vielen  Städten ,  teils  dnich 
königliche  Yerleihang,  teils  durch  Verkauf  oder  Verpfandung  der  Münz- 
herren,  selbst  in  Besitz  des  Münzrechtes  zu  kommen.  In  ihrem  eigenen 
Interesse  mußten  sie  darauf  halten,  nur  gutes  Geld  zu  prägen  und  diesem 
ein  möglichst  großes  ümlaufegebiet  zu  sichern.  Dazu  dienten  die  Münz- 
vereine, an  denen  neben  den  Städten  mehr  und  mehr  auch  Fürsten  teil- 
nahmen; sie  begründeten  einheitliche  Münzsysteme  unter  Yereinsaufsicht 
und  mit  gleichem  ümlaufsrecht  für  alle  Vereinsmünzen.  Die  städtischen 
Münzen  standen  infolgedessen  schon  im  14.  Jahrhundert  in  solchem  An- 
sehen, daß  die  königlichen  Münzprivilegien  wiederholt  auf  sie  als  Muster 
verwiesen^®  und  die  landesherrlichen  Münzen  nicht  selten  durch  städtische 
aus  dem  Verkehr  gedrängt  wurden. 

Die  Zolleinrichtungen  waren  im  wesentlichen  dieselben  wie  in 
der  vorigen  Periode  ^^.  Die  Zollverleihungen  nahmen  beständig  zu, 
namentlich  waren  die  Zollstätten  vielfach  mit  den  Gra&chaften  verbunden, 
so  daß  die  Fürsten  mehr  und  mehr  anfingen,  die  Zölle  als  ihre  eigene 
Angelegenheit  zu  betrachten  und  nach  Belieben  selbst  Zollerhöhungen 
eintreten  zu  lassen,  was  erst  durch  den  Mainzer  Landfrieden  von  1285 
c.  7  verboten  wurde  ^^  Nur  daran  wurde  festgehalten,  daß  die  Errichtung 
neuer  Zollstätten  nicht  anders  als  durch  das  Reich  erfolgen  dürfe  ^^ 
Aber  auch  dem  Reiche  wurden  in  dieser  Beziehung  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert enge  Schranken  gezogen.  Daß  wohlerworbene  Hechte  Dritter 
durch  die  Errichtung  neuer  Zölle  nicht  beeinträchtigt  werden  durften, 
verstand  sich  von  selbst;  auf  Grund  dieses  Satzes  mußte  Friedrich  IL 
sich  infolge  eines  Reichsurteils  von  1220  dazu  verstehen,  gewisse  dem 
Grafen  von  Geldern  in  seinem  eigenen  Lande  verliehene  RheinzöUe  auf 
Beschwerde  der  benachbarten  Fürsten  wiederaufzuheben  ^'.  Den  geist- 
lichen Fürsten  machte  die  Gonfoederatio  cum  principibus  ecolesiasticis  von 
1220  das  Zugeständnis,  daß  in  ihren  Territorien  ohne  ihre  Genehmigung 


"  Vgl.  Ehebbeg,  a.  a.  0.  95f. 

^  Vgl.  S.  191.  Waitz  8,  292  ff.  y.  iNAHA-STERinBao  8,  2  S.  218  f.  Scholz 
94  ff.  ZöLLNEB,  Zolbegal  der  deutschen  Könige  bis  1285,  1889.  Bbaühboltz,  Das 
deutsche  Eeicbszollwesen  z.  Z.  der  Hobenstaufen  u.  des  Interregnums,  Berl.  Diss. 
1890.  SicKEL,  Zum  ältesten  deutschen  Zollstra^cht,  Zeitscbr.  f.  d.  ges.  Strafr.-W. 
7,  505  ff.  Wetzel,  Zollrecht  der  deutschen  Könige  bis  zur  goldenen  Bulle,  1892. 
E.  Matbb,  a.  a.  0.  1,  79  ff.;  Zoll,  Kaufmannschaft  und  Markt  (S.  186).  Sommeblad, 
Pie  Rheinzölle  im  Mittelalter,  1894.  Beseleb,  ZRG.  2,  882  ff.  Lamfbbcht,  Wirt- 
schaftsleben 2,  271  ff.  Festgehalten  wurde  bei  der  Zollpflichtigkeit  an  der  Be- 
schränkung auf  Kaufinannsgüter.    Vgl.  Weu^anb,  Const  1,  180  (1149). 

^'  Vgl.  Waitz  8,  805  f.  Andererseits  durften  die  mit  einer  königlichen  Zollstfitte 
Beliehenen  ihren  Ei'tragswert  nicht  durch  Erteilung  yon  Zollbefreiungen  schmfilem. 
Vgl.  Reichsurteil  von  1310  bei  Fbanklin,  Sent.  Nr.  17. 

^*  Weiland,  Const.  1,  225.  2,  35.  243,  c.  7.  471.  489.  Fbakklik,  Sent  191 
(1290).  Der  königliche  Charakter  der  Zollstätten  trat  auch  in  dem  mehrfach 
üblichen  Wahrzeichen  des  Zollkreuzes  hervor.  Vgl.  Sghbödeb,  Weichbild,  (i.  d.  Hist 
Au&ätzen  z.  And.  an  WArrz)  309. 

^*  Vgl.  Weilaiö),  Const.  2,  92.    Bebchtold,  Entstehung  der  Landeshoheit  99. 
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von  selten  des  Reiches  k^ne  neuen  Zölle  erriohtet  werden  dürften ,  was 
gegenüber  den  weltlichen  Fürsten  schon  vorher  gewohnheitsrechtlich  fest- 
gestanden haben  mnß^^  Außerdem  versprach  der  König,  die  in  den 
Händen  der  Fürsten  befindlichen  Zölle  aufrecht  zu  erhalten  und  keine 
Beeinträchtigung  oder  Verringerung  zu  gestatten.  Damit  war  das  bis- 
herige Becht  des  Königs,  nach  Belieben  Zollbefreiungen  zu  erteilen,  den 
fürstlichen  Zollstätten  gegenüber  aufgehoben,  während  die  Errichtung 
neuer  Zollstätten  für  das  Beich  fortan  auf  die  Reichsstädte  und  Kron- 
güter beschränkt  und  selbst  hier  ein  Einspruch  der  Nachbarn  zu  besorgen 
war.  Endlich  wurde  1234,  und  zwar  mit  rückwirkender  Kraft  bis  auf 
die  Zeit  Friedrichs  L,  die  Aufhebung  aller  ohne  Genehmigung  der  Fürsten 
errichteten  Zölle  angeordnet  ^^ 

Gleich  der  Zollgerechtigkeit  konnte  auch  die  Marktgerechtigkeit 
nur  von  Reichs  wegen  verliehen  werden  ^^.  Wegen  ihres  Zusammenhanges 
mit  dem  Städtewesen  wird  von  den  Märkten  erst  später  näher  zu  reden 
sein.  Als  Finanzquelle  kamen  sie  wegen  des  Marktzolles,  der  Budengelder, 
der  während  des  Marktes  verwirkten  Bannbußen  und  der  Marktgerichts- 
gefälle in  Betracht  Gleich  den  Münzen  und  Zöllen  waren  auch  die 
Märkte  größtenteils  verliehen,  nur  wenige  befanden  sich  unmittelbar  in 
den  Händen  des  Reiches,  auch  den  Reichsstädten  gelang  es  seit  dem 
13.  Jahrhundert  allgemein,  diese  Gerechtigkeiten  für  eigene  Rechnung  zu 
erwerben.  Eine  Einnahmequelle  für  das  Reich  bildeten  sie  dann  nur 
noch  während  der  Reichstage  (S.  623).  Wie  bei  den  Zöllen,  so  wurde 
auch  bei  den  Marktprivilegien  streng  auf  wohlerworbene  Rechte  gehalten. 
Die  Gonstitutio  in  favorem  principum  von  1231/32  c.  2  bestimmt«  aus- 
drücklich, daß  den  bestehenden  Märkten  keine  Beeinträchtigung  durch 
Errichtung  von  Konkurrenzmärkten  geschehen  dürfe  ^^,  auch  sollten  die 
bestehenden  Landstraßen  nicht  willkürlich  verlegt  und  die  Reisenden  nicht 
zum  Einschlagen  anderer  Richtungen  gezwungen  werden,  um  einzelnen 
Märkten  oder  Zollstätten  dadurch  einen  größeren  Verkehr  zuzuführen  ^^ 

Zu  den  Einnahmequellen  des  Reiches  gehörte  auch  das  Geleits- 
recht {ms  canductuSf  ducatus),  indem  die  unter  Geleite  Reisenden  für  den 
ihnen  vom  Geleitsherm  gewährten  Schutz,  der  auch  in  bewaffnetem  Ge- 


**  Vgl.  BxRCHTOLD,  a.  a.  0.  98.  Hfttte  es  sich  bei  der  Confoederatio  darum 
gehandelt,  den  geistlichen  Fürsten  ein  Becht  zu  gewähren,  das  den  weltlichen  noch 
abging,  so  würden  diese  sich  bei  Gelegenheit  der  Gonstitutio  in  favorem  principum 
von  1231  dasselbe  ausgebeten  haben,  das  letztere  handelt  (c.  17)  aber  nur  von 
neuen  Münzen  und  nicht  von  neuen  Zöllen.  Ohnehin  ist  es  selbstverständlich,  daß 
die  königlichen  Machtbefugnisse  auf  dem  Reichskirchengut  längere  Dauer  gehabt 
haben,  als  in  den  weltlichen  Territorien. 

*»  Vgl.  Const.  gener.  v.  1234,  c.  9  (Weiland  2,  429). 

*•  Vgl.  8.  191.  V.  iHAMA-STBBNBao,  Wirtsch.-Gesch.  2,  377.  E.  Maybb,  a.  a.  0. 
2,  218 ff.;  Zoll,  Kaufmannschaft  u.  Markt  420 ff. 

^'  Vgl.  Wbiland,  Const.  2,  214.    Sohbödbr,  Weichbild  306. 

*»  Const  in  fav.  princv.  1281/82,  c.8.  c.4.  Reicbsurteil  v.  1286  (Wbiland  2,  278). 
R.  8oiir5dbB|  Deutliche  Rechtitgeeehichte.    4.  Aufl.  34 
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leite  bestehen  konnte ,  ein  besonderes  Geleitsgeld  zu  entrichten  hatten^. 
Dem  König  stand  das  Oeleitsrecbt  im  ganzen  Reiche  zu,  auch  da,  wo  auf 
Herkommen  oder  Yerleibung  beruhende  Geleitsrechte  mit  ihm  konkur- 
rierten^®. Die  Herzoge  scheinen  das  G^leitsrecht  von  jeher  geübt  zu 
haben '^^y  ebenso  wohl  die  Markgrafen  und,  soweit  ihnen  die  Wahrung  des 
Landfriedens  anvertraut  war,  auch  die  Landgrafen.  Die  Verleihungen 
trugen  anfangs  nur  den  Charakter  einer  persönlichen  Begünstigung.  Ln 
Laufe  des  13.  Jahrhunderts  wurde  das  Geleitsrecht  zu  einem  fürstlichen 
Hoheitsrecht,  unbeschadet  der  Fortdauer  des  königlichen  Hechtes. 

Das  Heimfallsrecht  des  Reiches  an  erblosem  Gute^^  ging  im 
Laufe  des  13.  Jahrhunderts  fast  allgemein  auf  die  territorialen  Gewalten 
über,  indem  es  zwar  theoretisch  als  ein  königliches  Recht  festgehalten 
wurde,  aber  doch  nur  als  ein  solches,  das  der  Richter,  d.  h.  der  vom 
König,  mit  der  Gerichtsbarkeit  belehnte  Fürst,  für  eigene  Rechnung  aus- 
zuüben habe^^  Das  älteste  Beispiel  dieses  Überganges  auf  die  Landes- 
herren gewährt  die  Freiburger  Stadtrechtsurkunde  ^^  Im  allgemeinen 
fällt  die  Umwandlung  erst  in  das  13.  Jahrhundert.  Die  Magdeburg- 
Breslauer  Rechtsmitteilung  von  1261  und  das  Kleine  Kaiserrecht  (2,  95) 
halten  noch  an  dem  königlichen  Heimfallsrecht  fest^^  Bestehen  blieb 
das  letztere,  da  es  als  ein  Ausfluß  der  Gerichtsbarkeit  behandelt  wurde, 
gegenüber  den  Reichsfürsten,   die   ihren  Gerichtsstand   vor  dem   König 


*•  Vgl.  Waitz  8,  815  flf.  Scholz  94.  E.  Mater,  a.  a.  O.  2,  208  ff.;  Zoll, 
KaufmannBchaft  u.  Markt  (S.  186)  388  f.  Ullmann,  Sigmunds  Geleit  für  Hos  u. 
das  Geleit  im  Mittelalter,  LraDNEKS  Hall.  Beitrftge  5^  1894. 

^  Vgl.  Weiland  1,  Nr.  239  §  9  (1173).  2,  Nr.  334  (1240).  Zu  Geleitsbehörden 
waren  nach  dem  Mainzer  Landfrieden  v.  1235  §  7  die  Zöllner  bestimmt 

^^  Die  Urkunde  über  die  Errichtung  des  Herzogtums  Westfalen  von  1180 
(Weiland  1,  Nr.  279)  hebt  das  Geleitsrecht  besonders  hervor. 

"  Vgl.  S.  195.  835.  Waitz  8,  247.  250  f.  v.  Inama-Stebnegq  2,  112.  E.  Mayer, 
a.  a.  0.  1,  103  ff.  Stobbe,  Privatr.  5,  §  297.  Genqler,  Lehrb.  d.  deutsch.  Privat- 
rechts 1285  ff.  Siegel,  Erbrecht  203  ff.  Tomaschsk,  Heimfallsrecht  10  ff.  16  ff. 
Heydemann,  Elemente  der  Joachim.  Erbrechtskonstitution  241  ff.  Der  bewegliche 
Nachlaß  im  Lande  verstorbener  Fremden,  die  keine  inländischen  Erben  hinter- 
lassen hatten,  wurde  als  erbloses  Gut  behandelt  (vgl.  Stumpf,  Acta  imperii,  Nr.  280, 
V.  1025),  bis  Friedrich  II.  für  sein  ganzes  Reich  die  Freigabe  derartiger  Erb- 
schaften anordnete.  Vgl.  Weiland,  Const.  2,  Nr.  85,  §  9  (Auth.  Omnes  peregrini, 
1.  10  C.  comm.  de  succ.  6,  59).  Seitdem  blieb  nur  der  Totenteü  als  Nachlaßsteuer, 
gabella  hereditaria,  ius  albanagii  (Fremdlingsrecht,  droit  d'aubaine)  zu  entrichten, 
soweit  dieselbe  nicht  durch  internationale  Verträge  ausgeschlossen  wurde.  Der 
Übergang  vom  Königs-  zum  Territorialrecht  hat  sich  seit  dem  18.  Jh.  auch  auf 
diesem  Gebiete  vollzogen. 

*'  Charakteristisch  ist  namentlich  das  Meißner  £echtsbuch  (sog.  Rechtsbnch 
nach  Distinktionen)  1,  5,  dist.  9.  20,  dist.  2,  womit  die  Glosse  des  Sachs.  Weich- 
bildrechts im  wesentlichen  übereinstimmt  Vgl.  Toxascuek,  a.  a.  0.  18.  Ssp.  I. 
28.  III.  80,  §  1.     Dsp.  32.     Schwsp.  L.  30.  1Ö5^ 

^  Von  allem  erblosen  Gute  wird  ein  Drittel  für  die  Armen  (als  Totenteil), 
ein  Drittel  für  Stadt-  und  Kirchenbauten  und  ein  Drittel  für  den  Herzog  bestimmt 

^^  Vgl.  auch  Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  57,  und  Friedrichs  I.  Gonstitutio  de  rega- 
libus  von  1158  (Weiland  1,  244). 
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hatten^®,  und  femer  in  den  Keichsvogteien,  namentlich  den  Reichsstädten, 
bis  es  diesen  gelang,  das  Recht  für  sich  selbst  zu  erwerben.  In  Lübeck 
bestud  das  Königsrecht  noch  nach  den  Privilegien  von  1188  und  1226 
und  dem  ältesten  Stadtrechtsfragment;  die  ältesten  vollständigen  Stadt- 
rechte haben  Halbteilung  zwischen  König  und  Stadt,  die  jüngste  Stadt- 
rechtsform endlich  kennt  nur  noch  ein  Recht  der  Stadt  ^^  In  einzelnen 
Reichsstädte!),  z.  B.  Frankfurt,  hat  sich  das  Recht  des  Königs  ungeschwächt 
bis  zum  16.  Jahrhundert  erhalten  ^^.  Geltend  gemacht  wurde  das  Heim- 
fallsrecht überall,  mochte  es  königlich,  landesherrlich  oder  städtisch  sein, 
in  der  Form  der  Fronung,  die  sich  nach  Jahr  und  Tag  zu  einer  end- 
gültigen Vermögenseinziehung  gestaltete,  falls  nicht  den  Erbberechtigten, 
wenn  sie  sich  wegen  echter  Not  verschwiegen  hatten,  Restitution  be- 
willigt wurde. 

Mit  dem  Heimfallsrecht  dürften  die  Ansprüche  des  Königs  auf  zwei 
Drittel  der  Gerichtsgefälle  gleichen  Schritt  gehalten  haben,  wenigstens 
findet  sich  kein  Quellenbeleg  dafür,  daß  die  Grafen  sich  auch  noch  in 
dem  späteren  Mittelalter  mit  einem  Drittel  begnügt  und  das  übrige  an 
den  König  abgegeben  haben  ^®.  Offenbar  verwalteten  die  Fürsten  die 
Gerichte  ausschließlich  für  eigene  Rechnung.  Wie  und  wann  sich  aber 
die  Umwandlung  vollzogen  hat,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis. 

Eine  nicht  unbedeutende  Einnahmequelle  des  Königs  bildete  die  Strafe 
der  Vermögenseinziehung,  die  nicht  nur  als  Folge  der  Reichsacht 
eintrat,  sondern  auch  bei  manchen  Verbrechen,  namentlich  Majestäts- 
verbrechen, unmittelbar  ausgesprochen  zu  werden  pflegte  ^^.  Durch  Reichs- 
urteil wurde  festgestellt,  daß  Konfiskationen  dem  Reiche  und  nicht  dem 
Hausvermögen  des  Königs  zu  gute  kämen ^^.  Auch  die  Bannbußen, 
die  sich  im  Mittelalter  für  Fürsten  auf  100  Pfd.  (2000  ß),  für  Edle  und 
Dienstmannen  auf  10  Pfd.  (200  ß)  zu  belaufen  pflegten,  lieferten  unter 
Umständen   sehr  reiche  Erträge  •^.    Noch  bedeutender  waren  die  Opfer, 

^  Dies  deuten  auch  die  im  übrigen  kaum  aus  dem  Leben  gegriffenen  An- 
gaben des  Sachsenspiegels  (I.  28.  III.  80,  §  1.  81  §  1)  an,  wonach  erbloses  Gut 
von  mehr  als  30  Hufen  dem  König,  jeder  geringere  Bestand  aber  dem  Landes- 
herm'  heimfiel.     Vgl.  Eichhorn  2,  707  n. 

^'  Vgl.  Fbensdohff,  Das  lübische  Recht  nach  seinen  ältesten  Formen  35.  48  f. 
Eichhorn,  Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  13,  839  ff.  Hach,  Das  alte  lübische  Recht,  Cod. 
1  c.  19,  Cod.  2,  c.  26.  c.  40,  Cod.  8,  c.  182. 

w  Vgl.  ToMAscHBK,  a.  a.  0.  21. 

^  Vgl.  S.  180.  195.  Nach  dem  Anm.  12  angeführten  Reichsurteil  von  1238 
wurden  die  Gerichtsfalle  wohl  schon  unbedingt  zu  den  landesherrlichen  Einnahmen, 
die  der  Krone  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ledig  wurden,  gerechnet. 
Vgl.  y.  Zallingbb,  Mitt.  d.  öst.  Inst  10,  229  n. 

'^  Vgl.  Const.  de  regalibus  von  1158  (Weiland  1,  244).  8sp.  L  38,  §  2. 
F&ANKUH,  Reichshofgericht  2,  870  ff.;  Sent.  cur.  reg.  Nr.  57.  Waitz  8,  252 ff.  v.  Inaua- 
Stebnbog  2,  118.  Vermögenseinziehung  bei  Landfriedensbruch,  so  daß  der  König 
das  Eigentum  erhält,  der  Graf  aber  damit  belehnt  wird:  MG.  Leg.  II.  102,  c.  1.  3. 

•*  Vgl.  Anm.  1.    Waftz  8,  254,  n.  2.    Franklin,  Sent  cur.  reg.,  S.  29  n. 

•»  Vgl.  Otto  Fris.  gesta  Friderici  2,  28.  Ssp.  lU.  64,  §  2.  W.  Sickel,  Zur 
Geschichte  des  Bannes,  Marb.  Progr.  1886. 

84* 
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die  von  manchen  gebracht  wurden ,   um  die  verlorene  Gnade  des  Königs 
wieder  zu  gewinnen. 

Die  Erongüter  waren  seit  der  Vergeudung  des  Reichsgates  anter 
Philipp  und  Otto  IV.  sehr  zusammengeschmolzen,  warfen  aber  immerhin 
noch  bedeutende  Ertrage  ab®^  So  lange  sie  in  Eigenwirtschaft  gehalten 
wurden,  dienten  ihre  Früchte  in  erster  Reihe  zum  Unterhalt  des  Königs- 
hofes  und  wurden  daher,  soweit  thunlich,  auf  den  Pfalzen  aufgespeichert 
Seit  dem  Interregnum  hörte  die  Eigenwirtschaft  gänzlich  auf,  an  ihre 
Stelle  traten  die  verschiedensten  Formen  der  Pacht  und  des  Leiherechts  ^. 
Bei  dem  Wechsel  der  Dynastien  wurde  sorgfaltig  darauf  gesehen,  daß 
die  Krongüter  nicht  mit  den  Hausgätem  des  früheren  Königshauses  ver- 
mischt würden.  Untersuchungen  in  dieser  Beziehung  wurden  besonders 
von  Konrad  IL  in  Baiern  und  Heinrich  IV.  in  Sachsen  vorgenommen, 
als  allgemeine  Maßregeln  aber  unter  Lothar  IIL,  Rudolf  L,  Adolf, 
Albrecht  L  und  Heinrich  VII.®*.  Die  Revindikationen  der  vier  letzt- 
genannten gaben  den  Anlaß,  die  Krongutsverwaltung  durch  das  Mittel 
der  Landvogteien  wieder  einigermaßen  zu  sichern  ®®.  Wahrscheinlich 
wurde  zu  dem  Zweck  auch  die  schon  von  Karl  dem  Großen  vorgeschriebene 
allgemeine  Inventarisation  der  Krongüter  von  neuem  eingeschärft  Das 
in  einem  Bruchstück  erhaltene  Nürnberger  Salbuch  aus  dem  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  scheint  einer  solchen  Maßregel  seine  Entstehung  zu 
verdanken ®^ 

Das  ausschließliche  Recht  des  Reiches  auf  herrenlose  Grund- 
stücke blieb  auch  im  Mittelalter  bestehen®^,  erlitt  aber  einen  doppelten 
Abbruch;  einmal  durch  den  von  der  Krone  teils  veranlaßten,  teils  still- 
schweigend geduldeten  Ausbau  in  der  Landesallmende,  wodurch  alle  für 
den  Ackerbau  geeigneten  Landstriche  in  Privateigentum  übergeführt 
wurden  (S.  429),  sodann  durch  die  Ausbildung  der  Landeshoheit,  indem 
die  Reichsfürsten  sich  auch  hier  an  die  Stelle  des  Königs  zu  setzen  be- 


•■  Vgl.  S.  197.  506.  Waitz  8,  239  flf.  264  ff.  v.  iKAMA-STBBHEaa  2,  111  ff. 
140  ff.  Fbet,  Schicksale  des  königlichen  Gutes  in  Deutschland  unter  den  letzten 
Staufem,  1881  (dazu  Weiland,  GGA.  1881,  S.  1551  ff.).  Küster,  Das  Reicbsgut  in 
den  Jahren  1273—1313,  Leipz.  Diss.  1883.  Lahpkecht,  Wirtschaftsleben  1,  714  ff. 
726  ff.  1357  ff.    T.  Mauser,  Fronhöfe  2,  132  ff.  436  ff. 

•*  Vgl.  S.  431.  453  f.    Küster,  a.  a.  O.  42. 

«'^  Vgl.  S.  521.  Waitz  8,  244.  388  f.  y.  Inama-Stbbmboo  2,  112.  Lamfrecht, 
FDG.  21,  1  ff.  Küster,  a.  a.  0.  18  ff.  Die  Empörung,  welche  die  Revindikationen 
Heinrichs  IV.  bei  den  Sachsen  Bauern  hervorriefen,  ist  wohl  weniger  durch  die 
materiell  damit  verbundenen  Härten,  als  die  dem  Volke  ungewohnte  Anwendung 
des  Inquisitionsbeweises  (S.  385)  veranlaßt  worden.  Vgl.  Ullmann,  i.  d.  Hist  Aufs, 
für  Waitz  119  ff.     Brunner,  EG.  2,  526. 

°^  Vgl.  S.  507.  Über  die  königlichen  Burf^en  als  neue  Mittelpunkte  der 
königlichen  Güterverwaltung  vgl.  Scholz  62  ff. 

^^  Herausgegeben  von  Küster,  a.  a.  0.  100  ff. 

«»  Vgl.  S.  208.  Waitz  8,  256.  v.  Inama-Sterneoo  2,  115.  E.  Mayer  1,  101  f. 
Scholz  85  f.  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  41  (1018).  654  (1313).  Franklin,  Sent 
Nr.  66  (1114.  1144).    Über  das  Außendeichsregal  vgl.  §  41  n.  80. 
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strebt  waren  ^^  Dies  zeigte  sich  namentlich  in  den  eroberten  slawischen 
Gebieten  im  Osten  des  Reiches.  Während  der  eroberte  Grund  und  Boden 
anfangs  dnrchans  als  Eigentum  des  Reiches  behandelt,  also  dem  strengen 
Bodenregal  unterworfen  wurde  ^^,  bildete  sich  schon  früh  die  Ansicht  aus, 
daß  die  mit  den  markgräflichen  oder  gräflichen  Rechten  über  jene  Ge- 
biete belehnten  Fürsten  damit  auch  das  Bodenregal  in  ihren  Territorien 
erworben  hätten.  Das  Bodenregal  war  aus  einem  Reichsrecht  zu  einem 
reichslehnbaren  Territorialreoht  geworden.  Dasselbe  Schicksal  hatte  die 
Abgabe,  die  der  Inhaber  des  Bodenregals  als  „Landrecht''  von  allen 
Neukulturen  zu  erheben  berechtigt  war^^ 

Das  Landrecht  hatte  seinen  ursprünglichen  Charakter  einer  öffentlich- 
rechtlichen Leistung  schon  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  Mittelalters 
verloren,  indem  es  durch  massenhafte  Übertragung  auf  Kirchen  und 
Klöster,  auch  auf  weltliche  Herren,  zu  einer  grundherrlichen  Abgabe  ge- 
worden war,  und  diesen  Charakter  hatte  es  auch  in  den  yerschiedenen 
Formen  des  Königszinses,  unter  denen  es  hier  und  da  als  eine  fiskalische 
Leistung  bestehen  geblieben  war,  annehmen  müssen''*  Dasselbe  war  der 
Fall  bei  der  seit  dem  10.  Jahrhundert  bezeugten  allgemeinen  Haussteuer 
{huslathoy  kuslotha,  htiszins),  welche  die  Friesen  an  den  König  zu  zahlen 
hatten;  sie  wurde  schon  948  teilweise  an  den  Bischof  von  Utrecht  über- 
tragen und  gestaltete  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  Abgabe  an  den 
Landesherm,  so  daß  sie  mit  dem  Grafenschatz  oder  Schoß  verschmolz  ^^ 
Der  Versuch  Sigmunds,  das  Recht  der  Krone  an  dieser  Abgabe  wieder 
zur  Anerkennung  zu  bringen,  erwies  sich  ebenso  undurchführbar,  wie 
seinerzeit  ähnliche  Versuche  Heinrichs  IV.  in  Sachsen  und  Schwaben  ^^ 

Auch  gegenüber  den  Allmenden  vermochte  sich  das  Bodenregal  des 
Reiches  nicht  zu  erhalten.  Es  wich  der  Obermärkerschaft,  welche  die 
Landesherren  auf  Grund  eines  territorialen  Bodenregals  (S.  427)  in  An- 
spruch nahmen.  Ähnlich  war  es  mit  dem  Strandregal,  auf  Grund  dessen 
noch  zu  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  Schiffbrüchige  dem  Reiche  mit 
Leib  und  Gut  verfielen,  soweit  man  nicht  durch  internationale' Verträge 
Vorsorge   getroffen   hatte  ^*.     Seit  dem   13.  Jahrhundert  erscheinen   die 


'^  Vgl.  Urkande  des  Herzogs  von  Baiero,  Mon.  Boica  9,  293  Nr.  163  (1472). 

'«  Vgl.  Waitz  8,  254  f.     V.  Inama-Steekeoo  2,  115  f. 

'^  Vgl.  S.  482.  Unrichtig  die  in  den  früheren  Auflagen  und  bei  Waitz  8, 
391  f.  angenommene  Verbindung  mit  dem  Markrecht  (Marchf utter ,  Marchmutte) 
oder  Herzogskom,  einer  auf  das  fodrum  (S.  197)  zurückzuführenden  Abgabe  an  den 
Landesherm. 

"  Vgl.  S.  193.  430.     Waftz  8,  386  f.  389  f.    Maurer,  Fronhöfe  2,  356  ff. 

'•  Vgl.  V.  RioHTHOPEN,  Unters.  2,  1053  ff.  8,  83  f.  Heck,  Altfries.  Öer.-Verf. 
291  f.  MG.  Dipl.  reg.  1,  181.  2,  418.  Andere  Bezeichnungen  waren  huisgeldy  hues- 
scaiiinge^  konigasckields^  koninkhure.  Von  E.  Mater,  a.  a.  0.  1,  19  ff.,  werden 
Rönigszins,  die  friesische  Haussteuer  und  der  Grafenschatz  für  wesentlich  gleich- 
bedeutend gehalten.    Siehe  übrigens  §  47  n.  14. 

"  Vgl.  V.  Richthopen  2,  1057.     Waitz  8,  387  ff. 

**  Vgl.  Waitz  8,  275.  E.  Mayer  1,  102  f.  Weiland,  Const.  1,  41  (983).  2, 
89  (1209).  94  (1220). 
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Landesherren  und  Städte  als  die  eigentlichen  Strandherren,  ihr  Recht 
erstreckte  sich  aber,  durch  zahlreidie  internationale  Yertxäge  gemildert, 
nur  noch  auf  herrenloses  Strandgut  und  den  reklamierenden  Eigentümern 
gegenüber  auf  den  (für  den  Strandherm  oder  die  Arbeiter  zu  erhebenden) 
Bergelohn  ^^.  Das  Beich  beschrankte  sich  darauf,  weitergehende  Ansprüche 
der  Strandherren  oder  Strandbewohner  als  Mißbräuche  zu  verbieten  und 
dem  Raube  gleichzustellen  ^^ 

Besser  hat  das  Reich  hinsichtlich  der  Ströme  seine  Rechte  zu  wahren 
gewußt  Während  das  römische  Recht,  entsprechend  dem  Klima  und  der 
geographischen  Gestaltung  Italiens,  das  öffentliche  Interesse  an  den  Flüssen 
in  ihrem  Wassergehalt  fand  und  daher  alle  flumina  perennia  dem  öffent- 
lichen Recht  unterstellte,  legte  das  deutsche  Recht  alles  Gewicht  auf  die 
Wasserstraßen:  öffentliche  Flüsse  waren  nur  die  schiffbaren  Gewässer, 
diese  aber  auch  mit  Einschluß  ihrer  noch  nicht  schiffbaren  Quellflüsse  ^^ 
Als  „des  Reiches  Straße''  blieben  die  schiffbaren  Flüsse  nicht  bloß  dem 
Privatrecht  entrückt,  sondern  wurden  auch  ?on  der  Territorialbildong  nur 
so  weit  ergriffen,  als  eine  ausdrückliche  Verleihung,  sei  es  der  Strom- 
hoheit überhaupt  oder  der  einzelnen  stromhoheitlichen  Rechte,  seitens  des 
Reiches  stattgefunden  hatte  ^^.  Ohne  eine  solche  Verleihung  endigte  die 
landesherrliche  Gewalt  am  Ufer,  und  der  Strom  selbst,  bis  zu  den  Grenzen 
seines  gewöhnlichen  Inundaüonsgebietes,  stand  ausschließlich  dem  Reiche 
zu,  das  darüber  unabhängig  von  der  territorialen  Zugehörigkeit  der  Ufer 
verfügte.  Selbständig  war  namentlich  die  Gerichtsbarkeit  auf  dem  Strome^®, 
ebenso  das  Geleits-  und  Leinpfadrecht^^,  die  Befugnis  zur  Herstellung  und 


'•  Vgl.  u.  a.  Hansiaches  Ürk.-B.  1,  Nr.  1323  (1299).  2,  Nr.  658  (1840),  §  7. 
725  (1842).    v.  D.  Bergh,  Oorkondenb.  v.  Holl.  en  Zeeland  1,  Nr.  514. 

^'  Vgl.  Friedrichs  IL  Const.  BomaDa  von  1220,  c.  8  (Weiland  2,  109),  aU 
Authentica  Navigia  1.  18.  C.  de  fartis  6,  2.  Reichsweistum  v.  1255,  Weiland  2,  473. 
Peinl.  HGO.  Karle  V.,  Art.  218.  Privileg  FriedrichB  IL  für  Lübeck  von  1226 
(Ürk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  1,  Nr.  85). 

^*  Const  de  regalibus  von  1158  (IL  F.  56):  Regalia  stmt viae  pubtieae^ 

flumina  navigabilia  et  ex  quibua  fiunt  navigabiiia,  portua^  ripatioa.  Vgl.  Waitz 
8,  298  ff.     v.  Inama-Stermeqo  2,  366.     Scholz  91  ff. 

'»  Vgl.  8.  397.  Geffckek,  Zur  Geschichte  des  Wasserrechts,  ZRQ.  84,  188  ff. 
197  ff.  Ssp.  IL  28,  §  4.  66,  §  1.  ürk.  Friedrichs  L  von  1165.(WBfLAHD  1,  823): 
aqita  Rheni,  libera  et  regia  straia.  Urk.  desselben  von  1157  (Böhmer,  Urk.-B.  von 
Frankfurt  16)  von  dem  Leinpfade  am  Main:  per  ripam  fluminis,  que  via  regia  esse 
dinosdtur.  Görlitzer  Landr.  34,  §  1:  iegelich  vUxinde  tvaxxir  heixei  des  riekes 
straxe.    Reichsurteil  Lothars  III.  über  die  Saar  Waitz  8,  302  n. 

•<*  Auf  Grund  der  Verleihung  Friedrichs  I.  übten  die  Lübecker  auch  auf  der 
oberen  Trave  bei  Oldesloe,  obwohl  die  Ufer  holsteinisch  waren,  die  Stromgerichts- 
barkeit aus.  Vgl.  Schröder,  Landeshoheit  über  die  Trave  (S.  397  n.),  S.  10  f.  18  ff. 
Die  holsteinischen  Grafen  erkannten  das  Recht  der  Stadt  Lübeck  1247  (Urk.-B.  d. 
Stadt  Lübeck  1,  Nr.  124)  ausdrücklich  an:  omnia  que  per  aquarum  inundacionem 
et  alluvionem  consueverunt  oeeupariy  ad  ivichbelede  civitatis  perpetuis  temparibus 
annumerari  concedimus  et  asscribi. 

*^  Das  Anm.  84  besprochene  Reichsweistum  von  1294  behandelt  den  eonducius 
in  flumine   als    ein    von   der  Landeshoheit  der  Uferherren  unabhängiges  Recht 
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Attsnatzung  tod  Hafen-,  Fähr-,  Brücken-,  Mnhlenanlagen  und  sonstigen 
Wasserbauten  ^',  das  dem  Strandreoht  entsprechende  Gnmdmhrrecht  an 
gestrandeten  Schiffen  und  ihrer  Ladung  ^^  Das  Strombett  war  Eigentum 
des  Beiches;  in  ihm  entstandene  Inseln  fielen  dem  Beiche  oder  dem  mit 
der  Stromhoheit  vom  Beiche  Beliehenen  zu^^. 

Gleich  den  schiffbaren  Gewässern  galten  auch  die  großen  Land-  und 
Heerstraßen  als  ,,de9  Königs  Straßen'^ ^^  Von  der  Territorialbildung 
scheinen  sie  nicht  in  gleichem  Maße  wie  die  Ströme  ausgenommen  ge- 
wesen zu  sein,  doch  blieben  sie  der  willkürlichen  Verfügung  der  Landes- 
herren entzogen,  auch  wurden  sie  wenigstens  in  die  territoriale  Zersplit- 
terung, der  die  alte  Gauyerfassung  seit  dem  18.  Jahrhundert  verfiel,  nicht 
so  ganz  hineingerissen,  indem  die  graf  liehe  Gerichtsbarkeit  sich  zum  Teil 
als  „Straßengericht^^  zu  erhalten  vermochte.  Veränderungen  sollten  mit 
den  alten  Eönigstraßen  nach  der  Constitutio  in  favorem  principum  von 
1231/82  §  4  und  dem  Mainzer  Landfrieden  von  1285  §  10  nur  mit  Zu- 
stimmung der  „transeuntes^',  d.  h.  der  von  der  Straße  berührten  Landes- 
herren, vorgenommen  werden.  Bis  dahin  muß  also  der  König  das  Becht 
zu  solchen  Verändemugen  und  demgemäß  auch  zu  den  dadurch  gebotenen 
Zwangsenteignungen  gehabt  haben.    Wahrscheinlich  übten  die  Pfalzgrafen, 


Lübeck  erhielt  das  Geleitsrecht  auf  der  Trave  durch  Privileg  Friedrichs  II.  von 
1226.  Seit  Mitte  des  14.  Jh.  war  das  Leinpfadrecht  wohl  allgemein  landesherrlich. 
Vgl.  Lamfbbcbt,  Wirtschaftsleben  2,  88.  291  f. 

**  Friedrichs  I.  Privileg  für  Lübeck  von  1188  hob  ausdrücklich  hervor,  daß 
auch  die  Travebrücke  in  die  iusUda  et  liberias  der  Stadt  aufzunehmen  seL  Auf 
verschiedene  Strombauten  im  Niederrhein  bezieht  sich  die  Urkunde  desselben  von 
1165  (Anm.  79).  Den  Kurfürsten  von  Brandenburg  erteilte  Kaiser  Friedrich  III. 
1456  die  Erlaubnis:  daß  sie  in  allen  ihren  landen  »u  ihrer  und  der  land  notdurft 
auf  ihren  wassern ^  wo^  wie  und  wann  sie  wollen ,  mühlen  aufrichten,  bauen  und 
derer  nach  ihrem  gefallen  gebrauchen  und  genießen  sollen  und  mögen  (Pfbffingbb, 
Yitriarius  illustr.  3,  1467).  Vorher  hatten  sie  also  das  Mühlenregal  noch  nicht  be- 
sessen, es  hatte  dem  Reiche  zugestanden.  Ähnliche  Verleihungen  werden  in  den 
Reichsnrteilen  bei  Frankuk,  a.  a.  O.  Nr.  109  f.  vorausgesetzt  Andere  Bewilligungen 
von  Stromanlagen  bei  Pfbffinoeb,  a.  a.  0.  3,  1469  f.  Zerstörung  unerlaubter  Strom- 
bauten MG.  Dipl.  reg.  Otto  U.  Nr.  209  (979).  Über  Strombanten  iu  der  Trave 
vgl.  SoHSÖDBR,  a.  a.  0.  19,  über  Deichbauten  J.  Geerkb,  Gresch.  d.  Deichrechts  1,  175. 

**  Vgl.  £.  Mater  1,  108.  Den  Straßburgem  bewilligte  Friedrich  IL  1236 
(Uik.-B.  d.  Stadt  Straßburg  1,  Nr.  246)  Befreiung  vom  Grundruhrrecht.  Die  Aus- 
übung des  letzteren  seitens  der  Uferherren  wurde  wiederholt  von  Beichs  wegen 
verboten.  Vgl.  Fbanklot,  Nr.  208  und  dazu  gehörige  Note.    Maurer,  Einleitung  120  f. 

**  Vgl.  Schröder,  a.a.O.  19.  Rheingauer  Landgerichtsentscheidung  von  1148 
über  die  Bheininseln,  Bodmank,  Rheing.  Altertümer  604.  Das  S.  897  n.  angefahrte 
Reichsweistnm  von  1294  billigte  die  insula  in  flumine  nata  nur  dem  zu,  der  die 
volle  Stromhoheit,  nämlieh  Zollgerechtigkeit,  Geleitrecht  und  gräfliche  Gerichts- 
barkeit Über  den  Strom,  vom  Reiche  zu  Lehen  trüge.  Der  Graf  des  Ufergeländes 
als  solcher  hatte  keinen  Anspruch.  Ssp.  II.  56,  §  2  hat  nur  PrivatflQsse  (vltet, 
im  Gegensatze  su  stram)  im  Auge. 

•*  Vgl.  Anm.  78.  Wattz  8,  316.  Scholz  91.  Haltaus,  Glossar.  1115.  1754. 
Grimm,  DWB.  ^,  1716.  Franklik,  Nr.  202  f.  Gabner,  Zum  deutschen  Straßenwesen 
(1889)  44  ff.     Ssp.  IL  59,  §  3.  66,  §  1. 
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dann  besonders  die  BeicMandvögte  eine  gewisse  Aufeicht  über  das  Beiohs- 
Straßenwesen  aus.  Die  Unterhaltung  der  Straßen  lag  in  erster  Reihe  den 
Zollberechtigten  ob®*. 

Das  Jagd  recht  hat  seinen  Ausgang  in  Deutschland  nicht  yon  der 
Jagdberechtigung  der  Grundbesitzer,  sondern  von  dem  Rechte  des  freien 
Tierfanges  genommen.  Auch  die  Grundbesitzer  bedurften  ein«s  könig- 
lichen WildbannpriyilegSy  um  eine  ausschließliche  Jagdberechtigung  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  zu  erlangen.  Außerhalb  der  königlichen  Bann- 
forsten galt  das  Recht  des  freien  Tierfanges,  dem  der  Grundbesitz  als 
solcher  nur  thatsächliche,  aber  nicht  rechtliche  Schranken  zu  setzen  Ter- 
mochte®^  Die  aus  der  früheren  Zeit  herrührenden  großen  Bannforsten 
blieben  bestehen®®,  vielfach  wurden  Teile  derselben  verliehen  oder  ver- 
schenkt Neueinforstungen  für  Rechnung  des  Reiches  sind  nicht  mehr 
bezeugt,  dagegen  wiederholten  sich  die  königlichen  Wildbannprivilegien 
für  die  verschiedenen  Großen  des  Reiches  ganz  in  der  alten  Weise  bis 
zum  11.  oder  12.  Jahrhundert®®.  Dabei  macht  sich  in  der  Form  eine 
allmähliche  Abschwächung  der  königlichen  Gewalt  bemerkbar.  Wahrend 
Otto  L  noch  ganz  frei  über  die  Grenzen  des  Wildbannes  verfügte,  ohne 
sich  auf  den  Reichsboden  und  den  Besitz  des  Privilegierten  zu  beschränken, 
selbst  ohne  gewohnheitsrechtlich  bestehende  Jagdberechtigungen  Dritter 
zu  schonen  ®®,  wurde  schon  in  einem  Diplom  Ottos  IL,  wo  ebenfalls  der- 
artige Verhältnisse  entgegenstehen  mochten,  ausdrücklich  hervorgehoben, 
daß  die  Verfügung  cum  populi  consensu  getroffen  sei,  und  ähnlich  heißt 
es  in  einem  Wildbannprivileg  Heinrich  II.  von  1018:  j,consensu  tnci- 
norum^^^K  Dagegen  wird  in  einer  Urkunde  Ottos  III.  von  992  der  von 
dem  Wildbann  eingeschlossene  Grundbesitz  eines  Dritten  ausdrücklich 
ausgenommen,  und  im  11.  Jahrhundert  werden  die  zustimmenden  Grund- 
besitzer regelmäßig  persönlich  hervorgehoben,  unter  Heinrich  IV.  sogar 
mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung,  daß  das  Wildbannrecht  für  sie  mit 
gelten  sollte  ®^     Die  Abschwächung  des  Bodenregals  vollzieht  sich  schritt- 

^  Mainzer  Landfnede  v.  1285,  §  7. 

"  Vgl.  Ssp.  IL  61. 

^  Vgl.  Kraut,  Grandriß  §  87,  Nr.  9. 

8»  Vgl.  S.  196.  Waitz  8,  257  flP.  E.  Mayer  1,  86  ff.  Lamprbcht,  V^TirtschaftBl. 
1,  110.  SiCKEL,  Zur  Geschichte  des  Bannes  46  ff.  K.  Roth,  Greachichte  des  Forst- 
u.  Jagdwesens  in  Deutschland  §§  49  ff.  Stobbb,  Privatrecht  2,  §  151  (2*,  §  127). 
Thudichüm,  Gau-  und  Markverf'assung  806  f.  Di^  jüngsten  Wildbannprivilegien 
sind  wohl  von  Heinrich  V.  yon  1108  und  Lothar  III.  von  1132  (Kraut,  Grundriß 
§  86,  Nr.  80.  76),  beide  aber  von  zweifelhafter  £chtheit 

^  MG.  Dipl.  reg.  Otto  I.  Nr.  131  (951):  in  qua  prius  erat  eommtmia  omnium 
civium  penatio.  Ebd.  Nr.  62  (auch  Loebsch  u.  Schrödbr*  Nr.  75)  erstreckt  sich 
der  Wild  bann  über  den  ganzen  Gau  Drenthe,  ohne  daß  der  Grundbesitzer  des 
Gaues  auch  nur  gedacht  würde. 

•*  MG.  Dipl.  reg.  Otto  II.  Nr.  50.  Stumpf,  Acta  imperii  Nr.  267.  Keiner 
Zustimmung  gedenken  Otto  II.  Nr.  89.  90.  221. 

•»  Vgl.  Kraut,  Grundriß  t}  86,  Nr.  62.  64.  65.  Thudmhuk,  b.  a.  0.  307. 
Dronke,  Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  760  (1059). 
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weise  Tor  unseren  Augen:  anfangs  wie  in  der  Karolingerzeit  freiestes 
Wildbannrecht  des  Königs,  dann  Befugnis  der  Interessenten  zu  summa- 
rischer, später  zu  persönlicher  Zustimmung,  zunächst  nur  als  rein  formelle 
Schranke  gedacht,  seit  Heinrich  lY.  aber  auch  materiell  ins  Gewicht 
fallend,  indem  die  in  die  Wildbanngrenzen  einbezogenen  Grundbesitzer 
und  Vogtherren  nur  unter  der  Bedingung  der  Mitberechtigung  ihre  Zu* 
Stimmung  erteilten  ^^  Man  darf  wohl  annehmen,  daß  seit  dem  12.  und 
13.  Jahrhundert  so  ziemlich  alle  Grundbesitzer  aus  dem  Stande  der  Fürsten 
und  Herren  in  den  Besitz  des  Wildbannrechtes  gekommen  waren®*.  Das 
letztere  hatte  sich  demnach  aus  einem  hoheitlichen  zu  einem  grundherr* 
liehen  Rechte  umgestaltet,  nahm  aber  mit  der  Ausbildung  der  Landes* 
hoheit  alsbald  den  Charakter  eines  landesherrlichen  Hoheitsrechtes  an®^ 
Nur  die  niedere  Jagd  wurde  den  Ministerialen  überlavssen,  während  die 
Landesherren  sich  die  hohe  Jagd  vorbehielten  ^^  Zum  Teil  erhielt  sich 
auch  die  alte  Jagdfreiheit  als  Recht  der  freien  Birsch  in  den  Mark- 
genossenschaften ^^ 

Mit  der  Entwickelung  des  Jagdrechts  hat  das  Fischereirecht  im 
allgemeinen  gleichen  Schritt  gehalten  ^^  Die  königlichen  Wildbannprivi- 
legien bezogen  sich  regelmäßig  auf  Jagd  und  Fischerei  zusammen,  den 
Bannwäldern  entsprachen  die  Banngewässer.  Im  späteren  Mittelalter  galt 
die  Fischerei  in  den  öffentlichen  Flüssen,  soweit  nicht  anderweitig  seitens 
des  Reiches  darüber  verfügt  war,  im  Zweifel  allgemein  als  Regal  des  Strom- 
herm®*.  Bei  den  Privatflüssen  machte  sich  der  Anspruch  der  Fürsten 
und  Grundherren  in  geringerem  Maße  wie  bei  der  Jagd  geltend,  so  daß 
den  Gemeindefischwassem  mit  freier  Berechtigung  der  Markgenossen  Raum 
gelassen  wurde  ^^.  Wie  bei  der  Jagd  in  der  Regel  zwischen  hoher  und 
niederer  Jagd  unterschieden  wurde,  so  trat  auch  bei  der  Fischerei  vielfach 


*'  Unrichtig  Heübleb,  Institutionen  1,  870,  dem  Sickel,  a.  a.  O.,  beitritt. 

^  Vllfi.  Maurer,  Fronhöfe  8,  85  ff.  41  f.  Lampbbcht,  Wirtschaftsleben  1,  470  ff. 
480.  494  ff.     Grimx,  Weistümer  7,  296. 

•»  Vgl,  §  42,  n.  125.  Kraut,  Grundriß  §  86,  Nr.  68;  §  87,  Nr.  lOf.  15 f. 
Schwsp.  Laßb.  286.  238. 

^  Vgl.  Bergisches  Ritterrecht  84  (Lacomblet,  Archiv  1,  98).  Dienstm.-R. 
von  Ilzstatt  von  1256  §  18  (Mon.  Bo.  28,  2  8.  511.    Grimm,  Weist  6,  114). 

•»  Vgl.  Anm.  90.  Kraut,  a.  a.  0.  §  87,  Nr.  12—17.  Lamprbcht  1,  485  f. 
Maurer,  Fronhöfe  1,  48  ff.;  Einleitung  152  ff.  Thudichum,  a.  a.  0.  809.  Stobbb, 
a.  a.  O.,  Note  11.    Grimm,  Weistümer  7,  817. 

•«  Vgl.  Wattz  8,  268.     Stobbb  2,  §  150  (128). 

^  Vgl.  Wattz  8,  268.  Constitutio  de  regalibus  von  1158  (11.  F.  56):  pisoa- 
tionum  redditus.  Die  durch  zahlreiche  Beispiele  zu  belegende  Berechtigung  des 
Königs,  über  die  Fischerei  in  den  öffentlichen  Gewässern  zu  verfügen,  war  eine 
natürliche  Folge  des  Stromregals.  Soweit  der  König  von  seinem  Bannrecht  keinen 
Gebrauch  machte,  konnten  sich  abweichende  Gewohnheiten,  namentlich  im  Sinne 
der  Fischereifreiheit,  erhalten.  Vgl.  Ssp.  II.  28,  §  4.  Schwsp.  Laßb.  197.  Dienstm.-R. 
von  Ilzstatt  (Anm.  96)  §  11.  Kraut,  Grundriß  §  91,  Nr.  5.  Heusler,  Institutionen 
1,  369.     Geffcken,  a.  a.  0.  195.  197. 

100  Vgl.  Grimm,  Weistümer  7,  244.  317.  Maurer,  Fronhöfe  8,  38  f.  Lamprecht, 
a.  a.  0.  1,  288.  486  f.    Thudiohum,  a.  a.  0.  812.    Geffokek  200  ff. 
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eine  verschiedene  rechtliche  Bebandlang  je  nach  den  Objekten  oder  der 
Fangart  ein.  Die  Fischerei  in  geschlossenen  Gewässern  galt  als  Gegen- 
stand privater  Berechtigungen  ^*^^ 

Das  königliche  Bannrecht  machte  sich  anch  in  der  Richtung  gel- 
tend, daß  Mühlen  oder  andere  gewerbliche  Anlagen,  wie  Brauereien  oder 
Backöfen,  für  einen  gewissen  Umkreis  (die  Bannmeile)  ein  jede  Konkurrenz 
ausschließendes  Beoht  erhielten  ^^^.  Eüie  verwandte  Einrichtung  war  der 
Bann  wein,  der  aber  immer  nur  für  bestimmte  Zeiten,  wie  Jahrmärkte 
und  Kirchweihfeste,  verordnet  wurde  *®'.  Die  Constitutio  in  favorem  prin- 
cipum  von  1231/32  setzte  dem  Bannrecht  des  Königs  auf  dem  Gebiete 
des  Gewerbewesens  bestimmte  Grenzen  i^- 

Auf  derselben  Grundlage  wie  das  königliche  Wildbannrecht  beruhte 
das  Berg-  und  Salzregal*"*.  Wie  das  Wild  im  Walde  und  der  Fisch  im 
Wasser,  so  galten  auch  die  im  Schöße  der  Erde  verborgenen  mineralischen 
Schätze  an  sich  als  herrenlos,  sie  waren  nicht  der  Herrschaft  des  Grund- 
eigentümers unterworfen,  sondern  gehörten  nach  der  Yolksauflassung  den 
Erdgeistern,  denen  sie  mit  Gewalt  oder  List  abgewonnen  werden  mußten  ^^. 
Kraft  des  Bodenregals  erhob  der  König  von  allen  privaten  Betrieben  einen 
Berg-  oder  Salzzins  (8.  196)  und  war  berechtigt,  die  freien  Erdschätze 
überall  im  Reiche  für  sich  oder  andere  mit  dem  Bann  zu  belegen.  Die 
königlichen   Grubenfelder  entsprachen   den   Bannforst^^"^     Das  älteste 


<^'  Vgl.  Ssp.  n.  28,  §§  1.  2.  Schwsp.  Lafib.  196.  Loersch  o.  Schböder,  Ur- 
kunden Nr.  193  (170). 

'°'  Vgl.  Waitz  8,  275  ff.  Über  die  Anlage  von  Wassermühlen  vgL^GEFFCKEx, 
a.  a.  0.  196.  208  ff. 

'^«  Vgl.  Waitz  8,  278  f.     Gbimm,  Weist.  7,  218. 

'^  GoDst.  in  fav.  princ.  §  5:  In  dvifatibus  noairis  novis  bannüum  miliare  deponaiwr, 

10»  Ygi^  g  19g  ^jj^  ^^Q  ^Qf|.  angeführte  Litteratur.  Achenbaoh,  Das  gemeine 
deutsche  Bergrecht  1,  81  ff.  Gbüter,  De  regali  metallornm  iure,  Bonner  Diss.  1867. 
ViRNioH,  De  iuris  regalis  metallornm  origine  ac  progressu,  Tüb.  Diss.  1871.  Böhlac, 
De  regalium  notione  et  de  salinarum  iure  regali,  Uall.  Uabil.- Schrift,  1855. 
HüLLHAVN,  Geschichte  des  Ursprungs  der  Regalien  in  Deutschland,  1806. 
Karsten,  Ursprung  des  Bergregals  in  Deutschland,  1844.  Sachssb,  ZDR.  10,  70  ff. 
Weiske,  ebd.  12,  270  ff.  Steihbbck,  ebd.  11,  254  ff.  ZachariX,  ebd.  13,  319  ff. 
KoMMBB,  Zeitschr.  f.  Bergrecht  10,  876  ff.  Stobbb,  Privatrecht  2,  §§  141  f.  (2*, 
§§  123 f.).  E.  Mayee  1,  92 f.  Eichhorn,  St-  u.  RG.  2,  412  ff.  Kraut,  Grundriß 
§  94,  Nr.  1—12.  V.  Kooh-Stebnfeld,  Die  deutschen  Salzwerke  im  Mittelalter,  1836. 
Abignente,  La  proprietä  del  sottosuolo,  1888.  v.  Inama-Stebneog,  Wirtsch.-Gesch. 
2,  329  ff.  3.  2,  S.  139  ff.;  Zur  Verf.-Gesch.  der  deutsch.  Salinen  im  Mittelalter,  Wien. 
SB.  1885,  S.  569  ff.  Schmolleb,  Jahrbuch  1891,  S.  660  ff.  963  ff.  Gbimm,  Weist 
7,  220.  Scholz  87  ff.  Schbödeb,  Die  Erbsälzer  zu  Werl,  ZRG.  10,  258  ff.  Ermisch, 
Das  Sachs.  Bergrecht  des  MA.,  pg.  2Tf.  Wütkb,  Entw.  d.  Bergregals  in  Schlesien, 
1897.  ZiviER,  Geschichte  des  Bergregals  in  Schlesien,  1898.  Nevbübg,  Goslars 
Bergbau  (1892)  S.  8  ff.  Tomaschek,  Das  alte  Bergrecht  von  Iglau,  1896.  Ztcha, 
Das  böhmische  Bergrecht  des  MA.,  2  Bde,  1900.  Gothsin,  Der  Bergbau  im  Schwarz- 
wald,  ZGO.  41,  385  ff. 

*^  Vgl.  schon  Tacitus  annal.  13,  57. 

'^'  Vgl.  Achenbach,  a.  a.  O.  90  ff.,  der  insbesondere  auf  die  Formel  den  witd- 
fang  auf  der  erden  und  in  der  erden  aufmerksam  macht. 
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Zeagnis  ist  wohl  die  940  von  Otto  I.  bestätigte  Verleüiang  des  Königs- 
hofes  Salzburgbof  an  den  Erzbischof  von  Salzburg  durch  Konig  Ludwig  lY. 
im  Jahre  907:  cum  curtilibus  ommbusque  aedifieiis,  campis,  offrü,  pratisj 
pascuüf  süvisy  lacis^  aquis  aquarumque  decurstbuSj  venatianibus,  mokids 

atque  piscatianibtu ,  cum  omräbus  censibus  m  soHna  et  extra  salinam 

circa  fluvios  Sala  et  Salzaha  vocatos  in  auro  et  stde  ^^^  Mit  Bannwäldern, 
Mühlen  und  Banngewässern  wurde  also  auch  der  Bergbann  für  Gold  und 
Salz,  und  zwar  für  das  ganze  Gebiet  zwischen  Saalach  und  Salzach,  das 
keineswegs  durchweg  fiskalisch  war,  auf  das  Stift  übertragen  ^^^  Seit 
Heinrich  IL  fließen  die  Quellen  für  die  Anwendung  des  zum  Bergregal 
erweiterten  Bergbannrechtes  reichlicher  und  im  12.  Jahrhundert  sind  sie 
so  zahlreich  und  entschieden,  daß  sie  keinem  Zweifel  über  die  Gemein- 
gültigkeit des  Bergregals  Baum  lassen  ^^^. 

In  Deutschland  erstreckte  sich  das  Bergregal  schon  im  Mittelalter  auf 
alle  Metalle,  genannt  werden  insbesondere  Gold,  Silber,  Zinn,  Kupfer,  Blei 
und  Eisen  ^^^  Ebenso  waren  die  Salzquellen  von  Anfang  an  und  nicht 
erst  seit  der  Goldenen  Bulle  der  Begalität  unterworfen  ^^^  Die  zunächst 
nur  für  Italien  bestimmte  Gonstitutio  de  regalibus  von  1158  hebt  Silber- 
graben und  Salzquellen  hervor  ^^'.  Die  ersten  Kohlenbergwerke,  die  im 
14.  Jahrhundert  im  Wurmrevier  bei  Aachen  vorkommen,  scheinen  von 
vornherein  dem  Regal  unterlegen  zu  haben  ^^^    Die  finanzielle  Ausnutzung 


^®'  MG.  Dipl.  reg.  Otto  I.  Nr.  82.  Zu  vergleichen  ist  eine  zweite  Schenknng 
Ottos  L  an  S&lzbarg  von  959  (ebd.  Nr.  202),  betreffend  Besitzungen  in  Grabenstftdt, 
et  in  aalina  etdrtilia  cum  pateUts  pateUarumque  hcis,  cum  foresto  ad  flumen  Truna 

et venatiantbus  y  aquis  aquarumque  deeursibuSf  piscationibus ,  prout  ante 

regaU  potestate  in  panno  erant, 

^^  Vgl.  Abvdt  29  f.,  der  auch  auf  Karls  Capitulare  de  vilUs  c.  28,  62  und 
die  Ordinatio  imperii  von  817,  c.  12  (Boretiüs  1,  85.  89.  272)  verweist,  wonach 
der  König  Silbergruben  besaß  und  Einkünfte  aus  Eisen-  und  Bleigraben  bezog. 

"«  Vgl.  Waitz  8,  270.  Verordnung  Heinrichs  VI.  von  1189  (Weilamd,  Const. 
1,  466):  Cum  omnis  argeniifodina  ad  iura  pertineat  imperii  et  inter  regalia  nostra 
sit  eomputaiay  nuüi  venit  in  dubiumy  quin  ea  que  nuper  m  episeopatu  Mindensi 
diciiur  inventa  ad  noetram  totaliter  speetei  distrihuUonem.  Über  den  Sachsen- 
spiegel, auf  den  sich  die  Gegner  der  Ursprttngliehkeit  des  Bergregals  in  erster 
Beihe  berufen,  vgl.  Anm.  117.  Durch  Beichsurteil  von  1156  wurde  dem  Kaiser 
das  Begal  an  den  Silbergruben  bei  Ems  zuerkannt  Vgl.  Achenbagh,  a.  a.  0.  84. 
Abmpt  194  f.     Beteb,  Mittelrh.  Urk.-B.  1,  673.     Stumpf,  Kaiserurkunden  Nr.  8808 

*^^  Vgl.  KsAüT  §  94,  Nr.  2.  4.  5.  7.  In  den  preußischen  Ordenslanden  war 
das  Eisen  ausgenommen  (ebd.  Nr.  e).  Über  Waschgoldregal  ebd.  Nr.  5.  Arndt, 
a.  a.  0.  187. 

***  Vgl.  die  im  Text  angeführte  Salzburger  Urkunde  von  907  und  die  Kulmer 
Handfeste  (Kraut  Nr.  e).  Askdt  122  f.  135  f.  143  ff.  1^5.  158.  166.  169.  181. 
Der  letztere  weist  S.  160  ff.  nach,  daß  auch  die  Erbsälzer  in  Werl  (Anm.  115)  nur 
auf  Grund  königlicher  Verleihung  berechtigt  gewesen  sind.  Verleihung  einer 
königlichen  Salzquelle  im  Jahre  833  bei  Wilmanns,  Kaiserurkunden  1,  Nr.  14 
(MüBLBACHEB,  Bcgcst  d.  Kar.  894). 

"•  Const.  de  reg.  (U.  F.  56):  argentariae ,  piseaiionum  reddUus  et  sali- 

narum.    Über  argentariae  vgl.  Du  Gange,  Glossar,  s.  v.  Achenbaoh,  a.  a.  0.  88  f. 

114  Yg],  LoERSCH,  Rechtsverhältnisse  des  Kohlenbergbaues  im  Reich  Aachen 
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des  Berg-  und  Salzregals  beschrankte  sich  auf  die  Anlage  fiskalischer  Be- 
triebe auf  Beichsboden  und  auf  die  Erhebung  bestimmter  Abgaben  {urbar, 
franteil,  census),  zumal  des  Berg-  oder  Salzzehnten,  Ton  allen  Privatbetrieben, 
zuweilen  auch  auf  den  Mitbau  zur  halben  oder  dritten  Schicht  Alle 
Privatbetriebe,  auch  die  des  Grundeigentümers,  bedurften  ausdröcklicher 
Verleihung,  unter  Zumessung  des  Grubenfeldes"*. 

Aus  dem  schon  im  12.  Jahrhundert  vielfach  von  Seiten  der  Grund- 
eigentümer geübten  Gebrauche,  gegen  Gewährung  eines  Gewinnanteils 
gewisse  Gebiete  für  die  Aufsuchung  und  Gewinnung  von  Bergschätzen  frei- 
zugeben („gefreite  Berge'^,  entwickelte  sich  unter  dem  Einfluß  des  Berg- 
regals zum  Teil  schon  im  13.  Jahrhundert  die  Bergbaufreiheit,  vermöge 
deren  die  Bergherren,  d.  h.  die  Träger  des  Bergregals,  dem  Finder  auf 
vorschriftsmäßige  Mutung  das  Bergwerkseigentum  zu  verleihen  hatten, 
die  Grundeigentümer  aber  sowohl  die  vom  Bergherrn  genehmigten  Schürf- 
arbeiten wie  den  Betrieb  der  Gruben  unter  ihrem  Grund  und  Boden  gegen 
Einräumung  eines  gewissen  Mitbaurechts,  zuweilen  auch  unter  dem  Vor- 
behalt eines  Mutungsvorrechts,  zu  dulden  verpflichtet  waren  ^^^  Der 
Sachsenspiegel,  der  das  Bergregal  ausdrücklich  anerkennt,  lehnt  die  Berg- 
baufreiheit noch  ab;  der  Grundeigentümer  braucht  keine  fremden  Betriebe, 
mindestens  solche  über  Tage,  zu  gestatten  und  behält,  wenn  er  sie  geneh- 
migt, die  Vogtei  darüber  "^ 


(a.  d.  Zeitschr.  f.  Bergrecht  18)  6.  Dagegen  ist  das  Koblenregal  in  Sachsen  za 
keiner  Anerkennung  gelangt,  die  Kohlengewinnung  ist  hier  noch  heute  dem  Grand* 
eigentümer  anheimgegeben. 

^^^  Vgl.  Urkunde  Friedrichs  IL  für  den  Erzbischof  von  Mainz  von  1219,  Guben, 
Cod.  dipl.  Magunt  1,  465,  Nr.  178.  Ebaut  Nr.  2,  c.  8,  5,  6.  Möskb,  Osnabr.  Ge- 
schichte, Dok.  Nr.  168  (1285).  Chhsl,  Begesta  Ruperti  218,  Nr.  20  (1405).  Wäh- 
rend die  SpezialVerleihung  die  Regel  bildete,  besaßen  die  Werler  Erbsftlzer  eine 
Distriktsverleihung  für  die  ganze  Stadtmark.    Vgl.  Anm.  118.   Abkdt,  a.  a.  O.  164. 

^^*  Vgl.  Ztcha,  Recht  des  Ältesten  Bergbaues  65 ff.;  Böhm.  Bei-grecht  1^  148. 
176  ff.  2,  8.  7.  9.  24  f.  121.  298  ff.  Arndt,  a.  a.  0.  51  ff.  82.  238.  Ermisch  pg.  29  ff. 
85.  Grimm,  Weisttimer  7,  220.  Nach  Aghenbach,  Bergrecht  68  ff.,  hätte  die  Berg- 
baufreiheit,  die  der  Verfasser  aus  dem  Recht  der  gemeinen  Mark  herleitete,  den 
Ausgangspunkt  für  die  Entwickelung  des  Bergrechts  gebildet 

^"  Ssp.  I.,  85  §  1.  Äl  schat  under  der  erde  hegraven  deper  den  ein  phteh  ga, 
die  hört  to  der  konmgliken  gewalt,  §  2.  Silver  ne  mut  ok  neman  br^en  up  enes 
anderen  mannes  gude,  ane  des  willen  des  de  stat  is.  gift  he  's  aver  orlof^  de  nogedie 
is  sm  dar  over.  Dazu  die  Glosse:  Dat  alle  schat  höre  in  dat  rihey  dat  is  icar,  tcar 
man  sehat  nimt  vor  erexe.  Gegen  alle  Regeln  einer  gesunden  Interpretation  hat 
man  §  1  aus  dem  Zusammenhang  mit  §  2  gerissen,  indem  man  den  ersteren  auf 
ein  Schatzregal  deutete,  in  §  2  dagegen  die  Ablehnung  des  Bergregals  ausge- 
sprochen fand.  Da  sich  auch  die  neuerdings  von  Zbitmer  (Anm.  121)  veröffentlichte 
Untersuchung  auf  diesen  Standpunkt  stellt  und  unserer  Auslegung  den  Vorwurf 
kritikloser  Methode  macht,  so  muß  ich  auf  meine  in  ZRG.  86  zu  veröffentlichenden 
Ausführungen  verweisen.  Zuzugeben  ist  nur,  gegenüber  der  von  uns  früher  ge- 
teilten Auslegung  des  Glossators,  daß  der  „Schatz*'  des  Sachsenspiegels  nicht  bloß 
auf  die  natürlichen  Bergschätze,  sondern  auch  auf  den  Schatzfund  zu  beziehen  ist, 
indem  der  Verfasser  Berg-  und  Schatzregal  zusammenfaßt  Wenn  er  weiterhin, 
auf  den  Bergbau  allein  übergehend,  nur  von  „Silber**  spricht,  so  erklfirt  sich  dies 
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Neben  den  SpezialVerleihungen  für  bestimmte  Grubenfelder  oder  Salz- 
quellen und  den  auf  ein  größeres  Gebiet  erstreckten  Distriktsverleihungen 
für  bestimmte  Mineralien  ^'^  begegneten  schon  früh  Verleihungen  des 
ganzen  Kegais  für  einzelne  Landesteile,  dann  für  ganze  Territorien^^®. 
Nachdem  die  Goldene  Bulle  von  1356  (c.  9,  §  1)  den  Kurfürsten  das 
Berg-  und  Salzregal  für  ihre  Eurlande  allgemein  eingeräumt  hatte,  gelang 
es  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  wohl  sämtlichen  Reichsfürsten,  das 
Begal  ebenfalls  vom  Reiche  zu  erwerben,  so  daß  der  König  sich  als  Berg- 
herr nur  auf  dem  unmittelbaren  Reichsboden  behauptete  ^^^. 

Neben  dem  Bergregal  und  als  „Fund  unter  der  Erde''  in  den  Quellen 
häufig  mit  diesem  zusammengefaßt,  wurde  dem  Reiche  und  später  den 
Landes-  oder  Gerichtsherren  vielfach  auch  ein  Recht  auf  gefundene 
Schätze,  oder  einen  Anteil  daran,  zugestanden  ^'^  Ein  gemeines  Ge- 
wohnheitsrecht bestand  aber  hinsichtlich  des  Schatzregals  nicht;  die  Be- 
stimmungen der  Constitutio  de  regalibus  von  1158  und  des  Schwaben- 
spiegels stehen  unter  ersichtlichem  Einfluß  des  römischen  Rechts  ^^^ 

Bedeutende  Geldleistungen  bezog  der  König  aus  Italien  ^^^.  Die 
slawischen  Völker  hatten  bis  zu  ihrer  Einverleibung  in  das  Reich  Tribut» 
Zahlungen  zu  leisten ^^^.  Die  Reichsfürsten  hatten  dem  König,  wenn 
er  in  ihrer  Provinz  hofhielt,  zu  den  Hoftagen  Ehrengeschenke  mitzu- 
bringen, worin  man  einen  Rest  der  altgermanischen  Jahrgeschenke 


aus  der  unbedingten  VorherrBchaft  des  Silberbergbaues  in  der  Heimat  des  Ver- 
fassers. Streitig  ist  nur,  ob  die  Ablehnung  der  Bergbaufreiheit  allgemein  za  ver- 
stehen oder  auf  den  Bau  über  Tage  (das  ^^Brechen^*  im  Gegensatz  zum  „Graben^O 
zu  beschränken  sei.  Die  letztere  Auffassung  wird  durch  das  Löwenberger  Gold- 
recht unterstatzt  Vgl.  Arndt,  a.  a.  0.  79.  95  ff.  Ztcha,  Recht  d.  Bergb.  56—68. 
Über  den  Begriff  der  Bergyogtei  vgl.  Ztcha  124  ff. 

'^^  Vgl.  Anm.  115.  Die  Verleihung  des  Gold-  und  Salzrechtes  an  die  Salz- 
burger Kirche  (S.  539)  war  wohl  als  eine  Verleihung  des  ganzen  Regals  gemeint, 
wobei  Gold  und  Salz  nur  ausdrttcklich  hervorgehoben  wurden.  Eine  Distrikts- 
verleihung für  Silber  besaß  der  Bischof  von  Brixen  (vgl.  Böhmer,  Acta  imperii 
Nr.  226)  und  der  Graf  von  Nassau  (ebd.  Nr.  775).  Andere  Beispiele  bei  Ztoha, 
Böhm.  Bergr.  1,  158. 

"»  Vgl.  Kraut  Nr.  2.  4—6.  Arndt  169.  199—205.  Achbnbach  85  ff.  Stumpf, 
Acta  imperii  519,  Nr.  364  (1170).  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  Nr.  144  (1184). 
159  (1189).     Ermisch,  pg.  16.  28. 

"*  Vgl.  Grimm,  Weistümer  2,  788.  794.  Der  König  von  Böhmen  war  jeden- 
falls schon  lange  vor  der  Goldenen  Bulle  im  Besitz  des  Bergregals,  ohne  daß  sich 
eine  Verleihung  seitens  des  Reiches  nachweisen  ließe.  Vgl.  Ztcha,  Böhm.  Berg^ 
recht  1,  145. 

"*  Vgl.  Anm.  117.  Stobbe,  Privatrecht  2*,  §  149  II.  (2»,  §  181  II.).  Heusler, 
Gesch.  d.  Schweiz.  Privatrechts  741.  Waitz  8,  275.  E.  Mater,  Verf.-Gesch.  1,  98. 
Zbumer,  Der  begrabene  Schatz  im  Sachsenspiegel,  Mitt.  d.  öst  Inst.  22,  484.  488  ff. 

lis  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  347.  Const.  de  regalibus:  dimidium  ihesauri  in  loco 
Cassaris  inventiy  non  data  opera,  vel  loco  religioso;  si  data  opera,  iotum  ad  eum 
pertineat 

>"  Vgl.  WArrz  8,  875  ff. 

»«*  Vgl.  ebd.  372  f. 
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erkennt  ^^^  Dagegen  sind  die  umfiBissenden  Geldleistangen,  mit  denen  die 
meisten  Reichsabteien  und  Propsteien  unter  dem  Namen  sermäum  oder 
subsidium  regium  belastet  waren,  nur  zum  Teil  auf  jene  Jahrgeschenke 
und  die  alten  Naturalleistungen  des  serritium  regis  zurückzuführen,  in 
der  Hauptsache  aber  als  Abgaben  für  den  Eönigsschutz  und  vor  allem 
als  Rente  aus  dem  Reichskirchengut  aufzufassen  ^^^  Die  Investitur  mit 
den  Reichslehen  sollte  grundsätzlich  ohne  Entgelt  erteilt  werden,  thatsäch- 
lich  wurden  aber  bei  dieser  Gelegenheit  regelmäßig  unter  verschiedenen 
Titeln  Gebühren  (die  späteren  Lehnstaxen),  oft  von  bedeutender  Höhe, 
erhoben  ^^^  Nach  der  Krönung  pflegten  die  Reichsstädte  besondere 
„Ehrungen'^  darzubringen ^^^  Auch  die  Juden,  von  denen  außer  dem 
Judenschatz  (S.  468)  vielfach  noch  besondere  Gelegenheitsabgaben  verlangt 
wurden,  hatten  zuweilen  eine  besondere  Judenkrönungssteuer  zu  ent- 
richten ^*®. 

Die  ersten  An^ge  der  späteren  Staatssteuem  finden  sich  in  den 
sogenannten  Beden  oder  Beten  {petitianes,  precariae,  coUectae,  taüiae, 
süura,  ffescho^,  gewerf),  die  zunächst  nicht  auf  Grund  eines  Rechts- 
anspruches gefordert,  sondern  mit  Rücksicht  auf  bestimmte  vorliegende 
Bedürfhisse  erbeten  wurden,  wegen  der  Stellung  des  Bittenden  aber  in  der 
Regel  nicht  verweigert  werden  konnten  ^'^.  Aufgekommen  sind  die  Beden 
zunächst  in  den  Immunitäten,  als  immer  wiederkehrende  Unterstützungs- 
gesuche der  Stiftsvögte  an  die  VogÜeute,  die  anfangs  von  den  geistlichen 
Grundherren  lebhaft  bekämpft,  seit  dem  12.,  13.  Jahrhundert  aber  all- 
gemein in  rechtlich  bestimmten  Beträgen  anerkannt  wurden.  In  den 
Reichsvogteien  übten  die  Könige  das  Bederecht  in  Gemeinschaft  mit  den 
Immunitätsherren  aus.  Von  besonderer  Bedeutung  waren  die  Beden,  die 
von  den  Städten,  und  zwar  nach  Art  der  Matrikularsteuern  als  Gemeinde- 
last, gefordert  wurden,  während  die  Landbeden  zum  Teil  unmittelbar  von 
den  einzelnen  Grundstücken  (mit  Ausnahme  der  stets  bedefreien  Ritter- 
güter) zu  entrichten  waren.  Das  Recht  auf  die  städtische  Bede  stand  dem 
Stadtherm  zu,  also  in  den  Reichsstädten,  deren  Steuerpflicht  seit  dem 
13.  Jahrhundert  feststand,  dem  König;  in  den  Bischofisstädten,  die  unter 
einer  Reichsvogtei  standen,  bezog  in  der  Regel  der  Stadtherr  die  eine, 
der  König  (als  Vogtbede)  die  andere  Hälfte  ^^^    Im  späteren  Mittelalter 

"*  Vgl.  Waitz  8,  377  f.    Maurer,  Froiihöfe  8,  403  f. 

"•  Vgl.  S.  118  f.  518.  Waitz  8,  378ff.  Eiohhorh  2,  409.   Maurer,  a.  a.  O.  3,  402. 

"'  Vgl.  S.  496.  524.     Waitz  8,  878.  407  ff.     Gold.  Bulle  y.  1856,  c.  29. 

'**  Vgl.  QüiDDE,  Beichstagsakten  11,  Vorwort  S.  38. 

>»  Vgl.  QüiDDB,  a.  a.  0.  30  ff. 

^^  Über  das  Folgende  vgl.  Anm.  143  und  die  S.  520  angeführten  Arbeiten 
von  ScHWALM,  Zeumer  und  Schulte,  femer  £.  Mayer,  Verf. -Gesch.  1,  72  ff.  Zeuxbr, 
Die  deutschen  Städtesteuern,  insbesondere  die  städtischen  Reich ssteuem  im  12.  und 
13.  Jahrhundert  (Schmoller,  Staats-  und  sozial w.  Forsch.  1,  2),  1878.  Waitz  8, 
399  ff.  Küster,  a.  a.  O.  45  ff.  Maurer,  Fronhöfe  3,  405  ff.  Lamprbcht,  Wirt- 
schaftsleben 1,  605  ff.   Schön,  Mitt  d.  öst  Inst  17,  234  ff.    Brunnbr,  Grundzüge  125. 

^'^  Ebenso  teilten  der  König  und  der  Bischof  die  ordentliche  Bede  der  Stadt 
Kegensburg,  wo  der  König  zwar  nicht  die  Vogtei,  aber  die  Burggrafschaft  besaß. 
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hatten  einzelne  Städte  Freiheit  von  der  ordentlichen  Bede  erlangt,  sie 
worden  yomehmlich  deswegen  als  „freie  Städte''  bezeichnet.  Im  übrigen 
haben  sich  die  ordentlichen  Beden  als  feste  Jahrstenem  sämtlicher  Reichs- 
städte in  wesentlich  unveränderter  Gestalt  (selbst  in  den  Beträgen  immer 
erst  nach  größeren  Zeitabschnitten  verändert)  bis  tief  in  die  folgende  Pe- 
riode,  znm  Teil  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  erhalten  ^'^ 

Außer  den  ordentlichen  Beden  kamen  fortdauernd  noch  außerordent- 
liche Steuern  vor,  bei  denen  es  in  der  Natur  der  Sache  lag,  daß  der 
Fordernde  sein  Oesuch  begründen  und  sich  eine  gewisse  Prüfung  seitens 
der  Belasteten  gefallen  lassen  mußte.  Eine  allgemeine  außerordentliche 
Städtesteuer  zu  Heereszwecken  wurde  schon  1238  von  Friedrich  IL  aus- 
geschrieben. König  Rudolf  I.  sah  sich  1274,  nachdem  ihm  die  geist- 
lichen Fürsten  die  Aufnahme  in  ihren  Städten  verweigert  hatten,  zur 
Ausschreibung  einer  Hofeteuer  genötigt,  indem  er  die  sämtlichen  Reichs- 
städte zu  dem  infolge  jener  Weigerung  nach  Nürnberg  einberufenen 
Reichstag  beitragen  ließ  ^^K  Derartige  allgemeine  Städtesteuern,  bei  denen 
wie  bei  allen  außerordentlichen  Beden  auch  die  freien  Städte  herangezogen 
wurden,  sind  dann  von  Rudolf  I.  noch  mehrfach,  auch  unter  Heranziehung 
der  bischöflichen  und  selbst  einiger  laienfürstlichen  Städte,  zu  dem  jetzt 
zum  erstenmal  hervorgehobenen  Zwecke  pro  conservatione  imperii  (teils, 
zur  Fahrt  über  Berg,  teils  zu  Landfriedenszwecken)  eingefordert  worden  ^**, 
zuletzt  und  mit  allgemeinstem  Erfolge  1290,  nachdem  der  König  sich 
mit  einem  allgemeinen  Städtetag,  den  er  als  eine  Art  städtischen  Parla- 
ments nach  Nürnberg  einberufen,  darüber  verständigt  hatte ^^^  Auch 
anter  den  späteren  Königen  kommen  noch  wiederholt  derartige  außer- 
ordentliche allgemeine  Städtesteuern  vor.  Bei  diesen  Steuern  wurde  schon 
unter  Rudolf  L  der  Versuch  gemacht,  statt  der  Matrikularsteuer  eine 
direkte  prozentuale  Besteuerung  der  einzelnen  Bürger  eintreten  zu  lassen, 
was  dank  den  Landvogteien  in  den  schwäbischen  und  elsässischen  Städten 
auch  durchgeführt  wurde. 

Außer  der  Verpflichtung  der  Städte  stand  es  reichsverfassungsmäßig 
fest,  daß  das  Reichskirchengut  in  Notfällen  seitens  des  Reiches  zu 
außerordentlichen  Beihilfen  genötigt  werden  konnte ^'^  Eine  allgemeine 
Reichssteuer  ist  schon  unter  Heinrieh  IV.  ausgeschrieben  worden"^, 
dann  folgte  unter  Philipp  die  auf  dem  Quedlinburger  Reichstag  von  1207 


'**  Die  Beden  wurden  noch  unter  Friedrich  11.  Jahr  für  Jahr  festgesetzt,  im 
allgemeinen  nach  Herkommen,  aber  wohl  immer  auf  Grund  vorheriger  Verhand- 
lungen mit  den  einzelnen  Gemeinden.  Häufig  begegnen  Steuererlasse  wegen  statt- 
gehabter Brfinde  oder  zur  Unterstützung  städtischer  Befestigungsanlagen. 

>»•  Vgl.  8.  523  f.    Zeumbb,  a.  a.  O.  125  f.    Ficker,  Wien.  SB.  77,  816  flF. 

^^  Vgl.  Zbumbr  127  ff.  Unter  den  von  Rudolf  I.  eingeführten  Städtesteuern 
ist  die  des  80.  Pfennigs  zu  besonderer  Berühmtheit  gelangt 

>•*  Vgl.  Zbitmeb  187  f. 

"•  Vgl.  8.  524.     Waitz  8.  402  f. 

"^  Vgl  ZlülCBB  161. 
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beschlossene  Kreuzzagssteuer^^®,  während  kurz  darauf  Otto  IV.  aaf  das 
Gerücht,  daß  er  mit  einer  allgemeinen  Heichssteuer  umgehe,  seine  einflu&- 
reichsten  Anhänger  verlor  ^'^  Erst  unter  Sigmund  kam  es,  unter  dem 
Einfluß  des  Hussitenkrieges,  wiederholt  zu  einer  solchen  Beiohssteuer,  die 
anfangs  als  gemeiner  Pfennig,  d.  h.  als  unmittelbare  Beichssteuer,  versucht, 
später  aber,  nach  dem  Vorgang  der  Städtesteuern,  unter  Zugrundelegung 
der  Heeresmatrikel  als  Matrikularsteuer  durchgeführt  wurde  ^^.  Za 
dauernden  Reichssteuem  ist  es  im  Mittelalter  nicht  gekommen. 

Die  Lasten,  die  der  König  aus  den  Eeichseinkünften  zu  bestreiten 
hatte,  beschränkten  sich  auf  den  Unterhalt  des  Hofes  und  die  dem  Eonige 
obliegenden  Geschenke.  Die  Reichskanzlei  erhielt  sich  durch  die  von  ihr 
erhobenen  Sportein  ^*^;  die  Kanzleibeamten  waren  teils  auf  diese,  teils  auf 
Geschenke  angewiesen;  ihren  Unterhalt  empfingen  sie  vom  Hofe,  die 
meisten  waren  außerdem  mit  kirchlichen  Pfründen  ausgestattet  Für 
den  Unterhalt  des  Hofes  reichten  die  eigenen  Vorräte  der  königlichen 
Pfalzen  und  das  servitium  regis  (S.  196)  im  allgemeinen  aus.  Die  den 
Hauptinhalt  des  letzteren  bildende  Verpflichtung,  dem  königlichen  Hofe 
jederzeit  Unterkunft  und  Unterhalt  (Herberge  und  Atz  oder  Imbiß)  za 
gewähren,  lastete  seit  dem  12.  Jahrhundert  nur  noch  auf  dem  Reichs- 
kirchengut und  den  Reichs  vogteien,  in  erster  Reihe  also  auf  den  geist- 
lichen Fürsten  und  den  Reichsstädten  ^^^. 

Der  häufige  Wechsel  des  königlichen  Aufenthaltes  im  Reiche  diente 
dazu,  diese  Last  zu  verteilen.  Als  Rudolf  I.  sich  vorübergehend  durch 
die  Unbotmäßigkeit  der  geistlichen  Fürsten  auf  die  Reichsstädte  beschränkt 
sah,  suchte  er  jenen  Zweck  der  Lastenverteilung  durch  Ausschreiben  der 
schon  erwähnten  Hofisteuer  (S.  543)  zu  erreichen.  Weit  drückender  als 
der  Unterhalt  des  Hofes  waren  für  die  Reiohsfinanzen  die  dem  König 
obliegenden  Geschenke,  namentlich  an  Kirchen  und  Klöster,  die  Reichs- 
fürsten und  Reichsministerialen  (besonders  zur  Unterstützung  bei  Reichs- 
heerfahrten) und  die  Kurie  (gelegentlich  der  Kaiserkrönung),  wozu  dann 
noch  Aufwendungen  für  Brücken-  und  Bargenbauten  u.  dgl.  kamen.  Die 
Mauerbauten  und  sonstigen  Befestigungsanlagen  der  Reichsstädte  wurden 
als  Leistungen  für  das  Reich  angesehen  und  mit  dauerndem  oder  vorüber- 
gehendem Erlaß  der  Jahressteuem  vergolten.  Auch  in  anderen  Fällen 
kam  die  Bede  nicht  selten  an  Ort  und  Stelle  zu  sofortiger  Verwendung. 
Im  allgemeinen  aber  herrschte  noch  unter  Friedrich  IL  eine  gesunde 
Finanzverwaltung  ^^';   die  Steuern  wurden  von  der  königlichen  Kammer 

»•«  Vgl.  Weiland  2,  16.     Zeümer  106  f.     Walteb,  DRG.  §  269,  n.  11. 

"«  Vgl.  Zbumeb  106. 

^*^  Vgl.  S.  519.  Zeümbb  157.  Dboysen,  Reichskriegssteuer  von  1427,  Ber. 
d.  Sachs.  Ges.  d.  Wiss.  7,  1855.    Bezold,  König  Sigmund  1,  90  ff.  2,  126  ff.  145  ff. 

*"  Vgl.  Bresslau,  Urk.-Lehre  1,  412  ff. 

*"  Vgl.  Waitz  8,  227  f.  V.  Maubee,  Fronhöfe  3,  882  ff.  Fiokeb,  Wien.  SB. 
77,  820  f. 

1«*  Ein  erst  neuerdings  von  Schwalm  aufgefundener  BeichssteaenuiBchlag  von 
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veranschlagt  and  yon  dieser  als  Centralbehorde  dnrch  die  Vermittelung 
der  ReichsYögte  and  Schultheißen  vereinnahmt  nnd  verwaltet,  nur  für 
die  sächsischen  Reichsstädte  scheint  schon  damals  eine  örtliche  Verwal- 
tung bestanden  zu  haben.  Seit  Kudolf  I.  erfolgte  die  Einziehung  der 
Steuern  durch  die  Landvögte  oder  besondere  Beichskommissare.  Seit  dem 
14.  JaJirhundert  griff  das  von  Italien  ausgegangene  Anweisungssjstem 
auch  im  Reiche  um  sich  und  brachte  die  gesamte  Finanzverwaltung  in 
Verfall.  Die  meisten  laufenden  Einnahmen  wurden  von  vornherein  der 
Befriedigung  bestimmter  Bedürfhisse  zugewiesen  oder  verpfändet.  Die 
Auslösung  der  Beichspfandschaften  erfolgte,  wenn  sie  nicht  ganz  unter- 
blieb, in  der  Regel  mit  Hilfe  neuer  Vorschüsse,  für  die  abermals  Pfand 
oder  Rente  erforderlich  wurden.  Der  bei  Satzung  und  Rentenkauf  übliche 
Zinsfaß  belief  sich  durchschnittlich  auf  lO^o* 

§  49.    Die  Gerichtsverfassung. 

Vgl.  S.  166.  Hübneb,  Gerichtsarkunden  (Beilage  zu  ZRG.  25.  27).  WAitz 
8,  1—94.  V.  Amira,  Grundr.*159f.  Eichhorn  2,  §§293.  302.  303.  3,  §§419—422. 
Unoeb,  Altdeutscbe  Gerichtsverfassung,  1842.  Planck,  Das  deutsche  Grerichts- 
verfahren  im  MA.  1,  1 — 154.  Wetzell,  System  des  Civilprozesses*,  363 — 392 
(großenteils  von  Sohm).  Hombter,  System  des  Lehnrechts  (Des  Sachsenspiegels 
2.  Teil,  Bd.  2)  528  ff.;  Richtsteig  Landrechts  412  ff.  Stobbe,  Gerichtsverfassung 
des  Sachsenspiegels,  ZDR.  15,  82  ff.;  Grundsätze  der  deutschen  Rechtsquellen  über 
den  Gerichtsstand,  JB.  d.  gem.  R.  1,  427  ff.  Schbödeb,  Gerichtsverfassung  des 
Sachsenspiegels,  ZRG.  18,  1  ff.;  Der  ostfölische  Schultheiß  und  der  holst.  Overbode, 
ebd.  20,  1  ff.  Eckebt,  Fronbote,  1897.  Heck,  Altfriesische  Gerichtsverfassung, 
1894  (vgl.  Sbebf  Gbataxa,  GGA.  1895,  S.  842  ff.  His,  ZRG.  29,  217  ff.  Fockema 
Andbeae,  im  Museum,  April  1895.  K.  Lehmann,  Kr.  VJSchr.  38,  11  ff.).  Bbunneb, 
Das  gerichtliche  Ezemtionsrecht  der  Babenberger,  Wien.  SB.  47,  815  ff.  Luscbin 
V.  Ebengbeüth,  Geschichte  des  Gerichtswesens  in  Österreich,  1879;  Österreich. 
Reichsgeschichte  192  ff.  Eooeb,  Entstehung  der  Gerichtsbezirke  Deutschtirols,  Mitt. 
d.  Ost  Inst  4.  Rosenthal,  Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltnngs- 
organisation  Baiems,  1889.  KttHNS,  (jreschichte  der  Grerichtsverfassung  u.  des  Pro- 
zesses L  d.  Mark  Brandenburg,  2  Bde,  1865/67.  E.  Maveb,  Deutsche  u.  firanz.  VG. 
1,  437 — 452.  Stutz,  ZRG.  34,  157  ff.  Fickeb,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte Italiens,  4  Bde,  1868 — 1874.  Blondel,  Fr^d^ric  II.,  51  ff.  Bubchard, 
Hegung  der  deutschen  Gerichte  im  Mittelalter,  1893. 

Der  Sachsenspiegel  liefert  noch  durchaus  das  Bild  einer  monarchi- 
schen, in  ihren  Grundzügen  mit  der  karolingischen  übereinstimmenden 
Gerichtsverfassung.  Der  König  ist  der  gemeine  Biohter  im  ganzen  Reiche, 
im  Grunde  hat  er  allein  über  Eigen,  Freiheit  und  Leben  zu  richten,  und 
nur  weil  er  selbst  nicht  allerorten  sein  kann,  hat  er  andere  mit  seiner 
Vertretung  betraut;  er  reist  richtend  im  Lande  umher  und  überall,  wo 
er  Hof  hält,  sind  die  Gerichte  ihm  ledig,  die  ordentlichen  Gerichtsgewalten 
für  die  Dauer  seiner  Anwesenheit  niedergelegte    Nur  in   den   Marken 


1241/42  hat  darüber  unerwartete  Aufklärung  gebracht.   Vgl.  die  S.  520  angeführten 
Arbeiten  von  Schwalm,  Zeuheb  und  Schulte. 
»  Vgl.  Ssp.  m.  26,  §  1.  52,  §  2.  60,  §  2. 
B.  SCHBöDXB,  Deutsche  Bechtsgeschichte.    4.  Autl.  -  35 
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zeigt  sich  ein  strafferes  landesherrliches  Regiment,  das  der  Entwickelang 
der  Territorialgerichtsbarkeit  zq  gute  koipmt.  Aber  die  Niedergerichte 
sind  überall  schon  ans  dem  Reichsverband  geschieden  und  den  territorialen 
Gewalten  anheimgefallen.  In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
gestaltet  sich  alles  anders.  Die  Reisen  des  Königs  zum  Zweck  der  Rechts- 
pflege haben  aufgehört,  seine  oberstrichterliche  Thatigkeit  erscheint  be- 
deutend eingeengt,  während  in  den  Territorien  höhere  lustanzgerichte  ent- 
stehen; die  meisten  Landgerichte  haben  den  Zusammenhang  mit  dem 
Reiche  verloren,  die  in  demselben  verbliebenen  aber  eine  erhebliche  Er- 
weiterung ihrer  Zuständigkeit  erfahren.  Diese  Umwandlung  wird  erst 
bei  der  Territorialverfassung  zur  Darstellung  kommen.  Wir  beschranken 
uns  hier  auf  das  Gerichtswesen  des  Reiches. 

1.  Das  Reichshofgericht^.  Wo  der  König  persönlich  an  der  Hand- 
habung der  Rechtspflege  teilnahm,  geschah  es  in  alter  Weise  vermittelst 
des  königlichen  Hofgerichts.  Seine  Zuständigkeit  war  eine  vierfache. 
Gegenüber  den  ordentlichen  Gerichten  übte  es  eine  konkurrierende  Ge- 
richtsbarkeit in  doppelter  Gestalt  aus.  Einmal  hatte  der  König  das  Evo- 
kationsrecht {ins  evocandi),  kraft  dessen  er  nach  Belieben  jede  noch  nicht 
rechtskräftig  erledigte  Sache  zu  seiner  Entscheidung  ziehen  konnte'.  So- 
dann war  es  nach  dem  YerfoU  des  Königsbotenamtes  üblich  geworden, 
daß  die  Könige  zum  Zwecke  der  Rechtspflege  im  Reiche  umherreisten. 
Wo  sie  sich  aufhielten,  wurden  ihnen  die  ordentlichen  Gerichte  ledig  und 
das  Hofgericht  trat,  wie  ehedem  das  missatische  Gericht  (S.  186,  178), 
an  deren  Stelle,  alle  noch  nicht  anhängig  gemachten  oder  rechtskräftig 
entschiedenen  Klagen  konnten  beim  König  angebracht,  alle  noch  nicht 
abgeurteilten  Gefangenen  mußten  ihm  vorgeführt  werden*.  Dies  hörte 
auf,  seit  die  Fürsten,  unter  dem  Wegfall  der  königlichen  Bannleihe,  die 
volle  Gerichtshoheit  in  ihren  Territorien  erlangt  hatten*.  Die  Gerichts- 
reisen des  Königs  kamen  infolgedessen  außer  Übung,  die  zweite  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  wußte  nichts  mehr  davon  ^  Die  unmittelbare  Ge- 
richtsbarkeit des  Reichshofgerichts  beschrankte  sich  seitdem  auf  die  Reichs- 
tagsorte für  die  Dauer  der  Versammlung.  Außerdem  wurde  es  seit 
Rudolf  1.  mehr  und  mehr  üblich,  Fürsten  und  Städten  das  privüegium 
de  non  evocando  zu  erteilen,  wodurch  das  königliche  Evokationsrecht  für 


*  Vgl.  Fbanklin,  Das  Reicbsbofgericht  im  Mittelalter,  2  Bde,  1867/69;  Sen- 
tentiae  curiae  regiae,  1870.  Bbükkeb,  Grundsüge  122.  R.  Scholz,  a.  a.  0.  (S.  470) 
6  ff.  Beseleb,  ZKG.  2y  891  ff.  Voqel,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Beichshofgerichts,  ebd. 
15,  151  ff.  ToMAscHEK,  Höchste  Gerichtsbarkeit  des  deutschen  Königs  und  Beicfas 
im  15.  Jahrhundert  (Wien.  SB.  49»  1865).  Baühann,  Zur  Gesch.  des  Hofgerichts, 
ZGO.  48,  69  ff.  392.  Über  die  verschiedenen  Bezeichnungen  des  Reichshofgerichtes 
vgl.  Fbanklin  2,  62. 

'  Vgl.  Fbamklin  2,  4.  Deutsche  Bezeichnung  für  evoeare  war  uxheisehen, 
urheischen.    Vgl.  ebd.  2,  10  n.    Loebsch,  Ingelheimer  Oberhof  pg.  156. 

*  Vgl.  Ssp.  IIL  33,  §§  1—5.  60,  §§  2.  8.    Otto  Pris.,  gesta  Priderici  2,  13. 
^  Vgl.  y.  Zallingeb,  Mitt  d.  öst  Inst.  10,  225  n. 

«  Vgl  Ssp.  I.  84,  §  8  mit  Dsp.  89  und  Schwsp.  Lafib.  89. 
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ihr  Gebiet  aafgehoben  wurdet  Nachdem  zahlreiche  Einzelprivilegien  vor- 
hergegangeB  waren,  erklärte  die  Goldene  Bulle  von  1356  das  privileginm 
de  non  evocando  fär  ein  gesetzliches  Becht  aller  Kurfürsten  ^^  und  im 
lidufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  erlangten  auch  die  übrigen  Reichs- 
farsten,  die  meisten  Reichsstädte  und  zahlreiche  Stifter,  Grafen  und  Herren 
die  gleiche  Freiheit,  bis  endlich  1487  das  Evokationsrecht  des  Königs 
überhaupt  beseitigt  wurdet 

In  zweiter  Reihe  war  das  Reichshofgericht  seit  der  Umwandlung  der 
Urteilsohelte  (S.  869  f.)  in  eine  wahre  Berufung  zum  Berufungsgericht  für 
alle  ordentlichen  Gerichte  geworden  ^^  Auch  in  dieser  Richtung  geschah 
dem  Reichshofgericht  vielfach,  wenn  auch  in  geringerem  Maße,  Abbruch 
durch  privileffia  de  non  appellando  ^K  Die  Kurfürstentümer  wurden  durch 
die  Goldene  Bulle  auch  von  den  Appellationen  an  das  Reichshofgericht 
eximiert^^  was  dann  wohl  Anlaß  zur  Errichtung  eigener  Oberlandes- 
gerichte gegeben  hat 

Unberührt  von  den  privilegia  de  non  evocando  und  de  non  appellando 
blieben  die  Fälle  der  Rechtsverweigerung.  Wo  der  ordentliche  Richter 
kein  Recht  gewähren  wollte  oder  konnte,  etwa  weil  er  des  Beklagten  nicht 
mächtig  war,  konnte  die  sich  beschwert  fühlende  Partei  immer  das  Reichs- 
hofgericht anrufen  ^^ 

Der  vierte  Zuständigkeitsgrund  für  das  Reichshofgericht  war  aus  dem 
ehemaligen  Reklamationsrecht  (S.  178)  hervorgegangen,  das  allmählich 
für  alle  Reichsunmittelbaren,  namentlich  Reichsfürsten,  Reichsministerialen 
und  Reichsstädte,  den  ordentlichen  persönlichen  Gerichtsstand  vor  dem 
Reichshofgericht  herbeigeführt  hatte  ^^.  Femer  gehörten  Klagen  über 
Reich3gut  und  Reichsrechte  vor  das  Reichshofgericht,  selbst  wenn  sie 
gegen  landsässige  Personen  in  einem  mit  Privilegium  de  non  eVocando 
ausgestatteten  Territorium  oder  Stadtgebiet  gingen  ^^    Ursprünglich  konnte 


»  Vgl.  Frankun  2,  5  ff. 

^  Vgl.  GB.  c.  8,  §  1.  c.  11,  §§  1  ff.  5  f.  Nach  einem  HofgerichtsurteU  Karls  IV. 
(TÖPFBB,  Urk.-B.  s.  Geschichte  der  V5gte  von  Hanoistein  1,  Nr.  282)  müssen  die 
Kurfürsten  schon  1858  allgemein  im  Besitz  dieses  Rechtes  gewesen  sein. 

*  Vgl.  FsLAXKLis  2,  11.  74  ff.  Stobbb,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts 
171  ff.   RosEKTHAL,  a.  a.  0.  9  ff.   Über  die  Wirkungen  des  Privilegs  Franklw  2,  17  ff. 

"  Vgl.  Ssp.  n.  12,  §§  4.  8.  11  f.  S&chs.  Lehnr.  69,  §§  5—8.  Schwsp.  Laßb. 
114.  116^  117*.  Schwab.  Lehnr.  18.  85.  55.  64.  Richtsteig  Landr.  49.  Weiland, 
Const.  1,  478  (1191—1194).  Bbunkbb,  Ezerat.  16.  Hometbr,  System  567  f.  625. 
Fbankltk  2,  205  ff.  Auch  von  sich  ans  konnte  ein  niederes  Gericht,  ohne  Berufung 
einer  Partei,  den  Rechtszug  an  das  Hofgericht  beschließen.    Vgl.  ebd.  2,  204  f. 

"  Vgl.  Fbaneldj  2,  16. 

"  Vgl.  GB.  c  8,  §  2.  c.  11,  §§  8.  5. 

"  Vgl.  GB.  c.  11,  §  4.  Ssp.  I.  34,  §  8.  IL  25,  §  2.  IIL  87,  §§  8  f .  Sachs. 
Lehnr.  49,  §  1.  68,  §  5.  Hometbb,  System  568.  Die  Fälle  der  Rechtsverweigerung 
wurden  in  den  königlichen  Befreiungen  in  der  Regel  ausdrücklich  ausgenommen. 
Vgl.  Feabklin  2,  15.  86  f.     Siehe  auch  die  Urkunde  von  1358  (Anm.  8). 

»*  Vgl.  Fbakklih  2,  12  f.  34  ff.  Ssp.  III.  55,  §  1.    Mainzer  Landfr.  v.  1235,  c.  28. 

"  Vgl.  Fbakkun  2,  36. 
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auch  die  Beichsacht  our  vom  ßeiehshofgericht  verhängt  werden^«;  nach- 
dem aber  die  meisten  Landgerichte  territorialen  Charakter  angenommen 
hatten,  wurde  von  den  königlich  gebliebenen  Landgerichten  auch  das  Recht 
der  Achtung  ausgeübt  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  wurden 
häufig  vor  dem  Hofgericht  vorgenommen,  namentlich  um  sie  durch  das 
bestätigende  Ho^erichtsurteil  unanfechtbar  zu  machen  ^^. 

Die  Sitzungen  des  Beichshofgerichts  waren  öffentlich.  Im  übrigen 
stand,  im  Gegensatz  zu  der  fränkischen  Periode  (S.  176),  weder  Zeit  noch 
Ort  fest,  alles  hing  von  dem  jeweiligen  Aufenthaltsort  und  dem  Belieben 
des  Königs  ab  ^^  Die  Begel  war  zwar,  über  deutsche  Dinge  nicht  anders 
als  auf  deutschem  Boden  zu  verhandeln,  aber  nach  dem  Satze:  cum  ibi 
Sit  Alemantde  curia,  vbi  persona  nostra  et  principes  imperii  catmstufit  ^®, 
sind  wiederholt  auch  in  Italien  Hofgerichtsentscheidungen  in  deutschen 
Angelegenheiten  ergangen,  nur  war  dazu  die  Besetzung  des  Gerichts  mit 
deutschen  Beichsangehörigen  erforderlich^^.  Im  eigentlichen  Ausland 
konnte  das  Beichshofgericht  nicht  abgehalten  werden  ^^  Für  gewisse 
Gegenstande  bestanden  weitergehende,  wenn  auch  mehr  thatsächliche 
als  rechtliche  Beschränkungen.  Yerhängung  der  Beichsacht  und  gericht- 
liche Zweikämpfe  sollten  im  allgemeinen  nur  in*  der  Heimatprovinz  des 
Angeschuldigten  erfolgen,  Entscheidungen  über  gescholtene  Urteile  in  der 
Provinz  des  Untergerichts,  solche  über  Eigen  in  der  Provinz  der  belegenen 
Sache  ^'.  Der  Grund  für  diese  Beschränkungen,  die  übrigens  nur  bis  zum 
13.  Jahrhundert  aufrechterhalten  wurden,  war  ein  rein  materieller ^  das 
Bedürfnis  solcher  Urteiler  und  Zeugen,  die  des  in  Betracht  kommenden 
Stammesrechts  genügend  kundig  waren;  hatte  man  diese  zur  Stelle,  so 
konnte  das  Hofgericht  sein  Urteil  fallen  wo  es  dem  König  beliebte*'. 

Das  Hofgericht  war  an  die  Person  des  Königs  gebunden,  es  ruhte 
daher,  wenn  der  König  sich  im  Ausland  befand,  und  löste  sich  auf,  wenn 
der  König  starb  oder  des  Beiches  entsetzt  wurde.    Nur  der  zum  römischen 


»•  Vgl.  S.  177.     Sßp.  L  71.   nr.  34. 

17  Vgl.  S.  512.  Franklin  2,  87  ff.  Ssp.  I.  84,  §  3.  Das  in  der  frankiBcben 
Zeit  vielfach  maßgebende  Motiv,  eine  Königsurkunde  zu  gewinnen  (S.  384),  kam 
weniger  in  Betracht,  nachdem  auch  die  Landgerichtsurkunden  den  Charakter  öffent- 
licher Urkunden  erhalten  hatten.    Siehe  jedoch  auch  Franklin  2,  88. 

*»  Vgl.  Franklin  2,  88  ff.    Über  die  Gerichtszeit  ebd.  85  ff. 

»•  Vgl.  8,  509,  n.  3.    Franklin  2,  63  f. 

■«  Vgl.  Franklin  2,  64.     Waitz  8,  14.    Otto  Fris.,  gesta  Frid.  2,  12. 

"  Vgl.  Franklin  2,  65. 

"  Vgl.  Ssp.  IL  12,  §  4.  m.  26,  §  2.  33,  §§  3.  4.  Dsp.  106.  Schwsp.  Laßb. 
114.  296  f.  Franklin  1,  32.  93  f.  2,  66  ff.  Hombyer,  Heimat  (Abh.  d.  Berl.  Ak.  1852) 
67  f.  75  f.  Stobbe,  Gerichtsstand  429.  432  f.  434  f.  Sohbodbr,  Hist.  Zeitschr.  48,  49. 
In  Lehensachen  hat  eine  örtliche  Beschränkung  für  die  Entscheidungen  des  Reichs- 
hofgerichts nie  bestanden.    Vgl.  Franklin  2,  78  n. 

"  Vgl.  SoHH,  B.-  u.  G.-Verf.  326  n.  Waitz  8,  18  f.  Schröder,  Eist  Zeitschr. 
48,  47.  K.  Schulz,  Urteil  des  Königsgerichts,  Zeitschr.  f.  thür.  Gesch.  9,  42. 
Die  Stadt  Cambray  wurde  1209  durch  ein  Augsburger  Beichshofgerichtsurteil  ge- 
ächtet.   Vgl.  Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  231. 
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König  gekrönte  Kaisersohn  war  eben&Ils  berechtigt,  das  Beichshofgericht 
abzuhaltend^.  Hatte  der  König  für  den  Fall  seiner  Abwesenheit  einen 
Beichsverweser  bestellt,  so  war  dieser  in  der  Begel  auch  befugt,  statt  des 
Beichshofgerichts  ein  ebenso  zusammengesetztes,  aber  von  ihm  gebildetes 
und  an  seine  Person  gebundenes  Gericht  abzuhalten  ^^  Ebenso  lag  die 
Sache  hinsichtlich  der  Beichsvikariats-Hofgerichte  des  Pfalzgrafen  und  des 
Kurfürsten  Ton  Sachsen  im  Fall  einer  Thronerledigung^*. 

Wie  in  Beziehung  auf  Ort  und  Zeit,  so  fehlte  dem  Beichshofgericht 
auch  in  betreff  seiner  Zusammensetzung  jede  feste  Organisation,  das  Ge- 
richt wurde  in  jeder  Sitzung  neu  gebildet  und  hatte  erst,  nachdem  dies 
geschehen  war,  einen  selbständigen  Charakter  ^^  Die  Urteiler  wählte  der 
König  (oder  sein  Stellvertreter)  frei  aus  den  Personen  seiner  •  Umgebung, 
mit  möglichster  Berücksichtigung  ihres  Standes  und  ihrer  Stammeszuge- 
hörigkeit'^. In  causae  maiores,  d.  h.  Sachen  die  Leib  und  Leben,  Ehre 
oder  Grundbesitz  angingen,  brauchte  sich  niemand  von  üntergenossen  ab- 
urteilen zu  lassen'^;  Beichsfürsten  konnten  hier  seit  dem  12.  Jahrhundert 
ein  nur  mit  Fürsten  besetztes  Gericht  verlangen  ^^.  Mit  Bücksicht  auf 
die  erforderliche  Bechtskenntnis  waren  vorzüglich  Stammesgenossen  oder 
Landsleute  des  Beklagten,  bei  Prozessen  um  Eigen  Angehörige  der  Pro- 
vinz, in  der  es  gelegen  war,  zu  berufen'^.  Im  übrigen  genügte  der  Besitz 
der  überhaupt  für  einen  Urteiler  erforderlichen  Eigenschaften'*.  Die  Zahl 
der  Urteiler  mußte  sich  mindestens  auf  Sieben  belaufen'',  häufig  war  sie 
aber  eine  sehr  beträchtliche,  namentlich  wenn  ein  ganzer  Beichstag  als 
Hofgericht  in  Thätigkeit  gesetzt  wurde.  Eine  Vereidigung  der  Urteiler 
fand  nicht  statt,  sie  urteilten  auf  den  Eid,  den  jeder  seinem  Herrn  ge- 


•*  Vgl.  FBAmcLiN  2,  78  f.    BöHMBB,  Acta  imperii  Nr.  293  (1227). 

•*  Vgl  Fbaitklin  2,  80  flP.  Die  Anm.  61  erwähnte  Magdeburger  Yersainmlnng 
könnte  auch  in  diesem  Sinn  aufgefaßt  werden,  da  die  Äbtissin  Mathilde  von  Qued- 
linburg die  Reichsverweserschaft  fOr  Kaiser  Otto  lU.  fährte. 

^  Vgl.  S.  484.    Weilaitd,  Const  2,  638  (1254).    Tnepel,  Interregnum  40.  42. 

"  VgL  Feakklin  2,  88  f.  125  fiF. 

**  Eine  bezeichnende  Urkunde  für  den  Gegensatz  zu  Italien,  wo  der  König 
als   selbsturteilender  Richter  keines  Urteilerkollegiums  bedurfte,   findet   sich  bei 

FicKBB  3,    179  (1276):    quod  iüud  diffiniat  Rudolphus rex secundum 

quod  sibi  videbitur,  non  tarnen  secundum  consuetudinem  Älemaniae  quaerendum.  a 
singtdis  eireumatantibtiSj  ut  illorum  diffinitio  in  praedictis  pro  sententia  haheaiurj 
sed  8ua  voce  proferat  sententiam  secundum  suam  conseientiam  bonorum  etperitorum 
eonsiUo  informatam,  secundum  quod  sibi  videbitur  ad  deum  et  iustitiam  habende 
respectum. 

"  Vgl.  S.  462.  Ssp.  II.  12,  §  2.  III.  19.  Waitz  8,  19  f.  Feankun  2,  130. 
Fürstliche  Ministerialen  begegnen  nie  als  Urteiler  im  Reichshofgericht.  Vgl.  y.  Zal- 
LiNGEB,  Mitt  d.  Ost.  Inst.  4,  409  n.     Waftz  8,  18. 

^  Vgl.  Fkankun  2,  134 — 157,  der  mit  Recht  der  Ansicht  entgegentritt,  als 
habe  es  für  Fürsten  von  jeher  besondere  Fürstengerichte  gegeben. 

"  Vgl.  S.  548.    Fbankiin  2,  129  f. 

**  Ausgeschlossen  waren  Geächtete  und  Gebannte,  in  peinlichen  Sachen  alle 
Geistlichen. 

"  Vgl.  FaAincLiN  2,  158. 
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leistet  hatte  3^  Eine  Entschädigung  erhielten  die  Urteiler  nicht,  erst  im 
15.  Jahrhundert  sahen  sich  die  Könige,  am  der  ganzlichen  Auflösmig 
des  Hofgeriohts  yorzubengen,  genötigt,  besoldete  Stellen  einzuführen^. 

lUchter  im  Hofgericht  war  der  König,  im  Beichsvikariatsgerioht  der 
Reichsverweser.  War  der  König  Partei,  so  pflegte  er  sich  im  Vorsitz 
vertreten  zu  lassen  ^^  In  Italien  behauptete  sich  bis  zum  11.  Jahrhundert 
der  Pfalzgraf  in  der  Stellung  des  ersten  Beisitzers  und  stellvertretenden 
Vorsitzenden  (S.  502);  in  Deutschland  liegt  keine  sichere  Spur  dafür  vor, 
doch  ist  es  möglich,  daß  der  Pfal^raf  von  Lothringen  (der  spätere  Pfalz- 
graf bei  Khein)  ursprünglich  dieselbe  Stellung  eingenonoimen  hat'^  Einen 
ständigen  Vertreter  des  Königs  in  allen  Sachen,  mit  Ausnahme  der  ihm 
persönlich  vorbehaltenen  Verhängung  der  Reichsacht  ^  und  der  causae 
maiores  der  Fürsten  und  Fürstengenossen'®,  führte  erst  der  Mainzer  Land- 
friede Friedrichs  IL  von  1235  ein*^.  Der  Reichshofrichter  {vtutitiarms 
curiae  regiae)  sollte  dem  Stande  der  freien  Herren  angehören  {vir  libere 
candithnis)  und  vom  König  immer  mindestens  für  die  Dauer  eines  Jahres 
ernannt  werden.  Entlassung  vor  der  Zeit  im  Fall  schlechter  Führung 
blieb  vorbehalten.  Der  Hofrichter  war  also  Beamter,  nicht  Lehnsmann. 
Er  hatte  einen  Amtseid  zu  leisten  und  erhielt  als  Besoldung  die  von  den 
Reichsächtern  für  Lösung  aus  der  Acht  gezahlten  Strafgelder  (den  soge- 
nannten Achtschatz),  soweit  es  sich  um  Fälle  handelte  die  vor  ihm  selbst 
abgeurteilt  wurden  ^^  Außer  den  dem  König  vorbehaltenen  Sachen  hatte 
der  Hofrichter  über  alles,  was  an  den  Hof  kam,  zu  richten,  mußte  aber 
von  allen  wichtigeren  Angelegenheiten  {arduis  causü)  dem  König  vor  An- 
Setzung  des  Tages  Anzeige  machen,  damit  er  den  Vorsitz  nach  Umständen 
selbst  übernehmen  oder  ihn  einem  außerordentlichen  Vertreter  übertragen 
konnte *^    Der  Hofrichter  hatte,  soweit  ein  Bedürfnis  vorlag,  mit  Aus- 


«*  Vgl.  Franklin  2,  159  ff. 

"^  Vgl.  ebd.  2,  162.  Besondere  Pfalxschöffen  (Pfalzrichter,  Königarichter, 
Hofrichter)  hat  es  nur  in  Italien  gegeben.    Vgl.  Ficker,  Forschungen  3,  l  ff. 

^  Vgl.  S.  482.  Franklin  2,  101  ff.  Wolfdietrich  A,  Vers  169  ff.  (Deutsch. 
Ueldenb.  8,  100). 

•^  Vgl.  S.  504.  Der  dem  Pfalzgrafen  durch  Reichsweistum  von  1274  über- 
tragene Vorsitz  in  Fällen,  wo  der  König  gegen  einen  Fürsten  zu  klagen  hatte 
(S.  482) y  wurde  nicht  als  ein  ausschließliches  Recht  betrachtet^  der  König  konnte 
sich  auch  durch  andere  Fürsten  vertreten  lassen.  Vgl.  Franklin  1,  17Sff.  2,  100  ff.; 
Sent  Nr.  27  f. 

'^  Reo8  non  proser ibet  nee  a  proseripHone  absohet;  hee  namque  auetoritati 
nostre  excdlencie  reservanvua.  Vorher  ist  von  caiisae  maximae  die  Rede,  womit 
offenbar  die  Achtfälle  gemeint  sind. 

^  Vgl.  Franklin  2,  97  ff.  Sich  durch  einen  andern  Fürsten  für  den  einzelnen 
Fall  vertreten  zu  lassen,  war  dem  Könige  unverwehrt.     Vgl.  Anm   86.  87. 

*o  Mainz.  Landfr.  v.  1285,  c.  28.  Vgl.  Franklin  1,  66  ff.  2,  112  ff.;  De  iusti- 
tiariis  curiae  imperialis,  1860.  Nach  dem  Vorbilde  des  deutschen  Hofrichteramtes 
hat  Friedrich  IL  das  GroßhoQustitiariat  für  Sizilien  eingerichtet  Vgl.  Ficker, 
a.  a.  0.  1,  860. 

*^  Über  weitere  Bezüge  des  Hofrichters  vgl.  Franklin  2,  118  f. 

"  Vgl.  Franklin  2,  109. 
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nähme  der  Sonn-  und  Feiertage  tägliche  Sitzungen  abzuhalten.  Einen 
festen  Amtssitz  hatte  er  nicht,  er  folgte  dem  Hofe  und  war  durchaus  an 
die  Person  des  Königs  gebunden.  Mit  dem  Tode  des  Königs  erlosch  seine 
YoUmaohb  Eine  Substitutionsbefagnis  wurde  dem  Hofrichter  erst  im 
15.  Jahrhundert  eingeräumt  *^  Innerhalb  seiner  Amtswaltung  war  der 
Hofrichter  selbständig.  Daß  seine  hofgerichtlichen  Entscheidungen  zu 
wiederholter  Verhandlung  vor  dem  König  kommen  konnten  ^^  war  nichts 
Eigentümliches,  da  die  Hofgerichtsurteile  überhaupt  keine  Rechtskraft 
besaßen**. 

Gleichzeitig  mit  der  Einführung  des  HoMchteramtes  sorgte  der 
Mainzer  Landfriede  für  Neuerrichtung  der  völlig  in  Verfall  geratenen 
Hofjgeriohtskanzlei.  Während  die  Hofgerichtsurkunden  früher  von  der 
Hofkanzlei  ausgefertigt  worden  waren,  erhielt  das  Hofgericht  nunmehr 
einen  eigenen  Hofgerichtsschreiber  {notaritu  curiae),  der  gleich  dem  Hof- 
richter (wegen  der  peinlichen  Sachen)  dem  Laienstand  angehören  mußte 
und  einen  ähnlichen  Amtseid  wie  dieser  zu  leisten  hatte.  Der  Hofgeriohts- 
schreiber  erhielt  insbesondere  die  Aufgabe,  die  Einlaufe  in  Empfang  zu 
nehmen  und  zu  verzeichnen,  sowie  Achtregister  und  Urteilsbücher  anzu- 
egen*^  Zur  Beglaubigung  der  Gerichtsurkunden  wurde  ein  besonderes 
Hofgerichtsiegel  eingeführt  ^^  Obwohl  der  Hofgerichtschreiber,  um  seinen 
Aufgaben  gerecht  zu  werden,  notwendig  den  Sitzungen  beiwohnen  mußte, 
gehörte  er  doch  nicht  zur  ordnungsmäßigen  Besetzung  des  Gerichts.  Mit 
anderen  als  hofgerichtlichen  Geschäften  sollte  er  nicht  belastet  werden, 
doch  könnte  seine  vielfache  Bezeichnung  als  Kammerschreiber  oder  Proto- 
notar  darauf  hindeuten,  daß  er  gleichwohl  später  der  Hof kanzlei  angehörte, 
wenn  jene  Ausdrücke  sich  nicht  darauf  beziehen,  daß  er  gelegentlich  die 
Hilfe  der  Kanzleibeamten  in  Anspruch  nahm.  Ob  das  im  15.  Jahr- 
hundert erwähnte  Amt  eines  „Nachschreibers'<  am  Reichshofgericht  je  ins 
Leben  getreten,  ist  unbekannt,  ebenso  was  wir  unter  den  magistri  cogni- 


*»  Vgl.  ebd.  2,  US. 

^  Vgl.  ebd.  2,  117.  In  Achtsachen  blieb  daa  SchlußnrieU  dem  Könige  vor- 
behalten.   Vgl.  ZOG.  43,  72  f.    DopscH,  Entstehung  d.  öst.  Landr.  (1892)  S.  64. 

**  Vgl.  S.  886.  MG.  Dipl.  reg.  Otto  II.  Nr.  180  (976).  v.  d.  Beboh,  Oorkondenb. 
V.  HoU.  en  Zeeland  1,  Nr.  278  (1220).  Böhhbb,  Acta  imperli  Nr.  128  (um  1165). 
298  (1227).  FDG.  17,  854  (1289).  Mon.  Zoller.  5,  Nr.  878  (1896).  Magd.  Fragen 
1,  4  dist  4.  Der  Sachsenspiegel  kennt  eine  Berufung  gegen  Entscheidungen  des 
Reichshofgericbts  nur  in  der  Form  des  Ziehens  an  die  vordere  Hand,  d.  h.  des 
gerichtlichen  Kampfes  von  Sieben  gegen  Sieben.  Vgl.  Ssp.  I.  18,  §  8.  II.  12,  §  8. 
Richtst.  Landr.  50,  §9.  Franklin  2,  280  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,  270. 
Im  Jahre  1874  hob  Karl  IV.  ein  zu  Gunsten  eines  Züricher  Bitters  ergangenes 
Hofgerichtsurteil  gegen  die  Stadt  Frankfurt  im  Wege  der  Gnade  auf.  Böhmer, 
Urk.-B.  der  Reichsstadt  Frankfurt  788.  Hierher  ist  auch  zu  ziehen,  was  Jastrow, 
Zeitschr,  f.  G.-Wiss.  10,  71  ff.  über  die  Ächtung  Heinrichs  des  Stolzen  im  Jahre 
1138,  die  von  ihm  als  ,,8ententia  nuUa'*  aufgefaßt  wird,  bemerkt  hat. 

^  Ober  die  Urteilsbücher  vgl.  Fbakklix,  Sent  cur.  reg.,  Einleitung  pg.  5  ff. 

«  Vgl.  Fraxklih  2,  89. 
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cionum  and  referendarii^  welche  unter  Karl  IV.  und  Ruprecht  beim  Hof- 
gericht erwähnt  werden,  zu  denken  haben*®. 

Seit  dem  15.  Jahrhundert  begegnet  als  standiger  Vertreter  der  fiska- 
lischen Interessen  am  Hofgericht  ein  besonderer  Beamter,  der  später  den 
Titel  Kammer-Prokurator-Fiskal  {procurator  fiscalü  camere  et  imperiaUs 
fisci)  fahrte  und  seit  Friedrich  III.  ganz  allgemein  die  Aufgabe  hatte, 
jede  Übertretung  königlicher  Gebote  oder  Verletzung  königlicher  Hechte 
von  Amts  wegen  als  Vertreter  des  Königs  zu  verfolgen  *^ 

Gingen  bei  Hofe  Klagen  ein,  die  nach  Lage  der  Sache  weniger  einer 
kontradiktorischen  Verhandlung  als  einer  Untorsuchung  an  Ort  und  Stelle 
bedurften,  so  konnte  der  König  von  einer  Verhandlung  im  Hofj^ericht 
absehen  und  die  Sache  einem  Delegierten  oder  kaiserlichen  Kommissar 
zur  Untersuchung  und  Entscheidung  übergeben  ^^.  Die  Parteien  wurden 
von  der  Ernennung  des  Kommissars  in  Kenntnis  gesetzt  und  zum  Ge- 
horsam gegen  seine  Ladungen  und  richterlichen  Anordnungen  aufgefordert 
Handelte  es  sich  um  causae  maiores,  so  durfte  der  Kommissar  kein  Unter- 
genosse des  Beklagten  sein.  Lagen  Gründe  vor,  die  den  Kommissar  der 
Parteilichkeit  verdächtig  erscheinen  ließen,  so  konnten  die  Parteien  ihn 
ablehnen.  Zuweilen  wurden  mehrere  Kommissare  als  Gesamtdelegierte 
ernannt  oder  Kollegialbehörden,  z.  B.  Stadträte,  delegiert,  auch  hatte  der 
Kommissar  unter  Umständen  die  Befagnis,  sich  Beisitzer  zu  wählen.  Von 
der  Entscheidung  des  Delegierten  konnte  Berufang  an  den  König  ein- 
gelegt werden '^^  Der  Gebrauch  der  delegierten  Königsrichter  begegnet 
urkundlich  seit  dem  12.  Jahrhundert  Anfangs  eine  seltene  Ausnahme, 
wurde  er  immer  häufiger  und  bildete  unter  Friedrich  III.  fast  die 
Regel". 

Einen  anderen  Abbruch  erfuhr  die  Thätigkeit  des  Beichshofgerichts 
seit  der  rechtlosen  Zeit  nach  Mitte  des  18.  Jahrhanderts  durch  den  zu« 
nehmenden  Gebrauch  der  Parteien,  ihre  Streitigkeiten  durch  Schieds- 
spruch zu  erledigen.  Erheblich  wichtiger  als  die  Kompromisse  von  Fall 
zu  Fall  waren  die  sogenannten  Austräge  (mhd.  u^^oc),  bei  denen  man 
sich  gegenseitig  verpflichtete,  auch  zukunftige  Streitfälle  einem  bestimmten, 
durch  die  staatliche  Ordnung  nicht  berufenen  Gericht  zur  Entscheidung 
anheimzugeben^'.  Wie  die  Kurfürsten  unter  sich  durch  den  Kurverein 
von  Reuse  von  1338  einen  Austrag  anordneten,,  der  durch  spätere  Ver- 
träge nur  immer  wieder  bestätigt  wurde,  so  sind  überhaupt  die  zahllosen 
Bündnisse  und  Einangen  der  verschiedensten  Stände,  die  der  zweiten 
Hälfte  des  Mittelalters  ihr  eigentümliches  Gepräge  gegeben  haben,  regel- 


*»  Vgl.  Feahbxin  2,  123  f.  *»  Vgl.  Franklin  2,  176  ff. 

«»  Vgl.  Franklin  2,  49—61. 

"  Vgl.  Franklin  2,  58.    Wioand,  Wetzl.  Beiträge  1,  888. 

"  Vgl.  Franklin  2,  60. 

*'  Vgl.  Frankun  2,  22  ff.  und  die  von  ihm  angeführte  Litteratnr.  Über  das 
Wort,  das  auch  auf  Einzelkompromisse  angewandt  werden  konnte,  vgl.  Grdim, 
DWB.  1,  999  f.     Haltaüs,  Glossarium  85  f. 
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mäßig  mit  derartigen  Festsetzungen  verbunden.  Hatten  diese  zunächst 
nur  eine  Bedeutung  für  Streitfalle  unter  den  Genossen,  so  konnten  durch 
königliches  Privileg  doch  auch  Dritte  verpflichtet  werden,  ihre  Klagen 
gegen  jene  zunächst  bei  dem  Einungsgericht  anzubringen,  wenn  es  ihnen 
dann  auch  überlassen  blieb,  hinterher  noch  das  ordentliche  Gericht  anzu- 
gehen. In  dieser  Weise  wurden  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts die  Austräge  der  Fürsten  und  Beichsst&dte  zu  amtlich  anerkannten 
Instanzgerichten**.  Unter  Albrecht  II.  und  Friedrich  III.  tauchten  wieder- 
holt Projekte  auf,  welche  die  Einsetzung  bestimmter  Austräge  im  Wege 
der  Reichsgesetzgebung  bezweckten,  um  auf  diese  Weise  einen  gewissen 
Ersatz  für  das  abgestorbene  Reichshofgericht  zu  gewinnen**. 

Das  letztere,  dessen  Wert  durchaus  von  der  Persönlichkeit  des  je- 
weiligen Königs  abhing,  hatte  unter  Herrschern  wie  Wenzel  und  Sigmund 
alles  Vertrauen  verloren.  Seit  Friedrich  III.,  der  sich  fast  nur  in  seinen 
österreichischen  Erblanden  aufhielt,  wurde  es  außerdem  immer  schwieriger, 
das  Hofgericht  in  angemessener  Weise  mit  Rittern  oder  gar  Fürsten  aus 
dem  Reiche  zu  besetzen.  Oft  zog  der  König  es  vor,  die  bei  ihm  ein- 
gegangenen Sachen  durch  Delegierte  oder  persönlich  unter  Zuziehung 
seiner  Räte  zu  erledigen.  Die  Sitzungen  des  Reichshofgerichts  wurden 
immer  seltener  und  hörten  1450  ganz  auf.  Dagegen  erhielt  die  von  dem 
Kaiser  persönlich  mit  Hofmeister  und  Räten  ausgeübte  Gerichtsbarkeit 
allmählich  eine  bestimmtere  Organisation.  Aus  ihr  ist  das  königliche 
Kammergericht  hervorgegangen,  das  seit  1415,  anfangs  neben  dem 
Reichshofgericht,  später  ganz  an  Stelle  desselben  genannt  wird*^;  eine 
gesetzliche  Regelung,  abgesehen  von  einer  kurzen  Gerichtsordnung  von 
1471,  hat  es  nie  erfahren  *^  Wie  der  König  immer  als  die  höchste 
Quelle  des  Rechts  angesehen  wurde,  so  stand  ihm  das  Recht  persönlicher 
Entscheidung  nicht  nur  zu,  wenn  er  als  Schiedsrichter  angerafen  wurde  *^^ 
sondern  auch  bei  Sachen  die  schlechthin  zu  richterlicher  Entscheidung 
an  ihn  gelangten.  Indem  er  derartige  Sachen,  wenn  er  sie  keinem  Kom- 
missar übertragen  wollte  und  es  für  das  Reichshofgericht  an  dem  erforder- 
lichen Personal  fehlte,  mit  den  Räten  seiner  Kammer  zu  behandeln  pflegte, 
entstand  dafür  ganz  von  selbst  die  Bezeichnung  „Kammergericht'^  Den 
Vorsitz  führte  der  König  oder  ein  von  ihm  für  den  einzelnen  Fall  oder 
dauernd  beauftragter  Stellvertreter,  gewöhnlich  der  Hofmeister.  Auf  einige 
Jahre  hatte  Bischof  Ulrich  von  Passau  und  seit  1470  Erzbischof  Adolf 
von  Mainz  gegen  eine  bestimmte  Pachtsumme  samt  der  Verwaltung  der 
Hofkanzlei  auch  die  des  Kammergerichts  übernommen  *^  Die  Beisitzer 
waren  Mitglieder  des  Hofrates,  mit  Vorliebe  Rechtsgelehrte,  was  bei  den 


"  Vgl.  Fbamklin  2,  13,  n.  2.  25. 

^  Vgl.  ebd.  1,  820,  371  f.   Neue  Sammlong  der  Reichsabschiede  1,  155.  199. 
^  Vgl.  Seeligbb,  Hofmeisteramt  113 ff.    Frakklin  1,  829 ff.;   Das  königliche 
Kammergericht  vor  dem  Jahre  1495,  1871. 

*'  Neue  Sammlung  der  Beichsabschiede  1,  229.  249  ff. 

*•  Vgl.  Fäankun  2,  41  ff.  *»  Vgl.  Fbakkldc  1,  383. 
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Entscheidungen  eine  starke  Bücksichtnahme  auf  das  römische  Becht  zur 
Folge  hatte.  Die  Beisitzer  wurden  vereidigt  Unentbehrlich  war  der  Ge- 
richtschreiber, obwohl  er  formell  auch  jetzt  noch  nicht  zur  Besetzung  des 
Gerichts  gerechnet  wurde.  Unterbeamte  dienten  als  Gerichtsboten.  Die 
Zuständigkeit  des  Eammergerichts  war  dieselbe  wie  die  des  Beichshof- 
gerichts,  ebenso  war  es  gleich  diesem  an  die  Person  und  den  jeweiligen 
Hof  des  Königs  gebunden.  In  den  späteren  Jahren  Friedrichs  III.  ruhte 
das  Kammergericht  &st  ganz.  Es  hatte  sich  kein  größeres  Vertrauen 
wie  das  frühere  Beichshofgericht  zu  erwerben  vermocht  Eine  tiefgreifende 
Beform  war  unabweisliches  Bedürfiiis. 

2.  Die  Landfriedensgerichte.  Eine  Mittelstellung  zwischen  dem 
das  ganze  Beich  umfassenden  Gericht  des  Königs  und  den  auf  die  ein- 
zelnen Gaue  beschränkten  Landgerichten  der  Grafen  nahmen  in  der  karo- 
lingischen  Verfassung  die  Beamtentage  der  missatica  ein.  Solcher  Be- 
amtentage gab  es  zwei.  Der  eine  (S.  136)  wurde  von  den  Königsboten 
sofort  bei  Eröffnung  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  berufen,  er  war  ein  Bot- 
ding mit  bestimmtem  Vorsitzenden  und  sollte  vornehmlich  der  allgemeinen 
Bechtsordnung  dienen;  gerichtliche  Geschäfte  waren  nicht  ausgeschlossen, 
standen  aber  in  zweiter  Beihe.  Der  zweite  Beamtentag  war  ein  Land- 
friedensgericht ohne  bestimmten  Vorsitzenden,  eine  allgemeine  Versamm- 
lung der  Grafen  und  Bischöfe,  bei  der  die  Bestrafung  der  Friedbrecher 
die  Hauptaufgabe  bildete,  aber  auch  sonstige  Maßnahmen  zur  Wahrung 
der  Bechtsordnung  ins  Auge  gefaßt  werden  konnten®^.  Derartige  Ver- 
sammlungen, die  man  als  Landfriedensgerichte  bezeichnen  kann,  lassen 
sich  durch  alle  Jahrhunderte  des  Mittelalters  verfolgen  ^^  Mit  der  zur 
Bekämpfung  der  Fehde  bestimmten  eigentlichen  Landfriedensgesetzgebung 
des  Mittelalters  nahmen  sie  einen  bestimmteren  Charakter  an  und  erhielten 
eine  festere  Organisation  ^K    Allem  Anschein  nach  sind  aus  den  karolingi- 


^  Vg.  S.  178  f.  Karl  der  Große  faßte  den  Zweck  dahin  zusammen:  eommunia 
plaeita  tarn  ad  latronea  disirmgendos  quam  ad  ceteras  iustitias  facienda^.  Wenn 
der  Kaiser  dabei  nur  von  Versammlungen  der  Grafen  spricht,  so  zeigen  die  sonstigen 
Nachrichten,  daß  auch  die  Bischöfe  regelmäßig  erschienen,  oft  sogar  eine  f&hrende 
Stellung  bei  den  Versammlungen  einnahmen. 

•»  Vgl.  Waitz  4,  411  flF.  7,  129.  Steindorfp,  De  duc.  Bill.  91  flF.  Weiland, 
Sachs.  Herzogtum  65.  v.  Posern-Klett,  Verfassung  der  Markgrafschaft  Meißen  26. 
Schröder,  GerichtsyerfEissung  des  Sachsenspiegels  17.  21,  n.  3.  22  f.  Hubbrti,  ZRG. 
26,  156  ff.  Wabthann,  Urk.-B.  von  St  Gallen  2,  Nr.  680  (890).  Dbonke,  Trad. 
Fuld.  138  (1058):  conventus  fideUum  prtndpum  de  pace  facienda  et  sedenda  latro- 
num  tyrannide  fit  raptorum  compensanda  seditionBj  zu  Othalmeshusen  in  Ostfranken, 
anwesend  der  Abt  von  Fulda  und  verschiedene  Grafen  und  iudices.  Vor  der  Ver- 
sammlung vollzieht  die  Gräfin  Albrat  eine  Auflassung  an  Fulda.  Beachtenswert 
auch  die  bei  Thietmar  v.  Merseburg,  Ghron.  4,  26,  erwähnte  Magdeburger  Ffirsteu- 
versammlung  im  Jahre  998,  in  der  über  die  Entführung  einer  Tochter  des  Mark- 
grafen Ekkehard  verhandelt  wurde.    Vgl.  jedoch  Anm.  25. 

*'  Vgl.  die  §  53,  n.  1  u.  17,  und  §  55,  n.  4  ff.  angeführte  Litterator.  Gisrxs, 
Genossenschaftsrecht  1,  501  ff. 
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sehen  Beamtentagen  die  Hof-  und  Landtage  der  Stammesherzoge  hervor- 
gegangen,  die  zugleich  als  herzogliches  Gericht  dienten  und  mit  der  den 
Herzogen  besonders  anvertrauten  Wahrung  des  Landfriedens  (im  älteren 
wie  im  neueren  Sinne)  mehr  oder  weniger  eine  obergerichtliche  Thätig- 
keit  gegenüber  den  Landgerichten  verbanden  ®^  Das  Herzogtum  des  Bi- 
schofis  von  Würzburg  bestand,  wie  erst  neuerdings  nachgewiesen  ist,  in 
der  allmählich  auch  auf  Inunobiliarsachen  und  Freiheitsprozesse  ausge- 
dehnten Landfriedensgerichtsbarkeit  über  ganz  Ostfranken^  später  wenig- 
stens über  die  ganze  Würzburger  Diözese,  auch  wo  sie  die  Grenzen  des 
bischöflichen  Territoriums  überschritt^^  Auch  die  Stellung  der  thüringi- 
schen Landgrafen  erklärt  sich,  wie  schon  bemerkt  wurde,  einzig  aus  ihrem 
Vorsitz  in  den  thüringischen  Landfriedensgerichten  ^^ 


««  Vgl.  Wattz  7,  125  ff,  8,  44  ff.  C.  P.  StIun,  Wirtemb.  Geßch.  2,  677. 
Rosenthal,  a.  a.  0.  109  ff.  Riezleb,  Bayer.  Gesch.  1,  780.  Hsiqel  u.  Ribzlbb, 
Herzogtum  Bayern  152  ff.  188.  190.  194.  197.  Weiland,  Sftchs.  Herzogtum  129  ff. 
174  ff.  LiNDMEB,  Veme  849  f.  W.  Siokbl,  Wesen  des  Volksherzogtums,  Hist. 
Zeitschr.  16,  488  f.  442  f.  459  (dieser  Schrift  ist  nur  vorzuwerfen,  daB  sie  die 
Stammesherzogtümer  des  deutschen  Reiches  zu  sehr  mit  denen  der  merowingischen 
Zeit  gleichstellt  und  mit  diesen  auf  dieselbe  Grundlage  zurückfuhrt).  Auf  die 
Herzogsgewalt  des  Erzbischofs  von  Köln  in  Ribnarien  (8.  898)  ist  wohl  eine  unter 
seinem  Vorsitz  abgehaltene  Gerichtsverhandlung  bei  v.  d.  Bbbgh,  Oorkondenb.  v. 
HoU.  en  Zeeland  1,  Nr.  154  (vor  1177),  zu  beziehen;  sie  spricht  dafür,  daß  jene* 
Herzogsgewalt  nach  Westen  noch  über  die  altribuarischen  Grenzen  hinausgriff. 
Nach  der  Teilung  des  Herzogtums  Sachsen  im  Jahren  1180  bestanden  in  Westfalen 
keine  einheitlichen  Verhältnisse,  indem  der  Erzbischof  von  Köln  die  herzogliche 
Gewalt  nur  in  den  westfälischen  Teilen  seiner  Erzdiözese  und  in  der  Diözese 
Paderborn  erlangte,  die  Diözesen  Minden  und  Osnabrück  dagegen  zu  dem  den 
Anhaltinem  verliehenen  Herzogtum  Engem  gehörten  und  die  Bischöfe  von  Münster 
in  ihrer  Diözese  selbst  herzogliche  Rechte  zu  behaupten  wußten.  Vgl.  Grauebt, 
Herzogsgewalt  in  Westfalen  11  ff.  26  ff.  Likdneb,  Veme  887  ff.  849  ff.  852  f.  Manche 
Sporen  lassen  vermuten,  daß  Heinrich  der  Löwe  für  die  sächsischen  Länder,  in 
denen  er  die  herzogliche  Gewalt  ausübte,  ein  herzogliches  Obergericht  begründet 
batte.  Aus  Westfalen  gab  es  einen  Rechtszug  nach  der  Brücke  bei  Lauenburg 
(vgl.  Gbaubbt,  a.  a.  0.  39  ff.  Likdneb,  Veme  342  f.  Lacomblet,  Ürk.-B.  4,  803  n.), 
während  die  Gebiete  des  sogenannten  schwerinischen  Rechts  in  Pommern  und 
Meklehbnrg  ihren  Oberhof  in  Siebeneichen  bei  Buchen  in  Lauenburg  hatten.  Der 
R^'chtszug  nach  Siebeneichen  könnte  mit  Provinziallandtagen  Heinrichs  des  Löwen 
fQr  die  slawischen  Grenzmarken  zusammenhängen.  Vgl.  Weiland,  a.  a.  0.  164  f. 
HoMEYEB,  Richtsteig  Landr.  511.    Fabbioiüs,  Hans.  Gesch.-Bl.  22,  14  ff. 

^  Unsere  in  der  ersten  Aufl.  S.  587  ausgesprochene  Vermutung  ist  durch 
die  treffliche  Untersuchung  von  v.  Zallingeb,  Das  würzburgische  Herzogtum,  Mitt 
d.  Ost  Inst  11  (Sonderabdruck  S.  Uff.  24 ff.  89)  bestätigt  worden.  Anderer  Mei- 
nung £.  Mayeb,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Gesch.- Wiss.  NF.  1,  217  ff. 

^  Vgl.  S.  505.  Seit  dem  14.  Jahrhundert  stehen  die  Landgrafen  in  Thüringen 
nicht  mehr  an  der  Spitze  der  Landfriedensgerichte,  aber  der  Zusammenhang  ist 
doch  insoweit  gewahrt  geblieben,  als  das  alte  landgraf  liehe  Gericht  zu  Mittelhausen 
1816  und  1825  als  Landfriedensgericht  des  Grafen  Günther  von  Schwarzburg  wieder 
auftaucht  Vgl.  FDG.  16,  586  ff.  Hbb(iubt,  Urk.-B.  v.  Mühlhausen  S.  82  n.  Nr.  702. 
807.  SoHULTBS,  Directorium  dipl.  2,  118  (1154).  Schenk  zü  Schwbinbbbbo,  Arch.  d. 
Ver.  f.  heas.  Qeßoh,  18,  446.  540  f. 
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Die  seit  dem  18.  Jahrhundert  in  den  Yordergrand  tretenden  Land- 
friedensbündnisse  ordneten  regelmäßig  für  die  Dauer  der  Einung  die 
Bildung  amtlicher  Landfriedensausschusse  mit  bestimmt  abgegrenzten  Be- 
zirken an^^  Die  Ausschüsse  hatten  alle  zur  Wahrung  des  Landfriedens 
erforderlichen  YerwaltungsmaBregeln  anzuordnen,  die  Friedbrecher  abzu- 
urteilen und  ihre  Bestrafung  zu  bewirken.  Soweit  es  sich  um  Beichs- 
kommissionen  handelte,  standen  diese  als  Landfriedensgericht  durchaus  an 
des  Königs  Statt  Von  Reichs  wegen  gab  es  verschiedene  Land&iedens- 
bezirke  (namentlich  Niederrhein,  Westfalen,  Sachsen,  Thüringen,  Elsaß), 
die  den  späteren  Beichskreisen  als  Vorbild  gedient  haben.  An  der  Spitze 
stand  in  der  Begel  ein  Landvogt  oder  Landfriedenshauptmann  (advocahu 
principaliSy  adv,  promncialiSf  iudex  generalis)^  neben  ihm  fünf  bis  fünfzehn 
Beisitzer  {conservatares  paciSf  assessores  pacisj  iudices  pacis)»  Der  meistens 
vom  König  ernannte  Hauptmann  war  anfangs  regelmäßig  ein  Fürst,  seit 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  wurden  aber  mit  Vorliebe  die  Reichslandvögte 
(S.  507)  zu  diesem  Amt  berufen.  Wo  der  Landfrieden  auf  der  Landes- 
gesetzgebung oder  auf  territorialen  Landfriedenseinuugen  beruhte,  wurden 
ähnliche  Ausschüsse  territorialen  Charakters  gebildet^^ 

Von  größerer  Bedeutung  als  die  immer  nur  auf  begrenzte  Zeit  ein- 
gesetzten Landfriedensausschüsse  sind  die  aus  dem  Gottesfrieden  hervor- 
gegangenen korporativen  Bildungen  geworden®®.  Der  erste  im  deutschen 
Reiche  verkündigte  Gottesfrieden  war  der  für  die  Diözese  Lüttich  von 
1082,  ihm  schlössen  sich  die  für  die  Diözese  Köln  von  1088  und  für 
die  Diözese  Bamberg  von  1085  an®^  Während  der  Lütticher  Gottes- 
frieden  ein  Friedensgericht  aus  dem  Adel  und  Klerus,  unter  Vorsitz  des 
Bischofs,  ins  Auge  faßte,  erklärten  die  beiden  anderen  die  Durchführung 
ihrer  Bestimmung  ausdrücklich  für  eine  Aufgabe  des  Volkes^®  und  legten 
damit  den  Grund  zur  Ausbildung  von  Gemeindeorganen,  die  auf  dem 
Gebiete  des  Gerichtswesens  und  der  städtischen  Verfassung  die  größte 
Bedeutung  erlangt  haben. 

3.  Die  Landgerich te^^    Die  öffentliche  Gerichtsverfassung  war  bis 


•«Vgl.  Franklik,  RHG.  2,  25  ff.  Giebke,  Genossenschaftsrecht  1,  507  f. 
Grauert,  a.  a.  0.  130  ff.  Wyneeen,  Die  Landfrieden  in  Deutschland  von  Rudolf  I. 
bis  Heinrich  VH.,  1886,  S.  26  ff. 

•^  Vgl.  Wyneken,  a.  a.  0.  63  ff.  90  f.  94.  99.    Kühks,  a.  a.  0.  1,  253  ff.  2,  105  ff. 

*'  Vgl.  §  58,  n.  2.  NiTzscH,  Heinrich  IV.  und  der  Gottes-  und  Landfrieden, 
FDG.  21,  269  ff. 

••  Weiland,  Const.  1,  602.  605.  Der  Bamberger  Gottesfrieden  wurde  früher 
für  einen  1085  auf  einem  Mainzer  Konzil  im  Beiwesen  Heinrichs  IV.  beschlossenen 
Gottesfrieden  fär  das  ganze  Reich  gehalten,  der  Text  des  letzteren  ist  aber  ver- 
loren gegangen. 

^°  Vgl.  Kölner  Gottesfr.  c.  15:  Non  magis  in  oomttum  vel  iribunorum  vel 
potenium,  quam  in  toHus  communiter  poptUi  potestate  et  arbitrio  constabit^  ut  tin" 
dictas  8uperiu8  dictatas  violatoribus  sanctae  pacis  inferant, 

^^  AuBer  der  S.  545  aufgefährten  Litteratur  vgl.  Thttdichüx,  Gau-  und  Mark- 
verfassung 1 — 112;  Rechtsgeschichte  der  Wetterau,  1867;   Zur  RG.  der  Wetterau, 
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zum  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  im  wesentlichen  überall  im  Reiche 
dieselbe.  Sie  beruhte  auf  den  karolingischen  Einrichtungen ,  nur  die 
Schöffenverfassung  war  in  den  Gebieten  des  alamannischen  und  nament- 
lich des  bairischen  Rechts  nicht  überall  durchgedrungen  oder  frühzeitig 
wieder  außer  Übung  gekommen  (das  Urteil  wurde  hier  vielfach  von  einem 
in  jedem  Ding  neu  gebildeten  Ausschuß  von  Beisitzern  oder  ^^Richtem'' 
gefunden);  in  Sachsen  waren  Schöffen  wenigstens  bei  den  üntergerichten 
(den  Gedingen)  nicht  heimisch  geworden. 

Die  Graüschaften,  obwohl  durch  zahlreiche  Exemtionen  auf  Grund 
königlicher  Immunitatsprivilegien  durchbrochen^^  und  unter  dem  Einfluß 
des  Lehnrechts  zu  erblichen  Territorien  gestaltet,  hatten  doch  bis  zum 
13.  Jahrhundert  ihren  Amtscharakter  noch  nicht  verloren.  Dieser  zeigte 
sich  einmal  in  der  unten  zu  besprechenden  Vorschrift,  daß  niemand  die 
gräfliche  Gerichtsbarkeit  ausüben  durfte,  der  die  Befugnis  dazu  (den 
„Eönigsbann^')  nicht  unmittelbar  vom  König  erworben  hatte.  Sodann 
in  dem  Verbot  einseitiger  Verfügungen  des  Inhabers  der  Gra&chaft  zum 
Nachteil  der  letzteren:  er  durfte  diese  ohne  königliche  Genehmigung  weder 
teilen,   noch  durch  Exemtionen  schwächen^*  oder  durch  Verlegung  der 


2  Teile,  1874—1885.  Wippebmann,  Zur  Staats-  und  RG.  der  Wetterau,  ZDR.  16. 
Lahdau,  Beschreibung  des  Gaues  Wettereiba,  1855;  Beschreibung  des  Hessengaues, 
1857.  BoDMAHK,  Reingauische  Altertümer  567  fiF.  594—684.  Lampkbcht,  Wirt- 
schaftsleben 1,  170—238.  Grupbn,  Observationes  (1763)  427  flP.  (Von  Centgerichten). 
RocKiNOEB,  Magister  Lorenz  Fries  zum  frfinkisch-wirzburgischen  Rechts-  u.  Gerichts- 
wesen, Abh.  d.  Miinch.  Akt.  11,  1871;  Über  Mnkisch-wirzburg.  Zentbücher,  Münch. 
SB.  1872,  141  ff.  Stüve,  Untersuchungen  über  die  Gogerichte  in  Westfalen  u. 
Niedersachsen,  1870.  J.  Merkel,  Das  Gericht  auf  dem  Leineberge,  Protokolle  des 
Vereins  f.  Gesch.  Göttingens,  1895,  S.  88  ff.  Sakson,  De  personarum  et  iudiciomm 
ordine  ex  Speculo  Sax.  cum  eo  qui  per  Guestphaliam  vigebat,  Berl.  Diss.  1866. 
V.  Wtss,  Beitr.  z.  Schweiz.  Rechtsgeschichte,  2  Teile  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  17,  8  ff. 
18,  19  ff.,  auch  i.  d.  Abh.  z.  Gesch.  d.  Schweiz,  offentl.  Rechts  163  ff.). 

''  Im  allgemeinen  hatte  der  König  bis  zum  13.  Jahrhundert  das  unbedingte 
Recht  zur  Erteilung  von  Exemtionen,  ohne  der  Zustimmung  der  davon  betroffenen 
Inhaber  der  Grafschaft  zu  bedürfen.  Die  früheste  Wendung  zu  Gunsten  der  letz- 
teren enthält  das  Privilegium  minus  von  1156  für  Österreich,  an  das  sich  ein 
Privileg  für  den  Bischof  von  Würzburg  von  1168  anschloß.  Erst  der  Einfluß  des 
Lehnwesens  schützte  die  Grafen  allgemein  vor  derartigen  Benachteiligungen  durch 
den  König.  Ihre  Zustimmung  erteilten  sie  zunächst  in  lehnrechtlicher  Form  durch 
Auflassung  ihrer  gräflichen  Rechte  über  das  zur  Exemtion  bestimmte  Gebiet  an 
den  König.  Befand  sich  die  Grafschaft  in  Afterleihe,  so  niußte  die  Auflassung 
durch  alle  beteiligten  Hände  gehen.  Später  wurde  es  üblich,  daß  der  Inhaber  der 
Grafschaft  unter  Zustimmung  des  Königs  die  Exemtion  erteilte.  Vgl.  Brunnes, 
Exemtionsrecht  8  ff.  17  ff.  31  ff.  50  f.  54  ff.  58  ff. 

"  Vgl.  Ssp.  III.  53,  §  3.  64,  §  5.  Schwsp.  Laßb.  121  ^  Reichsurteile  von 
1174  (Weiland,  Const.  1,  337),  1283  (MG.  Leg.  2,  442).  Hombyer,  a.  a.  0.  586  f. 
Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  108  ff.  Schröder,  Gerichtsverfassung  49.  Der 
Herzog  von  Österreich  übte  seit  Ende  des  12.  Jahrhunderts  das  Recht  aus,  auf 
eigene  Hand  Exemtionen  zu  erteilen,  wobei  die  königliche  Bestätigung  nur  aus- 
ntüimsweise,  und  dann  erst  nachträglich  eingeholt  wurde.  Was  anfangs  reine  An- 
maßung war,  wurde  durch  die  Übung  sanktioniert,  von  Friedrich  II.  später  aus- 
drücklich anerkannt    Vgl.  Beuhner,  a.  a.  0.  34  ff.  44  ff.  54  ff.  59  f.    Lübcbin  von 
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Dingstatten  verändern  ^^  sie  auch  nur  unter  bestimmten  Beschränkungen 
weiter  verleihen.  Jede  Grafschaft  mußte  mit  einem  eigenen  Grafen  oder 
Yizegrafen  besetzt  sein  und  durfte  nicht  über  Jahr  und  Tag  ledig  bleiben  ^^ 
Die  Vereinigung  mehrerer  Grafschaften  in  derselben  Hand  war  ausge- 
schlossen ^^  Hatte  also  ein  Fürst  mehrere  Grafschaften,  so  konnte  er  doch 
nicht  allen  in  Person  vorstehen,  sondern  mußte  Yizegrafen  einsetzen, 
wenn  nicht  mit  königlicher  Genehmigung  die  Vereinigung  zu  einer  ein- 
zigen Grafschaft  zu  erreichen  war^^. 

Jede  Grafschaft  oder  jedes  Landgericht  besaß  mehrere  echte  Ding- 
statten (Dingstühle,  Eönigsstühle,  Schrannen),  die  sich  in  den  fränkischen 
und  schwäbischen  Gebieten  auf  die  Hundertschatten  oder  Zenten,  in 
Sachsen  auf  die  Goe,  d.  h.  die  kleinen,  von  Karl  dem  Großen  zu  Graf- 
schaften vereinigten  altsächsischen  Gaue  (S.  174),  verteilten.  Als  geringstes 
Maß  einer  sächsischen  Grafschaft  erscheinen  drei  Goe  mit  drei  Dingstatten ^^ 
Auch  die  bairischen  Landgerichte,  obwohl  ihre  Bezirke  („Pflegen'O  nicht 
in  Untergerichtsbezirke  zerfielen,  hatten  regelmäßig  mehrere  Schrannen, 
die  auf  verschiedene  Orte  des  Gerichtsprengeis  verteilt  waren  ^•.  Die 
Grafen  (Landrichter,  Pfleger)  bereisten  ihren  Amtsbezirk,  indem  sie  in 
alter  Weise  an  den  einzelnen  Dingstätten  in  der  Regel  dreimal  jährlich 
das  echte  Ding^  nach  Bedürfiiis  unter  Hinzufügung  eines  Afterdinges,  ab- 
hielten ^^    Jedes  Gericht  war  für  die  ganze  Grafschaft  zuständig,  auch  in 


Ebenqbbuth,  a.  a.  0.  17.  Beispiele  aus  anderen  Territorien  bei  SchbGdeb,  a.  a.  O. 
35  f.  Bremisches  Urk.-B.  1,  Nr.  86  (um  1200).  Urk.-B.  d.  bist  Ver.  f.  Nieder- 
sachsen 2,  Nr.  810  (1255). 

»*  Vgl.  BöHMEB,  Acta  imperii  sei.  Nr.  520  (1297). 

'»  Vgl.  Anm.  102.  §  45,  n.  12.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  S.  Schwab.  Lehnr.  133. 
FiCKEB,  Entstehungszeit  des  Schwabenspiegels  132.    Hometer,  a.  a.  0.  589. 

'•  Vgl.  ScHBÖDEB,  a.  a.  0.  49. 

'^  Seit  die  Ministerialen  die  allgemeine  Dingföhigkeit  erlangt  hatten  (S.  445. 
495),  wurden  die  Vizegrafen  vielfach  aus  ihren  Reihen  genommen.  Dabei  scheint 
es  nicht  selten  vorgekommen  zu  sein,  daß  einem  solchen  Ministerialgrafen  nur  die 
gräfliche  Gerichtsbarkeit  verliehen  wurde,  während  der  Landesherr  sich  die  übrigen 
Grafenrechte  vorbehielt    Vgl.  S.  576. 

'^  Vgl.  ScHBÖDEB,  a.  a.  0.  3.  62.  Je  fünf  Goe  bei  Adam.  Brem.,  gesta  Harn- 
mab.  ecd.  1,  13. 

'>  Vgl.  S.  175.  EosENTHAL,  a.  a.  0.  49  ff.  93  f.  Das  bairische  Landgericht 
war  ordentliches  Hoch-  und  Niedergericht  für  den  ganzen  Sprengel. 

»•  Vgl.  WArrz  8,  52  f.  Schbödeb,  a.  a.  0.  84.  43.  45  ff.;  Hist.  Zeitachr.  43, 
448  ff.  Thüdichüm,  Gau-  und  Markverfassung  62  ff.  82  ff.  107  ff.  Baümakn,  Gan- 
grafschaften im  wirtemb.  Schwaben  50.  53.  63.  120.  137.  Gbixm,  RA.  837;  Weis- 
tümer  7,  267.  Ssp.  L  2,  §  6.  Die  dreitfigige  Dauer  des  echten  Dinges,  die  aU- 
mShlich  auBer  Übung  kam,  ist  noch  mehrfach  bezeugt  Vgl.  S.  563.  567.  571  n.  585. 
Gbimh,  Weistfimer  1,  184  f.  4,  365,  6.  366,  3.  868,  2.  421.  5,  15.  17,  7.  Luschik, 
a.  a.  0.  54.  Lindneb,  Veme  539.  Bezeichnungen  des  echten  Dinges  bei  Waitz 
8,  47  f.  Gbikm,  Weist  7,  260  ff.  „Leuteding''  (luWnng)  begegnet  in  Friesland, 
Holstein  und  der  Altmark  (Eichthofen,  Hechtsqu.  27.  40  f.  Kuhns,  a.  a.  0.  2,  95  f. 
Schbödeb,  a.  a.  0.  45).  Vgl.  S.  22  n.  Anklingend  die  Bezeichnung  des  Drenther 
Eidstahls  als  lotHng,   woneben  auch  die  tvijssheit  von  dm  lande  begegnet  (Fum, 
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den  fränkisohen  Landesteilen  war  es  nur  in  seiner  Form  Hundertsohafts- 
gerichty  in  seiner  Zuständigkeit  dagegen  Landgericht  {iudicium  provinciale 
s.  camitiale)  für  die  ganze  Grafechaft®^ 

Die  Zuständigkeit  der  Landgerichte  erstreckte  sich  auf  alles  in  der 
Grafechaft  belegene  Eigen  ^*,  ferner  auf  Freiheitsprozesse  und  üngerichts- 
klagen  gegen  Personen  die  in  der  Grafschaft  ansässig  waren  oder  Grund- 
besitz hatten,  mit  Ausnahme  der  Fürsten  und  Fürstengenossen,  die  ihren 
persönlichen  Gerichtstand  vor  dem  König  hatten  (S.  547).  Die  ün- 
gerichtsklagen  beschrankten  sich  auf  die  innerhalb  der  Gra&chaft  be- 
gangenen Verbrechen;  was  auswärts  begangen  war,  unterlag  der  Ver- 
folgung nur  im  Falle  der  Beichsacht^^;  eine  Aaslieferung  an  das  forum 
delicti  commissi  kannte  das  Mittelalter  nicht  ®^  Dagegen  stand  es  den 
Gerichten  immer  zu,  auf  handhafter  That  ertappte  Missethäter,  auch  wenn 
sie  Oerichtsfrcmde  waren,  festzunehmen  und  sofort  abzuurteilen,  entlaufene 
auch  in  benachbarte  Gerichte  zu  verfolgen  und  sie,  wenn  man  ihrer 
nicht  habhaft  wurde,  zu  verfesten,  alles  aber  nur,  bevor  die  Sache  über- 
nächtig geworden  war^*.  Der  Graf  hatte  daher  bei  handhafter  That 
sofort  ein  Notgericht  abzuhalten,  zu  dem  durch  Landgeschrei  geladen 
wurde ®*  War  der  Graf  nicht  zur  Stelle,  so  konnten  die  versammelten 
Schreimannen  auch  einen  anwesenden  Unterrichter  zum  Notrichter  kiesen®^. 
Außer  dem  Falle  der  handhaften  That  war  das  Gericht  für  Gerichts- 
fremde nur  zuständig  wegen  einer  in  diesem  Gericht  übernommenen 
Bürgschaft,  oder  für  den  Fall  einer  Rechtsverweigerung,  oder  wenn  der 
Fremde  seinerseits  in  anderer  Sache  bei  demselben  Gericht  geklagt  hatte®®* 


Ordelboek  1.  8.  14  f.  40.  92).  Die  Bezeichnung  goding  kommt  in  Holstein  auch 
für  das  Landgericht,  sonst  in  Sachsen  nur  f&r  das  Niedergericht  vor. 

"^  Vgl.  ScHBÖDBB,  Gerichtsverfassung  3  f.  9.  12.  14.  28.  31.  40.  45.  Eine  lehr- 
reiche Urkunde  aus  dem  batrischen  Nordgau  bei  Chmel,  Regesta  Rupert!  223:  der 
Pfleger  und  Landrichter  von  Auerbach  hielt  am  20.  Aug.  oder  10.  Sept.  1404  ein 
Landgericht  zu  Auerbach;  in  der  dort  verhandelten  Sache  wurde  am  8.  Okt.  unter 
demselben  Richter  auf  dem  Landgericht  zu  Schnaitach  fortgefahren.  Vgl.  auch 
Petz,  Gbaübbt  u.  Maybbhofer,  Drei  bairische  Traditionsbücher  (1880)  pg.  12. 
Hftufig  wurden  von  den  mehreren  Dingstätten  einer  Grafschaft  einzelne  besonders 
bevorzugt,  aber  Landgerichte  mit  nur  einer  Dingstatt  sind  erst  durch  den  Verfall 
der  mittelalterlichen  Gerichtsverfassung  aufgekommen. 

*•  Vgl.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,  47  fF.  Stobbe,  Grundsätze  der  deutsch. 
Rechtsquellen  tlber  den  Gerichtsstand  484  fiP.  Schbödeb,  a.  a.  0.  3  f.  33.  Auch 
Reichsfilrsten  hatten  ihr  Eigen  im  forum  rei  sitae  zu  vertreten.  Vgl.  Reichsurteil 
von  1226,  bei  Ficker,  Eigentum  am  Reichskirchengut  139. 

"  Vgl.  Ssp.  lU.  25,  §  3.    Planck  1,  74. 

^  Vgl.  Planck  1,  74.    v.  Mabtetz,  Intemation.  Rechtshilfe  in  Strafsachen  271. 

®*  Vgl.  Ssp.  m.  25.  35.  71,  §  5.  IIL  26,  §  2.  Planck  1,  74  f.  759  ff.  v.  Mar- 
TiTZ,  a.  a.  O.  148.     Stobbe,  a.  a.  0.  449  ff. 

■•  Vgl.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassung  71  ff. 

"  Vgl.  S.  172.  Ssp.  L  55,  §  2.  56  f.  71.  Schböder,  a.  a.  0.  66;  ZRG.  24,  244. 
Planck  1,  10.     Sohm,  R.-  u.  G.-Verf.  440  f.    Grimm,  Weisttimer  3,  687. 

"  Vgl.  Ssp.  L  60,  §  3.  in.  25,  §  2.  78,  §  3.  87,  §§  2—4.  Planck  1,  72  f. 
76  f.     Stobbe,  a.  a.  0.  441.  443  ff.  447  f.  452  f.    Sohm,  a.  a.  0.  327.    Osenbrügokn, 
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Der  Dingpflicht  am  Landgericht  unterlagen  mit  Ausnahme  der  Fürsten 
und  Fürstengenossen  alle  in  der  Hundertschaft  oder  im  Go,  in  Baiem 
alle  in  der  Pflege  angesessenen  oder  begüterten  Freien,  freie  Herren  wie 
Gemeinfreie,  seit  Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  zum  Teil  schon  früher, 
auch  die  Ministerialen  ^^  Die  Immunitatsleute  waren  vielfach  von  der 
öffentlichen  Dingpflicht  befreit®^.  Auf  Angehörige  anderer  Hundertschaften 
derselben  Grafschaft  erstreckte  sich  die  regelmäßige  Dingpflicht  nicht,  nur 
auf  besonderen  Befehl  des  Grafen  trat  die  ganze  Grafechaft  zu  einem 
Botding  zusammen  ®^ 

Die  Schöffen,  deren  Stellung  im  übrigen  der  karolingischen  Ver- 
fassung entsprach,  gehörten  durchweg,  ohne  Unterschied  zwischen  Edeln 
und  Bauern,  dem  Stande  der  Freien  an.  Nur  in  Ostfalen  und  wahr- 
scheinlich auch  in  Thüringen  und  Holstein  beschränkte  sich  die  Schöffen- 
barkeit  auf  die  freien  Herren,  während  die  Gemeinfreien  (Pfleghafte  wie 
Landsassen)  ausgeschlossen  waren®'.  Dagegen  wußten  sich  die  altfreien 
Ministerialen  seit  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  ungeachtet  ihrer  Standes- 
emiedrigung  in  der  Schöffenbarkeit  zu  behaupten,  was  nach  einigen  Jahr- 
zehnten von  selbst  dahin  führte,  die  Ministerialen  überhaupt  zum  Schöffen- 
amt zuzulassen;  sie  sind  seitdem  sogar  die  berufensten  Träger  dieses  Amtes 
geworden  ®^  Regelmäßig  war  die  Fähigkeit  zum  Schöffenamt  durch  Grund- 
besitz bedingt;  ihre  Verbindung  mit  bestinunten  Gütern  und  die  Erblich- 
keit der  Schöffenstühle  war  aber  in  dem  hier  in  Betracht  kommenden 
Zeitabschnitt  noch  wenig  ausgebildet  ^^  Die  zur  ordnungsmäßigen  Be- 
setzung des  Gerichts  notwendige  Zahl  der  Schöffen  belief  sich  in  alter 
Weise  auf  sieben,  vielfach  bildeten  zwölf  oder  vierzehn  die  RegeL    Ob  die 


Studien   zur  deutschen  u.  schweix.  BG.  19--68  (Gastgerichte).    ReichsurteU  von 
1218,  BöHVBR,  Acta  imperii  Nr.  270. 

»»  Vgl.  S.  445.  Planck,  a.  a.  0.  52  f.  v.  Zalukokb,  Schöffenbarfreie  20  ff.  256  ff. 
ScHBÖDER,  a.  a.  0.  51  ff.  Erhard,  Westf.  Urk.-B.  Nr.  198  (1126).  In  den  est- 
fölischen  Landgerichten  spielten  die  Gemeinfreien  später  eine  so  passive  Rolle,  daß 
es  zweifelhaft  ist,  ob  sie  hier  überhaupt  noch  dingpflichtig  waren. 

^  Wo  die  Immunität  die  hohe  (S^erichtsbarkeit  besaß,  verstand  sich  dies  von 
selbst,  aber  auch  niedere  Immunitäten  erwarben  häufig  Befreiung  vom  Besuche 
des  Landgerichts.    Vgl.  Brunnbb,  a.  a.  0.  27.  51.    Sohbödbr  58,  n.  2. 

"  Vgl.  S.  170  n.  Thüdichum,  a.  a.  0.  82  ff.  Sohrödbb  46  f.  v.  Wtss,  a.  a.  0. 
2,  52.  116.  138  f.  SoHM,  R-  u.  G.-Verf.  483,  n.  128.  Planck,  a.  a.  0.  54,  n.  10. 
LnmNER,  Veme  538.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  von  Waftz  8,  55,  die  auch 
von  Zallinoer,  a.  a.  0.  237  n.  noch  nicht  ganz  überwunden  ist,  beruht  auf  miß- 
verständlicher Auffassung  der  Botdinge  (vgl.  Schröder  34.  43.  46;  Eist  Zeitschr. 
48,  448).  Daß  übrigens  Ladungen  zum  echten  Ding  auch  an  Angehörige  anderer 
Hundertschaften  derselben  Grafschaft  ergehen  konnten,  wenn  ihre  Anwesenheit 
als  Pai'teien  oder  Zeugen  erforderlich  war,  versteht  sich  von  selbst  Vgl.  Soiiir, 
a.  a.  0.  332,  n.  12. 

^'  £s  ist  ein  wesentliches  Verdienst  der  wiederholt  angeführten  Untersuchung 
V.  Zallinger's,  über  diesen  Umstand  aufgeklärt  zu  haben.    Über  Thüringen  vgl.' 
meine  Gerichtsverfassung  52  n.    v.  Zallinoer  222  n. 

w  Vgl.  V.  Zallimgeb  268  f.    Waitz  8,  55. 

0»  Gegenüber  Ssp.  lU.  26,  §§  2.  8,  vgl.  v.  Zallihoer  227  ff. 
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Schöffen  zunächst  für  eine  einzelne  Handertschaft  ernannt  wurden  und  an 
anderen  Dingstühlen  der  Grafschaft  nur  aushalfen,  oder  ob  sie  von  vorn- 
herein Grafschaftschöffen  waren ,  läßt  sich  nicht  sicher  ermitteln.  Die 
aktive  Beteiligung  der  Gerichtsgemeinde  oder  des  Umstandes  beschrankte 
sich  auf  das  Recht  jedes  Einzelnen,  das  von  einem  Schöffen  vorgeschlagene 
Urteil,  bevor  es  die  Yollbort  erlangt  hatte,  zu  schelten  und  ein  Gegen- 
urteil zu  finden.  Das  nicht  gescholtene,  von  den  Schöffen  angenommene 
Urteil  galt  auch  als  vom  Umstand  gebilligt;  ein  besonderer  Akt  der  Voll- 
bortserteilung  fand  nicht  mehr  statt  ^^.  Im  Gebiet  des  bairischen  Bechts 
lassen  sich  die  Schöffen  nur  bis  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  verfolgen. 
Ihre  Stelle  nahmen  seitdem  die  Beisitzer  oder  „Yorsprecher  des  Bechtens'^ 
ein,  die  vom  Richter  an  jedem  Dingtag  besonders  berafen  wurden,  und 
zwar  anscheinend  nicht  schlechthin  aus  der  Mitte  der  Gerichtsgemeinde, 
sondern  aus  einem  engeren  Kreise  von  Dinggenossen  die  für  eine  der- 
artige Thätigkeit  ein-  für  allemal  in  Eid  und  Pflicht  genonamen  waren  ^^ 
In  Oberbaiem  beschrankte  sich  ihre  Aufgabe  seit  dem  Landrecht  von  1346 
auf  solche  Fälle,  die  in  dem  Buche  nicht  vorgesehen  waren,  während 
im  übrigen  der  Richter  unmittelbar  „nach  des  Buches  Sage''  den  Spruch 
zu  fallen  hatte  und  die  Beisitzer  nur  um  des  Dingzeugnisses  willen 
da  waren  ®^ 

Gegenüber  der  karolingischen  Verfassung,  die  das  Amt  des  Gerichts- 
vollziehers mit  dem  des  Unterrichters  verband,  war  es  ein  erheblicher 
Fortschritt,  daß  die  mittelalterlichen  Landgerichte  größtenteils  einen 
eigenen,  vom  Grafen  eingesetzten  Beamten  für  Botendienst  und  Urteil- 
vollstreckung (Scherge,  Fronbote,  Weibel,  Büttel,  budellus,  praeco)  be- 
saßen ^^.  Seine  Anwesenheit  gehörte  in  Sachsen  zur  ordnungsmäßigen 
Besetzung  des  Gerichts  ^^  Des  Niederrichters  bedurfte  es  im  Grafending 
nur  wo  sich,  wie  in  der  Schweiz,  die  altfränkische  Verbindung  des  Fron- 
botenamtes mit  dem  des  Schultheißen  (S.  131  £)  erhalten  hatte.  Bei  den, 
Ostfalen,  Thüringern  und  Holsteinern  scheint  das  Amt  des  Fronbot^n  erst 
durch  Abzweigung  vom  Amt  des  Schultheißen  {praefectus,  overbode)  ent- 


*'  Immerhin  mußte  die  Zustimmung  des  Umstandes  durch  den  Richter  fest- 
gesteUt  werden.    Vgl.  Waitz  8,  60  f. 

»•  Vgl.  S.  176.  Rosenthal,  a.  a.  0.  66  ff.  Riezlbr,  Gesch.  Baiems  1,  266  ff. 
752  f.  2,  178;  FDG.  18,  526  f.  Lüschin  v.  EBKNaaEUTH,  a.  a.  0.  135  ff.  Brunweb, 
Herkunft  der  Schöffen  185  (Forschungen  257j.  Merkel,  ZRG.  1,  146  ff.  Daß  das 
Schöffenamt  im  IS.  Jahrhundert  auch  in  Schwaben  nicht  mehr  als  allgemeine  Ein- 
richtung bestand,  zeigt  die  schon  oft  hervorgehobene  Unsicherheit  des  Ausdrucks 
im  Schwsp.  L.  145.  172.  190.  286'. 

*^  Vgl.  Rosenthal  74  ff.    Ribzler,  Gesch.  Baiems  2,  544  f. 

•«  Vgl.  Waitz  8,  79 f.  Plakck,  a.  a.  0.  94 ff.  Grimm,  RA.  765  ff.  Eckert, 
a.  a.  O.  Haltaus,  Glossar.  205  f.  535  ff.  1612.  2050.  Schröder,  Gerichtsverfassung 
51 ;  Schultheiß  8  n.  Rosenthal  79  ff.  Der  sächsische  Fronbote  war  kein  Diener 
des  Grafen,  sondern  ein  vom  Grafen  und  den  Schöffen  aus  der  Reihe  der  freien 
Bauern  erkorener  königlicher  Beamter  (Ssp.  III.  56,  §  1)  Zu  seinen  Amtsbezügen 
gehörte  auch  jede  zehnte  Halslösung  verurteilter  Verbrecher,  vgl.  §  86,  n.  2. 

^  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  51.  62.    Eckert,  Fronbote  85  ff. 
a.  SohbOdbb,  DeutBche  EtechtsgeBohicbt«.    4.  Aufl.  36 
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standen  zu  sein  ^®^.  Dieser  empfing  sein  Amt  vom  Grafen  zu  Lehen.  Er 
mußte  dem  einheimischen  hohen  Adel  angehören  und  scheint  eben  als  Führer 
der  Aristokratie  des  Landes  dem  Grafen  gegenüber  zu  seiner  einflußreichen 
Stellung  gelangt  zu  sein,  während  sein  ursprünglicher  Gerichtsdienst  in 
der  Hauptsache  auf  den  Unterbeamten  überging.  Er  war  der  unentbehr- 
liche Beisitzer  des  Grafen  im  echten  Ding  und  hatte  ihm,  wie  anderwärts 
wohl  der  Fronbote,  die  EröflFnungsurteile  bei  der  Dinghegung  zu  finden. 
Den  anwesenden  Grafen  konnte  er  im  Vorsitz  vertreten.  Bei  Klagen 
gegen  den  Grafen  selbst,  soweit  dieser  nicht  seinen  Gerichtstand  vor  dem 
Königsgericht  hatte,  war  er  der  stellvertretende  Richter.  Eine  eigene 
(niedere)  Gerichtsbarkeit  besaß  er  nicht.  Was  sich  davon  findet,  beruht 
auf  späterer  Entwickelung. 

Gerichtschreiber  gehörten  bis  zum  13.  Jahrhundert  nicht  notwendig 
zur  Besetzung  der  Landgerichte.  In  Baiern  machte  das  Landrecht  von 
1346  den  Gerichtschreiber  obligatorisch  ^^^ 

Von  der  friesischen  Gerichtsverfassung  (S.  174)  nahm  man  früher 
an,  sie  sei  von  der  des  ganzen  übrigen  Deutschlands  wesentlich  verschieden 
gewesen,  habe  aber  seit  dem  13.  Jahrhundert  eine  völlige  Umwandlung 
erfahren.  Durch  die  scharfsinnigen  Untersuchungen  von  Heck  hat  sich 
ergeben,  daß  weder  das  eine  noch  das  andere  der  Fall  gewesen  ist 
Ordentlicher  Richter  im  Landgericht,  dessen  Zuständigkeit  sich  auf  pein- 
liche Sachen  beschränkte,  war  ursprünglich  der  Graf  oder  ein  mit  dem 
Königsbann  belehnter  Vizegraf  ^®*,  ordentlicher  Richter  im  Schulzen  gericht, 
das  auch  in  Immobiliarsachen  zu  entscheiden  hatte,  der  vom  Grafen  ein- 
gesetzte (nicht  belehnte)  Schulze,  der  durchaus  dem  zum  Centenar  ge- 
wordenen Schultheißen  des  fränkischen  Rechts  entsprach  ^®'.  Für  den  VoU- 
streckungs-  und  Botendienst  stand  ihm  ein  vom  Grafen  ernannter  Unter- 
beamter, der  „Banner"  {bonnere)  zur  Seite.  Da  der  Gau  (land,  lond,  terra) 
in    der    Regel  in   vier  den   fränkischen   Hundertschaften   entsprechende 


»00  Vgl.  S.  174.  ScHRÖDEB,  Gerichtsverfassung  29  f.;  Schultheiß  2 f.  9  n.  13  f. 
BuRCHARD,  Die  Hegung  der  deutschen  Gerichte  im  Mittelalter  286  ff.  Heck,  Bier- 
gelden  53  ff.  (Festgabe  d.  jur.  Fak.  Halle  für  Dernburg,  1900),  erklärt  das  Schult- 
heißengericht des  Sachsenspiegels  für  das  Stadtgericht,  eine  Auffassung  die  mit 
seiner  Erklärung  der  Biergelden  (S.  451  n.)  steht  und  füllt. 

^01  Vgl.  Rosenthal  63. 

*o'  Vgl.  Schiedspruch  Friedrichs  I.  über  die  Grafenrechte  im  Oster-  und 
Westergo,  v.  d.  Bergh,  Oork.-B.  v.  Holl.  en  Zeel.  1,  93  (1165):  tligeni  sibi  comitem 
qui  vices  eorum  gerat  in  praedieto  eomitatu,  qui  praeseniatus  ab  eis  domino  im- 
peratori  bannum  et  potestatem  iudicandi  a  manu  domni  imperatoris  aeetpiat^  et 
iuramentum  praestahit    Der  Vizegraf  hieß  auch  baUivnSj  baliu, 

**•  Der  Lehnschulze  gehörte  erst  der  späteren  Entwickelung  an.  Noch  in 
einem  Vergleich  von  1204  (v.  d.  Berqh,  a.  a.  0.  1,  121)  wird  das  Schulzenamt,  im 
Gegensatz  zu  den  feoda  der  inbeneficiati ,  zu  den  offioia  gerechnet  Ab  Beamter 
des  Grafen  bedurfte  der  Schulze  keiner  königlichen  Bannleihe,  im  Landgericht 
dingte  er  bei  seines  Grafen  Hulden,  d.  h.  in  Ausübang  des  diesem  verliehenen 
Bannes.    Vgl.  v.  Riohthopen,  Rqu.  390,  §§  22-24.    Vgl.  Anm.  160. 
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„Banne"  (Äan,  bon^  bifang^  ombecht)  eingeteilt  war^®*,  so  gehorten  zu 
jedem  Landgericht  gewöhnlich  vier  Schulzen.  Ob  das  Landgericht,  das 
jährlich  dreimal  als  echtes  Ding  {afujhing)^  jedesmal  mit  dreitägiger 
Dauer,  zusammentrat  ^^^  ein  Yollgericht  des  ganzen  Gaues  war,  oder  von 
Bann  zu  Bann  abgehalten  wurde,  ist  ungewiß  ^^^  Die  Vertretung  des 
meistens  abwesenden  Grafen^  fiel  jedenfalls  immer  nur  einem  der  Schulzen 
zu^^^.  Das  Schulzengericht  war  kein  Yollgericht,  sondern  wurde  wahr- 
scheinlich anfangs  Ton  zwölf  zu  jedem  Tage  besonders  aufgebotenen  Ding- 
zeugen {koninges  orkenen)  besucht,  an  deren  Stelle  später  die  ein-  für 
allemal  angestellten  „Zwölfer"  oder  „Geschworenen"  {tohuj  aUha,  ghezworeri) 
traten  ^^^  Die  Urteilsfindung  lag  bei  beiden  Gerichten  in  den  Händen 
der  Asegen^^®. 

Die  vermeintliche  Umwandlung  der  friesischen  Gerichtsverfassung 
seit  dem  13.  Jahrhundert  bestand  in  der  Hauptsache  nur  in  einer  Ver- 
änderung der  Namen  ^^^.  Sachlich  bedeutsam  war  nur  das  gänzliche 
Ausscheiden  des  Grafen  aus  der  Rechtspflege  und  eine  zunehmende  Be- 
schränkung der  Zuständigkeit  der  Landgerichte  zu  Gunsten  der  Schulzen- 
gerichte;  das  Landgericht  wurde  nach  wie  vor  jährlich  dreimal,  aber  nicht 
mehr  durchweg  als  Voilgericht  und  immer  für  den  ganzen  Gau,  nicht 
von  Bann  zu  Bann  abgehalten;  einige  Schulzensprengel  sind  aber  zu 
selbständigen  Landgerichten  gekommen.  Die  Schulzen  sind  vielfach  zu 
erblichen  Lehnschulzen   geworden  und  auf  diese  Weise  zur  Häuptlings- 


10«  Fuldaer  Urkunden  bezeichneten  den  friesiBchen  Bann  als  pagus,  huntari 
oder  mareha.    Vgl.  Dbonkk,  Trad.  Fuld.  48,  6.  47,  80.  49,  107.    Heck  24. 

»®*  Vgl.  Heck  28  f.  v.  Richthopen,  Rqu.  395,  §  52.  v.  d.  Bebqh,  a.  a.  0. 
2,  374  f. 

'^  Die  größere  Wahrscheinlichkeit  spricht  fdr  die  Beschränkung  auf  den 
Bann,  unbeschadet  der  Zuständigkeit  für  den  ganzen  Gau.  Vgl  Heck  32.  Im 
westerlauwerschen  Friesland  wurden  die  drei  echten  Dinge  jedes  vierte  Jahr  in 
der  Weise  vereinigt,  daß  zunächst  jeder  Schulze  in  seinem  Bann  ein  doppeltes 
(sechstägiges)  Ding  abhielt,  worauf  sich  nach  drei  weiteren  Tagen  alle  Schulzen 
mit  ihren  Dingleuten  unter  dem  Vorsitze  des  Grafen  zum  dritten  Ding,  mit  drei- 
tägiger Dauer,  versammelten.  Das  Ganze  hieß  Botding  {büdthing\  das  Schlußding 
auch  fimeWiing.  Die  Aufgabe  des  letzteren  war  die  Fällung  des  dem  Grafen  per- 
sönlich vorbehaltenen  Schlußurteils  {ittdieiunt  supremunif  vgf.  Anm.  158)  bei  Äch- 
tungen und  Todesurteilen.  Vgl.  v.  Bichthofen,  Rqu.  390  f.,  §§  22—29.  Heck  31  ff. 
Heck  u.  Siebs,  Zeitschr.  f.  deutsche  Phil.  24,  435  ff. 

^^  Daher  das  frühere  Mißverständnis,  daß  der  Gau  nur  einen  Schulzen  ge- 
habt habe. 

»<»  Vgl.  Heck  32  f.  92  ff.  337  ff.  v.  n.  Beruh  2,  375.  506.  Die  Zwölfer,  die 
wohl  mit  den  fränkischen  Inquisitionszeugen  und  den  holländischen  xeveniuig  oder 
xeven  huren  zusammenhingen,  hatten  über  alle  Gerichtsvorgänge  (auch  Ladungen, 
PfiLndungen,  Besitzeinweisungen,  Haussuchungen,  gerichtlichen  Augenschein)  Zeug- 
nis abzulegen,  selbst  eine  Art  von  Gemeindezeugnis  lag  ihnen  ob.  £s  genügte 
für  ihr  Zeugnis,  wenn  sieben  gegen  fünf  aussagten.  Vgl.  Seerp  Grataua,  a.  a.  0. 
845 f.;  Bijdrage  tot  de  rechtsg.  v.  Drenthc  (1883),  S.  216  f. 

"•  Vgl.  Heck  47  ff.  111  ff. 

"»  Nachgewiesen  von  Heck  123-223.  309-35!  (besonders  .333).  391  ff. 

36* 
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würde  (S.  437)  gelangt;  sie  führten  seitdem  vorwiegend  den  Titel  „Sprecher** 
oder  „Klagemann''  {orator,  edictor^  enunciator,  kethere,  ked,  grietmcai^ 
ffretmany^\  Zuweilen  hatte  sich  einer  von  ihnen  zum  Landesführer  {orator 
terrae)  erhoben,  so  daß  das  Richteramt  im  Landgericht  ihm  allein  zu- 
stand. Die  Asegen  erscheinen  ebenfalls  unter  neuen  Namen  {consules^ 
redjevan,  d.  h.  Rat-  oder  Spruchgeber,  eehera,  d.  h.  Rechtsherren  oder 
Rechtshörer),  was  damit  zusammenhängen  mag,  daß  sie  bei  der  ürteil- 
findang  nicht  mehr  auf  die  mehr  oder  weniger  objektive  Rechtsweisung 
beschränkt  waren,  sondern  ihr  Urteil  unter  voller  Würdigung  aller  That- 
umstände  zu  fallen  hatten  "^  Die  Zahl  der  Rechtsprecher  belief  sich 
nach  wie  vor  in  der  Regel  auf  zwölf,  je  drei  in  jedem  der  vier  Banne, 
so  daß  sie  mit  den  vier  Schulzen  oder  Grietmännem  zusammengerechnet 
als  die  sedecim  iudices  des  Landes  bezeichnet  werden  konnten.  Jeder 
Bann  hatte  drei  Unterbezirke  (Bauerschaften,  Kirchspiele),  von  denen 
jeder  seinen  Rechtsprecher  stellte,  zur  Zeit  der  Asegen  durch  Yolkswahl, 
später  durch  Umgang  bei  den  Stammgütern  der  bäuerlichen  Edelinge 
(S.  449).  Demnach  erschienen  im  Schulzengericht  durchschnittlich  drei, 
im  Landgericht  zwölf  Asegen  oder  Redjeven,  von  denen  aber  jeder  nur 
zum  Spruch  über  die  seinem  engeren  Bezirk  angehörigen  Sachen  berufen 
war^^^.  Inwieweit  sein  Urteil  einer  Vollbort  der  übrigen  Rechtsprecher 
und  des  Dingvolkes  und  der  Ausgabe  durch  den  Richter  bedurfte,  ist  nicht 
sicher  festzustellen^^*.  Jedenfalls  trat  in  der  Folgezeit  eine  größere 
Neigung  zum  Kollegialsystem  hervor,  während  es  andererseits  mehrfach 
den  Richtern  gelang,  die  Redjeven  beiseite  zu  schieben.  Im  holländischen 
Friesland  wurden  die  Asegen  schon  Ende  des  13.  Jahrhunderts  durch 
SchöflFenkoUegien  verdrängt,  nur  in  Rinland  fristeten  sie,  von  den  Ober- 
gerichten ausgeschlossen,  noch  bis  zum  16.  Jahrhundert  ein  kümmerliches 
Dasein  "*. 

4.  Reichsvogteien  und  andere  hohe  Vogteien.  Die  Exemtion 
von  den  Grafengerichten  erfolgte  zuerst  in  den  Krongutämtern  (/&ci),  die 
bereits  in  der  karolingischen  Zeit  die  niedere  Oerichtsbarkeit  bei  Händeln 
der  Kronbauem  untereinader  besaßen  und  mit  Hilfe  des  Reklamations- 
rechtes schon  früh  die  volle  Exemtion  erlangten,  indem  der  König  alle 
Reklamationsfalle  aus  den  Krongütem  an  delegierte  Richter  zu  verweisen 
pflegte  (S.  182).  Sobald  diese  Delegation  eine  ständige  wurde,  erhob  sich 
das  Domänenamt  zu  einer  domanialen  Grafschaft  oder  Reichsvogtei,  in 
der  ein  vom  König  eingesetzter  Vogt  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit,  und 

"»  Vgl.  Heck  138—191,  über  den  Landesführer  ebd.  146  ff. 

»"  Vgl.  Heck  69.  76  ff.  79  f.  309  ff.  894.  Über  die  Übereinstimmung  der 
Asegen  mit  den  Redjeven  ebd.  192  ff.  322  ff.  383. 

"'  Vgl.  Heck  58  f.  91.  180.  316  ff.  Die  jüngere  Zeit  kannte  auch  eigene 
niederste  Gerichte  dieser  Unterbezirke  unter  dem  Redjeva  als  Richter. 

"*  Vgl.  S.  175.     Heck  64.  83  ff.  91.  312  ff.  392  f. 

^'*  Vgl.  Heck  113  ff 
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zwar  in  den  bei  den  Landgerichten  üblichen  Formen,  handhabte,  während 
die  niedere  Gerichtsbarkeit  entweder  in  den  Händen  des  Amtmannes 
(iudex\  jetzt  regelmäßig  Schultheiß  genannt,  verblieb  oder  auf  die  Meier 
{villici)  der  einzelnen  Outshöfe,  als  Dorfechulzen,  überging  ^^^  Das  älteste 
Beispiel  ist  die  seit  Ende  des  9.  Jahrhunderts  nachweisbare  Reichsvogtei 
Zürich,  die  außer  den  zur  Pfalz  gehörigen  Krongüt-em  die  Besitzungen 
der  unter  königlicher  Vogtei  stehenden  B.eichsabtei  Fraumünster  und 
Propstei  Großmünster,  seit  dem  10.  Jahrhundert  auch  die  freien  Leute 
vom  Zürichberge  mitumfaßte.  Wir  hier,  so  sind  die  Beichsvogteien  auch 
später  vielfach  auf  einzelne  Absplisse  der  Grafschaften  ausgedehnt  worden  ^^^ 
In  einzelnen  Beichsvogteien  kamen  die  Vögte  später  zu  Gunsten  der 
Organe  korporativer  Selbstverwaltung  in  WegfalP^®,  während  in  anderen 
die  Schultheißen  die  hohe  Gerichtsbarkeit  übernahmen  und  in  der  niederen 
durch  Dorfschulzen  ersetzt  wurden  ^^^  Die  Vögte  waren  fast  immer 
Beamte;  Belehnungen  mit  der  Vogtei  kamen  nur  vorübergehend  vor,  erst 
gegen  Ende  des  Mittelalters  wurden  sie  zur  Bege),  wodurch  die  Beichs- 
vogteien den  Charakter  landesherrlicher  Territorien  erhielten  ^*^.  Dagegen 
ließen  die  Verpfandungen  der  Beichsvogteien  den  Beichscharakter  be- 
stehen "^  Während  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  die  Vögte  stets 
dem  Herrenstand  angehörten  (oft  Grafen  benachbarter  Grafschaften),  die 
Schultheißen  dagegen  meistens  Ministerialen  waren,  wurden  seit  dem 
13.  Jahrhundert  fast  nur  noch  Ministerialen  als  Vögte  angestellt,  ein- 
fache Landrichter  die  den  König  als  den  eigentlichen  Vogt  zu  vertreten 
hatten  ^^\  Die  Beichslandvögte  waren  zuweilen  zugleich  königliche  Landrichter, 
an  sich  gehörte  dies  aber  nicht  zu  ihrem  Amt,  das  sich  in  gerichtlicher 
Beziehung  auf  die  Einsetzung  und  Überwachung  der  ihrer  Landvogtei 
angehörigen  Gerichtsvögte  beschränkte"^.  Als  Urteiler  traten  in  den 
Beichsvogteien  die  Ministerialen  in  den  Vordergrund,  manche  Vogtei- 
gerichte wurden  zu  reinen  Bittergerichten  ^**.    Von  besonderer  Bedeutung 


**•  Vgl.  S.  506.  V.  Wyss,  a.  a.  0.  1,  3  ff.  2,  167  ff.  Lamprecht,  Wirtschafts- 
leben 1,  180  ff.  727  ff.  LoEBscH,  Ingelheimer  Oberhof  pg.  49  ff'.  Nach  letzterem 
pg.  182  ff.  scheinen  sich  in  Ingelheim  selbst  Reste  des  alten  Reklamationsverfahrens 
erhalten  zu  haben. 

*"  Vgl.  EuLBR,  Von  Vogteien  u.  Dinghofen  (Mitteil.  d.  Frankf.  Gesch.-Ver.  1). 
ScHABFF,  Die  Grafschaft  Bomheimerberg,  Arch.  d.  Frankf.  Gesch.-Ver.  5,  282  ff. 
Thüdichum,  Das  freie  Gericht  Raichen,  1857.    Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  188  ff. 

"®  Namentlich  in  vielen  Städten  und  in  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft.   V.  Wyss,  Beiträge  1,  56.  60.  64.  2,  98.  100  ff. 

"•  So  in  dem  Ingelheimer  Reiche,  wo  früher  die  Vögte  von  Bolanden,  später 
die  Reichsamtmänner  von  Oppenheim  dem  hohen  Gericht  vorgestanden  hatten. 

*•«  Vgl.  V.  Wyss,  Beiträge  1,  57  ff.  2,  74.     Lampbbcht  1,  729. 

**^  Das  Ingelheimer  Reich  befand  sich  seit  1375  als  Reichspfandschaft  dauernd 
im  Besitze  von  Rurpfalz. 

"»  Vgl.  V.  Wyss,  a.  a.  0.  1,  81  f.  44.  50. 

»w  Ygi   Xeusch,  Reichslandvogteien  56. 

"^  Besonders  in  Ingelheim.  Die  principes  de  ßsoo  in  Zürich  schon  im  10.  Jh. 
Vgl  Wyss,  a.  a.  0.  1.  38.  80.  87. 
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wurden  die  hohen  Gerichte  der  Beichsvogteien  als  Oberhöfe ,  nnd  zwar 
auch  für  solche  Niedergerichte,  die  später  aus  dem  Verband  mit  dem 
Reiche  ausgeschieden  waren  *^*, 

Nach  dem  Yorbild  der  Beichsvogteien  haben  sich  die  hohen  Vogteien 
der  Immunitaten,  d.  h.  die  grundherrlichen  Grafschaften,  entwickelt"*. 
Die  Earolingerzeit  kannte  im  allgemeinen  nur  die  niedere  Yogtei,  d.  h. 
die  auf  die  niedere  Gerichtsbarkeit  beschrankte  Immunität  mit  einem  dem 
Centenar  entsprechenden  Vogt  (advocatus)"^,  die  auch  im  Mittelalter  noch 
von  großer  Bedeutung  war"®.  Sie  gewährte  nur  die  Exemtion  vom 
Nieder-,  nicht  vom  hohen  Gericht;  die  Vogtleute  blieben,  wenn  keine 
besonderen  Privilegien  entgegenstanden,  der  Dingpflicht  am  Landgericht 
unterworfen  (S.  560),  Verbrecher  mußten  an  das  Landgericht  ausgeliefert 
werden  1**,  der  Bechtszug  vom  Vogtgericht  an  das  Landgericht  blieb  ge- 
wahrt Aber  schon  im  neunten  Jahrhundert  kam  es  vor,  daß  einzelnen 
Beichskirchen  für  ihre  Besitzungen  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit  bewilligt 
wurde  "^,  was  seit  den  Ottonen  durchaus  die  Begel  bildete  "^  Später 
haben  auch  Propsteien  und  viele  weltliche  Grundherren  die  hohe  Vogtei 
erlangt "^  In  den  grundherrlichen  Grafschaften  bedurfte  es  zweier 
Beamten,  eines  für  die  gräflichen,  eines  anderen  für  die  Schultheißen- 
gerichtsbarkeit Träger  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  und  der  eigent- 
lichen Vogtrechte  war  der  Stiftsvogt,  der  regelmäßig  dem  Herren-, 
meistens  selbst  dem  Fürstenstand  angehörte,  da  das  Verbot  der  Häufung 


»«*  Vgl.  LoEBSCH,  a.  a.  0.  pg.  202  fF. 

»"•  Vgl.  Waitz  7,  350  ff.  858  ff.  8,  63  ff.  69  f.  Hbüsleb,  Stadtverfiissung  20. 
34  ff.  44  ff.  108  f.  ZöPFL,  Altertümer  1,  12  f.  67  f.  291  f.  Maurer,  Fronhöfe  4,  442  ff. 
V.  Wy8S,  a.  a.  0.  2,  120  ff.  160  ff.  Lampbecht  1,  186  f.  194.  1112  ff.  Blondel,  De 
advocatis  ecclesiasticis  in  rhenanis  pracsertim  regionibus  a  9.  usque  ad  13.  saec, 
Pariser  Diss.  1892.    Schückiho,  Das  Gericht  des  wefttf.  Kirchenvogts,  Jen.  Dias.  1897. 

>''  Vgl.  S.  181f.  200  f.  Die  Beschränkung  auf  Klagen  der  Hintersassen  gegen 
einander  verlor  sich  zum  Teil  schon  unter  den  späteren  Karolingern. 

»*«  Vgl.  Lampbecht  1,  1046  ff.  Zöpfl,  a.  a.  0.  1,  3  ff.  21  ff.  89  ff.  70  ff. 
6.  Meyer,  ZRG.  16,  122  ff.  Bhunner,  Exemtionsrecht  66  ff.  Maureb,  Fronhöfe 
3,  67  ff.  4,  84  ff.  397  ff.  423  ff.  444  ff.  458  ff.  Der  letztere  verwirrt  die  Sache  durch 
die  Annahme,  daB  jeder  Grundherr  schon  als  solcher,  ohne  königliche  Verleihung, 
die  Niedergerichtsbarkeit  gehabt  habe  und  daher  zwischen  grundherrlicher  Fronhof- 
oder Hoftnarkgerichtsbarkeit  und  der  von  dem  Träger  der  Gerichtshoheit  verliehenen 
niederen  Vogtei  zu  unterscheiden  sei.  In  Baiern  wurde  sämtlichen  Land  standen 
durch  den  Freiheitsbrief  von  1311  als  Preis  für  die  Bewilligung  einer  Bede  die 
niedere  Gerichtsbarkeit  auf  ihren  Gütern  zugestanden.  Lehen  waren  schon  als 
Reichs-  oder  landesherrliches  Gut  mit  der  Immunität  ausgestattet.  Vgl.  Siegel, 
Wiener  SB.  102,  267  ff. 

^^  Nach  den  bairischen  Quellen  so,  wie  sie  mit  dem  Gürtel  umfangen  waren 
{cingtUo  tenus\  d.  h.  unter  Zurückbehalt ung  ihrer  ganzen  Habe.   Vgl.  ZRG.  5,  41.  45. 

ISO  Ygi  Wygg^  a.  a.  0.  1,  14.  21.  2,  149  ff.  v.  Wickede,  Die  Vogtei  in  den 
geistlichen  Stiftern  des  fränkischen  Reiches  (Leipz.  Diss.  1886),  43. 

*•*  Heusler  läßt  die  hohe  Vogtei  überhaupt  erst  von  den  Ottonen  einge- 
führt sein. 

'"  Vgl.  Brunner,  Exemtionsrecht  28.  Wyss,  a.  a.  0.  2,  170  ff.  Luschin, 
a.  a.  0.  31.  146. 
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mit  Öffentlichen  Ämtern  (S.  201)  sich  nur  auf  die  niedere  Yogtei  bezog, 
es  auch  schon  früh  üblich  geworden  war,  die  Stiftsvögte  mit  der  Vogtei 
zu  belehnen,  wodurch  der  Amtscharakter  der  letzteren  in  den  Hinter- 
grund trat*^^  Bei  der  oft  sehr  zerstreuten  Lage  der  Immunitat^güter 
pflegten  die  Vögte,  deren  Aufgabe  sich  regelmäßig  auf  den  gesamten 
Güterbestand,  ohne  Beschränkung  auf  eine  einzelne  Grafschaft,  erstreckte, 
Untervögte  zu  ihrer  Vertretung  einzusetzen,  was  aber  von  den  Immuni- 
tatsherren  als  eine  Bedrückung  empfanden  und  auf  ihr  Andringen  von 
Eeichs  wegen  untersagt  wurde '^*.  Die  Form,  in  der  die  Gerichtsbarkeit 
in  den  hohen  Vogteien  gehandhabt  wurde,  entsprach  ganz  der  in  den 
Gra&chaften.  Das  hohe  Gericht  des  Vogtes  entsprach  dem  Landgericht 
und  wurde  häufig  auch  als  solches  bezeichnet;  für  die  Niedergericht« 
innerhalb  der  Vogtei  galt  es  als  Oberhof. 

5.  Die  Gerichtsorganisation  in  den  Marken^^'^  kennen  wir  nur 
aus  Quellen  die  bereits  einer  jüngeren,  seit  dem  13.  Jahrhundert  auch 
in  den  übrigen  Territorien  hervortretenden  Entwickelungsstufe  angehören. 
Der  ursprüngliche  Zustand  läßt  sich  nur  im  Wege  der  Kombination  in 
den  Grundzügen  feststellen.  CharakteristiBch  ist  vor  allem  die  territoriale 
Einheit  der  Marken,  im  Gegensatz  zu  den  übrigen  Fürstentümern,  die, 
soweit  sie  sich  nicht  ausnahmsweise  auf  eine  einzige  Gra&chaft  beschrankten, 
als  Konglomerate  verschiedener  Grafschaften  und  Grafschaftsteile  er- 
schienen ^'^  Während  die  übrigen  Fürsten  in  der  Eegel  nur  Obergrafen 
waren,  unter  denen  einzelne  Grafen  kraft  eigenen  Rechts  und  königlicher 
Ermächtigung  die  Eechtspflege  in  den  verschiedenen  Grafschaften  ver- 
walteten, bildete  jede  Mark  ein  einheitliches  Gerichtsgebiet  unter  dem 
Markgrafen  als  Bichter.  Die  hohe  Gerichtsbarkeit  übten  die  Markgrafen 
ursprünglich  persönlich  oder  durch  einen  jeweiligen  Vertreter  aus,  indem 
sie  die  verschiedenen  echten  Dingstätten  des  Landes  bereisten.  Die  bai- 
rische  Ostmark  hatte  drei  Dingstätten,  an  denen  abwechselnd  alle  sechs 
Wochen,  an  jeder  einzelnen  also  alle  achtzehn  Wochen  oder  jährlich  drei- 
mal, jedesmal  mit  dreitägiger  Dauer,  das  markgräfliche  oder  herzogliche 


"»  Vgl.  Waitz  7,  334  ff,  343  ff.    Lampbecht  1,  1122  ff.    Vgl.  jedoch  S.  570. 

*•*  Vgl.  Waitz  7,  330  f.    Lamprecht  1,  1125  f.    Franklin,  Sent.  Nr.  124. 

'"  Außer  den  S.  545  angeführten  Werken  von  Lüschin,  Bbunner  und  Kuhns 
vgl.  Waitz  7,  84  f.  93  f.  Kiedel,  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250,  2,  390  ff. 
Bornhak,  Geschichte  des  preußischen  Verwaltungsrcchts  1,  1884.  Hälschneb, 
Preußisches  Straf  recht  1,  7 -ff.  v.  Posern- Klett,  Zur  Geschichte  der  Verfassung 
der  Markgrafschaft  Meißen  im  13.  Jahrhundert  (Mitteil.  d.  deutsch.  Ges.  zu  Leipzig 
2,  1863).  IßAAcsoHN,  Geschichte  des  preuß.  Beamtentums  1,  192  ff.  Sieoel,  Wien. 
SB.  102,  256  ff.  Hasenöhrl,  Österr.  Landrecht  165  ff.  Berchtold,  Landeshoheit 
Österreichs  156  ff.    Dopsch,  Arch.  f.  öst.  Gesch.  79,  66  ff. 

IM  Vgl.  S.  403,  n.  20.  In  den  mit  einer  Mark  verbundenen  Grafschaften 
(S.  395)  nahm  der  Markgraf  nur  Grafenstellung  ein.  Vgl.  Brunner,  Exemtions- 
recht  44.  49  f.  52.    Schröder,  Gerichtsverfassung  9—16.  26.     Ssp.  11.  12,  §  6. 
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Landtaiding  abgehalten  wurde  ^'^.  Es  ist  unverkennbar,  daß  diese  Land- 
taidinge  oder  oberen  Landgerichte  nichts  anderes  als  die  alten  Orafen- 
gerichte  der  Markgrafschaft  waren ^'®,  auch  darin  übereinstimmend,  daß 
sie  nur  von  den  Dingpflichtigen  der  jeweiligen  Dingstatt  besacht  wurden  ^^, 
während  ihre  Zuständigkeit  die  ganze  Markgrafschaft  umfaßte  ^^^.  Daß 
sie  den  Blutbann  über  die  geringeren  Klassen  an  die  niederen  Land- 
gerichte abgegeben  und  dafür  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  den  hohen 
Adel  eingetauscht  hatten,  beruhte  auf  bloßer  Fortbildung.  Als  Stell- 
vertreter des  Herzogs  diente  anfangs  der  oberste  Landrichter,  ein  be- 
soldeter Beamter,  der  als  iud&x  provincialis  tocius  Amtriae  in  sämtlichen 
Landtaidingen  zum  stellvertretenden  Vorsitz  berufen  war,  bis  König  Otakar 
von  Böhmen  vier  obere  Landrichter  mit  besonderen  Sprengein  einführte, 
wobei  aber  alle  causae  maiores  des  hohen  Adels  dem  König-Herzog  vor- 
behalten blieben  ^*l 

In  den  Marken  Meißen  und  Brandenburg  lagen  die  Sachen  im 
wesentlichen  ebenso  wie  in  Osterreich.  Auch  hier  erkennt  man  in  den 
von  den  Markgrafen  persönlich  abgehaltenen  Adelsgerichten  die  in  ihrer 
Zuständigkeit  teils  erweiterten,  teils  verengerten  ehemaligen  Grafendinge  ^**. 
In  Meißen  wurden  diese  Gerichte  als  Landdinge  {placäa  s.  itidicia  pro- 
vincialiä),  in  Brandenburg  als  Hofgerichte  bezeichnet  Der  Markgraf  hielt 
das  Gericht  wie  in  Osterreich  alle  sechs  Wochen  ab,  indem  er  die  ein- 
zelnen Dingstätten  bereiste  ^*^.  In  Meißen  werden  besonders  Schköhlen 
und  Golmitz  oder  Collm  als  markgräfliche  Dingstätten  genannt^ 
wahrscheinlich  gab  es  noch  eine  dritte,  so  daß  an  jeder  dreimal  jährlich 
mit  einer  jedesmaligen  Frist  von  achtzehn  Wochen,  gedingt  wurde.  Jede 
Dingstatt  hatte  ihren  bestimmten  Sprengel;  die  Dingpflicht  beschränkte 
sich  auf  die  diesem  Sprengel  angehörigen  Ministerialen.  Von  den  Ding- 
stätten und  Dingsprengeln  der  Mark  Brandenburg  weiß  man  nichts  Be- 
stimmtes, zu  vermuten  ist  aber,  daß  die  drei  in  dem  Richtsteig  Landr. 
(c.  50,  §§  2.  8)  genannten  altmärkischen  Oberhöfe  (die  Klinke  bei  Branden- 
burg, die  Krepe  in  der  Altmark  und  das  Gericht  zur  Linde)  den  ur- 
sprünglichen   Dingstätten    entsprochen   haben  ^^^     Im    12.  Jahrhundert 


"^  Vgl.  S.  894,  n.  8.  Schon  eine  der  ersten  Hälfte  des  10.  Jahriiunderts  an- 
gehörende bairische  Zollrolle  (MG.  Leg.  3,  480)  läßt  die  Markgrafschaft  des  Arbo 
in  drei  comitatus  zerfallen.  Vgl.  den  sogenannten  Seifried  Helbling  2,  Vers  652  ff. 
756  ff.    Rrünnbr,  a.  a.  0.  7.    Dopsch,  Mitt.  d.  öst.  Inst  17,  807  ff. 

1*8  Yg\  Bbünkeb,  a.  a.  0.  7.  Lusghin  v.  Ebenoreüth  47  f.  108  ff.  sieht  auch 
die  niederen  Landgerichte  als  Trümmer  ehemaliger  Graf  engerichte  an. 

1S9  Vgl.  LuscHiN  61  f.  Schöffenkollegien  waren  den  Österreichischen  Gerichten 
unbekannt.     Vgl.  ebd.  60  f.  185. 

"®  Vgl.  Urkunde  von  1136  bei  LusonrN  48. 

"1  Vgl.  ebd.  60  ff. 

'^^  An  eine  Ableitung  aus  ehemaligen  Landfriedensgerichten,  die  man  sonst 
angenommen  hat,  ist  hier  nicht  zu  denken. 

»"  Vgl.  Ssp.  III.  65,  §  1. 

»**  Vgl.  HoMEYER,  Richtsteig  Landrechts  S.  510  ff.  Riedel,  a.  a.  0.  2,  549  f. 
KtfHNS  2,  534  ff. 
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hielten  die  Markgrafen  das  Gericht  entweder  persönlich  ab  oder  ließen 
sich  durch  den  Burggrafen  des  betreffenden  Gerichtssprengeis,  der  eine 
ähnliche  Stellung  wie  der  ostfalische  Schultheiß  (S.  561)  einnahm,  ver- 
treten ^**.  Nach  dem  Verfall  des  Burggrafenamtes  im  Laufe  des  13.  Jahr- 
hunderts begnügten  sich  die  Markgrafen  anfangs  mit  der  Anordnung  einer 
Vertretung  von  Fall  zu  Fall,  seit  dem  14.  Jahrhundert  wurden  aber  in 
Meißen  wie  Brandenburg  bestimmte  Generalvertreter  der  Markgrafen  fOr 
die  Zwecke  der  Rechtspflege  angestellt.  In  Brandenburg  führten  diese 
den  Titel  „gemeine  Richter  des  Hofes  zu  Brandenburg",  auch  „iudex  ge- 
neralis curiae"  oder  „capitaneus  Marchiae""®.  Wie  sie  durchaus  den 
obersten  Landrichtern  in  Osterreich  entsprachen,  so  fanden  auch  die  oben 
erwähnten  Einrichtungen  Otakars  ihr  Gegenstück  in  den  nach  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  eingerichteten  brandenburgischen  Distriktshofrichtern, 
deren  Vertretungsbefugnis  sich  wie  bei  den  vier  österreichischen  Land- 
richtern auf  die  causae  minores  (Schuldsachen)  des  Adels  beschränkte  ^^^. 

6.  Die  Bannleihe.  Den  wesentlichsten  unterschied  zwischen  der 
Gerichtsverfassung  der  Herzogtümer  und  Marken  gegenüber  der  der  übrigen 
Territorien  fand  der  Sachsenspiegel  (III.  64,  §§  3 — 7)  darin,  daß  die  Pfalz- 
grafen, Landgrafen,  Grafen  und  Stiftsvögte  unter  Eönigsbann,  Herzoge 
und  Markgrafen  dagegen,  insbesondere  die  letzteren,  ohne  Eönigsbann 
„bei  ihren  eigenen  Hulden"  dingten^*®.    Der  Gegensatz  bezog  sich  auf 


"»  Vgl.  Ssp.  III.  52,  §  3.  Riedel,  a.  a.  0.  2,  130  fiF.  427.  Kühws  1,  99  ff. 
In  zwei  Landdingen  zu  Schköhlen  wird  der  Burggraf  zu  Leißnig  als  seultetus 
provineialis  placiH  bezeichnet  (v.  Posebh-Klett,  a.  a.  0.  48).  Unrecht  hat  der 
Sachsenspiegel  nur,  wenn  er  den  Burggrafen  als  ordentlichen  Richter  über  den 
Markgrafen  bezeichnet,  während  dieser  als  Reichsfürst  in  allen  Sachen  (nicht 
bloß,  wie  nach  der  Glosse,  in  Straffftllen)  seinen  Gerichtsstand  vor  dem  Reichshof- 
gericht hatte. 

"•  Vgl.  Kuhns  1,  203  ff.  2,  262  ff.    Riedel  2,  427  ff.    v.  Posern-Klett  48.  112. 

>*'  Vgl.  Kuhns  1,  209  ff.  2,  280  ff. 

>*»  Vgl.  Ssp.  L  59,  §  1.  n.  12,  §  6.  in.  64,  §  5.  Waitz  7,  26  f.  39  f.  84  f. 
251  f.  340  ff.  T.  Zalunoer,  Über  den  Königsbann,  Mitt  d.  öst.  Inst.  8,  539  ff.;  Zur 
Geschichte  des  Königsbannes,  ebd.  10,  224 ff.;  Das  würzb.  Herzogtum,  ebd.  11, 
Sonderabdruck  28  ff.  Homeyeb,  System  des  Lehnrechts  540  ff.  Kuhns,  a.  a.  0.  1, 
42 ff.  Gaüpp,  Stadtrechte  2,  208  f.;  Miscellen  122  ff.  Bebghtold,  Landeshoheit 
Österreichs  159  ff.;  Entwickelung  der  Landeshoheit  151  ff.  Zöpfl,  Altertümer  1,  76  f. 
BoDifANN,  Rheing.  Altertümer  580  ff.  Bbünnbb,  Grundz.  122;  Exemtionsrecht  11  ff. 
y.  Amiea,  Grundr.'  98.  102.  Siegel,  RG.*  245.  264.  496.  528.  Lindnbr,  Veme  334  ff. 
Schröder,  Gerich tsyerfassung  50.  Lüschin  v.  Ebengreuth,  a.  a.  0.  13.  25.  Dahn, 
Germ.  Studien  (Bausteine  6)  183  ff.  Wiedino,  GGA.  1866,  2046  ff.  Haltaüs,  Glossar 
94.  174.  1109  ff.  W.  SiCKEL,  Zur  Geschichte  des  Bannes,  Marb.  Progr.  1886.  Eine 
wesentlich  verschiedene  Auffassung  des  Königsbannes  entwickelt  G.  Meter,  Ver- 
leihung des  Königsbannes  und  das  Dingen  bei  markgräflicher  Huld,  1881,  der 
das  „Dingen  unter  Königsbann''  auf  das  früher  königliche  Recht,  Gebote  und 
Verbote  bei  einer  Strafe  (Gfewette)  von  60  Schill,  zu  erlassen,  bezieht  und  die  An- 
gaben des  Sachsenspiegels  mit  dem  bekannten  Zugeständnis  Karls  des  Großen  an 
die  sächsischen  Grafen  (S.  130.  173)  in  Verbindung  bringt;  in  Süddeutschland  sei 
diese  Art   des  Königsbannes   im   allgemeinen  unbekannt  gewesen,   die  von  süd- 
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die  yerschiedene  Art  der  Gerichtsleihe,  jenachdem  durch  diese  die  Gerichts- 
hoheit selbst  oder  nur  das  Recht  der  Gerichtsverwaltung  übertragen  wurde 
Bis  zum  13.  Jahrhundert  gewährte  die  Belehnung  mit  einem  Fahn-  oder 
Scepterlehen  nur  das  Recht  der  persönlichen  Gerichtsverwaltung  in  Ver- 
tretung des  Königs  ^^^.  Bei  Anwesenheit  des  Königs  wurden  ihm  alle 
Gerichte  ledig  (S.  170  f.  546),  Termöge  des  ius  evocandi  konnte  jede  Klage 
mit  Umgehung  des  ordentlichen  Richters  sofort  an  den  König  gebracht 
werden  (S.  546),  Berufungen  gingen  von  den  Landgerichten  unmittelbar 
an  das  Königsgericht  (S.  547),  die  Gerichtsorganisation  und  Erteilung 
gerichtlicher  Exemtionen  (S.  557)  stand  ausschließlich  und  unbeschränkt 
dem  König  zu.  Ein  Substitutionsrecht  besaßen  die  Grafen,  wie  in  der 
fränkischen  Zeit,  nur  zu  den  Zwecken  vorübergehender  Vertretung  oder 
in  Sachen  der  niederen  Gerichtsbarkeit,  die  eben  darum  als  territoriale 
Angelegenheit  behandelt  wurde  ^*®.  Dagegen  bedurfte  es  für  die  Untergrafen 
der  Fürsten  und  die  Stiftsvögte  (S.  566  f.)  einer  besonderen  Bannleihe  durch 
den  König ^*^^    Diese  erforderte  weder  Lehnseid,  noch  Mannschaft,  noch 


deatschen  Quellen  erw&hnte  Bannleihe  daher  nicht  auf  den  Königsbann,  sondern 
auf  den  Biatbann  zu  beziehen,  den  die  geistlichen  Fürsten  ihren  belehnten  Rich- 
tern nicht  selbst  zu  erteilen  vermochten  (vgl.  Anin.  159. 161  f.).  Aber  das  Gewette  von 
60  Schill,  war  schon  unter  den  Karolingern  mehr  und  mehr  zu  einem  Gemeingut 
der  Grafen  geworden  (vgl.  Sohm,  E.-  u.  GVerf.  175  ff.)  und  auch  in  Süddeutsch- 
land stark  verbreitet,  während  im  Mittelalter  in  Nord-  wie  Süddeutsch! and,  zum 
Teil  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  Vermögenslage  der  Bevölkerung,  vielfach  ab- 
weichende, namentlich  auch  geringere  Sfitze  vorkommen.  Vgl.  Weiland,  Const.  1, 
308  (1162).  Ssp.  III.  64,  §8.  Schwsp.  L.  121*.  188.  189.  158.  Gacpp,  Mise.  117  ff. 
Bbukner,  Exemtionsrecht  8  f.  Wenn  das  Gewette  in  Schlesien  und  Preußen  die- 
selbe Höhe  wie  in  den  Marken  (30  Schill.)  hatte,  so  wird  der  Grund  hier  wie  dort 
in  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Kolon isationsbevolkerung  zu  suchen  sein.  Daß 
das  geringere  Gewette  mit  dem  Dingen  unter  Königsbann  durchaus  vereinbar  war, 
zeigt  sich  an  dem  Gewette  von  21  Schill,  bei  den  friesischen  Landgerichten  (vgl. 
His,  Fries.  Strafrecht  1 6).  Der  eigentliche  Königsbann  (bannus  regius^  b,  imperinlisy, 
der  auf  die  Verletzung  königlicher  Gebote  gesetzt  war,  betrug  im  Mittelalter 
100  Pfd.  für  Fürsten,  10  Pfd.  für  die  übrigen  Stände,  unter  Umständen  noch  mehr. 
Vgl.  S.  581.  Schwsp.  L.  188.  Waitz  6*,  568  ff.  Fickbe,  Forsch.  1,  62  ff.  76  ff. 
Weiland,  Const.  1,  308.  Der  herzogliche  Bann  betrug  nach  Ssp.  IIL  64,  §  3  für 
Grafen  und  Herren  10  Pfd.  (200  Schill.). 

^^*  Wahrzeichen  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  war  die  Gerichtsfahne.  Vgl 
ScHBÖDEB,  Rolandsäulen  81  f.  Waitz  8,  492.  Loebsch,  i.  d.  Bonner  Festgruß  an 
HouETEB  42.  64.  Haltaüs,  Glossar  1109  f.  Über  andere  Gerichtswahrzeichen 
(Kreuz,  Schwert,  Strohwisch,  Hut,  Handschuh,  eiserne  Hand)  vgl.  Schbödbb,  a.  a.  0. 
31  ff,;  Weichbild  312.  319  f. 

160  Yg]^  s,  167^  CJonstit.  in  fav.  princ.  7  f.:  Cenhimgravii  recipümt  centas  a 
domino  terre  vel  ab  eo  qui  per  dominum  terre  fuerit  infeodaius.  Item  locum  cente 
nemo  mutabit  sine  eonsensu  domini  terre. 

>"  Vgl.  Anm.  102.  Weiland,  CJonst.  1,  181  (1149).  Von  den  Rheingrafen 
sagt  ein  Urbar  aus  dem  Anfang  des  13.  Jh.  (Kbemeb,  Orig.  Nasa.  2,  217,  Nr.  125): 

ab  imperio  habet  in  beneftcio  bannum  in  Rinehoue  snper  eomeOam, item  ab 

archiepisGopo  Mogoniino  fiabet  in  benpfieio  eometiam  in  Rinchowe.  Vgl.  erstes 
Straßb.  Stadtr.  c.  11  (Urk.-B.  d.  St.  Straßb.  1,  468).  Sachs.  Weichb.  11  (Magd. 
RB.  V.  d.  Gerichtsverfassung  c.  6).    Magd.-Bresl.  syst  Sch.-R  H.  2,  6.    Homsteb, 
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Lehnserneuerang  im  Falle  eines  Thronwechsels,  sondern  einen  in  die 
Hand  des  Königs  za  leistenden  Amtseid  "2.  Die  Bannleihe  war  die  könig- 
liche Bestallung  für  alle  Träger  der  graf liehen  Gerichtsbarkeit  welche 
diese  nicht  unmittelbar,  sondern  erst  in  dritter  Hand  vom  Reiche  em- 
pfingen; die  Übertragung  von  Grafschaften  bis  in  die  vierte  Hand  kam 
nur  in  seltenen  Ausnahmefallen  vor^*^'.  Die  Bannleihe  durfte  nur  ver- 
sagt werden,  wenn  dem  mit  dem  Gericht  Belehnten  die  gesetzlichen 
Eigenschaften  fehlten;  er  mußte  dem  Herren-,  seit  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts wenigstens  dem  Ministerialenstand  angehören  und  durfte  sich 
nicht  in  Acht  und  Bann  befinden"*. 

In  den  Marken  und  Stammesherzogtümern  kamen  die  Beschränkungen, 
die  den  übrigen  Territorien  durch  die  Gerichtshoheit  des  Königs  auferlegt 
wurden,  teils  von  vornherein  in  Wegfall,  teils  wurden  sie  infolge  kräftigerer 
Entwickelung  der  landesherrlichen  Gerichtshoheit  schon  früh  ausgeschlossen. 
Nur  die  Oberaufsicht  des  Seiches  über  die  Handhabung  der  Rechtspflege 
blieb  auch  hier  gewahrt"^.  Die  von  der  Gerichtsverfassung  des  Reiches 
gebotene  Einteilung  in  Grafschaften,  deren  jede  ihren  eigenen  Grafen  oder 
einen  von  diesem  belehnten,  vom  Reiche  durch  die  Bannleihe  bestallten 
Untergrafen  verlangte"®,  war  den  Marken  von  Anfang  an  fremd.  Die 
Marken  bildeten,  abgesehen  von  den  mit  ihnen  verbundenen  Reichsgraf- 
schaften, für  die  es  durchaus  beim  alten  blieb  "^,  geschlossene  Territorien, 
die  zugleich  als  einheitliche  Gerichtssprengel  galten  (3.  567).  Ordentlicher 
Richter  des  Landes  war  der  Markgraf  selbst,  der  die  einzelnen  Dingstatten 
entweder  persönlich  bereiste  oder  das  Gericht  in  seinem  Namen  durch 
Stellvertreter  abhalten  ließ.    Auch  nachdem  an  allen  nicht  der  unmittel- 


a.  a.  0.  542.  Eichhorn  2,  424  f.  Fbanklin^  EHGericht  2,  116,  n.  3.  v.  Zallingeb, 
Rönigsbann  556.  560.  568;  Bannleihe  281,  n.  2.  Auf  das  Privileg  Friedrichs  IL 
von  1245  für  die  Grafschaft  Haag  (Zallikgeb^  Königsb.  558  f.)  darf  man  sich  nicht 
berufen,  da  es  sich  in  diesem  nicht  um  eine  Bannleihe,  sondern  um  eine  Exemtion 
bei  Gelegenheit  der  Einziehung  der  früheren  Grafschaft  Wasserburg  handelte. 
Vgl.  BuszLBR,  Gesch.  Baiems  8,  972  f. 

"»  Vgl.  Anm.  102.   §  40  n.  17.   Hombyeb,  a.  a.  0.  541  ff.   Lindneb,  Veme  487  ff. 

1*»  Vgl.  S.  576.  Ssp.  III.  52,  §  3.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  2.  Schwsp.  L.  114«. 
Schwab.  Lehnr.  132.  Böhmkb,  Acta  imp.  Nr.  122  (1152).  Homeyeb  534  f.  587  f. 
Bbünneb,  Ezemtionsr.  49  ff.  Landau,  Hessengau  42.  Über  die  Bezeichnung  der 
Vizegrafschaft  als  Schultheißtum  (Ssp.  III.  52,  §  2)  vgl.  S.  131,  n.  29.  Sghbödeb, 
Gerichtsyerf.  48  f.    Homeyeb  539  f.    Eichhobn  2,  357  f. 

^^  Vgl.  FiCKEB,  Beichsfürstenstand  79  f.  Zallikgeb,  Rönigsbann  559.  Weiland, 
Sftchs.  Herzogtum  109  f.  Über  die  Ausschließung  der  Gebannten  vgl.  Gonf.  c  pr. 
eccl.  c.  6. 

156  Vgl.  Weiland,  Const.  2,  429.  Mainzer  Landfr.  v.  1235,  c.  4  (ebd.  2,  242). 
Mit  dem  Oberaufsichtsrecht  hing  es  zusammen,  daß  in  Fällen  der  Rechtsverweige- 
rung die  Berufung  an  das  Königsguricht  auch  gegenüber  den  privilegia  de  non 
appellando  gewahrt  blieb.    Vgl.  S.  547. 

IM  Vgl.  Anm.  75.  Ssp.  III.  53,  §  3 :  Man  ne  mut  ok  nen  gerichte  delen,  noch 
ganz  lien  nodi  dd,  de  dem  it  dar  gelegen  is,  —  —  it  ne  si  en  sunderlik  grafscapy 
die  in  en  vanlen  höre;  ^die  ne  mut  man  san  nicht  ledich  hebben. 

>"  Vgl.  Anm.  136.  160  i.  f.    Ssp.  II.  12,  §  6.    Bbunnbb,  Exemtionsr.  44.  49  f.  52. 
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baren  landesherrlichen  Jurisdiktion  vorbehaltenen  Dingstätten  eigene 
Landrichter  {Hofrichter,  Vögte)  mit  bestimmt  abgegrenzten  Landgerichts- 
sprengeln  (Vogteien)  Eingang  gefunden  hatten,  hielt  man  doch  daran  fest, 
daß  diese  Beamten  nur  die  Vertreter  des  Markgrafen  waren,  eine  der 
königlichen  Bannleihe  bedürftige  Übertragung  der  Gerichtsbarkeit  daher 
nicht  vorlag^*®.  In  derselben  Richtung  muß  sich  schon  früh  die  Ent- 
wickelung  in  den  Stammesherzogtümem  bewegt  haben:  Berechtigung  des 
Herzogs,  in  allen  nicht  verliehenen  Grafschaften  seines  Herzogtums  die 
Gerichtsbarkeit  persönlich  oder  durch  Stellvertreter  auszuüben,  Ersatz  des 
Grafschaftsystems  durch  ein  System  über  das  ganze  Land  ausgebreiteter 
Landgerichtsprengel  (Pflegen,  Ämter),  an  deren  Spitze  landesherrliche 
Beamte  (Landrichter,  Pfleger)  bei  des  Herzogs  Hulden,  ohne  Königsbanu, 
der  Rechtspflege  oblagen  ^^®. 

Im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  gelang  es  allen  bedeutenderen  Fürsten, 
sich  nach  dem  Vorbild  der  Herzoge  und  Markgrafen  in  den  Besitz  der 
Gerichtshoheit  zu  setzen,  so  daß  die  königliche  Bannleihe  auch  bei  ihren 
Landgerichten^  obwohl  für  diese  im  allgemeinen  noch  das  System  der 
Afterverleihung  festgehalten  und  von  der  Gerichtsverwaltung  durch  Beamte 
zunächst  abgesehen  wurde,  außer  Übung  kam^®*^.     Auch  die  geistlichen 


"*  Vgl.  Brünner,  a.  a.  0.  13  f.  60.  Nor  weil  der  Landrichter  einzig  der  Stell- 
vertreter seines  Herrn  war,  konnte  dieser  sich  das  „letzte  Urteil"  vorbehalten.  Vgl. 
Anm.  106.  §  50,  n.  66.  §  51,  n.  31.  Schröder,  Gerichtsverfassiing  59;  Schultheiß, 
ZBG.  20,  1  n.  13.  v.  Posern-Klbtt,  Verf.  d.  Markgrafsch.  MeiQen  59f.  Riedel,  a.a.O. 
2,  421.  478  f.    Bornhak,  a.  a.  0.  1,  32.  75.    Unrichtig  Kuhns,  a.  a,  0.  1,  150.  281  ff. 

"»  Vgl.  S.  609  n.  Rosenthal,  a,a.O.  50  ff.  322  ff.  Da  es  in  der  bairischen  Ostmark 
und  den  Herzogtümern  Baiern  und  Schwaben  ebenso  wenig  wie  in  Böhmen  und 
Mähren  eine  königliche  Bannleihe  gab,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  die  letztere  für 
Süddeutschland  nur  aus  geistlichen  Territorien  bezeugt  ist. 

^^^  In  Süddeutschland  war  die  königliche  Bannleihe  nach  Dsp.  81  in  den  welt- 
lichen Fürstentümern  bereits  allgemein  abgekommen :  Dirre  dinge  bedarf  ein  lai 
nicht,  der  gerickie  enphahet  von  dem  ehtmige^  der  leihet  uol  den  pan  einem  seinem 
richter.  Vgl.  ebd.  107.  Schwsp.  L.  92.  115.  141.  Schwab.  Lehnr.  41  \  Dagegen 
gab  es  in  Norddeutschland  nach  einer  zwischen  1230  und  1270  verfaßten  polnischen 
Rechtsquelle  (Volckmann,  Das  älteste  polnische  Rechtsdenkmal,  1869,  c.  1;  auch 
bei  Helcel,  Starodawne  prawa  polskiego,  II.  1870)  auBer  den  Markgrafen  erst 
„etliche  Fürsten*',  die  ihr  Gericht  nicht  mehr  von  Obergewalt,  d.  h.  unter  Königs- 
bann, hegten:  toen  ir  (d.  h.  der  Polen)  gerieht  von  dem  kaiser  in  di  tcerlt  nicht 
enkuntj  als  dulscher  vursten  unde  richter  tut,  xo  enhabin  xe  dex  keine  gewonheit, 
dax  xe  ir  gerickie  hegin  von  Obergewalt  y  alx  dutsche  richter  pflegen  xu  tttn,  wax 
abir  xe  gerichtin  adir  wax  vor  in  bekant  wirt  adir  geloukint,  dax  hat  xo  getane 
macht,  alxe  markgraven  unde  etlicher  dutschen  vursten,  die  ir  ding  nicht 
enhegin  (erg.  von  Obergewalt)^  wen  dnx  geriehte  hat  aller  enden  in  ir  gewalt  ge- 
hegetes  dinges  maeht  Vgl.  Brunner,  Kr.  VJSchr.  12,  120.  Einen  Übergangszu- 
stand  zeigt  die  Stellung  des  friesischen  Schulzen  (Anm.  103).  In  einem  Lehen- 
rogister  der  Markgrafen  von  Meißen  aus  dem  14.  Jh.  (v.  Posern- Klett,  a.  a.  0. 
56  f.)  zeigt  sich  noch  deutlich  das  Bewußtsein,  daß  der  Landesherr  in  seinen  Marken 
Meißen  und  Landsberg  kraft  eigenen  Rechts,  dagegen  in  der  Landgra&chaft  Thü- 
ringen, in  Pfalzsachsen  und  verschiedenen  Grafschaften  und  Herrschaften  nur 
kraft  eines  ihm  vom  Könige  verliehenen  Rechtes  den  Richtern  den  Bann  erteile: 
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Fürsten  machten  keine  Ausnahme  ^®^,  obwohl  theoretisch  bis  anf  Boni- 
facius  YUI.  daran  festgehalten  wurde,  daß  ein  geistlicher  Fürst  nicht  nur 
persönlich  an  keinem  Blutgericht  teilnehmen  dürfe,  sondern  auch  den 
Blutbann  nicht  selbst  auf  einen  anderen  übertragen  könne  ^^^. 

7.  Königliche  Landgerichte  ^^^  Während  die  Landgerichte 
innerhalb  der  Territorien  im  allgemeinen  dem  Prinzip  des  Feudalstaates 
zum  Opfer  fielen  und  rein  territorialen  Charakter  annahmen,  hatten  sich 
doch  hier  und  da  königliche  Reichslandgerichte  teils  als  unmittelbare  Reichs- 
gerichte für  die  von  den  alten  Landvogteien  übrig  gebliebenen  Reichs- 
dörfer, teils  als  territoriale  Landgerichte,  die  aber  den  Zusammenhang  mit 
dem  Reiche  nicht  verloren  hatten,  behauptet  Wenn  dies  vor  allem  in 
Westfalen  der  Fall  war,  so  fehlten  diese  Gerichte  doch  auch  in  Süd- 
deutschland nicht  ganz.  Abgesehen  von  solchen,  die  nur  einen  beschrankten 
Wirkungskreis  besaßen,  wie  die  Landgerichte  zu  Ingelheim,   Bomheimer 


4n  cUlen  disaen  Jehen  und  herschaften  do  hat  der  her  den  ban  inne  xu  lehene  vom 
riche,  äne  in  den  marken. 

^^^  Vgl.  V.  Zallimgkb,  Rönigsbann  560  fi.;  Bannleihe  230  ff.  Bodmann,  a.  a.  0. 
582  f.  Grimm,  W^eistümer  B,  114,  §§  16.  19.  Schreiben  Rudolfs  I.  an  den  Erz- 
bischof von  Salzbarg  von  1278  (Böhmes,  Acta  imp.  Nr.  420):  Ex  eoncessione  tuorum 

regalium plenam  et  liberam  potestatem  in  tuis  districtibus  et  territoriis  iudi- 

candi  more  maiorum  noatrorum  principum  in  eausia  eioüibus  et  erimi- 
nalibus  aecepisti,  cum  enim  unum  te  ex  sublimibua  principibua  Romani 
imperii  cognoscamtts^  dvhitari.a  nemine  volumusy  quin  merum  imperium  tuoprin- 
dpatui  Sit  annexum,  per  quod  habes  ius  animadvertendi  in  facinorosos  homines  et 
gladii  potestatem,  per  alium  tarnen,  prout  ordini  et  honori  tuo  congruity  exhercendum. 

18S  Ygi^  ß  3  Qß  clerici  vel  monachi,  in  VIto  III.  24.  Wie  sehr  man  sich 
schon  im  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  über  die  Verbote  des  kanonischen  Rechtes 
(c.  5.  9  X.  ne  clerici  III.  50)  hinwegsetzte,  zeigt  Waitz  8,  21  n.  Dsp.  81.  107, 
Schwsp.  L.  92.  115  und  Schwab.  Lehnr.  41  halten  noch  streng  an  dem  Verbot 
fest  und  fordern  im  Gegensatz  zu  den  Laienfürsten  für  alle  mit  dem  Blutbann 
ausgestatteten  Richter  der  Pfaffenfürsten  unbedingt  die  königliche  Bannleihe, 
y.  Zallinoeb  vermutet  wohl  nicht  mit  Unrecht,  daß  das  Schreiben '  Rudolfs  I.  von 
1278  (Anm.  161)  gerade  dazu  bestimmt  war,  die  Ausnahmestellung  der  hervorragen- 
deren Pfaffenfürsten   gegenüber  dem  Schwabenspiegel  ausdrücklich  zu  bezeugen. 

IM  Ygi,  Pfepfikobb,  Vitr.  illustr.  4,  661  ff.  Brunmeb,  Grundzüge  189.  Roth, 
Bajr.  Civilr.  1 ',  59  ff.  Vogel,  Ludwig  von  Ejb  über  das  kaiserl.  Landger.  Nürnberg, 
1867.  Riedel,  Gesch.  d.  preuB.  Königshauses  1,  465  ff.;  Abh.  d.  Berl.  Ak.  1884, 
S.  386  ff.  Ellückhohk,  Ludwig  der  Reiche  59  ff.  Zöpfl,  Das  alte  Bamberger  Recht 
89  ff.  ÖsTBERBiCHEB,  Dcnkwürdigk.  d.  fränk.  Gesch.  2,  54  ff.  Bemsen,  Hist  Unters, 
über  Rotenburg,  1837.  Rosenthal,  a.  a.  0.  100  ff.  Riezleb,  Gesch.  Baierns  8,  689. 
E.  Maybb,  Zeitschr.  f.  Gesch.- Wiss.  NF.  l,  204  ff.  222  ff.  Ruckgabeb,  Gesch.  d. 
Reichsstadt  Rottweil  2,  1  S.  8  ff.  (Wegelin),  Gründl.  hist  Bericht  v.  d.  Reichsland- 
vogtei  in  Schwaben  wie  auch  dem  Landgericht  auf  Leutkircher  Haid  u.  i.  d.  Pirs, 
1755.  Baübiann,  Die  Gaugrafschaften  im  wirt.  Schwaben  42.  48  f.  164  ff.  Pault, 
Beschreibung  d.  Oberamts  Leutkirch  (Beschreibung  d.  Kgr.  Würtemberg  18,  1842) 
103  ff.  P.  Staun,  Beschreibung  d.  OA.  Rottweil  (ebd.  56,  1875)  295  ff.  Wbhnbb  von 
Heltembebq,  Ordnung  u.  Reformation  des  Hofgerichts  zu  Rottweil,  1610.  Walteb, 
DRG.  §§  625  f.  RiBDBB,  Landgericht  an  dem  Roppach,  Ber.  d.  hist.  Vereins  f. 
Bamberg  57,  1  ff. 
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Berg,  Kaichen  (Anm.  117),  Hirschberg,  Rotenburg  ob  der  Tauber,  Bam- 
berg u.  a.  m.,  kamen  besonders  in  Betracht:  das  aus  einem  Landfriedens* 
gericht  hervorgegangene,  aber  schon  1168  auch  für  Immobiliar-  und 
Freiheitsprozesse  zuständige  königliche  Landgericht  des  Herzogtums  Franken 
(d.  h.  der  Diözese  Würzburg)  zu  Würzburg  ^•*,  das  aus  der  fränkischen 
Landvogtei  entstammte  königliche  Landgericht  zu  Nürnberg  (später  zu 
Onolzbach,  Ansbach),  mit  dem  die  Burggrafen  von  Nürnberg  belehnt 
waren,  das  die  Reste  der  Landvogtei  von  Oberschwaben  zusammenfassende 
Landgericht  auf  der  Leutkircher  Haide  und  der  freien  Birs^®^,  endlich 
das  in  gleicher  Weise  aus  der  Landvogtei  von  Niederschwaben  hervor- 
gegangene Landgericht  („auf  des  Kaisers  Hof",  daher  seit  Wenzel  „Hof- 
gericht") zu  Rottweil  ^®®.  Diese  Gerichte  galten  infolge  ihrer  Vereinzelung 
als  berechtigt,  innerhalb  engerer  oder  weiterer  Grenzen  auch  Rechtssachen 
aus  anderen  Gerichtsbezirken,  die  bei  ihnen  angebracht  wurden,  zu  ent- 
scheiden ^®^  Wurden  solche  von  dem  zuständigen  Richter  auf  Grund 
eines  Privilegium  de  non  evocando  abgefordert  ^®®,  so  war  dies  doch  nur 
von  Wirkung,  wenn  dem  Kläger  binnen  bestimmter  Frist  sein  Recht 
gewährt  wurde;  anderenfalls  war  die  Zuständigkeit  des  kaiserlichen  Land- 
gerichts schon  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  (S.  559)  wegen  Rechts- 
verweigerung begründet.  Die  kaiserlichen  Landgerichte  galten  ebenso  wie 
das  Reichshofgericht  als  berechtigt,  die  Acht  zu  verhängen  und  das  An- 
leiteverfahren (Immobiliarexekution)  eintreten  zu  lassen. 

8.  Die  Femgerichte^®*.   Von  ungleich  größerer  Bedeutung  als  die 


»«*  Vgl.  S.  555.  Henner,  Herzogl.  Gewalt  d.  Bisch,  v.  Wiraburg,  137  ff. 
y.  Zallinoer,  Warzburger  Herzogtum,  Mitt.  d.  ost  Inst.  11,  SA.  23  ff.  40  ff.  £.  Mater, 
a.  a.  0.  204  ff. 

'^^  Die  freie  Birs  (Birscfa,  Pürseh)  war  ein  freier  Jagdbezirk  im  Argengaa, 
der  nach  dem  Verfall  der  Landvogtei  mit  dem  Landgericht  bei  Leutkirch  ver- 
einigt wurde.    Die  Dingstätten  waren  Leutkirch,  Ravensburg,  Wangen  und  Lindau. 

^>o  Auch  bei  Rottweil  gab  es  eine  freie  Birsch  mit  einem  kaiserlichen  „Birsch* 
gericht".    Vgl.  Ruckoaber,  a.  a.  0.  122  ff. 

^^^  Vgl.  Nürnberger  RA.  von  1438,  §  2  (Neue  Samml.  der  Beichsabschiede  1, 161). 

168  Vgl.  Franklin,  Reichshofgericht  2,  7  ff. 

*^^  Von  der  umfangreichen,  zum  Teil  freilich  jedes  wissenschaftlichen  Wertes 
baren  Litteratur  sind  als  beachtenswert  hervorzuheben:  Lindnbr,  Die  Veme,  1888; 
Der  angebliche  Ursprung  der  Vemegerichte  aus  der  Inquisition,  1890;  Veme  u. 
Inquisition,  Hall.  Progr.  1898;   Deutsche  Geschichte  unter  d.  Habsb.  u.  Luxemb. 

2,  378  ff.;  Die  Vemeprozesse  gegen  Herzog  Heinrich  von  Baiem,  Zeitschr.  f.  GW. 

3,  65  ff.  WiGAND,  Das  Femgericht  Westfalens,  1825  (2.  Aufl.  1893).  v.  Wächter, 
Vehmgerichte  des  Mittelalters  (Beiträge  z.  deutsch.  Greschichte  8—38.  113 — 244). 
BaoDB,  Freigrafschaft  und  Vehme,  Hall.  Diss.  1880;  Histor.  Aufsätze  zum  Andenken 
an  Waitz  377  ff.  Ditncker,  Krit.  Besprechung  der  wichtigsten  Quellen  z.  Gesch. 
der  westf.  Femgerichte,  ZRG.  18,  116 ff  Eichhorn  3,  171—223.  Walter,  RG. 
§§  627—633.  Schulte,  RG.  §§  116  ff.  Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  und  Ur- 
teile 1882,  pg.  144  ff.  Philippi,  Das  westf.  Vemegericht,  1888.  Thudichuii,  Fem- 
gericht u.  Inquisition,  1889;  Hist.  Zeitschr.  68,  1  ff.  Finkb,  Hist.  Jahrbuch  11,  491  ff. 
Günther,  Zeitschr.  f.  Strafr.-Wiss.  11,  168  ff.  Bornhak,  Preuß.  Jahrb.  66,  108  ff. 
Bruns,  Beiträge  z.  d.  deutschen  Rechten  des  MA.,  1799,  S.  290  ff.    Critdblius,  Von 
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vereinzelten  kaiserlichen  Landgerichte  Süddeutschlands  sind  die  west- 
fölischen  Frei-  oder  Femgerichte  gewesen.  Die  Gerichtsverfassung  West- 
falens beruhte  von  Hause  aus  auf  denselben  Grundlagen  wie  die  des  ost- 
falischen  Landes,  nur  fehlte  ihr  das  in  diesem  vorherrschende  aristokratische 
Element  und  dessen  Führer,  der  Schultheiß  oder  Overbode  ^''®.  Auch  in 
Westfalen  unterschied  man  Grafen-  oder  Gogerichte,  die  letzteren  auch 
hier  unter  Gografen,  die  von  den  Gerichtsherren  entweder  auf  Wahl  der 
Gemeinde  eingesetzt  oder  mit  dem  Amte  belehnt  wurden.  Aber  die 
Grafengerichte  waren  nicht  wesentlich  Adelsgerichte,  sondern  Freien- 
gerichte,  da  neben  dem  Adel  und  den  hier  schon  früh  in  die  öffentlichen 
Gerichte  eingedrungenen  Ministerialen  die  freien  bäuerlichen  Grundbesitzer 
ihren  vollen  Gerichtsstand  und  die  Schöffenbarkeit  vor  dem  Grafengericht 
behauptet  hatten.  Daß  man  nur  aus  diesem  Grunde,  wie  unter  gleichen 
Voraussetzungen  auch  anderwärts  im  Reiche,  von  Freigerichten,  Frei- 
grafschaften und  Freistühlen  sprach,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Die  west- 
fälischen Landrichter  waren  Freigrafen,  weil  sie  im  wesentlichen  über  die 
Gesamtheit  der  freien  Bevölkerung  zu  Gericht  saßen,  während  die  ost- 
fölischen  Grafen  in  der  Hauptsache  nur  mit  dem  Adel  zu  thun  hatten. 
Größere  Schwierigkeiten  macht  die  Bezeichnung  der  Gerichte  als  Fem- 
gerichte, der  Schöffen  und  zuweilen  auch  der  Dingleute  als  Femgenossen 
{vemenöte).  Auf  die  verschiedenen  zum  Teil  recht  abenteuerlichen  Deu- 
tungen des  Wortes  ist  hier  nicht  einzugehen.  Da  die  Freischöffen  schon 
1227  unter  dem  Namen  „Femgenossen"  erscheinen  ^^i,  so  muß  jede  Be- 
ziehung des  Wortes  zu  den  späteren  Gestaltungen  der  Freigerichte,  z.  B, 
der  heimlichen  Acht  {secretum  iudicium)  oder  dem  Femschöffenbunde,  aus- 
geschlossen bleiben.  In  den  verschiedensten  Teilen  Norddeutschlands  be- 
gegnen im  Mittelalter  Landfriedensgerichte,  die,  ohne  jeden  Zusammenhang 
mit  den  westfälischen  Gerichten,  den  Namen  „Femgerichte"  fährten  ^'2; 
aber  gerade  in  Westfalen  begegnet  das  Wort  in  Landfriedensbeziehungen 
nie,  es  muß  vielmehr  technische  Bezeichnung  der  Freigerichte  schon  zu 
einer  Zeit  geworden  sein,  wo  diese  noch  einfache  gräfliche  Landgerichte 
waren.  Als  solche  waren  sie  die  ordentlichen  Träger  der  hohen  Gerichts- 
barkeit, namentlich  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  an  Hals  und  Hand. 
Das  Wort  veme  ist  aber  seit  dem  13.  Jahrhundert  im  Sinne  von 
„Strafe",  wie  vemer  in  dem  von  „Scharfrichter",  bezeugt,  es  ist  daher 
anzunehmen,  daß  man  in  Westfalen  die  Grafendinge  eben  wegen  dessen, 
was  ursprünglich   ihre  hervortretendste  Aufgabe  bildete,  als  Straf-  oder 


dem  Gerichtszwang  der  westf.  Freigerichte,  bei  (Anton),  Dipl.  Beiträge,  1877, 
S.  115  ff.  Kopp,  Verfassung  der  heiml.  Gerichte  in  Westfalen,  1794.  Bischopf, 
Mitteil.  d.  bist.  Ver.  f.  Steiermark  21.  Bosenthal,  a.  a.  0.  24  ff.  IIeinze,  N. 
Heidelb.  JB.  3,  199  ff. 

*'®  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  51  ff. 

"»  Vgl.  Lindner,  a.  a.  0.  309, 

"■  Vgl.  ebd.  312  ff.  Kuhns,  Gerichtsverfassung  der  Mark  Brandenburg,  1,  256  ff. 
Darauf  bezieht  sich  die  Erklärung  von  Jostes  bei  Lindner,  a.  a.  0.  307  f. 
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Femdinge  zu  bezeichnen  liebte.  Einmal  eingebürgert,  wurde  diese  Be- 
zeichnung auch  beibehalten,  als  die  Freigerichte  den  Blutbann  über  die 
geringeren  Klassen  an  die  Go-  oder  Hogerichte  abgegeben  hatten,  und 
selbst  da  noch,  als  die  Konkurrenz  der  Landfriedensgerichte  ihre  Straf- 
gerichtsbarkeit fast  ganz  lahm  legte  und  sie  sich  in  der  Hauptsache  auf 
Immobiliarprozesse  beschränkt  sahen.  Als  die  weitere  Entwickelung 
gerade  die  strafrichterliche  Thätigkeit  wieder  in  den  Vordergrund  rückte, 
kam  der  althergebrachte  Name  zu  neuen  Ehren  und  gab  Anlaß  zu  neuen, 
bisher  unbekannten  Wortbildungen  (wie  vemebriefe,  vemetorögey^ 

Die  westfölischen  Freigrafschaften  umfaßten  ursprünglich  ebenso  wie 
alle  anderen  sächsischen  Grrafschaften  mehrere,  auf  die  einzelnen  Ooe 
verteilte  Dingstühle,  die  der  Graf  zu  bereisen  hatte  ^^*.  Eine  eigentüm- 
liche Erscheinung  war  es  aber,  daß  die  Grafen  sich  früher  als  anderswo 
durch  Ministerialgrafen  vertreten  ließen,  denen  häufig  nur  ein  einadger 
Ding-  oder  Freistuhl  überwiesen  wurde.  Diese  Isolierung  der  Freistühle 
nahm  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zu,  so  daß  man  sich  gewöhnte,  die 
einzelnen  Freistühle  mit  der  zu  ihnen  gehörigen- Gerichtsbarkeit  als  selb- 
ständige Yermögensobjekte  zu  behandeln,  die  für  sich,  unabhängig  von 
den  sonstigen  Grafschaftsrecht«n,  verliehen,  veräußert,  verpfändet  werden 
konnten  ^^^ 

Unter  „Freigrafschaft"  verstand  man  demnach  nicht  mehr  eine  Graf- 
schaft, sondern  den  Inbegriff  einer  größeren  oder  geringeren  Zahl  von 
Freistühlen,  selbst  ein  einzelner  Freistuhl  konnte  eine  Freigrafechaft  bilden. 
Der  Inhaber  einer  Freigrafschaft  hieß  Stuhlherr;  soweit  er  dem  Freigericht 
selbst  vorsaß,  war  er  zugleich  Freigraf;  ließ  er  sich  durch  einen  ange- 
stellten TJnterrichter  vertreten,  so  wurde  dieser  als  Freigraf  bezeichnet  ^^®. 
Während  der  Besitz  der  vollen  gräflichen  Gerichtsbarkeit  sonst  den 
wesentlichsten  Inhalt  des  Fürstentums  bildete,  ließen  sich  die  westfälischen 
Fürsten  an  der  Gogerichtsbarkeit  genügen.  Soweit  die  Fürsten  die  Frei- 
gerichte festgehalten  hatten,  waren  sie  zugleich  Stuhlherren  i^^,  aber  die 
meisten  Freistühle  befanden  sich  als  Lehen  in  vierter  oder  fünfler  Hand 
oder  waren,  obwohl  ursprüngliche  Bestandteile  der  Grafechaft,  also  eines 
Beichslehns,  zu  allodialem  Recht  veräußert  Die  zahlreichen  Stuhlherren 
geringeren  Standes  (meistens  Ministerialen)  waren  nicht  in  der  Lage,  sich 
selbst  zu  Landesherren  aufzuschwingen;  andererseits  fanden  sie  gegenüber 

"*  Vgl.  Grimm,  DWB.  8,  1516  ff.;  bei  Wioand,  a.  a.  O.  807  ff.  Schilleb- 
LüBBEN,  WB.  5,  282.  Lexer,  Mittelhd.  WB.  3,  62  f.  Fbensdorff,  a.  a.  O.  pg. 
138  ff.  152. 

^'^  Vgl.  Lindneb,  Veme  1 — 193.  Fkbnsdobpf,  a.  a.  0.  150.  Sobbödee,  Ge- 
richtsverfassung 40  ff. 

^^^  Vgl.  Anm.  77.  Ähnlich  der  Stellung  der  friesischen  Landesfuhrer  nach 
der  Verdrängung  der  Grafen  aus  der  Rechtspflege.    Vgl.  S.  563  f. 

'^"  Wollte  der  Stuhlherr  selbst  den  Vorsitz  einnehmen,  so  mußte  der  von  ihm 
angestellte  Freigraf  ihm  jederzeit  weichen. 

^''  Der  Erzbischof  von  Köln  besaß  elf  GU)grafschaften,  aber  zu  Anfang  des 
14.  Jh.  nur  zwei  Preigrafschaften.     Vgl*  Lindnbb  350.  354. 
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der  bestandigen  Gefahr  der  Bevindikation  ihrer  Freigrafschaften  seitens 
der  Fürsten  und  Grafen  einen  Halt  nur  beim  Reiche.  Die  dem  Reichs- 
recht widersprechende  Art,  wie  sie  ihre  Freistühle  erworben  hatten,  konnte 
nur  durch  die  königliche  Bannleihe  wieder  auf  gesetzlichen  Boden  gestellt 
werden.  Dies  war  der  Grund  dafür,  daß  in  Westfalen,  d.  h.  in  den  west- 
fllisch-engerischen  Gebieten  zwischen  Rhein  und  Weser  ^^®,  die  königliche 
Bannleihe  bestehen  blieb,  während  sie  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches 
seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  fast  ganz  außer  Übung  kam.  Indem  die 
Stuhlrichter  regelmäßig  persönlich  dem  König  den  Richtereid  leisteten  und 
?on  ihm  den  Bann  empfingen,  wodurch  sie  erst  zu  Freigrafen  wurden, 
wahrten  sie  sich  den  Charakter  als  königliche  Freigrafen.  Was  ursprüng- 
lich nur  ein  Interesse  der  kleinen  Stublherren  gewesen  war,  mußte  auch 
der  Politik  derer,  die  anfangs  nur  ihr  territoriales  Interesse  verfolgt 
hatten^  eine  andere  Richtung  geben,  nachdem  sich  herausgestellt  hatte, 
welche  Vorteile  den  königlichen  Gerichten  aus  ihrer  reichsrechtlichen 
Stellung  erwachsen.  So  bildete  gerade  das  15.  Jahrhundert  bei  sämtlichen 
westfälischen  Stuhlherren  den  Höhepunkt  der  kaiserlichen  Idee.  Dieselbe 
wurde  sogar  dadurch. nicht  beeinträchtigt,  daß  der  Erzbischof  von  Köln 
seit  Sigmund  zum  „Statthalter  der  heimlichen  Gerichte'^  eingesetzt  wurde, 
der  kraft  königlicher  VoUmaoht  den  Königsbann  zu  verleihen,  den  Richter- 
eid abzunehmen  und  die  Oberaufsicht  über  die  Amtswaltung  der  sämt- 
lichen Freigrafen  zu  führen  berufen  war^'*. 

Daß  die  westfälischen  Freigerichte  aus  den  gräflichen  Landgerichten 
hervorgegangen  sind,  erkennt  man  namentlich  an  den  echten  Dingen,  die 
von  den  Freigrafen  ganz  in  alter  Weise,  wenn  auch  mit  einer  durch  die 
erweiterte  Gogerichtsbarkeit  vielfach  beschränkten  Zuständigkeit,  an  den 
einzelnen  Freistühlen  je  über  achtzehn  Wochen  abgehalten  wurden  ^®^ 
Daß  sie  sich  in  dieser  Weise  hatten  halten  können,  während  die  Grafen- 
gerichte sonst  überall  teils  den  fürstlichen  Hofgerichten,  teils  den  niederen 
Landgerichten  weichen  mußten,  erklärt  sich  aus  der  breiteren  Grundlage 
der  Freigerichte,  denen  durch  den  zahlreichen  freien  Bauernstand  des 
Landes  ein  vollzähliges  Dingvolk  und  ein  genügender  Ersatz  für  die 
SchöffenkoUegien  gesichert  war,  während  es  anderwärts  den  zu  bloßen 
Adelsgerichten  gewordenen  oberen  Landgerichten  an  beiden  und  an  aus- 
reichender  Beschäftigung  fehlte.    Daß  diese   Freigerichte  als  einzige  in 


"•  In  diesem  Sinne  wurde  der  Begriff  „Westfalen"  überall  aufge&ßt,  wo  es 
sich  um  die  westHtlischen  Gerichte  handelte. 

179  p{^  seine  eigenen  Freigrafen  hatte  der  Erzbischof  schon  1882  das  Recht 
der  Bannleihe  erworben.  Für  alle  west^lischen  Freigerichte,  auch  außerhalb  seines 
nur  die  Diözesen  Köln  und  Paderborn  umfassenden  Herzogtums,  erwarb  Erzbischof 
Dietrich  1422  für  seine  Person  das  Recht  der  Statthalterschaft,  das  dann  1475  von 
Friedrich  III.  dem  erzbischöflichen  Stuhl  als  solchem  zugestanden  wurde.  Vgl. 
LiHDNER  416.  418  ff.  426  f.    Gbauebt,  Herzogsgewalt  in  Westfalen  (1877)  118  ff. 

180  yg[^  Lindneb  588  ff.  Sogar  die  dreitägige  Dauer  des  echten  Dinges  (Anm. 
80.  105  f.)  kam  noch  Tor. 

B.  SoHSöDBB,  Deutsche  Bechtsgeschiohte.    L  Aufl.  37 
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Norddeutschland  noch  vorhandene  königliche  Landgerichte  ihre  Zustän- 
digkeit auch  auf  auswärtige  Sprengel  ausdehnten,  hatte  dieselben  Gründe 
wie  bei  den  entsprechenden  süddeutschen  Gerichten.  Auch  darin,  daß  es 
ihnen  gelang,  seit  dem  letzten  Viertel  des  14.  Jahrhunderts  und  im 
15.  Jahrhunderts  auf  dem  Höhepunkt  ihrer  Entwickelung  auch  in  Süd- 
deutschland, der  Schweiz,  Böhmen  und  selbst  den  preußischen  Ordens- 
landen  festen  Fuß  zu  fassen,  hatten  sie  wenigstens  prinzipiell  vor  Nürn- 
berg und  ßottweil,  die  ebenfalls  das  ganze  Reich  für  sich  in  Ansprach 
nahmen,  kaum  etwas  voraus.  Die  Eigentümlichkeit  der  westfälischen  Ge- 
richte beruhte  vielmehr  einzig  darin,  daß  sie  es  verstanden  hatten,  sich 
durch  eine  der  veränderten  Stellung  angepaßte  neue  Organisation  nnd 
gewisse  Besonderheiten  ihres  Verfahrens  erheblich  mehr  zur  Geltung  zu 
bringen.  Wie  und  wann  diese  Veränderungen  vor  sich  gegangen  sind, 
läßt  sich  nur  vermuten.  Die  Anfange  müssen  noch  in  die  zweite  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  fallen.  Daß  der  Erzbischof  von  Köln  und  die  west- 
fälischen Bischöfe  dabei  einen  wesentlichen  Einfluß  gehabt  haben  und  die 
Einführung  des  Rügeverfahrens  und  des  Freischöffenbundes  unmittelbar 
auf  das  Vorbild  der  bischöflichen  Sendgerichte  zurückzuführen  ist,  läßt 
sich  nicht  bezweifeln.  Dagegen  scheint  es,  als  werde  den  Landfriedens- 
bestrebungen,  namentlich  dem  Landfrieden  von  1371,  eine  zu  große  Be- 
deutung beigelegt  Im  15.  Jahrhundert  haben  namentlich  die  Könige 
Ruprecht  und  Sigmund  und  Erzbischof  Dietrich  von  Köln,  sodann  die 
Freigrafenkapitel,  die  der  Kölner  Erzbischof  auf  Grund  seiner  Statthalter- 
schaft zu  berufen  pflegte,  das  Ihrige  zur  Weiterbildung  beigetragen  ^®^ 

Außer  dem  echten  Ding  (in  Westfalen  mit  einem  auch  anderwärts 
bezeugten  Ausdruck  „offenes"  oder  „offenbares"  Ding  genannt)*®'  und 
dem  Notgericht  auf  handhafte  That,  das  bei  der  Feme  eine  hervorragende 
Rolle  spielte  ^®^,  kannten  die  westfälischen  Freigerichte  auch  ein  gebotenes 
Ding,  das  sogenannte  heimliche  oder  stille   Gericht  {mdicium  secretum, 


'•*  König  Ruprecht  berief  1408  mehrere  Freigrafen  nach  Heidelberg  und 
legte  ihnen  Fragen  über  die  Stellung  der  westfälischen  Grerichte  zu  Kaiser  und 
Reich  vor.  Das  über  die  Verhandlungen  aufgenommene  Protokoll,  die  sogenannten 
Ruprechtschen  Fragen  (Ltndner  212  ff.  Altmann  u.  Bernheiu'  Nr.  108),  bildet  das 
älteste  amtliche  Aktenstück  über  die  Femgerichte.  Dann  folgen  die  auf  Anregung 
Sigmunds  von  Erzbischof  Dietrich  abgehaltenen  Freigrafenkapitel  zu  Soest  und 
Dortmund  von  1480  (Lindnbr  223  ff.)  und  zu  Arnsberg  von  1487  („Amsberger  Re- 
formation'*, vgl.  Lindneb  280  ff.,  Ausgabe  bei  Useker,  Die  Frei-  und  heimlichen 
Gerichte  Westfalens,  1882,  ürk.  Nr.  7.  9).  Die  erste  reichsgesetzliche  Regelung, 
wenn  auch  nur  in  einzelnen  Punkten,  enthielt  die  sogen.  Frankfurter  Reformation 
Friedrichs  in.  in  dem  Frankfurter  RA.  von  1442,  §§  13—16  (N.  Samml.  d.  Reichs- 
abschiede 1,  172  f.).  Weiter  liegen  einige  um  1470  gefaßte  Kapitelbeschlüsse  vor 
(LiNDNBR  298  f.).  Dem  15.  Jahrhundert  gehören  noch  verschiedene  Femrechtsbücher 
und  Femrechtsweisungen  privaten  oder  doch  nichtamtlichen  Charakters  an. 

"•  Vgl.  LiNDNEE  545.     Grimm,  Weisttimer  7,  261. 

'8»  Vgl.  S.  559.  Mit  Unrecht  führt  Lindner  534  die  Entstehung  der  Fem- 
gerichte überhaupt  auf  das  Notgericht  zurück,  das  vielmehr  eine  uralte  Beigabe 
des  Grafen-,  später  auch  des  Zent-  und  Gogerichts  war. 
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stille  ff  er  icht),  ein  Ausdrack  der  ursprünglich  wohl  mehr  den  Gegensatz 
gegen  das  offene  Gericht  als  die  erst  im  Laufe  der  Zeit  damit  verbundene 
Geheimhaltung  und  unbedingte  Ausschließung  der  Öffentlichkeit  bezeich- 
nete^**. Während  das  offene  Ding  der  gewohnten  ordentlichen  Gerichts- 
barkeit in  der  Freigrafschaft  vorbehalten  blieb,  war  das  heimliche  Gericht 
ausschließlich  für  die  von  auswärts  kommenden  Sachen  bestimmt.  Die 
spätere  Zeit  bezeichnete  die  westfälischen  Femgerichte  schlechthin  als 
Still-  oder  heimliche  Gerichte.  Da  die  erste  Erwähnung  eines  iudicium 
secretum  oder  stäledink  schon  aus  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  bezeugt 
ist^^^y  80  darf  man  wohl  annehmen,  daß  schon  damals  aus  der  Nachbar- 
schaft, zumal  dem  fränkischen  Teile  der  Kölner  Diözese,  einzelne  Becht«- 
sachen  nach  Westfalen  gekommen  sind.  Zu  dieser  Annahme  stimmt  es, 
daß  schon  an&ngs  des  14.  Jahrhunderts  auch  außerhalb  Westfalens,  und 
zwar  zunächst  in  Wesel,  Freischöffen  westfälischer  Gerichte  erwähnt 
werden  ^®^  Jeder  ehelich  geborene,  im  Vollbesitz  seiner  Rechte  befind- 
liche gut  beleumundete  Freie  ^®^  konnte  nach  genügendem  Ausweis  über 
seine  Persönlichkeit  Freischöffe  werden.  Die  Aufnahme  erfolgte,  indem 
der  Aufzunehmende  durch  einen  Stuhlherrn  oder  Freigrafen  vor  dem  Frei- 
gericht, nach  Ableistung  des  Schöffeneides  und  gegen  Zahlung  eines  be- 
deutenden Aufhahmegeldes,  durch  Mitteilung  der  geheimen  Erkennungs- 
zeichen „wissend"  gemacht  wurde.  Auch  der  Kaiser  konnte  Freischöffen 
ernennen.  In  Westfalen  gehörte  im  15.  Jahrhundert  wohl  der  gesamte 
hohe  und  niedere  Adel  nebst  sämtlichen  Stadträten  dem  Freischöffenbunde 
an.  Im  ganzen  Beiche,  auch  in  der  Schweiz  und  Preußen,  waren  die 
angesehensten  Männer  bestrebt,  Freischöffen  zu  werden.  Kaiser  Sigmund 
und  Kurfürst  Friedrich  I.  von  Brandenburg  waren  wissend,  überhaupt 
zahlreiche  Fürsten,  auch  Bischöfe  und  viele  andere  Geistliche,  ungeachtet 
des  kirchlichen  Verbotes  der  Mitwirkung  bei  Bluturteilen.  Die  meisten 
Städte  sorgten  dafür,  einen  oder  mehrere  Wissende  unter  ihren  Bäten  zu 
haben.  Die  Verpflichtung  des  Freischöffen  bezog  sich  auf  die  strengste 
Geheimhaltung  aller  Femsachen  (bei  Todesstrafe),  Beihilfe  zur  Hinrichtung 
Verurteilter,  Mitwirkung  zur  Bestellung  von  Ladungen,  Einbringung  jeder 
ihm  bekannt  gewordenen  Femwroge.  Diese  Eügepflicht  legte  insbesondere 
die  Pflicht  auf,  jedem,  der  darum  ersuchte,  als  Ankläger  im  Femgericht 
beizustehen.  Dingpflichtig  waren  die  Freischöffen  nur  in  dem  Gerichte, 
bei  dem  sie  ihren  allgemeinen  Gerichtsstand  hatten,  auswärtige  also  über- 
haupt nicht    Dagegen  waren  sie   berechtigt,   in  jedem  Gericht  zu   er- 


'**  Vgl.  Gbimm,  DWB.  4,  2,  873  ff.  Als  „heimlich"  konnte  man  das  gebotene 
Ding  auch  gegenüber  dem  mit  dem  Landgeschrei  eröffneten  Notgericht  bezeichnen. 
Die  Annahme  von  Likdneb  540  ff.,  daß  es  bei  den  Freigerichten  auch  ,,oifene"  oder 
„offenbare"  gebotene  Dinge  gegeben  habe,  und  zwar  für  Immobiliarrechtsgeschftfte, 
üit  mir  zweifelhaft,  da  jene  Bezeichnung  sonst  nur  für  das  echte  Ding  nachge- 
wiesen ist. 

»"   Vgl.   LiNDNBR   477  ff.  "*  Vgl.    LiNDKBB   504, 

^"  Ministerialen  wurden  als  Freie  gerechnet. 

Digitized  by  LjOOQIC 


580  ^as  Mittelalter. 

scheinen,  da  die  Heimlichkeit  ihnen  gegenüber  nicht  bestand.  Die  An- 
ziehungskraft des  Freischöffentnms  beruhte  in  dem  damit  yerbundenen 
Einfluß  sowie  den  prozessualischen  Vorteilen,  die  jedem  Freischöfifen  als 
Angeklagtem  zustanden.  Zur  Besetzung  des  Stillgerichts  gehörten  der 
Freigraf,  der  Fronbote  (Freifrone)  und  mindestens  sieben  FreischöflFen; 
zuweilen  waren  Hunderte  anwesend.  Es  war  üblich,  auch  andere  Frei- 
grafeu,  in  wichtigeren  Fällen  in  großer  Zahl,  zuzuziehen.  Diese  hatten  das 
Recht  des  Mitvorsitzes  und  gaben  ihr  Urteil  noch  vor  den  Freischöffen 
ab.  Die  Verhandlungen  geschahen  mit  strengster  Ausschließung  der 
Öffentlichkeit,  in  der  „heimlichen  Acht'^  War  der  Kaiser  oder  sein  Statt- 
halter anwesend,  so  stand  ihm  der  Vorsitz  zu. 

Auswärtige,  zur  Zuständigkeit  der  Femgerichte  gehörige  Sachen  hießen 
Femwrogen  (d.  h.  Femfügen).  Die  Femgerichte  befaßten  sich  nur  mit 
todeswürdigen  Verbrechen  und  kannten  nur  eine  einzige  Strafe,  die  des 
Todes  durch  den  Strang  ^®®.  Voraussetzung  jeder  Femwroge  war,  daß  das 
ordentliche  Gericht  das  Recht  verweigert  hatte  oder  des  Angeklagten  nicht 
mächtig  war.  Verfahren  wurde  nur  auf  Anklage;  die  Rügepflicht  der 
Freischöffen  nötigte  sie  gegebenenfalls  zur  Anklage  von  Amts  wegen.  Der 
Angeklagte  wurde  schriftlich  geladen.  Der  Kaiser  hatte  das  Recht,  jede 
anhängig  gemachte  Sache  abzufordern,  wenn  sich  der  Verklagte  recht- 
zeitig vor  ihm  zu  Recht  erbot.  Außerdem  konnte  der  erschienene  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten  vertretene  Angeklagte  das  weitere  gericht- 
liche Verfahren  durch  „Aufnahme"  abwenden,  indem  er  unter  Bürgschaft 
mehrerer  Freischöffen  versprach,  dem  Kläger  an  gehöriger  Stelle  zu  Recht 
zu  stehen.  Der  unentschuldigt  ausgebliebene  Verklagte  wurde  nach  wieder- 
holter Vorladung,  nachdem  Kläger  selbsiebent  die  Schuld  beschworen 
hatte,  verfemt,  d.  h.  unter  feierlicher  Formel  in  die  Oberacht  gethan. 

Während  das  regelmäßige  Verfahren  durchaus  an  die  westfälischen 
Gerichte  gebunden  war  und  außerhalb  Westfalens  nicht  Platz  greifen 
konnte  ^^^  vollzog  sich  das  Notgericht  am  Orte  der  That.  Zur  Besetzung 
genügten  drei  Freischöffen,  eines  Freigrafen  bedurfte  es  nicht.  Auch  hier 
wurde  nur  auf  Klage  oder  Rüge  eingeschritten.  Auf  das  Urteil  folgte 
sofort  die  Vollstreckung.  Bei  beidem  mitzuwirken  war  Pflicht  aller 
gegenwärtigen  Freischöffen.  Der  Verfemte  wurde,  wenn  man  ihn  ei^iff, 
als  ein  auf  handhafter  That  ertappter,  bereits  überführter  Verbrecher  be- 
handelt. Auch  hier  genügte  die  Anwesenheit  von  drei  Freischoffen,  um 
die  Hinrichtung  sofort  zu  vollziehen. 

Einen  Rechtszug  innerhalb  der  westfälischen  Gerichte  gab  es  nicht, 
Berufung  gegen  die  Femgerichtsurteile  konnte  an  sich  nur  an  den  König 
eingelegt  werden  ^®^,  doch  entwickelten  sich  die  von  dem  Kölner  Erzbischof 


^^  Erst  in  ihrer  späteren  Entwickelung  erklärten  sie  sich  in  allen  Fällen 
einer  Rechtsverweigerung,  ohne  Bücksicht  auf  den  Gk^genstand,  fOr  zuständig. 

^^  Die  vielbestrittene  Bezeichnung  Westfalens  als  „rote  Erde"  kommt  vor 
1490  überhi^upt  nicht  vor.    Vgl.  Lindner  464  f. 

^^  Die  frühere  Annahme  eines  Bechtszuges  an  den  Dortmunder  Stuhl  als 
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als  Statthalter  der  heimlichen  Gerichte  abgehaltenen  Freigrafenkapitel 
allmählich  zu  einem  Berufungsgericht,  das  auf  Antrag  imd  Kosten  der 
beschwerten  Partei  mit  einer  Besetzung  von  mindestens  sieben  Freigrafen 
und  21  Freischöffen  zusammentrat  ^^^.  Im  übrigen  dienten  die  Freigrafen- 
kapitel teils  zur  Beratung  gemeinsamer  Angelegenheiten,  teils  zur  Unter- 
stützung des  Statthalters  in  der  Aasübung  der  ihm  obliegenden  Diszi- 
plinargewalt, kraft  deren  er  Freigrafen  und  Freischöffen  selbst  abzusetzen 
berechtigt  war.  Dasselbe  Recht  stand  dem  König  zu.  tTberhaupt  wurde 
daran  festgehalten,  daß  die  heimlichen  Gerichte  nur  Organe  des  Königs 
seien,  doch  zeigt«e  sich  schon  darin  eine  Überschreitung  ihrer  Grenzen, 
daB  sie  dem  König  das  Recht  der  Lösung  von  der  Verfemung  theoretisch 
absprachen  und  ihm  nur  eine  Begnadigung  auf  Zeit,  allerdmgs  auf  die 
Dauer  von  100  Jahren,  zugestanden;  auch  darin,  daß  sie  selbst  Fürsten, 
nachdem  diese  zunächst  vor  dem  Reichshofgericht  belangt  worden  waren, 
vor  ihre  Stühle  zogen,  während  sie  andererseits  in  Gemäßheit  der  Reichs- 
gesetze ihre  Unzuständigkeit  über  Geistliche  und  Juden  anerkannten  ^^^. 
Verblendet  durch  die  Erfolge,  die  sie  unter  Ruprecht  und  Sigmund  mit 
königlicher  Hilfe  erzielt  hatten,  sachten  die  westfälischen  Gerichte  sich 
unter  Friedrich  IIL,  der  es  verschmähte  Freischöffe  zu  werden,  über  den 
König  zu  stellen,  wagten  sogar,  diesen  selbst  vor  ihren  Stuhl  zu  laden 
und  ihm  im  Falle  des  Ungehorsams  mit  der  Verfemung  zu  drohen  ^'^ 
Durch  diese  und  andere  maßlose  Übergriffe  wurde  eine  allgemeine  Reak- 
tion, namentlich  der  Landesherren  und  Städte,  herbeigeführt,  die,  unter- 
stützt durch  zahlreiche  vom  Kaiser  erteilte  Exemtionsprivilegien,  die 
Macht  der  Femgerichte  noch  vor  Ablauf  des  15.  Jahrhunderts  zu  Falle 
brachte. 

9.  Lehns-  und  Dienstgerichte ^^^  Außer  den  bisher  allein  in 
Betracht  gezogenen  staatlichen  Gerichten  kannte  das  Mittelalter  für  ge- 
wisse besondere  Beziehungen  eine  Reihe  nichtstaatlicher  Gerichte.  Eine 
gewisse  Mittelstellung  nahm  das  Lehnsgericht  ein,  das  jeder  Herr,  der 
mehrere  Vassalien  hatte,  abhalten  konnte.  Die  Zuständigkeit  desselben 
beschränkte  sich  subjektiv  auf  Streitigkeiten  zwischen  Herrn  und  Mann 

Oberfreistahl  widerlegt  Fbensdobff  pg.  162  ff.  Der  König  hat  nur  das  Dortmunder 
Gericht  wiederholt  delegiert,  um  statt  seiner  zu  entscheiden. 

''^  Vgl.  LiNDNBB  421  ff.  Am  häufigsten  fanden  die  Freigrafenkapitel  in  Arns- 
berg statt,  das  dadurch  den  Ruf  eines  Oberfemgerichts  erlangte.  Neben  den  auBer- 
ordentlichen  Kapiteln  fanden  regelmäßig  Jahreskapitel  statt,  die  zwar  als  allge- 
meine Kapitel  geplant,  meistens  aber  nur  spärlich  besucht  waren. 

"*  Vgl.  LraDNEB  557  f. 

»•»  Vgl.   LiHDNEB  439. 

IM  Yg]^  HoMETEB,  System  des  Lehnrechts  562  ff.    Plakck,  Gerichtsverfahren 

1,  15  ff.  Waitz  4,  462.  6*,  97  f.  Bbunneb,  KG.  2,  266.  Eichhobk  2,  448  f.  Ficksb, 
Forschungen  8,  324  ff.    Albbbcht,  Gewere  290 ff.    Weiland,  Gonst.  1,  89  (1037). 

2,  398  (1222).  IL  F.  16.  20.  22.  y.  Fübth,  Ministerialen  898  ff.  FiAnsdobff,  Das 
Recht  der  Dienstmannen  von  Köln  20. 
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oder  zwischen  Mann  und  Mann,  objektiv  auf  die  von  dem  Herrn  aas- 
gehenden Lehen  und  die  mit  diesen  zusammenhängenden  Verhältnisse; 
dazu  kam  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Lehnssachen,  namentlich  der 
Investiturakt  selbst.  Wer  nicht  Yassall  war,  konnte  im  Lehnsgericht  nicht 
prozessieren,  doch  wußte  das  spätere  Lehnrecht  hier  durch  eine  bedingte 
Belehnung  (Provisionalbelehnung)  Rat  zu  schaffen.  Bichter  im  Lehns- 
gericht war  der  Herr  oder,  wenn  er  Partei  war,  gewöhnlich  einer  der 
Mannen  an  seiner  Statt.  Urteiler  waren  die  Mannen,  soweit  sie  nicht  als 
Partei,  Fürsprecher  oder  Zeugen  auftraten.  Pflicht  des  Herrn  war  es,  seinen 
Mannen  „Lehnrecht  zu  thun<<,  d.  h.  Lehnsgericht  zu  gewähren  und  sich 
dem  Spruche  desselben  zu  unterwerfen;  Pflicht  der  Mannen,  dem  Herrn 
„Lehnrechtes  zu  helfen'^  d.  h.  sich  der  Mitwirkung  im  Lehnsgericht  nicht 
zu  entziehen  und  den  Urteilen  gehorsam  zu  sein.  Berufungen  gingen  an 
das  Gericht  des  Oberlehnsherm,  zuletzt  an  den  König,  der  auch  für  Lehen 
an  Eigen,  obwohl  sie  nicht  vom  Seiche  ausgingen,  die  höchste  Instanz 
bildete  1»«. 

Verschieden  von  den  Lehnsgerichten  waren  die  Dienstgerichte,  welche 
die  Herren  als  Richter  mit  ihren  Ministerialen  als  Urteilern  abhielten  ^••. 
Als  Vertreter  des  Herrn  war  häufig  ein  Hof  beamter  oder  der  Vogt  thätig. 
Während  Streitigkeiten  der  Dienstmannen  mit  Dritten  vor  die  ordentlichen 
Gerichte  gehörten,  wo  der  Herr  sie  zu  vertreten  hatte,  war  das  Dienst- 
gericht für  alle  Streitigkeiten  der  Dienstmannen  untereinander  oder 
mit  dem  Herrn  zuständig.  Seit  dem  Eintritt  der  Ministerialen  in  die 
Landgerichte  verloren  die  Dienstgerichte  ihren  ursprünglichen  Charakter 
und  verschmolzen  schließlich  ganz  mit  den  Lohns-  und  fürstlichen  Hof- 
gerichten. 

10.  Die  geistlichen  Gerichte  hatten  gegenüber  der  vorigen  Periode 
eine  erhebliche  Erweiterung  ihrer  Zuständigkeit,  hauptsächlich  unter  dem 
Einfluß   der    pseudoisidorischen    Dekretalen,   erfahren  ^^^    Klagen  gegen 


»»*  Vgl.  HonEYER  567.  Planck  1,  17.  Sachs.  Lehnr.  69,  §  8.  Schwab.  Lehnr. 
128".  Über  Fürstenlehen  konDte  das  Beicbshofgericht  nur  in  der  Besetzung  als 
Fürstengericht  urteilen.    Vgl.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  20.     Schwab.  Lehnr.  143. 

»«»  Vgl.  Weiland,  Const  1,  Nr.  127  (1U9).  128  (1150). 

><>^  Vgl.  HiNsoHiüs,  Kii-chenrecht  5,  285  ff.  304  ff.  328  ff.  377  ff.  409  ff.  425  ff. 
449  ff.  Do  VE,  De  iurisdictionis  ecclesiasticae  progressa,  Berl.  Diss.  1855;  Unter- 
suchungen über  die  Sendgerichte,  ZDR.  19,  821  ff.;  Zeitschr.  f.  KR.  4,  28  ff.  157  ff. 
5,  Iff.;  Realencyklopädie  f.  Theol.  u.  Kirche«  14,  119 ff.:  bei  Richter,  Kirchen- 
recht^  597  f.  771  ff.  Friedbebo,  De  finium  inter  ecclesiain  et  civitatem  regundorum 
iudicio,  Berl.  Diss.  1861,  S.  87ff.;  Grenzen  zwischen  Staat  u.  Kirche  52  ff.  Hillinq, 
Die  bischöfliche  Banngewalt,  der  Archipresbyterat  u.  der  Archidiakonat  in  den 
Sachs.  Bistümern,  Archiv  f.  Kirchenrecht  80,  80  ff.  323  ff.  443  ff.  645  ff.  81,  86  ff.; 
Geistliche  u.  Laien  auf  den  Diözesansynoden,  ebd.  79,  203  ff.;  Die  westfälischen 
Diözesan Synoden  bis  Mitte  13.  Jhs.,  Münster.  Diss.  1898.  Fockbma  Andbbab,  Kerke- 
lijkc  Rechtsspraak  in  Nederland  in  de  Middeleeuwen ,  Versl.  en  Mededeel.  d.  Ak. 
V.  Wet.  1902-,  S.  73  ff.  Beunner,  RG.  2,  321  f.  493  f.  Eichhorn  §§  319—322. 
Walter,  RG.  ^§  643  f.     Wetzell,  Civilprozeß»  337  ff.    Planck,  Gerichtsverfiihren 
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Geistliche,  auch  in  bürgerlichen  Sachen,  gehörten  aasschließlich  vor  das 
geistliche  Gericht ^^^,  nur  Lehnssachen  und  teilweise  auch  Geldschulden 
blieben  dem  weltlichen  Richter  überlassen  ^^^  Streitigkeiten  um  Grund- 
besitz in  der  rechten  Gewere  einer  Kirche  wurden  dem  geistlichen  Richter 
überwiesen;  vor  Erlangung  der  rechten  Gewere  hatte  demnach  das  welt- 
liche Gericht  der  belegenen  Sache  zu  entscheiden '^^  Partikularrechtlich, 
namentlich  in  Städten,  wurde  der  eximierte  Gerichtsstand  der  Geistlichen 
vielfach  nicht  anerkannt;  Geistliche,  die  Waffen  trugen  oder  die  Tonsur 
abgelegt  hatten,  wurden  auch  reichsrechtlich  als  Laien  behandelt  ^^^  Die 
Gerichtsbarkeit  der  Kirche  über  Laien  beschränkte  sich  nicht  mehr  auf 
die  kirchlichen  Pflichten,  sondern  ergriff,  zum  Teil  in  Konkurrenz  mit 
den  weltlichen  Gerichten^  alle  Vergehen  in  denen  ein  Moment  der  Sünde 
zu  finden  war,  namentlich  Ehebruch,  Bigamie,  Unzucht,  Blutschande, 
Ketzerei,  heidnischen  Aberglauben,  Blasphemie,  Tötung  eines  Menschen 
(auch  wenn  sie  nach  weltlichem  Recht  erlaubt  war),  Raub,  Diebstahl, 
Betrug,  falsches  Zeugnis,  Meineid,  Wucher.  Schon  diese  Fälle  griffen 
tief  in  das  bürgerliche  Recht  ein,  ausdrücklich  zugestanden  wurde  der 
Kirche  aber,  wenn  auch  ebenfalls  zum  Teil  nur  unter  Konkurrenz  der 
weltlichen  Gerichte,  die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen,  Testamentsachen 
(Seelgeräten),  wucherlichen  Geschäften,  eidlich  eingegangenen  Verpflich- 
tungen, Streitigkeiten  um  Zehnten  und  Kirchenpatronate,  endlich  in 
Rechisangelegenheiten  der  Witwen  und  Waisen  (personae  miserabiles). 
Weitergehende  Ansprüche  wurden  von  weltlicher  Seite  als  Übergriffe 
zurückgewiesen  2®^  Im  Falle  einer  Rechtsverweigerung  auf  weltlicher 
Seite  wurde  die  Zuständigkeit  des  geistlichen  Gerichts  anerkannt,  ebenso 
umgekehrt  die  des  weltlichen  Richters,  wenn  vor  dem  geistlichen  kein 
Recht  zu  erlangen  war.  Vielfach  wurden  auch  Akte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  selbst  Immobiliarrechtsgeschäfte,  vor  dem  geistlichen 
Gericht  oder  dem  Pfarrer  vorgenommen,  teils  um  der  kirchlichen  Beur- 
kundung willen,  teils  um  das  Geschäft  durch  den  bischöflichen  Bann 
sicherstellen  zu  lassen  *®^ 

Eine  erhebliche  Verbesserung  erfuhr  das  bischöfliche  Sendgericht 
(S.  183)  seit  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  durch  die  Über- 


1,  Iff.  Kuhns,  a.  a.  O.  1,  272  ff.  Heck,  a.  a.  0.  105  f.  348  f.;  Biergelden  66  f. 
LuscHiM  V.  Ebenqreuth,  a.  a.  O.  258  ff.  y.  Richthofen,  Untersuchungen  2,  780  ff. 
939—1021.  1194  ff.  1257  ff.  1285  ff.  Kopp,  Auafdhrl.  Nachrichten  v.  d.  Verfassung 
der  geistl.  u.  Civilgerichte  in  Hessen-Cassel  1,  118  ff.  Winter,  Zeitschr.  d.  Harz- 
Vereins  2,  78  ff.     Grimm,  WeistOmer  7,  256.  357. 

*••  Vgl.  Weiland,  Const  2,  108  §  4  (Auth.  Statuimus  C.  de  episc.  et  der.  I. 
3,  82).    Ebd.  2,  180.  430.    Bair.  Landfriede  von  1244,  g  25  (Mon.  Wittelsbac.  1,  82). 

»••  Vgl.  Dsp.  84.  c.  6  X.  de  foro  comp.  2,  2. 

*»  Vgl.  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  87  f. 

•"  Vgl.  Landfiriede  Rudolfs  I.  von  1281,  §  48  (MG.  Leg.  2,  430).   Ssp.  IIL  2. 

•••  Vgl.  Ssp.  Iir.  87,  §  1. 

*^  Über  die  der  königlichen  nachgebildete  Banngewalt  der  Bischöfe  vgl. 
HiLLiNQ,  a.  a.  O.  80,  85  ff. 


Digitized  by 


Google 


584  Das  Mittelalter. 

nähme  der  bis  dahin  nur  auf  staatlichem  Gebiete  (S.  883)  eingeführten 
Rügegeschworenen  (testes  synodales,  iuratores  synodi)j  gewöhnlich  sieben 
in  jedem  Kirchspiel,  die  aus  den  angesehensten,  durch  Alter  und  Wahr- 
haftigkeit hervorragenden  Gemeindegliedem  entnommen  (später  vielfach 
von  der  Gemeinde  gewählt)  und  durch  einen  dem  Sendrichter  geleisteten 
Eid  verpflichtet  wurden,  alle  zur  Zuständigkeit  des  Sendes  gehörigen  kirch- 
lichen Vergehen,  die  zu  ihrer  Kenntnis  kamen,  zu  ragen.  Der  Büge- 
zeuge wurde  als  Ankläger  behandelt.  Die  übrigen  Sendzeugen,  namentlich 
aber  die  den  Bischof  begleitenden  Geistlichen,  entwickelten  sich  allmählich 
zu  Sendschöffen,  die  dem  versitzenden  Sendrichter  das  Urteil  fanden, 
während  der  Bischof  ursprünglich  unter  Beirat  der  ihn  umgebenden  Geist- 
lichkeit selbst  das  Urteil  fällte.  Anfangs  waren  dem  Bügeverfahren  der 
Sendgerichte  auch  die  Geistlichen  unterworfen,  aber  schon  früh  erfolgte 
die  Beschränkung  auf  Vergehen  von  Laien.  Die  Bischöfe  hörten  schon 
unter  den  Kaisern  aus  dem  sächsischen  Hause  im  allgemeinen  auf,  ihre 
Diözesen  zum  Zwecke  des  Sendes  zu  bereisen,  indem  sie  dessen  Verwaltung 
in  ihrem  Namen  an  Mitglieder  des  Domkapitels  übertrugen  und  sich  nur 
den  Send,  oder  vielmehr  die  Sendeinnahmen,  in  den  Schaltjahren  vorbe- 
hielten. Diese  den  Bischof  vertretenden  und  von  ihm  mit  einem  geringeren 
Banne  ausgestatteten  Beamten  fahrten  je  nach  ihrer  geistlichen  Stel- 
lung den  Titel  „Archipresbyter"  oder  „Archidiakon",  später  nur  den  letz- 
teren. In  Friesland  hielten  die  Bischöfe  daran  fest,  die  Sendgerichte 
während  der  Schaltjahre  persönlich  oder  durch  ihre  Ghorbischöfe  (seit 
dem  13.  Jahrhundert  durch  ihre  Ofäzialen)  abzuhalten,  während  sie  sich 
in  der  übrigen  Zeit  durch  Delegierte,  die  als  solche  den  Titel  „Dekan'' 
oder  „Propst''  führten,  vertreten  ließen.  In  den  friesischen  Teilen  der 
Diözese  Münster  bestand  die  eigentümliche  Einrichtung,  daß  diese  „Dekane" 
nicht  wie  anderwärts  Geistliche,  sondern  Laien  aus  dem  Stande  der  bäuer- 
lichen Ethelinge  waren,  die  auf  Grund  ihrer  mit  dem  Patronat  der  ein- 
zelnen Tauf kirchen  verbundenen  Stammgüter  ein  unentziehbares,  von  den 
Päpsten  widerstrebend  anerkanntes  Becht  auf  die  Sendgerichtsbarkeit 
besaßen.  Archidiakone  fehlt,en  in  Friesland  zum  Teil  überhaupt,  zum 
Teil  mußten  sie  sich  mit  der  bloßen  Aufsicht  über  die  Sendgerichte  be- 
gnügen. Außerhalb  Frieslands  lag  die  Sendgerichtsbarkeit  überall  in  den 
Händen  der  Archidiakone;  sie  waren  seit  dem  11.  und  12.  Jahrhundert 
die  eigentlichen  Sendherren,  bis  ihnen  die  Bischöfe  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert durch  ihre  Offizialen  [offidales  foranei)  eine  Konkurrenz  machten, 
die  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  das  Sendgerichtswesen  in  der  Haupt- 
sache zu  Fall  brachte.  Die  meisten  Diözesen  waren  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert in  mehrere  Archidiakonate  eingeteilt,  deren  jedem  ein  Archi- 
diakon als  Sendherr  vorstand.  Zur  Ergänzung,  namentlich  hinsichtlich 
der  Gerichtsbarkeit  über  die  Geistlichen,  dienten  zuweilen  die  Landkapitel 
der  ländlichen  Erzpriester  oder  Landdekane,  denen  auch  wohl  die  Ab- 
haltung der  Sende  übertragen  wurde,  so  daß  sie  infolge  wiederholter  Dele- 
gationen  nicht  selten  ebenfalls  zu  Sendherren   innerhalb  ihrer  Dekanie 
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wurden.    Zum  Teil  gelang  es  auch  einzelnen  Klöstern  oder  Stiftern,  in 
den  Besitz  der  Sendgerichtsbarkeit  zu  kommen. 

Die  Sendgerichte  wurden  an  jeder  Tauf  kirche  ein-  bis  dreimal  jährlich, 
nach  dem  Vorbild  des  echten  Dinges,  abgehalten  und  dauerten  wie  dieses 
in  der  Regel  drei  Tage,  nach  Bedürfnis  noch  unter  Hinzufügung  eines 
Aftersendes  {secunda  synodus,  postsynodalia)]  sie  wurden  von  allen  Ein- 
gepfarrten  kraft  gesetzlicher  Dingpflicht  besucht.  Nur  der  Adel  behaup- 
tete den  persönlichen  Gerichtstand  vor  dem  Bischof,  er  besuchte  statt 
der  Sendgerichte  der  Archidiakonen  oder  Dekane  die  Diözesansynoden,  an 
deren  Stelle  seit  dem  13.  Jahrhundert  ständige  bischöfliche  Gerichte 
traten*®*  Andere  Exemtionen  bestanden  viellach  für  Städte,  die  eigene 
Sendgerichte  erhielten. 
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Waitz  7,  302—372.  8,  415  ff.;  Abhandl.  552  ff.  Dbvribnt  bei  Richter,  Annalen 
3,  2  S.  735  ff.  Eichhorn  2,  416—468.  3,  223—284.  v.  Daniels,  Handbuch  4,  493  ff. 
Brunner,  Grundz.  134  f.  v.  Amira,  Grundr.*  101  ff.  Lindner,  Deutsche  Geschichte 
2,  119  ff.  Werunsky,  Geschichte  Karls  IV.,  2,  15  ff.  3,  1  ff.  123  ff.  Winkelmann, 
Kaiser  Friedrich  II.  1,  54  ff.  2,  241  ff.  Blondel,  Fr6d6ric  IL  80—200.  214.  Weiland, 
Friedrichs  IL  Privileg  f.  d.  geistl.  Fürsten,  i.  d.  Hist.  Aufs.  z.  And.  an  Waitz  249  ff. 
ZoPFL,  Altertümer  1,  70  ff.  2,  3  ff.  v.  Maurer,  Fronhöfe  2,  220—380.  446  ff.  3,  47  ff. 
409  ff.  K.  Maurer  bei  Bluntschli  u.  Brater,  Staatswörterbuch  6,  213  ff.  Berchtold, 
Entwickelung  der  Landeshoheit  in  Deutschland,  1863;  Landeshoheit  Österreichs,  1862. 
Luschin  v.  Ebengreuth,  Österreich.  Beichsgeschichte  44  ff.  147 — 212.  Dopsoh,  Bedeu- 
tung Albrechts  I.  f.  d.  Ausbildung  der  Landeshoheit  in  Österreich,  1893;  Beiträge  z. 
Gesch.  der  Finanzverwaltung  Österreichs  im  13.  Jh.,  Mitt.  d.  öst  Inst.  14,  449 ff. 
18,  233  ff.  V.  Schwind  u.  Dopsch,  Urkunden  z.  Verf.- Geschichte  der  deutsch-österr. 
Erblande  im  Mittelalter,  1895.  Hauke,  Die  geschichtlichen  Grundlagen  des 
Monarchenrechts,  1894.  Strnad,  Die  Geburt  des  Landes  ob  der  Enns,  1886. 
y.  Wretschko,  Das  österreichische  Marschallamt  im  Mittelalter,  1897;  Zur  Frage 
der  Statthalterschaften  in  Österreich,  Bl.  d.  Ver.  f.  Landeskunde  in  Niederösterreich, 
1898.  Puntschart,  Herzogseinsetzung  u.  Huldigung  in  Kftmten,  1899.  Krones, 
i.  d.  Forschungen  zur  Yerfassungs-  u.  Verwaltungsgeschichte  der  Steiermark,  I.  IV. 
1897—1900.  EiCHTER,  Untersuchungen  z.  hist  Geographie  d.  Hochstifts  Salzburg, 
Mitt.  d.  Ost.  Inst.,  Erg.  1,  590  ff.  Huber,  Territorien  d.  Hochstifts  Trient  u.  Brixen, 
Arch.  f.  K.  österr.  Gesch.  63.  Gumplowicz,  Einleitung  in  das  Staatsrecht,  1889. 
ToMAscHEK,   Eecht  u.  Verfassung  d.  Markgrafischaft   Mähren,    1863.    A.  Schulte, 


^^  Von  dem  Besuche  der  Diözesansynoden  erhielten  die  Edeln  die  Bezeich- 
nung homines  synodales  oder  sempervrie  (d.  h.  sendbarfreie).  Diese  Bezeichnung 
kommt  zuerst  in  der  Würzburger  Diözese  vor  und  scheint  von  da  aus  in  die 
Beichsgesetzgebung  (Const.  i.  fav.  princ,  Landfrieden  von  1234  und  1235)  über- 
gegangen zu  sein.  Vgl.  y.  Zallinger,  Mitt  d.  öst  Inst  10,  217  ff.;  Ministeriales 
und  milites  77  ff.  Eichhorn,  Abh.  d.  Beri.  Ak.  1838  (1840),  S.  361  ff.  Hinschids, 
a.  a.  O.  5,  433.  Seit  dem  13.  Jahrhundert  nahmen  auch  die  Ministerialen  an  der 
Exemtion  teil,  so  daß  nun  auch  sie  unter  dem  Namen  synodales  oder  semperHute 
mitbegriffen  waren.  Den  Übergang  zeigen  die  Schöffenbarfreien  des  Ssp.  I.  2,  §  1. 
Die  weiteren  Abstufungen  für  die  Pfleghaften  und  Landsassen  sind  eine  Fiktion 
des  Spieglers. 


Digitized  by 


Google 


586  Das  Mittelalter. 

Geschichte  der  Habsburger  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten,  1887  (Mitt  d.  ösL 
Inst  7.  8).  Born  HAK,  Gesch.  d.  preuß.  Verwaltungsrechts  1,  1884.  Althann,  Ur- 
kunden z.  brand. -preuß.  Verfassungs-  u.  Yerwaltungsgeschichte,  1897.  Waitz, 
Schlesw.-Holsteins  Geschichte  1,  102  AT.  176  ff.  348  ff.  Lampeecht,  Wirtschaftsleben 
1,  822  ff.  1024.  1136  ff.  1251—1481.  1520  ff.  G.  Mülusb,  Entw.  d.  Landeshoheit  in 
Geldern,  Marb.  Diss.  1889.  Hbchelmamm,  Landeshoheit  der  Bischöfe  von  Mfinster, 
1868.  Spangenberg,  Beiträge  z.  älteren  Verf.-  u.  Verwalt-Gesch.  d.  Fiirstent  Osna- 
brück, 1900.  Philippi,  Zur  Osnabrücker  Verf.-Geschichte,  Osn.  Mitteil.  1897,  S.  25  ff. 
HiLUNQ,  Bischöfliche  Banngewalt  in  den  sächs.  Bistümern  (§  49,  n.  197).  Loebsch, 
De  er  tu  et  incremento  superioritatis  territorialis  in  comitatu  Juliacensi,  Bonn.  Diss. 
1862.  Bbackuann,  Urkundl.  Gesch.  d.  Halberstädter  Domkapitels,  Gott  Diss.  1898. 
Kmiotek,  Siedclung  u.  Waldwirtschaft  im  Salzforst,  1900  (Schanz,  Wirtschafts-  n. 
Verwaltungsstudien  VIIL).  Lbchner,  Die  älteren  Königsurkunden  f.  d.  Bist.  Worms 
u.  die  Begründung  der  bischöfl.  Fürstenmacht,  Mitt  d.  öst.  Inst  22,  529  ff.  Rosbn- 
THAL,  Gesch.  des  Gerichtswesens  u.  der  Verwaltungsorganisation  Baiems.l,  1889. 
Riezler,  Geschichte  Baierns  2,  171  ff.  507  ff.  8,  652  ff.  Baumank,  Gesch.  d.  Allgäns 
1,  800  ff.  Henner,  Bischof  Hermann  u.  d.  Laudesherrliehkeit  im  Hochstift  Wirz- 
burg,  1875.  C.  F.  Stalin,  Wirtemberg.  Geschichte  2,  639  ff.  Stouff,  Le  pouvoir 
temporel  des  ^vSques  de  Bäle  et  le  regime  municipal,  1891.  Fester,  Markgraf 
Bernhard  I.  und  die  Anfange  des  badischen  Territorialstaates,  1896.  Beschorner, 
Das  sächs.  Amt  Freiberg  u.  seine  Verwaltung  im  15.  Jh.,  1897.  Bonvalot,  Histoire 
du  droit  et  des  institutions  de  la  Lorraine  et  des  trois  ^vSch^s,  1895.  Guyot,  La 
Situation  des  campagnes  en  Lorraine  1220—51  (M^m.  de  la  soc.  d'arch.  lorraine 
45,  165  ff.).  Gernet,  Verf. -Gesch.  d.  Bistums  Dorpat,  1897.  Fredy,  Entstehung 
d.  landesherrl.  Huldigung,  Marb.  Diss.  1899. 

1.  Eutwickelung  der  Landeshoheit  Unter  dem  Einfluß  des 
Lehnwesens  waren  die  deutschen  Fürsten  aus  absetzbaren  Reichsbeamten 
zu  erblichen  „Landesherren"  geworden  \  Den  Inhalt  der  landesherrlichen 
Gewalt  bildeten  die  herzoglichen,  markgräflichen  oder  graf liehen  Befug- 
nisse. Soweit  diese  reichten,  hatte  die  unmittelbare  Staatsgewalt  des 
Königs  sich  in  eine  bloße  Lehnsherrlichkeit  verwandelt,  das  Reiohsregi- 
ment  beschrankte  sich  in  den  Territorien  fortan  auf  die  nicht  zu  den 
Amtsbefiignissen  der  Herzoge,  Markgrafen  oder  Grafen  gehörenden  Hoheits- 
rechte. Indem  die  Krone  allmählich  eine  Reihe  dieser  Rechte  zu  Gunsten 
der  Fürsten  aufgab,  erweiterte  sich  die  landesherrliche  Gewalt  zur  Landes- 
hoheit Der  Abschluß  der  lehnrechtlichen  Eutwickelung,  auch  für  die 
geistlichen  Fürsten,  föllt  in  die  zweite  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts;  für 
die  Ausbildung  der  Landeshoheit  ist  das  13.  Jahrhundert,  für  die  erhöhte 
Territorialgewalt  der  Kurfürsten  das  14.  Jahrhundert  entscheidend  ge- 
worden. Die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Händen  vereinigten  Rechte  war 
sehr  ungleichartig,  auch  brachte  es  das  Wesen  des  Feudalstaates  mit  sich, 
daß  nicht  nur  zahlreiche  Kondominatverhältnisse  vorkamen^,  sondern  auch 


1  Wäbrend  der  Sachsenspiegel  (I.  28,  IL  26  §  4,  lü.  66.  §  2,  79  §  1,  91  §  3) 
noch  durchweg  von  richtere  oder  des  landes  riohtere  spricht,  gewinnt  die  neue  Be- 
zeichnung dominus  terrae,  lantherre,  landes  herre  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts 
bald  allgemeine  Verbreitung.  Vgl.  Reichsurteil  von  1231,  Weiland,  Const  2,  420. 
Dsp.  82*.     Schwsp.  L.  1Ö5^     Lexer,  WB.  1,  1822.  1824. 

•  Vgl.  Wehjlnd  1,  422  (1184).  v.  n.  Bergh,  Oork.-B.  v.  Holl.  en  Zeeland 
1,  93  (1165).  121  (1204).  170  (1226). 
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in  einem  und  demselben  Gebiete  die  von  der  Krone  aufgegebenen  Hoheits^ 
rechte  in  yersehiedenen  Händen  sein  konnten.  Da  die  landesherrliche 
Gewalt  im  allgemeinen  ihren  Ausgang  von  dem  Beichsfürstentum,  also 
dem  Grafenamty  genommen  hatte,  so  wurde  in  solchen  Fällen  geteilter 
Hoheitsrechte  meistens  der  Inhaber  der  hohen  Gerichtsbarkeit  als  der 
eigentliche  Landesherr  angesehen^.  Seit  dem  Verfall  der  öffentlichen 
Gerichtsverfassung  gelangten  neben  nichtgefürsteten  Grafen  vielfach  auch 
bloße  Grundherren  weltlichen  wie  geistlichen  Standes  in  den  Besitz  der 
hohen  Gerichtsbarkeit  und  so  zu  einer  beschränkten  Landeshoheit  [dominium^ 
Mrschaft).  Der  Kampf  der  Forsten  gegen  diese  kleinen  Gewalten  und 
deren  Überwindung  durch  die  Einführung  des  landesfürstlichen  Beamten- 
tums ist  von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Entwickelung  der  Landes- 
hoheit und  ihre  spätere  ümhildung  zu  einer  wahren  Staatsgewalt  gewesen. 
Die  Landeshoheit  der  Beichsbeamten  hat  ihr  Vorbild  von  dem 
Stammesherzogtum  genommen  ^  Die  einst  vizekönigliche  Gewalt  der  Her- 
zoge war  noch  denv  Sachsenspiegel  (IIL  53,  §  1)  nicht  ganz  aus  der 
Erinnerung  geschwunden,  obwohl  kein  selbständiges  Stammesherzogtum 
mehr  bestand  und  die  Könige  schon  lange  vorher  von  ihrer  Befugnis,  die 
herzogliche  Gewalt  durch  Erteilung  von  Exemtionen  zu  schwächen,  den 
ausgiebigsten  Gebrauch  gemacht  hatten  ^  Die  Hauptaufgabe  der  Herzoge 
war  die  Fürsorge  für  den  Landfrieden.  Darum  konnten  sie,  wie  ehedem 
die  Königsboten,  alle  geistlichen  und  weltlichen  Großen  ihrer  Provinz  zu 
Landtagen  entbieten,  die  sich  aus  Landfriedenstagen  zu  gesetzgebenden 
Versammlungen  und  aus  Landfriedensgerichten  zu  herzoglichen  Hof- 
gerichten   entwickelten.     In    den   Bistümern  und  Abteien    nahmen   die 


'  Vgl.  Stbüben,  Nebenstunden  (1789)  4,  57  f.  und  den  dort  mitgeteilten  Aus- 
spruch des  Herzogs  von  Sachsen- Lauenburg  (1812):  Dar  dat  gud  to  landdinge  ginge, 
da  seholn  de  herrn  over  herschoppen.  Nach  römischem  Vorbild  (1.  3  D.  de  iurisd.  2,  1) 
bezeichnete  man  die  volle  Gerichtagewalt  des  Fürsten  gern  durch  die  Formel 
merum  imperium  et  gladii  potestas,  die  zuerst  in  staufischen  Bestallungsurkunden 
för  Provinzialstatthalter  Verwendung  fand.  Vgl.  S.  573  n.  Zeuueb,  Hist.  Zeitschr.  82, 
492  f.  Zu  den  wesentlichen  Merkmalen  der  Stromhoheit  rechnete  ein  Reichsweistum 
von  1294  außer  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  noch  Zollregal  und  Geleitsrecht  auf 
dem  Fluß  (S.  535  n.).  Übrigens  that  es  der  Landeshoheit  der  westfälischen  Fürsten 
keinen  Eintrag,  daß  sie  die  Freigrafschaften  zum  Teil  an  untergeordnete  Stuhl- 
herren verloren  hatten,  während  diese  ihrerseits  dadurch  nicht  zu  Landesherren 
wurden  (S.  576);  ebensowenig  schadete  es  den  thüringischen  und  fränkischen 
Fürsten  und  Grafen,  daß  ihre  Gebiete  ganz  oder  teilweise  einer  gewissen  höheren 
Grerichtsbarkeit  des  Landgrafen  und  des  Bischofs  von  Würzburg  unterlagen  (S.  555. 
Brunneb,  a.  a.  0.  261).  Die  ^esischen  Grafen  blieben  Landesherren,  obwohl  sich 
die  Gerichtsverfassung  völlig  zu  ihren  Ungunsten  umgestaltet  hatte  (S.  563).  Vgl. 
auch  8.  558,  n.  77. 

*  Vgl.  Waitz  7,  120—162.  Ribzleb,  Geschichte  Baierns  1,  727  ff.  Heioel  u. 
RiBZLEB,  Das  Herzogtum  Baiern  z.  Z.  Heinrichs  d.  Löwen  145  ff.  Weilamd,  Das 
Sachs.  Herzogtum,  pg.  7  f.,  S.  111  ff.  Gbauebt,  Herzogsgewalt  in  Westfalen,  1877. 
LiNDNBR,  Veme  849  ff.  C  F.  Staun,  Wirtemb.  Geschichte  2,  645.  W.  Sickel, 
Wesen  des  Volksherzogtums,  Hist.  Zeitschr.  52,  408.  489  f.    v.  Luschin,  a.  a.  0.  44  ff. 

^  Vgl.  Beumner,  Ezemtionsrecht  der  Babenberger  23. 
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Herzoge  die  Vogtei  als  ein  ihnen  von  selbst  zustehendes  Becht  in  Ansprach. 
Grafen y  Schultheißen  und  Schöffen  standen  unter  ihrer  Aufsicht  und 
konnten  selbst  von  ihnen  abgesetzt  werden.  Die  Herzoge  hatten  an  sich 
nicht  die  Befugnis,  den  Bischöfen  und  Grafen  ihrer  Provinz  die  Investitur 
zu  erteilen®;  wohl  aber  hatten  sie  regelmäßig  eine  Beihe  von  Grafschaften 
in  ihrer  Hand,  die  teils  eine  Ausstattung  des  herzoglichen  Amtes,  teils 
einen  Familienbesitz  des  herzoglichen  Hauses  bilden,  teils  auf  neuem  Erwerb 
beruhen  mochten,  und  hier  geboten  sie  nicht  bloß  als  Herzoge,  sondern 
zugleich  als  Obergrafen,  von  denen  die  Grafen,  ohne  einer  königlichen 
Bannleihe  zu  bedürfen  (S.  669)  zu  Lehen  gingen.  Das  Münzregal  übten 
die  Herzoge  anscheinend  ohne  besondere  Übertragung  aus  (S.  525); 
ebenso  verhielt  es  sich  mit  dem  Heimfallsrecht  an  erblosen  Gütern,  wahr- 
scheinlich auch  mit  Marktrecht  und  Zoll.  Kraft  des  Heimfallsrechts  und 
der  ihnen  zustehenden  Gerichtshoheit  konnten  die  Herzoge  erledigte  Graf- 
schaften einziehen  und  nach  Belieben  über  sie  verfügen^.  Bei  der  Beichs- 
heer&hrt  stand  den  Herzogen  der  Oberbefehl  über  die  Gesamtheit  ihrer 
Provinzialen  zu.  Als  Hüter  des  Landfriedens  besaßen  sie  das  Geleitsrecht 
(S.  530)  und  unzweifelhaft  auch  das  Befestigungsrecht,  während  sie 
andererseits  befugt  waren,  alle  ohne  ihre  oder  des  Königs  Genehmigung 
errichteten  Burgen  zu  brechen. 

Die  späteren  Territorialherzogtümer  waren  Konglomerate  verschie- 
dener Grafschaften  unter  einem  Obergrafen  der  den  Herzogstitel  führte 
und  innerhalb  des  beschränkteren  Gebietes  im  wesentlichen  wohl  die 
alten  herzoglichen  Rechte  ausübte.  Eine  noch  kräftigere  Territorialgewalt 
handhabten  die  Markgrafen,  weil  ihre  Stellung  nicht  durch  belehnte 
Untergrafen  beeinträchtigt,  vielmehr  die  ganze  Mark  durch  landesherr- 
liche Beamte  verwaltet  wurde  (S.  567  f.  571  f.).  Dazu  kam,  daß  die  Könige 
in  den  Marken  wegen  ihrer  gefährdeten  Grenzlage  mit  der  Erteilung  von 
Exemtionsprivilegien  von  jeher  sparsamer  umgegangen  waren  als  in  den 
anderen  Territorien®.  Den  Herzogen  und  Markgrafen  sind  die  übrigen 
Fürsten  in  dem  Erwerb  der  Landeshoheit  alsbald  nachgefolgt,  später 
auch  viele  Inhaber  nichtgefürsteter  Grafechaften  oder  mit  Grafenrechten 
ausgestatteter  niederer  Herrschaften,  wobei  neben  dem  Grafenamt  oder 
doch  dem  Blutbann  insbesondere  der  Besitz  von  Vogteien,  die  Ober- 
märkerschaft  und  großer  Grundbesitz  entscheidend  waren. 

Die  Entwickelung  der  Landeshoheit  erfolgte  gleichzeitig  auf  einem 
doppelten  Wege,  dem  der  Emanzipation  nach  oben  und  der  strafferen 
Zusammenfassung  nach  unten.    Die  Emanzipation  nach  oben  wurde  für 

*  Vgl.  Weiland,  a.  a.  0.  7.  Daß  unter  Heinrich  I.  den  Herzogen  von  Baiem 
und  Lothringen  und  später  in  den  wendischen  Marken  Heinrich  dem  Ldwen  die 
Investitur  der  Bischöfe  eingeräumt  wurde  (Weiland,  Const  1,  206),  war  ein  be- 
sonderes Zugeständnis,  das  nicht  dauernd  aufrechterhalten  blieb. 

'  Vgl.  Weiland,  Herzogtum  99  f.  Riezler,  a.  a.  0.  2,  13  (S,  973).  Dasselbe 
Recht  machte  1210  der  Herzog  von  Osterreich  geltend  (Blondel,  a.  a.  0.  126). 

»  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  22. 
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die  bisher  den  Stammesherzogen  untergeordneten  Fürsten  erst  durch  die 
Beseitigung  der  letzteren  ermöglicht;  was  den  Herzogen  von  Baiem,  West* 
falen  und  Sachsen  (Engem)  nach  1180  außerhalb  ihrer  Territorien  noch 
an  herzoglicher  Gewalt  belassen  wurde,  war  zu  unbedeutend,  als  daß  es 
die  reichsfürstliche  Stellung  der  davon  betroffenen  Fürsten  hätte  beein- 
trächtigen können.  Die  Emanzipation  gegenüber  der  Krone  ging  Hand 
in  Hand  mit  der  Ausbildung  des  Lehnrechto;  sie  begann  für  die  geist- 
lichen Fürstentümer  erst  mit  ihrer  Einfügung  in  den  Rahmen  des  Reichs- 
lehnrechts  unter  den  Hohenstaufen^.  Der  Einfluß  des  Lehnrechts  be- 
seitigte das  Recht  des  Königs,  die  Fürstentümer  durch  einseitige  Erteilung 
von  Exemtionen  zu  schmälern  oder  durch  Unterwerfung  unter  einen 
anderen  Fürsten  zu  mediatisieren  ^®,  und  das  Fürstenamt  verwuchs  so 
sehr  mit  dem  Besitz  des  Landes,  daß  es  als  dessen  Zubehör,  als  eine 
dem  dominus  terrae  von  Rechts  wegen  zukonunende  Immobiliargerechtig- 
keit  erschien,  während  sonst  das  Amt  seinem  Inhaber  die  Rechte  über 
die  Insassen  des  Landes  gegeben  hatte;  das  Fürstentum  verschmolz  mit 
dem  Familienvermögen  des  fürstlichen  Hauses  und  wurde  demselben  Erb- 
recht wie  dieses  unterworfen  ^^  Ob  der  Landesherr  das  Land  als  Lehen 
oder  zu  Eigentum  besaß,  kam  nicht  mehr  in  Betracht;  es  gab  auch  allo- 
diale  Grafschaften,  wie  es  von  jeher  allodiale  Immunitäten  gegeben 
hatte  ^^.  Zwar  erhielt  sich  der  mit  dem  Amtscharakter  zusammen- 
hängende Grundsatz  der  Unteilbarkeit  der  Fürstentümer  und  Grafschaften 
noch  bis  Ende  des  13.  Jahrhunderts  (S.  413.  557),  aber  bei  den  Graf- 
schaften war  er  schon  längst  nicht  mehr  beobachtet  worden,  und  auch 
bei  den  Fürstentümern  hatte  er  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
nur  noch  die  Bedeutung,  daß  es  zu  jeder  Erbteilung  der  Genehmigung 
des  Königs  bedurfte,  die  kaum  verweigert  wurde  ^^.  Seit  dem  14.  Jahr- 
hundert stand  in  allen  fürstlichen  Häusern  fest,  daß  die  Fürstentümer  in 
derselben  Weise  wie  das  übrige  Vermögen  der  Erbteilung  unterlagen^*. 
Von  Seiten  des  Reiches  wurde  kein  Widerstand  mehr  geleistet,  da  es  an 
der  Erhaltung  größerer  Partikularstaaten  kein  Interesse  hatte,  eher  eine 
Förderung  der  Reichspolitik  durch  die  Zerstückelung  der  Territorien  zu 


»  Vgl.  S.  401  n.  403  ff.  501  f.  522. 

^^  Vgl.  S.  410.  498.  521.  557.    Berchtold,  £ntwickelung  der  Landeshoheit  87  ff. 

"  Vgl.  Weiland,  a.  a.  O.  101.    Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  80.  229  ff. 

*'  Auch  nach  unserer  Auffassung  durchaus  unverfiußerliche  Hoheitsrechte 
und  Sachen,  die  heute  ihrer  Natar  nach  dem  Rechtsverkehr  entzogen  sind,  konnten 
nach  der  Auffassung  des  Mittelalters  Gegenstand  des  Privateigentums  sein.  Die 
Urkunden  verwendeten  dafUr  das  Wort  proprietas  {eigentum),  während  dominium 
{kersehaff)  nur  von  Hoheits-  oder  Herrschaftsrechten  gebraucht  wurde.  So  erwarb 
die  Stadt  Stralsund  im  Jahre  1290  integram  ae  meram  proprietatem  {ganxen  egken- 
dorn)  an  der  ganzen  Meerenge  zwischen  Pommern  und  Rügen,  mitsamt  dem  Vor- 
strande. Vgl.  Fabricius,  Rüg.  Urk.  III.  Urk.  Nr.  205,  S.  73.  IV  ürk.  Nr.  441, 
S.  57.    Vgl.  S.  405  n.  576  n. 

"  Vgl.  Schulze,  a.  a.  0.  152  ff.  228  ff.  234. 

»*  Vgl.  8.  414  f.    Schulze,  a.  a.  0.  238.  241—812. 
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erhoffen  war.  Erst  die  Goldene  Bolle  von  1366  that  der  patrimonJalen 
Entwickelung  der  Fürstentumer  Einhalt,  indem  sie  für  die  Kurfürsten- 
tümer das  Prinzip  der  Unteilbarkeit  und  der  Vererbung  nach  den  Grund- 
sätzen des  Erstgeburtsrechts  aufstellte  ^^,  ein  Beispiel  das  auch  in  anderen 
Fürstentümern  Nachahmung  fand,  obwohl  der  in  der  Primogeniturordnung 
ausgedrückten  staatsrechtlichen  Auffassung  erst  in  der  folgenden  Periode 
allgemeiner  Rechnung  getragen  wurde  ^®. 

Der  Hauptwendepunkt  in  der  Ausbildung  der  Landeshoheit  fiel  anter 
die  Regierung  Friedrichs  IL  Begünstigungen  einzelner  Fürsten  hatten 
schon  unter  seinen  Vorgangern  wiederholt  stattgefunden,  entscheidende 
Zugestandnisse  an  die  Gesamtheit  aber  erst  unter  Friedrich  U.  und  seinem 
Sohne  Heinrich  (VIL).  Neben  verschiedenen  Reichsweistümem  kommen 
besonders  in  Betracht  die  sog.  Confoederatio  cum  principilnu  ecclesiasticis 
von  1220,  durch  die  Friedrich  die  Zustimmung  der  geistlichen  Fürsten 
für  die  Wahl  Heinrichs  zum  römischen  König  erkaufte  ^^,  und  die  1231 
von  Heinrich  erlassene  Constitutio  in  favorem  principum,  die  ihm  die  Gunst 
der  Fürsten  auf  Kosten  des  Kaisers  erwerben  sollte,  von  dem  letzteren  aber, 
wenn  auch  nicht  ohne  einige  bemerkenswerte  Abweichungen  zu  Gunsten 
des  Reiches,  schon  1232  bestätigt  wurde  ^^  Einen  weiteren  Schritt  in  der 
Ausbildung  der  Landeshoheit  bezeichnete  die  Goldene  Bulle  von  1356, 


"  GB.  c.  7.  20.  25.  Vgl.  S.  478.  Schulze,  a.a.O.  813 ff.  Die  Bestimmungen 
der  GB.  über  die  Landeshoheit  der  Kurfürsten  beschränkten  ihre  Greltnng  auf  die 
kurfürstlichen  Territorien  und  kamen  für  die  mit  ihnen  erst  durch  spfttere  Er- 
werbung vereinigten  Landesteile  nicht  in  Betracht.    Vgl.  GB.  c.  10,  §  2. 

'"  Vgl.  ScHüLZB,  a.  a.  0.  817  ff.  Der  Fälscher  des  Österreichischen  Privilegium 
malus  (Anm.  19)  säumte  nicht,  auch  für  Osterreich  die  Primogeniturordnung  auf- 
zustellen. Vgl.  Bebchtold,  Landeshoheit  Österreichs  68  ff.  In  der  Mark  Branden- 
burg wurde  für  das  gesamte  Staatsgebiet  die  Unteilbarkeit  schon  durch  die  „dispo- 
sitio  Achillea"  des  Markgrafen  Albrecht  AchiUes  von  1473  (Schulze,  Hausgesetze 
8,  678  ff.  Altmann  u.  Bebnheim'  882)  eingeführt;  die  fränkischen  Lande  wurden 
zu  einer  Sekundo-  und  Tertiogenitur  des  markgräflichen  Hauses  bestimmt.  Für 
die  ältere  Zeit  vgl.  Urkunde  von  1417  bei  AuiUAirv,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  18,  9  f. 

"  Bei  Weiland  2,  Nr.  73  als  „Privilegium  in  favorem  principum  ecclesiasti- 
corum".  Es  empfiehlt  sich,  die  in  der  Litteratur  eingebürgerte  frühere  Bezeich- 
nung beizubehalten.  Abdruck  bei  Altmann  u.  Bsrnheih*  19.  Gegen  die  neuer- 
dings bei  Philippi,  Zur  Geschichte  der  Reichskanzlei  106  ff.,  erhobenen  Angriffe 
wird  die  Echtheit  siegreich  verteidigt  von  Winkelmann,  GGA.  1885,  S.  793  ff.,  und 
Weiland,  Hist.  Aufs,  für  Waitz  249  ff.  Rudolf  I.  erteilte  der  Confoederatio  erst 
im  März  1275  nach  längerem  Sträuben  und  nicht  ohne  eine  gewisse  Beschränkung 
die  Bestätigung.  Vgl.  MG.  Leg.  2,  401  f.  Ficksb,  Entstehungszeit  des  Schwaben- 
spiegels 85  (Wien.  SB.  77,  827). 

^*  Bei  Weiland  2,  Nr.  171.  304.  Die  Abänderungen  finden  sich  in  den 
§§  1,  15,  22  und  im  Schlußsatz.  In  dem  letzteren  sind  die  Worte  eodem  quoque 
iure  gaudere  volumua  vassalloSy  ministeriales ^  homines  et  eivüaies  nobis  et  imperio 
aftinentes  gestrichen.  Während  Heinrich  VII.  in  §  1  allgemein  auf  das  Recht,  neue 
Burgen  und  Städte  in  preiudidum  principum  anzulegen,  verzichtet,  läßt  Friedrich  II. 
diese  Beschränkung  des  Königs  nur  in  fundis  ecclesiarum  vel  occtsione  advoeacie 
eintreten.  Die  den  Fürsten  durch  Friedrich  II.  eingeräumten  Hoheitsrechte  spie- 
geln sich  wieder  in  einem  Erlaß  Heinrichs  (VII.)  von  1284  (Weiland  2,  Nr.  324). 
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iodem  sie  verschiedene  Freiheiten  der  böhmischen  Krone  auf  die  übrigen 
Kurfürsten  ausdehnte  und  neue  hinzufügte.  Wie  sehr  der  durch  diese 
Gesetzgebung  angefeuerte  Wetteifer  der  übrigen  Fürsten,  die  den  Kurfürsten 
gewährten  Begünstigungen  auch  für  sich  zu  gewinnen,  im  Laufe  der  Zeit 
von  Erfolg  gekrönt  war,  ergiebt  sich  aus  der  Fälschung  des  Herzogs 
Rudolf IV.  von  Osterreich,  die  trotz  ihrer  Maßlosigkeit  schon  im  15.  Jahr- 
hundert für  echt  gehalten  und  1 453  von  Kaiser  Friedrich  III.  bestätigt  wurde, 
indem  ihr  Inhalt  der  thatsächlichen  Entwickelung  nicht  mehr  widersprach  ^^ 
In  der  allmählichen  Emanzipation  der  Territorien  vom  Reiche  spielte 
der  Verzicht  auf  das  Spolienrecht  und  die  Beschränkung  des  Regalien- 
rechts gegenüber  den  geistlichen  Fürsten  (S.  418  f.)  und  die  Beseitigung 
des  AngeföUerechts  gegenüber  den  weltlichen  (S.  417)  eine  nicht  unerheb- 
liche Rolle.  Noch  wichtiger  war  das  Verschwinden  der  königlichen  Bann- 
leihe (S.  572)  und  die  Beschränkung  des  Ledigwerdens  der  Regalien  bei 
Anwesenheit  des  Königs  auf  die  Zeit  der  Reichstage  (S.  523).  Inner- 
halb der  Territorien  wurde  die  Ausübung  verschiedener  königlicher  Hoheits- 
rechte seit  den  Privilegien  Friedrichs  IL  an  die  Zustimmung  der  Landes- 
fürsten gebunden:  so  die  Anlage  von  Reichsburgen,  Verlegung  von 
Landstraßen,  Errichtung  neuer  Märkte,  Münz-  oder  Zollstätten.  Dazu 
kam  die  zunehmende  Übertragung  nutzbarer  Hoheitsrechte  vom  Reiche 
auf  die  Fürsten. 

2.  Inhalt  der  Landeshoheit  Den  eigentlichen  Kern  der  Landes- 
hoheit bildeten  die  alten  Grafenrechte,  zumal  die  hohe  Gerichtsbarkeit^ 
das  Recht  des  Gebotes  und  Verbotes  (Bannrecht)  in  gerichtlichen  Ange- 
legenheiten und  Sachen  der  Landesverwaltung  und  Polizei'^,  das  Recht 
des  militärischen  Aufgebotes  bei  Reichsheerfahrten  (S.  514  f.)  oder  zur 
Landfolge ^^  das  Recht  auf  den  Schoß  oder  Grafenschatz**  und  die  Be- 

*•  Der  1156  von  Friedrich  I.  für  das  neuemcbtete  Herzogtum  Österreich  er- 
laasene  Freiheitsbrief  liegt  in  zwei  sehr  verschiedenen  Texten,  einem  längeren 
(Privilegium  malus)  und  einem  kürzeren  (priv.  minus)  vor.  Ausg.:  Weiland,  Const 
1,  220.  6S8.  V.  ScHWiKD  u.  DopscH,  a.  a.  0.  8.  10.  368.  Altmank  u.  Bernbeim' 
277.  825.  Das  Privilegium  maius  ist  eine  um  1859  entstandene  Fälschung  des 
Herzogs  Rudolf  IV.,  der  echte  Freiheitsbrief  ist  das  Privilegium  minus.  Vgl. 
Wattehbach,  Arch.  f.  K.  öst.  Gcsch.-Qu.  8,  77  ff.  14,  1  ff.  Fickeb,  Über  die  Echt- 
heit des  österreichischen  Freiheitsbriefes,  Wien.  SB.  23.  Huber,  Entstehungszeit 
der  österr.  Freiheitsbriefe,  ebd.  34.  Bebchtold,  Landeshoheit  Österreichs,  1862 
(daselbst  S.  15  ff.  eine  Übersicht  über  die  reiche  Litteratur).  Waitz,  GGA.  1862, 
8.  1532  ff.     V.  LuscBiN,  a.  a.  0.  134. 

*•  Vgl.  S.  569  n.  Heck,  Altfries.  Gerichtsverf.  34  f.  W.  Sickel,  Zur  Geschichte 
des  Bannes,  Marb.  Progr.  1886.  Über  die  Errichtung  gewerblicher  Bannrechte 
vgL  S.  538.  Weiland  2,  442  (1239).  Aus  dem  Rechte  des  Gebots  und  Verbots 
entwickelte  sich  hier  und  da  ein  Recht  des  Heiratszwanges  gegenüber  den  Unter- 
thanen.     Vgl.  v.  Bblow,  Landtagsakten  1,  154. 

"  Vgl.  S.  518.  Maurer,  Fronhofe  3,  457  ff.  Über  die  militärischen  Befug- 
nisse der  Markgrafen  Waitz  7,  87.  Kuhns,  Gerichtsverfassung  d.  M.  Brand.  1,  25  f. 
V.  Wbbtschko,  a.  a.  0.  91  ff. 

«'  Vgl.  S.  450.  515.  516  n.  533.  Waitz  8,  893.  Über  Landrecht  und  Mark- 
recht vgl.  S.  533. 
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fagnis  zur  Berufung  von  allgemeinen  Botdingen  innerhalb  der  Graf- 
schaft^^. Das  Befestigungsrecht y  das  außer  dem  König  früher  nur  den 
Herzogen  und  Markgrafen  zugestanden  hatte,  erlangten  die  Fürsten  durch 
die  Privilegien  Friedrichs  11.^,  während  innerhalb  der  einzelnen  Terri- 
torien Befestigungen  nur  noch  mit  landesherrlicher  Genehmigung  errichtet 
werden  durften  *^  Die  Verpflichtung  aller  nicht  gefreiten  Grandbesitzer, 
zu  den  vom  Landesherrn  angeordneten  Burgbauten  durch  Frondienste 
oder  Geld  beizutragen  (S.  519),  bildete  fortan  eine  regelmäßige  Landes- 
last („Bargwerk'*).  Der  volle  Übergang  des  Straßenregals  auf  die  Fürsten 
hat  sich,  nachdem  die  Krone  die  Abänderung  der  Straßen  von  der  Zu- 
stimmung der  davon  betroffenen  Landesherren  abhängig  gemacht  hatte, 
im  Laufe  der  Zeit  von  selbst  vollzogen,  während  bei  dem  Stromregal 
bis  zum  15.  Jahrhundert  daran  festgehalten  wurde,  daß  es  einer  aus- 
drücklichen Verleihung  bedürfe*®.  Von  dem  Übergang  des  Geleitsrechtes 
{ms  eonduetus,  custodiae  stratarum  publicarum)  auf  die  Fürsten  ist  bereits 
die  Rede  gewesen;  durch  die  Constitutio  i.  fav.  princ  c.  14  wurde  es 
den  Fürsten  innerhalb  ihrer  Territorien  allgemein  zuerkannt,  aber  nur 
als  ein  ihnen  persönlich  vom  Reiche  verliehenes  und  darum  nicht  weiter 
übertragbares  Recht*^    Erst  seit  Rudolf  L  galt  es,  unbeschadet  des  im 

«»  Vgl.  S.  170,  n.  23.     8.  560. 

**  Vgl.  S.  518  f.  Conf.  c.  pr.  eccl.  9.  Const  in  fav.  princ.  1  (b.  Anm.  18). 
Wbiland  2,  421  (1281).  Fhankuk,  Sent  Nr.  156—169.  MG.  Leg.  2,  423.  463. 
Zwangsenteignungen  zu  Befestigongsz wecken  anterlagen  der  Entscheidung  des 
Königs.  Vgl.  Eeichsurteil  von  1295,  MGr.  Leg.  2,  463.  Fbankuk  Nr.  169.  Vgl. 
y.  D.  Bebgh,  a.  a.  0.  1,  Nr.  179  (1199)  Bewilligung  des  Grafen  von  Holland  zur 
Errichtung  einer  Burg,  woraus  wohl  zu  schließen,  daß  er  wegen  der  feindlichen 
und  seeräuberischen  OberföUen  ausgesetzten  Lage  seines  Landes  das  Befestigungs- 
recht schon  damals  besaß.  Zwangsenteignungen  zu  Ranalbauten  konnten  in  den 
Niederlanden  schon  Ende  des  13.  Jahrhunderts  vom  Landesherm  angeordnet  werden. 
Vgl.  ebd.  2,  Nr.  640.  682.  Über  Zwangsenteignungen  bei  Deichanlagen  vgl.  J.  Gierke, 
Gesch.  d.  Deichrechts  1,  179  f. 

•*  Vgl.  Ssp.  III.  66,  §§  2—4.  Schwsp.  L.  143.  Reichsurteile  von  1181,  1184, 
1279  u.  1294.  Weiland  1,  387.  422.  MG.  Leg.  2,  422.  461.  Dopsch,  Entstehung 
d.  Ost.  Landrechtes,  Arch.  f.  öst  Gesch.  79,  48  ff.  Haseköhbl,  Österr.  Landesrecht 
43  ff.  V.  LüscHiK,  a.  a.  0.  200  f.  Die  Landesherren  erteilten  die  Erlaubnis  regel- 
mäßig nur  gegen  Einräumung  des  Öffiaungsrechts  und  verlangten  bei  allodialen 
Burgen  außerdem  den  Lehnsauftrag.  Vgl.  Lampsbcht,  Wirtschaftsleben  1,  178. 
1270  f.  1286.  Ohne  landesherrliche  Erlaubnis  waren  nur  leichte  Verschanzungen 
und  Verzftunungen  gestattet.  In  der  Mark  Brandenburg  wurde  den  längs  der  pol 
nischen  Grenze  ansässigen,  mit  größerer  militärischer  Selbständigkeit  ausgestatteten 
ritterlichen  Geschlechtern  erlaubt,  feste  Schlosser  anzulegen.  Als  „schloßgesessener'^ 
Adel  bildeten  sie  eine  bevorzugte  Klasse  vor  dem  Lehnsadel  des  inneren  Landes, 
der  sich  mit  leichteren  Burgen  begnügen  mußte. 

««  Vgl.  S.  397.  634  f.  Reichsurteil  v.  1224,  Weiland  2,  401.  Lampebcht,  Wirt 
schaftsieben  2,  237.    Gabneb,  Zum  deutschen  Straßenwesen  61  ff. 

.  "  Vgl.  S.  529.  588.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  2,  289  ff.  Osekbrügoen, 
Studien  30.  Martin,  Kudrun  (1872),  pg.  34.  Mainzer  Landfr.  v.  1235,  c.  7.  9.  12. 
FsANKLiN,  Observationes  ad  articulos  quosdam  constitutionis  pacis,  BerL  Dias.  1852, 
S.  21  f.  Die  Verleihung  erfolgte  unter  Überreichung  einer  besonderen  Fahne. 
Vgl.  Zeumes,  Hist  Zeitschr.  82,  488. 
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ganzen  Reiche  fortbestehenden  Geleitsrechts  des  Königs,  schlechthin  ab) 
landesherrliches,  frei  übertragbares  KegaP®* 

Mit  Märkten,  Zöllen  und  Münzen  waren  die  Grafen  so  viel&ch  aas- 
gestattet, daß  sich  die  Ansicht  bilden  konnte,  als  gehörten  sie  ebenso 
wie  ein  gewisser  Beicbslehenbesitz  zu  der  notwendigen  Ausstattung  j6des 
Grafenamtes.  Neu  in  den  Zugestandnissen  Friedrichs  IL  war  nur,  daß 
dem  König  das  Becht  entzogen  wurde,  die  in  den  Händen  der  Fürsten 
befindlichen  Markt«,  Zölle  oder  Münzen  ohne  ihre  Zustimmung  durch  die 
Errichtung  neuer,  die  ihnen  Konkurrenz  machen  konnten,  oder  durch 
Erteilung  von  Zollbefreiungen  zu  beeinträchtigen '^  Das  Zollregal  an 
sich,  namentlich  soweit  es  sich  um  die  Errichtung  neuer  Zollstätten  han- 
delte, verblieb  dem  Beiche,  während  das  Marktregal  sich  auf  gewohn- 
heitsrechtlichem Wege  allmählich  zu  einem  landesfürstlichen  Hoheitsrecht 
gestaltete  und  nur  in  den  nichtfürstlichen  Herrschaften  dem  Beiche  ver- 
blieb ^^  Das  Münzregal  als  solches  blieb  dem  Beiche  gewahrt,  nur  die 
Kurfürsten  erlangten  durch  die  Goldene  Bulle  für  den  Bereich  ihrer  kur- 
fürstlichen Territorien  neben  dem  bisher  dem  Beiche  vorbehaltenen  Becht 
der  Goldprägung  auch  die  Befugnis  zur  Errichtung  neuer  Münzstätten, 
80  daß  das  Beich  nur  das  Oberaufsichtsrecht  behielt^^ 

Die  Münzprägungen  erfolgten  regelmäßig  nicht  unmittelbar  für  Bech- 
nang  der  Münzherren,  sondern  wurden  sowohl  in  den  Territorien  wie  in 
den  in  Besitz  des  Münzrechtes  gekommenen  Städten  besonderen  Unter- 
nehmern überwiesen,  welche  die  Beschaffung  des  Prägematerials,  die  Her- 
stellung und  endlich  auch  den  Vertrieb  der  Münzen,  also  das  Wechsel- 
geschäft, auf  eigene  Bechnung  ins  Werk  setzten,  mit  dem  Münzherm 
aber  in  regelmäßiger  Wiederkehr  wegen  der  Einnahmen  auä  dem  Schlag- 
fichatz  sowie  ihrer  Auslagen  und  Provisionen  Abrechnung  hielten '2.    Wo 


••  Vgl.  Landfr.  v.  1281,  §  8  (MG.  Leg.  2,  428).  Gold.  Bulle  c.  1,  §§  1—14. 
Das  Geleitsrecht  auf  öffentlichen  Flüssen  bedurfte  besonderer  Verleihung.  Vgl. 
S.  585  n.  Übrigens  gehörte  es  keineswegs  zum  Wesen  des  Geleitsrechts,  daß  jeder 
Keisende  verpflichtet  war,  Geleite  zu  nehmen.  Wer  die  Gefahr  auf  sich  nehmen 
wollte,  konnte  das  Geleitgeld  sparen;  umgekehrt  hatte  der  Geleitgeber  dem  unter 
seinem  Geleite  Beschädigten  Ersatz  zu  leisten.  Vgl.  Ssp.  IL  27,  §  2.  Schwsp.  L. 
194.  Mainz.  Landfr.  v.  1235,  c.  7.  Freib.  Stadtr.  3.  Als  Wahrzeichen  des  ihm 
gewährten  Friedens  führte  der  Geleitete  eine  Fahne  oder  ein  Kreuz  oder  einen 
grünen  Zweig,  wie  in  der  früheren  Zeit  einen  geweihten  Stab.  Vgl.  Schrödeb, 
Kolandssftulen  15.  21.  32.  Bbünkbb,  EG.  2,  190.  Die  Berl.  Diss.  von  Rausch, 
Oeleitsregal  u.  Zollregal,  1901,  konnte  nicht  mehr  berücksichtigt  werden. 

»  Vgl.  S.  526.  528  f.     Ssp.  II.  26,  §  4.    IIL  66,  §  1.     Schwsp.  L.  143. 

*®  Vgl.  Mainz.  Landfr.  v.  1235,  c.  7  ff.  Franklin,  a.  a.  0.  12  ff.;  Sent.  curiae 
regis  Nr.  191  (1290).     Bbrchtold,  Landeshoheit  Österreichs  192. 

"  Vgl.  GB.  c.  10,  §§  1.  3.  Mainz.  Landfr.  v.  1235,  c.  11.  Franklin,  Observa- 
tiones  19  f.  Nach  einem  Reichsweistum  Friedrichs  I.  (Weiland  1,  272)  scheinen 
die  Bischöfe  innerhalb  ihrer  Diözesen  mit  der  Aufsicht  über  das  Münzwesen  be- 
traut gewesen  zu  sein. 

"  Über  das  Münzwesen  vgl.  S.  525  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratur,  be- 
sonders Ehsbbro,  a.  a.  0.  97—176,  und  ZGO.  32,  444  ff.  mit  Litteraturangaben. 
Waitz  8,  339  ff.  Arnold,  Verf.-Gesch.  d.  deutsch.  Freistädte,  1,  269  ff.  Hanauer 
B.  SOHRODBB,  Deutsche  Bechtageschichte.    4.  Aufl.  88 
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die  Beschaffung  des  erforderlichen  Silbers  durch  den  Bergbau  erleichtert 
wurde  oder  ein  geringerer  Handelsverkehr  nur  mäßige  Ansprüche  an  die 
Münze  machte,  finden  wir  durchweg  den  mit  der  technischen  Leitung  be- 
trauten „Münzmeister^^  zugleich  als  Münzunternehmer,  während  das  regel- 
mäßig von  ihm  gedungene  Hilfspersonal  von  der  geschäftlichen  Beteiligung 
aasgeschlossen  war.  Dagegen  bestanden  überall,  wo  die  größere  Schwierig- 
keit der  Silberbeschaffung  oder  der  gesteigerte  Anspruch  eines  regeren 
Verkehrs  die  Kräfte  eines  Einzelnen  überstieg,  besondere  Münzergenossen- 
Schäften,  seit  dem  13.  Jahrhundert  nach  dem  Münzhause  regelmäßig  als 
,yHausgenossenschaften''  bezeichnet'^.  An  der  Spitze  stand  auch  hier  der 
mit  der  Aufsicht  und  Leitung  beauftragte  Münzmeister.  Die  Haus- 
genossenschaften sind  zweifellos  durch  die  korporative  Organisation  des 
ursprünglichen  Münzpersonals  entstanden;  da  dies  an  den  königlichen 
Münzen  aus  Fiskalinen  bestand,  die  ]m  einer  Verleihung  der  Münze  regel- 
mäßig mitübertragen  wurden,  so  haben  die  Hausgenossen  vermöge  der 
Bedeutung  ihrer  Stellung  an  dem  allgemeinen  Emporsteigen  der  Mini- 
sterialen teilgenommen;  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  waren  sie  fast 
überall  mit  den  ratsherrlichen  Geschlechtern  verschmolzen '^  Ernannt 
wurden  die  Münzmeister  und  Hausgenossen  in  der  Regel  durch  den  Münz- 
herm,  oft  aber  nur  auf  Grund  eines  Vorschlagsrechtes  der  Hausgenossen. 
Das  Amt  wurde  zu  Lehen  gegeben,  gegen  bedeutende  Aufnahmegelder  an 
den  Münzherrn  und  die  Korporationskasse.  An  den  technischen  Pmgungs- 
arbeiten  nahmen  die  Hausgenossen  meistens  nur  als  Leiter  oder  Aufseher 
teil,  die  mechanischen  Arbeiten  ließen  sie  von  gedungenen  Münzknechten 
verrichten.  Zur  Beschaffung  des  Silbers  hatten  sie  das  Wechselmonopol  und 
ein  Vorkaufsrecht  bei  allen  Silberverkäufen'*.  Die  Gerichtsbarkeit  in 
Münzangelegenheiten  oder,  wo  diese  den  ordentlichen  Gerichten  über- 
wiesen waren,  doch  die  Münzpolizei,  verbunden  mit  einer  gewissen  Auf- 
sicht über  das  Marktwesen,  über  Maße  und  Gewichte,  stand  dem  Münz- 
meister zu'®.  Im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  haben  die  Hans- 
genossenschaften ihre  maßgebende  Stellung  im  Münzwesen  verloren,  teils 
weil  sie  in  den  Sturz  des  Geschlechterregiments  in  den  Städten  mithinein- 
gerissen wurden,  teils  weil  die  zunehmende  Bedeutung  des  einheimischen 
Silberbergbaues  die  Beschaffung  des  Prägematerials  erleichterte,   so  daß 

tl4ff.  GiEKKE,  Genossenschaftarecht  1,  188 ff.  v.  Luschin  47 ff.;  Österr.  Keichsg. 
208.  Mauber,  Städte  Verfassung  1,  297  ff.  Cahn,  Der  Straßbarger  Stadtwechsel, 
ZGO.  58,  44  ff. 

•■  So  in  Augsburg,  Bamberg,  Basel,  Erfurt,  Frankfurt,  Köln,  Öhringen,  Speier, 
StraBburg,  Weißenburg,  Wien,  Worms,  Würzburg. 

*^  In  Basel  gehörten  die  Hausgenossen  nicht  zu  den  Geschlechtern,  sondern 
zu  der  Goldschmiedezuuft,  aus  der  sie  hier  hervorgegangen  waren. 

"  Vgl.  S.  627.    Ehmisch,  Sachs.  Bergrecht  pg.  87. 

^  Vgl.  Ssp.  II.  26,  §  6.  Schwsp.  L.  192*>.  Häufig  war  auch  das  Eichamt 
und  die  Verwaltung  der  Stadtwage  mit  dem  Amt  des  Münzmeisters  verbanden. 
Die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  die  Hausgenossen  wurde  von  der  Korporation 
selbst  unter  Vorsitz  des  Münzmeisters  ausgeübt. 
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die  Münzherren,  zumal  die  münzberechtigtcn  Städte,  es  vorzogen,  die 
Verwaltung  ihres  Münzwesens  in  eigene  Hand  zu  nehmen. 

Das  Berg-  und  Salzregal  (S.  538  flF.),  das  die  Goldene  Bulle  von  1356 
den  Kurfürsten  zugestand,  wurde  noch  im  Laufe  des  Mittelalters  infolge 
gewohnheitsrechtlicher  Entwickelung  Gemeingut  sämtlicher  Eeichsfürsten  ^^ 
XJm  das  Bergregal  in  zunehmendem  Maße  nutzbar  zu  machen,  wurde  es 
seit  dem  13.  Jahrhundert  mit  der  landesherrlichen  Froierklärung  verbunden, 
wodurch  sich  der  Bergherr  verpflichtete,  schlechthin  jedem  Finder  oder 
doch  jedem  einem  bestimmten  Kreise  (z.  B.  der  Freiberger  oder  Am- 
berger  Bürgerschaft)  angehörigen  Finder  auf  vorschriftsmäßige  Mutung 
die  Belehnung  zu  erteilen  (S.  540). 

Von  dem  Übergang  der  Gerichtsgefälle  (S.  531),  des  Boden-  und 
Strandregals  (S.  532  f.),  des  Schatz-  und  Fundregals  (S.  541),  des  Wildbann- 
rechtes (S.  536  f.)  und  des  Fremdlingsrechtes  (S.  530  n.)  ist  bereits  ander- 
\7eitig  die  Eede  gewesen^.  Eine  bedeutende  Einnahmequelle  gewährte 
den  Fürsten  auch  das  Judenschutzrecht,  das  seit  dem  14.  Jahrhundert 
durchweg  in  ihre  Hände  gekommen  war^*.  Die  Umbildung  des  könig- 
lichen Heimfallsrechtes  an  erblosem  Gut  in  ein  landesfürstliches  Becht 
hing  wohl  mit  der  Anschauung  zusammen,  daß  das  Heimfallsrecht  zu 
den  Gerichtsgefällen  gehöre,  die  im  13.  Jahrhundert  nicht  mehr 
zwischen  König  und  Grafen  geteilt  wurden,  sondern  ganz  den  letzteren 
zufielen  *^. 

Die  vom  Reiche  in  wesentlichen  Punkten  befreite,  mit  den  be- 
deutendsten Hoheitsrechten  ausgestattete  landesherrliche  Stellung  der  Kur- 
fürsten wurde  von  der  Goldenen  Bulle  c.  24  zur  Würde  der  Majestät 
erhoben,  indem  Vergehen  gegen  die  Kurfürsten  als  Majestätsverbrechen 
geahndet  werden  sollten.    So  weit  ist  es  mit  der  Landeshoheit  der  übrigen 


''  Rudolf  IV.  von  Österreich  hatte  dem  Privilegium  maius  (Anm.  19)  vor- 
Bichtigerweise  die  Meistbegünstigungsklausel  eiDgcfügt,  wodurch  ihm  alles,  was 
den  Kurfürsten  bewilligt  wurde,  ebenfalls  zu  gute  kam.  Das  Bergregal  scheinen 
die  Herzoge  von  Österreich  übrigens  schon  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts,  wahr- 
scheinlich auf  Grund  ftlterer  Verleihung,  besessen  zu  haben.  Vgl.  Bebchtolo, 
Landeshoheit  Österreichs  192  f.  Über  das  Berg-  und  Salzregal  des  deutschen 
Ordens  in  Preußen  vgl.  v.  Brünneck,  Grundeigentum  in  Ost-  und  Westpreußen  1,16. 

'*  Unter  fund  und  prund  oder  vnldfang  auf  und  in  der  erden  faßten  die 
Weistümer  in  formelhafter  Weise  das  herrschaftliche  Jagd-  und  Fischereirecht, 
Berg-,  Schatz-  und  Fundregal  und  das  Eecht  des  Einfangens  von  Bienenschwärmen 
zusammen.  Über  das  Deichregal  vgl.  S.  427  n.  429  n.  J.  Gieuke,  Gesch.  d. 
Deichrechts  1,  105  ff. 

»»  Vgl.  S.  468  f.  GB.  von  1356  c.  9.  Zu  der  S.  46T  angeführten  Litteratur 
tritt  noch  hinzu  Liebe,  Die  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Zustände  der  Juden 
im  Erzstift  Trier,  Westd.  Zeitschr.  12,  311  ff.  Das  österreichische  priv.  maius 
(Anm.  19)  hob  neben  dem  Judenregal  das  Kccht  des  Herzogs  auf  die  Zulassung 
von  Kawerzen  (S.  468),  also  seine  Befugnis  zur  Erteilung  des  Wucherprivilegs  au 
christliche  Pfandleiher,  hervor.  Vgl.  Beechtold,  a.  a.  0.  185  ff.  v.  Lüschin,  Gesch. 
d.  Gerichtswesens  Österreichs  237  ff. 

-*•  Vgl.  S.  530  f.     Ssp.  I.  62,  5:^  2.  II.  31,  §  2.  37,  §  3.  III.  32,  §  10.     Dsp.  87. 

38* 
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Fürsten  im  Mittelalter  nicht  gekommen  ^^,  aber  auch  sie  war  bedeutend 
genug,  wenn  es  ihr  gelang,  sich  durch  kräftige  Konzentration  nach  unten 
zu  einer  wahren  Staatsgewalt  zu  entwickeln.  Es  handelte  sich  dabei  teils 
um  bessere  Abrundung  der  Tielfach  durch  Exemtionen  und  fremdherr- 
liche  Gebiete  durchbrochenen  Territorien,  teils  um  die  Überwindung  der 
feudalen  Mächte  im  eigenen  Lande.  In  ersterer  Beziehung  bildete  die 
Vogtei,  mochte  sie  wahre  Stiftsvogtei  oder  ursprünglich  nur  zum  Zweck 
des  Schutzes  begründete  Schirm  vogtei  sein,  ein  häufig  benutztes  Mittel, 
um  kirchliche  Stifter  zur  Unterwerfung  unter  die  fürstliche  Gewalt  zu 
bringen,  und  die  dagegen  wiederholt  zu  Hilfe  gerufene  Beichsgewalt  ver- 
mochte diesem  an  sich  rechtswidrigen  Verfahren  keineswegs  allgemein  zu 
steuern.  Noch  durchgreifender  war  der  Erfolg,  den  die  Fürsten  den  ein- 
zelnen Markgenossenschaften  gegenüber  durch  die  Obermärkerschaft  (S.  427) 
zu  erzielen  wußten.  Größere  Schwierigkeiten  standen  der  Abrundung 
durch  vertragsmäßige  Erwerbung  fremder  Gebietsteile  entgegen,  da  Lehen 
und  Lehnsteile  nur  durch  die  Hand  des  Lehnsherrn  veräußert  werden 
konnten*^.  Nachdem  aber  die  Goldene  Bulle  den  Kurfürsten  derartige 
Erwerbungen  freigegeben  hatte,  war  auch  die  Politik  der  übrigen  Fürsten 
auf  die  Erlangung  der  gleichen  Befugnis  gerichtet*^  Die  völlige  Be- 
seitigung der  Außenlehen,  d.  h.  der  unter  fremden  Lehnsherren  stehenden 
Landesteile,  wurde  schwerlich  irgendwo  erreicht**. 

Eine  Lebensfrage  für  sämtliche  Territorien  bildete  die  Überwindung 
der  eigenen  Lehnsmannen.  Solange  die  Fürsten  bloße  Obei^rafen  waren, 
lagen  die  landesherrlichen  Bechte,  wenn  auch  in  abgeschwächter  Gestalt, 
in  den  Händen  der  von  ihnen  belehnten  Grafen;  solange  diese  nicht  zur 
Unterwerfung  gebracht  oder  ganz  beseitigt  waren,  konnte  das  fürstliche 
Territorium  nicht  als  eine  staatliche  Einheit  betrachtet  werden.  In  gün- 
stigerer Lage  waren  von  vornherein  nur  die  Stammesherzoge  und  die 
Markgrafen,  soweit  sie  ihre  Länder  nicht  durch  Vassalien,  sondern  durch 
Beamte  verwalteten**.  Zwar  wurde  es  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  den 
Marken  mehr  und  mehr  üblich,  die  Ämter  zu  Lehen  zu  geben,  der  Gefahr 


^^  Das  österreichische  privil.  maius  wollte  auch  hier  nicht  nachstehen.  Vgl. 
Berchtold,  Landeshoheit  Österreichs  136  f. 

"  Vgl.  S.  410.  Reichsurteile  von  1174  (Weiuind  1,  387),  1281,  1283  (MG. 
Leg.  2,  426.  442).  Exemtionen  erteilten  die  Fürsten  schon  seit  Friedrich  IL  auf 
eigene  Hand  (S.  557,  n.  73). 

"  GB.  c.  10,  §§2.  3.  Berchtold,  Landeshoh.  Österreichs  97  ff.  Köln  hatte 
ächon  1308  die  Genehmigung  zu  allem  möglichem  Landerwerb  erhalten.  Vgl.  La- 
coMBLET,  ÜB.  z.  G-esch.  d.  Niederrh.  8,  68.  Der  bisherige  Rechtszustand  kurfürst- 
licher Neuerwerbungen  sollte  übrigens  unverändert  bleiben,  die  Privilegien  der 
kurfürstlichen  Lande  wurden  also  nicht  auf  sie  ausgedehnt.  Über  Gebietserwerbungen 
deutscher  Fürsten  durch  Erbverträge  vgl.  Lönikg,  Erb  Verbrüderungen,  1867. 

**  Innerhalb  der  österreichischen  Grenzen  sollte  es  nach  dem  Priv.  maius 
keinen  anderen  Lehnsherrn  als  den  Herzog  geben. 

**  Vgl.  S.  567  f.  571.  Auch  die  friesischen  Schulzen  waren  ursprünglich  Be- 
amte, wurden  aber  später  zu  erblichen  Lehnschulzen  (Grietmänner),  wodurch  die 
Grafen  allen  Einfluß  auf  das  Gerichtswesen  verloren.     Vgl.  S.  562  n. 
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einer  Rückbildung  wurde  aber  dadurch  vorgebeugt,  daß  man  sich  hierbei 
auf  den  Landesadel  beschränkte,  der  ohne  Ausnahme  dem  Ministerialen- 
stand angehörte  und  sich  in  einer  persönlichen  Abhängigkeit  befand,  die 
ihn  den  Fürsten  gegenüber  nicht  so  widerstandsfähig  erscheinen  ließ,  wie 
es  bei  den  edelen  Geschlechtern  im  inneren  Reiche  der  Fall  war.  Ein 
entschiedener  Fortschritt  in  den  übrigen  Territorien  war  es  schon,  daß 
man  bei  dem  Aussterben  altgräflicher  Häuser  mehr  und  mehr  zur  Be- 
lehnung von  Ministerialgrafen  (S.  445.  495  n.)  überging.  Seit  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  war  aber  das  Streben  überall  auf  Beseitigung 
der  Lehngrafen  gerichtet;  da  das  deutsche  Lehnrecht  nur  ein  Erbrecht 
in  absteigender  Linie  kannte  (S.  412),  so  war  das  Ziel  im  14.  Jahrhundert 
fast  überall  erreicht,  die  belehnten  Grafen  hatten  angestellten  Land- 
richtern, Vögten  oder  Amtmännern  den  Platz  geräumt.  Wenn  sich  da- 
neben feudale  oder  grundherrliche  Gewalten  erhielten,  so  vermochten  diese, 
auch  wo  sie,  wie  in  Brandenburg  seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts, zahlreich  vorhanden  waren,  der  Landesgewalt  doch  nur  geringen 
Abbruch  zu  thun,  da  sie  nicht  wie  die  Grafschaften  zu  Ausgangspunkten 
für  die  Ausbildung  einer  neuen  Landesherrschaft  geeignet  waren*®. 

3.  Die  Organe  der  Zentralverwaltung*^  Die  Organisation  der 
Hoiamter  an  den  fürstlichen  Höfen  war  der  des  Königshofes  nachgebildet, 
auch  darin  daß  es  entsprechend  den  Erzämtern  des  Reiches  später  in 
den  Territorien  ebenfalls  Erbhofömter  gab,  die  bloße  Ehrenämter  waren 
und  nur  bei  besonders  feierlichen  Gelegenheiten  in  Dienst  traten,  während 
die  tägliche  Leitung  in  den  Händen  von  Unterhofbeamten  lag.  Die  Erb- 
ämter an  den  herzoglichen  und  bischöflichen  Höfen  waren  vielfach  an 
Fürsten  verliehen,  sonst  waren  die  Träger  der  Hoßmter  Edle  oder  vor- 
nehmere Ministerialen,  zum  Teil  ebenfalls  auf  Grund  erblicher  Verleihung, 
seit  dem  14.  Jahrhundert  aber  mehr  und  mehr  unter  Wahrung  des 
Amtscharakters.  Die  Dienste  selbst  wurden  von  den  zu  den  einzelnen 
Ämtern  geborenen  Ministerialen  versehen.  Die  vier  alten  Hofbeamten, 
Marschall,  Truchseß  oder  Küchenmeister,  Kämmerer  oder  Kammermeister 
(als  Leiter  des  Finanzwesens)  und  Schenk,   fehlten    an    keinem  Fürsten- 


**  Über  derartige  Unterherrschaften  oder  „Herrlichkeiten"  vgl.  S.  587.  v.  Be- 
Low,  Landet.  Verf.  in  Jülich  u.  Berg  3,  183  ß,  F.  v.  Sybel,  Herrschaft  Gimborn- 
Neustadt,  1880.    Kühks,  Gerichtsverf.  d.  Mark  Br.  2,  124  ff.  319  ff. 

*^  Vgl  S.  486  ff.  Maükeb,  Fronhöfe  2,  220  ff.  261—304.  340  ff.  362  ff.  Rosen- 
THAL,  a.  a.  0.  236  ff.  Nitzsch,  Ministerialität  und  Bürgertum  238  f.  v.  Fürth, 
Ministerialen  188—215.  281  ff.  Iaaacsohn,  Geschichte  des  preußischen  Beamten- 
tums 1,  4—28.  Bornhak,  a.  a.  0.  1,  57  ff.  169  f.  Lewimski,  Die  brandenburgische 
Kanzlei  und  das  Urkundenwesen  1411—1470,  1893.  v.  Lusouin,  a.  a.  0.  Ib9  f. 
V.  Wbetscheo,  a.  a.  0.  19  ff.  Mohb,  Finanz  Verwaltung  der  Grafschaft  Luxemburg 
(Staatsw.  Studien  4,  3,  1892).  Riezleb,  Geschichte  Bayerns  2,  171.  530.  3,  671  ff. 
Fbensdobff,  Becht  der  Dienstmannen  von  Köln  16.  24.  63.  Lamprecht,  VN'irtschafts- 
leben  1,  823.  1426  ff.    Waitz  7,  311  ff.    Weiland,  Const.  1,  182  f. 
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hof*®,  während  die  Höfe  der  geringeren  Landesherren  wesentlich  ein- 
facher bestellt  waren.  Das  Amt  des  Marschalls  hatte  unter  dem  Einfluß 
der  veränderten  Heerverfassung  eine  beträchtliche  Erweiterung  erfahrco, 
da  der  Marschall  gewissermaßen  Kriegsminister  und  zugleich  Haupt  des 
Lehnadels  geworden  war.  Ihm  stand  in  der  Regel  der  Vorsitz  in  den 
Landtagen  zu,  auch  hatte  er  über  die  gesamte  Ritterschaft  zuweilen  die 
Disziplinargerichtsbarkeit,  mit  der  sich  auch  eine  gewisse  Civilgerichts- 
barkeit  verbinden  konnte*®.  Später  führte  die  Doppelstellung  des  Mar- 
schalls in  einigen  Ländern,  z.  B.  Österreich,  zu  der  Trennung  des  Amtes 
in  ein  Hofmarschall-  und  ein  Landmarschallamt *^.  Als  Haupt  des  ge- 
samten Hofpersonals,  vielfach  zugleich  als  oberster  Minister  und  Stell- 
vertreter des  Landesherrn  in  der  Landesregierung,  erscheint  seit  dem 
13.  Jahrhundert  der  Hofmeister,  der  insoweit  Hof-  und  Landesbeamter 
(Landhofmeister)  in  einer  Person  war'^^  Der  Kanzler  (Protonotar,  oberster 
Schreiber)  gehörte  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  stets  dem 
geistlichen  Stande  an;  im  Rate  des  Fürsten  und  in  allen  Regierungs- 
angelegenheiten stand  er  neben  dem  Hofmeister  und  Marschall  in  erster 
Reihe  ^^  Außer  den  Genannten  gab  es  noch  andere  höhere  Hofbeamte 
von  mehr  oder  weniger  unbestimmter  Stellung,  wie  den  Jägermeister, 
den  Hofkaplan,  ferner  die  „Hofreiter"  und  den  „Ministerial",  die  je 
nach    Bedürfnis    zu    den    verschiedensten   Aufträgen   verwendet   wurden. 

^^  In  den  geistlichen  FürBtentümem  war  das  Kämmereramt  ursprünglich 
regelmäßig  in  den  Händen  eines  Geistlichen.  Seit  der  staufischen  Zeit  wurden 
die  vier  Amter  durchweg  erblich  verliehen,  die  übrigen  Hofamter  dagegen  durch 
widerruflich  angestellte  Beamte  verwaltet.  Vgl.  Franklin,  Sent.  Nr.  129—137. 
Weiland  1,  424.  Wesentlich  anders  gestaltet  waren  nur  die  fünf  GroBftmter  des 
deutschen  Ordens,  die  sich  immer  in  den  Händen  von  Ordensrittern  befanden. 

*•  Vgl.  v.  Wretschko,  a.  a.  0.  127  ff.  145  ff.  v.  Lusohin,  Gerichtswesen 
Österreichs  251  ff.  Rosenthal,  a.  a.  0.  229  ff.  Im  Fürstentum  Osnabrück  übte 
der  Crbdrost  die  sonst  dem  Marschall  zustehenden  Rechte  aus,  während  der  nur 
unter  besonderen  Umständen  ernannte  Landdrost  statthalterliche  Befugnisse  hatte. 

*®  Vgl.  V.  Wretschko  57  ff.  v.  Luschin,  Gerichtsw.  82  ff.  In  Holstein  nahm  der 
Overbode,  in  Ostfalen  der  Schultheiß  als  Bannerträger  {signifer)  und  Haupt  des 
Adels  bis  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  eine  Stellung  ein,  die  der  des  Marschalls  in 
mancher  Beziehung  entsprach,  er  war  aber  Landes-,  nicht  Hof  beamter.  Auch  bei 
den  Friesen  stiegen  einige  Grietmänner  zu  der  Stellung  von  Landesführern  empor. 
Vgl.  S.  561  f.  564. 

^^  Vgl.  Seeliqer,  Hofmeisteramt  6  ff.  34—57.  Rosenthal,  a.  a.  0.  239  ff. 
Maurer,  a.  a.  0.  2,  226.  230  ff.  266.  Lahprecht,  a.  a.  0.  1,  1435  ff.  In  Branden- 
burg beschränkten  die  HohenzoUem  das  Hofmeisteramt  wieder  auf  die  reinen  Hof- 
angelegenheiten, während  es  unter  den  Witteisbachern  auch  in  allen  Landes- 
angelegenheiten die  erste  Stelle  eingenommen  hatte.  Vgl.  Isaacsobn,  a.  a.  0.  1,7  f. 
Besondere  Verhältnisse  brachten  es  mit  sich,  daß  in  Baiem  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert wiederholt  ein  herzoglicher  Statthalter  mit  außerordentlicher  Vollmacht 
(„Hauptmann",  „Pfleger  in  Baiem")  eingesetzt  wurde.     Vgl.  Riezlbb  8,  670  f. 

"  Vgl.  Maurer,  a.  a,  0.  1,  220  ff.  Riezler,  a.  a.  0.  2,  174.  582.  3,  678. 
Lamprecht,  a.  a.  0.  1,  1432  ff.  1441  ff.  Isaacsohn,  a.  a.  0.  1,  16  f.  Bosenthal, 
a.  a.  0.  265  ff.  Lewinski,  Die  brandenb.  Kanzlei  u.  d.  Urkundenwesen  von  1411 
bis  1470,  Straßb.  1893.     Posse,  Lehre  v.  d.  Privaturkunden  167  f.  171  ff. 
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Der  y^Hofrat  oder  ,yheimliche  Bat'*  umfaßte  die  verschiedenen  Hofbeamten 
tind  wen  der  Fürst  sonst  seines  Vertrauens  würdigte;  den  Charakter  eines 
geschlossenen  Regierangskollegiums  (Kammer),  das  zugleich  neben  dem 
fürstlichen  Hofgericht  oder  statt  desselben  als  Kammergericht  dienen 
konnte,  haben  die  Hofräte  nicht  vor  dem  15.  Jahrhundert  angenommen^'. 

4.  Die  Gerichtsverfassung".  Der  Übergang  der  vollen  Gerichts- 
hoheit auf  die  Fürsten  (S.  571  f.)  hatte  für  die  Gerichtsverfassung  in  den 
Territorien  eine  doppelte  Wirkung,  indem  er  in  den  oberen  Kreisen  einer 
mehr  staatlichen,  in  den  unteren  einer  feudalen  oder  grundherrlichen 
Entwickelung  zu  gute  kam.  Der  staatliche  Charakter  des  Gerichtswesens 
wurde  gefördert,  seit  es  den  Fürsten  gestattet  war,  heimgefallene  Graf« 
Schäften  einzuziehen  und  die  Richterstühle  mit  Beamten,  statt  belehnter 
TJntergrafen,  zu  besetzen,  so  daß  die  Fürsten  aus  bloßen  Obergrafen  zu 
unmittelbaren  Gerichtsherren  wurden,  also  allgemein  eine  Stellung  er- 
langten, wie  sie  früher  nur  den  Herzogen  und  Markgrafen  zugekommen 
war.  Indem  andererseits  die  reichsgesetzlichen  Beschränkungen  der  Teilung 
und  Afterverleihung  der  Gerichte  in  Wegfall  kamen,  wirkten  in  den 
unteren  Kreisen  die  Einflüsse  des  Lehnswesens  in  verstärktem  Maße  fort 
und  viele  niedere  Gerichte  verloren  die  Verbindung  mit  dem  Staate  fast 
ganz.  Im  einzelnen  waren  die  Veränderungen,  denen  die  öffentliche  Ge- 
richtsverfassung seit  dem  13.  Jahrhundert  unterlag,  von  unübersehbarer 
Mannigfaltigkeit.  Ihnen  zu  folgen  muß  der  partikularen  Rechtsgeschichte 
überlassen  bleiben.  Hier  sind  nur  die  mehr  oder  weniger  überall  hervor- 
tretenden Grundzüge  hervorzuheben. 

Die  erste  Veränderung  betraf  die  ausschließlich  durch  sachliche  Zu- 
ständigkeit begründete  Unterscheidung  der  höheren  und  niederen  Gerichte, 
die  infolge  der  karolingischen  Einrichtungen  eine  wesentliche  Grundlage 
der  gesamten  Gerichtsverfassung  bildete.  Den  Land-  oder  Grafen- 
gerichten (iudicia  maiora)  standen  die  Niedergerichte  (iudicia  minora) 
als  die  ordentlichen  Gerichte  für  Klagen  um  Schuld,  mit  Einschluß  der 
Bußesachen  und  der  Klagen  um  fahrende  Habe,  gegenüber  ^^  Das  Nieder- 
gericht des  fränkischen  und  alamannischen  Rechtes  war  das  Zentgericht 
oder  die  Zent  {centa),  dem  bei  den  Sachsen  das  Goding  oder  Gogerieht, 
bei  den  Friesen  das  Schulzengericht  entsprach.  Richter  war  der  Zent- 
graf  {cenhirio),  Hunne,  Schultheiß  oder  Schulze,  bei  den  Sachsen  der 
Gograf  {tribuTmsY^    Die   Ernennung  des  Richters  stand    ausschließlich 


"  Vgl.  S.  602  f.  V.  Mauher,  a.  a.  0.  2,  239  f.  Riezlbr  2,  174.  508  f.  3,  676  f. 
BoRNHAK  1,  190.  IsAAcsoHir  1,  28  ff.  KOnNS,  Gerichts verfassuDg  der  Mark  Branden- 
burg 1,  230  ff.  V.  LüSCHiN,  Gerichtsw.  98  f.  v.  Weetschko  149  ff.  Lahpeeght, 
a.  a.  0.  1,  1438  ff. 

M  Vgl.  §  49  und  die  S.  545  und  556  n.  angeführte  Litteratur.  v.  Luschin, 
Ost  Reichsg.  192  ff.  v.  Wretschko  110  ff.  Schückino,  Das  Gericht  des  westf&l. 
Kirchenyogts,  Zeitschr.  f.  vaterl.  Gesch.  u.  Altert.-K.  55,  1  ff. 

'*  In  Friesland  war  das  Niedergericht  auch  in  Immobiliarsachen  zuständig. 

^  Vgl.  S.  171.  174.  562  f.  570.     Waitz  8,   36  f.     Thüdichum,   Gau-  u.  Mark- 
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dem  Landesfürsten  oder  einem  von  ihm  belehnten,  vom  Reiche  mit  dem 
Eönigsbann  ausgestatteten  Untergrafen  zu^^.  Bis  zum  13.  Jahrhundert 
wurde  der  Niederrichter,  dessen  Ernennung  vielfach  noch  in  alter  Weise 
eine  Wahl  des  Dingvolkes  zur  Voraussetzung  hatte  ^^,  durchaus  als  Be- 
amter behandelt;  seitdem  aber  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  das  Amt 
zu  Lehen  zu  geben*®.  Der  Niederrichter  war  nur  das  Organ  des  Grafen, 
wie  dieser  das  des  Königs;  wie  die  Anwesenheit  des  Königs  das  Gericht 
des  Grafen  niederlegte  (S.  546),  so  die  des  Grafen  das  des  Niederrichters**. 
Dem  Bechtszug  vom  Grafending  an  den  König  entsprach  der  von  dem 
Niedergericht  an  den  Grafen:  das  Landgericht  war  das  Obergericht  für 
die  ihm  untergeordneten  Niedergerichte  ®\  Mit  dem  Reiche  standen  die 
letzteren  in  keinem  Zusammenhang,  sie  trugen  durchaus  einen  terri- 
torialen Charakter;  ihre  Organisation  war  ein  ausschließliches  Recht  des 
Landesherm®^  Das  Niedergericht  war  das  gebotene  Gericht  der  karo- 
lingischen  Verfassung  (S.  170),  wurde  aber  bei  den  Sachsen  nicht  als 
Schöffengericht,  sondern  als  Vollgericht  abgehalten,  wobei  wohl  ein  darch 
den  Richter  gebildeter  Ausschuß  aus  der  Mitte  des  Dingvolkes  oder  ein 
einzelner  dazu  aufgeforderter  Dingmann  das  Urteil  fand®^ 

In  den  grundherrlichen  Grafschaften,  d.  h.  den  in  den  Besitz  der 
hohen  Gerichtsbarkeit  gelangten  Immunitäten,  nahm  das  von  dem  Stifls- 
vogt  abgehaltene  Vogtding  die  Stellung  des  Landgerichts  ein,   während 


Verfassung  45  ff.  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  18,  140  ff.  (Abhandl.  291  ff.).  Schröder, 
Ger.-Verf.  54  ff.    G.  Schmitz,  Gogerichte,  Münst.  Diss.  1901. 

*^  Vgl.  CoDst.  i.  fav.  pr.  7:  Centumgracii  recipiant  centas  a  domino  terre  vd 
ab  eo,  gut  per  dominum  terre  fuerit  infeodaius.  v.  d.  Berqh,  Oork.-B.  v.  Holl.  en 
Zeel.  2,  876  (1292).  Dem  Bischof  von  Würzburg  als  Inhaber  des  Landfriedens- 
gerichts  (S.  555)  wurde  unter  Umstoßung  eines  entgegenstehenden  Reichsurteils 
von  1160  (Franklin  Nr.  74  •)  durch  Privileg  von  1168  (Altmann  u.  Bernheim  ^  279) 
das  Recht  zugesprochen,  daß  in  seiner  ganzen  Diözese,  also  auch  in  den  nicht  zu 
seinem  Territorium  gehörigen  Grafsphaften,  niemand  ohne  seine  Zustimmung  Zenteii 
einrichten  oder  Zentgrafen  einsetzen  dürfe  {centurias  faciat  vel  imtgravios  eon- 
sUtuaty  nisi  eoncessione  episcopi  ducis  Wirieburgensis).  Vgl.  v.  Zallinger,  Würzh. 
Herzogtum  3  f.  38  ff.  Zuweilen  begegnen  infolge  eines  Kondominatverhältnisses 
(S.  586)  auch  wohl  zwei  Beamte  nebeneinander,  von  denen  dann  wohl  der  eine, 
weil  er  sich  aktiver  Amtshandlungen  zu  enthalten  und  mit  dem  bloßen  Mitvorsitz 
zu  begnügen  hatte,  als  „schweigender*^  Richter  (Horcher,  Lusterer)  bezeichnet 
wurde.     V^'l.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassung  47.     Gbimm,  Weistömcr  7,  27ß. 

"  Vgl.  S.  127.  132.  ScHnöDER,Ger.-Verf.  63  f.  Lindner,  Veme  321.  Thüdichdn, 
RG.  d.  Wetterau  2,  10.  13.  Wipperhann,  St.-  u.  RG.  d.  Wetterau  39.  48.  Grimu, 
Weistümer  8,  659. 

^*  Die  bairischen  Gresetze  von  Ranshofen  (MG.  Leg.  3,  484)  sprechen  bereits 
von  einem  benefioium  des  centurio.  Die  Const.  i.  fav.  pr.  (Anm.  90)  unterscheidet 
zwischen  centis  Hberis  und  infeodatis.  Der  Sachsenspiegel  (L  56.  58,  §  1)  kennt 
belehnte  Gografen  erst  in  den  jüngeren  Zusätzen.     Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  63  f. 

^  Vgl.  Ssp.  I.  58,  §  2.  •'  Vgl.  Schröder  64. 

*'  Vgl.  Anm.  57.  Const.  i.  fav.  pr.  8:  Loeum  cente  nemo  mutahü  sine  can- 
sensu  domini  terre, 

^  Vgl.  Schröder  57.  Billwärder  Recht  c.  17  (Lappenbero,  Stadt-,  Schiff-  u. 
Landrechte  Hamburgs  327). 
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das  Niedergericht  („Zwing  und  Bann**)  durch  seinen  üntervogt,  meistens 
aber  in  voller  Unabhängigkeit  von  der  Vogtei  durch  die  Grundherren  in 
Person  oder  durch  ihre  Meier  {villici)  verwaltet  wurde.  Die  letzteren 
wurden  dadurch  zu  Hofschulzen  oder  Schultheißen  [centuriones,  tribuni) 
erhoben,  falls  die  Grundherrschaft  es  nicht  vorzog,  für  die  gesamte  Ge- 
richtsverwaltung eigene  Hofschulzen  einzusetzen,  was  die  Herabsetzung  der 
Meier  zu  bloßen  Wirtschaftsbeamten  bedeutete  ®^ 

Seit  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  vollzog  sich  fast  allgemein  eine 
höchst  bedeutsame  Veränderimg  der  Gerichtsverfassung  in  der  Weise, 
daß  die  karolingische  Scheidung  der  Gerichte  nach  Sachen  einer  solchen 
nach  Personen  wich.  Indem  sich  der  Adel  und  bald  auch  der  niedere 
Bitterstand  von  den  Niedergerichten  gänzlich  zurückzog,  gestalteten  sich 
die  liandgerichte  zu  reinen  Adelsgerichten;  sie  wurden  zu  ordentlichen 
Gerichten  für  den  Landesadel,  die  höhere  Geistlichkeit  und  die  Städte®*. 
Andererseits  erwarben  die  Niedergerichte  den  Blutbann  über  die  gesamte 
übrige  Bevölkerung,  mehr  und  mehr  auch  die  Gerichtsbarkeit  über  bäuer- 
liches Eigen ^^  Man  unterschied  daher  nur  noch  höhere  und  niedere 
Landgerichte,  deren  sachliche  Zuständigkeit  wesentlich  dieselbe  war  und 
deren  Unterscheidung  in  erster  Reihe  auf  den  verschiedenen  Personen- 
kreisen, die  vor  ihnen  ihren  ordentlichen  Gerichtstand  hatten,  beruhte. 
Die  höheren  Landgerichte  behielten  jedoch  den  Charakter  als  Berufungs- 
gerichte für  die  niederen.  Zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  war  diese  Umbildung 
in  der  Hauptsache  schon  vollzogen,  wir  erkennen  sie  ebenso  in  der  Gerichts- 
verfassung der  Marken  und  des  Herzogtums  Österreich  ^^  Ihren  allgemeinen 
Charakter  bezeugt  die  reichsgesetzliche  Anerkennung  der  Exemtion  des 
Adels  (§  49,  n.  204)  von  den  Zentgerichten,  Const.  in  favorem  principum 
c.  9:  Ad  centas  nemo  sinodalis  vocetur. 

Unter  den  höheren  Landgerichten  vollzog  sich  bald  eine  Scheidung 
der  unter  der  persönlichen  Leitung  des  Landesherrn  verbliebenen  von 
denen  ihrer  Beamten.     Da  letztere  nur  im   Namen   des  Fürsten   ihres 


•♦  Vgl.  Waitz  7,  316  fF.  8,  70  f.  75  fF.  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  17,  40  f. 
Heubler,  Urspr.  der  Stadtverfassung  132  fF.  v.  Maurer,  Fronhöfe  4,  85  flP.  104  ff. 
159  f.  Lamprecht,  Wirtschaftsl,  1,  734  ff.  1056  ff.  1126.  Zöpfl,  Altertümer  1,  15  ff. 
Schulte,  Tschudi  (Abdr.  a.  d.  JB.  f.  schw.  Gesch.  1893)  98  f.  106  ff. 

"  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  53.  56.  65. 

^  Dabei  behielt  sich  der  Landesherr  als  Träger  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit 
zunächst  noch  das  Recht  des  „letzten  Urteils"  vor,  indem  das  vor  dem  niederen 
Richter  gefundene  Urteil  seines  Rechtsbefehls  bedurfte.  Vgl.  §  49,  n.  106.  n.  168. 
ScHBöPER,  a.  a.  0.  59  ff.;  Der  ostfftlische  Schultheiß  1  f.  13.  Riedel,  Mark  Branden- 
burg 2,  421. -478  f.     Kuhns,  a.  a.  0.  1,  202. 

•'  Vgl.  S.  567  ff.  Schröder,  Gerichtsverfassung  59  ff.  65  ff.  Die  branden- 
buTgiscben  Vogtdinge  waren  ursprünglich  nichts  anderes  wie  Gogerichte  und  haben 
sich  in  derselben  Weise  wie  diese  zu  niederen  Landgerichten  fortgebildet.  Vgl. 
KttHNS,  a,  a.  0.  1,  144  f.  2,  21  ff*,  v.  Lüsohin,  Gerichtsw.  134  ff.  Lindner,  Veme 
321.  Thüdichüm,  Gau-  u.  Markverfassung  54.  v.  Zallinoer,  Würzburg.  Herzog- 
tum 34  f.     Schröder,  ZRG.  24,  244. 
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Amtes  walteten,  so  war  cUeses  niedergelegt,  sobald  der  Fürst  persönlich 
anwesend  war  und  den  Vorsitz  übernehmen  wollte.  Je  seltener  aber  das 
Bereisen  des  Landes  durch  die  Fürsten  zu  Zwecken  der  Rechtspflege 
\vurde,  desto  bedeutender  traten  die  Gerichte,  denen  die  Pursten  ihre  per- 
sönliche Fürsorge  erhielten,  vor  den  übrigen  hervor.  Während  die  letz- 
teren meistens  entweder  ganz  abkamen  oder  nur  noch  in  langen  Zwischen- 
räumen, zuweilen  in  mehrjährigem  Wechsel,  zu  bestimmten  Zwecken  (so 
zum  Zwecke  des  Weistums)  zusammentraten,  entwickelte  sich  das  Tom 
LandesheiTu  persönlich  verwaltete  Landgericht,  indem  es  von  seiner  bis- 
herigen echten  Dingstatt  an  den  Hof  gezogen  wurde,  zu  einem  fürstlichen 
Hofgericht,  das  gleichzeitig  ordentliches  Gericht  für  die  eximierten  Stände 
und  Berufungsgericht  für  alle  übrigen  Gerichte  des  Landes  war*®.  Man 
darf  annehmen,  daß  die  landesherrlichen  Hofgerichte,  soweit  sie  nicht, 
wie  in  den  Stammesherzogtümern,  der  Landgrafechaft  Thüringen  und  dem 
Herzogtum  Würzburg,  aus  ehemaligen  Landfriedensgerichten  hervor- 
gegangen waren  ®^,  sämtlich  auf  die  angegebene  Weise  aus  Landgerichten, 
die  an  den  Hof  gezogen  wurden,  entstanden  sind. 

Soweit  die  Fürsten  den  Vorsitz  nicht  selbst  einnahmen  oder  sich 
durch  einen  besonderen  Delegierten  vertreten  ließen  ^^,  wurden  die  Hof- 
gerichte durch  ständige  Hofrichter  (in  Baiern  die  Yiztume)  verwaltet  Die 
Verhandlungen  erfolgten  auch  hier  mit  Frage  und  Urteil,  meistens  aber, 
unter  Beseitigung  der  SchöflFenverfassung,  durch  Urteilerkollegien  die  in 
jeder  Tagung  besonders  durch  den  Bichter  gebildet  wurden.  Die  Urteiler 
mußten  dem  Adel,  mindestens  dem  Ritterstand  angehören '^  Die  land- 
gerichtliche Dingpflicht  kam  bei  den  Hofgerichten  in  Wegfall.  In  Ange- 
legenheiten von  allgemeinerer  Bedeutung  wurden  die  Landtage  als  außer- 
ordentliche Gerichte  verwendet^*. 

In  den  durch  Appellationsprivilegien  gegenüber  den  Reichsgerichten 
abgeschlossenen  Territorien,  zumal  den  Kurfürstentümern,  bildete  sich  an 
Stelle  des  Rechtszuges  an  das  Reichshofgericht  mehrfach  ein  solcher  von 
dem  fürstlichen  Hofgericht  an  die  Person  des  Landesherrn,  der  in  solchen 
Fällen  seinen  Hofrat  als  Urteilerkollegium  zuzuziehen  pflegte.  So  ent- 
standen, der  reichsgerichtlichen  Entwickelung  (S.  553)  durchaus  ent- 
sprechend, auch  in  einzelnen  Territorien  neben  den  Hofgerichten,  die  einen 

•®  Vgl.  ScHRöDEB,  Gerichtsverfassung  54.  JG.  Meyeb,  Deutsches  Staatsrecht^ 
317^  Kr.  VJSchr.  32,  136  f.  Siegel,  RG.»  325.  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  234  f.  v,  Below. 
G6A.  1890,  S.  318.  Über  die  Hofgerichte  vgl.  noch  v.  Luöchin,  a.  a.  0.  66  ff. 
DopscH,  Entst.  d.  öst.  Landr.  76  ff.    v.  Posebn-Klett,  a.  a.  O.  52  ff.  58  ff. 

w  Vgl.  S.  554  ff.  RosENTHAL,  a.  a.  0.  1,  108  ff.  Dem  Gericht  des  Würzburger 
Bischofs  wurde  schon  1168  neben  den  Landfriedensachen  die  volle  Zuständigkeit 
in  allen  Sachen  der  hohen  Gerichtsbarkeit  für  die  ganze  Diözese  zuerkannt;  den 
Grafschaftsgerichten  verblieben  nur  die  nicht  den  Landfrieden  berührenden  Blut- 
Sachen.     Vgl.  v.  Zallinger,  a.  a.  0.  24  ff.  31. 

'0  Vgl.  ZRG.  13,  205. 

'^  Doctores  iuris  wurden  zum  Adel  gezählt.    Vgl.  S.  448. 

"  Vgl.  GiERKE,  Genossenschaftsrecht  1,566.  KtJHNS  1,230.  v.  Below,  a.a.O.  316. 
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vorwiegend  standischen  Charakter  trugen,  zum  Teil  auch  an  ihrer  Stelle 
oder  als  höchstes  Berufungsgericht  über  ihnen,  fürstliche  Kammer- 
gerichte oder  Kanzleien,  in  denen  statt  des  Landesherrn  auch  wohl 
der  Hofmeister  den  Vorsitz  führte,  während  die  Eäte  weniger  dem 
Landesadel  als  vielmehr  dem  Stande  der  Bechtsgelehrten  entnommen 
wurden  ^^. 

Nachdem  die  niederen  Landgerichte  (Zent-,  Go-  oder  Vogtei- 
gerichte, Hunddinge,  Hummelgedinge),  abgesehen  von  ihrer  Beschränkung 
auf  die  nichteximierte  Bevölkerung  und  den  ehemaligen  Niedergerichts- 
sprengel (Zent,  6o)  mit  einer  einzigen  Dingstatt,  ganz  an  die  Stelle  der 
früheren  Grafen gerichte  getreten  waren  (daher  ihre  Bezeichnung  als 
„Hochgerichte"),  bildeten  sich  unter  ihnen  für  die  Handhabung  der 
niederen  Gerichtsbarkeit  alsbald  neue  Uutergerichtsbezirke,  die  sich  regel- 
mäßig auf  einzelne  Kirchspiele  oder  Dorfschaften  (mit  Einschluß  etwaiger 
Tochterdörfer)  erstreckten^*.  Derselbe  Prozeß  vollzog  sich  in  Baiern,  wo 
die  ursprünglich  mit  der  gesamten  hohen  wie  niederen  Gerichtsbarkeit 
befaßten  Landgerichte  die  niedere  Gerichtsbarkeit  an  Dorfgerichte  und 
grundherrliehe  Hofmarken  abgaben^*.  An  der  Spitze  des  Kirchspiel-, 
Dorf-,  Zenderei-  oder  Hofmarkgerichtes  stand  der  Schulze  (Dorf-  oder 
Zentgraf,  Zender,  centenarius,  centurio,  Hunne,  Heimburge,  Bauermeister), 
häufig  in  alter  Weise  auf  Wahl  der  Gemeinde  von  dem  Gerichtsherm 
eingesetzt,  ebenso  häufig  aber,  in  manchen  Gegenden  regelmäßig  (nament- 
lich im  Nordosten),  als  erblicher  Lehnschulze.  Vielfach  erwarben  die 
Dorfgerichte  auch  die  Gerichtsbarkeit  über  bäuerliches  Eigen,  so  daß  die 
Landgerichte  auf  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  und  das  Weistum  be- 
schränkt blieben  ^^  Die  Gerichtsversammlungen  wurden  in  Land-  wie 
Dorfgerichten  teils   als   echte,   teils   als   gebotene   Dinge   abgehalten,   zu 


"  Vgl.  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  231  ff.  v.  Luschin,  Gerichtew.  95  ff.  Rosenthal, 
a.  a.  0.  1,  134  ff.  G.  Meyee,  Kr.  VJSchr.  82,  138  f.  Stölzel,  Entwicklung  des 
gelehrten  Richtertums  1,  244 f.  247  ff.  899  ff.;  Brandenburg-Preußens  Rechtsverwal- 
tung u.  Rechtsverfassung  (1888)  1,  84  ff.    Bornhak,  a.  a.  0.  1,  190  f. 

'^  Vgl.  Maurer,  Dorf  Verfassung  2,  115  ff.  In  den  Mosellanden  wurden  die 
neuen  Untergerichte  wieder  als  Zenten  (Uonschaften,  Zendereien)  bezeichnet.  Vgl. 
Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  172.  205.  224  ff.  244  ff.  ZRG.  24,  245.  Über  frie- 
sische Kirchspielsgerichte  vgl.  S.  564  n. 

"  Vgl.  RosBNTHAL  1,  189  ff.  204  ff.  RiEZLER,  R.  R.  0.  3,  701  ff.  v.  Below, 
Gott.  gel.  Anz.  1890,  S.  320  f.  v.  Luschin,  Gerichtsw.  146.  In  Brandenburg  be- 
hielten die  Dorfgerichte  als  solche  ihre  ursprüngliche,  nur  noch  auf  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  in  Immobiliarsachen  ausgedehnte  Zuständigkeit  (S.  606  f),  so  daß  die 
ordentliche  Gerichtsbarkeit  über  die  nichteximierten  Klassen  schlechthin  den  Vogtei- 
gerichten verblieb.  Indem  es  aber  den  Grundherren  gelang,  die  Vogteigerich ts- 
barkeit  für  sich  zu  erwerben,  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  die  Ausübung  den 
Schaken  zu  übertragen,  so  daß  die  davon  berührten  Dorfgerichte  den  Charakter 
patrimonialer  Vogteigerichte  erhielten.  Vgl.  Bornhae,  a.  a.  0.  1,  9  ff.  19.  82.  35  ff. 
119.  127. 

'»  Vgl.  V.  LuscHiH  150.  Kuhns  1,  147  f.  161.  248.  Lamprecht  l,  172.  200. 
205.     ZRG.  24,  245. 
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deneD  in  Strafsachen  noch  die  Notgerichte  traten.  Die  gebotenen  Dinge 
der  Dorfgerichte  beschrankten  sich  vielfach  auf  Akte  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit,  za  denen  auch  Auflassungen  von  Grundstücken  gehörten. 
Bei  beiden  Gerichten  urteilten  Schöffen  oder  für  das  einzelne  Ding  er- 
nannte Urteiler,  doch  kamen  auch  Gerichte  vor  in  denen  das  gesamte 
Dingvolk  zu  urteilen  hatte.  Die  Richter  der  Untergerichte  dienten  häufig 
zugleich  als  Schöffen  oder,  nach  dem  Vorgang  der  fränkischen  Centena- 
rien,  als  Fronboten  im  Hochgericht^^. 

Mit  der  hier  geschilderten  Entwickelung  war  die  der  hohen  und 
niederen  Yogteien  durchaus  gleichartig,  zumal  nachdem  die  ersteren  größten- 
teils durch  Abgabe  der  Grundbesitzstreitigkeiten  an  den  Grundherrn  eben- 
falls zu  reinen  Blutgerichten  geworden  waren.  Je  mehr  die  Landgerichte 
durch  Exemtionen  und  Teilungen  zerstückelt  wurden,  desto  mehr  näherten 
sie  sich  den  Hochgerichten  der  Vögte.  Der  Unterschied  wurde  völlig 
verwischt,  seit  es  Gebrauch  geworden  war,  die  Landgerichte  nicht  mehr 
mit  Beamten  zu  besetzen,  sondern  im  Wege  der  Belehnung,  Verpfandung 
oder  Veräußerung  zu  übertragend^.  Sie  verloren  dadurch  ihren  staat- 
lichen Chaiakter  und  wurden  zu  grundherrlichen  Landgerichten,  die  Ge- 
richtsbarkeit erschien  als  ein  Ausfluß  der  Grundherrlichkeit,  als  reine 
Vogtei,  die  von  den  Fürsten  im  allgemeinen  nur  auf  den  Kammergütem, 
wo  sie  selbst  die  Grundherren  waren,  festgehalten  wurde  ^®.  Die  bisherigen 
Landrichter  (Zentgrafen,  Gografen,  Hografen,  Vögte,  Schultheißen)  hörten 
damit  auf,  staatliche  Beamte  zu  sein  und  wurden  zu  grundherrlichen 
Beamten  oder  Lehnaträgem  oder  wichen  dem  Grundherrn  selbst,  der  ent- 
weder die  Gerichtsleitung  persönlich  übernahm  oder,  was  gegen  Ende  des 
Mittelalters  sehr  häufig  war,  die  Rechtspflege  überhaupt  ruhen  ließ.  Noch 
früher  waren  die  Dorfgerichte  zu  grundherrlichen  Gerichten  geworden 
und  mit  der  niederen  Vogtei  verschmolzen,  indem  entweder  die  niedere 
Gerichtsbarkeit,  wie  in  den  bairischen  Hofmarken,  schlechthin  den  Grund- 
herreu  auf  ihren  Besitzungen  übertragen  wurde,  oder  die  mit  der  Gerichts- 
barkeit Belehnten  ihre  Gerichtsherrlichkeit  zu  voller  Grundherrlichkeit 
umzugestalten  wußten  ®°.  Nicht  selten  gelang  es  den  Niedergerichtsherren, 
für  ihre  Dorf-  oder  Hofmarkgerichte  auch  den  Blutbann  zu  erwerben  ®\ 
so  daß  dem  Landesherm  nur  noch  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  auf  den 
Straßen,  als  sogenanntes  „Straßengericht",  verblieb  ®^    Da  auch  die  Dorf- 


'^  Vgl.  Laupkecut  1,  172.  205.  216  ff.  Thüdichuü,  Gau- u.  Mark  Verfassung  4S. 
ZRG.  24,  245. 

"  Vgl.  V.  Wyss,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  18,  176  ff.  (Abhandlungen  327  ff.). 

T»  Vgl.  Lamprecht  1,  1135  ff. 

80  Vgl.  V.  Maurer,  Fronhöfe  4,  84  ff. 

8»  Vgl.  Lamprecht  1,  214.  228.     Rosenthal  1,  194. 

^'  Vgl.  S.  397.  Schröder,  Landeshoheit  über  die  IVave  3  f.  Die  Land-  und 
Heerstraßen  wurden  als  unter  ständigem  Geleite  des  Landesherm  stehend  ange- 
sehen, so  daß  der  Biiich  des  Straßenfriedens  seiner  Gerichtsbarkeit  anheimfiel. 
Vgl.  £.  Mayer,  Zoll,  Kaufmannschaft  u.  Markt  888  f.    In  Österreich  gehörte  die 
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gerichte  keine  unteilbare  Einheit  bildeten,  so  konnten  die  verschiedenen 
Gehöfte  eines  Dorfes  tint^r  ebenso  vielen  verschiedenen  Gerichtsherren 
stehen. 

Diesem  Wüste  gegenüber  wurde  nur  noch  durch  die  oberen  Landes- 
und Reichsgerichte  und  die  in  ihrer  alten  Verfassung  gebliebenen  könig- 
lichen Landgerichte  eine  gewisse  Einheit  und  Sicherung  der  Rechtspflege 
gewährleistet.  Aber  auch  manche  Territorialgerichte,  die  durch  die  Gunst 
besonderer  Verhältnisse  ihre  alte  Stellung  und  Verfassung  bewahrt  hatten, 
gelangten  zu  einer  erweiterten  Zuständigkeit,  indem  sie  unter  dem  Drange 
der  Umstände  vielfach  von  fremden  Gerichten  um  Rechtsbelehrungen 
angegangen  wurden,  woraus  sich  allmählich,  ohne  sonstige  amtliche  Be- 
ziehung, eine  wahre  Oberhofstellung  entwickelte®^. 

Neben  den  Gerichten  öffentlichen  Rechtes  bestand  in  den  Territorien 
eine  Reihe  von  Privatgerichten,  von  denen  hier  die  Lehnsgerichte,  die 
grundherrlichen  Hofgerichte,  die  Märkerdinge  und  die  Dorfgemeinde- 
gerichte hervorzuheben  sind.  Was  die  Lehnsgerichte  (S.  581)  für  den 
Ritterstand,  das  waren  die  grundherrlichen  Hofgerichte  (Bau-  oder 
Hubdinge,  Urbargerichte,  Hofsprachen)  für  die  hintersässigen  Bauern®*. 
Nachdem  die  Grundherren  allgemein  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über 
ihre  Hintersassen  erlangt  hatten,  fielen  auch  die  Händel  der  Eigenleute 
der  Gerichtsbarkeit  des  Vogtes  oder  Dorfschulzen  anheim,  während  sie  in 
peinlichen  Sachen  vor  die  hohe  Vogtei  oder  das  öflfentliche  Gericht  gehörten. 
Dagegen  umfaßte  das  Hofgericht  des  Grundherrn  alle  die  hofhörigen 
Güter  betrefl^enden  Streitigkeiten  unter  den  Hofgenossen  oder  zwischen 
diesen  und  dem  Herrn,  femer  Zinsversäümnis,  schlechte  Wirtschaft,  Flur- 
frevel,  Investitur,  Auflassung  oder  Verpfandung  von  Hofgütem,  Vereidigung 
der  Hofgenossen,  Au&ahme  neuer  Hofgenossen,  vormundschaftliche  Ange- 
legenheiten u.  dgl.,  hinsichtlich  der  Leibeigenen  und  Grundhörigen  auch 
alles  was  sich  auf  ihr  persönliches  Abhängigkeitsverhältnis  zum  Herrn 
bezog  (Verheiratung,  Erbrecht,  Buteil,  Sterbfall,  Leibzins,  Frondienste, 
Immobiliarveräußerungen,  Freilassungen  u.  dgl.  m.).  Richter  war  der 
Grundherr  selbst  oder  ein  Vertreter  desselben,  gewöhnlich  der  Meier. 
Urteiler   waren   die  Hofgenossen  oder  aus  ihnen   entnommene   Schöffen. 


Sicherheitspolizei  aaf  den  Landstraßen  zu  den  Obliegenheiten  des  Marschalls.  Vgl. 
V.  Wretschko,  a.  a.  0.  107. 

"  Über  die  fortdauemile  Gerichtsbarkeit  des  würzburgischen  „Landgerichts 
des  Herzogtums  Franken"  vgl.  y.  Zallingsr*,  a.  a.  0.  42  ff.  Rockimoeb,  Magister 
Lorenz  Fries  zum  fränkisch- wirzburg.  Rechts-  u.  Gerichtswesen,  Abh.  d.  Münch. 
Akad.  11,  149  ff.  Über  ein  anderes  Gericht  vgl.  Rusch,  Das  Gaugericht  auf  der 
Müsinerwiese,  1870. 

»*  Vgl.  V.  Maurer,  Fronhöfe  4,  96  ff.  140  ff.  Lampbbcht  l,  764  f.  993  ff.  1032  ff. 
GicRKE,  G^nossenschaftsrecht  1,  168  f.  Heusler,  Städteverfassung  135.  v.  Luschin, 
Gerichtsw.  174  ff.  Thüdichum,  RG.  der  Wetterau  1,  9.  2,  36.  Waitz  8,  65.  73  f. 
Grimh,  Weistümer  7,  270.  Wittich,  Entstehung  des  Meierrechts,  Zeitschr.  f.  See. 
u.  Wirtsch.-Gesch.  2,  31  ff.;  Grundherrschaft  in  Nord  westdeutsch!.  294  f. 
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Die  Hofgerichte  wurden  in  der  Regel  zu  bestimmten  Zeilen,   als  echte 
Dinge,  außerdem  nach  Bedürfnis  als  gebotene  Dinge  abgehalten. 

In  Angelegenheiten  der  gemeinen  Mark  versammelten  sich  die  Mark- 
genossen jährlich  zu  bestimmten  Zeiten,  außerdem  nach  Bedürfnis  auf 
besonderes  Gebot,  zum  Märkerding®*.  Dingpflichtig  waren  alle  Mark- 
genossen, dingberechtigt  auch  die  Grundherren  deren  Hintersassen  zu 
den  Markgenossen  gehörten.  Richter  war  der  oberste  Märkcr  oder  sein 
Stellvertreter,  Ur teuer  die  Gesamtheit  der  Markgenossen  oder  ein  Aus- 
schuß als  Markschöffenkollegium.  Die  Märkerdinge  waren  insofern  heim- 
liche Gericht«,  als  allen  Nichtmarkgenossen  der  Zutritt  bei  Strafe  versagt 
war.  Die  Zuständigkeit  des  Märkerdings  erstreckte  sich  auf  alle  die  All- 
mende betreffenden  Händel  der  Markgenossen  und  auf  Markfrevel,  zn 
deren  Rügung  außer  den  Markbeamten  auch  die  einzelnen  Markgenossen 
verpflichtet  waren.  Die  Strafen  bestanden  t^ils  in  Vermögensbußen  (Mark- 
einung),  teils  im  Ausschluß  aus  der  Gemeinschaft  (Verbot  der  Mark),  teils 
in  Strafen  an  Leib  und  Leben,  die  mit  Geld  abgelöst  werden  konnten. 
Das  Märkerding  besaß  also  in  einer  bestimmten  Richtung  auch  das  Redit 
des  Blutbannes.  Seine  Gerichtsbarkeit  beschränkte  sich  nicht  auf  den 
Ereis  der  Markgenossen;  auch  Ausmärker  konnten  wegen  Markfrevels 
zur  Strafe  gezogen  werden.  Mit  der  Aufteilung  der  Marken  in  Sonder- 
marken gingen  die  gerichtlichen  Befugnisse  der  Märkerdinge  häufig  auf 
die  ordentlichen  Gerichte  über  oder  wurden  mit  den  Baudingen  oder 
Dorfgemeindegerichten  vereinigt  ®®. 

Eine  ähnliche  Aufgabe  wie  die  Märkerdinge  für  die  Allmende  hatten 
die  Dorfgemeindegerichbe  (Heimgereiden,  Bauersprachen),  die  in  erster 
Reihe  Feldrügegerichte  waren,  bei  dem  Vorhandensein  von  Dorfallmenden 
aber  zugleich  als  Märkerdinge  dienten®^.  Schon  früh,  wahrscheinlich 
unter  dem  Einfluß  des  Gottesfiriedens,  erhielten  diese  zunächst  auf  reine 
Korporationsangelegenheiten  beschränkten  Gerichte  auch  eine  gewisse 
öffentlichrechtliche  Gerichtsbarkeit  über  Polizeivergehen  und  niedere  Frevel 
(falsches  Maß  und  Gewicht,  trockene  Schläge,  kleiner  Diebstahl),  später 
wurde  ihre  Zuständigkeit  vielfach  selbst  auf  Auflassungen  und  andere  Akte 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ausgedehnt®®.  Richter  war  der  Bauer- 
meister, Heimburge  oder  Dorfschulze.    Das  Urteil  fand  die  versammelte 

^  Vgl.  S.  426.  V.  Maürbd,  Gresch.  d.  Markverfassung  322—372.  Thüdichuv, 
Gau-  u.  Markverfassung  135  ff.  Lampbecht  1,  307.  313  f.  1079.  Gierke,  Genossen- 
schafterecht  1,  621  f.  Grimm,  Rechtsaltertümer  528  f.  770.  828.  841;  Weistümer 
1,  318.  NooRDEWiEB,  Regtsoudheden  223  f.  Über  Deichgerichte  vgl.  J.  Giebkb, 
Gesch.  d.  Deicbrechts  1,  258  ff. 

»*  Vgl.  Lampreoht  1,  306  ff.  1012. 

^'  Vgl.  V.  Maurer,  Dorfverfassung  2,  ISO  ff.  Lampbecht  1,  304  f.  v.  Below, 
Ursprung  der  Stadtverfassung  (1892)  74  f.  Seibebtz,  Landes-  u.  EG.  Westfalens 
3,  388  f.     BoBNHAK,  a.  a.  0.  1,  9  ff.     KI.  Kaiserrecht  2,  56. 

^^  Vgl.  Weijjind,  Const.  1,  591,  §  8.  Charakteristisch  ist  die  allmähliche 
Teztgestaltung  im  Sachsenspiegel  (1.  13,  §  2.  68,  §  2.  IL  13,  §§  1.  2.  III.  86,  §  2). 
Vgl.  auch  Borkhak,  a.  a.  0.  1,  13  ff.    Kruse,  ZRG.  22,  204  ff. 
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Gemeinde  oder  ein  Ausschuß  von  Dorfschöffen.    Vielfach  trat  Verschmel- 
zung mit  Dorfcentgerichten  oder  grundherrlichen  Hofgerichten  ein. 

5.  Die  niedere  Verwaltungsorganisation®®.  Für  die  Entwicke- 
lung  der  Territiorien  zu  wahren  Staatsgebilden  war  es  von  entscheidender 
Bedeutung,  daß  das  Verschwinden  der  königlichen  Bannleihe  und  die 
Aufhebung  des  Verbotes,  wonach  keine  Grafschaft  länger  als  Jahr  und 
Tag  unverliehen  bleiben  durfte,  die  Einziehung  und  Zerschlagung  der 
üntergrafschaften  und  ihren  Ersatz  durch  staatliche  Verwaltungsspreugel 
ermöglichte.  An  die  Stelle  des  Lehenstaates  trat  der  Beamtenstaat  ^. 
Erleichtert  wurde  dieser  Übergang  durch  die  Ministerialen,  da  für  sie  die 
die  Übernahme  von  Ämtern  nicht  bloß  im  Hofdienst,  sondern  auch  in 
allen  landesfürstlichen  Diensten  höherer  Art  eine  Pflicht  war®^ 

Bei  der  Landesorganisation,  wie  sie  sich  seit  dem  13.  und  14.  Jahr- 
hundert in  allen  größeren  Territorien  vollzog  und  bis  zum  16.,  in  ihren 
Grundzügen  sogar  bis  zum  18.  Jahrhundert  im  wesentlichen  unverändert 
erhielt,  macht  sich  ein  charakteristischer  Gegensatz  zwischen  dem  Nord- 
osten und  dem  Westen  und  Süden  Deutschlands  bemerkbar.  In  den 
nordöstlichen  Territorien  hielt  man  in  althergebrachter  Weise  an  der 
Einheit  der  Kechtspflege  und  Verwaltung  fest;  die  Gerichtsbeamten  waren 
zugleich  Verwaltungs-,  Polizei-,  Finanz-  und  Militärbeamte  und  die  Ver- 
waltungssprengel deckten  sich  mit  den  Bezirken  der  niederen  Land- 
gerichte (Vogteien,  Goe).  Wo  der  Landesherr  die  Vogtei  über  kirchliche 
Stifter  besaß,  wurde  der  Vogteisprengel  ebenfalls  als  ein  staatlicher  Ver- 
waltungsbezirk behandelt,  soweit  es  den  Stiftern  nicht  gelang,  derartigen 
Mediatisierungen  durch  den  Erwerb  von  Entvogtungsprivilegien  zu  be- 
gegnen. 

Erheblich  anders  war  die  Entwickelung  in  Westdeutschland, 
zumal  den  hessischen  und  rheinischen  Landen,  indem  hier  nicht  bloß  hin- 
sichtlich der  Beamten,  sondern  zunächst  auch  in  betreff  der  Amtsprengel 
durchaus  zwischen   Rechtspflege   und   Verwaltung   unterschieden   wurde. 


®*  Litteratur  S.  585  und  Anm.  47.  Isaacsoun  1,  86  ff.  Bobmhak  1,  28  ff.; 
Einfluß  der  fremden  Bechte  auf  die  Gerichtsverfassung,  FDG.  26,  417  ff.  Kuhns, 
1,  92  ff.  101  ff.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  i,  1287  ff.  1305  ff.  1357  ff.  Körnicke, 
Entwickelung  der  bergischen  Amtsverfassung,  Bonn.  Dies.  1892.  Stölzel,  Ent- 
wickelung des  gelehrten  Richtertums  1,  1872;  Brandenburg- Preußens  B^schts Ver- 
waltung 1,  146  ff.  Stihtzinq,  Zur  Geschichte  des  röm.  Rechts  in  Deutschland, 
Hißt  Zeitschr.  29,  408  ff.  Falck,  Schlesw.- holst.  Pr.-R.  2,  267  ff.  3,  85  ff.  114  ff. 
Stam>iler,  Recht  des  Breidenbacher  Grundes  (Gierke,  Untere.  12)  7  f.  Fr.  v.  Sybel, 
Herrschaft  Gimbom-Neustadt,  1880,  S.  11  f.  15  ff. 

^  Ficker,  Entstehungszeit  des  Sachsenspiegels  130  f.,  vermutet,  daß  der  Be- 
ginn des  Umschlages  schon  in  der  Const.  in  fav.  princ.  c.  6  ( Unusquisque  prin- 
eipum  libertatibus ,  turtsdicHonibus ,  comitatibus ,  dentis,  sive  liberis  vel  infeodatisj 
utaiur  quiete  secundum  terre  sue  consuetudinem  approbitatn)  angedeutet  sei. 

»»  Vgl.  S.  597.  V.  Below,  Landständ.  Verfassung  1,  16;  GGA.  1890,  S.  310  f. 
Waitz  5»,  327.  362  ff.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  825.  Rosenthal,  a,  a.  0. 
1,  591.    Dagegen  v.  Fürth,  Ministerialen  235. 
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Ihren  Aasgang  hat  die  Organisation  der  letzteren  von  den  landesherrlichen 
Burgen  (S.  518.  502)  genommen.  Die  Bargvögte  {castellani,  chtuteUäns) 
waren  regelmäßig  aas  dem  Kreise  der  ritterlichen  Bargmannen  {ccLstrenses^ 
casteüani),  die  sich  in  Kriegszeiten  (sonst  nur  auf  besonderen  Befehl  des 
Burgherrn)  zum  Besatzungsdienst  auf  der  Burg  einzustellen  hatten.  Außer- 
dem waren  jeder  fürstlichen  Burg  gewisse  Ministerialen  zu  ihrer  Ver- 
teidigung im  freien  Felde  zugewiesen.  Der  Bargvogt  hatte  seinen  stän- 
digen Wohnsitz  auf  der  Burg,  zu  deren  regelmäßiger  Besatzung  außerdem 
von  ihm  geworbene  und  besoldete  niedere  Burgleute  [burgtere,  tumknehtey 
turnliute,  turner,  portencBre,  porzen<sre)  gehörten.  Der  Burgvogt  hatte 
die  für  die  Burg  bestimmten  Burglehen,  die  zu  seiner  und  der  Burg- 
mannen Besoldung  dienten,  zu  verwalten  oder  ihre  Verwaltung  zu  beauf- 
sichtigen, auch  wurde  ihm  mehr  und  mehr  die  Verwaltung  oder  Ober- 
aufsicht über  die  Lehen  der  Ministerialen  und  die  in  seinem  Bereich 
belegenen  landesfürstlichen  Güter,  Forsten  und  nutzbaren  Regalien  über- 
tragen. Je  weiter  sich  so  die  Burgbezirke  ausdehnten,  desto  mehr  traten 
die  militärischen  Aufgaben  des  Vogtes  zurück,  der  Burgvogt  wurde  zum 
Amtmann  {ofjficiatus,  officialis,  droste,  landvoffet),  der  Burgbezirk  zum 
Amt  (in  Holstein  Landdrostei). 

Noch  mit  seiner  früheren  Stellung  hing  es  zusammen,  wenn  der 
Amtmann  in  Vertretung  des  LandeslFürsten  den  Vorsitz  im  Burgmannen- 
gericht  einnahm,  innerhalb  seines  Amtes  das  Recht  des  Landesaufgebotes 
(Landfolge)  oder  des  „Glockenklanges"  ausübte  und  für  die  Wahrung  des 
Landfriedens  sorgte.  Dazu  trat  die  Verwaltung  der  Polizei  mit  dem 
Recht  des  Gebotes  und  Verbotes  {zwinff  und  dann)  und  die  Oberaufsicht 
über  alle  Angestellten  des  Amtes.  Richterliche  Befugnisse  hatte  der  Amt- 
mann von  Hause  aus  nicht,  da  aber  die  Gerichte  bei  Verhaftungen  und 
Urteilsvollstreckungen  seiner  Hand  bedurften,  so  kam  es  mehr  und  mehr 
dahin,  daß  die  verschiedenen  im  Amte  belegenen  Landgerichte,  unter 
Aufrechterhaltung  der  einzelnen  Dingstätten,  einem  gemeinschaftlichen 
Gerichtsbeamten  (Schultheiß,  Vogt,  Richter,  Dinger,  in  Holstein  Dingvogt) 
überwiesen  wurden,  der  als  Verwalter  der  Gerich tsgefalle  und  sonstigen 
öffentlichen  Einnahmen  zugleich  ünterbeamter  des  Amtmannes  war  und 
dessen  Aufsicht  unterstellt  wurde.  Die  Amtleute  selbst  haben  richterliche 
Stellung  erst  unter  dem  Einfluß  der  Rezeption  der  fremden  Rechte  erlangt, 
doch  kam  es  vor,  daß  sie  in  Notgerichten,  hin  und  wieder  auch  wohl  in 
echten  Dingen  (Herrendingen)  den  Vorsitz  einnahmen®*. 

Die  Ausbildung  der  Amtsverfassung,  die  zuweilen  auch  von  befestigten 
„Freiheiten"  (Märkten)  ihren  Ausgang  genommen  hat,  fällt  im  allgemeinen 
in  die  Zeit  von  der  Mitte  des  13.  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts. 
Wo   sie   einmal   zum  Abschluß   gelangt  war,   pflegte  auch  jede  größere 


^^  In  Baiern  bekleidete  der  Pfleger  nicht  selten  zugleich  das  Landrichteramt. 
In  dem  klevischen  Amte  Düffel  war  der  Amtmann  schon  im  15.  Jh.  zugleich 
Richter.    Vgl.  Schröder,  Aunal.  des  bist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  24,  168  ff. 
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Neuerwerbung  an  lehnbaren  oder  allodialen  Herrschaften ,  Pfandschaften, 
Vogteien  oder  Trämmem  früherer  Grafschaften  dem  TerritohalTerbande 
ungeteilt  als  neues  Amt  eingefügt  zu  werden. 

In  ihren  Endergebnissen  hatte  auch  die  Entwickelung  der  Amts- 
verfassung zu  einer  Übereinstimmung  der  Gerichts*  und  Yerwaltungs- 
sprengel,  von  denen  nur  die  angeseheneren  Städte  ausgenommen  waren, 
geführt.  Der  unterschied  gegenüber  dem  Nordosten  beschrankte  sich 
also  darauf,  daß  im  Westen  die  Rechtspflege  einem  besonderen  Gerichts- 
beamten oblag,  dem  der  Amtmann  als  Terwaltungs-  und  Aufsichtsbeamter 
übergeordnet  war®*. 

Unter  dem  Amtmann  oder  Togt  stand  überall  ein  besonderer  Bent- 
meister  (Kästner,  Kellner,  Amtschreiber,  Ijandschreiber),  dem  die  Auf- 
sicht über  die  Kammergüter  und  nutzbringenden  Begalien  und  die  Ver- 
rechnung ihrer  Erträge  oblag.  Soweit  die  öffentlichrechtlichen  Grefölle 
nicht  in  der  Hand  des  richterlichen  Beamten  lagen,  wurden  auch  sie  von 
dem  Bentmeister  vereinnahmt  Das  Amt  der  Zollner  oder  Zollschreiber 
wurde  häufig  von  Pfarrern  oder  Schulmeistern  versehen.  Die  Meier  der 
landesherrlichen  Fronhöfe  wurden,  je  mehr  die  Eigenwirtschaft  abkam 
und  das  System  der  Verpachtung  oder  Zinsleihe  überwiegend  wurde, 
mehr  und  mehr  zu  Pächtern  oder  zu  bloßen  Bechnungsbeamten®^  TTnter- 
beamte  für  gerichtliche,  administrative  und  fiskalische  Angelegenheiten 
waren  die  Fronboten  oder  Büttel  (Schergen,  Waibel,  Landreiter).  In  der 
Mark  Brandenburg  und  in  Baiem  hatte  jeder  Landreiter  oder  Scherge 
seinen  eigenen  Bezirk  (Beritt,  Schergenamt).  Gerichtliche  Unterbeamte 
waren  die  Dorfschulzen,  die  zuweilen  zugleich  das  Büttelamt  versahen. 

Seit  dem  14.  Jahrhundert  wurden  vielfach  ganze  Ämter  oder  Vogteien 
veräußert  oder  in  Pfandschaft  gegeben  oder  ihre  Sprengel  durch  Exem- 
tionen zu  Gunsten  der  Grundherren  durchbrochen  ®^  In  bedenklichster 
Weise  geschah  dies  im  Nordosten,  wo  der  Großgrundbesitz  gegenüber  dem 
Westen  und  Süden  eine  besonders  hervorragende  Bolle  spielte.  In  der 
Mark  Brandenburg  kam  es  schließlich  dahin,  daß  die  landesherrliche  Ver- 

^  Derselbe  Dualismus  bestand  in  den  bairischen  Landgerichten  (Pflegen), 
in  denen  der  Landrichter  auf  die  Gerichtsverwaitung  beschrftnkt  war,  während  der 
„Pfleger^^  die  Stellung  des  Amtmannes  einnahm.  Vgl.  Rosekthal  1 ,  52  ff.  822  ff. 
BiEZLBB,  a.  a.  0.  2,  175.  178  f.  529.  S,  683  f.  y.  Below,  GGA.  1890,  S.  819  f. 
Man  darf  vielleicht  yermuten,  daß  in  Baiem  die  gleiche  Entwickelung  wie  in  West- 
deutschland stattgefunden  hat,  daß  also  die  Pfleger  aus  Burgvögten  (vgl.  Bosemthal 
824  ff),  die  Landgerichte  aber  aus  einer  Zusammenlegung  niederer  Landgerichte 
und  nicht  aus  Grafengerichten  hervorgegangen  sind.  Vgl.  S.  571.  v.  Below,  a.  a.  0. 
810,  n.  8. 

^  Vgl.  8.  481.  Lamfbbcht,  Wirtschaftsleben  1,  762  ff.  878.  1407.  A.  Schulte, 
Tschudi  (Jahrb.  f.  Schweiz.  Gesch.  1893)  97  ff.  Wittich,  Entstehung  des  Meierrechts 
2,  41  ff.  FQr  verschiedene  Wirtschaftszweige  wurden  besondere  Auf  Sichtsbeamte 
eingesetzt,  so  die  Windelboten  f&r  die  Weinlese,  die  Baumeister  für  die  Allmenden 
und  Weinberge.    Vgl.  Laicfbecht  1,  772. 

•^  Vgl.  Schböder,  ZRG.  24,  159  ff.  Isaacsohn  1,  43.  48  f.  Bobkhak  1,  85  ff. 
R.  SchrOosb,   Deataohe  BechUgetchichte.    4.  Aufl.  39 
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waltung  nur  noch  auf  den  Domänen  bestand  und  an  Stelle  der  in  Auf- 
lösung geratenen  Vogteien  Burg-  oder  Schloßhauptmannschaften  unter 
Domänenamtmännern  eingerichtet  wurden. 

Zu  den  Zwecken  der  mittleren  Landesverwaltung  wurde  Bran- 
denburg seit  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  in  fünf  Landvogteien  (Altmark, 
Priegnitz,  Mittelmark,  Neumark,  Uckermark)  eingeteilt,  an  deren  Spitze 
als  Oberaufsichtsbeamter  je  ein  Landyogt  oder  Landeshauptmann  (capi- 
taneus)  gesetzt  war,  der  zugleich  der  bedeutendsten  Yogtei  seines  Be- 
zirkes als  Vogt  vorzustehen  pflegte  ®®.  Eine  ähnliche  Mittelstellung  nah- 
men die  anfangs  nur  in  den  geistlichen  Fürstentümern,  später  aber  in 
Süddeutschland  ziemlich  allgemein  eingeführten  Viztume  {picedomaä,  oeco- 
nomi)  ein.  Als  Stellvertreter  des  Landeslürsten,  namentlich  in  betreff 
der  Gerichts-  und  Finanzverwaltung,  waren  sie  ursprünglich  meistens  dem 
ganzen  Lande  vorgesetet,  so  daß  sie  den  lloßneister  beiseite  schoben; 
später  wurden  die  größeren  Territorien  wohl  auch  in  mehrere  Yiztums- 
ämter  oder  Statthaltereien  unter  je  einem  Yiztum  eingeteilt  ^^ 

6.  Landessteuern  und  Land&tände^^  Wir  haben  wiederholt 
von  einer  Abgabe  gesprochen,  die  als  „Schatz",  „Grafenschatz**,  „Schoß'*, 


••  Vgl.  IsAAcsoHN  1,  41  f.  93  flf.  125  ff.  Bornhak  1,  154  ff.  Kuhns  1,  158  ff. 
Die  Landvögte  kommen  zum  TeU  schon  im  14.  Jahrhundert  vor,  doch  war  d^ 
Beddrfiiis  besonderer  Aufsichtsbeamten  über  den  Vögten  weniger  dringend,  so 
lange  die  Markgrafen  das  Land  nicht  von  festen  Residenzen  aus  r^erten,  sondern 
sich  abwechselnd  auf  ihren  über  das  Land  zerstreuten  Schlössern  aufhielten  und 
die  Begierung  in  alter  Weise,  indem  sie  das  Land  bereisten,  führten.  Vgl.  v.  Maubeb, 
a.  a.  0.  2,  136  ff.  156  ff.  Das  Amt  der  Landeshauptleute  war  ursprQuglich  ein 
Ehrenamt,  nur  Ersatz  ihrer  Auslagen  und  Schäden  wurde  ihnen  gegen  jährliche 
Rechnungslegung  gewährt  Erst  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  wuide  eine  feste 
Besoldung  eingeführt.  Unter  den  Landeshauptleuten  standen  die  Heidereiter  (die 
späteren  Oberförster)  mit  ihren  Holz-  oder  Heideknechten  (Förstern),  zeitweise  auch 
besondere  Jägermeister.  Vgl.  Isaacsohn  1,  132  ff.  Zur  Begleitung  der  unter  mark- 
gräflichem Geleite  Reisenden  waren  den  Landeshauptleuten  (xeleitemänn^r  unter- 
geben. Vgl.  ebd.  151  ff.  Über  die  dem  Landmarschall  unterstellten  Viertelshaupt- 
leute  in  Österreich  vgl.  v.  Wbetschko,  a.  a.  0.  109  f. 

•'  Vgl.  Waitz  7,  812  ff.  Maureb,  a.  a.  0.  2,  233  f.  Lampbecht  1,  783  ff. 
824.  1435  f.  RiEZLEB,  a.  a.  0.  2,  172  f.  3,  679  ff.  Rosenthal,  a.  a.  0.  275  ff.  In 
Baiem  hatte  jeder  Viztnm  seit  dem  14.  Jh.  für  die  finanziellen  Geschäfte  einen 
Landschreiber  unter  sich,  dem  seit  dem  15.  Jh.  ein  Rentmeister  übergeordnet  wurde. 
Die  Stellung  des  letzteren  als  wichtigsten  Kontrollebeamten  des  ganzen  Bezirks^ 
in  dem  er  jährliche  Visitattousreisen  (Umritte)  zu  unternehmen  hatte,  trat  bald  so 
in  den  Vordergrund,  daß  die  Viztumämter,  obwohl  der  Viztum  oberster  Beamter 
blieb,  die  Bezeichnung  „Rentmeisterämter"  erhielten.    Vgl.  Rosenthal  278.  288  ff. 

»«  Vgl.  Waitz  7,  809  ff.  8,  158  ff.  398  ff.;  Schi  es  w.- holst  Geschichte  1,  Ulf. 
353  ff.  Eichhobn  2,  455  ff.  466  ff.  3,  223  ff.  v.  Ahtba,  Grundriß',  85.  103.  Eigen- 
BBODT,  Natur  der  Bedeabgaben,  1826.  Zeumbb,  Die  deutschen  Städtea&uem,  1878 
(Schmollbb's  Forschungen  1,  2).  v.  Below,  Landtagsakten  von  Jülich -Berg  1400 
bis  1610,  I.  1895  (vgl.  Stutz,  ZRG.  33,  837  ff.);  Territorium  u.  Stadt  168  ff.;  Die 
landständische  Verfassung  in  Jülich  u.  Berg,  3  Bde,  1885—1891  (Zeitschr.  d.  berg. 
(Jesch.-Vereins  21.  22.  26.  28.  29);  GGA.  1890,  S.  813  ff.;  Eist  Zeitschr.  58,  196 ft 
68,  308  ff ;   Handwörterbuch  d.  Staatswissenschaften,  Art  Bede.    Ritteb,  Zur  6e- 
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„Pflege",  j^Steuer",  „Königssteuer^*  von  allen  gemeinfreien  Grundbesitzern 
entrichtet  wurde,  während  der  Herren-  und  Ritterstand  schatzfrei  war 
(S.  450  f.).  Der  Ursprung  dieser  Abgabe  ist  wohl  in  einer  Heersteuer  zu 
suchen,  die  seit  der  Einführung  der  Lehnsmiliz  Ton  den  nichtritterlichen 
Standen  für  ihre  Befreiung  von  der  ßeichsheerfahrt  entrichtet  wurde*®, 
aber  schon  früh  muß  die  Heersteuer  mit  Eönigszinsen  verschiedenster 
Art,  die  landesherrlich  geworden  waren  ^®<*,   und  mit  anderen  Abgaben, 


schichte  deutacher  Finansverwaltang  im  16.  Jh.,  Bonn.  Progr.  18S4  (auch  Zeitschr. 
d.  borg.  G.-Yer.  20).  KüaTEB,  Reichagut,  Leipz.  Diss.  1888,  S.  45  ff.  Wsis^  Die 
ordentlichen  direkten  Stoatssteuem  von  Kartrier,  Münst.  Diss.  1898.  Niepmakn, 
Die  ordentlichen  direkten  Staatsateuem  in  Cleve  und  Mark,  Münat.  Diaa.  1891. 
MsTZBK,  Die  ordentlichen  direkten  Staataatenern  im  Fürstentum  Münater,  Münat. 
Diaa.  1895.  Bbbnneckb,  Die  ordentl.  direkten  Staataatenern  Meklenburga  im  Mittel- 
alter, Marb.  Diaa.  1900.  Falke,  Bete,  Zina  und  Ungeld  in  Sachaen,  Mitteil.  d. 
sächa.  Yer.  f.  Geachichtadenkm&ler  19  (1869).  Sbipfert,  Beitr.  z.  G.  d.  Steuerweaena 
mit  bea.  Beziehung  auf  Baiem,  JB.  f.  Nat.  -  Ökonomie  21,  622  ff.  Baasch,  Die 
Steuern  im  Herzogtum  Baiem,  Marb.  Diaa.  1888.  Hoffuann,  Geschichte  der  di- 
rekten Steuern  in  Baiem,  ScHMOLLEn'a  Forachnngen  4,  5  (1883).  Lamprecht,  Wirt- 
schaftaleben 1,  605  ff.  1027  ff.  1080  ff.  1096  ff.  1423  ff.  v.  Maurer,  Fronhöfe  3,  405  ff. 
BiEZLBR,  Geach.  Baiema  1,  875.  730  f.  2,  10  ff.  168.  180  f.  507  ff.  3,  659  ff.  780  ff. 
Unoee,  Geachichte  d.  deutach.  Landatfinde,  1844.  Tezuer,  Technik  u.  Geiat  dea 
atfindiach-monarchiachen  Staatarechta,  1901.  Wilda,  bei  Weiske,  Bechtalezikon  6, 
791  ff.  R.  Maurer,  bei  BmirracHLi  u.  Brater,  Staatawörterbuch  6,  251  ff.  Gierke, 
G^noaaenachaftareeht  1,  584  ff.  801  ff.  HEuaLER,  Stadtverfaaaung  163  ff.  v.  Fürth, 
Miniaterialen  157  ff.  Eooxingbr,  bei  v.  Lbrchenfeld  ,  Die  altbairiachen  land- 
at-ftndiachen  Freibriefe  (1853),  Einleitung.  Heqel,  Geach.  d.  mecklenb.  Landatände, 
1856.  Falck,  Schleaw.-holat  Priv.-R.  2,  204  ff.  218  ff.  Riedel,  Mark  Brandenburg 
2,  78  ff.  108  ff.  Bornhak,  a.  a.  0.  1,  99  ff.  103  f.  218  ff.  Kuhns,  a.  a.  0.  2,  334  ff. 
Siegel,  Wien.  SB.  102,  251  ff.  v.  LuacHiN,  Anfänge  der  Landatände,  Hiat.  Zeitachr. 
78,  427  ff.;  öaterr.  Beichageach.  160—184.  208  ff.;  Die  ateiriach.  Landhandfeaten, 
Beitr.  z.  K.  ateierm.  Qeach.-Qu.  9.  FaiEaa,  Herzog  Albrecht  I.  u.  die  Dienatherren 
von  Österreich,  Featachrift  der  Wiener  hiat.  Vereine,  1882.  v.  WREracHKO,  a.  a.  0. 
145  ff.  Bruder,  Studien  über  die  Finanzpolitik  Herzog  Budolfa  IV.  von  Öaterreich, 
1896.  Jaoer,  Geach.  d.  landatänd.  Verf.  Tirola,  1881/82.  Kooler,  LandeafÜrstl.  Steuer- 
weeen  in  Tirol  im  Mittelalter,  I.  (Arch.  f.  5st.  Geach.  90,  2).  Leveo,  Die  krainiachen 
Landhandfeaten,  Mitt  d.  öat.  Inst.  19,  244  ff.  Jürgens,  Die  Stände  im  Füratentum 
Lüneburg,  Zeitachr.  d.  hiat.  Yer  f.  Niedersachaen  1889,  S.  105  ff.  Herden,  £nt- 
Wickelung  der  Landatftnde  in  Braunachw.-Lüneb.^  Jen.  Diaa.  1888.  Wohlwill, 
Anfänge  der  landatänd.  Verf.  im  Biatum  Lüttich,  1867.  v.  Bruenneck,  De  auctori- 
tate,  qna  Pmaaiae  ordinea  utebantur,  initio,  Bonn.  Diaa.  1865.  Bodhann,  Bheing. 
Altertümer  493  ff.  Sohuk,  Stellung  dea  Kapitela  etc.  zu  den  Wahlen  und  der  Ver- 
waltungathätigkeit  der  Magdeb.  Erzbiachöfe,  i.  d.  Hiat.  Aufaätzen  für  Waftz  389  ff. 
ToHAacHEK,  Recht  u.  Yerfaaaung  d.  Markgrafachaft  Mähren  79  f.  Gengler,  Beiträge 
z.  RG.  Baiema  1,  157  ff. 

^  Der  Zuaammenhang  der  landeaherrlichen  Bede  mit  der  Heerateuer  iat  be- 
atritten (dafür  u.  a.  Eichhorn,  Waitz  und  Riezler,  dagegen  namentlich  Zeuher 
und  y.  Below),  doch  apricht  der  ganze  Umbildungsprozeß  der  fränkiach-deutachen 
Heerverfaaaung  dafür.  Noch  daa  Dienatmannenrecht  von  Ilzstadt  von  1256  befreite 
von  der  Heerfahrt  alle  die  chunigsteura  zahlenden  Miniaterialen  der  Paaaauer  Kirche 
und  auch  die  friesiache  Hauaateuer  hing  wohl  mit  der  Befreiung  der  Frieaen  von 
der  Reichaheerfahrt  zuaammeu.    Vgl.  S.  514.  516  n. 

^^  Vgl.  S.  193  f.  533.  542  f.   Daa  marehrecht  (marehmutte,  marehfuUer,  mark- 
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die  TOD  Grafen  and  Vögten  in  den  verschiedensten  Bedürfnisfällen  aaf 
Grund  ihrer  Gerichtsgewalt  gefordert  und  im  Anfang  noch  als  freiwillige 
Gaben  betrachtet  wurden,  zusammengeflossen  sein, ^wodurch  sich  neben 
den  alten  Bezeichnungen,  und  diese  mehr  und  mehr  verdrängend,  die 
Bede  {petitio,  precaria,  coUectOj  exactio)  einbürgerte *®^  Es  weist  auf  den 
alten  Zusammenhang  hin,  daß  die  heerfiahrtpflichtigen  Kreise  des  Adels 
und  der  Ritterschaft  bedefrei  blieben  ^<**;  auch  der  geistliche  Grundbesitz 
wurde  als  privilegiert  behandelt,  außerdem  kamen  zahlreiche  Einzel- 
befreiungen vor.  Die  Bede  war  eine  in  Geld  entrichtete  Grund-  und 
Gebäudesteuer.  Für  die  Städte,  die  aber  in  geringerem  Maße  heran- 
gezogen wurden,  bildete  sie  stets  eine  Gemeindelast,  für  welche  die  Ge- 
samtheit der  Bürger  aufzukommen  hatte;  auch  auf  dem  Lande  erfolgte 
die  Umlage  häufig,  aber  keineswegs  regelmäßig  nach  Gemeinden.  Die 
Bede  nahm  schon  früh  (12. — 13.  Jh.)  den  Charakter  einer  ein-  für  alle- 
mal feststehenden  Landessteuer  an,  die  ohne  besondere  Bewilligung  zu 
bestimmten  Zielen  (gewöhnlich  als  Frühjahr-  und  Herbstbede)  in  unver- 
änderlichen Beträgen  eingefordert  wurde.  Sie  war  demnach  zu  einer 
öffentlichrechtlichen  Reallast  geworden,  die  in  manchen  Territorien  durch 
Veräußerungen,  Verleihungen,  Verpfandungen  ihren  staatlichen  Charakter 
ganz  einbüßte  und  zu  einer  privatrechtlichen  Grundrente  wurde. 

Neben  der  landesherrlichen  Bede  bestanden  für  die  schatzpflichtige 
Bevölkerung  noch  Naturalabgaben  und  Dienste  (semtium)  verschiedenster 
Art*^*,  in  den  Städten  außerdem  vielfach  die  Accise  (ungelt),  eine  Ver- 
brauchssteuer, zumal  von  Lebensmitteln,  die  aber,  soweit  sie  von  Fremden 
erhoben  werden  sollte,  im  13.  Jahrhundert  noch  königlicher  Genehmigung 
bedurfte  i<>*. 


reeht)  war  wohl  ein  an  den  Gerichtsherrn  zu  entrichtendes  Futtergeld  (fodrom, 
vgl.  S.  517),  das  anderwftrts  auch  als  kerxogakorn  bezeichnet  wurde.  Vgl.  £.  Matbr, 
a.  a.  0.  1,  63  f.  Brukneb,  Exemt.  29.  82  f.  85  f.  Ost  VJSchr.  16,  litter.  Anz.  62. 
Unrichtig  Waitz  8,  892.     Kuhns,  Ger.-Verf.  1,  89  ff. 

^°^  Neben  der  hochdeutschen  Form  (mhd.  bete)  hat  die  niederdeutsche  auch  in 
Süddentschland  überwiegend  das  Feld  behauptet.  Über  düe  Bezeichnung  taüia  vgl. 
DiEz,  WB.  d.  rom.  Sprachen  I.  unter  taglia.  In  dem  kaiserlichen  Privileg  f&r 
Würzburg  von  1168  wird  die  Bede  tusHtia  genannt:  quod  comites  de  Hberis  homi- 
nibus  qui  vtUgo  bargildi  voeantur^  in  comitiia  kabitantibus,  statuiam  tustttiam  re- 
eipere  debent    Vgl.  v.  Zalungee,  Das  würzburgische  Herzogtum  5.  29. 

>^*  Bedepflichtiger  Grundbesitz,  der  in  das  Eigentum  privilegierter  Personen 
überging,  blieb  weiter  belastet,  doch  wurde  dies  seitens  der  Ritterschaft  vielfach 
mit  Erfolg  bestritten.  Vgl.  S.  484.  Die  Städte  erhielten  für  ihre  zugleich  den 
Interessen  des  Landes  dienenden  Festungsbauten  regelmäßig  Bedeerlaß.   Vgl.  S.  544. 

>^'  Vgl.  S.  544.  592.  V.  Bblow,  Landst.  Verfassung  1,  27  f.;  Landtagsakten 
1,  152  ff.  Lauprbcht  1,  1024  ff.  Hervorzuheben  sind:  Burgwerk,  Heerwagen,  Dienst- 
wagen, Herberge  und  Unterhak  (atx)  für  den  Fürsten,  sein  Gefolge  und  die 
Landesbeamten. 

*^  Mainzer  Landfr.  v.  1235  %  8:  ne  domint  vel  eiviiates  pretextu  faeiendarum 
municionum  vel  alia  quacumqtie  de  causa  felonea  rel  exacHones  instiiuant  que  vuigo 
dicuntur  ungeU  in  hamines  extra  positos  vel  extraneos  vel  bona  eorum,  sei  dominus 
de  suo  rel  hominum  suorum  bonis  edificet.    Die  Accise  war  demnach  freigegeben. 
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Der  landesherrlichen  Bede  nachgebildet  waren  die  Notbeden,  d.  h. 
außerordentliche  Landessteuern,  die  aas  besonderen  Anlässen  Yon 
den  Landesherren  gefordert  wurden  und  der  jedesmaligen  Bewilligung 
seitens  der  Landstande  bedurften^®*.  Nach  dem  Vorbilde  der  ordent- 
lichen Bede  waren  auch  sie  in  erster  Reihe  Grund-  und  Gebäudesteuern^ 
die,  gemeindeweise  umgelegt^  yon  jeder  Gemeinde  in  dem  ausgeschriebeneu 
Betrage  aufgebracht  werden  mußten.  Die  bei  der  ordentlichen  Bede  be- 
stehenden Befreiungen  kamen  hier  nicht  zur  Geltung,  doch  wurde  die 
Steuer  für  Privilegierte  in  der  B^el  in  Form  einer  Renten-,  Gewinn- 
oder Gewerbesteuer  angesetzt 

Das  Recht,  die  Großen  ihrer  Provinz,  geistlichen  und  weltlichen 
Standes,  zu  Hof-  und  Landtagen  zu  entbieten,  übten  schon  die  Stammes- 
herzoge aus^^^  An  einen  Zusammenhang  mit  den  Landti^en  der  Stammes- 
herzoge des  frankischen  Reiches  ist  dabei  nicht  zu  denken,  wohl  aber 
sind  jene  Landtage  teils  als  die  unmittelbare  Fortsetzung  der  von  den 
Eönigsbot^n  abgehaltenen  Beamtentage,  teils  als  Landfriedensversamm- 
lungen zu  betrachten.  Wie  diese  hatten  sie  die  Fürsorge  far  den  Land- 
frieden als  ihre  vornehmste  Aufgabe  anzusehen,  daran  knüpfte  sich  die 
Ausübung  einer  gewissen  Gerichtsbarkeit,  die  sich  bald  zur  höchsten 
Gerichtsbarkeit  der  Provinz  erweiterte,  die  Beschlußfassuog  über  Geld- 
beiträge und  sonstige  Landesleistungen  zu  Landfriedensz wecken,  endlich 
die  Thätigkeit  einer  gesetzgebenden  Versammlung,  anfangs  auf  Landfriedens- 
angelegenheiten beschrankt,  dann,  darüber  hinausgreifend,  die  Provinzial- 
gesetzgebung  überhaupt  umfassend.  Mit  der  Auflösung  der  Stammes- 
herzogtümer hörten  die  Provinziallandtage  im  alten  Sinne  auf,  sie  setzten 
sich  aber  in  beschränkterer  Weise  in  den  Territorialherzogtümem  fort, 
nur  daß  die  in  keiner  territorialen  Abhängigkeit  vom  Herzoge  stehenden 
Großen  ausschieden^^.  Hatten  früher  alle  geistlichen  und  weltlichen 
Fürsten,  Prälaten,  Grafen,  Edelherren  und  Ministerialen  den  Landtag  des 
Herzogs  besucht,  so  fanden  sich  jetzt  im  wesentlichen  nur  die  vier  letzt- 
genannten Gruppen  ein,  die  Fürsten  nur,  soweit  sie  innerhalb  des  Herzog- 
tums noch  Städte  oder  Burgen  besaßen  ^^^ 


soweit  sie  sich  auf  Landes-,  beziehungsweise  Stadtangehörige  beschränkte.  Vgl. 
V.  Bblow,  a.  a.  0.  1,  25.  59  f.  Ober  das  Wort  acctsa  (mhd.  xise)  vgl.  Diez,  WB. 
d.  rom.  Spr.  2*,  unter  aasises,  über  mhd.  ungeli  Lexbr,  WB.  2,  1845.  Haltaus, 
Glossar.  1988  f.    Schiller  u.  Lübben,  WB.  5,  48. 

^^^  Die  von  diesen  bewilligten  Steuern  waren  auch  für  die  auf  dem  Landtag 
nicht  vertretenen  Kreise,  insbesondere  auch  für  Freibauern  und  die  Besitzungen 
auswärtiger  Grundherren  verbindlich.  Vgl.  Anm.  118.  v.  Below,  Landtagsakten  1, 56* 

"•  Vgl.  S.  555.  587.    Graueet,  a.  a.  0.  11  flF. 

^<^^  Vgl.  RiEZLER,  Gesch.  Baiems  2,  10  ff.  507. 

108  Ygi  Schwsp.  L.  189.  Die  Bischöfe  waren  nach  dem  Schwsp.,  der  offen- 
bar die  bairischen  Hoftage  im  Auge  hatte,  nur  in  dem  Territorium,  dem  ihre 
Residenz  angehörte,  hoffahrtpflichtig.  Aber  der  von  König  Rudolf  I.  erlassene 
bairische  Provinziallandfrieden  von  1281  läßt  vermuten,  daß  der  Baiernherzog  seine 
Landesbischöfe  schon  damals  nicht  mehr  zur  Teilnahme  an  den  Uoftagen  zu  zwingen 
vermochte.    Vgl.  E.  Mayer,  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  von  Baiern,  1884,  S.  3. 
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In  derselben  Weise  wie  in  den  Herzogtümern  gab  es  wohl  auch  in 
den  Marken  von  jeher  allgemeine  Botdinge  zu  Landfiriedenszwecken,  die 
sich  dann  ebenso  zu  wahren  Landtagen  entwickelten,  während  in  den 
geistlichen  Ii'ürstentümem  die  Kapitel  mit  der  übrigen  höheren  Geistlich- 
keit und  den  Stiftsministerialen  seit  dem  Wormser  Konkordat  das  Recht 
der  Fürstenwahl  ausübten  (S.  500),  ein  Recht  das  sich  im  Laufe  der  Zeit 
von  selbst  zu  einem  Mitwirkungsrecht  bei  Revindikationen  von  Stifts- 
gütem,  die  der  Vorgänger  veräußert  hatte,  und  schließlich  zu  einem  Zu- 
stimmungsrecht bei  derartigen  Veräußerungen  erweitem  mußte.  Im  übrigen 
hatten  die  Lehen-  und  Dienstherren  das  Recht,  ihre  Vassallen  und  Dienst- 
mannen jederzeit  zur  Hoffahrt  zu  entbieten,  insbesondere  wenn  sie  ihres 
Rates  oder,  weil  sie  außerordentliche  Zumutungen  militärischer  oder 
pekuniärer  Art  beabsichtigten,  ihrer  Zustimmung  bedurften  ^'^®.  Derartige 
Mannentage  waren  freilich,  da  sie  weder  eine  landesherrliche  Gewalt  des 
Berufenden  noch  die  Zugehörigkeit  der  Berufenen  zu  einem  bestimmten 
Territorium  zur  Voraussetzung  hatten,  noch  keine  Landtage.  Daß  dann 
aber  mit  der  Ausbildung  der  Landeshoheit  auch  die  Laienfürsten  das 
Recht  in  Anspruch  nahmen,  die  Großen  ihres  Landes,  unabhängig  von 
der  etwaigen  Lehnspflicht,  zu  Landtagen  zu  entbieten,  war  nur  eine  Folge 
der  gesamten  voraufgegangenen  Entwickelung,  die  einen  Übergang  der 
früheren  herzoglichen  Rechte  auf  die  ReichsfQrsten  bedeutete  ^^^  Häufig 
dienten  diese  Landtage,  vielleicht  in  Anknüpfung  an  die  Landfriedens- 
gerichte, zugleich  als  außerordentliches  landesfürstliches  Gericht^". 

Gegenüber  dem  Rechte  der  Fürsten,  die  ihren  Territorien  durch 
Wohnsitz  oder  herrschaftlichen  Grundbesitz  angehörende  höhere  Geistlich- 
keit (namentlich  die  Vorstände  der  Klöster  und  KoUegiatstifter)  samt  den 
Grafen,  Edelherren  und  Ministerialen  zu  ihren  Landtagen  zu  entbieten, 
entwickelte  sich  allmählich,  ganz  wie  im  Reiche,  das  Recht  dieser  Stände, 
bei  allen  wichtigeren  Landesangelegenheiten  befragt  zu  werden,  sie  wurden, 
als  Vertreter  des  Landes,  zu  Landstanden"*.  Wenn  es  sich  dabei  zu- 
nächst nur  um  eine  beratende  Stellung  handelte,  so  wurde  doch  in  einer 
Reihe  von  Fällen,  namentlich  bei  jeder  neuen  Belastung  des  Landes,  bei 
militärischen  Unternehmungen,  bei  Landfriedensgesetzen,  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert auch  bei  anderen  Akten  der  Landesgesetzgebung,  sowie  bei  Ehe- 


^^  Vgl.  V.  Below,  Territorium  u.  Stadt  168  f. 

110  Die  Note  108  angeführte  Schwabenspiegelstelle  betrachtet  das  Recht, 
Hof  zu  gebieten,  noch  nicht  als  allen  Fürsten  gleichmäßig  zustehend.  Über  die 
besondere  Tendenz  des  Eechtsbuches  in  dieser  Beziehung  vgl.  Fickeb,  Wien.  SB. 
77,  854  ff. 

"*  Vgl.  S.  602.  RosEKTHAL,  Gcschichte  d.  Gerichtswesens  Baiems  1,  116  n. 
V.  Below,  Landtagsakten  1,  124  ff.- 224  ff. 

"'  Die  Bezeichnung  als  „Stände"  scheint  zuerst  in  den  Niederlanden  {siaeten) 
aufgekommen  zu  sein  und  sich  von  da  aus  seit  Maximilian  I.  auch  im  Reiche  f%br 
die  Reichs-  und  Landstände  eingebürgert  zu  haben.  Vgl.  v.  Below,  a.  a.  0.  1,  14; 
Territorium  u.  Stadt  183.  Das  Reichsweistum  v.  1231  spricht  von  den  meUores  et 
waiores  terre,  Ssp.  IIL  91  §  3  von  dat  land.    Vgl.  Anm.  113. 
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vertragen,  Successionsfragen  u.  dgl.  innerhalb  des  landesherrlichen  Hauses 
und  bei  Verfügungen  über  Teile  des  Landes  oder  des  Landesvermögens, 
die  früher  nur  in  den  geistlichen  Fürstentümern  der  standischen  Oe- 
nehmigung  bedurft  hatten,  ein  wirkliches  Zustimmungsrecht  der  Land- 
stande anerkannt  ^^^ 

Ursprünglich  setzten  sich  die  Landtage  in  den  geistlichen  Territorien 
aus  der  höheren  Geistlichkeit  (Prälaten),  den  Grafen  und  Herren  und  den 
Ministerialen  ^^*,  in  den  weltlichen  vielfach  nur  aus  den  drei  letztgenannten, 
zusammen.  Den  eigentlichen  Kern  bildete  immer  „die  Bitterschaft'',  d.  h. 
die  burgsässige  Ministerialität,  und  zwar  in  späterer  Zeit  nur  auf  Grund 
ihrer  Burgen,  während  die  im  Lande  begüterten  Herren,  die  außerhalb 
desselben  ein  eigenes  Territorium  besaßen,  sowie  die  selbst  zu  kleinen 
Landesherren  gewordenen  Edeln  („Eigenherren",  später  „TJnterherren") 
sich  vielfach  fernhielten  ^^^.  Mit  der  vollen  Ausbildung  des  Städtewesens 
gelangten  auch  die  Städte  zur  Anerkennung  ihrer  Landstandschaft  ^^^  Neben 
den  Städten   waren    hin   und   wieder  auch   bloße  Märkte  („Freiheiten", 


"•  Vgl.  V.  PüBTH,  a.  a.  0.  162  flF.  v.  Below,  Territorium  u.  Stadt  170  f.  172  ß. 
Wsii^AKD,  Oonst  2y  71.  391.  397.  412.  476.  Reichaweistom  von  1231  (Wbiland  1, 
420):  iä  neque  prmcipes  neque  alii  qutiibet  constiiuHonea  vei  nova  iura  facere 
possinty  nisi  meliorum  et  matorum  terre  consensus  primitua  habeatur.  Landfriede 
Budolfs  I.  von  1287,  §  44  (MG.  Leg.  2,  462):  Swax  auch  die  furate  oder  die  lant- 
herren  in  irme  lande  mit  der  herren  rate  aexxent  und  mackent  diaem  landfriden 
XU  bexxerunge  und  xu  veatenunge^  dax  mugen  ai  tcol  tun^  und  damiite  bret^ien  ai 
des  kmtfridia  nikt  Ssp.  III.  91,  §  8:  He  ne  mut  ok  nen  geboty  noch  kerberge,  noch 
bedsy  noch  deneat,  noch  nen  recht  uppet  land  aetten,  it  ne  toillekore  dat  land.  Über 
Successionsangelegenheiten  vgl.  Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  118  ff.  122  ff.  Nach 
der  Gold.  Bulle  c.  7,  §  5  hatten  die  böhmischen  Stände  von  alters  her  das  Recht, 
bei  Aussterben  ihres  Herrscherhauses  einen  neuen  Herrn  zu  wählen.  Über  das 
gleiche  Recht  der  schleswig-holsteinischen  Stände  Michelsen,  ZDR.  3,  84  ff.  Über 
die  Zustimmung  der  Lehnsmannen  bei  Heerfahrten  und  Fehden  vgl.  §  47,  n.  16. 
Y.  Below,  Landst.  Verf.  1,  19.  65;  Landtagsakten  1,  97  f. 

"*  Die  eigenen  Ritter  erlangten  den  Zutritt  nicht  vor  dem  14.  Jh.  Vgl. 
V.  Zallinqeb,  Ministerialen  u.  milites  64.    v.  Below,  Terr.  u.  Stadt  192  f. 

"*  Vgl.  V.  Bblow,  Landtagsakten  1,  16  f.;  Terr.  u.  Stadt  195  f.  Die  An- 
gehörigen der  Ritterschaft  übten  die  ständischen  Rechte  zunächst  auf  Grund  ihrer 
persönlichen  Zugehörigkeit  zum  Landesadel  aus,  wobei  in  der  Regel  schon  der 
Besitz  von  vier  Ahnen  genügte.  Allmählich  aber  führte  die  Entwickelung  dahin, 
daß  die  Burgen  (Rittergüter)  als  die  Träger  der  Landstandschaft  angesehen  und 
nur  noch  Rittergutsbesitzer  (zum  Teil  auch  solche  bürgerlichen  Standes)  oder  Mit- 
glieder burggesessener  Ganerbschaften  zugelassen  wurden.  Vgl.  v.  Below,  Terr. 
u.  Stadt  141.  208  ff.  211. 

^*'  Die  Landstandschaft  der  Städte,  hauptsächlich  durch  das  Steuerbedürfnis 
der  Landesherren  hervorgerufen  und  gefördert^  war  schon  vor  Schluß  des  Mittel- 
alters allgemein  zur  Anerkennung  gelangt.  Die  grundherrlichen  (Mediat-)  Städte 
blieben  ohne  Landstandschaft.  In  manchen  Territorien  (z.  B.  Brandenburg,  Lausitz, 
Brabant,  Geldern,  Jülich,  Cleve,  Berg,  Arnsberg)  waren  aber  überhaupt  nicht  alle, 
sondei*n  nur  bestimmte  einzelne  Städte  („Hauptstädte^^  i™  Besitz  der  Landstand- 
schaft. Vgl.  V.  Below,  Terr.  u.  Stadt  214  ff.;  Landtagsakten  1,  19  f.  Die  Städte 
übten  die  Landstandschaft  regelmäßig  durch  Abgeordnete  des  Rates  aus,  während 
die  übrigen  Stände  in  Person  erschienen. 
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,,Thäler'0  ^^  ^^^  Landtagen  zugelassen  ^^^,  während  eine  Vertretung  des 
Bauernstandes  nur  in  der  Schweiz  und  Tirol  sowie  in  den  friesischen  und 
niedersächsischen  Gebieten  an  der  Nordseeküste  bestand  ^^^  Die  Verhand- 
lungen der  Stände  erfolgten  wohl  von  An&ng  an  nach  Kurien  ^  so  daß 
jede  Oruppe  für  sich  ihre  Beschlüsse  faßte  und  die  Überstimmung  einer 
Eurie  durch  die  andere  ausgeschlossen  war;  zuweilen  traten  auch  Sonder- 
landtage einzelner  Kurien  zusammen  ^^K  Trotzdem  galten  die  Landstande 
nicht  als  Vertreter  ihrer  Sonderiüteressen,  aber  auch  nicht  als  Vertreter 
des  Volkes,  sondern  als  die  Vertreter  des  Landes,  sie  waren  „das  Land''  ^^. 
Immer  aber  beschrankten  sich  die  Landtage  auf  ein  einzelnes  Territorium, 
so  daß  die  Herrscher  der  aus  mehreren  Territorien  zusammengesetzten 
Staatsgebilde  sich  mit  ebenso  vielen  Landtagen  abzufinden  hatten  ^'^ 

Gehoben  wurde  die  Macht  der  Stände  teils  durch  das  Einungswesen, 
teils  durch  die  häufigen  Streitigkeiten  um  den  Besitz  des  Jjandes,  zumal 
bei  Thronfolgefragen,  bei  denen  den  Ständen  mehr  oder  weniger  die  Ent- 
scheidung zufiel,  teils  durch  das  immer  wiederkehrende  Geldbedürfois  der 
Landesherren.  Das  Einungswesen  war  namentlich  von  der  größten  Be- 
deutung für  Ritterschaft  und  Städte,  deren  eidgenössische  Bünde  von  der 
Beichsgesetzgebung  seit  den  Hohenstaufen,  also  schon  vor  der  Ausbildung 
der  landständischen  Verfassung,  ohne  Erfolg  bekämpft  wurden"*.  Indem 
die  so  Verbundenen  in  allen  ständischen  Fragen  zusammenhielten,  wußten 
sie  die  Geldnot  der  Fürsten,  zum  Teil  auch  politische  Wirren,  wie  sie 
z.  B.  während  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  in  Osterreich 
herrschten,  klug  zu  benutzen.  Die  Kapitel  ließen  sich  in  den  Wahl- 
kapitulationen vielfach  ständische  Freiheiten  versprechen,  vor  allem  aber 
wurde  jede  neue  Steuerbewilligung  benutzt,  um  weitere  standische  Frei- 
heiten zu  erwerben,  unter  denen  die  vielfach  ausdrücklich  zugestandene 
Befugnis  der  Stände,  von  dem  das  Landesrecht  verletzenden  Herrn  ohne 
weiteres  abzufallen  oder  gar  ihm  mit  Gewalt  zu  widerstehen,  den  Gipfel- 
punkt der  ständischen  Macht  bezeichnete. 

§  51.    Die  Städte. 

Uhlirz,  Neaere  Litter.  über  deutsch.  Stfidtewesen,  Mitt  d.  dat.  Inst  15,  488  £ 
676  ff.  16,  528  ff.  19,  173  ff.  20,  118  ff.  Abnold,  Verf.-Gesch.  d.  deutsch.  FreistÄdte, 
2  Bde,  1854  (dazu  Waitz,  Abh.  455  ff.).  Babthold,  G^sch.  d.  deutsch.  Städte,  4  Bde, 
1850—53.  V.  Below,  Entsteh,  der  deutsch.  Stadtverfassung,  Hist.  Zeitschr.  58.  59: 
Entsteh,  d.  deutsch.  Stadtgemeinde,  1889;  Ursprung  der  deutsch.  Stadtverfetssung, 


*"  Vgl.  V.  Below,  Terr.  u.  Stadt  216  f. 

118  Yg],  y,  Below,  a.  a.  0.  219  f.    Gierke,  Genossenschaftsrecht  1,  540f. 

"•  Vgl.  V.  Below,  Landtagsakten  1,  44 ff.;  Terr.  u.  Stadt  237  ff. 

"0  Vgl.  Ssp.  III.  91  §  3  (Anm.  118).  Tezker,  a.  a.  0.  69  ff.  v.  Below,  Terr. 
u.  Stadt  243  ff. 

»"  Vgl.  V.  Below,  Terr.  u.  Stadt  221  ff. 

"«  Vgl.  Weiland,  Const.  2,  191  (1231).  Gold.  BuUe  c.  15.  v.  Below,  Terr. 
u.  Stadt  228  f. 
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1892;  LandfltftndiBche  VerfasBung  in  Jülich  und  Berg  1,  38  £P.  8,  2  S.  68  ff.  107. 
110;  TenitoTinm  u.  Stadt  299  ff.  821  ff.;  Städtische  Verwaltaog  des  MA.,  Hist 
Zeitschr.  75,  896  ff.;  Zeitschr.  f.  GW.  4,  112  ff.  5,  189  ff.;  Handwörterbuch  d.  Staats- 
wissenschaÄen,  unter:  Bürger,  Bürgerrecht,  Markgenossenschaft  Bebnhbdi,  Ent- 
stehung des  deutschen  Städtewesens,  Zeitschr.  f.  GW.  6,  257  ff.  Eichhobn  2,  76  ff. 
468 ff.  8,  284  ff.;  Ursprung  der  städtischen  Verfassung  in  Deutschland,  Zeitschr.  f. 
gasch.  BW.  1,  147  ff.  2,  165  ff.  Gaüpp,  Deutsche  Städtegründung,  Stadtverfassung 
und  Weichbild,  1824.  Hegel,  Entstehung  d.  deutsch.  Städtewesens,  1898;  Ge- 
schichte der  Städteverfassung  von  Italien  2,  879 — 465;  Städte  und  Gilden  der 
germanischen  Völker  im  Mittelalter,  2  Bde,  1891;  Hist  Zeitschr.  24,  Iff.;  Ver- 
größerung u.  Sondergemeinden  der  deutsch.  Städte  (Erlanger  Festschr.  f.  Prinz- 
regent Luitpold,  IV.  1901).  y.  Heimsmamk,  Zur  Entsteh,  d.  Städteverf.  in  Italien, 
1896.  Hellwio,  Deutsches  Städtewesen  z.  Z.  der  Ottonen,  1875.  Heusleb,  Ur- 
sprung der  deotschen  Stadtverfassung,  1872.  Huveun,  Essai  hist.  snr  le  droit  des 
march^  et  des  foires,  1897.  HOllmahk,  Städtewesen  des  Mittelalters,  4  Bde,  1826/29. 
v.  Inama-Stbbneqo,  Anfänge  des  deutschen  Städtewesens,  Zeitschr.  f.  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  u.  Verwaltung  1,  521  ff.;  Wirtsch.TGesch.  11.  814  ff.  870  ff.  HL  1,  S.  24  ff. 
68  ff.  117  ff.  2  S.  24ff.  288  ff.  Kautmakk,  Zur  Entstehung  des  Städtewesens,  Münst 
Progr.  1891.  Keütoen,  Untersuchungen  über  d.  Urspr.  d.  deatsch.  Stadtverfassung, 
1895  (dazu  des  Marez,  Deutsche  Litt-Zeit  1897,  Nr.  81).  Kobnemann,  Zur  Stadt- 
entstehung  in  den  ehemals  keltischen  u.  germanischen  (^bieten  des  Römerreiches, 
1898.  Lambebt,  Entwickelung  d.  deutsch  Städteverfiissungen  i.  MA.,  2  Bde,  1865. 
Lamfbbcht,  Hist  Zeitschr.  67,  885  ff.  v.  Lamgizolle,  Gmndzüge  der  Geschichte 
des  deutschen  Städtewesens,  1829.  G.  L.  v.  Maubeb,  G^chichte  der  Städtever- 
fassung in  Deutschland,  4  Bde,  1869/71.  Mohe,  Stadt.  Verfassung  u.  Verwaltung, 
ZGO.  20,  Iff.  NiTzsoH,  MinisteriaUtät  und  Bürgertum,  1859  (dazu  Waitz,  Abb. 
505  ff.).  Pibenhb,  Grigine  des  eonstitutions  urbaines  au  Mojen-Age,  Rev.  hist.  57; 
Villes,  march^s  et  marchands  au  moyen-ftge,  ebd.  67.  Rathoen,  Entstehung  der 
Märkte  in  Deutschland,  Straßb.  Diss.  1881.  Rietsohbl,  Markt  u.  Stadt  in  ihrem 
rechü.  Verhältnis,  1897;  Die  civitas  auf  deutsch.  Boden  bis  z.  Ausg.  d.  Karol.-Zeit, 
1894;  Hist  WSchr.  8,  519  ff.  A.  Schulte,  Über  Reichenauer  Städtegründungen 
im  10.  11.  Jh.,  ZGO.  44,  187  ff.  (dazu  K.  Schadbe,  ebd.  45,  296  ff.  47,  626  ff. 
KüNTZEL,  ebd.  47,  878  ff.).  Sohm,  Entstehung  des  deutschen  Städtewesens,  1890. 
Vabobs,  Entstehung  der  deutschen  Städte,  Zeitschr.  f.  deutsche  Kulturgeschichte, 
1892,  S.  819  ff.;  Weichbildrecht  und  Burgrecht,  Zeitschr.  f.  GW.  6,  86  ff.;  Zur 
Entsteh,  d.  deutsch.  Stadtverfassung,  JB.  f.  Nat-Ök.  u.  Statistik  61,  161  ff.  68,  801  ff. 
64,  481  ff.  67,  481  ff.;  Stadt-  u.  Marktrecht,  ebd.  58,  670 ff.  Wilda,  De  Ubertate 
Romana,  qua  urbes  Germaniae  sunt  exomatae.  Hall.  Diss.  1881. 

Babon,  De  iudiciorum  constitutione  in  veteris  Saxoniae  urbibüs,  Berl.  Diss. 
1855.  Baümamn,  Geschichte  des  AUgäus  1,  821  ff.;  Archival.  Zeitschr.  SF.  10,  66  ff. 
V.  BBTHMANN-lioLLWEa,  Urspr.  d.  lombard.  Stadtefreiheit,  1846.  Blök,  Eene  hol- 
landsche  stad  in  de  middeleeuwen,  1883;  Geschiedenis  van  hat  nederl.  volk  1,  1892. 
BoBMHAK,  Greschichte  des  preuß.  Verwaltungsrechts  1,  89  ff.  189  ff.  Ebmisch,  Anfänge 
des  Sachs. Städtewesens  (Wuttke,  Sachs.  Volkskunde,  1900,  S.  llSff.).  Falok,  Schlesw.- 
holstein.  Privatrecht  1,  260  ff.  Fock,  Rügensch-Pommersche  (^schichten  2,  1862. 
FooKEMA  Ahdbba,  Wcscu  eu  beteekenis  der  verleening  van  stadrechten  in  Neder- 
land  (Handel,  en  Mededeel.v.d.maatschappij  d. nederl.  letterkunde  te  Leiden  1890/91). 
GoTHEüf,  Wirtschaftsgesch.  d.  Schwarzwaldes  1,  1892  (vgl.  Keutgbn,  GGA.  1893, 
S.  589  ff.).  Heck,  Altfries,  (^richtsverfassung  106  ff.  868  ff.  Heil,  Die  Gründung 
der  norddeutschen  Kolonialstädte,  Wiesbad.  Progr.  1896.  Knieke,  Die  Einwan- 
derung in  den  westfälischen  Städten  bis  1400,  Münster  1893;  GGA.  1898,  S.  539  ff. 
RoEHHE,  Ursprung  der  Stadtverfassung  in  Worms,  Speier  und  Mainz,  1890.  Kbatz, 
Die  Städte  d.  Prov.  Pommern,  1865.  KtTHNS,  Ger.- Verf.  d.  Mark  Br.  1,  175 ff.  2, 
181  ff.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  1342  ff.  2,  256  ff.  481  ff.  Lieseqang,  Nieder- 
rhein. Städtewesen  im  MA.,  1897  (Giebke,  Unters.  52).    Lippert,  Sozialgeschichte 
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Böhmens,  IL  1898  (vgl.  Schreuer,  ZRG.  34,  296  ff.).  Löviksok,  Beiträge  zox  Ver- 
fassungflgeschichte  d.  westfälischen  ReichsstiftstAdte,  1889.  Lüschin  v.  Ebbnobeuth, 
Ost.  Reichsgeschichte  240  ff.;  Gesch.  d.  Gerichtswesens  199  ff.  283  ff.  £.  üatib, 
Zoll,  Kaufmannschaft  und  Markt  zwischen  Rhein  und  Loire  his  in  das  13.  Jh. 
(Abhandlungen  für  K.  Maurer,  1893,  S.  377  ff.)?  Deutsche  u.  franz.  Vcrf.-G^chichte 
1,  284—338.  2,  218—280.  Philippi,  Zur  Verf.-Gesch.  der  weatf.  Biachofsstädte,  1894 
(vgl.  K.  ScHAUBE,  GGA.  1894,  S.  545  ff.).  Pribbatscb,  Die  Hohenzollern  und  die 
Städte  der  Mark  im  15.  Jh.,  1892.  v.  Richthofbn,  Untersuchungen  über  friesische 
RG.  1,  157  ff.  173  ff.  186  ff.  Riedel,  Mark  Brandenburg  2,  289  ff.  Ribblkb,  Ge- 
schichte Baierns  1,  774  ff.  2,  196  ff.  Rosenthal,  Gesch.  d.  Ger.-Wesens  Baiems 
1,  153  ff.  K.  ScHAüBE,  Zur  Entstehung  der  Stadtverfassung  von  Worms,  Speier 
und  Mainz,  Bresl.  Gymn.-Progr.  1892.  S.  Schwarz,  Anf&ige  des  Städtewesens  in 
den  £lb-  und  Saalegegenden,  Kieler  Diss.  1892.  Sbibertz,  Landes-  und  Rechta- 
gcBchichte  d.  Herzogtums  Westfalen  3,  162  ff.  Silbe bschmidt,  Entstehung  des* 
deutsch.  Handelsgerichts,  1894.  Stalin,  Wirtembergische  Geschichte  2,  661  ff. 
Stbuve^  Entstehung  der  Städte  in  der  Mark  Brandenburg,  Steglitzer  Progr.  1891. 
A.  Teltino,  Het  oudfriesche  stadrecht,  1882.  Tschoppe  u.  Stenzel,  Urk.-Sammlnng 
zur  Geschichte  d.  Ursprungs  der  Städte  in  Schlesien  u.  der  Oberlausitz,  1832, 
S.  178—265.  Vakderkindere,  Notiee  sur  Torigine  des  magistrats  communaux  et 
sur  Torganisation  de  la  Marke  dans  nos  contr^es.  Bull,  de  Tacad^mie  88  (1874), 
236  ff.  Waüters,  Les  libert^s  communales,  1878.  Wenzelbürgbr,  Geschichte  der 
Niederlande  1,  143  ff.  Wermbteb,  Verfassung  der  Städte  im  Ordenslande  Preußen, 
Zeitschr.  d.  westpr.  Gesch.- Ver.  18,  1884.  Wuttke,  Städtebuch  des  Landes  Posen, 
1864.  Ziai MBRUANN ,  Versuch  einer  histor.  Entwickelung  der  märkischen  Stadtver- 
fassungen 1,  1837. 

V.  Amira,  Grundr.^  76.  85  f.  103.  116.  Brunnbb,  Grimdz.  142  ff.  Waitz  5*, 
393  ff.  7,  41  ff.  374  ff.  8,  77  ff.  282  ff.;  Jahrb.  d.  deutsch,  Reiches  unter  Heinrich  L» 
1885,  Exkurs  über  StädtegrUndungen.  Siegel,  RG.'  52  ff.  258  ff.  Goldschmidt, 
Universalgescliichte  des  Handelsrechts,  1891,  S.  104  ff.  (besonders  127  ff.).  Likdvee, 
Deutsche  Geschichte  2,  130  ff.  Devbibnt,  bei  Richter,  Annalen  3,  2.  S.  747  ff. 
Scholz,  a.  a.  0.  (S.  470)  102  ff.  Blondel,  Fr6d^ric  IL,  281  ff.  GiEEfcs,  Genossen- 
schaftsrecht 1,  249  ff.  2,  573  ff.  Felix,  Einflufi  von  SUat  u.  Recht  auf  die  Ent- 
wickelung des  Eigentums  2,  309  ff. 

Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  deutscheu  Städten,  1861. 
Bbyerle,  Grundeigentumsverhältuisse  und  Bürgerrecht  im  mittelalterlichen  Kon- 
stanz, I,  1.  II.  1900—1902  (vgl.  Schröder,  ZRG.  34,  351  ff.).  Gt)BBEB8,  Erbleihe  im 
mittelalterlichen  Köln,  ZRG.  17,  130  ff.  Hess,  Burgrecht,  Wien.  SB.  11,  761  ff. 
Jäger,  Rechtsverhältnisse  des  Grundbesitzes  in  Straßburg,  Straßb.  Diss.  1888. 
DES  Marez,  £tude  sur  la  propri6t^  fonci^re  dans  les  villes  du  moyen-äge,  sp^iale- 
ment  en  Flandre,  1898  (vgl.  Opperhann,  Korresp.-Bl.  d.  westd.  Zeitschr.  18,  7  ff.); 
L'origine  de  la  propri^t^  allodiale  a  Gand,  dit  Vrij  huis  vrij  erve,  Annales  de  la 
f^d^ration  arch.  et  bist  de  Belgique  XI.).  S.  Muller,  Over  claustraliteit,  Bijdragen 
tot  de  geschiedenis  v.  h.  grondeigcndom  i  de  middelald.  steden,  1890.  Naqel,  Zur 
Geschichte  des  Grundbesitzes  in  oberhessischen  Städten,  Jahr.Ber.  d.  oberh.  Ver. 
f.  Lokalgeschichte  3,  1 883.  Pauli,  Die  sogen.  Wieboldsrenten  des  lübisch.  Rechts, 
Abb.  a.  d.  lüb.  R.  4,  1865.  Rietschel,  Entstehung  der  freien  Erbleihe,  ZRG.  35, 
181  ff.  455.    Rosenthal,  Zur  Gesch.  d.  Eigentums  in  Wirzburg,  1878. 

Nitzsch,  Die  niederdeutschen  Verkehrseinrichtungen  neben  der  alten  Kauf- 
gilde, ZRG.  28,  1  ff.  Planck,  Deutsches  Gerichtsverfahren  1,  21  ff.  Isaacsohn,  Ge- 
schichte des  preuß.  Beamtentums  1,  175  ff.  196  ff.  Dopsch,  Wien.  SB.  79,  1  S.  80  ff. 
Osenbrügoen,  Gastgerichte  (Studien  z.  deutsch,  u.  Schweiz.  Rechtsgeschichte  19  ff.). 
Stolze,  Entstehung  des  Gästerechts  in  den  deutschen  Städt«n,  Marb.  Diss.  1901. 
Kobhke,  Hansgrafenamt,  1893  (vgl.  K.  Schaube,  GGA.  1893,  S.  664  ff.).  KIIntzel, 
Verwaltung  d.  Maß-  u.  Gewichtwesens  in  Deutschland  im  MA.  1894  (Sohbolleb'b 
Forschungen  13,  2).    Schmoller,  Verwaltung  des  Maß-  u.  Gewichtwesens  im  MA., 
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JB.  f.  Gesetzgeb.  17,  289  £F.  Höniqbr,  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  o.  Statistik  42, 
568  ff.  LisBB,  Kommunale  Bedentnng  der  Kirchspiele  in  den  deutschen  Städten, 
Berl.  Diss.  1885.  Roth  von  Sohreokekstein,  Das  Patriciat  in  den  deutschen  Städten, 
1857.    Fbsnsdobff,  Lehnsfähigkeit  der  Bürger  (S.  899  n.). 

Ketttgen,  Urkunden  z.  städtischen  Yerfassungsgeschichte,  1901.  Gbngleb, 
Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters,  1852;  Codex  iuris  municipalis  Germaniae 
medii  aevi,  1868;  Deutsche  Stadtrechtsaltert&mer,  1868.  Gaüpp,  Deutsche  Stadt- 
rechte des  Mittelalters,  1852.  Hegel,  Chroniken  der  deutschen  Städte,  26  Bde, 
1862—1899.    Fbitz,  Deutsche  Stadtanlagen  (Progr.  d.  Straßb.  Ljceums,  1894). 

Die  kaum  tlbersehbare  Speziallitteratur  über  die  Verfassung  einzelner  Städte 
mag  hier  in  alphabetischer  Beihenfblge  nach  den  Städten  kurz  zusammengestellt 
werden.  Ätiehen:  Haaoen^  1874;  H.  Höffleb  (Marb.  Diss.  1901).  —  Augsburg: 
Fbbksoobff,  Chroniken  der  deutschen  Städte  4,  pg.  11  ff.  Bebneb  (Giebke,  Unter- 
suchungen 5,  1879).  —  Bamberg:  Genglee,  Beitr.  z.  RG.  Bayerns  4,  155  ff.  — 
B<Mel:  Hbüsleb,  1860.  Stoüff,  1891.  Schönbbbg,  1879.  —  Berlin:  Sbllo,  Mark. 
Forschungen  16,  1  ff.  17,  57  ff.  —  Bern:  Walthbb,  1794.  Leüekbebgeb,  1878. 
Gbisbb,  1888.  S^BBLEDEB,  Handfcstc,  1891.  —  Bräunungen:  TümbOlt  (West4. 
Zeitschr.  16).  —  Braunscktoeig:  Dübbb^  1875.  HInsblmann,  Chroniken  d.  deutsch. 
Städte  6,  pg.  13  ff.  Mack  (Giebke,  Unters.  82,  1889).  Tabges,  1890;  Zeitschr.  d. 
Harzyereins  25,  101  ff.;  Zeitschr.  f.  Kulturgeschichte,  1898,  S.  194  ff.  —  Bremen: 
DoNANDT,  18S0.  DttNZELMANN,  Brcm.  Jahrb.  14,  27  ff.  Vabges,  Zeitschr.  d.  bist 
Ver.  f.  Niedersaohs.  1898.  v.  Bippen,  3  Bde,  1892—1901.  Kühtmann,  1900  (Giebke, 
Unters.  62).  —  Breslau:  Mabkgbaf  u.  Fbenzel,  Cod.  dipl.  Siles.  11,  1882.  — 
Cambrai:  Dieokmeteb,  Jen.  Diss.  1890.  Reinscke,  1896.  •—  Cohnar:  A.  Hundt, 
1899.  —  Dinant:  Pibennb,  1889.  —  Dortmund:  Fbensoobff,  1882  (Hansische  Gesch.- 
Quellen  8).  KObbl,  Dortmunder  Finanz-  u.  Steuerwesen  I.,  1892.  —  Dresden: 
O.RiOHTBB,  1885/91.  —  Elbing:  Toppen,  1871/73.  —  JErfurt:  Lambert,  1868.  Kibch- 
HOFF,  1870;  N.  Mitteil.  d.  thür.-sächs.  Ver.  12,  58  ff.  Vollbaüm,  1881.  Michblsen, 
Jenaer  Progr.  1855.  Rietsohbl,  ZRG.  85,  230  ff.  -^  Frankfurt  a.  M,:  Euleb,  1872; 
Archiv  f.  Frankf.  Gesch.  8,  162  ff.;  Mitteil.  d.  Ver.  f.  Gesch.  z.  Frankf.  1,  277  ff. 
FiCHABD,  181^.  RöMEB-BtJcHNBB,  1855.  Kbieqk,  1871;  Frankfurter  Bürgerzwiste 
und  Zustände  im  Mittelalter,  1862;  Deutsches  Bttrgertum  im  Mittelalter,  1868. 
BüCHEB,  Bevölkerung  von  Frankfurt  im  14.  u.  15.  Jh.,  1886.  —  Freiberg:  Ebmiscr, 
1889.  —  Freiburg  i.  Br.:  H.  Maubeb,  ZGO.  40,  170  ff.  —  Genf:  Bobel,  1891.  — 
Goslar:  Wolfstibg,  1885.  Weiland,  Hans.  Gesch.-Bl.  18,  3  ff.  14,  11  ff.  Göschen, 
Gosl.  Statuten,  1840.  Bodb,  Urk.-B.  d.  Stadt  Goslar^  seit  1893.  —  Groningen: 
S.  Geatava,  Bijdrageu  v.  vaderl.  geschiedenis  8,  6  S.  165 ff.  —  Hadersleben:  A.  Sacr, 
1892.  —  Halberstadt:  Vabges,  Zeitschr.  d.  Harzvereins  29,  81  ff.  416  ff.  —  Halle: 
V.  Voss,  Hall.  Diss.  1878.  —  Hamburg:  Lappenbebo,  Hamburg.  Rechtsaltertümer 
(1845)  pg.  2 ff.  Koppmann,  Kleine  Beiträge  z  Gesch.  d.  Stadt  H.,  1868.  Obst, 
Berl.  Diss.  1890.  —  Hannover:  Fbensdobff,  Hans.  Gesch.-Bl.  11,  8  ff.  Ulbich, 
Zeitschr.  d.  hist.  Ver.  f.  Nieders.  1886,  S.  105  ff.  —  Herford:  Ilgen,  Zeitschr.  f. 
Vaterland.  Gesch.  (Westfalens)  49,  1  ff.  M.  Mbteb,  Münst.  Diss.  1898.  —  Hildes- 
heim:  Döbnbb,  Hans.  Gesch.-Bl.  9,  13  ff.  —  Höxter:  Wioand,  Denkwürdige  Beiträge 
(1858)  118  ff.  —  Iglau:  Toxasohek,  Deutsch.  Recht  in  Österreich,  1859.  —  Koblenz: 
BXb,  Koblenzer  Mauerbau  (1888)  2  ff.;  Urkunden  u.  Akten,  1898;  ZRG.  25,  1  ff. 
—  Köln:  Ennen,  2  Bde,  1868—65.  Hegel,  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  12, 
pg.  1  ff.  14,  pg.  1  ff.;  Hans.  Gesch.-Bl.  7,  115  ff.  Hönioeb,  Westdeutsch.  Zeitschr.  2. 
Libseqang,  Sondergemeinden  Kölns,  1885;  ZRG.  24,  1  ff.  Kbüsb,  ZRG.  22,  152  ff. 
Hbnning,  Leipz.  Diss.  1891.  Busch,  i.  d.  Festschr.  d.  21.  deutsch.  Juristentages^ 
1891.  Lau,  1898  (Anz.  v.  Knippino,  Westd.  Zeitschr.  18,  77),  femer  Westd.  Zeitschr. 
14,  172  ff.  315  ff.  Keussen,  ebd.  20,  14—85.  Bungebs  (Leipz.  Studien  8,  1897). 
Knipping,  Stadtrechnungen  1,  1897.  Stein,  Akten,  2  Bde,  1893—95.  —  Königsberg: 
Fbommeb,  1891  (Giebke,  Unters.  38).  —  Konstanz:  Betbele,  Ratslisten,  1898; 
Schriften  d.  Ver.  f.  Gesch.  d.  Bodensees,  26.    —    Landskut:   Rosenthal^  Beitr.  z. 
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deutsch.  Stadt-Rechtsgeschichte  1,  188S.  —  Lübeck:  Fbbnsdobff,  1861.   Hoffmahk, 

1889.  Pauli,  Lüb.  Zustände  1,  1847.  Wehsmakk,  Hans.  Gesch.-Bl.  2,  98  £  13, 
51  ff.  —  Magdeburg:  Haobdosn,  1881—85  (Gesch. -Bl.  f.  Magdeburg  16.  17.  20). 
G.  Stobbe,  (ebd.  82,  78  ff.).   Hoffxahit  1,  1885.   Kbühnb,  Hall.  Diss.  1880.    Woltxb, 

1890.  Stöckbrt,  Zfillichauer  Progr.  1888;  Hist.  Zeitschr.  66,  198  ff.  Lussgamo, 
Forsch,  z.  brand.  u.  preuß.  G^esch.  3,  380  ff.  —  Mainx:  HsaBir,  Chroniken  d.  deutsch. 
Stftdte  18,  2  S.  3  ff.  Bocksnheimbb,  1874.  Koebnb,  1890.  Schaube,  1892.  Seipeh- 
BBBOBB,  Hist.  Jahrbuch  9,  1  ff.  Eckest,  Arch.  f.  hess.  Gesch.  NF.  2,  321  ff.  -- 
Merseburg:  v.  Mbdem,  N.  Mitteil.  d.  thür.-sächs.  Yer.  2,  389  ff.  —  Metsc:  Klipffbl, 
1867.  DöBiBO,  Beiträge  (1886)  52  ff.  G.  Voigt,  Bisch.  Bertram  v.  Mets  (Strafib. 
Diss.  1894.  Jahrb.  d.  Gks.  f.  lothr.  Gksch.  4.  5)  S.  66—108.  —  Minden:  W.  SchbOdeb, 
Mind.  Progr.  1890.  —  MUhihaueen  i.  Thürr,  Lambebt,  1870.  Stephan,  1886.  — 
MiUhauaen  i.  Eis.:  A.  Kaufmann,  1894.  —  München:  Wbhneb,  1876.  —  Münster 
i.  Westf.:  Tisus,  1882.  Geisbebg,  Zeitschr.  f.  vaterl.  Gksch.  47,  1.  48,  1.  —  Naum- 
burg: BoBKOwsKT,  Naumb.  Progr.  1893.  Lbpsius,  Gesch.  d.  Bischöfe  y.  Naumb.  1, 
1846.  —  Neuruppin:  Liesboano,  Forsch,  z.  brand.  u.  preuß.  Gesch.  5,  1  ff.  — 
Nürnberg:  Hegel,  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  1,  pg.  13  ff.  Gbnolbb,  Beiträge 
z.  RG.  Bayerns  (S.  4)  4,  30  ff.  —  Osnabrück:  Stüve,  Mitteil.  d.  hist.  Yer.  zu  Osna- 
brück 4,  821  ff.  Pbilippi,  Hans.  (^sch.-Bl.  1889,  S.  155  ff.  —  Paderborn:  Hübinobb, 
1899.  JUoBTEB,  I.  1899  (Anzeigen  von  Ofpkrmann,  Westd.  Zeitschr.  18,  308.  19, 
137  ff.).  —  Perieberg:  Libsegang,  Forsch,  zu  br.  u.  pr.  Gesch.  4,  399  ff.  —  Pforz- 
heim: GoTHBiN,  1889  (Sohmollbb's  Staats-  und  sozialw.  Forsch.  9,  3).  —  Pirna: 
R.  HoFMANN,  N.  Arch.  f.  sächs.  Gesch.  9,  185  ff.  —  Preßburg:  Obtvay,  1894—95 
(vgl.  Mitt  d.  öst  Inst  22,  488  ff.).  —  Radolfxdl:  Albert,  1896  (ygl.  Stutz,  ZRG. 
32,  196  ff.).  —  Rees:  Libsegang,  Westd.  Zeitschr.,  Erg.-Heft  6,  1890.  —  Regensburg: 
Gfböbbb,  Verb.  d.  hist  Ver.  f.  Oberp^z  u.  Regensburg  37.  Lanooth,  1866. 
Genolbb,  Beitr.  z.  RG.  Baierns  1,  214  ff.  —  Riga:  Bungb,  1878.  y.  Bulmebinco, 
1894  und  1898.  —  Rostock:  Koppmann,  1887.  —  Saliwedel:  Libsegang,  Forsch,  z. 
br.  u.  preuB.  Gesch.  3,  378  ff.  —  Siegburg:  Dornbusch,  Annal.  d.  hist  Ver.  f.  d. 
Niederrh.  23,  60  ff.  —  Soest:  Ilobn,  Chroniken  d.  deutsch.  St  24.  —  Speier:  Rau, 
1844/45.  Koehne,  1890.  Schaube,  1892;  ZGO.  40,  445  ff.  Habbtbb,  ebd.  38,  210  ffl 
42,  447  ff.;  MitteU.  d.  hUt  Ver.  d.  Pfalz  15,  111  ff.  ~  Stendal:  Götze,  1873.  Libse- 
gang, Forsch,  z.  br.  u.  preuß.  Gesch.  3,  1  ff  —  Stralsund:  Kbusb,  1884.  —  Straß- 
burg: Hegel,  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  8,  1  ff.  9,  951  ff.  Winter,  1878  (Gibrxb, 
Unters.  1.,  ygl.  Schböder,  ZRG.  19,  222  ff.).  Hobn,  1868.  Schmolleb,  1875  (Quellen 
u.  Forsch.  11).  Baltzeb,  Straßb.  Studien  2,  53  ff.  Kruse  (Westd.  Zeitschr.,  £ig.  1, 
1884).  Ehbbbbg,  L  1899.  —  Straubing:  Rosbnthal,  Beitr.  z.  deutsch.  Stadt-RG.  2, 
1883.  —  Trier:  Schoop,  1884  (Westd.  Zeitschr.  Erg.-Heft  1).  Isnt  (Trier.  Archiv 
1,  77  ff.),  1898.  —  Überlingen:  SchIfbb,  1893  (Gibbke,  Unters.  44).  —  übn:  Jägeb, 
Schwab.  Städtewesen  des  Mittelalters,  1831.  —  Utrecht:  S.  Mullbb,  1885.  —  Wer- 
nigerode: Vabobs,  Zeitschr.  f.  deutsche  Rult-Gesch.  1896,  S.  100  ff  160  ff.  —  Wesdi 
Reinhold  (Gibbke,  Unters.  23).  —  Wien:  Tomaschek,  1877.  Schustbb,  i.  d.  Gk- 
schichte  d.  St  Wien,  1897—1900.  —  Worms:  Schaube,  1892;  ZGO.  42,  257  ff 
KoBHNB,  1890;  Reformation  d.  Wormser  Stadtrechts,  1897.  Boos,  4  Bde,  1897  bis 
1901.  —  Würxburg:  Gramich,  1882.  Brass,  1886.  Gbngler,  Beitr.  z.  RG.  Baierns 
4,  59 ff.  —  Zürich:  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  17,  3  ff.  65 f.;  Abhand- 
lungen 339  ff. 

Der  Becbtsbegriff  der  Stadt  ist  erst  in  der  mittelhochdeutschen  Zeit^ 
wo  die  heutige  Bezeichnung  (lat  civitasy  urbs)  anfing  technisch  zu  werden, 
zum  Abschluß  gelangt.  Vor  dem  12.  Jahrhundert  faßte  man,  im  Gegen- 
satz zu  den  Dörfern  und  offenen  Märkten  {fora),  alle  befestigten  Plätze, 
wie  die  ehemaligen  Römerstädte,  ummauerte  Märkte  und  einfache  Burgen, 
ohne  Unterschied  unter  Ausdrücken  wie  burff  (S.  17),  civitas,  urbs  zu- 
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sammen^  Seit  dem  12.  Jahrhundert  gehörte  die  Befestigung  mehr  und 
mehr  zum  Wesen  der  Stadt,  wenn  auch  manche  Städte  erst  im  13., 
einige  nicht  vor  dem  14.  Jahrhundert  zu  einer  Stadtmauer  gekommen 
siDd^  Die  Befestigung  bildet  seitdem  das  Unterscheidungsmerkmal 
zwischen  dem  platten  Lande  und  der  Stadt:  ,,Bürger  und  Bauer  scheidet 
niohts  als  die  Mauer'''.  Unter  ,,Stadt''  versteht  man  nunmehr  einen  mit 
Marktrecht,  Inmiunitat  und  politischer  Selbstverwaltung  ausgestatteten  Ort, 
der  sich,  ganz  abgesehen  von  dem  sehr  verschieden  abgestuften  üm&ng 
der  Selbstverwaltung  und  der  Gestaltung  ihrer  Organe,  von  den  offenen 
Märkten  durch  die  Ummauerung  unterscheidet  ^ 

Die  deutschen  Städte  sind  gleich  den  französischen  eine  Schöpfung 
des  Mittelalters;  dem  fränkischen  Staatsrecht  waren  Städte  im  Bechtssinn 
ebenso  unbekannt  wie  dem  altgermanischen,  ein  organischer  Zusanunen- 
hang  mit  dem  römischen  Städtewesen  hat  nicht  bestanden  ^  Von  den 
mit  Munizipalrecht  ausgestatteten  römischen  civitates  und  den  Kastellen 
westlich  des  Rheins  und  südlich  der  Donau  ist  eine  nicht  unbedeutende 
Zahl  im  Besitz  ihrer  Mauern  geblieben;  zwölf  von  ihnen,  die  sich  als 
Bischofsitze  behaupteten,  wurden  auch,  während  die  Bezeichnungen  der 
übrigen  außerordentlich  wechselten,  beständig  mit  dem  alten  Namen 
„civitas''  bezeichnete  Aber  nur  in  wirtschaftlicher  und  sozialer  Beziehung 
sind  diese  ehemaligen  Munizipien  und  Kastelle  in  der  Frankenzeit  als 
Städte  zu  betrachten,  während  ihre  rechtliche  Stellung  sich  in  nichts  von 
der  der  Dörfer  unterschied.  Die  Ausbildung  ihrer  Stadtver&ssung  muß 
auf  anderen  Grundlagen  erfolgt  sein.  Unstichhaltig  ist  die  Ableitung 
der  Städtever&ssung  aus  der  Fronhofverfassung  und  die  Auffassung  des 
Stadtrechts  als  eines  gemilderten  Hofrechts  ^,  denn  gerade  von  den  freien 
Elementen  der  städtischen  Einwohnerschaft,  im  Gegensatz  zu  den  Hof- 
genossenschaften, ist  die  Bildung  der  Stadtgemeinden  ausgegangen^,  wenn 


>  Vgl.  RiETscHEL,  Markt  u.  Stadt  150;  Civitas  96flF.  Hbqel,  N.  Archiv  18, 
210—214;  Städte  a.  Gilden  2,  505 f.  CharakterifltiBch  namentlich  der  Sprachgebrauch 
des  Heliand  und  der  niedersächsischen  Genesis. 

"  Vgl.  RiETscHEL,  Markt  u.  Stadt  58.  6S.  149  ff.  Schulte  146.  156  f.  Waitz 
8,  191  ff.    Heqel,  Entsteh,  d.  Städtewesens  80. 

*  Vgl  Frbnsdorff,  Lehnsfähigkeit  d.  Bürger  88  f. 

^  Die  von  Sohm  angenommene  Gleichstellung  des  Marktes  mit  der  Königs- 
borg  (S.  114  n.)  beruht  auf  Verwechslung  von  tcich,  G^nit  tneheSf  mit  wie,  Genit 
tcigeSf  wovon  wiehüa  (Peatungsturm ,  Blockhaus)  gebildet  ist  Da  auch  die  Dörfer 
häufig  mit  Zaun  und  Graben  umgeben  waren  (S.  17),  so  ist  die  Unterscheidung 
von  Dorf  und  Stadt  nicht  in  der  Befestigung  überhaupt,  sondern  in  der  Um- 
mauerung zu  suchen. 

*  Vgl.  S.  124.  Hboel,  Lateinische  Wörter  u.  Begriffe,  N.  Arch.  18,  209  ff. 
V.  Halban,  Das  röm.  Recht  in  den  germ.  Volksrechten  2,  266—290  (konnte  erst 
an  dieser  Stelle  benutzt  werden). 

*  Vgl.  RiETSCHBL,  Civitas  20—58.  Es  waren  die  Städte  Augsburg,  Basel,  Chur, 
Köln,  Konstanz,  Mainz,  Metz,  Regensburg,  Speier,  Strafiburg,  Trier  und  Worms. 

^  So  besonders  NrrzscH. 

*  Vgl.  besonders  v.  Below  und  Rietschel. 
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man  auch  den  Einfluß  nicht  unterschätzen  darf,  den  hofrechtliche  Hand- 
werkerverbände  auf  die  städtischen  Zünfte  und  mit  Ministerialen  besetzte 
Ämter  auf  die  Entwickelung  des  städtischen  Beamtentums  geübt  haben. 
Auch  den  Ottonischen  Privilegien  und  dem  durch  sie  in  die  Städte  ein- 
geführten öffentlichen  Beamtentum  und  der  Schöffenverfassung  hat  man 
mit  Unrecht  entscheidendes  Gewicht  beigelegt^,  denn  die  Exemtion  vom 
Grafengericht  gehörte  nicht  zum  Wesen  der  Stadt  und  die  bloße  Exem- 
tion vom  Niedergericht  des  Schultheißen  oder  Centenars  konnte  ein  Dorf 
noch  nicht  zur  Stadt  machen ,  sonst  hätte  es  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters,  wo  die  meisten  Dorfgerichte  die  niedere  Gerichtsbarkeit  er- 
worben hatten  (S.  608),  fast  nur  noch  Städte  gegeben.  Derselbe  Grund 
spricht  dagegen,  die  Burgen  als  den  Ausgangspunkt  des  Städtewesens  zu 
betrachtend^.  Bei  weitem  die  meisten  Burgen  standen  außerhalb  des 
Stadtrechts,  während  zahlreiche  Orte,  die  erst  in  der  Höhe  des  Mittelalters 
eine  Mauer  erhielten^  schon  lange  vorher  städtisches  Wesen  entwickelt 
hatten.  Eine  andere  Ansicht  betrachtet  die  Städte  nicht  als  eine  Neu- 
bildung, sondern  als  bloße  Fortbildung  der  Dorfgemeinden  und  Mark- 
genossenschaften ^^  Daß  die  korporative  Organisation  der  letzteren  bei  der 
Ausbildung  der  Batsverfassung  in  vielen  Städten  einen  wesentlichen  Faktor 
abgegeben  hat,  ist  sehr  wahrscheinlich,  aber  die  politischen  Befognisse 
der  Landgemeinden  waren  zu  spärlich  und  sind  wohl  auch  zu  spät  zur 
Anerkennung  gelangt,  als  daß  sie  schon  bei  der  Entstehung  der  ältesten 
Stadtgemeindeverfassungen  hätten  ins  Gewicht  fällen  können  ^^.  Im  Gegen- 
teil darf  man  annehmen,  daß  die  entwickeltere  Selbstverwaltung,  wie  sie 
in  einzelnen  Landgemeinden  und  besonders  in  offenen  Märkten  oder  Markt- 
flecken („Freiheiten'^  bezeugt  ist,  teils  unmittelbar  von  städtischem  Wesen 
ausgegangen  ist,  teils  die  Städte  zum  Vorbild  genommen  hat^^ 

Alles  spricht  dafür,  daß  die  ältesten  Städte  in  erster  Reihe  als 
Handelsplätze  zu  einer  Stellung  im  öffentlichen  Bechte  gelangt  sind,  der 
Ausgangspunkt  für  die  Entwickelung  des  Stadtrechts  also  im  Marktrecht 
gesucht  werden  muß ".    Die  aus  römischen  Munizipalgründungen  hervor- 


'  Hauptvertreter  dieser  Ansicht  Abhold  und  Hbubleb. 

><>  Vgl.  Kectgen  88  ff.    Hegel,  Entstehung  27  ff. 

^^  So  besonders  v.  Maubse  und  y.  Below,  femer  Philifpi,  Vabgss,  in  einigen 
Beziehungen  auch  Keutgen. 

^>  Vgl.  S.  606.  612.  Auf  die  Dorfgerichte  der  freien  Grafschaft  Kaichm 
und  der  Rönigsgrafschaft  des  Bomheimer  Berges  sowie  die  freien  Heimgereden 
der  Mosellande  kann  schon  darum  nicht  verwiesen  werden,  weil  es  sich  hier  um 
späte^  erst  aus  der  Zertrümmerung  der  Grafschaftsverfassung  heryorgegangene  Neu- 
bildungen handelt.  Vgl.  Lamprecht  ,  Wirtschaftsleben  1,  188  ff.  Thüdichuv»  Das 
freie  Gericht  Kaichen,  1857.  Schabfp,  Grafschaft  Bomheimer  Berg,  Arch.  d.  Ver. 
f.  Frankf.  Geschichte  5,  282  ff.  £irLER,  Von  Vogteien  u.  Dinghöfen,  Mitteil.  d. 
Frankf.  Gesch. -Vereins  1,  1860. 

^"  Vgl.  §  42,  n.  70.  Schulte  156  f.  Jacobs,  Das  Harsleber  Bechtsbuch,  Zeitschr. 
d.  Harzvereins  22,  255  ff. 

"  Über  die  entscheidende  Bedeutung  des  Marktes  vgl.  schon  Waitz  7,  377  ff. 
407.  411.    y.  Richthofen,  Altfiries.  WB.  925.     Riezleb,  a.  a.  0.  1,  776.    Bauhank, 
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gegangenen  Städte  müssen  im  allgemeinen  von  vornherein  als  Märkte  ins 
Leben  getreten  sein,  da  sich  in  ihnen  die  Marktplätze  fast  durchweg 
innerhalb  der  alten  Bömermaaem  befanden.  Wo  aber  die  Enge  des  um- 
mauerten Platzes  für  die  Anlage  eines  Marktes  keinen  Baum  bot,  wie  in 
Augsburg  und  allen  aus  römischen  Lagerplätzen  oder  Kastellen  entstan- 
denen Städten  (wie  Basel,  Bonn,  Köln,  Konstanz,  Begensburg,  Straßburg, 
Zürich),  muß  das  Yerkehrsbedürfnis  schon  sehr  früh  im  Suburbium  außer- 
halb der  Mauern  freie  Marktansiedlungen  hervorgerufen  haben.  Dagegen 
gehen  alle  Städte  des  inneren  Deutschlands,  bei  denen  der  Anfang  histo- 
risch festgestellt  werden  kann,  auf  ausdrückliche  Marktgründungen 
zurüok^^ 

Mit  dem  12.  Jahrhundert  beginnen  die  Städtegründungen,  auch  Er- 
hebungen von  Dörfern  zu  Städten^®  und  Städtegründungen  „von  wilder 
Wurzel"  kommen  jetzt  in  Gebrauch  ^7,  während  die  königlichen  Markt- 
privilegien sich  fast  nur  noch  auf  Jahrmärkte  beziehen,  die  eine  dauernde 
Handelsniederlassung  nicht  zur  notwendigen  Voraussetzung  haben  und  auch 
mit  dem  Wesen  eines  Dorfes  vereinbar  sind.  Dagegen  war  die  Zeit  vor  dem 
12.  Jahrhundert  die  eigentliche  Zeit  der  Marktgründungen.  Diese  erfolg- 
ten entweder  auf  fiskalischem  Boden  durch  den  König  selbst  oder  auf 
grundherrlichem  Boden  durch  den  mit  einem  königlichen  Marktprivileg 
ausgestatteten  geistlichen  oder  weltlichen  Grundherrn.  Marktverleihungen 
zu  Gunsten  freier  Gemeinden  sind  nie  vorgekommen,  es  gab  daher  keine 
freien,  sondern  nur  fiskalische  oder  grundherrliche  Märkte.  Jeder  Markt 
hatte  also  seinen  Marktherrn;  der  Boden,  auf  dem  der  Markt  errichtet 
wurde,  war  ganz  oder  zum  größten  Teil  Eigentum  des  Marktherm.  Für 
alle  neugegründeten  Märkte  war  somit  die  Immunität  und  die  Exemtion 
von  den  öffentlichen  Niedergerichten,  nicht  selten  auch  den  Grafengerichten, 
von  selbst  gegeben.  Die  meisten  Marktprivilegien  bis  zum  12.  Jahrhun- 
dert trugen  einen  allgemeinen  Charakter  und  überließen  dem  Grundherrn 
die  Ausführung,  so  daß  es  seinem  Ermessen  überlassen  blieb,  ob  er  sich 
auf  Jahrmärkte  beschränken,  oder  Wochenmärkte  oder  einen  täglichen 
Markt    einführen   wollte,    die   allein   die   Grundlage   für  eine   dauernde 


a.  a.  0.  1,  821  ff.  Seit  unserer  ersten  Auflage  hat  die  Marktrechtstheorie  durch 
die  wichtigen  Keichenaaer  Privilegien  für  Badolfsell  und  AUensbach  und  die  an 
sie  anknüpfenden  Arbeiten  von  A.  Schulte,  Sohm  und  Gothein  weitere  Bestätigung, 
wenn  auch  nicht  ohne  eine  gewisse  Übertreibung,  empfangen.  Eine  feste  Grund- 
lage in  vermittelnder  Richtung  haben  namentlich  die  vortrefflichen  Untersuchungen 
von  BxBTscHEL  Und  Beyeble  geschaffen.  Die  folgende  Übersicht  über  die  Entstehung 
der  Marktansiedelungen  konnte  sich  ihren  Ergebnissen  duchweg  anschließen. 

^^  Nur  in  wenigen  Städten,  z.  B.  Würzburg,  scheint  sich  der  Marktverkehr 
ebenfalls  ohne  besondere  Gründung,  rein  durch  die  Gunst  der  Verkehrs  Verhältnisse, 
entwickelt  zu  haben.    Vgl.  Rietbchel,  Markt  u.  Stadt  106.  125. 

*•  Vgl.  Rietbchel  144  ff.  Die  Erhebung  von  Aliensbach  zum  Markte  erfolgte 
schon  1075,  das  der  Zeit  nach  nächste  Beispiel  bietet  erst  die  Stadt  Koesfeld  (1196). 

*^  Sie  sind  immer  selten  gewesen.  Ein  Beispiel  gewährt  Riga.  Vgl.  Ribt- 
SCBEL  128. 
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Handelsniederlassung,  eine  wirkliche  Marktgründnng,  zu  bilden  yer- 
mochten^^.  Rdstschel  hat  nachgewiesen,  daß  der  zuerst  bei  Badolfizell 
bemerkte  Dualismus  zwischen  Markt-  und  Hofgemeinde  bei  den  Markt- 
gründungen fast  ausnahmelos  beobachtet  worden  ist  Begelmäßig  wurden 
die  Märkte  weder  neu  angelegt  („von  wilder  WnrzeP%  noch  in  schon 
bestehende  Orte  hineinverlegt,  sondern  als  selbständige  Ansiedlungen  an 
einen  schon  vorhandenen  Ort  (Dorf,  Burg  oder  Kloster)  angeschlossen,  der 
dann  auch  den  Namen  f&r  den  Markt  herzugeben  pflegte  ^^  Die  Besiedelung 
des  Marktes,  der  eine  reine  kaufstat  sein  sollte,  erfolgte  ausschließlich  durch 
Heranziehung  von  freien  Oe werbetreibenden  (Eaufleuten,  Juden,  Hand- 
werkern)^ die  man  als  kottflitäe^  mercatores,  negotiaiores  zusammenMte*^. 
Den  neuen  Ansiedlem  wurden  auf  dem  für  die  Marktansiedlung  bestimmten 
Fronland,  den  späteren  Torgängen  bei  der  Anlegung  der  Eolonisten- 
dörfer  (S.  438)  durchaus  entsprechend,  genau  abgemessene  Baustellen  zu- 
gewiesen, die  sie  in  freier  Gründerleihe  zu  vererblichem  und  veräuBerlichem 
Rechte,  meistens  gegen  einen  geringen  Hauszins,  erhielten;  außerdem  be- 
kamen sie  entweder  Mitgenuß  an  der  hofrediüichen  Allmende  oder  es  wurde 
eine  besondere  Allmende  für  sie  ausgesondert^^  Die  volkswirtschafUichen 
Bedenken  gegen  die  Möglichkeit  derartiger  Eaufinannsgemeinden  werden 
hinfällig  durch  die  nachgewiesene  regelmäßige  Anlehnung  an  eine  schon 
vorhandene  hofrechtliche  Gemeinde  mit  vorwiegend  landwirtschaftlicher 
Beschäftigung.  In  wirtschaftlicher  Beziehung  hatte  man  es  nur  mit  zwei 
verschiedenen  Ortsbezirken  zu  thun,  von  denen  jeder  seine  eigene  Gemeinde- 
verfassung hatte,  bis,  zum  Teil  erst  nach  Jahrhunderten,  der  hofrechtliche 
Bezirk  mit  dem  Markt,  der  nunmehrigen  Altstadt,  als  Neustadt  vereinigt 
wurde  ^^.  Auch  sonst  kamen  im  Laufe  der  Zeit  vielfach  Einverleibungen 
von  Dörfern  vor,  die  naturgemäß  den  Charakter  der  Stadt  mehr  oder 
weniger  beeinflußten,  ebenso  war  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  Ministerialen 


^^  Vgl.  EiBTscHBL,  Markt  u.  Stadt  45  ff.  109. 

*•  Vgl.  ebd.  125  f. 

•0  Vgl.  EiBTSCHEL  54  ff.  64  f.  69.  98.  100  ff.  111.  114  f.  117.  121.  140  01  Be- 
sonders charakteristisch  ein  daselbst  S.  143  n.  4  angeführtes  Beispiel  einer  ver- 
unglückten Marktgrändong  von  1299.  Vgl.  MG.  Dipl.  Otto  I.  Nr.  300  (965).  307 
(965).  Stumpf,  Acta  imperii  Nr.  53  (1040).  Freiburger  Stadtrecbt  (1121/22)  §  7: 
Si  qua  disceptatio  vel  quesHo  inter  burgenses  meos  oria  fuerity  non  secundum  m&um 
arbürium  vel  reetoris  earum  diaeucieiur,  sed  pro  eonsti&tudinario  ei  Jegüimo  iure 
onmium  mereatorum,  predpue  autem  Öoloniensium ,  examinabiiur  iudieio.  Waits 
b\  894  ff.  402  f.  7,  377.  382.  391.  Gattpp,  Stadtrechte  2,  6.  Gföbxb,  Begensburg 
49.  Heoel,  N.  Archiv  10,  218  ff.  v.  Below,  Ursprung  45.  Hombtbb,  Sachsen- 
spiegel 2,  2  S.  299.  Fbeksdobff,  Lehnsfähigkeit  der  Bürger  5  ff.  Gbdcm,  DWB. 
5,  838. 

*^  Über  die  Gründerleihe  vgl.  S.  632.  Eine  Zuweisung  von  Ackerland  erfolgte 
nicht,  die  neue  Gemeinde  war  eine  ausschließliche  Raufmannsgemeinde.  Vgl. 
EiETSGHBL,  Markt  u.  Stadt  628. 

'*  Ebenso  erscheint  in  den  ehemaligen  Römerstädten,  deren  Märkte  sich  in 
der  Vorstadt  befanden  (S.  623),  das  Marktgebiet  als  Altstadt,  die  erst  später  mit 
ihr  vereinigte  Römerstadt  als  Neustadt. 
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und  Grandholden^  die  ans  der  Immunität  in  den  Markt  zogen  ^  dort 
stadtisches  Gewerbe  betrieben  nnd  in  Bezug  hierauf  dem  gleichen  Beoht 
und  dem  gleichen  Gericht  wie  die  freien  Kaufleute  unterworfen  wurden, 
während  sie  im  übrigen  ihr  Dienst-  oder  Hofrecht  und  ihren  angeborenen 
Gerichtstand  behielten  *^ 

Mit  dem  Marktrecht  war  regelmäßig  Zoll  und  Münze  und  schon  seit 
dem  10.  Jahrhundert  meistens  auch  die  königliche  Bannleihe  verbunden, 
so  daß  der  Marktherr  ganz  so,  wie  in  den  königlichen  Märkten  der  König, 
jeden  Markt-,  Zoll-  oder  Münzfrevel  mit  dem  Königsbann  bestrafen  konnte. 
Bei  Jahrmärkten  kam  der  Marktbann  auch  den  auswärtigen  Markt- 
besuchem  bei  der  Hin-  und  Rückreise  zu  gute,  für  sie  hatte  er  die 
Bedeutung  eines  persönlichen  Schutzbannes,  während  er  für  den  Marktort 
selbst  und  die  ihn  bewohnenden  Kaufleute  als  örtlicher  Schutzbann,  als 
wirklicher  Marktfrieden,  erschien;  in  ummauerten  Städten  traf  er  mit  dem 
Burgfrieden  zusammen  ^^  Als  Wahrzeichen  des  Marktfriedens  diente  schon 
in  der  fränkischen  Zeit  mit  Vorliebe  das  Marktkreuz,  mit  oder  ohne  den 
Königshandschuh,  häufig  auch  mit  einem  daran  angebrachten  entblößten 
Schwerte.  Derartige  Wahrzeichen  (auch  Marktfahne,  Schild,  Hut,  Stroh- 
wisch) wurden  auch  bei  bloßen  Jahrmärkten  und  Wochenmärkten  für  die 
Dauer  des  Marktes  aufgepflanzt  und  stehen  in  dieser  Beziehung  noch 
heute  vielftch  in  Gebrauch;  in  den  ständigen  Märkten  aber  wurden  sie 
dauernd,  häufig  in  monumentaler  Form,  angebracht;  so  wurde  das  Markt- 


«»  Vgl.  Waitz  5*,  393  n.  Schulte  143  f.  Rietbchel  207  f.  Zuweilen  war 
die  Veräußerung  von  Häusern  innerhalb  des  Marktes  nur  an  Kaufleute  gestattet 
Vgl.  BiETSCHBL  115.  121.  In  Allensbach,  Wusterwitz  und  Löbnitz  bestand  von 
vornherein  eine  gemischte  Gemeinde,  innerhalb  deren  aber  die  Kaufleute  ihr  be- 
sonderes Becht  hatten.    Vgl.  Sohttlte  150  ff.   Ribtschbl  122  ff.  144  ff. 

"  Über  den  Marktfrieden  vgl.  S.  114.  MG.  Dipl.  Otto  I.  Nr.  307.  Otto  m. 
Nr.  9.  23.  55.  66.  142.  306.  Wenn  Bdbtschel  195  ff.  die  dingliche  Natur  des  Markt- 
friedens in  Abrede  stellt  und  nur  einen  Personalfrieden  für  die  Marktbesucber, 
allerdings  vielfach  mit  einer  gewissen  örtlichen  Abgrenzung ,  anerkennt,  so  läBt 
er  den  Unterschied  zwischen  Jahrmarkts-  und  allgemeinen  Marktprivilegien,  den 
er  selbst  so  schön  entwickelt  hat,  unberücksichtigt  Wenn  der  Marktherr  einen 
ständigen  Markt  gründete,  so  kam  der  ihm  verliehene  Marktbann  notwendig  als 
örtlicher  Schutzbann  zur  Anwendung,  so  daß  es,  wenn  später  auch  Jahrmärkte 
eingeführt  werden  sollten,  noch  eines  neuen  Marktprivilegs  bedurfte.  Vgl.  Bibtschbl 
47  f.  203.  Unmittelbare  Jahrmarktsbänne  finden  sich  MG.  Dipl.  Otto  III.  Nr.  230. 
367.  372.  399.  Stüupf,  Acta  imperii  Nr.  78.  Wenn  die  königliche  Bannleihe 
nnterblieb,  so  stand  der  Markt  zwar  auch  unter  einem  Marktfrieden,  aber  nur  nach 
Maßgabe  des  geringeren  Bannes  des  Marktherrn.  Auswärtige  Marktbesucher 
konnten  sich  in  solchem  Falle  unter  sein  Geleite  stellen,  falls  er  das  Geleitsrecht 
besaß.  Über  den  Burgfrieden  vgl.  MG.  Dipl.  Otto  I.  Nr.  300  (965),  Otto  IL  Nr.  214 
(930).  Waitz  8,  81  Hbübleb,  Stadtverfassung  125  f.  Daß  Burgbann  und  Markt- 
bann, Burgfrieden  und  Marktfrieden  von  Hause  aus  verschieden  waren,  zeigt  das 
Beispiel  von  Bremen,  das  965  den  Marktbann  empfing,  aber  erst  erheblich  später 
befestigt  wurde.  Für  Gandersheim  wurde  umgekehrt  der  Burgbann  980,  der  Markt- 
bann 990  erteilt.  Entstehung  des  Stadtfriedens  aus  dem  Burgfrieden  wird  von 
Kkutqen  52  ff.  und  Rietsohel  216  ff.  angenommen. 

B.  Sohr5dsb,  Deutsche  Rechtsgeschlchte.    4.  Aufl.  40  ^^  j 
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krenz  zum  Stadtkreuz  und  in  den  Dörfern  der  Loi  de  Beaumont  zum 
Kreuze  der  „Freiheit",  d.  h.  der  ihnen  verliehenen  städtischen  Freiheiten**. 
Seit  der  Wende  des  18.  und  14.  Jahrhunderts  sind  in  vielen  norddeut- 
schen Städten  an  die  Stelle  der  Kreuze  als  Träger  der  Marktzeichen  die 
Rolandsbilder  getreten  *•. 

Daß  auch  in  den  ehemaligen  Bömerstädten  (S.  622  f.)  der  Markt  den 
Ausgangspunkt  för  die  Ausbildung  eines  städtischen  Gemeinwesens  im 
deutschen  Sinne  abgegeben  hat,  erkennt  man  aus  den  häufigen  Ver- 
weisungen neugegründeter  Märkte  oder  Städte  auf  die  Bechte  der  Kauf- 
leute von  Augsburg,  Basel,  Köln,  Konstanz,  Regensburg  oder  Worms *^ 
Man  darf  wohl  annehmen,  daß  sich  die  römischen  Grundbesitzer  aus  den 
von  den  Germanen  eroberten  und  jedenfalls  arg  verwüsteten  Städten 
großenteils  zurückgezogen  haben,  während  der  Zuzug  der  dem  Städteleben 
abgeneigten  Germanen  zunächst  nur  spärlich  war  und  sich  wohl  mehr 
auf  die  außerhalb  der  Mauern  belegenen  Vorstädte  beschränkte.  So  wurde 
ein  großer  Teil  des  städtischen  Grundbesitzes  als  herrenloses  Gut  Eigentum 
des  Königs,  soweit  dieser  es  nicht  an  Bischöfe  oder  Klöster  vergab.  In 
den  Bischofstädten  haben  wir  uns  von  vornherein  den  Bischof  als  den 
vorwiegenden  Stadtherrn  zu  denken,  der  dann  seinerseits  in  der  Lage  war, 
neue  Ansiedler  mit  den  erforderlichen  Baustellen  auszustatten.  Nur  auf 
diese  Weise  erklärt  es  sich,  daß  in  den  ehemaligen  Römerstädten  ebenso 
wie  in  den  neugegründeten  Märkten  das  System  der  städtischen  Haus- 
leihe Eingang  fand,  aber  mit  dem  Unterschiede,  daß  die  Märkte  im  all- 
gemeinen  nur    einen    einzigen   Grundherrn    kaonten,    während    in    den 

«*  Vgl.  S.  108.  192.  470.  627  ii.  Schröder,  Weichbild  (Hißt  AufeÄtze  z.  And. 
an  Waitz,  1886,  S.  306  ff.);  Stellung  der  Rolandssäulen  in  der  Rechtsgeschichte 
(bei  B^RiNouiXR,  Rolande  Deutschlands,  1890,  S.  1—36);  Marktkreuz  und  Rolands- 
bild (Festschrift  f.  Weinhold,  1896,  S.  118  ff.).  G.  Sello,  Der  Roland  zu  Bremen, 
1901.  Der  letztere  giebt  ein  ausführliches  Verzeichnis  der  umfangreichen  Roland- 
litteratur.  Gegenüber  den  mythologischen  Erklärungsversachen  (vgl.  neuerdings 
Platen  im  Progr.  d.  Vitztum-Gymn.  in  Dresden,  1899)  weist  Sbllo  nach,  daß  die 
übrigens  nur  im  Gebiete  des  sächsischen  Rechts  vorkommenden  Rolandssäulen  in  ihrem 
Urtypus  auf  Kaiserbilder  zurückgehen,  wie  sie  wahrscheinlich  zuerst  in  Magdeburg 
und  Bremen,  als  Leibzeichen  des  Stadtgründers,  Ottos  des  Großen,  errichtet  wurden. 
Schon  früh  als  Wahrzeichen  der  städtischen  Freiheiten  angesehen,  fanden  sie  in 
zahlreichen  sächsischen  Städten,  zumal  solchen  mit  Magdeburger  Recht,  Nach- 
ahmung. Man  deutete  sie  bald  auf  Karl  den  Großen,  an  den  Seesen  land  nodi 
sines  rechten  iiiit  (Ssp.,  text  prol.),  später  auf  seinen  Paladin  Roland,  der  im  Dom 
zu  Verona  ein  im  12.  Jh.  errichtetes,  den  norddeutschen  Kaiserbildem  ähnliches 
Standbild  besaß. 

**  Da  das  Magdeburger  Rechtsbuch  von  der  Gerichtsverfassung  das  säch- 
sische Weichbildrecht  ausdrücklich  auf  „König  Otto  den  Großen"  zurückfuhrt, 
als  das  eigentliche  Wahrzeichen  dieses  Rechtes  aber  das  Marktkreuz  bezeichnet, 
so  kann  die  veränderte  Auffassung,  die  in  allen  Städten  mit  Roland sbildem  den 
Roland  als  dieses  Wahrzeichen  betrachtete  und  das  Marktkreuz  verschwinden  ließ, 
erst  nach  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  entstanden  sein. 

"  Vgl.  Waitz  5*,  396  n.  404  n.  7,  382.  Sonst  haben  noch  Dortmund,  Goslar 
und  Magdeburg  bei  Städtegründungen  vielfach  als  Vorbildei*  gedient. 
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Bömerstädten,  zumal  den  bischöflichen,  häufig  verschiedene  Herren  sich 
in  den  Grundbesitz  teilten  und  neben  ihnen  auch  allodiale  Kleinbesitzer 
bestanden,  die  in  manchen  Städten  sogar  den  Kern  der  ältesten  Bürger-« 
Schaft  gebildet  haben  ^®. 

Darin  stimmten  alte  wie  neue  Städte  überein,  daB  sie  auf  Grund 
der  dem  Stadtherm  zustehenden  Immunitatsrechte  von  den  Niedergerichten 
des  Landrechts  eximiert  waren  und,  sich  zugleich  von  den  hof hörigen 
Gemeinden  sondernd,  einen  eigenen  Stadtgerichtsbezirk,  eine  Stadthundert* 
Schaft,  bildeten  ^^  Ihre  Zugehörigkeit  zum  Landgericht  des  Grafen  oder 
eines  Reichs-  oder  Stiftsvogtes  wurde  dadurch  nicht  berührt,  doch  kam  es 
im  Laufe  des  Mittelalters  mehr  und  mehr  auf,  bedeutendere  Städte  zu 
Stadtgrafechaften,  in  denen  auch  über  das  Blut  gerichtet  wurde,  zu 
erheben.  Da  der  städtische  Grundbesitz  überwiegend  Leihegut  war,  so 
ergab  es  sich  bei  den  aus  Marktgründungen  hervorgegangenen  Städten 
von  selbst,  daß  die  Zuständigkeit  des  Stadtgerichts  sich  nicht  auf  Klagen 
um  Schuld  und  fahrende  Habe  beschränkte,  sondern  auch  die  städtischen 
Immobiliarsachen  umfaßte,  während  diese  Erweiterung  der  Zuständigkeit 
sich  in  den  ehemaligen  Römerstädten  erst  im  Laufe  der  Zeit  vollzog  ^^. 
Zur  Zeit  der  Jahrmärkte  fand  regelmäßig  gebotenes  Ding  statt  und  hier 
konnte  das  Stadtgericht  auch  über  alle  auswärtigen  Marktbesucher  sowie 
über  schwere  Marktfrevel,  die  an  Hals  und  Hand  gingen,  entscheiden, 
nur  blieb  dem  Grafen  oder  sonstigen  Träger  der  hohen  Gerichtsbarkeit 
das  letzte  Urteil  und  die  Vollstreckung  vorbehalten  ^^ 

Die  Erteilung  von  Stadtrechtsprivilegien  blieb  bis  zum  13.  Jahrhundert 
ein  ausschließliches  Recht  des  Königs,  weil  Marktrecht,  Befestigungsrecbt 
und  gerichtliche  Exemtionen  nur  von  ihm  erteilt  werden  konnten  ^\  Nach- 
dem Friedrich  IL  den  Fürsten  das  Befestigungsrecht  bewilligt  und  gegen 
die  Errichtung  von  Konkurrenzniärkten  ihnen  ein  Widerspruchsrecht  ein- 
geräumt hatte,  fingen  sie  mehr  und   mehr  an,   unter  stillschweigender 


*»  Vgl.  Anm.  55. 

••  Vgl.  RiBTBCHEL  156  ff.  Reichsweistum  Friedricha  II.  von  1218  (Weiland 
2,  Nr.  61):  quod  si  forte  cUicui  per  eirotkeeam  nostram  coniulerimus  forum  annuale 
vel  septimancUe  in  aliquo  loeoy  quod  comes  aut  altus  iudex  aliquis  illius  provincie 
non  debeai  illie  habere  iurisdiccioneni  vel  aliquam  poteatatem  puniendi  tnaleficia. 
Set  si  forte  lairo  vel  für  aut  aliue  malefieus  ad  mortem  fuerit  condempnatus ,  eo- 
miti  sive  iudici  provindaU  de  loeo  illo  erit  preseniandus  ad  sententie  in  cum  late 
executionem,    Ssp.  III,  25  §  2. 

•^  Das  Radolfzeller  Privileg  von  1100  überwies  Prozesse  um  Weichbildgut 
von  vornherein  dem  iadicium  fori,  wfihrend  in  Köln  und  Straßburg  Immobiliar- 
sachen noch  im  12.  Jh.  vor  den  Burggrafen  oder  Stadtvogt  gehörten.  Vgl.  Sohh 
76.  Die  Schreinspraxis  der  Kölner  Kirchspielgerichte  war  kein  Ausfluß  einer 
Immobiliargerichtsbarkeit,  sondern  hatte  wie  bei  den  Dorfgerichten  ihre  Grund- 
lage im  Nachbarzeugnis.    Vgl.  S.  603.  606.     Sohm  93.    v.  Below,  Entstehung  39. 

"  Vgl.  Anm.  29.  §  49,  n.  106,  n.  158.  Ribtschel  157,  n.  2.  205  ff.  Besondere 
Marktgerichte  hat  es  in  Deutschland  im  Gegensatz  zu  Frankreich  nicht  gegeben. 

"  Vgl.  S.  518.  529.  557.  570. 

40* 

Digitized  by  LjOOQIC 


628  I>a«  Mittelalter. 

Duldung  des  Eeiches  auf  eigene  Hand  Stadtprivilegien  zu  eitlen  •'. 
Nur  Niebtfürsten  gegenüber  wurde  das  Begal  auch  fernerhin  aufrecht- 
erhalten^. 

Freie  Städte,  die  ganz  ihre  eigenen  Herren  gewesen  wären,  gab  es 
ursprünglich  ebensowenig,  wie  früher  freie  Märkte.  Jede  Stadt  hatte 
ihren  Herrn,  je  nach  der  Zugehörigkeit  des  Bodens,  auf  dem  sie  stand. 
Wo  dieser  oder  die  Vogt^i  darüber  dem  Reiche  gehörte  (S.  506),  war  die 
Stadt  eine  königliche  oder  Beichsstadt  Die  ältesten  königlichen  Städte 
waren  die  aus  den  Königspfalzen  hervorgegangenen  Pfalzstädte.  In  Nord- 
deutschland, wo  der  Erongüterbestand  gering  war,  gab  es  nur  eine  kleine 
Zahl  (Aachen,  Dortmund,  Goslar,  Nordhausen,  Mühlhausen  und,  seit  dem 
Sturze  Heinrichs  des  Löwen,  Lübeck),  während  Süddeutschland  von  vorn- 
herein zahlreiche  königliche  Städte  besaß,  die  durch  den  Heimfall  der 
zahringischen  und  staufischen  Lehen  im  13.  Jahrhundert  noch  bedeutend 
vermehrt  wurden.  Den  königlichen  Städten  standen  zunächst  die  Städte 
der  geistlichen  Fürsten,  die  man  zusammenfassend  als  Bischofstädte  zu 
bezeichnen  pflegt  Ihr  Zusammenhang  mit  dem  Reiche  beruhte  teils  auf 
der  längeren  Fortdauer  der  königlichen  Bannleihe  in  den  geistlichen 
Fürstentümern^  teils  und  vornehmlich  auf  dem  nie  ganz  aufgegebenen 
Gedanken  des  Reichsobereigentums  am  Reichskirchengut ''^.  Eine  dritte 
Klasse  bildeten  die  Territorialstädte  der  weltlichen  Fürsten,  später  auch 
solche  Bischofstädte  bei  denen  es  (wie  z.  B.  bei  Würzburg)  dem  Fürsten 
gelungen  war,  seine  landesherrliche  Gewalt  zu  voller  Geltung  zu  bringen 
und  den  Zusammenhang  der  Stadt  mit  dem  Reiche  zu  lösen.  Die  Städte 
der  nichtfürstlichen  Landesherren  gehörten  ebenfalls  zu  den  Territorial- 
städten. Endlich  gab  es  auch  Mediatstädte  patrimonialen  Charakters,  bei 
denen  die  Stadtherrschaft  oder  doch  die  Gerichtsherrlichkeit  über  die  Stadt 
einem  privaten  Grundherrn  zustand. 

Das  Organ  des  Stadtherm  für  das  Stadtregiment  war  der  dem  länd- 
lichen Schultheißen  (Centenar,  Gografen)  entsprechende  Amman  oder 
Stadtschultheiß  ^®,  regelmäßig  ein  vom  Stadtherm  aus  der  Reihe  seiner 
Ministerialen  ernannter  Beamter.  Wie  bei  dem  Centenar,  so  war  auch 
hier  die  Ernennung  häufig  an  eine  Wahl  der  Gemeinde  gebunden.  Zu- 
weilen wurde  das  Amt  zu  Lehen  oder  Pfand  gegeben.  Die  amtliche 
Stellung  des  Schultheißen  umfaßte  in  gerichtlicher,  administrativer,  finan- 
zieller und  militärischer  Richtung  dieselben  Aufgaben  wie  bei  dem  Schult- 


"  Vgl.  S.  593.  Schwsp.  L.  143.  Bei  Städtegründungen  der  früheren  Zeit, 
bei  denen  der  königlichen  Genehmigung  nicht  gedacht  wird,  ist  regelmäßig  an- 
zunehmen, daß  sie  entweder  yorausgegangen  war  oder  nachgeholt  wurde.  Vgl. 
Waitz  7,  387  f. 

»*  Vgl.  BöHMBB,  AcU  imperii  sei.  Nr.  643  (1312).  721  (1823). 

"i*  Vgl.  S.  521.  573.    Waitz,  GGA.  1854,  S.  54  ff.    (Abh.  465  ff.). 

^  Nur  ausnahmsweise  „Vogt".  Der  Schultheiß  der  sächsischen  Städte  ent- 
sprach dem  Gografen,  nicht  dem  Schultheißen  des  Landrechts.  Nur  der  Goslarer 
Schultheiß  hatte  mehr  von  dem  letzteren,  während  der  Stadtschultheiß  hier  als  der 
„kleine  Vogt"  erscheint    Vgl.  Schsöder,  Schultheiß  5  f.;   Gerichtsverfassung  57  f. 
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heißen  oder  Centenar  des  Landrechts.  In  den  meisten  Städten  hatte  der 
Schultheiß  ein  aus  den  besseren  Gemeindegliedem  gebildetes  Schöffen- 
kollegium zur  Seite;  wo  dies  nicht  der  Fall  war,  fand  entweder  die  ver- 
sammelte Gerichtsgemeinde  oder  ein  jedesmal  neugebildeter  Ausschuß  das 
Urteil.  Die  in  der  Stadt  bestehenden  Vogteien  wurden  vom  Stadtgericht 
nicht  berührt,  nur  die  dem  Stadtherm  selbst  gehörigen  Vogteien  wurden 
im  Laufe  des  Mittelalters  großenteils  mit  dem  öffentlichen  Stadtgericht 
verschmolzen. 

Ihren  bisherigen  Landgerichtsverband  behielten  die  Städte  anfangs 
wohl  allgemein  bei,  wenn  es  auch  in  den  größeren  Königs-  und  Bischof- 
Städten  immer  mehr  die  Kegel  wurde,  daß  der  Graf  oder  Eeichsvogt  seinen 
Wohnsitz  in  der  Stadt  selbst  nahm,  was  sich  namentlich  in  den  Bischof- 
stadten  von  selbst  machte,  seit  die  Politik  der  Ottonen  den  geistlichen 
Fürsten  ganze  Grafschaften,  namentlich  aber  die  Grafenrechte  über  die 
von  ihnen  bewohnten  Städte,  zugewendet  hatte.  Die  Grafen,  die  auf  diese 
Weise  ihren  Sitz  in  einer  Bischofstadt  aufgeschlagen  hatten,  führten  in 
der  Kegel  den  Titel  Burggrafen '^  Unter  dem  Burggrafen  (praefectus 
urbis)  verstand  man  ursprünglich  einen  Grafen  der  zugleich  Burgvogt 
war  und  als  solcher  auch  die  Aufsicht  über  die  Thore  und  Festungswerke 
übte^®.  Wenn  später  auch  Burggrafen  vorkamen  die  im  wesentlichen 
nur  Kommandantur-,  aber  keine  Grafengeschäfte  zu  versehen  hatten,  so 
handelte  es  sich  teils  um  bloße  Titel'®,  teils  um  eine  Entartung  oder 
Abschwächung    des    ursprünglichen    Amtes  ^^.     Eigentliche    Burggrafen 


*'  Der  Metzer  „  Pfalzgraf ^'  war  Stiftsvogt  für  die  HinterBassen  des  Bischofs. 
Einen  Burggrafen  hatte  die  Stadt  nicht  Vgl.  Döring,  Metz  14  f.  17  f.  65  f.  Anderer 
Meinung  Waitz  7,  44. 

^  Ober  das  Barggrafenamt  vgl.  Waitz  7,  42  ff.  Arnold  1,  121  ff.  Heüsler, 
StadtverfasBung  52  ff.  Nitzsch  144  ff.  Za  den  Geschäften  des  Burggrafen  gehörte 
auch  die  Baupolizei,  insofern  die  militärischen  Interessen  durch  Verhauen  der 
Straßen  und  Plätze  beeinträchtigt  werden  konnten.    Vgl.  Weiland  ^  Const.  1,  502. 

>*  Vgl.  Maurer,  Städteverfassung  1,  472  f.  Hbubler,  a.  a.  0.  62  f.  Über  den 
Fall  einer  Titelanmaßnng  vgl.  Weiland  1,  184. 

^°  In  Augsburg  und  Straßburg  hatte  der  Burggraf  die  gräfliche  Gerichts- 
barkeit an  den  Vogt  verloren  und  war  seinerseits  im  wesentlichen  auf  die  Wahrung 
des  Burgfriedens,  die  Aufsicht  über  die  Festungswerke,  über  Handel  und  Wandel 
und  über  die  Zünfte  beschränkt;  wenn  er  in  Augsburg  auch  noch  eine  gewisse 
Gerichtsbarkeit,  wie  sie  auf  dem  Lande  den  Bauermeistern  zustand  (vgl.  S.  606)» 
ausübte,  so  mag  dies  ebenfalls  mit  den  Kommandanturgeschäften  in  Verbindung 
gestanden  haben.  Vgl.  Hboel,  Straßburg  19.  Frensdoepf,  Augsburg  20  f.  29  f. 
Hbusler,  a.  a.  0.  73.  75.  Schwsp.  L.  1.  174.  In  Nürnberg  blieb  dem  Burg- 
grafen, von  gewissen  Einnahmen  abgesehen,  nur  die  Aufsicht  Über  die  wichtigsten 
Festungswerke  und  das  Becht,  einen  Mitvorsitzenden  des  Stadtgerichts  neben  dem 
Schultheißen  zu  ernennen.  Vgl.  Heoel,  Nürnberg  19.  Die  Burggrafen  in  den 
Marken  Brandenburg  und  Meißen  hatten  wohl  von  vornherein  nur  die  militärische 
Aufisicht  und  Leitung  ihres  Bezirks.  In  gerichtlicher  Beziehung  standen  sie  dem 
Markgrafen  zur  Seite,  den  sie  unter  Umständen  auch  vertreten  mochten,  aber  eine 
eigentliche  Bichterstellung  bekleideten  sie  schwerlich.  Vgl.  S.  569.  Anderer 
Meinung  KtfHNS,  Gerichtsverfassung  1,  94  ff.    Heusler,  a.  a.  0.  78. 
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scheinen  nur  solche  Bischofstadte  gehabt  zu  haben,  die  f&r  das  Beich 
zugleich  als  Festungen  von  Bedeutung  waren,  während  andere  einfach 
dem  bisherigen  Grafen  unterstellt  blieben  ^^  Von  den  königlichen  Städten 
standen  nur  Regensburg  und  Nürnberg,  vorübergehend  Goslar,  unter 
Burggrafen**,  in  allen  übrigen  wurde  die  graf liehe  Gerichtsbarkeit  durcfi 
königliche  Beamte  (Reichsvögte)  verwaltet,  während  die  Burggrafen 
(Fürsten  oder  freie  Herren)  ihre  ßurggrafechaft  vom  Reiche  oder  dem  Bischof 
der  Stadt  zu  Lehen  trugen*'. 

An  sich  hatte  die  Errichtung  einer  Burggrafschaft  keineswegs  die 
Bedeutung  einer  Exemtion  der  Stadt  vom  Gau.  Der  Burggraf  als  solcher 
war  nicht  notwendig  bloßer  Stadtgraf**,  vielmehr  scheint  die  Burggraf- 
schaft sich  von  der  Grafschaft  überwiegend  nur  durch  die  Verbindung 
mit  der  Burgvogtei  unterschieden  zu  haben  *^  Eigene  höhere  Stadtgerichte 
unter  einem  Burggrafen  oder  Vogt  erhielten  die  meisten  Reichs-  und 
Bischofstädte  erst  nach  und  nach  im  Wege  der  Exemtion  von  der  Graf- 
schaft*^  Als  allgemeine  Einrichtung  wurde  diese  erst  1274  durch  Rudolf  I. 
für  die  königlichen  Städte  angeordnet,  aber  auch  da  noch  nicht  mit  durch- 
greifendem Erfolg  *^    Von  den  Landstädten  sind  vielfach  überhaupt  nur 


^^  Vgl.  Heusleb,  a.  a.  0.  60  f.  79.    Döring,  Metz  65  f. 

*^  Über  Goslar  vgl.  Waitz  7,  52.  Wolfstieg,  Goslar  12.  Begensbarg 
hatte,  obwohl  Sitz  eines  Bischofs,  einen  königlichen  Burggrafen  und  war  Königs- 
Stadt,  wie  der  größte  Teil  der  Stadt  Reichsgut  war.  Der  Baiemherzog  hatte  nur 
herzogliche  Rechte,  bis  er  seitens  des  Reiches  mit  der  Barggrafischaft  belehnt  wurde. 
Die  bischöflichen  Yög^  hatten  nur  mit  den  Hintersassen  des  Bischofs  zu  thun,  die 
bis  Ende  des  Mittelalters  von  der  Bürgerschaft  getrennt  blieben.  Vgl.  Gfböbeb, 
Regensburg  U.  21  f.  30. 

^>  Waitz  7,  49 ff.  Erst  als  in  Augsburg  und  Strafiburg  Ministerialen 
als  Burggrafen  eingesetzt  wurden,  konnte  die  Beschränkung  ihres  Amtes  (Anm.  40) 
eintreten. 

**  In  der  Litteratur  wird  dies  vielfach  angenommen.  Vgl.  Mauser  1,  355  ff. 
Abnold  1,  123.  Heusleb  55.  Der  in  westfälischen  und  niedersächsischen  Ur- 
kunden vorkommende  Wichgraf  (vgl.  Haltaus,  Glossar  2112.  Maubeb  1,  110)  ent- 
sprach dem  Gografen  des  Landrechts,  war  also  Stadtschaltheiß.  Vgl.  Rietschel, 
Markt  u.  Stadt  161. 

^^  Über  Burggrafen  mit  voller  gräflicher  Landgerichtsbarkeit  vgl.  Waitz  7, 
42.  Heusleb  57  f.  Abmold  1,  122.  Maubeb  S,  428  ff.  Hegel,  Nürnberg  pg.  19. 
Gfböbeb,  Regensburg  31  f.  51.    Kuhns,  a.  a.  0.  1,  178  ff.     Wolfstieg,  Groslar  24. 

"  Vgl.  Waitz  7,  392  f.  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  17,  50.  Stobbe, 
Jb.  d.  gem.  Rechts  1,  458  ff.  Wie  der  Burggraf  zuweilen  dem  Vogte  weichen 
mußte  (Anm.  40),  so  machte  er  oder  der  Reichsvogt  unter  Umständen  auch  wohl 
dem  Stadtschultheißen  platz,  der  dann  als  Reichsschultheiß  die  gesamte  Gerichts- 
barkeit in  seiner  Hand  vereinigte.  So  1219  in  Frankfurt  a.M.  (Eulsb,  Frankfurt 
12  f.)  und  Nürnberg  (Hegel,  Nürnberg  pg.  16  ff.).  Die  Vogtei  in  Augsburg 
und  Basel  kam  später  wieder  an  das  Reich  zurück.  Vgl.  Heusleb  76  f.  81.  Fbeks- 
DOBFF,  Augsburg  pg.  26  f. 

*^  MG.  Leg.  2.  399:  Volentes,  diUetos  eives  nostros  Tkurieenses  ae  omnes 
alias  civitates  nobis  et  imperio  adtinentes  hae  gratie  prerogativa  gaudere,  ut  nuilus 
extra  huiusmodi  civitates  super  quactmque  causa  in  iudieium  etocetur^  sed  si  quis 
contra  eives  dictorum  locorum  aliquid  hahuerit  actionis^  coram  iudiee  civitatis  ae^ 
Hone  proposita  reeipiat  quod  est  iustum.    Denselben  Grundsatz  wiederholte  das 
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die  bedeatenderen  und  auch  diese  zum  Teil  erst  spät  zu  eigenen  Stadt- 
TÖgten  oder  Stadtrichtern  gekommen,  die  meisten  blieben  den  gräflichen 
und  später  den  mit  dem  Blutbann  ausgerüsteten  niederen  Landgerichten 
(Zent-,  Go-,  Vogtgerichten)  untergeordnet*®.  Einen  völlig  abgeschlossenen 
Geriohtsbezirk  bildeten  aber  auch  die  vom  Landgericht  eximierten  Städte 
noch  nicht,  solange  gewisse  privilegierte  Einwohnerklassen  den  Gericht- 
stand vor  dem  fürstlichen  Hofgericht  (S.  602)  behielten.  Erst  mit  der 
Exemtion  der  Stadt  vom  Hofgericht  wurden  auch  diese,  teilweise  selbst 
der  in  der  Stadt  angesiedelte  Adel,  dem  Stadtgericht  unterworfen*®.  Der 
Rechtszug  von  den  Stadtgerichten  an  die  Hofgerichte  wurde  vielfach 
durch  die  Einrichtung  der  Oberhöfe  beeinträchtigt,  vermöge  deren  die 
Berufungen  ausschließlich  oder  doch  in  erster  Reihe  an  bestimmte  aus- 
wärtige Stadtgerichte  ergingen.  Als  Korporationen  hatten  die  Reichs- 
städte ihren  Gerichtstand  vor  dem  Könige,  alle  übrigen  Städte,  mit 
Ausnahme  der  Mediatstädte,  vor  dem  Hofgericht  des  Landesfürsten  ^^. 

Durch  die  Exemtionen  hatten  die  Städte  zunächst  nur  als  Stadt- 
hundertschaften, beziehentlich  Stadtgrafschaften,  den  Charakter  besonderer 
staatlicher  Gerichts-  und  Verwaltungsbezirke  erhalten.  Zur  Ausbildung 
des  städtischen  Wesens  gehörte,  daß  diese  Exemtionen  mit  dem  korpora- 
tiven Element  der  Stadtgemeinde  in  Verbindung  gebracht  wurden. 

Viel  gestritten  hat  man  über  die  Zusammensetzung  der  städtischen 
Einwohnerschaft,  es  kommt  aber  nicht  darauf  an,  wer  in  der  Stadt  wohnte, 
sondern  wer  zu  den  Bürgern  [burgenses)  gerechnet  wurde.  Wer  seinen 
Gerichtstand  niciit  vor  dem  Stadtgericht  hatte,  war  nicht  Bürger.  Darum 
schieden  einerseits  die  Vogtleute  der  in  der  Stadt  befindlichen  Fronhufe, 
gleichviel  ob  diese  die  hohe  oder  nur  die  niedere  Vogtei  besaßen,  unbedingt 
aus  der  Bürgerschaft  aus,  andererseits  aber  ebenso  die  Geistlichen  und 
die  zu  der  fürstlichen  Hofhaltung  gehörigen  oder  vom  Stadtherm  als 
städtische  Beamte  (Burggrafen,  Vögte,  Schultheißen,  Zöllner,  Münzmeister 
u.  dgl.  m.)  verwendeten  Ministerialen  *^     Erst  im  Laufe   der  Zeit  wurde 


Kl.  Kaiserrecht  4,  1,  das  darin  zugleich  ein  Privilegium  de  non  evocando  gegen- 
über dem  Reichshofgericht  (S.  546)  erblickte. 

^^  Die  brandenburgischen  und  die  meisten  westfälischen  Stfidte  erhielten 
höhere  Stadtgerichte,  die  teils  den  Schultheißen  mitübergeben,  teils  besonderen 
Stadtvögten  anvertraut  wurden,  erst  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts,  während  die 
Österreichischen  Städte  schon  Mh  allgemeine  Exemtion  erlangt  haben  müssen. 
Vgl.  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  X75  ff.  184  ff.  2,  187  f.  Sello,  Mark.  Forsch.  16,  5  f.  14  f. 
V.  LüscHiN,  Gerichtswesen  in  Österreich  202  ff. 

<»  Vgl.  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  196. 

»0  Vgl.  S.  547.  602. 

^^  Vgl.  Reichsweistum  von  1294,  §  4  (MG.  Leg.  2,  461).  Siehe  auch  Anm.  42. 
Das  Radolfzelier  Marktprivileg  gestattete  zwar  den  Hörigen  der  Abtei  Reichenau, 
als  des  Marktherm,  den  freien  Grunderwerb  und  Handelsbetrieb  innerhalb  des 
Marktes,  hielt  aber  ihren  bisherigen  Gerichtstand  in  jeder  Beziehung  aufrecht,  so 
daß  sie  in  der  Hofgemeinde  verblieben  und  in  keiner  Richtung  als  Mitglieder  der 
Marktgemeindc  gelten  konnten.   Vgl.  Albert,  Radolfzell  46  f.    Stütz,  ZRG.  32,  98. 
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allen  Stadtbewohnern,  die  kaufmännisches  Gewerbe  trieben,  in  Handels- 
sachen sowie  in  Sachen  ihres  städtischen  Grundbesitzes  der  Gerichtstand 
vor  dem  Stadtgericht  eingeräumt  und  dadurch  ihre  Verschmelzung  mit  den 
Bürgern  angebahnt  Die  ,,Hausgenossen''  gehörten  in  der  Begel  zu  den 
Ministerialen  und  darum  nicht  zur  Bürgerschaft,  auBer  in  Handelssachen. 
Die  Stadtrechtsurkunde  für  Freiburg  im  Breisgau  bestimmte  im  Einklang 
mit  verschiedenen  anderen  Stadtrechten,  daß  Ministerialen  oder  Ritter 
sich  nur  mit  Zustimmung  der  Bürgerschaft  in  der  Stadt  niederlassen 
dürften  ^K  Nur  städtische  Grundbesitzer  wurden  zu  den  Bürgern  gerechnet^'. 
Sie  nahmen,  nachdem  auch  in  den  früheren  Märkten  eine  gemischte  Bevöl- 
kerung entstanden  war,  die  teils  städtisches,  teils  ländliches  Gewerbe  be- 
trieb, in  der  allgemeinen  Gliederung  der  Stände  wesentlich  dieselbe  Stel- 
lung ein,  wie  die  Pfleghaften  des  Landrechts  (ä  460).  Die  „Gäste^^  (S.  i52\ 
zu  denen  außer  den  Mietern  auch  das  freie  Gesinde  und  die  sogenannten 
Muntmannen  gehörten '^  zählten  nur  zu  den  Einwohnern,  nicht  zu  den 
Bürgern»  AUodiale  Grundbesitzer  gab  es  unter  den  Bürgern  freilich  im 
allgemeinen  nur  in  den  ehemaligen  Römerstädten  sowie  in  solchen  Städten 
oder  Märkten,  in  denen  den  Ansiedlem  die  Baustellen  schon  bei  der 
Gründung  zu  zinsfreiem  Eigentum  überlassen  worden  waren,  so  in  der 
alten  Marktstadt  von  Eonstanz  und  den  nach  Eonstanzer  Recht  erfolgten 
Gründungen  (z.B.  Radolfzell),  ebenso  in  der  Altstadt  Braunschweig,  in  Dort- 
mund, Duisburg,  München,  Naumburg  und  der  Neustadt  Hamburg'*.  Wäh- 
rend hier  die  Hausleihe  erst  später  und  nur  in  beschränktem  Maße  Eingang 
gefunden  hat,  stand  in  den  meisten  übrigen  Städten  das  Erbbaurecht  im 
Vordergrund,  vermöge  dessen  die  Bürger  zwar  Eigentumer  der  von  ihnen 
errichteten  Gebäude  waren  und  an  der  Baustelle  ein  vererbliches  und  ver- 
äußerliches Recht  besaßen,  dem  Gnmdherrn  aber  von  dieser  einen  bestimmten 
Zins  {census  arealis,  Wurtzinsy  Freizins)  zu   zahlen    hatten '^     Die  Höhe 

ScHAUBE,  ZGO.  46,  297  ff.  47,  626  ff.  Anderer  Meinung  A.  Schttlte,  ebd.  44,  143  ff. 
KüHTZEL  47,  S73ff.    SoHM,  Entstehung  des  Städteweaens  76. 

"  Vgl.  V.  FüBTH,  Miniaterialen  172  ff. 

*•  Darüber  ist  man  jetzt  in  der  Wissenschaft  einverstanden.  Vgl.  Freibuiger 
Stadtr.  41:  Qui  proprium  ^  non  ohligatuyn^  sed  liberum,  Valens  mareham  unam,  in 
eivitate  habuerit^  burgensts  est. 

**  Vgl.  Hebtz,  Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes  (Giebke,  Unters.  6). 
Maurer,  Stftdteverfassung  2,  235  ff. 

**  Vgl.  WaItz  7,  389.  Rietschel,  Markt  u.  Stadt  131  f.  Beyeble,  Grnnd- 
eigentumsverhältnisse  in  Konstanz  1,  3  ff.  Albert,  Radolfzell  44.  Fbensdobff, 
Dortmund  16,  20.  Baumann,  Archiv.  Zeitschr.  NF.  10,  75  n.  Ober  das  Überwiegen 
des  freien  Eigentums  in  Köln  vgl.  Rietschel,  Erbleihe  194.  Eine  bedeutende  Ver- 
mehrung erfuhr  der  allodiale  Grundbesitz  in  den  Städten  von  den  nach  und  nach 
in  das  städtische  Weichbild  einverleibten  Dörfern.  Die  große  Zahl  eingegangener 
Dörfer  in  der  Nähe  der  Städte  ist  auf  derartige  Vorgänge  zurückzuführen.  Die 
Einwohner  zogen  in  die  Stadt,  behielten  aber  ihren  Grundbesitz  und  ihre  Allmende, 
weshalb  sie  auch  in  der  Stadt  noch  Sondergemeinde  blieben. 

^  Vgl.  die  S.  618  angeführte  Litteratur.  Rietschel,  Markt  u.  Stadt  131  ff.; 
Erbleihe  230  ff.     Genoler,  Stadtrechtsaltertümer  375  ff.   Gothein,  Wirtsch.- Gesch. 


Digitized  by 


Google 


§  51.    Die  Stftdte.  683 

dieses  Zinses  war  sehr  verschieden,  in  der  Regel  aber  so  gering^  daB  er 
nnr  die  Bedeutung  eines  Anerkennungszinses  haben  konnte  ^^;  der  Zinstag 
war  regelmäßig  der  gleiche  für  den  ganzen  Ort.  Das  Leihegut  begegnet 
zuweilen  unter  der  Bezeichnung  „Zinseigen"  oder  „Freigut",  vorwiegend 
aber  faßte  man  das  Bechtsverhältnis,  obwohl  es  auch  in  den  ländlichen 
Eolonisationsgebieten  vorherrschte,  als  eine  E^entümlichkeit  des  Stadt- 
rechts auf,  so  daß  es  als  fTeichbild,  JFeichhüdrecht  oder  Burgrecht  be- 
zeichnet wurde.  Ausdrücke  die  dann  auch  auf  die  nach  diesem  Recht 
verliehenen  Grundstücke  und  den  von  ihnen  zu  zahlenden  Zins  über- 
tragen wurden.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  fand  auch  die  im  einzelnen 
sehr  mannigfach  gestaltete  freie  Erbleihe»  deren  Gegenstand  vornehmlich 
Jffiuser,  Eaufschrannen  und  Buden  oder  Weinberge  waren,  Eingang.  Auf 
diese  Weise  wurde  es  auch  Hörigen  möglich,  Bürgergut  und,  indem  sie 
damit  unter  das  Stadtgericht  traten^  auch  Bürgerrecht  zu  erwerben '^^a 
Zwar  behielten  die  in  der  Stadt  selbst  vorhandenen  Fronhöfe  die  persön- 
liche Gerichtsbarkeit  über  ihre  Vogtleute,  solange  diese  nicht  ausdrücklich 
freigegeben  wurden;  wer  aber  keinen  Fronhof  in  der  Stadt  besaß,  mußte 
gegenüber  seinen  in  der  Stadt  mit  Bürgergut  angesiedelten  Hörigen  jähr- 
lich von  neuem  für  die  Feststellung  seines  Rechtes  Sorge  tragen,  da  dieses 
sonst  nach  Jahr  und  Tag  erlosch  und  der  Grundsatz  „Luft  macht  frei" 
zur  Anwendung  kam'^^ 

Von  der  rein  privatrechtlichen  Pflicht  des  Wurtzinses  sind  die  öfFent- 
lichrechtlichen  Leistungen,  zu  denen  die  Bürger  gegen  den  Stadtherrn 
verbunden  waren,  streng  zu  unterscheiden®^.  Es  handelte  sich  da  um 
dieselben  Leistungen,  die  auch  auf  dem  Lande  gefordert  wurden,  nament- 
lich Burgwerk  (insbesondere  Beiträge  zum  Mauerbau),  Herberge,  Land- 


d.  Schwarzwalds  1,  160  ff.  Heüslbb,  Basel  169  ff.  E.  Mater,  Verf.- Gesch.  2,  249  ff. 
Prauppi,  Weichbild,  Hans.  Gesch.-Bl.  1895,  S.  3  ff. 

^^  Außer  dem  Zins  wurde  zuweilen  ein  Handlohn  {vorhure)  bei  Veräußerungen 
erhoben.    Vgl.  Ribtschel,  Markt  u.  Stadt  187. 

M  Xq  manchen  Städten  suchten  die  Altbürger  sich  des  Eindringens  fremder 
Elemente  dadurch  zu  erwehren,  daß  sie  nur  Bürgern  den  Erwerb  von  Bürgereigen 
gestatteten,  so  daß  Nichtbürger  ihr  Eigentum  nur  durch  einen  Bürger  als  Salmann 
auszuüben  vermochten.  Im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  verloren  sich  diese  Gegen- 
sätze.   Vgl.  Bevkälb,  a.  a.  0.  1,  7  ff.  49  ff. 

*•  Vgl.  S.  460.  Genoler,  Stadtrechtsaltertümer  407  ff.  v.  Below,  Urspr.  d. 
Stadtverfassung  96  ff.;  Terr.  u.  Stadt  299  ff.  803  ff.  Knieke,  Einwanderung  i.  d. 
westf.  Städten  61  ff.  Keutoen,  Ursprung  d.  Stadtverfassung  162  n.  In  den  Kömer- 
Städten  war  der  Satz  „Luft  macht  frei'*  ursprünglich  unbekannt  (Eietschel,  Markt 
u.  Stadt  190  f.),  er  muß  also  den  Marktgründungen  seine  Entstehung  verdanken, 
indem  es  den  Marktherren  darauf  ankam,  möglichst  viele  fremde  Einwanderer 
durch  Gewährung  des  Bürgerrechts  heranzuziehen,  während  sie  ihre  eigenen 
Hörigen  vorsichtig  bei  dem  Fronhof  erhielten  und  vom  Bürgerrecht  ausschlössen. 
Vgl.  Anm.  51.  Eins  der  ältesten  Beispiele  für  einen  unter  einem  auswärtigen 
Herrn  stehenden  hörigen  Stadtbürger  §  31  der  vermehrten  Freiberger  Stadtrechts- 
nrkunde:  Burgensis  habens  proprium  dominum^  cuius  fatetur  esse  proprius. 

^  Vgl.  Waitz  8,  157  f.     V.  Below,  Terr.  u.  Stadt  816  fc 
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folge,  Heerwagen  und  andere  Leistungen  zu  den  Zwecken  der  Heer-  oder 
Hoffahrt;  in  den  Städten  kamen  dann  noch  gewisse  Marktabgaben,  z.  B. 
Wagegelder,  hinzu.  Ein  entschiedener  Gegensatz  zwischen  Stadt  und 
Land  bestand  hinsichtlich  des  Beichskriegsdienstes,  zum  Teil  auch  der 
Beden.  Die  bäuerliche  Bevölkerung  war  durch  die  Zahlung  des  Grafen- 
schatzes ein-  für  allemal  vom  Reichskriegsdienst  befreit,  während  für  die 
Städte  als  Korporationen  (nicht  mehr  für  den  einzelnen  Mann)  der  alte 
Heerbann  unverändert  fortbestand  ^^  Der  Grund  lag  wohl  in  ihrer 
Festungseigenschaft,  die  eine  kriegsgeübte  Bürgerschaft  zur  notwendigen 
Voraussetzung  hatte.  Da  aber  das  Interesse  des  städtischen  Gewerbes 
ebenso  wie  das  Besatzungsbedürfhis  der  Festung  eine  längere  Abwesen- 
heit der  Bürger  nicht  ertrug,  so  wurde  den  Städten,  soweit  sie  nicht 
dauernde  Befreiungen  durch  besonderes  Privileg  erlangten,  bei  den  mdsten 
Heerfahrten  die  Ablösung  des  Dienstes  durch  Zahlung  einer  Heerstener 
anheimgegeben.  Wie  diese  Heersteuer,  so  galten  auch  die  regelmäßigen 
Jahressteuern  und  die  auBerordentlichen  Beden  immer  als  Gemeindelast, 
die  von  der  Korporation  aufgebracht  werden  mußte,  während  auf  dem 
Lande  vielfach  jedes  einzelne  Grundstück  unmittelbar  der  Steuer  unter- 
lag. Schon  daraus  ergab  sich  für  Stadtherren  wie  Bürger  die  auch  aus 
verschiedenen  anderen  Gründen  gebotene  Notwendigkeit,  der  Gremeinde 
eine  organische  Vertretung  zu  geben. 

Mit  dem  12.  Jahrhundert  beginnend,  gelangten  im  Laufe  des  13.  Jahr- 
hunderts sämtliche  Städte  in  den  Besitz  eines  solchen  Organs,  des 
Stadtrates  (consilium,  consules)  mit  einem  oder  mehreren  Bürgermeistern 
{magistri  civhtm)  an  der  Spitze®'.  Erst  damit  war  die  Stadt  eine  öflPent- 
liche  Körperschaft,  eine  Stadt  im  heutigen  Kechtssinn  geworden.  Stadt 
und  Stadtrat  erschienen  fortan  als  eine  notwendige  Verbindung,  die  in 
allen  neueren  Städteprivilegien  von  vornherein  berücksichtigt  wurde.  Die 
Frage,  wie  die  Stadträte  entstanden  sind,  hat  man  in  der  Regel  zu  ein- 
seitiR:  beantwortet;  sie  sind  ebensowenig  ausschließlich  auf  die  Schöffen- 
kollegien, wie  auf  Marktrecht,  Gilde,  Landgemeinde  oder  Stadtfriedens- 
einungen  zurückzuführen,  vielmehr  ist  es  bald  diese,  bald  jene  Ursache 
gewesen,  bald  haben  mehrere  zusammengewirkt,  nur  das  Ergebnis  war 
überall  das  gleiche®^.  Bei  den  Marktgründungen  bedurfte  es  von  vorn- 
herein für  die  bunt  zusammengewürfelten  ersten  Einwanderer,  aus  denen 
die  neue   Gemeinde   gebildet   wurde,    einer    gewissen    Organisation.    So 

«*  Vgl.  S.  515.    Maurer,  Stadtverfassung  1,  482  ff. 

^'  Über  Stadträte  aus  dem  12.  Jh.  vgl.  v.  Below,  Entstehung  100  f.  Arnold, 
a.  a.  0.  1,  179.  v.  Richthofen,  a.  a.  0.  176.  Weiland,  Hans.  Gesch.- Bl.  1885, 
S.  26.  In  Straßburg  ist  der  Rat  zwischen  1198  und  1201  entstanden.  Die  früheste 
Erwähnung  von  consules  in  dem  Privileg  für  Medcbach  (1165).  Der  Titel  ist  erst 
in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  aus  Italien  eingewandert.  Vgl.  Hegel, 
Einführung  des  Konsultitels  in  den  deutschen  Städten,  Kieler  Monatsschrift  1854. 

"  Vgl.  Waitz  7,  415 f.;  GGA.  1854,  S.  61  ff.  (Abh.  470  ff.).  Gierke,  a.  a.  0. 
1,  221.  250.  264  ff.     Kietschel,  Markt  u.  Stadt  163  ff. 
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treten  bei  der  Gründung  von  Preiburg  i.  Br.  24  coniuratores  fori  in  den 
Vordergrund,  die  im  Namen  der  Gemeinde  den  Vertrag  mit  dem  Stadt- 
herm  abschließen  und  auch  weiterhin  die  Leitung  gewisser  Gemeindeange- 
legenheiten in  der  Hand  behalten.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daB  die 
24  consules  des  Stadtrodels  §  38  (einem  Zusatz  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts)  aus  ihnen  herrorgegangen  sind.  Im  allgemeinen 
hat  aber,  wie  das  Beispiel  von  Quedlinburg  und  Halberstadt  und  der 
Bückschluß  aus  der  später  allgemein  bezeugten  Zuständigkeit  des  Bates 
bestätigt,  die  den  Marktgemeinden  regelmäßig  zugestandene  Autonomie  in 
Bezug  auf  Maß  und  Gewicht,  sowie  die  Lebensmittelpolizei  und  eine 
gewisse  Polizeigerichtsbarkeit  im  Gebiete  des  Kleinhandels  die  Ausbildung 
des  Selbstverwaltungsrechtes  der  Städte  und  die  Einsetzung  von  Gemeinde- 
ausschüssen, aus  denen  später  der  Stadtrat  erwachsen  ist,  angebahnt. 
Zeigt  sich  hier  wie  in  der  kollegialen  Gestaltung  der  Stadtgemeinde- 
verfassung ein  entschiedener  Gegensatz  zu  den  Landgemeinden**,  so  tritt 
andererseits,  da  die  neue  Marktgemeinde  regelmäßig,  sei  es  für  sich  oder 
in  Verbindung  mit  der  benachbarten  Dorfgemeinde,  eine  Markgenossen- 
schaft bildete,  in  der  häufigen  Bezeichnung  der  Gemeindeversammlung 
als  bürding  oder  bürmdl  eine  Annäherung  an  die  Dorf^erfassung  hervor. 
Jedenfalls  ist  der  Bat  in  den  Märkten  naturwüchsig  entstanden,  während 
in  den  ehemaligen  Bömerstädten  die  verschiedensten  Elemente,  Bevolu- 
tionen  und  Kompromisse  mitgewirkt  haben ^^  In  manchen  Städten,  wo 
SchöffenkoUegien  bestanden,  haben  diese  den  Ausgangspunkt  abgegeben, 
sei  es  daß  die  Schöffen  zugleich  die  Geschäfte  des  Bates  übernahmen, 
wobei  dann  unter  Umstanden  der  erste  Schöffe  als  Schöffenmeister  die 
Stellung  eines  Bürgermeisters  erlangen  konnte**,  oder  indem  das  Schöffen- 
koUegium  für  die  städtischen  Angelegenheiten  noch  durch  weitere  Mit- 
glieder verstärkt  wurde  *^.    Zuweilen   war  die  Bildung  des  Bates   wohl 

^  Bloße  Übertragung  eines  den  Landgemeinden  zuständigen  Kechtes  auf  die 
Stadtgemeinden'  wurde  frtlher  von  v.  Below,  der  auf  die  hohe  Bedeutung  der  Sache 
zuerst  aufimerksam  gemacht  hat,  behauptet,  während  die  Vertreter  der  Marktrechts- 
theorie, femer  Sohmoller,  £.  Mater,  Uhubz  (a.  a.  0.  15,  495  &.),  Küntzel  u.  a.  m., 
die  Verwaltung  und,  allenfalls  von  einigen  partikularrechtlichen  Ausnahmen  (Ssp. 
II.,  18,  §  3)  abgesehen,  auch  die  Gerichtsbarkeit  in  Bezug  auf  Maß  und  Gewicht 
für  einen  Bestandteil  der  Öfifentlichen  Gewalt  erklären.  Neuerdings  hat  auch 
V.  Below  (Zeitschr.  f.  Social-  u.  Wirtsch.-Gesch.  3,  3,  S.  481  ff.)  dem  zugestimmt, 
betont  aber  dabei,  daß  thatsächlich  die  Verhältnisse  vielfach  anders  gelegen  und 
die  obrigkeitlichen  Gewalten  sich  um  die  seitens  der  Gemeinden  nach  Willkür  vor- 
genommenen Ordnungen  kaum  gekümmert  hätten.  Aber  wenn  man  das  auch  zu- 
giebt,  so  kann  doch  in  den  hofrechtlichen  Gemeinden  der  Grundherr  schon  wegen 
seines  Interesses  an  den  Zinsen  seiner  Grundholden  Maß  und  Gewicht  nicht  frei- 
gegeben haben,  es  war  also  ein  besonderes  Zugeständnis  an  die  Marktgemeinde, 
wenn  er  ihr  die  Autonomie  auf  diesem  Gebiete  zugestand. 

«»  Vgl.  Rietschel,  Markt  u.  Stadt  165  f. 

^  So  in  Metz,  wo  erst  zwischen  1197  und  1207,  endgültig  seit  1220  ein 
eigener,  von  dem  Schöffenkollegium  verschiedener  Rat  von  13  Geschworenen  ge- 
bildet wurde.    Vgl.  Dörikg  80  f.  96  ff.    Voigt  74  ff.  90  ff. 

"  Vgl.  Mosbacher  Statut  v.  1887  §  6  (OStR.  1,  548):    Die  xwelfe  ük-  der  ge^ 
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Ergebnis  eines  Kompromisses  anter  den  verschiedenen  Elementen  der 
Bürgerschaft,  namentlich  der  Eanfmannsgilde  und  den  nicht  zu  dieser 
gehörigen  vermögenderen  Einsassen,  wie  Landwirten,  Weinbergs-,  Berg- 
werks- oder  Hüttenbesitzern®^.  Im  Westen  äußerte  sich  wiederholt  der 
Einflnß  der  Gottesfrieden,  dagegen  haben  die  in  Frankreich,  Flandern 
nnd  Italien  ins  Leben  getretenen  stadtischen  Eidgenossenschaften  {com- 
muniiates),  d.  h.  Stadtfriedenseinnngen,  die  nach  Art  der  Landfriedens- 
einungen  mit  der  Einsetzung  von  Ausschüssen  zur  Wahrung  des  Friedens 
verbunden  waren  und  so  allmählich,  durchweg  unter  bewußter  Auflehnung 
gegen  das  hergebrachte  Regiment  des  Stadtherm,  zu  der  Bildung  wahrer 
Gemeindevertretungen  fahrten,  innerhalb  des  deutschen  Reiches  sich  auf 
die  Stadt  Gambrai  beschränkte^.  Die  ganze  Bewegung  lag  seit  dem 
13.  Jahrhundert  überhaupt  in  der  Luft,  sie  beschrankte  sich  auch  keines- 
wegs auf  die  Städte,  sondern  führte  zuweilen  ebenso  auf  dem  Lande  zu 
entsprechenden  Gestaltungen.  Ebendarum  war  der  von  den  Stadtherren 
dagegen  erhobene  Widerstand,  obwohl  von  der  städtefeindlichen  Politik 
der  Staufer  und  einer  engherzigen  Reichsgesetzgebung  unterstützt^^, 
machtlos  und  höchstens  hier  und  da  von  vorübergehenden  Erfolgen 
begleitet 

Im  Gegensatz  zu  den  stadtischen  Beamten,  die  der  Stadtherr,  wenn 
auch  zum  Teil  nur  auf  Wahl  der  Gemeinde,  zu  ernennen  hatte,  beruhte 
die  Stellung  des  Rates  und  der  Bürgermeister  ausschließlich  auf  der  Wahl, 
die  in  der  Regel  auf  beschränkte  Zeit,  meistens  ein  Jahr,  erfolgte.  Dabei 
machte  es  sich  allmählich  von  selbst,  daß  nur  die  vermögenderen  Klassen 
(Eaufleute,  Großgrundbesitzer,  später  auch  in  die  Bürgerschaft  auf- 
aufgenommene Ministerialen),  die  mehr  oder  weniger  schon  vor  der  Ein- 
führung der  Ratsverfassung  die  Führer  der  gegen  den  Stadtherm  gerich- 
teten Bewegung  gewesen  waren,  an  der  Wahl  teilnahmen  und  innerhalb 
dieses  Kreises  wieder  diejenigen,  die  das  Amt  bereits  früher  bekleidet 
hatten,  sich  zu  einer  bevorzugten  Gruppe  entwickelten ^^  So  kam  es 
überall  zur  Ausbildung  einer  besonderen  Stadtaristokratie  der  ratsfahigen 
Geschlechter,  die  sich  namentlich  da,  wo  die  ursprüngliche  Wahl  einem 
Selbsterganzungsrecht  des  Rates  wich,  zu  schroffeter  Abgeschlossenheit  ent- 
wickelte ^^    Im    einzelnen    gab    es  vielfache    Verschiedenheiten^',    auch 

meinde  soüent  vollen  unde  ganxen  gewalt  han  mit  den  xwelef  riethem  an  edlem  dem 
dax  XU  der  etat  gehöret,  ane  aüeine  dax  die  xicelef  riether  dax  urteil  an  gerietke 
sprechen  sollen  ane  die  gemeinde.     . 

•*  Vgl.  Weiland,  a.  a.  0.  27  ff. 

•»  Vgl.  Waitz  7,  396  ff.  Hbqbl,  Sttdte  u.  Gilden  2,  3—231.  610  f.  Ofpes- 
MANN,  Korrespondenzbl.  der  Westd.  Zeitschr.  19,  180  f. 

^0  Vgl.  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  142—149. 

'1  Vgl.  Kruse,  ZRG.  22,  152  ff. 

^*  FoLTz,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Patriziats  i.  d.  deutsch.  Städten,  Marb.  Diss.  1899. 

^'  In  friesischen  Stftdten  trat  die  Priesterschaft  teils  neben,  teils  in  dem  Rate 
in  auffallender  Weise  hervor,  was  wohl  auf  eine  mit  dem  Gottesfrieden  zusammen- 
hängende Organisation  zurückzufuhren  ist     Vgl.  ZRG.  19,  233. 
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innerhalb  der  einzelnen  Städte  kam  es  zu  wiederholten  Verschiebungen, 
aber  das  Ergebnis  war  überall  die  Trennung  der  Bürgerschaft  in  die  herr- 
schenden Geschlechter  und  die  von  jedem  Einfluß  auf  das  Stadtregiment 
ausgeschlossenen  übrigen  Klassen.  Unter  den  letzteren  mußten  die  Hand- 
werker ihre  Zurücksetzung  am  schwersten  empfinden.  Ihre  geschlossene 
korporative  Organisation,  ihre  Bedeutung  für  die  städtische  Wehrverfassung, 
die  Wohlhabenheit  und  künstlerische  Ausbildung,  zu  der  unter  dem 
Schutz  des  Zunftzwanges  viele  ihrer  Mitglieder  gelangt  waren,  alles  machte 
sie  zum  Kampfe  gegen  die  Alleinherrschaft  der  Geschlechter  ebenso  ge- 
neigt wie  beföhigt  Das  14.  und  15.  Jahrhundert  brachte  überall  den  Zu- 
sanmienstoß,  wobei  die  Stadtherren  bald  mit  den  Geschlechtern,  bald  mit 
den  Zünften  im  Bunde  waren.  Das  Ergebnis  fiel  durchweg  zu  Gunsten 
der  von  den  Zünften  verlangten  Reformen  aus.  Im  einzelnen  sehr  ver- 
schieden, bewegten  sich  diese  Reformen  doch  im  allgemeinen  in  drei  Rich- 
tungen. Einmal  kam  es  darauf  an,  den  Zünften  einen  Anteil  an  dem 
alten  Rate  einzuräumen,  entweder  durch  rein  zunftmäßige  Organisation 
des  Rates,  die  auch  die  Patrizier  nur  zuließ,  wenn  sie  sich  der  Zunft- 
ordnung eingliederten,  oder  durch  Schafifung  weiterer  Ratsstellen,  deren 
Besetzung  den  Zünften  vorbehalten  wurde,  oder  in  der  Weise,  daß  man 
den  ganzen  Rat,  unter  Beseitigung  des  Selbstergänzungsrechtes,  auf  Wahl 
stellte  und  aktives  wie  passives  Wahlrecht  auf  die  Zünfte  ausdehnte. 
Neben  den  alten  oder  engeren  Rat  trat  in  der  Regel  noch  eine  auf 
breiterer  Grundlage  beruhende  Gemeindevertretung,  deren  Zuziehung  für 
bestimmte  Akte  vorgeschrieben  wurde,  als  neuer  oder  weiterer  Rat  End- 
lich wurde  dem  alten  Rate  vielfach  die  Exekutivgewalt  ganz  abgenommen 
und  einem  engeren  Ausschuß,  den  man  wohl  nach  der  Zahl  seiner  Mit- 
glieder (Fünfer,  Zehner,  Fünfeehner  u.  dgl.)  bezeichnete,  übertragen,  so 
daß  sich  der  alte  Rat  in  ein  bloßes  städtisches  Oberhaus  verwandelte. 
Einen  demokratischen  Charakter  trugen  alle  diese  Veränderungen  nur 
insofern,  als  sie  den  Handwerksmeistern  eine  Beteiligung  an  der  Stadt- 
regierung  gewährten;  dagegen  blieben  Gesellen,  Tagelöhner,  kleine  Acker- 
bürger und  Hörige  ebenso  wie  die  Juden  auch  ferner  von  jeder  Betei- 
ligung ausgeschlossen. 

Der  Rat  verwaltete  die  sämtlichen  Konmiunalangelegenheiten,  soweit 
sie  nicht  an  Sondergemeinden  überlassen  waren,  ernannte  die  stadtischen 
Beamten,  namentlich  den  Stadtschreiber  und  Büttel,  vertrat  die  Stadt 
nach  außen  und  führte  das  Stadtsiegel,  das  den  Städten  immer  erst  nach 
Einführung  der  Ratsverfassung  zukam.  Soweit  der  stadtherrliche  Beamte 
bis  dahin  mit  Kommunalangelegenheiten  befaßt  gewesen  war,  gingen 
seine  Befugnisse  auf  den  Rat  über.  Der  Rat  übte  das  Recht  der  Auto- 
nomie. Eine  Hauptaufgabe  des  Rates  war  die  Aufbringung  der  Beden 
und  sonstigen  öfientlichen  Leistungen,  die  der  Stadt  auferlegt  wurden;  er 
erlangte  auf  diese  Weise  über  die  Einwohner  ein  Besteuerungsrecht,  das 
dann  auch  zu  rein  städtischen  Zwecken  nutzbar  gemacht  werden  konnte, 
dem  sich  aber  die  Kirchen  und  die  zu  ihnen  gehörige  Geistlichkeit  ge- 
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wohnlich  zu  entziehen  wußten  ^^  Neben  den  direkten  Steuern  bedienten 
sich  die  Städte  seit  dem  13.  Jahrhundert  allgemein  auch  des  Ungelts, 
d.  h.  der  Lebensmittelsteuer  oder  Accise^^  Der  ganze  städtische  Haus- 
halt trug  gegenüber  dem  des  Kelches  und  der  Territorien  bereits  einen 
modern  staatlichen  Charakter,  wie  überhaupt  der  moderne  Begriff  des 
Staates  mit  seinen  öffentlichen  Bechten  und  Pflichten  zuerst  in  den 
Städten  zum  Ausdruck  gekommen  ist^^.  Die  Aufnahme  neuer  Bürger 
erfolgte  durch  den  Rat,  sie  setzte  die  Ableistung  eines  Bürgereides  vor- 
aus. Ein  beliebtes,  von  der  Beichsgesetzgebung  drei  Jahrhunderte  hin- 
durch ohne  Erfolg  bekämpftes  Mittel,  die  Wehrkraft  der  Städte  zu  er- 
höhen, war  die  Erteilung  des  Bürgerrechts  an  Auswärtige  (namentlich 
Bitter,  aber  auch  andere  Personen,  selbst  Klöster  und  ganze  Dorfgemeinden), 
die,  weil  sie  außerhalb  des  Weichbildes  saßen,  Ausbürger  oder  Pfahlbürger 
genannt  wurden  ^^. 

Das  städtische  Kriegswesen  beruhte  durchaus  auf  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  aller  Borger.  Es  stand  unter  der  Leitung  des  Bates.  Die 
Angehörigen  der  Geschlechter  dienten  zu  Boß;  je  mehr  das  ritterliche 
Leben  von  ihnen  gepflegt  wurde,  desto  mehr  bildeten  sie  sich,  unterstützt 
von  den  vielfach  mit  ihnen  verschmolzenen  dienstmännischen  Elementen, 
zu  einem  Stadtadel  aus,  der  sich  dem  Bitterstand  gleichstellte.  Wo  die 
eigenen  Wehrkräfte  nicht  ausreichten,  half  man  sich  mit  Söldnern;  Bitter 
traten  häufig  dauernd  in  den  Sold  einer  Stadt  Den  Kern  der  städtischen 
Waffenmacht  bildeten  die  Zünfte,  deren  jede  unter  ihrem  Zunftmeister 
eine  besondere  Abteilung  mit  besonderer  Bewaffnung  und  besonderen 
militärischen  Aufgaben  ausmachte.  Von  dem  Beiche  und  den  Stadtherren 
erwarben  die  Städte  vielfach  Befreiung  von  der  Heerfahrt,  so  daß  sich 
ihre  militärischen  Obliegenheiten  hauptsächlich  auf  die  Landfolge  und  den 
regelmäßigen  Wachdienst  beschränkten. 

Die  Beziehnungen  des  Bates  zur  Bechtspflege  waren  nicht  überall 
dieselben.  Zuweilen  bildete  der  Bat  oder  ein  Teil  des  Bates  zugleich  das 
Schöffenkollegium  (S.  635),  oder  die  Schöffen  wurden  von  ihm  gewählt  Auch 
das  Amt  des  Bichters  gelangte  im  Laufe  der  Zeit  in  vielen  Städten  in 
die  Hände  des  Bates,  der  es  dann  entweder  von  einem  der  Bürgermeister 
oder  einem  eigenen  Stadtrichter  verwalten  ließ.  Der  Stadtschreiberr 
obwohl  zunächst  für  die  Batsverhandlungen  bestimmt,   pflegte  auch  als 

"  Vgl.  Weiland,  Const  1,  389.  Wiodeckes  Leben  Sigmunds  c.  327.  Arnold^ 
a.  a.  0.  1,  269.  2,  480  ff.     Heoel,  Mainz  124  ff. 

"  Vgl.  S.  612.    Arnold  1,  267  f.     Maurer  2,  858  f.  3,  365. 

^*  Die  staatliche  Fürsorge  für  das  öffentliche  Beste  tritt  wohl  am  frühesten 
in  dem  städtischen  Straßenwesen  hervo/.  Vgl.  Gasner,  Zum  deutschen  Straßen- 
wesen 123  ff. 

^'  Vgl.  Maurer,  Städte  Verfassung  2,  241  ff.  Über  eine  andere  Bedeutung  des 
Wortes  Pfahlbürger  (=  Vorstädter)  ebd.  75.  Reichsgesetzliche  Verbote  der  Aus- 
bürger Weiland,  Const.  1,  246.  2,  212.  244.  256.  419.  583.  591.  593.  MG.  Leg. 
2,  401.  433.  437.  449.  482.  576.  Gold.  Bulle  v.  1356,  c.  16.  N.  Samml.  d.  Reichs- 
abschiede  1,  39.  43  f.  95.  146.  160. 
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Geriohtschreiber  zu  dienec.  Ebenso  waren  die  Büttel  Stadt-  und  Ge- 
richtsboten in  einer  Person.  Der  Übergang  des  Schultheißenamtes  oder 
selbst  der  Vogtei  oder  Burggrafschaft  auf  die  Stadt  vollzog  sich  entweder 
durch  unmittelbare  Übereinkunft  mit  dem  Stadtherrn  oder  durch  Vertrag 
mit  dem  von  diesem  belehnten  Inhaber  unter  Zustimmung  des  Lehns- 
herrn,  so  daß  die  Stadt  zwar  die  Oerichtsherrlichkeit  erwarb,  dem  Herrn 
aber  das  lehnsherrliche  Obereigentum  gewahrt  blieb  ^^.  Auch  wo  die 
Städte  den  Blutbann  nicht  an  sich  zu  bringen  wußten,  übte  der  Bat  doch 
häufig  die  Stadtfriedensgerichtsbarkeit  aus,  wodurch  das  Burggrafen-  oder 
Yogtgericht  vielfach  in  den  Hintergrund  gerückt  und  schließlich  ganz 
verdrängt  wurde  ^^  Die  Polizeigerichtsbarkeit,  zumal  in  Sachen  des  Klein- 
handels (S.  635),  übte  der  Bat  stet«  unabhängig  von  den  ordentlichen 
Gerichten. 

Unter  den  mannigfachen  Sondergemeinden  innerhalb  der  Städte 
nahmen  nicht  bloß  durch  ihr  höheres  Alter,  sondern  ebenso  durch  ihre 
eigene  Bedeutung  und  ihren  hervorragenden  Einfluß  auf  die  städtische 
YerÜBissungsentwickelung  von  jeher  die  Gilden  (Zünfte,  Innungen,  Bruder- 
Schäften,  confraternitat€s,  Ämter,  officia)  die  erste  Stelle  ein^^.    Inwieweit 


'^  So  hatte  Berlin  1391  das  Schulzenamt  samt  obenstem  und  niederstem  Gre- 
rieht  erworben,  mußte  es  aber  1442  zur  Strafe  fär  seine  Unbotmfißigkeit  wieder 
an  den  Markgrafen  zurückgeben,  so  daß  der  Bat  nur  das  Recht  der  Schöffenwahl 
und  das  Landfriedensgericht  behielt    Vgl.  Sbllo,  Mark.  Forsch.  16,  21  ff. 

»•  Vgl.  u.  a.  ZRG.  19,  228  f. 

^^  Vgl.  Waitz  5*,  412  ff.  V.  Inama-Stbrneoo,  Wirtschaftsgeschichte  II.  822  ff. 
in.  2,  S.  24ff.  GiERKE,  Genossenschaftsrecht  1,  220  ff.  889  ff.  L.y.  Maurer,  a.a.O. 
2,  821  ff.  V.  ÄuiRA,  Grundr.'  116.  Arnold,  a.  a.  0.  1,  246  ff.  Heoel,  Städte  u. 
Gilden  (S.  617,  auch  Bist.  Zeitschr.  70,  442  ff.;  vgl.  Pappenheim,  Kr,  VJSchr.  84, 
172  ff.  GiERKE,  Deutsche  Litt.-Zeitung  1892,  S.  55  ff.),  v.  Below,  GGA.  1892, 
S.  406  ff.;  Territorium  und  Stadt  807  ff.;  Jahrh.  f.  Nat-Ök.  u.  Statistik  85,  56  ff.; 
Hist  Zeitschr.  58,  218  ff.;  Entstehung  des  Handwerks,  Zeitschr.  f.  Social.-  u.Wirtsch.- 
Gesch.  4.  5.  £.  Mater,  Verf.-Gesch.  1,  325  ff.  Wilda,  Gildewesen  im  MA.,  1831. 
NrrzscH,  Die  niederdeutschen  Genossenschaften,  Monatsber.  d.  Berl.  Ak.  1879,  S.  4 ff.; 
Niederd.  Kaufgilden,  ebd.  1880,  S.  870 ff.;  Die  niederd.  Kaufgilde,  ZRG.  26,  1  ff.; 
Niederd.  Verkehrseinrichtungen  neben  der  Kaufgilde,  ebd.  28,  1  ff.  W.  Sickel, 
Westd.  Zeitschr.  15,  168 ff.  Brentano,  Arbeitergilden  1,  16  ff.;  Arbeitsverhältnis 
(1877)  19  ff.  Hartwig,  Untersuchungen  über  die  Anfänge  des  Gildewesens,  FDG. 
1,  188  ff.  DoBBN,  Untersuchungen  z.  G.  der  Kaufmannsgilden  (Schuoller's  For- 
schungen 12,  2.  1898).  Gross,  The  Gild  Merchant,  a  contribution  to  british  municipal 
history,  1890  (vgl.  P^ppenheim,  Zeitschr.  f.  HR.  30.  276  ff.  89,  642  ff.  Ketjtgen, 
GGA.  1891,  S.  912  ff.).  Pappenheim,  Die  altdänischen  Schutzgilden,  1885;  Ein  alt- 
norwegisches Schutzgildestatut,  1888;  Altnord.  Handelsgesellschaften,  Zeitschr.  f. 
HR.  36,  85  ff.;  ZRG.  31,  183  ff.  84,  294—307.  Hasse,  Schleswiger  Stadtrecht  80  ff. 
Liesboang,  Die  Kaufmannsgilde  von  Stendal,  Forsch,  z.  br.  u.  preuß.  Gesch.  3,  1  ff. 
HöNioER,  Mitteilungen  a.  d.  Stadtarchiv  von  Köln  1,  49  ff.  Kruse,  Die  Kölner 
Rieherzeche,  ZRG.  22.  152  ff.  Stieda,  Entstehung  des  deutsch.  Zunftwesens,  1876. 
ZGO.  8,  150  ff.  15,  Iff.  277  ff.  16,  151  ff.  327  ff.  17,  30  ff.  18,  12  ff,  Eberstadt,  Ur- 
sprung des  Zunftwesens,  1900  (vgl.  Oppermann,  Westd.  Zeitschr.  19, 142);  Magisterium 
u.  Fraternitas,  Schmoller's  Forschungen  15,  2  (1897).  Neübüro,  Zunftgerichtsbar- 
keit und  Zunftverfassung  vom  18. — 16.  Jh.,  1880.     Winzer,  Die  deutschen  Brüder- 
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sie  an  altgermanische  Opfergemeinden  und  damit  Yerbundene  Blutsbruder- 
schaften oder  an  kirchliche  Einflüsse  angeknüpft  haben,  ist  bestritten.  Die 
Annahme,  daß  es  in  manchen  Städten  anfangs  Gesamtgilden  gegeben  habe, 
von  denen  sich  die  Handwerkerzünfte  als  Vertreter  des  Kleingewerbes  erst 
seit  dem  18.  Jahrhundert  abgezweigt  haben,  beruht  auf  einer  Verwechselung 
mit  der  alten  Marktgemeinde  (S.  624).  Die  Handwerkerzünfte,  die  seit 
dem  12.  Jahrhundert  ans  Licht  treten,  sind  jedenfalls  jünger  als  die  aus 
dem  Kern  der  freien  Bürgerschaft  hervorgegangenen  Kanfmannsgilden, 
aber  zweifellos  unabhängig  von  den  letzteren  entstanden.  Die  vielfEicb 
angenommene  hofirechtliche  Entstehung  der  Zünfte  wird  dadurch  wider- 
legt, daB  ihr  vornehmster  Zweck,  die  Durchfahrung  des  Zunftzwanges, 
nur  durch  einen  Zusammenschluß  aller  Handwerker  desselben  Gewerbes, 
mochten  sie  Freie  oder  auf  die  einzelnen  Fronhöfe  verteilte  Hörige  oder 
Unterthanen  auswärtiger  Herren  sein,  erreicht  werden  konnte  ^^  Wie  die 
Kanfmannsgilde  ihr  Handelsmonopol,  so  konnten  die  Zünfte  den  Zunft- 
zwang nur  durch  Verleihung  des  Stad therm,  als  des  Tragers  des  Markt- 
bannes, erhalten^'.  Später  bedurften  neu  entstehende  Handwerkerzünfte 
in  der  Begel  der  Genehmigung  des  Rates,  dem  die  Polizeiverwaltung  und 
Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  allen  Markt-  und  Gewerbeangel^enheiten 
zustand.  Der  Bat  hatte  die  Aufsicht  über  die  Zünfte  und  die  Entscheidung 
bei  ihren  Streitigkeiten  untereinander;  vielfoch  war  jeder  Zunft  ein  beson- 


scbaften  des  Mittelalters,  1859.  Böhmebt,  Beitrfige  z.  G^sch.  d.  Zunftwesens,  1862. 
SoHöNBBROi  Zar  wirtschaftl.  Bedeutung  des  deutsch.  Zunftwesens  im  Mittelalter, 
1868.  ScHMOLLEB,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe,  1870;  Straßburg 
zur  Zeit  der  Zunftkämpfe  (Quellen  u.  Forschungen  11,  1875);  Die  Straßburger 
Tücher-  u.  Weberzunft,  1879.  FsENSDO&FFy  Dortmund  pg.  52  C  Eitnek,  Köln  1, 
581  ff.  Geebing,  Handel  u.  Industrie  der  Stadt  Basel,  1886.  Eülenbubg,  Wiener 
Zunftwesen  (ZeitscLr.  f.  Soc-  u.  Wirtsch.- Gesch.  1,  264  ff.).  Flemmimo,  Dresdner 
Innungen  1,  1896.  v.  n.  Linden,  Les  gildes  marchandes  dans  les  Pays-Bas  au 
mojen-äge  (Universit^  de  Gand:  Recueil  des  Travauz  publi^s  par  la  Facultä  de 
Philosophie  et  Lettres  15),  1896.  Stieda  u.  Mettiq,  Schrägen  der  Gilden  u.  Ämter 
der  Stadt  Biga,  1896.  Ovebvoobde  u.  Joostino,  De  gilden  van  Utrecht,  2  Bde, 
1896 — 97.    SoLMi,  Associazioni  in  Italia  avanti  le  origine  del  comune,  1898. 

^^  Die  Widerlegung  der  noch  in  unseren  früheren  Auflagen  angenommenen 
ho&echtlichen  Theorie  ist  in  erster  Reihe  von  Below  zu  verdanken.  Insbesondere 
hat  er  (Territorium  u.  Stadt  821  ff.)  gegen  Büchbb  (Entstehung  der  Volkswirtschaft, 
1898)  nachgewiesen,  daß  schon  die  ältesten  Zünfte  vorwiegend  für  den  Markt  ge- 
arbeitet oder  ihren  Kunden  die  Stoffe  selbst  geliefert  haben,  während  das  den 
Fronhof  betrieben  allein  entsprechende  Lohnwerk  durchaus  zurücktrat 

^*  Vgl.  SoHH^  a.  a.  0.  87  f.  Auf  Grund  des  Marktbannes  konnte  der  Stadt- 
herr auch  Bannwein,  Brauereizwang  und  Stapelrechte  einführen.  Die  letzteren 
gewährten  entweder  den  Bürgern  ein  Yorkaufisrecht  an  den  am  Orte  lagernden 
fremden  Waren,  oder  sie  übten  einen  Zwang  gegen  die  fremden  Kaufleute,  die 
ihre  Waren  vor  der  Weiterbeforderung  am  Orte  feilhalten  mußten;  zuweilen  ent- 
hielt das  Stapelrecht  für  die  am  Orte  angesessenen  Fuhrleute  und  Schiffer  das 
Privileg  der  Weiterbeförderung  („Umschlagsrecht"),  und  zwar  nach  einer  bestimm- 
ten Reihenfolge  (,,Bang-"  oder  „Beihefahrten'O-  Vgl.  Eckebt,  Mainzer  Schiffer- 
gewerbe (1898)  S.  48  f.  63  ff.    HandwB.  d.  Staatsw.  5,  868  ff. 


Digitized  by 


Google 


§  61.    Die  St&dte.  641 

deres  Batamitglied  übergeordnet^^  Im  übrigen  waren  die  Zünfte  unter 
ihren  Zunft-  oder  Gildemeistem  (Altermännern,  Ammännem),  denen  häufig 
noch  ein  Ausschuß  zur  Seite  stand,  mit  einem  ausgedehnten  Selbstyerwal- 
tungsrecht  und  eigenem  Eorporationsgericht  (Morgenspraohe)  ausgestattete 
Sondergemeinden  mit  weitgehender  Autonomie.  Von  ihrer  Stellung  in 
der  städtischen  Wehrver&ssung  und  ihren  Kämpfen  mit  den  Ghesohlechteni 
um  die  Beform  der  Batsyerfassung  ist  bereits  die  Bede  gewesen. 

Von  anderen  Sondergemeinden  innerhalb  der  Städte  gedenken  wir 
besonders  der  Judenschaft^  und  der  einzelnen  nach  und  nach  in  das 
Weichbild  der  Stadt  aufgenommenen  Landgemeinden,  die  sich  in  allen 
größeren  Städten  finden  und  zum  Teil  noch  lange  nach  der  Ausbildung 
der  städtischen  Gesamtgemeinde  in  einer  gewissen  Selbständigkeit  fort- 
gedauert haben  ^^ 

Von  den  königlichen  Städten  hatten  seit  Friedrich  IL  viele  durch 
Veräußerung  oder  Verpfandung  seitens  des  Beiches  ihre  BeichsunmitteU 
barkeit  yerloren  und  waren  zu  Landstädten  geworden  ^^  Nachdem  sich 
die  Auffassung  entwickelt  hatte,  daß  dem  König  derartige  Verfügungen 
mit  Nichtachtung  der  den  Städten  erteilten  Privilegien  nicht  zuständen, 


^  An  der  Spitze  der  Kaofinannsgilden  G^ansen'^  stand  häufig  ein  genoBsen- 
schafüicher  Beamter,  der  „Hansegraf'S  der  regelmäßig  aach  eine  gewisee  Gerichts- 
barkeit in  Handelssachen  ausübte.  Seine  Wahl  erfolgte  zuweilen  unter  Mitwirkung 
der  Obrigkeit  Vgl  KoVhhe,  Hansgrafenamt,  189S.  v.  Lüsounr,  österr.  Beichs- 
geschichte  233  ff.  Blök,  Handel,  en  mededeelingen  v.  d.  maatschappij  der  nederl. 
letterk.  te  Leiden,  1895—96,  S.  163  ff.  Kühze,  Hansen  u.  Hansegrafen  in  Grroningen, 
Hans.  Gesch.-Bl.  1894,  S.  129  ff.  Höhlbaüh,  ebd.  1898,  S.  158  f.  Lössl,  Das 
Begensburger  Hansgrafenamt,  Verhandl.  d.  bist.  Ter.  y.  Oberpf.  u.  Begensbuig,  89. 
MoBSL,  Les  juridietions  commereiales  au  moyen-äge  108  ff.  PntBmra,  La  Hanse 
Flamande  de  Londres,  1899  (Bullet  de  FAc.  de  ^Igique  HI,  t  37,  2).  Uhldiz, 
MJtt  d.  ast  Inst  20,  118  ff. 

M  Vgl.  S.  467  ff.  GiEBKB,  a.  a.  0.  1,  387  f.  In  Köb  wurden  die  Juden  bis 
zum  12.  Jahrhundert  zur  Bürgerschaft,  später  nur  noch  zu  den  Schutzgenossen 
gerechnet 

^  VgL  GiBBKB  1,  333  ff:  SoHK  93  ff.  Bibtschsl,  Markt  u.  Stadt  169  ff.  Diese 
Sondergemeinden  (BauerschaÄen)  hatten  regelmäßig  ihre  eigenen  Bauermeister 
(Heimburgen,  Greven,  Konstabel)  und  ihre  eigene  Bauersprache.  In  manchen 
Städten  bildeten  sie  den  eigentlichen  Schauplatz  aller  Immobiliarrechtsgeschäfte 
und  des  Schreinsbuchwesens.  Vgl.  Anm.  80.  Die  Vorsteher  wurden  später  viel- 
fach zu  Batsdienem  mit  vornehmlich  polizeilichen  Aufgaben.  —  Unrichtig  ist  die 
u.  a.  von  Philippi  (Ver£  - (j^esch.  der  westf.  Bischofetädte,  auch  Hans.  Gesch.-Bl. 
1897,  S.  278)  versuchte  Ableitung  verschiedener  Städte  aus  dem  Zusammenschluß 
mehrerer  ländlichen  Sondeigemeinden  (vgl.  K.  Schaübe,  GGA.  1894,  S.  555.  Biet- 
scHEL,  Hist  VJSchr.  1898,  S.  519  ff.),  wohl  aber  kam  es  vor,  daß  mehrere  kleinere 
Städte  oder  Märkte  (Weichbilde)  zu  einer  einzigen  Stadt  vereinigt  wurden  und 
dabei  eine  gewisse  Selbständigkeit  behielten  (so  bei  Braunschweig  und  Bostock, 
bei  Berlin,  das  mit  Köln  a.  d.  Spree  verbunden  wurde).  Auch  die  Kirchspiel- 
einteilung innerhalb  größerer  Städte  beruhte  immer  erst  auf  späterer  Entwickelung. 
Vgl.  Keüsben,  Westd.  Zeitschr.  20,  45  ff. 

••  VgL  Weemihöhofp,  Verpfändungen  der  mittel-  u.  niederrhein.  Beichsstädte 
im  13.  u.  14.  Jh.,  1893  (Gierke,  Unters.  45). 

B.  ScHBtoXB,  Deutsche  Bechtsgeschichte.    4.  Aufl.  41  ^<^  j 
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sprach  man  nicht  mehr  von  königlichen,  sondern  von  Beichsstadten^^ 
Sie  hatten,  auch  wo  die  hohe  Gerichtsbarkeit  in  den  Händen  eines  Reichs- 
beamten geblieben  war,  im  Laufe  der  Zeit  samtlich  eine  der  forstlichen 
Landeshoheit  nahe  kommende  Selbständigkeit  erlangt  Ihren  Gtoichtstand 
als  Korporationen  hatten  sie  vor  dem  König.  Sie  erfreuten  sich  seit  der 
2,  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  einer  durch  die  Beichsgesetze  beschrankten 
Autonomie,  hatten  die  Verf&gung  über  ihre  bewaffnete  Macht  und  das 
alleinige  Besatzungsrecht  in  ihren  Befestigungen,  besaßen  daher  auch 
Bündnis-  und  Fehderecht,  femer  das  Heimfallsrecht  (&  630),  Juden-  und 
Münzregal  (S.  469,  527  f.),  Zölle,  Geleitsrecht  und  andere  Hoheitsrechte. 
Oft  herrschten  die  Beichsstädte  zugleich  über  ausgedehnte  Landgebiete. 
Durch  die  Vermittelung  yon  Lehnsträgem  konnten  sie  auch  Lehen  erwerben  ^. 
Dem  König  schuldeten  sie  Huldigung,  HeerMrt  und  Steuer  (S.  542  £), 
für  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  in  der  Stadt  wurden  ihm  alle  der  letz- 
teren gehörigen  Begalien  ledig  ^^,  ihm  und  seinem  Hofe  war  Herberge  und 
Unterhalt  zu  gewähren. 

Zu  den  Beiohsstädten  zahlten  seit  dem  14.  Jahrhundert  auch  ver- 
schiedene Bischofetädte,  die  sich  vor  der  Unterwerfung  unter  die  Landes- 
hoheit des  Bischofs  zu  bewahren  vermocht  hatten  und  nur  in  einer  mehr 
oder  weniger  losen  Unterordnung  zu  ihm  standen.  Dies  galt  namentlich 
von  Basel,  Straßburg,  Speier,  Worms,  Mainz,  Köln  und  B^ensburg  (das 
allerdings  mehr  eine  königliche  als  bischöfliche  Stadt  gewesen  war),  ferner 
Augsburg,  Konstanz  und  Magdeburg.  Mainz  büßte  seine  reichsunmittelbare 
Stellung  1462  wieder  ein  und  wurde  zu  einer  bloßen  Landesstadt,  während 
Bremen  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  als  Beichsstadt  anerkannt  wurde.  Die 
Lage  einiger  anderen  Bischofstädte  (Metz,  Toul,  Yerdun,  Osnabrück,  eine 
Zeit  lang  auch  Trier)  war  unklar  oder  bestritten,  die  übrigen  waren  zu 
reinen  Landesstädten  geworden.  Für  die  Mehrzahl  der  später  zu  Beiohs- 
städten gewordenen  Bischofstädte  kam  im  14.  Jahrhundert  die  Bezeich- 
nung „Preistädte**  (erst  später  „des  Beiches  freie  Städte'*)  auf,  ein  Aus- 
druck der  sich  ebensowohl  auf  ihre  Lösung  aus  der  landesherrlichen  Vogtei, 
wie  auf  ihre  Freiheit  von  gewissen  Beichspflichten  (namentlich  Heer&hrt 
und  Jahressteuer)  bezog  •^  Im  übrigen  war  ihre  rechtliche  Lage  dieselbe 
wie  die  der  eigentlichen  Beichsstädte. 

Die  Landesstädte  standen  nicht  wie  die  Beichsstädte  unmittelbar  unter 


*^  Vgl  LoREKz,  Unterschied  von  Beichsstädten  und  Landstädten,  Wien.  SB. 
89,  17  ff.    Feensdoeff,  Preuß.  JBB.  34,  215  ff. 

*®  Vgl.  S.  407.  Albeecht,  G^were  239.  255.  Hometee,  System  des  Lehn- 
rechts 312. 

'"  YgL  S.  523.  526.  Die  Beschränkung  auf  die  Zeit  der  Reichstage  war  nur 
ein  Zugeständnis  des  Königs  an  die  geistlichen  Fürsten,  nicht  an  die  Beichsstftdte. 

^  Vgl.  S.  542  f.  Beüslee,  Stadtverfassung  238  ff.;  Basel  310  ff.  Aemold, 
a.  a.  0.  1,  pg.  8.  2,  416  ff.  Hegel,  Mainz  S.  142.  144;  StraBbuig  1,  6;  Köln  2,  pg.  117; 
Allg.  Monatsschrift  1854,  S.  155  ff.  Maueee,  Stftdteverfassung  3,  286  ff.  Zbuvee, 
Städtesteuem  139  ff. 
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dem  Beiohe,  sondern  unter  landesherrlicher  Gewalt  Ihren  Gerichtstand 
hatten  sie  vor  dem  fürstlichen  Hofgericht  Seit  dem  14.  Jahrhnndert 
waren  sie  fast  überall  im  Besitz  der  Landstandschaft.  Der  üm&ng  der 
landesherrlichen  Gewalt  war  ihnen  gegenüber  ein  sehr  yerschiedener. 
Manche  Städte,  wie  das  später  zur  Reichsstadt  gewordene  Hamburg  (von 
Hause  aus  eine  holsteinische  Landesstadt)  und  die  meisten  Mitglieder  der 
Hanse  waren  nahezu  Freistadte,  so  dafi  sie  in  dem  Fürsten  nur  einen 
Oberherm,  dem  sie  huldigen,  das  Besatzungsrecht  einräumen  und  in  ge- 
wissen Beziehungen  Gehorsam  leisten  mußten,  aber  keinen  regierenden 
Landesherm  sahen,  während  andere  Städte  in  der  Hauptsache  ganz  von 
dem  landesherrlichen  Regiment  abhiengen. 

Sehr  dürftig  sah  es  um  die  Selbständigkeit  der  grundherrlichen  Städte 
aus,  die  wenig  mehr  als  die  offenen  Märkte  zu  bedeuten  hatten.  Auf 
derselben  Stufe  standen  die  Patrimonialstädte,  die  durch  Übertragung 
der  stadtherrlichen  Gewalt  auf  einen  Grundherrn  mittelbar  geworden 
waren.  Landstandschaft  und  eximierter  Gerichtstand  kamen  diesen  städti- 
schen Afterbildungen  nicht  zu. 

Unter  den  Städtebündnissen,  die  ganz  besonders  zur  Hebung  des 
Ansehens  der  Städte  beigetragen  und  ihre  Reichs-  oder  Landstandschaft 
angebahnt  haben,  war  der  große  rheinische  Städtebund  (1254 — 1266) 
von  zu  kurzer  Dauer,  um  nachhaltig  wirken  zu  können  ^^.  Der  schwä- 
bische Städtebund  hatte  rein  politische  Zwecke,  Schutz  der  Reiohsunmittel- 
barkeit  der  Städte  gegen  die  landesherrliche  Gewalt  der  Fürsten,  und  sein 
unglücklicher  Ausgang  trug  mehr  zur  Verschlechterung  als  zur  Hebung 
der  Lage  der  Städte  bei^^    Anders  stand  es  um  die  Hanse ^^  Mit  diesem 


^  Hauptaufgabe  des  Bandes,  dem  anch  viele  Fürsten  and  Herren  angehörten, 
war  die  DurchfQhrung  des  Mainzer  Reichslandfriedens  von  1285.  Die  Führung 
hatten  Mainz  und  Worms.  An  der  Spitze  stand  eine  Bondesversammlnng^  die  zu- 
gleich als  BundesBchiedsgericht  diente.  Der  Bund  erhob  Bundessteuem.  Er  er^ 
freute  sich  der  besonderen  Begünstigung  des  Königs  Wilhelm,  nach  dessen  Tode 
er  sich  auflöste.  Vgl.  Wbiland,  Const.  2,  Nr.  871.  875.  428—437.  Giebxs,  a.  a.  0. 
1,  476  ff.  QuiDDE,  Studien  z.  Öesch.  d.  rhein.  Landfiriedensbundes,  1885.  Hihtze, 
Das  Königtum  Wilhelms  von  Holland,  1885.  WbizsIckbe,  Der  Rheinische  Bund, 
1879.  BussoN,  Zur  Geschichte  des  großen  Landfriedensbundes  deutscher  Stftdte, 
1874.  Abnold,  a.  a.  0.  2,  66  ff.  Über  die  westfälischen  Städtebünde  vgl.  Mbnb- 
THAL,  Städtebünde  und  Landfrieden  in  Westfalen  bis  1371^  Königsb.  Diss.  1879. 

*'  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  1487  von  Kaiser  Friedrich  III.  gestifteten 
schwäbischen  Bunde.    Vgl.  Vischee,  FDG.  2,  1  ff.  3,  1  ff. 

*'  Vgl.  Sabtobiüs,  Geschichte  des  hanseatischen  Bundes,  8  Bde,  1802^-1808. 
Lappenbbbo,  Urkundl.  Gkschichte  des  Ursprungs  der  deutschen  Hanse,  1880.  Bab- 
THOLD,  Geschichte  des  Ursprungs  der  deutsch.  Hansa,  1858  f.  DInell,  G^sch.  d. 
Hanse  i.  d.  2.  Hälfte  des  14.  Jhs.,  1897.  Limdioeb,  Die  deutsche  Hanse,  1899. 
Stbdi,  Beiträge  z.  Gresch.  d.  Hanse,  1900.  Fbensdobff,  Die  Hanse  zu  Ausgang  des 
Mittelalters,  Hans.  Gesch.-Bl.  1893.  Wehbxanii,  ebd.  1892,  S.  81  ff.  SohIfeb,  Die 
Hansestädte  und  König  Waldemar,  1879.  Giebke,  a.  a.  0.  1,  349  ff.  468  ff.  v.  Inaha- 
Stebnbog,  Wirtsch.-Gesch.  HI.  2  S.  282  ff.  £iohhoen,  St-  u.  BG.  2,  168  ff.  3,  294  ff. 
Hansisches  Urk.-B.,  I.—V.  VUL,  1876—99.  Becesse  der  Hansetage  von  1256—1430, 
her.  von  Koppmank,  8  Bde,  1870—1897.    Hanserecesse  von  1481—1476,  her.  von 
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Namen,  der  nichts  anderes  als  Bruderschaft  oder  Gilde  bedeutete  ^^  wurde 
zuerst  die  Oilde  der  niederrheimsoh-westfaUschen  Eaufleute  auf  dem  Stahl- 
hofe zu  London  bezeichnet,  während  die  Lübecker  und  Hamburger  Eauf- 
leute seit  1267  zwei  eigene  Hansen,  aber  außerhalb  Londons,  besaßen. 
Durch  die  vor  1282  erfolgte  Verschmelzung  dieser  drei  Hansen  wurde  die 
„Hanse  Alemanniens^  oder  „Gildhalle  der  Deutschen  (Teutonen)  in  Eng- 
land^'  auf  alle  Deutschen,  die  mit  England  Geschäfte  betrieben,  aus- 
gedehnt ^^  Ähnliche  Vereinigungen  des  deutschen  Eaufinanns  waren  das 
deutsche  Haus  in  Venedig^,  das  deutsche  Eontor  in  Brügge ^^  und  die 
deutschen  Hansen  in  Wisby  auf  Gotland^®,  Schonen,  Bergen,  Riga  und 
Nowgorod  ^^  Hauptzweck  dieser  Hansen  war  die  Beschaffung  eines 
„Hauses^'  für  die  Unterbringung  der  Menschen  und  Waren,  Aufrecht- 
erhaltung des  Friedens  unter  den  Hansebrüdem,  Bechtsschutz,  Erwerb 
von  Handelsfreiheiten  u.  dgl.  m.  Die  Hansen  waren  Gilden,  mit  mehreren 
gewählten  Altermännem  an  der  Spitze,  welche  die  Vertretung  nach  außen 
und  die  Vermögensrerwaltung  hatten.  Die  Gildeverwaltung,  aus  den  jeweils 
ortsanwesenden  Hansebrüdem  gebildet,  übte  eine  weitgehende  Autonomie. 
Den  Altermännem  stand  in  Nowgorod  ein  Ausschuß  von  Batmännem 
{ratffeven)  zur  Seite.  Streitigkeiten  unter  den  Brüdern  durften  bei  Strafe 
nicht  an  das  ausländische  Gericht  gebracht  werden,  sie  gehörten  vor  den 
Hansevorstand  als  Gildegericht,  dem  auch  eine  ausgedehnte  Straf- 
gewalt über  die  Mitglieder,  unter  Umständen  das  Beoht  über  Leben  und 


V.  B.  Bopp,  7  Bde,  1876—1898.  Dieselben,  yon  1477—1580,  her.  Ton  SchIfkr, 
6  Bde,  1881—1899.    Hansische  Qeschichtsblätter,  seit  1871. 

^  Vgl.  Anm.  88.  Grimm,  DWB.  4,  2  Ssp.  462.  Schillbb  und  Lübben,  WB. 
2y  242.  Eine  andere  Ableitung  (hansa  »  Schutzgeld)  versucht  £.  Mateb  i.  d.  Würz- 
burger Festgabe  f&r  Dernbübo,  1900. 

^  Vgl.  LiLPPBKBEBO,  Urkundl.  G^eschichte  des  Hansischen  Stahlhofes  zu  London, 
1881.  Höhlbaum,  Hans.  Gesch.-Bl.  1875,  S.  21  £  1898,  S.  129  ff.  Pauli,  ebd.  1872, 
S.  15  ff.  KunzE,  Das  erste  Jahrhundert  der  deutschen  Hanse  in  England,  ebd.  1889, 
S.  182ffl  In  den  Jahren  1266  und  1267  gab  es  in  England  noch  eine  eigene 
Hamburger,  Lübecker,  Kölner  Hanse  (Höhlbaum,  Hans.  Urk.-B.  1,  Nr.  683.  636), 
seit  1308  ist  nur  noch  von  der  deutschen  Hanse  (la  haunsse  de  Älemaigne,  hansa 
domus  mereaiorum  Alemannie)  die  Rede,  und  dieser  Zustand  wird  1320  als  ein 
seit  Menschengedenken  bestehender  bezeichnet  (ebd.  2,  Nr.  128.  147.  358),  die  Ver- 
schmelzung hatte  also  geraume  Zeit  vor  1308  stattgefiinden. 

^  Vgl.  Thomas,  Capitolare  dei  visdomini  del  fontego  dei  Tedeschi  in  Venezia, 
1874.  Simonsfeld,  Fondaco  dei  Tedeschi,  2  Bde,  1887.  Hktd,  Hist  Zeitschr.  32,  193  ff. 

"  Vgl.  Stein,  (j^ossenschaft  der  deutschen  Kanfleute  zu  Brügge,  1890. 
Kopfmann,  Hans.  Glesch.-Bl.  1872,  S.  77  ff.  Ennbn,  ebd.  1873,  S.  89  ff.  Habdüno, 
Hist  Zeitschr.  28,  310  ff.  Schafes,  a.  a.  0.  65  ff.  Giebke,  a.  a.  0.  1,  356  ff:  Höhl- 
baum, Hans.  Urk.-B.  3,  344  ff.  Eine  Erweiterung  der  Hanse  von  Brügge  war  die 
flandrische  Hanse  von  London.  Vgl.  Pibsnns,  a.  a.  0.  (Anm.  83).  Höhlbaum, 
Hans.  aesch.-Bl.  1898,  S.  147  ff. 

»*  Vgl.  SchIfbe,  a.  a.  O.  42  ff. 

^  VgL  Fbensdobff,  Das  statutarische  Recht  d.  deutsch.  Kaufleute  in  Now- 
gorod, 2  TeUe,  1887  (Abb.  d.  GötL  Ges.  d.  Wiss.  33.  34).  Höhlbaum,  a.  a.  0. 
3,  357  ff. 


Digitized  by 


Google 


§  öl.    Die  Stftdte.  645 

Tod  Zustand.  Eine  besonders  empfindliche  Strafe  war  der  Hansebann 
{ut  der  hente  leggen),  der  aaßer  dem  Ausschloß  von  der  Hanse  {btUen 
der  Duschen  rechte  weeen)  auch  eine  Yollständige  Yerkehrssperre  gegen- 
über allen  Hansebrüdern  zur  Folge  hatte  ^****.  Der  Eechtszug  von  den  Ent- 
scheidungen der  Hanse  zu  Nowgorod  ging  ursprünglich  nach  Wisbj,  seit 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  aber  an  den  Bat  zu  Lübeck,  später  alternativ 
nach  Lübeck  oder  Wisby^^^.  Mitglieder  der  Hansen  waren  nur  die  Kauf* 
leute  aus  solchen  Städten,  deren  Kaufmannschaft  sich  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  angeschlossen  hatte  ^^^. 

Die  dadurch  unter  diesen  Städten  begründete  Interessengemeinschaft 
führte  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wiederholt  zu 
gemeinsamen  Schritten,  so  daß  in  Angelegenheiten  der  Hanse  ein  still- 
schweigendes Bündnis  bestand  ^^^  Sobald  dieses  in  den  flandrischen 
Händeln  scharfer  hervortrat  (1366 — 1358),  übertrug  sich  auch  die  Be- 
zeichnung „Hanse''  auf  das  Bundesverhältnis,  so  daß  nunmehr  neben  der 
Hanse  des  deutschen  Kaufmanns  eine  Hanse  der  deutschen  Städte  be- 
stand ^^^  Eine  feste  Organisation  erhielt  der  Hansebund  durch  die  Oreifs- 
walder  und  Kölner  Konföderation  von  1361  und  1867,  die  zunächst  beide 
nur  für  ein  einzelnes  kriegerisches  Unternehmen  geschlossen  waren,  dann 
aber  immer  wieder  erneuert  und  zuletzt  als  dauernde  Bünde  behandelt 
wurden  ^^'.  Der  Hansebund,  obwohl  seinem  Bestand  nach  überwiegend 
aus  bloßen  Landesstadten  zusanunengesetzt,  trat  nach  außen  als  selbstän- 
diges Bechtssubjekt,  auch  in  internationalen  Beziehungen,  auf,  führte 
Kriege  und  schloß  Verträge  mit  dem  Ausland,  verfügte  über  ein  Bundes- 
heer und  eine  Bundesflotte,  erwarb  ganze  Territorien  und  legte  Festungen 
an.  Ein  Schutz-  und  Trutzbündnis  war  er  an  sich  nicht;  Fehden  der 
einzelnen  Städte  mit  Dritten  gingen  den  Bund  nichts  an.  Die  Bundes- 
zweoke  beschränkten  sich  im  wesentlichen  auf  das  Gebiet  des  Handels: 
Schutz  des  Handels,  Freiheit  der  Handelsstraßen,  Abschließung  von  Han- 
delsverträgen, Gesetzgebung  in  Sachen  des  Handels  und  der  Schifiiahrt, 
Herstellung  von  Einrichtungen  für  die  Zwecke  des  Handels  u.  dgl.  m. 
Streitigkeiten  unter  den  Bundesgliedem  unterlagen  der  schiedsrichterlichen 
Entscheidung  des  Bundes,  ebenso  innere  Yerfassungstreitigkeiten  in  ein- 
zelnen Städten,  sobald  eine  Partei  den  Bund  anrief.  Bei  Streitigkeiten 
zwischen  einzelnen  Städten  und  ihren  Landesherren  pflegte  der  Bund  die 
Vermittlerrolle  zu  übernehmen.  Das  Haupt  der  Hanse  war  und  blieb 
Lübeck.  Den  eigentlichen  Kern  bildeten  die  unter  Lübeck  vereinigten 
wendischen  (d.  h.  meklenburgischen  und  pommerschen)  Städte.    Ursprung-» 


*«>  Vgl.  Höhlbaum,  Hang.  Urk.-B.  3,  Nr.  160  (1350). 
*<**  Vgl.  Prbnsdobfp,  a.  a.  0.  1,  26  ff.  2,  12. 
*"  Vgl.  HöHLBAüM,  Hans.  Urk.-B.  2,  Nr.  358  (1320). 
»»  Vgl.  SoHAPBE,  a.  a.  0.  71  ff.  77  ff.  86  ff.  106  f.  Frbnsdobpf  1,  26  ff. 
^^   Vgl.  SchIpbe  248  ff.  Höhlbaum,  a.  a.  0.  3,  Nr.  354.  856  ff.  883.  385  f. 
389.  392  ff. 

»«*  Vgl.  SchIpbk  276.  280.  431  ff.  568.  Fbbnbdoepp  2,  44  f. 
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lieh  wurde  jede  niederdeatsche  Stadt,  die  darum  nachsuchte,  in  den  Bund 
aufgenommen.  Im  15.  Jahrhundert  unterschied  man  zwischen  aktiven 
Mitgliedern  und  bloßen  Schutzgenossen  der  Hanse.  Städte  der  Hanse, 
die  ihre  Bundespflichten  nicht  erfallten,  yerfielen  der  Strafe  des  Hanse- 
bannes und  der  damit  verbundenen  allgemeinen  Yerkehrssperre.  Im 
übrigen  sti^id  den  Mitgliedern  jederzeit  der  Austritt  frei.  Während  die 
Hanse  in  dieser  Beziehung  den  Charakter  der  freien  Einung  bevrahrt 
hatte,  zeigte  ihre  Verfassung  sonst  einen  bundesstaatlichen  Charakter. 
Die  Bundesgewalt  wurde  von  den  Städtetagen,  Versammlungen  von  ab- 
geordneten Ratsmitgliedem  der  einzelnen  Städte,  ausgeübt  Die  Einladung 
erfolgte  durch  Lübeck.  Die  Beschlüsse  wurden  in  Rezessen  niedergelegt; 
sie  waren,  soweit  sie  sich  innerhalb  der  Bundeszuständigkeit  hielten,  auch 
für  die  ausgebliebenen  Städte  verbindlich.  Der  Städtetag  konnte  Kriegs- 
leistungen  und  Bundessteuem  (gewöhnlich  das  sogenannte  Pfundgeld)  aus- 
schreiben; ihm  stand  das  Becht  zu,  allgemeine  oder  besondere  Handels- 
sperren zu  verhängen,  deren  Beobachtung  für  jede  Stadt  als  Bundespflicht 
galt.  Innerhalb  des  Bundes  bestanden  wieder  Sonderbünde  mit  eigenen 
Angelegenheiten  und  eigenen  Städtetagen.  Nach  mehrfachem  Wechsel 
wurden  als  solche  die  vier  Quartiere,  das  wendische  unter  Lübeck,  das 
sächsische  unter  Braunschweig,  das  kölnische  unter  Köln,  das  preußisch- 
livländische  unter  Danzig  als  Vorort,  anerkannt. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Bechtsquellen. 

§  52.    Die  Rechtsbildung  im  allgemeinen. 

Stobbb,  Grescbichte  der  deutschen  Eechtfiqnellen  1,  266 ff.  Eichhorn  2,  183 
bis  839.  Waitz  6«,  511—556.  Sibobl,  DRG.»  §§  14—37.  Beumkbb,  Grandzüge 
89—115.  V.  Amiba,  Grondr.  *  27—49.  Altmann  u.  Bebnhsix,  Ausgewählte  Urkunden 
zur  Erläuterung  der  Yerfassungsgeschichte  Deutschlands  im  Mittelalter',  1895. 
H.  0.  Lehmann,  Quellen  zur  deutschen  Reichs-  u.  Rechtsgeschichte,  1891.  v.  Schwind 
u.  Dopsch,  Ausgewählte  Urkunden  zur  Yerf.-Greschichte  der  deutsch-dsterreichischen 
Erblande,  1895.   Affolteb,  Das  intertemporale  Privatrecht  161  ff.  171  ff.  219  ff.  240 ff. 

Während  des  10.  Jahrhunderts  erhielten  sich  die  Kapitalarien  und 
Volksrechte  noch  in  einer  gewissen  Geltung,  im  11.  Jahrhundert  aber 
gerieten  sie  vollständig  in  Vergessenheit  Das  Mittelalter  hatte  nur  noch 
eine  unbestimmte  Erinnerung  an  die  grundlegende  gesetzgeberische  Thätig- 
keit  Karls  des  Großen,  auf  den  die  Volksmeinung  alles  weltliehe  Recht 
ebenso  zurückführte,  wie  man  in  Constantin  dem  Großen  den  Begründer 
des  gesamten  kirchlichen  Eechtszustandes  sah^    Eine  ausdrückliche  Auf- 

1  Vgl.§54,  Anm.27.  S.626n.  654.  657.  662.  668.  671.  StobbeI,  356ff  Scheödbb, 
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hebting  der  alten  Bechtsquellen  hat  nie  stattgefunden  ^  sie  kamen  Ton 
selbst  außer  Übung,  weil  staatliche  und  ständische  Verhältnisse  und  die 
wirtschaftlichen  Lebensbedingungen  andere  geworden  waren.  Bis  zum 
11.  Jahrhundert  hatte  der  Adel  noch  darauf  gehalten ,  daß  seine  Söhne 
sich  mit  den  Bechtssatzungen  der  Väter  bekannt  machten;  das  hörte 
nun  auf,  die  alten  Satzungen  hatten  keine  Geltung  mehr,  und  neue  gab 
es  noch  nicht  ^.  Anders  in  Italien,  wo  sich  die  professiones  iuris  bis  tief 
in  das  Mittelalter  im  Gebrauch  erhielten'^  für  alle,  die  sich  zu  einem 
deutschen  Stammesrecht  bekannt  hatten,  behielten  daher  die  alten  Volks- 
rechte immer  noch  eine  gewisse  Geltung,  die  lombardische  Bechtsschule 
beschäftigte  sich  noch  mit  ihnen  wie  mit  den  Kapitularien^;  wenn  in 
Deutschland  einzelne  Volksrechte  noch  im  12.  und  18.  Jahrhundert  ab- 
geschrieben wurden,  so  dürfte  dies  eher  auf  italienische  Beziehungen  als 
auf  vereinzelte  AnwendungsMe  in  Deutschland  zu  deuten  sein^ 

Vom  10.  bis  12.  Jahrhundert  ruhte  die  Gesetzgebung  fast  ganz,  die 
Zeit  war  nicht  dazu  angethan  und  die  Neubildung  aller  rechtlichen  Be- 
ziehungen noch  zu  sehr  im  Fluß,  als  daß  eine  gesetzliche  Feststellung 
möglich  gewesen  wäre.  Es  war  die  Zeit  der  Alleinherrschaft  des  Gewohn- 
heitsrechtes, dessen  eigentliche  Träger  bis  zum  13.  Jahrhundert  die  Stämme 
blieben  ^  Dabei  vollzog  sich  seit  der  2.  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  in 
Deutschland  wie  in  Frankreich  eine  allmähliche  Umwandlung  des  Prinzips 
der  persönlichen  Bechte  (S.  281  i)  zu  Gunsten  des  Territorialprinzips, 
wenn  auch  das  letztere  noch  keineswegs  zur  Alleinherrschaft  gelangtet 
Aber  man  gewöhnte  sich  daran,  das  Becht  des  überwiegenden  Teils  der 


Rolandsäulen  26;  ZDA.  18,  157;  ZRG.  20,  28  f.  MAssMAim,  Kaiserchronik  3,  996  ff., 
und  Vers  14778  ff.  Uhland,  Schriften  z.  Gesch.  der  Dichtung  2,  96  ff.  SpAMGEXBEita, 
Beiträge  zu.  den  tentschen  Rechten  232. 

'  Vgl.  Wipos  TetraloguB  von  1041  (MG.  Scr.  11,  251)  und  die  Klage  des 
Grafen  Udalrich  von  Ebersberg,  bei  Ötble,  Scriptores  rer.  Boic.  2,  14. 

*  Vgl.  S.  281.  Beispiele  für  Südtirol  bei  y.  Luschdy,  Ost.  Reichsg.  129. 
Gegen  die  Annahme  von  Gaüpp,  G^erm.  Ansiedlungen  257  ff.,  daß  die  Professionen 
auch  in  Deutschland  in  Gebrauch  gewesen  seien,  Tgl.  EL  Schulz,  Urteil  des  Königs- 
gerichts unter  Friedrich  I.,  Zeitschr.  f.  thür.  €^h.  9,  155  ff. 

*  Vgl.  8.  248  f.  267  f. 

*  Anderer  Meinung  Stobbe  1,  267.  Die  Berufung  auf  Otto  Fris.,  Chronic. 
4,  82,  beweist  nichts,  Otto  hatte  offenbar  nicht  die  geringste  Vorstellung  von  der 
Lex  Salica,  und  wenn  er  angab,  dafi  die  nobüisnmi  Francarum  qui  Saliei  dicimiur 
noch  zu  seiner  Zeit  nach  derselben  lebten,  so  schwebte  ihm  wohl  nur  das  sogenannte 
salische  Gesetz,  d.  h.  das  die  weibliche  Verwandtschaft  ausschließende  Erbfolge- 
recht des  fränkischen  Herrenstandes,  vor.  Vgl.  FDG.  19,  149.  Was  man  sonst 
noch  für  die  fortgesetzte  Geltung  der  alten  Leges  angeführt  hat  (Ausdrücke  wie 
lege  Alaana/nnorum,  seeundum  legem  Saaßonum  u.  dgl.  m.),  kann  noch  weniger  ins 
Gewicht  faUen,  da  lex  hier  überall  das  ungeschriebene  Gewohnheitsrecht  und  nicht 
den  geschriebenen,  längst  außer  Übung  gdLommenen  paetus  bezeichnet. 

*  Vgl.  Wamz  5»,  159  ff.     Hist  Zeitschr.  84,  403  ff.    ZRG.  15,  48  ff. 

'  Vgl.  Stobbb,  Jahrb.  d.  gem.  Rechts  6,  84  ff.  Hokebtmb,  Heimat  62  f.  (Abh. 
d.  Berl.  Ak.  1852,  S.  78  f.).  v.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonum  16.  Für  längere 
Dauer  des  alten  Prinzips  (bis  18.  Jh.)  Gaupp,  Ansiedlungen  254  ff.;  ZDR.  19,  163  f. 
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Landesbewohner  als  das  Recht  des  Landes  anfrofassen  and  alle  Landes- 
kinder nach  ihm  zn  beurteilen ,  so  daß  für  das  persönliche  Recht  des 
Einzelnen  nicht  das  Recht  seines  Geschlechts,  sondern  das  seiner  Heimat 
maßgebend  wurde;  das  Volksrecht  war  zum  Landrecht  geworden®.  Anders 
in  Italien,  wo  das  bunte  Gtemisch  der  dort  zusammenströmenden  Nationen 
das  Prinzip  der  persönlichen  Rechte  bis  zum  18.  Jahrhundert  in  alter 
Weise  aufrecht  erhielt,  zum  Teil  auch  bei  den  deutschen  Herrengeschlech- 
tem,  die  noch  im  13.  Jahrhundert  den  Stammsitz  ihres  Hauses  (ihr 
Handgemal)  als  ihre  Heimat  und  das  Recht  desselben  als  ihr  Stammes- 
recht betrachteten,  auch  wenn  sie  seit  Oeneraüonen  in  anderen  Gebieten 
ansässig  waren  ^  Die  Einwanderer  in  den  Eolonisationsgebieten  Nord- 
deutsohlands  brachten  ihr  angestammtes  Recht  mit,  es  verwandelte  sich 
aber,  sobald  sie  sich  dauernd  angesiedelt  hatten,  in  das  Ortsrecht  ihrer 
Niederlassung^^.  Den  Sieg  des  Territorialprinzips  bezeichnete  es,  wenn 
seit  dem  18.  Jahrhundert  f&r  Grundstücke  nur  noch  das  Recht  der  be- 
legenen Sache  in  Anwendung  kam^\  Die  Juden  behielten  für  ihre 
Beziehungen  untereinander,  in  gewissen  FUlen  auch  Christen  gegenüber, 
ihr  judisches  Recht  auf  Grund  der  mosaischen  Gesetze,  des  Taknud  und 
verschiedener  königlidier  Judenprivilegien  ^^. 

Unter  den  deutschen  Stammesrechten  war  das  frankische  von  über- 
wiegendem Einfluß^'.  Wie  es  in  Frankreich  allmählich  die  samtUdien 
„pays  de  droit  coutumier^'  und  von  da  aus  mit  der  normannischen  Er- 
oberung England,  Neapel  und  Sizilien  in  Besitz  genommen  hatte,  so  drang 
es  auch  in  Deutschland  siegreich  vor.  Die  Auffiissung  des  deutschen 
Reiches  als  Fortsetzung  des  fränkischen  bewirkte,  daß  der  König  persön- 
lich frankisches  Recht  hatte  und  Eönigswahl  und  Krönung  auf  franldschem 
Boden,  also  auch  nach  frankischem  Recht,  vorgenommen  wurden  ^K  Wich- 


'  Vgl.  HoMETER,  a.  a.  0.  50  (Abh.  66).  Die  erate  Wendung  seigt  sich  in 
Frankreich  in  dem  Ed.  Pistenee  von  864  (BoBSnuB-KsAUBE,  Capitolaria  2,  SlOff.X 
c.  18.  16.  20.  Vgl.  Waits  8*,  849.  Gaüpp,  Ansiedl.  288  ff.  Das  älteste  Zeognis 
f&r  Deutschland  enthalten  die  8.  248,  n.  66  erwähnten  Zusätze  zur  Lex  Saxonum. 

«  VgLHoMETSE,a.a.O.60£64(Abh.d.Berl.Ak.66£80).  K.SoHULZ,a.a.0.88ff. 

^^  Ausdr&cke  wie  „deutsches  Recht'S  «^flämisches  Recht* S  y^ränkiaches  Reeht'S 
in  Anwendung  auf  die  Städte  und  Dörfer  der  Kolonisationslande,  bezogen  sich  nur 
auf  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Ansiedler  den  Grrnnd  und  Boden  besaßen, 
nicht  auf  das  Recht  überhaupt. 

"  Vgl.  Ssp.  I.  80.  III.  88,  §  5.  Dsp.  88.  Schwsp.  Ltfißb.  88.  Oberbayer.  Archiv 
82,  2.  Mon.  Wittelsb.  1,  429.  Recht  der  belegenen  Sache  und  pereönliches  Recht 
des  Eigentümers  in  Urkunden  bei  Lokbsch  u.  Sohbödbk,  Nr.  88.  100  (78). 

^>  Vgl.  S.  467  ff.  Hbüsleb,  Institutionen  1,  150  ff.  Stobbb,  Juden  in  Deutsch- 
land  105 ff.  119 ff.  125 ff.  142 ff.  149 ff.  160 f.  295 ff.;  Jahrbuch  6,  86 f. 

»•  Vgl.  SoHM,  Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht,  ZRG.  14.  Der  Ver- 
fasser geht  nur  darin  zu  weit,  daß  er  eine  Yollständige  Überwältigung  der  nicht- 
fränkischen Stammesrechte  annimmt,  während  selbst  im  Süden  sehr  bedeutende 
Elemente  derselben  stehen  geblieben  sind,  und  daß  er  dem  westfränkischen  (salischen) 
Recht  alles  zuschreibt,  während  es  sich  thatsächlich  um  das  ribuarisch-karolingische 
Recht  handelte.    Vgl.  Hbüsleb,  a.  a.  O.  1,  20  ff. 

»*  Vgl.  S.  888.  472.  479.  488.     H.  Schulze,  ZRG.  7,  401  ff. 
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tiger  war,  daß  fränkische  Gerichtsverfassung  und  fränkischer  Prozeß  in 
der  Hauptsache  im  ganzen  Reiche  durchgeführt  wurden  und  das  aus  dem 
fränkischen  Becht  entsprungene  Lehnrecht  überall  ohne  wesentliche  parti- 
kularrechtliohe  Verschiedenheiten  zu  einheitlicher  Entwickelnng  gelangte  ^^ 
In  den  ehemals  weslfriesischen  Provinzen  Holland  und  Seeland  wurde 
friesische  Sprache  und  friesisches  Recht  durch  frankische  Sprache  und 
frankisches  Recht  verdrangt ^^.  In  Thüringen  und  den  Eolonisations- 
gebieten  des  nordostlichen  Deutschlands  ließen  sich  zahlreiche  Pranken, 
namentlich  Planungen,  nieder,  und  das  von  ihnen  mitgebrachte  Recht 
ihrer  Heimat  übte,  zumal  im  Pamiliengüter-  und  Erbrecht,  den  bedeu- 
tendsten Einfluß  auf  die  Rechtsbildung*  jener  Gegenden  ^^  Plämischer 
Einfluß  reichte  noch  darüber  hinaus  bis  nach  Böhmen  und  Mahren  und 
in  das  innere  Osterreich,  während  auf  dem  Gebiete  des  Bergrechts  die 
Entwickelnng  in  umgekehrter  Richtung  erfolgte  und  die  zuerst  in  den 
österreichischen  Alpenländem  ausgebildeten  Rechtseinriohtungen  sich  von 
da  aus  allmählich  über  das  ganze  Reich  und  bis  tief  nach  Ungarn  hinein 
ausbreiteten  ^^  In  der  Hauptsache  haben  die  sächsischen  und  die  ihnen 
angeschlossenen  thüringischen  Lande,  sowie  die  Ost-  und  Mittel&iesen  dem 
fränkischen  Recht  erfolgreich  widerstanden,  während  die  schon  zum  alten 
Austrasien  gehörigen  schwäbischen  und  bairischen  Gebiete,  obwohl  sich 
die  letzteren  vielfach  selbständiger  verhielten,  dem  fränkischen  Recht 
größeren  Spielraum  gewährten,  so  daß  sie  in  der  Goldenen  Bulle  von 
1356  c.  6  zusanmien  mit  den  fränkischen  Landen  als  in  iure  ßrancamco 
belegen  den  lods  tibi  Saxonica  iura  servantur  gegenübergestellt  werden 
konnten  ^^.  Während  des  ganzen  Mittelalters,  abgesehen  von  der  Zeit  der 
sächsischen  Kaiser,  hatte  Norddeutschland  nie  in  so  enger  Verbindung 
mit  dem  Reiche  gestanden,  wie  Süd-  und  Westdeutschland^.  Thüringen, 
ursprünglich  mehr  unter  fränkischem  Einfluß,  folgte  später  ganz  dem 
sächsischen  Herzogtum,  es  nahm  die  sächsische  Gerichtsverfassung  an  und 
rezipierte  den  Sachsenspiegel.  Dem  Einfluß  dieses  Rechtsbuches  ist  es 
vornehmlich  zuzuschreiben,  daß  sich  das  sächsische  Recht  gegenüber  dem 
fränkischen  behauptete;  die  süddeutschen  Rechtsbücher,  die  sich  von  vorn- 
herein nicht  auf  den  Boden  des  Stammesrechts  stellten,  hatten  eine  weit 
geringere  Bedeutung.  In  den  Eolonisationslanden  wurde  die  Verbreitung 
des  sächsischen  Rechts  durch  ost-  und  westfälische  Einwanderung  be- 
fordert. 

Durch  die  Umwandlung  des  Volksrechts  in   Landrecht  verschwand 
der  alte  Gegensatz  zwischen  Amtsrecht  und  Volksrecht,   da  das  erstere 


«  Vgl.  FicKKR,  FDG.  11,  316  f.    Sohm,  a.  a.  0.  26. 

*•  Vgl.  Brukiteb,  ZRG.  16,  49  ff.  75  ff.  17,  237  ff. 

"  Vgl.  S.  680.  691.     Histor.  Zeitschr.  31,  304  ff.  310  f. 

^'  Vgl.  Ztcha,  Dag  bömische  Bergrecht  des  Mittelalters  1,  19  ff. 

^*  Vgl.  S.  484.    Roth,  ZBG.  1,  25  f.;  Feadalität  9.    Heübler,  a.  a.  0.  1,  20. 

^  Vgl.  Wyihbken,  Landfrieden  92  ff. 
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von  jeher  Landrecht  gewesen  war  (S.  232.  256).  Statt  Amtsreeht  nnd 
Yolksrecht  standen  einander  jetzt  Reichsgesetzgebang  und  landsohaftliche 
Rechtsbildnng  gegenüber.  Als  eine  Fortbildung  des  Landrechts,  der 
höheren  wirtschaftlichen  Entwickelung  entsprechend,  erscheint  das  Stadt- 
oder Weichbildrecht.  Während  Landgerichte  nnd  Stadtgerichte  die  Trager 
des  Land-  und  Stadtrechts  waren,  kamen  für  die  den  öffentlichen  Ge- 
richten entzogenen  nnd  den  Fronhöfen,  Dienstmannen-  und  Lehengerichten 
Torbehaltenen  Sachen  das  Hoirecht,  Dienstrecht  und  Lehnrecht  als  Sonder- 
rechte zur  Ausbildung*^ 

Für  die  einheitliche  Gestaltung  des  Rechts  vermochte  die  Reichs- 
gesetzgebung nur  wenig,  das  Reichshofgericht  noch  weniger  zu  leisten. 
Durch  die  Entwickelung  der  stadtischen  Autonomie  wurde  die  Vereinzelung 
der  Rechte  weniger  befordert,  als  man  auf  den  ersten  Blick  vermuten  sollte. 
Die  wirtschaftlichen  Bedingungen  waren  in  den  Städten  überall  dieselben, 
sie  führten  eher  zu  größerer  Gleichmäßigkeit  ihrer  Rechtsentwiokelung; 
außerdem  bestanden  meistens  ganze  Stadtegruppen  mit  gemeinsamem 
Recht  und  einem  gemeinschaftlichen  Oberhof.  Bei  der  Bildung  dieser 
Gruppen  war  die  Gemeinschaft  des  Stammesrechts  viel&ch  entscheidend. 
Gefahrlicher  als  das  Städtewesen  war  die  Territorialver£Assung  far  die 
Rechttoinheit  des  Reiches.  Landesgesetze  und  Landesgewohnheiten  führten 
eine  imiüer  weitergehende  Zersplitterung  herbei  Mit  der  Auflösung  der 
alten  Gerichtsverfassung  kam  es  dahin,  daß  jedes  Gericht  seine  besonderen 
Gewohnheiten  ausbildete.  Nur  der  Sachsenspiegel  that  der  übermäßigen 
Zerklüftung  einigermaßen  Einhalt  Süddeutschland,  dem  es  an  einer 
gleichwertigen  Rechtsquelle  fehlte,  war  im  15.  Jahrhundert  reif  for  die 
im  Interesse  der  Einheit  zur  Notwendigkeit  gewordene  Aufiiahme  des 
römischen  Rechts. 

Fremde  Einflüsse  machten  sich  bei  der  deutschen  Rechtsbildung  des 
Mittelalters  wenig  bemerkbar,  nur  Schleswig  stand  vorwiegend  unter  dem 
Einfluß  des  dänischen  Rechts.  Wendisches,  polnisches  und  preußisches 
Recht  vermochten  sich  dem  deutschen  Rechte  gegenüber  nicht  zu  be- 
haupten. Li  Böhmen  und  Mähren  erhielt  sich  das  tschechische  Recht  zum 
Teil  als  Landrecht,  in  den  Städten  wich  es  dem  deutschen  Stadtrecht 
Das  letztere  erstreckte  sich  bis  nach  Ungarn  (Ofen,  Freßburg),  Rußland 
(Nowgorod)  und  Gotland  (Wisby).  Die  deutschen  Kolonien  im  Ausland 
behielten  durchweg  ihr  deutsches  Recht  Selbst  das  ungarische  Landrecht 
nahm  vieles  aus  dem  deutschen,  und  zwar  dem  ihm  zunächst  liegenden 
bairischen  Rechte  auf,  wenn  auch  die  Nachricht  von  der  Einführung  des 
bairischen  Rechts  in  Ungarn  auf  Übertreibung  beruht^'.  Der  Einfluß 
des  römischen  Rechts  auf  das  deutsche  tritt  erst  im   15.  Jahrhundert 


'^  Vgl.  Heuslbb,  a.  a.  0.  1,  24 — 89,  der  namentlich  die  Aofiassung  jener 
Sonderrechte  als  Standesrechte  widerlegt. 

**  Vgl.  Stbimdorff,  Jahrbücher  des  dentschen  Beiches  unter  Heiniich  m.,  1, 
211.  452  ff.,  der  die  Nachricht  wohl  zu  wörtlich  nimmt. 
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hervor,  ältere  Spuren  beruhten  auf  Phrase  oder  einem  bloßen  Prunken 
mit  Gelehrsamkeit^  dem  die  reale  Unterlage  fehlte '^ 

Die  Sprache  der  Bechtsquellen  war  bis  zum  13.  Jahrhundert  aus- 
schließlich lateinisch.  Die  erste  größere  Bechtsquelle  in  deutscher  Sprache 
war  der  Sachsenspiegel.  Die  Hofgerichtskanzlä  nahm  die  deutsche  Sprache 
erst  seit  Rudolf  I.  an. 

Die  Bechtsquellen  beruhten  teils  auf  Satzung,  teils  auf  Weisung, 
teils  auf  juristischer  Bearbeitung.  Die  vornehmsten  Erzeugnisse  der  letz- 
teren heißen  in  der  Wissenschaft  Bechtsbücher.  An  unsere  Darstellung 
des  gesetzten,  gewiesenen  oder  in  Bechtsbüchem  niedergelegten  Bechtes 
schließt  sieh  wie  in  der  vorigen  Periode  eine  kurze  Übersicht  über  das 
TJrkundenwesen  und  die  juristische  Litteratur  außerhalb  der  Bechts- 
bücher an. 

§  53.    Die  Reichagesetze. 

WsiULin),  Constitationes  et  acta  publica  imperatorum  et  regom,  2  Bde;  1898, 
1896  (MG.  Leg.  Sectio  IV.  vgL  Zeümeb,  Hist.  Zeitschr.  82,  488  ff.).  FOr  die  Zeit  von 
1272—1318  Pnarz,  MG.  L^.  II.  1887.  Vgl.  Stobbb  1,  459  &  Bbseleb,  Die  deutschen 
Kaiserurkunden  als  Bechtsquellen,  ZBG.  2,  867  ff.  WeizsIckeb,  Deutsche  Beichs- 
tagsakten  (von  1876—1481),  seit  1867.  FQr  die  späteren  Gesetze  vgl.  Neue  und 
vollstfindige  Sammlung  der  Beichsabschiede  I.  1747.  Ein  unbrauchbares  Machwerk 
ist  Gk)L]>AST,  OoUectio  constitutionum  imperialium,  1618. 

Die  alte  volksrechtliche  Gesetzgebung  war  in  erster  Beihe  dem  Be- 
dürfnis entsprungen,  durch  Aufstellung  fester  Büß-  und  Wergeidtaxen 
das  Fehdewesen ;  wenn  auch  nicht  rechtlich  so  doch  thatsachlich,  einzu- 
schränken (S.  343).  Schon  die  fränkische  Beichsgesetzgebung  ist  von 
Maßregeln  zum  Schutze  des  LandMedens  (S.  260),  wenn  auch  in  anderem 
Sinn  als  die  des  Mittelalters,  ausgegangen.  Im  Mittelalter  hat  die  Land- 
friedensgesetzgebung^  den  Ausgangspunkt  für  die  deutsche  Beichs- 
wie  Landesgesetzgebung  gebildet;  sie  erscheint  als  der  eigentliche  Kern 
der  Gesetzgebung,  um  den  sich  allmählich  immer  weitere  Materien  legen. 


**  Litteratur  8.  8.  SchIffnbb,  Das  römische  Becht  in  Deutschland  während 
des  12.  und  18.  Jahrhunderts,  1859.    Sohüm,  ZBG.  rom.  Abt.  24,  304  f. 

1  Vgl.  S.  554  fF.  Wattz  6*,  522  ft  546  f.;  GGA.  1859,  S.  761  ff.  H.  0.  Leh- 
MANK,  bei  Ebsob  u.  Gsubsr,  Encyklopädie,  Sekt.  U.  41,  840  ff.  Wilda  in  Weiske*s 
Bechtslexikon  6,  232  ff.  Eluokhohk  bei  BminncHLi  u.  Bbatbr,  Staatswörterbuch 
6,  232  ff.  GtöcKB,  Anfänge  der  Landfriedensaufrichtungen  in  Deutschland,  1875. 
EooEST,  Studien  zur  Geschichte  der  Landfrieden,  1875.  Hebzbrbg-FrInksl,  Die 
ältesten  Land-  und  Gottesfrieden  in  Deutschland,  FDG.  23,  117  ff.  Küch,  Land- 
friedensbestrebungen Friedrichs  I.,  Marb.  Diss.  1887.  Gissebbeoht,  Gesch.  d. 
deutsch.  Kaiserzeit  2^,  71  ff.  3*,  610.  Brock,  Entstehung  des  Fehderechts  im 
deutschen  Beiche  des  Mittelalters,  1887.  Wynbkek,  Landfrieden  in  Deutschland 
von  Budolf  L  bis  Heinrich  VII.,  Gott.  Diss.  1886.  Schwalm,  Landfrieden  in  Deutsch- 
land unter  Ludwig  d.  Baiem,  Gott.  Diss.  1889.  Eelletbr,  Landfriedensbünde 
zwischen  Maas  und  Bhein  im  14.  Jh.,  Münst.  Diss.  1888.  v.  Zallinoer,  Kampf 
um  den  Landfrieden  in  Deutschland,  Mitt.  d.  öst.  Inst.,  Erg.  4,  443  ff. 
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die  in  mehr  oder  weniger  losem  Zusammenhang  mit  dem  Landfirieden 
stehen,  zum  Teil  eines  solchen  Znsammenhanges  ganz  ermangeln.  Unter 
Landfrieden  verstand  das  Mittelalter  den  Schutz  gegen  Mißbrauch  des 
Fehdewesens,  darüber  hinaus  aber  wurden  die  Landfriedensgesetze  über- 
haupt zu  Strafgesetzen,  in  ihrer  späteren  Entwickelung  zum  Teil  zu  förm- 
lichen Strafgesetzbüchern.  Das  alte  Bußen-  und  Wergeidsystem  war  im 
Absterben  begriffen;  die  Landfriedensgesetze  hatten  es  fast  nur  mit  der 
Aufstellung  öffentlicher  Strafen  für  alle  den  Landfrieden  gefährdenden 
Yerbrechen  zu  thun.  Daran  reihten  sich  Bestimmungen  über  Land- 
friedensgerichte und  deren  Verfahren;  Vorbeugungsmaßregeln,  um  den 
Ausbruch  von  Streitigkeiten  und  Fehden  möglichst  zu  verhüten,  zuweilen 
ganzliches  Verbot  der  Fehde,  meistens  freilich  nur  durch  Beschränkung 
derselben,  indem  bestimmte  Sachen  (Kirchen,  Kirchhöfe,  Wohnhäuser, 
Mühlen,  Ackergeräte  auf  dem  Felde,  des  Königs  Straße,  das  Innere  der 
Dörfer  und  Städte)  und  Personen  (G^eistliche,  Weiber,  reisende  Kaufleute, 
Juden,  Feldarbeiter,  Jäger  und  Fischer  während  der  Ausübung  ihres 
Berufes,  u.  dgl.  m.)  gegen  jeden  gewaltsamen  Angriff,  auch  in  berech- 
tigter Fehde,  gesetzlich  geschützt  wurden.  Darin  berührten  sich  die 
Landfrieden  mit  dem  Gottesfrieden  {pax  Dei,  treuga  Dei)^  nur  daß  jene 
mit  zeitlicher  Beschränkung  aufgestellt  wurden,  während  der  Grottesfiiede 
ewige  Geltung  beanspruchte*.  Der  Gottesfriede  begnügte  sich  nicht  mit 
der  unbedingten  Befriedung  gewisser  Personen  und  Gegenstände,  seine 
Hauptbedeutung  lag  vielmehr  in  der  Einführung  bestimmter  Friedetage 
(auch  „gebundene  Tage''),  an  denen  ein-  für  allemal  jeder  Waffengebrauch 
(mit  Ausnahme  von  Beichskriegen  und  der  Verfolgung  handhafter  Ver- 
brecher) und  jede  Gewaltthat  untersagt  wurde'.  Der  Gottesfriede  war  eine 
kirchliche  Einrichtung  französischen  Ursprungs,  durch  Beschlüsse  französi- 
scher Synoden  (1037—1041)  ins  Leben  gerufen,  dann  auch  in  Burgund 
verbreitet  Im  deutschen  Reiche  wurde  er  zuerst  in  der  Diözese  Lüttich 
(1082),  dann  1083  in  Köln  und  unter  Teilnahme  Heinrichs  IV.  mit  der 
Bestimmung  für  das  ganze  Beich  1085  in  Mainz  verkündigt ^    Verbind- 


*  Vgl.  S.  556.  Ausgabe  sämtlicher  Gottesfrieden  bei  Weilahd  1 ,  596 — 617. 
Vgl.  Klüokhohk,  Geschichte  des  Grottesfriedens,  1857.  Steikdobff,  Jahrbücher 
des  deutschen  Reiches  unter  Heinrich  III.,  1,  187  ff.  Nitesoh,  FDG.  21,  269  ff. 
HmscHius,  Kirchenrecht  5,  805  ff.  Hubbbti,  Studien  zur  BG.  der  Gottesfrieden 
und  Landfrieden,  1892;  Der  Gottesfriede  in  der  Kaiserchronik,  ZBG.  26,  133 ff. 
Wassbbschlbbbn,  Zur  Geschichte  der  Gottesfrieden,  ebd.  25,  112  ff.  Weiland,  ebd. 
27,  152  ff.  Hebzbbbo-FbIkxbl,  Die  ältesten  Land-  und  Gottesfrieden  in  Deutsch- 
land, FDG.  23,  184  ff.  Über  die  Bedeutung  des  Wortes  treuga  (von  ahd.  triuwa, 
fides,  foedua)  vgl.  Dibz,  WB.  d.  roman.  Sprachen  1,  s.  v.  trefftM.  Du  Cahqb,  Glossar, 
s.  V.  trevay  treugarsy  treugarius,    Hubebti,  a.  a.  0.  250  ff. 

'  Die  gebundene  Zeit  erstreckte  sich  nach  anfänglicben  Schwankungen  auf  alle 
Hauptfeste  und  gewisse  Festwochen,  außerdem  in  jeder  Woche  auf  die  Zeit  vom 
Mittwoch  (oder  Donnerstag)  Abend  bis  Montag  fr&h,  so  daß  nur  drei  (oder  vier) 
Tage  der  Woche  für  die  Fehde  frei  blieben. 

^  Die  Fragmente  des  Lütticher  GU)tte8friedens,  der  von  Heinrich  IV.,  Heinrich  V. 
und  Friedrich  L  bestätigt  wurde,  bei  Weiland  1,  608  n.   Der  Kölner  Gottesfriede 
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lichkeit  für  die  gesamte  Christenheit  erhielten  die  Begtmunongen  der 
trenga  Dei  durch  die  drei  ersten  Lateransjmoden  (1123^  1139  und  1179) 
und  die  Aufnahme  in  das  Corpus  iuris  canonici  (c.  1  X.  de  treuga  et 
pace  1,  34). 

Auch  die  ersten  Landfrieden  gehören  der  Zeit  Heinrichs  lY.  an^ 
Den  Anfiuig  machten  nicht  Beichsgesetze,  sondern  provinzielle  Landfriedens- 
einungen  der  Gregner  des  Königs.  Erst  während  seines  letzten  Jahrzehents 
hat  Heinrich  IV.  sich  mit  der  Landfriedensgesetzgebung  befaßt  Der 
älteste  Beichslandfriede  ist  von  1103,  auf  die  Dauer  von  vier  Jahren 
errichtet,  aber  nur  in  Bruchstücken  erhaltend  Von  den  Landfrieden 
Heinrichs  Y.,  Lothars  III.  und  Konrads  IIL  ist  wenig  erhalten.  Yon 
Friedrich  I.  besitzen  wir  drei,  die  bisherige  Gesetzgebung  erheblich 
erweiternde  und  nach  allen  Richtungen  ergänzende  Beichslandfrieden, 
einen  aus  den  ersten  Jahren  seiner  B^gierung  (um  1152)^,  sodann  den 
ronkalischen  Landfrieden  von  1158  für  das  ganze  Herrschaftsgebiet  des 
Kaisers  mit  Einschloß  Italiens®,  endlich  den  hauptsachlich  gegen  die 
Brandstifter  gerichteten  Nürnberger  Landfrieden  von  1186,  in  dem  der 
König  sein  früheres  unbedingtes  Yerbot  der  Fehde  dahin  beschränkte, 
daß  nur  rechtzeitige  Widersagung  (mindestens  drei  Tage  vor  Eröffnung 
der  Feindseligkeiten)  vorgeschrieben  wurde  ^. 

Besonderes  Interesse  erregt  der  Weißenburger  Landfriede  Friedrichs  I. 


ebd.  602,  Nr.  424,  und  ein  wahncheinlioh  zu  dem  Mainzer  Gotteefrieden  gehöriges 
Bruchstück  (iuramenium  paeis  Dei)  60S|  Nr.  426.  Der  Mher  fOr  den  Mainzer  ge- 
haltene Text  eines  QottesMedens  von  1085  (605,  Nr.  425)  ist  ein  auf  dem  Kölner 
Gotiesfrieden  beruhendes  Bamberger  Kirchengesetz. 

•  Über  die  VerhSltnisse  unter  Heinrich  11.  und  HI.  vgl.  Waitz  6',  528  f. 
582  f.    Stbikdobvf,  a.  a.  0.  1,  448  ff.    Kluckhohn  78  f. 

•  WnLAXD  1,  125.  Altxakn  u.  Bebivhsim^  207.  Bmchst&ck  eines  italienischen 
Landfriedens  WboiAnd  1,  117.  Eine  bemerkenswerte  Provinzialeinung  war  der 
elsftssische  Landfriede  aus  dem  Ende  des  11.  Jahrhunderts  (Weilakd  1,  Nr.  429), 
der  bereits  den  ganzen  Gottesfrieden  au^nommen  hat 

'  Weilakd  1,  194  (früher  als  Regensburger  Landfriede  von  1156  bezeichnet). 
Altmamk  u.  Bbbkheim*  209.  Mit  Unrecht  hat  man  diesen  Landfrieden  früher  auf 
Italien  bezogen,  vgl.  Waitz  6 ',  546  n.  Der  Landfriede  verbietet  jede  Tötung  infra 
paoem  eonsHtutam,  also  innerhalb  der  für  den  Landfrieden  bestimmten  Zeit,  deren 
Angabe  sich  aber  im  Gesetz  nicht  findet  Der  Form  nach  ist  der  Landfriede  ein 
einseitiger  Erlaß  des  Königs  (die  Bezeichnung  als  ELaiser  im  Eingang  beruht  auf 
späterer  Änderung)  an  die  (jhroßen  des  Reiches;  das  Gesetz  enthält  auch  Bestim- 
mungen über  Lehns-  und  Vogteisachen,  sowie  über  regelmäßige  Festsetzung  der 
Getreidepreise  durch  die  Grafen,  das  erste  Beispiel  einer  über  den  Landfrieden 
hinausgehenden  Reichsgesetzgebung.  Vgl.  Küch,  a.  a.  0.  12  ff.  25.  Wackeb, 
Reichstag  73. 

^  Weiland  1,  245  (ebd.  239  ein  wahrscheinlich  auf  dem  Reichstag  zu  Brizen 
beschlossener  Landfriede  desselben  Jahres).  Vgl.  Gissbbkecht,  a.  a.  0.  5,  173  ff. 
Das  Gesetz  verweist  jeden  Rechtsanspruch  auf  den  gerichtlichen  Weg,  verbietet 
also  die  Fehde.  Es  sucht  einen  ewigen  Landfrieden  (veram  et  perpetuam  paeem) 
zu  begründen,  faßt  aber  doch  nur  einen  beschränkten  Zeitraum  (Erneuerung  von 
fünf  zu  fünf  Jahren)  ins  Auge. 

•  Weilaiö)  1,  449.    Vgl.  KüCH,  a.  a.  O.  71. 
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für  Rheinfrankeiiy  Ton  1179^  teils  weil  er  die  Bestimmungen  des  Gottes- 
friedens aufgenommen  hat,  teils  weil  er  sich  als  eine  bloße  Emeaemng 
eines  alten  Friedens  Karls  des  Großen ,  d.  h.  aas  unvordenklicher  Zeit, 
kundgiebt^®.  Eine  ähnliche  königliche  Erneuerung  eines  „alten  Friedens'^ 
ist  Heinrichs  (VII.)  Frankfurter  Landfriede  für  Sachsen  von  1221  oder 
1228^^  und  sein  wahrscheinlich  1224  erlassener  Würzburger  fieichsland- 
friede  (sog.  Treuga  Heinrici)^^  beide  die  Bestimmungen  des  Gottesfriedens 
enthaltend  und  durch  vielfache  Übereinstimmung  nüt  dem  Sachsenspiegel 
bemerkenswert. 

Alle  früheren  Landfriedensgeset^e  wurden  durch  den  Mainzer  Reichs- 
landfrieden  Friedrichs II.  von  1235  in  den  Hintergrund  gedrangt".  Der- 
selbe erschien  zugleich  in  einer  amtlichen  deutschen  Bedaktion  und  besaß 
noch  um  1400  ein  solches  Ansehen,  daß  er  von  Nikolaus  Wurm  glossiert 
wurde";  die  Beichslandfrieden  Rudolfe  L,  Adolfs,  Albrechts  I.  und  Hein- 
richs VIL  waren  im  wesentlichen  bloße  Erneuerungen  des  Mainzer  Gesetzes, 
das  sie  nur  hier  und  da  abänderten  oder  ergänzten  ^^  Den  Inhalt  des 
letzteren  bildete  außer  strafrechtlichen  Bestimmungen  der  verschiedensten 
Art  die  Einsetzung  eines  Beichshofrichters  und  eines  Hofgerichtschreibers, 
dazu  kamen  Vorschriften  über  Gerichts-,  Münz-,  Zoll-  und  Verkehrswesen, 
Geleits-  und  Befestigungsrecht,  geistliche  Gerichtsbarkeit,  Vogteirechte, 
Verbot  der  Pfehlbürger  und  Muntmannen  in  den  Städten,  Verbot  der 
Privatp&ndung,  auch  ausführliche  Bestimmungen  über  die  Bechte  der 
Väter  gegen  ungehorsame  Söhne,  in  Anknüpfung  an  die  Empörung  des 
Königs  Heinrich  (VII.)  gegen  seinen  Vater.  Die  Bestimmungen  über  die 
Fehde  standen  also  nicht  mehr  im  Vordergrund. 

Der  Schwerpunkt  der  Fürsorge  für  den  Landfrieden  lag  seit  Rudolf  I. 
nicht  mehr  in  den  Reichs-,  sondern  in  den  Frovinziallandfrieden,  bei  denen 
der  König  nur  noch  zuweilen  mitwirkte  ^^  Seit  Ludwig  dem  Baiem  hörte 
die  Landfriedensgesetzgebung  des  Reiches  in  der  Hauptsache  auf  und  die 
freien  oder  durch  den  König  vermittelten  Landfriedenseinungen  traten  an 


^^  Weilaih)  1,  SSO.    Ai/ncAKir  a.  Bbbkhsiii*  212. 

"  Weil  AND  1,  894.  Zuerst  herausgegeben  und  besprochen  von  KBÜHins,  N. 
Mitten,  d.  thttr.-sftchs.  Vereins  17,  220  ff.,  sodann  von  Weiland,  ZRG.  21,  SS  ff. 
118  ff.    Vgl.  KüoH,  a.  a.  0.  65  ff. 

"  Weiland  2,  Nr.  280.  281.  284.  Vgl.  ZRG.  21,  100  ff.  116  ff.  202.  Ein 
zweiter  Reichslandfriede  Heinrichs  (VEL.)  von  1284  bei  Weiland  2,  Nr.  819. 

»•  Weiland  2,  Nr.  196.    Vgl.  S.  648  n. 

**  Der  deutsclie  Text  Weiland  2,  Nr.  196%  mit  der  Glosse  bei  Böhi^ü,  Nove 
constitutiones  domini  Alberti,  d.  i.  der  Landfnede  von  1285  mit  der  Glosse  des 
Nie.  Wurm,  1858  (der  Glossator  hatte  den  Mainzer  Landfrieden  irrtamlich  f&r  ein 
Gesetz  Albrechts  I.  gehalten).  VgL  Zbümeb,  Eist  Zeitschf.  82,  489.  Luschin 
V.  Ebbnobbuth,  N.  Arch.  25,  539  ff. 

«  Vgl.  MG.  Leg.  2,  448.  456.  459.  481. 

'*  Zu  erwähnen  sind  die  Provinziallandfrieden  Rudolfs  I.  für  Österreich  von 
1276  (v.  Schwind  u.  Dopsch,  a.  a.  0.  106.  125),  für  Baiem,  Schwaben  und  Franken 
von  1281  (MG.  Leg.  2,  410.  430.  436;  der  daselbst  S.  427  abgedruckte  besser  Mon. 
Wittelsb.  1,  338). 
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ihre  Stelle  ^^  Von  Keichslandfrieden  sind  nur  das  bedeutende  Gesetz 
Albrechts  ü.  von  14S8,  sodann  die  sog.  Frankfurter  Beformation  von  1442 
und  die  Landfrieden  ?on  1467  und  1474,  sämtlich  von  Friedrich  UI., 
herrorzuheben  ". 

Eine  Eigentümlichkeit  aller  Landfriedensgesetze,  mochten  sie  die  Form 
eines  einseitigen  königlichen  Erlasses  oder  eines  farmlichen  Beichsgesetzes 
tragen,  bestand  darin,  daß  sie  ebenso  wie  die  Landfriedenseinungen  nur 
für  solche  verbindlich  waren,  die  sie  ausdrücklich  beschworen  hatten. 
Wer  den  Eid  verweigerte,  verfiel  allerdings  in  schwere  Strafe,  die  seit 
dem  13.  Jahrhundert  darin  bestand,  daß  ihm  selbst  der  Schutz  des  Land- 
friedens verweigert  wurde.  Die  Landfriedensgesetze  aber  waren  nur  leges 
imperfectae,  ihre  verbindliche  Kraft  erhielten  sie  erst  durch  die  eidliche 
Verpflichtung  jedes  einzelnen,  die  immer  nur  auf  bestimmte  Zeit  (ein  bis 
zehn  Jahre)  erfolgte,  selbst  wo  der  Gesetzgeber  dauernde  Geltung  seines 
Gesetzes  beabsichtigt  hatte.  Damit  hängt  der  vorwiegend  provinzielle 
Charakter  der  Landfrieden  zusammen;  selbst  die  Keichslandfrieden  wurden 
landschaftsweise  beschworen  und  verhielten  sich  in  hohem  Grade  rück- 
sichtsvoll gegen  das  Fartikularrecht,  dem  gegenüber  sie  vielfach  nur  eine 
ergänzende  Bedeutung  in  Anspruch  nahmen.  Man  erkennt  noch  die 
Nachwirkungen  des  früheren  Gegensatzes  von  Yolksrecht  und  Amtsrecht: 
von  Beiohs  wegen  konnte  der  König  bei  Strafe  befehlen,  daß  jedermann 
den  Eid  leiste,  aber  das  materielle  Becht  konnte  nur  landschaftsweise  durch 
den  Beitritt  der  Bevölkerung  abgeändert  werden  ^^ 

Anders  stand  es  bei  den  Gegenständen  der  Gesetzgebung  die  von 
alters  her  dem  Bereich  des  königlichen  Amtsrechts  angehörten.  Hier  be- 
wegten sich  die  Könige,  indem  sie  je  nach  der  Sachlage  die  Form  des 
Privilegs  oder  des  mit  Genehmigung  des  Beichstages  erlassenen  Beichs- 
gesetzes oder  des  Beichsweistums  wählten,  durchaus  frei  Dies  gilt  zunächst 
von  den  Verfassungsgesetzen.  In  Form  eines  königlichen  Weistums,  auf 
das  Gutachten  der  Bologneser  Juristen,  wurde  die  ronkalische  Sententia 
de  regalibus  Friedrichs  L  von    1158   verkündigt,   die  nicht,   wie  der 


"  YgL  ViBLAU,  Beitrftge  zur  G^ch.  der  Landfrieden  Karls  IV.,  Hall.  Diss. 
1877.  FiscHBB,  Landfriedensverfassang  unter  ELarl  IV.,  Gtött.  DUe.  1884.  Michblsek, 
Urkundl.  Beitrag  z.  G^sch.  d.  Landfrieden^  1868.  Mbndthal,  Stftdtebünde  u.  Land- 
frieden in  Westfalen,  Eönigsb.  Diss.  1879.  Weioel,  Landfiriedensverhandlungen 
unter  König  Sigmund,  Hall.  Diss.  1884.  Ein  lothringischer  Landfriede  Karls  IV. 
von  1854,  Wien.  SB.  111,  1  S.  89,  der  wetterauische  von  1871  bei  Altmamn  u. 
Bkkhhedc'  232,  Wenzels  Egerer  Landfriede  von  1389  ebd.  234,  Ruprechts  fränkischer 
Landfriede  von  1407  bei  Chmbl,  Begesta  Rupert!  205  ff.  Ein  Landfriedensgesetz 
Karls  lY.  war  der  westfälische  Landfnede  von  1371.  Vgl.  Lihdkeb,  Veme  442  ff. 
MsKDTHAL,  a.  a.  0.  50  ff.    Fisoheb,  a.  a.  0.  99  f. 

^^  AxTMANH  u.  Bbbkhbim*  248.  N.  Samml.  d.  Reichsabscbiede  1,  154.  164. 
170.  225.  261.  Ein  kurzer  Landfriede  Ludwigs  des  Baiern  v.  1328  ebd.  43.  Der 
Landfriede  voin  1438  sollte  die  Kreisyerfassung  einführen,  das  Q-erichtswesen  ver- 
bessern und  die  Fehde  dauernd  beseitigen. 

"  Vgl.  Wattz  6«,  535.  546.  Sohm,  Jenaer  Litt-Zeitung  1876,  S.  466  f.  Hist. 
Zeitschr.  37,  351. 
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gleichzeitige  Landfrieden  für  das  ganze  Beich,  sondern  ausschließlich  für 
Italien  bestimmt  war  and  erst  später  durch  Yermittelung  der  libri  Fea- 
dorum  auch  in  Deutschland  zu  gesetzlicher  Geltung  gelangt  ist'^.  Inwiefern 
der  Frankfurter  Beichstag  von  1220  bei  Friedrichs  11.  sog.  Confoederatio 
cum  principibus  ecclesiasticis  und  der  Speierer  Reichste^  von  1275 
bei  ihrer  Bestätigung  durch  Budolf  L  mitgewirkt  hat,  ist  aus  den  daron 
überlieferten  Urkunden  (S.  590)  nicht  zu  ersehen.  Die  Constitutio  in 
favorem  principum  kam  1281  auf  dem  Beichstag  (m  generali  curia) 
zu  Worms  zustande  und  wurde  1282  auf  dem  zu  Sibidatum  (Cüvidale) 
von  Friedrich  IL  bestätigt*^.  Die  Beschlüsse  des  Eurvereins  zu 
Bense  wurden  auf  einem  Frankfurter  Beichstag  im  August  1388  zum 
Beichsgesetz  erhoben".  Von  der  Goldenen  Bulle  Karls  IV,  {Carolina^ 
von  dem  goldenen  Siegel  Äurea  Bulla)  waren  c.  1 — 28  ein  Werk  des 
Nürnberger  Beichstages  (10.  Jan.  1856]^  während  der  Schluß  (c.  24—31) 
auf  dem  Beichstage  zu  Metz  (25.  Dez.  1356)  zustande  kam^'.  Die  früher 
verbreitete  Annahme,  daS  die  Bestimmungen  über  die  Verhältnisse  der 
Kurfürsten  mit  diesen  ohne  Mitwirkung  des  Beichstages  vereinbart  seien, 
beruht  auf  Mißverständnis.  Überwiegend  waren  die  Bestimmungen  der 
Goldenen  Bulle  bloße  gesetzliche  Sanktion  des  bestehenden  Beichsherkommens; 
die  den  Kurfürsten  eingeräumten  Hoheitsrechte  hatten  dem  König  von 
Böhmen  größtenteils  schon  vorher  zugestanden  und  wurden  durch  die  Gol- 
dene Bulle  nur  auf  die  übrigen  Kurfürsten  ausgedehnt  Außerdem  ent- 
hielt die  Gk)ldene  Bulle  einige  Bestinmiungen  über  den  Landfrieden,  über 
verbotene  Verbindungen  u.  dgL  m.  Die  Sprache  des  Gesetzes  ist  nodi 
die  lateinische  ^^ 

Dem  Bechtsverhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche  gehörten  ver- 
schiedene Konkordate  mit  dem  Papste  an:  das  Wormser  oder 
Galixtinische  von  1122'^,  das  Konstanzer  von  1418^,  das  so- 


*<>  Weiland  1,  244.    Vgl.  Gie8ebmcht,  a.  a.  O.  5,  173  £ 

•*  Weiland  2,  211.  418.  Altmann  u.  Bebnheim*  21.  Über  die  von  Friedrich  11. 
vorgenommenen  Abfinderangen  vgl.  S.  590. 

**  Vgl.  Lindneb,  Deutsche  Geschichte  1,  448  fL  Eichbork,  Über  den  Kur- 
verein,  Abh.  d.  Berl.  Ak.  1884,  S.  828  ff.  Fickbb,  Z.  G.  d.  Kurvereins  su  Rense, 
Wien.  SB.  11,  673  ff.  Eine  kritische  Textausgabe  fehlt  noch.  Abdrucke  u.  a.  bei 
FioKSB,  a.  a.  0.  708  ff.  Altmann  u.  Bernhedc*  41 — 15.  Fbankuk,  Sent  cor.  reg. 
Nr.  1—8. 

**  Die  relativ  beste  Ausgabe  bei  Altmann  u.  Bebnhbim'  47  ff.,  sodann  Habnack, 
Rurförstenkolleginm  197  ff.,  Vgl.  Habnack,  a.  a.  0.  140 ff;  FDG.  24,  445  ff.  25, 
583.  Lindnbb,  Deutsche  Geschichte  2,  48 ff.;  FDG.  25,  184 ff.;  Mitt  d.  öst  Inst 
5,  96  ff.  BussoN,  ebd.  2,  29  ff.  Stobb^  1,  471  f.  Webunsey,  Geschichte  Kaiser 
Karls  IV.  3,  111  ff.  154  ff.  Vgl.  M.  G.  Schmidt,  Die  steatsrechtl.  Anwendung  der 
Goldenen  Bulle,  Hall.  Diss.  1894.  Reimann,  Untersuchung  über  die  Yoriagen  und 
die  Abfassung  der  G.  B.,  Hall.  Diss.  1898. 

^  Eine  vor  1895  entstandene  deutsche  Übersetzung  bei  Altmann,  ZRG. 
31,  107  ff. 

^^  Vgl.  S.  403.  499  f.    Weiland  1,  159.    Altmann  u.  Bbbnheim*  98. 

^  Hübleb,  Gonstanzer  Reformation  164  ff. 
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genaimte  Fürstenkonkordat  von  1447  und  das  Wiener  Konkordat 
Ton  1448«^ 

Von  den  das  italienische  Lehnrecht  betreffenden  Gesetzen  wird  erst 
onten  (§  57)  zu  reden  sein.  Die  sogenannte  Constitntio  de  expedi- 
tione  Bomana,  die  sich  selbst  für  ein  Gesetz  Karls  des  Großen  ans- 
giebt  nnd  früher  for  eine  immerhin  glaubwürdige  Privatarbeit  über  den 
Bömerzng  galt,  ist  eine  im  Kloster  Eeichenan  um  die  Mitte  des  12.  Jahr* 
hunderts  entstandene,  im  späteren  Mittelalter  für  ein  wirkliches  Reichs- 
gesetz  gehaltene  F&lschung,  mit  dem  Zwecke  die  Rechte  und  Pflichten 
einer  aufsässigen  Dienstmannschaft  in  scheinbar  authentisoher  Weise  zu 
regeln*®. 

Von  den  zahlreichen  königlichen  Privilegien  ist  noch  der  S.  468f. 
erwähnten  for  die  Juden  zu  gedenken. 

Kürzere  Reichsgesetze  wurden  meistens  in  der  Form  von  Urteilen 
oder  Weistümern  des  Reichshofgerichts  erlassen'^. 

Die  Publikation  der  Reichsgesetze  war  eine  sehr  mangelhafte. 
Vielfach  blieben  sie  ganz  unbekannt  Eine  Gesetzsammlung  in  der  Art 
der  Kapitulariensammlung  des  Ansegis  gab  es  nicht.  Die  staulSschen 
Kaiser  ließen  verschiedene  ihrer  Gesetze  als  Authenticae  in  den  Codex 
Justinianeus  einreihen '^  Die  Hofgeriditsweistümer  sollten  nach  einer 
Bestimmung  des  Mainzer  Landfriedens  von  1235  in  ein  ürteilsbuoh  ein- 
getragen werden;  erhalten  ist  ein  solches  nicht. 

§  54.    Die  Rechtabficher. 

Stobbe  1,  286—446.  Bbümkeb,  Gnindsstkge  95  ff.  SrorrziNo,  Gesch.  cL  deutsch. 
RW.  1,  1  f.  7  ff.  HoMEYBB,  Die  deutschen  Becbtsbücher  des  Mittelalters  und  ihre 
Handschriften,  1856;  Berl.  SB.  1871,  S.  61  ff.  220  ff.  ZBG.  1,  240 ff.  2,  175  ff.  4, 
178  ff.  8,  165  ff.  820.  15,  181  ff.  Steffekhaoen,  Deutsche  Rechteqnellen  in  Pfeußen, 
1875.  Spangbkberg,  Beiträge  zu  den  teutschen  Rechten  des  Mittelalters,  1822. 
Grufen,  Teutsche  Altertümer  z.  Erläuterung  des  sftchs.,  auch  schwäb.  Land-  u. 
Lehnrechts,  1746.  Fbensdoeff,  Beitrfige  z.  Gesch.  u.  Erklär,  d.  deutsch.  Becbts- 
bücher, Nachrichten  d.  Gott  Ges.  d.  W.  1894,  S.  1  ff. 

Während  sich  die  rechtswissenschaftliche  Arbeit  der  frankischen  Zeit, 
abgesehen  von  den  Erzeugnissen  der  lombardischen  Bechtsschule,  in  der 


"  N.  Samml.  d.  Beichsabschiede  1,   174—181.    Altmank  u.  Bbbnhbim'  129. 

"  Weiland  1,  661.  Aitmann  u.  Bermheim'  171.  Vgl.  Stobbe  1,  474.  Fiokeb, 
Wien.  SB.  78,  173 ff.  Waitz,  FDG.  14,  31  ff.;  Abhandl.  551.  Scheffer-Boichorot, 
Zur  Gesch.  d.  12.  u.  13.  Jhs.  1  ff.  (ZGO.  42,  173  ff.,  vgl.  A.  Schulte,  ebd.  51,  853). 
Eine  echte,  inhaltlich  sehr  wertvoUe  Urkunde  über  die  Romfahrtpflicht  der  Yassallen 
des  Bischofs  von  Yercelli  vom  Jahre  1154,  bestätigt  von  König  Heinrich  VI.,  bei 

SCHEFFER-BOICHORST,   R.    a.    O.    20  ff. 

**  Vgl.  S.  511.  Eine  dankenswerte  Zusammenstellung  des  Erhaltenen  bei 
Franklin,  Sententiae  curiae  regiae,  1870.  Ein  Eeichsvikariatsweistum  von  1254 
Mon.  Wittelsb.  1,  132,  Nr.  56. 

M  Vgl.  §  48,  n.  52.  77.  Eine  Übersicht  bei  ElrÜoer,  Codex  Justinianeus 
(Corpus  iuris  civ.,  ed.  stereot.  11.)  S.  510  ff. 

B.  6chb5deh,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    4.  Aufl.  42  ^^ 
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Hauptsache  auf  die  Herstellung  von  Formelsammlungen  und  etwa^  Ver- 
änderungen beim  Abschreiben  der  Volksrechte  beschrankte,  waren  die 
Bechtsbücher  des  Mittelalters^,  in  Deutschland  wie  in  Frankreich,  mehr 
oder  weniger  systematisch  angelegte  Bearbeitungen  des  in  Gesetzen  und 
Gewohnheiten  Torliegenden  Beditsstoffes.  Von  vornherein  durchaus  Privat- 
arbeiten,  erwarben  sich  die  Bechtsbücher  doch  in  der  Begel  sehr  bald 
offizielles  Ansehen,  wurden  in  den  Gerichten  wie  in  der  Gesetzgebung 
viel&ch  zu  Grunde  gelegt  und  haben  zum  Teil  erheblich  zur  Fortbildung 
des  Bechts  beigetragen.  Die  Sprache  der  Bechtsbücher  war  deutsch;  sie 
gehören  zu  den  ältesten  und  umfangreichsten  Erzeugnissen  der  deutschen 
Prosa.  Nach  der  Aufgabe,  welche  die  Verfasser  sich  stellten,  hat  man 
Bechtsbücher  allgemeinen  Charakters  (für  das  Beich  oder  einen  ganzen 
Stamm  oder  doch  ein  größeres  Gebiet)  von  den  partikulären  Stadt-  und 
Landrechtsbüchem,  von  denen  erst  später  (§§  55.  56)  die  Bede  sein  wird 
zu  unterscheiden.  Den  Hauptinhalt  der  Bechtsbücher  bildet  das  „Land- 
recht*',  worunter  außer  dem  Privat-  und  Strafrecht,  der  Gerichtsverfassung 
und  dem  Prozeß  auch  das  Staatsrecht  verstanden  ¥rird.  Von  den  Sonder- 
rechten bleiben  Hof-  und  Dienstrecht  regelmäßig  unberücksichtigt,  wah- 
rend das  Lehnrecht  überall  Gegenstand  besonderer  Darstellung  ist*. 
Einige  Bechtsbücher  behandeln  nnr  den  Prozeß;  man  nennt  sie  Bechts- 
gangbücher  oder  Bichtsteige.  Das  Stadtrecht  wird  nur  von  einem  Teil 
der  Bechtsbücher  berücksichtigte 

Das  älteste  und  vorzüglichste  Bechtsbuch,  der  Sachsenspiegel^ 
zerßllt  in  ein  Land-  und  Lehnrechtsbuch.  Beide  waren  ursprünglich  in 
eine  fortlaufende  Beihe  von  Artikeln  eingeteilt»  seit  dem  14.  Jahrhundert 
ist  aber  bei  dem  Landrecht  die  von  dem  Glossator  Johann  von  Buch  ein- 
geführte Einteilung  in  drei  Bücher  üblich  geworden  ^    Dem  Bechtsbuch 

voran  geht  eine  gereimte  Vorrede  [praefatio  rhtfthmiea)^^  es  folgen  zwei 

• 

*  Die  Bezeichnung  „Rechtsbücher''  kommt  schon  im  18.  Jahrhundert  vor. 
Vgl.  Stobbe  1,  278  n.    Lexer,  WB.  2,  378. 

*  Die  Hof-  und  Dienstrechte  entzogen  sich,  im  Gegensatze  zu  dem  einheitlich 
gestalteten  Lehnrecht,  wegen  ihrer  partikularrechüich  äußerst  verschieden  gearteten 
Entwickelung  jeder  zusammenhängenden  Darstellung.    Vgl.  Ssp.  III.  42,  §  2. 

'  Neuerdings  hat  Heck,  Biergelden  (S.  451,  n.  68),  im  Sachsenspiegel  die 
mehrfache  Bezugnahme  auf  stadtrechtliche  Verhältnisse,  zumal  solche  in  Magde- 
burg, behauptet,  seine  Gründe  sind  aber  in  keiner  Weise  überzeugend. 

^  Beste,  aber  noch  keineswegs  genügende  Ausgabe:  Hohbter,  Des  Sachsen- 
spiegels 1.  Teil  oder  das  sächsische  Landrecht',  1861;  Des  Sachsenspiegels  2.  Teü, 
Band  1,  1842.  Ausgabe  der  holländischen  Texte  von  de  Gtesbvan  Jütphaas,  De 
Saksenspiegel  in  Nederland,  2  Bde,  1888.  Eine  Schulausgabe  des  Landrechts  in 
der  obersächsischen  Gestaltung  von  Wbiske  und  Hildebband.  Über  sonstige  Aus- 
gaben Stobbe  1,  290  ff.  Vgl.  Hometeb,  Genealogie  der  Handschriften  des  Sachsen- 
spiegels^ Abb.  d.  Berl.  Akad.  1859,  S.  83  ff.  ZRG.  3,  828  f.  7,  319  f.  9,  184.  476. 
10,  309.  11,  44  ff.  267  ff.  321. 

^  Man  citiert  das  Landrecht:  Ssp.  IIL  45,  §  8,  das  Lehnrecht:  Sachs.  Lehnr. 
80,  §  4. 

*  RoETHE,  Die  Reimvorreden  des  Sachsenspiegels,  Abb.  d.  Gtött  Ges.  d.  W. 
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prosaische  Vorreden  {proloffus,  textus  prologi)  und  eine  erst  später  (aber 
vor  1240)  nachgetragene  genealogische  Übersicht  tlber  den  sächsischen 
Herrenstand,  die  sogenannte  Vorrede  Fan  der  herren  geburt''.  Über  die 
Entstehung  des  Werkes  sind  wir  teils  dnrch  die  gereimte  Vorrede,  teils 
durch  den  gesamten  Inhalt  unterrichtete  Verfasser  war  £ike  Ton  Repgau, 
der  Sproß  eines  altedelen  Geschlechts,  dessen  Stammsitz  das  anhaltische 
Dorf  Beppichau  im  Gau  Serimunt  (zwischen  Mulde,  Elbe  und  Saale)  war^ 
Er  hatte  sein  Werk  ursprünglich  lateinisch  verfaßt,  dann  nach  längerem 
Sträuben  auf  Bitten  des  Grafen  Hoyer  von  Falkenstein,  Stiftsvogtes  von 
Quedlinburg  (urkundlich  erwähnt  von  1211  bis  1246),  ins  Deutsche  über- 
setzt ^^  Die  Sprache,  deren  er  sich  dabei  bediente,  war  die  niedersäch- 
sische seiner  Heimat^  aber  mit  dem  bewußten  Bestreben,  sich  auch  dem 
Hochdeutschen  verständlich  zu  machen,  daher  unter  unverkennbarer  Ver- 
meidung aller  ausschließlich  niederdeutschen  Ausdrücke,  während  nicht 
selten  hochdeutsche  Wörter  verwendet  werden,  die  vor  Eike  kaum  Hei- 
matsrecht im  Niedersächsischen  besessen  haben  dürften.  Der  Zufall  hat 
es  gefügt,  daß  gerade  die  ältesten  uns  erhaltenen  ^andschriften  den  Text 
in  hochdeutscher  (obersächsischer)  Übersetzung  geben  ^l  Hinsichtlich  der 
Abfassungszeit  steht  zunächst  fest,  daß  das  Landrecht  vor  dem  Lehnrecht 

1S99.  Stobbe  1,  298  ff.  Fbommhold,  ZR6.  26,  125  ff.  Sghbödeb,  ebd.  14,  247.  22, 
52  ff.  26,  226.  Die  ursprüngliche  Vorrede  mn&ßt  v.  97—280,  während  sich  v.  1—96 
als  eine  zweite,  erst  spftter  von  einem  anderen  Verfasser  hinzugefOgte  Vorrede  zn 
erkouien  geben. 

»  Vgl.  Anm.  17.  v.  Zallwobb,  Schöffenbarfreie  180  ff.  Wimtbe,  FDG.  14,  306  ff. 
18,  380  ff.  HoMBTEB,  Abb.  d.  Berl.  Akad.  1852,  S.  68  f.  Kopp,  Bilder  u.  Sehr.  d. 
Vorzeit  1,  133  f. 

»  Vgl.  HoMBYEB,  a.  a.  0.  1,  1  ff.  2,  1  S.  45  ff.  Pickbb,  Über  die  Entstehungs- 
zeit des  Sachsenspiegels  und  die  Ableitung  des  Schwabenspiegels  aus  dem  Deutschen- 
spiegel, 1859.    Fbensdorff,  Hans.  Gksch.-Bl.  6,  101  ff.    Stobbs  1,  296  ff. 

*  Über  die  Persönlichkeit  und  das  Geschlecht  Eikes  ist  noch  zn  vergleichen 
V.  Posebm-Klett,  Zur  Geschichte  der  Markgrafschaft  Meißen  29  f.  108  f.  Weilahd, 
MG.,  Deutsche  Chroniken  2,  51  ff.  ZRG.  14,  247.  18,  12.  19,  192.  29,  214.  Die 
Varianten  des  Geschlechtsnamens  sind  zahlreich:  Bepgowe,  Repgauwe,  Repegouwe, 
Repechowe,  Repchowe,  Beppekowe,  Bepkow,  Repichowe,  Ribecowe  u.  s.  w. 

^^  Eine  von  Hometeb  begründete,  auch  in  unser  Lehrbuch  Übergegangene 
Meinung  hielt  ein  in  lateinischen  Knittelversen  abgefaßtes  Lehnrechtsbnch ,  den 
sog.  Auetor  vetus  de  beneficiis,  f&r  den  lehnrechtlichen  Teil  des  lateinischen 
Ursachsenspiegels.  Wird  es  auch  zu  voller  Klarstellung  der  Sachlage  noch  weiterer 
Forschung  bedürfen,  so  ist  doch  nach  der  von  Zextxeb  angeregten  Untersuchung 
von  Ernst,  N.  Arch.  26,  207  ff.,  schon  jetzt  anzunehmen,  daß  der  A.V.  kein  Original- 
werk, sondern  nur  die  lateinische  Bearbeitung  eines  bereits  mehrfach  interpolierten 
deutschen  Textes  des  Sachsenspiegels  ist,  wie  er  uns  im  wesentlichen  in  dem  um 
1300  entstandenen  GSrlitzer  Lehnrecht  vorliegt  Ausgabe  des  letzteren  in 
Verbindung  mit  dem  A.V.  bei  Hokeybb,  a.  a.  0.  2,  2  S.  73  ff. 

>^  Vgl.  HoHETSR,  a.  a.  0.  1,  14  ff.  Fbeksdobff,  Hans.  G.-Bl.  6,  110  ff.  Winteb, 
a.  a.  0.  14,  333  ff.  Loebsgh,  ZRG.  11,  267  ff.,  hat  als  ftlteste  datierte  Handschrift 
eine  solche  in  kSlnischer  Mundart  von  1295  nachgewiesen.  Über  die  Sprache  des 
Sachsensenspiegels   vgl.  die  Anm.  6   angeführte   vortreffliche   Untersuchung   von 

ROETHX. 
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entstanden  ist^^  Die  Erwähnong  des  Königs  von  Böhmen  (Ssp.  III.  57, 
§  2)  ergiebt^  daß  der  Sachsenspiegel  jedenfalls  nach  1198  yerfaßt  ist,  da 
Böhmen  von  1173  bis  1198  keinen  König  hatte,  von  einer  Abfassung  vor 
1178  aber  keine  Bede  sein  kann.  Da  Eike,  der  urkundlich  von  1209 
bis  1283  erwähnt  wird,  1215  noch  zum  Stande  der  freien  Herren  ge- 
hörte, 1218  aber  schon  in  die  Ministerialitat  übergetreten  war,  so  darf 
man  bei  dem  besonderen  Interesse,  das  er  gerade  den  altfreien  Ministerialen, 
seinen  Schöffenbarfireien,  von  Beginn  seines  Werkes  an  gewidmet  hat,  mit 
Sicherheit  behaupten,  daß  er  erst  nach  1215  an  die  Arbeit  gegangen 
ist^^.  Stände  es  fest,  daß  Eike  den  sächsischen  Landfirieden  in  der  uns 
vorliegenden  Frankfurter  Gestalt  oder,  wie  man  früher  als  feststehend  an- 
nahm, den  Würzburger  Landfirieden  (Treuga  Heinrici)  benutzt  hätte,  so 
müßte  die  Abfassungszeit  nach  1221  oder  1228/24  gesetzt  werden 
(S.  654).  Nach  den  neuesten  Untersuchungen  ist  aber  anzunehmen,  daß 
Eike  ein  noch  unbekanntes,  den  beiden  Gesetzen  verwandtes  Landfiriedens- 
gesetz  benutzt  hat^^  Auch  die  Berufung  auf  die  Strafe  des  Feuertodes 
für  Ketzer  (IL  18,  §  7),  die  für  die  Lombardei  erst  1224  durch  Friedrich  II. 
angeordnet  wurde,  ist  nicht  entscheidend,  da  diese  Strafe  in  Deutschland 
schon  lange  vorher  in  Gebrauch  war^'.  Andererseits  muß  der  Sachsen- 
spiegel vor  dem  Mainzer  Reichstag  von  1235  vollendet  worden  sein,  da 
er  den  auf  diesem  beschlossenen  Landfrieden  (S.  654)  noch  nicht  kennt 
und  bei  seiner  Aufzahlung  der  sächsischen  Fahnlehen  (III.  62,  §  2)  das 
auf  jenem  Tage  errichtete  Herzogtum  Braunschweig  (S.  404  n.)  übergeht. 
Der  Sachsenspiegel  ist  demnach  zwischen  1215  und  1285  entstanden  ^^ 

^*  Daß  Landrecht  und  Lehnrecht  von  demselben  Verfasser  herrühren,  unter- 
liegt bei  der  vöUigen  inhaltlichen  Übereinstimmang  nicht  dem  geringsten  Zweifiel. 
Vgl.  HoHBTEB,  a.  a.  0.  2,  1  S.  45  ff.    Stobbe  1,  321  ff. 

»  Vgl.  S.  444  f.    V.  ZALLDfaKE,  a.  a.  0.  202  ff. 

^«  Vgl.  Wbuvand,  ZRG.  21,  99  f.  Frbhsdobff,  Beiträge  1^35.  Der  letztere 
weist  nach,  dafi  der  Ssp.  IL  66—71  §  1  benutzte  und  in  selbständiger  Weise  be- 
arbeitete Landfriede  dem  Frankfurter  wie  dem  Würzburger  Landfrieden  sehr  nahe 
gestanden,  aber  doch  Einzelnes  enthalten  hat,  was  teils  in  dem  einen,  teils  in  dem 
anderen  fehlt.  Außerdem  hat  von  Ssp.  11.  71  §  2  an  (die  den  Landfrieden  be- 
handelnden Bestimmungen  gehen  bis  Bsp.  III.  3,  wozu  vielleicht  noch  in.  8  ala 
Nachtrag  gehört)  eine  den  beiden  Landfrieden  fremde  QueUe,  die  dem  rheinfrftn- 
kischen  Landfrieden  von  1179  nahe  steht,  dem  Verfasser  vorgelegen.  Bei  II.  66 
§  2  scheint  Eike  auch  die  Ende  des  12.  Jhs.  verfaßte  Summa  decretalinm  des  Ber- 
nardus  von  Pavia  (f  1218)  benutzt  zu  haben.    Vgl.  Fbeksdobff,  a.  a.  0.  17. 

"  WxiLAND  2,  126.    Freksdorff,  Hans.  Gksch.-Bl.  6,  104  ff. 

^'  Für  die  Entstehung  vor  1282  spricht  der  Umstand,  daß  der  Sachsenspiegel 
noch  überall  das  königliche  Regiment  voraussetzt  und  die  Landeshoheit  der  Fürsten 
nicht  zu  kennen  scheint.  S.  523,  n.  12  ist  auf  einen  gewissen  Widerspruch  des 
Ssp.  mit  der  Conf.  c.  princ.  eccl.  hingewiesen,  doch  föllt  dieser  nicht  genug  ins 
Gewicht,  um  daraufhin  den  ersteren  vor  1220  zu  setzen.  Ein  Verwandte  Eikes, 
der  Verfasser  der  sftchsischen  Weltchronik  (1231—1237),  ebenfalls  ein  Herr  von 
Repgau,  aber  geistlichen  Standes,  bat  den  Sachsenspiegel  bereits  benutzt  (vgl. 
Weiland,  a.  a.  0.  49  ff.),  auch  die  Vorrede  des  Gedichtes  Reinaert  (Mitte  des  18.  Jha.) 
enthält  auffallende  Ankläuge  an  die  praefatio  rhythmica.    Vgl.  ZRG.  22,  52. 
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Später  hat  der  Verfasser  sein  Werk  noch  mit  Zusätzen,  aber  nicht,  wie 
man  früher  annahm,  auch  mit  einer  zweiten  gereimten  Vorrede  ausgestattet; 
dieser  neuen  Bearbeitung  gehört  wohl  auch  die  Vorrede  „Von  der  herren 
geburt'^  an^^  Von  Unberufenen  sind  sodann  noch  zahlreiche  Zusätze  und 
vielfach  ungeschickte  Einschaltungen  eingefugt  worden,  die  großenteils 
bereits  einer  jüngeren  Rechtsbildung  angehören  ^^. 

Der  Verfasser  gab  seinem  Werke  den  Titel  Spigel  der  Saxen  (praef. 
rhythm.  178),  weil  er,  ohne  Berücksichtigung  partikularrechtlicher  Eigen- 
tümlichkeiten ^®,  das  gemeine  Sachsenrecht  darstellen  wollte,  doch  erreichte 
er  seinen  Zweck  nicht  ganz,  weil  er  das  Recht  seiner  ostfalischen  Heimat 
für  gemeines  Sachsenrecht  hielt  und  die  viel&chen  Abweichungen,  ins- 
besondere des  westfilischen  Rechts,  überging ^^  Aus  welchen  Werken 
er  seine  historischen  Notizen  geschöpft  hat,  ist  nicht  mit  Sicherheit  fest- 
zustellen. Das  im  Mittelalter  oft  benutzte  Werk  ,^rigines''  des  Isidor 
Ton  Sevilla  muß  ihm  vorgelegen  haben,  wenn  er  auch  irrtümlich  von 
dem  Kirchenvater  Origenes  spricht  Das  römische  Recht  kannte  er  nur 
von  Hörensagen  ^^  Von  Reichsgesetzen  hat  er  gewisse  Landfriedens- 
gesetze (S.  '660)  benutzt.  In  der  Hauptsache  aber  schöpfte  der  Verfasser 
aus  seiner  genauen  Kenntnis  des  lebenden  Rechts,  wobei  er  sich,  nach 
seiner  Angabe,  auf  das  von  den  Vätern  überlieferte  Gewohnheitsrecht  be- 
schränkte (vgl  praef.  rhythm.  36  f.  151  ff.).  Allein  diese  Angabe  hat  sich  der 
neueren  Kritik  gegenüber  nicht  ganz  bestätigt  In  dem  geistvollen  Ver- 
fasser steckten  (Gegensätze,  die  er  nicht  zu  objektiver  Ausgleichung  zu 
bringen  wußte,  sein  Werk  trägt  in  mancher  Beziehung  einen  ausgeprägt 
subjektiven  Charakter.  Auf  der  einen  Seite  hatte  er  eine  unverkennbare 
Vorliebe  für  das  Alte,  auch  wenn  es  den  Rechtsanschauungen  seiner  Zeit 
nicht  mehr  entsprach'^,  andererseits  trieb  es  ihn  mehr  oder  weniger  un- 
bewußt, auch  solchen  Rechtsbildungen,  die  sich  noch  in  lebendigem  Flusse 

*^  Die  darin  erwähnten  Herren  von  Amersleben  sind  1240,  die  von  Alten- 
hausen  1242  ausgestorben.  Sftmtliche  in  der  Greschlechtstafel  genannten  Namen 
lassen  sich  bei  Zeitgenossen  Eikes  nachweisen. 

^^  Die  Zusfttse  (bei  Hoheyeb  korsiv)  machen  etwa  ein  Achtel  des  Gresamt- 
inhaltes  aus.  Wieviel  davon  noch  von  Eike  selbst  herrührt,  läßt  sich  nicht  fest- 
steUen.  Die  in  die  alten  Ausgaben  nicht  regelmäßig  aufgenommenen  Zusätze  bei 
HoMBTER,  Extravaganten  des  Sachsenspiegels,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1S61,  S.  223  ff. 

^^  Vgl.  Ssp.  III.  64,  §  3.  Nur  auf  das  Partikularrecht  der  Nordschwaben 
(S.  94),  die  durch  die  wendische  Grenznachbarschaft  seiner  Heimat  hervorgerufenen 
Besonderheiten  und  die  märkischen  Verhältnisse  geht  der  Verfasser  wiederholt 
ein.  Die  letzteren  waren  ihm  ebensowohl  durch  seine  Berührungen  mit  dem  aska- 
nischen  Fürstenhause,  wie  durch  Beziehungen  zu  dem  Meißener  Hofe  geläufig. 
Vgl.  V.  Posbbn-Klett,  a.  a.  0.  29  f. 

*^  Gleichwohl  erstand  dem  Sachsenspiegel  im  15.  Jahrhundert  gerade  in  dem 
westfälischen  Verfasser  der  Informatio  ex  speculo  Saxonum  ein  Vorkämpfer 
gegen  die  abweichenden  Grundsätze,  die  in  Westfalen,  namentlich  bei  den  Fem- 
gerichten, beobachtet  wurden.    Vgl.  Hometeb,  Abh.  der  Berl.  Akad.  1856,  S.  629  ff. 

"  Vgl.  Ssp.  II.  63,  §  1  und  1.  1  §  3  D.  de  postulando  III.  1. 

"  Vgl.  Ssp.  I.  4.  in.  45,  §§  8.  9.  62,  §  1.     Zacher,  ZRG.  22,  55  ff. 
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befanden  und  zu  keiner  abschließenden  Entwickelnng  gelangt  waren,  einen 
endgültigen  jaristisohen  Ausdruck  zu  geben  und  so,  der  Zukunft  vor- 
greifend, manches  als  hergebrachtes  Recht  darzustellen,  was  sich  in  seinen' 
Augen  einmal  so  entwickeln  mußte.  So  kam-  er  zu  seiner  Heerschilds- 
ordnung (S.  400),  zu  den  Schöffenbarfreien  (S.  444  f.),  zur  Eurforsten- 
theorie  (S.  475  f.),  zu  der  Oerichtsbarkeit  des  Pfalzgrafen  über  den  König 
(S.  483).  Mit  seinen  8chö£Eienbarfreien,  die  einem  bloßen  Durchgangs- 
zustand angehörten,  hat  er  offenbar  wenig  Anklang  gefunden,  dagegen 
haben  die  anderen  Theorien  machtig  in  die  Bechtsentwickelung  einge- 
griffen, die  Gedanken  des  Spieglers  sind  Beichsrecht  geworden.  Er  war 
eben  ein  spekulatives  Talent  ersten  Banges,  und  so  hat  ihn  auch  die  aus 
Isidors  Schriften  überkommene  Vorliebe  für  eine  mystisch  angehauchte 
Zahlenspielerei  ^',  namentlich  mit  der  Sieben-,  Drei-  und  Zwei2ahl,  wieder- 
holt zu  den  waglich^ten,  dem  bestehenden  Bechte  fremden  oder  gar  wider- 
strebenden Konstruktionen  verführt^.  Diese  Schwächen  des  Sachsen- 
spiegels sind  erst  seit  den  letzten  zwei  Dezennien  aufgedeckt  worden.  Die 
ältere  Schule  behandelte  das  Bechtsbuch  ganz  kritiklos,  indem  sie  nicht' 
nur  alle  seine  Aussprüche  aufe  Wort  annahm,  sondern  auch,  gegen  die 
eigenen  Angaben  des  Verfassers,  als  Zeugnisse  eines  vermeintlichen  ge- 
meinen deutschen  Bechtes  betrachtete.  Auf  die  frühere  Überschätzung 
ist  zum  Teil  eine  entschiedene  IJnterschätzung  gefolgt '^  Aber  der  ein- 
zige Vorwurf,  der  den  Verfasser  trifft,  ist  der  eines  genialen  Subjektivismus. 
Ihm  fehlte  nur  die  geistige  Disziplin,  wie  sie  dem  Juristen  einzig  durch 
das  römische  Becht  zu  teil  wird.  So  darf  sein  Werk  nur  mit  Kritik 
benutzt  werden,  dann  aber  wird  man  in  ihm  eine  Quelle  finden,  die  kaum 
überschätzt  werden  kann^^ 

Im  Mittelalter  erwarb  sich  der  Sachsenspiegel  bald  allgemeines  An- 
sehen. In  Norddeutschland  galt  das  Landrechtsbuch  seit  der  Glosse  für 
ein  Privileg  Karls  des  Großen^  während  man  das  Lehnrecht  für  ein  Gesetz 
Friedrichs  I.  hielt  ^^  Beide  wurden  in  allen  Gerichten  Norddeutschlands 
als  Gesetz  rezipiert  ^^     Schon  im  13.  Jahrhundert  wurden  einzelne  Hand- 

^  Über  eine  ähnliche  Erscheinung  in  den  Digesten  Jostinians  vgl.  Hofmanit, 
ZBG.  11,  840.  12,  180. 

^  Vgl.  ZBG.  22,  61  ff.  Löimra,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  554  n. 
558.    Stobbx  1,  305  n.    Homsyeb,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1856,  S.  681. 

'^  So  bei  y.  Zallinqbb,  a.  a.  0.  220  ff.,  infolge  seiner  verdienstyoUen  Fest- 
stellungen hinsichtlich  der  Schöffenbarfreien  und  damit  susammenh&ngender  Aus- 
sprüche des  Sachsenspiegels.  Die  richtige  Mitte  habe  ich  zu  halten  gesucht  ZRG. 
22,  58  ff.  Dagegen  sucht  £.  Mayer,  Kr.  VJSchr.  81,  149  ff.  den  Sachsenspiegel 
auch  gegen  die  meisten  ihm  gemachten  thatsächlichen  Vorwürfe  in  Schutz  zu 
nehmen,  aber  wesentlich  ohne  neue  Gründe  beizubringen. 

'^  Vgl.  LiNDNSR^  Veme  817;  Königswahlen  179  (gegen  Maürenbrecher). 
V.  Amiba,  Grundr.*  39  f. 

'"  Vgl.  SiBOBL,  Die  deutschen  Rechtsbücher  u.  die  Kaiser  Karls-Sage,  Wien. 
SB.  140.    GuNPLAGH,  Karl  d.  Gr.  im  Ssp.,  1899  (Gierke,  Unters.  60). 

'^  Über  die  Bezeichnung  des  Sachsenspiegels  als  „Kaiserrecht"  vgl.  Stobbb 
1,  299. 
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Schriften,  des  Sachsenspiegel^  mit  Bildern  illustriert'®.  Sehr  bald  wurde 
er  ins  Hochdeutsobe,  noch  im  13.  Jahrhundert  ins  Lateinische  übersetzt; 
^äter  entstanden  fax  deii  Gebrauch  der  slawischen  Völker  noch  zwei 
weitere  lateinische  Übersetzungen  und  eine  polnische'^.  Gegen  1325  yer- 
faBte  der  brandenburgische  Hofrichter  Johann  von  Buch,  der  1806  in 
Bologna  studiert  hatte,  eine  umfassende  Glosse  zum  Landi^ht  in  nieder- 
deutscher Sprache  ^\  Die  von  ihm  eingeführte  Einteilung  des  Landrechts 
in  drei  Bücher  hat  man  seitdem  beibehalten.  Die  Tendenz  der  Glosse 
ging  dahin,  die  Übereinstinmiung  des  Sachsenspiegels  mit  dem  römundien 
und  kanonischen  Recht  nachzuweisen.  Jünger  und  von  geringerer  Selbst- 
ständigkeit ist  die  Glosse  zum  Lehnrecht,  in  obersäohsisoher  Sprache, 
ebenfalls  noch  aus  dem.  14.  Jahrhundert;  der  Verfasser  ist  unbekannt 
Eine  Neubearbeitung  erfuhr  die  ganze  Sachsenspiegelglosse  gegen  1400 
durch  den  ebenfalls  in  Bologna  ausgebildeten  Neuruppiner  Nikolaus 
Wurm  oder  Vermis,  der  in  Diensten  des  Herzogs  von  Liegnitz  und  der 
Stadt  Görlitz  stand  und  auch  Verfasser  der  Glosse  zum  Mainzer  Land- 
frieden von  1236  (S.  664)  und  einiger  Bechtsbücher  (8.  669  f.  679)  war. 
Weitere  Bearbeitungen  der  Glosse  erfolgten,  im  15.  Jahrhundert  durch 
Brand  von  Tzerstede  und  den  Leipziger  Professor  Dietrich  von  Bocksdorf '^ 
Eine  selbständige  Glosse  zu  Land-  und  Lehnrecht  entstand  in  der  2.  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  zu  Stendal '^ 

Der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  zeigt  sich  überall  gut  kaiserlich. 
Einige  freimütige  Aussprüche  über  das  Verhältnis  zum  Papst  bewogen  in 
der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  den  Augustinermönch  Johann 
Elenkok  zu  heftigen  Anklagen  bei  verschiedenen  Bischöfen  und  zuletzt 
bei  dem  Papst,  bis  er  i.  J.  1374  eine  Bulle  Gregors  XL  auswirkte,  durch 
die  wenigstens  14  der  von  ihm  angegriffenen  Artikel  als  ketzerisch  ver- 


»  Vgl.  HoMETR,  Sachsenspiegel  1,  118  ff.  2,  1  S.  SO  ff.  Stobbv  1,  887  ff. 
Abdrücke  besonders  Gbüpen,  a.  a.  0.;  Observationes  128.  SPANOENBiBa,  a.  a.  0. 
und  BeitrSge  z.  Kunde  d.  teutsch.  Rechtsaltertümer,  1824.  Kopp,  Bilder  u.  Schriften 
der  Vorzeit,  1819.  Büschino,  Der  Deutschen  Leben  im  Mittelalter,  1819.  Batt, 
Babo,  Eitenbenz,  Moke  und  Wbbbb,  Teutsche  Denkmäler,  1820.  Lübben,  Der 
Sachsenspiegel  der  Oldenburger  Handschrift,  1879.  Eine  yoUstftndige  Ausgabe  der 
Dresdener  Bilderhandschrift  von  Eabl  v.  Amiba  ist  im  Erscheinen  (Leipzig  bei 
K.  W.  Hiersemann,  2  Bde.).  Man  darf  von  dieser  mit  einem  Kommentar  ver- 
bundenen Ausgabe  die  glänzendsten  Aufschlüsse  auf  dem  Gebiete  der  deutschen 
Bechts-  und  Kulturgeschichte  erwarten. 

^  Über  Verbreitung  des  Sachsenspiegels  im  südwestlichen  Eußland  vgl. 
V.  Halban,  Zur  Greschichte  des  deutsch.  Bechts  in  Podolien,  Wolhynien  und  der 
Ukraine,  1896. 

»*  Vgl.  Bbuiweb,  ZRG.  22,  251.  Über  die  Geschichte  der  Glosse  vgl.  Stobbe 
1,  374  ff.  Hometeb,  a.a.O.  L  32  ff.  42  ff.  112.  2,  1  S.  71  ff.  343  ff.  Eine  kritische 
Ausgabe  der  Glosse  wird  vorbereitet  von  Steffenhaoen,  vgl.  seine  Berichte  in  den 
Wiener  SB.,  seit  1881. 

"  Über  diesen  vgl.  Böhlaü,  ZRG.  18,  514  ff. 

^  Vgl.  Steffenhaoen,  Wien.  SB.  100,  887  ff. 
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dämmt  wnrden.  Das  Fehlen  dieser  „articuli  reprobati^  in  verschiedenen 
Handschriften  zeigte  daß  die  Bolle  einen  gewissen  Erfolg  gehabt  hatH 

Der  Sachsenspiegel  genoß  auch  in  Süddentschland  das  größte  An- 
sehen, obwohl  er  hier  zu  keiner  gesetzlichen  Geltung  gelangte.  Er  warde 
die  Grundlage  der  beiden  süddeutschen  Bechtsbücher,  des  i>ent8chen- und 
des  Schwabenspiegels  ••. 

Der  Deutschenspiegely  oder,  wie  er  sich  selbst  nennt^  Spiegel  aür 
üButzher  hButey  ist  eine  zwischen  1286  und  1275  entstandene  Bearbeitung 
des  Sachsenspiegels  mit  der  Absicht,  kein  Stammes-,  sondern  gesamt- 
dentsches  Recht  darzustellen '^  Soweit  den  Verfasser  nicht  diese  Absieht 
zu  generalisierenden  und  darum  ziemlich  wertlosen  Aussprüchen  verführt 
hat,  entspricht  seine  Darstellung,  wo  er  selbständig  ist^  dem  schwabischen 
Recht  ^.  Verschiedene  Beziehungen  zu  Augsburg  machen  die  Entstehung 
des  Werkes  in  dieser  Stadt  wahrscheinlich '^  Der  Verfasser  scheint  ein 
Geistlicher  gewesen  zu  sein.  Der  von  ihm  als  Vorlage  benutzte  Sachsen- 
spiegel war  schon  durch  zahlreiche  Zusätze  vermehrt  Die  Arbeit  des 
Verfassers  beschrankte  sich  zunächst  auf  eine  möglichst  wörtliche  Über- 
setzung des  Sachsenspiegels,  Landrechts  wie  Lehnrechts,  in  das  Hoch- 
deatsche,  wobei  ihm  einzelne  bemerkenswerte  Mißverständnisse  und  Ans- 
lassxmgen  begegneten*^.  Diese  Übersetzung  hat  der  Ver&sser  sodann 
einer  Bearbeitung  unterzogen,  bei  der  ihm  außer  seiner  eigenen  Rechts- 
kenntnis ein  sehr  buntes  Material  (die  Bibel,  die  Historia  scholastica  des 


*^  VgL  HoxsTBR,  Johannes  Kienkok  wider  den  Sachsenspiegel,  Abh.  d.  Berl. 
Akad.  1S85,  S.  377  fP.  F&ajoujk,  Johannes  Kienkok,  Festschrift  für  Bülow,  1884. 
FRBiraDORFF  i.  d.  Nachr.  der  Gott  Ges.  d.  W.  1888,  S.  887  ff.  de  Gxsb  L  d.  Nienwe 
Bijdragen  voor  Regtsgeleerdheid  en  Wetgeving,  NF.  8,  886  ff.  Böhlau,  ZRG.  13, 
529.  17,  118  ff.    Steffenhaoen,  ebd.  4,  202.    Stobbe  1,  872  f. 

**  Vgl.  Fickeb^  Über  einen  Spiegel  deutscher  Leute  und  dessen  Stellung  zum 
Sachsen-  u.  Schwabenspiegel,  1857  (Wien.  SB.  28);  Entstehungszeit  des  Sachsen- 
spiegeis  (s.  Anm.  8).  Hoheteb,  Stellung  des  Sachsenspiegels  zum  Schwabenspiegel, 
1858;  Monatsberichte  der  Berl.  Akad.  1857,  S.  622  ff    Stobbe  1,  827  ff. 

^  Ausgabe:  Ficxbb,  Spiegel  deutscher.  Leute,  1859.  Ab£ftS8ung  vor  dem 
Schwabenspiegel  (1275),  aber  nach  1235,  wegen  Benutzung  des  Mainzer  Landfriedens. 
Innerhalb  dieses  Zeitraums  ist  der  Deutschenspiegel  eher  in  die  zweite,  als  in  die 
erste  Hälfte  (wohl  um  1260)  zu  setzen. 

^'  Entscheidend  für  den  schwäbischen  Charakter  sind  außer  Dsp.  32**  und 
106  (gegen  Ssp.  IL  12,  §  4)  namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Morgengabe. 
Vgl.  Dsp.  22.  68  und  meine  G^ch.  d.  ehel.  Güterrechts  2,  1  S.  26  ff. 

'^  Das  Hauptgewicht  fällt  auf  die  Stellung  des  Burggrafen  (Dsp.  4)  und  die 
zum  Teil  wörtliche  Übereinstimmung  mit  dem  Augsburger  Stadtrecht  von  1276. 

'^  Aus  Ssp.  I.  25,  %  2  {en  kint  binnen  sinen  jaren)  machen  Dsp.  29^  und 
Schwsp.  L.  27  durch  Lesefehler:  ein  kint  dax  unter  sieben  jam  ist  Vgl.  Wacker- 
NAGEL,  Lebensalter  48.  Aus  Ssp.  IL  28,  §  2  {vischet  he  in  diken)  macht  Dsp.  136: 
viscket  er  dike  in  dem  taaxxer,  was  Schwsp.  L.  196  dahin  verbessert:  viseket  er  me 
danne  drtstunt  drinne.  Bei  der  Übersetzung  von  Ssp.  I.  34,  §  1  hat  Dsp.  89  das 
ihm  unverstandliche  ene  tcord  ausgelassen,  der  so  verstümmelte  Text  ist  unverändert 
in  Schwsp.  L.  39  übergegangen.  Über  absichtliche  Änderungen  in  Dsp.  Lehnr. 
2  u.  3  vgl.  Fbensdobff  ,  Lehnsfähigkeit,  der  Bürger  (§  .40,  n.  6)  S.  9. 
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Petrus  Comestor,  das  Dekret  Gratians  und  die  Dekretalen  Qregors  IX., 
die  gereimte  Kaiserchroniki  die  Lex  Alamannonun,  das  römische  Becht, 
der  Mainzer  Landfriede  von  1235,  das  Freibnrger  Stadtrecht)  als  Quelle 
diente,  auch  zwei  Gedichte  des  Strickers  (ans  der  Zeit  zwischen  1225  und 
1250)  finden  sich  angefahrt  Die  Einleitung  bildet  ein  Bruchstück  des 
Buches  der  Könige  alter  Ehe  (Amn.  42),  dann  folgen  die  praeffttio  rhjth- 
mica  des  Sachsenspiegels  in  umgearbeiteter  Gestalt,  der  Prolog  und  der 
textus  prologi,  hierauf  Landrecht  und  Lehnrecht,  jedes  mit  besonderer 
Artikelreihe.  Der  Dentschenspiegel  ist  ein  Torso  geblieben,  die  Um- 
arbeitung reicht  nur  bis  Ssp.  n.  12,  §  18  (Dsp.  109),  der  Rest  (Dsp. 
110—858  und  das  ganze  Lehnrecht)  ist  bloße  Übersetzung. 

Das  im  Dentschenspiegel  abgebrochene  Werk  hat  der  sogenannte 
Schwabenspiegel  zu  Ende  gefuhrt^^  Der  YerfiEtsser  hat  in  demselben 
Geiste  und  mit  demselben  Quellenstoff  wie  sein  Vorgänger  gearbeitet 
Auf  den  Sachsenspiegel  haben  erst  jüngere  Handschriften  wieder  zurück- 
gegriffen, der  Verfasser  des  Schwabenspiegels  begnügte  sich  mit  der  ihm 
im  Deutechenspiegel  Yorliegenden  Bearbeitung  und  Übersetzung,  wobei  die 
Mißverständnisse  und  Auslassungen  des  Deutechenspiegels  teils  einfach 
übernommen,  teils  selbständig  verbessert  wurden.  Bei  Dsp.  110  nahm 
der  Verfasser  die  Bearbeitung,  aber  in  veränderter  Beihenfolge,  wieder 
auf  und  führte  sie  bis  zum  Schluß  des  Lehnrechte  durch  ^\  Als  neue 
Quellen  dienten  ihm  namentlich  die  Predigten  des  Berthold  von  Begens- 
burg  (t  1272),  der  seinerseite  wieder  den  Deutschenspiegel  benutzt  hatt«, 
femer  Schriften  des  David  Ton  Augsburg,  Isidor  von  Sevilla,  Flavius 
Josephus,  Lex  Baiuwariorum,   die  Eapitulariensammlungen  des  Ansegis 

t 

*^  Eine  kritische  Ausgabe  des  Schwabenspiegels  wird  vorbereitet  von  Booküvoeb, 
der  darüber  in  den  Wiener  SB.  1S78 — 1S90  eingehend  berichtet  hat  Von  den 
bisherigen  Ausgaben  kommt  die  von  Lassbbbo  (1840)  der  ursprünglichen  Textform 
am  nächsten.  Einen  jüngeren  Text  in  philologischer  Bearbeitung  enthftlt  die  auf 
das  Landrecht  beschränkte  Ausgabe  von  Wacxbbkagel  (1840).  Land-  und  Lehn- 
recht zerfallen  jedes  in  Artikel.  Man  citiert  das  Landrecht  (Ausgabe  von  Lassbbbq): 
Sehwsp.  L.  101,  das  Lehnrecht:  Schwab.  Lehnr.  159.  Außer  der  Anm.  85  an- 
geführten Litteratur  vgl.  Stobbb  1,  888  ff.  431  ff.  Eookinqer,  Zur  näheren  Bestim- 
mung der  Zeit  der  Ab&ssung  des  sogenannten  Sehwsp.,  Münch.  SB.  1867,  S.  408 ff.; 
Berthold  von  Begensburg  und  Baimund  von  Peniafort  im  sog.  Sehwsp.,  Abh.  d. 
MüQch.  Akad.  18  (1877);  Der  Könige  Buch  und  der  sog.  Sehwsp.,  ebd.  17  (1883); 
Über  die  Abfassung  des  kaiserlichen  Land-  und  Lehnrechts,  ebd.  18  (1888)  S.  275  ff. 
561  ff.  FiOKBB,  Entstehungsseit  des  Sehwsp.,  Wien.  SB.  77  (1874);  Zur  Genealogie 
der  Handschriften  des  Schwabenspiegels,  ebd.  89  (1862).  Stobbe,  Berthold  von 
B^ensbnrg  und  der  Sehwsp.,  ebd.  91  (1878).  Labakd,  Beiträge  zur  Kunde  des 
Schwsp.,  1861;  Die  Freiburger  Schwabenspiegelhandschrift,  ZBG.  3,  125.  Mkbkel, 
De  republica  Alamannorum,  1849.  v.  Amira,  Grundr.*  41  f.  Haisbb,  Zur  Grenealogie 
des  Sehwsp.,  1876.  ZBG.  8,  888  ff.  5,  808  ff.  8,  818  f.  12,  817.  Fbensdobff,  GGA. 
1862,  S.  257  ff.  Über  eine  eigentümliche  Form  des  Bechtsbuches  vgl.  Lindmer, 
Der  Codex  Altenberger,  1885;  Der  Schwsp.  bei  den  Siebenbürger  Sachsen,  ZBG. 
19,  86  ff.     BocKiKGEB,  Münch.  SB.  1894,  1,  124  ff. 

*^  Die  praef.  rythm.  in  prosaischer  Bearbeitung  bildet  den  Schluß  des  Lehn- 
rechts. 
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uDd  Benedikt,  das  römische  Beoht  in  der  Darstellung  eines  glossierten 
Bracbylogos  und  der  aus  der  Lex  Boniana  Wisigotorum  gezogenen  Summa 
A^diana,  endlich  in  größerem  Umfimg  auch  die  Summa  de  poenitentia 
des  Baimund  von  Peniafort  (t  1 275).  Die  Vorrede  ist  ftst  ganz  aus 
Berthold  und  David  geschöpft.  Der  Verfasser  war  ein  Geistlicher  von 
bedeutenden  Bechts-  und  Geschichtskenntnissen.  Man  darf  vermuten, 
daß  eine  besondere  Bearbeitung  des  Buches  der  Könige  alter  und  neuer 
Ehe,  die  handschriftlich  mit  dem  Schwabenspiegel  verbunden  erscheint, 
ebenfalls  von  ihm  herrührt  ^^  da  beide  Werke  denselben  Charakter  tragen 
und  wiederholt  aufeinander  bezugnehmen.  Das  Buch  der  Könige  in  der 
mit  dem  Schwabenspiegel  verbundenen  Gestalt  muß  zwischen  1257  und 
1274  entstanden  sein^,  die  Vollendung  des  Bechtsbuches  f&Llt  wahrschein- 
lich in  die  Jahre  1274—75^.  In  den  Handschriften  wird  das  letztere 
meistens  nur  als  „Land-''  oder  Lehnrechtsbuch''  oder  „Kaiserrecht"  be- 
zeichnet^^, in  den  ersten  Drucken  als  „Spiegel  kaiserlichen  und  gemeinen 
Landrechts".  Die  Bezeichnung  „Schwabenspiegel"  kam  erst  seit  dem 
17.  Jahrhundert  in  Gebrauch,  sie  beruhte  auf  der  Erkenntnis  des  vor- 
wiegend schwäbischen  Charakters  seines  Inhaltes.  Da  dieser  aber  größten- 
teils aus  dem  Deutschenspiegel  herübergenommen  war,  so  ist  neuerdings 
die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  frühere  Annahme  auch  gegenüber 
dem  selbständigen  Inhalt  des  Schwabenspiegels  aufrechtzuerhalten  und 
hier  nicht  vielmehr  auf  fränkische  Herkunft,  sei  es  von  Bamberg  oder 
Würzburg,  zu  schließen  seL  Die  dafür  angeführten  Gründe  sind  nicht 
überzeugend.  Der  Schwabenspiegel  enthält  auch  in  seinen  selbständigen 
Teilen  manches,  was  mit  einer  frankischen  Entstehung  unvereinbar  ist 
und  mehr,  oder  weniger  auf  Schwaben  hinweist *^    Der  Verfasser  mag 


**  Aasgabe  v.  MASSMAim,  bei  v.  Daniels,  Land-  u.  Lebenrechtsbach,  1S63. 

**  Nach  der  Doppelwahl  von  1257,  weil  das  Werk  bereits  ein  abgeschlossenes 
Karförstenkollegiom  kennt;  vor  1274,  weil  es  die  in  diesem  Jahre  ausdrflcklich  fÖr 
eine  Eeichsstadt  erklärte  Stadt  Rotenburg  o.  d.  Tauber  als  Hauptstadt  des  Herzog« 
tams  Franken  in  Ansprach  nimmt. 

^  Ich  halte  die  von  Fiokeb  (Anm.  40)  hierf&r  vorgebrachten  GNlnde  f&r 
tiberseugend,  auch  gegenüber  den  Ausf&hrungen  Rockinobb^s.  Die  Hauptgrande 
sind  Schwsp.  L.  ISO  über  die  Königswahl  (S.  478)  und  137*  über  die  neuerdings 
(1274)  erfolgte  Anerkennung  der  den  geistlichen  Fürsten  obliegenden  Pflicht,  den 
König  bei  sich  aufzunehmen  (S.  528  f).  Beachtung  verdient  auch,  daß  Schwsp.  L. 
Vorw.  f.  106.  138.  246  in  Übereinstimmung  mit  dem  Königebuch  (Rookiitoer,  a.  a.  O. 
31.  87)  die  Reichsacht  schon  binnen  6  Wochen  und  einem  Tage  auf  den  Bann 
folgen  läßt,  sich  also  genau  an  die  Conf  c.  princ.  eccl.  von  1220  anschließt,  wäh- 
rend Rudolf  I.  in  seiner  Bestätigung  vom  21.  März  1275  gerade  diese  Bestimmung 
ausdrücklich  ausnahm.  Vgl.  Weiland  i.  d.  Hist  Aufs.  z.  And.  an  Waitz  270. 
Wenn  das  Königebuch  vielleicht  schon  einige  Jahre  früher  vollendet  worden  ist, 
80  beweist  dies  nichts  für  das  Rechtsbuch,  das  jedenfalls  eine  mehrjährige  Arbeit 
beansprucht  bat. 

^  Über  spätere  Beziehung-  auf  Karl  d.  Gr.  vgl.  Siegel  (Anm.  27). 

*^  Daß  die  Semperfreien,  die  Rookingeb  im  Schwsp.  auffallen,  auch  in  Schwaben 
wohlbekannt  waren,  ergiebt  sich  u.  a.  aus  Dsp.  71*.  95.  293.  299  und  der  St  Graller 
Handfeste  von  1272  bei  v.  Zallinqeb^  Ministeriales  und  milites  80.   £her  schwäbisch 
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ein  Franke  oder  ans  den  an  Franken  grenzenden  Teilen  Schwabens  gebürtig 
gewesen  sein^^,  gesohrieben  aber  hat  er  in  Schwaben  und  wahrscheinlich 
in  Angsborg,  wo  er  die  Vorarbeiten  und  wohl  auch  das  litterarische 
Material  seines  Vorgängers  beisammen  hatte,  und  wo  vielleicht  sein  Werk 
schon  ein  Jahr  nach  seiner  Vollendung  (1276)  der  amtlichen  Stadtrechts- 
redaktion zn  Grunde  gelegt  wurde  ^^. 

Den  Vergleich  mit  dem  Sachsenspiegel  hält  der  Schwabenspiegel 
nicht  aus.  Er  ist  stellenweise  weitschweifig,  unkritisch,  unklar.  Kann 
schon  der  Sachsenspiegel  nicht  überall  aufs  Wort  genommen  werden,  so 
bedarf  es  der  kritischen  Sonde  bei  der  Benutzung  des  Schwabenspiegels 
weit  mehr.  Gleichwohl  ist  er  eine  Bechtaquelle  von  großer  Bedeutung, 
namentlich  wo  es  sich  um  die  staatsrechtlichen  Gegensätze  der  Zeiten 
Friedrichs  IL  und  Rudolfis  I.  handelt.  Während  der  Sachsenspie'gel  überall 
gut  kaiserlich  ist^  räumt  der  Schwabenspiegel  dem  Papst  und  der  Kirche 
die  erste  Stelle  ein.  Auch  der  Schwabenspiegel  erwarb  sich  bald  das 
größte  Ansehen  und  weiteste  Verbreitung^^  und  wurde  bei  der  Abfassung 
anderer  Bechtsquellen  wie  bei  gerichtlichen  Entscheidungen  viel&ch  zu 
Grunde  gelegt^.    Im  Gegensatz  zum  Sachsenspiegel  zeigen  die  überaus 


als  fränkisch  erscheinen  die  Aussprüche  des  Schwsp.  über  die  SchöfPenverfassung. 
W&hrend  diese  in  Franken  ganz  streng  durchgeführt  war,  bestand  sie  in  Schwaben 
und  Baiem  im  13.  Jh.  in  vielen  Grerichten  nicht  mehr  (vgl.  S.  561).  Dem  ent- 
spricht die  wiederholte,  in  Franken  unmögliche  hypothetische  Fassung  des  Schwsp. 
L.  145.  190.  286:  Swä  (oder:  in  swder  stat)  sehephenden  aind^  ebenso  daß  er  (172) 
nur  von  zwölf  zur  Urteilfindung  auserwfthlten  Männern,  aber  nicht  von  SchÖften 
spricht  und  an  anderer  Stelle  (156  **)  die  Schöffen  des  Dsp.  849  durch  gebutel  er- 
setzt. Entschieden  schwftbisch  ist  femer  Schwsp.  L.  20.  201'.  Vgl.  meine  (j(esch. 
d.  ehe!.  Güterr.  2,  1  S.  80  ff.  82  ff.  87.  Ober  schw&bische  Ausdrücke  in  den  Ver- 
wandtschaftsbezeichnungen (Schwsp.  8)  vgl.  FiCKSB,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  11,  319  ff. 

^'  Darauf  weist  das  von  Eockinoeb  hervorgehobene  Interesse  des  Könige- 
buches für  frftnkische  Verhältnisse»  ebenso  die  Bezeichnung  des  Fronboten  mit 
gebiuld  (Schwsp.  L.  1.  98.  126.  156).  Der  Ausdruck  ist  entschieden  fränkisch, 
gegenüber  dem  schwäbischen,  auch  in  Augsburg  üblichen  waihd  und  dem  bairischen, 
auch  Dsp.  4  verwendeten  seherge.  Aber  biuiel  und  gebiutel  findet  sich  auch  in 
aUen  dem  Fränkischen  zugewandten  Teilen  Schwabens.  Vgl.  Urk.-B.  von  Straßburg 
4,  2  S.  203.  GsiMM,  Weistümer  1,  885.  429.  668  f.  680.  685.  689.  698  l  b,  4SI. 
508.  528.  6,  206. 

^^  Vgl.  Mbteb,  Stadtbuch  von  Augsburg,  pg.  27  ff.  Derselbe  macht  S.  168  n. 
darauf  aufmerksam,  daß  Art  88  des  Stadtrechts  in  seiner  Abweichung  vom  Dsp. 
und  Schwsp.  ein  unmittelbares  Zurückgreifen  auf  Ssp.  II.  28,  §  2  erkennen  läßt 
Früher  hat  man  zum  Teil  Benutzung  des  Augsburger  Stadtrechts  durch  den  Ver- 
fasser des  Schwsp.  angenommen,  was  aber  bei  der  erwiesenen  Priorität  des  letz- 
teren ausgeschlossen  ist  Dagegen  bleibt  die  Möglichkeit,  daß  beide  eine  gemein- 
same dritte  Quelle  benutzt  haben.  Unabhängig  vom  Dsp.  weist  auch  Schwsp.  L. 
174  nach  Augsburg. 

*•  Über  den  Schwsp.  in  Österreich  vgl.  v.  Luschin,  Öst.  Reichsg.  188.  unter 
Albrecht  I.  scheint  der  Schwsp.  sogar  reichsgesetzliche  Bestätigung  erhalten  zu 
haben.    Vgl.  Stobbb  1,  847.    Andererseits  vgl.  oben  §  49,  n.  162. 

•®  Vgl.  LoERSCH  u.  ScHBÖDBB  Nr.  839  (298).  Stobbb  1,  431  f.  Rockinqer, 
Münch.  SB.  1889,  S.  119  ff. 
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zahlreichen  Handschriften  des  Schwabenspiegels  eine  im  Lanfe  der  Zeit 
immer  zunehmende  Neigung  zur  Verkürzung  der  Vorlage.  Der  Schwaben- 
spiegel wurde  ins  Lateinische,  Französische  und  zweimal  ins  Böhmische 
übersetzt.    Eine  Glosse  hat  er  nicht  erhalten. 

Ein  Ton  den  drei  Spiegeln  im  wesentlichen  unabhängiges  Bechtsbuch 
war  das  Kleine  Eaiserrecht^^  Der  Verfiisser  wollte  das  Becht  der 
gesamten  Christenheit  darstellen  und  verfiel  daher  in  noch  höherem 
Grade  als  die  beiden  süddeutschen  Spiegel  der  Gefthr  der  Phrase  und 
unberechtigten  Verallgemeinerung.  Sein  positiver  Inhalt  ergiebt  frankische, 
insbesondere  hessische  Entstehung '^  Das  Kleine  Eaiserrecht  würde  dem- 
nach auch  als  Frankenspiegel  bezeichnet  werden  können.  Den  Namen 
,,Kaiserrecht^  oder  „Kaiser  Karls  Bechf '  hat  der  Verfasser  seinem  Werke 
selbst  beigelegt  ^^  Es  handelt  in  vier  Büchern ,  die  in  Kapitel  zerfEÜlen, 
von  dem  Gericht,  ,,von  allen  Sachen''  (d.  h.  Privat-,  Straf-  und  Staats- 
recht), „von  allen  Lehen''  (d.  h.  dem  Becht  der  Beichsdienstmannen)  und 
von  den  Beichsstadten.  Die  einzelnen  Bestimmungen  werden  als  Gebote 
des  Kaisers  bezeichnet  Der  Verfasser  hat  den  Schwabenspiegel,  aber  in 
sehr  freier  Weise,  benutzt*^,  ebenso  das  Beichsgesetz  von  1274  über  die 
Exemtion  der  Beichsstadte  (S.  630),  vielleicht  auch  in  2,  8  ein  Beichs- 
weistum  von  1288  ^^  Die  Abfassung  ist  demnach  frühestens  gegen  den 
Schluß  des  13.  Jahrhunderts,  wahrscheinlich  erst  in  der  ersten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  erfolgt  Die  starke  Betonung  des  Kaisertums  ge- 
stattet vielleicht  einen  Schluß  auf  die  Zeit  Heinrichs  VII.  Die  große 
Zahl  der  vorhandenen  Handschriften  zeugt  für  die  außerordentliche  Ver- 
breitung des  Bechtsbuches,  auch  in  Nord-  und  Süddeutschland.  In  den 
Gerichten  diente  das  Kl.  Kaiserrecht  ebenso  wie  Sachsen-  und  Schwaben- 
spiegel noch  im  15.  Jh.  unmittelbar  als  Quelle  für  die  Entscheidungen^. 

In  gleicher  Weise  wie  das  Kleine  Kaiserrecht  hat  auch  das  sog.  Budolf  s- 
buch,  ein  von  einem  Geistlichen  Herderich  verfaßtes  friesisches  Bechts- 
buch aus  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts,  seine  Bestimmungen 
in  die  Form  kaiserlicher  Satzungen  gekleidet  ^^    Als  Gesetzgeber  erscheint 


^*  Ausgabe:  Endemanx,  1846.  Vgl.  Stobbe  1,  487  ff.  v.  Gossir,  Das  Privat- 
recht nach  dem  Kl.  Kaiserrecht,  1866.  Bockikqeb,  Mflnch.  SB.  1874,  S.  417  ff. 
K.  Mauber,  Kr.  VJSchr.  9,  101  ff.  A.  Schmidt,  Mitteil.  d.  oberhess.  Gesch. -Yer. 
2,  ISS  ff. ;  Gesch.  Grundlagen  des  bürg.  Rechts  im  Großherzogtom  Hessen  (Gießener 
Progr.  1893)  56  f.     IsAi,  ZRG.  32,  145  ff. 

^*  Die  iUteste,  leider  nur  bruchstückweise  erhaltene  Handschrift  (um  1350), 
her.  von  Edw.  Schbödbb,  ZRG.  30,  120  f.,  zeigt  oberfränkischen,  auf  das  nördliche 
Stromgebiet  des  Mains  verweisenden  Dialekt 

^'  „Kleines  Kaiserrecht ^'  im  G^ensatz  zu  dem  um^Eingreicheren  Schwaben- 
spiegel.    Über  die  Beziehung  auf  Karl  d.  Gr.  vgl.  Siegel,  a.  a.  0.  (Anm.  27). 

**  So  z.  B.  Schwsp.  L.  308  in  2,  55.  3,  6.  4,  8. 

"  Vgl.  MG.  Leg.  2,  444. 

*•  Vgl.  Loersch,  Ingelh.  Oberhof  85. 

^'  Ausgabe:  Hbttema,  Oude  friesche  wetten  2,  156  ff.  v.  Richthofen,  Fries. 
Recht«quellen  424  ff.  Vgl.  Heck,  Altfries.  Gerichtsverfassung  449  ff.,  der  die  fr&heren 
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hier  ein  keyMer  Bodtdpkus,  mit  dem  aber  nichts  wie  man  früher  annahm, 
Budolf  von  Habsbnrg,  sondern  Rudolf  Ton  Schwaben,  der  Gegenkönig 
Heinrichs  lY.,  gemeint  ist    Der  Wert  des  Bechtsbuohes  ist  gering. 

Unter  den  Reohtsbüchem  für  engere  Gebiete,  aber  ohne  Beschranknng 
axif  bestimmte  Territorien  oder  Städte,  sind  auf  Grund  des  Sachsenspiegels 
entstanden:  das  Görlitzer  Bechtsbuch  ans  dem  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts^, der  holländische  Sachsenspiegel^®  und  das  Meißener 
Bechtsbuch,  gewöhnlich  als  Bechtsbuch  nach  Distinktionen  oder  ver- 
mehrter Sachsenspiegel  bezeichnet^,  femer,  wohl  ebenfalls  noch  dem 
14.  Jahrhundert  angehörig,  die  drei  ersten  Bücher  des  Wiek-Osel'schen 
Lehnrechts^^  Eine  Bearbeitung  des  Schwabenspiegels  war  das  Land- 
und  Stadtrechtsbuch  des  Buprecht  von  Freising  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  ^^ 

Für  den  Gebrauch  in  der  Praxis,  besonders  die  Darstellung  des  Ver- 
fahrens, wurde  das  Sachsenspiegelrecht  zu  der  Blume  des  Sachsen- 


Ansichten  über  daa  Bechtsbuch  (vgl.  y.  Richthofbx,  Untersachnngen  2,  326  f.  S34  ff.) 
widerlegt  und  Entstehnngszeit  und  VerfEwser  festgestellt  hat. 

^  Ausgabe:  Hombtbb,  Des  Sachsenspiegels  2.  Teil,  Band  2.  Vgl.  Stobbs  1, 
367  f.  Das  Bechtsbuch  Eerfällt  in  Land-  und  Lehnrecht  Das  erstere  beruht  auf 
dem  Sachsenspiegel,  dem  sichsischen  Weichbüdrecht  und  dem  Magdeburg-GörUtzer 
Bechte  von  1804.  Über  den  Zusammenhang  des  Lehnrechts  mit  dem  Auetor  Yetus 
vgl.  Anm.  10. 

^*  VgL  Stobbb  1,  871.  Ausg.  von  J.  J.  Smits,  i.  d.  Nieuwe  Bijdragen  yoor 
Regtsgeleerdheid  en  Wetgeving  22,  1872. 

^  Obtloff,  Das  Bechtsbuch  nach  Distinktionen,  1886.  Vgl.  Stobbe  1,  411  ff. 
Der  unbekannte  Verfasser  dieses  in  der  2.  Hftlfte  des  14.  Jahrhunderts  entstan- 
denen Werkes,  das  in  Bücher,  Kapitel  und  Distinktionen  eingeteilt  ist,  woUte  eine 
Darstellung  des  Weichbildrechts  in  Vergleichung  mit  dem  Landrecht  geben.  Neben 
dem  Sachsenspiegel  hat  er  namentlich  das  Goslarer  Stadtrecht  benutzt.  Dem  In- 
halt nach  zweifellos  in  der  Mark  Meißen  entstanden,  hat  das  Bechtsbuch  doch  in 
dem  ganzen  östlichen  Mitteldeutschland,  namentlich  Thüringen  und  Schlesien,  starke 
Verbreitung  erlangt.  Seine  Bedeutung  für  Böhmen  erhellt  aus  der  Veranstaltung 
einer  böhmischen  Obersetzung.  Für  Eisenach  wurde  es  im  15.  Jh.  von  Johann 
Bothe  zu  einem  besonderen  Eiseuacher  Bechtsbuch  umgearbeitet  Früher  hielt 
man  das  Meißener  Bechtsbuch  irrtümlich  für  ein  schlesisches  Landrecht,  eine  Be- 
zeichnung auf  die  höchstens  das  Breslauer  Landrecht,  1856  für  Stadt  und 
Landschaft  Breslau  von  einer  amtlichen  Kommission  auf  Grund  des  Sachsenspiegels 
unter  Beiftigung  von  13  selbständigen  Kapiteln  verfaßt,  Anspruch  erheben  könnte. 
Vgl.  Gaupp,  Das  schlesische  Landrecht  oder  Landrecht  des  Fürstentums  Breslau, 
1828.  Stobbe  1 ,  369  f.  Li  Meklenburg  und  Pommern  wurde  das  unbedeutend 
veränderte  sächsische  Landrecht  als  „Schweriner  Becht''  bezeichnet.  Vgl.  Fabriciüs, 
Hans.  G«8ch.-Bl.  22,  1  ff.  Hoheyeb,  Historiae  iuris  Pomeranici  capita  quaedam 
(Beri.  Diss.  1821)  30  ff. 

'^  Ausgabe  von  v.  Bunoe,  AltUvlands  Bechtsbücher  (1879)  S.  95  ff.  als  „Spiegel 
Land-  und  Lehnrechts  für  Livland". 

^'  L.  V.  Maubbb,  Das  Stadt-  und  Landrechtsbuch  Buprechts  von  Freising, 
1839.  Vgl.  Stobbe  1,  485  ff.  Andere  Bechtsbücher  auf  Grundlage  des  Schwaben- 
spiegels bei  Stbffbmhaoen,  Bechtsquellen  118  ff.  und  Bockikoeb,  Manch.  SB.  1869, 
S.  161  ff. 
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spiegeis  von  Nikolaus  Wurm  verarbeitet*^  Reine  Rechtsgangbücher  auf 
Grund  des  Sachsenspiegels  waren  der  Richtsteig  Landrechts  des  Johann 
von  Buch  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts*^  und  der  um  einige 
Jahrzehnte  jüngere  Richtsteig  Lehnrechts*^,  sowie  einige  kleinere 
Arbeiten  desselben  Charakters**.  Daran  schließt  sich  eine  Reihe  von  Fem- 
rechtsbüchern  des  15.  Jahrhunderts,  teils  privaten,  teils  halbamtlichen 
Charakters,  in  denen  das  Yer&hren  der  Femgerichte,  zum  Teil  in  An- 
lehnung an  den  Sachsenspiegel,  zur  Darstellung  kommt*^ 

§  55.    Die  Landrechte  und  Landesgesetze. 

Stobbe  1,  552—76.  Bbünksb,  Grandzüge  102  ff.  Kbaut,  Grandriß  d.  deatsch. 
Privatr.'  §  7.  v.  Below,  Landtageakten  von  Jülieh-Berg  1,  1895.  Ober  die  nieder- 
ländischen Reohtsquellen  vgl.  Fockxma  Ahdbea,  Overzicht  van  ondnederlandsche 
rechtsbronnen,  1881.  Über  Österreich  Lüschin  t.  Ebenqreuth,  Österr.  Beichs- 
geschichte  §§  21—24. 

Während  des  10.  Jahrhunderts  zeigte  die  Provinzialgesetzgebung  noch 
eine  gewisse  Regsamkeit  Aus  dem  Anüang  besitzen  wir  ein  fränkisches 
Send  recht,  das  wahrscheinlich  für  die  Main-  und  Rednitzwenden  der 
Würzburger  Diözese  erlassen  wurde  und  besonderes  Interesse  durch  die 
Gegenüberstellung  der  Sclavi  und  verwandter  Nationen  mit  den  Franken, 
gut  pacto  et  lege  Salica  ntuntavy  erregt^.  Während  wir  es  hier  vielleicht 
mit  einem  königlichen  Frovinzialgesetz  zu  thun  haben',  sind  die  dem 
Ende  des  10.  Jahrhunderts  angehörenden  Ranshofer  Gesetze  Erzeug- 
nisse der  bairischen  Landesgesetzgebung  Herzog  Heinrichs  IL'. 

Mit  dem  Verfall  der  Stammesherzogtümer  hörte  diese  Art  der  Ge» 
setzgebung  auf.  An  ihre  Stelle  trat  die  Territorialgesetzgebung,  die  in 
derselben  Weise  wie  die  des  Reiches  ihren  Ausgang  von  der  Landfriedens- 


•»  Vgl.  S.  668.    Stobbe  1,  418  f. 

•*  Vgl.  668.  HouEYEB,  Der  Richtsteig  Landrechts,  1857.  Stobbe  1 ,  390  ff. 
Das  Werk  ist  von  hervorragendem  Werte.    Die  Sprache  ist  niederdeutsch. 

^  Ausgabe  von  Homeyer,  Des  Sachsenspiegels  2.  Teil,  Band  1,  369  ff.  YgL 
Stobbe  1,  396  f.     Die  ursprüngliche  Sprache  des  Rechtsbuches  war  niederdeutsdi. 

^  So  die  Cautela  und  Premis  des  Hermann  von  ösfeld  (Mitte  14.  Jlis.), 
die  Weise  des  Lehnrechts  (Mitte  15.  Jhs.),  beide  herausgegeben  von  Hometer, 
Richtsteig  390 ff.;  Des  Sachsenspiegels  2.  Teil,  Bd.  1,  543 ff.  Vgl.  Stobbe  1,  398. 
Steffenhagen,  ZRG.  4,  194  ff. 

«^  Vgl.  Anm.  20  und  S.  578.  Lindner,  Veme  247  ff.  Dunckeb,  ZRG.  18, 
116  ff.     Stobbe  1,  399  ff. 

1  Vgl.  DovE,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  4,  157  ff.;  ZDR.  19,  382  ff.  Merkel, 
der  MG.  Leg.  3,  486  f.  einen  nicht  ganz  genauen  Abdruck  gab,  nahm  bairischen 
Ursprung  an.  Riezleb,  FDG.  16,  397  ff.,  vermutet  Entstehung  in  der  Diozeae 
Eichstädt  und  bezieht  paotus  auf  die  Lex  Baiuwariorum.  Unzweifelhaft  ist  aber 
pactus  auf  das  geschriebene,  lex  auf  das  ungeschriebene  salische  Recht  zu  beziehen, 
was  ganz  auf  die  nach  salischem  Recht  lebenden  Mainfranken  paßt  Die  Er- 
wähnung des  dva  spricht  fUr  die  Entstehung  vor  939. 

'  Vgl.  Watfz,  VG.  4»,  439,  n.  6.    Ebenso  Ribzleb,  a.  a.  0. 

^  MG.  Leg.  3,  484.    Vgl.  Riezler,  Geschichte  Baiems  1,  374. 
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gesetzgebung  genommen  and  diese  fortdaaemd  als  ihren  eigentlichen 
Mittelpunkt  betrachtet  hat^  Gerade  die  ältesten  Landfriedensgesetze  be- 
ruhten auf  territorialen  Einungen,  auch  die  königlichen  Landfrieden  hatten 
vielfach  nur  provinzielle  Bedeutung  (S.  653  ff.)  und  der  Landesgesetzgebung 
wurde  die  Ergänzung  der  Reichslandfrieden  wiederholt  ausdrücklich  vor- 
behalten ^^  seit  dem  14.  Jahrhundert  lag  der  Schwerpunkt  des  Land- 
friedensrechts  überhaupt  in  der  Landesgesetzgebxmg.  Besonders  beachtenswert 
sind  die Landfriedenseinungen  der  friesischen  sieben  Seelande  (Ost- und 
Mittelfriesland),  die  wahrscheinlich  auf  Grund  eines  von  Heinrich  IV.  ver- 
ordneten GotteBfriedens  einen  Landfriedensbund  geschlossen  hatten,  dessen 
Mittelpunkt  die  Versammlungen  zu  Upstalsbom  bei  Aurich  bildeten^. 
Von  den  Satzungen  oder  Weistümem  dieses  Bundes  gehören  die  siebzehn 
„Kuren"  {petäionesy  und  die  nur  wenig  jüngeren  vierundzwanzig  „Land- 
rechte" [constUutkmesy,  beide  in  friesischen  Stabreimen,  zum  Teil  von 
hoher  poetischer  Schönheit,  abgefaßt  und  Karl  den  Großen  als  den  Urheber 
ihrer  Bestimmungen  bezeichnend,  noch  der  Zeit  Heinrichs  IV.,  wahrschein- 

^  Vgl.  S.  651  f.  Weelakd,  Const.  2,  566—616.  RocnivbEB,  Zur  äoßeren  Ge- 
schichte der  filteren  bairischen  Landfrieden  (Abh.  der  MGnch.  Ak.  10,  2  S.  428  f.). 

*  Vgl.  u.  a.  Rudolfs  I.  Würzburger  Landfrieden  von  1287  (MG.  Leg.  2,  452). 
Wtmbkbk,  Landfrieden  15  f. 

•  Vgl.  v.  RiCHTHOPEN,  Untersuchungen  1,  20 — 290.  J.  Teltino,  Schets  van 
het  oud-friesche  privaatregt  (SA.  aus  der  Themis,  1867,  Stück  4)  8  ff.,  femer  Themis 
1890,  8.  108  ff.  KücH,  Landfriedensbestrebungen  89  ff.  Heck,  Ursprung  der  ge- 
meinfriesischen  Rechtsquellen  und  der  friesische  Gottesfrieden,  N.  Arch.  17,  569  ff,; 
Altfries.  Gerichtsverf.  7  ff.  Der  letztere  hat  das  Verdienst,  gegenüber  den  früheren 
Annahmen  ein  erheblich  höheres  Alter  der  Upstalsbomer  Satzungen  und  ihren 
Zusammenhang  mit  der  Gottesfriedensbewegung  des  11.  Jahrhunderts  nachgewiesen 
zu  haben.  Während  man  den  ursprünglichen  Wortlaut  früher  in  den  lateinischen 
Texten  zu  finden  meinte  und  die  altfriesischen  Texte  für  Übersetzungen  und  Be- 
arbeitungen hielt,  hat  Köoel,  Gesch.  d.  deutsch.  Litteratur  1,  242  ff  wahrschein- 
lich gemacht,  daß  es  sich  damit  umgekehrt  verhält,  wenn  auch  die  friesischen 
Texte  zum  Teil  durch  Einschiebungen  und  ZuBätze  vermehrt  erscheinen.  Ihre  von 
KOoBL  klargesteUte  stabreimende  Form  läßt  darauf  schließen,  daß  man  es  teilweise 
mit  uralten  Rechtsvorträgen  zu  thun  hat  (vgl.  auch  Heck,  Gerichtsverf.  72  ff),  die 
in  mehr  oder  weniger  ursprünglicher  Gestalt  in  die  Landfriedenssatzungen  Auf- 
nahme gefunden  haben.  Die  ZurückfÜhrung  der  Küren  auf  Karl  den  Großen  ist 
aber  schwerlich  mit  Köoel  wörtlich  zu  nehmen,  dürfte  vielmehr  aus  der  allgemeinen 
Vorstellung  des  deutschen  Mittelalters  von  der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  Karls 
hervorgegangen  sein.  Eine  kritische  Ausgabe  der  friesischen  Rechtsquellen  fehlt. 
Bis  jetzt  ist  man  vorzugsweise  auf  v.  Richthofen,  Friesische  Rechtsquellen  (1840), 
und  Hettema,  Oude  friesche  Wetten,  2  Bde  (1846  f.),  angewiesen.  Vgl.  His,  Über- 
lieferung der  friesischen  Küren  und  Landrechte,  ZRG.  33,  39  ff.  Siehe  auch  ebd. 
29,  218. 

^  Lateinischer  Text:  v.  Richthofen,  Unters.  1,  33  ff.,  handschriftliche  Zusätze 
40  f.  Die  zum  Teil  durch  jüngere  Znsätze  („Wenden")  vermehrten  altfriesischen 
und  niederdeutschen  Texte:   v.  Richthofen,  Rechtsqu.  2  ff.,  die  Zusätze  28.  32  ff. 

^  LateiniBch:  Unters.  1,  42  ff.  Altfriesischer  und  niederdeutscher  Text:  Rechtsqu. 
40  ff.  An  die  24  Landrechte  schließen  sich,  vielleicht  noch  derselben  Zeit  ange- 
hörend, die  „Bußtazen''  an  (Unters.  52  ff.    Rechtsqu.  82  ff.). 
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lioh  dem  Ende  des  11.  Jalirhiiiiderts  an^  Erheblich  jünger  sind  die 
ebenfalls  altfriesischen  ^^Überküren^  {urkera,  d.  L  neue  Satzangen),  die 
in  der  vorliegenden  Gestalt  erst  anter  Friedrich  IL  entstanden  sein  können, 
in  ihrem  Hauptbestandteil  aber  noch  das  ursprüngliche  üpstalsbomer 
Bandesstatat  zu  enthalten  scheinen  and  insoweit  noch  in  die  Zeit  Hein- 
richs lY.  zurückreichen  dürften^®.  Von  der  großen  Zahl  der  sonstigen 
friesischen  Bechtsquellen,  die  sich  samtlich  durch  hohe  Altertümlichkeit 
auszeichnen,  sind  noch  hervorzuheben  die  gemeinfriesisohen  Bußtaxen, 
die  wohl  noch  dem  11.  Jahrhundert  angehören  ^^,  die  Büstringer  Rechts- 
Satzungen  und  Bußtaxen  aas  dem  12.  Jahrhundert^',  die  von  den  Wester- 
goem  ausgegangenen  Leges  üpstalsbomicae  von  1328^',  das  Groninger 
Statut  von  136P*  und  der  Wangerländer  Gottesfrieden  von  1312".  — 
Zahlreich  sind  die  bairischen  Landfrieden,  wir  besitzen  solche  von  1205, 
1213,  1244,  1256,  1281,  1293,   1300  und  1352".     österreichische 


*  HxcK  beraft  sich  auf  das  von  Heinrich  V.  erlassene,  hinsichtlich  seiner 
Echtheit  allerdings  angezweifelte  Stadtrecht  von  Stayeren  von  1108  (Waitz/ Ur- 
kunden* Nr.  17),  in  dem  dieser  den  Bürgern  bestätigt  omne  iua,  quad  a  Karolo 
rege  detertnmatum  est  eis  et  instUutumy  et  ab  ipsius  loci  probaünimis  est  deereium 
et  inventum^  et  quod  ah  aliis  eapientibus  pairisque  nostri  fidelibus  est  coüaudcttumj 
tarn  legale  ius  quam  morale.  Da  Staveren  mit  dem  ganzen  Westergo  au  dem 
Üpstalsbomer  Bunde  gehörte,  so  l&Bt  sich  die  Bezugnahme  auf  die  Satzungen  und 
Weistümer  des  letzteren,  zumal  da  sich  diese  ebenfalls  auf  Karl  den  Grofien  be- 
rufen, nicht  abweisen;  auch  die  Deutung  auf  einen  Gottesfrieden  und  ein  Send- 
recht, die  Heinrich  IV.  für  die  Friesen  erlassen  hatte,  ist  in  hohem  Qnde  wahr- 
scheinlich. Unbedingt  für  das  Alter  der  17  Küren  und  24  Landrechte  spricht  aber 
ihre  wiederholte  Rücksichtnahme  auf  die  verheerenden  Einfälle  der  heidnischen 
Normannen,  die  nach  Ablauf  des  11.  Jahrhunderts  undenkbar  erscheinen  muß. 
Vgl.  K.  Maübsr,  Bekehrung  des  norw.  Stammes  zum  Christentume  1,  S86.  2,  272. 
288.  487.  Adam.  Brem.  gesta  Hammab.  4,  SO.  Der  letzte  von  Adam  erwfihnte 
"Wikingerzug  gegen  Deutschland  fand  1047  statt  (a.  a.  0.  2,  74).  Daß  man  sich 
nicht  mit  Richtbofbn,  Unters.  1,  87,  auf  einen  vereinzelten  Fall,  wie  die  Heim- 
suchung Frieslands  durch  nordische  Seeräuber  im  Jahre  1806,  berufen  kann,  liegt 
auf  der  Hand. 

^^  V.  RiOHTHOFEN,  Untcrs.  1,  286  ff.;  Eechtsqu.  98  ff.  Da  die  eherechtlichen 
Bestimmungen  der  Küren  4  und  5  kaum  in  der  ursprünglichen  Landfriedenseinung 
gestanden  haben  können,  so  sind  sie  wohl  als  jüngere  Zusätze  auszuscheiden, 
während  der  übrige  Bestand  in  seiner  ursprünglichen  Fassung  (Küre  1—8)  durch- 
aus den  Charakter  eines  Bundesstatutes  trägt  und  wegen  der  Bezugnahme  auf  die 
Wikingereinf&Ue  wohl  noch  in  die  Zeit  der  Gottes&iedensbestrebungen  unter  Hein- 
rich IV.  zu  setzen  ist. 

"  V.  RicHTHOPEN,  Eechtsqu.  82  ff.;  Unters.  1,  52  ff. 

"  Ebd.  Rechtsqu.  119—126. 

»»  Ebd.  102 ff.  581  f.;  Unters.  1,  250  ff. 

1*  Ebd.  109  f.;  Unters.  1,  291  ff. 

»  Heck,  N.  Archiv  17,  597. 

>^  Weiland,  Const.  2,  Nr.  427.  438.  439.  RocKiiroBB,  Denkmäler  d.  baier. 
Landesrechts  2,  1891;  WriTHANv  und  Muffat,  Mon.  Wittelsb.  (Qu.  z.  baier. 
u.  deutsch.  Gesch.  5.  6)  1,  7.  17.  77.  140.  2,  22.  110.  420.  Vgl.  Bogkimqek,  Zur 
äuß.  Gesch.  d.  bair.  Landfr.  427  ff.  Zöpfl,  Altertümer  2,  302  ff.  (Heidelb.  JBB. 
1858,  S.  481  ff.).    Wtmeken,  a.  a.  0.  45  ff.    Der  Landfriede  von  1281  ist  ein  unter 
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Landfrieden  wurden  erlassen  1254  von  Herzog  Otakar  und  1276  (emenert 
1281)  von  Rudolf  L,  der  letztere  zugleich  fär  Eämthen,  Steiermark,  Erain 
und  die  Windische  Mark^^  Von  sonstigen  Territoriallandfrieden  heben 
wir  einen  thüringischen  von  1888^®,  einen  Wetterauer  von  1837^® 
und  einige  meklenburgische  aus  dem  14.  Jahrhundert  hervor*^.  Das 
Verfahren  war  überall  dasselbe  wie  bei  den  Reichslandfneden;  auch  hier 
bald  Gesetz,  bald  Einnng,  dazu  regelmäßig  die  Anordnung  allgemeiner 
Beeidigung  des  Landfriedens  durch  die  Unterthanen. 

Von  anderen  Gegenständen  der  Landesgesetzgebung  sind  namentlich 
Judenprivilegien,  Bergrechte  und  Landesfreiheiten  oder  Landeshandfesten 
zu  erwähnen.  Die  letzteren,  besonders  zahlreich  in  Baiem,  verfolgten  nicht 
bloß  den  Zweck,  die  landstandischen  Hechte  zu  heben  (S.  616),  sondern 
auch  die  für  die  Dienstmannen  bestehenden  Freiheitsbeschränkungen  zu 
beseitigen  und  die  Umwandlung  dieses  Standes  in  einen  freien  Landes* 
adel  herbeizufahren '^  Eine  umfassende  Eodifikation  des  böhmischen  und 
sächsischen  Bergrechts  ist  das  lus  regale  montanorum  (auch  Gonstitutiones 
iuris  metallici)  des  Eönigs  Wenzel  II.  von  Böhmen  aus  den  Jahren 
1800-1805» 

Die  weitaus  bedeutendsten  territorialen  Bechtsquellen  waren  die  Land* 
rechte.  Soweit  sich  diese  auf  die  Aufzeichnung  des  Gewohnheitsrechts 
beschrankten,  bedurften  sie  der  landständischen  Genehmigung  nicht.  Auch 
Landrechtsbücher  rein  privater  Entstehung  kamen  vor.  Viele  Land- 
rechte dagegen  waren  Werke  formlicher  Gesetzgebung,  bestimmt,  das  bis- 
herige Recht  nicht  nur  zu  verzeichnen,  sondern  zu  reformieren,  wobei 
die  ständische  Mitwirkung  nicht  entbehrt  werden  konnte.  Nur  ein  halb- 
amtlicher Bericht  über  das  bestehende  Becht  ist  die  kürzere  Fassung  des 


Konig  Rudolfs  I.  Anktoritftt  erlassener  bairischer  Provinziallandfriede,  von  dem 
der  in  den  MG.  Leg.  2,  427  ff.  irrtümlich  als  Reichslandfriede  von  1281  abgedruckte 
ein  Vorläufer  gewesen  zu  sein  scheint  Vgl.  Z^Pvl,  Altertümer  2,  808  ff.  Rockinogr, 
Denkmäler  2,  24  f. 

"  Der  erstere  zuletzt  bei  WsiLAiin  2,  Nr.  440,  der  Rudolfs  bei  v.  Schwind 
u.  DopscH  Nr.  52.  68  und  MG.  Leg.  2,  410.  Ober  die  Datierung  des  Otakarischen 
Landfriedens  vgl.  Dopsch,  Mitt.  d.  öst  Inst.  19,  160  ff.  Ein  Landfriede  von  1229 
für  das  Bistum  Brixen  bei  Wbiland  2,  Nr.  426,  ein  Landfriede  von  1287  für 
Salzburg  bei  BSbsler,  Bedeut.  d.  Gesch.  d.  Rechts  in  Österr.,  Urk.-Beitr.  Nr.  2. 
Österreichische  Landfrieden  des  15.  Jahrhunderts  verzeichnet  v.Lüscbin,  Beichsg.  137. 

^>  MiCHELSBN,  Urkundl.  Beitrag  z.  Gesch.  d.  Landfrieden  (1863)  28  ff. 

"  Böhmer,  Urkb.  d.  Stadt  Frankfurt  548  ff. 

*^  Vgl.  R.  LöNiNQ,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafirechtsw.  1,  571. 

*^  Dies  zeigt  sich  namentlich  in  Steiermark.  Vgl.  v.  Luschih,  Steir.  Land- 
handfiesten,  Beitr.  z.  K.  steiermftrkischer  Geschichtsquellen  9,  119  ff.  v.  Scbwikd 
u.  DoPBCH,  Nr.  86.  120.  157.  v.  Lerchenteld,  Die  altbaierischen  landstfindischen 
Freibriefe  mit  den  LandesfreiheitserklSruDgen,  1858  (Einleitung  von  EocEmaER). 
V.  Bblow,  a.  a.  0.  1,  156  ff. 

**  Ausgabe  von  Zycha,  Böhm.  Bergrecht  2,  40—296.  Jirecek,  Cod.  iur.  Boh. 
1,  265  ff.  Die  aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  stammende  deutsche  Über- 
setzung des  Johann  von  Gelnhausen  (s.  §  60,  n.  5)  neben  dem  lateinischen  Text 
abgedruckt  bei  Ztcha,  a.  a.  0. 

B.  SciiBÖDKB,  Deutsche  Rechtsgeachichte.    4.  Aufl.  43  ^^^  j 
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in  zwei  verschiedenen  Texten  überlieferten  österreichischen  Land- 
rechts ^^  die  wahrscheinlich  während  der  Okkupation  des  Landes  durch 
Kaiser  Friedrich  IL  (1236/37)  auf  Anlaß  der  Landherren  (d.  h.  des  hohen 
Landesadels),  und  zwar  unter  Benutzung  des  deutschen  Textes  des  Mainzer 
Landfriedens  Ton  1235,  als  Vorlage  für  den  Kaiser  aufgezeichnet  wurde. 
Dagegen  tragt  der  längere  Text  den  Charakter  einer  königlichen  Satzung, 
und  zwar  einer  Landesordnung,  die  wahrscheinlich  1266  durch  König 
Otakar  von  Böhmen  für  sein  Herzogtum  Osterreich  erlassen,  aber  durch 
den  Landfrieden  Budolfs  I.  von  1276  wieder  aufgehoben  wurde. 

Die  kulmische  Handfeste  wurde  1233  von  dem  Großmeister 
Hermann  von  Salza  erlassen;  eine  Neuausfertigung  erfolgte  1251,  und 
zwar  in  der  ursprünglichen  lateinischen  Fassung  und  einer  anscheinend 
amtlichen  deutschen  Übersetzung^.  Ein  hervorragendes  Werk  ist  das 
oberbairische  Landrecht  König  Ludwigs  desBaiem  von  1346,  dessen 
ältere  Fassung  von  1336  erst  neuerdings  bekannt  geworden  ist*^  Es 
enthält  überwiegend  Gewohnheitsrecht  und  schöpft  vielfiäoh  aus  dem 
Schwabenspiegel  und  dem  Rechtsbuch  des  Ruprecht  von  Freising.  In 
Böhmen  entstand  unter  Karl  IV.  die  Maiestas  Carolina,  die  zwar  die 
landständische  Genehmigung  nicht  erhielt^  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts 
aber  gewohnheitsrechtlich  rezipiert  wurde  *^  Wahrscheinlich  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  gehört  das  steiermärkische  Landrecht 
(der  Landlauf  von  Steyr)  an^^  Das  Erzstift  Salzburg  erhielt  1328  eine 
Landesordnung  von  Erzbischof  Friedrich  111.'^.    Eine  amtliche  Bearbeitung 

*'  HasenOhbL)  Österreichisches  Landesrecht,  1867.  Krit  Ausgabe  von  v.Schwikd 
u.  DopscH;  Nr.  84.  50.  Meilleb,  Archiv  f.  K.  österr.  Geschichtsqu.  10,  148  ff. 
Altmäsjx  u.  Bernbeim'  298.  Über  Entstehang  und  Bedeutung  der  beiden  Texte 
vgl.  DopscH,  Arch.  f.  Ost  Gesch.  79,  1  ff.  Siegel,  Wien.  SB.  35,  109  ff.  55,  5  ff. 
l^ssLEB,  ebd.  11,  549.  Meilleb,  ebd.  21,  137  ff.  v.  Luschdt,  Entstehungszeit  des 
österr.  Landesrechts,  1872;  Ost  Beichsgeschichte  135  f.;  Der  deutsche  Text  des 
Mainzer  Landfriedens  u.  d.  dst  Landesrecht,  N.  Arch«  25,  589  ff.  Er  hält  den 
längeren  Text  für  einen  um  1298  von  den  Landherren  ausgearbeiteten,  von  König 
Albrecht  aber  nicht  genehmigten  Gesetzentwurf. 

•*  Preußisches  Urk.-B.  1,  Nr.  1.  252.    Altmahn  u.  Bbrnheim«  131. 

^  Ausgabe  von  Fbeybeeg,  Samml.  histor.  Schriften  und  Urkunden  4,  383  ff. 
Heumakn,  Opuscula  54  ff.  Vgl.  Bockinoeb,  Zur  äußeren  Geschichte  von  König 
Ludwigs  oberbalerischem  Land-  und  Stadtrechte,  Oberbaier.  Arch.  23,  216  ff.; 
Über  die  Handschrift  von  Kaiser  Ludwigs  altem  oberbaier.  Landrechte,  Münch.  SB. 
1873,  399  ff.;  Vorarbeiten  zur  Textausgabe,  1868;  Kr.  YJSchr.  17,  460  ff. 
v.  D.  Pfobdten,  Studien  zu  Kaiser  Ludwigs' Stadt- und  Landrecht,  1875.  Pfsiffer's 
Germania  12,  71  ff.    Riezleb,  Geschichte  Baiems  2,  540. 

^^  JiBEOEK,  Codex  iuris  Bohemici  2,  2  S.  104  ff.  Vgl.  Webunsky,  ZRG.  22, 
64  ff.;  Geschichte  Karls  IV.,  3,  76  ff.  Bei  der  Abfassung  wurde  ein  wahrscheinlich 
gegen  Mitte  des  14.  Jh.  entstandenes  Rechtsgangbuch,  der  Ordo  iudicii  terre 
Boemie  (Jibeoek  2,  2  S.  245  ff.),  eine  ursprünglich  in  tschechischer  Sprache  ver- 
faßte, dann  lateinisch  bearbeitete  Privataufzeichnung,  benutzt  Vgl.  Webunsky, 
Geschichte  3,  89  ff.;  ZEG.  23,  98  ff.  Ebenso  war  das  älteste  böhmische  Rechts- 
buch in  tschechischer  Sprache,  die  Kniha  Roi^mberska  (Rosenberger  Buch), 
her.  von  Bbandl,  1882,  eine  bloße  Privatarbeit. 

*'  Ausg.  von  Bischoff,  1875.  "  Rössleb,  a.  a.  0.  Nr.  1. 
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des  Sachsenspiegels  mit  einigen  bemerkenswerten  Zusätzen  war  das  för 
das  Fürstentum  Breslau  auf  Anlaß  des  Königs  Johann  von  Böhmen  yer- 
faßte  schlesische  Landrecht  von  1356  (S:669n.).  Durch  Vertrag  des 
Bischofs  Yon  Würzburg  und  seines  Kapitels  mit  den  Grafen  und  der 
Eitterschaft  des  Stiftes  wurde  1435  das  Würzburger  Landrecht  fest- 
gestellt'®. Ein  eigentünüiches  Schicksal  hat  das  Drenther  Landrecht 
Ton  1412  gehabt;  es  muß  später  mit  einer  wertvollen  südholländischen 
Rechtsquelle,  von  der  wir  weiter  nichts  wissen,  in  einer  Kompilation  ver- 
bunden worden  sein,  die  dann  in  die  Hände  eines  Siiddeutschen  ger|et 
und  von  diesem  zu  dem  leider  nur  bruchstückweise  erhaltenen  Rhein - 
gauer  Landrecht  verarbeitet  wurde'**.  Andere  niederländische  Land- 
rechte waren:  das  von  Seeland,  von  1258  und  1290,  Kennemerland 
von  1292  und  Westfriesland  von  1299'^,  das  alte  Landrecht  von  Stift 
Thorn,  angeblich  von  1295'*,  das  Landrecht  des  Stifts  TJtrechf  und 
die  Keuren  von  Südholland'^  Daran  reihen  sich  die  Landrecht«  der 
einzelnen  friesischen  Landschaften,  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert'', 
die  Gesetze  der  Nordfriesen  aus  dem  15.  Jahrhundert"  und  das  dith- 
marsische  Landrecht  von  1447 '^  Von  anderen  Landrechten  sind  noch 
hervorzuheben  das  Ritter-  und  Landrecht  der  Grafschaft  Berg  aus  der 
zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts",  das  Landrecht  von  Burg'®,  die 
Landbücher  von  Glarus**^,  Schwyz*^  und  Appenzell**  und  das  Land- 
recht von  Wallis  (die  sog.  Artikel  von  Naters)  von  1446*'.    Wir  reihen 


**  SoHSiDT,  Thesaurus  iur.  Franc.  2,  2  S.  329  ff. 

^  S.  Grataha,  Drenthsche  Rechtsbronnen  1894.  y.  Riohthofen,  Fries.  Rechts- 
queUen  522  ff.  Maoioh,  Overzigt  van  de  besturen  in  Drenthe  2,  2  S.  229  ff.  VgL 
Rahdes,  Eenige  aanteekeningen  op  het  landrecht  yoor  Drenthe  van  1412,  Utr. 
Diss.  1879.  BoDHANN,  Rheing.  AltertOmer  624  ff.  Gbimm,  Weistümer  1,  589  ff.  Vgl. 
Bruniveb,  ZBG.  16,  87  ff.;  Deutsche  Litt.-Zeitnng  1894,  S.  405  f. 

*i  y.  D.  Beboh,  Oorkondenb.  y.  Holl.  en  Zeel.  2,  19.  880.  845.  374.  505. 

"  Ausg.  yon  Siveä,  1871. 

''  MuLLEBy  De  middeleeuwsche  rechtsbronnen  der  stad  Utrecht  2,  409  ff. 

^  Fbuik,  De  oudste  rechten  der  stad  Dordrecht  en  yan  het  baljuwschap  yan 
Zuidholland  2,  225  ff.    Anderes  wird  bei  Fookema  Andbea,  a.  a.  0.,  angeführt. 

^  y.  EiOBTHOFEN,  Fricsische  Rechtsquellen  113  ff.  Hettbma,  Oude  £riesche 
wetten,  2  Bde,  1846—1851.  Vgl.  J.  TKLTiifa,  a.  a.  0.  22  ff.  Heck,  Altfr.  Ger.-V. 
10  ff.;  Gemeinfreie  890  ff.  His,  Friesisches  Strafrecht  8  ff.  Siebs,  Westfries.  Studien 
Abh.  d.  Berl.  Akad.  1895.  Heryorzuheben  sind  die  Fiyelgoer  Küren  (Riohth. 
283  ff.),  die  Hunsingoer  Küren  yon  1252  (ebd.  328  ff.)  und  das  etwas  jüngere 
Oberrecht  (848 ff.),  der  Brokmerbrief(151  ff.).  Die  beiden  westerlauwerschen 
Schulzenrechte  (887  ff.  410  ff.  Hettbua  2,  80  ff.  118  ff.)  stammen  wahrscheinlich 
noch  aus  dem  11.  und  12.  Jahrhundert  und  sind  aus  RechtsyortrSgen  hery or- 
gegangen. 

**  y.  BicHTHOFEN,  a.  a.  0.  561  ff.  *^  Ausg.  yon  Michelsen,  1842. 

^  Lacomblet,  Archiv  1,  79  ff.  Vgl.  y.  Below,  Die  landständ.  Verfassung  in 
JüUch  u.  Berg  2,  1  ff.  34  ff. 

'*  Neue  Mitteilungen  bist,  antiqu.  Forsch.  11,  159  ff. 

*»  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  5,  130  ff.  6,  3  ff. 

*»  Ausg.  y.  KoTHixa,  1850.  *'  Ausg.  y.  Rusch,  1869. 

«3  Heusler,  Rechtsquellen  des  Kantons  Wallis,  1890,  169  ff. 
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noch  daran  das  Becht  der  Sachsen  in  dem  Zips  in  Ungarn^,  ein  in 
deutscher  Sprache  nnd  deutschem  Sinne  abgefaßtes  polnisches  Sechts- 
denkmal  aas  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts^^  ond  die  eben&Us 
in  deutscher  Sprache  yerfisißten  Jura  Prutenorum  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert**. 

Im  weiteren  Sinne  sind  auch  die  Sammlungen  landgerichtlicher  Ent- 
scheidungen als  T^andrechtsquellen  anzusehen.  Wir  nennen  die  wertvollen 
Entscheidungen  des  Ingelheimer  Oberhofes  von  1375—90  und  1437 
bis  1466*^  und  die  des  Eidstuhls  von  Drenthe  von  1899— 1518*^ 
Zahlreiche  Entscheidungen  des  Bheingauer  Landgerichts  zu  Eltville 
finden  sich,  offenbar  aus  einer  älteren  Sanunlung  herausgerissen,  zerstreut 
in  BoDMAKK^s  rheingauisohen  Altertümern. 

§  56.    Die  Stadtrechte. 

Vgl.  S.  616  ff.  Stobbb  1,  482^551.  BRumiEB,  Grundsage  108  ff.  Gksoleb, 
Codex  iuris  mnnicipaliB  Germaniae  medii  aevi,  1863;  Deatsehe  Stadtrecbte  des 
Mittelalters,  1852.  Kraut,  Grundriß  des  deutschen  Privatrechts^,  §  8.  Gaupp, 
Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters,  2  Bde,  1851—52.  Keutokn,  Urkunden  z.  stfidt 
Verf.-G.,  1901.  Bischoff,  österreichische  Stadtrechte,  1857.  Lüschdi  v.  £ben- 
OBBUTH,  Ost  Reichsg.  188  f.  142.  144  f.  Huber,  Gesch.  d.  Schweiz.  Priy.-B.  64  ff. 
FocKBMA  AmdreI,  Ovorzigt  yan  oudnederiandsche  rechtshronnen,  1881.  Frbhsdosff, 
N.  Archiv  2,  9  ff.  4,  48  ff.  5,  81  ff.  y.  Mjlubbs,  Geschichte  der  StiUlteyer£BUMnng  4, 
1 — 62.  MiOHELBEN,  Kechtsdenkmale  aus  Thüringen,  1868.  Walch,  Vermischte 
Beitrfige  z.  d.  deutsch.  Becht,  8  Bde,  1771—98.  Pufsitoobp,  Observationes  iuris 
(appendiz),  4  Bde,  1757 — 70.  Tschoppe  u.  Stenzel,  Urk.- Sammlung  zur  Geschichte 
des  Ursprungs  der  Stftdte  in  Schlesien  n.  d.  Oberlausitz,  1882.  Oberrheinische 
Stadtrechte,  1.  und  2.  Abteilung,  her.  v.  d.  Badischen  Hist  Kommission,  seit  1895, 
8.  Abteilung,  her.  y.  d.  Kommission  z.  Herausgabe  elsftssischer  GreschichtsquellcD, 
seit  1902.  GiEBKE,  Badische  Stadtrechte  u.  Reformpläne  des  15.  Jh.,  ZGO.  42, 
129  ff.  Cblakowskt,  Codex  iuris  municipalis  regni  Bohemiae  1,  1886.  Böhlau, 
Mecklenb.  Landrecht  1,  64  ff.  A.  Tbltiho,  Het  oud-friesche  stadrecht,  1882;  De 
friesche  stadrechten,  1888.  Fbensdorff,  Aus  belgischen  Stfidten  und  Stadtrechten, 
Hansische  Geschichtsblätter  8,  87  ff.  Bei  der  ungeheuem  FfiUe  des  Stoffes  mufite 
in  der  Anfiihrung  der  einzelnen  Quellen  wie  der  Quellenausgaben  die  äußerste 
Sparsamkeit  beobachtet  werden. 

In  den  Märkten  und  Städten  hatte  sich  schon  früh  durch  die  Stellung 
unter  ein  eigenes  Gericht,  den  Marktverkehr,  die  autonomen  Befugnisse 

**  MicBNAY  u.  LicHivBs,  Ofhcr  Stadtrecht,  Anhang. 

*^  Ausg.  yon  Volckhakk,  1869.    Helcel,  Monumenta  iuris  Polonici  2,  1870. 

««  Ausg.  von  Laband,  Königsb.  Programm,  1866. 

*'^  LoBRscH,  Der  Ingelheimer  Oberhof,  1885. 

^^  Vgl.  Anm.  30.  Feith,  Ordelboek  van  den  Etstoel  van  Drenthe,  1870. 
Ergänzungen  dazu  von  S.  Gbataha,  i.  d.  Verhandel.  ter  naspor.  v.  d.  wetten  onzes 
yaderlands  7,  2,  Suppl.  1  u.  2  (1886-1890).  Über  die  eigentümliche  G^richtsrer- 
fassung  von  Drenthe  vgl.  Maonin,  Geschiedkundig  overzigt  van  de  besturen  in 
Drenthe  2,  1  S.  72  ff.  2,  79  ff.  S.  Gbatama,  £en  bijdrage  tot  de  rechtsgeschiedenis 
van  Drenthe,  Groning.  Diss.  1883;  N.  Bijdragen  yan  Begtsgeleerdheid  20,  620  fi. 
Die  Urteile  des  Eidstahls  yon  1518  bis  1604  bei  Joosting,  Ordelen  yan  den  etstoel 
van  Drenthe,  1893. 
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der  Gemeinde  und  die  besonderen  Freiheiten  der  Bürger  und  ihres  Grand- 
besitzes der  Begriff  eines  eigenen,  von  Land-  nnd  Hofrecht  verschiedenen 
,,Marktrecht8''  gebildet,  das  in  den  befestigten  Orten  auch  „Burgrecht^^ 
(ins  civile),  in  ganz  Norddeutschland  aber  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
12.  Jahrhunderts  „Weichbild*'  genannt  wurde.  In  übertragenem  Sinne 
wurde  das  Wort  auch  für  den  Ort  selbst  (in  diesem  Sinne  gewöhnlich 
nur  für  offene  Markte)  und  den  Ortsbezirk  gebraucht,  wodurch  die  an 
sich  pleonastische  Form  „Weichbildrecht"  aufkauL  „Burgrecht«  und  „Weich- 
bild" wurde  sodann  mit  Vorliebe  zur  Bezeichnung  des  städtischen  Haus- 
leiherechts verwendet,  wodurch  in  weiterer  Übertragung  auch  für  die  nach 
äieeem  Recht  besessenen  Grundstücke  und  die  auf  ihnen  lastenden  Zinse 
die  gleichen  Ausdrücke  in  Gebrauch  kamen  i. 

Die  ältesten  städtischen .  Rechtsquellen  waren  die  den  Stadtherren 
erteilten  Immunitätsprivilegien,  sodann  seit  dem  IL  Jahrhundert  die  von 
den  Eonigen  oder  Stadtherren  ausgehenden  Markt-  und  Stadtprivilegien 
oder  Handfesten  für  das  Gemeinwesen  und  die  Bewohner,  sowie  Ent- 
scheidungen der  Könige  oder  Stadtherren  über  innere  Zwistigkeiten. 
Während  die  älteren  Städte,  deren  Recht  nur  allmählich  zur  Ausbildung 
gelangte,  oft  eine  ganze  Reihe  solcher  Handfesten  besaßen,  erhielten  die 
neu  errichteten  Städte  von  vornherein  mit  dem  Gründungsprivileg  ein 
ausführliches  Stadtrecht  oder  wurden  auf  das  Recht  einer  anderen  Stadt 
verwiesen,  die  dann  als  Mutterstadt  wieder  Rechtsmitteilnngen  und,  wenn 
sie  sich  zum  Oberhof  entwickelte,  auch  gerichtliche  Entscheidungen  an 
die  Tochterstadt  ergeben  ließ^.  In  manchen  bedeutenden  Mutterstädten 
besaß  man  nicht  einmal  eine  Aufeeichnung  des  eigenen  Rechts,  sondern 
begnügte  sich  mit  Abschriften  der  an  die  Tochterstädte  ergangenen  Weis- 
tümer.    Vielfach  kam  es  auch  in  den  Städten  zu  eigenen  Aufzeichnungen 


^  Von  der  umfangreichen  Litteratur  über  „Weichbild"  heben  wir  nur  folgende 
Schriften  hervor,  in  denen  sich  das  Quellenmaterial  aus  dem  12.  und  13.  Jh.  und 
die  weitere  Litteratur  ziemlich  vollständig  findet.  Schröder,  Weichbild  (i.  d.  Fest- 
gabe f.  E.  J.  Bekker,  1899,  S.  79  ff.  Ribtsohel,  Markt  und  Stadt  178  ff.  Philippi, 
Hans.  Ge8ch.-Bl.  1895,  S.  8  ff.  Keutgen,  Ursprung  der  Stadtverfassung  77  ff.  165  ff. 
Sello,  Forsch,  z.  br.  und  preuß.  Gresch.  8,  -81  ff.  Stobbe,  a.  a.  0.  1,  488  ff.  Die 
in  den  beiden  ersten  Auflagen  und  in  anderen  Schriften  des  Verf.  vertretene  Er- 
klärung mit  „Stadtbild"  ist  gegenüber  den  ältesten  Quellenbelegen  nicht  aufrecht 
zu  erhalten.  Dasselbe  gilt  von  den  zahlreichen  Erklärungen,  die  von  den  ab- 
geleiteten Bedeutungen  (Stadt,  Stadtbezirk,  Stadtrechtsgut)  ausgehen.  Über  die 
sprachliche  Erklärung  vgl.  S.  15,  n.  17.  Ein  neuer  Versuch,  den  wir  ablehnen 
müssen,  bei  Eickhoff,  Korresp.-Bl.  d.  Ver.  f.  niederl.  Sprachforschuüg  18,  88  f. 
Da  Weichbild  „Ortsrecht"  bedeutete,  so  hätte  es  an  sich  auch  auf  Dorfrechte  an- 
gewendet werden  können,  aber  ein  ausgesprochen  eigentümliches  Ortsrecht  hatten 
im  früheren  Mittelalter  nur  Städte  und  Märkte.    Vgl.  Rietschel,  a.  a.  0.  184. 

'  Vgl.  A.  S.  ScHULTZE,  Privatrecht  und  Prozeß  127  ff.  Daß  die  Bewidmung 
einer  Stadt  mit  dem  Recht  einer  anderen  nicht  auch  die  Übertragung  der  beson- 
deren Privilegien  der  Mutterstadt  bedeutete,  wurde  in  einer  Urkunde  Ludwigs  des 
Baiem  von  1882  (Oberrhein.  Stadtrechte  1,  5  n.  Böhmer,  Urk.-B.  v.  Frankfurt  517) 
ausdrücklich  hervorgehoben.  Über  noch  beschränktere  Übertragungen  vgl.  S.  687. 690. 
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ihres  Gewohnheitsrechtes,  wozu  sich  seit  der  Aosbildong  der  städtischen 
Autonomie,  die  oft  den  Stadtherren  erst  mühsam  abgerungen  werden 
mußte,  die  stadtischen  Euren  (Willküren,  Einungen,  Statuten,  Schraen) 
gesellten'.  Der  Gegenstand  der  autonomen  Gesetzgebung  der  Städte  war, 
ihren  wechselnden  wirtschaftlichen  Beziehungen  entsprechend,  ungleich 
mannigfaltiger  als  in  den  Territorien.  Insbesondere  kam  der  weite  Be- 
griff der  Polizeiordnungen,  der  später  für  Beichs-  und  Landesgesetzgebung 
so  bedeutsam  wurde,  zuerst  in  den  Städten  zur  Ausbildung.  Neben  zahl- 
reichen Einzelstatuten  besaßen  viele  Städte  ausführliche  Stadt-  oder  Polizei- 
ordnungen, die  jährlich  an  bestimmter  Stelle  öffentlich  vorgelesen  zu 
werden  pflegten  ^ 

Das  gesamte  Material  städtischer  Bechtsquellen  pflegte  man  in  eigene 
Stadtbücher  einzutragen,  die  zugleich  für  die  Aufnahme  späterer  Statuten, 
Bechtsmitteilungen  und  Handfesten,  sowie  für  stadtgerichtliche  Ent- 
scheidungen, häufig  auch  für  Akte  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  offen  ge- 
halten wurden  ^  Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  begannen  dann 
die  amtlichen  Verarbeitungen  des  Stadtbuchinhaltes  und  des  städtischen 
Gewohnheitsrechtes  zu  ausführlichen  Stadtrechten,  die  man  nicht  selten 
vom  König  und  dem  Stadtherm  bestätigen,  von  den  Bürgern  beeidigen 
ließ.  Da  das  Stadtrecht  nichts  anderes  als  das  in  Gemäßheit  der  fort- 
geschrittenen wirtschaftlichen  Verhältnisse  fortgebildete  Landrecht  war, 
so  dienten  bei  der  Ab&ssung  auch  die  Landrechtsau&eichnungen  und 
die  Bechtsbücher  als  Quelle.  VielÜEich  fanden  wiederholte  Neuredaktionen 
statt,  bei  denen  die  inzwischen  ergangenen  Satzungen  mitverarbeitet 
wurden.  Neben  amtlichen  Stadtrechten  begegnen  Stadtrechtsbücher  pri- 
vaten Ursprungs,  die  oft  ebenso  wie  die  Bechtsbücher  bei  den  Gerichten 
zur  Bezeption  gelangten.  Auch  auswärtige  Stadtrechte,  selbst  wenn  sonst 
keine  Beziehungen  vorlagen,  wurden  zuweilen  rezipiert  Die  Sprache  der 
Stadtrechte  war  bis  gegen  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  fast  ausschließ- 
lich lateinisch;  dann  trat  die  deutsche  Sprache  allmählich  in  den  Vorder- 
grund, bis  sie  im  14.  Jahrhundert  so  ziemlich  die  Alleinherrschaft 
erlangte^.  Dies  war  auch  in  den  Städten  der  böhmischen  Krone  der 
Fall,  in  denen  erst  seit  den  Hussitenkriegen  die  tschechische  Sprache 
stärker  hervortrat  In  den  polnischen  Städten  bediente  man  sich  vor- 
wiegend des  Lateinischen. 

•  Über  skra,  schra,  schrägen  (ursprünglich  „Pergament")  vgl.  Fbensdo&ff, 
Das  statutar.  Hecht  der  deutschen  Kaufleute  in  Nowgorod  1,  2  ff.  (Abb.  d.  Gott, 
(res.  d.  W.  33).  Das  Wort  wurde  besonders  im  Norden,  seltener  in  Deutschland 
verwendet. 

*  Von  der  Bürgerversammlung  Qmersprake),  in  der  die  Verlesungen  erfolgten, 
erhielten  diese  Stadtordnungen  selbst  den  Namen  „Bauersprachen".  Vgl.  Fren8> 
DOBPP,  Dortmunder  Statuten  pg.  179. 

^  Über  Stadtbücher  vgl.  §  59,  n.  15.  Stobbe  1,  494  n.  Hoketkb,  Stadtbücher 
des  MA.,  insbesondere  das  Stadtbuch  von  Quedlinburg,  Abb.  d.  Berl.  Akad.  1860. 

«  Vgl.  Febnsdobff,  Hans.  Gesch. -Bl.  6,  116  ff.  Weit  länger  hat  sich  die 
lateinische  Sprache  in  manchen  Stadtbüchem  erhalten.    Vgl.  ebd.  132  ff. 
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Wie  unter  den  deutschen  Bechtsbüchem  der  Sachsenspiegel  hervor- 
ragte, so  nahm  unter  den  Stadtrechten  das  Ton  Magdeburg,  in  dem 
die  stadtrechtliche  Umbildung  des  Sachsenspiegels  zum  reinsten  Ausdruck 
gelangte,  weitaus  den  ersten  Bang  ein^  Die  eigenen  Bechtsaufzeichnungen 
für  Magdeburg  waren  gering,  sie  beschränkten  sich  auf  Privilegien  (von 
Bedeutung  namentlich  das  des  Erzbischofs  Wichmann  von  1188)  und  ein- 
zelne Batsstatuten.  Um  so  bedeutender  waren  die  an  die  Tochterstädte 
ergangenen  Bechtsmitteilungen  und  die  Oberhofentscheidungen  des  Magde- 
burger SchöfEenstuhls.  Von  den  ersteren  sind  zu  nennen:  das  sogenannte 
Magdeburg-Goldberger  Becht,  eine  Beohtsmitteilung  für  Herzog  Heinrich  L 
von  Schlesien  (1201 — 1288),  femer  die  Beohtsmitteilung  für  Breslau 
(1261  und  1295),  Görütz  (1304),  Kulm  (1838),  Schweidnitz  (1368)  und 
Halle  (1364);  dazu  die  Beohtsmitteilung  der  Magdeburger  Tochterstadt 
Halle  für  Neumarkt  (1235).  Privatarbeiten,  aus  deren  Verbindung  später 
das  sogenannte  sächsische  Weichbild  hervorgegangen  ist,  waren  das 
„Bechtsbuch  von  der  Genx^htsverfassung^'  (Mitte  des  13.  Jahrhunderts), 
ursprünglich  Art  6 — 18  der  Weichbildvulgata  umfassend,  dann  durch 
Zusätze  aus  dem  Sachsenspiegel  und  verschiedenen  Magdeburger  Bechts- 
aufeeichnungen  vermehrt  (Art.  1 — 5.  19 — 27.  28 — 41),  und  das  Magde- 
burger „Schöffenrecht^',  das  in  verschiedenen,  mehr  oder  weniger  selb- 
ständigen Bezensionen  vorliegt,  aber  auf  einer  in  einem  Breslauer  Codex 
enthaltenen  gemeinsamen  Grundlage  (zum  Teil  dem  Magdeburg-Breslauer 
Becht  von  1261  entnommen)  beruht®.  Durch  Verarbeitung  des  Schöffen- 
rechtes  mit  dem  erweiterten  Bechtsbuch  von  der  Gerichtsverfassung  ent- 
stand die  Vulgata  des  sächsischen  Weichbildes,  das  sich  bald  der  größten 
Verbreitung  erfreute,  mit  einer  Glosse  versehen  und  in  das  Polnische, 
Böhmische  und  Lateinische  übersetzt  wurde  ^.  Die  Weichbildglosse  erfuhr 
eine  Überarbeitung  durch  Nik.  Wurm,  der  außerdem  als  Vorarbeit  zu 
seiner  Blume  des  Sachsenspiegels  eine  „Blume  von  Magdeburg^',  hanpt- 

'  Vgl.  Laband,  Magdeburger  Rechtsqnellen,  1869.  Fbiese  u.  Liesegano,  Magde- 
burger Schöffensprüche,  I.  1901.  Frakkuk,  Magdeburger  Weistümer  für  Breslau, 
1856.  BöHLAU,  Aus  der  Praxis  des  Magd.  Schöffenstuhls,  ZRG.  9,  1  ff.  Beerend, 
Die  Magdeburger  Fragen,  1865.  Labakd,  Magdeburg- Breslauer  systematisches 
Schöffenrecht,  1863.  v.  Mabtitz,  Eheliches  Güterrecht  des  Ssp.  (1867)  11  ff.;  Die 
Magdeburger  Fragen,  kritisch  beleuchtet,  ZE6.  11,  401  ff.  '  Wassebbghleben,  Samm- 
lung deutscher  Rechtsquellon,  1860.  Stobbb,  Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen 
Rechts  (1865)  91—159.    Franklin,  Magdeb.  Weistümer  für  Breslau,  1856. 

8  Vgl.  Laband,  Rechtsquellen  32—89.  70—132;  ZRG.  11,  50.  Zu  den  Ver- 
arbeitungen des  Schöffenrechts  gehört  auch  das  sog.  Magdeburg- G^rlitzer  Recht 
von  1304.    Vgl.  ebd.  133  ff. 

»  Vgl.  Stobbe  1,  403  ff.  Steffenhaoen,  ZRG.  12,  1  ff.  Bisohoff,  Wien.  SB. 
50.  Die  gereimte  Vorrede  des  Weichbilds  ist  in  Wirklichkeit  ein  Epilog  zum 
Sachsenspiegel  und  rührt,  wie  Weiland,  N.  Arch.  1,  205  f.  wahrscheinlich  macht, 
wohl  von  dem  Verfiisser  des  Rechtsbuches  von  der  Gerichtsverfassung  her,  der 
sein  Wei-k  samt  jenem  Epilog  einem  von  Eike  von  Repgau  selbst  erworbenen 
Exemplar  des  Sachsenspiegels  anhängte.  Über  die  sog.  Weichbildchronik  vgl. 
ebd.  201  ff.  • 
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Bächlich  aof  Gnmdlage  des  Sachsenspiegels^  des  Weichbildes ,  des  Bicht- 
steiges  and  des  römisch-kanonischen  Bechtes,  and  zwar  in  der  Form  einer 
Rechtsbelehrong  von  Magdeburger  Schöffen,  verfaßte  ^^. 

Mit  dem  Bechte  von  Magdeburg  waren  die  meisten  Städte  OstMens, 
der  Marken  Brandenburg  und  Meißen,  der  Lausitz,  Schlesiens,  der  preu- 
ßischen Ordenslande  und  des  Königreichs  Polen  bewidmet  ^^.  Es  galt 
außerdem  in  Stettin  (eine  Zeit  lang  auch  in  Stargard  in  Pommern)  und 
verschiedenen  mährischen  Städten,  übte  einen  bedeutenden  Einfluß  auf  die 
böhmisch-mährischen  Stadtrechte  überhaupt  aas  und  bildete  die  Grund- 
lage des  im  An&ng  des  15.  Jahrhunderts  in  deutscher  Sprache  verfaßten 
Ofener  Bechtsbuches  ^*.  Dabei  zeigt  sich  die  eigentümliche  Erscheinung, 
daß  das  magdeburgische  Familiengüterrecht  und  das  mit  diesem  zusammen- 
hängende Erbrecht  in  vielen  Städten  Magdeburger  Bechtes  ausgeschlossen 
blieb  ^^  teils  weil  die  hauptsächlich  aus  Flandern  und  den  Niederlanden 
stammenden  Kolonisten  in  dieser  Beziehung  an  ihrem  angestammten 
Bechte  festhielten,  teils  wohl  auch  weil  die  flämisch-niederländische  Güter- 
gemeinschaft den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Städte  besser  als  das 
sächsisch-magdeburgische  Geraderecht  entsprach.  Beachtenswert  ist  der 
Anschluß  der  meißnischen  und  mehrerer  lausitzischen  und  schlesischen 
Stadtrechte  an  das  böhmisch-mährische  Dritteiisrecht,  von  dem  auch  das 
Meißener  Bechtsbuch  beherrscht  wird^^  Auf  demselben  Boden  steht  auch 
das  inhaltreiche  Stadtrecht  von  Freiberg  (1296—1307),  einer  der  wenigen 
meißnischen  Städte  die  nicht  in  näherer  Beziehung  zu  Magdeburg 
standen  ^^  Bald  nach  der  Aufzeichnung  des  Stadtrechts  erfolgte  auch 
die  Kodifikation  des  Freiberger  Bergrechts  ^^. 

Mit  der  Ausbreitung  des  Magdeburger  Bechtes  war  zugleich  die 
Stellung  Magdeburgs  als  Oberhof  gegeben.  Fast  alle  mit  Magdeburger 
Becht  bewidmeten  Städte  gingen  in  Magdeburg  „zu  Haupte'^  Dabei  gab 
es  wieder  eine  Beihe  von  Tochterstädten  Magdeburgs,  die  selbst  als  an- 
gesehene Oberhöfe  ein  engeres  Gebiet  beherrschten.  Die  hervorragendsten 
unter  diesen  Tochter- Oberhöfen  waren  die  Schöffenstühle  zu  Breslau, 
Krakau^^,  Thom,  Kulm,  Halle,  Leipzig,  Dresden,  Naumburg,  Brandenburg  ^^ 


^<>  Ansg.  V.  BöHLAü,  IS68.     Vgl.  S.  66S.  669. 

^^  Ober  das  Magdeburger  Becht  (besonders  das  sächsische  Weichbild)  in  den 
Städten  des  südwestlichen  Rußlands  vgl.  die  S.  663,  n.  30  angeführte  Sclurift  von 
Halban. 

"  Ausg.  y.  MiCHNAT  U.  LiCHKEB,  1845. 

^*  Vgl.  ScHRÖDEB,  Ehel.  Güterrecht  2,  3  S.  58  ff.  61  ff.  80 ff.  135  ff.  360. 
V.  Martitz,  Ehel.  Güterrecht  49  f.  320  ff.     Roth,  Deutsch.  Privatr.  2,  188. 

1^  Vgl.  S.  669.    SoHBÖDEK,  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  2,  3  S.  80  ff. 

^^  Vgl.  Ehmiboh,  Freiberger  Stadtrecht,  1889.  Nur  äußerst  selten  hat  Frei- 
berg Rechtsbelehrungen  in  Magdeburg  oder  Leipzig  eingeholt 

^^  Herausgegeben  von  Ermisch  ,  Das  sächsische  Bergrecht  (1887)  S.  38—64. 

»^  Vgl.  BoBRZTNSKi,  ZRG.  12,  219  ff. 

^^  Vgl.  Sbllo,  Brandenburgische  Stadtrechtsquellen,  Mark.  Forsch.  18,  1  ^. 
STÖLZELf  Urkundl.  Material  a.  d.  Brandenburger  Schöppenstuhlsakten,  I.  1901. 
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Stendal ^^,  Spandau,  Neumarkt,  Liegnitz,  Batibor,  Schweidnitz,  Olmütz^ 
Lemberg.  Vielfach  wurden  in  diesen  Städten  Sammlungen  von  Magde- 
burger Oberhofentscheidungen  veranstaltet*^,  zum  Teil  unter  Tilgung 
aller  persönlichen  Beziehungen,  so  daß  nur  der  prsyudizielle '  Inhalt  be- 
stehen bUeb.  Solche  Sammlungen  sind  namentlich  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts in  Breslau  und  £[rakau  entstanden  ^^  Eine  systematische 
Sammlung  war  das  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  verfaßte  Magde- 
bürg- Breslauer  systematische  Schöffenrecht ^.  Indem  dieses  später  in 
Breslau  und  Preußen  eine  Beihe  von  Zusätzen,  zum  Teil  aus  dem 
Schwabenspiegel,  erhielt  und  die  Breslauer  Beziehungen  in  solche  auf 
Eulm  umgeändert  wurden^  entstand  der  sogenannte  „alte  Eulm'^  Eben- 
falls preußischen  Ursprungs  waren  die  Magdeburger  Fragen  (zwischen 
1386  und  1400),  eine  systematische,  zum  Teil  doktrinäre  Verarbeitung 
des  in  den  älteren  Sammlungen  enthaltenen  Materials,  das  der  Verfasser 
mehrfach  durch  selbsterfundene  Bechtsfille  vermehrte  ^^  Die  Magdeburger 
Fragen  erhielten  die  weiteste  Verbreitung  und  wurden  handschriftlich 
vielfach  dem  Sachsenspiegel  angehängt. 

Nächst  dem  Magdeburger  Becht  stand  das  von  Lübeck  im  höchsten 
Ansehen.  Die  Stadt  war  um  1160  von  ihrem  Gründer,  Herzog  Heinrich 
dem  Löwen,  mit  Rücksicht  auf  die  westfälische  Herkunft  der  Kolonisten 
in  und  um  Lübeck  mit  dem  Rechte  von  Soest  bewidmet  worden**  Be- 
stätigt und  zum  Teil  erheblich  erweitert  wurden  die  Freiheiten  der  Stadt 
durch  die  Privilegien  Medrichs  I.  von  1188  und  Friedrichs  IL  von  1226. 
Die  älteste  Gestalt  des  lübischen  Stadtrechts  *^  ist  in  einem  Fragment 
von  1226—27  überliefert,  daran  schließt  sich  der  Text  einer  Breslauer 
Handschrift  aus  der  Zeit  von  1227—1243,  der  noch  eines  über  Lübeck 
stehenden   Oberhofes  (jedenfalls  Soest)  gedenkt.    Andere  Texte   wurden 


^*  Vgl  Bbhrekd,  Ein  Stendaler  UrteUsbnch,  1868. 

»  Vgl.  Anm.  7.  Stobbb  1,  278  ff.  421  ff.  Magdeburger  Schöffensprüche  für 
Eisleben,  herausgegeben  von  H.  Gbösslbb. 

'^  Vier  Breslauer  Sammlungen  aus  einem  Cod.  Bregensis  bei  Böhme,  Diplom. 
BeitrSge  2,  2  S.  90  ff.  Eine  Krakauer  Sammlung  und  eine  alphabetisch  geordnete 
Sammlung  einer  Leipziger  Handschrift  bei  Wassebschlbben,  Sammlung  80 — 120  u. 
Deutsche  Eechtsqu.  d.  MA.,  1892,  S.  1—144.  Schöffensprüche  einer  böhmischen 
Sammlung  ebd.  145  ff. 

•*  Ausgabe  von  Laband,  1863. 

^  Ausgabe  von  Behbend,  1865  (Anm.  7).  Außer  der  systematischen  Rezension 
giebt  es  auch  eine  mit  alphabetischer  Ordnung  und  eine  aus  Krakau  stammende 
ältere  unsystematische  Form. 

**  Vgl.  NiTzscH,  Übertragung  des  Soester  Rechts  auf  Lübeck,  Hans.  Gesch.- 
Bl.  10,  7  ff.  Amoldi  chron.  Slavorum  2,  21  (MG.  Scr.  21,  141).  Helmoldi  chron. 
Slav.  1,  57  (ebd.  56).  Die  Stiftungsurkunde  ist  verloren,  die  Thatsache  selbst  steht 
fest  Das  angebliche  Privileg  Heinrichs  von  1168  ist  ein  Ratsstatut  aus  dem  Ende 
des  14.  Jahrhunderts.    Vgl.  Frensdobff,  Hans.  Gesch.-Bl.  6,  138  ff. 

w  Vgl.  Fbensdobpp,  Das  lübische  Recht  und  seine  ältesten  Formen,  1888. 
Kbaut,  Grundriß  d.  deutsch.  Priv.-R.'  26  f.  Eine  kritische  Ausgabe  wird  von 
Fbbksdorff  vorbereitet. 
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1243  fax  Tcmdem,  1257  für  Reval  und  1263  für  Danzig  ausgefertigt^. 
Während  alle  diese  Texte  lateinisch  sind,  gehen  die  deutschen  Rezensionen 
auf  eine  zwischen  1263  und  1267  für  Elbing  ausgefertigte  Handschrift 
zurück.  Eine  die  inzwischen  ergangenen  Novellen  einreihende  Neuredaktion 
fand  1294  statt  Gegen  Ende  des  Mittelalters  wurde  das  Lübecker 
Stadtrecht  regelmäßig  mit  dem  Hamburger  von  1270  yerbunden,  endlich 
mit  diesem  zu  einem  Ganzen  verarbeitet  Lübeck  war  Oberhof  für 
Tondem,  die  meisten  holsteinischen  Städte,  Rostock,  Wismar  und  zahl- 
reiche andere  meklenburgische  Städte'^,  für  die  pommerischen  Städte  mit 
Ausnahme  Stettins,  femer  für  Elbing,  Braunsberg,  Frauenburg,  Heia, 
Memel  (wo  es  im  späteren  Mittelalter  mit  dem  Magdeburg- EuLxüschen 
Rechte  vertauscht  wurde),  Reval,  Narva  und  Wesenberg*®.  Seit  1295 
würde  Lübeck  an  Stelle  Wisbys  Oberhof  für  den  deutschen  Kaufmann 
in  Nowgorod,  auch  bildete  das  lübische  Recht  die  Hauptgrundlage  der 
zweiten  Nowgoroder  Skra  von  1296  *^  Ebenso  beruhte  das  Stadtrecht 
von  Ripen  von  1269  hauptsächlich  auf  dem  lübischen  Recht,  obwohl 
die  Stadt  im  übrigen  dem  dänischen  Rechtskreise  angehörte'^. 

Das  Hamburger  Recht,  1270  auf  Grund  des  lübischen  Rechts  und 
des  Sachsenspiegels  in  deutscher  Sprache  verfaßt  (das  sog.  Ordelbok)  and 
1292  revidiert  (dem  Jahre  1292  gehörte  auch  das  Hamburger  Schifi^recht 
an),  galt  auch  in  Stade  und  einigen  kleineren  Nachbarstädten,  namentlich 
aber  in  Riga,  durch  dessen  Vermittelung  es  in  sämtlichen  kur-,  liv- 
und  estländischen  Städten,  soweit  sie  nicht  nach  Lübeck  gehörten,  zur 
Geltung  gelangte  ^\    Eine  Oberhofsthätigkeit  scheint  Hamburg  nicht  geübt 

M  Danzig  lebte,  obwohl  es  sich  eine  Handschrift  des  lübischen  Rechtes  kommen 
ließ,  nach  Magdeburger  Recht. 

*'  Vgl  BöHLAu,  Meklenb.  Landrecht  1,  80  ff.  66  ff.  75.  78.  Besondere  Kreise 
bildeten  in  Meklenburg  die  mit  Schweriner  und  Parchimer  Recht  bewidmeten 
Städte.  Vgl.  BöHLAU,  a.  a.  0.  1,  26.  32  ff.  65  f.  69;  ZRG.  9,  261  ff.  Cbull,  JB.  d. 
Ver.  f.  mekl.  Gesch.  56,  77  ff.  Die  Stftdte  des  Landes  Stargard  (Meklenb.-StreliU), 
wo  mftrkisches  Recht  galt,  waren  teils  mit  dem  Rechte  von  Stendal,  teils  dem  yon 
Brandenburg  bewidmet  und  gingen  in  Magdeburg  zu  Haupte.  Vgl  Böhlau,  Mekl. 
Landr.  1,  70.    Über  ,,Schweriner  Recht"  in  anderem  Sinne  vgl.  S.  669,  n.  60. 

^  Vgl.  MicHELSBN,  Der  Oberhof  zu  Labeck,  1889.  Stsffenhaobh,  Deutsche 
Rechtsquellen  in  Preußen  2S0ff.    Urteile  für  Elbing  bei  Stobbe,  BeitrSge  160  ff. 

**  Vgl.  S.  644  f.  Frensdorff,  Statutarrecht  der  deutsch.  Eaufl.  in  Nowgorod 
(Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  W.  33.  34).  Die  dritte  Skra  (um  1825)  beruhte  wesentlich 
auf  der  zweiten.  Aus  der  zweiten  Skra  schöpften  die  umgearbeiteten  Statuten  von 
Riga  (Anfang  des  14.  Jh.). 

^^  Vgl.  Hasse,  Quellen  des  Ripener  Stadtrechts,  1888.  Pappekheim,  Kr. 
VJSchr.  26,  579  ff.  Fbensdorff,  Hans.  Gesch.-Bl.  12,  89  ff.,  macht  darauf  aufmerksam, 
daß  Ripen  das  lübische  Familieng&ter-  und  Erbrecht  ausgeschlossen  hat,  was  sonst, 
im  Gegensatz  zu  den  Städten  des  magdeburgischen  Rechtes,  im  Bereich  des  lübi- 
schen Rechtes  nicht  vorkam.  Im  Gegenteil  wurde  das  lübische  Familiengüterrecht 
zuweilen  selbst  an  Orten,  wo  im  übrigen  kein  lübisches  Recht  galt,  rezipiert.  Vgl. 
a.  a.  0.  104.    Schbödeb,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  85. 

'^  Vgl.  Napiersky,  Quellen  des  rigischen  Stadtrechts,  1876.    Bunge,  Einleitung 
in  die  liv-,  est-  und  kurländische  RG.,  1849.     Feemsdobff,  Hans.  Gesch.-Bl.  5,  177  ff.  • 
Die  älteste  Rigaer  Rechtsaufzeichnung  erfolgte  zwischen  1227  und  1238  für  Reval. 
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zn  haben.  Gewisse  Bestimmaiigen  des  Hamburger  Eechts  waren  auch 
in  das  Stadtrecht  Ton  Bremen  (tob  1304—1805,  1428,  1433),  das 
zugleich  in  Oldenburg  und  Verden  galt,  übergegangen '^  Ein  ausföhr- 
liches  Stadtrecht  von  1401  besaß  Lüneburg,  mit  dessen  Becht  yer- 
schiedene  Städte  in  der  Umgegend  bewidmet  waren.  Hildesheim  hatte 
ein  lateinisches  Stadtrecht  aus  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
und  ein  176  Artikel  zählendes,  um  1300  entstandenes  deutsches  Stadt- 
recht^*.  Das  Braunschweiger  Stadtrecht'*,  das  auch  in  Celle,  Einbeck 
und  Duderstadt  Geltung  hatte,  wurde  zuerst  1227  in  lateinischer  Fassung 
aufgezeichnet,  dagegen  ist  das  demselben  Jahre  zugeschriebene  deutsche 
sogenannte  ottonische  Stadtrecht  zwischen  1250  und  1279  zu  setzen ''^; 
ein  ausführliches  Stadtrecht  kam  1401  zustande,  das  im  Laufe  des 
15.  Jahrhunderts  noch  durch  verschiedene  Zusätze  vermehrt  wurde.  Eine 
eigentümliche  Stellung  unter  den  ostßlischen  Städten  nahm  Goslar  ein'^, 
indem  es,  jedenfalls  infolge  der  fränkisch -thüringischen  Abstammung 
seiner  bergmännischen  Bevölkerung,  ebenso  wie  die  meisten  übrigen  Harz- 
stadte  in  seinem  Familiengüterrecht  durchaus  fränkisch -thüringischen 
Charakter  zeigte'^.  Goslarer  Stadtrecht  galt  in  Wernigerode,  Halberstadt, 
mittelbar  auch  in  Aschersleben,  Osterwik  und  Groningen,  zum  Teil  in 
Quedlinburg.  Besonders  charakteristisch  ist  es,  daß  Goslar  nicht  bloß 
Oberhof  für  Aschersleben  und  Halberstadt,  sondern  auch  für  Altenburg 
und  Nordhausen  war^^,  das  selbst  wieder  unter  den  thüringischen 
Städten  die  bedeutendste  Oberhofstellung  einnahm '^    Neben  Nordhausen 


das  später  in  Lübeck  zu  Haapte  ging,  sodann  bald  nach  1279  (erneuert  1294)  für 
Hapsal.  Während  bis  dahin  nur  eine  innere  Verwandtschaft  mit  dem  Hamburger 
Bechte  hervortritt,  erfolgte  zwischen  1279  und  1285  die  vollständige  Rezeption  des 
letzteren.  Eine  Umarbeitung  des  Hamburg-Eigischen  Eechts,  zum  Teil  auf  Grund 
der  2.  Nowgoroder  Skra,  fand  im  Anfange  des  14.  Jh.  statt  (Anm.  29).  Eine  letzte 
Überarbeitung,  bei  der  auch  auf  das  Riga-Hapsaler  Recht  zurückgegangen  wurde 
(Mitte  des  14.  Jh.),  ward  früher  irrtün^lich  dem  Jahre  1542  zugeschrieben. 

'^  Die  Privilegen  von  1111,  1252  und  1896  sind  Fälschungen  aus  der  1.  Hälfte 
de^  15.  Jahrhunderts.    Vgl.  Likdmeb  und  v.  Bippek,  Brem.  Jahrb.  13,  1886. 

»  Beide  bei  Döbne»,  Urk.-B.  d.  St.  Hildösheim  1,  Nr.  209.  548.  Vgl.  Freks- 
DOBPP,  GGA.  1883,  S.  328  ff. 

•*  Ausg.  von  HlHSELiCANii,  Urk.-B.  d.  St.  Braunschweig  1,  1862.  Vgl.  Frens- 
POBFF,  GGA.  1862,  S.  785  ff.     HInselmann,  Hans.  Gesch.-Bl.  1892,  S.  3  ff. 

^  Fbensdorff,  Hans.  Gesch.-Bl.  6,  117 ff.,  weist  nach,  daß  die  „Jura  Inda- 
ginis'*  nicht  bloß  dem  Weichbilde  Hagen,  sondern  der  ganzen  Stadt  angehörten. 

^  Vgl.  Göschen,  Goslarische  Statuten,  1840.  Ortloff,  Samml.  deutsch.  R.-Qu. 
1,  pg.  28  ff.  Hänel,  ZRG.  1,  274  f.  Kraut,  Grundriß«  S.  29.  Das  Stadtrecht  v. 
1219  bei  Keütgbn,  S.  179  ff. 

»'  Vgl.  Hahel,  Ehel.  Gütergemeinschaft  in  Ostfalen,  ZRG.  1,  273  ff.  Schröder, 
Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  69  ff.  187  ff.  299. 

•*  Goslarer  Oberhofsentscheidungen  bei  Beüns,  Beiträge  z.  d.  deutsch.  Rechten 
178  ff.  FöBSTEMANN,  N.  Mittcü.  a.  d.  Geb.  hist.  antiqu.  Forsch.  1,  3  S.  13  ff.  Holz- 
mann, Hercynisches  Archiv  1,  3  S.  441  ff.    Über  Altenburg  Gaupp,  Stadtr.  1,  205  ff. 

*®  Die  Stadtrechtsquellen  von  Nordhausen  bei  Pörstemann,  Die  alten  Gesetze 
der  Stadt  Nordhausen,  1836;  Gesetzsammlungen  der  Stadt  Nordhausen  im  15.  und 
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kam  hier  besonders  Eisenach  als  Oberhof  für  samtliche  Städte  des  Land- 
grafen von  Thüringen  in  Betracht*^. 

Unter  den  westfälischen  Städten  stehen  Soest  and  Dortmund  in 
erster  Reihe.  Das  Dortmunder  Stadtrecht ^^  bemhte  aof  Privilegien 
Friedrichs  11.  von  1220  and  Ladwigs  des  Baiern  von  1332  und  1340. 
Die  älteste  Stadtrechtsaufifieichnong  entstand  bald  nach  1250,  und  zwar 
als  Bechtsmitteilung  fär  die  Tochterstädte,  namentlich  Memel  (Neudort- 
mond),  wo  aber  sehr  bald  das  labische  Becht  eingefährt  wurde,  und 
Höxter.  Dem  ersten  lateinischen  Stadtrecht  worden  in  der  ersten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  verschiedene  Novellen  in  deutscher  Sprache  an- 
gehängt, bis  das  große  Stadtbach  angelegt  wurde,  in  das  während  des 
14.  und  15.  Jahrhunderts  alle  Statuten  ohne  bestimmte  Ordnung  ein- 
getragen wurden.  Das  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  ent- 
standene TTrteilsbuch  enthielt  Dortmunder  Oberhofentscheidungen  und  Weis- 
tümer,  woU  sämtlich  für  WeseL  Denn  Dortmund  war  nicht  nur  Oberhof 
für  die  meisten  westfälischen  Städte  (Höxter,  Paderborn,  Minden,  Osna- 
brück, Lüdenscheid,  Schwerte,  Essen,  Dorsten),  sondern  auch  für  Wesel, 
das  selbst  wieder  Oberhof  für  verschiedene  kleinere  rheinfränkische  Städte 
war.  Das  Dortmunder  Familiengüterrecht  war  nicht  mehr  das  altwest- 
falische,  sondern  hatte  den  fiämisch-niederfränkischen  Charakter  ange- 
nommen, worin  es  sich  mit  Hamborg  und  Biga,  die  unter  Dortmunder 
Einfluß  gestanden  zu  haben  scheinen,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch 
mit  Bremen  berührte^^  Dagegen  hat  Soest,  dessen  Becht  durch  seine 
Übertragung  auf  Lübeck  zu  weltgeschichtlicher  Bedeatung  gelangte,  an 
dem  Grundgedanken  des  altwestfalischen  Familiengüterrechts,  der  Unter- 
scheidung zwischen  beerbter  und  unbeerbter  Ehe,  streng  festgehalten*^. 
Während  die  Oberhofistellung  der  Mutterstadt  gegenüber  dem  Haupt  der 
Hanse  schon  früh  in  Wegfall  kommen  mußte  (S.  681),  blieb  Soest 
Oberhof  zahlreicher  westfälischer  Städte**,  unter  denen  Eüthen,   Atten- 

16.  Jh.,  1848  (Abdrücke  a.  d.  N.  Mitteil.  8.  5—7).  Nordhftiuer  Entscheidungen  bei 
FöBSTEMANN,  N.  Mitteil.  1,  3  S.  18  ff.  Unter  den  Stftdten,  die  in  Nordhaosen  zu 
Haupte  gingen,  ragt  Miihlbausen  durch  sein  um  1250  verfaßtes  wertvoUes  deut- 
sches Stadtrecht  (Hebquet,  Urk.-B.  y.  Mühlhausen  607  ff.)  hervor. 

*^  Vgl.  GsNGLBB,  Stadtr.  100  ff.  Gaupp,  Stadtr.  1,  195  ff.  Obtloff,  Samml. 
deutscher  Kechtsquellen  1,  pg.  152  ff.  Von  den  Tochterstädten  £isenachs  war 
Gotha  die  bedeutendste.  Vgl.  Ortloff,  a.  a.  0.  2,  819  ff.  Andere  thüringische 
Stadtrechte  bei  Michelsek  und  Walch  (S.  676).  Vgl.  auch  Kibchhof,  £rfurter 
Weistümer,  1870.  Gbössleb,  Das  Werder-  u.  Achtbuch  der  Stadt  Eisleben,  Eisl. 
Progr.  1890.    Übei*  das  Eisenacher  Kechtsbuch  vgl.  §  54,  n.  60. 

*^  Ausg.  von  Frbnsdobff,  1882. 

*•  Vgl.  ScHEÖDEB,  Ehel.  Güterr.  2,  3  S.  308.  812  f.  Fbbnbdobff,  a.  a.  0. 
pg.  174  f. 

*«  Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  2,  3  S.  119  ff. 

**  Soester  Eechtsbelehrungen  bei  Wioand,  WestfiQ.  Arch.  7,  1  S.  57  ff.  Das 
älteste  Soester  Stadtrecht  wurde  um  die  Mitte  des  12.  Jh.  (vor  dem  Privileg  der 
Stadt  Medebach  von  1165,  bei  Keutqen  145  ff.)  in  lateinischer  Sprache  aufge- 
zeichnet und  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  durch  Zusätze  vermehrt    Eine  neue 
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dorn  und  Lippstadt  wieder  Oberhofetellung  in  engeren  Kreisen  ein- 
nahmen**. 

Eine  durchaus  selbständige  Gruppe  bildeten  die  im  13.  Jahrhundert 
auf  Grundlage  des  jütischen  Low  entstandenen  Stadtrechte  von  Schleswig, 
Flensburg,  -Apenrade  und  Hadersleben**,  die  übrigens  in  ihrem 
Familiengüterrecht  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  Hamburg  zeigen. 

Außerordentliche  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Quellenpublika- 
tionen sind  in  neuester  Zeit  seitens  der  Niederländer  gemächt  worden.  Es  . 
ist  dies  um  so  dankenswerter,  als  die  eigentümliche  Verbindung  salischer, 
chamavisoher  und  friesischer  Elemente  den  holländischen  Bechtsquellen 
ein  besonderes  Interesse  rerleiht.  Dem  alten  Bataverlande  gehört  das 
Stadtrecht  von  Nimwegen  aus  dem  15.  Jahrhundert  an*^.  Zahlreich 
sind  die  Stadtrechte  aus  dem  chamavischen  Gebiete  (Gelderland,  Overijssel, 
Drenthe)*^  An  diese  reiht  sich  das  Stadtbuch  von  Groningen  von  1425*^. 
Die  älteste  Stadtrechtsaufzeichnung  for  Friesland  ist  das  Privileg  Hein- 
richs V.  von  1108  für  Staveren'^.  Dem  15.  Jahrhundert  gehören  die 
vielfach  untereinander  verwandten  Stadtrechte  von  Franeker,  Bolsward, 
Sneek,  Leeuwarden  und  Staveren  an^^  Unter  den  westfriesischen 
Stadtrechten  ist  das  von  Medemblik  von  1289,  in  lateinischer  Sprache, 
das  älteste*^.    Ebenfalls  dem  friesischen  Gebiete  gehören  die  Stadtrechte 

Redaktion  entstand  Ende  des  18.  Jb.,  eine  niederdeutsche  Bearbeitung  (die  alte  Scbrae) 
aus  dem  14.  Jh.  wurde  bis  zum  15.  Jh.  durch  Zusätze  vermehrt.  Vgl.  Ii.O£k, 
Deutsche  Stadteehroniken  24,  pg.  121  fp.  Daselbst  pg.  129  ff.  eine  Ausgabe  der 
beiden  lateinischen  Stadtrechte,  das  älteste  auch  bei  Kbutobn  S.  189  ff. 

^  Wie  sich  Dortmunds  Oberhofstellung  auch  auf  rheinfränkiache  Städte  er- 
streckte, so  griff  Soest  in  das  hessische  Gebiet  über,  indem  Siegen,  obwohl  eine 
Stadt  mit  hessischer  Bevölkerung,  Soester  Becht  hatte.  Vgl.  Achsnbach,  De  yeteri 
civium  Siegenensium  Statute,  Bonn.  Diss.  1855.  Inhaltlich  stimmte  das  Stadtrecht 
von  Mtinster  mit  dem  von  Soest  überein,  während  Minden,  das  in  Soest  zu 
Haupte  gegangen  sein  soll,  mit  Hannover,  Hildesheim,  Hameln  und  Münden  in 
betreff  des  ehelichen  Gfiterrechts  eine  eigene  Gruppe  bildete.  Vgl.  Döbmeb,  Städte- 
privilegien Otto  des  Kindes,  1882. 

*•  Thoesbn,  Die  dem  jütischen  Low  verwandten  Stadtrechte,  1855.  Vgl.  Palck, 
Schlesw.-hobt  Privatrecht  1,  875  ff.  Hassb,  Das  schleswigsche  Stadtrecht,  1880. 
A.  Sach,  Ursprung  der  Stadt  Hadersleben  u.  d.  Stadtrecht  v.  1295  (1892). 

^^  Ausgabe  's  Gravenhage  1890. 

^  Wir  heben  hervor:  Zutphen  (Ausg.  Punacker-Hobduk,  1881),  bei  dem 
zahlreiche  Städte  Gteldems  zu  Haupte  gingen,  femer  die  Zutphen-Emmericher 
Kechtsmitteilnngen  (ZRG.  10,  189  ff.  194  ff.  222  f.),  Zwolle  (Ausg.  Dozr,  Groninger 
Diss.  1867.  A.  Telting,  Overijsselsche  stad-,  dyk-  en  markeregten  1,  12.  1897), 
Kampen  (ebd.  1,  1.  1875),  Goor  (ebd.  1,  3.  1883),  Hasselt  (ebd.  1,  4.  1883), 
Vollenhove  (Fookema  Andrea,  ebd.  1,  5,  6.  1885),  Ootmarsum,  Ommen  und 
Steenwijk  (A.  TjBLTiNa,  ebd.  1,  7,8,  10.  1887—1891),  Harderwijk  (Bebns,  1886), 
Arnheim  (Fbith  u.  Bobr,  Versl.  en  Mededeel.  1891),  Coevorden  (Gratama,  ebd.). 

*»  Ausg.  A.  Telting,  1886.  Ein  jüngeres  Stadtbuch  von  1446  her.  v.  d. 
Gesellschaft  pro  excolendo  iure  patrio,  ohne  Jahreszahl. 

*•  Waitz,  Urkunden  Nr.  9  (17).    Vgl.  jedoch  §  55,  n.  9. 

"  A.  Telting,  De  friesche  stadtrechten,  1883.    Vgl.  ZRG.  19,  232  ff. 

*•  Pols,  Westfriesche  stadtrechten,  2  Bde,  1885—88.  v.  d.  Berge,  Oorkondenb. 
van  Holland  en  Zeeland  2,  289. 
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des  EennemerlandeSy  sowie  die  seeländischen  Stadtreohte  oderEearen- 
sämtlich  noch  aus  dem  13.  Jahrhonderty  an^^,  während  die  beiden  Stadt- 
rechte von  Geertraidenberg  in  Nordbrabant  (1218  und  1275)  salfrän- 
kisch  sind^.  Das  größte  Interesse  erregen  die  Sts^dtrechte  ans  den  Pro- 
vinzen Utrecht  und  Südholland,  weil  sich  hier  in  bemerkenswerter  Weise 
salisches  und  friesisches  Recht  vermischt  hatten.  Eine  ansehnliche  Reihe 
von  Rechtsbüchern  aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  besaß  die  St.adt 
Utrecht:  den  Liber  albus,  Liber  hirsutus,  das  rote  Buch,  die  Roese,  das 
Schöflfenbuch  (eine  Sammlung  von  Urteilen)  und  das  Schöffenrecht  von 
1456^^.  Aus  Südholland  ist  zunächst  das  wertvolle  Rechtsbuch  von 
Brielle  (van  den  Briel),  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  von  dem  Stadt- 
Schreiber  Jan  Matthijssen  verfaßt,  hervorzuheben^^,  femer  die  verschie- 
denen Rechtsaufeeichnungen  von  Leiden'^,  die  Stadtrechte  von  Delft 
(1246),  Gravenzande  (1246,  1448)  und  Schiedam  (1275)*^»,  die  beiden 
letzteren  in  deutscher  Sprache.  Von  besonderem  Wert  ist  eine  neuerdings 
erschienene  Ausgabe  der  Dordrechter  Rechtsquellen,  die  außer  dem 
,^Eeurboek''  von  1401  und  zahlreichen  Einzelsatzungen  eine  schätzens- 
werte Sammlung  gerichtlicher  Entscheidungen  enthält  ^^ 

In  den  lothringischen  Gebieten  diente  das  Recht  von  Beaumont 
von  1182  (S.  451)  zahlreichen  Städten  als  Muster.  Von  einer  damit  zu- 
sammenhängenden Oberhofstellung  ist  nichts  bekannt  Nach  Lothringen 
gehören  auch  die  ältesten  uns  überlieferten  Stadtrechtsquellen,  die  Auf- 
zeichnungen über  die  Rechte  der  Grafen  zu  Toul  (1069)  und  Dinant 
(vor  1070)«^. 

Unter  den  rheinischen  Städten  zeichnete  sich  Aachen  durch  eine 
bedeutende  Oberhofthätigkeit,  die  sich  bis  tief  nach  Belgien  hinein  er- 
streckte, aus^\  Oberhof  der  klevischen  Städte  war  Eleve,  das  sein  Recht 
selbst  von  Ealkar  empfangen  hatte*^    Auf  das  Recht  der  Eölner  Eauf- 

^  y.  D.  BergH)  a.  a.  0.  1,  219.  816  and  2,  478  die  Reckte  von  Haarlem, 
Alkmaar  und  Beverwijk,  1,  150.  310.  160.  164.  245  Middelburg  (1217,  1254), 
Westkappel  (1228),  Domburg  (1228X  Zierikzee  (1248). 

^  V.  D.  Beboh  1,  138.  2,  123. 

^'  Ausg.  y.  MüLLEB,  2  Bde,  1883.    Vgl.  Wabserschlebbn,  Rechtsqa.  185  ff. 

*•  Ausg.  y.  Fbuih  und  Pols,  1880. 

^^  Blök,  Leidsche  rechtsbronnen,  1884.  Hamakeb,  Eeurboeken  yan  Leiden,  1873. 

B»  y.  D.  Beboh,  a.  a.  0.  1,  226.  230.  2,  125.    Teltino,  Yersl.  en  Mededel.  4,  Nr.  4. 

^^  Ausg.  y.  Fbuim,  2  Bde,  1882.  Ein  Privileg  des  Eönigs  Wilhelm  von  1252 
bei  y.  d.  Beboh  1,  292. 

«0  Waitz,  Urkunden«  Nr.  8.  9. 

^^  VgLLoEBSCH,  Aachener  Rechtsdenkmäler,  1871 ;  Über  den  Aachener  Schöffen- 
stuhl als  Oberhof,  bei  Haaqem,  Geschichte  Aachens  1,  347  ff.;  Ein  verschollenes 
Aachener  Stadtrechtsbuch,  Annal.  d.  bist.  Yer.  f.  d.  Niederrh.  32,  109  ff.  Wassebsch- 
LEBEN,  Kechtsquellen  160  ff. 

^'  Vgl.  ScHBöDEB,  Mitteilungen  aber  klevische  KechtsqueUen,  ZRG.  9,  421  ff. 
10,  188 ff.;  Liber  sententiarnm  Oliviensis',  Bonn.  Progr.  1870.  Blühme,  Schbödeb, 
LoEBscH,  Drei  Abhandlungen  z.  G.  d.  deutsch.  Rechts  (1871)  19  ff.  Das  Stadtrecht 
von  Kleve  zeigt  eine  starke  Benutzung  der  Sachsenspiegelglosse.  Vgl.  Steffen- 
HAGEN,  Wien.  SB.  129. 
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leute  wurde,  wie  dies  auch  in  betreff  Magdeburgs,  Goslars  nnd  anderer 
Städte  geschah  (ä  624  n.  626),  im  12.  Jahrhundert  vielfach  in  Städteprivi- 
legien,  namentlich  denen  der  Zähringer,  als  Muster  verwiesen,  und  man 
hat  deshalb  schon  im  Mittelalter  irrtümlicherweise  angenonmien,  daß  die 
zähringischen  Städte  mit  dem  Kölner  Stadtrecht  bewidmet  worden  seien; 
erst  neuere  Untersuchungen  haben  ergeben,  daß  dies  nicht  der  Fall  ge- 
wesen ist  In  Wahrheit  hatte  das  Kölner  Kecht  nur  eine  geringe  Ver- 
breitung und  auch  die  eigenen  Bechtsau&eichnungen  standen  in  keinem 
Verhältnis  zu  der  Bedeutang  der  Stadt  ^'.  Möglich,  daß  die  ausgedehnte 
Wirksamkeit  von  Aachen,  Kleve,  Dortmund,  rheinaufwärts  aber  die  Ober- 
höfe von  Ingelheim  und  EltviUe  (S.  676)  und  besonders  der  Frankfurter 
Oberhof  einer  größeren  Entwickelung  auf  kölnischer  Seite  im  Wege  ge- 
standen haben  ^.  Von  anderen  fränkischen  Stadtrechten  ist  noch  das 
von  Bamberg  zu  nennen,  das  1806  abgefaßt  und  um  die  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  durch  Zusätze  vermehrt  wurde  ^^  Andere  Städte  scheinen 
mit  Bamberger  Recht  nicht  bewidmet  gewesen  zu  sein. 

Ungemein  reich  an  Bechtsquellen  war  Straßburg.  Das  älteste 
Stadtrecht,  vielmehr  ein  Stadtrechtsweistum,  ist  um  die  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts, das  zweite  wohl  1214,  das  dritte  zwischen  1245  und  1260  ent- 
standen. Das  älteste  deutsche  Stadtrecht  wurde  1270  aufgezeichnet  und 
dann  noch  bis  1282  erweitert;  das  zweite  war  eine  von  1300—1322 
reichende  Statutensammlung;  das  dritte  deutsche  Stadtrecht  wurde  1322 
verfaßt  und  1441  einer  Revision  unterworfen;  seine  Bestinunungen  sind 
im  wesentlichen  bis  zum  Untergang  der  reichsstädtischen  Freiheit  in  Gel- 
tung geblieben  ^^    Trotz  der  reichen  Entwickelung  seines  Stadtrechts  hat 

**  Vgl.  Steik,  Akten  z,  Gesch.  d.  Verfassimg  u.  Verwaltung  d.  Stadt  Köln  im 
14.  u.  15.  Jh.,  2  Bde,  1898—95.  Der  angebliche  Kölner  Schied  von  1169  ist  eine  Fäl- 
schung yon  1226  (ebenso  wie  das  Wormser  Privileg  von  1156  eine  Fälschung  aus 
der  Zeit  von  1198—1208,  vgl.  Stumpf,  Wien,  SB.  32,  603  ff.),  echt  dagegen  der 
Schiedspmch  v.  1258,  bei  Kbtttqbn  S.  158  ff.  Kölnisches  Recht  galt  in  Neuß, 
Neußer  Recht  wieder  in  Rees.  Über  das  Recht  dieser  Stadt  vgl.  Libseoanq,  Recht 
u.  Verfassung  von  Rees,  Westd.  Zeitschr.,  Erg.  6,  1890. 

•*  Vgl.  Thomas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt,  her.  v.  Eulkb,  1841.  Das  daselbst 
S.  119 — 162  aufgestellte  Veneichnis  nennt  290  mit  Frankfurter  Recht  bewidmete 
Orte.  Muß  man  davon  auch  manche  abziehen,  die  bloß  Marktrecht  nach  Frank- 
furter Muster  besaßen,  so  bleiben  immer  noch  gegen  200  übrig,  die  in  Frankfurt 
zu  Haupte  gingen.  Davon  waren  Eltville,  Friedberg,  Greinhausen,  Heilbronn, 
Oppenheim,  Wetzlar  und  Wimpfen  selbst  wieder  Oberhöfe  f&r  engere  Kreise. 
Gegen  die  Ansicht,  daß  hannoverisch  Münden  in  Friedberg  zu  Haupte  gegangen 
sei,  vgl.  EüLEB,  Mitteil.  f.  Frankf.  Gesch.  7,  Nr.  6.  Auszüge  aus  einem  Frankfurter 
Statutenbuch  bei  Eules,  Das  1417.  angelegte  Gresetzbuch  d.  Stadt  Frankfurt,  1855. 
Frankfurter  Rechtsmitteilung  an  Weilburg  v.  1297  bei  Kbutoem  S.  187  ff. 

^"  Ausgabe  von  Zöpfl,  1839. 

^  Die  drei  ersten  Stadtrechte  herausgegeben  von  Wiegakd,  Urk.-B.  d.  Stad|; 
Straßburg  1,  467  ff.  477  ff.  482  ff.  (die  beiden  ersten  auch  bei  Keutoen  S.  93—107), 
die  drei  letzten  von  Schulte  und  Wolfram,  ebd.  4,  2  S.  3  ff.  15  ff.  47  ff.  Zahl- 
reiche Rechtsaufzeichnungen  und  Weistümer  über  Einzelheiten  ebd.  189  ff.     Vgl. 
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Straßburg  auf  andere  St4dte  keinen  unmittelbaren  EinfluB  gehabt  Das- 
selbe galt  von  Augsburg  und  Basel.  Das  Augsburger  Stadtrecht  ging 
auf  ein  Privileg  Heinrichs  IV.  von  1104,  das  1156  von  Friedrich  I. 
erneuert  worden  war,  zurück  •^  Die  Stadtrechtsredaktion  erfolgte  zwischen 
1276  und  1281  durcH  eine  vom  Bat  eingesetzte  Kommission,  mit  aus- 
drücklicher Genehmigung  Budolfs  I.  Das  Stadtrecht  ist  in  deutscher 
Sprache  verfaßt  und  durch  Beichhaltigkeit  ausgezeichnet.  Yielfsush  tritt 
Verwandtschaft  mit  dem  Schwabenspiegel  hervor,  die  vielleicht  auf  die  ge- 
meinsame Benutzung  einer  älteren  Augsburger  Bechtsaufzeichnung  zurück- 
zuführen ist  (vgl.  S.  664  n,  667).  Im  Laufe  der  Zeit  wurde  das  Stadtrecht 
durch  zahlreiche,  an  den  verschiedensten  Stellen  eingeschobene  NoTellen 
erweitert.  Unter  den  Baseler  Stadtrechtsquellen •*  nimmt  das  deutsche 
Bischofs-  und  Dienstmannenrecht,  das  nach  1250,  vielleicht  zwischen  1260 
und  1262  auf  Anlaß  des  Koadjutors  Heinrich  Ton  Neuenburg,  aufgezeichnet 
wurde  ••,  die  erste  Stelle  ein.  Daran  schließt  sich  der  erste  Stadtfriede 
Budolfs  I.  Ton  1286,  der  zweite  von  1342—65  (der  sog.  Einungsbrief) 
und  die  umfangreiche  Gerichtsordnung  von  1457.  Dem  letzten  Viertd 
des  15.  Jahrhunderts  gehört  das  Stadtrecht  Ton  Luzern  an'®. 

Zu  den  ältesten  Marktrechtsurkunden  gehört  das  Beichenauer  Privileg 
für  Aliensbach  (1075)  und  das  erst  vor  kurzem  aufgefundene  und  als- 
bald in  den  Mittelpunkt  der  Stadtrechtsforschungen  getretene  Privileg  des 
Abtes  Ulrich  für  das  Städtchen  Badolfzell  (1100),  das  seinerseits  auf 
huticiam  et  libertaiem  Constcmtiensem,  quae  ins  fori  est,  verweist  und  in- 
sofern indirekt  auch  für  Eonstanz  sds  ältestes  Zeugnis  dienen  kann'^ 

Nur  wenige  Jahrzehnte  jünger,  zugleich  aber  das  bedeutendste  Mutter- 
recht  am  Oberrhein  war  das  Stadtrecht  von  Freiburg  im  Breisgau^^ 
Die  Stadt  wurde  1120  von  Eonrad  von  Zahringen  errichtet  und  ehielt 

RiBTscBBL,  D.  ZeitBchr.  f.  Gesch. -W.  NF.  1,  24  ff.  Bloch,  ZGO.  58,  271  ff.  54, 
464  ff.    Kbütgbn,  Uist.  VJSchr.  8,  78  ff.    Beoel,  N.  Arcb.  25,  694  ff. 

*'  Ausg.  y.  Ohr.  Meter,  1872,  das  Stadtrecht  y.  1156  bei  Kbütoen  8.  90  ff. 
Über  die  Priyilegien  von  1104  und  1156  ygl.  Stumpf,  Kaisemrkunden,  Regest. 
2968.  3747. 

M  Rechtsquellen  yon  Basel  1,  1856. 

**  Ausg.  von  Wacksbnaqbl,  1852,  und  Rechtsqu.  1,  6  ff.    Keutqek  S.  113  ff. 

^^  Ausg.  von  Sboesseb,  1855.  Von  selbstftndigen  schweizerischen  Stadtrechten 
sind  noch  anzuführen  der  Schaff  hauser  Richtebrief  von  1291  (her.  v.  J.  Meter, 
1857)  und  der  Züricher  Richtebrief  (13.  u.  14.  Jh.),  Helvet.  Bibliothek  2,  1735, 
an  den  sich  die  im  14.  Jh.  beginnenden  Stadtbücher  von  Zürich  (Ausg.  v.  Zbller- 
Wbbdmüller,  I.  1899)  anschlössen.  Das  Züricher  Recht  beruhte  auf  dem  von 
Konstanz. 

'^  Herausgegeben  und  erlftutert  von  A.  ScHiaTB,  Über  Reichenauer  Städte- 
gründungen, ZGO.  44,  137  ff.  (vgl.  K.  ScHAüBE  und  KttxTZELy  ebd.  48,  296  ff.  47, 
626  ff.  373  ff.),  sodann  von  Albert,  Gesch.  d.  Stadt  Radolfzell,  1896,  S.  35  ff. 

"  Vgl.  Gaupp,  Stadtrecbte  2,  1—19.  Waitz,  VG.  7,  405  f.  Hegel,  Stfidte- 
VerfassuDg  Italiens  2,  407;  Kieler  Monatsschrift  1854,  S.  703  01;  ZGO.  50,  277  ff. 
H.  Maurer,  ebd.  40,  170 ff.  Die  Ergebnisse  des  letzteren,  denen  unsere  beiden 
ersten  Auflagen  beigetreten  waren,  lassen  sich  gegenüber  den  Einwendungen  Heoel's 
nicht  aufrecht  erhalten. 
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von  diesem,  noch  bevor  er  als  Erbe  seines  Bruders  Berthold  IIL  den 
Herzogstitel  erlangte  (1122),  ihr  erstes  Stadtrecht,  das  im  Laufe  des 
12.  Jahrhunderts  auf  Grund  von  Bürgerbeschlüssen  durch  eine  Reihe  von 
Zusätzen  vermehrt  wurde  ^^  Auf  Grundlage  dieses  Stadtreehts  entstand 
Ende  des  12.  oder  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  (jedenfalls  vor  1218)  der 
Freiburger  Stadtrodel,  der.  irrtümlich  Herzog  Berthold  als  den  Gründer 
und  ersten  Gesetzgeber  der  Stadt  nennt  ^^  Ein  deutsches  Stadtreoht, 
dessen  Grundlage  eine  1275  entstandene  Bearbeitung  des  Stadtrodels 
bildete,  kam  1298  unter  Graf  Egon  von  Freiburg  zustande  ^^  Die  letzte 
Stadtrechtsredaktion  erfolgte  1368  unter  den  Herzogen  Albrecht  und 
Leopold  von  Österreich^®.  Auf  das  Freiburger  Stadtrecht  gingen  direkt 
oder  mittelbar  die  meisten  oberrheinischen  und  schweizerischen  Stadtrechte 
zurück ^^  Die  bedeutendsten  Tochterrechte,  die  ihrerseits  wieder  Mutter- 
rechte  für  ausgedehnte  Gebiete  wurden,  waren  die  Stadtrechte  von  Bern^®, 
Freiburg  im  Üchtlande  (1249)^»,  Murten»<>  und  Colmar  (1278, 
1293)  ^^    Alle  diese  Städte  entwickelten  eine  bedeutende  Oberhofetellung. 


^'  Ausgaben:  Ejbütgbk  S.  117  ff.  Dümo£,  Regesta  Badensia  122  ff.  Schreibes, 
Verfassungsurkunde  d.  Stadt  Freibarg  i.  Br.,  1838.  Gavfp,  a.  a.  O.  2,  19  ff.  Der 
Abdruck  von  Maurbb,  a.  a.  0.  198  ff.,  enthält  neben  mehrfachen  Verbesserungen 
verschiedene  von  Hegel  als  unberechtigt  erwiesene  Textänderangen.  Den  ursprüng- 
lichen Bestand  bilden  der  Prolog,  Art.  1—5  und  der  Schlußsatz.  Die  Art  6—15 
haben  bei  der  Abfassung  der  Stadtrechte  von  Diessenhofen  und  Freiburg  im  Ücht- 
lande (llt8)  bereits  vorgelegen.  Von  Art  16  an  folgen  Zusätze  aus  dem  Laufe 
des  12.  Jahrhunderts. 

'*  Ausgaben:  Schbeibbb,  Urk-B.  d.  St  Freiburg  1,  8  ff.  Gaupp,  a.  a.  0.  2,  28 ff. 
Keütobm  S.  128  ff. 

"  SoHKEiBEB,  Ürk.-B.  1,  74  ff.  128  ff.    Gknoler,  Stadtrechte  134  ff. 

'^  SoHBBiBEB,  a.  a.  0.  539  ff. 

'^  Vgl.  ScHWEizEB,  Habs^.  Stadtrechte  u.  Städtepolitik  (i.  d.  Festgabe  für 
Büdinger,  1898).  Eine  Beihe  solcher  Tochterrechte  Freiburgs  bei  Gaupp»  a.  a.  0.  2, 
38—169.  Bei  der  Aufzeichnung  der  Tochterrechte  hat  bald  das  erste  Freiburger 
Stadtrecht,  bald  der  Stadtrechtsrodel  als  Grundlage  gedient  Vgl.  Hegel,  a.  a.  0. 
50,  284  ff.  Maubbb,  a.  a.  O.  177  ff.  Hubee,  Gesch.  d.  Schweiz.  Priv.-E.  89  ff.  In 
der  Handfeste  f&r  Diessenhofen  von  1260  (Gengler,  Stadtrechte  79  ff.)  ist  auch 
das  ursprüngliche  Stadtrecht  von  1178  enthalten. 

'^  Mit  ausführlichem  Kommentar  herausgegeben  von  A.  Zeebledbb,  Festschrift 
f.  d.  Gründungsfeier  Berns,  1891.  Femer:  Fontes  rerum  Bemensium  2,  Nr.  8. 
ZsBRLEDEB,  Urk.  z.  G.  d.  St  Bern  1,  182  ff.  Röino,  Beiträge  z.  bem.  EG.  (1860) 
4  ff.  Gaupp  2,  44  ff.  Ebutgem  126  ff.  Ob  das  Privileg  von  1218  in  der  übei^ 
lieferten  Form  als  echt  zu  betrachten,  ist  bestritten;  jedenfalls  wurde  es  1274  von 
Budolf  I.  und  1865  von  Karl  IV.  bestätigt.  Vgl.  noch  Hübee,  Schw.  Priv.-B.  4, 
88  ff.    V.  Wattbnwtl,  Gesch.  d.  Stadt  u.  Landrch.  Bem  1,  Anhang  858  ff. 

7*  Gaupp  2,  82  ff.  Font  rer.  Bem.  2,  Nr.  281.  Lbhb,  La  Handfeste  de  Fri- 
bourg  dans  TUchtland,  1880.  Foebl,  M^moires  de  la  Suisse  Bomande  27.  Die 
Handfeste  von  1249  hat  den  Inhalt  des  zähringischen  Privilegs  von  1177  oder  1178 
jedenfalls  wesentlich  erweitert 

^  Gaupp  2,  152  ff. 

^^  Gengleb,  Codex  617  ff.  Neben  dem  Freiburger  Stadtrecht  hatte  Colmar 
auch  das  ganz  selbständige  Breisaeher  Stadtrecht  von  1275  (Gbmgleb,  308  f.), 
wenn  auch  in  geringerem  Maße,  benutzt,  im  übrigen  war  es  ebenso  wie  das  Stadt- 
B.  SgbbOdeBi   Deutsche  Rechtsgeschicbte.    4.  Aufl.  44 
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In  Ereiburg  i.  Br.  gingen  noch  nach  einer  Urkunde  von  1403  über 
30  Städte  und  Dörfer,  darunter  Waldshut,  Villingen,  Tübingen,  Über- 
lingen,  Offenburg,  zu  Haupte ^^  Von  den  Entscheidungen  ist  bis  jetzt 
nichts  veröffentlicht  Die  vermeintliche  Bewidmung  Freiburgs  und  der 
meisten  Freiburger  Tochterstädte  mit  dem  Rechte  von  Köln  (S.  686  f.)  hatte 
nur  die  allgemeine  Bedeutung,  daß  die  Rechte  und  Freiheiten  der  Kölner 
Kaufleute  als  Vorbild  für  die  Freiheiten  der  Freiburger  Kaufleute  gelten 
sollten®'. 

Für  die  oberbairischen  Städte  ließ  König  Ludwig  im  Jahre  1347  sein 
Landrechtsbuch  von  1346  zu  einem  Stadtrechtsbuch  umarbeiten,  das 
sich  als  München  er  Stadtrecht,  durch  verschiedene  Ratsstatuten  und 
Privilegien  vermehrt,  bis  zur  Gegenwart  in  Geltung  erhalten  hat^^  Außer 
dem  bairischen  Landrecht  hat  das  wahrscheinlich  1328  verfaßte  Frei- 
singer Stadtrechtsbuch  des  Ruprecht  von  Freising  (S.  669),  dem  außer 
örtlichen  Satzungen  und  Gewohnheitsrechten  besonders  der  Schwaben- 
spiegel zu  Grunde  liegt»  als  Quelle  gedient  ^^  Von  niederbairischen  Stadt- 
rechten sind  die  von  Landshut  und  Fassau  hervorzuheben ^^ 

Von  Tiroler  Stadtrechten  nennen  wir  das  von  Innsbruck  (1239)®^, 
Meran»»,  Brixen  (1380),  Varn  und  Sterzing  (1417)«».  Das  einzige 
größere  Stadtrecht  der  Steiermark  war  das  von  Pettau  von  1376»*.  Die 
meisten  österreichischen  Stadtrechte  hatten  ihr  Mutterrecht  in  Wien»^, 
doch  muß  dahingestellt  bleiben,  ob  die  beiden  wesentlich  übereinstimmen- 
den   Stadtrechtsprivilegien    Leopolds  VL  für    Enns  (1212)   und   Wien 


recht  von  Freiburg  im  Üchtlande  eine  selbständige  Arbeit.  Auf  Colmar  beruhte 
das  Stadtrecht  von  Schlettstadt,  auf  diesem  das  von  Neuenburg  im  Breisgau, 
beide  von  König  Adolf  1292  verliehen.  Vgl.  A.  Schulte,  ZOO.  40,  97  ff.  Die 
außerordentlich  reichhaltigen  Rechtsquellen  von  Schlettstadt  bei  Gent,  Schlett- 
stadter  Stadtrechte,  1902  (Oberrheinische  Stadtrech\e,  3.  Abt.  L). 

"  Vgl.  Kraut,  Grundr.»  §  8,  Nr.  11. 

^  Vgl.  Huber,  Das  kölnische  Recht  in  den  zähringischen  Süldten,  1881  (a. 
d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  22). 

**  Ausg.  V.  AuER,  1840.  Vgl.  S.  674.  Über  ein  Älteres  Münchener  Stadt- 
recht vgl.  Brenner,  i.  d.  Genn.  Abh.  f.  K.  Maurer  (s.  S.  5)  185  ff. 

"  Ausg.  V.  L.  V.  Maurer,  1839.    Vgl.  Stobbe  1,  436. 

^  Über  das  Landshuter  Privileg  von  1279  (Quell,  z.  bair.  u.  deutsch,  (jksch. 
5,  814  ff.,  Gaupp  1,  147  ff.)  vgl.  Franklin,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Rezeption  70  ff.  Aus- 
züge aus  den  Stadtbüchem  von  Landshut  und  Straubing  bei  Rosenthal,  Bei- 
träge z.  deutsch.  Stadtrechtsgeschichte  1,  1888.  Oberbairische  Stadtrechte  bei 
HluTLE,  i.  Arch.  d.  hist.  Ver.  f.  Oberbaiem  45,  162  ff.  Über  das  Stadtrecht  von 
Regensburg  vgl.  Gengler,  Beitr.  z.  RG.  Baiems  3,  1892.  Das  Passauer  Stadt- 
recht (1299)  und  das  auf  diesem  beruhende  von  St  Polten  (1338)  bei  Winter,  BL 
d.  Ver.  f.  Landesk.  Niederösterreichs,  NF.  17,  411  ff. 

"  v.  Schwind  u.  Dopsch  Nr.  37.     Gaupp  2,  253  ff. 

»  ZDA.  6,  .413  ff. 

**  Geschichtsfreund,  oder  Beiträge  z.  tirol.  Geschichte  (1867)  197  ff.  237  ff.  321 C 

w  BiscHOPP,  Wien.  SB.  113,  2  S.  695  ff. 

•*  Ausgabe  der  Wiener  Stadtrechtsquellen,  mit  ausführlicher  rechtsgeschicht- 
licher Einleitung,  von  Tomaschek,  Rechte  und  Freiheiten  der  Stadt  Wien,  1877 — 79, 
jetzt  auch  bei  Keutoen  S.  208—219. 
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(1221)  auf  eine  ältere  Wiener  Qnelle  (1198?)  zurückzuführen  sind,  oder 
ob  Enns  das  ursprüngliche  Mutterrecht  für  Wien  abgegeben  hat*^.  Einen 
Preiheitsbrief  erhielt  Wien  1237  von  Kaiser  Friedrich  II.,  ein  erweitertes 
Stadtrechtsprivileg  1244  von  Herzog  Friedrich  IL  Beide  Privilegien,  der 
Freiheitsbrief  von  1237  und  das  Stadtrecht  von  1221/44,  wurden  durch 
die  beiden  Freiheitsbriefe  Rudolfs  I.  von  1278  in  erweiterter  Form  be- 
stätigt^^; sie  bildeten  die  Grundlage  für  die  deutschen  Stadtrechte 
Albrechts  I.  (1296)  und  Albrechts  II.  (1340).  Im  Jahre  1320  erhielt 
die  Stadt  mit  der  vollen  Bestätigung  ihrer  Autonomie  die  Erlaubnis  zur 
Anlegung  des  „Eisenbuches^^  zwecks  der  Aufnahme  ihrer  autonomischen 
Satzungen.  Eine  vorwiegend  Frivatrecht  und  Prozeß  berücksichtigende 
Privatarbeit^  die  sich  bald  des  größten  Ansehens  erfreute,  war  das  Wiener 
Stadtrechtsbuch,  eine  Arbeit  von  hervorragendem  Interesse,  wahr- 
scheinlich aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts®*. 

Mit  dem  Rechte  von  Wien  war  auch  die  Stadt  Wiener- Neustadt 
bewidmet®*.  Die  Aufzeichnung  des  Stadtrechts,  das  die  Form  eines  Pri- 
vilegs eines  Herzogs  Leopold  trägt,  müßte,  da  sie  jedenfalls  nach  1251, 
also  nicht  mehr  unter  den  Babenbergem  stattgefunden  hat,  auf  Herzog 
Leopold  ni.  (t  1386)  bezogen  werden,  was  aber  wegen  der  lateinischen 
Sprache  seine  Bedenken  hat  Es  ist  möglich,  daß  wir  es  mit  einer 
Privatarbeit  zu  thun  haben  und  die  Bezugnahme  auf  den  Herzog  eine 
Fälschung  ist.  Manches  spricht  für  die  Abfassung  zwischen  1251  und 
1278,  doch  fehlt  es  auch  nicht  an  Gründen  für  eine  spätere  Entstehung 
(erste  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts).  Ein  neues  Stadtrecht  erhielt  Neu- 
stadt 1443  von  König  Friedrich  III.^. 

Das  Wiener  Stadtrecht  hat  auch  den  böhmisch -mährischen  Stadt- 
rechten als  Quelle  gedient,  kam  aber  hier  nicht  zu  gleichmäßiger  Ent- 
wickelung,  da  die  deutsche  Bevölkerung  hier  außer  den  bairisch-öster- 
reichisohen  auch  niedersächsische  und  flämische  Elemente  aufgenommen 
hatte,  so  daß  neben  dem  Wiener  Recht  auch  das  Magdeburger  und 
ebenso  das  selbst  in  Osterreich  bemerkbare  flämische  Recht  seinen  Einfluß 


**  Beide  Stadtrechte  bei  Gaüpp  2,  206—251  (das  von  Enns  bei  y.  Schwind 
u.  DopsoH  Nr.  26).  Benatzt  ist  dabei  ein  Rechtsbrief  Leopolds  V.  von  1192  fibr 
die  Regensbnrger  Kaoflente  in  Wien.  VgL  Tomaschek,  a.  a«  0.  Nr.  1.  Die  Wiener 
Privilegien  von  1237  und  1296  bei  v.  Schwind  u.  Dopsch  Nr.  35.  77. 

^  Die  von  Lobsnz,  Wien.  SB.  46,  72  ff.  gegen  die  mdolfinischen  Freiheits- 
briefe erhobenen  Einwendungen  sind  von  Tomaschbk  widerlegt.  Vgl.  noch  Redlich, 
Mitteil.  d.  öst  Inst.  12,  55  ff. 

^  Ausg.  von  Schuster  (1878),  der  die  Entstehnngszeit  aber  zu  früh  (1276—96) 
ansetzt.  Vgl.  Stabe  und  Sandhaas,  Wien.  SB.  86,  86  ff.  41,  368  ff.  Unter  den 
Quellen  des  Stadtrechtsbuches  war  auch  der  Schwabenspiegel.  .  Die  übliche  Be- 
zeichnung „Wiener  Weichbild"  oder  „Weichbildbuch"  ist  zu  yermeiden,  da  der 
Ausdruck  „Weichbild"  (S.  677)  in  Süddeutschland  unbekannt  war. 

•*  Ausg.  von  WiNTEE,  Arch.  f.  öst  Gesch.- Qu.  60,  1880.  Über  die  Summa 
legum  des  Raymund  von  Wiener  Neustadt  vgl.  §  60,  n.  16. 

••  Ausg.  V.  WiNTEB,  ürkundl.  Beiträge  zur  RG.  (1877)  96  ff. 
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äußerte ®^  Die  Stadt  Iglau  erhielt  ihr  erstes,  auf  Wien  gegründetes 
Stadtreoht  wahrscheinlich  1249  von  König  Wenzel  I.  und  Ptemysl  Ottokar, 
das  wohl  aber  nur  in  einem  vorläufig  bestätigten  Entwurf  überliefert  ist. 
Nachdem  es  von  späteren  Königen  wiederholt  bestätigt  worden,  entstand 
gegen  £nde  des  13.  oder  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  ein  das  ältere 
Recht  erweiterndes  autonomes  Stadtrecht^  ebenfalls  in  lateinischer  Sprache, 
das  von  dem  Stadtschreiber  Johann  von  Gelnhausen  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts ins  Deutsche  übersetzt  wurde  und  bald  in  Mähren  und  Böhmen 
die  größte  Verbreitung  erlangt«®®;  es  wurde  die  Grundlage  der  Stadt- 
rechte von  Frag,  Brunn  und  Schemnitz  in  Ungarn.  Zugleich  war  Iglau 
für  zahlreiche  böhmische  und  mährische  Städte  der  Oberhof;  seine  wert- 
vollen Entscheidungen  sind  bis  zu  den  Hussitenkriegen  in  lateinischer 
oder  deutscher,  von  da  an  vorwiegend  in  tschechischer  Sprache  abgefaßt, 
Mutterrecht  von  Prag'*  war  außer  dem  Iglauer  auch  das  Nürnberger 
B^cht,  es  scheint  sogar,  als  sei  Frag  bis  1387  in  Nürnberg  zu  Haupte 
gegangen  ^^^.  Das  sog.  Altprager  Statutarrecht  von  1269  ist  eine  deutsche 
Frivatarbeit  aus  dem  Ende  des  13.  oder  Anfang  des  14.  Jahrhunderts, 
namentlich  auf  Grund  des  Iglauer  und  Brünner  Rechts,  des  Sachsen- 
spiegels und  älterer  einheimischer  Bechtssatzungen  ^^K  Das  Frager  Bechts- 
buch^^^,  ebenfalls  in  deutscher  Sprache,  ist  eine  Bearbeitung  des  zweiten 
Iglauer  Stadtrechts.  Auch  das  Statutarrecht  ^^^  hat  neben  zahlreichen 
lateinischen  und  deutschen  Batssatzungen  aus  der  Zeit  von  1314 — 1418 
verschiedene  Iglauer  Bestimmungen  aufgenommen.  Die  Stadt  Brünn^^* 
erhielt  1243  ein  lateinisches  Stadtrecht  (iura  originalia)  von  König  Wenzel  I. 
Das  deutsche  Stadtrecht  wurde  zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  auf- 
gezeichnet^ auf  Grund  des  älteren  Iglauer  Stadtrechts,  dessen  Bestimmungen 
in  der  Form  eigener  autonomer  Ratssatzungen  aufgenommen  sind,  ein 
Verfahren  das  wohl  auf  private  Entstehung  schließen  läßt  In  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  verfaßte  der  bereits  erwähnte  Stadtschreiber 


*'  Vgl.  S.  391.  6S0.  Gaupp  2,  256  ff.  Tomaschbk,  Deutsches  Recht  in  Öster- 
reich soff.;  Rechte  der  Stadt  Wien,  pg.  5.    Rössler,  Rechtsdenkmäler  2,  pg.  8 ff. 

**  Vgl.  ToMAscHEK,  Deutsches  Recht  in  Österreich  im  13.  Jahrhundert,  1859; 
Oberhof  Iglau  (13.— 16.  Jh.),  1868;  Das  alte  Bergrecht  von  Iglau  n.  seine  berg- 
rechtl.  Schöffensprüche,  1897.  Das  letztere  besser  bei  Ztcha,  Böhm.  Bexgiecht  2, 
18  ff.,  wo  S.  298  ff.  auch  die  Iglauer  Spruchpraxis  in  Beigsachen  zusammengestellt 
ist.  Über  Johann  von  Gelnhausen,  der  auch  das  Iglauer  Bergrecht  übersetzte, 
ygl.  Anm.  104.  Andere  Stadtrechte  bei  Gbukzel,  Deutsche  Stadtrechte  Böhmens 
und  Mährens,  Mitteil.  d.  Ver.  f.  G.  Böhmens  30,  128  ff.  Stsnad,  Listir  kralovsk^ho 
mösta  PlznS  (Urk.-B.  der  königl.  Stadt  Pilsen)  1,  1891. 

^  Vgl.  Rössler,  Rechtadenkmäler  aus  Böhmen  und  Mähren  I.  (a.  u.  d.  T.  Alt- 
prager  Stadtrecht),  1845.  Tohascbek,  Deutsches  Recht  96  ff.  Gslakovskt,  Cod. 
iur.  munic.  Bohemiae  1,  1886. 

*•«  Vgl.  KöPL,  Mitt.  d.  öst  Inst.  8,  306  ff. 

^^^  Ausg.  Rössler,  Bedeutung  der  Gesch.  d.  R.  in  Österreich,  1847,  pg.  9  ff. 

'"  Rössler,  Rechtsdenkmäler  1,  103  ff.  "•  Ebd.  1  ff. 

^^  Rössler,  Rechtsdenkmäler  IL  (a.  u.  d.  T.  Die  Stadtrechte  von  Brunn),  1852. 
Über  Johann  von  Gelnhausen  vgl.  Anm.  98  und  §  55  n.  22,  §  60  n.  5. 
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Johann  von  Gelnhausen  sein  Schöffenbuch,  eine  systematische  Samm- 
lung von  Brünner  Urteilen,  die  der  rechtskundige  Verfasser  mit  doktrinären 
Einleitungen  und  vielfach  aus  dem  römischen  Recht  entnommenen  Urteils- 
gründen ausstattete.  Manche  der  vorgetragenen  Rechtsfälle  sind  nicht  aus 
dem  Leben  genommen,  sondern  von  dem  Verfasser  nach  Anleitung  der 
Digesten  konstruiert.  Neben  Rechtsfallen  begegnen  hin  und  wieder  auch 
Auszüge  aus  städtischen  Privilegien  und  Statuten.  Die  Zuthaten  des 
Verfassers  sind  überall  deutlich  erkennbar.  Sieht  man  von  diesen  ab,  so 
ist  der  Inhalt  rein  deutschrechtlich,  es  war  daher  ein  Irrtum,  wenn  ältere 
Forscher  annahmen,  daß  man  in  Brunn  schon  im  14.  Jahrhundert  das 
römische  Recht  berücksichtigt  habe.  Die  Sprache  ist  durchweg  lateinisch. 
Das  Schöflfenbuch  zeigt  die  Brünner  Schöffen  ihrer  ausgedehnten  Oberhofs- 
thätigkeit  in  jeder  Beziehung  gewachsen;  ihre  Urteile  sind  von  einer  Klar- 
heit und  juristischen  Schärfe,  die  sie  stellenweise  als  würdige  Seitenstücke 
zu  den  Entscheidungen  der  römischen  Juristen  erscheinen  läßt. 

§  57.    Die  Lehn-  und  Dienstrechte. 

Zu  den  ältesten  Rechtsquellen  des  deutschen  Mittelalters  gehören  die 
Dienstrechte,  d.  h.  die  Aufzeichnungen  des  Rechtes  der  Ministerialen  ^ 
Da  dieser  Stand  erst  im  Laufe  des  11.  Jahrhunderts  zu  voller  Entwicke- 
lung  gekommen  war,  so  bedurfte  es  dringend  einer  Feststellung  seiner 
rechtlichen  Beziehungen.  Das  Hofrecht  des  Bischofs  Burchard  von  Worms 
(1023 — 1025)'  behandelt  die  Ministerialen  noch  nicht  als  einen  eigenen 
Stand.  Sie  gehören  noch  schlechthin  zu  der  „familia  S.  Petri",  deren 
Rechtsverhältnisse  in  dem  Hofrecht  im  Anschluß  an  das  Herkommen 
umfassend  geregelt  werden.  Eine  ähnliche  Stellung  nimmt  das  Lim- 
burger Dienstrecht  von  1036^  und  das  ebenfalls  noch  dem  11.  Jahr- 
hundert angehörende  Hofrecht  von  Weingarten  ein^  während  das  um 
die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  anzusetzende  Dienstrecht  des  Klosters 
Ebersheim  bereits  milites^  censuales  und  serviles  auseinanderhält*.  Unter 
den  eigentlichen  Dienstmannenrechten,  obwohl  sie  an  den  verschiedenen 
Höfen  gesondert  festgestellt  wurden,  herrschte  bei  aller  Verschiedenheit 
im  einzelnen®  doch  vielfache  Übereinstimmung,  die  sich  teils  aus  der 
Benutzung  fremder  Dienstrechte  bei  der  ersten  Aufzeichnung,  teils  aus 
dem  Umstand  erklärt,  daß  die  Dienstmannschaft  geistlicher  Fürsten  nicht 
selten  seitens  des  Königs  mit  dem  Rechte  eines  anderen  Fürstenhofes 
bewidmet  wurdet    Das  älteste   eigentliche   Dienstmannenrecht   war  das 

^  Vgl.  Stobbe  1,  577  ff.     Waitz,  VG.  5«,  341  f. 

*  Weiland,  Const.  1,  939  ff.     Ausgabe   mit  Kommentar  Genqler   (Erlanger 
Festschr.  f.  Mittebmaier,  1859).    Vgl.  Arnold,  Gesch.  d.  deutsch.  Freistädte  1,  62  ff. 

«  Acta  Palatina  6,  274. 

*  Kindlinger,  Geschichte  d.  deutsch.  Hörigkeit  220. 

*  Vgl.  DopscH,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  19,  60i  ff. 

*  Vgl.  Ssp.  III.  42,  §  2.  '  Vgl.  Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  62.     •     • 
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von  Bamberg  aus  dem  11.  Jahrhundert^.  Dem  St  Maximiner  Dienst- 
recht  von  1185  ging  ein  Hof-  und  Dienstrecht  von  1056  vorauf®.  Das 
Köln  er  Dienst-recht^®  in  seiner  ältesten  Gestalt  rührt  wohl  aus  den 
Jahren  1164—76  her,  die  deutsche  Bearbeitung  aus  der  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts;  eine  Ergänzung  bietet  eine  lateinische  Au&eichnung 
über  den  Kölner  Hof  dienst  aus  der  ersten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts. 
Das  Bischofs-  und  Dienstmannenrecht  von  Basel  wurde  bereits  bei  den 
Stadtrechten  erwähnt". 

Das  Lehnrecht  bildete  in  den  Rechtsbüchern  und  einzelnen  Land- 
rechten (z.  B.  bairisches  Landrecht  von  1846,  Tit.  16)  den  Gregenstand 
gesonderter  Darstellung  und  wurde  zum  Teil  auch  durch  besondere  Ge- 
setze geregelt  Namentlich  geschah  dies  in  den  est-  und  livländischen 
Lehn-  oder  Ritterrechten  des  14.  und  15.  Jahrhunderts ^^  Von  der 
größten  Bedeutung  wurde  aber  für  ganz  Deutschland  das  in  dem  letzten 
Drittel  des  12.  Jahrhunderts  zu  Bologna  entstandene  lombardische  Lehn- 
rechtsbuch, die  Libri  Feudorum  (so  seit  dem  18.  und  14.  Jahrhundert, 
in  den  Handschriften  meistens  Consuetudines  fmdorumy\ 

Die  Libri  Feudorum  sind  eine  allmählich  entstandene  private  Kom- 
pilation verschiedenartiger  italienischer  Lehnrechtsquellen,  deren  Mittel- 
punkt die  Lehnsgesetze  Eonrads  IL,  Lothars  IIL  und  Friedrichs  L  bilden. 
Durch  die  Aufnahme  des  Lehnsgesetzes  von  1037  in  das  Papienser  Rechts- 
buch und  die  systematische  Jjombarda^^  wurde  die  Rechtsschule  zu  Favia 
veranlaßt,  auch  dieses  Gesetz  in  den  Ereis  ihrer  Arbeiten  zu  ziehen. 
Daraus  erklären  sich  Tit.  1 — 8  des  ersten  Buches,  die  Capitula  Ugonis^* 


*  V.  FöBTH,  Ministerialen  509. 

•  Beide  in  Beyers  Urk.-B.  d.  mittelrh.  Territorien  1,  401.  588  und  danach 
Grimm,  Weistümer  4,  738—743,  wo  die  Echtheit  mit  Unrecht  angezweifelt  ist 

^^  Frensdorff,  Das  Recht  der  Dienstmannen  von  Köln,  1883  (Mitteilungen  aus 
dem  Stadtarchiv  von  Köln  2). 

"  Weitere  Dienstrechte  bei  v.  Fürth,  Ministerialen  5^8  ff.  Vgl.  Kraut,  Grund- 
riß^ §  9.  Frensdorff,  a.  a.  0.  23.  Ein  Dienstrecht  von  Ilzstadt  (1256)  Moo. 
Boica  28,  2  S.  510  und  29,  2  S.  224,  sowie  bei  Grimm,  Weistümer  6,  112.  Ein 
Blankenheimer  Dienstrecht  des  15.  Jh.  Ann.  d.  bist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  9,  122 ff. 
Über  die  Constitutio  de  expeditione  Romana  vgl.  S.  657. 

"  Vgl.  V.  BüNGE,  Altlivlands  Rechtsbücher,  1879.    Stohbe  1,  578  f. 

*'  Vgl.  K.  Lehmann,  Entstehung  der  Libri  Feudorum  (Rostocker  Festschrift 
für  BucHKA,  1891);  Die  Libri  Feudorum,  N.  Archiv  16,  889  ff ;  Das  langobardische 
Lehnrecht  (Handschriften,  Textentwicklung,  ältester  Text  und  Vulgattext  nebst  den 
capitula  extraordinaria),  1896.  Laspeyres,  Entstehung  und  älteste  Bearbeitung 
der  Libri  Feudorum,  1830.  Dibck,  Literärgeschichte  des  langob.  Lehnrechts,  1828. 
Anschütz,  Krit.  Überschau  f.  RW.  3,  310  ff.  Pbrtile,  Storia  del  diritto  italiano 
2,  632  ff.  ScHUFFER,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano' 447  ff.  Neümeybr,  ZRG. 
83,  250  ff. 

"  Vgl.  MG.  Leg.  4,  583.  635.    Das  Gesetz  selbst  Weiland,  Const.  1,  89. 

^'  Ein  Aufsatz  des  Ugo  de  Gambolado,  ursprünglich  im  zweiten  Buche 
zwischen  den  beiden  Briefen  des  Obertus,  später  in  umschreibender  Beariieitung 
I.  F.  14—18. 
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und  die  sog.  Lex  „Quicumque"  ^®,  Durch  Beifügung  yerschiedener  Lelin- 
rechtsarbeiten,  die  auf  Mailand,  zum  Teil  auf  Piacenza  und  Cremona 
zurückgehen,  und  die  beiden  obertischen  Briefe  gelangte  die  Lehnrechts-» 
kompilation  bald  nach  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zu  einem  ersten 
Abschluß  in  Gestalt  der  sog.  obertischen  Rezension,  so  benannt  nach  dem 
Mailänder  Konsul  Obertus  de  Orto,  der  neben  seinem  Landsmann  und 
mehrfachen  Amtsgenossen  Gerardus  Niger  zu  den  bedeutendsten  Feudisten 
Italiens  zählte.  Die  beiden  Briefe  des  Obertus  an  seinen  ebenfalls  als 
juristischen  Schriftsteller  bekannten  Sohn  Anseimus  (IL  F.  1—5.  7, 
§  1.  8 — 22.  28 — 24)  enthalten  eine  vollständige  Darstellung  des  Lehnrechts, 
namentlich  in  seiner  Mailänder  Gestaltung.  Sie  gehören  zu  den  glän- 
zendsten Leistungen  der  juristischen  Litteratur  und  zeigen  den  Verfasser 
ebenso  vertraut  mit  dem  lombardischen  wie  dem  römischen  Becht  und 
der  Praxis  des  Mailänder  Lehnhofes.  Die  Abfassungszeit  ergiebt  sich 
aus  der  vielfachen  Berücksichtigung  des  lotharischen  Lehnsgesetzes  von 
1136  und  der  Nichtberücksichtigung  der  ronkalischen  Gesetze  Friedrichs  I. 
von  1158^^  Die  obertische  Rezension  der  Libri  Feudorum^®  kennt  noch 
keine  Büchereinteilung  uud  nur  wenige  Titelrubriken,  enthält  übrigens 
neben  den  beiden  Briefen  des  Obertus  auch  schon  den  gesamten  Inhalt 
des  ersten  Buches  der  Vulgata  (I.  F.  1 — 28),  die  Capitula  Ugonis  noch  in  der 
ursprünglichen  Form  zwischen  die  beiden  Briefe  des  Obertus  eingeschoben. 
Durch  allmähliche  Zusätze  (IL  F.  25 — 51),  bei  denen  die  Gesetzgebung 
Friedrichs  I.  in  den  Vordergrund  trat  und  außer  der  mailändischen 
Praxis  auch  der  Liber  constitutionum  von  1216  (Anm.  17)  benutzt  wurde, 
entstand  die  zweite,  sog.  ardizonische  Rezension,  die  der  Summa  Feodo- 
rum  des  Jacobus  de  Ardizone  (1234 — 1250)  als  Vorlage  gedient  hat  Sie 
hat  bereits  eine  vermehrte  Zahl  der  Titelrubriken  und  die  Einteilung  in 
zwei  Bücher,  von  denen  das  erste  im  wesentlichen  mit  dem  der  Vulgata 
übereinstimmt.  Aus  einer  Vermehrung  der  Titelrubriken,  Einschiebung 
von  n.  F.  6  und  7  pr.  und  allmählichen  Anhängung  von  IL  F.  52 — 58 
(darunter  53 — 56  die  ronkalischen  Gesetze  Friedrichs  I.  von  1158) 
erwuchs,  frühestens  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  der  Text  der  Vul- 
gata, nach  dem  Glossator  Accursius  auch  als  accursische  Rezension  be- 
zeichnet Die  Handschriften  dieser  Textklasse  zeigen  die  Libri  Feudorum 
meistens  in  Verbindung  mit  dem  Corpus  iuris  civilis^*.     Eine   von   An- 


^^  Ein  angebliches  Gesetz  eines  Kaisers  Lothar,  in  Wahrheit  nur  eine  Summa 
über  das  Gesetz  Ronrads  von  1037,  die  I.  F.  19 — 24  Aufnahme  gefunden  hat 
Vgl.  Wbiland,  Const.  1,  680  f. 

^'  Eine  Bearbeitung  der  obertischen  Briefe  in  dem  Liber  constitutionem  von 
Mailand  von  1216,  c.  27—30  (Hisi  Patr.  Monum.  16,  938  £P.,  femer  Ausgabe  von 
Bbrlan,  1869).  Vgl.  Lehmann,  Eine  neue  Rezension  des  Mailänder  Lehnrechts, 
i.  d.  Jurist  Festgaben  för  Jhbbing,  1892.  Wetmann,  Vergleichung  der  lehnr.  Kapitel 
des  Mail.  Stadtrechts  mit  dem  Liber  Feudorum,  Berlin  1887. 

*^  Ausgabe  von  K.  Lehmann,  Consuetudines  feudorum,  L  Compilatio  an- 
tiqua,  1892. 

^*  Daher  die  Abdrücke  der  Vulgata  in  den  Ausgaben  des  Corpus  iuris.    Eine 
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tonias  de  Pratoyeteri  veranstaltete  Textrezension  in  sechs  Büchern  warde 
1466  von  Kaiser  Friedrich  IIL  amtlich  bestätigt'^.  Infolge  seiner  Ver- 
bindung mit  dem  Corpus  iuris  in  den  Handschriften  und  der  Glosse  hat 
das  lombardische  Lehnrechtsbuch  alle  ferneren  Schicksale  des  Corpus 
iuris  geteilt  und  ist  später  mit  diesem  gemeinsam  in  Deutschland  rezi- 
piert worden. 

§  58.    Die  ländlichen  Rechtsquellen. 

Stobbb  1,  585  ff.  2.  269  ff.  Sobbödes,  bei  Gbimm,  WeiBtamer  7,  387  ff.  Lau- 
PRECBT,  Wirtschaftsleben  2,  624  ff.  v.  Inama-Sternboo,  Quellen  der  deutsch.  Wirtsch.- 
Oesch.,  Wien.  8B.  84,  151  ff.  Huber,  Syst  u.  Gesch.  d.  Schweiz.  Pr.-R.  4,  52  ff.  Eine 
allgemeiDe  Sammlung:  J.  Grimm,  Weistümer,  7  Bde,  1840 — 1878.  Hardt,  Luzem- 
buiiger  Weistümer,  1870.  Habbts,  Limburgsche  Wijsdommen,  1891.  Wassebsch- 
libbn,  Deutsche  Bechtsquellen  des  Mittelalters,  1892.  Harless,  Niederrhein.  Weis- 
tümer, Arch.  f.  Gesch.  d.  Niederrheins  6.  7  (1868— -70).  Bürckhabdt,  Hofirodel 
von  Dinghöfen  Baselischer  Gotteshäuser,  1860.  Bochholz,  Aargauer  Weistfimer, 
1876  (andere  von  Welti,  Argovia  4,  veröffentlicht  und  danach  bei  Grimm  abge- 
druckt). Hanauer,  Les  constitutions  des  campagnes  de  TAlsace,  1864  (andere  von 
demselben  gesammelte  elsllssische  Weistfimer  bei  Grimm  5).  Zahlreiche  Weistfimer 
in  der  ZGO.,  der  Zeitschr.  f.  schweis.  Recht  und  den  Zeitschriflen  der  historischen 
Vereine.  Eine  planmäßig  geordnete  Sammlung  der  Österreichischen  Weistümer  ist 
von  der  Wiener  Akademie  der  Wissenschaften,  eine  solche  der  rheinischen  Weis- 
tfimer von  der  Gesellschaft  fiir  rheinische  Geschichtskunde  unternommen.  Vgl. 
Österreichische  Weistümer,  8  Bde,  1870—96.  Loersch,  Weistümer  der  Rhein- 
provinE  L,  1900.  Verzeichnis  der  rheinischen  Weistfimer,  1883.  MATERHorsR  u. 
Glasschröder,  Weistümer  der  Rheinpfalz,  verzeichnet  und  beschrieben,  Mitteil.  d. 
hist.  Ver.  d.  Pfalz,  1892. 

Die  nordgermanische  Sitte  regelmäßiger  Rechtsvorträge  in  der  Landes- 
gemeinde (S.  228)  war  bei  den  Südgermanen  wenig  verbreitet  (S.  671  n.). 
Das  königliche  Hofgericht  wie  die  Land-  and  Stadtgerichte  erteilten  Einzel- 
weistümer  auf  besondere  Anfragen,  aber  nur  die  Polizeiordnungen  in  den 
Städten  wurden  regelmäßig  zu  bestimmten  Zeiten  von  den  Bathäusern 
öffentlich  verlesen.  Dagegen  war  es  im  Mittelalter  auf  dem  Lande  (in 
Dorf-  und  gutsherrlichen  Uofgerichten,  Märkerdingen  und  anderen  genossen- 
schaftlichen Versammlungen)  allgemein  üblich,  zu  bestimmten  Zeiten  im 
Jahre  durch  die  Ältesten  oder  Schöffen  das  Recht  weisen  zu  lassen.  Diese 
Vorträge  hießen  fTeistümer  oder  öffhungen\  wo  sie  aufgeschrieben  waren, 
kam  auch  die  Bezeichnung  Rotel  oder  Rodel  (altfrz.  rdU)  vor.  In  Süd- 
deutschland sprach  man,  da  die  Weisungen  vornehmlich  in  den  echten 
Dingen  der  Dorfgenossen  erteilt  wurden,  von  Ehaftrechteriy  Eliafttaidingen 


kritische  Ausgabe  mit  der  gegenäbergestcHten  obertischen  Rezension  bei  Lbhhakm^ 
Das  langob.  Lehnrecht  83—185. 

*^  Vgl.  GrAUDENzi,  Notizie  ed  estratti  dei  manoscritti  e  docomenti,  1886,  S.  26  fF. 
In  der  Ausgabe  des  Cujacius  (1566)  ist  der  Text  der  Vulgata  auf  vier  Bücher  ver- 
teilt, während  die  Extravaganten  sich  daselbst  IV.  F.  73—109  und  Buch  V.  finden 
und  nach  dieser  Anordnung  auch  bisher  citiert  zu  werden  pflegten.  Jetzt  bei  Lieh- 
MAN»,  a.  a.  0.  186  fF. 
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oder  Pantaidingen.  In  regelmäßiger  Übung  haben  sich  die  Weistümer 
bis  zum  16.  Jahrhundert  erhalten;  von  da  an  verschwinden  sie  mehr^ 
doch  fehlt  es  nicht  an  solchen,  die  auch  im  18.  Jahrhundert,  teilweise 
selbst  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  noch  zu  regelmäßigem  Vortrag 
gelangten.  Dem  Inhalt  nach  überwiegen  bei  weitem  die  Hofweistümer, 
deren  Mittelpunkt  die  Darlegung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses 
bildet.  Sehr  zahlreich  sind  sodann  die  Markenweistumer  der  Märkerdinge, 
während  die  Weistümer  freier  Dorfgemeinden  in  den  Hintergrund  treten. 
Speziellen  Inhaltes  sind  die  Send-,  Markt-,  Grenz-,  Zoll-,  Zeidler-,  Fähr-, 
Mühlen-,  Fischereiweistümer,  die  Weinbergweistümer  („Bergrechte")  u.  dgl.  m. 
Hin  und  wieder  hatte  der  Brauch  der  Weisungen  auch  in  Städten  Eingang 
gefunden.  Charakteristisch  ist  es,  daß  in  den  Kolonisationsgebieten  des 
nordöstlichen  Deutschlands  keine  Weistümer  vorkommen.  Die  Weistümer 
entsprachen  eben  uraltem  Herkommen,  aber  nicht  den  von  Grund  aus 
neuen  Verhältnissen,  die  hier  zur  Ausbildung  gelangten. 

Die  Entstehung  der  Weistümer  muß  in  dem  gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältnis,  das  überall  als  der  eigentliche  Ausgangspunkt  erscheint,  ge- 
sucht werden.  Es  war  das  Inquisitionsrecht  des  Königs  und  der  geist- 
lichen Grundherren,  das  die  ländliche  Bevölkerung  nötigte  auf  die  ihr 
vorgelegten  Fragen  Auskunft  zu  erteilen^  und,  unterstützt  durch  das 
eigene  Interesse  der  Bauern  wie  der  Vögte,  allmählich  überall  dahin  führte, 
diese  Auskünfte  zu  bestimmten  Zeiten  regelmäßig  zu  wiederholen.  Es  war 
natürlich,  daß  sich  dabei  bald  eine  typische  Form  für  diese  Weisungen 
bildete,  die  auch  beibehalten  wurde,  als  man  seit  dem  18.  und  14.  Jahr- 
hundert anfing,  die  Weistümer  niederzuschreiben  und  dann  nicht  mehr 
mündlich  vorzutragen,  sondern  öffentlich  zu  verlesen  und  von  der  Ge- 
meinde bestätigen  zu  lassen.  Der  typische  Charakter  zeigt  sich  nament- 
lich in  zahlreichen  von  urwüchsigem  Humor  diktierten  Aussprüchen^, 
nicht  minder  in  Sätzen  von  hoher  Altertümlichkeit,  die  sich  oft  noch  in 
ganz  spät  aufgezeichneten  Weistümern  finden,  also  unverkennbar  auch 
dann  noch  wiederholt  wurden,  wenn  ihr  wahrer  Sinn  den  Mitlebenden 
bereits  unverständlich  geworden  war. 

Ihrem  ganzen  Wesen  nach  waren  die  Weistümer  nichts  anderes  als 
Bezeugungen  des  hergebrachten  Bechtes  und  eingewurzelter  wirtschaft- 
licher Gewohnheiten.  Neuerungen  waren  daher  im  allgemeinen  ausge- 
schlossen, doch  vermochten  auch  die  Weistümer  sich  nicht  ganz  den  Ein- 
flüssen des  Zeitgeistes  zu  entziehen.    Nicht  selten  wußten  die  Herren  den 

*  Vgl.  Lamprecht,  a.  a.  0.  2,  659  f.  Dieser  verweist  auf  ein  Diplom  Karls 
d.  Großen  für  Prüm  v.  775  (Mittelrhein.  Urk.-B.  1,  Nr.  29J,  in  welchem  die  Kloster- 
bauem  angewiesen  waren,  der  Abtei  tarn  in  responsis  dando  quamque  et  reliquam 
legem  ae  eonauetudinem  ebenso  zu  dienen,  sicut  ceieri  fiscalini  habere  videntur. 
Vgl.  S.  198.  264.  Das  vermeintlich  älteste  Weistum  (die  Iura  coriae  in  Munch- 
wilare)  ist  nicht  mit  Gotbein  (Bonn.  Univ.-Progr.  1899)  in  das  Jahr  926,  sondern 
erst  in  das  12.  oder  13.  Jahrhundert  zu  setzen.  Vgl.  Abdruck  und  Besprechung 
von  Zeümeb,  N.  Arch.  25,  807  ff. 

•  Vgl.  Giebke,  Der  Humor  im'  deutschen  Recht*,  1886. 
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Bauern  dennoch  unliebsame  Neuerungen  aufzuzwingen,  oder  diese  den 
Herren  Zugeständnisse,  die  bis  dahin  unbekannt  oder  bestritten  gewesen 
waren,  abzutrotzen.  Manche  Weistümer  tragen  infolgedessen  geradezu 
den  Charakter  von  Verträgen. 

Von  den  regelmäßigen  Weistümern  zu  unterscheiden  sind  nicht  nur 
die  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  Nachbildung  der  städtischen  Polizeiord- 
nungen aufkommenden  Dorf-,  Flur-,  Märkerordnungen  u.  dgl.,  sondern 
auch  die  zu  bestimmten  Zwecken  erteilten  Einzelweistümer  und  Schieds- 
sprüche, besonders  häufig  bei  der  Aufzeichnung  von  Urbarien,  femer  bei 
Streitigkeiten  der  Klöster  mit  den  Vögten  oder  dem  Übergange  einer  Hof- 
genossenschaft an  eine  andere  Herrschaft  Nicht  selten  wurden  solche 
Einzelauskünfte  dauernd  in  das  Weistum  aufgenommen. 


§  59.    Die  Urkunden. 

Vgl.  S.  261  ff.  490  ff.  Bresslau,  Handbuch  der  Urkmidenlehre  1, 1889.  Pobse, 
Lehre  von  den  Privatorkanden,  1887.  Fiokeb,  Beiträge  zur  Urkondenlebre,  2  Bde, 
1877  —  78.  y.  Bughwald,  BiBchofs-  und  Fürstenurkunden  des  12.  und  13.  Jh.,  1882. 
LiMDNEB,  Urkunden wesen  Karls  IV.  und  seiner  Nachfolger,  1882.  Schulte,  Urk.-B. 
der  Stadt  Straßburg  III.  (1884),  Einleitung.  Baümank,  i.  d.  Qu.  d.  Schweiz.  Gesch. 
8,  1  S.  174  ff.  y.  VoLTEUNi,  Südtiroler  Notariatsimbreviaturen,  Acta  Tiroliensia  II., 
1899,  Einleitung.  Redlich,  Mitt  d.  Ost.  Inst,  Erg.  6,  Uff.  Beükneb,  Grundzfige 
114.  GoLDSCHMiDT,  Uulyersalgcschichte  dcs  Handelsrechts  388  ff.  'Plahck,  Gerichts- 
yerfahren  2,  193  ff.  Vgl.  auch  y.  Amira,  Nordgennanisches  Obligationenrecht  1, 
298  ff.  2,  387  ff. 

Die  Unanfechtbarkeit  der  Eönigsurknnden  blieb  das  ganze  Mitt-el- 
alter  hindurch  bestehen.  Aber  während  in  der  Merowingerzeit  der  Schwer- 
punkt ihrer  Beweiskraft  in  der  Namensunterschrift  des  Königs  beruhte 
und  das  Siegel  nur  als  Erkennungszeichen  diente,  erlangte  seit  den  Karo- 
lingern das  Siegel  nebst  dem  Bekognitionsvermerk  des  Kanzlers  immer 
größere  Bedeutung  und  wurde,  indem  die  königliche  Unterschrift  zu 
einem  bloßen  Monogramm  einschrumpfte  und  seit  dem  12.  Jahrhundert 
überhaupt  in  Wegfall  kam,  zum  eigentlichen  Beglaubigungsmittel.  Die 
Quellen  sprechen  seitdem  regelmäßig  von  ,,Brief  und  Siegel^'.  Die  für 
dauernde  Dispositionen  bestimmten  Diplome  (seit  der  staufilschen  Zeit  ge- 
wöhnlich Privilegien  genannt)  wurden  seit  Konrad  IIL  mit  dem  hängenden 
Kanzleisiegel  (Hofgerichtsurkunden  seit  1235  mit  einem  eigenen  Hof- 
gerichtssiegel) versehen;  bei  den  bloß  zu  vorübergehenden  Yerwaltungs- 
akten  dienenden  und  nicht  zu  Beweismitteln  bestimmten  königlichen 
,,Mandaten"  oder  „Patenten^'  fand  das  Siegel  erst  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert Eingang,  indem  es  üblich  wurde,  sie  mit  einem  Siegel  zu  ver- 
schließen {litterae  clausae)  oder  ihnen  ein  Siegel  beizudrocken  (litterae 
apertae,  l.  patentes).  Ein  wichtiger  Unterschied  zwischen  der  Königs- 
urkunde  und  der  Privaturkunde,  die  Zeugenlosigkeit  der  ersteren  und 
Zeugenbedürftigkeit  der  letzteren,  trat  seit  Heinrich  IV.  mehr  und  mehr 
in  den  Hintergrund,  da  man  die  Intervenienten,  auf  deren  Fürbitte  die 
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einzelne  Königsurkunde  ausgestellt  wurde,  nicht  mehr  an  der  Spitze  des 
Textes,  sondern  als  Zeugen  am  Schluß  der  Urkunden  aufzuführen  pflegtet 
Anfangs  wurden  sie  wie  bei  Privaturkunden  als  reine  Handlungszeugen 
angesehen  und  erst  allmählich  brach  sich  die  Auffassung  Bahn,  daß  die 
im  EGnigsbrief  bezeugte  Thatsache  keines  weiteren  Beweises  bedürfe,  von 
den  Zeugen  also  nicht  der  Inhalt,  sondern  nur  entweder  der  Be- 
urkundungsbefehl oder  die  Besiegelung,  also  die  Echtheit  der  Urkunde, 
zu  bestätigen  sei. 

Die  Privaturkunde  war  bei  den  Sachsen,  Priesen  und  im  wesentlichen 
auch  bei  den  Thüringern  bis  zum  12.  Jahrhundert  noch  ohne  rechtliche 
Bedeutung;  auch  das  bairische  Urkundenwesen  war  seit  Ludwig  dem 
Deutschen  in  Verfall  geraten,  und  nicht  anders  war  es  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert, nach  dem  Verschwinden  des  Gerichtsschreiberamtes,  in  Franken 
und  Schwaben.  Die  theoretische  Beschäftigung  mit  dem  Urkundenwesen 
hörte  auf,  die  carta  wurde  immer  formloser  und  wich  mehr  und  mehr 
der  notitia,  die  selbst  schließlich  zu  einem  unbeglaubigten,  jeder  Beweis- 
kraft entbehrenden  „Akt''  wurde,  der  einzig  das  Gedächtnis  an  einen  be- 
stimmten Vorgang  und  die  dabei  zugezogenen  Zeugen  aufrecht  zu  erhalten 
bestimmt  war.  Dagegen  erhielt  sich  die  carta  in  Italien  bis  zum  1 2.  Jahr- 
hundert, um  dann  der  notitia  dauernd  zu  weichen. 

Die  Neubelebung  des  Urkundenwesens  ging  von  dem  Teilzettel  {carta 
partita,  c.  exeisa]  c.  indentata,  Zerter,  Spalf-y  Span-,  Kerbzettel)  und  der 
Besiegelung  aus.  Bei  den  Angelsachsen  war  es  schon  im  9.  Jahrhundert 
üblich,  die  Urkunden  zweimal  hintereinander,  nur  durch  das  Chiro- 
graphum  getrennt,  auf  dasselbe  Blatt  zu  schreiben  und  dann  mittels  eines 
Querschnittes  durch  das  Chirographum  zu  teilen,  so  daß  die  beiden  an- 
einander gelegten  Stücke  {chirographa),  von  denen  jede  Partei  eins  er- 
hielt, die  Echtheit  des  Ganzen  erwiesen.  In  Deutschland,  wo  man  vorher 
wohl  nur  den  Kerbstock  gekannt  hatte,  fand  diese  Sitte  des  Chirographierens, 
verbessert  durch  Einführung  des  gezackten  oder  wellenförmigen  Schnittes, 
seit  Ende  des  10.  Jahrhunderts  (zuerst  in  Lothringen)  ebenfalls  Eingang 
und  seit  dem  12.  Jahrhundert  weiteste  Verbreitung^.  Dem  Nachteil,  daß 
der  Gegner  seinen  Zettel  beseitigen  und  damit  auch  die  Beweiskraft  des 
anderen  Zettels  aufheben  konnte,  suchte  man  zuweilen  durch  Hinterlegung 
des  zweiten  oder  eines  dritten  Zettels  an  einer  öffentlichen  Aufbewahrungs- 
stelle oder  dadurch,  daß  jeder  seinen  Zettel  von  dem  Gegner  besiegeln 
ließ,  vorzubeugen.  Im  allgemeinen  aber  erkannte  man  bald  in  Brief 
und  Siegel  ein  so  viel  zuverlässigeres  Beweismittel,  daß  die  Teiizettel  fast 
ganz  außer  Übung  kamen  und  sich  nur  bei  Geschäften  des  täglichen 
Lebens  erhielten*. 


^  Vgl.  Bbesslaü,  a.  a.  0.  798.  809  ff. 

'  Vgl.  Bresslaü,  a.  a.  0.  502  ff.  Lobbsch  u.  Schröder  ^  Nr.  278.  298.  Waren 
mehr  als  zwei  Kontrahenten,  so  wurde  die  Zahl  der  Teilzettel  entsprechend  ver- 
mehrt.   Vgl.  ebd.  Nr.  287. 

'  Am  längsten  bei  der  Ghartepartie  des  Seefrachtgeschäfts,   die  noch  heute 
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Der  Gebrauch  der  Siegel  ist  römischer  Herkunft,  aber  während  die 
Romer  nur  den  Siegel  Verschluß,  zum  Schutze  der  Urkunden  gegen  Ver- 
fälschung, kannten,  verwendeten  die  Germanen  die  Siegel  im  Sinne  ihrer 
Hausmarke  (S.  14)  und  des  altnordischen  jartein  als  Erkennungszeichen 
für  die  personliche  oder  amtliche  Stellung  des  Ausstellers ^    Indem  sich 
die  Besiegelung  der  Eönigsurkunden  allmählich  zu  einem  Beglaubigungs- 
akt für  die  Echtheit  ausbildete,  wirkte  dies  unwillkürlich  auf  die  PriTat- 
Urkunden  zurück.    Die  höhere  Geistlichkeit  verwendete  ihre  Siegel  schon 
seit  Ende  des  9.  Jahrhunderts  in  diesem  Sinne,  seit  dem  10.  Jahrhundert 
folgten  die  weltlichen  Fürsten  ihrem  Beispiel,  bis  im  13.  Jahrhundert  die 
Besiegelung  der  Urkunden  zu  einem  allgemeinen  Brauche  wurde.    Waren 
dabei  Brief  und  Siegel  zunächst  nur  als  Beweisurkunden  gedacht,  so  ent- 
wickelten sie  sich  doch  schon  im  Mittelalter  vielfach  zu  wsdiren  Geschafts- 
urkunden,  die  carta  trat  als  „Brief  und  Siegel'  von   neuem   ins  Leben. 
Ein  Privileg  der  Siegelmäßigkeit  gab  es  nichts   vielmehr  war  jeder,   der 
ein  eigenes  Siegel  hatte,  berechtigt,  es  in  seinen  Angelegenheiten  za  ver- 
wenden*.   Ein  Vorrecht  entwickelte  sich  nur  insofern,   als  gewisse  Per- 
sonen das  Becht  erlangten,   auch  fremde  Urkunden  mit  ihrem  Siegel  zu 
beglaubigen*,  zuerst  die  Bischöfe,  seit  dem  13.  Jahrhundert  auch  welt- 
liche Fürsten  und  Herren^  namentlich  aber  Stadtbehörden  und  die  höheren 
weltlichen    und   geistlichen   Gerichte.     So    schon    der  Deutschenspiegel: 
Ist  daz  ein  lai  insigeU  niht  enhaty  so  sol  man  im  der  stat  insigel  geben, 
ob  siz  haty  oder  seines  rihters  insigel  oder  eines  gotes  hauses\  sweüies  er 
hat,  so  is  er  sicher^.    Nach  dem  Schwabenspiegel  konnten  Papst,  König, 
geistliche  und  weltliche  Fürsten  sowie  Kapitel  und  Konvente  far  sich  wie 
für  andere  siegeln,  freie  Herren  nur  für  sich  und  ihre  Leute,  Städte  nur 
in  städtischen  Angelegenheiten  (wozu  aber  auch  die  Privatangelegenheiten 
der  Bürger  gerechnet  wurden),   Richter  im   Bereich  ihrer  gerichtlichen 
Zuständigkeit,   alle  anderen  Personen  nur  in  eigenen  Angelegenheiten ^ 
In  manchen  Gegenden  erlangten  die  bischöflichen  Of&zialate  und  selbst 


den  Namen  trägt.  Bei  der  Ablohnang  der  ländlichen  Arbeiter  in  Norddeutschland 
dienten  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  vielfach  Kerbhölzer  als  Quittangsbücher.  Bei 
Checkbüchem  und  Lotterielosen  wird  der  wellenförmige  Ausschnitt  fast  allgemein 
angewandt 

*  Über  die  Besiegelung  der  Urkunden  vgl.  Bbesslaü  1,  510  ff.  Possb,  126  ff 
A.  8.  ScHULTZE,  Zur  Lehre  vom  Urkundenbeweise,  1S94  (Abdr.  a.  d.  Zeitschr.  f.  d. 
Priyat-  u.  öffentl.  R.  22)  S.  38  ff.    Ficksb  1,  91  ff.  2,  188  ff. 

^  Die  Frage,  inwiefern  gewisse  Personen  die.  Ausschließlichkeit  ihres  Siegels 
beanspruchen  konnten,  bedarf  genauerer  Untersuchung.  Daß  alle,  die  eigenes 
Wappen  oder  eigene  Hausmarke  führten,  gegen  die  unbefugte  Führung  seitens 
Dritter  Einspruch  erheben  konnten,  ist  selbstverständlich.  Vgl.  F.  Hauptmann, 
Wappenrecht  (1896)  248  ff.  Man  konnte  auch  sein  Siegel  unter  der  Verpflichtung, 
es  selbst  nicht  mehr  zu  fuhren,  auf  andere  übertragen.  Vgl.  Posss,  a.  a.  0.  181. 
Haüptmank  263  ff. 

^  Der  Unterschied  des  kanonischen  Rechts  zwischen  authentischen  (glaub- 
haften)  und  nicht  authentischen  Siegeln  war  in  Deutschland  unbekannt 

»  Dsp.  36.    Vgl.  Schwsp.  L.  36*.  «  Schwsp.  L.  159. 
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Dekane  das  Kecht,  fremde  Urkunden  mit  ihrem  Siegel  za  beglaubigend 
Zeugen  wurden  in  den  Urkunden  noch  regelmäßig  benannt,  aber  ihre 
Vernehmung  im  Prozeß  erfolgte  nicht  mehr,  den  Beweis  lieferten  Brief 
und  Siegel  allein,  es  bildete  sich  der  Satz:  „Briefe  sind  besser,  denn 
Zeugen^'^^  Gegen  die  Wahrheit  des  Inhaltes  einer  als  echt  anerkannten 
oder  erwiesenen  Urkunde  wurde  keine  Einrede  mehr  gestattet,  auch  die 
Übergabe  der  Urkunde  galt  als  ToUzogen,  sobald  die  Besiegelung  erfolgt 
war.  Die  eidliche  Ableugnung  des  eigenen  Siegels  wurde  von  der  jüngeren 
Eechtsentwickelung  nicht  mehr  zugelassen,  wenn  der  Gegner  die  Echt- 
heit durch  Siegelvergleichung  zu  erweisen  yermochte.  Wer  sein  Siegel 
anerkannte,  aber  leugnete,  es  an  die  Urkunde  gehängt  zu  haben,  hatte 
nach  sächsischem  Recht  seine  Ableugnung  selbdritt  zu  beschwören.  War 
die  Besiegelung  durch  einen  dazu  befugten  Dritten  erfolgt,  so  genügte 
Anerkennung  der  Echtheit  durch  den  Siegler,  eine  Ableugnung  des  Aus- 
stellers kam  in  diesem  Falle  nicht  in  Frage. 

In  Italien  hatte,  vom  römischen  und  kanonischen  Becht  begünstigt, 
das  Amt  der  öffentlichen  Notare  sich  nicht  nur  erhalten,  sondern  war 
durch  die  Anerkennung  des  öffentlichen  Glaubens  der  Notariatsurkunden 
sogar  zu  erheblich  größerer  Bedeutung  gelangt  Seit  dem  14.  Jahrhundert 
verbreitete  es  sich  auch  nach  Deutschland,  doch  beschrankte  sich  der 
öffentliche  Glaube  der  unbesiegelten  Notariatsurkunden  zunächst  auf  den 
Verkehr  mit  den  geistlichen  Behörden.  Im  weltlichen  Verkehr  wurden 
sie  zwar  seit  dem  15.  Jahrhundert  häufig  angewendet,  erlangten  aber  erst 
durch  die  Notariatsordnung  von  1512  Beweiskraft  ^^  In  Italien  trugen 
die  Notare  seit  dem  12.  Jahrhundert  den  wesentlichen  Inhalt  der 
von  ihnen  aufgenommenen  Urkunden  regelmäßig  in  besondere  Begister. 
In  Deutschland  kamen  derartige  Eintrt^ngen  {imbrematurae)  zuerst  in 
Südtirol  (seit  1237)  in  Gebrauch. 

Den  Kopialbüchem,  in  denen  die  geistlichen  Grundherren  seit  dem 
9.  Jahrhundert  Abschriften  der  für  sie  ausgestellten  Urkunden  sammelten, 
standen  die  Begisterbücher  gegenüber,  in  denen  die  Aussteller  die  von 
ihnen  ausgegangenen  Urkunden  verzeichnen  ließen.  Derartige  Register- 
bücher wurden  anfangs  nur  in  der  päpstlichen,  seit  Friedrich  II.  auch 
in  der  sizilianischen  Kanzlei  geführt;  seit  Ludwig  dem  Baiem  kamen  sie 


*  Während  namentlich  in  StraBburg  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  des  bischöf- 
lichen Of&sialates  zu  hoher  Bedeutung  gelangte,  entwickelte  sich  in  Friesland  und 
Ditmarschen  eine  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Kirchspielpfarreien.  Vgl.  A.  Schulte, 
Urk.-B.  d.  St  Straßburg  3,  pg.  17  ff. 

*«  Vgl.  Bebsslau  1,  545  ff. 

"  VgL  S.  487.  Bbssslatt  1,  491  ff.  500.  Obsterlet,  Das  deutsche  Notariat 
1,  1842.  WnssLEB,  Das  Notariat  der  preußischen  Monarchie  (1896)  12  ff  Be- 
sonders beliebt  waren  schon  im  15.  Jahrhundert  die  von  einem  öffentlichen  Notar 
beglaubigten  Abschriften  O^Vidimus^O»  wobei  aber  die  Präfung  des  Originaisiegels 
nach  strengem  Becht  als  Sache  des  Bichters  galt  und  die  Beglaubigung  der  Ab- 
schrift durch  den  Notar  erst  auf  richterlichen  Befehl  erfolgte. 
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auch  bei  der  Reichskanzlei  und  den  größeren  Pürstenhöfen  in  Gebrauch". 
Zu  besonderer  Bedeutung  gelangten  im  Laufe  der  Zeit  die  Traditions- 
bücher der  großen  Grundherrschaften,  die  seit  dem  10.  Jahrhundert  mehr 
und  mehr  an  die  Stelle  der  Kopialbücher  traten,  im  späteren  Mittelalter 
aber  wieder  von  diesen  verdrängt  wurden".  Die  Traditionsbücher  ent- 
hielten keine  Abschriften,  sondern  gleichzeitige,  protokollartige  Original- 
aufzeichnungen über  die  auf  Grundstücke  bezüglichen  Erwerbsgeschäfte 
des  Grundherrn.  Neben  den  Traditionsbüchern  wurden  bei  den  meisten 
Grundherrschaften  TJrbarien  oder  Salhücher  geführt,  die  anfangs  vorwiegend 
den  Charakter  grundherrlicher  Heberollen  hatten  und  auf  Grund  der  von 
den  Hintersassen  erteilten  allgemeinen  oder  besonderen  Weistümer  ange- 
fertigt, im  späteren  Mittelalter  aber  mit  den  Traditions-  oder  Kopial- 
büchern  in  Verbindung  gesetzt  und  zum  Teil  zu  vollständigen  grund- 
herrlichen Katastern  erweitert  wurden^*. 

Nach  dem  Vorbild  der  Traditionsbücher  sind  die  seit  dem  2.  Viertel 
des  12.  Jahrhunderts  aufkommenden,  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  Nord« 
deutschland  allgemein,  in  Suddeutschland  weniger  verbreiteten  Stadt- 
bücher (Schreins-,  Schöffen-,  Erbe-,  Grund-,  Insatz-,  Währschafts-,  Schuld- 
bücher) entstanden".  Sie  kommen  zuerst  in  Köln,  dann  noch  im 
12.  Jahrhundert  auch  in  Andernach  und  Metz  vor  und  scheinen   sich 


"  Vgl.   BRB88LAU    1,   91  ff. 

'*  Vgl.  ebd.  85  ff.  Reduch,  Bairieche  Traditionsbücher  und  Traditioneziy 
Mitt  d.  58t  Inst.  5,  1  ff. 

"  Vgl.  S.  263  f.  Lampreoht,  Wirtachaftsleben  2,  59—123.  657  ff.  3,  342  ff. 
500  ff.  Von  den  zahlreichen  Veröffentlichungen  auf  diesem  Gebiete  nennen  wir 
nur  einige  der  jüngsten,  das  rote  Buch  von  Weimar,  her.  y.  O.  Franke,  1891,  und 
das  hahsburgische  Urbar,  her.  v.  Maao  (Quellen  der  Schweizer  Geschichte  14,  1894). 

"  Vgl.  S.  678.  AuBEST,  Gmndb6gemes  Historie  i  Norge,  Danmark  og  til- 
dels  Tyskland,  1892,  S.  18 ff.;  die  Deutschland  betreffenden  Teile,  übersetzt  und 
teilweise  bearbeitet  von  Dodblieb,  ZBG.  27,  1—74.  Mecklenburg.  Urkundenbnch 
1  (1868),  Einleitung.  Bresslaü  1,  551  ff.  Planck,  a.  a.  0.  2,  199  ff.  Stobbb,  Privat- 
recht 1,  §  67.  Kbaut-Fbensdorff,  Grundriß^  §  12.  Loersch  u.  Schröder*  S.  259. 
Döring,  Beiträge  z.  ältest.  G^sch.  d.  Bistums  Metz  86  ff.  Ermisch,  Die  sächsischen 
SUdtbücher  des  Mittelalters,  N.  Arch.  f.  sftchs.  Gesch.  10,  83  ff.  177  ff.  Ansgaben: 
Aken  (Gesch.-Bl.  f.  Magdeburg  30—32.  35);  Andernach  (Höniqer,  Ann.  d.  bist  Ver. 
f.  d.  Niederrh.  42);  Basel  (Heusler,  ZRG.  16,  143  ff.);  Berlin  (Clauswitz,  1888; 
FiDiciN,  Hist-dipl.  Beitr.  z.  Gesch.  von  Berlin  1,  1837;  vgl.  Steffenhaqen,  Wien. 
SB.  181.  Sello,  Mark.  Forsch.  16.  17);  Bemburg  (Förstemann,  1897);  Branden- 
bürg  (Sello,  i.  d.  Mark.  Forsch.  18);  Breslau  (Stobbe,  Zeitschr.  f.  Gesch.  Schlesiens 
6—10.,  vgl.  ebd.  4,  1  ff.  179  ff.);  Falkenau  (Rietsch,  1895);  Freienwnlde  t.  P.  (Lemckb, 
i.  d.  Balt.  Studien  32);  Garx  auf  Rügen  (Rosen,  i.  d.  Quell,  z.  pomm.  Gesch.  1,  1885); 
Gelnhausen  (Eüler,  Zur  RG.  der  Reichsstadt  G.,  Nenjahrsbl.  d.  Frankf.  Gesch.-Ver. 
1874);  6^/a/a^  (Gesch.-Qu.  d.  Grafschaft  Glatz  4,  1889);  Q'örlitx  {Jzcwr,  Gymn.-Progr. 
1891  und  Nied.-Lausitz.  Magazin  69.  70);  Halle  (Hertel,  2  Bde,  1882—87);  Ham- 
bürg  (Reimarüs,  Zeitschr.  d.  Hamb.  Gesch. -Ver.  1,  329  ff.  Koppmann,  Das  hamb. 
Schuldbuch,  1875);  Kahla  (Beronsr,  Urk.  d.  Stadt  K.,  1899);  Kiel  (Lucht,  1842; 
Hasse,  1875;  Reütbr,  1893 — 97);  Köln  (Höniqer,  Kölner  Schreinsurkunden,  2  Bde, 
1884—94.  Höniqer  u.  Stern,  Das  Judenschreinsbuch  der  Laurenzpfarre,  Qu.  s. 
Gesch.  d.  Judentums  1,  1888);  Lübeck  (Brehmbr,  Zeitschr.  f.  lüb.  Gesch.  4,  222  ff.; 
Pauli,  Abhandl.  a.  d.  lüb.  Recht,  4  Bde,  1837—65;  Lubeckische  Zustfinde,  8  Bde, 
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erst  Ton  Köln  aas  nach  anderen  Städten  verbreitet  zu  haben.  Ursprüng- 
lich begnügte  man  sich  mit  einzelnen  Zetteln  (Schreinskarten ,  rotuli) 
die  aneinander  geheftet  wurden,  seit  dem  13.  Jahrhundert  erfolgten  die 
Eintragungen  protokollartig  (nur  ausnahmsweise  in  dispositiver  Form, 
zuweilen  unter  Beiheftung  der  von  den  Parteien  mitgebrachten  Urkunden) 
unmittelbar  in  das  Buch.  Wo  die  freiwillige  Oerichtsbarkeit  in  den 
Händen  der  Geistlichkeit  lag,  wie  u.  a.  in  Straßburg,  kam  es  zu  keinen 
Stadtbüchem.  Im  Gregensatz  zu  den  Traditionsbüchem  beschränkten  die 
Stadtbücher  sich  nicht  auf  Immobiliargeschäfte,  sondern  verzeichneten 
alle  vor  dem  Buche  verlautbarten  Rechtsgeschäfte,  wenn  auch  nicht  selten 
nach  Maßgabe  des  Inhaltes  verschiedene  Bücher  angelegt  wurden.'  Mit 
der  Führung  des  Stadtbuches  war  entweder  das  Stadtgericht  als  solches 
oder  ein  Aasschuß  des  SohöffenkoUegiums  betraut;  nicht  selten  gab  es 
für  einzelne  Stadtteile  oder  Kirchspiele  besondere  Buchämter,  denen 
eigene  Schöffen  oder  Amtleute  yorstanden.  Die  buchfahrende  Behörde 
hatte  alle  vor  ihr  verlautbarten  Geschäfte  einzutragen  und  wurde  durch 
ein  Urkundsgeld  verpflichtet,  erforderlichenfalls  Zeugnis  darüber  abzu- 
legen. Bezog  sich  dies  Zeugnis  ursprünglich  auf  die  Handlung  selbst^ 
so  daß  die  Eintragung  nur  die  Bedeutung  eines  zur  Unterstützung  des 
Gedächtnisses  bestimmten  „Aktes^^  hatte,  so  handelte  es  sich  seit  dem 
13.  Jahrhundert  nur  noch  um  die  Bezeugung  der  Eintragung,  bis  man 
endlich  dahin  kam,  von  dem  persönlichen  Zeugnis  überhaupt  abzusehen 
und  der  Eintragung  an  sich,  obwohl  sie  ohne  Siegel  erfolgte,  volle  Be- 
weiskraft einzuräumen.  Schon  im  15.  Jahrhundert  kam  man  stellenweise 
schon  dahin,  die  Eintragung  als  Ferfektionsakt  aufzufassen,  während  sie 
ursprünglich  nur  Beweismittel  gewesen  war^®. 

Dem  Beispiele  der  Stadtgerichte  sind  die  Landgerichte  im  Mittelalter 
im  allgemeinen  nicht  gefolgt,  nur  in  den  Ländern  der  böhmischen  Krone 
wurden  schon  im  13.  Jahrhundert  Landtafeln  {tabidae,  tschechisch  desky) 
geführt,  die  sich  zwar  nur  auf  Immobiliargeschäfte  bezogen,  im  übrigen 
aber  den  Stadtbüchem  durchaus  entsprachen.  Diese  böhmische  Einrich- 
tung fand  im  14.  Jahrhundert  auch  in  Polen  Eingang  und  hat  sich  im 
Laufe  der  Zeit  über  ganz  Österreich  verbreitete^. 

1847—1878;  Urk.-B.  d.  Stadt  Lttbeck;  Behhe,  Das  Lübecker  Oberstadtbnch,  1895); 
Ohnüix,  (BisoHOFF,  1877);  Quedlmburg  (Jäxickb,  Urk.-B.  d.  St.  Qaedlinbnrg  2,  229 ff.); 
Reval  (ÄRBuaow  und  v.  Nottbeok,  Arch.  f.  Gesch.  Liv-,  Eßth-  u.  Kurlands,  8.  Folge, 
3  Bde);  Biga  (Hildebbakd,  Schuldbuch,  1872.  Nafibbsky,  Erbebücher,  1888;  Libri 
reddituum,  1881);  Rostock  (Beitr.  z.  G.  d.  Stadt  B.  2,  2  S.  1  ff.);  Stralsund  (Fabbi- 
oius,  1872.  Rbutee,  Lietz  u.  Wbhäbb,  1896);  Wien  (Qu.  z.  G.  d.  St  W.  m.  Abt 
1898);  Zerbst  (Neubaube,  Mitteil.  d.  Ver.  f.  anh.  Gksch.  7);  Zürich  (her.  v.  Zeller- 
Wbbdmülleb,  L  1899).  —  Weiter  vgl.  Bbesslaü  1,  551,  n.  8.  Homeyeb,  Stadtbücher 
des  Mittelalters  17  ff.  Ramda,  Zeitschr.  f.  Priv.-  u.  öffentl.  Recht  6,  105  ff.  Wab- 
sohaubb,  Stadtbücher  der  Provinz  Posen,  Zeitschr.  d.  bist  Ges.  f.  Posen  11,  849  ff. 
Fabucixts,  Manke,  Pyl  u.  Wehrmahn,  Stadtbücher  Pommerns,  Balt  Studien  46,  4  5  ff. 

»•  Vgl.  Bbuiinbb,  RG.  d.  Ürk.  307,  über  Lübeck  und  Bremen  vgl.  Aubbbt, 
a.  a.  0.  28.  86;  ZRG.  17,  6.  11. 

^'  Vgl.  Ramda,  EntWickelung  des  Instituts  der  öffentl.  Bücher  in  Österreich, 
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Neben  der  Einführung  der  Besiegelang  sowie  der  Stadtbücher  und 
Landtafeln  ist  für  das  Urkandenwesen,  namentlich  im  Gebiete  dee  Han- 
delsTerkehrs,  die  Ausbildung  der  Order-  und  Inhaberpapiere  von  bahn- 
brechender Bedeutung  gewesen  ^®,  Hervorgerufen  wurden  sie  teils  durch 
das  Bedürfnis  der  dem  germanischen  Recht  noch  unbekannten  prozes- 
sualischen Stellvertretungy  teils  durch  den  Wunsch,  die  Übertragung  einer 
Forderung  von  der  Mitwirkung  des  Schuldners  unabhängig  zu  machen. 
Die  fränkische  Zeit  kannte  die  Orderklausel  nur  für  den  Fall  der  Zwangs- 
Tollstreckung,  die  sogenannte  Exaktionsklausel:  tibi  aut  cui  dederis  hone 
cartam  ad  exigendum  ^^  Nachdem  diese  in  Italien  zur  vollen  Orderklausel 
ausgebildet  war,  erschien  sie  in  deutschen  Urkunden  des  Mittelalters  in 
der  Form:  „oder  wer  diesen  Brief  mit  seinem  Willen  inne  hat";  statt  des 
später  von  Italien  und  Frankreich  aus  verbreiteten  Indossaments  diente 
eine  besondere  Übertragungsurkunde,  der  „Willebrief"  *°.  Die  Inhaberklausel 
ist  langobardischen  Ursprungs;  sie  begegnet  in  Italien  schon  im  9.  Jahr- 
hundert als  alternative  Inhaberklausel  {tibi  aut  cui  hoc  scriptum  in  manu 
paruerit),  daneben  seit  dem  10.  Jahrhundert  auch  als  unmittelbare  In- 
haberklausel {ad  hominem  apud  quem  hoc  scriptum  in  manu  paruerit). 
In  Frankreich,  Deutschland  und  den  Niederlanden  waren  seit  dem  13. 
und  14.  Jahrhundert  beide  Formen  nebeneinander  verbreitet  *^ 

§  60.    Die  FormelbOcher  und  die  sonstige  Rechtslitteratur. 

Im  Gegensatz  zu  Italien  hatte  die  wissenschafliliche  Pflege  des  Urkunden- 
wesens in  Deutschland  vollständig  aufgehört;  sie  wurde  erst  im  18.  Jahr- 
hundert von  neuem  aufgenommen  K    In  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahr- 


Zeitschr.  f.  Priv.-  u.  öff.  B.  6,  81  Ü\  Czyhlasz,  Zar  Geechiclite  des  bücherlichen 
Besitzes  im  böhm.  -  mähr.  Landrecht,  ebd.  10,  286  ff.  y.  Maasbübo,  Entwickelung 
des  Instituts  der  öffentl.  Bücher  in  Uöhmen,  1877.  Schalk,  Medlinger  Grandbuch 
a.  d.  15.  Jh.,  Blätter  d.  Ver.  f.  Landesk.  v.  Niederosterreich  84.  Lbksztcki,  Die 
ältesten  polnischen  Grodbücher,  2  Bde,  1887—89.  Über  die  Intabalierong  als 
Perfeküonsakt  Czthlabz,  a.  a.  0.  272  f.  288. 

^^  Vgl.  Goldschmidt,  a.  a.  0.  890  ff.  Bbunnbb,  Beiträge  z.  G.  d.  Wertpapiere, 
Ztschr.  f.  HR.  22,  1—184.  505  ff.  28,  225  ff.  (Forsch.  524  ff.  681  ff.);  Das  französische 
Inhaberpapier,  1879;  in  Endbmanns  HB.  des  Handelsrechts  2,  186  ff.  196  f.  Hbuslbb, 
Inst.  1,  212  ff.  Gabbis,  Ztschr.  f.  HB.  21,  356  ff.  Stobbe,  ebd.  11,  897  ff.;  PriTat- 
recht  8,  §  179  (8»,  §  254). 

"  Vgl.  LoBBSOH  u.  Schbödbb,  Nr.  17.  82. 

^  Mank,  ZRG.  20,  116  ff.    Vgl  LoEBsoH  n.  Schbödbb,  Nr.  197.  224.  275. 

*^  Alternative  Inhaberklauseln  ebd.  Nr.  152.  159.  161.  294.  817.  Beine  In- 
haberklausel bei  Stobbc,  Ztschr.  f.  HB.  11,  427. 

^  Vgl.  Bbbsslaü,  Urk.-Lehre  1,  688  ff.  640  ff.  Stobbb,  Bechtsquellen  1,  446  ff. 
2,  157  ff.  RocKiNOBB,  Formelbücher  vom  18.  bis  16.  Jh.,  1855;  Briefsteller  u.  Formel- 
bücher des  11.  bis  14.  Jh.,  Quell,  n.  Erört.  9.;  Über  die  ars  dictandi  o.  die  Summae 
dictaminum  in  Italien,  Münch.  SB.  1861.  Hebzbbbo-Fb^kbl^  bei  v.  Stbel  u.  Sickel, 
Kaiserurkunden  8,  229  ff.  Stbffenhaobn,  ZRG.  4,  190  f.  Babwajld,  Zar  Charakte- 
ristik und  Kritik  mittelalterlicher  Formelbücher,  1858.  Obstbblbt,  Wegweiser  durch 
4ie  Litteratur  der  Urkundensammlungen  1,  7  ff. 
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hunderts  verfaßte  ein  Magdeburger  Geistlicher  eine  „Summa  prosaxum 
dictaminis",  die  dem  Magister  Ludolf  von  Hildesheim  bei  seiner  um 
1250  entstandenen  „Summa  diotaminum"  als  wesentlichste  Vorlage  diente. 
Die  letztere  erlangte  ein  solches  Ansehen,  daß  im  14.  Jahrhundert  ein 
Kommentar  zu  ihr  {Notabüia  de  arte  dictandi)  verfaßt  wurde*.  Die 
bedeutendste  Leistung  der  deutschen  Notariatswissenschaft  war  das  Baum- 
gartenberger  Formelbuch  {Formularitis  de  modo  prosandi)y  von  einem 
Mönch  des  Cisterzienserklosters  Baumgartenberg  bei  Linz  zu  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts  mit  Benutzung  eines  in  der  Kanzlei  König  Budolfs  L 
entstandenen  Formelbuches  und  der  Summa  des  Ludolf  verfaßt^.  Während 
alle  angeführten  Werke  die  theoretische  Lehre  mit  einer  Mustersammlung 
von  Formeln  und  Urkunden  verbinden,  hält  sich  die  „Summa  de  arte 
prosandi"  des  Züricher  Magisters  Konrad  von  Mure  (1275—76)  rein 
theoretisch^  Bloße  Mustersammlungen  sind  die  Formeln  der  Beichs- 
kanzlei,  darunter  die  noch  einer  kritischen  Ausgabe  harrende  Sammlung 
des  Petrus  de  Yineis  (erste  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts).  Aus  der  Kanzlei 
Karls  IV.  stammen  der  „CoUectarius  perpetuarum  formarum"  des  Johann 
von  Gelnhausen^  und  die  „Summa  cancellariae"  des  Vizekanzlers  Johann 
von  Neumarkt,  Bischöfe  von  Olmütz®.  Von  Kanzleiformeln  aus  der 
Zeit  Budolfs  L  und  Albrechts  L  ist  die  „Summa  curiae  regis"  abge- 
leitet^. Nach  dem  Vorbild  der  Beichskanzlei  legten  auch  die  fürstlichen 
Kanzleien  Formelbücher  an^.  Auch  in  Land-  und  Stadtgerichten  sowie 
in  bischöflichen  Offizialaten  wurden  Formulare  bei  der  Ausübung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  angewendet®. 

Von  besonderem  Wert  für  die  Erkenntnis  des  mittelalterlichen  Pro- 
zesses und  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  sind   die   Gerichtsformeln 


*  Die  drei  Werke  bei  Bookikgeb,  Qu.  u.  Erörter.  9,  203  ff.  849  ff.  969  ff. 

*  Her.  V.  Babwald,  i.  d.  Font  rer.  Anstr.  2.  Abt  25,  1866.  Vgl.  Kbbtzschhab, 
Formularbücher  aus  der  Kanzlei  BudolfiB  von  Habsburg,  1889.  Rockinoeb,  a.  a.  0. 
9,  715  ff.     Redlich,  Mitt  d.  öst  Inst  11,  330  ff.     Otto,  N.  Arch.  26,  217  ff. 

*  Vgl.  RocKiNGEB,  a.  a.  0.9,  405  ff. 

^  Ausgabe:  Kaisbb,  Collectarius  perpetuarum  formarum  Johannis  de  Geyln- 
husen,  1900  (vgl.  desselben  Straßburger  Dissertation  unter  gleichem  Titel,  1898). 
Der  Verfasser  hat  das  Bergrecht  des  Königs  Wenzel  (§  55,  n.  22),  das  Iglauer 
Bergrecht  und  das  zweite  Iglauer  Stadtrecht  (§  56,  n.  98)  ins  Deutsche  übersetzt 
und  das  Brünner  Schöffenbuch  (S.  698)  verfaßt  Er  war  Magister  und  Kleriker 
der  Mainzer  Diözese  und  nacheinander  Unterbergschreiber  in  Kuttenberg,  Registrator 
in  der  Kanzlei  Karls  IV.  (1357—1373),  Notarius  pnblicus,  seit  1384  Stadtschreiber  ^ 
in  Brunn  und  ungefähr  1390 — 1404  Stadtschreiber  in  Iglau.  Mit  dem  etwas  älteren 
Johann  von  Gumpolcz  hatte  er  nichts  gemein.  Vgl.  Zycha,  Böhm.  Bergrecht  1, 
106  ff.  ToMAsoHBK,  Oberhof  Iglau  20  ff.;  Bergrecht  pg.  9  f.  Bübdach,  D.  Litter.- 
Zeitung  1898,  Sp.  1959  ff.    Tadba,  Mitt.  d.  öst  Inst  20,  100  ff. 

®  Vgl.  LuLv^,  Summa  cancellariae  des  Johann  von  Neumarkt,  1891. 

'  Her.  V.  Stobbe,  Arch.  f.  öst  Gesch.  14,  807  ff. 

*  Vgl.  Bbesslaü,  a.  a.  0.  645,  n.  2.  Palacky,  Formelbücher,  1842—47  (Abh. 
d.  k.  böhm.  Ges.  d.  W.  5.  Folge,  II.  V.). 

*  Vgl.  Bischoff,  Steierm.  Landr.  176  ff.  Schulte,  UB.  d.  Stadt  Straßburg  8, 
pg.  12.  82  ff. 

R.  Sohr5dbb,  Deutsche  Bechtogeschichte.    4.  Aufl.  45 
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(in  Holland  „Dingtaalen**),  in  denen  nach  Art  der  Formeln  des  Papienser 
Kechtsbuches  (S.  267  f.)  das  Verfahren  dramatisch  dargestellt  wird  ^^.  Dahin 
gehört  auch  der  Frankfurter  bacnlns  iudicii  (14.  Jahrhundert)  und  eise 
mit  zahlreichen  Urkundenbelegen  ausgestattete  Mainzer  Sammlang  aus 
dem  15.  Jahrhundert  ^^  In  den  Fastnachtspielen  des  15.  Jahrhunderts 
zeigen  sich  bereits  die  Anfinge  des  Prozeßdramas  ^^.  Auch  sonst  wurden 
in  der  Dichtung  nicht  selten  prozessualische  Vorgange  zur  Darstellung 
gebracht". 

Die  bedeutendsten  Erzeugnisse  der  juristischen  litteratur  des  Mittel- 
alters waren  die  Bechtsbücher,  sowohl  die  allgemeinen  Charakters,  wie  die 
besonderen  Landrechts-,  Stadtrechts-  und  Lehnrechtsbücher.  Da  sie,  un- 
geachtet ihres  privaten  Ursprungs,  im  Wege  der  Rezeption  den  Charakter 
unmittelbarer  ßechtsquellen  erhalten  haben,  so  mußten  sie  samt  den 
dazu  gehörigen  Glossen  im  Zusammenhang  mit  jenen  besprochen  werd^i. 
Seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  wurde  der  Inhalt  der  Bechtsbücher 
und  Glossen  mehrfach  in  alphabetischen  Bepertorien  (Bemissorien, 
Schlüsseln,  Abecedarien)  zusammengestellt  ^^  Sie  fanden  ihr  Vorbild  in 
der  ausgiebigen  Litteratur  der  Vokabularien,  in  denen  nicht  ohne  Erfolg 
schon  seit  den  ersten  Jahrzehnten  des  14.  Jahrhunderts  eine  gewisse 
encyklopädische  Kenntnis  des  römischen  und  kanonischen  Bechts  populär 
gemacht  wurde  ^^  Ähnliche  Zwecke  verfolgte  die  Summa  legum  des 
Baymund  von  Wiener-Neustadt,  ein  kurzgefaßtes  populäres  Lehrbach  der 
Institutionen  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts,  das  für  das  städtische 
Bechtsleben  bestimmt  war  und  den  Verfasser  auch  in  dem  Becht  seiner 
Vaterstadt  wohlbewandert  zeigt  ^®. 


"  Vgl.  BöHLAU,  Theoderich  von  Bocksdorffs  Gerichtsformeln,  ZRG.  1,  415  fil 
Die  Dingtaalen  von  Dortrecht  und  Südholland  bei  Fruin,  De  oudste  rechten  der 
stad  Dortrecht  1,  357  ff.  2,  291  ff.  Vgl.  Bbunner,  ZRG.  17,  237.  Müller,  Ver- 
slagen en  Mededeelingen,  1S91.  Eine  Lehnrechtsdingtaal  (am  1550)  bei  G&atama, 
Drenthsche  Rechtsbronnen  174  ff.  Westfriesische  Dingtaalen  bei  Pols,  Westfriesche 
Stadrechten  1,  143 — 174.  Über  andere  friesische  Formeln  vgl.  His,  Fries.  Straf- 
recht 18  f.  Die  Neumünsterschen  Rirchspielsgebranche  (Ansg.  v.  Sebstebn-Paüly, 
1S24,  S.  6 — 35),  enthalten  niederdeutsche  Gerichtsformeln,  die  zwar  erst  in  späterer 
Zeit  aufgezeichnet  sind,  inhaltlich  aber  noch  in  das  Mittelalter  gehören.  Rheinische 
Gerichtsformeln  ZRG.  10,  191  ff.  206  ff.  229  ff.  und  Hometer,  Richtsteig  327  ff., 
baierische  bei  Steppenüaqen,  Wien.  SB.  111,  1  S.  613  ff.,  ein  Nomberger  Formnlar 
bei  Knapp,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafr.-W.  12,  245  ff.  (vgl.  Bbühkbr,  Grundzüge  100). 

^'  Thomas,  Oberhof  Frankfurt  222  ff.  Hallein,  Mainzer  Civilrecht  n.  Ger.- 
Formeln,  1891. 

"  Keller,  Fastnachtsspiele  (Stuttg.  Litter.  Ver.  Nr.  28—30.  46),  1853—1858. 

^'  So  der  Reinhard  Fuchs  in  der  flämischen  wie  in  der  niederdeutschen  Form 
(vgl.  S.  4),  der  Schwanritter  Konrads  von  Würzburg  (Sohrödeb,  ZDA.  13,  139  ff.), 
die  wohl  von  demselben  Verfasser  herrührende  „Klage  der  Kunsf  (Ausg.  von 
Joseph,  1885)  und  die  „Mörin**  des  Hermann  von  Sachsenheim  (Loersch,  i.  d.  Bonner 
Abh.  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts  für  Homeyer,  1871), 

"  Vgl.  Stobbe  1,  443  f. 

"  Vgl.  besonders  Seckel,  Beitr.  z.  Gesch.  beider  Rechte  im  Mittelalter,  I.  1898. 

"  Vgl.  Tomaschek,  Über  eine  in  Österreich  geschriebene  Summa  legum,  Wien. 
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An  die  Bechtsbücber  knüpfen  die  Arbeiten  des  Eisenacher  Stadt- 
schreibers und  thüringischen  Chronisten  Johann  Rothe  (t  1484)  an, 
dem  wir  zwei  Eisenacher  Rechtsbücher  aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhun- 
derts, ein  die  städtischen  Verhältnisse  behandelndes  Lehrgedicht  Des  ratis 
Zucht  und  das  schon  erwähnte  Gedicht  „Ritterspiegel"  verdanken^''.  Einem 
ungenannten  Verfasser  des  15.  Jahrhunderts  gehört  eine  in  niederdeutscher 
Sprache  verfaßte  Streitschrift  über  die  Lehnsfahigkeit  der  Bürger  an^®. 

Die  wissenschaftliche  Arbeit  auf  staatsrechtlichem  Gebiet  lieferte 
weniger  positive  Darstellungen  als  doktrinäre  Erörterungen,  bei  denen  es 
sich  vornehmlich  um  die  Auskämpfung  der  Streitfragen  zwischen  Kaiser 
und  Papst  handelte  ^^  Eine  umfangreiche  Litteratur  wurde  schon  im 
11.  und  12.  Jahrhundert  durch  den  Investiturstreit  hervorgerufen  *^  Das 
13.  Jahrhundert  lieferte  verschiedene  Denkschriften  über  das  Recht  der 
KönigswahPl  Unter  Rudolf  von  Habsburg  (um  1280)  entstand  die 
wertvolle  Schrift  des  Canonicus  und  Domscholasters  Jordanus  von  Osna- 
brück „De  prerogativa  Romani  imperii**.  An  ihn  schließt  sich  zeitlich 
zunächst  der  um  1250  geborene  Abt  Engelbert  von  Admont  mit 
seinen  Schriften  „De  regimine  principum"  und  „De  ortu  et  fine  Romani 
imperii"  an.  Ein  sehr  lebhafter  litterarischer  Kampf  bezeichnet  die  Re- 
gierungszeit Ludwigs  des  Baiern,  dem  in  seinem  Streit  mit  der  Kurie 
als  staatsrechtliche  Schriftsteller  namentlich  Lupoid  von  Bebenburg, 
Wilhelm  von  Occam  und  Marsilius  von  Padua  (Maisiglio  Mainar- 
dino)  zur  Seite  standen ^^  Unter  den  Niederländern  ragt  hervor  Philipp 
von  Leyden  (t  1380),  dessen  Werk  „De  cura  reipublicae  et  sorte  prin- 
cipantis"  zuerst  1516  erschien**.  Eine  möglichst  objektive  Darstellung 
des  Reichsrechtes,  den  „Libellus  de  Cesarea  mouarchia",  verfaßte  um  1460 


SB.  105,  2  S.  241  ff.  Seoul  ,  a.  a.  0.  483  ff.  Benutzt  hat  der  Verfasser  nament- 
lich das  Wiener  Stadtrecht  von  1244.  Toxasohek  hält  das  Werk  für  eine  der 
Qaellen  des  Stadtrechts  von  Wiener-Neustadt,  das  auch  manche  doktrinäre  Sätze 
aufgenommen  hat. 

"  Die  beiden  Bechtsbücber ,  von  denen  das  zweite  früher  einem  späteren 
oberflächlichen  Bearbeiter  (Pübooxdt)  zugeschrieben  wurde,  bei  Obtloff,  Samml. 
deutscher  Rechtsquellen  1,  625  ff.  2,  17  ff.  Das  Lehrgedicht  bei  Vilmar,  Von  der 
stete  ampten,  Marburg.  Gjmn.-Progr.  1835.  Vgl.  Beoh  in  Pfbcpfeb's  Grermania 
6,  52  ff.  59  ff.  273  ff.  1,  854  ff.     Über  den  Bitterspiegel  vgl.  S.  446,  n.  44. 

"  Herausg.  u.  erl.  von  Fbbnsdobff,  Nachr.  d.  Gott  G^s.  d.  W.  1894. 

'*  Vgl.  Stobbe  1,  452  ff.  BsHU)  Gesch.  d.  Staatsrechtswissenschaft  182  ff. 
Giebke,  Genossenschaftsrecht  3 ,  §  11;  Johannes  Althusius  1  f .  50  ff.  Föbsteb, 
Staatslehre  des  Mittelalters,  Allg.  Monatsschr.  f.  W.  u.  Litt  1853;  S.  832  ff.  922  ff. 
ScHBÖDEB;  Deutsche  Kaisersage,  1893.  Eahfbbs,  Kaiserprophetien  und  Kaisersagen 
im  Mittelalter  (Die  deutsche  Kaiseridee  in  Prophetie  u.  Sage),  1895. 

^  MG.  Libelli  de  lite  inter  regnum  et  sacerdotium,  3  Bde,   1890 — 97. 

"  Vgl.  LiNDNBB,  Königswahlen  153  ff.  175. 

**  Waitz,  Abh.  d.  Gott  Ges.  d.  W.  14,  1869. 

*'  Vgl.  BiEZLEB,  Die  litterar.  Widersacher  der  Päpste  z.  Z.  Ludwigs  d.  Baiem, 
1874;  Geschichte  Baierns  2,  561  ff.  Lindneb,  Deutsche  Geschichte  unter  d.  Hahsb. 
u.  Luzemb.  1,  353  ff. 

^  Neueste  Ausgabe  von  Fbuin  und  Molhuysen,  1900. 
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der  Baseler  Professor  Peter  von  Andlau".  Im  übrigen  war  das 
15.  Jahrhundert  das  Zeitalter  der  Beichsreformbestrebongen,  von  denen  in 
anderem  Zusammenhang  (§  65)  zu  reden  sein  wird. 


Viertes  Kapitel. 

Frivatrechti  Strafrecht  nnd  Gerichtsverfahren. 

§  61.    Das  Privatrecht. 

Außer  der  S.  59  and  S.  264  angef&hrteo  Litteratar  vgl.  Pauli,  AbhandliiDgen 
a.  d.  lübiscben  Rechte,  4  Bde,  1837—65;  Lübeckische  Zustände,  8  Bde,  1847—78. 
WbiskE;  Grundsätze  d.  deutsch.  Privatrechts  nach  dem  Sachsenspiegel,  1826;  Be- 
merkungen über  das  Brflnner  Schö£Penbuch,  ZDR.  14,  113  ff.  y.  Gosen,  Das  Privat- 
recht  n.  d.  Kl.  Kaiserrecht,  1866  (dazu  K.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  9,  101  ff.).  Hallbin, 
Mainzer  Civiirecht  im  14.  u.  15.  Jh.,  1891.  Göschen,  Goslar.  Statuten  128 — 290. 
BössLER,  Deutsche  Rechtsdenkmäler  1,  Einl.  58  ff.  2,  £inl.  62  ff.;  Deutsches  Recht 
in  Österreich  165  ff.  Hasenöhbl,  Österreich.  Landrecht  im  13.  u.  14.  Jh.  100  ff. 
Gbnolbr,  Ein  Blick  auf  das  Rechtsleben  Baiems,  1880.  Rosenthal,  Beiträge  z. 
deutsch.  Stadtrechtsgeschichte  1,  147  ff.  2,  297  ff.  Zöpfl,  Das  alte  Bamberger  Recht 
181  ff  Franklin,  Die  freien  Herren  von  Zimmern  15—94.  Kohler,  Beiträge  z. 
germ.  Privatrechtsgeschichte  III.  1888.  v.  Wtss,  Rechtshistorische  Lesefruchte 
(SA.  a.  d.  Turicensia,  1891).  Zeerleder,  Bemer  Handfeste,  1891.  J.  Teltinq,  Schets 
van  hat  oud-friesche  privaatregt,  2  Bde,  1867—82  (SA.  a.  d.  Themu  1868—69, 
1871—74,  1876—80,  1882).  Noordbwier,  Nederlandsche  regdsoudheden  170—271. 
—  V.  DüHN,  Deutschrechtliche  Arbeiten,  1877.  Platnbr,  Historische  Entwickelung 
des  deutschen  Rechts,  1852 — 54.  Retbcher,  Beiträge  z.  Kunde  d.  deutsch.  Rechts, 
1833.  Sandhaas,  Germanistische  Abhandlungen,  1852.  Stobbe,  Beitrage  z.  Gesch. 
d.  deutsch.  Rechts,  1865;  Zur  Geschichte  des  deutschen  Vertragsrechts,  1855. 
GiBRKE,  Genossenschaftsrecht  2,  24 — 405.  —  Albrecht,  Die  Gewere  als  Grundlage 
des  älteren  deutschen  Sachenrechts,  1828.  Hübbb,'  Bedeutung  der  Gewere  im 
deutschen  Sachenrecht,  1894.  Beterle,  Grundeigentumsverhältnisse  u.  Bürgerrecht 
im  mittelalterlichen  Konstanz,  I.  1900.  Felix,  Einfluß  von  Staat  u.  Recht  auf  die  Ent- 
wickl.  d.  Eigentums,  2,  1  S.  333  ff.  H.  Meyer.  Entwerung  u.  Eigentum  im  deutschen 
Fahmisrecht,  1902.  Rehxb,  Zur  Geschichte  des  Münchener  Liegenschaftsrechtes, 
Berl.  Festgabe  für  Dernburg,  1900,  S.  281  ff.  L.  Rückert,  Untersuchungen  über 
das  Sachenrecht  der  Rech tsbü eher,  zunächst  des  Sachsenspiegels,  1860.  Fabriciub, 
Das  älteste  Stralsundische  Stadtbuch  264  ff.  Napiebsky,  Erbebücher  der  Stadt  Riga, 
1888,  Einl.  44  ff.  57  ff.  Reume,  Das  Lübecker  Oberstadtbuch,  1895.  Aübebt,  Bei- 
träge z.  Gesch.  d.  deutschen  Grundbücher,  ZRG.  27,  1  ff.  (vgl.  S.  702).  v.  Schwind, 
Wesen  u.  Inhalt  des  Pfandrechts,  1899.  P.  Puntbchart,  Schuldvertrag  u.  Trea- 
gelöbnis  des  sächs.  Rechts  im  Mittelalter,  1896.  Laband,  VermÖgensrechtl.  Klagen 
n.  d.  Sachs.  Rechtsquellen  des  Mittelalters,  1869.  G.  Cohn,  Gemeinderschaft  u. 
Hausgenossenschaft,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.,  1898.  H.  Schulze,  Erb-  u.  Familien- 
recht d.  deutschen  Dynastien,  1871.  Kraut,  Die  Vormundschaft  n.  d.  Grundsätzen 
des  deutschen  Rechts,  3  Bde,  1835 — 59.  Bebeler,  Lehre  v.  d.  Erbvertragen,  S  Bde, 
1835 — 40.  Overvoorde,  Ontwikkeling  van  den  rechtstoestand  der  vrouw  volgens 
het  oudgermansche  en  oudnederlandsche  recht,  Leid.  Diss.  1891.  v.  Zallinoer, 
Wesen  u.  Ursprung  des  Formalismus  im  altdeutschen  Privatrecht,  1898. 


"  Vgl.  Hürbin,  Peter  von  Andlau,  1897,  und  ZRG.  29,  41  ff.  31,  1  ff.    Aus- 
gabe von  demselben  ZRG.  25,  84  ff.  26,  168  ff. 
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1.  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit.  Für  den  Beginn  der  per- 
sönlichen Handlungsfähigkeit  haben  sich  die  ursprünglichen  Alterstermine 
zum  Teil  während  des  ganzen  Mittelalters  erhalten,  daneben  machte  sich 
aber  vielfach  eine  Hinausschiebung  des  Mündigkeitstermins  geltend;  ver- 
breitet war  namentlich  der  von  18  Jahren,  den  die  Goldene  Bulle  von 
1356  (VII.  §  4)  auch  für  die  Kurfürsten  festsetzte^,  und  der  von  21  Jahren, 
den  das  westfränkische  Becht  (S.  270  n.)  einführte.  Eigentümlich,  dem 
altribuarischen  Becht  entsprechend,  war  der  Standpunkt  des  sächsischen 
Bechts  (Ssp.  I.  42),  das  die  sonst  gleichbedeutenden  Ausdrücke  „binnen 
seinen  Jahren"  und  „binnen  seinen  Tagen"  auf  zwei  verschiedene  Alters- 
stufen (unter  12  und  unter  21  Jahren)  bezog.  Bevormundete,  die  „zu 
ihren  Jahren  gekommen",  aber  noch  „binnen  ihren  Tagen"  waren,  pflegten 
noch  freiwillig  unter  Vormundschaft  zu  bleiben,  bis  sie  auch  „zu  ihren 
Tagen  kamen",  d.  h.  das  21.  Lebensjahr  vollendet  hatten.  Den  nicht- 
sächsischen Bechten  war  diese  Abstufung  unbekannt,  obwohl  sie  eine  frei- 
willige Verlängerung  der  Vormundschaft,  wo  ein  Bedürfnis  dafür  vorlag, 
ebenfalls  zuließen  ^ 

Die  Beschränkung  der  Geschäftsfähigkeit  des  weiblichen  Geschlechts 
trat  immer  mehr  in  den  Hintergrund.  Die  meisten  mittelalterlichen 
Bechte  hatten  die  Geschlechtsvormundschaft  entweder  ganz  aufgehoben 
oder  auf  eine  bloße  Beistandschafk  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  zurück- 
geführt; das  Festhalten  an  der  strengen  Geschlechtsvormundschaft  bildete 
die  Ausnahme,  nur  die  eheherrliche  Vormundschaft  blieb  bestehen'. 

Eine  Stellvertretung  in  Bechtsgeschäften  war  dem  Mittelalter  im  all- 
gemeinen ebenso  unbekannt  wie  der  vorigen  Periode  ^  Ein  Auskunfts- 
mittel gewährten  die  Order-  und  Inhaberpapiere  (S.  704)  und  bei  Grund- 
stückübertragungen die  Salmannen  und  Treuhänder,  die  im  Lehnrecht 
als  Lehnsträger  wiederkehrten  ^ 

In  betreff  der  juristischen  Personen  war  das  deutsche  Becht 
noch  zu  keiner  abschließenden  Entwickelung  gelangt.  Bei  milden  Stif- 
tungen wurde  bald  der  Heilige,  bald  der  Stiftsvorsteher  als  das  Bechts- 
subjekt  aufgefaßt.  Sehr  bestritten  ist  das  Verhältnis  der  Körperschaften, 
namentlich  der  Gemeinden,  die  in  Deutschland  ebenso  wie  bei  den  Bömem 
den  Ausgangspunkt  für  die  Entwickelung  des  Eörperschaftsrechtes  gebildet 


^  Vgl  Khaut,  Vormandschaft  1,  185  f.  Erst  die  Goldene  Bulle  gab  für  den 
hohen  Adel  den  Anstoß  zur  Einführung  besonderer,  vom  Landrecht  abweichender 
Mündigkeitstermine.    Vgl.  Schulze,  a.  a.  0.  111. 

'  Vgl.  S.  417,  n.  90.  Heusleb,  Institutionen  2,  489  ff.  Kbaut,  Vormundsch. 
2,  144  ff.    FoGKEHA  Akdrbae,  Bijdragen  1,  5  ff. 

*  Vgl.  Heübleb  2,  511  ff.   Kbaüt,  a.  a.  0.  2,  266  ff.    Fockema  Andbeae  1,  40  ff. 

«  Vgl.  §  63  n.  4.     Hbüsler  1,  203  ff. 

^  Vgl.  S.  280  f.  838.  407.  445  n.  Albbecht,  Gkiwere  231  ff.  Stobbe,  Über  die 
Salmannen,  ZRGr.  7,  405  ff.  Bbtbble,  a.  a.  0.  1,  11  ff.  Beseleb,  Erbvertrfige  1, 
261  ff.  Heusleb  1,  215  ff.  Lamxeb,  Das  Recht  der  treuen  Hand,  Würzb.  Diss.  1875. 
Heühann,  De  salmannis  (Oposcula,  1747)  289  ff.    Loebsch  u.  Schbödeb'  260. 
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haben®.  Während  die  einen  hier  ganz  wie  im  römischen  Recht  eine 
juristische  Person  finden  nnd  die  Rechte  der  Gemeindeglieder  am  Ge- 
meindevermögen  als  Rechte  an  fremden  Sachen  erklären,  geht  die  Ge- 
nossenschaftstheorie von  der  Annahme  einer  „realen  Gesamtperson"  mit 
körperschaftlichem  Gesamteigentum,  einer  auf  sozialrechtlichem  Gebiete 
erwachsenen  „Verbindung  von  Einheitsrecht  und  Vielheitsrecht*',  aus.  Der 
Fersonifikationstheorie  ist  zuzugeben,  daß  die  mittelalterliche  Gemeinde  in 
ihren  Vermögensangelegenheiten  bereits  einen  Gesamtwillen,  dargestellt 
durch  die  Gemeindevertretung  oder  Mehrheitsbeschluß  der  Gemeindever- 
sammlung, kennt  und  sich  insoweit  über  das  von  dem  individuellen 
Recht  beherrschte  und  jeden  Mehrheitsbeschluß  ablehnende  reine  Gesamt- 
händerverhältnis  erhebt.  Aber  über  diese  Einheit  in  der  Verwaltung  ist 
die  Körperschaft  des  altdeutschen  Rechts  nicht  hinausgekommen,  das 
Gemeindevermögen  galt  als  Eigentum  der  Gemeindeglieder  zur  gesamten 
Hand,  und  für  Schulden  der  Gesamtheit  konnte  jeder  Einzelne  haftbar 
gemacht  werden. 

2.  Das  Sachenrecht.  Hinsichtlich  des  Fahrnisrechtes  behielt 
es  während  des  ganzen  Mittelalters  bei  dem  Grundsatz  „Hand  muß  Hand 
wahren"  sein  Bewendend  Bewegliche  Sachen  unterlagen  der  dinglichen 
Verfolgung  gegen  Dritte  nur,  wenn  sie  ohne  den  Willen  des  Eigentümers 
aus  seiner  Gewahrsam  gekommen  waren®,  und  selbst  in  diesem  Falle 
hatte  der  redliche  Besitzer,  falls  er  Jude  war,  die  Sache  nur  gegen  Ersatz 
dessen,  was  er  dafür  gegeben  oder  darauf  geliehen  hatte,  herauszugeben  •. 


*  Vgl.  GiEBKE,  Priv.-R.  1,  660  ff.;  Genossenachaftsrecht  I.  IL  Stobbe,  Priv.-R. 
1,  §50.  Heusleb  1,  §§50—61.  Besbleb,  Volkarecht  u.  Juristenrecht  158  ff.  Böhm, 
Die  deutsche  Genossenschaft,  Leipz.  Festgabe  für  Windschsid,  1889  (vgl.  Hecsleb, 
GGA.  1889,  S.  320  ff.).  Laband,  Zeitschr.  f.  HR.  80,  483  ff.  Bohlaü,  Rechtssubjekt 
und  Personenrolle  (Rostocker  Festschrift  für  Homeyee,  1871)  24  f.  60  ff.;  Fiskus, 
landesherriiches  und  Landesvermögen  in  Mecklenburg,  1877.  Loebsch  u.  Schbodeb* 
257  f.  Hauptvertreter  der  Genossenschaftstheorie  ist  Giebke,  der  Personifikations- 
theorie Heusleb;  wir  schließen  uns  der  vermittelnden  Auffassung  Sohhs  an. 

7  Vgl.  S.  273.  377  n.  381.  Ssp.  IL  60,  §  1.  Außer  der  §  37,  n.  98,  n.  100 
angeführten  Litteratur  vgl.  (joldschmidt,  Zeitschr.  f.  HR.  8,  246  ff.  Hubeb,  a.  a.  0. 
744  ff.;  Gewere  10  f.  60  f.  v.  Bab,  Beweisurteil  152  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren 
1,  393  ff.  2,  417  ff.  H.  Meteb,  a.  a.  0.  29  ff.  Kbaut,  Grundriß»  §  82,  Nr.  34—36. 
39  ff.  Loebsch  u.  Schbödeb'  Nr.  240.  251.  321.  Gildemeistbb,  Beitr.  z.  K.  d.  vaterl. 
R.  2,  159  ff.  Ausnahme  bei  Sachen  die  einem  Handwerker  zur  Ausbesserung  Qbei^ 
geben  sind:  Kraut  Nr.  50.  58.  54.  H.  Meyeb  76  ff.;  bei  Veräußerungen  des  (Je- 
sindes  (abgetragenes  Gut):  Ssp.  HL  6,  §  1.    H.  Meteb  57  ff. 

*  Vgl.  Ssp.  II.  36.  Laband,  a.  a.  0.  69—83.  Hubeb,  Gewere  12  ff.  Loebsch 
u.  Sohbödeb'  Nr.  232.  326  f.  Kbaut  Nr.  8—29.  36.  Albbecht,  Gewere  81  ff.  Zöpfl, 
RG.  §§  109  f.  Eine  dem  Vertrauensmann  entwendete  Sache  konnte,  wie  in  der 
vorigen  Periode,  nur  von  diesem  verfolgt  werden  (vgl.  Meißener  RB.  4,  42,  Dist.  6), 
doch  gewährte  Schwsp.  L.  230  dem  £igent&mer  die  Klage  wenigstens  für  den  Fall, 
daß  der  Vertrauensmann  bereits  verstorben  war. 

®  Vgl.  Ssp.  HL  7,  §  4.  Stadtbuch  v.  Oppenheim  §  125  (Fbanck,  Gesch.  v. 
Oppenh.).  Riedel,  Cod.  dipl.  Brand.  1.  Abt.  24,  32  (1341).  35  (1344).  Lokbsch 
u.  Schbödeb  Nr.  327.    Stobbb,  Juden  in  Deutschland  119  ff.  241  ff.;  Priv.-R.  2  §  146, 
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War  diese  schon  einzelnen  Yoiksrechten  bekannte  Begünstigung  des 
redlichen  Erwerbers  im  Mittelalter  zonächst  nnr  als  ein  Judenprivileg 
anerkannt,  so  wurde  sie  doch  vielfach  erweitert,  indem  man  sie  auf  alle 
auf  Märkten  von  einem  unbekannten  Verkäufer  erworbenen  Waren  über- 
trugt® oder  das  gleiche  Privileg  auch  anderen  Gewerbetreibenden  ein- 
räumte^^ oder  selbst  dem  ganzen  Bechtssatz  gemeine  Geltung  beilegte  ^^. 
Über  See  gekommene  Waren  brauchte  der  redliche  Erwerber  nach  dem 
Rechte  der  Seestädte  überhaupt  nicht  herauszugeben  ^^  Was  dem  Eigen- 
tümer in  ehrlichem  Kriege  oder  ehrlicher  Fehde  abgenommen  wurde, 
unterlag  dem  Beuterecht  ^*. 

Der  Eigentumserwerb  an  solchen  Früchten,  zu  deren  Erzeugung 
es  einer  Bearbeitung  des  Bodens  bedurfte,  wurde  als  Lohn  der  Arbeit  auf- 
gefaßt: „Wer  säet,  der  mähet"  ^^  Dies  kam  auch  dem  redlichen  Besitzer 
zu  statten,  während  der  unredliche  Besitzer  seine  Arbeit  verlor  ^*.  Über- 
fallendes Obst  {anris)  gehörte  dem,  auf  dessen  Boden  es  fiel:  „Wer  den 
bösen  Tropfen  genießt,  soll  auch  den  guten  genießen";  ebenso  hatte  der 
Nachbar  Anspruch  auf  die  sein  Grundstück  überragenden  Zweige,  falls 
der  Eigentümer  des  Baumes  sie  nicht  auf  sein  Verlangen  entfernte,  nach 
manchen  Bechtsquellen  auch  auf  das  an  ihnen  hängende  Obst^^ 

Das  Pfandrecht  an  fahrender  Habe  bewegte  sich  zunächst  auf  dem- 
selben Boden  wie  in  der  vorigen  Periode  ^®.    Es  gab  nur  ein  Faustpfand- 


n.  22  (8.  Aufl.  §  92,  n.  28).  y.  Meibom,  Pfandrecht  811  £P.  Goldsohhidt,  Zeitschr. 
f.  HB.  8,  226  ff.    H.  Mbtbb,  a.  a.  0.  192  ff. 

»<>  Vgl.  Stobbb,  Priv.-K.  §  146,  n.  20  (3.  Aufl.  §  92,  n.  21).  Hbusleb  2,  215. 
Laband,  a.  a.  0.  89.  H.  Meteb  128  ff.  Goldschmidt,  Zeitschr.  f.  HB.  8,  263.  Stadt- 
recht von  Steenwijk  (Overijsselsche  stad-,  dijk-  en  markeregten^  I.  10,  1891)  S.  62. 
Die  besondere  Begünstigung  der  Marktkäufe  entsprach  einem  schon  im  11.  Jh. 
bezeugten  kaufmännischen  Gewohnheitsrecht.  Vgl.  Gbimm,  BA.  610.  Bietschel, 
Markt  u.  Stadt  191. 

"  Vgl.  Privileg  für  einen  Lombarden,  v.  J.  1828  (Ennen,  Quellen  z.  Gksch. 
d.  Stadt  Köln  4,  129).  Für  die  von  Wirten  angenommenen  Pfänder  ihrer  Gäste: 
Mfinch.  Stadtr.  110. 

"  So  namentlich  in  den  Niederlanden  (Warkbjjn^o,  Flandr.  BG.  2,  2,  Ürk.-B. 
89.  194.  224.  de  Sloet,  Oorkondenb.  Nr.  598)  und  der  Schweiz  (Luzemer  Stadtr. 
72).  Noch  über  das  Judenprivileg  hinaus  geht  der  Schutz  des  redlichen  Erwerbers 
nach  Bamberger  Stadtr.  76  f. 

^'  Vgl.  Hamb.  Stadtr.  y.  1270  7,  9.  Michelsek,  Oberhof  Lübeck  146.  H.  Meteb, 
a.  a.  0.  141  ff.   Laband,  a.  a.  O.  84.  89.   So  schon  nach  Westgotenrecht  (§  37,  n.  116). 

^^  Vgl.  Albbecht,  Gewere  96.    Loebsch  u.  Schbödeb'  Nr.  826.     Laband  76  f. 

»  Vgl.  Ssp.  n.  58,  §  2.  HL  76,  §  4.  Saarbrücker  Landr.  1,  10  §§  5  f.  8,  1 
§  11.  Loebsch  u.  Schbödeb*  Nr.  283.  818.  Stobbe,  Priv.-B.  2,  §  152  (8.  Aufl.  §  180); 
Beiträge  59  ff.  Heusleb  2,  195  f.  Hübeb  742.  Derselbe  Satz  beherrschte  auch 
das  lombardische  Lehnrecht  (IL  F.  28,  §  8). 

"  Vgl.  Gbaf  u.  Dibthebb,  BechtssprichwSrter  S.  75.    ZBG.  5,  44. 

"  Vgl.  A.  B.  Schmidt,  Das  Becht  des  Überhangs  und  Überfalls  (Giebse,  Unter- 
suchungen 21,  1886).  ScHüSTEB,  Überhang  und  Überfall  im  deutsch,  u.  Österreich. 
Becht,  Allg.  osterr.  Gerichtszeitung  1882,  Nr.  77—^86.     Gbaf  u.  Diethebb  85. 

"  Vgl.  S.  273  f.  V.  Meibom,  Pfandrecht  264  ff.  327  ff.  353  f.  366  ff.  410  ff.; 
JB.  d.  gem.  deutsch.  B.  4,  445  ff.     Stobbe,  Priv.-B.   2,  §  154  (3.  Aufl.  §  164); 
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recht ^^,  und  zwar  mit  ausschließlicher  Sachhaftung;  ohne  besondere  Ab- 
machung bestand  eine  persönliche  Haftung  des  Schuldners  nicht,  der 
Oläubiger  konnte  ihn  also  wegen  etwaigen  Minderwertes  des  Pfandes  nicht 
in  Anspruch  nehmen*^.  Ging  das  Pfand  unter,  so  verlor  der  Gläubiger 
seine  Forderung;  wurde  es  beschädigt,  so  gereichte  die  Wertverminderung 
ihm  zum  Nachteil.  Hatte  er  den  Untergang  oder  die  Beschädigung  des 
Pfandes  verschuldet,  so  haftete  er  dem  Eigentümer  für  den  Ersatz  des 
Betrages,  um  den  der  Wert  des  Pfandes  die  Schuld  übersti^fen  hatte  *\ 
Der  Gläabiger  hatte  in  der  Regel  das  Recht  der  Pfandnutzung,  doch 
kamen  vielfache  Ausnahmen  vor*^.  War  die  Lösung  des  Pfandes  unter- 
blieben, so  verfiel  es  nach  Ablauf  der  Frist  dem  Gläubiger  zu  Eigentum, 
und  zwar  von  Rechts  wegen,  wenn  der  Verfall  ausdrücklich  vereinbart 
war,  anderen&Us  erst  durch  richterliche  Übereignung,  nachdem  der 
Gläubiger  das  Pfand  dreimal  durch  das  Gericht  hatte  aufbieten  lassen. 
Seit  dem  13.  Jahrhundert  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  mit  der 
Pfandbestellung  („Satzung'^  ein  formelles  Schuldversprechen  zu  verbinden, 
so  daß  das  Pfand  einen  accessorischen  Charakter  annahm  und  zum  Sicher- 
heitspfand wurde  ^'.  Die  natürliche  Folge  dieser  Entwickelung  war  die 
Umbildung  vom  VerfeU-  zum  Verkaufepfand.  Die  Verwertung  des  Pfandes 
erfolgte  durch  den  Gläubiger,  und  zwar  womöglich  durch  Verpfandung, 
nötigenfalls,  wenn  nicht  ausdrücklich  private  Verwertung  verabredet  worden 
war,  durch  Verkauf  auf  gerichtliche  Ermächtigung  nach  dreimaligem 
Aufgebot^^  Den  Mehrerlös  hatte  der  Gläubiger  dem  Schuldner  heraus- 
zugeben; für  den  Mindererlös  haftete  dieser  auf  Grund  des  Treugelöbnisses 
persönlich.  War  daher  das  Pfand  durch  Zu&ll  untergegangen  oder  in 
seinem  Werte  vermindert,  so  hatte  der  Schuldner  allein  den  Schaden  zu 
tragen  ^^    Ebendarum  wurde  von  selten  der  Kirche  darauf  geachtet,  daß 


Juden  247;  Kr.  VJSchr.  9,  285  ff.;  Vertragsrecht  251  ff.  Heusleb  2,  201  ff.  Planck, 
Gerichtsverfahren  2,  886  ff.  Albbecht,  Gewere  130  ff.  Föbstbb,  ZDR.  9,  101  ff. 
BuDDE,  ebd.  9,  411  ff.  Madai,  ebd.  8,  284  ff.  Kbaut  §  102.  Hubeb  816  ff.  Punr^ 
SCHABT,  Schuld  vertrag  u.  Treugelöbnis  282—279. 

"  Vgl.  Bair.  Landr.  17,  3  (c.  223).    v.  Meibom,  a.  a.  0.  317  f. 

"   Vgl.    PüNTSCHABT,  B.   B.    0.    235  ff.    251. 

'*  Vgl.  PoNTscHABT  255.  Zufälliger  Untergang  befreite  den  Pfandglftubiger 
von  der  Ersatzpflicht,  wurde  aber  nach  einigen  Bechten  nur  beim  Tode  von 
„essenden  Pfändern"  und  nicht  bei  Verlust  von  Schrein-  oder  Kistenpfändem  an- 
genommen. Ssp.  III.  5,  §§  4  f.  Schwsp.  L.  258.  Manche  Bechte  ließen  Berufung 
auf  den  Zufall  nur  dann  zu,  wenn  auch  eigene  Sachen  des  Schuldners  mit  unter- 
gegangen waren.    Vgl.  Stobbb,  Vertragsrecht  257. 

**  Vgl.  Anm.  26.  Die  Ausnahmen  (vgl.  Schwsp.  L.  258 ^  Mbiboh,  a.  a.  0. 
328)  sind  teils  auf  den  Einfluß  der  kirchlichen  Zinsverbote,  teils  auf  das  Vorbild 
des  Verkaufspfandes  zuräckzufuhren. 

"   Vgl.    PUNTSCHABT,    B.    B.    0.   252  f. 

"  Vgl.  Stobbe  2*,  691  f.  (2,  2*  S.  312).  v.  Meibom  388  ff.  Hamb.  Stadtr.  v. 
1270  1,  14.    KoHLEB,  Pfandrechtl.  Forschungen  6  ff.   Loebsch  u.  Schbödbb'  Nr.  236. 

"  Vgl.  Ssp.  III.  5  §  5  (jüngerer  Zusatz):  ire  gehvede  ne  stünde  den  anders, 
Brem.  Stadtr.  v.  1803,  Ord.  3  (Olbichs  1,  68).    Magdeb.  Fragen  1,  6  Dist  6  (Lobbsch 
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der  Ffandglaubiger  sich  jeder  Pfandnutzang  enthalte;  sie  wurde  als 
Wucherisch  angesehen,  während  man  das  ältere  Yerfallpfand  als  Verkauf 
anf  Wiederverkauf  auffaßte  und  darum  keinen  Anstoß  an  der  Pfandnutzung 
des  Gläubigers  nahm^®. 

Der  einzige  Fall  der  Verpfandung  einer  beweglichen  Sache  ohne 
Besitzübertragungy  den  schon  das  firühere  Mittelalter  anerkannte,  war  der 
Bodmereivertrag  bei  Seeschiffen*'.  Nach  der  Ausbildung  der  Stadtrechts- 
satzung bei  unbeweglichen  Sachen  gestattete  man  auch,  daß  der  Gläubiger 
ihm  verpfändete  Sachen,  namentlich  Schiffe,  Warenlager  und  Hausrat, 
gegen  einen  Mietzins,  den  der  Schuldner  übernahm,  in  dessen  Gewahrsam 
beließ*^,  oder  daß  Schuldner  sich  verpflichtete,  die  gepfändeten  Gegen- 
stände nicht  von  der  Stelle  zu  entfernen,  so  daß  sie  gewissermaßen  zu 
gewillkürten  unbeweglichen  Sachen  wurden  ^^  Auch  unter  Eintrag  in  die 
Stadtbücher  wurden  derartige  Verpfandungen  vollzogen  ^^.  Die  im  späteren 
Mittelalter  vorkommenden  Verpfändungen  eines  ganzen  Vermögens,  die 
freilich  nicht  selten  bloß  auf  juristischer  Phrase  beruhen  mochten,  haben 
erst  gegen  Ende  unserer  Periode  unter  dem  Einfluß  des  romischen  Rechts 


u-  ScHBÖDER«  Nr.  255).  Bair.  Landr.  17,  11  (c.  231).  Einen  Rest  der  älteren  Auf- 
faBsnng  (reine  Sachhaftung)  zeigt  noch  Hamb.  Stadtv.  v.  1270  1,  14,  im  Gegensatz 
zu  dem  von  1292  C.  10. 

••  Vgl.  Lübecker  Streitschrift  gegen  Herzog  Erich  von  Sachsen,  von  1418 
(Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  6,  78):  In  dudesscheme  nimpt  me  dai  tcort  pant  tunerleie 
udjs:  ene  wijs  so  het  dat  en  pand,  dat  en  vor  gheÜ  eneme  anderen  settetj  in  der 
tnate:  wan  de  jenne  sin  ghelt  teil  toedder  hebben,  dat  he  dat  esscken  mogke  unde  in 
deme  rechte  vorderen,  unde  eft  he  des  an  den  personen  nicht  vorderen  kone,  dat  he 
dat  an  deme  gude  soken  moghe;  unde  eft  he  dat  gud  vorghinghe,  dat  he  allike  wol 
sin  ghelt  manen  mochte  van  den  personen;  ok  dat  deme  personen  dat  gud  tcedder 
werde f  wan  he  den  schuldener  betalt;  unde  we  stdkes  pandes  nut  upboretf  de  doit 
dat  mit  wokere,  To  deme  anderen  male,  wat  gudes  ein  koft  umme  ene  summen 
ghddes,  unde  steit  die  (d.  h.  Gedeih)  und  vorderf  des  gudes,  unde  let  dem  vorkopere 
den  wedderkop  van  gnaden,  dat  het  ok  ein  pand  ghemenliken  in  der  leien  tungen, 
wente  gelijker  vnjs  alse,  de  ghdt  borghet  uppe  gud,  dat  gud  mach  wedderlosen  van 
rechte,  so  mach  desse  dat  verkofte  gud  wedderkopen  van  gnaden  unde  losen,  darumme 
ghebruket  man  ghemeinliken  dat  wort  pand  io  sulkem  gude,  dat  ok  weddeschat  het, 
unde  we  sulkes  gudes  nut  upboret,  dat  en  is  nen  woker. 

"  Vgl.  ScHRÖDBB,  bei  Endemank,  Handb.  d.  HB.  4,  1  S.  245 f.  Loersch  u. 
Schröder'  Nr.  273.  Pauli,  Zustände  8,  94  ff.  166.  169  ff.  Goldschmidt,  Universal- 
geschichte 345  ff.    Pafpenhbim,  Zeitschr.  f.  HR.  40,  378  ff. 

»  Vgl.  hierüber  wie  über  das  Folgende  Pauli,  Abhandl.  a.  d.  lüb.  R.  4,  138  ff.; 
Lüb.  Zustände  8,  8  ff.  Stobbe  2%  686  ff.  (2,  2*  S.  308).  v.  Meibom,  Pfandrecht 
412  ff.  442.  Schöne  Beispiele  für  die  Verpfändung  von  Schiffen  durch  Übernahme 
eines  Mietzinses:    Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  6,  Nr.  388.  7,  Nr.  504.  521.  669.  701. 

»  Vgl.  ZGO.  20,  341  (Loersch  u.  Schröder«  Nr.  206).  Pauli,  Abhandl. 
4,  138  f.;  Zustände  3,  115  f.  Loersch  u.  Schröder«  Nr.  283  (217).  Das  Pfandrecht 
war  nur  wirksam,  so  lange  die  verpföndeten  Gegenstände  an  der  Stelle  blieben; 
wurden  sie  entfernt,  so  kam  es  in  Wegfall,  trat  aber  wieder  ins  Leben,  wenn  sie 
wieder  zurückgebracht  wurden. 

•°  Vgl.  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  216.  Fabricius,  a.  a.  0.  271  f.  Hamb. 
Stadtr.  V.  1270  1,  13.    Pauli,  Zustände  3,  116  ff. 
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Wirkung  gegen  Dritte  erlangt  ^\  Vorher  können  sie  nur  die  Bedeutung^ 
einer  Pfändungsklausel,  durch  die  der  Gläubiger  zu  privater  Pfändung 
ermächtigt  wurde,  gehabt  haben.  Außer  dieser  dem  Mittelalter  geläufigen 
Konventionalpfändung  und  der  gerichtlichen  Pfändung  gab  es  ein  Privat- 
piändungsrecht  des  Zinsherrn  gegen  den  Zinsmann  (zuweilen  auch  ein 
solches  des  Bentengläubigers)  und  des  Grundbesitzers  gegen  schädigende 
Menschen  und  Tiere,  ferner  ein  Pfändungsrecht  in  Notfallen,  wo  richter- 
liche Hilfe  entweder  unerreichbar  oder  (wie  bei  Spielschulden  und  Ver- 
pflichtungen von  Ehefrauen,  die  der  Mann  nicht  genehmigt  hatte)  gesetz- 
lich versagt  war^^. 

Das  Recht  der  Gewere^^  bezog  sich  in  erster  Reihe  auf  unbewegliche 
Sachen  und  solche  Gerechtigkeiten,  die  als  unkörperliche  unbew^liche 
Sachen  angesehen  wurden.  Die  Gewere  an  beweglichen  Sachen  fiel  mit 
der  Gewahrsam  zusammen;  was  nicht  in  besonderer  Gewahrsam  war, 
folgte  der  Gewere  des  Grundstücks,  auf  dem   die  Sache  sich   befand'*. 


'^  Vgl.  L0ER8CH  II.  Schröder  Nr.  821  (280)  gegen  332  (292).  Siehe  noch  ebd.* 
Nr.  160.  181.  199.     Fabeioius  81,  Nr.  121.  105,  Nr.  548. 

**  Vgl.  V.  Meibom,  a.  a.  0.  190  ff.  Wilda,  ZDR.  1,  167  ff.  Nägeli,  Das  gennan. 
Selbstpfandungsrecht,  1876.  Samuelsohn,  Wirkungen  der  Privatpf&ndang,  187b. 
Kbaüt,  §  107.  Stobbe,  Priv.-R.  1,  §  70.  Hectblbr  2,  205  ff.  Löning,  Vertragsbrach 
231  ff.  Planck,  Gerlchtsyerfahren  2,  840  f.  Loebsch  u.  Schröder'  Nr.  142.  191. 
235.  251.  292.  409.  Privatpfandung  wegen  Eechtsverweigerung:  Höhlbaum,  Hans. 
Urk.-B.  1,  Nr.  23.  56.  Pfändung  durch  den  Pfantner  beim  Spiel:  Schuster,  Spiel 
59.  Pfändung  von  Ehefrauen:  Schröder,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  278. 
Über  das  Pföndungspfandrecht  vgl.  Heubler  2,  129.  206.  Kohler,  Pfandr.  Forsch. 
22  f.  Örtel,  Entwickl.  u.  Bedeutung  des  Grundsatzes  anteiliger  (^läubigerbefriedi- 
gung,  1901,  S.  44  ff.  Mit  Unrecht  wird  die  pfand rechtliche  Natur  in  Abrede  ge- 
stellt von  y.  Meibom,  a.  a.  0.  135  f.  177. 

"  Vgl.  S.  274.  Heü8ler2,  20—46;  Gewere,  1872.  Laband,  Vermögensrecht!. 
Klagen  158  ff.;  Kr.  VJSchr.  15,  378  ff.  Stobbe,  bei  Ersch  u.  Grübbr,  Encykl.  1.  Sekt. 
1,  65  S.  428—88;  Priv.-R.  2,  §§  72—74  (3.  Aufl.  §§  85—87).  Albbbcht,  a.  a.  O. 
Brdns,  Recht  des  Besitzes  (1848)  306  ff.  Hometeb,  Sachsenspiegel  2,  3  S.  402  ff. 
Gaüpp,  ZDR.  1,  86  ff.  Brackenhöpt,  ebd.  3,  1  ff.  5,  133  ff.  Delbrück,  ebd.  14,  207  ff.; 
Dingl.  Klage  36  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,  509  ff.  681  ff.  v.  Bar,  Beweis- 
urteil 163  ff.;  ZRG.  12,  110  ff.  Sandhaas,  a.  a.  0.  81  ff.  Gerber,  Ges.  Jurist.  Abh. 
372  ff.  (Zeitschr.  f.  Civilr.  u.  Proz.  NP.  11).  Stein,  Untersuchungen  des  deutsch. 
Sachenrechts,  1857.  Rückert,  Sachenrecht  69  ff.  Gierke,  Bedeutung  des  Fahrnis- 
besitzes  für  streitiges  Recht  1897;  Genossenschaftsrecht  2,  137.  Aoricola,  Gewere 
zu  rechter  Vormundschaft  96  ff.  Kohler,  Pfandrechtl.  Forschungen  173  ff.  Sohm, 
Zur  Geschichte  der  Auflassung  (Straßb.  Festgabe  f.  Thöl,  1879)  81  ff.  107  ff. 
Walter,  §§  528— 34.  Siegel»,  §  144.  Brunner,  Grundz.  168  ff.  v.  Amira,  Grundr.* 
129  f.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  2,  137.  Kraut,  §§  67—69.  Loersch  u.  Schaö- 
DER*,  S.  262  f.  Tblting,  a.  a.  0.,  Themis  1872.  v.  Gosen,  a.  a.  0.  46  ff.  Hubkr, 
Bedeutung  der  Gewere;  Gesch.  d.  Schweiz.  Pr.-R.  232.  Chaxpeaux,  Essai  sur  la 
Vestiture  ou  Saisine  dans  Vanc.  droit  franpais,  1899  (dazu  Stutz,  ZRG.  33,  327ff.> 
Wunderlich  bei  Grimm,  DWB.  IV.  1,  3  Sp.  4784  ff. 

»^  Vgl.  Albrecht,  a.  a.  0.  19  ff.  Heusler,  Gewere  66.  281;  Inst  2,  189  ff. 
Huber,  Bedeutung  der  Gewere  40  f.  Die  durch  Gedinge  (z.  B.  Leihe  oder  Satzung 
übertragene  beschränkte  Gewere  endigte  mit  dem  Gedinge  selbst  Die  Rück- 
forderung der  Sache  durch  den  Verleiher  oder  Pfandgeber  erfolgte  also  nicht  auf 
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Die  Gewere  an  einem  Grundstück  hatte,  wer  die  Nutzungen  daraus  zog, 
es  „in  Nutz  und  in  Gelde"  hatte  ^^  Die  mit  Kechtswirkungeu  aus- 
gestattete Gewere,  also  der  juristische  Besitz,  hieß  „rechte  Gewere"'®,  im 
Gegensatz  zu  der  unserem  „fehlerhaften"  Besitz  (BGB.  858,  2)  ent- 
sprechenden „raublichen**  Gewere,  die  erst,  nachdem  der  entwehrte  Besitzer 
sich  verschwiegen  hatte,  also  nach  unangefochtener  Fortsetzung  durch 
Jahr  und  Tag,  zur  rechten  Gewere  (in  diesem  Sinne)  wurde  *^  Besitz 
ohne  Rücksicht  auf  einen  bestimmten  Titel  hieß  „habende",  „gemeine"  oder 
„bloße"  Gewere.  Gründete  sich  der  Besitz  auf  einen  Rechtstitel,  gleichviel 
ob  rechtsbestandig  oder  anfechtbar,  so  war  „eigentliche"  G^eigenliche")  Gewere, 
Gewere  „zu  rechter  Vormundschaft",  Leibzuchts-,  Satzungs-,  Lohns-  oder 
Zinsgewere  vorhanden^.  Wer  den  Besitz  als  Knecht  oder  Beamter  für 
einen  anderen  ausübte,  hatte  keine  Gewere,  sondern  war  nur  Besitzdiener 
seines  Herrn'®. 

Die  vornehmsten  Rechtswirkungen  der  Gewere  bestanden  in  der  aus- 
schließlichen Befugnis  des  Besitzers,  die  Sache  gerichtlich  zu  vertreten, 
und  dem  Schutze  gegen  eigenmächtige  Besitzentziehung  und  Besitzstörung  ^^ 


Grund  des  Gedinges  (durch  eine  Vertragsklage),  sondern  auf  Grund  seiner  durch 
das  Erlöschen  des  Gedinges  wiederhergestellten  Gewere.  Vgl.  Ssp.  I.  15  §  1.  III. 
22  §  3.    Hubes,  Bedeutung  der  Gewere  10  f.  17.     Giebke,  Fahmisbesitz  11. 

^  Keine  Gewere  hatte  demnach  der  Eigentümer,  wenn  einem  anderen  (als 
Leibzüchter,  Satzungsnehmer)  die  ausschließliche  Nutznießung  zustand.  Bei  der  ehe- 
lichen Verwaltungsgemeinschaft  saß  der  Mann  mit  der  Frau  in  der  (jrewere  ihres 
eingebrachten  Gutes  (Ssp.  I.  45  §  2),  weil  sein  Nutznießungsrecht  kein  dinglicher 
Nießbrauch  war,  sondern  auf  der  ihm  obliegenden  Fürsorge  für  die  Familie  beruhte. 
Ebenso  erklärt  sich  die  gemeinschaftliche  Gewere  der  Ehegatten  an  der  Morgengabe 
nach  Bair.  Landr.  v.  1846,  Art.  131. 

^  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  anderen,  S.  719  zu  besprechenden  Begriffe 
einer  rechten  Gewere. 

'^  Binnen  Jahr  und  Tag  konnte  der  raubliche  Besitzer  von  dem  Entwehrten 
jederzeit  wieder  entsetzt  werden,  ihm  gegenüber  wurde  die  Gewere  des  früheren 
Besitzers  als  fortbestehend  angesehen.  Vgl.  Ssp.  U.  44  §  1.  Schwsp.  L.  209.  KL 
Kaiserr.  2,  109  (mit  Verkürzung  der  Frist  auf  6  Wochen  und  8  Tage).  Heusleb 
2,  37  f.  V.  GosEN,  a.  a.  0.  46  ff.  Wabnkönio,  Franz.  RG.  2,  308  ff.  Brüns,  a.  a.  0. 
360  ff.    Siehe  auch  BGB.  861,  2.  864. 

'^  Zinsgewere  hatte  auch  der  Pächter,  solange  das  Gedinge  dauerte  (Anm.  34). 
Vgl.  Augsb.  Stadtr.  128,  Zusatz  III.  v.  Bkünneck,  ZRG.  14,  151  f.  Ob  auch  der 
Mieter,  ist  bestritten,  da  dieser  im  allgemeinen  nur  Gebrauch  und  keinen  Fmcht- 
genuß  hatte  (dafür  Hübbr,  Gewere  24,  n.  51).  Die  Aussprüche  des  Brünner  Sch.-B. 
125.  284.  340  kommen  nicht  in  Betracht,  da  sie  zu  den  romanistischen  Ausfuhrungen 
des  Verfassers  (S.  693)  gehören.  Daß  die  Quellen  der  Gewere  nur  beim  Pächter 
gedenken,  könnte  sich  auch  aus  der  geringen  Bedeutung  der  Miete  im  Wirtschafts- 
leben des  Mittelalters  erklären.  Der  Satz  ,,Kauf  bricht  nicht  Miete'*  dürfte  für 
eine  Gewere  des  Mieters  sprechen. 

'*  Vgl.  Labakd,  Vermögensr.  Klagen.  161.  Andererseits  hatte  der  Salmann, 
durch  den  man  sich  beim  Eigentumserwerb  von  Grundstücken  vertreten  ließ,  zu- 
nächst die  rechte  Gewere  zu  erwerben,  hierauf  aber  das  Gut  dem  Treunehmer  in 
Nutz  und  Gewere  zu  überantworten.     Vgl.  Beterle,  a.  a.  0.  1,  146  ff. 

^^  Zu  weit  geht  aber  Hübeb,  wenn  er  die  Gewere  schlechthin  für  die  Form 
erklärt,  unter  der  allein  das  dingliche  Recht  verteidigt,   erobert  oder  übertragen 
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Da  die  Yertretung  im  Landgericht  immer  nur  Einem  zustehen  konnte, 
so  mußte  auch  die  Gewere  eine  einheitliche  sein  (,,ledigliche<<  Gewere), 
sie  konnte  nicht  gleichzeitig  verschiedenen  Personen  auf  Grund  verschieden- 
artiger Nutzung  und  verschiedener  Rechtstitel  zukommen  ^\  Diese  Kegel 
unterlag  aber  zwei  Ausnahmen.  Einmal,  wenn  neben  der  landgericht- 
lichen Vertretung  die  einer  anderen  Person  obliegende  Vertretung  in 
einem  anderen  Gericht  (z.  B.  Lehn-,  Dienst-  oder  Hofgericht)  in  Frage 
kam,  so  daß  die  landrechtliche  Gewere  von  der  lehn-,  dienst-  oder  hof- 
rechtliohen  unterschieden  werden  mußte  ^^.  Die  zweite  Ausnahme  trat 
ein^  wenn  ein  Gesamtrecht  mehrerer  vorlag,  dem  selbstverständlich  auch 
eine  Gesamtgewere  entsprach,  und  ebenso  in  den  unten  zu  besprechenden 
Fällen  des  geteilten  Eigentums,  zumal  bei  der  freien  Erbleihe  und  der 
Hausleihe  (Zinseigen),  bei  denen  zwar  dem  Zinsmann  die  ledigliche  Gewere 
zustand,  aber  doch  auch,  offenbar  unter  der  Annahme  einer  Nutzteilung, 
eine  selbständige,  durch  den  Zinsgenuß  ausgedrückte  Gewere  des  Zins- 
herrn anerkannt  wurde*'. 

Der  Besitzschutz  bestand,  neben  dem  Rechte  des  Besitzers  auf  die 
vorteilhaftere  Beklagtenrolle  bei  allen  Prozessen  um  das  Gut,  in  der  Straf- 
barkeit jeder  eigenmächtigen  Besitzentziehung  oder  Besitzstörung  und  in 
der  bereits  erwähnten  Befugnis,  binnen  Jahresfrist  Gewalt  mit  Gewalt  zu 
erwidern.  Wenn  die  Parteirollen  streitig  waren,  so  konnte  zu  ihrer 
Regelung  ein  Zwischenverfahren  possessorischen  Charakters  platzgreifen, 
das  sich  im  späteren  Mittelalter,  vielleicht  unter  dem  Einfluß  des  kano- 
nischen Rechts,  mehr  und  mehr  zu  einem  selbständigen  possessorischen 


werde,  in  die  es  sich  kleidete,  um  des  Rechtsverkehrs  teilhaftig  zu  werden.  Welche 
Bedeutung  hätte  dann  das  Eigentum  noch  gehabt,  falls  ein  anderer  die  Nutznießung 
hatte  (Anm.  85)?  Bei  Salmannseigen  stand  die  rechtUche  Yertretong  nicht  dem 
in  Nutz  und  Gewere  gesetzten  Erwerber  (Anm.  89),  sondern  dem  Salmann,  der 
sich  der  Gewere  entäußert  hatte,  zu.    Vgl.  Betbrle  1,  158. 

«  Vgl.  Heüsleb  2,  25  ff.     Stobbe,  Priv.-R.  2,  1«  S.  200  ff. 

^*  So  hatte  der  Aftervassall  zwar  die  ledigliche  Gewere  und  daher  auch  die 
Vertretung  des  Gutes  im  Landgericht  wie  im  Lehnsgericht  seines  Herrn  (vgl.  S.  409  f. 
HoMEYBB,  Syst  d.  Lehnr.  408  f.  11.  F.  8  §  1),  aber  im  Lehnsgericht  des  Oberlehns- 
herrn hatte  der  Obervassall  und  Unterlehnsherr  allein  die  Vertretung  und  die  Gewere, 
der  Unterlehnsmann  galt  nur  als  sein  Verwalter.  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  7  §  3.  Ganz 
entsprechend  war  das  Verhältnis,  wenn  ein  Vassall  sein  Lehen  ganz  oder  zum  Teil 
gegen  Zins  ausgethan  hatte.  Umgekehrt  stand  den  hörigen  Bauern  zwar  die  hof- 
rechtliche Gewere  an  ihrem  Zinsgut  und  den  Ministerialen,  solange  sie  noch  keinen 
Zutritt  zu  den  Landgerichten  hatten,  die  dienstrechtliche  Gewere  zu,  aber  die  Ver- 
tretung im  Landgericht  und  somit  die  landrechtliche  Gewere  war  Sache  des  Herrn. 
Vgl.  S.  445.  582.  605. 

^'  Deutlich  ausgesprochen  bei  den  Vergabungen  mit  Vorbehalt  des  Nieß- 
brauches (S.  287).  Vgl.  Hbusleb  2,  26  f;  Gewere  52.  Dsp.  25.  Schwsp.  L.  22. 
Man  muß  aber  Hubbb,  Gewere  28 ff.,  zugeben,  daß  der  Zinsherr  auch  in  anderen 
Fällen  der  freien  Leihe,  insbesondere  auch  bei  Zeitpacht  und  Miete,  eine  eigene 
Gewere  gehabt  haben  muß,   die  nur  hinter  der  des  Zinsmannes  selbst  zuräcktrat 
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Bechtsmittely  unabhängig  von  der  Entscheidung  über  das  Recht  an  der 
Sache,  ausgestaltet  hat** 

Der  Übergang  der  „eigentlichen"  Gewere  des  Erblassers  auf  den  Erben 
vollzog  sich  von  Bechts  wegen  unmittelbar  durch  den  Erbfall,  indem  der 
Erbe,  auch  wenn  er  den  Besitz  thatsächlich  noch  nicht  angetreten  hatte, 
den  Besitz  des  Erblassers  einfach  fortsetzte  und  wegen  der  von  Dritten 
eigenmächtig  aus  dem  Nachlaß  entfernten  Gegenstände  die  possessorischen 
Rechtsmittel  anwenden  konnte  *^  Ebenfalls  von  Rechts  wegen  erwarb 
der  Vormund  die  Oewere  an  allen  im  Besitz  des  Bevormundeten  befind- 
lichen Sachen.  Bei  Veräußerungen  ging  die  Gewere  des  Veräußerers 
durch  die  Auflassung  insofern  auf  den  Erwerber  über,  als  der  Auflassende 
diesem  gegenüber  bis  zu  der  körperlichen  Besitzeinweisung  als  sein  Stell- 
vertreter, d.  h.  als  bloßer  Besitzdiener  angesehen  wurde,  während  es 
Dritten  gegenüber  noch  der  Besitzergreifung  seitens  des  Erwerbers  be- 
durfte *^  Wenn  aber  der  Veräußerer  sich  den  Nießbrauch  vorbehielt  oder 
wenn  es  sich  um  einen  bloßen  Auftrag  zu  Lehn-  oder  Zinsrecht  handelte, 
bedurfte  es  stets  der  körperlichen  Besitzübertragung  und  Besitzrückgabe, 
und  zwar  nach  strengem  Recht  mit  einem  thatsächlichen  Zwischenbesitz 
des  Erwerbers  durch  Jahr  und  Tag  oder  doch  durch  drei  Tage*^  Bei 
der  Leihe  wurde  die  Gewere  des  Leihenden  auf  den  Beliehenen  ursprüng- 
lich nicht  schon  durch  die  Investitur,  sondern  erst  durch  die  Besitz- 
einweisung {bewUunge)  übertragen  *^  Die  dem  Besitzer  einer  Sache 
gerichtlich  „verteilte"  Gewere  ging  kraft  Urteils  unmittelbar  auf  seinen 
Gegner,  dem  sie  zuerkannt  worden  war,  über*®. 

Die  Eigentumsübertragung  an  Grundstücken  geschah  im  wesent- 
lichen noch  in  den  alten  Formen*^.    Königliche  Übertragungen  erfolgten 

**  Vgl.  Schröder,  ZDA.  18,  147.  161  ff.;  ZRG.  7,  182.  8,  163.  Franklik, 
Reichflhofgericht  1,  47.  116.  125.  129.  160.  182.  Stobbe,  Priv.-R.  2,  20  ff.  (2,  !• 
S.  209  ff.).  Heübler  2,  44  ff.  Laband,  Yermög.  Kl.  184  ff.  Hubbr,  Gresch.  d.  Schweiz. 
Priv.-K.  232  n. 

"  Über  die  sehr  bestrittene  Frage  vgl.  Hbüsleb  2,  39  ff.;  Gewere  172  ff. 
Stobbe,  Pr.-R.  5,  21  f.  Planck,  Ger.-Verf.  1,  531  f.  Laband,  Kr.  VJSchr.  15,  397  ff. 
Beerend,  Anefang  u.  Erbengewere,  1885.  Cosack,  Besitz  des  Erben,  1877.  Sohh, 
Auflassung  111,  n.  42.  Loebsch  u.  Schröder  Nr.  264  (245).  Huber,  Gewere  32  f. 
38  f.     Siehe  auch  BGB.  857. 

^  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  109.  Heusler  2,  84  f.  Hüber,  a.  a.  0.  33  ff.  Beterle, 
a.  a.  0.  1,  135  ff.  Man  hat  sich  diese  relative  Gewere  des  Erwerbers  ähnlich  zu 
denken  wie  die  des  Entwehrten  gegenüber  der  raublichen  Gewere  des  Entwehrers 
(Anm.  37). 

*'  Vgl.  S.  287.  338.  404.  Heubler  2,  36  f.  Im  Leben  wurden  diese  Fristen 
vielfach  nicht  beobachtet 

«  Vgl.  HoMETER,  Syst  d.  Lehnrechts  395  ff.  Huber,  a.  a.  0.  37  f.  Nach 
Albreoht,  a.  a.  0.  284  ff.,  gab  die  Investitur  schon  die  Gewere,  aber  erst  die 
spfttere  Kechtsentwickelung  gestattete  dem  Beliehenen  unter  Umständen^  sich  selbst 
in  Besitz  zu  setzen. 

*•  Die  Verteilung  war  an  die  Stelle  der  prozessualischen  Auflassung  (S.  283) 
getreten.    Vgl.  Heusler  2,  37. 

»•  Vgl.  S.  276  ff.    Außer  der  §  35  n.  89  angeführten  Litteratur  vgl.  Heusler, 
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in  der  Regel  durch  Privileg  {praeceptum  regü\  während  sich  die  Fürsten 
bald  der  gleichen,  bald  der  volksrechtlichen  Form  bedienten  *\  Die  letz- 
tere bestand  nach  wie  vor  aus  zwei  untrennbar  verbundenen  Akten,  näm- 
lich der  unter  Übergabe  eines  Handschuhes  vollzogenen  Einigung  {Gabe, 
Aufgabe^  Verreichungy  Äufreichung,  Begabung^  donatio),  die  der  volks- 
rechtlichen Säle  entsprach  und  wie  diese  auch  als  traditio  bezeichnet 
wurde ^*,  und  der  Auflassung  (FerUissung,  Verzicht^  Ausgang,  renunciatio, 
resignatioj  abdicatio,  remissio),  die  der  Veräußerer  in  alter  Weise  bei  den 
Sachsen  mit  Finger  und  mit  Zunge,  bei  den  übrigen  Stammen  durch  ex- 
festucatio  mit  Halm  und  Mund  oder  unter  Stabreichung  vollzog*'.  Da- 
zwischen schob  sich  zuweilen  noch  die  symbolische  Investitur  mit  Rasen 
und  Zweig,  im  Süden  zu  einer  bloßen  Fertigung  unter  Handreichung  ver- 
flüchtigt**. In  der  Folgezeit  sind  „Auflassung"  und  „Fertigung**  in  all- 
gemeinerer Anwendung  zu  technischen  Bezeichnungen  für  den  ganzen 
Übertragungsakt    geworden**.     Die    in   der    fränkischen   Zeit    nur    vom 


Inst.  1,  73  ff.  Beteble,  a.  a.  0.  1,  119—141.  Hxtbbr,  Gesch.  d.  Schweiz.  Privatr. 
701  ff.;  Gewere  33  ff.  Albrecht,  Gewere  63  ff.  Sohm,  Frank.  E.  u.  rom.  R.  34—60. 
Labakd,  Vermögensr.  Kl.  235  ff.  292  ff.;  Kr.  VJSchr.  15,  403  ff.  Bbinck,  Bestellung 
der  dingl.  Rechte,  1887,  S.  8  ff.  Sandhaas,  a.  a.  O.  4ff.  v.  Gosek,  a.  a.  O.  64  ff. 
LoERscH  u.  ScHBÖDEB*,  S.  262  f.  Kbaut,  Grundriß  §  78.  v.  Duhn,  a.  a.  O.  10  ff". 
Behme,  Lübecker  Ober- Stadtbuch  108  ff.;  Zur  Geschichte  des  Müncbener  Liegen- 
schaftsrechtes,  i.  d.  Berl.  Festgabe  f.  Demburg,  1900,  S.  281  ff.  Napibrskt,  Erbe- 
bücher  der  Stadt  Riga,  pg.  7—70.  Fabbicius,  a.  a.  O.  264.  Goschen,  GobL  Stat. 
188  ff.  Bischoff,  Olmütz.  Statuten  86  ff.  Rössleb,  Altprager  Stadtr.  pg.  61.  Isi^b, 
Das  thurgauische  Fertigungsrecbt,  Bern.  Diss.  1901.  Büelowius,  Utrum  ad  domi- 
nium rerum  immobilium  transferendum  resignatione  solemni  in  iudicio  opus  fuerit, 
Königsb.  Diss.  1870. 

"  Vgl.  S.  283.  MG.  Dipl.  reg.  Otto  H.  Nr.  280  (982).  Sohm,  a.  a.  O.  52  f. 
Stobbe,  Auflassung  170.  Die  Überreichung  des  Handscbuhes  wird  auch  bei  könig- 
lichen Landübertragungen  erwähnt 

^'  Die  Ausfuhrungen  der  bisherigen  Auflagen  dieses  Buches,  die  ein  Fort- 
leben der  Säle  in  Abrede  stellten,  waren  nach  den  von  Heüsleb  und  Bbterlb  bei- 
gebrachten Beweisen  zu  berichtigen.  Lehrreich  eine  kölnische  Urkunde  von  1159 
und  eine  niedersächsische  von  1256  (Loebsch  u.  Schbödbb*  Nr.  104,  138).  In  beiden 
handelt  es  sich  um  die  Übereignung  verkaufter  Grundstücke.  An  den  voran- 
gegangenen Kaufvertrag  schließt  sich  die  gerichtliche  donatio  und  die  Auflassung 
{exfesiucatio^  renunciatio),  in  der  niedersächsischen  Urkunde  folgt  noch  Aufgebot 
und  gerichtliche  Friedewirkung,  sodann  die  körperliche  Besitzeinweisung  und  tri- 
duana  possessio  des  Käufers.  Über  den  fortdauernden  Gebrauch  des  Handschuhes 
vgl.  Heüsleb  1,  73  n.  3.  Gbimm,  RA.  152  f.  Die  Bilder  zu  Ssp.  I.  45  §  2  und 
IL  24  §  2  geben  dem  Auflassenden  einen  Handschuh  in  die  Hand.  Vgl.  v.  Amiba, 
Dresdener  Bilderhandschrift,  Tafel  28,  55. 

"  Vgl.  S.  277  f.  Heüsleb  1,  74  f.  Isleb,  a.  a.  0.  18.  20.  Loebsch  u.  ScHBonKB* 
Nr.  83.  84.  148.  180.  Meißener  RB.  1,  31  dist.  1.  Cod.  dipl.  Anh.  1,  Nr.  411. 
419.  2,  Nr.  75.     Brem.  ÜB.  1,  Nr.  512. 

**  Vgl.  Beyeble,  a.  a.  0.  1,  131  ff.  Heüsleb  1,  73  f.  Ob  die  (eidliche)  Fer- 
tigung in  Münchener  Gerichtsbucheinträgen  in  diesem  Sinne  zu  erklären  ist,  muß 
dahingestellt  bleiben;  der  von  Rehme,  a.  a.  O.  294  ff.  angenommenen  Deutang  auf 
das  Versprechen  der  Gewährleistung  kann  ich  nicht  zustimmen. 

^^  Die  „Auflassung^'  des  BGB.  §  925  entspricht  der  früheren  Säle,  während 


Digitized  by 


Google 


§  61.    Das  Privatrecht.     2.  Sachenrecht.  719 

ribuarischen  Rechte  verlangte  Gerichtlichkeit  des  Aktes  war  im  Mittel- 
alter fast  allgemein  vorgeschrieben,  er  gehörte  vor  des  echte.  Ding  oder 
die  „gehegte  BaDk",  als  die  stad  dö  iz  von  rechte  kraft  ader  macht  ge- 
haben mochte  ^^.  Die  wesentlichsten  Vorzüge  der  gerichtlichen  Auflassung 
beruhten  in  der  Öffentlichkeit,  dem  Beweise  durch  Gerichtszeugnis  und 
Gerichtsurkunden,  zumal  bei  Eintragungen  in  Stadtbücher  oder  Land- 
tafeln ^^,  ganz  besonders  aber  in  der  Sicherstellung  der  Auflassuug  gegen 
Anfechtungen  Dritter*®.  Erreicht  wurde  die  letztere  durch  ein  unmittelbar 
an  die  Auflassung  angeschlossenes  prozessualisches  Verfahren,  indem  der 
Richter  die  Anwesenden  durch  dreimaliges  Aufgebot  zu  sofortiger  Geltend- 
machung ihrer  Einsprüche,  bei  Vermeidung  der  Ausschließung,  auf- 
forderte, und  darauf  dem  Erwerber  hinsichtlich  des  Gutes  Frieden  wirkt-e. 
Dieser  Friedebann,  für  den  ein  Friedeschilling  erhoben  wurde,  hatte  die 
Bedeutung  einer  Fronung,  d.  h.  einer  obrigkeitlichen  Beschlagnahme 
{missio  in  bannum),  und  wirkte  daher  gegen  alle  Abwesenden  als  ünge- 
horsamsnrteil  in  der  Weise,  daß  sie  ohne  echte  Not  nicht  länger  als 
Jahr  und  Tag  mit  der  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche  säumen  durften. 
Ließen  sie  die  Frist  verstreichen,  so  hatten  sie  sich  verschwiegen,  die 
durch  die  Auflassung  begründete  Gewere  des  Erwerbers  war  zur  rechten 
Gewere  geworden,  so  daß  er  sich  auf  keine  Anfechtung  mehr  einzu- 
lassen brauchte  *®.     Eine  partikularrechtliche  Abschwächung  war  es,  wenn 


die  frühere  Auflassung  durch  die  Eintragung  in  das  Grundbuch  ersetzt  ist.  Vgl. 
Anm.  57. 

^  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  41  ff.  Heuslee  2,  81—103.  Nur  in  Straßburg  und 
wenigen  anderen  Städten  pflegten  die  Auflassungen,  um  Brief  und  Siegel  darüber 
zu  erhalten,  vor  den  bischöflichen  OfGzialen,  in  Ostfriesland  und  Ditmarschen  vor 
den  P£arrern  der  betreffenden  Kirchspiele  vollzogen  zu  werden.  Vgl.  S.  701  n.  703. 
Fbiedlandbr,  Ostfries.  ÜB.  1,  Nr.  177.  246.  313.  334.  375.  892.  394.  Man  darf 
annehmen,  daß  die  Kirchspielauflassungen  um  des  Nachbarzeugnisses  willen  regel- 
mäßig vor  versammelter  Gemeinde  erfolgten.  Denselben  Grund  hatten  die  Auf- 
lassungen im  Dorfgemeindegericht  (S.  606.  627  n.)  sowie  die  Eintragungen  der 
Kölner  Schreinsämter.    Vgl.  Keuse,  ZRG.  22,  204. 

"  Vgl.  S.  702 f.  Bebme,  Münchener  Liegenschaftsrecht  300  ff.;  Lüb.  Ober- 
stadthuch  170  ff.  Ebd.  188  ff.  der  Nachweis,  daß  seit  Mitte  des  14.  Jhs.  die  Auf- 
lassung durch  den  Eintragungsbefehl  des  Rates  ersetzt  werden  konnte ,  wodurch 
sie  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund  trat  und  schließlich  ganz  außer  Ge- 
brauch kam. 

*«  Vgl.  ÜB.  d.  Höchst  Halberstadt  1,  434  (1215):  quoniam  nuüa  donatio 
proprietatis  rohur  firmitatis  sttsUnere  potest,  nisi  comiHe  iestimonio  et  bannt  regalis 
aueforitate  firmetur.  Da  auch  Grundstücke  des  Herrenstandes  der  gerichtlichen 
Auflassung  bedurften,  so  kann  die  bereits  durch  v.  Bblow  aus  guten  Gründen  an- 
gefochtene Ansicht  von  Sohm  und  Heusler,  daß  die  obligatorische  gerichtliche 
Auflassung  auf  die  Grafenschat^pfiicht  zurückgehe,  nicht  richtig  sein,  doch  mag 
letztere  unter  Umständen  die  Auflassung  durch  die  Hand  des  Richters  erforderlich 
gemacht  haben.     Vgl.  Seibbbtz,  UB.  1,  Nr.  177.  397. 

*•  Das  Verdienst,  die  rechte  Gewere  durch  die  Hinweisung  auf  die  Fronung 
(S.  375)  auf  ihre  wahre  Grundlage  zurückgeführt  zu  haben,  gebührt  Sohm,  a.  a.  0. 
37  ff.  53  ff.  Vgl.  Brunker,  Forschungen  738  ff.  Heusleb  2,  81  ff.  103  ff.  Huber, 
a.  a.  0.   712.    Immerwahr,   Verschweigung  (s.  S.  359).    Fockbma  Andrbab,   ZRG. 
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das  sächsische  Becht  dem  Inhaber  der  rechten  Gewere  noch  einen  bescm- 
deren  Eid  über  seinen  Bechtetitel  auferlegte^.  Die  Frist  belief  sich  anf 
ein  Jahr  sechs  Wochen  und  drei  Tage,  d.  h.  drei  Echtedinge  und  drei 
gebotene  Dinge ^^.  Wo  keine  Anflassung  stattgefunden  hatte,  fand  die 
alte  Yerjährungsfrist  von  30  Jahren  (S.  383),  bei  den  Sachsen  um  die 
Frist  von  Jahr  und  Tag  verlängert^  Anwendung. 

In  den  über  Eigentumsübertragungen  aufgenommenen  Stadtbudi- 
eintragen  pflegte  man  sich  mit  einer  kurzen  Angabe  des  übertragenen 
Gegenstandes  zu  begnügen  und  die  Übertragung  des  Eigentums  als  selbst- 
verständlich unerwähnt  zu  lassen.  In  den  Urkunden  dagegen  wurde  regel- 
mäßig ausdrücklich  hervorgehoben,  daß  die  Sache  „zu  Eigen*'  oder  ^^ro, 
Eigentum'^  oder  ,.mit  dem  Eigentum'^  (mhd.  daz  eigent&m,  mnd.  de  eipen^ 
dorn),  cum  proprietate  oder  cum  dommio  et  proprietate  übertragen  worden 
sei^';  oder  es  wurde  statt  dessen  in  den  mannigfachsten  Formeln  und 
Bedewendungen  angegeben,  daß  der  Erwerber  mit  der  Sache  thun  oiid 


27,  85  fr.  100  ff.  V.  DuuN,  a.  a.  0.  5  ff.  W.  Sickel,  Geschiebte  des  Bannes  (Marb. 
Progr.  1886)  25  ff.  Loersch  u.  Schbödeb*  Nr.  183,  S.  263.  Tblting,  a.  a.  O.,  Themia 
16,  78  ff.  35,  24  f.  In  süddeutschen  Stadtrechten  belief  sich  die  Grewerefrist  nnr 
auf  sechs  Wochen  und  drei  Tage.  Vgl.  Bbterle,  a.  a.  O.  1,  142  ff.  Hbcslss,  Inst. 
2,  111.  121  f.  HüBEB,  Gesch.  d.  schw.  Priv.'B.  718  n.  ÜW  eine  ähnliche  Ver- 
schiedenheit der  FristberechnuDg  vgl.  S.  666,  n.  44.  S.  715,  n.  37. 

^  Vgl.  Heüsleb  2,  107.  Gegen  die  Annahme  von  Fockema  Amdreab,  a.  a.  O. 
108  ff.,  daß  auch  das  niederländische  Recht  den  Eid  verlangt  habe,  weist  Bbüehbs, 
a.  a.  0.  740  ff.  nach,  daß  es  sich  hier  um  den  eidlichen  Beweis  der  rechten  Gre- 
were  und  nicht,  wie  in  den  sächsischen  Quellen,  um  eine  Ergänzung  der  unbe- 
strittenen oder  erwiesenen  rechten  Gewere  durch  den  Eid  handelte. 

'^  Diese  Frist  ist,  wenn  auch  meistens  erst  in  jüngeren  Quellen,  in  den  vei^ 
schiedenstcn  Bechtsgebieten  (aus  den  Niederlanden  vgl.  u.  a.  Bechtsbronnen  der 
stad  Harderwijk,  hör.  v.  Bbbms,  1886,  S.  8)  so  gleichmäßig  bezeugt,  daß  die  Über- 
einstimmung nicht  auf  Zufall  beruhen  kann.  Wir  können  daher  der  Auslegung 
von  Fockema  Amdbeae,  ZBG.  27 ,  75  ff. ,  daß  „Jahr  und  Tag"  immer  nur  ein  Jahr 
und  einen  Tag  (nach  Analogie  der  8  Tage  für  eine  Woche,  15  Tage  für  zwei 
Wochen)  bedeutet  habe  und  die  Verlängerung  auf  späteren  partikularrechtlichen 
Fortbildungen  beruhe,  nicht  beistimmen.  Wenn  die  älteren  Quellen  sich  durchweg 
mit  „Jahr**  oder  „Jahr  und  Tag*'  begnügen,  so  erklärt  sich  dies  aus  dem  fest- 
stehenden Sprachgebrauch,  indem  jeder  wußte,  was  damit  gemeint  war.  Erst  als 
der  Sprachgebrauch  ins  Schwanken  geriet,  hielt  man  es  für  nötig,  die  sechs  Wochen 
und  drei  Tage  ausdrücklich  hervorzuheben.  Unsere  im  Text  gegebene  AufFassong 
wird  unterstützt  durch  das  Aachener  BB.  (Loebsch,  Aach.  Bechtsdenkmäler  84  ff.) 
c.  21:  jair  ind  dach,  ind  dar  nae  dri  voichtgedinge,  c.  28:  toanne  dat  jair  ind  dadi 
umb  is,  van  varender  haven  gelieh  als  tcale  van  erve,  me  xo  dem  erve  gehoiren 
na  jair  ind  dage  dri  voitgedinge, 

••  Das  Wort  dominium  für  sich  kommt  nur  in  süddeutschen  Uricunden,  und 
auch  hier  nur  ausnahmsweise,  in  dem  Sinne  von  „Eigentum"  vor.  Sonst  wird  es 
durchweg  als  gleichbedeutend  mit  Herrschaft  (hereschaft,  nd.  hersehop)  in  den 
verschiedenen  Bichtungen,  welche  dieses  Wort  im  Mittelalter  angenommen  hat, 
gebraucht  Auch  dominium  directum  des  Lehnsherrn  und  dominium  utile  des 
Lehnsmannes  ist  zuerst  in  dem  Sinne  einer  geteilten  Herrschaft  und  nicht  in  dem 
des  geteilten  Eigentums  aufgekommen. 
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lassen  könne  was  er  wolle,   oder  daß  ihm  und  seinen  Erben  freie  nnd 
unbeschränkte  Verfügung  über  sie  eingeräumt  werde. 

£in  dem  Eigentum  sehr  nahe  stehendes  Recht,  das  mit  einem 
geringen  Zins  belastete  Erbbaurecht  (Hausleihe,  Zinseigen),  kommt  zu- 
erst als  Gründerleihe  bei  den  Markt-  und  Stadtgründungen,  später  auch 
bei  den  ländlichen  Kolonisationen  vor*^  Für  Gent  ist  es  schon  941, 
für  Passau  976,  für  ländliche  Kolonien  zuerst  im  Bistum  Bremen  (1106) 
bezeugt®*  Als  Vorbild  mag  die  Übertragung  von  Rottland  gegen  Land- 
recht  oder  Medem  gedient  haben®*.  Von  der  Gründerleihe  war  die 
freie  Erbleihe  durchaus  verschieden®®.  Diese,  die  man  bisher  irrtüm- 
lich als  eine  bloße  Umbildung  der  hofrechtlichen  Leihe  aufzufassen  pflegte, 
hat  sich  aus  der  alten  Prekarie,  und  zwar  der  precaria  oblata,  entwickelt; 
noch  bis  zum  13.  Jahrhundert  beruhte  sie  fast  regelmäßig  auf  einem 
Auftrag  zu  Leiherecbt,  erst  von  da  an  trat  die  unmittelbare  Erbleihe  mehr 
in  den  Vordergrund®^. 

Die  Auflassung  fand  nicht  nur  bei  Immobiliarveräußerungen,  sondern 
auch  bei  dem  Verzicht  auf  die  Lehns-,  Zins-,  Satzungs-  oder  Leibzuchts- 
gewere  seitens  des  Lehn-  oder  Zinsmannes,  Satzungsgläubigers  oder  Leib- 
zücbters  Anwendung,  gleichviel  ob  eine  Rückgabe  an  den  Eigentümer  (Lehn- 
oder Zinsherm)  oder  Übertragung  auf  einen  Dritten  durch  die  Hand  des 
Eigentümers  bezweckt  wurde.  Dagegen  wurde  die  Auflassung  durch  eine 
bloße  Investiturhandlung  ersetzt,  wenn  es  sich  nur  um  die  Einräumung 
einer  abgeleiteten  Gewere  handelte,  bei  der  dem  Eigentümer  der  „Anfall", 
d.  h.  das  vererbliche  oder  veräußerliche  Recht  auf  den  Heimfall,  vorbehalten 
wurde,  also  bei  Bestellung  einer  Leibzucht  oder  Satzung,  bei  Belehnung 
und  Erbleihe®®.    Die  Bestellung  einer  Leibzucht  oder  Satzung  mußte  zwar 


"  Vgl.  S.  438.  454.  682  f.  Rietschel,  Markt  u.  Stadt  182  ff.  Litteratur  S.  618. 
632,  n.  56. 

•*  Vgl.  DES  Marez  (S.  618)  13  f.  MG.  Dipl.  Otto  II.  Nr.  137.  Bremisches 
ÜB.  1,  28  Nr.  27.  Noch  Älter  als  die  Bremer  Gründung  ist  vielleicht  die  des 
Bischofs  Udo  von  Hildesheim  (1079 — 1114)  in  Eschershausen  (Böhueb,  Acta  imperii 
selecta  Nr.  1129). 

•»  Vgl.  S.  193  f.  429  f.  533. 

^  Über  diese  und  ihre  Entstehung  aus  der  precaria  hat  erst  Rietsohel,  Ent- 
stehung der  freien  Erbleihe,  ZRG.  35,  Aufklärung  gegeben.  Unsere  Ausführungen 
S.  453  f.,  bei  denen  Rietsohel's  Untersuchungen  noch  nicht  verwertet  werden  konnten, 
kranken  noch  an  der  ungehörigen  Vermischung  der  privaten  Erbleihe  mit  der 
Gründerleihe. 

®^  Das  völlige  Verschwinden  der  unmittelbaren  Prekarienleihe,  der  alten  pre- 
caria data  (S.  164.  287  f.),  seit  dem  Ausgang  der  fränkischen  Zeit  ist  wohl  dem 
Einfluß  des  Lehnwesens  zuzuschreiben.  Dagegen  hat  sich  die  precaria  oblata, 
wenn  auch  nicht  mehr  unter  dem  alten  Namen,  unverändert  erhalten,  nur  machte, 
wie  Übrigens  auch  bei  der  Leihe  nach  Hofrecht,  die  Leihe  auf  Lebenszeit  mehr 
und  mehr  der  erblichen  Leihe  platz.  Die  freie  Erbleihe  war  in  Stadt  und  Land 
gleichmäßig  verbreitet,  doch  wur^e  sie  in  süddeutschen  Städten  vielfach  als  eine 
Eigentümlichkeit  des  Stadtrechts  aufgefaßt  und  gleich  der  Gründerleihe  als  „Burg- 
recht" bezeichnet. 

"  Vgl.  S.  286.  Hbüslbb  2,  76.  Pauli,  Abb.  4,  27  f.  Sohm,  Auflassung  114  f. 
R.  SoHBöDXB,  DeutBche  BeohtBgeschlchte.    4.  Aufl.  46 
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Überall,  wo  für  Eigentumsübertragangen  die  gerichtliche  Auflassang  vor- 
geschrieben war,  ebenfalls  vor  Gericht  erfolgen,  aber  ohne  den  der  Auf- 
lassang eigentümlichen  Verzicht,  durch  bloBe  gerichtliche  Fertigung,  der 
dann  in  derselben  Weise  wie  bei  der  Auflassung  richterliches  Aufgebot 
und  richterlicher  Friedebann  folgte  ^^  Die  lehnrechtliche  Investitur  geschah 
in  den  besonderen  Formen  des  Lehnrechts  vor  dem  Lehnsgericht  (403. 
582),  vor  das  auch  die  Errichtung  von  Ffandlehen  und  Leibgedinge  an 
Lehen  gehörte  ^^  Die  Leibe  nach  Hofrecht  wurde  im  grundherrlichen 
Hofgericht,  unter  Anwendung  der  gewöhnlichen  Investitursymbole,  voll- 
zogen ^^  Bei  der  freien  Leihe  genügte  außergerichtliche  Überreichung  des 
Leihebriefes,  erst  seit  dem  14.  Jahrhundert  erfolgten  die  städtischen  Leihen 
regelmäßig  vor  Gericht  ^^.  Die  Gründerleihe  vollzog  sich  in  den  Formen 
des  Privilegs,  wahrscheinlich  unter  Aushändigung  eines  Leihebriefe& 

Das  Beispruchsrecht  der  Erben  behauptete  sich  während  des 
ganzen  Mittelalters  in  der  alten  Weise,  nur  wurde  es  im  Laufe  der 
Zeit  zu  einer  bloßen  Erblosung  abgeschwächt  und  auch  in  den  Rechts- 
gebieten, die  es  früher  auf  Kaufgut  ausgedehnt  hatten,  allmählich  auf 
die  Erbgüter  beschränkt  ^^  Das  Sachsenrecht  gestand  es  nur  dem  nächsten 
Erben  zu,  die  Anfechtung  fiel  also  weg,  wenn  dieser  zugestimmt  oder 
sich  verschwiegen  hatte;  die  Zustimmung  („Erbengelob'O  erfolgte  in  der 
Form  des  Gelobens,  also  feierlich  mit  Finger  und  mit  ZuDge,  und  er- 
forderte nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  (S.  297)  eine  wenn  auch  noch 
so  geringe  Gegenleistung.  Während  das  Beispruchsrecht  der  Erben  bei 
den  Sachsen  einen  selbständigen  Charakter  als  dingliches  Anerbenrecht 
hatte  und  durch  keine  Gemeinderschaft  bedingt  war,  beruhte  es  bei  den 
übrigen  Stammen  auf  der  Ganerbschaft,  d.  h.  dem  Gesamteigentum  am 
Familiengut,  und  wurde  demgemäß  durch  Erbteilung  aufgehoben.  Nach 
manchen  Rechten  war  die  Teilung  aber  nur  dann  eine  das  Ganerben- 
recht aufhebende  Totteilung,  wenn  sie  „mit  Verzicht**,  d.  h.  mit  gegen- 
seitiger Auflassung  der  gaoerbschaftlichen  Ansprüche,  erfolgt  war;  auch 
die  Zustimmung  zu  Veräußerungen   bedurfte  dementsprechend  der  Auf- 


«*  ygl.HEUSLEB2, 125  f.  141  f.  AlsSymbol  diente  auch  hier  vielfach  der  Handachah. 

^^  Vgl.  S.  407  f.    HoMETER,  Sachsenspiegel  2,  2  S.  845  f.  368. 

"  Vgl.  Hbusler  2,  178. 

"  Vgl.  Heusleb  2,  179  f.  Abnold,  Zur  Gesch.  d.  Eigentums  272.  Loebsch 
u.  ScHBÖDBR*  Nr.  110.  135  f.  146.  155.  165.  279. 

^'  Vgl.  S.  275  f.  386  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur.  Ebaüt  §  70. 
Loebsch  u.  Schbödeb*  S.  268.  Siegel,  Erbrecht  116  ff.  Gösohek,  a.  a.  O.  195  £ 
Pauli,  Abh.  1,  1837;  ZDE.  10,  825  ff.  v.  Gosen,  a.a.O.  171  ff.  HASSKaHBL,  a,a.O. 
135 ff.  Schbödeb,  ZRQt,  9,  410 ff.;  GTesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  2  S.  81  ff.  Schulze, 
a.  a.  0.  50  ff.  Gbbbeb,  Meditationes  ad  Ssp.  I.  52,  Erlangen,  1874.  Teltiho,  a.  a.  O., 
Themis  16,  59  ff.  41,  4.  Stück,  1880.  Hubeb,  Gesch.  d.  schw.  Pr.-R.  288.  558.  717  ff. 
Über  die  Bedeutung  des  sächsischen  Erbenlaubes  vgl.  Puktschabt,  a.  a.  O.  34  ff. 
Nach  Ssp.  I.  52  §  1  hatte  der  Erbe  die  einfache  Vindikation  gegen  den  Erwerber, 
nach  jüngeren  Quellen  meistens  nur  noch  gegen  ErsatE  des  von  diesem  gezahlten 
Kaufpreises.  Der  Anspruch  des  Erben  wurde  als  abscküten^  nd.  hesckiudden^  sp&ter 
auch  als  lösunge  bezeichnet 
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lassnngsform.  Einer  Erbteilung  ohne  Yerzicbt  wurde  vielfach  nur  die 
Bedeutung  einer  Mutschierung  (S.  405)  beigelegt^*.  Bei  dem  Herren- 
stande galt  diese  Auffassung  allgemein,  und  auch  der  Bitterstand  war  mehr 
und  mehr  bestrebt,  seinen  Stammgütem  den  ganerbschaftlichen  Charakter 
zu  wahren  ^'^.  Andererseits  wurde  seit  dem  18.  Jahrhundert  in  einzelnen 
Stadtreohten  das  Beispruchsrecht  der  Erben  völlig  aufgehoben  ^^ 

Yon  hervorragendem  Interesse  in  dem  mittelalterlichen  Rechte  Deutsch- 
lands und  Frankreichs  sind  die  verschiedenen  Gestaltungen  des  Miteigen- 
tums (zumal  an  unbeweglichen  Sachen],  die  sich  größtenteils  bis  zur 
Gegenwart  behauptet  haben  ^^  Das  durchaus  vorwiegende  Miteigentum 
zur  gesamten  Hand,  dem  im  Gebiete  des  Lehnrechts  die  Gesamtbelehnung 
(S.  405.  413  ff.)  entsprach,  konnte,  wie  bereits  bemerkt,  nach  Art  der  lehn- 
rechtlichen  Mutschierung  durch  eine  dauernde  Nutz-  und  Gebrauchsteilung, 
aus  der  sich  in  den  Städten  das  sog.  Gelaß-,  Geschoß-  oder  Stockwerks- 
eigentum entwickelt  hat,  seiner  Härten  und  Unbequemlichkeiten  entkleidet 
werden'^.  Eine  andere  Art  gemeinschaftlichen  Eigentums  war  es,  wenn 
dem  Einen  der  Grund  und  Boden,  einem  Anderen  das  auf  ihm  errich- 
'  tete  Gebäude  gehörte^®.  Im  Gebiete  des  Lehnrechts  und  der  bäuerlichen 
Leihe  entstand  das  später  zum  Teil  auch  auf  die  Hausleihe  und  das 
Rechtsverhältnis  bei  Stammgütem  und  Familienfideikommissen  übertragene 
sog.  geteilte  Eigentum  mit  dem  Untereigentum  (dominium  utile)  des  in 
Nutz  und  in  Gelde,  also  in  der  lediglichen  Gewere,  befindlichen  Lehns- 
oder Zinsmannes  i;nd  dem  Obereigentum  (dominium  directum)  des  Lehns- 
oder Zinsherm,  der,  abgesehen  von  den  ihm  zustehenden  Abgaben  und 
Diensten,  im  wesentlichen  auf  die  Mitwirkung  bei  Veräußerungen  und 
anderen  Verfügungen  über  die  Substanz,  auf  das  Vorkaufs-  und  Heim- 
fallsrecht und  ein  gewisses  Privationsrecht  beschrankt  war®^.    Als  geteiltes 


'^  So  in  Köln,  Österreich,  wohl  auch  Frankfurt.  Vgl.  Loebsoh  u.  Scthröder' 
Nr.  123  f.  127.  151.  286.     Haseivöhbl,  a.  a.  0.  142.     Rietschbl,  ZRG.  35,  197  f. 

'^  Vgl.  Heus  LEB  1,  231  ff.  Wippekmakn,  Ganerbschaften  (Kleine  Schriften 
rechtshistorischen  Inhalts  1,  1878). 

'•  Vgl.  Iglaner  Stadtr.  §  10  (Tokaschbk  212).  Statut  der  Stadt  Metz  von 
1215—16  (Histoire  de  Metz,  Preuves  4,  1  S.  179).  Genter  Keure  von  1192  §  19 
(Warnkönio,  Flandr.  RG.  2,  2  S.  16).  Ausschließung  iu  Notfällen:  Brünner  Schdffenb. 
863  (LoERscH  u.  Schröder'  Nr.  242). 

''Vgl.  S.  275  f.  Schröder,  Eigen  tQmliche  Formen  des  Miteigentums  im 
deutschen  und  französischen  Recht,  1896.  Stobbe,  Miteigentum  u.  gesamte  Hand, 
ZRG.  4,  207  ff.;  Priv.-R.  2,  §  81  (2*,  §  97j.  Gierkb,  Priv.-R.  §  80;  Genossenschafts- 
theorie 389  ff.;  Genossenschaftsrecbt  2,  144  ff.  325  ff.  Heusler,  Inst.  §§  50^53. 
HuBBR,  Gesch.  d.  schw.  Pr.-R.  698  f.  M.  Hubeb,  G«meinderschaften  der  Schweiz 
(Gierke,  Unters.  54),  1897  (vgl.  Stutz,  ZRG.  82,  190  ff.). 

^«  Vgl  Anm.  74.    Schröder,  a.  a.  O.  24  ff. 

^«  Vgl.  S.  437.  454.  682.  Schröder  37  ff.  41  f.  Wolff,  Bau  auf  fremdem 
Boden  9  ff.    Trennung  des  Eigentums  an  Wald  und  Waldgrund  §  28,  n.  41. 

^^  Schröder  40  f.  Dükcker,  DomiDium  directum  und  utile,  2^G.  2,  177  ff. 
HoKETER,  Syst  d.  Lehnr.  883  ff.  398  f.  402  ff:  Stobbe,  Priv.-R.  2,  §  80  (2*,  §  96). 
Besbleb,  Pr.-R.^  §  81.  Arnold,  Gresch.  d.  Eigentums  141  ff.  Rbaut,  Grundriß® 
S  74.    Hbusler,  Inst  2,  48  ff.    Hübbb,  Gesch.  d.  Schweiz.  Pr.-R.  693  ff. 
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Eigentum  dürfte  auch  das  Recht  am  Salmannseigeii  anzusehen  sein,  indem 
der  unmittelbare  Besitzer  als  Unter-,  der  das  Grundstück  im  Gericht  ver- 
tretende Salmann  als  Obereigentümer  erscheint  ®^  Neben  dem  Miteigentum 
zu  Bruchteilen,  das  dem  Mittelalter  auch  schon  bekannt  war^',  gab  es 
auch  ein  Miteigentum  nach  Wertbetragen,  in  der  Weise  daß  das  G-rand- 
stück  dem  Einen  bis  zu  einem  bestimmten  Geldbetrage,  dem  Anderen  da- 
gegen mit  seinem  Mehrwert,  der  „Überteuerung"  oder  „Besserung**,  ge- 
hörte ^^  Seine  Hauptanwendung  fand  dieses  Verhältnis  bei  dem  Zinseigen 
(S.  716.  721),  dem  Rentenkauf  und  der  Stadtrechtssatzung,  sodann  bei  den 
Erbgütern  des  lübischen  Rechts,  indem  dasselbe  Grundstück  zu  einem 
bestimmten  Wertbetrag  dem  Erbenwarterecht  unterliegendes  Erbgut  and 
mit  der  Überteuerung  freier  Eaufschatz,  oder  umgekehrt  mit  einem  be- 
stimmten Werte  Eaufschatz  und  mit  der  Überteuerung  Erbgut  sein 
konnte. 

Für  die  Entwickelung  des  Pfandrechts  an  unbeweglichen  Sachen 
wurde  infolge  der  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Jjage  der  Gegen- 
satz Ton  Land  und  Stadt  entscheidend  ^^  Man  kann  geradezu  die  land- 
rechtliche Satzung  der  des  Stadtrechts  gegenüberstellen,  obwohl  erstere 
gelegentlich  auch  in  Städten  vorkam  und  die  Stadtrechtssatzung  auf  dem 
Lande  wenigstens  gewisse  Seitenstücke  fand.  Die  landrechtliche  Satzung 
beschränkte  das  Ausbeuterecht  des  Pfandgläubigers  auf  die  Pfandnutzung, 
nur  ausnahmsweise  kam  seine  Befriedigung  durch  die  Substanz  in  Be- 
tracht (Verfall-  oder  Distraktionspiand).  Eine  persönliche  Haftung  des 
Schuldners  bestand  nur,  wenn  dieser  ein  besonderes  Treugelöbnis  abgelegt 
hatte.  Die  Satzung  bedurfte  meistens  der  gerichtlichen  Fertigung,  aber 
nicht  der  Auflassung.  Die  in  Deutschland  gebräuchlichste  Form  war  das 
einfache  Nutzpfand  (morUgage),  bei  dem  nur  der  Schuldner,  aber  nicht 
der  Gläubiger  das  Eündigungsrecht  hatte.  Das  Kündigungsrecht  des 
Schuldners,  weil  auf  seinem  Eigentum  beruhend,  war  vererblich  und  ver- 
äußerlich.   Es  konnte  davon  abhängig  gemacht  werden,   daß   die   Ein- 


>^  Vgl.  S.  688  n.  715  n.    Betbblb,  a.  a.  0.  1,  141  ff.  155  ff. 

<»*  VgL  LoBBsoB  u.  ScHBÖDEB*  Nr.  89.  128.  150.  158.  195.  272.  SchbSdks, 
Gesch.  d.  ehel.  Gaterr.  2,  2  S.  84  ff.    Stobbb,  Miteigentam  221.  224  ff. 

*'  Vgl.  ScHBÖDEB,  Miteigentum  10—22. 

^  Vgl.  S.  288  und  die  dort  angeführten  Werke  von  Kohlbb  und  v.  Mbiboii. 
Hbusleb  2,  128—158;  Zeitechr.  f.  HR.  25,  410  ff.  v.  Schwind,  a.  a.  O.  (S.  708). 
Stobbe  2,  106  f.  (2*,  §§  144  f.);  Kr.  VJSchr.  9,  285  ff.  Fbankbk,  Das  franzaeiBche 
Pfandrecht  im  Mittelalter,  1879.  Sohx,  Natur  u.  Geschichte  der  modernen  Hjpo- 
thek,  Zeitschr.  f.  Privat-  n.  öffentl.  R.  5,  1  ff.  Bbink,  Bestellung  der  dinglichen 
Rechte  an  fremden  Immobilien  (1887)  67  ff.  y.  Inaka-Sternegq,  Wirtsch. -Gesch.  IL 
446  ff.  Webeb,  Deutsches  Hypothekenrecht  (1887)  69  ff.  Hubbr,  Gesch.  d.  schw. 
Pr.-R.  785  ff.  PuNTSCHART,  a.  a.  0.  232—279.  v.  Madai,  ZDR.  8,  284  ff.  Buddb, 
ehd.  9,  411  ff.  Bbunneb,  Grundz.  188  ff.  Albbbcht,  Gkwere  142  ff.  Teltiko,  a.  a.  O., 
Themis85(1874),  Stück4.  Göschen,  a.  a.  0.  240  ff.  Paüu,  Ahb.  4,  129ff.  Schrödkb, 
ZRG.  19,  200  ff.  Fabbicius,  a.  a.  O.  269  ff.  Höpkbn,  i.  d.  Brem.  JB.  7,  68  ff.  Platnxb, 
Wiederkauf,  ZRG.  4,  128  ff.  Genglbb,  a.  a.  0.  20.  Kraut«  §  102.  Loerscu  u. 
Schröder*,  S.  266 f.    Rbhme,  Münchener  Liegenschaftsrecht  (S.  718  n.)  299.  303 f. 
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lösung  nur  aus  eigenen  Mitteln  des  Schuldners  erfolgte;  auch  konnte  es 
auf  eine  bestimmte  Zeit  ausgeschlossen  oder  an  eine  bestimmte  Frist  ge- 
bunden werden,  nach  deren  Abiauf  das  Pfand  dem  Gläubiger  zum  Zweck 
seiner  Befriedigung  Terfiel  oder  von  ihm  verkauft  oder  verpfändet  werden 
durfte ®^  Unter  Umstanden  wurde  dem  Gläubiger  überlassen,  dem 
Schuldner  eine  derartige  Einlösungsfrist  zu  setzen,  so  daß  also  ihm  das 
Kündigungsrecht  zustand.  Wenn  das  Pfand  verfiel,  so  bedurfte  es  einer 
nachträglichen  Auflassung  von  selten  des  Schuldners.  Wurde  die  Auf- 
lassung von  vornherein  mit  der  Bestellung  der  Satzung  verbunden,  so 
lag  ein  Nutzpfand  in  der  Form  eines  Eigentumspfandes,  ein  Verkauf  auf 
Wiederkauf,  vor;  die  Eigentumsubertragung  hatte  einen  provisorischen 
Charakter,  sie  erfolgte  nur  zu  treuer  Hand,  mit  der  Verpflichtung  des 
Gläubigers  zur  ßückauflassung  nach  Tilgung  der  Schuld.  Eine  zweite 
Form  des  Verkaufes  auf  Wiederkauf,  bei  der  die  Auflassang  unterblieb, 
unterschied  sich  von  der  gewöhnlichen  Satzung  dadurch,  daß  dem  Gläu- 
biger, unter  Vorbehalt  des  Einlösungsrechtes  des  Schuldners,  das  Recht 
der  Verpfändung  oder  Veräußerung  eingeräumt  wurde.  Eine  andere, 
namentlich  in  Frankreich  verbreitete  Form  der  Satzung  war  die  Tod- 
satzung [mf-gage)  mit  Tilgung  der  Schuld  durch  die  Erträge  des  Pfandes, 
80  daß  es  nach  einer  bestimmten  Zeit  ohne  Lösung  an  den  Schuldner 
zurückkehrte,  sich  also  selbst  auslöste.  Stand  die  Größe  der  Erträge  in 
keinem  Verhältnis  zum  Kapital,  dessen  Nutzungswert  bei  den  deutschen 
Salzungsgeschäfben  meistens  auf  lO^o  veranschlagt  wurde,  so  kam  es 
auch  vor,  daß  der  Gläubiger  die  Ertragsüberschüsse  an  den  Schuldner 
abführen  oder  dafür  einen  besonderen  Pachtzins  zahlen  mußte®®;  in  Frank- 
reich war  es  unter  dem  Einfluß  der  kirchlichen  Zinsverbote  überhaupt 
üblich,  dem  Gläubiger  in  allen  Fällen  des  mort-gage  einen  Pachtzins 
aufzuerlegen,  der  aber  häufig  nur  den  Charakter  eines  Anerkennungs- 
zinses hatte.  War  das  Mißverhältnis  zwischen  Kapital  und  Pfandertrag 
zu  groß,  so  konnte  es  vorkommen,  daß  Gläubiger  dem  Schuldner  gegen 
einen  von  diesem  zu  zahlenden  Pachtzins,  der  nach  dem  Nutzungswert 
des  Kapitals  bemessen  wurde,  den  Besitz  überließ,  mit  dem  Vorbehalt 
der  Rücknahme  für  den  Fall  der  Zinssäumnis®^  Diese  Form  der  Satzung, 
bei  welcher  Schuldner  die  Gewere  behielt,  dem  Gläubiger  aber  einen  Zins 
zu  zahlen  hatte,  kam  auch  in  den  Fällen  bloßer  Sicherheitsbestellung 
(Kautionshypothek)  vor^^  Das  spätere  Mittelalter  gestattete  in  solchen 
Fällen  vereinzelt  auch  Verpföndung  durch  Übergabe  einer  Pfandver- 
schreibung®®. 


"  Vgl.  LoERSOH  u.  Schröder*  Nr.  236  (215). 

»•  Vgl.  Kohler,  Pfandr.  Forsch.  103  ff.  164  ff.  299.   Stobbe  2«,  301  (2,  2"  S.  125). 

"  Vgl.  Schröder,  Annal.  d.  bist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  24,  160  f.  Loersch  u. 
Schröder  Nr.  129  (106).  Kohler,  a.  a.  0.  234.  Stobbe  2"  301  (2,  2*  S.  125).  Über- 
gabe an  einen  Dritten  zu  treuer  Hand  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  119.    Köhler  300  f. 

»  Vgl.  Hedsler  2,  147.    Loersch  u.  Schröder  Nr.  222  (198).     ZGO.  9,  291. 

»•  Vgl.  Anm.  98.    Bair.  Landr.  17,  2  (222). 
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Die  Stadtrecfatssatzung  beruhte  auf  der  durch  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Stadtbewohner  gebotenen  Notwendigkeit,  den  Schuldner  in  der  Gewere 
zu  belassen,  dem  Gläubiger  aber  die  Befriedigung  aus  der  Substanz  in 
Aussicht  zu  stellen.  Dies  wurde  ermöglicht,  indem  man  die  Grundsätze 
des  Fahrnispfandrechts  für  den  städtischen  Grundbesitz  fruchtbar  machte. 
Die  stadtrechtliche  Satzung  {Obligation)  war  eine  Fahrnissatzung  („zu 
Eistenpfandrecht'').  Der  Schuldner  begab  sich  mit  dem  Gläubiger  vor 
Gericht,  erkannte  dort  seine  Schuld  an  und  bezeichnete  den  Pfandgegen- 
stand. Das  Gericht  sprach  den  Friedebann  aus  und  veranlafite  die  Ein- 
tragung in  das  Stadtbuch.  Der  Friedebann  wirkte  wie  eine  Beschlagnahme, 
das  Pfand  galt  als  gefront,  es  befand  sich  zu  Gunsten  des  Gläubigers 
unter  gerichtlichem  Arrest  {kummer,  besatz)^  so  daß  der  Schuldner  es 
dem  Befriedigungsrecht  des  Gläubigers  nicht  mehr  entziehen  konnte  ^^. 
Der  Schuldner  blieb  zwar  im  Besitz,  verlor  aber  jede  Verfügung  über  das 
Pfand.  Mit  Eintritt  der  Fälligkeit  konnte  der  Gläubiger  sofort  die  ge- 
richtliche Zwangsvollstreckung  beantragen,  die  nicht,  wie  sonst,  in  das 
bewegliche  Vermögen,  sondern  ausschließlich  in  das  Pfand  erfolgte,  und 
zwar  je  nach  den  verschiedenen  Grundsätzen  der  gerichtlichen  Ptandung 
entweder  im  Wege  der  Pfandübereignung  oder  des  Pfiandverkaufes.  Noch 
im  Laufe  des  Mittelalters  gelangte  man  dahin,  dem  Schuldner,  unbe- 
schadet des  Pfandrechts,  die  Veräußerung  und  anderweitige  Verpfandung 
zu  gestatten,  indem  man  diese  Verfügungen  nur  von  der  Überteuerung 
oder  Besserung  (S.  724),  d.  h.  dem  Mehrwert  des  Pfandes  über  den  Be- 
trag der  ersten  Schuld,  gelten  ließ,  woraus  sich  dann  von  selbst  ergab, 
daß  der  Pfandgläubiger  sein  Becht  auch  gegen  jeden  dritten  Erwerber 
verfolgen  konnte,  unter  mehreren  Pfandgläubigem  aber  der  Altersvorzug 
entschied  ^^  Wurden  sämtliche  Pfandgläubiger  eingewiesen,  so  entstand 
unter  ihnen,  nach  Maßgabe  ihrer  Rangordnung,  ein  Miteigentum  nach 
Wertbeträgen  ®^ 

Das  spätere  Mittelalter  gestattete  auch  eine  Verpfandung  von  Hausern 
durch  Übergabe  der  Hausbriefe,  d.  h.  Eigentumspapiere,  als  Faustpfand  ^^ 

Während  bei  der  landrechtlichen  Satzung  die  reine  Sachhaftung 
durchaus  die  Kegel  und  die  Verbindung  mit  einem  Treugelöbnis  des 
Schuldners  eine  seltene  Ausnahme  war,  scheint  die  Stadtrechtssatzung 
von  vornherein  in  beiden  Formen,  bald  mit  bald  ohne  Treugelöbnis,  auf- 


w  Vgl.  Brunneb,  RG.  d.  Urk.  194,  n.  4. 

"  Vgl.  KoHLEB  28  ff.  Stobbe  2,  §  107,  n.  9.  n.  11  (2,  2»  §  145,  n.  11.  n.  13). 
WA88EBSCHLEBEN,  Rechtsquellen  284  c.  149.  v.  Meibom  802.  429.  456.  Nach  der 
Iglftuer  Praxis  maßte  der  filtere  Pfandgläubiger  vor  dem  jÜDgeren  zurückstehen, 
wenn  er  der  von  diesem  eröffneten  Pfandbetreibung  nicht  rechtzeitig  widersprach. 
Vgl.  ToHASCHBK,  Oberhof  Iglau  68,  Nr.  56.  Brunn  gewährte  ihm  in  diesem  Falle 
wenigstens  das  Vorkaufsrecht    Vgl.  Schöffenb.  c.  335. 

"  Vgl.  S.  728.    ScHBÖDEB,  Miteigentum  18  ff. 

«'  Vgl.  Anm.  89.  Heusleb  2,  147.  Stobbe  2,  §  107,  n.  6  (2,  2*  §  145^  n.  8> 
BisCHOFP,  ZRG.  12,  37  ff.    Roth,  ebd.  10,  854  ff.;  Bayer.  Civilrecht  2,  377  f. 
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getreten  zu  sein,  so  daß  Hypothek  und  Grandschuld  gleichmäßig  ge- 
läufig waren  ^^ 

Die  Satzung  als  Strafgedinge^  bei  welcher  der  VerfeJl  des  Pfandes 
nicht  zur  Befriedigung  des  Gläubigers,  sondern  zur  Bestrafung  des  säumigen 
Schuldners  diente,  kam  im  Gebiete  des  mittelalterlichen  Immobiliarsachen- 
rechtes  nur  noch  ausnahmsweise  yor^^ 

Die  Beallasten,  kraft  deren  der  Berechtigte  befugt  war,  auf  dem 
belasteten  Grundstück  Abgaben  zu  erheben  oder  Dienstleistungen  zu  ge- 
bieten, wurden  nicht  als  Rechte  an  einer  fremden  Sache,  sondern  ent- 
weder als  bloße  Spielarten  des  Eigentums  oder  als  besondere  unkörper- 
liche, unbewegliche  Sachen  behandelt,  die  Gegenstand  der  Gewere  sowie 
des  Eigentums  und  anderer  dinglichen  Hechte  sein  konnten  ^^.  Städtischen 
Ursprungs  waren  die  Beuten  (redditus  annui,  Geld,  Gülten),  die  seit  dem 
12.  und  13.  Jahrhundert  zuerst  als  Seelgerätsrenten  in  Gebrauch  kamen  ^^ 
Indem  diese  eine  Schenkung  möglich  machten,  bei  der  das  Grundstück 
ohne  Übertragung  des  Eigentums  und  Bückemp£ang  zu  Zinsrecht  mit 
einem  Zins  belastet  werden  konnte,  trat  die  aus  dem  Auftrag  zu  Zins- 
recht hervorgegangene  private  Erbleihe  in  den  Hintergrund.  Andererseits 
änderte  sich  im  Laufe  der  Zeit  die  BecbtsaufEassung  hinsichtlich  des  aus 
der  Gründerleihe  herrührenden  Zinseigens,  indem  man  den  Erbbauberech- 
tigten, der  ohnehin  Eigentümer  des  Hauses  war,  auch  als  Eigentümer  des 
Baugrundes  und  den  Zins  als  Beute  auffaßte  ^l  Der  Wurtzins  erschien 
jetzt  nur  noch  als  der  erste,  vor  den  übrigen  mannigfach  privilegierte 
Zins^®.  Die  Bezeichnungen  „Weichbild**,  „Weichbilds-"  oder  „Wibolds- 
rente"  und  „Burgrecht"  fanden  nunmehr  auf  alle  städtischen  Beuten  An- 
wendung, gleichviel  ob  sie  als  Vorbehaltsrenten  bei  der  Eigentumsüber- 


^  Vgl.  Stobbe  2*,  812  ff.  (2,  2^^  S.  ISS),     v.  Meibom  424  ff. 

«<^  Vgl.  y.  Meibom  248  ff.  Geholbr,  a.  a.  O.  20.  Töpfer,  Urk.-B.  d.  Vögte 
Ton  Hanoistein  1,  Nr.  25.    Loebsch  u.  Schrödeb  Nr.  146  (128). 

••  Vgl.  S.  274  f.  Heüsler  1,  844  ff.  Kraut,  Grundr.  §§  110—117.  Stobbe 
2,  §§  100—108  (187—140),  beide  mit  reichen  Litteraturangaben.  v.  Meibom,  JB. 
d.  gem.  B.  4,  442  ff.  v.  Schwind,  Die  ReaUastenfrage,  Jherikos,  Jahrb.  88,  1  ff. 
DuNGKER,  Reallasten,  1887.  Albrecht,  Krit.  JBB.  f.  RW.  1889,  S.  809  ff.  Brikk, 
BesteUang  der  dinglichen  Rechte  (1887)  15  ff.   Huber,  Gesch.  d.  schw.  Pr.-R.  771  ff. 

«^  Vgl.  RiETSCHBL,  ZRG.  85,  226  f. 

^  Vgl.  S.  682 f.  722  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  HeuslerI,  854ff.  Stobbe 
2,  §  104  (142);  ZDR.  19,  178 ff.  Kraut,  Gmndr.  §  109.  Loersch  u.  SGHROT>BR^ 
S.  266.  Albrbcht,  Gewere  157  ff.  Brink,  a.  a.  0.  80  ff.  Neumanv,  Gesch.  d.  Wuchers 
212  ff.  Teltiko,  a.  a.  0.,  Themis  85,  Stück  4.  Aüer,  Münchener  Stadtr.  pg.  129  ff. 
Rehme,  Münchener  Liegenschaftsrecht  (S.  718  n.)  804  ff.  Fabricius,  a.  a.  0.  276  ff. 
HÖPKEK,  a.  a.  0.  107  ff.  v.  Duhk,  a.  a.  0.  107  ff.  Euler,  RG.  von  Frankfurt  a.  Äf. 
84:  Arch.  d.  Prankf.  Gesch.-Ver.  NF.  2,  872  ff.  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  9. 
Hubbb,  Gesch.  d.  schw.  Pr.-R.  780  ff.  v.  Schwind,  £rbleihe  18  ff.  Lenfbrs,  Gnmd- 
züge  des  ältesten  Wikbiletrechts  des  Oberstifts  Münster,  Coesf.  Progr.  1882/83. 
Phiuppi,  Weichbild,  Hans.  Gesch.-Bl.  1895,  S.  8  ff.  Ribtschel,  Markt  u.  Stadt  182  ff. 
KsuTGBN,  Urspr.  d.  Stadtverfassung  119  ff.  Gothein,  Wirtsch.- Gesch.  d.  Schwarz- 
waldes 1,  160  ff. 

**  Vgl.  Heusler  1,  855.    Loersch  u.  Schröder*  Nr.  260. 
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tragUDg  oder  durch  besonderen  Rechtsakt  auf  das  Grundstück  gelegt 
wurden.  Daß  dieser  Rechtsakt  ebenso  wie  die  Weiterubertragnng  einer 
Rente  durch  Auflassung,  der  Verzicht  auf  eine  Rente  aber  durch  Rück- 
auflassung an  den  Eigentümer  erfolgte  ^^^,  ist  ein  untrügliches  Zeichen 
dafür,  daß  man  den  Rentenkauf  auf  seiten  des  Bestellers  als  eine  Im- 
mobiliarveräußerung  auffaßte-,  durch  die  der  Rentengläubiger  nach  Maßgabe 
des  Kapitalswertes  der  Rente  zum  Miteigentümer  des  Grundstücks  gemacht 
wurde  ^^^  Für  rückständige  Renten  haftete  ausschließlich  das  Grund- 
stück, dies  aber  selbst  dann,  wenn  ein  Dritter,  ohne  etwas  von  den  Rück- 
standen zu  wissen,  das  Grundstück  erworben  hatte:  der  Gläubiger  folgte 
dem  Gute  oder  der  Schleife  nach,  wie  das  Sprichwort  es  ausdrückte, 
nachdem  die  Rente  auch  auf  dem  Lande  heimisch  geworden  war^^^  Die 
Befriedigung  de^  Rentengläubigers  erfolgte  im  Wege  der  gerichtlichen 
Übereignung  des  Grundstückes,  das  als  sein  „Unterpfand''  angesehen 
wurde  ^^^;  wurden  mehrere  Rentengläubiger  eingewiesen,  so  entstand  das- 
selbe Miteigentum  nach  Wertbeträgen,  wie  bei  der  Einweisung  der  Pfand- 
gläubiger ^°*.  Es  beruhte  auf  jüngerer  Entwickelung,  wenn  dem  Gläubiger 
das  Pfandungsrecht  auf  dem  Grundstück  eingeräumt  oder  durch  weitere 
Unterpfander  noch  besondere  Sicherheit  geleistet  wurde  ^^*. 

Zum  Wesen  der  Rente  gehörte  die  Unkündbarkeit,  sie  war  wesent- 
lich Ewiggeld  (census  perpetuus,  eisernes  Kapital).  Da  die  Rente  aber 
als  Eigentumsanteil  aufgefaßt  wurde,  so  fing  man  frühzeitig  an,  auch 
den  Verkauf  auf  Wiederkauf,  überhaupt  die  landrechtliche  Satzung  bei 
ihr  zuzulassen,  so  daß  sich  der  Rentenschuldner  die  Einlösung  aus- 
bedingen konnte  ^^^  Dies  führte  mehrfach  dahin,  dem  Rentenschuldner 
gesetzlich   das   Kündigungsrecht   vorzubehalten  ^^^     Auch    die  mit  dem 


100  ]>^m.  YfenUf  wie  es  häufig  vorkam,  dem  Kentengläubiger  ein  Rentenbrief 
mit  Order-  oder  Inhaberklausel  übergeben  wurde,  genügte  zur  Weiterübertragung 
die  entsprechende  Begebung  des  Rentenbriefes.  Vgl.  Stobbb,  Pr.-R.  2,  2'  S.  97. 
LoERSCH  u.  Scbsöder'  Nr.  159.  224.  ZROt.  20,  116  ff.  ZDB.  5,  82  f.  Die  Annahme 
von  Heubler  1,  857,  daß  es  sich  hier  um  bloße  Legitimationspapiere  gehandelt 
habe,  ist  sicher  unrichtig. 

^^^  Vgl.  S.  724.  SoHRÖDBB,  Miteigentum  16  ff.  Damit  erledigt  sich  auch  die 
bekannte  Streitfrage,  ob  der  Rentengläubiger  eine  Gewere  am  Gute  oder  nur  am 
Zins  gehabt  habe.  Er  hatte  die  Gewere  eines  Miteigentümers^  aber  nur  an  seinem 
durch  den  Wert  der  Rente  ausgedrückten  Anteil,  nicht  am  Ganzen. 

"»  Vgl.  ZRG.  5,  42  f.  9,  458  f.  Stobbe,  Pr.-R.  2«,  279  (2,  2»  S.  99  f.).  Laband, 
Verm.  Kl.  826.    Lobrsoh  u.  Schröder*  Nr.  292.  809. 

><)'  Loebsch  u.  Schröder'  Nr.  153.  158.  164.  169.  226.  Bloße  Einräumung 
des  Verpachtungsrechtes  ebd.  Nr.  168. 

*°*  Vgl.  Anm.  92.    Loersch  u.  Schröder  Nr.  174  (150). 

»0«  Vgl.  ebd.  Nr.  169  (143).  224  (200).  227  (208).  292. 

><>•  Vgl.  Loersch  u.  Schröder«  Nr.  129.  158.  159.  195.  205.  209.  224.  236. 
276.  299. 

»^»^  Vgl.  ebd.  Nr.  284.  Stobbe  2«  280  (2,  2»  S.  100  f.);  Beiträge  25  ff.  Nur 
ausnahmsweise  erhielt  auch  der  Gläubiger  ein  Kündigungsrecht  (Loersch  u.  Schröder* 
Nr.  129.  159). 
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Tode   des  Berechtigten  endigende  Leibrente  war  schon   dem  Mittelalter 
bekannt  1^8. 

3.  Schnldverhaltnisse^^*.  Anf  dem  Gebiete  der  Schnldvertrage 
hat  sich  das  Erfordernis  der  Entgeltlichkeit  vielfach  noch  lange  be- 
hauptet"^, auch  die  Vorliebe  far  Barverträge  tritt  noch  im  Mittelalter 
entschieden  hervor  "^  Aber  mehr  und  mehr  machte  sich  bei  zweiseitigen 
Verträgen  die  Auffassung  geltend,  daß  die  Annahme  der  Vorleistung  zur 
Oegenleistung  verpflichte.  So  kam  man  zur  Anerkennung  der  Beal- 
vertrage,  auch  beim  Kaufe"*,  selbst  für  den  Fall  daß   die  Vorleistung 

"«  Vgl.  Stobbe,  Beiträge  25  flf.    Loebsch  u.  Scheödbe  Nr.  189  (166). 

^^  Vgl.  S.  289  ff,  und  die  dort  (Anm.  94)  angeführte  Litteratur.  Heusleb  2, 
244—267.  Stobbe,  Priv.-R.  8,  §§  164—202;  Zur  Geschichte  des  deutschen  Vertrags- 
rechts, 1855.  Witte,  Bindende  Kraft  des  Willens  im  altdeutschen  Obligationen- 
recht,  ZRG.  6,  488  ff.  Humer,  Gesch.  d.  Schweiz.  Pr.-B.  829  ff.  Kraut,  Grundriß« 
§§  119.  121.  L.  Sbupfert,  Zur  Geschichte  der  obligatorischen  Vertrage,  1881. 
Siegel,  EG.*  421  ff.;  Handschlag  und  Eid,  Wien.  SB.  1894;  Das  erzwungene  Ver- 
sprechen, ebd.  1892.  Teltinq,  a.  a.  0.,  Themis  37—39.  R.  Löning,  Vertragsbruch, 
1876.  W.  Sickel,  Bestrafung  des  Vertragsbruches,  1876.  Behrend,  Zeitschr.  f.  HR. 
21,  583  ff.  Beseler,  Erbverti-äge  2,  1  S.  30  ff.  Über  einzelne  Schuldvcrhältnisse 
vgl.  Pauli,  Zustände  3,  1878.  Stobbe,  Vertragsrecht  209  ff.  Köhler,  Annahme  und 
Annahmeverzug  (Jherinqs  JBB.  17.)  291  ff.  Grimm,  RA.  606  ff.  Loersoh  u.  Schröder', 
S.  268  ff.  CoNZE,  Kauf  nach  hanseat.  Quellen,  Bonn.  Diss.  1889.  Neumakn,  Ge- 
schichte des  Wuchers,  1865;  Geschichte  des  Wechsels  im  Hansagebiete,  1863 
(siehe  auch  Pauli,  Zustände  2,  98—179).  v.  Brünneok,  Zur  Geschichte  der  Miete 
und  Pacht,  ZRG.  14,  188  ff.  (siehe  auch  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  958  ff. 
Arkold,  Gesch.  d.  Eigentums  192  f.  Auer,  Münch.  Stadtr.  pg.  70  ff.).  Hammer, 
Lehre  vom  Schadenersatz  n.  d.  Sachsenspiegel  (Gierke,  Untersuchungen  19). 

"<>  Vgl.  Loersch  u.  Schröder  Nr.  107  (81).  Nach  Ssp.  I.  6  §  2  haftete  der 
Erbe  für  nene  acult,  toande  der  he  wederstadmge  univing,  also  für  keine  unentgelt- 
lichen Verbindlichkeiten  des  Erblassers. 

^^^  So  selbst  beim  Kaufe.  Vgl.  Stobbe,  Vertragsrecht  277.  Oonze,  a.  a.  0. 
51  f.  67  ff.  Beterlb,  a.  a.  0.  1,  121  n.  Der  Spiel  vertrag  galt  durchweg  als 
Banrertrag  und  erzeugte  im  allgemeinen  (Ausnahmen  bei  Wilda,  Spiel  146)  keine 
klagbare  Haftung,  wenn  auch  der  Gewinner  zu  sofortiger  Pfändung  berechtigt 
war.  Vgl.  Ssp.  I.  6  §§  2.  12.  IH.  6  §  2.  Schwsp.  L.  259.  Magdeburg-Görlitzer 
Recht  V.  1304,  Art  107.  Loersch  u.  Schröder  Nr.  341  (800).  Wilda,  Lehre  vom 
Spiel,  ZDR.  2,  144  ff.  Schuster,  Spiel  (1878)  16  ff.  40  f.  53  f.  56  f.  Brück,  Spiel 
n.  Wette,  Greifsw.  Diss.  1868,  S.  27  ff.  v.  Meibom,  Pfandrecht  221.  Das  Erforder- 
nis des  baren  Einsetzens  beim  Spiel  führte  zu  dem  Gewerbe  des  phantner  (p fleger , 
^cholderer)y  der  das. Spiel  leitete  und  beaufsichtigte,  den  Spielenden  die  nötigen 
Vorschüsse  machte  oder  als  Bürge  für  sie  einstand,  dafür  aber  auch  das  Pf&ndungs- 
reoht  hatte  und  för  sich  eine  Provision  (phanirehf)  erheben  durfte.  Wegen  des 
dabei  erzielten  Wuchers  wurde  das  Geschäft  des  Pfantners  in  Niedersachsen  joden 
genannt  Vgl.  Schuster,  a.a.O.  58  ff.  M.  Haupt,  Erec  S.  839  ff.;  ZDA.  11,  53  ff. 
Simplicissimus  2,  cap.  20  (Ausg.  v.  Bobertao  1,  159).  Auch  die  Wette  wurde 
überwiegend  als  Barvertrag  behandelt,  indem  der  Wettbetrag  entweder  an  den 
Gegner  entrichtet  oder  einem  Dritten  zur  Aufbewahrung  übergeben  wurde.  Vgl. 
Wilda,  Wetten,  ZDR.  8,  220  ff.  Brück,  a.  a.  0.  47  f.  Pauli,  Lüb.  Zust.  2,  72  ff. 
Über  den  Pfantner  bei  der  Wette  vgl.  Schuster,  a.  a.  O.  58.  Über  Klagbarkeit 
der  Wette  vgl.  Lübeck.  Stadtr.  4,  46  (Haoh  S.  570).  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  308 
(271).  340  (299).    Klaglosigkeit  ebd.  Nr.  284. 

"•  Vgl.  EEeusler  2,  255.  257.   Stobbe,  Reuerecht  241  f.    Conze,  a.  a.  0.  26  ff. 
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eine  materiell  minderwertige,  nur  symbolische  Leistung  gewesen  war:  da» 
Lohngeld  (S.  297),  auch  in  der  Form  des  Gottespfennigs,  Weinkaufes^ 
oder  Leitkaufes,  wurde  zu  einem  die  Haftung  des  Schuldners  begründen- 
den Handgelde ^^^  Im  übrigen  behauptete  der  alte  Formalyertrag 
{treuwa,  fides  facta)  das  Feld.  Bei  Pfandbestellung  begnügte  man  sich 
meistens  mit  der  bloßen  Sacbhaftung,  bei  Bürgenstellung  mit  der  Haftung 
des  Bürgen  ^^^  Sollte  der  Schuldner  persönlich  haften,  so  mußte  er  dem 
Gläubiger"*  „geloben"  {loben\  Handtreue  {hanttriuwe)  „thun"  oder  „geben*V 
d.  h.  ein  formelles  Treugelöbnis  [gelübe ^  geliibede^  gelovede,  vasünge)  ab- 
legen, durch  das  er  sich  zum  Selbstbürgen  machte,  seine  Hand  und  seine 
Treue  verpfindete"^  Das  Treugelöbnis  erfolgte  auch  im  Mittelalter  mit 
Hand  und  Mund,  und  zwar  bei  den  Sachsen  in  alter  Weise  mit  Finger 
und  Zunge  "^,  bei  den  übrigen  Stammen  unter  Geben  und  Nehmen  der 
Wette,  häufig  auch  statt  der  früheren  Formen  mit  Handschlag  oder  Eid"®» 
Die  mündliche  Erklärung  bestand  in  bestimmt  bemessenen  Worten,  wahr« 
scheinlich  nach  Art  der  römischen  Stipulation  in  Frage  und  Antwort 
Die  Angabe  eines  materiellen  Schuldgrundes  war  für  die  Verbindlichkeit 
des  Gelöbnisses  nicht  erforderlich"®. 

Seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  machten  sich  hin  und  wieder,  be- 
günstigt durch  die  kanonistischen  Doktrinen,  Bestrebungen  bemerkbar^ 
den  Formalismus  des  Gelübdes  zu  beseitigen  und  sich  an  formlosen 
Willenserklärungen   genügen  zu   lassen"^.     Durchgedrungen   sind   diese 


72  fF.  Über  die  Verbindung  eines  RealvertrageB  mit  dem  Treugelöbnis  vgl.  Puiny 
SCHABT,  a.  a.  0.  477  f.  510  f. 

iis  Ygi^  y^  Amiba,  Grundr.*  139.  Hbusler  2,  255  f£  Stobbe,  Vertragsrecht 
50  ff.;  Reuerecht  226  f.  231  ff.  Siegel,  Versprechen  29  ff.  Uubbb,  Gesch.  d.  Schweiz. 
Pr.-R.  833  f.  SoHH,  Eheschi.  29  f.  54.  Lobrsch  u.  Schröder*  Nr.  268.  340.  Coszi, 
a.  a.  0.  29  ff.  36  ff.  Grimm,  RA.  191  f.  Nooedbwibb,  Regtsoudheden  52  f.  Drbtbr, 
De  differentia  iuris  Romani  et  G^rmanici  in  arrhis  emptionum,  1747.  Einen  älteren 
Standpunkt  vertritt  Ssp.  L  9  §§  1 — 3,  indem  eine  vom  Käufer  geleistete  Abschlags- 
zahlung {bekostegen^  sin  gut  dar  up  geven)  als  Lohngeld  zu  dem  vom  Verkäufer  ab- 
gelegten Treugelöbnis  hinzukommen  muß,  um  diesen  haftbar  zu  machen. 

"*  Vgl  S.  724.  726  f.     Pümtschabt,  a.  a.  O.  174  f.  438  f. 

^*^  Die  Ausdrücke  gelttsre,  schuldenare  ^  sehuldigeere  konnten  ebensowohl  den 
Gläubiger  wie  den  Schuldner  bezeichnen.    Vgl.  Lbxbr,  Mhd.  WB.  1,  826.  2,  812. 

'*«  Vgl.  S.  293.  Pdktschabt  150  ff.  159.  164.  169  ff.  180  ff.  185.  197.  419  ff. 
428  ff.  493.    Lobrsch  u.  Schbödeb  Nr.  180  (157). 

^*^  Vgl.  S.  295.  Gbimm,  RA.  138.  141.  605.  Lobbsch  u.  Schbödeb*  Nr.  149. 
163.  PuNTSCHABT  342  ff.  857  ff.  Für  die  sächsische  Sitte  sind  namentlich  die  Bilder 
zum  Sachsenspiegel  lehrreich.  Vgl.  u.  a.  v.  Amiba,  Dresdener  Bilderhandachrift 
Tafel  12.  83. 

""^  Vgl.  Pümtschabt  313  ff.  348.  851.  354  ff.  362.  Sirgbl,  Handschlag  u.  Eid,  1894. 

"*  Vgl.  Ssp.  lU.  41,  §  4.  Richtst.  Landr.  6.  41  §  1.  Magd.-'Bresl.  syst  Sck-R. 
ni.  2,  c.  133.    Siehe  auch  Lobbsch  u.  Schbödeb  Nr.  257  (238). 

>"  Vgl.  Bremisches  Urk.-B.  1,  Nr.  512  (1296),  Erklärung  der  BOrgen:    Bor- 

ehardus  miles una  nobiacum  se  verbis  verediots  obligavit,   sed  fidem   non 

deditf  qiiia  dtcebat,  se  abiurasse^  quod  fide  data promitterre  non  deberet 
Die  fiilhere  Annahme,  daß  schon  die  Rechtsbücher  (Ssp.  1.  7.  Dsp.  15.  Schwsp.  L. 
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Bestrebungen  damals  noch  niobt,  aber  sie  haben  die  Theorie  der  form- 
losen Yertsräge  wenigstens  vorbereitet.  Als  Bestärknngsmittel  diente  es, 
wenn  dem  Gläubiger  die  Befugnis  eingeräumt  wurde,  den  wortbrüchigen 
Gegner  durch  Schelmschimpfen  oder  Schandgemälde  öffentlich  zu  brand- 
marken ^'^  Ein  anderes  Bestärknngsmittel  war  das  aus  Frankreich  ein- 
gewanderte und  im  wesentlichen  nur  beim  Bitterstand  gebräuchliche 
Einlager  {leistunff,  obstoffium),  das  Versprechen  des  Schuldners,  im  Falle 
der  Säumnis  auf  Mahnung  des  Gläubigers  an  einem  bestimmten  Orte 
„einzureiten"  und  sich  dort  in  freiwillige  Personalhaft  zu  begeben  i". 

Die  Bürgschaft^''  hatte  den  fiüheren  formellen  Zusammenhang 
mit  dem  Treugelöbnis  verloren.  Wie  der  Schuldner  ohne  Übernahme 
einer  persönlichen  Haftung  Pfand  oder  Bürgen  bestellen  konnte,  so  stand 
es  ihm  auch  frei,  mit  oder  ohne  Pfand-  oder  Bürgenstellung,  sich  durch 
Treugelöbnis  zum  Selbstbärgen  zu  machen.  In  der  Regel  setzte  die 
Haftung  des  Bürgen  den  Verzug  des  Hauptschuldners  (Sachwaltiger, 
Hauptmann)  voraus  ^^^  doch  kam  es  auch  vor,  daß  der  Bürge  in  alter 
Weise  die  unmittelbare  Haftung  übernahm,  so  dafi  der  Schuldner  schon 
durch  die  Bürgenstellung  befreit  wurde  ^**.  Von  mehreren  Bürgen  haftete 
bei  einfacher  Mitbürgschaft  jeder  „nach  MarkzahP',  während  die  Ver- 
bürgung zu  gesamter  Hand  Gesamthaftung  begründete.  Hatte  der 
Bürge  geleistet,  so  stand  ihm  der  Bückgriff  gegen  den  Schuldner,  bei 
Gesamtbürgschaft  auch  gegen  seine  Mitbürgen  (nach  Markzahl)  zu.  Durch 
die  Leistung  des  Schuldners  wurde  der  Bürge  befreit,  dagegen  durch  den 
Tod  des  Schuldners  nur  bei  der  Prozeßbürgschaft  (cautio  iudicio  sisti). 
Auf  den  Erben  des  Bürgen  ging  die  Haftung  nur  über,  wenn  dieser  nach 
der  Elageanstellung  gestorben  war;  nur  vereinzelt  vertreten  die  Quellen, 
wahrscheinlich  unter  dem  Einfluß  des  römischen  Rechts,  die  Erblichkeit 


11.  Kl.  Kaifierrecht  2,  39)  von  der  Formlosigkeit  des  Gelübdes  ausgegangen  seien, 
darf  heute  als  abgethan  gelten.     Vgl.  Heüsleb  2,  245  f.    Puntschabt  357—376. 

"»  Vgl.  Grimm,  EA.  612. 

*"  Vgl.  LöNiHQ,  a.  a.  0.  239  ff.  424  ff.  Stobbk,  Pr.-B.  3,  §  174  n.  2  (3*,  §  218  n.  2); 
Vertragsrecht  178  ff.  Nbümank,  Gesch.  d.  Vi/nchers  125  ff.  Fbihdländeb,  Einlager, 
1868.  Grimm,  BA.  620.  Köhler,  Shakespeare  57  f.  Huber,  a.  a.  0.  877  ff.  Lb  Fort, 
L'otage  conventionel,  Rev.  de  l^isl.  1874.  WERsavfQBovr,  Zur  RG.  des  £inlagers 
in  Sfidwestdentschland,  ZGO.  52,  67  ff.  Thümmel,  Zeitschr.  f.  deutsche  Kult-Gesch. 
1896,  S.  59  ff.  PuNTSOHART,  a.  a.  O.  143  f.  Über  das  Einlager  {indmcming)  in 
Dänemark  vgl.  Pbtbbsen,  i.  d.  Germanist.  Abh.  f.  Maurer  (s.  S.  5)  149  ff. 

^*»  Vgl.  Stobbe,  Vertragsrecht  115  ff.;  Pr.-E.  3,  §  191.  Heusleb  2,  250 ff.; 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  9,  68  ff.  Puntschart,  a.  a.  0.  142  ff.  174  ff.  438  ff.  Platmer, 
Btlrgschaft,  1857.  v.  Gosbn,  a.  a.  0.  85  ff.  Kraut,  §  142.  Lobrsch  u.  Schrödbr',  S.  270. 
Fbibse  u.  Libseoaiig,  Magdeb.  Schöffenspräche  1,  749  ff. 

^  Vgl.  Stobbe,  a.  a.  O.  130  ff.  171  ff.  Loebsch  u.  Schböder  Nr.  185  (162). 
197  (175).  241  (220).  Sicherung  des  Rückgriffes  durch  Pfand  ebd.  Nr.  181  (158). 
199  (177).  321  (280). 

1»  Das  Wiener  Stadtrechtsbuch  Art.  7  (Schuster)  bezeichnete  einen  solchen 
Bürgen  als  „für  voll^*  genommen  und  unterschied  ihn  von  dem  Bürgen,  den  der 
Schuldner  „zu  sich  setzte''.    Vgl.  S.  290  ff. 
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der  Bürgschaft  schlechthin"«.  Eine  andere  Art  der  Bürgschaft  entstand 
durch  die  Einführung  des  Einlagers,  zu  dem  sich  neben  dem  Schuldner 
oder  unabhängig  von  ihm  auch  andere  Personen  verpflichten  konnten. 
Die  Kosten  ihres  Einlagers  hatten  die  Bürgen  selbst  zu  bestreiten ,  aber 
mit  Rückgriff  auf  den  Schuldner.  Wer  sich  dem  Einlager  entzog,  wurde 
als  Vermögensbürge  behandelt  Häufig  wurde  von  dem  Schuldner  oder 
den  Bürgen  ausdrücklich  versprochen,  für  verstorbene  Bürgen  Ersatz  za 
schaffen.    Auf  die  Erben  ging  die  Einlagerpflicht  nicht  über. 

Nicht  der  Perfektion,  aber  dem  Beweise  diente  die  Beurkundung  der 
Yerträge  vor  Gericht  oder  dem  bischöflichen  Offizialat  oder  dem  Pfarrer, 
wo  sich  diese  mit  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  befaßten  (S.  700  f.).  Von 
besonderer  Bedeutung  waren  die  Stadt-  und  Gerichtsbücher  (S.  702  f.). 
In  den  Geschäften  des  täglichen  Verkehrs  bediente  man  sich  vielfach  der 
Teilzettel  oder  Zerter  (S.  699),  die  höchste  Bedeutung  für  das  gesamte 
Vertragsrecht  erlangten  aber  Brief  und  Siegel  (S.  700). 

Durch  die  Order-  und' Inhaberpapiere,  die  auf  dem  deutschrechtlichen 
Prinzip  der  Verträge  zu  Gunsten  Dritter  beruhten  und  ihren  wichtigsten 
Anwendungsfall  darstellten,  wurde  dem  Bedürfnis  der  gerichtlichen  Stell- 
vertretung, die  noch  im  13.  Jahrhundert  nur  sehr  beschränkt  anerkannt 
war,  der  Boden  geebnet  und  zugleich  die  Übertragung  von  Schuld- 
forderungen ohne  Mitwirkung  des  Schuldners  ermöglicht  ^*^ 

Für  die  Ersatzpflicht  bei  widerrechtlicher  Beschädigung  kamen 
im  wesentlichen  dieselben  Gesichtspunkte  wie  bei  der  strafrechtlichen  Be- 
handlung des  Ungefahrs  in  Betracht  "^  Auch  für  die  zußlligen  Folgen 
seiner  Thätigkeit  {von  unffelücke,  von  geschiht,  von  ungeschiht^  undankeSy 
unräm,  unramelinges)  hatte  man  einzustehen,  soweit  nicht  eigene  Schuld 
des  Verletzten  im  Spiel  war;  erst  gegen  Ende  des  Mittelalters  machte 
sich  die  Neigung  bemerklich,  die  Haftung  bei  unberechenbaren  Beschädi- 
gungen auszuschließen.  Auch  unzurechnungsfähige  Kinder  und  Geistes- 
kranke hatten  die  Folgen  ihrer  Thaten  zu  tragen.  Für  seine  Eigenleute 
oder  Haustiere  hatte  der  Herr  aufeukommen,  wenn  er  nach  Kenntnis- 
nahme den  Übelthäter  bei  sich  behielt  oder  wieder  bei  sich  aufnahm; 
er  wurde  frei,  wenn  er  sich  seiner  entschlug,  was  in  der  Regel  eine  aus- 
drückliche Verzichterklärung  verlangte.  Der  Verletzte  konnte  sich  für 
seinen  Schaden  des  Übelthäters  unterwinden.    Für  den  durch  wilde  Tiere 

»»  Vgl.  Anm.  227.    Stobbb,  Vertragerecht  118.  182  ff.  169  f. 

^"  Vgl.  S.  704  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Brunkbb,  in  Ekdemanns 
Handb.  d.  HR.  2,  160  ff.  Heüsler  1,  211  ff.  Stobbb  8,  §  172;  ZeitBchr.  f.  HR. 
19,  300  ff.  Beseler,  Erbvertrftge  2,  1  S.  71  ff.  Behrbnd,  i.  s.  Zeitschrift  7,  810  ff. 
Ö32  ff.  Siegel,  Versprechen  142  ff.  Gabeis,  Verträge  z.  G.  Dritter,  1873.  Pakopsky, 
Vertrage  z.  G.  Dritter,  Berl.  Diss.  1877.  Loersch  u.  Schröder«  Nr.  47.  58.  60.  77. 
Kraut,  Grundriß^  §  127.  Hecht,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Inh.-Pap.  1869.  v.  Posohinobb, 
Beitr.  z.  Gesch.  d.  Inh.-Pap.  1875.  Kuntze,  Lehre  von  den  Inh.  Pap.,  1857;  ZeitBchr. 
f.  HR.  2,  570  ff.  BiNDiNO,  ebd.  10,  400  ff.  Dukckbr,  ZDR.  5,  SO  ff.  Rbnaüd,  ebd. 
14,  315  ff. 

1"  Vgl.  S.  348  ff.  763  und  die  dort  angeführte  Litteratur. 
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yemrsachten  Schaden  haftete  der  Eigentümer  schlechthin.  Zuweilen  hatte 
der  Eigentümer  auch  für  leblose  Sachen  einzustehen,  so  für  einstürzende 
(oder  feuergefahrliche)  Gebäude,  für  einen  Wagen,  der  Personen  über- 
fahren hatte,  im  allgemeinen  aber  zeigte  sich  hier  die  Einsicht,  daß  ein 
Schadensersatz  nur  im  Falle  einer  Verwahrlosung  {warlöse,  wanhoede) 
geltend  gemacht  werden  könne  ^^^ 

4.  Pamilienrecht  Die  Formen  der  Eheschließung  blieben  bis 
zum  13.  Jahrhundert  im  wesentlichen  die  alten  ^*®.  Die  Verlobung  be- 
wahrt« nur  in  Friesland  und  Ditmarschen  noch  längere  Zeit  den  Cha- 
rakter des  Brautkaufes  ^^^  Die  Beziehung  des  Wittums  zu  der  Bechts- 
gültigkeit  der  Ehe  erhielt  sich  nicht  über  das  12.  Jahrhundert  hinaus  ^^^. 
Das  Wesen  der  Verlobung  beruhte  demnach  nur  noch  in  dem  gegen- 
seitigen Eheversprechen  durch  Treugelöbnis  in  der  alten  Form  des  Wett- 
rertrages,  später  mit  Eid  oder  Handschlagi  und  dem  dafür  gegebenen 
Lohngelde "'.  Der  Vater  oder  Vormund  trat  nur  noch  bei  Unmündig- 
keit der  Braut  als  Verlober  auf,  in  anderen  Fällen  genügte  seine  Zustim- 
mung, wofür  er  ein  Lohngeld  empfing.  Ebenso  erhielten  die  Zeugen, 
vor  denen  die  Verlobung  abgeschlossen  werden  mußte,  von  dem  Bräutigam 
„Ehrungen^^  für  ihre  Zeugenschaft.  Die  Trauung  erfolgte  anfangs  noch 
durch  den  geborenen,  seit  dem  13.  Jahrhundert  aber  durch  einen  von 
der  Braut  gekorenen  Vormund,  d.  h.  an  die  Stelle  der  vormundschaft- 
lichen  Trauung  war  rechtlich  die  Selbsttrauung  der  Braut  getreten  ^^. 
Bei  dem  Gewicht,  das  der  Vollziehung  des  Beilagers  für  den  Abschluß 
der  Ehe  beigelegt  wurde  (S.  71),  war  es  kein  Wunder,  wenn  seit  dem 
13.  Jahrhundert  die  Kirche  nicht  nur  die  Laientrauung  bekämpfte  und 
ihren  Ersatz  durch  die  kirchliche  Trauung  verlangte,  sondern  auch  die 
Vollziehung  des  Beilagers  unter  Verlobten  als  Selbsttrauung  und  demnach 
als  gültigen  Eheschließungsakt  auffaßte  ^^^. 


"»  Vgl.  Schöfitenaprach  v.  1468,  ZRG.  25,  120. 

^^  Vgl.  S.  298  £F.  SoHX,  EheschlieBuDg  52  ff.  98  ff.  158  ff.;  Trauung  und  Ver- 
lobung 43  ff.  Fbibdbebq,  Eheschließung  17  ff.  66  ff.  78  ff.;  Verlobung  und  Trauung 
9  ff.  V.  ScREXjRL,  Eherecht  48  ff.  Hübbr,  a.  a.  0.  814  ff.  Tbltinq,  a.  a.  0.,  Themis 
16,  Stück  4.  FocKEMA  Andbbae,  Bijdragen  1,  65  ff.  Hbüblbr  2,  286  ff.  Stobbe, 
Privatr.  4,  §  211.  Kbaut,  Grundriß^  §  168.  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R. 
20,  85  ff.  Mbubbb,  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  21,  282  ff.  Hanauer,  Coutumes  matri- 
moniales au  moyen  dge,  1898.    Fickeb,  Unters,  z.  Erbenfolge  2,  289  n. 

1'^  Vgl.  Schbödbr,  Ehel.  Güterrecht  1,.49;  De  dote  (Berl.  Diss.  1861)  88  ff. 
Teltino,  a.  a.  0.,  Themis  16,  481  ff.    v.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonum  291. 

*"  Vgl.  Schröder,  Güterr.  1,  81,  2,  1  S.  71  f. 

^"  Als  Lohngeld  oder  „Mahlschatz"  diente  besonders  der  Ehering.  In  der 
Regel  gab  es  nur  der  Bräutigam,  seit  dem  18.  Jahrhundert  wurde  jedoch  der  Eing- 
wechsel  üblich.  Vgl.  Kudrnn,  Vers  1247  ff.  v.  Aura,  Dresdener  Bilderhandschrift, 
Tafel  9.  Als  Weinkauf  diente  auch  das  von  der  einen  Seite  angebotene,  von  der 
anderen  angenommene  Hochzeitsmahl.  Vgl.  Hartmanns  Erec  (her.  v.  Hattpt)  Vers 
6377  ff. 

^^  Vgl.  SoBM,  Eheschließung  67  ff. 

»B  Vorher  hatte  sich  die  Kirche  mit  der  Laientrauung  vor  der  Kirchthür  be- 
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Den   bedeutendsten  Veränderungen  ist  das  eheliche  Güterrecht 
während  des  Mittelalters  unterlegen  ^*^    Neben  der  Verwaltungs-  und  der 

gnügt,  80  daß  sich  ein  Akt  rellgiöeer  Weihe  in  der  Kirche  unmittelbar  anschließen 
konnte.  Zu  den  bekannten  Beispielen  der  Laientranuog  ist  noch  hinznznfdgen: 
V.  D.  Bergh,  Oorkondenb.  1,  Nr.  214  (1207).  v.  Eichthofek,  Fries,  RQu.  420,  c  1 : 
Unters,  über  fries.  RG.  1,  227  f.  2,  1099  f.  Das  eheliche  Beilager  sollte  streng  ge- 
nommen öffentlich  vollzogen  werden  (vgl.  Krattt^  §  163,  Nr.  42),  gehörte  also  mit 
zu  den  Eheschließangsformen.  Vielfach  bildete  es  die  Voraussetzung  für  die  ge- 
meinschaftlichen Rechte  der  Ehegatten,  wie  Standesgenossenschaft  (Ssp.  III.  45 
§  8)  und  Gütergemeinschaft  (Griux,  Weistümer  7,  238).  Vgl.  Feiesb  u.  Libsboaitq, 
Magdeb.  Schöffensprüche  1,  488.  644. 

^**  Vgl.  S.  306  ff.  Zu  der  dort  angeführten  Litteratur  ist  hinzuzufügen: 
SoHRÖDEE,  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  2,  1.— 3.  Abi  1868—74;  ZRG.  10,  426  ff.; 
Kr.  VJSchr.  17,  76  ff.  26,  406  ff.;  Histor.  Zeitschr.  31,  289  ff.;  Das  ehel.  Güterrecht 
in  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft,  i.  d.  Zeit-  u.  Streitfragen  59,  1875. 
Bbünitbb,  Greburt  eines  lebenden  Kindes  u.  das  ehel.  Vermögensrecht,  ZRG.  29, 
63  ff.  FiCKBR,  Unters,  z.  Erbenfolge  2,  518  ff.  550  ff.  3,  24—76.  81  ff.  96—175.  178  ff. 
188.  245-270.  342—380.  Stobbe,  Priv.-R.  4,  §§215.  218  ff.  Heusleb  2,  316—430. 
450—79.  Roth,  Deutsch.  Priv.-R.  2,  §§  94.  101.  133;  Gütereinheit  u.  Gütergemein- 
schaft, JB.  d.  gem.  deutsch.  R.  3,  313  ff.;  K.  VJSchr.  10,  169  ff.;  Zeitschr.  f.  veigl. 
RW.  1,  39  ff.  Hübbb,  a.  a.  0.  367  ff.  386  ff.  Gbnglbb,  Lehrb.  d.  deutsch.  Privatr. 
2,  929—1162.  Kbaüt,  Grundriß»,  §§  164—72.  188—90;  Vormundschaft  2,  331—551. 
LoEBSCH  u.  Schbödeb'  S.  270  ff.  Gbbbeb,  Abhandlungen  (1872)  311—72.  H.  Schüi.ze, 
a.  a.  0.  75 — 108.  Kohleb,  Dbpositionsnießbrauch  im  ehel.  Güterrecht,  Jhsrdigs 
Jahrbücher  24,  191  ff.  Agbicola,  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  1869.  y.  Mab- 
TiTz,  Ehel.  Güterr.  d.  Sachsenspiegels,  1867.  Fbibse  u.  Libsboanq,  a.  a.  0.  1,  763  ff. 
798  ff.  822.  HlNEL,  ZRG.  1,273  ff.  Göschbn,  a.  a.  0.  259  ff.  Pauli,  Abb.  2.  0.  Stbrn, 
Ursprung  der  sächs.  Leibzucht,  Berl.  Diss.  1896.  Cbopp,  in  Heisc  u.  C!bopp,  Jurist. 
Abhandl.  2,  427  ff.  Goldfeld,  Hamburg,  eheliches  Güterrecht,  1888.  Post,  Samt- 
gut', 1879.  Bbbck,  Bremisch.  Güterrecht  d.  Ehegatten,  1832.  Telting,  a.  a.  O., 
Themis  32,  1871.  Fockema  Andbeac,  Bijdragen  2,  43 — 173;  Gesamende  band,  i.  d. 
Verslagen  en  Mededeelingen  der  Amsterd.  Akad.,  3.  Reeks,  4,  1887.  Pelikok,  €re- 
flchiedenis  van  het  huwelijksgoederenrecht  in  Drenthe,  Leidener  Diss.  1879.  Eulsb, 
Güter-  u.  Erbr.  d.  Eheg.  in  Frankf.  a.  M.,  1841;  Mitteilungen  über  ehel.  Güter- 
recht, Arch.  f.  Frankf.  Gesch.  NF.  4,  1869;  Über  frftnk.  ehel.  Güterr.,  Mitteil.  d. 
Frankf.  Gesch.-Vereins  4,  378  ff.  Biwding,  Haftung  der  Eheleute  für  Schulden  nach 
Frankf.  R.,  1871;  Verfangenschaft  d.  fränk.  R.,  Kr.  VJSchr.  13,  375  ff.  Schwabz, 
Gütergemeinschaft  nach  fränk.  R.,  1858.  v.  (Josbh,  a.  a.  O.  107  ff.  F.  v.  Wybs, 
Ehel.  Güterrecht  der  Schweiz  in  ihrer  rechtsg.  Entwickelung,  1896.  Gibbkb,  Ba- 
dische Stadtrechte  u.  Reformpläne  des  15.  Jh.,  ZGO.  39,  129 ff.  Fbankun,  Freie 
Herren  von  Zimmern  28  ff.  Zbebledbb,  a.  a.  0.  76  ff.  Ogonowski,  österr.  Ehegüterr. 
1,  1880.  Haseköhbl,  a.  a.  0.  100  ff.  Siegel,  Güterr.  d.  Eheg.  in  Salzburg,  Wien. 
SB.  1882,  S.  75  ff.  Czyhlabz,  Zur  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  im  böhm.-mfthr. 
Landrecht,  1883.  v.  Voltelini,  Zur  Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  in  Tirol,  Fest- 
gaben für  Büdinger,  1898.  Bbück,  Grundzüge  des  in  Köln  geltenden  ehel.  Güter- 
rechts, Bonn.  Diss.  1900.  Ebdmakk,  Güterr.  d.  Eheg.  in  Liv-,  Est-  und  Kurland, 
1872.  Schoeleb,  Consens  der  Ehefrau  nach  livländ.  Landrecht,  Dorpat.  Zeitschr.  f. 
RW.  5,  3  S.  48  ff.  Stemann,  Güterrecht  d.  Eheg.  i.  Geb.  d.  jütisch.  Low,  1857. 
Daß  die  Veränderungen  auf  dem  Gebiete  des  ehelichen  Güterrechts  hauptsächlich 
durch  den  feststehenden  Brauch,  Eheverträge  bestimmten  Inhaltes  abzuschliefien, 
also  durch  gewohnheitsrechtliche  Niederschläge  von  Eheverträgen,  herbeigeführt 
worden  sind  (vgl.  S.  313.  316  f.),  wird  von  Heüslbb  2,  305  mit  Unrecht  bestritten. 
Tgl.  FiCKEB,  a.  a.  0.  8,  86  ff. 
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in  einzelnen  Yolksrechten  schon  im  Keime  vorhandenen  Ernmgenschafts- 
^emeinschaft  gelangte  die  Fahmisgemeinschaft  und  die  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft zu  ausgedehnter  Anwendung. 

Die    Yerwaltungsgemeinschaft    (Guterscheidung)    hat  sich  mit 
^geringen  Veränderungen  als  der  gesetzliche  Güterstand  des  im  Sachsen- 
spiegel und  dem  Magdeburger  Stadtrecht  niedergelegten  ostfölischen  Bechts 
erhalten.    Die   ehelichen  Lasten  lagen  dem  Ehemann  allein  ob.    Dafür 
nahm  er  das   ganze  Vermögen  der  Frau  von  Bechts   wegen   in   seine 
^,Gewere  zu  rechter  Vormundschaft^    Es  galt  der  Satz:  „Mann  und  Weib 
haben  kein  gezweiet  Gut  bei  ihrem  Leib^    Die  ursprüngliche  Zuständig- 
keit des  Vermögens  blieb  hinsichtlich  der  unbeweglichen  Sachen  streng 
gewahrt    Das  unbewegliche  Ehegut  der  Frau  um&ßte  ihr  Eingebrachtes 
und  was  sie  während  der  Ehe  durch  Erbschaft,  Schenkung  oder  Tausch 
•erwarb.    Aller  Erwerb  durch  Kauf  wurde  Eigentum  des  Mannes,   auch 
wenn  die  Mittel  von  der  Frau  herrührten.    Bei  der  fahrenden  Habe  be- 
wirkte die  Ehe  eine  Veränderung  der  Zuständigkeit^  indem  alles,   was 
seiner  Natur  nach  als  Gegenstand  eines  ländlichen  Brautschatzes  gelten 
konnte,  zu  dem  Frauengeräte  (der  Gerade)  gehörte  und  als  Eigentum  der 
Frau,  dagegen  alles  übrige,  namentlich  das  bare  Geld,  als  Eigentum  des 
Mannes  galt    Man  unterschied  daher,  ohne  Bücksicht  auf  die  Herkunft 
der  einzelnen  Sachen,  die  weibliche  Fahrnis  oder  Gerade  und  die  alle 
Nichtgeradesachen  um&ssende  männliche  Fahrnis.    Über  das  gesamte  be- 
wegliche Gut  und  sein  unbewegliches  Vermögen  hatte   der  Mann  freie 
Verfügung.    Über  unbewegliches  Frauengut  konnte  nur  gemeinschaftlich 
durch  die  Ehegatten  verfügt,  in  Notfallen  aber  die  mangelnde  Zustimmung 
der  Frau  gerichtlich  ergänzt  werden.    Für  die  Schulden  des  Mannes  haf- 
tete nur  sein  Vermögen.    Voreheliche  Schulden   der  Frau  hatte  er  aus 
ihrem  Vermögen  zu  bezahlen.    Während  der  Ehe  konnte  die  Frau  nur 
unter  seiner  Zustimmung  Bechtsgeschäfte  mit  Bechtswirkung  für  das  Ehegut 
eingehen.    Trieb   die   Frau  mit  seiner  Erlaubnis   ein  eigenes  Erwerbs- 
gescbäft,  so  war  sie  innerhalb  des  dazu  gehörigen  Bechtskreises  selbständig. 
Kraft  ihrer  Schlüsselgewalt  konnte  die  Frau  Haushaltungsgeschäfte  für 
Bechnung  des  Mannes  ohne  seine  besondere  Genehmigung  abschließen. 
Mit  Auflösung  der  Ehe  trat  Güterzweiung  ein.    Von  der  Auskehrung  des 
unbeweglichen  Frauengutes  galt  die  Begel:  „Frauengut  soll  weder  wachsen 
noch  schwinden".    Für  AusSUe  oder  Verschlechterungen  hatte  der  Mann 
oder  sein  Erbe  Ersatz  zu  leisten,  soweit  der  Ausfall  oder  die  Verschlech- 
terung nicht  auf  einer  Verfügung  der  Frau  beruhte  ^^'';  für  Verbesserungen 
hatte   der  Mann  oder  sein  Erbe  aus  dem  Frauengut  Ersatz  zu  bean- 
spruchen.   Die  Gerade  wurde  erst  nach  Auflösung  der  Ehe  festgestellt; 


*•'  Wurden  in  der  Ehe  Güter  der  Frau  dorch  die  Ehegatten  gemeinsam  ver- 
ftußert,  so  wurde  der  Erlös  Eigentum  des  Mannes,  der  dafür  Ersatz  zu  leisten  hatte. 
Nur  unbewegliche  Sachen,  die  gegen  Frauengüter  eingetauscht  wurden,  galten  als 
Surrogat  und  wurden  Eigentum  der  Frau.  Der  Grund  der  Verschiedenheit  lag  in 
dem  Bechte  des  Mannes  auf  alle  nicht  zur  Grerade  gehörige  Fahrnis. 
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während  der  Ehe  galt  sie  als  wandelbarer  VermögensinbegrifiF.  Wie  die 
vom  Manne  erworbenen  Geradesachen  sofort  in  das  Eigentum  der  Fraa 
übergingen,  ohne  daß  er  Ersatz  dafür  bekam,  so  konnte  ihm  oder  seinem 
Erben  auch  das  Fehlen  einzelner  Oeradestücke  nicht  in  Anrechnung  ge- 
bracht werden ^^®.  Die  Gerade  hieß  Witwengerade,  wenn  der  Mann,  da* 
gegen  Niftelgerade,  wenn  die  Frau  gestorben  war.  Ein  Ehegattenerbreoht 
war  dem  Sachsenspiegel  unbekannt  ^^^  Den  unbeweglichen  Nachlaß  des 
verstorbenen  Ehegatten  erhielt  sein  nächster  Erbe.  Dasselbe  galt  von 
dem  beweglichen  Nachlaß  des  Mannes,  mit  Ausnahme  des  Heergewätes^ 
das  der  nächste  Schwertmage  und  in  Ermangelung  eines  solchen  der 
Richter  kraft  fiskalischen  Heimfallsrechtes  erhielt  (Ssp.  I.  28).  In  gleicher 
Weise  bildete  die  Niftelgerade  den  Gegenstand  gesonderter  Vererbung. 
Sie  fiel  an  die  Töchter  oder  die  nächste  weibliche  Verwandte  von  der 
Spindelseite  (Niftel),  in  letzter  Reihe  an  den  Richter,  nur  Söhne  im  Stande 
der  Weltgeistlichen  wurden  den  Töchtern  hinsichtlich  des  Geradeerbreehts 
gleichgestellt^*^.  War  der  Mann  gestorben,  so  erhielt  seine  Witwe  außer 
ihrem  unbeweglichen  Yermogen  und  der  Gerade  die  Hälfte  der  auf  dem 
Hofe  vorhandenen  Speisevorräte  als  „MusteiK  Außerdem  hatte  sie  bis 
zum  Dreißigsten,  bei  bekindeter  Ehe  sogar  für  die  Dauer  ihres  Witwen- 
standes, das  Recht  des  Beisitzes. 

Das  Geraderecht  wurde  in  den  Städten,  deren  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen es  wenig  entsprach,  seit  dem  14.  Jahrhundert  vielfach  abge- 
ändert. Manche  Städte  gingen  zur  Gütergemeinschaft  über,  andere 
beschränkten  die  Gerade  auf  einen  bloßen  Voraus  nach  Art  des  Heergewätes 
and  übertrugen  im  übrigen  die  von  dem  unbeweglichen  Vermögen  gel- 
tenden Regeln,  aber  unter  Aufreohterhaltung  des  dem  Manne  zustehenden 
Veräußerungsrechtes,  auch  auf  die  fahrende  Habe^*^ 

Mit  dem  ostfälischen  Recht  stimmte  das  Landreoht  in  Holstein  und 
Engern  im  wesentlichen  überein,  während  die  Städte  sich  mehr  und  mehr 
der  westfälischen  Entwickelung  anschlössen.  Das  westfölische  Recht  hatte 
sich  von  dem  der  übrigen  Sachsen  schon  in  der  vorigen  Periode  (S.  311  f.) 
dadurch  unterschieden,  daß  es  die  Verwaltungsgemeinschaft  nur  bei  kinder- 
loser, dagegen  bei  bekindeter  Ehe  Errungenschaftsgemeinschaft  eintreten 
ließ.  Die  Gruppe  des  Soest-Münsterer  Rechtes  und  das  auf  Soest  ge- 
gründete lübische  Recht  hielten  diese  Unterscheidung  während  des  ganzen 


•  »»8  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  GöteiT.  2,  3  S.  5.  7.  15. 

^^  Daher  bezeichnete  man  später  das  Ehegattenerbrecht  der  Partikularrecbte 
im  Gebiete  des  gemeinen  Sachsenrechts  als  statutarische  Erbportion. 

"0  Ssp.  I.  5  §§  2,  3.  27  §  1.  28.  IIT.  15  §  4.  76  §  2.  Vgl.  Riedel,  Codex  dipl. 
Brand.  9,  359  (1346).  Behrekd,  Stendaler  ürteilsbuch  72.  76.  Von  der  Niftel- 
gerade wurden  für  den  Mann  gewisse  f&r  ihn  unentbehrliche  Hansratsgegenstfinde 
(„Heerpführo  zurückbehalten  (Ssp.  III.  38  §  5),  was  der  auch  bei  anderen  Stämmen 
und  teilweise  schon  in  den  Yolksrechten  bezeugten  Federwat  entspricht  Vgl.  S.  308. 
WoLPF,  Witwenehe  (S.  300  n.)  385  f. 

»*»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gütern  2,  8  S.  12  ff. 
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Mittelalters  fest,  erweiterten  aber  die  Errungenschafts-  zu  allgemeiner 
Gütergemeinschaft  ^*2.  Die  bei  kinderloser  Ehe  geltende  Verwaltungs- 
gemeinschaft  folgte  ursprünglich  den  gleichen.  Grundsätzen  wie  nach  ost- 
falischem  Recht,  nur  wurde  allmählich,  größtenteils  unter  Beseitigung 
der  Gerade,  auch  bei  der  fahrenden  Habe  die  innerliche  Gütertrennung 
durchgeführt;  der  Mann  behielt  während  der  Ehe  die  freie  Verfügung 
über  das  bewegliche  Frauengut,  das  aber  gegenüber  seinen  Gläubigern 
und  bei  Auflösung  der  Ehe  ganz  wie  das  unbewegliche  behandelt  wurde. 
Eine  besondere  Eigentümlichkeit  der  westfälisch -lübischen  Verwaltungs- 
gemeinschaft  bestand  in  der  die  Hälfte  des  Nachlasses  umfassenden  statuta« 
rischen  Erbportion  des  überlebenden  Ehegatten"'^. 

Auch  das  friesische  Recht  unterschied  zwischen  kinderloser  und  be- 
erbter Ehe.  Während  bei  der  letzteren,  der  einige  Rechte  die  überjährige 
Ehe  gleichstellten,  Fahrnisgemeinschaft  stattfand,  lebten  kinderlose  Ehe- 
gatten dauernd  oder  doch  während  des  ersten  Ehejahres  in  reiner  Yer- 
waltungsgemeinschaft,  und  zwar  ohne  das  sächsische  Geraderecht. 

Endlich  hat  sich  die  Yerwaltungsgemeinschaft  in  der  Weise  des  ost- 
falischen  Rechts,  aber  mit  statutarischer  Erbportion  („  Eherech t*<)  und  ohne 
Gerade,  in  einem  Teil  der  schweizerischen  Gebirgslande  erhalten^**. 

Die  Mobiliar-  und  Errungeuschaftsgemeinschaft  (Fahrnis- 
gemeinschaft) war  das  vorherrschende  System  ^es  fränkischen  Rechts,  das 
auch  in  Thüringen  und  den  sächsischen  Harzstädten  sowie  dem  größten 
Teile  Schwabens,  Baierns  und  Österreichs  Eingang  gefunden  hat.  Wäh- 
rend hier  zwischen  kinderloser  und  bekindeter  Ehe  nicht  unterschieden 
wurde,  kannte  das  friesische  Recht  die  Fahrnisgemeinschaft  im  allge- 
meinen nur  bei  bekindeter,  teilweise  auch  bei  überjähriger  kinderloser 
Ehe^**.     Die  Verfugungsreohte   der  Frau   waren   dieselben   wie   bei  der 


"*  Vgl.  Beünäeb,  Geburt  eines  leb.  Rindes  71  ff. 

"»  Vgl.  Gesch.  d  ehel.  Güterrechts  2,  3  S.  11.  22  ff.  In  Lüneburg  umfaßte 
die  statutarische  Portion  die  ganze  Fahrnis  und  das  Eanfeigen  des  verstorbenen 
Ehegatten,  außerdem  die  Leibzucbt  an  seinen  Erbgütern.  Vgl.  a.  a.  0.  89.  250. 
Das  Stadtrecbt  von  Brunn  und  das  Meißener  RB.  ließen  bei  kinderloser  Ehe 
Verwaltungs-,  bei  beerbter  Ehe  allgemeine  Gütergemeinschaft  eintreten.  Die  statu- 
tarische Portion  umfaßte  in  Brunn  den  ganzen  Nachlaß,  ebenso  im  Meißener  RB., 
falls  der  Mann  der  überlebende  Teil  war,  für  die  Frau  nur  ein  Drittel.  Vgl.  a.  a.  0. 
816  f.     Brunkeb,  a.  a.  0.  76  f.     Loebsch  u.  Schröder  Nr.  247  (227). 

»**  Vgl.  Heüsleb  2,  329  ff.  Hubeb,  a.  a.  0.  892  ff.  445  ff.  v.  Wyss,  a.  a.  0. 
Meine  Ausführungen  (Ehel.  Güterr.  2,  1  §  28)  entbehren  der  Bestimmtheit  und 
Klarheit. 

***  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  8  S.  390  ff.  Brüknbr,  a.  a.  0.  68  ff.  93. 
Fockema  Audbeae,  a.  a.  0.  2,  54  ff.  Das  friesische  Kecht  ist  zweifellos  von  den- 
selben Grundlagen  wie  das  angelsächsische  und  altwestf&lische  Recht  (S.  311  f.) 
ausgegangen.  Das  Landrecbt  von  Drenthe  hatte  bei  kinderloser  Ehe  Fahrnis-, 
bei  bekindeter  Ehe  allgemeine  Gütergemeinschaft.  Vgl.  Loersch  u.  Schröder' 
Nr.  298.  345.  Fockema  Andbbae  2,  82  ff.  Brukker  70.  Pelinck,  a.  a.  0.  58  ff.  80  ff. 
In  Ditmar sehen  galt  in  jeder  Ehe  Gemeinschaft  des  „Baugutes",  d.  h.  der 
fahrenden  Habe  mit  Ausnahme  des  Heergewätes  und  der  Gerade;  wahrscheinlich 
wurde  auch  die  Immobiliarerrungenschaft  zum  Baugut  gerechnet.  Das  ditmarsische 
R.  SCHBÖDBB,  Deutsche  Recht8ge«chlchte.    4.  Aufl.  47 
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Yerwaltungsgemeinschaft  Der  Mann  hatte  freie  Hand  über  die  fahrende 
Habe,  während  über  Liegenschaften,  anch  wenn  sie  Sondergut  des  Mannes 
waren,  nur  mit  gesamter  Hand  verfügt  werden  konnte  ^^^.  Samtgutschnlden 
waren  alle  Schnlden  des  Mannes  und  solche  Schulden  der  Frau,  die  ent- 
weder vor  der  Ehe,  oder  während  der  Ehe  mit  Genehmigung  des  Mannes 
oder  innerhalb  der  gesetzlichen  Zuständigkeit  der  Frau  entstanden  waren. 
Der  Mann  haftete  für  die  Samtgutschulden  persönlich,  während  die  Frau, 
wenn  sie  den  Mann  überlebte,  sich  durch  Verzicht  auf  das  Oesamtgut 
von  der  weiteren  Haftung  für  die  nicht  von  ihr  herrührenden  Schulden 
befreien  konnte  ^*^ 

Bei  Auflösung  einer  kinderlosen  Ehe  wurde  das  Sondergut  des  ver- 
storbenen Ehegatten  hinterfällig,  das  Samtgut  aber  entweder  in  altfrän- 
kischer Weise  nach  Schwert-  und  Spindelteil  (S.  315  f.)  oder  halb  und 
halb  geteilt  Die  meisten  Rechte  gewährten  dem  überlebenden  Ehegatten 
die  gesetzliche  Leibzucht  an  den  Sondergütern  und  dem  Errungenschafbs- 
anteil  und  volles  Erbrecht  an  dem  Fahmisanteil  des  Verstorbenen.  Manche 
Rechte  gingen  noch  weiter,  indem  sie  auch  den  Errungenschafteanteil  des 
letzteren  ganz  auf  den  überlebenden  Ehegatten  übergehen  ließen,  so  daß 
dieser  Eigentümer  des  ganzen  Samtgutes  wurde. 

Während  das  friesische  Recht  nur  bei  beerbter  Ehe  den  angegebenen 
Prinzipien  folgte,  wurde  ^das  fränkisch -thüringisch -süddeutsche  System, 
von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  im  Falle  der  beerbten  Ehe  von  den 
Grundsätzen  des  Verfangenschaftsrechts  beherrscht"®.  Hiemach  zer- 
fiel das  Vermögen  der  Ehegatten,  ohne  Rücksicht  auf  seine  Herkunft,  in 
zwei  Massen,  die  freien  Güter  und  die  verfangenen  Güter.  Die  freien 
Güter  um&ßten  das  bewegliche  Vermögen  und  alles  was  der  überlebende 
Ehegatte  nach  Auflösung  der  Ehe  erwarb;  dagegen  war  das  gesamte  un- 
bewegliche Vermögen,  das  die  Ehegatten  bis  zu  diesem  Augenblick  be- 
sessen hatten,  Samtgut  wie  Sondergüter,  den  Kindern  verfiGtngen.  Die 
freien  Güter  waren  volles  Eigentum  des  überlebenden  Ehegatten,  während 
ihm  an  den  verfangenen  Gütern  nur  lebenslängliches  Eigentum  oder  Leib- 


Becht  stand  unter  einem  gewissen  Einfluß  des  jütischen  Low,  ging  aber  im  spSteren 
Mittelalter  zur  Verwaltungsgemeinschaft  über.  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3 
S.  407  ff. 

^^^  Vgl.  S.  318f.  Ob  bei  gemeinsamen  Verfügungen  der  Ehegatten  anch  die 
Kinder  zugezogen  werden  mußten,  richtete  sich  nach  der  größeren  oder  geringeren 
Strenge  des  Erbenwarterechts.  Teilweise  hat  diese  gerade  gegenüber  den  Gesamt- 
verfügungen der  Ehegatten  zuerst  nachgelassen,  indem  man  die  Interessen  der 
Kinder  durch  das  gemeinschaftliche  Handeln  der  Eltern  genügend  gesichert  glaubte. 
Vgl.  S.  722.    Gesch.  d.  eheL  Güterr.  2,  1  S.  127  ff.  2  S.  81  ff.  8  S.  288  f. 

^*^  Schlüssel-  oder  Mantelrecht  der  Witwe.  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  231  f.  2 
B.  166  f.  3  S.  291.    FioKEB,  a.  a.  0.  3,  548. 

^^*  Ich  halte  gegenüber  der  AufPassung  von  Hbusleb  und  Hübbr  an  den  Aus- 
führungen in  meiner  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  fest  Vgl.  Fickeb,  a.  a.  C 
2,  463  ff.  522.  529  f.  588  ff.  8,  128.  187  f.  140  f.  292.  294  f.  Hbusleb  2,  457  ff.  Hcbeb, 
a.  a.  0.  414 ff.;  Grundlage  d.  ehel.  Güterr.  der  Bemer  Handfeste,  1884. 
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zücht  mit  Rückfall  an  die  Kinder  zustand.  Über  die  freien  Güter  ver- 
fugte der  überlebende  Ehegatte  unbeschränkt,  über  die  verfangenen  nur 
unter  Mitwirkung  der  Kinder,  die,  solange  er  ledig  blieb,  in  Notfallen 
gerichtlich  ergänzt  werden  konnte.  Im  Falle  einer  Wiederverheiratung 
beschränkte  sich  das  Kindeserbrecht  des  ersten  Bettes  auf  die  verfangenen, 
das  des  zweiten  auf  die  freien  Grüter.  Eben  darum  kann  die  Entstehung 
des  Yerfangenschaftsrechts  nicht  ausschließlich  auf  die  ehemalige  Gemein- 
schaft des  Hausvermögens  zurückgeführt  werden^*®,  um  so  weniger  als 
sich  das  Yerfangenschaftsrecht  auch  in  solchen  Rechten  findet,  die  das 
Erbenwarterecht  nur  noch  in  abgeschwächter  Form  oder  überhaupt  nicht 
mehr  kannten.  Das  Yerfangenschaftsrecht  ist  vielmehr  von  solchen  Yer- 
gabungen  unter  Ehegatten  ausgegangen,  bei  denen,  nach  dem  Yorgang 
des  Wittumsvertrages  (S.  315],  der  Rückfall  der  geschenkten  Grundstücke 
an  die  Kinder  nicht  bloß  gegenüber  dem  Empfanger,  sondern  auch  gegen- 
über dem  Geber  vorbehalten  wurde  ^*®,  Nach  einem  feststehenden  Ge- 
brauch pflegte  man  derartige  Yergabungen  gegenseitig  und  mit  Ausdehnung 
auf  das  ganze  beiderseitige  Yermögen  vorzunehmen,  bis  es  zum  Gewohn- 
heitsrecht wurde,  die  gleichen  Rechtsfolgen  auch  ohne  Ehevertrag  ein- 
treten zu  lassen,  sofern  nicht  durch  besonderen  Wittumsvertrag  anders 
verfügt  worden  war. 

Der  Hauptübelstand  des  Yerfangenschaftsrechts  beruhte  in  der  un- 
gleichmäßigen Behandlung  der  Kinder  erster  und  zweiter  Ehe.  Indem 
man  vielfach  diesem  Übelstand  unter  Benutzung  des  Freiteilsrechtes 
(S.  336)  durch  freiwillige  Teilungsverträge  zwischen  dem  wiederheiratenden 
Ehegatten  und  seinen  Yorkindern  vorzubeugen  suchte,  wurde  das  gesetz- 
liche Teilrecht  angebahnt,  das  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts in  zunehmendem  Maße  als  heilsame  Reform  des  Yerfangenschafts- 
rechts erkannt  wurde.  Das  Teilrecht  nötigte  den  überlebenden  Ehegatten, 
der  sich  wieder  verheiraten  wollte,  zu  einer  Auseinandersetzung  mit  den 
Yorkindern,  denen  er  einen  Teil  der  freien  wie  der  verfangenen  Güter, 
gegen  Yerzicht  auf  den  Rest,  sofort  herausgab.  Die  Teilung  (nach  Hälften 
oder  nach  Schwerte  und  Spindelteil,  zuweilen  nach  Köpfen)  hatte  die 
Wirkung  einer  Totteilung.  Die  Kinder  erhielten  ihren  Anteil  zu  freiem 
Eigentum,  verloren  dafür  aber  ihr  Kindeserbrecht  an  dem  Anteil  des 
parens  binubus,  der  ihn  als  freies,  den  Kindern  zweiter  Ehe  vorbehaltenes 
Gut  in  die  zweite  Ehe  übertrug. 


*"  Vgl  S.  275  f.  326.  336  f.  Daa  Erbenwarterecht  an  dem  Grundbesitz  des 
gemeinsamen  Eltemteils  hätte  den  Kindern  aas  beiden  Eben  gleicbmftßig  zusteben 
müssen.  Die  Beschränkung  der  einen  auf  die  verfangenen  und  der  anderen  auf 
die  später  erworbenen  Güter  wäre  damit  unvereinbar. 

^^  Ygl.  G^sch.  d.  ehel.  Gäterr.  2,  2  S.  92  ff.  Besonders  charakteristisch  ist  ein 
dem  11.  Jahrhundert  angehöriger  Bericht  in  dem  Stiftungsbriefe  von  St.  Georgen 
im  Schwarzwalde,  c.  3  (ZGrO.  9,  196).  Ein  ähnlicher  Entwickelungsgang  wie  bei 
der  Yerfangenschaft  hat  im  altfranzösischen  Rechte  von  dem  ravestissement  par 
lettres  zu  der  Blutsauflassung  (ravestissement  de  sang)  geführt  Vgl.  Bbunkbb, 
Geburt  eines  Kindes  79  ff.    Fickes,  a.  a.  0.  3,  100.  122  ff. 
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Ehen,  in  denen  sämtliche  Eander  vor  den  Eltern  mit  Tode  abge^ngen 
waren,  warden  den  von  Anfang  an  kinderlosen  Ehen  gleichgestellt,  das 
Recht  der  Kinder  muß  demnach  ein  erbrechtliches,  erst  darch  den  Tod 
des  einen  Ehegatten  begründetes  gewesen  sein.  Anders  in  Thüringen, 
vereinzelt  auch  in  Süddeutschland,  wo  das  Yorabsterben  der  Kinder  all- 
gemeine Gütergemeinschaft  zwischen  den  Ehegatten  begründete,  also  noch 
die  alte  Gemeinschaft  des  Hansvermögens  zwischen  jedem  Ehegatten  und 
den  Kindern  bestanden  haben  muß"^ 

Das  System  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  ist  größtenteils 
auf  eine  Erweiterung  der  altfränkischen,  altwestfalischen  und  altfriesischen 
Errungenschaftsgemeinschaft  zurückzuführen.  Während  das  von  Soest  aus- 
gehende westfalisch-lübische  Recht  die  Unterscheidung  zwischen  kinder- 
loser und  beerbter  Ehe  festhielt  und  allgemeine  Gütergemeinschaft  nur 
eintreten  ließ,  wenn  und  solange  Kinder  vorhanden  waren  ^'',  hat  im  all- 
gemeinen der  fränkische  Gesichtspunkt,  der  zwischen  beerbten  und  un- 
beerbten Ehen  keinen  Unterschied  machte,  den  Sieg  davongetragen.  In 
der  oberrheinischen  Tiefebene  von  Basel  bis  Mainz  herrschte  mehrjEach  die 
allgemeine  Gütergemeinschaft  mit  Teilung  nach  Schwert-  und  Spindelteil, 
deren  Herkunft  aus  der  altfränkischen  Errungenschaftsgemeinschaft  auf  der 
Hand  liegt ^*'.  In  Flandern,  den  Niederlanden  sowie  einigen  Teilen  des 
Niederrheins  (Grafschaft  Kleve)  und  Westfalens  (Dortmunder  Stadtrechts- 
gruppe) entwickelte  sich  ein  System  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft, 
das  in  der  Gleichstellung  der  beerbten  und  unbeerbten  Ehe  altfränkische^ 
in  der  Halbteilung  altfriesische  und  altwestfalische  Einflüsse  zu  erkennen 
giebt"*.  Dasselbe  wurde  auch  von  Hamburg  und  seinen  Tochterstädten 
sowie  von  Schleswig  und  Flensburg  angenommen  und  gelangt«  durch 
Vermittelung  der  niederländischen  Kolonien  zu  weitester  Verbreitung  in 
den  Weser-  und  Elbeniederungen,  der  Mark  Brandenburg,  Preußen, 
Schlesien  und  der  Lausitz.  Zahlreiche  mit  Magdeburger  Recht  bewidmete 
Städte  nahmen  aus  wirtschaftlichen  Gründen  statt  des  sächsischen  Gerade- 
rechtes das  niederländische  System  an.  Eine  Abwandelung  erfuhr  das 
letztere  in  einigen  Gegenden  Westfalens,  welche  die  Halbteilung  nur  bei 
beerbter  Ehe   festhielten,   bei  kinderloser   Ehe   aber  Alleinerbrecht    des 


*"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  2  S.  90.  3,  S.  800  ff. 

*"  Vgl.  S.  736  f.  und  a.  a.  0.  8,  805  ff.  Auch  in  Drenthe,  Lüneburg,  Goelar 
und  einigen  thüringischen  Städten,  femer  in  BrÜnn  und  dem  niederbairischen 
Landshut  trat  die  aUgemeine  Gütergemeinschaft  erst  mit  der  Greburt  eines  Kinde» 
ein,  doch  stellte  Landshut  der  bekindeten  Ehe  die  überjährige  gleich.  Vgl.  Anm. 
148.  145  und  a.  a.  0.  8,  801  f.  Bbünner,  a.  a.  O.  73  ff.  89  ff.  92.  Fickeb,  a.  a.  O. 
8,  26  f.  46.  97.  182  f. 

**»  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  180.  189.  2  S.  56.  116.  128.  180.  Sakdhaas,  a.  a.  O. 
178.    Kbeher,  Origines  Nass.,  Cod.  dipl.  294,  Nr.  159. 

^^  Vgl.  a.  a.  O.  2,  2  S.  61  ff.  118.  180.  8  S.  48  ff.  127  ff.  811  ff.  WARHKOino, 
Flandr.  RG.  2,  Urk.-B.  Nr.  84,  §  40;  Nr.  69,  §  11;  Nr.  222,  §  24.  In  Brabant  galt 
das  allgemeine  fränkische  System  der  Mobiliar-  und  Errungenschaftgemeiiiechaft 
(mit  Halbteilung)  und  Verfangenschaftsrecht. 
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Überlebenden  Ehegatten  eintreten  ließen"*  Die  meisten  engerischen 
Stadtrechte,  welche  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  unter  teils  west- 
föliscben,  teils  thüringischen  Einflüssen  ausbildeten,  hatten  ebenfalls  AUein- 
«rbrecht  bei  kinderloser  Ehe,  bei  beerbter  dagegen  Halbteilung  für  den 
Vater,  Kopfteilung  für  die  Mutter"®.  In  den  Gebieten  des  sogenannten 
Dritteilsrechtes  (Böhmen,  Mähren,  Mark  Meißen,  zum  Teil  auch  Schlesien), 
wo  flamische,  bairische  und  tschechische  Elemente  zusammenflössen,  erhielt 
die  Witwe  stets  nur  ein  Drittel  des  Samtgutes,  während  der  Witwer  das 
Oanze  oder  zwei  Drittel  bekam  ^*^ 

In  allen  diesen  Gebieten  folgte  die  allgemeine  Gütergemeinschaft 
durchaus  den  noch  heute  bestehenden  Grundsätzen.  Das  Vermögen  be- 
fand sich  im  Miteigentum  zur  gesamten  Hand.  Dem  Manne  stand  freie 
Verfügung  über  die  fahrende  Habe  zu;  hinsichtlich  des  unbeweglichen 
Vermögens  war  in  der  Regel  Verfügung  mit  gesamter  Hand  erforderlich,  nar 
in  dem  Gebiete  des  Dritteiisrechts,  sowie  in  Hamburg,  Bremen  und  der 
Grafschaft  Eleve  hatte  der  Mann  auch  über  den  Grundbesitz  freie  Ver- 
fügung. Die  Verfügungsrechte  der  Frau  waren  in  der  gewöhnlichen 
Weise  beschränkt  Alle  Schulden  des  Mannes,  sowie  Toreheliche  oder 
während  der  Ehe  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  entstandene  Schulden  der 
Frau  waren  gemeinschaftlich.  Der  Mann  haftete  persönlich,  die  Frau, 
soweit  die  Schulden  nicht  von  ihr  herrührten,  nur  mit  dem  Samtgut,  so 
daß  sie  sich  wie  bei  der  Mobiliar-  und  Errungenschaftsgemeinschaft  durch 
Verzicht  auf  das  Samtgut  von  fernerer  Haftung  frei  machen  konnte"*. 
Bei  Auflösung  der  Ehe  erfolgte,  wenn  keine  Kinder  vorhanden  waren, 
die  Vermögensteilung  sofort  oder  doch  nach  dem  Dreißigsten;  sie  unter- 
blieb nur,  wo  Alleinerbrecht  des  überlebenden  Ehegatten  galt  Bei  be- 
erbter Ehe  fand  regelmäßig  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  statt,  nur  im 
Gebiet  des  Dritteiisrechts  war  der  überlebende  Ehemann  in  der  Regel  alleiniger 
Erbe,  so  daß  die  Kinder  auf  ein  mehr  oder  weniger  gesichertes  Erbrecht 
gegen  den  Vater  beschränkt  blieben.  Die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft 
wurde  im  Falle  der  Wiederverheiratung  des  überlebenden  Ehegatten  (nach 
manchen  Rechten  auch  in  gewissen  anderen  Fällen)  durch  Schichtung  be» 
endigt;  war  diese  unterblieben,  so  setzte  sich  die  Gütergemeinschaft  auch  in 
zweiter  Ehe  fort,  so  daß  nur  das  Eingebrachte  des  zweiten  Ehegatten 
davon  befreit  blieb. 

In  einzelnen  Gebieten  des  fränkisch-süddeutschen  Rechtes,  namentlich 


^<<  Vgl.  a.  a.  0.  2y  8  S.  37  f.  124  f.  Den  gleichen  Standpunkt  nahmen  Braun- 
achweig  und  Salzwedel  ein.    Vgl.  ebd.  41  f.  126  f. 

>«•  Vgl.  ebd.  38.  41.  125  f.  148.  Eoleb,  Mitteil.  d.  Frankf.  Gesch.-Ver.  7,  Nr.  6, 
Bremen  stimmte  bei  beerbter  Ehe  mit  den  übrigen  engerischen  Stadtrechten  Überein; 
bei  kinderloser  Ehe  hatte  es  nrspründlich  Halbteilung,  erst  später  Alleinerbrecht. 
Vgl.  a.  a.  0.  46  ff.  132  f. 

»"  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  8.  80  ff.  137  ff.    Fbommhold,  ZRG.  26,  225  f. 

^»^  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  284.  287  ff.  Gbnqlbb,  Privatrecht  968.  Mittbbicaibb, 
Privatweht  2^  §  402,  n.  49. 
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der  Freiburger  Stadtrechtsgruppe,  kam  eine  eigentümliche  Form  der  all- 
gemeinen Gütergemeinschaft  vor,  die  ihren  Ausgang  nicht  von  der  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft,  sondern  von  der  Ausbildung  gegenseitigen 
Alleinerbrechts  der  Ehegatten  genommen  hat^^^.  Charakteristisch  war 
hier  das  Alleinerbrecht  bei  kinderloser,  Verfangenschaftsrecht  bei  beerbter 
Ehe.  Während  der  Ehe  hatte  der  Mann  nach  dem  Stadtrecht  von  Frei- 
burg i.  Br.  und  den  meisten  Tochterrechten  die  unbeschränkte  Verfügung* 
über  das  Samtgut,  mit  Einschluß  der  unbeweglichen  Sachen  ^^^. 

Das  gesetzliche  eheliche  Güterrecht  hatte  im  allgemeinen  einen  dis- 
positiven Charakter,  indem  es  durch  Eheverträge  [gedinge,  Sgercete, 
Steidinff,  gemechede^  hilichs  beredungen,  bruüaufsbriefe)  ausgeschlossen  oder 
ergänzt  werden  konnte:  „Gedinge  bricht  Landrecht" ^®^  Doch  galt  dieser 
Satz  vielfach  nur  für  die  kinderlose  Ehe,  während  bei  beerbter  Ehe  das 
gesetzliche  Becht  unbedingt  zur  Anwendung  kam:  „Einderzeugen  bricht 
Ehestiftung«  ^«2.  Die  Abschließung  der  Eheverträge  erfolgte  gerichtlich 
oder  vor  Zeugen;  einzelne  jüngere  Bechte  ließen  sich  an  schriftlicher 
Abfassung  genügen;  soweit  es  sich  um  Liegenschaften  handelte,  war  die 
gerichtliche  Form  meistens  unumgänglich.  Die  Abschließung  von  Ehe- 
verträgen war  nicht  bloß  im  Brautstand,  sondern  auch  in  der  Ehe  ge- 
stattet. Ihr  Inhalt  war  außerordentlich  mannigfaltig;  häufig  hatten  sie 
zugleich  den  Charakter  von  Erbverträgen. 

Die  einfachen  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die  dem  Bechte  des 
Sachsenspiegels  zu  Grunde  lagen,  ließen  sich  noch  an  wenigen  vertrags- 
mäßigen Vereinbarangen  genügen.  Die  eine  bezog  sich  auf  die  wahr- 
scheinlich aus  dem  alten  Muntschatz  entstandene  Leibzucht,  die  wohl 
in  jeder  Ehe  seitens  des  Mannes  f&r  seine  Frau  bestellt  wurde  ^®*.  Ihren 
regelmäßigen  Gegenstand  bildeten  Grundstücke,  später  auch  Kapitalien^ 
in  Satzungs-  oder  Bentenform  in  Grund  und  Boden  angel^.  Außerdem 
erhielt  die  i'rau  in  alter  Weise  eine  Morgengabe ^^.  Zur  Sicherung 
von  Frauengeldem,  die  durch  das  sächsische  Geraderecht  Eigentum  des 
Mannes  werden  mußten,  diente  die  IJrsale,  d.  h.  gerichtliche  Über- 
tragung von  Grundstücken  des  Mannes  zu  Händen  eines  Pflegers  der 
Frau   zu  Eigentum   oder  Satzungsrecht ^®^     Ein   anderes,   im  Stadtrecht 

"•  Vgl.  a.a.O.  2,  1  S.  179  f.  182.  195  ff.  2,  75  ff.  91  ff.  101.  108  f.  146  ff.  178  f. 

"<>  Vgl.  ebd.  2,  2  S.  13  ff.  Hubeb,  a.  a.  0.  6ff. 

*•'  Vgl.  Graf  u.  Dietherr^  BechtflsprichwÖrter  24  f.  Mit  Unrecht  ist  der  dis- 
positive Charakter  des  Sachsenspiegels  von  einigen  Seiten  angezweifelt  worden. 
Vgl.  a.  a.  0.  2,  8  S.  329  ff. 

*"  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  63.  138  ff.  155.  192.  208.  224.  2  S.  193.  214.  3  S.  235  f. 
331.  341  ff.  355.  386. 

"•  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  349 ff.  Niese,  Die  Leibzucht  n.  d.  älteren  sächs. 
Rechtsqu.,  Ghreifsw.  Diss.  1899. 

^^  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  332  ff.  Im  Ritterstand  entwickelte  sich  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert eine  gesetzliche  Morgengabe,  die  der  Witwe  kraft  Erbrechts  zukam,  ent- 
weder als  Ersatz  für  die  ihr  nicht  gewährte  vertragsmäßige  Gabe  oder  als  gesetz- 
licher oder  gewohnheitsrechtlicher  Zuschlag  zu  dieser. 

»«  Vgl.  ebd.  356  ff. 
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entwickeltes  Mittel,  der  Fraa  das  EigeDtum  an  ihren  Geldern  zu  sichern, 
bestand  in  der  yertragsmäßigen  Errichtung  eines  Yorbehaltgutes,  das 
aber,  nm  wirksam  zu  sein,  nicht  in  die  Hände  des  Mannes  kommen 
durfte,  sondern  wie  die  ürsale  einem  Treuhänder  als  Pfleger  der  Frau 
übergeben  werden  mußte^®®.  Schenkungen  unter  Ehegatten  waren  wie 
bei  allen  Stammen  so  auch  bei  den  Sachsen  durchaus  zulässig,  wegen  des 
Geraderechtes  aber  nur  bei  unbeweglichen  Sachen  durchführbar  ^•^ 

Auch  bei  den  Schwaben  hatte  sich  die  alte  Morgengabe  selbständig 
neben  dem  Muntschatz  (Wittum)  erhalten^®®,  obwolil  sich  das  Wittum 
allmählich  ganz  nach  dem  Vorbild  des  fränkischen  und  bairischen  Rechtes 
umgestaltete.  Das  fränkische  Wittum  {widern ^  dos,  dotalitium,  donatio 
propter  nuptias ,  duwarium^  Sduwarium)  war  gleichbedeutend  mit  der 
Morgengabe  {dos,  dotaliäum)  des  bairisch-österreichischen  Rechtes,  von  der 
es  sich  nur  dadurch  unterschied,  daß  es  die  alte  Morgengabe  nicht  völlig 
in  sich  aufgenommen,  sondern  den  aus  beweglichen  Sachen  bestehenden 
Teil  abgestoßen  und  zu  einer  selbständigen  Gabe  unter  dem  alten  Namen 
gestaltet  hatte  ^^^ 

Die  Eigentümlichkeit  des  fränkisch -schwäbischen  Wittums-  und  des 
bairisch-österreichischen  Morgengabevertrages  bestand  darin,  daß  nicht 
bloß  der  Frau  gewisse  Grundstücke  oder  in  Grundstücken  angelegte 
Kapitalien  des  Mannes  als  Witwenversorgung  (zu  Leibzucht  oder  Eigen- 
tum) überwiesen,  sondern  zugleich  alle  Konsequenzen  des  gesetzlichen 
Güterstandes  der  allgemeinen  oder  partikulären  Gütergemeinschaft  sowie 
des  Verfangenschaftsrechtes  ausgeschlossen  wurden  ^^^  In  der  Wittumsehe 
galt  weder  Gütergemeinschaft,  noch  gesamte  Hand  oder  Verfangenschafts- 
recht,  sondern  reine  Yerwaltungsgemeinschaft.  Eben  darum  erwies  es  sich 
als  notwendig,  nicht  nur  der  überlebenden  Frau  an  dem  Wittum  oder 
der  Morgengabe,  sondern  auch  dem  überlebenden  Manne  an  der  Heim- 
steuer der  Frau  {ehesteuer,  heisteuevj  heiratsteuer,  heiratgut,  hilichffeld, 
haussteuer,  zubringunff,  zugift,  zugeld,  brautschatz,  üzstiurungey  dos,  dota^ 
litium,  maritagvam)  gewisse  Leibzuchtsrechte  oder  sonstige  erbrechtliche 
Vorteile  zuzusichern.  Man  konnte  daher  von  einer  gegenseitigen  Bewid- 
mung  der  Ehegatten  reden,  und  so  kam  es,   daß  auch  die  Heimsteuer 

'«•  Vgl.  a.  a.  0.  2,  2  S.  253.  3,  359  AT. 

^"^  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  348.  371  ff.  Schenkungen  beweglicher  Sachen  wurden 
erst  seit  Einführung  des  Vorbehaltsgutes  teilweise  möglich.  Über  Schenkungen 
unter  Ehegatten  nach  süddeutschem  Eecht  vgl.  a.  a.  O.  2,  1  S.  137  ff. 

»w  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  24  ff. 

"•Vgl.  S.  317  und  a.  a.  0.  2,  1  S.  37  ff.  48  ff.  59  ff.  71  ff.  93.  2  S.  214  ff. 
242  ff.  3  S.  354  ff. 

"»  Vgl.  a.  a.  0.  2,  2  S.  227.  229  ff.  3  S.  341,  n.  42.  354  f.  Wie  strenge  darauf 
gehalten  wurde,  daß  die  Witwe  nichts^anderes  mitnahm,  als  was  ihr  der  Wittums- 
vertrag  zuwies,  ergiebt  sich  u.  a.  aus  einer  Erklärung  der  Witwe  des  Grafen 
Wilhelm  von  Holland  von  1345  (Willems,  Gestes  des  ducs  de  Brahant  1,  834,  Cod. 
dipl.  194).  Das  einfache  Leibgedinge  wurde  nur  als  vertragsmäßige  Ergänzung 
des  gesetzlichen  Güterstandes  behandelt.    Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  75.  2  S.  274. 
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zuweilen  als  ein  dem  Manne  von  der  Frau  bestimmtes  ^^Wittam^S  in' 
bairisch- österreichischen  Quellen  als  ,,Morgengabe'<,  umgekehrt  aber  das 
vom  Manne  bestellte  Wittum  als  „Heimsteuer**  oder  „Heiratsgut"  be- 
zeichnet wurde  ^^^  Dabei  lag  es  nahe^  die  Höhe  des  Wittums  nach  der 
Höbe  der  Heimsteuer  zu  bemessen;  in  diesem  Falle  wurde  das  Wittum 
zur  Widerlegung  {augmentwn  dotuy^^  Sonst  Torstand  man  unter 
„Widerlegung*'  auch  die  für  die  Heimsteuerkapitalien  in  Satzungs-  oder 
Kentenform  seitens  des  Mannes  bestellte  Sicherheit  ^'^ 

Die  böhmisch-mährische  Morgengabe  hat  Ton  Schlesien  aus  auch 
ihren  Einfluß  auf  das  sächsische  Recht  ausgeübt  Auf  sie  ist  die  ge- 
lobte Morgengabe  der  sächsischen  Stadtrechte,  die  später  auch  in  das 
Landrecht  Eingang  fand,  zurückzuführen ^^^  So  kam  es  auch  in  den 
Städten  magdeburgischen  Bechts,  die  das  flämische  Familiengüterrecht 
angenommen  hatten,  zu  gegenseitigen  MorgengabcTerträgen,  welche  die 
gesetzliche  Gütergemeinschaft  ausschlössen  ^^^  In  Braunschweig  und  der 
Mark  Brandenburg,  wo  die  gelobte  Morgengabe  keinen  Eingang  fand,  legte 
man  später  dem  Leibzuchtsvertrage  die  gleiche  ausschließende  Wirkung 
bei  ^^^  In  Westfalen  gab  es  einen  Ehevertrag,  der  unterschied,  differentia 
oder  widerkehr  genannt  wurde  und  unmittelbar  auf  die  Ausschließung  der 
gesetzlichen  Gütergemeinschaft  für  den  Fall  der  Kinderlosigkeit  gerichtet 
war;  auch  während  der  Ehe  konnte  die  Gütergemeinschaft  durch  Vertrag 
aufgehoben  worden  ^^^ 

Umgekehrt  kam  in  den  Gebieten  der  Verwaltungsgemeinschaft  nicht 
selten  die  vertragsmäßige  allgemeine  Gütergemeinschaft  vor,  in  Magde- 
burg im  14.  Jahrhundert  so  häufig,  daß  eigene  gesetzliche  Bestimmungen 
dafür  erlassen  werden  mußten  ^^^. 

Sehr  gewöhnlich  waren  auch  Vereinbarungen,  welche  die  Erweiterung 
oder  Beschränkung  der  Verfügungsrechte  der  Ehegatten,  zumal  des  Mannes, 
bezweckten.  Der  französischen  Entliegenschaftung  entsprach  es,  wenn  die 
Frau  ihren  Grundbesitz  ganz  oder  bis  zu  einem  bestimmten  Wertbetrage 

"^  Vgl.  a.  B.  0.  2,  1  S.  20.  65  f.  67  ff.  88  f.  88  ff.  2  S.  236.  289.  248.  260.  3 
S.  840  ff.    Trienter  Stataten  c.  60  (Arch.  f.  österr.  Gesch.  26,  185). 

17*  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  88  f.  65.  81  ff.  2  S.  286  f.  In  Wien  und  den  böhmiach- 
m ährischen  Stadt-  und  Landrechten  wurde  die  Morgengabe  (tschech.  veno)  regel- 
mäßig um  die  Hälfte  höher  als  die  Heimsteuer  festgesetzt  Vgl.  Czthlasz,  a.a.O.  40 ff. 

">  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  76  ff.  140.  2  S.  285.  Neben  „Widerlegung**  begegnet 
auch  ursasse^  was  an  die  sächsische  Ursale  anklingt.  Vgl.  Urk.  v.  1305,  ZGO. 
20,  818  f. 

*7^  Vgl.  a.  a.  0.  2,  8  S.  887—845.  Albbecht,  in  Schmeidbr^s  Krit  Jahrbachem 
11,  330.  V.  Mabtitz,  a.  a.  0.  345  ff.  Aqbicola  528  ff.  Labamd,  Verm.  Klagen  895  ff. 
Beseler,  Erb  vertrage  1,  157  ff. 

>7»  Vgl.  a.  a.  0.  2,  8  S.  840.  344  ff.  Ähnlich  in  Westfalen,  wo  die  Morgen- 
gabe teils  die  statutarische  Erbportion,  teils  die  allgemeine  Gütergemeinschaft 
ausschloß. 

"•  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  253  f. 

"'  Ebd.  885  ff.  "»  Vgl.  a.  a.  0.  2,  2  S.  258.  8  S.  880  ff. 
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like  varende  oder  like  kopschatte  einbrachte  ^^^.  Umgekehrt  begegnet  in 
einem  westfälischen  Ehevertrag  die  Abrede  der  Yeiliegenschaftung:  dat 
all  aisulke  geredt  goed  sali  erfgoed  ein  ^^^  In  Ditmarscben  war  es  üblich, 
daß  die  Frau  ihren  gesamten  Brautschatz ,  Fahrendes  wie  Liegendes, 
dem  Manne  g^en  eine  Taxe  zu  ^Eigentum  übertrug  0,Belassung  auf 
Markzahl'O^". 

Die  väterliche  Gewalt  behauptete  sich  als  ein  Schutz-  und  Ge- 
waltTerhältniSy  obwohl  von  Tötung,  Verkauf  und  Heiratszwang  keine  Rede 
mehr  sein  konnte  ^^^  Daß  das  Erziehungsreoht  auch  erwachsenen  Kindern 
gegenüber  mit  dem  Zuchtigungsrecht  ausgestattet  war,  wurde  selbst  in 
gerichtlichen  Entscheidungen  ausgesprochen  ^^^  Den  fiechtsgrund  der 
Täterlichen  Gewalt  bildete  nicht  mehr  der  eheherrliche  Munt  über  die 
Mutter,  sondern  die  eheliche  Abstammung  vom  Vater  ^^^  Annahme  an 
Ivindesstatt  kam  noch  vor,  begründete  aber  keine  väterliche  Gewalt  ^^^  Der 
Trager  der  letzteren  hatte  an  dem  Vermögen  der  Kinder  die  Verwaltung 
und  Nutznießung;  für  Schmälerungen  oder  Verschlechterungen,  die  nicht 
auf  Zufall  beruhten,  war  er  ersatzpflichtig,  wie  er  für  seine  Aufwendungen 
Ersatz  verlangen  konnte:  „Kindergut  ist  eisern  Gut^'^^^  Hauskinder,  die 
zu  ihren  Jahren  gekommen  waren,  besaßen  die  voUe  Geschäftsfähigkeit, 
aber  keine  Verfügung  über  ihr  vom  Vater  verwaltetes  Vermögen  ^®^  Für 
unerlaubte  Handlungen  eines  Hauskindes  hatte  der  Vater,  auch  wenn  ihn 
selbst  keine  Schuld  traf,  nach  manchen  Rechten  einzustehen,  wenn  er 
dasselbe  trotz  Kenntnis  der  Sachlage  in  häuslicher  Gemeinschaft  behielt; 
die  meisten  Rechte  beschränkten  aber  seine  Haftung  auf  das  Kindesgut  ^^^ 
Die  gerichtliche  Vertretung  der  Kinder  stand  dem  Vater  zu.  Die  Auf- 
hebung der  väterlichen  Gewalt  durch  förmliche  Emanzipation  kam  wohl 


"•  Vgl.  a.  a.  0.  2,  2  S.  254.  8  S.  231.    SchbGdbb,  Miteigentum  5  ff. 

*^  Fahne^  Geschichte  des  Geschl.  von  Bocholtz,  Urk.-B.  Nr.  56. 

"»  Vgl.  a.  a.  0.  2,  8  S.  410.  417. 

»*  Vgl.  S.  820  f.  Stobbb,  Beiträge  1  ff.  Hubbb,  a.  a.  0.  479  ff.  488  ff.  Rive, 
Vonnnndschaft  2,  1  S.  174  ff.  2  S.  149  ff.  Eichhobn,  §§  852.  871.  Zöpfl,  RG.  3, 
§  92.  TiLTixo,  a.  a.  0.,  Themis  82  (1871),  Stück  4.  Göschen,  a.  a.  0.  280  ff. 
Kbaut,  Grundriß«  §§  184.  186  f.  189.  v.  Gosen,  a.  a.  0.  98  ff.  Nur  Schwsp.  L. 
357  und  Geiler  von  Kaisersberg  (Obimm,  RA.  461  f.)  gedenken  noch  des  Verkaufes 
eines  Kindes  in  echter  Not  Geiler  hat  wohl  aus  dem  Schwabenspiegel,  dieser 
aber  kritiklos  aus  seinem  bunt  zusammengewOrfelten  Quellenmaterial  geschöpft. 

*~  Vgl.  LoEBSCH  u.  ScuBöDEB  Nr.  341  (800).    Dagegen  Kl.  Kaiserr.  2,  6. 

»•*  Vgl.  Kbaut  2,  586  f. 

^»  Vgl.  Stobbb  4,  876  f.  Hubeb  480 ff.  Kbaüt,  Grundriß«  §  186,  Nr.  14—17. 
Taufpatenschaft  als  Adoption:  Lobbsch  u.  Schbödeb S  Nr.  116.  Lisch,  Urk.-Samml. 
d.  Geschlechts  v.  Maltzan  1,  Nr.  12.  14.  71. 

^  Vgl.  Gbaf  u.  Dibthebb  172.  Sep.  I.  11.  Loebscb  u.  Schbödeb  Nr.  830 
(290).  Zu  Verfügungen  über  Liegenschaften  war  der  Vater  nur  in  gerichtlich  an- 
eiluumter  echter  Not  berechtigt.  Andere  Verfügungen  wurden  gültig,  wenn  die 
Kinder,  nachdem  sie  zu  ihren  Jahren  gekommen  waren ^  Jahr  und  Tag  ohne  An- 
fechtung verstreichen  ließen.    Vgl.  Heusleb  2,  437.  448. 

»"  Vgl.  LoBBSCH  u.ScHBÖDEB  Nr.841  (300).  Kbaut«  §  184,  Nr.4f.  15.  §  187,  Nr.3f. 

^^  Vgl.  Heuslbb  2,  450.    Hamheb,  Schadensersatz  80  f. 
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nnr  noch  selten  vor.  Der  regelmäßige  Fall  der  Aufhebung  war  Ver- 
heiratung der  Töchter,  Abschichtang  der  Söhne.  Der  Vater  hatte  dem 
aus  der  Were  scheidenden  Kinde  sein  Vermögen  herauszugeben  oder^ 
wenn  solches  nicht  vorhanden  war^  eine  Aussteuer  zu  gewähren  ^^^.  Voll- 
jährige Söhne  konnten  die  Absonderung  vom  Vater  verlangen  ***.  Wurden 
die  Kinder  durch  die  Vermögensverwaltung  des  Vaters  gefährdet,  so  konnte 
diesem  auf  Veranlassung  der  Sippe  oder  des  Richters  die  väterliche  Gewalt 
entzogen  werden  ^*^ 

Eine  Ehelichkeitserklärung  unehelicher  Kinder  war  dem  Mittel- 
alter zunächst  unbekannt.  Erst  seit  dem  18.  Jahrhundert  kam  die  ur-^ 
sprünglich  als  Annahme  an  Kindesstatt  gedachte  Legitimation  durch  nach- 
folgende  Ehe  (Mantelkinder)  und,  nach  römischem  Vorbild,  durch  könig- 
lichen oder  landesherrlichen  Erlaß  in  Übung,  die  letztere  aber  wohl  nur 
mit  der  Wirkung,  die  Rechtlosigkeit  zu  beseitigen  ^^',  Denn  im  Gegensatz 
zu  der  älteren  Auffassung  (S.  304)  galten  im  Mittelalter  uneheliche  Kinder 
als  rechtlos  und  konnten  daher  weder  eine  Vormundschaft  bekleiden,  noch 
einen  Vormund  haben,  hatten  auch  im  allgemeinen  kein  gesetzliches  Erb- 
recht, weder  aktiv,  noch  passiv,  nach  sächsischem  Recht  nicht  einmal 
gegen  die  Mutter  ^^^  Gegen  ihren  Erzeuger  hatten  sie  einen  gewissen 
Anspruch  auf  Unterhalt  ^•*. 

Auf  dem  Gebiete  des  Vormundschaftsrechts ^^^  hatte  die  Oe- 
schlechtsvormundschaft,  abgesehen  vom  friesijschen  Recht,  die  größte  Ver- 


^^^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gflterr.  2,  1  S.  12  £  167  f.  2  S.  284.  Lobbsch  a. 
ScHBÖDEB*  Nr.  154.  208.  285.  314.  324.  329.  831. 

IM  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  1  8.  222.  2  S.  140  f.  3  S.  159.  Heubleb  2,  440. 
HuBEB,  a.  a.  0.  483.  Loebsch  u.  Schbodeb  Nr.  830  (290).  Wenn  Schwsp.  L.  6U 
186  das  Recht  auf  Absonderung  erst  mit  25  Jahren  eintreten  läßt,  so  hat  er  sich 
wohl  durch  das  römische  Recht  bestimmen  lassen,  was  schon  Dsp.  56  durchblickt. 

1»^  Vgl  KL  Kaiserr.  2,  5.  Gesch.  d.  ehel.  Gaterr.  2,  1  S.  186,  n.  64.  2  S.  140. 
3  S.  159.  Auch  die  Ehefrau  konnte  in  ähnlichen  Fällen  Aufhebung  der  Güter- 
gemeinschaft verlangen.    Vgl.  ebd.  2,  1  S.  149.   Lobbsch  u.  Schbodeb'  Nr,  206.  846. 

>*'  Vgl.  Stobbe  4,  366  ff.  Eichhobn  §  449.  Kbaüt^  §  186  Nr.  1--8.  Hübbb, 
a.  a.  0.  480.  Loebsch  u.  Schbodeb'  Nr.  182.  281.  329.  342.  v.  d.  Bebqh,  Oor- 
kondenb.  1,  Nr.  395  (1248).    Böhmeb,  Acta  imperii  Nr.  780  f. 

>**  Vgl.  S.  466.  BüDDE,  Bechtlosigkeit  48  f.  Bbuknbb,  UneheL  Vaterschaft^ 
ZRG.  30,  26  f.  29.  Hin  und  wieder  kamen  mildere  Auffassungen  vor,  namentlicb 
zu  Gunsten  anerkannter  Bastarde  des  Herrenstandes.  Vgl.  Bbünheb,  a.  a.  0.  21  f» 
FiCKSB,  a.  a.  0.  3,  886  ff.  5,  34. 

»•*  Vgl.  Stobbe  4,  410  f.    Beünneb,  a.  a.  0.  32. 

1»^  Vgl.  S.  323  ff.  709.  Bbunkeb,  Grundzüge  200  ff.  Eichbork  §§  858.  372. 
HtJBEB,  a.  a.  0.  510  ff.  Walter,  BG.  §§  518—16.  Zöpfl,  RG.  3,  §  93.  Kraut, 
Vormundschaft  1,  182  ff.  186  ff.  286  ff.  393  ff.  2,  3  ff.  191  ff.  266  ff.;  Grundriß«  §§  162. 
191— 195a.  Heuslbb  2,  498  ff.  511  ff.  Stobbe  4,  §§  268—68.  274—76.  Rite,  Vor- 
mundschaft 2,  1  S.  13  ff.  69  ff.  167  ff.  2,  S.  1  ff.  78  ff.  174  ff.  v.  Amiba,  Kr.  VJSchr. 
17,  421  ff.  Agbicola,  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  77  ff.  v.  Mabtitz,  EheL 
Güterrecht  83  ff.  Planck,  Grerichtsverfahren  1,  177  ff.  Wineleb,  a.  a.  0.  64  ff. 
Teltino,  a.  a.  0.,  Themis  82  (1871),  Stück  4.  Göschen,  a.  a.  0.  244  ff.  v.  Gobbk, 
a.  a.  0.  101  ff.  H.  Schulze,  a.  a.  0. 109  ff.  Loebsch  u.  Schbodeb'  S.  256  f.  Hasrk- 
öhel,  a.  a.  0.  106  ff. 
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änderuDg  erfahren,  indem  sie  im  aUgemeinen  zu  einer  Beistandschaft  in 
gerichtlichen  Angelegenheiten,  bei  Prozessen  wie  Akten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ,  zusammengeschrumpft  war.  Die  Altersvormundschaft 
wurde  von  dem  frühzeitigen  Mündigkeitstermin  des  altdeutschen  Rechts 
nicht  mehr  in  gleichem  Maße  wie  ehedem  berührt,  indem  sie  entweder 
noch  über  den  Eintritt  der  Mündigkeit  hinaus  während  einer  gewissen 
Zeit  fortgesetzt,  oder  doch  dem  zu  seinen  Jahren  gekommenen  Mündel 
die  Wahl  eines  Pflegers  oder  gerichtlichen  Vertreters  anheimgegeben 
wurde.  Inhaltlich  bewegte  sich  die  Altersvormundschaft  auf  demselben 
Boden  wie  die  über  Geisteskranke  und  Gebrechliche*  Eine  eigentliche 
Pflegschaft  für  Verschwender  und  Verschollene  gab  es  noch  nicht.  Die 
gerichtliche  Vertretung  des  Mündels  hatte  der  Vormund  anfangs  nur  in 
Strafsachen;  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  konnte  das  Mündel  seit 
der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  im  Beistand  des  Vormundes  gericht- 
lich auftreten  und  mit  Zustimmung  des  Vormundes  Veräußerungen  vor- 
nehmen ^^^.  Rechtsgeschäfte,  die  der  Vormund  in  Vertretung  des  Kindes 
vollzogen  hatte,  konnten  von  diesem,  von  anerkannten  Notfallen  abgesehen, 
nach  eingetretener  Mündigkeit  widerrufen  werden  ^^^.  In  manchen  Rechten 
wurde  der  Vormund  aber  schon  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  nament- 
lich wenn  er  der  nächste  Erbe  war  oder  die  nächsten  Erben  zugestimmt 
hatten,  als  gesetzlicher  Vertreter  seines  Mündels  anerkannt^®®.  Neben  der 
alten  nießbräuchlichen  Vormundschaft,  die  im  friesisch-holländischen  Recht 
fortdauerte,  auch  den  Sachsenspiegel  und  das  sächsische  Weichbildrecht 
samt  den  beiden  Glossen  noch  beherrschte  und  im  fränkischen  Recht  sich 
wenigstens  noch  in  einzelnen  Spuren  zeigte  ^^^,  trat  in  Süddeutschland  die 
bloß  fürsorgliche  Vormundschaft  mit  Abrechnungspflicht  in  den  Vorder- 
grund, um  allmählich  auch  Norddeutschland  zu  erobern.  Hand  in  Hand 
mit  dieser  jüngeren  Form  der  Vormundschaft  ging  die  weitere  Aus- 
bildung der  staatlichen  Obervormundschaft,  durch  die  der  geborene  Vor- 
mund des  älteren  Rechts  und  die  Obervormundschaft  der  Sippe  in  den 
Hintergrund  gedrängt  wurde  *^®.  Neben  den  geborenen  Vormund  trat 
zunächst  der  vom  Vater  gekorene,  dann  der  vom  Richter  gesetzte  ^^^  Es 
gehörte  zu  den  Aufgaben   des   Richters,   hilfsbedürftigen    Personen,   die 


»••  Vgl.  Stobbe  4",  541  ff.    Kraut,  Grundriß«  §  192  Nr.  22. 

"'  Vgl.  Stobbe  4",  544.  Hbuslke  2,  496  ff.  Khaut,  Grandriß«  §  192,  Nr.  19.  20. 

>»«  Vgl.  Heubler  2,  502 ff.  RrvB  2,  1  S.  51  f.  2  S.  39  ff.  Kbaut,  Vormund- 
schaft 1,  366  ff.  2,  16;  Grandriß  §  192  Nr.  23.  25.  Ruber,  Gesch.  d.  Schweiz.  Pr.-R. 
523.    Wassebschlebbn,  Sammlung  deutscher  Rechtsquellen  S.  174. 

1«  Vgl.  V.  Amiba,  a.  a.  0.  427.  Lothringische  Urkunde  v.  1207  bei  Beyer, 
Mittelrhein.  Urk.-B.  2,  267. 

«00  Vgl.  Reichs weistum  von  1218  für  den  Herzog  von  Brabant  (Weiland, 
Const.  2,  Nr.  64):  quod  de  universis  boniSf  que  de  ducatus  suo  moventury  omnium 
heredum,  moriuis  pareniibus,  de  iure  tutor  habeaiur. 

««»  Vgl.  Kraut,  Grandriß«  §  162,  Nr.  21  ff.  §  191,  Nr.  17—21.  34.  Der  Vor- 
mund mußte  dem  Mündel  ebenbürtig  sein.  Rechtlose  konnten  weder  Vormund 
werden^  noch  einen  Vormund  haben.    Vgl.  Budde,  Rechtlosigkeit  33  ff. 
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keinen  Vormund  hatten,  einen  solchen  zu  geben.  Die  Vormundschafts- 
führung stand  unter  der  Aufsicht  des  Richters,  der  den  Vormund  ge- 
gebenenfalls als  Balemund  absetzen  konnte.  Auch  Volljährigkeits- 
erklärungen durch  den  König  kamen  seit  dem  13.  Jahrhundert  vor**^*. 
Eigentliche  Vormundschaft  der  Mutter  über  ihre  Kinder  war  unbekannt^ 
dagegen  wurde  ihr  nicht  selten  die  persönliche  Fürsorge  übertragen,  so 
daß  der  Vormund  auf  die  Vermögensverwaltung  beschränkt  blieb. 

5.  Das  Erbrecht*®'  hatte  den  Zusammenhang  mit  der  alten  Haus- 
genossenschaft  im  allgemeinen  verloren.  Die  im  Sachsenspiegel  noch 
durchblickende  Unterscheidung  des  engeren  Erbenkreises  von  dem  weiteren 
der  „Sippe"  oder  der  „Magen**  wurde  von  den  jüngeren  Eechtsbüchem 
nicht  mehr  verstanden*^.  Das  Verwandtschaftsbild  suchte  man  sieh  in 
alter  Weise  an  den  Gliedern  des  menschlichen  Körpers  klar  zu  machen; 
der  Vergleich  der  Sippe  mit  dem  Baum  und  seinen  Asten  und  Zweigen 
(arbor  consanguinitatis)  wurde  erst  im  späteren  Mittelalter  aus  dem  kano- 
nischen Recht  übernommen*®*.  Die  Erbfolgeordnung,  die  von  den  Quellen 
als  selbstverständlich  vorausgesetzt  und  daher  nur  selten  ausdrücklich 
dargestellt  wurde,  war  im  allgemeinen  die  von  uns  schon  für  die  vorige 
Periode  angenommene  Parentelen-  oder  Linealgi-adualordnung*®*.     Den 

*«  Kbaüt,  Vonnundachaft  2,  86  ff. 

^'  Vgl.  S.  72.  826  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratar,  namentlich  die  Ar- 
beiten von  FicKBB.  Stobbe,  Handb.  5,  §§  281.  283.  285'>88.  290—91.  293.  299—301. 
808.  810.  318;  Beitr.  87  ff.  Hubbb,  a.a  0.  541  ff.  Eichhork,  §§  378—75.  454—56. 
ZöPFL,  RQ.  8,  §§  117—21.  Kbaut,  Grundriß*  §§  146.  148.  155-61.  Losrsch  u. 
ScHBÖDEB*  S.  278  f.  Genqlbr,  Lehrb.  d.  deutsch.  Priv.-R.  1805  ff.  Siegel,  Das  deutsche 
Erbrecht  des  Mittelalters,  1858.  Fischbb,  Versuch  über  die  Gesch.  d.  teutsch.  Erb- 
folge, 2  Bde,  1778.  Tbltiho,  a.  a.  0.,  Themis  40  (1879),  41  (1880),  42  (1882).  Pauu, 
Erbrecht  der  Blutsfrennde  und  die  Testamente  (Abh.  3,  1841).  (löschen,  a.  n.  O. 
128  ff.  y.  GosEN,  a.  a.  0.  155  ff.  Franklin,  a.  a.  0.  57  ff.  Kothimo,  Erbrechte 
des  Kantons  Schwiz,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  5.  Hasenöhbl,  a.  a.  0.  182  ff.  Zöppl, 
Bamberger  Recht  210  ff.  Heymakn,  Grundzüge  des  gesetzlichen  Verwandtenerb- 
Tcchts,  1896.  Y.  Sydow,  Darstellung  des  Erbrechts  n.  d.  Sachsenspiegel,  1828. 
Fbisse  u.  Libseqano,  a.  a.  0.  1,  770  ff.  838  ff.  Sohillimg,  Lehn-  u.  erbrechtliche 
Satzungen  des  waldemar-erichschen  Rechts,  1879.  H.  Schulze,  a.  a.  0.  32  ff. 
I^MPBECHT,  Wirtschaftsleben  1,  628  ff.  Gaupp,  Germ.  Abhandl.  62  ff.;  Miscellen 
75  ff.  Albbboht,  Gewere  188—222;  Krit  Jahrbücher  f.  Rechtswissensch.  11,  821 — 58; 
(Berliner)  Jahrbücher  f.  wiss.  Kritik  1830,  Nr.  68—65.  Beselbb,  ErbyertriEge,  8  Bde, 
1885—40.  y.  Wtss,  Letztw.  Verfügungen  n.  d.  Schweiz.  Rechten  der  früheren  Zeit, 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  19,  68  ff.  Euleb,  Beitrag  z.  Gesch.  d.  Testamente,  Aich. 
f.  Frankf.  Gesch.  5,  1852.  Bbhbend,  Aneyang  und  Erbengewere,  Bresl.  Festachr. 
f.  Bbseleb,  1885.  Ebom,  Oudnederlandsch  erfhuisrecht,  1878.  Cosack,  Besitz  des 
Erben ^  1877.  Rosim,  Begriff  der  Schwertmagen,  1877.  ScHSfiDSB,  Bezeichnungeil 
der  Spindelmagen  iYi  der  Alteren  deutschen  Rechtssprache,  ZRG.  17,  1  ff. 

*<^  Vgl.  Ssp.  L  8  §  3  und  Dsp.  6  mit  Schwsp.  L.  3a. 

"*  Vgl.  Stobbe  5,  64. 

»«»  Vgl.  S.  382  ff.  FicKBB,  a.  a.  0.  2,  55  f.  304  ff.  887  ff.  616  ff.  Hbtmahn, 
a.  a.  O.  5ff.  y.  Wtss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  4,  8  ff.  5,  111  ff.  Fbiese  u.  Libsb- 
QANO,  a.  a.  O.  1,  774  ff.  Die  Angaben  des  Ssp.  I.  3  §  3  können  bei  unbefangener 
Auffassung  nur  yon  der  Parentelenordnuug  yerstanden  werden.    Vgl.  Hbüslsb  2, 
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ersten  Erbanspruch  hatte  der  Busen,  d.  h.  die  eheliche  Nachkommen- 
schaft des  Erblassers,  und  zwar  anfangs  nach  Gradesnäbe,  so  daß  die 
Kinder  unbedingt  den  Vorzug  vor  den  Enkeln  [diechtem)  und  diese  vor 
den  Urenkeln  {urdiechtem)  hatten,  gleich  nahe  Abkömmlinge  aber  nach 
Köpfen  teilten;  nur  durch  Vorberufung  seitens  der  Großeltern  konnten 
die  Enkel  „in  die  Fußstapfen''  ihrer  vorabgestorbenen  Eltern  eingesetzt 
werden,  bis  durch  die  regelmäßige  Wiederkehr  derartiger  Abmachungen 
sich  schrittweise  ein  festes  Eintrittsrecht  der  Enkel  ausbildete,  das  durch 
den  Freiburger  Beichsabschied  von  1498  allgemein  angeordnet  wurde  ^^^ 
Auf  den  Busen  (die  Brusterben)  folgten  die  Eltern  (Schoßfall),  sodann  die 
Geschwister  und  deren  Nachkommen,  anfangs  auch  diese  nach  Grades- 
nähe, bis  der  Wormser  Reichsabschied  von  1521  für  die  Kinder  vorab- 
gestorbener Geschwister  das  Eintrittsrecht  einführte  *®®.  Auf  die  elterliche 
Parentel  folgte  die  der  Großeltern,  und  zwar  ebenfalls  die  letzteren  vor 
ihren   Nachkommen  ^^^.     Die   dem    germanischen   Recht    eigentümlichen 


594.  600  f.  Hüber,  a.  a.  0.  548.  Hometes,  Stellang  des  Sachsenspiegels  zur 
Parentelenordnung,  1860.  Stobbb,  Beitrflge  36  ff.  Stütz,  VerwandtscbaftsbUd  des 
Sachsenspiegels  (Qiesks,  Untersachangen  34,  1890).  Seelio,  Erbfolgeordnung  des 
Scbwabenspiegels,  Kieler  Diss.  1890.  Anderer  Meinung  Schanz  ,  Erbfolgeprinzip 
des  Sachsenspiegels  u.  Magdeburger  Rechts,  1883.  Nach  dem  Landbuch  von  Nid- 
walden  c.  157  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  6,  2  S.  157)  soll  Erbe  werden,  wer  sin 
fründschaft  aller  nächst  gerechnen  mag  an  des  toten  rechten  vater^  d.  h.  der  von 
dem  nächsten  Vater  (Vorfahren)  des  Erblassers  abstammt.  Das  Saarbrücker  Land- 
recht  1,  4  (Kbemeb,  Gesch.  d.  Grafen  v.  Saarbr.  558 J  bestimmt,  daß,  wenn  weder 
Abkömmlinge,  noch  Vorfahren  oder  Geschwister  vorhanden  sind,  das  nachgelassenr 
erb  und  gut  gehet  und  folget  an  die  nechste  erben  in  der  rechten  ufsteigenden  linien, 
da  es  den  ersten  grad  xur  Seiten  absteigen  findet.  Kaum  weniger  deutlich  das 
Stadtbuch  von  Steenwijk  2,  81  (her.  v.  Telting,  1891,  S.  51),  die  Summa  legum 
von  Wiener-Neustadt  (Tomabchek,  Wien.  SB.  105,  2  S.  291  f.)  und  das  schon  von 
Hometeb  angezogene  Sprichwort:  Oeen  good  klimt  gaame,  dem  man  die  bei  Gbaf 
u.  DiETHERB,  Rechtssprichwörter  193  mitgeteilten  und  das  schweizerische  Sprich- 
wort: ain  erbsehn ft  soll  für  sich  gan  und  nit  hinder  sich  (Foffa,  Das  bündnerische 
Munsterthal  114;  Kraut«  §  146,  Nr.  81)  anreihen  mag. 

^^^  N.  Samml.  d.  Reichsabschiede  2,  46.  Vgl.  ZRG.  81, 179  f.  Weiland,  Const. 
2,  Nr.  842  (1251).  Loebsch  u.  Scbbödeb  Nr.  267  (248).  Fickbb,  a.  a.  0.  1,  105  ff. 
110  ff.  Der  letztere  macht  darauf  aufmerksam,  daß  das  Eiatrittsrecht  nicht  not- 
wendig mit  völliger  Durchführung  des  Stammesrechts  (successio  in  stirpes)  verbunden 
gewesen  sei,  man  vielmehr  bei  bloßer  Erbfolge  der  Enkel  unter  sich  nicht  selten 
die  ftltere  Eopffceilung  beibehalten  habe.  Vgl.  Anm.  208.  Bei  den  Sachsen  wurde 
das  Eintrittsrecht  der  Enkel  im  Hofgericht  Ottos  L  durch  das  Gottesurteil  des 
Zweikampfes  zur  Anerkennung  gebracht  (Widukind,  res  gestae  Sax.  2,  10),  aber 
noch  der  Ssp.  L  5  §  1  gesteht  es  nur  den  Sohnes-  und  nicht  den  Tochterkindeni 
zu  und  läßt  Enkel  unter  sich  nach  Köpfen  teilen  (I.  3  §  3).  Über  die  Vorberufung 
von  Enkeln  vgl.  Anm.  234. 

^^  Neffen  und  Nichten  des  Erblassers  unter  sich  erbten  nicht  nach  Stämmen, 
sondern  nach  Köpfen.  Vgl.  Speierer  RA.  von  1529  §  1.  Loersch  u.  Schrödek 
Nr.  231  (209),  früher  von  mir  irrtümlich  auf  Stammteilung  gedeutet.  Fickbb,  a.  a.  0. 
2,  106.  156.    Anders  Saarbrücker  Landrecht  1,  4. 

"•  Vgl.  Stadtr.  v.  Wesel  §  25.  Willkür  der  Sachsen  im  Zips  von  1370,  §  63 
(MiCHKAT  vu  LiCHMEB,  Ofener  Stadtrecht  231). 
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Grenzen  der  Sippe  in  auf-  nnd  absteigender  Linie  (S.  333)  wurden  zum 
Teil  auch  im  Mittelalter  noch  beobachtet,  verloren  aber  allmählich  ihre 
Bedeutung2io. 

Yon  dieser  Erbfolgeordnung  gab  es  zahllose  Abweichungen,  teils  durch 
ganerbschaftliche  Verhältnisse,  teils  durch  Einwirkungen  des  ehelichen 
Güterrechts,  teils  durch  partikularrechtliche  Willkür  herbeigeführt.  Ins- 
besondere wurde  das  Erbrecht  der  Eltern  vielfach  auf  die  entfernteren 
Vorfahren  ausgedehnt,  andererseits  nicht  selten  die  Erbberechtigung  der 
Geschwister  neben  oder  vor  den  Eltern  anerkannt.  Eine  in  den  verschi»- 
densten  Rechtsgebieten  beobachtete  Eigentümlichkeit  war  das  Fallrecht  {ms 
recadentiae  s.  revolutionis),  das  nach  dem  Grundsatz  patema  patemüj 
matema  matemis  eine  getrennte  Beerbung  eintreten  ließ,  indem  die  Ver- 
wandten von  väterlicher  Seite  entweder  das  von  dieser  herrührende  Ver- 
mögen oder  auch  die  Hälfte  des  ganzen  Nachlasses,  die  von  mütterlicher 
Seite  das  von  daher  gekommene  oder  die  andere  Hälfte  erbten  ^^^ 

Überaus  mannigfaltig  waren  die  Unterschiede  in  der  Erbberechtigong 
des  männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  der  Schwert-  und  Spindel- 
magen, der  voll-  und  halbbürtigen  Verwandtschaft*^*. 

Gleich  nahe  Erben  teilten  in  der  Regel  nach  dem  Sprichwort:  „Der 
ältere  soll  teilen,  der  jüngere  kiesen"  (Kürrecht)*",  doch  kam  auch  Teilung 
durch  das  Los,  zumal  bei  mehr  als  zwei  Miterben,  vor;  bei  Grundstücken 
begegnete  zuweilen  das  Setzrecht,  kraft  dessen  ein  Miterbe  den  andern 
die  Wahl  zwischen  Übernahme  oder  Überlassung  des  Grundstückes  zu 
einem  von  dem  Setzenden  gemachten  Anschlage  anheimstellte*^*.  Abge- 
schichtete Einder,  soweit  sie  nicht  völlig  abgefunden  waren,  hatten  das 
bei  der  Absonderung  Empfangene  einzuwerfen  *^^  Bei  Stammgutern  und 
Familienfideikommissen  galt^  unter  Aufrechtorhaltimg  der  gesamten  Hand, 
überwiegend  Individualsuccession  und  ungeteilte  Vererbung  nach  dem 
Altersvorzug,  als  Primogenitur,  Majorat,  Minorat  oder  Seniorat*^*. 


'i<^  Festgehalten  wird  die  Grenze  a.  a.  noch  Ssp.  L  S  §§  2.  8. 

*>^  Vgl  Stobbe  5,  104  f.  Hbusleb  2,  527  f.  607.  Fioxbb,  a.  a.  0.  2,  93.  209  ff. 
40S  ff.  425  ff.  448  ff.  477.  8,  17  ff.  80.  468  ff.  541  ff.  Fbohmhold,  ZBG.  26,  220  ff. 
Saarbrücker  Landreoht  1,  4.  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Fallrecht  ist  das 
S.  284  besprochene  Wiederkehrrecht  {iä^oit  de  reiour^  Code  civil  747),  d.  h. 
das  Recht  der  Eltern  auf  den  R&ckfall  dessen,  was  die  Kinder  von  ihnen  erhalten 
hatten,  bei  unbeerbtem  Tode  der  letzteren,  was  selbstverständlich  nur  da  eine  Be- 
deutung hatte,  wo  das  Geschwistererbrecht  dem  £ltemerbrecht  vorging  oder  mit 
ihm  konkurrierte.  Vgl.  Dsp.  18  (in  der  Ausgabe  irrtümlich  mit  19  bezeichnet). 
Schwsp.  L.  14.    Branner  Schöffenbuch  621. 

"»  Vgl.  Stobbe  5,  102.  106  f.  116  ff. 

"'  Vgl.  S.  884  f.  Gbaf  u.  Disthebb  215.  Wackeenaobl,  ZDA.  2,  542  ff. 
Heusleb  2,  569.  Hubeb  677.  Da«  Kürrecht  kam  schon  889  unter  den  Söhnen  Lud- 
wigs des  Frommen  zur  Anwendung.  Vgl.  Nithardi  histor.  1,  7.  In  der  Keure  von 
Incourt  von  1226  (Willem,  G^tes  des  ducs  de  Brabant  1,  628)  erhält  der  Ältere 
das  Kürrecht,  während  der  Jüngere  die  Teile  macht 

•"  Stobbe  5,  41.  "*  Ebd.  44  f. 

"•  Ebd.  108  f.    Loebsch  u.  Schbödbr*  Nr.  110.  146.  175.  248  f.  Arch.  f.  Kunde 


Digitized  by 


Google 


§  61.     Das  Privatrecht    5.  Erbrecht.  751 

Die  Erbschaft  und  ebenso  die  Gewere  am  Nachlaß  ging  von  Rechts 
wegen  durch  den  Tod  des  Erblassers  auf  den  Erben  über:  ^,Der  Tote  erbt 
den  Lebendigen^*  ^^^.  Gleichwohl  war  es  üblich  und  für  den  Erben  von 
Vorteil,  daß  er  ausdrücklich  Besitz  vom  Sterbe-  und  Erbhause  ergriff  oder 
sich  gerichtlich  in  den  Besitz  einweisen  ließ^^^.  Hatte  der  Verstorbene 
einen  Ehegatten  hinterlassen,  so  brauchte  dieser  dem  Erben  den  Besitz 
erst  nach  dem  Dreißigsten  (nach  Ablauf  des  für  die  Totenfeier  bestimmten 
Sterbemonats)  zu  räumen,  das  Gesinde  blieb  ebenfalls  bis  zum  Dreißigsten 
in  seiner  bisherigen  Stellung  und  der  im  Besitz  befindliche  Erbe  brauchte 
vor  dem  Dreißigsten  weder  den  Naohlaßgläubigem,  noch  etwaigen  Erb- 
fichaftsprätendenten  und  Miterben  zu  antworten ^^^ 

Erbfolgeunfahig  waren  Rechtlose,  Aussatzige,  geborene  Krüppel  und 
Elostergeistliche,  relati?  unfähig  solche,  die  den  Tod  des  Erblassers  ver- 
schuldet hatten  oder  ihm  unebenbürtig  waren  *2^. 

Erbloses  Gut  unterlag  dem  fiskalischen  Heimfallsrecht,  das  auch  bei 
den  einer  besonderen  Erbfolge  unterworfenen  Vermögensmassen  der  Ge- 
rade und  des  Heergewätes  platzgriff^^^  Die  Einziehung  wirkte,  wie  bei 
l'ronungen,  endgültig,  wenn  der  Berechtigte  ohne  echte  Not  Jahr  und 
Tag  verstreichen  ließ,  ohne  sich  zu  melden  ^^^ 

Sehr  bestritten  ist  das  Verhältnis  des  Erben  zu  den  Schulden  des 
Erblassers  ^^'.  Schulden  aus  unerlaubten  Handlungen  waren  rein  persön- 
licher Natur  und  erloschen  mit  dem  Tode  des  Schuldners;  nur  die  bereits 


Österreich.  Gesch.  1,  29.  ZGO.  9,  291.  Sohülze,  Recht  der  Erstgebart  196  ff.; 
Erb-  nnd  Familienrecht  54  ff.  Wipfebmann,  Ganerbschaften  (Kleine  Schriften  1, 
1S78)  21  f.  HoMEYEB,  Abh.  d.  BerL  Akad.  1852,  S.  58  f.  S.  Meter,  Beiträge  z. 
Gksch.  d.  Familienfideikommisse,  Bonn.  Diss.  1878;  ZBG.  14,  181  ff.  Gibrke,  i.  d. 
HandwOrterbnch  d.  Staatsw.  8,  413  ff. 

*"  S.  717.  Heusleb  2,  560  ff.  Hubeb,  a.  a.  0.  669.  Stobbe  5,  21,  n.  2.  Gbaf 
u.  DiETHERB  205.  HiiXEBBAND,  Rechtssprichwörter  134  ff.  Renaüd,  Die  franz. 
Rechtsregel  Le  mort  sadsit  le  vif,  Zeitschr.  f.  Rechtsw.  u.  Gesetzg.  d.  Ausl.  19.  20. 
Im  wesentlichen  den  gleichen  Sinn  hatte  wohl  das  Sprichwort:  ^  gehet  ein  leben- 
diger aus  und  ein  lebendiger  in  (Gbcmm,  WeistQmer  1,  618). 

>^»  Vgl.  Heusleb  2,  563  ff.  Stobbe  5,  28.  26  f.  Wurde  die  Erbeneigenschaft 
seitens  eines  Dritten  bestritten,  so  trat  nach  niederländischem  Recht  ein  eigentüm- 
liches Verfahren  mit  anevang  ein.     Vgl.  Beerend,  Anevang  a.  Erbengewere,  1885. 

"«  Vgl.  S.  334.  Stobbe  5,  23  f.  Hometeb,  Der  DreiBigste,  Abh.  d.  Beri. 
Akad.  1864,  S.  87  ff.  Siegel,  Der  Dreißigste,  Er.  VJSchr.  7,  275  ff.  Gbihh,  Weis- 
tümer  7,  231.  Habdt,  Luxemburger  Weistümer  270.  Loebsch  u.  Sohböder'  Nr.  336. 
Heüblbr  2,  567  f.  Hübbb  671.  In  den  Niederlanden  hatte  der  Dreißigste  die  Be- 
deutung einer  Frist  für  die  Ausschlagung  der  Erbschaft 

"0  Vgl.  S.  269  f.  462.  466.  Stobbe  5,  14  f.  19.  146  ff.  Über  die  passive  Erb- 
unfähigkeit  der  Rechtlosen  vgl.  Ebhabd,  Urk.-B.  z.  G.  Westf.  1,  Nr.  117  (1030). 

"^  Vgl.  S.  334.  580  f.  736.  Die  besondere  Vererbung  von  Gerade  und  Heer- 
gewäte  findet  sich  vereinzelt  auch  in  außersächsischen  Rechten. 

»"  Vgl.  Stobbe  5,  25. 

•«»  Vgl.  S.  335.  Pbiese  u.  Lieseqano,  a.  a.  0.  1,  828  ff.  Ssp.  I.  6  §  2.  II. 
17  §  1.  III.  10  §  2.  31  §  2.  Dsp.  9—12.  Schwsp.  L.  5.  7.  8.  178.  289.  Gaupp, 
Mise.  75  ff.    HüBEB,  a.  a.  0.  668  ff. 
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durch  Urteil  oder  Sühne  festgesetzten  Forderungen  gingen  auch  gegen 
den  Erben***.  Von  den  vertragsmäßigen  Verbindlichkeiten  waren  alle 
Freigebigkeiten  ebenfalls  ausschließlich  persönlich  **^  Dasselbe  galt  yon 
Vertragen  über  unbewegliche  Sachen,  die  dem  Erben  warterecht  unter- 
lagen***, ferner  von  Spielschulden,  von  Verpflichtungen  aus  wucherischen 
Geschäften  (z.  B.  Zinsversprechen)  und  von  ^Bürgschaften,  deren  Erblich- 
keit erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  vereinzelt  aner- 
kannt wurde  **^  Alle  übrigen  Schulden  mußte  der  Erbe  als  solcher  über- 
nehmen, die  Erbfolge  war  eine  wirkliche  Universalsuccession  **^  Dem  stand 
nicht  entgegen,  daß  der  Erbe  unter  dem  Einfluß  des  Erbenwarteredits 
ursprünglich  nur  mit  der  fahrenden  Habe  haftete,  eine  Beschränkung  die 
schon  früh  fast  allgemein  aufgegeben  wurde  **^,  oder  daß  er  nach  den 
jüngeren  Rechten  wenigstens  nicht  über  den  Bestand  des  Nachlasses  hinaus 
in  Anspruch  genommen  werden  konnte*'^.  Die  Erbenhafbung  war  nur  eine 
Sachhaftung,  mit  dem  Recht,  sich  durch  Abtretung  des  Nachlasses  an 
die  Gläubiger  zu  befreien  *^^  Hatte  der  Erbe  den  Nachlaß  vorbehaltlos 
in  seinen  Besitz  genommen,  so  haftete  er  persönlich  mit  seinem  ganzen 
Vermögen***.    Als  Auskunftsmittel  diente  zuweilen,   wie  es  scheint,   die 


"*  Vgl.  Planck,  Gerichtsyerfahren  1,  406  ff.  Hammer,  SchadeDseTsatx  78  f. 
Eb  geht  zu  weit,  wenn  die  Nichtbaftung  des  Erben  nach  Landreebt  auch  auf  die 
durch  Urteil  festgesetzte  Schuld  bezogen  wird.  Die  Bereichemngsklage  und  die 
Hückforderung  der  durch  ein  Delikt  des  Erblassers  in  den  Nachlaß  gekommenen 
Sachen  Dritter  ging  stets  gegen  den  Erben.    Siebe  auch  Göschen,  a.  a.  O.  149. 

"^  Vgl.  Anm.  110.  Der  Sachsenspiegel  drückt  sich  ungeschickt  aus,  indem 
zur  Begründung  der  Erbenbaftung  verlangt  wird,  daß  der  Erbe  wederatadinge  em- 
pfangen habe.  Mußte  doch  der  Erbe  auch  den  Gesindelobn  bezahlen  (Ssp.  I.  22,  §  1. 
LoBBSCH  u.  Schbödeb'  Nr.  328),  obwohl  die  Dienste  nicht  ihm,  sondern  dem  Erb- 
lasser geleistet  worden  waren.  '^  Vgl.  Ssp.  I.  9,  §  6.  IIL  77,  §  1. 

*'^  Zuerst  und  zwar  ersichtlich  unter  romischrechtlicbem  Einflüsse,  Dsp.  11, 
Scbwsp.  L.  7.  289.  Vgl.  S.  731  f.  Stobbb,  Handbuch  3,  809 f.;  Vertragsrecht  132  ff. 
Genoleb,  Lehrb.  760  ff.  Beseleb,  Privatr.  1^,  524.  Albbecht,  Gewere,  Note  521. 
Daß  Ssp.  I.  6,  §  2  nicht  mit  Eichrobn  (Privatrecht  829)  auf  Erblichkeit  der  Bürg- 
schaft gedeutet  werden  darf,  ergiebt  sich  aus  der  Glosse,  femer  aus  Magd.-Grdr- 
litzer  Recht  v.  1261,  §  52,  Meißener  RB.  3,  12  Dist  1.  War  Bürge  erst  nach 
der  Klaganstellung,  oder  nachdem  er  sich  selbst  einen  Zahlungstermin  gesetzt  hatte, 
gestorben,  so  haftete  der  Erbe.    Meißener  RB.  3,  12  Dist  4.    Göschen,  a.  a.  O.  71. 

*"  Vgl.  Heusleb  2,  538  ff. 

*^  Vgl.  Stobbe  5,  50;  Jahrb.  d.  gem.  R.  5,  808  ff.  Die  Beschränkung  auf 
die  fahrende  Habe  (Ssp.  L  6,  g  2)  ist  Dsp.  9,  Scbwsp.  L.  5b.  289,  Kl.  Kaisenr. 
2,  49  und  Bair.  Landr.  95  bereits  weggefallen.  Lübeck  erstreckte  die  Haftong 
ebenfalls  auf  den  ganzen  Nachlaß,  ließ  aber  Erbgüter,  für  deren  Rechnung  Schulden 
bezahlt  worden  waren,  bis  zu  dem  Betrage  derselben  als  Kaufgüter  gelten.  Vgl. 
S.  724.  ScHBÖDEB,  Miteigentum  14.  Loebsch  u.  Schbödeb'  Nr.  205.  Länger  er- 
hielt sich  die  alte  Beschränkung  in  Frankreich  und  Belgien.    Vgl.  Heüsleb  2,  553. 

«*o  Vgl.  Dsp.  12.  28.     Scbwsp.  L.  8.  20.    Bair.  Landr.  98. 

>>i  Vgl.  S.  788.  741.  Ehbbnbebg,  Beschränkte  Haftung  14  ff.  Pauli,  Abb.  2, 
230  ff.  3,  148  ff.     Stobbe  5,  51.     Heusleb  2,  570  ff. 

»"  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  2,  49.  Ditmars.  Landr.  v.  1447,  §  89.  Gbim,  Weist 
2,  33.  41  f.  Rügian.  Landgebrauch  Tit.  70.  75.  Hillebband,  Recbtssprichwdrter 
139  ff.     Gbaf  u.  Diethebb  221  ff.     ZRG.  5,  35. 
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gerichtliche  Einweisung  des  Erben  in  den  Nachlaß'^',  insofern  diese  mit 
einem  Aufgebot  der  Gläubiger  und  der  Ausschließung  der  nicht  recht- 
zeitig angemeldeten  verbunden  war. 

Das  alte  Erbschaftsgedinge  (S.  837  f.)  hatte  schon  in  der  vorigen 
Periode  einen  vorwiegend  sachenrechtlichen  Charakter  angenommen,  doch 
blieben  Vergabungen  eines  ganzen  Vermögens  oder  bestimmter  Vermögens- 
anteile fortwährend  in  Gebrauch*'*.  Vollzogen  wurden  diese  „Gemachte**, 
„Geschäfte"  oder  „Gelübde"  im  Wege  gerichtlicher  Vergabung  mit  richter- 
licher  Friedewirkung,  und  zwar  im  späteren  Mittelalter  mit  den  Rechts- 
folgen der  rechten  Gewere  (S.  719),  auch  wenn  der  Bedachte  thatsächlich 
den  Besitz  nicht  ergriflFen  hatte***.  Soweit  die  Erben  zugestimmt  oder 
trotz  ihrer  Anwesenheit  im  Gericht  geschwiegen  hatten,  war  ihr  Widerspruch 
erloschen;  die  abwesenden  Erben  verschwiegen  sich  binnen  Jahr  und  Tag. 
Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  wurden  diese  Geschäfte  in  der  Form 
des  Treugelöbnisses  auch  bei  Geldsummen  und  einzelnen  Fahmisstücken  zu- 
gelassen, vorausgesetzt  daß  die  Erben  zustimmten  oder  durch  Urteil  aus- 
geschlossen wurden  **^  In  Süddeutschland  kamen  auch  außergerichtliche 
Geschäfte  unter  Brief  und  Siegel  vor**^  Von  der  sachenrechtlichen  Auf- 
fassung behielten  die  Geschäfte  die  Unwiderruflichkeit  und  den  Übergang 
auf  die  Erben  des  Bedachten,  wenn  dieser  den  Anfall  selbst  nicht  er- 
lebte**®, andererseits  zeigte  sich  die  erbrechtliche  Auffassung  darin,  daß 
der  Bedachte  den  Nachlaßgläubigem  nachstand,  auch  wurde  nicht  selten 
Widerruf  und  free  Verfügung  unter  Lebenden  für  den  Vergabenden  aus- 
bedungen und  die  Bedingung,  daß  Bedachter  den  Anfall  erleben  müsse, 
gestellt**®.  So  befanden  sich  die  Geschäfte  in  voller,  aber  noch  unab- 
geschlossener Entwickelung  einerseits  zu  widerruflichen  letztwilligen  Ver- 
fugungen, andererseits  zu  wahren  Erbverträgen  **^.    Ihre  Hanptanwendung 

»••  Vgl.   LOERSCH  U.   SCHRÖDBB*  Nr.   269. 

'*^  Ein  besonders  geläufiger  Akt  dieser  Art  war  die  schon  in  der  fränkischen 
Zeit  bezeugte  Vorberufang  der  £nkel  durch  die  Großeltern,  um  ihnen  ein  Eintritts- 
recht an  SteUe  der  vorverstorbenen  Eltern  zu  verschaffen.  In  Tirol  vollzog  sich 
dieselbe  durch  Aufnahme  des  Enkels  als  Kind  über  dem  Grabe  des  Vaters  oder 
der  Mutter,  nötigenfaUs  auch  vor  Gericht.  Vgl.  S.  749.  Fickbb,  a.  a.  0.  2,  112  ff. 
116  ff.  LoiBscH  u.  SoHRÖDBB  Nr.  212  (190).  Gesch.  d.  eheL  Gttterr.  2,  3  S.  150,  n.  16. 
Offenbar  eine  adoptio  in  hereditatem. 

«"  Vgl.  Hbusleb  2,  122  f.  630  ff.  Albebcht,  Gewere  188  ff.  v.  Martitz,  Ehel. 
Güterr.  245.  Laband,  Verm.  Klagen  315  ff.  Loersch  u.  Scbbödeb'  Nr.  824.  Ssp.  IL  80. 

•••  Sonst  galt  bei  der  Fahrhabe  Verbot  der  Vergabungen  auf  dem  Siechbette 
und  der  Satz  ,,Donner  et  retenir  ne  vaut*'.  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  2,  86.  Hbüslbr  2, 
197  ff.  Die  erste  Ausnahme  im  Bereich  des  sächsischen  Rechts  machte  die  gelobte 
Morgengabe  (S.  744).    Vgl.  AlbbbchT)  Krit  Jahrb.  11,  380.    Hbuslbb  2,  638. 

**'  Vgl.  Dsp.  25.  Schwsp.  22.  Kl.  Kaiserr.  2,  87.  Bair.  Landr.  116.  Hevsler 
2\  124.  685  ff.     Albbecbt,  a.  a.  0.  11,  880. 

•«  Vgl.  Hbusleb  2,  685.  689. 

»»•  Vgl.  Hbusleb  685.  689.    Albbecht,  a.  a.  0.  11,  827.  829.  381  f. 

^  Vgl.  Hbuslbb  2,  688  ff.  Festgehalten  wurde  daran,  daß  nur,  wer  noch  eine 
gewisse  Körperkraft  darzulegen  vermochte,  zu  derartigen  Verfügungen  berechtigt  war. 
Vgl.  Anm.  286.  Ssp.  I.  52  §  2.  Schwsp.  L.  52.  BEHBBin>,  Stendaler  Urteilsbuch  84  ff. 
R.  SchbOdbb,    Deutsche  Bechtsgesehiehte.    4.  Aufl.  48 
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fanden  sie  in  Eheverträgen,  Erbverbrüdeningen  und  Einkindschaftsver- 
trägen**^ 

Neben  den  Anfangen  des  Erbeinsetzangsvertrages  begegnet  im  Mittel- 
alter auch  schon  der  Erbverzicht,  obschon  dieser  ebenfalls  sich  noch  yor- 
zugsweise  auf  sachenrechtlichem  Oebiet  und  in  den  Formen  der  Auflassung 
bewegte***. 

Im  Gegensatz  zu  den  vertragsmäßigen  Geschäften  wurden  Ver- 
fügungen zum  Heil  der  Seele  (Seelgeräte)  unter  dem  Einfluß  der  Kirche 
auch  als  einseitige  und,  soweit  sie  sich  in  billigen  Grenzen  hielten,  von 
der  Genehmigung  der  Erben  freie  Akte  zugelassen.  Gerichtlichkeit  war 
^abei  nicht  erforderlich,  es  genügte  die  Bekundung  vor  Zeugen**'.  Eigent- 
liche Testamente,  wenn  auch  regelmäßig  ohne  Erbeneinsetzung,  begegneten 
während  des  ganzen  Mittelalters  unter  der  Geistlichkeit,,  welche  die  Be- 
fugnis dazu  dem  römischen  Recht  entlehnte,  in  der  Form  sich  aber  an 
<lie  deutschen  Gewohnheiten  anschloß***.  Die  Ab&ssung  geschah  bald 
mündlich  vor  Zeugen,  bald  zu  Protokoll  vor  dem  Offizial,  bald  durch 
Priraturkunde,  häufig  wie  bei  den  Geschäften  durch  Vermittelung  eines 
Treuhänders,  der  an  die  Stelle  des  alten  Salmannes  getreten  war,  und 
aus  dem  sich  im  Laufe  des  Mittelalters  das  Institut  des  Testamentsvoll- 
streckers entwickelte***.  Als  Seelgeräte  wurden  derartige  Verfügungen 
durch  die  kirchliche  Auktorität  auch  dann  aufrechterhalten,  wenn  sie  von 
Laien  herrührten.  Mit  den  Laientestamenten  fand  sich  das  weltliche 
Recht  im  allgemeinen  nur  unter  der  Voraussetzung  ab,  daß  die  für  das 
^,Geschäft''  gebräuchlichen  Formen  beobachtet  wurden.  Auf  diesem  Wege 
entstanden  seit  dem  13.  Jahrhundert  neben  den  zweiseitigen  unwider- 
ruflichen die  einseitigen  widerruflichen  Geschäfte,  die  vor  Gericht  oder 
Rat  oder  in  der  Wohnung  des  Testierenden  vor  einer  Gerichts-  oder  Bats- 
deputation  verlautbart  wurden  **•. 


Gbimm,  RA.  96  f.  Albbeoht,  Gkwere  203.  Hoketer,  Stellung  des  Sachsenspiegels 
64  f.  Hbu8ler2,  197ff.  HüBEB609f.  Ebaut*  §  US,  Nr.  28ff.  Ein  hübsches  Beispiel 
bei  Höhlbauu,  Bach  Weinsbeig  2,  86.    Anderer  Ansicht  Kl.  Kaiserr.  2,  36.  90. 

^^  Vgl.  HsüSLEE  1,  234.  2,  476  f.  LOnino,  Erbverbraderungen,  1867.  Loebsch 
u.  ScHBÖDEB*  Nr.  178.  223.  225.  229.  Schbödeb,  Geschichte  d.  ehel.  Gaterrechts  2,  2 
S.  266  ff.  3  S.  888.    Fickeb,  a.  a.  0.  3,  150  ff. 

*«*  Vgl.  Stobbe  5,  97  ff.  802  ff.  Heüsleb  2,  570  ff.  Bbsbleb,  Erbvertrftge  2,  2 
8.  215  ff.     Loebsoh  u.  Schb5der*  Nr.  126.  154.  189.  211. 

**•  Hbuslbb  2,  642  ff. 

*^  Vgl.  Hbuslbb  2,  645  ff.  Wsii^kd,  Const  1,  821  (1165).  385(1173).  Mösbb, 
Osnabr.  Gesch.  2,  Docom.  Nr.  76  (1184). 

«♦*  Vgl.  S.  837  f.  709.  Hbuslbb  2,  648.  652  ff.  Stobbe  5,  260 ff.;  ZRG.  7, 
421  ff.  Betbblb,  a.  a.  0.  1,  11—22.  Loebsoh  u.  ScaadDEB*  Nr.  218.  258.  274.  800. 
Weiland  1,  835  (1173). 

*^  Vgl.  Heubleb  2,  649  ff.  Loebsch  u.  Sohbödbb'  Nr.  167.  209.  218.  245. 
248  f.  258.  274.  823.  Anch  die  Testamentsvollstrecker  wurden  jetzt  einseitig  er- 
nannt, nicht  wie  bei  den  älteren  (xeschäften  als  Kontrahenten  zugezogen. 
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Vgl.  S.  73.  839.  aRiuM,  RA.  622—744;  Weistümer  7,  224  ff.  248  f.  273  f.  365  ff. 
NooBDEWiEB,  Regtsoadheden  272—330.  Warmkömio,  Flandr.  RG.  3,  1  S.  151—263. 
V.  Bar,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts  87  ff.  Eöstlin,  Gresch.  d.  deutsch.  Strafrechts 
114  ff.;  ZDR.  12.  14.  15;  Kr.  Übersch.  3,  149  ff.  334  ff.  Brunner,  Grundz.  148  ff.; 
Sippe  u.  Wergeid,  ZRG.  16.  Eichhorn  2,  §§  378  ff.  3,  §459.  Wattz  6«,  546—616. 
Halschner,  Gesch.  d.  brand.-preuß.  Strafrechts,  1855.  John,  Strafrecht  in  Nord- 
deutschland  2.  Z.  der  Rechtsbücher,  1858.  H.  Meybr,  Lehrb.  d.  deutsch.  Strafr.^ 
77  ff.  OsENBRüooBN,  Alamaun.  Straftrecht,  1860;  Hausfrieden,  1857;  Studien  z. 
deutsch,  u.  Schweiz.  Rechtsgeschichte,  1868;  Altdeutsches  u.  neudeutsches  Straf- 
recht, ZRG.  1,  373  ff.  Pfemninqeb,  Strafrecht  d.  Schweiz,  1890.  Zöpfl,  Das  alte 
Bamberger  Recht  als  Quelle  der  Carolina,  104  ff.;  RG.  §  130.  H.  Knapp,  Das  alte 
Nürnberger  Kriminalrecht,  1896.  Harster,  Strafrecht  d.  Reichsstadt  Speier,  1900 
(GiERKB,  Unters.  61).  His,  Das  friesische  Strafrecht,  1901.  Freymann,  Strafrecht 
der  liylftnd.  Ritterrechte,  1889.  £.  Mater,  Yerf.-Gesch.  1,  161—214.  Göschen, 
Goslar.  Statuten  291  —  365.  Friese,  Strafrecht  des  Sachsenspiegels,  1898  (Gierkb, 
Unters.  55),  vgl.  Schbbuer,  ZRG.  34,  805.  Caspar,  Darstellung  des  strafrechtl. 
Inhaltes*  des  Schwsp.  u.  d.  Augsb.  Stadtrechts,  Berl.  Diss.  1892.  Büfp,  Verbrechen 
u.  Verbrecher  zu  Augsburg  im  14.  Jh.,  Zeitschr.  d.  bist.  Ver.  f.  Schwaben  u.  Neu- 
burg 3  (1877),  160  ff.  Hasbnöhbl,  Österreich.  Landesrecht  147  ff.  Abegg,  ZDR. 
15.  16.  18;  ZRG.  4.  5.  7.  v.  Waohter,  Beiträge  z.  deutsch.  Geschichte,  1845; 
Beilagen  z.  Vorles.  Über  d.  deutsch.  Strafrecht,  1877.  Böhlau,  Entwicklung  der 
Strafrechtsidee  bis  1235  (Novo  constitutiones  domini  Alberti,  Beilage  6).  Franklin, 
Freie  Herren  von  Zimmern  128  ff.  v.  Zallinqeb,  Kampf  um  den  Landfrieden  in 
Deutschland,  Mitteil.  d.  Ost.  Inst,  £rg.-Bd.  4,  443  ff.  FrauenstIdt,  Blutrache  u. 
Totschlagsühne  im  deutschen  Mittelalter,  1881 ;  Breslauer  Strafrechtspflege,  Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Strafrechtsw.  10,  1  ff.  220  ff.  Luppe,  Beiträge  zum  Totschlagsrecht  Lübecks 
im  Mittelalter,  Kiel.  Diss.  1896;  Das  Kieler  Varbuch,  1899,  S.  7  ff.  (Mitteil.  d.  Ges. 
f.  Kieler  Stadtgeschichte  77).  L.  Günther,  Idee  der  Wiedervergeltung  1,  201  ff. 
(vgl.  Brunnbr,  ZRG.  24,  235).  Tblting,  i.  d.  Themis  16,  Stück  1  (1869).  W.  Sickel, 
Bestrafung  des  Vertragsbruches,  1876.  R.  Löning,  Vertragsbruch,  1876;  Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Strafrechtsw.  5,  541  ff.  564  ff.  7,  650  ff.  Cropp,  Diebstahl  nach  älterem 
Recht,  Kriminalist.  Beiträge  2.  Perels,  Strandungsdelikte  im  deutsch.  Recht,  Berl. 
Diss.  1898.  Planck,  Waffenverbot  und  Reichsacht  im  Ssp.,  Münch.  SB.  1884,  1, 
102  ff.  Frbnsdorpp,  Recht  und  Rede,  Histor.  Aufsätze  z.  Andenken  an  Waitz  433  ff.; 
Einleitung  zu  Franokb,  Verfest ungsbnch  der  Stadt  Stralsund,  1875;  Beiträge  z. 
Gesch.  u.  Erkl.  d.  deutsch.  Rechtsbücher,  Nachr.  d.  Gott  Ges.  d.  W.  1894,  S.  1  ff. 
BuDDE,  Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  und  EchÜosigkeit,  1842.  y.  Wallenrodt,  In- 
jurienklagen auf  Abbitte,  Widerruf  und  Ehrenerklärung,  ZRG.  3,  238  ff.  Geffcken, 
Der  germanische  Ehrbegriff,  Zeitschr.  f.  Gesch.-Wiss.  1897.  Monatsblatt  11/12. 
TrrzB,  Notstandsrecht  des  BGB.,  Leipz.  Diss.  1897,  S.  42 £  Rosenthal,  Rechts- 
folgen des  Ehebruches,  1880.  Benneckb,  Strafrechtliche  Lehre  vom  Ehebruch,  1884. 
Wbinhold,  Die  deutschen  Fried-  und  Freistätten,  Kieler  Progr.  1864.  Schierlinqbr, 
Friedensbürgschaft,  1877.  Opbt,  Popularklage  der  Bemer  Handfeste,  Zeitschr.  f. 
schweizer.  Strafrecht  7. 

Die  durch  die  karolingisclie  Reichsgesetzgebang  angebahnte  Ans- 
bfldung  eines  öffentlichen  Strafrechts  hatte  unter  dem  Einfluß  der  Land- 
friedensgesetze und  Landfriedenseinungen  erhebliche  Fortschritte  gemachte 
Zwar  galt  auch  ini  Mittelalter  von  den  meisten  Straffallen  noch  der  alte 


1  Vgl.  S.  651  ff.  670  ff.    GiERKE,  G^nossenschaffcsrecht  1,  501  ff. 
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Satz  ,yWo  kein  Kläger  ist,  da  ist  kein  Richter^',  aber  das  Süge verfahren 
von  Amts  wegen  hatte  doch  auch  im  Gebiet  des  weltlichen  Beohts  eine 
ungleich  größere  Verbreitung  als  in  der  vorigen  Periode  gewonnen*. 
Das  Wergeidsystem  hatte  nur  in  den  friesischen  und  niederländiscben 
Rechten  seine  alte  Bedeutung  vollständig  bewahrt;  im  Sachsenspiegel  and 
Schwabenspiegel  erscheint  es  bereits  wie  eine  halbe  Antiquität*.  Die  Be- 
deutung des  Wergeides  beschränkte  sich  im  wesentlichen  auf  die  Fälle 
unabsichtlicher  Tötung  und  Tötung  in  Notwehr,  aber  auch  in  diesen 
Fällen  kam  es  meistens  zu  freien  Sühneverhandlungen,  durch  die  das  ge- 
setzliche Wergeid  endlich  ganz  beseitigt  wurde*.  Alle  anderen  Tötungen 
unterlagen  peinlicher  Strafe. 

Das  mittelalterliche  Strafrecht  war,  abgesehen  von  der  völligen  Preis- 
gebung der  Friedlosen  und  dem  Privileg  der  Geistlichen  auf  Umwandlung 
der  von  ihnen  verwirkten  peinlichen  Strafen*,  für  alle  Stände  grundsätzlich 
das  gleiche.  Der  frühere  Gegensatz  von  Freien  und  Unfreien  bestand  für 
das  Strafrecht  nicht  mehr^  Auch  Rechtlose,  obwohl  ohne  gesetzliches 
Wergeid,  genossen  den  Schutz  des  gemeinen  Strafrechts  ^ 

Die  Missethaten  wurden  eingeteilt  in  Ungerichte  (Halsgerichte,  hohe 
Wrogen),  die  an  Hals  oder  Hand  gingen,  und  die  an  Haut  und  Haar  oder 
nur  mit  Buße  und  Wette  bestraften  Frevel.  Als  dritte  Klasse  kann  man 
die  betrachten,  welche  keiner  bestimmten  Strafe  unterlagen,  aber  den 
Verlust  der  Gnade  des  Königs  oder  Landesherrn  nach  sich  zogen  und 
lediglich  nach  dessen  Ermessen  bestraft  wurden®. 

Die  Ungerichte  unterlagen  der  peinlichen  Strafe  des  Todes  oder  der 
Verstümmelung.  Die  Todesstrafe  wurde  in  der  Regel  durch  Enthauptung 
mit  dem  Schwert  oder  durch  den  Strang  vollzogen;  die  Enthauptung  galt 
als  die  ehrenvollere  oder  mildere  Strafe.  Andere  Todesstrafen  waren 
Verbrennen,  Lebendigbegraben,  Ertränken,  Rädern,  Vierteilen,  Pfählen. 
Die  regelmäßige  Verstümmelungsstrafe   bestand   in  dem  Abhauen  einer 


«  Vgl.  8.  383  f.  578  ffi  584.  Sap.  L  2,  §  4.  HI.  86,  §  1.  91,  §  1.  Schwsp.  L. 
i70c.    Kennemerrecht  v.  1292,  v.  d.  Bbrgh,  Oork.-B.  2,  375. 

'  Vgl.  Ssp.  III.  45.  Schwsp.  L.  310.  Ober  das  niederländische  und  frieüsche 
Wergeid  Noobdbwieb,  a.  a.  0.  296  ff.  Bbünneb,  Sippe  u.  Wergeid  n.  d.  nieder- 
deutschen Rechten,  ZRG.  16,  1  ff.  v.  Auba,  Erbenfolge  imd  Verwaadtschafts- 
gliederung  153  ff.  v.  RiBMsnuK,  Het  zevendeel  leggen  na  doodalag  in  Kennemer- 
land  en  Westfriesland,  Verslag.  en  Mededeel.  d.  (Amsterd.)  Akad.  v.  Wetenschappen 
4,  1  8.  341  ff.  Heck,  Altfnes.  Ger.- Verf.  262— 291 ;  Gemeinfreie  223  ff.  His,  a.  a.  0. 
53  ff.  226  ff. 

^  Vgl.  Weiskb,  Abhandlungen  83  ff.  Die  hier  einschlagenden  Bestimmungen 
des  Ssp.  (IT.  14,  §  1.  38.  40,  §  1.  65,  §  1)  kehren  zwar  größtenteils  im  Schwsp. 
wieder,  aber  unter  Beseitigung  aller  Bezugnahmen  auf  das  Wergeid. 

*  Statt  Todesstrafe  Absetzung,  statt  Verstümmelung  Suspension,  Fasten, 
körperliche  Züchtigung.    Vgl.  Waitz  6',  554. 

*  Nach  Schwsp.  L.  78  unterlag  auch  der  Herr,  der  seinen  Eigenmann  getötet 
)iatte,  der  peinlichen  Strafe. 

^  Vgl.  Ssp.  III.  45,  §  11.  »  Vgl.  S.  342.     Waitz  6«,  679  ff. 


Digitized  by 


Google 


§  62.    Das  Strafrecht.  757 

Hand  oder  eines  Daamens,  doch  kam  auch  Blendung,  Abschneiden  der 
Nase  oder  Ohren,  Ausreißen  der  Zunge  vor. 

Häufig  wurde  Vermögenseinziehung  mit  der  peinlichen  Strafe 
verbunden  oder  als  selbständige  Strafe  verhängte  Nur  allmählich  brach 
sich  dabei  die  Auffassung  Bahn,  daß  die  Erben  des  Übelthäters  zu  ver- 
schonen seien;  man  gestattete  ihnen  binnen  Jahr  und  Tag  die  Heraus- 
gabe des  eingezogenen  Grundbesitzes  auf  Grund  ihres  Erbenwarterechts 
zu  verlangen.  Wo  Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten  bestand,  wurde 
der  Anteil  des  unschuldigen  Ehegatten  freigegeben.  Hin  und  wieder  be- 
gegnet auch  im  Mittelalter  noch  die  Strafe  des  Niederbrennens  oder 
Niederreißens  des  Hauses,  während  Abdecken  des  Daches  und  massen- 
haftes Durchlaufen  durch  das  Haus  nur  dem  Bereich  der  Yolksjustiz  an- 
gehörten. Vermögenseinziehung  und  Zerstörung  des  Hauses  standen  viel- 
fach in  Zusammenhang  mit  der  Acht.  Diese  war  wie  in  der  vorigen 
Periode  auch  jetzt  noch  in  erster  Eeihe  nicht  Strafe,  sondern  prozessuali- 
sches Zwangsmittel,  namentlich  in  der  begrenzten  Gestalt  der  von  einem 
Richter  für  seinen  Bezirk  ausgesprochenen  Verfestung^^,  deren  Erweiterung 
zur  Beichsacht  erst  auf  Antrag  des  Richters  durch  das  Reichshofgericht 
auszusprechen  war.  Zunächst  enthielten  Acht  und  Verfestung  nur  den 
alten  Vorbann,  d.  h.  das  allgemeine  Verbot  der  Beherbergung  oder  Unter- 
stützung des  Verfolgten,  und  zwar  bei  Vermeidung  der  Acht,  aber 
mittelbar  konnte  beides  zur  Strafe  werden:  einmal  durch  den  Satz,  daß 
der  ergriffene  und  gewaltsam  vor  Gericht  gebrachte  Verfestete  oder  Ächter 
nach  seiner  Überführung  stets  der  Todesstrafe  verfiel^ ^,  namentlich  aber 
durch  die  Umwandlung  der  Acht  (nicht  schon  der  Verfestung)  in  die 
Oberacht,  d.  h.  volle  Friedlosigkeit,  wenn  der  Geächtete  Jahr  und  Tag 
verstreichen  ließ,  ohne  sich  durch  freiwillige  Gestellung  aus  der  Acht  zu 
lösen ".  Ausnahmsweise  wurde  die  Acht  auch  unmittelbar  als  Strafe  ver- 
hängt ^^,  so  namentlich  über  alle,  die  durch  Jahr  und  Tag  mit  dem 
Kirchenbann  bel^t  waren  ^\  Verbotenes  Waffentragen  binnen  geavorenwne 
vrede  hatte  für  den  auf  handhafter  That  Ergriffenen  die  alte  Folge  der 
handhaften  That:  er  wurde  wie  ein  Geächteter  angesehen  ^'^.     Die  Strafe 


»  Vgl.  S.  531.   Weiland,  Con8t.  1,  Nr.  140  c.  2  f.   E.  Mayee,  a.  a.  0.  1,  202  ff. 

^^  Vgl.  S.  341 1    Fbensdorpf,  Recht  u.  Rede  460.  470  f.  474. 

"  Vgl.  S8p.  I.  66.  ni.  63,  §  3. 

^'  Vgl.  Schulte,  ZRG.  26,  227.  Pebthes,  De  proscriptione  et  banne  regio, 
Bonn.  Dias.  1834.  Feensdobff,  a.  a.  O.  464  ff.  Fickee,  Forschungen  1,  73  ff.  Ssp. 
I.  38,  §§  2.  3.  f[I.  34.  Dsp.  43.  Schwsp.  L.  45.  285.  Weiland  1,  Nr.  318,  10.  2, 
Nr.  30.  196,  22—26.  291.  Das  frühere  Mittelalter  kannte  die  Abstufung  von  Acht 
und  Oberacht  noch  nicht    Vgl.  Waitz  6*,  612  f. 

»»  Vgl.  S.  516.  Ssp.  II.  71,  §  2.  III.  60,  §  3.  Weiland  1,  Nr.  318,  1  f.  E.  Mayer, 
a.  a.  0.  1,  196. 

"  Vgl.  S.  485.  666,  n.  44.  Weiland  1,  Nr.  318,  7.  2,  Nr.  73,  7.  291.  333. 
BöHMEB,  Acta  imperii  Nr.  231.    Franklin,  Reichshofgericht  2,  378  ff. 

"  Vgl.  Ssp.  II.  71,  §  2.  Planck,  Waffen  verbot  u.  Reichsacht  im  Sachsen- 
spiegel, Münch.  SB.  1884,  S.  102  ff. 
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der  Verbannung,  Landes-  oder  Stadtverweisung  stand  mit  der  Acht  oder 
Yerfestung  in  keinem  Zusammenhang,  obwohl  man  die  Stadtverweisung 
als  Verfestung  zu  bezeichnen  pflegte  und  die  Ausgewiesenen  in  eigene 
Verfestungsbücher  eintrug.  Die  Strafe  der  Verbannung  oder  Verweisung 
kam  ursprünglich  nur  in  Strafumwandlungsfallen  im  Wege  der  Begna- 
digung oder  Sühne  und  als  arbiträre  Strafe  bei  Verlust  der  Gnade  vor. 
Zu  einer  selbständigen  Strafe  wurde  sie  zuerst  in  den  Städten  ausgebildet. 
Auch  die  Gefängnisstrafe  stand  nur  als  Gnadenstrafe,  später  vereinzelt  als 
Strafe  für  Polizeivergehen  in  Gebrauch;  sonst  kannte  auch  das  Mittelalter 
die  Haft  nur  als  Untersuchungshaft^*. 

Die  Strafen  an  Haut  und  Haar  bestanden  in  Ausst^aupung,  schimpf- 
lichem Scheren  der  Haare,  Brandmarknng,  Ohrenschlitzen  u.  dgl.  m. 
Dazu  traten  häufig  andere  beschimpfende  Strafen,  wie  Schupfen,  Pranger, 
Eselreiten,  Schwemmen,  Hunde-  und  Steinetragen  u.  a.  m.,  Strafen  die 
als  Verschärfungsmittel  auch  mit  peinlichen  Strafen  verbunden  werden 
konnten. 

Geldbußen  waren  stets  von  einer  an  den  Richter  zu  zahlenden  Wette, 
dem  alten  Friedensgeld,  begleitet.  Daneben  bestanden  zahlreiche  unmittel- 
bare Geldstrafen,  die  aus  den  alten  Bannbußen  entstanden  waren  und 
eben&lls  als  Wette  bezeichnet  wurden. 

Jede  Verurteilung  zu  einer  peinUchen  Strafe  oder  einer  Strafe  an 
Haut  und  Haar  machte  den  Schuldigen,  auch  wenn  er  die  Strafe  abkaufte, 
rechtlos  und,  wenn  eine  ehrlose  Handlung  vorlag,  zugleich  ehrlos  ^^  Mit 
der  Oberacht  war  die  Becht-  und  Ehrlosigkeit  von  Rechts  wegen  ver- 
bunden. Von  den  Folgen  der  Rechtlosigkeit  ist  schon  anderweitig  (S.  466) 
die  Rede  gewesen.  Die  Ehrlosigkeit  machte  unfähig  zu  allen  Stellungen 
die  ein  besonderes  Vertrauen  erforderten,  wie  öffentliche  Amter,  Vormund- 
schaften, Lehnverhältnisse  u.  dgl.  m.  ^^  Ein  Ehrloser  hatte,  selbst  wenn 
er  eines  sonst  nur  an  Haut  und  Haar  bestraften  geringen  Diebstahls 
schuldig  befunden  wurde,  die  peinliche  Strafe  zu  erleiden^®.  Eine  be- 
deutende Minderung  der  bürgerlichen  Rechtsfähigkeit  war  auch  mit  dem 
Kirchenbann  verbunden;  Gebannte  galten  als  lehnsunfahig  und  durften 
weder  im  Eönigsgericht  noch  in  Land-  oder  Lehngerichten  als  Richter, 
ürteiler,  Zeugen,  Fürsprecher  oder  Kläger  auftreten  2^. 

Ein  wesentlicher  Fortschritt  in  betreflF  der  Schuldzumessung  tritt  im 
Sachsenspiegel   und   den  ihm  folgenden  norddeutschen   Rechten   hervor, 


"  Vgl.  Waitz  6«,  578  ff, 

"  Vgl.  BuDDE  56  (F.  91.  Göschen  347  ff.  355  ff.  863  f.  v.  Amiba,  Grundriß» 
148  betrachtet  die  bei  Strafen  an  Hals  und  Hand  eintretende  Rechtlosigkeit  als 
einen  Nachklang  des  sakralen  Strafrechts,  das  die  von  ihnen  getroffenen  Verbrechen 
zu  „unehrlichen"  stempelte.  Diebe  und  Räuber  wurden  nach  Ssp.  I.  38  §  1  selbst 
dann  rechtlos,  wenn  sie  einer  außergerichtlichen  Aussöhnung  mit  dem  Bestohlenen 
oder  Beraubten  überführt  wurden. 

*«  Vgl.  BUDDE  102  ff. 

*»  Vgl.  Göschen  309.  349. 

~  Vgl.  S.  549  n.  571.     Weiland,  i.  d.  Hist.  Aufsätzen  für  Waitz  267  ff. 
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indem  sie  bei  den  Ungerichten  durehans  auf  den  verbrecherischen  Willen 
sehen  and  absichtslose  Missethaten  keiner  peinlichen  Strafe  unterwerfen; 
der  Schwabenspiegel  stellt  die  Fahrlässigkeit  noch  dem  bösen  Vorsatz 
gleich,  schließt  aber  wenigstens  den  bloßen  Zufall  Ton  der  strafrechtlichen 
Haftung  aus.  Dagegen  nehmen  die  meisten  übrigen  süddeutschen  Rechte 
noch  den  alten  Standpunkt  ein,  indem  sie  nur  den  Erfolg  der  Handlang 
ins  Auge  fassen  und  prinzipiell  selbst  den  Zufall  nicht  als  Entschuldigung 
gelten  lassen  *^ 

Durch  die  Landfriedensgesetzgebung  wurde  die  öffentlichrechtliche 
Auffassung  der  Verbrechen  wesentlich  gefördert,  indem  diese  als  Auf- 
lehnungen gegen  die  öffentliche  Rechtsordnung,  also  als  Friedensbrüche 
erschienen.  Einen  besonderen  Begriff  verband  man  mit  den  Landfriedens- 
brüchen, worunter  alle  Fälle  unerlaubter  Fehde  verstanden  wurden.  Das 
alte  Fehderecht  war  nur  noch  bei  Tötungen,  als  eigentliche  Blutrache, 
zugelassen '^  Dagegen  hatte  sich  seit  dem  Mainzer  Landfrieden  von  1235 
ein  dem  älteren  Recht  in  dieser  Weise  unbekanntes*  subsidiäres  Fehde- 
recht ausgebildet,  das  überall  zugelassen  wurde,  wo  der  Kläger  im  Wege 
der   ordentlichen  Rechtshilfe  nicht  zu   seinem  Recht  gekommen   war^^ 

"  Vgl.  Anm.  38. 

**  Vgl.  Fraübnbtadt,  a.  a.  O.  His,  a.  a.  0.  201  ff.  Wodon,  Le  droit  de 
vengeance  dans  le  comt^  de  Namur,  Ann.  de  la  fac.  de  Bruxelles  1,  119 — 196. 
Nnr  innerhalb  des  Ritterstandes  war  durch  gewohnheitsrecbtliche  Entwickelung 
das  alte  Fehderecht  wieder  allgemein  geworden  nnd  selbst  Friedrich  I.  hat  es 
vergebens  bekämpft;  seit  1234  wurde  es  unter  die  Strafe  des  Landfriedensbruches 
gestellt.  Vgl.  V.  Zallinoer,  a.  a.  0.  In  den  Städten  wurden  die  Fehden  besondei-s 
durch  Friedegebote  des  Rates  bekämpft,  deren  Nichtbeachtung  die  Fehdelustigen 
SU  Friedensbrechern  stempelte.  Vgl.  Knapp,  a.  a.  0.  144  ff.  Die  Friesen  kannten 
eine  eigentümliche,  als  ofledene  bezeichnete  Versicherung  gegen  die  Folgen  der 
Fehde,  indem  die  Haftung  der  einzelnen  Fehdegenossen  ausgeschlossen  und  von 
dem  Anführer  mit  oder  ohne  Mitverpflichtung  seiner  Sippe  übernommen  wurde. 
Vgl.  His  61  ff. 

**  Daher  ist  es  unzulässig,  das  moderne  Duell  in  einen  historischen  Zu- 
sammenhang mit  der  Fehde  zu  bringen.  Aber  auch  der  von  Kohleb,  Studien  aus 
dem  Straf  recht  2,  336  ff.,  angenommene  Zusammenhang  des  Duells  mit  dem  Gottes- 
urteil des  gerichtlichen  Zweikampfes  erklärt  die  historische  Entwickelung  noch 
nicht  ganz.  Wie  der  gerichtliche  Zweikampf  seinen  Ausgang  wahrscheinlich  von 
Kampfverträgen  genommen  hat,  bei  denen  in  der  Rechtsform  einer  Wette  um  einen 
beiderseitigen  Einsatz  gekämpft  wurde  (S.  87),  so  haben  sich  derartige  Kampf- 
verträge in  dem  rauflustigen  Mittelalter,  unabhängig  vom  gerichtlichen  Zweikampf, 
fortdauernd  im  Gebrauch  erhalten  und  die  mittelalterliche  Dichtung  findet  kein 
•Ende,  sie  uns  vor  Augen  zu  führen.  Von  zahllosen  Beispielen  mag  hier  nur  auf 
Nibel.  Vers  108  ff.  (Lachmann)  verwiesen  werden.  Eine  Zwischenbildung  zwischen 
diesen  gewillkürten  Kämpfen  und  dem  gerichtlichen  Zweikampf  waren  die  Austrags- 
kämpfe  (vgl.  §  63,  n.  27)  bei  Ehrenhändeln  unter  gerichtsherrlicher  Friedewirkung 
für  den  Kampfplatz.  Sie  scheinen  in  Italien  aufgekommen  zu  sein,  wo  sie  schon 
im  13.  und  14.  Jahrhundert  erwähnt  werden  (Kohleb).  Ein  Beispiel  aus  Liviand 
V.  J.  1418  teilt  R.  Hausmann  (Balt.  Monatsschrift  51,  137  ff.)  mit.  Auch  in  Deutsch- 
land schon  im  15.  Jahrhundert  bekannt,  haben  sie  sich  zu  einer  Standessitte  erst 
seit  dem  16.  Jahrhundert  gestaltet.  Das  in  deutschen  Rechten  als  eine  Abart  des- 
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Dieses  Fehderecht  stand  nur  Personen  zu,  die  das  Waffenrecht  besaßen. 
Es  durfte  nur  nach  förmlicher,  mindestens  drei  Tage  vorher  erfolgter 
Widersagung  in  Ausübung  gebracht  werden.  Gegen  befriedete  Personen 
oder  Sachen,  an  befriedeten  Orten  oder  innerhalb  befriedeter  Tage  mußte 
jede  Fehde  ruhen.  Der  Landfriedensbruch  gehörte  zu  den  üngerichten. 
Ein  besonderer  Friedensbegriff  entstand  in  den  Borgen  und  Städten  und 
wurde  von  da  aus  allmählich  auch  auf  das  Innere  der  Dörfer  ausgedehnt^ 
indem  Gewaltthaton  gegen  Genossen  oder  innerhalb  des  Burg-,  Stadt- 
und  Dorffriedens  als  Friedbrüche  mit  Todesstrafe  belegt  wurden.  Dagegen 
galt  der  Bruch  des  gelobten  Friedens  oder  Handfriedens  nicht  als  selb- 
ständiges Vergehen,  wohl  aber  in  Verbindung  mit  einer  anderen  Misse- 
that  als  erschwerender  Umstand.  Ähnlich  war  es  mit  dem  Verrat,  der 
als  selbständiges  Ungericht  nur  dann  galt,  wenn  er  gegen  das  gemeine 
Wesen  gerichtet  war,  in  privaten  Beziehungen  aber  erschwerend  wirkte, 
wenn  der  Verbrecher  gerade  die  Schutz-  oder  Sorglosigkeit  des  Verletzten 
zur  Ausübung  seine't  That  benutzt  hatte.  Zu  den  Üngerichten  gehörte 
auch  Zauberei  und  Ketzerei**,  ferner  Baub,  Notzucht^  Brandstiftung,  Land- 
zwang, Hausfriedensbruch  (Heimsuchung),  Münzfälschung,  Ehebruch  mit 
der  Frau  eines  anderen,  Bigamie,  widernatürliche  Unzucht  u.  dgl.  m.  Der 
Unterschied  zwischen  Mord  und  Totschlag  wurde  nicht  mehr  in  der  Ver- 
bergung  nach  der  That,  sondern  in  der  Heimlichkeit  bei  der  Ausführung 
oder  allgemeiner  in  der  dabei  zu  Tage  tretenden  verräterischen  oder 
niedrigen  Handlungsweise  gefunden  ^^  Dagegen  gehörte  die  Heimlichkeit 
nach  wie  vor  zum  Thatbestand  des  Diebstahls,  im  Gegensatz  zum  Raube. 
Wahrer  Diebstahl  war  nur  der  bei  Nacht,  Diebstahl  bei  Tage  stand  dem 

Haasfriedensbriiches  behandelte  „Herausfordern'^  oder  ,,AaBheiBchen''  war  kein 
Mittel  für  den  Beleidigten,  seine  gekr&nkte  Ehre  wiederhersas feilen,  sondern  viel- 
mehr  eine  Beleidigung  unter  besonders  erschwerenden  Umständen,  kann  also  mit 
dem  Duell  in  keinen  Zusammenhang  gebracht  werden.  Vgl.  y.  Brlow,  Das  Daell 
u.  d.  germ.  Ehrbegriff,  1896;  Zur  Entstehungsgeschichte  des  Duells,  Münst  Progr. 
1896;  Das  Ausheischen,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafr.-W.  16,  720  ff.;  Gott.  gel.  Ans. 
1896,  S.  24—40;  Ursprung  des  Duells,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Gesck-W.  1897/98, 
Monatsbl.  821  ff.  H.  Gbpfcken,  Der  germanische  Ehrbegriff,  ebd.  1896/97,  MonatsbL 
321  ff.  Fremsdobff,  Das  Ausheischen  nach  lüb.  Recht,  Hans.  Gesch. -Bl.  1896, 
S.  161  ff.  OsENSBÜGOEN,  Alam.  Strafrecht  864.  Schreusb,  Hist  Zeitschr.  81,  366. 
His,  a.  a.  0.  381. 

^^  Ober  den  Feuertod  für  Ketzer  vgl.  S.  660.  Fickbr,  Mitt^il.  d.  öst  Inst 
1,  177  ff.  2,  470  ff.  WiNCELMANN,  cbd.  9,  136  f.  Havet,  L*h^r6sLe  et  le  bras  s^culier 
au  moyen-ftge,  1881,  Biblioth^que  de  T^cole  des  chartes  40,  488  ff.  570  ff.  Außer 
der  Ketzerei  gehörten  auch  noch  andere  delicta  ecclesiastica,  wie  Schisma,  Apostasie 
und  Simonie,  nachdem  sie  yon  dem  geistlichen  Richter  abgeurteilt  waren,  zur 
Strafvollstreckung  vor  das  weltliche  Forum. 

*^  Vgl.  y.  Bab  93  f.  Allpeld,  Entwicklung  des  Begriffes  Mord  bis  zur 
Carolina,  1877.  His,  a.  a.  0.  262  f.  Knapp  178  f.  Der  Vorbedacht  (vorsate,  tw- 
8dfie)y  auf  den  wir  heute  das  Gewicht  legen,  kam  nur  bei  Körperverletzungen, 
Hausfriedensbruch  und  einigen  anderen  Verbrechen  als  erschwerender  Umstand 
in  Betracht  (vgl.  John  67  ff.),  einzig  das  ostfriesische  Landrecht  bestimmt  schon 
den  Mord  als  doUlag  mit  upsate,  woJbedacktes  modea.    Vgl.  His  268. 
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Baube  gleich.  Zum  Begriff  des  Diebstahls  gehörte  die  Entwendung,  also 
die  Entfernung  aus  der  Gewahrsam  des  Bestohlenen.  Peinlich  (mit  dem 
Strange)  wurde  nur  der  große  Diebstahl  bestraft^  geringer  Diebstahl  nur 
an  Haut  und  Haar,  es  sei  denn,  daß  der  Thäter  bereits  wegen  früherer 
Vergehen  ehrlos  geworden  war  (S.  758).  Die  Höhe  des  entwendeten 
Wertes  als  Unterscheidungsmerkmal  für  großen  und  kleinen  Diebstahl  war 
Terschieden  bemessen. 

Bei  der  Bestrafung  der  Körperverletzungen  *®  trat  gegenüber  der  weit- 
gehenden Kasuistik  der  vorigen  Periode  das  Bestreben  nach  Zusammen- 
fassung der  einzelnen  Fälle  zu  größeren  Gruppen  hervor.  Die  höhere 
Strafbarkeit  der  sichtbaren  Wunden  im  Gegensatz  zu  den  bedeckten  war 
bis  auf  geringe  Reste  verschwunden ,  dagegen  fanden  bereits  gerichtliche 
Wundbesichtigungen  statt  Gegenüber  den  einfachen  Streichen  (Raufen), 
die  keine  Spur  hint-erließen  und  nur  als  bußwürdige  Mißhandlungen 
galten,  standen  zunächst  die  ,,trockenen  Streiche'^  die  nur  Beulen  {pulislae) 
oder  blutunterlaufene  Stellen  {blawunde,  blewat)  hinterließen.  Dann  folgten 
die  blutenden  oder  fließenden  Wunden  {bluotrunsj  bluotreffen),  bei  denen 
das  Blut  bis  zur  Erde  floß;  höher  in  Strafe  als  die  bloße  Hautverletzung 
{blaotruns  L  e.  S.)  standen  die  Fleischwunden,  bei  denen  es  einer  gericht- 
lichen Messung  nach  Tiefe  und  Länge  bedurfte  {meteumnde,  mensurabUe 
tmlnus).  Unter  den  letzteren  traten  wieder  die  kampfwürdigen  oder 
friedbrüchigen  Wunden  besonders  hervor,  zu  denen  die  pogwunde  oder 
bogende  umnde  (bei  der  das  Blut  im  Bogen  spritzt),  die  des  Nähens  be- 
dürftige geheftete  (Heftwunde)  und  die  mit  Charpie  behandelte  ffemeißelte 
Wunde,  ferner  die  beinschrötige  (mit  Knochenverletzung)  und  die  lebens- 
gefahrliche AVunde  (ferhwunde^  mortliche  umnde)  gerechnet  wurden.  Eine 
Straferhöhung  trat  überall  ein^  wo  die  Verwundung  durch  gewafiiiete 
Hand  erfolgt  war.  Die  höchste  Klasse  unter  den  Körperverletzungen 
bildete  die  Gruppe  der  Lähmungen  und  der  diesen  gleichgestellten  Ver- 
stümmelungen {lidiscarti). 

Die  Goldene  Bulle  (c.  24)  beschäftigte  sich  im  Anschluß  an  das 
crimen  laesae  maiestatis^^,  unter  sichtlichem  Einfluß  des  römischen  Rechts, 
besonders  mit  den  auf  das  Leben  eines  Kurfürsten  abgesehenen  Unter- 
nehmungen^ die  als  Majestätsverbrechen  behandelt  und  mit  Enthauptung 
und  Vermögenseinziehung  (fisco  nostro)  bestraft  werden  sollten.  Schon 
die  verbrecherische  Gesinnung,  auch  wenn  sie  keinen  Erfolg  gehabt  hatte, 
wurde  hier  bestraft,  Mitwisser  und  Helfer  sollten  der  gleichen  Strafe  wie 
der  Thäter  unterliegen,  seine  Söhne  erbunwürdig  und  von  der  infamia 
patema  mitbetroffen,  demnach  auch  zu  Ämtern  und  Eiden  unföhig  sein, 


*^  Vgl.  Schmidt,  Medizinisches  aus  deutschen  Rechtsquellen  (S.  839).  Günther, 
Hauptstadien  d.  gescb.  Entwickelung  d.  Verbr.  d.  Körperverletzung,  Erl.  Diss.  1884. 
His  265  ff.    Knapp  191  ff. 

"  Kaiser  Heinrich  III.  bestimmte  die  Todesstrafe  für  alle  contemptores  suae 
praesentiae.    Vgl.  Weiland,  Const.  1,  102. 
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die  Töchter  nur  den  Pflichtteil  erhalten.  Der  vor  der  Entdeckung  ver- 
storbene Übelthäter  sollte  selbst  nach  dem  Tode  noch  bestraft  werden. 

Derartige  Bestimmungen  lieferten  ein  würdiges  Vorbild  fär  die  Ent- 
artung des  Strafrechts  in  den  Land-  und  Stadtrechtsquellen  des  späteren 
Mittelalters '^  Während  die  Grausamkeit  des  Strafensystems  immer  mehr 
verschärft  wurde,  dehnte  man  den  Begriff  der  todeswtirdigen  Verbrechen 
ins.  Ungemessene  aus.  Verletzungen  des  vom  Richter  über  ein  Grund- 
stück gewirkten  Friedens  wurden,  während  sie  bloße  Bannbrüche  waren, 
als  Friedbrüohe  aufgefaßt  ^^,  ebenso  geringe  Gewaltthaten  an  befriedeten 
Orten  oder  gegen  befriedete  Personen  oder  Sachen  oder  zu  befriedeten 
Zeiten,  auch  verborgenes  Messertragen,  Grenz-,  Mark-  und  Jagdfrevel, 
selbst  Übertretungen  polizeilicher  Gebote  wurden  zum  Teil  auf  das  grau- 
samste an  Leib  und  Leben  gestraft.  Wer  ungeachtet  seiner  Verweisung 
am  Orte  betroffen  wurde,  verfiel  gleich  dem  eingebrachten  Verfesteten 
dem  Tode,  ohne  Rücksicht  auf  die  Größe  seines  Vergehens'^.  Fremde, 
die  sich  einer  noch  so  geringen  Übelthat  schuldig  machten,  wurden  als 
außer  dem  Gesetz  stehend  behandelt 

unter  dem  Einfluß  des  mosaischen  Rechts  kam  man  vielfach  zur 
Talion '^  Andererseits  verfahrt«  die  aufdämmernde  Erkenntnis,  daß  der 
Richter  vor  allem  den  verbrecherischen  Willen  zu  berücksichtigen  habe'', 
unter  Umständen  zu  argen  Ungerechtigkeiten,  indem  man  die  Strafe 
nicht  nach  der  That,  sondern  ausschließlich  nach  der  ihr  zu  Grunde 
liegenden  Gesinnung  bemaß''.  Einen  allgemeinen  Begriff  des  strafbaren 
Versuches  gab  es  noch  nicht,  doch  wurden  einzelne  Fälle,  wie  Schwert- 
zücken, Messerwerfen,  Wegelagerung  u.  dgl.  m.  als  selbständige  Verbrechen 
aufgefaßt  Über  die  Strafbarkeit  der  Teilnahme  gelangte  man  trotz  ein- 
zelner Ansätze  noch  nicht  zu  festen  Begriffen '^ 

Ein  wesentliches  Korrektiv  für  die  Mängel  des  mittelalterlichen  Straf- 
rechts lag  in  dem  allerdings  vorwiegend  nur  den  vermögenderen  Klassen 


'^  Das  strenge  Strafensy stein  des  Ssp.  IL  18  erscheint  noch  maßvoll  gegen 
Schwsp.  L.  174,  der  wieder  von  der  späteren  Entwickelung  weit  überholt  wurde. 

»•  Vgl.  Ssp.  IIL  20,  §  8. 

»®  Vgl.  Ssp.  III.  63,  §  3.  Planck,  Gerichtsverfahren  2,  300.  Auf  handhafler 
That  ertappte  Friedbrecher  konnten  in  alter  Weise  als  Medlose  Leate  ungestraft 
erschlagen  werden.    Vgl.  Ssp.  II.  69.     His  182.  845. 

^^  Vgl  OsENBBÜGGEN,  Studicn  150  ff.  V.  Bab  100  f.  Hasbnöhrl  147.  Löfflks, 
Schuldformen  127  ff.     Günthbb,  Wiedervergeltung  (S.  755).    His  178. 

''  Vgl.  S.  759.  LoFFLEB  133  ff.  Caspab,  a.  a.  0.  4  f.  42.  Der  oben  berührte 
Gegensatz  zwischen  Sachsen-  und  Schwabenspiegel  machte  sich  auch  in  der  ver- 
schiedenen Behandlung  des  Bürgen,  der  sich  zur  Gestellung  des  Beklagten  ver- 
pflichtet hatte  und  dem  nicht  nachgekommen  war,  geltend:  nach  Ssp.  III.  9  §§  1  f . 
bloße  Geldhaftung  des  Bürgen,  und  zwar  bei  peinlichen  Klagen  in  Höhe  seines 
Wergeides,  nach  Schwsp.  L.  265  dagegen  völlige  Gleichstellung  des  Bürgen  mit 
dem  Thäter  („Bürgen  soll  man  würgen").    Vgl.  Löffleb  130  f. 

*>  Vgl.  Brünner  Schöffenb.  c.  539. 

"  Vgl.  ZöPFL  129  f.    Göschen  297.    His  81  ff. 
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zugänglichen  Strafumwandlungssystem  der  Sühne  oder  Gnade**.  Wenn 
Kläger  and  Bichter  einverstanden  waren,  konnte  jede  Strafe  durch  eine 
mildere  ersetzt  werden.  In  der  Begel  handelte  es  sich  dabei  um  die  Um- 
wandlung in  eine  Vermogensstrafe  (Lösung  der  Hand  oder  des  Halses),  bei 
welcher  der  Kläger  seine  Buße  und  der  Siebter  seine  Wette  erhielt. 
Daneben  gingen  gewöhnlich  noch  andere  Auflagen,  wie  feierliche  Abbitte, 
Pilgerfahrten  u.  dgl.  m.  Die  Sühne  wurde  von  beiden  Teilen  beschworen 
(Urfehde).  Wo  das  Gericht  von  Amts  wegen  eingeschritten  war,  übte 
der  Bichter  das  alleinige  Becht  der  Strafumwandlung  oder  des  Straf- 
erlasses im  Wege  der  Gnade  aus.  Vielfach  stand  auch  dem  Fronboteh 
ein  beschranktes  Begnadigungsrecht  zu*®.  Wo  handhafte  That  vorlag, 
kam  es  nur  in  Ausnahmefällen  zur  Lösung  des  Halses,  dagegen  bildete 
diese  die  Begel,  wenn  der  Verbrecher  erst  später  ergriffen  wurde  oder 
sich  freiwillig  stellte.  Besonders  förderlich  wirkten  in  dieser  Beziehung 
die  zahlreichen  Freistätten,  deren  Bedeutung  nicht  darin  lag,  daß  sie  dem 
Verfolgten  ein  dauerndes  Asyl  gewährten,  sondern  daß  ihm  Gelegenheit 
gegeben  wurde,  mit  seinen  Verfolgern  zu  verhandeln*^. 

Auf  dem  Gebiete  des  Ungefahrs  blieb  es  im  allgemeinen  bei  der 
Un Vollkommenheit  des  alten  Bechts*^,  nur  daß  die  Zahl  der  typischen 
Fälle,  welche  Berufung  auf  das  Ungefähr  zuließen,  beständig  wuchs,  nicht 
selten  auch  juristische  Spitzfindigkeit  und  reinste  Buchstabenjurisprudenz 
oder  der  Weg  der  Gnade  dazu  dienen  mußte,  den  unschuldigen  Thäter 
von  der  als  ungerecht  erkannten  Ungefahrhaftung  zu  befreien  *^ 

Eine  wichtige  Ergänzung  erfuhr  das  weltliche  Stra&echt  durch  das  der 
Kirche,  deren  Strafen  zum  Teil  mit  denen  des  weltlichen  Bechts  kumuliert 
wurden,  zum  Teil  da  eintraten,  wo  das  letztere  Straflosigkeit  annahm,  zumal 


»  Vgl.  JoHK  844  ff.  Halschneb  44  f.  His  209  ff.  Kouleb,  Shakespeare  115. 
Fkavbmstadt,  105  ff.   Böhmer,  ZDA.  6,  21  ff.    Bbhbend,  Stendaler  Urteilsbach  77  ff. 

^  Vgl.  §  S6,  n.  2.  Stellenweise  blieb  die  Bestimmung  der  Art,  wie  die 
Todesstrafe  zu  vollstrecken  sei,  noch  in  alter  Weise  dem  Richter  oder  Nachrichter 
überlassen.  Vgl.  Hetl,  Gerichtswesen  und  Ehehafttädigungen  des  Gerichtes  zum 
Stein  auf  dem  Bitten  (1891)  88.    His  170. 

•'  Vgl.  Weinhold,  Fried-  u.  Preistfttten,  Kiel.  Progr.  1864.  FbaubkstIdt  51  ff. 
KxAPP  124  ff. 

••  Vgl.  S.  348  ff.  732.  756.  759.  John,  a.  a.  0.  5—41.  98  ff.  124  ff.  316  ff. 
Hammbb,  Schadenersatz  n.  d.  Ssp.  u.  den  verwandten  Rechtsquellen,  1885  (Giebke, 
Unters.  19).  His,  a.  a.  0.  41  ff.  44  ff.  Göschen,  a.  a.  0.  296  f.  800.  802  f.  Löfpleb, 
Schuldformen  des  Strafrechts  119  ff.  Beispiele  von  Verklarungen,  die  im  Mittel- 
alter im  allgemeinen  nicht  mehr  erforderlich  waren,  bei  Bbünvbb,  Absichtlose 
Missethat  827  f.  R.  Behbend,  Das  Ungef&hrwerk  in  der  Geschichte  des  Seerechts, 
ZRG.  82,  52  ff.    Schiffsverklarungen  auch  bei  Pauli,  Lüb.  Zustände  3,  92  ff. 

••  Vgl.  Beünneb,  a.  a.  0.  818  f.  Rechtsb.  v.  d.  Briel  (her.  v.  Fbuin  u.  Pols, 
1880)  211  f.  Sehr  lehrreich  der  Meistergesang  ,,Earl8  Recht''  von  1403,  ZDA.  14, 
525  ff.  Ffir  den  Fall,  dafi  jemand  etnvalteclichen  und  unwissende  eine  Buße  ver- 
wirkt hat,  bestimmt  Schwsp.  L.  359:  die  huoxxe  suln  wir  niut  gar  nemeHf  wem 
nach  gnaden.  Vgl.  Beunnee,  a.  a.  0.  819.  Einen  erheblichen  Fortschritt  beobachtet 
man  seit  dem  15.  Jahrhundert.    Vgl.  Knapp,  a.  a.  0.  17  f. 
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WO  es  an  einem  Kläger  fehlte.  Das  kirchliche  Strafrecht  hat  durch  die 
verständige  Berücksichtigung  der  subjektiven  Seite  der  Vergehen  sowie  durch 
geklärtere  Auffassung  von  Versuch  und  Teilnahme  die  in  der  peinlichen 
Halsgerichtsordnung  Karls  V.  vollzogene  Strafrechtsreform  vorbereitet. 


§  63.    Das  Gerichtsverfahren. 

Vgl.  S.  83.  359.   Brünner,  Grundz.  151  ff.;  Wort  und  Form  im  altfranzoslBcben 
Prozeß  (Wien.  SB.  1868;  Forschungen  260 ff.);  Zulässigkeit  der  Anwaltschaft  im  frans., 
normann.  u.  engl.  K.  dea  MA.  (Zeitschr.  f.  vergleich.  RW.  1 ;  Forschungen  389  ff.). 
Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter,  2  Bde,  1879;   Lehre  vom 
Beweisurteil,   1848;   ZDR.  10,  205  ff.    Hometeb,    Sachsenspiegel  2,   2  S.  581  ff.; 
Richtsteig  Landrechts  430  ff.     Göschen,  GosI.  Statuten  366  ff.    Zopfl,  RG.  §§  126. 
131;    Das  alte  Bamberger  Recht  181  ff.  226  ff.    Siegel,  RG.'  525—557;   Erholung 
und  Wandelung,  1863  (Wien.  SB.  42);  Die  Gefahr  vor  Gericht  u.  im  Rechtsgang, 
1865  (ebd.  51).     Franklin,   Reichshofgericht  2,  189 ff.     Vogel,  Beitrft§e  z.  G^sch. 
d.  Reichshofgerichts,  ZRG.  15.    Kühnsj  Gesch.  d.  Gerichtsverfassung  u.  d.  Prozesses 
i.  d.  Mark  Brandenburg  2,  337  ff.    Donandt,  Bremer  Jahrbuch  5,  1870.   Kübtmann, 
Romanisierung  des  Civil prozesses  in  Bremen,   1891  (Gierke,  Unters.  86).    Lufps, 
Kieler  Varbuch  (S.  755),  S.  24  ff.   H.  Knapp,  Nürnberger  Kriminal  verfahren  (Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Str.RW.  12,  200  ff.  473  ff.     E.  Mayer,  Verf.-Gesch.  1,  215-284.    Roskh- 
THAL,  Beitrag  z.  deutsch.  Stadtrechtsgeschichte  107  ff.  277  ff.   Hasenöhrl,  Österreich. 
Landesrecht  206—235.    Tomaschek,  Deutsches  Recht  in  Österreich  144  ff.  174  ff. 
Lindner,  Veme  529  ff.    Wioand,  Femgericht  356  ff.   v.  Wächter,  Beiträge  z.  deutsch. 
Geschichte  59  ff.  183  ff.  220  ff.  259  ff.    Noordewibr,  Nederduitsche  Regtsoudheden 
890  ff.   V.  RiEMSDiJK,  De  hooge  bank  van  het  veluwsche  landgericht,  Utr.  Diss.  1874, 
S.  109 — 150.     Seeri*  Grataua,    Bijdrage   tot   de  rechtsgeschiedenis  van  Drenthe, 
Gron.  Diss.  1883,  S.  128— 255.    Warnkönig,  Flandr.  RG.  3,  1  S.  278— 350.   v.  Bunge, 
Geschichte  des  (Gerichtswesens  in  Liv-,  Est-  und  Kurland,  1874.    Werünskt,  Ordo 
iudicii  Boemie,  ZRG.  23,  115  ff.;  Gesch.  Kaiser  Karls  IV.  8,  41  ff.    Waitz,  VG.  8, 
82  ff.    Grimm,  RA.  839  ff.;   Weistämer  7,  279  ff.    Lobrsch,  Ingelh.  Oberhof,  Ein- 
leitung S.  140 ff.;   Der  Prozeß  in  der  Mörin  des  Hermann  von  Sachsenheim  (Ab- 
handl.  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts,  von  Blühhe,  Sohröobr,  IvObrsch,  1871).    Ben- 
necke, Zur  Gesch.  d.  deutsch.  Strafprozesses,  1886  (vgl.  R.  Lönino,  Zeitschr.  f.  d. 
ges.  Strafrechtsw.  7,  685  f.).    v.  Zallinger,  Verfahren   gegen   die  landschftdllchen 
Leute  in  Süddeutschland,  1895.    Laband,  Vermögensrechtl.  Klagen,  1869.   H.  Metbr, 
Entwerung  u.  Eigentum  im  deutschen  Fahrnisrecht,  1902.   Behrsnd,  Observationes 
de  actione  simplici  (schlichte  Klage),  Berl.  Diss.  1861;  Anevang  und  Erbengewere, 
1885;  Stendaler  Urteilsbuch,  1868.    Budde,  De  vindicatione  rerum  mobilium,  Bonn. 
Diss.  1837.    Fruin,  De  anfang  en  de  slichte  klage  umme  varende  have,  Amsterdam 
1871;  Over  den  aanbreng  van  doodslag  bij  de  vierschaaren  in  Kennemerland  en 
in  het  noorderkwartier  van  Holland,  1898  (Verslagen  en  Mededeelingen  der  Amst. 
Ak.  der  Wetensch.  4,  2  S.  50  ff.).    Heusler,  Zur  Geschichte  des  Exekutivprozesses 
in  Deutschland,  ZRG.  6;    Bildung  des  Konkursprozesses  nach  Schweiz.  Rechten, 
Zeitschrift  f.  Schweiz.  Recht   7.     v.  Wyss,    Geschichte  des   Konkursprozesses  in 
Zürich,  1845.   Stobbe,  Zur  Geschichte  des  filteren  deutsch.  Konkursprozesses,  1888. 
v.  Meibom,  Deutsches  Pfandrecht  39  ff.     Örtel,  Entwickelung  und  Bedeutung  des 
Grundsatzes  anteiliger  Gläubigerbefriedigung  im  älteren  deutschen  Rechte,  1901. 
G.  Schmidt,  Der  strafbare  Bankbruch  (1893)  23—49.   Skbdl,  Mahnverfahren  (1891) 
7  ff.    Ofbt,   Popularklage  der  Berner  Handfeste,    1894.    Albrecht,   Gommentatio 
iuris  Germanici  doctrinam  de  probationibus  adumbrans,  2  Königsb.  Progr.  1825 — 27. 
V.  Bar,  Beweisurteil,  1866;   ZRG.  10,  92  ff.;    Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts  96  ff. 
JoLLT,  Beweisverfahren  n.  d.  R.  des  Ssp.,  Hcidelb.  Diss.  1846.    Sachsse,  Beweis- 
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verfahren  des  Mittelalters,  1855.  Haseköhbl,  Beweiszuerteilung  im  österr.  R.  des 
Mittelalters,  Wien.  SB.  139.  Stobbe,  Zur  Geschichte  d.  deutsch.  Vertragsrechts 
56—111.  Hanbl,  Beweissystem  des  Ssp.,  1858.  Delbbück,  ZDR.  12,  213  fF.  19, 
98  ff.  V.  D.  Ppobdten,  Beweisführung  n.  d.  oberbair.  Landrecht,  ZRG.  12,  346  ff. 
V.  Kbies,  Beweis  im  Strafprozeß  des  Mittelalters,  1878.  Pockema  Andeeae,  Het 
bewijs  in  strafzaken,  Tijdschrift  voor  Strafrecbt  10,  46  ff.  R.  Lönimg,  Reinigungseid 
bei  Ungerichtsklagen,  1880;  Vertragsbruch,  1876.  R.  Bbheend,  Beiträge  z.  Lehre 
von  der  Quittung,  1896.  Deutschvanit,  Klagengewere,  1878.  GtfNDBB,  Das  Institut 
der  laudatio  auctoris,  Straßb.  Diss.  1883.  A.  Schmidt,  Echte  Not,  1888.  Oben- 
brCggen,  Gastgerichte  (Studien,  19  ff.);  Prozeß  gegen  einen  abwesenden  Totschlfiger 
(ebd.  311  ff.).  Heinze,  Zur  Geschichte  der  Sicherheitsstellung  i.  germ.  Strafverfahren, 
ZRG.  10,  450  ff.  EscHENBUBa,  De  delicto  manifesto  iure  Saxonico,  Berl.  Diss.  1866. 
Nietzsche,  Commentutio  iuris  Germanici  de  prolocutoribus ,  Leipz.  Progr.  1831. 
KoHLEB,  Zur  Geschichte  des  Rechts  in  Alemannien,  1888  (Beiträge  zur  german. 
Privatrechts-Geschichte  3);  Lehrb.  d.  Konkursrechts  32  ff.  A.  S.  Schultze,  Privat- 
recht u.  Prozeß  in  ihrer  Wechselbeziehung  1,  1883. 

Der  mittelalterliche  Prozeß  überließ  die  Prozeßleitung  ganz  dem 
Richter,  der  aber  nichts  aus  eigener  Entschließung  verfugen  konnte,  son- 
dern bei  allem  an  die  von  ihm  zu  erfragende  Entscheidung  der  XJrteiler 
gebunden  war.  Alle  einzelnen  Stufen  des  Prozesses  vollzogen  sich  mit 
Frage  und  Urteil.  Die  Antrage  der  Parteien  in  Form  von  Urteilsfragen 
(daher  selbst  „Urteile"  genannt),  wurden  an  den  Richter  gestellt  und 
durch  Frage  des  Richters  den  ürteilem  vorgelegt  Die  Formstrenge 
des  Rechtsganges  war  wo  möglich  gegen  früher  noch  verschärft  Der 
geringste  Verstoß  brachte  die  Gefahr,  den  Prozeß  zu  verlieren.  Man 
bezeichnete  daher  die  Formstrenge  selbst  als  „Gefahr"  {vare,  verborvm 
insidia).  Den  niederländischen  Kolonisten  wurde  in  der  Regel  das  Pri- 
vileg erteilt,  sine  vara  schwören  oder  wohl  überhaupt  prozessieren  zu 
dürfen  \  Das  mag  den  ersten  Anstoß  gegeben  haben,  im  späteren  Mittel- 
alter die  Gefahr  im  Rechtsgang  überhaupt  zu  beseitigen. 

Solange  die  „Gefahr"  bestand,  fanden  die  Parteien  ein  Auskunfts- 
mittel in  der  Verwendung  von  Fürsprechern,  die  sie  für  sich  reden  ließen. 
Beging  der  Fürsprecher  einen  Fehler,  so  konnte  die  Partei  seiner  Erklä- 
rung die  Genehmigung  versagen  und  Restitution  („Erholung",  „Wandelung**) 
genießen.  Im  Eönigsgericht,  später  allgemein,  konnten  die  Parteien  sich 
außerdem  mit  Beratern  („Horchern",  „Warnern")  umgeben  und  mit  diesen 
und  dem  Fürsprecher  zeitweise  zwecks  „Gespräches"  abtreten*.  Die  Über- 
nahme des  Fürsprecheramtes  war  eine  öfifentliche  Pflicht,  der  sich  kein 
vom  Richter  auf  Verlangen  einer  Partei  aufgeforderter  Dingpflichtiger 
entziehen  konnte'.  Der  Fürsprecher  war  nur  der  Mund  der  anwesenden 
Partei,  die  nach  jeder  von  ihm  abgegebenen  Erklärung  um  ihre  Bestä- 
tigung gefragt  wurde.  Eine  prozessualische  Vertretung  fand  einzig  bei 
juristischen  Personen,  Unfreien  und  Hörigen  (durch  den  Herrn)  und  seit 

'  Privileg  für  flämische  Kaufleute:  Weiland,  Const.  1,  335,  8. 
'  Vgl.  ZRG.  20,  lief.     Nietzsche,  a.  a.  0.  63  fF. 

•  Vgl.  Merkel,  ZRG.  1,  162  fF.  Der  Fürsprecher  konnte  von  seiner  Partei 
einen  Lohn  beanspruchen.    Es  gab  auch  gewerbemftßige  Fürsprecher. 
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der  2.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  in  zunehmendem  Maße  auch  bei  Be- 
vormundeten (durch  Vater,  Ehemann  oder  Vormund)  statt*.  Wenn  voll« 
jährigen  Weibern,  Greisen  und  jungen  Männern,  die  zwar  zu  ihren  Jahren 
gekommen  waren,  sich  aber  noch  in  schutzbedürftigem  Alter  befanden 
(S.  709),  gestattet  wurde,  sich  für  gerichtliche  Geschäfte  einen  Vormund 
zu  wählen,  so  bleibt  noch  dahingestellt,  ob  ein  solcher  Vormund  nur  die 
Stellung  eines  Beistands  hatte,  oder  auch  die  gerichtliche  Vertretungs- 
macht erhielt.  Jedenfalls  gab  es  im  übrigen  im  Mittelalter  ebensowenig 
wie  in  der  vorigen  Periode  eine  Vertretung  durch  Bevollmächtigte,  nur 
das  Eönigsgericht  ließ  sie  unter  Umständen  zu  und  einige  Stadtrechte 
schlössen  sich  der  hier  befolgten  Praxis  allmählich  an,  während  die  Land- 
rechte ihre  ablehnende  Haltung  größtenteils  bis  über  das  Mittelalter  hinaus 
festhielten  ^ 

Während  in  der  fränkischen  Zeit  der  bürgerliche  Prozeß  noch  ganz 
in  den  Banden  des  Strafprozesses  lag,  unterschied  das  Mittelalter  bürger- 
liche, peinliche  und  gemischte  Klagen®  Die  bürgerlichen  Klagen  wurden, 
ohne  Berücksichtigung  des  Rechtsgrundes,  lediglich  nach  der  Verschieden- 
heit des  Klagebegehrens  und  der  Exekution  in  Klagen  um  Schuld,  um 
Gut  und  um  Eigen  und  Erbe  eingeteilt 

Klage  um  Schuld  war  jede  bürgerliche  Klage  auf  eine  Geldleistung, 
gleichviel  worauf  sich  der  Anspruch  stützte.  Die  schlichte  Klage  bestand 
in  dem  einfachen  Antrag  auf  Verurteilung  des  Schuldners  zur  Zahlung, 
doch  konnte  der  Beklagte  eine  summarische  Angabe  des  Schuldgrundes 
verlangen^.  Der  Beklagte  mußte  entweder  den  klägerischen  Anspruch 
zugestehen  oder,  falls  er  sich  nicht  durch  prozeßhindemde  Einreden  der 
Antwort  erwehrte,  schwören,  daß  er  nichts  schuldig  sei.  Durch  diesen 
TJnschuldseid  wurde  die  Klage  abgewiesen. 

Wenn   der  Kläger  sich  nicht  mit  der  schlichten  Klage  begnügte, 


*  Vgl.S.747.  Kraut,  Vormundsch.  1, 866 ff. 2, 16f.  Rive, Vormund8ch.2, 1  S. 5lf. 
2  S.  89  ff.  Stobbe,  Handb.  4*,  541  ff.  Hübeb,  Schweiz.  Privatr.  4,  528.  Den  älteren 
Standpunkt  (S.  824)  erkennt  man  noch  Ost.  Landr.  A,  Art  52  (Habenöhbl  S.  254), 
Wiener  Stadtrechtsb.  15  (Schusteb  S.  54).  Den  Übergang  zeigen  die  fries.  24.  Land- 
rechte  c.  16  (v.  RicHTH.  S.  66  f.),  femer  Prager  Statatarrecht  108,  8  (Rössleb  1,  64). 
Die  volle  prozessualieche  Vertretungsmacht  hat  der  Vormund  schon  nach  dem  um  1300 
entstandenen  Freiberger  Stadtrecht  c.  15  (Ermisch  S.  145).  Wenn  der  Vormund 
Forderungen  seines  Mündels  einklagte  (Augsb.  Stadtr.  v.  1276,  Art  76  §  6^  Meter 
S.  152),  so  geschah  dies  wohl  kraft  eigenen  Rechts.    Vgl.  Heüsler  2,  497. 

^  Vgl.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,  185  ff.  Franklin  2,  164 ff.  Loeesch  n. 
Schröder'  Nr.  214.  Die  Vollmacht  mufite  ursprünglich  vor  Gericht  erteilt  werden, 
sp&ter  waren  auch  außergerichtliche  Vollmachten  unter  Brief  und  Siegel  zulftssig. 
Die  BevoUmfichtigungsformel  lautete:  „zu  Gewinn  und  Verlust  und  zu  allen  Rechten*'. 
£in  Mittel,  die  Vertretung  auf  Umwegen  zu  ermdglichen,  gewährten  die  Inhaber- 
und  Orderpapiere  und  die  Rechtsgeschäfte  zu  treuer  Hand,  aus  denen  sich  die 
VertrSge  zu  Gunsten  Dritter  entwickelt  haben. 

*  Einen  Rest  der  alten  Auffassung  mag  man  in  der  gleichmäßigen  Verwendung 
des  Wortes  vorderunge  für  alle  Arten  von  Klagen  erblicken.    Vgl.  Labard  55  f. 

'  Vgl.  Laband  11  f. 
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sondern  seinen  Anspruch  durch  Anführung  bestimmter  Thatsachen,  die 
er  unter  Beweis  stellte,  begründete,  so  durfte  der  Gegner  sich  nicht  auf 
bioße  Ableugnung  beschranken,  sondern  hatte  positive  Thatsachen  zur 
Entkraftung  der  klägerischen  Behauptung  oder  Begründung  seiner  Ein- 
reden vorzubringen  und  Beweis  dafür  anzutreten.  Auch  die  schlichte 
Klage  konnte  in  dieser  Weise  umgewandelt  werden,  indem  der  Kläger 
dem  Beklagten  den  Unschuldseid  durch  eine  motivierte  Widerrede  ver- 
legte®. Das  Gericht  hatte  zu  prüfen,  von  welcher  der  behaupteten  That- 
sachen die  Entscheidung  abhing,  und  diese  zum  Beweise  zu  stellen. 
Standen  sich  Behauptung  und  Gegenbehauptung  gegenüber,  so  wurde  der 
Partei,  die  das  bessere  Beweismittel  hatte,  der  Vorzug  gegeben,  sie  war 
,,nUier  zum  Beweise'' ^  Ausnahmsweise  stand  es  bei  gewissen  privilegierten 
Klagen  dem  Kläger  zu,  seinen  Anspruch  zu  beschwören:  so  dem  Wirte, 
der  wegen  Garkost  klagte  und  bewiesen  hatte,  daß  der  Beklagte  über- 
haupt sein  Kostgänger  gewesen  sei,  femer  dem  Dienstboten  bei  der  Klage 
auf  seinen  Lidlohn,  wenn  er  bewies,  daß  er  sich  in  dem  Dienstverhältnis 
befunden  habe,  und  dem  Zinsherm  oder  Vermieter  bei  der  Klage  auf 
rückständigen  Zins,  wenn  er  bewies,  daß  der  Beklagte  das  Zinsgut  von 
ihm  besaß  ^^. 

Gewann  der  Kläger,  so  wurde  Beklagter  zur  Zahlung  verurteilt,  da- 
gegen wurde  dem  verurteilten  Beklagten  keine  Buße  auferlegt,  ebenso- 
wenig dem  Kläger  im  Falle  seiner  Abweisung.  Ein  ürteilserfüUungs- 
gelöbnis  war  dem  mittelalterlichen  Rechtsgang  im  allgemeinen  nicht  mehr 
geläufig.  Leistete  der  Verurteilte  nicht,  so  erfolgte  die  gerichtliche 
Zwangsvollstreckung  zunächst  in  sein  bewegliches  Vermögen,  indem  die 
abgepfändeten  Gegenstände,  wenn  er  sie  nicht  binnen  gegebener  Frist 
auslöste,  verkauft  oder  dem  Schuldner  an  Zahlungstatt  übereignet  wurden. 
Beichte  das  bewegliche  Vermögen  nicht  hin,  so  erfolgte  die  Fronung 
{anleite,  insatz)  des  Grundbesitzes  und  nach  Jahr  und  Tag  (nach  manchen 
Rechten  schon  nach  8  x  14  Nächten),  wenn  keine  Lösung  erfolgt  war, 
eben&lls  Verkauf  oder  Übereignung.  Reichte  auch  das  nicht  hin,  so 
konnte  der  Kläger  die  Person  des  Schuldners  pfänden,  indem  er  ihn, 
unter  Vorbehalt  der  Lösung,  in  Schuldgefangenschaft  oder  Zwangsdienst 
nahm". 

Bei  der  Klage  um  Gut,  d.h.  auf  Herausgabe  einer  beweglichen 
Sache,   gleichgültig  aus  welchem  Rechtsgrund,  gestaltete  sich  das  Ver- 


"  Vgl.  Labamd  41  f.  Zalflssig  war  dies  nur,  bevor  der  Unschuldseid  angenommen 
and  die  Prozeßgewere  (Anm.  15)  geleistet  worden  war. 

*  Nach  dem  sächsischen  Landrecht  war  nur  das  Gerichtszeugnis  als  Beweis- 
mittel zugelassen y  während  die  Stadt-  und  jüngeren  Landrechte  auch  Urkunden 
und  außergerichtliche  Zeugen  zuließen,  dem  Gerichtszeugnis  aber  den  Vorzug  gaben. 
Vgl.  Ssp.  L  7.     Weiland,  Gonst.  1,  834.    LABAKD.43ff. 

"  Vgl.  Labakd  26  ff. 

"  Vgl.  S.  459.  LoBRscH  u.  Sohbödeb'  Nr.  269.  Planck,  Gerichtsverfahren 
258  ff.    Stobbe,  Ronkursprozeß  55  f.  98  ff. 
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fahren  durchaus  entsprechend.  Der  Kläger  konnte  sich  auch  hier  ohne 
jede  Begründung  seines  Anspruches  „zu  der  Sache  ziehen".  Der  Unter- 
schied zwischen  der  schlichten  Klage  um  Out  und  um  Schuld  bestand 
nur  darin,  daß  sich  der  Unschuldseid  des  Beklagten  bei  der  ersteren 
auf  die  Ableugnung  des  Besitzes,  also  Ablehnung  seiner  Passivlegitimation, 
beschränkte  ^*.  Wurde  der  Besitz  zugestanden  oder  vom  Klager  bewiesen, 
so  hatte  dieser  auf  die  sein  Recht  bestreitende  Antwort  des  Beklagten 
seinen  Anspruch  zu  begründen,  worauf  sich  das  weitere  Verfehren  ganz 
wie  bei  der  motivierten  Klage  um  Schuld  gestaltete.  Die  ihm  zuerkannte 
Sache  konnte  der  Kläger,  nötigenfalls  mit  Hilfe  des  Gerichts,  in  seinen 
Besitz  nehmen.  Eine  Buße  wurde  auch  bei  dieser  Klage  weder  über  den 
verurteilten  Beklagten,  noch  über  den  abgewiesenen  Kläger  verhängt. 

Hatte  der  Beklagte  den  Besitz  der  Sache  verloren,  so  verwandelte 
sich  der  Anspruch  des  Klägers  ohne  weiteres  in  eine  Schadenersatzklage, 
d.  h.  eine  Klage  um  Schuld. 

Die  Klage  um  Eigen  und  Erbe  bezog  sich  auf  alle  unbeweg- 
lichen Sachen,  Eigen  wie  Lehen.  Handelte  es  sich  um  eine  Klage  gegen 
den  Yeräußerer  auf  Vollziehung  der  Auflassung,  so  gestaltete  sich  das 
Verfahren  ähnlich  wie  bei  der  Klage  um  Schuld,  nur  mußte  der  Kläger 
auch  bei  der  schlichten  Klage  sofort  den  Bechtsgrund  angeben.  Während 
der  Beklagte  die  schlichte  Klage  mit  seinem  Unschuldseid  zurückweisen 
konnte,  bedurfte  es  gegenüber  einer  mit  Thatsachen  belegten  und  unter 
Beweis  gestellten  Klage  einer  ebenso  begründeten  Antwort,  worauf  das 
Beweisurteil  ganz  in  der  S.  767  geschilderten  Weise  erfolgte.  Gründete  sich 
der  Anspruch  gegen  den  Veräußerer  nicht  bloß  auf  das  Veräußerungsgeschäft, 
sondern  auf  die  von  ihm  bereits  vollzogene  Auflassung,  so  trug  das  Ver- 
fahren einen  rein  eiekutivischen  Charakter,  da  der  Veräußerer  nur  noch  als 
Stellvertreter  des  Klägers  die  Gewere  ausübte  (S.  717).  Bei  der  Klage  auf 
Rückgabe  eines  dem  Beklagten  seitens  des  Klägers  nur  zeitweilig  eingeräumten 
Grundstückes  mußte  sich  der  Beklagte  auch  einer  schlichten  Klage  gegen- 
über sofort  positiv  verteidigen,  widrigenfalls  dem  Kläger  gestattet  wurde, 
seinen  Klagegrund  mit  zwei  Zeugen  zu  beweisen.  Entsprechend  wurde 
bei  jeder  einfachen  Vindikation  verfahren,  wenn  der  Besitz  des  Beklagten 
feststand.  Auch  bei  der  schlichten  Klage  konnte  der  Kläger  verlangen, 
daß  der  Beklagte  sein  besseres  Besitzrecht  positiv  begründe,  worauf  letz- 
terer seine  Behauptungen  mit  sechs  oder  sieben  Zeugen  zu  beweisen 
hatte.  Anders,  wenn  Kläger  durch  den  Beweis  der  Entwehrung  oder 
älteren  Gewere  dem  Gegner  den  Besitz  abgewann  und  so  das  Recht  er- 
langte,  seinerseits  sein  besseres  Recht  mit  Zeugen  zu  beweisen  ^^     Be- 

^*  Hatte  Beklagter  die  Sache  nur  fQr  einen  Dritten  inne,  so  konnte  er  sich 
von  der  Antwort  befreien,  indem  er  entweder  jenen  znr  Antwort  vorladen  ließ  oder 
ihm  in  Gegenwart  des  Klägers  die  Sache  zurückgab.     Vgl.  Labamd  58. 

»•  Vgl.  Mon.  Wittelsb.  1,  331  (1280):  ui  dominus  Heinricus  dvx  per  duos 
testea  probet,   quod  sihi  competat  probatio  iuris  de  ponte  in  Rosenheim ,   que  per 
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haupteten  beide  Teile  gleiche  Gewere,  so  kam  es  im  allgemeinen  nicht 
darauf  an,  wer  den  besseren  Besitztitel  für  sich  anfahrte,  sondern  es  kam 
znm  Beweise  durch  Nachbarzeugnis,  wobei  die  Aussage  der  Zeugenmehr- 
heit entschied.  War  auf  diesem  Wege  nichts  zu  ermitteln,  so  hatten 
beide  Teile  an  Ort  uod  Stelle  ihr  Recht  an  dem  streitigen  Grundstück 
zu  beschwören,  worauf  dieses,  wenn  nicht  eine  der  Parteien  gerichtlichen 
Zweikampf  forderte,  von  Gerichts  wegen  unter  die  Streitenden  geteilt 
wurde.  Privationsklagen  des  Lehns-  oder  Zinsherm  waren  von  vorn- 
herein durch  Angabe  der  Verschuldung  zu  begründen.  Der  Beklagte 
hatte  das  Recht  des  IJnschuldseides,  falls  ihm  derselbe  nicht  durch  Er- 
bieten des  Klägers  zum  Beweise  verlegt  wurde.  Enthielt  die  Antwort  des 
Beklagten  positive  Gegenbehauptungen,  so  entschied  das  Beweisurteil  nach 
den  oben  dargelegten  Normen. 

Richtete  sich  die  Klage  gegen  die  Veräußerungsbefugnis  des  Gewährs- 
mannes des  Beklagten,  so  hatte  Kläger,  falls  der  Beklagte  seine  Aktiv- 
legitimation bestritt,  zunächst  diese  zu  beweisen.  Im  übrigen  hatte  sich 
der  Beklagte,  wenn  er  sich  nicht  durch  den  Nachweis  der  rechten  Gewere 
(S.  719)  freimachen  konnte,  auf  seinen  Gewährsmann  zu  ziehen  und  diesen 
an  dem  Gericht  der  belegenen  Sache  zu  stellen.  Bekannte  sich  der  Ge- 
währsmann zu  der  Gewährschaft,  so  kamen  in  betreff  des  nun  von  ihm 
übernommenen  Prozesses  die  gewöhnlichen  Grundsätze  zur  Anwendung. 
Erlitt  dagegen  der  Beklagte  Bruch  an  seinem  Gewähren,  so  gelangte  der 
Kläger  zum  Beweise,  wenn  nicht  der  Beklagte  die  klägerischen  Behaup- 
tungen zugestand,  so  daß  er  sofort  zur  Herausgabe  verurteilt  werden  konnte. 

Erbschaftsklagen  auf  bewegliche  oder  unbewegliche  Sachen  im 
Besitze  des  Beklagten  wurden  vielfach  mit  Handanlegung  {anevanc)  er- 
öffnet", ohne  dadurch  ihren  bürgerlichen  Charakter  zu  verlieren,  Kläger 
hatte  seine  Erbenlegitimation,  falls  sie  bestritten  wurde,  darzulegen  und, 
in  der  Regel  mit  Zeugen,  zu  beschwören.  Machte  der  Beklagte  besseres 
Erbrecht  geltend,  so  nahm  der  Prozeß  einen  zweischneidigen  Charakter 
an,  indem  auch  der  Beklagte  seine  Erbenlegitimation  zu  führen  hatte, 
worauf  das  Gericht  entschied,  wer  besserer  Erbe  sei  Erhob  der  Beklagte 
positive  Einwendungen  gegen  das  Recht  des  Klägers,  so  wurde  je  nach 
Lage  der  Sache  dem  einen  oder  dem  anderen  die  Beweisrolle  zugeteilt 
Erhob  der  Beklagte  keine  Einwendungen,  so  konnte  er  doch  vor  der  Her- 
ausgabe Sicherstellung  gegen  die  etwaigen  Ansprüche  des  wahren  Erben 
verlangen,  und  zwar  bei  unbeweglichen  Sachen  durch  Pfand  oder  Bürgen, 
während  bei  fahrender  Habe  die  eidliche  Kaution  der  gelobten  Gewere 
genügte ^^    Abgewiesen   wurde  die  Erbschaftsklage,   wenn   der  Beklagte 


Skiern  viros  idoneos^  qui  ex  21  electi  fuerint  et  assumpHy  fieri  debet  in  termino  ad 
hoc  specialiter  deputato.  Wilmans,  Additamenta  zu  Erhard'b  Reg.  Westf.  2,  66, 
Nr.  78  (1191):  Eid,  aeptima  manu,  quod  eiusdem  mansi  prior  fuit  in  possessione; 
deinde  tertia  manu,  quod  propristas  iure  sue  pertineret  eeelesie. 

"  Vgl.  S.  378  n.  S.  751  n. 

^^  Eine  solche  eidliche  Kaution  (gelovede  gewere)  konnte  der  Beklagte  in  allen 
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sich  auf  Verjährung  berufen  konnte  ^^;  zur  Zeit  abgewiesen,  wenn  die 
Klage  vor  dem  Dreißigsten  angestellt  wurde  ^^ 

Peinliche  Klagen  waren  im  allgemeinen  alle  Strafklagen,  doch 
konnte  Kläger,  wo  es  sich  bloß  um  eine  Buße  handelte,  sich  auch  der 
bürgerlichen  Klage  bedienen,  um  im  Falle  einer  Abweisung  nicht  selbst 
einer  Buße  zu  verfallen.  In  der  Regel  wurde  die  peinliche  Klage  mit 
Gerücht  begonnen.  War  der  Yerbrecher  auf  handhafter  That  beschrien 
und  auf  der  That  oder  der  Flucht  von  der  That  in  Gegenwart  von  Schrei- 
mannen ergriffen,  so  fand  das  schon  für  die  ältere  2Seit  geschilderte  ab- 
gekürzte Verfahren  (S.  88.  376)  statt  Die  Klage  mußte  mit  leiblicher  Be- 
Weisung,  und  bevor  die  That  übernächtig  wurde,  angestellt  werden.  Hatte 
man  den  Thäter  zwar  mit  Gerücht  verfolgt,  aber  nicht  oder  doch  erst 
später  ergrifiien,  so  konnte  der  Kläger  ihn  mit  kämpf lichem  Gruß  an- 
sprechen. In  allen  anderen  Fällen  konnte  die  Klage  zwar  eben£Edls  mit 
Erhebung  des  Gerüchtes  begonnen  werden,  der  Angeklagte  hatte  aber  das 
Recht,  sich  durch  Eid  mit  Eideshelfem  zu  reinigen.  BUeji)  der  Ange- 
klagte auf  wiederholte  Ladung  aus,  so  wurde  er  verfestet  und  auf  Antrag 
des  Verfestungsgerichts  durch  das  Konigsgericht  in  die  Beichsacht  g^ 
than^®.  Wurde  der  Verfestete  ergriffen,  so  wurde  er  wie  ein  auf  hand- 
hafter That  ertappter  Verbrecher  behandelt  ^^. 

Zu  den  gemischten  Klagen  gehörte  namentlich  die  Klage  mit 
„Anfang'^,  die  zur  Rückforderung  entwendeter  beweglicher  Sachen  diente 
und  durchaus  denselben  Charakter  wie  in  der  vorigen  Periode  behalten 
hatte  ^^.    Femer  zählten  dahin  die  Klagen  wegen  trockener  Schlage  oder 


Fällen  verlangen,  wo  er  besorgen  durfte,  nach  der  Befriedigung  des  Klägers  noch 
von  dritten  Personen  in  Anspruch  genommen  zu  werden.  Außerdem  konnte  jeder 
peinlich  Beklagte  oder  kämpf  lieh  Gegrüßte  von  seinem  Gegner  in  gleicher  Weise 
das  Gelübde,  die  Sache  durchzuführen,  beanspruchen.  Wurde  die  Sache  dann 
nicht  durchgeführt  oder  der  Beklagte  ungeachtet  der  Gewere  noch  von  Dritten 
angesprochen,  so  hatte  sein  Gegner  für  Bruch  der  Gewere  Buße  und  Wette  zu 
bezahlen.  Die  Gewerebuße  bestand  nach  dem  Sachsenspiegel  (I.  63,  §  2.  II.  15. 
16.  §  l.  III.  14,  §  2)  im  Verlust  der  Schwurhand  oder  deren  Lösung  mit  einem 
halben  Wergeid.  Nachdem  Kläger  die  Gewere  gelobt  hatte,  durfte  er  seine  Klage 
nicht  mehr  ändern.  Hatte  Kläger  keinen  Grundbesitz,  so  mußte  er  Sicherheit 
durch  Pfand  oder  Bürgen  leisten  und  konnte,  wenn  er  dies  nicht  vermochte,  per- 
sönlich in  Sicherheitshaft  genommen  werden. 

"  Vgl.  S.  880.  720. 

"  Vgl.  S.  751.    LoERSCH  u.  Schröder'  Nr.  836. 

"  Vgl.  S.  757.  In  einer  von  Vogel,  ZRG.  15,  190  f.,  veröfltentlichten  Aus- 
kunft über  das  Ungehorsams  verfahren  im  Königsgericht  wird  unterschieden  zwischen 
„causa  personal is*'  und  „causa  realis**.  Die  erstere  (die  peinliche  Klage)  führte 
zur  Acht,  die  zweite  (bürgerliche  Klage)  zur  Anleite.  Bei  der  Klage  um  Eigen 
und  Erbe  wurde  häufig  nur  auf  das  Gut  und  alle,  die  es  vertreten  würden,  geklagt 
Vgl.  ebd.  183.  187.  189.    Loersch  u.  Schröder^  Nr.  384. 

*'  Vgl.  S.  757.  Der  Verfestete  konnte,  soweit  die  Verfestung  reichte,  weder 
Klagen  erheben,  noch  sonst  vor  Gericht  auftreten. 

*^  Vgl.  S.  376  ff.  Wie  nach  dem  sächsischen  und  langobardischen,  so  hatte 
auch  nach  bairischem  Recht  der  Kläger  dem  Beklagten  zu  seinem  Vordennann  zu 
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Hautwunden  (S.  761),  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  wegen  Bruches 
eines  Versprechens,  sodann  die  Klage  gegen  den,  der  sich  auf  fremdem 
Acker  der  Pfändung  erwehrte.  Femer  nahm  die  peinliche  Klage  den 
Charakter  einer  gemischten  Klage  an,  wenn  sich  ergab,  daß  die  That 
unfreiwillig  oder  von  einem  Unzurechnungsfähigen  begangen  war.  Das 
gemeinsame  Merkmal  aller  gemischten  Klagen  bestand  darin,  daß  sie  für 
den  abgewiesenen  Kläger  ebenso  wie  für  den  verurteilten  Beklagten  die 
Verfällung  in  Buße  und  Wette  und  für  den  Ungehorsamen  Verfestung 
oder  Acht  nach  sich  zogen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Beweisrechts  hatten  das  Gerichtszeugnis  und 
der  Inquisitionszeugenbeweis  (S.  385)  allgemein  Eingang  gefunden.  Der 
letztere  kam  teils  als  bloßes  Nachbarzeugnis,  teils  in  weiterem  Umfang 
als  „Kundschaft^'  oder  „Landfrage",  bei  streitigen  Rechtsfragen  auch  als 
Einholung  eines  Weistnms  zur  Anwendung.  Eine  außerordentliche  Be- 
deutung hatte  das  Gerichtszeugnis  erlangt,  das  entweder  als  amtliches 
Dingzeugnis  des  Richters  und  der  Urteiler,  oder  als  bloßes  Dingmannen- 
zeugnis  vorkam,  indem  die  Partei  zur  Bekräftigung  ihrer  Aussage  einige 
Gerichtspersonen  als  Zeugen  zuzog  ^\  Das  friesische  Recht  kannte  eigene 
Dingzeugen,  die  als  amtliche  Zeugen  auch  bei  gewissen  außergerichtlichen 
Akten  zugezogen  wurden  (S.  563).  Die  Unscheltbarkeit  des  Gerichts- 
zeugnisses war  ein  Uauptbeweggrund  für  die  Ausbildung  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  zumal  seit  der  Einführung  der  Stadtbücher,  Landtafeln 
und  Gerichtsbücher.  Das  sächsische  Landrecht  verlangte  die  Gerichtlich- 
keit zwar  nur  bei  Immobiliarrechtsgeschäften  unbedingt,  ließ  aber  auch 
bei  anderen  Rechtsgeschälten  kein  anderes  Beweismittel  als  das  Ding- 
zeugnis zu,  während  die  übrigen  Land-  und  die  sächsischen  Stadtrechte 
auch  den  Beweis  durch  außergerichtliche  Zeugen  gestatteten.  Einen 
außerordentlichen  Fortschritt  machte  das  mittelalterliche  Beweisrecht  durch 
die  Erweiterung  des  Urkundenbeweises,  nachdem  von  Süddeutschland  aus 
die  Beweiskraft  der  Privatsiegel  zur  Anerkennung  gelangt  war  2*.    Der  in 


folgen,  während  der  letztere  nach  dem  Schwabenspiegel  von  dem  Beklagten  ge- 
stellt werden  mufite.  Vgl.  S.  879.  Ssp.  II.  36,  §  5.  Schwsp.  L.  317.  Zöpfl,  Alter- 
tümer 2,  315  f.    Laband  126  if.     Loebsgh  u.  Schröder'  Nr.  232. 

'*  Hauptvertreter  des  eigentlichen  Dingzeugnisses  war  der  Sachsenspiegel, 
w&hrend  der  Schwabenspiegel  nur  das  dem  recorä  des  normannischen  Rechtes  ent- 
sprechende Dingmannzeugnis  kannte.  Vgl.  Brunner,  Grerichtszeugnis  und  Königs- 
Urkunde  (S.  359)  135  ff. 

»  Vgl.  8.  698  ff.  A.  S.  ScHULTZE,  Zur  Lehre  vom  Urkundenbeweise  (1894)  33  ff. 
(Zeitschr.  f.  d.  Priv.-  u.  öffentl.  R.  22).  In  Österreich  war  im  15.  Jh.  ein  eigen- 
tümliches gerichtliches  Aufgebots  verfahren,  das  „Berufen  von  Brief  und  Siegel", 
gebräuchlich,  durch  das  der  Schuldner  seine  Gläubiger  zur  Vorlegung  der  Schuld- 
urkunden binnen  bestimmter  Frist ^  bei  Vermeidung  der  Kraftloserklärung,  auf- 
fordern konnte.  Anfangs  nur  als  Aufgebot  der  Nachlaßgläubiger,  insbesondere 
der  Juden,  aufgekommen,  hatte  dies  Verfahren  später  einen  allgemeinen  Charakter 
angenommen.  Seit  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  kam  es,  da  es  durch  die 
Einfuhrung  der  Verjährung  überflüssig  geworden  war,  außer  Gebrauch.  Vgl.  Lü- 
SCHIN;  ZRG.  12,  46  ff. 
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der  vorigen  Periode  noch  die  Ausnahme  bildende  Eineid  spielte  im  mittel- 
alterlichen Verfahren  eine  bedeutende  Rolle.  Der  Eid  mit  Eideshelfern 
erhielt  sich  im  allgemeinen  nur  im  Strafprozeß,  während  sich  die  Eides- 
helfer bei  bürgerlichen  Klagen  allmählich  ganz  zu  Zeugen,  die  aus  eigener 
Wissenschaft  aussagten,  umgestalteten;  auch  die  Schreimannen  bei  hand- 
hafter That  wurden  nicht  mehr  als  Eideshelfer  (S.  366  n.),  sondern  als 
Zeugen  aufgefaßt.  Das  Beweismittel  des  gerichtlichen  Zweikampfes  be- 
hauptete sich,  trotz  allen  Angriffen  von  selten  der  Kirche,  während  des 
ganzen  Mittelalters,  nur  in  den  Städten  wurde  es  allgemein  beseitigt 
auch  wurde  die  „kampfliche  Ansprache"  nur  bei  „kampfwürdigen"  Un- 
gerichten  zugelassen.  Kampfunfähige  Personen  konnten  sich  eines  Kampf- 
vormundes bedienen.  Gegen  Bechtlose  kämpfte  man  nur  durch  Lohn- 
kämpfer.  Die  einseitigen  Gottesurteile  des  wallenden  Kessels  und  glühenden 
Eisens  kamen  im  Mittelalter  nur  noch  in  beschränkter  Anwendung  vor  und 
verschwanden,  von  der  Kirche  lebhaft  bekämpft,  allmählich  fast  ganz'l 
Die  XJr teilschelte  ^^  trug  in  materieller  Beziehung  schon  den  Cha- 
rakter einer  wahren  Berufung,  indem  sie  regelmäßig  zu  einer  materiellen 
Entscheidung  eines  höheren  Gerichts  fahrte.  Formell  aber  bedeutete  sie 
immer  noch  einen  Vorwurf  des  Schelters  gegen  den  Urteil&nder  und 
spielte  sich  daher  nicht  zwischen  den  eigentlichen  Prozeßparteien,  sondern 
als  Zwischenprozeß  des  Schelters  gegen  den  Gescholtenen  ab ;  der  letztere 
hatte,  wenn. die  Schelte  verworfen  wurde,  von  seinem  Gegner  eine  Buße 
zu  beanspruchen.  Die  Schelte  konnte  von  jedem  Anwesenden,  auch  wenn 
er  nicht  Partei  war,  erhoben  werden,  nur  Rechtlose,  auf  handhafter  That 
Ergriffene,  Geächtete  und  Verfestete  waren  ausgeschlossen.  Die  Schelte 
mußte  in  der  Segel  mit  der  Findung  eines  Gegenurteils  verbunden  und 
sofort  nach  dem  Urteilsvorschlag,  jedenfalls  noch  vor  der  Ausgabe  des 
Urteils  durch  den  Richter,  eingelegt  werden  ^^  Erst  in  dem  Rechtszuge 
an  die  städtischen  Oberhöfe,  der  vielfach  auch  für  andere  Gerichte  vor- 
bildlich wurde,  gestaltete  sich  die  Urteilschelte  zu  einer  wahren  Berufung, 
nur  daß  in  der  zweiten  Instanz  in  der  Regel  keine  Wiederholung  des 


«»  Vgl.  c.  1—3  X.  de  purg.  vulg.  V.  35;  c.  20  C.  II.  qu.  5.  Wkiland,  Const 
1,  515  (1195).  y.  Kbies,  a.  a.  0.  80  ff.  Planck,  Gerichtsv.  2,  144  ff.  In  den  Hexen- 
prozesseu  kamen  Gottesurteile  zum  Teil  noch  sehr  spät  zur  Anwendung.  £in  eigen- 
tümliches, bei  Immobiliarprozessen  vorkommendes  Gottesurteil  war  das  „Wasser- 
urteil" des  Ssp.  III.  21  §  2. 

•*  S.  369  f.  547.  582.  677.  Planck  1,  268  ff.  Bennecke  105  ff.  Neben  der 
Urteilschelte  erhielten  sich  noch  einzelne  Spuren  des  alten  Reklamationsrechtes  als 
„Ausheischen  vor  aUem  Urteil".    Vgl.  Anm.  26. 

•»  Vgl.  Weiland,  Const.  1,  478  (1191).  Planck,  a.  a.  0.  1,  274 f.  Die  Ein- 
legung der  Urteilschelte  vor  der  Vollbort  war  nicht  unbedingt  vorgeschrieben, 
doch  hatte  der  Schelter  es,  nachdem  die  Vollbort  erteilt  war,  mit  so  viel  mehr 
Gegnern,  denen  er  im  Falle  seines  Unterliegens  Buße  zahlen  mußte,  zu  thun.  Nach 
£inlegung  der  Schelte  durfte  der  Richter  keine  Vollbort  mehr  einholen.  Über  die 
„Ausgabe"  des  Urteils,  d.  h.  die  rechtsverbindliche  Verkündigung  durch  den  Bichter, 
vgl.  Planck  1,  301  ff. 
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kontradiktorischen  Verfahrens  stattfand,  sondern  die  Entscheidung  auf 
Grund  eines  schriftlichen  Berichtes  des  Untergerichts  geföUt  wurde  ^^. 
Das  Recht  des  Sachsenspiegels  kannte  noch  eine  altertümliche  Berufung 
an  die  „vordere  Hand%  die  selbst  gegenüber  dem  königlichen  Hofgericht 
zulässig  war  und  die  Entscheidung  durch  einen  gerichtlichen  Kampf  von 
Sieben  gegen  Sieben  herbeiführte^^. 

Das  schon  dem  älteren  Recht  bekannte  Betreibungsverfahren  in 
Schuldsachen  (S.  380  f.)  wurde  in  den  Stadtrechten  des  Mittelalters  vielfach 
fortgebildet.  Es  fand  namentlich  Anwendung,  wenn  ein  gerichtliches  Schuld- 
bekenntnis oder  eine  Schuldurkunde  mit  Yollstreckungsklausel  vorlag  ^^ 

Von  großer  Bedeutung  wurde  die  allmähliche  Ausbildung  des  Kon- 
kursprozesses in  den  Städten.  Anfangs  kannte  man  eine  Beschlag- 
nahme des  ganzen  Vermögens  nur  in  dem  Falle  der  „Vorflucht",  wenn 
der  Schuldner  sich  aus  dem  Staube  gemacht  hatte,  sodann  bei  über- 
schuldetem Nachlaß,  für  den  sich  kein  Erbe  fand.  Erst  später  gelangte 
man  dazu,  das  gleiche  Mittel  auch  gegenüber  dem  anwesenden,  blos  flucht- 
verdächtigen  Schuldner  anzuwenden.  Anfangs  hatte  die  Priorität  der  Be- 
schlagnahme für  die  Rangordnung  der  Gläubiger  entschieden,  allmählich 
kam  man  aber  dahin,  die  sämtlichen  Gläubiger  als  eine  Genossenschaft 
zu  behandeln,  was  ihre  Befriedigung  ruich  markzal  oder  nach  advenante, 
d.  h.  nach  Verhältnis,  zur  Folge  hatte.  Schon  gegen  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts kommen  hier  und  da  auch  Zwangsvergleiche  vor,  zu  denen  die 
Minderheit  der  Gläubiger  durch  die  Mehrheit  (nach  Köpfen  und  Betragen) 
genötigt  werden  konnte  *^ 

In  Strafsachen  trat  im  späteren  Mittelalter  die  Verpflichtung  des 
Gerichts,  sich  von  Amts  wegen  um  die  Verfolgung  der  Verbrecher  und 
die  Ermittelung  der  Wahrheit  zu  kümmern,  mehr -in  den  Vordergrund. 
War  die  „leibliche  Beweisung"  {scMn,  blickender  schin)   früher   nur   als 


»  Vgl.  Planck  1,  290  fF.  Miohelsek,  Oberh.  Lübeck  20  ff.  Tomaschek,  Oberh. 
Tglau  Nr.  282.  284.  Weiland,  Const.  1.  855,  §  7  (1173):  St  quü  meroator  senaerit 
86  gravari  contra  iustieiam  in  loco  minori^  lieentiam  habeat  appeUationem  faciendi 
ad  maiorem  locum,  a  quo  minor  locus  iustieie  sue  leges  acceperat  Auch  von  sich 
auB  konnte  das  niedere  Grericht,  wenn  es  des  Bechts  nicht  weise  war,  eine  Ent- 
scheidung des  Oberhofes  einholen,  die  es  dann  statt  eines  eigenen  Urteils  verkün- 
digte. Ebenso  konnte  jede  Partei,  bevor  das  Urteil  geföllt  war,  auf  ihre  Kosten 
die  Einholung  eines  Oberhofurteils  verlangen.  Im  Bereich  des  Ingelheimer  Ober- 
hofes bezeichnete  man  dies  (wohl  ein  Best  des  alten  Reklamationsrechts,  vgl. 
S.  178.  565,  n.  116)  als  „Ausheischen  vor  allem  Urteil".  Die  Urteilschelte  war  hier 
nur  zulässig,  wenn  dies  im  Urteil  oder  von  der  Partei  bei  Entgegennahme  des 
Urteils  durch  eine  Klausel  {mit  underdinge)  vorbehalten  worden  war.  Vgl.  Loebsch, 
a.  a.  0.  160  ff. 

*7  Vgl.  Ssp.  I.  18,  §  8.  Über  den  berühmten  Austragskampf  (vgl.  §  62,  n.  28) 
im  Hofgericht  des  Kaisers  Otto  I.  (Widukind  2,  10)  vgl.  Simson,  FDG.  25,  369  ff. 
Gaupp,  Germ.  Abh.  127.     Planck,  Münch.  SB.  1886,  S.  164  ff.    Waitz  6«,  519. 

'•  Vgl.  Skedl,  Mahn  verfahren  7  ff. 

*•  Vgl.  Meklenb.  Urk.-B.  4,  Nr.  2646.  Kohler,  Konkursrecht  34  f.  Stobbe, 
a.  a.  0.  76  ff. 
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gerichtlicher  Augenschein  vorgekommen^,  so  kam  nun  auch  die  Auf- 
nahme des  Augenscheins  an  Ort  und  Stelle  durch  Abgesandte  des  Ge- 
richts und  bei  unnatürlichen  Todesfallen  die  Veranstaltung  einer  gericht- 
lichen Totenschau  [Fahrrecht)  in  Gebrauch  '^  Das  Rügeverfahren  (8.  383. 
584)  gelangte  in  den  kirchlichen  Sendgerichten  wie  in  den  westfälischen 
Femgerichten  (S.  580)  zu  besonderer  Entwickelung,  aber  auch  in  den 
echten  Dingen  und  den  Dorfgerichten  hatten  die  Dinggenossen  neben 
ihrer  Dingpflicht  der  Rügepflicht  zu  genügen^*.  Hier  und  da  kamen 
bereits  Ankläger  von  Amts  wegen  vor^^  Vor  allem  aber  führte  das  Be- 
düifnis,  das  Gewohnheitsverbrechertum  der  Raubritter  und  der  städtischen 
Gaunerwelt  zu  bekämpfen,  zu  vollständigen  Neubildungen  im  Gebiete  des 
Strafverfahrens'*;  Man  faßte  derartige  Gewohnheitsverbrecher  unter  dem 
Begriff  der  „schädlichen  Leute^'  {homtnes  damnosi^  h,  nocivi)  zusammen. 
Während  man  sich  mit  dem  städtischen  Gaunertum  durch  regelmäßige 
Aufetellung  von  Proskriptionslisten  und  zeitliche  Verweisung  der  wegen 
Übeln  Leumundes  auf  die  Liste  gesetzten  Personen  abzufinden  suchte, 
galt  es  zur  Wahrung  des  Landfriedens  vor  allem  dem  Kampfe  gegen  das 
Unwesen  der  berufsmäßigen  Straßenräuber  ritterlichen  wie  unritterlichen 
Standes.  Das  Ziel  war  vornehmlich,  diesen  Personen  die  Gunst  des 
Reinigungseides  zu  entziehen  und  den  Schuldbeweis  durch  die  Aufhebung 
des  Erfordernisses  der  Ebenbürtigkeit  für  die  Zeugen  in  Strafeachen  zu 
erleichtern.    Angebahnt  wurde  das  Verfahren  auf  bösen  Leumund  in  diesem 


^  Dabin  wird  vielfach  auch  da«  Bahrrecht  (iom  schine  gan)  gazählt,  das  auf 
dem  Glauben  beruhte,  daß  die  Wunden  eines  Erschlagenen  beim  Herantreten  des 
Totschlägers,  frisch  zu  bluten  anfingen.  Anscheinend  war  es  urspränglich  kein 
Rechtsinstitut,  sondern  nur  ein  allgemeines  Mittel,  dem  Verdacht  der  Thäterschaft 
ein  bestimmtes  Ziel  zu  geben,  und  bat  sich  von  da  aus  teils  in  der  Richtung  der 
leiblichen  Beweisführung,  teils  als  Gottesurteil,  teils  als  Inqubitionsmittel  weiter 
ausgestaltet  Vgl.  K.  Lehmann,  Das  Bahrgericht  (Abhandlungen  zum  70.  Greburts- 
tage  K.  V.  Maurer's,  1893,  S.  28  ff.);  Krit.  VJSchr.  1902,  S.  502  ff.  Christemsbn, 
Baarepröven,  1900.    Luppe,  Kieler  Varbuch  40  f. 

>>  Vgl.  y.  KsiES  128  ff.  Bbnneckb  76  f.  Schröder,  N.  Heidelb.  Jahrb.  1,  10  ff. 
Petersen,  FDG.  6,  264  ff.  Luppe,  Kieler  Varbuch  88  ff.  Schiller  u.  Lübben, 
Mittelnd.  WB.  5,  207.  Hach,  Das  alte  lübische  Recht  S.  144.  Urk.-B.  d.  Stadt 
Lübeck  2,  Nr.  1099  (1847).  Das  Fahrrecht  ist  wohl  aus  dem  Vorverfahren,  durch 
das  man  zu  verhindern  suchte,  dafi  eine  handhafte  That  übem&chtig  würde,  hervor- 
gegangen.   Vgl.  Eckert,  Fronbote  43.  98  f. 

*'  Vgl.  Siegel,  Das  pflichtmäßige  Bügen  auf  den  Jahrdingen,  Wien.  SB.  125 
(1891).  Bennegke  24  ff.  35  f.  Warnkönig,  a.  a.  0.  8,  1  S.  332  ff.  Fockeha  Andbbae, 
a.  a.  0.  81  ff. 

*'  Vgl.  Bennecke  36.  Mayer,  a.  a.  0.  1,  215  ff.  Fockema  Andreae  71.  Thomas, 
Oberhof  Frankfurt  378  (1411).  Beispiele  von  Popularklagen  bei  Opet,  Die  Popular- 
klage der  Bemer  Handfeste,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Strafrecht  7,  1894. 

**  Über  das  Folgende  vgl.  besonders  v.  Zallinger,  Verfahren  gegen  die  land- 
schädlichen Leute  in  Süddeutschland,  1895  (dazu  v.  Below,  GGA.  1897,  S.  7 ff.). 
£.  Mater,  a.  a.  0.  1,  266  ff.  Siehe  auch  v.  Kries  205  ff.  v.  Wächter,  a.  a.  0. 
269  ff.  Weiland,  ZRG.  21,  107  ff.  Hanssen,  Zauberwahn,  Inquisition  u.  Hexen- 
prozeß (1900)  S.  374  ff 
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Sinne  schon  durch  die  Treuga  Heinrici;  eine  feste  Regelung  erfolgte  zuerst 
durch  den  Mainzer  Landfrieden  von  1235.  Wurde  mit  einer  Klage  wegen 
Straßenraubes  oder  eines  ahnlichen  Verbrechens  die  Anschuldigung  ver- 
bunden, daß  der  Beklagte  als  Gewohnheitsverbrecher  gemeinkundig  sei, 
so  konnte  das  Gericht,  wenn  dies  in  ausreichender  Weise  durch  Zeugen 
bestätigt  wurde,  den  Angeschuldigten  „zu  einem  schädlichen  Manne 
sagen".  Diese  Schädlichkündigung  erfolgte  in  einem  formlosen  Vor-  oder 
Zwischenverfahren,  ohne  Anhörung  und  selbst  ohne  Ladung  des  Ange- 
schuldigten. Erst  nach  der  Schädlichkündigung  wurde  er  geladen,  um 
sich  wegen  der  ihm  in  der  Klage  vorgeworfenen  besonderen  Missethat  zu 
verantworten.  Dabei  unterlag  er  einer  erheblichen  Erschwerung  des  Un- 
schuldseides, die  sich  selbst  im  Falle  seiner  Freisprechung  bei  jeder 
späteren,  wegen  eines  ähnlichen  Verbrechens  gegen  ihn  erhobenen  Klage 
wiederholte.  Blieb  der  Beklagte  aus,  so  wurde  er  sofort  geächtet,  indem 
die  Schädlichkündigung  jeden  besonderen  Schuldbeweis  ersetzte:  Die 
Schädlichkündigung  konnte  auch  über  Raubburgen  oder  sonst  verrufene 
Häuser  verhängt  werden,  wodurch  der  Burgherr  zur  Auslieferung  des 
Beschuldigten  oder  zum  zehnfachen  Ersätze  des  Schadens  verpflichtet 
wurde;  war  der  Burgherr  abwesend,  so  erfolgt.e  Zerstörung  des  Hauses 
von  Amts  wegen. 

Noch  mehr  als  bei  der  Schädlichkündigung  trat  das  Offizialver&hren 
bei  der  Landfrage  (seit  Einführung  des  heimlichen  Verfahrens  auch  „stille 
Frage'O  hervor.  Diese  fand  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
namentlich  in  Baiem  und  Osterreich  Eingang  und  bestand  darin,  daß 
der  Landesherr  kraft  seines  Inquisitionsrechtes  die  Bevölkerung  oder  be- 
stimmte Kreise  zur  Anzeige  aller  als  gewohnheitsmäßige  Raubritter  ver- 
rufenen Personen  aufforderte,  also  reines  Rügeverfahren  von  Amts  wegen, 
ohne  voraufgegangene  Klage.  Um  die  gerügte  Person  zu  „übersagen", 
genügte  die  eidliche  Erklärung  von  sieben  Anwesenden,  daß  sie  ihnen  als 
schädlicher  Mann  „kund  und  gewissen"  sei  (daher  die  gewizzen^  gewizzende). 
Das  Urteil  erfolgte  auf  die  Ühersiebenung  hin,  ohne  Anhören  des  Beschul- 
digten; war  er  anwesend,  so  wurde  er  als  Landfriedensbrecher  sofort 
gerichtet;  der  Abwesende  galt  als  geächtet  Auch  dieses  Verfahren  konnte 
auf  Raubhäuser  angewendet  werden.  —  Bei  gemeinkundigen  Dieben  und 
Straßenräubem  wurde  auch  die  sonst  auf  Fälle  der  handhaften  That  be- 
schränkt« sofortige  Verhaftung  zugelassen,  vielfach  sogar  amtliche  Fahn- 
dung durch  die  Polizeiorgane  angeordnet.  Wurde  der  Verhaftete  dem 
Gericht  vorgeführt,  so  konnte  er  im  Wege  der  Ühersiebenung  (sei  es 
durch  den  Verletzten  oder  durch  den  Richter)  als  schädlicher  Mann  über- 
führt und  sofort  verurteilt  werden. 

Die  seit  dem  14.  Jahrhundert  aus  den  romanischen  Ländern  ein- 
geführte Folter  diente  bei  handhafter  That  wie  bei  bösem  Leumund  viel- 
fach als  Ersatz  der  Übersiebenung,  namentlich  seit,  entgegen  dem  älteren 
Recht,  nicht  bloß  das  gerichtliche  Geständnis,  sondern  auch  die  außer- 
gerichtlich (auf  peinliche  Frage)  erfolgte  urgüu  als  ausreichender  Beweis 
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für  die  Yenirteilang  angesehen  wurde.  Schließlicli  kam  man  in  den 
Städten  dahin,  überhaupt  von  Gestandnissen  und  formellen  Beweismitteln 
abzusehen,  wenn  die  Mehrheit  des  Bates  sich  durch  einen  formlosen  in- 
quisitorischen Schädlichkeitsbeweis  überzeugt  hatte,  daß  der  Angeschuldigte 
für  einen  schädlichen  Mann  zu  erachten  sei^^  Der  darüber  ausgestellte 
Leumundsbrief  bildete  eine  ausreichende  Grundlage  zur  Verurteilung  im 
Hauptverfahren.  So  endigte  eine  von  Hause  aus  gesunde  und  durch  die 
Umstände  gebotene  Entwickelung  mit  einer  jedem  Bechtsgefühl  hohn- 
sprechenden Entartung. 


'^  Ähnlich   die   „stillen   Wahrheiten*'   der  niederländischen   G^chte.     VgL 
FocKEMA  Andreae  85  ff. 
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Neue  und  yoUständige  Sammlung  der  Reichsabschiede,  4  Teile,  1747  (hftu£g 
angefahrt  nach  dem  Verleger  Koch  oder  den  Herausgebern  Senckenbebq  u.  Schmauss, 
angehörigerweise  auch  unter  dem  Namen  von  Olenschlager).  Kltjckhohn  u.  Wbede, 
Deutsche  Reichstagksakten,  jüngere  Reihe,  2  Bde,  1893—96. 

Eichhorn,  St.-  u.  RG.  4,  1844.  v.  Daniels,  Handbuch  2,  2  S.  281  ff.  3, 
S.  1 — 256.  520.  Ranke,  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Reformation,  6  Bde, 
1882;  Zur  deutschen  Geschichte,  vom  Religionsfrieden  bis  zum  80jährigen  Kriege  ^ 
1874.  Jansben,  Geschichte  des  deutschen  Volkes  seit  dem  Ausgange  des  Mittel- 
alters, 6  Bde,  1879—88.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  5,  1894—1895.  Bach- 
mann, Deutsche  Reichsgeschichte  unter  Friedrich  HI.  und  Max  I.,  2  Bde,  1884 — 94. 
V.  Kraus,  Deutsche  Geschichte  im  Ausgange  des  Mittelalters,  im  Erscheinen. 
Ulmann,  Kaiser  Maximilian  L,  2  Bde,  1884 — 91.  Cornelius,  Über  die  deutschen 
Einheitsbestrebungen  im  16.  Jh.,  1862.  Gothbin,  Politische  und  religiöse  Volks- 
bewegungen vor  der  Reformation,  1878.  Baumgabten,  Geschichte  Karls  V.,  2  Bde, 
1885—88.  y.  Bezold,  Geschichte  der  deutschen  Reformation,  1890.  Egelhaaf, 
Deutsche  Geschichte  im  16.  Jh.,  2  Bde,  1889—92.  Rftter,  Deutsche  Geschichte 
im  Zeitalter  der  Gegenreformation  und  des  30jährigen  Krieges,  3  Bde,  1889—1901. 
A.  Schulte,  Markgraf  Ludwig  Wilhelm  von  Baden,  2  Bde,  1892.  Erdmannsdörffeb, 
Deutsche  Geschichte  von  1648—1740,  2  Bde,  1892—93.  v.  Zwiedineck-Südenhorst, 
Deutsche  Geschichte  im  Zeitraum  der  Gründung  des  preußischen  Königtums,  2  Bde, 
1890—1894.  Heigel,  Deutsche  Geschichte  v.  Tode  Friedrichs  d.  Gr.  b.  z.  Auflösung 
des  alten  Reiches,  I.,  1899.  Koser,  König  Friedrich  d.  Gr.,  2  Bde,  1893—1900. 
Oncken,  Zeitalter  Friedrichs  d.  Großen,  2  Bde,  1880—82;  Zeitalter  der  Revolution, 
des  Ejiiserreichs  und  der  Befreiungskriege,  2  Bde,  1884 — 87.  Hausser,  Deutsche 
Geschichte  vom  Tode  Friedrichs  des  Großen  bis  zur  Gründung  des  deutschen 
Bundes',  4  Bde,  1861—63.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  1,  638  ff.  R.  Ehrenberg, 
Zeitalter  der  Fugger,  Geldkapital  und  Kreditverkehr  im  16.  Jh.  1,  1896. 

Pütter,  Historische  Entwickelung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  deutschen 
Reichs',  3  Bde,  1798—99.  v.  Buchwald,  Gesellschaftsleben  im  endenden  Mittel- 
alter, 2  Bde,  1886 — 87.  Bremer,  Franz  von  Sickingens  Fehde  gegen  Trier  und  ein 
Gutachten  Cantiunculas,  1885. 

Berghaus,  Deutschland  vor  hundert  Jahren,  2  Bde,  1859—60;  Deutschland 
vor  fünfzig  Jahren,  3  Bde,  1861—62.   Büsching,  Erdbeschreibung^,  5—9(1789-92). 

Perthes,  Das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution,  1845;  Politische  Zu- 
stände und  Personen  in  Deutschland  zur  Zeit  der  franz.  Herrschaft,  2  Bde,  1861—69. 

Schmollkr,  Zur  Geschichte  der  nationalökonomischen  Ansichten  in  Deutsch- 
land während  der  Reformationsperiode,  Zeitschr.  f.  Staatswissensch.  16,  461  ff. 
Hanser,  Deutschland  nach  dem  30jfthrigen  Kriege,  1862.  v.  Inama-Sternegg,  Yolks- 
wirtschaftl.  Folgen  des  80jährigen  Krieges,  Hist.  Taschenbuch  1864.  Gothein,  Die 
oberrheinischen  Lande  vor  und  nach  dem  30jährigen  Kriege,  ZGO.  4,  1  ff.;  Eio 
CoUoquium  von  etlichen  Reichstagspuukten,  1893, 
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Die  allgemeinen  Verhältnisse. 

§  64.    Das  Reichsgebiet 

H.  CoNRiNO,  De  finibus  imperii  Germanici,  1654.  Sprüker-Msnke,  Handatlas, 
Blatt  43—47,  VorbemerkuDgen  S.  17.  27.  30  ff.  v.  Langizolle,  Obersicfat  d.  deutsch. 
Reichsstandschafts-  und  Territorialverhältnisse,  1830.  Erdmamnsdörffee ,  a.  a.  0. 
1,  28  ff.  404  ff.  654  ff.  658  ff.  A.  Schulte,  a.  a.  0.  1,  455  ff.  v.  Daniels,  Handbuch 
4,  520  ff. 

Die  Schweizer  Eidgenossenschaft,  die  dem  Reichskammergericht  die 
Anerkennung  verweigerte  und  sich  seit  1495  thatsächlich  nicht  mehr  als 
zum  Reiche  gehörig  betrachtete,  schied  durch  den  westfälischen  Frieden 
auch  rechtlich  aus  dem  Reichsverband  aus^  Frankreich  erwarb  durch 
den  westfälischen  Frieden  die  schon  1552  in  Besitz  genommenen  Bis- 
tümer Metz,  Toul  und  Verdun  nebst  der  Reichsstadt  Metz,  sodann  den 
habsburgischen  Besitz  im  Elsaß  und  die  Landvogtei  über  zehn  im  Elsaß 
belegene  Reichsstädte  2.  Die  auf  Grund  gewaltsamer  Auslegung  an  diese 
Abtretungen  geknüpften  „Reunionen"  Ludwigs  XIV.  brachten  das  ganze 
Elsaß  an  Frankreich,  das  sich  1681  ohne  jeden  Rechtstitel  auch  in  den 
Besitz  der  Reichsstadt  Straßburg  setzte  und  durch  den  Ryswiker  Frieden  * 
von  1697  die  Anerkennung  seines  Raubes  erhielt'.  Die  Herzogtümer 
Bar  und  Lothringen  wurden  1735  an  Frankreich  abgetreten  und  gelangten 
1766  endgültig  in  dessen  Besitz^.  Der  gesamte  burgundische  Kreis  kam 
nach  dem  Tode  Karls  Y.  an  die  spanische  Linie  des  habsbui^ischen 
Hauses,  wodurch  seine  Verbindung  mit  dem  Reiche  wesentlich  gelöst 
wurde.  Durch  die  Losreißung  der  sieben  nördlichen  niederländischen 
Provinzen  von  Spanien  entstand  1581  die  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande (die  sog.  Generalstaaten),  die  sich  nicht  mehr  als  Teil  des  Reiches 
betrachtete  und  durch  den  westfälischen  Frieden  in  ihrer  internationalen 
Selbständigkeit  anerkannt  wurde,  während  die  spanischen  Niederlande 
nach  dem  Aussterben  der  spanischen  Linie  durch  den  Rastadter  Frieden 
(1714)  an  das  Haus  Österreich  zurückkehrten,  das  aber  auf  wichtige  Teile 
derselben  und  die  Freigrafschaft  zu  Gunsten  Frankreichs  verzichten  mußte. 
Schweden  erhielt  durch  den  westfälischen  Frieden  Vorpommern  und 
Rügen,  Wismar  und  die  Bistümer  Bremen  und  Verden,  doch  schieden 
die  schwedischen  Abtretungen  nicht  aus  dem  Reichsverband  aus,  da  die 


1  JPO.  Art  6.    Vgl.  ÜLMANN,  a.  a.  0.  1,  649—803. 

«  JP.  Munster.  §§  73  f.  87. 

«  Fax  Ryswic.  Art.  4.  16  f.  (N.  Samml.  4,  165.  167).  Die  Reichsstadt  Mül- 
hausen,  seit  1515  im  Bunde  mit  der  Eidgenossenschaft,  wurde  erst  1798  von  Frank- 
reich einverleibt. 

«  N.  Samml.  4,  420.  Vgl.  Fitte,  Das  Staatsrecht!.  Verhältnis  des  Herzogtums 
Jjoth ringen  zum  deutschen  Reich  seit  1542  (Beiträge  zur  Landes-  und  Volkeskunde 
von  El8.-Lothr.  14,  1891). 
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Krone  Schweden  sie  vom  Kaiser  als  Reiohslehen  empfing  und  als  ßeichs- 
stand  Sitz  und  Stimme  im  Reichstag  erhielt '^. 

Die  französischen  Erwerbungen  waren  ausdrücklich  unter  Vorbehalt 
der  in  den  abgetretenen  Gebieten  bestehenden  Rechte  deutscher  Reichs- 
stande erfolgt,  doch  sahen  sich  die  letzteren,  soweit  sie  von  den  Reunionen 
verschont  blieben,  im  Laufe  der  Zeit  sämtlich  genötigt,  für  ihre  im 
Machtbereich  Frankreichs  belegenen  Besitzungen  die  Oberlehnsherrlich- 
keit  des  französischen  Königs  anzuerkennen,  wofür  ihnen  die  ungestörte 
Ausübung  ihrer  Herrschaft  ausdrücklich  zugesichert  wurde®.  Nachdem 
die  französische  Revolutionsgesetzgebung  (1789 — 90),  nicksichtslos  über 
diese  Rechte  hinweggehend,  die  Einverleibung  der  fraglichen  Gebiete  in 
Frankreich  verfügt  hatte,  kam  es  1792  zu  dem  Revolutionskriege,  dessen 
kläglichen  Ausgang  der  Luneviller  Friede  (9.  Februar  1801)  bildete. 
Durch  diesen  wurde  das  gesamte  linke  Rheinufer  an  Frankreich  abge- 
treten, den  dadurch  benachteiligten  Herrscherhäusern  aber  eine  Ent- 
schädigung durch  die  Mediatisierung  nichterblioher  Territorien  und  Städte 
in  Aussicht  gestellt,  zu  deren  Ausführung  der  Reichstag  eine  außer- 
ordentliche Deputation  einsetzte.  Der  von  dieser  verfaßte  Entwurf  oder 
„Hauptschluß^'  wurde  dem  Reichstag  am  23.  Dezember  1802  seitens  des 
Kaisers  zur  Beschlußfassung  unterbreitet  und  mit  einigen  Veränderungen 
am  24.  März  1803  zum  Reichsgutachten  erhoben.  Die  kaiserliche  Bestä- 
tigung erfolgte  am  27.  April;  nur  die  Beschlüsse  über  die  neue  Stimmen- 
verteilung im  Reichstag  hatte  die  kaiserliche  Ratihabition  nicht  erhalten. 
Das  Gesetz  behielt  die  Bezeichnung  „ Reichsdeputationshauptschluß ^< 
(RDHSchl.);  es  hat  die  dauernde  Grundlage  für  die  weitere  Territorial- 
gestaltung innerhalb  des  Reiches  abgegeben. 

Die  wenigen  oberhoheitlichen  und  lehnsherrlichen  Rechte,  die  dem 
Kaiser  bis  dahin  noch  über  Italien  verblieben  waren,  wurden  durch 
Art.  11—13  des  Luneviller  Friedens  zu  Gunsten  der  von  Napoleon  er- 
richteten italienischen  Freistaaten  vollends  aufgehoben. 

Den  ungeheueren  Gebietsverlusten  des  Reiches  im  Westen  standen 
gewisse  Gebietserweiterungen,  wenn  auch  nicht  des  Reiches,  so  doch  der 
beiden   bedeutendsten  Reichsstände  im   Osten   gegenüber.    Der  deutsche 


^  JPO.  Art.  10.  Darch  den  Stockholmer  Frieden  von  1720  warde  Vorpommern 
bis  zur  Peene  (sog.  Altvorpommem)  an  Preußen  abgetreten,  so  daß  Schweden  hier 
auf  Neuvorpommem  und  Rdgen  beschränkt  blieb. 

'  Würtemberg  besaß  die  Grafschaften  Mömpelgard  und  Horbur^;  Pfalz-Zwei- 
brücken die  Grafschaften  Rappoltstein  und  Lützelstein  nebst  den  Ämtern  Bisch- 
weiler  und  Sulz;  Hessen-Darmstadt  die  Grafschaft  Hanau-Lichtenberg  und  Herr-' 
Schaft  Ochsenstein;  Baden  das  Amt  Beinheim  und  die  luxemburgische  Herrschaft 
Bodemachem;  Wied  die  Grafschaft  Kriechingen;  Nassau  einen  Teil  der  Grafschaft 
Saarwerden  und  die  Yogtei  Drillingen.  Dazu  kamen  die  Grafschaft  Salm  mit  der 
Herrschaft  Diemeringen,  die  Abteien  Weißenburg  und  Münster,  die  Stifter  Murbach 
und  Eomainmoutier,  die  Deutschordensballeien  Elsaß  und  Lothringen,  endlieh  Be- 
sitzungen und  Gerechtsame  der  Bischöfe  von  Straßburg,  Speier  und  Basel.  Vgl, 
Die  alten  Territorien  des  Elsaß  nach  dem  Stande  von  1648,  Straßburg  1896, 
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Orden  hatte  m  den  mit  Polen  abgeschlossenen  Friedensvertragen  von 
Thom  (1411)  und  Nassau  (1466)  nur  seine  altpreußiachen  Eroberungen  im 
Osten  der  Weichsel,  und  auch  diese  nur  unter  Anerkennung  der  polnischen 
Lehnshoheit,  zu  behaupten  vermocht,  während  das  ganze  übrige  Ordens- 
land (Culmer-,  Marienburger-  und  Ermland,  das  Danziger  Gebiet  und  alle 
Gebiete  links  der  Weichsel)  als  Polnisch-Preußen  in  unmittelbar  polnischen 
Besitz  gelangtet  Nachdem  der  Ordensmeister  Albrecht  von  Brandenburg 
sich  der  evangelischen  Lehre  angeschlossen  hatte,  verwandelte  er  den  bis- 
herigen Ordensstaat  mit  Zustimmung  seines  Lehnsherrn  und  der  meisten 
Ordensritter  in  ein  weltliches,  von  Polen  lehnrühriges  Herzogtum  Preußen 
(1525),  das  nach  dem  Aussterben  des  herzoglichen  Hauses  (1618)  kraft 
einer  1569  erfolgten  Mitbelehnung  auf  das  Kurhaus  Brandenburg  über- 
ging®. Durch  den  Wehlauer  Vertrag  von  1657,  bestätigt  durch  den 
Frieden  von  Oliva  (1660),  verzichtete*  der  König  von  Polen  auf  seine 
Lehnsherrlichkeit  und  erkannte  den  Kurfürsten  von  Brandenburg  als  un- 
umschränkten Herrn  des  souveränen  Herzogtums  Preußen  an.  Noch  in 
demselben  Jahre  erhielt  der  große  Kurfürst  die  Herrschaften  Lauenburg 
und  Bütow  von  Polen  zu  Lehen,  die  Starostei  Draheim  zu  Pfandrecht 
Auf  Grund  seines  souveränen  preußischen  Besitzes  nahm  Kurfürst  Fried- 
rich III.  den  Titel  „König  in  Preußen"  an.  Die  Krönung  wurde  am 
18.  Januar  1701  zu  Königsberg  vollzogen  ^ 

Als  Teil  der  oranischen  Erbschaft  gelangte  1707  die  Grafschaft  Neuen- 
burg (Neuchätel)  samt  Herrschaft  Yalengin  in  preußischen  Besitz. 

Die  schlesischen  Herzogtümer,  die  mit  dem  Reiche  bis  dahin  nur 
mittelbar  (als  Lehen  der  Krone  Böhmen)  verbunden  gewesen  und  später 
seitens  des  österreichischen  Hauses  gegenüber  den  preußischen  Erban- 
sprüchen als  heimgefallene  Lehen  behandelt  worden  waren,  wurden  nach 
dem  ersten  schlesischen  Kriege  durch  den  Berliner  Frieden  (1742)  bis 
auf  das  Fürstentum  Teschen  nebst  Troppau  (österreichisch  Schlesien)  mit 
Preußen  vereinigt.  Ebenso  die  Grafechaft  Glatz.  Alle  lehnsherrlichen 
Rechte,  die  der  Krone  Böhmen  von  alters  her  an  diesen  und  einigen 
anderen  preußischen  Landesteilen  zugestanden  hatten,  wurden  durch  den- 
selben Vertrag  aufgehoben. 


^  Die  Aufnahme  des  Deutschordens  in  den  Reichsverband  (Augsburger  RA. 
von  1500,  N.  Samml.  2,  83,  vgl.  Ulmann,  a.  a.  0.  2,  510 IF.)  hatte  eine  praktische 
Bedeutung  nur  für  die  innerhalb  der  alten  Reichsgrenzen  belegenen  Besitzungen 
des  Ordens.  Der  Orden  der  Schwertbrüder  in  Kur-,  Liv-  und  Estland,  seit  1513 
unter  einem  selbstgewfthlten  Heer-  oder  Herrenmeister,  löste  sich  1561,  von  Rußland 
bekriegt  und  vom  Reiche  im  Stiche  gelassen,  auf.  Rußland  behielt  das  eroberte 
Dorpat,  Estland  kam  an  Schweden,  die  Insel  Ösel  an  Dänemark,  Livland  mit  Riga 
an  Polen,  Kurland  mit  Samogitien  nahm  der  letzte  Heermeister  als  erbliches  Herzog- 
tum von  der  Krone  Polen  zu  Lehen.    Vgl.  Rittee,  a.  a.  0.  1,  241  ff. 

^  Die  Besitzungen  des  Ordens  innerhalb  des  Reiches  wurden  dem  katholisch 
verblichenen  Teile  der  Ordensritter  unter  einem  neuen  Oberhaupt,  dem  Hoch-  und 
Deutschmeister  mit  dem  Sitz  zu  Mergentheim,  vorbehalten. 

9  Vgl.  Ebdmannsdöbffeb,  a.  a.  0.  2,  119  ff. 
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Durch  die  erste  Teilung  Polens  (1772)  erwarb  (Preußen)  die  1411  und 
1466  an  Polen  verloren  gegangenen  preußischen  Ordenslande  (Westpreußen, 
Ermland,  Culmerland,  Elbing)  und  den  Netzedistrikt  (Teile  der  Woywod- 
schaften  Posen,  Gnesen  und  Inowrazlaw).  Danzig  und  Thorn  blieben 
noch  bei  Polen.  Die  Lehnsherrlichkeit  der  polnischen  Krone  über  Lauen- 
burg und  Bütow,  ihr  Pfandlöserecht  an  der  Herrschaft  Draheim  und  das 
früher  vorbehaltene  Heimfallsrecht  am  Herzogtum  Preußen  wurde  auf- 
gehoben. Der  König  nahm  nach  Ratifikation  der  Abtretungen  durch 
den  polnischen  Reichstag  statt  des  bisherigen  Titels  den  Titel  „König 
von  Preußen"  an.  Die  zweite  Teilung  Polens  (1793)  brachte  die  Städte 
Thorn  und  Danzig  sowie  den  größten  Teil  von  Großpolen  in  preußischen 
Besitz.  Die  so  erworbenen  Gebiete  erhielten  den  Namen  „Südpreußen". 
Die  dritte  polnische  Teilung  (1795—1797)  fügte  Warschau  und  die  Ge- 
biete Neu -Ostpreußen  und  Neu -Schlesien  hinzu,  doch  gingen  diese  Er- 
werbungen samt  einem  Teil  von  Südpreußen  durch  den  Tilsiter  Frieden 
(1807)  wieder  verloren. 

Österreich  hatte  durch  die  erste  polnische  Teilung  ganz  Galizien  und 
Lodomerien  erworben,  sich  aber  von  der  zweiten  Teilung  femgehalten. 
Bei  der  dritten  Teilung  nahm  es  das  sog.  Neugalizien  bis  zum  Bug,  hat 
davon  aber  nur  das  Krakauer  Gebiet  behalten,  während  das  übrige  später 
an  Rußland  verloren  ging.  Das  Fürstentum  Bukowina  gelangte  1775  in 
österreichischen  Besitz. 

§  65.    Die  Reichsreform. 

Ulmann,  a.  a.  0.  1,  292-403.  2,  1  ff.  76  ff.  259  ff.  661  ff.  Höpleb,  Über  die 
politische  Reformbewegung  in  Deutschland  im  15.  Jahrhundert  und  den  Anteil 
Baiems  an  derselben,  1850.*  Tbbümann,  Die  Monarch  omachen,  Darstellung  der 
revolutionären  Staatslehren  des  16.  Jahrhunderts,  1895. 

Die  wiederholten  Versuche  einer  Keichsreform  unter  Kaiser  Sig- 
mund^, vornehmlich  auf  dem  Gebiete  des  Landfriedens  und  des  Gerichts- 
wesens, waren  erfolglos  geblieben,  auch  der  kräftige  Reformanlauf  in  dem 
Nürnberger  Landfrieden  Albrechts  II.  von  1438,  der  bereits  auf  der 
Kreisverfassung  beruhte,  eine  allseitige  Verbesserung  der  Rechtspflege  an- 
strebte und  die  Fehde  dauernd  zu  beseitigen  suchte,  hatte  wegen  des 
frühen  Todes  des  vielversprechenden  Königs  keinen  Erfolgt  Von  einem 
schwachen  und  indolenten  Herrscher  wie  Friedrich  III.  war  nichts  zu 
hoffen.  Reformvorschläge  kamen  von  den  verschiedensten  Seiten,  so  von 
dem  späteren  Kardinal  Nicolaus  Cusanus  (von  Kues  an  der  Mosel)  in 
seiner  1433  vollendeten  Schrift  „De  concordantia  catholica"^  von  Herzog 
Ludwig  dem  Reichen  von  Baiem  (t  1479)  durch  die  Feder  des  Dr.  Martin 


^  Über  die  Reformbestrebungen  auf  den  Reichstagen  von  Basel  (1483),  Regens- 
burg (1434)  und  Eger  (1437)  vgL  Qüidde,  Deutsche  Reichstagsakten  11,  pg.  28  f. 
45.  12,  pg.  42  ff. 

>  Ausgabe:  N.  Sammlung  1,  154  ff.  164  ff. 

»  Vgl.  Deutsche  Biographie  4,  655  ff.  (Praittl).    Siegel,  RG.»  119f. 
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Meier^  und,  in  revolutionärer  Weise,  1438  in  der  sogenannten  „Refor- 
mation des  Kaisers  Sigmnnd^'  von  einem  Augsborger  Priester  Friedrich  ^ 
Markgraf  Albrecht  Achilles  von  Brandenburg  erklärte  die  Beform  des 
Friedens,  des  Gerichts  und  Münzwesens  für  eine  Lebensfrage  des  Reiches. 
Die  ersten  Reformversuche  wurden  auf  den  Reichstagen  von  1486  und 
1487  gemacht^  brennend  wurde  die  Frage  aber  erst  nach  dem  Regieruags- 
wechsel  (1493).  Die  Persönlichkeit  und  staatsmännische  Richtung  Maxi- 
milians 1.  bot  den  Ständen  keine  Gewähr  einer  Reform  von  oben  herab. 
Es  kam  darauf  an,  kühn  mit  der  von  der  geschichtlichen  Entwickelung 
beseitigten  Idee  des  monarchischen  Einheitstaates  zu  brechen  und  sich 
auf  den  Boden  eines  aristokratischen  Bundesstaates  zu  stellen.  Die  Seele 
dieser  Bestrebungen,  welche  die  Verhandlungen  des  Wormser  Reichstages 
vom  26.  März  bis  7.  August  1495  erfüllten,  war  Berthold  von  Henneberg, 
Kurfürst  von  Mainz,  dem  mit  Ausnahme  der  Herzoge  von  Baiern  fast 
alle  Reichsstände  zur  Seite  traten,  während  der  König  sich  nur  wider- 
strebend um  der  ihm  notwendigen  Reichssteuem  willen  eine  Reform  nach 
der  andern  abdringen  ließ.  Was  auf  dem  Reichstag  zustande  kam,  war 
die  Einsetzung  des  Reichskammergerichts  und  das  Verbot  jeglicher  Fehde 
und  Eigenmacht  auf  ewige  Zeiten.  Wer  einen  Rechtsanspruch  zu  haben 
vermeinte,  sollte  ihn  fortan  bei  Strafe  der  Reichsacht  nur  im  Wege 
Rechtens  verfolgend  Der  Plan,  die  g^skttite  unmittelbare  Reichsver- 
waltung dem  König  zu  entwinden  und  in  die  Hände  eines  ständischen 
Reichsrates  von  17  Mitgliedern,  von  denen  der  König  nur  den  Vor- 
sitzenden ernennen  sollte,  zu  legen,  mußte  wegen  Widerspruches  des 
Königs  aufgegeben  werden.  Statt  dieser  „Ordnung"'  beschränkte  man  sich 
auf  die  Festsetzung  einer  bloßen  „Handhabung^'  des  Landfriedens,  durch 
die  Bestimmung,  daß  der  gesamte  Reichstag  alljährlich  zu  Ostern  in 
Frankfurt  zusammentreten  solle,  um  in  Verbindung  mit  dem  Reichs- 
kammergericht die  Durchführung  des  Landfriedens  und  die  Verwendung 
der  bewilligten  Reichssteuem/ zu  überwachen  und  für  die  Vollstreckung 
der  Kammergerichtsurteile  zu  sorgen^.    Diese  periodische  Reichsversamm- 


*  Bei  HüPLE»,  a.  a.  0.  37  ff. 

^  Herausgegeben  und  erläutert  von  Böhm  (1876),  der  den  Schwaben  Friedrich 
Reiser  für  den  Verfasser  hält  Vgl.  v.  Bezold,  Münch.  SB.  1884,  S.  586  ff.  Koehne, 
N.  Arch.  23,  689  ff.  27,  251  ff.  Zeitschr.  f.  Soc-  u.  Wirtsch.-Gesch.  6,  369  ff.  Aus 
dem  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  besitzen  wir  eine  leidenschaftliche  Reformachrift 
eines  unbekannten  oberrheinischen  Verfassers,  der  1438  geboren  war,  juristische 
Bildung  empfangen  und  bereits  dem  Kaiser  Friedrich  111.  wiederholte  Reform- 
vorschläge unterbreitet  hatte.  Ausgabe  und  Kommentar  von  H.  Haupt,  Ein  ober- 
rheinischer Revolutionär  a.  d.  Zeitalter  Maximilians  1.,  Westd.  Zeitschr.,  Erg.-Band  8, 
1893.     Vgl.  ScHBÖDER,  Deutsche  Kaisersage  (1893)  26.  33. 

"  Wie  wenig  dieses  in  JPO.  Art.  17,  §  7  wiederholte  Verbot  der  Fehde  that- 
sächlich,  bei  der  geringen  Fürsorge  für  Hecht  und  Gerechtigkeit,  durchzusetzen 
vermochte,  zeigt  u.  a.  Bbeheb,  Franz  von  Sickingeus  Fehde  gegen  Trier  und  ein 
Gutachten  Cantiuuculas  über  die  Rechtsansprüche  der  sickingischen  Erben,  1885. 
Vgl.  V.  Below,  Landtagsakten  von  Jülich-Berg  1,  118  ff. 

7  N.  SammL  2,  11  f. 
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luDg  ist  nie  ins  Leben  getreten,  statt  ihrer  begnügte  man  sich  schließlich 
mit  der  Einrichtang  der  Kreis  Verfassung,  nachdem  sich  das  Reichsregi- 
ment aaf  die  Dauer  nicht  als  durchführbar  erwiesen  hatte. 

§  66.    Die  Rezeption  der  fremden  Reclite. 

Siegel,  R(J.»  103 ff.;  Stobbe,  Recht8qu/l,  609—665.  2,  1—142;  Kr.  VJSchr. 
11,  1  ff.;  beide  mit  reicheD  Litteratorangaben.  Retsches,  ZDR.  9,  337  ff.  Las- 
PETBB8,  ebd.  6,  1  ff.  C.  A.  Schmidt,  Rezeption  des  römischen  Rechts  in  Deutsch- 
land, 1868.  Arnold,  Studien  z.  deutsch.  Kulturgeschichte  (1882),  301  ff.  Modder- 
MANK,  Rezeption  des  römischen  Rechts,  a.  d.  Holländischen  tlbers.  u.  mit  ^asfttzen 
verseh.  y.  K.  Schulz,  1875.  Feakxlin,  Beiträge  z.  G.  d.  Rezeption  des  römischen 
Rechts,  1868.  v.  Duhm,  Deutschrechtliche  Arbeiten  (1877),  57  ff.  Stölzel,  Ent- 
wickeiung  des  gelehrten  Richtertums  in  deutschen  Territorien,  2  Bde,  1872;  £nt- 
wickelung  der  gelehrten  Rechtsprechung,  auf  GruDd  der  Akten  des  Brandenburger 
Schöppenstuhles.  I.  1891;  Urkundliches  Material  a.  d.  Brandenburger  Schöppeii- 
stuhlsakten,  4  Bde,  1891.  Stintzino,  Geschichte  der  deutschen  RW.  1,  1880;  Gesch. 
d.  populären  Litteratur  des  röm.-kanon.  Rechts  in  Deutschland,  1867;  Ulrich  Zasius, 
1857;  Hugo  Donelius  in  Altdorf  (Erlanger  Festschr.  f.  v.  Wächtes,  1869);  Zur  Ge- 
schichte des  römischen  Rechts  in  Deutschland,  Hist  Zeitschr.  29,  408  ff. ;  Kr.  VJSchr. 
6,  557  ff.  Böhlau,  ebd.  23,  525  ff.  26,  1  ff.  Muther,  Zur  Gesch.  d.  röm.-kanonischen 
Prozesses  in  Deutschland,  1872  (Rostocker  Festschrift  ftlr  v.  WIchter);  Römisches 
u.  kanon.  Recht  im  deutschen  Mittelalter,  1871;  Zur  Quellengeschichte  des  deutschen 
Rechts,  ZRG.  4,  380  ff.  9,  50  ff ;  Zur  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  u.  der  Uni- 
versitäten in  Deutschland  (Gesammelte  Aufsätze,  1876).  Kühtmakn,  RomanisieruDg 
des  Civilprozesses  in  der  Stadt  Bremen  (Gibrke,  Unters.  36j;  Die  Statuta  reformata 
und  der  Codex  glossatus,  97  ff.  Ott,  Beitr.  z.  Rezeptionsgeschichte  des  röm.-kanon. 
Prozesses  in  den  böhmischen  Ländern,  1897.  Hassekpfluo,  Die  erste  Kammer- 
gerichtsordnung Kurbrandenburgs,  1895.  Kablowa,  Rezeption  des  römischen  Rechts  ^ 
in  Deutschland,  mit  besonderer  Rucksicht  auf  Kurpfalz  (Heidelb.  Rekt-Rede  1878). 
Labamd,  Bedeutung  der  Rezeption  des  röm.  R.  fiir  das  deutsche  Staatsrecht  (Straßb. 
Rekt-Rede,  1880).  Sohm,  Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht,  ZRG.  14,  70  ff.; 
Deutsche  Rechtsentwickelung  und  die  Kodifikationsfrage,  Zeitschr.  f.  Priv.-  und 
off.  Recht  1,  245  ff.  Rbqelsbbboer,  Pandekten  1,  B  ff.  Kauvmann,  Geschichte  der 
deutschen  Universitäten  1,  75  ff.  2,  478.  Stammler,  Recht  des  Breidenbacher 
Grundes  (Gisrke,  Unters.  12).  Krübch,  Eintritt  gelehrter  Räte  in  die  braunschw. 
Staatsverwaltung,  Zeitschr.  d.  hist  Ver.  f.  Niedersachsen  91,  60  ff.  Kraut,  Grund- 
riß',  §  13.  V.  Saviont,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  Mittelalter  (S.  8).  Schaffner, 
Das  römische  Recht  in  Deutschland  während  des  12.  und  13.  Jahrhunderts,  1859. 
Schum,  ZRG.,  rom.  Abt.  24,  304  ff.  Laspeyres,  ZRG.  6,  1  ff.  Kohler,  Beiträge 
z.  Gesch.  d.  röm.  R.  in  Deutschi.,  2  Bde,  1896—98.  Seceel,  Beiträge  z.  Gesch. 
beider  Rechte  im  Mittelalter,  L  1898.  v.  Sartori-Montecroce,  Beiträge  z.  österr. 
Reichs-  u.  Rechtsgeschichte  1.  1895. 

Die  Aufnahme  der  fremden  Rechte  in  den  deutschen  Gerichten  hat 
sich  ähnlich  wie  die  der  Rechtsbücher  im  Wege  gewohnheitsrechtlicher 
Entwickelung  vollzogen,  nur  ist  nicht  wie  dort  das  Volk,  sondern  aus- 
schließlich der  Juristenstand  Trager  dieser  Entwickelung  gewesen.  Die 
Wissenschaft  unterscheidet  die  theoretische  Rezeption,  d.  h.  die  allmähliche 
Ausbildung  der  Überzeugung,  daß  dem  römischen  Recht  subsidiäre  Gel- 
tung zukomme,  und  die  praktische  Rezeption  oder  die  wirkliche  Durch- 
führung dieser  Überzeugung  im  praktischen  Rechtsleben.    Die  theoretische 
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Rezeption  war  vornehmlich  staatsrechtlicher  Natnr.  Sie  reicht  in  ihren 
Anfangen  bis  auf  die  Zeit  Ottos  III.  zurück,  unter  dem  sich  zuerst  die 
später  zu  einem  festen  Dogma  gewordene  Auffassung  geltend  machte,  daß 
das  mittelalterliche  Kaisertum  eine  Fortsetzung  des  alten  römischen 
Reiches  sei.  Die  deutschen  Könige,  auch  wenn  sie  die  Kaiserwurde  nicht 
erworben  hatten,  betrachteten  sich  als  Rechtsnachfolger  der  römischen 
Imperatoren  und  trugen  kein  Bedenken,  sich  in  ihren  italienischen  Hän- 
deln und  hofgerichtlichen  Entscheidungen  auf  das  römische  Recht  zu 
berufen.  Als  „Kaiserrecht"  oder  „der  Kaiser  geschriebenes  Recht"  be- 
zeichnete die  Terminologie  des  Mittelalters  nicht  bloß  die  deutschen 
Reichsgesetze  und  was  man,  wie  die  Rechtsbücher,  dafür  hielt,  sondern 
auch  das  Corpus  iuris  Justinians.  Die  höchste  Gerichtsgewalt  der  deut- 
schen Fürsten  bezeichneten  staujGlsche  Urkunden  mit  einem  den  Digesten 
entlehnten  Ausdruck  als  merum  Imperium  \  Friedrich  I.  ließ  zwei  seiner 
Gesetze  durch  die  Universität  Bologna  als  Authenticae  in  den  Codex  auf- 
nehmen^, dasselbe  geschah  unter  Friedrich  IL  mit  seinem  römischen 
Gesetz  von  1220',  unter  Heinrich  VII.  mit  dem  Ketzergesetz  von  1312*. 
Es  beruhte  auf  demselben  Gedanken,  wenn  man  sich  in  Italien  seit  dem 
13.  Jahrhundert  daran  gewöhnte,  das  lombardische  Lehnrechtsbuch  wegen 
der  darin  enthaltenen  Reichsgesetze  als  einen  Anhang  der  justinianischen 
Novellen  {dechna  coUatio  Novellarum)  anzusehen,  und  wenn  die  dazu  ver- 
faßte Glossa  ordinaria  des  Jacobus  Columbi  von  demselben  Accursius, 
der  die  Glosse  des  Corpus  iuris  zum  Abschluß  brachte,  einer  Bearbeitung 
unterzogen  wurdet  Auch  für  ihn  war  das  Lehnrechtsbuch  ein  Teil  des 
Corpus  iuris,  die  Lehnrechtsglosse  ein  Bestandteil  des  litterarischen 
Apparates  zu  den  Rechtsbüchern  Justinians. 

Am  schärfsten  trat  die  romanisierende  Richtung  bei  Karl  IV.  hervor: 
er  gründete  die  Universität  Prag,  sein  Entwurf  eines  böhmischen  Land- 
rechts {Maiestas  Carolina)  war  reich  an  römischrechtlichen  Ausdrücken 
und  Redewendungen,  in  der  Goldenen  Bulle  übertrug  er  die  römischen 
Bestimmungen  von  der  Majeatätsbeleidigung  auf  die  Kurfürsten  (S.  761), 
das  überwiegend  für  römischrechtliche  Verfügungen  des  Herrschers  be- 
stimmte Amt  des  Hofpfalzgrafen  (S.  487)  wurde  unter  ihm  von  Italien 
nach  Deutschland  verpflanzt. 

Mit  der  Neigung  der  deutschen  Könige,  sich  auf  das  römische  Recht 


1  Vgl.  §  50,  Anm.  3.  In  der  Const.  in  fav.  princ.  v.  1231/32  §  19  findet  sich 
der  römische  Satz  actor  forum  rei  sequeiur. 

*  Vgl.  S.  657.   Auch  der  Reichslandfriede  von  1186  (Wbilakd,  Const.  1,  449  S.) 

enthielt  die  Bestimmung:    üi  autem  kaec ordinatio  omni  tempore  rata  per- 

maneat ,   eam   legibus  praedeeessorum  nostrorum  imperaiorum  atque  regum 

iussimus  interseriy  doch  scheint  diese  Verfügung  keine  Folge  gehabt  zu  haben. 

«  Vgl.  §  48,  n.  52,  n.  77. 

*  MG.  Leg.  2,  355  ff. :  Et  hanc  itaque  nostre  serenitaOs  constiiutioneni  in  cor- 
pore iuris  8ub  debita  ntbrica  volumus  inseri  et  mandamus.  Auch  diese  Bestimmung 
ist  ohne  Folgen  gebliehen. 

^  Vgl.  S.  695.   Laspstbes,  Entstehung  der  Libri  feudorum  326  ff.  359  ff.  396  ff. 
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ZU  stützen,  hing  ihr  lebhaftes  Interesse  für  die  Universitäten  zusammen  ^ 
War  früher  die  Hof kapelie  die  eigentliche  Pflanzschnle  für  die  Diplomatie 
gewesen  (S.  489)^  so  ging  diese  Aufgabe  seit  der  Gründung  Bolognas  auf 
die  italienischen  y  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  zunehmendem  Maße  auch 
auf  die  deutschen  Universitäten  über^.  Es  war  selbstverständlich ,  daß 
die  Eechtsgelehrten,  neben  der  Idee  des  Kaiserrechts  auch  von  der  hu- 
manistischen Begeisterung  für  das  klassische  Altertum  erfüllt,  nach 
Kräften  für  das  römische  Recht,  das  ihnen  als  Idealrecht  erschien,  Propa- 
ganda zu  machen  suchten.  In  dieser  Richtung  bewegte  sich,  ohne  das 
deutsche  Recht  materiell  anzutasten,  die  litterarische  Thätigkeit  der  Sachsen- 
spiegelglossatoren  Johann  von  Buch  (S.663.  670),  Nikolaus  Wurm  (S.  654. 
663.  669  f.  679),  Dietrich  von  Boxdorf  (S.  663.  706  n.)  und  des  Brünner 
Stadtschreibers  Johann  von  Gelnhausen  (S.  692  f).  Die  Not^e  brachten 
ihre  Rechtsgelehrsamkeit  in  unschuldigen  Phrasen  und  römischrechtlichen 
Ausdrücken  zur  Geltung.  Größeren  Einfluß  gewannen  die  civilistisch 
geschulten  Kleriker,  teils  durch  ihre  Thätigkeit  in  den  tief  in  die  bürger- 
liche Rechtssphäre  eingreifenden  geistlichen  Gerichten,  teils  durch  ihre 
Stellung  als  Vertrauenspersonen  der  Bevölkerung,  woraus  sich  vielfach 
geradezu  eine  romanisierende  Beichtstuhljurisprudenz  und  ebenso  eine 
schon  im  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  einsetzende  populäre  Litteratur 
des  römisch-kanonischen  Rechts  entwickelte®. 

Alle  diese  Umstände  reicht^en  aber  nicht  hin,  um  die  praktische  Re- 
zeption durchzuführen.  Erst  gegen  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  war  die 
Zeit  dazu  reif  geworden,  als  die  Rechtsgelehrten  nicht  nur  in  der  Be- 
ratung des  Königs,  sondern  auch  an  den  Fürstenhöfen  zu  maßgebendem 
Einfluß  gelangt  waren.  Wie  die  Könige  sich  der  Juristen  bedient  hatten, 
um  dem  Papst  und  den  italienischen  Städten,  dann  auch  den  deutschen 
Reichsständen  gegenüber  ihre  Kronrechte  zu  verteidigen,  so  war  das 
römische  Recht  mit  der  wachsenden  Landeshoheit  mehr  und  mehr  eine 
Waffe  geworden,  die  den  Fürsten  im  Kampfe  gegen  Feudal-  und  stän- 
disches Wesen  zur  Ausbildung  einer  wahren  Staatsgewalt  dienen  sollte. 
In  der  rechtsgelehrten  Bureaukratie  erkannten  sie  das  beste  Mittel  zur 
Bekämpfung  des  auf  seine  ständischen  Rechte  pochenden  Adels,  auch  die 
Städte,  zumal  die  Reichsstädte,  konnten  des  juristischen  Beirates  in  allen 


•  Vgl.  S.  487,  n.  4.  G.  Kaufmann,  Geschichte  der  deatechen  Universitäten, 
2  Bde,  1888—1896;  Universitätsprivilegien  der  Kaiser,  Zeitschr.  f.  Gesch.- W.  l, 
118  ff.    Paülsen,  Hist  Zeitschr.  45. 

'  YgL  Fbiedlander  u.  Malaqola,  Acta  nationis  Germanicae  universitatis  Bo- 
noniensis,  1887.    Brünner,  ZRG.  9,  250  f.    Von  den  deutschen  Universitäten  des 

14.  Jh.  wurde  Prag  1847,  Wien  1865,  Heidelberg  1886,  Köln  1389  gegründet    Der 
Unterricht  im   römischen  Civilrecht   begann  in  Deutschland  erst  nach  Mitte  des 

15.  Jahrhunderts.    Vgl.  Stintzino,  Gesch.  d.  RW.  1,  21  ff.    Karlowa,  a.  a.  0.  8  f. 
Stobbs  1,  680  f.  2,  9.  16  ff.    Thorbbee,  Geschichte  d.  Univ.  Heidelberg  1,  98  ff. 

'  Vgl.  S.  706.  Karlowa,  a.  a.  0.  7.  Stintzino,  Gesch.  d.  populären  Littera- 
tur 489  ff. 


B.  SoHRöDKR,  Deutsche  Rechtsgescbichte.    4.  Aufl.  50 
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publizistischen  Fragen  nicht  mehr  antraten*.  Die  Stadtschreiber  wurden 
mehr  nnd  mehr  dem  Stande  der  Bechtsgelehrten  entnommen,  sie  wurden 
zu  juristischen  Beigeordneten  der  Stadträte  (syndici).  Selbst  die  Ver- 
waltung der  Yogteien  und  Ämter  gelangte  in  zunehmendem  Maße  in  die 
Hände  von  Juristen;  wo  man  den  adelichen  Amtmann  nicht  zu  ver- 
drängen wagte,  setzte  man  ihm  wohl  einen  rechtskundigen  Amtschreiber 
oder  Kastner  zur  Seite,  der  ihm  allmählich  von  selbst  die  Geschäfte  aus 
der  Hand  nahuL 

Wo  solche  Männer  mit  der  Redaktion  von  Land-  und  Stadtrechten 
oder  der  Au&eichnung  der  Rechtsgebräuche  betraut  wurden,  wie  im 
15.  Jahrhundert  schon  vielfach  geschah,  da  wußten  sie  regelmäßig  ihre 
romische  Überzeugung  auf  Kosten  des  nationalen  Rechtes  zur  Geltung 
zu  bringen.  Den  entscheidenden  Wendepunkt  aber  bildete  ihr  Eintritt  in 
die  unmittelbare  Rechtspflege.  Man  hat  früher  wohl  geglaubt,  daß  dies 
im  Reichshofgericht  schon  unter  Ludwig  dem  Baiern  der  Fall  gewesen 
sei,  aber  der  in  diesem  Sinn  gedeutete  Erlaß  von  1342  hatte  nur  die 
Bedeutung,  das  Hofgericht  unter  Ausschließung  des  ungeschriebenen  Rechts 
auf  die  Reichsgesetze  und  andere  geschriebene  Rechtsnormen  zu  be- 
schränken^^, eine  Vorschrift  die  später  nicht  mehr  beachtet  wurde.  That- 
sächlich  hat  das  Reichshofgericht  während  seines  Bestehens  immer  nur 
nach  deutschem  Recht  geurteilt,  und  dasselbe  war  bei  den  fürstlichen 
Hofgerichten,  solange  sie  Adelsgerichte  waren,  der  Fall.  Dagegen  atmen 
die  schiedsrichterlichen  Entscheidungen  des  Königs  oder  einzelner  Fürsten 
schon  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  vielfach  römischrechtlichen  Geist, 
weil  sie  von  rechtsgelehrten  Räten  ausgearbeitet  wurden ".  Besonders  war 
dies  bei  den  Rechtsprächen  des  königlichen  Kanmiergerichts  (S.  553  £)  und 
den  Entscheidungen  der  Fürsten,  welche  diese  persönlich  nach  Benehmung 
mit  ihren  Räten  abgaben  (S.  602),  der  Fall. 

Dabei  war  es  von  entscheidender  Bedeutung,  daß  das  römische  Recht 
seit  dem  13.  Jahrhundert  in  Italien  wie  in  Deutschland  unter  dem  Einfluß 
der  Kommentatorenschule  eines  Bartolus  und  Baldus  wesentlich  nach  einer 
anderen  Methode  als  zur  Zeit  der  klassischen  Glossatorenschule  gelehrt 
wurde  ^^.  Die  letztere  stand,  wie  später  die  französische  Juristenschule 
unter  Cujacius  und  Donellus  und  neuerdings  unsere  historische  Rechts- 
schule seit  Savigny,  auf  dem  Boden  reinster  Renaissance.  Sie  suchte, 
unbekümmert  um  die  praktische  Anwendbarkeit,  das  römische  Recht  in 
seiner  antiken  Gestalt  zu   erforschen   und   zur  Darstellung   zu   bringen. 

^  Vgl.  KoüLEB  u.  LiESEGAKG,  Das  römische  Recht  am  Niederrhein,  1S96. 
Krusch,  Eintritt  gelehrter  Räte  in  die  braunschweigische  Staatsverwaltung,  Zeitschr. 
d.  biet  Ver.  f.  Niedersachsen  1891,  S.  60  flP. 

"  Vgl.  Franklin,  a.  a.  0.  109—186.  Es  war  derselbe  Gedanke,  der  in  Ober- 
baiem  den  „nach  des  Buchs  Sage"  urteilenden  Richter  einführte.    Vgl.  S.  561. 

*^  Vgl  Franklin,  a.  a.  0.  179 ff.;  Das  Kammergericht  von  1495,  S.  45 ff.  Stobbe, 
1,  628  £  DiECK,  De  tempore  quo  ins  feudale  Langobardorum  receptum  sit  (Hall. 
Progr.  1843)  18  ff.  27  f. 

"  Vgl.  SoHM,  Frank.  Recht  u.  röm.  Recht  74  f. 
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Ebendarum  blieb  das  wiedergeborene  römische  Recht  in  dem  von  römischem 
Vulgarrecht,  langobardischem  und  kanonischem  Recht  beherrschten  Italien 
des  12.  Jahrhunderts  ein  totes  Recht,  das  nur  der  Wissenschaft,  aber 
nicht  dem  Leben  angehörte.  Jener  humanistischen  Methode  gegenüber 
stellten  sich  die  Kommentatoren  auf  einen  scholastischen  Standpunkt^'. 
Ihnen  kam  es  nicht  darauf  an,  das  römische  Recht  in  seiner  ursprüng- 
lichen Reinheit  zu  erfassen;  für  sie  war  es  nur  in  der  Umformung  vor- 
handen, die  es  teils  durch  die  kanonische  Gesetzgebung,  Doktrin  und 
Praxis,  teils  durch  das  Vulgarrecht  und  die  Einflüsse  des  lombardischen  Ge- 
wohnheitsrechts und  der  stadtischen  Statuten  erhalten  hatte.  Das  Corpus 
iuris  canonici  erschien  ihnen  als  eine  verbesserte  Auflage  des  justiniani- 
schen Corpus  iuris  civilis. 

Das  römische  Sklaven-  und  Kolonatrecht  wurde  als  unpraktisch  ver- 
worfen. Auch  die  hauptsächlichste  Vertragsform  des  römischen  Rechts, 
die  Stipulation,  war  der  geniieinrechtlichen  Doktrin  unverstandlich;  die 
germanischen  Formen  waren  ihr  zwar  geläufig,  aber  sie  ignorierte  den 
Unterschied  zwischen  Schuld  und  Haftung  und  stellte  sich  auf  den  von 
der  Kirche  bei  dem  Ehevertrage  von  jeher  vertretenen  Standpunkt,  daß 
die  Vertragsformen  nur  um  des  eventuellen  Beweises  willen  nötig  seien, 
der  Vertrag  selbst  aber  schon  durch  den  formlosen  Ausdruck  der  Willens- 
übereinstimmung verbindlich  werde.  So  gelangte  sie  in  gleichmäßigem 
Gegensatz  gegen  römisches  und  deutsches  Recht  zu  der  Theorie  von  der 
Formlosigkeit  aller  Verträge^*.  Wo  sich  die  Übereignung  von  Grund- 
stücken durch  Übergabe  der  Veräußerungsurkunde  entwickelt  hatte,  be- 
wirkte jene  Theorie,  daß  man  nun  den  Eigentumsübergang  schlechthin 
durch  den  Veräußerungsvertrag  eintreten  ließ".  Mit  dem  germanischen 
Rechtssatz,  daß  der  Ehemann  kraft  eigenen  Rechts  das  gesamte  Ver- 
mögen der  Frau,  soweit  es  nicht  durch  Vertrag  vorbehalten  war,  in  seine 
Hand  zu  nehmen  habe,  fand  man  sich  zum  Teil  in  der  Weise  ab,  daß 
man  einen  das  ganze  Vermögen  der  Frau  umfassenden  Dotalvertrag  prä- 
sumierte: was  die  Frau  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  hatte,  wurde  als 
Dos  angesehen.  Der  Unterschied  zwischen  römischem  Dotalrecht  und 
deutscher  Verwaltungsgemeinschaft  beschränkte  sich  dann  darauf,  daß  die 
Frau  nach  jenem  zu  einseitigen,  nach  deutschem  Recht  nur  zu  vertrags- 
mäßigen Vorbehalten  berechtigt  war.  Die  dem  deutschen  Recht  unbe- 
kannte Universalsuccession  des  Erben  wurde  von  der  gemeinrechtlichen 
Doktrin  aufrechterhalten,  aber  sie  ließ,  unter  Verwerfung  des  Satzes 
„Nemo  pro  parte  testatus  pro  parte  intestatus  decedere  potest",  neben  der 
Erbfolge  auf  Grund  letztwilliger  Verfügung  die  gesetzliche  Erbfolge  er- 
gänzend eintreten.  In  Deutschland  gelangte  die  Doktrin,  wenn  auch  erst 
nach  mannigfachen  Kämpfen,   auch  zur  Anerkennung  der  Erbverträge. 


"  Vgl.  Stobbe  2,  23  fF. 

"  Vgl.  S.  730.   L.  Sbüppert,  Zar  Gescbichte  der  obligatorischen  Verträge,  1881. 
"  Vgl.  S.  278.    In  Deutschland,  wo  Auflassung  und  Fertigung  im  Grund- 
buch entgegenstanden,  fand  diese  Theorie  im  allgemeinen  keinen  Eingang. 
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Wie  in  den  angefahrten,  so  kam  auch  in  anderen  Sichtungen  die  Lehre 
des  römischen  Bechts  den  praktischen  Bechtsanschauungen  des  Mittelalters 
entgegen,  so  daß,  was  sie  brachte,  den  fremdartigen  Charakter  verlor. 

In  dieser  Beziehung  war  es  namentlich  von  Wichtigkeit,  daß  die 
romanistische  Doktrin  sich  in  der  Hauptsache  auf  das  römische  Civilrecht 
beschränkte,  sich  dagegen  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Bechts,  obwohl 
zunächst  gerade  durch  die  staatsrechtlichen  Bedürfnisse  der  £önige  und 
Fürsten  zu  Ansehen  gelangt,  eine  verständige  Zurückhaltung  auferlegte. 
Auf  dem  Gebiete  der  Staatsverfassung  lagen  die  Verschiedenheiten  zwischen 
dem  antiken  Bom  und  dem  mittelalterlichen  Staate  so  auf  der  Hand, 
daß  von  einer  Anwendung  der  römischen  Grundsätze  auf  die  deutschen 
Verhältnisse  ernstlich  keine  Bede  sein  konnte;  die  Publizistik  begnügte 
sich  damit,  die  Gewalt  des  princeps  im  allgemeinen  aus  dem  römischen 
Bechte  zu  begründen.  £inen  größeren  Einfluß  übte  das  letztere  auf  die 
Fortbildung  des  Strafrechts,  aber  auch  hier  gelangte  es  nur  zu  be- 
schränkter Bedeutung,  weil  ihm  die  umfiassende  Gesetzgebung,  die  das 
Beich  hier  entwickelt  hatte  und  noch  ferner  entwickelte,  gegenüberstand. 
Von  besonderer  Bedeutung  für  Deutschland  mußten  die  prozessualischen 
Doktrinen  werden,  weil  bei  der  zerrütteten  Gerichtsverfassung  und  dem 
heUlosen  Gerichtsverfahren  hier  die  helfende  Hand  am  meisten  not  that. 
Die  italienische  Doktrin,  deren  bedeutendster  Vertreter  das  Speculum 
iudiciale  des  Durantis  (1271)  war,  gründete  sich  ganz  auf  den  kanonischen 
Prozeß,  wie  ihn  die  päpstliche  Gesetzgebung  und  der  Gerichtsgebrauch 
aus  dem  römischen  Verfahren  heraus,  jedoch  nicht  ohne  merkliche  Ein- 
wirkungen des  germanischen  Bechts,  für  die  geistlichen  Gerichte  ausge- 
bildet hatte.  Indem  die  Doktrin  der  Legisten  die  Grundsätze  dieses 
kanonischen  Prozesses  unter  Berücksichtigung  der  italienischen  Statuten 
mit  den  Elementen  des  justinianischen  Prozesses  verarbeitete,  entstand 
ein  dem  kanonischen  nahe  verwandter,  aber  doch  in  manchem  von  ihm 
verschiedener  römisch-kanonischer  Prozeß,  der  in  den  weltlichen  Gerichten 
Italiens  schon  im  13.  Jahrhundert  überall  zur  Herrschaft  gelangte  ^^. 

Die  entscheidende  Wendung  in  der  Bezeptionsgeschichte  vollzog  sich 
für  Deutschland  mit  der  Beichskammergerichtsordnang  von  1495^^,  nach 
der  Bichter  imd  Beisitzer  schwören  mußten,  zu  richten  nach  des  Beichs 
gemainen  Rechten^  auch  nach  redlichen ^  erbem  und  leidlichen  Ordnungen, 
Statuten  und  Gewohnheiten  der  Fürstenthumb  ^  Herrschaften  und  Gericht j 
die  für  sie  bracht  werden^K    Die   16  Beisitzer  sollten  zur   einen   Hälfte 


^'  Vgl.  V.  Bbthmann-Hollweg,  Germ.-roman.  Civilprosseß  8,  1S74.  Bdekeb, 
Abb.  a.  d.  Geb.  der  EG.  67  ff.  Kühtmann,  Eomanisierang  des  CÜvilprozesaea  in 
Bremen,  1891  (Gierkb,  Unters.  36).  Muther,  Zur  Gresch.  d.  röm.-canon.  Prozesses, 
Festschrift  für  v.  Wächter,  1872. 

"  N.  Samml.  2,  6  ff. 

^^  Hierin  wie  in  den  Vorschriften  für  die  Beisitzer  stimmte  schon  der  Ent- 
wurf von  1487  mit  der  ersten  RKGO.  überein.  Vgl.  Stobbb  2,  191.  Bei  den 
Wormser  Verhandlungen  (1495)  weigerte  sich  der  Kaiser  anfangs,  altes  Herkommen 
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der  Becht  gehrt  und  ffetoirdifft,  zur  anderen  auf  das  geringest  aus  der 
Ritterschaft  geboren  sein,  nach  der  zweiten  RK60.  von  1521  sollten  aber 
die  letzteren  womöglich  auch  der  Recht  gelehrt  sein,  so  fem  man  die 
haben  kan^  vor  andem^^.  Hinsichtlich  des  Verfahrens  wurde  1495  nur 
vorgeschrieben,  daß  es  jeder  Partei  gestattet  sein  solle,  ihre  Sachen  in 
Schriften  furzubringen.  Die  beiden  Prozeßordnungen  von  1500  und  1507 
schlössen  sich  bereits  vollständig  an  das  römisch-kanonische  Verfahren  an^^ 

Mit  der  Einsetzung  des  Reichskammergerichts  war  die  Rezeption  ge- 
meinrechtlich entschieden.  In  der  Schweiz  und  Schleswig,  wo  seine  Zu- 
ständigkeit ausgeschlossen  blieb,  hat  nur  eine  sehr  beschrankte  Rezeption 
stattgefunden  ^^  Die  Nachwirkung  der  RKGO.  von  1495  äußerte  sich 
alsbald  in  den  einzelnen  Territorien  durch  allgemeine  Reorganisation  der 
Obergerichte  auf  den  gleichen  Grundlagen,  während  in  den  Städten  statt 
des  Rechtszuges  an  die  Oberhöfe  die  Aktenversendung  an  die  juristischen 
Fakultäten  üblich  wurde'*.  Es  war  selbstverständlich,  daß  diese  ebenso 
wie  die  mit  Rechtsgelehrten  besetzten  oberen  Landesgerichte  sich  an  das 
gemeine  Recht  hielten,  auch  wo  dies  nicht,  wie  vielfach  geschah,  aus- 
drücklich landesgesetzlich  vorgeschrieben  wurde*'.  Langsamer  vollzog 
sich  die  Umwandlung  bei  den  Untergerichten,  aber  selbst  da,  wo  sich 
die  SchöflFenverfassung  noch  erhielt,  erschienen  die  ungelehrten  Urteiler 
gegenüber  dem  rechtskundigen  Richter  oder  Gerichtschreiber  mehr  oder 
weniger  nur  noch  als  gewohnheitsmäßiges  Beiwerk  ohne  selbständige  Be- 
deutung. Die  Parteien  zogen  es,  statt  sich  an  das  Gericht  zu  wenden, 
vielfoch  vor,  ihre  Händel  dem  rechtskundigen  Beamten  zu  schiedsrichter- 
licher Erledigung  vorzulegen,  ein  Verfahren  durch  das  in  vielen  Fällen 
die  Verdrängung  des  Volksgerichtes  durch  einen  gelehrten  Einzelrichter 
angebahnt  wurde. 

Den  Gegenstand  der  Rezeption  bildete  auf  dem  Gebiete  des  Civil- 
rechts  das  Corpus  iuris  civilis  und  das  Corpus  iuris  canonici,  letzteres  als 
das  neuere  Gesetz  dem  ersteren  derogierend,  auf  dem  Gebiete  des  Lehn- 
rechts das  als  decima  coUatio  Novellarum  mitrezipierte  lombardische  Lehn- 


und  Gewohnheiten  als  Bechtsnormen  zuzulassen,  er  verlangte  also  wie  der  Erlaß 
Ludwigs  des  Baiem  von  1842  geschriebenes  Recht   Vgl.  Ulkann,  a.  a.  0.  1,  862  f. 

>*  N.  Samml.  2,  ISO.  Schon  der  Landfriede  Albrechts  IL  von  U88  (ebd.  1, 
157)  versprach  Besetzung  des  königlichen  Obergerichta  mit  weisen  j  verstendigen^ 
fUrsichtigen  Rittern  und  Gelehrten,  die  nach  gemeinen  Rechten  und  guter  Oewohn- 
heii  urteilen  sollten. 

*»  N.  Samml.  2,  75  ff.  128  ff. 

*^  VgL  HüBEB,  Gesch.  d.  Schweiz.  Privatr.  107  ff.  Falck,  Schlesw.-holst  Privat- 
recht 1,  180  ff. 

"  Vgl.  Stobbb  2,  63  ff.  A.  S.  Schulze,  Privatrecht  und  Prozeß  203  ff.  Rosen- 
thal, €^ch.  d.  Gerichtswesens  Baiems  1,  74.  Bedeutend  war  auch  die  schieds- 
richterliche Thätigkeit  der  Juristenfakultfiten.  In  dem  pMzischen  Hofgericht  zu 
Heidelberg  und  dem  Leipziger  Schöffenstuhl  hatten  in  der  2.  Hälfte  des  15.  Jh. 
Mitglieder  der  Juristenfakultäten  Sitz  und  Stimme.  Vgl.  Eablowa,  a.  a.  0.  20. 
Distel,  Leipziger  Schöffenstuhl,  ZRG.  20,  95  ff.    Oberrh.  Stadtr.  1,  202  §  20. 

"  Vgl.  Stobbb  2,  125  ff. 
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rechtsbuch,  auf  dem  Gebiete  des  Gerichtsverfahrens  der  Prozeß  des  Corpus 
iuris  canonici  und  der  italienischen  Doktrin.  Da  aber  die  Rezeption  erst 
durch  die  Vermittelung  der  Doktrin  erfolgt  war,  so  kamen  die  genannten 
Rechtebücher  nur  in  der  Weise,  wie  die  römisch-kanonistische  Doktrin  sie 
benutzt  und  ausgelegt  hatte,  zur  Anwendung,  also  mit  den  vielföltigen 
XJmdeutungen  die  in  der  gemeinrechtlichen  Doktrin  stattgefunden  hatten 
oder  im  Laufe  der  Entwickelung.noch  femer  stattfanden,  und  nur  in  der 
von  der  Doktrin  ausschließlich  benutzten  glossierten  Form.  Was  die 
Glossa  ordinaria,  die  sich  im  Gegensatz  zu  der  Glossatorenschule  des 
12.  Jahrhunderte  schon  ganz  auf  dem  scholastischen  Standpunkte  bewegte, 
beiseite  gelassen  hatte,  wurde  auch  von  der  Doktrin  als  nicht  vorhanden 
betrachtet,  so  daß  die  erst  im  16.  Jahrhundert  aufgefundenen,  der  Glosse 
unbekannt  gebliebenen  Gesetzesstellen  [leges  resätutae)  nicht  als  rezipiert 
galten.  So  entetand  der  Satz:  Quicquid  non  agnoscU  glossa^  non  agnoscü 
curia^\ 

Mit  den  angegebenen  Beschränkungen  waren  aber  die  drei  Rechts- 
bücher als  Ganzes,  als  leges  scriptae,  aufgenommen,  sie  hatten  die  volle 
Geltung  wirklicher  Reichsgesetze  erhalten,  bildeten  mit  den  Reichsgesetzen 
zusammen  „des  Reiches  gemeines  Recht''.  Wie  die  Reichsgesetze  auf 
dem  Gebiete  des  materiellen  Rechtes  nur  da,  wo  sie  dies  ausdrücklich  in 
Anspruch  nahmen,  prinzipale  Geltung  gegenüber  den  Partikularrechten 
besaßen 2^,  im  übrigen  aber  sich  mit  subsidiärer  Geltung  begnügten,  so 
galt  auch  für  die  rezipierten  fremden  Rechte  der  Satz:  „Stadtrecht  bricht 
Landrecht,  Landrecht  bricht  gemein  Recht"**.  In  erster  Reihe  behaup- 
teten die  einheimischen  geschriebenen  und  ungeschriebenen  Rechte  das 
Feld,  die  letzteren  aber  nur,  soweit  sie  im  Gerichte  nachgewiesen  wurden. 
Demgemäß  hatte  das  römische  Recht  in  Norddeutechland,  wo  das  lübische 
und  magdeburgische  Stadtrecht  uud  das  auf  Grundlage  des  Sachsenspie- 
gels erwachsene  gemeine  Sachsenrecht*'  einen  festen  Damm  bildeten,  von 
vornherein  eine  erheblich  geringere  Bedeutung,  als  in  den  staatlich  und 
partikularrechtlich  überaus  zerklüfteten  süddeutschen  Gebieten.  Materiell 
aber  machte  sich  bemerklich,  daß  das  deuteche  Recht  auf  dem  Gebiete 


'^  Vgl.  Landsberq,  Entstehung  der  Regel  Qu.  n.  a.  gl.,  n.  a.  curia,  Bonner 
Dias.  1880.     Savignt,  Syst.  d.  röm.  Rechts  1*,  66  ff. 

**  So  in  den  bekannten  erbrechtlichen  Bestimmungen  (§  88,  n.  6). 

"  Vgl.  Reichshofratsordnung  von  1654,  Tit.  1,  §  15  (N.  Samml.  4,  Zugabc 
S.  50).  Lüneburger  Statut  v.  J.  1401  (Kraut,  Stadtrecht  von  Lüneburg,  S.  2):  we^ 
fne  in  dessen  boke  edder  in  den  Privilegien  nicht  cfi  rnnd,   dar  tcillet  de  rad  utid 

borghere  in  allen  sahen sik  mer  richten  an  mene  sasseseh  lantrecht,  unde 

wes  ine  dar  nicht  ane  vind,  dar  schal  me  sik  dcnne holden  an  dat  heiser- 

recht,  Bair.  Landr.  von  1756,  1,  2  §  17:  so  soll  man  am  ersfefi  auf  die  wohl  her- 
gebrachte besondere  Freiheiten,  sodann  auf  jedes  Orts  löbliche  Oewohfiheiten,  Safx- 
und  Ordnungen t  hier  nächst  auf  die  Qefieral- Landes- Statuta  und  endlich  auf  das 
gemeine  Recht  selten.  Vgl.  ebd.  §§  9-=— 10.  V^'^ürtemberg.  Hofgerichtsordnung  von 
1514  (Reyscher,  Samml.  d.  würt.  Gesetze  4,  108,  Nr.  84). 

"  Vgl.  Anm.  26.     Stihtzikg,  Gesch.  d.  KW.  1,  547  ff. 
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des  Immobiliarsachenrechts  und  Familienrechts  am  meisten  ausgeprägte 
Nonnen  besaß.  Selbst  die  dürftigsten  Rechtsquellen  pflegten  in  diesen 
Beziehungen  einige  Bestimmungen  zu  enthalten.  So  kam  es,  daß  das 
römische  Recht  hier  am  wenigsten  Boden  gewann.  Nur  das  unpraktische 
Verfangenschafts-  und  Teilrecht  mußte  sich  mannigfache  Umbildungen  ge- 
fallen lassen;  zum  Teil  faßte  man  es  als  eine  auf  die  beerbte  Ehe  be- 
schränkte allgemeine  Gütergemeinschaft  auf.  Die  eheliche  £rrungenschafts- 
gemeinschaft  wurde  teilweise  mißverstanden  und  auf  eine  bloße  Gemeinschaft 
des  Zugewinnstes,  d.  h.  der  Ersparnisse  für  den  Fall  der  Auflösung  der 
Ehe,  beschränkt,  vereinzelt  auch  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  als  eine 
bloße  Gütergemeinschaft  von  Todes  wegen  (bei  bestehender  Ehe  Güter- 
trennung, dagegen  bei  Auflösung  der  Ehe  Berechtigung  des  überlebenden 
Ehegatten,  unter  Einwerfung  seines  Vermögens  die  Hälfte  des  Samtgutes 
zu  nehmen),  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  als  bloße  communio  inci- 
dens,  die  eheliche  Yerwaltungsgemeinschaft  als  ususfructus  maritalis  auf- 
ge&ßt,  aber  im  großen  und  ganzen  hat  sich  das  deutsche  Familienrecht 
überall  unberührt  erhalten.  Schwieriger  gestaltete  sich  die  Lage  auf  dem 
Gebiete  des  Inmiobiliarsachenrechts.  Das  deutsche  Grundbuchsystem  ver- 
mochte sich  nur  teilweise  zu  halten.  Mehr  und  mehr  drangen  die 
römischrechtlichen  Auffassungen  von  dem  Eigentumsübergang  durch  Tra- 
dition und  die  unbrauchbaren  Grundsätze  des  römischen  Hypothekenrechts 
vor,  bis  sich  infolge  der  farchtbaren  Geld-  und  Kreditkrisis  nach  dem 
30jährigen  Kriege  ein  allgemeiner  Rückschlag  bemerkbar  machte.  All- 
mählich kehrte  man  im  Interesse  des  Realkredits  fast  überall  zu  den  in 
einigen  bevorzugten  Teilen  Deutschlands  stehengebliebenen  Einrichtungen 
des  Grundbuch«  oder  wenigstens  des  Hypothekenbuchsystems  zurück. 
Bahnbrechend  haben  namentlich  die  preußische  Allgemeine  Hypotheken- 
ordnung von  1783,  das  Allgemeine  Landrecht  von  1794  und  die  öster- 
reichische Gesetzgebung  gewirkt. 

Stärker  trat  das  römische  Recht  auf  dem  Gebiete  des  Mobiliarsachen- 
und  des  Erbrechts,  am  stärksten  auf  dem  des  Obligationenrechts,  das  im 
deutschen  Recht  die  geringste  Entwickelung  erfahren  hatte,  hervor,  doch 
wurden  auch  hier  vielfache  nationale  Eigentümlichkeiten  teils  durch  par- 
tikulare Rechtsquellen,  teils  durch  die  gemeinrechtliche  Doktrin  vor  dem 
Untergang  bewahrt 

Die  Rezeption  der  fremden  Rechte  hatte  zunächst  eine  segensreiche 
Wirkung.  Sie  gab  dem  deutschen  Privatrecht  und  dem  Gerichtsver- 
fahren ungefähr  zu  derselben  Zeit,  wo  sich  über  den  Dialekten  die  ge- 
meinsame neuhochdeutsche  Schriftsprache  erhob,  die  fehlende  einheitliche 
Grundlage,  die  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  nie  hätte  erreicht  werden 
können.  Sie  brachte  die  deutsche  Rechtsentwickelung  in  die  engste 
Fühlung  mit  derjenigen  Italiens  und  Frankreichs.  Sie  diente  auch,  trotz 
der  Schwerfälligkeit  des  gemeinen  Prozesses,  gegenüber  den  bisherigen 
Zuständen  zur  Förderung  der  Rechtssicherheit.  Durch  das  geschulte  Be- 
amtentum,  das  sie  zu  ihrer  Voraussetzung  hatte,  diente  sie  der  Entwicke- 
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long  des  modernen  Rechtsstaates  auf  Kosten  der  standischen  nnd  feudalen 
Elemente.  Aber  auch  die  Kehrseite  fehlte  nicht.  Unter  den  gelehrten 
und  halbgelehrten  Juristen  waren  viele  von  völliger  Mißachtung  gegen 
das  heimische  Recht  erf&llt  Gewohnheitsrechte  sachten  sie  so  viel  wie 
möglich  beiseite  zu  schieben,  indem  sie  den  Beweis  erschwerten  oder  die 
Yerjährungsgrundsatze  auf  sie  anwendeten.  Vielfach  mit  gesetzgeberischen 
Arbeiten,  namentlich  mit  Neuredaktionen  oder  Reformationen  von  Land- 
oder Stadtrechten  betraut,  wußten  sie  das  vaterländische  Recht  zu  Gunsten 
des  römischen  zu  unterdrücken,  so  daß  aus  manchen  Partikularrechten, 
%.  B.  dem  würtembergischen  Landrecht,  das  deutsche  Recht  großenteils 
entfernt  wurde.  Daß  es  gegenüber  derartigen  Versündigungen  an  dem 
nationalen  Geiste  nicht  an  lebhafter  Opposition  fehlte,  war  erklärlich. 
Diese  ging  zum  Teil  von  den  Städten  aus^^,  auch  der  Adel  brachte  viel- 
fache Beschwerden  vor'^,  namentlich  aber  drangen  die  Bauern,  die  sich 
durch  die  Auffassung  ihrer  Erbzinsverhältnisse  als  römische  Emphyteuse 
oder  bloße  Zeitpacht  seitens  der  Juristen  bitter  benachteiligt  fühlten,  in 
ihren  Beschwerdeschriften  zur  Zeit  des  Bauernkrieges  auf  die  Entfernung 
aller  Doktoren  aus  den  Gerichten'^.  Erfolg  haben  diese  Bestrebungen 
nicht  gehabt  Die  Geschichte  ist  über  sie  hinweggegangen,  und  erst  das 
19.  Jahrhundert  sah  sich  vor  die  schwierige  Aufgabe  gestellt,  den  durch 
die  Rezeption  herbeigeführten  DuaUsmus  des  einheimischen  und  firemden 
Rechts,  unter  möglichster  Wahrung  des  durch  Halbwisser  und  blinde 
Fanatiker  vergeudeten  nationalen  Gutes,  im  Wege  einheitlicher  Kodifika- 
tion zu  überwinden. 

§  67.    Das  Lehnwesen  und  das  Grundeigentum. 

I.  Das  Lehnwesenl  Durch  die  Rezeption  hatte  das  lombardische 
Lehnrechtsbuch  die  Bedeutung  eines  gemeinen  subsidiären  Lehnrechts  er- 
halten. Vor  ihm  behielten  die  einheimischen  Quellen,  wie  das  sächsische 
Lehnrecht,  das  bairische  Landrecht  von  1346  (Tit  16),  verschiedene  in 
dieser  Periode  zur  Aufzeichnung  gelangte  partikuläre  Lehnsgesetze  (Lehns- 
mandate, Lehnsedikte)  und  die  Lehnsgebräuche  ihre  Geltung*.  Der  Unter- 
schied  zwischen   dem  lombardischen  Lehnrecht  und  der  Entwickelungs- 

"  Vgl.  Kraut,  Grundriß«  §  13,  Nr.  28.     ZRG.  4,  434.  14,  246. 

«»  Vgl.  Stobbb  2,  50.     Kraut,  a.  a.  0.  23.  24.  26.  27. 

"•  Vgl.  die  sogenannte  Reformation  des  Kaisers  Friedrich  IIL  von  1528/25 
(s.  Schröder,  Deutsche  Kaisersage  84). 

^  Litteratur  S.  397.  Vgl.  POttbr,  Eist  Entw.  d.  Staatsverfassung  des  tentschen 
Reiches  3^  219  ff.  HIbbrlin,  HB.  des  teutsch.  Staatsrechts  (1797)  3,  303  ff.  Dern- 
BÜRO,  Preuß.  Privatrecht  1,  §§  365—372.  Roth,  Bayer.  Civilrecht  2,  §§  199  ff.; 
Mecklenburg.  Lehnrecht,  1858.  K.  S.  ZachariI,  Handb.  d.  Sachs.  Lehnrechts  % 
1823.  V.  Brükneck,  Zur  Geschichte  des  sog.  Magdeburger  Lehnrechts,  ZRGr.  28, 
53  ff.;  Zur  Geschichte  des  Grundeigentums  in  Ost-  u.  Westpreußen  2,  2  (1896). 
S.  Adlbr,  i.  d.  österr.  Staats- WB.,  u.  Lehnwesen  (1896). 

'  Vgl.  Lüiiio,  Corpus  iuris  feudalis  Germanici,  3  Bde,  1727.  Unter  den 
jüngsten  Lehnsgesetzen  sind  zu  nennen:   das  kursächsische  von  1764,   das  alten- 
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stufe,  die  das  deutsche  Lehnrecht  gegen  Ende  des  Mittelalters  erreicht 
hatte,  war  nicht  bedeutend.  Portgebildet  wurde  das  Lehnrecht  Yornehm- 
lich  durch  die  Doktrin.  Das  dingliche  Bechtsverhältnis  am  Lehen  wurde 
von  ihr  als  geteiltes  Eigentum  (S.  723),  dominium  directum  (Obereigen- 
tum) auf  Seiten  des  Herrn,  dominium  utile  (IJnt  ereigen  tum)  auf  selten 
des  Mannes,  aufgefaßt  Das  Successionsrecht  erstreckte  sich  auf  sämtliche 
lehnsfahige,  dem  Mannsstamm  angehörige  Nachkommen  des  ersten  Er- 
werbers. Die  gemeinrechtliche  Successionsordnung  war  bestritten,  indem 
manche  für  die  Oradual-,  andere  für  die  Lineal-,  wieder  andere  (seit 
Hartmann  Pistoris)  für  die  dem  Geiste  des  lombardischen  Lehnrechts 
sowie  den  Quellen  allein  entsprechende  Lineal-Gradual-Ordnung  eintraten  \ 
Mit  Ausnahme  der  Fürstentümer  waren  die  meisten  Lehen  Majorate,  so 
daß  unter  an  sich  gleichberechtigten  Lehnserben  der  ältere  yorging.  Bei 
Weiberlehen  galt  die  weibliche  Linie  im  Zweifel  nur  als  subsidiär  be- 
rechtigt; sie  trat  erst  nach  dem  Aussterben  des  Mannsstammes  ein  und 
hatte  diesem  zu  weichen,  sobald  das  Lehen  wieder  in  männliche  Hände 
gekommen  war.  Der  Streit,  ob  das  Recht  der  Erbtochter  oder  der  Re- 
gredienterbin  vorgehe,  wurde  von  Wissenschaft  und  Praxis  gleichmäßig 
zu  Gunsten  der  ersteren  entschieden  ^  Bei  Veräußerungen  hatte  der 
nächste  Agnat  den  im  deutschen  Lehnrecht  unbekannten  Lehnsretrakt, 
während  die  übrigen  Agnaten  auf  das  Revokationsrecht  beschränkt  waren, 
nachdem  der  Successionsfall  für  sie  eingetreten  war^  Die  Abkömmlinge 
des  Yeräußerers  hatten  weder  Retrakt  noch  Revokationsrecht,  sondern 
mußten  die  Handlungen  ihrer  Vorfahren  anerkennen.  Gegenüber  dem 
Herrn  erhielt  sich,  im  Gegensatz  zu  der  größeren  Strenge  des  lom- 
bardischen Lehnrechts,  im  allgemeinen  die  Regel,  daß  er  einem  lehns- 
fahigen  Erwerber  die  Belehnung  nicht  versagen  dürfe*.  Durch  die  Doktrin 
wurde  die  Lehre  von  den  Lehnsschulden  ausgebildete  Ebenso  verdankt  die 
Eventualbelehnung  eines  adelichen  Hauses  für  den  Fall  des  Aussterbens 
des  besitzenden  Hauses  und  die  Lehnsanwartschaft  (Versprechen  späterer 
Belehnung  für  den  gleichen  Fall)  der  Doktrin  ihre  Ausbildung®.  Eine 
besondere  Lehnsvormundschaft  war  dem  gemeinen  Lehnrecht  unbekannte 

buTgische  von  1795^  das  gothaiache  von  1800,  das  badische  von  1807,  das  bairische 
von  1808  und  das  preußische  ALR.  I.  Tit  18,  §§  13—679,  letzteres  ohne  Aner- 
kennung der  Subsidiarität  des  lombardischen  Bechts. 

'  Vgl.  EiOHHORK  4,  448  f.  Maßgebend  sind  I.  F.  19,  g  1.  II.  F.  11  pr.  37  pr.  50. 
Über  den  Gegensatz  der  Succession  der  Agnaten  und  Descendenten  vgl.  S.  415. 

*  Vgl.  L  F.  6,  §  1.  8,  §  2.   IL  F.  13.  17  pr.  18.  30  pr.  51,  §  3. 

*  Vgl.  I.  F.  8,  §  1.  n.  F.  9,  §  1.  26,  §  13,  §  17.  31.  39  pr.  52,  §  2.  Schbödeb, 
ZRG.  5,  285  ff. 

*  Vgl.  Eichhorn  4,  440. 

'  Vgl.  GiBBKE,  De  debitis  feudalibus,  Berl.  Diss.  1860.  Weiske,  Abhand- 
lungen 139  ff.     Stobbe,  Privatrecht  2,  §  126  (3.  Aufl.  §  184). 

^  Vgl.  S.  406.  Für  die  deutsche  Territorialgeschichte  sind  Eventualbelehnung 
und  Lehnsanwartschaft  von  großer  Bedeutung  geworden. 

"  Vgl  Art  11  der  ständigen  Wahlkapitulation  (N.  Samml.  4,  240), 
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Das  Lehnsband  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Fürsten  hatte  erheb- 
lich von  seiner  früheren  Bedeutung  yerloren^^.  Bis  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts erhielt  sich  noch  die  feierliche  Belehnung  der  Fürsten  durch 
Überreichung  einer  Fahne;  da  diese  seit  dem  15.  Jahrhundert  auch  bei 
den  geistlichen  Fürstentümern  üblich  geworden  war,  so  verstand  man 
unter  ^^Fahnlehen^'  nunmehr  alle  Fürstentümer  ohne  Unterschied,  außer- 
dem einige  Reichsgrafechaften,  die  von  alters  her  in  gleicher  Weise  ver- 
liehen worden  waren.  Die  letzte  nachweisliche  Fahnenbelehnung  erfolgte 
1566.  Seitdem  wurden  die  Belehnungen  nicht  mehr  im  Lehnsgericht, 
sondern  in  der  kaiserlichen  Kammer  erteilt;  an  die  Stelle  der  alten  In- 
vestitursymbole trat  der  Lehnsbrief;  das  Schwert,  das  der  Kaiser  bei  der 
Belehnung  in  der  Hand  hielt,  wurde  nicht  übergeben,  sondern  nur  zum 
Kuß  auf  den  Schwertknanf  (an  Stelle  der  alten  Mannschaft)  dargereicht 
Nur  die  Fürstentümer  wurden  noch  vom  Kaiser  personlich  verliehen, 
deshalb  auch  als  „Thronlehen^^  bezeichnet.  Die  Verleihung  der  übrigen 
Beichslehen  erfolgte  durch  den  Beichshofrat,  während  eines  Interregnums 
durch  die  Hofgerichte  der  Reichsvikare,  In  Fortbildung  eines  seit  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  vorkommenden  Gebrauches  erschienen  die  Fürsten 
zum  Lehnsempfang  nicht  mehr  in  Person,  sondern  schickten  Bevollmäch- 
tigte, die  in  ihrem  Namen  dem  Kaiser  den  Lehnseid  leisteten  und  die 
Belehnung,  für  die  erhebliche  Lehnstaxen  zu  entrichten  waren,  von  ihm 
empfingen.  Veräußerungen  von  Landesteilen  unter  den  Reichsstanden 
geschahen  nicht  mehr  durch  die  Hand  des  Kaisers;  man  hielt  es  für  ge- 
nügend, wenn  dieser  um  die  Belehnung  des  Erwerbers  ersucht  wurde, 
was  oft  erst  nach  Jahren  geschah.  Die  Verpflichtung  der  Fürsten  zur 
Hoffahrt  verlor  sich  von  selbst,  seit  die  Kaiser  aufgehört  hatten  das  Land 
zu  bereisen  und  in  den  verschiedenen  Teilen  Hof  zu  halten.  Seit  1663 
hörte  selbst  der  persönliche  Besuch  der  Reichstage  seitens  der  Fürsten  auf. 

Innerhalb  der  Territorien  verlor  das  Lehnwesen  seinen  öffentlich- 
rechtlichen Charakter  seit  der  Einfahrung  der  Söldnerheere  und  des 
öffentlichen  Beamtentums.  Das  Lehnrecht  gehörte  seitdem  überwiegend 
nur  noch  dem  Privatrecht  an.  In  Kriegsfallen  wurde  den  Vassallen  regel- 
mäßig die  Wahl  gestellt^  ob  sie  persönlich  Heerfolge  leisten  oder  die  ent- 
sprechende Summe  von  Ritterpferdgeldem  (Heersteuer  nach  Maßgabe  der 
dem  Manne  obliegenden  Ritterpferde)  zahlen  wollten.  Mit  der  Entwöhnung 
der  Rittergutsbesitzer  vom  ritterlichen  Leben  verlor  sich  die  Heerfolge 
allmählich  ganz,  nur  die  Ritterpferdgelder  blieben.  Dabei  wurde  gleich- 
wohl noch  vielfach  daran  festgehalten,  daß  nur  Adelichen  die  volle  Lehns- 
fahigkeit  zukomme  oder  daß  ihnen  wenigstens  die  feuda  nobilia  (im  Gegen- 
satz zu  feuda  ignobilia)  vorbehalten  seien  ^^. 

In  Preußen  erfolgte  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  die  AUodifikation 
sämtlicher  Staatslehen   gegen  Umwandlung  der  unregelmäßigen  Ritter- 

*®  Über  das  Folgende  vgl.  Borger,  Belehnungcn  der  geistl.  Füreteu  83—152. 
»*  Vgl.  Frbnsdobfp,  Lehnßfahigkeit  der  Bürger  (§  40,  n.  6)  54  flF.  . 
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pferdgelder  in  einen  festen,  von  den  Rittergütern  übernommenen  Kanon; 
die  agnatischen  Rechte  wurden  aufrechterhalten^*.  Nur  Vorpommern 
entzog  sich  dieser  Reform.  In  Holstein  vollzog  sich  die  Allodifikation 
um  dieselbe  Zeit  im  Wege  der  Verjährung^'.  In  dem  größten  Teile 
Westpreußens  war  das  Lehnwesen  schon  im  15.  Jahrhundert  durch  die 
polnische  Gesetzgebung  aufgehoben  worden.  In  den  mit  Frankreich 
vereinigten  Landesteilen  kam  der  Beschluß  der  französischen  National- 
versammlung vom  4.  August  1789  über  die  Aufhebimg  des  regime  feodal 
zur  Geltung;  die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Westfalen  und  des  Groß- 
herzogtums Berg  schloß  sich  dem  an.  In  Schwedisch-Pommern  erfolgte 
die  Allodifikation  1810—1811  im  Wege  der  Ablösung.  In  der  Rhein- 
bundsakte  verzichteten  die  einzelnen  Staaten  gegenseitig  auf  ihre  Lehns- 
herrlichkeit über  Besitzungen  in  den  Gebieten  der  anderen,  wodurch 
innerhalb  des  Rheinbundes  alle  Außenlehen  (feuda  extra  curtem)  beseitigt 
wurden. 

Durch  die  Auflösung  des  Reiches  wurden  von  den  bisher  reichslehn- 
baren  Territorien  alle  zur  Souveränität  gelangten  ehemaligen  Reichs- 
fürstentümer und  Reichsgrafschaften  allodial,  während  die  mediatisierten 
den  Charakter  von  lehnbaren  Standesherrschaften  behielten  und  zu  Landes- 
thronlehen  wurden. 

Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  hat  die  Landesgesetzgebung  der  ein- 
zelnen deutschen  Staaten  das  Lehnwesen  größtenteils  beseitigt,  nur  in 
Meklenburg  besteht  es  noch  vollständig  zu  Recht  Aufrechterhalten 
sind  im  allgemeinen  die  Thronlehen  ^^,  in  einigen  Staaten  auch  gewisse 
lehnbare  Hofämter  und  landesherrliche  Dotations-  oder  Gnadenlehen.  Im 
übrigen  sind  die  lehnsherrlichen  Rechte  fast  überall  aufgehoben  oder  für 
ablösbar  erklärt  worden.  Die  bisherigen  Vassallen  sind  Eigentümer  ge- 
worden. Die  agnatischen  Rechte  sind  größtenteils  ebenfalls  aufgehoben 
oder  für  ablösbar  erklart,  nur  zum  Teil  noch  aufrechterhalten.  In  Preußen 
und  verschiedenen  anderen  Staaten  ist  ihre  Ablösung  durch  Umwandlung 
der  Lehen  in  Familienfideikommisse  vor  sich  gegangen. 

IL  Das  Grundeigentum^*     Die  Umgestaltung  der  Heerverfassung 

"  Vgl.  Löwe,  i.  d.  Forsch,  z.  br.  u.  preuß.  Gesch.  11,  341  ff.  Altmann,  Aus- 
gewählte Urkunden  1,  96.  98. 

»'  Vgl.  Falck,  Schlesw.-holst.  Privatrecht  3,  847. 

^*  In  Preußen  erhielt  der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  als  Entschädigung  für 
sein  Reichspostregal  die  Herrschaft  Rrotoschin  als  Thronlehen,  dagegen  übernahm 
Preußen  die  letzten  Bestände  der  fürstlichen  Post  durch  den  Vertrag  vom  16.  Februar 
1867  gegen  eine  Geldentschädigung.  In  Baiern  wurden  durch  Ablösungsgesetz 
vom  4.  Juni  1848  auch  die  lehnbaren  Standesherrschaften  für  ablösbar  erklärt, 
während  die  Hofämter  und  Dotationslehen  ausgenommen  blieben.  In  Österreich 
besteht  das  Lehnrecht  nur  noch  für  die  Landeserbämter  und  die  lehnbaren  Be- 
sitzungen des  deutschen  Ordens. 

"  Litteratur  S.  422  f.  434  f.  Schriften  d.  Vereins  f.  Socialpoütik  22—24,  1883. 
Hanssen,  Agrarhistor.  Abhandlungen  1,  888  ff.  2,  179  ff.  505  ff.;  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  u.  Umgestaltung  der  gutsherrL-bäuerL  Verhältnisse  in  Schleswig- 
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hat  nicht  bloß  auf  das  Lehnwesen,  sondern  auch  auf  die  Gnindeigentams- 
verhaltnisse  einen  maßgebenden  Einfluß  ausgeübt,  indem  die  Yassallen 
sich  aus  Eriegsmännem  mehr  und  mehr  in  Landwirte  verwandelten. 
Wesentlich  befordert  wurde  diese  Entwickelung  durch  Entstehung  eines 
gelehrten  Beamtentums,  das  den  ungelehrten  Adel  allmählich  ganz  aus 
den  früher  ihm  allein  zukommenden  amtlichen  Stellungen  verdrängte. 
In  Böhmen  und  Mähren,  Österreich  und  den  Ländern  östlich  der  Elbe, 
wo  schon  das  Mittelalter  den  Grund  zur  Ausbildung  großer  Grundherr- 
schaften gelegt  hatt-e  (S.  433  f.),  verwandelte  sich  der  Ritter  schon  im 
16.  Jahrhundert  allgemein  in  einen  friedlichen  Bittergutsbesitzer,  an  die 
Stelle  der  mit  spärlichem  Eigenbetriebe  verbundenen  Grundherrschaften 
trat  die  Gutsherrschaft  Allerdings  konnte  dies,  da  der  ritterschaftliche 
Grundbesitz  im  allgemeinen  zu  gering  war,  nur  durch  Ausdehnung  auf 
Kosten  der  bäuerlichen  Bevölkerung  geschehen,  allein  die  Landesherren 
hatten  im  Interesse  der  staatlichen  Ordnung  ein  zu  lebhaftes  Bedürfnis, 
den   rauf-  und  fehdelustigen  Adel  an  ein  ruhiges  Leben  zu   gewohnen. 


Holstein,  1S61.  v.  Bblow,  Der  Osten  n.  der  Westen  Deutschlands,  der  Ursprong 
der  Gutsherrschaft  (Territorium  u.  Stadt  1—94);  Zur  Entstehung  der  Rittergüter 
(ebd.  95—162;  JBB.  f.  Nationalökon.  64,  526  £F.  837  ff.);  Zur  Social-  u.  Wirtsch.- 
Gesek  d.  Niederrheins  im  16.  Jh.,  Münster.  Progr.  1896.  G.  F.  Knapp,  Grund- 
herrschaft u.  Rittergut,  1897;  Landarbeiter  in  Knechtschaft  u.  Freiheit,  1891; 
Bauernbefreiung  u.  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den  Alteren  Teilen  Preußens, 
2  Bde,  1887.  Fuchs,  Epochen  der  deutschen  Agrargeschichte  u.  Agrarpolitik,  1898. 
WrrricH,  HWB.  der  Staats  Wissenschaften  4,  229  ff.  Th.  Knapp,  Grundherrschaft 
im  südwestl.  Deutschland,  ZRG.  85,  48  ff.;  Über  Leibeigenschaft  in  Deutschland, 
ebd.  32,  16  ff.  (Beilage  d.  Würtemb.  Staatsanzeigers,  1897,  S.  280  ff.  1898,  S.  13  ff.); 
Bemerkungen  über  süd westdeutsche  Leibeigenschaft,  Würtemb.  Viertel]. -Hefte  1896, 
S.  871  ff.;  Urkunden  z.  RG.  d.  deutsch.  Bauernstandes  im  15.— 19.  Jh.,  ebd.  1895, 
S.  79  ff.;  Das  ritterschaftliche  Dorf  Haunsheim,  ebd.  1896,  8.  Iff.;  Der  Bauer  im 
heut  Würtemberg,  Würtemb.  Neujahrsbl&tter.  NF.  VII.  1902;  Die  vier  Dörfer  der 
Reichsstadt  Heilbronn,  Heilbr.  Progr.  1894;  Bauernbefreiung  in  Ost-  u.  Westpreußen 
1719—1808,  Neues  Korrespondenzblatt  1897,  S.  377  ff.;  Die  Gnadenlehen  des 
Klosters  Adelberg,  Würtemb.  Jahrbücher  1900,  S.  269  ff.  v.  Jordan  Rozwadowski, 
Die  Bauern  des  18.  Jh.  und  ihre  Herren,  JBB.  f.  Nationalök.  u.  Stat  75,  887  ff. 
478  ff.  y.  Inama-Stebnboo,  Hand-WB.  d.  Staatsw.,  Suppl.  2,  86t  ff.  Ulmann,  Kaiser 
Maximilian  2,  626  ff.  ErduannsdObffer,  a.  a.  0.  (S.  777)  1,  103  ff.  Giebkb,  Ge- 
nossenschaftsrecht 1,  658  ff.  L.  y.  Maübeb,  Geschichte  der  Markyerfassung,  1856. 
Brentano,  Anerbenrecht  u.  Grundeigentum,  1895;  Beilage  z.  AUg.  Zeitung  1896, 
Nr.  4 — 6.  y.  Dültziq,  Das  deutsche  Grunderbrecht,  1899  (Gierkb,  Unters.  58). 
Mbitzen,  Boden-  u.  landw.  Verhältnisse  d.  preuß.  Staates  1,  Kap.  11 — 14.  G.  F.  Knapp 
n.  Kern,  Ländl.  Verfassung  Niederschlesiens,  Schxolleb's  JB.  19,  1.  Gbossmann, 
Gutsherrl.-bäuerl.  Verhältnisse  i.  d.  Mark  Brandenburg,  1890  (Schmollbb^s  For- 
schungen 9,  4).  y.  Bbünnece,  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  durch  Friedr.  d.  Gr., 
ZRG.  23,  24  ff.;  Wald  u.  See  in  den  Rittergütern  der  Mark  Brandenburg,  Jahr- 
bücher f.  Nationalökon.  u.  Stat.  70,  345  ff.  Padbbrg,  Ländl.  Verhältnisse  d.  Proy. 
Pommern,  1861.  Stampe,  Der  letzte  Regulierungsprozefi  auf  Rügen  (a.  d.  Grei^ 
walder  Festgabe  f.  £.  J.  Bekker,  1899).  Gbefe,  Hannoyers  Recht,  2  Bde,  1860—61. 
WiOAND,  Provinzialrechte  d.  Fürstent  Minden,  2  Bde,  1884.  Möseb,  Patriot  Phan- 
tasien 1,  326  ff.  3,  248—368.  4,  321  ff.  Esse,  Entwickl.  d.  agrarrechtl.  Verhältnisse 
im  Stift  Verden,  1900  (Conbad^b  Samml.  27).    Köizscbke,  Studien  z.  Verwaltongs- 
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waren  außerdem  zu  abhängig  von  den  Standen^  die  ihnen  die  gewünschten 
Steuern  bewilligen  sollten ,  als  daß  sie  jenen  Bestrebungen  etwas  in  den 
Weg  hätten  legen  dürfen.  Den  zahlreichen  Klagen  der  Bauern  über 
Bedrückungen  ihrer  Herren  mußten  die  fürstlichen  Hoj^erichte  das  Gehör 
yerweigem,  indem  sie  jene  mit  ihren  Beschwerden  an  die  gruudherrlichen 
Gerichte  verwiesen.  Auch  drohte  dem  Bauern,  der  einen  Prozeß  gegen  seinen 
Herrn  verlor,  die  Ge£ahr,  als  unnützer  Querulant  noch  besonders  bestraft 
zu  werden. 

So  entwickelte  sich  im  östlichen  Deutschland  ein  dem  älteren  Bechte 
unbekanntes  gutsherrlich-bäuerliches  Verhältnis.  Als  Freibauern  behaup- 
teten sich  die  Lehn-  oder  Freischulzen,  namentlich  in  Schlesien,  Pommern 
und  Westfalen,  und  die  nach  kulmischem  Becht  angesiedelten  sogenannten 
Eölmer  in  Preußen.  Die  letzteren  waren  teils  zins-  und  dienstpflichtige 
Kleinbauern,  teils  größere  Grundbesitzer,  die  mit  Zins  und  Diensten  oder 
mit  Beiterdienstpflicht  und  einem  bloßen  Anerkennungszins  belastet 
waren.    Die  kleineren  kulmischen  Güter  wurden  schon  gegen  Ende  des 


geschichte  der  Großgrundherrschaffc  Werden  a.  d.  Ruhr,  1900.  (y.  Kamftz)  Zu- 
sammensteUuDg  der  in  den  ostrhein.  Teilen  des  Beg.-Bez.  Roblenz  gelt.  Provinzial- 
rechte,  1837.  Allmbbs,  Unfireiheit  der  Friesen  zwischen  Weser  u.  Jahde,  München, 
volksw.  Schriften  19,  1898.  Thudighum,  £G.  der  Wetterau,  1867;  Zur  BG.  der 
Wetterau  1,  1874.  2,  1885;  Gau-  u.  Markverfassung  277  ff.  Schnapper- Arndt,  Fünf 
Dorfgemeinden  auf  dem  Taunus,  1883  (Schmoller's  Forsch.  4,  2).  Stammler,  Kecht 
des  Breidenbacher  Grundes  14  ff.  (Gierks,  Unters.  12).  Stadelmann,  Preußens 
Könige  in  ihrer  Thätigkeit  f.  d.  Landeskultur,  4  Bde,  1878 — 87.  BRumrER,  Der 
Leihezwang  i.  d.  deutsch.  Agrargeschichte,  Berl.  Rekt-Rede  1897.  Lette  u.  Rönne, 
Landeskulturgesetzgebung  d.  preuß.  Staates  1,  Einleitung  (1858).  Nobilino,  Die 
preuß.  Landeskulturgesetze,  Textausgabe,  1901.  —  Hausmann,  Gründen tlastung  in 
Bajem,  1892  (Abb.  d.  Straßb.  Seminars  10).  Fiok,  Bäuerl.  Erbfolge  im  rechtsrhein. 
Bayern,  1895  (München,  volksw.  Studien  8).  Otto,  Ein  fränkisches  Dorf  im  An- 
fang des  17.  Jhs.,  2jeitschr.  f.  Soc-  u.  Wirtsch.- Gesch.  7,  381  ff.  Ludwig,  Der 
badische  Bauer  im  18.  Jh.,  1896  (Abb.  d.  Straßb.  Staats w.  Seminars  16).  Ellering, 
Allmenden  im  Großherzogt.  Baden,  1902  (Volksw.  Abb.  d.  bad.  Hochschulen  5,  5). 
Ehrler,  Agrargeschichte  der  Johanniterherrschafc  Heitersheim,  1900  (ebd.  4,  2). 
Kopp,  Zehentwesen  u.  Zehentablösung  in  Baden,  1899  (ebd.  3,  2).  Ueerwagen, 
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Mittelalters  als  Eigentum  der  Besitzer,  die  auf  ihnen  ruhenden  Zinse  und 
Dienste  als  Keallasten  aufgefaßt.  Bei  den  großen  Gütern  vollzog  sich 
die  gleiche  Entwickelung  unter  dem  Einfluß  des  preußischen  Landrechts 
von  1620/1721. 

Überhaupt  hatten  die  Ansiedler  in  den  Kolonisationsländem  des  nord- 
östlichen Deutschlands  ihren  Grundbesitz  zu  sehr  günstigen  Bedingungen 
als  Zinseigen  (S.  721)  empfangen.  Zum  Teil  blieb  dieses  günstige  Ver- 
hältnis, das  seit  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  vielfach,  zumal  wo 
der  Zins  kein  bloßer  Anerkennungszins  war,  als  römische  Erbpacht  be- 
handelt wurde,  bestehen,  nur  erwarben  die  Gutsherren  das  Recht  des 
Retrakts  und  die  Besitzer  wurden  genötigt,  zu  dem  Zins  noch  verschie- 
dene Dienste  und  Leistungen  zu  übernehmen,  die  man  als  eine  dem  Gute 
auferlegte  Reallast  behandelte.  Auch  Handänderungsgebühren  bei  Ter- 
äußerungen  (Ehrschatz,  Handlohn,  Weinkauf,  Lehnware,  Gtewinngeld,  lau- 
demium)  fanden  nach  dem  Vorbild  anderer  Leiheverhältnisse  mehr  und 
mehr  Eingang. 

Erheblich  schlechter  war  die  Lage  der  sogenannten  Lassiten  oder 
Laßbauem^®.  Auch  sie  hatten  zwar  häufig  ein  erbliches  Recht  (das 
preußische  ALR.  spricht  hier  von  „erblichem  Kulturbau"),  aber  ihr 
Nutzungsrecht  war  nur  ein  beschränktes,  ein  Veräußerungsrecht  besaßen 
sie  nicht  und  bei  der  Wahl  des  Hoferben  hatte  der  Herr  mitzureden,  so 
daß  dem  Bauern  auch  keine  letztwillige  Verfügung  über  das  Gut  zustand. 
Für  die  gewährte  Nutzung  hatte  der  Laßbauer  bedeutende  Dienste  und 
Abgaben  zu  leisten.  Oft  war  das  Recht  nicht  einmal  erblich,  sondern 
wie  bei  den  Schupf lehen  im  Westen  nur  lebenslänglich,  im  Laufe  der 
Zeit  wurde  das  nichterbliche  Recht  selbst  zu  widerruflicher  Herrengunst 
herabgedrückt.  Das  lassitische  Recht  scheint  zuerst  bei  Neu-  oder  Od- 
ländereien,  die  erst  in  dieser  Zeit  von  der  Herrschaft  an  Bauern  aus- 
gethan  wurden,  aufgekommen  zu  sein,  dann  aber  ist  es  zweifellos  in 
vielen  Fällen  auch  durch  rechtswidrige  Umgestaltung  des  Zinseigens, 
durch  rohe  Gewalt  der  Gutsherren  gegen  die  es  keinen  Rechtsschutz  gab, 
herbeigeführt  worden. 

Die  dritte,  durch  das  römische  Recht  besonders  beförderte  Art  der 
bäuerlichen  Leihe  war  die  Zeitpacht,  regelmäßig  auf  Grund  eines  schrift- 
lichen Vertrages  (während  bei  den  beiden  anderen  Leiheformen  das  Her- 
kommen maßgebend  war)  und  so  gestaltet,  daß  die  Hauptleistung  des 
Pächters  nicht  im  Pachtzins,  sondern  in  Diensten  bestand. 

Selbständige  Gutsbezirke  gab  es  noch  nicht.  Die  herrschaftlichen 
Äcker  lagen,  soweit  es  sich  nicht  um  Dörfer  mit  Reihenhufen  handelte 
(S.  432),  in  Gemenglage  mit  denen  der  Bauern.  Die  größeren  Güter 
hatten  meistens  Vorwerke  (abgezweigte  Gutshöfe),  die  entweder  auf  dem 

^*  Der  Sprachgebranch  in  betreff  der  bäuerlichen  Verhältnisse  ist  ein  überaus 
schwankender  und  untechnischer.  Wir  schliefien  uns  der  Bezeichnungsweise  von 
G.  F.  Knapp  an. 
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Gemeindeland  als  geschlossene  Güter  angelegt  waren,  oder  sich  in  einer 
benachbarten  Gemeinde  in  Gewannlage  befanden.  Auf  den  adelichen 
Gütern  pflegte  in  Norddeutschland  der  Herr  selbst  seiner  Wirtschaft  vor- 
zustehen, während  Domänen-,  Stadt-,  Stiftungs-,  Kloster-,  Universitäts- 
und  andere  Eorporationsgüter  regelmäßig  einen  Pächter  hatten.  Bewirt- 
schaftet wurde  das  Herrengut  ausschließlich  durch  die  Frondienste 
(Scharwerke,  Robote)  der  Bauern,  teils  Hand-  und  Spanndienste,  teils 
Baufronen,  Burgwerk  und  Forstdienste.  Je  mehr  sich  der  Großbetrieb 
der  Gutsherren  erweiterte,  desto  mehr  waren  sie  bestrebt,  die  Zinse  der 
Bauern  in  Frondienste  umzuwandeln  und  die  Dienstpflicht  zu  steigern. 
Waren  auch  die  meisten  Fronen  gemessene  Dienste,  mit  Beschränkung 
auf  ein  bestimmtes  Feld,  bestimmte  Wochentage  oder  bestimmt<e  Zeiten 
im  Jahre,  so  überwogen  doch  in  manchen  Gegenden  die  ungemessenen 
Dienste,  die  mit  jeder  Vergrößerung  des  Gutes  erhöht  wurden.  Auf  den 
brandenburgisch-preußischen  Domänen  wurden  die  letzteren  beseitigt;  die 
Pächter  durften  nur  solche  Dienste  fordern,  die  in  den  Drbarien  ver- 
zeichnet waren;  aber  der  von  der  Regierung  gemachte  Versuch,  auch 
auf  den  adelichen  Gütern  feste  Urbarien  einzuführen,  erwies  sich  als  un- 
ausführbar. Für  den  Herrn  brachten  die  Frondienste  oft  die  erwünschte 
Gelegenheit,  einen  Bauern  wegen  Versäumung  seiner  Dienstpflichten  vom 
Gute  zu  entfernen. 

Der  Wunsch  der  Vergrößerung  und  besseren  Abrundung  der  Güter 
führte  zu  dem  Systeiü  der  Bauemlegung,  d.  h.  der  Einziehung  von  Bauer- 
gutem,  die  man  entweder  dem  Besitzer  wegen  wirklicher  oder  vorgeblicher 
Verschlechterung  oder  Versäumung  der  Dienstpflicht  abnahm  (sog.  Rele- 
gation oder  Abmeierung),  oder  durch  Kündigung  bei  widerruflichen  Laß- 
gütern und  Nichterneuerung  der  Pacht  bei  Zeitpachtgütern  in  die  eigene 
Hand  brachte.  Dazu  kam  vielfach  das  Recht  des  Auskaufes  (Zwangs- 
enteignung gegen  Entschädigung),  sobald  der  Herr  das  Bauergut  zu 
eigenen  Zwecken,  insbesondere  zur  Anlage  eines  neuen  Schloßgutes,  ge- 
brauchte, und  die  Einziehung  verlassener  Stellen,  die  nach  dem  30jährigen 
Kriege  so  zahlreich  vorhanden  waren,  daß  die  Gutsherren,  um  sich  die 
notwendigen  Arbeitskräfte  zu  sichern,  vielfach  auf  die  Einziehung  ver- 
zicht-eten  und  die  ödländereien  mit  bisherigen  Büdnern  oder  sonstigen 
armen  Leuten,  denen  sie  die  Bedingungen  vorschreiben  konnten,  besetzten. 
In  Holstein,  dem  südlichen  Schleswig,  Meklenburg  und  Schwedisch- 
Pommem  wurde  das  System  der  Bauernlegung  bis  zu  vollständiger  Ab- 
rundung der  herrschaftlichen  Güter  durchgeführt,  so  daß  die  Bauergüter 
hier  größtenteils  verschwanden^^.  Dagegen  wurde  in  Preußen  schon 
unter  Friedrich  Wühelm  I.  und  wiederholt  unter  Friedrich  dem  Großen 


"  Weniger .  gewaltsam  war  das  Verfahren  in  Nordschleswig,  wo  sich  die 
Herren  auf  die  Einziehung  wüster  Strecken  und  vertragsmäßigen  Erwerb  be- 
schränkten. In  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  wurden  in  Schleswig-Holstein 
zahlreiche  neue  Bauerdörfer  durch  Parzellierung  von  Domänen  und  adelichen 
Gütern  geschaffen.    Vgl.  Hanssbn^  Agrarh.  Abb.  2,  508. 
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für  alle  heimgefallenen  oder  verlassenen  Banergüter,  mit  Einschluß  der 
lassitisohen  und  der  bloßen  Pachtgüter,  der  Leihezwang  eingeführt  und 
den  Herren  die  Einziehung  untersagt  Diese  Maßregel  des  Bauemschutzcs, 
die  übrigens  in  Ostpreußen  nicht  zur  Durchführung  gelangt  war,  hatte 
nur  den  polizeilichen  Zweck,  dem  Staate  einen  lebensfähigen  Bauernstand 
zu  erhalten,  dagegen  keineswegs  die  Bestimmung,  auch  den  einzelnen 
Bauern  priyatrechtlich  in  seinem  Besitz  zu  erhalten.  In  Osterreich  wurde 
dieselbe  Maßregel  von  Joseph  U.  getroffen.  Noch  weiter  ging  die  preußi- 
sche Bauemschutzgesetgebung  gegenüber  den  Domänenbauem,  denen  unter 
Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  dem  Grroßen  durchweg  erblicher 
Besitz  eingeräumt  warde.  Die  dabei  aufrecht  erhaltenen  bäuerlichen 
Leistungen  wurden  seit  1799  für  ablösbar  erkläxt,  und  zwar  so,  daß  die 
Ablösung  den  vollen  Eigentumsübergang  auf  den  Bauern  nach  sich  zog. 
Infolgedessen  war  das  gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  auf  den  preußischen 
Domänen  schon  vor  der  allgemeinen  Begulierungsgesetzgebung  in  ange- 
messener Weise  beseitigt. 

Bis  zum  siebenjährigen  Kriege  wurde  die  Landwirtschaft  in  Nord- 
deutschland noch  sehr  unvollkommen  betrieben.  Nur  die  zu  jedem  Hofe 
gehörigen  Gärten  und  Feldgärten  (Wurten)  und  die  nach  dem  System 
der  Dreifelderwirtschaft  benutzten  Binnenländer  in  der  Nähe  des  Dorfes 
erfreuten  sich  größerer  Pflege,  während  die  längs  der  Flurgrenze  gelegenen 
sogenannten  Außenländer  wegen  mangelnder  Düngung  nur  etwa  alle  sechs 
oder  neun  Jahre  zum  Boggenbau  benutzt  werden  konnten.  Ganz  ver- 
wahrlost waren  die  Gemeindeweiden,  stellenweise  auch  die  Gemeinde- 
waldungen. Meistens  wurde  das  Gemeindeland  als  Eigentum  der  Herren, 
mit  bloßem  Nutzungsrecht  der  Bauern,  aufgefaßt. 

Seit  1763  strebten  die  Gutsherren,  unter  dem  Einfluß  der  ent- 
wickelteren Landwirtschaftswissenschafb,  aus  diesen  Zuständen  heraus- 
zukommen. Gemeinheitsteilung  (Teilung  des  Gemeindelandes  sowie  Auf- 
hebung des  Flurzwanges  und  der  mit  diesem  verbundenen  wechselseitigen 
Brach-  und  Stoppelweide)  und  Zusammenlegung  der  herrschaftlichen 
Äcker  wurde  das  von  allen  erstrebte  Ziel,  das  in  Preußen  im  Wege  frei- 
willigen Austausches,  durch  Yermittelung  der  vom  Staat  für  die  ver- 
schiedenen Landesteile  eingesetzten  Auseinandersetzungsbehörden  (seit 
1769),  schon  im  18.  Jahrhundert  von  den  meisten  Großgrundbesitzern 
erreicht  wurde,  namentlich  seit  die  schlesische  Gemeinheitsteilungsordnung 
von  1771  und  ALR.  I.  Tit.  17,  §§  311  fi'.  auf  begründeten  Antrag  Aus- 
einandersetzung  von  Amts  wegen  angeordnet  hatte.  Der  Umfang  des 
herrschaftlichen  Besitzes  im  Verhältnis  zu  dem  der  Bauern  war  in  den  ver- 
schiedenen Gemarkungen  ein  sehr  verschiedener.  Die  Auseinandersetzung 
geschah,  da  die  Bauern  für  sich  durchweg  an  den  herkömmlichen  Ein- 
richtungen festhielten,  überall  in  der  Weise,  daß  der  Gutsherr  in  einem 
der  drei  Felder  einen  zusammenhängenden  Besitz  erhielt  und  für  die 
dadurch  in  Anspruch  genommenen  bäuerlichen  Ackerparzellen  die  seinigeu 
in  den  anderen  Feldern  in  Tausch  gab.    Nach  dem  Ausscheiden  des 
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Gutes  wurde  die  bauerliche  Feldmark  einer  neuen  Einteilung  in  drei 
Felder  unterzogen.  Auf  diesem  Wege  sind  die  meisten  großen  geschlossenen 
Güter  in  Preußen,  zum  Teil  auch  in  dem  übrigen  nordöstlichen  Deutsch- 
land, entstanden  ^^  Mit  der  Zusammenlegung  des  herrschaftlichen  Be- 
sitzes ging  Tiel&ch  eine  Teilung  des  Gemeindelandes  Hand  in  Hand,  so 
daß  den  Bauern  ein  Teil  als  Allmende  belassen,  das  übrige  freies  Eigentum 
des  Gutsherrn  wurde.  In  hohem  Grade  befordert  aber  wurde  die  Aus- 
dehnung der  großen  Güter  auf  Kosten  des  bäuerlichen  Besitzes  in  den 
östlichen  Provinzen  des  preußischen  Staates  durch  das  zu  Unrecht  viel- 
gepriesene Landeskulturedikt  von  1811,  das  die  Ablösung  der  Frondienste 
durch  eine  Teilung  der  bäuerlichen  Äcker  zwischen  den  Bauern  und  ihren 
bisherigen  Herren  vor  sich  gehen  ließ.  Die  durch  die  Ablösung  zu  freien 
Eigentümern  gewordenen,  gleichzeitig  aber  wirtschaftlich  geschwächten 
Bauern  sahen  sich  in  zunehmendem  Maße  zum  Verkauf  ihrer  Höfe  ge- 
grängt,  die  teils  zur  Vergrößerung  bestehender  Güter,  teils  durch  Ver- 
einigung mit  anderen  Höfen  zur  Neugründung  von  Gütern  verwendet 
wurden.  Als  das  Ablösungsgesetz  von  1850  statt  der  Naturalteilung  die 
in  anderen  deutschen  Staaten  bewährten  Ablösungsrenten  einführte,  war 
für  die  meisten  Bauern  zu  spät.  Noch  bedenklicher  war  es,  daß  durch 
die  Deklaration  von  1816  alle  kleineren  Bauernstellen  (die  spanndienst- 
freien Dienstfamilienetablissements  im  Gegensatz  zu  den  selbständigen 
Ackemahrungen)  von  der  Wohlthat  der  Ablösungsgesetzgebung  überhaupt 
ausgenommen  wurden.  Da  die  große  Mehrzahl  nicht  in  erblichem,  son- 
dern nur  in  Pacht-  oder  lassitischem  Besitze  stand,  für  diese  aber  gleich 
der  Bauemschutz  aufgehoben  wurde,  so  hatte  das  Gesetz  die  verderbliche 
Folge,  daß  die  kleinbäuerliche  Bevölkerung  in  eine  besitzlose  Klasse  reiner 
Tagelöhner  umgewandelt  wurde  ^^ 

Auch  in  Süd-  und  Westdeutschland  war  die  Lage  der  Bauern  im 
16.  Jahrhundert  erheblich  schlechter  als  in  den  früheren  Jahrhunderten, 
und  der  Ausgang  des  Bauernkrieges  konnte  nur  dazu  beitragen,  sie  noch 
weiter  zu  verschlechtern  *^  Die  Allmenden,  namentlich  Waldungen,  waren 
kraft  des  von  den  Landesherren  in  Anspruch  genommenen  Obermärker- 
rechts,  zum  Teil  auch  auf  Grund  des  Forstregals,  überwiegend  fiskalisch 
geworden  und  die  Bauern  hatten  nur  ein  als  Dienstbarkeit  aufgefaßtes 
Nutzungsrecht  behalten.    Vielfach  war  auch  die  Erblichkeit  der  Bauern- 


"  Über  SchleBwig-Holatein  vgl.  Meitzbn,  Siedelung  1,  56  f. 

^*  Auf  diesen  Umstand  hat  zuerst  G.  Fr.  Knapp  aufmerksam  gemacht. 

^  Vgl.  S.  460f.  Sabtobius,  Geschichte  des  Bauernkrieges,  1795.  Zimmermann, 
Geschichte  des  Banemkrieges ',  2  Bde,  1856.  Lorenz  Fries,  Geschichte  des  Bauern- 
krieges in  Ostfranken,  her.  v.  SohXffler  u.  Henxer,  1888.  M.  Cronthal,  Würzburg 
im  Bauernkriege,  her.  y.  Wibland,  1887.  Baümann,  Akten  z.  G.  des  Bauernkrieges 
in  Oberschwaben,  1877.  Fribss,  Au&tand  der  Bauern  in  Niederösterreich,  Bl.  d. 
Yer.  f.  Landeskunde  in  Niederösterreich,  1897.  Stolze,  Zur  Vorgeschichte  des 
Bauernkrieges,  1900  (Schmoller's  Forsch.  18,  4;  vgl.  Th.  Knapp,  Eist  VJSchr. 
4,  252). 

B.  ScHBdDBB,  Dentsche  BeohtogeBchlchte.    4.  Aufl.  51 
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lehen  verschwanden;  die   sogenannten   Schupf lehen  gewährten  dem  Be- 
sitzer nar  ein  lebenslängliches  Nutzungsrecht.    Aber  es  fehlte  nicht  an 
Elementen,  die  der  Erhaltung  der  Bauerguter  zu  statten  kamen  und  eine 
ungesunde  Ausdehnung  des  Großgrundbesitzes  verhinderten.     Wo  es  zur 
Bildung  von  Meiergütern  gekommen  war  (S.  481),  hatten  die  Landesherren 
von  vornherein  das  größte  Interesse  daran,  so  wertvolle  Steuerobjekte  nicht 
in  die  Hände  der  privilegierten  Klassen  kommen  zu  lassen.    Hier  machte 
sich   schon   früh   der  staatliche  Leihezwang   geltend,    den   Grundherren 
wurde  eine  Erhöhung  der  auf  den  Meiergütern  ruhenden  Lasten  unter- 
sagt, der  Teilung  der  Güter  durch  Begünstigung  des  Anerbenrechts  yon 
Staats  wegen   entgegengetreten.     Anderwärts    war    es  die  dem   Westen 
Deutschlands  eigentümliche  zerstreute  Lage  des  grundherrlichen  Besit-zes, 
im  Gegensatz  zu  den  geschlossenen,  einem  einzigen  Herrn  unterstehenden 
Dorfgemeinden  des  Ostens,   die  es  den  Grundherren  unmöglich  machte, 
die  Gesamtheit  oder  auch  nur  die   Mehrzahl  ihrer  bäuerlichen  Hinter- 
sassen zu  Frondiensten  auf  dem  Herrenland  zu  verwenden.    Der  Über- 
gang zum  Großbetrieb  war  den   Herren  schon  dadurch   unmöglich   ge- 
macht    Dazu  kam,   daß   die   Landesherren   zum  Teil  lange  nicht  die 
Rücksicht  auf  den  landständischen  Adel  zu  nehmen  hatten,   wie   es  in 
Norddeutschland  der  Fall  war.    In  den  würtembergischen  Ständen  hielten 
Städte    und   Bauern   den   zu   etwaigen  Übergriffen    geneigten   Adel   im 
Zaum   und  in  Baiem  wurde  die  Macht  der  Stande  schon  im  16.  und 
17.   Jahrhundert  so   geschwächt,   daß  sie  dem  Landesherrn  keine  Be- 
dingungen mehr  vorzuschreiben  vermochten.    In  Baiem  kam  noch,  im 
schärfsten  Gegensatz  zum  östlichen  Deutschland,  dazu,  daß  die  adelichen 
Hoftnarken  gegenüber  den  landesherrlichen  und  den  weitaus  überwiegen- 
den  Bauerhöfen  geistlicher  Grundherren  nur  einen  ganz  geringen  Pro- 
zentsatz bildeten.    Der  Herzog  hatte  aber  ebensowenig  wie  die   Geist- 
lichkeit ein  Interesse  daran,  den  Bauern  das  Leben  sauer  zu  machen 
oder  ihnen  gar  Gewalt  anzuthun.    Alle  diese  Umstände  haben  in  West- 
deutschland die  für  den  Osten  so  verhängnisvoll  gewordene  Ausbildung 
der  großen  Güter  auf  Kosten  eines  für  das  Wohl  des  Landes  unentbehr- 
lichen Kleinbesitzes  verhindert,  statt  del:  Gutsherrschaft  erhielt  sich  die 
Grundherrschaft  mit  ihren  mäßigen  Eigenbetrieben  und  zahlreichen  abgaben- 
pflichtigen  Kleinbetrieben. 

Durch  Dekret  der  französischen  Nationalversammlung  vom  4.  August 
1789  über  die  Aufhebung  des  regime  feodal  wurden  in  allen  mit  Frank' 
reich  vereinigten  Landesteilen  die  Bauern,  soweit  sie  ein  erbliches  Recht 
hatten,  in  Eigentümer  verwandelt  und  von  sämtlichen  Lasten  befreit; 
eine  Entschädigung  der  Herren  wurde  erst  später  angeordnet.  Im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  ist  die  gutsherrlich -bäuerliche  Regulierung  fast  in 
allen  deutschen  Staaten  in  der  Weise  erfolgt,  daß  die  Bauern  bei  erb- 
lichen und  allen  dem  Leihezwang  unterliegenden  nichterblichen  Stellen 
gegen  Entschädigung  der  Herren  durch  Kapital  oder  Rente  für  die  den 
Bauern  bis  dahin  obliegenden  Leistungen  das  volle  Eigentum  erworben 
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haben  *^  Zur  Erleichterung  der  Ablösung  wurden  vielfach  staatliche 
Bentenbanken  gegründet,  die  gegen  Abtretung  der  Ablösungsrente  das 
Kapital  in  Gestalt  von  Renten briefen  vorschössen**. 

Eine  zweite  Aufgabe  der  neueren  Landeskulturgesetzgebung  war  die 
Zusammenlegung  (Verkoppelung)  der  Grundstücke  im  Wege  des  Zwangs- 
umtausches der  in  Streulage  befindlichen  Ackerparzellen,  womit  zugleich 
der  Flurzwang  und  die  gegenseitige  Brach-  und  Stoppelweide  beseitigt 
wurde  *^  In  Schleswig-Holstein,  Lauenburg,  Nassau-Oranien  und  Nassau- 
Saarbrücken  wurden  die  Verkoppelungen  großenteils  schon  im  Laufe  des 
18.  Jahrhunderts  durchgeführt**.  In  Preußen  wurde  das  Verkoppelungs- 
verfahren  in  mustergiltiger  Weise  durch  die  Gemeinheitsteilungsordnung 
von  1821  geregelt,  nachdem  schon  das  ALR  I.  17,  §§  811  flF.  gewisse 
Grundzüge  aufgestellt  hatte  *^.  Für  die  süd-  und  westdeutschen  Verhält- 
nisse ist  namentlich  das  naussauische  Eonsolidationsgesetz  von  1829  vor- 
bildlich geworden.  Gegenwärtig  befinden  sich  die  meisten  deutschen 
Staaten  im  Besitz  einer  verständigen  Verkoppelungsgesetzgebung»«  Das 
Verfahren  geschieht  nur  auf  Antrag  eines  Teils  der  Interessenten  und 
wird  durch  staatliche  Auseinandersetzungsbehörden  (in  Preußen  General- 
kommissionen) durchgeführt.  Es  verfolgt  den  Zweck,  jedem  Beteiligten 
statt  des  in  Streulage  befindlichen  •  Parzellenbesitzes  einen  möglichst  ab- 
gerundeten Besitz  zu  verschaffen.  Das  Verfahren  führt  vielfach  zugleich 
zu  einer  Aufteilung  der  Gemeindeweiden,  während  die  Gemeindewälder 
in  der  Begel  ungeteilt  erhalten  bleiben. 

Weitere  Aufgaben  der  Landeskulturgesetzgebung  unseres  Jahrhunderts 


*'  Sorgfältige  Zusammenstellungen  bei  Jüdbich,  Die  Grundentlastung  in  Deutsch- 
land, 1868.  Vgl.  die  angeführten  Werke  von  G.  Fb.  Knapp  und  Meitzen.  Der 
von  der  preußischen  Landeskulturgesetzgebung  von  1811  bis  1850  begangene  Fehler 
der  Ablösung  durch  Naturalleistung  wurde  in  den  AblÖsungsgesetzen  der  übrigen 
deutschen  Staaten  glücklich  vermieden.  Von  der  Vernichtung  des  Kleinbauern- 
Standes  durch  die  genannte  preußische  Gesetzgebung  war  bereits  die  Kede. 

*'  Der  Überschuß  der  Rente  über  den  zur  Verzinsung  der  Rentenbriefe  notigen 
Betrag  wurde  zur  Amortisation  der  Rentenschuld  bestimmt,  so  daß  der  Bauer  durch 
die  wfthrend  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren  fortgesetzte  Rentenzahlung  von 
selbst  befreit  wurde. 

^  Vgl.  ScHENCK)  Einteilung  der  Felder  und  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  südwestl.  Deutschland,  1867.  Schutte, 
Zusammenlegung  der  Ghrundstücke,  1886.  Vgl.  die  angeführten  Werke  von  G.  Fb. 
Knapp  und  Mbitzen. 

^  Vgl.  Schenok,  a.  a.  0.  28  fiP.    Hanssbk,  Agrarhistor.  Abh.  2,  514  f. 

*'  Dazu  später  Gesetz  vom  2.  April  1872  und  die  provinziellen  Verkoppelnngs- 
gesetze  für  Hessen-Nassau  vom  IS.  Mai  und  2.  Sept  1867,  Schleswig- Holstein 
vom  17.  Aug.  1876,  Hannover  vom  17.  Juni  1888,  Hohenzollem  vom  28.  Mai  1885, 
Rheinprovinz  vom  24.  Mai  1885  und  5.  April  1869,  Landesgesetz  für  Waldeck  und 
Pyrmont  vom  25.  Jan.  1869. 

^  In  Baiem  wurde  das  unbrauchbare  Gresetz  von  1861  ersetzt  durch  Flnr- 
bereinigungsgesetz  vom  29.  Mai  1886. 
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waren  die  Beseitigung  des  Jagdrechts  auf  firemdem  Gnind  und  Boden '^, 
die  Aufhebung,  Ablösung  oder  Beschränkung  kulturschädlicher  Dienstbar- 
keiten (namentlich  der  Weidegerechtigkeiten)^  Ablösung  der  Zehnten  und 
sonstigen  kirchlichen  BeaUasten,  die  Waldschutzgesetzgebung,  das  Wasser- 
recht, insbesondere  die  Verhältnisse  der  Deich-,  Bewässerungs-  und  Ent- 
wässerungsgenossenschaften u.  dgL  m.^^ 

Die  früheren  Beschränkungen  des  Eigentumserwerbes  für  gewisse 
Klassen,  wonach  Nichtadeliche  in  der  Kegel  keine  Bittergüter,  Adeliche 
keine  Bauergüter  erwerben  durften,  wurden  schon  im  Beginn  des  1 9.  Jahr- 
hunderts allgemein  aufgehoben.  Ebenso  wurden  die  aus  früherer  Zeit 
überlieferten  partikularrechtlichen  Beschränkungen  der  Teilbarkeit  der 
Grundstücke  größtenteils  beseitigt  Dagegen  hat  sich  die  nur  dem  frän- 
kischen Recht  unbekannt  gebliebene  ungeteilte  Vererbung  der  Bauer- 
güter (das  Anerbenrecht)  nach  den  Grundsätzen  des  Minorates  oder 
Mtyorates  in  den  verschiedensten  Teilen  Deutschlands  erhalten  ^^.  Die 
neueren  Höferechte  oder  Landgüterordnungen  suchen  diese  Richtung  zu 
befördern.  Auf  dem  Gebiete  des  Großgrundbesitzes  wurde,  im  Anschluß 
an  die  Ganerbschaften  des  Mittelalters,  die  ungeteilte  Vererbung  durch 
das  Institut  der  Familienfideikommisse  aufrecht  erhalten,  das  sich,  obwohl 
durch  das  französische  Recht  und  di^  Gesetzgebung  der  Jahre  1848  und 
1849  bekämpft,  durchaus  als  lebensfähig  und  für  die  Erhaltung  einer 
gesunden  Aristokratie  unentbehrlich  erwiesen  hat.  Ebenso  hat  die 
durch  die  neuere  Gesetzgebung  zum  Teil  verbotene  Erbpacht  als  ein  für 
die  Wiedergewinnung  eines  gesunden  Bauernstandes  unentbehrliches 
Institut  in  neuester  Zeit  teils  in  der  alten  Form,  teils  in  der  des  Renten- 
gutes die  Unterstützung  der  früher  vielfach  abgeneigten  Gesetzgebung 
wiedererlangt 

§  68.    Die  Stände  und  die  Konfessionen. 

Bbetsio,  Wirtschaftlich-soziale  Gliederung  der  Stftnde  zu  Beginn  der  neueren 
Zeit^  Schmoller's  Jahrbuch  21,  1  S.  1  ff. 

I.  Der  erste  unter  den  Standen  ^  war  der  hohe  Adel,  der  sich  in  alter 
Weise  aus  den  Fürsten  und  Herren  zusammensetzte.    Die  letzteren  hatten 


'^  Auf  dem  linken  Bheinufer  schon  durch  die  französische  Gesetzgebung,  im 
übrigen  größtenteils  erst  seit  1848. 

•»  Vgl.  G.  Meter,  Verwaltungsrecht»  1,  288—882.  Rosin,  Recht  der  öffentl. 
Genossenschaft,  1886,  S.  79—89.  0.  Giebke,  Genossenschaftsrecht  1,  770  ff.  A.  Ak- 
scHüTZ,  Wiesengenossenschaften,  JB.  d.  gem.  deutsch.  R.  S,  896  ff.  G.  Akschütz, 
Bewässerung  u.  Bewftsseruugsrecht,  HWB.  d.  Staatsw.'  2,  778  ff.;  Deichwesen,  ebd. 
8,  141  ff.;  Wassergenossenschaften,  ebd.  7,  669  ff.  J.  Giebks,  Gesch.  d.  deutsch. 
Deichrechts  I.  (Gierkb,  Unters.  63). 

**  Vgl.  V.  MiASKOWSKi,  Das  Erbrecht  und  die  Grundeigentumsverteilung  im 
Deutschen  Reiche,  1882—84  (Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  20.  25).  Siehe 
auch  die  Anm.  15  angeführten  Schriften  von  Brbhtano,  v.  Duttzio,  Fick,  Litdwio. 

»  Vgl.  Eichhorn,  §§  544.  545.  563.    Walter,  DRG.  §§  459—465.     Göhbum, 
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jetzt  größtenteils  den  Grafentitel  angenonunen,  während  dieser  aus  dem 
Kreise  der  Fürsten  verschwunden  war^  Man  sprach  deshalb  auch  von 
Beiohsfarsten  und  Beichsgrafen.  Unter  den  ersteren  kam  die  Bezeichnung 
als  „Fürst",  die  früher  nur  allgemeine  Standesbezeichnung  gewesen  war, 
jetzt  auch  als  besonderer  Titel  neben  den  älteren  Fürstentiteln  in  Gebrauch  ^ 
Wesentliche  Voraussetzung  für  die  Zugehörigkeit  zum  hohen  Adel  war 
die  Beichsstandschaft  (§  72).  Sie  kam  im  allgemeinen  nur  landesherr- 
lichen Häusern,  die  sich  im  Besitz  der  Landeshoheit  über  ein  Territorium 
be&nden,  zu.  Wer  nur  eine  ünterherrsohaft  unter  fremder  Landeshoheit 
besaß,  konnte  nicht  zum  hohen  Adel  gehören,  doch  gab  es  von  alters 
her  gewisse  Ausnahmen  für  solche  Herrengeschlechter,  die  sich  (wie  die 
Grafen  von  Stolberg)  ungeachtet  des  Verlustes  ihrer  reichsunmittelbaren 
Stellung  im  Besitz  der  Beichsstandschaft  erhalten  hatten.  Die  Erhebung 
in  den  hohen  Adel  stand  zwar  dem  Kaiser  zu,  aber  seit  1654  nur  für 
Personen,  die  ein  reichsunmittelbares  Territorium  besaßen  oder  mit  einem 
solchen  beliehen  wurden;  seit  der  Verbindung  der  Beichsstandschaft  mit 
bestimmten  Territorien  war  der  Besitz  einer  nicht  mit  Beichsstandschaft 
verbundenen  reichsunmittelbaren  Herrschaft  nicht  mehr  genügend.  Ohne 
den  Besitz  des  erforderlichen  Territoriums,  der  dem  Beichstag  nach- 
gewiesen werden  mußte,  vermochte  der  Kaiser  nicht  die  Eigenschaften, 
sondern  nur  die  Titel  des  hohen  Adels  zu  übertragen*.  Die  Auflösung 
des  Beiches  und  die  Mediatisierung  zahlreicher  Beichsfürsten  und  Grafen 
hat  den  Begriff  des  hohen  Adels  nicht  beeinflußt.  Den  mediatisierten 
St^ndesherren  wurde  die  Zugehörigkeit  zum  hohen  Adel  und  die  Eben- 
bürtigkeit mit  den  regierenden  Häusern  ausdrücklich  gewährleistete  Seit- 
dem besteht  der  hohe  Adel  aus  den  regierenden  und  den  mediatisierten 
standesherrlichen  Häusern  ^  Eine  Erhebung  in  den  hohen  Adel  ist  seit 
der  Auflösung  des  Beiches  ausgeschlossen.  Die  Titel  des  hohen  Adels 
kann  nunmehr  jeder  Landesherr  verleihen. 

Die  Zugehörigkeit  zum  hohen  Adel  setzte  die  Abstammung  aus  einer 


Ebenbürtigkeit  2,  1846.  Roth  von  Schbbckbmbtein,  Der  Freihermtitel  einst  and 
jetzt,  1888.  Uluann,  a.  a.  0.  2,  577  ff.  626  ff.  HürbiNi  Der  deutsche  Adel  im 
ersten  deutschen  Staatsrecht,  1898.    v.  Lusohik,  Ost  Reichsgesch.  492  ff. 

'  Über  einzelne  Herrengeschlechter,  die  den  freiherrlichen  Titel  beibehielten, 
vgl.  Waltbb,  a.  a.  0.  2,  98. 

*  Vgl.  FioKBB,  Reichsf.  201. 

*  Vgl.  Augsb.  RA.  von  1648,  §  66  (N.  Samml.  2,  589).  Der  JRA  von  1654 
§  197  (ebd.  8,  678)  und  die  Wahlkapitulation  von  1637  verlangten  die  Zustimmung 
des  Reichstages.    Vgl.  Ebdmahnsdöbffbr,  a.  a.  0.1,  161  f. 

»  Vgl.  DBA.  von  1815,  Art  14. 

*  Das  fürstliche  Haus  Hohenzollem  gilt  auf  Grund  besonderer  Abmachung 
als  Zweig  des  preußischen  Königshauses,  zählt  also  zum  unmittelbaren  hohen  Adel, 
der  auch  die  früheren  Herrscherhäuser  von  Hannover,  Kurhessen  und  Nassau  mit- 
umfafit.  Während  die  Hausgesetze  des  unmittelbaren  hohen  Adels  dem  BGB.  vor- 
gehen, haben  die  des  mittelbaren  nur  den  Vortritt  vor  den  Landesgesetzen.  Vgl. 
BGB.,  Einf.-Ges.  57.  58. 
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ebenbürtigen  Ehe  voraus.  Eine  solche  bestand  im  allgemeinen  nur  zwischen 
Personen  des  hohen  Adels,  doch  machte  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert 
vielfach  die  Ansicht  geltend ,  daß  Männer  des  hohen  Adels  mit  Frauen 
aus  dem  niederen  Adel  eine  ebenbürtige  Ehe  eingehen  könnten.  Durch- 
gedrungen ist  diese  Auffassung  nur  bei  den  gräflichen  Häusern,  aber  auch 
in  einzelnen  Fürstenhäusern  hat  sich  eine  teilweise  entsprechende  Observanz 
ausgebildet^,  während  sich  die  meisten  fürstlichen  Hausgesetze  um  so  ent- 
schiedener dagegen  verwahrt  haben. 

Innerhalb  des  niederen  Adels  vollzog  sich  durch  die  Ausbildung  der 
Reichsritterschaft  die  Scheidung  in  den  Beichs-  und  Landesadel.  Die  Mit- 
glieder des  ersteren  (§  80)  übten  eine  beschränkte  landesherrliche  Gewalt 
auf  ihren  Besitzungen  und  hatten  als  Eeichsunmittelbare  den  persönlichen 
Gerichtstand  vor  den  höchsten  Reichsgerichten.  Sie  besaßen  das  Recht 
der  Uausgesetzgebung,  die  jedoch  kaiserlicher  Bestätigung  bedurfte.  Als 
Korporation  wurden  sie  unmittelbar  zu  gewissen  Reichslasten  herangezogen 
und  hatten  den  Anspruch  auf  direkte  Mitteilung  aller  Reichsgesetze.  Da 
sie  aber  keine  Reichsstandschaft  besaßen,  so  zählten  sie  nur  zu  dem 
niederen  Adel,  obwohl  sie  jsich  zum  Teil  durch  das  Verlangen  einer  be- 
stimmten reichsrittorlichen  Ahnenzahl  bei  Kanonikaten,  Turnieren  und 
Stammgütem  von  dem  Landesadel  abzuschließen  suchten.  Nach  ihrer 
Mediatisierung  haben  die  reichsritterschaftlichen  Familien  gleichwohl  das 
Recht  der  Autonomie,  aber  nur  nach  Maßgabe  der  Landesgesetze,  be- 
halten^. Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  führten  die  Mitglieder  der 
Reichsritterschaft  sämtlich,  auch  ohne  besondere  Verleihung,  den  freiherr- 
lichen Titel 

Durch  die  Umgestaltung  der  Heeresverfassung  und  die  Einführung 
des  Briefadels  hatte  der  niedere  Adel,  zu  dem  jetzt  auch  der  Stadtadel 
gerechnet  wurde,  seinen  Charakter  als  Berufsstand  verloren  und  war  zu 
einem  privilegierten  Geburtstande  geworden,  wenn  er  auch  zum  Teil, 
namentlich  in  Süd-  und  Westdeutschland,  die  ritterliche  Lebensweise  noch 
bis  zum  17.  Jahrhundert  fortsetzte.  Unter  den  berittenen  Söldnern,  den 
sogenannten  Reisigen,  befanden  sich  viele  vom  Adel.  In  Preußen  galt 
der  Ofßzierdienst  im  Heere  als  eine  gesetzliche  Pflicht  des  Landadels. 
Der  persönliche  Adel  der  Doctores  iuris  kam  allmählich  außer  Übung, 
aus  üim  entwickelte  sich  aber  vielfach  die  Gleichstellung  des  höheren 
Beamtenstondes  mit  dem  Adel.    Beiden  wurde  der  eximierte  Gerichtstand, 


'  Eine  sehr  bestrittene  Frage  ist  es,  ob  in  den  reichsgräf  liehen  H&usem  auch 
Frauen  aus  dem  einfachen  niederen  Adel,  ohne  gräflichen  oder  freiberrUchen  Titel» 
als  ebenbürtig  anzusehen  seien.  Der  Schiedspruch  des  Königs  von  Sachsen  über 
den  Lippischen  Thronfolgestreit  hat  die  Frage  neuerdings  bejaht.  Bei  reichs- 
fürstlichen  Häusern  beschränkt  sich  die  observanzmäßige  Zulassung  des  niederen 
Adels  auf  die  gräflichen  Familien. 

>  Vgl.  DBA.  14.  BGB.,  £inf.-Ges.  58,  2.  Dem  ehemaligen  Beichsadel  sind 
hier  und  da  durch  Landesgesetz  auch  gewisse  Familien  des  landsässigen  Adels 
gleichgestellt  worden  (so  in  der  Eheinprovinz  durch  VO.  v.  21.  Jan.  1887). 
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znm  Teil  auch  die  Siegelmäßigkeit,  d.  h.  die  Gleichstellnng  des  Privatsiegels 
mit  den  öffentlichen  Siegeln,  zugestanden.  Mit  dem  eximierten  Gericht- 
Stande  hing  die  Exemtion  von  den  bloß  lokalen  Statutarrechten  in  An- 
sehung des  Familien*  und  Erbrechts  zusammen;  die  Eximierten  lebten 
in  dieser  Beziehung  ausschließlich  nach  Frovinzial-  oder  Landesrecht  Das 
Recht,  den  Adel  zu  yerleihen,  war  ein  kaiserliches  Beservatreoht,  mit 
dem  nur  solche  Beichsstande,  die  zugleich  europäische  Mächte  waren, 
konkurrierten  ^  Durch  Strafurteil  konnte  der  Verlust  des  Adels  aus- 
gesprochen werden.  Zu  den  Vorrechten  des  Adels  gehörte  das  Becht  auf 
ein  Familien  Wappen  und  die  passive  Lehnsßhigkeit^^.  Aus  der  letzteren 
entsprang  der  Satz,  daß  Bittergüter  ohne  besondere  landesherrliche  Ge- 
nehmigung nur  Ton  Adelichen  erworben  werden  durften;  die  Freigebung 
f&r  die  übrigen  Stände  ist  erst  durch  die  Gesetzgebung  des  19.  Jahr- 
hunderts erfolgt  Ein  anderes,  in  manchen  Partikularrechten  hervor- 
tretendes Vorrecht  des  Adels  bezog  sich  auf  die  Fähigkeit  zu  Familien- 
fideikommissen.  Auch  wo  dieses  Vorrecht  nicht  anerkannt  war,  forderten 
die  Stiftungsbriefe  nicht  selten  eine  bestimmte  Ahnenzahl,  die  vielfach 
auch  bei  Eanonikaten  und  Turnieren  verlangt  wurde,  so  daß  sich  der 
Begriff  des  stift-  oder  turniermäßigen  Adels  von  acht  oder  gar  sechzehn 
Ahnen  bildete.  Abgesehen  von  derartigen  Beschrankungen  wurden  Ehen 
zwischen  Adelichen  und  Nichtadelichen  freien  Standes  allgemein  als  eben- 
bürtige Ehen  behandelt,  erst  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  machte  sich 
in  Doktrin  und  Praxis  eine  Bichtung  geltend,  welche  die  Ehe  eines 
adelichen  Mannes  mit  einer  „vilis  et  turpis  persona''  als  ungebührlich  be- 
zeichnete und  der  Ehefrau  wie  den  aus  einer  solchen  Ehe  entsprossenen 
Kindern  die  besonderen  Standesvorrechte  des  Vaters  versagte;  diese  Auf- 
fiissung  fand  hier  und  da  auch  Eingang  in  die  Gesetzgebung,  nament- 
lich in  ein  preußisches  Edikt  v.  J.  1739  und  von  da  in  das  Allgemeine 
Landrecht,  nach  dem  ein  Mann  von  Adel  mit  Frauen  aus  dem  Bauem- 
oder geringeren  Bürgerstand  ohne  einen  auf  Bewilligung  seiner  drei 
nächsten  Verwandten  erteilten  gerichtlichen  Dispens  keine  Ehe  zur  rechten 
Hand  eingehen  konnte,  eine  Bestimmung,  die  zwar  der  preußischen  Ver- 
fassungsurkunde widersprach,  aber  erst  durch  Gesetz  vom  22.  Febr.  1869 
aufgehoben  wurde  *^.  Abgesehen  von  der  hier  hervortretenden  Unter- 
scheidung zwischen  höherem  und  niederem  Bürgerstande  und  gewissen 
den  letzteren  betreffenden  Sonderbestimmuugen  (wie  ALB.  I,  6  §§  112  ff. 
II,  2  §  626),  die  zum  Teil  bis  1900  in  Kraft  geblieben  sind,  hatte  der 


•  Vgl.  preuß.  ALR.  II.  Tit  9,  §§  9—13,  Anh.  §  US.  Durch  besonderes  kaiser- 
Uches  Privileg  konnten  auch  andere  Beichsstände  das  Becht  der  Adelsverleihung 
erlangen,  insbesondere  kam  es  vor,  daß  der  Kaiser  einzelne  Beichsstände  zu  Hof- 
pfalzgrafen mit  der  großen  Comitive  ernannte,  wodurch  sie  zur  Verleihung  des 
einfachen  (untitulierten)  Adels  berechtigt  wurden.  Vgl.  Püttbb,  Histor.  Entwicke- 
lung  3,  263. 

>•  Vgl.  Hauptmann,  Wappenrecht,  1896. 

"  Vgl.  GöHBüM,  a.  a.  0.  2,  174  ff.  198  ff. 
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Bürgerstand,  der  die  gesamte  freie  Einwohnerschaft  der  Städte  umfaßte, 
nichts  Eigentümliches. 

Die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  hatte  sich  seit  den  letzten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters  wesentlich  verschlechtert  ^^  In  West- 
deutschland waren  zwar  durch  die  Einführung  der  Meiergüter  viele  ehe- 
mals hörige  Bauern  zu  persönlicher  Freiheit  und  behaglichem  Dasein  ge- 
langt, aber  ihr  Emporsteigen  erfolgte  auf  Kosten  der  Mehrzahl  ihrer 
früheren  Standesgenosseu,  die  ihren  Grundbesitz  ganz  oder  größtenteils 
verloren  und  zu  kleinen  Büdnern  oder  besitzlosen  Leibeigenen  oder  Hals- 
eigenen  wurden.  Im  allgemeinen  beschrankte  sich  die  Leibeigenschaft 
auf  das  offene  Land,  doch  wurden  durch  die  Beaktion  gegen  den  Bauern- 
krieg, die  überhaupt  die  Lage  der  Leibeigenen  verschlechterte,  mehrfach 
auch  ganze  Stadtgemeinden,  die  es  mit  den  Bauern  gehalten  hatten,  der 
Leibeigenschaft  unterworfen  ^^  Hier  und  da  wurden  auch  Fremde  {„her- 
kommende  Leute''),  die  ohne  „nachfolgenden  Herrn"  und  ohne  sich  dem 
Schutze  eines  inländischen  Grundherrn  zu  unterwerfen  Jahr  und  Ti^  im 
Lande  gewohnt  hatten,  seitens  des  Landesherm,  in  den  Landern  fränki- 
schen Rechts  aber,  auf  Grund  eines  angeblichen  Wildfangregals,  seitens 
des  Pfalzgrafen  als  Eigenleute  in  Anspruch  genommen  ^^  Im  allgemeinen 
war  die  Lage  der  Leibeigenen  in  Westdeutschland  keine  drückende.  Zu 
Frondiensten  waren  sie  regelmäßig  nur  dem  Grundherrn  auf  Grund  ihres 
Leihegutes,  aber  nicht  dem  Leibherm  für  ihre  Person  verpflichtet 
Dagegen  hatten  sie  vielfach,  zumal  in  Baiem,  wo  es  am  schlechtesten 
stand,  dem  Leibherm  Gesindedienste  zu  leisten  und  bedurften  zum  Ab- 
züge sowie  zu  Heiraten  außerhalb  des  Landes  der  Genehmigung  des 
Herrn.  Die  Annahme  eines  vom  Herrn  ihnen  angebotenen  Hofes  durften 
sie  nicht  ablehnen.  Sonst  beschränkten  sich  ihre  Leistungen  meistens 
auf  einen  Leibzins  in  Geld  oder  in  Gestalt  eines  Leibhuhns,  und  auf  den 
Sterbfall  (Hauptrecht),  der  im  18.  Jahrhundert  nur  noch  als  ein  ver- 
hältnismäßiger Zuschlag  zu  der  auch  von  Freien  zu  entrichtenden  Erb- 
schaftsteuer erschien ^'^;  nur  vereinzelt  (z.B.  in  Westfalen)  hat  sich  das 
strengere  Bauteilsrecht,  das  dem  Herrn  einen  bestimmten  Bruchteil  des 
Nachlasses  gewährte,  länger  erhalten.  Die  Leibeigenen  konnten  eigenes 
Vermögen  haben  und  sich  von  der  Eigenschaft  loskaufen,  falls  eine  Ver- 
einbarung mit  dem  Herrn  über  das  Loskaufgeld  erzielt  wurde.    Später 


^*  Vgl.  die  Litteratorangaben  S.  422  f.  484  £  779  n.  Wüttke,  Gesindeordnangen 
und  GesindezwangsdieoBt,  1894  (Schmolleb's  ForBchungen  12,  4). 

^^  Vgl.  Oberrhein.  Stadtrechte  1,  170. 

1^  Vgl.  §  78,  n.  4.  Über  die  westföllBchen  Biesterfreien  ygl.  MOseb,  Patriot 
Phantasien  8,  329  £P.;  Osnabr.  Gesch.  1,  75  £P. 

^^  Beide  Abgaben  kamen  auch  als  grondherrliche  Abgaben  vor.  Dem  von 
den  Leibeigenen  entrichteten  Hauptrecht  („  Leibfall '0  stand  dann  der  von  dem 
Grund-  oder  Gerichtsherm  erhobene  „Güterfall"  gegenüber.  Dem  Leibzins  ent- 
sprach die  grundherrliche  Weisat  oder  Weisung ,  Ausdrücke,  die  übrigens  auch 
für  die  Abgaben  der  Leibeigenen  verwendet  wurden. 
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hatten  die  Loskaafgelder  meistens  ihre  festen  Taxen,  so  daß  sie  nur  als 
ein  besonderer  Znschlag  zu  der  Nachsteuer,  die  freie  Einwohner  beim 
Abzug  zu  zahlen  hatten,  empfunden  wurden.  Da  die  Leibeigenen  nur 
an  die  Person  des  Herrn  gebunden  waren  und  nicht  zu  einem  Hofe  ge- 
hörten, so  besaßen  sie  yielfach  auch  das  Recht  der  Freizügigkeit,  wenn 
sie  nur  die  Rechte  des  „nachfolgenden  Herrn^<  wahrten  und  ihre  Leib- 
hühner entrichteten.  Einer  Heiratserlaubnis  bedurften  sie  in  der  Regel 
nicht,  da  aber  die  Kinder  regelmäßig  der  Mutter  nachfolgten  (nur  zu- 
weilen Teilung  nach  den  Geschlechtern),  so  hatte  der  Leibherr  bei  Un- 
genossenehen  seiner  Leute  eine  Ungenossenabgabe  (üngenossame)  zu 
beanspruchen.  Durch  die  Freizügigkeit  und  die  Heiratsflhigkeit  kam  es 
dahin,  daß  in  den  meisten  Dörfern  Leibeigene  der  verschiedensten  Herren 
im  Gemisch  saßen,  während  alle  Dorfbewohner  demselben  Gerichtsherm 
unterworfen  waren  ^^.  Gerichts-  wie  Grundherren  suchten  diesem  Übel- 
stand nach  Kräften  durch  wechselseitigen  Austausch  oder  durch  gegen- 
seitige FreizügigkeitsYerträge  und  durch  die  Abwehr  aller  neuen  Ansiedler, 
die  einen  „nachfolgenden  Herm<<  hatten,  zu  begegnen  ^^  Denn  die  Ver- 
äußerung ihrer  Leute  war  den  Leibherren  gestattet;  da  das  ganze  Ver- 
hältnis aber  nicht  mehr  als  ein  solches  persönlicher  Unfreiheit  aufgefaßt 
wurde,  so  erschien  auch  die  Veräußerung  nicht  als  eine  Veräußerung  der 
Person,  sondern  nur  als  eine  Übertragung  der  besonderen  Besteuerungs- 
rechte, die  den  Herren  gegenüber  ihren  Leibeigenen  zustanden.  Die  be- 
sonderen Steuern  und  Steuerzuschläge,  denen  die  Leibeigenen  unterlagen, 
bildeten  schließlich  neben  dem  ehrenrührigen  Namen  den  einzigen  Unter- 
schied dieser  Klasse  gegenüber  den  Freien,  in  manchen  Gegenden  kamen 
aber  auch  diese  letzten  Reste  der  Leibeigenschaft  schon  im  Laufe  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts  vollständig  ab,  so  daß  es  nur  noch  freie 
Leute  gab. 

Den  umgekehrten  Weg  hat  die  Entwickelung  im  östlichen  Deutsch- 
land, und  zwar  ebensowohl  in  den  früheren  Kolonisationsgebieten  ost- 
wärts der  Elbe,  die  im  Mittelalter  nur  von  freien  Leuten  bewohnt  wurden 
(S.  459),  wie  in  Osterreich,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  eingeschlagen. 
Während  sich  im  Westen  mehr  und  mehr  ein  Übergang  von  der  Knecht- 
schaft zur  Freiheit  vollzog,  hat  im  Osten  das  wirtschaftliche  Bedürfnis 
der  zum  Großbetrieb  übergegangenen  Grundherren  die  Nachkommen  der 
freien  Kolonisten  Schritt  für  Schritt  zu  einer  der  baierischeu  Leibeigen- 
schaft ähnlichen,  diese  an  Härte  vielfach  noch  übertreffenden  Erbunter- 


^*  Andererseits  konnten  die  Leibeigenen  auch  Leihegüter  von  fremden  Grund- 
herren empfangen,  so  daß  sie  einer  dreifachen  Unterthftnigkeit  (gegen  Leib-,  Grund- 
und  Gerichtsherren)  unterlagen. 

^'  Durch  die  Freizügigkeitsyerträge  erhielten  die  Leibeigenen  innerhalb  des 
Yertragsgebietes  das  Recht  freien  Abzuges,  hatten  sich  dafür  aber  der  Leibherr- 
schaffc  sei  es  ddb  Gerichtsherm  des  Niederlassungsortes  (lokale  Leibeigenschaft) 
oder  des  Ghrundherm  der  Hofgenossenschaft,  in  die  sie  eintraten  (reale  Leibeigen- 
schaft) EU  unterwerfen. 
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thänigkeit  oder  Hofhörigkeit  geführt  Die  Ansätze  dazu  finden  sich 
bereits  im  16.  Jahrhundert,  aber  erst  die  durch  den  30jährigen  Krieg 
herbeigeführte  £nt?ölkerung  machte  es  für  den  Großgrundbesitz  zu  einer 
Lebensfrage,  sich  mit  allen  erlaubten  wie  unerlaubten  Mitteln  die  Er- 
haltung der  nötigen  Arbeitskräfte  zu  sichern.  Unterstützt  wurde  diese 
Entwickelung  in  Meklenburg  durch  die  ungehörige  Heranziehung  der 
römisohrechtlichen  Bestimmungen  über  die  servi,  in  den  an  Polen 
grenzenden  Landesteilen  durch  den  Einfluß  der  polnischen  Gesetzgebung, 
die  im  16.  Jahrhundert  die  Leibeigenschaft  im  schroffsten  Sinne  ein- 
geführt hatte.  Nur  yereinzelt  vermochten  sich  die  alten  Freibauern  zu 
erhalten.  Leibzins  und  Hauptrecht,  die  im  Westen  das  eigentUche  Merk- 
zeichen der  Leibeigenschaft  bildeten,  spielten  im  Osten  keine  Bolle.  Hier 
bestanden  die  Leistungen  der  Bauern  ausschließlich  in  Frondiensten,  oft 
ungemessenen,  die  man  an  die  Stelle  des  früheren  Grundzinses  gesetzt  hatte. 
Um  dieser  Frondienste  willen  gestattete  man  dem  Bauern  den  Abzug 
nur  gegen  Stellung  eines  Ersatzmannes  (Gewährsmann),  zuweilen  mußten 
selbst  mehrere  Ersatzmänner  zur  Auswahl  des  Herrn  gestellt  werden. 
Indem  allmählich  zu  den  Frondiensten  auch  der  Gesindezwangsdienst 
kam,  wurde  die  Beschränkung  der  Freizügigkeit  auch  auf  die  Bauern, 
denen  der  Herr  wegen  Unbotmäßigkeit  den  Hof  entzogen  hatte,  und  auf 
die  Kinder  der  Bauern  ausgedehnt  Die  ersteren  mußten  als  Gutstage« 
löhner  (Instleute,  Einlieger)  auf  dem  Hofe  bleiben,  während  die  Kinder 
der  Bauern  in  der  Kegel,  solange  sie  ledig  waren,  zum  Gesindedienst 
auf  dem  Hofe  yerpflichtet  waren.  Der  Abzug  wurde  ihnen  nur  gestattet, 
wenn  sie  sich  mit  dem  Herrn  über  den  Loskauf  yerständigten  ^^  Die 
Übernahme  eines  vom  Herrn  angebotenen  Hofes  durfte  nicht  verweigert 
werden.  Zur  Erlernung  eines  Handwerks  wie  zur  Verheiratung  war  die 
Genehmigung  des  Herrn  erforderlich.  Da  die  Folge  nach  der  Mutter 
im  Osten  unbekannt  war,  so  wurde  auch  den  Töchtern  der  Bauern  die 
Verheiratung  nach  auswärts  nur  gegen  Loskauf  gestattet  Die  dem 
Westen  besonders  charakteristischen  gemischten  Gemeinden  waren  dem 
Osten,  da  die  Freizügigkeit  fehlte,  durchaus  unbekannt  Seit  Ende  des 
Mittelalters  gehörten  alle  Dorfbewohner  demselben  Grundherrn,  der  zu- 
gleich ihr  Gerichtsherr  war.  Sie  waren  Hof  hörige  und  galten  als  Zubehör 
des  Herrenhofes.  Vorübergehend  wurde  von  den  Herren  selbst  ein 
Eigentum  an  der  Person  und  das  Becht  freier  Veräußerung  in  Anspruch 
genommen.  Die  auf  die  Befreiung  des  Bauernstandes  gerichteten  Be- 
strebungen der  preußischen  Könige  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich 
des  Großen  hatten  in  Brandenburg  und  Pommern  nur  geringen  Erfolg; 
mehr  wurde  von  ihnen  in  Ost-  und  Westpreußen,  wo  die  Verhältnisse 
besonders  im  argen  lagen,  durchgesetzt  Für  den  ganzen  Staat  erfolgte 
die  Befreiung  des  Bauernstandes  durch  Edikt  vom  9.  Oktober  1807. 
Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  waren  Baden,  HohenzoUem- Hechingen 

>«  Vgl.  Zeitschr.  f.  deutsche  Kulturgeschichte,  1896,  S.  467  £P. 
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und  Isenbnrg  in  der  gleichen  Richtung  vorgegangen,  in  Schleswig-Holstein 
erfolgte  die  Befreiung  von  1797  bis  1805.  Nachdem  die  französische 
Bevolutionsgesetzgebung  auch  auf  diesem  Oebiet  in  heilsamer  Weise  vor- 
angegangen war,  folgte  Westfalen  1807,  Baiem  1808,  Oldenburg  1811, 
Würtemberg  1817,  Baden  (soweit  die  Aufhebung  nicht  schon  1818  erfolgt 
war),  Großherzogtum  Hessen  und  Meklenburg  1820,  das  letztere  jedoch 
nur  so,  daß  man  den  Bauern  zwar  das  Recht  des  Abzuges,  aber  nicht 
die  notwendige  Ergänzung  dazu,  das  Recht,  sich  beliebig  im  Lande  nieder- 
zulassen, gewährte,  ein  Mangel  der  erst  durch  den  Eintritt  Meklenburgs 
in  den  Norddeutschen  Bund  beseitigt  wurde.  Unter  dem  Einfluß  der 
französischen  Julirevolution  erfolgte  die  Bauernbefreiung  in  Hannover  und 
Eurhessen  (1881),  Sachsen  (1882),  wo  thatsächiich  die  meisten  Bauern 
schon  lange  vorher  die  Freiheit  erlangt  hatten,  und  Hohenzollem-Sig- 
maringen  (1883).  In  Osterreich  hatten  schon  die  humanen  Bestrebungen 
Josephs  IL  in  der  Hauptsache  die  Befreiung  durchgeführt,  nur  die  Fron« 
dienstpflicht  blieb  bestehen  und  wurde  erst  1848  aufgehoben. 

Mit  der  Durchfuhrung  der  Bauernbefreiung  war  ein  Jahrhunderte  altes 
Unrecht  gesühnt.  Die  Befreiung  erfolgte  durchweg  ohne  Entschädigung 
der  Herren,  dagegen  wurden  die  Leistungen,  zu  denen  die  Bauern  ver- 
pflichtet gewesen  waren,  auf  das  gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  über- 
tragen, so  daß  sie  erst  mit  diesem  zur  Ablösung  gelangten.  Der  durch- 
schnittliche Geldwert  der  den  Gutsherrschaften  obliegenden  Gegenleistungen 
wurde  bei  der  Feststellung  der  Entschädigung  in  Abzug  gebracht 

IL  Der  ausschließlich  katholische  Charakter  des  Reiches  wurde  durch 
den  Religionsfirieden  von  1555  zu  Gunsten  der  augsburgischen  Konfession 
im  Sinne  der  Parität  abgeändert^®.  Die  volle  Parität  wurde  jedoch  nur 
in  den  freien  Reichsstädten  durchgeführt,  während  sie  im  übrigen  bloß 
den  Herrschenden,  d.  h.  den  Reichsständen  und  der  Reichsritterschaft,  aber 
nicht  den  Unterthanen  zu  gute  kam.  Die  Landesherren  erhielten  das 
Recht  des  Religionsbannes  {ius  reformandi),  kraft  dessen  sie  für  ihr  Gebiet 
nach  ihrem  Ermessen  beide  Konfessionen  oder  nur  eine  derselben  zulassen 
konnten;  den  Anhängern  des  verboteneu  Bekenntnisses  mußte  freier  Abzug 
mit  ihrem  Vermögen  gestattet  werden  ^^.  Der  westfälische  Friede  dehnte 
die  Parität  auch  auf  die  Refoimierten  als  augsburgische  Konfessions- 
verwandte aus  und  beschränkte  die  fernere  Ausübung  des  Religionsbannes 
durch  die  Festsetzung  des  Jahres  1624  als  Normaljahr,  so  daß  alle,  die 
während  dieses  Jahres  das  Recht  der  öffentlichen  oder  privaten  Ausübung 


"  Aogsb.  Rel.-Fr.  §§  15—17.  -20.  24.  26.  27  (N.  Samml.  3,  17  ff.).  Vgl.  Ritter, 
a.  a.  0.  1,  79 ff.  Bbakdi^  Der  Augsb.  Rel.-Friede,  1896.  Für  den  FaU,  daß  ein 
geistlicher  Reichsstand  auf  Grund  einer  Glaubensänderung  infolge  des  „geistlichen 
Vorbehalts'^  sein  Lehen  verUeren  sollte,  wurde  den  evangelischen  Unterthanen  des 
Stiftes  der  Schutz  ihres  Bekenntnisses  zugesichert    Vgl.  §  78,  n.  9.  §  88,  n.  2^ 

^  Auch  wenn  der  Landesherr  die  Auswanderung  nicht  verlangte,  sondern 
nur  die  freie  Ausübung  der  Religion  verbot.  Das  Abzugsrecht  mußte  auch  den 
Leibeigenen  gewährt  werden. 
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ihrer  Religion  {publicum  seu  prwtUum  suae  reUgionü  exereitmm)  durch 
ausdrückliches  Zugeständnis  oder  Umgus  ums  besessen  hatten,  dabei 
erhalten  bleiben  sollten,  während  die  Landesherren  gegenüber  den  durch 
das  Normaljahr  nicht  Geschützten,  soweit  diese  nicht  den  freien  Abzug 
vorzogen,  zwischen  Duldung  und  Ausweisung,  unbeschadet  des  Vermögens 
der  Ausgewiesenen,  wählen  konnten '^  Die  Reichsstädte  wurden  durch 
den  westfälischen  Frieden  (Art.  5,  §  29)  hinsichtlich  des  Religionsbannes 
den  übrigen  Reichsständen  und  der  Reichsritterschaft  gleichgestellt  In 
betreff  der  Besetzung  des  Reichskammergerichts  und  der  höchsten  Befehls- 
haberstellen im  Heere  wurde  die  Parität  in  kleinlichster  Weise  durch- 
geführt. Bei  Abstinmiungen  des  Reichstages  über  Angelegenheiten,  die 
konfessionelle  Fragen  berührten,  wurde  itio  in  partes  zugelassen. 

Die  deutsche  Bundesakte  von  1815  erklärte  den  Genuß  der  „bürger- 
lichen und  politischen  Rechte^'  für  unabhängig  von  der  „Verschiedenheit 
der  christlichen  Religionsparteien^'*^  Damit  war  das  Recht  des  Religions- 
bannes aufgehoben,  dagegen  blieb  es  der  Landesgesetzgebung  überlassen, 
inwiefern  den  Andersgläubigen  auch  die  öffentliche  Religionsübung  zu  ge- 
statten sei.  Die  rechtliche  Stellung  der  Dissidenten,  auf  die  sich  die 
deutsche  Bundesakte  nicht  bezog,  wurde  der  Landesgesetzgebung  anheim- 
gestellt»«. 

In  Ansehung  der  Juden  ^^  hielt  noch  die  Reichspolizeiordnung  von 
1577  daran  fest,  daß  nur  diejenigen,  denen  das  Reich  das  Regal  über- 
tragen habe,  Juden  aufnehmen  dürften.  Das  Wucherprivileg  der  Juden 
wurde  an  den  reichsgesetzlichen  Höchstsatz  von  57o  gebunden;  das  Juden- 
privileg, kraft  dessen  sie  in  gutem  Glauben  erworbene  Sachen  nur  gegen 
Ersatz  herauszugeben  brauchten,  wurde  aufgehoben.  Den  Reichsständen 
blieb  vorbehalten,  andere  Bestimmungen  über  die  Juden  zu  treffen.  In 
Preußen  wurden  die  Juden  1787  vom  Leibzoll  befreit;  durch  Gesetz  vom 
11.  März  1812  erlangten  sie  die  bürgerliche  Gleichstellung  mit  den  Christen. 
Die  DBA.  Art.  16  beschränkte  sich  darauf,  die  den  Juden  von  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  eingeräumten  Rechte  zu  gewährleisten. 

Durch  die  Landesgesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts  und,  wo  diese 
es  noch  hatte  fehlen  lassen,  durch  die  Gesetzgebung  des  Norddeutschen 
Bundes  wurde  die  volle  Gewissensfreiheit  für  alle  die  bürgerlichen  Pflichten 
nicht  beeinträchtigenden  religiösen  Bekenntnisse  durchgeführt 

"  JPO.  Art  6,  §§  1.  28.  30—87.  48.  Art.  7,  §  1.  Vgl.  Th.  Knapp,  Korre- 
spondenzbl.  f.  d.  Gelehrten-  u.  Realschulen,  1890.  Streitig  blieb  die  Frage,  ob 
der  Landesherr  ohne  landständische  Gknehmigong  berechtigt  sei,  statt  bloßer  Dul- 
dung auch  die  ö£Pentliche  Religionsübnng  zu  gestatten. 

«  DAB.  16. 

^  Nach  dem  JPO.  durften  Dissidenten  im  Reiche  noch  nicht  geduldet  werden. 

"  Vgl  RPO.  von  1577,  Tit.  20,  §§  2.  6.  7.  Sghbbsb,  Übersicht  der  Juden- 
gesetzgebnng  in  Österreich,  1895  (a.  d.  österr.  Staatswörterbuch  s.  y.).  C.  Th.  Weiss, 
Geschichte  und  rechtl.  Stellung  der  Juden  im  FQrstbistum  Straßburg,  Heidelb. 
Diss.  1894. 
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Zweites  Kapitel. 
Die  Verfassung  des  Beiches  und  seiner  Teile. 

GEB8TLA.CHBB)  Handbuch  der  tentscben  Reichsgesetze  in  systematischer  Ordnang. 
11  Bde,  1786—93.  J.  J.  Moses,  Teutsches  Staatsrecht,  50  Bde,  1787—64;  Erlfiute- 
niDg  des  westfälischen  Friedens,  2  Bde,  1775—76.  HIbbblik,  Handbach  d.  deutsch. 
Staatsrechts*,  8  Bde,  1797.  Pfeffinqeb,  Yitriarias  illustratas,  seu  institutiones  iaris 
publici  Romano -Gennanici,  4  Bde,  1781.  Hippolithüs  a  LAPmE,  Dissertatio  de 
ratione  Status  in  imperio  nostro  Romano- Germanico,  1640  (im  Auftrage  der  schwed. 
Regierung  von  B.  Ph.  von  Chemmitz  verfaßt,  vgl.  Goldsohlaq,  Beiträge  zur  polit 
o.  Publizist  Thätigkeit  Hermann  Gonrings,  Gott.  Diss.  1884,  S.  18.  78  f.).  Seve- 
siNUs  DE  MoNZAMBAKO  (Sam.  Pufbnoobf),  Dc  statu  impcrü  G^rmanici,  1667  (deutsche 
Übersetzung  von  Beesslaü,  1870;  vgl.  Dbotsbn,  Zur  Kritik  Pufendorfs,  Abhandl. 
zur  neueren  Gesch.  1876;  Fransun,  Das  deutsche  Reich  nach  Monzambano^  1872; 
Jastbow,  Pufendorfs  Lehre  von  der  Monstrosität  der  Reichs  Verfassung',  1882). 
J.  S*  PüTTEB,  Geist  des  westfäl.  Friedens,  1795.  Meieb,  Einleitung  in  das  deutsche 
Staatsrecht*,  1884.  Ritteb,  Deutsche  Geschichte  1,  1 — 57.  Eedhannsdörffeb, 
Deutsche  Geschichte  1,  48  ff.  188  ff. 

§  69.    Der  Kaiser. 

Karl  V.  war  der  letzte  deutsche  Konig,  der  sich,  und  zwar  in  Bologna, 
nicht  in  Rom,  zum  Kaiser  krönen  ließ.  Seit  Ferdinand  I.  führte  der 
deutsche  König  als  solcher  den  Titel  „erwählter  römischer  Kaiser"  {electus 
Romanortim  Imperator  semper  augustus,  Germaniae  rex)^  wozu  der  von 
der  Hausmacht  entlehnte  weitere  Titel  hinzutrat  ^  Die  Wahl  erfolgte, 
abgesehen  von  den  Veränderungen  im  KurfurstenkoUegium,  bis  zur  Auf- 
lösung des  Reiches  nach  den  Vorschriften  der  Goldenen  Bulle.  Die  Kur- 
fürsten nahmen  an  der  Wahl  vielfach  nur  noch  durch  Gesandte  teil.  Auch 
die  Krönung  wurde  seit  Ferdinand  I.  regelmäßig  zu  Frankfurt  vollzogen. 
Die  früheren  Beziehungen  des  Papstes  zu  den  Wahlvorgängen  waren  seit 
Wegfall  der  römischen  Krönung  von  selbst  beseitigt.  Die  Wähler  hielten 
seit  Albrecht  IL  ohne  Unterbrechung  an  dem  habsburgischen  Hause  bis 
zu  dessen  Aussterben  mit  Karl  VI.  (1740)  fest,  auch  Karl  VII.  (1742—45) 
verdankte  die  Wahl  nicht  seiner  Stellung  als  Kurfürst  von  Baiem,  son- 
dern als  habsburgischer  Regredienterbe.  Nach  seinem  Tode  fiel  die  Wahl 
auf  Franz  I.,  Herzog  von  Lothringen  (1745 — 65),  als  Gemahl  der  habs- 
burgischen Erbtochter  Maria  Theresia.  An  dem  lothringisch-habsburgischen 
Hause  (Joseph  IL  1765—90,  Leopold  IL  1790—92,  Franz  IL  1792—1806) 
wurde  dann  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  festgehalten.  Die  Regierungs- 
mündigkeit trat  seit  der  Wahl  Josephs  L  statt  des  früher  beobachteten 
ribuarischen  Termins  mit  dem  vollendeten  18.  Lebensjahr  ein*.  Für  eine 
Thätigkeit  der  Reichsvikare,  zu  der  auch  die  Besetzung  der  obersten  Reichs- 

^  Vgl.  Rundschreiben  Maximilians  I.  an  die  Reichsstände  vom  8.  Februar  1508 
(Gebstlacheb  3,  879  f.). 

«  Vgl.  S.  478.    Kraut,  Vormundschaft  8,  117  f. 
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gerichte  gehörte,  soweit  sie  dem  Kaiser  zustand,  war  (abgesehen  von  dem 
Interregnum  vom  20.  Okt.  1740  bis  24,  Jan.  1742)  nur  selten  Gelegen- 
heit, da  die  Kaiser  fast  regelmäßig  schon  bei  ihren  Lebzeiten  die  Wahl 
und  Krönung  des  Sohnes  zum  „Römischen  König*'  durchzusetzen  wußten, 
unmündige  Kaiser  aber  in  dieser  Periode  nicht  vorkamen^.  Auch  die  seit 
der  Wahlkapitulation  von  1711  vorgesehene  Vertretung  in  sonstigen  Ver- 
hinderungsfallen ist  nicht  praktisch  geworden*.  Das  pfalzische  Vikariats- 
recht  war  seit  dem  westfälischen  Frieden  zwischen  Pfalz  und  Baiern  streitig, 
bis  1752  durch  Vergleich  die  abwechselnde  Ausübung  festgestellt  wurde*. 
Die  Rechte  des  Kaisers  waren  durch  die  neuere  Verfassungsent- 
wickelung, zumal  auf  Orund  der  Wahlkapitulationen,  auf  das  äußerste 
eingeschränkt  Die  letzteren  legten  dem  Kaiser  die  Pflicht  der  Residenz 
im  Reiche  auf;  allen  Reichsständen  und  ihren  Gesandten  sowie  den  Ange- 
hörigen der  Reichsritterschaft  mußte  er  auf  Ansuchen  Audienz  gewähren; 
die  Hofsprache  sollte  entweder  deutsch  oder  lateinisch  sein.  Die  meisten 
Rechte  übte  der  Kaiser  nur  noch  in  Gemeinschaft  mit  dem  Reichstag 
oder  den  Kurfürsten  aus.  Zu  den  ausschließlich  kaiserlichen  Rechten 
gehörte  die  Vertretung  des  Reiches  nach  außen  (abgesehen  von  Kriegs- 
erklärungen und  Verträgen),  die  Berufung  des  Reichstages,  solange  er 
periodisch  zusammentrat,  die  Einbringung  von  Initiativanträgen  bei  diesen, 
sowie  die  Ratihabition  und  Publikation  der  Reichsgesetze.  Bei  dem 
Reichskanmiergericht  hatte  der  Kaiser  gewisse  Stellen  zu  besetzen.  Pri- 
vilegia  de  non  appellando  gegen  die  Reichsgerichte  konnten  nur  von  ihm 
erteilt  werden®.  Als  oberster  Lehnsherr  vollzog  der  Kaiser  die  Ver- 
leihung der  Reichslehen;  die  Wiederverleihung  heimgefallener  Reichs- 
lehen erforderte  die  Mitwirkung  der  Kurfürsten,  sobald  die  Lehen  „etwas 
Merkliches  ertrugen'^  Die  Investitur  der  Reichspröpste  war  Sache  des 
Kaisers.  Bei  manchen  Kirchenämtern  hatte  er  auch  das  Recht  der 
ersten  Bittet  Zu  den  Reservatrechten,  die  der  Kaiser  auch  innerhalb 
der  Territorien  ausübte,  gehörte  die  Verleihung  von  Zoll-,  Stapel-  und 
Münzgerechtigkeiten,  die  aber  der  Mitwirkung  des  KurfürstenkoUegiums 
bedurfte,  die  Ernennung  von  Notaren  mit  öffentlichem  Glauben  für  das 
ganze  Reich  (notarii  publici  imperii),  die  Verleihung  des  ins  doctorandi 
an  Universitäten  (§  44,  n.  4),  die  Erteilung  von  Titeln  und  Standes- 
erhöhungen (S.  805.  807).  Eine  Konkurrenz  zwischen  Kaiser  und  Landes- 
herren, soweit  diese  dem  Reichsfürstenstand  angehörten,  bestand  hinsicht- 
lich  des  Begnadigungsrechtes,   der  Gewährung   von  Legitimationen  und 


'  Vgl.  EiOHHOBN  4,  308  n. 

*  Vgl.  Kraut,  a.  a.  0.  8,  119.  126.  129  f. 

^  Vgl.  Eichborn  4,  308,  Anm.  c.    Ebdmannbdörffeb,  a.  a.  0.  1,  310  f. 

^  Nach  dem  JKA.  von  1654,  §  116  (N.  Samml.  4,  661)  sollte  der  Kaiser  neue 
Privilegien  dieser  Art  nur  in  den  dringendsten  Ffillen  erteilen. 

^  Vgl.  §  48,  n.  16.  König  Sigmund  übte  das  Recht  gegenüber  sftmtlichen 
Dom-  und  Kollegiatstiften  als  ein  althergebrachtes  Kronrecht  aus.  Vgl.  Urkunde 
Sigmunds  y.  1414,  N.  Arch.  23,  151. 
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Großjährigkeitserklärungen  und   der  Erteilung  Yon   Stadt-    und   Markt- 
rechten®. 

Im  Anfong  unserer  Periode  wurde  noch  häufig  die  kaiserliche  Be- 
stätigung landesherrlicher  Gesetze  nachgesucht,  weil  sie  den  Vorteil  hatte, 
den  Beichsgerichten  gegenüber  die  NichtVerletzung  reichsgesetzlicher  Be- 
stimmungen festzustellen^.  Seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
kamen  derartige  Bestätigungen  außer  Übung,  dagegen  wurde,  solange  das 
Beich  bestand,  an  der  Notwendigkeit  der  kaiserlichen  Bestätigung  für  die 
Hausgesetze  der  Beichsstande  und  Beichsritterschaft  festgehalten. 

§  70.    Die  Reichshofbeamten. 

Adleb,  Oiganisation  der  Oeiitralverwaltang  unter  Maximilian  I.,  1S86.  Bosen- 
THAL,  Behördenorganiflation  Ferdinands,  1887.  Ulmaniy,  Maximilian  1,  804  ff. 
G.  Meier,  Kr.  VJSchr.  29,  569  ff.  Lobenz,  Reichskanzler  und  Reichskanzlei  (Drei 
Bücher  Geschichte  und  Politik  52  ff.,  auch  Preuß.  Jahrb.  29,  474  ff.).  Seelioeb, 
Erzkanzler  und  Reichskanzleien,  1889,  S.  62  ff.  Lüsohin  y.  Ebekqbbuth,  Ost.  Reichs- 
geschicfate  268  ff.  Kbetsohmatb,  Das  deutsche  Reichsyizekanzleramt,  1897  (auch 
Archiv,  f.  öst.  Gesch.  84,  881  ff.). 

Durch  die  Beichsreform  wurden  ganze  Gruppen  von  reichsstandischen 
Beamten,  wie  die  des  Beichskammergerichts,  die  Schatzmeister,  die  Beichs- 
generale,  neu  geschaffen,  während  es  im  Beiohe  dienstthuende  königliche 
Beamte  kaum  noch  gab.  Der  persönliche  Charakter  des  früheren  Begi- 
mentes  trat  nur  noch  bei  den  Hofbeamten  hervor. 

Die  Erzamter  wurden  durch  den  westfälischen  Frieden  noch  um  ein 
Erzschatzmeisteramt  vermehrt,  das  der  Pfalzgraf  far  das  auf  Baiern  über- 
tragene Erztruchseßamt  erhielt,  während  es  nach  der  Vereinigung  Baierns 
und  der  Pfalz  an  den  Kurfürsten  von  Hannover  (bisher  Erzbannerherr) 
kam.  Sie  waren  im  wesentlichen  bloBe  Dignitäten  ohne  eine  reale  Be- 
deutung. Dasselbe  galt  im  allgemeinen  auch  von  den  Beiohserbämtern, 
die  aber  mit  gewissen  Einnahmen  verbunden  waren  \  Eine  herTorragende 
Bedeutung  hatte  nur  das  Erzkanzleramt  für  Deutschland,  das  durch  den 
Beichsdeputations-Hauptschluß  von  1803  von  Eur-Mainz  auf  das  neu- 
geschaffene Kur-Begensburg  übertragen  wurde.  Im  übrigen  traten  gegen- 
über den  Erbbeamten  die  persönlich  yom  Kaiser  ernannten  Hofbeamten, 
namentlich  der  Obersthofmeister,  Oberstmarschall  und  Generalsohatzmeister, 
als  besondere  Vertrauenspersonen  in  den  Vordergrund*.    Als  Beamter  für 


*  Über  letztere  Püttbb,  Auserles.  RechtsföUe  2,  807. 

*  Vgl.  Eichhorn  4,  292  ff. 

^  Das  Erbmarschallamt  hatten  die  Grafen  von  Pappenheim,  das  Erbschenken- 
amt (bis  1714)  die  Schenken  von  Limburg,  seit  1714  die  Grafen  von  Althann,  das 
Erbtruchseßamt  die  Grafen  von  Waldbarg,  das  Erbkämmereramt  die  Fürsten  von 
Hohenzollem,  das  Erbschatzmeisteramt  die  Grafen  von  Sinzendorf.  Über  die  Be- 
deutung des  Marschall-  und  Schenkenamtes  vgl.  Gebstlacher  5,  784  ff. 

*  In  den  Wahlkapitulationen  mußten  die  Kaiser  versprechen,  nur  Männer  von 
guter  Herkunft  (womöglich  aus  dem  hohen  Adel)  und  nur  Deutsche  oder  solche 
Ausländer,  die  Lehen  im  Reiche  hätten,  zu  Hofömtem  zu  berufen. 
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die  Erteilung  kaiserlicher  GnadenerweisuDgeo,  Damentlich  AdelsverleiliaDgeii 
und  die  Ernennung  öffentlicher  Notare,  erhielt  sich  der  von  Karl  lY.  ein- 
geführte Hofpfalzgraf  (S.  487),  indem  der  Kaiser  entweder  für  die  ein- 
zelnen Territorien  besondere  Hofpfalzgrafen  ernannte  oder  den  Landesherren 
diese  Würde  erteilte. 

Hinsichtlich  der  Hofkanzlei  traten  unter  Friedrich  III.  die  alten  An- 
sprüche des  Erzkanzlers,  insbesondere  der  auf  die  Ernennung  des  Vize- 
kanzlers (S.  492)  wieder  hervor.  In  den  letzten  Begierungsjahren  Maxi- 
milians I.  und  unter  Karl  V.  besorgte  die  erbländische  Hofkanzlei  unter 
dem  vom  Kaiser  ernannten  Hof  kanzler  in  einer  besonderen  für  das  Reich 
bestimmten  Abteilung  unter  einem  eigenen  Sekretär  auch  die  Reichs- 
angelegenheiten ^  Dagegen  bestand  unter  Friedrich  III.  und  in  der  ersten 
Zeit  Maximilians  I.,  sodann  wieder  seit  der  Thronbesteigung  Ferdinands  I. 
strenge  Trennung  der  „römischen  Kanzlei"  von  der  erbländischen ,  die 
aber  nicht  von  Dauer  war.  Die  „Reichshofkanzlei"  st^nd  unter  dem 
vom  Erzkanzler  ernannten  Vizekanzler  (seit  1519),  dem  später  noch  der 
Reichsreferendar  zur  Seite  trat  Weitere  Beamte  der  Kanzlei  waren  die 
Sekretarien,  der  Registrator,  der  Taxator,  die  Schreiber  und  Diener. 
Später  wurden  sämtliche  Kanzleibeamten  vom  Erzkanzler  ernannt^  die 
Kaiser  mußten  in  den  Wahlkapitulationen  ausdrücklich  versprechen,  sich 
dabei  jedes  Eingriffes  zu  enthalten.  Alle  Kanzleibeamten  hatten  dem 
Kaiser  und  dem  Erzkanzler  Treue  und  Qehorsam  zu  schwören.  Ihre  Be- 
soldung empfingen  sie  vom  Erzkanzler,  der  dafür  ein  Bauschquantum  vom 
Reiche  erhielt  Demgemäß  wurden  auch  die  Kanzleitaxen  von  dem  Erz- 
kanzler festgesetzt^. 

Die  Reichshofkanzlei  hatte  keinen  festen  Sitz,  sondern  befimd  sich 
immer  am  Hofe  des  Kaisers.  An  sie  gingen  alle  Einlaufe  aus  dem  Reiche, 
die  nicht  ausdrücklich  an  die  Person  des  Kaisers  gerichtet  waren.  Der 
Vizekanzler  oder  der  ihn  vertretende  Referendar  oder  Sekretär  hatte  dem 
Kaiser  oder  der  von  diesem  bezeichneten  Stelle  über  die  Einlaufe  zu  be- 
richten. Alle  Verfügungen  des  Kaisers  in  Reichsangelegenheiten  mußten 
von  der  Reichshofkanzlei  ausgefertigt,  beglaubigt  und  besiegelt  werden, 
anderenfalls  waren  sie  null  und  nichtig.  Die  Kanzlei  war  demnach  die 
einzige  expedierende  Behörde  und  als  solche  dafür  verantwortlich,  daß  keine 
ungehörigen  Beurkundungen  erfolgten.  Die  Verantwortlichkeit  bestand  zu- 
nächst nur  dem  Kaiser  gegenüber,  doch  wird  man  die  Stellung  des  Erz- 
kanzlers zur  Kanzlei  dahin  auffassen  müssen,  daß  sie  auch  ihm  und  durch 
ihn  den  Reichsständen   für  die   Wahrung  der  reichsverfassungsmäßigen 

'  Die  österreichischen  Erblande  standen  zwar  nicht  unter  Karl  V.,  sondern 
seinem  Bruder  Ferdinand,  da  dieser  aber  als  Statthalter  des  Kelches  den  Kaiser 
SU  vertreten  hatte,  so  wurden  die  erbländischen  Einrichtungen  durch  ihn  auch  für 
das  Reich  von  Bedeutung. 

^  Vgl.  Hof  kanzleiordnung  Maximilians  II.  von  1570  nebst  den  einschlagenden 
Bestimmungen  der  Wahlkapitulationen  und  anderen  Ergänzungen  bei  Gbbstlacber 
5,  732—784.  Wichtige  Urkunden  über  die  Rechte  des  Erzkanzlers  bei  Sbbuoeb, 
a.  a.  0.  218  ff. 
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Vorschriften  verantwortlich  war.  Da  zu  der  expedierenden  Thätigkeit 
noch  der  mündliche  Vortrag  des  Vizekanzlers  über  alle  Einlaufe  hinzu- 
kam, so  war  sein  Amt  ein  sehr  einflußreiches  und  bis  zu  der  Errichtung 
der  österreichischen  Hof  kanzlei  im  Jahre  1620  hat  man  ihn  geradezu  als 
den  kaiserlichen  Eabinetsminister  zu  betrachten.  Seitdem  war  er  auf  die 
ßeichssachen  beschränkt  und  verlor  dadurch  mehr  und  mehr  an  Einfluß. 
In  seiner  ersten  Anlage  ein  wirkliches  Beichsministerium  war  der 
1497/98  von  Maximilian  L  ins  Leben  gerufene  „Hofrat'',  der  auch  die 
Bezeichnung  „Hofiregimenf'  führte  und  „für  alle  Händel,  Sachen  und 
Geschäfte,  die  künftig  vom  heil.  Reiche  deutscher  Nation,  gemeiner  Christen- 
heit oder  von  unsem  erblichen  Fürstentümern  und  Landen  herfließeu, 
femer  far  Sachen,  welche  den  Hof  und  dessen  Verwandte  betreflfen", 
bestimmt  war.  Er  war  die  oberste  Justiz-  und  Begierungsbehörde  für  das 
Beich  und  die  kaiserlichen  Erblande,  entzogen  war  ihm  nur  die  Verwal- 
tung der  Finanzen,  für  die  Maximilian  schon  1491  einen  „Generalschatz- 
meister'' eingesetzt  hatte,  während  er  1498  auch  hierfür  eine  kollegiale 
Zentralbehörde,  die  „Hof  kammer",  bestellte.  Die  letztere  vereinigte  den 
gesamten  Einnahme-  und  Ausgabedienst;  sie  bestand  aus  fünf  Statthaltern, 
von  denen  einer  als  „Beichsschatzmeister^'  für  die  Beichsfinanzen  bestimmt 
war.  Durch  die  Hofratsordnung  von  1497,  die  Hofkammerordnung  von 
1498  und  die  gleichzeitige  Hofkanzleiordnung'^  suchte  der  Kaiser,  indem  er 
die  Beamtenverfassung  seiner  Erblande  nach  burgundisch-niederländischem 
Muster  organisierte,  einen  festen  Bückhalt  für  das  monarchische  Prinzip 
gegenüber  den  auf  eine  aristokratische  Bepublik  hinzielenden  Beform- 
bestrebungen  der  Beichsstände  zu  gewinnen.  Durch  die  Einsetzung  des 
Beichsregimentes  wurden  die  Pläne  des  Kaisers  aber  vorerst  durchkreuzt, 
Hofrat  und  Hofkammer  gelangten  nicht  zu  der  beabsichtigten  Entwicke- 
lung,  und  die  im  Innsbrucker  Land  tagsabschied  von  1518  in  Aussicht 
genommene  Beorganisation  kam  wegen  des  bald  darauf  erfolgten  Todes 
des  Kaisers  nicht  zur  Ausführung.  Dagegen  nahm  Ferdinand  die  von 
seinem  Großvater  begonnenen  Beformen  mit  Erfolg  wieder  auf,  und  durch 
seine  Stellung  zum  Beiche  als  Statthalter  seines  Bruders  kamen  sie 
wenigstens  teilweise  auch  jenem  zu  gute.  Zwar  die  wiederhergestellte 
Hofkammer  beschränkte  sich  auf  die  erbländischen  Finanzen,  aber  der 
durch  die  Hofratsorduungen  von  1527,  1541  und  1550  reorganisierte 
Hofrat  wurde,  entsprechend  dem  französischen  conseil  und  dem  continual 
Council  Eduards  L,  mehr  und  mehr  zu  einer  eigentlichen  Beichsbehörde^ 
Infolge  des  Passauer  Vertrages  von  1552,  der  gegenüber  den  spanischen 
und  sonstigen  nichtdeutschen  Bäten  Karls  V.  festsetzte,  daß  deutsche 
Sachen  nur  mit  deutschen  Baten  behandelt  werden  dürften^,  wurden  alle 
erbländischen  Sachen  vom  Hofrat  abgezweigt  und  dieser  zu  einem  Beichs- 

'^  Bei  Sbeligeb,  a.  a.  0.  20S.   EDtwürfe  einer  Hofordnung  von  1498  ebd.  192  ff. 
®  Vgl.  WiMTER,  Der  Ordo  consilü  von  1550,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  des 
Reichsfaofrates,  Archiv  f.  Österr.  Gesch.  79,  101  ff. 
'  Pass.  Vertr.  §  U,  N.  Samml.  3,  6. 
A.  ScHBÖDBB,  Deutsche  Bechtsgescblchte,    4.  Aufl.  52  ^^ 
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hofrat  umgestaltet.  WahrscbeiDlich  hat  sich  diese  Umwandlung  nach  der 
ThronbesteigUDg  Ferdinands  L  (1558)  vollzogen.  In  der  RHRO.  von 
1559  erscheint  zum  erstenmale  der  Beichsvizekanzler  als  Mitglied,  während 
vorher  stets  der  vom  Kaiser  ernannte  Hofkanzler  genannt  wird.  Zu- 
sammensetzung und  Mitgliederzahl  des  Hofrats  hat  häufig  gewechselt; 
die  RHRO.  von  1654  setzte  die  Zahl  auf  18  fest  An  der  Spitze  stand 
ein  Präsident  (vorher  der  oberste  Hofmarschall),  der  aber,  wenn  ein  Fürst 
Mitglied  war,  diesem  den  Vorsitz  abtreten  muBte.  Über  die  Einlaufe 
hatte  zunächst  der  Vizekanzler  (vorher  der  Hofkanzler)  zu  berichten.  Die 
Mitglieder  waren  teils  aus  dem  Reiche,  teils  aus  den  deutschen  Erblanden, 
die  letzteren  überwogen.  Sie  mußten  teils  dem  Adel,  teils  dem  Doktoren- 
stande angehören.  Seit  dem  westfälischen  Frieden  mußte  eine  bestimmte 
Zahl  der  Hofrate  evangelisch  sein. 

Soweit  der  Hofrat  die  persönlich  an  den  Kaiser  gebrachten  Rechts- 
händel zu  entscheiden  hatte,  wird  erst  später  (S.  888)  von  ihm  zu  reden 
sein.  Ursprünglich  war  er  außerdem  das  oberste  Regierungskoll^um, 
das  geringere  Sachen  durch  eigene  Mehrheitsbeschlüsse  erledigen  konnte, 
in  wichtigeren  Angelegenheiten  aber  den  Staatsrat  des  Kaisers  bildete. 
In  dieser  Beziehung  that  ihm  der  Geheime  Rat  mehr  und  mehr  Abbruch. 
Seit  1559  hatte  der  Reichshofrat  außer  seinen  gerichtlichen  Aufgaben 
nur  noch  die  Begutachtung  der  Reichslehensachen  und  kaiserlichen  Pri- 
vilegien. Zu  den  ersteren  wurde  auch  die  Bestätigung  der  Hau^esetze 
gerechnet.  Alle  Lehnsemeuerungen  von  Reichslehen  und  die  Vollmachten 
der  zu  ihrer  Entgegennahme  erschienenen  Gesandten  mußten  zuvor  vom 
Reichshofrat  begutachtet  werden,  der  dafür,  unabhängig  von  den  der 
Reichshofkanzlei  zufallenden  Kanzleitaxen,  hohe  Gebühren  zur  Verteilung 
unter  die  Mitglieder  erhob.  Die  Verleihung  der  nichtfürstlichen  Reichs- 
lehen geschah  im  Reichshofrat  selbst,  während  die  Fürstentümer  vom 
Thron  aus  verliehen  wurden. 

Einen  engeren  Kreis  von  „geheimen  Räten"  besaßen  schon  Friedrich  lU. 
und  Maximilian  I.  Der  letztere  hatte  sich  im  Innsbrucker  Landtags- 
abschied von  1518  die  „eigenen  geheimen  großen  Sachen"  ausdrücklich 
zu  besonderer  Behandlung  vorbehalten.  Als  ein  festes  Kollegium  erscheint 
der  „Geheime  Rat"  erst  seit  1527.  Er  nahm  die  Stellung  eines  Staats- 
rates mit  begutachtender  Stimme  ein.  Anfangs  wohl  wesentlich  nur  mit 
auswärtigen  Angelegenheiten  befaßt,  zog  der  Geheime  Rat  mehr  und  mehr 
auch  die  früher  vor  den  Hofrat  gehörigen  Regierungsangelegenheiten  an 
sich,  bis  dieser  nur  die  Lehensachen  und  Privilegien  behielt  Vorsitzender 
war  der  Kaiser  oder  statt  seiner  der  oberste  Hofmeister.  Weitere  Mit- 
glieder waren  der  Vizekanzler,  dem  der  erste  Bericht  über  alle  Einlaufe 
oblag,  der  oberste  Hofmarschall,  der  böhmische  Kanzler,  die  Söhne  des 
Kaisers  und  wen  dieser  aus  persönlichem  Vertrauen  berufen  hatte.  Die 
geheimen  Räte  hatten  unter  allen  Hofbeamten  den  ersten  Rang,  vor  den 
Hofräten.  Bis  zur  Hofratsordnung  von  1654  stand  ihnen  das  Recht  zu, 
den  Sitzungen  des  Reichshofrats  beizuwohnen. 
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§  71.    Die  Kurfürsten. 

Bis  zum  westförlischen  Frieden  blieb  der  Bestand  des  Enifarsten- 
koUegiums  derselbe,  wie  ihn  die  Goldene  Bulle  von  1356  in  bestimmter 
Reihenfolge  festgestellt  hatte:  Mainz,  Trier,  Köln,  Böhmen,  Pfalz,  Sachsen 
und  Brandenburg.  Die  sächsische  Kurwürde  ging  1547  von  der  (älteren) 
emestinischen  auf  die  albertinische  Linie  über.  Die  pfalzische  Eurwürde 
samt  dem  Erztruchseßamt  wurde  nach  der  Ächtung  des  Pfalzgrafen 
Friedrich  Y.  seitens  des  Kaisers  an  den  Herzc^  von  Baiern  verliehen 
(1623),  was  der  westßilische  Friede  in  der  Weise  bestätigte,  daß  dem 
Pfialzgrafen  fax  sich  und  seine  Nachkommen  das  eventuelle  Nachfolge- 
recht in  die  jetzt  bairische  Kur  im  Wege  der  Gesamtbelehnung  vor- 
behalten wurdet  Zugleich  wurde  für  das  pfälzische  Haus  eine  achte 
Kur  mit  dem  neuerrichteten  Erzschatzmeisteramt  errichtet.  Eine  neunte 
Kur  mit  dem  Amt  eines  Beichs-Erz-Bannerherrn  erhielt  Braunschweig- 
Lüneburg  (Hannover)  i.  J.  1708,  während  gleichzeitig  die  Wiedereinführung 
des  seit  Jahrhunderten  vom  Kurfürstenkollegium  ferngebliebenen  König- 
reichs Böhmen  beschlossen  wurde*.  Die  neunte  Kurstimme  wurde  aber 
schon  1778  wieder  beseitigt,  indem  der  Pfalzgraf  nach  dem  Aossterben 
des  bairischen  Hauses  (1777)  und  der  Vereinigung  Baiems  mit  Kurpfalz 
wieder  die  fünfte  Kurstimme  mit  dem  Erztruchseßamt  übernahm,  die 
achte  Stimme  mit  dem  Erzschatzmeisteramt  aber  nunmehr  auf  Braun- 
schweig-Lüneburg  übergingt.  Durch  den  KDHSchl.  von  1803  wurden 
die  Kurfürstentümer  Trier  und  Köln  aufgehoben,  an  Stelle  von  Mainz 
wurde  ein  neues  geistliches  Kurfürstentum  Regensburg  mit  der  Erzkanzler- 
würde errichtet;  außerdem  wurden  vier  neue  weltliche  Kurfürstentümer 
(Salzburg,  Baden,  Würtemberg,  Hessen-Kassel)  geschaffen. 

Aus  ihrem  Wahlrecht  leiteten  die  Kurfürsten  seit  der  Wahl  Karls  V. 
das  Recht  her,  jeden  Thronbewerber  zuvor  eine  von  ihnen  vorgelegte 
Wahlkapitulation  beschwören  zu  lassen,  die  den  Charakter  eines  mit  ihm 
abgeschlossenen  Vertrages  über  die  Führung  der  Reichsregierung  hatte*. 
Die  Verpflichtungen,  die  der  Kaiser  darin  übernehmen  mußte,  bezogen 
sich  teils  auf  das  ganze  Reich,  teils  auf  die  besonderen  Rechte  der  Kur- 
fürsten. Da  die  letzteren  sich  durchaus  an  das  Hergebrachte  hielten 
(Zustimmung  der  Kurfürsten  zu  Bündnissen  und  kriegerischen  Unter- 
nehmungen, Erhebung  von  Steuern,  Erteilung  von  Münz-  und  Zollprivi- 
legien, Veräußerung  von  Reichsgütern  und  Reichsgefallen,  Wiederverleihung 


>  Vgl.  JPO.  4,  §§  3.  5.  9.    Erdmanubdörpfee,  a.  a.  0.  1,  56.  59. 

•  Vgl.  N.  Samml.  4,  224  ff.  A.  Schulte,  a.  a.  0.  1,  161  ff.  286  ff.  Ebdmannb- 
DÖRFFER  2,  51  ff.   Die  Investitur  mit  dem  Kurhut  hatte  der  Kaiser  schon  1692  erteilt. 

^  Vorabergehend,  wegen  der  Ächtung  des  Baiem,  hatte  dieselbe  Verschiebung 
schon  von  1708  bis  1714  stattgefunden. 

«  Vgl.  Eichhorn  4,  11  ff.  282  f.  517  f.  Stobbb,  Rechtsquellen  2,  188.  Pütter, 
Hist.  Entwickelung  1,  850  f.  2,  2.  82.  118  f.  872.  Pfeffinoer,  Vitriarius  iliustratos 
1,  884  ff.    Frensdorff,  ZRG.  88,  115  ff. 
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heimgefallener  Lehen  die  etwas  Merkliches  ertrügen,  Ausschreibung  von 
Reichstagen,  Zuziehung  der  Kurfürsten  zur  Beratung  in  allen  wichtigen 
Beichsangelegenheit^n,  Berechtigung  der  Eurfürstentage,  Anerkennung 
der  Beichsvikariatsrechte)  und  sich  im  übrigen  darauf  beschränkten,  das 
Interesse  der  Beichsstande  überhaupt  wahrzunehmen,  so  wurde  ihnen  die 
Feststellung  der  Wahlkapitulation  seitens  der  übrigen  Beichsstande  nicht 
bestritten,  obwohl  diese  allmählich  zu  einem  der  wichtigsten  Beichsgrund- 
gesetze  geworden  war.  Erst  durch  den  westfälischen  Frieden,  der  ohnehin 
in  den  meisten  bisher  der  kurfürstlichen  Bewilligung  unterworfenen  Fällen 
die  Zustimmung  des  Beichstages  yerlangte,  wurde  der  reichsgesetzliche 
Erlaß  einer  ständigen  Wahlkapitulation  in  Aussicht  genommen  ^  Der 
infolgedessen  aufgestellte  Entwurf  v.  J,  1711  erlangte  zwar  keine  Gesetzes- 
kraft, da  die  Kurfürsten  nicht  darauf  verzichten  wollten,  in  jedem  ein- 
zelnen Wahlfall  Zusätze  einzufügen,  hat  aber  thatsächlich  die  Grandlage 
aller  späteren  Wahlkapitulationen  gebildet^. 

§  72.    Der  Reichstag  und  die  Reichsgesetzgebung. 

Vgl.  S.  508  ff.  Eichhorn  3,  308  ff.  4,  284  ff.  v.  Daniels,  Handbach  4,  549  ff. 
Lancizolle,  Übereicht  der  deutschen  Reichsstandschafts-  u.  TerritorialverhältniBse, 
1830.  FiCKER,  Reichsfüretenstand  264  ff.  371  ff.  Moser,  Von  denen  teutschen  Reichs- 
ständen, 1767.  Friedensbitro,  Reichstag  za  Speier,  1887.  Domcke,  Virilstimmen 
im  Reichsf&rstenrat  von  1495  bis  1654  (Gierke,  Untere.  11),  1882.  Erdicanns- 
DÖRFFEB  1,  160 ff.  377  ff.;  Graf  von  Waldeck  (1869)  95  ff. 

Die  den  Kurfürsten  in  Anknüpfung  an  den  Eurverein  von  1338  schon 
in  der  Goldenen  Bulle  von  Reichs  wegen  zugestandene  und  in  den  Wahl- 
kapitulationen regelmäßig  bestätigte  Befugnis,  nach  eigenem  Ermessen  auch 
ohne  Beteiligung  des  Kaisers  oder  eines  kaiserlichen  Gesandten  Zusammen- 
künfte zu  halten  und  sich  zu  Kurvereinen  zu  verbinden^,  führte  dahin, 
daß  sie  auf  den  Reichstagen  ein  eigenes  für  sich  verhandelndes  Kollegium 
(„einen  besonderen  Bat")  bildeten,  was  durch  den  Speierer  ßeichsabschied 
von  1544  ausdrücklich  als  altes  Herkommen  bestätigt  wurde  ^.  Da  man 
nun  auch  auf  den  Landtagen  nicht  immer  gemeinsam,  sondern  auch  in 
getrennten  Kurien  der  verschiedenen  Landstände  zu  verhandeln  pflegte 
(S.  616),  so  machte  sich  auf  dem  Reichstag  seit  der  Rezeption  der  Städte 
die.  Gliederung  in  drei  Kollegien  von  selbst,  indem  die  den  Reichsfiirstenrat 
bildenden  Fürsten,  Grafen  und  Herren  das  zweite,  die  Städte  das  dritte 
Kollegium  bildeten. 

Im  Reichsfürstenrat  bestand  ursprünglich  keine  feste  Stimmordnung, 


*  Vgl.  JPO.  Art.  8,  §  3. 

'  Die  Wahlkapitulation  des  Kaisers  Franz  I.  von  1745,  N.  Samml.  4,  Zugabe 
2  ff.,  der  Entwurf  von  1711  ebd.  4,  233  ff.  Die  Wahlkapitulation  Karls  VI.  von 
1711  bei  Pfeffinqer^  Vitr.  illustr.  1,  appendiz. 

*  Der  letzte  Kurverein  war  vom  Jahre  1558,  Gebstlacheb  5,  511  ff. 

*  Vgl.  Gerstlacher  5,  508.     N.  Samml.  2,  500,  §  25. 
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insbesondere  haftete  das  Stimmrecht  nicht  an  den  einzelnen  Territorien, 
sondern  trag  einen  rein  persönlichen  Charakter.  Teilungen  innerhalb 
eines  Hauses  vermehrten  die  Stimmenzahl,  während  die  Stimmen  ein- 
gegangener Linien  oder  ganzer  Häuser  erloschen  und  nicht  auf  den  Erwerber 
ihres  Landes  übergingen.  Dagegen  ergiebt  sich  aus  der  westfälischen 
Friedensurkunde  von  1648,  daß  damals  bei  den  Beichstagsbeschlüssen 
Stimmenmehrheit  entschied  und  die  Stimmen  von  den  einzelnen  Fürsten 
nicht  als  solchen,  sondern  für  ihre  Länder  abgegeben  wurden  ^  Diese 
Territorialisierung  der  Stinunen  führte  man  &üher  auf  den  Augsburger 
Reichstag  von  1582  zurück,  der  für  alle  späteren  Seichstage  die  Norm 
abgegeben  habe^  Es  hat  sich  aber  gezeigt,  daß  das  alte  System  des 
persönlichen  Stimmrechts  im  Falle  von  Erbteilungen  auch  noch  im  ersten 
Viertel  des  17.  Jahrhunderts  beobachtet  wurde,  während  umgekehrt  schon 
vor  1582  mehrfach  Stimmen  ausgegangener  Häuser  nicht  als  erloschen 
behandelt  wurden,  sondern  mit  dem  Territorium  auf  den  neuen  Erwerber 
übergingen.  Das  Territorialprinzip  wurde  zuerst  seitens  der  geistlichen 
Fürsten  geltend  gemacht,  die  bei  der  Vereinigung  mehrerer  Stifter  in  der- 
selben Hand  für  jedes  ihre  Stimme  abzugeben  pQegten.  Demgegenüber 
hatten  namentlich  die  evangelischen  Beichsstände  das  Interesse,  dem 
Erlöschen  weltlicher  Stimmen  möglichst  vorzubeugen,  zumal  das  frühere 
Mittel,  die  eigene  Stimmenzahl  durch  Erbteilungen  zu  vermehren,  durch 
die  zunehmende  Einführung  der  Primogenitur  immer  weniger  anwendbar 
wurde.  Das  Territorialprinzip  mußt>e  deshalb  auch  den  weltlichen  Fürsten 
vorteilhafter  erscheinen.  Dazu  kam  das  fiskalische  Interesse  des  Beiches, 
daß  einmal  in  die  Anschläge  aufgenommene  Territorien  nicht  durch  ihre 
Vereinigung  mit  anderen  von  der  Beitragspflicht  befreit  würden  ^  Zu 
einer  Notwendigkeit  wurde  die  Festlegung  der  Stimmen,  als  es  sich  im 
westfälischen  Frieden  um  die  Aufnahme  Schwedens  als  Beichsstand  und 
die  Entschädigung  Brandenburgs  für  die  Abtretung  Vorpommerns  handelte. 
An  die  Aufteilung  einer  gesetzlichen  Norm  für  die  altfurstlichen  Häuser 
wurde  dabei  nicht  gedacht.  Schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  hatte  der 
Beichstag  das  Becht  in  Anspruch  genommen,  nicht  bloß  bei  der  Er- 
hebung neufürstlicher  Häuser  durch  den  Kaiser,  sondern  auch  bei  Stimm- 
teilungen und  der  Fortführung  erloschener  Stimmen  über  die  Zulassung 
zu  beschließen  (S.  805).  Die  dabei  regelmäßig  von  ihm  beobachte  Praxis 
führte  zu  einer  gewohnheitsrechtlichen  Entwickelung,  die  sich  schließlich 
zu  einer  anerkannten  Grundlage  der  Beichsverfassung  gestaltete. 

Das.  früher  ganz  ungeregelte  Stimmrecht  der  Grafen  und  Herren  und 
der  nicht  gefürsteten  Prälaten  hatte  sich  allmählich  dahin  ausgebildet,  daß 
seit  1653  die  ersteren  vier  Kuriatstimmen  hatten  (in  älterer  Zeit  nur  zwei, 
seit  1641  drei),  die  Prälaten  zwei  (vorher  nur  eine)*.   Jede  Kuriatstimme, 

»  Vgl.  JPO.  Art  6,  §  62.   Art  10,  §§  9,  11.   Art  11,  §§  1,  4. 

^  So  die  Lehre  seit  Moser,  zuletzt  verteidigt  von  Fickeb,  a.  a.  0.  255  £ 

*  Vgl.  Kegensburger  RA.  von  1576,  §  21  (N.  Samml.  3,  857). 

ö  Vgl.  PpBFPiNQEa  2,  728  f.  4,  867. 
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wegen  deren  innerhalb  der  betreffenden  Kurie  zuvor  gesondert  abgestimmt 
werden  mußte,  galt  so  viel  wie  eine  Pürstenstimme.  Übrigens  gab  es  auch 
fürstliche  Kollektivstimmen,  die  mehreren  Hausern  gemeinschaftlich  zu- 
standen. 

Vor  Beginn  des  französischen  Bevolutionskrieges  bestand  der  Beichs- 
fürstenrat  aus  100  Stimmen,  35  geistlichen  und  65  weltlichen.  Die  geist- 
lichen Stimmen^  gehörten  zwei  Erzbistümern  (Salzburg,  Besan9on),  dem 
Hoch-  und  Deutschmeister ^  22  Bistümern  (darunter  das  evangelische  Bis- 
tum Lübeck  und  das  abwechsend  katholisch  oder  evangelisch  be^tzte 
Osnabrück),  7  Beichsabteien  und  Propsteien  (die  Stimme  der  Beichsabtei 
Prüm  stand  Kurtrier  zu),  endlich  dem  Großprior  des  Johanniterordens 
in  Deutschland  ^;  dazu  kamen  die  beiden  Kuriatstimmen  der  schwäbischen 
und  rheinischen  Pralatenbank  (mit  22  und  18  Beteiligten),  auf  der  letzteren 
auch  die  Landkomthure  der  Deutschordensballeyen  Koblenz,  Elsaß  und 
Burgund  und  die  evangelischen  Stifter  Gandersheim,  Herford  und  Quedlin- 
burg, unter  den  weltlichen  Stimmen  befanden  sich  39  altfürstliche,  9 
von  säkularisierten  ehemals  geistlichen  Fürstentümern  und  13  neufurst- 
liche,  erst  nach  dem  westfälischen  Frieden  mit  BeichstAgsgenehmigung 
erhobene  Häuser.  Osterreich  hatte  im  Fürstenrat  nur  drei  Stimmen. 
Von  den  weltliche^  Kurfürsten  besaß  Brandenburg  (Preußen)  acht  fürst- 
liche Stimmen,  Kurpfalz  (mit  Baiern)  und  Hannover  je  sechs,  Kursachsen 
nur  einen  Anteil  an  der  Henneberger  Stimme.  Von  den  übrigen  Fürsten 
hatten  Baden  und  Meklenburg- Schwerin  je  drei,  fünf  andere  je  zwei, 
17  je  eine  Stimme  ^^;  dazu  kamen  fünf  Kollektivstimmen,  die  sich  auf 
zwölf  Fürsten  verteilten,  und  die  vier  gräflichen  Kuriatstimmen  (das 
wetterauische  Grafenkollegium  mit  27,  das  schwäbische  mit  26,  das  frän- 
kische mit  16,  das  westfälische  mit  34  Beteiligten).  An  der  schwäbischen 
Grafenkurie  waren  auch  Kurpfalz  und  Osterreich,  an  der  westfälischen 
Preußen  und  Hannover  beteiligt  Die  geistlichen  Mitglieder  des  Beichs- 
fürstenrates  und  Osterreich  saßen  auf  der  geistlichen,  alle  übrigen  auf  der 
weltlichen  Bank". 


^  Über  den  sogeDannten  „geistlichen  Vorbehalt'^  zum  Augsbarger  ReligionB- 
frieden  vgl.  §  78,  Anm.  10,  §  88,  Anm.  2.  Die  Weigerung  des  Kaisers  und  der 
katholischen  Reichsstände,  den  evangelischen  Stiftsadministratoren  die  Ausübung 
der  Keichsstandschaft  zu  gestatten,  war  eine  der  Hauptbeschwerden  der  Protestanten 
seit  Rudolf  II.  gewesen. 

^  Der  Deutschmeister  war  seit  der  Säkularisation  Preußens  (1526)  Reichsf&ist 
geworden.  Er  galt  zugleich  als  Administrator  des  Hochmeistertums  und  führte 
daher  den  Titel  Hoch-  und  Deutschmeister.    Vgl.  §  64,  n.  7,  8. 

*  Seit  1548  zu  den  Reichsfürsten  gezählt,  obwohl  die  Besitzungen  des  Ordens 
(Herrschaft  Heitersheim)  unter  österreichischer  Landeshoheit  standen. 

^^  Darunter  das  dem  König  von  Sardinien  gehörige  Herzogtum  Savoyen,  das 
sich  aber  nie  bei  den  Verhandlungen  beteiligte.  Meklenburg -Strelitz  hatte  keine 
eigene  Stimme,  sondern  führte  die  des  säkularisierten  Bistums  Ratzeburg. 

"  Österreich  hatte  seit  Maximilian  I.  den  Sitz  auf  der  geistlichen  Bank,  um 
den  Rangstreitigkeiten  mit  Baiern  aus  dem  Wege  zu  gehen. 
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Die  ireien  und  Reichsstädte  erschienen  als  geschlossenes  Kollegium 
zuerst  auf  dem  i'rankfurter  Beichstag  Ton  1489^^.  Die  erste  amtliche 
Anerkennung  ihrer  Beichsstandschaft  erfolgte  durch  §  4  der  Kegiments- 
ordnung  von  1500*',  die  volle  Gleichstellung  mit  den  übrigen  Reichs- 
ständen erlangten  sie  aber  erst  durch  den  westfälischen  Frieden  (JPO. 
Art.  8,  §  4):  Tarn  in  universalibus  quam  particularUms  diaetis  liberis  im- 
perii  chntatibus  non  minus  quam  caeteris  statibus  imperii  competat  votum 
decinvum.  Das  Städtekollegium  zerfiel  in  eine  rheinische  und  eine  schwä- 
bische Städtebank,  die  erstere  zuletzt  aus  14,  die  letztere  aus  87  Mitgliedern 
bestehend.  Zu  der  rheinischen  Bank  gehörten  auch  Dortmund,  Hamburg, 
Lübeck,  Bremen,  Mühlhausen  i.  Thür.,  Nordhausen  und  Goslar.  Magde- 
burg, in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  noch  auf  einigen  Reichs- 
tagen vertreten,  hat  seine  reichsunmittelbare  Stellung  später  verloren  *1 

Von  den  bedeutenden  Veränderungen  in  der  Zusammensetzung  des 
Reichstags  durch  den  RDHSchl.  von  1803  ist  schon  S.  779  die  Rede  ge- 
wesen. Die  darin  vorgeschlagene  Neuverteilung  der  Stimmen  im  Reichs- 
fürstenrat, die  von  dem  Grundsatz  ausging,  daß  jeder  Reichsstand  die 
Stimmen  der  ihm  zugefallenen  Entschädigungslande  fortfuhren  sollte,  hat 
die  kaiserliche  Genehmigung  nicht  erhalten  ^^ 

Die  Bestimmung  des  Wormser  RA.  von  1495,  daß  der  Reichstag 
sich  alljährlich  versammeln  sollte  (S.  782),  ist  nicht  ins  Leben  getreten. 
Umgekehrt  mußten  die  Kaiser  später  in  den  Wahlkapitulationen  ver- 
sprechen, die  Reichsstände  nicht  mit  Reichstagen  zu  belästigen,  was  that- 
sächlich  bedeutete,  daß  der  Kaiser  den  Reichstag  nur  noch  mit  Zustim- 
mung der  Kurfürsten  berufen  sollte.  Bis  zu  dem  am  17.  Mai  1654  ver- 
abschiedeten Regensburger  Reichstag  pflegte  der  Kaiser  und  ein  größerer 
Teil  der  Fürsten  sich  noch  persönlich  auf  den  Reichstagen  einzufinden, 
doch  fanden,  abgesehen  von  der  Eröffnungs-  und  Entlassungsfeier,  keine 
gemeinschaftlichen  Sitzungen  mehr  statt.  Da  nach  1654  kein  Reichstag 
mehr  verabschiedet  wurde^  so  hat  der  Regensburger  RA.  von  1654  die 
Bezeichnung  ,Jüngster  Reichsabschied'^  (JRA.)  erhalten.  Der  nächstfolgende, 
1663  zu  Regensburg  zusammengetretene  Reichstag  wurde  nicht  wieder 
entlassen,  der  Reichstag  verwandelte  sich  seitdem  in  einen  ständigen  Ge- 
sandtenkongreß, bei  dem  der  Kaiser  durch  einen  Prinzipalcommissarius, 
der  dem  Fürstenstand  angehören  mußte,  und  einen  rechtskundigen  Gon- 
commissarius  vertreten  wurde.  Das  allgemeine  Direktorium  hatte  der 
Erzkanzler.  Außerdem  hatte  jedes  der  drei  Kollegien  sein  eigenes  Di- 
rektorixun  (im  KurförstenkoUegium  Kurmainz,  im  Reichsfürstenrat  ab- 
wechselnd Salzburg  und  Osterreich,   im  Stadtekollegium  die  Stadt,   in 


^*  Vgl.  Ulkaitn,  Maximilian  1,  307. 
»»  N.  Samml.  1,  57  f. 

^^  Vgl.  Stöckebt,  Die  Reichsunmittelbarkeit  der  Altstadt  Magdeburg,  Histor. 
Zeitschr.  66^  193  ff.    Erdkannsdorffbb  1,  890  ff. 

"  Vgl.  Aegidi,  Der  Fürstenrat  nach  dem  Luneviller  Frieden,  1853. 
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welcher  der  Reichstag  abgehalten  wurde);  auch  die  vier  Grafenkimen  und 
die  beiden  Prälatenbänke  hatten  je  ihr  besonderes  Direktorium. 

Die  kaiserlichen  Vorlagen  gingen  durch  den  Vizekanzler  oder  indirekt 
durch  den  Phnzipalkommissarius  an  den  Erzkanzler,  der  sie  zunächst 
gleichzeitig  dem  EurfürstenkoUegium  und  dem  Beichsfürstenrat  mitteilte. 
Beide  Kollegien  verhandelten  gesondert,  setzten  sich  aber  miteinander  in 
Relation.  Kam  ein  übereinstimmender  Beschluß  der  beiden  ersten  Kol- 
legien {conclusum  duorum)  zustande,  so  ging  er  an  das  Direktorium  zurück^ 
um  nunmehr  dem  Städtekollegium  vorgelegt  zu  werden,  das  bei  Nicht- 
übereinstimmung der  beiden  ersten  Kollegien  gar  nicht  mit  der  Sache 
be&ßt  wurde.  Wenn  die  Städte  die  Vorlage  ablehnten,  so  war  diese 
erledigt,  wenn  es  nicht  im  Wege  der  Relation  gelang,  die  beiden  ersten 
Kollegien  noch  nachträglich  für  die  von  den  Städten  gewünschten  Ände- 
rungen zu  gewinnen.  Traten  die  Städte  dagegen  dem  Beschluß  der  Kur- 
fürsten und  Fürsten  bei,  so  lag  nunmehr  ein  „Reichsgutachten<<  vor,  das 
durch  Vermittelung  des  Erzkanzlers  dem  Kaiser  zugestellt  wurde.  Der 
Kaiser  konnte  nach  freier  Entscheidung  das  Reichsgutachten  ablehnen 
oder  seine  „Ratihabition^^  erteilen.  Geschah  letzteres,  so  wurde  das  Gesetz, 
falls  nicht  eine  besondere  Publikation  von  Reichs  wegen  beliebt  wurde  ^^, 
im  Reichsabschied  {recessus  imperii),  seit  1663  aber  als  „Reichsschluß'' 
{conclusum  imperii)  veröffentlicht,  während  es  den  einzelnen  Reichsständen 
überlassen  blieb,  für  die  weitere  Verkündung  und  die  Vollziehung  der 
Reichsgesetze  gegenüber  ihren  Unterthanen  selbst  Sorge  zu  tragen  ^^ 

Eine  förmliche  Abstimmung  fand  in  älterer  Zeit  in  der  Regel  nicht 
statt,  weshalb  man  die  gefaßten  Beschlüsse  nachträglich  noch  von  den 
ausgebliebenen  Reichsständen  durch  Unterschrift  genehmigen  zu  lassen 
pflegte.  Seit  dem  westfälischen  Frieden  dagegen  entschied  innerhalb  der 
einzelnen  Kollegien  Stimmenmehrheit^^,  während  jedes  der  drei  Kollegien 
als  Ganzes  eine  entscheidende  Stimme  hatte.  Nur  in  Fragen,  die  das 
konfessionelle  Int-eresse  berührten,  sollte  die  Überstimmung  der  einen 
Konfession  durch  die  andere  ausgeschlossen  sein;  es  fand  daher  itio  in 
partes  statt,  indem  sich  der  Reichstag  in  einen  katholischen  Teil  unter 
dem  Direktorium  des  Erzkanzlers  {corpus  cathoHcorum)  und  einen  evange- 
lischen {corpus  evanffelicorum)  unter  Kursachsen  schied  und  ein  überein- 
stimmendes Votum  der  beiden  corpora  oder  der  in  ihnen  vereinigten  sechs 
Kollegien  notwendig  wurde  ^^. 

War  ein  Reichsstand  nicht  persönlich  erschienen,  sondern  durch  Be- 


^^  Über  derartige  gesonderte  Pablikationen,  neben  denen  in  den  Reichs- 
abschied nur  eine  kurze  Erwähnung  aufgenommen  wurde,  vgl.  GtfTSRBocK,  Ent- 
stehungsgeschichte der  Carolina  199  ff. 

"  Eben  darum  mußten  der  auf  dem  Reichstag  nicht  vertretenen  Reichs- 
ritterschaft (§  SO)  die  Reichsgesetze  von  Kelchs  wegen  besonders  mitgeteilt  werden. 

*8  Bestritten  bei  der  Bewilligung  von  Steuern.      Vgl.  S.  838. 

^^  Nur  in  diesem  Sinne  kann  die  ^^amicabilis  compositio"  des  JPG.  Art  5, 
§  52  verstanden  werden. 
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ToUmächtigte  yertreten,  so  hatten  diese  nach  ihrer  Instruktion  zu  stimmen. 
Dasselbe  war,  seit  der  Reichstag  ein  ständiger  Gesandtenkongreß  geworden, 
bei  samtlichen  Mitgliedern  der  Fall,  so  daß  die  Abstimmungen  vielfach 
wegen  mangelnder  Instruktionen  verschoben  werden  mußten.  Die  ohnehin 
äußerst  schwerföllige  Geschäftsordnung  wurde  dadurch  noch  unbrauchbarer. 
Eine  Hauptbeschäftigung  des  ständig  gewordenen  Beichstages  wurden  die 
Bangstreitigkeiten  der  Gesandten. 

In  besonders  schwierigen  oder  der  Geheimhaltung  bedürftigen  An- 
gelegenheiten pflegte  der  Beichstag  besondere  Ausschüsse,  sogenannte 
außerordentliche  Beichsdeputationen,  mit  der  Vorbereitung  zu  beauftragen. 
Außerdem  bestand  seit  1548  eine  ordentliche  Beichsdeputation,  d.  h.  ein 
ständiger  Beichstagsauschuß,  der  außer  dem  ganzen  EurfürstenkoUegium 
Deputierte  der  beiden  anderen  Kollegien  umfaßte  und  in  dringenden 
Fällen  y  wenn  die  Einberufung  des  Beichstages  selbst  nicht  möglich  war 
oder  dieser  nicht  länger  beisanmien  bleiben  konnte,  zu  einem  sogenannten 
Beichsdeputationstag,  als  einem  engeren  Beichstag,  berufen  wurde  ^^.  Seit 
der  Beichstag  selbst  ständig  geworden  war,  kam  die  ordentliche  Beichs- 
deputation in  Wegfall,  wenn  sie  auch  theoretisch  in  den  Wahlkapitu- 
lationen  noch  festgehalten  wurde.  Für  sämtliche  Beichsdeputationen  ver- 
ordnete der  westfälische  Friede  die  gleichmäßige  Zusammensetzung  nach 
den  beiden  Bekenntnissen  ^^ 

Über  die  Zuständigkeit  des  Beichstags  bestimmte  der  westfälische 
Friede  (JPO.  Art  8,  §  2):  Gaudeant  sine  coniradictione  iure  suffragä  in 
Omnibus  deliberationibus  super  negotüs  imperii,  praesertim  ubi  leges  ferendae 
vel  interpretandae,  bellum  decemendum,  tributa  indicenda^  delectus  aut  hospi- 
tationes  müitum  instituendae ,  novo  munimenta  intra  statuum  ditiones  ex- 
struenda  nomine  publica  veterave  firmanda  praesidiiSj  nee  non  ubi  pax  aut 
foedera  facienda  aliave  eiusmodi  negotia  peragenda  fuervntj  nihil  horum  aut 
qaicquam  simile  posthac  unquam  fiat  vel  admittatur,  nisi  de  comitiali  Ubero^ 
que  omnium  imperii  statuum  suffragio  et  consensu, 

§  73.    Die  Reichskreise  und  das  Reichsregiment. 

Lamgwerth  von  Simmern,  Die  Kreisyerfassang  Maximilians  I.  u.  der  schwäbische 
Reichskreis  bis  1648,  1896.  v.  Kraus,  Das  Nürnberger  Reichsregiment,  1883. 
Wyneken,  Regimentsordnung  von  1521,  FDG.  8,  563  ff.  Brückner,  Zur  Geschichte 
des  Reichstags  von  Worms,  die  Verhandlungen  fiber  das  Regiment,  1860.  Moser, 
Von  der  teutschen  Kreisverfassung,  1773.  Lancizolle,  a.  a.  0.  12—32.  Bbrghaüs, 
Deutschland  vor  100  Jahren,  2  Bde,  1859—60.  v.  Daniels,  Handbuch  4,  556  ff. 
VmcK  u.  WüLCKER,  Des  Hans  v.  d.  Planitz  Berichte  aus  dem  Reichsregiment,  1899. 

Im  Anschluß  an  die  alten  Landvogteien  (S.  507)  und  Landfriedens- 
bezirke (S.  556)  hatte  schon  Albrecht  U.  die  Einteilung  des  Kelches  in 


^  Vgl.  Pütter,  a.  a.  0.  2,  124  ff.  254.  259.  299.  3,  247.    Erdmannsdörpper, 
1,  167.  352  ff. 

>»  JPO.  Art  5,  g  51;  Art  8,  §  3.    JRA.  von  1654,  g§  191.  194. 
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Kreise  mit  einer  bestimmten  Ereisverfassang  unternommen  (S.  781).  Was 
infolge  seines  frühen  Todes  nicht  zur  Ausfahrung  gekommen  war,  wurde 
durch  die  Beformgesetzgebung  unter  Maximilian  I.  wieder  aufgenommen 
und  unter  Karl  Y.  zum  Abschluß  gebracht  Die  BegimentsordnuDg  von 
1500  teilte  das  Reich  in  sechs  Kreise  oder  Promzen,  ließ  aber  die  kaiser- 
lichen Erb-  und  die  kurfürstlichen  Lande  noch  uneingekreist  Diese  wurden 
1512  in  Gestalt  von  vier  neuen  Kreisen  hilfeu^efagt,  nur  Böhmen  (mit 
Mähren  und  Schlesien)  blieb  außerhalb  der  Kreisordnung.  Durch  die 
Wormser  Ordnung  von  1521  erfolgte  eine  bessere  Abrundung  der  zehn 
Kreise,  indem  jeder  der  vier  neuen  um  einige  Gebiete  der  sechs  alt«n 
Kreise  vergrößert  wurde.  Die  Kreiseinteilung  von  1521  hat  sich  im 
wesentlichen  bis  1803  erhaltend 

Die  Kreise  hatten  ursprünglich  nur  die  Bestimmung,  als  Wahlbezirke 
für  die  Besetzung  des  Reichsregiments  zu  dienen.  Die  1495  auf  dem 
Reichstag  gescheiterte  Einsetzung  eines  Reichsrates  kam,  nachdem  der 
Druck  der  auswärtigen  Verhältnisse  den  Widerstand  Maximilians  gebrochen 
hatte,   1500   auf  dem  Augsburger  Reichstag  als  Ersatz  der   1495   be- 


^  N.  Samml.  2,  58.  138.  211  ff.  Vgl.  unsere  Karte,  Tafel  III.  Za  jedem  der  zehn 
Kreise  gehörte  eine  größere  oder  geringere  Zahl  von  Prälaten,  Grafen  und  Herren, 
im  übrigen  war  die  ursprüngliche  Kreiseinteilung  folgende.  1.  Der  österreichische 
Kreis:  das  Erzherzogtum,  Innerösterreich  (Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Friaul  mit 
Triest),  Oberösterreich  (Tirol),  Vorderösterreich  (die  Landgrafschaften  im  Elsaß  und 
Breisgau,  Vorarlberg,  schwäbisch  Osterreich),  die  Hochstifter  Trient  und  Brixen, 
später  auch  Chur.  2.  Der  burgundische  Ki*eis:  Freigrafschaft,  Luxemburg,  Nieder- 
lande. 8.  Der  kur rheinische  Kreis:  Kurmainz  (nebst  Erfurt  und  Eichsfeld),  Kur- 
trier, Kurköln  (nebst  Herzogtum  Westfiden),  Kurpfalz,  Aremberg.  4.  Der  ober- 
sächsische Kreis:  Kursachsen,  Kurhrandenburg,  diß  Hochstifter  Meißen,  Merse- 
burg, Naumburg,  Brandenburg,  Havelberg,  Lebus,  die  thüringisch -sächsischen 
Herzogtümer,  Pommern,  Anhalt,  Schwarzburg,  Reuß.  5.  Der  fränkische  Kreis: 
Hochstifter  Bamberg,  Würzburg  und  Eichstädt,  Burggrafischaft  Nürnberg  (Fürsten- 
tum Onolzbach  oder  Ansbach,  Fürstentum  Kulmbach  oder  Baireuth),  Hoch-  und 
Deutschmeister,  fünf  Städte  (darunter  Nürnberg).  6.  Der  b airische  Kreis:  Baiem, 
Erzstift  Salzburg,  die  Hochstifter  Passau,  Freising  und  Begensburg,  Propste! 
Berchtesgaden,  Fürstentum  Neuburg,  Landgrafschaft  Leuchtenberg,  freie  Stadt 
Regensburg.  7.  Der  schwäbische  Kreis:  Hochstifter  Augsburg,  Konstanz  und 
Chur  (später  zum  österreichischen  Kreise),  Abteien  Kempten,  St  Gallen,  Reichenau, 
Ellwangen,  Herzogtum  Würtemberg,  Markgrafechaft  Baden,  35  Städte  (darunter 
Augsburg).  8.  Der  oberrheinische  Kreis:  Hochstifter  Basel,  Besan9on,  Grenf, 
Lausanne,  Sitten,  Metz,  Toul,  Verdun,  Straßburg,  Speier,  Worms,  Fulda,  Herzog- 
tum Savoyen,  Lothringen,  Pfalz -Zweibrücken,  Nassau -Saarbrücken,  Nassau -Weil- 
burg, Waldeck,  Landgrafschaft  Hessen,  24  Städte  (darunter  Basel,  Mülhausen, 
Straßburg,  Metz,  Toul,  Verdun,  Frankfurt,  Speier,  Worms,  Wetzlar).  9.  Der 
niederrheinisch-westfälische  Kreis:  Hoch8tifter,Taderbom,  Lüttich,  Utrecht, 
Münster,  Osnabrück,  Minden,  Verden,  Stifter  Essen,  Werden,  Echtemach,  Stablo, 
Cornelimünster,  Herford,  CJorvey,  Herzogtümer  Jülich,  Cleve,  Berg,  Mark,  Geldern, 
Nassau-Diez,  Ostfriesland,  Oldenburg,  Pyrmont,  Lippe,  13  Städte  (darunter  Köln, 
Aachen,  Dortmund).  10.  Der  niedersächsische  Kreis:  Erzstifter  Magdeburg 
und  Bremen,  Hochstifter  Hildesheim,  Halberstadt,  Lübeck,  Ratzeburg,  Schwerin, 
Herzogtümer  Braunschweig,  Sachsen-Lauenburg,  Meklenburg,  Holstein,  die  Städte 
Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Goslar,  Mühlhauseu,  Nordhausen. 
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sohlossenen  jährlichen  BeiGhsversammlang  zustande^.  Zur  obersten  Lei- 
tung des  Reiches  wurde  ein  Beichsregiment  (,,ünsere3  und  des  heiligen 
Seiches  Bat'',  „Unser  und  des  Reiches  Regenten'')  mit  dem  standigen  Sitz 
zu  Nürnberg  eingesetzt^  das  aus  einem  Kollegium  Ton  20  Mitgliedern 
unter  dem  Vorsitz  des  Kaisers  oder  eines  von  diesem  ernannten  Stell- 
vertreters bestand.  Von  den  sechs  Kurfürsten  (Böhmen  blieb  unbeteiligt) 
sollte  .immer  einer  mit  je  dreimonatlicher  Abwechselung  persönlich  dem 
Kollegium  angehören,  während  die  übrigen  durch  fünf  Deputierte  ver- 
treten wurden.  Fernere  Mitglieder  waren:  ein  geistlicher  Fürst  als  Depu- 
tierter der  sechs  bedeutendsten,  im  Gesetz  bezeichneten  geistlichen  Beichs- 
fürsten,  ein  in  derselben  Weise  deputierter  weltlicher  Fürst,  ein  Deputierter 
der  sämtlichen  Grafen  und  Herren,  ein  Prälat  als  Deputierter  der  vier 
bedeutendsten  Prälaten,  zwei  Deputierte  von  acht  im  Gesetz  aufgezählten 
Beichsstädten  und  sechs  Deputierte  der  sechs  Kreise,  endlich  zwei  Vertreter 
der  kaiserlichen  Erblande  (einer  für  Österreich,  einer  für  Burgund).  Ab- 
gesehen von  den  sechs  kurfürstlichen  Stellen  hatte  das  Beichsregiment  das 
Selbstergänzungsrecht,  jedoch  mit  Beschränkung  auf  den  Kreis  der  das 
ausgefallene  Mitglied  deputiert  hatte.  Sämtliche  Mitglieder,  mit  Ausnahme 
der  Kurfürsten  und  Fürsten,  erhielten  eine  Besoldung  vom  Beiche.  Die 
Beichsregimentskanzlei  stand  unter  dem  Erzkanzler.  Die  Ausfertigung 
aller  Begimentserla^se  geschah  mit  dem  Vermerk  ,^ad  mandatum  domini 
regis  in  oonsilio  imperii";  sie  bedurften  der  Gegenzeichnung  des  kurfürst- 
lichen Mitgliedes.  Alle  Beschlüsse  des  Beichsregiments  wurden  mit  Stimmen- 
mehrheit gefaßt  ^  abwesende  Mitglieder  wurden  nicht  gerechnet,  auch  die 
Abwesenheit  des  Kaisers  oder  seines  Vertreters  war  kein  Hindernis.  Zu- 
ständig war  das  Beichsregiment  für  alle  inneren  und  äußeren  Angelegen- 
heiten des  Beiches,  die  sonst  dem  Kaiser  allein  oder  mit  den  Kurfürsten 
oblagen..  Der  Kaiser  war  auf  den  Vorsitz  im  Beichsregiment  und  die 
ihm  als  Beichsstand  zukommenden  Befugnisse  beschränkt.  Die  Monarchie 
war  beseitigt,  der  aristokratische  Bundesstaat  durchgeführt  Dem  Beiche 
gegenüber  war  das  Beichsregiment  verpflichtet,  sich  in  besonders  wichtigen 
Angelegenheiten  durch  die  Einberufung  sämtlicher  Kurfürsten  (an  Stelle 
ihrer  Deputierten)  und  der  übrigen  zur  Vertretung  im  Beichsregiment 
berufenen  Fürsten  zu  verstärken.  Auch  das  verstärkte  Beichsregiment 
faßte  seine  Beschlüsse  mit  Stinmienmehrheit  So  oft  es  erforderlich  war, 
hatte  das  Begiment  einen  Beichstag  zu  berufen;  alle  Beichsstände  waren 
verpflichtet,  der  Berufung  Folge  zu  leisten. 

Das  Beichsregiment  war  von  vornherein  nur  auf  die  Dauer  von  sechs 
Jahren  vereinbart  worden.  Aber  schon  1502  kam  es  zu  unlöslichen  Kon- 
flikten mit  dem  Kaiser.  Maximilian  erklärte  das  Beichsregiment  für  auf- 
gelöst und   forderte  dem  Erzkanzler  das  Begimentssiegel  ab.    Der  1512 


*  Vgl.  Kegimentsordnung  und  Augsburger  RA.  von  1500,  N.  Samml.  2,  56  ff.  68  ff. 

*  Da  das  Reichsregiment  20,  das  verstärkte  Beichsregiment  30  Mitglieder 
zShlte,  so  hatte  der  Kaiser  oder  sein  Stellvertreter  im  Vorsitz  wohl  das  Hecht  des 
Stichentscheides, 
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unternommene  Versnob  des  ^Kaisers,  auf  Grund  einer  neuen  Ordnung 
einen  kaiserliohen  ReiohsaussohuB  ins  Leben  zu  rufen,  hatte  keinen  Erfolgt. 
Die  Opposition  der  Kurfürsten  bescbrankte  sieb  auf  die  Erricbtung  eines 
neuen  Kurvereins  mit  der  Abrede  jäbrliober  kollegialer  Zusammenkünfte; 
später  setzten  sie  in  die  Wablkapitulation  das  Versprechen,  ein  Reicbs- 
regiment  wieder  aufzurichten.  Diesem  Versprechen  gemäß  vereinbarte 
Karl  V.  mit  dem  Wormser  Beichstag  Ton  1521  ein  neues  Reichsregiment  ^, 
ebenfalls  mit  dem  Sitz  in  Nürnberg  und  genau  nach  dem  Muster  des 
ersten,  nur  daß  der  Kaiser  als  solcher  ebenfalls  zwei  Mitglieder  zu  depu- 
tieren hatte,  die  Gesamtzahl  also  auf  22  erhöht  wurde  ^.  Zu  seinem  Statt- 
halter im  Vorsitz  ernannte  Karl  seinen  Bruder  Ferdinand.  Die  Befugnisse 
des  Reichsregiments  wurden  genau  nach  der  Regimentsordnung  von  1500 
festgesetzt,  auch  hinsichtlich  des  Selbstergänzungsrechtes  und  des  verstärkten 
Reichsregimentes,  nur  Verleihung  und  Entziehung  von  Reichslehen  und 
die  Abschließung  von  Bündnissen  behielt  sich  der  Kaiser  vor.  Die  wich- 
tigste Beschränkung  war  die,  daß  das  Reichsregiment  nur  ein  Statthalterei- 
rat für  die  Dauer  der  Abwesenheit  des  Kaisers  sein  sollte,  so  daß  es  mit 
seiner  Rückkehr  in  das  Reich  seine  Vollmacht  verlor.  In  dieser  Gestalt 
hat  sich  das  Reichsregiment  bis  1580,  wo  Ferdinand  zum  römischen 
König  gewählt  wurde,  erhalten. 

Schon  durch  den  Trierer  RA.  von  1512  wurde  der  von  der  späteren 
Gesetzgebung,  namentlich  dem  Augsburger  RA.  von  1555,  weiter  ver- 
folgte Weg  betreten,  statt  des  als  unausführbar  erkannten  Versuches  einer 
rein  ständischen  Zentralregierung  durch  das  Reichsregiment  die  Kreise 
zu  lebenskräftigen  Verfassungskörpem  auf  ständischer  Grundlage  zu  ent- 
wickeln^. Man  kehrte  damit  zu  dem  Gedanken  zurück,  der  schon  die 
Kreisverfassung  Albrechts  IL  von  1438  angeregt  hatte.  An  die  Spitze 
jedes  Kreises  sollte  ein  vom  Kreise  gewählter,  nötigenfalls  aber  vom 
Kaiser  ernannter  Kreishauptmann  zur  Leitung  der  Kreisangelegenheiten 
gestellt  werden.  Thatsächlich  führte  die  Entwickelung  dahin,  daß  regel- 
mäßig die  beiden  bedeutendsten  Fürsten  des  Kreises  die  Kreistage  „aus- 
schrieben" oder  „beschrieben"  und  als  „ausschreibende  Fürsten"  auch  die 
Leitung  der  Kreistage  übernahmen.  Wo  es  einem  von  ihnen  gelang,  die 
Leitung  der  Kreistage  und  die  Kreiskanzlei  ganz  in  seine  Hand  zu  bringen, 
wurde  für  ihn  die  Bezeichnung  „Kreisdirektor"  verwendet  Der  Kreis- 
hauptmann (später  „Kreisoberst")  wurde  infolgedessen  zu  einem  bloßen 
Kreisbeamten  für  die  militärische  Leitung  und  die  Handhabung  der 
Exekutivgewali  Seine  Anstellung  erfolgte  durch  die  Kreisstände,  aber 
auf  Widerruf.  Ihm  zur  Seite  standen  vier  oder  sechs  von  den  Kreis- 
standen gewählte  Räte  oder  Zugeordnete.    Zu  den  Kreisangelegenheiten 


*  Vgl.  Kölner  RA.  von  1512,  N.  Samml.  2,  147  f.   ülmaiw,  Maximilian  1,  566  f. 

*  N.  Samml.  2,  172  ff. 

*  Das  System  der  vierteljährlichen  Abwechslung  wurde  auch  auf  die  Fürsten, 
Prälaten  und  Städte  ausgedehnt. 

^  Vgl.  N.  Samml.  2,  138.  148.  230  ff.  449.  498  f.  3,  25—32. 
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gehörten  die  Wahlen  zmn  Beichskammergericht,  vorübergehend  anch  die 
zum  Beiohsregiment,  die  Verteilung  der  dem  Kreise  auferlegten  Reichs- 
anschlage  und  Trappenkontingente  auf  die  einzelnen  Ereisstande  und  die 
Sorge  für  ihre  Aufbringung,  BesohaSung  der  unmittelbaren  Ereismilitär- 
lasten,  Exekution  reichsgerichtlicher  Urteile  gegen  Ereisstande  (subsidiär 
auch  solcher  gegen  Landsassen),  Wahrung  des  Landfriedens,  Ereispolizei, 
Aufsicht  über  das  Münzwesen.  In  den  zu  voller  Weiterentwickelung  ge- 
langten Ereisen  wurde  die  Zuständigkeit  noch  sehr  viel  weiter  ausgedehnt, 
nur  Privatrecht  und  Prozeß  blieben  unberührt  Die  dem  Ereise  ange- 
hörigen  Reichsstände  waren  zugleich  die  Ereisstande.  Die  ausschreibenden 
Fürsten  hatten  sie  in  den  Ereisangelegenheiten  zu  Ereistagen  zu  berufen, 
die  durchaus  den  Charakter  eines  verkleinerten  Reichstages  trugen®.  Die 
Ereistage  setzten  nach  Bedürfnis  Ereisdeputationen  zur  Bearbeitung  be- 
sonderer Angelegenheiten  ein.  Zuweilen  versammelten  sich  einzelne  Bänke 
zu  besonderen  Banktagen.  Ein  wirklich  kommunales  Leben  vermochte 
sich  nur  in  den  Ereisen  in  denen  ausschließlich  kleine  Staatsgebilde  ver- 
einigt waren,  zumal  dem  schwäbischen  und  fränkischen,  zu  entfalten. 
Wurden  diese  erst  durch  die  Zusammenlassung  zu  einem  größeren  Organis- 
mus für  staatliche  Zwecke  verwendbar,  so  hatte  die  Ereisverfassung  in 
den  übrigen  Ereisen  wenigstens  den  Vorteil,  den  mächtigeren  Ereisstanden 
einen  gewissen  Einfluß  auf  die  kleinen  zu  verschaffen. 

§  74.    Die  Reichsgerichte. 

Vgl.  EioHHOBH  3,  122.  4,  5  f.  266  ff.  294  ff.  873  ff.  574  ff.  Habppreoht,  Staats- 
archiv des  Reichskammergerichts,  6  Bde^  1757 — 85.  PpEFFiNaER,  Vitriarius  illnstr. 
4,  499 — 705.  Malblank,  Anleitung  zur  Kenntnis  der  deutschen  Reichs-  u.  Pro- 
vinzial-Gerichts-  und  Kanzleiverfassung,  3  Bde,  1791.  Thudichum,  Das  vormalige 
Reichskammergericht  und  seine  Schicksale,*  ZDR.  20,  148  ff.  Wbtzell,  System  des 
Civilprozesses*,  370  ff.  Stölzbl,  Ein  ältester  RRG.-Frozeß,  ZRG.  12,  257  ff.  Stobbe, 
Reichshofgericht  und  Reichskammergericht,  Leipz.  Rekt.-Rede,  1878.  Fsankun, 
Die  freien  Herren  von  Zimmern  112  ff.  Berquaüs,  Deutschland  vor  50  Jahren 
2,  125  f.  142  ff.  ÜLMANN,  a.  a.  0.  1,  375  ff.  832  ff.  2,  79  ff.  263  ff.  653  ff.  Ebd- 
kanksdörffer,  a.  a.  0.  1,  157  ff.  2,  34.  v.  Weech,  Ein  Projekt  zur  Reform  der 
Reichsjustiz  aus  dem  16.  Jh.,  N.  Heidelb.  Jahrb.  3,  17  ff.  Stiktzinq,  Gesch.  d.  RW. 
1,  478  ff.  W.  Endbhann,  Von  dem  alten  Reichskammergericht,  Abdr.  a.  d.  Zeitschr. 
f.  deutsch.  Civ.-Proz.,  1893.  Wioaivd,  Denkwürdigkeiten  a.  d.  Archiv  des  Reichs- 
kammergerichts, 1854,  S.  52  ff. 

Das  1495  errichtete  Beichskammergericht  hatte  von  dem  alten  kaiser- 
lichen Kammergericht  (S.  553)  zwar  den  Namen  entlehnt,  unterschied  sich 


^  Die  getrennten  Kollegien  des  Reichstages  wiederholten  sich  hier  nicht. 
Jedes  kreisständische  Territorium  hatte  eine  volle  Stimme.  Vom  Kaiser  in  den  Stand 
der  Grafen  oder  Herren  erhobene  Grundbesitzer  konnten,  auch  wenn  sie  keine 
Reichsstandschaft  besaßen,  durch  Beschluß  des  Kreistages  die  Kreisstandschaft 
erhalten,  wenn  sie  bereit  waren,  die  Reichs-  und  Kreislasten  auf  ihre  Güter  zu 
übernehmen.  Die  Kreisstände  des  schwäbischen  Kreises  verteilten  sich  auf  fünf 
Bänke,  jede  später  unter  einem  besonderen  Baukdirektorium. 


Digitized  by 


Google 


g30  I^ie  Neuzeit 

aber  von  diesem  durch  den  festen  Sitz,  die  reichsgesetzliche  Orandlage 
und  die  größtenteils  den  Beichsstanden  überlassene  Besetzung.  Der  Sitz 
des  Beichskammergerichts,  das  allerdings  aus  Mangel  an  Mitteln  wieder- 
holt zu  gänzlichem  Stillstand  kam,  befand  sich  zunächst  in  Frankfurt  a.  ML, 
Tint.erlag  dann  mehrfachem  Wechsel,  bis  er  1527  nach  Speier  und  1693 
infolge  der  Pfalzverwüstung  durch  die  Franzosen  nach  Wetzlar  verlegt 
wurde,  wo  das  Gericht  bis  zu  seiner  Auflösung  im  Jahre  1806  blieb. 

Die  erste  gesetzliche  Grundlage^  bildete  die  BEGO.  von  1495^,  die 
sich  großenteils  an  die  für  das  alte  kaiserliche  Eammergericht  L  J.  1486/7 
entworfene  Ordnung  anschloß.  Nach  verschiedenen  Veränderungen'  kam 
auf  dem  Wormser  Beichstag  von  1521  die  zweite  BEGO.  zustande  ^  auf 
dem  Augsburger  Beichstag  von  1548  die  dritte,  die  mit  geringen  Ände- 
rungen 1555  von  neuem  bekannt  gemacht  wurdet  Eine  vierte  BEGO. 
wurde  auf  Grund  erheblicher,  i.  J.  1600  beschlossener  Veränderungen 
i.  J.  1603  entworfen  und  dem  nächsten  Beichstag  vorgelegt;  obwohl  die 
politischen  Verhältnisse  den  Entwurf  von  1603  nicht  zum  Beichsgesetz 
werden  ließen,  hat  das  BEG.  selbst  ihn  als  maßgebende  Norm  behandelt®. 
Weitere  Veränderungen  erfolgten  durch  den  westfälischen  Frieden  und 
den  JBA.  von  1654^ 

An  der  Spitze  des  BEG.  stand  der  vorzugsweise  mit  Verwaltungs- 
geschäften befaßte  Eanmierrichter,  dem  später  zwei,  schließlich  vier  Senats- 
präsidenten zur  Seite  traten.  Der  Eammerrichter  mußte  dem  hohen  Adel 
angehören  und  hatte  fürstlichen  Bang.  Der  Bichter  und  die  Präsidenten 
wurden  vom  Eaiser  ernannt.  Die  Zahl  der  Beisitzer  oder  Assessoren 
betrug  ursprünglich  16,  später  22;  nach  dem  westfälischen  Frieden  sollte 
sie  50  betragen,  thatsächlich  aber  stieg  sie  nicht  über  18,  erst  unter 
Joseph  II.  kam  sie  auf  25.  Von  den  Beisitzern  hatte  der  Eaiser  eine 
gewisse  Zahl  für  sich,  eine  andere  für  seine  Erblande  zu  präsentieren; 
die  übrigen  wurden  teils  von  den  Eurfürsten,  teils  von  den  sechs  alten 
Ereisen  präsentiert.  Die  -Ernennung  erfolgte  nach  voraufgegangener  Prü- 
fung durch  das  Gericht  selbst,  regelmäßig  auf  sechs  Jahre.  Die  eine 
Hälfte  der  Beisitzer  mußte  den  juristischen  Doktorgrad,  die  andere  den 
Adel  besitzen.  Seit  1521  sollten  auch  die  adelichen  Beisitzer  möglichst, 
seit  1555  unbedingt  aus  dem  Stande  der  Bechtsgelehrten  genommen 
werden;  graduiert  brauchten  sie  nicht  zu  sein.  Seit  dem  westfälischen 
Frieden  mußte  das  Gericht  und  jeder  Senat  paritätisch  zusammengesetzt 


^  Vgl.  Stobbe^  Rechtsquellen  2,  192  ff.    Corpus  iuris  cameralis,  1717. 

'  N.  Samml.  2,  6  ff. 

»  Vgl.  ebd.  2,  43  AT.  67  ff.  118  ff.  119  ff.  128  ffl  166  ff. 

*  Ebd.  2,  179—194. 

*  N.  Samml.  3,  43—136.    Über  die  in  der  Zwischenzeit  (1521—48)  vorgenom- 
menen Änderungen  ebd.  2,  247  ff.  289  ff.  317  ff.  345  ff.  356  ff.  408  ff. 

*  Vgl.  N.  Sanunl.  8,  472—498.    Der  Entwurf  von  1603  bei  Schmauss,  Corp. 
iur.  publ.  (1770)  pg.  880  ff. 

'  JPO.  Art  5,  §§  58  f.    JRA.  §§  7  ff.     N.  Samml.  4,  588.  643  ff. 
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sein.  Kammerrichter  war  thatsächlich  immer  ein  Katholik,  bis  1721 
wiederholt  sogar  ein  geistlicher  Fürst.  Alle  Mitglieder  des  Beichskammer- 
gerichts  galten  als  reichsunmittelbar  und  konnten  nur  durch  Urteil  des 
Gerichts  oder  der  Reichsvisitationsdeputation  abgesetzt  werden.  Die  Wahr- 
nehmung der  finanziellen  Interessen  des  Gerichts,  sowie  Verfolgung  der 
Freßvergehen  und  Betreibung  der  fiskalischen  Prozesse  war  Aufgabe  des 
Fiskalprokurators,  dem  ein  Fiskaladvokat  zur  Unterstützung  und  Vertretung 
beigegeben  wurde.  Sämtliche  Vertreter  der  Parteien,  Prokuratoren  für 
die  persönliche  Vertretung  und  Advokaten  für  die  Schriftsätze,  wurden 
vom  Gericht  selbst  (Fiskalprokurator  und  Fiskalanwalt  auf  Vorschlag  des 
Kaisers)  angestellt,  zum  Teil  erst  nach  vorheriger  Prüfung,  und  waren 
der  Disziplinargewalt  des  Gerichtes  unterworfen.  Die  BKG.-Kanzlei  mit 
den  Unterabteilungen  Kanzlei  und  Leserei  stand  unter  dem  Erzkanzler; 
ihr  unmittelbares  Haupt  war  der  Kanzleiverwalter.  Die  Gerichtskasse 
verwaltete  ein  besonderer  Pfennigmeister.  Als  Gerichtsdiener  hatte  man 
einen  Kanzleidiener,  zwei  Pedelle  und  24  Boten  (darunter  zwölf  reitende) 
unter  einem  Botenmeister.  Für  den  Unterhalt  des  BKG.  sollten  in  erster 
Beihe  seine  eigenen  Einnahmen  dienen,  im  übrigen  versuchte  man  es 
anfangs  teils  mit  dem  gemeinen  Pfennig,  teils  mit  außerordentlichen  Bei- 
trägen des  Kaisers  und  der  Beichsstände,  bis  1548  durch  eine  feste 
Beichssteuer,  die  sogen.  Kammerzieler,  die  unentbehrliche  finanzielle  Grund- 
lage gewonnen  und  weiteren  Suspensionen  des  Gerichts,  wie  sie  bis  dahin 
wiederholt  nötig  geworden  waren,  vorgebeugt  wurde®.  Aber  auch  diese 
Steuer  wurde  so  lässig  bezahlt,  daß  der  gesetzliche  Personalbest-and  aus 
Mangel  an  Mitteln  nie  aufrecht  erhalten  werden  konnte,  wodurch  eine 
unglaubliche  Verschleppung  der  Prozesse  veranlaßt  wurde. 

Das  BKG.  war  das  ordentliche  Gericht  für  Landfriedensbrüche,  eigen- 
mächtige Pfändungen  und  Gefangennahmen^,  ferner  für  alle  fiskalischen 
Klagen,  auch  wegen  der  durch  Übertretung  kaiserlicher  Gebote  oder  der 
Beichsgesetze  verwirkten  Strafen  ^®,  sodann  für  Besitzstreitigkeilen  zwischen 
Beichsunmittelbaren  oder  den  Unterthanen  verschiedener  Herren  ^\  endlich 
für  alle  Klagen  gegen  Beichsunmittelbare^^,  mit  Ausnahme  eigentlicher 
Kriminalklagen  und  der  Beichslehensachen,  so  daß  auch  die  Unterthanen 
gegen  ihren  Landesherrn  wegen  Bechtsverletzung  im  Gebiete  des  öffent- 
lichen Bechts  beim  BKG.  klagen  konnten. 

»  Vgl.  Angab.  BA.  von  1548,  §  30  (N.  Samml.  2,  533).  Die  Ueualmatrikel 
über  die  Verteilung  des  Anschlages  N.  Samml.  4,  Zugabe  100  ff.  Über  spätere 
Verfindeningen  des  ursprüngUchen  Anschlages  ebd.  3,  225.  644.  4,  260.  346.  358  f. 
362.  371.  Über  Fälle  der  Anweisung  auf  den  gemeinen  Pfennig  ebd.  2,  25.  30. 
35  f.  43.  68,  über  Anschläge  auf  beschränkte  Zeit  2,  89.  103.  115.  171.  205  f.  246. 
435.  466.    Über  den  Namen  „Kammerzieler''  vgl.  Grimu,  DWB.  5,  132. 

»  KKGO.  1555  II.,  Tit  9,  Tit  12—19,  Tit.  22.  Hier  konkurrierte  das  RKG. 
mit  den  Landesgerichten,  doch  konnten  die  letzteren  nicht  auf  Reichsacht  erkennen. 

"  RKGO.  1555  IL,  Tit  20. 

"  RKGO.  1521  c.  32;  1555  IL,  Tit  21. 

"  RKGO.  1495,  §  16.  1521  c.  22,  2. 
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Bei  Prozessen  unter  Fürsten  oder  Färstengenossen  hatt-e  jedoch  in 
erster  Instanz  ein  vom  Gesetz  genau  geregelter  Austrage  als  kaiserliche 
Kommission y  zu  entscheiden,  wogegen  jeder  Partei  die  Berufung  an  das 
BKG.  offen  stand ^^  Für  Prozesse  unter  Grafen,  Prälaten  und  anderen 
Beichsunmittelbaren  wurde  das  Austragsrerfahren  erst  1521  eingefahrt^^. 
Bei  Klagen  nichtgefürsteter  Personen  gegen  einen  Fürsten  hatte  zunächst 
ein  Ton  letzterem  aus  Mitgliedern  seines  Bates  zu  bildendes  Schieds- 
gericht (seit  1521  auch  unter  Zuziehung  anderer  Mitglieder  und  unter 
Mitwirkung  des  Klägers  bei  der  Bildung  des  Gerichts)  zu  urteilen,  von 
dessen  Entscheidung  jede  Partei  Berufung  an  das  Beichskammergencht 
einlegen  konnte^*. 

Einen  weiteren  Grund  für  die  Zuständigkeit  des  BKG.  bildeten  die 
Fälle  der  Bechtsverweigerung  ^^.  Endlich  war  es  in  bürgerlichen  Sachen 
oberstes  Appellationsgericht  für  sämtliche  Landgerichte^^,  während  es  in 
peinlichen  Sachen  auf  die  Nichtigkeitsbeschwerde  wegen  rechtswidriger 
Strafverhängung  beschränkt  blieb  ^®.  Mit  der  oberinstanzlichen  Stellung 
war  zugleich  ein  gewisses  Aufsichtsrecht  des  BKG.  über  die  Landes- 
gerichte  verbunden  ^^.  Wo  kaiserliche  privilegia  de  non  appellando  erteilt 
waren,  fiel  beides  weg,  nur  die  Zuständigkeit  bei  Bechtsverweigerung  blieb 
unberührt*®. 

Seit  1507  bestand  am  Beichstag  eine  eigene  Yisitationsdeputation  für 
das  BKG.,  an  welcher  der  Beihe  nach  sämtliche  Beichsstände  beteiligt 
wurden.  Diese  entwickelte  sich  zugleich  zu  einer  Bevisionsinstanz  über 
dem  BKG.  (auch  mit  Zuständigkeit  für  Syndikatsklagen  gegen  das  letztere), 
und  zwar  seit  1555  mit  Suspensivwirkung  der  eingelegten  Bevision.  Seit 
1588  kam  die  ordentliche  Yisitationsdeputation  außer  Gebrauch,  die  dafür 
von  Zeit  zu  Zeit  eingesetzten  außerordentlichen  Deputationen  konnten  aber 
nur  den  geringsten  Teil  der  eingelegten  Bevisionen  erledigen,  so  daß  die 
meisten  mit  dem  Bechtsmittel  der  Bevision  angefochtenen  Urteile  des  BKG. 
unvollstreckbar  blieben,  bis  §  124  des  JBA.  von  1654  die  Suspensiv- 
wirkung der  Bevisionen  wieder  aufhob.  Erst  1767  wurde  auf  Antrieb 
Josephs  IL  eine  neue  Yisitationskommission  eingesetzt,  die  aber  nach 
seinem  Tode  wieder  in  Yerfall  geriet 

Die  Yollstreckung  der  BKG.-Urteile  gegen  Beichsunmittelbare  .wurde 


>»  Vgl.  S.  562.  EiCHHOEH  8,  122.  4,  873  f.  RKGO.  1495,  §  28;  1555  IL,  Tit. 
2,  Tit  8  §  8. 

"  RKGO.  1521  c.  83,  15—18.  1555  IL,  Tit.  3,  Tit  5. 

^^  RKGO.  1495  §  80.  1521  c.  88,  1—14.  1555  H.,  Tit.  4,  Tit.  6,  Tit  8,  3  f. 
Ober  einen  Fall  praktischer  Anwendung  vgl.  R.  Kebn,  Die  Külsheimer  Fehde  1463, 
Heidelb.  Diss.  1897,  S.  41  ff. 

"  RKGO.  1495  §  16.  1521  c.  22,  2.  1555  IL,  Tit  1  §  2,  Tit  26. 

"  RKGO.  1521  c.  24.  1555  IL,  Tit  28.  Die  AppeUationasumme  wnrde  im 
Laufe  der  Zeit  von  50  fl.  auf  400  fl.,  für  manche  Rechtsgebiete  noch  weiter  erhöbt 

>»  RKGO.  1555  IL,  Tit  28  §  5. 

»*  Vgl.  Eichhorn  4,  875. 

«0  Vgl.  ebd.  4,  876. 
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dem  betreffenden  E[reise,  die  gegen  Landsassige  dagegen  der  zuständigen 
Obrigkeit  nnd  nur,  wenn  diese  versagte,  ebenfalls  dem  Kreise  befohlen  >\ 

Das  Becht  des  Kaisers  zu  persönlicher  Entscheidung  der  an  ihn  ge- 
konunenen  Rechtssachen  wurde  durch  die  Einsetzung  des  EKG.  nicht  be- 
einträchtigt. Er  übte  es  entweder  in  alter  Weise  mit  den  Reichsständen, 
d..h.  dem  Reichstage,  oder  in  der  des  alten  kaiserlichen  Kammergerichts 
mit  seinen  Räten,  d.  h.  dem  Reichshofrat  >l  Der  letztere  entwickelte  sich 
seit  der  Ausbildung  des  Geheimen  Rates  aus  einem  Justiz-  und  Yerwal- 
tungskollegium  zu  einem  reinen  Justizkollegium,  das  als  oberstes  kaiser- 
liches Gericht  dem  RKG.  Konkurrenz  machte.  Der  Reichshofrat  hatte 
die  alleinige  Zuständigkeit  in  Reichslehensachen'',  Kriminalklagen  gegen 
Reichsunmittelbare  (mit  Ausnahme  der  LandMedensbrüche),  Streitigkeiten 
über  kaiserliche  PriTÜegien  und  andere  auf  Grand  kaiserlicher  Reservat- 
rechte  geübte  Akte^,  endlich  über  italienische  Angelegenheiten,  da  die 
in  Italien  bestehende  kaiserliche  „Pienipotenz''  nur  als  delegiertes  Gericht 
galt,  von  dem  die  Berufdng  an  die  Person  des  Kaisers  ging'^  In  allem 
übrigen  konkurrierte  der  Reichsho&at  mit  dem  RKG.'^,  was  nach  langem 
Widerstreben  der  Reichsstände  durch  den  westfölischen  Frieden  in  der 
Art  anerkannt  wurde,  daß  das  zuerst  mit  einer  Sache  befaßte  Gericht 
den  Vorzug  hatte  *^. 

Da  der  Reichshofrat  nicht  bloß  Gericht,  sondern  zugleich  juristischer 
Beirat  des  Kaisers  war  und  als  solcher  in  dien  Reichslehen-  und  Gnaden- 
sachen sein  Gutachten  abzugeben  hatte,  so  lag  die  Gefahr  einer  persön- 
lichen Einmischung  des  Kaisers  in  die  gerichtlichen  Entscheidungen  nahe, 
zumal  der  Unterhalt  des  Reichshofrats  Sache  des  Kaisers  war  und  sämt- 
liche Mitglieder  von  ihm  und  nur  för  die  Dauer  seiner  Regierungszeit  er- 
nannt wurden.  Nur  die  Stellung  der  Reichskanzlei  (S.  816)  bot  eine 
gewisse  Gewähr  gegen  kaiserliche  Kabinetsjustiz.  Der  westfälische  Friede 
traf  eine  Reihe  von  Maßregeln  im  Interesse  unparteiischer  Rechtspflege, 
vermochte  aber  doch  das  „votum  ad  imperatorem'',  durch  das  der  Reichs- 


"  Vgl.  BKGO.  1555  HI.,  Tit.  48  §g  6—10,  Tit.  4».  Die  Vollstreckung  be- 
wegte sich  in  den  Formen  der  Acht  Bechtskräfüg  gewordene  Urteile  der  Aus- 
trage bedurften  der  Bestätigung  durch  eins  der  höchsten  Reichsgerichte,  um  voll- 
streckbar zu  werden. 

**  Vgl.  S.  817  f.  Hebohbnhahk,  Geschichte  des  kaiserl.  BHR.,  2  Bde,  1792. 
Bbbgmakn,  Wien.  SB.  25,  187  £ 

**  Diese  hatte  der  Kaiser  schon  in  der  Reg.-Ordn.  von  1521,  §  7  (N.  Samml. 
2,  178)  seiner  persönlichen  Entscheidung  vorbehalten.  Vgl.  BEGO.  1555  II,  Tit  7. 
Streitig  war,  ob  sich  das  Vorrecht  des  RHB.  auch  auf  geringere  Beichslehen  be- 
söge.   Vgl.  PüTTEB,  Hist  EntWickelung  2,  Ulf. 

^  Daher  auch  alle  Prozesse  über  Hausgesetze  von  Reichsunmittelbaren,  da 
diese  vom  Kaiser  bestfltigt  sein  mußten.  Die  ausschließliche  Zuständigkeit  des 
BEDGL  in  betreff  der  Beservatrechte  war  bestritten.    Vgl.  Pütteb  S,  167  f. 

*<^  Vgl.  Eichhorn  4,  800. 

**  Dies  wurde  namentlich  in  Zeiten,  wo  das  BKG.  stillstand,  von  Bedeutung. 
Vgl.  BosBKTHAL,  Bchördenorganisation  Ferdinands  25. 

•^  JPO.  Art  5,  §  56. 


B.  SorbOdbb,  Deutache  BeohtsgMchlohto.    4.  Aufl.  58 
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hofrat  dem  Kaiser  die  persönliche  Entscheidong  überlassen  konnte,  nicht 
ganz  zu  beseitigen '^  Nach  den  Bestimmungen  des  westfälischen  Friedens^* 
sollte  das  YerfiGthren  den  für  das  RKG.  bestehenden  Normen  folgen,  die 
Besetzung  mit  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und  Baten  sollte  fest  geordnet 
und  jede  nicht  dazu  gehörige  Person,  namentlich  auch  jedes  Mitglied  des 
Oeheimen  Bates,  von  der  Teilnahme  an  der  Bechtsprechung  ausgeschlossen 
sein;  unter  den  Bäten  sollte  sich  eine  bestinunte  Zahl  Evangelischer  be- 
finden. Der  Beichshofrat  wurde  der  Visitation  des  Erzkanzlers  unter- 
stellt. Von  den  Urteilen  des  Beichshofrats  sollte  das  Bechtsmittel  der 
Bevision  (mit  Suspensivwirkung)  bei  dem  Kaiser  eingelegt  werden  können; 
die  Entscheidung  über  die  Bevision  sollte  ausschließlich  durch  Bäte  die 
bei  dem  angefochtenen  Urteil  nicht  beteiligt  gewesen  waren,  in  wichtigen 
Fällen  unter  Zuziehung  von  Kurfürsten  und  Fürsten,  aber  unter  Aufrecht- 
erhaltung des  konfessionellen  Gleichgewichts,  erfolgen.  Das  in  Aussicht 
genommene  Beichsgesetz  zur  Ordnung  des  Beichshofrats  ist  nicht  zustande 
gekommen,  dagegen  trat  die  von  Ferdinand  ni.  erlassene  BHBO.  von 
1664  in  Gebrauch  »<>. 

Die  Zuständigkeit  in  Achtprozessen  wurde  beiden  höchsten  Beichs- 
gerichten  durch  Art.  20  der  ständigen  Wahlkapitulation  entzogen.  Sie 
sollten  nur  die  Instruktion  des  Prozesses  behalten  und  die  Akten  sodann 
an  den  Beichstag  einschicken.  Das  Urteil  soUte,  auf  das  Gutachten  einer 
aus  den  drei  Kollegien  unter  Wahrung  der  konfessionellen  Parität  besetzten 
Beichsdeputation,  von  dem  Kaiser  mit  dem  gesamten  Beichstage  gefillt 
werden.  Seit  der  Achtung  des  Kurfürsten  von  Baiem  (1706)  ist  die 
Beichsacht  nur  noch  zweimal  (1708/9)  verhängt  worden '^ 

Durch  die  Einsetzung  des  BKG.  und  die  völlig  neue  Begelung  des 
Strafverfahrens  durch  die  PHGO.  Karls  V.  verloren  die  westfälischen  Ge- 
richte den  letzten  Boden,  den  sie  noch  im  Beiche  hatten  ^^  Als  Landes- 
gerichte ohne  größere  Bedeutung  haben  sie  sich  noch  längere  Zeit,  in 
gewissen  Besten  bis  in  das  19.  Jahrhundert  erhalten.  Auch  die  kaiser- 
lichen Landgerichte  in  Süddeutschland  waren  ganz  bedeutunglos  geworden. 
Zu  ihrer  von  dem  westfälischen  Frieden  angeregten  reichsgesetzlichen 
Aufhebung  ist  es  nicht  mehr  gekommen. 

§  75.    Daa  Reichshearweaan. 

JlHNS,  Zur  Geschichte  der  Kiiegsverfassnng  des  deutschen  Beiches,  Prenß. 
Jahrbücher  89,  1  £  113  £P.  443  £P.  A.  Schulte,  Markgraf  Ludwig  Wilhelm  von 
Baden  l,40ff.  155ff.  256f.  286.  335£r.  348f.  366 ff.  520ff.    Ebdmakkbdösffer,  a.  a.  0. 


»«  Vgl.  RosDrraAL,  a.  a.  0.  22  ff.  »  Vgl.  JPO.  Art  5,  §§  54—56. 

>o  N.  Samml.  4,  Zugabe  44  ff. 

'^  Vgl.  EtCHHOBM  4,  548  f.  H.  BIbtbb,  Der  Plan  eines  evang.  Farstenbondes 
im  7 jähr.  ELriege,  Bonn.  Diss.  1893,  S.  69  f. 

>*  Vgl.  £iCHHOiiM  8,  222.  WiaAin>,  WetElarsche  Beiträge  1, 1  ff.^  Denkwürdig- 
keiten 103  ff.  Schon  die  vom  Wonnser  Beichstag  von  1495  beschlosaeae  Refor- 
mation (N.  Samml.  2,  18  f.)  trat  den  Freigerichten  mit  Entschiedenheit  entgegen. 
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1,  656  £P.  Ulmann,  a.  a.  0.  2,  408  ff.  Fbsteb,  Die  armierten  Stände  und  die  Reichs- 
kriegsverfassung  1681—97,  Straßb.  Dias.  1886.    Pütteb,  Historische  Entwickelang 

2,  283  ff.  293  ff.  3,  98  ff.  Eichhobn  3,  315  ff.  4,  800  ff.  546.  Schulzen,  Corpus  iuris 
militaris^  1893.  Ebben,  Ursprung  u.  Entwickelung  der  deutsch.  Kriegsartikel,  Mitt. 
d.  Ost  Inst.,  Eig.  6,  473  ff. 

Zur  Einfuhrung  eines  stehenden  Heeres  hat  es  das  Eeich  nie  ge- 
bracht; die  nach  dem  80jährigen  Kriege  wiederholt  gestellten  Antrage 
auf  Einfuhrung  eines  „miles  perpetuus^'  waren  erfolglos.  Erst  angesichts 
eines  bevorstehenden  oder  bereits  ausgebrochenen  Krieges  wurde  das  von 
Reichs  wegen  aufzustellende  Heer  zwischen  Kaiser  und  Reichstag  verein- 
bart Unter  Maximilian  I.  hielt  man  noch  an  den  zuerst  im  Hussiten- 
krieg  (S.  519)  gemachten  Versuchen  der  Aufstellung  eines  Beichssöldner- 
heeres  mit  Hilfe  einer  direkten  Beichssteuer,  des  gemeinen  Pfennigs,  fest  >. 
Seit  Karl  Y.  beobachtete  man  das  System  der  Anschläge  auf  Orund  der 
1621  vom  Wormser  Reichstage  beschlossenen  Matrikel,  welche  die  Oe- 
samtheeresstärke  auf  40Ü0  Beiter  („Reisige^')  und  20000  Fußknechte 
festsetzte  und  ihre  Verteilung  auf  die  Kontingente  der  einzelnen  Beichs- 
stände  ordnete^. 

Jeder  Beichsstand  hatte  die  ihm  auferlegte  Truppenzahl  zu  stellen, 
eine  Ablösung  in  Geld  war  nicht  gestattet.  Wer  Vassallen  hatte,  stellte 
seine  Beiter  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  in  der  Begel  noch  mit  Hilfe 
des  Lehnsaufgebotes;  später  wurde  den  Lehnsmannen  gewöhnlich  die  Wahl 
zwischen  Dienst  und  Zahlung  von  Bitterpferdgeldem  eingeräumt.  Im 
übrigen  half  man  sich  mit  Söldnern.  Die  Lehnsmannen  erhielten  Ver- 
pflegung, aber  keinen  Sold;  die  Söldner  hatten  ihre  Verpflegung  selbst  zu 
bestreiten;  doch  mußte  der  Kontingentherr  ihnen  den  nötigen  Proviant 
gegen  Bezahlung  zur  Verfügung  stellen.  Jedes  Kontingent  war  demnach 
von  einer  eigenen  Proviantkolonne  begleitet,  so  daß  die  Schlagfertigkeit 
des  Heeres  durch  einen  Ungeheuern  Troß  beeinträchtigt  wurde.  Der 
monatliche  Sold  wurde  in  den  Wormser  Beschlüssen  auf  10  rhein.  Grulden 
für  einen  Beisigen  mit  Pferd  und  4  Gulden  für  einen  Fußknecht  fest- 
gesetzt Der  hiemach  für  das  einzelne  Kcmtingent  im  ganzen  erforder- 
liche Monatssold  wurde,  in  Erinnerung  an  die  alten  Bömerzüge,  als 
„Bömermonat^'  bezeichnet.  Wie  die  von  der  Wormser  Matrikel  festgesetzte 
Stärke  des  Gesamtheeres  und  der  einzelnen  Kontingente  bei  der  jedes- 
maligen Vereinbarung  mit  dem  Beichstag  ajß  „Simplum^^  behandelt  wurde. 


^  Vgl.  Ulmann,  Maximilian  1,  320  ff.  890  ff.  847  ff.  N.  Samml.  2,  14  ff.  Ein 
interessanter  gesetzgeberischer  Versuch  war  der  von  der  Regimen tsordnung  von 
1500^  §§  24  ff.  (ebd.  2^  60  f.)  vorgeschriebene  400.  Mann,  offenbar  eine  Art  Aus- 
hebung. 

>  N.  Samml.  2,  208.  216  ff.  Böhmen  stellte  400  zu  Roß  und  600  zu  Fuß,  die 
sechs  übrigen  Kurfürsten  sowie  Salzbuiig,  Baiem,  Würtemberg  und  Savojen  je  60 
zu  Roß  und  277  zu  Fuß,  Österreich  und  Burgund  je  120  und  600,  Jülich -Kleve- 
Berg  90  und  640;  von  den  Stftdten  stellten  die  größten  Kontingente  Nürnberg, 
Metz  (je  40  und  250)  und  Köhi  (80  und  822).  Die  kleinsten  Kontingente  beliefen 
sich  auf  4  Fußknechte. 
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SO  berechnete  man  auch  die  den  einzelnen  Beiohsstanden  neben  der  Ge- 
stellung ihres  Kontingentes  aufzuerlegende  Kriegs-  oder  Matriknlarsteuer 
nach  den  Bömermonaten  der  Wormser  Matrikel  ^  Diese  Steuer  floß  in 
die  Beichsoperationskasse  und  diente  teils  zur  Beschaffung  des  „Zeuges^ 
oder  Artilleriematerials,  teils  zur  Besoldung  der  Beichsgeneralität  und  der 
Tom  Beiche  zu  stellenden  technischen  Truppen. 

Ein  Hauptfehler  des  Beichsheeres  bestand  darin ,  daß  es  ohne  jede 
weitere  Organisation  ausschließlich  in  die  einzelnen,  nach  Anzahl,  Zu- 
sammensetzung und  BewafiFhung  überaus  verschiedenen  Kontingente  zer- 
fiel, deren  Vereinigung  zu  größeren  taktischen  Körpern  erst  nach  dem 
Zusammentritt  des  Heeres  möglich  wurde.  In  dieser  Bichtung  schuf  die 
sogenannte  Beichsdefensionalverfassung  yon  1681  eine  wesentliche  Ver- 
besserung^ indem  sie,  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  des  Simplums  auf 
12000  Beiter  und  28000  Fußknechte,  die  Verteilung  der  Kontingente 
auf  die  Beichsstande  aufgab  und  dafür  die  Verteilung  auf  die  zehn  Kreise 
nach  einem  bestimmten  Maßstab  anordnete  ^  Den  Kreisen  blieb  die  TJnter- 
yerteilnng  auf  die  einzelnen  Kreisstande  (nach  der  Wormser  Matrikel)  und 
die  Vereinigung  der  von  diesen  gestellten  Kontingente  zu  Begimentem 
überlassen.  Ablösung  durch  Geld  (Beluition)  war  nicht  gestattet,  dagegen 
durften  die  nichtgerüsteten  Beichsstande  mit  ausreichend  gerüsteten  (ar- 
mierten) Mitfitanden  Subsidienterträge  abschließen.  Die  Erfüllung  der  den 
einzelnen  Standen  obliegenden  Leistungen  konnte  im  Wege  der  Kreis- 
exekution erzwungen  werden.  Die  gesamte  Mannschaft  eines  Kreises  bil- 
dete ein  geschlossenes  Corps  unter  einer  eigenen  Kreisgeneralitat  Außer- 
*  dem  hatte  jeder  Kreis  einige  technische  Truppen  und  ein  gewisses  Artillerie- 
material zu  beschaffen.  Als  Kreiskriegsminister  fungierte  der  Kreisoberst 
Für  die  dem  Kreise  obliegenden  Ausgaben  wurde  eine  Kreisoperations- 
kasse  gebildet,  so  daß  die  Stande  außer  der  Beichs-  noch  eine  Kreiskriegs- 
steuer zu  zahlen  hatten.  Für  beide  Arten  der  Kriegssteuer  blieben  die 
Bömermonate  der  Wormser  Matrikel  im  Gebrauch.  Die  Beschaffung  des 
Proviantes  blieb  Sache  der  einzelnen  Kontingentherren. 

Die  Mitglieder  der  Beichsritterschaft  waren  dem  Beiche  nicht  un- 
mittelbar kriegspflichtig.  Da  sie  sich  größtenteils  im  Lehnsbande  befanden, 
so  dienten  sie  entweder  in  den  betreffenden  Lehnsaufgeboten  oder  zahlten 
Bitterpferdgelder.  Außerdem  war  es  von  alters  her  üblich,  daß  der  Kaiser 
sie  in  Kriegsfallen  zu  einer  freiwilligen  Beisteuer  aufforderte,  die  allmählich 
zu  einem  observanzmäßigen  „subsidium  caritativum''  wurde. 

Über  die  Ernennung  der  Beichsgenerale  hatte  sich  der  Kaiser  mit 
dem  Beichstag  zu  verständigen.  Der  Generalfeldmarschall  wurde  erst 
im  Kriegsfall  ernannt,  die  übrigen  Generale  wenigstens  in  der  späteren 


*  Wareu  z.  B.  zwei  Simpla  und  ein  Römermonat  bewiUigt,  so  steUte  Nümbezg 
80  Beisige  und  500  Fußknechte  und  zahlte  eine  Steuer  yon  1400  Gulden. 

^  Vgl.  u.  a.  Gbbstlaohbb  6,  858.  Die  größereu  ReichBstände,  welche  mit 
ihren  Territorien  verschiedenen  Kreisen  angehörten,  waren  genOtigt^  ihre  Kontin- 
gente dementsprechend  zu  zerreißen. 
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Zeit  schon  im  Frieden  designiert.  Seit  dem  westfälischen  Frieden  mußte 
jede  OeneralsteUe  mit  einem  Katholiken  und  einem  Protestanten  besetzt 
sein.  Die  Aufsicht  über  die  Heerfuhrung  stand  dem  von  den  Beichs- 
ständen  gewählten,  paritätisch  zusammengesetzten  Beichskriegsrat  zu. 

Für  die  innere  Disziplin  des  Heeres  und  die  rechtliche  Stellung  der 
Söldner  waren  die  bei  der  Musterung  von  den  Truppen  zu  beschwörenden 
Artikel,  der  „ArtikelbrieP'  för  die  Fußknechte  und  die  „Beiterbestallung** 
für  die  Beisigen,  maßgebend  ^ 

Überaus  schwerMlig  und  hier  nicht  weiter  zu  erörtern  waren  die  dem 
Beiche  zu  Gebote  stehenden  Mittel,  die  Beichsstände  und  IJnterthanen 
durch  Dehortatorien,  Avocatorien  und  Excitatorien  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
pflichtungen anzuhalten.  Zur  Anordnung  von  Einquartierungen,  Muster- 
plätzen und  Durchzügen  war  nach  der  Wahlkapitulation  die  Einwilligung 
der  Beichsstände  erforderlich.  Die  Besidenzen  der  Beichsstände  und  der 
Sitz  des  Beichskammergerichts  waren  von  jeder  Quartierlast  befireit. 

Einige  Beichsfestungen  waren  seitens  des  Kaisers  während  des 
30jährigen  Krieges  angelegt.  Nach  dem  westfälischen  Frieden  durfte 
dies  nur  noch  mit  Beichstagsgenehmigung  geschehen.  Die  Wahlkapitu- 
lation erklärte  das  Festungswesen  für  Landessache,  doch  war  das  Beich 
durch  französische  Abtretungen  in  den  Besitz  der  Festungen  Kehl  und 
Philippsburg  gekommen*. 

§  76.    Das  Reich8finanzwe8en. 

VgL  QoTHBiN,  Ein  neu  nützlich-  und  lustige  Colloquium  von  etlichen  Reichs- , 
tagspunkten,  1898.    Ehbbksbbbgbb,  Zur  Geschichte  der  Türkensteuer  und  des  Snb- 
sidium  caritativum,  Freib.  Di5z.-Arch.  NF.  1,  396  ff. 

Die  früheren  unmittelbaren  Finanzquellen  waren  fast  sämtlich  versiegt 
oder  durch  Übertragung  oder  unTordenklichen  Besitz  auf  die  Reichsstände, 
zum  Teil  auch  auf  Privatpersonen  übergegangen  ^  Erhalten  hatten  sich 
u.  a*  die  Jahressteuem  einzelner  Reichsstädte,  z.B.  Frankfurt  a.  M.*,  und 
der  Opferpfennig  der  Juden  von  Worms  und  Mainz.  Die  Wiedereinlösung 
der  an  Beichsstände  gegebenen  Reichspfandschaften  wurde  durch  den  west- 


^  Die  Artikelbriefe  haben  sich  aus  den  Eiden  der  Landsknechte  entwickelt 
und  besonders  an  die  bei  der  sohweiBerischen  Eidgenossenschaft  seit  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  üblichen  Eide  angeknüpft.  Die  Beiterbestallungen  (auch  „Reiter- 
rechte", „Beiterartikelbriefe")  dagegen  sind  aus  den  Verträgen  der  Kriegsherren 
mit  den  Unternehmern ^  die  ihnen  die  Beitertruppen  anwarben,  hervorgegangen. 
Für  die  Beichstruppen  wurden  beide  Ordnungen  zuerst  durch  den  Speierer  Beichs- 
tag  von  1570  festgestellt,  doch  hat  sich  nur  der  Artikelbrief  in  allgemeinerem  An- 
sehen erhalten. 

*  Vgl.  PtJTTBB,  a.  a.  0.  2,  290.  300. 

*  Vgl.  Eichhorn  4,  291  f. 

*  Vgl.  S.  543.  PüTTEB,  Histor.  Entwickel.  2,  211.  Zeumbb,  Städtesteuem  158. 
Lang,  Histor.  Entwickel.  der  deutschen  Steuerverfassung  (1798)  157  f. 
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falischen  Frieden  an  die  Zustimmung  des  Reichstages  gebunden'.  Die 
Bestimmung  der  Wahlkapitulationen,  daß  einträgliche  heimgefiallene  Beichs- 
lehen  im  Interesse  des  Eeiches  eingezogen  werden  sollten,  hatte  thatsach- 
lich  nur  die  Bedeutung,  daß  Kurfürstentümer  nur  mit  Zustimmung  des 
EuriurstenkoUegiunais,  alle  anderen  Beichslehen  nur  mit  Einwilligung  des 
Reichstages  wiederverliehen  werden  durften  ^ 

Die  einzige  stehende  Reiohsstener  bildeten  die  1548  als  Matrikular- 
steuer  eingeführten  sogenannten  Kammerzieler  zum  Unterhalt  des  Reichs- 
kammergehchts  (S.  831).  Im  übrigen  kamen  nur  außerordentliche  Reichs- 
steuern, namentlich  aus  Anlaß  von  Reichskriegen,  vor.  Die  ältere  Form 
war  der  gemeine  Pfennig,  der  als  direkte  Reiohssteuer  von  landsäsaigen 
Personen  ebenso  wie  von  Reichsunmittelbaren  erhoben  wurde  und  in  der 
Regel  für  die  Vermögenderen  den  Ghaiukter  einer  Kapital-  und  Renten- 
steuer, für  die  übrigen  den  einer  Kopfsteuer  trug*^.  Den  gemeinen  Pfennig 
hatten  auch  die  Geistlichkeit  und  die  Klöster  zu  zahlen.  Allmählich  wurde 
der  gemeine  Pfennig  durch  den  dem  staatsrechtlichen  Charakter  des 
Reiches  mehr  entsprechenden  „Anschlag^',  eine  der  alten  Städtesteuer  nach- 
gebildete Reichsmatrikularsteuer  auf  Grund  der  Wormser  Matrikel  von 
1521,  verdrängte  Die  Beibehaltung  der  damals  erfolgten  Veranlagung 
brachte,  da  die  seitdem  eingetretenen  Territorialveränderungen  unberück- 
sichtigt blieben,  vielfache  Ungerechtigkeiten  mit  sich,  aber  die  wiederholt 
beantragte  Neuveranlagung  kam  nicht  zustande.  Seit  dem  westfälischen 
Frieden  wurde  es  überhaupt  streitig,  ob  der  Reichstag  berechtigt  sei, 
Reichssteuem  mit  Stimmenmehrheit  zu  beschließen  ^ 

Zur  Vereinnahmung  der  Reichssteuern  wurden  jedesmal  besondere 
Legestätten  angeordnet  und  Reichsschatz-  oder  Reichspfennigmeister  ein- 
gesetzt.  Das  Reichskammergericht  hatte  einen  eigenen  Pfennigmeister  als 

>  Vgl.  JPO.  Art.  5,  §  26.  POtteb,  a.  a.  0.  2,  84.  Was  die  Kaiser  an  andere 
als  an  Reichsstände  verpfändet  oder  verschrieben  hatten,  maßten  sie  in  den  Wahl- 
kapitulationen  versprechen,  thunlichst  an  das  Reich  zar&ckcubringen. 

*  Vgl.  ständige  Wahlkapitulation  von  1711,  Art.  11  (N.  Samml.  4,  241). 

^  Auf  dem  Wormser  Reichstag  von  1495  (N.  Samml.  2,  15)  wurde  der  ge- 
meine Pfennig  für  ein  Vermögen  von  500 — 1000  Gulden,  dem  eine  Rente  von  25 — 50 
Gulden  gleichgeachtct  sein  sollte,  auf  0,1  ^1^  festgesetzt,  während  alle,  die  weniger 
als  500  Gulden  besaßen,  mit  einer  Kopfsteuer  von  Vt4  Gulden  belegt  wurden. 
Wer  mehr  als  1000  Gulden  besaß,  sollte  vom  Überschuß  nach  seiner  ,,Andacbt'S 
d.  b.  seinem  Ermessen,  geben.  Die  Kopfsteuer  sollte  für  jeden  mit  dem  vollendeten 
15.  Lebensjahr  beginnen,  was  man  auf  das  ribuarische  Recht  zurückführen  möchte, 
wenn  nicht  in  dem  Trier-Kölnischen  BA.  von  1512  (ebd.  2, 188  f.)  der  Beginn  der 
Steuerpflicht  auf  das  vollendete  12.  Jahr  gesetzt  wäre.  Der  gemeine  Pfiennig 
wurde  ursprünglich  nicht  bloß  für  das  Reichsheer,  sondern  auch  hi  den  Unterhalt 
des  Reichskammergerichts  und  des  Reichsregiments  (N.  Samml.  2,  82)  beetünmt 

^  Vgl.  Zeümbr,  Städtesteuern  153  ff.  Über  ältere  Anschläge  för  das  Reichs- 
kammergericht  vgl.  §  74,  n.  8.  Die  Anschläge  wurden  eine  Zeitlang  neben  mili- 
tärischen Zwecken  auch  für  das  Reichsregiment  bestimmt  Vgl.  N.  Samml.  2, 205. 246. 

^  Vgl.  §  80,  n.  2.  PüTTEB,  a.  a.  0.  78.  122.  Ebdvannsdörffeb,  Deutsche 
Gesch.  1,  164  ff.  172  ff. 


Digitized  by 


Google 


§  77.    Das  Beichspolizeiwesen.  889 

Bendanten.  Die  Yeraosgabung  der  Oelder  stand  stellenweise  unter  strenger 
reiohsstandischer  Aufsicht®.  Die  von  Maximilian  L  eingesetzte  Hofkammer 
ist  fär  das  Eeich  nur  von  vorübergehender  Bedeutung  gewesen. 

§  77.    Das  Reichspolizeiwesen. 

Vgl.  EicHHOBX  4,  271  £F.  544  f.  RA.  von  Worms  1495,  §§  86—44  (N.  Samml. 
2,  25  f.,  vgl.  ebd.  28  f.),  Lindau  1497,  §§  8—28.  88^46  (ebd.  81  ff.),  Freiberg  1498, 
§§  88—51  (ebd.  46  ff.),  Augsburg  von  1500,  §§  22—84  (ebd.  77  ff.,  vgl.  54  ff.),  Trier 
und  Köln  1512,  Tit  4,  §§  1—20  (ebd.  141  ff.),  Nürnberg  1524,  §§  25—28  (ebd.  257  f.), 
Speier  1529,  §  9  (ebd.  294). 

Eine  in  dem  mittelalterlichen  Staate  nur  den  Stadtverwaltungen  bekannte 
Aufgabe,  die  Fürsorge  für  das  allgemeine  Wohl,  wurde  nach  dem  Vorgang 
verschiedener  dem  15.  Jahrhundert  angehörenden  ^^Landesordnungen^^  seit 
dem  Wormser  Beichstag  von  1495  als  eine  der  wesentlichsten  Aufgaben 
der  Beichsgesetzgebung  angesehen.  Man  faßte  alles  dahin  Oehörige  unter 
dem  weiten  BegrifT  der  Polizeiordnung  izusammen^  und  verstand  darunter 
namentlich  Yorsohriften  über  Kleidertrachten  und  Gastereien ,  Maßregeln 
gegen  die  Ausschreitungen  des  fahrenden  Volkes  sowie  gegen  Unzucht, 
Kuppelei,  Gotteslästerung,  überhaupt  Störung  des  kirchlichen  Friedens, 
Wucher,  Mißbräuche  in  Handel  und  Wandel;  auch  Lehrlings-  und  Gesellen- 
wesen, Bücherzensur,  betrüglicher  Bankerott,  Apotheken-  und  Vormund- 
schaftswesen wurden  allmählich  in  den  Bereich  der  Polizeiordnungen 
gezogen.  Einen  Hauptgegenstand  bildete  aber  die  B^elung  des  Münz- 
wesens*. 

Die  Prägungen  von  Beichs  wegen  hatten  längst  au^ehört.  Jetzt 
handelte  es  sich  darum,  die  Münzherren  an  die  Beobachtung  eines  be- 
stimmten Münzfußes  zu  binden  und  ihre  Prägungen  unter  die  Aufsicht 
des  Beiches  zu  nehmen.  Zur  Ausübung  der  letzteren  bediente  man  sich 
der  Kreisverfassung.  Die  Beichskreise  wurden  angewiesen,  jährliche  Münz« 
probationstage  abzuhalten,  auch  wurden  besondere  Kreismünzstätten  ein- 
gerichtet, an  denen  die  nicht  im  Besitz  eigener  Bergwerke  befindlichen 
Beichsstände  unter  Au&icht  besonderer  Kreisbeamten  ihre  Prägningen  vor-, 
zunehmen  hatten  ^ 

Nach  der  Münzordnung  von  1559,  durch  welche  die  älteren  Münz- 


^  Vgl.  die  ständige  Wahlkapitulation  von  1711,  Art  5  (N.  Samml.' 4, 

^  Über  den  Sprachgebrauch  vgl.  Eigehobn  4,  272,  Anm.  a.  Die  erste  voll- 
ständige Polizeiordnung  kam  1580  aof  dem  Augsburger  Reichstag  zustande  (ebd. 
882  £F.),  die  zweite  ebenda  1548  (ebd.  587  ff.),  die  dritte  1577  zu  Frankfurt  (ebd.  8, 
879  ff.).  Der  Landesgesetzgebung  wurde  gestattet,  die  BPO.  zu  ermäßigen,  also 
Ausnahmen  zu  machen,  dagegen  wurde  verboten,  sie  landesgesetzlich  zu  vermehren. 

*  Vgl.  V.  Pbaun,  Gründl.  Nachricht  von  dem  Mfinzwesen,  1784.  Gsbstlachxb, 
9,  1475-1697.    ZaohabiI,  Deutsches  Staats-  u.  Bundesrecht'  2,  872  ff. 

'  Vgl.  WüTTKB,  Die  Probationsregister  des  obersächsischen  Kreises,  Wiener 
numismat  Zeitschr.  29. 
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Ordnungen  aufgehoben  wurden^,  bildete  die  kölnische  Mark  (S.  526)  die 
Grundlage  for  alle  Gold-  und  Silbermünzen.  Aus  der  Mark  zu  14  Lot 
16  Gran  reinen  Silbers  und  1  Lot  2  Gran  Kupferzusatz  wurden  9  7s  Beichs- 
gülden  (auch  Speziesgulden)  zu  60  und  19  halbe  Reichsgulden  zu  80  Kreuzern 
geprägt  An  Goldgulden  sollten  auf  die  Mark  zu  18  Karat  6  Grän 
72  Stück  ausgebracht  werden,  außerdem  wurde  die  mehrfach  übliche  Aus- 
prägung von  Dukaten  (67  Stück  auf  die  Mark  zu  23  Karat  8  Grän)  ge- 
stattet Das  Wertverhältnis  von  Gold  zu  Silber  wurde  nur  im  Höchst- 
betrag festgesetzt,  indem  ein  Dukaten  höchstens  zu  104,  ein  Goldgulden 
höchstens  zu  75  Kreuzern  gerechnet  werden  sollte.  Die  Münzen  trugen 
auf  der  einen  Seite  das  Reichs-,  auf  der  andern  das  Landesmünzzeichen^ 
Andere  als  die  im  Gesetz  aufgeführten  Münzen  durften  nicht  geprägt 
werden,  nur  Heller  und  Pfennige  blieben  Landessache.  Für  alle  Münzen 
bestand  innerhalb  des  ganzen  Reiches  Annahmezwang,  für  Scheidemünzen 
aber  nur  bis  zum  Betrag  von  25  Gulden.  Die  Ausfuhr  inländischer 
Münzen  ins  Ausland  und  die  Verwendung  ausländischer  Münzen  inner- 
halb des  Reiches  wurde  verboten.  Die  älteren  inländischen  Münzen 
wurden  gesetzlich  tarifiert  Vorstöße  gegen  die  Reichsmünzordnung  wurden 
mit  Suspension,  xmter  Umständen  selbst  mit  Entziehung  des  Münzrechts 
bedroht 

Der  Augsburger  RA.  von  1566®  gestattete  für  den  Binnenverkehr 
der  einzelnen  Territorien  auch  „ihre  sonderbare  Landmünzen''  und  ver- 
langte nur,  daß  diese  auf  den  Gehalt  und  Wert  der  Reichsmünzen  regu- 
liert und  geordnet  und  der  AuMcht  der  Münzprobationstage  unterstellt 
würden.  Damit  war  den  Münzeinungen,  zu  denen  die  Kreise  ohnehm 
neigten,  Raum  gegeben  ^  Die  folgenreichste  Münzeinung  war  die  1690  zu 
Leipzig  zwischen  Kurbrandenburg,  Kursachsen  und  Braunschweig  abge- 
schlossene^, durch  die  der  sogenannte  Leipziger  Münzfuß  begründet  wurde. 
Diese  knüpfte  an  den  alten  1566  ausdrücklich  zugelassenen  „Thaler** 
(Reichs-  oder  Speziesthaler)  zu  68  Krz.,  von  dem  neun  auf  die  Mark  feinen 
Silbers  ausgebracht  wurden,  an  und  teilte  ihn  in  2  Gulden  zu  je  60  Krz.; 
die  Neugulden  beruhten  also  auf  dem  18  Gulden-Fuß.  Neben  den  Gulden 
wurden  auch  Thaler  zu  90  Krz.,  12  auf  die  Mark  fein,  geprägt  Dieser 
Münzfuß  wurde  1738  zum  Reichsmünzfaß  erklärt^,  gelangte  aber  als 
solcher  nicht  zur  Durchführung.  Dagegen  kam  es  1753  zu  einer  Münz- 
konvention zwischen  Osterreich  und  Baiem  auf  Grundlage  des  20  Gulden- 


^  N.  Samml.  8,  186  ff.   Vgl.  GoldmOnsordnang  von  1495,  ebd.  2,  27,  and  die 
Beiehsmanzordnnngen  von  1524  und  1548/51  (2,  261  ff.  616  ff.  684  f.). 
^  So  schon  nach  der  Ordnung  von  1495. 

*  Gebstlachbb  9,  1489. 

'  Über   den  Mfinsverband   des   schwäbischen,   fränkischen   und  baierischen 
Kreises  vgl.  Lanqwbbth  y.  SnoiBaK,  a.  a.  0.  (S.  825)  298  ff. 

*  Sie  schloß  sich  an  den  1667  zwischen  Brandenburg  und  Sachsen  verein- 
barten Zinnaer  Münzfaß  an. 

*  Gebstlacheb  9,  1511  ff. 
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faßes  (Eonventionsmünzfuß),  während  Preußen  1764  den  21  Guldenfaß 
(Graumannscher  Münzfuß)  einführte  *°.  Eine  Nebenart  des  Konventions- 
münzfußes  war  der  24  Goldenfuß,  der  erst  1838  durch  eine  Münzkonven- 
tion  der  südwestdeutschen  Staaten  in  einen  24^2  Guldenfuß,  den  soge- 
nannten rheinischen  Münzfuß,  umgewandelt  wurde  ^^ 

Eine  ebenfalls  unter  den  Begriff  der  Reichspolizei  fallende  Neuerung 
war  das  Postwesen".  Es  war  niederländischen  Ursprungs  und  zunächst 
nur  zur  Verbindung  der  burgundisch-habsburgischen  Lander  mit  der 
österreichischen  Hauptstadt  bestimmt  Unter  der  Leitung  der  Herren 
von  Taxis,  die  anfangs  burgundische  Beamte  waren,  1596  aber  die  Be- 
stallung als  Reichsgeneralpostmeister  erhielten,  wurde  das  Postwesen  all- 
mählich auf  das  ganze  Reich  ausgedehnt.  Die  Kurfürsten  hatten  die  Post 
schon  1570  als  kaiserliches  Regal  anerkannt,  doch  wurde  dem  Kaiser  das 
ausschließliche  Recht  zur  Einrichtung  neuer  Posten  schon  im  17.  Jahr- 
hundert seitens  der  Reichsstände  bestritten.  Seit  1615  waren  die  Grafen 
von  Taxis  (seit  1754  Fürsten  von  Thum  und  Taxis)  erblich  mit  dem 
Reichsgeneralpostamt  als  Reichsregal  belehnt,  doch  kam  letzteres  nur  teil- 
weise zur  Durchführung,  da  in  Osterreich,  Kurbrandenburg,  Kursachsen 
und  einigen  anderen  Ländern  eigene  Landesposten  errichtet  wurden. 

§  78.    Die  Territorien. 

Vgl.  S.  585  ff.  EiCHHOBN  3,  228—284.  4,  251  ff.  290  f.  816  ff.  549  ff.  v.  Dakiels, 
Handbuch  4,  547  ff.  v.  Sbokkmdobff,  Deutscher  Fttrstenstaat,  1656.  Caesabinos 
FüEBSTBNBBiuB  (G.  W.  Lbibmiz),  Dc  luTC  suprematuB  et  legationis  principum  Ger- 
maniae,  1677.  Pfspfimobb,  Yitriarins  iUustratuB  8,  1052—1520.  4,  1—228.  POttbb, 
HiBt  EntwickeluDg  1,  324  ff.  2,  82  ff.  156  ff.  167  ff.  8,  258  ff.  Moses,  Von  der  Landes- 
hoheit  in  Begierongssachen,  1772;  Von  der  deutseben  Reichsstftnde  Landen,  1769; 
Von  der  deutschen  UnterÜianen  Bechten  und  Pflichten,  1744.  K.  S.  ZachabiI, 
Geeist  der  deutschen  Territorialverfassung,  1800.  Tbzneb,  Technik  u.  Geist  des 
gtftndisch-monarch.  Staatsrechts,  1901.  y.  Both,  Staatsrecht  deutscher  Beiehslande, 
2  Bde,  1790—92.  Held,  Staat  und  Gesellschaft  2,  398  ff.  Waltbb,  DBG.  §§  862—74. 
642.  ZöPFL,  DBG.«  2,  413  ff.  Sohültb,  DBG.  §  102.  v.  Maubbb,  Fronhöfe  2,  242  ff. 
Bbeohaus,  Deutschland  vor  100  Jahren,  2  Bde,  1859—1860.    v.  n.  Nahmxb,  Hand- 


^^  Aus  der  12 lötigen  Mark  Silbers  wurden  14  Thaler  geprägt,  der  Thaler 
zerfiel  in  24  Groschen,  dieser  in  12  Pfennige.  Gleichzeitig  wurde  als  preußische 
Goldmünze  der  Friedrichsd'or  im  Werte  von  5  Thalem  Gold  eingeftUirt,  ohne  das 
Wertverhftltnis  desselben  zu  dem  Thaler  Silber  gesetzlich  festzustellen.  Gold-  und 
Silberwährung  bestanden  demnach  selbständig  nebeneinander,  die  erstere  nur  für 
solche  Fälle  wo  die  Zahlung  vertragsmäßig  oder  gesetzlich  in  Golde  geleistet 
werden  mußte.  Wo  Silber  zu  leisten  war,  konnte  die  Annahme  von  Gold  nicht 
verlangt  werden.    Vgl.  Soetbeeb,  Deutsche  Münzverfassung  (1874)  1  f. 

"  Vgl.  §  84,  n.  18. 

is  Vgl.  EiOBHOBH  4,  276  f.  Gebbtlaoheb  9,  1697  ff.  Püttbb,  Vom  Beichs- 
postwesen,  1790.  Klübbb,  Das  Postwesen  in  Deutschland,  1811.  Fleglbb,  Zur  Ge- 
schichte der  Posten,  1858.  Habtjcakk,  Entwickelungsgeschichte  der  Posten,  1867. 
Über  die  Anftnge  eines  deutschen  Postwesens  im  15.  Jahrhundert  vgl.  Bettgen- 
bIttsbb,  Die  Mainz-Frankfurter  Marktschiffahrt,  1896. 
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buch  des  rhein.  Partikularrechts  lU.  1882.  Perthbs,  Das  deutsche  Staafcsleben  toi 
der  Revolution,  1845.  Häussbb,  Deutsche  Geschichte'  1,  91  ff.  Gibbkb,  Gkaossen- 
sohaftsrecht  1,  642  ff.  781  f.  801  ff.  839  f.  2,  855  ff.  8,  691  ff.  768  ff.  Bitteb,  Deutsche 
Geschichte  1, 27  ff.  256  ff.  —  Schrötteb,  Fünf  Abhandlungen  aus  dem  Österreichischen 
Staatsrecht,  1762  ff.  v.  Lüsohin,  Österr.  Reichsgeschichte  268  ff.  898—482  (vgl. 
SoHREüEB,  Kr.  yjSchr.  8.  Folge  3,  177  ff.);  G^eschichte  d.  Gerichtsw.  in  Österreich 
273  ff.  Aoler,  Organisation  der  Centralverwaltung  unter  Maximilian  L,  1886.  Rossk- 
THAL,  Behördenorganisation  Ferdinands  I.,  1887.  Seidlsr,  Studien  e.  Gresch.  u. 
Dogmatik  d.  österr.  Staatsrechts  (1894)  70—188.  Teznbb,  Landesfürstl.  Yerwal- 
tungsrechtspflege  in  Österreich,  I.  1898  (Gbükhut's  Zeitschr.  24,  459  ff.).  BeitrSge 
z.  Geschichte  der  niederösterreich.  Statthalterei ,  1897.  Wolf,  Die  Hofkammer 
Leopolds  I.,  Wien.  SB.  1858.  NEifDEGOEB,  Geh.  Rats-  u.  Hofexpeditions-Reforma- 
tion  in  Österreich  (1611—1615),  1898.  v.  Hock  u.  BnDEBMAim,  Der  österr.  Staats- 
rat, 1868—79.  HiNT2E,  Der  österr.  Staatsrat  im  16.  u.  17.  Jh.,  ZRG.  21,  137  ff. 
Beidtel,  Über  österr.  Zustände  1740—92,  Wien.  SB.  1851,  2,  707  ff.  806  ff.;  Ver- 
änderungen in  den  Feudalverhältnissen  der  österr.  Staaten,  ebd.  1852,  2,  925  ff. 
1853,  2,  486  ff.;  Geschichte  d.  österr.  Staatsyerwaltukig  1740—1848,  2  Bde,  1896—98. 
S.  Adlbb,  Das  Gültbuch  von  Nieder-  u.  Oberösterreich,  1898.  v.  Domik-Petbüshevecz, 
Neuere  österr.  Rechtsgeschichte,  1869.  Mell,  Lage  des  steirischen  Unterthanen- 
standes,  1896.  Vanosa,  Die  ältesten  Steuerbekenntnisse  der  Stände  in  Österreich 
u.  d.  £.,  Mitt  d.  Ost.  Inst,  Erg.  6,  458  ff.  ▼.  Sartori-Momteobocb,  Beiträge  z.  österr. 
Reichs-  u.  Rechtsgeschichte  II.  1902.  HnrrzE,  Der  Österreich,  u.  d.  preuß.  Beamten- 
staat im  17.  u.  18.  Jh.,  Hist  Zeitschr.  86,  401  ff.  H.  Schulkb,  Das  preuß.  Staats- 
recht^, 2  Bde,  1888—1890  (1,  225  n.  Litteraturangaben).  Bormhax,  Gesch.  d.  preuß. 
Verwaltungsrechts,  8  Bde,  1884 — 86.  Isaacsohm,  Gesch.  d.  preuß.  Beamtentums, 
3  Bde,  1874—84.  £.  Lönino,  Gerichte  u.  Verwaltungsbehörden  in  Brandenburg- 
Preußen,  Verwaltungsarchiy  2,  217  ff.  437  ff.  3,  94  ff.  510  ff.  Schmoller,  Ebauseb, 
LÖWB  u.  Hilf  TZ  B,  Behördenorganisation  u.  allg.  Staatsverwaltung  Preußens  im  18.  Jh. 
I.  IL  1894—98.  VI.  1.  2.  1901.  Schmollbr,  Umrisse  u.  Untersuchungen  z.  Ver- 
fassung»-, Verwaltung»-  u.  Wirtsch.- Geschichte,  besonders  des  preuß.  Staates  im 
17.  u.  18.  Jh.,  1898;  Studien  über  die  Wirtsch. -Politik  Preußens  1680—1786, 
Jahrb.  f.  G^setzgeb.  i.  Deutsch.  Reiche  8.  10.  11;  Innere  Verwaltung  d.  preuß. 
Staates  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  Preuß.  Jahrb.  26;  Städtewesen  unter  Friedrich 
Wilhelm  L,  Zeitschr.  f.  preuß.  Gesch.  8.  10—12.  EBDiiANNSDÖRrFBB,  Graf  Waldeck 
42  ff.  KosBR,  Friedrich  d.  Gr.  1,  821—888.  894  ff.  Phiuppsok,  Gesch.  d.  preuß. 
Staatswesens  vom  Tode  Friedrichs  d.  Gr.  bis  1797,  2  Bde,  1880—82.  Zackrzbwbd, 
Die  preuß.  Reformen  der  ländlichen  Steuern  im  18.  Jh.  (Schkolleb's  Forschungen 
7,  2.  1887).    W.  SoHULTZB,  Geschichte  d.  preuß.  Regieverwaltung  1766—1786  (ebd. 

1,  8.  1888).  Altkakk,  Ausgewählte  Urkunden  z.  brand.-preuß.  Verfassungs-  u.  Ver- 
waltungsgeschichte 1,  1897.  Brbtsio,  Geschichte  d.  brandenburg.  Finanzen  1640  bis 
1697,  1,  1895  (a.  u.  d.  T.:  Urkunden  u.  Aktenstücke  z.  Gesch.  d.  inneren  Politik 
des  Kurfürsten  Friedr.  Wilhelm  von  Brandenbuig).  Materialien  u.  Forschungen 
Ä.  Wirtschafts-  u.  Verw.-Gesch.  Ost-  u.  Westpreußens,  seit  1898.  Hobk,  Verwal- 
tung Ostpreußens  seit  der  Säkularisation,  1890.   Falck,  Schlesw.-Holst  Privatreeht 

2.  8.  (1831—38).  Waltbb,  Das  alte  Erzstift  u.  die  Reichsstadt  Köln,  1866.  Rmna, 
Zur  Geschichte  deutscher  Finanzverwaltung  im  16.  Jh.,  Zeitschr.  d.  berg.  Gteech.- 
Vereins  20.  y.  Below  u.  Geich,  Quellen  z.  Gesch.  d.  Behördenoigauisation  in 
JOlich-Berg  im  16.  Jh.,  ebd.  30,  8  ff.  v.  Below,  Landtagsakten  von  Jülich  und 
Berg  1,  1895;  Die  landständische  Verfassung  in  Jülich  u.  Berg  8,  1890-91;  Neu- 
organisation der  Verwaltung  i.  d.  deutschen  Territorien  des  16.  Jh.  (Territorium 
u.  Stadt  288—298,  zuerst  Hist  Taschenbuch  1887,  S.  308  ff.);  Ursprung  der  Guts- 
herrschaft (Terr.  u.  Stadt  1  ff.);  HB.  d.  Staats- Wiss.,  Suppl.  2,  461  ff.;  Untetgang 
d.  mittelalteri.  Staatswirtschaft,  JBB.  f.  Nationalök.  u.  Stat  76,  449  ff.  598  ff.  SoBon- 
MttLLBB,  Organisation  der  Centralverwaltung  in  Kleve -Mark  vor  1609  (Schmolub's 
Forschungen  14,  4.  1896).    v.  Mbieb,  Hannov.  Verf.-  u.  Verw.-Gksoh.  1680—1866, 
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2  Bde,  1898—1899.  Spanqbkbebg,  Beitr.  z.  &lt.  Verf.-  u.  Verw.-Gesch.  d.  Ffirstent. 
Osnabrück,  Mitteil.  d.  Ver.  f.  d.  Gesch.  v.  Osnabrück  25,  1—187.  Bar,  Verw.- 
Geschichte  d.  Beg.-Bez.  Osnabrück,  1901.  Hachfahl,  Organisation  der  Gesamt- 
staatsverwaltnng  Schlesiens  vor  dem  80jährigen  Kriege  (ebd.  18,  1.  1894).  Spahn, 
Verfassnngs-  u.  Wirtsch.-Gesch.  d.  Herzogtums  Pommern  1478—1625  (ebd.  14,  1. 
1895).  V.  BiLOW,  GeBchichtl.  Entwickelang  d.  Abgabenverhältnisse  in  Pommern, 
1848.  —  Rosenthal,  Gesch.  d.  Gerichtswesens  u.  d.  Verwalt-Organisation  Baierns 
409  ff.  HoFFHAKK,  Geschichte  d.  direkt.  Steuern  in  Baiem,  1883  (Sghholleb's  For- 
schungen 4,  5).  V.  Fbetbeso,  Pragmat.  Gesch.  d.  baier.  Gesetzgebung  und  Staats- 
verwaltung seit  Maximilian  L,  4  Bde,  1836—89.  Pözl,  Bayerisches  Verfassungs- 
recht^  (1870)  8  ff.  £n>,  Hof-  u.  Staatsdienst  im  Herzogt.  Pfalz-Zweibrücken  1444 
bis  1604,  Mitteil.  d.  Hist.  Ver.  d.  Pfalz  21.  NBUDEoaEB,  Beiträge  z.  Gesch.  der 
Behördenorganisationen,  1887  —  98;  Gesch.  d.ba7er.  Archive,  1 — 4, 1881— 82(Archival. 
Zeitschr.  6.  7.  NF.  1.  2.  4).  5,  1896;  Hof- u.  Staatspersonaletats  der  Witteisbacher, 
Zeitschr.  d.  hist.  Ver.  f.  Niederbaiem  26;  Zur  Geschichte  der  Reichsherrschaft  Laber 
auf  dem  Nordgau,  1902.  0.  F.  v.  Staun,  Wirtemberg.  Geschichte  4,  710  ff.  Böhlaxj, 
Mecklenburgisches  Landrecht  1,  90 — 172;  Fiskus,  landesherrliches  und  Landes- 
Vermögen  in  Mecklenburg,  1877  (Rostocker  Progr.  1875).  Baumakk,  Die  Terri- 
torien des  Seekreises  1800  (Badische  Neigahrsblätter  1894).  Fabbioius,  Erläuterungen 
zum  geBchichtl.  Atlas  der  Rheinprovinz  2,  1898.  Wüttke,  Einführung  der  Land- 
accise  in  Kursachsen,  Heidelb.  Diss.  1890.  Offebmann,  Das  sächsische  Amt  Witten- 
berg im  Anfang  des  16.  Jh.,  1897.  Bbbobobneb,  Das  sächsische  Amt  Freiberg  um 
die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts,  1897.  Bbandenbubg,  Moritz  von  Sachsen,  I.  1898. 
Kmiotek^  Siedelung  u.  Waldwirtschaft  im  Salzforst,  1900  (Schanz,  Wirtschafts-  u. 
Verwaltungsstudien  VIH.).  Schlitteb,  Verfassung  u.  Verwalt.  der  belg.  Provinzen 
Josephs  U.,  Festgaben  f.  M.  Büdinger,  1898,  S.  381  ff. 

1.  Übersicht  Der  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  in 
den  Landvogteien  zusammengeMte  Besitz  des  Reiches  an  unmittelbaren 
Keichslanden  war  durch  Verleihung,  Verpfandung  oder  Verjährung  dahin- 
geschwunden. Der  Kaiser  übte  im  Seiche  nur  noch  oberherrliche  Rechte 
aus,  während  die  unmittelbare  Landesherrschaft  in  anderen  Händen  ruhte. 
Selbst  in  den  als  Trümmer  der  Landvogteien  übrig  gebliebenen  Reichs- 
dörfern  (§  80)  gab  es  kein  unmittelbares  kaiserliches  Regiment  mehr. 
Zu  der  Klasse  der  Reichsunmittelbaren  gehörten,  abgesehen  von  den  Reichs- 
beamten, jetzt  nur  noch  die  Herrschenden;  alle  übrigen  waren  landsässig, 
d.  h.  einer  Landesherrschaft  unterworfen  und  dem  Reiche  nicht  „ohne 
Mittel  unterthan"  \  Den  Hauptbestandteil  des  Reiches  bildeten  die  reichs- 
ständischen Territorien,  deren  Inhaber  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstag 
hatten.  Dazu  kamen  die  reichsunmittelbaren  Herrschaften  ohne  Reichs- 
standschaft und  di«  sogenannten  Rezeßherrschaften. 

Die  reichsständischen  Territorien  hatten  mit  Ausnahme  der  Reichs- 
städte und  der  zu  diesen  gehörigen  Landgebiete  ausschließlich  monarchische 
Verfassung.  Sie  zerfielen,  je  nach  ihrem  Stimmrecht  im  Reichstag,  in 
Kurfürstentümer,  Fürstentümer  und  nichtfurstliche  Territorien  der  Prälaten, 
Grafen  und  Herren.    Mit  Ausnahme  Böhmens  und  seiner  Nebenländer 


'  Die  nicht  zur  Regierung  gelangten  ebenbürtigen  Familienglieder  der  landes- 
herrlichen Häuser  galten  nicht  flds  Unterthanen,  sondern  blieben  reichsunmittelbar. 
Vgl.  Schulze,  Erstgebortsrecht  381. 
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waren  sämtliche  Territorien  auf  die  zehn  Beichskreise  verteilt  und  in  der 
Reichsmatrikel  veranschlagt.  Sie  waren  die  ordentlichen  Teilnehmer  an  der 
Reichsregierung  nnd  den  Reichslasten.  In  entsprechender  Weise  nahmen 
sie  durch  die  Ereisstandschaft  an  der  Ereisregierung  und  den  Ereislasten 
teil.  Neben  einfachen  Territorien  gah  es  zusammengesetzte  unter  dem- 
selben Landesherm,  umgekehrt  auch  Territorien,  die  mehreren  Herren 
gemeinschaftlich  gehörten  (vgl.  S.  822).  Wo  die  Hoheitsrechte  über  ein 
Territorium  geteilt  waren,  galt  im  Zweifel  der  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit 
als  der  eigentliche  Landesherr  ^  Die  meisten  Territorien  waren  lehnbar, 
die  Fürstentümer  Reichslehen,  die  nichtfürstlichen  Territorien  größtenteils 
Reichsafterlehen,  einige  auch  AUode  oder  unmittelbare  Reichslehen.  Der 
frühere  formelle  Unterschied  zwischen  Scepter-  und  Fahnlehen  bestand  nicht 
mehr,  seit  die  Form  der  Belehnung  für  beide  die  gleiche  geworden  war^ 
Hinsichtlich  der  Entwiokelung  der  landesherrlichen  Gewalt  standen  sich 
alle  reichsständischen  Territorien  gleich,  der  frühere  Gegensatz  der  kur- 
fürstlichen, fürstlichen  und  gräflichen  Territorien  hatte  sich  verloren^. 

Die  reichsunmittelbaren  Herrschaften  ohne  Reichsstandschaft''  gehörten 
größtenteils  der  Eorporation  der  Reichsritterschaft  (§  80)  an.  Außerdem 
gab  es  etwa  dreißig,  die  mit  reichsstandischen  Territorien  verbunden  oder 
im  Besitz  von  reichsstandischen  Nebenlinien  waren;  andere  gehörten  reichs- 
unmittelbaren Stiftern  oder  weltlichen  Herren,  die  ihre  Reichsstandschaft 
wieder  verloren  hatten  oder  überhaupt  nicht  dazu  gelangt  waren  ^  Alle 
diese  Herrschaften  befanden  sich  außerhalb  der  Ereise,  hatten  also  auch 
keine  Ereisstandschaft.     Ein  reichsmatrikularmäßiger  Anschlag  bestand 


*  Vgl.  S.  587.  EiCHHORH  4,  258.  Die  Stra%ericht8barkeit  allein  war  dafür 
nicht  aasreichend.  Vgl.  JPO.  5,  §  44:  Sola  orimtnoHs  iurisdicHo^  een^eriehi, 
solumque  iua  gladii  et  retentionis,  patronahiSy  fUiaUtaHs  neque  eomuncHm  neqm 
dwisim  ms  reformandi  tribmmt.  Über  £igen-  oder  Unterherren  innerhalb  der 
Territorien  vgl.  8.  597  n. 

*  Vgl.  794.  Unter  Karl  Y.  atanden  noch  die  alten  Formen  in  Gkbraach. 
Vgl.  BA.  von  1521,  §  4  (N.  Samml.  2,  178). 

^  Vgl.  JPO.  8,  §§  1.  2.  4.  Ein  eigentümliches  Privileg,  das  der  Phlsgnf 
anf  Grund  eines  ihm  angeblich  früher  verliehenen  Regals  in  allen  L&ndem  des 
fränkischen  Rechts  beanspruchte  nnd  teilweise  auch  bis  zum  18.  Jahrhundert  be- 
hauptete, war  das  viel  umstrittene,  wahrscheinlich  aus  Frankreich  eingewanderte 
Wild  fang  recht  (droit  dPcmhaine,  iua  ctibanaffiij,  kraft  dessen  er  jeden  „her- 
kommenden Mann^'  ohne  „nachfolgenden  Herm'S  d.  h.  jeden  schatzlosen  Fremden, 
nachdem  er  sich  Jahr  und  Tag  im  Lande  aufgehalten  hatte,  als  pfalzgräflichen 
Leibeigenen  in  Anspruch  nahm.  Der  Fremde  wurde  durch  einen  pfalzgrfif liehen 
Büttel  aufgefordert,  den  Treueid  zu  leisten  und  sich  in  das  Leibsbederegister  ein- 
tragen zu  lassen.  Vgl.  S.  808.  EL  Bbuknbb,  Der  Fremde  im  germ.  Rechtsstaale, 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechts-  u.  Staatswissenschaft  2,  65  ff.;  Der  pfölzische  Wild£uig^ 
streit,  1896.    Ebduammsdöbffeb,  a.  a.  0.  1,  378  £ 

^  Auch  unter  den  reichsstandischen  Territorien  der  Grafenkurien  führten  ver^ 
schiedene  bloß  den  Titel  „Herrschaft".  Vgl.  v.  Bobch,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw. 
44,  888  ff. 

*  Vgl.  Bebohaüs,  Deutschland  vor  hundert  Jahren  2,  205  ff. 


Digitized  by 


Google 


§  78.    Die  Territorien.    2.  Die  HanBgesetse.  846 

nur  für  wenige  von  ihnen;  anch  zu  den  Eammerzielern  wurden  die  meisten 
nicht  herangezogen.  Bezeßherrschaften  waren  solche  Oebiete,  bei  denen 
der  ursprüngliche  Landesherr  seine  Landeshoheit  unter  Vorbehalt  be- 
stimmter Hoheitsrechte  und  Wahrung  seiner  persönlichen  Beichsunmittel- 
barkeit  an  einen  benachbarten  Fürsten  abgetreten  hatte  ^. 

Von  den  geistlichen  Territorien  und  Herrschaften  war  infolge  der 
Beformation  eine  große  Zahl  teils  geradezu  säkularisiert  ^  teils  durch 
Olaubensanderung  der  Inhaber  in  weltliche  Hände  gekommen.  Die  darüber 
entstandenen  Streitigkeiten  wurden  durch  den  westfälischen  Frieden  auf 
Grund  des  Besitzstandes  vom  1.  Jan.  1624  entschieden  ^  Durch  den 
BDHSchl.  von  1803  wurden  alle  geistlichen  Territorien  bis  auf  das  neu- 
geschaffene Kurfürstentum  Begensburg  und  den  Deutsch-  und  Johanniter- 
orden  der  Säkularisation  unterworfen^^. 

2.  Die  Hausgesetze.  In  den  weltlichen  Territorien  brach  sich  mehr 
und  mehr  die  staatsrechtliche  Auffassung  Bahn;  mit  dem  privatrechtlichen 
System  der  Erbteilungen  wurde  gebrochen  und  die  Primogeniturordnung 
eingeführt  ^\  Für  die  Kurfürstentümer  (aber  nicht  die  mit  ihnen  verbun- 
denen Nebenländer)  war  dies  schon  durch  die  Goldene  Bulle,  für  Würtem- 
berg  durch  kaiserliches  Privileg,  gleichzeitig  mit  der  Erhebung  der  Graf- 
schaft zum  Herzogtum  (1495),  geschehen.  Im  übrigen  erfolgte  die 
Änderung  überall  im  Wege  der  Hausgesetzgebung,  nachdem  sich  die 
Autonomie  der  regierenden  Häuser  gegenüber  dem  Widerstand  einer  ro- 
manisierenden  Jurisprudenz  mühsam  zu  allgemeiner  Anerkennung  durch- 
gerungen hatte  ^K    Die  anfangs  für  notwendig,  später  nur  noch  für  zweck- 


^  Eine  solche  teilweise  Mediatisiening  hatte  bei  der  stolbergiflchen  Gra&chaft 
Wernigerode  gegenüber  Preußen  und  den  schönbnrgischen  Herrschaften  gegenüber 
Sachsen  stattgefunden.    Vgl.  v.  Daiosls,  a.  a.  0.  4,  616. 

8  Vgl.  DovB,  Bealencjklopädie  f.  prot  Theol.  u.  Kirche*,  14,  47 f.  Bitter, 
a.  a.  0.  1,  82  f.  191  fL 

*  Vgl.  S.  811  n.  JPO.  5,  §§  14  f.  21  f.  25  f.  Über  den  sogenannten  geistUchen 
Vorbehalt  des  Augsburger  Beligionsfriedens  vgl.  §  88,  Anm.  2  und  Rtttbb,  a.  a.  0. 
1,  88  f.  191.  472.  Der  geistliche  Vorbehalt  und  eine  mit  ihm  verbundene  kaiser- 
liche Deklaration  bestimmte,  daß  Inhaber  geistlicher  Lehen  im  Fall  einer  Glaubens- 
ftnderung  Amt  und  Lehen  verlieren,  die  evangelisch  gewordenen  Unterthanen  aber 
bei  ihrem  Bekenntnis  belassen  bleiben  sollten.  Die  Berechtigung  der  Kapitel,  in 
denen  die  Protestanten  die  Mehrheit  hatten,  zur  Wahl  eines  protestantischen 
Fürsten y  der  dann  den  Titel  Stiftsadministrator  führte,  blieb  süUschweigend  auf- 
rechterhalten, nur  die  Reichsstandschaft  dieser  Administratoren  war  seit  Budolf  U. 
bestritten,  bis  sie  durch  den  westßUischen  Frieden  nach  Maßgi^be  des  Normaljahres 
1624  anerkannt  wurde. 

**  Vgl.  8.  779.  823.    Dovb,  a.  a.  0.  51  f.  64  f. 

"  Vgl.  S.  589  f.    SoHULZB,  Becht  der  Erstgeburt  844  ff. 

"  Vgl.  H.  Schulze,  a.  a.  0.  358 £;  Hausgesetze  der  regierenden  Fürsten- 
häuser, 3  Bde,  1862 — 88;  bei  Stobbb,  Bechtsquellen  2,  498  ff.  Mosbb,  Familien- 
staatsrecht derer  teutschen  Beichsstände,  2  Bde,  1775.  Hefftbb,  Sonderrechte  der 
vormals  reichsstftndischen  Häuser  Deutschlands,  1871.  Bbseleb,  Erbverträge  2,  2 
S.  17  ff.   GiEBKB,  Genossenschaftsrecht  1,  418  ff.  8,  719  ff.   Mbjeb,  Besbleb,  Qieekb, 
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mäßig  erachtete  kaiserliche  Bestätigung  wurde  ansnahmelos  eingeholt^'. 
Die  Gesuche  gingen  an  den  Reichshofrat,  der  die  rechtliche  Zulässigkeit 
zu  begutachten  und  die  Interessen  der  ungeborenen  FamiUenglieder  wahr- 
zunehmen hatte.  Die  Entscheidung  über  eingelegte  Widersprüche  erfolgte 
durch  den  Kaiser  persönlich.  Die  heute  üblichen  Kodifikationen  der  Haus- 
gesetze waren  vor  1806  unbekannt,  man  begnügte  sich  mit  einzelnen  Dis- 
positionen in  Haus-,  Ehe-,  Erbverträgen  oder  letztwiUigen  Verfügungen. 
Hauptsächlich  handelte  es  sich  um  die  Regelung  der  Sucoessionsordnung, 
Apanagen  und  Sekundogenituren  für  die  jüngeren  Linien  (in  den  katholi- 
schen Häusern  gewährten  die  Kanonikate  eine  erwünschte  Versorgung), 
Vormundschaft  über  die  unmündigen  Familienglieder  ^*,  Mißheiraten  (S.  805  f.), 
Wittum  und  Heimsteuer  für  die  Frauen  und  Töchter.  Von  besonderer  Be- 
deutung für  die  Territorialverhältnisse  waren  die  Erbverbrüderungen,  durch 
die  sich  die  vertragschließenden  Häuser  gegenseitig  für  den  Fall  des  Aus- 
sterbens zu  Erben  einsetzten  ^^.  Soweit  die  Rechte  der  Agnaten  durch  ein 
Hausgesetz  berührt  wurden,  war  ihre  Zustimmung  erforderlich;  die  männ- 
lichen Descendenten  mußten  ebenfalls  gehört  werden,  wenn  auch  prin- 
zipielle Widersprüche  derselben  (z.  B.  gegen  das  Prinzip  des  Erstgeburts- 
rechts) unberücksichtigt  blieben.  Unmündigen  Familiengliedem  wurden 
seitens  des  Reichshofrates  oder  Reichskammergerichts  für  die  erforderlichen 
Verhandlungen  Spezialvormünder  gesetzt.  Der  Zustimmung  der  Landstände 
bedurfte  es  nur,  wo  diese  überhaupt  das  Mitwirkungsrecht  bei  wichtigeren 
Landesakten  besaßen;  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  wurde  sie  nicht  selten 
auch  ohne  rechtliche  Verpflichtung  eingeholt. 

Das  Recht  der  Erstgeburt,  das  sich  in  der  Regel  zugleich  auf  die 
Stammgüter  des  Hauses  („Hausfideikommiß^')  miterstreckte  und  nur  das 
freie  (SchatuU-) Vermögen  unberührt  ließ,  wurde  hausgesetzlich  zuerst  für 
die  gesamten  brandenburgisohen  Länder  durch  Familienstatut  des  Kur- 
fürsten Albrecht  Achilles  (die  „Achillea**)  vom  22.  Februar  1473  (vom 
Kaiser  bestätigt  24.  Mai  d.  J.)  festgesetzt  ^^    Dieses  Familienstatut,  dessen 


i.  d.  ZeitBcbr.  f.  d.  Privat-  u.  öffentl.  Recht  5,  229  ff.  540  ff.  557  ff.  Wuda  in 
Weiske'b  Rechtslezikon  1,  555  ff.  K.  Mavbxr  bei  Blümtschli  u.  Biiatek,  Staats- WB. 
1,  611  ff. 

^'  Die  Romanisten  verlangten  eine  lex  specialis  in  der  Form  eines  kaiser- 
lichen Privilegs.  Seit  Püttsr  u.  Mosbb  galt  die  Einholung  der  kaiserlichen  Be- 
stätigung nur  noch  fQr  zweckmäßig,  aber  nicht  mehr  für  unentbehrlich. 

»*  Vgl.  Kbaut,  Vormundschaft  3,  140  ff. 

"  Vgl.  Beseleb,  Erbverträge  2,  2  8.  90  ff.  E.  Lönihq,  Erbverbrüderungen 
zwischen  Sachsen,  Hessen,  Brandenburg,  1867. 

^*  Vgl.  §  50,  n.  16.  Die  fränkischen  Lande  (Markgrafechaft  Ansbach  und 
Markgrafschaft  Kulmbach  oder  Baireuth,  oder  „auf  dem  Gebirge*')  sollten  eine 
Sekundo-  und  Tertiogenitur  bilden,  alle  übrigen  Besitzungen  des  Hauses  unteilbar 
mit  der  Eurmark  verbunden  bleiben.  Durch  Vertrag  mit  dem  unbeerbten  letzten 
Sprossen  der  fränkischen  Linie,  Markgraf  Christian  Friedrich  E^l  Alezander, 
wurden  beide  Fürstentümer  noch  bei  dessen  Lebzeiten  (1791)  mit  dem  preuBischen 
Staate  vereinigt.  Der  fränkische  rote  Adlerorden  wurde  infolgedessen  zum  zweiten 
preußischen  Hausorden  (nach  dem  schwarzen  Adlerorden)  erklärt. 
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Grandsätze  in  der  Folgezeit  (1598,  1603,  1664, 1688)  wiederholt  bestätigt 
wurden,  ist  die  Grundlage  der  mächtigen  Entwickelung  des  branden- 
burgisch-preußisohen  Staates  geworden.  Dem  brandenburgischen  Beispiel 
folgte  Sachsen  (albert.  Linie)  1499,  Baiern  1578,  Österreich  1584^^.  Die 
zahlreichsten  Übergange  zum  Erstgeburtsrecht  vollzogen  sich  während  des 
17.  Jahrhunderts^®,  so  daß  für  das  18.  Jahrhundert  nur  noch  wenige 
übrig  blieben  ^^  Am  längsten  wurde  die  privatrechtlicho  Erbteilung  in 
Sachsen-Meiningen  festgehalten,  das  erst  1802  dem  allgemeinen  Beispiel 
folgte;  das  letzte  vom  Kaiser  bestätigte  Hausgesetz  war  das  von 
Meiningen. 

3.  Der  Inhalt  der  landesherrlichen  Gewalt  beschränkte  sich 
nicht  mehr  auf  einen  gewissen  Inbegriff  von  Lehen,  Hoheitsrechten  und 
Vogteirechten.  Was  die  Groldene  Bulle  den  Kurfürsten  für  ihre  kurfürst- 
lichen Lande  eingeräumt  hatte,  war  im  Laufe  der  Zeit  teils  durch  Ver- 
leihung, teils  durch  unvordenklichen  Besitz  Gemeingut  aller  Beichsstände 
geworden;  nur  die  alten  Exemtionsprivilegien  gegenüber  dem  Beichshof- 
gericht  wurden  mit  dem  Wegfall  des  letzteren  gegenstandslos,  während 
die  Kurfürsten  daran  festhielten,  daß  die  Bestimmungen  der  Goldenen 
Bulle  zu  ihren  Gunsten  auch  auf  die  neuen  Reichsgerichte  Anwendung 
finden  müßten.  Gegenüber  der  Kirche  hatten  die  Fürsten  mehrfach 
schon  im  15.  Jahrhundert  ein  weitgehendes  Au&ichtsrecht  erlangt ^^.  In 
den  protestantischen  Ländern  ging  die  gesamte  bischöfliche  Jurisdiktion 
{ius  epücopcde)  auf  die  Landesherren  über,  die  das  ganze  äußere  Kirchen- 
regiment über  die  evangelische  Landeskirche  in  die  Hand  nahmen.  Die 
Organe  für  das  landesherrliche  Kirchenregiment  waren  die  Konsistorien 
und  unter  diesen  die  Superintendenten  (Dekane).  Nur  die  im  Anschluß 
an  Calvin  gebildeten  reformierten  Gemeinden  nahmen  die  auf  dem 
Gemeindeprinzip  beruhende  Synodalverfassung  an,  die  in  Kleve-Mark 
auch  auf  die  Lutheraner  Anwendung  fand.  Den  bedeutendsten  Macht- 
zuwachs erhielt  die  landesherrliche  Gewalt  durch  das  Becht  des  Beligions- 
bannes  (S.  811)  und  durch  zahlreiche  Säkularisationen  von  Klöstern  und 
Stiftern.    Auch  in  den  katholischen  Landesteilen  hatte  die  religiöse  Be- 


^^  Weitere  Bestätigungen  1621,  1708  and  durch  die  pragmatische  Sanktion 
Karls  VI.  von  1718,  durch  die  der  Übergang  auf  die  weibliche  (lothringische)  Linie 
gesichert  wurde. 

^*  Darunter  Holstein  1608/1650,  Hessen-Darmstadt  1606,  Hessen-Kassel  1627, 
Baden  1615,  Braunschweig- Wolfenbüttel  1686,  Braunschweig-Lünebnrg  1680,  Olden- 
burg 1691,  Sachsen -Eisenach,  Sachsen -Gotha  und  Waldeck  1685.  In  Kurpfalz 
wurde  die  Primogenitur  im  Anschluß  an  die  Bestimmungen  des  westfälischen 
Friedens  stillschweigend  angenommen. 

1»  Darunter  beide  Meklenburg  (1701),  Anhalt  (1702,  1727),  Sachsen -Weimar 
(1716/24),  Hüdburghausen  (1703),  Koburg  (1746),  Nassau  (1761). 

^  Vgl.  y.  Bbzold,  Geschichte  der  Beformation  88  f.  Bbandekbübq,  Zur  Ent- 
stehung des  landesherrl.  Kirchenregimentes  im  albert  Sachsen,  Hist.  VJSchr.  4, 
195  ff. 
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wegQng  eine  außerordenüiche  Erstarkung  der  Staatsgewalt  gegenüber  der 
Kirche  herbeigeführt    Noch  mehr  trug  der  30  jahrige  Krieg  znr  Hebung 
der  landesherrlichen  Oewalt  bei,  so  daß  es  sich  im  westfälischen  Frieden 
zunächst  nur  darum  handelte,   den  hergebrachten  Rechten  der  Beichs- 
stande  ganz  allgemein  die  reichsgesetzliche  Bestätigung  zu  verschaffen. 
Sie  erfolgt«  durch  JFO.  8,  §  1.    Eine  genauere  Aufzählung  wurde  nur 
in  betreff  der  Reichsstädte  {liberi  imperii  cwUates)  beliebt,   indem  diesen 
der  westfälische  Friede  die  volle  Gleichstellung  mit  den  übrigen  Reichs- 
ständen gewährleistete:   iisque  rata  et  mtacta  maneant  regalia,  vecüffalia, 
reditus  annutj  libertaies^  privüegia  confiscandi,   eollectandi  et  inde  depen- 
dentia  aliaque  iura  ab  imperatore  et  imperto  legitime  impetrata  vel  longo 
usu   ante  höa  motus  obtenta  possessa  et  exercita,   cum   omnimoda   iurie^ 
dictione  intra  uiuros  et  in  territorio  (8,  §  4).    Insbesondere  wurde  sämt- 
lichen Reichsstanden  das  während  des  Krieges  schon  in  großem  Maßstab 
von  ihnen  geübte  Bündnisreoht  zugestanden  und  nur  der  Vorbehalt  ge- 
macht, daß  die  Büftdnisse  nicht  gegen  Kaiser  und  Reich  gerichtet  sein 
dürften  *^    Ebenso  wurde  der  Religionsbann  {iue  reformandi)  als  ein  alt- 
hergebrachtes, in  dem  ius  territorU  et  superioritatie  liegendes  Recht  aller 
Reichsstände  bestäfigt  und  nur  in   seiner  Ausübung  durch  die  Grewähr- 
leistung  des  konfessionellen  Besitzstandes  in   dem  Normaljahr  1624  be- 
schränkt ^^    Durch  die  Festsetzung  des  Normaljahres  wurde  das  seit  der 
Reformation  von  protestantischen  wie  katholischen  Reichsständen  geübte 
und  in  dem  Augsburger  Religionsfrieden  bestätigte  Recht  der  Einziehung 
geistlicher   Güter  für   die  Zukunft  aufgehoben  ^^     Erst  nach   der  Auf- 
lösung des  Jesuitenordens  durch  Papst  Clemens  XIY.  (1773)  ergab  sich 
eine  neue  Gelegenheit  zu  Säkularisationen,  indem  die  Besitzungen   des 
aufgelösten  Ordens  seitens  der  Staatsregierungen  als  herrenloses  Gut  einge- 
zogen wurden '^    Überhaupt  aber  machte  sich  in  der  staatsrechtlichen 
Theorie  des  18.  Jahrhunderts  die  Auffassung  geltend,  daß  die  Staatsgewalt 
kraft  ihres  dominium  eminens  zum  gemeinen  Besten  die  Aufhebung  von 
Stifbem   und  Klöstern  und  die  Einziehung  ihrer  Güter  anzuordnen  be- 
rechtigt sei.   Während  die  protestantischen  Fürsten  durch  den  westfälischen 
Frieden  verhindert  waren,  von  dieser  Theorie  praktischen  Gebrauch  zu 


'^  JPO.  S,  §  2:  Oumprtmie  vero  ius  faciendi  inter  se  et  cum  eaeteris  foedera 
pro  sua  cuiusque  conservatione  ae  securitate,  singtäis  statibus  perpetuo  liberum  esio, 
ita  tarnen^  ne  eiusmodi  foedera  sint  contra  imperatorem  et  imperium  paeemque  eius 
publicam  vel  hanc  imprimis  iransaetionem,  fiantque  aalvo  per  onrnia  iuramenio, 
quo  quiaque  imperatori  et  imperio  obstrieiue  est. 

**  Vgl.  JPO.  5,  §  80:  cum  eiusmodi  staHbua  immediatis  cum  iure  territorU  et 
superioritatis  ex  eommuni  per  totum  imperium  haetenus  usitata  praxi  etiam  ius 
reformandi  eosereitium  religionis  competat.  Über  die  Bedeutung  des  ReligionB- 
bannes  sowie  des  Normaljahres  vgl.  ebd.  §§  80—37  und  oben  S.  811.  Die  öster- 
reichischen Erblande  wurden  von  der  Wohlthat  des  Normaljahres  ausgenommen. 

»»  Vgl.  Augsb.  RA.  von  1555,  §  19  (N.  Samml.  8,  18).  JPO.  5,  §§  31  f.  Dovb, 
a.  a.  0.  48  ff.  56  f. 

•*  Vgl.  DovB  48. 
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maoheii;  fand  sie  in  den  katholischen  Landern,  selbst  denen  geistlicher 
Fürsten,  nach  dem  Vorgang  Josephs  II.  und  des  Kurfürsten  von  Mainz 
die  ausgedehnteste  Anwendung  *^  Auf  diese  Weise  wurde  die  allgemeine 
Säkularisation  des  BDHSohl.  von  1803  vorbereitet".  Der  letztere  be- 
schränkte sich  nicht  auf  die  Mediatisierung  der  geistlichen  Reichsstande 
(S.  845),  sondern  gab  schlechthin  „alle  Güter  der  fundierten  Kapitel,  Ab- 
teien und  Klöster"  im  ganzen  Reiche  „der  freien  und  vollen  Verfügung 
der  betreffenden  Landesfürsten''  preis,  „sei  es  zur  Bestreitung  der  Kosten 
des  Gottesdienstes,  des  Unterrichts  und  anderer  Anstalten  zum  gemeinen 
Besten,  sei  es  zur  Erleichterung  ihrer  Finanzen"*^.  Die  daraufhin  von 
den  meisten  Staatsregierungen  ergriffenen  Maßnahmen  trafen  zwar  auch 
einige  protestantische  Stiftungen,  hauptsächlich  aber  die  katholische  Kirche, 
der  fast  ihr  ganzes  Vermögen  zu  Gunsten  staatlicher  Allgewalt  entzogen 
wurde*®.  Erst  der  Zeit  nach  den  Befreiungskriegen  war  es  vorbehalten, 
dieses  Unrecht  wieder  gut  zu  machen. 

Die  landesherrliche  Gewalt  hatte  sich  zu  einer  wahren  monarchischen 
Staatsgewalt  umgebildet  Der  französische  Entwurf  der  westfälischen  Frie- 
densurkunde bezeichnete  sie  bereits  als  sauveramüey  was  die  Urkunde  selbst 
mit  hta  territorii  et  superioritatis  (Anm.  22)  wiedergab.  Eine  ältere  Be- 
zeichnung war  landesßrstliche  Obrigkeit^  für  die  nichtfürstlichen  Reichs- 
stande Landes-  oder  hohe  Obrigkeit  Die  Theorie  faßte  sie,  in  Anlehnung 
an  den  kirchlichen  Sprachgebrauch,  als  Jurisdiktion  auf,  worunter  außer 
der  Gerichtsbarkeit  auch  die  gesetzgebende  Gewalt  und  die  Vertretung 
der  Unterthanen  gegenüber  dem  Reiche  verstanden  wurde.  Durch  das 
Bündnisrecht  traten  die  deutschen  Staaten,  wie  ehedem  die  Hanse,  aus 
den  Bahnen  des  Reiches  heraus  und  wurden  zu  europäischen  Mächten  mit 
eigener  völkerrechtlicher  Persönlichkeit  ^^ 

4.  Verhältnis  zum  Reiche  '^  Lagen  die  Sachen  hier  klar  und  ein- 
fach, so  waren  die  Beziehungen  der  Einzelstaaten  zum  Reiche  um  so 
schwieriger  juristisch  zu  erfassen  und  über  ihre  rechtliche  Natur  bestanden 
unter  den  Theoretikern  wie  den  einander  gegenüberstehenden  staatlichen 
Parteien  die  verschiedensten  Ansichten,  nachdem  es  bei  den  westfälischen 
Friedensverhandlungen  nicht  gelungen  war,   eine  die  verschiedenen   An- 


^  Vgl.  Dove  50.    HüBLBB,  Eigentümer  des  Kircbengutes  49  ff. 

^  Über  das  Folgende  vgl.  Dove,  a.  a.  0.  52  ff.  57.  59  f.  Bergbaus,  Deutsch- 
land vor  fünfzig  Jahren  1,  368  f. 

'^  RDHSchl.  §§  34—86.  Ausnahme  zu  Grünsten  der  Frauenklöster,  die  nur 
im  Einvernehmen  mit  dem  Diözesanbischof  aufgehoben  werden  sollten  (ebd.  §  42). 

**  Der  Vorbehalt,  daß  die  Domstifter,  soweit  sie  bestehen  blieben,  ausreichend 
dotiert  werden  müßten,  überließ  die  Hauptsache  dem  gnten  Willen  des  Staates. 

**  Vgl.  POtteb,  a.  a.  0.  3,  274  f.  Streitig  war  eine  Zeit  lang,  ob  die  Beichs- 
fÜTsten  gleich  den  Kurfürsten  auch  Gesandte  ersten  Banges  bei  auswärtigen  Re- 
gierungen beglaubigen  könnten.    Vgl.  die  S.  823  angeführte  Schrift  von  Leibniz. 

^  Vgl.  Gibbke,  Genossenschaftsrecht  8,  691  ff.  Lb  Fue  u.  Posemeb,  a.  a.  0. 
(S.  874)  1,  84  ff. 

B.  Schböder,  Deatsche  Bcchtogwchlchte.    4.  Aufl.  54 
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Sprüche  vermittelnde  Formel  zo  finden ^^  Die  kaiserliche  Partei  hielt  an 
der  historischen  Souveränität  des  Kaisers  fest  nnd  wollte  den  Reichsstanden 
nnr  die  ihnen  erweislich  gebührenden  Rechte  zugestehen,  so  daß  im  Zweifel 
die  Vermutung  für  den  Kaiser  platzgreifen  sollte.  £inen  praktischen  Erfolg 
hatte  diese  Auffassung  noch  im  16.  Jahrhundert  mit  dem  Postregal, 
während  wenig  später  auch  landesherrliche  Posten  ohne  oder  selbst  gegen 
den  Willen  des  Kaisers  in  Aufnahme  kamen  ^^  Den  entschiedensten  Gegen- 
satz gegen  die  kaiserliche  Theorie  bildete  die  des  Hippolithus  a  Lapide 
(y.  Chemnitz),  der  das  Reich  für  eine  souveräne  Fürstenaristokratie  und 
die  Gesamtheit  der  Reichsstände  für  den  wahren  Trager  der  Staatsgewalt 
erklärte;  dem  Kaiser  war  nach  ihm  nur  eine  gewisse  Oberleitung  der  Ge- 
schäftsführung und  die  Ausführung  der  Reiohstagsbeschlüsse  übertragen, 
außerdem  waren  ihm  bestimmte  unwesentliche  Reservatrechte  zu  alleiniger 
Ausübung  anheimgegeben.  Die  historische  Auffassung,  daß  man  es  mit 
einer  entarteten  Monarchie  zu  thun  habe,  deren  eigentliche  Lebenskräfte 
auf  die  einzelnen  Glieder  übergegangen  waren,  ohne  daß  eine  endgültige 
Abgrenzung  zwischen  ihnen  und  der  Mheren  Zentralgewalt  stattgefunden 
hatte,  wurde  von  dem  Begründer  der  deutschen  Rechtsgeschichte,  Hsbicaitn 
Conbing  (s.  §  87),  namentlich  aber  von  Samubl  Pttfendobf  (Monzam- 
bano),  und  zwar  unter  Verzicht  auf  jede  Möglichkeit  einer  juristischen 
Konstruktion  {irreguläre  aliquod  corpus  et  monstro  simile)^  vertreten^. 
Während  Pufendobf  die  Auffassung  des  Reiches  als  beschrankte  Mon- 
archie ebenso  entschieden  wie  die  Idee  eines  Staatenbundes  [systema 
plurium  eivitatum  foedere  nexarum)  zurückwies,  entging  ihm  wie  seinen 
Zeitgenossen  die  von  Lubolph  Hugo  (De  statu  regionum  Germaniae,  1661) 
ausgegangene  Hindeutung  auf  den  Bundesstaat^  weil  seiner  Zeit  die  bundes- 
staatliche Theorie  noch  zu  fremd  war,  um  sie  für  das  Verständnis  und 
die  korporative  Ausgestaltung  der  Reichsverfassung  fruchtbar  zu  machen'*. 
Die  Territorialgewalt  war  eine  wirkliche  Staatsgewalt,  ein  Imperium, 
wie  es  ehedem  dem  Kaiser  zugestanden  hatte.  Daher  der  Spruch:  „Jeder 
Herr  (Fürst)  ist  Kaiser  in  seinem  Lande'',  „Quilibet  status  tantum  potest 
in  suo  territorio,  quantum  Imperator  in  imperio"^'    Aber  dieses  Imperium 

'*  Vgl.  Ebdmannsdöbffsr,  a.  a.  0.  1,  52  ff.  F.  Wbbsb,  Hippolithus  a  Lapide, 
HiBt.  Zeitschr.  29,  254  ff.  Stintzinq  u.  Landsbebo,  Gesch.  d.  RW.  2,  32  ff.  Haap^ 
Vertreter  der  kaiserlichen  Richtung  war  Dietrich  Reinking,  ebd.  8,  89  ff. 

••  Vgl.  8.  841.  Stbphak,  Geschichte  der  preußischen  Post,  1859.  Qbossb, 
Postwesen  der  Eurpfalz  im  17.  u.  18.  Jh.,  1902  (Volksw.  Abh.  d.  bad.  Hoch- 
schulen 5,  4). 

^  Vgl.  S.  818.  Stintzinq  u.  Landsbebo  8,  19  ff.  Auch  Johann  Lixnaus  yer- 
tritt  die  Auffassung,  daß  der  Status  Imperii  aus  Monarchie  und  Aristokratie  ge- 
mischt sei.    Vgl.  ebd.  2,  211  ff. 

^  Vgl.  Stintzino  u.  Landsbebo  8,  40;  Noten  S.  20.  Eine  Vergleichung  der 
Reichsverfassung  mit  der  Bundesverfassung  der  Qeneralstaaten ,  der  Schweiz  und 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  erst  bei  POttbb,  a.  a.  0.  2,  159  ff. 

**  Vgl.  Gbaf  u.  Diethebb,  Rechtssprichwörter  487.  492.  Anzeiger  f.  Kunde 
d.  deutsch.  Vorzeit,  1866,  S.  141. 
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war  ein  Yom  Seiche  abgeleitetes,  lehnbares,  unter  Umstanden  entziehbares; 
darin  lag  ein  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  dem  Bundesstaat,  bei 
dem  die  Staatsgewalt  der  Bundesglieder  das  ursprüngliche,  die  Zentral- 
gewalt das  übertragene  Element  bildet;  ein  zweiter,  yerhängnisYollerer 
Unterschied  lag  darin,  daß  „dem  Zeitbewußtsein  der  Staatsgedanke  ganz 
allein  in  seiner  Verkörperung  als  Obrigkeit  faßlich  war",  man  nicht  „aus 
der  Reichsgemeinde  den  Staat  in  sich  selbst  zu  verlegen  vermochte",  daher 
„alles,  was  der  Beichsgenossenschaft  an  staatlicher  Bedeutung  verloren 
ging,  ausschließlich  der  Landeshoheit  zuwachsen  mußte" '^  Im  übrigen 
war  das  Imperium  der  Beichsstande  in  derselben  Weise  der  Reichsgewalt 
untergeordnet,  wie  dies  in  Bundesstaaten  seitens  der  Bundesglieder  gegen- 
über der  Bundesgewalt  der  Fall  ist  Die  Reichsstande  hatten  für  die 
Steueranschläge  des  Reiches  wie  der  Kreise  aufzukommen,  mußten  sich  im 
Falle  des  gemeinen  Pfennigs  selbst  eine  direkte  Besteuerung  von  Reichs 
wegen  gefallen  lassen,  an  Reichskriegen  und  Reichsexekutionen  hatten  sie 
teilzunehmen  und  durften  nicht  neutral  bleiben'^,  ihre  Bündnisverträge 
durften  nicht  gegen  Kaiser  und  Reich  oder  den  gemeinen  Frieden  gerichtet 
sein.  Sie  waren  zur  Beobachtung  der  Reichsgesetze  verpflichtet  und  durften 
sich  landesgesetzliche  Abweichungen  nur  gestatten,  wo  die  Reichsgesetze 
sich  keine  absolute  Geltung  beilegten  ^^  Die  höchsten  Reichsgerichte  waren 
obere  Berufungsinstanz  und  Aufsichtsbehörde  für  die  Landesgerichte.  In 
den  eximierten  Territorien  nahmen  sie  die  gleiche  Stellung  wenigstens  in 
Fällen  der  Rechtsverweigerung  ein.  In  allen  Territorien  mußte  für  einen 
geordneten  Instanzenzug,  in  den  eximierten  für  drei  Instanzgerichte  ge- 
sorgt werden.  Gegen  Mißbräuche  der  Gewalt  konnten  die  Unterthanen 
bei  den  Reichsgerichten  gegen  ihre  Landesherren  klagbar  werden,  während 
umgekehrt  diese  den  Schutz  des  Reiches  gegen  ungehorsame  Unterthanen 
zu  beanspruchen  hatten'^. 

Eine  weitere  Beschränkung  durch  das  Reich  ergab  sich  aus  den  Re- 
servatrechten, die  überall  im  Reiche  nur  durch  den  Kaiser  allein  oder 
unter  Zustimmung  der  Kurfürsten  ausgeübt  wurden  (S.  814).  Dahin  ge- 
hörte u.  a.  die  Errichtung  neuer  und  Erhöhung  bestehender  Zölle,  die  nur 
von  Kurbrandenburg  auf  Grund  einer  Verleihung  Friedrichs  IIL  als  landes- 
herrliches Recht  in  Anspruch  genommen  wurde  ^^.  Das  kaiserliche  Be- 
gnadigungsrecht beschränkte  sich  auf  die  von  den  Reichsgerichten  ver- 
hängten   Strafen.     Für    kaiserliche    Gnadensachen,    Standeserhöhungen, 


»«  Vgl.  GiEBKB,  a.  a.  0.  1,  889.  2,  831.  854. 

"  Wie  wenig  dies  in  Wirklichkeit  beachtet  wurde,  zeigen  Basel  und  Campo 
Formio. 

'*  Aber  die  Beichsgesetze,  soweit  sie  nicht  besonders  von  Reichs  wegen  publi- 
ziert wurden,  galten  zunächst  nur  fdr  die  Beichsstande,  deren  Aufgabe  es  war, 
für  die  Publikation  und  den  Vollzug  innerhalb  ihrer  Gebiete  selbst  Sorge  zu  tragen. 
Vgl.  S.  806. 

'*  Vgl  S.  831.    Stand.  Wahlkapitulation  Art  15  (N.  Samml.  4,  248). 

*o  Vgl.  RA.  von  1576,  §§  118—120  (N.  SammL  8,  372).  Preuß.  ALR.  n., 
Tit  15,  Abschn.  3.    Pütteb,  a.  a.  0.  3,  264. 
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Bestätigung  kaiserlicher  Notare  u.  dgl.  pflegten  die  Kaiser  in  den  ein- 
zelnen Territorien  besondere  Hofpfalzgrafen  einzusetzen,  wobei  die  Landes- 
herren in  der  Regel  mitzusprechen  hatten  ^^;  zuweilen  wurden  die  Landes- 
herren selbst  zu  Hofpfalzgrafen  mit  der  comitiva  maior  ernannt,  so  daß 
sie,  wenn  auch  nur  im  Namen  des  Kaisers,  jene  Akte  auf  eigene  Hand 
Yomehmen  konnten  (S.  816).  Zunft-,  Markt-  und  Stadtprivilegien  wurden 
als  ausschließliche  Landessache  behandelt,  während  bedeutendere  Meß- 
privilegien  vom  Kaiser  ausgehen  mußten  ^\  Moratorien  zu  bewilligen,  war 
im  allgemeinen  Sache  der  Landesherren,  der  Kaiser  sollte  -es  nur  nach 
eingeholten  Berichten  der  Landesobrigkeiten  thxm^^  Bei  Begnadigungen, 
YoUjährigkeitserklärungen,  Ehelichkeitserklärung  unehelicher  Kinder  kon- 
kurrierten die  Landesherren  mit  dem  Kaiser,  zuweilen  war  dies  auch 
bei  der  Verleihung  des  niederen  Adels  der  Fall**.  Auf  die  Erteilung  von 
Monopolen  mußte  der  Kaiser,  wenigstens  in  späterer  Zeit,  durch  die 
Wahlkapitulation  verzichten**;  landesherrliche  Patente  wurden  seit  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  häufiger  ^^  Der  Schutz  des  schriftstellerischen  Ur- 
heberrechtes durch  Bücherprivilegien  wurde  in  Deutschland  seit  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts,  und  zwar  ebensowohl  durch  die  Kaiser  wie  die 
Landesherren,  geübt  *^,  doch  hatten  die  kaiserlichen  Privilegien  schließlich 
nur  noch  Bedeutung  für  den  Bücherhandel  auf  den  kaiserlichen  Messen, 
namentlich  in  Frankfurt»  während  der  regelmäßige  Schutz  nur  noch  durch 
landesherrliche  Privilegien  erworben  werden  konnte*®.  Im  allgemeinen 
sprach  sich  die  Theorie  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  dahin 
aus:  „Alles  dasjenige,  dessen  rechtliche  Wirkung  sich  nur  innerhalb  der 
Grrenzen  eines  Landes  äußert,  ist  in  eines  jeden  Beichsstandes  Landeshoheit 
begriffen.  Alles,  was  seit  der  Zeit,  als  die  Landeshoheit  zu  ihrer  Voll- 
kommenheit gediehen,  erst  neu  in  Gang  gekommen  ist  oder  künftig  noch 
erdacht  werden  mag,  gehört  ohnehin  für  die   Landeshoheit    Und   alle 


*^  Vgl.  PüTTEB  2)  164.  8,  268.  Die  kaiserlichen  Notare  maßten  sich  in  man- 
chen Ländern  einer  besonderen  Landesprüfong  unterziehen. 

"  Vgl.  PüTTBR  3,  266. 

"  Vgl.  JRA.  §  175.    PüTTBB  8,  269  & 

**  Vgl.  S.  807.  814  f.  Fütter  3,  271.  Eichhorn  4,  291  f.  Das  Preuß.  ALR. 
IL  Tit.  9,  §§  2,  9,  10,  13,  14,  Anh.  §  113,  verbietet  den  Unterthanen,  sich  im  In- 
land einer  ihnen  von  „fremden  Staaten'*  verliehenen  Standeserhöhung  ohne  landes- 
herrliche Erlaubnis  zu  bedienen.  An  eine  Ausschließung  kaiserlicher  Standes- 
erhöhungen kann  dabei  aber  nicht  gedacht  sein. 

"  Vgl.  Ständige  Wahlkapitulation  Art  7  (N.  SammL  4,  237). 

*^  Vgl.  Klostermann,  Geistiges  Eigentum  2,  195. 

^'  Vgl.  Klostermamn,  a.  a.  0.  1^  42.  Gütebbock,  Entstehungsgeschichte  der 
Carolina  208  ff.  Wioand,  Wetzlarsche  Beiträge  1,  227  ff.  Die  Rechtlosigkeit  aller 
nicht  privilegierten  Schriftsteller  im  16.  Jh.  zeigt  der  Pjozeß  des  Konr.  Lagus. 
Vgl.  Mutuer,  Zur  Geschichte  der  Bechtswissenschaft  299  ff.  Pbscatobs,  Greifsw. 
Vorles.-Verz.  1901,  Beilage. 

"  Vgl.  N.  Samml.  4,  Zugabe  S.  114  ff.  Püttbr,  a.  a.  0.  3,  272  f.  Einen  ge- 
setzlichen Autorschutz  für  alle  Landesangehörigen  kennt  bereits  ALE.  11.  Tit  20, 
§§  1294  ff 
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Rechte  der  Landeshoheit  sind  ausschließlich  zu  verstehes,  daß  sie  nur  ein 
jeder  Reichsstand  in  seinem  Lande  auszuüben  hat,  ohne  daß  der  Kaiser 
darin  vorgreifen  darf"*^ 

5.  Die  Landstände ^.  Die  auf  die  Emanzipation  vom  Reiche  ge- 
richtete Politik  der  Reichsstande  verfolgte  zugleich  im  Inneren  die  Befreiung 
der  landesfürstUchen  Obrigkeit  von  den  Landstanden.  Allerdings  war  die 
Stellung  der  letzteren  nicht  überall  die  gleiche.  Fehlte  es  in  den  kleinsten 
Territorien  und  Herrschaften  überhaupt  an  den  Elementen,  aus  denen  sich 
eine  landständische  Verfassung  hätte  entwickeln  können,  so  war  anderer- 
seits in  den  geistlichen  Staaten  durch  die  von  den  Kapiteln  regelmäßig 
aufgestellten  Wahlkapitulationen  die  Macht  der  Stande  außerordentlich 
gewachsen,  so  daß  an  ihre  erfolgreiche  Bekämpfung  nicht  gedacht  werden 
konnte.  Wenn  hier  die  Prälaten  den  wichtigsten  Bestandteil  der  Land- 
stände bildeten,  so  traten  diese  in  den  weltlichen^  namentlich  den  pro- 
testantischen Staaten  vielfach  in  den  Hintergrund  oder  fehlten  überhaupt 
Andererseits  fehlt«  in  den  südwestdeutschen  Territorien  disr  landsassige 
Adel,  da  der  niedere  Adel  hier  größtenteils  seine  Reichsunmittelbarkeit 
bewahrt  hatte. 

Der  Kampf  der  Landesherren  gegen  die  Landstände  ging  nicht  aus 
den  Bestrebungen  fürstlicher  Willkürherrschaft  hervor,  er  entbrannte  viel- 
mehr in  den  zusammengesetzten  Territorien,  für  die  es  geradezu  ein  Lebens- 
bedürfnis war,  daß  die  Stände  der  einzelnen  Landesteile  verschwanden,  um 
im  Interesse  der  Staatseinheit  entweder  einem  gemeinsamen  Landtag  oder 
dem  absoluten  Regiment  der  Landesherren  platz  zu  machen.  Ein  Wider- 
stand der  Bevölkerung  war  dabei  nicht  zu  besorgen,  da  die  Stände  that- 
sächlich  nur  ihre  eigenen  Interessen,  aber  nicht  die  des  gesamten  Volkes, 
am  wenigsten  die  der  Bauern,  vertraten '^^    Eine  gewisse  Stütze  fanden 


^»  Vgl.  PüTTEB  8,  274.  Ebdmannsdörffes  1,  57  f.  66  f.  78.  410  ff.  Ständige 
Wahlkapitalation  Art  1  (N.  Samml.  4,  284).    Preufi.  ALR.  IL  18,  §§  1—15. 

*®  Vgl.  S.  610  ff.  und  die  dort  angefahrte  Litteratur.  Wilda  in  WEfSKEs 
Rechtslexikon  6,  791  ff.  Stbuv,  Diskurs  vom  Ursprung  der  Landstände,  1741. 
HIbrblim,  Grundlinien  und  Geschichte  der  teutschen  Landstände  (in  Schlözbb's 
Staatsanzeigen  67).  Stbüben,  Nebenstunden  2  (1769),  Abh.  10.  Lohmann,  Reichs- 
gesetz von  1654  über  die  Stenerpflichtigkeit  der  Landstände,  Bonner  Diss.  1898. 
V.  Bblow,  System  u.  Bedeutung  der  landständischen  Verfassung  (Territorium  und 
Stadt  168—282);  Entstehung  der  Rittergüter  (ebd.  95  ff.,  zuerst  JBB.  f.  Nationalök. 
u.  Stat.  64);  Hand-WB.  d.  Staatswissenschaften,  Suppl.  (1895)  S.  672  ff.  Wintbb, 
Die  märkischen  Stände  zur  Zeit  ihrer  höchsten  Blüte  1540-50,  Zeitschr.  f.  preuß. 
Gesch.  19.  20.  y.  Wbbch,  Die  badischen  Landtagsabschiede,  1877.  Gothein,  Land- 
stände der  Kurpfalz,  ZGO.  42,  1  ff.  Biblfeld,  Gesch.  d.  magdeb.  Steuerwesens, 
1888  (Schmollbb's  Forsch.  8,  1).  Bbbomann,  Gesch.  d.  ostpreuß.  Stände  u.  Steuern, 
1901  (ebd.  19,  1).    Glagau,  Anna  von  Hessen,  Marb.  Diss.  1899. 

^^  Auch  die  Städte  kamen  im  allgemeinen  schlecht  weg,  da  die  Ritterschaft 
unter  Berufung  auf  die  Ritterdienste  möglichste  Steuerfreiheit  für  sich  beanspruchte 
und  sich  nur  dazu  herbeiließ,  ihre  Hintersassen  (Bauern  und  Mediatstädte)  zur 
Landessteuer  heranzuziehen.  Vielfach  kam  es  zwischen  den  Städten  und  der 
Ritterschaft  zu  Prozessen  wegen  ungleicher  Besteuerung.    Vgl.  Eichhobn  4,  860, 
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die  gegen  die  Stände  gerichteten  Bestrebungen  schon  in  der  Beichsgesetz- 
gebung;  indem  die  den  einzelnen  Reichsstanden  auferlegten  Reichs-  und 
Ereislasten  unbedingt  beschafft  werden  mußten  und  Ton  den  Landständen 
nicht  verweigert  werden  konnten  ^^.  Die  Reichsgesetze  bestimmten  dabei 
ausdrücklich^  daß  selbst  vertragsmäßige  Steuerbefreiungen  einzelner  TJnter- 
thanen  und  ganzer  Korporationen  (Kapitel,  Klöster)  dem  gegenüber  un- 
wirksam sein  sollten.  Säumnis  in  der  Entrichtung  der  Steuer  sollte  mit 
Verdoppelung  des  Betrages  bestraft  werden  und  den  Landesherren  des- 
wegen gestattet  sein,  gegen  die  ungehorsamen  TJnterthanen  bei  einem  der 
höchsten  Reichsgerichte  zu  klagen.  Nur  wurde  verlangt,  daß  die  Steuern 
gleichmäßig  umgelegt  und  auch  die  Kammergüter  der  Landesherren  mit 
herangezogen,  die  Armen  aber  möglichst  verschont  würden*'.  Durch 
Reichsschluß  von  1670  wurde  festgesetzt,  daß  die  Reichsstände  auch  be- 
rechtigt seien,  von  ihren  TJnterthanen  „zu  Reichs-,  Deputations-  und  Kreis- 
konventen die  nötigen  Legationskosten  zu  erheben"**.  Von  besonderer 
Bedeutung  wurden  aber  die  Bestimmungen  der  Reichsexekutionsordnung 
von  1555  über  die  Kreishilfe  „zu  VoUnziehung  des  hievor  gesetzten  Fried- 
stands, p]xekution  und  Handhabung  des  Landfriedens,  zu  Erhaltung  ge- 
meiner Sicherheit  und  Ruhe",  wonach  sich  jeder  Kreisstand  in  ständiger 
Bereitschaft  halten  und  far  genügende  Befestigungen  zum  Schutze  gegen 
Überfalle  sorgen  sollte,  auch  „daß  derwegen  eine  jede  Obrigkeit  Macht 
haben  soll,  ihre  TJnterthanen,  geistlich  und  weltlich,  sie  seien  exempt, 
gefreiet  oder  nicht  gefreiet",  bis  zum  Betrage  ihres  reichsmatrikularmäßigen 
Anschlages  „mit  Steuer  zu  belegen"**.  In  weiterer  Ausführung  dieser  Be- 
stimmung setzte  der  JRA.  von  1654  §  180  fest,  daß  die  Unterthanen 
„zu  Besetz-  und  Erhaltung  der  einem  oder  andern  Reichsstand  zugehörigen 
nötigen  Vestungen,  Plätzen  und  Guarnisonen  ihren  Landesfürsten,  Herr- 
schaften und  Obern  mit  hilflichem  Beitrag  gehorsamlich  an  Hand  zu 
gehen  schuldig  seien"  *^.  Ein  Reichsgutachten  von  1670  wollte  diese  Be- 
stimmung dahin  ausgelegt  haben,  daß  die  TJnterthanen  „nicht  allein  zur 
Lands -Defensions -Verfassung,  sondern  auch  zu  Handhab-  und  Erfüllung 
der  gedachtem  Instrumente  Pacis  nicht  zuwiderlaufenden  Bündnissen,  wie 
auch  nicht  nur  zu  Erhalt-  und  Besetzungen  der  nötigen,  sondern  inde- 


Note  m.  Nur  in  der  würtembergischen  Verfassung  (Tübinger  Vertrag  von  1514) 
überwog  das  städtische  und  das  bäuerliche  Element,  da  die  Reichsritterschaft  an 
den  Landtagen  nicht  teilnahm.  Vgl.  Ebdmanksdöbffeb  1,  66.  Berghaus,  Deutsch- 
land vor  100  Jahren  1,  250  ff.     Perthes,  Politische  Zustände  1,  433  ff. 

^^  Vgl.  die  Reichsabschiede  von  1507  §  8  (N.  Samml.  2,  112),  1510  §  6  (133), 
1530  ß  118  (324),  1542  §  53  (454),  1543  §i^  24  f.  (487),  1544  §§  10  f.  (498),  1548  §  102 
(545),  1566  §§  42—45  (3,  220),  1576  §§  11—15  (355  f.),  1582  §§10—14  (401),  1594 
§§  11—15  (429),  1598  §§  11—15  (454),  1613  §§  7-9  (524),  1654  §  14  (645),  Reichs- 
Bchluß  von  1719,  Art.  4  (4,  346). 

»»  Vgl.  Eichhorn  4,  306  f.  **  N.  Samml.  4,  80. 

"  RA.  von  1555,  §§  54.  82  (N.  Samml.  3,  24.  30). 

^  N.  Samml.  3,  674.  Vgl.  K.  Lohmann,  Das  Reichsgesetz  v.  1654  tlber  die 
Steuerpflichtigkeit  der  Landstände,  Bonn.  Diss.  1893. 
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finite  der  Vestungen,  Orte  und  Platze,  auch  zur  Verpflegung  der  Völker 
und  andern  hierzu  gehörigen  Notwendigkeiten  ihren  Landsfürsten,  Herr- 
schaften und  Oberen  die  jedesmal  erforderte  Mittel  und  folgentlich  alles, 
was  an  sie  und  so  oft  es  begehrt  wird,  gehorsam-  und  unweigerlich  darzu- 
geben schuldig  sein  und  daß  einige  Klage  der  Unterthanen  weder  bei  dem 
kaiserlichen  Beichshofrat  noch  Cammergericht  hierwieder  nicht  angenommen 

[werden], auch  den  Landständen,  Landsassen  und  Unterthanen 

einige  privilegia  und  exemptiones nicht  zu  statten  kommen  sollen'^ 

Dieser  Versuch,  eine  reichsgesetzliche  Aufhebung  des  gesamten  Steuer- 
bewilligungsrechts der  Landstände  herbeizuführen,  hatte  zwar  nicht  den 
gewünschten  Erfolg,  da  der  Kaiser  dem  Reichsgutachten  die  Genehmigung 
versagte,  es  wurde  aber  doch  erreicht,  daß  diejenigen  Reichsstände,  „so  ein 
mehrers,  als  in  vorangezogenem  Paragraph  begriffen,  gegen  Ihre  Unter- 
thanen und  Landsassen  rechtmäßig  hergebracht^^  ^^^  reichsgesetzlich  be- 
stätigt und  die  Unterthanen  demgemäß  „dem  Herkommen  und  erheischender 
Notdurft  nach"  „zu  contribuiren"  angewiesen  wurden '^  Ein  derartiges 
Herkommen  war  in  einer  Zeit,  wo  wiederholt  bewilligte  außerordentliche 
Steuern  schon  als  herkömmlich  behandelt  zu  werden  pflegten,  unschwer  zu 
erreichen.  In  Baiern  bestand  es  zu  militärischen  Zwecken  schon  vor  dem 
80jährigen  Kriege  ^^,  und  in  Brandenburg  wurde  es  in  derselben  Richtung 
durch  den  großen  Kurfürsten  zur  Geltung  gebracht  ^^  Nur  in  Sachsen, 
Braunschweig,  Hessen,  Würtemberg  und  Meklenburg  erhielten  sich  die 
Landstände  in  alter  Weise  (in  Meklenburg  gemeinsam  für  Schwerin  und 
Strelitz),  während  ihr  Einfluß  in  den  übrigen  Territorien  mehr  und  mehr 
abgeschwächt  wurde,  indem  die  landesherrliche  Gewalt  ihnen  nur  noch  die 
als  hergebracht  erwiesenen  Rechte  zugestand.  In  Osterreich,  wo  man  bis 
zum  17.  Jahrhundert  mehrfach  vergebens  versucht  hatte,  Generallandtage 
aus  Vertretern  der  Einzellandtage  einzuführen,  um  eine  größere  Zentrali- 
sation auf  ständischer  Grundlage  herzustellen,  drehte  sich  der  Kampf 
gegen  die  Landstände  hauptsächlich  um  konfessionelle,  in  Brandenburg- 
Preußen  um  militärische  Fragen.  Schließlich  wurden  in  beiden  Ländern 
und  ebenso  in  Baiern  die  Landstände  zu  völliger  Bedeutungslosigkeit 
herabgedrückt,  während  die  absolute  Monarchie  mit  unbeschränktem  Gesetz- 
gebungs-  und  Besteuerungsrecht  des  Landesherm  durchgeführt  wurde*®. 
Der  Hauptgrund  für  diesen  Rückgang  der  landständischen  Verfassung 
lag  in  der  durch  den  westfälischen  Frieden  zugestandenen  internationalen 


»^  Vgl.  kaigeriiche  Resolution  vom  12.  Febr.  1671  (N.  Samml.  4,  84).  Gebbt- 
LACHSS  7,  989.  993. 

*®  Vgl.   £aDl[ANN8I>ÖBFF£B   1,   67. 

^®  In  Brandenburg  war  der  Landtagsrezeß  von  1653  entscheidend,  der  gegen 
die  Eonzession  einer  Verstärkung  der  gutsobrigkeitlichen  Rechte  des  Adels  die 
vom  Kurfürsten  geforderten  Steuern  auf  sechs  Jahre  bewilligte. 

^  Gleichwohl  vermochten  im  Jahre  1813  die  ostpreußischen  Stflnde  von  sich 
aus  die  Reorganisation  des  Heeres  und  die  Wiedergeburt  des  Vaterlandes  vor- 
zubereiten (S.  877). 
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StelluDg  der  deutschen  Reiohsstande.  Besaßen  diese  das  Bündnisrecht^  so 
war  es  selbstverständlich,  daß  ihnen  auch  das  Gesandtschaftsrecht  und  das 
Becht  über  Krieg  und  Frieden  zukam.  Hatt«  das  Reich  ihnen  diese  Rechte 
gewährt,  so  wollten  sie  sich  diese  durch  ihre  eigenen  Stande  nicht  ver- 
kümmern  lassen.  Die  Erträge  der  Kammergüter  und  der  mit  kriegfüh- 
renden Staaten  abgeschlossenen  Subsidienverträge  genügten  nicht  für  die 
Bedürfnisse  der  vielfach  nach  Yersailler  Muster  eingerichteten  Hofhaltungen, 
die  Gesandtschaftskosten  und  den  Sold  für  die  Truppen.  Landessteuem 
waren  unentbehrlich,  und  es  erschien  nicht  gerechtfertigt,  wenn  diese  vor- 
wiegend von  solchen  bewilligt  werden  mußten,  die  för  ihre  Person  nichts 
bezahlten  und  jede  Steuerbewilligung  nur  benutzten,  um  neue  Freiheiten 
für  sich  herauszuschlagen. 

6.  Das  Heerwesen'^  beruhte  fast  ausschließlich  auf  dem  Soldner- 
System.  Man  unterschied  die  Reisigen  (zu  Roß)  und  die  Knechte  (Fuß- 
oder Landsknechte).  Bei  der  Reiterei  sollte  sich  unter  je  zehn  oder 
zwanzig  Pferden  ein  regelmäßig  ausgerüsteter  „Kürisser^'  befinden.  Als 
Regel  wurde  betrachtet,  daß  immer  einige  adeliche  „Junker^'  mit  einer 
gewissen  Zahl  von  ihnen  geworbener  Reisigen,  für  die  sie  den  Sold  mit- 
empfiugen,  in  den  Dienst  traten;  unter  keinem  Junker  stehende  „herren- 
lose Einspännige^'  sollten  nur  ausnahmsweise  angeworben  werden.  Durch 
diese  Anknüpfung  an  das  Rittertum  wurde  der  Reiterei  ein  mehr  aristo- 
kratischer und  landschaftlicher  Charakter  gewahrt,  während  sich  die  Lands- 
knechte aus  aller  Herren  Ländern  und  allen  Ständen  zusammenfanden; 
doch  hielt  man  darauf,  daß  jedes  Fähnlein  von  800  bis  400  Mann  mehrere 
berittene  Führer  der  Schützenzüge  hatte,  die  von  Adel  oder  erfahrene 
Kriegsmänner  waren.  Die  Anwerbung  wurde  regelmäßig  einem  „Obristen^ 
übertragen,  dem  die  Hauptleute  der  8  bis  10  Fähnlein  seines  Regimentes, 
bei  der  Reiterei  die  Rittmeister,  als  Unterwerber  dienten**.  Oberst,  Haupt- 
leute und  Rittmeister  waren  nicht  bloß  Offiziere,  sondern  zugleich  Unter- 
nehmer, die  geworbenen  Truppen  standen  nur  zu  ihnen  im  Yertrags- 
verhältnis  und  empfingen  von  ihnen  den  Sold.  Die  Errichtung  des 
Regimentes  geschah  mit  der  „Musterung^'  vor  den  Musterungskommissaren 
des  Kriegsherrn.    Die  Einzelnen  wurden  in  die  Musterrolle  eingetragen. 


*^  Vgl.  S.  885  f.  Moser,  Landeshoheit  in  Militärsachen,  1773.  Babthold,  Ge- 
schichte der  Kriegsverfassung  2',  142  ff.  Sohuoller,  Umrisse  u.  Forschungen  247  £L 
y.  Cbousaz,  Oiganisation  des  brand.-preaß.  Heeres  ^  1878.  PItil,  Organisation  des 
hess.  Heeres  unter  Philipp  d.  Großmätigen,  1897.  v.  SrAUDraoEB,  Gesch.  d.  baier. 
Heeres,  I.  1901.  M.  Lehmann,  Hist.  Zeitschr.  67,  254  ff.  y.  Schrötteb,  Brandenb.- 
preuß.  Heeresyerfassung  unter  dem  Gr.  Kurfürsten,  Schxollbb's  Forsch.  11,  5  (I892> 
SoBWABTz,  Organisation  u.  Verpflegung  der  preuß.  Landmilisen  im  7jfthrigen  Kriege, 
ebd.  7,  4  (1888).  Jant,  Lehndienst  u.  Landfolge,  Forschungen  z.  br.  u.  preuß.  Gesch. 
8,  2  S.  419  ff.    LoBBNTZBN,  Die  schwedische  Armee  im  80jährigen  Kriege,  1894. 

**  Das  Reiterregiment  hatte  4  Schwadronen,  jede  zu  250—800  Pferden  unter 
einem  Rittmeister;  je  50  Pferde  bildeten  eine  Rotte  unter  einem  Rottmeister. 
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Mit  der  Verlesung  des  Artikelbriefes  (S.  837)  und  der  Vereidigung  der 
Truppen  auf  diesen  wurde  die  Musterung  geschlossen.  Die  Generale 
pflegte  der  Kriegsherr  selbst  anzustellen  ®^  die  übrigen  Offiziere  wurden 
von  den  Obersten  oder  Hauptleuten  ernannt^  die  Unteroffiziere  zum  Teil 
Ton  den  „Knechten"  gewählt.  Seine  kriegerische  Ausrüstung  und  seinen 
Unterhalt  hatte  jeder  Mann  selbst  zu  bestreiten;  Wohnung,  Feuerung  und 
Lagerstroh  wurden  ihm  gestellt  (das  sg.  Servis);  bei  der  Artillerie  stellte 
der  Kriegsherr  auch  das  gesamte  Artilleriematerial  {„Zeikg*%  zu  dessen 
Aufbewahrung  im  Frieden  die  Zeughäuser  dienten.  Außer  dem  Solde, 
der  durch  die  Hände  der  Obersten  und  Hauptleute  ging,  erhielten  die 
Truppen  Handgeld  und  für  die  Zeit,  wo  man  ihrer  Dienste  nicht  bedurfte^ 
Wartegeld.  Außerdem  wurde  ihnen  ein  bestimmtes  Beuterecht  und  bei 
Erstürmung  von  Festungen  ein  Stnrmsold  zugestanden.  Das  Gerichtswesen 
war  korporativ  geordnet,  jedes  Regiment  hatte  seinen  Schultheißen  und 
zwölf  Qerichtsleute  als  Urteilen  Bei  „Malefizsachen"  wurden  die  Offiziere, 
Fähnriche  und  Feldwaibel  neben  den  Oeriohtsleuten  zugezogen.  Öffent- 
licher Ankläger  war  der  Profoß.  Bei  dem  sogenannten  Spießrecht  wurde 
das  Urteil  von  dem  versammelten  Regiment  als  Gerichtsgemeinde  gefallt 
und  demnächst  auch  durch  Vorhalten  der  Spieße  beim  Gassenlaufen 
vollstreckt. 

Durch  die  Einführung  der  stehenden  Heere  in  Osterreich,  Branden- 
burg und  einigen  anderen  Territorien  wurde  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  der  privatrechtliche  Charakter  des  Heerwesens  beseitigt 
und  das  Heer  auf  staatsrechtlicher  Grundlage  neu  aufgebaut  Die  Wer- 
bungen wurden  jetzt  von  den  Regierungen  unmittelbar  in  die  Hand  ge- 
nouunen,  die  Obersten,  Hauptleute  und  Rittmeister  hörten  auf  Spekulanten 
zu  sein  und  wurden  zu  Beamten.  Das  herren-  und  vaterlandlose  Söldner- 
tum  der  Truppen  verlor  sich,  da  sie  aach  im  Frieden  unter  militärischer 
Zucht  zusammengehalten  wurden  und  die  einzelnen  Truppenteile  eine  mili- 
tärische Überlieferung  erhielten.  An  die  Stelle  der  Artikelbriefe,  die 
rechtlich  nur  Vertragsarkunden  gewesen  waren,  traten  die  vom  Staate 
erlassenen  Kriegsartikel.  Kleidung,  Bewaffnung,  Verpflegung  der  Truppen 
wurde  Sache  des  Staates,  die  Besoldung  nach  festen  Grundsätzen  geregelt 
Erst  jetzt  kam  die  Bezeichnung  „Soldaten'^  auf.  Eine  Hauptsache  war  die 
Fürsorge  für  eine  regelmäßige  Ergänzung  des  Heeres. 

Das  alte  Recht  der  Landfolge  oder  „Reis'  und  Folge''  war  in  gesetz- 
licher Anerkennung  geblieben  •*,  aber  nur  selten  und  mit  geringem  Erfolg 
hatte  man  davon  Gebrauch  gemacht  Nur  in  den  österreichischen  Grenz- 
provinzen  gegen   die  Türkei  gab   es  organisierte  Landesaufgebote  ^^.    In 

**  Den  Generalen  konnte  aber  auch  die  Anwerbung  eines  ganzen  Heeres 
übertragen  werden.  Der  General,  der  ein  solches  Geschäft  übernahm,  war  seinem 
Kriegsherrn  nur  durch  seinen  Vertrag  (Kapitulation)  und  nur,  soweit  dieser  reichte, 
zu  Diensten  verpflichtet. 

•*  Vgl.  RA.  von  1656,  §  54  (N.  Samml.  8,  24). 

•*  Vgl.  LuscHm  V.  Ebenoreuth  ,  a.  a.  O.  467  ff.    Über  sonstige  Versuche  i  > 
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Preußen  versuchten  Friedrich  L  und  Friedrich  Wilhelm  I.,  geregelte  Land- 
milizen  ins  Leben  zu  rufen;  auch  Friedrich  der  Große  hat  in  der  Not  des 
siebenjährigen  Krieges  seine  Zuflucht  zu  ihnen  genommen  ®®.  Militarisoh 
spielten  die  Landmilizen  immer  eine  untergeordnete  Rolle,  aber  der  ihnen 
zu  Grunde  liegende  Gedanke  der  Wehrpflicht  als  einer  allgemeinen  ünter- 
thanenpflicht  wurde  von  entscheidender  Bedeutung.  In  Preußen  sprach, 
nach  manchen  Wandelungen,  das  Kantonreglement  von  1733  zum  ersten- 
mal den  Grundsatz  aus,  daß  jeder  Unterthan  der  Wehrpflicht  unterliege, 
Jedem  Regiment  wurde  ein  besonderer  Aushebungsbezirk  (Kanton)  über- 
wiesen und  für  die  Wehrpflichtigen  jedes  Kantons  (Kantonisten)  wurden 
Stammrollen  angelegt,  wie  sie  seit  den  Tagen  Karls  des  Großen  (S.  156) 
nicht  mehr  vorgekommen  waren  ^^  Zwar  blieb  noch  wahrend  des  ganzen 
18.  Jahrhunderts  neben  der  inländischen  Konskription  die  ausländische 
Werbung  bestehen,  auch  enthielten  die  Kantonreglements  so  zahlreiche 
Ausnahmen,  daß  thatsächlich  sich  die  Kantonpflicht  auf  die  untersten 
Klassen  der  Bevölkerung  beschränkte,  während  die  übrigen  befreit  waren, 
aber  die  Rückkehr  zur  allgemeinen  Wehrpflicht  war  doch  damit  ange- 
bahnt^, und  wenigstens  dem  Landesadel  wurde  es  ungeachtet  seiner  Be- 
freiung vom  ;,Enrollement''  schon  von  Friedrich  Wilhelm  L  zur  unbedingten 
Pflicht  gemacht,  sich  dem  Dienst  im  preußischen  Ofßzierkorps  nicht  ohne 
zwingende  Gründe  zu  entziehen®®. 


dieser  Richtung  vgl.  Lorentzen,  a.  a.  0.  6  f.  ZGO.  40,  366.  47,  382.  Lamprecht, 
Wirtschaftsleben  1,  1294.  Das  schwedische  Heer  unter  Gustav  Adolf  beruhte 
großenteils  bereits  auf  Aushebung. 

^  Vgl.  ScHWARTz,  Organisation  und  Verpflegung  der  preußischen  Landmilizen 
im  siebenjähr.  Kriege  (Schmoller,  Staats-  u.  sozialw.  Forsch.  7,  4),  1888. 

•^  Vgl.  Altmakn,  Ausgew.  Urk.  1,  166.  Eichhorn  4,  650  f.  Ribbentrop,  Vei^ 
fassung  des  preußischen  Kantonwesens,  1798.  M.  Lehmanx,  Preußen  und  die  all- 
gemeine Wehrpflicht  i.  J.  1809,  Hist.  Zeitschr.  61,  97  flF.;  Werbung,  Wehrpflicht 
und  Beurlaubung  im  Heere  Friedrich  Wilhelms  I.,  ebd.  67,  254  ff.  Koser,  a.  a.  O. 
1,  580  ff.    G.  Meyer,  Verwaltungsrecht*,  §  198. 

®^  Das  alle  bisherigen  Instruktionen  zusammenfassende  Kantongesetz  Friedrich 
Wilhelms  II.  von  1792  bestimmte  bereits:  „Die  Verbindlichkeit^  den  Staat  zu  ver- 
teidigen, liegt  jedem  schutzgenießenden  Unterthan  auf,  wenn  ihm  nicht  besondere 
Ausnahmen  zur  Erhaltung  und  Beförderung  der  Wohlfahrt  desselben  zu  statten 
kommen.*'  Die  zahlreichen  Befreiungen  beruhten  auf  dem  Grundgedanken,  daß 
nur  solche  Personen,  die  dem  Staate  oder  dem  gemeinen  Wohle  durch  ihre  sonstige 
Stellung  nichts  zu  nützen  vermöchten,  der  Kantonpflicht  unterliegen  sollten.  Die 
letztere  wurde  bedingt  durch  die  Geburt  in  einer  kantonpflichtigen  Familie  und 
konnte  durch  einseitige  Änderung  des  persönlichen  Berufes  nicht  beseitigt  werden. 
Vgl.  ALR.  II.  10,  §  51.  Die  jährlichen  Kantonrevisionen  erstreckten  sich  auf  die 
Kantonpflichtigen  vom  16.  bis  zum  vollendeten  45.  Jahre.  Die  für  tauglich  Be- 
fundenen waren  persönlich  dienstpflichtig  und  konnten  sich  nicht  vertreten  lassen. 
Die  Dienstzeit  dauerte  20,  bei  Artillerie  und  Train  12  Jahre,  Kriegsjahre  doppelt 
gerechnet.  Gewisse  Landesteile  waren  teils  wegen  vermeintlich  mangelnder  mili- 
tärischer Eigenschaften,  teils  aus  Gründen  ihrer  Verkehrsverhältnisse  be&eit  Un- 
abhängig von  der  Kantonpflicht  bestand  die  Landmiliz.    Vgl.  ALR.  II.  10,  §  14. 

••  Vgl.  ALR.  n.  9,  §  1. 
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7.  Das  Gerichtswesen^^.  Die  auf  allen  Gebieten  des  staatlichen 
Lebens  eingetretenen  Veränderungen  forderten  eine  völlige  Umgestaltung 
der  Behördenorganisation  in  den  Territorien.  Vor  allem  galt  dies  von  der 
Gerichtsverfassung.  Die  Rezeption  des  römischen  Rechts  und  die  Um- 
wandlung der  Volksgerichte  in  gelehrte  Gerichte  bedingten  sich  gegenseitig; 
die  erstere  trat  ins  Leben  durch  die  Errichtung  des  Reiohskammergerichts 
mit  seinen  gelehrten  Beisitzern  und  machte  dann  ihrerseits  die  ent- 
sprechenden Gerichtsreformen  in  den  Territorien  notwendig.  Die  Thatigkeit 
der  Urteiler  verlor  ihre  rechterzeugende  Kraft  und  wurde  zu  einer  bloßen 
Anwendung  gegebener  Normen^  zur  juristischen  Kunst ^^  Dabei  war  die 
Entwickelung  bei  den  Obergerichten  eine  andere  als  bei  den  üntergerichten. 
Jene  blieben  Kollegialgerichte ,  indem  Rechtsgelehrte  in  das  Urteiler- 
kollegium aufgenommen  wurden ;  der  Richter  behielt  den  Vorsitz,  blieb  aber 
nicht  auf  die  Prozeßleitung  beschränkt^  sondern  nahm  auch  an  der  Urteil- 
findung  teil.  In  den  Untergerichten  starben  die  Urteilerkollegien  all- 
mählich ab,  um  einem  rechtsgelehrten  Einzelrichter  zu  weichen.  Bin 
wesentliches  Mitglied  jedes  Gerichts  war  der  Gerichtschreiber  (Aktuar). 

Die  Obergeriohte  (Hof-  oder  Kammergerichte)  in  den  Territorien 
(S.  602)  folgten  durchaus  dem  Vorbild  des  Reichskammergerichts.  Die 
verschiedenen  Hof-  oder  Kammergerichtsordnungen  stimmten  großenteils 
wörtlich  mit  der  RKGO.  überein.  Den  Vorsitz  behielt  dem  Namen  nach 
der  Landesherr,  dessen  ständiger  Vertreter  ein  adelicher  Hofrichter  oder 
der  Hofmeister  oder  Kanzler  war.  Die  Urteiler  wurden  teüs  vom  Landes- 
herm,  teils  von  den  Ständen  ernannt  und  mußten  teils  dem  Adel,  teils 
dem  Gelehrtenstand  angehören.  In  den  zusammengesetzten  Territorien 
wurden  in  der  Regel  für  die  einzelnen  Provinzen  besondere  Obergerichte 
gebildet.  Sie  waren  die  ordentlichen  Gerichte  erster  Instanz  für  die  Exi- 
mierten  und  zugleich  Berufungsgericht  für  die  niederen  Stadt-  und  Land- 
gerichte^^.    Wie    dem    Reichskammergericht  aus   dem  Reichshofrat,    so 


'°  Vgl.  die  S.  788  a.  841  ff.  angeführte  Litteratur.  Stölzel,  Brandenburg-Preußens 
Rechtsverwaltung  u.  Rechtsverfassung,  2  Bde,  1888.  v.  Kamptz,  Jahrb.  f.  d.  preuß. 
Gesetzgebung  58.  59.  Borkhak,  Einfluß  der  fremden  Rechte  auf  die  Umgestaltung 
der  deutschen  G^chtsyerfassung,  FDG.  26,  417  ff.  Wetzbll,  System  des  Civil- 
Prozesses',  885  ff.  A.  S.  Schultze,  Privatrecht  und  Prozeß  198  ff.  Stobbe,  Rechts- 
quellen 1,  642  ff.  2,  63—110.  Grupen,  Observationes  (1763)  409  ff.  Distel,  Bei- 
trage zur  filteren  Verfassungsgeschichte  des  Leipziger  Schöffenstuhls,  ZRG.  20, 
89  ff.  28,  68  ff.;  Beitrag  z.  Verf. -Gesch.  des  Hofgerichts  zu  Wittenberg,  ebd.  25, 
117  ff.  HoLTZB,  Geschichte  des  Kammergerichts  in  Brandenburg-Preußen  (a.  u.  d. 
Titel:  Beiträge  zur  Brandenb.- Preußischen  Bechtsgeschichte),  2  Bde,  1890—91. 
EosBB,  a.a.O.  1,  821  ff.  Wintteblin,  Niedere  Vogtei  im  16.  Jh.,  Würtemb.VJ  Hefte 
9,  418  ff.  Mell,  Der  comitatus  Liupoldi  u.  dessen  Aufteilung  in  die  Landgerichte 
des  19.  Jh.,  Mitt  d.  öst  Inst  21,  885  ff. 

^*  Vgl.  Stintzino,  a.  a.  0.  29,  413. 

^'  Zwei  Instanzen  waren  für  jedes  Territorium  reichsgesetzlich  Torgeschrieben. 
Vgl.  R.-Dep.-Absch.  von  1600,  §  15  (N.  Samml.  8,  476).  Eine  Urkunde  des  Pommem- 
herzogs  Bogislaw  X.  von  1520  ergiebt,  daß  auch  die  in  den  besonderen  Schutz 
oder  das  Geleite   des  Landesherm  aufgenommenen  Personen  damit  ganz  wie  in 
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erwuchs  den  Hofgerichten  aus  dem  Geheimen  Bat  (Hofrat,  Eanzlei, 
Kammer,  Regierung)  in  allen  größeren  Territorien  ein  nur  vom  Landes- 
herrn abhängiges  Konkurrenzgericht,  durch  welches  das  ständische  Gericht 
zum  Teil  ganz  beiseite  geschoben  wurde.  Anders  in  den  Territorien  die  ein 
Privilegium  de  non  appellando  besaßen  ^^  und  infolgedessen,  zur  Wahrung 
der  drei  Instanzen,  genötigt  waren,  ein  eigenes  Oberappellationsgericht 
einzusetzen,  das  naturgemäß  fast  überall  aus  dem  Geheimen  Bäte  hervor- 
ging^^. In  Osterreich  übernahm  anfangs  der  Beichshofrat  diese  Aufgabe, 
bis  er  auf  die  Beichssachen  beschränkt  und  für  die  erbländischen  Sachen 
ein  eigener  Hofrat  eingerichtet  wurde;  Böhmen  behielt  seinen  eigenen 
Hofrat.  In  der  Mark  Brandenburg  war  das  Berliner  Kammergericht  der 
höchste  Gerichtshof,  gegen  dessen  Entscheidungen  nur  das  Rechtsmittel 
der  Aktenversendung,  in  früherer  Zeit  auch  die  Supplikation  an  die  per- 
sönliche Entscheidung  des  Landesherm  offen  stand.  Der  seit  1658  an& 
dem  Geheimen  Bat  als  besondere  Abteilung  („Geheimer  Rat  zu  den  Ver- 
hörend^ ausgeschiedene  „Geheime  Justizrat^'  war  nicht,  wie  früher  ange- 
nommen wurde,  ein  oberster  Gerichtshof  der  Kurmark,  sondern  ein  mit 
verschiedenen  Zuständigkeiten  ausgestatteter  Sondergericht^hof,  der  174^ 
beseitigt  wurde.  Für  die  nicht  zur  Kurmark  gehörigen  reichsländischen 
Territorien  wurde  1703  ein  eigenes  Oberappellationsgericht  in  Berlin 
errichtet,  neben  dem  anfangs  noch  ein  besonderes  Appellationsgericht  für 
Ravensberg  (seit  1653)  und  das  oranische  Tribunal  (für  Mors,  Siegen  und 
Tecklenburg)  bestand.  Im  Jahre  1749  wurden  alle  diese  Gerichte  zu 
einem  selbständigen  vierten  Senat  des  Kammergerichts,  der  den  Namen 
„Tribunal'  erhielt,  vereinigt  Das  Tribunal  war  das  Oberappellations- 
gericht für  den  ganzen  Staat,  nur  das  Herzogtum  Preußen  behielt  zu- 
nächst noch  sein  seit  1657  bestehendes  Tribunal  in  Königsberg,  bis 
1774  auch  dieses  mit  dem  Berliner  Tribunal,  von  nun  an  „Obertribunal^'y 
vereinigt  wurde. 

Die  Berufungen  an  die  alten  Oberhöfe  kamen  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert in  Abnahme.    Teils  schritten  die  Landesherren   dagegen  ein^*. 


der  fränkischen  Zeit  den  Gerichtsstand  yor  dem  Hofgericht  erhielten.  Vgl  Monatsbl. 
d.  pomm.  Gesch.-Vereins  1901,  S.  89. 

^'  Die  Kurförstentümer  beanspruchten  ein  solches  schon  auf  Grund  der 
Goldenen  Bulle,  nur  KurkSln  verzichtete  wegen  der  Kosten  auf  ein  eigenes  Ober- 
appellationsgericht. Außer  den  Kurförstenttlmem  besaßen  das  Privileg  Österreich, 
Baiem,  Würtemberg  und  Schweden.  Vgl.  Eichhobk  4,  376,  Note  k.  Für  ihre 
nicht  zur  Kurmark  gehörigen  Besitzungen  erlangte  die  Krone  Preußen  ein  unbe- 
dingtes Privileg  erst  1746  und  1750,  während  die  früheren  Privilegien,  auch  das 
von  1702,  nur  his  zu  bestimmten  Beträgen  der  Appellationssumme  gingen.  Vgl. 
BoBKHAK  1,  862.  2,  192. 

'^  Vgl.  JPO.  10,  §  12.  Braunschweig -Lüneburg  errichtete  das  Tribunal  in 
Celle  unmittelbar  nach  dem  Erwerb  der  Kurwürde,  die  das  Privileg  von  selbst 
mit  sich  brachte.    Vgl.  Eichhorn  4,  560. 

«  Vgl.  Oberrhein.  Stadtrechte  1,  203.  Für  Kursachsen  wurde  1432  der  Rechts- 
zug  nach  Magdeburg  aufgehoben  und  dafür  der  nach  Leipzig  eingeführt. 
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teils  erwiesen  sie  sich  dem  neuen  Recht  nicht  gewachsen  und  verloren 
das  Vertrauen.  Nur  wenige,  wie  Lübeck,  haben  ihr  Ansehen  noch  im 
17.  oder  selbst  bis  zum  18.  Jahrhundert  behauptet;  namentlich  solche, 
bei  denen  die  Schöffenstühle  rechtzeitig  mit  Doktoren  besetzt  wurden,  er- 
hielten sich  nicht  nur,  sondern  wurden  vielfach  auch  von  anderen  Seiten 
um  Bechtsbelehrungen  angegangen  7**.  Dasselbe  war  bei  einigen  Hof- 
gerichten, z.  6.  dem  von  Wittenberg,  der  Fall,  namentlich  aber  sind  die 
juristischen  Fakultäten,  besonders  begünstigt  durch  die  Halsgerichts- 
ordnung Karls  Y.  (Art.  219),  die  Erben  der  alten  Oberhöfe  geworden. 
Das  in  den  kleineren  deutschen  Staaten  erst  1879  beseitigte  Institut  der 
Aktenversendung  (auf  Antrag  einer  Partei  oder  selbständigen  Gerichts- 
beschluß) hatte  anfangs  nur  die  Bedeutung  eines  Gesuches  um  Bechts- 
belehrung;  allmählich  aber  wurde  es  üblich,  daß  die  um  Belehrung  an- 
g^angene  Fakultät  ihr  Gutachten  in  der  Form  eines  Urteils  abgab,  das 
von  dem  nachsuchenden  Gericht  als  eigenes  Urteil,  wenn  auch  mit  dem 
Zusatz  „auf  eingeholtes  Erachten  auswärtiger  Bechtsgelehrten^',  unver- 
ändert verkündigt  wurde.  Die  Juristenfakultäten  wurden  auf  diese  Weise 
zu  Spruchkollegien,  die  den  Bechtsinhalt  des  Urteils  bindend  feststellten, 
während  das  Bechtsgebot  dem  nachsuchenden  Gehöht  verblieb  ^^ 

Erheblich  später  als  bei  den  Obergerichten  hat  sich  die  Umgestaltung 
bei  den  niederen  Land-  und  Stadtgerichten  vollzogen.  Am  frühesten  verlor 
die  Schöffenverfassung  ihre  Bedeutung  für  die  Givilrechtspflege,  während 
sie  sich  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  zum  Teil  bis  in  das  18.,  bei 
Bügegerichten  bis  in  das  19.  Jahrhundert  erhalten  hat^®.  Wo  ein  rechts- 
gelehrter Amtmann  oder  Stadtrichter  den  Vorsitz  im  Gericht  hatte,  war 
es  natürlich,  daß  er  sich  nicht  wie  der  altdeutsche  Bichter  auf  die  Leitung 
der  Yerhandlungen  beschränkte^  sondern  an  der  Urteilsfindung  selbst 
teilnahm  und  bald  der  allein  maßgebende  Faktor  bei  ihr  wurde  ^®.  Die 
Schöffen  erschienen  neben  ihm  als  überflüssiges  Beiwerk,  dessen  man  sich 
möglichst  bald  entledigte,  so  daß  der  Bichter  als  selbsturteilender  Einzel- 
richter übrig  blieb  und  das  Gericht  nur  noch  aus  Bichter  und  Schreiber 
bestand.  Länger  erhielt  sich  die  alte  Verfassung,  wo  der  Amtmann  nicht 
landesherrlicher,  sondern  landständischer  Beamter,  also  ein  ohne  Bück- 
sicht auf  vorhandene  Bechtskenntnis  gewählter  Adelicher  war,  oder  wo 
der  Amtmann  bloßer  Verwaltungsbeamter  war  und  ein  ungelehrter 
Schulze  oder  Dingvogt  den  Vorsitz  im  Gericht  führte.  In  solcher  Lage 
half  man  sich  mit  einem  rechtskundigen  Gerichtschreiber  oder  mit  Akten- 


7A  Ganz  besonders  war  dies  bei  dem  ber&hmten  Leipziger  Schöffenstuhl  der 
Fall,  dem  schon  seit  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  einzelne  Mitglieder  der  Leipziger 
Juristenfakultät  angehörten.  Vgl.  Distel,  ZB.Gr.  20,  89  ff.  23,  63  ff.  Auch  die 
Schöffenstühle  von  Halle,  Brandenburg,  Stettin  und  Koburg  standen  lange  in  An- 
sehen.   Über  Brandenburg  vgl.  Stölzel,  a.  a.  0.  (S.  788). 

"  Vgl.  A.  S.  SoHULTZE,  a.  a.  0.  211. 

7»  Vgl.  Albert,  Steinbach  bei  Mudau,  1899,  S.  109  ff. 

7*  Vgl.  Stimtzing,  a.  a.  0.  415  f.    Bosbnthal,  a.  a.  0.  1,  74  ff. 
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Tersendung  oder  einem  Amtschreiber,  der  zugleich  die  fiskalischen  Ge- 
schäfte (als  Rentmeister,  Kästner)  und  die  Gerichtschreiberei  besorgte, 
oder  mit  gelehrten  Rechtskonsulenten,  auf  deren  Rat  das  Gericht  in  Be- 
dürfhisfallen  verwiesen  wurde.  Hier  kam  es,  namentlich  in  Civilsachen, 
mehr  und  mehr  in  Gebrauch,  auf  den  Schiedspruch  eines  Rechtskundigen, 
zumal  des  Amtmannes,  zu  kompromittieren,  woraus  sich  in  manchen 
Gegenden  eine  regelrechte  Austragsinstanz  vor  dem  Amtmann  entwickelte, 
die  dann  ebenfalls  zum  Einzelrichtertum  hinüberfahrte  ®^  Unterstützt 
wurde  diese  Umwandlung  der  Gerichte  überall  durch  die  bureaukratische 
Richtang  des  landesherrlichen  Regimentes.  Auch  die  Gut«obrigkeiten 
mußten  sich  dem  unterwerfen;  wollten  sie  ihre  Gerichtsbarkeit  festhalten, 
so  durften  sie  diese  nicht  mehr  durch  ihre  Meier  oder  Schulzen  verwalten 
lassen,  sondern  mußten  rechtskundige  Gerichtshalter  oder  Justitiarien  an- 
stellen. Die  Gerichtsbarkeit  schied  damit  aus  dem  Znsammenhang  mit 
der  allgemeinen  Gutsobrigkeit  aus  und  wurde  zur  Patrimonialjustiz,  die 
sich  mehr  und  mehr  zu  einem  bloßen  Patronatrecht  gestaltete:  der  Ge- 
richtsherr hatte  den  Unterhalt  des  Gerichtes  zu  tragen  und  dafür  die 
Gerichtseinnahmen  zu  beziehen,  aber  hinsichtlich  des  Justitiars  hatte  er 
ein  bloßes  Präsentationsrecht,  die  Anstellung  erfolgte  durch  den  Staat, 
der  auch  durch  Anordnung  richterlicher  Prüflingen  dafür  sorgte,  daß 
keine  ungeeigneten  Personen  zu  dem  Amte  gelangten.  In  der  Regel  ent- 
wickelte sich  die  Sache  dahin,  daß  die  staatlichen  Stadt-  oder  Landrichter 
(Amtmänner,  Justizamtmänner)  auch  zu  Justitiarien  der  benachbarten  Guts- 
bezirke ernannt  wurden. 

8.  Das  Finanzwesen  und  die  Yerwaltungsorganisation.  Das 
Steuersystem  war  im  wesentlichen  das  alte.  Neben  der  alten  Bede,  die 
mehr  den  Charakter  einer  Reallast  angenommen  hatte,  waren  die  von 
den  Landständen  bewilligten  Steuern,  überwiegend  Grund-  und  Gebäude- 
steuern, zu  entrichten.  Adel  und  Geistlichkeit  waren  in  der  Regel  steuer- 
frei. Das  Steuerbewilligungsrecht  der  Landstände  hatte  in  sämtlichen 
Territorien  zu  einem  Dualismus  in  der  Finanzverwaltung  geführt,  indem 
die  in  erster  Reihe  zur  Bestreitung  der  landesherrlichen  und  Landes- 
Bedürfnisse  bestimmten  Erträge  der  Eammergüter  und  nutzbaren  Regalien 
zu  freier  Verfügung  des  Landesherrn  blieben,  während  die  von  den 
Ständen  bewilligten  Steuern  in  die  landständ^che  Easse  (Landkasten) 
flössen  und  in  Einnahme  und  Ausgabe  unter  strenger  ständischer  Aufsicht, 
ursprünglich  sogar  mit  gänzlicher  Ausschließung  des  Landesherm,  ge- 
halten wurden.  In  Brandenburg  wurde,  obwohl  es  hier  ebenso  wie  in 
Osterreich  und  Baiem  gelungen  war,  das  landständische  Steuerbewilligungs- 

••  Vgl.  S.  789.  Stölzil,  Entw.  d.  gel.  Richtertums  1,  881  ff.  2,  117.  Lam- 
precht, Wirtschaftsleben  1,  1880  ff.  Stimtzivo,  a.  a.  0.  416  ff.  Stavmlbb,  Recht 
des  Breidenbacher  Grandes  7  f.  50  ff.  Der  von  Rosenthal,  a.  a.  0.  1,  189  f.  erhobene 
Widersprach  faßt  nar  die  baierischen  Verhältnisse  ins  Ange,  denen  schon  im  Mittel- 
alter (S.  561)  die  selbsturteilenden  Richter  geläufig  waren. 
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recht  zu  brechen®^,  die  getrennte  Verwaltung  noch  geraume  Zeit  bei- 
behalten; selbst  nach  der  Vereinigung  der  verwaltenden  Behörden  blieben 
wenigstens  die  Kassen  (Domänen-  und  Eriegskasse)  getrennt.  In  mate- 
rieller Beziehung  wurde  in  Preußen  der  Dualismus  des  fiskalischen  Ver- 
mögens durch  ein  Hausgesetz  Friedrich  Wilhelms  I.  von  1713  beseitigt, 
das  samtliche  Domänen  für  Staatseigentum  erklärte  und  den  bisherigen 
Unterschied  zwischen  Schatull-  und  gewöhnlichen  Domänengütern  auf- 
hob ^^.  Für  die  persönlichen  Bedürfnisse  des  Königs  wurde  diesem  eine 
bestimmte  Summe  aus  den  Jahreserträgen  der  Domänen  ausgesetzt  (die 
sogenannte  Handgelderreichung),  aus  der  sich  später  der  Kronfideikommiß- 
fond  entwickelt  hat. 

Ein  wesentliches  Bedürfnis  der  Territorialverfassung  war  die  Organi- 
sation einer  staatlichen  Zentralverwaltung.  Der  mittelalterliche  Staat  hatte 
nur  örtliche  Verwaltungen  und  landesherrliche  Hof^erwaltung  gekannt-, 
allgemeine  staatliche  Aufgaben  hatte  es  nicht  gegeben.  Dagegen  traten 
jetzt  die  großen  Ansprüche  der  Heeresverwaltung  an  den  Staat  heran,  die 
Gerichte  und  das  gesamte  Beamtentum  beruhten  auf  neuen  Grundlagen, 
es  bedurfte  der  regelmäßigen  Aufstellung  eines  Staatshaushaltes,  über- 
haupt einer  geregelten  Finanzverwaltung,  da  das  dem  Mittelalter  eigen- 
tümliche Anweisungssystem  außer  Gebrauch  gekommen  war;  dazu  kamen 
die  kirchlichen  Verhältnisse,  Polizei-  und  Verkehrswesen,  die  staatliche 
Fürsorge  für  das  gemeine  Wohl  u.  dgl.  m. 

Nach  dem  Vorgang  der  burgundisch- niederländischen  Organisation 
sind  die  österreichischen  Einrichtungen  unter  Maximilian  I.  und  Ferdi- 
nand I  für  ganz  Deutschland  vorbildlich  geworden.  Sie  haben  fast  in 
allen  deutschen  Territorien  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  Nachahmung 
gefunden,  in  Osterreich  selbst  haben  sie  sich  im  wesentlichen  bis  in  das 
19.  Jahrhundert  erhalten,   da  die  Eeformversuche  unter  Maria  Theresia 


^^  Nach  Ablauf  der  letzten  von  den  Ständen  bewilligten  Kriegskontribution 
(1653)  verlangte  der  große  KarfÜrst  die  dauernde  Bewilligung  einer  regelmäßigen 
Jahreskontribntion  für  das  Heer.  Nachdem  er  dies  von  1662  an  durchgesetzt  hatte, 
war  von  einem  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  keine  Bede  mehr.  Die  Kon- 
tribution war  eine  ausschließlich  auf  dem  bäuerlichen  Besitz  lastende  Ghrund- 
Steuer,  während  in  den  Städten  die  seit  1667  eingeführte  Accise  erhoben  wurde. 
Die  Bitterschaft  war  kontributionsfrei  (aber  nicht  ihre  Bauern),  trug  aber,  da  alle 
bürgerlichen  Gewerbe  in  den  Städten  konzentriert  wurden,  indirekt  durch  ihre 
Einkäufe  zu  der  Accise  bei.  Die  Accise  diente  gleich  der  Eontribution  und  den 
von  der  Bitterschaft  erhobenen  Bitterpferdgeldern,  an  deren  Stelle  im  18.  Jahr- 
hundert der  Lehnskanon  trat,  ausschließlich  für  Heerzwecke,  ihr  Ertrag  floß  daher 
in  die  Kriegskasse.  Vgl.  Wüttxe,  Einfuhrung  der  Land  accise  und  der  General- 
konsumtionsaccise  in  Kursachsen,  Heidelb.  Diss.  1890. 

<<*  Vgl.  BoBKHAK,  a.  a.  0.  2,  97.  ALB.  II.  14,  §§  11  ff.  Über  die  sonstige 
Behandlung  der  Kammergüter  vgl.  Bbtsohbb,  Bechte  des  Staates  an  den  Domänen, 
1863.  VoLLBST,  Entstehung  und  rechtliche  Natur  des  Kammervermögens,  1857. 
ZACBAXLky  Eigentumsrecht  am  deutschen  Kammergut,  1864;  Das  rechtliche  Ver- 
hältnis der  fürstlichen  Kammergüter,  1861. 
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und  Joseph  II.  nicht  zum  Abschloß  gelangten  ^^  Als  Zentralbehörden 
wurde  der  Hofrat  (für  Verwaltung  und  Rechtspflege)  und  die  Hof kammer 
(für  Finanzen  und  Rechtsprechung  in  Finanzsachen),  außerdem  1556  der 
Hofkriegsrat  eingesetzt.  Die  Hofkanzlei  erhielt  eine  neue  Organisation. 
Für  vertrauliche  Sachen  wurde  der  Geheime  Rat  als  standige  Kollegial- 
behörde  eingerichtet  Als  Mittelbehörden  für  die  einzelnen  Länder  dienten 
die  Regierungen  oder  Regimente  in  Justiz-  und  allgemeinen  Landes- 
verwaltungssachen,  die  Raitkammem  (auch  Schatzkammern,  Kammer- 
kollegien) in  Finanzsachen.  Die  fiskalische  Vertretung  vor  Gericht  war 
Sache  der  Kammerprokuratoren.  Die  örtlichen  Behörden  behielten  in 
Osten-eich  wie  in  den  meisten  übrigen  deutschen  Staaten  noch  ihre  mittel- 
alterliche Verfassung  und  wurden  erst  im  18.  Jahrhundert  teilweise 
reorganisiert.  Nur  in  Preußen  erfolgte  gleichzeitig  mit  der  Organisation 
der  staathchen  auch  die  der  örtlichen  Landesverwaltung. 

Die  brandenborgisch-preußische  Verwaltungsorganisation  beruhte  bis 
1806  auf  den  Einrichtungen  Friedrich  Wilhelms  I.^^  Als  Zentralbehörden 
errichtete  er  drei  Ministerien,  deren  Geschäftsordnung  auf  dem  strengsten 
Kollegialsystem  beruhte;  alles  mußte  entweder  in  einem  Kollegium  von 
Räten  unter  dem  Vorsitz  des  Ressortministers  oder  in  gemeinschaftlichen 
Sitzungen  der  Minister  selbst  erledigt  werden.  Die  auswärtigen  und  Reichs- 
angelegenheiten sowie  alle  Landeshoheitsachen  und  die  Familienangelegen- 
heiten des  königlichen  Hauses  wurden  dem  Kabinetsministerium  über- 
wiesen. Während  dieses  zwei,  später  drei  Minister  an  der  Spitze  hatte, 
bestand  das  Generaldirektorium  (für  Inneres  und  Finanzen)  aus  fünf, 
später  vier  Ministern,  die  gewisse  Angelegenheiten  (Generaldepartement) 
gemeinschaftlich  behandelten,  im  übrigen  aber  einzelnen,  nach  Sachen 
oder  Provinzen  verteilten  Departements  vorstanden.  Schlesien  erhielt  einen 
eigenen,  von  dem  Generaldirektorium  unabhängigen  Frovinzialminister. 
Das  Generaldirektorium  beruhte  auf  der  Vereinigung  des  vom  großen  Kur- 
fürsten errichteten  Generalkriegskommissariates  mit  dem  Oberdomänen- 
direktorium, der  Hof  kammer,  Schatullverwaltung,  dem  Generalpostmeister- 
amt und  mehreren  anderen  höchsten  Behörden  ^^    Jedem  Frovinzialbezirk 


^  Vgl.  S.  sie  £F.  842  und  die  dort  angefahrte  Litterator.  Hübsb,  Gesch.  d. 
ÖBterr.  Verwaltungsorganisationy  1884.  Seidleb,  Stadien  z.  Gesch.  u.  Dogmatik  des 
österr.  Staatsrechte,  1894,  S.  72  ff.  Bbeb,  Mitteil.  d.  österr.  lost.  15,  287  ff. 
M.  Mateb,  Qaellen  zur  Behdrdengescbichte  Baiems,  1890.  Über  die  Geheimrats- 
kollegien in  Baiem,  Kurpfalz,  Würtemberg  und  Sachsen  vgl.  Rosbnthal,  a.  a.  0. 
1,  587  ff.;  Behördenorganisation  87  ff.,  aach  Lobe,  Oberste  FinanzkontroUe  des 
Königreichs  Sachsen,  bei  Schanz,  Finanzarchiy  2,  2  (1885).  Kbusch,  Entwickel. 
d.  braanschw.  Zentralbehörden,  Zeitechr.  d.  bist  Ver.  f.  Niedersachsen  1898,  S.  201  ff.; 
Eintritt  gelehrter  R&te  in  die  braanschw.  Staateverwaltong,  ebd.  1891,  S.  60  ff. 

^  Vgl.  die  S.  842  angeführte  Litterator.  Mbekabdüs,  Protokolle  u.  Relationen 
des  brandenb.  Geheimen  Rates  a.  d.  Zeit  des  Eurf.  Friedr.  Wilh.  (Publikationen 
aus  d.  preuß.  Staatsarchiven,  4  Bde,  1889—96).  Ebdmannsböbffbb,  Deuteche  Ge- 
schichte 2,  477  ff. 

^*  Seit  Friedrich  I.  hatte  als  oberste  Finanzbehörde  mit  genau  abgegrenzter 
Zuständigkeit  die  Geheime  Hofkammer  gedient 
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stand  als  Organ  des  Generaldirektoriums  eine  Kriegs-  und  Domänenkammer, 
hervorgegangen  aus  einer  Verschmelzung  der  früheren  Kriegskommissariate 
und  Amtskammern,  und  als  Verwaltungsgericht  eine  Kammerjustizdepu- 
tation vor.  In  einigen  Provinzen  bestanden  schon  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert in  Anlehnung  an  die  alten  Beritte  (S.  609)  und  andere  terri- 
toriale Gliederungen  die  Kreise,  ursprünglich  bloße  Wahlbezirke  für  die 
Wahl  der  Landtagsausschüsse,  die  teils  zu  periodischer  Mitwirkung  bei 
der  Begierung  berufen  waren,  teils  ein  Mittelglied  zwischen  der  Regierung 
und  den  Standen  bildeten.  Aus  bloßen  Wahlkörpern  hatten  sich  die 
Kreisstande  allmählich  zu  öffentlichen  Korporationen  mit  eigenen  Kreis- 
tagen entwickelt  An  ihrer  Spitze  standen  Kreisdirektoren,  die  anfangs 
von  den  Kreistagen  frei  gewählt,  dann  aber  durch  die  Verbindung  mit 
dem  Amt  des  Land-  oder  Marschkommissars  (für  die  Verpflegung  und 
Unterbringung  der  Truppen  innerhalb  des  Kreises)  zugleich  zu  Staats- 
beamten wurden,  deren  Ernennung  dem  Landesherm,  auf  Präsentation 
der  Kreisstände,  oblag.  Da  die  Kreisdirektoren  in  der  Regel  zugleich  als 
Kreisdeputierte  in  den  Landtagsausschuß  gewählt  wurden,  so  wurde  der 
für  die  letzteren  übliche  Titel  „Landrat"  allmählich  zum  Amtstitel  für 
den  Kreisdirektor.  Als  organische  Einrichtung  für  die  Landesverwaltung 
wurde  die  Kreiseinteilung  unter  dem  großen  Kurfürsten  in  mehreren 
Provinzen  durchgeführt,  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  aber  auf  den 
ganzen  Staat  ausgedehnt.  Zu  den  militärisch -fiskalischen  Aufgaben  der 
Landräte  gesellten  sich  im  Laufe  der  Zeit  die  Aufgaben  der  Landespolizei. 
Nach  der  Landesorganisation  Friedrich  Wilhelms  I.  waren  sie  mit  den 
ihnen  zugeordneten  Kreiseinnehmern  und  Ausreitem  die  ausführenden 
Organe  der  Kriegs-  und  Domänenkammern  innerhalb  der  einzelnen 
Kreise;  zu  ihrer  Beiatung  dienten  die  Kreistage.  Die  Kreisverfassung 
bezog  sich  aber  nur  auf  das  platte  Land;  die  Städte  wurden  zu  eigenen 
Inspektionsdepartements  vereinigt  und  besonderen  Steuerkommissaren,  den 
späteren  Kriegs-  und  Steuerräten,  als  Aufsichtsorganen  unterstellt.  Die 
Ortspolizei  auf  dem  Lande  blieb  in  den  Händen  der  königlichen  Domänen- 
amtmänner (jetzt  regelmäßig  zugleich  Domänenpächter)  und  der  Gutsherr- 
schaften, deren  Organe  die  Ortsschulzen  und  Dorfgerichte  waren. 

Das  dritte  Ministerium  in  der  Organisation  Friedrich  Wilhelms  I.  war 
das  Justizdepartement  unter  dem  Großkanzler  und  mehreren  Ministern, 
denen  teils  gewisse  Provinzen,  teils  bestimmte  sachlich  abgegrenzte  Ge- 
schäftskreise überwiesen  waren.  Die  obersten  Gerichtshöfe  waren  auf  die 
Rechtspflege  beschränkt,  während  die  Appellationsgerichte  (Provinzial- 
landesjustizkollegien,  Regierungen)  zugleich  die  Justizverwaltung  und  ge- 
wisse andere  Verwaltungssachen  in  den  Provinzen  besorgten. 

Der  König  selbst  pflegte  an  den  Verhandlungen  in  den  Ministerien 
nicht  teilzunehmen;  seine  Entscheidungen  erfolgten  aus  dem  Kabinet, 
d.  h.  durch  königliche  Kabinetsschreiben  (Cabinetsordres),  bei  deren  Aus- 
fertigung er  sich  nur  seiner  Kabinetssekretäre  bediente.  Die  Zustellung 
an  die  Minister  und  sonstige  Behörden  erfolgte  durch  Feldjäger. 

B.  SohkOdibr,    DeutMhe  Bechtsgeschichte.    4.  Aafl.  55 
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Militarsachen  wurden  teils  von  dem  direkt  nnter  dem  Konig  stehenden 
Oberkriegskollegium,  teils  Ton  dem  Militardepartement  des  Oeneraldirek- 
toriums  behandelt  Die  Kultussachen  waren  den  beiden  geistlichen  Depar- 
tements des  Justizdepartements  überwiesen.  Unter  ihnen  stand  auch  das 
Oberkonsistorium  und  das  Oberschulkollegium,  denen  die  Provinzial- 
konsistorien  und  Provinzialsohulkollegien  untergeordnet  waren.  Verwal- 
tungsgerichte  zweiter  und  dritter  Instanz  waren  das  Oberrevisionskollegium 
und  die  Oberrevisionsdeputation,  beide  dem  Generaldirektorium  und  Justiz- 
departement  gemeinsam  unterstellt.  Direkt  unter  dem  König  standen  noch 
die  Generalkontrolle  der  Finanzen,  die  Oberrechnungskammer  und  das 
Generalfiskalat,  das  die  Beobachtung  der  Gesetze  seitens  der  Beamten  zu 
beau&ichtigen  hatte. 

Der  1604  zuerst  als  Kollegium  organisierte,  1651  mit  einer  nenen 
Geschäftsordnung  versehene  Geheime  Rat  führte  seit  Friedrich  Wilhelm  I. 
den  Titel  Geheimer  Staatsrat  oder  Geheimes  Staatsministerium.  Er  be- 
stand aus  sämtlichen  Ministem,  hatte  aber  keinen  bestimmten  Geschäfts- 
kreis und  war  daher  ziemlich  bedeutungslos,  seine  Sitzungen  wurden  immer 
seltener  und  kamen  unter  Friedrich  dem  Großen  ganz  außer  Übung. 

§  79.    Die  Städte. 

Vgl.  S.  616  ff.  und  die  dort  angef&hrte  Litterator.  POtteb,  Histor.  Entwicke- 
lung  2,  207  ff.  Moser,  Reicbsstädtische  Regimentsverfassung,  1772.  Babthold,  Ge- 
schichte der  deutseben  Städte  4,  SU  ff.  Uausser,  Deutsche  Geschichte  1',  123  ff. 
Berqhaus,  Deutschland  vor  hundert  Jahren  1,  203  ff.  230.  284  ff.  353  ff.  442  ff. 
2,  187  ff.  L.  Y.  Maurer,  Gesch.  d.  StftdteverfiEissung  4,  1871.  Erdmahusdörffeb, 
a.  a.  0.  1,  81  ff.  178  ff.  881—404.  Ulmann,  a.  a.  0.  2,  600  ff.  Habster,  ZGO.  94, 
443  ff.  Gothein,  ebd.  4,  129  ff.  FObstsnwbrth,  Verfassungsänderungen  i.  d.  ober- 
deutschen Reichsstädten  z.  Z.  Karls  V.,  Gott  Diss.  1898.  Luschin  y.  Ebbngreütb, 
Osterr.  Reichsgeschichte  446  ff. 

Die  Reichsstädte,  seit  Wegfall  der  frühereu  Unterscheidung  zwischen 
freien  und  Reichsstädten  regelmäßig  „freie  Reichsstädte"  {liberi  imperü 
civitates)  genannt,  standen  den  übrigen  Reichsstanden  jetzt  wesentlich 
gleich.  Die  ReichsTogtei  hatten  die  meisten  abgelöst  oder  als  Reichs- 
pfondschaft  erworben,  gegen  deren  Wiedereinlösung  seitens  des  Kaisers 
sie  durch  den  westfälischen  Frieden  (S.  837)  geschützt  wurden;  in  Schwein- 
furt und  Augsburg  gab  es  noch  R«ichsvögte,  die  freilich  vom  Stadtrat 
selbst  gewählt  wurden;  in  Aachen,  Wetzlar  und  bis  1716  in  Nordhausen 
hatten  sich  benachbarte  Fürsten  im  Besitz  der  ReichsTOgtei  erhalten; 
Köln  und  Worms  standen  in  einer  gewissen  Abhängigkeit  von  dem  Erz- 
und  Hochstift ^  Friedberg  von  dem  dortigen  Burggrafen,  Ooslar  vom 
Herzog  von  Braunschweig,  Bremen  eine  Zeit  lang  von  Schweden ^  Der 
Streit  zwischen  Hamburg  und  Dänemark-Holstein  wurde  1618  durch  das 

^  Vgl.  KöHNE,  Reformation  des  Wormser  Stadtrechts,  1897,  S.  19  ff. 
»  Vgl.  Ebdmannsdürpper  1,  178  ff.  395  ff. 
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Reichskammergericht  zu  Onnsten  der  Stadt  entschieden.  Ungeachtet  ihrer 
teilweise  bestehenden  Abhängigkeit  wurden  sämtliche  Beichsstadte  im 
westfölischen  Frieden  hinsichtlich  der  Beichsstandschaft,  der  Landeshoheit 
über  ihr  Stadt-  und  Landgebiet  und  des  Religionsbannes  den  übrigen 
Reichsständen  völlig  gleichgestellte  In  den  Reichsstädten  hatte  der  Rat, 
zum  Teil  auch  die  Bürgerschaft,  dem  Kaiser  den  Huldigungseid  zu  leisten. 
Die  Reichsstädte  hatten  die  Pflicht,  Kaiser  und  Reichstag  auf  Verlangen 
bei  sich  aufzunehmen,  von  einem  Ledigwerden  der  Regalien  zu  Gunsten 
des  Kaisers  für  die  Dauer  des  Reichstages  war  jedoch  keine  Rede  mehr. 
Hier  und  da  übte  der  Kaiser  noch  gewisse  Regierungsrechte,  z.  B.  in 
betreff  der  Frankfurter  Messe  (S.  852),  aus.  Einige  Städte  verfügten  über 
ein  eigenes  Territorium  (wie  Nürnberg,  Rotenburg,  Ulm,  Rottweil,  Frank- 
furt, Aachen,  Dortmund,  Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Mühlhausen),  während 
andere  (wie  Regensburg,  Augsburg,  Köln,  Goslar,  Nordhausen)  im  wesent- 
lichen auf  die  Stadtmark  beschränkt  waren.  Die  Verfassung  beruhte 
überall  in  alter  Weise  auf  den  Bürgermeistern  und  dem  Stadtrat,  war 
aber  im  einzelnen  ungemein  verschieden  gestaltet.  Dem  streng  patrizi- 
schen  Begiment  in  Nürnberg,  dem  die  Verfassung  von  Augsburg,  Roten- 
burg 0.  d.  Tauber,  Heilbronn,  Lindau,  Frankfurt,  Bremen,  Nordhausen, 
Mühlhausen  zunächst  kam,  standen  andere  mit  wesentlich  demokratischer 
Grundlage  und  einzelne  demokratische  Oligarchien  gegenüber.  Auf  einer 
gesunden  Vermittelung  der  Gegensätze  beruhte  namentlich  die  Verfassung 
Hamburgs.  In  gerichtlicher  Beziehung  bildete  der  Stadtrat  meistens  das 
Appellationsigericht  für  das  Stadtgericht  Nur  das  mächtige  Nürnberg 
besaß  ein  eigenes  Appellationsgericht  und,  wie  Köln,  eine  eigene  Uni- 
versität (Altdorf).  Unter  den  Burgermeistern  und  Stadträten  fanden  sich 
jetzt  regelmäßig  mehrere  rechtskundige  Mitglieder.  Die  kleinsten  Reichs- 
städte sorgten  wenigstens  für  einen  rechtskundigen  Stadtschreiber,  der 
zugleich  das  Amt  des  Syndikus  oder  Beigeordneten  versah.  Die  meisten 
Reichsstädte  waren  seit  dem  30jährigen  Kriege  teils  durch  Überschuldung, 
teils  durch  innere  Streitigkeiten  und  solche  mit  benachbarten  Reichs- 
ständen sowie  kostspielige  kaiserliche  Kommissionen  zu  ihrer  Begleichung 
in  tiefe  Zerrüttung  geraten  und  wurden  von  vielen  Landstädten,  nament- 
lich den  fürstlichen  Residenzen,  an  materiellem  Vermögen  weit  über- 
trofTen.  Die  durch  den  RDHSchl.  von  1803  ausgesprochene  Mediatisierung 
sämtlicher  Reichsstädte  bis  auf  sechs, '  von  denen  Augsburg  infolge  des 
Preßburger  Friedens  von  1805  ebenfalls  seine  Selbständigkeit  verlor, 
brachte  nur  eine  zweihundertjährige  Entwickelung  zu  ihrem  unausbleib- 
lichen Abschluß.  Übrig  blieben  nur  Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Frank- 
furt und  Nürnberg. 

Noch  weniger  als  die  Reichsstädte   vermochten  die  Landstädte  der 
aufstrebenden  Staatsgewalt  der  Landesherren  zu  widerstehend    Der  Hanse- 


»  Vgl.  S.  823.  848.  JPO.  5,  §  29.  8,  §  4. 

^  Vgl.  GiBRKE,  GenoBsenschaftsrecbt  1,  679  ff.  Strüben,  Nebenstunden  1,  Abb.  5. 
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band  stand  noch  im  16.  Jahrhundert  in  Ansehen,  er  wurde  gelegentlich 
noch  zu  Beisteuern  für  das  Reich  angegangen*  und  traf  in  dep  Rezessen 
von  1591  und  1614  umfassende  seerechtliche  Bestimmungen,  die  sich  zum 
Teil  bis  zum  deutschen  Handelsgesetzbuch  erhalten  haben  *,  aber  eine 
Stadt  nach  der  andern  wurde  durch  ihren  Landesherm  zum  Austritt  ge- 
nötigt, und  der  Hansetag  von  1 630  sah  nur  noch  die  drei  Städte  Lübeck, 
Hamburg  und  Bremen,  die  als  freie  Reichs-  und  Hansestädte  den  Bund 
allein  aufrechterhielten  ^  Nur  wenige  Landesstädte  (wie  Rostock,  Wismar, 
Stralsund,  Greifswald)  vermochten  sich  gegenüber  der  Landesgewalt  eine 
größere  Selbständigkeit  zu  erhalten.  Alle  übrigen  kamen  nach  und  nach 
zu  Fall  und  wurden  sogar  in  ihren  berechtigten  Ansprüchen  auf  Selbst- 
verwaltung durch  bureaukratische  Bevormundung  immer  mehr  verkümmert 
In  geringerem  Maße  war  dies  in  solchen  Territorien  der  Fall,  wo  die 
Landstände  ihre  alte  Bedeutung  behaupteten,  weil  hier  die  Städte  durch 
die  Landstandschaft  einigermaßen  für  sich  zu  sorgen  vermochten.  Aber 
wo  die  Landstände  zu  bloßen  Provinzial-  und  Kreisständen  mit  beschränkter 
Selbstverwaltung  herabgedrückt  wurden,  wie*in  Osterreich,  Preußen  und 
Baiern,  sanken  die  Städte  zu  bloßen  staatlichen  Verwaltungsbezirken 
herab  ^  Die  städtische  Autonomie  verschwand  ganz  oder  wurde  auf  ge- 
ringe Polizeisachen  beschränkt  Das  Befestigungsrecht  verlor  seine  Bedeu- 
tung für  die  Städte,  weil  ihre  Mittel  nicht  gestatteten,  die  neueren 
Befestigungsarten  anzuwenden.  Einige  Städte  wurden  zu  Landesfestungen, 
die  meisten  ließen  ihre  Werke  verfallen  oder  erhielten  sie  nur  zu  steuer- 
polizeilichen Zwecken.  Die  Stadträte  und  Magistrate  wurden  zwar  meistens 
noch  von  der  Bürgerschaft  oder  einer  Vertretung  derselben  gewählt  oder 
durch  Selbstergänzung  berufen,  bedurften  aber  obrigkeitlicher  Bestätigung. 
Ihre  Geschäftsführung  war  namentlich  in  Preußen  durch  die  staatlichen 
Aufsichtsorgane  so  beschränkt,  daß  sie  den  Charakter  von  Gemeinde- 
organen ganz  verloren  und  nur  noch  als  mittelbare  Staatsbeamten 
erschienen.  Eine  Eigentümlichkeit  der  Stadtgemeinden  blieb  nur,  abge- 
sehen von  ihren  etwaigen  ständischen  Befugnissen,  die  besondere  Art  der 
Besteuerung  (Accise),  das  Zunftwesen  und  die  Beschränkung  der  meisten 
bürgerlichen  Gewerbe  auf  den  Betrieb  in  den  Städten. 

Der  Unterschied  zwischen  Landes-  und  Mediatstädten  wurde  durch  das 


Schulze,  Preußisches  Staatsrecht  1*,  459  ff.  £.  Meier,  Reform  der  Verwaltongs- 
Organisation  unter  Stein  und  Hardenberg  70  ff. 

'  Vgl.  RA.  von  1544,  §  33  und  1576  §  22,  1582  §  21,  1594  §  8  (N.  Samml. 
2,  501.  3,  357.  402.  421).  Fbemsdorff,  Das  Reich  u.  die  Hansestädte,  ZRG.  33, 
115  ff.  248. 

*  Pasdbssüs,  CoUection  de  lois  maritimes  2,  507  ff.  528  ffl 

^  Vgl.  Eichhorn  4,  277  ff    Pütter,  a.  a.  O.  2,  195  f. 

^  Die  erste  preußische  Städteordnung  (ALK  U.  Tit.  8,  Abschn.  2)  kam 
gegenüber  den  zahUosen,  überaus  verschiedenen  Stadtrechten  wegen  ihrer  bloß 
subsidiären  Bedeutung  nur  wenig  zur  Geltung. 
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Herabsinken  der  stadtischen  Freiheit  in  den  ersteren  erheblich  ausgeglichen^. 
Schließlich  beschränkte  er  sich  darauf,  daß  jene  als  Städte  landesherr- 
lichen, die  anderen  als  Städte  gutsherrlichen  Patronates  galten. 

§  80.    Die  Reichsritterschaft  und  die  Reichsdörfer. 

Vgl.  Pfeffingeb,  Vitriarius  illostratus  3,  1134  ff.  4,  229  ff.  802  ff.  Both  von 
ScHKBCKENSTEiN,  Geschiclite  der  Beichsritterschaft,  2  Bde,  1859--71.  Kernes, 
Staatsrecht  der  Beichsritterschaft,  1786 — 89,  Moser,  Vermischte  Nachrichten  von 
reichsritterschaftlichen  Sachen,  1772;  Neueste  Geschichte  der  Beichsritterschaft, 
1775—76.  Perthes,  Staatsleben  88  ff.  Püttbb,  Eist.  Entwickelung  1,  457.  8,  74  ff. 
Gibrke,  Genossenschaftsrecht  1,  886.  Eichhobk  8,  321  ffl  4,  809  ff.  Schulte,  BG. 
§  104.  ZöPFL,  BG.  2,  §  72.  Berohaüs,  Deutschland  vor  hundert  Jahren  2,  226  ff. 
Hausser,  Deutsche  Geschichte  1  ^  114  ff.  Erdmannsdörffer,  a.  a.  O.  1,  79  ff.  Bitter, 
a.  a.  0.  1,  18.  287  ff.  Weiss,  Die  Beichsritterschaft  beim  Ende  des  alten  Beiches, 
ZGO.  47,  289  ff. 

In  Süd-  und  Westdeutschland  hatte  sich  der  niedere  Adel  nebst  den 
nicht  zur  Reichsstandschaft  gelangten  freien  Herren  im  Laufe  des  15.  Jahr- 
hunderts zu  verschiedenen  Ritterbünden  vereinigt,  die  unter  dem  Schutze 
des  1487  errichteten  großen  schwäbischen  Bundes^  derartig  erstarkten, 
daß  ihre  Mitglieder  den  auf  Erweiterung  ihrer  Landeshoheit  bedachten 
Fürsten  und  Herren  erfolgreich  widerstanden  und  für  sich  und  ihre  Be- 
sitzungen die  volle  Reichsfreiheit  bewahrten.  Seit  1500  unterschied  mu 
die  drei  ,,Ritterschaften'<  zu  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein.  Siit 
traten  1577  zu  einem  Gesamtbunde,  der  Reichsritterschaft  {libera  et  im- 
mediata  imperii  nobilitas),  zusammen,  der  sich  mit  seiner  1650  reorgani- 
sierten Verfassung  bis  1806  erhalten  hat.  Die  mehrfach  erstrebte  und 
vom  Kaiser  befürwortete  Reichsstandschaft  ist  der  Reichsrittersefaaft  nickt 
zu  teil  geworden,  auch  von  der  Ereisverfassung  blieb  sie  ausgeschlossen. 
Dagegen  wurde  ihre  unmittelbare  Stellung  von  Reichs  wegen  dadurch 
anerkannt,  daß  ihr  die  Reichsgesetze  besonders  mitgeteilt,  bei  Reichssteuer- 
bewilligungen  aber  regelmäßig  direkte  Verhandlungen  mit  ihr  angeknüpft 
wurden,  um  sie  ebenfalls  zu  einer  Beisteuer  {subsidium  caritativum)  zu 
veranlassen*.  Zur  Heerfolge  war  die  Reichsritterschaft  an  sich  dem  Reiche 
nicht  verpflichtet,  doch  wurde  in  dringenden  Fällen  auch  hierüber  beson- 
ders mit  ihr  verhandelt^;  im  übrigen  richtete  sich  alles  nach  den  L^ins- 


»  Vgl.  ALB.  II.  8,  §§  166  ff. 

»  GiEEKB,  a.  a.  0.  1,  512  ff. 

»  Vgl.  S.  824  n.,  836.  N.  Samml.  2,  24,  §§  8.  9.  lÖ— 28  (BA.  von  1496).  Ö4, 
§  48.  488,  §  28.  501,  §  33.  3,  144,  §  53.  221,  §  49.  357,  §  23.  402,  §  22.  421,  §  8. 
558,  §  38.  4,  7.  68.  Die  Verhandlungen  über  das  subsidium  caritativum  beruhten 
nicht,  wie  man  gewöhnlich  annimmt,  auf  der  von  Steuern  befreienden  Bitterdienst- 
pflicht, sondern  aaf  der  Anschauung,  daß  ein  Steueranschlag  nur  solchen  auferlegt 
werden  könne,  die  ihn  bewilligt  hätten,  die  vom  Beichstag  beschlossene  Steuer 
also  nur  für  die  Beichsstände  und  ihre  durch  sie  vertretenen  Unterthanen  ver- 
bindlich sei.    Zu  den  Elammerzielem  trug  die  Beichsritterschaft  nicht  bei. 

B  Vgl.  BA.  von  1564,  §  23  und  von  1566  (N.  Samml.  3,  206.  217).  Ebd.  4, 
5  (1664). 
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Terhältnisaen  der  einzelnen  Mitglieder.  In  den  späteren  Wahlkapitnlationen 
mußten  die  Kaiser  die  Aufrechterhaltung  der  reichsritterschaftlichen  Rechte 
ausdrucklich  versprechen. 

Die  Reichsritterschaft  zerfiel  in  drei  Ritterkreise  (Schwaben,  Franken 
und  Rhein),  die  Kreise  wieder  in  Kantone  oder  Orte.  An  der  Spitze  des 
Kantons  stand  ein  Ritterhauptmann  mit  einigen  Ritterrat«n  und  einem 
KantonauRSchuß.  Jeder  Ritterkreis  hatte  seine  Kreisversammlung  und 
sein  Direktorium.  Die  Versammlungen  der  drei  Kreise  wurden  Korrespon- 
denztage genannt    Im  Direktorium  lösten  die  Kreise  einander  ab. 

Die  Mitglieder  wurden  mit  ihren  Besitzungen  in  eine  Matrikel  ein- 
getragen. Die  Besitzungen  mußten  eine  gewisse  Minimalgröße  haben  und 
durften  nicht  landsässig  sein;  dagegen  machte  es  keinen  Unterschied,  ob 
sie  Allode  oder  Lehen  waren.  Ein  Reichsritter  konnte  neben  seinen  un- 
mittelbaren Gutem  auch  landsässigen  Besitz  haben.  Durch  Verlust  des 
reichsritterschaftlichen  Besitzes  ging  die  persönliche  Reichsfreiheit  an  sich 
nicht  verloren,  ebenso  behielten  die  reichsritterschaftlichen  Güter  ihren 
Charakter,  auch  wenn  sie  in  andere  Hände  übergingen  ^  Die  Aufnahme 
neuer  Mitglieder  oder  Besitzungen  in  die  Matrikel  verlangte  einen  Mehr- 
heitsbeschluß der  betreffenden  Kantons-  und  Kreisversammlung  und  die 
Zustimmung  der  beiden  anderen  Kreise. 

Die  Reichsritterschaft  als  Korporation  besaß  das  Recht  der  Besteuerung 
und  der  Autonomie  ^  Dagegen  hatten  die  einzelnen  Mitglieder  ein  Be- 
steuerungsrecht nur,  soweit  es  sich  um  Reichs-  und  Korporationslasten 
handelte,  nicht  zu  eigenen  Zwecken.  Das  Recht  der  Gesetzgebung  be- 
saßen sie  nicht,  wohl  aber  das  der  Hausgesetzgebung,  im  einzelnen  Falle 
unter  kaiserlicher  Bestätigung.  Ihr  wichtigstes  Recht  bildete  der  Religions- 
bann ^  Die  meisten  besaßen  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  die  sie  jedoch 
in  der  Regel  jedesmal  neu  vom  Reiche  empfangen  mußten  ^  Welche 
Hoheitsrechte  sie  außerdem  auf  ihren  Besitzungen  ausüben  durften,  richtete 
sich  nach  besonderer  kaiserlicher  Verleihung  oder  nachweisbarem  Her- 
kommen. Im  übrigen  hatte  die  beschränkte  Landeshoheit  nur  die  negative 
Bedeutung,  daß  alle  etwaigen  Hoheitsrechte,  die  einzelnen  Reichsst^nden 
auf  reichsritterschaftlichen  Besitzungen  zustanden,  nur  als  öffentlichrecht- 
liche Dienstbarkeiten  und  nicht  als  Ausflüsse  landesherrlicher  Gewalt  galten. 
Die  Mitglieder  der  Reichsritterschaft  besaßen  für  sich  und  ihre  Güter  den 
privilegierten  Gerichtstand  der  Reichsunmittelbaren.  Ihre  Austragsinstanz 
war  das  Kantonsdirektorium. 

Außer  der  Reichsritterschaft  gab  es  im  Reiche  noch  verschiedene  un- 
mittelbare adeliche  Ganerbschaften,  deren  Rechtsverhältnisse,  abgesehen  von 
dem  korporativen  Element  der  ersteren,  im  wesentlichen  dieselben  waren  ^. 


^  Bei  Veräußerungen  an  Fremde  hatte  die  Genossenschaft  das  Vorkaufsrecht 
^  Über  das  sog.  Geislinger  Statut  vgl.  Retschbr,  ZDR.  6,  297  ff. 

•  Augsb.  Rel.-Friede  von  1555,  §  26  (N.  Samml.  3,  20).    JPO.  4,  §  17.  5,  §  28. 
'  Als  zweite  Instanz  dienten  im  Zweifel  die  kaiserlichen  Landgerichte. 

•  Vgl.  S.  811.     Berqhaus,  a.  a.  0.  2,  294  f. 
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Endlich  waren  Ton  der  Auflösung  der  Reicfaslandvogteien  noch  einige 
Dörfer  übrig  geblieben,  die  keiner  landesherrlichen  Gewalt  unterworfen 
waren  ^  Sie  hießen  ,yReichsdörfer''  und  befanden  sich  im  Besitz  einer 
ausgedehnten  Selbstverwaltung,  zum  Teil  der  hohen  Gerichtsbarkeit  Die 
protestantischen  Keichsdörfer  hatten  eine  gewisse  Kirchenhoheit.  Eine 
eigentliche  Landeshoheit  kam  ihnen  nicht  zu.  Durch  den  BDHSchl.  von 
1803  wurden  sämtliche  Reichsdörfer  mediatisiert. 

§  81.    Der  Niedergang  und  die  Auflösung  des  Reiclies. 

Unter  Maximilian  I.  hatte  man  noch  einmal  den  Versuch  gemacht, 
den  unverkennbaren  Verfall  des  Reiches  durch  innere  Reformen  zu 
hemmen,  aber  die  einem  widerstrebenden  Kaiser  mit  Mühe  abgerungenen 
Reichsreformen  waren  ohne  dauernden  Erfolg  geblieben.  Indem  dann  die 
Kaiser  es  unternahmen,  die  kirchliche  Bewegung,  die  den  größten  Teil 
des  Reiches  ergriffen  hatte,  mit  Gewalt  zu  unterdrücken,  gaben  sie  den 
Anlaß  zu  den  verheerenden  Kämpfen  des  schmal kaldischen  und  30jährigen 
Krieges,  wo  Spanien,  Frankreich  und  Schweden  in  deutschen  Dingen  den 
Ausschlag  gaben  und  deutsche  Gebiete  die  Beute  des  Auslandes  wurden. 
Aus  dem  westfälischen  Frieden  gingen  die  deutschen  Territorien  im 
wesentlichen  als  souveräne  Staaten  hervor,  deren  Unterordnung  unter  das 
Reich  nur  geringe  Bedeutung  hatte. 

Der  Schwerpunkt  der  kaiserlichen  Erblande  ^  lag  seit  Sigmund  außer- 
halb des  Reiches.  Unter  der  Krone  Schweden  standen  Vorpommern 
und  Wismar,  bis  1719  auch  das  Herzogtum  Bremen  und  das  Fürstentum 
Verden,  die  dann  auf  Hannover  übergingen;  unter  dem  König  von 
Dänemark  das  Herzogtum  Holstein  (Holstein-Gottorp  von  1762  bis  1773 
unter  Rußland),  von  1675  bis  1773  auch  die  Grafschaften  Oldenburg 
und  Delmenhorst;  unter  dem  König  von  England  jseit  1713  das  Kur- 
fürstentum Hannover  (Braunschweig-Lüneburg),  samt  dem  Herzogtum 
Lauenburg  (seit  1689  braunschweigisch)  und  den  Fürstentümern  Bremen 
und  Verden;  unter  dem  Erbstatthalter  der  vereinigten  Niederlande  die 
fürstlichen  Lande  von  Nassau-Diez.  Der  brandenburgisch-preußische  Staat 
gründete  sein  souveränes  Königtum  auf  einen  nicht  zum  Reiche  gehörigen 
Landesteil.  Der  Kurfürst  von  Sachsen  war  von  1697  bis  1763  zugleich 
König  von  Polen. 

Der  westfälische  Friede  hatte  den  deutschen  Territorien  die  völker- 
rechtliche Persönlichkeit  nur  unter  Vorbehalt  der  Rechte  des  Reiches  be- 
willigt Kriege  unter  den  deutschen  Staaten  blieben  untersagt  An  einem 
Reichskriege  hatten  sich  alle  zu  beteiligen.    Gleichwohl  stand  Baiem  im 


•  Vgl.  L.  V.  Maüeeb,  Geschichte  der  Dorfverfassung  2,  364 — 412.  Bbrohaus, 
a.  a.  0.  2,  296  ff.  Becker,  Die  Keichsdörfer  der  Landvogtei  und  Pflege  Hagenau, 
ZGO.  53,  207  ff. 

^  Die  böhmische  Krone  war  1526,  die  ungarische  1527  an  das  Haus  Österreich 
gekommen. 
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spanischen  Erbfolgekrieg  auf  franzosischer  Seite.  Das  Verbot  der  Fehde 
vermochte  weder  den  österreichischen  Erbfolgekrieg  noch  die  beiden 
schlesischen  Kriege  und  den  siebenjährigen  Krieg  zu  verhindern.  Vom 
französischen  Revolutionskrieg  zog  sich  Preußen  einseitig  1795  durch 
den  Frieden  von  Basel,  ebenso  1797  der  Kaiser  durch  den  Frieden  von 
Campo  Formio  zurück,  während  der  Reichskrieg,  an. dem  sich  Osterreich 
seit  1799  wieder  beteiligte,  erst  1801  durch  den  Luneviller  Frieden  be- 
endigt wurde.  Gegenüber  der  unheilbaren  Zerrüttung  des  Reiches 
hatte  Friedrich  der  Große  in  seinen  letzten  Regierungsjahren  zum  ersten 
male  den  bemerkenswerten  Versuch  einer  reichsverfassungsmäßigen  Ver- 
bindung der  deutschen  Reichsfürsten  ohne  den  Kaiser  gemacht.  Der 
Fürsten bund,  dem  die  Kurfürsten  von  Mainz,  Sachsen,  Hannover  und 
zahlreiche  kleinere  Staaten  beitraten,  bezweckte  ausschließlich  die  Auf- 
rechterhaltung der  bestehenden  Reichsverfassung  gegenüber  den  bestan- 
digen ÜbergrifiFen  Josephs  II*.  Mit  dem  Anlaß,  der  ihn  ins  Leben 
gerufen  hatte,  kam  auch  der  Fürstenbund  nach  wenigen  Jahren  seines 
Bestehens  wieder  in  Wegfall. 

Als  Napoleon  im  Mai  1803  auf  Anlaß  des  englischen  Krieges  Han- 
nover besetzte,  regte  sich  das  Reich  in  keiner  Weise;  dagegen  nahm  es 
sich  der  von  Baiem  und  einigen  anderen  Staaten  bedrängten  Reichsritter- 
schaft noch  einmal  mit  einigem  Erfolg  an.  Nachdem  Napoleon  in  Frank- 
reich das  erbliche  Kaisertum  proklamiert  hatte  (Mai  1804),  geschah  seitens 
des  deutschen  Kaisers,  unbeschadet  der  Fortdauer  seiner  Stellung  zum 
Reiche,  dasselbe  hinsichtlich  seiner  österreichischen  Erblande  (14.  Aug. 
1804).  Der  Koalitionskrieg  von  1805  sah  Baiern,  Würtemberg  und  Baden 
bereits  auf  französischer  Seite  gegen  Osterreich,  während  das  Reich  neutral 
blieb.  Der  Preßburger  Friede  (26.  Dez.  1805)  brachte  den  drei  Verbün- 
deten Napoleons  die  Anerkennung  der  vollen  Souveränität  und  aller 
daraus  fließenden  Rechte,  unbeschadet  ihrer  Zugehörigkeit  zu  der  „Con- 
federation  germanique",  und  reichen  Zuwachs  durch  österreichische  Ge- 
bietsabtretungen. Die  Reichsstadt  Augsburg  wurde  zu  Gunsten  Baierns, 
eine  Besitzung  des  Johanniterordens  zu  Gunsten  Würtembergs  mediati- 
siert,  das  Amt  des  Hoch-  und  Deutschmeisters  in  eine  österreichische 
Sekundogenitur  verwandelt  Baiern  und  Würtemberg  wurden  zu  König- 
reichen erhoben.  Das  deutsche  Reich  wurde  bei  diesen  Abmachungen 
nicht  gefragt,  der  Kaiser  handelte  nur  als  österreichischer,  nicht  als  deut- 
scher Kaiser  und  der  Reichstag  erhielt  erst  nach  Monaten  eine  amtliche 
Anzeige  des  Geschehenen.  Der  erste  Gebrauch,  den  die  neuen  Souveräne 
von  ihrer  Selbstherrlichkeit  machten,  war  die  gewaltsame  Mediatisierung 
der  Reicbsritterschaft  innerhalb  ihrer  Gebiete.  Im  März  1806  erhielt 
der  Reichstag  die  Anzeige,  daß  Prinz  Murat  auf  Anordnung  Napoleons 

'  Vgl.  Eamke,  Die  deutschen  Mächte  und  der  Fürstenbund  1780—90,  2  Bde, 
1880.  W.  A.  ScHSdiDT^  Geschichte  der  preußisch  deutschen  Unionsbestrebungen  seit 
der  Zeit  Friedrichs  des  Großen,  1851.  H.  Meyer,  Der  Plan  eines  evang.  Fürsten- 
bundes im  siebenjfihr.  Kriege,  Bonner  Diss.  1893. 
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als  Herzog  von  Eleve  und  Berg  in  die  Reihe  der  Reichsstände  getreten 
sei.  Der  Kurerzkanzler  Dalberg  erhob  einseitig,  ohne  Kapitelswahl,  den 
Kardinal  Fesch  zu  seinem  Koadjutor,  mit  dem. Rechte  der  Nachfolge  als 
Erzkanzler  der  Reiches.  Am  1.  August  1806  sagten  sich  vierzehn  im 
Rheinbund  unter  Napoleons  Protektorat  vereinigte  Fürsten  durch  Er- 
klärung an  den  Reichstag  „von  ihrer  bisherigen  Verbindung  mit  dem 
deutschen  Reichskörper"  los.  Eine  gleichzeitige  Erklärung  Napoleons  be- 
sagte, daß  er  das  Dasein  der  deutschen  Verfassung  nicht  mehr  anerkenne, 
sondern  nur  die  volle  und  absolute  Souveränität  eines  jeden  der  Fürsten, 
deren  Staaten  das  heutige  Deutschland  bildeten.  Zehn  Tage  später  über- 
gab der  kaiserliche  Gesandte  den  bei  dem  Reichstage  beglaubigten  Ge- 
sandten der  einzelnen  Reichsstände  (nicht  dem  Reichstag  selbst)  eine  vom 
6.  Aug.  1806  datierte  Akte  des  Kaisers,  vrodurch  dieser,  bei  der  Un- 
möglichkeit, seine  Pflichten  als  Reichsoberhaupt  femer  zu  erfüllen,  er- 
klärte: „daß  Wir  das  Band,  welches  Uns  bis  jetzt  an  den  Staatskörper 
des  Deutschen  Reichs  gebunden  hat,  als  gelöst  ansehen,  daß  Wir  das  Reichs- 
oberhauptliche  Amt  und  Würde  durch  die  Vereinigung  der  conföderierten 
rheinischen  Stände  als  erloschen  und  Uns  dadurch  von  allen  übernommenen 
Pflichten  gegen  das  Deutsche  Reich  losgezählt  betrachten  und  die  von 
wegen  Desselben  bis  jetzt  getragene  Kaiserkrone  und  geführte  kaiserliche 
Regierung,  wie  hiermit  geschieht,  niederlegen."  Zugleich  entband  der 
Kaiser  alle  Reichsangehörigen,  namentlich  die  Mitglieder  der  höchsten 
Reichsgerichte  und  alle  übrigen  Reichsbeamten,  von  ihren  Verpflichtungen 
gegen  das  Reichsoberhaupt  Seine  „sämtlichen  deutschen  Provinzen  und 
Reichsländer"  sagte  er  ebenfalls  von  allen  bisherigen  Verpflichtungen  los 
und  stellte  ihnen  „in  ihrer  Vereinigung  mit  dem  ganzen  österreichischen 
Staatskörper"  eine  neue  glückliche  Zukunft  in  Aussicht  ^ 

Ein  Reichstagsbeschluß  über  die  Auflösung  des  Reiches  ist  nicht 
mehr  gefaßt  worden,  aber  die  späteren  weltgeschichtlichen  Ereignisse 
haben  dem  von  Hause  aus  ungesetzlichen  Akte  nachträglich  die  still- 
schweigende Genehmigung  der  Mitlebenden  und  der  Nachwelt  zu  teil 
werden  lassen. 


Drittes  Kapitel. 

Von  der  Anflösung  bis  zur  Nenbegründung  des 
Deutschen  Beiches. 

Mejeb,  Einleitung  in  das  deutsche  Strafrecht'  131—844.  G.  Meter,  Lehrb. 
d.  deutsch.  Staatsrechts*^  (1899)  94—142.  H.  A.  ZachabiI,  Deutsches  Staats-  und 
Bundesrecht',  2  Bde,  1865—67.  H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche  Staats- 
recht, 1865;  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  1,  1881.    Häusser,  Deutsche  Ge- 


'  Die  drei  Erklärungen  vom  1.  und  6.  August  1806  bei  Bbrghaüs,  Deutschland 
vor  fünfzig  Jahren  2,  63—70. 
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schichte"  2.  8.  4  (1862).  v.  Trbitschkb,  Deutsche  Geschichte  im  19.  Jh.*,  4  Bde, 
1889.  V.  ZwiBDiKECK- Südenhorst,  Deutsche  Geschichte  von  der  Auflösung  des 
alten  bis  zur  Errichtung  des  neuen  Kaiserreiches  1,  1897.  Schultbis,  Erläuterungen 
zum  geschichtl.  Atlas  der  Kheinproviuz  1,  1895.  Altmann,  Ausgewählte  UrlLuuden 
z.  deutsch.  Verfassungsgeschichte  seit  1806,  2  Bde,  1898. 

§  82.    Die  Zeit  des  Rheinbundes. 

Klübbr,  Staatsrecht  des  Rheinischen  Bundes,  1808.  K.  S.  ZachariX,  Staats- 
recht der  Bheinischen  Bundesf^taaten ,  1810.  H.  A.  ZachariI,  a.  a.  O.  1,  149  ff. 
G.  Meter,  Deutsches  Staatsrecht'  87  ff.  Lb  For  u.  Possner,  Bundesstaat  und 
Staatenbund  (1902)  1,  89  ff.  H.  Schulze,  Einleitung  281  ff.;  Lehrbuch  1,  81  ff. 
Beck,  Zur  Verfassungsgeschichte  des  Rheinbundes,  1890.  Haüsser,  a.  a.  O.  2,  691  ff. 
8,  222  ff.  498  ff.  Bergbaus,  Deutschland  vor  50  Jahren  2,  178  ff.  Lancizolls, 
Reichsstandschafts-  und  Territorial  Verhältnisse  94  ff.  Winkopp,  Der  Rheinische 
Bund,  Zeitschrift,  28  Bde,  1807—13.  Eichhorn  4,  599  ff.  Kleinschmxdt,  Geschichte 
des  Königr.  Westfalen,  1893. 

Durch  die  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806  („Acte  de  la  Confede- 
ration  du  Rhin")  traten  sechzehn  deutsche  Staaten,  indem  sie  sich  gleich- 
zeitig vom  Reiche  lossagten,  als  ttats  confederes  du  Rhin  zu  einem 
Staatenbund  unter  Napoleon  als  Protecteur  de  la  Confederation  zusammen  K 
Ursprungliche  Mitglieder  waren  der  Kurerzkanzler  von  Regensburg,  später 
Großherzog  von  Frankfurt,  die  durch  den  Preßburger  Frieden  von  1805 
zu  Königen  erhobenen  Herzoge  von  Baiern  und  Würtemberg,  der  Kurfürst 
(jetzt  Großherzog)  von  Baden,  der  Landgraf  (jetzt  Großherzog)  von  Hessen- 
Darmstadt,  der  Herzog  von  Kleve- Berg  (jetzt  Großherzog  von  Berg),  die 
Fürsten  von  Nassau -Usingen  und  N. -Weilburg,  HohenzoUem- Hechingen 
und  H.-Sigmaringen ,  Isenburg- Birstein,  Salm-Salm  und  S.-Kirburg,  der 
Herzog  von  Aremberg,  der  Fürst  von  Liechtenstein  und  der  Graf  (jetzt 
Fürst)  von  der  Leyen.  Während  die  gleichzeitig  von  Preußen  unter- 
nommene Gründung  eines  norddeutschen  Bundes  durch  den  unglücklichen 
Ausgang  des  Krieges  von  1806—7  vereitelt  wurde*,  traten  dem  Rhein- 
bund nach  und  nach  die  sämtlichen  im  Besitz  gebliebenen  deutschen  Re- 
gierungen bei,  bis  auf  Österreich,  das  durch  den  Tilsiter  Frieden  von 
1807  verkleinerte  Preußen,  Schweden  und  Holstein -Dänemark.  Die  be- 
deutendsten unter  den  neuen  Mitgliedern  waren  Kursachsen  (jetzt  König- 
reich), das  neu  errichtete  Königreich  Westfalen  und  das  Kurfürstentum 
Würzburg  (jetzt  Großherzogtum).  Der  alleinige  Zweck  des  Rheinbundes 
war  das  Schutz-  und  Trutzbündnis  mit  Frankreich,  der  vorgeschützte  Zweck 
die  Erhaltung  der  äußeren  und  inneren  Sicherheit  Süddeutschlands. 
Sämtliche  Mitglieder  wurden  als  souveräne  Staaten  bezeichnet,  als  Sou- 
veränitätsrechte die  Gesetzgebung,  Gerichtsbarkeit,  hohe  Polizei,  Militär- 

^  Abdruck  nach  dem  Original:  Binding,  Deutsche  Staatsgrundgesetze  3,  1898. 

'  Vgl.  A.  W.  Schmidt,  Geschichte  der  preußisch-deutschen  Unionsbestrebungen, 
1851;  Preußens  deutsche  Politik,  1867.  y.  Witzlebbn,  Die  Verhandlungen  über 
den  norddeutschen  Bund,  Arch.  f.  sächs.  Gesch.  6,  1868. 
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aushebung  und  Besteuerung.  Organ  des  Bundes  sollte  eine  zu  Frankfurt 
tagende  Bundesversammlung  {Biete  de  Francfort),  geteilt  in  ein  auch  die 
Großherzogtümer  umfassendes  königliches  und  ein  fürstliches  Kollegium, 
sein,  unter  dem  Vorsitz  des  bisherigen  Reichserzkanzlers  als  Fürst-Primas 
(Prince-Primat)  oder  seines  vom  Kaiser-Protektor  zu  bezeichnenden  Nach- 
folgers. Ins  Leben  getreten  ist  die  Bundesversammlung  nicht,  auch  das 
Grundgesetz  des  Bundes,  dessen  Ausarbeitung  vorbehalten  wurde,  ist  nicht 
zustande  gekommen. 

Dagegen  übte  der  Bheinbund  nach  zwei  anderen  Richtungen  eine 
für  die  spätere  Entwickelung  des  Reiches  höchst  folgenreiche  Wirkung 
aus.  Einmal  durch  die  Mediatisierung  der  Reichsritterschaft;,  des  Deutsch- 
ordens (1809)  und  des  Johanniterordens  sowie  sämtlicher,  nicht  in  den 
Rheinbund  aufgenommenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  die  der  Sou- 
veränität der  Rheinbundstaaten  unterworfen  wurden  und  außer  ihren 
Kammergütem  und  guts-  und  lehnsherrlichen  Rechten  nur  gewisse  unter- 
geordnete Hoheitsrechte  behielten,  im  übrigen  aber  zu  privilegierten  Unter- 
thanen  wurden.  Von  den  Reichsstädten  wurden  Nürnberg  und  Prank- 
furt, später  auch  die  drei  Hansestädte  ebenfalls  mediatisiert.  Durch  gegen- 
seitigen Gebietsaustausch  wurden  die  Grenzen  der  Bundesstaaten  gegen 
einander  abgerundet  Eine  weitere  Wirkung  bestand  in  der  vollständigen 
Neuorganisation  der  einzelnen  Rhein bundstaaten  kraft  der  ihnen  ein- 
geräumten Souveränitätsrechte.  Während  Sachsen  und  Meklenburg  die 
alten  ständischen  Verhältnisse  fortbestehen  ließen  und  das  würtem- 
bergische  Königtum,  unter  Aufhebung  der  wohlbewährten  Verfassung 
(§  78,  n.  51),  ein  System  reinster  Gewaltherrschaft  entwickelte,  kam  es 
in  den  meisten  übrigen  Rheinbundstaaten  mehr  oder  weniger  zu  einer 
Nachahmung  französischer  Einrichtungen  mit  ihren  guten,  aber  auch  ihren 
bedenklichen  Seiten.  Die  landständischen  Rechte  wurden  beseitigt  und 
teils  schlechthin  durch  ein  absolutes  Regiment,  teils  durch  einen  bloßen 
Scheinkonstitutionalismus  ersetzt  Nach  dem  Vorbild  der  französischen 
Departementsverfassung  wurden  die  Staatsgebiete  ohne  Rücksicht  auf  die 
geschichtliche  Entwickelung  nach  rein  geographischen  oder  mechanischen 
Gesichtspunkten  in  Bezirke  oder  Kreise  unter  Präfekten  oder  General- 
kommissaren eingeteilt  Das  Lehnwesen  wurde  großenteils  aufgehoben,  die 
Befreiung  des  Bauernstandes  durchgeführt  Von  den  Grundsätzen  einer 
eng  begrenzten  Parität  auf  konfessionellem  Gebiet  schritt  man  zur  Aner- 
kennung der  Religionsfreiheit  fort,  aber  die  Kirchen  selbst  wurden  nur 
als  Staatsanstalten  behandelt  Die  Trennung  von  Rechtspflege  und  Ver- 
waltung vnirde  durchgeführt  Die  Justizorganisation  erfolgte  vielfach  im 
Anschluß  an  die  der  Franzosen,  Schwurgerichte  wurden  eingerichtet,  die 
Einführung  des  Code  angeordnet  oder  vorbereitet  Der  staatsrechtliche 
Charakter  der  Wehrpflicht  kam  in  der  Konskription  zum  Ausdruck;  indem 
aber  den  Vermögenderen  das  Recht  der  Stellvertretung  eingeräumt  und 
den  gebildeten  Klassen  Freiheit  von  der  Aushebung  gewährt  wurde,  blieb 
man  von  den  Grundgedanken  der  allgemeinen  Wehrpflicht  noch  ebenso 
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weit  entfernt,  wie  dies  in  Preußen  während  des  18.  Jahrhanderts  der  Fall 
gewesen  war. 

Während  die  Rheinbandstaaten  sich  dem  Kaiser-Protektor  gegenüber 
im  Zustand  ToUkommenster  Rechtlosigkeit  befanden  ^  ihren  Unterthanen 
gegenüber  aber  das  System  eines  aufgeklärten  Despotismus  nach  napo- 
leonischem Muster  zur  Anwendung  brachten,  vollzog  der  preußische 
Staat  in  den  Jahren  der  tiefsten  Demütigung  seine  vollständige  Wieder- 
geburt von  innen  heraus,  ohne  fremdes  Vorbild.  Sie  bildete  die  Auf- 
gabe der  großen  Stein-Hardenbergischen  Gesetzgebung ^  Von  der  Bauern- 
befreiung und  der  Landeskulturgesetzgebung  ist  bereits  die  Rede  gewesen 
(S.  802.  810  f.).  Die  vollste  Gewerbefreiheit  wurde  durch  das  Edikt  über 
die  Einführung  einer  allgemeinen  Gewerbesteuer,  vom  2.  November  1810, 
begründet*.  Erst  durch  die  Aufhebung  des  Zunftzwanges  wurde  dem 
bisher  auf  die  Städte  beschränkten  Handwerk  auch  das  offene  Land  er- 
schlossen. Allgemeine  Religionsfreiheit  hatte  schon  das  ALR.  (IL  11, 
§§  1  ff.)  eingeführt;  die  bürgerliche  Gleichstellung  der  inländischen  Juden 
mit  den  Christen  wurde  durch  Edikt  vom  11.  März  1812  begründet.  Das 
völlig  verkümmerte  städtische  Gemeindewesen  wurde  durch  die  Städte- 
ordnung vom  19.  November  1808  auf  Grundlage  einer  gesunden  Selbst- 
verwaltung geregelt.  Die  Zentral  Verwaltung  wurde  durch  Verordnung  vom 
24.  November  und  Publikandum  vom  IG.  Dezember  1808  nebst  den  Ver- 
ordnungen vom  26.  Dezember  1808  und  27.  Oktober  1810  einer  völligen 
Umgestaltung  unterzogen.  An  die  Spitze  der  Verwaltung  trat  ein  Kabinet 
von  fünf  Staatsministem  (für  Inneres,  Finanzen,  auswärtige  Angelegen- 
heiten, Krieg  und  Justiz),  dessen  Haupt,  der  Staatskanzler,  als  oberster 
Rat  der  Krone  die  Oberaufsicht  über  die  gesamte  Verwaltung  zu  führen 
hatte;  das  Nebeneinanderbestehen  von  Fach-  und  Provinzialministem  und 
das  ungeeignete  Kollegialsystem  in  den  Ministerien  wurde  zu  Gunsten  des 
Bureausystems  beseitigt.  Nur  für  Sachen  der  Gesetzgebung  wurde  ein 
Staatsrat  bestimmt,  der  außer  den  Staatsministern  auch  alle  übrigen  her- 
vorragenden Kräfte  des  Staates  umfassen  sollte,  zunächst  aber  noch  nicht 
ins  Leben  trat  Die  bisherigen  Kriegs-  und  Domänenkammem,  deren 
Geschäftskreis  auf  die  gesamte  Verwaltung  ausgedehnt  wurde,  erhielten 
die  Bezeichnung  „Regierungen'',  während  die  bisher  mit  diesem  Namen 

'  Vgl.  die  von  Napoleon  befohlene  Ermordung  des  Herzogs  von  Enghien  und 
des  Bncbhändlers  Palm,  die  französischen  Einyerleibungsdekrete  über  Grebietateile 
von  Kheinbundfürsten  oder  Bbeinbundstaaten  (Oldenbuig,  Aremberg,  beide  Salm). 

*  Vgl.  E.  Mbieb,  Die  Reform  der  Verwaltongsorganisation  unter  Stein  und 
Hardenberg,  1881.  H.  Schülzk,  Preuß.  Staatsrecht  1«,  84 ff.  234ff.  2,  195ff.  Haüssbr, 
a.  a.  0.  8,  128  ff.  488  ff.  Altmann,  Ausgewählte  Urkunden  zur  brand.-preuB.  Verf.- 
u.  Verwaltungsgeschichte  2,  1897.  A.  Stern,  Abhandl.  und  Aktenstucke  z.  Gesch. 
d.  preuß.  Reformbestrebungen  1807—1815,  1885.  Über  ältere  Reformbestreb nngen 
vgl.  HiNTZE,  Bist.  Zeitschr.  76,  413  ff. 

'  Ein  gewisser  Rückschritt  erfolgte  durch  die  Gewerbeordnungen  von  1845 
und  1849.  Außerhalb  Preußens  wurde  die  Gewerbefreiheit  größtenteils  erst  in  den 
60  er  Jahren  eingeführt. 
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bezeichneten  Gerichte  zu  Oberlandesgerichten  wurden.  Jede  Regierung 
erhielt  einen  Präsidenten  und  als  Vorsteher  der  einzelnen  Abteilungen 
Direktoren.  Das  Kollegialsystem  wurde  bei  den  Regierungen  beibehalten, 
seiner  natürlichen  Schwerfälligkeit  aber  durch  Verteilung  der  verschie- 
denen Geschäftszweige  unter  standige  Referenten  vorgebeugt.  Als  oberste 
Provinzialbeamten  wurden  die  Oberpräsidenten  eingesetzt,  nicht  als 
Zwischeninstanz,  sondern  als  ständige  Aufsichtsorgane  des  Kabinets  gegen- 
über der  gesamten  Provinzialverwaltung.  Die  Gerichtsbarkeit  der  Kammer- 
justizdeputationen ging  auf  die  Civilgerichte  über.  Tiefgreifende  Reformen 
auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens,  namentlich  auf  die  Aufhebung  der 
Exemtionen  und  Durchführung  einer  gerechten  und  gleichmäßigen  Be- 
steuerung gerichtet,  wurden  durch  Edikt  vom  27.  Oktober  1810  angebahnt, 
kamen  aber  vorerst  nur  teilweise  zur  Ausführung.  Die  zur  Zeit  wich- 
tigste Reform  war  die  des  Heerwesens.  Wie  Osterreich  sich  1808  durch 
Errichtung  einer  allgemeinen  Landwehr  auf  den  neuen  französischen  Krieg 
vorbereitete^,  so  hatte  Schamhorst  1807  und  1808  in  wiederholten  Denk- 
schriften die  Bildung  einer  Nationalmiliz  oder  Landwehr  aus  den  von  der 
Kantonpflicht  befreiten  Klassen  angeregt  Durchgesetzt  wurde  zunächst 
nur  die  Abschaffung  der  Werbungen  im  Ausland,  Eröffnung  der  Offizier- 
laufbahn für  alle  Stände,  Beseitigung  der  für  die  ausländischen  Söldner 
berechneten  entehrenden  Strafen  in  den  neurevidierten  Kriegsartikeln  und 
Bildung  einer  Armeereserve  aus  Kantonpflichtigen,  die  nach  nur  mehr- 
monatlichem Dienst  wieder  von  den  Fahnen  entlassen  wurden  (sog. 
Krümpersystem).  Erst  die  von  den  ostpreußischen  Ständen  bei  Beginn 
der  Erhebung  im  Februar  1813  beschlossene  Errichtung  der  ostpreußischen 
Landwehr  und  des  Landsturms  brachte  die  Pläne  Scharnhorsts  zur  Ver- 
wirklichung ^  Zu  derselben  Zeit  erging  eine  königliche  Verordnung  (vom 
9.  Februar  1813),  die  für  die  Dauer  des  Krieges  alle  Militär befireiun gen 
aufhob  und  den  bisher  Eximierten  vom  vollendeten  17.  bis  zum  24.  Lebens- 
jahr nur  das  Vorrecht  einräumte,  sich  bei  den  freiwilligen  Jägern  oder 
der  Artillerie  zu  stellen.  Am  17.  März  1813  folgte  die  Verordnung  über 
Organisation  der  Landwehr,  durch  die  ebenfalls  für  den  bevorstehenden 
Krieg  im  ganzen  Staate  die  Errichtung  der  Landwehr  und  des  Land- 
sturms angeordnet  wurde.  Nachdem  diese  Einrichtungen  im  ersten  Kriegs- 
jahr die  Probe  bestanden  hatten,  wurden  sie  durch  das  Gesetz  über  die 
Verpflichtung  zum  B^riegsdienst  vom  3.  September  1814  dauernd  ein- 
geführt. Für  alle  Landeskinder,  die  das  20.  Lebensjahr  vollendet  hatten, 
wurde  die  Wehrpflicht  festgestellt.  Die  Organisation  des  preußischen 
Heeres  beruhte  auf  denselben  Grundlagen,  die  heute  für  das  deutsche 
Heer  maßgebend  sind. 


^  Vgl.  HÄUS8EB,  a.  a.  0.  8,  258  f.    Eine  dauernde  Einrichtimg  bezweckte  die 
österreichische  Maßregel  nicht 

»  Vgl.  HiuBSBE,  a.  a.  0.  4,  33  ff.  48  ff. 


Digitized  by 


Google 


878  Die  Neuzeit. 

§  83.  Die  Verfassung  des  Deutschen  Bundes. 

H.  A.  Zacharia,  Staats-  u.  Bandesrecht^  .1,  172  ff.  2,  611  ff.  Zöffl,  Grund- 
sätze des  allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechts*,  2  Bde,  1863.  Klüber,  Öffent- 
liches Becht  des  Deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten  \  1841;  Quellensammlung 
zu  dem  öffentl.  Rechte  des  Deutsch.  Bundes",  1830—1833;  Wichtige  Urkunden 
für  den  Rechtszustand  d.  deutsch.  Nation,  1844.  H.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Staatsrechts  1,  91  ff.  O.  Meter,  Lehrbuch  d.  deutsch.  Staatsrechts'  94  ff.  Held, 
System  des  Verfassnngsrechts  1,  468  ff.  Aeqidi,  bei  Blümtschu  und  Brater,  Staats- 
wörterbuch 3,  1  ff.  Eichhorn,  Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  Deutschen 
Bundes,  1833.  Ilse,  Gesch.  d.  deutsch.  Bundesversammlung,  3  Bde,  1860—62. 
Lb  Für  u.  Posener,  a.  a.  O.  (S.  874)  1,  96  ff.  Uaüsser,  Deutsche  Greschichte  4*, 
671  ff.  V.  Meter,  Corpus  iuris  confoederationis  Oermanicae*,  fortges.  v.  Zopfl, 
3  Bde,  1856—69.  v.  Lancizolle,  Obersicht  108  ff.  W.  A.  Schmidt,  Geschichte  der 
deutschen  Verfassungsfrage  während  der  Befreiungskriege  und  des  Wiener  Kon- 
gresses 1812—1815,  her.  v.  Stern,  1890;  Der  Abschluß  d.  deutsch.  Verf.-Werkes 
a.  d.  Wiener  Kongresse,  Zeitschr.  f.  GW.  3,  277  ff.  Emminohaus,  Corp.  iur.  Germ, 
acad.  2,  1856.  Diplomatisch  getreuer  Abdruck  der  DBA.  u.  WSchl.-A.  bei  Bnr- 
oiNG,  Deutsche  Staatsgrundgesetze  8,  1893. 

Schon  das  erste  Jahr  der  Befreiungskriege  hatte  die  Auflösung  des 
Rheinbundes  und  der  napoleonischen  Territorialschöpfungen  (Königreich 
Westfalen,  Großherzogtümer  Berg  und  Frankfurt),  sowie  die  Wiederher- 
stellung von  Hannover,  Braunschweig,  Kurhessen,  Oldenburg,  Nassau- 
Oranien,  Frankfurt  und  den  drei  Hansestädten  gebracht  Nachdem  Deutsch- 
land durch  den  ersten  Pariser  Frieden  (30.  Mai  1814)  von  Frankreich 
die  Gebietsgrenzen  vom  1.  Januar  1792  wiedererlangt  hatte,  die  durch 
den  zweiten  Pariser  Frieden  (20.  November  1815)  auf  die  Grenzen  von 
1790  ausgedehnt  wurden,  erfolgte  die  Gebietsregclung  zwischen  den 
deutschen  Staaten  durch  die  Wiener  Kongreßakte  vom  9.  Juni  1815. 
Die  durch  diese  und  den  Rezeß  der  Territorialkommissiön  vom  20.  Juli  1819 
begründeten  Verhältnisse  haben  sich  im  wesentlichen  bis  1866  erhalten. 
Abgesehen  von  den  erwähnten  Restitutionen  im  Jahre  1813,  denen  1815 
noch  die  der  Landgrafschaft  Hessen -Homburg  folgte,  wurden  die  Media- 
tisierungen  der  Rheinbundsakte  von  1806  und  die  napoleonischen  Media- 
tisierungen  von  Aremberg  und  beiden  Salm  aufrechterhalten,  die  Rhein- 
bundsfürsten Isenburg  und  von  der  Leyen  aber  erst  jetzt  ihrer  Souveränität 
entkleidet.  Das  Großherzogtum  Würzburg  wurde  beseitigt  Schweden 
schied  aus  Deutschland  aus,  indem  Neu -Vorpommern  und  Rügen  mit 
Preußen  vereinigt  wurden;  Stadt  und  Herrschaft  Wismar  befanden  sich 
schon  seit  1808  in  meklenburgischem  Pfand  besitz^. 

Durch  die  auf  dem  Wiener  Kongreß  vereinbarte  Deutsche  Bundes- 
akte (DBA.)  vom  8.  Juni  1815,  deren  11  erste  Artikel  zugleich  einen 
Teil  der  Wiener  Kongreßakte  bildeten,  vereinigten  sich  die  „souveränen 
Fürsten   und  freien  Städte   Deutschlands'*   zur  „Erhaltung  der   äußeren 

'  Vgl.  B.  Schmidt,  Der  schwedisch-meklenburgische  Pfandvertrag  über  Wis- 
mar, 1901.  Die  Einlösungsfrist  ist  neuerdings  durch  Vertrag  bis  zum  Jahr  2003 
verlängert. 
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und  inneren  Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit  und  Un- 
verletzbarkeit der  einzelnen  deutschen  Staaten^'  zu  einem  ^^beständigen 
Bunde",  der  den  Namen  „der  Deutsche  Bund"  erhielt.  Mitglieder  waren 
Osterreich  und  Preußen  mit  ihren  früher  zum  deutschen  Reiche  gehörigen 
Besitzungen*,  die  Königreiche  Baiern,  Sachsen,  Hannover*  und  Würtem- 
berg,  Großherzogtum  Baden,  Kurfürstentum  Hessen,  Großherzogtum  Hessen, 
Herzogtum  Holstein*  Großherzogtum  Luxemburg*,  Herzogtum  Braun- 
schweig, Großherzogtum  Meklenburg-Schwerin,  Herzogtum  Nassau,  Groß- 
herzogtum Sachsen- Weimar,  die  sachsischen  Herzogtümer  Gotha,  Koburg, 
Meiningen  und  Hildburghausen  ^,  Großherzogtumer  Meklenburg-Strelitz 
und  Oldenburg,  Herzogtümer  Anhalt-Dessau,  -Bemburg  und  -Köthen^, 
Fürstentümer  Schwarzburg-Sondershausen  und  -Budolstadt,  HohenzoUem- 
Hechingen  und  -Sigmaringen  ^,  Liechtenstein,  Waldeck,  Reuß  älterer  und 
jüngerer  Linie,  Schaumburg -Lippe,  Lippe  und  die  freien  Städte  Lübeck, 
Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg.  Durch  die  Aufnahme  von  Hessen- 
Homburg  (1817)  wurde  die  Mitgliederzahl  auf  39  erhöht,  sank  aber  im 
Laufe  der  Zeit  durch  den  Abgang  verschiedener  Häuser  wieder  auf 
33  herab». 

Der  Aufruf  von  Kaiisch  vom  25.  März  1813  hatte  dem  deutschen 
Volke  die  Wiedergeburt  des  Reiches  in  Aussicht  gestellt,  nachdem  aber 
Baiem  und  Würtemberg  durch  die  Verträge  zu  Ried  und  Fulda  (8.  Okt, 
2.  Nov.  1813)  die  Wahrung  ihrer  vollen  Souveränität  zugesichert  erhalten 
hatten,  scheiterten  alle  auf  eine  bundesstaatliche  Organisation  gerichteten 
Versuche  vornehmlich  an  ihrem  Widerstand.  Der  Deutsche  Bund  trat 
als  bloßer  Staatenbund,  als  ein  „völkerrechtlicher  Verein  der  deutschen 
souveränen  Fürsten  und  freien  Städte",  ins  Leben  ^^    Als  Subjekt  dieses 


'  Die  Provinzen  Preußen  and  Posen  und  das  Filrstentom  Neuenburg  blieben 
außerhalb  des  Bandes. 

*  Der  Konig  von  England  hatte  während  des  Wiener  Kongresses  für  seine 
deutschen  Lande  den  Titel  „König  von  Hannover"  angenommen.  Die  Verbindung 
Hannovers  mit  England  erlosch  1837. 

*  Das  1816  mit  Dänemark  vereinigte  Herzogtum  Lauenburg  wurde  ebenfalls, 
aber  ohne  eigene  Stimme,  in  den  Bund  aufgenommen. 

'  Luxemburg  erhielt  der  König  der  Niederlande  als  Entschädigung  der  nassau- 
oranischen  Linie  für  die  Abtretung  der  Stammländer  an  Preußen.  Nachdem  die 
Losreißung  der  belgischen  Provinzen  von  Holland  auch  die  westliche  Hälfte  von 
Luxemburg  mit  dem  neuen  Königreiche  Belgien  vereinigt  hatte,  überwies  der 
König  der  Niederlande  dem  Deutschen  Bunde  als  Ersatz  das  Herzogtum  Limburg 
(1889),  das  aber  als  Provinz  im  holländischen  Staatsverband  blieb  und  nicht  mit 
Luxemburg  verbunden  wurde. 

^  Dafür  nach  dem  Aussterben  von  S.*Gotha  (1825)  die  Herzogtümer  Koburg- 
Ootha,  Meiuingen-Hildburghausen  und  Altenburg. 

'  Die  anhaltischen  Länder  wurden  nach  dem  Aussterben  der  Köthener  (1847j 
und  der  Bemburger  Linie  (1863)  unter  Dessau  vereinigt. 

*  Durch  Staatsvertrag  von  1849  wurden  beide  Hohenzollem  mit  Preußen 
vereinigt 

^  Hessen-Homburg  starb  1866,  kurz  vor  der  Krisis  des  Bundes,  aus. 

'®  Vgl.  Wiener  Schl.-A.  Art  1.     Den  bundesstaatlichen  Charakter  des  D.B. 
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Vereins  wurde  ausschließlich  die  in  der  Bundesyersammlung  vertretene 
Gesamtheit  der  Bundesregierungen  hingestellt;  die  Versuche,  auch  dem 
Volke  eine  Beteiligung  an  der  Bundesvertretung  zu  verschs^en,  waren 
ergebnislos,  selbst  die  in  der  Bundesakte  angeregte  Heranziehnng  der 
mediatisierten  ehemaligen  Bcichsstande  unterblieb.  Das  zweite  Bundes- 
grundgesetz, die  Wiener  Schlußakte  (WSchl.-A.)  vom  15.  Mai  1820,  ging 
in  der  ausschließlichen  Berücksichtigung  der  Regierungen  und  Ablehnung 
aller  volkstümlichen  Elemente  noch  über  die  Bundesakte  hinaus  ^^ 

Verfassungmäßiges  Organ  des  Bundes  war  die  Bundesversammlung 
(gewöhnlich  ,.Bundestag'')*,  ein  dem  Regensburger  Reichstag  nachgebildeter 
beständiger  Gresandtenkongreß  mit  dem  Sitze  zu  Frankfurt  am  Main.  Die 
Bundesversammlung  bestand  ausschließlich  aus  bevollmächtigten  Gesandten 
der  verschiedenen  Bandesstaaten.  Den  Vorsitz  hatte  der  Gesandte  Öster- 
reichs als  der  Prasidialmacht  Die  Bundesversammlung  hatte  das  Recht, 
sich  bis  zur  Dauer  von  vier  Monaten  zu  vertagen.  Da  die  Bundes- 
verfassung auf  der  Gleichberechtigung  aller  Bundesglieder  beruhte,  so 
bildete  die  Bundesversammlung  einen  einheitlichen  Körper  ohne  Einteilung 
in  Kollegien.  Alle  Verhandlungen  fanden  in  dem  sogenannten  „engeren 
Rate''  statt,  in  welchem  die  11  ersten  Bundesstaaten  je  eine  Stimme 
führten,  während  sich  die  übrigen  in  6  Gesamtstimmen  teilten  ^^  Über 
Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  Beschlüsse 
welche  die  Bundesakte  selbst  betrafen,  organische  Einrichtungen  und  ge- 
meinnützige Anordnungen,  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  femer  über  Kriegs- 
erklärungen und  Friedensschlüsse  hatte  der  engere  Rat  nur  zu  verhandeln, 
aber  nicht  abzustimmen.  Die  Abstimmung  über  solche  Gegenstände  mußte 
im  „Plenum"  erfolgen,  in  welchem  Österreich  und  die  fünf  Königreiche 
je  4,  die  fünf  nächsten  Bundesstaaten  je  3,  die  drei  folgenden  je  2  Stimmen, 
alle  übrigen  je  eine  Stimme  hatten  ^^.  Im  engeren  Rate  entschied  abso- 
lute Stimmenmehrheit,   im  Plenum  Zweidrittelmehrheit    Bei  Stinunen- 

behauptet  Klöppel,  Dreißig  Jahre  deutscher  Verf.-Geschichte  1,  3  ff.,  doch  ist  ihm 
nur  zuzugeben,  daß  es  der  Verfassung  des  D.B.  nicht  ganz  an  gewissen  bundea- 
staatlichen  Elementen  fehlte. 

"  Vgl.  Aeqidi,  Die  Schlußakte  der  Wiener  Ministerialkonferenzen,  1860—69. 

^'  Braunschweig  und  Nassau  hatten  eine  Gesamtstimme,  ebenso  beide  Meklen- 
bürg,  femer  Sachsen- Weimar  und  die  sächsischen  Herzogtümer,  sodann  Oldenburg, 
Anhalt  und  Schwarzburg,  die  fünfte  Gresamtstimme  gehörte  den  übrigen  Fürsten- 
tümern (Hessen-Hombuig  erst  seit  1888),  die  sechste  den  vier  freien  Städten. 

^*  Das  „Plenum**  war  keine  vom  engeren  Rat  verschiedene  Versammlung, 
sondern  bedeutete  nur  eine  besondere  Art  der  Abstimmung.  Die  Gesamtstimmen- 
zahl im  Plenum  betrug  69,  seit  Aufoahme  von  Hessen -Homburg  70,  zuletzt  aber 
nur  noch  64,  da  die  Stimmen  der  sechs  erloschenen  Bundesstaaten  nur  durch  be- 
sonderen Bundesbeschluß  auf  die  Bechtsnachfolger  hätten  übertragen  werden 
können,  was  nicht  geschehen  ist  Die  Stimmverteilung  im  Bundesplenum  ist  auf 
den  Bundesrat  des  Norddeutschen  Bundes  und  Deutschen  Reiches  übergegangen, 
nur  wurde  die  bairische  Stimmenzahl  auf  6,  die  preußische  unter  Hinzurechnung 
von  Hannover  (4),  Kurhessen  (8),  Holstein  (8),  Nassau  (2)  und  Frankfurt  (1)  auf 
17  erhöht 
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gleichheit  gab  der  Vorsitzende  den  Ausschlag.  Einstimmigkeit  war  bei 
der  Annahme  oder  Abänderung  von  Grundgesetzen,  bei  Beschlüssen  über 
organische  Biindeseinrichtungen,  Aufnahme  neuer  Mitglieder  und  Beligions- 
angelegenheiten  erforderlich;  handelte  es  sich  um  Sonderrechte  einzelner 
Bundesstaaten,  so  war  die  Zustimmung  der  Berechtigten  unumgänglich. 
Abwesende  konnten  ihre  Stimme  durch  den  Gesandten  eines  andern 
Bundesstaates  abgeben  oder  sich  das  Protokoll  binnen  einer  gewissen  Zeit 
zu  nachträglicher  Stimmabgabe  offen  halten  lassen,  widrigenfalls  die  nicht 
abgegebene  Stimme  als  bejahend  behandelt  wurde  ^*.  Jeder  Bevollmäch- 
tigte hatte  nach  Maßgabe  der  von  seiner  Regierung  erhaltenen  Anweisung 
zu  stimmen;  für  den  Bund  selbst  kam  aber  die  Stimme  so,  wie  sie  ab- 
gegeben worden,  in  Betracht  Die  Verhandlungen  der  Bundesversammlung 
waren  geheim.  Nur  anfangs  wurden  die  Protokolle  auszugsweise  veröffent- 
licht ^^  Für  gewisse  Geschäfte  des  Bundes  waren  ständige  Bundestags- 
ausschüsse  eingesetzt.  Wo  ein  Bedürfnis  vorlag,  konnten  außerordentliche 
Ausschüsse  bestellt  werden. 

Die  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  in  gesetzmäßiger  Weise  gefaßten 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  waren  für  sämtliche  Bundesregierungen 
unmittelbar  verpflichtend,  während  es  für  die  einzelnen  Bundesstaaten 
einer  besonderen  landesgesetzlichen  Publikation  bedurfte.  In  den  konsti- 
tutionellen Bundesstaaten  war  dazu  im  allgemeinen  die  Mitwirkung  der 
Landesvertretung  erforderlich,  die  aber  bei  allen  für  Bundeszwecke  be- 
schlossenen Leistungen  nur  fomlelle  Bedeutung  hatte,  da  die  Mittel  nicht 
verweigert  werden  durften.  Die  Verteilung  der  Bundesleistungen  auf  die 
einzelnen  Staaten  erfolgte  bei  einmaligen  oder  außerordentlichen  Auf- 
lagen durch  besonderen  Bundesbeschluß.  Die  regelmäßigen  Beiträge  für 
die  Bundesmatrikularkasse  richteten  sich  nach  der  in  der  jedesmaligen 
Bundesmatrikel  verzeichneten  Bevölkerungsziffer,  die  für  die  Bundeskanzlei- 
kasse  nach  den  17  Stimmen  des  engeren  Rates. 

Als  völkerrechtliche  Persönlichkeit  hatte  der  Bund  das  Gesandten-, 
Kriegs-  und  Vertragsrecht.  Fremde  Mächte  hatten  zum  Teil  ständige 
Gesandten  bei  dem  Bunde  beglaubigt,  während  dieser  nur  in  außerordent- 
lichen Fällen  eigene  Gesandten  abordnete.  Das  Bundeskriegsrecht  hing 
mit  der  gegenseitigen  Gebietsgewährleistung  der  Bundesstaaten  zusammen; 
sie  setzte  voraus,  daß  keine  einzelne  Bundesregierung  durch  rechtswidriges 
Verhalten  gegen  das  Ausland  eine  Kriegsgefehr  hervorrufe.  Lag  ein 
solcher  Fall  vor,  so  hatte  der  Bund  auf  Beschwerde  des  Verletzten  die 
davon  betroffene  Regierung  zur  Abstellung  des  Beschwerdegrundes  aufzu- 
fordern, nötigenfalls  zu  zwingen.  Bündnisverträge  mit  dem  Ausland  waren 
jedem  Bundesgliede  unbenommen,  soweit  die  Sicherheit  des  Bundes  und 


"  Vgl.  Geschäftsordnung  des  DB.  vom  14.  November  1816,  Art  1. 

**  Vgl.  Protokolle  der  deutschen  Bundesversammlung,  1816—28.  Die  Ver- 
handlungen der  Bundesversammlungen,  1846—48.  v.  Meyer,  Repertorium  zu  den 
Verhandlungen  der  deutsch.  BV.,  1822. 


B.  SGHBdDSB,  Deutsche  Bechtsgeschichte.    4.  Aufl.  56 
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der  einzelnen  Bundesstaaten  dadurch  nicht  gefährdet  wurde.  Bei  Gefahr- 
dung des  Bundesgebietes  seitens  einer  auswärtigen  Macht  konnte,  bei 
unmittelbarer  Gebietsverletzung  mußte  der  Bundeskrieg  erklärt  weiden. 
Er  verpflichtete  alle  Bundesglieder  zu  bundesgemäßer  Teilnahme  und 
entzog  ihnen  bis  zum  Bundesfriedensschluß  das  Recht  der  einseitigen  Ver- 
handlung mit  dem  Feinde.  Alle  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
über  Krieg  und  Frieden  verlangten  eine  Zweidrittelmehrheit  des  Plenums  ^\ 
Zu  anderen  Zwecken  als  der  Verteidigung  des  Bundesgebietes  konnte  die 
Bundesversammlung  keinen  Krieg  beschließen^^.  Auswärtige  Händel, 
auch  wenn  einzelne  Bundesglieder  daran  beteiligt  waren,  konnten  dem 
Bunde  höchstens  Anlaß  zu  gutlicher  Vermittelung  geben;  selbst  wenn 
nicht  zum  Bunde  gehörige  Gebietsteile  eines  Bundesstaates  feindlich  be- 
setzt wurden,  lag  an  sich  kein  Anlaß  zu  einem  Bundeskriege  vor^^ 

Die  Kriegsverfassung  des  Bundes  beruhte  hauptsächlich  auf  den 
Bundesbeschlüssen  vom  9.  und  21.  April  1821,  11.  Juni  1822  und  4.  Jan. 
1855.  Das  Bundesheer  bestand  aus  sieben  von  Österreich  (3),  Preußen 
(3)  und  Baiern  (1)  gestellten  ungemischten  und  drei  gemischten  Armee- 
corps nebst  einer  Reserve -Infanteriedivision  aus  den  nach  Maßgabe  der 
Bundesmatrikel  gestellten  Kontingenten  der  übrigen  Bundesstaaten.  Das 
Bundesheer  als  solches  trat  erst  im  Falle  des  Bundeskrieges  zusammen, 
doch  war  auch  im  Frieden  eine  gewisse  Präsenzstärke  vorgeschrieben,  über 
deren  Aufrechterhaltung  der  Bund  zu  wachen  hatte.  Bei  den  gemischten 
Armeecorps  und  der  Reserve-Infanteriedivision  konnten  Bundesinspektionen 
abgehalten  werden.  Die  Heerverfassung  der  einzelnen  Bundesstaaten 
beruhte  jetzt  allgemein  auf  der  Aushebung  mit  Zulassung  der  Stell- 
vertretung; die  gebildeten  Klassen  unterlagen  der  Aushebung  nur  für  den 
Kriegsfall.  Die  allgemeine  Wehrpflicht  bestand  nur  in  Preußen  (S.  877). 
Das  Bundesheer  trat  zusammen,  sobald  der  Bundestag  die  Mobilmachung 
beschlossen  hatte.  Die  Bundesversammlung  hatte  sodann  den  Oberfeld- 
herm  und  den  Generalleutnant  des  Bundes  zu  wählen  und  in  Pflicht  zn 
nehmen.  Die  übrigen  Befehlshaberstellen  wurden  von  den  Kontingentherren 
besetzt.  Aus  den  matrikularmäßigen  Beiträgen  der  Bundesstaaten  wurde 
eine  Bundeskriegskasse  gebildet.  Die  beste  Seite  der  Bundeskriegs  Verfassung 
war  das  Festungswesen.  Die  Bundesfestungen  Mainz,  Luxemburg  und 
Landau,  zu  denen  später  noch  Ulm  und  Rastatt  kamen,  standen,  unbe- 
schadet ihrer  sonstigen  staatlichen  Beziehungen,  in  militärischen  Angelegen- 
heiten ausschließlich  unter  der  Bundesversammlung.  Die  Besatzungs- 
und Kommandanturverhältnisse  waren  durch  Bundesbeschlüsse  geregelt 
Die  Festungswerke  waren  Eigentum  des  Bundes.  Als  technischer  Beirat 
in  allen  Heeresangelegenheiten  stand  dem  Bunde  eine  Bundesmilitär- 
kommission  zur  Seite. 

»«  Vgl.  WSchl.-A.  12.  40.  49.  "  Vgl.  WSchL-A.  35.  89. 

'*  Vgl.  ebd.  37.  43.  46.  47.  Vorläufige  Verteidigungsmaßregeln  und  bewafiiiete 
Neutralität  konnten  allen  ausländischen  Verwickelungen  gegenüber  vom  engeren 
Rate  beschloBsen  werden.    Vgl.  WSchl.-A.  88.  45. 
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Selbsthilfe  und  Krieg  von  Bundesstaaten  untereinander  waren  ver- 
boten. Nachdem  die  Einsetzung  eines  Bundesgerichts  am  Widerspruch 
der  MiUelstaaten  gescheitert  war,  begnügte  man  sich  für  die  Streitigkeiten 
zwischen  einzelnen  Bundesstaaten  mit  der  Anordnung  eines  bundesgesetz- 
lich geregelten  Austragverfahrens".  Die  einzelnen  Regierungen  wurden 
verpflichtet,  ihre  gegenseitigen  Streitigkeiten  bei  der  Bundesversammlung 
anzubringen,  die  zunächst  durch  einen  Ausschuß  die  gütliche  Vermittelung 
versuchen,  bei  Erfolglosigkeit  des  Sühneversuches  aber  den  obersten  Ge- 
richtshof eines  von  den  Parteien  zu  wählenden  unbeteiligten  Bundesstaates 
als  „Austrägalinstanz'^  mit  der  Entscheidung  „im  Namen  und  anstatt  der 
Bundesversammlung"  beauftragen  sollte.  Die  Übernahme  eines  solchen 
Auftrages  und  der  Gehorsam  gegen  die  Entscheidung  des  Austraggerichtes 
galt  als  Bundespflicht.  Dasselbe  war  der  Fall,  wenn  der  Streit  unter 
Gewährleistung  des  Bundes  einem  Schiedsgericht  oder  einem  älteren 
Familien-  oder  Vertragsaustrage  zum  Schiedspruch  übergeben  war.  Vor- 
beugende Maßregeln  und  ein  beschleunigtes  Verfahren  fanden  Anwendung, 
wenn  Thätlichkeiten  zwischen  Bundesgliedern  stattgefunden  hatten  oder 
zu  besorgen  waren  oder  eine  Besitzstörung  vorlag*^.  Ein  Austragverfahren 
konnte  auch  bei  Privatforderungen  gegen  mehrere  Bundesregierungen  ein- 
treten, wenn  es  unter  diesen  streitig  war,  wer  zu  leisten  habe*^ 

Im  Falle  einer  Widersetzlichkeit  der  TJnterthanen  gegen  ihre  Re- 
gierung sowie  bei  offenem  Aufruhr  oder  gefahrlichen  Bewegungen  in 
mehreren  Bundesstaaten  sollte  der  Bund  auf  Ansuchen  der  beteiligten 
Regierung,  unter  Umstanden  selbst  ungerufen,  zur  Herstellung  der  Ord- 
nung einschreiten,  dagegen  wurden  Streitigkeiten  zwischen  den  Landes- 
herren und  ihren  Standen  ausdrücklich  von  der  Zuständigkeit  des  Bundes 
ausgeschlossen  2*.  In  der  Fürsorge  für  den  Rechtsschutz  der  TJnterthanen 
beschränkte  sich  die  Bundesverfassung  auf  die  Bestimmung,  daß  in  jedem 
Bundesstaat  von  einer  gewissen  Größe  ein  oberstes  Gericht  dritter  Instanz 
bestehen  müsse,  während  sich  die  kleineren  Staaten  über  die  Errichtung 
gemeinsamer  oberster  Gerichte,  an  denen  dann  auch  die  Aktenversendung 
(S.  861)  zugelassen  werden  sollte,  zu  verstandigen  hatten*'.  Bei  Be- 
schwerden über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  sollte  der  Bund 
die  schuldige  Regierung  zur  Gewährung  der  Rechtshilfe  nötigen**. 

"  Vgl.  DBA.  11.  WSchl.-A.  18—24.  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817 
und  3.  August  1820.  v.  Lbonhabdt,  Austrägal verfahren  des  Deutschen  Bundes, 
1888-45.     ZöPFL,  Archiv  f.  civil.  Praxis  27,  888  ff. 

'®  Bei  Besitzstöruugen  sollte  ein  bei  der  Sache  unbeteiligtes  Bundesglied  in 
der  Nähe  des  zu  schützenden  Gebietes  die  Thatsache  des  jüngsten  Besitzstandes 
und  die  angezeigte  Störung  durch  seinen  obersten  Gerichtshof  summarisch  unter- 
suchen und  darüber  einen  rechtlichen  Bescheid  abfassen  lassen,  dessen  Befolgung 
für  die  verurteilte  Partei  Bundespflicht  war.  Vgl.  WSchl.-A.  20.  Die  vorbeugenden 
Maßregeln  gegen  eine  etwaige  Selbsthilfe  sollten  seitens  des  Bundes  vor  allem  in 
der  Sorge  für  Aufrechterhaltung  des  Besitzstandes  bestehen.     Vgl.  ebd.  19. 

«  WSchl.-A.  80.  "  Ebd.  26—28.  61. 

»  DBA.  12.  »*  WSchL-A.  29. 
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Um  die  einzelnen  Bundesregierungen  zur  Erfüllung  ihrer  Bandes- 
pflichten, zum  Gehorsam  gegen  die  Bundesbeschlüsse  und  die  unter  der 
Auktorität  oder  Gewähr  des  Bundes  ergangenen  Austrags-Urteile  oder 
Schiedsprüche,  sowie  zur  Aufrechterhaltung  der  vom  Bunde  veiinittelten 
Vergleiche  anzuhalten,  stand  der  Bundesversammlung  nach  Erschöpfung 
aller  anderen  bundes verfassungsmäßigen  Mittel  das  Zwangsmittel  der 
Bundesexekution  zur  Verfügung**.  Bei  Widersetzlichkeit  oder  aufrühre- 
rischen Bewegungen  der  Unterthanen  konnte  auch  eine  Exekution  gegen 
die  letzteren  erfolgen,  die  aber  auf  Verlangen  der  beteiligten  Eegierung 
wieder  eingestellt  werden  mußte*®. 

§  84.  Die  Reformbestrebungen  im  Bunde  und  den  Bundesstaaten  bis  1848. 

H.  Schulze,  Lelirb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  1,  107 ff.;  Preußisches  Staatsrecht^ 
1,  96  ff.  Zachabia,  Staats- und  Bundesrecht  l^  190  ff.  G.  Metbr,  Deutsch.  Staats- 
recht* 143  ff.;  Das  parlamentarische  Wahlrecht  (1901)  S.  106  ff.  v.  Trsitschee, 
Preußische  Jahrbücher  29,  313  ff.  409  ff.  30,  397  ff.  479  ff.  648  ff.  v.  Kaltknbork, 
Greschichte  der  deutsch.  Bundesverhältnisse  und  Einheitsbestrebungen  von  1806  bis 
1856,  2  Bde,  1857.    v.  Stbel,  Begründung  des  Deutschen  Reiches  1,  1889. 

Der  Deutsche  Bund  vermochte  dem  deutschen  Volke  nach  den  von 
diesem  in  den  Befreiungskriegen  gebrachten  Ungeheuern  Opfern  keine 
Befriedigung  zu  gewähren.  Gegen  das  Ausland  erwies  er  sich  als  kraftlos  \ 
während  er  sich  nach  innen,  zumal  seit  den  sogenannten  demagogischen 
Umtrieben,  mehr  und  mehr  zu  einer  allen  volkstümlichen  Regungen 
feindlichen,  die  höchsten  Güter  der  Nation  in  gehässigster  Weise  verfol- 
genden Polizeimacht  verwandeltet  Während  die  Bundesakte  von  1815 
und  die  ersten  Verhandlungen  der  am  5.  Nov.  1816  eröffneten  Bundes- 
versammlung noch  von  nationalem  Geist  erfüllt  waren  und  eine  gewisse 
Fürsorge  für  die  Interessen  und  Bedürfnisse  der  Nation  zu  erkennen 
gaben  ^,  griff  schon  nach  wenigen  Jahren  die  entgegengesetzte  Auffassung 

**  WSchL-A.  81—84.    Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820. 
"  WSchL-A.  82. 

^  So  bei  der  Luxemburger  Angelegenheit.  Vgl.  §  88,  n.  5.  Zachabia,  a.  a.  0. 
1',  198  f. 

*  Den  Anfang  machten  die  Karlsbader  und  Wiener  Konferenzen  von  1819, 
deren  Ergebnis  die  in  verfassungswidriger  Weise  von  der  Bundesversammlung  an- 
genommeneu Karlsbader  Beschlüsse  von  1819  und  die  WSchL-A.  von  1820  waren. 
Vgl.  Aeqidi,  Aus  dem  Jahre  1819,  1861.  Später  folgten,  nach  den  durch  die  Juli- 
revolution hervorgerufenen  Bewegungen,  die  Wiener  Konferenzen  von  1884.  Die 
Ausnahmegesetze  von  1819,  die  Zentraluntersuchungskommission  zu  Mainz,  die 
Demagogenverfolgungen  und  andere  Maßregeln  lassen  die  ehemalige  deutsche 
Bundesverfassung  als  eine  der  unnützesten  und  schädlichsten  Einrichtungen  der 
deutschen  Geschichte  erkennen. 

*  Förderung  der  Religionsfreiheit  (DBA.  16),  Freigabe  des  Grundeigentums- 
erwerbs für  alle  Deutschen,  Auswanderungsfreiheit  für  alle,  die  nicht  durch  ihre 
Wehrpflicht  gebunden  waren,  Aufhebung  von  Abschoß  und  Nachsteuer  (ins  de- 
tractus,  gabella  emigrationis)  unter  den  deutschen  Bundesstaaten  (18),  Verleihung 
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platz.    Die  unantastbare  Souveränität  und  Gleichheit  der  im  Bunde  ver- 
einigten Staaten  und  Scheinstaaten  machte,  bei  der  erforderlichen  Ein- 
stimmigkeit,  von  vornherein  jede   verfassungsmäßige  ßundesreform   und 
jede  organische  Einrichtung  oder  gemeinnützige  Maßregel  des  Bandes  so 
gut  wie  unmöglich.   Berücksichtigt  wurde  diese  Unantastbarkeit  der  Einzel- 
staaten nur,  wo  es  sich  darum  handelte,   nationale  Fortschritte  zu  ver- 
hindern.    Wo  diese  von  einer  Bundesregierung  begünstigt  wurden,   be- 
trachtete sich  die  Bundesversammlung  als  den  wahren  Souverän,  indem 
sie  sich  die  offenbarsten  Eingriffe  in  die  Selbständigkeit  der  Einzelstaaten 
erlaubte.    Das  Volk  galt  als  die  zum  Gehorsam  verpflichtete  Masse,  als 
bloßes  Objekt  für  die  Regierenden.    Die   Lehrfreiheit  der  Universitäten 
wurde  beschnitten,  die  Spruchthätigkeit  der  Juristenfakultäten  in  Straf- 
sachen aufgehoben,  die  Preßfreiheit,  soweit  sie  landesgesetzlich  anerkannt 
war,  mußte  der  Zensur  weichen,  die  Versammlungsfreiheit  wurde  beseitigt, 
die  Bedefreiheit  der  Landtage  auf  das  äußerste  herabgedrückt ^    Die  Be- 
kämpfung und  möglichste  Beseitigung  aller  konstitutionellen  Verfassungen 
galt  als  eine  der  wesentlichsten  Aufgaben  der  Bundesversammlung  ^    Man 
konstruierte  deshalb  in  willkürlichster  Weise  ein  sogenanntes  monarchisches 
Prinzip  unveräußerlicher  Souveränitätsrechte®  und   suchte   die  einzelnen 
Bundesregierungen,  soweit  sie  eine  konstitutionelle  Verfassung  eingeführt 
hatten,  zu  Verfassungsbrüchen  oder  mindestens  Verfassungsrevisionen  im 
Sinne  jenes  Prinzipes  zu  nötigend    Selbst  die  Magistrate  der  freien  Städte 
wurden  mit  dem  monarchischen  Prinzip  beglückt®.    Für  die  Beschwerden 
der  Unterthanen  und  Stände  über  Rechtsverletzungen  seitens  der  Regie- 
renden  war  die   Bundesversammlung  taub.     Für    die   Beförderung  des 
Handels  und  Verkehrs  geschah  von  Bundes  wegen  nichts.    Die  einzigen 
Lichtseiten  in  der  Thätigkeit  des  letzteren  waren  die  Beschlüsse  über  die 
Monumenta  Germaniae  historica  und  die  in  ihrer  Art  epochemachenden 
Bundesbeschlüsse  vom  6.  September  1832,  2.  April  und  5.  November  1835, 
9.  November  1837,  22.  April  1841  und  19.  Juni  1845  über  den  Schutz 
des  geistigen  Eigentums®. 


landständischer  Verfassungen  (13),  Gewährung  gesetzlicher  Privilegien  für  die  media- 
tisierten  Reichsstände  und  die  Reichsritterschaft  (14.  17). 

*  Hiermit  beschäftigten  sich  namentlich  die  sogenannten  Ausnahmegesetze  vom 
10.  April  1S19,  die  erst  durch  die  Bundesbeschlüsse  vom  3.  März  und  2.  April  1848 
wieder  aufgehoben  wurden,  und  die  Bundesbeschlüsse  vom  28.  Juni  und  5.  Juli  1832, 
sowie  das  Schlußprotokoll  der  Wiener  Ministeriaikonferenzen  vom  12.  Juni  1834. 

^  Diesem  Zwecke  diente  schon,  wenn  auch  in  verschämter  Weise,  die  Aus- 
legung der  DBA.  12  in  WSchl.-A.  54—58. 

•  WSchl.-A,  57. 

'  Hauptaufgabe  der  Beschlüsse  vom  28.  Juni  1832  und  des  Wiener  Schluß- 
protokolls vom  12.  Juni  1834. 

8  WSchL-A.  62. 

^  Vgl.  S.  852.  Klostekmann,  Das  geistige  Eigentum  1  (1867),  51  ff.  Schon 
DBA.  19  hatte  eine  Nachdrucksgesetzgebung  in  Aussicht  gestellt  Eine  wichtige 
Ergänzung  der  angeführten  Bundesgesetzgebung  bildeten  die  Bundesbeschlüsse  vom 
6.  November  1856  und  12.  März  1857. 
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Erfrenlioher  als  auf  dem  Gebiete  des  Deutschen  Bundes  waren  die 
Verhältnisse  in  den  Einzelstaaten  ^®.  Von  den  durch  die  Befreiungskriege 
zurückgewonnenen  Gebieten  deutscher  Bundesstaaten  wurde  in  denen 
des  linken  Eheinufers  die  bisherige  firanzösische  Gesetzgebung  aufrecht- 
erhalten, dasselbe  geschah  zum  Teil  in  den  rechtsrheinischen  Gebieten 
der  preußischen  Bheinprovinz.  Im  übrigen  fand  überall  die  Aufhebung 
der  französischen  Gesetze  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  statt  Während 
dies  im  allgemeinen  mit  schonender  Hand  und  unter  Aufrechterhaltung 
manches  Guten,  das  dem  Zwischenreich  der  Fremden  zu  verdanken  war, 
geschah,  wurde  in  Hannover  und  Kurhessen  eine  vollständige,  die  fran- 
zösisch-westfälische Zwischenherrschaft  aus  der  Geschichte  ausstreichende 
Beaktion  unternommen  und  mit  der  größten  Härte  ohne  Schonung  wohl- 
erworbener Eechte  durchgeführt^^. 

Eine  dringende  Aufgabe  aller  Bundesstaaten  mit  katholischer  Bevöl- 
kerung war  die  durch  EDHSchl.  62  in  Aussicht  gestellte  Neuregelung 
der  katholischen  Kirchenverfassung  (S.  849).  Sie  erfolgte  durch  Verein- 
barungen mit  dem  päpstlichen  Stuhl,  deren  Inhalt  durch  die  vom  Papst 
erlassenen  und  von  den  Landesregierungen  unter  Wahrung  der  staatlichen 
Hoheitsrechte  und  der  Gleichberechtigung  der  anerkannten  Konfessionen 
publizierten  Zirkumskriptionsbullen  zum  Gesetz  erhoben  wurde  ^^ 

Die  bei  der  Bundesverfassung  zurückgewiesene  Beteiligung  des  Volkes 
an  der  Begierung  sollte  nach  DBA.  13  wenigstens  innerhalb  der  ein- 
zelnen Landesverfassungen  platzgreifen.  Die  Bestimmung:  „In  allen 
Bundesstaaten  wird  eine  landständische  Verfassung  stattfinden'^,  die  in 
erster  Eeihe  eine  wahre  Volksvertretung  im  Auge  hatte,  wurde  aber  durch 
WSchl.-A.  55  dahin  ausgelegt,  daß  der  Landesherr  nach  seiner  Wahl 
entweder  eine  altständische  oder  eine  Repräsentativverfassung  einführen 
könne.  Die  den  Ständen  einzuräumenden  Rechte  wurden  außerdem  durch 
das  in  übertriebenem  Sinne  aufgefaßte  monarchische  Prinzip  auf  das 
äußerste  begrenzt^'  und  die  Bundesgewähr  für  die  Landesverfassungen 
(WSchl.-A.  56.  60)  thatsächlich  nur  zum  Schutz  altständischer  Verfassungen 
ausgeübt  ^*.    Konstitutionelle  Verfassungen  kamen,  teils  im  Wege  der  Ver- 


1^  Vgl.  Altmann,  Ausgewählte  Urkunden  (g  82,  n.  4). 

"  Vgl.  HÄÜS8EB,  a.  a.  O.  4,  460  flF. 

^'  Zirkumskriptionsbullen  hießen  diese  Erlasse,  weil  die  neue  Abgrenzung 
der  Diözesen  (circumscribere)  ihren  Hauptinhalt  bildete.  Die  nach  ihren  Eingängen 
benannten  Bullen  waren:  für  Preußen  De  scdute  animarum  (1821),  f&r  Hannover 
Impensa  Romanorum  pontificum  (1824),  für  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  Pro- 
vida  solersque  (1821)  und  Äd  donnnici  gregis  custodiam  (1827).  In  Baiem  wurden 
die  Ergebnisse  des  Konkordates  vom  5.  Juni  1817  mit  einigen  durch  die  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  gebotenen  Abänderungen  durch  das  als  2.  Beilage  der 
Verfassungsurkunde  von  1818  erlassene  Religionsedikt  landesgesetzlich  eingeführt, 
so  daß  die  Bulle  gesetzliche  Geltung  nur  erlangte,  soweit  sie  nicht  der  Landes- 
verfassung widersprach. 

"  Vgl.  S.  885.     WSchl.-A.  57—59. 

^^  Die  altständische  Verfassung  Brauuschweigs  wurde  vom  Bunde  gegen  den 
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einbarung  mit  den  alten  Standen,  teils  durch  einseitigen  landesherrlichen 
Erlaß,  zunächst  nur  in  Nassau  (1814/15),  Waldeck,  Schwarzburg* Rudol- 
stadt  und  Sachsen -Weimar  (1816),  Hildburghausen  (1818),  Baiern  und 
Baden  (1818),  Würtemberg  (1819),  Hessen- Darmstadt  (1820),  Altenburg 
und  Koburg  (1821),  Meiningen  (1829)  zustande.  In  einigen  dieser  Staaten 
hatte  die  ßheinbundzeit  mit  der  Vergangenheit  so  völlig  gebroohen,  daß 
es,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  zahlreichen  neuerworbenen  Gebiete, 
vollständiger  staatsrechtlicher  Kodifikationen  bedurfte.  Die  zum  Teil  an 
die  „Charte  constitutionelle"  Ludwigs  XVIII.  von  1814  anknüpfenden  Ver- 
fassungsurkunden, die  übrigens  an  dem  monarchischen  Prinzip  festhielten, 
entsprachen  den  Anforderungen  der  Zeit  so  gut,  daß  sie  alle  folgenden 
Stürme  überdauert  und  sich  im  wesentlichen  bis  zur  Gegenwart  erhalten 
haben.  Einen  neuen  Anstoß  für  die  konstitutionelle  Entwickelung  Deutsch- 
lands gab  die  französische  Julirevolution.  Repräsentativverfassungen  er- 
hielten 1831  Eurhessen  und  das  Königreich  Sachsen,  das  bis  dahin  streng 
an  den  altständischen  Einrichtungen  festgehalten  hatte,  1832  Braun- 
schweig, 1833  Hannover  und  HohenzoUem-Sigmaringen,  1835  Hohen- 
zoUem-Hechingen,  1841  Schwarzburg- Sondershaosen.  Die  hannoversche 
Verfassung  wurde,  nachdem  die  Verbindung  des  Landes  mit  England  durch 
den  Tod  Wilhelms  III.  gelöst  worden  war  (1837),  von  Ernst  August  unter 
dem  nichtigen  Vorwand,  daß  er  als  Agnat  seine  Zustimmung  nicht  erteilt 
habe,  umgestoßen  und  1840  durch  eine  neue,  mit  einer  ungesetzlichen 
Standeversammlung  vereinbarte  Verfassung  ersetzt 

Die  altständische  Verfassung  bestand  jetzt  nur  noch  in  beiden  Meklen- 
burg,  Oldenburg,  Sachsen- Gotha,  Anhalt  und  Reuß,  mit  gewissen  Ver- 
besserungen auch  in  Schaumburg-Lippe  und  Lippe.  Schleswig -Holstein 
erhielt  1834  eine  reformierte  Verfassung,  zum  Teil  sogar  auf  Grund  des 
in  keinem  anderen  deutschen  Staate  angenommenen  direkten  Wahlrechts, 
aber  immer  noch  auf  altständischer  Grundlage  und  mit  bloßem  Beratungs- 
recht bei  der  Gesetzgebung.  Österreich  beharrte  in  einem  verknöcherten 
Absolutismus,  der  sämtliche  habsburgische  Länder  zusammenfaßte  und  den 
deutschen  Charakter  des  Kaiserstaates  infolgedessen  stark  in  den  Hinter- 
grund treten  ließ;  in  einzelnen  Provinzen  bestanden  Provinziallandtage  mit 
untergeordneten  Befugnissen;  wesentliche  Reformen  erfolgten  nur  in  der 
Organisation  der  Zentralbehörden^*.  In  Preußen  wurde  noch  1820  das 
Versprechen  einer  „reichsständischen  Verfassung"  seitens  des  Königs 
wiederholt,  aber  es  kam  nur  zu  der  Einrichtung  von  Provinzialständen 
(1823 — 24)  auf  vorwiegend  altständischer  Grundlage  und  mit  beschränkter 
Zuständigkeit,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  nur  mit 
beratender  Stellung.  Im  übrigen  wurde  in  landesväterlicher  Fürsorge  mit 
einem   streng  gewissenhaften  Beamtentum  an  dem   Ausbau   des  Staates 


Absolutismus  des  Herzogs  geschützt  (18S0),  während  der  hannoversche  Verfassungs- 
bruch und  die  Vertreibung  der  sieben  Göttinger  Professoren  (18S7)  ungeahndet  blieb. 
**  Vgl.  Luschin  v.  Ebengbeüth,  Österr.  Reichsgeschichte  558  fF. 


Digitized  by 


Google 


888  ^^^  Neuzeit 

auf  Grundlage  der  Stein -Hardenbergisohen  Reformen  gearbeitet.  Die 
Heeres-,  Civil-  und  Finanzverwaltung  wurde  weiter  vervollkommnet.  Seit 
1829  wurde  die  regelmäßige  Veröffentlichung  des  Staatshaushalts  einge- 
führt. Die  konstitutionelle  Entwiokelung  kam  erst  unter  Friedrich  Wil- 
helm IV.  mehr  in  Bewegung.  Den  Anfang  machten  die  vereinigten 
ständischen  Ausschüsse  (1842),  denen  1847  der  vereinigte  preußische 
Landtag,  eine  in  Herrenkurie  und  Standekurie  geteilte  Vereinigung  der 
acht  Provinziallandtage,  folgte,  aber  auch  dieser  erhielt  nur  die  Befug- 
nisse, wie  sie  die  alten  Landstände  besessen  hatten,  und  den  vom  ver- 
einigten Landtag  gestellten  Anträgen  auf  Einführung  einer  konstitutionellen 
Verfassung  wurde  keine  Folge  gegeben. 

Einer  der  wichtigsten  preußischen  Staatsakte  war  das  Gesetz  vom 
26.  Mai  1818  über  den  Zoll  und  die  Gebrauchssteuer  von  ausländischen 
Waren  und  den  Verkehr  zwischen  den  Provinzen  des  Staates,  wodurch 
sämtliche  Binnenzölle  aufgehoben  und  die  Zollgrenzen  an  die  Landes- 
grenzen verlegt  wurden.  Die  vom  preußischen  Gebiet  eingeschlossenen 
Enklaven  der  übrigen  deutschen  Staaten  wurden  nach  und  nach  durch 
besondere  Verträge  mit  dem  preußischen  Zollgebiet  vereinigt;  dasselbe 
geschah  seitens  der  drei  anhaltischen  Herzogtümer,  der  Fürstentümer 
Waldeck-Pyrmont  und  Lippe  und  des  Großherzogtums  Luxemburg,  das 
in  diesem  Verhältnis  bis  zur  Gegenwart  geblieben  ist^®.  Nachdem  eine 
Reihe  von  Einzelverträgen  vorausgegangen  war,  traten  in  den  Verträgen 
vom  22.  und  30.  März  1833  Preußen,  beide  Hessen,  Baiem,  Würtem- 
berg  und  Sachsen  zu  dem  „Zoll-  und  Handelsverein''  zusammen,  der  zu- 
gleich die  Anschlußstaaten  des  preußischen  Zollgebietes  mitumfaßte.  Noch 
in  demselben  Jahre  trat  der  thüringische  Zollverein,  dem  Preußen  und 
Eurhessen  ebenfalls  mit  einigen  Landesteilen  angehörten,  dem  „Gesamt- 
ZoU-  und  Handelsverein"  bei^^.  Im  Jahre  1835  folgten  Baden  und 
Nassau,  1836  Frankfurt  a.  M.,  1841  Lippe  und  Braunschweig,  das  bisher 
dem  1834 — 36  errichteten  „Steuerverein"  angehört  hatte,  während  Han- 
nover, Oldenburg  und  Schaumburg-Lippe  den  Steuerverein  fortsetzten,  bis 
dieser  auf  Grund  der  Verträge  vom  7.  Septbr.  1851  und  1.  März  1852 
ebenfalls  mit  dem  Zollverein  verbunden  wurde  (1854).  Schließlich  um- 
faßte der  Zollverein  ganz  Deutschland  mit  Ausnahme  von  Osterreich, 
Liechtenstein,  Holstein  -  Lauenburg,  beiden  Meklenburg  und  den  drei 
Hansestädten.  Der  Zollverein  war  ein  völkerrechtlicher  Verein,  der  inuner 
nur  auf  bestimmte  Zeit  (12  Jahre)  abgeschlossen,  aber  regelmäßig,  wenn 

'^  Der  Anschluß  erfolgte  1842,  zunächst  auf  sechs,  später  auf  je  zwölf  Jahre. 
Die  letzte  Erneuerung  (1865)  wurde  durch  §  14  des  Staatsvertrages  vom  11.  Juni 
1872  über  die  Übernahme  der  Luxemburger  Eisenbahnen  in  die  Verwaltung  des 
Deutschen  Reiches  in  der  Weise  unkündbar  gemacht,  daß  der  Zollanschluß  be- 
stehen bleibt,  solange  das  Reich  die  Eisenbahnverwaltung  behält. 

"  Vgl.  Aeqidi,  Aus  der  Vorgeschichte  des  Zollvereins,  1865.  Weber,  Der 
deutsche  Zollverein,  1869.  Nebenius,  Der  deutsche  Zollverein,  1835.  Die  recht- 
liche Unterlage  des  Zollvereins  bildete  DBA.  11  und  WSchl.-A.  6. 
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anch  zuweilen  erst  oach  schweren  Krisen,  wieder  erneuert  wurde.  Sein 
Organ  war  die  jährlich  an  einem  vorher  vereinbarten  Orte  zusammen- 
tretende Zollkonferenz,  aus  Bevollmächtigten  der  Yereinsstaaten  bestehend ; 
alle  Beschlüsse  mußten  einstimmig  gefaßt  werden.  Preußen  vertrat  zu- 
gleich seine  Zollanschlüsse,  hatte  aber  im  übrigen  kein  Vorrecht,  wenn 
ihm  auch  thatsächlich  auf  diesem  Gebiet  der  materiellen  Interessen  die 
Führerschaft  nicht  entgehen  konnte.  Der  Zollverein  bildete  ein  einheit- 
liches Yerkehrsgebiet  mit  gemeinsamem  Zoll-  und  Handelssystem,  einheit- 
lichem Zollgesetz  und  Zolltarif,  einheitlicher  Zollordnung.  Auch  über 
gleichmäßige  Besteuerung  innerer  Erzeugnisse  wurde  eine  Reihe  von 
Vereinbarungen,  z.  B.  über  die  dem  ganzen  Zollverein  gemeinsame  Rüben- 
zuckersteuer, getroffen.  Gemeinsame  Grundsätze  wurden  hinsichtlich  des 
Münz-  und  Gewichtsystems  aufgestellt.  Während  die  Münzkonvention 
von  1838  noch  die  kölnische  Mark  zu  Grunde  legte  ^^,  ging  der  Münz- 
verein von  1857,  dem  auch  Österreich  und  Liechtenstein  beitraten,  bereits 
von  dem  als  Gewichtseinheit  angenommenen  Zollpfund  von  500  Gramm 
aus^^  Noch  auf  einem  zweiten  Gebiete  hat  der  Zollverein  für  ganz 
Deutschland  eine  gewaltige  Förderung  gebracht,  indem  Preußen  am 
81.  August  1847  auf  Beschluß  der  Zollvereinskonferenz  die  deutschen 
Bundesregierungen  zur  Beschickung  der  Leipziger  Wechselkonferenz  einlud. 
Ihr  Ergebnis  war  der  am  9.  Dezember  1847  vollendete  Entwurf  der  All- 
gemeinen Deutschen  Wechselordnung. 

§  85.    Der  Deutsche  Bund  von  1848  bis  1866. 

Zacharia,  Staata-  nnd  BundesrecLt  1 ',  200  ff.  Schulze,  Deutsches  Staatsrecht 
1,  123 ff.  G.  Meysb,  Deutsches  Staatsrecht^  146 ff.  RlOpfel,  Geschieht«  der  deutschen 
Einheitsbestrebungen,  2  Bde,  1872—78.  Weil,  Quellen  u.  Aktenstücke  z.  deutschen 
Verfassungsgeschichte,  1850.  Roth  u.  Merk,  Quellensammlung  des  deutschen 
öffentlichen  Rechts  seit  1848,  2  Bde,  1850-52.  Voqel,  Studien  zur  Geschichte 
des  Frankfurter  Parlaments,  1881.  Binding,  Versuch  der  Reichsgründung  durch 
die  Paulskirche  ^  1892.  v.  Sybel,  Begründung  des  Deutschen  Reiches  1.— 5. 
G.  Meter,  Das  parlamentarische  Wahlrecht  174 — 216.  —  Getreuer  Abdruck  der 
Reichsverfassung  von  1849  und  der  Erfurter  Entwürfe  bei  Bindino,  Staatsgrund- 
gesetze 2,  1893. 

Die  ungeheuere  Bewegung,  die  das  deutsche  Volk  nach  der  fran- 
zösischen Februarrevolution  durchzuckte,  war  in  erster  Reihe  gegen  den 
deutschen  Bundestag  und  auf  eine  angemessene  Beteiligung  der  Nation 
an  der  B^gierung  des  Bundes  und  der  Einzelstaaten,  daneben  auf  innere 


"  Vgl.  S.  840.  Die  süddeutschen  Staaten  gingen  von  dem  24  Gulden -Fuße 
zum  24  Vt  Guldenfuße  über,  so  daß  der  14  Thalerfuß  und  der  reformierte  rheinische 
Münzfuß  in  dem  Thaler  (=  l'/*  fl.)  und  dem  2  Thalerstück  (=  S»/»  fl.)  eine  beiden 
Systemen  angepaßte  Münze  erhielten. 

*•  Aus  dem  Pfund  feinen  Silbers  wurden  30  Thaler  oder  45  fl.  österreichisch 
oder  52  Vi  fl»  rheinisch  geprägt.  Vereinsmünze  wurde  der  dem  früheren  Thaler 
gleichwertige  Vereinsthaler  zu  IV2  A-  österr.  und  1^/4  fl.  rheinisch. 
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Reformen  (Rede-  und  Preßfreiheit.,  Versammlungsfreiheit,  Beseitigung  der 
Patrimonialgerichte,  Aufhebung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  u.  dgl.  m.)  gerichtet  Die  Bundesversammlung  überstürzte  sich 
seit  dem  März  1848  in  patriotischen  Beschlüssen,  die  zum  Teil  ohne  die 
erforderlichen  Instruktionen  der  Regierungen  gefaßt  wurden.  Die  früheren 
freiheitsfeindlichen  Bundesbeschlüsse  und  Ausnahmegesetze  wurden  auf- 
gehoben, die  früher  als  hochverräterisch  betrachteten  Reichsfarben  als 
Bundesfarben  und  der  Reichsadler  als  Bundeswappen  angenommen,  die 
Revisionsbedtirftigkeit  der  Bundesverfassung  und  die  Notwendigkeit  einer 
Nationalvertretung  ausgesprochen.  Während  auf  Einladung  der  Bundes- 
versammlung ein  Ausschuß  von  17  Männern  des  allgemeinen  Vertrauens 
(nach  den  17  Stimmen  des  engeren  Rates)  den  Entwurf  eines  deutschen 
Reichsgrundgesetzes  ausarbeitete,  dessen  Grundgedanken  vollständig  m 
die  heutige  Reichsverfassung  übergegangen  sind^,  erwuchs  den  Reform- 
bestrebungen der  Bundesversammlung  eine  volkstümliche  Konkurrenz  in 
dem  sog.  Vorparlament,  einer  aus  freiem  Antrieb  zu  Frankfurt  zusammen- 
getretenen Notabeinversammlung,  zu  der  sich  zahlreiche  in  Staats-  oder 
Gemeindevertretungen  hervorragende  Männer  eingefunden  hatten.  Obwohl 
dieser  Versammlung  jede  amtliche  Auktorität  fehlte,  erhielt  das  Vor- 
parlament und  der  von  ihm  eingesetzte  Fünfzigerausschuß  bei  der  Rat- 
losigkeit der  Bundesversammlung  einen  großen  Einfluß  auf  das  Reform- 
werk. Bei  den  auf  Bundesbeschluß  vom  80.  März  1848  von  sämtlichen 
Bundesregierungen  angeordneten  Wahlen  einer  Nationalvertretung  zur 
Vereinbarung  einer  Reichsverfassung  wurden  die  von  dem  Vorparlament 
entworfenen  Grundzüge  eines  Wahlgesetzes  maßgebend*.  Am  18. Mai  1848 
trat  die  „deutsche  konstituierende  Nationalversammlung^'  in  der  Pauls- 
kirche zu  Frankfurt  zusammen.  Nachdem  diese  zunächst  ein  Gesetz  über 
die  provisorische  Zentralgewalt  beschlossen  und  daraufhin  den  Erzherzog 
Johann  von  Österreich  zum  Reichsverweser  gewählt  hatte,  übertrug  die 
Bundesversammlung  am  12.  Juli  1848  „namens  der  deutscheu  Regierungen'^ 
die  Ausübung  ihrer  verfassungsmäßigen  Befugnisse  und  Verpflichtungen 
an  die  provisorische  Zentralgewalt  und  legte  sie  feierlich  in  die  Hände 
des  Reichsverwesers,  indem  sie  erklärte,  daß  sie  „ihre  bisherige  Thätigkeit 
als  beendet''  ansehe.  Damit  war  die  bisherige  Bundesverfassung  rechtlich 
aufgehoben  und  die  Vollendung  des  Reformwerkes  der  provisorischen 
Zentralgewalt  und  der  Nationalversammlung  übertragen.  Eine  Verständi- 
gung mit  den  Einzelregierungen  war  rechtlich  nicht  mehr  erforderlich, 
wohl  aber  durch  die  Staatsklugheit  geboten.  Das  Reformwerk  scheiterte, 
weil  die  Nationalversammlung  in  Überschätzung  ihrer  Macht  von  einer 
solchen  Verständigung  glaubte  absehen  zu  können.    Am  26.  Nov.  1848 


^  Verfasser  des  Entwurfes,  dem  zunächst  keine  weitere  Folge  gegeben  wurde, 
war  Dahluann. 

'  Bei  den  Wahlen  beteiligten  sich  auch  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreußcn 
und  ein  Teil  von  Posen,  deren  Auüiahme  in  den  Deutschen  Bund  durch  Bundes- 
beschlüsse vom  11.  und  22.  April  und  2.  Mai  erfolgt  war. 
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wurde  der  von  der  Nationalversammlang  als  Beichsgesetz  angenommene 
Entwurf  der  Leipziger  Wechselkonferenz,  die  „Allgemeine  Deutsche  Wechsel- 
ordnung" (S.  889),  im  Reichsgesetzblatt  verkündigt;  ebenso  am  27.  Dez. 
die  als  Teil  der  Reichsverfassung  beschlossenen  „Grundrechte  des  deutschen 
Volkes"  und  am  12.  April  1849  das  Reiohswahlgesetz.  Sie  am  27.  März 
1849  beschlossene  „Verfassung  des  deutschen  Reiches"  erhielt  die  Unter- 
schrift des  Reichsverwesers  nicht;  sie  wurde  ohne  diese  als  „beschlossen 
und  verkündigt"  von  der  „deutschen  verfassunggebenden  Nationalversamm- 
lung" durch  das  Bureau  derselben  unter  dem  28.  März  1849  im  Reichs- 
gesetzblatt bekannt  gemacht. 

Nach  der  „Verfassung  des  deutschen  Reiches"  sollte  das  bisherige 
Bundesgebiet  einen  konstitutionellen  Bundesstaat  bilden,  mit  einem  erb- 
lichen „Kaiser  der  Deutschen"  und  verantwortlichen  Reichsministern,  sowie 
einem  aus  Staaten-  und  Volkshaus  bestehenden  Reichstag,  das  erstere  zur 
einen  Hälfte  aus  Vertretern  der  Regierungen,  zur  anderen  aus  Abgeord- 
neten der  Einzellandtage  zusammengesetzt,  das  Volkshaus  aus  unmittel- 
baren, geheimen  Volkswahlen  hervorgehend.  Die  am  28.  März  von  der 
Nationalversammlung  vollzogene  Kaiserwahl  fiel  auf  Friedrich  Wilhelm  IV. 
von  Preußen,  der  die  Wahl  am  3.  April  bedingt,  am  28.  April  endgültig 
ablehnte,  weil  die  Nationalversammlung  die  von  ihm  gestellte  Bedingung 
der  freien  Zustimmung  der  Einzelstaaten  zu  der  Reichsverfassung  verwarf. 
Es  folgte  die  Abberufung  der  preußischen  Abgeordneten  zur  National- 
versammlung von  Seiten  der  preußischen  Regierung,  deren  Beispiel  die 
meisten  übrigen  Regierungen  folgten.  Damit  war  das  Reformwerk  der 
Jahre  1848 — 49  gescheitert.  Die  konstituierende  Nationalversammlung 
löste  sich  auf.  Die  ohnmächtigen  Versuche  des  in  Frankfurt  verbliebenen, 
dann  nach  Stuttgart  übergesiedelten  Restes  der  Versammlung  (des.  „Rumpf- 
parlamentes") zur  Aufrichtung  der  Volkssouveränität  und  der  Republik 
gehören  nicht  in  die  Rechtsge-schichte.  Die  ehemalige  Bundesverfassung 
war  seit  dem  12.  Juü  1848  aufgehoben  und  das  Gesetz  über  die  provi- 
sorische Zentralgewalt  vom  28.  Juni  1848  bot  in  dem  nun  eingetretenen 
Falle  keine  Handhabe,  um  dem  gesetzlich  unauflösbaren  Bunde  wieder 
eine  verfassungsmäßige  Organisation  zu  geben.  Der  Vertragsweg  war  das 
einzige  Auskunftsmittel,  das  sogleich  von  der  preußischen  Regierung  er- 
griffen wurde. 

Das  am  26.  Mai  1849  von  Preußen,  Hannover  und  Sachsen  abge- 
schlossene Dreikönigsbündnis  bezweckte,  unbeschadet  der  Fortdauer  des 
noch  genauer  zu  regelnden  Bundesverhältnisses  mit  Österreich,  die  Er- 
richtung eines  die  übrigen  deutschen  Staaten  umfassenden  Bundesstaates 
unter  dem  Namen  „Deutsches  Reich".  Der  gleichzeitig  vereinbarte  Ver- 
fassungsentwurf schloß  sich  auf  das  engste  an  den  Frankfurter  Entwurf 
an,  beseitigte  aber  die  Übertreibungen  des  parlamentarischen  Systems, 
trug  der  Selbständigkeit  der  Einzelstaaten  größere  Rechnung,  ersetzte 
den  Titel  „Kaiser  der  Deutschen"  durch  „Reichsvorstand"  und  stellte  dem 
letzteren,  dessen  Würde  mit  der  Krone  von  Preußen  verbunden  wurde. 
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für  Akte  der  Gesetzgebung  ein  Fürstenkolleginm  zur  Seite.  Dem  Drei- 
königsbündnis traten  samtliche  Bundesregierungen  bis  auf  Baiem,  WOrtem- 
berg,  Luxemburg,  Liechtenstein,  Hessen -Homburg  und  Frankfurt  bei, 
während  Osterreich  gegen  den  Versuch  eines  engeren  Bundes  überhaupt 
Verwahrung  einlegte.  Nachdem  Hannover  und  Sachsen  sich  wieder  von 
dem  Bündnis  logesagt  hatten,  wurde  der  Verfassungsentwurf  durch  eine 
Zusatzakte  dahin  geändert,  daß  der  Bund  den  Namen  „Deutsche  Union" 
erhalten  sollte.  Der  am  20.  März  1849  zu  Erfurt  eröffnete  Reichstag 
nahm  die  Verfassung  unverändert  an.  Aber  die  preußische  Begierung 
hatte  nicht  die  Kraft  und  bald  auch  nicht  mehr  den  Willen ,  dem  um 
sich  greifenden  Abfall  der  Verbündeten  zu  steuern.  Die  Deutsche  Union 
blieb  ein  totgeborenes  Eind,  die  Erfurter  Verfassung  ist  nie  ins  Leben 
getreten.  Ebensowenig  hatte  der  von  dem  Vierkönigsbündnis  aufgestellte 
Münchener  Gegenentwurf  einen  Erfolg. 

Österreich  und  Preußen  hatten  sich  nach  der  Auflösung  der  National- 
versammlung, da  die  von  Preußen  nicht  mehr  anerkannte  provisorische 
Zentralgewalt  des  Reichsverwesers  nur  noch  ein  schattenhaftes  Dasein 
führte,  über  eine  gemeinsam  zu  übernehmende  provisorische  Bundesleitung 
verständigt,  aber  noch  bevor  diese  ins  Leben  trat,  berief  Österreich  als 
Präsidialmacht  auf  den  10.  Mai  1850  eine  außerordentliche  Bundesplenar- 
Versammlung  nach  Frankfurt.  Obwohl  nur  acht,  später  elf  Regierungen, 
darunter  die  noch  mit  Deutschland  im  Kriege  befindliche  dänische,  ver- 
treten waren,  erklärte  sich  die  Versammlung  für  beschlußfähig  und  ver- 
fügte, nachdem  sie  sich  am  2.  September  auch  als  engerer  Rat  konstituiert 
hatte,  sofort  die  Bundesexekution  gegen  das  schleswig-holsteinische  und 
das  kurhessische  Volk,  die  für  ihr  Pesthalten  an  Recht  und  Verfassung 
von  dem  Bunde  gezüchtigt  werden  sollten.  Nachdem  Preußen  sich  im 
Olmützer  Vertrage  vom  29.  Nov.  1850  unterworfen  hatte  und  die  zur 
Vereinbarung  einer  Bundesreform  eröffneten  Dresdener  Konferenzen  er- 
gebnislos geblieben  waren,  wurde  die  Bundesversammlung  im  Mai  1851 
wieder  von  sämtlichen  deutschen  Regierungen  anerkannt.  Der  Bundestag 
hatte  in  den  Jahren  der  Prüfung  nichts  gelernt  und  nichts  vergessen. 
Die  schmachvollste  Reaktion  im  Bunde  wie  in  den  Einzelstaaten  nahm 
ihren  Anfang.  In  den  Jahren  der  Bewegung  hatten  sämtliche  Staaten 
die  noch  keine  Repräsentativverfassung  besaßen,  eine  solche  erhalten;  in 
anderen  waren  die  bestehenden  Verfassungen  zum  Teil  neugestaltet  worden. 
Die  Verfassungsgesetze  waren  größtenteils  im  Wege  der  Vereinbarung  zu- 
stande gekommen,  der  geringere  Teil  beruhte  auf  einseitigem  Regierungs- 
erlaß. Überall  hatte  ein  erfreulicher  Fortschritt  stattgeftinden.  Die  Patri- 
monialgerichte  waren  größtenteils  beseitigt,  die  Gerichtsverfiaissungen 
überhaupt  in  einer  den  modernen  Anschauungen  entsprechenden  Weise 
reformiert.  Strafrecht  und  Prozeß  in  derselben  Richtung  umgestaltet,  Reli- 
gions-,  Gewerbe-,  Preß-  und  Versammlungsfreiheit  durchgeführt,  die  ver- 
schiedene Berechtigung  der  Standesklassen  aufgehoben,  das  Jagdrecht  auf 
fremdem  Grund   und   Boden   beseitigt  u.  dgl.  m.    An  Auswüchsen   der 
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Volksfreiheit  und  des  parlamentarischen  Systems  fehlte  es  freilich  nicht, 
und  eine  auf  diese  beschränkte  Revision  würde  sich  den  Dank  der  N'ation 
erworben  haben.  Das  genügte  aber  der  Bundesversammlung  und  vielen 
Einzelregierungen  nicht.  In  Österreich,  Holstein,  Sachsen,  Würtemberg 
und  beiden  Meklenburg  wurden  die  neuen  Verfassungen  auf  Bundes- 
beschluB  wieder  aufgehoben  und  die  früheren  Zustande  hergestellt  Am 
schroffsten  waren  die  Verfassungsbrüche  in  Hannover  und  Kurhessen, 
beide  vom  Bundestag  gutgeheißen  und  unter  seinen  Schutz  genommen. 
Das  „monarchische  Prinzip"  der  Wiener  Ministerialkonferenz  kam  wieder 
zu  Ehren  und  wurde  seitens  der  Bundesversammlung  in  willkürlichster 
Weise  benutzt,  um  die  Einzelregierungen  zu  mehr  oder  minder  gewalt- 
samen Verfassungsrevisionen  zu  veranlassen  oder  darin  zu  bestärkend 

Erst  der  Eintritt  der  Regentschaft  des  Prinzen  von  Preußen  (1858) 
führte  einen  Umschlag  herbei.  Seit  Preußen,  von  männlicher  Hand 
regiert,  sich  wieder  in  verfassungsmäßigen  Bahnen  bewegte  und  einem 
gemäßigten  Fortschritt  huldigte,  hatte  die  Reaktion  auch  in  der  Bundes- 
versammlung allen  Boden  verloren.  Die  Bundesreform  trat  wieder  in 
den  Vordergrund.  Ein  von  der  sächsischen  Regierung  aufgestellter  Ent- 
wurf hatte  keine  weiteren  Folgen.  Ein  anderer,  1862  von  neun  Mittel- 
staaten in  einer  Konferenz  zu  Würzburg  vereinbarter  Entwurf,  welcher 
der  Bundesversammlung  für  gewisse  Akte  der  Gesetzgebung  eine  aus  Ab- 
geordneten der  Landesvertretungen  gebildete  Delegiertenversanmilung  zur 
Seite  stellen  wollte,  wurde  vom  Bundestag  abgelehnt  Ein  neues  Projekt 
einer  sehr  verwickelten  Bundesverfassung  wurde  1863  von  Österreich 
einem  auf  seine  Einladung  in  Frankfurt  zusammengetretenen  Fürstentag 
vorgelegt,  schöiterte  aber  am  Widerspruch  des  Königs  von  Preußen,  der 
jede  Beteiligung  an  den  Verhandlungen  ablehnte,  wenn  nicht  eine  wahre 
Nationalvertretung  auf  Grund  allgemeiner  Wahlen  und  die  volle  Gleich- 
stellung beider  Großmächte  in  betreff  des  Präsidiums  in  Aussicht  ge- 
nommen würden;  außerdem  verlangte  Preußen  für  jede  der  beiden  Groß- 
mächte ein  Veto  gegen  alle  nicht  den  unmittelbaren  Schutz  des  Bundes- 
gebietes betreffenden  Bundeskriege. 

Der  Gegensatz  der  beiden  Großmächte  trat  noch  einmal  in  den 
Hintergrund  infolge  des  von  beiden  gemeinsam  unternommenen  deutsch- 
dänischen  Krieges*,    aber   der    den  Krieg   beendigende   Wiener  Friede 


'  Die  einzige  yerdienstvoUe  Leistung  der  Bandesversammlung  aus  dieser  Zeit 
war  der  auf  Antrag  Baiems  gefaßte  Bundesbeschluß  vom  IS.  Dez.  1856 ,  durch 
den  die  Bundesstaaten  zur  Beschickung  der  Nürnberger  Kommission  behufs  Aus- 
arbeitung  eines  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuches  eingeladen  wurden. 

*  In  Dänemark  hatte  nach  dem  Tode  Friedrichs  VII.  (15.  Nov.  1863)  auf 
Grund  des  Londoner  Vertrages  vom  8.  Mai  1852  und  des  dänischen  Thronfolge- 
gesetzes vom  31.  Juli  1853  Christian  IX.  den  Thron  bestiegen,  während  die  Suc- 
cession  in  Schleswig-Holstein,  wo  die  Stände  die  Änderung  des  Thronfolgegesetzes 
nicht  genehmigt  hatten,  verfassungsmäßig  dem  Hause.  Augustenburg  zustand.  Da 
aber  das  Haupt  des  letzteren,  Herzog  Christian,  dem  Londoner  Vertrage  zuge- 
stimmt hatte,   so  war  damit  nach  lehnrechtlichen  Grundsätzen  fiir  ihn  und  seine 
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(30.  Okt.  1864),  in  welchem  Dänemark  die  Herzogtümer  Schleswig,  Holstein 
und  Lauenburg  zur  Verfugung  der  beiden  Verbündeten  abtrat,  brachte 
neuen  ZündstoflF.  Zwar  wurde  die  lauenburgische  Frage  durch  den  Gasteiner 
Vertrag  (14.  Aug.  1865)  endgültig  beigelegt,  indem  Österreich  gegen  eine 
Geldentschädigung  seine  Ansprüche  an  Preußen  abtrat,  aber  im  übrigen 
kam  es  nur  zu  einem  bedenklichen  Provisorium,  da  Preußen  die  alleinige 
Verwaltung  in  Schleswig,  Österreich  die  in  Holstein  übernahm,  die  Hoheite- 
rechte  über  beide  aber  bis  zu  endgültiger  Entscheidung  über  das  Schick- 
sal der  Herzogtümer  gemeinsam  blieben.  Nachdem  Österreich  einseitig 
diese  Entscheidung  in  die  Hände  des  Bundestages  gelegt  und  die  hol- 
steinischen Stande  einberufen  hatte,  sah  Preußen  darin  eine  Kündigung 
des  Gasteiner  Vertrages  und  rückte  zur  Wahrung  seines  Mitbesitzes  wieder 
in  Holstein  ein.  Österreich  wich  einer  Begegnung  aus,  beantragte  aber 
bei  der  Bundesversammlung  die  Mobilmachung  gegen  Preußen.  Das 
Bundesrecht  bot  dafür  keine  Handhabe,  nur  die  Einleitung  eines  Austrag- 
verfahrens wegen  Besitzstörung  (S.  883)  würde  der  Bundesverfassung  ent- 
sprochen haben.  Indem  der  österreichische  Antrag  am  14.  Juni  1866 
zum  Bundesbeschluß  erhoben  wurde,  machte  sich  die  Bundesversammlung 
eines  Verfassungsbruches  schuldig,  der  für  Preußen  der  Anlaß  wurde, 
noch  an  demselben  Tage  seinen  Austritt  aus  dem  Bunde  zu  erklaren. 
Ihm  folgten  die  meisten  norddeutschen  Staaten.  Die  ausgetretenen  bis- 
herigen Bundesglieder  vereinigten  sich  zu  einem  Schutz-  und  Trutzbündnis 
und  zur  Errichtung  eines  norddeutschen  Bundesstaates  in  Anlehnung  an 
die  von  Preußen  kurz  vor  seinem  Austritt  in  der  Bundesversammlung 
vorgelegten  „Grundzüge  einer  Bundesreform".  Der  Verlauf  des  Krieges 
entschied  zu  Gunsten  des  neuen  Bundesstaates.  Im  Nikolsburger  Prali- 
minarvertrag  vom  26.  Juli  und  dem  Prager  Frieden  vom  23.  Aug.  1866 
erkannte  Österreich  die  Auflösung  des  Deutschen  Bundes  an,  trat  seine 
Ansprüche  auf  Schleswig-Holstein  an  Preußen  ab  und  erklärte  seine  Ein- 
willigung zu  der  Errichtung  eines  Norddeutschen  Bundes  unter  preußischer 
Führung,  sowie  zu  der  Herstellung  einer  „nationalen  Verbindung"  desselben 
mit  den  süddeutschen  Staaten.  Nachdem  die  Verbündeten  des  Kaiser- 
Staates  in  Einzelverträgen  ebenfalls  zugestimmt  hatten,  war  die  Bahn  für 
die  Neugestaltung  des  Deutschen  Reiches  geebnet  Am  24.  Aug.  1866 
löste  sich  der  Rest  der  zuletzt  nach  Augsburg  übergesiedelten  Bundes- 
versammlung auf. 


Nachkommen  das  Successionsrecht  beseitigt  (S.  415).  Es  war  daher  gerechtfertigt, 
wenn  Österreich  und  Preußen,  zumal  selbst  durch  den  Londoner  Vertrag  gebunden, 
Christian  IX.  auch  als  Herzog  von  Schleswig -Holstein  anerkannten  und  nur  ver- 
langten,  daß  die  seit  dem  15.  Jahrhundert  gewährleistete  verfassungsmäßige  Ver- 
bindung beider  Herzogtümer  (S.  389)  aufrechterhalten  und  die  Einverleibung 
Schleswigs  in  Dänemark  rückgängig  gemacht  werde.  Erst  als  dies  verweigert 
wurde,  schritten  sie  zum  Kriege. 
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Labamd,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  1^,  3—51  (1888).  H.  Schulze, 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechtes  1,  146 — 176  (1881).  G.  Meter,  Deutsch. 
Staatsrecht^  154  ff.  Mejes,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht',  1884.  HIkel, 
Studien  zum  deutschen  Staatsrechte,  2  Bde,  1873/80.  Thudichum,  Yerfassungsrecht 
des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Zollvereins,  1870.  Bindikq,  Gründung 
des  Norddeutschen  Bundes,  1889.  y.  Stbel,  Begründung  des  Deutschen  Reiches 
5.  6.  7.  (1889—94).  G.  Meybe,  Das  parlamentarische  Wahlrecht  235—266.  Le  Port 
u.  PosEMEB,  a.  a.  O.  (S.  874)  1,  117  ff.  Klöppel,  Dreißig  Jahre  Deutscher  Ver- 
fassungsgeschichte, I.  1900. 

Durch  Bündnisvertrag  vom  19./21.  Aug.  1866  hatten  sich  achtzehn 
norddeutsche  Staaten,  denen  noch  Hessen-Darmstadt  (mit  seinen  nördlich 
des  Mains  belegenen  Gebietsteilen),  Reuß  ä.  L.,  Sachsen-Meiningen  und 
das  Königreich  Sachsen  in  ihren  mit  Preußen  abgeschlossenen  Friedens- 
verträgen vom  3.  und  16.  Sept.,  8.  und  21.  Okt.  beitraten,  zu  einem 
Schutz-  und  lYutzbündnis  unter  preußischer  Führung  und  weiter  zu 
seiner  Umwandlung  in  ein  verfassungsmäßiges  Bundesverhältnis  auf 
Grundlage  der  preußischen  „Grundzüge  einer  Bundesreform"  (10.  Juni 
1866)  vereinigt.  Der  Entwurf  der  Bundesverfassung  sollte  durch  Bevoll- 
mächtigte der  verbündeten  Regierungen  ausgearbeitet  und  dann  einem 
auf  Grund  des  Reichwahlgesetzes  vom  12.  April  1849  (S.  891)  zu  wählen- 
den Parlament  „zur  Beratung  und  Vereinbarung"  vorgelegt  werden. 
Soweit  die  Verfassung  der  einzelnen  Staaten  es  erforderte,  wurde  von 
diesen  die  ständische  Genehmigung  des  abgeschlossenen  Bündnisvertrages 
eingeholt  Die  Wahl  des  konstituierenden  Reichstages  erfolgte  am  12.  Febr. 
1867,  teils  auf  Grund  einzelstaatlicher  Ausführungsverordnungen  zum 
Reiehswahlgesetz,  teils  (nach  dem  Vorgang  Preußens)  auf  Grund  beson- 
derer Landeswahlgesetze,  in  denen  die  landesgesetzliche  Zustimmung  zu 
dem  vereinbarten  Verfassungswerk  vorbehalten  bliebt  Eine  nach  Berlin 
einberufene  Konferenz  von  Bevollmächtigten  der  verbündeten  Regierungen 
hatte  ihren  auf  Grund  einer  preußischen  Vorlage  ausgearbeiteten  Entwurf 
einer  Bundesverfassung  am  7.  Febr.  1867  zum  Abschluß  gebracht  und 
die  preußische  Regierung  mit  der  Vorlage  und  Vertretung  bei  dem  Reichs- 
tage beauftragt  Der  am  24.  Febr.  eröflhete  Reichstag  erteilte  bereits 
am  16.  April  seine  Zustimmung,  und  nachdem  die  von  ihm  beschlossenen 
Abänderungen  des  Entwurfes  die  einmütige  Genehmigung  der  Regierungen 
gefunden  hatten,  wurde  dem  Reichstage  am  17.  April  1867  durch  König 
Wilhelm  im  Namen  der  Verbündeten  feierlich  verkündet,  daß  die  Regie- 
rungen die  Bundesverfassung  in  dieser  Gestalt  nach  Maßgabe  der  in  den 
einzelnen  Ländern   bestehenden   Verfassungen   zur    gesetzlichen   Geltung 

'  Da  der  Inhalt  der  Bundesverfassung  von  den  Regierungen  lediglich  mit 
dem  konstituierenden  Reichstage  zu  vereinbaren  war,  so  konnte  sich  jener  Vor- 
behalt, wie  namentlich  BmDiNO  hervorhebt,  nur  auf  die  Rechtskraft  der  neuen 
Verfassung  gegenüber  den  Einzelverfassungen  beziehen. 
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bringen  würden.  Eine  formelle  Publikation  von  Bundes  wegen  erfolgte 
nicht,  da  es  dafür  noch  an  den  verfassungsmäßigen  Organen  fehlte.  Da- 
gegen fand  in  samtlichen  Bundesstaaten,  nachdem  die  Durchbrechung 
der  einzelnen  Landesverfassungen  durch  die  Bundesverfassung  überall  die 
-erforderliche  ständische  Genehmigung  erhalten  hatte,  eine  landesgesetzliche 
Verkündigung  statt*.  Die  Bundesverfassung  trat  am  1.  Juli  1867  in 
Kraft.  Unter  Gegenzeichnung  des  am  14.  Juli  zum  ^^Bundeskanzler  des 
Norddeutschen  Bundes"  ernannten  Grafen  von  Bismarck-Schönhausen  ver- 
kündigte König  Wilhelm  I.  durch  Publikandum  vom  26.  Juli,  daß  die  in 
ihrem  vollen  Wortlaut  mitgeteilte  „Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes*^ 
von  den  verbündeten  Eegierungen  „mit  dem  zu  diesem  Zwecke  berufenen 
Eeichstage  vereinbart"  und  im  ganzen  Umfang  des  Norddeutschen  Bundes- 
gebietes unter  dem  25.  Juni  verkündet  worden  und  am  1.  Juli  in  Kraft 
getreten  sei,  sowie  daß  der  König  die  ihm  „durch  die  Verfassung  des 
Norddeutschen  Bundes  übertragenen  Rechte,  Befugnisse  und  Pflichten" 
für  sich  und  seine  Nachfolger  in  der  Krone  Preußen  übernehme*. 

Der  „Norddeutsche  Bund"  umfaßte,  außer  dem  durch  Einverleibung 
von  Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Frankfurt  und  Schleswig-Holstein  und 
kleinere  baierische  und  hessische  Abtretungen  vergrößerten  Königreich 
Preußen,  die  sämtlichen  nördlich  der  Mainlinie  belegenen  deutschen  Staaten  ^ 
mit  Ausnahme  der  holländischen  Provinz  Limburg  und  des  souverän  ge- 
wordenen Großherzogtums  Luxemburg  ^  Der  Norddeutsche  Bund  war 
ein  Bundesstaat,  dessen  Regierung  in  die  Hände  des  mit  der  Krone 
Preußen  verbundenen  Bundespräsidiums  und  des  aus  den  Vertretern  der 
Bundesregierungen-  gebildeten  Bundesrates  gelegt  war®.   Die  Bundesgesetz- 


*  Über  die  rechtliche  Bedeutung  dieser  Verkündigungen,  die  in  der  Zeit  yom 
21.  bis  27.  Juni  (nicht,  wie  das  Publikandum  angiebt,  am  25.  Juni)  erfolgten,  vgL 
Anm.  1.  Für  den  Norddeutschen  Bund  selbst  war  die  Bundesverfassung  von  vorn- 
herein Bundesgesetz,  also  gemeines  Recht,  nicht  bloß  übereinstimmendes  I^andes- 
recht  der  Einzelstaaten. 

'  Nr.  1  des  Bundesgesetzblattes. 

^  Nämlich  Königreich  Sachsen,  die  Großherzogtümer  Sachsen- Weimar,  Olden- 
burg, Meklenburg- Schwerin  und  Strelitz,  die  Herzogtümer  Braunschweig,  Anhalt, 
Sachsen-Meiningen,  Altenburg  und  Roburg-Gotha ,  die  Fürstentümer  Schwarzburg- 
Rudolstadt  und  Sondershausen,  Waldeck,  beide  Reuß,  Schaumburg- Lippe  und  Lippe 
(Detmold),  die  freien  und  HansestUdte  Lübeck,  Hamburg,  Bremen  und  die  rechts- 
mainischen  Teile  des  Großherzogtums  Hessen,  während  Baiem  auch  mit  seinen 
nördlich  des  Maines  gelegenen  Gebietsteilen  außerhalb  des  Bundes  blieb.  Über 
das  Verhältnis  der  Oberlausitz  zu  Österreich  und  der  Stadt  Wismar  zu  Schweden 
(S.  878)  vgl.  Bb.  Schmidt,  Ansprüche  auswärtiger  Staaten  auf  gegenwärtiges  deutsches 
Reichsgebiet,  1894. 

*  Luxemburg  wurde  durch  den  Londoner  Vertrag  von  1867  unter  der  Garantie 
der  europäischen  Großmächte  für  neutral  erklärt,  nachdem  Preußen  auf  sein  Be- 
satzungsrecht in  der  Bundesfestung  Luxemburg  verzichtet  hatte. 

^  Das  Stimmenverhältnis  im  Bundesrat  wurde  nach  den  Vorschriften  für  das 
Plenum  des  ehemaligen  Bundestages  geregelt,  indem  Preußen  unter  Hinzurechnung 
der  Stimmen  von  Hannover  (4),  Kurhessen  (8),  Holstein  (3),  Nassau  (2)  und  Frank- 
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gebung  wurde  durch  den  Bundesrat  und  den  aus  aligemeinen,  direkten 
Wahlen  mit  geheimer  Abstimmung  hervorgehenden  Reichstag  ausgeübt; 
die  Übereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen  war 
zu  einem  Bundesgesetz  erforderlich  und  ausreichend^,  nur  bei  Gesetz- 
vorschlagen über  das  Militärwesen  und  die  Kriegsmarine  sollte  im  Bundes- 
rat die  Stimme  des  Präsidiums,  also  Preußens,  den  Ausschlag  geben, 
wenn  sie  sich  für  die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Einrichtungen 
aussprechen  würde.  Die  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Bundes- 
gesetze und  die  Überwachung  ihrer  Ausführung  stand  dem  Präsidium  zu. 
Das  Organ  des  Präsidiums  war  der  von  diesem  ernannte  verantwortliche 
Bundeskanzler. 

Der  weitere  Ausbau  der  Bundesverfassung  erfolgte  durch  verschiedene 
Bundessteuergesetze  (Tabak-,  Braumalz-,  Branntweinsteuer  1 868,  Wechsel- 
stempelsteuer 1869)  und  das  Wahlgesetz  vom  31.  Mai  1869,  das  für  die 
Reichstagswahlen  an  die  Stelle  des  Reichswahlgesetzes  von  1849  trat,  so- 
dann durch  die  Errichtung  des  Bundesoberhandelsgerichts  zu  Leipzig 
(12.  Juni  1869)8.  Die  Peststellung  des  Verhältnisses  zu  den  süddeutschen 
Staaten  war  nach  Art.  79  der  Bundesverfassung  besonderen,  dem  Reichs- 
tag zur  Genehmigung  vorzulegenden  Verträgen  vorbehalten,  während  ihr 
Eintritt  oder  der  Eintritt  eines  derselben  in  den  Bund  auf  den  Vorschlag 
des  Bundespräsidiums  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung  erfolgen  solltet 
Schon  gleichzeitig  mit  den  zwischen  Preußen  und  den  süddeutschen  Staaten 
abgeschlossenen  Friedensverträgen  (18.,  17.  und  22.  Aug.,  3.  Sept.  1866) 
war  es  zu  der  Abschließung  von  Schutz-  und  Trutzbündnissen  mit  gegen- 
seitiger Gebietsgewähr  und  der  Einräumung  des  Oberbefehls  über  die 
gesamte  süddeutsche  Kriegsmacht  an  den  König  von  Preußen  für  den 
Fall  eines  Krieges  gekommen.  Die  süddeutschen  Staaten  hatten  sieh 
daraufhin  gegenseitig  zu  einer  der  preußischen  Wehrverfiwsung  entsprechen- 
den  Heeresorganisation  innerhalb  ihrer  Staaten  verpflichtet  und  fdr  die 
ehemaligen  Bundesfestungen  (Ulm,  Rastatt,  Landau,  Mainz)  eine  gemein- 


fnrt  (1)  auf  17  Stimmen  kam;  das  Großherzogtam  Hessen  erhielt  nur  eine  Stimme. 
Die  Gesamtzahl  der  Stimmen  belief  sich  auf  43.    Vgl.  §  S3,  n.  18. 

^  Verfassungsänderungen  bedurften  im  Bundesrat  einer  Zweidrittelmehrheit 
'  Dem  Bundesoberhandelsgericht  wurden   spftter  noch  verschiedene   andere 
reichsgesetzlicb  geregelte  Gegenstände  überwiesen.   Im  übrigen  begnügte  sich  die 
Bundesgesetzgebung  hinsichtlich  des  Gerichtswesens  mit  dem  Gesetz  über  die  Ge- 
währung der  Rechtshilfe  vom  21.  Juni  1869.    Die  Einheitlichkeit  des  Postwesens 
wurde  dadurch  erreicht,  daß  die  1866  noch  in  zehn  norddeutschen  Staaten  erhaltene 
Thum-  und  Taxis'sche  Post  am  1.  Jan.  1868  auf  Grund  eines  Ablösungsvertrages 
von  der  Bundespostyerwaltung  übernommen  wurde.   Vgl.  v.  Stbel,  a.  a.  0.  6,  82  ff. 
•  In  Art.  4  des  Prager  Friedens  von  1866  hatte  der  Kaiser  von  Osterreich 
sich  damit  einverstanden  erklärt,  daß  die  südlich  der  Mainlinie  gelegenen  deutschen 
Staaten  „in  einen  Verein  zusammentreten,  dessen  nationale  Verbindung  mit  dem 
Norddeutschen  Bunde   der  näheren  Verständigung   zwischen   beiden  vorbehalten 
bleibt  und  der  eine  internationale  unabhängige  Existenz  haben  wird".    Da  der  süd- 
deutsche Bund  nicht  zustande  kam,  so  war  diese  Abmachung  gegenstandslos. 
B.  SobbAmb,  DeatMdie  BechtigMOhiohte.    4.  Aofl.  57 
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sohafkliche  Festangskommission  eingesetzt.  Dazu  kam  der  zunächst  für 
die  Dauer  von  zehn  Jahren  abgeschlossene  ZoUvereinsyertrag  vom  8.  Juli 
1867,  der  den  früher  auf  rein  völkerrechtlicher  Grundlage  beruhenden 
deutschen  Zollverein  (S.  888  f.)  in  bundesstaatlicher  Richtung  umgestaltete, 
indem  der  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  durch  den  Hinzutritt 
süddeutscher  Abgeordneten  zum  deutschen  „Zollparlamenf^,  der  Bundesrat 
durch  Hinzutritt  der  süddeutschen  Regierungsvertreter  zum  „Bundesrat 
des  Zollvereins'^  erweitert  und  der  Krone  Preußen  das  Präsidium  ein- 
geräumt wurde  ^®. 

Die  Umbildung  des  Norddeutschen  Bundes  zum  ,,Deutschen  Reiche'' 
vollzog  sich  infolge  des  deutsch-französischen  Krieges  am  I.Januar  1871 
durch  den  Eiütritt  der  vier  süddeutschen  Staaten  in  den  Bund  kraft  der 
Versailler  Vertrage,  die  der  Norddeutsche  Bund  am  15.  November  1870 
mit  Baden  und  Hessen  und  am  23.  November  mit  Baiem  abgeschloesen 
hatte,  und  des  entsprechenden  Berliner  Vertrages  vom  25.  November  1870 
mit  Würtemberg.  Die  verfassungsmäßige  Genehmigung  dieser  Verträge 
(mit  der  durch  dieselben  bedingten  Abänderung  der  Bundesverfassung) 
erfolgte  im  Norddeutschen  Bunde  im  Wege  der  Bundes-,  in  den  süd- 
deutschen Staaten  im  Wege  der  Landesgesetzgebung,  und  zwar  in  Baiem 
erst  am  21.  Januar  1871,  in  den  übrigen  Staaten  noch  im  Laufe  des 
Jahres  1870  ^^  Das  Deutsche  Reich  war  denmach  keine  Neugründung, 
sondern  in  allen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  die  Fortsetzung  des  Nord- 
deutschen Bundes,  dessen  Gesetze  mit  wenigen  Ausnahmen  den  Charakter 
von  Reichsgesetzen  erhielten  ^^  Am  18.  Jan.  1871  nahm  König  Wilhelm  I. 
auf  den  im  Namen  der  deutschen  Bundesfürsten  und  freien  Städte  ge- 
stellten Antrag  des  Königs  von  Baiem  für  sich  und  seine  Nachfolger  in 
der  Krone  Preußen  und  dem  Präsidium  des  Deutschen  Reiches  den  Titel 
„Deutscher  Kaiser'^  an.  Die  notwendig  gewordene  Neuredaktion  der  Ver- 
&ssung  des  Deutschen  Reiches  erfolgte  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung 
und  wurde  am  16.  April  1871  verkündigt^'. 

Durch  Reichsgesetz  vom  9.  Juni  1871  wurde  das  durch  den  Frank- 
furter Frieden  vom  10.  Mai  1871  abgetretene  Gebiet  von  Elsaß -Loth- 
ringen in  den  Reichsverband  aufgenommen,  unter  gleichzeitiger  Organi- 


10  Im  Zollbondesrat  erhielten,  entsprechend  dem  Plenum  der  ehemaligen 
Bundesversammlang,  Würtemberg  vier,  Baden  und  Hessen  je  drei  Stimmen;  Baiem 
wurde  von  vier  auf  sechs  Stimmen  erhöbt  Die  Verkündigung  der  Vereinsgesetxe 
sollte  in  den  süddeutschen  Staaten  „in  den  daselbst  geltenden  Formen",  also  nicht 
durch  das  Präsidium,  erfolgen.  Als  preußischer  Zollanschluß  blieb  auch  das  Groß- 
herzogtum Luxemburg  innerhalb  des  Zollvereinsgebietes,  ohne  an  der  ZoUvereins- 
verfassung  aktiv  teilzunehmen.    Vgl.  §  84,  n.  16.    Laband,  a.  a.  0.  4^  893. 

^^  Vgl.  Bundesgesetzblatt  des  Norddeutschen  Bundes  1870,  S.  627—662. 
Reichsgesetzblatt  1871,  S.  9-26. 

**  Art  2  des  baierischen  Vertrages  enthält  ausdrücklich  die  Bestimmung:  „Die 
Verfassung  des  Deutschen  Bundes  ist  die  des  bisherigen  Norddeutschen  Bundes, 
jedoch  mit  folgenden  Abänderungen". 

^*  Vgl  Beichsgesetzblatt  1871,  S.  63  ff. 


Digitized  by 


Google 


§  86.    Der  Norddeutsche  Band  und  die  Errichtung  des  Deutschen  Reiches.     899 

sation  als  Beiohsland  und  mit  der  BestimmuDg,  daß  die  Beichsyerfiftssang 
dort  mit  dem  1.  Jan.  1878  in  Kraft  zn  treten  habe.  Die  durch  Vertrag 
vom  1.  Juli  1890  von  England  abgetretene  Insel  Helgoland  wurde  dem 
Deutschen  Reiche,  unter  Überweisung  an  Preußen ,  durch  Reichsgesetz 
vom  15.  Dez.  1890  einverleibt.  Die  seit  1884  erworbenen  Schutzgebiete 
siild  Nebenländer  unter  der  Schutzgewalt  und  Gesetzgebung  des  Deutschen 
Reiches,  bilden  aber  keinen  Bestandteil  des  Reichsgebietes  ^^ 

Die  überaus  verworrenen  Zustande  auf  dem  Gebiete  der  Gerichts- 
verfassuDg"  wurden,  mit  Rechtskraft  vom  1.  Okt.  1879,  durch  das  Ge- 
richtsverfessnngsgesetz  vom  27.  Jan.  1877  neu  geregelt^®.  Eine  gewisse 
Einheitlichkeit  bestand  nur  auf  Grund  der  durch  DBA.  12  gewährleisteten 
drei  Instanzen.  Die  Oberlandesgerichte  (Appellationsgerichte,  in  Hannover 
die  großen  Senate  der  Obergerichte)  und  die  obersten-  Gerichtshöfe^^ 
waren  durchweg  als  Eollegialgerichte  organisiert.  Zum  Teil  waren  auf 
Grund  noch  bestehender  Exemtionen  die  Oberlandesgerichte  zugleich  Ge- 
richte erster  -  Instanz  für  gewisse  privilegierte  Klassen ".  Die  Reichs- 
gesetzgebung hat  diese  Exemtionen  aufgehoben  und  nur  far  die  landes- 
herrlichen Familien  und  das  fürstliche  Haus  Hohenzollem  den  privile- 
gierten Gerichtstand  nach  Maßgabe  der  Hausgesetze,  für  die  Standesherren 
dagegen  nur  in  Strafsachen  das  Recht  der  Austräge  nach  Maßgabe  der 
Landesgesetze  aufrechterhalten.   Das  in  einzelnen  Staaten  noch  in  Übung 


^*  Vgl.  die  Schutzgebietsgesetze  v.  17.  April  1886,  19.  Mftns  1888  und  25.  Juli 
1900.  Dazu  die  Gesetze  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  y.  10.  Juli  1879  und 
7.  April  1900. 

**  Vgl.  Entwurf  des  Ger.- Verf.- Gresetzes,  Drucksachen  des  Reichstages,  2.  Leg.- 
Periode,  2.  Sess.  1874,  Nr.  4.  Fecht,  Gerichtsverfassungen  der  deutschen  Staaten, 
2  Bde,  1868.  L.  Hauff,  GhsrichtsverfiBissung  der  deutschen  Staaten,  1856.  Während 
in  beiden  Meklenburg  und  in  beiden  Lippe  im  wesentlichen  alles  beim  alten  ge- 
blieben war,  hatte  sich  in  den  übrigen  deutschen  Staaten  die  Neuorganisation 
teils  durch  die  französische  Gesetzgebung,  teils,  nach  1848,  im  Wege  der  eigenen 
Landesgesetzgebung  vollzogen.  Für  Preußen,  mit  Ausschluß  des  Gebietes  des 
französischen  Rechts  (Appellationsgerichtshof  Köln),  vgl.  VO.  v.  2.  Jan.  1849  nebst 
Ges.  V.  26.  April  1851;  für  Hohenzollem  Ges.  v.  30.  April  1851;  für  Schleswig- 
Holstein,  Kurhessen,  Nassau  VOO.  v.  26.  Juni  1867;  für  Hannover  Ger.-Verf.-Ges. 
V.  1850  und  1859;  für  Baiem  Ger.-Org. -Gesetz  v.  1848  und  Ger.-Verf.-Ges.  v.  1861; 
für  Würtemberg  Ger.-Verf.-Ges.  v.  1868;  für  Baden  Ger.-Verf.-Ges.  v.  19.  Mai  1864. 

'^  Vgl.  die  als  Taf.  V  beigefügte  Übersichtskarte  nach  Stammlbb.  Gleichzeitig 
mit  dem  Ger.- Verf.- Gesetz  traten  in  Kraft  die  Civilprozeßordnung  v.  SO.  Jan.  1877, 
die  Strafprozeßordnung  v.  1.  Febr.  1877,  die  Konkursordnung  v.  10.  Febr.  1877 
und  die  Bechtsanwaltsordnung  v.  1.  Juli  1878.  Einige  Abfindernngen  des  Ger.- 
Verf.-Ges.  sind  durch  Reichsgesetz  v.  17.  Mai  1898  (RGBl.  1898,  S.  252  ff.)  erfolgt. 

^'  In  Preußen  bestanden  früher  zwei  oberste  Gerichtshöfe,  das  Obertribunnl 
und  für  das  Gebiet  des  französischen  Rechts  der  rheinische  Revisions-  und  Kas- 
sationshof, der  1852  mit  dem  Obertribunal  vereinig^  wurde.  Dasselbe  geschah 
1874  mit  dem  1867  für  die  nenerworbenen  Landesteile  errichteten  Oberappellations- 
gericht 

*^  Ganz  unberührt  hatte  sich  der  eximierte  Gerichtstand  nur  in  beiden  Meklen- 
burg und  beiden  Lippe  erhalten.  Die  übrigen  deutschen  Staaten  hatten  zum  Teil 
Exemtionen  zu  Gunsten  der  Standesherreu,  auf  Grund  der  DBA.  14. 

57* 
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gebliebene  Bechtsmittel  der  AktenTerseiidnng  ^nirde  aufgehoben.  Als 
oberster  Gerichtshof  für  das  gesamte  Reich  wurde  das  Reichsgericht,  mit 
dem  Sitze  zu  Leipzig,  das  zugleich  an  die  Stelle  des  früheren  Reichs- 
oberhandelsgerichts trat,  errichtet  ^•. 

Sehr  verschieden  gestaltet  waren  die  Gerichte  erster  Instanz  för 
bürgerliche  Sachen.  Während  einige  Staaten  an  der  alten  Yerüassung 
mit  Einzelrichter  und  Gerichtschreiber  festhielten,  andere  in  prinziploser 
Weise  bald  Einzelrichter,  bald  EoUegialgerichte  entscheiden  ließen ,  hatte 
sich  in  den  meisten  deutschen  Staaten  eine  Sonderung  in  der  Art  voll- 
zogen, daß  alle  geringeren  Sachen  durch  Einzelrichter,  die  übrigen  durch 
EoUegialgerichte  entschieden  wurden.  In  Preußen  geschah  dies  in  der 
Weise,  daß  in  den  einzelnen  landratlichen  Kreisen  EreLsgerichte  und  in 
den  größeren  Städten  Stadtgerichte  mit  kollegialer  Verfassung  bestanden, 
die  geringeren  Sachen  aber  einzelnen  Kreisrichtern  als  delegierten  Richtern 
des  EoUegiums,  dem  sie  angehörten,  überwiesen  wurden '^  Eine  Berufung 
an  das  delegierende  EoUegium  gab  es  nicht.  Im  Gebiete  des  französischen 
Rechts,  sowie  in  Baden,  Baiern,  Oldenburg,  Braunschweig  und  den  1866 
von  Preußen  neu  erworbenen  Landesteilen  war  das  Gericht  des  Einzel- 
richters (Amtsgericht,  Friedensgericht,  in  Baiem  Land-  und  Stadtgericht) 
vom  EoUegialgericht  (Landgericht,  Bezirksgericht,  Ereisgericht),  das  dem 
französischen  Arrondissementsgericht  entsprach,  vollständig  getrennt  und 
dem  letzteren  zugleich  die  Berufungsinstanz  gegenüber  den  Entscheidungen 
des  ersteren  übertragen.  Das  Reichsgesetz  hat  diese  an  die  karolingische 
Gerichtsordnung  anklingende  Organisation  auf  seine  Amts-  und  Land- 
gerichte übertragen.  An  die  Stelle  der  früheren  Handelsgerichte  sind 
bei  den  Landgerichten,  soweit  ein  Bedürfnis  vorliegt,  unter  Beiziehung 
kaufmännischer  Handelsrichter  gebildete  Eammem  für  Handelssachen 
getreten. 

In  Strafsachen  erster  Instanz  hielten  beide  Meklenburg  und  beide  Lippe 
noch  ganz  an  den  alten  Einrichtungen  und  dem  Inquisitionsver&hren  fest 
In  allen  übrigen  Staaten  hatte  man  sich,  der  Einteilung  der  Delikte  ent- 
sprechend, an  die  Dreiordnung  der  französischen  Gerichtsordnung  an- 
geschlossen. Demgemäß  entschieden  über  Übertretungen  die  oben  er- 
wähnten Einzelrichter,  über  Vergehen  die  EoUegialgerichte,  über  Verbrechen 
aber  Schwurgerichte.  In  einigen  Staaten  war  man  in  der  Zuziehung  des 
Laienelementes  noch  weiter  gegangen:  far  Übertretungen  bestanden  mehr- 
fach Schöffengerichte,  in  Würtemberg  hatten  in  allen  drei  Ordnungen 
der  Gerichte  und  teilweise  selbst  in  bürgerlichen  Sachen  Laienrichter  mit- 
zuwirken. Das  Reichsgesetz  nahm  die  Schöffengerichte  und  die  Schwur- 
gerichte auf,  beließ  es  dagegen  in  der  zweiten  Ordnung  bei  den  kollegial 
zusammengesetzten  Strafkammern  der  Landgerichte. 

^^  Baiem  hat  bis  auf  weiteres  von  der  bedingten  Erlaubnis,  für  ein  begrenztes 
Gebiet  einen  eigenen  obersten  Landesgerichtshof  zu  halten,  Gebrauch  gemacht. 

*®  In  manchen  Städten,  die  kein  Kreisgericht  besaßen,  hatten  derartige  Dele- 
gierte (Kreisgerichtsdeputationen)  einen  ständigen  Sitz. 
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Die  Gerichtsverfassung  des  Reiches  kennt  nur  staatliche  Gerichte. 
Die  Patrimonialgerichte  in  beiden  Meklenburg  und  beiden  Lippe  wurden 
aufgehoben,  ebenso  die  hier  und  da  noch  erhalten  gebliebenen  standes- 
herrlichen Gerichte.  Den  in  einigen  Staaten  noch  anerkannten  geistlichen 
Ehegerichten  der  bischöflichen  wie  protestantischen  Konsistorien  wurde 
jeder  Eingriff  in  die  bürgerliche  Rechtssphäre  entzogen.  Als  Sonder- 
gerichte blieben  nur  die  Rheinschiffahrts-  und  ElbzoUgerichte,  die  in 
einigen  Staaten  bestehenden  agrarischen  und  Gemeinde-Gerichte,  die  Ge- 
werbegerichte, die  Forst-,  Feld-  und  PoUzeirügegerichte  und  die  verschie- 
denen Yerwaltungsgerichte  bestehen.  Die  notwendige  Reform  des  Militar- 
strafverfahrens  und  der  Militär- Gerichtsverfassung  ist  durch  die  Militar- 
strafgerichtsordnung  vom  1.  Dez.  1898  erfolgt 


Viertes  Kapitel. 
Die  Bechtsquellen. 

Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  2,  1864.  Stintzing  u.  Lands- 
BEBO,  G^sch.  d.  deutsch.  Rechtswissenschaft,  3  Bde,  1880 — 1889.  Roth,  System 
des  deutschen  Privatrechts  1,  1880.  Kjiaut,  Grundriß'  §§  18—18.  A.  B.  Schmidt, 
Gescfaichtl.  Grundlagen  des  bürgerl.  Rechts  im  Großherz.  Hessen,  Gieß.  Progr.  1898. 
Apfolteb,  Das  intertemporale  Privatrecht  165  ff.  177—219.  221—289.  242  ff.  322  ff. 

§  87.    Die  Juristische  Litteratur. 

Stobbe  2,  40  ff.  143—182.  414—26.  Stintzing,  Geschichte  der  populären 
Litteratur  des  römisch -kanonischen  Rechts  in  Deutschland,  1867;  Ulrich  Zasius, 
1857.  BöHLAU,  Kr.VJSchr.  23,  525  ff.  26,  1  ff.  Mutheb,  ZRG.  8,  99  ff.  Bhukneb, 
RG.  1, 14  ff.  Seokel,  Beiträge  z.  Geschichte  beider  Rechte  im  MA.  I.  1898.  v.  Auiba, 
Grundriß«  2  ff.  Siegel,  RG.»  1  ff.  108  ff.  128  ff.  145  ff.  Luschin  v.  Ebengbeuth, 
österr.  Reichsgeschichte  364  ff.  Rehu,  Gesch.  d.  Staatsrechtswissenschaft  (1896) 
231  ff.  GiEBKE,  Genossenschaftsrecht  3,  §  12;  Johannes  AI thusius,  1880.  Güntheb, 
Idee  der  Wiedervergeltung  2,  74  ff. 

Nach  der  Rezeption  der  fremden  Rechte  war  es  die  nächste  Aufgabe 
der  Wissenschaft,  diese  dem  Volke  zugänglich  und  verständlich  zu 
machen.  Dies  geschah  zum  Teil  durch  deutsche  Rechtsbücher,  in  denen, 
wie  schon  in  der  Glosse  zum  Sachsenspiegel  und  Sachs.  Weichbild,  neben 
den  benutzten  einheimischen  Quellen  auch  römisches  und  kanonisches 
Recht  herangezogen  wurde.  Zu  nennen  sind  hier*  die  Bearbeitungen  des 
Sachsenspiegels  von  Melchior  Kling  (1542),  die  Erbrechtsregeln  und 
die   Schriften   des    Lorenz    Fries    über  würzburgisches    Gerichtswesen, 


^  Erwähnung  verdient  auch  die  „Summa  der  rechte  weg  gnant*%  vgl. 
BoHLAu,  ZRG.  8,  165  ff.  325.    Stintzing  u.  Lamdsbebg  1,  12. 
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namentlich  sein  Zentbuch*.  Ein  wertvolles,  überwiegend  rein  deutschrecht- 
liches  Werk  aus  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  ist  das  Bügische 
Landrecht  oder  der  Wendisch-Bügianische  Landgebrauch  d^ 
Matthaeus  Normann  ^  Mechanische  Zusammenstellungen  der  Abweichungen 
des  heimischen  Bechts  von  dem  römischen  enthielten  die  sogenannten 
Differentiae,  während  Werke  aus  der  2.  Hälfte  des  17.  Jahrhunderte, 
wie  der  Usus  modernus  pandectarum  von  Stryk  und  Schilter's  Praxis 
iuris  Momani  in  foro  Germanico  das  deutsche  Becht  in  sj'stemaüschem 
Zusammenbang  mit  dem  römischen  behandelten^.  Den  Notaren  dienten 
verschiedene  Formelbücher  oder  Bhetoriken. 

Das  römische  Becht  suchte  man  teils  durch  deutsche  Übersetzungen, 
teils  durch  populäre  Darstellungen  zugänglich  zu  machen.  Die  älteste 
und  ausführlichste  Darstellung  des  römischen  Bechts  in  deutscher  Sprache 
ist  der  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  wahrscheinlich  in 
Schwäbischhall  verfaßte  „Elagspiegel^^,  später  „Bichterlich  Klagspiegel'' 
genannt  Das  Werk  behandelt  das  bürgerliche  Becht,  Strafrecht  und 
Strafverfahren.  Der  Verfasser  ist  unbekannt  Irrtümlich  wurde  später 
Sebastian  Brant  für  den  Yer&sser  gehalten,  weil  der  Elagspiegel  seit  der 
6.  Auflage  (1516)  von  ihm,  und  zwar  als  zweiter  Teil  des  Laienspiegels, 
herausgegeben  wurde*.  Der  Laienspiegel  (1509)  war  ein  Werk  des 
Ulrich  Tenngier,  Landvogt  zu  Höchstedt,  früher  Stadtschreiber  zu  Nörd- 
lingen^  Er  schöpfte  neben  dem  römischen  und  kanonischen  Becht  auch 
aus  dem  unmittelbaren  Bechtsleben.  Außer  gemeinrechtlichen  Quellen 
benutzte  der  Verfasser  die  italienische  Jurisprudenz,  besonders  das  Speculum 
des  Durantis,  ferner  die  Magdeburger  Fragen,  den  Schwabenspiegel,  den 
Klagspiegel  und  andere  populäre  Werke,  die  Bamberger  Halsgerichts- 
ordnung und  die  wichtigsten  Beichsgesetze  seiner  Zeit  Der  Laienspiegel 
sollte  den  bei  der  Bechtspflege  beteiligten  Laien  als  Handbuch  dienen. 
Er  umfaßte  Privatrecht,  Strafrecht  und  Prozeß;  man  hat  ihn  nicht  mit 
Unrecht  als  eine  „Bealencyklopädie  des  gesamten  weltlichen  Bechtes" 
bezeichnet  Er  verdrängte  alsbald  die  gesamte  übrige  litteratur  dieser 
Bichtung^,  nur  der  ihm  von  Seb.  Brant  als  Anhang  angefügte  Klagspiegel 
vermochte  sich  neben  ihm  zu  halten.    Beider  Ansehen  verschwand  erst^  als 


«  Vgl.  RocKiNGBR,  Magister  Lorenz  Fries,  Abh.  d.  Münch.  Ak.  11,  149  E;  Ober 
fränkisch- wirzb.  Zentbücher,  Münch.  SB.  1S72 

•  Ausgaben:  Fbommhold,  1896  (vgl.  ZRG.  29,  Iff.).  Gadebusch,  1777.  Dbeybb, 
Monnmenta  anecdota  1,  1760.  Vgl.  Hovetbr,  Historiae  iaris  Pomeranici  capita 
quaedam,  Berl.  Diss.  1821. 

*  Vgl.  Stintziko  u.  Landsberq  3,  54  ff.  64  ff. 

*  Vgl.  Stintzino,  Popul.  Litter.  837  ff.  451  ff.;  Gesch.  d.  RW.  1,  43.  93. 

•  Vgl.  St^tzinq,  a.  a.  0.  411  ff. 

'  Hervorzuheben  sind  noch  die  Schriften  von  Perneder  u.  Gobi  er  (Mitte 
des  16.  Jh.).  Das  „Statutenbuch"  des  letzteren  ist  eine  bloße  Kompilation  aus 
seinen  sonstigen  Schriften  und  den  Werken  Pemeders.  Vgl.  Stiktzimo,  (rescb.  d. 
RW.  1)  573  ff.  582  ff.  Besondere  Berücksichtigung  der  Partikularrechte  zeichnet 
die  Werke  von  Meurer  aus. 
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der  Laienstand  ganzlich  ans  den  Gerichten  geschieden  war.  Aus  der 
Praxis  des  Reichskammergerichts  gingen  die  „Practicae  observationes^'  des 
Andreas  Gaill  (1578)  hervor,  ein  Werk  das  sich  bis  tief  in  das  18.  Jahr- 
hundert des  größten  Ansehens  erfreute,  zahllose  Auflagen  und  selbst  eine 
Übersetzung  ins  Deutsche  erlebtet  Die  von  den  Italienern  überkommene 
Neigung,  den  Prozeß  in  dramatischer  Form,  als  Prozeß  des  Teufels  gegen 
Christus  oder  Maria,  zu  behandeln,  begegnet  schon  bei  Tenngier*.  Be- 
merkenswert in  dieser  Richtung  sind  die  Schriften  des  bekannten  ältesten 
deutschen  Dramatikers  Jacob  Ayrer  (t  1605)^^  und  die  schon  S.  706 
erwähnten  Fastnachtspiele. 

An  den  deutschen  Universitäten  wurde  bis  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts ausschließlich  kanonisches  Recht  und  lombardisches  Lehnrecht 
gelehrt  Die  einheimische  Gesetzgebung  wurde  nur  beim  Strafrecht  be- 
rücksichtigt Als  Schriftsteller  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  ragten 
seit  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  Berlich  (1586—1688)  und  Benedict 
Carpzov  (1595—1666)  hervor".  Der  erste  Lehrstuhl  für  Naturrecht 
wurde  1661  in  Heidelberg  errichtet  und  mit  Samuel  Pufendobf  besetzt". 
An  derselben  Universität  war  schon  1604  angeregt  worden,  die  Professur 
des  ins  canonicum  durch  eine  solche  des  ins  Germanicum  antiquum  zu 
ersetzen,  der  Vorschlag  wurde  aber  von  der  Fakultät  abgelehnt  Ausgaben 
der  Yolksrechte  und  Kapitularien,  aber  noch  ausschließlich  zu  antiquari- 
schen Zwecken,  wurden  bereits  im  16.  und  17.  Jahrhundert  von  Sichard, 
Herold  und  Lindenbrog  veranstaltet  Unter  den  deutschen  Publizisten 
der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  ragt  besonders  Johannes 
Althusius  (1557—1638)  hervor.  Einer  seiner  heftigsten  Gegner  war  der 
Begründer  einer  wissenschaftlichen  deutschen  Bechtsgeschichte,  Hermann 
Conring  zu  Helmstedt  (1606—1681),  dem  wir  außer  seinem  bahn- 
brechenden Werke  De  origine  iuris  Germanid  (1648)  und  der  staatsrecht- 
lichen Schrift  De  Germanorum  imperio  Romano  noch  verschiedene  andere 
Arbeiten  über  deutsche  Verfassungsgeschichte  und  Staatsrecht  verdanken". 
Ein  für  seine  Zeit  musterhaftes,  auch  heute  noch  sehr  wertvolles  Werk 
war  die  zuerst  1631  erschienene  „Inleiding  tot  de  hollandsche  rechts- 
geleerdheit"  des  großen  Völkerrechtslehrers  Hugo  de  Groot".  Die  auf 
Conring  fußende  rechtsgeschichtliche  Forschung  bewegte  sich  im  übrigen  zu- 
nächst auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts.    Außer  den  schon  S.  813  und 


'  Vgl.  BuBCKHABD,  Andrcas  Graill,  Würzb.  Rekt-Rede  1887.  Stwtziho,  Gesch. 
d.  RW.  1,  495  ff. 

•  Vgl.  Stintzino,  Pop.  Litter.  259  ff. 

"  Vgl.  ebd.  278. 

"  Vgl  Stintzino  u.  Landsbbbo,  Gesch.  d.  RW.  1,  786;  2,  6  ff.  55  ff. 

"  Vgl.  S.  850.  Stintzino  u.  Landsbero  8,  11  ff.,  Noten  S.  7  ff.  Bresslau, 
Deutsche  Biographie  26,  701  ff.  Varrentrapp,  Briefe  von  Pufendorf,  Hist.  Zeitschr. 
70,  1  ff.  193  ff.    Tekitbchkb,  Preuß.  Jahrbücher  85.  36. 

*•  Vgl.  S.  850.  Stobbe,  Hermann  Conring,  1870.  Stintzino  u.  Landsbebo  2,  8  ff. 
165  ff.    Bbesslaü,  Deutsche  Biographie  7,  446  ff. 

^^  Neueste  Ausgabe  von  Fockema  AndbeI,  1895. 
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850  genannten  Schriftstellern  sind  hier  namentlich  Bhez,  Schweder, 
Teitor,  Pfeffinger,  Länig,  Sagittarins,  Obrecht  und  Datt",  femer  Gund- 
lingi«,  J.  J.  Moser»',  Häberlin»»,  J.  S.  Pütteri*,  v.  Lndewig«»,  Schmaaß", 
sämtlich  dem  18.  Jahrhundert  oder  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  an- 
gehörig, hervorzuheben.  Für  die  Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechts 
wirkten  namentlich  Schilter  und  Thomasius  (1655 — 1728)".  Der  letztere 
hat  schon  vor  1705  an  der  Universität  Halle  und  sein  Schüler  Beyer  seit 
1707  an  der  Universität  Wittenberg  die  ersten  Vorlesungen  über  deutsches 
Privatrecht  gehalten  *^  Um  dieselbe  Zeit  erhielten  verschiedene  Universi- 
täten eigene  Lehrstühle  für  Partikularrechte.  Der  wissenschaftlichen  Pflege 
des  deutschen  Privatrechts  widmeten  sich  besonders  Heineccius,  Selchow 
und,  schon  in  das  19.  Jahrhundert  hinüberreichend,  Bunde  und  Danz^^ 
der  Geschichte  des  Privatrechts  namentlich  Brunnquell ''^.  Auf  vorwiegend 
antiquarischem  Qebiet  bewegten  sich  die  Arbeiten  von  Ester,  H.  Chr. 
V.  Senckenberg,  Olenschlager,  Grupen,  Strube,  Fr.  Es.  v.  ipufendorf, 
Dreyer'^  Als  wirkliche  Bechtshistoriker  bewährten  sich  Mascov,  Justus 
Moser,  Beitemeier  und  Chr.  G.  Biener'^.  Sie  sind  als  die  Vorgänger  der 
historischen  Bechtsschule  zu  betrachten,  durch  die  erst  eine  wahrhaft 
wissenschaftliche  Methode  begründet  wurde'®.  Was  v.  Savignj  auf  dem 
Gebiete  des  römischen  Bechts,  das  waren  auf  dem  des  deutschen  Bechts 
vor  allem  K.  F.  Eichhorn"  und  Jacob  Grimm". 


§  88.    Die  Reichsgesetze. 

Vgl.  S  72.  Stobbb  2,  183—205.  Ausgabe:  Neae  Sammlung  (S.  777).  Syste- 
matisch: Gbrstlachbb,  Handbuch  der  teutschen  Reichsgesetze,  11  Bde,  1786—1794. 
Auszüge  bei  Emminqhaus,  Corp.  iur.  Germ,  academicum,  2  Bde^  1844—1856.  Lehmakn, 
Quellen  zur  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte,  1891. 

Seit  Maximilian  I.  hatte  die  Beichsgesetzgebung  einen  außerordent- 
lichen Aufschwung  genommen,  der  trotz  der  Unterbrechung  durch  die 

^^  Über  diese  vgl.  Suntziko  u.  Landsbbrq  8,  40—48,  Noten  S.  21 — 28. 

"  Ebd.  8,  122  ff.,  Noten  S.  72  ff. 

"  Ebd.  8,  815  ff.,  Noten  S.  212  ff.    H.  Schulze,  J.  J.  Moser,  1869. 

"  Ebd.  3,  480,  Noten  S.  276. 

1«  Ebd.  8,  381,  Noten  S.  217  f.    Fbbnsdohff,  D.  Biographie  26,  749  ff. 

»•>  Ebd.  3,  117  ff.,  Noten  S.  68  ff.  "  Ebd.  3,  125  ff.,  Noten  S.  74  ff. 

"  Ebd.  8,  55  ff.  71  ff.,  Noten  S.  82  ff.  45  ff. 

"  Vgl.  ebd.  3,  90.  137  ff.,  Noten  S.  55.  88. 

^  Ebd.  8,  179  ff.  856.  451.  458,  Noten  S.  122  ff.  226.  288  f. 

»  Ebd.  3,  177,  Noten  S.  120. 

••  Ebd.  3,  240—263.  269  f.,  Noten  S.  157—177.  183  ff. 

"  Ebd.  8,  128  f.  496.  498.  501,  Noten  S.  76.  316  f. 

*B  Das  Programm  der  bist.  Rechtsschule  Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  1,  1  ff.  124  ff. 

"  Vgl.  Frbnsdobff,  Göttinger  Festrede,  1881.  Schultb,  K.  P.  Eichhorn,  1884. 
LoBRscH,  Briefe  von  Eichhorn,  1881. 

*^  Vgl.  Hübneb,  Jacob  Grimm  u.  das  deutsche  Recht,  1895.  Schbree,  Jacob 
Grimm«  (1885)  254  ff. 
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Religionskriege  bis  zum  Jahre  1654  anhielt.  Der  standig  gewordene 
Reichstag  hat  nichts  Erhebliches  mehr  geleistet.  Während  die  Reichs- 
reformgesetze  meistens  nur  vorübergehende  Bedeutung  behielten,  kann 
man  den  ewigen  Landfrieden  von  1495^  und  den  Augsburger  Religions- 
frieden von  1555,  der  sich  zugleich  als  ,,gemeine  Constitution  aufgerich- 
teten Landfriedens^'  bezeichnete^,  gewissermaßen  als  Reichsgrundgesetze 
betrachten.  Ein  wahres  Reichsgrundgesetz  war  aber  das  westfälische 
Friedensinstrument,  das  sich  selbst  als  solches  bezeichnete  und  die  Auf- 
nahme seiner  Bestimmungen  in  den  nächsten  Reichsabschied  und  die 
Wahlkapitulation  vorschrieb:  Sit  haec  transactio  perpetua  lex  et pragmatica 
imperii  sanctio,  imposterum  aeque  ac  aliae  leges  et  constitutiones  funda- 
mentales imperii,  nominatim  proximo  imperii  recessui  ipsique  capitulatiani 
caesareae  inserenda,  obligans  mm  minus  absentes  quam  praesentes,  eccle- 
siasticos  aeque  ac  politicos,  sive  siatus  imperii  sint  sive  non\  Bestätigt 
wurde  diese  Bestimmung  durch  den  JRA.  von  1654,  der  die  Friedens- 
urkunden von  Osnabrück  und  Münster  seinem  Text  einfügte  und  sie 
feierlich  vor  ein  gegebenes  Fundamentalgesetz  des  keil  Reichs  und  immer^ 
währende  Richtschnur  und  etoige  norma  iudicandi  erklärtet  Auch  die 
Wahlkapitulation,  obwohl  nach  der  Art  ihres  Zustandekommens  überhaupt 
kein  Reichsgesetz  (S.  819  f.),  hatte  thatsächlich  die  Bedeutung  eines  Reichs- 
grundgesetzes. 

Sehr  umfassend  war  die  Reichsgesetzgebung  über  Verfassung  und 
Verfahren  des  Reichskammergerichts  (S.  829  ff.),  Münzwesen  (S.  840), 
Kreisverfassung  (S.  825  f.)  und  Heerwesen  (S.  834  f.),  obwohl  es  zu  einer 
dauernden  Regelung  des  letzteren  nicht  kommen  wollte.  Die  Reichs- 
polizeiordnungen von  1530,  1548  und  1577  (S.  839)  zogen  auch  einige 
privatrechtliche  Verhältnisse  in  ihren  Bereich,  und  dasselbe  war  bei  der 
Notariatsordnung  von  1512  der  FalH.  Im  übrigen  beschränkte  sich  die 
Reichsgesetzgebung  im  Gebiete  des  Frivatrechts  auf  einige  Bestimmungen 
über  die  gesetzliche  Erbfolgeordnung,  und  zwar  hier  in  einer  jede  parti- 
kularrechtliche Abweichung  ausschließenden  Form^,  während  der  Landes- 


^  Althann  n.  Bebnhbim*  254.     N.  Samml.  2,  8  ff. 

'  Der  Religionefrieden  bildet  einen  Teil  des  Augsb.  RA.  von  1555,  §§  7—30 
(N.  Samml.  3,  16  ff.  Sonderausgabe  von  Bramdi,  1896).  Den  sog.  geistlichen  „Vor- 
behalt^'  des  §  18  hatte  König  Ferdinand  I.  dem  Religionsfrieden  beigefügt,  und 
zwar  kraft  einer  ihm  von  den  Reichsständen  erteilten  Vollmacht,  wenn  auch  unter 
ausdröcklicher  Verwahrung  der  evangelischen  wie  der  katholischen  Stände  gegen 
die  Annahme  ihrer  Einwilligung  in  die  von  ihnen  bekämpften  Bestimmungen  und 
deshalb  mit  dem  Znsatz,  daß  eine  Einigung  der  Stände  in  diesem  Punkte  nicht 
zu  erzielen  gewesen  sei. 

'  JPO.  18,  §  2.    JPMunster.  §  112.    N.  Samml.  8,  602.  619. 

*  JRA.  §§  4—6,  N.  Samml.  3,  642. 

'  N.  Samml.  2,  151  ff.  Art.  1  handelt  von  Testamenten,  Art  3  von  ProzeB- 
voUmachten.  Das  Vormundschaftsrecht  behandeln  RPO.  von  1548,  Art  31,  und 
von  1577,  Art.  32,  und  RA.  von  1570  (N.  Samml.  2,  602.  3,  317  f.  394). 

'  Freiburger  RA.  von  1498,  §  37  (N.  Samml.  2,  46)  über  das  Eintrittsrecht 
der  Enkel;   Wormser  RA.  von  1521,  §  18—20  (ebd.  2,  206)  über  das  der  Kinder 


Digitized  by 


Google 


906  ^^  Neuzeit 

gesetzgebang  bei  anderen  das  materielle  Reoht  betreffenden  Reichsgesetzen 
freier  Spielraum  gelassen  za  werden  pflegte^.  Civilprozessualische  Bestim- 
mangen,  namentlich  die  Abkürzung  des  Verfahrens  bezweckend,  wurden 
in  den  auch  sonst  sehr  inhaltreichen  JRA.  von  1654  aufgenommen  ^ 

Weitaus  das  bedeutendste  Reichsgesetz  war  die  sogenannte  Carolina 
(CCC,  d.  h.  Gonstitutio  Carolina  Criminalis),  die  peinliche  Halsgerichts- 
ordnung (PHGO.)  Karls  V.  von  1532«.  Wie  auf  dem  Gebiete  des  Pro- 
zesses, so  hatte  auch  auf  dem  des  Strafrechts  die  Rezeption  des  römischen 
Rechts  lediglich  die  Bedeutung  einer  Rezeption  der  italienischen  Juris- 
prudenz gehabt,  nachdem  diese  schon  geraume  Zeit  vorher  die  volle  Herr- 
schaft über  die  italienische  Praxis  erlangt  hatte;  in  Deutschland  wurdmi 
ihre  Erzeugnisse  selbst  von  Schwarzenberg  als  die  keiserlichcn  recht  be- 
zeichnet. Die  italienischen  Juristen,  von  denen  für  Deutschland  besonders 
Oandinus,  Angelus  Aretinus  und  Bartolus  in  Betracht  kamen,  entnahmen 
aus  dem  romischen  Recht  die  Hervorhebung  des  im  deutschen  Strafrecht 
zu  wenig  berücksichtigten  Schuldmomentes,  die  Unterscheidung  zwischen 
dolus  und  culpa,  die  Lehre  von  der  Notwehr  und  dem  Versuch  ^^  Sie 
betonten  das  öffentliche  Prinzip  des  Strafrechts  und  verlangten  Unab- 
hängigkeit der  Bestrafung  von  'dem  Willen  des  Verletzten.  Im  übrigen 
beließen  sie  es  bei  der  germanischen  Einteilung  der  Delikte  und  dem 
germanischen  Strafensjstem.  Neben  dem  römischen  Recht  betrachteten 
sie  die  Statutarrechte  und  die  consuetudo  generalis  als  vollgültige  Rechts- 
quellen und  nahmen  nichts  aus  den  römischen  Satzungen  auf,  was  dem 
Rechtsbewußtsein  ihrer  Zeit  widersprach.  In  Deutschland  wurde  die  ita- 
lienische Strafrechtsdoktrin  hauptsächlich  durch  den  Elagspiegel  volks- 
tümlich gemacht,  weiter  ging  sie  über  in  die  Wormser  Reformation  Ton 
1499  und  die  beiden  Halsgerichtsordnungen  Maximilians  I.  für  Tirol  (1499) 
und  Radolfzell  (1506)^^  Hauptsächlich  auf  diesen  Quellen  beruhte  die  von 
Johann   von   Schwarzenberg    verfaßte   Halsgerichtsordnung    des   Bischof 


verstorbener  Geschwister;  Speierer  RA.  von  1529,  §  81  (ebd.  2,  299)  über  die  buc- 
cessio  in  capita  für  die  Kinder  der  Geschwister  unter  sich.  Vgl.  S.  749.  Stobbe 
2,  208  f.  ZRG.  81,  179  f. 

^  Vgl.  S.  790.  851.  907.     Stobbe  2,  186. 

•  JRA.  §§  34—103.  107  (N.  Samml.  8,  647—60).  Diese  Bestimmungen  sollten 
auch  bei  den  Landesgerichten  zur  Anwendung  kommen,  während  §  187  der  Wunsch 
ausgesprochen  wurde,  daB  auch  das  reichskammergerichtliche  Verfahren  möglichst 
bei  den  Landesgerichten  eingeführt  werde. 

^  Die  peinliche  Gerichtsordnung  Karls  V.,  her.  y.  Kohlbb  n.  Scheel,  1900. 
Vgl.  GüTBBBocE,  Entstehungsgeschichte  der  Karolina,  1876.  HIlschnbr,  Preuß.  Straf- 
recht 1,  78  ff.  y.  Bar,  Geschichte  d.  deutsch.  Strafrechts  §§  40—45.  Stobbe  2, 
241  ff.  SiTOTziNG,  Gesch.  d.  RW.  1,  621  ff.  Über  den  Inhalt  der  Carolina  vgl. 
GöNTHEE,  Idee  der  Wiederyergeltung  1,  285  ff. 

"  Vgl.  KoHLEE,  Strafrecht  der  italien.  Statuten  y.  12.  bis  16.  Jh.,  Studien 
a.  d.  Strafrecht  2,  1895—1897. 

^^  Vgl.  Wahlberq^  Die  maximilianischen  Halsgerichtsordnungen,  in  Haiuerl's 
Viertelj.-Schrift  4,  181  ff. 
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Georg  von  Bamberg,  die  sog.  Bambergensis,  von  1507,  die  gleichzeitig 
ebensowohl  den  Charakter  eines  Gesetzbuches  wie  den  eines  von  Amts 
wegen  zusammengestellten  Lehrbuches  des  italienischen  Strafrechts  trug  ^^. 
Vermöge  ihres  inneren  Wertes,  durch  den  sie  ihre  Vorgänger  weit  über- 
ragte, wurde  die  Bambergensis  bald  auch  in  verschiedenen  Gerichten 
außerhalb  des  Bamberger  Gebietes  rezipiert,  sie  fand  Eingang  in  den 
Laienspiegel  und  wurde  der  brandenburgisch-fränkischen  HGO.  von  1516 
zu  Grunde  gelegt.  Auch  der  auf  Beschluß  des  Wormser  Reichstages  von 
1521  noch  in  demselben  Jahre  verfaßte  erste  Entwurf  der  Carolina  be- 
ruhte durchaus  auf  der  Bambergensis,  daneben  auf  dem  „Correctorium  in 
der  Bamberg.  HGO.^',  einer  Sammlung  bambergischer  Entscheidungen  und 
Verordnungen  von  1507— 1515  ^^  Erst  nach  zwei  weiteren  Entwürfen 
(Nürnberg  1523,  Speyer  1529)  wurde  der  dem  Augsburger  Reichstag  von 
1530  vorgelegte  vierte  Entwurf  auf  dem  Regensburger  Reichstag  von  1532 
endlich  angenommene^.  Die  lange  Verzögerung  der  gesetzgeberischen 
Arbeit  wurde  durch  den  einer  einheitlichen  Strafgesetzgebung  widerstreben- 
den Partikularismus  der  Reichsstande  veranlaßt,  bis  der  Kaiser  sich  ent- 
schloß, dem  Gesetz  die  sog.  salvatorische  Klausel  beizufügen,  wonach  den 
alten  wohlhergebrachten  und  billichen  gebreuchen  nichts  benommen  sein,  das 
Gesetz  also,  soweit  es  nicht  im  einzelnen  absolute  Bestimmungen  enthielt 
(Art.  218),  gegenüber  den  bestehenden  Partikularrechten  nur  subsidiäre 
Geltung  haben  sollte  e^.  Aber  in  dieser  Eigenschaft  trat  die  Carolina  in 
die  Stelle  des  bisherigen  gemeinen  Rechts,  sie  war  die  erste  und  einzige 
von  Reichs  wegen  ergangene  Kodifikation  und  hat  das  deutsche  Strafrecht 
und  den  Strafprozeß  jahrhundertelang  beherrscht  ^^  Die  Carolina  war 
eine  vielfach  verbesserte  Bearbeitung  der  Bambergensis  und  gleich  dieser 
und  den  älteren  Vorarbeiten  zunächst  eine  Strafprozeßordnung,  in  welche 
die  Bestimmungen  über  das  materielle  Strafrecht  (Art.  104—180)  an  ge- 
legener Stelle  eingeschoben  wurden. 


^*  Ausgabe  von  Kohleb  n.  Schbbl,  Die  Carolina  und  ihre  Vorgängerinnen, 
II.  1902.  Über  Schwarzenberg,  der  einem  alten  fränkischen  Rittergeschlecht  an- 
gehörte und  als  Hofmeister  des  Bischofs  von  Bamberg  Vorsitzender  des  fdrstlichen 
Hofgerichts  daselbst  war,  vgl.  ebd.  pg.  65  ff.  Herbmann  ,  Johann  von  Schwarzen- 
berg,  184t.  Seitz,  Das  Bamberger  Hofgerichtsbach  mit  den  Urteilen  Schwarzen- 
bergs,  ZRQ.  2,  485  ff.  Bbünnbnheistbr,  Quelle  der  Bambergensis,  1879.  Stintzing 
1,  608  ff. 

^'  Ausgabe  bei  Rohlbb  u.  Scheel,  a.  a.  0.  2,  121  ff. 

»*  Über  die  Publikation  vgl.  Güterbock,  a.  a.  0.  206  ff.  Kurfürst  Albrecht 
von  Mainz,  der  ein  besonderes  Interesse  für  das  Gesetz  zeigte  und  von  dem  die 
ganze  Anregung  ausgegangen  sein  dürfte,  hatte  für  seine  Lande  schon  seit  1527 
in  seinen  Stadtordnungen  und  anderen  Erlassen  die  Einführung  der  HGO.  nach 
dem  Wormser  Entwürfe  von  1521  angeordnet.  Vgl.  Oberrheinische  Stadtrechte  1, 
179  f.  202.     ZRG.  31,  181  f.  34,  pg.  5. 

^^  Daß  auch  spätere  Landesgesetze  der  CCC.  vorgehen  sollten,  entsprach 
jedenfalls  nicht  der  Absicht.     Vgl.  GI^tebbock  197. 

*«  Über  ihre  Einführung  in  Polen  vgl.  Daegvn,  ZBG.  23,  168  ff. 
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Stobbe  2,  206  ff.  237  ff.  256—278.  Stintzino,  Gesch.  d.  ßW.  1,  537  ff.  551  ff. 
LüsCHiK  V.  Ebekorsdtu^  Österr.  Reichsgeschichte  345—864.  374  ff.  Maubknbbbcher, 
Rheinpreußische  Landrechte,  2  Bde,  1830—1831.  Siegel,  RG.'  Ulf.  (gate  Litteratar- 
angaben).  Kleikfelleb,  Deutsche  Partikulargesetzgebung  über  Civilprozeß  (Mün- 
chener Festgabe  f.  Planck,  1887).  A.  B.  Schmidt,  Die  geschichtlichen  Grandlagen 
des  bürgerlichen  Rechts  im  Großherzogtum  Hessen,  Gießener  Univ.-Programm,  1893. 
MoTLOOH,  i.  d.  Österreich.  St.-WB.  unter:  Landesordnungen  u.  Landhandfesten. 

Die  Rezeption  der  fremden  Rechte  und  die  Aasbildung  der  Landes- 
hoheit zu  einer  wahren  Staatsgewalt  gab  im  16.  Jahrhundert  den  Anlaß 
zu  einer  außerordentlich  lebhaften  Landesgesetzgebung,  die  überall,  wo 
die  Reichsgesetzgebung  keine  absoluten  Bestimmungen  traf,  den  Vortritt 
vor  dieser  hattet  Es  handelte  sich  hauptsächlich  darum,  den  bei  der 
Rechtspflege  beteiligten  Laien  gewissermaJBen  durch  amtliche  Lehrbücher 
die  für  sie  unentbehrlichen  Kenntnisse  zu  übermitteln,  andererseits  aber 
auch  das  einheimische  Recht  vor  den  Übergriffen  der  gelehrten  Juristen 
zu  schützen,  die  einzig  das  geschriebene  Recht  als  eigentliche  Rechtsnorm 
behandelten  und  das  Gewohnheitsrecht  nur  berücksichtigten,  wenn  es  von 
der  sich  darauf  berufenden  Partei  nachgewiesen  wurde.  Dazu  kam,  daß 
die  Rechtsanschauangeu  unter  dem  Einfluß  der  Rezeption  vielfach  andere 
geworden  waren  und  eine  Revision  der  bestehenden  Ordnungen  verlangten, 
die  zahllosen  Kontroversen  unter  den  Rechtsgelehrten  nur  im  Wege  der 
Gesetzgebung  abzuschneiden  waren  und  der  neu  aufgekommene  Begriff 
der  „Polizei^'  ein  bis  dahin  unbekanntes  Gebiet  staatlicher  und  gesetz- 
geberischer Fürsorge  aufgeschlossen  hatte.  Während  es  in  manchen  Lan- 
dern nur  zu  Einzelgesetzen  oder  einer  dürftigen  Aufzeichnung  einzelner 
Gewohnheitsrechte  kam,  wurde  in  anderen  eine  gewissenhafte  Thätigkeit 
in  der  Abfassung  ausführlicher  Landrechte  oder  Landrechtsreformationen 
entwickelt  Vielfach  wurden  dabei  fremde  Land-  oder  Stadtrechte  zu 
Grunde  gelegt  oder  ohne  Änderung  einfach  übernommen.  Immer  be- 
schränkte man  sich  auf  die  wichtigsten  Gegenstande,  eine  erschöpfende 
Behandlung  wurde  nicht  beabsichtigt;  subsidiär  hatte  sich  der  Richter 
an  das  gemeine  Recht,  bei  einheimischen  Rechtsinstituten  an  das  Gewohn- 
heitsrecht zu  halten,  soweit  es  nicht,  wie  in  manchen  Landrechten  ge- 
schah, ausdrücklich  ausgeschlossen  wurde.  Den  Hauptinhalt  bildeten 
Gerichtsordnungen  (Gerichtsverfassung  und  Civilprozeß)  und  Privatrecht; 
weniger  geschah  seit  1532  für  Strafrecht  und  Strafprozeß,  wo  durch  die 
Carolina  ausreichend  gesorgt  war. 

In  manchen  Territorien  handhabte  der  Landesherr  das  Recht  der 
Gesetzgebung  durchaus  einseitig,  ohne  Mitwirkung  der  Stande,  in  anderen 
wenigstens  bei  solchen  Gesetzen,  die  dem  Lande  keine  Lasten  auferlegten; 
andererseits  gab  es  Territorien,  in  denen  nichts  ohne  die  Stände  geschehen 

*  Vgl.  S.  905  ff.    Eichhorn  4,  292  ff.    Ppbfpinobk,  Vitr.  illustr.  3,  1149. 
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durfte '.  Zuweilen  zogen  sich  diese  bei  der  Abfassung  yon  Landrechten 
freiwillig,  unter  Berufung  auf  ihre  mangelnde  Rechtskenntnis,  von  der 
Mitwirkung  zurück,  was  regelmäßig  dahin  führte,  daß  die  mit  der  Ab- 
fassung betrauten  Juristen  der  Arbeit  ein  römischrechtliches  Gepräge 
gaben  und  das  deutsche  Recht  großenteils  verdrängten.  Bei  der  Abfassung 
des  würtembergischen  Landrechts  (1555)  wurde  das  ausgezeichnete  ger- 
manistische Material,  das  man  durch  Anfragen  bei  den  Gerichten  zu- 
sammengebracht hatte,  als  unbrauchbarer  Wust  beiseite  geschoben  und 
keiner  Berücksichtigung  gewürdigt'.  Höchst  mangelhaft  waren  die  Ein- 
richtungen für  die  Publikation  der  Gesetze.  Man  begnügte  sich  mit  dem 
Druck,  dem  Ausruf  durch  einen  Herold  oder  der  Verlesung  von  den  Kan- 
zeln, in  Rathäusern  oder  auf  den  Märkten,  später  begegnet  auch  die  Be- 
kanntmachung durch  öffentlichen  Anschlag.  Zuweilen  wurde,  wie  am 
Schluß  des  Solmser  Landrechts,  nach  dem  Vorbild  der  Weistümer  jähr- 
liche Verlesung  in  den  Gerichten  vorgeschrieben.     ' 

Im  16.  Jahrhundert  überwogen  die  Landrechte  und  Landesordnungen, 
die  letzteren  in  der  Regel  mehr  polizeilichen  Inhaltes  und  an  die  Reichs- 
polizeiordnungen anknüpfend  oder  deren  Bestimmungen  wiederholend. 
Daneben  ergingen  zahlreiche  Einzelgesetze  über  die  verschiedensten  Gegen- 
stände. Das  17.  Jahrhundert  und  die  erste  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
waren  an  größeren  gesetzgeberischen  Erzeugnissen  arm,  dagegen  über- 
wucherte, wenn  auch  ohne  jeden  fruchtbaren  Gedanken,  die  Einzelgesetz- 
gebung. Innerhalb  der  Territorien  wurde  auch  seitens  einzelner  Gerichts- 
herren eine  gewisse  Gesetzgebung  in  Aufstellung  von  Gerichtsordnungen, 
Dorfordnungen  u.  dgl.  ausgeübt  Unter  den  Einzelgesetzen  treten  nament- 
lich Gerichtsordnungen^,  Halsgerichtsordnungen  (S.  906  f.),  Lehnsmandate 
(-Edikte,  -Konstitutionen),  Wechselordnungen,  Deichrechte,  Bergrechte  und 
in  den  protestantischen  Ländern  Eirchenordnungen  hervor.  Eine  Kodi- 
fikation des  Verfassungsrechtes  war  der  Tübinger  Vertrag  von  1514  für 
Würtemberg  (§  78,  n.  51)  und  die  bairische  Landesfreiheitserklärung 
von  1553. 

Von  der  großen  Zahl  der  Landrechte  sind  hier  nur  die  wichtigsten 
anzuführend  Durch  ihren  rein  deutschrechtlichen  Charakter  zeichnen 
sich  aus  die  Landrechte  von  Jülich  (1537),  Eedingen,  Hadeln  (1583),  das 
Wurster  Landrecht  (1611),   das  Bremische  Ritterrecht  (1577),  die  Neu- 


*  Über  Verhandlungen  der  österreichischen  Stände  mit  Kaiser  Maximilian  H., 
den  Entwurf  einer  Landtafel  des  Erzherzogtums  Österreich  betre£Fend,  vgl.  Motloch, 
ZRG.  84,  285  ff. 

*  Mitteilungen  aus  den  Materialien  bei  Fischer,  Versuch  über  die  Geschichte 
der  teutschen  Erbfolge  2,  1778.  Reyscher,  Samml.  altwürtembergischer  Statutar- 
rechte,  1834.    Benutzt  sind  sie  bei  WIohter,  Wnrt  Priyatrecht 

^  Darunter  von  besonderer  Bedeutung  die  sächsischen  Prozeßordnungen.  Vgl. 
Stobbb  2,  262  ff. 

^  Eine  erschöpfende  Übersicht  bei  Stobbb  2,  886^418. 
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münsterschen  Kirchspiels-  und  Bordesholmer  Amtsgebrauche*.  Im  übrigen 
heben  wir  hervor:  die  bairische  Landrechtsreformation  von  1518  und 
das  Landrecht  von  1616,  beide  noch  an  den  Grundlagen  des  Landrechts 
von  1346  festhaltend;  die  gut  deutschen  Tiroler  Landesoidnungen  von 
1526,  1532  und  1573^  das  Solmser  Landrecht  (Gerichts-  und  Land- 
Ordnung  der  Grafschaft  Solms),  1571  von  dem  Frankfurter  Syndikus 
Fichard  verfaßt,  Gesetz-  und  amtliches  Lehrbuch  zugleich,  wegen  seiner 
Tüchtigkeit  auch  in  vielen  anderen  fränkischen  Gebieten  als  Gesetz  an- 
genommen^; das  Würtemberger  Landrecht  von  1555  (revidiert  1567, 
zuletzt  1610),  hauptsächlich  von  dem  Tübinger  Professor  Sichard,  dem 
Herausgeber  verschiedener  Volksrechte,  verfaßt,  aber  durchaus  romani- 
sierend,  das  deutsche  Recht  nur  wenig  berücksichtigend,  übrigens  vielfach 
bei  anderen  Landrechten,  z.  B.  dem  Kurpfälzer  von  1582/1610,  als  Vor- 
lage benutzt®;  die  badische  Erbrechts-  und  Vormundschaftsordnung  von 
1511  von  Ulrich  Zasius,  fast  ganz  römisch  ^^;  die  ausführliche  badische 
Landesordnung  und  die  aus  dem  würtembergischen  und  pfalzischen  Recht 
geschöpften  Landrechte  von  Baden-Baden  (1588)  und  Baden -Durlach 
(1654);  die  Landgerichtsordnung  des  Herzogtums  Franken  (Würzburger 
Landrecht)  von  1570  (revidiert  1580  und.  1618);  die  kurkölnische  Re- 
formation (1538)  und  das  Landrecht  (Rechtsordnung)  von  1663,  samt  Er- 
läuterungen von  1767;  das  Landrecht  von  Jülioh-Berg  (1555/64),  über- 
wiegend rumisch;  das  ostfriesische  Landrecht  von  1515,  dasditmarsische 
von  1567;  das  I^andrecht  des  Herzogtums  (Königreichs)  Preußen  von 
1620,  revidiert  1684  und  1721  (dazu  das  preußische  Seerecht  von  1727); 
die  brandenburgische  Erbrechtskonstitution  Joachims  L,  die  sog.  Joachi- 
mica,  von  1527^^;  die  erneuerten  Landesordnungen  von  Böhmen  und 
Mähren  von  1627/28  ^^  Von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Fo^^ 
bildung  des  auf  dem  Sachsenspiegel  beruhenden  „gemeinen  Sachsenrechts'' 
waren  die  in  ganz  Norddeutschland  zu  großem  Ansehen  gelangten  säch- 
sischen Konstitutionen  des  Kurfürsten  August  von  1572  und  die 
Decisiones  electorales  Saxonicae  von  1661  ^^  Die  jüngsten  der  hier  zu 
erwähnenden  Landrechte  waren  das  Bamberger  (1769),  das  Mainzer  (1755), 


•  Herausgegeben  von  Seestern-Pault,  1824. 

'  Zu  behaupten  vermochte  sich  das  rein  deutsche  Recht  in  Tirol  gleichwohl 
nicht    Vgl.  V.  Luschin  353  f.  382  ff. 

•  Vgl.  FüCHP,  Zur  Geschichte  der  Solmser  Gerichts-  und  Landordnung,  ZRG. 
8,  270  ff.    A.  B.  Schmidt,  a.  a.  0.  72  ff.    Stintzinq,  Gesch.  d.  RW.  1,  586  ff. 

•  Vgl.  Stintzinq,  Gesch.  d.  RW.  1,  543  ff. 

"  Vgl.  Stobbb  2,  390  f.  Über  Zasius  vgl.  Stintzinq,  Uhr.  Zasius,  1857;  Gesch. 
d.  RW.  1,  155  ff.  Über  das  von  Zasius  verfaßte  Familienstatut  der  Herren  von 
Rappoltstein  Bremeb,  ZRG.  31,  170  ff. 

^*  Vgl.  Heydbmank,  Elemente  der  Joachimischen  Konstitution,  1811. 

"  Vgl.  V.  LuscHiN  357  ff.  886  f. 

''«Vgl.  Muther,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  sfichs.  Konstitationen  n.  des  Sachsen- 
spiegels, ZRG.  4,  168  ff.    Stintzinq,  Gesch.  d.  RW.  1,  551  ff. 
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sowie  das  auf  dem  kölnischen  Landrecht  beruhende  Trierer  (1668/1714), 
das  gleich  dem  Mainzer  alle  Statutar-  und  Gewohnheitsrechte  für  auf- 
gehoben erklärte. 

§  90.    Die  Stadtrechte'. 

Der  Unterschied  zwischen  Reichs-  und  Landstädten  machte  sich  auf 
dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  ganz  besonders  bemerklich.  Während  die 
ersteren  zu  voller  Landeshoheit  gelangten  und  dasselbe  Gesetzgebungsrecht 
wie  die  Landesherren  besaßen,  wurde  die  Autonomie  der  Landstädte  durch 
die  Staatsgewalt  mehr  und  mehr  beschränkt  und  durch  die  Landesgesetz- 
gebung verdrängt  Nur  wo  es  zu  keinen  umfassenden  Landrechtsaufzeich- 
nungen kam,  wurde  den  Städten  eine  freiere  Bewegung  gelassen,  viele 
brachten  es  mit  landesherrlicher  Genehmigung  zu  amtlichen  Aufzeichnungen 
ihrer  Gewohnheitsrechte,  Braunschweig  (1532),  Lüneburg  (1577 — 83)  und 
Rostock  (1597)  sogar  zu  umfangreichen  Stadtrechtsreformationen. 

Im  allgemeinen  bewegte  sich  die  städtische  Gesetzgebung  in  den- 
selben Richtungen  wie  die  der  Territorien.  Der  Begriff  der  Reformationen, 
worunter  man  gänzliche  Umarbeitungen  älterer  Rechtsquellen  oder  voll- 
ständige Neuredaktionen  verstand,  kam,  wahrscheinlich  aus  Italien  ein- 
geführt, zuerst  in  den  Städten  zur  Anwendung^.  Das  älteste,  noch  fast 
ganz  deutschrechtliche  Stadtrecht  dieser  Zeit  sind  die  Eöluer  Statuten  von 
1437,  denen  später  (1570)  noch  eine  Prozeßordnung  beigefügt  wurde*. 
Die  bedeutendste  unter  allen,  zugleich  das  älteste  gedruckte  Stadtrecht, 
war  die  Nürnberger  Reformation  von  1479/84  (rev.  1503,  1522,  neu- 
bearbeitet 1564),  die  erste  vollständige  Verarbeitung  des  gemeinen  und 
einheimischen  Rechts  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  und  Prozesses^, 
während  die  zum  Teil  auf  der  Nürnberger  von  1484  beruhende  Worms  er 
Reformation  von  1499  mehr  den  Charakter  eines  amtlichen  Lehrbuches 
des  gemeinen  Rechts,  und  zwar  mit  geringer  deutschrechtlicher  Beimischung, 
hatte  ^.  Wenig  rücksichtsvoll  gegen  das  ältere  Recht  erwies  sich  das 
Frankfurter  Stadtrecht  von  1509,  das  auch  in  Wetzlar  rezipiert  wurde; 
dem  von  Fichard  verfaßten  Stadtrecht  von  1578  (rev.  1611)  hat  das 
Solmser  Landrecht  sowie  die  Nürnberger  und  Wormser  Reformation  als 
Quelle  gedient^.  Das  Stadtrecht  von  Freibarg  i.  Breisg.  von  1520  war 
ein  Werk  des  Ulrich  Zasius;  es  verhielt  sich  gegenüber  dem  heimischen 

^  Vgl.  Stobbb  2,  224  ff.  279  ff.  Genolbb,  Städtepriyilegien  des  16.— 18.  Jhs. 
(i.  d.  Erlanger  Festschrift  für  Prinzregtnt  Lnitpold,  1901). 

«  Vgl.  KöHNE,  Die  Reformation  des  Wormser  Stadtrechts,  1897,  S.  51  ff. 

'  Als  Reformation  wurden  die  Kölner  Statuten  erst  seit  1622  bezeichnet. 
Vgl.  KöHNE,  a.  a.  0.  52. 

^  Vor  der  Neubearbeitung  von  1564  hatte  man  ein  Gutachten  des  berühmten 
Ensisheimer  Kanzlers  Cantiuncula  eingeholt.  Vgl.  B&bmee,  Gantiunculas  Gutachten 
über  das  Nümbeiger  Stadtrecht,  ZRG.  28,  128  ff. 

^  Vgl.  Stiktzino,  Gesch.  d.  RW.  1,  541  f.    Köhne,  a.  a.  0.  62  f.  66. 

•  Vgl.  Stiktzino,  a.  a.  0.  1,  546.  596  ff. 
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Recht  erheblich*  rücksichtsvoller  als  die  von  demselben  Gelehrten  ver- 
faßte badische  Erbrechts-  und  Vormundsohaftsordnnng^  Ansschließlich 
deutschrechtlich  und  nur  eine  Neuredaktion  der  älteren  Statuten  war  das 
Lübecker  Stadtrecht  von  1586,  das  auch  in  den  meisten  nodt  lübischem 
Becht  bewidmeten  Städten  angenommen  wurde.  Das  Hamburger  Stadt- 
recht von  1497^  zu  dem  der  Bürgermeister  Langenbeck  einen  Eonunent^ 
schrieb,  schloß  sich  noch  ganz  an  das  alte  Hamburger  Recht  an;  eine 
Verarbeitung  desselben  und  der  späteren  Stadtrechtsnovellen  oder  „Rezesse^', 
unter  Benutzung  verschiedener  anderen  Quellen,  namentlich  der  Nürn- 
berger Reformation,  ist  das  Stadtrecht  von  1603/5. 

§  91.    Die  Kodifikationen  und  die  neuere  Landesgesetzgebung. 

Stobbb  2,  426  ff.  Siegel,  RG*.  153  ff.  SchrSdeb,  Rech'tskarte  Deutschlands 
(Peterhamn,  Geogr.  Mitteilungen,  1870).    Vgl.  unsere  Tafel  IV. 

Die  peinliche  HGO.  Karls  V.  war  die  erste  wirkliche  Kodifikation, 
durch  die  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  und  Strafprozesses  der  Dualis- 
mus des  einheimischen  und  des  fremden  Rechts  überwunden  wurde.  Sie 
hatte  zwei  Jahrhunderte  ausgereicht,  aber  mit  den  Anschauungen  des 
18.  Jahrhunderts  war  sie  unvereinbar.  Ihr  grausames  Strafeystem  war 
unzeitgemäß  geworden,  seit  man  den  Zweck  der  Strafe  nicht  mehr  in  der 
Abschreckung,  sondern  in  der  sühnenden  Gerechtigkeit  erkannte.  Man 
verlangte  eine  größere  Abstufung  der  Strafbarkeit,  Abschaffung  der  Tortur  \ 
Auf  dem  Gebiete  des  Civilprozesses  und  des  Privatrechts  fehlte  es  noch 
an  jeder  Kodifikation,  obwohl  der  Gedanke  einer  solchen  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert die  Geister  beschäftigte*. 

Die  Kodifikationsarbeiten,  besonders  angeregt  von  Leibniz,  begannen 
zuerst  in  Preußen,  unmittelbar  nach  dem  Begierungsantritt  Fried- 
richs des  Großen,  der  selbst  die  Grundzüge  entwarf.  Aber  zunächst  kam 
es  nur  zu  dem  wenig  brauchbaren,  von  Gocceji  verfaßten  Projekt  des 
Corporis  iuris  Fridericiani  (1749—51)';  erst  im  letzten  Jahrzehnt  der 
Regierung  Friedrichs  wurden  die  Arbeiten  unter  dem  Minister  von  Carmer 
wieder  aufgenommen.  Für  jetzt  erlangte  Baiern  den  Voreprung.  Unter 
Kurfürst  Maximilian  IIL  wurden  drei  umfangreiche  Gesetzbücher,  deren 
VerfEtöser  und  Kommentator  der  Vizekanzler  von  Kreittmayr  war,  zustande 
gebracht*.  Wirkliche  Kodifikationen  waren  der  Codex  iuris  Bavarici 
criminalis  (Strafrecht  und  Strafprozeß)  von  1751  und  der  Codex  iuris  Bavarici 
iudiciarii  (Civilprozeß)   von  1753,   während   das   kurbaierische  Landrecht 


'  Vgl.  Stintzino,  a.  a.  0.  1,  169;  Zasius  157  ff. 

*  Vgl.  GüNTHBB,   Idee  der  Wiedervergeltung  2,  1  ff.    Die  Folter  wurde  in 
Prenßen  1740  durch  Friedrich  d.  Gr.  abgeschafft 

*  Vgl.  Schröder,  Zum  1.  Januar  1900,  ZRG.  84,  pg.  5  sqq. 
'  Vgl.  Stiktziko  u.  Lakdsbbro  8,  215  ff.,  Noten  S.  188  ff. 

*  Vgl.  ebd.  3,  228  ff.,  Noten  S.  142  ff. 
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(Ciodex  Maximilianeus  Bavariciis  civilis)  von  1756  noch  an  der  Subsidiarität 
des  gemeinen  Kechts  festhielt 

In  Preußen*  kam  es  unter  Friedrich  dem  Großen  nur  zu  einer 
Civilprozeßordnung  (dem  ersten  Buche  des  „Corpus  iuris  Fridericiani'*) 
von  1781  und  der  Allgemeinen  Hjpothekenordnung  von  1783.  Die  erstere 
wurde  schon  nach  wenigen  Jahren,  unbeschadet  ihres  eigentümlichen,  die 
Verhandlungsmaxime  verdrängenden  Inquisitionsprinzipes,  einer  Revision 
unterzogen.  So  entstand  die  allgemeine  Gerichtsordnung  von  1793,  nebst 
Anhang  von  1815".  Den  Strafprozeß  regelte  die  Kriminalordnung  von 
1805.  Für  die  Kodifikation  des  gesamten  materiellen  Rechts  wurde  von 
Friedrich  dem  Großen  eine  Gesetzkommission  eingesetzt,  deren  Seele  der 
Rat  Suarez  war^  Der  Entwurf  wurde  1784 — 88  veröffentlicht  und  der 
Kritik  übergeben.  Die  Publikation  erfolgte  durch  Patent  vom  20.  März 
1791  (Druck  1792)  unter  dem  Titel  „Allgemeines  Gesetzbuch  für  die 
Preußischen  Staaten^^  Das  Gesetzbuch  wurde  aber  noch  vor  Eintritt  der 
Rechtskraft  wieder  zurückgezogen,  um  erst  nach  einer  oberflächlichen  Re- 
vision 1794  unter  dem  Titel  „Allgemeines  Landrecht  für  die  preußischen 
Staaten'^  von  neuem,  und  zwar  für  das  ganze  damalige  Staatsgebiet  mit 
Ausschluß  des  Fürstentums  Neuenburg  und  Yalengin,  publiziert  zu  werden. 
Mit  Rücksicht  auf  die  Gebietsveränderungen  des  RDHSchl.  erfolgte  1803 
eine  abermalige  Publikation,  bei  der  die  inzwischen  ergangenen  Novellen 
als  Anhangsparagraphen  an  den  entsprechenden  Stellen  eingefügt  wurden. 
Nach  den  Befreiungskriegen  wurde  das  ALR.  auch  in  die  neuerworbenen 
Gebiete  eingeführt;  nur  Neuvorpommem  und  Rügen  sowie  der  rechts- 
rheinische Teil  des  Regierungsbezirks  Koblenz  (Bezirk  des  Justizsenats 
Ehrenbreitstein)  behielten  gemeines,  das  gesamte  linke  Rheinufer  und  ein 
Teil  des  rechten  Rheinufers  der  Rheinprovinz  französisches  Recht.  In  den 
durch  die  französischen  Kriege  von  Preußen  abgetrennten  Gebieten,  der 
bairischen  Markgrafschaften  Ansbach  und  Baireuth,  des  hannoverschen 
Ostfrieslands,  der  niederen  Grafschaft  Lingen  und  des  Eichsfeldes,  sowie 
in  einem  Teile  von  Sachsen -Weimar  wurde  das  ALR.  aufrechterhalten. 
Das  ALR.  zerfallt  in  zwei  Teile,  die  Teile  in  Titel,  die  Titel  in  Paragraphen. 
Die  Hauptbestandteile  bilden  das  Privatrecht  (Teil  I.  und  Teil  II.  Tit  1—6), 
Kirchenrecht  (Teil  IL  Tit.  11)  und  Strafrecht  (Teil  IL  Tit  20).  Die  Titel 
7—10  des  IL  Teils  behandeln  das  Ständerecht:  Bauernstand  (Tit.  7), 
Bürgerstand  (Tit  8),  Adel  (Tit  9),  Beamtenschaft  (Tit  10).  Bei  dem 
Bauernstande  werden  auch  die  Dorfgemeinden,  bei  dem  Bürgerstande  die 
Städte  (§§  86—178),  Zünfte  und  Gewerbe  (§§  179—474),  Handelsrecht 


*  Vgl.  SnnTziNa  u.  Landsbebo  3, 465  ff,  Noten  S.  297  ff.  Stölzbl,  C.  G.  Svarez,  1 885. 

*  Über  eine  Gerichtsordnung  von  1709  vgl.  Hassbnppluq,  Die  erste  Kammer- 
gerichtsordnung  Kurbrandenbui'gs,  1895. 

^  Die  Kommission  wurde  zu  einer  ständigen  Behörde,  die  dem  König  Aus- 
legungs-  und  Ergänzungsvorschläge  zu  machen  hatte,  da  die  Richter  Dunkelheiten 
oder  Lücken  des  Gesetzbuches  nicht  selbst  auslegen  oder  ergänzen  sollten. 
B.  Sge[r5dbb,  Deatsche  Rechtageschichte.    4.  Aufl.  58 
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(§§  475—712.  1250—1388.  2452—64),  Wechselrecht  (§§  713—1249), 
Seerecht  (§§  1389—1933.  2359—2451)  und  Versicherungsrecht  (§§  1934 
bis  2358)  abgehandelt  Teil  IL  Tit.  12—19  enthält  Bestimmungen  aus 
dem  Gebiete  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts,  mit  Binschluß  der  Regalien 
und  des  völlig  bureaukratisch  aufgefaßten  Vormundsohaftsrechts  (Tit  18). 
Das  ALB.  trat  an  die  Stelle  der  sämtlichen  Quellen  des  gemeinen  Bechts 
und  gemeinen  Sachsenrechts  und  nahm  daher  für  sich  nur  subsidiäre 
Geltung  hinter  den  Statuten  und  Proyinzialrechten,  deren  Kodifikation 
ebenfalls  ins  Auge  gefaßt  wurde,  in  Anspruch^;  dem  Gewohnheitsrecht 
wurde  subsidiäre  Geltung  hinter  dem  ALR.  zugebilligt.  Alle  übrigen 
Privatrechtskodifikationen  haben  Prinzipalgeltung  und  lassen  das  Gewohn- 
heitsrecht nur  da  zu,  wo  das  Gesetz  ausdrücklich  darauf  verweist. 

In  Osterreich®  beschränkten  sich  die  Kodifikationsarbeiten  auf  Straf- 
und  Privatrecht.  Sie  begannen  unter  Maria  Theresia  und  führten  auf 
dem  Gebiete  des  Privatrechts  zu  dem  Entwurf  eines  Codex  Theresianus, 
der  aber  die  Genehmigung  der  Kaiserin  nicht  erhielt  ^^.  Eine  neue,  auch 
das  materielle  Strafrecht  umfassende  Halsgerichtsordnung  (Constitutio  crimi- 
nalis  Theresiana)  trat  1769  ins  Leben.  Vom  Privatrecht  gelangte  1786 
unter  Joseph  IT.  der  das  Familienrecht  enthaltende  erste  Teil  des  There- 
sianischen Codex  als  „Josephinisches  Gesetzbuch'^  zur  Publikation,  aber 
erst  1811  konnte  das  vollständige  „Allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  für 
das  Kaisertum  Osterreich''  verkündigt  werden.  Die  allgemeine  Gerichts- 
ordnung wurde  1781,  das  Strafgesetzbuch  1787,  eine  neue  Prozeßordnung 
1788  veröffentlicht.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  umfaßt  in  drei  Teilen, 
die  wieder  in  Hauptstücke  zerfallen,  1502  durchgezählte  Paragraphen. 
Das  System  ist  ähnlich  wie  in  den  privatrechtlichen  Teilen  des  ALR. 
Form  und  Ausdrucksweise  des  österreichischen  BGB.  sind  gefalliger,  weil 
die  Verfasser  die  Anweisung  erhalten  hatten,  sich  auf  die  Prinzipien  zu 
beschränken  und  auf  keine  Kasuistik  einzulassen,  während  Friedrich  der 
Große  womöglich  für  jeden  Fall  eine  besondere  Bestimmung  haben  wollte. 
Die  übergroße  Kasuistik  ist  der  Hauptfehler  des  ALB.,  das  im  übrigen 
sich  durch  Klarheit  der  Ausdrucksweise,  gesunde  Auffassung  und  Gründlich- 
keit vorteilhaft  von  allen  anderen  Kodifikationen  unterscheidet.  Beide 
Gesetzbücher  enthalten  neben  dem  unmittelbar  übernommenen  heinoiischen 
Becht,  das  immerhin  gegenüber  dem  römischen  stark  in  den  Hintergrund 
tritt,  viel  unbewußt  hineingetragenes,  indem  die  Bedaktoren  viel&ch  vom 


^  Die  das  Familien-  und  Intestaterbrecht  enthaltenden  Titel  1 — 8  des  11.  Teils 
wurden  anfangs  suspendiert,  doch  wurde  diese  Maßregel  später  nur  noch  in  der 
Mark  Brandenburg,  einigen  pommerischen  Kreisen  und  dem  ehemaligen  Herzogtum 
Westfalen  aufrechterhalten. 

•  Vgl.  Stintzino  u.  Lakdsberg  3,  519  ffi.  Noten  S.  322  ff.  v.  Lüschik,  Ost 
Beichsg.  511  ff.    y.  Domin-Petbusbevecz,  Neuere  Österreich.  BG.,  1869. 

*^  Ausgabe  u.  Kommentar:  Habbas  v.  Habbasowsxt,  5  Bde,  1883—86.  Vgl 
Sazl,  Eine  alte  Quelle  des  allgemeinen  bürgerl.  Gesetzbuches,  Gbükhut^s  Zeitschr. 
24,  425  ff. 
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Tömisohen  Secht  nur  darnm  abwichen ,  weil  sie  unter  dem  Einfluß  der 
Naturrechtssohule  etwas  anderes  für  ein  Gebot  der  Vernunft  oder  der 
Natur  der  Sache  hielten,  während  sie  sich  thatsäohlich  in  deutschen  Kechts- 
anschauungen  bewegten. 

Mehr  deutsches  Kecht  als  das  ALR.  und  das  österreichische  BOB. 
enthält  das  1804  als  ,,Gode  civil  des  Fran9ais'',  yeröffentlichte,  dann  nach 
dem  Staatsstreich  revidierte  und  1807  als  Code  Napoleon  von  neuem 
publizierte  französische  Civilgesetzbuch,  bei  dessen  Abfassung  das  in  Nord- 
frankreich herrschende,  rein  germanische  droit  coutumier  vielfach  aus- 
schlaggebend wurde".  Weitere  französische  Kodifikationen  waren  der 
Code  de  procedure  civile  von  1806,  Code  de  commerce  von  1807,  Code 
d'instruction  criminelle  von  1808  und  Code  p^nal  von  1810.  In  Baden 
wurde  das  französische  Civilgesetzbuch,  in  amtlicher  deutscher  Bearbeitung 
nnd  mit  wesentlichen  Zusätzen,  durch  die  Edikte  vom  3.  Febr.  und 
22.  Dez.  1809  als  Badisches  Landrecht,  mit  einem  Anhang  „Von  den 
Handelsgesetzen^  (Code  de  commerce),  publiziert.  Die  französischen  Gesetz- 
bücher erhielten  in  Deutschland  während  der  napoleonischen  Zeit  eine 
weite  Verbreitung.  Infolge  der  Kestauration  wnrde  ihr  Geltungsgebiet  in 
der  aus  unserer  Tafel  IV  ersichtlichen  Weise  eingeschränkt 

Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  erhielten  verschiedene  schweizerische 
Kantone  eigene  Privatrechtskodifiikationen,  unter  denen  das  von  Bluntschli 
verfaßte  privatrechtliche  Gesetzbuch  des  Kantons  Zürich  (1853 — 56)  die 
erste  Stelle  einnimmt  Von  Bundes  wegen  wurde  am  14.  Febr.  1881  das 
Bundesgesetz  über  das  Obligationenrecht  erlassen,  später  aber  die  Aus- 
arbeitung eines  schweizerischen  Civilgesetzbuches  in  Angriff  genommen. 
Die  bisher  bekannt  gegebenen  Vorentwürfe  (verfaßt  von  E.  Hubeb)  lassen 
Yon  dieser  Gesetzgebung  das  Beste  erhoffen.  Das  BGB.  fQr  das  König- 
reich Sachsen  wurde  1863  erlassen.  Die  in  Hessen-Darmstadt  und  Baiem 
verfaßten  Entwürfe  und  die  späteren  preußischen  Kodifikationsarbeiten 
haben  keinen  Erfolg  gehabt  tlber  die  Frage  einer  allgemeinen  Kodifi- 
kation für  Deutschland  bestand  eine  Zeit  lang  lebhafter  Streit  zwischen 
Savigny  und  Thibaut,  den  beiden  Häuptern  der  historischen  und  der 
philosophischen  Rechtsschule  ^K  Durch  den  Zollverein  kam  die  Allgemeine 
Deutsche  Wechselordnung  (S.  889),  durch  den  Bundestag  das  Allgemeine 
Deutsche  Handelsgesetzbuch  (S.  893  n.)  zustande.  Die  in  den  letzten  Jahren 


"  Vgl.  ZÖPPL,  ZDR.  6,  110  ff. 

*•  Vgl.  Siegel,  RQ-*.  158  ff.  v.  Saviony,  Vom  Berufe  unserer  Zeit  zur  Gesetz- 
gebung, 1814;  Zeitschr.  f.^sch.  Rechtswissenschaft  1,  373  ff.  Achdc  y.  Abnih, 
ZRG.  26,  228  ff.  Thibaüt,  Über  die  Notwendigkeit  eines  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechts  für  Deutschland,  1814.  Zöpfl,  ZDR.  4,  91  ff.  Bekker,  Ober  den  Streit  der 
histor.  u.  philoB.  Rechtsschule,  Heidolb.  Rektoratsrede,  1886.  Bisher,  Abb.  a.  d. 
Gebiete  der  RG.  (1848)  3  ff.  Rudorff,  Sayigny,  ZRG.  2,  1  ff.  y.  Bethhakk-Holl- 
WEG,  Erinnerung  an  Sayiony,  ebd.  6,  42  ff.  Übersicht  über  die  1879  gehaltenen 
Gedächtnisreden  auf  SAyioinr  bei  Brdiz,  Kr.VJSchr.  21,  478  ff.  22,  161  ff.  Vgl. 
Landsberq,  Deutsche  Biographie  30,  425  ff. 

'Digitized  by  LjOOQIC 


916  Die  Neuseit 

des  Deutschen  Bundes  hervorgetretenen  Bestrebungen  für  ein  allgemeines 
deutsches  Obligationenrecht  und  eine  allgemeine  deutsche  CivilprozeB- 
ordnung  haben  vortreffliche  Vorarbeiten  zu  Tage  gefordert;  zu  einer 
Gesetzgebung  ist  es  nicht  gekonmien«  weil  Preußen  es  ablehnte,  sich 
ohne  eine  Beform  der  Bundesverfassung  auf  eine  gemeinsame  Gesetzgebung 
einzulassen. 

Unter  den  Strafrechtskodifikationen  des  19.  Jahrhunderts  ragten  die 
beiden  baierischen  Strafgesetzbücher  von  1813  (verMt  von  Feuerbach) 
und  1861,  das  preußische  von  1850,  das  österreichische  von  1852/53 
hervor.  Unter  den  Civilprozeßordnungen  nahmen  die  von  Baiem  (1869) 
und  Hannover  (1850)  den  ersten  Bang  ein.  Während  diese  sich  wesent- 
lich an  das  französische  Verfahren  anschlössen,  begnügte  man  sich  in 
Preußen  mit  einer  Verbesserung  der  AGO.  von  1793  durch  die  Verord- 
nungen vom  1.  Juni  1833  und  21.  Juli  1846;  die  Gerichtsverfassung 
wurde  durch  Verordnung  vom  2.  Januar  1849  völlig  umgestaltet  Die 
Verordnung  vom  3.  Januar  1849  (nebst  Gesetz  vom  3.  Mai  1852)  brachte 
endlich  auch  für  Preußen  die  Beform  des  Strafprozesses  mit  öffentlichem 
und  mündlichem  Verfahren  und  Geschworenengerichten,  in  Anlehnung 
an  das  seit  der  napoleonischen  Zeit  von  den  süddeutschen  Staaten  an- 
genommene französische  Verfahren. 

§  92.    Bundea-  und  Reichsgesetze  seit  1867. 

Das  durch  Art  2  der  Verfossung  des  Norddeutschen  Bundes  für  die 
Verkündigung  der  Bundesgesetze  bestimmte  „Bundesgesetzblatt  des  Nord- 
deutschen Bundes",  eingeführt  durch  die  Prasidialverordnung  vom  26.  Juli 
1867^,  behielt  auch  nach  der  Aufnahme  von  Würtemberg,  Baden  und 
Hessen  zunächst  noch  die  alte  Bezeichnung  bei  und  nahm  erst,  nachdem 
der  Beitritt  Baiems  die  Zustimmung  des  baierischen  Landtages  erhalten 
hatte,  mit  der  am  27.  Jan.  1871  ausgegebenen  Nr.  4  den  Titel  „Bundes- 
gesetzblatt des  Deutschen  Bundes",  nach  eingetretener  Bechtskraft  der 
Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  16.  April  1871  aber  mit  Nr.  19 
den  Titel  „Beichsgesetzblatt"  an. 

Von  den  bedeutenderen  Gesetzen  des  Norddeutschen  Bundes  sind 
außer  den  bereits  S.  897  genannten  hervorzuheben:  das  Gesetz  vom  5.  Juni 
1869  über  die  Einführung  der  deutschen  Wechselordnung  und  des  deutschen 
Handelsgesetzbuches  als  Bundesgesetze,  nebst  den  dasselbe  teils  ergänzenden, 
teils  abändernden  Gesetzen:   dem  Genossenschaftsgesetz   v.  4.  Juli  1868 


^  Bundesgesetzblatt  1868,  S.  24.  Die  Publikation  neuer  Gesetze  in  besonderen 
Gesetz-  oder  Regierungsblättern  hatten  nach  dem  Vorbild  des  „Bulletin  des  lois" 
der  ersten  französischen  Republik  im  Laufe  der  Zeit  sämtliche  deutsche  Regierungen 
angenommeo.  Die  preußische  Gesetzsammlung  bestand  seit  1806.  Das  ALR.  £inl. 
§  11  kannte  nur  die  Publikation  durch  öffentlichen  Anschlag  und  auszugsweise 
Bekanntmachung  in  den  provinzieUeo  Intelligenzblättem. 
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(dafür  später  Gesetz  vom  1.  Mai  1889  nebst  Gesetz  v.  12.  Aug.  1896) 
und  dem  Gesetz  über  Aktien-  und  Aktienkommanditgesellschaften  v.  11.  Juni 
1870  (dafür  später  Gesetz  v.  18.  Juli  1884);  femer  das  Gesetz  über  das 
Postwesen  v.  2.  Nov.  1867  (dafür  später  Gesetz  vom  28.  Okt.  1871),  die 
Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  (später,  nach  mannigfachen  Abände- 
rungen, in  neuen  Bedaktionen  vom  1.  Juni  1888  und  26.  Juli  1900 
publiziert),  das  Strafgesetzbuch  vom  31.  Mai  1870  (in  neuer  Bedaktion  als 
Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Beich  vom  15.  Mai  1871,  beziehungs- 
weise 26.  Febr.  1876).  Das  Bundesgesetz  über  das  Urheberrecht,  vom 
11.  Juni  1870*  erfuhr  später  eine  umfassende  Ergänzung  durch  dieBeichs- 
gesetze  vom  9.,  10.  und  11.  Jan.  1876,  die  Patentgesetze  vom  25.  Mai 
1877  und  7.  April  1891,  das  Markenschutzgesetz  vom  80.  Nov.  1874  und 
die  Gesetze  v.  1.  Juni  1891  über  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern  und 
V.  12.  Mai  1894  über  den  Schutz  der  Warenbezeichnungen. 

Von  den  Gesetzen  des  Deutschen  Beiches  sind  die  am  1.  Oktober  1879 
ins  Leben  getretenen  Beichsjustizgesetze  (Gericht-sverfassungsgesetz  vom 
27.  Januar,  Civilprozeßordnung  vom  80.  Januar,  Stra^rozeßordnung  vom 
1.  Februar,  Konkursordnung  vom  10.  Februar  1877)  für  die  deutsche 
Bechtsgeschichte  von  besonderer  Bedeutung. 

In  dem  Gebiete  des  bürgerlichen  Bechtes  war  die  Bundes-  und 
Beichsgesetzgebung  ursprünglich  auf  das  Obligationenrecht,  Handels-  und 
Wechselrecht  und  den  Schutz  des  geistigen  Eigentums  beschränkt.  Nach- 
dem ihre  Zuständigkeit  durch  Beichsgesetz  vom  20.  Dezember  1878  auf 
das  gesamte  bürgerliche  Becht  ausgedehnt  worden  war,  berief  der 
Bundesrat  eine  Kommission  zur  Ausarbeitung  des  Entwurfes  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  wofür  Plan  und  Methode  der  Arbeit  bereits  durch 
gutachtliche  Vorschläge  einer  besonderen  Vorkommission  festgestellt  waren. 
Die  aus  elf  Juristen  zusammengesetzte  Kouimission  trat  am  17.  Sept. 
1874  in  Berlin  zusammen,  aber  erst  1888  konnte  der  von  ihr  verfaßte 
Entwurf,  nicht  ohne  in  den  weitesten  Kreisen  durch  Form  und  Inhalt 
vielfache  Enttäuschung  zu  bereiten,  veröffentlicht  werden.  Zum  Zwecke 
der  zweiten  Lesung  wurde  eine  neue,  wesentlich  vergrößerte  Kommission 
berufen,  die  ihre  Beratungen  am  1.  April  1891  begann.  Der  von  ihr 
ausgearbeitete  Entwurf  zweiter  Lesung  konnte  schon  1895  dem  Bundesrat 
und  nach  einigen  von  diesem  vorgenommenen  Änderungen  1896  dem 
Beichstag  vorgelegt  werden.  Nachdem  auch  der  Beichstag  dem  Gesetze 
mit  nur  geringen  Änderungen  zugestimmt  hatte,  erfolgte  die  Publikation 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  unter  dem  18.  August  1896  (BGBl. 
S.  195 — 650)'.  Die  dadurch  notwendig  gewordene  Bevision  des  Handels- 
gesetzbuches gelangte  schon  am  10.  Mai  1897  durch  die  Publikation  des 


*  Jetzt  ersetzt  durch  die  Gesetze  vom  19.  Juni  1901  über  das  Urheberrecht 
an  Werken  der  Litteratur  und  der  Tonkunst  und  über  das  Verlagsrecht 

*  Dazu  die  Grundbuchordnung  und  das  Gesetz  über  die  Zwangsversteigerung 
und  Zwangsyerwaltung  y.  24.  März  1897. 
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neuen  Handelsgesetzbnches  zum  Abschluß,  während  das  Gesetz  über  die 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  die  Revisionen  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes,  der  GivilprozeB-  und  Konkursordnung  unter  dem  17.  Mai  1898 
veröffentlicht  wurden^  und  die  Abfassung  der  erforderlichen  Landes- 
ausführungsgesetze überall  im  Ijaufe  des  Jahres  1899  erfolgt  ist^  Mit 
dem  1.  Januar  1900,  an  dem  die  gesamte  neue  Gesetzgebung  in  Kraft 
getreten  ist,  hat  eine  neue  Periode  für  die  deutsche  Bechtsgeschichte 
begonnen. 


^  Der  dem  Beichskanzler  gleichzeitig  durch  G^esetz  erteilten  Ermächtiguiig, 
die  Texte  der  Justizgezetze  in  der  abgeftnderten  Form  zu  verö£Fentlichen ,  wurde 
durch  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1898  (RGBl.  1898,  Nr.  25)  entsprochen. 

'  Ausg.  y.  Becher,  Die  Ausführungsgesetze  zum  BGB.,  2  Bde,  1901. 
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(Die  Zahlen  beziehen  eich  auf  die  Seiten,  der  Zusatz  n  auf  die  Anmerkungen.) 


Aachen  111.  139.  199.  479.  485.  504.  686. 
Reichfltaf?  229.  247  £P:  251.  258. 

abbatiae  liberae  498. 

Abbitte  763. 

Abdecken  des  Daches  757. 

Abecedarien  706. 

Abendmahlprobe  867. 

Abgaben  22.  27.  29.  50.  193 f.  199 f.  327. 
612.  bei  Belehnung  404.  542.  vom 
Bergbau  539  f.  bei  Investitur  der  Bi- 
schöfe 500.  für  Königs-  oder  Kirchen- 
schutz 114.  195.226.542.  vgl.  Steuer, 
Jahreseeschenke. 

Abkömmlinge,  Lehnerbrecht  410.  415. 
793.  Eintritts-  und  Erbrecht  381  f. 
749.  905  n. 

Ablösung  von  Strafen  209  n.  340.  347. 
606.  gutsherrL-bfluerliche  801  ff.  811. 
lehnrechtliche  795.  von  Dienstbar- 
keiten u.  Grundlasten  804.  vgl.  Lösung. 

Abmeierung  799. 

absacire  278. 

Abschichtung  67.  72.  271.  322.  326.  328  f. 
336  f.  741.  746.  750.  der  Freigelassenen 
224.  der  Gefolgsmannen  35  n.  140  f. 
161.  165  f. 

Abschoß  884  n. 

abschaten  722  n. 

Absicht,  böse  82  f.  348.  759.  906.  vgl. 
Missethat 

Abtrieb  207  f.  209  n.  275. 

Äbte  als  Träger  des  Kirchenregiments 
143.  als  Senioren  154  n.  Wahl  499  f. 
vgl.  Reichsäbte,  Fürsten. 

Accise  527.  613.  638.  863  n.  868. 

Accursius  695.  784. 

achasios  299  n.  802  f. 

Achillea  590  n.  846. 

Acht,  Ächtung  (vgl.  Friodlosigkeit)  77  ff. 
81.  88.  117.  177.  839  ff.  853.  374.  399. 
421.  485.  516.  521  n.  531.  548.  549  n. 
550.  559.  563  n.  571.  574.  666  n.  754. 
775.  776.  782.  831  n.  833 n.  834.  Ober-A. 
580.757.  Grafen-A.  178.  heimliche  A. 
575.  580.    A.-Sachen  551  n. 


Acht  (Beunde)  429. 

achtendeele  66  n. 

Achtreeister  551. 

Achtschatz  550. 

Acker  (Morgen)  205. 

Ackerbreite  58.  205. 

Ackergelder  198.  199. 

Ackemahrung  425.  452.  801.  [427. 

Ackerverlosung  26.  29.  50  ff.  58  f.  101.  203. 

actor  dominicus,  regis  129.  197. 

actum  262  n.  263  n. 

adal,  adal  51. 

Adalhart  v.  Corbie  268. 

adaling  51.  436. 

additio  sapientum  249  ff. 

Adel  (vgl.  Edeling,Kitter),  germanischer  25. 

28.  33 f.  51  f.  58. 105.  189n.  215ff.  226 n. 

345.  436.  449  n.  Dienst- A.  2 15  ff.  hober 

(vgl.  Herrenstand)  562.  804  ff.  830.  niede- 
rer (vgl.  Ministerialen)  602.  789.  806.830. 

852.  856.  859.    persönlicher  448.  806. 

Erhebung   448.    487.    807.    816.    852. 

Verlust  807.  Offizierdienstpflicht  446  n. 

806.    858.     Gerichtsstand   601  f.    806. 

Sonstige   Vorrechte   450  n.    794.    807. 

818.   830.    862.     alter  A.  447.    stiffcs- 

mäßiger  447  n.  807. 
adelschalk  218  n. 

Adelsgericht  560.  565.  568.  575.  601.  786. 
Adelchis  243. 
adelvrt  436. 

adfatimus  68.  208  n.  278  n.  337  f.  339  n. 
adhramire  294  n.  296  n. 
adiutorium  156. 
admallatio  84. 
admonitio  290  f. 
adoha  517. 
Adoption  67  f.  70.  322.  487.  745.     eines 

Erben  337  f.  753 n.  A.-Gabe  68.  70.  310. 
adstantes  168. 
advenante,  nach  773. 
advocaticii  452  n.  453. 
advocatus  (vgl.  Vogt,  Stiftsvogt)  182.  186. 

200.  385.    principalis  556.   provincialis 

507.  556. 
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Advokaten^  Reichskammergerichts-  830. 

Alfred  d.  Gr.  253. 

aeneiim  368. 

aerarium  publicum  199. 

i£thelberht  94.  258. 

^thelred  253. 

JBthelstan  258. 

flBttleilting  68  n. 

affiratatio  68  n. 

Afterding  171  n.  558. 

Afterlehn,  -VaasaU  160  n.  162.  165.  401  f. 

409  n.    410  f.    413  n.    421.    557.    571  f. 

576.  716  n.  844. 
Aftersend  585. 
aftething  563. 
agens  200. 
ager  123  n. 

ager  yectigalis  193.  publicus  210. 
i^aten  64.  415.  479.  795.  848. 
Agobard  268. 
agramire  377  n. 
agrarium  193. 

Agrarwesen  s.  Grundeigentum. 
Ahnenzahl  (397).  412  n.  444  n.  447.  464  n. 

465.  615  n.  806  f. 
ahta  167  n. 
ähtsare  77. 
aib,  eiba  20. 
aicis  123  n. 
Aistulf  253. 

Akt  (Urkundungs-)  699.  703. 
Aktenversendung  789.  860  ff.  888.  900. 
alah  11. 
Alaisiagae  45  n. 
Alamannen  (vgl.  Schwaben)  11  f.  50  n.  91. 

93.  97  f.  101  n.  102.  106.  118  n.  121  n. 

127.  175.  188  n.  216  f.  245.  269  f.  317. 
Alarich  II.  237. 
Alarm  37  n. 
Albertus  244  n. 
Albrecht  11.  654.  781.  789  n. 
Aldien  (vgl.  Hörige,  Lassen)  49.  222  ff. 

271  f.  346  n.  454. 
Alfred  d.  Gr.  95.  256. 
Allensbach  623  n.  688. 
Allmende  57.  59.  203.  206  ff.  210  n.  211. 

424.  427  ff.  458.  624.  801.  803.    Gau-, 

Hundertschafts-,    Dorf-    208  n.    425  f. 

Landes- 209.  grundherrliche  212.  426  f. 

Nutzung  426  ff.  Aufteilung  208  n.  426. 

800.  80.").  Ausbau  427  f.  458.  A.-Gärten 

428  n.    Obereigentum  des  Königs  209. 
Allodien398.  438.  437.  515f.  576.  589.  844. 
Allodifikation  794  f.  875. 
alodis  207  n.  208  n. 
Altermänner  640.  644. 
Althusius  903. 
altvile  270  n. 
amallus  41  n. 
ambactus  159. 
amici  159. 
Ammann  640. 


ammanuensis  169  n. 

Amortisation  268. 

Ampsivarier  96. 

Amt  (vgl  Lehen),  Ausstattung  195.  198. 

213.    Kumulation  201. 
Amt  (Verwaltungssprengel)  572.  608  £ 
Amtmann  197  f.  565.  608  f.   786.   861  f. 

Domftnen-  609.  865. 
Amtsgericht  172.  900. 
Amtskammer  865. 
Amtsrecht  118.   114  n.   115.   136.   137  n. 

176.    179.   224.   232  f.   258  f.   282.  343. 

359  f.  383  n.  384.  655. 
Amtsschreiber  609.  786.  862. 
Amtsvergehen  128.  178.  354. 
amund  225. 
anagrip  347  n. 
andelang  60  n.  277. 
Andlau,  Peter  v.  708. 
andsaca  84. 

Aneignungsrecht  des  Königs  196.  208  ff 
Anerbe,  Anerbenrecht  276  n.  802.  804. 
Anerkennungszins    164.    287.    633.    725. 

798. 
Anfali  721. 
Anfang,  Verfahren  mit  352  n.  376  ff.  381. 

710.  770.  bei  Erbschaften  378  n.  751  n. 

769.    bei  Grundstücken  382  n. 
angariae  197. 
angef&lle  417.  591. 
Angeln  92.  94.  248. 
Angelsachsen,  angels.  Recht  18 f.  42 n. 

43  n.  49  n.  51  n.  94  f.  101.  105.  108  n. 

113  n.   118.   121  n.   122.   123  n.   127  f. 

143f.  149.  190n.  197 n.  203.  211.  215n. 

224  f.  228.  230.  233.  252  f.  262.  263  n. 

267.  270  u.  278.  285.  312.  354  n.  368. 

379.  699. 
Angrivarier  15  n.  93. 
Anleite  574.  767.  770  n. 
anris  711. 

Ansbach  573.  846  n.  918. 
Anschlag  s.  Matrikel. 
Ansegis  260.  665. 
Anseimus  de  Orto  695. 
Ansiedlung  der  Gkrmanen  100  ff.  202  f. 

der  Franken  102.  203.  209  n.  210  f.  der 

Freigelassenen   222.    226.     der   Leib- 
eigenen 219.  459.    Gründung  neuer  A. 

58.  211.  624.    fremde  Ansiedler  207  f. 

vgl.  Niederlassung. 
Ansprache,  kampfliche  88.  369.  770. 
Anstiftung  82.  351. 
antefactum  313. 
Antiqua,  westg.  238.  245  n. 
antrustio  32.  141.  157.  161  f.  165.  365  n. 

378. 
Antwort  85.  232.  766  ff.   Gebot  85.  360. 

362.     Weigerung  81.  85.  362.  766. 
anvertraute  Sachen  273.  377.  381.  710  n. 
Anwachsung  72.  326.  406.  414  f. 
Anwandäcker  205  n. 
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AnweisungssTstein  545.  868. 

Anzeigeprämie  347  n.  856  n. 

Apenrade  685. 

apocrisiarinB  140.  177  n. 

Apostasie  760  n. 

Appellation  s.  Berufung.  A.-Oericht  865. 
899.     A.-Summe  832  n.  860  n. 

appennifl  263. 

Appenzell,  Landbuch  675. 

aprisio  206. 

Aquitanien  (96  f.)  98  f.  239  n. 

araticum  198. 

arbi  207  n.  278. 

arbor  consanguinitatis  748. 

archicancellarius  489. 

archicapellanus  140.  489. 

Archidiakon,  Archidiakonat  145.  584. 

archipresbyter  145.  584. 

Archiv  139. 

Ardiaone,  Jacobus  de  695. 

area  legitima  206  n. 

Aregifl  243. 

Arelate  388.  490. 

ärgere  Hand  46.  305.  454.  463  n.  464  ff. 

Arier,  arisches  Becht  1.  60.  62.  64.  66. 
87.  368.  377. 

arimannus  16  n. 

Ariovist  100. 

Ariprand  244  n. 

arischild,  aritraib  74  n. 

armierte  Stände  836. 

armiger  108  n.  446. 

Arno,  Erzbischof  264  n.  265  ff. 

Arnsberg,  Oberfemgericht  581  n.  Refor- 
mation 578  n. 

Arnulf  von  Metz  98  n. 

Arnulfiuger  98. 

Arrest  725.    vgl.  Haft,  Kummer. 

arrha  284  n.  296.  297  n.  801  f. 

artifices  219. 

Artikelbrief  520.  837.  857. 

Aschheim  246.  247  n. 

asega  44.  175.  250.  827.  563  f. 

aspellis  78.  79  n. 

assertor  libertatis  225. 

assessor  pacis  556. 

Astingen  31  n. 

asto  animo  82  n. 

Asyl  s.  Freistatt 

Athalarich  240. 

attha  563. 

Atz  197.  201.  511.  544.  612  n.  642.  vgl. 
Herberge. 

auctoritas  43.  254. 

Auetor  vetuB  659  n. 

Aufgabe  718. 

Aufgebot  712.  718  n.  719.  722.  771  n. 
vgl.  Heer. 

Auflassung  (61  n.).  62 f.  277  ff.  282 f.  287. 
292.  338.  382.  554  n.  604.  606.  717  ff. 
721  ff.  724  f.  728.  754.  768.  prozessua- 
lische 280  n.   283.   382.   717  n.     lehn- 


rechtliche 280 n.  408. 420  557  n.  gericht- 
liche 280.  719.  Kirchspiel-  719.  vor 
dem  Offizial  719. 

Aufnahme  einer  Urkunde  263.  im  Fem- 
gericht 580.    eines  Kindes  753  n. 

Aufreichung  718. 

Auftrag  zu  Lehn-  oder  Zinsrecht  213. 
287.  404.  424.  717.  721. 

Augenschein  362  n.  563  n.  774. 

augmentum  dotis  744. 

Augsburg  629  n.  630  n.  642.  664.  667. 
867.  872.  Religionsfrieden  811.  845  n. 
905.     Stadtrecht  688. 

aulici  138. 

Ausbau  des  Landes  427  ff.  582. 

Ausbürger  688. 

Ausgabe  des  Urteils  43.  772. 

Ausgleichung  der  Erben  326  f.  329  n. 
750. 

Aushändigung^klausel  491  n.  492  n. 

Aushebung  835  n.  858.  875.  882. 

Ausheischen  546  n.  760  n.  773  n. 

Ausland,  ausländische  Angelegenheiten 
28.  26.  28.  35.  39  n*  48  f.  51.  69.  74  n. 
112. 133. 188.  195.  198.  232n.  485.  (489). 
512.  533  548.  645.  814.  818.  825.  827. 
848  f.  855  f.  864.  876.  881.  vgl.  Fremde. 

Auslieferung  von  Missethätern  160.  179  f. 
349  f.  355  n.  559.  566.  A.  des  Schuld- 
ners 290. 

Ausmärker  68.  207  f.  275.  426.  606. 

Ausnahmegesetze  des  Deutsch.  Bundes 
884  n.  885  n.  890. 

Ausreiter  865. 

Aussätzige  269.  751. 

Außendeichregal  427  ff. 

Außenlehn  596.  795. 

Aussteuer  285  n.  298.  307  ff.  821  n.  322. 
743.  746. 

austaldi  33  n. 

Austrag  552  f.  832.  883  n.  862.  870.  883. 
894.  899. 

Austragskampf  759  n.  773  n. 

Austrasien  97f.  119.  120.  127.  133n.  141. 
151.  160.  188.  888. 

Authenticae  530  n.  534  n.  657.  784. 

Autonomie  (vgl.  Hausgesetze)  635.  637. 
641.  644.  650.  678.  806.  845  f.  870.  911. 

Avaren  90  n.  99. 

avere,  averium  273. 

Ajrer,  Jakob  903. 

bacellarius,  bachelier  446  u. 

Backofen  206  n.  433.  538. 

baculus  iudicii  706. 

Baden,  Kurfürstentum  819.  Großherzog- 
tum 874.  Eintritt  in  den  Nordd.  Bund 
898.  916.  Rechtsquellen  899  n.  910. 
Bad.  Landrecht  915. 

Bahrrecht  87  n.  774n. 

Baiem  12.  50  n.  91  f.  97  f.  117  n.  121  n. 
132  n.    175.    188  n.    216.    246  f.    265  f. 
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270  n.  892.  394.  396  n.  442  d.  478.  488. 

494  n.  499.  503.  557.  561.  566  n.  598  n. 

608.   608  n.   609.   610  n.   613  n.    795  n. 

802.  808.  811.  814.  819.  855.  868.  874. 

879  f.   886  f.   900  n.     im  ZoUbundesrat 

898  n.    Eintritt  in  den  Nordd.  Bund 

898.  916.    Landrechte  561.  674.   690. 

694.    910.    912.     Stadtrechtabuch  690. 

baierischer  Kreis  826  n.    Landfrieden 

672. 
Baldas  786. 
balemund  325.  748. 
Bamberg,  Landgericht  574.  Dienstrecht 

694.     Stadtrecht   687.     Halsgerichts- 

ordnung  907.    Landrecht  910. 
band,  bandns,  banden,  bandire  43  n. 
Bandenverbrechen  358. 
Bänke,  Banktase  der  Kreistage  829. 
Bann  (Gerichtsbezirk)  174.  563  f. 
Bann  (vgl.  Friede,  Königsbann)  28.  42  f. 

108.  178.    höherer  114.  130.  257.  343  n. 

485.    niederer   114.    130.    172  n.     des 

Grafen  oder  Richters   48.    114.    129  f. 

174.    Friede-B.  42.  118.  192.  Immnni- 

täts-B.  114.  201.    Verordnungs-,  Ver- 

waltangs-,    Schutz-B.    114.    192.    625. 

Markt-B.  192.  625.    Yermögens-B.  873. 

Kirchen-B.  183  n.  899.  481.  485.  549  n. 

571.  583.  666  n.  757  f. 
Bannbußen  114.  116.  180.  195.201.853. 

360  n.  486.  531.  570  n.  758. 
Banner,  B.-Herr  39.  108.  157.  515.  518. 

598  n. 
Banner,  Unterrichter  174.    Gerichtsbote 

562. 
Bannfabrt  57  n. 

Bannfälle,  acht  116.  257.  825  n.  357  f. 
banniüo  154.  172.  360.  362. 
Bannleihe  402  n.   557.   562.   569  ff.  577. 

588.   591.   607.   625.   628.   870. 
Bannmeile  192.  538. 
Bannrecht  113  ff.   153.   156.  178  f.   192. 

224.  343.  351  n.  885.  485.  538.  583.  591. 
Bannrechte  (Backofen,  Mühle,  Bannwein) 

538  ff.  640  n. 
Bannwahrzeichen  108.  192.  625. 
Bannwald,  Bannwasser  196.  536  f. 
Bannzann  424. 
bant  20. 
bar  20. 

bargilden,  biergelden  217.  451.  612  n. 
barieute  222.  454. 
baro  49.  51.  126  n.  486. 
barragania  304. 
barschalk  49.  222.  454. 
Bartolos  786. 

Barvertrag  63.  289.  296  f.  300.  729. 
Basel  630  n.  642.    Dienstrecht  688.  694. 

Stadtrecht  688.    Friede  872. 
Bastard  746  n.  vgl.  Kind. 
Bataver  95.  105. 
Bauding  458.  605. 


Banerding,  Baaermal,  Banersprache  425. 

606.  635.  641  n.  678  n. 
Bauermeister  603.  606.  641  n. 
Bauern  (vgl.  Frondienst,  gutBb.*bftaeri. 

Verhältnis,  Leihe,  Leihezwang,  Zins) 

212.  217.  327.  437.  449.  464  ff.  515. 
577.  611.  616.  792.  800  ff.  804.  807  ff. 
811  ff.  slawische  432.  B.-Befreiang 
810  f.  875.  B.-Lehen  453.  801  f.  B.- 
Legung  799  f.     Auskauf  799. 

Bauerschaft  17.  564.  641  n. 

Baugut  737  n. 

Baumgartenberger  Formelbuch  705. 

Bauteil  456.  605.  808. 

Beamte,  Beamtenstaat   27  ff.    118.    216. 

488  f.   495.  498.   508.   550.   564.  567  f. 

572.    587  f.    596.    607.    785.   791.    794. 

806.    Beamtenadel  216  f.  495. 
Beamtentage  136.  151.  554. 
Beaumont,  loi  de  451  f.  454.  460.  686. 
beddemund  455. 

Bede  195.  484.  542  f.  612  f.  634.  637.  862. 
Befestigung  (vgl.  Burg,  Festung)  40.  57. 

518.  543  n.  544.  588.  590  n.  592.  621. 

627.  629  f.  825.  854.  868.  882. 
Begabung  718. 
Begünstigung  82.  351. 
Beigeordneter  867. 
Beihilfe  88.  351.  761. 
Beilager  71.  803  n.  733  f. 
beinschrötige  Wxmde  761. 
BeUitz  im  Gericht  174.  177.  181  n.  182  n. 

186.  561  f.  580.  600n.  629  n.  der  Witwe 

809  n.  819.  323.  825  n.  736. 
Beispruchsrecht  der  Erben  275  f.   336  f. 

722  ff.    738  n.    789  n.    752  f.    757.     der 

Nachbarn  62. 
Beistand,  gerichtlicher  181.  709.  747.  766. 
bekostegen  730  n. 
belagines  14  n. 
Benedictus  Levita  183.  261. 
beneficium,  Benefizialwesen  (vgl.  feudum, 

Lehen)  130.  158.  162  ff.  178.  198.202. 

213.  263.  285.  286  ff.  386.  398.  b.  pa- 
ternum  413  n.    urbanum  409  n. 

Benevent  99.  134.  189.  288  n.  243.  313. 
319  n. 

Berg,  Ritter-  u.  Landrecht  von  674. 

Bergbann  196    588  f. 

Bergbaufreiheit  540.  541  n.  595. 

Bergelohn  534. 

bergildi,  berielda  217  n. 

Bergrechte  649.  678.  680.  909.  Wein- 
bergordnungen 697. 

Bergregal  196.  210.  588  ff.  595  f. 

Bergvogtei  540.  541  n. 

Bergwerksabgaben  196.  538.  540. 

Bergwerkseigentum  541. 

Bergzehnt  540. 

Beritt  609.  865. 

Berlich  903. 

Bern,  Stadtrecht  689. 
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Berihold  von BegeoBboi^  665.  von  Henne- 
berg (Mainz)  782. 

Bemfong,  Benifiingsgericht  (vgl.  Ober- 
gericht, BechtBzog,  Revision,  Urteil- 
Bchelte)  185.  370.  547.  552.  581.  600ff. 
772  f.  832  f.  851.  859  ff.  899  f.  B.  von 
Brief  und  Siegel  771  n. 

Besatz  725. 

Besatzungsrecht  642  f.  896  n. 

Beschlagnahme  (vgl.  Arrest,  Fronung) 
149  n.  726. 

Bescholtenheit  888. 

beschudden  722  n. 

Besitz  (vgl.  Gewere)  B.-BHumung,  B.- 
Räumungsvertrag  62.  277.  279.  drei- 
tägiger B.  287.  717.  B.  an  Rechten 
478.  B.-Einweisung  718 n.  751.  753. 
B.-Diener  715.  717. 

Besserung  724.  726. 

Bestärkung  von  Verträgen  731. 

Besthaupt  456.  458  n. 

Betreibungsverfahren  292.  359.  380ff.  773. 

Beunde  429. 

Beute  26.  34.  87.  112.  149.  195.  711.  857. 

Bewafinun^36.  156  f.  162.  518.  857  f. 
vgl.  Waäfen. 

beweddnnff  302. 

Beweis,  Antretung  362  n.  364.  767. 
Fälligkeit  375.  leibliche  Beweisung 
(vgl.  Augenschein)  770.  773.  Mittel 
85  ff.  360  f.  364  ff.  767.  770  f.  näher 
zum  B.  363.  767.  Rolle  363  f.  Thema 
363.  364  n.  Urkunden-B.  263.  283  n. 
861  ff.  382.  700.  767  n.  Urteil  85.  363. 
767.  769.  Verfahren  85  ff.  184.  314  n. 
318  n.  363  ff.  771.  Vertarag  84.  363. 
B.  zum  ewigen  Gedächtnis  83  n. 

Bienenfang  595  n. 

bieigelden  s.  bargilden. 

Biesterfreie  808  n. 

btfang  57  n.  174.  206.  428.  563. 

Bigamie  583.  760. 

bilida,  billig  15  n. 

bill,  billa,  biletta  15  n. 

Biiligkeitsgericht  72  n.  82  n.  84.  112. 
175.  178.  351.  384. 

Birs,  Birsch,  freie  536  n.  537.  Landgericht 
auf  der  B.  574. 

Bischof  (vgl.  Domstift,  Fürst,  Investitur) 
125.  137  n.  143  ff.  151.  154  n.  216. 
226.  384.  489.  497  ff.  523.  554.  613. 
als  Königsbote  135.  137  n.  Stellung  zu 
Graf  und  Herzog  117  n.  118  n.  146. 
392  ff.  396.  495.  498  f.  588.  614.  Ein- 
setzung 144  ff.  474.  498  ff.  Investitur 
403  f.  499  f.  588.  Absetzung  145.  499. 
Gerichtstand  184.  Gerichtsbarkeit  125. 
183  ff.  583  f.  Bannrecht  583.  Münzauf- 
sicht 593  n.  Chor-B.  145.  584.  Juden-B. 
469. 

Bischofstädte  122  n.  125.  511.  521.  628  ff. 
642. 


bistabön  85  n. 

Bistümer,  Organisation  143.  145. 

blasphematio  369. 

Blasphemie  583. 

blawunde  761. 

Blume    des    Sachsenspiegels    669;    von 

Magdeburg  679. 
Blutbann  (v^.peinl.  Gerichtsbarkeit)  495. 

568.  570  n.  573.  576.  604.  639. 
Blutbrüderschaft  68  n.  640. 
Blutrache  (vgl.  Fehde)  46n.  80n.  159.  759. 
Blutruns  761. 
Blutsauf  lassung  739  n. 
Blutschande  358.  583. 
Bocksdorf,  Dietr.  v.  663.  706  n. 
Bodenregal  6.  26.  193.  196.  208  ff.  213. 

427.  432.  533.  538.  595. 
Bodmerei  713. 
bogende  Wunde  761. 
Böhmen  und  Mähren  12.  92.  390  ff.  488. 

496  f.   516  n.    527.    541  n.    591.    615  n. 

650.   656.   660.   668  n.  673.  680.  692  f. 

703.  780.  819.  826  f.  860.  871  n.    Erz- 
schenk und  Kurfürst  476.  488. 
bök  14  n. 

b61,  bölmserke  16.  58  n. 
Bologna  244.  694.  785.  813. 
bömserke  58  n« 
Bömer  Recht  452  n. 
bon  174.  563. 
b6ndi  437  n. 

Bonifaz  144.  163.  246.  Bonifaz  VUI.  480. 
Bonusfilius  244  n. 
boer  18  n. 

Bordesholmer  Amtsgebrauche  910. 
Borgarthing  149  n.  228  n. 
Bomheimer  Berg  564  n.  578.  622  n. 
Botding  135  f.    170  n.    171  n.    554.    560. 

563  n.  592.  614. 
bodkefli  45. 
brabanciones  519. 
braida  205  n. 
Brand  von  Tzerstedt  668. 
Brandenburg,  Mark  392.  395.  447  n.  494. 

568  f.  590  n.  596  f.  598  n.  601  n.  603  n. 

610.  616.  680.  780.  846.  855.  860.  863. 

Erzkämmerer   u.    Kurfürst   407.    476. 

488.  819.    Oberhof  680.  861  n. 
brandon  108  n. 
Brandstiftung  74.  83 n.  116n.  248 n.  343. 

352.  856  f.  653.  760.  erlaubte  78  n.  357. 
Brant,  Sebastian  902. 
Brauereigerechtigkeit  588.  640  n. 
Braunschweig  404  n.  414.    416  n.  442  n. 

496.    646.    660.    819.    Stadtrecht  688. 

741  n.  911. 
Braut,  Geschenke  301  n.    B.-Kauf  68  n. 

222  n.  298  ff.  311  f.  314.  317.  358.  783. 

B.-Gabe  68  n.  B.-Lauf  69  n.  B.-Schatz 

743. 
brÄfabrot  114  n. 
Breisach,  Stadtrecht  689  n. 
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breite  58.  205. 

Bremen  397  n.  642.  741  n.  875.  Stadt- 
recht 683.    Ritterrecht  909. 

Brennkalt  ur  56. 

Breslau,  Oberhof  680.  Magdeburger  Recht 
in  B.  679.    Landrecht  669  n. 

breve  262. 

Breviarium  Alaricianum  287.  241.  vgl. 
Lex  Romaoa  Wisigotorum. 

Brief  und  Siegel  699  f.  732.  753. 

Briefland  211.  213.  216  f. 

Brixen,  Stadtrecht  690. 

Brieile,  Rechtsbuch  686. 

Brokmerbrief  675  n. 

Brüche  s.  Bannbußen,  Friedensgeld. 

Brückenbau  156.  197.  201.  544.  Brücken- 
geld 191. 

Bruder  als  Vormund  71.  298  n.  299. 
324.  346. 

Bruderschaft,  Brüderschaft  68  n.  639  f. 
644. 

Brukterer  96.  121  n. 

Brunn,  Stadtrecht  693. 

Brusterbe  749. 

brutlaufbrief  742. 

bucellarius  32.  34  n. 

Buch  der  Könige  alter  Ehe  664  f. 

Buch,  Johann  von  663.  670. 

Buchland  211.  278. 

Bachstab  14  n. 

budellus  561. 

Büdner  425.  461.  799. 

Bukowina  781. 

Bulle,  „Venerabilem"  475  n.  Circum- 
scriptionsbullen  886. 

bumede  455. 

Bund,  Deutscher  879.  894.  898  n.  Nord- 
deutscher 874.  896.     Rhein-B.  874. 

Bundesakte,  Deutsche  812.  879  f. 

Bundesezekution  884.  892. 

Bundesfestungen  883.  896  n.  897. 

Bundesgesetzblatt  896.  916. 

Bundesgesetze  des  Nordd.  Bundes  896  ff. 
9 16  f.  Erhebung  zu  Reichsgesetzen  898. 

Bundeskanzler  897. 

Bundeskriege  882.  808. 

Bundesmatrikel  881. 

Bundesoberhandelsgericht  897. 

Bundespräsidium  880.  892.  896  ff. 

Bundesrat  880  n.  896  f    ZoU-B.  898. 

Bundesstaat  21.  850  f.  891. 

Bundessteuem  des  Nordd.  Bandes  897. 

Bundesversammlung  (Bundestag),  deut- 
sche 880.  890.  892  ff.  Ausschüsse  881. 
Plenum  880.  896  n.  898  n.  Engerer 
Rat  880.  —  B.  des  Rheinbundes  875. 

Bündnisrecht  642  ff.  848.  851.  854.  856. 
881. 

Bureausystem  876. 

Burg  (vgl.  Befestigung)  17.  40.  518.  532n. 
544.  590  n.  592.  615.  620.  634.  landes- 
herrl.  B.  608.  Amtssitz  507.  608.    Zer- 


störung 775.  Öffhungsrecht  409.  — 
B.-Bann,  B.-Frieden  114.  118.  197  n. 
352  n.  519.  625.  629  n.  760.  —  B.-Grmf 
495  n.  508.  507.  519.  569.  629  ff.  639. 
von  Nürnberg  496.  —  B.-Hauptmann- 
schaft  610.  —  B.-Hut  439.  442  n.  519. 

—  B.-Lehen  409.  411  n.  519.  608.  — 
B.-Mannen  439.  519.  608.  —  B.-Becht 
633.  677.  721  n.  727.  —  B.-S&S8ige615. 

—  B.-Vogt  608  f.  629  f.  —  B. -Werft 
197.  201.  519.  592.  612  n.  683.  799. 

Bürge,  Bürgschaft  85.    88.    123.    290  ff. 

294  n.  295.  300  f.  303.  319  n.  371.  559. 

729  n.  731  f.  752.  762  n.  Freilassungs-B. 

225.    Gewere-B.  281. 
Bürger  409  n.  447.  451  n.  608.  621.  681  f. 

höherer   und   niederer   B.-Stand    807. 

Aufnahme,    Eid  638.    Lehns^Khigkeit 
'      899  n. 
I  bürgerlicher  Tod  342  n. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  f.  d.  Deutsche 
I      Reich   805  n.    917  f.,    Österreich    814, 
;      Sachsen  915,  Schweiz  915. 
'  Bürgermeister  634  f.  638.  867. 
I  Burgund,  Burgunder   11  n.    26  n.    44  n. 

48.  91.  93.  97.  100  f.  109.  119  f.  128  n. 

141.    178.    203.    211  n.    215ff.    222n. 

232.  238.  241.  242  n.  270.  284.  290  f. 
I  311.  321  n.  330  n.  388.  390.  398.  480. 
I       496.    501.    863.     Burgundischer  Kreis 

778.  826  n. 
I  bürmäl  685. 

,  Busen  65.  68.  383.  388.  749. 
'  Buße,  Bußtaxen  51  f.  68  n.  69  n.  80  ff. 
I   84.  188  f.  216.  218.  222  f.  229.  232. 
,   250  f.  306.  321.  324.  341  n.  343  f. 

346  f.   353.   356.    377.    380.    458.    461. 

466.  652.  767.  770  ff.   doppelte  B.  118. 

dreifache  118.  137.  216  f.  353  n.  nenn- 
fache 118n.  250.  langob.  Hooh-B.  354. 
I       Proportional-B.    358.    356.     Prozeß-B. 
I       84.   87.    767  f.    B.-Häufung  353.    Zu- 

satz-B.  344n.    Schein-B.  458.  466.   B.- 

Rlagen,  B.-Sachen  171.  185.  347.  B.- 
I      Taxen,  fries.  672. 

buteil  s.  Bauteil. 
'  buticularius  140. 
Büttel  (vgl.  Fronbote,  Gerichtsbote)  167  n. 

168.   173  n.    219.  561.   609.    637.    6S9. 
'       667  n. 
I  by,  byr  18  n. 

Caldaria  368. 
,  Camera  cerrada  311. 

camerarius  140.  457. 
I  camerlingus  457. 

campipars  193. 

Campo  Formio  872. 
I  Campus  205  n.    martins,  madius  149  f. 

cancellarius  139.  169  n.  490. 

Cannenefaten  95. 

Cantabria  121. 
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capellanuB  140.  489. 

capillaturiae  68.  329  n. 

capitale  358  n. 

capitaneuB  400.  486.  610.  Marchiae  569. 

capitula,  capitularia  153.  254.     in  brevi 

242.    per  se  scribeada  256.  258  f.    mis- 

sorum  135.  247  u.  256.    legi  addenda 

254  f.  259.  Töaiuw.  247.  255.  257.  Ita- 

licu  243.   259.    Bib.   237.    247.    248  n. 

254.    Salic.  236.    254  f.    257  n.    314  n. 

Sazon.  130  n.  247.  255.  257  f.  de  villis 

197  n.    Liptinense  144  n.  163.    Samm- 

luDgen    243.    260  f.   —    capitula   Re- 

medii  252.  Ugonis  694  f.  —  Capitulare 

(ital.  Sammlung)  243. 
captura  206. 

Carbonaria  silva  96.  234. 
Garmer,  von  912. 
camaticum  197. 
Carolina  656.  906  f. 
Carpzov  903. 
carta  262.  294.  699  f.  levata  262  n.  263. 

279  n.     ezcisa,  indentata,  partita  699. 

vgl.  traditio, 
cartalarium  Langobardicum  267.    303  n. 
cartularius  226. 
CasBiodor,  Varia  240.  267. 
castellanus,  castrensis  409  n.  608. 
castellum,  castram  122  n. 
cansae  maiores,  minores  130.  173.  181  n. 

343  n.    347.    368  n.     549  f.    552.     568. 

personales,  reales  770  n.   civiles  184  n. 

tres  caasae  42  n. 
causidicns  131.  200.  385. 
Gautela  und  Premis  670  n. 
cautio  288.  294.  296.  297  n. 
cawarfida  230  n. 
ce4c  368. 
cellerarius  198. 
cellarinsis  193. 
censuales  454.  457  n. 
census  540.  arealis  632.    perpetuos  728. 
centa  599  tf. 
centena  17.    122  f.    Vgl.  Hundertschaft, 

Zent. 
centenarius,  centurio,  centumgravius  18  f. 

20n.  31.  38.  42.  111.  122f.  126f.  131  f. 

136  n.  137  n.  157  n.  1«7  f.   170.    171  n. 

172.     174  f.    181  f.    192  n.    200.    566. 

599  flF.    Vgl.  Schultheiß, 
ceorl  51.  215  n. 
cerarii,  cerocensuales  226. 
Ghamayen96.  132  n.  145  n.  228.  231.  356. 
chamfwic  87. 
champart  193. 
Charibert  97. 
chartepartie  699. 
Chatten,  chattische  Franken  12n.  87 f.  91. 

95  ff.    102.     106.    109  n.     120.     145  n. 

228.  233. 
Ghattuarier  95  n.  96. 
Ghaoken  93.  121  n. 


Cherusker  12  n.    27.    98. 

Childebert  97.  123.  234  f.  260.    Decretio 

Childeberti  11.  123.  183  n.  260. 
Childerich  I.   96. 
Ghilperich  97.  115.  119.  Edikt  208.  214  n. 

235  n.  254.  293.  327. 
Ghindasainth  238  f. 
chirographa  699. 
Chlodomer  97. 
Chlodovech  96.    102.    105  ff.    112.    187. 

234  ff.  302. 
Ghlogio  96.  106. 
Ghlothar  I.   97.   115  n.    123.    234  f.    260. 

Ghl.  n.     97.     Edikt  97.     115  f.     119. 

129.  144.  151  n.  160.  180.  183  ff.  199  f. 

259  n.  260.    praeceptio  115.  193.  199. 

230  n.  260  n. 
Ghorbischof  145.  584. 
chrenecruda  62.  207  n.  277  n.  278  n. 
chombarra  38  n. 
chunnas  236  n.  268. 
Ghurrfttien  117  n.  (118  n.)  121.  134.  139. 

252.  392.  494. 
cingulum  militare  447. 
Cisterzienser  391.  431.  522  n. 
Givilprozeßordnuiig    906.     909  n.     912  f. 

914  ff.  917  f. 
civitas  11.  20.  122.  143.  620  f. 
clientes  20  n.  32.  159.  438  n. 
Cluniacenser  467. 
Cocceji  912. 

Code  Napoleon  875.  915. 
Codex  iuris  Bavarici  912.  Maximilianeus 

civ.  913.     Theresianus  914. 
coheredes  276.  282  n.  425  n. 
coinvestitura  405. 
collaudatio  43.  474.    testium  361. 
coUecta  542.  611. 
colloquium  152  n.    curiale,  generale  508. 

palatinum  504  il. 
Colmar,  Stadtrecht  689. 
Columbi,  Jacobus  784. 
comes  128.  130  f.    marchae  134.    palatii, 

palatinus  139.    503.    sacri  palatil  487. 

stabuli  140.    patrimonii  129.    magnus, 

patiiae,  principalis,  provincialis^  regio- 

narius  505.    centeni  comites  ex  plebe 

41  n.    Gefolgsmann  32. 
comitatns  32.  121. 
comitiva  487.  807  n.  852. 
commarcani,  commarchiones  207  n.  425  n. 
commendatio  114. 
commendatitia  286  n. 
commentariensis  131. 
communia  legitima  206  n. 
communitas  336.  425  n. 
compositio  80. 
concilium  22.  151  f.  171. 
conclusum  duorum  824.     imperii  824. 
Concommissarius  823. 
Concordia  243. 
condita  123  n. 
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conductus  529. 
confines  425  n. 
Confoederatio   c.   pr.   eccl.    420  n.    518. 

52311.  526.  528.  590.  592.   656.   660  n. 

666  D. 
confratemitas  639. 
coniuratores  86.  —  c.  fori  635. 
conlocucio  297  n. 
connabiam  108. 
Conring,  Herrn.  850.  903. 
consacramentales  86. 
conservator  pacis  556. 
consilium  43.  634.     consiliarii  493. 
Constantin  d.  Gr.  646. 
constitutio  de  regalibus  534.    537.    541. 

655.  in  fayorem  principum  526.   529. 
535.  538.  570  n.  590.  592.   601.   607  n. 

656.  de  exp.  Rom.  516.  657.    There- 
Biana  914. 

consuetudines  feudorum  694. 

consules  564.  634. 

contttbemium  157.  356. 

conyenientia  297. 

conventus  generalis,  universalis  151.  508. 
synodalis  152. 

convivae  regis  33  n.  141.  165. 

Corpus  cath.  et  evang.  824. 

Corpus  iuris  civilis  695  f.  784.  789.  cano- 
nici 665.  787.  790.    Fridericiani  912  f. 

Correctorium,  Bamberg.  907. 

cotarii  452  n. 

cotinc  31  n.  132  n. 

coufschalk  47  n. 

cubicularius  140. 

Cugernen  95. 

Cujacius  786. 

cumbol  38  n. 

cuneus  14  n.  23  n.  37.  157.  514  n. 

cunni  65  n. 

curia  generalis,  imperialis,  regalis^sollem- 
nis,  universalis  483  n.  508.  stfidtische 
curia  125. 

curtis  dominica,  regia  198.  334. 

curvatis  dia^tis  60  n.  277.  295.  730. 

Cusanus,  Nie.  781. 


gen  44  n. 
dagescalci,  dagewardi  457.  466  n. 
Dagobert   97.    134  n.    237.    245  n.    246. 

254.  260. 
Dalmatien  99. 
D&nemark,  Dänen  (vgl.  Nordgermanen) 

6.  11.  41  n.   44  f.   90.   94.    149.    229  n. 

291.  491  n.  650.  731  n.  871.  893  f. 
dank  82. 
Danzig  646.  682. 
dapifer  142. 
Darlehen  297  n. 
data,  datum  263.  491  n. 
David  von  Augsburg  665. 
decima  s.  Zehnt 


Decisiones  elect.  Saxonicae  910. 

Decreta  Tassilonis  247. 

decretum,  decretio  254. 

deditio,  dediticii  48  f. 

defensor  12.5.  182  n.  200.  226. 

Degen  33  n. 

Dehem  193.  199. 

Deichwesen  427  ff.  592  n.  804. 

Dekan,  decanus  88  n.  157.  584.  847. 

Delegation,  richterliche  177.  182.  502. 
552  ff.  581  n.  584.  602.  900. 

Deliktschulden  3 1 9  n.  348  ff.  353  n.  732. 751. 

Denar  187  ff.  190.  denarialis,  denariatns 
224.    Freilassung  durch  den  D.    224. 

denunciatio  regis  170  n. 

deo  46. 

Descendenten,  s.  Abkömmlinge. 

Designation  472. 

Deutsch,  deutsche  Sprache  12.  233.  285. 
242.  245  n.  248  f.  252.  255  n.  388  f. 
651.  658  f.  663.  678.  694.  814. 

Deutschenspiegel  664  f.  666. 

Deutscher  Bund  (vgL  Bundestag,  Ma- 
trikel) 879  ff.  D.B.-Akte  879  f.  B.-Lei- 
stungen  881  f.  B.-Militärkommisaion 
882.  Wiederherstellung  892.  Refbrm- 
versucho  893  ff.  Auflösung  894.  — 
D.  B.  von  1871:    916. 

Deutscher  Kaiser  891.  898. 

Deutsches  Haus  in  Venedig  644.  Kontor 
in  Brügge  644. 

Deutsches  Recht  (Leiherecht)  433.   454. 

Deutsches  Reich,  Umfang  389  ff.  778  ff. 
891.  898  f.  Bezeichnung  388.  Aus- 
scheiden aus  dem  fränkischen  99  f. 
388  f.  Auflösung  795.  873.  Verfes- 
sungsentwurf  (1848/49)  891.  Wieder- 
errichtung (1871)  898. 

Deutsche  Union  (1849)  892. 

Deutschmeister,  Deutschorden  390.  4SI. 
459.  490.  525  n.  539  n.  595  n.  598  n. 
779  f.  795  n.  822.  872.  875. 

Diadem  107. 

Diakon  184. 

dictatio,  dictatores  491. 

dibio  37  n. 

Diebstahl  74  f.  77  n.  128.  355  f.  380. 
383.  466  n.  583.  758  n.  760  f.  großer  u. 
kleiner  355.  606.  758.  761.  handhafter 
855 f.  nächtlicher  75n.  355n.  760.  Ein- 
bruch-D. 352.  355  n.  D.-Buße  123. 
355  f.  380  n.  Klage  352  n.  376  ff.  378  n. 
710  n.  (752  n.) 

diechter  749. 

Dienste  der  Gefolgsmannen  33.  der 
Vassen  159.  161.  der  Ministerialen 
439  ff.  der  Schutzhörigen  160  f.  226. 
öffentliche  129.  Vgl.  Frondienst,  Lebu- 
dienst. 

Dienstgericht  440.  582.  650.  716. 

Dienstherren  442. 

Dienstmanu438.  442  u.  vgl.  Ministerialen. 
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Dienstrecht  439.  650.  658.  693  f. 

Dienstwagen  612  n. 

di£ferentia  744. 

Differentiae  881. 

dilatura  347. 

Dinant,  Stadtiecht  686. 

Ding  (thing)  21.  41.  gebotenes  22.  45. 
167  ff.  169  ff.  172.  174.  181  n.  192.  338. 
578.  600.  603  f.  606.  627.  720.  vgl. 
echtes  Ding.  —  D.-Frieden  42  f.  74. 
118.  172.  D.-Prist  13  n.  168.  170  n. 
172.  181  n.  720.  D.-Hegung  23.  82. 
39  n.  42.  113.  174.  562.  D.-Pflicht  22. 
41.  50.  167.  169  ff.  172  n.  180.  186. 
223.  560.  563.  566  ff.  579.  585.  602. 
606.  D.-Statt  41.  167.  172.  176.  558. 
567  f.  572.  576.  602  f.  D.-Stuhl  558. 
576.  D.-Taalen  706.  D.-Verbände  18. 
D.-Vogt  608.  861.  D.-Zeit  23.  42.  45. 
167  f.  171  ff.  D.-Zeugnis,  D.-Mannen- 
zeugnis  366.  384.  475.  561.  563.  719. 
767  n.  771.    Ausschließung  vom  D.  82. 

Dinger  608. 

dingliche  Eechte  62.  273  ff.    710  ff.   791. 

Dingolfing  246. 

dingslete  39  n. 

diplomata  138.  256  n.  262.  698. 

directum,  diritto  14  n. 

discombitum  288  n. 

Dispensationen  s.  König. 

Dissidenten  812. 

districtio  184  n.  200  n. 

Distriktshofrichter  569. 

Distriktsverleihung  540  f. 

Ditmarschen  93.  396n.  518.  701n.  719n. 
733.  737  n.  745.     Landrecht  675.  910. 

diuba  74  n. 

divisio  163. 

doctor  iuris,  legum  448.  806.  818.  830. 
Vgl.  Rechtsgelehrte. 

Doktrin,  ital.,  römisch -kanonist.  787. 
790  f.  793.  902.  906. 

dom,  ddms,  domr  43. 

Domänen  (vgl.  fiscus,  Kammergüter, 
Krongüter)  564.  609.  863.  D.-Amt, 
-Amtmann  182.  192  n.  197  f.  200.  264. 
506.  610.  865.  D.-Gericht  182.  D.- 
Direktorium (preuß.)  864.  D.-Kasse 
(preuß.)  863.    D.-Kammer  865. 

domesticus  129.  142.  197  f.  438  n. 

dominium  587.  589  n.  720.  directum,  d. 
utile  8.  Eigentum  (geteiltes). 

dominus  119  n.   226.  402.    terrae  586  n. 

Domkapitel  500.   584.    615.    807.    845  n. 

Domstift  521.  814  n. 

donatio  718.  d.  nuptialis  311.  743.  post 
obitum  288. 

Donellus  786. 

Dordrecht  686. 

Dorf  (vgl.  Landgemeinde,  Nachbar)  16  f. 
203.  grnndherrliches  212.  424.  ge- 
mischtes   213.    424.    nach   deutschem 


I  Recht  433  f.  nach  slawischem  Recht 
432  f.  D.  und  Stadt  622  ff.  632  n. 
I  D.- Anlage  54  f.  432.  621  n.  D.- Cent- 
gericht 607.  D.-Flur,  Einhegung  40. 
424.  D.-Frieden  760.  D.-Gemeinde- 
gericht  425.  606.  719 n.  D.-Gericht 
603  f.  606  f.  622.  627  n.  865.  D.-Graf 
603.  D.-Gründung59n.  428.  433.  D.- 
Schöffen  607.  D.- Schulze  506.  565. 
606.  609,  865.  D.-Ordnung  698.  D.- 
System 17.  203.  424.  430.  432. 

Dortmund  684.     Oberfemgericht  580  n. 

dos  70  n.  72  n.  299.  302.  310  ff.  314  ff. 
743.    d.  ecclesiae  147. 

dotalitium  314  f.  743. 

Dotalrecht  787. 

douaire  315.  (743). 

Draufgabe  s.  Lohngeld. 

Dreifelderwirtschaft  56.  204.  424.  430  n. 
800  f. 

Dreißigste,  der  334.  358  n.  736.  741.  751. 
770. 

Drenthe  734  n.  Landrecht 675.  Urteile 676. 

Dresden,  Oberhof  680. 

drictum  14  n. 

Dritteiisrecht  680.  741. 

Dritthandverfahren  378. 

drochtin,  drohtin  32. 

droit  14  n.  d'aubaine  530  n.  844  n.  cou- 
tumier  203.  648.  915.  ^crit  202.  210. 
de  retour  284  n.  750  n. 

Drost  140  n.  598  n.  608. 

dr6tt  (drucht,  druht,  dryht),  d^6ttinn  32. 

dröttsete  35  n.  140  n. 

drupo  15  n. 

drut  162  n. 

dryhtbeam,  dryhtguma  34  n. 

dryhten  32. 

ducatiis  529. 

Duell  759  n.  vgl.  Zweikampf. 

Duldung,  religiöse  812. 

dune  126.  167  n. 

Dungweg  205  n. 

Duplik  363. 

Durantis  786.  902. 

duwarium  743. 

dux  (vgl.  Herzog)  limitis  134.  —  d.  et 
princeps  Francorum  98.  250  n. 

Eadgar,  Eadmund,  Eadric,  Eadweard253. 
ealdorman  29  n.  105.  127.  149. 
Ebenbartigkeit    71.   110.   176.  304.  447. 

454.  461  ff.  549.  552.  747  n.  751.  774. 

805  ff. 
echtes  Ding  22.    45.    167  f.    170  ff.    174. 

180.  225.  234.  558.  562  f.  567  f.   578  f. 

603  f.    606.    608.    719  f.     Dauer    167. 

171  n.  558  n.  563.  577  n.  (585). 
echte  Not  84.  118.  374.  719. 
echtlos  77.  466. 
echtwort  206  n. 
Edele,  Edelinge  33  f.  174.  215  f.  305.  346. 
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409  n.  436  f.  442.  446  n.  515.  Übertritt 
in  Ministerialitat  899.  439 f.  448 f.  Edel- 
gut  28.  58.  328.  vgl.  Adel,  Herren- 
stand, ethel,  etheling. 

Edelknecht  447. 

Edelmärkerschaft  427  n. 

edictor  564. 

Edikt,  edictum,  edictus  229.  254.  frie- 
sisches 250.  langobardisches  242  f.  246. 
308  n.  westgotisches  287  f.  239  n.  245  n. 
246.  303  n.  ostgotisches  238n.  240.  241. 
245  n.  Pariser  97.  115  f.  119.  129.  144. 
151  n.  160.  180.  183  ff.  199  f.  259  n. 
260  n.  Ed.Pistense  258  n.  648  n.  Vgl. 
Chilperich. 

ßdawarium  743. 

eehera  564. 

Egarten  56.  428  n. 

^ersete  742. 

Egika  239. 

Ehaften  84. 

Ebaftrechte,  Ebafttaidinge  696. 

Ehe,  6wa  (Recht)  15. 

Ehe  68 *f.  kinderlose  und  beerbte  299. 
306  u.  307  n.  310  n.  311  f.  315.  317  n. 
319.  320  n.  736  ff.  740  ff.  überiährige 
299  n.  318.  737.  Ungenossen-E.  (vgl. 
Mißheirat)  47.  51  f.  71.  224.  272.  804  f. 
311.  440.  454  ff.  462  ff.  466.  806  f.  809. 
Munt-E.  222.  (232  n.).  304  f.  314.  320  f. 
,322  n.  (327).  Kebs-E.  70.  110.  304  f. 
311.  314.  Raub-E.  68  f.  304.  morga- 
natische S04f.  811.  zweite  E.  71.  223n. 
299.  300n.  302.  306.  318.  314n.  320n. 
739.  741.  K  unfreier  Leute  46.  220. 
305.  808  f.  E.  von  Hörigen  222.  224. 
272.  805.  —  E.-Bewilligung  68  f.  222. 
321.  323.  327.  440.  455.  808  ff.  —  E.- 
Bruch 66.  70  n.  304.  348.  348  n.  358. 
583.  760.  —  E.  Frau,  Verfugungsrechte 
232  n.  819.  462.  735.  741.  Schlüssel- 
gewalt 735.  (738).  Schulden  714.  735. 
738.  741.  Vorbehaltsgut  743.  Einge- 
brachtes 307  ff.  735.  787.  —  E.-Hinder- 
nis  71.  305.  333  n.  462  n.  —  E.-Mann, 
Verfugungsrechte  66.  306  f.  8 18  f.  322  n. 
715  n,  735  ff.  741  f.  744  f.  766.  Schul- 
den 819.  735.  738.  —  K-Mündigkeit 
71.  —  E.-Prozeß  583.  —  E.  Ring  733  n. 
—  E.-Scheidung  305f.  —  E.-Schließung 
68  ff.  232.  298  ff.  304.  733  f.  —  E.- 
Steuer 743.  —  E.-Vertrag  313.  316  f. 
734  n.  742  ff.  754.  —  E.-Zwang  66.  115. 
298  n.  300.  321.  416.  440.  455.  591  n. 
745.  Ehegatten,  Erbrecht  307—310. 
315.  320.  736  ff.  741  f.  744  n.  Güter- 
recht 806  ff.  734  ff.  791.  Standesge- 
nossenschaft 224.  462.  734.  807.  Schen- 
kungen 313.  318.  743. 

Ehre,  Ehrlose  36.  39  n.  82.  86.  421.  549. 
758. 

Ehrenstrafe  342  n. 


Ehrschatz  456.  798. 

Ehrung  542.  733. 

eiba  20. 

Eichamt  594  n. 

Eichhorn,  K.  F.  904. 

Eid  61  n.  62.  80  n.  720.  767.  Forna  24. 
86.  110.  314 n.  318n.  857.  365 f.  Amts- 
E.  109.  549  f.  553.  561.  571.  677.  579. 
594.  Bürger -E.  638.  678.  £in-£.  86. 
318.  362  n.  864.  766  ff.  772.  774.  Ge- 
föhrde-E.  (vgl.  Gewere,  proz.)  83.  85. 
350  n.  362.  Heeres-E.  24.  37.  514. 
Huldigungs-E.  867.  Juden -£.  227. 
Ministeriaien-E.  439.  Unscholds-,  Rei- 
nigungsE.  178 n.  348.  349 n.  364.  368 n. 
369. 379. 384. 767  ff.  770. 774.  Treu-E.  154. 
158. 162.  Unterthanen  E.  109.  154. 177. 
481.  605.  844  n.  Truppen-K  837  n. 
VoU-E.  365.  Vor-E.  362.  378.  Wieder- 
E.  362.  364  n.  Zeugen- E.  861.  385. 
E.  bei  rechter  Grewere  720.  bei  Grottes- 
urteil  36b  f.  eidl.  Versprechen  24.  34. 
68  n.  79.  583.  730.  733.  E.-Mündigkeit 
110  n.  E.-Ring  86.  E.- Schelte  88  n. 
363  n.  365.  369  f.  Verlegen  des  E.  767. 
769.  E..Stabung  365.  Vgl.  GewShr- 
schafL 

Eideshelfer  82.  83  n.  86.  88.  294  n.  314  n. 
360.  362  n.  363.  365.  366  n.  368.  376. 
384.  462.  580.  770.  772. 

EidsiQaling  149  n.  228  n. 

Eigen  und  Erbe  273.  Prozesse  um  E. 
171.  559.  582.  Erwerb  von  landrecht- 
lichem E.  445.     Vgl.  Allod. 

eigene  Leute  (vgl.  Leibeigene,  Unfreie) 
457.  606.    Ritter  448.  465. 

Eigenherren,  Eigenherrschaf C  597  n.  615. 
844  n. 

Eigenkirche  31  n.  146  ff.  163.  219.  222. 
230  u.  (277). 408.  418.  430. 497  ff.  521.525. 

Eigenmacht  716.    Vgl.  Pfändung,  Fehde. 

Eigen tempel  31.  146. 

Eigentum  55.  59  f.  206  f.  275.  589  n.  720f. 
lebenslängliches  84  n.  164.  213.  275. 
285.  288.  811  n.  738.  geteiltes  720  n. 
723  f.  793.  entziehbares  218.  285.  E.- 
Erwerb durch  Arbeit  206.  711.  durch 
Übertragung  (vgl.  Auflassung)  62  f. 
276  ff.  717  ff.  durch  Urkunde  278  ff. 
284.  718.  787.  durch  Buchung  703. 
719n.  durch  Veraußerungsvertrag  787. 
Sonder -E.  an  Gebäuden  206.  425  n. 
431.  454.  632  f.  722.  727.  an  Wäldern 
210  n.  723  n.  Vgl.  geistiges  E.,  Mit- 
eigentum. 

Eigenwirtschaft  des  Königs,  der  Grand- 
herren 219.  428.  431.  484.  443.  458. 
506.  532.  796.  799.  802. 

Einbruch,  Einsteigen  351  n.  355  n. 

Einigsieute  425  n. 

Einigung,  sachenrechtliche  718. 

Einkindschaft  754. 
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Einlager  781  f. 

Einläufige,  Einlitzige,  Einsiedler  425  n. 

Einlieger  910. 

einöde  16. 

Einquartierung  (vgl.  Herberge)  101.  511. 

517.  837. 
Einreden  85.  863.  766  ff. 
Einscfaildige  401.  409  n.  411  n.  442.  517. 
Einspänner  446  n.  495. 
Einsteher  88.  290. 
Eintrittsrecht  der  Abkömmlinge   208  n« 

320  n.  381.  749.  753  n. 
Einung   552.    686.    678.    E.  der  Land- 

stände  616.     Mark-E.  426. 
einwtc  87. 

Einzelhöfe  16.  59.  208. 
Einzelrichter  789.  859.  862.  900. 
Eisen,  glühendes  868.  772. 
Eisenach  669  n.  684.  707. 
eisernes  Kapital  728. 
Elbing  682. 
electio  communis  474. 
elector  474. 
Elend  52.  840. 
elevatio  regis  107  n. 
mos  77. 
Elsaß  121.  389.  392.  505.  778.    £.-Loth- 

ringen  898. 
Eltville,  Oberhof  676.  687  n. 
Emanzipation    67.    271.    808.    822.    826. 

838.  487.  745  f. 
Empfängnis  456. 
Emphyteuse  s.  Erbpacht 
emunitas  199. 

Engelbert  yon  Admont  707. 
Engern  15  n.  98.  247.  258  n.  555  n.  741. 
England,   englisches   Becht   2.    7.   258. 

865  n.  428  n.    Vgl.  Angelsachsen. 
Enkel  s.  Eintrittsrecht. 
Enns,  Stadtrecht  690. 
enrollement  858. 
ensak,  enskjld  82  n. 
Entführung  69.  116  n.  304.  327.  343.  858. 
Eiftgeltlichkeitsprinzip  s.  Lohngeld. 
Enthauptung  340.  756.  761. 
Entsagung  421. 
Entsippung  72.  836. 
Entvogtung  607. 
Entwehrung  715  ff. 
entwendete  Sachen  273.  359.  876  ff.  710. 

770. 
enunciator  564. 
eorl  51.  215  n. 
Epiloge  der  L.  Salica  284. 
epistola  262.  conculcatoria  805.  Alati  267  n. 
epitome  238. 

Erbämter  487.  597.  795  n.  815. 
Erbbaurecht  632.  721.  727. 
Erbe  (hereditas)  207  n.  273. 
Erbebücher  702. 
Erbenlaub  275.  722. 
Erben  warterecht  s.  Beispruchsrecht. 
B.  SoHRöDEB,  Deutsche  Bechtagesohlchte.    4. 


Erbezen  425  n. 

Erbgut  51.  59.  276  n.  380  n.  450  n.  722. 
724.  745.  752. 

Erbleihe,  freie  451.  453  f.  683.  721  f.  727. 
Vgl.  precaria. 

Erblosung  722. 

Erbpacht  286  n.  434.  458.  792.  798.  804. 

Erbrecht  72.  208.  210.  214.  232.  244.  309. 
326 ff.  649.  680.  682n.  748 ff.  787.  bei 
Schenkungen  284  f.  bei  Fürstenamt 
und  Fürstentum  128.  412.  589.  bei 
Lehen  412  ff.  793.  bei  Brief  land  218  f. 
bei  Gerade  u.  Heergewäte  309.  786. 
751.  bei  Verfangenschaft  739.  bei 
Vermögenseinziehung  (385  n.).  757.  £. 
der  Hörigen  272.  456.  der  Freigelasse- 
nen 48.  224.  der  Ministerialen  440. 
der  Leibeigenen  808.  —  Erbfolgeord- 
nung 65  f.  72.  284.  308  f.  320  n.  827  ff. 
748  ff.  753  n.  793.  905.  Erbenkreise 
65  f.  328  f.  336  ff.  748.  Erbfolgefähig- 
keit 72  n.  269  f.  310  n.  462.  466.  746. 
751.  Entziehung  des  Erbrechts  (327). 
886  ff.  455.  Erwerb  der  Erbschaft  884. 
717.  751.  753.  Erbteilung  195  n.  276. 
282  n.  334.  589.  722  f.  751.  Schulden- 
haftung 281  f.  290  n.  320  n.  885.  838. 
858  n.  731  f.  751  f.  —  E.  aus  letztem 
Willen  72.  753  f.  Erbschaftsgedinge 
826.  337  f.  753.  Erbabfindung  308  f. 
822  n.  826.  salisches  Gesetz  214  n. 
(284).  327  f.  erbloses  Gut  834.  530  f- 
736.  751. 

Erbschaftsklage  751  n.  769. 

Erbschaftssteuer  455.  458.  808.  E.-Zehnt 
195  n. 

Erbsühne  80.  844  f. 

Erbtochter  798. 

Erbunterthänigkeit  809  f. 

Erbverbrüderung  596  n.  754.  846. 

Erbvertrag  742.  753  f.  787. 

Erb  verzieht  754. 

Erbzinsleute,  Erbzinsrecht  (vgl.  Leihe, 
Zins)  209  n.  451.  458.  792.  797. 

Erfurter  Beichstag  (Union)  892. 

Ergebung  in  Unmiheit  oder  Hörigkeit 
46.  220  f.  224.  459.  461.  in  Ministeriali- 
tät  440.  443. 

Erhebung  in  den  Herrenstand  441  n. 
496  f.  512  n.  805.    Vgl.  Adel. 

Erholung  765. 

erl  51. 

erobertes  Land  184.  195.  209  n.  210.  588. 

Errungenschaffcsgemeinschaft  807.  812. 
815ff.    318n.    319  f.    736  ff.    740.    791, 

Ersitzung  232.  Vgl.  rechte  Gewere,  Ver- 
jährung. 

erste  Bitte  524  n.  814. 

Erstgeburtsrecht  413  n.  478.  590.  750. 
821.  845  ff. 

Ersticken,  als  Strafe  76  n.  340. 

Ertränken  76  n.  340.  736.  756. 


Aafl. 


59 

Digitized  by 


Google 


930 


Wort-  und  Sachregister. 


Erwig,  westgot.  Gesetzgeber  289. 
Erzämter  476.  487  f.  815.  819. 
Erzbannerherr  815.  819. 
Erzbischof,  Erzbistum  185.    148  ff.    151. 

185.  895  n. 
Erzkanzier  476.   478  n.  489  ff.  816.  819. 

828  f.  827.  881.  834.  878.     für  Itolien 

und  Burgund  489  f. 
Erzkämmerer  476.  486. 
Erzkapellan  140.  489. 
Erzmarschall  476.  488. 
Erzpriester  145.  584. 
ErzBchatzmeister  819. 
Erzschenk  476.  478.  488. 
Erztruchseß  476.  488.  504.  815.  819. 
dsa^o,  eosago  44  n.  127  n. 
Esch  204. 
escuyer  447. 
Essez  94. 
Estland  682.  694. 
gteiding  742. 
ethel  52.  59.  216.  449  n. 
etheling  51.  friesische  ethelinge  487.  449. 

450  n.  451  n.  464  n.  564.  584. 
Etter  40.  427. 
Eurich,  Edikt  234.  287  f.  239  n.   248  n. 

246. 
evectio  197. 

Eventualbelehnung  406  n.  793. 
Evokationsrecht  177  n.  469.   546  f.   570. 

574. 
6wa  15.  229  f.  251. 
Swart  82. 

ewiges  Gedächtnis  88  n. 
Ewiggeld  728. 
exactio  200  n.  612. 
exactor  181. 
Eiaktionsklausel  704. 
Exarchat  Ravenna  99  n. 
Exekutionsordnung,  Reichs-   (851).    854. 

Bundes-  884  n. 
Exemtion,    gerichtliche   (vgl.    Gerichts- 
stand, Immunität,  Vogtei)  125.  181  n. 

200.  462.   546  f.   557.  564  ff.  570.  581. 

585  n.  587  f.  596  n.  602.  604.  609.  623. 

627.  806.  847.  851.  859.  877.  899. 
exenium  301.  802  n. 
exercitalis  16  n. 
exercitus  16  n. 
exfestucatio  277.  288.  718. 
exitus  62.  277  f. 
exlex  77. 
expellis  78. 

Expositio,  lombardisehe  244. 
Extravaganten    der    Lex    Salica    286  n. 

291  n.  der  Libri  Feudorum  696  n.  des 

Sachsenspiegels  661  n. 

Fabula  firmata  300.  302. 
fadem,  fäetm  65.  68. 
fadei-fio  308. 
fsestning  302. 


Fahne  37  n.  38.  107  f.  471.  569  n.  592  d. 

593  n.  626.  794. 
Fahnlehen  403  f.  413  n.  485  n.  496.  502. 

660.  794.  844. 
Fähnlein  446  n.  856. 
fahrende  Habe  62  n.  171.  208.  278.  710  ff. 

Leute  466  n. 
Fährgelder  191. 
Fahrlässigkeit  (vgl.  Absicht,  Ungefthr) 

83  n.  348  n.  378  n.  782.  759.  906. 
Fahrrecht  774. 
Fahriiisgemeinschaft  787  f. 
faida,  faidus,  faidosus  75.  78.  81. 
faihu  14. 
fairina  74. 
falcon  75  n. 
Fall  456. 

Fallrecht  (329  n.)  750. 
falsches  Zeugnis  583. 
familia  440.    familiäres  438  n. 
Familienfideikommiß  286.  723.  750.  795. 

808.  806. 
Familienstrafrecht  357. 
famuli  218.  438  n.  446. 
fara  16.  64.    f.-manni  16  n. 
fara  82. 
farduan  79  n. 
Fastnachtsspiele  706.  903. 
federwat  308.  736. 
fegang  75  n.  288  n. 
Fehde,  Fehderecht   67.    69  n.    72  n.   75. 

79.    81  f.    88  n.    117.   223.   929.   248  n. 

249  n.  306.  342  f.  357.  554.  642.  652ff. 

759  f.  781.  872.    Beschränkung  der  F. 

339. 
Fehdesachen  130  n.  343.  347.  357. 
Feiertage  173. 
Feigheit  39.  74.  76  n.  62. 
Feind,  Feindschaft  45  n.  75.  77  f.  79.  81. 
feindio  37  n. 
Feld,  Winter-,  Sommer-,  Brach-  204 f. 

F.-Garten  205  n.  424.  F.-Gkmeinschfift 

54  ff.    207  f.   211.   275.   881.   429.    F.- 

Graswirtschaft  56.  208.  F.-Bügegericbt 

606. 
Felonie  41,5  n.  421.  516.  522. 
Feme  575. 
Fembrief  576. 

Femgericht  574  ff.  661  n.  774.  884. 
Femrechtsbücher,    Femrechtsweisungen 

578  n.  670. 
Femschöffenbund  578  f. 
Femwroge  576.  580. 
feob  308  n. 
fera  16. 
ferbatudo  79  n. 
ferdM  80. 

Ferdinand  L  813.  816.  863. 
ferhwunde  759. 
Fertigung  718.  722.  724. 
Fesselung  39.  221  n. 
festargisf  302. 
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featuca,  festaoatio  61.  68  n.  277  ff.  392  ff. 

295  f.  388.  368  n. 
Festangen  854.    Bundes« F.  882.  806  n. 

898,    Keiohs-F.  825.    837.     Vgl.  Be- 

festiguDg,  Burg. 
Feudalverfassung  (vgl.  Lebnstaat^  Lehn- 
wesen)  128  f.  514  ff.   519.   562  n.   794. 

795.  802.  885  f. 
feudum  308  n.  898.  castrense  409  n.  irre- 

galare  398.  445  n.     mllitare  898.    po- 

vnm  iure  ant  concesaam  418  n.    pa~ 

temum  412.  extra  curtem  795.  nobüe, 

ignobile  794. 
Feuertod  39.  76  n.   77  n.  840.  357.   660. 

756.  760  n. 
Feuerzeichen  87. 
Fichard  910  f. 
fideinssor  277  n.  281. 
fidelis  158.  402. 
fideUtas  109.  141.  402. 
fidem  facere,  fides  facta  61  n.  85.  887. 

298.  381  n.  780. 
fiducia  288. 
filii  naturales  330. 
ültortus  379  n. 
fimelthing  563  n. 
Finanzwesen  118.   126.  129  f.  187.  140. 

142.    186  ff   520  ff.   609.   837  ff.   862  ff. 

«76  f. 
Finger  und  Zunge  60.  78  n.  277.  278  n. 

279.  295.  418  n.  616.  718.  780. 
finis  121  n.  122.  128  n. 
firina,  firintat,  firinwerk,  fime  74. 
firma,  firmatio  169  n.  263.  302. 
fiitÄn  79  n. 
firzellan  78. 

Fischerei  196.  210.  461.  537.  595  n. 
Fiskaladvokat,  P.-Prokurator  552.  831. 
Fiskalinen  198.  218.  305.  454. 
Fiskalsachen  113.  178.  862.  552.  881. 
Fiskus  81  n.  118.  182.  197  f.   210  f.  827. 

334  f.  386.  520.  532.  564. 
Pivelgoer  Küren  675  n. 
Flandern  y    flämisches   Eecht,   flämische 

Kolonien   120.   391  f.   432  f.  452.  454. 

496  f.  649.  680.  684.  692.  740. 
Flensburg  685. 

Flurbereinigung  s.  Zusammenlegung. 
Flurordnuiig,  Flurpolizei  425  f.  429.  482. 
Flurzwang  58.  203  f.  207.  211.  424.  430  n. 

800.  803. 
Flüsse,  Privat*  und  öffentliche  208  f.  584  f. 

537.  587  n.  593. 
fodrum  140,  197.  517.  612  n. 
Folge  am  Lehn  398  f.  404.  406.  409.  411. 

412  n.     im  Ding  und  Grericht  24.  41. 

43.  152.  512.     Vgl.  Vollbort, 
folkesmöt  149. 
folieist  351. 

Folter  85.  369.  776.  911. 
foramunto  60. 
forbatutus  79  n. 


fordro  379. 

forestare,  forestis  196. 

forestarius  198. 

forfactus  79  n. 

Formalakt  84.  60  f.   84  f.  293.  360.  780. 

Formlosigkeit  der  Beohtsgeschäfte  781. 
787. 

Formulae,  Formelbüeher  238.  244.  261. 
367  n.  704  f.  902.  alamannische  266. 
Alati  267  n.  angelsächsische  267. 
St.  Amandi  265  f.  Andecav.  264.  267  n. 
Arvernenses  265.  Argentinenses  266. 
Augienses  266.  bairische  265  f.  267. 
Bignon.  265.  Bituric.  265.  buisundischei 
267.  Carpentinenses  266  n.  elsasslBchQ 
266.  St  Emmeram.  265.  extravagan- 
tes  268.    Flaviniae.   267.     imperiales 

266.  Isonis  266.  langob.  244.  267. 
Lindenbrog.  265  f.  liturgische  268. 867« 
Marculfi  264  f.  267.   Marc,  suppl  265. 

267.  Merkel  265.  Morbac.  266.  ost- 
gotische  267.  pagenses  264.  Paris. 
265  n.  Pataviens.  267.  Pithoei  266. 
Eeichenauer  866.  regales  264.  Salz- 
burger 266  f.  Salicae264ff.  SalomosIIL 
266.  Sangallenses  266.  Senonenses 
265.  Sirmond.  265.  Turon.  265.  267. 
Wisigoticae  267.  Gerichtsformeln  268. 
705  f. 

Forst  196.     Vgl..  Wildbann. 

Förster  198.  219.  427.  506.  610  n.  Ober- 
610  n. 

fortla  116  n. 

forum  620. 

föstbroedralag  68  n. 

Frage  und  Urteil  43.  177.  363,  512.  549  n, 
602.  765.  stille  Fr.  775.  peinliche  Fr. 
369.  775. 

frana  174. 

Franken  12.  44.  91  f.  93 f.  95ff.  102.  I04ff. 
210.  215.  314.  388.  472,  488.  Bezeich- 
nung des  Adels  165.  217.  F.-Reich 
96  ff.  Herzogtum  892 f.  555.  574.  frän- 
kischer Kreis  826  n.  829.  funkisches 
Becht  2.  173  ff.  224.  230.  281  n.  240  n. 
245.  248.  251  f.  271  n.  293.  829  n.  388. 
483  f.  454.  648  f.    fränkische  Hufe  432. 

Frankfurt  473.  479.  485.  630  n.  813.  880. 
837.  867.  875.  880.  890.  Oberhof, 
Stadtrecht  687.  Reformation  578  n. 
655.  911.  Großhersogtum  874.  878. 
Fürstentag  893. 

Fränkische  Landgerichtsordnung  910. 

Frankreich,  französisches  Recht  2.  6. 
99  n.  187  n.  219  n.  270  n.  284  n.  817. 
365  n.  400.  648.  725.  781.  739  n.  744. 
750n.  778f.  795.  802.  804.  811.  844n. 
875.  886  f.  889.  900.  915  f. 

Frauen,  weise  81.  -Raub  69.  821  n.  858. 
Frauen-Eid  86. 

frauja  60, 

fraweitan  74  n. 
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freda,  fredue  81.  347. 

Freibauern  618  n.  797.  810. 

Freiberg  i.  Sacbs.  680. 

Freibrief  222.  226.  458. 

Freiburg  i.  Br.  635.  665.  688  f.  742.911. 

F.  im  Üchtl.  689. 
Freie  51  f.  58.  60.  218.  433.  445.  448  flF. 

462  ff.  577.   Bezeichnung  für  den  Adel 

436.  446. 
freie  Herren  (vgl.  Adel,  Edelinge,  Herren- 
stand) 400  f.    409  n.  442.    449  n.    515. 

550.  560.   565.   570.    660.    700.    719  n. 

805  n. 
Freierkläruug  des  Bergbaues  540.    595. 
Freifrone  580. 
Freigerichte  575. 
Froigraf,  Freigraftchaft  575.  577.  580  f. 

587  n.  Freigrafenkapitel  578  n.  581. 
Freigrafschaft  (Franchecomt^)  778. 
Freigut  638. 
Freihals  51.  449  n. 
Freiheit    (vgl.    unfreie,    Verknechtung), 

Entziehung  66.  220.  855.  Verpfändung 

der  F.  220.     F.-Prozeß  84.    171.    184. 

223.  860  n.   365  n.   366  n.   885.    463  n. 

555.  559.    F. -Strafe  340.    855  n.    758. 

F.-Minderung  194.  450. 
Freiheit  (Markt)  608.  615.  622.  Kreuz  der 

F.  626. 
Freihufe  425  n.  433  f. 
Freilassung   24.    36.    47  ff.    177.    221  ff. 

282.  425  n.  431.  440f.  453 n.  454.  458. 

605.    808  ff.    Gerichtstand    der    Frei- 
gelassen   181  n.    183.     Erbrecht   272. 

Vgl.  Hörige. 
Freischöffen  578  ff. 
Freischulze  797. 
freistaatliche  Gebiete  396. 
Freistädte  642. 

Freistatt  79.  113.  840.  843.  763. 
Freistuhl  575  ff. 
Freiteilsrecht  886  f.  789. 
Freizins  632. 
Freizügigkeit  49.   222.   226.  455  ff.    470. 

808  ff.  811  f.  884  n. 
Fremde,  Fremdlingsrecht  46.  52.  68.  66. 

129.  207.  281.  865  n.  580  n.  559.  595. 

808.  844  n. 
Frevel,  niedere  606.  756.  896. 
heMd  80. 

Fnedberg  (Hessen)  687  n.  866. 
Friedelehe  s.  Kebsehe. 
Friedebann  81.    113.    192.    625.    718  n. 

719.  722.  726.  753.  759  n.  762. 
Frieden,  Burg-  117  n.  852  n.  625.    760. 

Ding-F.  23.  32.  42  f.  74.  868  n.  Dorf-F. 

760.    Fes^F.  74.    Gottes-F.  28  n.    81. 

38.    42.    652.     Haus-F.    74.    79.    848. 

353  n.  856.    Heer-F.  82.  88.  74.  117  n. 

520.    Herzogs-F.    117  n.    134.    853  n. 

Kirchen-F.  358  n.    Königs-F.  26.  117. 

853  n.     Markt-F.     192.    858  n.     625. 


Mühlen-F.  358  n.  Reichstags-F.  511. 
Schmiede-F.  853  n.  Sippe-F.  63  n.  72. 
Sonder-F.  118.  843.  352  f.  354  f.  625. 
760.  Stadt-F.  760.  Straßen-F.  853  n. 
Tempel-F.  74.  Volks-F.  26.  F.  der 
Köni^'swähler  479.  gelobter  Fr. 
(Hand-F.)  74.  79.  353  n.  760.  ge- 
botener 113.  848  n.  759  n.  befriedete 
Personen  und  Sachen  113.  652.  760. 
Tage  652.    Aufsagung  des  F.  78. 

Friedensbruch  73  ff.  78  ff.  82.  469.  Vgl 
Landfriedensbruch. 

Friedensgeld  26,  29.  81  f.  87.  116  n. 
117.  180.  134.(167.)  188  f.  195.  341  n. 
345.  853.  356.  758. 

Friedensgericht  900. 

Friedeschilling  719. 

Friedetage  652. 

Friedewirken  vgl.  Friedebann. 

Friedlosigkeit  78  ff.  76  ff.  81  f.  88.  112. 
806  n.  839.  351.  354.  356.  378.  874  f. 
466.  756  f.  des  Vermögens  76  f.  88. 
Abspaltungen  77.  82.  341  f.  372  £ 
Vgl.  Acht,  Todesstrafe. 

Friedrich  I.,  Gesetze  410  n.  653  f.  694  f. 
784.  Friedr.  IL,  Authenticae  784.  Pri- 
vilegien 468.  590.  Friedr.  L  von 
Preußen  780.  858.  Friedr.  d.  Gr.  858. 
872.  912  f.  F.  Wilhelm,  der  große  Kur- 
fürst 780.  855.  F.  Wilhelm  I.  von 
Preußen  858.  863  ff.  F.  Wilhehn  IV. 
von  Preußen  888.  891. 

Friedstatt  79.  113. 

Fries,  Lorenz  901. 

Friesen,  Friesland,  fries.  Recht  1 1  n.  52. 
91.  94.  98.  121  n.  182.  174.  189  n. 
190  n.  216.  217  n.  223.  248  ff.  270  n. 
284n.  846n.  349.  487.  449f.  463.  514. 
515  n.  516  n.  538.  562  ff.  570  n.  584. 
587  n.  611  n.  616.  649.  668.  671  f.  675. 
685.  701  n.  787  f.  756.  759  n.  760  n. 
766  n.  771.  Gerichtsverfassung  562  ff. 
Dingtaalen  706  n. 

frihala  51.  449  n. 

frilaz  49  n.  846  n. 

friling  51.  215  n.  450  n. 

friotöta  49  n. 

Fristen  13  n.  720. 

fro  Hin. 

frodanno  79  n. 

Fronbote  (vgl.  Büttel,  Gkrichtabote)  42  n. 
174.  561 1  604.  609. 

Frondienste  47.  160.  212.  219.  223.  226. 
428.  482.  458.  457.  605.  799.  802. 
808.  810. 

Frone  174. 

Fronfeld  424.  430  ff.  458.  624. 

Fronhof,  -Verfassung  (Villikation)  198. 
212.  424.  430  ff.  457.  565  n.  600.  607. 
621.  638. 

fronteil  540. 
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Fronung  77  f.   81.  (88.)  108.   842.   372  f. 

875.  581.  719.  726.  751.  767. 
Fronurteile  42  n. 
Frostathing  149  n.  228  n. 
Frachterwerb  206.    711.    fiberhangende 

Früchte  711. 
Fuero  240.    de  Cordova,  F.  juzgo  289. 
fdlcfreals,  fdlcfree  51  n.  225. 
Fünfte,  der  193. 
Fandregal  541.  595. 
fand  and  prand  595  n. 
funicaluB  205  n. 
furban  42  n. 
furio  37  n. 
furisto  28.   Hin. 
Fürsprecher    69.    885.    462.    466.     582. 

758.  765. 
Fürst   (vgl.    Landesherr,    Reichs  -  Fürst) 

21  fF.  28  ff.  30  ff.  35.  88.  40  ff.  46.  51  f. 

54.  57.  59.  104.  216.  400.   436.   462  n. 

528.  550.   559  f.    613.   700.   718.   805  f. 

882.  Gau-Fürsten  28.  28  ff.  Geistliche 

Fürsten  396.  399  f.  402  ff.  411n.  418ff. 

441.  495  ff.   499  ff.   516  n.    518.    521  ff. 

528.    544.    570  n.    572  n.    573.    598  n. 

614.  628.  700.  794.  811  n.  821.  845  n. 

849.   853.     Stellung   unter  Lehnrecht 

401  n.   402  ff.  495.  499  ff.  521  f.  524  n. 

794.     Investitur    401  n.     402  n.     403. 

419.  500.  522.   794.     Lehnsherren  des 

Königs  401  n.  486.  521  n.    von  Laien- 

fdrsten  400.  521  n.    Säkularisation  779. 

845.  872. 
Fürstenbund  872. 
Fürstengenossen  28  f.     38  ff.     36  n.  ;52. 

436.  455  n.   550.   559.   831.   843  n. 
Fürstenkollegium  892. 
Fürstenkonkordat  657. 
Fürstentümer,  Erblichkeit  412. 
Fürst  Primas  875. 

Fußvolk  157^  398.    Vgl.  Knechte,  Lands- 
knechte, 
fusus  65  n. 
fylki,  fylkiskonungar,  fjlkis  ^mg  11.  21. 

29  n.    104. 

O^abe  284.   718.    bei  Kommendation  84. 

166.  bei  Verträgen  63.  70  n.  85  n.    bei 

Adoption  und  Eheschließung  68.    70. 

308.  322. 
gabella  hereditaria  530  n.     emigrationis 

884  n. 
gädelingas,  gaten  83  n.  65. 
gafergaria  286  n. 
gage  274  n. 
gäbe  That  82  n. 

gada  et  gisil  225  n. 
aill,  Andr.  903. 
gairethinx     24.     41.     61.     225.     242  n. 

292.    387. 
Gallien,  Gallier  1.  12.  17.  20.  22  n.  49. 


78.  122.  123  n.  144  ff.  159.  173  n.  192. 

202.  216.  261. 
gamaldio  286  n. 
gamallus  41. 
Gandinus  906. 
Ganerben,  Ganerbschaften  275  f.    282  n. 

317  n.     321  f.    328.    835.    337.     414  n. 

425  n.    427  n.    437.    615  n.    723.    804. 

870.    Teilunff  mit  und  ohne  Verzicht 

722.    Vgl.  Plausgemeinderschaft. 
garba  193. 
gardingi  33  n. 
gardr,  gards  16.  55. 
Garkost  767. 
Gärtner  425  n.  452  n. 
gasakjo  84. 
gasindi  83.  159.  180. 
gastaldius  129. 
Gast,  Gastfreundschaft  52.  231.  452.  682. 

G.-Gericht  559  n. 
Gasteiner  Vertrag  894. 
Gastung  (vcl.  Atz)  197. 
Gatte,  Gattlinff  33  n.   65. 
Gau  (vgl.  Grafschaft,  Go)  19  f.    37.    57. 

121  ff  133.  145.  157.  167.  175.  G.-Ding 

20  n.  22.     G.-Fürst  20.  27  f.  105.  126. 

G.- Gemeinde    57.     G.- Könige    28  n. 

104  ff.    111.    128.    Teilung  der  Gaue 

122.  892. 
Gaudenzische  Fragmente  238  n. 
Gebäude,  Eigentum  an  G.  206.  425  n.  431. 

454.  632.  723.  727.    fahrende  Habe  206. 

G.-Steuem  533.  612  f.  862. 
gebotenes  Ding  s.  Ding. 
Gebot  u.  Verbot  (ygl.  Bann,  Bannrecht) 

43.   114.   130.    591.    608.    prozessuali- 
sches Gebot  84  f. 
gebreite  205. 
Gebück  424. 
gebundene  Tage  652. 
Gedeih  und  Verderb  713  n.  (741). 
Gedinge  742.  am  Lehen  406  f.    vgl.  Erb- 

schafts-G.  (Erbrecht) 
Gefahr  im  Prozeß  84.  362.  365.  765.; 
Gefährde  vgl.  Uneefahr. 
Gefährdeeid  s.  Eid. 
Gefährdung  851  n. 
Gefängnis  s.  Freiheitstrafe. 
Gefolge,  Gefolgschaft  (vgl.  Trustis)  20  n. 

26.  32  ff.  36.  89.  67  n.   82.   118.   141  f. 

157.  159.  165  f.  173  n.  284  n. 
geheftete  Wunde  761. 
Geheimer  Rat  598.  818.  838  f.  860.  864. 

866.    Geh.  Justizrat  860.    Geh.  Staats- 
rat 866. 
Gehöferschaft  54.  58  n.  429. 
Geisel  220  f.  289.  338. 
Geislin^er  Statut  870  n. 
Geisteskranke  82.  732.  747. 
Geistliche  (vgl.  Fürsten,  Klerus)  148  ff. 

154.  230  n.  418  ff.  579.   631.  736.   754. 

756.     höhere  148.    601.    niedere  148. 
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184.  im  Staatsdienst  1S5.  188.  146. 
160  n.  489.  524.  in  der  Ranalei  138  f. 
489.  als  Urteiler  549  n.  als  Land- 
stände 615.  als  Schreiber  188  f.  261. 
Befriedung  6ö2.  Wergeid  143  n.  146. 
345.  Gerichtstand  183  ff.  581  ff.  Stel- 
lung im  Lehnrecht  899  f.  402  ff.  407. 
409  n.  501.  517  n.  524  n.  811  n.  845  n. 
Kloster-G.  751.  Unfreie  oder  H5rige 
als  G.  145.  219.  222.  Strafen  für  G. 
184.  756.  Steuerfreiheit  612.  637.  700. 
Steuerpflicht  519  n  Siegel  (838>  864. 
862.  geistliche  Gerichte  181  n.  182  ff. 
582  ff.  760  n.  785.  788.  901.  geistlicher 
Vorbehalt  811  n.    822  n.    845  n. 

Gelage  (vgl.  Opfer)  68  n.    70  n.    479. 

Geld  13.  273.  727.  G.-Wirtschaft  525. 
G.Geschftfte  467  ff. 

Geleite  192  n.  479.  505.  511.  529.  584. 
585  n.  588  n.  592  f.  604  n.  859  n. 
G.-Männer  530  n.  610  n. 

Gelnhausen,  Oberhof  687  n.  Johann  Ton 
G.  673  n.    692  f.    705. 

geltaere  730  n. 

Gelübde  (gelovede)  295.  474.  730.  753. 

Gemachte  742.  753. 

gemein  (nefarius)  74  n. 
emeinde  (vgl.  Land-G.,  Markgenossen- 
schaft, Stadt)  16  f.  54.  57.  120.  123. 
207  ff.  211.  425  f.  556.  709.  G.-Wege 
209.  G.- Weide  204. 206.  Heimfallsrecht 
der  G.  827. 

gemeiner  Pfennig  519.  544.  831.  835.  888. 

gemeines  Becht  259.  788  ff.  913.  Vgl. 
Sachsenreeht. 

Gemeinheitsteilung  801.  808. 

gemeißelte  Wunde  761. 

Gemenglage  der  Felder  58.  205.  424. 
428.  430.  433  f.  799. 

gemot  22  n. 

genealogia  16.  64.  207.  286  n. 

Generaldepartement,  preufi.  864. 

Generaldirektorium,  preuß.  864.  866. 

Generalfiskal  866. 

Generalkommission,  preuß.  803. 

generatio  16.  332. 

gmossami  455  n. 
enossenschaftsgeaeti  916. 

Gentilen  48  n. 

Gepiden  91. 

G'Cr  8   Sneer 

Ger  (Äckerstück)  204.  206  n. 

Gerade  307  f.  330  f.  456.  680.  735  ff.  740. 
742.  751.    Witwen-  und  Niftel-G.  786. 

Gerardus  Niger  695. 

gerbagium  193. 

gerefa  127  n. 

gereide  425  n. 

gerhabe  60. 

Gericht,  bairisches  175.  557  f.  561.  608. 
burgundisches,  gotisches  44  n.  dftni- 
sches  44.    friesisches  174.  562  ff.  599. 


langobardisches  44.  sächsisches  173. 
558.  560ff:  599.  schwäbisches  166.  175. 

557.  599.  schwedisches  44.  westfäli- 
sches 574  ff.  -^  G.  der  Landesgemeinde 
24.  45.  176.  der  Landtage  614.  des 
Beichstages  518. 549.  832.  834.  oberstes 
Landes-G.  602  f.  860.  866.  888.  nieder- 
stes G.  176&.  564  n.  608.  606.  629  n. 
635.  —  agrarisches  901.  bischof liebes 
183  ff.  Feldrüge-G.  606.  901.  ForRt- 
rüge-G.  901.  C^ast-G.  192.  geistliches 
182ff.  587 ff.  760n.  901.  gelehrtes  859  ff. 
Gemeinde -G.  606.  901.  Gewerbe -G. 
640.  901.  Gilde-G.  641.  644.  grand- 
herrliches 179  ff.  200.  453.  605  f.  mark- 
gräfliches  567  f.  571.  Militär-G.  SM. 
901.  missatisches  81  n.  136.  175n.  178. 
Polizei-EQge-G.  901.  standesherrlSches 
901.  Verwaltungs-G.  865  f.  901.  — 
Afterverleihung  eines  G.  402.  557.  576. 

599.  Teilung  418  n.  557.  604  f.  Ver- 
äußerung, Verpftndnng  576. 604.  Ledig- 
werden (Niederlegung)  eines  G.  112. 
128.  131.  167.  170f.  185.  523.  546.  570. 

600.  602.  —  G.  und  Verwaltung  607  ff. 
888.  864.  875.  —  Vgl  Billigkeits  -  G., 
Ding.  Dienst-G.,  Dorf-G.,  Fem-,  Goding, 
Grafen-)  Hals-.  Hof,  Hundcrtschafta-, 
Immunitäts-,  Königs-,  Kri^-,  Land-, 
Landfriedens-,  Lehns-G.,  Märkerding, 
Markt-,  Nieder-,  Notr,  Ober-,  Patri- 
monial-,  Beiehs-,  Beichshof-,  Beichs- 
kammer-.  Schwur-,  Send-,  Sippe-,  Still- 
G.,  Beichshofrat^  Zuständigkeit. 

Gerichtsbann  81  n.  114.  Vgl.  Bann. 
Bannleihe,  Konigsbann. 

(jkrichtsbarkeit,  Abstufung  171.  hohe  24. 
26.  171.  184  f.  505.  507.  558.  565  ff. 
586.  601.  639  n.  844.  870.  900.  pein- 
liche 24.  46f.  171.  181.  184.  549.  559f. 
568.  572.  580.  591.  60^.  608  f.  627. 
832  f.  844  n.  Inmiobiliar-G.  184  f.  555. 

558.  562.  576.  601.  603.  627.  632. 
niedere  132.  168.  171.  181.  185.  200. 
506.  565  f.  568.  570.  608.  605.  900. 
niederste  564  n.  606.  629  n.  635.  kirch- 
liche 182  ff.  582  f.  901.  freiwillige 
125.  167  f.  177.  288.  280.  283.  838. 
884.  486.  548.  582  f.  604.  606.  627  n. 
641  n.  701  ff.  705.  718  ff.  722.  724.  726. 
753.  771.  —  G.  über  Hofbeamte  und 
Bittersohaft  597.  in  Münasachen  594. 
in  Polizei-  und  Handelssachen  635. 
639.  641  n.  900. 

(j^richtsbaum,  -Brunnen  41  n. 

Gerichtsbote  554.  561  f.  689.  881.  Becht 
der  Begnadigung  u.  Strafumwandiung 
339  n.  341  n.  561  n.  768.  —  Vgl.  Büttel, 
Fronbote,  Scherge,  Schultheiß. 

Gerichtsbuch  732.  771.  Vgl.  Landtafel, 
Schreinsbuch,  Stadtbuch. 

Gerichtsfolge  518. 
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Gerichteformeln  705. 

GerichtsgefäUe  26.  29.   126.  180  f.   184. 

167.  195.  198.  200.  484.  531. 
Gerichtshalter  862. 
Grerichtsherr  808  f. 
Gerichtshoheit  26.   45.   112.  545.  570  ff. 

587.  599.  844.  874. 
Gerichtsleihe  (vgl.  Bannleihe)  402.  418  n. 

558.  562.  566  f.  570  f.  575  f.  603.   607. 

870. 
Gerichtsordnungen  553.  788.  830.  908  f. 

913. 
Gerichtsreform  789.  859  ff.  875.  877.  892. 

899  ff. 
Gerichtsschreiber  139.  168f.  176n.  261  ff. 

280  n.   551.   554.   562.   859.  861  f.  900. 
Gerichtsstand  559  f.  568.  575.  601.     des 

Königs  113.  482f.  504.  581.  der  Reichs- 
güter   178.    182.    547.      der   Fürsten, 

Keichsstädte,  Reichsanmittelbaren  178. 

530.   547.   549  f.   558.   559.  569  n.  581. 

631.  642.  831  ff.  870.  der  Grafen  562. 

der  Geistlichen  183  ff  581  ff.  601.   des 

Adels,  der  Ministerialen  440.  445.  560. 

568.   582.   601.   606.     der  Stftdte    601. 

631.   643.    der  Stadtbewohner   631  ff. 

der  Hintersassen  und  Vogteileute  50. 

179  ff.   (453.  459).   560.   566.  605.  625. 

681  n.     der  Freigelassenen    183.    der 

Unfreien  179  f.  605.    der  Juden  469. 

581.     Besondere   Gerichtsstände    178. 

182.    559.    581.    627.    806  f.   859.   899. 

Vgl.  Exemtion. 
Gerichtsurkunde  169.  262ff.  280n.  548n. 

719. 
Gerichtsverfahren  82  ff.  268.  359  ff.  716. 

764  ff.    789  f.    892.     Vgl.    Civilprozeß, 

Proseß,  Strafyrozeß. 
GerichtsverfassuDg    40  ff.    166  ff.    256  f. 

545  ff.   599  ff.   829  ff.   856.  859  ff.   877. 

892.  897.  899  ff.  916  ff. 
G^richtszeugnis  s.  Pingzeugnis. 
G^rmagen  65. 
Gkrmanen,  Name  13.    älteste  Sitze  und 

Zustände  1 1  ff.    Ober-  und  Niederger^ 

manien  13. 
Germania   des  Tacitus   c.  7:    16,  25  f.^ 

32,  38  f.  —  c.  11:  13  n.,  22.  —  c.  12: 

40-43,  45,  73  ff.   —  c.  13:   83  ff.,  36, 

67.    —    c.  14:    83  ff.   —    c.  18:   68  n., 

72  n.   —  c.  19:  67  n.,  74  n.  —  c.  20: 

72.  —  c.  21:  73  n.  —  c.  24:  289  n.  — 

c.  25:  48.    —    c  26:  55  ff.    —    c.  31: 

54n.  —  c.  82:  72  n. 
Gerücht  (Gerüft)  37  n.  77  f.  88.  172.  358 n. 

363.  376  f.  559.  579  n.  770.  Vgl.  Land- 
geschrei. 
Gesamtbürgschaft  123  n.  731. 
Gesamtdienste,    Gesamtzinse   429.    612. 

634. 
Gesamthandverhältnisse  63.  286  n.  819. 

405.  413  f.  429.  437.  710.  716.  723.  731. 


Gesandtschaften  146.  524.  825.  854.  856. 
881. 

Geschäft  758. 

Geschäftsfähigkeit  269  ff.  319  n.  321  n. 
323  ff.  411  n.  709.  753  n. 

geechiht,  von  732. 

Geschlecht  18  ff.  19  n.  21  n.  22.  87f.  54. 
63.  männl.  u.  weibl.  72  n»  76  n.  80  n. 
118  n.  271.  284.  308.  323  ff.  344.  347n. 
358.  750.  G.-Vormundschaft  72.  271. 
298  ff.  304.  819.  323.  828.  710.  G.-Äl- 
tester  28.  30.  38.  Aufnahme  in  ein 
G.  48.  städtische  Greschleohter  594. 
637. 

Geschoßeigentum  723. 

gescho9,  gewerf  542. 

Geschworene  563.    Vgl.  Schwurgericht. 

Gesetz,  Gesetzgebung  24.  111  f.  115 f. 
120.  134.  146.  152  f.  228  ff.  242  n.  251  n. 
254  ff.  258.  618  f.  Hanse-G.  645.  G.- 
Blatt, G.- Sammlung  260.  916.  preu- 
ßische G.- Kommission  913*  —  Vgl. 
Bundes-,Landes-,Beich8-Ge8etzg6bttng, 
Publikation. 

G^setzsprecher  24.  32  n.  44  f. 

Gesinde  33.  46  f.  453  n.  458.  632.  710  n. 
751  f.  767.  808.  810. 

gesiff,  ^esiffcundman  33  n. 

gespräche  765. 

gesta  municipalia  125.  262. 
Geständnis  84.  362.  766.  768«  775. 

gevita  86  n. 

G^ewährsmann  (Gewere),  Ckwährschaft 
878  f.  382.  409.  769.  770  n. 

Gewalt  355  n.  G.-Brand  856.  yäterliche 
66  ff.  271.  745.  hausherrliche  64.  66. 
Vgl.  Munt. 

Gewandfall  456. 

Gewann,  Gewannsystera  58.  205.  430. 
433.  799.    Vgl.  Gemenglage. 

geweald  62. 

gewedde  295. 

Gewerbe  640.  889.  unehrliches  466.  G.- 
Gerechtigkeiten 438.  G.- Steuer  613. 
G.-Freiheit  868.  876.  892.  G.-Ordnung 
917.  G.^Gericht  640.  901.  Vgl.  Zunft. 

Gewere  62.  274.  279  ff.  714  ff.  727.  768. 
zu  rechter  Vormundschaft  715.  land- 
rechtliche I  hofrechtliche,  dienstrecht- 
liche 716.  eigenliche  715.  raubliche 
715.  717  n.  fehlerhafte  715.  habende, 
gemeine,  bloße  715.  rechte  583.  715. 
719  f.  753.  769.  an  bewegl.  Sachen 
714.  ledigliche  716,  728.  gemeinschaft- 
liche 716.  728  n.  Leibzucht-G.  715.  721. 
G.  des  Mieters  oder  Pächters  715  n. 
Lefan-G.  406  n.  409.  411.  715  f.  721. 
Zins-G.  715.  721.  728n.  Satzung-G.  715. 
721.  G.  des  Erben  717.  751.  Erwerb 
der  G.  277.  279  ff.  287.  717.  751. 
Schutz  716.  Verlust  714.  715  f.  Vgl. 
Besitz. 
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Gewere,  Prozeß-  (gelobte  G.)  767  n.  769  n. 

Vgl.  Gefährdeeid. 
Gewerebttrge  281. 
Gewerebuße  770  n. 
Gewette  116  n.  ISO.  570  n. 
Gewicht    13.    187.    189.    526.    594.    606. 

685.  889. 
G^winngeld  798. 
Gewinnsteuer  618. 
gewis;9eny  gewi^^ende  775. 
Gewohnheitarecht    15.    116.    813.    816  f. 

886  n.  412.  537  n.  541.  595.  647.  656. 

697.   711.   784  n.  789.  788.  786.  789  n. 

792.  821.  855.  908.  914. 
Gewohnheitsverbrecher  774  ft. 
gezunft  229. 
gieidon  86. 

gift,  gifta,  giftarorff  68  n.  302. 
Giftmischerei  851  n.  357. 
Gilde  684.  689  ff.  644.   Gericht,  Versamm- 
lung 641.  644.    Gesamt^G.  640.  Kauf- 

manns-G.    686.    640.    G.-Meister  641. 

Vgl.  Hanse,  Zunft, 
gipt,  gipta  68  n. 
gitröst,  gitrosteo  82. 
giwizo  86  n. 
glebae    adscripti   49.  219  ff.  455.  457  n. 

Vgl.  Hörige,  Unfreie. 
Gleve  446  n.  516. 
Glieder,  Verwandtschafts-  65.  882. 
Glockenklang,  Recht  des  608. 
Glossen  288.  236  n.  288.  244.  268.    Mal- 
bergische 235.  268.   des  Corp.  iur.  ciy. 

786.   789.     der  Libri  Peud.  695.   784. 

des  Sachsenspiegels  663.    des  Sachs. 

Weichbildrechts    679.      des    Mainzer 

Landfriedens  654. 
Gnade  76.  113  n.  117.  145.  340  ff.  551  n. 

580.  728.  763.  814.  851  f.    Entziehung 

derG.  117.  128.  183  n.  342.  509.  582. 

756.  758.    G.-Lehen   795.    G.-Sachen 

487.   814.   816.   833.    851.    Vgl.   Hals- 

lösung,  Strafumwandlung. 
Go  (vgl.  Gau)  122.   174.   560.  602.     G.- 
Ding 174.  557.  558.  559  n.  575  f.  577. 

599.  601  n.  603.     G.-Graf  121.   182  n. 

174.  575.  599.  604.  622.  630  n. 
Gobier  881  n. 
Goldmünzen,    (roldwähmng  187  ff.  216. 

256  n.  526  f.  593.  840. 
Goldene  Bulle  656.  473.  478  f.  488.  488. 

490.  510  f.   513.   526  f.   529.   541.   547. 

590.   593.   595.    615  n.    709.   761.   784. 

813.  819.  845.  847.  860  n. 
Gtörlitz,  Lehnrecht  659  n.  Rechtsbuch  668. 
Goslar  630.  669  n.  683.  866. 
Goten  43  n.  90  ff.  108  n.  127  f.  178.  208. 

215  n. 
Gotlandslagen  228  n. 
Gotter,  Beleidigung  der  73.  75  n. 
Gottesfrieden  23  n.  39.  42.  556.  636.  652  ff. 

671. 


Gotteshausleute    vgl.    Hörige,    Unfreie, 

homines  ecclesiastici. 
Gottespfennig  730. 
GU)tte6urteil  31.  43n.  76f.  86f.  88.  257n. 

268.   866  ff.   384  f.   749  n.  759  n.  772  f. 

774  n.  liturgische  Formeln  268. 
godar  31. 

S>CtorCt  18  n.  31. 
räberraub  74.  75  n.  855  n. 

Grade,  Verwandtschafts-  334  n.  Gradual- 
ordnunff  749.  793. 

Graf  111  ff.  124—138.  137  n.  156  ff.  515. 
Bedeutung  des  Wortes  127  n.  Ein-  o. 
Absetzung  128  f.  133  f.  136  n.  146. 
Lehn-G.  128.  Fürst  495  f.  nicht  ge- 
forstete G.  487.  473.  495.  SteUung 
zum  Herzog  188  f.  588.  zur  Krongut- 
verwaltung 197  f.  zum  geistlichen  Ge- 
richt 183.  185.  384.  Vollstreckungs- 
beamter 127.  129.  167.  372.  Richter 
129,  167  ff.  173  ff.  257.  558  ff.  562.  601. 
627.  ohne  die  höhere  Grerichtsbarkeit 
558  n.  563.  576.  587  n.  596 n.  letztes  Ur- 
teil 563  n.  legt  das  Grericht  des  ünter- 
richters  nieder  131.  167.  170  n.  600. 
militärische  Aufgaben  128  f.  154  f.  157. 
515;  polizeiliche  129.  192.  Bann  129  f. 
173.  343  n.  569  n.  Vorbann  177  n.  375. 
Verantwortlichkeit  128.  515.  Gerichts- 
stand 178.  562.  Einkünfte,  Lehen  130. 
195. 525.  530f.  Erblichkeit  129.  Unter-, 
Vice-G.  130.  170.  174.  494  f.  558.  567. 
570  f.  588.  600.  607.  Ministerial-G.  128. 
439.  445.  495  n.  558  n.  571.  576.  Ver- 
treter des  G.  127.  130  f.  167.  170.  174. 
198.  562  f.  570  f.  576.  Titular-G.  495. 
805.  Grafen  Versammlung  179.  554. 
Grafen  u.  Herren  465.  510.  614.  821  f. 
826  f.  829  n.  832.  G.-Rechte  als  Kern 
der  Landeshoheit  587.  591. 

Grafengericht  (vgl.  Landgericht)  168  ff. 
173  f.  181  f.  185.  257.  444  f.  559.  568. 
575.  599  f.  603.  623.  Niederlegung  bei 
Anwesenheit  des  Königs  170  f.  600. 

Grafenkurien  im  Reichstage  821  f. 

Grafenschatz  (vgl.  Bede)  130.  157.  450. 
515.  516  n.  583.  591.  610.   634.   719  n. 

Grafenstand  466. 

Grafschaft  120.  121  f.  123.  168.  171.  182. 
unteilbar  557.  571  n.  589.  Afterleihe 
401.  558.  570  ff.  Verkleinerung  121. 
392.  395.  erledigte  133.  558.  588.  607. 
Verbindung  mehrerer  138.  495.  558. 
567.  588.  mit  einer  Mark  184.  395. 
567  n.  571.  in  Händen  geistl.  Fürsten 
396.  494.  498.  Verhältnis  zum  Bistum 
145.  Exemtion  von  der  G.  200.  896. 
557.  staatlicher  Charakter  557  f.  allo- 
diale  G.  589.  gnindherrliche  396.  566. 
Domanial-G.  396.  564.  Stadt-G.  896. 
627.  friesische  Grafechaften  174.  Vei^ 
fall  der  G.-Verfassung  896.  572.  607. 
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Gdkgas  228  n. 

ms  (Landmaß)  450  n. 

Gregor  VIF.  499. 

Grenze,  Begehung  57  n.  62.  277.    Frevel 

762.    Regelung  207  n.    Schutz  39.  57. 

Streitigkeiten  86.  207.    366.    Zeichen 

424. 
Greuthungi  91. 
greve  641  n. 

Sietman  564.  596  n. 
rimm,  Jacob  904. 

Grimowald  248. 

Groningen  671.  685. 

Groot,  Hue;o  de  903. 

Groß- Hof- Justiziariat  550  n. 

Großkanzler  865. 

Grundbücher  702  f.  719.  917  n. 

Grunddienstbarkeiten  804. 

Grundeigentum  52—59.  202  ff.  422  ff. 
795  ff.  privates  55.  59.  206  ff.  275. 
Erwerb,  Übertragung  62f.  276ff.  717ff. 
804.  807.  884  n.  städtisches  626  f.  632  f. 
—  Bedeutung  für  Wehrpflicht  u.  polit. 
Rechte  36.  58  n.  Verhältnis  zum  Berg- 
bau 540  f.  — -  Großgrundbesitz  211. 
287  f.  433  f.  -   Vgl.  Eigentum,  Peld- 

gimeinschaft,  Flurzwang,  Gemenglage, 
rundherrschaft,  Gutsherrschaft. 

Gründerleihe  624.  721  f.  727. 

Grundherrschaft  47  n.  50.  157.  159.  161. 
179.  200  f.  212.  216  f.  264.  426.  430. 
438  f.  452n.  461.  516.  605  f.  609.  712. 
796.  802.  808  f.  Erwerb  von  Hoheits- 
rechten 587  ff.  grundherrliches  Gericht 
179.  200.  453.  566.  605.  797.  grund- 
herrliche Grafschaften  396.  506.  grund- 
herrUche  Dörfer  212  f.  (429).  809.  All- 
menden 212.  427.  (429.  606).  Märkte 
und  Städte  191.  615  n.  623  f.  626.  628. 
868  f. 

Grundrechte  des  deutschen  Volkes  891. 

Grundruhrrecht  196.  585. 

Grundschuld  727. 

Grundsteuer  193.  612  f.  862.  863  n. 

Grundzins  50  n.  164.  287. 

Grupen  904. 

gudja  31. 

guerpir  294  n. 

Gula{>ing  149  n.  228  n. 

Gülte  727. 

Gundling  904. 

Gundobad  101  f.  241. 

Gunthram  97.  115.  119  n. 

Gürtel,  mit  dem  G.  umfangen  566. 

Güterfall  808  n. 

Gütergemeinschaft  72.  312  f.  815  f.  680. 
734  n.  737  f.  740  ff.  757.  791.  fortge- 
setzte 741.  791.  vertragsmäßige  744. 
von  Todes  wegen  791.  Aufhebung, 
Ausschließung  748  f.  746  n. 

Gutlalagh  228  n. 

Gutsbezirke,  Entstehung  211.  798  ff.  801. 


Gutsentziehung  287.  432.  799. 
gutsherrlich -bäuerliches  Verhältnis  697 

727.  797  ff.     Regulierung  801  f. 
Gutsherrschaft  796.  802.  855  n. 


Haai-e  packen ,  abschneiden  68.  70  n. 
221  n.  758. 

Habe  273. 

Häberlin  904. 

Hadeln,  Landrecht  909. 

Hadersleben  685. 

haester  band  82  n. 

Hafenzölle  191. 

Haflidascra  228  n. 

Haftung  und  Schuld  787.  H.  für  Kinder, 
Knechte,  Tiere  46.  83.  179.  274  n. 
321.  849  f.  362.  732  f.  745.  für  leb- 
lose Sachen  83.  349.  persönliche  H. 
68.  289  ff.  294f.  712.  724.  788.  741.  752. 
beschränkte  350.  Sach-H.  274.  289. 
335.  349  f.  712.  718  n.  724.  728.  730. 
738.    741.    752.    Vgl.   Verantwortung. 

haga  55. 

hagastald,  haistald,  hagustaldos  33  n. 
457  n.  459  n. 

Hagenspracbe  425. 

half  liehen  82  n. 

haistan,  haistera  handi  82  n. 

halbedel  464  n. 

Halbfreie  s.  Hörige. 

Halbhufher,  Halbspänner  425. 

Halle  680.    Schöffenstuhl  861  n. 

Halm,  H.  und  Mund,  H.-Wurf  61.  277  f. 
294  f.   718. 

Hals  und  Hand,  Strafen  an  406  n.   756. 

Halsfang  80  n. 

Halseigen  808. 

Halsgericht  756.  H.-Ordnungen  906  f. 
909.  914.  Karls  V.  861.  906.  912. 
Bamberger  907.  Maximilians  I.,  Ra- 
dolfzeller,  Tiroler  906. 

Halslösung  (vgl.  Lösung)  77  n.  209  n. 
339  n.  466  n.  561  n.  768. 

Hamaland  96.  132  n.  251. 

Hamburg  648.  866  ff.  (875).  Stadtrecht 
682  f.  912. 

hamedii  86. 

Hammerwurf  428. 

Hand,  H.  und  Mund  42  n.  60.  78.  279. 
403.  718.  730.  Erheben  der  H.  152  n. 
473.  H.-Reichung,  H..Schlag  84.  61  n. 
62.  114.  158.  162.  366  n.  402.  718. 
730.  733.  H.  und  Halm  295  n.  H.- 
Gelübde, H.-Treue  60  n.  85.  293.  474. 
730.  eiserne  H.  471  n.  569  n.  —  Ab- 
hauen der  H.  352  n.  357.  466  n.  756  f. 
770  n.  —  H.-Ändemng  798.  —  H. 
muß  H.  wahren  273.  377  n.  881.  710. 
—  Vgl.  ärgere  H.,  Lösung  der  H. 

Handel  51.  447  n.  467.  469.  H.-Monopol 
640.    H.-(^richt  641  n.  897.   900.    H.- 
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Becbt  918.  H.-Oesetzbucb  898  n.  915  ff. 
H.'Saohen  682. 

Handfeste  62.  263.  474.  673.  677. 

Handgeld  s.  Lohngeld. 

Handgelderreichung  868. 

Handgemal  14.   58  n.  487  n.  445  n.  648. 

handhafte  That  45.  78  f.  88.  172.  184. 
341.  851  n.  857.  368.  376.  559.  578. 
580.  757.  762  n.  770.  774  n.  775. 

haudla^  49  n. 

Handlohn  (vgl.  Ehrsohate)  456.  633  n. 

handsal  62. 

Handschuh  62.  162.  192.  277.  280  n.  294. 
301.  373.  403.  471.  570  n.  625.  718. 
722  n. 

Handsekret  des  Königs  492  n. 

Handwerk,  Handwerker  219.  447  n.  452. 
622.  624.  637.  640.  710  n.  H.-Ämter 
639.  Lohnarbeit  u.  Marktarbeit  640  n. 
Vgl.  Gewerbe,  Zunft. 

Hängen  als  Strsfe  39.  76  n.  840.  580. 
757.    Vgl.  Galgen,  Hals. 

Hannover  805  n.  815.  819.  871.  878  ff. 
886.  887.  891  f.  896.  916.  Kurfürsten- 
tum 860  n.    K^igreich  879  n. 

Hanse  641.  643  f.  H.-Bund  643  ff.  867  f. 
Bann  646.  Kezesse  646.  868.  H.-Tage, 
Quartiere,  Schut^genossen  646.  Steuern 
646.  868.  freie  Reichs-  u.  Hansestlldte 
868.   875.   878.   896  n.     H.^Graf  641  n. 

hantalon  376. 

hantrada  225  n. 

Hardenberg,  Graf  876. 

haribannatores  129. 

hariman  s.  Heermann. 

harizhut  116  n. 

harmiscara  342  n. 

haro  37  n. 

Hasdingen  81  n. 

hasla  42  n. 

hasteo  82  n. 

Hauberggenossenschaft  54.  429. 

Häuptling  28.  436.  563. 

Hauptmann  im  Heere  520.  857.  Statt- 
halter 598  n.  Schuldner  im  G^gensatB 
zum  Bürgen  731. 

Hauptrecht  808.  810, 

Hauptstädte  615  n. 

Haus  u.  Hof,  Eigentum  an  55.  58.  Vgl. 
Gebäude. 

Hausbriefe  726. 

Hausdienerschaft  218. 

Hausfideikommiß  846. 

Hausfrieden  74.  79.  852  n.  856.  760. 

Hausgemeinderschaft  (Gemeinschaft  des 
Uausvennögens)  62.  65.  67.  72.  276. 
307  n.  321  ff.  326.  328  ff.  335  n.  386  f. 
739  f.  748.    Vgl.  Ganerben. 

Hausgenossen  (Münzer)  526  n.  594.  632. 

Hausgesetz  (vgl.  Autonomie)  805  n.  806. 
815.  818.  S3S  n.  845  ff.  870.  899. 

Haushalt,  eigener  58.  822  n.  426. 


Hausleihe  206  n.  453.  624.  626.  682  £ 
677.  716.  721.  723.  Vgl.  Erbbaureefat, 
Erbleihe,  Wurtzins,  Zidseigen. 

Häusler  425.  431.  452. 

Hausmann  438. 

Hausmarke  14.  58  n.  277  n.  487  n.  700n. 

Hausmeier  97  f.  109  f.  135.  140  ff.  151. 
162.  176  f.  198.  262. 

Hausrat,  Verpfändung  718. 

Hausst«uer  450  n.  516  n.  611  n.  748. 

Haussuchung  377. 

Haut  u.  Haar,  Strafe  an  351.  756.  758.  761. 

Hautwunde  761.  771. 

Heberolle,  grundherrliche  702. 

Heer  15.  22.  356.  H. -Verfassung  36  ff. 
102.  129.  133  f.  153  ff.  397  f.  436  f. 
513  ff.  638.  794  f.  806.  829.  834  ff. 
856  ff.  866.  877.  882.  897.  —  Aufgebot 
37.  48.  112.  129.  154  f.  158  f.  514  ff. 
517  n.  519.  591.  615  n.  -  H.-Baun 
114  f.  116  n.  129.  154  f.  151  f.  161  n. 
195.  197  n.  514.  —  H.-Fahrt  20  n.  155  f. 
409.  439.  514  ff.  543.  588.  634.  638. 
642.  794.  869.  —  Leistungen  zur  H.- 
Fahrt 156.  197.  517.  520.  829.  —  H.- 
Flucht 89.  154.  177.  354.  —  H.-Fne- 
I  den  32.  39.  74.  118  n  —  H.-POhrer 
.  25  f.  30.  38.  111.  138.  157.  518.  812. 
836.  882.  897.  —  H.-Gliederung  16  ff. 
87.  157.  518.  836.  —  H.- Pflicht  36. 
39  n.  47.  50.  115n.  145.  153  ff.  157. 
162.  201.  223.  437.  450  n.  514  f.  r34. 
858.  875.  877.  882.  (897.)  —  Befrei- 
ungen 155.  516  ff.  611  n.  642.  858. 
869.  875.  877.  —  H.-Matrikel  519.  — 
H.-Schan  22.  149  ff.  154.  157.— 
Strafen  im  H.  89.  154.  —  H.-Wagen 
197.  612  n.  634. 

Heerdzins  456. 

Heergeräte,  Heergewäte  34  n.  284  n. 
309.   329.  440.  456.  736.  751. 

Heerhom  45  n. 

Heerkönige  23.  27.  35.  39.  59  n. 

Heermalder  156  n.  450  n. 

Heermann  16  n.  34  n.  48.  51. 

Heerpfeil  37  n.  48. 

HeerpfÜhl  s.  federwat. 

Heerschild,  H.-Ordnung  74  n.  (162).  398  ff. 
402  n.  410  n.  412.  421  n.  437  n.  442. 
448.  495.     Aufgabe  des  H.  420. 

Heerschilling  156  n.  450  n. 

Heersteuer  (vgl.  Grafenschats,  Ritteipferd- 
geld)  156  £  162  n.  450  n.  516  f.  611. 
634,  794. 

Heerung  74.  856. 

Heftwunde  761. 

hegemal,  heimael  41  n. 

Hegung,  Ding-  23  f.  31.  39  n.  42.  174. 
562.  719. 

Hehlerei  (vgl.  helan)  352  n. 

Heideknecht,  Heidereiter  610  n. 
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Heidentum  11.  14.  80f.  51.  62.  78  f.  76. 

106.  108.  249.  857.  862.  867. 
heil,  heil  al  37  n. 
Heilbronn,  Oberhof  687  &. 
heim  17. 

Heimburge  425.  603.  606.  641  ti. 
heimdiDg  426. 
Heimfallsrecht  195.  207  f.  211.  214.224. 

279.  827.  334  f.    887.  428  n.  440.  456. 

580  f.  588.  595.  642.  728.  786.  751.  Vgl. 

Lehen. 
HeimfQhnmg  der  Braut  71.  808. 
Heimgericht  425. 
Heimgereide  425  n.  606.  632  n. 
heimliches  Gericht  578.  605.    heimlicher 

Rat  599. 
Heimlichkeit  bei  Missethaten  78.  77.  79. 

354.  355  n.  856.  760. 
heimschnaete  428  n. 
Heimsteuer  748.    für  Wittum  744. 
Heimsuchung  (vgl.   Hausfrieden)  116  n. 

343.  352.  856.  760. 
Heineccius  904. 
Heinrich  IV.  468.  662  f.  670.  —  H.  VI. 

413  n.  419.  —  H.  VII.  784.  —  H.  der 

Lowe  393  f.  495.  516  n.  555  n. 
heinried  425  n. 
heiptugri  hendi  82  n. 
Heiratgut  748.     für  Wittum  744. 
Heiratsteuer  222.  455.  748. 
Heiratszwang  s.  Ehe-Zwang. 
Heistener  743. 
helan,  hcln,  hehlen  78  n. 
Helgoland  899. 
Helsingelagen  228  n. 
hendinos  26  n. 
Henker  s.  Gerichtsbote, 
heordgenedtas  33  n. 
Herausforderung  760  n. 
herad  18.  122.  h.-J>ing  149.    h.-konnngr 

19  n.  104. 
Herberge   (vgl.    Quartierlast)    130.    197. 

201.  511.  528  f.  544.  612  n.  615  n.  633. 

642.  665  n.  867. 
herCi  heriraita  74  n. 
herecumbol  38  n. 
heredi  307. 

hereditas  278.    aviatica  830  n. 
herescaph  16  n. 
hereteäm  74  n. 
hSriro,  h^rro  60.  Hin. 
herisliz  89n.  74.  154.  854. 
herkommender  Mann  816.  844  n. 
Herminonen  11  f.  64.  91  ff. 
Hermunduren  27.  91  f. 
hernaSr  74  n. 
Herold,  B.  Joh.  903. 
Herrending  608. 

Herrenfall  164.  288  n.  404.  406.  671. 
Herrengunst  271.  458.  798. 
herrenloses  Gut  (vgl.  Heimfallsrecht)  102. 

195.  208  ff.  211.  288  n.  582.  626. 


Henrenstand  (vgl.  Adel,  Edelinge,  Freie 

Herren)    215  ff.    486  f.     441  n.    442  ff. 

464.   510.   512  n.   561.   568.    585.    611. 

648.  719  n.  728.  804  f.    außerhalb  des 

Lehnsbandes  442. 
Herrlichkeit  597  n. 
Herrschaften ,     reichsunmittelbare    844. 

Unter-H.  597  n.    615.     hörschaft    587. 

689  n.  720  n. 
hersir  19  n. 
herskjöldr  74  n. 
Heruler  11.  92.  100  f. 
Herzog,    Herzogtum    20  n.    28.    25.    80. 

35.    39.    106.    583.     Amts^H.  97.   120. 

132  f.  154. 157.    8tammes-H.97f.  116n. 

118  n.  120.  133  f.  154.  179.  244  ff.  254. 

284.  353  n.  392  ff.   475.  487.  494.  503. 

525.    530.    565.   569.    571  f.  587  f.  589. 

596.    602.    613.    Territorial  H.    398  ff. 

494.  555  n.   587.   613.     Grenz-H.    184. 

H.-Bann    570  n.     H.-Frieden    117  n. 

118  n.  134.  353  n.    langobard.  H.  29  n. 

121  n.  127.  184  n.  149.  262. 
Herzogskom  432.  612  n. 
Hessen  95.      Landgrafen  505  n.      Grofl- 

herzogtum  896  n.  898.  Kur-  819.  878. 
Heuermann  450  n.  451  n. 
Hildesheim,  Stadtrecht  688. 
Hilichberedung,  Hilichgeld  742  f. 
Ilinkmar  v.  Keims  268. 
Hintersassen  116  n.    159  f.    179  ff.   217  f. 

223.  453.  465.  Vgl.  Vogtleute,  Zinsleute. 
Hippolithus  a  Lapide  850. 
Hirschberg,  Landgericht  574. 
hird,  hir^menn  83. 
hlaford  33  n.  165. 
Hlodhsere  253. 
blöd  356. 

hlust,  hlyst,  hljoSs  28  n. 
Hochäcker  57  n. 
Hochgericht  603  f. 

Hoch-  undDeutschmeister  780n.  822.  872. 
Hochverrat  117.  154.  858. 
Hochzeitsmahl  783  n. 
Hofömter  (vgl.  Erzämter)  108  n.    138  ff. 

218  f.  439.  442.  476.  486  ff.  596  f.  795. 

815  ff. 
Hofdienst  216.  218.  488  f. 
Hofdomesticus  142.  197  f. 
Höfesystem  16.  69.   203.   423.   426.   430. 
Hoffahrt  146.  159.  162.  409.   509  f.    524. 

618  f.  638.  794. 
Hofgeistlichkeit  188.   140.  489. 
HofgenoBsenschaft    46.     424.    429.    440. 

455.  457. 
Hofgericht,    königliches    (vgl.    Königs- 
gericht,   Reichs-H)    118.    139  f.    142. 

175.  478.     herzogliches  134.  179.  555. 

587.     ftlrstliches  582.    602.    631.    643. 

789.  797.  859f.  märkisches  568.  mmd- 

herrliches  (vgl.  Bauding,  Fronhof)  605. 

607.  716.  722.  797. 
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Hofgerichtskanzlei ,  Hofgerichtsschreiber 

139.  176.  262.  492  f.  551. 
Hofgerichtsnotare  140.  498  n. 
Hofgerichtssiegel  140.  262.  551. 
Hofhörige  457.  810. 
Hofkammer  817.  839.  864.  865  n. 
Hof  kanzlei  (vgl.  Kanzlei,  Reichskanzlei) 

816  f.  864. 
Hof  kanzler  (vgl.  Kanzler,  Reichskanzler) 

816. 
Hofkapelle,  -Hofkapellan    189  f.    160  n. 

177  n.  489.  498.  524  n.  598. 
Hofkriegsrat  864. 

Hofmark,  H.-Gericht  565  n.  608.  802. 
Hofmarschall  s.  Marschall. 
Hofmeister  486.  553.  598.  603.  610.  859. 

907  n.     Haus  H.  486.     Reichs-H.  486. 

493.     0ber8^H.  487.    493  f.   815.   818. 
Hof  Ordnung  817  n. 

Hofpfalzgraf  487.   784.   807  n.   816.   852. 
Hofrat  138.    486.    493.    558.    599.    602. 

816  f.  860.  864. 
Ho&echt  180.  252.  621.  625.  640.  650.  658. 
Hofregiment  817. 
Hofreiter  598. 
HoMchter   486.    492.    550  f.    572.    602. 

859.  907  n. 
Hofschenk  138. 
Hofschreiber  493. 
Hofsühule  140  f.  489. 
Hofschulze  601.  Vgl.  Dorfschulze,  Schult- 
heiß. 
Hofsprache  605. 
Hofsteuer  548. 
Hoftage  508.  555.  613  f. 
hofwere  206  n. 
höfSingi  28. 

Hogericht,  Hograf  575.  604. 
Hoheitsrechte,  privatrechtlich  aufgefaßt 

434.  545.  576.  589.  604  f.  837.  844. 
HohenzoUem  805  n. 
höldr  437  n.  450  n. 
Holländische  Rechte  674.  685  f. 
Holstein  61  n.    93.    389.    497.    871.    879. 

887.  892  ff.   896. 
Holting,  Holzgericht,  Holzgraf  426. 
Holzknecht  610  n. 
homagium,  hominium  402. 
homo  158.  402.    bonus  h.  217.    h.  dena- 

rialis  224.     ecciesiasticus   181  n.    226. 

805.   Francus  165.    217  n.    ligius  439. 

445  n.  451  n.  516  n.    migrans  208.  211. 

381  n.     regius    181  n.    226.     Romanus 

226.     synodalis  436  n. 
Honschaft  603  n. 
Horcher  600  n.  765. 
Hörige  47  n.  58.  154  n.  179  f.  (194).  206. 

212.   218.   221  ff.   226.    269.    271.   305. 

424  f.    431  f.   454  ff.  458  f.    465  f.    680. 

808  ff.    in  St&dten  458  n.  621.  625.  631. 

633.    640.    808.    810.     Geistliche   147. 

222  f.     Ehen  222.  224.  272.  455.  810. 


Rechtsfähigkeit  222  £  271  f.  Baße. 
Wergeid  206.  228.  272.  846.  Prozeß^ 
f&hi^eit223.  Strafrecht  341  n.  Fehde- 
recht 223.  Ergebung  in  Hörigkeit  224. 
Freilassung  224  f.  425  n.  431.  454. 
Loskauf  224.  272  n.  —  H.  im  Heere 
154n.  223.  (450n.).  Vgl.  Aldien,  Lassen. 
Vogtieute,  Zinsleute. 

Homungsgabe  284  n. 

hospes  100  f.  452. 

hospitalitas  101  f.  211  n. 

hostenditium  517. 

hostilicium  197. 

hostis  bannitus  154  n.    ad  bestem   197. 

Hotmann,  Franz  912  n. 

hovastat  205  n. 

Hubding  605. 

huesscattinge  533  n. 

Hufe  58  n.  164.  205  f.  424.  450  n.  460  f. 
Arten  205  n.  430.  432  f.  Vgl.  Fior- 
ordnung,  Gewannlage,  Königshufe. 

Hugo  Ludolf  850. 

hmsgeld  533  n. 

Hulde  141.  402.  569.  572. 

Huldigung  474  n.  500  n.  642.  867. 

Hummelffeding  608. 

hundafatns  19  n. 

Hundding  603. 

Hundert,  die,  im  Heere  18n.  86.  38.  157. 

Hundertschaft  18  f.  22.  37.  41.  120.  122£ 
126  f.  181.  145.157.  166  ff.  170  f.  174. 
182.  208  n.  426.  558  ff.  562.  599.  H.- 
Gericht 40  ff.  167  f.  171.  181.  185.  559. 
599.  601.  603.    Vgl.  centenarius,  Go. 

hundred  18.  42  n.  122.   123  n. 

Hunne,  hunno  19 n.  Sin.  127.  132 u. 
175.  599.  603.    Vgl.  centenarius. 

Hunsigoer  Küren  675  n. 

huntari  122.  563  n. 

htiskarlar  33. 

huslatha,  -lotha,  -zins  533. 

Hut,  als  Wahrzeichen  108  n.  302  n.  403. 
471.  569  n.  625. 

Hypotheken  726  f.  —  H.-Bacher  791. 
H.-Ordnung  791.  913. 

{activus,  iectivus  868.  372. 

jafnadareidr  80  n. 

Jagd  196.    210.   427.    461.    536  f.    595  n. 

762.  804.  890.  892. 
Jägermeister  597.  610  n. 
Jahr  13.    Einteilung  55.    binnen  seinen 

Jahren  270.    709.    J.  und  Tag  (208). 

373.    375  n.    404.    416  n.    426  n.    457. 

496.  531.  558.  606.  (666  n).    715.   717. 

720.  744  n.  751.  757.  767.   808.   844  n. 
Jahrgeschenke   an  König  oder  Fürsten 

22.  26  f.  29.  150  n.  194.  201.  541. 
jari  51. 
jartein  700. 
Idioten  269. 
Iglau,  Oberbof,  Berg-  u.  Stadtrecht  692. 
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Ilzstadt,  Dienstrecht  694  n. 
Imbreviatur  169  n.  701. 
Immobiliargeschäfte  60.    61  f.  207.    440. 

468  n.     583.    603.    606.    641  n.    702  f. 

772.  791. 
Immobiliarprozeß'184.    207.  278  n.    283. 

359.  382.  385.  555.  558.  576.  583.  627. 

716. 
Immunität   114.    192.    199  ff.    326.    506. 

557.  560.  566  f.  621.   623.   627.     Bann 

113.    201.    Beamte  181  f.    192.    200  f. 

Gericht    180  f.     185.    198.    200.    223. 

226.    Vgl.  Vogtei. 
imperium  merum  587  n. 
indiculi  regales  177.   262.    commonitorii 

262  n.    384.     inquisitionis,    de    iudicio 

evindicato,  de  iustitia  facienda  262  n. 
Indogermanen  s.  Arier. 
Indossament  704. 
Ine,  König  253. 
ineum  368. 
infidelitas  117  n.  354. 
Informatio  ez  spec.  Sax.  661  n. 
Ingelheim  565  n.  573.  676.  773  n. 
ing,  ingen,  als  patronym.  Endang  16  n. 
ingeboro  47  n. 
ingenuus  .50.  215  n.  217. 
In^väonen  11  f.  64.  91  ff. 
Inhaberpapier  709.  728  n.  732.  766  n. 
iniuste  invadere  359.  882. 
inkneht  47  n. 

Innsbruck,  Stadtrecht  690. 
Innung  (vgl.  Gilde,  Zunft)  639. 
in  paus  225  n. 
Inquisition  137.    178.    385  f.     I.-Privileff 

386.  697.    I.-Verfahren,  -Prinzip  774  f. 

913.    Vgl.  Zeugen. 
Insatz  767.     I.-Bücher  702. 
Inseln  535. 
insidia  verborum  765. 
Inspektionsdepartement  865. 
Instanzenzug  (vel.  Berufung,  Rechtszug) 

859  ff.    Gewährleistung  851.  859.  883. 
Instleute  810. 
Instrumentum   pacis   Osnabr.    (IPO.)   et 

Munster.  (IPM.)  905. 
internationale   Beziehungen  s.  Ausland. 
Interpretatio,  römische,  westgotische  238. 

24üf. 
Interregnum  484.  794.  813. 
intertiatio  378. 

Intervenient,    bei  Königsurkunden  699. 
introitus  200  n. 
Investitur,  investitura  62  n.    166.    281  f. 

283.  287.  402  ff.   522.   582.   717.   721  f. 

794.  reale  277.  280.  symbolische  280  ff. 

403.   718.    L-Symbole  162.    166.    277. 

279  ff.  403  f.  499  f.  592  n.  722.  794.  — 

I.    des   Königs    479.    der   KurfUrsten 

819  n.    des  Reichskanzlers  489  n.  492, 

der  geistlichen  Fürsten  499  ff.  522.  794. 

der  Pröpste  814.  —  I.-Abgaben  524. 542. 


Joch,  Juchert,  iugerum  205. 

iodute  37  n. 

Johann  von  Buch  658.  662.  669.  von 
Gelnhausen  673  n.  692  f  705.  von 
Neumarkt  705. 

Johanniterorden  822.  875. 

Jordanus  von  Osnabrück  707. 

Joseph  II.  914.  Josephin.  Gesetzbuch  914. 

Irmin  11.  23  n. 

Irrtum    848  n.     als  Ehehindernis  462  n. 

Isidor  von  Sevilla  661.  665. 

Island  5.  30.  44  n.  228  n.  270  n. 

Istrien  99.  121. 

Istväonen  11.  64.  91. 

Italien,  italien.  Recht  2.  7.  102.  119.  132. 
137  n.  139.  156.  170  n.  173  n.  176  n. 
185.  231.  243  f.  257.  259.  261  f  267  f. 
288  f.  388.  390.  480.  487.  489.  493  n. 
501  ff.  508  ff.  523  n.  541.  548.  549  n. 
550.  648.  699.  701.  779.  787.  833. 
§  40  passim. 

itio  in  partes  812.  824. 

Juden  178  n  195.  226  f.  232  n.  367  n. 
369  n.  426  n.  459  n.  467  ff.  510.  542. 
595.  624.  637.  641.  648.  652.  729  n. 
771  n.  812.  837.  876.  Gerichtsstand 
469.  581.  Privilegien  468  f  672.  710. 
812.  J.-Regal,  J.-Schatz,  J.-Schutz  227. 
468  f.  542.  Leibzoll  470.  812.  J.- 
Gemeinde, Bischof  469.  jüdisches 
Recht  227.  282  n.  648. 

iudex  28.  44  n.  175.  200.  229.  244  n.  506. 
565.  fisci  197  pacis  556.  provincialis 
507.  568.    generalis  556.  568. 

iudicium  169.  229.  Dei  86.  aquae  fer- 
ventis  368.  aquae  firigidae  368  n.  pro- 
vinciale  559.  568.  secretum  578.  su- 
premum  563  n.     iudicia  Wlemari  251. 

Jülich,  Landrecht  909. 

Jüngster Reich8abschied(JRA.)  823.  905 f. 

iuniores  159.  219. 

Jura  Prutenorum  676. 

iuramentum  fractum,  planum  365  n. 

iuratores  synodi  584. 

iurisdictio  123  n.  849. 

juristische  Personen  709.  j.  Litteratnr 
233.  238.  240.  243  f.  249.  252  f.  264  ff. 

iumalis  205. 

ins  albanagii  530  n.  844  n.  civile  677. 
Conductus  529.  detractus  884  n.  primae 
noctis  455  n.  recadentiae,  revolutionis 
750.  reformandi  811  f.  844  n.  848. 
regalium  418.  spolii  419.  territorii 
et  superioritatis  849.  episcopale  847. 
regale  montanorum  673. 

iussio  262. 

iustitia  123  n.  313.  317.  612  n. 

Justizdepartement  865  f. 

Justiziarien  862.   iustitiarius  curiae  550. 

Justizkollegium  865. 

Juten  90.  94.    Jütisches  Low  229 n.  685. 

Juthungen  98.  [738 n. 
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Kabelländer  428  n. 

Kabinet  865.  K.- Ministerium  864.  876. 
K.-Order  865. 

Kaichen,  freies  Gericht  564  n.  574.  622n. 

Kaiser,  Römischer  (vgl.  König)  99.  109  ff. 
470.  472.  480.  485.  784.  813.  Krönung 
111.  480  f.  544.813.  Niederlegung  der 
Krone  873.  Residenz-  u.  Audienz- 
pflicht 813.  Ratihabition  der  Reichs- 
gesetze 814.  823.  Reservatrechte  814. 
Emennungsrechte  für  die  Reichs- 
gerichte 814.  830.  K.  der  Deutschen 
891.  Deutscher  K.  898.  K.  von  Öster- 
reich, von  Frankreich  872, 

Kaiserrecht  662  n.  666.  784.  Kleines  K. 
441  n.  668. 

Kaikar,  Stadtrecht  686. 

Kammer  469.  544.  599.  794.  860. 

Kammerbote  503. 

Kämmerer  140.  199.  439.  487  ff.  511. 
597  f.  815  n.    Kammermeister  597. 

Kammergericht,  königliches  553  f.  599, 
786.  830.  fürstliches  603.  859  f.  Vgl. 
Reichs-K. 

Kammergüter  434.  604.  608  f.  854.  862  f. 
875. 

Kammerjustizdeputation  865,  877. 

Kammerknechte  468  f. 

Kammerkollegium  864. 

Kammemotar  492  n. 

Kammerprokurator  551.  864. 

Kammemchter  831. 

Kammerschreiber  493.  551. 

Kammerzieler  831.  838.  845.  869  n. 

kämpf  liehe  Ansprache  s.  Ansprache. 

Kampfvertrag  87.  770  n. 

kämpf  würdige  Wunde  761.  k.  Unge- 
richt  772 

kanonisches  Recht  66  n.  71.  144.  208. 
303  n.  305  f.  333  n.  467.  573  n.  579. 
665.  680.  700  n.  712  f.  716.  725.  730. 
733.  748.  754.  785.  787  ff.  902. 

Kanton-Reglement,  Kantonisten  858.  877. 
Ritterkanton  870. 

Kanzlei  (vgl.  Hof-K.,  Reichs-K.)  138  f. 
146.  860,  Hofgerichts-K.  139.  176. 
492.  551.  K.  des  Reichskammerge- 
richts 831.  K.  als  obei-stes  Landes- 
gericht 603, 860.  K.-Formeln  266.  705. 
K,-Taxen  816.  ' 

Kanzler  138.  262.  598.  859  f.  Vgl.  Erz-, 
Hof-,  Reichs-K, 

Kapitals  teuer  838. 

Kapitalverbrechen  847.  Vgl.  Ungericht, 
Firinwerk. 

Kapitularien  646.  903.  Vgl.  capitula. 
capitularia. 

Kapitulation  857  n.    Vgl.  WahUK. 

kar al    karl  .5 1 . 

Karld.  Gr.  98  ff.  HO  f.  146.  229.  238. 
237.    247  f.    251.    254  f.    260.     sagen- 


hafter Gesetzgeber  626  n.  646.  654. 
657.  662.  666  n.  668  n.  671.  672  n. 
697  n.  seine  (srisrichtsver^aasuiig  169. 
172  f.  557  f.  599  ff.  900.  —  Karl  Mar- 
tell  98.  144.  157.  161.  163.  Kari  d. 
Kahle  99.  Karl  IIL  (der  Dicke)  388. 
Karl  IV.  656.  784.  Karl  V.  813.  826.  906. 

Karlmann  98.  .163. 

Karlsbader  Beschlüsse  884  n. 

Kftmthen,  Henogtum  393.  488.  Pfalz- 
graf 503. 

Karolinger  97  ff.   111.  388. 

Kastner  609.  786. 

Kauf  63.  70  n.  284.  296  n.  297.  729. 
feiler  K.  635.  eine  Frau  kaufen  70  n. 
733.  K.-Gut,  K,-8chatz  450  n.  724. 
745.  752  n. 

Kaufleute  624.  626.  632. 

Kaufmannsgilde  467.  636.  640.   641  n. 

Kawerzen  468.  595  n. 

Kebsehe,  Kebskind  71.  HO.  304.  311. 
330.  451  n. 

ked  564. 

Kedinger  Landrecht  909. 

Keller,  Kellner,  cellerarius  198.  609. 

Kelten  1.  12.  17.  20.  22  n.  49.  78  n. 

Kennemerland  686. 

Kent  94.  228  n.  252.  353.  Vgl.  Angel- 
sachsen. 

Kerbholz,  Kerbzettel  699,  700  n. 

kerl  51. 

Kesseliang  77  n.  294  n.  368.  772. 

kethere  564, 

Ketzerei  583.  660.  760. 

Kind  folgt  dem  Vater  463.  465.  der 
Mutter  47.  51.  57.  71.  232  n  457  n. 
463  f.  809  f.  der  ärgeren  Hand  46.  305. 
454.  463  n.  464  ff.  Teilung  nach  dem 
Geschlecht  809.  neugeborenes  67  f. 
269.  uneheliches  68.  HO.  837  n.  466. 
(579).  746.  814.  852.  Kebs-K.  HO.  330. 
Annahme  des  K.  67  f.  (753  n.)  Kindes- 
annahme vgl.  Adoption.  —  Tötung  des 
K.  67.  321.  745.  Verkauf  66.  321. 
745.  rechtswidrige  Handlangen  eines 
K.  83.  732. 

Kirche  112  n.  115  n.  116  n.  148  ff.  151  f. 
182.  199ff.  225.  230n.  254.  286f.  367. 
377  n.  386.  433.  725.  763.  772.  Orga- 
nisation 143  ff.  246.  895.  Reorgani- 
sation der  kath.  K.  886.  K.  und  Staat 
129.  144  ff.  161.  163.  183.  306.  480  ff. 
485.  497  ff.  517.  521  ff,  811  f  813. 
847  f.  Königsschutz  113.  163.  194. 
522  n.  K.-Fneden652.  Privilegien  u. 
Freiheiten  193.  199  f.  336.  637.  Ge- 
richtsbarkeit 182  ff.  226.  582  ff.  901. 
Einfluß  auf  das  weltliche  Recht  179. 
340.  351.  357  f.  474.  578.  712  f.  754. 
760  n.  763  f.  Kathedral  K.  147  f.  521. 
Tauf-,  Pfarr-K.  145.  147  n.  Vgl. 
Eigen-K. 
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Kircheugut  144.  146.  161.   163  f.   199  ff. 

263.  286.  353  n.  500.  590  n.  799. 
Kirchenleute,   K.-Muntleute  181  n.    183. 

218.  226.  305. 
Kirchenordnungen  909. 
Kirchenpfründen  147.    160  n.    164.    288. 

403.  485  n.  524.  544. 
Kirchspiel  145.   564.    642  n.    K.-Gericht 

603.     freiw.    Gerichtsbarkeit   der   K. 

627  n.  701  n.  719  n. 
Klage  74.  81.  85.  359.  362.  regelmäßige 

Voraussetzung  des  Gerich ts\erfahren8 

74.    756.     K.    von   Amtawegen    383  f. 

579  f.     773.      Einteilung    766.     770  n. 

um  Gut  (fahr.  Habe)  171.    273.    359. 

876  ff.    381.    710  f.    767  f.    um  Eigen 

171.  768.  770  n.    um  Schuld  171.  185. 

766  ff.  (770).  um  Erbschaft  769.  pein- 
liche 770.  gemischte  380.  770  f. 
schlichte  864.  767  f.     begründete  864. 

767  ff.  K.-Änderung  770  n.  K.-Mann 
564. 

Klagspiegel  902.  906. 

Kienkok,  Johann  663. 

Kleve,  Stadtrecht,  Oberhof  686. 

Klerus  (vgl.  Geistiiche),  Nationalität, 
Recht  US.  230  n.  Eintritt  in  den  K. 
145. 

Kling,  Melchior  901. 

Klöster  516  n.  517.  Reichs-K.  113.  147  f. 
195.  regierende  K.  143  f.  K.  als  Kirch- 
herren 147.  als  Sendherren  585.  Re- 
visionen 137.  Reformen  467.  königl. 
Schutzklöster  114.  522  n. 

Knappe  434.  446.  517.    K.-Lehen  446  n. 

Knechte  (vgl.  Unfreie)  46.  Edel-K.  446. 
Fuß-Kn.  835  f.  856.    Kriegs-Kn.  517. 

Knie,yerwandtschafts-  65. 322.  K.-Setzung 
68.  70  n. 

Knut  d.  Gr.  253. 

Kodifikationen  230.  239.  907.  912  ff. 
916  ff. 

Kohlenbergbau  539. 

Kohlenwald  96.  234. 

Kollegialgerichte  859.  871.  898  f. 

Kollegialsystem  864.  876  f. 

Kollegiatstifter  814  n.  Vgl.  Propstei. 

Kölmer  797. 

Köln  124.  641  n.  642.  646.  702  f.  867. 
Stadtrecht  626.  686  f.  690.  911.  Re- 
formation 910.  Dienstrecht  694.  köl- 
nische Mark  526.  840.  841  n.  889. 
Erzbischof  ais  Herzog  393.  555n.  577n. 
Statthalter  der  westf.  Gerichte  577  f. 
580.  Erzkanzler  478  n.  489.  Kurfürst 
475  f.  478  n.  860  n.  krönt  den  König 
479.    mediatisiert  819.  645. 

Kolonen.  Kolonat  48.  160.  221. 

Kolonisationsgebiete  432  f.  452.  459  ff. 
624.  633.  648  f.  670  n.  697.  798. 

Kolonisationsverträge  430.  433.  624.  721. 

Kolonisten  dörfer  430. 


Kommendation  114.  158  f.  160  n.  162. 
164  n.  165  f.  180.  402. 

Kommentatoren  des  röm.  Rechts  786. 

Kommissar,  kaiserlicher  552.  882. 

Kondominate  586.  600  n.  822.  844. 

Konfiskation  s.  Fronung,  Vermögens- 
einziehungen. 

König  (vgl.  Kaiser),  germanischer  21.  28. 
25  ff.  90  f.  104  ff.  Klein-K.  104  f.  234. 
Stammes-K.  106.  111.  Ober-K.  109. 
Vorsitzender  des  Fürstenrates  23.  des 
Laudesdinges  23.  25.  Dingfahrt  31  n. 
107.  Priester  23.  25.  31.  39.  Haar- 
tracht 109  n.  Einnahmen  22.  26  f.  — 
Fränkischer  K.  106  ff.  Rechtsnach- 
folger des  Landesdinges  112.  117  f. 
155.  175.  210.  224.  Titel  111.  — 
Deutscher  K.    470  ff.    Titel  470.   480. 

813.  —  Wahrzeichen  des  K.  25.  107  f. 
471,  479.  W«hl  23.  25.  51.  97  f.  109. 
152.  471  ff.  483.  648.  813  f.  Desig- 
nation 472.  päpstliche  Approbation 
480  f.  813.  Wählbarkeit  481.  Erb- 
lichkeit 25  n.  51  f.  108  ff.  471  f.  813. 
Schild-  und  Thronerliebung  25.  97  n. 
107  n.  Umfahrt  109.  Krönung  110  f. 
475.  479  ff.  483.  648.  813  f.  Salbung 
98.  110.  unmündiger  K.  110.  478. 
483  f.  813  f.  fränkisches  Recht  888. 
483  f.  648  f.  Reichsteilungen  96  ff. 
109.  —  Inhalt  der  königlichen  Gewalt 
25  ff.    80  f.    111  ff.   234.    254  ff.    485  f. 

814.  827.  850.  867.  Gerichtebarkeit, 
oberster  Richter  (26).  112  f.  134.  175  ff. 
184.  482.  545  ff.  550  f.  553.  562  n. 
569  ff.  577.  580  f.  814.  833  f.  870. 
seine  Anwesenheit  legt  alle  Gerichte 
nieder  113.  128.  170f.  185  n.  523.546. 
570.  580.  verhängt  Acht  und  Todes- 
strafe 112.  117.  177.  342.  374  f.  548. 
550.  551  n.  834.  straft  nach  Ermessen 
76  n.  249  n.  342.  354.  358.    begnadigt 

117.  342.  581.  814.  852.  entzieht  die 
Gnade  117.  128.  183  n.  342.  509.  756. 
Obervormundschaft  303.  325.  Inquisi- 
tionsrecht 137.  385  f.  532  n.  697.  Be- 
amtenhoheit (26).  118.  128  f.  (133  f.) 
185  ff.  LandeBorganisationll8.  Kirchen- 
hoheit 144  ff.  499.  501.  521  f.  erste 
Bitte  524  n.  814.  Kriegsherr,  oberster 
Lehnsherr  25  f.  32.  35.  38.  129.  134. 
150  n.  154  ff.  157  f.  161  ff.  398.  400. 
486.  514.  516.  518.  582.  814.  Lehns- 
mann geistlicher  Fürsten  401  n.  486. 
521  n.  Bann-  u.  Verordnungsrecht 
llSff.  254 ff.  842.  471.  468.  538.  erteilt 
Gnadenakte,  Befreiungen,  Privilegien 

118.  189.  191  f.  199  ff.  385  f.  429.  487. 
509.  512  516.  627.  814  f.  Standes- 
erhöhungen 441  n.  448.  807.  814.  816. 
829  n.  Freilassung  vor  dem  K.  48  n. 
224  f.      bestätigt    Landes-    u.    Haus- 
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ffesetze  815.  833  n.  847.  Berufung  u. 
Leitung  des  Reichstages  509  ff.  814. 
gesetzgeberischelnitiativejRatihabition 
u.  Publikation  der  Reichssesetze  814. 
823  f.  855.  Vertretung  des  Reiches  nach 
außen  26.  112.  486.  814.  828.  Resi- 
denz 111.  485.  814.  Audienzpflicht 
814.  Wergeid  80  n.  854  n.  Richter 
aber  den  König  118.  482  f.  504.  550. 
581.  Absetzung,  Bannung  des  K.  27. 
98.  481  f.  Vertreter  des  R.  136.  139. 
141.  176.  482  ff.  509.  549  f.  558.  577. 
814.  Römisclier  K.  470.  472.  484  f. 
548  f.  814. 

Königin  70  n.  110.  484. 

Königsbann  (vgl.  Bannleihe)  114.  130. 
136.  155.  172  n.  173.  178.  196.  201. 
209  n.  224  f.  257.  259.  852  n.  857  f. 
486.  557.  562.  569  f.  577.  600.  625. 
der  Grafen  130.  173.  343  n.  569  n. 
570  n.    höherer  257.  343  n.  531.  570  n. 

Königsbote  81  n.  99.  134  ff.  146.  154  f. 
169  ff.  172  n.  175  n.  178.  185  n.  198. 
201  n.  255  n.  256.  282  n.  383.  554.  618. 
ständiger  137.  487  n.  502  f.  in  Italien 
137  n.  487  n.  502  f. 

Königsbrief  (vgl.  K.-Ürkunde)  154.  209  n. 
211.  225  n.  262.  283.  718. 

Königsdienst  215  f.  232  n.  345.  374  n. 

Königsfrieden  26.  114  n.  117.  471. 

Königsgericht  (vgl.  Hofgericht,  Kammer- 
gericht, Reichshofgericht,  Reichshof- 
rat) 81  n.  112  ff.  116.  152.  175  ff.  184  f. 
257.  262.  278  n.  283.  351.  870.  374. 
383  n.  384  ff.  504  n.  766.  770.  773. 

Königsgut  26.  47.  51.  59.  118.  196.  198. 
284  f.  353  n.  521.  717  f. 

Königshufe  205  n.  430.  432  f. 

Königsland  26.  102  n.  210.  216.  430. 

Königsleute  218.  226.  305. 

Königsnotar  493  n. 

Königspfalzen  111.  485. 

Königsscbatz   119. 

Königsscheffel  194  n. 

Königdschenkung  101  n.  117.  164.  211  ff. 
283  ff.   328.  544. 

konigsschielde  533  n. 

Königsschutz  (K.-Munt)  113  f.  129.  160. 
163.  178.  195.  226  f.  232.  271n.  272. 
303.  825.  343  n.  468  f.  486.  522n.  542. 

Königssklaven  47.  218.  350  n. 

Knnigssprache  117  n. 

Königssteuer  516  n.  611. 

Königsstraße  397.  535.  652. 

Königsstuhl  558. 

Königsurkunde  225  n.  262  f.  283.  861. 
490.  548.  698  f.  816.  Anfechtung 
209  n.  262. 

Königszeugen    (konin ges   orkenen)    563. 

Königszins  198  f.  217  n.  221.  538.  542. 
611. 

Konkordate  499  f.  656  f.  886. 


Konkurs  778.  K.- Ordnung,  deutsehe 
917  f. 

Konrad  IL,  Lehnsgesetz  412.  694.  K.  von 
Mure  705. 

Konsistorium  847.  866.  901. 

Konskription  s.  Aushebung. 

Konstabel  641  n. 

Konstanz  626.  632.  642.  688.  Kon- 
kordat 656. 

Konsul,  Chlodovech  107  n.  römischer  102. 

Kontribution  868  n. 

Konzilien  151.  153.  179  n. 

Kopfsteuer,  Kopfzins  193.  221  f.  224. 
455.  458.  519  n.  808.  810.  838. 

Kopialbücher  701  f. 

Körperschaften  709  f.    lehnsunfahig  407. 

Körperverletzung^  50  f.  344.  353.  761. 

Korporationsgericht  469.  645. 

Korrespondenztage,  reichsritt^rsch.  870. 

Kossäten  425  n.  452  n. 

Köter  425. 

koufstat  624. 

krafa  881. 

Kraftloserklärung  von  Urkunden  771  n. 

Krakau  665. 

Krautland  205. 

Kreise,  Reichs-  555.  781  f.  825  f.  828  £. 
830.  833.  836.  839  f.  844.  869.  K.-Tage. 
Stände  828  f.  844.  K.  -  Deputationen 
817.  829.  K.- Lasten  836.  854.  K.- 
Hauptmann, -Direktor,  ausschreibende 
Farst  828  f.  K.-Ober8t  828.  836.  K- 
Banktage  829.  K.-Generale,  K.-Ope- 
rationskasse,  K.-£xekution  829.  836. 
K.-Polizei  829.  K.-Kanzlei  828.  Bran- 
denburräch  -  preußische  Kreisverfas- 
sung (lt.-Tag,  K.-Direktor,  K.-Ein- 
nehmer)  865.  900.    Ritter-K.  870. 

Kreisgericht  900. 

V.  Kreitmayr  912. 

Kreuz  107  f.  114  n.  192.  373.  471.  528n. 
570  n.  598  n.  625.  K.- Probe  257  n. 
367.  379.     K.-Weg  225. 

Krieg  und  Frieden  24.  26.  112.  134.  152. 
439  n.  512.  514.  814.  825.  881. 

Kriegsartikel  857.  877.  880. 

Kriegs-  u.  Domänenkasse  863.  K.-  und 
D.-Kammer  865.  876. 

Kriegsgefangene  46.  219«  459. 

Kriegsgericht  857.  (901). 

Kriegskommissariat  865. 

Kriegsräte  865. 

Kriegsrüstung  (vgl.  Heergewäte,  WafienX 
Heimfall  84  n.  162.  404  n.  412  n.  440. 

Kriminalordnung,  preußische  918. 

Krone  107.  470. 

Kronfideikommißfond  868. 

Krongüter  26.  129.  136  n.  187.  142. 
1.53.  178.  182.  197  f.  430.  503  f.  506  f. 
532.  564.  Immunität  200.  Inventari- 
sation  198.    268.    Revision    187.    IL- 
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Schenkmigen  284  E  S28.  Gerichte- 
barkeit  auf  den  K.  162. 

Krönungsmahl  476.  479.  487. 

Kronvassallen  162.  165.  288. 

Krümper  877. 

Krüppel  751. 

RüchenmeiBter  140.  142.  487.  597. 

Kulm  680.  Handfeste  678.  kulmisches 
Hecht  454.  797. 

Kultusverbände  11.  21  f.  81. 

knmbel  38  n. 

Kummer  726. 

Kündigung,  bei  Eente  oder  Sateung  724  f. 
728. 

Kundschaft;  771. 

kuni  65  n. 

Kunkelmagen  65. 

Kur,  Kürspruch  474  f. 

Küren,  die  friesischen  siebzehn  671. 

Kurfürsten  479  n.  504.  513.  519.  521. 
527.  541.  547.  552.  586.  590  f.  598. 
595.  656.  709.  761.  814.  819  f.  828. 
827.  830.  838.  845.  860  n.  Herkunft 
474  ff.  Investitur  819  n.  K.-Kollegium 
511.  666  n.  820.  824  f.  838. 

Kurfürstentum,  Unteilbarkeit  478.  590. 
Primogeniturordnung  478.  590.  Exem- 
tion 602.  verbundene  Gebiete  590  n. 
860.  Verleihung  838.   Einkreisung  826. 

Kurhessen  887. 

Kurien  der  Landtage  616.  des  Reichs- 
tages 821  f.  des  Bundestages  880. 

Kurland  682. 

Kurmede  456. 

Kürrecht  101  n.  334  f.  750. 

Kurrheinischer  Kreis  826  n. 

Kurverein  511  n.  513.  820. 827.  von  Bense 
479  ff.  552.  656.  von  Boppard,  von 
Bingen  514  n. 

labor  207  n. 

lacina  369  n. 

Ladung  45.  84.  86.  181.  860.  362.  374n. 
560  n.  580. 

laesowerpire  62  n.  277. 

lag  14. 

lagmann,  laghma{>er  44. 

laghsaga  24.  44  n. 

lagthing  22. 

Lähmung  761. 

lahslit  81  n. 

Laieuspiegel  902.  907. 

Laientrauung  783  f. 

Laienzehnt  522  n. 

lakina  s.  lacina. 

lammesland  428  n. 

lancea  65  n. 

land  562.  616. 

Landabtretnng  49.  93.  100  ff.  208  n. 

Landbuch  211.  278.  schweizerische  Land- 
bücher 674. 

Landdekan  584. 


Landdrostei  601. 

Landesallmende  209.  420.  532. 

Landesaufgebot  s.  Landfotge. 

Landesding,  allgemeines  21  ff.  28.  30.  32. 
34  n.  37.  88  ff.  41  ff.  45  ffl  49.  111  f. 
149  ff.  155.  176.  210.  224. 

Landesflucht  354. 

Landesfr^iheiten  672.    bäurische  909. 

Landesführer  562.  564.  576  n.  598  n. 

Landesgemeinde  s.  Landesding. 

Landesgesetze  134.  614.  670  ff.  805  n. 
815.  855.  908  ff.  918.  Verhältnis  zu 
den  Reichsgesetzen  655.  790.  (805  n). 
851.  905  ff.  908. 

Landeshauptmann  610. 

Landesherr  396.  586.  Wahl  des  L.  615. 
Obermärkerschaft  427.  ins  reformandi 
811  f.  844n.  847  f.  867.  870.  ins  episco- 
pale847.  Richter  56 7  f.  570.  601  f.  860. 
entzieht  die  Gnade  756. 

Landeshoheit,  Entstehung  586  ff.  614. 
Inhalt  532  f.  537.  541.  591  ff.  847  ff. 
geteilte  558  n.  587.  600  n.  844.  niedere 
587.  870. 

Landeskulturedikt,  preuß.  801. 

Landesordnungen  839.  909  f. 

Landesrecht  s.  Landrecht. 

Landesverrat  39.  74.  76  n.  353. 

Landesverweisung  758.  762.  812. 

Landflüchtigkeit  62  n.  76  n. 

Landfolge  47.  129.  133.  154.  514.  518. 
591.  608.  633  f.  857.  Vgl  Gerichts- 
folge. 

Landfrage  771.  775. 

Landfrieden  (Landheeg)  vgL  Landwehr. 

Landfrieden  117.  122.  129.  133.  258  n. 
510.  554.  578.  587.  608.  651  ff.  755. 
774. 829.  L.-BüDdDis8e, -Einungen 397 n. 
552.  556.  634.  654.  755.  L.- Gericht, 
-Versammlung  179.  505  f.  554  ff.  574. 
576.  587.  600.  602.  613.  639.  652.  Kom- 
missionen 556.  Bezirke  556. 825.  Haupt- 
leute 508.  556.  L.-Bruch  581  n.  759  f. 
833.  Beeidigung  des  L.  655.  672.  pro- 
vinzieller Chara£:ter  655.  670.  Ausgang 
für  die  Reichsgesetzgebung  651  ff.  die 
Landeseesetzgebung  670  ff  einzelne 
Reichs-L.  653  ff.  friesische  670.  ron- 
kalischer  653.  sächsischer  654.  660  f. 
westfälischer  577.  655  n.  Elsasser  653 n. 
Frankfurter  654.  660.  Mainzer  528. 
550f  612n.  643n.  654.  660.  664f.  674. 
Nürnberger  653.  rheiofränkischer 
(Weißenburger)  653.  660  n.  Würz- 
burger 654.  660.  ewiger  653  n.  782. 
905.  Handhabung  des  ew.  L.  782. 
Vgl.  pactus  pro  tenore  pacis. 

Landgemeinde  (vgl.  Dorf)  510.  612.  616. 
622.  635.  638.  641. 

Landgericht  (vgl.  Grafengericht)  172. 
444  f.  546.  556  ff.  558  f.  566f.  568. 
571.    577.   599  ff.   627.   703.   716.   832. 
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900  f.  königliches  L.  (vgl.  Femgericht) 
547.  578  ff.  605.  834.  870  n.  höheres 
568  f.  577.  601  f.  niederes  568.  577. 
60Sf.  607  f.  63t.  859.  861.  patrimoni- 
ales  604.    friesische  L.  561  ff. 

Landgeschrei  (vgl.  Gerücht)  87.  45.  518. 
579  n. 

Landgraf  505.  580.  555.  587  n. 

Landeüterordnnng  804. 

Landherren  442.  586  n.  678. 

Landkapitel  584. 

Landkasten  862. 

Landkommissar  865. 

Landleute,  Landmftnner  (Ritter)  442. 

Landmarschall  598.  610  n. 

Landmilizen  857.  858  n. 

Landrat  865. 

Landrecht  228.  282.  239.  244.  259.  458. 
648.  658.  727.  Landrechte  oder  L.- 
Bücher 670  ff  909  f.  nordische  228. 
friesische  24  Landrechte  671.  bairi- 
sches  561.  678.  698.  910.  österr.  674. 
schlesisches  oder  Breslaaer  669.  675. 
Landrechtsbuch  666. 

Landrecht  (Abgabe)  198  f.  196.  199.210. 
429  f.  482.  583.  721. 

Landreiter  609. 

Landrichter  558.  565.  568  f.  572.  574. 
597.  608. 

Landsassen  212.  441  n.  450n.  452  f.  458. 
560. 

Landschenknng  168  f.  210  ff.  288  ff.  284. 
828.  718. 

Landschreiber  609. 

Landshut,  Stadtrecht  690. 

Landsiedler  212.  452.  unfreie  47.  48.  59. 
L.-Leihe  481  n.  452  n. 

Landsknechte  514.  887  n.  856. 

Landstände  566  n.  614  ff.  648.  672.  797. 
812  n.  846.  858  ff.  862.  865.  868.  875. 
885.  887.  908.    Vgl.  Landtag. 

Landsturm  877. 

landsj'ing  44  n. 

Landtafel  703.  719    771. 

Landtag  (vgl.  Landstände)  555.  587.  598. 
613  ff.  der  Königsboten  136.  der  Her- 
zoge 134.  612.  preuß.  vereinigter  L. 
888.  L.-Ansschufi  865.  L.  als  außer- 
ord.  Gericht  554.  602.  613. 

Landtaiding  568. 

Landteilang,^ermanische,  mit  den  Römern 
100  ff.  201  f. 

Landvogt,  Landvogtei  507  f.  532.  536. 
545.  556.  565.  574.  610.  825.  843.  870. 

Landwehr  (vgl.  Landfolge,  Landmiliz) 
154  n.  877. 

Landwehr  (Landfrieden,  Grenzwall)  89. 
424. 

Landzwang  760. 

Lanfraneus  244  n. 

Langobarden,  langob.  Recht  11  f.  44.  61. 
90  ff.  98.  102.  105  f.  108  n.  113  n.  118. 


120.  121  n.  128.  146.  149  f.  173.  187. 
215.  220  n.  222  f.  225.  228.  230  f.  232  n. 
238  n.  242  ff.  259.  262.  267  f.  270  n. 
271  n.  288  f.  291  n.  292  ff.  298  f.  300  £ 
318.  820.  830.  866  n.  382  n.  694.  787. 
Vgl.  Italien,  Libri  feudomm. 

Lantfrid  I.  245. 

Lassen,  Liten,  Laßbauem,  Lassiten  49  f. 
58  n.  215.  221  n.  222f.  226.  846.  453 n. 
454.  455  n.  462  n.  798.  Laß^ter,  las- 
sitisches  Recht  433  n.  798.  800  f.  YgL 
Hörige. 

Läten  49. 

latro,  latrocinium  355  n. 

Laubbusch  (Wahrzeichen)  192. 

laudatio  474. 

laudemium  440  n.  798. 

Lauenburg  879  n.  894.  Grericht  auf  der 
Brücke  555  n. 

launegild  s.  Lohngeld. 

lausate  278  n. 

lazzus  49.  58  n. 

lebendig  begraben  39.  76  n.  368  n.  756. 

Lebensalter  270. 

Lebensfähigkeit  269.  310  n. 

Ledigroann  489. 

Ledigwerden  von  Fahn-  oder  Gerichts- 
lehen 496.  von  Gerichten  u.  anderen 
Regalien  131.  167.  170  f.  185.  523.  545. 
546.  570.  576  n.  579.  600.  642.  867. 

legatuB,  legatio  135. 

Legestetten  888. 

legislatores  44  n.  169  n.  229.  258  n. 

Legitimation  68.  487.  746.  814.  852. 

Lehen,  Lehnstaat,  Lehnwesen  128f.  157  ff. 
275.  288.  396.  401.  495  f.  515.  573.  581. 
649.  721  n.  792  ff.  Entstehung,  Bedeu- 
tung 158  ff.  897  f.  Beseitigung  (AUodi- 
fikation)  596.  607.  794  f.  875.  rechtes 
L.  398  f.  408.  445  n.  Mann-L.,  Ritter-L. 
398.  448.  an  Eigen  398.  412  n.  581. 
an  Kirchengut  486.  521  f.  Amts-L.  (vgl 
Gerichts-L.)  130.  164.  195.  198.  399. 
401.  487.  507  n.  558.  562.  ,567.  575. 
594.  598.  600.  603.  628.  631.  638.  an 
Hofämtem  795.  Pfand -L.  407.  722. 
wiedergebliches  L.  407  f.  Burg-L.  899. 

409  n.  Bauer-L.  399.  Kirchen-L.  399. 
Knappen-L.  399.  Dienstmann-L.  399  f. 
439.  444.  Gnaden-L.  795.  Thron-L. 
794  f.  Gesamt-L.  405.  407.  413  ff.  723. 
819.  Gedinge  am  L.  406.  410.  413.  420. 
L.  mit  Geoinge,  mit  Unterschied  406. 
Anwartschaft,  Anwartun^  406  f.  410. 
798.  Leibgedinge  an  L.  409.  722. 
veräußerl.  L.  410  n.  Neu-L.  404.  Aft«r- 
L.  288.  401  f.  410  f.  413  n.  571.  582. 
L.-Fähigkeit  398  f.  409.  412.  445. 
447.  707.  758.  794.  807.  L..Eid 
158.  402.  (570).  794.  L.-Errichtang  404. 
522.    L.-Vertrag  404.    L.-Auftrag  404. 

410  n.  414.  717.    Belehnung  (vgl.  In- 
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vestitur)  721  f.  794.  Lehnsemenerung 
164.  288n.  402d.  404.  406.  408.  414ii. 
416  f.  422.  501.  522.  (571).  794.  818. 
L. -Folge  898  D.  899.  404.  406.  409. 
411.  412  n.  L.-Dienst  158  f.  162  n.  405. 
409.  416  f.  421.  486.  514  f.  794.  836. 
868  n.  L.-Treue  409.  509.  L.-Träger 
405  flf.  413  ff.  642.  709.  L.-Vormund- 
8chaft416f.  793.  L.-Herr,  Verfügungen 
898  n.  410  f.  L.-Eetrakt  410  n.  416  n. 
723.  793.  VeTwiriLiing  seiner  Rechte 
421  f.  L.-Mann  402.  seine  Rechte  401. 
410f.  415n.  421.  595.  711n.  793f.  L.- 
Gewere  406  n.  715  f.  721.  L.-8chulden 
793.  L.-Succes8ion  398  n.  399.  406. 
412  ff.  597.  716  n.  793.. 893  n.  L.-Tei- 
lung  406.  410  n.  41 8  f.  Auflassung  oder 
K&ndigung  des  L.  durch  den  Mann 
280  n.  408.  410  n.  412.  420.  721.  794. 
Heimfall  163.  (407).  417.  420.  721.  723. 
Entziehung  399  n.  408.  409  n.  415  n. 
421.  516.  (522  f.).  723.  758.  769.  828. 
845  n.  Ober-  u.  Untereigentum  522. 
716  n.  723.  793. 

Lehnrecht,  Quellen  658.  669.  694.  792  f. 
909.  Sachs.  L.  658.  Schwab.  665. 
Görlitzer  659  n.  Vgl.  Libri  Feudorum. 
Lehnrechtsbuch  666. 

Lehnsadel  446. 

Lehnsbrief  794. 

Lehnschulze  434.  562  n.  563.  596  n.  603. 
797. 

Lehnsgericht  408  f.  581  ff.  605.  716  n. 
722.  794. 

Lehnskanon  795.  863  n. 

Lehnsprozeß  548  n.  581  f.  767. 

Lehnstaxen  495.  524.  542.  794. 

Lehnware  404  n.  798. 

Leibbede,  Leibhuhn,  Leibzins  222.  808. 
810.  844  n. 

Leibeigene  (vgl.  Unfreie)  457  ff.  466.  808  ff. 
811  n.  844  n.  in  Städten  458.  808. 

Leibesstrafen  842  n.  348.  353.  758. 

Leibfall  808  n. 

Leibgedinge  409.  721.  743  n.  Vgl.  Leib- 
zucht. 

leibliche  Beweisung  (vgl.  Augenschein) 
794. 

Leibrente  729. 

Leibzeichen  108. 

Leihzins  s.  Kopfzins,  Leibbede. 

Leibzucht  275.  309  n.  312  n.  315.  320. 
409.  716.  721  f.  738.  742. 

Leichenraub  75  n.  355  n. 

Leiche  50  f.  212  f.  275.  286  ff.  296  n. 
404  n.  714  n.  721  f.  freie  L.  286  f. 
431  ff.  452  ff.  624.  632  f.  721  f.  797  f. 
hofrechtliche  49  f.  212.  217  ff.  222. 
424.  429  f.  453.  456.  605.  716.  722  f. 
798  f.  801  f.  808.  809  n.  810.  lebens- 
Iftngliche  286.  721  n.  802.  kirchliche 
164.    286  ff.    slawische  432  f.     Leihe- 


zwang  800  ff.     Investitur  287.  721  f. 

L.-Brief  164.   286.   722.      Erneuerung 

286.     Auftrag  213.  287.  424.  721.  727. 

Entziehung    287.    297  n.    425  n.    432. 

769.  799  f.     HeimfaU  721.     Veräuße- 
rung 194  n.  287.  721.  798. 
Leinpfad  534. 
Leipzig  680.  900.  Oberhof,  Schöffenstuhl 

789  n.  860  n.  861  n. 
Leistung  s.  Einlager. 
Leitkai:?  730. 
len  162  n. 
Leovigild  91.  288. 
Lestinnes,  Reichstag  144  n.  163  n. 
lesan,  lesen  14  n. 
Leten  48  f. 
Letten  1.  90. 

letns  49.  222.    Vgl.  Lassen, 
leudes  217.    leudesamio  109.  110  n. 
iSndis,  läuda^  leodis  80  n. 
Leumund,  Verfahren  auf  774  f.    L.-Brief 

776. 
Leutkircher  Halde  574. 
lex   229  f.   242.  255  f.  647  n.  670  n.     lex 

emendata  283.  235  f.     lex  loci  228  n. 

leges  restitutae  790. 
Lex  Alamann.  244  f.    188  n.    207.    230. 

246.  250  f.  254.  665.     Angl.  et  Wer. 

248.   228.   250  f.    330  n.     Baiuw.    245. 

188n.  230.  254.  665.    Burg.  241.  211n. 

238  n.  298  f.    Chamav.  251.  228.  255  n. 

Eurici    237.    234.    238  n.    248  n.   246. 

303  n.      Fris.  248  ff.    190  n.  228.  230. 

255  n.  270  n.  327.     Ribuaria  236.    160. 

181  n.    188  n.    245  n.    247  f.   250.  254. 

279  n.     Rom.  Burg.  241.  242  n.    Rom. 

Cur.  252.  268.    Rom.  Wis.  287  ff.  241. 

252.  666.  Salica  233ff.  111.  166.  187. 
189.  203.  207  f.  214  n.  232  n.  236  f. 
327  f.  329  n.  338.  371  f.  382.  647  n. 
670.  Saxonum247f.  78  n.  80  n.  190  n. 
250.  811  f.  Thuring.  248.  228. 
Wisig.  239.  318  n.  —  Leges  barbaro- 
rum 229.      Anglorum   253.      Edwardi 

253.  Henrici  I.  253 n.  —  L.  Bellimon- 
tis  451  f.  L.  legum  238  n.  L.  Qui- 
cumque  695. 

Leyden,  Phil,  von  707. 

Libellarvertrag  286  n. 

Über  (der  Freie)  215  n.  217. 

Liber  cartularii  267.   constitutionum  241. 

edictus  242.  iudiciorum  239.  Papiensis 

244.  267.    Libri  Feudorum  694 f.  397  ff. 

(passim.).  656.   784.   789  f.  793.    Liber 

antiquus.  originalis  211. 
libertus  48  f. 
lidiscarti  761. 
Lidlohn  767. 

ligius  homo  489.  445  n.  551  n. 
Limburg  878  n.  896.    Dienstrecht  693. 
Limes,  römischer  18.  93. 
Lindenbruch  903. 
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Linealgradualordnung    383.     748.     793. 

Linealordnung  793. 
liodthing,  liodwarf  22  n.  558  n. 
Lippstadt  684. 
Liquidation,  Erbschafts-  752. 
litemonium  222. 

litterae  apertae,  clausae,  patentes  698. 
litus  s.  Lassen. 
Liutprand  243. 
Livland  312  n.  682.  694. 
loben  474.  730. 
locator  433. 

lögmadr,  IdgsÖgamadr  44  n. 
lögsaga  24.  44  n.  229. 
Lohngeld  (Handgeld^  launegild)  63.  70n. 

86 n.  162n.  284.  297.  301  f.  309f.  322. 

365.  722.  730.  733.  (752  n).  857. 
Lohnkfimpfer  367  n.  466  n. 
Loire  96.  202  f.  234. 
Lokalverwaltung  607  ff.  864  f. 
Lombarda   244.   694.      L.- Kommentare 

244  n. 
Lombarden  (Bankiers)  468.  711  n.    Lom- 

bardgeschäft  468  n. 
Lombard.  Lehnrecht  s.  Libri  Feudorum. 
Lombardische    Rechtsschule    244.   267  f. 

315.  330  n.  647.     Krönung  480. 
Los,  Losen   14.   30  n.  42  n.  49.  58.  101. 

149  n.   366.   750.      L.-Ürteil   76  f.   87. 

867.     Acker- L.,  L.-Äcker    101.  202. 

207.  211.  276  n.  428  n. 
Lösung  des  Halses,  der  Hand,  der  Glieder 

77  n.  209  n.  340  ff.  347.  349.  351.  355. 

358.    466  n.    561  n.    763.    770  n.       der 

Acht   342  n.  375.   581.      der  Knecht- 
schaft   oder    Hörigkeit    220  n.    221  n. 

224.  808  f.    des  Pfandes  274.  290.  293. 

712.  724  f.  837.  —  Königs-L.  80  n. 
Losung,  lösunge  (NÄherrecht)  722  n. 
Lothar  L  99.  —  L.  III.  418  n.     Lehns- 

gesetz  410  n.  694. 
Lothringen  236  n.   889.   392  f.   398.  490. 

495  n.  503  f.  778.  898. 
lotting,  lutthing  s.  liodthing. 
Lübeck  397  n.   534  n.   535  n.   645  f.  861. 

875.     Recht  681  ff.  736.  790.  912. 
V.  Ludewig  904. 
Ludolf  von  Hildesheim  705. 
Ludwig  d.  Fr.    99.   111.    286.   255.   260. 

der  Deutsche  99.    der  Baier  673.  690. 

786. 
Luft  macht  frei  460.  633. 
Lugier  11  n. 
Lüneburg  688.  911. 
Lüneviller  Frieden  779.  872. 
Lupoid  von  Bebenburg  707. 
Lust  und  Unlust  23.  39  n. 
Lusterer  600  n. 
Lutherische  Kirche  811. 
Luxemburg  879.  888  n.  896  n.  898  n. 
Luzam-Stadtrecht  688. 


nisegburg  16  n. 

maegd  16.  64.  332  n. 

Magdeburg  642.     Oberhof  679  ff.  860  n. 

Recht    626  n.    669  f.    691.    735.    790. 

Fragen  681.    M-Breslauer  Recht  679. 

M.-6örlitzer  Recht  679.  M.-Goldberger 

Recht  679. 
Mage,  Magschaft  33  n.  65.  165.  329.  748. 

Grenzen  65.     Erbrecht  der  M.   328  f. 
MagiscampuB  151. 
magister  cognicionum  551.     curiae  4B6. 

in  der  Kanzlei  491. 
Magistrat  868. 

magnatea,  magnati  217  d.  436. 
Magnus  godi  ^28  n. 
Magsühne  79  n.  80.  344  £, 
mahai,  m4l,  mallus  21  n.  41.  167.  177  n. 

mallus  legitimus,   publicus    167.   171. 

177  n.     mahalstat,  malloberg   41.  57. 

167.  235. 
Mahlschatz  733  n. 
Mahnung  290  f.  370  ff 
Mahnvemhren  380. 
Mähren  691  f.     Vgl.  Böhmen. 
Maiestas  Carolina  673.  784. 
Majestfttsbeleidigung,  M.-yerbrechen  117. 

209  n.  354.  516.  531.  595.  761. 
Maifeld  151  fl  154.  157.  258. 
Mailand,  Lehnhof  695.     Liber  constitu- 

tionum  695. 
Mainz  472.  642.     Erzbischof  144.     £n- 

kanzler  489.  815.  Kurfürst  475  f.  479. 

Übertragung    auf    Regensburg     819. 

Landrecht  910.     Gerichtsformebi  705. 

Landfriede,  Reichstag  (von  1235)  528. 

550f.  612n.  643n.  654.  660.  664f.  674. 

775. 
maior  198.  219.    m.  natu  217  n. 
Majorat  750.  793. 
Majordomus  (vgl.  Hausmeier)  98.  140  ff. 

494. 
malahereda  808. 
Maibergische  Glosse  235.  268. 
mallus,  malloberg  s.  mahal. 
malman  41  n.  451. 
malo  ordine  359.  382. 
manahoubit  46. 

mancipium  219.  224.  271.  457. 
mancosus  188  n. 
Mandate,  königliche  262.  698. 
mangseid  80  n. 
Manifest  263. 
Mannheiligkeit  77. 
Mannentage  614. 
mannitio  84.  360.  362.  866  n.  372.  374  f. 

382. 
Mannschaft    109.  141.  (165).   400  n.  402. 

409  n.  422.  445  n,  486.  570.  794. 
Mannsfall  164.  287  n.  404. 
mansio,  mansionarius  49.  140.  159  n.  197. 
manslahta  74. 
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mansuarios,  massarius  219.  271.  455. 

mansuB  58  n.  205.  absus  212  n.  425. 
vestitas  212  f.  287.  ingenuilU  212. 
455  n.  litilis  212.  222.  455  n.  aervilis 
212.  219.  455  n.  indominicatas  212  f. 
287.    regalis  430. 

Mantel  70  n.  301.  302  n.  M.-Rind  746. 
M.-Kecht  der  Witwe  738  n. 

manu  firraare  62.  263. 

manus  coilecta  356. 

marca  40  n.  57  n.  122.  563  n. 

marclifntter,marchmuttey  marchrecht  432. 
533  n.  611  n. 

marchio,  marchisuB  134. 

Maria  Theresia  914. 

maritagium  455.  743. 

Mark  (Gewicht),  Köhiische  526.  840. 
841  n. 

Mark,  gemeine  (vgl.  Allmende,  Aufteilung) 
606.  M.-Beamte  426f.  -Einung  426  f. 
606.  -Frevel  426.  606.  762.  -Genossen- 
schaft 56 ff.  62.  120.  207 ff.  212.  276n. 
426  ff.  537.  540 n.  606.  622.  635.  -Ge- 
schworene, -Schöffen  427.  606.  -Hörig- 
keit 427.  461.  -Kondominate  427  n. 
-Losung  207.  428  n.  -Meister  426  f. 
-Weistum  697.     oberster  Märker  606. 

Mark  (Markgrafschaft)  120.  134.  392.  494. 
516  n.  567  ff.  571  f.  614.  einheitliches 
Gebiet  567.  571.  ohne  Königsbann 
569.  572.  Verbindung  mit  Grafsdiaften 
134.  395.  567  n.  571. 

Mftrkerding  (Markrecht),  Mftrkerordnung 
426  f.  606.  698. 

Markfelder  428  n. 

Markgraf  134.  154.  530.  567  f.  569  n. 
571  f.  588.  591.  596. 

Markomannen  12.  27.  92. 

Markrecht  s.  marchfutter. 

Markt  191.  529.  593f.  608.  615.  620—627. 
633  n.  täglicher  623.  Wochen-  191. 
623.  625.  Jahr-  191.  628.  625.  627. 
Proviant-  517.  —  M.-Abgaben  634  n. 
-Bann  108  n.  192.  625.  640.  -Fahne 
625.  -Frieden  114.  191  f.  625.  -Ge- 
meinde 624  f.  -Gericht  192.  627.  640. 
-Herr  623  ff.  -Kreuz  108  n.  114n.  192. 
625  f.  -Polizei  192.  635.  640.  -Privi- 
leg, -Recht  588.  591.  622  ff.  626  ff. 
815.  852.  -Eegal  191.  627  f.  -Richter 
131  n.  182  n.  192.  -Zeichen  192.  625  f. 
-Zoll  191.  625.  grundherrliche  Märkte 
191.  623.    Erwerb  auf  dem  Markt  711. 

Markzahl,  nach  745.  773. 

Mars  Thingsus  23  n. 

Marsen  11  n. 

Marschalk,  Marschall  140. 198.  439.  487  ff. 
511.  518.  598.  605  n.  815.  M.-Gericht 
598.  Hof  M.  598.  817.  Land-M.  598. 
610  n.     Erz-M.  476.  488. 

Marschhufen  482.  451.  454. 

Marschkommissar  865. 


Marsilius  von  Padua  (Marsiglio  Mainar- 
dino)  707. 

Märzfeld  149  ff.  154.  157.  243  n.  258. 

Maß-  und  Gewicht   594.    606.  635.  889. 

massarius  271. 

Matrikel,  Heeres-  519.  835.  Wormser 
835  f.  838.  Reichs-M.  821.  844.  Bun- 
des-M.  881  f.    Ritter-M.  870. 

Matrikularsteuer  543 f.  829.  835  f.  838. 
844.  881. 

Matüaker  95. 

Maximilian  I.  782.  816  f.  826.  863.  906. 
Kurfürst  M.  III.  von  Baiem  912. 

medem  193.  429  f.  583.  721. 

Medemblik,  Stedtrecht  685. 

Mediatisierung,  des  germanischen  Volks- 
adels  215  f.  von  Reichsständen  497  ff. 
521.  589.  641.  779.  805.  845.  849. 
867.  872.  875.  878.  896.  der  Reichs- 
ritterschaft 806.  872.  875.  der  Reichs- 
dörfer 871. 

mediocres  (mediani,  medii)  216. 

Meersen,  Vertrag  389. 

Mehrheitsprinzip  426  n.  473.  479.  511. 
710.  773.  821.  824.  827.  838. 

Meier,  M.-G.  180.  197.  219.  431  f.  452  ff. 
461.  506.  565.  601.  605.  609.  802.  808. 

Meineid  86.  349  n.  357.  869.  888.  583. 

Meinthat,  Meinwerk,  mein  und  mort  74. 

Meißen,  Mark  392.  (494.)  568.  572 n.  680. 
Meißener  Rechtsbuch  669.  680. 

Meklenburg  810  f.  878.  887  f. 

meldfeoh  347  n.  356  n. 

meliores  217  n. 

memoratorium  262. 

Menapier  12. 

Meran,  Stadtrecht  690. 

Mercia  94.  253  n. 

Merowinger  29  n.  31  n.  96  ff.  104.  107. 
109  f  111.  138  f 

Messe  852.  867. 

Messerzücken  351  n.  762. 

Meßprivileg  852. 

Meßseil  205  n. 

meta  70.  299  ff.  313. 

meteban  342  n. 

mete wunde  761. 

metfio  313  n. 

Metz  635  n.  642.  702.  778.    Pfalzgraf  503. 

Meuchelmord  354. 

Meurer  902  n. 

meziban  342  n. 

Miete  298  n.  713.  716  n.  767. 

miles  perpetuus835.  milites  (eigene  Ritter) 
400.  438  n.  442.  446.  693.  m.  Roma- 
nus 345  n. 

Militärdepartement  866. 

millenarius  19. 

Ministerial  591. 

Ministerialen  (Dienstmannen)  49  n.  126. 
128.    140.   218.    430.    486.   438  ff.   448. 
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451  n.  453  D.  463  AT.  500.  517  n.  575  f. 
579n.  582.  585n.  597.  614  f.  624.  632. 
638.  657.  659.  672.  693.  716  n.  Her- 
kunft 438.  durch  Ergebung  440.  443  f. 
durch  Erhebung  440.  Ehen  440.  464  n. 
Unfreiheit  438  f.  440  ff.  445.  Freilas- 
sung 441.  Lehen  398  f.  400.  439  f. 
445.  608.  Dienste  438  f.  487.  514. 
597.  Beamte  126.  438.  565.  597.  608. 
622.  628.  681.  Grafen  128.  445.  495. 
558  n.  571.  576.  597.  Landstftnde  614f. 
Eid  439.  Vermögensrechte  440.  Dis- 
ziplinargewalt des  Qerm  440.  Los- 
sagUD^  vom  Herrn  441.  Überweisung 
an  andere  Herren  440  f.  574.  Gerichts- 
stand, Schöffenbarkeit  440.  444f.  558. 
560.  565.  568.  582.  Hebung  des  Stan- 
des 488  f.  442  £F:  560.  660.  Reich8.-M. 
441.  487.  507.  514.  544.  547.  fürst- 
liche 441.  549.    niedere  458. 

Ministerien  864  fiP. 

ministerium  123  n.  169.  198. 

minoflidus  212.  216  f.  425  n. 

Minorat  750. 

minores  216  f. 

miserabiles  personae  116  n.  588. 

missaticum  120.  135.  179. 

missatisches  Gericht  136.  175  n.  179.  385. 

Missethaten,  Einteilung  73.  81.  348.  757. 
906.     absichtslose  80f.  348ff.  759.  771. 

missio  in  bannum  373.  719.  in  bona  373n. 

Mission,  angelsächsische,  irische  143. 

missus  dommicus  (fiscalis,  palatinus,  re- 
galis)  134  ff.  177.  missi  constituti,  di- 
recti,  maiores  187.  discurrentes  135. 
137.  m.  comitis  131.  167.  170.  Im- 
munitätsbeamter  200. 

Mißheirat  (vgl.  Ehe)  71.  304f.  454.  462  ff. 
564  ff.  806  f. 

Mitbelehnung  405. 

Miteigentum  nach  Bruchteilen  724.  nach 
Wertbetrfigen  724.  728.  mit  realen 
Ausweisungen  723.  zur  gesamten  Hand 
276.  723. 

Mitgift  298.  743. 

mithio,  mitthio,  mitio  180  n.  182  n. 

Mittelfreie  216.  218.  436  n.  449  n. 

Mittelhausen,  Gericht  555  n. 

Mitvorsitz  im  Gericht  s.  Beisitz. 

modins  regis  194  n. 

moetsone  80  n. 

momper  60. 

monarchisches  Prinzip  885  ff.  893. 

Mondzeiten,  polit.  Bedeutung  23.  44. 

moneta,  monetarius  189.  . 

Monopol  852. 

monseigneur  162. 

Monumenta  Germaniae  8.  885. 

Monzambano  8.50. 

Moratorium  852. 

Mord  73  n.  74.  76  n.  345  f.  354.  760.  M.- 
Brand 356. 


mordio  37  n. 

mordliche  Wunde  761. 

morganatica  804. 

Morgen  205. 

Morgengabe  70f.  72n.  272n.  285 n.  301  n. 
304.  310— 319.  364n.  715n.  742ff.  ge- 
lobte 780.  739n.  gesetzliche  317.  742n. 
Verschmelzung  der  M.  mit  dem  Wit- 
tum 311.  317.  Beweis  der  M.  318. 
M.  des  Mannes  744. 

Morgensprache  641. 

mortgage  724. 

Mosaisches  Recht  762. 

Moser,  J  J.  904. 

Moser,  Justus  904. 

Mühlen  206  n.  534. 

Mühlhausen  (Thür.)  684  n.  822. 

Mülhausen  (Elsaß)  778  n. 

München,  Stadtrecht  690. 

Münchweiler,  Hofrecht  697  n. 

Mündigkeit  71  f.  110  f.  154.  167.  171. 
270^  416.  519n.  709.  747.  766.  838n. 
des  Königs  110.  484.  der  Kurfiirsten 
479. 

mundium,  mundius  60.  299.  301.  ^cere 
272  n.  299  n.    liberare  826. 

mundline  60. 

mundoaldus  60. 

mundr  70  n. 

Mundsühne  80  n. 

Münster,  Bischof  von  554  n.  Stadtrecht 
674  n. 

Munt  (vgl.  Vormundschaft)  49.  60.  66  f. 
70.  180.  222.  225.  232.  299.  328.  väter- 
licher 271.  821.  346.  über  Hönge  49  f. 
225  f.  (346).  öffentlichen  Rechts  346. 
Königs-M.  vgl.  Königsschutz.  M.-Brüche 
70  n.  304.  314.  358.  M.-Kauf  70  n. 
Rückkehr  in  den  299.  823.  .826.  328. 
M.-Manu  (vgl.  Schutzhörige)  682.  M.- 
Schatz 51.  70.  299. 

muntporo,  muntwalt  60. 

Münze,  Münzwesen  102.  187  ff.  216.  234. 
285  n.  250  f.  525  ff.  593  f.  625.  889  f. 
M.-Bann  (Verruf)  527.  -Fuß  187  ff.  190. 
525  f.  839  ff.  -Meister  189  f.  594.  631. 
-Probation  882.  -Regal  189.  526f.  588. 
591.593.  -Stätten  190 ff.  525 ff.  in  den 
Kreisen  839.  -Verbrechen  760.  -Ver- 
eine 528.  840.  889.  -Verleihung  189. 
525  f.  593.  814.  819.  -Währung  188. 
251.  526  n.  840  f.  Entziehung  des  M.- 
Rechtes 840. 

Münzergenossenschaft(vgl.Hau8geuossen) 
190.  594. 

Murten,  Stadtrecht  689. 

Musteil  736. 

Musterung  837.  856  f. 

muta  191  n. 

Mutschierung  405.  408.  414.  723. 

Mutter,  Folge  nach  der  47.  51.  71.  232  n. 
457  n.  463  f.  809  f.     M.-Recht  64.  71. 
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330  n.     M.-Bruder  63.  71.     Vormund- 
schaft der  M.    823.  748.     Vgl.  Kind. 
Mutung  404.  416  n.  417.  421.    bei  Berg- 
bau 540.  595. 


ISachbar  58.  211.  (425  n.)  -Losung  (62). 
207  f.  275.  428  n.  Eideshelfer  365  n. 
-Zeugnis  86.  719  n.  769.  771.  Dorf- 
fluren zu  N.-Recht  211.  216.  424. 

Nachdruck  s.  Urheberrecht 

nachfolgender  Herr  457.  460.  808  f.  844 n. 

Nachschreiber  551. 

Nachsteuer  809.  884  n. 

Nacht,  Zeitrechnung  nach  18.  Nachtver- 
brechen  75  n.  760. 

Näherrecht  s.  Vorkaufsrecht. 

näma  75  n. 

Namengebung  67.  269. 

nasthait -SlSn. 

Nationalversammlung,  konstituierende 
890. 

Natur  der  Sache  914. 

Naturalleistungen  der  Unterthanen  (vgl. 
servitium  regis)  196  f.  198.  518.  524. 
544.  612.  615  n.  633. 

Naturalwirtschaft  13.  156.  187  ff.  525. 

Neffe  66  n. 

Neidingswerk  74. 

Nerthus  11  n. 

Neubruch  206.     N.-Zehnt  480.  522  n. 

Neubuch  278. 

Neuching  246. 

Neuenburg  (Neuchatel)  780.  879  n.  Stadt- 
recht von  N.  im  Breisgau  690  n. 

Neumarkt  681. 

Neumünster,  Kirchspielgebräuche  706  n. 
909  f. 

Neuß,  'stadtrecht  687  n. 

Neustrien  97.  119  f.  123.  141.  150. 

nezti  cantichio  372  n.  381. 

Niederbrennen  des  Hauses  78  n.  757. 

Niedergericht  131.  545.  565  ff.  570.  599  ff. 
603.  623.  627. 

Niederlande  778.  863.  871.  879  n.  Becht 
685  f.  751  n.  756.  Vgl.  Flämische 
Kolonien. 

Niederlassung  (vgl.  Ansiedlung)  207  f. 
275.  426.  809.  811. 

Niederrheinischer  Eüreis  826  n. 

NiedersSchsischer  Kreis  826  n. 

Nikolsburger  Präliminarien  894. 

Nimwegen  685. 

nobilis  51.  215  n.  216  n.  436  f.  449. 

nodröf  74  n. 

nominatio  474. 

nona  164.  522  n. 

Nordalbingien  93. 

Norddeutscher  Bund  812.  874.  880  n. 
894  ff.  916.  Verhältnis  zu  den  süd- 
deutschen Staaten  897.  Eintritt  der- 
selben 898. 


Nordgermanen,    nordgerm.  Recht  1.  5. 

11.  14.  23.  25  f.  30.  40  n.  43  f.  48.  61  f. 

71n.  80n.  83.  85ff.  90.  92.  104ff.  108n. 

llOn.  112.  116n.  122.  149.  162n.  197n. 

215  n.   228.   259.    269  n.    270  n.    275  n. 

291.  293.  299.  302.  304.  325.  330.  889. 

349  f.   853.   368  n.  381  n.  382  n.  487  n. 

696. 
Nordhausen  683.  822. 
Nordschwaben  94.  661  n. 
Normaljahr  (1624)  811  f.  845.  848. 
V.  Normann,  M.  902.  ' 

Normannen  7.  112.  672  n. 
Northumbrien  94. 
Norwegen  5.  11.  44  n.   104.   106.   110  n. 

141  n.  149  n.  215  n.  220.  228  n.  270  n. 

277  n.  284  n.  437  n. 
Notar,  Notariat    138  f.    169  n.  261.  486. 

491.  493.  701.  785.  816.  852.    notarius 

curiae  493.  551.     N.-Ordnung  701.  905. 
Notbede  613. 
Not-Gtericht  45.  172.  376.  559.  579  n.  580. 

604.  608.     N.-Pfändung  714.     N.-Ver- 

kauf   66.    275  n.    321  n.    324  n.    337  n. 

723  n.  735.  739.  745  n.     von  Frau  und 

Kindern  66.  321.  745.     N.-Eaub  75  n. 
notitia  242.  251.  262.  264.  699.    indicati 

263. 
nötnäma,  nötnumft  855  n.  358. 
Notorietät  78.  775. 
Notstand  348  n. 
Notwehr  341  n.  756.  906. 
Notzucht  358.  760. 
novale,  vgl.  Neubmch. 
Novempopulonia  121. 
Nowgorod  644  f.  682. 
Nürnberg    510.  629  n.   630  n.   867.   875. 

Oberhof   692.    Beichsregiment    827  f. 

Reformation  911  f.    Landgericht  574. 

577.  Burggraf  497.  574.  Handelsgesetz- 
buch-Kommission 893  n.  Formeln  706  n. 

Obarzala  78. 

Oberacht  580.  757. 

Oberappellationsgericht  860.  883.  899. 

Obereigentum  426  f.  434.  452.  522.  639. 
723.  793. 

Oberfemgericht  581  n. 

Oberförster  610  n. 

Oberhof  566  f.  568.  605.  631.  650.  677. 
689  f.  772.  789.  860.  landesgerichtlicher 
604.    wirtschaftlicher  198. 

Oberkonsistorium  866« 

OberkriegskoUeeium  866. 

Oberlandesgeridbt  (859 ff.  865 f.)  877.  899. 
städtisches  867.  Umbildung  in  Kol- 
legialgerichte 859. 

Obermärker  57.  427.  429.  533.  596.  605. 
801. 

Oberpräsident  877. 

Oberrechnungskammer  866. 
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Oberrecht  675  n. 

OberrevisioD,  -Deputation^-Kollegiiun  866. 

Oberrheinischer  Kreis  826  n. 

Obersächsischer  Kreis  826  n. 

Oberschulkollegiam  866. 

Obertribunal,  preußisches  860. 

Obertus  de  Orto  695. 

Obervormundschaft  71.  321.  324  n.  825. 
747  f. 

obinfeudatio  410  n. 

oblatio  287.  404. 

Obligation  726. 

Obligationenrecht,  deutsches  91 6  f.  schwei- 
zerisches 915. 

obnoxiatio  220. 

Obrigkeit,  hohe,  Landes-,  landesfnrstliche 
849. 

Obrist  857  f. 

obsequium  160.  166.  180. 

Observanz  806. 

obstagium  s.  Einlager. 

octava  der  Ehefrau  813. 

oeconomus  201.  610. 

Odovakar  92.  (101).  106. 

ödungen  57  n.  207.  428  n.  799. 

Ofen  669. 

Offa  253  n. 

offenes,  offenbares  Ding  579. 

öffentlicher  Glaube  261.  701. 

officialis,  officiatus  488.  608.  bischöf- 
licher Offizial  584.  719  n.  732.  754. 
dessen  Siegel,  freiwill.  Gerichtsbarkeit 
(583).  700.  705. 

officium  639. 

Offiziere  856  f.  Pflicht  des  preuß.  Adels 
806.  858. 

öfhungen  696. 

Ofinungsrecht  519.  592  n. 

ofledene  759  n. 

Oheim  64.  66  n.  72. 

Ohrzupfen  der  Zeugen  86  n. 

Olenschlager  904. 

Olmütz  681.  Vertrag  892. 

ombecht  563. 

Onolzbach  574. 

Opfer,  O.-Statte,  O.-Gemeinschaften  (vgl. 
Gelage)  11.  22.  25.  31.  41.  42  n.  45  n. 
76.  640. 

Oppenheim,  Oberhof  687  n. 

optimates  216  n.  217  n. 

orator  385.  564.     orator  terrae  564. 

ordftl  43  n.  87. 

Ordensverleihung  448. 

Orderpapier  709.  728  n.  732.  766  n. 

ordines  iudiciorum  Dei  268. 

ordo  equestris  maior,  minor  446. 

orf  273  n. 

Ort,  Ritter-  870. 

ortem  405  n. 

V.  Ösfeld,  H.  659  n. 

Osnabrück  633. 

Ostangeln  94. 


ostarstnopha  194  n. 

Österreich  394.  896  n.  414n.  416  n.  442. 

494  n.   516  n.   556  n.  567  f.  588  n.  591. 

595  n.   596  n.   601.   610  n.   703.    771  n. 

781.  795n.  800.  811.  816f.  822f.  826f. 

847.  848  n.  855.  857.  860.  863  ff.  868. 

877.  880.  887  f.  891  ff.  Herzogtum  394. 

Kaisertum   872.     privil.  minus  591  n. 

malus  591  n.  594  ff.     Landrecht  672  f. 

Landfriede  674.    Gesetzbücher  909  n. 

914.  916. 
Ostfalen  93.  247.  258  n.  560.  574.  735. 
Ostfranken,  Ostreich  388. 
Ostfriesen  249.  719  n. 
Ostgermanen  2.  11.  21.  26.  31.  48.  90. 
Ostgötalagen  228  n. 
Ostgoten  44  n.  90  f.  100  f.  173  n.  238  n. 

240.  267. 
ostiarius  140. 
Ostmark  390.  567. 

Otto  I.,  Kaiser  393.  480.  502  f.  626  n. 
overbode  174.  561.  575.  598. 
overtal  78. 
odal,  odalsborinn,  odalsmenn  52.   437  n. 

449  n.  450  n. 

Pacht,  P.-Gut,  PÄchter  287  n.  431.  452  ff. 
716  n.  725.  792.  799  ff. 

pactum,  pactus  229  f.  285.  245  f.  647  n. 
670  n.  Alamann.  245.  254  n.  pro  tenore 
pacis  123.  127  n.  236  n.  260. 

pagus,  pagellus  18  n.  20.  122.  563  n. 

palatium  111.  197.  palatini  138. 

pancarta  268. 

pantaidinge  697. 

Fapianus  242  n. 

Papienser  Rechtsbuch  244.  694.  706. 

Papst,  Haupt  der  fränkischen  Kirche 
143  f.  salbt  den  König  98.  krönt  den 
Kaiser  99.  110.  480  f.  544.  813.  Ap- 
probationsrecht 474.  477f.  480f.  bannt 
481.  herzogliche  Rechte  184.  189.  P.- 
Wahl 474.  Si^elrecht  700. 

para  20. 

parangariae  197. 

paratae  197. 

paraveredi  197. 

Parchimer  Recht  682  n. 

Parentelenordnung  66  n.  332  ffl  748.  792. 

pares  159. 

Pariser  Frieden  878.    Konzil  260  n. 

Parität  812.  824  f.  830.  834.  837. 

parlude,  parskalk  49.  222. 

parochi  451  n. 

Partikularrechte  228.  238  n.  243.  248  f. 
251  f.  256.  258.  790.  914. 

pascuaria  193. 

Passau,  Stadtrecht  690. 

pastus  197. 

Pate  745  n. 

Patent  (vgl.  litterae)  698.  852.  P.-Gesetz 
917. 
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pAtema  patemis  750. 

patricioB  Romanorom  99 n.  Hin.  frän- 
kischer 132. 

Patrimonialgericht  862.  892.  901. 

Patriziat  s.  Geschlechter. 

patrocinium  159. 

Patronat,  Kirchen-  525.  583.  844  n. 

patronas  226. 

panperes  217. 

Pavia,  Bechtsschnle,  Bechtsbuch  244. 
267  f.  694. 

pecnnia  273. 

peinliche  Frage  775. 

Pemeder  902  n. 

persönliche  Rechte  120.  231  ff.  254.  256. 
344.  647  f. 

Peter  von  Andlan  707.    von  Vinea  705. 

petitio  542. 612.  die  friesischen  petitiones 
671. 

Pettau,  Stadtrecht  690. 

Pfaffensöhne  448  n. 

Pfahlbürger  638. 

Pfählen,  Strafe  756. 

TMzy  Königs-  111.  118.  152.  176.  193. 
197  f.  485.  P.-Gericht  176.  244n.  502f. 
P.-Graf  139.  176.  262.  384.  473  n.  487  n. 
492.  502ff.  550.  629n.  844n.  in  Baiem 
494  n.  503.  Schwaben  (Tübingen)  503. 
Sachsen  484.  503.  Kärnten  503.  bei 
Rhein  (Lothringen)  495  n.  504.  Erz- 
amt 476.  488.  504.  815.  819.  Karfürst 
475  f  819.  Reichsvikar  483  f.  504. 
814.  Gerichtsbarkeit  482  f.  504.  550. 
P.-Münzstätte  190.  P.-Notar  139.423n. 
P.-Schöffen,  -Richter  170n.  176n.  550n. 
P.-Städte  628.     P.-Siegel  139.  262. 

Pfand  274. 370  n.    an  beweglichen  Sachen 

273.  711.  726.  an  unbeweglichen  Sachen 
288.  724  ff.  an  Schiffen,  Hausrat  u.  dgl. 

713.  am  ganzen  Vermögen  713.  an 
der  Person  220  f.  290.  an  Ämtern  und 
Hoheitsrechten  604.  609.  628.  Nutz- 
pfend  275.  712.  724.   Verfellpfand  221. 

274.  289.  712.  724  f.  727.  Verkaufs- 
pfand 712.  724  f  Proprietäts-P.  288. 
725.  Kisten-,  Schrein-P.  712.  726. 
essendes  712.  FausIrP.  273.  712.  726. 
Hypothek  289.  713.  725  f.  Schein-P. 
293.  295.  297  n.  Strafgedinge  274  n. 
727.  ausschließliche  P. -Haftung  274. 
712.  713  n.  724.  726.  accessor.  P.- 
Haftung 713.  726.  Aufgebot  712.  Ein- 
lösung 274.  288  ff.  293.  725.  Unter- 
gang des  P.  274.  712.  Übereignung 
373.  712.  726.  P.-Betreibung  712.  726. 
P.-Verschreibung  289.  725.  mehrfache 
Verpfändung  726.  Afterverpfändung 
725. 

Pfandlehn  407. 

Pfändung   81.     gerichtliche    371  ff.    375. 

714.  726.  aufergeriehtliche  88.  290  f 
370  f.  381.  714.  729  n.   durch  den  Bür- 


gen 290  ff.  319  n.  371.  den  Renten- 
gläubiger 728.  P.- Klausel  289.  798. 
unerlaubte  P.  831.    Vieh-P.  274  n.  714. 

Pfandwehrung  376.  771. 

Pfantner  714  n.  729  n. 

Pfarrer,  freiw.  Gerichtsbarkeit  701.  719n. 
782. 

Pfefanger  904. 

Pfeil,  Freilassung  mit  dem  225  n. 

Pfennig  190.    P.-Meister  831. 

Pflege,  Pfleger  558.  560.  572.  598n.  609  n. 

611.  729  n.  742  f  747. 

Pfleghafte    450.    452  n.    454.    560.    574. 

632. 
pfleglose  Hufen  212  n.  425. 
Pflegschaft  747. 

Pflichtteilsrecht  276.  416  n.  762. 
Pflugrecht  712. 
Pflugschar,  glühende  368. 
Pfimd,  germanisches  13.  fränkisches  187. 

189  n.    P.-Geld  646.    P.  als  Landmaß 

450  n. 

?incema  140. 
ippin  der  Ältere  98  n.    von  Heristall 

98.  142.  der  Kleine  98.  110.  163.  261. 
placitum  126.  139.  152.  167  n.  170.  173. 

179.  262. 
Pienipotenz  833. 
plewat  761. 

poena  dupli  292.  295.  303  n.  854. 
po^wunde  761. 
Polen   389.    703.  781.  810.  871.    Recht 

572  n.  676. 
Polizei  114.  122.  129.  219.  59t.  594.604n. 

608.    629.    635.    640.   839  f   865.   908. 

P.-Ordnungen  678.  696.  839. 
polyptycha  264. 
Pommern  389.  795. 
Popularklage  774  n. 
portensßre,  porzensere  608. 
possessio  185  n.  273. 
Post  795  n.  841.  850.  864.  897  n.  917. 
potentes  159.  217  n. 
potestas  201. 
praebendarii  458. 
praeceptum,  praeceptio    254.     pr.  regis 

113.  209  n.  211.  262  f  283.  284  n.  37Sn. 

718. 
praeco  561. 

praedium  libertatis  437  n. 
praefectus  561. 
praemium  80  n. 
praepositus  201. 
praestaria  164.  286. 

Ptag,  Stadtrecht  692.  Frieden  894.  897  n. 
Pragmatische  Sanktion  847  n. 
Prälaten  442.  615.  826  £  832.  853.  Kurien 

im  Reichsfürstenrate  821  f. 
Prämonstratenser  891.  522  n. 
precaria,  precarium  164.     286  ff.     453  f. 

612.  721.  oblata  287.  721.  verbo 
regis  164. 
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Preisgebung  des  Verbrechers  46  n.    81. 

88  n.  842.  732. 
Preßburg,  Friede  867.  872. 
Preßrecht  864.  890.  892. 
pretium  811  n.    emptionis,  nuptiale  299. 

pudicitiae  847  n. 
Preußen  780  f.   794  f.  799  ff.   803.  805  n. 

846  f.  857  f.  862  ff.  868.  871.  876.  879. 

882.  887  f.  891-896.  912  f.  916.  Oidens- 

haid  481.  569n.    iura  Prutenomm  676. 

Landrecht  910.     AUgem.  Gesetzbuch 

918.     Allgem.  Landrecht  791.  798  n. 

800.  808.  807.  852.  868.  918.    Gerichts- 

verfinssung  860.  877.  900. 
Priester  23.  25f.  80ff.  89.  42f.  76.  182n. 

145.  184.  219. 
Primates,  primores  217  n. 
Primogenitur  s.  Erstgeburtsrecht 
princeps  27.  Hin.  217 n.  400.     imperii 

494.    principis  dignitas  88  n. 
Prinzipalkomm issarius  824. 
Privilegien  115  f.  399  n.  468  f.  487.   512. 

552.  657.  699.  722.  818.  883.  852.    de 

non  appellando  547.  571  n.  602.  832. 

860.      de    non   evocando   546  f    574. 

malus  394n.  591  n.  595n.  596n.   minus 

894  n.  557  n.  591  n. 
proceres  217  n. 
proconsul  107  n. 
professio  446.     iuris  281.  647. 
Profoß  857. 

Prokuratoren  der  Reichsgerichte  552.  831. 
Prologe  der  L.  Salica  284.  der  L.  Alam. 

245  n.    der  L.  Baiuw.  245  n.    des  Ssp. 

659. 
proprietas  278.  589  n.  720. 

froprisio  206. 
'ropst,  Propstei  494.  498.  524.  566. 
protectores  32.  34  n. 
Protest,  Ungehorsams-  874.  380. 
Protonotar  491.  493.  524.  551.   598. 
Provence  97.  121.  238.  240. 
provendarii  458. 
provincia  121  n. 
provinciales  Austriae  448. 
Provinzialen  s.  Römer. 
Provinzen  120  f.   145.  877.     Kirchen- P. 

143  f.    145.    P.  -  Landesjustizkollegium 

865.  P.-Landtage868.887f.  P.-Rechte, 

nordische  228  f.    P.- Verwaltung  864  f. 

877.  887. 
Provisionalbelehnung  582. 
Prozeß,  Bußen  84.  366  n.  372.  374  f.  381. 

-Fähigkeit    223.    225.    324.    362.    747. 

-Fristen  362.    -Kaution  377.  731.  762n. 

•Leitung  84.    360.    362  f.    866  n.    765. 

Formenstrenge    84.    234  n.    765.     vgl. 

Gerichtsverfahren,  -Ordnung. 
Prozeßdramen  706.  903. 
PrQgelstrafe  39.  220  n. 
prutigepa  68  n. 
Pseudoisidor  183.  261.  582. 


Publikation  der  Gesetze  258.  657.  814. 
824.  851  n.  869.  897.  909.  916.  der 
Norddeutschen  Bundesverfassung  896. 
der  Reichsyer&ssung  891.  898. 

pueri446.    regis  49n.  126.  128.  140.  218. 

Pufendorf  850.  903  f. 

pulislac  761. 

Furgoldt  706  n. 
'  Pütter  904. 


Quaden  24  n.  91.  105. 
Quadripartitus  258. 
Quaestiones  ac  monita  244. 
auarta,  langobard.  313.  815.  319. 
Quartierlast  (vgl  Herbeige)  518.  825.  837. 
Quasifelonie  415  n.  421. 

Bache  (vgl.  Blutrache,  Fehde)  46  n.  79. 

81.  350.  855  n.  857. 
Rachinburgen  44.  167  ff.  172. 
Rftdern,  Strafe  340.  756. 
RadolfiEcU,  Stadtrecht  623  n.  624.  631  n. 

632.  688.    HGO.  906. 
rahan  75  n. 

Raimund  von  Peniafort  666. 
Raitkammer  864. 
rftn  73  n. 

Rangfahrten  640  n. 
rannsökn  377. 
Ranshofer  Gesetze  670. 
raptus  358. 
Rasen  und  Zwei^   62.  277.   279  n.    718. 

Treten  unter  den  R.-Streifen  68  n. 
Rastadt,  Frieden  778. 
Ratchis  243. 
ratgeve  644. 

Ratihabition  der  Reichsgesetse  814.  824. 
Ratsdiener  642  n. 
Raub  89  n.    74  f.    123.    273  n.  355.  377. 

883.  466  n.  534.  583.  758 n.  760.  R-£he 

69.  804.    R.-  u.  Wechselvertrfige  440. 

455  f.  809. 
rauba  75  n. 
Rauchzins  456. 
Ravenna,  Ezarchat  99  n. 
ravestissement  739  n. 
Reallast  612.  727.  798  f. 
Realrecht  202  n. 
Realvertrag  296.  729. 
Recapitulatio  legis  Salicae  286  n. 
recessus  imperii  824. 
Recht  14.    R.  und  Rede  14  n.   78.    von 

R.  wegen  78.  82.  88. 
Rechtlose  34.  39.  77.  82.  170n.  842.  368£ 

421.  466.  746.  751.  756.  772. 
Rechtsbelehrung  605.  861.    Vgl.  Akten- 
versendung, Oberhof,  Weistum. 
Rechtsbacher  658  n.  694.  706.     R.  nach 

Distinktionen  668.  680. 
Rechtsftthigkeit,  Beginn  67.  269.  271. 
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Kechtsgangbacher  663.  670. 

Rechtsgebot  43.  172.  257. 

Bechtsgelehrte  533.  603.  783  ff.  (passim.) 
789.  792.  830  ff.  859  f.  861  f.  867. 

BechtBgeschftfle,  Form  60  f.  232. 

Rechtskraft  der  Urteile  177.  886.  546.  551. 

Rechtspflege  und  Verwaltung  607  ff.  875. 

Rechtsprecher  vgl.  Gesetzsprecher. 

Rechtssprichwörter  15.  75  n.  82  n.  228. 
270n.  300n  312.  334 f.  848.  352n.  383. 
449  n.  455  n.  460.  463.  621.  633.  701. 
710f.  715n.  728.  735.  742.  745.  748n. 
750  f.  753  n.  756.  762  n.  790.  850. 

Rechtsschuie,  historische  904.  915.  phi- 
losophische 915.     papienser  244.   694. 

Rechtsunterricht  785  n.  903. 

Rechtsverweigerung  81  f.  84  f.  88.  177. 
374.  421.  547.  559.  571  n.  574.  580. 
583.  714n.  882.  883. 

Rechtsvortrl^  24.  44  n.  228.  671  n.  696. 
909.  vgl  Weistum. 

Rechtswissenschaft,  vergleichende  1. 

Rechtszu^  369f.  547.  566.  570.  580f.  681. 
645.  Vgl.  Berufung,  Instanzen,  Ober- 
hof,  Urteilschelte. 

record  771  n. 

Rectitudines  singul.  person.  253. 

rector  234. 

redditus  729. 

Rede  14  n.  78. 

redjeva  564. 

redlicher  Besitzer,  Erwerber  380n.  710f. 

Reebningverfahren  207.  428 n. 

Rees,  Stadtrecht  687  n. 

Referondarius  138.  552.  816. 

Reformation,  kirchliche  845.  848.  Land- 
und  Stadtrechts-R  792.  908.  911.  Ams- 
berger  578  n.  Frankfurter  570 n.  Sig- 
munds 782.     Friedrichs  III.  792  n. 

reformierte  Kirche  811.  847. 

refutatio  feudi  420. 

Regalien  210.  401  n.  403.  420.  470.  499  f. 
592ff.  608.  609.  795n.  841.  844n.  862. 
R.-Recht  418ff.  523.  525n.  526.  591. 
Sperre  502.  523.  Klagen  um  R  547. 
Regalität  des  Mfinzwesens  189.  526.  593. 

regalis  106  n. 

Regensburg  680  n.  642.  690  n.  Kurfürst, 
Erzkanzler  815.  819.  845. 

Regesten  268. 

Regierung  860.  864  f.  876  f. 

Regiment  857.  864.  R.- Ordnung  823. 
826.  828. 

Registerbücher  701. 

regnum  Francorum  388.  Saxonum,  Teu- 
tonicum  389  n. 

Regredienterbin  793. 

Reich,  Fränkisches  111.  388.  470.  Deut- 
sches 389n.  813.  891. 898.  —  Römisches 
111.  470.  813.     Auflösung  873. 

Reichenauer  Formeln  266. 

Reichs- Abschied  152.  824.    Jüngster  828. 


—  -Äbte,  -Äbtissinnen,  -Abteien  399. 
495f.  498ff.  521.  524.  542.  —  R.-Adel 
806.  —  R-Archiv  521  n.  -Defensional- 
verfassung  836.  —  R.-Deputation  825. 
884.  R.D.H.-Schl.  779.  819.  823.  845. 
849.  867.  871.  886.  -Dörfer  871.  — 
R -Einnahmen  (Verwaltung,  Verwen- 
dung) 544f.  — R.-Fe8tuDgen518f.  591. 
825.  837.  —  R-Fürsten  390.  395.  403. 
494ff.  507 n.  508ff.  514 ff.  521.  530. 
544.  549.  553.  589.  593.  595.  794.  805. 

814.  832. R-Ffirstenrat  511.  820ff. 

823  f.  —  R- Generale  812.  836  f.  — 
R -Gerichte  806.  818  f.  829.  851.  854. 
878.  897.  900.  —  R-Gesetze  115  f.  149. 
152f.  232.  253ff.  359.  511.  650ff.  805n. 
806.  824ff.  904ff.  916ff.  Ratihabition 
814.  (823).  R-C^etzblatt  891.  916. 
Zuständigkeit  der  R.  -  Gesetzgebung 
256  ff.  655.  824.  851.  917.—  R.-Grafen 
(vgl.  Grafen  und  Herren)  805  f.  -  R.- 
Grundgesetze 259  n.  820.  905.  —  R- 
Gutachten  824.  —  R-Gut,  R- Güter 
(vgl.  Revindikation)  118.  405n.  479  n. 
485  n.  507.  512.  520.  531.  547.  819.  — 
R-Heer  514ff.  829.  834 ff.  —  R.-Hof- 
gericht  441  n.  492.  502.  504.  546  ff.  570. 
Ö71n.  581f.  602.  657.  698.  757.  —  R- 
Hofmeister  498.  553.  —  R.  Hofrat  794. 
817  f.  833  f.  846.  855.  859.  RHR- 
Ordnung  818.  884.  —  R-Hofrichter 
550  f.  —  R.-Insignien  (R.  •  Kleinodien) 
107 f.  470f.  479.  521  n.—  R-Kammer- 
gericht  782.  788f.  812.  829ff.  834.  859. 
867.  906  n.  RKG.  -  Ordnungen  788  f. 
830.  —  R-Kanzl$L-R.<K&zler  ^89  ff. 
493.  498.  524.  544rS£L^98.  816.'^918. 
833.  für  Burgund489£5ür  Italien  489. 
491.  —  R-Kirchen  146f.  195.  (230n). 
886.  498.  512  n.  566.  R-Kirchengut 
147.  163.  201.  495.  498.  521  ff.  543. 
628.  niederes  420.  485  n.  524.  —  R.- 
Kreis 556.  825  ff.  —  R. -Kriege  512. 
514.  825.  835.  851.  871  f.  R-Kriegs- 
rat  837.  —  R- Lasten,  Verpflichtung 
der  Reichsstände  zu  ihrer  Bestreitung 
854.  —  R-Lehen  898.  485  n.  507.  512. 
514  f.  814.  818.  820.  828f.  833.  838. 
844.  —  R-Ministerium  (817).  891.  — 
R-Münzen  525  ff.  840.  —  R.-Operat 
tionskasse  836.  —  R.- Organisation  118. 

—  R-Pfandschaften  545.  641.  837  f. 
866.  —  R.- Polizeiordnung  812.  889. 
905.  —  R.-Pröpste  498.  524.  814.  — 
R-Rat  782.  —  R.-Reform  781  f.  — 
R-Regiment  825  ff.  —  R.  -  Ritterschaft 
806.  812.  815.  824  n.  836.  854  n.  867. 
869  f.  872  f.  875.  885  n.  —  R.-Schluß 
824.  —  R-Siegel  491  f.  —  R.- Stände 
152.  510.  805.  812.  836.  843  f.  850  f. 
Verhältnis  zum  Reiche  849  ff.  —  R- 
Steuem  510.  519.  524.  542  f.  782.  829. 
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881.  885.  888.  844.  868  f.  —  R.-Tei- 
lungen  97 ff.  109.  llSn.  119.  152.  471  f. 
—  K- Unmittelbare  806.  831  ff.  888. 
843.  845.  870.  —  R.-VerweBer  141.  484. 
504.  510.  549  f.  890  f.  —  R.-Vikariat 
488 f.  504 f.   813f.     R.-Vikariat8-Hof- 

fericht  482.  485  n.  504.  549  f.  794.  — 
L  -  Visitationsdepatation  881.  —  R.- 
Vögte, R.- Vogteien  (vgl.  Landvogt)  396. 
506  f.  515.  518.  544  £  564  f.  627.  680. 
866.  —  R.-VoTßtand  891.  —  R.- Wälder 
506.  —  R.- Wappen  471.  —  R.-Wei8- 
tümer  511.  655. 

Reichsstädte  515.  518.  523  n.  542  ff.  547. 
5.58.  628.  680.  641  f.  668.  812.  827. 
887.  848.  866  f.  911.  fiele  866.  879. 
896  n.  Reichsstandschaft  der  R.  510. 
828.  LehnsfiLhigkeit  399  n.  642.  Ge- 
richtsstand 547.  558.  642.  Landgebiete 
642.  867.  Hoheitsrechte  642.  867.  886. 
911.  Metiatisierungen  641.  867.  872. 
875.  896. 

Reichstag,  fränkischer  Ulf.  136 ff.  149 ff. 
176.  194.  255  n.  259.  mittelalterlicher 
441  n.  484.  508 ff.  521.  523.  526.  642n. 
neuerer  Zeit  779.  782.  794.  812.  820ff. 
867.880.  desFrankfurter Entwurfes891. 
Erfurter  892.  des  Nordd.  Bundes  895. 
897.  als  aericht  518.  549.  883f.  Zu- 
ständigkeit 158.  509.  511  ff.  öl4f.  518. 
529.  825.  834  f.  837  f.  Ort  510  f.  823. 
Berufung  508  ff.  814.  820.  828.  827. 
Leitung  511.  828  f.  Umwandlung  in 
eine  ständige  Versammlung  823.  R.- 
Koilegien  511.  820. 

reifa  205  n. 

Reihe&hrten  640. 

reipus  235  n.  302  f. 

Reis'  und  Folge  857.    Vgl.  Landfolge. 

reisender  Richter,  König  41.  167  f.  546. 
558.  567 f.  571.  576.  602.  610n. 

Reisige  219.  488.  806.  885  f.  856. 

Reiterbestallung,  Reiterrecht  837. 

Reiterdienst,  Reiterheere  84.  87.  151  n. 
157  f.  161  ff.  165.  398.  514.  797. 

Rekkared  91.  239. 

Rekkessuinth  289. 

Reklamationsrecht  114.  178.  183.  547. 
565n.  772n.  773n. 

Rekognition  der  Urkunden  188  f.  490  ff. 
697. 

Relegation  der  Bauern  799. 

relevium  404  n. 

Religion,  Bann  811  f.  844  n.  847  f.  867. 
870.  -Freiheit  811  f.  875.  884  n.  892. 
Augsb.  R.-Frieden  811. 

Reluition  (vgl.  Heersteuer)  836. 

Remedius  von  Chur  252. 

Remissorien,  Repertorien  236  n.  268.  706. 

Rente  198.  544.  682.  (724).  727  f.  künd- 
bare, unkündbare  728.  Leib-R.  729. 
vorbehaltene  727.    Seelgeräts- R.  727. 


als  Miteigentum  724.  728.  Auflassung, 
Rückauflassung  728.  Sicherstellung 
728.  Betreibung  714.  728.  Rangord- 
nung 728.  Sachhaftung  728.  R.-Bank 
803.  -Brief  728  n.  803.  -Gut  804. 
-Rauf  545.  724.  727.  -Lehn  409  n. 
-Steuer  618.  888.    Ablösungs-R.  802  f. 

Rentmeister  610. 

renunciatio  718. 

rSp  205  n. 

reparia  301  n. 

Repgau,  Eike  von  444  f.  659  ff.  663.  679  n. 

Replik  363. 

Requisitionen,  militärische  517.  520.  ge- 
richtliche 181.  200. 

rdroub  75  n.  855  n. 

res  185n.  273.    praestita  881n. 

Resorvatrechte,  kaiserliche  814.  838.  852. 

Residenzpflicht  des  Kaisers  814. 

Rethoriken  902. 

Retrakt,  gutsherrlicher  798.  Lehns-R. 
410n.  416n.  728. 

Reval  682. 

Revestierung  278n.  288.  382. 

Revindikation  von  Reichs-  oder  Stifts- 
gütem  507.  582.  614. 

Revision,  Rechtsmittel  884. 

Revokatorienklage  410n.  416  n. 

Rezeption  der  fremden  Rechte  487.  608. 
696.  783  ff.  859.  901.  906.  Einflufi  auf 
das  deutsche  Privatrecht  787.  790  f. 
der  Libri  Feudorum  696.  789.  des 
Sachsenspiegels  649.  662.  des  Schwa- 
benspiegels 667.  des  kl.  Kaiserrechts 
668. 

Rezeßherrschaften  845. 

rhedo  807. 

Rheinbund  873  ff.  878.     -Akte  795.  874. 

Rhelngauer  Landrecht  674. 

Ribuarier  91.  96f.  106.  124.  145n.  150n. 
169.  228.  251.  270.  271  n.  280.  314. 
316f.  Recht  (vgl.  Lex  Rib.)  236f.  251. 
853.  484.  719.(838n).  Herzogtum  132n. 
893.  555  n. 

Richter,  Eigenschaften  462.  466.  571.  758. 
Bann  42.  172.  360.  Rechtsgebot  43. 
172.  257.  Prozeßleitung  84.  360.  Thä- 
tigkeitbeiUrteil8findung43f.  172.  257. 
859.  selbsturteilender  44.  173.  257. 
549  n.  561.  786  n.  861.  862  n.  Urkun- 
dungsbefehl  262.  71 9  n.  Siegelung  700. 
Recht  der  Straffestsetzung  oder  Um- 
wandlung 76  n.  841  n.  delegierter  R. 
552.  gemeiner  R.  569.  schweigender 
R.  600  n.  —  Bezeichnung  für  den  Fürsten 
28.  586  n.  für  Urteiler  557.  —  Vgl. 
reisender  Richter. 

RichtBteig  663.  670. 

Riga  623  n.  682. 

Ring  u.  Stab  403.  499  f. 

Ripen  682. 

rfta  14  n. 
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Bitter,  Eitterschaft,  Ritterstand  (84).  161  f. 
427.  434.  436  f.  438  ff.  446  ff.  510.  516. 
537.  598.  602.  615.  728.  760.  789.  856. 
höherer  und  niederer  Ritterstand  486. 
446.  465.  eigene,  einschildige,  ein- 
spännige 400.  442  f.  445.  446 n.  Steuer- 
freiheit 434.  612.  —  R.-Bünde  870. 
-Bürtigkeit  400.  412  n.  447  f.  465.  -Ge- 
lübde 446.  -Gerichte  565.  -Güter  438  f. 
615  n.  794  ff.  799.  807.  -Hauptleute, 
Kantone,  Kreise  870 f.  «Lehen  398. 
434.447.  -Matrikel  870.  -Orden  446  f. 
-Pferd,  Pferdgelder  516.  794 f.  835 f. 
863  n.  -Rechte  694.  -Schlag  398.  446  f. 
-Spiegel  446n.  450n.  514n.  707.  Vgl. 
Reichs-Ritterschaft. 

Rittmeister  856  f. 

Robot  799. 

Rodel.  Rotel  696. 

Rodung  209f.  211.  428f. 

rogatio  testium  85  n.  263.  366  n. 

Rolandsbilder  626. 

Romanus  miles,  possessor,  tributarius, 
345  n.    homo  226. 

Römer,  römische  Einrichtungen  13.  32. 
38.  44n.  49  55.  61n.  90.  lOOff.  107n. 
109.  112n.  117f.  122.  124f.  127f.  131. 
138.  148.  156.  173  186  f.  191  ff.  196. 
208  f.  216.  219.  221.  223  n.  261  ff.  290. 
322n.  Wergeid  102n.  345n.  im  Heer 
112.  153.  845  n.  Ehen  mit  Germanen 
102.  228  n.  232  n.  Römisches  Gebiet 
120  n.  134. 

Römisches  Recht  8.  117n.  122.  124 f.  128. 
182f.  186.  200.  225f.  229ff.  232.  233n. 
235  n.  236  n.  237—241.  252.  267.  286  f. 
292n.  295.  298n.  803 n.  806.  811  n.  814. 
822  n.  328.  345  n.  858.  478.  487.  541. 
554.  587  n.  650.  661.  665.  680.  693. 
706.  713.  731.  746.  752  n.  783  ff.  810. 
9U1.  906.  «09.  914f.  Vulgarrecht  100. 
108.  226  230.  240.  252.  276  ff.  286.  787. 

Römermonat  885  f. 

Römerstädte  s.  Stadt. 

Romfahrt  510.  517.  543.  657  n. 

Ronkalische  Reichstage,  Gesetze  510. 695. 

Rostock  867.  911. 

Rote  Erde  580n. 

Rotenburg,  Landgericht  574.  Herzog  von 
R.  395  n. 

Rothari  242.  246.  258  n. 

Rothe,  Johann  446  n.  669  n.  707. 

Rottbuschgemeinschaft  428. 

Rottland  194.  206.  210.  428.  721. 

Rottweil,  Hofgericht  574.  577. 

Rottzehnt,  -Zins  430.  522 n. 

Rückenbrechen  76  n. 

Rückfall  77  n.  855  n.  R.-Recht  84 n.  789. 
Vgl.  Wiederkehr. 

Rudolf  I.  477.     Rudolfsbuch  668. 

Rüge,  -Gericht,  -Verfahren  883  f.  578  ff. 


584.  606.  756.  774ff.  861.  Geschworene, 
Zeugen  137.  188.  388  f.  584. 

Rügen,  Insel  389.     Landrecht  80n.  902. 

Rumpfparlament  891. 

Runen  14.  61  n. 

ruoda  80  n. 

ruogstab  35  n. 

Ruprecht,  Fragen  570  n.  von  Freising 
669.  673.  690. 

Rüstringer  Satzungen  672. 

Ryswicker  Friede  778. 


Sacebaro  111.  126f.  131.  167. 

Sache  84  n.  126  n.  bewegt  u.  unbewegl. 
219.  271.  273.  713f.  744f.  unkörper- 
liche 274  f.  714.  727.  Unfreie  als  Sache 
46.  60.  218ff.  271.  457.  Vertretung 
einer  Sache  715. 

SachföUigkeit  863.  866.  374  f.  882  n. 

Sachsen  49  f.  52.  60.  81  n.  91.  98  f.  98. 
105n.  117n.  121n.  122.  127.  180.  178. 
189n.  190n.  2l5f.  219n.  221  n.  222f. 
226n.  247.  255.  270n.  275.  278n.  295. 
343  n.  846  n.  557.  Herzogtum  898  f. 
555  n.  Pfelzgrafechaft  508  f.  Kur- 
fürstentum 456.  819.  824.  871.  Erzamt 
488.  Reichsvikariat  484.  Königreich 
874.  880.  —  S.-Recht  312.  649.  718. 
722.  780.  gemeines  S.-Recht  786 n. 
790.  910.  Sachs.  Decisionen,  Konsti- 
tutionen 910.    Bürgerl.  Gesetzbuch  915. 

Sachsenspiegel  658  ff.  182  n.  400.  441  n. 
444.  453n.  475.  482  f.  540.  545.  550 n. 
569.  585  n.  601.  606  n.  649  f.  654.  664  f. 

667.  675.  679.  692.  735.  742.  748.  752  n. 
790.  Vorreden  658  f.  661.  665.  Bilder, 
Übersetzungen  51  n.  663.  730  n.  Glossen 

668.  686n.  Bearbeitungen  664  f.  669. 
articuli  reprobati  663  f.  Extravaganten 
661  n.  vermehrter  S.  669.  holländ.  S. 
669. 

Sachwalt,  Sachwaltiger  84.  781. 

sacire  278  n. 

sagio,  sajo  88n.  173n.  371  n.    regis  125n. 

saiga  188  n. 

saisina  278  n. 

Säkularisation  161.  168.  822.  844f.  847ff. 

Säle,  sala,  salunga  63.  281  f.  718. 

Salbuch  264.  523.  702. 

Salbürge  s.  Salmann. 

Salgut  59  n.  327  f.  424. 

salic*u8(dominicu6)212ff.  425  n.  salisches 

(Erb-)  Gesetz  108.  214n.  328.  478.  647n. 
Salier  95ff.  102.  104ff.   120.    149f.    314. 

317.    salisches  Recht  (vgl.  Lex.  Salica) 

96.  139.  177 n.  (224).  232 n.  255.  270n. 

353. 
Salland  212f.  424. 
Salmann  280  n.   281  n.  888.  445  n.  688  n. 

709.  715n.  716n.  724. 
salvatorische  Klausel  907. 
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Salzburg  144  f.  264  n.  265  f.  489.  498  f. 
673.  819. 

Salzehnt  522  n. 

Salz,  Regal  196.  210.  588.E  595.  Zehent 
540. 

Salzwedel  741  n. 

Samenweg  205  n. 

Sankt  Mazimin  516n.    Dienstrecht  694. 

sapientes  44  n.  229.  258  n. 

sariandi  519. 

satrapa  28.  105  n. 

Satzung  (vgl.  Pfand)  278  f.  545.  712.  : 
715  n.  721.  landrechtliche  724.  726.  | 
an  Lehen  407  f.  722.  stadtrechtliche 
724.  726.  zu  Kistenpfandrecht  726. 
Tod-S.  220.  725.  S.  mit  Miete  oder 
Pacht  713.  725.  Strafgedinee  274  n. 
727.  Auflassung  721.  724.  Fertigung 
713.  724.  726.     Kündigung  724. 

V.  Savigny  786.  915. 

Saxmund  250. 

scabinus  169.  173  n. 

scaftlegi  154  n. 

sc&h,  sc&chroub  75  n.  355  n. 

scalCf  scealc  46. 

scara,  scararii,  scaremanni,  scario  127n. 
140.  206n.  426n.  438. 

Scepter  107.  470.  793 n.  Lehen  408  f. 
485  n.  498  ff.  502.  794.  844. 

Schadensersatz  274  n.  335.  347.  356. 380n. 
711.  732.  745.  768.  mehrfacher  291. 
295.   775. 

schädliche  Leute  774  f. 

Schädlichkündigung  775. 

Schandgemälde  731. 

Schar,  Schare  426  n. 

Scharbeil  426  n. 

Scharherr,  Scharmeister  426  f. 

Scharwerk  799. 

Schatullvermögen  846.  863  f. 

Schatz,  Bedeutungen:  aerarium  119.  140. 
199.  thesaurus  540n.  541.  pecus273n. 
denarius  190.  Bede,  Schoß,  Grafen- 
Sch.  610.  Sch.-Kammer  864.  -Meister 
817.  819.  838.  Sch.-Regal  595.  Frei- 
lassung durch  Seh. -Wurf  177.  224 f. 
458. 

Scheidemünze  187.  840. 

Schein,  blickender  773.  zum  Seh.  gehen 
774  n. 

Scheinprozeß  282  f. 

Schelmscbimpfen  731. 

schelta  175. 

Schelte  vgl.  Eid,  Urteil,  Zeugen. 

Schemnitz,  Stadtrecht  692. 

Schenk  140.  198.  439.  476.  478.  487  f. 
597.  815  n.     Erz.-Sch.  488. 

Schenkung  34.  63n.  70 n.  213f.  232.  275. 
284  ff.  309.  321.  unter  Ehegatten  285  n. 
313.  318.  743.  wiederholte  288  n. 
Königs-Sch.  102  n.  198.  284  f.  544. 

scherfa  307. 


Scherge   (vgl.  Gerichtsbote)   167  n.  561. 

609.  667  n.     Amt  609. 
Scherre,  Sehern  s.  Scharherr. 
Schicht  541. 

Schichtung  vgl.  Abschichtung. 
Schiedsgericht  (vgl.  Austrag)   556.    789. 

832.  862.  883. 
Schiffe.  Verpfändung  713. 
Schiffeiländereien  428  n. 
Schild  (vgl.  HeerschUd)    39.    42  n.   107. 

625.    zum   Seh.   geboren    447.    Sch.- 

Erhebung  25.  97  n.  107  n. 
Schilling  190. 
Schilter  902.  904. 
Schirmvogtei  528  n.  596. 
Schisma  760  n. 
Schläge  (Felder)  204. 
Schläge,  trockene  606.  770. 
Schlagschatz  189.  525.  593. 
Schlesien   389.    432.     569  n.    780.    864. 

Landrecht  669.  675. 
Schleswig  889.   650.  685.  789.  887.  892. 

893. 
Schlettstadt,  Stadtrecht  690  n. 
schloßgesessener  Adel  592  n. 
Schloßhauptmannschaft  610. 
Schlüsselgewalt  735. 
SchlüBsebrecht  der  Witwe  738  n. 
Schmauß  904. 
Schöffan     136  n.     137  n.     169  ff.     174  f. 

176  n.  449.  557.  560  f.  564.  575.  578  f. 

600  ff.  604  ff.  622.  629.  635.  638.  667  n. 

789.  861.  -Bücher  693.  702.     -Meister 

635.     -Stuhl  .560.   861  n. 
Schöffenbarfreie  436  n.  444  f.  560.  585  n. 

660  f. 
Schöffengericht  900. 
schola   militiae   (35  n).    141.      scholaies 

141. 
scholderer  729  n. 
Schonen  149  n. 
Schoß    (gremium)    65.    68.    746.      Sch.- 

Setzung  68.    Wurf  62. 
Schoß  s.  Bede,  Grafenschatz.    schoßbare 

Leute  451. 
schotinge  62. 
schoub  108  n.  878. 
Schrae  678. 
Schranne  558. 
schreiben  14  n. 
Schreiber,  oberster  598.    Urkunden-Schi. 

262  f.  362. 
Schreimannen  78.  88.  363.   366  n.  876  f. 

559.  770. 
Schrein,   Amt  719  n.    -Bücher,  -Karten 

469  n.  627  n.  641  n.  702  f. 
Schuld,  -Schein  297 n.    -Klage  185.  583. 

766.  -Bekenntnis,  gerichtlich  726.  773. 

-Bücher   701.     -Haft   373.    459.     767. 

-Knechtschaft    46  n.     88  n.    220.     290. 

373.  459.  -Versprechen  712.  724.  726. 


Digitized  by 


Google 


Wort-  und  Sachregister. 


969 


729  n.  730.    -Verträge  63.  298  ff.  729  ff: 
-Zamessung  348  ff.  758.    Vgl.  Haftang. 

schuldigsßre,  schuldensere  780  n. 

Schulkollegium  865. 

Schultheiß,  Schulze  (vgl.  centenarius, 
Lehn -Seh.)  81  n.  42n.  131  f.  167. 
170n.  171.  174  f.  183.  186.  192.  200f. 
280n.  281  n.  437.  458  n.  506.  561  ff. 
565n.  599f.  601.  603  f.  608.  628.  861. 
ostfälischer  174.  483.  561  f.  569.  575. 
friesischer  174f.  568f.  572n.  Erb-Sch. 
433  f.  Orts-Sch.  865. 

Schulzenrechty  fries.  675  n. 

Schupflehen  798.  802. 

Schuppos,  Schupposser  425  n. 

schütten  274  n. 

Schutz  (vgl.  Königs-Sch.,  Munt),  Hörig- 
keit 159ff.  180.  223  225  f.  269.  808. 
Seh. -Juden  178 n.  195.  227.  Sch.-Ge- 
nossen  641  n. 

Schutzgebiete,  deutsche  899. 

Schwaben  (vgl.  Alamannen)  11.  91.  93. 
117  n.  557.  565  n.  Nord-S.  93.  Her- 
zogtum 392.  395.  495.  Pfalzgrafschaft 
503.  Schwäb.-Bund  644  n.  869.  schwäb. 
Becht  664.  666.    schwäb.  Kreis  826  n. 

Schwabenspiegel  665  ff.  478.  481  n.  483. 
490  n.  541.  561n,  573  n.  6l3n.  668  f. 
674 f.  688.  Bearbeitungen  669.  Über- 
setzungen 668. 

Schwftgerschaft  64  n.  65  n. 

Schwarzenberg,  Johann  von  906  f. 

Schweden  (vgl.  Nordgermanen)  5  f.  11. 
26  n.  44.  149n.  228n.  284n.  291. 
Reichsstand  779.  821.  871.  878. 

schweigender  Bichter  600  n. 

Schweine-Zehnt,  -Zins  50n.    193.    194n. 

Schweinskopf  37. 

Schweiz  896n.  506.  510.  518.  565n.  616. 
734.  778.  789.  837  n.  915.  Kodifika- 
tionen 915. 

Schweriner  Becht  555  n.  669  n.  682  n. 

Schwert  42n.  62n.  107.  280n.  302n. 
403.  471.  569n.  625.  798n.  Zwei  S. 
480.  485.  S.-  und  Spindelteil  (315  ff.). 
738  f.  S.-Leite36n.  447.  -Mage65.  71. 
300.  323.  328  ff.  479.  -Träger  108  n. 
488.  -Zücken  351  n.  762. 

Schwurgericht  875.  900.  916. 

scire,  scirgemot  121  n.  149.   -gergfa  129. 

scotatio  62. 

scrtban  14  n. 

sculdasia  132. 

scutiferi  446. 

secretarii  491.  493. 

securitas  286  n. 

See,  über  S.  gekommene  Waren  380 n. 
711. 

Seeland,  Provinzialrecht  149  n.  229  n. 

Seelgeräte  275.  281  n.  583.  754.  S.-Bente 
727. 

seil  205  n. 


Sekretierung  492  n. 

selbmündig  225.  271. 

Selbstanzeige  82.  348. 

SelbstbOr^chaft  281  n.  293.  295.  731. 

SelbstverSuchung  24.  62. 

Selbstverwaltung  565.  621  f.  635.  641. 

selisuocha  377. 

se\ja,  sellan  63  n. 

Semnonen  11.  98  f. 

Semperfreie  (-leute,  -barones)  486  n.  585  n. 

666  n. 
Senat  29  n. 
Senckenberg  904. 

Send  188.  -Gericht  183.  884.  578.  583  ff. 
774.    -Herr  584  f.    -Bechte  670.  697. 
-Schöffen  584.  sendbare  Leute  486  n.  585. 
Seneschalk  141.  142.  198.  219. 
senior,  Senioren  33 n.  Hin.  154 n.  157. 
161  f.   226  n.  402.   515.     Seniorat  750. 
Septem  causas  236  n.  268. 
Septimanien  91.  98.  121.  289. 
sermo  43  n.    regis  117  n. 
servi,  serviles  46.  457.  693.    casati  219. 

455.    cotidiani  457.    regis  218.    ecde- 

siae  218. 
servientes  438  n.  446.  519. 
servitium  544.  612.  615  n.  688.  regis  180. 

157.  196.  201.  518.  524.  542. 
Servituten,  öffentlichen  Bechtes  870. 
Setzrecht  750. 
sessio  triduana  287. 
shupanie  19  n. 
Sibidatum,  Beichstag  656. 
Sichard  908.  910. 
Sicherheitsleistung,  -Haft  770  n. 
Sieben,  Zahl    167.    170.    176.    661.    Eid 

580.775.  Kampf  773.  der  Siebente  193. 
Siebenbürgen  391.  432  n. 
Siebeneichen,  Gericht  555  n. 
Siegel  491  ff.  698  ff.  771.    Beichs-S.  188. 

698.    Pfalz-S..  189.  Hofgericht»-S.  698. 

authentisches  700  n.  zur  Beglaubigung 

für  andere  700  f. 
Sigibert,  König  97. 
Sigismund,   Sigmund,    König   der   Bur- 

gunden  241.    Kaiser  781. 
signifer  108  n.  598  n. 
Silberwährung  188.  840. 
Simonie  500.  760  n. 
Simplum,  Truppen-  u.  Steuer-  885  f. 
sind  83  n. 
sinista  26  n.  31. 
sinnen  404. 

Sippe,  Sippschaft  87.  54.  63  f.  805.  Glie- 
derung 65  f.   829  f.    748.     Begrenzung 

66.  333.  750.  im  Heere  16.   Teilnahme 

an  Fehde,   Sühne  und  Wergeid  79  f. 

344  f.      Vormundschaft    69.    71.    300. 

321.  324  n.  825.  328  n.    S.-Gericht  66. 

72  n.  82  n.  84.  805.  825.     Lösung  des 

S.-Bandes  72.  78. 
Sjaellandske  lov  229  n. 
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Sisebut,  Westgotenkönig  239. 

skalks  46. 

Skänelagen  229  n. 

skeltata  174. 

skeyting  62. 

skirskotan  86  n. 

Sklave,  Bedeutung  des  Wortes  457  n.  S.- 
Delikte (vgl.  Haftung)  341  n.  849  ff. 
Handel  47  n.  459.  Ehen  46.  71.  S.  von 
Hörigen  222.    von  Juden  469. 

sköggangr  77  n. 

slatha  74. 

Slawen,  slawische  Grebiete,  slawisches 
Recht  12.  19  n.  78  n.  90.  890  f.  432  f. 
459.  583. 

SmUlandslagen  228  n. 

smarden,  smurden  459. 

Soßdermannalagen  228  n. 

Soest  681.  684.  786. 

Sold  440.  (518).  519  f.  S.-Ritter  517. 
519.  638.  Soldaten  857.  Söldner  514. 
519  f.  794.  806.  885.  837.  856  ff.  sol- 
darii  519. 

solidns  187  ff.  190. 

solis  coUocatio  45  n. 

Solmser  Landrecht  910. 

solsadia,  solsatire,  sölsetr  45  n.  874. 

Sondergemeiuden  637.  689  ff. 

Sonderrechte  650.  658. 

Sonnenlehen  898. 

Sonntag  178. 

sors  58.  101.  207.  211  n. 

Souveränität  849.  874.  885. 

Spaltzettel,  Spanzettel  699. 

Spanien,  spanisches  Recht  2.  7.  239  f. 
261.  Mark99. 121.  Spanier  im  Franken- 
reich 181  n. 

spatarius  108  n.  140. 

Speculum  iudiciale  788.  902. 

Speer  60  f.  63  n.  68  n.  70.  85.  107.  405. 
471.  516.  S.-Reichung  (vgl.  Gairethinx, 
Waffenreichung)  25.  47 n.  61.  70.  277n. 
292.  322  n.  888.  474  n.  S.-Magen  65. 
-Träger  108  n. 

Speier  642.    829.    Judenprivileg    468  n. 

sperantes  159  f.  180.  223. 

Spezialbefehl,  königl.  170  n.   197.  200  n. 

Spezial Verleihung  des  Bergwerkseigen- 
tums 540  f. 

Spiel,  Spielschuld  63  n.    714.    729.    752. 

Spießrecht  857. 

Spill-,  Spindelmagen  64  f.  72  n.  802. 
808.  329  f. 

Spion,  Spionage  89.  76  n.  77  n. 

Spoleto,  Herzogtum  99. 

Spolienrecht  419  f.  523.   525  n.  591. 

spoiisalia  300. 

sponsalitia  largitas  814. 

Sprache  41  n.  117  n.  152  n.  508.  deutsche 
S.  vgl.  Deutsch.     Vulgärlatein  288. 

Sprecher  564. 

Spruchkollegium  861. 


Spurfolge  122  f.  876  ff. 

squire  447. 

Staatenhaus  im  deutschen  Reichstag  891. 

Staatsgut  und  Königsgut  198.  520. 

Staatskanzler  876. 

Staatsministerium  866.  876. 

Staatsrat  876. 

Staatsrechtstheorien  849  f. 

Stab,  Wahrzeichen  87  n.  42  n.  45.  61  f. 
79.  85.  107  f.  801  n.  865.  403.  4T1. 
593  n.  S.-Brechen79.  S.-Reichung  162  n. 
292  ff  718.  S.-Trfiger  108  n.  Vgl.  feetu- 
catio. 

stabon  294  n. 

Stadt  16.  122.  123  ff.  616  ff.  866  ff.  Be- 
CTiff  620.  Entstehung  621  ff.  626.  641  n. 
Gründung  590  n.  623  f.  626  ff.  852. 
Arten  626.  römische  124.  621  ff.  624 n. 
626f.632.  683n.  königliche  (vgl  Reichs- 
S.)  628.  641  f.  freie  543.  628.  642.  Bi- 
8chofetadt626f.642.  Landes-S.M5.628. 
630  f.  641  ff.  865.  868.  911.  grand- 
herrliche (Mediat-S.)  615  n.  628.  643. 
868.  Gerichtsstand  601.  631.  642  f. 
Exemtion  609.  622.  627.  680  f.  Land- 
standschaft 615.  643.  Heerpfiicht  515. 
516  n.  634.  Münzwesen  525.  527  f.  594. 
Einwohnerschaft  621.  626  f.  681  f.  Ge- 
schlechter 687.  Grundbesitzverhält- 
nisse 626  f.  682  f.  —  S.-Bote  637.  689. 

—  S.-Bücher  678.  701  ff.  713.  720.  726. 
732.771.  —  S.-Prieden625.636.639.652. 
760.  —  S.-Gericht  627.  613  ff.  639.  708. 
860  ff.  867.  890.  —  S.-Herr  626.  640.  — 
S.-Kreuz  626.  —  S.-Mauer  620  ff.  625. 

—  S.-Rat  622.  634  ff.  640.  867  f.  — 
S.-Recht  626.  650.  658.  676  f.  723.  815. 
852.  911  f.  —  S.-Schreiber  637  f.  786. 
867.  —  S.-Schultheiß  628.  639.  —  &- 
Siegel  687.  700.  —  S.-Verweisung  758. 
775.  —  S.-Vogt  507.  627 n.  628.  630.  638. 

—  Alt-  und  Neustadt  624. 
Städtebund,   rheinischer   648.     westfäli- 
scher 643  n.    schwäbischer  648. 

Städtekollegium  im  Reichstag  511.  823. 

Städteordnung,  preußische  876. 

Städtesteuem  527.  542ff.  612.  642f:  646. 
837. 

Städtetage  543. 

stafa  62. 

Staffelgericht  176. 

Stahlhof,  Londoner  644. 

Stämme  11.  90f.  120.  145.  518.  Stammes- 
herzog (vgl.  Herzog)  97  f.  117n.  118n. 
120.  183  f.  150.  154.  179.  254.  474. 
König  106.  111.  -Recht  120.  180.  228. 
281.  254.  549.  647.  -Reiche  90.  -Ver- 
sammlung 22.  49n.  106.  111.  184.  149£ 
242.  244.  258. 

Stammgut  880  n.  437.  449 n.  564.  723.  750. 

Stammrolle  156.  858. 
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Stand  45  ff.  58.  71.  214  ff.  846.  434  ff.  461  f. 
549.  804  ff.  Erhöhung  486.  814.  822. 
Aufhebung  der  S.-Vorrechte  892. 

Stande  614  n. 

Standesherren  795.  805.  875.  885  n.  899  n. 
901  f. 

stantia  295  n. 

Stapelrechte  640n.  814. 

stapsaken  85  n. 

Statthalter  484.  598n.  610.  817.  828. 
der  heimlichen  Gerichte  577.  580  f. 
S.-Eat  828. 

statutarische  Portion  736  n.  Vgl.  Ehe- 
gatten. 

Statutarrechte ,  Exemtion  von  denselben 
807. 

staua  43  n. 

Staveren  672n.  685. 

stefna  84. 

stehende  Heere  857. 

Steiermark  442.  673. 

V.  Stein,  Freiherr  876.  888. 

Steinigung  76 n.  340. 

stelan,  stein,  stehlen  75  n. 

Stellinga  449  n. 

Stellvertreter  im  Grericht  50  n.  67.  101  n. 
114.  159.  180.  186.  201.  223.  225. 
270.  318.  321.  324.  362.  382  n.  384  f. 
440.  458.  552.  716  n.  732.  747.  765  f. 
881.  905  n.  in  sonstigen  Rechtsange- 
legenheiten 709.  715.  747.  in  Lehn- 
sachen 407.  409  n.  416  f.  794.  im  Heer- 
dienst 156f.  I62n.  515.  858.  875.  882. 
—  S.  des  Königs  (vgl.  Reichsverweser, 
-Vikar)  128.  136.  139.  141.  176.  482  ff. 

509.  549  f.  553.  577.  814.  des  Richters 
127.  131.  167.  170.  174.  176.  550. 
562  f.  567  ff.  572.  582.  603.  des  Kanz- 
lers 491  f.     bei  der  Königswahl  479. 

Stendal  681.  Glosse  668. 

steora  194n. 

Sterbfall  431.  440.  456.  605.  808. 

Steuern  (vgl.Bede)  115n.  118. 192 ff.  201  n. 

510.  519.  524.  542  ff.  610ff.  782.  829. 
831.  835.  838.  844.  868  f.  87«.  889.  897. 
landständische  566  n.  613.  853  ff.  862  f. 
städtische  527.  542  ff.  612.  637  f.  642. 
648  n.  646.  887.  reichsritterscbaftliche 
870.  Befreiungen  200.  543 n.  544.  611  ff. 
838.  854  f.  Vgl.  Ungeld,  Gebäude-, 
Grundsteuer. 

Steuerräte  865. 

Steuerverein  888. 

Stift,  als  Sendherr  585.  evangelisches 
822.  8t.-mäßiger  Adel  447.  807.  St- 
Vogt  182.  186.  5l6n.  566.  570.  588.  596. 
607.  627.  St-Administrator  822 n.  845n. 

Stiftung,  milde  129.  275.  709. 

stille  Wahrheit  776.     st  Frage  775. 

Stillgericht  578  ff. 

stipendiarii  458. 

K.  SCHRÖOBB,  Deutsche  Kechtageechiobte.    4. 


Btipula,  stipulatio  61.  294  n.  295  f.  inter- 
posita  296  n.     subnixa  294  n.  296  n. 

stiura  542. 

Stockwerkseigentum  723. 

Strafangriff  184. 

Strafbarkeit,  Erhöhung  352.  854. 

Strafe,  System  76  ff.  232.  339  ff.  756  ff.  762. 
906.  912.  sakrale  76.  öffentliche  652. 
peinliche  76  f.  839 f.  756  f.  an  Haut  u. 
Haar  348.  758.  Zusatz-S.  342  n.  (844  n). 
852.  ablösbare  340ff.  347.  349.  851. 
357  f.  466  n.  561  n.  nach  Ermessen  76  n. 
249  n.  342.  854.  858.  756.  S.  im  Heere 
39.  —  S. -Gedinge  195.  274  n.  727. 
-Klausel  195.  341  n.  -Gesetzbücher 
892.  906  ff.  912  ff.  915  ff.  -Prozeß  83. 
359.  559.  892.  901  £  906.  908.  912  ff. 
915  ff.  -Knechtschaft  76  n.  220.  342. 
358. 459.  —  S  -Umwandlung  (vgl.  Gnade) 
76n.  117.  340  ff.  756.  758.  763.  —  S.- 
Vollzug 76 f.  88.  340.  355n.  763.  -Um- 
bildung des  S.-Rechts  788.  892.  902  f. 
906.  912. 

Straflosigkeit  67.  75.  77  ff.  81  f.  87  f.  841  n. 
351.  357. 

Strandregai  196.  210.  533.  595. 

Straßburg  629n.  630n.  634u.  642.  701  n. 
719n.  778.  Formeln266.  Stadtrecht 687. 

Straßen,  Bau  129.  197.  201.  529.  535. 
638  n.  -Frieden  118.  604  n.  -Gericht 
535.  604.  -Raub  774.  -Regal  209 f.  397. 
529.  535.  592. 

Streitgedinge   862  n.   363.  375.  882.  384. 

Strohwisch  108  n.  373.  471.  569  n.  625. 

Süom,  Bett  535.  -Regal  208  f.  897.  427 n. 
534  f.  537.  587n.  593n.  -Zoll  191.  -Bau- 
ten 129.  535  n. 

strudis  370  n. 

Stryk  902. 

Stuhl  (vgl.  Frei-S.),  -Freie  451  n.  -Herren 
577.  579.  587  n. 

stuofa  194  n. 

Sturmsold  857. 

Suarez  913. 

Subdiakon  184. 

subregulus  106  n. 

Subsidien  195. 

subsidium  caritativum  836.  869.  regium 
542, 

subsiiäres  Recht  790.  907  f.  918  f. 

Sueben, Sueven  llf.  19.  37.  58.  89.  91. 98f. 

Sugambem  95. 

suggestio  884. 

Sühne  40  n.  69.  70  n.  80  f.  85.  180.  182. 
185.  293.  466  n.  752.  756.  758.  768. 
verboten  352.  356. 

Summa  Aegidiana  665.  curiaeregis  705. 
dictaminis  705.  decretalium  660 n.  feu- 
dorum  695.  legum  706.  de  poeni- 
tentia  665.  prosarum  705.  der  rechte 
Weg  901  n.  legum  Langobardorum  244. 

sunnis  84.  374  n. 
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suona,  suonari,  suonBtuol  85  n. 

Superintendent  847. 

Supplikation  an  den  Landesherm  860. 

Surrogat  735. 

suscepti  159. 

Sussex  94. 

svfis-Bcara  276  n. 

Sjagrins  96. 

Syndikatsklage  832. 

Syndikus  786.  867. 

Synode,  synodus  146.  151  f.  183  f,  syno- 
dalis  152.  436  n.  585  n.  Synodalverfas- 
sung 847. 

tabularii  181  n.  183.  226. 

Tag,  zu  seinen  T.  kommen  417  n.  709. 
T.Löhner  637.  801.  T.-Werk  205.  T.- 
Werker  457. 

tagadinc  45  n. 

taka  llOn. 

Talion  762. 

tallia  542.  612  n. 

Tanfana  11  n. 

tangano  85  n.  362  f. 

tanodo  314. 

Tassilo  164  n.  246  f. 

Taufe  269.    Taufkirche  585. 

Tausch,  Tauschhandel  13.  63.  273.  279 n. 
296  n. 

Tausendschaft  19.  28.  37.    Führer  19.  28. 

taxaga  75  n. 

Teck,  Herzog  von  395  n. 

teiding,  teidingen  45  n. 

Teilbau  480.  540. 

Teilnahme  an  Verbrechen  351.  762. 

Teilrecht  739.  791. 

Teilung  der  Grafschaften,  Territorien 
557.  821.  845  ff.  der  Grundstücke  801  f. 
des  Hausvermögens  322.  333  n.  336  f. 

Teilzettel  699.  732. 

teloneum  191  n. 

Tempel,  Gut  57.  -Frieden  74.  -Schän- 
dung 76  n.  -Raub  249.  T.-Bünde  11. 
Eigen-  oder  Haustempel  30. 

Tenngier,  ülr.  902. 

teoda  177  n. 

terminus  121  n. 

terra  273.     salica  212  ff.  214  n. 

terragium  193.  430. 

Territorial-Kommission,  Rezeß  878.  -Prin- 
zip 232.  239.  243  f.  254.  256.  259  f.  647  f. 
Territorial- Stimmen  im  Reichstag  821. 

Territorien,  Entstehung  396  f.  Abrundung 
596.  zusammengesetzte  616.  844.  853. 
859.  reichsBtändische  843.  ohneReichs- 
sUndschaft  843  f.  städtische  867.  ge- 
meinschaftliche 586.  600  n.  822.  844. 

territorium  121  n. 

tertia,  fränkische  315  ff.  319. 

Testament  72.  232.  420  n.  487.  583.  754. 
787.  905  n.  Vollstrecker  754.  testamen- 


tum  262.     regle  209  n.  211.  283.    vgl. 

VerTiigung  von  T.  w. 
testatio  372.  380. 
testes  rogati,  per  aures  tracti  86  n.  263  n. 

277  n.    synodales  584. 
testimoniatio  139.  176.  262. 
texaga  75  n. 
Thäler  616. 
Theodebald  97  n. 
Theodebert  97. 
Theoderich  I.  97,  II.  97.  (Franken),   der 

Große  92.  97.  240.    Edikt  238  n.  240. 

245  n.   Theoderich  I.  (Westgote)  237. 
thesaurarius  140.  199. 
Thervingi  91. 

Theudis,  Wesigotenkönig  287  n. 
Thibaut  915. 
Thingsns,  Mars  23  n.  42. 
thing,  thinx,  thingatio  21.  41.  61  n.  337. 
thiot  11. 

thiotmalli,  thiodothing  22  n. 
thiudans  25.  (177  n.). 
Thomasius  904. 
Thron,  Erhebung  107.    Folge  108  f.  615. 

845  ff.    -Lehn  794  f. 
thunchinium  126.  167  n. 
thnnginus  111.  126f.  129.  150.  167.  177n. 

372. 
Thüringen  49f.  91.  92ff.  97f.  lOln.  109. 

121  n.  174.  190  n.  219  n.  222.  228.  230. 

248.  892.  494.   649.  740  f.     Landgraf- 
schaft 505.  555. 
Thurn  and  Taxis  795  n.  841.  897  n. 
tie,  tigge  41  n. 

Tiere,  Haftung  för  83.  349  flF.  732.    T.- 
Prozesse, -Strafen  849  n. 
tiodute  37  n. 
Tirol,  Landrecht  910.     Halsgerichtsord- 

nung  906.    Landstande  61B. 
Tocco,  Carolus  de  244  n. 
Tochterdorf  59  n. 
Tod,  bürgerlicher  342  n. 
Todesstrafe   24.  39.  45  f.  76  ff.  88.  112. 

117.   128.    137.    154.    177.    184.    248  u. 

262.  305.  339  f.  342.  353  ff.  356  ff.  361. 

375  f.  383.  580.  644  f.  756.    Arten  75  n. 

340.756.  Abschwftchungen  340.  sakrale 

76.    339.      Vollziehung  74  f.    86.  131. 

167.   172.   339  f.   763  n.      Vgl.  Losung 

des  Halses. 
Todesurteil  75  f.  112.  177.  563  n. 
Todfall  s.  Sterbfall, 
töft  55. 

toi,  toloneum  191  n. 
tolva  563. 
torf  unde  twig  62. 
Totenschau,  gerichtliche  774. 
Totenteil  72.  336.  456  u.  530  n. 
Toter  erbt  den  Lebendigen  335.  717.  751. 
Totteilung  722.  739. 
Totschlag,  Tötung    74.    80.    179  u.   343. 

351  n.   354.  583.  760.      vermessentlich 
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354.     unabsichtlich  766.    in  Notwehr 

341  n.  756.    Straflosigkeit  (46).  67.  75. 

77  ff.  81.  87  f.  218  n.   290.   821.   841  n. 

343  n.  351  n.  357.  876.  (458>  745.  756. 

762  n. 
Toni  642.    Stadtrecht  686. 
tractoria  197.  201. 
traditio  277.  281.  800.  718.     oartae  263. 

278  ff.   281  n.   288  n.   289.    296  n.    301. 

314.  338.  701.  718  n.  726.  iterata  288  n. 

Traditionsbücher  264.  701. 
trse  ok  taka  293. 
transactum  288  n. 

transitoria,  transitara,  trastura  191  n. 
Trauung  70  f.    292.    300  ff.   822  n.  733  f. 

Schein-T.  301. 
tremisais,  tremissus  187.  190  n. 
Treue  (vgl.  fides,  Handtreue,  Schuldver- 
sprechen) 290  n.     T.-Pflicht  33.  67  n. 
.  117  n.     T.-aelöbnis    34.    61  n.    160  n. 

712.   724.  730.     T.-Bruch    36.  89.   82. 

117n.  284f.  304.  354.  394.  408.  421.  509. 
treuga  Dei  652.    Heinrici  660.  756. 
Treuhänder    224  f.  278  n.  417  f.  709.  725. 

743.  754.  765  n.     Vgl.  Salmann. 
treuwa  60  n.  652  n.  730. 
Trevirer  12. 
Triboker  15  n. 

Tribunal  860.     Ober.-T.  860. 
tribunus  31  n.  131.  167.  599.  601. 
Tribut  49.   195.   541.     tribntarius  (194). 

221.  345  n. 
triduana  possessio  287.  338.  718  n. 
triens  187. 
Trier,  Erzkanzler  478  n.    490.    Kurfürst 

475  f.  478  n.  479.  819.    Landrecht  911. 
Tripartita  253  n. 
Tritt-  und  Trattrecht  205  n. 
Trost  32. 
Truchseß    35  n.   140.  142.  489.  486.  488. 

597.  815.  818. 
truht  32. 
Trupp  15  n.  17  n. 
trustis  32.  123.  141.  157.  159.  161.  162  n. 

216.  218.  356.  377.   Absehichtung  141. 

165. 
trygdir  8a 

Tübinger  Vertrag  854  n.  909. 
Tuihanten,  Twente  23  n. 
tuitio  113. 
tun  17.  40.  65. 
tunchinium  s.  thunchinium. 
tung  55. 
tuom  43. 

tumiermftßiger  Adel  447.  807. 
tumliute  608. 
tutor,  tutela  226  n. 

Überfall,  Überhang  711. 
übernächtige  That  78.  770. 
Ubier  50.  96. 
Übersagung  79.  775. 


Übersiebenung  775. 

Überteuerung  724. 

ügo,  lomb.  Jurist  244  n.  694  f. 

dheilagr  77. 

Ulfljodslög  228  n. 

um&r^  62. 

Umschlagsrecht  640  n. 

Umstand  168.  561. 

unbilde  15n. 

Undankes  732. 

underdinge  773  n. 

Unedelmann  450  n.  462  n. 

unfsehde  80.       • 

Unfallshaftung  83. 

Unfreie  (vgl.  Leibeigene)  36.  41.  46  ff. 
50.  68.  80  n.  101  n.  154n.  218ff  271. 
846.  369.  868.  Entstehung  46.  48.  66. 
219  f.  290.  305.  321.  340.  342.  355.  958. 
459.  468.  808  f.  ^4n.  Ehen  47.  71. 
219f.  305.  456n.  459.  468.  466.  808ff. 
Unzucht  mit  Freien  357.  Missethaten 
46.  83.  85.  179f.  271.  841  n.  849f.  732. 
756.  Wereeld346.  flüchtige  232  (vgl. 
nachfolg.  Herr).  Beendigung  der  vn- 
freiheit  (vgl.  Preilassunff)  221.  224  ff. 
455  n.  458.  808  f  bewe^iche  oder  un- 
bewegliche Sachen  219.  271.  U.  als 
Geistliche  145.  219.  als  Beamte  126. 
im  Heere  159  n.  Schutz  gegen  den 
Herrn  756  n. 

Ungarn  391.  650. 

Ungefähr  82  l  348  ff*  732  f.  759.  U.-Buße 
349. 

Ungehorsam,  Protest  44  n.  84.  381.  Ver- 
fahren 81.  360  n.  373  ff.  580.  770. 

ungehür  74. 

Ungeld  527.  612  f.  638.     Vgl.  Accise. 

ungelücke,  ungeschiht  732. 

Ungenossame  809. 

Ungericht  756.  759. 

ungewerte  Leute  425  n. 

Universalsuccession  752. 

Universitäten    (vgl.    Aktenversendung) 
487  n.  785.  789.  814.  867.  885.  908. 

unram,  unramelinges  732. 

unriuchte  here  74  n. 

Unscheltbarkeit  262.  861.  771. 

Untereigentum  723.  793.  797. 

Untergenossen  462.  549.  552. 

Untergericht  s.  Niedergericht. 

üntergraf  130.  170.  495.  558.  562.  570f. 
588.  599. 

Unterhaltsanspruch  269  f. 

Unterherrschaft    587.    597  n.  615.  844  n. 

Unterpfalzgraf  189. 

Unterrichter  192.  559.  599  f. 

Unterschied  744. 

Unterschlagung  355.  377. 

Unterthanen,  Widersetzlichkeit  861.  8^4. 
883.  Klage  gegen  den  Landesherr 
831.  851.  855.  883. 

Untervogt  567.  601. 
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Unterzug  455  ii. 

unwena  lawa  327. 

Unzucht  66.  74.  76 n.  299  n.  357.  583.  760. 

Uplandslageu  228  n. 

nppsaga  24.  229. 

upsate  760  n. 

üptalsbom  397n    671  f. 

urbar  540.     U.-Gericht  605. 

Urbarien  198.  264.  698.  702.  799. 

nrbs  620. 

Urbuch  278. 

nrchondo  86  n. 

Urfehde  80.  843.  763. 

urgiht  775. 

Urheberrecht  852.  885.  917. 

Urkunde,  Geschftfto-  262  f.  294.  Beweis- 
262f.  767  n.  771.  Privat-  262  f.  361. 
698  f.  öffentliche  262.  548  n.  698  f. 
Schreiber  262.  362.  verlorene  263.  Auf- 
gebot 771  n.  Schelte  262.  361  f.  868.  , 
(771).  -Geld  86  n.  365.  687.  783.  Vgl. 
Beweis,  carta,  G^richteurkunde ,  tra- 
ditio cartae,  Kanzlei,  Königs-U. 

nrsale  742  f. 

nrsasse  744  n. 

UrteU  43.  75f.  77  f.  80f.  85.  167.  172f. 
175  f.  177.  184.  363.  letztes  551n. 
563 n.  572 n.  60 In.  627.  -Ausgabe  43. 
257.  564.  772.  861.  -Bitte  85.  363. 
-Buch  551.  -Erfüllungsvertrag  81.  85. 
88.  293  ff.  363.  370.  872  ff.  380.  767. 
-Frage  43.  177.  368.  512.  549.  602.  765. 
Rechtskraft  177 n.  386.  546.  551.  772f. 
-Schelte  178.  195.  369 f.  385.  462.  547. 
561.  582.  677.  772.  Vorschlag  43  f. 
167  f.  470.  772.  -Vollstreckung  (vgl. 
Pf&ndung,  Strafvollzug)  76f.  81.  88. 
111.  127.  129.  131  f.  167f.  171  f.  174. 
181.  200.  370  ff.  561.  579.  627.  782. 
829.  832  f.  Hegungs-U.  42  n.  562.  Vgl. 
Beweis,  Folge,  Vollbort,  Weistum. 

Urteiler  43ff.  112.  167ff.  17lf.  174f.  462. 
464.  466.  475.  557.  561.  565.  582.  600. 
602  ff.  605  f.  629.  758.  859  ff.  im  Königs- 
gericht 176.  549  f.  582  n.  im  Kammer- 
gericht 553. 

usus  modernus  pandectarum  902. 

ususfructus  maritalis  791. 

ütlagh,  ütlegd  77. 

utbeizla  881. 

Utrecht  145  n.  686. 

ugheischen,  urheischen  546  n. 

Tadium  s.  wadia. 

valvasor,  valvasinus  160n.  400. 

Vandalen   lln.  31  n.   57n.  89.  91  f.  101. 

128n. 
Vangionen  15  n. 
v&pnatak  24.  41  f.  97  n.  152  n. 
vare  84.  765. 
vargr  75. 
vaiii  15  n.  274  n. 


Vam,  Stadtrecht  690. 

vassus,  vassallus  158  f.  162.  165.  180. 
218.  402.  514  n.  Vassallen  136.  158£ 
217.  436.    Vgl.  Heerschüd,  Lehen. 

vastinge  730. 

Vater,  Recht  64  f.  Gewalt  (vgl.  Munt) 
64.  66f.  271.  320ff.  828.  346.  738.  745f. 
766.  Aufhebung  271.  322.  746.  als 
Vormund  71.  Träger  des  Hausvennö- 
gens  326. 

vapaeidr,  vaj^averk  83. 

v^,  v^bönd  39  n.  42  n. 

veizla  162  n. 

Vektigabrecht  198.  210. 

veme,  vemer,  vemedine  575  f. 

Venetien  99. 

Verantwortung  160.  179  f.  228.  324. 

Verbannung  840.  342.  343  n.  358.  758. 

Verbrechenkonkurrenz  352  f. 

verbum  42  n.     regis  113.  114  n.    116  n. 

117  n. 
Verdun  648.    Vertrag  99  f.  119.  388. 
veredi  197. 
Verfahren   von  Amts   wegen    352.  356. 

382 f.  756.  774 ff.  906.    heimliches  775. 
Verfangenschaft  72n.  311  f.  317  n.  787 ff. 

743.  791. 
Verfassungsgesetze  886.  891  ff.  895.  898. 
Verfemung  580. 

Verfestung  177  n.  342  n.  559.  757.  770  f. 
Verfluchung,  Selbst-  24.  62. 
Verfügungen,   Vergabungen   von  Todes 

wegen    283  n.    287  f.    319  n.   320.   338. 

411.  716  n.  753.    Vgl.  Testament 
Verhaftung  775. 

Verhandlungsprinzip  84.  360.  913. 
Verjährung  362.  880.  383.  720.  770  f.  795. 
Verklarung  83  n.  348.  763  n. 
Verknechtung  76  n.   81.  220.    342.   358. 

459.     Vgl.  Notverkauf. 
Verkoppelung  s.  Zusammenlegung. 
Verlassung  277. 

Verleihung  des  Bergbaurechts  540  f. 
Verliegenschaftung  713.  745. 
Verlober  299  ff.  321.  733. 
Verlobung  71.  299  ff.  313.  743.     Brach 

303  f. 
Vermählunff  800. 
Vermögen,  Einziehung  (vgl.  Fronung)  77  £ 

81.  88.  134.  183  n.  195.  835    342.  343  n. 

353  n.  354.  358.  372  f.  375    455.  521  u. 

531.  757.  761.   Vorenthaltung  297.  Sö9. 

Zerstörung  78  n.  358.  757. 
Verordnung,  königliche  113.  n5f.  259. 
Verrat  760.   Vgl.  Hochverrat,  Treubruch, 
verreden  79. 
Verreichung  718. 
verrufen  79. 
Versailler  VertrSee  898. 
Versammlungsrecht  885.  890.  892. 
verschieden  62 n.  277. 
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Verschollene  747. 

verschweigen,  sich  531.  719.  721.     Vgl. 

Gewere  (rechte),  Jahr  und  Tag,  Ver- 
jährung. 
Verschwender  747. 
Versprechen,  Bruch  771. 
Verstümmelungsstrafe  340.    355  n.    357. 

756.  761. 
Versuch,  Strafbarkeit  82.  351.  762.  906. 
verteidigen  45  n. 
Verträge,  Form  60  ff.   289  ff.  730  f.   787. 

Entgeltlichkeit  63.  85  n.  284.  297.761. 

Bar-V.    63.    289.    296  f.     zu   Gunsten 

Dritter  732.  766  n.    internationale  60 n. 

512.  530  n.   533.    645.    814.    882.    V.- 
Strafen 62.  195. 
Verwahrlosung  733. 
Verwaltung,  Bann   113.    -Gericht  865  f. 

901.   Organisation  260.   der  Zentral -V. 

138  ff.    197.    597  ff.    864  ff.    876.    887. 

mittlere  127  ff.  610.  864  ff.   876  f.   887. 

niedere  126.  130  f.  197  f.  607  ff.  864  f. 

grundherrliche  430  f.    -Exekution  116. 

258. 
Verwaltungsgemeinschaft,  eheliche  306. 

319.  715  n.  735  f.  737  f.  743.  787.  791. 
Verwandte  (vgl.  Geschlecht,  Magen,  Sippe, 

Zeugen),    Eidhelfer  86.    865  n.    866  n. 

halbbürtige  750.    Tötung  von  V.  354. 

Grenze    66.    333.    Zerschneidung  des 

Bandes  224  f. 
Verweisung  73  n.   774. 
verzellen  78.  117  n. 
Verzicht  297.    bei  Erbteilung  275.   337. 

722  f.     bei  Auflassung  61  n.  722. 
Verzug  des  Schuldners  290  f. 
vestigii  minatio  376. 
vestitura  206  n.  274.  282. 
Veto,  kaiserliches  814.  823.  854. 
Vettembuße  80. 
Vetterschaften  66.  338  n. 
via  lacina  351  n.  869  n. 
vicaria,  vicarius  123.   131  f.   136  n.    167. 

170  n.  171  n.  172.  181.  280  n. 
vicecomes  130.  170.  174.    Vgl.  Untergraf, 
vicedominus  130.  145.  170.  201.  494.  610. 
vicinus  58  n.  208.  211.  425  n. 
vicissitudo  284  n. 
Vidimus  701  n. 
Viehgeld  14.  79.  273  n. 
Viehpfändung  274  n. 
Vielweiberei  71.  110. 
vierendele  66  n. 
Vierteilung,  -Strafe  756. 
Viertelshauptleute  610  n. 
vierzehn  Nächte  13  n. 
vif-gage  725. 
vig  74. 

viU,  viliaverk  82. 
Villa  17.  197.  203  n. 
villicus  180.  198.  565.  601. 
vingisöf  302. 


virga  pastoralis  403. 

Visitation,  der  Diözesen  384.  des  Beichs- 
hofrates  833.  der  Reichsgerichte  (Visi- 
tations-D.)  831  f.  834. 

vitafe  381  n. 

vite  74. 

vitni  86  n. 

vit6^  15  n. 

Vizekanzler  138  n.  491  f.  816  ff.  824. 

Viztum  602.  610.    Vgl.  vicedominus. 

vijeriagh  33. 

vocatus,  vogatus  200. 

Vogt,  Vogtei  (vgl.  ad  vocatus,  Stifts -V.) 
187  n.  159.  182.  186.  200  f.  (215).226n. 
452.  506  f.  540.  572.  596.  604.  608. 
hohe  396.  506.  566  f.  600.  604  f.  nie- 
dere 182.  200.  560  n.  566  f.  601.  604. 
grundherrliche  629.  630  n.  über  Berg- 
werke 540.  541  n.  Obermärker  427. 
Vogtei  als  Amt  607.  609.  V.-Ding, 
-Gericht  600  f.  603.  Unter-V.  567.  V.- 
Leute  (vgl.  Hörige)  218.  452  n.  458  f. 
457  n. 

Vöhden  428  n. 

Vokabularien  706. 

Volk  für  Heer  15.  514  n. 

Völkerschaft  11.  20.  121. 

Völkerwanderung  39  n.  59  n.  89  ff. 

volkfrei  48.  51. 

Volkland  26.  54.  57n.  149n.  210 f.  218 n. 

Volklandskönige  104  f.  149. 

Volks- Frieden  26.  117.  Gericht,  Um- 
wandlung 859.  -Haus  891.  -Justiz  839. 
357.  757.  -Recht  113.  114.  116.  120. 
130.  136.  175.  178.  211.  218  n.  220. 
222.  227.  228  ff.  233  ff.  254  ff.  257. 
282  f.  843  n.  360.  383  n.  647  f.  649. 
655.  718.  903.  -Versammlung  21  ff. 
111  f.  229. 

Vollbort  (vgl.  Folge)  24.  41.  43.  152. 
167  f.  172.  175.  178  n.  257.  370.  478. 
561.  564.   772  n. 

Vollgericht  41.  167.  170  f.  174.  563.  600. 

Voll-  und  Neumond  23.  37.  44. 

Vollhufner,  Vollspänner  425. 

Volljährigkeit  321  f.  324.  417  n.  747  f. 
815.  852. 

Vollstreckungsklausel  773. 

Vorbann  42  n.  842  n.  351.  373  n.  375.  757. 

Vorbedacht  760  n. 

Vorbehalt,  fraulicher  743.  787.  geistlicher 
811  n.  822  n.  845  n.  872  n.  905  n. 

Vorberufung  der  Enkel  749.  753  n. 

vorderunge  766  n. 

vordere  Hand,  Berufung  an  551  n.   773. 

Voreid  362.  378. 

Vorflucht  773. 

vorhure  456.  633  n. 

Vorkaufsrecht  101  n.  207.  276.  288  n. 
456.  594.  640n.  722n.  723.  726n.  870n. 

Vorlesungen,  juristische  244.  904. 

Vormund,  Vormundschaft  (vgl.  Munt)  36. 
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60.  828  ff.  328.  462.  466.  487.  709. 
746  ff.  765. 839. 905  n.  914.  Gesamt-V.Tl. 
325.  328n.  Individuül-V.  71.  gekorener 
733.  geaetzter  825.  Ober-V.  71.  322. 
325f.  747 f.  Alters-V.  71.  747.  Ge- 
8chlecht8-V.  71.  271.  298  ff.  304.  307  f. 
709.  733.  747.  über  Volljährige  271  f. 
324.  709.  766.  eheherrliche  306.  709. 
nutzliche  276.  824.  416f.  748.  fdrsoig- 
liche  748.  Aussteuerpflicht  808.  Ver- 
antwortung, Vertretung  834.  766.  Ert>- 
recht  829  n.  Balemundung  825.  748. 
V.-Gewere717.  Zuch^ew  Jt  324.  £he- 
bewüligong  827.  —  Regierungs-V. 
110  f.  479.  484. 

Vorparlament  890. 

Torsate  760  n. 

vorBchotinge  62. 

Vorsprecher    des    Rechtens    561.    VgL 

Fürsprecher. 
Voruntersuchung  184. 
Votum  ad  imperatorem  883.   rotum  regis 

226  n. 
vrönunge  372. 

Wachdienst  129.  156.  201.  688. 

Wachszinsige  286.  454.  457  n. 

wacta  156.  197.  201. 

wadia,  wadium  49  n.    270.    274.    277  n. 

291  ff.  292  f.  859  n.  882.    wadiatio  293. 

294  n. 
wsßpengetsBC  42  n. 
Waffen  (vgl.  Gairethinz,  Heerschild,  vip- 

natak,  Bewaffnung),   im  Ding  22.    41. 

172n.  ^Fähigkeit  (vgl.  Heerschild)  22. 

24.  47.     -Reichung  25.  84.  89  n.  48  n. 

61.  67  f.  70..  162.  166.  224f.  277 n. 
292.  301f.  SlOf.  338.  403f.  447.  474n. 
-Schau  22.  150  n.  -Verbot  22  n.  28  n. 
172  n.  652.  -Probe  22.  36.  Eid  auf  die 
W.  24.  86.  Wegwerfen  der  W.  25. 
W.  von  Geistlichen  583,  W.-Rührung 
24.  41  f.  97n.  152n.  22b.  473. 

Wagegelder  634. 

Wahl,  politische  23ff.  28ff.  31.  des  Rich- 
ters, Gesetzsprechers,  Vogtes  28.  88  n. 
44.  126f.  132.  137n.  167.  172.  174f. 
201.  564.  575.  600.  608.  628.  der  Mark- 
beamten 426.  der  Schöffen  169.  (584). 
638.  des  Stadtrates  636  f.  der  Bischöfe 
und  Äbte  144.  474.  499  ff.  des  Herzogs 
30.  der  Fürsten  28.  413n.  615n.  des 
Königs,  vgl.  König. 

Wahldekret  474. 

Wahlgesetz,  Reichs-  890f.  895.  897. 

Wahlkapitulation,  Reichs-  814.  819f.  825. 
834.  837  f.  852  f.  870.  905.  st&ndige  820. 
W.  der  geistlichen  Fürsten  616.   858. 

Wahnsinnige  83.  732.  747. 

Währschaftsbücher  702. 

Währung  188f.  251.  526n. 

Wahrzeichen  25.  37  n.  45.  60  ff.   70.   78. 


84.  107  f.  114n.  162n.  225  n.  277.  293. 
295.  800.  302  n.  365.  378.  403.  420. 
470  f.  528  n.  569  n.  592  n.  593  n.  625  f. 
718.  722  n.  794.  Vgl.  InvestitursjrmboL 

Waibel  (vgl.  (^richtsbote)  561. 609.  667  o. 

Waisen  116n.  588. 

Walahfrid  Strabo  268. 

walaraub  75  n.  355  n. 

Walcauflus  248. 

Wald  (vgl.  Almende),  -Eigentum  210n. 
I  427.  -Bote,  -Graf,  -Meister  427.. 
•Gflnger  77.  -Hufe  482.  451.  454. 
-Recht  454.  -Schutzgesetzgebung  804. 
•Wechselvrirtschaft  56.  203.  -Genossen- 
schaften 54. 

waldbrond  356. 

wandelang  60  n. 

Wandelung  765. 

wanhoede  733. 

wanteporo  385. 

wanto  60  n. 

Wappen  437  n.  447.  487.  700  n.  807. 

warda  156.  197. 

warens  879. 

warf  22  n. 

waregang,  wargengus  232  n. 

warfi^da,  wargus  75.  81  n. 

warlöse  733. 

Warnen,  Weriaen  11  n.  92.  228.  248. 

Warner  im  Gericht  765. 

Wasconia  121. 

Wasser,  Bauten  535.  -Recht804.  -Tauche 
351  n-  -UrteU  368  n.  773  n.  -Weihe 
67.  269. 

watscbar  276  n. 

wealh  49  n. 

Wechsel  593  f.  -Bank  189.  527.  -Ge- 
schäft 468  n.  -Güter  428  n.  -Bechc, 
-Ordnung  889.  891.  909.  914  ff.  Vgl. 
Raub-  u.  Wechselverträge. 

wedde  295. 

wederstadinge  729  n.    752  n. 

Wegebau  129. 

Wegegeld  191. 

Wegelagerung  762. 

wehadinc  87. 

Wehrhaftmachung  22.  83  f.  36  f.  47  £ 
67.  71  f.  111.  338. 

Wehrpflicht  36.  47.  153  ff.  162.  197. 
450  n.  514  f.  634.  638.  877.  882.  897. 
Vgl.  Aushebung,  Heer. 

Weiber  (vgl.  Geschlecht),  befriedet  652. 
im  Lehnsverhältnis  407.  409.  W.- 
Lehen 405  n.  418  n.  416.  793.  Erb- 
recht 328  ff.  strafbare  Handlangen 
350.     Bußen  344. 

Weichbild  15  n.  641  n.  677.  mehrere 
Weichbilder  642  n.  Hausleihe  ^  Haus- 
zins, Rente  623.  727.    Sachs.  W,  679. 

Weide,  ewige  (55).  204.  W.-Gelder  193. 
199.  W.-Gerechtigkeit  803.  W.-Strang 
76  n. 
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Weinbauer  454. 

Weinbei^Bblfang  428. 

Weingarten,  Hofrecht  693. 

Weinkauf  86  n.  365.  456.  730,  783  n.  798. 

weisat,  weisunge  808  n. 

Weise  des  Lehnrechts  670  n. 

WeistuDi  15.  228.  284.  248  n.  250  f.  255. 
258.  264.  602  f.  696  f  702.  771. 
Reichs- W.  512. 655.  Stadtrechte-W.  677. 

Wenden^  friesische  671  n. 

wendische  Gebiete  889.    -Städte   645  f. 

Wen;Eel,  König  v.  Böhmen,  Bergrecht 673. 

Werber,  Werbung  520.  857.  877. 

Were  ^06  n. 

Wergeid  46  n.  51  f.  58  n.  80.  87n.  143n. 
159.  188n.  190n.  216.  218.  222f.  229. 
232.  250.  352  n.  355.  358.  437  n.  458. 
461.  466.  652.  756.  769n.  W.-Betrftge 
250n.  344£P.  erhöhtes  146.  216£P.  245f. 
354.  dreifaches  118.  126.  129.  137.  141. 
150.  165.  21 6  f  345  f.  347  n.  354.  neun- 
faches 3i6.  halbes  770n.  Bruchteile 
des  W.  346.  W.  des  Königs  80  n.  354  n. 
der  Forsten  29.  der  Geistlichen  143  n. 
146.  345.  des  Thftters  341  n.  347  n. 
350.  W.-Schuld  46  n.  Ablehnung  des 
W.  343.  Teilnahme  der  Lippe  80  f. 
345.    W.  und  Hufe  206. 

weijan  85.  274  n. 

Weriner  vgl.  Warnen. 

werpitio  61.  277.  280n.  294 n.  295 n. 

Werttarif,  gesetEÜdier  188. 

Wesel  684. 

Wessez  94  f.  228  n.  252. 

Westfalen  93.  247.  258n.  312.  318n.  319. 
577.  587  n.  Herzogtum  394.  555  n. 
Königreich  795.  874.  878.  west&lisches 
Recht  228n.  312.  661.  684.  736.  741. 
westfälischer  Friede  778.  811.  81 8  ff. 
821.  823f.  830.  834.  837f.  845.  848. 
855.  867.  905.     westf.  Kreis  826  n. 

Westfriesen  228.  249. 

Wes^ermanen  2.  11.  21.  27.  48.  60  f. 

Westgötalagen  228  n. 

Westgoten,  westg.  Recht  38n.  44n.  91. 
97f.  99.  101.  106.  118.  173n.  181n. 
187.  202.  220n.  227.  230.  236 n.  237  ff. 
242n.  267.  269.  270n.  271  n.  310.  313. 
314  n.  830.  366  n. 

Westmannalagen  228  n. 

Wette  (wadia,  wetteschatz)  273  f  289  ff. 
292f.  729n.  756.  763.  771.  W.  geben 
und  nehmen  730.  W.-Bürge  377.  W.- 
Vertrag 63 n.  293  f.  297  n.  300 ff.  363. 
371n.  381.  729n.  733.  759n. 

Wetzlar  687  n.  830.  911. 

wie,  wich,  wik  17.  74.  621  n. 

wichgraf  680  n. 

widem  147.  299. 

widerdonum,  widergift,  widerlön  284  n. 

widereid  362.  364  n. 

widergeld  80 n.  341  n. 


Widerlegung  744. 

Widersacher  84. 

Widersagung  421. 

widrigild  340  n. 

Wiederanfall  749  n. 

Wiederkauf,  Verkauf  auf  713.  725.  728. 

Wiederkehr  284.  744.  750 n. 

Wiek-Öselsches  Lehnrecht  669. 

Wien,  Stadtrecht  690  f.  707  n.  Konkordat 
657.  Kongreß  878.  Konferenzen  884  n. 
885  n.  Schlußakte  880.  884  n.  886. 
Friede  893. 

Wiener-Neustadt,  Stadtrecht  691.  707n. 

wiffa,  wiffatio  108  n.  373.  382 n, 

Wihtraed  253. 

wijssheit  558  n. 

Wikingerzüge  106. 

Wildbann  114.  196.  210.  427.  429.  505. 
536  f.  595. 

Wildfang  538n.  595n. 

Wildfiuigsrecht  808.  844  n. 

Wilhelm  I.,  Prinzregent  893.  König  von 
Preußen,  Bundespräsident  des  Nordd. 
Bundes   896.     deutscher   £jLiser   898. 

Wilhelm  der  Eroberer  253.  Articuli  Wil- 
helmi  253  n.     W.  von  Occam.  707. 

Wilihelmus  244  n. 

Willebriefe  512  f  704. 

Willkür  678. 

Wimpfen,  Oberhof  687  n. 

wirdira  347.  353  n.  356. 

Wirt  711n.  766. 

Wisby  644  f.  682. 

Wismar  778.  868.  878. 

wissend  machen  579. 

witan  44  n. 

witan,  wite  74.  81  n. 

witenagemdt  149. 

Wittenberg,  Hofgericht  861. 

wittiskalk  126. 

Wittum  70.  285 n.  298f  302 ff.  307.  310ff. 
314—318.  32ln.  409.  455 n..  733.  739. 
743.  Verbriefung  314.  316  f.  Ver- 
schmelzung mit  der  Morgengabe  311. 
817.    W.  des  Mannes.  744. 

Witwe  70.  116 n.  222n.  232.  271  n.  298n. 
299  f.  302.  312  f.  319.  328.  326.  328. 
463.  583.  786.  738.  751. 

wtzi,  wizen  14. 

wizzöd  15  n. 

Wlemar  250  f. 

wohlgeborene  Leute  451  n. 

Wolf  76. 

Worms  93.  99.  642.  Judenprivileg  468. 
Konkordat  403.  499  ff.  521.  666.  Ma- 
trikel 835  f.  838.  Reformation  906.  911. 
Reichstag  782.  826.  828.  830.  838  n.  907. 

wodbora  385. 

writan  14  n. 

Wrogen,  hohe  756.     Vgl.  Rüge. 

Wucher  467.  469.  583.  729n.  752.  812.  839. 
-Gesetze  713.  725.   -Privileg  595  n.  812. 
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Wort-  und  Sachregister. 


wunne  und  weide  425  n. 

Wurm,  Nikolaus  654.  663.  670.  679. 

Wurster  Liandrecht  909. 

Wurt,  Wurtzins  205  n.  424.  632  f.  727. 

Würtemberg  802.  854n.  879 f.  887.  898. 
899n.  900.  916.  Herzogtum 497.  König- 
reich 874.  Landrecht  792.  909  f.  Kur- 
fürstentum 819. 

Würzburgf  Herzogtum,  Landgericht  393. 
555.  574.  587 n.  600  n.  605n.  Land- 
recht 859.  Landfrieden  660.  Würz- 
burger Entwurf  einer  Bundesreform 
893. 

Wüstung  78.  858.    vgl.  Odung. 

yrfe  273 n. 

Zadruga  19  n. 

Zahlungsaufforderung  290  f. 

Zfthringen,  Herzog  von  395  n. 

zascdn  74  n. 

Zasius  910  f. 

Zauberei  74.  76  n.  357.  760. 

Zehnt  147  n.  164.  193  f.  195  n.  480.  522  n. 

433.  540.  583.  803.     -Freiheit  522  n. 
Zehntschaft  38  n.  157. 
Zeidlerrechte  697- 
Zeitrechnung,  german.  13.  55. 
Zeige  204. 

Zender,  Zenderei  603. 
Zensur,  Bücher-  885. 
Zent  122.  558.  599 f.  608.  839.   Z.-6ericht 

506.  599  ff.  844  n.     Z.-Graf  599  f.   603. 

Vgl.  Hundertschaft 
Zentralgewalt,  provisorische  890  ff. 
Zentralverwaltung  138  ff.  198  f.  545.  597  f. 

863  f.  876.  887. 
Zerstörung  des  Hauses  77.  358.  757. 
Zerstückelung,  als  Strafe  840. 
Zerter  699.  732. 
Zetergeschrei  37  n. 
Zeugen  82.  85  ff.  277.   290.  860  f.   365  f. 

385.  463.  466.  758.  766n.  767  n.  768 f. 

774.     Oeschäfte-Z.    277.    280  f.    365  f. 

371  n.  381  n.  733.  754.    Inquis.-Z.  137. 

(176).    385.    582  n.    563  n.    771.    775. 

Rüge-Z.  385.     Z.  über  ThatsacheH  86. 

365  f.     Urkunds-Z.  86.  365.  381.  754. 

bei  Urkunden  262  f.    362.    698  f.    701. 

Zufall-Z.  86.  364 n.  366  n.   Erfahrungs- 

Z.  86.    Verwandtenzeugnis  225.  463  n. 

Nachbar-,    Gremeindezeugnis  86.   361. 

365.    719  n.    rogatio  86  n.  263.   277  n. 

365  f.     per   aures   tracti    86  n.    263  n. 

277  n.     Ladung    86.    170.    360.    866. 

Pflicht   86  n.    365  f.     Eid    366.     Ver- 

nehmung    366  n.    385.      Legitimation 

360  f.  366.    Schelte  88  n.  362.  366.  868. 

370.    385.    (772).     Vgl.    Dingzeugnis, 

Eideshelfer, 
zeventuig,  zeven  buren  563  n. 


zieh  41  n. 

ziht  85. 

Zins  424.  Grund-Z.  50  f.  164.  193  n.  198. 
286  f.  798.  810.  ausgebliebener  287. 
297  n.  432.  767.  Eintreibung  765  f. 
Pf&ndung  um  Z.  714.  Freiheit  433  f. 
Z.- Verbot  725.  Z.- Versprechen  751. 
Z.-Fuß  545.  Z.-Tag  633.  Berg-  u. 
Salz-Z.  196.  Schutz-Z.  195.  erster  Z. 
727.  Verzugs-Z.  297n.  zinsbares  Dar- 
lehn 467.  Z.  f.  Pfand  725.  Vgl  An- 
erkennungszins, Hausleihü,  Leibe,  Ge- 
were,  Wurtzins. 

Zinseigen  438.  624.  632f.  716.  721.  724. 
727.   798. 

Ziosleute  452  ff.  457  n.  Vgl.  ceosuales, 
Wachszinsige. 

Zirkumskriptionsbullen  886. 

zise  613. 

Ziu  11.  23.  38.  4 In.  42. 45 n.  Ziuwarenll. 

Zoll,  Zollregal,  Zollprivileg  191.  512.  523. 
528  f.  536.  573.  588.  591.  625.  814.  819. 
851.  888.  Befreiungen  191.  201.  528f. 
598.    MarktZ.  191. 

Zöllner,  Zollschreiber  530n.  609.  631. 

Zollverein  888.  898.  Zollkonferenz  889. 
Zollbundesrat,  Zollparlament  898.  Zoll- 
anschlüsse 888.  898  n.   Zollgesetze  889. 

898  u. 
Zuckersteuer  889. 
Zugeid,  Zugift  743. 

Zunft  (229).    622.   687.   639  ff.   852.  S68. 

-Zwang  640.  876.    Z.-Meiflter  638.  641. 

Vgl.  (bewerbe,  Gilde,  gezunft. 
Zurechnung  82f.  848f.  732.  771.  906. 
Zürich,  privatr.  GB.  915. 
Zusammenlegung  der  Felder  801.  803. 
Zuständigkeit  der  Gerichte  24.   45.  167. 

172n.  173.  177f.  181f.  184 f.  879.  458. 

462.  546  f.  554  f.  558  f.  568.  574.  578  ff. 

581  ff.  699.  601.  604ff.  627.  769.  83lff. 

899  ff.  der  Beichsgesetzgebung  255  ff. 
655.  825.  917.  des  Deutsch.  Bundes 
883.    der  Landtage  614.  854  f. 

Zwangsenteignung  535.  540.  591  n.  799. 
Zwangsvergleich  773. 
Zwangsvollstreckung  714.  726.  767.   Vgl. 

Urteüsvollstreckunff. 
Zweig  als  Kechtssymbol  62.  408.  593  n. 
Zweikampf  87  f.  177.  255  n.   318  n.  361. 

365  f.   367.   870.  375  n.   379.  447.  462. 

466.  548.  551  n.  759n.  769.  772f.  770n. 
Zwing  und  Bann  43.  601.  608. 
Zwölfer  563. 
^egn  215  n. 
7eov  46.  219. 
nnglausn  44. 
>iubs  74n, 
nuda,  }>iod  11. 
>ius  46. 
^rsBll  46. 
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Erläuterungen  zu  Tafel  V. 

Karte  der  Geriohtsorganisation  des  Deutschen  Reiches  ^ 
(nach  B.  Stammler). 

Das  Reichsgericht  in  Leipzig. 
Oberstes  Laiidesgericht  för  Bayern  in  München. 
XXVIII  Oberlandesgerichte. 
173  Landgerichte. 
(Die  eingeklammerten  Zahlen  bedeuten  die  Amtegerichte.) 


L  Berlin.  | 

(Das  Oberlandesgericht  fOhrt  die    31 
..u. .......     gg 

33 
34 
35, 


10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 


„Eammergericht'*.) 

Berlin  I  (1). 
Berlin  II  (16). 
Kottbus  (12). 
Frankfurt  a.  0.  (11). 
Guben  (10). 
Landsberg  a.  W.  (15). 
Neu-Ruppin  (15). 
Potsdam  (11). 
Prenzlau  (12). 


36. 
37. 
38. 
39. 
40. 
41. 
42 


II.  Breslau. 

Beuthen  i.  O.Schl.  (5).  i  43 

Breslau  (5). 

Brieg  (6). 

Glatz  (11). 

Gleiwitz  (6). 

Glogau  (15). 

Görlitz  (10). 

Hirschberg  i.  Schi.  (12). 

Liegnitz  (8). 

Neisse  (8). 

Öls  (10). 

Oppeln  (14). 

Ratibor  (10). 

Schweidnitz  (10). 


IIL  Posen. 

24.  Bromberg  (8). 

25  Gnesen  (6). 

26.  Lissa  (8). 

27.  Meseritz  (9). 

28.  Ostrowo  (8). 

29.  Posen  (9). 

30.  Schneidemühl  (13). 


44. 

45. 
46. 
47. 
48. 


49. 
50. 
51. 
52. 
53. 
54. 
55. 
56. 
57. 


IT.  Marienwerder. 

Danzig  (9). 
ElBing  (8). 
Graudenz  (5). 
Konitz  (9). 
Thom  (9). 

Y.  ESnigsberg. 

Allenstein  (10). 
ßartenstein  (17). 
Braunsberg  (10). 
Insterburg  (6). 
Königsberg  i.  Pr.  (8). 
Lyck  (10). 
Memel  (4). 
Tilsit  (6). 

Tl.  Stettin. 

Köslin  (12). 
Greifswald  (11). 
Stargard  (14). 
Stettin  (15). 
Stolp  (7). 

YIL  Naumbnrg. 

Dessau  (11). 
Erfurt  (12). 
Halberstadt  (8). 
Halle  a.  S.  (18). 
Magdeburg  (18). 
Naumburg  (15). 
Nordhausen  (14). 
Stendal  (15). 
Torgau  (16). 

VHL  Celle. 

Aurich  (9). 
Detmold  (9). 


60.  Göttingen  (12). 

61.  Hannover  (16). 

62.  Hildesheim  (11). 

63.  Lüneburg  (12). 

64.  Osnabrück  (16). 

65.  Stade  (11). 

66.  Verden  (21). 

IX.  Kiel. 

67.  Altona  (26). 

68.  Flensburg  (20). 

69.  Kiel  (22). 

X.  Cassel. 

70.  Cassel  (34). 

71.  Hanau  (22). 

72.  Marburg  (20). 

XL  Frankfurt  a.  M. 

73.  Frankfurt  a.  M.  (2). 

74.  Hechingen  (5). 

75.  Limburg  a.  L.  (14). 

76.  Neuwied  (14). 

77.  Wiesbaden  (16). 

XII.  Hamm. 

78.  Arnsberg  (19). 

79.  Bielefeld  (14). 
79  a.  Bochum  (5). 

80.  Dortmund  (8). 

81.  Duisburg  (8). 

82.  Essen  (9). 

83.  Hagen  (11). 

84.  Münster  (18). 

85.  Paderborn  (17). 

XIIL  E;$ln. 

86.  Aachen  (16). 

87.  Bonn  (9). 


*  Ergänzt  und  berichtigt  nach  der  Deutschen  Justizstatistik,  Jahrg.  X,  1901. 
Die  Zahlen  79  a.  und  131a.  wurden  gewählt,  um  die  Erläuterungen  mit  Tafel  V 
im  Einklang  zu  erhalten. 
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Erläuterungen  zu  Tafel  Y. 


88.  Cleve  (9). 

89.  Düsseldorf  (12). 

90.  Elberfeld  (11) 

91.  Koblenz  (20). 

92.  Köln  (9). 

93.  Saarbrücken  (14). 

94.  Trier  (16). 

XIY.  Mttiicheii. 

95.  Degffendorf  (7). 

96.  Landshut  (8). 

97.  München  I  (2). 

98.  München  II  (14). 

99.  Passau  (9). 

100.  Straubing  (7). 

101.  Traunstein  (13j. 

XY.  Augsbrnrir« 

102.  Augsburg  (8). 

103.  Eichatfttt  (9). 

104.  Kempten  (10). 

105.  Memmingen  (11). 

106.  Neuburg  a.  D.  (11). 

XYL  Mrnberg. 

107.  Amberg  (11). 

108.  Ansbach  (11). 

109.  Fürth  (8). 

110.  Nürnberg  (8). 

111.  Regensburg  (12). 

112.  Weiden  (11). 

XYII.  Bamberg. 

113.  Aschaffenburg  (10). 

114.  Bamberg  (15). 

115.  Bayreuth  (10). 

116.  Hof  (8). 

117.  Schweinfurt  (15). 

118.  Würzburg  (11). 


XYIIL  Zwelbrilekeii. 

119.  Frankenthal  (6). 

120.  Kaiserslautem  (9). 

121.  Landau  (6). 

122.  Zweibrücken  (9). 

XIX.  Stuttgftrt 

123.  Ellwangen  (7). 

124.  Hall  (7). 

125.  Heilbronn  (9). 

126.  Ravensburg  (8). 

127.  Rottweil  (b). 

128.  Stuttgart  (8). 

129.  Tübingen  (9). 

130.  Ulm  (8). 

XX.  EarlBrnhe. 

181.  Freiburg  i.  B.  (10). 
181  a.  Heidelberg  (4). 

132.  Karlsruhe  (10). 

133.  Konstanz  (9). 

134.  Mannheim  (3). 

135.  Mosbach  (9). 

136.  Offenburg  (9). 

137.  Waldshut  (6). 

XXI.  Colmar. 

138.  Colmar  (15). 

139.  Metz  (18). 

140.  Mülhausen  (II). 

141.  Saai^^emünd  (11). 

142.  Straßburg  (15). 

143.  Zabem  (12). 

XXn.  Darmstadt 

144.  Damutadt  (18). 

145.  Gießen  (20). 

146.  Mainz  (11). 


I         XXm.  Dresden. 
147.  Bautzen  (18). 
'  148.  Chemnitz  (17). 
i  149.  Dresden  (14). 

150.  Freibetg  (15). 

151.  Leipzig  (15). 

152.  Plauen  (12). 
158.  Zwickau  (16). 

XXIY.  Jena. 

1 154.  Altenburg  (6). 
I  155.  Eisenach  (8). 
156.  Gera  (8). 
'  157.  Gtotha  (8). 
I  158.  Greiz  (3). 
,  159.  Meiningen  (21). 
I  160.  Rudolstadt  (13). 
j  161.  Weimar  (8), 

I     XXY.  Brmnnsehweig. 

162.  Braunschweig  (24). 

XXYL  Oldenburg. 

168.  Bückeburg  (2). 

164.  Oldenburg  (14). 

XXYn.  Bestoek. 

165.  Güstrow  (19). 

166.  Neustrelitz  (10). 

167.  Rostock  (9). 

168.  Schwerin  (15). 

XXTIIL  Hambarg* 

169.  Bremen  (2). 

170.  Hamburg  (3). 

171.  Lübeck  (4). 
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